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Zum künftigen Gefek ‚über die Verwaltung der 
Einnahmen und Ausgaben des Deutſchen Reichs‘, 
(Gejeh betr. den Reichshaushalt oder Reichswirtſchaftsgeſetz.) 


Bon W. Thrän, Geh. Oberregierungsrat und vortragendem Rat bei 
dem Rechnungshofe des Deutſchen Reichs in Potsdam. 


1. Die früheren Entwürfe eines Gejehes über die Verwaltung der Ein: 
nahmen und Ausgaben des Reichs und die bisherige Entwidlung des 
Reichsetatsrechts. 


1. Wir haben bei Beſprechung der Kontrolle des Reichshaushalts — 
Annalen 1902 ©. 481ff. — geſehen, daß eine Verſtändigung über den am 
8. April 1872 dem Reichstag vorgelegten Gejeßentwurf, betr. die Einrichtung 
und die Bejugnifje des Rechnungshofs, namentlich deshalb nicht zuftande kam, 
weil ein die Grundlage für die Tätigkeit des Rechnungshofs bildendes Gejet 
über die Berwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reiche, d. h. eine 
einheitliche Zuſammenfaſſung des Reichsetatsrechts nicht vorhanden war. 

Weſentlich aud in der Abficht, die Ausgleihung der Hinfichtlich jenes 
Entwurfs bejtehenden Meinungsverichiedenheiten herbeizuführen, legte nun die 
Reihäregierung am 18. Mai 1873 (IV. Seifion 1873) dem Reichstag unter 
dem Vorbehalt der Wiedervorlage des Entwurfs eines Geſetzes über den Rech— 
nungshof zunächſt den Entwurf eines Gejeßes vor, das „die Verwaltung der 
Einnahmen und Ausgaben des Reichs regeln jollte“. Wenn eine Einigung 
über diefen Entwurf erzielt jei, jo hoffte die Reichsregierung, werde auch die 
offene Trage über die Einrichtung und die Befugniſſe des Rechnungshofs zum 
Abſchluß gelangen. 

Der Reichstag überwies am 11. Juni 1873 die Vorlage an eine Kommilfion ; 
weitere Verhandlungen über den Entwurf fanden nicht ſtatt. 

Am 5. Tebruar 1874 (I. Seſſion 1874) ging ſodann dem Reichstag gleichzeitig 
mit einem neuen Entwurf des Geſetzes über den Rechnungshof ein im weſentlichen 
mit der erſten Vorlage vom 18. Mai 1873 gleichlautender Entwurf eines 
Geſetzes über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs zu; 
er ſtellte ſich, wie die Begründung jagt, die Aufgabe, den legislativen Anhalt 
der Inftruftion für die Preußiſche Oberrehnungsfammer vom 
18. Dezember 1824 mit den durch die Verhältniffe der Reichsfinanz— 
verwaltung bedingten Modififationen zum Reichsgeſetz zu erheben und auf diefem 
Wege die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs auf der Grund: 
lage von Beitimmungen zu regeln, die ſich durch die bisherige Erfahrung 
bevährt und durch langjährige Anwendung zu einem fonjequenten Syitem durch— 
gebildet haben. 
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2 Thrän. Zum künftigen Geſetz „über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 


Hienach erjcheint e3 nötig, zunächſt auf jene Inſtruktion für die Preußiiche 
Oberrechnungskammer näher einzugehen. 

Dieje eigenartige Geihäftsanweilung, welche von Anfang an Geſetzeskraft 
nicht hatte, — fie wurde in der Geſetzesſammlung nicht veröffentlicht — gab 
einerjeit3 der dur; König Friedrich Wilhelm I. bald nad jeinem Regierungs- 
antritt, im Jahr 1714, als Generalrechenfammer gebildeten Oberrechnungs: 
fammer eine den veränderten Berhältnijien angemefjene Einrichtung und ſchuf 
zugleich andererjeit3 durch eine Zufammenfaffung von Grundjäßen des preußiſchen 
Yıinanz und Etatörechts, wie fie ſich praktiſch namentlich jeit der Regierung 
Friedrich Wilhelm I. entwidelt hatten, eine pofitive Grundlage für die Wirk: 
ſamkeit diejer Behörde. 

Der Grundgedanke der Inſtruktion, melde klar und deutlich nicht allein 
den Zwed, den Wirkungsfreis, die Stellung, die innere Einrichtung, jowie die 
Obliegenheiten und Bejugniffe der Oberrechnungsfammer regelte, jondern aud) 
allgemeine Verwaltungsgrundjäge aufitellte, auf deren Befolgung die Ober— 
rechnungskammer zu halten hatte — daher lautet ihr Schlußjag: „Sämtliche 
Staatsbehörden und Beamte haben, ein jeder, jomeit e8 ihn betrifft, fid) nad) 
gegenwärtiger Inſtruktion zu richten” — zielte auf Verminderung der Koſten 
des Staatshaushalts, auf Vereinfahung der geſamten ftaatlihen Adminiftration 
und auf größere Selbftändigfeit der Verwaltungsbehörden, eine Abjicht, die in 
der Folgezeit nicht immer voll gewürdigt worden ift. 

Die in der Inſtruktion mehrfach berührte, durch die Königliche Verordnung 
vom 3. November 1817 „zur Erhaltung einer beitändigen Weberficht über die 
Lage des Staatöhaushalt“ und zur Sorge „für die Gleichitellung der Ausgaben 
mit den Einnahmen, jowie für die Unterordnung der einzelnen Verwaltungs 
zwede unter die Zwecke und Mittel der Staatöverwaltung im allgemeinen” 
geihaffene „Generalfontrolle der Finanzen für das gejamte Etats, Kaſſen— 
und Rechnungsweſen und für die Staatsbuchhaltung“ wurde durd; die Kabinets— 
ordte vom 29. Mat 1826 wieder aufgehoben. Der yinanzminifter, der unter 
der SHerrichaft jener, unter dem Staatskanzler ftehenden Zentralbehörde die 
Stellung eines Gehilfen des Staatöfanzlerd eingenommen hatte, erhielt nun 
wieder die erforderliche Selbjtändigfeit ; wie früher hatten jetzt wieder Die Reflort- 
eis ihre Etats jelbitändig, mit eigener DVerantwortlichkeit, unter der Mit— 
prüfung und der (zur Gültigkeit für die Verwaltung und Rechnungslegung 
notwendigen) Mitzeihnung des Finanzminister aufzuftellen; die Feſtſtellung 
des Gelamtetat3 erfolgte durd) das Staatsminifterium. 

Das SHaffenregulativ vom 17. März 18283 vervollftändigte jodann unter 
Bejeitigung der jelbitändigen Hauptkaſſen durch Bentralifierung der Staats— 
einnahmen die Einheit des Staatshaushalts,. 

Dis zum Erlaß des Gejeßes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 
1898 enthielt jene Initruftion von 1824, in Verbindung mit den 88 19 und 
18 des Oberrechnungskammergeſetzes vom 27. März 1872, in der Hauptſache 
das materielle Etatsrecht für Preußen. 

Den Vorſchriften des vorgen. Staatshaushaltsgeſetzes ſind vielfach die 
Beſtimmungen der Inſtruktion von 1824 unverändert oder mit den durch die 
veränderten Verhältniffe bedingten Modifikationen zu Grund gelegt worden ; 
die nicht in jenes Gejeg aufgenommenen Beitimmungen der Inſtruktion gelten. 


joweit fie dem gen. Gejeß nicht zumiderlaufen, zum Zeil jet noch (vgl. $ 56 
des gen. Gei.). 
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Dagegen erſchien es nicht angängig, wie der Neichdtag zu dem erſten 
Entwurf des Rechnungshoigeieges im Jahr 1872 beſchloſſen hatte, der Inſtruktion 
„inioweit ihre Beitimmungen der Berfaffung und den beitehenden Reichögejegen, 
insbejondere dem zu erlaffenden Rechnungshofgeſetz, nicht widerjprechen“ Geſetzes— 
kraft für das Reich beizulegen. Denn mit ver erwähnten Klauſel, welche nament: 
ih die Anwendung der gegen das Eonftitutionelle Budgetrecht verftoßenden 
Normen der abjolutiftiihen Inſtruktion ausichließen jollte, waren die der gen. 
Maßnahme entgegenftehenden Schwierigfeiten keineswegs völlig befeitigt; fie 
lagen weſentlich darin, daß in diejer, jet mehrfady auch in der Form veralteten 
Inftruftion, welche unter, dem neuen Staatsweien des Reichs fremden, Verhält— 
niffen und Geſichtspunkten ihren Uriprung genommen hatte und jomit auf die 
Reihsverwaltung in manderlei Beziehung nicht im vollem Umfang oder über: 
haupt nicht anwendbar war — ganz abgelehen davon, daß fie aud) rein regle= 
mentäre Vorichriften im ſich ſchloß —, der etats- und der verwaltungsrechtliche 
Inhalt ſich vielfah im untrennbarer Weile gegenleitig durchſetzte. Durch jene 
Umwandlung der Inſtruktion in ein Reichsgeſetz hätte ſich jomit der rechtliche 
Charakter zahlreiher Beitimmungen derjelben derart verändert, daß Angelegen: 
heiten, deren Regelung aud nach dem neuen Recht der Erekutive zufam, in das 
Gebiet der Legislative übertragen worden wären. 

Im einzelnen enthielt der in Rede ftehende Entwurf des Reichsgeſetzes, 
welcher aljo, wie bereitö erwähnt, den legislativen Inhalt der Inſtruktion heraus— 
beben und mit den durd) die Natur der Reichsfinanzverwaltung bedingten Modi— 
fifationen als Grundlage für das Etatsrecht des Reichs feititellen jollte, in den 
ss 1—4 Grundjäße für die Verwaltung der Einnahmen und in den 88 5—15 
jolhe für die Verwaltung der Ausgaben; die 88 16—29 handelten von dem 
Abſchluß der Jahresredhnungen und den hiebei ſich ergebenden Einnahme: und 
Ausgaberüditänden, von der Kaſſenkontrole und der Rechnungslegung, ſowie 
der Rechnungsabnahme; $ 30 bezog fid) auf Eljah-Lothringen, wo am 1. Januar 
1874 die Reichöverfaffung in Kraft getreten war. Die vorgenannten Modi: 
fifationen gründeten ſich hauptiächlicd; auf die zwiſchen der Reichsregierung und 
dem Reichätag in den fetten Jahren getroffenen Bereinbarungen; fie betrafen 
namentlich die jährliche Bilanzierung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
durch Matrikularbeiträge, die tunlichſt raſche Vorlage einer Ueberſicht der Ein- 
nahmen und Ausgaben eines jeden Jahrs, die Etatsüberichreitungen und die 
rechtliche Behandlung der Gehaltsfonds. — Beſonders zu erwähnen iſt hier die 
Reiorm der jog. Reftverwaltung, die der Entwurf mit Rückſicht auf die 
Klarheit und Weberfichtlichkeit de Rechnungsweſens in Vorſchlag bradıte. 

Im Reichshaushalt hatte man in diejer Hinficht bisher, ebenjo, wie im 
Preußiſchen Staatsehaushalt, die Beitimmungen der Oberrechnungskammer-In— 
Aruftion von 1824 und des Preußiſchen Kaſſenregulativs von 1828 angewendet. 
Danach follten diejenigen Fonds, bei denen Reſte nicht zu vermeiden find, bis 
zum Abichluß des folgenden Jahrs zur Berichtigung der Rüditände offen bleiben. 
Bas im bejonderen die Ausgabefonds betrifft, jo wurden die bei ihrem Ab- 
chluß am Ende des zweiten Jahrs ſich ergebenden Weinderausgaben bei den 
jährlich abichließenden Fonds als erjpart beredynet, bei den „übertragungsfähigen“ 
Fonds dagegen in die Verwaltung des folgenden Jahrs übernommen. „Jene 
Srundiäge galten jedod nicht gleihmäßig für das gejamte Gebiet des Reichs: 
bouähalts ; beifpielsweile hatte die Poſt- und Zelegrapbenverwaltung feine bes 

iondere Reſtverwaltung, während eine ſolche bei der Militär: und Marinever— 
1* 
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waltung neben der laufenden Verwaltung für die Rüditände des vorigen Jahres 
je bis zum Finalabſchluß beitand. Es zerfiel hienach für letere Verwaltungs: 
gebiete die Rechnung über ein Etatsjahr in zwei gejonderte Rechnungen, von 
denen vielfady die eine ohne die andere nicht verjtändlidy war. 

Der Entwurf fürzte nun bei den Einnahmen für die Matrifularbeiträge 
und die unter Artifel 39 der Reichsverfaſſung fallenden Zölle und Steuern die 
Neftperiode, indem er die nachträgliche Einziehung von NRüdjtänden innerhalb 
der auf den Finalabſchluß der Reichshauptkaſſe folgenden 6 Monate zuließ, 
und jchloß, entiprechend der bisher jchon eingeführten Praxis, für alle übrigen 
Einnahmezweige die Reftverwaltung dadurch aus, daß er die Uebernahme der 
Neftbeträge auf die Rechnung des folgenden Jahres anordnete. Bei den Aus» 
gaben bejeitigte er die Reftverwaltung ebenfalls für die übertragbaren Fonds 
und beichränfte fie, abgejehen von der Militärverwaltung, für welche die ein- 
jährige Reftperiode des S 24 der Initruftion von 1824 aufrecht erhalten werden 
jollte — auch für die Marineverwaltung waren bier Sonderbeftimmungen vor- 
gejehen —, bei den jährlidy abjchließenden Fonds ebenjo, wie bei den vorerwähnten 
Einnahmen, auf 6 Monate. So ließ fi, wie die Begründung jagt, „durch 
Verbindung der Rechnung über die KRejtperiode mit der über das Etatsjahr, zu 
welchem die Neitperiode gehört, das Ziel erreichen, über die Einnahmen und 
Ausgaben, die aus einem und demjelben Etatsjahr herrühren, in einer Rechnung 
der verfaſſungsmäßige Nadjweis führen, wodurd) die verfaſſungsmäßige Rechnungs— 
legung an Durchſichtigkeit und Weberfichtlichkeit gewinnen und die Möglichkeit 
geboten wird, die Rechnung eines Etatsjahres in ihrer Bilanzierung genau dem 
Etat anzupajjen.“ 

Um gegenüber den Rüdjtänden bei den jährlich abſchließenden Fonds ber 
Militärverwaltung dieſe Bilanzierung jeder Jahresrehnung durchzuführen und 
jomit den Mehrbedarf oder den nad der Beitimmung im Art. 70 der Reichs— 
verfaffung im folgenden Etat unter den Einnahmen vorzutragenden Ueberſchuß 
nachzuweiſen, jollten die für jene Rüdjtände rejervierten Beträge vorbehaltlich 
des Nachweijes ihrer Verausgabung in der folgenden Jahresrechnung den Iſtaus— 
gaben zugerechnet und die bei der Reftverwaltung gegenüber diefem Reſtenſoll 
ſich ergebenden Eriparnifje den Einnahmen des folgenden Etatsjahres zu— 
geführt werden. 

Anlangend die rechtliche Bedeutung der verichiedenen Beitimmungen des 
Entwurfs, jo enthielten diejelben teils abjolutes Recht, teils jubjidäres, alſo 
Normen, die nur in Kraft treten jollten, fofern der Etat nichts anderes beftimmt, 
teild gaben fie lediglich eine Definition der im Etat gebräuchlichen Ausdrücke. 

In der erften Seilton 1874 fam der Entwurf nicht zur Verhandlung ; 
in der zweiten Seifion 1874 — am 29. Oftober 1874 — ging dem Reichstag 
derjelbe Entwurf, wiederum zugleih mit dem mehrfady genannten Entwurf eines 
Rechnungshofgeleges, zu; er wurde dort einer Kommilfion überwiejen, welche am 
11. Dezember 1874 Bericht darüber eritattete. 

Diefer Bericht, auf den wir fpäter noch im einzelnen zurüdftommen, 
brachte in zahlreichen mweientlihen Punkten Aenderungen oder Ergänzungen des 
Entwurfs in Vorſchlag, die eine völlige Umgeitaltung desjelben bedingten. 

Der Kommiſſion erſchienen mehrfach Berwaltungsgrundiäge, die die Reichs— 
regierung ala erprobt und unentbehrlich anjah, als Mißſtände, für die es feine 
andere Rechtfertigung gebe, als den bisherigen Beligitand; fie war aber im 
übrigen einftimmig der Anficht, daß es nicht Aufgabe der Reichsvertretung jei, 
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„die freie Bewegung, deren feine große Verwaltung entbehren kann, in unzu— 
träglicer Weile zu beichränfen, oder mit den Kautelen eines unberechtigten 
Miktrauend zu umgeben“. Im bejonderen wollte fie durch ihre Vorſchläge „das 
Geſetz tunlichſt des Charakters jubfidiären Rechts, den der Entwurf mit fich 
führe, entkleiden“, und hoffte, daß „das Zuftandefommen des Geſetzes in der 
von ihr vorgeihlagenen Faſſung die Aufftellung und Beratung des fünftigen 
Reihshaushaltsetats wejentlich erleichtern und von den Verhandlungen Die 
merwarteten Zwiſchenfälle entfernen merde, welche an die Fragen des Etatö- 
rechts Fich nicht jelten zu knüpfen pflegen“. 

Namentlic bezüglich der Reit verwaltung ging die Kommilfion davon aus, 
daß Artikel 69 der Reichsverfaflung erft dann zur vollen Durchführung gelange, 
mern die die Klarheit und Durdjfichtigkeit des Rechnungsweſens beeinträchtigende 
Reftverwaltung völlig bejeitigt jei; ed müſſe daher eine allmähliche Aufhebung 
derielben angeitrebt werden. Won diejem Gefichtspunfte aus verwarf fie die in 
genannter Hinficht im Entwurf für die Militär: und Mtarineverwaltung vor: 
geiehenen Ausnahmen von dem Grundlage der jechsmonatlichen Reftperiode. 
* Im Reichstag gelangten die Vorſchläge der Kommiſſion nicht zur Ber: 
handlung. 

Am 9. Dezember 1875 (III. Seſſion 1875/6) legte der Reichskanzler dem 
Keichstag, wiederum gleichzeitig mit dem Entwurf eines Rechnungshofgeſetzes, 
einen neuen, formal und materiell von dem vorhergehenden weſentlich ab: 
weihenden Entwurf eines Gejeßes betr. die Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Reichs vor. Der Stoff war jet in der Weile gruppiert, daß 
die 5 1-3 Etatägrundjäge, 4—8 die rechnungsmäßige Behandlung der Ein: 
nahmen und Ausgaben, 9 und 10 Gtatsüberjchreitungen und die Haushalts: 
überſicht. I1 24 die Verfügung über Vermögensrechte des Reiche, und die 
fmanziellen Verpflichtungen des Reichs namentlich) hinſichtlich der Dienfteinfünfte 
der im Reichsdienft jtehenden Perjonen, 25 - 36 den Bücherabichluß, das Reiten: 
deſen, die Kaſſenkontrolle, die Redynungslegung und die Rechnungsabnahme, 
37 die Mitteilung der durch den Kaiſer, den Reichskanzler oder eine oberite 
Vemaltungsbehörde zu erlaffenden legislatoriſchen Vorſchriften finanziellen Inhalts 
an Bundesrat und Reichstag und 38 den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge: 
ſetzes betrafen. 

Bei den in diefer Weije gegliederten Beitimmungen hatten die vorerwähnten 
Kmmiitionsbeichlüffe größtenteils Berüdjichtigung gefunden. Dagegen blieben 
in der Hauptſache folgende Streitpunfte beitehen. Die KHommilfion hatte die 
Ausdehnung der Beitimmung des $ 10 des Reichseigentumsgeſetzes von 1873 
über die nachträgliche Genehmigung von Meberjchreitungen der Einnahmen aus 
den Beräußerungen von NReichseigentum auf alle Mehreinnahmen gegen den 
Etat und andererſeits wejentliche Einichräntungen hinſichtlich des Kaijerlichen 
Rechts zur Niederichlagung von Defekten, ferner bezüglich der Verwendung der 
Eripamiffe an Bejoldungsfonds zu Nemunerationen, jowie der Uebertragbarfeit 
von Etatsfonds verlangt. Von der Reichregierung war diejen Forderungen 
ucht entiprochen worden. 

Ueber den leßtgenannten Entwurf verhandelte der Reichstag nicht. 

Am 27. Februar 1377 I. Seifion 1877) ging dem Reichätag berjelbe 
Entwurf, gleichzeitig mit dem Entwurf des Rechnungshofgeſetzes, wieder zu. Die 
Anträge der Kommiſſion, der er vom Reichstag überwieſen wurde, hielten im 
meientlichen den Standpunft des Kommilfionsberichtes vom 11. Dezember 1874 
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feſt, fügten bezüglich der etatsrechtlihen Behandlung der Bauten und der Grund: 
ftücserwerbungen, jowie der Tauſchgeſchäfte über Grundftüde Ergänzungen hinzu 
und lehnten die Rejtverwaltung gänzlich ab. 

Zugleih mit dem Entwurf des Rechnungshofgeſetzes kam der Entwurf am 
8. März 1877 in die erite Beratung des Reichstags. Auch auf jeiten des 
Reichstags hielt man hiebei das jeitherige Verfahren, durd) Bemerkungen in den 
Etats ſelbſt jtreitige etatörechtliche Tragen zwiſchen der Regierung und dem 
Parlament zum Austrag zu bringen, namentlidy) aud) deshalb für die Dauer 
nicht haltbar, weil dadurd die Regierung öfters in die jchwierige Lage komme, 
entweder die Bemerkung anzunehmen oder den Etat im ganzen abzulehnen. 
Man münjchte allieitig, jtatt der nur je für ein Jahr geltenden, auf der ſchwan— 
fenden Grundlage der wechlelvollen parlamentariihen Tagesitimmungen und Inter— 
eſſen erwachſenden Etatsbeitimmungen feſte geleglihe Normen zu erhalten, 
während andernteils feine Zweifel darüber beftanden, daß durch ein ſolches Geſetz 
feineswegs alle Zweifel und Differenzen für die Zukunft abgeichnitten würden, 
da das Etatsrecht der Natur der Sade nad in beitändigem Fluß bleibe. 

Der Reichstag verwies am 8. März 1877 die beiden Gejegentwürfe zur 
weiteren Vorberatung an eine Kommiljion. Eine zweite Beratung der Ent= 
würfe fand nicht ftatt. 

Weitere Vorlagen über die genannte Materie gelangten bis jetzt nicht 
mehr an den Reichstag. Diefer wünſchte jeither wiederholt, letztmals zum 
Reichshaushaltsetat für 1901, im Weg der Rejolution die Vorlage eines „Reichs— 
fomptabilitätsgejeges“. 

2. Bei der auf das Scheitern der Gejegentwürfe folgenden Weiterbildung 
von Fall zu Fall nahın das Etatsrecht des Reichs, das ſchon vorher mehr— 
fa von dem Preußens abgewichen war — vgl. z. B. die den Etat berührenden 
Beitimmungen des Reichseigentums-Geſetzes von 1873, die Etatifierung der 
Mohnungsgeldzuihüfle u. j.w. —, hauptſächlich infolge der Berichiedenheit 
der beiderjeitigen ſtaatsrechtlichen und finanziellen Berhältniffe in einigen 
mwejentlihen Punkten einen anderen Gang als jenes. 

Zunächſt wurde vom Etatsjahre 1878/79 ab die Reftverwaltung 
aud; bei der Mkilitärverwaltung, — bei den übrigen Zweigen ber Reichs— 
verwaltung, namentlich der Marineverwaltung war fie ſchon vorher abgeihafft 
worden — bejeitigt, jo daß mit dem Ablauf der Reftperiode 1877/78, deren 
Abwidlung noch in der jeitherigen Weile geihah, jährlicdy überhaupt nur eine 
Rechnung zu führen war, in der alle während der Dauer deö Etatsjahres an= 
gewiejenen Einnahmen und Ausgaben, einjchlieglich der unvermeidlich gewejenert 
Reſte aus dem Vorjahr, ald Einnahmen und Ausgaben eines Fonds, jonft 
aber in der jeitherigen Ordnung zum Nachweis gelangten. Die in den Büchern 
und Rechnungen voranzuftellenden Refteinnahmen und Reftausgaben wurden 
je für fi) jummiert und jodann der Summe der Einnahmen und Ausgaben 
des laufenden Etatsjahres in der Weile zugejeht, daß nur der Gejamtbetrag 
der Einnahmen und Ausgaben des betreffenden Jahres dem Etatsjoll gegenüber- 
trat. Dieje Vereinfahung war namentlid auch auf das ſogen. Ueberihußfapitel 
des Etats injofern von Einfluß, ala nunmehr die Richtigftellung der jogen. Fonds— 
verwechſſungen auf Grund der Rechnungsreviſion hier erfolgte, während bei derrr 
Beitehen der Reitverwaltung die Ausgleihung der TFondsverwedhilungen in der 
Regel bei den beteiligten Fonds hatte ftattfinden fünnen. Eine ziffermäßige VBerarı- 
ihlagung der Einnahmen oder Ausgaben, welche bei dem für Ueberihüffe oder 
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Fehlbeträge aus früheren Jahren bejtimmten Etatsfapitel durch Zu: oder Abſetzen 
zu verrechnen waren, kam von Anfang an nicht in Frage, weil dieſe „materiell 
der etatsmäßigen Verwaltung des betreffenden Vorjahrs angehörigen“ Einnahmen 
und Ausgaben ſich jeder Veranſchlagung entziehen und nur den Zweck haben, „den 
für die entſprechende Etatsperiode geſetzlich feſtgeſtellten Etat nad) Maßgabe der 
Reviſionsentſcheidungen des Rechnungshofs zur Ausführung zu bringen“. (Vgl. Denk: 
ihriftt zum Reichshaushaltsetat für 1879/80.) Im Etat jelbft gelangt jeither dieje 
Auffaffung durch den Zuſatz bei dem genannten Kapitel: „Worbehaltlich der 
Berihtigung infolge der Revifion der Rechnungen“ zum Ausdrud. 

Nachdem jodann vom Etatsjahr 1881/82 ab ber KHauptetat einfacher 
und überfichtlicher geftaltet worden war, trat weiterhin von 1889/1890 ab eine 
Eheidung der einmaligeh Ausgaben des Etats in zwei Gruppen ein; bie 
erite umfaßt ala „Ordentlicher Etat“ die in den ordentlihen Einnahmen Dedun 
findenden Ausgaben, die zweite enthält ala „Außerordentlicher Etat“ die er 
beiondere Dedungämittel verwielenen Ausgaben. Bei den Einnahmen wurde 
ein Abjchnitt „Außerordentliche Dedungsmittel” eingefügt; derjelbe weift die zur 
Beitreitung der leßtgenannten einmaligen Ausgaben beftimmten bejonderen 
Mittel nach und balanziert in der Endjumme mit den Ausgaben des außer: 
ordentlichen Etats. Der außerordentliche Etat bildet jomit jeither einen ſelbſtän— 
digen, in ſich abichließenden Beltandteil des Gejamtetats. 

Die Einführung der Dienftaltersftufen für die Bejoldungen der etats- 
mäßigen Beamten vollzog fi) in den Jahren 1893/96 nad) dem Vorgang 
Preußens; eine geſetzliche Feſtſtellung der Gehaltöftufentafeln erfolgte ebenfo, 
wie in Preußen, nicht; es werden jedod im Reich Aenderungen hinfichtlich der 
anfänglich beitimmten Gehaltsitufen, jowie der Grundjäße des Dienftalteräftufen- 
ioftems den gejeßgebenden Körperſchaften ald Grundlage der Ausgabebemwilligung 
oder der nadjträglichen Genehmigung jedesmal mitgeteilt. 

Aus Anlaß der durd) den Nadhtragsetat zum Reichahaushaltsetat für 1897/98 
mit Wirfung vom 1. April 1897 ab eingetretenen allgemeinen Bejoldungs- 
verbefferung ergab ſich ferner eine jehr erhebliche Abweichung des Reichaetats- 
rechts vom preußiſchen Etatsrecht; fie betrifft die Verwendung der Er- 
iparnilie bei den Bejoldung3: x. Fonds. Wir geftatten uns, auf dieſe 
parlamentariidy viel erörterte Angelegenheit hier näher einzugehen. 

$ 15 der nitruftion für die Oberrechnungsfammer von 1824 beftimmt: 
„Gratififationen und Unterftügungen für Beamte dürfen nur aus denjenigen 
Fonds angemwiejen werden, welche in den Etats ausdrüdlic; dazu beitimmt find 
oder die Wir beim Mangel etatsmäßiger Fonds jedem Chef bei dem Abſchluß 
eines Jahres aus den nachgewieſenen, bei der Rechnungsreviſion genau zu 
prüfenden Eriparungen zu diefem Behufe zu bewilligen für gut finden werden.“ 

Die KHabinettöordre vom 14. Juli 1829 genehmigte ferner, daß „etwaige 
Eriparungen bei den für beftimmte Beamte auögeworfenen dauernden Gehalten 
zu ertraordinären Remunerationen an verdiente Beamte derjelben Kategorie ver- 
wendet werden dürfen“. Hienach wurde in Preußen bis zum Erlaß des 
Geſetzes, betr. den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 verfahren, jedoch mit 
der Einihränfung, daß Eriparniffe an Gehältern oder jonftigen Dienfteinkünften 
etatömähiger Beamten infolge der zeitweifen Nichtbejegung von Stellen oder 
des zeitweiſen Nichtverſehens von Stellen durch ihre Inhaber in eriter Linie zur 
Beftreitung der eigentlichen Stellvertretungsfoiten, d. h. der Dienitbezüge der 
mit der Verwaltung der Stelle fommifjariic beauftragten Beamten Verwendung 
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fanden, daß ferner in der Regel aus Erjparniffen infolge der nicht vollftändigen Ber: 
teilung der Bejoldungsfonds unter die Stelleninhaber feine Remunerationen ge 
währt wurden, und daß man Eriparniffe an den Fonds zu Wohnungsgel: 
zuihüffen nur zu Stellvertretungstoften, nicht auch zu Remunerationen verwandte. 

Unjeres Erachtens entbehrte jenes Verfahren jeit Einführung der Preußiſchen 
Verfaſſung der rechtlichen Grundlage; denn da der nad) Art. 99 der Verfaflung 
jährlih durd ein Geſetz jeitzuftellende Staatshaushaltsetat der Regierung die 
Beioldungsfonds ausdrücklich für beitimmte Perjonen zur Verfügung ftellte, 
fonnten von derjelben aus diejen Fonds Mittel für andere, außerhalb jenes 
Kreiſes liegende Perjonen nicht verwendet werden; jedenfalls bedurfte das Hinaus— 
gehen über die bindende Norm der Bejoldungsfonds ala eine Abweichung von 
den Etatöbeitimmungen der nachträglichen Genehmigung der Landesvertretung 
(vgl. $ 18 des Oberrechnungsfammergejetes). 

Das Geſetz, betr. den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 ftellte nun die 
vorerwähnte Hebung feſt und zwar mit der weiteren Einſchränkung, daß die ge: 
nannten Remunerationen fortan nur für die unmittelbare oder mittelbare Be— 
teiligung an der Wahrnehmung der zeitweife nicht bejeßten oder von ihrem ne 
haber nicht verjehenen Stelle gewährt werden durften, daß die Bewilligung von 
Remunerationen aus Erſparniſſen infolge der nicht vollftändigen Verteilung der 
Bejoldungsfonds unter die Stelleninhaber ebenjo, wie diejenige aus Erſparniſſen 
bei den Fonds zu Wohnungsgeldzuihüflen, überhaupt ausgejchloffen wurde, und 
daß von dem Unbejeßtbleiben einer neu errichteten Stelle über den Zeitraum 
eined Nahres hinaus der Landesvertretung in der jogenannten Haushaltsüberſicht 
Mitteilung gemacht werden mußte. Im übrigen ließ jedoch das Geſetz eine 
von diejen Beitimmungen abweichende Berwendung der betr. Erjparnifje durch 
Teitiegungen der Spezialetats zu. 

Was das Verfahren im Reich betrifft, jo waren hier die Grundjäge in 
genannter Richtung bis zum Ericheinen des obengenannten Nadjtragsetats 
Ihwanfend; im allgemeinen wurde das preußiiche Syitem angewendet. 

Der erjte Entwurf eines Gejetes über die Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Reich hatte von der allgemeinen Regel, daß außerordentliche 
Remunerationen für Beamte nur aus den im Etat ausdrüdlicdy dazu bejtimmten 
Fonds anyewielen werden jollen, eine Ausnahme in folgender Weile vorgeſehen: 
„Eriparnifje an den Bejoldungsfonds, welche dadurch entitehen, daß Stellen zeit: 
weile unbejegt find oder von ihren Inhabern nicht verjehen werden, können, 
außer zu den eigentlichen Stellvertretungsfoften, zur Gewährung von Re 
munerationen an Beamte derjenigen Kategorie verwendet werden, innerhalb welcher 
die Uebertragung der Geichäfte ſolcher Stellen ftattgefunden hat.“ Die Reich 
regierung wollte alfo hiemit die Gewährung der Remunerationen über den Streis 
der unmittelbaren Stellvertreter, denen für ihre dienstlichen Mebrleiftungen über 
ihre regelmäßigen Obliegenheiten hinaus billigermeife ein entiprechendes Entgelt zu 
bemwilligen jei, hinaus erſtrecken; „einerjeits werden Stellvertretungen häufig aud) 
in Tyällen nötig, in denen Beſoldungserſparniſſe nicht eintreten, andererjeits 
fönne aber eine Feſtſtellung, welche Perjonen an der Uebertragung der Gejchäfte 
bes zu Bertretenden beteiligt geweſen jeien, nicht in allen Fällen mit Sicherheit 
erfolgen ; jedenfalls wäre eine genaue Kontrolle hierüber mit unverhältnismäßigen 
MWeiterungen verknüpft.“ 

In der Reichstagskommiſſion (vgl. deren mehrerwähnten Bericht vom 11. De: 
zember 1874) beitanden große Bedenken gegen Uebernahme jener „preußifchen 
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Epezialität“ in das Reichsgeſetz; namentlich wünſchte man ftatt des freien Er: 
meſſens der Verwaltungschef8 die Stellvertretung gegen im voraus firierte Stell: 
vertretungsfoften, jomwie die Bewilligung von, genau nad) dem vorausfichtlichen 
wirklihen Bedürfnis zu bemeffenden, Dispofitionsfonds für die Stellvertretung 
durch die Jahresetats. Weitergehende Befugnifle jollten übrigens durch die Etats 
feftgelegt werden können. 

Der oben erwähnte umgearbeitete Entwurf des in Rede ftehenden Reichs: 
geieges vom 9. Dezember 1875 juchte die Sade folgendermaßen zu regeln: 
‚Erivamiffe an den Bejoldungsfonds, welche dadurch entitehen, dab Stellen zeit: 
weile unbejegt find oder von ihren Inhabern nicht verjehen werden, fließen in 
die Reichskaſſe, jomweit fie nicht zur Dedung eigentlicher Stellvertretungstoiten oder 
zur Gewährung von Remunerationen an Beamte derjenigen Kategorie, innerhalb 
welher die Uebertragung der Geichäfte ſolcher Stellen ftattgefunden hat, zu ver: 
wenden find. Aus Eriparniffen, welche dadurch entitanden find, daß eine neu— 
errichtete Stelle unbejegt geblieben ift, dürfen Remunerationen nicht gewährt 
werden.“ Durch den legten Sat jollte der Bejorgnis, daß bei Anjegung einer 
größeren, als der durchaus nötigen Stellenzahl im Etat die Verwaltung in die 
Lage fommen könnte, unverhältnismäßige Mittel für den gedachten Zmed zu 
erlangen, indem fie einzelne Stellen unbeſetzt laſſe, begegnet werden. 

Dagegen lautete der Antrag der Reichstagstommilfion vom 28. April 1877 
hiezu: „Eriparniffe — — — fließen in die Reichskaſſe“ — bis hieher übereinftimmend 
mit dem Entwurf — „joweit fie nicht zur Dedung eigentlicher Stellvertretungs- 
foften zu verwenden find. Die Höhe folder Stellvertretungstoften iſt für Die 
ganze Dauer im voraus feftzuftellen. Sie darf weder den Betrag der Erjparnifie, 
noh den Betrag der ZTagegelder überjteigen, welche dem Stellvertreter bei 
dienſtlicher Beichäftigung außerhalb ſeines Wohnorts zuftehen. Werden mehrere 
mit der Vertretung beauftragt, jo ift die nach vorftehenden Grundiägen zu 
demeffende Vergütung unter diejelben gleichmäßig zu verteilen“ ; ſodann jollte im 
legten Sat ftatt „Remunerationen“ gejett werden: „Stellvertretungäfoften“. 

Die Reichäregierung ihrerjeits hatte von Anfang an die mit einem jolchen 
Berlahren verknüpften Weiterungen und Schwierigkeiten betont und namentlich 
& für undurchführbar erklärt, derartige Koſten im voraus feitzuftellen. 

Nach dem Scheitern des Gelegentwurfs ruhte die Trage bis zu der durch 
den Nacıtragsetat zum Neichehaushaltsetat für 1897/98 herbeigeführten all: 
gemeinen Bejoldungäverbefjerung. (Geſetze v. 30. Juni 1897; R.G. Bl. ©. 481.) 
Dutch die mit dem Nachtragsetat veröffentliche Beilage war der Bedarf für die 
Offiziere und Beamten für 1897/98 im einzelnen unter Angabe der Zahl der 
je in der betr. Dienftftellung befindlichen Offiziere und Beamten, jowie der 
fünftigen — berechnet. Infolge eines Reichstagsbeſchluſſes erhielt dieſe 
Beilage die Bemerkung: „daß Erſparniſſe, welche bei den Fonds zu Beſoldungen 
und zu fonftigen Dienfteinkünften etatsmäßiger Beamten im Reichshaushaltsetat 
für das Etatjahr 1897/98, in dem Nachtragsetat und den weiteren Nachträgen zu 
dem Reichshaushaltsetat dadurch entitehen, daß Stellen zeitweiſe nicht bejegt find 
oder von ihren Inhabern nicht verjehen werden können, der Reichskaſſe zuzuführen 
md“. In Die Reichshaushaltsetats der folgenden Jahre, welche die durch den 
genannten Nachtragsetat bewilligten Beſoldungsverbeſſerungen je bei den einzelnen 
Rapiteln enthalten, wurde jodann, entiprechend der vorigen Bemerkung, im Dis: 
pontiv des Hauptetats zu den Ausgabefapiteln die „Anmerkung“ aufgenommen: 
‚Eriparniffe, welche bei den Fonds zu Beſoldungen und zu fonftigen Dienftein 
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fünften etatsmäßiger Beamten, Offiziere und Aerzte dadurch entftehen, daß Stellen 
zeitweije nicht befet find oder von ihren Inhabern nicht verjehen werden können, 
find der Reichsfaffe zuzuführen.“ Außerdem hatten die Reichshaushaltsetats 
für 1898 und 1899 mit NRüdficht auf die eingetretenen Gehaltserhöhungen für 
jämtliche Zweige der Neichverwaltung — im weſentlichen, in Uebereinitimmung 
mit dem preußiichen Verfahren — eine Ermäßigung und gleihmäßige Bemeſſung 
der Fonds zu Nemunerationen und Unterjtügungen der Beamten herbeigeführt; 
insbejondere wurden hiebei die etatämähigen Remunerationen für höhere Beamte 
grundſätzlich befeitigt. — Die Koften der kommiſſariſchen Verwaltung der betr. 
Stellen (die „eigentlihen Stellvertretungsfojten”) werden übrigens nad) wie vor 
aus den erwähnten Erjparnifjen bejtritten; es jteht dies wohl namentlich aud) 
infofern im Einklang mit dem Sinn der genannten Anmerkungen der Etats, 
als lettere bejondere Fonds für ſolche Ausgaben nicht auswerfen. 

Schließlich möchten wir auf den zwiichen dem Reid und Preußen hin— 
fihtlih der etatsmäßigen Behandlung der Anleihen beitehenden Unterjchied 
hinweiſen und bier noch erwähnen, daß entipredyend der vom Reichstag bei der 
Beratung des Reichöhaushaltsetats für 1900 angenommenen Rejolution, dur) 
die Denkichrift zum Etat für 1901 die Grundjäge mitgeteilt wurden, welde für 
die Dedung von Ausgaben durh Aufnahme von Anleihen zur Anwendung 
fommen follten. Hienach find bis auf weiteres auf die Anleihe zu verweilen 
bei der Verwaltung des Reichöheers die Ausgaben zur Bervollitändigung der 
wichtigeren Feſtungsanlagen und die Koften der Vervollitändigung des deutichen 
Eijenbahnneges im Intereffe der Landesverteidigung, bei der Verwaltung ber 
Marine die zur Weiterentwidlung der Marine beitimmten Ausgaben, bei der 
Eijenbahnverwaltung im allgemeinen die Koften ſolcher Anlagen, die der Eijen- 
bahn einen für fie noch nicht erjchloffenen Verkehr zuführen follen, ſowie Die 
Ausgaben für ungewöhnlich Eoftjpielige Einrichtungen und Beihaffungen, Deren 
Uebernahme auf den ordentlichen Etat das finanzielle Ergebnis der Verwaltung 
für mehrere Jahre ungewöhnlicd; beeinträchtigen würde, und bei der Poſt- und 
Telegraphenverwaltung im allgemeinen die Ausgabe zur Erwerbung von Xele- 
graphenfabeln, jowie zur Herftellung unterjeeiicher und eventuell auch unter- 
irdiicher Telegraphenlinien. 


(Schluß folgt.) 
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Die Begelung des gewerbsmäßhigen Arbeitsnachweiſes 
in den größeren deutfchen Bundeskanten. 
Bon Dr. Heinrich Schanz in Würzburg. 


Das gewerbliche Vermittlungsweſen hatte zu Ende des vorigen Jahr: 
fundertö eine Reihe fühlbarer Mißſtände aufzumeiien. Beftimmend waren 
hierfür vornehmlich zwei Momente. Einerleit3 drängte die bedeutjame Kon: 
furrenz, welche dem Geſchäftsbetrieb der Gefindevermieter und Stellenvermittler 
in den immer mächtiger ſich entfaltenden öffentlichen Arbeitsnachweiſen erwuchs!), 
die genannten Gemerbetreibenden zu manden Schritten, weldje vom volkswirt— 
Iheitlihen Standpunkte aus nicht gebilligt werden können. Andererjeits bot 
euch die Gewerbegeießgebung feinen zureihenden Schuß, um den immer ftärfer 
zunehmenden Auswüchſen des gewerblichen Vermittlungswejens wirkſam entgegen- 
treten zu Eönnen, da eine polizeiliche Auffiht und Einwirkung nur in ganz 
geringem Umfange vorgeiehen war.?) 

63 beftand jomit ein dringendes Bedürfnis nad) einer Revifion der Reichs— 
gewerbeordnung, welche eine VBerihärfung der für den Geichäftsbetrieb der Gefinde: 
wrmieter und Stellenvermittler geltenden Vorſchriften herbeiführte. Die Revifton 
erfolgte durch die jüngite Gemwerbenovelle vom 30. Juni 1900 (R. G. Bl. ©. 321.)?) 

Dieſes Geſetz bringt in Art. 3 und Art. 15 eine Neuregelung des gewerbs- 
mößigen Arbeitsnachweiſes. In Uebereinftimmung mit dem bisherigen Rechts- 
witend wird auch hier eine einheitliche, das geſamte Reichögebiet umfaſſende 
Kormierung abgelehnt. Vielmehr beichränkt ſich die Novelle in richtiger 
Birdigung der in den einzelnen Bundesſtaaten verſchieden gelagerten Wer: 
hältuiffe und Bebürfniffe auf die Feſtlegung einiger wichtiger Grundjäge. 

Die Vorſchriften, welche die Novelle ſelbſt aufftellt, zielen darauf ab, 
den Geihäftsbetrieb der Gefindevermieter und Stellenvermittler einer jchärferen 
Kontrolle zur unterwerfen.*) Insbeſondere wird für die genannten Gewerbe: 


In dem IV. Gejhäftsbericht des Städtiihen Arbeitsamts Würzburg S. 37 wird 
die Frage aufgemworfen, ob die gewerbliche Stellenvermittlung überhaupt no in unjere 
yet pakt, und dem gewerbsmähigen Arbeitsnahmweis eine Exiſtenzberechtigung nur für 
olche Irte zuerfannt, an denen bis jept noch feine Öffentlihen Arbeitsnachweiſe ins Leben 
gerufen wurden. 

”) Vgl. Neichdgewerbeordnung in der vor der Novelle vom 30. Juni 1900 geltenden 
Feſung 88 35 Ubi. 3, 38 Abi. 2 und 148 Abi. 1 Ziff. 4. B 
Die durch dieje Novelle veränderte Faſſung der Reichsgewerbeordnung iſt aus 
Ainer Befanntmacung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1900 (R. G. Bl. ©. 871) erſichtlich. 

*) Ta die Borjchriften der Novelle und der auf Grund ihrer Ermächtigung er: 
jangenen Ausfübrungsbeitimmungen der Einzelitaaten jih nur auf den gewerbs— 
nästgen Arbeitänadhweis beziehen, jo muß im Einzelfalle jtetS geprüft werden, ob das 
dermittlungsbureau tatjädhlich gewerbsmähig betrieben wird. Hierbei ift im allgemeinen 
davon antzugeben, daß „Gewerbsmäßigfeit" nur dann nicht anzunehmen ift, wenn der 
Lbeitsnachweis entweder unentgeltlich oder gegen Bezahlung mäßiger, lediglich zur 
Dedung der Koſten der Vermittlung beſtimmter Beträge erteilt wird. Val. auch Ziff. 20 
der dreußijchen Vorſchriften über den Geichäftsbetrieb der Gejindevermieter und Stellen: 
frmittler vom 10. Auguft 1901. 
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betriebe Konzeſſionszwang ausgeſprochen und damit eine geſetzliche Handhabe 
geihaffen, um unzuverläffigen Perſonen gleidy im voraus den Zugang zu ver: 
wehren. Für die vor dem 1. Dftober 1900') begonnenen Gewerbebetriebe ift 
die Erholung einer Genehmigung nicht vorgeichrieben; doch können diefe nad) 
wie vor unterjagt werden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Unzuverläſſigkeit 
des Gemwerbetreibenden in Bezug auf dieſen Gewerbebetrieb dartun.. Zum 
Schuße des Publitums gegen unbillige Gebührenforderungen wird in Anlehnung 
an die in einzelnen Bundesftaaten bereit? geltenden Vorſchriften den Gefinde- 
vermietern und Stellenvermittlern die Verpflichtung zur Aufitellung und Ein= 
haltung von Selbittaren für ihre gewerblichen Leiftungen auferlegt. Berjchiedene 
Strafvorichriften bezweden die Sicherung der aufgeftellten Beitimmungen. 


Dies find im wejentlihen die Grundjäße der Gemwerbenovelle, auf welche 
bier nicht näher eingegangen werden Joll. 

Der größte Teil der vorwürfigen Materie iſt von der Gemwerbenovelle 
den Landeszentralbehörden zur Regelung überlaffen worden. Zur wirf: 
ſamen Durchführung der bundesftaatlihen Anordnungen ift in Art. 15 Ziff. VI, 1 
der Novelle ein ftrafrechtliher Schuß bereit geftellt. Der Umfang der landes- 
gejeglihen Zuftändigfeit ift gegenüber dem bisherigen Rechte nicht unbedeutend 
verändert worden. 


Nach der früheren Faſſung der Gewerbeordnung fonnten die Landeszentral- 
behörden auf Grund des $ 38 Ab. 2 Vorſchriſten darüber erlafien, in welcher 
Weile die Gejindevermieter und Stellenvermittler ihre Bücher zu führen und 
welcher polizeilichen Kontrolle über den Umfang und die Art ihres Geichälts- 
betriebs ſie fich zu unterwerfen haben.?) Die Erfahrung hat jedocd gezeigt, daß 
Vorſchriften, welche lediglidy in den äußeren Hergang bei der Stellenvermittlung 
regelnd eingreifen, einen nennenswerten Einfluß auf die ordnungsmäßige Ge— 
ftaltung des gewerblichen Vermittlungsweſens nicht zu bieten vermögen. Des— 
halb erweitert die Gewerbenovelle durd;) Abänderung des 8 33 der Gemerbe- 
ordnung die Kompetenz der Landeszentralbehörden zum Erlaß einſchlägiger 
Vorſchriften und überträgt den Landeszentralbehörden die Befugnis, auch ſachlich 
über den Umfang der Rechte und der Pflichten der Stellenvermittler Anz 
ordnungen zu treffen. Dieje Sompetenzerweiterung zu gunften der Landes— 
zentralbehörden fann nur gutgeheißen werden: denn für eine in das Sadjliche 
eingehende Regelung durch den Reichögeleßgeber ift hier fein Boden, da er: 
fahrungsgemäß die Mißbräuche, melde in dem Gewerbebetrieb der Geſinde— 
vermieter und Stellenvermittler fich beionders Leicht einjchleichen, an verjchtedenen 
Orten und zu verichiedenen Zeiten in wechſelnder Geitalt und Schärfe auf: 
zutreten pflegen. Ya, e8 gibt ſogar Bundesitaaten, die in einzelnen Fällen von 
einer allgemeinen für das gejamte Staatsgebiet geltenden Vorſchrift mit Rüdficht 
auf die Verichiedenartigkeit der Verhältnijfe Abftand nehmen müffen. Dies hat 
zur Folge, daß die Ausführungsbeitimmungen der einzelnen Bundesitaaten, da 
fie fih eben an die beionderen örtlichen Verhältniſſe anpafien, ein ziemlich 

) Dies ift der Tag des Intrafttretend der Novelle (vgl. Art. 16 der Novelle). 

”) Bol. 4 B. Bayern: Minifterialbefanntmahung vom 28. Juli 1879, den Ges 
werbebetrieb der Gejindevermieter betr. (G.V. Bl. S. 7U9); Württemberg: Verfügung 
des Minijteriumd des Innern, betr. den Gewerbebetrieb der Gelindevermieter, vom 
18. Auguſt 1878 (Reg.Bl ©. 21lı; Baden: Berordnung vom 18. März 1857 (G.B.BL. 
©. Wi); Hamburg: Reglement für die Gefindevermieter vom 1. Mai 1851 und 
Reglement für die Stellenvermittler vom 10. März 1893. 


in den größeren deutichen Bundesitaaten. 13 


buntes Bild darftellen. Viele Vorſchriften, welhe von der einen Bundes— 
regierung als zwedmäßig und erwünjcht aufgenommen wurden, find von einer 
anderen als entbehrlid oder gar als bedenklich bei Seite gelafjen. 

Bei dieſer verſchiedenartigen Geftaltung mag es vielleicht nicht unintereffant 
ericheinen, in einem Ueberblick die Regelung des gewerbsmäßigen Arbeitsnad;: 
weiſes in dem größeren deutſchen Bundesitaaten zu verfolgen. Berüdfichtigt 
jollen dabei werden: Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen 
und Hamburg. In dieſen Bundesſtaaten ergingen auf Grund des $ 38 ber 
Gewerbeordnung in der Faſſung der Befanntmadyung vom 26. Juli 1900 nad 
ftehende Erlafie:') 

1. In Preußen: 

Erlaß des Minifters jür Handel und Gewerbe vom 10. Auguft 1901, 
betr. Borjriften über den Umfang der Befugniffe und Verpflichtungen ſowie 
über den Geſchäftsbetrieb der Gefindevermieter und Stellenvermittler mit Aus— 
ſchluß der Stellenvermittler für Bühnenangehörige (Theateragenten).”) ) 

2. In Bayern: 

Bekanntmachung vom 29. Mai 1901, den Umfang der Befugniffe umd 
Verpflichtungen, jowie den Gejhäjtsbetrieb der Gefindevermieter und Stellen: 
vermittler betreffend (G.VB.BL. ©. 435). *) 

3. In Sadjen: 

Verordnung über den Gewerbebetrieb der Gejindevermieter und Stellen- 
vermittler vom 6. Auguſt 1902 (G.V. Bl. ©. 339).?) 

4. In Württemberg: 

Verfügung des Miniſteriums des Innern, betreffend den Gejchäftsbetrieb 
der Gefindevermieter und Stelfenvermittler, vom 24. Juni 1901 (Reg. Bl. ©. 157).°) 
) Unrichtig ijt ed, wenn in der Eingangäformel der Ausführungsvorichriften von 
Bayern und Helen auch der Abi. 4 des 8 38 der Neichdgewerbeordnung in Bezug ge 
nommen wird. Eine gejepliche Handhabe zum Erlaß landesgejcehlicher Borichriften über 
den Geſchäftsbetrieb der Belindevermieter und Stellenvermittler bietet dieſer Abjay nicht, 
nahdem durch Art. 3 Abi. II der Gewerbenovelle vom 30. Juni 1900 die Worte „von 
dem Geſchäfte eines Gefindevermieterd und eines Stellenvermittlerd* in $ 35 Abi. 3 der 
Reichsgewerbeordnung, auf den der Abj. 4 des $ 38 1. c. hinweiſt, gejtrichen wurden. 

*, Die Wirkjamleit diejer .Borichriften wurde mit Ausnahme der Ziff. 14, welche 
erit am 1. Oftover 1902 in Kraft trat, auf 1, Oktober 1901 jejtgejegt (val. Ziff. 21). 
Eine Tertausgabe der preußiihen Borichriften mit Einleitung, erläuternden Anmerkungen 
und Sadıregifter wurde von Seh. Regierungsrat Dr. F. Hoffmann herausgegeben (Berlin, 
Karl Heymanns Verlag 1901). 

®) Für die Theateragenten bejtehen in Preußen beiondere Vorſchriften. Dieje 
Sonbderjtellung der Theateragenten bildet eine Eigentümlichkeit Preußens, welche in den 
übrigen Bundesjtaaten feine Nahahmung gefunden hat. Nur Hamburg hat ſich dem 
preußiichen Vorbild etwas genäbert, indem es in $ 7 Zap 3 den Behörden die Befugnis 
einräumt, für die Buchführung und die Ausftellung der Ausweiſe ſeitens der Theaters 
agenten Abweihungen von den gewöhnlidhen Borichriften zuzulaiien. — Die Stellen= 
vermittler für Seeleute Heuerbaaſe) unterjtehen in jämtlihen Staaten ausnahms— 
los den — Beſtimmungen (val. Hoffmann, a. a. O. ©. 10 Note 1; ferner 
Hamburger Vorſchriften für den Beichäftsbetrieb der Bejindevermieter und Stellenvermittler 
vom 30. April 1902 $ 4); dies ändert fich jedoch am 1. April 1903 mit dem Inkrafttreten 
des neuen Reichsgeſetzes betr. die Stellenvermittlung für Schiffsleute vom 2. Juni 1902 
R.G. Bl. ©. 215), weldes den gewerbsmäßigen Arbeitsnachweis für Seeleute bejonderen 
itrengeren Vorſchriften unterwirft. 

) Die Belanntmahung trat am 1. Juli 1901 in Kraft (vgl. 8 18.) 

°) Die Verordnung trat mit Ausnahme des $ 16, der erſt am 1. Oftober 1903 
wirfjam wird, am 1. Oftober 1902 in Kraft (vgl. $ 22). 

®) Die Berfügung trat am 1. Oktober 1901 in Kraft (vgl. $ 8). 
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5. In Baden: 

Verordnung vom 10. Oftober 1901, ben Gewerbebetrieb der Gefinde- 
vermieter und Stellenvermittler betreffend (G.V. Bl. S. 472).') 

6. In Helen: 

Verordnung vom 5. Februar 1901, das Gewerbe der Gefindevermieter 
und Stellenvermittler betreffend (Reg.Bl. S. 245).?) 

7. In Hamburg: 

Borihriften für den Geichäftsbetrieb der Gefindevermieter und Stellen: 
vermittler vom 30. April 1902 (Gei.S. 1902 1. Abt. Nr. 25).?) 

Die Ausführungsbeftimmungen der Einzelitaaten über die gewerbsmäßige 
Stelfenvermittlung gehen auf einen dreifadhen Uriprung zurüd. Ein fleiner 
Teil gründet fi) auf Anregungen, welche die durd die Novelle vom 30. Juni 
1900 modifizierte Reihögewerbeordnung jelbit ben Landeszentral- 
behörden an die Hand gegeben hat. Andere Borjchriften entitammen den Aus 
führungen der Begründung, welde jeinerzeit dem Entwurfe der legten 
Gewerbenovelle beigegeben war.) Die Mehrzahl der Beltimmungen aber ift 
die Frucht der Erfahrungen, welhe die Einzelftaaten jelbit auf dem 
Gebiete des gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes gelammelt haben. 

Il. Die Reihsgewerbeordnung hebt in $ 38 Abi. 3 zwei Gefidhts: 
punkte hervor, deren Regelung fie den Landeszentralbehörden der einzelnen 
Bunbesjtaaten bejonders zuweiſt. E3 find dies einmal die Beichränfung oder 
Unterfagung des Gewerbebetrieb im Umherziehen und ſodann die Beichränkung 
oder Unterlagung der gleichzeitigen Ausübung des Gaft: und Schankwirt— 
ſchaftsgewerbes. 

1. Was den erſten Punkt anlangt, ſo finden ſich in allen Staaten 
einſchlägige Vorſchriften, die jedoch im einzelnen ſehr erheblich von einander 
abweichen. Die meiſten Bundesſtaaten find über die Anregung des Reichsgeſetz— 
gebers hinausgegangen und haben auch den jog. ambulanten Gewerbebetrieb in 
den Bereich ihrer Vorſchriften gezogen. 

Lediglic; gegen die Ausübung des Gewerbebetriebes im Umherziehen richten 
fi die Ausführungsbeitimmungen von Württemberg und Helfen. Württemberg 
verbietet in $ 1 Ziff. L ganz allgemein jegliche Ausübung des Gemwerbebetriebes 
im Umberziehen. SHeflen dagegen geht nicht ſoweit mit Rüdficht auf den zur 
Zeit herrihenden Mangel an landwirtichaftlicen Dienftboten; es unterlagt in 
$ 1 die Ausübung des Gewerbebetriebes im Umberziehen nur inſoweit, ald der 
Gewerbebetrieb nicht zum Zwecke der Vermietung landwirtſchaftlichen Geftndes 
ausgeübt wird. 

Eine eigenartige Stellung nehmen die Ausführungsvorichriften von Baden 
ein. Dieje befämpfen nämlic) nicht ſowohl den Gewerbebetrieb im Umbherziehen ala 
vielmehr Lediglich den jog. ambulanten Gewerbebetrieb. $ 8 Ab}. 2 der badiſchen 
Verordnung unterfagt daher nur das Aufſuchen von Aufträgen auf Straßen 
und an anderen öffentlichen Orten. 

Die fämtlichen übrigen Staaten ftellen in gleicher Weile Vorſchriften über 
die Ausübung des Gewerbebetriebes im Umherziehen wie über den jog. ambu— 
lanten Gewerbebetrieb auf. Im einzelnen weiten jedoch auch diefe Bundesftaaten 


!, Die Berordnnung trat am 1. November 1901 in Kraft (vgl. 8 18). 

2) Ein befonderer Termin für das Inkrafttreten der Verordnung iſt nicht aufgejtellt. 
) Die Vorjchriften traten am 1. Mai 1902 in Kraft (val. 8 21). 

4) Sten. Ber. X. Leg. Per. I. Seff. 1898/1900 IT. Anl. Bd. Wr. 165. 
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wiederum jehr charakteriſtiſche Unterichiede auf. Die bayeriiche Bekanntmachung 
richtet ſich ausschließlich gegen die Gefindevermieter und Stelfenvermittler jelbit 
und verbietet allgemein den Gewerbebetrieb im Umberziehen ($ 13) und den 
ambulanten Gewerbebetrieb ($ 6 Abi. 3). Preußen ($ 17) und Sadjien ($ 9) 
treffen nicht nur den Gewerbetreibenden jelbft, jondern auch deſſen Sülfsperjonal 
einihließlich der Familienangehörigen und unterfagen das Aufjuchen von Auf- 
trägen außerhalb der Geihäftsräume, ſowie insbeſondere jede Geſchäftstätigkeit 
auf öffentlihen Wegen, Straßen, Plägen und an anderen öffentlichen Orten. 
Auch Hamburg ($ 14) zieht das Hülfsperfonal nebit den Familienangehörigen 
beran; es ftellt aber fein allgemeines Verbot auf, jondern verlangt nur eine 
befondere Genehmigung der Behörde, wenn ein Gewerbebetrieb im Umherziehen 
oder als jog. ambulanter ausgeübt werden mill. 

Diejenigen Bundesftaaten, welche Worichriften über den ambulanten 
Gewerbebetrieb aufitellen, erläutern den Begriff der öffentlichen Orte, in deren 
Nähe die gewerbsmäßige Stellenvermittlung verboten it, durch Anführung ein- 
zelner Beiſpiele. Genannt werden hier neben Schanfituben, Vergnügungsorten, 
öffentlichen Läden, Bahnhöfen, Eifenbahnzügen, insbeiondere auch die Lokale der 
unentgeltlihen öffentlichen Arbeitsnachweife. Es dient johin das Verbot des 
ambulanten Gewerbebetriebes unter anderem auch namentlich dem Schuße der 
öffentlichen Stellenvermittlung. 

2. Die zweite Anregung der NReichögewerbeordnung, welche die gleich: 
jeitige Ausübung des Gaft- und Schankwirtſchaftsgewerbes be: 
trifft, hat in den einzelnen Ausführungsvorichriften gleichfalls in verjchiedenem 
Umfang Aufnahme gefunden. 

Die größte Freiheit gewährt die mwürttembergiihe Miniiterialverfügung, 
die fi) überhaupt durch eine weitgehende Rüdfihtnahme auf die verichiedenen 
lofalen Intereſſen des Landes auszeichnet. Sie überläßt es einer früheftens 
6 Monate nach ihrer Berfündigung in Wirkjamfeit tretenden ortö: oder bezirks— 
polizeilichen Borichrift, den Gefinde- und Stellenvermittlern die Ausübung des 
Gaft: und Schankwirtichaftsgewerbes zu unterfagen (SS 2 Ziff. 1 und 8). 

Sämtliche andere Bundesftaaten haben dagegen eine einheitliche Regelung 
für ihr gejamtes Staatögebiet getroffen. Bayern ($ 14), Baden ($ 10 Abi. 1) 
und Heften (8 2) jchließen fi) ganz enge an die Reichögewerbeordnung an und 
verbieten den Gejindevermietern und Stellenvermittlern jede gleichzeitige Aus— 
übung des Gaft: und Schankwirtichaftsgewerbes. Die Vorjchriften von Preußen 
(Ziff. 14) und Sadjen ($ 16) gehen in mehrfadher Beziehung über die vom 
Reichsgeſetzgeber vorgezeichnete Direktive hinaus. Sie unterfagen außer dem 
Betriebe der Gaft: und Scankwirtichaft auch den Sleinhandel mit Bier, 
Branntwein und jonftigen geiftigen Getränfen und treffen auch bier wieder 
neben dem Gemwerbetreibenden deſſen Hülfsperſonal und SFamiltenangehörige. 
Zur Vermeidung von Härten haben die beiden Bundesftaaten den Termin für 
das Inkrafttreten diejer Vorichriften um je ein Jahr weiter hinausgerüdt.') 

Beſonderes Intereſſe erweden die Vorichriften von Hamburg ($ 15), weil 
dieje den Gedanken des Reichögejeggebers am meiteften ausgebaut haben. Hier 
find nämlich neben dem Gaſt- und Schankwirtichaftägewerbe noch andere Berufs- 
zweige als unvereinbar mit dem Geichäftsbetrieb eines Gefindevermieterd und 


) Die Vorfchriften treten in Preußen am 1. Oktober 1902 in Kraft (vgl. Ziff. 21). 
In Sadjen iſt ald Termin für ihr Inkrafttreten der 1. Oftober 1903 feſtgeſetzt (vgl. $ 22). 
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Stellenvermittlers erflärt!.) Solche Berufszweige find der Handel mit Bekleidungs- 
und jonftigen Ausrüftungsgegenftänden und der Geichäftsbetrieb eines Heirat: 
vermittlerd. Die genannten Gewerbebetriebe dürfen vom Momente des Erlafjes 
der Ausführungsbeitimmungen an von den Gefindevermietern und Stellen- 
vermittlern nicht mehr betrieben werden. Zumiderhandelnden kann von der 
Behörde eine Frift zur Bejeitigung des ordnungswidrigen Zuftands gelegt werden. 

Mit der gegenwärtigen Anregung der Reichsgewerbeordnung ftehen noch 
Vorichriften in engem Zujammenhang, welche Anordnungen über die Beichaffen: 
heit des Geſchäftslokals treffen. Sämtlihe Staaten mit Ausnahme von 
Württemberg?) haben nämlich die Beitimmung getroffen, daß die Gefindes 
vermieter und Stellenvermittler ihr Gewerbe nicht in Gaft: und Schankwirt: 
Ihaften ausüben dürfen. Zur Verhütung etwaiger Gejeßesumgehungen fügen die 
Vorichriften von Preußen, Sadjjen, Baden und Hamburg noch bei, daß der 
Geichäitsbetrieb aud in ſolchen Lokalen nicht ftatthaben darf, welche mit Gaſt— 
oder Echanfwirticaften in Zujammenhang ftehen. Hamburg verbietet ferner 
auh die Ausübung de8 Gewerbes in Räumen, weldhe dem Kandel mit 
Bekleidungsitüden und jonftigen Ausrüftungsgegenitänden oder dem Geichäfts- 
betriebe eines SHeiratövermittlerd dienen, und in Nebenräumen, die mit diejen 
Lokalen in unmittelbarer Verbindung stehen. 


1. Die Begründung zum Entmwurfe der leßten Gewerbe: 
novelle macht fünf Punkte namhaft, welche fie für eine Regelung durd) die 
Einzelftaaten als beſonders geeignet hält. 

1. In erfter Linie empfiehlt die Begründung Borjchriften über bie 
Deherbergung und Beköſtigung von Arbeitjuhenden durd die 
Stellenvermittler. 

Mit der Gepflogenheit, die Stellefuchenden zu beherbergen, hat man in 
den verjchiedenen Zeilen Deutichlands ganz entgegengejekte Erfahrungen gemadht. 
In einzelnen Gegenden war die Beherbergung der Stellejuchenden mit Nüdficht 
auf das Fehlen geeigneter Unterfunftsftellen jehr erwünjidt und von wohl: 
tätigen Folgen begleitet, jo daß fie im Intereſſe der Arbeitjuchenden bei— 
behalten zu werden verdient. In zahlreichen anderen Gebieten dagegen bradhte 
diefe Sitte die übeljten Mipftände mit fi; die Stellenvermittler beuteten die 
Zwangslage ftellenlojer Dienitboten in der ſchändlichſten Weile aus, indem fie 
denjelben gegen hohe Vergütung bei ſich Unterfommen gewährten und ihnen 
erft dann einen Dienft verichafften, wenn fie ihre ganze Habe an ſich ge 
bracht hatten.?) 

Entiprechend den verjchiedenen Erfahrungen, welche mit der Inftitution 
der Beherbergung und Berköftigung der Stellefuchenden durch die Gefinde- 
vermieter und Etellenvermittler gemacht wurden, haben die einzelnen Bundes: 
ftaaten bei Regelung diejer Frage einen verichiedenen Standpunkt eingenommen. 
Es laſſen ſich hier drei Gruppen unterjcheiden. 

a) In Württemberg ($$ 2 und 8) hat die Landeszentralbehörde ihrer: 
ſeits die Erlaſſung diesbezüglicher Vorſchriften abgelehnt. Es ift vielmehr einer 


) Bgl. auch $ 3 des Gejeßes betr. die Stellenvermittlung für Sciffsleute dom 
2. Juni 1902, 
) Preußen Ziff. 14; Bayern $ 14; Sachſen $ 16; Baden $ 10 Abi 1; Heſſen 
8 3; Damburg $ 15. 
gi! Dal. auch IV. Geichäftsberiht des Städtiichen Arbeitsamts Würzburg ©. 38 
sub Ziff. 2. 
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früheftens 6 Monate nad) ihrer Verkündigung in Kraft tretenden orts- oder 
bezirföpolizeilichen Vorſchrift überlaffen, die Gewährung von Koft und Herberge 
an Stellefuhhende zu unterjagen. Eine joldye Vorichrift darf aber nur unter 
der Vorausjegung getroffen werden, daß in der Gemeinde hinreichende ander: 
weite Gelegenheit zur Unterkunft für Stellefuchende vorhanden ift. 

b) Bayern ($ 11), Heffen ($ 4) und Hamburg ($ 15) verbieten allgemein 
das Beherbergen und Berköftigen der Arbeitjuchenden durch die Gefindevermieter 
und Stellenvermittler. Hamburg erweitert das Verbot dahin, daß es ben 
Gefindevermietern und Stellenvermittlern auch unterjagt, für ihre Rechnun 
Stelleiuchende bei dritten Perjonen in Koſt oder Logis zu geben. Heſſen ($ 5) 
trifft im Zufammenhang mit gegenwärtiger Trage die Spezialvorſchrift, daß 
Gefindevermieter und Stellenvermittler für die Vermittlung von Wohnung an 
Stellefuchende feine Gebühren erheben dürfen. 

ce) Eine dritte Staatengruppe geitattet den Gefindevermietern und Stellen: 
vermittlern in beichränktem Umfang die Beherbergung und Beföftigung von 
arbeitjuchenden Perjonen. Hierher gehören Preußen ($$ 15 und 16), Sachſen 
($S 17 und 18) und Baben ($ 10 Abi. 2). 

Sämtliche Staaten der dritten Gruppe ftimmen in zwei Punkten gleich 
mäßig überein. Die Erlaubnis zur Gewährung von Unterfommen und Ber: 
föftigung, welche fie — jei e8 ohne weiteres, jei es ausdrüdlich — den Gefinde: 
vermietern und Stellenvermittlern einräumen, ift überall eine jederzeit frei wider: 
ruflihe dermaßen, daß die Ortöpolizeibehörde, in Baden das Bezirksamt, es in 
der Hand hat, in jedem Augenblide die Erlaubnis ohne Angabe von Gründen 
zu entziehen. Mit Rüdficht auf die Sittlichkeit ift in allen drei Staaten die 
Vorichrift getroffen, daß männliche und weiblidye ‘Berjonen nicht gleichzeitig bes 
berbergt werden dürfen. 

Im übrigen weichen die einichlägigen Vorjchriften der in Trage ftehenden 
Staaten erheblid von einander ab. In Baden find ſämtliche Gefindevermieter 
und Stellenvermittler ohne meiteres befugt, dienſt- oder ftellefuchende Perjonen 
u beherbergen und ihnen Speilen und nicht geiftige Getränfe vorzulegen. 
bin ftempelt dagegen die Befugnis zur Beherbergung ftellefuchender Per: 
fonen und zur Verabreihung von Speifen und nicht geiftigen Getränken an fie 
zu einem Privileg derjenigen Gefindevermieter und Stellenvermittler, welche fich 
in Befig der Erlaubnis auf Grund des $ 34 der Reichögewerbeordnung be: 
finden. Es jcheidet aljo alle diejenigen Gefindevermieter und Stellenvermittler 
aus, melde ihren Gewerbebetrieb jchyon vor dem 1. Dftober 1900, d. i. dem 
Tage des nkrafttretens der Gemwerbenovelle vom 30. Juni 1900 begonnen 
haben und jomit feiner Erlaubnis auf Grund des $ 34 der Reichögewerbe- 
ordnung bedürfen. In Sachſen endlich ift die Beherbergung von Stellefuchenden 
an eine ausdrüdlide Genehmigung der Ortspolizeibehörde geknüpft, die nur 
unter bejonderen Verhältniffen und nur dann erteilt werden darf, wenn für die 
Unterbringung geeignete Räume vorhanden find. Die Verköjtigung der Arbeit: 
ſuchenden ift den zur Beherbergung bejugten Gewerbetreibenden ohne weiteres 
— darf ſich aber nur auf Speiſen unter Ausſchluß jeglicher Getränke 
beziehen 

In Preußen und Sachſen iſt außerdem noch eine weitere den Schutz des 
ſtelleſuchenden Publikums betreffende Anordnung vorgeſehen. Es iſt nämlich den 
Geſindevermietern und Stellenvermittlern die Verpflichtung auferlegt, ein Ver— 
zeichnis der Preiſe für die Gewährung der Unterkunft und der Verköſtigung auf: 
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zuftellen. Diejes Verzeichnis, jowie jede Abänderung desielben ift von der Orts- 
polizeibehörde zu genehmigen und in den Schlaf:, bezw. Speijeräumen auszu— 
hängen. Dieje Vorſchrift bietet zweifellos eine wirkjame Handhabe, um etwaigen 
Ausbeutungsgelüften der gewerbsmäßigen Stellenvermittler eine Schranke zu een. 

2. Ein zweiter Punkt, deſſen die Begründung des Gejegentwurjs Er: 
wähnung tut, greift in die Gebührenfrage ein. Dftmal® hat man 
die Beobahtung gemacht, daß die Gefindevermieter und Stellenvermittler fich 
einen unrechtmäßigen Gewinn dadurch verichafften, daß ſie ſowohl von den 
Herrſchaften als aud von den Dienftboten fich bezahlen ließen. Mit 
Rückſicht hierauf legt die Begründung den Bundesjtaaten den Erlaß einer Vor: 
Ichrift nahe, welche den Gefindevermietern und Stellenvermittlern verbietet, zu— 
glei vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer Gebühren zu fordern.‘) Diejer An— 
regung haben vier Bundesftaaten folge geleiftet. Bayern ($ 8), Sadjen ($ 15 
Ab}. 1), Baden ($ 13 Abi. 1 ©. 2) und Heſſen ($ 13). Nad den Vorſchriften 
diejer Staaten ift die Vermittlungsgebühr nur einmal zu entrichten und zwar 
— mie die Ausführungsbejtimmungen Bayerns, Sadjiens und Badens genauer 
jagen — von demjenigen, welcher den Auftrag erteilt hat. Nun kann es aber vor: 
fommen, daß beide Vertragsteile die Vermittlung eines Gewerbetreibenden in 
Anipruch genommen haben. Für diefen Fall beftimmen die VBorichriften Bayerns, 
Sadjjens und Heſſens, daß der von beiden Zeilen gezahlte Gejamtbetrag die 
einmalige Vermittlungsgebühr nicht überjteigen darf. 

3. Ein weiterer Vorichlag der Begründung zielt dahin ab, den Gejinde- 
vermietern und Stellenvermittlern zu verbieten, Perſonen, welche bereits im 
Gefindedienft geftanden haben, ohne Vorlegung eines rehtögültigen 
Kündigungs: und Entlafjungsiheins zu verdingen. Diefe Anregung 
ift in ſämtlichen Ausführungsvorichriiten unbeachtet geblieben. 

4. Dagegen haben die Einzelitaaten in größerem Umfang einen anderen 
in der Begründung hervorgehobenen Punkt verwertet, welcher die Gewähr für 
eine gedeihliche, Arbeitgeber wie Arbeitnehmer befriedigende Tätigkeit ermöglichen 
will. Die Begründung empfiehlt nämlich eine Vorjchrift, welche e8 den Geſinde— 
vermietern und Stellenvermittlern zur Pflicht macht, jorgfältige Erfundigungen 
darüber einzuziehen, ob die von ihnen anzumerbenden Perjonen feine ander- 
weiten, dad Eingehen eines neuen VBertragsverhältniljes hin— 
dernden VBerpflihtungen haben. 

In Ausführung diefer Anregung gehen alle Staaten von dem Grundiat 
aus, daß die Gefindevermieter und Stellenvermittler jorgfältige Erfundigungen 
über die Dienftverhältniffe der Dienftberechtigten und der zur Dienftleiftung Ver— 
pflichteten einzuziehen haben. Die Mehrzahl der Staaten hat diefen Sat nicht 
ausdrüclich hervorgehoben, ſondern nur indireft in ihren ſonſtigen Vorſchriften 
um Ausdrud gebracht. Nur Preußen (Ziff. 7), Sachſen ($ 6) und Hamburg 
R 9) haben eine direkte diesbezügliche VBorichrift aufgenommen. 

Das Prinzip wird jodann in den einzelnen Ausführungsvorichriften durch 
eine Reihe weiterer Anordnungen ausgebaut. nsbejondere wird den Gefinde- 





) Bei der Stellenvermittlung für Sciffäleute hat der Reichsgeſetzgeber die Frage 
ſelbſt geregelt. Nach 54 Abſ. 2 des Geſetzes, betr. die Stellenvermittlung für Schiffsleute, 
vom 2 Juni 1902 if die Gebühr von dem Needer und dem Schiffsmann je zur Hälfte 
zu zahlen; eine entgegenstehende Vereinbarung zu ungunften des Schiffmanns ijt nichtig. 
Der Anipruc des Stellenvermittlerd auf die vom Needer zu zahlende Hälfte erlijcht, wenn 
der Schiffsmann jeinen Dienſt nicht zur feſtgeſetzten Zeit antritt. 
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vermietern und Stellenvermittlern die Verpflichtung auferlegt, genaue Nachforſchungen 
darüber anzuitellen, ob die ihre Mitwirktung in Anipruch nehmenden Perjonen 
nicht durch ältere Verpflichtungen an der Eingehung und Erfüllung eines Dienfl- 
vertrag3 gehindert find.) Deshalb dürfen in Bayern ($ 7) die Gefindevermieter 
nur Aufträge von ſolchen Perjonen entgegennehmen, welche ihnen glaubhaft nad: 
weiſen, daß fie für die Zeit, für melde fie fich verdingen wollen, nicht ander: 
wärts verpflichtet find. In den Ausführungsbeitimmungen der anderen Bundes- 
ftaaten ?) beiteht die Vorſchrift, daß die Gefindevermieter und Stellenvermittler 
ſolchen Perjonen feine Bermittlerdienfte leiiten dürfen, von denen fie willen oder 
den Umijtänden nad) annehmen müflen, daB fie ohne Einhaltung der Kündigungs— 
frift ihre leßte Stelle verlaffen haben. Sachſen unterfagt den Gefindevermietern 
noch jpeziell die Bermittlung von landwirtſchaftlichem Gefinde, das für eine 
andere Zeit als die geiegliche Antrittäzeit Stellung fucht.?) 

Am Zufammenhang damit erflären ferner die Ausführungsvorichriiten von 
Preußen und Sachſen die Berihaffung von Stellen an ſolche Perſonen für un: 
ftatthaft, welche ſich den geſetzlichen Vorſchriften zumider nicht im Befite eines 
ordnungsmäßig ausgeftellten und ausgefüllten Arbeits oder Gefindebuchs befinden.*) 

Mehrere Staaten?) verbieten auch ausdrüdlich eine Vermittlung für minder: 
jährige Berfonen, welche die zur Verdingung erforderliche Zuſtimmung des gejeß- 
lichen Vertreters nicht nachweiſen können. In Bayern ($ 7) und Baden ($ 11 
Abi. 1) ift dieſer Nachweis lediglich auf die Vermittlung von Stellen für minder: 
jährige weibliche Perjonen im Wirtichaftsgewerbe beichränft. 

5. Als legten Punkt erwähnt die Begründung die Verleitung zum 
Kontraftbrud. Im Anſchluß hieran haben die Landeszentralbehörben eine 
Keihe von Vorſchriften erlaſſen, welde den Gemwerbetreibenden jede Beeinflußung 
des Geſindes im Intereſſe eines Stellenwechſels oder Kontraktbruchs unterjagen. 

In jämtlihen Bundesftaaten beftehen Beitimmungen, melde ben Gefinde- 
vermietern und Stellenvermittlern verbieten, Perſonen, die fih in ungefündigter 
Stellung befinden, zur Lölung des Dienjtverhältniffes zu beitimmen. Einzelne 
Ausführungsverordnungen fügen dem noch das Verbot bei, Dienftboten zum 
Nichtantritt des Dienſtes oder der Stelle jowie zur Verlegung des Dienft: oder 
Arbeitsvertrags zu bejtimmen.‘) 


In der Mehrzahl der Staaten ift es jodann den gewerbsmäßigen Stellen= 
vermittlern aud) in gleicher Weile unterjagt, Dienſtherrſchaften zur Entlaffung 


) In Heflen find die Gefindevermieter indbejondere verpflichtet, über alle ihre Ver— 
mittlung anſprechenden Dienjtboten alöbald bei den Ortöpolizeibehörden Auszüge aus den 
dort geführten Dienitbotenregijtern zu erheben und auf Verlangen den Dienjtgebern vor— 
zulegen (val. 86 Abi. 2). 

2, Preugen Ziff. 7; Sadien 86; Baden 89 lit. a.; Heſſen 87T; Hamburg $ 9. In 
Rürttemberg jehlt eine einichlägige Beitimmung. 

2) Vgl. auch $ 18 der revidierten Geſindeordnung (G. V. Bl. 1898 ©. 111). 

) Hamburg verbietet die Vermittlung einer Stelle an Berjonen, welde im 
Hamburgiihen Staatdgebiete wohnen, und nicht durch polizeilihen Meldeichein legitimiert 
find. Bon den nicht auf Hamburgiihem Gebiete wohnhajten Berfonen verlangt es, daß 
fte fich durch Abzugsatteft oder durch jonjtige Papiere legitimieren und die Legitimations— 
papiere bei jedem Auftrag vorlegen. Ammen darf der Dienit nur dann vermittelt werden, 
wenn das im & 4 der Dienftbotenordnung vom 7. Dez. 1895 vorgeichriebene ammenärztliche 
Attejt vorgelegt wird. 

®) Preußen Ziff. 7; Sadien $ 6; Heilen $ 7; vgl. auch bürgerliches Geſetzbuch $ 113, 

*, Preußen Ziff. 9; Bayern $ 7 Abi. 3; Sadien $ 7; Württemberg 81 Ziff. 2; 
Baden $ 9 lit. b; Helen $ 8; Hamburg $ 12, 

2* 


20 Schanz. Die Regelung des gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes 


von Dienftperjonal oder zur Verlegung des Arbeits: oder Dienftvertrags zu be: 
ftimmen oder zu beeinflußen.”) 

Beſonders bemerkenswert ift in diefem Zujammenhang noch eine Spezial: 
beftimmung von Preußen (Ziff. 10) und Sachſen ($ 8). Darnach dürfen Gefinde: 
vermieter und Stellenvermittler mit Perjonen, denen fie eine die Erwerbstätigkeit 
des Dienftverpflichteten vollftändig in Anſpruch nehmende Stellung vermittelt 
haben, erft dann wegen Beihaffung einer anderen Stellung in Verbindung 
treten, wenn der erite für das beftehende Dienft: oder Arbeitäverhältnis maß— 
gebende Kündigungstermin verftrichen ift. Eine Ausnahme hiervon greift nur 
für den Fall Platz, daß ein gejeglicher Grund für das Verlafjen der Stellung 
nachgewiejen wird. 

III. Zu den von ber Gewerbeordnung und der Begründung zum Entwurfe 
der leßten Gewerbenovelle in Anregung gebrachten Punkten kommt eine Reibe 
von fragen, melde die Einzelftaaten auf Grund eigener Er: 
fahrungen geregelt haben. Es jind die insbejondere Vorjchrijten über 
die Verpflichtungen der Stellenvermittler und Gefindevermieter bei Ausübung 
ihres Gemwerbebetriebs, über die Einrichtung und Führung der Geichäftsbücher, 
über Gebührenforderungen und über polizeiliche Beauffihtigung und Kontrolle 
des Gewerbebetriebs. 

1. Die Berpflidtungen der gewerbömäßigen Stellenver:- 
mittler bei Ausübung ihres Betriebes find in den Ausführungdvor: 
ichriften eingehend normiert. 

Zunächſt eriftieren in faft jämtlichen Staaten Vorſchriften über die Stell: 
vertretung und Beihäftigung des Hülfsperjonals, die im mejent: 
lichen inhaltlich übereinftimmen.”) Sämtliche Ausführungsvorichriften gehen von 
dem Grundjag aus, daß der Geichäftsinhaber feine gewerbliche Vermittlungs: 
tätigfeit in der Regel perjönlich ausüben jol. Benötigt er eine Steflvertretung, 
jo entjcheidet über deren Zuläffigkeit nad $ 47 Abi. 1 der Reichsgewerbeordnung 
diejenige Behörde, welche die Erlaubnis zum Betriebe des Gewerbes zu erteilen 
bat. Dabei machen die Ausführungsvorichriften feinen Unterſchied, ob der Ge— 
ihäftsbetrieb vor oder nad) dem nfraftreten der legten Gemwerbenovelle begonnen 
wurde. Nur Preußen mißt dem Beitpuntt des Gejhäftsbeginns eine Bedeutung 
bei, indem es für die vor der Novelle entitandenen Betriebe ausnahmsweiſe eine 
Zuftändigfeit der Ortspolizeibehörden begründet. Die Beihäftigung von Hülfs- 
perjonal (Gehülfen, Lehrlingen, Agenten) einichließlicd der Familienangehörigen 
ift in den einzelnen Bundesjtaaten nicht dem freien Belieben der Gewerbetreibenden 
überlajfen, jondern an eine Mitwirkung der Auflichtsbehörden gebunden. Im 
Bayern und Baden ift die Annahme von Hülfskräjten der Behörde anzuzeigen, 
welde dann im Falle der Unzuverläffigfeit der angenommenen Perjonen das 
Erforderliche zu verfügen hat. Preußen, Sachſen und Hamburg dagegen ver: 
langen die Erholung einer fürmlichen jederzeit widerruflichen Erlaubnis, die nur 
erteilt werden fann, wenn die in Trage fommenden Perjonen die für den Ge— 
ichäftsbetrieb erforderliche Zuverläſſigkeit befiten. 

Verſchiedene Anordnungen der landesgejeglihen Ausführungsvorichriften 
beichäftigen fid;) mit dem Geſchäftslokale der Gefindevermieter und Stellen- 


i — Ziff. 9; Bayern $ 7 Abi. 3; Sachſen $ 7; Baden $ 9 lit. c; Ham— 
urg $ 12. 

) Preußen Ziff. 6; Bayern $6 Abi. 1 u. 2; Sadien $ 13; Baden $ 8 Abſ. 1; 
Hamburg $ 3. In Württemberg und Heſſen fehlen diesbezügliche Vorjchriften. 
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vermittler. Das Gejchäftslofal diefer Gewerbetreibenden fällt an fich, da es nicht 
einen offenen Laden bildet, nicht unter $ 15a der Reichägewerbeordnung. Der: 
idiedene Staaten haben darin eine Lüde empfunden und in ihre Ausführungs: 
vorichriften eine dem genannten Paragraphen entipredende Beitimmung aufs 
genommen. Zu diejen Staaten gehören ‘Preußen (Ziff. 4), Sachſen ($ 1 Abi. 1) 
und Hamburg ($ 4. Sie legen den Gefindevermietern und Stellenvermittlern die 
Verpflichtung auf, ihren (Familiennamen und mindeitens einen ausgejchriebenen Bor: 
namen nebit dem unverfürzten Zuſatz „Befindevermieter“ oder „Stellenvermittler“ 
in deutlich lesbarer Schrift an der Straßenfeite des von iynen benußten Hauſes nahe 
dem Hauseingang anzubringen. Dabei verbieten die genannten Staaten aber alle 
weiteren, auf eine Täufhung des Publikums abzielenden Beijäge. Insbeſondere 
darf die Beizeichnung „Eonzeiftoniert” oder eine ähnliche Ausdrucksweiſe nicht in 
Anwendung gebracht werden. Die jächfiiche Verordnung hebt auch noch aus: 
drücklich hervor, daß alle unperjönlichen Bezeichnungen wie „Maädchenſchutz“, 
„Mädchenheim” u. dgl. zu vermeiden find. Weiterhin findet ſich in den Aus: 
führungsvorſchriften von Bayern ($ 15), Sachſen ($ 5), Württemberg ($ 4) 
und Baden ($ 14) eine Borichrift, welche ſich an $ 14 Abi. 2 Sat 2 ber 
Reichögewerbeordnung anlehnt. Darnach haben Gefindevermieter und Stellen: 
vermittler bei der Eröffnung ihres Gewerbebetriebes das Lokal desjelben, ſowie 
jeden ſpäteren Wechſel des leßteren der zuftändigen Orts: bezw. Diſtriktspolizei— 
behörde anzuzeigen. Auch in Hamburg ($ 5) ift jede Verlegung des Geichäfts: 
lokals und die Einftellung des Geichäftsbetriebes jojort bei der Behörde an 
zumelden. Eine dritte mit dem Geichäftslofale in Verbindung ftehende Vor: 
ihrift, die in fait jämtlihen Staaten’) Geltung hat, will dem Publikum 
Gelegenheit geben, fi) von den auf dem Gebiete des gewerbsmäßigen Arbeits: 
nahmeijes beftehenden Vorſchriften bei Abſchluß von VBermittlungsgeichäften jeder: 
zeit Kenntnis zu verihaffen. Zu dem Ende iſt die Einrichtung getroffen, daß 
die Vorichriften über den Geſchäftsbetrieb der Gefindevermieter und Stellen: 
vermittler im Geſchäftslokale aufzulegen oder auszuhängen find. 


Ein weiterer hier einichlägiger Punkt, gegen den ſich die landesgejeglichen 
Ausführungsvorichriften richten, betrifft die ſchwin delhafte Reklame. Die 
diesbezüglichen Vorichriften ”) weiſen eine jehr verichiedenartige Faſſung auf. 
In einigen Staaten wird der allgemeine Grundiag an die Spite geftellt, daß 
die Geihäftsanfündigungen der Gefindevermieter und Stellenvermittler den 
Tatſachen entiprehen müſſen. Im einzelnen führen jodann die Erlaſſe von 
Preußen und Hamburg aus, daß alle wahrheitswidrigen Angaben über ‚die 
Zahl und Art der offenen Stellen oder ftellefuchenden Perjonen verboten find. 
Die anderen Staaten heben hervor, daß die öffentliche Geſchäftsankündigung 
offener Stellen und Dienfte durch Zeitungen und auf anderem Wege nur 
dann zuläffig ift, wenn duch die Geichäftsbücher nachweisbare Aufträge für 
diefe Stellen vorliegen. In faſt jämtlichen Staaten ift ferner beftimmt, daß 
auf allen Anzeigen in Zeitungen, Anichlägen, Neklamezetteln u. dgl. Name, 
Stand und Wohnung des ankündigenden Gefindevermieters und Stellen: 
vermittlerd angegeben werden muß. Baden endlich gedenft bei jeinen Bes 
fimmungen über die Reklame noch bejonders des Schußes des öffentlichen 





’) Preußen Ziff. 22; Bayern $ 17; Sachſen $ 20; Baden $ 16; Hamburg $ 18. 
——— Ziff. 5; Bayern $ 4; Sachſen $ 10; Baden $ 6; Heilen $ 10; Ham— 
burg $ 4. 
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Arbeitsnachweiſes und unterfagt den Gebraucd aller Bezeichnungen, welche ben 
Anſchein einer gemeinnüßigen Dienft: oder Stellenvermittlung erweden können. 


Die meiften Bunbdeöftaaten ') haben auch Vorfchriften, welche den Wrbeit- 
juchenden gegen unbefugte Netentiond= und Pfandrechte der Stellen- 
vermittler ſchützen. Sie verbieten den Gefindevermietern und Stellenvermittlern 
die Vorenthaltung von Dienftbüchern, Meldeicheinen, Legitimationspapieren und 
jonftigen PBopieren wider Willen des Stellefuchenden und jchließen gleichzeitig 
die Ausübung eines Zurückbehaltungs- oder Pfandredhts an dieſen Gegen: 
ftänden aus. 


Die Vermittlungstätigfeit jelbit bildet in den mannigfachſten 
Beziehungen den Gegenstand landesgefeglicher Normen. Hier find zunächſt einige 
Vorſchriften zu erwähnen, welde fi auf die Ausfunfterteilung beziehen. 
In Bayern ($ 5) und Baden (8 7) find die zu vermittelnden Stellen den Bes 
werbern unter Angabe der Art des Dienftes oder der Stelle, des Namens, Standes 
und MWohnorts der Dienftherrichaft, der beitimmten Lohnbezüge, der allenfalls 
beftimmten Dauer des Dienftverhältniffes, endlich der Zeit des Dienftantritts, 
jowie etwaiger bejonderer Anſprüche und Vertragsbeſtimmungen genau zu be= 
zeichnen. In gleicher Weife find die zu vermittelnden Stellefuchenden den Dienit- 
gebern unter Angabe von Namen, Beruf, Alter, Geburtsort, Yyamilienjtand, der 
früheren Arbeitsjtelle, jowie der Lohn: und jonftigen Ansprüche zu beichreiben. 
Auf Verlangen find den Kunden die bezüglichen Einträge in den Geſchäfts— 
büchern, ſowie etwa übergebene Dienſtbücher und Zeugniſſe zur Einficht vor— 
zulegen. In Sachſen ($ 11), Baden ($ 7) und Heſſen (5 9) wird den Gefinde- 
vermietern und Gtellenvermittlern unterjagt, den ihre Dienfte in Anſpruch 
nehmenden Perfonen über die perjönlichen Verhältniffe der Dienſt- oder Arbeit: 
geber, jowie der Dienft: oder Arbeitnehmer, ferner über die Art des Dienjtes 
oder die Höhe des Lohnes eine Auskunft zu erteilen, von der fie willen oder 
annehmen müffen, da fie den tatſächlichen Verhältniſſen nicht entipridt. ine 
weitere Vorichrift, die ji jedoch mur in Bayern (5 I Ab}. 1) und Baden (S 11 
Abi. 2) findet, regelt den Verfehr mit auswärtigen Vermittlungs— 
geihäften. Mit joldhen dürfen die Gefindevermieter und Stellenvermittler 
dann nicht in Werbindung treten, wenn fie ihnen von der Polizeibehörde ala 
unzuverläfftg bezeichnet find. Beſonderes Intereſſe wird von den Ausführungs= 
vorjchriften der Vermittlung von Stellen im Auslande an weib- 
lihe Perjonen wegen der hier drohenden fittlihen Gefahren entgegen= 
gebracht. Nach den Beftimmungen von Bayern ($ 9 Abi. 2), Sadjen ($ 6 
Abi. 2) und Baden ($ 11 Ab. 3) haben die Gefindevermieter und Stellen= 
vermittler bei derartigen Etellenvermittlungen alle Verbältniffe mit bejonderer 
Sorgfalt zu erheben, um Echädigungen, namentlid in fittlicher Beziehung fern: 
zuhalten, und bei Minderjährigen außerdem den Nachweis der Zuſtimmung des 
geieglichen Vertreters zur Annahme einer ausländiichen Stelle fid zu verihaffen. 
In Preußen (Ziff. 12) und Sachſen ($ 6 Abi. 3) haben die Gejindevermieter 
und Stellenvermittler der Ortäpolizeibehörde nad) näherer Anweiſung regel- 
mäßig Verzeichniffe der vermittelten Stellen einzureichen. Die Verpflichtung zur 
Vorlage von PVerzeichniffen befteht übrigens in Preußen und Sachſen nit nur 
bei Vermittlung ausländiicher Stellen an weibliche Perjonen, jondern auch bei 


ı) Preußen Ziff. 8; Bayern $ 10; Sachſen $ 12; Baden $ 5 Abi. 4; Dame 
burg $ 13. 
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Vermittlung von Stellungen für Kellnerinnen und jonftige in Schanfräumen 
tätige weibliche Angeitellte, jowie für Ammen im Inland. Einen leßten hieher 
bezüglihen Punkt bildet der in Preußen (Ziff. 13) und Hamburg ($ 10) ein- 
geführte Ausweis. Es ift dies eine Einrichtung von nicht zu unterichäßender 
Bedeutung; er dient nämlich zur Klarftellung der Dienftverhältniffe bei etwaigen 
Streitigkeiten zwiichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer oder zwiichen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer einerjeits und Stellenvermittler andererjeitt. Der Ausweis 
it bei jeder Vermietung oder Wermittlung von dem Gefindevermieter und 
Stellenvermittler, jowohl dem Dienftberechtigten ala auch dem Dienftverpflichteten 
auszuftellen. Inhaltlich bietet er in beiden Staaten übereinstimmend Aufihluß 
über folgende Puntte: ’) 

a) Bor: und Zuname bes Dienftberedhtigten, 

b) Vor: und Zuname des zur Dienftleiftung Verpflichteten, 

ce) Art der Dienitleiftung, 

d) Tag des Dienfteintritts, 

e) Kündigungsftift, 

I! Gehalt oder Lohn. 

2. In jämtlihen Staaten beftehen eingehende Vorjchriften über die Ein— 
tihtung und Führung der Geſchäftsbücher“. Am Gegenjag zum 
bisherigen Rechtszuftande haben nunmehr alle Staaten das Zweibuchſyſtem 
gewählt, wonah für Stellefuchende und für Arbeitgeber ein gejondertes Buch 
zu führen ift”). Mit diefer für eine wirfiame Kontrolle geradezu unerläßlichen 
Trennung der Liſten ift jeßt aud) auf dem Gebiete des gewerbsmäßigen Arbeits- 
nachweiſes eine Einrichtung geichaffen, wie fie bei den öffentlichen Arbeitänad- 
meiäftellen ſich ſchon ſeit längerer Zeit bewährt hat. Preußen ($ 1) hat noch 
eine weitere Spezialifterung vorgefehen; es beitimmt nämlid, daß für männ— 
lihe und weibliche Perſonen getrennt Bücher geführt werden fünnen. 

Der Inhalt der Geſchäftsbücher ijt in den einzelnen Staaten ver— 
ihieden geregelt. 

Das Geihäftsbuh für Stellefuhende enthält in allen Staaten fol: 
gende Rubriken: ortlaufende Nummer; Datum der Anfrage oder des Auf: 
trags; Bor: und Zuname, Alter und Geburtsort des Dienftboten oder Ar: 
beiterö; derzeitige oder lettvorangegangene Stelle; Wohnung des Dienftboten 
oder Arbeiters; Art der angebotenen Dienftleiftung; Betrag und Zahlung der 
Vermittlungsgebühr und der Auslagen; Bemerkungen. Außerdem werden in 
den meilten Staaten in dem Geſchäftsbuch verzeichnet der Familienſtand des 
Stelfefuchenden, der Zeitpunkt, zu welchem die Stellung gejucht wird, der Betra 
der beanſpruchten Vergütung bei nachgewieſener Stellung, Name, Stand =. 
Wohnung des neuen Dienftberechtigten unter Verweiſung auf das Geſchäftsbuch 

) Bgl. dad den Ausführungsbeitimmungen von Preußen und Hamburg bei— 
gegebene Formular C. 

» Preußen Ziff. 1-3, Ziff. 21—22, Formulare A und B; Bayern 88 13, For: 
mulare A und B; Sadjien $1 Abi. 2—4, 8S 24, $ 20, VBordrude A und B; Württem- 
berg 8 5; Baden 88 1—5; Heflen 88 19—22, Formulare A und B; Hamburg 88 6-8, 
Anlage A und B. 

®) Hinfichtlih des Ein buchſyſtems vgl. z B. Ziff. 1—4 der bayeriichen Minifterial- 
delanntmachung vom 28. Juli 1879, den Gewerbebetrieb der Gefindevermieter betr. (G. V. Bl. 
©. 709) und IV. Geihäjtsbericht des Städtiihen Arbeitsamts Würzburg ©. 37. — Ueber 
die Serttäßrung der bisherigen Geihäftsbücher vgl. Preußen Ziff. 21 S. 2 und Sadjjen 


IE. 
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für Arbeitgeber, jowie der Zeitpunkt des Dienitantritts. Preußen, Sadjen, 
Heflen und Hamburg verlangen auch Angabe der Religion des Stellefuchenden, 
Preußen und Sadjen genaue Angabe de3 letzten Dienftberechtigten, Angabe der 
Behörde, welche das Gefindebud und das Arbeitsbuch ausgeitellt hat unter Bei- 
fügung des Ausftellungstages und Angabe, in welcher Weile Erfundigungen 
über das Dienftverhältnis des Auftraggeberd eingezogen wurden. Bayern hat 
je eine Spalte für die Zurüdnahme des Auftrags und den Zeitpunkt der Ge- 
Ihäftsvermittlung. In Helfen gibt das Geichäftsbuch auch über die Ermächtigung 
bes gejeglichen Vertreters, jorwie über die Erholung des Auszugs aus den Dienit- 
botenregiftern Auskunft. 

Aehnlich wie das Geſchäftsbuch für Stellefuchende ift auch das Geichäfts- 
buch für Arbeitgeber eingerichtet. Es enthält in allen Staaten folgende 
Rubriken: Fortlaufende Nummer; Datum der Anfrage oder des Auftrags; Name, 
Stand und Wohnort des eine Stelle Anmeldenden; Art des geſuchten Dienites 
und Termin des Eintritts; Betrag und Bezahlung der Bermittlungsgebühr 
jowie der Auslagen ; Bemerkungen. Außerdem wird auch in den meiſten Staaten 
eingetragen der Betrag der zugefiherten Vergütung (Lohn oder Gehalt); ferner 
für den Fall erfolgter Nachweilung eines zur Dienftleiftung Verpflicyteten Vor: 
und Zuname dieſes Dienjtverpflichteten unter Verweiſung auf das Geihäftsbuch 
für GStellejuchende jowie die Zeit des Dienjtantritts. Preußen und Sadjjen ver: 
langen auch die Angabe, in welcher Weile die Erfundigungen über die Dienſt— 
verhältniffe des Auftraggebers eingezogen wurden und die Angabe der Kündigung 
frift. Bayern hat wieder je eine Spalte für die Zurüdnahme des Auftrags 
und für den Zeitpunkt der Dienjtvermittlung. 

In Betreff der äußeren form und Behandlung der Ge— 
Ihäftsbüder find in den einzelnen Staaten faft volljtändig übereinitimmende 
Vorichriften erlaffen worden. Die Bücher müſſen dauerhaft gebunden und mit 
fortlaufenden Seitenzahlen verjehen jein. Site find, bevor fie in Gebrauch ge: 
nommen werden, der Behörde zur Prüfung und Beglaubigung einzureichen. 
Die Einträge find deutlich mit Tinte einzujchreiben. Es dürfen weder Rajuren 
vorgenommen, noch Eintragungen unlejerlidd gemacht werden. Das Heraus— 
nehmen oder Zuſammenkleben von Blättern, ſowie das Einheiten neuer Blätter 
ilt unterfagt. In Preußen und Sachſen beſteht noch die Vorichrift, daß jedem, 
in Gebrauch befindlichen Geſchäftsbuch ein Abdruck der Vorſchriften über die 
gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung vorgeheitet jein muß. 

Für Geihäftsbüdjer, die nicht mehr benüßt werden, gelten im allgemeinen 
in jämtlichen Staaten übereinjtimmende Vorſchriften. Solche Geſchäftsbücher 
find unter Angabe de3 Datums abzuichliegen und der Behörde zur Beftätigung 
des Abichluffes vorzulegen. Die Behörde hat nad) erfolgtem Abichluß die Ge- 
ihäftsbücher zur Aufbewahrung an die Gefindevermieter und Stellenvermittler 
hinauszugeben. Nach dem Abſchluß dürfen weitere Eintragungen in die Ge- 
ihäftsbücher nicht mehr gemacht werden. Das Nämliche gilt, wenn der Geichäfts- 
betrieb eingejtellt wird. Hinfichtlich der Frage, wie lange abgeſchlofſene Geichäfts- 
bücher aufzubewahren find, gehen die einzelnen Staaten verichiedene Wege. Heſſen 
verlangt mindeitens ein Jahr, Hamburg zwei Jahre, Preußen zehn Jahre, 
Sadjien ebenfalls zehn Jahre.) Bayern, Württemberg und Baden beftimmen 

Sachſen ($ 4 Abi. 3) verlangt nicht nur die Aufbewahrung der Geichäftsbücher, 


fondern auch der fonjtigen, da8 Bermittlungsaeichäft betreffenden Schriftſtücke (Briefe u. dgl.), 
kürzt aber für die legteren die Dauer der Aufbewahrungsfrijt auf drei Jahre. 
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bie Dauer der Aufbewahrungspflicht nicht durch abjolute Zahlenangaben und 
tragen hierdurd den Bedürfniffen des Einzelfall in höheren Made Rechnung ; 
fie jchreiben vor, daß Geſchäftsbücher nur mit Genehmigung der Behörde ganz 
oder teilweije vernichtet und aus den Gejhäftsräumen entfernt werden bürfen. 


Was die Führung der Gejhäftsbücher anlangt, jo find hier bie 
Vorſchriften in den einzelnen Staaten etwas verfchieden. für alle Staaten 
wird man wohl annehmen dürfen, daß die Verantwortung für die ordnungs— 
mäßige Führung der Geihäftsbücher den Gefindevermieter und Stellenvermittler 
auch dann trifft, wenn er Hilfskräfte heranzieht. Es ift dies ein Sat, der ſich 
aus der Stellung des gewerbömäßigen Stellenvermittlers von jelbit ergibt, aber 
aud in den Ausführungsporjchriften von Preußen und Sadjen ausdrüdlid) Er: 
wähnung gefunden hat. 

Hinfihtlih der Einträge enthalten zunächſt die Ausführungsvorichriften 
von Preußen, Sachſen und Baden Beltimmungen über die Spradie. Sie ver: 
ordnen, daß Einträge in die Geſchäftsbücher nur in deuticher Spradye bewirkt 
werben dürfen. 

Im übrigen beftehen in den meilten Staaten über die Vornahme von 
Einträgen folgende Vorſchriften. Die Gefindevermieter und Stellenvermittler 
haben die ihnen erteilten Aufträge im Laufe des Tages, an weldem fie ein- 
gehen, in der Reihenfolge des Eingangs unter fortlaufender Nummer vollitändig 
einzutragen. In gleicher Weile haben fie audy die Erledigung der Aufträge, 
jowie den Eingang der Zahlungen neben der erjten Eintragung in den ent: 
iprechenden Spalten zu verzeichnen und zwar im Laufe des Tages, an welchem 
der Eintrag erledigt wird oder die Zahlung eingeht. Bayern und Helfen haben 
etwas abweichende Vorſchriften. Die Einträge in die Geihäftsbücher find hier, 
ſoweit fie ſich auf die Perfon des die Vermittlung in Anſpruch Nehmenden 
und die Art der zu bejeßenden oder geiuchten Stelle beziehen, jofort nad) Er: 
teilung des Vermittlungsauftrags, die perſönlich oder mündlidy erfolgen kann, 
im übrigen nad) Abſchluß des vermittelten Gefinde: oder Dienitvertrags zu 
bewirken. Kommt ein Vertrag nicht zuftande oder wird der erteilte Auftrag 
zurüdgenommen, jo ift diejed zu vermerken. Tür jchriftlihe Aufträge beiteht 
in Bayern noch die Vorſchrift, daß fie alles zum Eintrag Erforderliche enthalten 
müflen, widrigenfall3 fie zur Ergänzung zurücdzugeben find. In den Vorſchriften 
von Sadjen, Württemberg und Baden wird nod der Fall berüdfichtigt, daß 
von einem Dienftberehtigten oder Arbeitjuchenden Legitimationspapiere, Zeug: 
niffe, andere Papiere und jonjtige Gegenstände hinterlegt werden und bejtimmt, 
daß dies fogleih unter genauer Bezeichnung der hinterlegten Objekte in der 
Rubrik „Bemerkungen“ zu notieren ift. Baden trifft dabei bejondere Vor: 
fehrungen über geeignete Verwahrung. 

Nicht unerwähnt in diefem Zufammenhang darf eine Beltimmung Hamburgs 
bleiben, welche die eigenartig gelagerten Verhältniſſe der Iheateragenten in Rüd: 
fiht zieht und daher den Behörden die Befugnis einräumt, für die Buchführung und 
Ausstellung der Ausweiſe jeitens der Theateragenten Abweichungen zuzulafien.‘) 

3. Belonderes Intereſſe erwecken die Vorichriften über das Gebühren: 
weſen, weil dieje Materie in den einzelnen Bundesftaaten die verichiedenartigite 
Behandlung erfahren hat. 


V Hamburg 87 Sap 3. 


26 Schanz. Die Regelung des gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſes 


Den Ausgangspunkt bildet hier der durch die Novelle vom 30. Juni 1900 
eingeltellte $ 75 a der Reichsgewerbeordnung. Derjelbe lautet: 


„Die Gefindevermieter und Stellenvermittler find verpflichtet, das Ver— 
zeichnis der von ihnen für ihre gewerblichen Leiftungen aufgeftellten Taxen der 
Ortspolizeibehörde einzureichen und in ihren Geichäftsräumen an einer in die 
Augen jallenden Stelle anzuichlagen. Dieſe Taren dürfen zwar jederzeit ab- 
geändert werden, bleiben aber jolange in Kraft, bis die Abänderung der Polizei= 
behörde angezeigt und das abgeänderte Verzeichnis in den Geihäftsräumen an— 
geichlagen iſt. 


Die Geftndevermieter und Stellenvermittler find ferner verpflichtet, dem 
Stellenfuchenden vor Abſchluß des WVermittlungsgeichäftes die für ihn zur Ans 
wendung fommende Taxe mitzuteilen.“ *) 


Die einzelnen Bundesftaaten bauen auf Grund der ihnen in $ 38 Abi. 3 
der Reichögewerbeordnung eingeräumten Gefeßgebungsbefugnis den erwähnten 
5 75a weiter aus und treffen außerdem'nod) zahlreiche andere auf das Gebühren 
wejen bezügliche Vorichriften. 


Zunächſt hat der $ 75a der Neichögewerbeordnung in $ 16 Abj. 2 der 
Hamburger Vorjchriften eine zwedmähige Erweiterung dahin erfahren, daß nicht 
nur dem Stellefuchenden, jondern, im falle die Gebühr von einem Dienſt— 
beredhtigten entrichtet wird, aud) dieſem die Tare vorher mitzuteilen it. Im 
übrigen haben ji) die Bundesftaaten damit befaßt, nähere Anordnungen über 
das in dem zitierten $ 75a vorgefehene Gebührenverzeihnis zu erlajien. 
Nach $ 17 der Hamburger Vorichriften müffen die in dem Verzeichnis bejtimmten 
Säße im deutlicher und erſchöpfender Weiſe angeben, von wen, für melde 
Leiltungen, welche und in welder Höhe Gebühren zu entrichten find und müſſen 
bei der Berechnung derjelben die Gebühren von Forderungen für andere Leitungen 
oder Lieferungen getrennt gehalten werden. Aehnlich ift die Beftimmung des $ 6 der 
MWürttemberger Minifterialverfügung. Darnad) muß das Gebührenverzeichnis in er= 
Ihöpfender Weiſe angeben, welche Taxen von den Arbeitgebern und welche von 
den Arbeitnehmern, jowohl für erfolgreihe als auch für erfolglofe Vermitt— 
lungen erhoben werden. Zu den Zaren gehören auch die in Averjalbeträgen 
bejtimmten Vergütungen für Inſerate und für andere Auslagen des Geſinde— 
vermieterd oder Stellenvermittlers. Auch Baden enthält eine einjchlägige Vor: 
ſchrift. Nah 8 12 der badilchen Verordnung muß das von den Geſinde— 
vermietern und Stellenvermittlern aufgeftellte Verzeichnis in deutlicher, beitimmter 
und erichöpfender Weile angeben, weldye Zaren für die einzelne Geichäftsleiftung 
erhoben werden; die bloße Bezeichnung eines Mindeſt- oder Höchſtbetrags der 
Taxe ift nicht genügend. In Heſſen ($ 18) unteriteht das Gebührenverzeichnis 
nod) einer beſonders ausgedehnten Kontrolle. Es ift am erften Tage eines jeden 
Stalendervierteljahrs, ſowie außerdem jedesmal binnen acht Tagen nad) vorges 
nommener Veränderung der Ortäpolizeibehörde vorzulegen, welche auf Koften der 


. *) Bon diejer Vorſchrift weicht die einjhlägige Beitimmung ded am 1. April 1903 
in Kraft tretenden Geſetzes betr. die Stellenvermittlung für Sciffleute vom 2. Juni 1902 
jehr mwejentlich ab. Nach SA Abi. 1 des genannten Geſetzes werden die den Stellenver- 
mittlern für Schiffsleute zufommenden Gebühren durch Taren bejtimmt, welhe von den 
Landesregierungen oder den von dieſen bezeihneten Behörden nad 
Anhörung von Bertretern der Stellenvermittler, der Reeder und der 
Schiffsleute fejtgejegt werden. 


in den größeren deutihen Bundesftaaten. 27 


zur Vorlage Verpflicjteten eine Veröffentlichung in den die amtlichen Bekannt: 
machungen enthaltenden Lofalblättern vornimmt. 

Die Forderungen, welde den Gefindevermietern oder Stellenvermittlern 
aus ihrer Vermittlungstätigfeit erwachſen, zerfallen in eigentlihe Gebühren 
und Auslagen. 

Im Vordergrunde der Gebühren fteht die jog. Bermittlungsgebühr. 
Dieſe Gebühr entipricht der Mäklergebühr des S 652 des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs und ift, wie dieſe zu entrichten, wenn infolge des Nachweiſes oder infolge 
der Bermittlung des gewerbömäßigen Stellenvermittlerd ein gültiger Vertrag 
zuftande gefommen ift. Das Zuftandefommen eines gültigen Vertrags ijt un: 
erläßliche Vorausfegung für die Entjtehung der Gebührenforderung, wie auch in 
verichiedenen Ausführungsporichriiten noch beſonders betont wird. So heißt es 
in $ 8 der bayeriichen Bekanntmachung und in $ 13 der badijchen Verordnung, 
dat eine Vermittlungsgebühr nur dann erhoben werden darf, wenn die Ver: 
mittlung zum Abſchluß eines gültigen Dienftvertrags geführt hat. Ebenjo ges 
fteht die heifiiche Verordnung den Gefindevermietern und Stellenvermittlern ein 
Recht auf Gebührenerhebung nur für den Fall zu, daß der Dienft: oder Gefinde- 
vertrag infolge ihrer Tätigkeit zuftande gefommen ift, und jchließt jede ab- 
weichende Vereinbarung aus. 

Die Höhe der Vermittlungsgebühr wird durch das Tarenverzeichniß be= 
ftimmt. Die Gebundenheit der Gefindevermieter und Stellenvermittler an den 
Tarif ift reichägejeglich durd; den $ 148 Abi. 1 Ziff. S der Reichsgewerbeordnung 
jeftgelegt, wird aber in einzelnen Ausführungsporichriften nod) beſonders hervor— 
gehoben. Nach $ 8 der bayerifchen Bekanntmachung darf eine andere Ent— 
lohnung als die im Gebührentarif vorgelehene Vergütung unter feiner Form 
gefordert oder angenommen werden. In Baden ($ 12 Abi. 5) und Heſſen ($ 14) 
it es den Gefindevermietern und Stellenvermittlern unterjagt, höhere Gebühren, 
als fie nad) dem Tarif zuläffig find, zu verlangen oder ihre bejondere Mühe: 
waltung von der Zahlung einer bejonderen Gebühr abhängig zu machen. 

Die VBerwandtihaft der Vermittlungsgebühr mit der Mäflergebühr hat in 
Baden zur Aufitellung einer auf $ 655 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bezug 
nehmenden Vorſchriſt geführt. Nach $ 13 Abi. 6 der Verordnung findet nämlid) 
$ 655 de3 Bürgerlichen Gejeßbucds Anwendung, wenn eine unverhältnismäßig 
hohe Vermittlungsgebühr vereinbart wurde. 

Die Ausführungsbeitimmungen von Preußen ($ 11) und Hamburg ($ 11) 
ſehen nod in gewiſſen Fällen eine Rüdzahlung der Vermittlungsgebühr vor. 
Die Rüdzahlung hat jtatt entweder auf Verlangen des Dienitberechtigten oder 
auf Verlangen des zur Dienftleiftung Verpflichteten. Der Dienftberechtigte kann 
die Vermittlungsgebühr zurüdiordern, wenn der Gefindevermieter oder Stellen: 
vermittler ihm gegenüber die Gewähr für beftimmte Eigenichaften des zur Dienft- 
leiftung Berpflichteten übernommen hat und fich herausitellt, daß der zur 
Dienftleiftung Berpflichtete die Eigenichaft nicht bejißt oder wenn der zur 
Dienftleiftung Werpflichtete die Stelle nicht antritt. Der zur Dienftleiftung 
Berpflichtete hat einen Anſpruch auf Rüdvergütung der entrichteten Vermittlungs— 
gebühr, falls der Gefindevermieter oder Stellenvermittler ihm beſtimmte 
Eigenichaften der ihm zugemiejenen Stellung zugefichert hat und ſich die 
Unrichtigfeit diejer Zufiherungen ergibt. Die Geltendmachung der Rüdzahlungs- 
anſprüche ift in jehr zweckmäßiger Weiſe zeitlich begrenzt, fie fünnen nur binnen 
zwei Wochen nad) dem Zeitpunkte, an welchem der zur Dienftleiftung Berpflichtete 
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den Dienit angetreten hat oder hätte antreten müflen, erhoben werden. Den 
Gelindevermietern oder Stellenvermittlern ift es unterfagt, die Anwendung diejer 
Beitimmungen durch Vertrag auszuſchließen. 

Neben ber Bermittlungsgebühr findet fi) in den Ausführungsbeitimmungen 
von Preußen (Ziff. 18 Abi. 2), Sachſen ($ 14 Abi. 2), Baden ($ 13 Abi. 2), 
Hefien ($ 16) und Hamburg ($ 16 Abi. 4) eine zweite Gebühr erwähnt, die 
jog. Einihreibgebühr. Es ift dies eine Vergütung, welche für die Eintragung 
im Geſchäftsbuch und die damit verbundene Uebernahme des Auftrags an den 
Stelfenvermittler bezahlt wirb.') 


Das Einichreibgeld hat aber in den genannten Bunbesitaaten feine ein: 
beitlihe Behandlung erfahren. Die Ausrührungsvorichriften von Preußen, 
Sachſen, Helfen und Hamburg haben jämtlich gegen das Einichreibgeld Stellung 
enommen und deifen Erhebung ausdrücklich unterjagt. Baden dagegen hat 
ch für den entgegengelegten Standpunkt entichieden und beitimmt, daß bei 
Entgegennahme des Auftrags von dem Auftraggeber eine im Zarif feitzufegende 
mäßige Gebühr für die Eintragung im Geſchäftsbuch erhoben werden darf. 


Es jragt fih nun, ob eine derartige verjchiedene Regelung mit den 
Vorichriften der Reichsgewerbeordnung vereinbar iſt. Die Gemerbeordnung hat 
allerdings an feiner Stelle eine ausdrüdliche Vorjchriit über die Erhebung des 
Einichreibgeldes aufgeftellt. Daraus folgt aber noch feineswegs, daß fie Die 
Regelung diefer Mlaterie vollitändig dem Ermeſſen der einzelnen Bundesitaaten 
überlaffen wollte. Vielmehr it aus $ 75a der Reichögewerbeordnung gerade 
das Gegenteil zu entnehmen. Dieje Geſetzesbeſtimmung verpflichtet die Gefinde: 
vermieter und Stellenvermittler, das Verzeichnis der von ihnen für ihre gemerb- 
lichen Leiftungen aufgeftellten Zaren der Ortöpolizeibehörde einzureichen. In 
ber Faſſung diefer Vorſchrift Fällt unwillkürlich auf, daß der Geſetzgeber dem 
Worte „Zaren“ die Wendung „Für ihre gewerblichen Leiftungen aufgejtellt“ 
beigefügt hat. Daß diefe Beifügung nicht lediglich eine pleonaftijche, nichts 
weiter bejagende Ausdrucksweiſe ift, kann bei dem Beftreben der modernen 
Gejeßgebung nad) möglichſt prägnanter Diktion nicht wohl angenommen werden. 
Andererfeits it aud etwa die Annahme undenkbar, daß der Gejehgeber die für 
die gewerblichen Leitungen aufgeftellten Zaren in Gegenjag zu den übrigen 
Zaren jtellen wollte. Man käme jonit zu dem geradezu abjurden Ergebnis, 
daß der Geleßgeber die Taren, denen eine gewerbliche Leitung als Wequivalent 
nicht entipricht, gegenüber den Zaren für gewerbliche Leitungen bevorzugte, 
indem er die erfteren von jeglicher polizeilichen Kontrolle freiließ. Es fann 
$ 75a der NReichögewerbeordnung nur dahin veritanden werden, dab der Reichs: 
gejeggeber, der im allgemeinen die Aufftellung der Taxen vollftändig dem 
Ermefjen der Gemwerbetreibenden überlaflen hat, das Recht der Selbittarierung 
dadurch einichränfen wollte, daß er den Gefindevermietern und Stellenvermittlern 
die Erhebung von Zaren nur als Entgelt gewerblicher Leiitungen zuerfannte. 


1) Nähere Umſchreibungen des Begriffs finden fih nur in den Ausführungs— 
beftimmungen von Baden und Helen. Baden bezeichnet in $ 13 Ab. 2 die Einjchreib- 
ge als eine Gebühr für die Eintragung im Geſchäftsbuch. In $ 16 der heſſiſchen 

erordnung dagegen wird Die Einfchreibgebüßr definiert als eine Vergütung für Ueber— 
nahme des Vermittlungsauftrags. Die Staaten Preußen, Sachſen und Hamburg enthalten 
feine Begriffsbeitimmungen de3 Einfchreibgeld8; man wird aber nicht fehlgehen in der 
Annahme, dab auch fie das Einichreibgeld nad dem Wortlinne als eine Vergütung für 
die Einichreibung im Geſchäftsbuche anjeben. 
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Können aber Gefindevermieter und Stellenvermittler auf Grund der Reichs— 
gewerbeordnung lediglich Taxen für gewerbliche Leiſtungen aufftellen, jo entjällt 
für die Erhebung eines Einichreibgeldes jede rechtliche Grundlage; denn das 
Arquivalent. für das die Entrichtung einer Einichreibgebühr gefordert wird, 
bildet ja lediglih ein WBermittlungsauftrag, ein Auftrag zur Vornahme einer 
gewerblichen Leiftung, nicht aber eine gewerbliche Leiftung jelbit. Daraus folgt, 
daß eine verjchiedene Regelung der Einjchreibgebühr ſeitens der Einzelitaaten 
ausgeihloflen ift. Nur diejenigen Bunbdesftaaten befinden fi mit der Reichs— 
gewerbeordnung im Einklang, welche die Erhebung eines Ginjchreibgeldes 
verbieten. Die badiſche Verordnung aber, die fi für die Zuläfligfeit der 
Einihreibgebühr ausfpricht, verftößt gegen $ 75a der Reichögewerbeordnung 
und fann einen Anſpruch auf Geltung nicht erheben. Die Stellungnahme 
Badens erjcheint umjomehr befremdlich, als diejes Land von allen Bundesftaaten 
am engiten fi dem Mäflervertrag des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeichlofjen 
bat, das doch fein dem Einſchreibgeld entiprechendes Inſtitut kennt. 

Die bayerische Minifterialbefanntmahung enthält an feiner Stelle irgend 
mwelhe Beitimmungen, die auf die Zuläffigkeit der Erhebung von Einſchreib— 
geldern hinmeilen fönnten. Gleichwohl hat ſich die Praris für die Zuläffigkeit 
der Einjcreibgebühren ausgeſprochen.“) Der Begriff des Einichreibgeldes, von 
melden die bayerische Praris dabei ausgeht, dedt ſich aber nicht mit der in 
den bisher erwähnten Staaten vertretenen Auffaffung der Einjchreibgebühr. 
Nah der Minifterialentichließung vom 26. November 1901 wird nämlidy die 
Einihreibgebühr angejehen ala eine Entichädigung, welche dem Gefindevermieter 
oder Stellenvermittler in jenen fällen, in denen jeine Zätigfeit erfolglos ges 
blieben ift, für die auf den Abichluß eines Dienftvertrags gerichtete Dienitleiftung 
zugeſprochen wird. Diele Begriffsbeftimmung des Einfchreibgeldes wiberftreitet 
dem $ 75a der Reichögewerbeordnung nicht; denn auch die nicht erfolgreichen 
Bemühungen ftellen dod) immer eine gewerbliche Leiftung dar. Die Auffaffung 
des Einjchreibgeldes ala einer Vergütung für die erfolglofen Dienftleiftungen hat 
zur notwendigen Folge, daß das Einjchreibgeld dann ungerechtfertigt erjcheint, 
wenn eine Vermittlung tatſächlich zuftande fommt. Deshalb ſpricht die Ent: 
ihließung der Kal. Regierung von Unterfranten und Aichaffenburg, Kammer 
des Innern, vom 16. November 19U1 ausdrüdlic; aus, daß beim Zuftande- 
fommen eines gültigen Dienftvertrags das gezahlte Einjchreibgeld auf die Ver— 
mittlungsgebühr angerechnet werden muß. Ein Nachteil der bayerischen 
Einihreibgebühr liegt jedody darin, daß dieſe Gebühr im Gegenjag zu der 
Vermittlungsgebühr praenumerando entrichtet wird. Dadurch ift es dem 
Gefindevermieter oder Stellenvermittler ermöglicht, auch manchmal die Einjchreib- 
gebühr einzuftreichen, ohne bie geringften Anstrengungen für die Vermittlung 
eines Dienftes zu machen. In ſolchem Falle ftünde ja an ſich dem die Dienfte 
des gewerbsmäßigen Stellenvermittlers in Anſpruch Nehmenden eine Klage auf 
Rüdzahlung der entrichteten Gebühr zu, aber die Klage wird in den allermeiiten 
Fällen zu feinem Ziele führen, da der dem Kläger obliegende Nachweis, daß 
der Stellenvermittler ſich tatjächlicy nicht bemüht hat, nicht erbracht zu werden 
vermag. 

) Bgl. Entichließung des Kgl. Staatdminiiteriums des Annern vom 26. November 
1901 Nr. 24527; Entihliegungen der Kal. Regierung von Unterfranken und Nichaffenburg, 
Rammer ded Innern, vom 16. November 1901 Nr. 22521 und vom 30. November 1901 
Kr. 25559; V. Geichäftsbericht des Städtifhen Arbeitgamtes Würzburg ©. 37. 
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Auch die württembergijche Minifterialverfügung hat glei) der bayeriichen 
Bekanntmachung feine Beitimmungen über Einichreibgebühren. Diejelbe gejtattet 
aber in $ 6 den Gejindevermietern und Stellenvermittlern, Gebühren für erfolg: 
loſe Wermittlungen zu erheben. Rechtlich find diefe Gebühren im Hinblick auf 
$ 75a der Neichögemwerbeordnung nicht zu beanjtanden. Ihre praftiiche Durch— 
führung dagegen dürfte manche Schwierigkeiten bereiten. Eine Erhebung der 
Gebühr praenumerando würde ganz ebenjo wie die bayeriiche Einjchreibgebühr 
die Möglichkeit in ſich Ichließen, daß die Entrichtung ohne entſprechende Gegen— 
leiftung erfolgt. Bei einer postnumerandosZahlung dagegen hätte der Gejinde: 
vermieter oder Stellenvermittler oftmals feine Mittel und Wege, die Gebühr 
für jeine erfolgloje VBermittlungstätigfeit zu erlangen. 

Die Anſprüche der Gefindevermieter und Stellenvermittler auf Erjtattung 
ber Kosten und Auslagen, weldye ihnen durd ihre Vermittlungstätigfeit 
erwachſen find, haben in den Ausführungsvorichriiten gleichfalls eine verſchieden— 
artige Behandlung erfahren. Eine abweichende Regelung liegt bier jehr nahe, 
da man geteilter Meinung fein kann hinſichtlich der Trage, inwieweit die den 
Koſten und Auslagen zugrunde liegende Tätigkeit bereits durch die Gebühren 
vergütet ift. Im den Ausführungsvorichriften von Preußen (Ziff. 18), Sachſen 
($ 14) und Hamburg ($ 16) ift beitimmt, daß neben der VBermittlungsgebühr 
Koften nicht berechnet oder entgegengenommen werden dürfen, die Eritattung 
barer Auslagen aber nur injoweit gefordert werden kann, als ihre Verwendung 
auf Verlangen des Auftraggebers erfolgt ift und nachgewieſen zu werden vermag. 
Die mürttembergiiche Minifteralverfügung hat die Regelung der einjchlägigen 
Materie abgelehnt; fie fieht aber in $ 3 den Erlaß einer orts- oder bezirks— 
polizeilichen Vorichrift vor, wonach die Gefindevermieter und Stellenvermittler 
neben der Tare für ihre Mühewaltung Erſatz nur für ſolche Aufwendungen be: 
anjpruchen dürfen, für welche der Auftraggeber ausdrücklich unterichriitlich be: 
ftätigten Auftrag gegeben hat, und ordnet zugleich an, dab, wo eine derartige 
Vorſchrift getroffen wird, die Gefindevermieter und Stellenvermittler verpflichtet 
find, die Beicheinigungen für die erteilten Aufträge und die Belege für ihre 
Aufwendungen zu jammeln und aufzubewahren. Bejonders detaillierte Be— 
ftimmungen enthalten die Vorjchriften von Bayern und Baden. Nah $ 13 
Ab). 3 der bayerischen Verordnung find im Anſchluß an $ 652 Abi. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Gefindevermieter und Stellenvermittler Auf: 
wendungen nur zu erjeßen, wenn es vereinbart ift und zwar aud dann, wenn 
der Vertrag nicht zuftande gekommen ift. In Bayern ($ 12) wie in Baden 
($ 13) find ſodann bare Auslagen, welche dem Gefindevermieter oder Stellen- 
vermittler aus der Ausführung bejonderer nicht zum gewöhnlichen Geſchäfts— 
betrieb gehörender Aufträge erwachſen, den Auftraggebern genau zu verrechnen. 
Dagegen dürfen Auslagen für Gänge, Porto, Korrefpondenzen und ähnliche 
Angelegenheiten, die mit dem Gejchäftsbetrieb regelmäßig verbunden zu jein 
pflegen, nicht bejonders verrechnet werden. 

In Bayern ($ 12) und Baden ($ 13) beftehen auch noch Vorjchriften 
über Reijegelder und Draufgaben (Haftgelder). Diejelben find von 
den Stellenvermittlern und Gefindevermietern dem Dienit: oder Stellefuchenden 
nad) Beitimmung des Auftraggebers ungeſchmälert auszuhändigen und dürfen ohne 
deſſen Willen nicht zur Aufrechnung auf geichuldete Gebühren verwendet werben. 
| Endlich find noch einige Vorſchriften zu erwähnen, welche fich ſpeziell mit 
der Zahlung befafjen. Zunächſt it in den Erlaffen von Preußen (Ziff. 18), 
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Sachſen ($ 14) und Hamburg ($ 16) der Zeitpunkt der Zahlung näher feſt— 
gelegt. Gebühren und ſonſtige Vergütungen dürfen mur nad) Erledigung des 
Auftrags, bare Auslagen auch alsbald nad) ihrer Verwendung verlangt werden. 
Weiterhin ift auf $ 12 der bayeriichen Bekanntmachung hinzuweiſen, welcher das 
ordern von jog. Kautionen den Gefindevermietern und Stellenvermittlern ver: 
bietet. Ein dritter hieher gehöriger Punkt ift die Quittung, welche in $ 12 
Abi. 6 der badiſchen und $ 15 der heiftichen Verordnung geregelt ift. In Baden 
haben die Gefindevermieter und Stellenvermittler über die Zahlung der Tare 
jofort eine jchriftliche Empfangsbeitätigung auszuftellen, worin die bezügliche Be- 
fimmung des Gebührentarifs anzuführen ift. Nach der heſſiſchen Verordnung 
hat jogar der Empfänger die Entrichtung der Gebühr durch eine Quittung, 
welche den gezahlten Betrag angibt, jelbit dann zu beicheinigen, wenn der Zahlende 
ein Ichriftliches Empfangsbefenntnis nicht verlangt. Auch hat in Heilen der Ge- 
findevermieter oder Stellenvermittler die Verpflichtung. eine Abichriit der Quittung 
jolange aufzubewahren, als er das betreffende Geſchäftsbuch verwahren muß. 

4. Sämtlidye Ausführungsvorichriften der deutichen Bundesitaaten können 
von einem durchgreitenden Erfolge nur dann begleitet jein, wenn für eine ent: 
iprehende polizeiliche Kontrolle Sorge getragen ilt. Deshalb haben ſämtliche 
Bundesftaaten!) den Gefindevermietern und Stellenvermittlern die Verpflichtung 
auferlegt, den zuftändigen Beamten auf Verlangen ihre Geſchäftsbücher und bie 
gelamten auf den Gewerbebetrieb bezüglichen Schriftitüde vorzulegen und zu 
verabfolgen, ſowie jede gewünschte Auskunft über den Gejchäftsbetrieb wahrheits- 
getreu zu erteilen. Dabei ift — Hamburg ausgenommen — überall den 
Polizeibehörden das Recht eingeräumt, zu jeder Zeit, mithin aud) zur Nachtzeit, 
die Geichäftslofalitäten der Gefindevermieter und Stellenvermittler zu betreten. 
Dieſe Kontrollmaßregeln find zweifellos jehr geeignet, um eine ordnungsmäßige 
Durchführung der gejeglichen Beitimmungen zu ſichern. Naturgemäß ift aber 
auch hier wie bei allen polizeilichen Mahnahmen eine verjtändige, nicht allzu 
Ihroffe Handhabung geboten. Insbeſondere wird eine Ablieferung der Geſchaͤfts⸗ 
bücher in die Dienſträume der Polizeibehörden tunlichſt zu vermeiden ſein, um 
unnötige Störungen bes Gewerbebetriebes hintanzuhalten; zu einer derartigen 
Maßregel wird zweckmäßig nur dann gegriffen, wenn eine Prüfung in den 
Geihäftsräumen nicht ausführbar ift. 

Nunmehr find wir am Ende unferer Darftellung angelangt. Werfen wir 
nohmals einen kurzen Rüdblid auf diejelbe, jo müfjen wir anerfennen, daß alle 
Bundesftaaten fichtlich bemüht waren, die Auswüchſe des gewerbsmäßigen Arbeits- 
nachmeijes zu befämpfen. Wenn aud die Ausführungsvorichriften im einzelnen 
oft erheblich von einander abweichen, wenn aud) der Wert diejer oder jener Beltimmung 
derjelben jehr verichteden beurteilt werden kann, jo darf man doch niemals über: 
iehen, daß eine übereinftimmende Regelung jener Punkte erzielt ift, deren Ber: 
nahläffigung jeitens der bisherigen Geſetzgebung hauptſächlich die ſchweren Miß— 
fände gezeitigt hatte. Die Möglichkeit eines wirkſamen Eingreifens der Polizei— 
behörden, welche durch die Gewerbenovelle geſchaffen und durch die einzelnen 
Ausführungsvorſchriften weiter ausgebaut wurde, der Schutz des öffentlichen gemein— 
nutzigen Arbeitsnachweiſes, welcher insbeſondere durch die Beſtimmungen der 
einzelnen Bundesſtaaten gewährleiſtet ift, bieten eine Gewähr dafür, daß die 
Bisherigen zu jo vielen Klagen Anlaß gebenden Auswüchſe des gewerblichen Ver: 
nittlungsmwejens in Zukunft verichwinden. 


1) Preußen Ziff. 19; — — 16; Sachſen $ 19; Württemberg $ 7; Baden $ 15; 
deſſen 88 23 und 24; Hamburg 8 1! 
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Die Abſchreibungen und ihre Iuläffigkeit als Ein- 
kommensabzüge nad; dem preußiſchen und dem 
heſſiſchen Einkommenftenergefehe. 


Bon Dr. Rudolf Slum, Vorfigender der Veranlagungstommiffion zu Ofthofen. 





Sowohl nad) dem preußiichen als auch nad) dem heſſiſchen Einfommen- 
fteuergejeße find bei Berechnung des jteuerpflichtigen Einfommens die Abjchreibungen 
für Abnußungen vom Einfommen abziehbar. 

Im 8 9 Biffer 5 des preußiichen Einfommenfteuergejeges vom 24. Juni 1891 
wird die Beitimmung getroffen, daß von dem Einfommen in Abzug zu bringen 
find: Die regelmäßigen jährlichen Abjegungen für Abnutzung von Gebäuden, 
Maſchinen, Betriebögerätihaften 2c., ſoweit ſolche nicht bereits unter den Betriebs: 
ausgaben verrechnet find. 

In dem heifiihen Einfommenfteuergefege vom 12. August 1899 lauten im 
— 19 Ziffer 8 die diesbezüglichen Vorſchriften über Abſchreibungen folgender— 
maßen: 

Bei der Einkommensberechnung kommen in Abzug: 

Die regelmäßigen jährlichen Abſchreibungen für Abnutzung der den land— 
wirtſchaftlichen und gewerblichen Betrieben dienenden Gebäude, Maſchinen und 
Betriebsmittel, welche einer angemeflenen Berüdfichtigung der Wertverminderung 
entiprehen, wie fie nad den Grundjägen ordnungsmäßiger Buchführung ver: 
langt wird. 

In dem heifiichen Einfommenfteuer-Deklarationsbogen ift unter den Abzügen 
eine bejondere Rubrik angegeben, unter welcher der Prozentjag und die Höhe 
der Abjichreibungen für 

1. Gebäude, 


2. Maſchinen, 
3. Betriebsmittel 
erfichtlich zu machen find. In dem preußiichen Formular für Einfommeniteuer: 
Erklärung ift feine entiprechende Rubrik hiefür vorgefehen. Das Eintommen 
aus Gewerbebetrieb und Landwirtichaft ift in der Deklaration nad) Abzug der 
Abichreibungen aufzuführen. Die Höhe der Abzüge und ihre Zuläffigfeit laſſen 
fih nur durch Einfichtnahme der Bücher kontrollieren oder laſſen ſich nur prüfen, 
wenn die diesbezüglichen Zahlen der Veranlagungskommiſſion mitgeteilt werden. 
Unter Abjchreibung verjteht man nun bei der Buchführung die Entlaftung 
eines Kontos um den Betrag der ftattgehabten MWertverminderung. Die Ab— 
ſchreibungen haben im allgemeinen den Zwed, in der Bilanz die jeweiligen 
Werte der Vermögensgegenſtände anzugeben und den Neingewinn eines Geſchäfts 
um Diejenigen Beträge zu fürzen, die dem Betriebe um der Produktion willen 
verbleiben müffen. Die Abjchreibung kann nun in der Weiſe geichehen, dat 
man entweder die abgejchriebenen Beträge dem Geſchäft ala eigentliches Betriebs- 
fapital läßt, um damit, im Grade die Produftionsmittel umlaufend werden, 
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wieder neue anzuichaffen, oder aber einem bejonberen Konto, dem Abnutzungs 
fonto, dem Erneuerungsfonds zujchreibt. Dieſer Erneuerungsfonds gewährt den 
Vorteil, daß er den Anichaffungswert der Gegenftände, ſowie die Summen der 
abgeichriebenen Beträge leicht erfennen läßt. 

Während das Reſervefonds-Konto im allgemeinen zur Dedung unvorher: 
gejehener Verlufte und das Spezialrejervefonds-Konto hauptſächlich zur Dedung 
zweitelhafter Ausftände und zu Betriebserweiterungen dient, hat das Abnugungs: 
fonto feinen anderen Zmed, ald dem Geichäft einen Erſatz zu bieten, im Grade 
die Produftionsmittel ſich abnugen, d. h. im nationalöfonomilchen Sinne, im 
Grade die Güter umlaufend werden. Befteht nun ein Erneuerungsfonds und 
wird er in Effekten angelegt, jo fließen die Zinjen hieraus nicht in den Fonds, 
ſondern in die Geichäftsfafle; denn würden diejelben zum Fonds kommen, jo 
würde diejer viel rajcher, wie wir jpäter zeigen werden, zu ber Höhe des ur: 
Iprünglihen Werts des Betriebsmitteld aufmachen, als dieſes vollitändig ab- 
geichrieben und unbraudbar geworden ift. Die Größe der Abichreibungen hängt 
nun vor allen Dingen von ber Seit der Gebraudhsjähigfeit der Produftionsmittel ab, 
die ſich wieder nad) der rein techniſchen Abnützung, ſowie der wirtſchaftlichen Ent- 
wertung der einzelnen Gegenstände bemißt. Iſt der Anichaffungspreis A’, die Zeit 
der Gebrauchsfähigfeit rn und hat der Gegenstand nad) Ablauf diefer Zeit nur noch 


den Wert A, jo ift die jährliche Abnutzung, der abzujchreibende Betrag — 


Dieſer Betrag iſt jährlich von dem betreffenden Konto abzuſetzen und dem Er— 
neuerungsfonds zuzuſchreiben. Nach $ 40 des deutſchen Handelsrechtes find bei 
Aufſtellung des Inventars und der Bilanz ſämtliche Vermögensgegenſtände nach 
dem Werte anzuſetzen, der ihnen in dem Zeitpunkte beizulegen iſt, für welche 
die Aufſtellung ſtattfindet. Die Differenz nun des Werts der letzten Bilanz 
und des abgeſchätzten Werts für die aufzuftellende Bilanz gibt die Höhe ber 
jährlichen Abichreibung für den Gegenftand an. Es iſt nun auch für den Fach— 
mann oft jehr jchwer, den derzeitigen Wert eines DBermögensgegenftandes an— 
zugeben, denn es jehlt ja in den meilten Fällen jeder Maßſtab, um ben 
jeweiligen Gebrauchswert des betreffenden Gegenftandes damit mefjen zu können. 
Der Kaufmann und der Ynduftrielle juchen nun diefe Schwierigkeit dadurd zu 
bejeitigen, daß fie gewiſſe Prozentjäße von dem jeweiligen Buchwert in Abzug 
bringen. Die Höhe der — hängt vor allen Dingen von der Länge 
der Gebrauchsfähigkeit, der Nutzungsdauer, dann aber auch von dem Anſchaffungs— 
wert und dem Endwert des Gegenſtands ab. Iſt a der Prozentſatz der jähr— 
lihen Abjchreibung, 2 die Zeit der Gebrauchsfähigkeit, A der Anichaffungsmwert 
und A der Endwert des Gegenstandes, jo a: 5 die buchmäßige Abjchreibung 
nad) dem 1. Jahr 0,0a 


„ 2 2. Jahr — 0,04 (1— 0,00) 
" " 3. Jahr K r 0,0 a (1—0,0 a)? 
nad dem n Jahr K : 0,0a (10,0 a)*! 


Die Größe des Kapitals beläuft ſich 
nad) der — ————— nur noch auf —KX 0,00 =K (1—0,0a) 
z ’ = a a —— -0,0a)? 
un z e EU 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1908, 
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Was nun die Höhe der einzelnen jährlichen Abichreibungen betrifft, jo 
werden bei derjelben prozentualen Abichreibung die abioluten Beträge immer 
fleiner, je Heiner der Buchwert wird. Schreiben wir 3. B. von einem Kapital 
100 10”/o jährlih vom Buchwert ab, jo erhalten wir nad) dem 1. Jahr 10 
für Abjchreibung und ala Kapital 90, nah dem 2. Jahr 9 für Abjchreibung 
und als Buchwert für das Kapital 81 x. Wie nun weiter aus Formel k = 
(1—0,0 a)” hervorgeht, wird die prozentuale Abichreibung um jo größer jein, 
je Kleiner 2, die Nußungsdauer, und je Eleiner &, der Endwert, ift. 


— 


Sodann ergibt ſich aus vorſtehender Formel weiter, daß bei der buch— 
mäßigen Abſchreibung ein Gegenſtand nie vollſtändig abgeſchrieben werben kann, 
denn ſelbſt in dem Fall, wo wir zu dem Werte 1 gekommen find, gelangen 
wir bei weiterer Abjchreibung zu immer Eleineren Beträgen. Seht man in der 
Formel @ = 0, jo erhalten wir a = 0, d.h. der Buchwert 0 fannn bei diejer 
Abſchreibung nicht erreicht werden. 

Um nun zu einem fonfreten Falle überzugehen, wollen wir für die Bilanz 
einer Eiſenbahngeſellſchaft die jährlihe prozentuale eos einer Lokomotive 
beitimmen. Nehmen wir an, die Maichine habe einen Anihaffungswert von 
52000 ME., ihre Nutungsdauer jei 20 Jahre, und nad) Ablauf diefer Zeit 
babe fie überhaupt feinen Gebrauchswert, jondern nur den Metallwert, den 
Mert des alten Eifens und zwar bei einem Gewicht von ad Zentner etwa 
3120 ME. 

Ecken wir in obiger Formel k = 3120, n = 20, K = 52 000 ME, 
jo erhalten wir die Gleichung 


3120 1 
ud @=13-2. 


Die jährliche Abichreibung muß fomit 13,2°%/0 fein, wenn die Lokomotive 
nad 20 Jahren nur noch den Wert von 3120 ME. hat. 

Eine ganz andere prozentuale Abnugung erhalten wir dagegen, wenn 
wir nit vom jeweiligen Buchwert, jondern immer vom Anichaffungsmwert 
die Abihreibung vornehmen. Die abjolute jährlihe Abichreibung ift hier 
oder für genannten Eonfreten Fall en 2 2444 oder in 
Prozenten = 4,7%. Um zum Werte 3120 ME. zu gelangen, muß man 
20 „Jahre lang jährlich einen Betrag von 2444 ME. abichreiben, oder jährlich 
4,7°/o immer vom Anichaffungswert von 52000 ME. nehmen und diejen Bes 
trag vom Buchwert abjeen. 

Mir jehen jomit, da bei gleicher Abnußung die prozentuale Abjichreibung 
eine jehr verichiedene ift, je nachdem man vom Buchwert oder vom Anichaffungs- 
wert abichreibt. In vorliegendem Falle ift die prozentuale Abjchreibung vom 
Buhmert faft dreimal größer, ala die prozentuale Abjchreibung vom Anz 
Ihaffungsmwert. Bei der buchmäßigen Abichreibung ift die abjolute Ab- 
ſchreibung zu Beginn, wie wir oben ihon gejehen haben, am größten und wird 
mit der Zeit immer Fleiner, dagegen bleiben bei der Abſchreibung vom Anjchaffungs- 
wert die abjoluten, jährlich abzujchreibenden Beträge immer gleih. Es zeigt 


— 
= 





nadı dem preußiſchen und dem heifiihen Einfommenfteuergejege. 35 


fi) hiernach recht deutlich, wie wichtig es ift, daß man bei Prüfung der Bilanzen 
und Bücher vor allem jeinen Augenmerk darauf richtet, ob die Abichreibung 
alljährlich vom Buchwert oder vom Anſchaffungswert vorgenommen wird, denn 
bei der buchmäßigen Abichreibung wäre 3. B. im angeführten Falle ein fait 
dreimal größerer Prozentjat als bei der gleichmäßigen Abjchreibung vom jeweiligen 
Anihaffungswert geitattet. 


Es fragt ſich nun, hat bei den Abichreibungen die Zinjeszinsrehnung für 
die jährlichen Rüdlagen zum Abnutungsfonds in Anwendung zu fommen? Es 
wurde früher jchon angegeben, daß bei der Abichreibung nad dem Buchwert 
die Abjchreibung nad) dem 1. Jahr Ä - 0,0a, nad) dem 2. Jahr Ä - 0,0a 
(1—0,0a) und nad) dem n Jahr A - 0,0a (1—0,0a)r—1 beträgt. Würden 
dieje Beträge auf Zinjeszins gelegt, jo würde bei einem Zinsfuß von z Prozent 
nah r Jahren 

die 1. Abichreibung auf A - 0,0a - 1,0zn—1 
9 Pr 


" " „ K- 0,0a (1—0,0a) 1,02r—2 
„8. e „ K- 0,0a (1—0,0a)* 1,02n—3 
z n ? ; K - 0,0a (I—0,0a)n—1 1,0 zn n=0 


anwadhlen. Die Summe diefer Rüdlagen mit ihren Zinſen beträgt nun 
S=K0,0a[1,02”=1 + (1—0,0a) 1,02”? +++ (1—0,00)"=1.1,02°] 


i s ‚Oz 
Multipliziert man diefe Gleihung mit — jo erhält man 
1,0z 1,02" 
— —— = K.0,0a| — — +1,02""14+....(1—0,04)*2. 1,0 | 
1 00a 00a or r + ( 0 a) z 


Wenn man nun von diefer Gleihung die erfte abzieht, jo befommt man 


1,02 1,02” 
se — — —=K- — — (1-0,04 1.1050] 
e (a 1) une Er ) 
1,02” — (1—0,0a)" 
oder = K- 0,0a [ re ra | 
_ K:0,0a [1,02" — (1—0,0a)"] 
ober Se 95 _1 7 00a 
Wird dagegen die Abjhreibung vom Anſchaffungswert vorgenommen, 
jo gelangen wir zu einer andern Summenformel. Wir haben jchon angeführt, 
dat die Abichreibungen bier in den einzelnen Jahren gleich groß find. Werden 
die Rüdlagen auf Zinfeszins gelegt, jo wächſt 
die 1. Abſchreibung auf Ä - 0,0a - 1,02"1, 





” 2. " " K - 0,0a “ 1.02", 
n " „ K- 0.0a - 1,0277 


an. Die Summe bdiejfer Beträge ift nun nad) der befannten Zinſeszins-Formel 
Ss SER, 0,0a (1,02*—1) 


102 — 1 
3* 
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Es wurde nun bereits zu Eingang diejer Abhandlung gejagt, daß die 
Rücklagen, jofern fie auf Zinjeszins angelegt werben, früher zu dem vollen Werte 
des Produftionsmittel3 angewachſen find, als diejes zur Produktion untauglich 
und daher abgeichrieben ift, was unter Anwendung der beiden vorftehenden 
Summenformeln leicht nadjgewielen werden fann. Gehen wir daher auf einen 
konkreten all zurüd und nehmen an, die Abſchreibungen von dem Werte der 
bereits früher beſprochenen Maſchine ſeien zu 3/2 /o auf Zinſeszins gelegt 
worden. Wir fragen uns nun, nad) wieviel Jahren werden die Rüdlagen mit 
ihren Binfen zum Kapital aufgewadhien fein? 

Bei der Abichreibung vom jeweiligen Buchwert haben wir für die Rück— 
lagen mit ihren Zinſen die Gleichung 

S- K-00a[102"— (1—0, a)*) 
* 1,0z-1+0,0a 
und für die a und Rüdlagen der Maſchine 
2 000 - 0,132 [1,035 * — (1—0,132) ”] 
9 übe 
BT 1,035 — 1 + 0,132 
oder 
1- 0,132 [1,035" — (1—0,132)*] 
0,167 


In diefer Gleihung ift num 2 gefucht und läßt ſich in dieſer Erponential- 
gleihung nur durch Einjegung von Näherungswerten finden. Man erhält 
Ra 12 

Alfo nad) Verlauf von etwa 12 Jahren wären in diejem Falle die Rück— 
lagen jamt Zinfen auf 52000 ME. angewachſen, während dagegen der Wert 
der Maſchine noch gar nicht ganz abgejchrieben, die Lokomotive auch noch 
nicht ganz abgenußt iſt und noch acht Jahre lang laufen kann. 

Bei der Abjchreibung vom Anjhaffungsmwert erhält man die Gleihung 

gs &-Wa(l102"—1) 
we 102—1 


l= 


oder & 
S(-10z-1 
102"= —* 41 
Seßen wir aud hier Su. X = 52000, z=3,5 und a = 4,7, wie wir 
die Werte bereits jchon früher angenommen, bezw. gefunden haben, so ergibt ſich 
n = 17 
Bei dieſer Abjchreibung wachſen die Rücklagen erft nad 17 Jahren zum 
Werte des Gegenitands auf, aljo innerhalb einer Zeit, während welcher weder 
der Wert der Maſchine vollftändig abgeichrieben, nod die Maſchine unbraudbar 
geworden ift. — Die preußiiche Rechtiprehung hatte zuerjt bei den Abjchreibungen 
die Zinſeszinsrechnung für die Nüdlagen zum Abnußungsfonds in Anwendung 
gebracht. Die diesbezügliche Beitimmung fommt in der Verfügung des TFinanz- 
miniftere vom 3. Februar 1892 (Mitt. Heft 25 ©. 6) zunädft zum Ausdrud 
und wurde auch in der Enticheidung des Königl. Oberverwaltungsgerichts dom 
14. Juni 1893 anerfannt. Allein diefe Rechtſprechung könnte infolge Enticheidung 
des preußiichen Oberverwaltungsgerichts VI. 10 vom 27. November 1896 nicht 
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aufrecht erhalten bleiben, wo ausdrücklich beftimmt wurde, daß die Zinjeszins- 
rechnung bei Bemeſſung der Abnugungsquote außer Betracht zu bleiben habe. 
Und auch mit Recht ift hiervon abzujehen, wie wir oben zahlenmäßig nachge— 
wieien haben. 

Es dürfte num weiter die Frage zu beantworten jein: Kann in fteuerlicher 
Hinfiht nur die rein techniſche Abnugung oder darf aud die wirtichaftliche 
Entwertung durch Konjunktur ꝛc. in Abzug gebracht werden? Die preußiiche 
Geſetzgebung ftellt fi hier auf den Standpunft, daß nur die technifche Abnutzung 
abgeichrieben werden fann, wie dies in verichiedenen Enticheidungen des Ober: 
verwaltungsgericht3 zum Ausdruck kommt. Die Enticheidung des preußiichen 
Oberverwaltungsgericht® vom 14. Juni 1893, Entid. i. St. Bd. Il. ©. 58 
beitimmt, daß bei Bemeſſung der Abnutzung eines Gebäudes nur die Ab- 
nugung in baulicher Hinſicht, nicht auch eine durch Veränderung äußerer 
wirtichaftlicher Verhältniffe bedingte eventuelle Deinderung der Bewertbarkeit des 
Gebäudes in Betracht zu fommen hat, und die Enticheidung vom 31. Januar 
1894, (Entid. i. St. Bd. Il. 391) jagt weiter bei Bemeffung der Abnußung 
eines Mühlenwerks, jomit hinſichtlich der Ablegung bei Maſchinen und 
Betriebsgerätihaiten, daß ein dur Veralten der Konftruftion, Sinten 
der Mtetallpreiie oder dergleichen eintretende Wertverminderung nicht in Ans 
rehnung zu kommen hat. Eine Abichreibung auf Grundftüde für Entwertung 
des bloßen Fundus ift ebenfalls nicht zuläffig (ſ. Entich. des Oberverwaltungs- 
geriht3 vom 7. Oft. 1893 und 24. Febr. 1894), dagegen ift die Abjegung in- 
folge quantitativer Verringerung, wie: beim Bergbau und bei den ſonſtigen Unter: 
nehmungen, welche die Ausbeutung von Zeilen der Subitanz des Grund und 
Bodens bezweden (Steinbruch, Sandgrube x.) in ihrer vollen Höhe geftattet 
ſſ. Enticheidung des Oberverwaltungsgerichts Bd. Vi. 10 vom 27. Nov. 1896). 

Was nun die heifiiche Gejeßgebung betrifft, jo läßt Art. 19 Ziff. 8 nur 
eine Abjchreibung für Abnugung von Majchinen und Betriebömitteln und bei 
Gebäuden nur bei ſolchen eine zu, die den landwirtſchaftlichen und 
gewerblichen Betrieben dienen. Dagegen ift eine Abichreibung bei Wohngebäuden 
nicht geitattet. Weiter wird im $ 22 Ziff. 8 der Anweiſung zur Ausführung 
des heifiihen Einfommenfteuergejeges die Beltimmung getroffen, daß nur 
diejenigen Abichreibungen, welche der durch Abnutzung tatjächlic) eingetretenen 
Wertverminderung entiprechen, vom Einfommen in Abzug gebradht werden 
dürfen. Dagegen find außerordentliche Abichreibungen, wie fie durch Unglüds- 
fälle, Betriebswechſel und durch jonftige, nur ganz ausnahmsweiſe vorkommende 
Umftände notwendig werden, nicht zuläſſig. Aus diefen Borichriften geht nun 
nicht ganz Elar hervor, ob außer der rein techniichen Abnugung auch nod) die 
wirtihaftlihe Entwertung durch Konjunktur bei den Abjchreibungen Berück— 
fihtigung finden fann. Doch dürfte aus den Beitimmungen der Anweiſung 
zur Ausführung des Einfommenfteuergejeges, daß Abichreibungen, welche durch 
jonftige ganz ausnahmsweife vorfommende Umſtände notwendig werben, nicht 
zuläjftg find, geichloffen werden, daß hierunter die wirtichaftlichen Entwertungen 
gemeint find, denn die techniichen Abnugungen find regelmäßig, die wirtichaftlichen 
Entmwertungen dagegen unregelmäßig und vollftändig von der Konjunktur abhängig. 
Ich will jedoch bier nicht unterlaffen, darauf hinzumweilen, daß der joeben 
gezogene Schluß nicht ganz in Einklang mit Art. 19 Ziff. 8 des heſſiſchen 
Einfommeniteuergejeßes zu bringen ift, wo unter anderm gejagt wird, vom 
Einkommen find die regelmäßigen jährlichen Abjchreibungen zur Abnutzung ꝛc. 
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in Abzug zu bringen, wie jie nad den Grundiäßen ordnungsmäßiger 
Buchführung verlangt wird. Der Schlußſatz diefer Vorſchriften beftimmt, 
daß auf den kaufmännischen Brauch bei den Abjchreibungen Rückſicht zu nehmen 
ii. Dieſer Brauch jchreibt aber vor, daß jederzeit die Buchkontis in Ueber: 
einftimmung mit dem wirklichen Werte der Gegenftände zu bringen find. Diefe 
Auffaſſung entipriht aud dem Art. 40 des Handelsrechts, der bei Aufitellung 
der Bilanz vorjchreibt, die Gegenftände jollen nur mit ihrem derzeitigen Werte 
aufgenommen werden. Man findet deshalb, um die Uebereinftimmung der 
Buchwerte mit den wirklichen Werten herbeizuführen, vielfady in den Bilanzen 
außer den ordentlichen auch außerordentliche Abichreibungen. Gehen wir aud) 
bier zu einem fonfreten Fall über und nehmen an, dat eine Lokomotive im 
Anichaffungswerte von 52000 ME. bei einer durdhichnittlichen Nukungsdaner 
von 20 Jahren ſchon nad Ablauf des 12. Jahres infolge veralteter Konitruftion 
vollftändig entwertet fer und nur noc einen Diaterialwert von 3120 ME. habe. 
Ber einer jährlichen Abſchreibung von 13,2% vom jeweiligen Buchwert iſt 
diejelbe nad) Ablauf des 12, Jahres immer noch mit 9510 ME. in den 
Büchern aufgeführt. Gebt nun der Betrag von 9510 Mi. in die Bilanz 
über, jo ericheinen infolge Entwertung die Aktiva um 9510 — 3 120 == 6390 ME. 
und ſomit der Gewinn um dielen Betrag zu body, jofern dieſe 6390 ME. durch 
eine außerordentlicdye Abichreibung nicht abgeführt werden. Nach der preußiichen 
Rechtſprechung find dieſe 6390 Mk., wie wir oben gezeigt haben, nicht abziehbar. 
Nach der heſſiſchen Geleßgebung, insbefondere im Hinblid auf den Schlußſatz 
des Art. 19 Ziff. 8 des Einkommenfteuergeiekes fann man über die Zulälligfeit 
diefer Abichreibung nod im Zweifel fein, zumal meines Willens der hejfiiche 
Bermwaltungsgerichtshof durch irgend eine Enticheidung zu Ddiefer Frage noch 
nicht Stellung genommen hat. 

Merden die wirtichaftlichen Entwertungen, die Unfälle zc. in einem Betrieb 
bei Aufftellung der Bilanz durch außerordentliche Abſchreibungen nicht genügend 
gemürdigt, jo fünnen die einzelnen Kontis leicht zu einem Werte aufwachſen, 
den fie in Wirklichkeit nicht haben. So habe id; einen Direktor einer größeren 
Brauerei darüber Klagen hören, daß jein Fuhrparffonto bei einer Abichreibung 
von 20°/o immer größer werde, troßdem eine Vergrößerung nicht vorgenommen 
werde. Meines Erachtens ijt eine Abjchreibung von 20°/o vollitändig ausreichend, 
joweit nur die regelmäßige Abnußung in Betradyt fommt. Außer Betracht 
hierbei find aber geblieben: die weiteren Abgänge vom Konto, wie fie durch 
Unfälle, Krankheiten des Pferdebeitands ꝛc. hervorgerufen werden. 

Bei einer Durdfiht der Bilanzen von Aktiengelellihaiten wird man 
häufig diefe außerordentlichen Abichreibungen vermiſſen und dadurd) den Eindrud 
gewinnen, ala ob die Unfälle, wirtichaftlichen Entwertungen ꝛc. bei den einzelnen 
Kontis nicht hinreichend berüdfichtigt worden jeien, alfeın man hilft ſich bier, 
jelbft wenn die einzelnen Kontis nicht ganz mehr mit den wirklichen Werten 
übereinftimmen, in anderer Weije, als durch außerordentliche Abjchreibungen. Da 
es nun an und für fi) in der Praris ſchwer ift, über alle Gegenftände ein 
Inventar zu führen, aus welchen der Anihaffungswert, Zeit der Benüßung und 
gegenwärtiger Wert hervorgeht, jo jucht man die hierdurch eintretenden Mängel 
dadurch zu bejeitigen, daß man den Rejerve: und Spezialreferve: Fonds vergrößert, 
ſomit für die bei den Aktiva zu wenig abgeichriebenen Beträge einen Gegen 
poiten bei den Paſſiva bildet, wodurch dann in der Bilanz in gleicher Meije 
der Gewinn gekürzt wird, als wenn bei den Aktiva die außerordentlichen Ab- 





nach dem preußiſchen und dem heſſiſchen Eintommenfteuergejege. 39 


jegungen genügend berüdfichtigt worden jeien. Auf dieje Weile ſucht man den 
uriprünglicen Subitanzwert einer Aktiengeſellſchaft zu erhalten, wenn durch 
außergewöhnliche Entwertung, durch Konjunktur, Unfälle x. die Aktiv-Kontis 
nit ganz mehr den tatſächlichen Verhältniſſen entiprechen jollten. Da nun die 
außerordentlichen Abjchreibungen, die Abjegungen für wirtichaftliche Entwertung, 
Unfälle, zc. nad) der preußiichen Geleßgebung nicht zuläffig Find und die Zus 
wendungen zum Nejervefonds zum Zeil als Erſatz für nicht berüdjichtigte, außer: 
ordentliche Abgänge zu betrachten find, jo wurde unter anderm auch im $ 16 
des preußiichen infommenjteuergeleges die Beſtimmung getroffen, dab die 
Beträge, die zur Bildung von Reſervefonds dienen, zum fteuerpflichtigen Ein— 
fommen gehören. Die gleiche VBorjchrift finden wir in Art. 2 des heſſiſchen 
Einkommenſteuergeſetzes. 


Bevor wir nun auf die Abſchreibungen an Gebäuden, Maſchinen und 
Betriebsgerätſchaften (Betriebsmittel), etwas näher eingehen, muß zunächſt noch 
folgendes vorausgeſchickt werden: 


Nah Art. 19 der Ausführungsanweiſung zum preußiſchen Einkommen: 
ſteuergeſetz iſt, jofern eine Gemwinnberehnung auf Grund faufmännticher Bud): 
führung ftattfindet, für das Maß der zulälfigen Abichreibungen der kaufmänniſche 
Gebrauch beitimmend. Falls die Höhe der Abichreibung das nad) allgemeinem 
Gebrauche übliche oder durd die beionderen tatlädhlichen Verhältniſſe gerecht: 
fertigte Maß überjteigt, oder gar die Abficht einer künftlihen Serabdrüdung 
des wirklichen Gewinnes erfennen läßt, findet ſteuerlich entiprehende Reduktion 
ftatt. Weiter wird durd die Enticheidung des Oberverwaltungsgerichtd vom 
2. März 1893, Entſch. St. Bd. J ©. 235 die Beſtimmung getroffen, daß die 
Bemeffung der Höhe der regelmäßigen Abichreibungen wejentlih Sache der 
Schätzung ift, welche die Kommiſſionen vornehmen fönnen, ohne von der Be: 
fugnis zur Anhörung jogenannter Sadjverjtändiger Gebraud zu machen. 


Die Anweifung zur Ausführung des hejfiichen Einfommenfteuergejeßes 
ichreibt in 5 22 Ziffer 8 vor, daß mur Diejenigen Abjchreibungen, welche der 
durch Abnutzung tatſächlich eingetretenen Wertverminderung entiprechen, vom 
Einfommen in Abzug gebracht werden dürfen. Soweit fie dieſe Wertverminderung 
überfteigen, ftellen ſie ſich als verdedte Reſerve dar und find deshalb nicht ab: 
zugsfäbig. In welcher Höhe Abichreibungen nad) Maßgabe der vorftehenden 
Grundjäge zuzulafjen find, ift nad) den Umftänden des einzelnen ‘Falles zu bes 
urteilen; im allgemeinen ift dabei der Wert der Gebäude zc., ſowie deren voraus: 
fichtliche Gebrauchsdauer von enticheidender Bedeutung. Die Bemeffung der 
Abichreibungen nad) Prozenten des Wertes ift zweckmäßig und an fid) nicht zu 
beanftanden; jedoch ift bei der Verichiedenartigfeit der Verhältniffe des Einzel: 
falles der Nachweis, wie hoch die tatſächlich durch Abnutzung entitandene Wert- 
verminderung zu berechnen ift, allein entjcheidend. 


Gebäude. 


Hinſichtlich der Abichreibung bei Gebäuden jchrieb für Preußen der Finanz— 
Minifterial-Erlaß vom 3. Februar 1892 Il. 1375. Mitt. 9. 25 ©. 2 und ber 
Be HinanzMinifterial-Erlaß vom 7. Februar 1893 II. 1901 Mitt. 9. 26 
©. 4 unter Berüdfihtigung der Zinſeszins-Rechnung bei den Rüdlagen vor, daß 
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für majfive Wohngebäude in gutem Zuftand "/s°/o, für andere Wohn: 
gebäude je nach der baulichen Beichaffenheit bis zu "/a"/o des Bau: 
wert3 auf Abnutzung abgezogen werden dürfen. 


Das preußiiche Oberverwaltungägericht erfannte in jeiner Enticheidung 
vom 14. Juni 1893 die Zinjeszins-Rehnung für die jährlichen Rüdlagen zum 
Abnutzungsfonds an und beitätigte die Entſcheidung der Berufungsinftanz, 
wonach die von einem Zenfiten mit "/a’/o und 1°/o des Feuerverſicherungswerts 
in Abzug gebrachte Abnugungsquote, unter Anwendung der Zinjeszinsrehnung 
für die Abjchreibung auf 0,01 und 0,0290 feftzufegen je. Die Berufungs- 
inftanz ftüßte fi in ihrer Entſcheidung mwejentlic auf ein Gutachten des Stadt- 
baurats über die vorausfichtlihe Nutungsdauer der Baulichkeiten und hatte eine 
Dauer von 125 bis 150 Jahren bei der Berechnung angenommen. Weiter 
wurde in der Enticheidung des Oberverwaltungsgerichts die Beitimmung ge— 
troffen, daß die Abjegung für Abnutzung von Gebäuden auf Grund der Schägungen 
eine Sadjverftändigen auf tatjächlihem, der Nachprüfung in der Beichwerde- 
inftanz entzogenen Gebiete Liegt. 

Die Entiheidung des preußiichen Oberverwaltungsgerichts vom 27. No: 
vember 1896 (Bd. VI Nr. 10 ©. 270)') verwirft jedoch die bei der Berechnung 
der Abnugungsquote geltenden Grundjäße, jo daß die bisherige Rechtſprechung 
nicht weiter aufrecht erhalten werden kann. Nach dieſer Enticheidung tft die 
Anwendung der Zinfeszinsrechnung bei Feſtſetzung der gejeglichen Abſchreibung 
wegen Abnugung von Gebäuden nicht zuläffig und unvereinbar mit dem aus 
allgemeinen wirtſchaftlichen Erwägungen wie aus den Vorſchriften des Geſetzes 
in Verbindung mit jeiner Bor: und Entſtehungsgeſchichte fich ergebenden Grund— 
lage: daß die Einbuße, welche einzelne Beitandteile des Stammpvermögens des 
Steuerpflichtigen bei ihrer Benußung zur Erzielung von Einkommen aus einer 
beitimmten Quelle infolge quantitativer Verringerung oder qualitativer Ber: 
ſchlechterung erleiden, in ihrer vollen Höhe einen das Reineintommen fürzenden 
Faktor bildet, daß alſo behufs Ermittelung des Reineinfommens einer beftimmten 
Wirtichaftsperiode der volle Betrag der während der Ießteren dadurch einge: 
tretenen Einbuße an der Roheinnahme diefer Periode in Abzug gebradjt 
werden muß. 

Das Einkommen aus den hier in Betradht kommenden Einkommens— 
quellen läßt ſich nicht erzielen, ohne daß das Stammpvermögen infolge der 
Verwendung einzelner Beitandteile zur Ermwerbung des Einfommens eine Ver: 
minderung jeines Gejamtwertes erleidet. Dieſe Minderung fann auf doppeltem 
Meg herbeigeführt werden, entweder durch unmittelbaren Verbrauch von Be— 
ftandteilen de3 Stammvermögens, alfo durch eine quantitative Verringerung 
des leßtern, oder bei Gegenftänden, die nicht durch den Gebraud unmittelbar 
verzehrt werden, durch ihre infolge der Benügung zur Einfommenserzielung 
allmählid; eintretende qualitative Verſchlechterung und Brauchbarkeitsininderung, 
die jchließlicy troß fortlaufender Reparaturen zur völligen Gebrauchsuntauglich— 
feit und den Berluft eines Beltandteild des Stammvermögens für den Steuer: 
pflichtigen zur Folge bat. Das erftere findet imsbefondere ftatt beim 
Bergbau und bei den jonftigen Unternehmungen, welche die Ausbeutung von 


) Siehe Rohde, Auszug aus die Entiheidungen des Kal. Preuß. Oberverwaltungs- 
—— Bd. V S. 95. Unter anderm Material wurde dieſer Auszug auch bei den nach— 
olgenden Entſcheidungen benützt. 
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Zeilen der Subſtanz de8 Grund und Bodens bezweden (Steinbrud, Sand- 
gruben x.). Das letztere gilt für Gebäude, Betriebsgerätichaften, wirtichaft: 
lihe Anlagen, wie Drainagen x. und tritt am bdeutlichiten hervor bei jolchen 
Gegenftänden, welde, wie 3. B. viele in gewerblichen Betrieben erforder: 
Ihe Maſchinen, einer ftarfen Abnußung unterliegen und demgemäß nad) ver: 
bältnismäßig kurzer Zeit völlig unbraudbar werden. In Fällen legterer Art 
tritt der Totalverluſt des Gegenitandes allerdings erſt mit dem Zeitpunkt jeiner 
völligen Gebrauchsuntauglichkeit ein; bis dahin bildet der Gegenstand als jolcher 
förperlich denjelben Beitandteil in dem Vermögen des Steuerpflichtigen. Allein 
die allmählich fortichreitende Minderung jeiner Fähigkeit zur Erzielung von Ein— 
fommen bedingt zugleid; eine in gleihem Maße eintretende Minderung jeines 
Wertes, aljo des Betrags, wofür der Gegenjtand bei jeiner Veräußerung in 
Geld umgejegt werden fann. Denn der Wert einer Sache beitimmt ſich im 
Verkehr nicht bloß nad) dem augenblidlichen Grade ihrer Brauchbarkeit, Jondern 
ebenjo nach der Dauer der Möglichkeit ihrer beitimmungsgemäßen Verwendung. 

Es beiteht nun fein Zweifel, daß in beiden Fällen der Wert des zur 
Einfommenserzielung verbrauchten Teils des Stammvermögens ebenjo, wie Die 
eigentlichen Betrieböfoften zu den Kojten der Produktion gehört und deshalb 
ebenjo, mie diele behufs Findung des Reineinkommens einer bejtimmten Ein— 
fommenäquelle von der Roheinnahme hieraus in der vollen tatjächlichen Höhe in 
Abzug gebracht werden muß. 

Um diejen Betrag zu finden, bedarf es neben der TFeititellung der Verwendung 
der fraglichen Vermögensobjekte jeitens dieſes einen beitimmten Steuerpflichtigen zur 
Einfommenserzielung als Urjache der im gewöhnlichen Betrieb — d. h. durch Ver: 
ringerung oder Berjchlechterung infolge natürlicher Einflüffe und des beftimmungs- 
mäßigen Gebrauchs im regelmäßigen Verlauf der Dinge — eingetretenen 
Wertverminderung lediglich der Ermittelung des Werts der fraglichen Beitandteile 
beim Beginne und am Schluffe der maßgebenden Wirtichaftsperiode. Selbſt— 
verftändlih muß ausnahmsweiſe die mutmaßliche (d. h. zu ſchätzende) Wert: 
minderung in Betracht fommen, wenn zur Zeit der Veranlagung die betreffende 
Einfommensquelle für die Steuerpflichtigen noch nicht während eine® für die 
Durchichnittsberehnung ausreichenden Zeitraums beiteht. 

jeder andere Gefihtspunft muß grundjäglich außer Betracht bleiben. Dies 
gilt auch für die bisherige, — auf der Fiktion der Anjammlung eines Erneuerungs- 
fonds beruhende — Anwendung der Zinjeszinsrehnung bei Bemeffung der 
Abnutzungsquote. 

Daß die in der bisherigen Rechtſprechung geltenden Grundſätze nicht mehr 
aufrecht erhalten werden fünnen, gibt der Kal. preuß. Finanzminiſter unterm 
26. März 1897 II 2293 den unterftellten Behörden befannt und bemerkt dazu 
noch folgendes: 

Einer ftriften Anwendung diefer Grundjäße würden bei ihrer allgemeinen 
praftiihen Durchführung fat umüberwindlihe Schwierigkeiten entgegenitehen. 
Insbefondere fommt in Betracht, daß Veränderungen im Werte — beijpielameie 
eined Gebäudes — auch im regelmäßigen Berlauf der Dinge keineswegs allein 
dur die Abnutzung herbeigeführt werden, ſondern auch durch andere, zum Zeil 
wirffamere Momente, jo durd; Schwankungen im Preiſe der Baumaterialien und 
des Baugrundes, jowie durch dad Steigen und Fallen der Wohnungsmieten 
u. ſ. w.; demzufolge fann, ohne jede bauliche Veränderung und troß der Ab— 
nußung, der Wert eines Gebäudes zu einem früheren Zeitpunkte jogar höher ge= 
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worben jein. Die Höhe der in einem bejtimmten Zeitraum durch Abnugung 
erlittenen Wertverminderung wird daher nicht ohne weiteres durd den Vergleich 
des Werts bei Beginn mit dem Werte am Schluſſe des Zeitraums beitimmt. 

Aber auch Ichon die Treititellung des Wertes, den der jragliche Gegenitand 
bei Beginn des für die Veranlagung maßgebenden Zeitraums in Wirklichkeit 
gehabt hat, macht Schwierigfeiten. Den darüber etwa anzuhörenden Sachver— 
ftändigen fehlt zur Abgabe eines begründeten Gutachtens eine wejentliche Voraus— 
jegung, weil der damalige Zuftand nicht mehr beiteht und daher der Anſchauung 
entzogen ift. Ebeniowenig geben — ſogar bei ſtädtiſchen Grunditüden — die 
Erwerböpreife regelmäßig einen genügenden Anhalt, um den Wert der Gebäude 
oder des Inventars zur Zeit des Erwerbes feſtzuſtellen, weil nur in jeltenen 
Fällen erkennbar ift, welcher Teil des Preiſes auf die Liegenſchaften und wie 
viel auf Gebäude, Inventar zc. entfällt. 

Die Berechnung der angemeffenen Abnugungsquote wird daher immer nur 
auf mehr oder minder unfichere Annahme und Borausjeßungen gegründet werden 
fünnen. Abgeſehen hiervon aber wäre es Ichon wegen des mit den bezüglichen 
Erhebungen verbundenen Aufwands an Zeit und Arbeitskraſt ſchlechthin unaus— 
führbar, bei der Veranlagung von Amts wegen die in Abzug zu bringende Ab— 
nußungsquote in jedem Einzelfalle nad) den vom Kgl. Oberverwaltungägericdht 
aufgeſtellten Grundjäßen zu ermitteln. 

Dies wird auch in der Enticheidung vom 27. November 1896 ausdrüdlich 
anerfannt und deshalb wiederum auf den ſchon in den Verfügungen vom 
7. Februar 1893 und 24. Auguſt 1893 angedeuteten Ausweg vermieten. 

Demnach iſt auch fünftig in geeigneter Weiſe darauf hinzuweiſen, daß 
überall, wo ein Bedürfnis danad) beiteht, vor oder bei Beginn des Veranlagungs— 
geichäfts — nötigenfalls nah) Anhörung von Sachverſtändigen — für die ver— 
ichtedenen Gattungen der Gebäude x. angemeflene Durchſchnittsſätze feſtgeſtellt 
werden, biö zu weldyer die von den Steuerpflichtigen beanſpruchten Abnutzungs— 
quoten unbeanstandet zuzulaſſen find. 

Ber Aufitellung der in der Berfügung vom 7. Februar 1893 für Wohn- 
gebäude zugelaffenen Sätze ift, wie hierbei hervorgehoben jei, die vom Sal. 
Oberverwaltungsgericht verworfene Zinjeszinsrehnung nicht zu Grunde gelegt. 

Die Anwendung diefer Sätze ift daher auch ferner unbedentlid, ohne daß 
aber die Zulajjung höherer Sätze ausgeſchloſſen iſt, wo die Um— 
jtände dies als angemeffen erjcheinen laſſen. In jedem Falle bleibt e8 dem 
ESteuerpflichtigen unbenommen, jeinerjeit3 die bejonderen, angeblich eine größere 
Wertverminderung bedingenden tatjächlichen Berhältniffe geltend zu machen und 
feine Anführungen nötigenfalla mit Beweismitteln zu unterjtügen. Bei Prüfung 
derartiger Anträge iſt aber ftets im Auge zu behalten, daß der Abzug vom 
Eintommen wegen Abnußung den Betrag der in dem mahgebenden Beitraume 
erweislich durch die Benügung eingetretenen Wertverminderung des betreffenden 
Vermögenäftüdes nicht überfteigen darf; jedem diefe Grenze überjchreitenden 
Anſpruch iſt daher mit Nachdruck entgegenzutreten. 

Um nun zu einem praftiihen Fall überzugehen, wollen wir die jährliche 
Abnugungsquote eines Haufes berechnen, das einen Baumwert von 20000 Mk., 
eine Nubungsdauer von 125 Jahren und einen Endwert, Materialmert von 
1400 ME. (für Holz und Steine) hat. Nehmen wir an, die Abichreibung ſollte 
immer dom jeweiligen Buchwert erfolgen, jo würde zunächſt hierfür die Gleihung 
bejtehen 
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1400 = 20 000 (1 — 0,0«)1® 


oder 
125 


\ 200 


a == 2,1 °/o jein, 

d. h. würden wir bei 20000 ME. beginnen und jährlid immer vom Buchwert 
2,1°/o abicreiben, jo würde das Haus nah Ablauf von 125 Jahren nur nod) 

zu 1400 ME. zu Buch Stehen. 
Mürde die Abichreibung nicht vom Buchwert, jondern immer vom Anz 
Ihaffungswert vorgenommen werden, jo würde ſich eine jährliche Abjchreibung von 
20000 — 1400 

5 = 149 oder 0,745 0 

ergeben, d. h. man müßte jährlic” immer 149 ME. oder immer 0,745°/o von 
20000 ME für Abichreibung in Abzug bringen, ımd nah Verlauf von 
125 Jahren hätte man nur noch den Mtaterialmert von 1400 Mi. Würde 
der Endmwert nad Ablauf von 125 Jahren Null fein, jo würde bei der Ab— 
Ihreibung vom Bauwert ſich ein Betrag von jährlid 160 ME. oder 0,8°/o er: 
geben. Die Abnutzungsquote it hier faum viel größer als die erite von 0,745 °/o. 


Bei einer Abichreibung vom jeweiligen Buchwert fünnen wir nad unjerer 
Formel #4 = Aıl— 00a)” a, im alle der Endwert gleich O ift, nicht be— 
ſtimmen, denn jegen wir A = 0, fo wird die Gleichung transzendent und läßt 
ch nicht löfen, wohl fann man aber @ beitimmen, wenn wir für O einen 
Näherungswert und zwar 3.8.1 fegen. Wir erhalten dann 


und 


125 — 
= ((1—-4/ | 0 
( \ 20 000 un 
a=7,69o. 


Bei einem Endwert von 1400 ME. hatten wir bei der Abichreibung vom 
Buchwert oben 2,1"/o gefunden, bei dem Endwert 1 erhalten wir danegen 7,6°/o. 
Wir können hieraus eriehen, wie jehr die Höhe der prozentualen Abichreibung 
bei der Abſetzung am Buchwert vom Endwert des Gegenitands abhängt, während 
die prozentuale Abjchreibung bei der Ablegung vom Baumert (Anichaffungs: 
wert) einer jolchen bedeutenden Schwanfung durd) den Endwert des Gegen: 
ftandes nicht unterworfen ift (0,745 %/o bezw. 0,80). Wir haben bereits früher 
Ihon bemerkt, daß bei Gebäuden nad der Enticheidung des Königl. Ober: 
verwaltungägerihts vom 14. Juni 1893 Bd. II ©. 58 nur Abnußungen in 
baulicher Hinfiht, nicht aber eine durch äußere wirtichaftliche Verhältniſſe be— 
dingte Minderung der Bewertbarfeit berüdiichtigt werden fann. 

Was nun die heifiiche Gejegebung betrifft, jo find nach Art. 19 Ziffer 8 
nur Abichreibungen für Abnutzungen der den landmwirtihaftlichen und gewerb— 
lihen Betrieben dienenden Gebäude zuläſſig. Abzüge für Abnugungen der 
Wohngebäude können ſomit nicht geitattet werden. Belondere Beitimmungen 
über die zuläffige Höhe der Abichreibungen beftehen im Großherzogtum Heilen 
nicht. In welcher Höhe Abichreibungen zugulafien find, ift nah Maßgabe des 
einzelnen Falles zu beurteilen. Es blieb bisher den Steuerpflichtigen überlaflen, 
nah Maßgabe ihrer wirtſchaftlichen Berhältniffe die Abnutungsguote zu be— 
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rechnen und diejelbe dann in ihrem Einfommeniteuer-Deflarationsbogen an: 
zugeben. Ueberjchreiten die angegebenen Abzüge alsdann die ſonſt bei den 
betreffenden Gemwerben üblichen Säte, jo werden die Steuerpflichtigen, ſofern fie 
die Gründe nicht glei) in ihren Erklärungen anführen, von dem Vorſitzenden 
der Veranlagungskommiſſion jedesmal veranlaßt, die eine größere Wert: 
verminderung bedingenden tatſächlichen Verhältniffe geltend zu machen und die 
Angaben eventuell mit Beweismitteln zu unterftügen. Im andern Fall wurden 
die Abjchreibungen auf das zuläffige Maß gefürzt. Nach der bisherigen Uebung 
wurde nur eine Abjchreibung vom Wert der überbauten Fläche, vom jeweiligen 
Brandverfiherungswert, wie er im amtlichen Brandkatafter aufgeführt ift, ge 
ftattet, dagegen nicht vom Verkehrswert de3 Gebäudes und jomit vom Grund 
und Boden zugelaffen, wie denn aud) in Preußen Abichreibungen auf Grund: 
ftüdafonto für eine Entwertung des bloßen Fundus nad den Enticheidungen 
des Königl. Oberverwaltungsgerichts vom 7. Oktober 1893 und 24. yebruar 1894 
unzuläjlig find. 

Die höchſte Abichreibung, die mir bisher zur Kenntnis gekommen ift, 
war 5°/o und zwar für die Abnußungen der Gebäude einer Gerberei. Im 
Hinblid auf die Witterungseinflüffe, denen dieſe Gebäude ausgelegt find, und 
Kr u Nutzungsdauer dürfte eine Abjchreibung in dieſer Höhe wohl zu: 
läſſig jein. 


Maſchinen. 


Die Maſchinen haben gewöhnlich die ſtärkſte Abnutzung, und in den 
Bilanzen findet man daher verhältnismäßig die größten Abſchreibungen. Letztere 
find vielfach verichieden groß, je nachdem es fih um Dampfmajchinen oder 
um Maſchinen handelt, die irgend welche technijche Arbeit verrichten. Gewöhnlich 
ift die techniſche Abnutzung bei den Dampfmaſchinen am größten, während 
dagegen bei den Maſchinen, die techniiche Arbeiten verrichten, fich häufig ftarfe 
wirtichaftlihe Entwertungen zeigen. So ift mir befannt geworden, daß 3. 2. 
die Spinn= und Webemaſchinen einer größern Wollweberei innerhalb 3 Jahren 
entwerteten, weil das bisherige Webeverfahren inzwiſchen ſich vollitändig geändert 
hatte. Allerdings find Abichreibungen für die wirtichaftliche Entwertung nad) 
* un des preußiichen Oberverwaltungsgerichts vom 31. Januar 1894 
nicht erlaubt. 


Die ordentlihen Abichreibungen bewegen fih in den meiften Bilanzen 
zwijchen 8° und 12° und belaufen ſich durchſchnittlich auf 10°. Die 
Heinften Abichreibungen habe ich wiederholt in den Bilanzen von Majchinen- 
fabrifen gefunden und zwar hier nur 8°/o. Die Urſache diejer geringen Ab: 
ſchreibung dürfte wohl darin zu juchen jein, daß in den Maſchinenfabriken die 
Maſchinen meiſtens regelveht behandelt werden und deshalb wohl aud) die 
größte Nubungsdauer haben. 

Zumeilen fann man in Bilanzen nod) eine niedrigere Abichreibung finden. 
So kenne ich eine Aktiengejellichaft, die im den lebten Jahren ſogar auf 4°/o 
heruntergegangen iſt. Eine ſolche geringe Abichreibung hat aber feinen andern 
Zweck als den Reinertrag des betreffenden Unternehmens fünftlih zu erhöhen 
und für die Aktionäre noch eine Dividende herauszufchlagen. Um nun zu 
jehen, mie ſich die Abichreibung bei ein und derielben Maſchine für ein und 
denjelben Anfangs: und Endwert, aber bei verjchiedener Nutungsdauer bewegt, 
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nehmen wir an, eine Lofomobile habe bei einem Gewidt von 70 Zentner einen 
Anſchaffungswert von 5000 ME. und nad vollitändiger Abnugung nur noch 
einen Verfaufswert von 200 Mt. 


Bet der Abichreibung vom jeweiligen Buchwert ergibt fih für eine 
Nutzungsd auer von 


20 Jahren nad) der Formel a = 100 E — — ) | 
a — 100 I: — (30 A] 


5000 
a = 14,87 Jo, 
1 
200 \25 
25 Jahren a = 10 | 1 — 
Jah [ (5600 | 
a = 12,08 °/o, 
1 
ä 200 37 
30 Jahren d = 100 I ı — f 
= | (5000) | 
a = 10,17’. 


Bei der Abfegung vom Anihaffungswert beredinet fi für eine 
Nutungsdauer von 20 Jahren nad) der Formel 


K—-k 100 
ad = z n x K 
a U 200 
— 20 5000 
a= 4,80, 
5000 — 200 ., 100 
von 25 Jahren a = — .: X 5000 
a == 3,8°o, 
5000 --- 200°, 100 
und von 30 Jahren a = 30 5000 


a = 32°. 


Die Abichreibungen find für die einzelnen Arten, ſowie für die verfchiedene 
Nugungsdauer verjchieden groß. Sie find am größten bei der Abjegung vom 
Buchwert und am Hleinften bei der Abſetzung vom Anſchaffungswert. für die 
feufmännifche Buchführung dürfte eigentlih nur diejenige vom Buchwert von 
beionderer Bedeutung Jein. 

Beitimmte Säße, deren Höhe nicht überjchritten werden darf, find weder 
in Preußen, noch in Heſſen vorgejchrieben. 
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Betriebögerätihaften, nah dem heifiihen Einfommenftenergejeh. 
Betriebsmittel. 


So verſchieden die einzelnen Wirtichaften find, jo verichieden find auch 
die Betriebsgerätichaften, bezw. Betriebsmittel und die Abichreibungen, die hier: 
durd) nötig werden. Bei der Verſchiedenheit der Betriebe jollen hier nur einige 
der wichtigiten Betriebsmittel beſprochen werden, wie wir fie in den Bilanzen 
der meiften größeren Gefellichaften und {Firmen verzeichnet finden. 


Bei einem und demjelben Betriebsmittel ift oft eine ganz verichtedene 
Abſchreibung erforderlich, je nachdem es 3. DB. in der Induſtrie oder der Land: 
wirtſchaft Verwendung findet. So iſt die Nußungsdauer des in der Induſtrie 
verwendeten faltblütigen belgiichen Pferdes kürzer, als bei dem in der Land: 
wirtſchaft benüßten warmblütigen Tiere. Wenngleich zugegeben werden fann, 
daß die Dauer der Gebraudhsiähigfeit des warmblütigen Pferdes etwas größer 
ift, ala die des Faltblütigen, jo fteht fie doch in feinem Merhältnis zur 
Nutzungsdauer für die beiden Erwerbsarten. In dem Brauerei: und Müllerei— 
betrieb ift die Nußungsdauer eines Pferdes wohl durdhichnittlih nur 10 Jahre, 
während die Zeit der Gebrauchsfähigkeit in der Landwirtichaft, wo das Pferd 
eine viel naturgemäßere Lebensweiſe findet, 15 Jahre fein dürfte. Auf Grund 
der Abichreibung vom Buchwert würde fi für den Brauerei und Müllerei- 
betrieb bei einem Anjichaffungswert von 1200 ME., einem Endwert von 80 ME. 
und einer Nutungsdauer von 10 Jahren für ein Pferd nad) der Formel 
k= K (1—0,0a) !, oder 80 = 1200 (1—0,0 a) 10 


10 
a = 100 (i & V) 
a = 23,7°/o ergeben; 


bei einer Gebrauchsdauer von 15 Jahren für die Landwirtichaft würde dagegen 
15 


a = 100 (1 = Vo) 
a = 16,5 °/o jein. 


Wird nicht vom Buchwert, Sondern gleichmäßig vom Anſchaffungswert 
abgejchrieben, jo erhält man für Müllerei: und Brauereibetrieb 
die jährliche Abnutzung = — — mn = 112 
oder = 9,3 Jo; 


für Landwirtichaft 
1200 — 80 


die jährlihe Abnukung = - 15 —= 74,66 


oder = 6,22 °/o 


In den meiften Bilanzen findet man nun eine Abichreibung von 10 
bis 20%. Einen Betrag von über 20 %0 habe ich bis jetzt nur in einer Bilanz 
und zwar im der einer größeren Brauerei aelehen. Die Urſache dieſer meiften® 
fleineren Abjchreibung dürfte darin zu juchen fein, daß das Fuhrparkkonto 
nicht allein das Pferdefonto, fondern auch das Wagenparffonto umfaßt. Nun 
ift aber die Nutungsdauer beim Wagenpark größer als bei den Pferden. 
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Nehmen wir 3. B. den Wert eines Wagens nebit Zubehör (Geſchirr zc.), mie 
er in der Brauerei und Müllerei Verwendung findet, zu 600 Mk., feine 
Nugungsdauer zu 20 Jahren und den Wert der dazu gehörigen 2 Pferde zu 
2400 ME. und ihre Nußungsdauer zu 10 Jahren an, jo ergibt fi) als pro: 
zentuale Abnußung bei der Abjchreibung vom Buchwert, wenn der Wert bes 
Wagens nad) 10 Jahren nur noch 300 ME. und derjenige der beiden 
Pierde nur nod 200 ME. ft, nad) Ablauf diefer Periode 
10 


a = 100 (1= Van 


a = 164° 


Die weitere Urſache diefer meijtens niedrigeren Abichreibung dürfte darin 
zu Juchen fein, daß in der Induſtrie und auch vielfach in den größeren Betrieben 
der Landwirtichaft die Pierde nad) einigen Jahren, jobald fie den Anforderungen 
diefer Betriebe nicht mehr ganz gewadjien find, jchon wieder verfauft werden 
und zwar zu einer Zeit, wo diefelben immer nod einen hohen Gebrauchswert 
haben, aber zu einem Zeitpunkte, wo infolge der Abichreibung vom Buchwert 
die verhältnismäßig größten Beträge abgeichrieben find und wo das Pferd 
nunmehr bei einem geringen Buchwert immer noch einen hohen Gebrauchswert 
hat. Nehmen wir 3. B. an, ein Bierbrauer würde jeinen Pierdebeitand von 
5 zu 5 „Jahren erneuern, dann würde ein Pferd von 1200 ME. Anichaffungs: 
wert bei einer Abſchreibung vom Buchwert von 20/0 nad) 5 Jahren nur noch 
zu 393,2 Mk. zu Buch ſtehen, während das Pferd faktiſch vielleicht noch einen 
Verlehrswer von 500—600 ME. hat. 

Wollte man 3. B. den Berkaufswert von 600 ME. in Einklang mit dem 
Buchwert bringen, jo müßte man eine jährliche Abjchreibung nicht von 20°/o, 
iondern von 12,9% vornehmen. Es geht hieraus wieder recht deutlich hervor, 
wie wichtig es ift, den Endwert des Gegenjtands für die jeweilige Wirtichaft, 
jowie die Dauer des Gebrauchs in das Auge zu fallen, nad) Verlauf deren das 
Betriebsmittel in dem betreffenden Betrieb. ausjcheidet. — Es ſoll hierbei jedoch) 
nicht unterlaffen werden, darauf aufmerkſam zu maden, daß eine Abjchreibung 
für Abnutzung für das Iebende Wirtichaftsinventar nad) Art. 11 und 18 
Ziffer III der Anmweilung zum preußiichen Eintommenfteuergefeg nicht zuläffig 
it. Nach dem heifiichen Einfommenfteuergejeg ift dagegen eine Abjchreibung 
vom lebenden Inventar geitattet. 

Ein weiteres Betriebsmittel, das hierher gehört und da8 man vielfach in 
den Bilanzen der Aktiengejellichaften findet, find die Fäſſer, wie man fie 3. B. 
in den Bierbrauereien und Weinhandlungen findet. Bier ift die Abjchreibung 
verichieden groß, je nachdem es fi) um Lager oder Transportfäſſer handelt. 
Die Abnugung ift bei den Lagerfäſſern am Eleinften und bei den Transportfäſſern 
am größten, und man findet in den meiften Bilanzen für dieje eine Abichreibung 
von 20°o und für jene eine foldhe von 10"/o. Nehmen wir 3. B. an, ein 
Lagerfaß von 10 hl habe einen Anjchaffungswert von 75 Mk, eine Nutungs- 
dauer von 25 Jahren und einen Endwert von 6 Mk. jo ergibt fich beim 
Abichreiben vom Buchmwert nad) ber vormd: 


a = 100 (Gy: ) 


a= 5,1%. 
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In vorftehendem Fall haben wir angenommen, daß das Faß am Enbe 
der Nußungsdauer einen Endwert von 6 ME. und zwar ben Wert eines gleichen 
Gewichtes Brennholz habe, meiftens wird der Endwert noch geringer jein, denn 
gerade das Holz von Fäſſern eignet ſich in den meilten Fällen faum als Brenn 
holz. Nehmen wir deshalb anjtatt 6 ME. nur 3 ME. an, jo ergibt ſich nad obiger 
Formel für die Abjchreibung vom Buchwert eine prozentuale Abnugung von 120/°, 
Diefer Schwanfung unterliegt dagegen nicht die Abjchreibung, wenn diejelbe 
jährlich gleihmäßig vom Anichaffungswert vorgenommen wird. Für diefen Fall 
müßte eine jährlihe Abjegung von etwa 3,7 °/o immer vom Anichaffungswert 
bewirft werden. In manchen Betrieben 3.8. den Weinhandlungen findet man 
nun vielfach den Braudy, daß die Fäſſer nicht bis zur vollftändigen Abnugung 
gebraudyt werden, jondern daß diefelben, nachdem fie eine Reihe von Jahren 
benußt worden find, verfauft werden, wenn fie gewöhnlich niedrig zu Buch ftehen, 
dagegen noch einen hohen Verkehrswert haben. Hier zeigt fi) dann diejelbe 
Ericheinung, wie wir fie oben beim Fuhrpark-Konto gejehen haben. Werben bie 
Fäſſer lange in ein und demfelben Unternehmen benußt, jo wird die Abjchreibung 
etwas größer fein müffen, al8 wenn die Fäſſer nur furze Zeit gebraucht und 
veräußert werden, jobald die größten Buchwerte abgeichrieben find. 

Ferner jollen die Abichreibungen bei den Schiffen einer näheren Betradhtung 
unterzogen werden. Die Abnutzung ift hier verichieden groß, je nachdem es ſich 
um See: oder Flußſchiffe handelt, und die Abnugung eines Segelſchiffes dürfte 
wohl niedriger fein als die eines Dampferd mit einem koſtſpieligen Maſchinen— 
apparat. Die Nutungsdauer eines Ozeandampfers dürfte wohl am fürzeften 
fein. Unier Hlottengeieh von 1898 jeßt 3. B. die durdhichnittliche Lebensdauer 
eines Linienſchiffs auf 25 Jahre feſt. Am längiten dürjte die Nutzungsdauer 
bei unferen Segelichiffen fein, die zum Transport von Frachtgütern auf unfern 
ſchiffbaren Flüſſen benugt werden. Solde Frachtſchiffe haben im allgemeinen 
eine Nutungsdauer von 60 bis 70 Jahren, müſſen allerdings innerhalb diejes 
Zeitraumes, gewöhnlicd nad) 30 Jahren, mit einem neuen Boden verjehen werden, 
jofern diejelben nody 30 bi8 40 Yahre weiter, aljo volle 60 bis 70 Jahre bes 
nußt werden follen. Ein Frachtkahn von 25000 Bentner Tragfähigkeit hat 
einen Wert von etwa 63 000 Mk. und nad) Ablauf der Nutungsdauer (60 bis 
70 Jahre) nur noch einen foldhen von ungefähr 5000 Mt. Nimmt man nun 
weiter an, ein joldhes Schiff jei 60 Jahre lang im Befite eines und bdesjelben 
Unternehmers und werde nad) 30 Jahren mit einem neuen Boden im Werte 
von 10000 ME. verjehen, jo dürfte ſich bei der jährlihen Abichreibung vom 
Buchwert eine jährliche prozentuale Abnugung von 

60 


Zaun 
a= 100 (ı ne Von 


a = 4,37 °/o ergeben. 

Hierbei ift nun in Betracht gezogen worden, daß die Ausgaben für den 
neuen Schiffsboden nicht ala Reparaturkoften, jondern als Neuanſchaffung zu ver= 
buchen find und demgemäß in Anja zu fommen haben. Bei einer 70 jährigen 
Nutungsdauer wäre dagegen die jährliche Abjchreibung nur 3,67 °/o. Geſchieht 
die jährliche Abjchreibung nicht vom Buchwert, jondern immer vom Anſchaffungs— 
wert, jo müßten immer 1,55 °/o von 73000 ME. abgejegt werden und bei einer 
Nubungsdauer von 70 Jahren 1,33%. — Es wurde bereits jchon erwähnt, 
daß das fylottengejeß von 1898 die Nutungsdauer eines Linienjchiffes auf 


Betriebögerätihaften nad dem heifiihen Einkommenſteuergeſetz. Betriebsmittel. 49 


25 Sabre feitießt. Unſere beiden großen Reederei-Geſellſchaften, die Hamburg: 
Amerika-Linie und der Lloyd benußen ganz ausnahmsweiſe ihre Schiffe 25 Jahre 
lang. Sn der Regel verkaufen dieſe Gejellichaften nad) einer verhältnismäßig 
furzen Reihe von Sakren ihre Schiffe an andere Reedereien, die weniger hobe 
Anforderungen an ihr Schiffsmaterial ſtellen. Die Abichreibungen des Lloyd 
waren in dem Zeitraum 1886—1898 durchichnittlich 8,10 °/o und bei der Ham: 
burg⸗Amerika⸗Linie 9,44°/ vom Buchwerte. 

In vorstehenden wurde ablichtlid von der Aufitellung gewiſſer Prozent: 
läge binfichtlicd) der Abichreibungen abgejehen, da diejelben ja nur nad) Maßgabe 
des einzelnen Falles beftimmt werden fünnen und hierbei zu berüdfichtigen ift, 
ob der betreffende Steuerpflichtige die Abichreibung vom Anſchaffungs- oder Buch— 
wert vornimmt. Nach dem Erlaß des preußiſchen Finanzminiſters vom 26. März 
1897 jollen jedoch die Veranlagungsbehörden überall da, wo ein Bedürfnis vor- 
liegt, vor oder bei Beginn des Veranlagungsgeſchäfts — nötigenfalla nad) An- 
börung von Sacverftändigen — für die verichiedenen Gattungen der Gebäude 
x. angemefjene Durchſchnittsſätze feititellen, bis zu welchen die von den Steuer: 
pflichtigen beanjpruchten Abnutzungsquoten unbeanftandet zuzulaſſen find. Die 
Zulafjung höherer Säge ift nicht ausgeichloffen, jofern die Umftände dies ala 
angemeflen ericheinen laffen. 

Gemäß der Enticheidung des Preußiichen Oberverwaltungägerichts vom 
14. Juni 1893 ift die Teitiegung der Höhe weſentlich Sache der Schäßung der 
Beranlagungstommilfion. Sie liegt auf tatjächlichem der Beihwerbeintang 
entzogenem Gebiete, jofern im Beanftandungsverfahren Sacdjverftändige in der 
Sache vorher gehört worden find. Da unter den vom Roheinfommen abziehbaren 
Ausgaben die Abjchreibungen häufig die höchſten Beträge bilden, wie 3. B. bei 
der Induſtrie, jo ift deren richtige Beitimmung von um jo größerer Bedeutung, 
als ſich nur dadurd) auch das richtige Reineintommen ermitteln läßt, das ja 
in volkswirtſchaftlichem Sinn nichts anderes, ald die Summe ber Güter ift, die 
jemand in einer gewillen Zeit verbrauchen fann, ohne dadurch feine Lage gegen 
früher zu verichlechtern. Sind die Abſchreibungen zu groß, jo führt dies aller: 
dings zu einer Vergrößerung des Vermögens des Pflihtigen, aber der Staat 
fommt zu kurz Bierbei, weil zu menig Einfommen zur Verjteuerung gelangt. 
Sind diejelben dagegen zu Klein, jo ftellt fich der (Fiskus in feinen Bezügen zwar 
beſſer hierbei, doc) wird diejes Verfahren beim Verbraud) des ganzen Einkommens 
zu einer Verringerung des Vermögens des Pflichtigen führen. 

Auf jeden Fall dürfte es aber der Beranlagungstommilfion, nachdem der 
Steuerpflihtige und der Sadjverftändige über den Anichaffungs: und Endwert 
und über die Nugungsdauer der Produftionsmittel gehört worden find, und aud 
jedem Privaten leicht möglich fein, die Abnugungen in Prozenten bei der Ab— 
ihreibung vom Buchwert nad der Tyormel 


n 
a = 100 ( — vi) und bei der 


gleihmäßigen Abjchreibung vom Anſchaffungswert nad) der Formel 
K—k 100 


r K 
richtig zu beftimmen, worin X Anſchaffungswert, & Endwert, » Nutzungsdauer 
und a Prozentjag der Abichreibung bedeutet. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1908. 4 
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Anmerkung. Vorſtehende Abhandlung hatte die Abjchreibungen zum Gegenjtand, 
welche infolge von Abnutzungen erforderlih werden; unberüdjichtigt And dagegen die— 
jenigen Abſchreibungen geblieben, welhe Kaufleute und Jnduftrielle für Kapitalverluite 
und zweifelhafte Forderungen vornehmen. Es jollen deshalb die wichtigſten Vorjchriften 
bierüber noch furz erwähnt werden. 

$ 40 des Handelsrechts ichreibt dor, daß bei Aufitellung ber Bilanz zweifelbafte 
—— nach ihrem wahrjcheinlihen Werte anzuſetzen und uneinbringliche Beträge 
abzufchreiben find. Kapitalverlufte fönnen weder in Preußen, nodh in Heilen vom Ein- 
fommen in Abzug gebradht werden. Nach der Entiheidung des Königlih Preußiichen 
Oberverwaltungsgeriht3 V vom 29. März 1899 und 13. April 1899 können alle Berluite, 
welche das umlaufende oder flüjjige Betriebskapital betreffen, in Abzug ge 
bracht werden; dagegen find Berlufte, die das ftändige AUnlagelapital betreffen, 
als Verminderung des Stammvermögens anzufehen und von der Abzugsfähigkeit aus- 
zuſchließen. Der — 


Staat und Recht. 
Verſuche über allgemeines Staatsredht. 
Bon Dr. A, Affolter in Solothurn. 


Einleitung. 


Die Bezeichnung allgemeines Staatsreht ift etwas in Mißkredit gekommen, 
weil der überlieferte Begriff ein naturrechtlich formulierter iſt). Es läßt ſich 
jedoh nicht verfennen, daß das Wejentliche desjenigen, was ala allgemeines 
Staatsrecht gelehrt wurde und gelehrt wird, Rechtövergleihung iſt. Das all: 
gemeine Staatsrecht iſt [osgelöft vom naturrechtlichen Ballafte, vergleichendes 
Staatsrecht ?). 


!) Das jus publicum universale war das aus der Vernunft abgeleitete Staatsrecht, 
vergl. Rehm, Allgemeine Staatälehre, 189, S.3. Jordan, Verſuche über allgemeines 
Staatsrecht, 1828, 5.3 u. 4, definiert noh: „Nach der Berjchiedenheit der Normen zerfällt 
dad Staatsrecht in das allgemeine (philojophiihe) und bejondere (pofitive). Jenes 
entwidelt die Zuläfjigfeit oder Notwendigkeit des Staates, deſſen Rechtsgrund und Zweck, 
ſowie die zwiſchen der Staatögewalt und den Untertanen beitehenden Rechtäverhältnijie 
aus dem Bernunftsrechte, ohne auf einen beitimmten Staat in der Erfahrung eine beſondere 
Rüdiiht zu nehmen; dieſes dagegen jtellt die Staatsrechtsverhältniſſe dar, wie ſolche in 
einem bestimmten Staate dur pojitive Rormen wirklich feitgejept jind; jenes zeigt, wie 
und wozu die Staaten errichtet und eingerichtet werden jollen, um der Bernunft zu 
entiprechen, dieſes wie ihre Rechtöverhältnifie wirtlih beihaffen jind. Das alles 
gemeine Staatdredht, darum mit Recht jo genannt, weil es aus einer allen Menichen 
gemeinichaftlihen, alio wahrhaft allgemeinen Quelle, der Bernunft ſchöpft und weil defien 
Zehren aus diefem Grunde auch auf allgemeine Anerkennung Anſpruch machen, iſt nicht 
mit der Philoſophie des poſitiven Staatsrechtes zu verwecjeln, welches nad 
weiſt, ob und in wiefern die pofitiven Normen eines wirklichen Staated dem Vernunfts— 
rechte entſprechend jeien und bildet Übrigens feinen Gegenſatz von dem pofitiven Staats- 
rechte, da überhaupt nicht von dem sur pofitiven Norın erhoben werden barf, was der 
Bernunft widerftreitet, vielmehr die wirflihen Staaten vernunftsgemäh eingerichtet werden 
offen.” Schon anders faht Bluntſchli den Begriff des allgemeinen Staatärehts auf, 
Lehre vom modernen Staate I, Allgemeine Staatölehre, 6. Aufl, 1886, ©. 11 u. 12: „Man 
faht die allgemeine Staatslehre und insbejondere das allgemeine Staatsrecht fehr oft ala 
das Produkt idealer Spelulation auf und verſucht dasjelbe aus einer fpefulativen 
Beltanidauung durch einfahe logische Schluhfolgerungen herzuleiten. Es find jo mancherlei 
Syiteme entitanden eines jogenannten philojophiihen oder natürlihen Staatsrechtes, 
weiches jodann dem jogenanunten pofitiven und hiftoriihen Staatsrechte entgegengejeßt 
wurde. ch veritehe den Segeniaß anderd. Der Staat muß ſowohl philoſophiſch Beatiien. 
als Hiftoriich erfannt werden: und das allgemeine Staatsrecht fann jo wenig als das be— 
iondere dieſer zweileitigen Arbeit entbehren. Die beiondere Staatdlehre ſetzt die allges 
meine voraus, wie die beiondere Bolldart die gemeinfame Menichennatur vorausjegt. Die 
allgemeine Staatswiſſenſchaft ftellt die Grundbegriffe dar, welche in den beiondern Staats» 
lehten zu manigjaltiger Eriheinung fommen.“ &. Meyer, Deutſches Staatörecht, 5. Aufl., 
1599, 5. 48, definiert das allgemeine Staatdreht im Gegenjap zum bejondern ald das 
Reht des Staates überhaupt, d. 5. aller möglichen Staaten, namentlich der Staaten 
einer bejtimmten Zeitepoche oder Kulturitufe. 

*) Rieker in Frankenſteins Bierteljahrsjchrift für Staats- und Vollswirtſchaft, 
Bd. VI, S. 251, bejtreitet zwar die rechtövergleichende Natur des allgemeinen Staatsrechts; er 
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Um den naturrechtlihen Beigeihmad'), der dem Ausdrude allgemeines 
Staatsrecht?) noch anhaftet, zu vermeiden, zieht man gegenwärtig die Bezeichnung 
allgemeine Staatslehre für allgemeine jtaatsrehtliche Betrachtungen vor. Allein 
das Wort „Lehre“ bezeichnet zu jehr etwas rein Subjektives des Lehrenden und 
umfaßt feinem Sinne nad zu viel anderes, was vom Staate außer dem 
Rechtlichen zu jagen ift, als daß es die Bezeichnung Staatsrecht zu eriegen 
vermödhte?). 

Das Vergleichsfeld kann weiter oder enger ausgeltedt jein. Dan kann 
die Staaten, welche der Vergangenheit angehören und ſämtliche Staaten ber 
Gegenwart als Vergleichsobjekte heranziehen oder man fann ſich auf eine engere 
Auswahl beichränten. Die folgende Darftellung ftellt ſich auf legtern Stand» 
punkt, indem als Vergleichsobjefte bloß die modernen KHulturftaaten herangezogen 
und nur ausnahmsweiſe, infofern es zum Verſtändniſſe als notwendig ericheint, 
auf die Vergangenheit zurüdgegriffen wird. Die Rechtsvergleichung ift aud) 
aus natürlichen Urjachen eine beichränfte. Bei der Mannigfaltigkeit und Ver— 
Ichiedenheit der rechtlichen Erjcheinungen in den einzelnen Staaten iſt eine genaue 
Kenntnis derjelben unmöglich; die Vergleihung kann fich deshalb nur auf das 
Elementare beziehen *). 

Die Vergleihung des Staatsrechts verjchiedener Staaten darf ſich nicht 
auf eine bloße Gegenüberftellung der Aehnlichkeiten und Berjchiedenheiten 
beichränfen, das Bergleihsmaterial joll uns vielmehr ermöglichen, das Gleidh- 


jagt: „Aus der bloßen Statiftif des Uebereinſtimmenden und Differenten in den Jnititutionen 
des öffentlihen Rechts aller Kulturſtaaten laſſen jih nur tote Rubrifen und jchematifche 
Abftraltionen gewinnen; es wäre das vergleichende Staatenktunde, aber nod lange fein 
allgemeines Staatsrecht.“ Rieker verfennt aber bier die Aufgabe der vergleihenden 
Rehtswifjenichaft in der Bildung formaler, allgemeiner Begriffe; jeine eigene Auffafiung 
des allgemeinen Staatsrechts als der „iyitematiihen Zujammenfafjung und Daritellung 
der in den partifularrechtlihen Arbeiten enthaltenen allgemeinen jtaatsrechtlihen Lehren, 
Begriffe und Sätze“ beruht übrigens völlig auf dem Gedanken der Rechtövergleihung. 

) Bergbohm, Jurisprudenz und Rechtsphiloſophie, 1892, ©. 351, bemerft über 
das allgemeine Staatöredht, das er in eine Linie mit dem philojopbiihen hinftellt, da, 
fofern es ſich hier bloß um lehrhafte Berallgemeinerung handle, „dieje Form nicht jo ver— 
mwerflich ift, wie die ftrengen Jurijten jept immer allgemeiner anzunehmen jcheinen ; aber 
leider vindizieren fich derartige abitrafte ſtaatsrechtliche Theorien nicht jelten die direkte 
Gültigkeit praftiicher Rechtsgrundſätze für dieje oder jeme Staatengruppe, womöglih für 
die ganze Welt." So ſchlimm ijt es denn aber doch nicht! 

) Immerhin ift darauf aufmerkfiam zu maden, daß M. Seydel, der dod gewiß 
nicht als Naturrechtler galt, in den Annalen des Deutichen Reichs, 1898, Vorträge aus 
dem allgemeinen Staatdredhte veröffentlichte. 

) Teyner, in den Annalen des Deutihen Reiche, 1902, ©. 664, hebt hervor, daß 
man bei dem Worte Lehre unwillfürlih an etwas wie Heils- oder Veredlungslehre dente. 
Er betont, daß die Bedeutung der allgemeinen Staatölehre in der Vorbereitung des 
Kommenden durch Fortbildung des Seienden, in dem jchöpferiichen, zufunftsreichen Ge— 
danken, in ihrer weſentlich evolutionijtiichen Tendenz, in der Unterordnung unter die 
joziale, ethiiche, politiihe Grundauffafiung liege. Demgegenüber iſt die Aufgabe des alle 
—— Staatsrechts zu verlegen in die rein indultive Erfaſſung des zerſtreuten juriſtiſchen 

toffes und in die Bildung allgemeiner Begriffe durd; Hervorhebung des Gleichartigen. 
Freilich, wenn es richtig wäre, wad Tezner a. a. O., ©. 663, Anm. 5, fagt, „es iſt doch 
im großen und ganzen nur äußerlich Yehnliches, was mit gemeinfamen Begriffen zu— 
fammengefaßt wird“, jo gäbe es ein allgemeines Staatsreht in unjerm Sinne nicht. Es 
handelt jih aber nicht um Wehnliches, jondern um Gleiches, allerdings nur um äußerlich, 
formell Gleiches. Frankreich ijt nicht etwas Aehnliches wie Italien, jondern es ijt Staat, 
lei letzterem; in England befteht nicht etwas Aehnliches wie Recht und Gejep, Regierung, 
erwaltung, Rechtſprechung u. j. w., jondern es gibt dajelbit Recht und Geſetze ıc. 

) Bergl. Tezner, a.a.D., ©. 641 ff. 
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artige unter einheitliche Begriffe zu faſſen. Es kann allerdings die frage 
aufgeworfen werden, ob es überhaupt ſolche Gleicyartigkeiten gebe oder ob nicht 
alles in ftetem Wechiel und Fluffe begriffen ſei, wodurch feite Einteilungen und 
allgemeine Begriffsbeitimmungen verunmöglicht werden. Es ift ja richtig, daß 
das Staatsrecht der verjchiedenen Staaten nichts Stabiles ift, jondern ſich ftetig 
verändert und ausbildet; es kann deshalb nicht davon die Rede fein, allgemeine 
Begriffe materiellen Inhaltes zu finden. Die allgemeinen Begriffe fünnen nur 
formeller Natur jein. Solche formelle Begriffe muß es aber geben, wenn 
überhaupt eine vergleichende Rechtswiffenihaft möglich jein ſoll. Wir müflen 
wifjen land fünnen, was Staat, was Recht, was Gejet, mas Behörde 
u. ſ. w. ift’). 


* 


S 1. Die Patrimonial= und die Körperſchaftslehre. 


Die Geihichte der Staaten und der Staatörechtälehre weift zwei verjchiedene 
juriftiiche Grundauffafjungen des Staates auf, die wir als die Patrimonial- 
und die Körperihaftslehre bezeichnen können. Beim Patrimonialitaate 
fteht ein Herrichender gegenüber Land und Leuten; der Herricher ift Subjeft, 
Land und Leute find Objekte. Nach der Körperichaftslehre ift der Staat ein 
Verband, der auch den oder die Herrichenden mitumfaßt; der Herrichende iſt 
bier bloß Mitglied und Organ der Körperfhaft und unterfteht dem jeweiligen 
Rechte derielben. 

Die Batrimonialtheorie beruht auf der Auffaflung, daß der Fürſt 
Obereigentümer alles Bodens jei; aus diefem Eigentumdverhältniffe zu dem 
Boden entipringt dann auch das Herrichaftsrecht über die Menſchen ala Zu— 
behörden des Landes. Dieſes einem Privatrechte ähnliche Recht ift eigenes 
Recht und ala joldyes Ausfluß voritaatlichen oder überjtaatlihen Rechts; d. h. 
das Recht der Fürſten fließt nicht bloß aus der Gejeßgebung des Staates, jondern 
it unabhängig davon, es jchwebt über dem Staate. 


', Es iſt namentlich die Frage erörtert worden, ob es einen allgemeinen Begriff 
des Rechts gebe. Dieje Frage wird zutreffend bejaht von Bergbohm, Nurisprudenz 
und Rechtöphilojophie, S.74: „Rein formell genommen ift der Nechtsbegriff immer und überall 
derielbe.” Vergl. aud Bierling, Juriſtiſche PBrinzipienlehre I, 1394, ©.2 u.3, Cathrein, 
Recht, Naturreht und pofitives Recht, S. S—19. Nede rechtövergleichende Tätigkeit jept 
den formellen Begriff des Rechtes voraus; denn jonit wüßten wir nicht, was in den ver— 
ihiedenen Ländern Recht ift, ob das, was wir als Recht zur Vergleihung heranzichen 
nicht z. B. bloß etwa Poeſie ift. Much der Staat&begriff iſt formell genommen ein all- 
gemein gültiger. Sendel, Annalen des Deutichen Reichs 1898 ©. 321: „So wenig wie 
gend ein anderer Begriff läht fich der Begriff des Staates in der Weiſe feititellen, daß 
man ihn, von aller Erfahrung abjehend, nad, einer vorgefaßten Meinung aus fid jelbit 
ihöpft. Jeder Begriff entiteht dadurch, daß aus einer Mehrzahl tatjächlicher Er— 
iheinungen die gemeinjamen Merkmale hberausgehoben, die nicht gemeinjamen Merkmale 
bei Seite gelafien werden. So iſt ed auch mit dem Staatsbegriffe. Diejer Begriff muß, 
wenn er zutreffend gefaßt jein ſoll, ſich als unmwandelbar richtig bewähren, d. b. auf alle 
tatiächlichen Ericheinungen paſſen, die man Staaten nennt, gleichviel welcher Zeit, gleich— 
viel welhem Orte fie angehören.“ ... . Aber mit Recht bemerft Seydel dajelbit: „Mur 
mit dem nüchternen Dinge Staatöbegriff habe ich e& zu tun; nicht mit der jogenannten 
Staats,idee“, die, wie Bluntjchli (Kehre vom modernen Staate I, ©. 14) fih ausdriüdt, 
„das Bild des noch nie verwirflichten, aber angujtrebenden Staates in dem leuchtenden 
Glanze gedadjter Bolltommenheit” zeigt. Die Staatäidee, jagt Bluntſchli, wird „von 
der philofophiihen Spekulation erſchaut“. Dieje Anihauung ift nichts für uns Rechts— 
gelehrte; es gehört nicht zu unſerm Geſchäfte, jelbjtgefertigte Seifenblaien zu bewundern.“ 
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Die Patrimonialtheorie ift da und dort noch wahrzunehmen‘). 
Die Körperjchaftslehre ift dagegen heute die herrichende?). 


$S 2. Insbeſondere die Körperſchaftslehre. 


Die Lehre, dat der Staat eine Körperſchaft fer, ſchließt jämtliche Merk— 
male des Staates in ſich ein?). 
Wie bei der Körperichaft, jo find beim Staate die Genoffen rechtlich mit 


') In der Literatur ift hieher zu rehnen U. Arndt: Können Rechte der Agnaten 
auf die Thronfolge nur durdy Staatsgejep geändert werden ? 1900. Die Verneinung dieier 
Frage beruht vollftändig auf patrimonialen Fdeen. Ferner Kekule von Stradonig 
im Ärchiv f. öffentl. Recht, Bd. XIV, ©. 3 ff., bei Beipredung der Lippe'ſchen Thronfolgefrage. 
Gerade die Behandlung diejer Frage beweiſt, wie feit die patrimonialen Theorien noch 
fipen. Auch bei der Beitimmung des Unterjchiedes zwiihen Monardie und Republik 
ftoßen wir häufig auf patrimoniale Anfichten, die ein eigenes, vom jtaatlihen verſchiedenes 
Recht des Monarchen auf feine Stellung annehmen. 

*) Die Körperfchaftslehre findet ſich ſchon bei den Schriftitellern des Altertums an— 
gebeutet. Hierüber und über die mittelalterlihe Korporationdlehre vergl. Gierke, Das 
deutfche Genofjenichaftsreht III, die Staats- und Korporationdlehre des Altertums und 
des Mittelalters und ihre Aufnahme in Deutihland, 1851. Althuſius ſpricht von einer 
consociatio publica, Hugo Grotius und jeine Schüler von coetus, Kant von der 
Vereinigung einer Menge von Menſchen unter Eier J. J. Wagner, Der 
Staat, erſte Ausgabe 1815, zweite 1848 jagt S. 19 der leßtern: „Der Staat tft die erite 
Korporation und zugleich die univerjellite Gemeinde“ und ©. 34 und 36 bezeichnet er den 
Staat ald „Semeinwejen, das über dem Privatleben entiteht“. K. S. Zachariae, Vierzig 
Bücher vom Staate, Bd. 1, Ausg. 1839, ©. 59, nennt den Staat eine Gemeinheit, eine 
universitas, vergl. auch H. AU. Zahariae, Deutihes Staatd- und Bundesredht I, S 36 
und 37. Gelbjt die Vertreter der Patrinominallehre haben wenigitens die Republif als 
Korporation aufgefaßt; win 8.2.0. Haller, Die Reitauration der Staatswiſſenſchaften zc. 
I. Bb., 1820, 2. Sul, ©. 494 und Bd. VI, 1825, ©. 2—5. Bon den neuern ift namentlich 
Gierke zu nennen, der aber nicht auf dem Boden der reinen Korporationslehre jteht. 
I" feinem Genoſſenſchaftsrecht II, Geſchichte des deutichen Körperſchaftsbegriffes, 1875, 

. 973 und Deutiches Privatrecht I, 1895, ©. 474, bezeichnet er den modernen Verfaſſungs— 
ftaat als eine Verichmelzung anftaltliher und forporativer Elemente. Roſin, Das Recht 
der öffentlichen Genofienihaften, 1886, ©. 40, bemerkt, daß auf den Staat „der Begriff des 
Gemeinwejens, der Gejamtrecdhtsperjönlichkeit, in$bejondere der Körperichaft, mindeftens 
in wejentlihen Beziehungen rechtlih Anwendung findet; man fann daher aud den Staat 
dem Gejamtbegriffe der öffentlihen Körperichaft jubjumieren“. G. Meyer, Grundzüge 
des norddeutihen Bundesrechtes, 1868, Staatsrechtliche Erörterungen über die deutſche 
Reichsverfaſſung, 1872, und Lehrbud des deutſchen Staatsrechts (5. Aufl. 1899) ftelt den 
Staat unter die Reihe der politiihen Gemeinwejen. Bergl. Jellinel, Alg. Staats 
lehre, ©. 141 ff. 

Als abweihende Theorien können wir anführen: 1. M.vdon Seydel, Grunds 
züge der allg. Staatälehre, 1873, Unnalen des Deutichen Reichs, 1898, S. 324 und a. a. O., 
erblidt im Staate ein Objelt des Herrſchers, vergl. hierüber Jellinet, Allg. Staatslehre, 
S. 131, 146 und 147. 2. E. Lingg, Empiriiche Unterfuhungen zur allgemeinen Staats— 
lehre, 1890, modifiziert die Theorie Seydels, indem er den Staat als ein Verhältnis 
ber Beherrihung eines Volkes innerhalb eines gewiſſen Gebietes bezeichnet; dadurd nähert 
fih Lingg der Körperichaftälehre, er verneint aber die —— dauernden Be— 
— innerhalb des Verhältniſſes. 3. Bornhak, ug. Staatslehre 1896, ©. 13 
und 37, ertlärt den Staat als identiih mit dem Herrſcher; dieſe Anficht nähert ſich der 
Auffafiung von Hegel (Philojophie des Rechts, herausgegeben von E. Sans, 1833, 
©. 365 ff.), welcher u: Die Subjeftivität des Staates bejteht nur in der Perſon des 
Monarchen, ein volllommener Staat ift nur vorhanden, wenn ein Monarch an der 
Spitze fteht. 

») Es find bei Betrahtung des Staates jeweilen die gemeinjamen Erſcheinungs— 
formen aller Korporationen und die jpeziellen Abweichungen beim Staatöverbande her— 
vorzubeben; jo wird die Staatslehre zugleich auch eine allgemeine Ktorporationslehre. 
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einander verbunden‘). Der Staat ift ein Verband der Volksgenoſſen. Grund 
der Berbindung find Zwecke und dieſe Zwecke jollen allen zu gute kommen. 
Zur Verfolgung der Zwecke bedarf es einer Willensbildung und der Bezeichnung 
derjenigen Mitglieder, welche dieſen Willen auszuführen haben. Dieje Mitglieder 
erhalten dadurdy eine erhöhte Pflicht: und Rechtsſtellung. Die Mitglieder des 
Verbandes ftehen ſich jomit nicht alle gleichrechtiich gegenüber, jondern es ergeben 
ſich Beziehungen, wonad der Wille einzelner für die übrigen maßgebend ift?). 
Das Wefentliche der Körperſchaft und damit des Staates befteht alio darin, 
dab zur Erreihung von Zwecken ein Wille gebildet wird, der für jämtliche 
maßgebend iſt und daß zur Faſſung, jedenfalls aber zur Ausführung dieſes 
Willens Auszeihnung und Abgrenzung von einzelnen Mitgliedern oder von 
Gruppen jolcher vorgenommen werden. Um diefe Ericheinung zu bezeichnen, 
gebraucht man gemeiniglic die Ausdrüde Organ, Organijation und Organis- 
mus. Damit zieht man eine Vergleihung oder Analogie mit dem Organismus 
des pflanzlichen oder tierischen, insbejondere auch des menichlichen Körpers’). 
Wie der natürliche Organismus zeigt die Körperichaft, bezw. der Staat 
einen Impuls, einen Willen, der das innere durchdringt und maßgebend auf 
die Teile einwirkt; wie beim erſtern zeigt ſich aud beim ftaatlichen Verbande 
nicht eine homogene Maffe, jondern Zeile oder Gruppierungen von foldhen, Die 
jelbitändige Aufgaben haben und zu andern folden Teilen oder Gruppierungen 
in Beziehungen jtehen, auf diefelben einwirken. Es liegt deshalb nahe, von 





) Nah ber richtigen Auffafiung (im Gegenjag zur Batrimonialtheoriei erhalten 
dieje Mitglieder die bejondere Rechtſtellung nur mit Rüdfiht auf die Durchführung der 
emeinfamen Zwede; nicht zu ihrer perfönlihen Luft oder Erhöhung. Es hat deshalb 
& moderne Staatsrecht alle Bezeichnungen, welde anders ald auf das durch ent- 
iprehende Pflichten gededte Recht lauten, zu bejeitigen, jo die Ausdrüde Gewalt, Herr- 
ihaft, Macht und andererjeit3 Untertanen, Beherrſchte und Unterworfene. 

?) Das Mahgebende des Willens einzelner Organe gegenüber andern Organen 
liegt darin, dab der Wille einer Berechtigung entfliegt und ſich an eine Berpflidtung 
wendet. Der Wille wirft faufal auf die Färigeit der unteren Organe, aber regelmäßig 
niht vermöge einer phyſiſchen Macht oder eines bejonderen pſfychiſchen Einflufies, ſondern 
deshalb, weil die untern Organe fi verpflichtet fühlen, dem kompetenten Willen 
nachzuleben. 

) Die Analogie mit dem menſchlichen, ſpeziell männlichen Organismus, die ſo— 
genante antbropomorphijhe Staarslehre nimmt ihren Ausgang bei BPlato. Im 
Mittelalter wird in Anlehnung teil® an die bibliichen Allegorien, teild an die griechiichen 
und römiichen Borbilder der Bergleich der ganzen Menjchheit wie jedes engern Verbandes 
mit einem bejeelten Körper allgemein durchgeführt, vergl. Gierke, Genofienichaftsrecht 
II, ©. 14, 108 und 546 ff. Der legte Vertreter der anthropomorphiihen Staatölehre tft 
Bluntſchli, allerdings mehr in feinen frühern als lepten Schriften. Die organiide 
Staatälehre nimmt davon Umgang, die Parallele des Staates jpeziell mit dem menſchlich 
männlihen Organismus durdazuführen. jondern bejchränkt fih darauf, dad Gemeinjame 
des jozialen oder rechtlichen Körpers mit dem natürlichen (pflanzlihen oder animaliichen) 
Organismus hervorzuheben. Die neuere organiihe Theorie beginnt mit Fichte (vergl. 
dan Kriefen, Ueber die jogenannte organische Staatstheorie, 1873, ©. 60 ff.); fie findet 
ibre Hauptvertreter in der neuern Literatur namentlih in Gierke und dejien Schüler 
Treuß, melde beide Schriftiteller jedoh den ftaatlihen zu jehr mit dem natürlichen 
Irganiämus auf eine Linie jtellen und daher den weſentlichen Unterjchied der rechtlichen 
und natürlihen Organifation verwiihen, vergl. Lingg, Empiriihe Unterfuhungen 
e.36 ff. Gierke iſt auf einen etwas zurüdhaltendern Standpunkt gelangt, indem er, 
Deutihes Privatrecht I, ©. 473, betont, daß der gefellichaftlihe Organismus zwar organiſche 
Struktur habe, jedoch als joziales Gebilde ſich im innerften Belen von dem natürlichen 
Gebilde untericheide ; denn jeine Bejtandteile jeien jelbit Verfonen und deshalb jeien bie 
Innern Lebenäbeziehungen der redtlihen Ordnung fähig. Die organiſche Theorie legt 
übrigens das Hauptgewicht auf die Entftehung des Staates. 
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Organen?) des Staates zu jprechen, ferner von Organifation ald der Anordnung 
von Organen. Mehr jträubt man ſich noch dagegen, die weitere Vergleichung 
auszuſprechen und den Staat jelbft ald Organismus zu bezeichnen. 


Der natürliche Organismus und die Körperfchaft, bezw. der Staat haben 
aber auch mwejentliche Verjchiedenheiten, jo daß es ſich wirflih nur um eine 
teilweife zutreffende Vergleihung handeln kann). Wenn uns deshalb andere, 
ebenjo gute Ausdrüde zur Bezeichnung der Eigentümlichkeiten der Korporation 
zur Verfügung ftänden, ald Organe, Organismus und Organijation, jo würden 
wir fie vorziehen’). Allein jchon die eingebürgerte Wahl diejer Ausdrüde läßt 





') Gegen die Bezeihnung Organ für diejenigen Mitglieder, welche zur Ausführung 
der gemeinjamen Zwecke berufen find, bat jih bis anhin, jo weit ich fehe (vergl. aud 
Jellinet, Syitem des jubjektiven öffentlichen Rechts, 1892, ©. 35 und 36 und All— 
— Staatslehre S. 159), keine Oppoſition erhoben. Wir dürfen dieſen Ausdruck ge— 

rauchen, weil in der Tat die Organe des Verbandes, wie die Organe des natürlichen 
Organismus Zweckaufgaben, die dem Geſamten zu Gute kommen ſollen, zu erfüllen haben. 
Die Organe des Staates find aber Rechtsinſtitutionen, Gründungen des menſchlichen 
Billens. Ihre Träger verlieren die Selbitändigfeit und die individuelle Stellung nicht troß 
Qugebörigteit zum Organismus, während die Glieder und Organe des natürlichen 
rganismus fein jelbjtändiges Dajein haben, ja nit einmal genau abgegrenzt werden 
fönnen. Die Glieder und Organe des Staates können deshalb in leichteiter Weile mit- 
und untereinander in PVerfehr treten. Während die natürlihen Organe feinen eigenen 
Billen haben, jondern von einem Zentralpunft aus vermittelt der Nerven in Funktion 
gejept werden, funktionieren die ftaatlihen Organe vermittelit ihres eigenen Willens; jie 
treten in Tätigkeit mit ihrem innerhalb der rechtlichen Schranken gefahten Willen. Der 
Begriff des Organs ftellt fi in Gegenjaß zu demjenigen des Gliedes. Während dieſe 
Unterjheidung beim natürlichen Organismus Schwierigkeiten bereitet, ergibt ſich diejelbe 
beim jtaatlihen Organismus ohne weiteres; Organ ift, was vom ftaatlihen Rechte mit 
ipeziellen Aufgaben in Hinblid auf die jtaatlihen Zwede betraut ift; bloß Glied oder 
Mitglied ift der Menich, joweit er nicht zur Erfüllung jtaatliher Aufgaben berufen iſt. 
Die Menihen, welche die ftaatliben Organe bilden, find immer zugleich aud Mitglieder ; 
es ift alſo im Gegeniag zum natürlichen Organismus die Doppeleigenihaft als Mitglied 
und ald Organ möglid. 

) Wenn van Krieken a. a. ©., ©. 131 ff., den Vergleich überhaupt als falich be- 
Ban weil der Organismus nicht wieder Organismen, d. 5. einzelne Menſchen zu 

rganen haben könne, jo ift darauf aufmerkſam zu maden, dak auch die natürlichen 
Organe durch ihre jpezielle Funktionstätigfeit eine gewifie Selbftändigfeit, allerdings nicht 
loögerifien vom gejamten Organismus, haben. Als hauptſächliche Verichiedenheiten zwiſchen 
— und ſtaatlichem Organismus können wir hervorheben: Beim erſtern bewahren 
die Organe dieſe ihre Eigenſchaft unverändert und ausſchließlich; beim letztern beſtehen 
die Organe aus Menſchen, welche gleichzeitig auch Mitglieder ſind. Die Erſcheinung 
ferner, daß ein Mitglied nicht bloß Teil eines einzigen, ſondern mehrerer Organismen 
(Berbände) ſein kann, hat beim natürlichen Organismus fein Gegenſtück. Sie findet ihre 
einfache Erklärung darin, da der Wille der Menichen eben vieljeitig ift und fich fo bei 
verſchiedenen Verbänden betätigen fann. Auch dafür gibt uns der natürliche Organismus 
fein Borbild, wie ein Organismus mit gefonderter Funktionsfähigkeit teils jelbitändig, 
teils Glied eines andern Organismus jein fann. (Beilpiel: Bundesjtaat, wo der Einzel- 
ftaat Glied des Bundesitaates, zugleich aber völferrechtliches Subjekt tft.) 

) Gerber, Grundzüge des deutichen Staatärechtes, 3. Aufl., 1880, ©. 127, ans 
erlennt, daß die organiiche Theorie wohl geeignet ift, wichtige Seiten des Staatslebens 
hervorzuheben, da jie aber nicht einmal vermöge, für die Naturbetrahhtung des Staates 
eine volltommen klare und erihöpfende Voritellung zu geben, jo jet fie in feinem alle 

eignet, eine rechtliche Charafteriftif des Staates zu geben. Der Jurift hat jedenfalld die 
fgabe, das, was man als Organ, Organifation und Organismus bezeichnet, nach der 
rechtlichen Seite hin Har zu legen, und jo ergeben ſich die Begriffe der rechtsorganiſa— 
toriſchen Beziehung und der Rechtsorganiſation. — Gegen die Bezeihnung des Staates, 
. Mechanismus vergl. meine Studien zum Staatöbegriffe, Archiv für öffentliches Recht, 
d. XVII, ©. 115. 
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darauf jchließen, daß es einen gemeinfamen Oberbegriff des Organismus gibt, 
eine Kategorie, unter welcher ſich jowohl der natürliche, als aud) der gewollte 
oder geiftige Organismus jubjumieren läßt’). 


$3. Die Willensbildung. 


Die Willensbildung im Staate würde am natürlichiten jo vor fich gehen, 
daß ſämtliche Mitglieder einträhtiglich einen feiten Willen faffen und befunden. 
Allein eine ſolche Willensbildung ift bei der Verichiedenheit der menſchlichen 
Charakter: und Geiftesanlagen nicht möglihd. Möglich; find nur Majoritäts- 
beichlüffe, welche für die Nichtzuftimmenden ebenfalls verbindlich find”). Die 
Willensbildung unter Beteiligung ſämtlicher Mitglieder (Landsgemeinde) ift über: 
haupt praftiih nur bei fleinern Staaten möglid. Größere Staaten müſſen 
notiwendigerweile zu der Einrichtung gelangen, dat die Willensbildung befondern 
Organen übertragen wird. Die Ausführung des Willens macht weitere Organe 
notwendig, denen in diejem Falle wieder Willensbildung obliegt. 

Die einfachſte Bildung des Organmillens findet bei Einzelorganen ftatt. 
Der individuelle Wille ift hier Organwille. Bei Kollegialorganen ift e8 eben: 
falls ſtets ein (erflärter) individueller Wille, von welchem die Willensbildung 
ihren Ausgang nimmt; diejer individuelle Wille ift derjenige des Antragsitellers ; 
durch Zuftimmungserklärungen ?) zu diefem Willen in der notwendigen (rechtlich 
geforderten) Anzahl ergibt fih ein Beihluß‘). Der Beihluß gilt dann als 


», Hegel, Philojophie des Rechts, ©. 331: „Der Staat iſt Organismus, d. h. 
Entwidlung der dee zu ihren Unterichieden.” Shmitthbenner, Zwölf Büder vom 
Staate, Bd. 1, Grundlinien der Geſchichte der Staatswilienichaften ıc., 1839, ©. 4, nennt 
ben gewollten Organi&mus den ethiichen. 

”, Das römiihe Recht vermittelt die Geltung des Majoritätöprinzipes durch eine 
bubliziftiiche Fiktion, fraft welcher, was die Mehrheit bejchlieht, als Beſchluß aller an— 
geieben wird; refertur ad universos quod publice fit per majorem partem (Ulpian in |. 
160 D. de R. J.); quod major pars curiae effecit, pro eo habetur, ac si omnes egerint 
(Scaepvola in Il. 19 D.50,1.). Die Gloffatoren jprechen geradezu don einer gejeplichen 
Fiktion, jo Gl. zu 1. 160 eit.: ideo autem sie fingit haec lex, quia non possunt 
omnes consentire facile. Während das germaniiche Recht das Majoritätsprinzip nur als 
ein Mittel betradjtet, durch die der Minderheit auferlegten Zuftimmungspflicht zu der an 
ſich erforderlichen Einftimmigkeit zu gelangen, führt die ausgebildete fanoniftiihe Theorie 
die Geltung des Prinzipes in Anlehnung an das römische Recht auf eine juriftiiche Fiktion 
urüd. Vergl. Gierke, Genoſſenſchafisrecht I, ©. 158, 219, 323 und 470.) %. J. 

agqner, Der Staat, ©. 370: „Der Wert der Stimmenmehrheit beruht darauf, daß jie 
der Allbeit, welche hier das Höchite ift, näher kommt, als die Minorität.* Die Recht— 
fertigung des Majoritätöprinzipes liegt lediglich in jeiner praftiihen Zwedmäßigfeit. 

?), Die Zujtimmung unterjcheidet fih von der Antragsftellung. Zwar wird jowohl 
duch den Antrag, wie duch die Zuftimmung ein Wille erflärt. Der im Antrag zum 
Ausdrude gelangende Wille zielt aber direft auf die Erklärung, während der Wille, der 
fih in der Zuftimmung äußert, auf eine Einverftändniserflärung binzielt, alfo nicht? Selbe 
ftändiges ijt. Die Hinneigung zum Antrage ift hier bloß Motiv des Zuitimmungswillens. 
Über auch der Antragiteller hat nach parlamentiicher Ordnung jeine Zujtimmung zu jeinem 
Antrage gleih den übrigen zu erflären. Die Zuftimmung liegt nicht Schon im Antrage. 
Man unterjcheidet bei den Beichlüffen die Bildung des Jnhaltes und die Erhebung des 
Inbaltes zum Beſchluſſe. Die Bildung des Inhaltes iſt Vorbereitungsbandlung; bat 
aljo nur Bedeutung, wenn die Erhebung zum Beſchluſſe erfolgt; andererjeit3 iſt ein 
Beſchluß ohne Inhalt gar nicht denkbar. Die Untericheidung hat deshalb keine praftiiche 
Bedeutung. — Die Erklärungen, wodurd der Beſchluß formell zuitande kommt, jind 
inhaltlich alle gleich. 

“ Der Beichluf fällt unter die Gattung der zujammengejegten Willenserklärungen ; 
jein Begriff ſtellt fih aber in Gegenjaß zum Bertrage und zur Vereinbarung. Binding 
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Wille des Kollegiums. Die natürliche Beobachtung zeigt uns aljo, daß es immer 
der Wille eines einzelnen Individuums ift, der ſchließlich durchdringt und diejes 
Individuum kann im Eonftitutionellen Staate bald diejer bald jener ftimmfähige 
Bürger, Abgeordnete, Senator x. fein. Bei Ungenommenen Zujäßen oder 
Modififationen eines Antrages gelangen individuelle Willenserklärungen nur zum 
Teil und dafür individuelle Willenserklärungen anderer zum Durchbruch. Es 


(Die Gründung des norddeutihen Bundes, 1889, ©.69 und 70), Jellinef (Syitem des 
ſubjektiven öffentlichen Rechts, 1892, ©. 194) und Triepel (Bölkerreht und Landesrecht, 
1589, S. 50 ff.) bezeihnen den Beſchluß als eine Vereinbarung. Bei diejem Borgehen 
wird aber der Begriff der Vereinbarung To allgemein, dab er feine VBerwendbarleit im 
öffentlichen Rechte einbüßt. Ich betrachte die Vereinbarung als eine Unterart des Ber- 
trages; während der Vertrag im gewöhnlihen Sinne gegenjeitige Berechtigungen und 
Verpflihtungen begründet, ichafft die Vereinbarung Rechisſätze, die für die Kontrahenten 
Geltun uulen jollen (vergl. meine Ausführungen unten, $ 33, Note 6 und 7). Der 
Beichlun iſt eine — — von Organen, während die Vereinbarung von bis anhin 
rechtlich unverbundenen Individuen, von Parteien ausgeht; der Beſchluß wird gefaßt, die 
Vereinbarung wird getroffen. Der Beſchluß berührt nicht bloß diejenigen, die ihn faſſen, 
fondern auch weitere Kreiſe, joldhe, die dabei nicht mitgewirkt haben; die Adreſſe des 
Beichlufjes ift nah außen — die Vereinbarung ſchafft nur Recht für die Parteien 
(inkl. deren Organe und Glieder), dringt aber nicht nach außen, berührt niemanden als 
die Vereinbarenden ſelbſt. Der Beſchluß kann, je nach den Spezialvorſchriften, regelmäßig 
mit Mehrheit der Stimmenden gefaßt werden; die Vereinbarung erfordert aber, wie der 
Vertrag überhaupt, ſtets die era) jämtliher Mitwirkenden. Die Aehnlichkeit der 
Vereinbarung mit dem Beichluße gegenüber dem Bertrage im gewöhnlichen Sinne, liegt 
bloß darin, —9 Vereinbarung und Beſchluß einheitliche Normen aufſtellen, während der 
Vertrag auf die ſpeziellen, nicht einheitlichen Intereſſen der Vertragsſchließenden Rückſicht 
nimmt. Dieſe Aehnlichkeit darf aber nicht dazu führen, die ſonſt ſo grundſätzlich ver— 
ſchiedenen Begriffe zu vereinigen. — Ein Beſchluß liegt auch vor bei Einigung der 
beiden Kammern oder dieſer beiden mit dem Monarchen, bezw. dem abſtimmenden Bolte, 
joweit dieje Einigung zum Zuſtandekommen der mahgebenden Willensbildung notwendig 
it. So beruht das Geſetz und regelmäßig der Abichluß der Staatöverträge nicht bloß 
auf Beichlüffen, jondern fie find auch (einitimmige) Beſchlüſſe der en Traktoren. 
Beſchluß (mit Zuläffigfeit von */ Mehrheit) ift auch die in Art. V der ameritaniichen 
Unionsverfaffung vorgejehene Natifitation der einzeljtaatlihen Legislaturen oder Kon— 
ventionen bei Berfafiungsänderungen. Beſchlüſſe find aucd das Verlangen von 30 000 
ftimmberedhtigten Schweizerbürgern auf Vornahme der Abſtimmung über ein Gejeg 
(Art. 89, Abi. 2), das Verlangen von 50000 folder auf Vornahme einer totalen oder 
teilweifen Berfajiungsänderung (Art. 120 und 121) und das Verlangen von 5 Kantonen 
auf Einberufung einer auferordentlihen Bundesverfammlung (Art. 86, Abi. 2 der 
fchweizeriihen Bundesverfaflung). — Der von Kuntze aufgeitellte Begriff des Geſamt— 
aftes findet für das öffentliche Heat feine Verwendung (in wie weit fich derjelbe auf dem 
übrigen Rechtsgebiete als verwendbar erweift, kann hierort® nicht unterjucht werden). Die 
Alte des öffentlichen Nechts find jtet3 einjeitiger Natur; die Bezeichnung mehrerer eins 
feitiger Alte als Gejamtaft beruht auf einer Verwechſſung. Das "Gelamter ift nicht 
Eigenichaft der Akte jelbit, jondern des voraufgegangenen Grundes, d. h. des Bertrages, 
der Vereinbarung oder des Beſchluſſes. Die Verkündung des Gejeges durch den Monarhen 
3. B. iſt nicht Gefamtalt der Kammern und des Monarden, jondern einjeitiger Akt, 
eftügt auf die geſamte Zuſtimmung der Traktoren. Eine von zwei Minifterien vereinbarte 
erordnung enthält als Vereinbarung etwas „Geſamtes“; die Publikation dieſer Ver— 
ordnung ift Einzelalt. Der Gründungsvertrag eines Staatenbundes oder Bundesftantes 
ift Vereinbarung ; die Ausführung, die wirkliche Effeftuierung iſt Einzelaft eines jeden 
Staates. Es gibt nichts Gejamtes mehrerer Akte, das nicht in einem doraufgegangenen 
Bertrage, einer Vereinbarung oder einem Beichluffe und lediglich nur da gefunden wird. 
) Andere Erklärungen der Willensbildungen geben Hegel und Lingg. Hegel 
(Philoſophie des Rechts, ©. 369) führt aus, daß immer eine individuelle Spipe, entweder 
ein Monarch oder bei der Demokratie ein Anführer, Staatsmann oder Feldherr vorhanden 
fein müſſe, welcher die leßte, ich jelbjt bejtimmende Willensentiheidung bejigt. Won ber 
fonftitutionellen Monarchie bemerft Hegel (S. 370 f.): Der Monarch ift zwar bier an 
den konkreten Inhalt der Beratungen gebunden und wenn die Stonjtitution fejt ift, jo 
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ift alio jede Fiktion zurüdzumeiien, ala ob ein bejonderes, von dem Menſchen 
im Staate verjchiedenes Subjekt, nenne man diejes Staat oder Staatsgewalt, 
die Willensquelle jei'). Bon einem Willen des Staates jelbft kann nur ge 
Iprochen werden, wo diejer jelbit, als Individuum, im Verkehr mit Seinesgleichen 
d. b. als völferrechtliches Subjekt auftritt. Dadurch, dat die Beſchlüſſe geichrieben, 
mitgeteilt oder veröfjentlicdt werden, erhält der darin enthaltene Wille etwas 
Bleibendes (bleibend bis zur Aufhebung oder auf die im Beſchluſſe jelbft erwähnte 
Dauer)’)., Die Willensbildung im Staate hat nicht eine einzige und ein: 
heitlihe Quelle wie beim natürlichen Organismus, jondern wird von verichiedenen 
Organen vorgenommen, von oberen und von unteren; doch joll eine Harmonie 
berrichen, die VBerwaltungsbehörde 3. B. ſoll ſich in ihren Beichlüffen dem Willen, 
den Beſchlüſſen der gejeggebenden Vrgane anſchmiegen u. j. w. 


S4 Redhtsorganijation. 


Der Staat weift eine Organifation auf. Dieje Organifation ergibt fich 
aus Beziehungen, in welden die Mitglieder zu einander ftehen.”) Dieje Be: 
ziehungen find Rechtöbeziehungen, gehören dem Rechte an. 3 frägt fi, ob 
bat er nicht? mehr zu tun, als feinen Namen zu unterjchreiben. „Aber diefer Name tjt 
wichtig: er ift die Spiße, über die nicht hinausgegangen werden kann.“ Und ©. 372: 
„Es H bei einer vollendeten Organilation nur um die Spitze formellen Entſcheidens zu 
tun und man braudt zu einem J———— nur einen Menſchen, der „Ja“ ſagt und den 
Punkt auf das i ſetzt.“ — Lingg, Empiriſche Unterſuchungen, ©. 6—17, nimmt eben— 
falls einen individuellen Willen als Ausgangspunkt an; er ſchreibt dieſen Willen der 
Spitze der Organiſation, dem Monarchen oder Präſidenten zu und bemerkt, S. 16: 
„Immer iſt es der Wille eines Menſchen, mag er auch noch durch jo viel andere in 
feinen Entihlüffen determiniert fein, welcher der feite Punkt ift, an dem das ganze Syſtem 
menschlicher Gemeinichaft befejtigt ift. Der ganze Unterichied zwiichen dem Monarchen 
und dem gewählten Präfidenten bejteht darin, dab der Wille des letztern ungleich mehr 
determiniert iit, ald der Wille des eritern.“ 

Es ift die Annahme zurüdzumeifen, ald ob der von den Organen (fompetenter- 
weije) erflärte Wille folder des Staates jelbit ſei; der Organwille, jolange er ſich auf 
das innere Leben des Staates bezieht, kann nicht als Staatöwille konjtruiert werden, 
weil der Staat das Ganze ift und nicht ald Ganzes in feinem Innern einen Willen zu 
äußern vermag. Es kann hier zum Vergleich der natürliche Organismus herangezogen 
werben. Der rein innere vegetative Impuls geht hier, allerdings unbewuht, von dem 
Sangliennerveniyitem im Menjchen, aber nicht vom Menſchen jelbit aus. Nur wenn der 
Staat ald Individuum mit Seinesgleihen verkehrt, fann der nach außen erflärte Organwille 
ala Staatöwille gelten, wie der vom Menſchen an den Menichen erflärte Wille ald Wille 
des Individuums gilt. Keinen Unterichied in Ddiejer Beziehung maht B. Schmidt, 
Der Staat, 18%, ©. 43 fi. 

?) Der Wille, bezw. die Tätigfeit der Willenserflärung ift ein vborübergebender 
Borgang und gehört ald Tatiahe der Vergangenheit an. Troßdem fpriht man von dem 
in dem Beſchluſſe liegenden Willen ald von etwas AZuftändlichem, Bleibendem. Bleibend 
iſt aber nur das Dokument oder das im Gedächtnis Behaltene, welches fejtitellt, daß der 
erflärte Wille auf die Zukunft gerichtet war. Diejen, auf die Zukunft gerichteten, Hand— 
lungen und Unterlafjungen anderer umfafienden Willen, fönnte man genauer als ein Ver— 
langen An Begehren bezeihnen, vergl. Zitelmann, Irrtum und Nectägejchäft, 
©. 131. 

2) Die Erfahrung zeigt, daß nicht alle Menſchen, welche nad Ausipruch des Rechts 
ur Organilation gehören und ald Mitglieder bezeichnet find, tatſächlich fih ala Glieder 

traten und ihr Verhalten demgemäß einrichten. Dabin gehören nicht nur Hocverräter, 
Anardiiten, Nibiliften, Berichwörer u. j. w., jondern eine Maſſe unzufriedener Menſchen, 
die das Beitehende nicht anerfennen und paffiven Widerjtand leijten. Es gehört aud 
dahin eine Menge don Indifferenten, die fih um die beitehenden, organijatoriihen Ein— 
rihtungen gar nicht kümmern, fie vielleicht nicht einmal kennen. Rechtlich und theoretiich 
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wir dieſe Rechtsbeziehungen nicht mit dem in der Rechtswiffenihaft ſchon Tängit 
heimischen Ausdruck Rechtsverhältnis bezeichnen fünnen. Es geht dies aber 
nicht an, ohne ben bisherigen Begriff des Rechtöverhältnifies zu erweitern oder 
zu verallgemeinern; wir bezeichnen deshalb die Beziehungen, welche die Organifation 
bewirken, als organilatoriiche Rechtöbeziehungen. Freilich enthält auch die Rechts— 
organilation eine Unzahl von Rechtöverhältniffen, d. h. von rechtlich normierten 
Verhältniffen der Individuen zu einander. Das eigentlid; Charafteriftiiche, das: 
jenige, wa8 den Organismus in jeinem Wejen bewirkt, find aber Beziehungen, 
monad) einzelne oder Gruppen von einzelnen rechtlich jo ausgezeichnet werden, daß 
deren Willen für die übrigen maßgebend wird. Die organifatsriiche Beziehung 
befteht bildlich auögedrüdt in einer Ueber: und Unterordnung, in der Zuläffigfeit 
der einjeitigen Anordnung, während das Rechtöverhältnis auf eimer einjeitig 


nicht veränderlichen Grundlage beruht. 

Die Schilderung der Beziehungen geſchieht durch Sprachſätze und können 
wir dieſe als organiſatoriſche Rechtsſätze bezeichnen. Stimmen die Tatſachen 
mit letztern, ſo gelten die Sätze; ſtimmen die Tatſachen nicht damit, ſo gelten 
eben andere Rechtsſätze, ſolche, die den Tatſachen entſprechen. Das Tatſächliche, 
ſofern es geſichert iſt, beſtimmt alſo die Beziehung und damit den geltenden 
Rechtsſatz '). 
ehören dieſe Menſchen zum Verbande und find Mitglieder, während ſie faktiſch ber 

rganiſation gegenüber fremd find. Es iſt aber zu unterſcheiden zwiſchen rein äußerem 
harmoniſchen Verhalten, paſſivem und aktivem Widerſtand. Wenn das Verhalten auch 
nur äußerlich harmoniſch iſt, jo find die Organe befriedigt; das rein Innere kümmert ſie 
nicht. Auch der paſſive Wideritand reagiert auf die Organe nur injoweit, als leptere die 
im Rechte für diejen Fall vorgeiehenen nadhteiligen Folgen zur Anwendung bringen; für 
mande Arten paljiven Widerjtandes (4. B. Nichtausübung des Stimmredtes, Nicht: 
annahme einer Wahl) find im Rechte gar feine nadteiligen Folgen vorgejeben. Dagegen 
fordert der aktive Widerjtand die Gewaltmittel, welche den Organen zur Verfügung 
ftehen, heraus; das Organiihe ſucht das Widerftrebende einzudämmen, unichädlid zu 
maden. Der Kern, das Wejentlihe des Organismus muß dabei völlig auf Freimilligteit 
beruhen; es müſſen Menichen, bezw. Organe vorhanden jein, weldhe aus Pflichtgefühl, 
Ueberzeugung, Anhänglichkeit oder Vorteile wegen den Willen der leitenden Organe als 
maßgebend eradıten und den Anordnungen Folge leiften. Ein Teil und zwar der wejent- 
lihite und wichtigite Teil des Organismus muß aljo ohne jedes innere Machtmittel 
funktionieren; anders ijt der Organismus gar nicht möglich. Dieſer wejentlihe Teil des 
Organismus muß mit Gewaltmitteln ausgerüſtet jein, um gegen einzelne Widerjtrebende 
(Berihwörungen, Sonderbünde) oder jogar gegen Organe, die ſich un zu kämpfen. 
Solange der Kern des Organismus gegen wibderjtrebendes Unorganiiche oder Organiiche 
fih in der Mafle zu behaupten vermag, bewirkt er rechtlich die geſamte Organijation. 

N) Die Macht der Tatiahen bewirkt das Recht. In diejer jurtitiichen Wahrheit liegt 
feine Beihönigung des Sapes: Macht gebt vor Nedt. Vom Standpunfte beftehender 
Recdtögrundfäge, jomwie häufig aud vom Standpunkte der Moral aus jind Abweihungen 
von bejtehenden organijatoriichen Rechtsſähen durch illegitime Aufitellung gegenjäglicher 
Tatſachen zu mihbilligen. Macht geht vor Recht ift als politiiher Grundjag zu verwerfen. 
Wenn aber eine politiihe Macht andere Tatſachen ſetzt und jichert, jo ergibt fi, völlig 
unabhängig von der Wertihärung dieſer Menderung, das Ergebnis, daß fich mit den 
Tatſachen aud das Recht geändert hat. Yajjalle, Recht und Madt, Zürich, 1863, 
©. 8 und 9: „Daß Recht vor Macht geben follte, entipriht gan; meinem eigenen 
etbiihen Standpunkte und meinen Wünjchen. Uber es zeigt fih, daß in der Wirklichkeit 
doch immer Macht vor Necht geht.“ 

Dieje rein juristische Auffafjung wird politisch al& die Theorie der faits accomplis 
bezeichnet, die namentlih von Bluntichli, Lehre vom modernen Staate II, Allgemeines 
Staatsrecht, 6. Aufl., 1885, ©. 23, bekämpft wird. Seine Argumente beruhen aber auf 
einer Verwechſſung des tatiächlih geltenden Rechts und der jittlihen Anforderungen an 
das Recht und richten ſich mehr gegen die politischen Folgerungen, als gegen die juriſtiſche 
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Wie entiteht uriprünglich das organifatoriihe Recht? Dieje Frage hängt 
mit derjenigen zujammen, wie überhaupt die Organijation, der Staat entitehe. 
Da wir über den primären Urjprung der ftaatlichen Gebilde nichts wiſſen, jondern 
bloß Vermutungen haben, jo fünnen wir nur jagen, daß mit dem Dlomente, 
wo das Tatſächliche der Organifation entiteht, aud) das Rechtliche derjelben ent: 
fteht '). Keines ift zuerſt, jondern jedes mit dem andern und durd das andere 





Seite diefer Theorie. Wir können es bedauern, wenn infolge eines Staatjtreihes eine 
völlige organifatoriihe Ummälzung eintritt; die neuen Grundjäge find aber ſtaatsrecht— 
lihe Srundjäße, und wenn wir uns dieſer Einficht nicht verichliehen, jo ift dies nod 
feine Anerkennung der rechtlichen und jittlihen Notwendigleit der Wenderung, kein 
Bechiel der Farbe und der Meinung. — Gegenja zu der Theorie der faits accomplis 
ift die legitimijtiihe Theorie, welche ftarr an dem einmal gegebenen Rechtsboden feithält 
und jede, nicht durch dieſe vermittelte Aenderung als unrehtmähig verwirft. „Dieje 
Theorie, bemerft Bluntihli a. a. O., ©. 27, verleugnet den ————— Geiſt des 
Rechts. Sie will die tote Form erhalten und hindert das Leben. Es gibt keinen einzigen 
Staat, welcher mit dieſer legitimiſtiſchen Anſicht beſtehen könnte.“ — Eine dritte Theorie 
vermittelt zwiſchen derjenigen der faits arcomplis und der legitimiftiichen; fie nimmt zus 
nächſt bloß einen tatiählihen Zujtand an, der aber infolge der Zeit, entweder bloß durch 
den Zeitablauf (jtaatsretlihe Verjährung) oder durch Gutheißung der Veränderung von 
ſeiten des Rechtsbewußtſeins zu einer rechtlichen wird. So ſpricht 8. ©. Zachariae, 
Vierzig Bücher vom Staate I, S. 117 ff, von dem Wlter, weldes der Berfafiung die 
Santtion gebe. „Der Beweis für die Nechtmäßigfeit einer Verfaſſung oder Beherrſchungs⸗ 
form kann nur durch ihr Alter geführt werden.“ Hegel Ghiloſophie des Rechts, S. 360) 
verlangt: „Das Bolt muß zu jeiner Verfaſſung das Gefühl jeined Rechts und ſeines 
Zujtandes haben, jonjt fann jie zwar äußerlich vorhanden iein, aber fie hat doch feine 
Bedeutung und feinen Wert.“ Bluntſchli a. a. DO, ©. 3, fordert ebenfalld das hin— 
zutretende Rechtsbewußtſein des Volkes: „Die Erkenntnis, ob dieſes Rechtsbewußtſein da 
jei oder nicht, iſt freilich in manden Fällen jchwierig, aber dieſe Schwierigkeit hebt die 
hohe Bedeutung des zu erfennenden Momentes jelber nicht auf.” Diejer Anficht ſchließen 
fih Gierke, Sellinet und Lingg an. Das jogenannte allgemeine Rechtsbewußtfein 
iſt aber ein ſehr unficheres Kennzeichen; die große Maſſe verhält fi in der Regel 
indifferent, zudem kann bei fragen rein organijatoriiher Natur faum von einem alls 
gemeinen Rechtsbewußtſein geiprochen werden, es handelt fi bier mehr um Sympathien 
und Gefühle als um Redtsanfichten. Sobald die durch Nevolution geſchaffene Neus 
otganiſation gefihert ericheint, jei es, dab fie dem Willen der Mehrheit entipricht, oder 
dat den neuen Organen genügend politiihe Machtmittel zur Verfügung itehen, oder daß 
die Furcht die Biderftandätraft lähmt, iſt fie Rechtsorganiſation und löſt die frühere 
Rechtsorganiſation ab. Es gibt feine geltende Organilation im Staate, die des Merk— 
mals des Rechtlichen entbehrt, es gibt auch feinen Intervall zwiihen einer frühern Nedts- 
organijation und einer jpätern. &s frägt fih nur, ob die neue Organifation die alte 
abgelöjt hat; ift dies der Fall, jo ift letztere die unmittelbare rechtliche Nachfolgerin der 
eriteren. Ob nad dem bisherigen Rechte legitim oder illegitim begründet, die neue 
Organijation ift ſtets Rechtsorganiſation; die Legitimität ift eine rein biftoriihe und 
rechtlich völlig unerheblie Eigenichaft einer jtaatlihen Urganijation. 

) Damit fliege ich mich bezüglich der Frage, wie der Staat entitanden fei, nicht 
der Machttheorie an. Die urjprüngliche Differenzierung des Volkes liegt zwar wohl in 
dem Gegeniag zwiihen Stärkern und Schwädern, wobei nicht an phyſiſche Gewalt, 
iondern an die Autorität zu denken ift, welche Intelligenz und Willensfraft über andere 
verleiht. Allein die Macht oder Gemwalttheorie erflärt noch nicht die Entitehung des 
Staates, jondern jtellt denjelben als etwas Zufälliges Hin. Es wäre ja möglich, daß ein 
Stärferer überhaupt fehlte oder daß der Stärfere von jeiner Autorität — 22* feinen Ge— 
brauch macht; dann müßte ſich ein ſtaatenloſer Zuſtand ergeben. Derſelbe iſt aber zu feiner Zeit 
und nirgends nachweisbar. Die Entjtehung des Staates beruht nicht auf Neflerion oder 
Erfindung, auch nicht auf der Erwägung der rein fittlihen Notwendigkeit; es verdankt 
berielbe Fine Entitehung vielmehr dem Naturtriebe der Ajloziation und Organijation. 
Benn Ariſtoteles die politiihe Natur des Menſchen betont, jo weiſt er damit nicht 
bloß auf einen Geſelligkeits- oder Gejellihaftötrieb, jondern auch auf den Organiſations— 
trieb bin. Die organijche Staatötheorie, zwar in richtiger Erkenntnis diejer Naturgejeplich- 
feit, macht ji aber doch einer Uebertreibung dadurch jchuldig, dak fie das Bewußte, das 
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da. Der Staat befteht nur durch das Recht, das lettere ift ein Moment im 
Weſen des Staates; durch die Entitehung des (geltenden, pofitiven) Organijations- 
rechtes entiteht der Staat und umgekehrt. Nicht etwa tritt zuerit die Organi— 
lation auf und dann das Rechtliche derielben oder zunächſt die rechtliche Feſt— 
ftellung der Organifation und dann die tatfächliche Ausführung . Soviel fünnen 





Willensmäßige bei der Entitehung des Staates in den Hintergrund treten läht. Natur— 
trieb und bewußter Wille ſchließen fi aber nit aus. Wir ſehen aud bei den Natur- 
trieben, die auf Erhaltung der Gattung gerichtet find, den zielbewuhten Willen als 
Begleiterfheinung. Man denfe an den Naturtrieb der Mutter, ihr Kind zu erziehen; der 
natürlihe Trieb bildet bier die PDetermination des Willens, der aber durdhaus von 
Zwedmähigfeitsvorftellungen begleitet und geleitet ift. — Es ift namentlih die Sozial» 
demofratie, welche den Staat als eine Madteinrihtung, ald eine Majchinerie zur Unter: 
drüdung der arbeitenden Klaſſe durd das Kapital hinſtellt. Vergl. Karl Marr, Das 
Kapital I, 4. Aufl., ©. 738 und Fr. Engel®, Der Uriprung der Familie, des Privat- 
eigentums und des Staated, 7. Aufl.; legterer jchreibt (S. 180): „Da der Staat ent— 
ftanden ift aus dem Bedürfniffe, lafjengegenfäge im Zaume zu halten, jo iſt er in der 
Regel Staat der mädtigiten, ökonomiſch herrſchenden Klaffe, die vermittelit feiner auch 
politiſch herrichende Klafie wird und jo neue Mittel erwirbt zur Niederhaltung und 
Ausbeutung der unterdrüdten Klaſſe.“ Und erinnert es uns nidt an die Lehre der 
griehiichen Sophiften von der Uebermadht der Mehrheit der Schwahen, wenn Engels 
auf das „Thermometer des allgemeinen Stimmrechtes“ verweijt und bemerkt, dah an dem 
Tage, wo es den Siedepunft bei den Arbeitern anzeigt, leptere ſowohl wie die Kapitaliften 
wiflen, woran fie find. Die Marx-Engels' ſche Lehre, weldhe den Staat zwar für die 
Vergangenheit ald ein notwendiged Mittel anerkennt, die Klafiengegenjäge im Zaume 
zu halten, vermwirft ihn für bie Buunft. Engels bemerlt a. a. D. ©. 182: „Die 
Klafien werden fallen, ebenjo unvermeidlich, wie fie früher entitanden find. Mit ihnen 
fällt unvermeidlich der Staat. Die Gejellihaft, die die Produktion auf Grundlage freier 
und gleicher Aſſoziation der Produzenten neu organifiert, verjegt die ganze Staate- 
machine dahin, wohin fie dann gehören wird, ind Muſeum der Altertümer, neben das 
Spinnrad und die bronzene Art.“ Die Vorftellung, die ſich bier offenbart, vermiicht den 
formalen Staatsbegriff mit der hiſtoriſch entwidelten, wirtichaftlihen Broduktionsgeitaltung. 
Das Dahinfallen der leßteren bewirkte auch das Dahinfallen des Staated. Was ift es 
aber anders ald wieder ein Staat, der unter der neuen Organijation vorgeitellt wird ? 
Wie die ältere Sophiftif die Staatdnatur der Tyrannis verneinte und nur die Demokratie 
als Staat anerkannte, jo bewegen ſich die Gegner des gegenwärtigen Staates in einer 
ähnlichen, aber ——— Anſchauungsweiſe; nur die gegebene — iſt 
Staat, die angeſtrebte neue Organiſation iſt Nichtſtaat. Dabei wird mit Nachdruck als 
das Charakteriſtiſche des Staates die Unterdrückung der Maſſen und die Niederhaltung 
der ökonomiſch Schwächern betont und das eigentlich Weſentliche, die Organiſation der 
Menjhen zur Erjtrebung gemeinichaftliher Zwede, ignoriert. Ob dabei nicht auch die 
moderne Staatsrechtswiſſenſchaft dieſer Verzerrung unbewußt Material liefert und ihr 
Vorſchub leiſtet, wenn ſie mit den Begriffen der Staatsgewalt, Herrſchergewalt, Herrſchaft 
u. ſ. w. operiert und den Bürger als Untertan, als Objekt der Staatsgewalt u. ſ. w. 
bezeichnet, iſt eine Frage, die nicht ohne weiteres verneint werden dürfte. Werfe man 
doch die ſe Begriffe einmal ins Muſeum der Altertümer, neben das Spinnrad und die 
bronzene Art! 

) Gierke faßt das Recht als eine ſelbſtändige Weſenheit neben dem Staate auf. 
Nach ihm ſind Recht und Staat zwar nebeneinander gereift, keines aus dem andern 
ewachſen, aber doch zwei Funktionen des menſchlichen Gemeinlebens. Das Recht verleiht 
em Staate, der ſelbſtändig entſteht, den rechtlichen Charakter; keines von beiden beſteht 
aber durch das andere, ſie decken ſich nicht, ſondern haben ihre eigenen Reiche, vergl. u. A. 
Deutſches Privatrecht JI. S. 118. Dieſen Gedanken Gierkes, daß Staat und Recht etwas 
beſonderes ſeien, und nur eine gemeinſame Entſtehung aufweiſen, führt auch H. Preuß, 
Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperſchaften, 1389, S. 205, aus: „Gleichzeitig als 
Zwillinge geboren in der Entitehungszeit des Menſchengeſchlechtes, haben die Rechts— 
und Staatdideen den Weg durh die Jahrhunderte nicht fremd nebeneinander zurüd- 
gelegt, jondern jie haben — im Laufe dieſer Entwicklung mannigfach durchdrungen, eine 
die andere fördernd und erweiternd.“ Mit dieſer Theorie hat unſer Standpunkt das 
Gemeinſame, daß die primäre Entſtehung des Staates und die Entſtehung des organi— 
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wir jagen, daß die Vorftellungen der organifatoriihen Beziehungen früher ba 
fein müflen, als die Tatſachen in der Außenwelt, welche den Beziehungen ent: 
iprehen. Die Organilation wird durch bewußte Willensalte ins Werf gelett 
und die Vorftellungen, woraus das Bewußte beiteht, werden damit zu Vor: 
ſtellungen geltenden pofitiven Rechts, d. b. zum Recht. Wo ausnahmaweile ein 
Staat durch Vertrag von Individuen gegründet wird, wäre diefer Vertrag nur 
metapolitijcher '), nicht rechtlicher Natur. Mit der vollzogenen Gründung würden 
aber die organifatoriichen Sätze des Vertrages zu Rechtsſätzen. 

Im Verlaufe der Entwidlung eine Staates wird die Organijation des— 
jelben häufig geändert, entweder infolge legitimer Abänderung oder illegitimer 
Ummälzungen. Legitime Organijationsänderungen find Diejenigen, Die * auf 
das beſtehende ſtaatliche Recht ſtützen, alſo, um uns modern auszudrücken, durch 
Verfaſſungsgeſetzgebung zu ſtande kommen. Hier geht das Recht regelmäßig 
der neuen Organifation vor; es ift aber Recht, weil deſſen Inkrafttreten mit 
der Verfaffungsgeleßgebung gefichert if. Bei der illegitimen Organilations- 
änderung infolge Staatsſtreich, Revolution 2c. ift der Plan der neuen Organijation 
bloß politiſche Vorſtellung, die vorbereitende Organijation nur politische Organi— 
jotton; jobald aber die Revolution geglüdt, und die neue Organijation gefichert 
it, wird die Vorftellung zur Rechtövoritellung, die getroffene Organijation zur 
Rehtsorganifation *). 


jatoriihen Rechts zeitlich zuiammenfallen; nur betrachten wir das entitandene Recht ala 
ein Element des Staates, ohne dad er nidt Staat wäre, ald den Kitt oder das Banb 
(um diejes Bild zu gebrauchen), welches die Vollsgenofjen verbindet. Die naturrechtliche 
Theorie von der Entjiehung des Staates durch Vertrag nimmt zwar das leptere aud) 
an, nur betrachtet jie das Brecht ald vor dem Staate entitanden. Eine weitere Theorie 
nimmt den Staat ald dad Frühere, dad Recht ald das Spätere an; danach iſt der Staat 
der Schöpfer des Rechts. Seydel, ber den Staat als Objekt anfieht, gelangt damit 
überhaupt zur Negierung der organilatorlichen Rechtsbeziehungen. Rihard Schmidt, 
Allgemeine StaatSlehre, 1901, ©. 174 ff., bezeichnet Staat und Recht in ihrer Entitehung 
überhaupt als unabhängig voneinander, wenn fie auch in ihrem Beitande vom erften 
Augenblid menſchlichen Kulturfebend an in Verbindung treten und für die Zukunft uns 
uflöslih verbunden bleiben. „Das Eigentümliche befieht darin, daß die Natur der 
Tinge zwiihen Staat und Recht eine ra eine Verſicherung und Unters 
tügung auf Gegenjeitigfeit bedingt.“ Dieje Auffaſſung verfennt völlig das Weien des 
Staates; Recht und Staat ftehen —* ſowenig gegenüber, als Staat und Bolt; das Recht 
it, wie das Volk ein Element des Staates, ein Moment in feinem Weſen, ein not- 
wendiges Merkmal feines Begriffes. Der Staat iſt weder Schöpfer des Rechts, noch tft 
er jein Schüger; ebenjowenig ift der Staat dem Rechte untergeordnet. Das Recht gibt 
dem Staate jeine innere Struftur und feine innere Ausbildung, tritt aber nicht in eine 
Stelung gegenüber dem Staate. Bergl. Bierling, Zur Kritik der juriftiihen Grund 
begriffe I, ©. 83 ff.: „Nicht die Gemeinichaft ift Grund des Rechtes, jondern dad Recht 
. .. bildet ben Grund jeder wirklichen Lebensgemeinſchaft. . . Nicht die Lebensgemein— 
chaft iſt das uriprünglid Gegebene, aus deren Anſchauung und nad deren Gharalter 
"dh dann die Normen des gemeinichaftlihen Lebens entwideln, jondern die Normen find 
es, die jeder Lebensgemeinichaft, gleich wie fie deren Exiſtenz bedingen, fo ihr auch den 
deziellen Charakter geben.“ Stoerf, Archiv für öffentliches Recht I, ©. 564, erblidt 
die funktionelle Bedeutung bes Rechts im Aufbau der menſchlichen Geſellſchaft und der 
Siherung der Bemwegungsfreiheit der einzelnen. „Gerade im Gebiete des öffentlichen 
Rechts Hat der doftrinäre Glaube, daß z. B. vor den neuen Verfaſſungsgeſetzen früher 
nihts da war oder beiten Falls Untedt, zu den unglaublihiten Konjtruftionen und 
Filtionen geführt.” 

* Unter Metapolitit verjteht das Naturrecht die gefellihaftlihen Bewegungen vor 
dem Staate, die zur Bildung des leptern drängen. Bergl. Schlözer, Allgemeines 
Staatäreht, 1793, S. 13 und 14. 

N Zu betonen iſt, daß illegitime Ummälzungen nur im Organismus jelbit aufs 
treten und nicht gegen den Organismus; es handelt fih dabei um den Kampf eines, 
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Bei Annerionen und Eroberungen ift der ‘Plan der neuen Organijation, 
wenigſtens in dem allgemeinen Umrifje der Einverleibung, in der Borftelung 
des Eroberer3 da; mit der vollzogenen Annerion oder Unterwerfung ift die neue 
Eingliederung eine rechtliche‘). Bei Gebietsabtretungen infolge Friedensihlüffen 
liegt das Rechtliche ſchon im (völferrechtlichen) Vertrage und tritt durch Boll: 
ziehung bdesjelben (ftaatsrechtlich) in Wirkſamkeit. Bei Gründung von Staaten- 
bünden oder Bundesitaaten wird das Rechtliche der neuen Organijation gewöhn— 
lih durd) einen Vertrag begründet. 


$5. Die Realität des Staates. 


Durch die rechtliche Organijation entiteht ein Verband, ein geichloffenes 
Ganzes, eine Einheit nad) außen. Dieje Einheit nennen wir Staat. Mit dem 
Ausdrude Staat umfaſſen wir aljo eine organifierte, vereinheitlichte Mehrheit 
von Menſchen. ‚ j 

Wir haben neben den Menſchen die organifatoriihen Beziehungen als 
Beitandteile des Staates hervorgehoben. Dieje Beziehungen find nichts äußerlich 
Wahrnehmbares; wahrnehmbar find lediglich die Tatſachen, aus denen ſich die 
Beziehungen ergeben. Letztere jelbit find bloße Geftaltungen wahrgenommener 
Tatjahen in unſerm Denten ?). 

Wie mit den Beziehungen im Staate, jo verhält es fich auch mit der durch 
dieſe Beziehungen hervorgebradhten Geſchloſſenheit und Einheit. Auch dieje ge: 
ichloffene Einheit ift äußerlich nicht wahrnehmbar; wir nehmen bloß einzelne Tat- 
ſachen wahr, aber alle diefe Wahrnehmungen formen fich, weil zujammengehörend, 
in unjerm Innern zu einer Einheit’). Wenn wir alfo unter Realität bloß das 
einen Teil der Staatsmitglieder umfaſſenden politiihen Organismus gegen den Kern, 
das Wejentlihe des bejtehenden redhtlihen Organismus. Gewinnt erjterer die Oberhand, 
fo wird er zum rechtlihen und jchmiegt fich dem übrigbleibenden, rechtlichen Organismus 
an, während der bisherige Kern der rechtlichen Organijation zerfällt. 

N Die Einverleibung des Volkes der eroberten oder anneltierten Gebiete in die 
Drganijation des Staates, bezw. die Neuorganiiation wird in den wenigiten Fällen dem 
Rechtsbewußtſein des eingegliederten Volkes entiprehen und doc ift die neue Organi— 
jation für dasjelbe rechtlicher Natur. Oder jollte ed hier vielleicht auf das Rechtsbewußt— 
jein des erobernden Bolfes antonmen? Ich denke nicht. Die Erfahrung lehrt, wie zäbe 
die Bevölkerung eines einverleibten Gebietes noh an dem früheren Rechtszuſtande 
hängt; man denfe an Polen, Finnland, Elſaß-Lothringen. Sollte dies ein Grund jein, 
der neuen Ordnung den Rechtscharakter abzujprechen ? 

9 Wir fönnen jowohl für die organijatorische Nechtsbeziehung, als für das Rechts— 
verhältnis die Frage aufwerfen, ob es jih um etwas Erijtierendes oder bloß um eine 
Fiktion oder Abjtraftion handle. Die, den konkreten Rechtsbeziehungen und Rechtsver— 
hältnifjen zugrunde liegenden Tatjahen gehören der Außenwelt an, das verbindende 
Recht und die Stempelung der Tatjahen zu Beziehungen und Verhältniſſen zwiſchen 
Menſchen aber liegen in der Innenwelt. Troßdem dürfen wir die Beziehungen und Ver— 
hältnifje ald etwas Wirfliches, Eriftierendes bezeichnen, jofern fie den Tatſachen entipreden, 
Ben find. (Bergl. meine Studien zum Staatöbegriffe, Archiv für öffentliches Recht, 

db. XVII, ©. 95, 97 und 119.) 

) Und zwar tft dieje Form eine allgemeine Denflategorie, nicht etiva eine juriftiihe. 
So formen wir Menjchenmehrheiten zu Einheiten, ohne daß das Hecht dabei eine Rolle 
fpielt; wir jprehen von Armeekorps, von einer Schiffsbemannung, ja von einer Ver— 
ſchwörer⸗ oder Räuberbande; vergl. meine Studien zum Staatöbegriffe, a. a. O. ©. 106 
und 125. Die Annahme eines realen, willens- und deshalb handlungsfähigen Subjeftes 
des Staates, als nicht bloß einem Ergebnis der juriftiichen Konſtruktion, Endet jih bei 
Gerber, Grundzüge des deutichen Staatsrechts, $ 1 und Beilage II, angedeutet. — 
Nuf die durch das gewöhnliche Denken gewonnene Einheit wenden wir auch alle andern 
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Gegenftändliche der Außenwelt verftehen, jo ift der Staat, ala Einheit aufgefaßt, 
nicht real. Real wären nur die Menjchen und eine Reihe ftändig veränderlicher 
und ſich ablöjender Tatſachen, bezw. Gefchehniffe; wir können nicht einmal vom 
Staate ald einem einheitlichen, tatſächlichem Zuſtande jprechen ’). Faſſen wir 
aber die Geftaltung in unſerm Innern, diejen geiftigen Guß von Wahr: 
nömungen, ebenfalls als etwas Wirkliches (ala eine Realität der Innenwelt) auf, 
jo hindert uns nichts, den Staat ala eine reale, organifierte Einheit von Menſchen 
zu begeichnen. Dieſe Geichloffenheit und Einheit ift das Bleibende und Ständige 
gegenüber der Flucht der äußern Erjcheinungen. Es laufen dann eine rein innere 
Belt und eine Welt der Wahrnehmung nebeneinander. Bon diefem Standpunfte 
aus it der Staat feine bloße Abftraktion, noch weniger eine bloße Fiktion ?). 


zoöhnliden Denkformen an, die wir für jinnliche Einheiten 3. B. Haus, Pflanze ver- 
wenden; jo ift der Staat identiich, trotz Wechſels der Eigenfchaften, er entjteht, verändert 
"h u. j. w. 

NAls Tatſache ſtellt den Staat hin Seydel, Allgemeine Staatslehre, S. 1, und 
Innelen des Deutſchen Reichs, 1898, ©. 322. Er will damit bloß das äußerlich Reale des 
Staates in die Vegriffsbeitimmung aufnehmen. Wie aber in der Außenwelt die Menichen 
ih bloß ald nebeneinander lebende Einzelne, rein atomiftiich, nicht miteinander verbunden, 
nt als Einheit erweijen, jo ijt auch das Weitere, was den Staat bei diejen Menjchen 
memacht, nicht eine einzige fortdauernde Tatiahe. Eine Unmafje Tatiahen und Hand— 
ngen löjen jih ab; die wichtigjten und eg en find im modernen Staate Schreiben 
und Heden und dieje Tätigkeiten ruhen des Nachts, um am andern Tage wieder in 
rtänderter Weile zu beginnen. In diefer Welt der Wahrnehmung ift ein jtändiger Wechjel 
er Eriheinungen, nur der Jntelleft bringt dieje Eriheinungen in ein Syſtem. Wenn deshalb 
sendel von einer vereinigten Gejamtheit und von einem Herriherwillen jpricht, verläßt 
et den Boden der äußeren Realität bereit3 und rechnet mit rein intelleftuellen Elementen. 
uch die Bezeihnung des Staates als bloße Tatjahe iſt dann für eine rein äußere 
echte Betrachtung nicht? gewonnen, jondern es fteht dieje Hinftellung in einem 
Tideripruce zur Annahme einer „vereinigten Gejamtheit“. Lin 8 ‚ Empirifche Unter- 
Iutungen, &. 6, will vom empiriihen Standpunfte aus fi blok an das Gegebene 
Kitten. Er betont jcharf, daß real (im Sinne der äußern Wirklichkeit) nur die Individuen 
zen, eine Bielbeit, nicht eine Einheit; dieje Vielbeit werde don einem individuellen 
nerihlihen Willen beherricht. Allein auch dieſes „Verhältnis der Beherrſchung“ ift eine 
vn innerlihe fauiale Verknüpfung und Syitematifierung; e8 wird aljo in den Staate- 
Kırif wieder ein Element eingefügt, das in der Realität der Außenwelt nit anzutreffen 
“ Joepfl, Grundjäße ded gemeinen deutſchen Staatdrechtes, $ 1, nennt den Staat 
Fan Zuitand. Es will damit Zoepfl wohl weniger auf die rein äußerliche Realität des 
Saıtes abftellen, al8 vielmehr das Dauernde, Ständige hervorheben; gerade das leptere 
fn%en wir aber in der Auhenwelt nicht. 

) As Abstraktion bezeichnet den Staat Fichte (Grundlage des Naturrechts, Sämt— 
bie Berte, Bd. 3, S. 371): „Der Staat an ſich ift nichts als ein abftrafter Begriff; nur 
® Bürger als folche find wirkliche Perſonen.“ Muh Hegel, Nehtsphilofophie, S. 356, 
"art den Staat ein Wbitraftum, allerdings, ©. 332, abjtrafte Wirklichkeit. Gierke, 
wunhes Privatrecht, S. 470, bezeichnet die Verbandsperion als wirkliche, nicht erdichtete 
Seion. „Als Rechtäbegriff beruht fie freilich auf einer Abftraktion, die aus der Wirklich» 
*t einen Teilinhalt heraushebt. Dieje Abitraftion iſt aber von derjelben Beichaffenheit, 
"x ne Abitraftion vermöge deren der Begriff der Einzelperion zuftande kommt.“ Gierke 
weriheidet fich alfo im jeiner Auffafiung von Fichte und Hegel. Nah ihm ift bie 
hrperichaft (wenn auch unfinnliche Einheit, S. 472) fo real wie der einzelne Menich, 
sar ala Berion find beide Abitraftionen. Fichte und Hegel maden dagegen einen 
Jmerihied ziwiihen dem einzelnen Menichen und dem Staate; der Menſch iſt wirklich, 
der Staat ift Abitraftion oder dod nur abitrafte Wirklichkeit. Rehm, Allgemeine Staats⸗ 
kire, 1899, S. 156, bemerkt: „Der Staat ift von unjerm Standpunfte aus feine Fiktion, 
'mdern eine Abſtraktion. Die Fiktion ruht auf Erfundenem, die Abſtraktion auf Ge— 
Sehenem. Hinter der Filtion fteht nichts real Eriftierendes; die Abftraftion fieht nur 
"e! Ertitierendes anders an, als es der Wirklichkeit entipricht. Die Abitraftion deutet einen 
"türen Tatbeſtand an, die Fiktion erfindet einen in der Natur nicht begründeten 
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St der Staat ala Einheit willensfähig? Da die Einheit in der Außen: 
welt nicht eriftiert, jo kann fie aud nicht willensfähig jein. Es ift aber zu be- 
merfen: wenn jämtliche Diitglieder des Verbandes ala Solche eine übereinftimmende 
Willenserklärung nad außen, 3. B. eine Kriegserflärung, abgeben würden, jo 
fönnten wir vermittelit einer gedanklichen Verſchiebung jagen, die Gejamtheit habe 
dieſen Willen geäußert, die Einheit habe gewollt. ‘Praftiih auf das Gleiche, 
wie wenn ſämtliche Mitglieder den Willen äußern, fommt es heraus, wenn die 
Organe, die nad) dem Rechte des Verbandes ermächtigt find, einen für alle Mtit- 
glieder maßgebenden Willen nad) außen abzugeben, dies tun. Durch die Be- 
zeichnung des Staates als willensfähiges Subjeft anerkennen wir aljo nidyt ein 
wirkliches Willensvermögen, jondern heben bloß den Umſtand hervor, daß der 
von den kompetenten Organen des Staates erflärte Wille die Gejamtheit nad 
außen zu binden vermag '). 


86. Der Staat als Perfönlidfeit. 


Daß der Staat Perjönlichkeit habe, Rechtsſubjekt ſei, ift eine von jeher ver— 
breitete Anficht gewejen?). Nur ift man darüber nicht einig, worin dieje Perſön— 
lichkeit bejtehe und mweldye Bedeutung fie habe. Wir haben hervorgehoben, daß 
der Staat eine willensfähige Einheit, ein Subjekt je. As Ganzes kann aber 
der Staat nur nad) außen auftreten, nicht nad) innen. Ebenjo vermag das 
Subjekt des Staates nad) dem eigenen Rechte nicht Rechtsfähigkeit zu erhalten, 
weil das Recht ſelbſt Beitandteil des Staates iſt und jomit leßterm nicht gegen: 
über geftellt werden fann?); es ift auch nicht möglich, daß der Staat ſich in 
Tatbeitand.* Man kann beim Staate von einer Abitraktion ſprechen, injofern das Denken 
nicht lediglich die rein finnlihen Eindrüde regiitriert, jondern aus dem Chaos der Er— 
jheinungen das Bleibende und Gleichartige heraushebt, ableitet. Der Staat jelbit ijt aber 
nicht Abjtraftion im gewöhnlichen Sinne des Wortes; es wird auch nichts real Erijtierendes 
anders angejehen, als es der Wirklichleit entipricht, ein in der Natur nicht begründeter 
Tatbejtand umgedeutet (Rehm) oder von der Wirklichkeit ein Teilinhalt herausgehoben 
(Gierke). Es wäre deshalb richtiger jtatt von Abjtraktion von Formation zu jprechen ; 
die gemachten jinnlihen Wahrnehmungen und das Willen biftoriicher Tatſachen werden, 
weil ald zujammen gehörend erkannt, notiwendigerweile durch das Denken einheitlich ge— 
formt. Dabei ift das gejamte Material wirfli im Sinne von äußerer Wirklichkeit; Die 
Formierung oder Modelung aber erijtiert nur in, nicht außer uns. Eine ſinnliche, gegen= 
ftändige Realität nimmt an Bruno Schmidt, Der Staat, S.1 ff. 

) Was über die Willensbildung in $ 3 gejagt wurde, gilt auch bier. Die Willens- 
erflärung nad) außen geſchieht durch ein Organ, das hiezu durch die innere Verfaſſung 
autorifiert ift. Die Erklärung des Organes ijt dann Erklärung des Staates jelbit, der 
Staat handelt nad außen durch feine Organe. Giſerke, Deutiches Privatreht I, ©. 172, 
ſpricht von einem lebendigen Weien, das als joldhes will und handelt. 

2) Ueber die Entwiclung der Berjönlichkeitsiehre fiehe Sierfe, Deutiches Genoſſen— 
ichaftsreht II, ©. 186 ff, Bernatzik, Arhiv für öffentliges Recht V, S. 186 ff. Sie 
beginnt bei den Bubliziiten mit Hugo Brotiusd. Bufendorf ipridt von einer per- 
sona moralis, Hobbes von einer persona una. Zu erwähnen iſt auh 3. I. Wagner, 
der in jeinem eritmals 1815 erihienen Werle, Der Staat, bereit3 den Staat ald eine 
Sejamtperjon, eine aus einer Vielheit zujammengeflofiene PBerjönlichkeit bezeichnet, vergl. 
Ausgabe von 1848, ©. 19. Hegel, Bbilojophie des Rechts, S. 366, bemerkt: „Die 
Berjönlichleit des Staates ift nur als eine Perſon, der Monardy, wirklich.“ 

) E. Lingg, Empiriihe Unterſuchungen, S 9, bemerkt: „Ohne Recht keine 
juriſtiſche Perſon. Recht iſt aber nur im Staate, iſt erſt mit dieſem gegeben. Kann der 
Staat alſo, indem er Recht ſchafft, gleichzeitig ſich ſelbſt an dem eigenen Zopfe aus dem 
Sumpfe ziehen?“ Wenn ſich dieſe Kritik auch zunächſt gegen diejenigen wendet, die den 
Staat als Schöpfer des Rechts anſehen, jo trifft ſie doch überhaupt gegen jede Lehre zu, 
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jeinem Innern als Rechtsjubjett gegenüber feinen Organen und Gliedern auf: 
jpielt, weil dieje jeine Zeile ausmadhen. Der Staat ald Ganzes, ald Einheit 
betrachtet, kann bloß vom Vöolkerrechte als Rechtsſubjekt anerkannt werden’). 
Nur auf dem Gebiete des völferrechtlichen Verkehrs ift er recht, handlungs- 
und bdeliftsfähig?). Die frage, ob der ftaatliche Verband nicht bloß nad) außen 
Rechtäperjönlichkeit fei, jondern auch nad) innen als Einheit und damit als 
Subjekt aufzutreten vermöge, fällt mit der allgemeinen Urage zujammen, ob 
ein Ganzes auf den Teil einzumwirfen imftande jei, ob das Ganze als ſolches 
mit feinen Zeilen oder Gliedern in Beziehung treten könne. Dieje Frage muß 
logijcherweife verneint werden’)... Der Staat ift Individualität nur nad) 


die den Staat ald Gejamtheit nad dem —* Rechte desſelben als Rechtsſubjekt erklären 
läßt, denn das Recht iſt Beſtandteil und zwar integrierender Beſtandteil des Staats— 
ganzen und vermag als ſolches nicht wieder ſich über das Ganze zu erheben. 

) Die Entitehung des Subjektes und die Verleihung der Rechtsfähigfeit durd) 
das Recht ift auseinander zu halten. Wie der Staat nicht durd das Recht geichaffen 
wird, jo iſt er auch als Subjeft nidt Schöpfung juriftiiher Konitruftion (Fellinel, 
Allgemeine Staatslehre, S. 152 ff), jondern einer allgemeinen Betrachtungsweiſe. Da— 
gegen it die Nechtsfähigkeit oder Perſönlichkeit des Subjektes ſtets Verleihung durch maß— 
gebendes, über dem Subjefte ftehendes Recht, aljo bier durch Völkerrecht. Das Völker— 
recht findet aber den Staat bereit3 vor, das Subjeft des Staates ijt in jeiner Entitehung 
vom Böllerrechte unabhängig. Die Ausführungen von Breuf, Gemeinde, Staat, Heid, 
©. 193, gegen Stöber im Archiv für öffentlihes Recht, Bd. I, ©. 643, welder den 
Staat als eine Schöpfung des Völferrechtes bezeichnet, find deshalb zutreffend. Dagegen 
it Stöber durdhaus beizuitimmen, wenn er hervorhebt, dab, wie ein Verband im 
Staate nur durch das über dem Berbande geltende Recht die Rechtsfähigkeit und damit 
die Berjönlichkeit erhält, jo auch der Staat nur durdy das über ihm ſtehende Völkerrecht. 

Es iſt eine völlıg ne Auffafjung, wenn man auf dem Gebiete des innern 
ſtaatlichen Rechtslebens von einer Deliktsfähigkeit des Staates jpricht; es fann ſich bier 
nur um geielihe Haftung des Fiskus für Verichulden der Beamten handeln. Die Delitts- 
fäbigfeit des Staates vermag ſich nur auf dem Gebiete des Völlerrechts zu zeigen. 

”, Bejaht wird fie in diejer Allgemeinheit von Fricker, Gebiet und Gebietshoheit, 
1901, ©. 5; er befennt fih zu dem „nad meiner Anjicht logisch zuläjfigen und kon— 
jtruierbaren Begriff der Einwirkung des Ganzen auf den Teil“. Gierke namentlid ver— 
tritt die Lehre der ar ae we des Ganzen mit jeinen Teilen, vergl. 3. B. 
Deutſches Privatreht I, S 473: „Rechtsſätze enticheiden . . . , welde gegenieitige Be- 
fugniſſe und Berbindlichfeiten zwiichen dem Ganzen und jeinen Gliedern .. . beitehen.“ 
Bergl. dagegen die Bemerkung Roujieaus (Du contrat social, Liv. II, 6 de la loi): „I 
se furme entre le tout et sa partie une relation qui en fait deux ätres söpares, dont la 
partie est l'un, et le tout moins cette m@me partie est l’autre. Mais le tout moins une 
partie n'est point le tout, et tant que ce rapport subsiste il u'y a plus de tout, mais 
deux parties inegales.“ Allerdings iſt es jprachgebräudlich, leihthin das Ganze für den 
Zeil zu nehmen, wo man jtrenge genommen vom Zeile ſprechen jollte. Dies iſt nament- 
lich der Fall, wenn der in Frage jtehende Teil gerade der hauptjädliche, maßgebende iſt. 
Alein man darf dann nicht jo weit gehen, dieſen legeren Spracdgebraud jo weit auszu— 
dehnen, daß man das Ganze für den, wenn auch maßgebenden Teil nimmt, um lepteren 
mit einem, wenn auch — —— Teile in Beziehung zu ſetzen. Die Fabel (vergl. 
Shakeſpeare, Coriolan Aft I, Szene 1, Menenius) erzählt uns, daß die Arme und Beine 
fih gegen den Bauch auflehnten; feinen Sinn hätte es aber, wenn die Fabel erzählte, 
die Arme und Beine hätten gegen den Menichen revoltiert; denn die Arme und Beine 
gehören ebenfalls zum Menſchen. — Der Staat ala Ganzes übt als jolcher feine Tätigkeit 
nad) innen, im Innern aus, jvielt feine Nolle gegenüber jeinen Teilen. Im Staate 
üben die Organe und lieder Tätigkeiten aus; fie treten zu einander in Beziehung, gleich 
wie beim einzelnen Menſchen die Organe und Ölieder in Verbindung und Wecielbeziehung 
unter=- und zu einander ftehen. Nach außen aber tritt die, alle Organe und Glieder ums 
fafiende, vereinigte Periönlichkeit auf, gleich wie der Menih im Verkehr nad) aufen mit 
der Natur und jeinesgleihen als Ganzes, jämtliche Glieder und Organe umfaſſende Einheit 
auftritt. Wenn wir das innere (vegetative) Leben des Menſchen betradten, jo ift es nicht 
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außen‘). — Von der größten Wichtigkeit für die richtige Auffaſſung des Staates 
ift die ſcharfe Untericheidung zwiichen dem Staate, als dem forporativen Verband 
des gefamten Volkes und der durch das ftaatlihe Recht geichaffenen Inſtitution 
bes Fiskus*?). Wie bei jeder Korporation, jo bedarf ed aud) beim Staatöverbande 


der Menſch, der das Blut bereitet, es den einzelnen Organen zutreibt, die verbrauchten 
Stoffe aus dem Blute ausjcheidet, die Atmung und die gegenfeitige Wechſelwirkung der 
Organe kontrolliert, jondern es find die Verdauungsorgane und die Leber, welche das 
Blut bereiten; das Herz treibt das arterielle Blut bis in die äußerſte Peripherie und 
ſaugt das vendje Blut wieder auf, die Lungen jcheiden die Kohlenſäure, die Nieren den 
Harnitoff aus, das Gangliennerveniyitem treibt die Organe an und fontrolliert ihre 
Wechſelwirkung u. f. w. Sobald wir aber den Menſchen in Beziehung zur Außenwelt 
jegen, ipredhen wir von ihm al& Ganzes. Er, der Menſch, ipricht, gebt, reitet, führt Eiſen— 
bahn, ißt, trinkt, jchließt Berträge ab ꝛe. Nur wiegt beim Menichen das Außenleben vor, 
während beim Staate das Innenleben die Haupterjcheinung bildet. Wenn ich bier Staat 
und Menſch vergleiche, jo Soll dies aud nur ein Vergleich fein, eine einzelne Jlluftration 
der allgemeinen logiihen Tatiache, dab ein Ganzes nur nah außen als joldes ericeint, 
dab es im Innern aus Teilen zufammengejept iſt und daß wohl die Teile auf einander 
einwirken und Beziehungen unter einander haben, nicht aber das Ganze mit den Teilen 
fih in Be — ſetzen kann. 

" Bee „Philoſophie des Rechts, ©. 50, bemerkt: „In Bezug nah außen ist 
der Staat als eine Andividualität ausjchliehendes Eins, weldes fih damit zu andern 
verhält, ſeine Unteriheidung aljo nad außen ehrt.“ Ferner (S. 425): „So wenig der 
Einzelne eine wirkliche Perjon ift, ohne Relation zu andern Perfonen, jo wenig tit der 
Staat ein wirflihes Individuum ohne Verhältnis zu andern Staaten * In ähnlicher 
Weile drüdt fih Preuß, Gemeinde, Staat, Neih, S. 165, aus: „Die Verbandsperſonen 
find aus Vielheiten fich organisch zufammenjepende Einheiten; die innere Betrahtung bat 
ihr Augenmerf gerade auf die Bliederung der Teilperionen zu der Sejamtperion () zu 
richten; nad außen fommt die Einheit nur als jolhe in Betracht, hier ift die innere Ge- 
jtaltung galeihgültig; al$ nebeneinander jtehend betradjtet, ericheinen alle dieje Einheiten 
als gleichartig.“ —5 und teilweiſe auch Preuß anerkennen alſo die logiſche Ver— 
ſchiedenheit der innern und äußern Betrachtungsweiſe des Staates; beide gelangen aber 
trogdem dazu, den Staat als Subjekt im Innern des Staates eine Rolle ſpielen zu laſſen. 
Gierte erflärt dieſe Möglichfeit mit den Begriffen des „in der Vielheit lebendigen und 
ihr gegenüber als Perjon verjelbitändigten Einheit; der „Einheit in der Vielheit und Biel- 
heit in der Einheit” und der „Durhdringung der Einheit durch die Vielheit“ (vergl. u. a. 
auch Genoſſenſchaftsrecht III, S.15 und 31). Dieje Begriffe find aber rein myſtiſcher 
Natur. — Die Theorie nimmt, jomweit ich jebe, ausnahmslos eine Staatsperiönlichfeit an, 
die ſolche nach eigenem Rechte iſt und die deshalb mit den Gliedern in Necdtsbeziehungen 
ftehen kann. 9. A. Zahariae, Peutihes Staats- und Bundesredt, ©. 38: „Als 
organiſches, von ſeinen Gliedern zwar getragenes, aber doch davon unterſchiedenes Weſen, 
iſt der Staat eine juriſtiſche Perſon, die nah außen und innen als Subjekt von 
Rechten und Pflichten auftritt; zugleich iſt er aber objektiv ein Zuſtand, ein Rechtsver— 
hältnis zwiſchen dem Ganzen und ſeinen Gliedern.“ Gerber, Grundzüge des deutſchen 
Staatsrechts, $ 1 und Beilage II, bemerkt, daß „das Volk im Staate zum rechtlichen Ge— 
famtbewußtiein und zur Willensfähigfeit erhoben wird, m. a. W., daß das Voll im Staate 
zur rechtlichen Perjönlichkeit gelange“. Die Verleihung der Rechtsfähigfeit an den Staat 
iſt aber nicht „eine fremde und willfürliche Zutat, jondern es iſt lediglich ein Ausiprechen 
defien, was bereits tatjächlid in der natürlihen Anlage des Staates vorhanden iſt ... 
Zwiſchen dem Staate und feinen Untertanen entiteht jo ein Nechtöverhältnis, ein Verhältnis 
forreipondierender Rechte und Pilichten.“ Jellinek, Recht des modernen Staates, ©. 112, 
Anm. 1 und S. 152 7f., fieht im Staate, wie Gerber und Gierke, eine nad) innen und 
außen auftretende Verbandseinheit, welche aber nichts anderes tft, ala Nechtsjubjelt, d. h. 
fie wird vom Rechte nicht vorgefunden und mit der Nechtsfähigfeit ausgeitattet, jondern 
diejes Subjekt ift ein Gebilde des Rechts jelbit, „es ift eine Form der juriſtiſchen Syntheſe, 
um die rechtlichen Beziehungen der Berbandseinheit, ihr Verhältnis zur Rechtsordnung 
auszudrücken.“ 

?, Dieſer Standpunkt wird vom römiſchen Rechte mit aller Schärfe feitgebalten. 
Vergl. Gierke, Genojienichaftsreht III, ©. 60. Es fcheint mir, daß auch Bar: 
tolus und Lucas de Benna auf diejem Boden ftehen, wenn erjterer betont, dab die 
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zur Durchführung der Zwede finanzieller Mittel, eines Vermögens. Es werden 
vom ſtaatlichen Rechte einheitliche Anordnungen getroffen über die Verwaltung 
und Beitimmung diefer Mittel. Diefe Einrichtungen formen ſich in unjerm 
Denken zu einem einheitlihen Dinge, welches vom jtaatlihen Rechte ala Rechts— 
jubjeft behandelt wird und Fiskus heißt. Der Fiskus iſt eine ftaatliche Stiftung, 
nicht ein Verband, er ift eine lebloje und deshalb der Vertretung bedürftige 
Perſon des Vermögensrechts (juriftiiche Perſon), die mit den andern Redjtsjub- 
jetten im Staate vermögensrechtlichen Verkehr hat’). Das Vermögen des Fiskus 
gehört mittelbar den Mitgliedern des Staates, es iſt aber der Einwirkung der 
einzelnen duch das ſtaatliche Recht, durch die Inſtitution des Fiskus, entzogen. 
Nach Völkerrecht gehört der Fiskus dem Staate, dem völferrechtlichen Subjette. 

Diejenigen Schriftjteller, welche dem Staate nicht nur völferrechtliche Perſön— 
lichkeit zujchreiben, jondern es für möglich eradjten, daß der Staat ala Gejamt: 
ftaatlihen Hobeitsrechte nur der res publica und nicht dem Fiskus zugeichrieben werden 
dürfen und legterer ausführt, daß der fiscus pars reipublicae jei; dagegen faht Gierke, 
Genofienihaftäreht IH, S. 359 und 360 und deutiches Privatreht I, S. 476, dieſe 
Aeußerung im Sinne einer einheitlihen, aud den ‚Fiskus einichliehenden Staatöperion 
auf. Gierke bemerkt a. a. D.: „Die ältere VBoritellungsweiie, die in dem Fiskus ein 
vom Staate für jeine Vermögenszwecke erichaftenes künſtliches Individuum oder eine 
ftiftungsähnliche Bermägtnöperioni fation erblidt, it zwar heute nod nicht völlig über— 
wunden. Sie iſt jedoch mit der modernen Redtsentwidlung unvereinbar.“ Die Unver— 
einbarteit wird nicht näher begründet; durch das angeführte Urteil des Reichsgerichts XXV, 
Kr. 78, wird fie nicht dargetan; denn es iſt ohne weiteres Har, daß der Fiskus aus 
Vertrag haftet, wenn die Deeinträctigung des Mitfontrabenten durch amtliche Handlungen 
auch einer jolhen Behörde erfolgt, die beim Bertragsabichlufie nicht mitgewirkt hat. 
Freu, Gemeinde, Staat, Neid, ©. 148, nennt die Unterjcheidung von Staat und 
Fiskus eine unnatürliche Zerreijung des einheitlihen Staatsweſens und billigt die Be— 
mertung von Bähr „ald ob nicht Staatögewalt und Fiskus ſich genau jo verbielten, 
wie der einzelne Menid und jein Geldbeutel.” Laband, das Staatsrecht des Deutichen 
Reiches, 4. Aufl., 1901, Bd. IV, ©. 35, bemerkt: „Der Reichsfiskus ift identiich mit dem 
Reiche; er bezeichnet das Reich ald Vermögensſubjekt.“ G. Meyer, Staatsrecht, S. 670: 
„Der Staat ald Subjet von Vermögensrechten heißt Fiskus“. KR. von Stengel, 
Annalen des Deutihen Reiche, 1901, ©. 481, bemerkt: „Bor allem iſt die Auffaflung zurüd- 
zuweilen, al& ob der Fiskus eine von der Staatöperjönlichfeit verſchiedene, gewiſſermaßen 
neben dem Staate ftehende Perjönlichteit wäre; mit dem Ausdrude „Fiskus“ wird vielmehr 
lediglich eine Seite der einheitlichen Staat8perjönlichleit bezeichnet.” Nellinef, Syftem 
der jubjeftiven öffentlihen Rechte, S. 198: „Nichts ift irriger ald der Glaube, Staat und 
Fiskus jeien zwei aeichiedene Perfönlichfeiten. Der Staat ald Vermögensſubjekt iſt Fiskus, 
gleihgültig ob nach feiner privatredhtlihen oder jtaatsrechtlihen Seite.“ Für die bier 
vertretene Auffafjung val. Savigny, Syitem I, S 272, 274; Windiheid, Pan— 
deften, & 57, Ziff. 3: „Indem alio der Fiskus als juriftiiche Perſon behandelt wird, wird 
perjonifiziert nicht die Sejamtheit der zum Staate vereinigten Jndividuen, jondern das 
Staatövermögen.“ Einen ähnlihen Gedanken jceint auh Gerber, Grundzüge des 
Staatsrehtd, ©. 2, Anm., audzudrüden wenn er jagt: „ES ijt vielmehr wiederholt her— 
vorzubeben, daf die Jurisprudenz in ihrem vollen Rechte war, wenn jie zwiichen dem 
Staate in jeinen eigentlihen Funktionen und dem Staat in jeiner Stellung als Fiskus 
unterjheidet und nur für den legtern die privatrechtliche juriftiihe Perjon in Anſpruch 
nahm.“ Gerber richtet ſich hier namentlich gegen Bähr (Der Reditsjtaat) und defien 
privatredhtlihe Konftruftion. Den Unterichied zwiihen dem Staate (ald einem Berhältnis 
von Individuen) und dem Fiskus hebt auh Lingg, Empiriihe Unterjuchungen, 
©. 106, hervor. 

) Der Fiskus iſt feine fingierte Perſon; fingiert wird nichts, jondern es wird das 
irflihe, welches in den — Anordnungen und Ausführungen des ſtaatlichen 
Rechts liegt, im Denken zu einem Dinge geformt, vergegenſtändlicht. Nicht das Vermögen 
jelbſt wird perſonifiziert, wie häufig angenommen wird, ſondern die Inſtitution, wodurch 
es möglich wird, das Vermögen zu konzentrieren. Der Fiskus iſt auch nicht etwa ein 
Organ des Staates, jondern eine innere Einrichtung, ohne eigene Lebensfähigfeit. 
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heit aud in feinem Innern die Rolle eines Rechtsfubjeltes zu fpielen vermöge, 
nehmen davon Umgang, den Fiskus ald eine beiondere juriftiiche Perſon hinzu: 
ftellen, jondern bezeichnen den Staat felbit ala Subjekt des Vermögens; bier ift 
der Staat jelbit Fiskus). Eine andere Theorie erweitert einfach den Begriff 
des Fiskus und Stellt denjelben als Staat hin; bier ift der Staat nicht die 
Gejamtheit, der forporative Verband, jondern etwas im Verbande, ein rein fiktives, 
über den Bürgern jchwebendes Individuum ?). Diefe Theorie vermeidet zwar den 
Fehler der erftern, wonad) das Ganze mit den Zeilen in Beziehung gelegt wird; 
ſie ift aber bloß ein entbehrliches Hilfsmittel ſtaatsrechtlicher Konftruftion ?). 


N Gierfe, Deutihes Privatrecht I, S. 475: „Die Perjönlichkeit des Staates ent: 
faltet fih nad) dreifacher Richtung. Er tritt als völkerrechtliche Perjon anderen 
Staaten gegenüber; er bildet als ftaatsrehtlihe Perſon das alle ihm angehörigen 
Einzel: und Berbandäperjonen umicdliefende höchſte Gemeinweien; er ftellt ſich als 
privatrehtlihe Perjon neben die übrigen Privatreditsiubjefte.* Hieran ift nur 
richtig, dah das alle ihm angehörigen Einzel- und Verbandsperjonen umicließende jtaat- 
lihe Gemeinmwejen völterrechtliche Perſon in und daß in jeinem Innern eine vermögens— 
rechtliche, juriſtiſche Perſon, der Fiskus beiteht. 

) Dieje Anficht, welche im Staate eine juriftiiche Perjon, ein individuelles Rechts— 
jubjeft jieht, da8 vom jtaatlihen Rechte aufgejtellt wird, iſt jehr verbreitet. Hauptver— 
treter ift Yaband, welder den Staat als eine juriftiihe Perſon des üöffentlihen Rechts 
bezeichnet, Deutiches Staatsrecht I, S. 89. Dieje juriftiihe Perion wäre alio eine In— 
ftitution des öffentlihen Nedts, etwas Andividuelles im VBerbande, wie der Fiskus, und 
nah Laband find auch Staat und Fiskus das nämliche, vergl. Bd. IV, ©. 33. Als 
Gegner diefer Theorie iſt namentlich Gierke aufgetreten. Er jagt u. a., Deutices Privat: 
recht I, S. 467: „Eine juriftiiche Konjtruftion F die das Recht über Leben und Tod 
der Menſchen einem ſo ſchattenhaften Weſen verleiht, richtet ſich ſelbſt.“ Lieber aber noch 
dieſes Schattenweſen, das einmal fingiert doch eine ſtaatsrechtliche Konſtruktion ermöglicht, 
als das unfaßbare Durchdringen der Einheit durch die Vielheit. 

) Lingg, Empirische Unterfuhungen, S 119 und 124, bemerkt, dab bei La— 
band die Periönlichteit des Staates nur ein Hilfsmittel der juriftiihen Konftruftion 
jet. Dieſem Subjette jtehen jämtliche jtaatlihen Kompetenzen zu und werden in jeinem 
Namen von den Organen ausgeübt. Die ideelle Perjönlichkeit des Staates kann alio 
ihre Rechte nicht jelbjt ausüben, jondern muß das ihren Vertretern überlafien. „Wer aljo 
die Rechte übt, der hat fie micht, und wer fie hat, der fann jie nicht üben, fürwahr ein 
wenig befriedigendes Ergebnis, das der Leiitungsfähigfeit des zum Zwecke der leichteren 
juriftiihen Konftruftion berangezogenen Perjönlichkeitsbegriffes nicht das beſte Zeugnis 
ausftellt.” Schon Grotius hat dieje Konftruftion aufgeftelit, indem er dem Gedanken 
Ausdruck verlieh, daß nicht der Monarch, jondern der Staat das Subjeft der ftaatlichen 
Kompetenzen jei, welche der Monarch nur repräfentiere, vergl. Bernagif, Ardiv für 
öffentliches Recht, Bd. V, S. 187. Es jcheint, daß dieje Konjtruftion bei Grotius mehr 
politiihen Erwägungen entiproß; der Monarch jollte nicht ſelbſt ald Inhaber der wich: 
tigiten Kompetenzen, jondern nur als Funktionär eines höheren, jubjtanzlojen Wejens er— 
icheinen. Bolitiihe Gründe, abgeiehen davon, daß fie für die juriitiihe Betrachtun 
nicht maßgebend jind, jprechen aber für eine joldhe Konstruktion durhaus nicht, ee 
nicht beim modernen fonititutionellen Staate, wo die Rechtſphären möglichſt genau ab= 
gegrengt find. Es widerſpricht im Gegenteil der politiihen Anichauung, z. B. der ftimme 

erechtigten Bürger, daß die politiihen Rechte eigentlich nicht ihnen, jondern dem Staats— 
jubjefte zuftehen jollen, wie Jellinet (Syſtem des jubjeltiven öffentlihen Rechts, S. 152) 
ausführt. Amar bezeichnet jelbit Zaband, der fonjt die Annahme des individuellen 
Rechtsſubjeltes ala unerlählic für die juriftiiche Konftrultion des Staates hält, dieje Be— 
hauptung Sellinefs als parador (Staatäreht I, ©. 307). Die Ausführung Jellis 
nefs ift aber vom Standpunkte diejer Konitrultionsgrundlage aus ganz fonjequent ; fie 
bemweijt aber, wie wenig leßtere der natürlichen Auffaſſung der Dinge entſpricht. Es gibt 
fein einziges Rechtsverhältnis oder Nedjtsinftitut, das zu feiner Erklärung oder Kon— 
ftruftion der Aufitellung eines individuellen Staat&begriffes bedürfte. Zu welch’ gewundenen 
Unihauungen die Konſtruktion eines internen Staatsiubjeftes führt, zeigt die Unterjcheidung 
eined verwaltenden und geſetzgebenden Staates, wobei der leptere, obgleich das nämliche 
Rechtsſubjekt bildend, den eritern zu,verpflichten vermag. (Bergl. Tezner in Grünhuts 
Zeitichrift, Bd. XXL, ©. 164 ff. und R. 9.0. Herrnritt, Die Staatsform 2c., 1901, ©. IH.) 


(Schluß folgt.) 


Aus den Gefekblättern, 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Reih, Minifterialblätter' xc. find nicht einbezogen.) 


1. Inhalt des Beidhs-Gefebblattes. 


Ar. 42: Bel., betr. die Außerkursſetzung der Zwanzigpiennigftüde aus Nidel v. 
16. 10. 1902 ©. 267. — Bel., betr. die dem internationalen Uebereinfommen über den 
Giienbahmfrachtverfehr beigefünte Lifte dv. 20. 10. 1902 ©. 368. — Ar. 43: Bet, betr. 
die Einrihtung und den Betrieb der Rohhaarfpinnereien, Haar: und Vorftenzurichtereien 
ſewie der Bürjten- und Pinſelmachereien v 2. 10. 1902 ©. 269—274. — Wr. 44: Bet, 
betr. Menderung der Militär-Transport-Orduung v. 31. 10. 1902 ©. 275. — Mr. 45: 
Bet, betr. die dem internationalen Webereintommen über den Gifenbahnfrahtverkehr 
beigefügte Lifte v. 9. 11. 1902 ©. 277. — Bel., betr. die Ausführungsvorichriften zu 
dem Geſetze vom 10. Mai 1892 (Reichs-Geſetzbl. ©. 661) über die Unterftukung von 
ramilien der zu Friedensübungen einberufenen Mannichaften v. 15. 11. 1902 ©. 278. — 
Let, betr. Beflimmungen für dem Kleinhaudel mit Garn v. 17. 11. 1902 ©. 278. 


ll. Gefeke, Stantsverträge und landesherrliche DPerordnungen 
der Sundesfiaaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern :) 


Geſetz- und Berordnungsblatt für das Königreich Bayern. 


Ar 51: Königl Aller. V.O., die Unfallfürforge für die nichtpragmatifchen 
Etantöbeamten und Staatöbedienfteten betr. v. 13. 11. 1902 ©. 701—706. 


Gejeß- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XXXIV: Bet, die Heritellung einer Eiſenbahn von Weinheim nadı Lam: 
vertbeim betr. dv. 15. 11. 1902 [Mebit Staatsvertrag mit Heflen)] S. 347-350. — 
Kr. XXXV: Landesh. BD., die amtliche Bezeichnung der Landesfaflen betr. v. 
4 11. 1902 [„Landeshauptlaffe“, „Staatsihuldenverwaltung“]) ©. 351. 


Misrellen. 


Kommilfion zur Reform des Strafprozefles. 

Mit Genehmigung Seiner Majeftät des Kaijers wird demnächſt 
m Reichs-Juſtizamt eine Kom miſſion zujammentreten, die fi) in eingehenden 
Erörterungen mit der Reform de3 Strafprozeſſes befaflen joll. In der 
Vtaris bewährte, mit deren Mängeln und Bedürfnifjen vertraute Juriſten nebft 
imgen Wertretern der juriftiichen Wiſſenſchaft und mehrere, dem juriftiichen 
rufe angehörende Mitglieder des Reichätages find in die Kommiffion berufen. 
<ie befteht aus einundzwanzig Mitgliedern, unter ihnen jechs Abgeordnete des 
Keichstages; von ſämtlichen Mitgliedern gehören zehn dem Richteritande, vier 
det Staatsanwaltichait, fünf der Recdhtsanmwaltichaft an, zwei find Univerfitäts- 
ihrer. Das Programm, welches den Beratungen zu Grunde gelegt werden joll, 
lefſen wir folgen. 

Die bisherigen Verſuche einer Strafprozekreform find bekanntlic, geicheitert. 
Nachdem die wiederholten Vorlagen der verbündeten Regierungen die Zuftimmung 
de Reichstages nicht hatten erlangen können, find die Beitrebungen, jene wichtige 
age aus der Initiative des Neichötages heraus zu löſen, gleichialls erfolglos 
geblieben. Da das Bedürfnis einer Aenderung des geltenden Strafverfahrens 
alfeitig anerfannt wird, jo tritt nunmehr an die verbündeten Regierungen von 


72 Miscellen. 


neuem die Aufgabe heran, die Reform in die Hand zu nehmen. Es wäre aber 
ausfichts[los, wiederum an die bisherigen Entwürfe anzufnüpfen. Nur wenn die 
Revifion des Strafprozeßrechts auf einem anderen Boden unternommen, wenn 
insbejondere die Erörterung auf alle wichtigeren Reformfragen erjtredt wird, 
möchte ſich zur Zeit ein befriedigendes Ergebnis erhoffen lafjen. Aus dem der 
Kommilfion von dem Reichs-Juſtizamt im Einverftändnis mit den Juſtiz— 
verwaltungen der größeren Bundesitaaten vorgelegten Programm erhellt, daß 
die neuen Beratungen über den Rahmen der bisherigen Reformverſuche erheblich 
hinausgehen werden. Der Kommiſſion joll es zudem nicht benommen jein, 
noch weitere prozefjuale Fragen in die Beratungen einzubeziehen, womit dieſen 
aud der Anjchein einer einjeitigen Richtung benommen werden muß. 

Die Kommilfion ift nicht jo zufammengefeßt, daß darin die Regierungs: 
Anihauungen zum Ausdrude gelangen. Die Mitglieder find berufen worden, 
ohne irgend welche jachliche Direktive zu erhalten, lediglich mit dem Auftrage, 
dasjenige zur Geltung zu bringen, was nad) ihrer willenjchaftlichen Ueberzeugung 
und nad ihren perjönlichen Wahrnehmungen und Erfahrungen in der Recht: 
ſprechung unferem Strafprozeife not tut. Die Verhandlungen ſollen deshalb 
auch feiner amtlichen Einwirkung unterliegen; es handelt fi) darum, die Auf: 
faffung unabhängiger und ſachkundiger Männer unmittelbar aus dem Leben 
heraus zu gewinnen. Die Berufung von Mitgliedern des Reichdtages wird deu 
parlamentarijchen Parteien die Möglichkeit bieten, fi) davon zu überzeugen, dat 
eine ernfte und unbefangene Prüfung in trage fteht. Erſt auf Grund des 
Ergebnifjes der Kommijftonsverhandlungen kann die Regierung erwägen, welche 
gejeßgeberiichen Vorjchläge dem Reichstage gemacht werden jollen. Denn bei 
der Schlußenticheidung werden nicht nur die Anſchauungen einer aus Juriſten 
beftehenden Kommijfion in die Wagichale fallen, jondern auch Geſichtspunkte, 
deren Würdigung vornehmlich den Regierungen und dem Reichstage anheimfälft. 

Da der Kommiſſion Männer angehören, welche nicht auf längere Zeit uns 
unterbrochen ihrem Berufe entzogen werden fönnen, und da andererjeitö Die 
einzelnen Zeile des Programms nidyt ohne gründliche Vorbereitung fid) zur Er: 
ledigung bringen lafjen, joll die Kommilfton nicht zu einer einmaligen längeren 
Tagung zufammenberufen werden, jondern nad Beitimmung des Borfigenden 
in angemefjenen Zwiſchenräumen wiederholt zujammentreten. Die damit er— 
zielte Gründlichfeit der Beratungen dürfte ſicherlich troß de8 größeren Zeit— 
aufwandes den jpäteren Vorarbeiten zu jtatten kommen. Der Vorſitz in den 
Kommiffionsverhandlungen ift dem Reichägerihtsrat Kaufmann übertragen, 
der einem Straflenat des Reichägerichts jeit langen Jahren angehört. Jedoch 
bleibt e8 dem Staatsjefretär des Reichs-Juſtizamts, dem die Verantwortlichkeit 
für den Gang der Verhandlungen naturgemäß zufällt, vorbehalten, die Leitung 
der Beratungen zeitweile jelbit zu übernehmen. 

Als Mitglieder der Kommilfion werden außer dem VBorfigenden an den 
Beratungen teilnehmen: 

Bajfermann, Redhtsanwalt in Mannheim, Mitglied des Reichötages ; 

Baumbad, Ober-Juſtizrat, Oberlandesgerichtsrat in Dresden ; 

Baumftark, Rechtsanwalt in Karlsruhe; 

Behringer, Landgerihtö-Direftor in Münden ; 

Dr. Buff, Landgerichtsrat in Darmitadt; 

Dr. van Calker, ordentliher Profeffor der Rechte in Straßburg i. €. ; 

Gammersbadh, Redhtsanwalt in Köln; 
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Gröber, Landgerihtsrat in Heilbronn, Mitglied des Reichstages; 

von Heder, Ober-Staatsanwalt in Ulm; 

Himburg, Amisgerichtsrat in Ofterburg, Mitglied des Reichstages ; 

Dr. Aroneder, Kammergerichtörat in Derlin; 

Lenzmann, Juſtizrat, Rechtsanwalt in Yüdenfcheid, Mitglied bes 
Reichötages ; 

Dr. Nagel, Rechtsanwalt in Leipzig; 

Dr. Opfergelt, Amtögerichtsrat in Geilenkicchen, Mitglied des Reichstages ; 

Dr. Oppermann, Landgerichtö-Direktor in Berlin; 

Dr. Rintelen, Geheimer Ober-Juitizrat, Kammergerichtärat in Berlin; 
Mitglied des Reichstages: 

Taudert, eriter Staatsanwalt in Nürnberg; 

Dr. Wach, Geheimer Rat, Rektor der Univerfität und Profeffor der 
Rechte in Leipzig; 

Wachler, Geheimer Ober-Juitizrat, Ober-Staatsanwalt in Berlin, und 

Dr. Wolffſon, Redtsanwalt in Hamburg. 

Das der Kommilfton — Programm hat folgenden Wortlaut: 


A. Gerichtsſtand: 
Bedürfen die Vorſchriften über den Gr Aenderung ? 
St 


Str.⸗Pr.⸗ is 
Iſt namentlich der Gerichtsſtand der — als regelmäßiger Gerichtsſtand ein- 


zuführen? 
B. Ablehnung von Gerichtsperſonen: 
Welche Maßnahmen find zu treffen, um einem Mißbrauch des Ablehnungsrechts 


vorzubeugen ? . 
(Str.-Pr.-D. 88 24 bis 31.) 
C. Zeugen und Sadverftändige: 
IL. Soll dad Recht der Zeugnisverweigerung erweitert werden ? 
She Mr-D. 88 51, 52, 54, 55.) 
Insbeſondere: 


F L ra ein praftijches Bedürfnis, dem Beichtgeheimnis einen noch wirfjameren 
Schuß * ſichern 

Iſt an ge gerechtfertigt, den Redakteuren und dem übrigen Perjonal der 
periodiiben Preſſe die Beſugnis zur Derweigerung des Zeugniljes über Verfaſſer und Ein- 
jender von Preßartifeln einzuräumen ? 

II. Erſcheint es nad den praftiihen Erjahrungen geboten, die Vorſchriften über die 
Beeidigung der Zeugen und Sadveritändigen im Sinne der geſetzgeberiſchen Verſuche von 
189 Orudi. des Neichät. 1895/96 Nr. 75) und von 1899 (Drud). des Reichst. 1898/99 
Ar. 203) einer Aenderung zu_ ge 

(Str.-Pr.-D. $$ 56 bis 66, 72, 79.) 

Wie ift bejahenden Falles das Verfahren auszugeftalten ? 

1. Fit die VBeeidigung der Zeugen — en 

a) bei eg > Ausjagen ? 

b) bei unerheblihen Ausjagen ? 

e) in geringfügigen Sachen? 

d) bei Zuſtimmung der Barteien und des Gerichts ? 

2. Sind für das 7 vor den Schwurgerihten Abweichungen von den Ber 
ftimmungen zu 1 erforderlich 

3. Sit der Voreid zu bejeitigen ? 

4. pfieblt fih eine Umgeftaltung der Eidesformel und des Perfahrens bei Ab- 
nahme * Eiden? 

In welchem Abſchnitt des Verfahrens iſt die Beeidigung der Zeugen zu bewirken? 
6. So im Zuſammenhange mit der Einjchränfung der Zeugeneide (gu 1) die Straf» 
barfeit unge aliher Ausſagen eingeführt und wie joll fie im einzelnen gejtaltet werben ? 
borenzung binfichtlich der Behörden, vor denen die Ausjage abgegeben wird? 
8 — afung —— falſcher Ausſagen? 
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c) Strafmak ? 

d) Straflofigfeit bei Widerruf? 

D. Beſchlagnahme: 

Iſt eine bejondere Regelung der Frage geboten, ob bei der Unterfuhung jolder 
fteafbaren Handlungen, deren Werfolgung nur auf Antrag eintritt, die Beichlagnahme vor 
Stellung des Strafantrags ftattfinden fan? 

Wie ift das Verfahren zu regeln? 

(Str.-Pr.-D, 88 94 bis 101.) 
E. Durchſuchung von PBerionen: 

Bedarf e3 einer bejonderen Regelung der frage, ob behufs Verfolgung von Spuren 
einer Straftat die Lörperliche Untertuhung verdädtiger Perjonen gegen deren Willen 
angeordnet werden kann? 

Wie find die Vorausſetzungen für Die Petra einer jolhen Anordnung zu beitimmen ? 

(Str-Pr.-D, | .) 
F. Unterjubungsbaft: 
Sind bie Borangiehumgen| für die Erlaſſung unddie Aufhebung bes leise zu ändern? 
(Str«Pr.-D. $$ 112 bis 115, 117, 123 bis 126 

Erſcheint namentlich geboten: 

I. eine Beitimmung — daß die Tatſachen, welche den Fluchtverdacht begründen, 
BR zu machen jeien? 

I. eine Aufhebung der Sondervorichrift, nach welcher bei Verbrechen der Verdacht 
ber Such feiner weiteren Begründung bedari? 

II. eine Derlängerung der Friſten, innerhalb deren, falls die Haft aufrecht erhalten 
werben joll, die Erhebung der öffentlihen Klage erfolgen muß? 

G. Verteidigung: 
I. Empfiehlt es fi), die notwendige Verteidigung zu erweitern? 
(Str-Pr.-D. 8 140. 

Soll fie etwa in den vor dem Sandgericht in eriter Inſtanz zu verhandelnden 
Saden eintreten: 

1. wenn der Angejchuldigte das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat? 

2. bei Verbreben auch, wenn ein Antrag des Beſchuldigten oder jeines geieglichen 
Vertreters nicht vorliegt ? 

II. Inwieweit fann von den Dabnahmen zu I im falle der Ausdehnung der Be- 
rufung u vergl. UT) abgejehen werden? 

III. Sollen die Befugniſſe des Verteidigers ermeitert werden: 

1. hinſichtlich der Ateneinficht ? 


(Str. Pr.O. 8 147.) 
2. hinſichtlich des Verkehrs mit dem —— 
(StrPr.O. 81 


H. Oeffentliche — 


I. Soll das Legalitätsprinzip beſeitigt oder ſoll es wenigſtens eingeſchränkt werden, 
um Strafverfolgungen entgegenzuwirken, die durch das öffentliche „ Ünterefie nicht geboten find ? 

Il. Empfiehlt es fih im Falle einer Bejahung der frage zu I die jubjidiäre Privat- 
Hage zu gewähren, und zwar: 

allgemein ? 

2. dem Verlegten: 

a) bei Antragsdelikten? 

b) bei a Strajtaten? 

IT. Welhe Maßnahmen find gegebenen alles zum Schuße gegen einen Mißbrauch 
der Privatllage zu treffen? 

(StrPBr»D. 88 152, 169 bis 175.) 
Zu vergl. auch N 
J. Borverfahren: 


I. Bedarf das Morverfahren, insbejondere im Intereſſe des Beſchuldigten, einer 


Umgeftaltung? 
(Str.Pr.O. 88 156 bis 211.) 
1. it etwa für das Vorverfahren: 
a) eine beichränfte Deffentlichleit und Mündlichkeit einzuführen, namentlich den Bes 
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teiligten die Berechtigung zur Anweſenheit bei gerichtlihen Handlungen in ermeitertem 
Umionge zu gemähren ? 

) eine kontradiftoriihe Schlußverhandlung vorzuichreiben ? 

2. Sollen die Porjchriften über den bad Hauptverfahren eröffnenden Beſchluß 
geändert werden ? 

rn: 

a) Sit eine genauere Prüfung der frage der binreihenden Belaſtung des Ans 
—* ldigten nach der — und nach der rechtlichen Seite hin durch eine Aenderung 


ahrens zu ſichern? 
Str.⸗Pr.O. $ 201.) 
b) Zit eine genauere Bezeihnung (Individualifierung) der dem Angeklagten zur Laft 
gelegten Tat zu verlangen? 


(Str.-Br.-D. $ 205 
e) Iſt der Eröffnungsbeſchluß — Heu Kurt den Angeklagten zu unterwerfen? 


d) Soll, wenn fi in der Parc Eu bee tatjächliche Anhalt des Beſchluſſes 
als —— oder unvollftändig ergibt, auf Antrag des Angeklagten die Ausſetzung zu 


erfolgen haben ? 
(Str.-Pr.:D. 88 263, 265.) 
II. Inwieweit würde von jolden Mabnahmen im Falle der Ausdehnung der Be 
rufung (zu vergl. U I) abgejehen werden können ? 


K. Abgekürztes Verfahren: 


I. Inwieweit eriheint es unbedenklih, über den Rahmen des beitehenden Geſetzes 
finaus nad dem Vorgange des Entwurfs . * ein abgekürztes Verfahren einzuführen: 
1. In kleineren Sachen (zu vergl. 8 
2 im Falle des Geſtändniſſes des ‚Beibuigten? 
3. bei Ergreifung auf friiher Tat? 
II. Wie tjt diejes Verfahren näher —— 
(Str.-Pr.-D. $ 211.) 


L. Dauptverhbandlung: 


Bedürfen die Vorſchriften über die Hauptverhandlung einer Aenderung? 
(Str.Pr.-D. 88 225 bis 275, 318 bis 327.) 
Insbeſondere: 


L Empfiehlt ſich eine Ausdehnung des Kontumazialverfahrens? 

1. Beſtehen Bedenken dagegen, daß, in Anlehnung an die Vorſchläge des Entwurfs 
von 1895, in erweitertem Umfange die Hauptverhandlung zugelaſſen wird: 

3 gegen ausbleibende Angeklagte? 

— Perſonen, deren — * unbekannt iſt oder die ſich im Ausland aufhalten? 
nter welchen Vorausſe ungen ſoll dies geſchehen? 
(Str.-Br DO. $ 229 bis 234, 318 bis 327.) 

I. Sollen die Vorichriften über das Kreugverhör geändert werben ? 

1. Kann auf dieje Einrichtung überhaupt verzichtet werden, oder 

2 find die Vorausjegungen, unter denen das Kreuzverhör ftattzufinden hat, zu 


erweitern ? 
(Str.-Pr.:D. $$ 238, 240.) 

II. Sind infolge der —* Vorihriften Unzuträglichleiten in Bezug auf eine 
ibermäßige Ausdehnung der Verhandlungen, ihre Eritredung auf unerhebliche Umftände 
und bie Ermögligung von Verdächtigungen und kränkenden Angriffen gegenüber Zeugen 
und Sadverjtändigen N tem rich 

Wie ift dieſen Unzuträglichkeiten zu begegnen: 

1. wenn die Berufung ausgedehnt wird (zu vergl. U I)? 

2 wenn die Berufung er ausgedehnt wird ? 

Pr.O. 88 239, 240, 244.) 

IV. Empfieblt es fi, vorgufchteiben, daß die Urteilsgründe die nähere Darlegung 
zu enthalten baben, weshalb diejenigen Tatſachen, in melden die gejeglihen Merkmale der 
froibaren Handlung gefunden — für ge worden find ? 

Str.⸗Pr.⸗ 

V. Iſt gegen den die —— der Hau — betreffenden Inhalt des 

Ltotololls der Nachweis der nrichtigfeit RR 
(Str.⸗Pr 
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M. Wiederaufnahme des Verfahrens: 
I. Iſt für das die Wiederaufnahme betreffende Verfahren die eidlihe Vernehmung 
der Zeugen und Sachverſtändigen vorzuichreiben ? 
(Str.-PBr.-O. 8 409.) 
I. Empfiehlt es ich: 


1. zu bejtimmen, daß nicht nur hinfichtlich der verftorbenen, fondern au hinfichtlich 
der in Geiſteskrankheit verfallenen Verurteilten das Gericht ohne Erneuerung der Haupt- 
(nen Sat! auf Freiiprehung zu erkennen oder den Antrag auf Wiederaufnahme abju- 
ehnen bat 

2. für alle anderen Fälle die Freiſprechung ohne Erneuerung der Hauptverhandlung 


auszujcließen ? 
(Str.-Pr.-D. $ 411.) 
N. Privatklage: 
I. Soll für den Fall, dab im allgemeinen an dem Legalitätsprinzip feitgehalten wird 
(zu vergl. H I), die prinzipale u age nad dem Vorgange des Entwurfs von 1895 
auf einzelne Straftaten, welche für die öffentlide Ordnwig von geringer Bedeutung find, 
— unter entiprechender Einjhränfung des Yegalitätsprinzipg — ausgedehnt oder 
I. die jubjidiäre Privatkla e für ſolche Fälle zugelaſſen werden? 
(Str.Pr.“O. $$ 152, 414 bis 434.) 
0. Strafbefebl: 
I. Empfiehlt es fih, die Vorausjegungen, unter denen ein amtärichterliher Stcaf- 
befehl en werden fann, zu erweitern ? 


n welcher Weije würde dies zu aeihehen haben ? 
(Str.-Pr.-D. 88 447 bis 452) 


P. Strafverfügungen und Strafbeſcheide: 

Sind Vorſchriſten darüber erforderlich, bis zu welchem } yeikpantte die Polizeibehörde 
ihre Strafverfügung und die Verwaltungsbehörve ihren Stratbeicheid zurüdnehmen dari? 
(Str-Pr.-D. SS 454, 460.) 

Q. Etialpsflärcdung: 
Bedürfen die Vorjchriften der Straiprozekordnung über die Strafvollitrefung einer 


Menderung ? 
(Str.-Pr.:D. 88 481 bis 495.) 
Insbeſondere: 


I. Sollen die bezeichneten Vorſchriften durch Beſtimmungen über ven Vollzug der 
einzelnen —— ergänzt werden? Oder 

II empfiehlt es rs mit Rüdjicht auf die Reviſion des Strafgeiegbuchs von einer 
geteglichen —— des Strafvollzugs zur Zeit abzuſehen? 

I. Welche Beſtimmungen werden jur den Fall, daß die Frage zu I von der 
—— bejaht wird, zur Aufnahme in die Strafprozeßordnung in Vorſchlag gebracht? 
R. Oeffentlichkeit: 

I. Weiſen Erfahrungen darauf hin, die Oeffentlichkeit auszuſchließen oder einzuſchränken: 
1. im Verfahren vor dem Amtsrichter ohne Zuziehung von Schöffen (zu vergl. KI1,SIH? 
2. im Verfahren megen Beleidigungen ? 
3. im Verfahren gegen jugendliche Perſonen, ——— gegen ihulpflichtige Kinder ? 
I. Welche Borkar, m. — 9— dieſem —* e geboten? 

G. $$ 170, 173 bis 176.) 


8. —— von Laien zur Rechtſprechung: 
I. Empfiehlt es ſich, die Ständigfeit der Schöffengerichte in der Art herzuſtellen, daß 
für einen längeren Zeitraum diejelben Schöffen an allen Sigungen teilnehmen, und welche 
Einrihtungen wären zu diejem en zu treffen ? 


G. 88 43, 45.) 
II. Soll der Amtsrichter in ermeitertem —— ohne Zuziehung von Schöffen ent⸗ 
ſcheiden (G-V. G. $ 30, Str⸗Pr.O. $ 2 — etwa: 


1. bei Uebertretungen ohne Cinkärntung 

2. im alle des Geftändnifjes des Angeklagten auch bei Vergeben ? 

8, Oder empfiehlt es fi, in allen jegt vor die Schöffengerichte gehörenden Sachen 
den Anıtörichter zunächſt allein enticheiven und nur die Berufung gegen jeine Entiheidung 
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an ein — Amtsgericht oder beim Landgericht zu bildendes Schöffengericht gelangen 


zu laſſe 
U. Empfiehlt es ſich, an Stelle der Straflammern Schöffengeridhte einzuführen, 
um — 
ſamtliche jetzt vor die —— gehörenden Sachen oder 
ür einen Teil dieſer Sachen? 

Sollen die Schöffen in der Art mitwirken, daß ſie 

a) das Richteramt während der Hauptverhandlung in vollem Umfang ausüben, ober 

b) nur an der Enticheidung über die Tat- und Schuldfrage teilnehmen? 

4. Mie find dieje Schöffengerichte zufammenzufegen: 

a) als Gerichte eriter Initanz ? 

b) als SERIEN 

G.V.G. 88 30 bis 57, 77.) 

IV. Iſt es nad den praftiihen Erfahrungen, welche mit den Schwurgerichten gemacht 
worden find, angezeigt, an diejer Einrichtung feitzuhalten, oder wäre es für die Rechtspflege 
etwa > Gewinn, an Stelle der Schwurgerichte Schöffengerichte_ einzuführen, und zwar: 

für jämtliche jegt vor die Schwurgerichte gehörenden Sachen, oder 

3 für einen Teil diejer Sachen ? 

. Wie find gegebenen gellcs dieje Schöffengerichte zulammenzufegen ? 
(6..8.©. 88 30 bis 57, 79 bis 99.) 

V. Bedürfen für den Fall der Beibehaltung der Schwurgerichte die Norjchriften über 
deren Zufammenjegung und über die Bildung der Geſchworenenbank einer Aenderung ? 

Soll namentlid : 

1. die Zahl der Geſchworenen herabgeiegt, 

2. das Ablehnungsreht der Parteien eingeichränft werden ? 

(G.V.G. 88 81 bis 99, Str.-Pr.-D. 88 277 bis 289.) 


T. Abgrenzung der ſachlichen Zuftändigfeit der Gerichte: 


I. Im Falle der Beibehaltung der — Gerichte: 
1. daſſen ſich Bedenken erheben gegen die Regelung der Zuſtändigkeit nach Maßgabe 
des Geſetzentwurfs von 1895? 
2. Inwieweit erſcheint bejahenden Falles eine Aenderung der damals in Ausſicht 
— Vorſchriften angezeigt: 
> Hinfihtlid der Fraft Geſetzes zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehörenden 
Straftaten? 


b) Hinfichtlic der Straftaten, weldye den Schöffengerichten überwiejen werden fönnen? 
. infichtlich der zur Zuftändigfeit der Straifammern gehörenden Verbrechen ? 
ft die — 2 Zuftändigfeit der Straffammern auf weitere Vergehen aus— 
sahne, und auf welde? 
4. Empfieblt es fi, die Beitimmung darüber, ob im einzelnen Falle die Aburteilun 
dem Schöffengeri t übermwiejen werden joll, ausichließlich der Staatsanmwaltichaft zu übertragen 
II. In welcher a. ift bei Umgeftaltung der bisherigen Gerichte die ſachliche Zu- 
kändigteit zu u 
(6-8... $$ 27 bis 29, 73 bis 75, 80, E.G. 3. G.V.G. 8 6.) 


U. Berufung: 


I. Empfiehlt es fih, von der Ausdehnung der Berufung auf die in eriter Inſtanz 
ergebenden Urteile der Straflammern oder der etwa meu zu ſchaffenden Schöffengerichte 
(u vergl. S III, IV) a * insbeſondere im Hinblick auf die Schwierigfeiten, welche 
mit einer Durchfũh hrung der Mündlichleit in der Berufungsinſtanz verknüpft ſind, und mit 
Röückſicht darauf, daß die BR geießgeberiihen Maßnahmen zu einem befriedigenden 
Frgebnifie nicht geführt haben 

der ſprechen —— Gründe —* an einer Ausdehnung der Berufung im 
Sinne des Geſetzentwurſs von 1895 feitzuhalten ? 

I. Inwieweit erjcheinen gegebenen alles Abweihungen von der in dem Entwurfe 
von 1895 in Ausficht genommenen Regelung des Berufungsverfahrens angezeigt ? 

Wie ift —— 

1. die Beru San zu bilden ? 

a) bei den Yandgerichten ? 

b) bei ven Oberlandesgerichten ? 

Abgezweigte Senate? 
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e) Belegung der Gerichte? 
Mitwirkung von Laien? 

2. das ar Be in der Berufungsinitang auszugeftalten ? 

a) Nechtiertigung der Berufung durch Aufitellung beitimmter Beichwerdepunfte? _ 
Sf Y Umfang und Art der Bemweisaufnahme? PVerlejung der Zeugenausjagen eriter 

nitanz 

ec. Folgen des Ausbleibens des Angeklagten? 

(Str.-PBr.-D. 8$ 244, 354 bis 373) 

III. Können für den Fall der Einführung der Berufung Garantien des Verfahrens, 
—— — in einer Inſtanz zum Erſatze für die mangelnde Berufung beſtehen, 
wegfallen 

Erſcheint e3 engingi: j 

1. die Zahl der Mitglieder der Straftammern für die Hauptverhandlung herabzuießen? 

(GV.G. $ 77.) 


2. den Richter, welcher bei der Entiheidung über die Eröffnung des Hauptverfabrens 
als Berichterftatter mitgewirkt hat, zur Teilnahme an dem Hauptverfahren zuzulafien? 
(Str-Pr.-D. $ 23 Abi. 3.) i 
3. die Mitteilung der Anklageichrift an den Angejchuldigten vor der Enticheidung 
über die Eröffnung des Dauptverfahrens Mu bejeitigen ? 
j (Str.Pr. O. 8 199.) 
4. die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Grund neuer Tatjahen oder Beweis— 


mittel einzujchränfen ? 
(Str.-Pr.:D. $ 399 Nr. 4.) 
V. Revifion: 

I Empfiehlt e3 fich für den Fall, daß von der Ausdehnung der Berufung (zu vera. 
U I) abgeiehen wird, die Vorſchriften betreffend die ——— für die Verhandlung und 
Entſcheidung über die Reviſion gegen die in erſter Inſtanz ergehenden Urteile der Stral- 
fammern, in der Weile zu ändern, daß diejenigen Sachen, in denen es fich weſentlich um 
Verlegung von Landesrecht handelt, den Oberlandesgerihten auch dann überwiejen werden, 
wenn die Revifion nicht ausichlieglih auf eine ſolche Verlegung geitügt iſt? 

GV.G. $ 123 Nr. 3, 8 136 Nr. 2, Str.-Pr.-D. $ 388.) 

II. Bedarf es einer Aenderung der Vorjchriit, nach welcher die Reviſion gegen die in 
der Berufungsiritanz erlafjenen Urteile der Yandgerichte regelmäßig auf die Verlegung einer 
Rechtsnorm über das Verfahren nicht geftügt werden kann ? 

(Str.-Pr.-D. $ 350.) 
(Deuticher Reihsanzeiger, 1902, Nr. 286.) 


Aus den FJahresberichten der deutſchen Gewerbeanfficdhtäbenmten 
und Bergbehörden für das Jahr 1901. 

Die Gejamtzahl der während des Jahres 1901 im Deutichen Reihe 
revidierten Anlagen betrug 93675 (im Vorjahre 90 821), diejenige der 
vorgenommenen Revilionen 149183 (143361). Davon entfielen auf Berg: 
bau, Hütten: und Salinenweſen, Zorfgräberei 3259 Anlagen (und 34995 Re 
pifionen), auf die Indultrie der Steine und Erden 14456 (18 530), der Metall 
verarbeitung 7270 (9790), der Maichinen, Werkzeuge, Inſtrumente, Apparate 
7151 (9742), auf die chemiſche Jnduftrie 1575 (2820), auf die Induſtrie der 
forftwirtichaftlichen Nebenprodukte, Leuchtitoffe, Fette, Dele und Firniſſe 1985 
(2682), auf die Zertilinduftrie 8370 (11023), die Papierinduftrie 2347 (3547), 
die Lederinduftrie 1654 (2228), die Industrie der Holz: und Schnißitoffe 12 104 
(14 320), die Jndujtrie der Nahrungs: und Genußmittel 24389 (28 032), die 
Industrie der Bekleidung und Reinigung 4045 (5312), auf das Baugewerbe 
(Zimmerpläge und andere Bauhöfe) 1082 (1237), das polygraphiſche Gewerbe 
3585 (4398), auf fonitige Induſtriezweige 403 (527). Dabei belief fich die 
Zahl der der Gewerbeaufficht überhaupt unterjtehenden gewerblichen Anlagen auf 
inögejamt 237 328 mit 4924341 Arbeitern. 
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Jugendblihe Arbeiter wurden insgeſamt 351 011, d. j. 6817 mehr 
al3 im Vorjahr, in insgeſamt 74313 Fabriken (in 8381 mehr ald im Bor: 
jahr) beichäftigt. Unter den jugendlichen Arbeitern befanden ſich 9528 (181 
mehr als im Borjahr) Kinder unter 14 Yahren und 100545 (2495 
weniger als im Vorjahr) Mädchen im Alter von 14 bi3 16 Jahren. 
An Arbeiterinnen über 16 Jahren wurden insgefamt 847 987 (13 697 
mehr als im Vorjahr und im ganzen 310397 im Alter von 16 bis 21 Jahren) 
beichäftigt; fie verteilten fi auf insgeſamt 46 920 Betriebe (703 mehr als im 
Vorjahre). Von je 100 beichäftigten jugendlichen Arbeitern (und erwachienen 
Arbeiterinnen) waren u. a. tätig in der Ynduftrie der Steine und Erden 10,9 
(6,7), der Induſtrie der Metallverarbeitung 12,0 (5,3), der Andujtrie der 
Maſchinen x. 12,6 (3,0), der Zertilinduftrie 19,3 (41,5), der Induſtrie der 
Nahrungs: und Genußmittel 13,7 (15,2). 


Wegen Zumiderhandlungen gegen Gelege und Verordnungen, be— 
treffend die Beihäftigung von jugendlichen Arbeitern, find im Berichtsjahr ins- 
geſamt 1200 Perjonen beftraft worden. Die ermittelten Zumwiderhandlungen 
betrafen u. a. in 546 Fällen die Beitimmungen über den Ausſchluß der Kinder 
von der Beihäftigung, in 529 bezw. 926 Faällen diejenigen über die Beſchäfti— 
gungsdauer von Kindern und jungen Leuten, in 955 Fällen die Vorſchriften 
über Pauſen, in 82 Fällen folche über Nachtarbeit. Wegen Zumwiderhandlungen 
gegen Gelege und Verordnungen über die Beihäftigung von Arbeiterinnen wurden 
290 Perſonen beitraft. Eine Bewilligung für Ueberarbeit wurde im ganzen 
11 800 Arbeiterinnen erteilt; am häufigften — für 5722 — erfolgte fie in der 
Induſtrie der Nahrungs: und Genußmittel. Ausnahmen vom Verbote der 
Sonntagdarbeit wurden auf Grund des $ 105 der Gemwerbeordnung im 
ganzen in 1841 Betrieben für 9OO11 Arbeiter für 4059 Tage und für 1042923 
Stunden geftattet. 

Das Verhältnis der Gewerbeauflihtsbeamten zu den Ar- 
beitgebern und Arbeitern bat ſich im allgemeinen meiter günftig ent: 
widelt. Die Anitellung von Beamtinnen hat fi) im ganzen bewährt, ohne daß 
jedody bisher beſonders namhafte Vorteile daraus erwachſen find. Die Ein: 
führung der Lohnzahlungsbücher hat ſich auch im Berichtsjahre ala recht nutz— 
bringend noch nicht erweilen wollen; die Maßregel bringt einerjeit3 für die 
Arbeitgeber zahlreiche Unannehmlichkeiten mit ſich, und andererſeits nehmen ſich 
die Eltern der jugendlichen Arbeiter oft nicht einmal die Mühe, die Bücher 
einzufehen. 

Die Dauer der Arbeitszeit hat im Berichtsjahre vielfach durch 
Mangel an Beihäftigung eine Einſchränkung erfahren. Die gegen das Vorjahr 
eingetretene bedeutende Verſchlechterung der allgemeinen Geſchäftslage hat eine 
erhebliche Steigerung der Arbeitslofigfeit mit fi) gebracht. Die öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe zeigten durchweg ein erhebliches Ueberwiegen der eingejchriebenen 
Arbeitiuchenden gegenüber den gemeldeten offenen Stellen. Uebrigens läßt die 
Inanipruchnahme der Arbeitsnachweisitellen jeitens der Induſtriellen mancher— 
orts noch recht zu wünjchen übrig (3. B. Köln). 

Auf dem Gebiete der Unfallverhütung ift auch im Berichtsjahre 
wieder eine rührige Tätigkeit entfaltet worden; der Jahresbericht bringt mehr: 
fach eingehende Schilderungen von neu eingeführten empfehlenswerten Schuß: 
vorrichtungen. 
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Mit der gewerblichen Tätigkeit in urſächlichem Zujammenhange ftehende 
Erkrankungen find wieder zahlreich beobachtet worden ; hiervon feien folgende 
berauägegriffen: An chroniſcher Arſenik- und Bleivergiftung erkrankte der 
Verwalter einer Zinkhütte, in der früher zum großen Zeil arjenikhaltige, ſchlecht 
abgeröftete Zinferze verhüttet worden waren. In den Akkumulatorenfabriten 
haben die Bleierfranfungen im allgemeinen abgenommen. Recht häufig find 
fie nod), und zwar im ganzen in gleihem Maße wie in den Vorjahren, in 
den Bleifarben:, Bleichromat: und Bleizuderfabrifen vorgelommen. Auch in 
den Bleihüttenwerfen hat in diefer Beziehung eine weientliche Aenderung nicht 
plaßgegriffen. Sonft find nod u. a. Fälle von Bleivergiftung gemeldet aus 
zwei Blumenfabriten, in welchen mit Hilfe eines Puderbeutels Kremſerweiß auf 
Blätter geitreut wurde, ein Fall aus einer Glashütte, in der ein Arbeiter blei= 
haltige Glafur auf Lampenzylinder aufzutragen hatte, mehrere Fälle von einem 
großen Hochofenwerke, das jtarf blei- und zinfhaltige oberjchleftiche Erze ver: 
arbeitete, ein Fall aus einer Kabelfabrik bei einem Arbeiter, der die Kabel zu 
verbleien und Dleiplatten auszuladen hatte. Ferner erkrankten an Bleivergiftung 
zahlreich Maler, Metallarbeiter, Schriftjeger, Notenitecher, Teilenhauer, Arbeiter 
in Oefen- und Kadelfabriten und einzelne Arbeiter in Zöpfereien jowie im 
Biegeleien, die Glajurziegel heritellen. 

Die Königlich ſächſiſche Miniiterialverordnung vom 27. Juni 1901, der 
gemäß Krankenkaſſenärzte bezw. Kaſſenvorſtände zur Anzeigeeritattung über vor: 
gefemmene Bleivergiftungsfälle verpflichtet find, hat ſich injoweit bewährt, als 
derartige Krankheitsfälle jegt den Gemerbeaufjichtsbeamten und Bezirksärzten 
in ausreichender Weiſe zur Kenntnis gelangen. Quedjilbervergiftungen ſind 
nur in einzelnen Fällen beobachtet worden, und zwar in Hutfabriken; beim 
Spiegelbelegen find feine mehr vorgefommen, da die Verwendung von Qued: 
filber hierzu faſt volljtändig aufgehört hat. Die Chromaterkrankungen zeigten 
eine bemerkenswerte Abnahme in der Häufigfeit ihres Vorkommens. Phosphor: 
nefroje wurde jeitgeftellt in 2 Fällen im Reg.Bez. Eaffel, in je 1 Fall im 
Neg.:Bez. Oberbayern und im 3. Bezirk des Königreichs Württemberg, in 
3 Fällen in Helfen. Anilinvergiftung fam in 3 Fällen im Reg.Bez. Aachen 
und in 4 Fällen in Helfen im Offenbacher Bezirk zur Kenntnis der Gewerbe: 
anfjichtsbeamten. Nitrobenzolvergiftungen wurden in der Roburitfabrif zu 
Witten gegen 10 feftgeitellt; es bedeutet dies im Vergleich zum vorigen Jahre 
eine erhebliche Verbefferung. Der Gefundheitäzuftand der in Thomasichladen: 
mühlen beichäftigten Arbeiter war durchweg troß der verbejjerten Betrieb3- 
verhältniffe nody immer recht ungünſtig. So endeten im Reg.:Bez. Trier von 
87 unter 246 Arbeitern vorgefommenen, die Atmungswerkjeuge betreffenden 
Erkrankungsfällen 8 tödlih. Milzbrandfälle find berichtet aus der Bürſten— 
und Pinjelinduftrie 5 (davon tödlich endend 3), aus einer Filzfabrik 1 (1), 
aus einer Raucdhwarenzurichterei 1 (1), aus Gerbereien 11 (3), aus Lederfabrifen 
3 (0), aus Roßhaarfpinnereien 10 (1); je 1 Fall betraf einen Fleiſchbeſchauer 
und das Dienſtmädchen eines Gerbereibefigers. 

Die wirtjhaftlihde Lage ber Arbeiter Hat fich gegenüber dem 
Vorjahr ganz erheblich verfchlechtert. Die Löhne find im Laufe des Berichts: 
jahres faft durchweg beträchtlich gejunfen. Die Lebenshaltung der Arbeiter hat 
diefer Ausfall an Verdienſt im allgemeinen um jo ungünjtiger beeinflußt, als 
die Lebensmittelpreije zugleich erheblich geitiegen find. (D. RN. Nr. 286.) 
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Borträge and dem allgemeinen Staatsrecht. 
—— aus den Annalen des Deutſchen Reichs. gr. 8. (96 8 


Diefe Vorträge, eine der jhönften und reifften Gaben bes berühmten Staatsrechtslehrere, 
find in ei Yahrgängen 1898— 1900 der Annalen erjdienen. Die Separatausgabe, zu ber 
| ih mid, einer Anregung aus alademiſchen Kreifen folgend, entſchloſſen habe, wird ber großen 
j Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willfommen fein. 








| Ä Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 
Die gemeinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. £ırstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in 
Italien. Gr. 8°. (VIII, 313 S.) Brosch. Mk. 8.— 


Eingehende Besprechungen sind erschienen u. a, in Mitteilungen aus der historischen Literatur 
XXX. Jahrgang Seite 403 u. 404. — Archirio storico Lombardo I, 1902, p. 207. — Byzantinische Zeitschrift 
XL Nr. 1 u 2, — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXT. 2. — Archir für bürgerliches 
Recht 1902, 8. 099. — Literarische Mitteilungen der „Annalen des Deutschen Reichs‘ 1902, Nr. 3, — 
Göttingischen Gelehrten-Anzeigen 1002, Nr. 8, Seite 659-664, 


Saf, Dr. jur. Ludw., Kaijerl. Regierungsrat im Reichsverſicherungs— 
Bi amt zu Berlin und 





Maier, Dr. jur. Rud,, Rechtsanwalt in München u. Syndifus mehrerer _ 


| Berfiherungs-Gejellichaften. 
Haftpflichtrecht und KReichsverficherungs: 
Gejehgebung. Zum [praktiihen Gebrauche bearbeitet. weite 


völlig umgenrbeitete Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
Mt. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.20. 
mtiche Berficherungd:Zeitung. 1901. Nr. 87. 


Wir dürfen gleich Busalagen, daß man dem Werfe aus vollſter Mebergeugung 
das Prädikat vorzüglich zuerfennen muß . 


Defele, I X., igl. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverſicherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz und 
das Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz nas dem 


Geſche betr. die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze v. 30. Juni 1900, 
Ser. 8%. (VII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. i0.—. 


ft für das Berg-, Hütten- und Salinen- Weſen im Preußiſchen Staate. Heft 3. Band 50, 
Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sachkenntnis und Geſchick verfahten 
—— ber bejonbers jhäßenswert iſt, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall« 
— noch nicht erfolgt war. liberall iſt in den Erläuterungen die ein« 

Hlägı Liter fowie die Rechtiprehung ber verjchiedenen Anftanzen der Unfallverficherung 
 berüdhie { dic für bie praftiiche Handhabung des Geſetzes wichtigen Ergebnifien 
ig gebradit. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
zeilen ein wertuoues Hilfsmittel zu werden geeignet iſt. 











m 


. ze * 
4 


ri 
£ 
4 

















gi BERN Ey Dr f' ar Pat u “ah a 4 ja 
g f N er, I 1120 — a 


> y s 


. MIEBERLIRRENEN * 


>> * * * — * 
sandelsgeieh JUC) für Das Den entihe ei (ai 
vr ga. eerech ht). nebit: dem Einführungsgefege. Sandausgabe mit € Erlän ut u 

nd. ausführlichen Sachregiſter. 2. vollftändig umgracheiisie # | — 
69 1902. Ju Ganzleinen gebd. Mt. 8.60. 
ex Mbendyeitung. Nr. 225 vom 16. 8. 1902. 


Das Bud) ift num die aftuellfte Ausgabe unferer a und hat be 
ang. baß es in jorgfältiger, gründlider und doch kurzer Meile die gefamte Sitca n 
bis im die allerjüngjte Zeit verwertet. Er 


8* 


— Dr. Martin, Rechtsanwalt in Hamburg. f 


Se Hhandelsrecht Gandelsgeſetbuch; VBuch IV, Geehandel, in be 
2% Faſſung des Ge. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgejeges vom 2; 
1902) nebit einem Anhang, enthaltend die Nebengejege. Re mi 
Erläuterungen und ausführlichem Sachregiſter. 8°. (X, 417 ©) 1902, 
Ganzleinen gebd. Mt. 7.60. | 
Z Dr. U: 6. im Hamb. Fremdenblatt. Nr. 179 vom 2. 8. 1902. 


. Demjenigen aber, ber fi mit einzelnen Fragen eindringender zu beichäftigen m 
haben die nötigen Fingerzeige bisher gefehlt. Die vorliegende Arbeit des in weiten. # 
beliebten Werfafiers entipricht diefen Bedürfniffen volllommen, 


Kahn, Dr. Jul., Rehtsanwalt und Sekretär der Handels und Gen erb 
fammer für Oberbayern. - 


* Das Geich zur Bekümpfung des unlanter 
3 Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Handausgabe mit ? 


tungen. 8°. (IV, 115 ©.) 1896. In Ganzleinen gebd. ME, 2.0. je: 
Der Handelögejellichafter III. Jahrg. Nr. 12. J 


Die Kahn'ſche Bearbeitung des genannten Geſetzes zählt zu demjenigen Ausgaben, bie 
Erfolg beitrebt find, alle für das Verftändnis und ‚die Auslegung notwendigen Erläute 
zu geben und auf diefe Weiſe ein Hilfsmittel bieten, deſſen fih Willenihaft und $ 
gern bedient. 
Dr. Kahn's Kommentierung zeichnet fi durch eine überfichtliche Klarheit und Sg n 
Zuverläffigkeit feiner Erflärungen im hohen wrade aus. 
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Schweyer, Dr. Fr., Bezirksamts-Aſſeſſor. N 
Banfdepotgeichäfte in geichichtlicher, wirtichaftlicher und htlich 


Beziehung dargeftellt. gr. 8°. (IV, 171 ©.) 1899. ME. 3.50, 
Hamburger Börſen-Halle Nr. 559 vom 29. 11. 1899, 


Ein ganz vortreffliches Bud, das große Bedeutung für alle Banlfachlente und Ban 
beflifiene hat. Es iſt hier eine Menge beiehrenden Stoffes zufammengetragen, ber ji 
überfihtlier und leihtfahliher Form dem Studium darbietet. 4 


BB Beionderer Beachtung empfehlen wir die beiliegenden Proſpelte: Im Kampf um 2 
afrika, Verlag von 3. F. Lehmann in Münden — Johann Maria Farina zur Di at ) 
in Köln, betr. Kölniihen Waſſers — Ernit Mohr's Verlag, —— i. B. betr. Zacha 
Crome, Handbuch des franzöfiihen Civilrechts. aa PR 


ee ——— — 
Druck von Dr, Fr. P. Datterer & Cle., G. m. b. 9., Muinchen⸗Frelſing. 
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Begründet von 


_ Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Seydel 





- Herauägegeben von 


Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


— Münden 
> 

Er: Schweiger Verlag (Arthur Sellier) 
Be Ktarläplag 29, 


4 rn Mitteilungen 
der Annalen des Deutfhen Reichs. 


mungen auf dem Gebiete der Rechts: u. Staatswillenicaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterichaft 
ein Würzburg und Prof, Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
berausgegeben von 


[ be r are und Prof. Dr. 4, dvrof in München. 
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Inhalt von ir. 2: 


Seite z Seite 
Stiggen und Notizen. 


Zum Tünftigen Gejeh „über. Die Zurüdbehaltung der — 


Verwaltung der Einnahmen und 


un Kontur . . . 150 
Ausgaben des Dentichen Reihe” tm 
(Gh betr. den Reichshaushalt Ungelöfter Widerſpruch eier 
oder Reihswirtichaftsgejeh.) Von i Strafurteile . . . 150152 
W. Thrän, Geh.Oberregierungss Langjährige Ginfperrung ober 
rat und vortragendem Nat bei Deportation N 3 < n 153 155 
dem Nechnungshofe bes Deutichen Zur Haftung bes ierha ters see 
Reichs in Potsdam . . . . 8-12 83808) .. . . 155-156 
Schluß.) Die einheitliche deutſche Br 
Staat und Recht. Verſuche über | Ihreibung . . * 156 
allgemeines Staatöreht von Dr. = En__1E 
A. Affolter in Solothurn . . 113-—128 Mus den Bereghlättern . . . .. 157-158 
(Schluß folgt.) Miizellen. 
decke ————— Allgemeiner Verband der auf 
orbeſprechung über das Karte Selbſthilfe beruhenden deutſchen 
> 99__1: 
weien vom 14. November 1902 129— 141 Erwerber und Wirtihaftsge: 
Solltarifgejeh dom 25. Dezember | nofienjchaften für 1901 . . 158--160 
BT en el || Nübenzuderinduftrie . . . . 160 


rn EEE GET, 

Abhandlungen volks- und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Profeſſor Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herren Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Kobellitraße 4, eingejandt werden. 

Die Rüdjeiten der Manufkriptblätter ſollen unbeſchrieben jein. Das Honorar 
wird nach Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Dur) Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beſchränkte Vervielfältigungsrecht. 


München 43. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). 
Er EEE TER 
Die Firma J. Schweitzer Sortiment in Münden, Karlsplatz 29, hat die 
Sahrgänge 1—33 (1868—1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Worräte reichen, 
Jahrg. 1868 — 1902, vollitändige Serie mit den vergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 
gut gebunden für . . 2.2 222... ME 190.— 
„1870-1902 gut gebunden für „ 140.- 
„ 1881-1902 „ = FE a | || 9 
„1891-1902 , A „. 60.— 
Kleinere Serien jowie einzelne Bände, vbroſchiert oder gebunden, und 
Separatabdrüde je nad Borrat zu entiprechenden Breijen. 
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Zum künftigen Gefeh „über die Verwaltung der 
Einnahmen und Ausgaben des Deutſchen Beidys‘. 
(Gefeß betr. den Reichshaushalt oder Reichswirtſchaftsgeſetz.) 


Bon W. EChrän, Geh. Oberregierungsrat und vortragendem Rat bei 
dem Rechnungshofe des Deutſchen Reichs in Potsdam. 
(Schluß.) 


II. Das Tünftige Geſetz, betreffend den Deutſchen Reihähaushalt im Hinblick 
auf das preußiiche Gele, betr. den Staatshaushalt vom 11. Mai 1898. 


Das preußiiche Gejeß betr. den Staatshaushalt vom 11. Mai 1898 
(6.©. ©. 77) ftellte auf dem Boden des in Preußen vorliegenden Rechtszuftandes 
in einheitlicher Weife Normen für die Veranichlagung und die Führung des 
Staatshanshalts, jowie für das ftaatliche ee feſt. Es ericheint ala 
eine zum Zeil durch die oben unter I, 1 erörterten Verhandlungen über den 
Entwurf eines Gejeges, betr. die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des 
Reichs beeinflußte Zulammenfaffung der maßgebenden Verwaltungs: und Rechnungs- 
vorihriften, wie fie namentlich in der Inſtruktion für die Oberrechnungsfammer 
vom 18. Dezember 1824 enthalten waren, jowie der vorzugämweile auf Verein- 
barungen zwiſchen der Staatsregierung und der Landesvertretung beruhenden 
Grundjäge und traf nur wenige neue Anordnungen; namentlich änderte e8 nichts 
an der beſtehenden Abgrenzung der Rechte der Krone, der Staatögewalt und 
der Landesvertretung. 

Daß das tünffige Gele betr. den Reichshaushalt einen ähnlichen Charakter 
tragen wird, dürfte anzunehmen fein (vgl. die früheren Ausführungen über die 
Kontrolle des Reihshaushalts, Annalen 1902 ©. 481, und die GErörterungen 
unter I); e3 liegt wohl in der Natur der Sade, daß ſich jenes Geſetz ebenio, 
wie das Gejeß über die Reichshaushaltskontrolle dem betr. preußtichen Geſetz 
formell und materiell inſoweit anjchließt, als nicht die Verſchiedenheit der beider: 
ſeitigen ftaatsrechtlichen und finanziellen Verhältniſſe Abweichungen bedingt. 

Was zunähft die Benennung des fünftigen Neichögeiepes betrifft, jo 
möchte die dem preußilchen Gejeß entiprechende Ueberſchrift: „betreffend den 
Reichshaushalt” derjenigen der früheren Entwürfe: „betreffend die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben des Reichs“ vorzuziehen jein, wenn anders nicht 
ur Vermeidung von Verwechſlungen mit den jährlichen Gejegen „betr. die Feſt— 
—* des Reichshaushaltsetats“ die kürzere Bezeichnung: „Reichswirtſchafts— 
geſetz“ gewählt werden will. Allerdings deckt auch dieſe Ueberſchrift den Inhalt 
des Geſetzes nicht genau; immerhin Fällt aber unter den Begriff „Wirtſchaft“ 
im weiteren Sinn nit nur die Aufitellung des Wirtichaftsplans und deilen 
Ausführung, ſondern auch die Abrechnung hierüber. 

Die Einteilung be Gejeges nad) letzteren drei Gefichtspunkten ericheint 
uns empfehlenswerter, als die in den früheren Reichögejegentwürfen gewählte 
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Gruppierung des Stoffs; es hätte jedoch diefe Gliederung etwa durch bejondere 
Heberjchriften oder Randbemerkfungen äußerlich nicht hervorzutreten. Eine völlig 
genaue Trennung der Materie nach jenen drei Abteilungen ift nicht möglich); 
doch dürfte fich die erwähnte Gliederung Ichärfer durchführen laſſen, ala dies im 
preußiichen Gejeg geichehen ift, wo die Beftimmungen über Aufftelung und 
Ausführung des Wirtichaftsplans und namentlich diejenigen über Ausführung 
desjelben und das Rechnungsweſen mehrfach durcheinander greifen. 

Im folgenden beſprechen wir unter Anwendung jener Dreiteilung die 
Grundzüge der künftigen Geftaltung des Reichswirtichaftsgefeges mit Rückſicht 
auf das betreffende preußiiche Gejeß, ohne auf die nicht in den Nahmen diejer 
Betrachtung fallenden Einzelheiten der Gejeggebung näher einzugehen. 


1. Der jährlihe Voranſchlag des Reichshaushalts bis zu feiner 
geleglidhen Feititellung gemäß Art. 69 der Reichsverfaſſung. 


Es iſt bekannt, daß jeder mirtichaftliche Betrieb von größerem Umfang 
und von längerer Dauer, mag er ftaatliher oder kommunaler oder privater 
Natur jein, fih planmäßig auf Grund von periodiſch aufzuftellenden Vor— 
anſchlägen vollziehen muß, wenn anders nicht die Wirtichaft durch Unordnung 
und Verwirrung Schaden leiden joll. 

Seder derartige Wirtjchaftsplan hat, da er für die Zukunft rechnet, im 
allgemeinen etwas Umjicheres; feine Säbe gelten nur vorausjihtlid. 
Dieſe Unficherheit beeinflußt jedoch die einzelnen Poften des Wirtſchaftsplans 
nicht gleihimäßig; fie zeigt ſich vorzugsweiſe bei den auf Grund von Schägungen 
oder nad den Durdjichnittsergebniffen der Vorjahre einzuftellenden, mehr oder 
weniger durch den freien Willen bes Wirtichaftenden beitimmten — beweglichen — 
Einnahmen und Ausgaben, während fie bei den infolge einer Rechtspflicht zu 
bewirfenden — feſten — Einnahmen und Ausgaben nur als Ausnahme eintritt. 
Letztere gelangen bei Aufitellung des Wirtichaftsplanes tet? vor jenen zur Be— 
rüdjichtigung ; fie bilden gemwiffermapgen das Rüdgrat des Wirtichaftsplans. 

Jeder Wirtihaftsplan gruppiert die einzelnen Poften nah) Rüdfichten 
der Zweckmäßigkeit je für einen bejtimmten längeren oder fürzeren Zeitraum in 
ihematiicher Form; dies ift die mechaniiche Seite des Wirtichaftens. Jeder 
BWirtihaftsplan hängt aber wegen der Einheitlichkeit und Kontinuität der Wirt: 
haft eng mit den vorhergehenden und den nachfolgenden Wirtichaftsplänen zu— 
jammen ; hier kommt das Organiſche des Wirtichaftens zur Geltung. 

Jeder ordnungsmäßige Wirtihaftsplan muß endlich einerjeits möglichit 
vollftändig, andererjeits möglichſt einfach, Klar und durchſichtig fein. 

Während in früheren Zeiten das in die Vergangenheit rückſchauende Ab— 
rechnen näher gelegen hatte, al8 das planmäßige Vorausrechnen für die Zukunft, 
find die vorgenannten Momente des wirtjchaftlichen Lebens mit dem Fortichreiten 
der Kultur und der zunehmenden Komplizierung der menſchlichen Verhältniffe 
mehr und mehr, und zwar je größer der Betrieb, deito jchärfer, hervorgetreten. 
Namentlid) wurde hiebei da8 Bedürfnis immer dringender, gegenüber den Ber: 
waltern fremden Bermögens die richtige Wirtichaftsführung durch Auf: 
ftellung ordnungsmäßiger Wirtihaftspläne in beftimmter Weife zu fihern. 

Diefe Sicherung ift für den ftaatlihen Haushalt durd) das moderne 
Staatsreht in eigenartiger Weile ausgebildet worden. So wurde nad) dem 
Borbild der preußiichen Berfafjungsurfunde — Art. 99 — durch die Ber: 


des Deutichen Reichs“. II,1. Der jährliche Voranſchlag des Reichshaushalts x. 83 


Taffungsurfunde für das Deutiche Reich — Art. 69 — einerjeits die Aufftellung 
eines Voranſchlags für den Reichshaushalt, andererjeitd die (abgejehen von der 
Deffentlichkeit, welche ſich durch die betr. Verfaffungsbeitimmungen von jelbit 
ergibt) fonftitutionell wichtigften Erforderniffe eines jtaatlihen Haushaltsplans, 
nämlich die Einheit, die Vollftändigkeit und die Periodizität — hier Jährlich: 
feit — bejonders vorgeichrieben. Die Reichöverfaffung verlangt jomit die Zu: 
jammenfaffung der Boranjchläge für die einzelnen VBerwaltungszweige des Reichs 
zu einem einheitlichen, lüdenlojen Wirtichaftsplan, der im Gegenjaß zu ber, 
Verſchleierungen begünftigenden, Einrichtung eines für ſich neben dem ordentlichen 
berlaufenden außerordentlihen Haushalts (vgl. das franzöfiiche Syftem) je das 
Ordinarium und das Ertraordinarium in fich ſchließt. Ferner ſoll hienach der 
Boranihlag für den Reichshaushalt ein Bruttovoranidlag ’) fein, der alle 
Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Berwaltungszweige, ſoweit fie mit dem 
Reichshaushalt als ſolchem zufammenhängen (Gegenjag: fremde Gelder, Depofiten 
u. ſ. w.), alfo die Einnahmen und alle mit deren Erhebung und Verwaltung 
verbundenen Ausgaben, andererjeit3 die Ausgaben und alle bei deren Verwaltung 
erwachſenden Einnahmen, jomit den vollftändigen Ertrag und die vollitändige 
Belaftung der Wirtichaft des Reichs nachweiſt. Diejer einheitliche und vollitändige 
Plan ift jodann für jedes Jahr, und zwar für jedes ganze Jahr, aufzuitellen. 

$ 1 des preußiichen Gejees über den Staatshaushalt wiederholt nun die 
verfaffungsmäßige Vorihrift der Einheit, der Vollftändigkeit und der Yährlichkeit 
des ftaatlichen Wirtichaftsplansd unter Betonung des vorausfichtlichen Charakters 
von deſſen Sägen; eine ähnliche Beitimmung wird unter Anführung des Art. 69 
der RB. an die Spike des betr. Reichsgeſetzes zu stellen jein. Entiprechend dem 
preußiichen Gejeg wären jodann in Erläuterung des $ 1 und zur Verhütung 
von Zweifeln über die Auslegung des Art. 69 der R.V. einzelne Arten der in 
den Voranſchlag aufzunehmenden Einnahmen und Ausgaben beionders hervor: 
zubeben, etwa in folgender Weile: „Zu den in den VBoranichlag des Reichshaus— 
halts ($ 1) aufzunehmenden Einnahmen und Ausgaben gehören auch: 1. Erlöfe 
aus der Veräußerung von beweglihem und unbemweglichem Eigentum des Reichs. 
($$ 10 und 11 des Gel. v. 25. Mai 1873R.G. BL. ©. 113.)?) 2. Entſchädigungs— 
gelder aus Berfiherungäverträgen. 3. Einnahmen, welche einer Reichöverwaltung 
aus Zuwendungen Dritter für bejondere Zwecke diejer Verwaltung zufließen. 
4. Einnahmen und Ausgaben der für bejondere Zmede beitimmten Reichsfonds.“ 
Weiterhin wird hier die beitehende Einrichtung des jog. Ertraordinariums, wonach 
Einnahmen und Ausgaben aus Anleihen ꝛc. ꝛc. getrennt von den ordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben des Reichs je in bejonderem Abjchnitt aufgeführt 
werden, zu berüdfichtigen fein. Ferner fragt ſich, ob nicht ala weitere Erläuterung 


Bis zum Etat 1900 hatte man die fortdauernden Ausgaben der jog. Betriebs- 
verwaltungen des Reich (Poft und Telegraphie, Reichsdruckerei, Eijenbahnen) nicht befonders 
als jolhe in den Dauptetat eingeftellt; fie waren dort lediglih von den betr. Einnahmen 
abgejegt worden. Zufolge einer Anregung des Reichätags wurden in den Etat 1900 die 
vorgen. Ausgaben übereinftimmend mit dem in den andern Teilen des Reichsetats ange» 
wendeten Verfahren unter den neu gebildeten Kapiteln 85, 86 und 37 in den Abichnitt der 
fortdauernden Ausgaben des Hauptetats übernommen Auf dieje Weile gelangte auch für 
jene Verwaltungszweige, deren einmalige Ausgaben der Hauptetat jchon früher ebenio, wie 
die der übrigen Reſſorts aufgeführt hatte, das Syitem des Bruttoetats zur Durchführung. 

) Da der Voranichlag des Reihshaushalts nur Heldeinnahmen und Ausgaben 
zu enthalten hat, jo gehören andermeitige Vermehrungen oder Verminderungen des Befig- 
Kanbes des Reichs nicht hieher. 

6* 
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zu $ 1 aufzunehmen wäre, daß alle Einnahmen und Ausgaben mit ihrem vollen 
Betrag in den Voranſchlag einzuftellen find und jomit weder von Einnahmen 
vorweg Ausgaben in Abzug gebradjt, noch auf Ausgaben vorweg Einnahmen in 
Anrehnung gebracht werden dürfen. (Vgl. $ 15 des pr. Gei.) 

Die jhon im Jahre 1862 bei Beratung des eriten Entwurfs des Ober: 
rechnungsfammergejeges für Preußen verhandelte fyrage, ob nicht „zur Gewinnung 
einer ficheren parlamentariihen Kontrolle des Staatshaushalts“ ebenio, wie dies 
in einigen fleineren bdeutichen Staaten (Baden, Heflen 2c.) der Fall ift, ein 
bejonderes Gejeg über die Form und die Grundjäge der Aufftellung des ftaat- 
lichen Wirtihaftsplans zu erlaffen wäre, das alſo die Einrihtung des Voran— 
ſchlags und deſſen Gliederung in Kapitel, Titel u. j. mw. feftlegen würde, blieb 
damals offen und wurde jpäter für Preußen verneint. Auch die Verhältnifle 
des Reichs lafjen ein derartiges bejonderes Gejeg oder die Aufnahme ber betr. 
Beitimmungen in das Reichswirtſchaftsgeſetz nicht angezeigt erjcheinen. In der 
jeßigen, in raſchem Fluß begriffenem Zeit hat die gejeßliche Fixierung von 
Schablonen immerhin etwas Mißliches; es wird hier der bisherige Modus der 
jährlihen Bereinbarung zwiſchen Reichsregierung und NReichövertretung beizu— 
behalten fein, wobei die nicht unerhebliche ftaatswirtichaftlihe und ftaatsrechtliche 
Bedeutung diefer Materie jeweils ihre volle Würdigung finden kann. 

Bemerkenswert find hier die im Intereſſe der erforderlichen Bemwegungs- 
freiheit der Schußgebietöverwaltungen erftmals für dad Rechnungsjahr 1902 in 
das Schema der Wirtichaftspläne der Schußgebiete eingeführten jog. „Pofitionen“ , 
welche die Verwaltung im Sinn des beitehenden Oberrechnungsfammergeießes 
($ 18) nicht binden und im wejentlichen ftatiftiiche Bedeutung haben, indem fie 
erkennen laffen jollen, wie die betr. Ziteljumme gefunden iſt und auf welche 
Einzelheiten Schwankungen in der Titelfumme bei Beranichlagungen folgender 
Jahre zurüdzuführen find. (Bol. Denkſchrift zum Haushaltsetat für die Schuß- 
gebiete auf das Rechnungsjahr 1902.) 

Unter Umftänden empfiehlt es ſich, einzelne Grundjäge für Aufftellung 
der Voranſchläge, die auf der feitherigen Uebung oder auf Gejeßen beruhen, in 
das Reichswirtichaftsgeleg aufzunehmen. In diejer Beziehung erwähnen wir das 
Verfahren, Ausgabebeträge, über die jeiten® der Verwaltung beim Eintritt be= 
ftimmter Borausjegungen oder eines beftimmten Zeitpunkts nicht weiter verfügt 
werden joll, in den Wirtichaftsplänen ala „Eünftig wegjallend“?) zu bezeichnen, 
jofern fich dieſe Beſchränkung nicht ſchon aus der Bezeichnung der Ausgabezwede 
in den Wirtichaftsplänen ergibt — vol. $ 33 jowie auch $ 35 des preuß. 
Staatshaushaltsgejeges —, jerner die Mitteilung derjenigen Einnahmen, welche 
den Beamten aus Nebenämtern, alſo aus Funktionen öffentlich-rechtlichen 
Charakters, zufliegen, in den Wirtichaftsplänen — vgl. $ 26 des preuß. Gel. —, 
die Aufnahme der Naturalbezüge der Beamten (Dienitwohnungen x.) — vol. 
83 28 und 29 des preuß. Geſ. —, jowie ber Stellenzahl und der für die betr. 


9) Da die Summen der ala „künftig mwegfallend“ bezeichneten Beträge gegenüber 
dem Gejamtioll ohne Bedeutung für die Beurteilung der Finanzlage find, zumal in den 
meiften Fällen fich nicht überiehen läht, wann die betr. Beträge wegfallen, jo wurde ent— 
iprechend dem Verfahren in Preußen erſtmals im Reihshaushaltäplan für 1900 die Spalte 
„darunter fünftig wegfallend” im Schema des Hauptetat3 und der Spezialetats als ent— 
behrlich bejeitigt. E3 werden vom Rechnungsjahr 1900 ab die künftig wegfallenden Beträge 
als jolhe nur noch im Tert der betr. Titel der Spezialetats erfichtlih gemadt; außerdem 
wird im Suter der Weberfichtlichkeit in der Spalte „Erläuterungen“ das Rechnungsjahr, 
aus welchem dieje Beträge im einzelnen berrühren, angegeben. 
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Stellen geltenden Mindeft: und Höchſtſätze bei den Beſoldungsfonds — vgl. 
$ 19 Abj. 2 des preuß. O.R.K.Gej. von 1872. Dagegen werben, überein= 
ſtimmend mit dem preußiichen Verfahren, durch das Gejeß beftimmte Grenzen 
für die Einftellung von Bauausführungen und Grundftüdserwerbungen unter 
die laufenden oder einmaligen Ausgaben nicht zu ziehen jein; die Verſchieden— 
beiten der einzelnen Berwaltungszweige und die Veränderungen ber betr. Ver: 
bältniffe im Lauf der Jahre dürften am zwedmäßigften, wie biäher, durch die 
jährlihen Vereinbarungen zwilchen Reichsregierung und Reichsvertretung berüd: 
fihtigt werden. 

Bon jelbit verjteht es fich, daß auch fernerhin durch den ganzen Wirtichafts- 
plan hindurch beftimmte Bezeichnungen für die einzelnen Hauptabſchnitte, für 
die Gruppen dieſer Hauptabjchnitte (Kapitel) und für die einzelnen Glieder 
diefer Gruppen (Titel x.) gleihmäßig zu gebrauchen find. Bekanntlich beftehen 
in dieſer Hinfiht große Verjchiedenheiten zwiſchen den Budgets der einzelnen 
Staaten; der Wunſch der Statiftifer und VBolfswirte nach einer international 
gleihförmigen Budgeteinteilung wird wohl nod lange auf Verwirklichung 
warten müffen. 

Ebenjowenig wie dad Schema für die Einteilung des Wirtichaftsplang,*) 
wird die jeitherige Uebung der Zerlegung des Wirtichaftsplans nad) den Zentral: 
verwaltungäftellen, ftatt nach gleichartigen Materien gejeglich feſtzulegen jein. 
Es wäre beijpielsmweije vielleicht theoretilc richtiger, im Reichshaushaltoplan die 
Ausgaben für jämtliche etatsmäßige Reichsbeamte, eingeteilt nach Einzelgehältern 
und auffteigenden Gehältern mit Dienftaltersjtufen u. j. w., für die nicht etats— 
mäßigen Reichsbeamten, für Arbeitslöhne, für den Sachbeſitz des Reichs u. ſ. w. 
je einheitlih mit Gliederung nad) den einzelnen DBerwaltungszmweigen zu be: 
handeln; allein da der je von den einzelnen Verwaltungsreſſorts zufammen: 
geftellte Voranſchlag als Grundlage für die Jahreswirtſchaft diejer einzelnen 
Reſſorts und zugleich als Kontrollmittel gegenüber diefen einzelnen Verwaltungs: 
zweigen zu dienen hat, jo erſcheint die bisherige Zujammenjegung des Reichs— 
wirtichaitsplans nach den Zentralverwaltungsrefjorts zweddienliher. Eine Ab: 
weihung von diefem Syſtem brachte übrigens, beiläufig bemerkt, der Reichs: 
haushaltsplan für 1875. Während bderjelbe die jog. Wohnungsgeldzuſchüſſe 
nicht mehr, wie der vorhergehende, in einem Kapitel für ſämtliche Zweige der 
Reichsverwaltung aufführte, jondern fie in die Etats der einzelnen Verwaltungs— 
jmeige aufnahm, vereinigte er umgekehrt die Ausgaben des Reich für Pen- 
fonen x. x. und Wartegelder mit Ausnahme derer für das Poſt- und Tele: 
graphenmwejen und die Verwaltung der Reichseifenbahnen in einem bejonderen 
Rapitel. (Etat für 1875. Ausgaben. Kap. 11: Allgemeiner Penfionsfonds. 
Tit. 1: Verw. des Reichäheers. Tit. 2: Dlarineverw. Tit. 3: Civilverwaltung. 
Tit. 4 und 5: Sonſtige Penſionen, vergl. mit Etat für 1902. Ausgaben. 
Abjchnitt Xlll: Allgemeiner Penfionsfonds. Kap. 74. Tit. 1-10: Verwaltung 
des Meichöheers. Kap. 74a. Tit. 1-6: Reichsmilitärgericht. Kap. 75. Tit. 1—8: 
Verw. der Kaiſ. Marine. Kap. 76. Tit. 1—5: Civilverwaltung — hier mit 
Ausnahme der in den Spezialetat3 der betr. Berwaltungszweige geführten Pen- 
fionen x. im Bereich des SKanalamts, der Bolt: und Zelegraphenverwaltung, 


) Nach und nach werden ſich au bier auf Grund der im eigenen Haushalt oder 
in demjenigen anderer Staaten — vgl. 3. B. das diterreichiiche Budget — gemachten Er- 
jahrungen zur Erzielung größerer Einfachheit und Weberfichtlichleit noch Wenderungen je 
durch die jährlihen Vereinbarungen ergeben. 
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der Reichädruderei und der Berwaltung der Neichseifenbahnen. Kap. 76a: 
Sonftige Bewilligungen.) Jener Zentralifierung der Penfionen ꝛc. bei der 
Ausgabeverwaltung liegt wohl der Gedanke zu Grunde, daß es ſich hier in 
eriter Linie nicht jowohl um Ausgaben für beftimmte einzelne Reichszwecke, um 
Ergänzungsteile der betr. Gehälter zc., jondern um die allgemeine Verpflichtung 
des Reichs handelt, für feine Angeftellten und deren Hinterbliebene beim Auf- 
hören des mit dem Amt verknüpften Dienfteintommens unter gewiſſen Voraus: 
jegungen weiter zu jorgen; die Ausnahme von dem gen. Grundſatz bei den jog. 
Einnahmeverwaltungen dürfte das Moment der wirtichaftlihen Zugehörigkeit 
der betr. Ausgaben zum Gejamtbetrieb veranlaßt haben. 


2. Der geſetzlich feitgeftellte Voranſchlag des Reihshaushalts 
— Etat — und dejien Ausführung.’) 


a) Im allgemeinen. Etatsbeftimmungen und =erläute- 
rungen. Abweihungen vom Etat x. Kaſſenetats. 

Jeder, der fremdes Vermögen verantwortlidy verwaltet, bedarf für den 
von ihm aufzuftellenden Wirtichaftsplan der Zuftimmung des Geichäftsheren. 
Hiermit nimmt diejer Kenntnis von den durch eine Rechtöpflicht gegebenen und 
genehmigt er die vom freien Willen der Verwaltung abhängigen Einnahmen 
und Ausgaben ; unter Umftänden fett er Einnahmen oder Ausgaben ab oder zu; 
ſofern jedoch dieje Aenderungen irgend erheblicher Natur find, wird er fie nur 
im Einvernehmen mit dem Verwalter vornehmen. 

Vor der Zuftimmung des Geſchäftsherrn ift der Voranſchlag ein einfeitiger, 
vorbereitender Akt des Verwalters; durch jene Willenserklärung des Geichäfts- 
herrn wird der Voranſchlag für den in ihm vorgejehenen Zeitraum zur feiten, 
beide Teile bindenden Norm; der Verwalter insbejondere ift dem Geſchäftsherrn 
gegenüber von Verantwortung frei, wenn und folang beim Vollzug der plan= 
mäßigen Einnahmen und Ausgaben noch diejelben Vorausfegungen zutreffen, 
die der Zuftimmung des Geichäftsherrn zu Grunde lagen. 

Imſtaatlichen Haushalt trat infolge der Einführung der Eonftitutionellen 
Verfaſſungen Hinfichtlid) der Genehmigung der Wirtichaftspläne an Stelle der 
einjeitigen Beitimmung des Landesherrn die Mitwirkung der Landesvertretung. 

Da nad der Verfaffung des Deutichen Reichs die Reichövertretung aus 
den, die Reichsgeſetzgebung ausübenden zwei Körperichaften, dem Bundesrat 
und dem Reichstag beiteht, jo verlangt fie zur Feſtſtellung des — von ber 
Reichöverwaltung zu entwerfenden und von der Reichöregierung der Reichs— 
vertretung vorzulegenden — Reichshaushaltsvoranſchlags die in der Form eines 
Reichsgeſetzes zum Ausdruck zu bringende Uebereinſtimmung der Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe jener beiden Verſammlungen (vgl. Art. 5 und 17 der R.B.)®). 


s) ) Diele Unterſcheidung zwijchen dem — noch nicht feitgeitellten — Voranſchlag und 
dem — feitgeitellten — Etat jteht mit dem Wortlaut des Art. 69 der R.B. nicht ganz im 
Einklang; wir halten es jedoch nicht für — — daß dieſelbe durch das künftige 
— ee Se er Geltung gebracht wird. 
Art. 5 „Die Reichögeieggebung wird ausgeübt durch den Bundesrat und 
den Reichätag. 
Die Uebereinftimmung der Diehrheitsbeichlüiie beider Verjammlungen iſt zu einem 
NEN en und ausreichend. — — — 
Art d. R. V.: „dem Kaiſer ſteht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichs— 
geſetze zu — — — — 
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Dieſe nur ein Jahr betreffenden Feſtſtellungsgeſetze gelten lediglich für 
das Verhältnis zwiichen Reichäregierung und Reichövertretung, und zwar derart, 
daß beide Zeile nunmehr an den geſetzlich feftgeftellten Wirtichaftsplan, d. h. an 
die Beitimmungen bes Etats für das betr. Jahr gebunden find; eine Aufhebung 
oder Aenderung diejer Jahresfeitjegungen fannı nur in Form eines Reichsgeſetzes 
(Art. 5 und 17 d. RB.) erfolgen; für Nichteinhalten dieſer Feſtſetzungen oder 
für Abweichungen von denjelben ift die Neichöregierung der Neichövertretung 
verantwortlich. 

Die Tätigkeit der geſetzgebenden Körperichaften des Reiche ift hier eine 
verwaltende; fie joll ſich aber nicht primär, jondern nur jefundär, nur als 
eine Mitwirkung bei der Verwaltung, nicht als jelbjtändiges Eingreifen in die 
Berwaltung äußern. 

Der BWirtihaftsplan wird vom Bundesrat und Reichdtag nicht nur im 
ganzen, jondern auch in jeinen Zeilen jejtgeftellt. Dieſe einzelnen Teile wiederum 
gelten nicht nur feftgeftellt ala jolche, jondern auch in ihrem durch beftimmte, 
vielfach durch bejondere Ueberſchriften hervorgehobene Gruppierung gebildeten 
Zufammenhang. 

Es ift nicht die Aufgabe jener vielföpfigen Verfammlungen, Einzelheiten 
der Berwaltungstätigfeit zu normieren; dagegen fteht e8 ihnen zu, maßgebenbe 
Berwaltungsgrundfäge mit der Reichöregierung zu vereinbaren und es kann hiebei 
die Einjeitigfeit des Beamtentums in zweddienlicher Weile durch die Volks— 
vertretung ergänzt werden. 

Ehe wir auf die Ausführung des Reichshaushaltsetats eingehen, glauben 
wir die namentlich auch für die Reichshaushaltskontrolle — vgl. Annalen 1902 
S. 511 — midtige Frage, was unter Etats,beftimmungen“ und „Ab: 
weihungen“ von benjelben — vgl. $ 18 Ziff. 2 des Ob. R.Kamm. Geſ. von 
1872 — zu verftehen ift, näher erörtern zu jollen. 

Die Etatsbeftimmungen müſſen unjere® Erachtens entweder in bem 
im Reichsgeſetzblatt veröffentlichten jog. Hauptetat oder in ben ebenfalls von den 
geießgebenden Körpern genehmigten Spezialetats ausgeſprochen fein. Es geichieht 
dies Durch die Nummern und Buchftaben, den Tert (hiezu gehören ſowohl die Ueber: 
Ihriften, als auch die jog. „Bemerkungen“ im Sinne des $ 18 Ziff. 2 des O.R.K. Geſ. 
von 1872) und die auögejegten Summen des Etats. Beiſpielsweiſe fünnen aljo 
nur Diejenigen Titel ſich innerhalb eines Jahres gegenjeitig dedfen oder ihre 
Beitände in das folgende Jahr übertragen, die als „gegenfeitig dedungsfähig“ 
oter als „übertragbar“ im Zert des Etat? bezeichnet find. Ferner erftreden 
fi die Etat3 nur auf das durch fie ausdrüdlich bezeichnete Jahr. Vorgriffe 
auf noch nicht bemwilligte Mittel eines jpäteren Jahres können durch bejondere 
Beftimmungen im Tert des Etats zugelaffen werden. (Vgl. 3. B. die zu Kap. 25 
Tit. 3 und 6 der Militäretats gegebene Ermädtigung zu Vorausbeſchaffungen 
von Naturalien.) 

Daß es im Sinn des Kontrollgejeges Etatsbeftimmungen, die im Etat 
zwar nicht ausgejprochen, aber aus deſſen Wejen abzuleiten find, oder ſog. „itill- 
ſchweigende“ Etatsbeſtimmungen gibt, vermögen wir nicht ohne weiteres an 
zuerfennen. Dur Annahme derartiger Etatsbeftimmungen verlieren ſich Die 
„Bemerkungen“ der SKontrollbehörde auf ein unbeftimmtes und unbegrenztes 
Gebiet. Die erite und wichtigſte dieſer „ſtillſchweigenden“ Beitimmungen wäre 
doch mohl die, daß der Neichshaushalt in den Grenzen der beitehenden Rechts— 
ordnung wirtſchaftlich richtig geführt wird; Rechtsverletzungen als ſolche oder 
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Unwirtſchaftlichkeiten wurden aber bis jeßt in die „Bemerkungen“ der Kontroll: 
behörde nie aufgenommen, weil ſolche eben als Abweihungen von ben in $ 18 
des obengenannten Gejeßes bezeichneten Beftimmungen nicht angejehen wurden. 

Mit den Etatsbeitimmungen werden die Etatserläuterungen 
(legte Spalte rechts bes Boranfchlngs) mehrfach vermwcchjelt oder vermengt. Wie 
wir annehmen, find die Erläuterungen zur Klarſtellung bes Wirtichafts- 
voranſchlags im Intereffe von deſſen Feſtſtellung gegebene, neben deſſen Tert 
berlaufende Ausführungen, nicht aber „Unterlagen, auf denen die Etats be- 
ruhen“ (vgl. 8 9 des O.R.Kamm.G.). Entweder erklären fie lediglich die in 
dem betr. Voranichlag gegen das Vorjahr eingetretenen Veränderungen (Ab— 
und Zugänge 2.) oder legen fie ald Anhaltspunkte für die Entichliegungen der 
gejeßgebenden Körperſchaften im einzelnen dar, wie fi) die von ber Reichs— 
regierung vorgeichlagenen Summen des „Dispoſitivs“ zujammenjegen, enthalten 
jomit Grundjäße, die die Verwaltung bei Ausführung des Wirtſchaftsplans be- 
folgen will und befolgen joll. 

Formell verpflichtend im Sinne des Kontrolfgejeges find jene Säte ebenjo- 
wenig, wie die von ber Neichregierung in der Budgetlommilfion oder im 
Plenum de3 Reichstags zur Begründung der betr. Sätze des Wirtihaftsplans 
mündlich) abgegebenen Erklärungen. („Ueber Motive wird nicht abgeftimmt.“) 

Gegenitand der Verfaſſungskontrolle find nur die Etatsbeftimmungen, 
nicht auch die Etatserläuterungen; lehtere haben ihren Zwed mit der gejeß- 
lihen Feſtſtellung des Wirtſchaftsplans erfüllt. Sie können freilich ſpäterhin 
von der Kontrolfbehörde bei Aufitellung ihrer „Bemerkungen“ für die geſetz— 
gebenden Körperichaiten zur Auslegung herangezogen werden, falls ſich Zweifel 
darüber ergeben, in weldem Sinn jene ihre Entichließungen gefaßt haben; 
übrigens ift dieſes Auslegungsmaterial injoferne unvollitändig, ala der Kontroll= 
behörde die wichtigen, von der Reichöregierung in der Budgetlommilfion mündlich 
abgegebenen Erklärungen nicht zu Gebot ftehen. 

Beitimmte, für alle Verwaltungszweige gleihmäßig geltende Normen 
darüber, was in das „Dispofitiv" des Wirtichaftsplans gehört und was den 
ichriftlichen oder mündlichen Erläuterungen vorzubehalten ift, beitehen nicht und 
dürften auch fünftig nicht aufzuftellen jein. Leitender Grundjag wird aber in 
diefer Hinficht jein müflen, daß dasjenige, was nad dem Willen ber gejeß- 
gebenden Körper „bispofitio“ jein joll, aud) in das „Dispofitiv" Aufnahme findet. 

Wir erwähnen hier noch das bezüglich; der Erläuterungen in Preußen 
eingeführte Verfahren, das namentlic; wegen der Einheitlichkeit des preußiichen 
Staatshaushalt3 Harer und einfacher ift, ala dasjenige des Reichs. Ein Vor— 
bericht des Finanzminiſters erläutert den Hauptetat, der überdies eine bejondere 
Spalte für „Bemerkungen“ führt. (Für 1902 enthält diejelbe feine Be— 
merfungen; vgl. dagegen die zahlreihen „Erläuterungen“ des Hauptetats des 
Reichs für 1902.) In den „Bemerkungen“ des Spezialetats (lete Spalte 
rechts) werden die Bezüge aus Nebenämtern, das eritmalige Erjcheinen der 
„tünftig wegfallenden“ Beträge u. ſ. w. ſowie die Ab: und Zugänge gegen das 
Vorjahr erläutert; fofern jedod in leßterer Hinſicht umfaſſendere Darlegungen 
nötig find, werden die Erläuterungen je in bejonderer Beilage den betr. Spezial- 
etats — unter Verweilung hierauf in letzteren — angeſchloſſen. 

Die Mitte zwiichen „Beltimmungen” und „Erläuterungen“ halten die 
ſchon genannten „Pofitionen“ der Wirtichaftspläne der Schußgebiete des Reichs. 
Sie find, abgejehen von ihrer Bedeutung ala jchematifche Unterlagen der Buch— 
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führung, gewillermaßen Erläuterungen im Dispofitiv und gehen im Gegenjak 
zu den vorerörterten Erläuterungen des Reichäwirtichaftsplans als nicht une 
weientliche Anhaltspunkte für die Ausführung des Etats und für die Kontrolle 
aus dem Stadium der Vorbereitung der Etats in das der Ausführung ber: 
jelben und der Rechnungslegung über. 

Wir fommen zu den verjchiedenen Arten der Nihtübereinftimmung 
zwilhen genehbmigtem Wirtjhaftsplan und Wirklichkeit. 

In jeder Wirtſchaft werden bei der Ausführung des Wirtſchaftsplans 
einerjeit3 planmäßige Einnahmen und Ausgaben nicht verwirklicht, weil deren 
Verwirklichung rechtliche oder tatſächliche Gründe entgegenitehen, die bei Feſt— 
ftellung des Plans noch nicht vorlagen oder ſich nicht überjehen ließen, anderer: 
jeitö bleiben Einnahmen und Ausgaben entweder hinter den planmäßigen Säßen 
zurüd oder überjchreiten fie diejelben, weil ſich die Verhältniſſe anders geftalteten, 
als bei Feititellung des Planes angenommen wurde (naturgemäße Unficherheit 
aller Voranſchläge), oder aber erwachſen infolge Eintritt von Verhältniffen, die 
bei Feſtſtellung des Plans überhaupt nicht vorausgeiehen wurden oder nicht 
vorausgejehen werden fonnten, außerplanmäßige Einnahmen und Ausgaben. 
Das Ueberjchreiten der für die Einnahmen und Ausgaben durch den Plan ge: 
zogenen Grenzen und das Zurüdbleiben hinter diejen Grenzen tritt gewöhnlich 
erſt durch den Abjchluß der betr. Wirtichaftsperiode in die Ericheinung, während 
fid) die außerplanmäßigen Einnahmen und Ausgaben ebenjo, wie der Nicht: 
vollzug planmäßiger Einnahmen und Ausgaben in der Regel jchon im Lauf 
der betr. Wirtichaftäperiode, je von Fall zu Fall, ergeben. 8 im bejonberen 
die unvorhergejehenen Ausgaben betrifft, jo jegen in der Regel die Wirtichafts- 
pläne hiefür zur Fernhaltung wirtichaftlicher Störungen von vornherein gewiſſe, 
meift nad) den Ergebniffen der Vorjahre bemefjene Summen aus; reichen dieſe 
Summen nidt zu und laſſen fi die betr. Ausgaben nicht verjchieben, jo treten 
außerplanmäßige Ausgaben ein, die ebenjo wie die Ausgabeüberichreitungen — 
wirtichaftlich beſteht Hier fein Unterſchied zwiſchen außerplanmäßigen Ausgaben 
und Ausgabeüberjchreitungen - entweder dur ein Mehr der planmäßigen 
Einnahmen oder durch außerplanmäßige Einnahmen oder durch Veräußerung 
von Bermögensteilen, Schuldaufmahme zc. zu beftreiten find. 

Bei der Verwaltung fremden Vermögens müſſen alle jene Veränderungen 
gegenüber dem genehmigten Wirtihaftsplan möglichſt bald zur Kenntnis beffen 
gebracht werben, der den Plan genehmigt hat; fie bedürfen folgerichtig dann 
der nadträglihen Genehmigung, wenn fie durch den Willen des Verwalters 
herbeigeführt find und jomit das Handeln des Verwalter durch die mit der 
Genehmigung des Wirtichaftsplanes ausgeſprochene Willensmeinung des Geſchäfts— 
berrn nicht gededt ift. Im einzelnen Fällen wird beim Auftreten erheblicher 
außerplanmäßiger Ausgaben in Ergänzung und Berichtigung des urjprünglichen 
Wirtſchaftsplans nachtraͤglich ein bejonderer Plan feftgeftellt. 

ben wir nun, wie dad preußiſch-deutſche Staatsrecht die In— 
fongruenz zwiſchen Etat und Wirklichkeit behandelt. 

Die preußilche Berfaffungsurfunde hat, davon ausgehend, daß die Intereſſen 
der Staatöbürger vorzugäweile durch die Weberjchreitungen der Ausgabefeft: 
fellungen berührt werden, durch Art. 104 die nachträgliche Genehmigung der 
Kammern für die Lleberichreitungen der Ausgabeſätze des Etats, die fie kurzweg 
als Etatsüberjchreitungen bezeichnete, angeordnet, während die Verfaſſungsurkunde 
des Deutichen Reichs hierüber überhaupt Beitimmungen nicht enthält, vielmehr 
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fi) darauf beichräntt, durd; Art. 72 den Nachweis der Verwendung aller Ein: 
nahmen zu fordern. 

In Ausführung des Art. 104 der BU. und zugleich weiter gehend, als 
die B.U. hat das preuß. O.R.Kamm. Geſ. von 1872, wie ſchon früher erörtert, 
— vgl. Annalen 1902 ©. 5037}. — durch die 88 18 und 19 die nachträgliche 
Genehmigung der Meberichreitungen der Ausgabeetats („Etatsüberjchreitungen“) 
und der außeretatsmäßigen Ausgaben durch den Landtag geregelt. Die 
Ueberichreitungen der Einnahmeetat8 und die außeretatsmäßigen Einnahmen 
blieben bier ebenjo, wie die Mindereinnahmen und Deinderausgaben gegenüber 
den Etatsfägen außer Betracht, weil man bier finanzielle oder jtaatsrechtliche 
Bedenken nicht hatte. 

Jene Vorjchriften wurden maßgebend für das Reih. Weiterhin hat das 
Reichseigentumäsgejeg vom 25. Mai 1873 durch $ 10 beftimmt, daß die den 
Etat überjchreitenden und die außeretat3mäßigen Einnahmen an Er: 
löjen aus der Veräußerung von Sachbeſitz des Reich der nachträglichen Ge- 
nehmigung des Bundesrat? und des Reichstags unterliegen ſollen. Dieſer Bor: 
Ichrift lag die Erwägung zu Grunde, daß jene im Etat nicht vorgejehenen Ber: 
äußerungen jeitend der Reichöverwaltung in der Regel nicht infolge einer 
rechtlihen Verpflichtung, jondern aus Zweckmäßigkeitsrückſichten erfolgen, die 
einer verſchiedenen Beurteilung unterliegen fünnen, und daß im übrigen ber 
Bundesrat und der Reichstag ein mwelentliches Intereſſe daran haben, daß die 
Subſtanz des Reichseigentums nicht ohne ihre Zuftimmung verringert werde. 
Der durch die Reichstagskommiſſion 1874 und 1877 beabfichtigten DBerallge- 
meinerung der letztgenannten Spezialbeitimmung, aljo der Ausdehnung der nad) 
träglichen Genehmigung der gejeßgebenden Körper auf weitere Mehreinnahmen, 
jowie auf alle außeretatsmäßigen Einnahmen widerſetzte fi) die Reichsregierung, 
weil es ſich hier nicht um Verwaltungsakte, die einer nachträglichen Genehmigung 
bedürfen, jondern größtenteil® um rechtliche oder tatjächliche Verhältniffe handle, 
weldye der Einwirkung der Reichsverwaltung nicht unterliegen. 

Einer beionderen Erwähnung bedürfen hier noch die außeretatsmäßigen 
Ausgaben in Verbindung mit den jog. Dispofitionsfonds der Verwaltung, auf 
welche wir ſpäter zurüdtommen. Dieje Fonds werden in Preußen und dem 
Reich der Verwaltung durch die Etats für unvorhergejehene Ausgaben oder unter 
einer jonftigen allgemeinen, die Ausgabezwede nicht beftimmt angebenden Be: 
zeichnung zur Verfügung geſtellt. „Etatsüberichreitungen“ fönnen hier nicht 
vorfommen; wird ein Mehraufwand nötig, jo Jällt derjelbe unter den Begriff: 
außeretatsmäßige Ausgaben. Unter Umftänden können aud Ausgaben, die 
urſprünglich im Etat für einen beftimmten Zweck vorgejehen waren, zu außer: 
etatsmäßigen Ausgaben werden, 3. B. dann, wenn etatsmäßige Ausgaben voll: 
zogen werden, obichon die —— die deren Bewilligung zu Grund lagen, 
weggefallen ſind oder, wenn bei den durch den Etat feſtgeſtellten Bauten der 
Bauplan weſentlich anders zur Ausführung gelangt, als er bewilligt wurde. 

Vielfach werden im Reich die außerhalb des nach Art. 69 zuſtande ge— 
kommenen Etats dem Haushalt des betr. Jahres noch erwachſenden Ausgaben in 
Ergänzung und Berichtigung des urſprünglichen Etats nachträglich in derſelben 
Weiſe, wie jener Etat durch ſog. Nachtragsetatsgejege ?) feſtgeſtellt. Jedes dieſer 

) Seit Beſtehen des Reichs find ſolche Nachtragsetatsgeſetze in großer Zahl ergangen; 
nur die 3 Etatsjahre 1875, 1880/1 und 1888/9 mweilen feine Nadtragsetats auf; dagegen 
erhielten verichiedene Etats mehrere Nachtragsetats, 3. B zeigt der Etat für 1890/1 deren 4. 
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Gejege erſcheint als ein Spezialgejeg, das für den Einzelfall von ber allgemeinen 
Beitimmung de3 Art. 69 der Verfaſſung, wonad der Etat vor Beginn bes 
Etatsjahrs jeftgeftellt werden muß, abweicht. 

Bon den oben erörterten Unregelmäßigfeiten, die ala ein Nichteinhalten 
des finanziellen Rahmens des Etats teil durch Zurüdbleiben Hinter jener Grenze, 
teils durch Hinausichreiten über diejelbe oder als ein gänzlic) außerhalb des Etats 
ftehendes und mit demielben überhaupt nicht zuiammenhängendes Handeln er: 
icheinen, werden die jchon früher beiprochenen Zumiderhandlungen gegen bie 
Beitimmungen der Etat3 innerhalb jenes Rahmens unterſchieden; dieſe haben, 
im Gegenjat zum Privathaushalt, im ftaatlichen Haushalt infolge des eigen: 
artigen durd; den Konftitutialismus ausgebildeten Syftems der jog. Spezialifierung, 
aljo der Feſtſtellung der einzelnen Poften des Etats als jolcher, eine bejondere 
rechtliche Bedeutung erlangt. 

Alle dieje Fälle der Nichtübereinftimmung zwiſchen Soll und Haben, bie 
nad; dem bejtehenden Recht im weiteren Sinn des Wortes als „Abweichungen“ 
von den Etatöbeftimmungen bezeichnet werden, möchten wir einteilen in jolche, 
in denen der zwiſchen Reichöregierung und Reichövertretung durch die Etats feft- 
geitellte Rechtszuſtand verändert wird und in folche, in denen ein neues, mit den 
jeitgeitellten Etats nicht zufammenhängendes Verhältnis zwiſchen Reichsregierung 
und Reichsvertretung entjtanden ift. Erftere Gruppe zerfällt, entſprechend ber 
Einrichtung der Etats, in Abweichungen von den Beitimmungen ber Kapitel-, 
Zitel- x. nummern, — es find bies die jchon früher beiprochenen jog. Fonds— 
verwechilungen, d. h. die Verrechnung an ſich etatsmäßiger Einnahmen und Aus: 
gaben an unrichtigen Stellen der Etats — des Textes, — es find dies die 
eigentlichen etatswidrigen Einnahmen und Ausgaben, die a. den Gegen: 
ftand einer, durch die gejeßgebenden Körper zu enticheibende, Kontroverje zwilchen 
Berwaltung und Kontrollbehörde bilden — und der Zahlen der Etats — es 
find dies vorzugsweiſe die Etatzüberjchreitungen. Die zweite Gruppe beiteht 
aus den außeretatsmäßigen Einnahmen und Ausgaben. 

Dinfihtlih der etatsrehtlihen Behandlung der vorerörterten VBerhält- 
niffe wird durch das fünftige Reichswirtſchaftsgeſetz auf Grund der Reichsver— 
taffung folgendes, im mejentlichen jett jchon geltende Prinzip feſtzuhalten fein: 
Einnahmeüberjhreitungen und außeretatsmäßige Einnahmen ebenjo, wie Minder: 
einnahmen und Minderausgaben nicht ohne Wiſſen, Ausgabeüberjchreitungen 
und außeretatsmäßige Ausgaben ebenjo, wie alle Abweichungen von den Nummern 
und dem Zert des Etatsdiapofitivs nicht ohne Willen der gejeßgebenden Körper: 
ihaften des Reichs. Erfteres Erfordernis ergibt fi) aus dem Weſen der Etats: 
feftftellung — Art. 69 der R.B. — und aus Art. 72 der R.B., letzteres weiterhin 
aus dem Ausgabebewilligungsreht der gejeßgebenden Körper — Art. 71 der 
RB. — und aus den $$ 18 und 19 des O.R.Kamm. Geſ. von 1872. Bezüglid) 
der Einnahmeüberjchreitungen geht, wie ſchon erörtert, das Reichseigentumsgeſetz 
von 1873 — 8 10 — über erftgenannten Grundjag hinaus; dieſe finguläre 
Beitimmung dürfte aus den oben angeführten Gründen in das Reichswirtichafts- 
gejeg zu übernehmen jein. 

Im übrigen wird dieſes Geſetz die in dem legten Entwurf des Geſetzes 
über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs vorgejehenen 
Beitimmungen über den Begriff der Etatsüberfchreitungen und über die formelle 
Behandlung derjelben — vgl. die jpäter zu beiprechende Haushaltsüberfiht — 
in Uebereinftimmung mit dem preußiichen Recht (vgl. O.R.Kamm. Geſ. $ 19 ıc.) 
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zu enthalten haben. Hienach werden auch fernerhin ſowohl bei den Einnahmen, 
wie bei den Ausgaben das Mehr und das Weniger gegen den Etat, jowie das 
„Außerhalb“ des Etats den gejegebenden Faktoren, vorbehältlich der verfafjungs- 
mäßigen Reviſion, durch die Haushaltsüberficht ſchon im nächſten Jahr nad) der 
Entftehung mitzuteilen jein, während die Fondsverwechſſungen und die Ab- 
weichungen von den Zertbeftimmungen der Etat? — alfo das „Wider“ den 
Etat — erft jpäter durd) die allgemeine Rechnung an diejelben gelangen. 

Zwiſchen den außeretatsmäßigen und überetatsmäßigen Ausgaben wird 
infofern ein großer Unterſchied gemacht, als hier der Etat mwenigftens den Aus- 
gabe zweck genehmigt hat, dort aber eine Etatöbewilligung überhaupt nicht vor- 
liegt und jomit eine „größere Abweichung vom Gejeg“ vorhanden je. Wirt- 
ihaftlid ift — wir glauben die betonen zu ſollen — dieſer Unterjchied für 
den jtaatlihen Haushalt ebenjowenig von Belang, wie für den privaten. Das 
die Wirtichaft beeinflußende Moment liegt hier, wie dort darin, daß die betr. 
Beträge, mögen fie über: oder außeretatsmäßig verausgabt fein, im Haus— 
haltsplan nicht vorgejehen find. Es kommt aljo Hier nicht ſowohl auf das 
Quale, als auf das Quantum an und ift ſomit eine hohe überetatsmäßige Aus— 
gabe wirtichaftlich ein größeres Uebel, als eine niedrige außeretatsmäßige. In 
der Tat find denn auch jeit Beſtehen des Reichs, abgejehen von dem ganz 
außergewöhnlichen, hier nicht zu erörternden Fall der Ehinaerpedition im Jahre 
1900 die außeretatsmäßigen Ausgaben des Reich von weitaus geringerer Bes 
deutung geweſen, als die überetatsmäßigen. Selbftredend verlangt das wirt- 
ichaftliche Intereſſe, daß beiderlei Arten von Ausgaben möglichſt unterbleiben ; 
öfters aber find ſolche Ausgaben unvermeidlid); zumeilen werden namentlich 
außeretatsmäßige Ausgaben durch Gründe des Rechts oder auch Erwägungen 
der wirtichaftlichen Zweckmäßigkeit notwendig. 

Eine weitere, für die Wirtichaft des Reichs nicht unwichtige Forderung ift 
die, da von den einzelnen Zweigen der Reichöverwaltung über: und außeretats- 
mäßige Ausgaben nur nad) vorgängigem Einvernehmen mit der Reichsfinanz— 
verwaltung gemacht werden. 

Um noch die Abweichungen von den Etatserläuterungen als foldhen 
zu berühren, jo unterliegt die Einhaltung der hier ausgeiprochenen Grunbjäße, 
mie Schon ausgeführt, nicht der Verfaſſungs-, jondern Iediglich der Verwaltungs: 
fontrolle. Die Reichöregierung ift zwar den gejeßgebenden Körpern, deren Ent- 
ſchließungen durch die betr. Erläuterungen mitbeitimmt wurden, — letztere er- 
Icheinen ala Motive der betr. Etatsbeichlüffe — Rechenſchaft für etwaige Ab: 
weichungen von jenen Sätzen ſchuldig (vgl. auch die Erläuterungen der Haus— 
haltsüberficht, die Etatsverhandlungen zc.), allein eine formelle Genehmigung 
jener von den einzelnen Reſſorts der Reichöverwaltung je im Einvernehmen mit 
der Reichsfinanzverwaltung bewirkten Abweichungen durd) Bundesrat und Reiche: 
tag iſt rechtlich nicht geboten; eine jolche würde nur dann erforderlid) fein, wenn 
die betr. Säge im Etatsdispofitiv ausgeſprochen wären. Beiſpielsweiſe bewilligt 
der Etat für 1902 der Preußiihen Militärverwaltung für das Preußiiche ꝛc. 
Kontingent durch Kap. 25 Tit.3 — 56689232 Mt. „zur Beihaffung bes 
Naturalienbedarjs", d. h. die Preußiiche Militärverwaltung ift ermächtigt, im 
Redinungsjahr 1902 die genannte Summe für genannten Zweck auszugeben. 
In den Erläuterungen des Spezialetat3 und der dazu gehörigen Weberficht find 
die beiden Faktoren, die jene Summe bilden, — das Naturalienguantum als 
der feſte und die Preije desjelben als der ſchwankende Faktor — im einzelnen 
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berechnet. Sinken nun jene Preife während der Ausführung des Etats, jo darf 
die genannte Militärverwaltung im Einvernehmen mit der Reichsfinanzverwaltung 
innerhalb der Grenzen der Summe des Etatsdispofitivs für 1902 unter Um— 
ftänden ein größeres Quantum beichaffen, als in den Erläuterungen 2c. berechnet 
und jomit bei der Etatöbemilligung in Ausſicht genommen wurde, weil ber 
Naturalienbedarj als ſolcher im Dispofitiv nicht feftgelegt ift. Die gefegebenden 
Körper ihrerjeits erhalten Kenntnis von dem Sachverhalt durch die Haushalts: 
überficht oder die Verhandlungen über den folgenden Etat. — Hinfichtlich aller 
diejer Verhältniffe dürften Beitimmungen durd das Reichswirtichaftsgefeg nicht 
zu treffen jein, es wird ſich vielmehr empfehlen, das Weitere den jährlichen 
Etatsvereinbarungen vorzubehalten. 

Die Meberjegung der verjaflungsmäßigen Etats in die Praris geſchieht 
durch die jog. Kaſſenetats; es find dies die zur Ausführung der gejeßlich 
feftgeftellten, die Reichregierung gegenüber der Reichsvertretung bindenden Etats 
im Namen ber Reichöregierung für die einzelnen Behörden und Kaffen aufzu- 
ftellenden und dieje Stellen lediglich der Reichsregierung gegenüber verpflichtenden, 
der Verwaltung unmittelbar zu Grund zu legenden Etats. Da e8 nicht aus: 
geihloffen wäre, daß bei diejer Weberführung der gejeglihen Etats in die Wirf- 
lichfeit ein Nichteinhalten jener Etatsbeftimmungen ftattfände, daß aljo 3. B. die 
Behörden von jeiten der Reichsregierung mit Anmweilungen verjehen würden, 
die den verfafjungsmäßigen Etats zumwiderlaufen, jo find in das Reichäwirt: 
ſchaftsgeſetz über die Kaflenetats ähnliche Vorſchriften aufzunehmen, wie fie das 
preußiſche —*4 in den 88 10—12 enthält; insbeſondere wäre 
zu beftimmen, daß ſich die Kaſſenetats auf die verfaffungsmäßigen Etat3 gründen 
müffen und daß in ihnen die Einnahmen und Ausgaben im Rahmen der durd) 
jene Etat? (Hauptetat und Spezialetats) feitgeftellten Kapitel und Titel in 
Anſatz zu bringen find. 

Auf das Weitere hierüber fommen wir bei Beiprehung der Rechnungs: 
legung und gehen nun auf das Einzelne der Etatsausführung über. 


b) Die Einnahmen. 

Das preußiiche Staatshaushaltsgejeß Ipricht in $ 16 den jchon durch das 
Kaffenregulativ von 1828 feitgeftellten Grundjaß der Zentralilation aller Staats- 
einnahmen aus; hienach werden alle Einnahmen de3 Staates für Rechnung der 
Staatäfinanzverwaltung als Dedungsmittel für den gejamten Ausgabebedarf des 
Staats erhoben, jofern nicht für einzelne Einnahmen durch die Spezialetats oder 
durch bejondere Geſetze etwas anderes beitimmt ift; es fließen demgemäß bei 
allen Zmeigen der Staatöverwaltung auch etwaige unvorhergejehene Einnahmen 
oder Mehreinnahmen gegenüber den Etatsjägen in ber vorgenannten Ein: 
ſchränkung den allgemeinen Staatsfonds zu. 

Auch für das Reid) wird die Zentralilation der Reichseinnahmen mit der 
für Preußen geltenden Modifikation dur) das Gele ala Prinzip aufzuftellen 
jein; freilich erfährt dasjelbe dadurch, daß die Finanzwirtſchaft des Reichs zum 
Zeil eine Geſellſchaftswirtſchaft ift J———— ec.), noch weitere Be— 
ſchränkungen, die hier nicht weiter zu behandeln ſind. Ebenſo dürfte nach den 
ſeitherigen Erfahrungen für das Reich kein Grund vorliegen, von den für 
Preußen in $ 17 des genannten Geſetzes über die Stundung für die Erfüllung 
von Zahlungsverpflichtungen gegen den Staat getroffenen Beltimmungen, wonad) 
insbejondere die Stundungen über den Jahresabſchlußtermin hinaus der mini: 
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fteriellen Ermächtigung bedürfen, weſentlich abzugehen. Namentlich möchten 
wir unter den jeßigen Verhältnifien die von der Reichstagskommiſſion zu dem 

mehrgenannten Entwurf eines Gejeges über die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs geftellte Yorderung, es ſollen Steuer- und Soll: 
fredite für ganze Kategorien von Steuerpflichtigen nur auf Grund eines Geſetzes 
bewilligt werden und es joll die Vereinnahmung geitundeter Steuer: und Boll: 
fredite vor der Verjallzeit nur nad) Maßgabe des Geſetzes erfolgen, nicht für 
ausreichend begründet anjehen. Weiter wurde in diefem Zujammenhang von 
der Reichstagsfommilfion beantragt, daß Vergütungen und Rüdzahlungen auf 
indirefte Steuern nur auf Grund des Gejeges bewilligt werden dürfen. Hierauf 
war die Reichsregierung nidyt eingegangen; dagegen war in den letzten Entwurf 
des genannten Gejeßes entiprechend den Kommilfionsbeichlüffen die Beftimmung 
aufgenommen worden: „auf Hoheitsrechten des Neichs oder auf Realverpflidy- 
tungen beruhende Einnahmen dürfen nur auf Grund des Gejeßes erlaffen oder 
zurüderftattet werden.“ 

Wir gelangen hiemit zu der vielbehandelten Trage der Befugnis des 
Kaijers zum „gnadenmweijen“ Nachlaß von Einnahmen des Reichs. 

Der mejentliche Unterſchied zwiſchen Preußen und dem Reid) liegt hier 
befanntlich darin, daß dort der Monarch die Kronrechte der vorkonftitutionellen 
Zeit in der durd die — gegebenen Beſchränkung weiter beſitzt, hier 
dagegen dieſe Kronrechte auf Grund der Reichsverfaſſung erſt geſetzlich zu kon— 
ſtruieren ſind. In Uebereinſtimmung mit dem preußiſchen Geſetz — 8 18 
und der ſeitherigen Uebung iſt unſeres Erachtens durch das Reihswirtichaits- 
geſetz auszuſprechen, daß die Einziehung dem Reid, zuftehender Einnahmen nur 
im einzelnen Fall und, abgejehen von der tatjädjlichen wie rechtlichen Un: 
möglichkeit der Einziehung, nur auf Grund einer durch gejegliche oder durch 
kaiſerliche Beſtimmung erteilten Ermächtigung unterbleiben darf. Dieſe kaiſer— 
liche Ermächtigung wird für das Reid) auf diejenigen Fälle zu beſchränken jein, 
in denen zwingende Vorjchriiten der Gejege oder der Etats nicht entgegentehen. 
Der Kaifer kann von fi) aus nicht Abweichungen von der erflärten Willens- 
meinung ber geießgebenden Körper des Reichs verfügen oder genehmigen; da— 
gegen ift ihm dieje Befugnis für alle Anjprüche des Reichs einzuräumen, Die 
nur geltend gemadt werden können, nicht nad Gejeß oder Etat geltend ge- 
macht werden müſſen. Forderungen aus Rechtsgeſchäften, von Schadens- 
erſatz ec.) „Nur unter gleicher Vorausſetzung dürfen auch zur Reichskaſſe ver— 
einnahmte Beträge zurüderftattet werden” — vgl. $ 18 abi. 1 des pr. ©. 

Unter den Begriff „Verzicht auf Einnahmen“ oder in Berbindung mit 
diefem Begriff läßt ſich nach unferer Anſicht wirtichaftlich auch die jog. „Nieder- 
hlagung von Defekten“ — vgl. $ 38 des pr. G. — bringen. Defekte 
find Beträge, welche dem Fiskus infolge dolofer oder fahrläjfiger Handlungen 
„tehlen“ und ihm zu erjegen find. Beim Erlaß von Einnahmen und bei der 
„Niederſchlagung von Defekten“ handelt es ih darum, gegenüber dem jus 
strieltum, je nad) den Verhältniffen des Einzelfalls, zu Gunften des dem Fiskus 
gegenüber Berpflichteten Billigkeitsrückſichten walten zu laſſen. 

Die Notwendigkeit, der oberſten Spitze des Staatsweſens die beiden vor— 
genannten Befugniſſe einzuräumen liegt vor, mag man letztere aus der Geſetz— 
gebung oder aus dem Wejen der Verwaltung ableiten. Sie werden denn auch 
entweder auf Grund von Gejezesbeitimmungen oder kraft Herfommens faſt in 
allen modernen Staaten von dem oberften Leiter der Staatöverwaltung aus- 
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geübt und zwar in anderen größeren Staaten in verhältnismäßig größerem 
Umfang, ald im Deutihen Reid. Im Rechnungsjahr 1893/4 — für dieſes 
Jahr erfolgte erftmals die betr. ſummariſche Mitteilung — betrug bei einer 
rehnungsmäßigen Sollausgabe des Reihshaushalts von rund 1500 Millionen Mk. 
die Geſamtſumme der „auf den Gebiet des Vermögensrecht3 ergangenen Aller: 
höchſten Erlaffe” — 78948 ME., während für das Rechnungsjahr 1900 dieſe 
beiden Beträge fi) auf rund 2365 Millionen ME. und 55132 ME. beziffern; 
von den zwilchenliegenden Jahren weilen 1899 den Hödjitbetrag der Nachläſſe 
mit 161691 ME., 1896/97 den Mindeſtbetrag mit 54907 ME. auf; der 
Durchſchnittsjahresbetrag der Nachläſſe in der Zeit von 1893/1900 ftellt ſich 
auf rund 83000 DIE. bei einer durchichnittlichen jährlichen Gejamtausgabe des 
Reichshaushalts von rund 1900 Millionen DE. 

Daß ber Kaifer, entiprechend dem preußiichen Verfahren, die genannten 
Rechte auch mittelbar durch die von ihm zu ermächtigenden Behörden aus: 
üben fann, wird nicht zu bezweifeln jein. 

Als eine Konjequenz der Art. 69 und 72 der RB. erjcheint die For: 
derung, daß die genannten Nacläffe dem Betrag nad) den gejeßgebenden 
Körpern mitgeteilt werden, und zwar nicht allein die „Gnadenerlaſſe“ des 
Kaiſers, jondern auch ſämtliche „Gnadenerlaffe” der Landesherrn bezüglidy der 
auf Rechnung und in Bertretung des Reichs geführten Berwaltungen; für 
legtere ift der NReichsfanzler dem Bundesrat und Reichstag ebenfalld verant: 
wortlich, aud wenn er ſie nicht gegengezeichnet hat. Wie bemerkt, wird feit 
1893/94, dem Wunſche de8 Reichstags zufolge, den gejeßgebenden Körpern mit 
der Haußhaltsüberfiht ein ſummariſcher Nachweis aller vorgenannten Nach: 
läffe vorgelegt. Das Verlangen nad einer geleglichen Beſtimmung, wonad jene 
Bermwaltungsaftte — als ſolche treten jene „Erlaffe” in die Erjcheinung — den 
geieggebenden Körpern zur Genehmigung im einzelnen zu unterbreiten 
wären, läßt ſich weder rechtlich noch wirtichaftlich begründen. Falls ein zu aus- 
gedehnter Gebraudy der genannten Bejugniffe zu erheblicher Belaftung des 
Reichshaushalts oder zu Störungen der finanziellen Ordnung führen jollte, jo 
können die gejeßgebenden Körper bei den Etatsberatungen ihre Rechte wahren. 
Dazu genügt jedoch die Mitteilung der betreffenden Summen. Selbftverjtändlid) 
wird es auch fernerhin Sache des Reichskanzlers ala des oberften Chefs der 
Reichäfinangverwaltung fein, eventuell bei den Verhandlungen über die Haushalts: 
überfiht x. nähere Auskunft über die betreffenden Wermwaltungsafte im ein: 
zelnen zu geben. Daß eine Genehmigung des Bundesrat? und Reichstags nötig 
ft, wenn durch jene Afte oder infolge derjelben gegen Gejeße oder Etats: 
beftimmungen verftoßen oder über den finanziellen Rahmen bes Etats hinaus- 
gegangen wird, ergibt fi) aus dem früher Ausgeführten. 

Im weſentlichen wird, wie bemerkt, nach diejen Grundjägen jetzt jchon 
verfahren und es dürften feinerlei Bedenken beſtehen, dieſe jeitherige Uebung für 
das Reich geſetzlich feſtzulegen. 

Die von der Reichstagskommiſſion zu dem mehrgenannten Reichögeleh: 
entwurf vorgeichlagene Einjchränfung, wonad die Niederichlagungsbefugnis des 
Kaiſers auf Defekte, welche durch außeretatsmäßige Ausgaben, Etatsüber: 
ichreitungen oder auf Anordnung einer der oberiten Verwaltungsbehörden des 
Reichs entitanden find, ſich nicht erſtrecken ſoll, halten wir nicht Mr erforderlich). 
Denn einerfeit3 verjteht es ſich von jelbit, daß die durch das Gejeß für außer: 
etatämäßige Ausgaben und Etatsüberjchreitungen vorgeichriebene Genehmigung 
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der gejeßgebenden Körper durch einen kaiſerlichen Erlaß nicht erjegt werden 
kann; andererſeits kann nad dem, was wir jchon zur Reichshaushaltskontrolle 
— Annalen 1902 ©. 503 ff. — erörtert haben, dur) Anordnung einer 
oberften Neichöverwaltungsbehörde ein Defekt nur dann entitehen, wenn Diele 
Behörden mit Zuftimmung des Reichskanzlers von den für die Verwaltung 
geltenden Normen abweichen ; find jene Normen gejeliche oder Etatsvorſchriften, 
jo muß dieſe Abweichung nad) der Vorſchrift des Geſetzes den gejeßgebenden 
Körpern unterbreitet werden und fann fie ebenjowenig wie bei den vorgenannten 
über: und außeretatsmäßigen Ausgaben, durd) einen kaiſerlichen Erlaß „janiert“ 
werben; liegt aber nur ein Zumiderhandeln gegen anderweite Vorjchriften vor, 
jo hat diejenige Inftanz, von der die betr. Vorichriit ausgegangen ift (Kaijer, 
Bundesrat = zu enticheiden. — Das Berfahren der Kontrollbehörde 
bei Verfolgung der Defekte haben wir Annalen 1902 ©. 515 f. beſprochen. -— 


Mir erwähnen hier noch die in dem mehrgenannten Reichseigentums— 
geieg?) behandelten Einnahmen aus der Veräußerung von Grundftüden des 
Reihe. Wie bekannt, beiteht ein allgemeines Verbot der Veräußerung von 
Reichdeigentum, beweglichen, wie unbeweglichem, durch die Reichsverwaltung oder 
eine Vorjchrift, daß eine folche einer bejonderen Genehmigung der gelegebenden 
Körper bedarf, nicht; hinſichtlich der Einnahmen aus der Veräußerung der im 
Befig der Reichöverwaltung befindlichen Grundftüde ift jedoch durch $ 11 des 
Neichdeigentumägefeges beſtimmt, daß ſolche nur unter Genehmigung des 
Bundesrat? und des Reichstags verausgabt werden bürfen und, ſofern dieje 
Genehmigung nicht anderweitig erfolgt ift, im nächſten Reichshaushaltsetat in 
die zur Dedung der gemeinichaftlichen Ausgaben beitimmten Einnahmen ein= 
zuftellen find. Jene Vorjchrift des genannten Gejeges wird, wie jchon der mehr: 
genannte Reichögejegentwurf vorgejehen hatte, in das Reichswirtſchaftsgeſetz auf 
zunehmen fein. 


c) Die Ausgaben. 

Die Beitimmungen des Reichwirtichaftsgejeßes über die Ausgaben bei 
Führung des Reichshaushalts werden ſich wohl nod enger, als die über die 
Einnahmen an das preußiiche Recht anfchließen, da hier ein ſolch tiefgreifender 
Unterjhied, wie er zwiichen den Einnahmen bes Reichs und Preußens beiteht, 
nicht vorliegt. Hienach dürften, abgejehen von dem ſchon früher unter I. be— 
ſprochenen Remunerationswejen — hier wird die jchon erörterte Anmerkung 
zu den fortdauernden Ausgaben des Etats in das Gele aufzunehmen fein und 
zwar mit dem ng. „abzüglich ber eigentlichen Stellvertretungskoſten“ (Kojten 
der fommiffariihen Berwaltung der betr. Stelle); andernfall® wären für jene 
Koften beiondere Fonds in die Etats einzuftellen, ein Verfahren, das fi) kaum 


%) Der von der Reichsregierung jeinerzeit vorgelegte Entwurf des NReichgeigentums- 
geichen hatte bezwedt, die Rechtsverhöltniſſe rücfichtlich derjenigen Gegenftände, welche zum 
dienttlihen Gebrauch einer verfaliungsmäßig aus Reichämitteln zu unterhaltenden Ber- 
waltung beftimmt find, näher feitzuftellen. — Vgl. die Eingangdformel des genannten 
Geſetzes. — Auf PVeranlaffung der Reichstagstommilfion wurden die 88 10—12 dem 
Gejeg angeichloffen; fie betreffen nicht nur, wie aus der Eingangsformel ſchon gefolgert 
worden ilt, das jog. Verwaltungsvermögen, jondern den gejamten Sachbeſitz des Reichs, 
aljo aud das jog. Sinanpermö en. 

emerfenswert ericheint hier weiterhin, daß von den rund 920 qkm des bermaligen 
Reichsgrundbefiges — hievon entfallen rund 820 qkm auf die „VBermaltung des Reichs» 
heeres“ — nur ca. ’/; auf Grund des Neichdeigentumsgejeßes auf das Reich überging, 
während ca. ſeither durch bejondere Nechtätitel erworben wurden. 
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empfiehlt — im mejentlichen die Vorjchriiten des preußiichen Geſetzes über ben 
Staatshaushalt in das Reichswirtichaftsgeieg Aufnahme finden, um fo mehr, 
ala bisher ſchon in der Hauptſache nad) den dort feitgelegten Grundjäßen ver: 
fahren wurde, ohne daß in finanzieller oder ftaatsrechtlicher Hinſicht das Be— 
dürfmis nach erheblichen Aenderungen hervorgetreten wäre. Unter diefem Geſichts— 
punkt nennen wir zunächſt die Vorjchrift des $ 20 des preußiichen Gejeßes, 
wonad den Ausgabefonds Rüdeinnahmen grundjäglid” nur auf Grund be: 
fonderer Ermächtigung durch den Etat zugeführt werden dürfen. Diejer Grund: 
lag wird mit den in dem genannten Paragraphen vorgejehenen Ausnahmen für 
die bei Bauausführungen ſich ergebenden Einnahmen dem Reichögejeg einzuver: 
leiben jein. Durch die Etats des Reichs find jegt jchon vielfach bejondere Er: 
mädtigungen der genannten Art ausgeſprochen worden; wir erwähnen von ſolchen 
namentlich die Anmerkung im Etat über den allgemeinen PBenfionsfonds und 
die Anmerkung zu den Ausgabefapiteln 14—43 der Militäretats: „Einnahmen, 
die bei den jährlich abjichließenden Titeln an Bergütungen für Ueberhebungen 
und Rechnungsdefekte aus dem Borjahr entitehen, kommen bei diefen Titeln in 
Rüdeinnahme.“ (Ueber die Entjtehung und etatsrechtliche Bedeutung lehterer 
Beſtimmung vgl. Annalen 1900 ©. 922.) Jene Ermäctigungen werden durch 
die Etats, aljo von Yahr zu Jahr, auch jernerhin zu erteilen fein. Wir fügen 
noh an, daß, falls die genannten Verſtärkungen der Ausgabefonds durch Zu: 
führung von Rüdeinnahmen zum Etat jchriftlih oder mündlich, dem Gegenftand 
oder der Summe nad), lediglich „erläutert“ werden, nad) den obigen Aus- 
führungen eine Berfaffungsfontrolle in diejer Richtung nicht ftattfindet und 
etwaige Aenderungen der VBerhältniffe durch die Haushaltsüberfiht zum Nachweis 
gelangen, während die Rüdeinnahmen, jojern fie bei den Ausgabeiummen als 
Eatsſummen eingejegt werden, für die Rechnungslegung verbindlic) find, jo dat 
aljo Ueberſchreitungen diejer etatsmäßig feitgeftellten Beträge der nachträglichen 
Genehmigung von Bundesrat und Reichstag bedürfen. 

Als weitere, aus dem preußiichen Gejeg mit den durch die Verhältniffe 
des Reich bedingten Modifitationen in das Reichögejeg zu übernehmende Vor: 
ihriften führen wir die folgenden auf: Die Verleihung von Beloldungen und 
anderer bei der Penfionierung in Anrehnung zu bringender Dienfteinfünfte auf 
feiner andern Grundlage, als der durch die Spezialetats oder durch bejondere 
Gelege erteilten Ermächtigung, preuß. Gef. $ 21, die Berausgabung der Gnaden: 
dezüge von ben Dienfteinkünften verjtorbener Beamter ꝛc. bei denjelben Fonds, 
aus welchen die betr. Dienfteinkünfte 2c. zu zahlen waren, $ 22, die Gewährung 
außerordentlicher Remunerationen und Unterftügungen für Beamte lediglich aus 
den im Etat dazu beftimmten Fonds, 8 24, das Verbot von Bewilligungen 
aus den einer Behörde zur Remunerierung von Hilfsarbeitern zur Verfügung 
geitellten Fonds an etatsmäßig angeftellte Beamte derjelben Behörde, $ 25, die 
Mitteilung der Einnahmen der Beamten aus nebenamtliden Funktionen öffent: 
Ih rechtlichen Charakters in den Spezialetats, $ 26, die Ueberlaflung von 
Tienftwohnungen an Beamte nad) Maßgabe des Etats, $ 28, ſowie die Leber: 
laſſung von Wohnungen und von andern Nubungen an den zur Verfügung des 
Reihe ſtehenden Gebäuden und Grundftüden, jowie von jonjtigen Natural: 
bezügen an Beamte gegen Entgelt, $ 29, die Aufitellung von Bauanſchlägen 
für die Ausführung von Neubauten und von Reparaturbauten auf Koften des 
Reichs und die Zulaffung von Ausnahmen von diejer Regel bei plößlich hervor: 
tretenden dringenden Baubebürfniffen oder bei Bauten von untergeordneter Be: 
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deutung durch die zuftändigen Reflortcheis, ſowie die Normierung darüber, unter 
welchen Vorausjegungen und namentlich bei welcher Höhe der Baujumme die 
Bauanjchläge der techniichen Revifion und Feſtſtellung durch die betr. oberfte 
Behörde oder die nachgeordneten Stellen unterliegen, durch kaiſerliche Verord— 
nung, $ 30, der nähere Nachweis aller für Rechnung des Reichs angefaufter 
beweglicher Gegenftände, jomwie die Fondsausgleihung bei Abgabe beweglicher 
Gegenstände für die Zwede eines andern Etatsfonds, als desjenigen, aus welchem 
fie beihafft find (Vergütung von einem Fonds an den andern für die Regel 
nur dann, wenn der Wert der betr. Gegenjtände im einzelnen Fall indgejamt 
mehr, ald 3000 M. beträgt), $ 31, und das Verbot, auf ſolche Fonds, welche 
im Etat ganz oder zu einem Zeil als Dispofitionsfonds,’) Fonds zu unvorher— 


9) Die eriten Entwürfe des . über die Verwaltung der Einnahmen und Aus- 
gaben des Reichs hatten Hinfichtlich der Dispofitions- 2c. Fonds se ne Beitimmungen ent- 
balten: Ausgaben, die unter feinen der Titel des Ausgabeetats fallen und zu deren Dedung 
der zu Veitreitung umvorbergeiehener Ausgaben ausgeſetzte Dispoſitionsfonds nicht aus— 
reiht, find als außeretatsmäßige nachzuweiſen. (Es entiprad dies der auf Pereinbarung 
mit dem Reichdtag — vgl. Reichätagsbeihluk vom 27. April 1871 — begründeten Praris.) 
Auf ſolche Dispofitionsfonds, welche der Etat ohne nähere Pezeihnung der Zwecke der 
daraus zu leiltenden Ausgaben zur Verfügung der Vermaltung ftellt, dürfen feine Aus: 
gaben angemwiejen werden, welche unter einen beftimmten Etatätitel fallen. (Damit mar 
der Sinn von $ 27 Abi. 1 der O. R.Kamm. Inſtr. vom 18. Dezember 1824 wieder 
gegeben.) Die Reichstagstommijfion von 1874 hatte beantragt, erjtere Beitimmung fol- 
endermaßen zu fallen: Ausgaben, welche unter feinen Titel des Ausgabenetats fallen, find, 
— ſie als unvorhergeſehene zu betrachten ſind, aus den für ſolche Ausgaben beſtimmten 
Dispoſitionsfſonds zu beſtreiten. Reicht der entſprechende Dispoſitionsfonds nicht zur 
Deckung aus, ſo ſind ſie als außeretatsmäßige nachzuweiſen. — Auf dieſe Weiſe ſollte be— 
ſtimmter ausgedrückt werden, daß aus Dispoſitionsſonds überhaupt nur unvorherzuſehende 
Ausgaben zu beftreiten find und daß fie als ſolche in feinem Fall überichritten werden 
dürfen. — Weiterhin war von der genannten Kommijfion gefordert worden, daß Aus» 
gaben aus Zentralfonds, welche a Titelüberjchrift als Dispofitionsfonds, Fonds für 
vermijchte, jonftige oder —— Ausgaben oder in gleichartiger Weiſe bezeichnet 
find, nad Verſchiedenheit der Gegenſtände unter angemeſſenen Abjchnitten zuſammengeſtellt 
und in den Rechnungen und Ueberſichten (Haushaltsüberſicht) nachgewieſen werden müfjen. 

Der letzte Entwurf des genannten Reichsgeſetzes entſprach, abgeſehen davon, daß er 
letzteren Nachweis nur duch die Haushaltsüberſicht, nicht auch die Rechnungen geben 
wollte, jenen Forderungen. 

Die Reihitagsfommiifion von 1877 wiederholte jodann das PVerlangen, daß der 
betr. Nahmeis auch in den Rechnungen erfolge. 

Tatjähhlid wird im Reich nad den im vorgenannten Reichögejegentwurf vorgejehenen 
Beitimmungen verfahren. 

Das preußiihe Geſetz jchreibt durch 8 47 vor, daß jene Nachweiſungen je im 
folgenden Etatsjahr dem Landtag vorgelegt werden, jofern derjelbe nicht von der Borlegung 
abſieht; eine ähnliche Vorjchrift genügt unjeres Eradtens auch für das Reihswirtihaftsgeieg. 

Bis jegt wurde durch bejondere Anlagen zur Reihahaushaltsüberficht die Verwendung 
des Dispofitionsfonds des Reichälanzlers (Etat 1902 — 120000 ME.) und der jog. Ertra- 
ordinarien ded Auswärtigen Amts (60 000 ME.) ſowie der lolonialzentralverwaltung (25 IRE.) 
nachgewiejen, während dies bei den übrigen Dispofitions- ıc. Fonds des Reihshaushalt?- 
etats — 3. B. Kriegsminiſterien: 49000 bezw. 4500 und 1800 Mt, Marineverwaltung : 
30000 DIE, Reichspoſt- und Telegraphenverwaltung 10000, jomwie 1000 und 70000 ME 
(vgl. auch einmalige Ausgaben dieſer Verwaltung Kap. 4 Tit. 45 — 500000 ME. zu Grund- 
jtüdsanläufen und Bauten für unvorhergejehene Fälle) nicht der Fall iit. 

Ein Vergleich mit anderen Großſtaaten dürfte ergeben, daß im Deutſchen Reich die 
Dispofitionsfonds der Bermwaltung verhältnismäßig Hein find; man trägt hier Bedenten, 
den Verwaltungschefs für bloße Möglichkeiten gap Beträge zur Verfügung zu ftellen ; 
um jo eher läßt ji, wie wir annehmen, davon abjehen, die Verwendung jener Fonds fünitig 
mit Weiterungen zu verfnüpfen. 

Nicht unter die in Rede ftehenden Beitimmungen jällt der Dispofitionsfonds des 
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geiehenen Ausgaben oder unter einer jonitigen allgemeinen, bie Ausgabezwede 
nicht beftimmt angebenden Bezeihnung zur Verfügung der Verwaltung geftelft 
find, Ausgaben anzumeijen, welche unter einen andern Etatstitel fallen, $ 32. 


In der Hauptjache werden diefe Grundjäge — abgejehen von der in $ 31 
des preuß. Geſetzes ausgeſprochenen Einjhränfung der betr. Fondsansgleichungen 
— bei Führung des Reichshaushalts jetzt jchon befolgt. 


Ueber jene Beltimmungen des preußiichen Geſetzes im Sinn der Bor: 
ihläge der Reicdhstagsfommilfionen von 1874 und 77 hinauszugehen, halten 
wir nach den feitherigen Erfahrungen nicht für geboten. Namentlich dürften 
die oben erwähnten Beitimmungen in Verbindung mit denen des Kontroll— 
ziehe genügende Sicherheit dafür bieten, daß aud im Reich etatswidrige 
Vienftzulagen oder über das Etatsjahr hinausreichende Zuwendungen verhütet 
werden, oder, Falls fie vorgefommen find, zur Genehmigung der gejeggebenden 
Körper gelangen. (Vgl. die Kommiſſionsbeſchlüſſe von 1877.) 


Ferner wäre e8 unwirtſchaftlich, entiprehend den genannten Beichlüffen die 
lebernahme größerer Bauten auf die fortdauernden Ausgaben unbedingt aus- 
zuihließen; ebenjo Liegt ein Bedürfnis nicht vo“ Bauausführungen bis zu einem 
geniffen Betrag durch das Geſetz auf die laufe.den Fonds zu verweilen, da ja 
die geleßgebenden Körper, wie dies jchon wiederholt gejchah, bei Prüfung der 
beionderen Forderungen für größere Bauten ftet3 Werweijungen der betr. ein: 
maligen Ausgaben unter die fortdauernden vornehmen können. (Vgl. im übrigen 
die Ausführung unter 1 betr. Aufftellung der Boranjchläge.) 


Weiterhin dürfte von der nad) den Kommiffionsbeichlüffen von 1874 in 
den Reichögejegentwurf aufgenommenen Beitimmung, daß Beloldungen und 
Kemunerationen für die im Reichsdienſt ftehenden bantechniichen Beamten aus 
den Baufonds nicht entnommen werden dürfen, übereinftimmend mit dem 
Preugiihen Recht, abgejehen werben. 


Bis jetzt ift nach der O.R.Kamm. Inſtr. von 1824 ($ 18) nur ver: 
boten, dab aus den Baufonds den betr. Baubeamten bejondere Vergütungen 
außer der Bejoldung gewährt werden, während die Verrechnung der betr. Be: 
ldungen jelbft bei den Baufonds nicht ausgeichloffen wird. Ebenſo, wie dies 
nahen geihah, möchte Hier die Vereinbarung durch den Etat offen zu 

ein. 


A. a. handelt es fich bier zur Sicherung der Vollftändigfeit und Ueber: 
ichtlichleit der Etat? und zur Verhütung mißbräudjlicher Bewilligungen aus den 
Baufonds um die Durchführung eines Verfahrens, bei dem jämtliche Baubeamte 
in den Etat eingeftellt werden und ihre Dienjteinfünfte unterichiedslos aus den 
Fonds für perjönliche Ausgaben erhalten, während gleichzeitig die Baufonds mit 


Railers. Dieſer durch den Nachtragsetat für 1873 mit dem Betrag von 300000 Thlen. 
eingeführte, von Anfang an wejentlic zur Ausgleihung oder Ergänzung von Lücken und 
Dirten der Penſionsgeſetze und namentlich der militäriihen Penfionsgejege beitimmte, nad) 
nd nah auf 3 Millionen Mark erhöhte „Fonds zu Gnadenbewilligungen aller Art“ — vgl. 
weiterhin die beträchtlichen Zuſchüſſe zu denielben aus dem Reihsinvalidenionds — iſt nebit 
maigen Rüdeinnahmen übertragbar. Derjelbe wurde ichon als „bo bezeichnet; wenn 
man aber u. a. in Betracht zieht, daß der Kaiſer vom Reich eine Givillifte nicht bezieht, 
endet er eher niedrig. — Ebenjowenig gehören hieher die bei den allgemeinen Benfions: 
md — Rap. 74 — vorgejehenen Dispofitionsfonds der Hontingentäherren. 
Tr 
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den ihnen prozentual anzurechnenden Aufwendungen für das Bauperjonal be: 
laſtet werben.') 

Die Beftimmungen des preuß. Gejeges über die Abſchließung von Ver: 
trägen für Rechnung des Staats, jowie die Aufhebung und Abänderung jolcher 
Verträge ꝛc. — 8 37 — entipredhen im welentlichen den hierüber von der 
Reichstagskommiſſion 1874 gefaßten Beſchlüſſen. Daß jene Vorſchriften auch 
in das Reichsgeſetz aufzunehmen ſind, bedarf keiner weitern Erörterung. Es 
müſſen hienach alle Verträge für Rechnung des Reichs auf vorangegangene 
öffentliche Ausbietung gegründet ſein, ſofern nicht Ausnahmen durch die Natur 
des Geſchäfts gerechtfertigt oder durch den zuſtändigen Reſſortchef für den ein— 
zelnen Fall oder für beftimmte Arten von Verträgen zugelaffen werden. Diele 
Ausnahmen an die Bedingung des finanziellen Vorteild zu fnüpfen, wie $ 6 die 
OR. Kamm.Yuftr. von 1824 vorjchreibt, ericheint nicht vätlih, „da auch 
das Verwaltungsintereife häufig eine Abweihung erfordert, wie namentlich dann, 
wenn in eriter Linie eine bejondere Vertrauensmwürdigkeit des Käufers voraus: 
gejegt werden muß.“ (Vgl. Motive zu dem mehrgenannten Reichögejegentwurf.) 

Ferner dürfen mit Beamten, welche die Verwaltung jelbft führen oder an 
derjelben beteiligt find, Verträge in Bezug auf diefe Verwaltung nicht abge: 
Iichloffen werden. Ausnahmen hievon dem Geſetz vorzubehalten, wie der Iette 
Reichsgeſetzentwurf entiprechend den Reichſstagskommiſſionsbeſchlüſſen befagt. dürfte 
zu weit gehen. (Zulaffung durch den Reichskanzler.) 

Sodann ift es unzuläjfig, die von den Behörden rechtsgültig abgeichloffenen 
Verträge zum Nachteil des Reichs nachträglich aufzuheben oder abzuändern, und 
dürfen Ausnahmen hievon nur vom Kaifer genehmigt werden. Die im genannten 
Entwurf in Ausficht genommene ausdrüdliche Beſchränkung ſolcher ausnahms— 
weilen Genehmigungen auf Fälle, in denen ſich „die Umſtände weſentlich ver: 
ändert haben,“ wird entiprechend dem preußiichen Gejeß fallen zu laſſen jein, 
während übereinjtimmend mit dem preußiichen Recht hier, im Gegenjaß zu dem 
Verziht auf Einnahmen und zur Niederſchlagung von Defekten, eine Delegation 
des kaiſerlichen Rechts auszujchließen fein möchte. 

Daß, falls der abgeichloffene Vertrag der Genehmigung der gejeßgebenden 
Körper unterlegen hat, auch die Zuftimmung ber leteren erforderlich ift, fteht 
außer Zweifel. 


3. Das Rechnungsweſen. 


In jedem geordneten Haushalt beitehen zur Gewinnung einer ſicheren 
Unterlage für die Wirtihaftsführung ſelbſt, wie aud für die Aufftellung der 
fünftigen Wirtihaftspläne gewiſſe Einrichtungen, die wir unter dem Begriff 





1), Wir bemerfen, daß 1899 erſtmals in die Militäretats unter die perjönlichen Aus— 
gaben für das Garniſonbauweſen (ap. 23) Beträge zur Belohnung für einzelne beſonders 
verdienjtvolle Leiſtungen der etatsmäßigen Baubeamten eingeftellt worden find, um hervor- 
ragende Dienitleiitungen durch außerordentlihe Jumendungen ebenjo, wie bei der preubiichen 
allgemeinen Bauverwaltung, remunerieren zu können. Der Etat der Reichspoftverwaltung 
folgte diefem Verfahren (Etat 1900, Kap. 85, Tit. 38d). 

Ueber die eigenartige Entwidlung des Milttärbaumeiens vgl. Annalen 1900 5. 936. 
— Aehnlich, wie dad Bauweſen für das Heer wurde dasjenige der Marineverwaltung 
organifiert. — Im übrigen entbehrt das Reichsbauweſen noch der jelbitändigen einheitlichen 
Geſtaltung. Beiſpielsweiſe werden wichtigere Bauprojekte aus dem Reſſort des Auswärtigen 
Amts, des Reihsamts des Innern ꝛc. von der Preußiſchen Akademie des Baumejens fünit- 
leriih und von der Bauabteilung des Preußiſchen Ninifteriums der öffentlichen Arbeiten 
techniſch geprütit. 
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‚Rehnungswelen“ zufammenfaffen. Sie funktionieren teils fortdauernd während 
des Vollzugs des Wirtichaftsplans, teils von Zeit zu Zeit und namentlich zum 
Schluß der einzelnen Haushaltsperioden. Eine bejondere Bedeutung gewinnen 
fe als Kontrollmittel für die Verwaltung fremden Vermögens. Zugleich ergibt 
ich bier ein enger Zuſammenhang des Rechnungsweſens mit dem genehmigten 
Wirtſchaftsplan infofern, als feßterer in der Regel den feften Maßſtab bei Ab— 
nahme der vom Verwalter in verantwortlicher Weile abzulegenden Rechenichaft bildet. 

Bei der ftaatlihen Wirtichaft untericheidet fi) in genannter Hinficht 
die abjolute von der Eonftitutionellen Zeit dadurch, daß in jener vorzugsweiſe 
das Rechnungsweſen, in diefer in erjter Linie das Etatsweſen und jodann ber 
Zulammenhang zwiſchen Etats: und Rechnungsweſen zur Entwidlung gelangte. 
Bie ſchon bei den alten Kulturvölfern ein ftaatliches Rechnungsweſen fich Früher 
zeigt, ald die Regelung der ftaatlichen Wirtichaft durch beftimmte, im voraus 
(itgeftellte Pläne, jo wurde aud im abjoluten Staate Preußen im Rechnungs: 
nden eine ſyſtematiſche Ordnung und Einheitlichteit früher als im Etatsweſen 
durchgeführt. Im Jahr 1820 mar zwar erftmals ein die gefamte Preußiſche 
Staatöverwaltung umfaffender Haushaltsetat feftgeftellt worden, allein die In— 
fruktion für die Oberrehnungsfammer von 1824 hat daraus für das Staats: 
hnungswelen nicht die Konjequenz gezogen, daß fie vorichrieb, es müſſen 
imtliche Finanzrechnungen des Staats auf das Staatsbudget für die betreffende 
finanzperiode geftügt und dem Bau desjelben nachgebildet fein. (Vgl. dagegen 
die bayeriiche Verordnung hierüber vom 11. Januar 1826.) 

Auch ala im Jahr 1850 die Berfaflung für Preußen entftand, war die 
edeutung des geieglich feftgeftellten Staatshaushaltsetats ala eines fihern Maß: 
Habs für die Kontrolle und die Entlaftung der ftaatlichen Wirtichaftsführung 
ht voll gewürdigt worden. Man beichränfte fi darauf, in Art. 104 die 
altbemährte Rechnungslegung und Kontrolle mit den durch die veränderte Rechts: 
age bedingten Erweiterungen aufzunehmen. Der genannte Artikel jchrieb ledig: 
ih die Prüfung und Feſtſtellung der Rehnungen — e8 find dies die Kaffen: 
schnungen — über den Staatöhaushaltsetat durch die Oberrechnungskammer 
vr und ordnete weiterhin an, daß die allgemeine Rehnung über den 
ktaatgshaus halt jeden Jahres zur Entlaftung der Staatsregierung den Kam— 
nern vorzulegen jei. Aus leßterer Faſſung ift jodann abgeleitet worden, daß 
de Entlaftung durch die Kammern fi nicht auf den nad Art. 99 der V. U. 
gieklic Feftgeftellten Staatshaushaltsetat zu beichränten habe, jondern ſich auf 
sen ganzen Staatshaushalt überhaupt eritrede. 

Turh das Oberrechnungsfammergejeg vom 27. März 1872, 8 18 Ziff. I 
— dgl. Annalen 1902 ©. 504 ff. — mwurde zwar Sicherheit dafür gegeben, 
SH die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt mit den von der Ober: 
hnungstammer geprüften Kaſſenrechnungen übereinftimmte. Im wejentlichen 
»ar dieje Konformität jchon lange vorher dadurch erzielt worden, daß die ge: 
nonnten Raffenrechnungen genau mit den die Grundlage der allgemeinen Rech: 
nungen bildenden Jahresfinalabichlüffen übereinftimmen mußten. 

Die Gejeggebung ſchloß jedoch bis zum Erlaß des Staatshaushaltsgejeßes 
om 11. Diat 1898 nicht aus, daß jene mit den Kaflenrechnungen überein: 
tımmende allgemeine Rechnung auf einer anderen Grundlage, al3 dem geſetzlich 
Kgeftellten Etat -- Art. 99 d. V. U. — bergeftellt wurde; bis dahin hatte 
omit die Landesvertretung gejegmäßig eine fichere Norm für die Kontrolle des 
kietsdollzugs nicht. 
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Tatſächlich entſprach allerdings die Ausführung des Staatshaushaltsetats 
und die Rechnungslegung hierüber den Eonftitutionellen Erforberniffen. 

In den in der Regel für ein volles Kalenderjahr gelegten Kaſſenrechnungen, 
welche das beim Jahresabſchluß feftgeftellte Reſultat der Kaffenbücher wieder: 
gaben, wurden die Einnahmen und Ausgaben in derjelben Ordnung nad): 
gewiejen, wie fie in den Kaſſenetats aufgeführt waren. Da nun dieje die Ein: 
nahmen und Ausgaben grundjäglid im Rahmen ber durch die Etats feſtgeſtellten 
Kapitel und Titel enthielten, jo war damit die Uebereinftimmung der Kaſſen— 
rechnungen mit dem geſetzlich feitgeftellten Etat hergeſtellt. Es beitand alio 
ihon lange vor dem Geſetz von 1898 folgender lückenloſer Kreislauf: geſetzlich 
jeftgeftellter Etat — Kaſſenetats — Kaflenrechnungen — allgemeine Rechnung 
— geſetzlich feſtgeſtellter Etat. 

Dieſe Uebung ſtellte das letztgenannte Geſetz im Einzelnen (559 10, 11, 48, 
49, 52) feſt und beſtimmte weiter im Intereſſe der geſetzmäßigen Kontrolle — 
ebenfalls entiprehend der beitehenden Uebung — die Mitteilung des geſetzlich 
jeftgeftellten Staatshaushaltsetats und der zugehörigen Spezialetats, ſowie der 
Kafjenetats??) und der Deflarationen hiezu an die Oberrechnungskammer ($$ 9 u.12). 

Wie Ichon früher erwähnt, ſchloß fi das Reich aud im Rechnungsmelen 
enge an das preußiiche Syſtem an und es Hat, abgejehen von der Reit: 
verwaltung, diejen Anſchluß bis jeßt ftrenger jeitgehalten ala im Etatsweſen. 

So ergibt fid) auch hier aus den beftehenden Berhältniffen heraus von 
jelbft, daß das Reichswirtſchaſtsgeſetz im melentlichen die Beitimmungen des 
preußilchen Geleges über den Staatshaushalt übernehmen und hiemit ebenjo 
wie dies für Preußen geichehen ift, die beftehende Uebung feitlegen wird. 

Wir beichränfen uns im folgenden auf die Erörterung der allgemeinen 
Geſichtspunkte, da auch Hier ein näheres Eingehen auf Einzelheiten nicht in der 
Abſicht der Beiprehung liegt. 

Zunächſt dürfte für das Reichägejeß in Frage fommen, ob nicht alle bie- 
jenigen Beitimmungen des preußiichen Staatshaushaltsgeſetzes, die den Nach— 
weis von Einnahmen und Ausgaben in den Rehnungen („Verrehnungen“ 
u. ſ. w.) bitreffen und für das Reich, wie jeither übereinftimmend mit Preußen, 
jo auch fernerhin gelten jollen, einheitlich zufammenzufaffen wären. Wir führen 
in dieſer Hinficht die Vorichriften des genannten preußiichen Gejeßes über 


ı) Dieje Kaſſenetats unterliegen, da fie die weientlihe Grundlage für die Führung 
der MWirtichaft und für die Rechnungslegung bilden, bei der Rechnumgsrevifion der Prüfung 
der Kontrollbehörde. . 

Abweichungen von denjelben werden, jotern fie nicht zugleich Abweichungen von dem 
Hauptetat und den Spezialetats in fich jchlieken, von der Hontrollbehörde nicht zum Gegen: 
ftand von Bemerkungen im Sinne des O.R.K. Geſ. $ 18 gemacht, jondern den zultändigen 
Verwaltungsbehörden — 

Wegen etwaiger Mängel in der Fertigung der verfaſſungsmäßigen Etats, die 
ſich J B. bei jener Prüfung der Kaſſenetats ergeben, ſetzt ſich die Kontrollbehörde für 
Preußen mit dem Finanzminiſter, für das Reich mit dem Reichsſchatzamt ins Benehmen, 
da nah dem beitehenden Recht auch die Entjtehung des Etats der genannten Kontrolle 
unterliegt. Gewäß 5 2 der O.R.Kamm. Inſtr. von 1824 hatte die Oberrechnungsfanımer die 
„Seneralfontrolle” auf „etwaige Mängel bei der Gtatöfertiqung“ aufmerfjam zu machen. 
ie ſchon früher bemerkt, trat im Jahre 1826 an die Stelle der Generallontrolle der 
Finanzminiſter. Im Reich übt die betr. Befugnilie des Preuß. Finanzminister der Reichs- 
fanzler durch das Reichsichagamt aus. Yebtere, dem Reichskanzler unmittelbar unterjtellte 
Zentralbehörde — vgl. Kaiſ. Erl. v. 14. Juli 1879 — hat als die ftaatlihe „Hüterin des 
Reichsetatsrechts“ das gejamte Eiatsweſen des Reichs in jeiner grundiäglihen Bedeutung 
wahrzunehmen. 
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folgende Punkte auf: die innere, dem verfaffungsmäßigen Etat entiprechenbe 
Einrichtung der Kafjenrechnungen, $ 13 Abj. 1, den rvechnungsmäßigen Nach— 
weis der Einnahmen und Ausgaben nad ihrer Fälligkeit oder, je nad) den 
etwaigen abweichenden Beitimmungen der Spezialetats, der mwirtichaftlichen Zu: 
gehörigkeit zc., $ 14, die Durdführung des jog. Bruttofyftems in den Red; 
nungen, $ 15, die rechnungsmäßige Behandlung vereinnahmter Beträge, die 
aus der Staatskaſſe zurüdzuerftatten find, und verausgabter Beträge, weldyer in 
die Staatäfafje zurüderftattet werden, 88 19 und 36, ben Zeitpunft für das 
Inabgangſtellen“ künftig wegfallender Ausgabebeträge (der Dienfteinkünfte über: 
zähliger Beamter, jomwie der perfönlichen Zulagen und jonftiger, an die Perſon 
gefnüpfter Dienfteinfünfte 2c.) in den Rechnungen, $ 34, die Termine für den Jahres— 
abſchluß der Kaſſenbücher und das Verbot der Buchung von Einnahmen und Aus: 
gaben des abgelaufenen Etatsjahrs nad) den Yahresabichluß, 88 39 und 40, 
die Anordnung der Einnahmen und Ausgaben in ben Kaffenrechnungen nad) 
Maßgabe der Kaflenetats, $ 48, die Webereinftimmung der Kafjenrechnungen 
mit dem Jahresabſchluß der Kaſſenbücher, $ 49, die Aufftellung der Kaſſen— 
rehnungen je für ein volles Etatsjahr und die Ausnahmen von dieſer Regel 
„Stückrechnungen“, $ 50, den Nachweis der bis zum Jahresabſchluß nicht ab: 
gewidelten Borihüffe in einem Anhang zur Kaſſenrechnung, $ 41, die Vor: 
prüfung (Abnahme) der Kaffenrechnungen durch die zuftändigen Behörden vor 
deren Einjendung an die Kontrollbehörde, $ 51, die Aufftellung der allgemeinen 
Rehnung über den Staatshaushalt und der Spezialrechnungen für die einzelnen 
Berwaltungszweige entiprechend dem Staatshaushaltsetat und den dazu gehörigen. 
Spezialetats, $ 52, die formale Geftaltung der vorgenannten Rechnungen — 
beionderer Nachweis je 1. des Solla nad) der vorigen Rechnung, 2. des Solls 
nah) dem Etat, 3. der gelamten Solleinnahme bezw. zausgabe d. h. der Summen 
von 1 und 2, 4. der Yiteinnahme bezw. -Ausgabe, 5. ber in das folgende Jahr 
zu übernehmenden Beträge, 6. der je aus 4 und 5 fich ergebenden Summen, 
7. des Mehr oder Weniger der Summen zu 6 gegen die Summen zu 3. — 
$ 53, ſowie die Nachweiſung des nach der vorigen Rechnung übernommenen 
und des in die folgende Rechnung übergehenden Kaſſenbeſtands, 8 54.) In 
legterer Hinſicht kommt nod in frage, ob künftig für das Reich ebenjo, wie 
dies für Preußen durd den genannten $ 54 meiter beſtimmt iſt, auch die 
Betriebsjfonde — „eiferne Beſtände“ ꝛc.““) — durch die allgemeine Rechnung 
= Daß das Reichsgeſetz Hinfichtlih des joy. Rechnungs ſtils im Reichshaushalt, 
ſewie der Einheitlichkeit der allgemeinen Rechnung einen Syſtemwechſel nicht bringen 
wird, iteht wohl außer Zmeifel. Für die deutiben Verhältniffe genügt die einfache og. 
tameraliftiihe Buchführung und liegt fein Anlaß vor, zu der in Belgien, Frankreich, 
alien u. j. w. eingeführten fomplizierteren jog. doppelten Buchführung überzugeben, die fich 
ibrer Ratur nah ohnehin mehr für private Erwerbswirtjchaft, ala für die ſtaatliche jog. 
„Aufwandmirtichaft” eignet. Desgleihen wird zweckmäßigerweiſe gegenüber der beiſpiels— 
weiſe im Frankreich beitehenden, theoretisch vielleicht berechtigten, aber umitändlichen und 
ihmwer durchzuführenden Teilung der Rechnung in die jog. Gebahrungärehnung, welche die 
in dem betr. Jahr vorgelommenen Einnahmen und Ausgaben umfaßt — compte d'année — 
und die joy. Schaum, welche die für das betr. Jahr bemwirkten Einnahmen und Aus» 
gaben begreift — compte d’exereice — die hiäherige Vereinigung der Budgets- und 
Gebabrungsrehnung in einer allgemeinen Rechnung beizubehalten jein. 

Dieje allgemeine Rechnung dürfte auch künftig nicht von der oberiten Rechnungs: 
behörde, jondern von der yinanzverwaltung deö Reichs aufgeftellt werden. J 

Bgl. z. B. Erläuterungen zum Hauptetat 1902: „An eiſernen Beſtänden ſind vor— 
banden: 1. bei der Reichshauptkaſſe 54993329 ME., 2. der Legationskaſſe 750000 Mk., 
3. der Verwaltung des Reichsheeres 301100 Mt., 4. der Reichspoft- und Telegraphen- 
verwaltung 5250 und 5. der Reihsdruderei 400000 DE., zujammen 61694429 NE.“ 
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nachzumeifen wären. Bisher gelangen joldhe nur im Entwurf des Hauptetats 
unter „Erläuterungen“ und in der Kaushaltsüberficht zum Nachweis. Weiterhin 
jragt fi, ob nicht hier auch die Naturalien= zc. vorräte, welche beftimmungs- 
gemäß von einer Reichäverwaltung, 3. B. der Militärverwaltung, in „Reerve“ 
zu halten find, entiprechend der durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe von 1874 ver: 
anlabten Faſſung des letzten Reichsgeſetzentwurfs, $ 1 Abi. 3, berückſichtigt 
werden jollen. 

Im bejondern erwähnen wir noch den im preuß. Geſetz vorgefchriebenen 
rechnungsmäßigen Nachweis der über: und außeretatsmäßigen Einnahmen und 
Ausgaben. $ 13 Abi. 2 und 3 des genannten Gejeßes lautet bezüglich der 
Kaſſenrechnungen: „Mehreinnahmen und Mehrausgaben find an den vor: 
bezeichneten Stellen ber Rechnung (d. h. unter den betr. Kapiteln und Titeln 
des Etats oder, falls nur ein entiprechendes Soll aus der vorigen Rechnung zu 
übertragen war, an der betr. Stelle der folgenden Rechnung) als Zugang nad): 
zumeifen. ft jedod nur eine Sollausgabe aus der vorhergehenden Rechnung 
übertragen, jo ift eine etwaige Mehrausgabe gegen diejelbe in der Rechnuna, 
getrennt von den etatsmäßigen Ausgaben, als auberetatsmäßige Ausgabe nad; 
zuweilen.“ (Letztere Vorſchrift ift deshalb gegeben, weil eine aus ber vorigen 
Rechnung übertragene Sollausgabe für ſich allein einen Zitel des neuen Etats 
nicht darftellt.) „In gleicher Weile find Einnahmen und Ausgaben, melde 
weder unter einen Etatötitel fallen, nod; bei einem Soll aus ber vorhergehenden 
Rechnung zu verrechnen find, in der Rechnung, getrennt von den etatsmäßigen 
‚Einnahmen und Ausgaben, als außeretatsmäßige Einnahmen und Ausgaben 
nachzuweiſen.“ 

Dementſprechend beſtimmt $ 52 Abſ. 3 hinſichtlich der allgemeinen Red; 
nung: „Außeretatsmäßige Einnahmen und Ausgaben ($ 13 Abi. 2 und 3) find 
unter zujäglichen Abjchnitten nachzuweiſen.“ 

Daß dieje wejentlih aud im Intereſſe der Verfaſſungskontrolle gegebenen 
Borichriften, wonad) alfo die betr. Rechnungen jämtlihe Einnahmen und Aus: 
gaben des Staatshaushalts umfaſſen müflen, ebenfall® der feitherigen Uebung 
entiprechend, auch dem Reichsgeſetz einzuverleiben find, wird nicht zu beftreiten 
fein. Dagegen dürfte von Aufnahme der in dem mehrgenannten Reichsgeſetz 
entwurf, nei Kalender, den Komiffionsbeichlüffen, vorgejehenen Beitimmungen über 
Kaſſen reviſionen, durch welche das für Preußen auf der Kabinetsordre vom 
19. Auguft 1823 beruhende Prinzip feftgeftellt werden follte, in Uebereinftimmung 
mit dem preußiſchen Geſetz, abgejehen merden und das hier Erforderliche der 
Erefutive zu überlaflen jein. 

An den ſchon genannten „Jahresabſchluß“, aljo die tatjächliche ver: 
waltungsmäßige Abgrenzung ber jährlichen Wirtichaftäperioden knüpfen ſich die 
dem ftaatlichen Haushalt eigentümlichen und je eigenartig geftalteten Einrichtungen 
der Reftverwaltung und ber Fondsübertragung, fowie der Haus: 
haltsüberjidht. Sie beruhen ſämtlich auf rechneriichen Akten; erſtere Beiden 
ftehen in engem Zuſammenhang mit ber Führung der ftaatlihen Wirtichaft und 
eg diefelbe nicht unerheblich, während letztere weſentlich ein Kontroll: 
mittel ift. 

Daß für das Reid, analog den Beitimmungen des preußiſchen Geſetzes 
— 88 43—46 — ') die jchon ſeit ca. 24 Jahren bejeitigte Reftverwaltung 


) In Preußen it die Behandlung der Reſte auf Grund des Staatähaushalts- 
vojeges vom 11. Mai 1898, welches hier im mwejentlihen feine Neuerung bradte, jondern 
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— vol. die Erörterungen hierüber unter I — wieder eingeführt wird, halten 
wir für ausgeichloffen. Nicht jomohl unter dem Gefichtspunft des Art. 69 d. 
RB. — Teititellung des Etats für ein Jahr —, wie dies jeinerzeit von jeiten 
des Reichstags geichehen ift, jondern namentlid mit Rüdficht auf die Einheit 
und Kontinuität der Reichöverwaltung möchten wir uns gegen die Reftverwaltung 
ausfprechen, indem wir davon ausgehen, daß aus Gründen der Zweckmäßigkeit, 
iowie im Intereffe der Ueberfichtlichkeit und Durchfichtigkeit der Wirtichaftsführung 
die ſog. Refte, ebenfo, wie alle „verjpäteten“ Einnahmen und Ausgaben ſtets 
bei der laufenden Verwaltung verrecdjnet werden jollen — die reitlichen Einnahmen 
und Ausgaben der Buchführung berühren jelbitredend die Yahresfinanzwirtichaft 
als joldye nicht —, während Einnahmen und Ausgaben, die in den Etats über: 
haupt nicht oder noch nicht vorgejehen find, unter die außeretatsmäßigen Ein: 
nahınen und Ausgaben fallen. 


Bon demjelben Standpunft aus find wir gegen die Einfchränfung der 
übertragbaren Fond3'?) auf beftimmte Zeit; e& dürften vielmehr hier, im 


die beteits beftehenden Grundjäge feftlegte, folgende: Haben Einnahme beträge, melde 
nah $ 14 des Gejeged dem abgelaufenen oder einem früheren Gtatsjahr angehören, bis 
um Jahresſchluß nicht eingezogen werden fönnen, jo find fie für das abgelaufene Etats: 
yahr ala Einnahmerefte nachzuweiſen und für das folgende Etatsjahr in Solleinnahmen 
iu ftellen. vr Vereinnahmung erfolgt demnädjit für —— desjenigen Etatsjahrs, 
in welchem fie eingehen. Beiden jährlih abſchließenden Ausgabefonds dagegen 
md, damit die Ausgaben eines Jahres möglichit au& den für diejes etatsmäßig beitimmten 
Fonds bejtritten werden, die Mittel zu Reſt ausgaben, d. h. jolden, die nad $ 14 des 
Öeieges dem abgelaufenen Jahr angehören, vor dem Abſchluß für dasjelbe aber nicht mehr 
geleittet werden fonnten, zu rejervieren und in das folgende Etatsjahr zu übertragen, 
indem die betr. Beträge in der Rechnung für das abachäleiiene Jahr ala zu Reftausgaben 
beftimmt nachgewieien und in den Büchern für das folgende Jahr in Sollausgabe geitellt 
werden. Someit nad) Rejervierung der erforderlichen Beträge zu Reſtausgaben bei jährlich 
—— Fonds Beſtände unverwendet bleiben, ſind ſie in der — als erſpart 
nachzuweiſen. 

Die Verwendung der zu Reſtausgaben reſervierten und in das folgende Jahr über- 

ragenen Beitände ift jedoch injofern dem Gegenitand und der Zeit nach begremit, als fie 
nicht für Ausgaben, die dem folgenden Jahr angehören, jondern lediglich zur Beitreitung 
der betr. Reſte verwendet werden dürfen und zwar nur während der Dauer des nächſten 
Gtatäjahrs; werden jpäter noch Zahlungen nötig, die aus den rejervierten Beträgen zu 
leiten gewejen wären, jo find fie ebenjo, wie Ausgaben, die innerhalb des nädjiten Gtats- 
ars bervortreten, ohne daß Mittel hiefür rejerviert find, aus den (Fonds des betr. laufenden 
ag zu bejtreiten. 
. . Beiden übertragbaren Ausgabefonds werden, um eine etwaige Etatsüber- 
\hreitung erfennbar zu machen, die zu Reitausgaben erforderlichen Beträge zwar ebenfalls 
wierniert, fie find jedod mit den etwa außerdem am Jahresſchluß verbliebenen Beitänden 
n einer Summe in das folgende Jahr zu übertragen und wird diefe eine Summe 
m dieſem Jahr ohne weitere Unterjcheidung zwiſchen Ausgaben des laufenden Etatsjahrs 
und ſolchen, die der früheren Zeit angehören, verwendet. 

.. In Preußen beitand dielebertragbarfeit der Fonds fchon in der vor« 
Ionftitutionellen Zeit. Vgl. O.R. Kamm. Inſtr. v. 1824 8 24 Abi. 6 betr. die fortlaufende Ueber- 
tagung der etatsmäßigen Bau- und der (jet nicht mehr beitehenden) Remiljionsfonds auf 
dad folgende Jahr, und Abi. 8 betr. die Verpflichtung der Oberrehnungstammer zur Kontrolle 
det nab Ab). 6 übertragenen Beltände, iowie das Kafjenregulativ vom 17. März 1828 
Jif. 13 betr. die durch beiondere Beitimmungen der Etats u. j. w. für übertragbar er- 
Härten, ju den laufenden und zu den Reitausgaben gleicherweile zu verwendenden Fonds. 
. Viele Fondsübertragungen fanden im Intereſſe der zweckmäßigen Führung des 
Stoatöbaushalts in der Regel da ftatt, wo die Bedürfniſſe eines Jahres variterten, jomit 
durchſchnittsbeträge, Statt firer Summen erheijchten oder wo fich diejelben in einem Jahr 
überhaupt nicht abichließen ließen. 

Während vor Einführung der Verfafjung der Monarch den Rejlortcheis die Ueber- 
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mwejentlichen übereinftimmend mit den Beftimmungen des preußifchen Gejeßes, 
88 44 und 46, die am Jahresſchluß verbleibenden Beitände, wie jeither, bei 
allen Baufonds und bei den als übertragbar in den Spezialetatö bezeichneten 
Ausgabefonds, ſowie bei den einmaligen Fonds zur Verwendung in die folgenden 
Jahre zu übertragen jein. Wie jchon bei der Beratung des preußiichen Gejeßes 
von jeiten des Finanzminfters betont worden ift, erjcheint es bei der großen 
Verichiedenartigfeit der jeweiligen Verhältniffe und den hierin vielfach eintretenden 
Veränderungen praktiich kaum möglich, eine Regel für die zeitliche Einſchränkung 
der genannten Fonds zu finden; überdies dürften bei Seitlegung zeitlicher Grenzen 
Ueberſtürzungen wirtſchaftlich nachteiliger wirken, ala die Verzögerungen bei 
längerem Offenhalten der Fonds. Andererſeits war bei dem bisherigen Ver— 
fahren die Kontrolle der Verwendung der übertragbaren Fonds des Reichshaus— 
halts gefichert und es haben fich biebei erhebliche Mißſtände nicht gezeigt. 
Weiterhin fommt bier in Betradht, daß das Verhältnis zwilchen den Jahres: 
ausgaben und den übertragenen Reftbeitänden jtets ein ziemlich gleichbleibendes 
geweſen iſt. GBeiſpielsweiſe betrugen leßtere bei der preußiichen Militärver- 
waltung in dem Zeitraum von 1877/99 durchſchnittlich 2,7°/o der erfteren; 
die Schwankungen halten fich zwiſchen 1,7 und 3,70.) 


Daß eine etwaige Verwendung der aus früheren Jahren übertragenen 
Neftbeftände zu Gunſten des laufenden Haushalts auch fernerhin etatsrechtlich 
zuläffig bleiben muß, wird einem Zweifel nicht unterliegen. Zweckmäßig er: 
jcheint aber, wie jchon früher erwähnt, eine jolche Verwendung nur dann, wenn 
die vorhandenen Beftände im Vergleich mit der Beftimmung des betr. Titels 
zu groß find; andernfalls würde der bewährte Verwaltungsgrundjaß, bei dieſen 
übertragbaren Titeln durch Anſammlung von Rejerven in günftigen Jahren 


tragungen bemilligte, erfolgten nach 1850 dieje Bewilligungen von der Yandesvertretung 
an die Regierung. ; 

Die betr. preußiiche Einrichtung ging auf das Reich über. 

Entſprechend dem preußiihen Verfahren wurden reichägejegliche Beitimmungen 
darüber, bis zu welchem Zeitpunft die übertragbaren Fonds weiterzuführen find und wie 
hoch die Erſparniſſe jein dürfen, nicht getroffen; in legterer Hinficht wurde von Fall zu 
Fall, je nad Lage der Verhältniffe AR Grund der Etatöverhandlungen das Erforderliche 
bei den einzelnen Fonds veranlaßt. Im übrigen erfuhr die genannte Einrihtung mit dem 
Wachſen des reihswirtichaftlihen Organismus nad und nad eine Erweiterung. 

Die Verjuche, im Wege der Reichögejeßgebung die Angelegenbeit zu regeln, find 
folgende: Der Entwurf eines Reichögejeßes über die Verwaltung der Einnahmen und Aus- 
gaben des Reihs vom 5. Februar 1874 wollte bei allen unter den fortdauernden Aus 
gaben bewilligten Baufonds, jomie bei den dur den Gtat als übertragbar bezeichneten 
Fonds die bis zum Nahresichluß nicht ausgegebenen Beträge für die im folgenden 
Jahr unter demjelben Titel zahlbar werdenden Ausgaben neben dem laufenden Gtatsjoll 
zur Verfügung ftellen, dagegen die zu einmaligen Ausgaben bemilligten Fonds bis zur 
Erfüllung ihres Zwecks als von einem Yahr in das andere ——— behandeln. 

Die Reihstagstommilfion von 1874 ſprach ſich gegen die Webertragbarteit der zu 
einmaligen Ausgaben bemilligten Fonds aus und wollte die Verfügung über eritere Be- 
ſtände auf das näditfolgende Jahr einschränken, jofern nicht der Etat ausdrüdlih eine 
Uebertragung auf längere Zeit geftatte. Die Neichsgeiegentwürfe von 1875/77 beabfidhtigten 
jodann eine zweijährige Lebertragungöperiode für alle Baufonds und alle „übertragbaren“ 
Fonds, jomwie für alle einmaligen Fonds, jofern nicht der Etat ausdrüdlich eine Uebertragung 
auf längere Zeit ng (Jeder der genannten Fonds wäre aljo jomit im — 3 Jahre 
offen geweſen.) Die Reichstagskommiſſion von 1877 ſchloß wiederum die Uebertragbarkeit 
der zu einmaligen Ausgaben beſtimmten Fonds aus und genehmigte für die andern betr. 
Bons die zweijährige Uebertragungsperiode „iofern der Gtat nicht ausdrüdlic anderes 
eſtimme“. 
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Ueberichreitungen in ungünftigen Jahren zu vermeiden, durchbrochen und über: 
haupt der Antrieb für die betr. Verwaltung, hier planmäßig zu jparen, wegfallen. 

Eine bejondere ftaatörechtliche und jtaatswirtichaftlicye Bedeutung hat nad) 
und nach die jährliche „Ueberjiht ber Staat3= bezw. Reihsausgaben 
und Einnahmen“ erlangt. Wir beiprechen bdiejelbe bier in Verbindung 
mit der „allgemeinen Rechnung”. 

Der Urjprung der jegigen Haushaltsüberficht und in gewilfem Sinn aud) 
der allgemeinen Rechnung Preußens und des Reichs dürfte vielleicht in der am 
19. Februar 1798 an den Etatöminifter ergangenen Königlichen Kabinetsordre 
— abgedrudt in Hertel, Die Preußiſche Oberrechnungsfammer, Ergänzungsheft 
— zu juchen jein. Nachdem jchon einige Jahre früher der Präfident der Ober: 
rechnungskammer burd) Königliche Ordre angewiejen worden war, gegen Ablauf 
eines jeden Etatsjahrs eine furze UWeberficht jämtlicher Kaſſen und deren Ab— 
ihlüfe, fowie der dabei vorhandenen Beftände vorzulegen und dabei „die Monita 
gegen die Haupt: und wichtigften Rechnungen anzuzeigen“ beftimmt die vor: 
genannte Königliche Ordre, welcher eine bejondere nftruftion beigefügt war, 
zur Gewinnung einer genauen Weberficht über den fyinanzzuftand des Staats 
ım allgemeinen und von jeder Provinz inäbejondere u. a.: „dieſes Zableau er- 
warte Ich nunmehr von Euch, und zwar jährlich, ehe ch Mir die neuen Etats 
der Departements vorlegen laffe, damit Ich Mich genau von dem ganzen Um— 
fang derjelben unterrichte, bevor Ich den Miniftern ihre Rechnung dedhargiere.“ 

Zunächſt wurde jedoch nur die „allgemeine Rechnung“ weiter entwidelt. 
Die erfte verfaffungsmäßige (Art. 104 d. V. U.) allgemeine Rechnung betr. das 
Jahr 1849 ging in der Eelfion von 1852 dem Yandtag zu. Auch in der 
budgetlojen Zeit (1862—1865 einjchl.) wurde die allgemeine Rechnung über 
den Staatshaushalt jeden Jahres in der hergebrachten Form aufgeftellt; die 
Oberrechnungskammer prüfte auch bie Rechnungen dieſer Jahre, ohne daß hier 
verfaffungsmäßige Etats der Kontrolle zu Grunde lagen, und die Volfävertretung 
erteilte der Staatöregierung auf Grund diefer Prüfung Entlaftung. 

Die Etatsüberjchreitungen (Art. 104 d. B.U.) wurden anfänglic) durd) 
die allgemeine Rechnung dem Landtag zur Genehmigung mitgeteilt. Da ſich 
jedoch entiprechend dem Anwachſen des ftaatlichen Organismus die Fyertigftellung 
der allgemeinen Rechnung immer mehr hinauszog und andererjeits das Bedürfnis 
des Landtags, in der langen Zmijchenzeit einen annähernd zuderläffigen Einblid 
in die Ergebniffe jedes lettabgelaufenen Etatsjahres zu erlangen, immer dringender 
bervortrat, jo gingen infolge Uebereinfommens zwiichen Regierung und Landes: 
vertretung den Kammern Nachweiſungen der Etatsüberjchreitungen und der außer: 
&atömäßigen Ausgaben ſchon je im nächiten Jahr, nachdem fie entftanden waren, 
jur nahträglichen Genehmigung zu; diefe Nachweiſungen wurden nad) und nad) 
peddienlicherweife zu einer Gefamtüberfiht der Rechnungsergebniffe der lett- 
abgelaufenen Wirtichaftsperiode ausgeftaltet. Auf dieje Were erhielt die Landes: 
vertretung möglichit frühzeitig, in der Regel 6-8 Monate nad) Ablauf des 
Etatsjahrs, vollftändige Kenntnis nicht nur, wie verfaffungsmäßig vorgeichrieben, 
von den über und außeretatsmäßigen Ausgaben, fondern auch von den Minder: 
ausgaben, jowie von den Mehr: und Mlindereinnahmen des betr. Yahres. 

Das betr. preußiiche Verfahren ging auf ben Norddeutichen Bund 
über. Zur gejeglichen Einrichtung wurden jene Nachweiſungen für Preußen 
durh das O.R.Kamm. Geſ. v. 27. März 1872, $ 19 Abi. 3 und für das 
Rad durch das Gejeg vom 11. Februar 1875. Die Haushaltsüberjicht 
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ichrieb für Preußen erſt das Gejet vom 11. Mai 1898 vor. 8 47 besjelben 
lautet Abſ. 1 und 2: „Eine Ueberficht von den Staatseinnahmen und zausgaben 
eined jeden Etatsjahres ift dem Landtag im folgenden Etatsjahre vorzulegen. 
Dieſer Ueberfiht ift die gemäß $ 19 Abſ. 3 des Gef. v. 27. März 1872 dem 
Landtag vorzulegende Nachweiſung ber Etatsüberjchreitungen und der außer: 
etatsmäßigen Ausgaben beizufügen.“ Ferner beftimmen die 88 18 und 38 bes 
Gef. v. 11. Mai 1898, daß in jener Weberficht die gemäß den genannten Para: 
graphen nicht zur Einziehung gelangten oder zurüderftatteten Beträge bei den 
betreffenden Etatstiteln rad 3 mitzuteilen find, jo lange die Landesvertretung 
von dieſer Mitteilung bezüglich einzelner Arten x. nicht abfieht. Ab}. 3 des 
obengenannten $ 47 jchreibt weiter unter Ziff. 1 vor, daß innerhalb ber 
für Vorlage der Ueberjiht gegebenen Frift dem Landtag Nach— 
mweilungen über die Verwendung der Dispofitiond- x. fonds der Verwaltung — 
vgl. die obigen Ausführungen hierüber — vorzulegen find. 

Entiprechende Beftimmungen werben auch in das fünftige Reichögejeg auf: 
zunehmen jein. 

Die weiteren Beftimmungen des preuß. Staatshaushaltsgeießes $ 23 
Abj. 2 betr. Mitteilung über das länger als ein Yahr dauernde Nichtbejegtjein 
einer neu errichteten Stelle und des $ 47 Abi. 3 Ziff. 2 betr. Vorlage von den 
als endgültig erjpart zu löſchenden Beträgen der durch bejondere Geſetze zur 
Verfügung geftellten Kredite innerhalb der für Vorlage der Haushaltsüberficht 
beftimmten Friſt dürften nad) dem früher Ausgeführten ala ſolche in das Reichs— 
gejeg nicht übergehen, während andererſeits deſſen Beftimmungen über die 
Haudhaltsüberficht auch die jchon Früher erörterte Vorjchrift des Reichseigentums— 
gejeges dv. 25. Mai 1873 betr. die Nachweiſung der Weberichreitung der Ein- 
—— aus Veräußerungen von Sahbefig des Reichs werden in ſich ſchließen 
müſſen. 

Ebenſo wie das preußiſche Geſetz wird wohl auch das Reichsgeſetz Normen 
über die formale Geftaltung der Haushaltsüberſicht nicht Men. Die 
bisherige Einrichtung jener Ueberſicht, welche, abgejehen davon, daß fie eine 
weitere Spalte für die zu genehmigenden Etatsüberjchreitungen und außeretat3- 
mäßigen Ausgaben enthält, derjenigen der allgemeinen Rechnung entſpricht, hat 
fi) bewährt und gilt hier im übrigen ungefähr dasjelbe, was wir oben über 
das Etatsſchema gejagt haben. 

Wir erwähnen noch, daß die ohne Mitwirkung der Kontrollbehörde auf: 
zuftellende Haushaltsüberficht die zweite Form ift, in welcher die ftaatliche Jahres— 
wirtichaft an die Bolfövertretung zur Kenntnis, bezw. Genehmigung, vorbehalt: 
[ih der verfaffungsmäßigen Entlaftung, gelangt. Die erfte Form ift der zur 
Genehmigung eingereichte Voranſchlag — Entwurf des Jahreswirtichaftsplans — ; 
die dritte ift die zur allgemeinen Entlaftung vorgelegte allgemeine Rechnung. 
Bei den beiden eriten Formen handelt e8 ſich je um ein Bild der ftaatlichen 
MWirtihaft, das noch der Feſtſtellung bedarf. Die erfte Form betrifft die Zu: 
kunft und k bier die Bolfsvertretung die feititellende Inſtanz, die zweite da— 
gegen legt (auf Grund leßterer Feſtſtellung) die Vergangenheit dar und erfolgt 
bier die Feſtſtellung durch die oberfte Redynungsbehörde. 

Wie wir gejehen haben, ging in den letzten Jahren die Reichshaushalts- 
überfiht dem Bundesrat und Reichstag von jeiten des Reichskanzlers etwa 
7 Monate nad) Ablauf des betr. Etatsjahres mit dem Erfuchen zu, die je in 
bejonderen Anlagen der Ueberſicht zujammengeftellten Etatsüberjchreitungen und 
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außeretatömäßigen Ausgaben, ſowie die den Etat überjchreitenden und außer: 
etatsmäßigen Einnahmen aus der Veräußerung von Sachbeſitz des Reichs, vor: 
behaltlich der verfaflungsmäßigen Entlaftung, genehmigen zu wollen. Allerdings 
erhalten auf diefe Weiſe die geießgebenden Körper von Ausgaben und Ein: 
nahmen der genannten Art, die zu Anfang des Etatsjahres, aljo etwa im April 
erwachſen find, erjt etwa 18 Monate nad deren Entjtehung Kenntnis. Wenn 
nun auch dieſes Verfahren durch die beftehenden Gejege — O.R.Kamm. Geſ. 
von 1872 $ 19 Abſ. 3 und Reichseigent.Gej. von 1873 8 10 — gebdedt ift 
und es überdies namentlich hinfichtlic der Ausgaben an ſich zweckmäßiger jein 
dürfte, diejelben je auj Grund des Jahresabſchluſſes im Zujammenhang des 
ganzen Wirtihajtsbilds des betr. Jahrs durd) die Haushaltsüberficht, jtatt einzeln 
für ſich mitzuteilen, jo eriheint dody der Wunſch der Reichövertretung, diejenigen 
größeren außeretatsmäßigen Ausgaben, deren Leiftung vom Willen der Reichs— 
regierung abhing, früher zu erfahren, nicht ungeredhtjertigt. Die Verjuche, durch 
das Etatögeieg für 1901 Normen hierüber aufauftellen, find weſentlich aud an 
der Schwierigkeit, die VBorausjegungen feitzuftellen, unter denen die beichleunigte 
Mitteilung an Bundesrat und Reichstag erfolgen joll — vgl. Reichstagsſitzung 
vom 16. März 1901 Prot. S. 1947 — geiceitert. Unjeres Erachtens möchte 
für das Reichswirtichaftsgejeg von Feſtſtellung jener Borausjegungen überhaupt 
abzujehen fein, vielmehr die Vorſchrift etwa des Inhalts, daß eine Ueberficht 
der im laufenden Rehnungsjahr angewiejenen außeretatsinäßigen Ausgaben dem 
Reihätag je nad) jeinem Zujammentritt vorzulegen ift, genügen. Des weiteren 
wird daran feitzuhalten jein, daß außeretatsmäßige Ausgaben je im Ein: 
vernehmen mit der NReichöfinanzverwaltung nur dann geleiftet werden jollen, 
wenn fie fich nicht bis zur Feſtſtellung des nächſten Etats verjchieben lafjen. 

Bei den vorgenannten Verhandlungen wurde aud die Frage der Einjegung 
eines Organs der Reichövertretung zur jtändigen Kontrolle der Reichäfinanz: 
verwaltung berührt. 

Unjeres Erachtens ftünde eine ſolche Maßnahme mit dem Eonftitutionellen 
Spitem nicht im Widerſpruch; mwünjchenswert wäre fie jedoch nur dann, wenn 
fe — auf Grund der hierin in anderen Ländern gemachten Erfahrungen — 
nt etwa zu Weiterungen, jondern zu Vereinfahungen im Etats: und Rechnungs: 
meien und in Verbindung damit zu einer anderen, rajcheren Art der „Entlaftung“ 
führen würde. (Vgl. in legterer Beziehung auch die Kommijfionsverhandlungen 
zum erften Entwurf eines Oberrechnungsfammergejeges für Preußen von 1862 
wegen Einjegung einer bejonderen jtändigen Kommilfion des Landtags zur Vor: 
prüfung der allgemeinen Rechnung.) 

Auf weitere Erörterungen hierüber verzichten wir umjomehr, ala die Löſung 
des Problems ohne Zweifel erft einer jerneren Zukunft angehört. 

Beiondere Vorſchriſten über die periodiihe Jnventarijierung des 
Reihövermögens in das Neichögejeg aufzunehmen — vgl. hierüber 3. B. 
dad ital. Geſ. v. 17. Februar 1884 und das Verfahren in einigen deutſchen 
Staaten — erjcheint kaum angezeigt. Das bisherige, auf $ 12 des Reichs— 
eigentumsgejeges: „Dem Reichstag ift ein Verzeichnis des als Eigentum des 
Reichs jeftgeftellten Grundbefiges mitzuteilen, auch alljährlid) von den im Grund: 
befih des Meichs ftattgehabten Veränderungen Kenntnis zu geben“ gegründete 
Verfahren, wobei aljo der Reichstag auch Kenntnis von Taujchverträgen erhält, 
wird beizubehalten jein. Unter Umjtänden wäre die vorgenannte Gejeßes- 
kitimmung im Reichswirtſchaftsgeſetz zu berüdjichtigen. 
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Die Schlußbeftimmung dieſes Geſetzes, welches übereinftimmend mit dem 
preußiichen nicht eine Kodififation jämtliher Vorſchriften über die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben und insbelondere das Etats: und Rechnungs: 
weſen des Reichs bilden wird — beiſpielsweiſe würde die Vorichrift des Geſetzes 
vom 26. Februar 1876 über die Verlegung des Etatsjahrs auf 1. April/31. März 
zunächft weiter gelten, ohne daß fie in das neue Geje übergeht — dürfte, ent: 
iprechend der des preußiichen, lauten: „Alle dieſem Geſetz zuviderlaufenden Be: 
ftimmungen früherer Gejege und Verordnungen treten außer Kraft“. Daß die 
jeither für das Reich zur Anwendung gebrachten Vorſchriften der preuß. O.R.Kamm.: 
Inſtr. von 1824 aud ohne bejondere Aufnahme in das Reichsgeſetz weiter 
gelten jollen, nehmen wir an. Ob und in welder Weile diejes Verhältnis im 
Reichögefeg zum Ausdrud zu kommen hätte, dürfte den Gegenftand bejonderer 
Erwägung bilden. 

Werfen wir einen kurzen Rückblick auf die jeitherigen Ausführungen. Wie 
ſchon früher erwähnt, liegt die Hauptbedeutung des Reichswirtſchaftsgeſetzes darin, 
daß das „Reichsetatsrecht“ einen feſten Beſtand erhält. Hiebei ftellen fich die 
Beftimmungen des Gejeges, welche die Aufitellung des Voranſchlags betreffen 
— vgl. oben unter II, 1 — als Ausführung des Art. 69 der R.V. dar. In 
gewiffem Sinn gilt dies auch von deſſen Vorſchriften über den Etatsvollzug 
— vgl. oben II, 2. In diefer Beziehung ftünde nämlich rechtlich nichts 
entgegen, alle die betr. Normen je in das jährliche Etatsgejeg — Art. 69 der 
RB. — aufzunehmen; es empfiehlt ſich aber vorwiegend aus Gründen der 
Zweckmaͤßigkeit, und Einfachheit, diejenigen der genannten Beftimmungen, melde 
einen allgemeinen, länger dauernden Charakter tragen, in dem Reichswirtſchafts— 
gejet einheitlich zujammenzufaffen. Derjenige Teil des Geſetzes dagegen, welcher 
das Rechnun — behandelt (vgl. oben II, 3) — er ift der umfangreichſte, 
jo daß das Reichäwirtichaftsgejeg in der Hauptſache ala ein Reichsrechnungsgeſetz 
ericheint — bildet die Ausführung des Art. 72 der RB. 

Die Ausführungsbeftimmungen zum Gejeg ala ſolchem werden von der 
Reichäfinanzverwaltung je in Verbindung mit den übrigen Zweigen der Reiche: 
verwaltung — diejenigen über das Rechnungsweſen zum Zeil auch in Berbindung 
mit der oberften Redynungsbehörde — zu geben jein. 

Nach dem früher Ausgeführten würden die Ausfüyrungsbeftimmungen zum 
Geje nicht der Verfaſſungs-, jondern nur der Berwaltungsfontrolle unterliegen, 
während Abweichungen von den die Einnahmen und Ausgaben des Reichs be: 
treffenden Beitimmungen des Geſetzes jelbit den geießgebenden Körpern durd 
„Bemerkungen“ der Kontrollbehörde mitzuteilen wären. 

Die Reichstagskommiſſion von 1874 ftellte den Grundſatz auf, dak in 
dem Geſetz über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben jubfidiäre Vor— 
Ichriften tunlichft zu vermeiden ſeien. Nach unferer Anficht wird man fic) hier 
bejonders davor hüten müſſen, zu weit zu gehen und empfiehlt es ſich, En 
wie dies in dem preußiichen Gejeß geichehen ift, — vgl. SS 14, 16, 23, 2 
31, 32, 34: „ſoweit nicht durch die Spezialetat8 oder durch befondere ei: 
etwas Anderes beftimmt wird“ — da, wo Berhältniffe in Frage kommen, die 
in beftändigem Fluß begriffen find oder häufigerem Wechjel unterliegen, die 
entiprechende Regelung für die jährlichen Etatsvereinbarungen offen zu halten. 

Andererjeits ift nicht zu verfennen, daB gerade die tiefgreifendften, meiſt 
mit Nenderung der Verfaffung verknüpften Fragen des Etatsrechts, bei denen in 
der Regel das pelitiihe Moment der Wahrung des Budgetredhts der Volks: 
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vertretung dem wirtichaftlichen der Erjparung von Zeit und Geld zumwiberläuft, 
durh das Reichäwirtichaftsgejeg die Löjung nicht finden werden. Diezu rechnen 
wir 3. B. die 5 Einrichtung eines konſtanten und eines variablen Budgets 
— vgl. das engliiche Syſtem — oder eines länger dauernden ordentlichen und 
eines jährlichen außerordentlihen Etat? — vgl. die Verhandlungen hierüber im 
preuß. Landtag 1852 - , die Einrichtung länger dauernder Yinanzperioden für 
Heer und Marine — vgl. die Verhandlungen bei Einführung der Bundesver: 
faffung — oder für den ganzen Reichshaushalt überhaupt — vgl. die auf ver- 
taffungsmäßige Einrichtung zweijähriger Etatöperioden gerichteten Vorlagen ber 
Reihöregierung von 1880/1 —, die Abfindung der Heeres- und ‘Marinever- 
waltung mit Pauſchſummen ftatt der jährlichen etatsmäßigen Spezialifierungen 
— dgl. das Verfahren von 1868—1874 —, die gleichzeitige Verabſchiedung 
mehrerer Jahresetatögelege — vgl. die Verjuche von 1882/3 —, die Beredjtigung 
des Reichstags, von ſich aus neue Poſten in den Etat einzuftellen oder eingeftellte 
zu erhöhen — vgl. die mehrfachen Verhandlungen hierüber im Reichstag, lekt- 
mald zum Etat für 1901 — u. f. w. 

Und nun jei uns noch eine kurze Schlußbetradhtung geftattet. 

Wir find bei Beiprehung des Reichswirtſchaftsgeſetzes je von dem 
Vergleich der ftaatlihen Wirtihaft mit der Privatwirtichaft ausgegangen. 
Selbftverftänblich lag es uns hiebei fern, die Grenzen zwiſchen Staatswirtichaft 
und Privatwirtichaft verwiichen zu wollen. Abgejehen von der rechtlichen Seite 
der Materie liegt ja auch wirtihaftlid ein weſentlicher Unterjchied zwiſchen dem 
foatlichen und privaten Haushalt darin, dab fih in dieſem für die Regel 
die Ausgaben nad) den Einnahmen, bei jenem bie Einnahmen nad den 
Ausgaben richten. Dort hat das Beitreben vorwiegend auf Steigerung der 
Einnahmen, Hier troß der wachſenden Ausdehnung der Staatätätigkeit auf 
möglihite Einſchränkung der Ausgaben zu zielen, jo daß dem Sparen bei ber 
Prvatwirtichaft mehr eine pofitive, bei der Staatswirtichaft mehr eine negative 
Bedeutung zukommt. Allein wir glauben hier gegenüber der Lehre von der 
kx annua, die im ftaatlichen Leben Preußens und des Reichs durch das jcharfe 
dertrennen der Wirtjchaft in Jahresabichnitte zeitweile allzujehr in den Worder- 
grund getreten it, das der privaten und ftaatlihen Wirtſchaft gemeinjame 
Moment der Einheit und der Kontinuität wiederholt betonen zu follen. 
€ entipricht der Natur des Staats an ſich noch mehr, als der des Privat: 
haushalts; denn der Staat iſt das Beftändige und Dauernde, der einzelne das 
Borübergehende. 

Wenn aud) der Durchführung jenes Prinzips im NReichsftaatsrecht mancdherlei 
entgegenfteht, wie 3. B. die Diskontinuität der Neichstagsfeifionen und wohl 
auch der Umftand, dab der Reichshaushaltsplan von den Budgetlommijfionen, 
die Haushaltsüberficht und die allgemeine Rechnung dagegen von den Rechnungs: 
iommiffionen verhandelt werden, jo hat ihm dod die Reichsvertretung ſchon 
aehtfach Rechnung getragen z. DB. durch die Ausdehnung der Fondsüber— 
ragungen, die Genehmigung von Borausbeihaffungen (vgl. zu Kap. 25 des 
Nılitäretats), die Behandlung des Ueberichußfapitels u. |. w. 

Zuiſchen den drei Zeilen, in welche nad) den obigen Ausführungen die 
Kantlihe Wirtichaft fich gliedert, befteht zwar ein oft ſcharf hervortretender 
Gegenjag, der fich weientlich darauf zurüdführen läßt, daß die Einheit bei 
den Voranſchlägen und Rechnungen eine fünftliche, mechaniſche, bei der Ber: 
waltung eine natürliche, organifche ift. Andererſeits hängen fie jedoch wieder 
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eng unter fi) zuſammen und bedingen fi) gegenjeitig; denn der jährliche Wirt: 
ihaftsplan gründet fi auf die bei Ausführung der Etats in den Vorjahren 
gemachten Erfahrungen und auf die Rechnungen — „der Voranſchlag iſt ein 
Schluß aus den Ergebniffen der Vergangenheit auf die Zukunft” — und bie 
Rechnungen gehen wiederum in Bergleihung des Hat mit dem Soll auf den 
Etat zurüd. 

Alle jene drei Stadien aber, in welche äußerlich das einheitlich und un: 
unterbroden dahinftrömende wirtichaftliche Leben des Staats zum Zweck der 
periodiichen Regulierung eingeteilt wird, müſſen wie der Privathaushalt weſentlich 
unter dem Gefichtspunft der „Wirtſchaftlichkeit“ ftehen. Handelt es ſich 
doch hier in erfter Linie niht um Fragen rechtlicher Natur, jondern um mirt: 
Ihaftliche Vorgänge. Demgemäß find die einzelnen Beſtimmungen auf dieſem 
Gebiet nicht etwa lediglich, wie die Paragraphen der Prozeßordnung oder des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, jondern vor allem in ihrer wirtichaftlichen Bedeutung 
und in ihrem wirtichaftlichen Zufammenhang aufzufaffen und zu behandeln, wie 
denn auch die gejamte Anordnung und Gliederung unferer ftaatlihen Haushalts: 
pläne nicht ſowohl durch rechtlihe Erwägungen, als durch Rüdjichten der 
adminiftrativen Zmwedmäßigkeit beftimmt wird. 

Ebenfo, wie die Einheit und Kontinuität des ftaatlichen Haushalts, jo ift 
auch die Wirtichaftlichkeit desjelben öfters teild durdy das Ueberwiegen der dem 
Leben fernftehenden Bureaufratie, teild durd) das von der Bejorgnis vor Miß— 
brauh der adminijtrativen Freiheit geleitete Eingreifen der Volfövertretungen 
mehr ober weniger beeinträchtigt worden, jo daß ſich vielfach ein das Weſen der 
Sache überwuchernder, mit großem Zeit: und Geldaufwand verbunbdener 
Schematismus und Tyormalismus gebildet hat. 

Ob und inwieweit dies aud für das Deutiche Reich zutrifft, haben wir 
bier nicht näher zu erörtern. Wir möchten in diefer Hinfiht nur darauf hin— 
mweifen, daß ein großer Teil der Komplikationen und Weitläufigfeiten des Etats— 
und Rechnungsweſens des Reich durch die ftaatsrechtlichen Verhältniffe desjelben 
und namentlid den füderativen Charakter des Reichsfinanzweſens (Ueberweiſung 
von Einnahmen an die Bundesftaaten, Dedung der Ausgaben durch Matrikular: 
beiträge, Art der Schuldentilgung) verurjacht wird. An ſich ift der Haushalt 
des Deutjchen Reich einfacher und umfaßt nicht ein jo großes Detail der Ber- 
waltung, wie der in feinen Einnahmen vielverzweigte und bei den Ausgaben 
außer dem großen eigentlichen Staatsverwaltungsaufwand in weiteftem Umfang 
mit Betrieba:, Erhebungs: und Verwaltungskoſten belaftete Haushalt Preußens. 

Wir halten weder die dermalige Verfaffung des Reichs überhaupt nod) 
das Etats- und Rechnungsweſen desjelben im bejonderen für den Ausfluß ewiger, 
unmandelbarer Gejege. In dämmernder Ferne liegt vor und eine auf eigenen 
Füßen ftehende Reichswirtſchaft, die feine rer er an die Einzeljtaaten 
fennt, die die unficheren und ſchwankenden „Ueberſchüſſe“ zur Schuldentilgung 
verwendet, jtatt fie unter die ordentlihen Dedungsinittel des Jahresbedarfs ein: 
zuftellen und für welche überhaupt in allen Stüden, binfichtlic” der Einnahmen, 
wie der perjönlichen und fachlichen Ausgaben, bei Aufitellung des Wirtſchafts- 
plans, jomwie bei der Rechnungslegung hierüber das dauernde Grundgejeg jeder 
Wirtihaft gilt: Erreichung des Zweds mit möglichſt einfahen Mitteln. Möge 
das künftige Reihswirtichaftsgeleg eine Etappe auf dem Weg zu jenem Ziel bilden. 
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Staat und Recht. 
Derjuche über allgemeines Staatsredt. 
Von Advokat Dr. A, Affolter in Solothurn. 
(Fortjepung ftatt Schluß.) 


S 7. Die Staat3angehörigfeit. 


Die Staatdangehörigkeit ift Mitgliedichaft des ftaatlichen Verbandes und 
beiteht in Rechtöbeziehungen zu ben übrigen Mitgliedern und zu den Organen 
des Staates’). Der Inhalt diefer Rechtöbeziehungen ift ein mannigfaltiger und 
verichiedener, je nad) dem Rechte des betreffenden Staates’). Der Inhalt der 
Rehtsbeziehungen löſt fih auf in eine Reihe von Rechten und Pflichten, die 
fHaatsbürgerlihen Rechte und Pflichten”. Die Staatsangehörigfeit wird aud) 

') Das jtaatlihe Recht gebt in der Regel jo vor: Zuerit gibt es den Tatbeitand 
an, geitügt worauf jemand Staatdangehöriger wird („Staatsbürger ijt jeder“ 2c.), jodann 
behandelt e3 die Staatdangehörigfeit jelbjt wieder ald Tatbeitand, an welchen einzig oder 
in Verbindung mit anderen Tatiahen (Gejchleht, Alter u. ſ. w.) Rechte und Pflichten 
gelnüpft werden „Jeder Staatsbürger hat das Recht, hat die Pilicht“ ꝛc.). Der erite 
Tatbeſtand ijt ein rein faftiicher, der zweite Tatbejtand ijt ein rechtlicher, d. h. die Staats— 
angehörigfeit iſt Rechtöverhältnis, bezw. Rechtsbeziehung des Mitgliedes zu den Mit— 
gliedern und zu den Behörden. Der Inhalt diejer Verhältniſſe oder Beziehungen 
wird durch die jtaatsbürgerlihen Rechte und Pflichten gebildet. 

3 Es ift deshalb vom rechtövergleichenden Standpunkt aus nur möglid, eine for- 
melle Begriffsbejtimmung zu geben. Jellinef, Syjtem der jubjeltiven öffentliche Rechte, 
2. 111: „Den rechtlihen Inhalt der Mitgliedihaft am Staate zu definieren, ift oft ver- 
ucht worden und jtet3 mihlungen. Namentlid) vom Standpunfte der Rechtsvergleichung 
war es vergeblihe Mühe, ein abjolutes, für alle Staaten pafiendes Kriterium zu finden. .. 
In der Hegel iſt man bei dem Verſuche einer allgemeinen, nicht nur ein an ut Merk⸗ 
mal bervorhebenden Definition der Staatsangehörigleit nicht über eine leere Umſchreibung 
des Tatbeitandes binausgelommen, daß der Staatdangehörige dem Staate angehört. 
Mit ſcharfen Blid hat endlih Seydel (Bayer. Staatöreht I, S. 568) die Unmöglichkeit 
eines derartigen Beginnens erfennend, erklärt: den rechtlichen Inhalt der Staatdangehörig- 
feit erihöpfend zu beftimmen, würde eine Rundreije durch das ganze Staatsrecht voraus: 
iegen.“ — Eine Klaſſifilation der jtaatöbürgerlihen Pilidten fann nur auf dem Boden 
eines beitimmten pojitiven Staatsreht® vorgenommen werden, bat aber feinen großen 
®ert, da fie faum erjchöpfend ausfallen kann, gegen die Klafiifitationsverjudhe (von 
G. Mey er, Staatsrecht, S. 740 und Gareis, Allgemeines Staatöreht $ 54 ff.) La— 
band, Staatäredht I, S. 129, Anm. 2. 

2) Dat der Staatsbürger Rechte und Pilihten habe, bezeichnet man aud jo, daß 
der Staatsbürger teild Rechtsſubjekt, teils Rechtsobjekt, Untertan jei. Die frühere Literatur 
dat von einer Untertanenſchaft gegenüber dem Fürſten, der Obrigfeit geiprocen ; ipäter 
bezeichnete man die Bürger ald Objelte oder Untertanen der Staatögewalt. (Bergl. z.B. 
Sämittbenner, Zwölf Bücher vom Staate III, $ 113). Soweit ich jehe, bat erit 
Gerber bon einem Rechte des Staates jelbjt an den Bürgern gefproden (Deutiches 
Staatsrecht. 5. 48). Laband, Staatäreht I, S. 128, jagt: „Der Bürger ift als ein- 
seiner Objeft der obrigkeitlihen Redte des Staates.” Jellinek, Allgemeine Staatölehre, 
5. 334: „Bon jeher anerkannt iſt die zweite Eigenſchaft des den Staat bildenden 
Menihen als Unterworfener des Staated.” Man kann von Untertanen eined Fürften 
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ri !) oder Indigenat genannt. Die Gejamtheit der Staatsbürger 
i 3 Volk?). 

Man ſpricht von Gehorſams-) und Treuepflicht der Staatsbürger gegen: 
über dem Staate. Aber abgejehen davon, daß Staatsbürger und Staat nicht 


ſprechen, al8 einem Verhältnis zwifchen Vollsgenoſſen innerhalb eines Staates. Man 
fann auch das Bild gebrauchen und jagen, jemand jei einer Macht oder Gewalt unter: 
worfen. Der Staat aber, der aus organifierten Genoſſen bejteht, kann nicht diefe Genoſſen 
als Objekt haben. Der Staat hat nur Mitglieder, feine Untertanen. Roujjeau jpridt 
von sujets, soumis aux lois de létat. Dieje Ausdrudämeije ift zuläſſig; man ift den 
Geſetzen eines Staates unterworfen. Uber auch die heißt weiter nichts, ald man bat 
Rechte und Pflichten nah den im Staate bejtehenden Geſetzen. Die Rechte und Pflichten 
der Staatöbürger find ſolche gegenüber den ftaatlihen Organen. Die Annahme von 
Rechten und Bilichten gegenüber dem Staate ijt unhaltbar. Wenn jämtlihe Staatsbürger 
dem Subjelt des Staates teild ald Subjekte gegenüberftehen, teil als Objefte unterworfen 
find, was bleibt dann noch dem Staat ald Subftanz übrig ? 

Die Bezeihnung Untertanen für die Staatdbürger hat im modernen, forporativ ge- 
jtalteten Staate feine Beasbanı mehr. Die Staatsbürger haben ja Pilihten, die aus 
der Gejepgebung fließen, zugleich aber aud Rechte; andererjeitö haben die übergeordneten 
Organe allerdings erhöhte Kompetenzen und Rechte gegenüber den einzelnen, dagegen 
aud Pflichten. 

) Das Wort Staatsbürgerreht hat Hier nicht eine jubjeltive, jondern prädifative 
Bedeutung, es betont bloß die redtlihe Natur des Staatsbürgertums. Laband, 
Staatsrecht I, S. 127, bemerkt, dak, wenn er von Staatäbürgerredht ſpreche, damit die 
Staatdangehörigkeit nicht als jubjeltives Recht charakterijiert werden jolle, „die Angehörig— 
feit zu einem Staate iſt ein Zuftand, ein perſönlicher status, wie Stand, Alter, Ge- 
ſchlecht. ... Diefer Zuſtand begründet aber injofern Pflihten und Rechte, als er die 
Borausfegung derjelben iſt.“ Es geht aber nicht an, die Stantsangehörigkeit mit Tat- 
jahen, wie Niter und Geſchlecht in eine Linie zu ftellen; denn fie ift nicht rein faftiicher 
Tatbeftand, jondern ein Rechtsverhältnis. Es ijt ferner ohne Zweifel richtig, daß es 
ein Recht, einen Anſpruch auf Refpektierung oder Anerkennung gibt, Jellinef, Syitem 
der fjubjeltiven öffentlihen Rechte, ©. 116 und 117, allein dieſer Aniprud bedarf feiner 
bejonderen Hervorhebung, weil er in dem allgemeinen Anſpruch auf Nehtsihuß ent: 
halten ijt, vergl. Xaband, I, S. 307, Unm. 

?, Die jchweizerifche Bundesverfajjung verjteht unter Bolt bloß die Summe der 
ftimmfähigen Bürger (Altivbirger). 

2) Die Annahme einer Gehorſamspflicht — der Obrigkeit iſt ſehr alt. Unter— 
ſucht wurde aber jeweilen nur die Frage, ob dieſer Gehorſam ein unbedingter ſei oder 
ob ſich das Volk gegenüber ungeſetzlichen und ungerechten Regierungsakten empören 
dürfe; ſo wird die Frage ſchon bei den Kirchenvätern gefaßt und verſchieden beant— 
wortet, ebenſo bei den Reformatoren. Erſt mit dem Auftreten der Lehre vom contrat 
social jeit Thomas Hobbes wurde der rationalen Begründung der Gehorſamspflicht 
überhaupt Aufmerkſamkeit geſchenkt. Hobbes erllärte den (unbedingten) Sehoriam da- 
dur), daß mit dem pactum sociale inter singulos alle Rechte und Kräfte auf den Fürften 
itbertragen werden. Sidney, Lode und 'ipätere lehren, daß dem Regenten zwar die 
Gewalt übertragen worden jei, aber nur zu beftimmten Zweden, woraus jih dann der 
(bedingte) Gehorfam ergibt. Das „berühmte Problem der Staatsphilojophie” rief einer 
umfangreichen Literatur. Pufendorf war der Verteidiger des unbedingten Gehorſams. 
Ihm ichlofien ſich namentlih aud Kant und jeine Schule an. Weit häufiger find jedoch 
unter den Staatdrechtölehrern Deutichlands diejenigen. welde einen bedingten Gehorſam 
annehmen und fi To für dad Recht des Widerftandes erflären, jo namentlih Feuer— 
badı, Anti-Hobbes 1797. Bergl. über die Geichichte diefer Theorien Mohl, Geicichte 
und Literatur der Staatswiſſenſchaft I, S. 320 ff. Während Gerber eine Gehorjamspflicht 
nicht erwähnt, fondern S.48 nur bemerkt: „Der Staat fordert, daß der Staatöbürger ſich 
gehorfam erweiſe“, wird von neuern dieje Gehuriamspflicht geradezu als ein Fundamental— 
arundiaß aufgejtellt. So bemertt Jellinef: „Der Gehoriam ijt das Komplement der 
Staatögewalt, ohne welches fie nicht zu eriftieren vermag ... näher bejehen beruht die 
ganze Staatsgewalt auf dem Gehoriam der Untertanen, all’ ihre Tätigkeit ift verwandelter 
Gehorſam.“ Man könnte vielleicht meinen, dieſe von den Schriftitellern angenommene 
Sehoriamspflict jei bloß eine Molleftivbezeichnung jämtlider, den Bürgern durch die 


J. Der Staat. $ 7. Die Staatdangehörigkeit. 115 


getrennt und eines dem andern auch nicht gegenübergeftellt werden fann, muß 
die Annahme folder Pflichten lediglih ala eine Rechtfertigung, ein Er: 
Härungäverjud, warum die Staatsbürger dur die Gejeßgebung verpflichtet 
find, angejehen werben. Die Aufftellung einer jolhen allgemeinen Gehorſams— 
und Zreuepflicht *) ift deshalb, ala Erzeugnis einer vernunftrechtlichen Kon— 
fruftion, zu verwerfen. 

Die ® editliche Zugehörigkeit zum Staate wird regelmäßig erworben durd) 
Abftammung von Bürgern des Staates, durch Verheiratung von Perjonen weib: 
lichen Geſchlechts mit Staatsbürgern, durch freiwillige Einbürgerung (Naturali: 
jation)?) und vereinzelt durch Geburt auf dem Staatsterritorium. Die Zu: 
gehörigkeit geht, abgeiehen von dem Tode, verloren: durch Verzicht, Verjährung 
und Berluftigerflärung. Die Zugehörigkeit zeigt ihre volle Entfaltung dann, 
wenn der Staatöbürger auf dem Staatöterritorium wohnt; aber auch entfernt 
vom Baterlande bleibt er im Verbande ſtehen unb genießt den Schuß ber 


faatlihe Geieggebung auferlegten Pilihten. Dies it aber nicht der Fall; aus der Auf- 
telung diejer allgemeinen Pflicht joll vielmehr die Forderung auf Erfüllung der, durd 
die jeweilige Gejeggebung geſchaffenen Pflichten abgeleitet werden; die Gehorſamspflicht ift 
die Rechtfertigung, warum man von dem einzelnen Bürgern die Erfüllung gejeplicher 
Flihten verlangt. So bemerkt Jellinet, Syitem der jubj. Öffentl. Rechte, ©. 187: „Die 
khoriamspflicht ift der gemeinjame Nenner, auf den alle Pflichten gegen den Staat zus 
rädgeführt werden fünnen* und Laband, Staatsrecht I, S. 129, Anm. 2, betont, daß die 
einzelnen Pflichten der Bürger die Gehoriamspflicht zur Boraudfegung baben, daß bie 
Eehorſams⸗ oder Untertanenpflicht in der rechtlichen Gebundenbeit beitehe, den geieplichen 
Befehlen Folge zu leiften. Die Gehorſamspflicht läht jich, weil fie eine Gebundenheit an 
das ſtaatliche Hecht bilden joll, in ihrer Allgemeinheit nur metajtaatlih und logiih nur 
"ih die Annahme eines contrat social oder einer auf göttlidem Willen beruhenden 
Mliht (vergl. 3. B. Cathrein, Recht, Naturredt und .pofitives echt 1901, 5. 144, nad 
tömiich-tatholiicher Theorie befanntlih nur unter Vorbehalt des Nichtwideripruches mit 
den litchlichen Pilichten) begründen. Das pojitive Staatdredt hat jidy übrigens mit der 
tetionalen Begründung der Bür —— nicht zu beſfaſſen, es lann das Warum ber 
bilicht der rechtsphiloſophiſchen etrachtung überlaffen. 

') Bon unierm Standpunfte aus haben die Streitfragen, ob der Gehorjam ein 
unbedingter oder bloß bedingter jei und ob neben der Gehorſamspflicht no eine bejondere 
Treuepflicht beſte he oder legtere in eriterer enthalten jei, feine Bedeutung. Eine beiondere 
Ireuepflicht betont z. B. Schmitthenner, IIL, ©. 391: „Eine Rechtspflicht der Staats⸗ 
bürger it ferner, eben weil ſein Verhältnis ein ethiſch-organiſches iſt, die Treue, d. h. die 
&innung, welche darauf gerichtet ift, den Staat zu er halten. Das Wideripiel der Treue 
ind Berrat und Hochverrat.“ Laband, Staatäreht I, 5.130, nimmt ebenfalld eine 
beiomdere Treuepfliht an, er jagt: „Diejelbe ift juriftiich in —78* negativen Richtung von 
dedeutung, d. h. fie involviert die Rechtspflicht ‚zur Unterlajjung von Handlungen, welde 
uf die Beihädigung des Staates abzielen.“ Demgegenüber bemerkt Jellinef, Syitem 
kr jubjeltiven öffentlihen Rechte 5. 187, daß die veueverpflihtung feinen jelbjtändigen 
riftiichen Inhalt Habe und daß die Anhänger der Lehre einer bejonderen Treuever— 
rüdtung feine einzige juriftiihe Koniequen; derielben anzuführen vermögen, die nicht 
ws der Gehorſamspflicht folgen würde, vergl auh G. Meyer, Deutihes Staatsrecht, 
©. 739, Anm. 1 und die dort Angeführten. 

Laband, Staatöredt I, S. 153, bezeichnet die Naturalijation als einen ſtaats— 
ätlihen Vertrag. Allerdings iſt die Aufnahme begrifflih nur möglid; mit Einver- 
tindniä des Gejuchitellerd und der beichliegenden Behörde. Allein diejes beidjeitige Ein- 
veritändnis wird nicht zum Inhalte eines Vertrages. Das Geſuch bildet vielmehr nebſt 
inderen Ausmweiien nur Borausjegung des (einjeitigen) Verleihungsaltes. Laband be- 
wert nicht, mit wem der Sejuchiteller den Bertrag abſchließt. Mit dem Staate? Wir 
dalten dies begrifflich al® unmöglid. Bei der Auffajjung der Naturalifation ald Vertrag 
müßte man aud) jede Bewilligung eines Geſuches als Vertrag mit dem Staate auf 
jafen, möbejondere wäre jede Konzeſſion ein Vertrag. Bergl. auch G. Meyer, Deutiches 
Staatäreht, S. 200 und 201. 
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heimatlichen Staatsorgane. Andererſeits haben, je nad) der Gejeßgebung des 
Staates, auch Staatöfremde Rechte und Pflichten. E3 ijt möglich, daß jemand 
die Staatsangehörigfeit mehrerer Staaten genießt. 

Staatsangehörige eigener Art find die Gemeinden und die übrigen 
Öffentlich rechtlichen Korporationen ). 


S8 Das Staatögebiet. 


Der moderne Staat, ala forporativ organifiertes Volk, hat auch ein feſt— 
begrenztes® Territorium, ein Gebiet, auf welchem das Volk ſeßhaft if. Das 
fejtbegrenzte Gebiet ift eine regelmäßig auftretende Eigenſchaft, wenn auch nicht 
des Staates überhaupt”), jo doch des modernen Staates’). Wir betrachten 


') Es würde mich zu weit führen, hierorts den Begriff der öffentlich-rechtlichen 
Körperihaft zu erörtern. Vergl. über diejen Begriff namentlih Rojin, Das Recht 
der öffentlichen Genoſſenſchaft 1886. — Auch die Einzelftanten find beim Staatenbunde 
und Bundesitaate Mitglieder des Gejamtitaates. 

2, Wir führen bier einen älteren Schrüftiteller, Wippermann, Natur des Staates, 
1844, ©. 49 ff., an: „Mande jegen in die Definition des Staates dad Moment, das Rolf 
müſſe ein bejtimmtes Gebiet, einen Landesbezirk mit feiten Wohnfigen der einzelnen inne 
haben. Sollte nun mit diejer Anficht nichts gejagt jein, als: Das Volk, d. h. die ein- 
zelnen Untertanen müßten ſtets in einem Raume erijtieren, jo fönnte man durdaus 
nicht8 dagegen haben. Der Menſch ald räumlich ausgedehntes Wejen kann natürlich nur 
im Raume erijtieren; nur brauchen wir dies nicht in die Pefinition des Staates auf: 
zunehmen, weil e8 ſich aus dem Begriffe des Menichen, als eines nicht bloß geijtigen 
jondern au Lörperlihen Weſens mit Notwendigkeit ergibt. Allein, dab dies eigentlich 
nicht gemeint ift, ergibt jich daraus, daß binzugejept wird, das Volt müjje einen be— 
jtimmten Raum einnehmen. Die nordiihe Geſchichte des Mittelalters kennt aber See- 
fünige, Köntge, deren ganzes Reich eine Flotte war. Endlich aber fann ich nicht zugeben, 
daß Nomadenhorden nicht in einem Staatöverbande leben, weil der Raum, auf dem jie 
ſich herumtreiben, wecjile. Und jollten nicht auch die Hebräer bereit3 unter ihrem Stamm: 
anführer, dem Hirten Abraham, in einem Staatöverbande gelebt haben? Nimrod, der 
fühne Jäger, der vom perfiihen Meerbuien bi8 an die Grenze Armeniens über das 
Reich Sinear berrichte, was war er? Räuber oder König? Cyrus ferner, der Stifter 
des erjten großen Weltreiches, jtand er nit an der Spitze eine nomadiih lebenden 
Bergvoltes? Mitila, König der Hunnen, Herr der. Gepiden, Langobarden, Avaren, Dit: 
othen u. j. w., die Geißel Gottes genannt, der, unter den Mauern Konjtantinopel® den 
Frieden diktierend, das griechiiche Reich tributpflichtig macht, dem fih Nom ablauft: jtebt 
er als Staatöherrider da oder niht? Endlich, um noc eines anzuführen, die unab- 
hängigen Indianerjtämme, die ſich unter ihren Häuptlingen in den amerikaniſchen Steppen 
und aibgründen wild und roh einhertreiben, wie werden fie in der Staatengejellichaft 
angejehben?“ Ueber Anerkennung der Indianerſtämme ald Staaten vergl. Jellinet, 
Lehre von den Staatöverbindungen, 1882, ©. 152 und Le Fur und Bojener, Bundes: 
jtaat und Staatenbund I, 1902, ©. 203 und 204, 

®) Die Frage, ob das Staatögebiet ein Objekt des Staate® und als ſolches bloß 
eine Beziehung oder eine Eigenichaft des Staates bilde oder ob das Gebiet ein Merkmal 
des Etaatöbegriffes jelbit, ein Bejtandteil des Staates, ein Moment in jeinem Wejen 
jet, ijt nicht abgellärt. Das eine ſchließt logiih das andere aus; man kann nicht wohl 
das Gebiet einerjeit3 als weſentliches Erfordernis des Staates aufjtellen und hinwieder 
dad Gebiet als Dbjeft des Staates bezeichnen. Anders wird die Frage, 3. B. von 
Rehm, Allgemeine Staatslehre, ©. 36, geitellt: ob die Sehhaftigfeit Erforderni® des 
Staatöbegriffes sei. 

Die früheren Schriftjteller betonten zwar die Notiwendigfeit des Gebietes, aber 
ſie hatten mehr die natürliche, ala die begriffliche Notwendigkeit im Auge. K. 9. 
ee Vierzig Bücher vom Staate, Bd. I, ©. 128, bemerft: „Damit ein Staat 
inheit und Stetigleit im Raume habe, mu er über einen Teil des Erdboden® bleibend 
gebieten, muß das Volk ein Land bleibend bewohnen.“ Nordan, Verſuche über all- 
emeines Staatörecht, 1828, S. 489, bezeichnet das Staatögebiet als einen wejentlichen 
eitandteil des Staated, aber wieder nur im Sinne der Naturnotwendigkeit, wie denn 
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dad Gebiet nicht ala einen Beitandteil des Staates jelbit, Tondern als ben 
räumlichen Bereich, auf welhem das Recht des Staates fi) Geltung verſchafft 
und die Organe des Staates ſich betätigen. Rechtsbeziehungen des Staates 
zum Gebiete beftehen nad jeinem eigenen Rechte nicht. Rechtöbeziehungen des 
Staates zum Gebiete beitehen nur nad) Völkerrecht ; fie find dinglicher Natur?) 
Dieſes völferrechtliche Verhältnis zeigt ich pofitiv darin, daß dem Staate das 


dieſer Schriftfteller geradezu, ©. 58, bemerkt: „Das Staatögebiet ift Tein jelbitändiges 
Element des Staates, jondern bloß der Wirfungsfreis für das äußere Handeln der Unter: 
tanen. F. Shmitthenner Ill, S. 406, betont, daß das Gebiet notwendige Boraus- 
sung des Staates jei, „indem eine Ausbildung öffentlicher Inſtitutionen erjt auf der— 
jmigen Entwidlungsitufe eines Volfes, wo dasielbe bereits zum Aderbau, Gewerben und 
Käniten fortgeichritten ijt, ftattfinden fann“. Schmitthenner eitiert dabei nod eine 
Stelle aus Sparre, Lebendfragen im Staate, I. Buch, 1842, 5.7: „Staat und Boden 
eben im Verhältnis der Wechſelwirkung; fie bedingen fich, jedoch in der Urt, daß Boden 
ohne Staat, aber nit Staat ohne Boden gedaht werden fann.” 

Die Lehre, daß das Staatdgebiet zum Weſen des Staates gehöre, ein begrifflicdyes 
Nerkmal desjelben ausmade, beginnt in ihrer prägnanten Faſſung erit mit Gerber, 
Örundzüge des deutihen Staatsrechtes. Er jagt, 5.67 und 68: „Das Territorium . 
at... die Bedeutung des am meiſten charakterijtiihen Attributes jeines Staates; in 
einem Landgebiete hat der Staat jeine fürperliche Qualifizierung, in ihm wird er real 
individualifiert; daher werden beide, Staat und Territorium, ald untrennbare Dinge 
sedacht und das Recht an dem beitimmten Staatögebiete zu einem Momente in der Be- 
kummung eined individuellen Staatdorgonismus erhoben.“ Dagegen ift fih Gerber 
intonjequent, wenn er binmwieder das Gebiet als Objekt hinſtellt und bemerkt: „Die 
Sugehörigleit ded Territoriums zum Staate als berechtigtem Subjefte iſt aljo der Inhalt 
enes durchaus ftaatsrechtlihen Sachenrechtes.“ Hier greift; Fricker in feiner Rede „vom 
Staotägebiete“, 1867, und in jeinem Werte Gebiet und Gebietshoheit, 1901 (worin die 
Rede von 1867 abgedrudt it), ein, indem er zwar mit Gerber annimmt, dab das 
Gebiet ein weientliches Element des Staates jelbit, ein Moment im Wejen des Staates 
wi, aber andererieit8 das Gebiet ald Sache oder Objekt ftreiht und es nur als Raum 
des Staates charakterifiert. An Frider ſchloß fi jodann an Breuf, Gemeinde, Staat, 
Keih, weicher, S. 321, in etwas verſchwommener Weile das Gebiet definiert ale „eine 
Imglihe Einheit des Sozialrechtes, welche in ihrem Beitehen und Entjtehen mit der 
serdihtung einer Senoflenihajt zur körperſchaftlichen Einheit unlöslich verknüpft iſt.“ 
der Lehre Fricker s hat fich auch Jellinek angeichlojien, vergl. Allgemeine Staatslebre, 
36366, er betont, daß das Gebiet ein Moment ded Staates als Subjeft jei und 
a dad Verhältnis des Staate zum Gebiete perionen= und nicht ſachenrechtlichen 
ddaralters ſei.“ Freilich wird bier, nicht im Sinne von rider, Staat einerieits und 
Shiet andererjeits einander gegemübergeftellt. Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Fadhes I, ©. 172, betont ebenfalld, dab zum Begriffe des Staates ein Gebiet erforderlich 
“ nimmt aber andererſeits an, dab ein jelbitändiges Necht ded Staates an dem Terri— 
wium als Objekt bejtehe, welches als ein jtaatsrechtlihes Sachenrecht zu charafteriieren 
a Ein ftantörechtliches Objelt tit das Gebiet auch nach Seydel, Bayeriiches Staat$- 
⁊ct J. S. 516 ff. Die Theorie des Staatögebietes hängt natürlid mit der Begriffs— 
rmmung ded Staates innig zuiammen und je nach der Auffaſſung des Staates wird 
“ auch die Anficht über die Bedeutung des Staatsgebietes geitalten. 

Es liegt völferredhtlihes Eigentum, bezw. völferrechtliher Eigenbefik vor. Der 
hrbloje Ausdruck Webietshoheit ift nichtsſagend. Es iſt aber Mar, daß völterrechtliches 
Cigentum nicht gleihbedeutend ift mit dem Eigentumsbegriffe des Privatrechts. 

Es gibt auch Gebiete, auf welchen ein örtlih entiernter Staat durch jeine Organe 
sunftionen ausüben läht; das Gebiet kann dabei in dem Eigentum des Staates jtehen 
eder von legterm gepachtet fein. Die jog. Schußgebiete, inäbefonbere die deutichen, haben 
au demielben keine bejondere forporative Bereinigung der Inſaſſen, fie find nicht 
ruoriale Grundlagen eines bejondern, vom ſchützenden Staate zwar abhängigen, doch 
vndiedenen Gemeinwejens, fondern nur Gebiet mit Bevölkerung und mit Behörden, die 
som ihügenden Staate eingejept find. Das gleiche jurijtifche Verhältnis trifft auch zu für 
das Gebiet an der Kiautſchou-Bucht; die Bachtung iſt hier zudem dingliches, nicht 
igetortihes Verhältnis, entiprehend der Pachtauffaſſung des engliihen Privatrechtes 
sellinet, Deutiche Jurijtenzeitung, 1898, S. 253 ff. und 305 fi.) 
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Verfügungsrecht über fein Territorium als einem Objekte zufteht '), negativ, daß 
innerhalb des Staatögebietes jede Wirkſamkeit anderer Staaten ausgeſchlofſen 
bleibt, ſoweit denjelben nicht durch völferrechtliche Verträge fogenannte Staats- 
jervituten ?) eingeräumt find. 

Aus der Tatjache, daß das Völkerrecht das Gebiet eine8 Staates an- 
erfennt, und jo ein dingliches Verhältnis zwiſchen Staat und Gebiet begründet, 
folgt, daß völferredhtlic der Staat durch jeine Organe dad unbeichränfte Ber: 
fügungsrecht über das Land auszuüben berechtigt ift. Die Verfügung jelbit 
wird durd die Gejeßgebung des Staates näher geitaltet. So wird die Gejep- 
gebung des Staates das Privateigentum an Grund und Boden begründen, 
beziehungsweile anerfennen unb normieren durch Erlaß eines Immobiliarſachen-, 
Baupolizei:, Erpropriationd: x. Rechts’). Das Völkerrecht geftattet ferner dem 
Staate, jeine Rechtögelege zur Anwendung zu bringen auf fremde, dem Staate 
nicht angehörende Perjonen, die fi) auf dem Gebiete befinden, überhaupt jein 


) Dat; dad Gebiet im Eigentum des Staates liege, war von jeher einftimmige 
Lehre der Bölkerrehtöwilienichaft, vergl. Jellinel, Recht des modernen Staates, S. 365, und 
die dort Angeführten, ferner Heilborn, Das Syſtem des Völkerrechts ıc., 189%, ©. 5. 
Ob diejed jahenredtliche Verhältnis aber ſtaatsrechtlicher oder völkerrechtlicher Natur jei, wird 
auh von Heilborn, der das Gebiet als ſachenrechtliches Objekt hinftellt, nicht näher berührt. 
Wie angeführt nehmen Laband und Seydel ein jtaatörechtliches Verhältnis zwiichen 
Staat und Gebiet an. Demgegenüber iſt zu betonen, daß es nicht da8 eigene Recht des 
Staates jein fann, das dem Staate wiederum Rechte an dem Territorium gibt, weil das 
jtaatlihe Recht ein Internum des Staates jelbit ift. Wie der einzelne Menih nit nad 
eigenen Satzungen, jondern nadı den über ihn berrihenden Rechtsnormen an einem 
Grundſtücke berechtigt ift, jo ift auch der Staat nicht nad jeinen eigenen Rechtsnormen 
Herr jeines Gebietes, jondern nach Völkerrecht. Das bebt jhon Kordan, Berfuche, 
S. 490, hervor. Rofin, Redt der öffentlichen er 1886, ©. 46, betont, daß 
eine ſachenrechtliche Gebietsherrſchaft nur als Inſtitut des Wöllerrechtes, nie aber als 
Inſtitut des innern Staatsrechts logiih möglih it. Wenn Yaband I, ©. 174, 
Anm. 4, gegen Roſin betont, daß gerade die ausſchließliche rechtliche Herrſchaft des 
Staates über jein Gebiet der Grund für die völferrechtliche Behandlung des Staat3- 
gebietes jei, gleich wie im Privatrecht da8 Cigentum ein jus excludendi alios infolge 
feiner rechtlic anerfannten Herrſchaft jei, jo it darauf aufmerfjam zu maden, daß die 
rechtlihe Herrſchaft ſowohl wie das jus excludendi von dem, über dem Eigentümer 
berrihenden Privatrechte verliehen find und daß dem Verhältnis des Eigentümers zum 
Privatrechte nicht dasjenige des Staates zu jeinem eigenen, jondern das Berhältnis des 
Staates zu dem, iiber ihm beitehenden Bölferrecdhte entipricht. 

2) Bon der Auffaffung aus, daß das Staatsgebiet ein Moment im Wejen des 
Staates jelbit bilde (Gerber, Frider, Preuß, Sellinet, fann die jog. Staats- 
ferpitut nicht mehr als Dienſtbarkeit eines völferrechtlihen Subjelte® am Grund und 
Boden eines andern völkerrechtlichen Subjeftes definiert werden. Was man als Staats- 
jervitut bezeichnet, harrt deshalb vom Standpunkte der neuen Lehre aus noch der 
juriftifhen Konjtruftion (Kellinet, Allg. Staatdlehre, ©. 366); ebenio liegt diejer Lehre 
die Eriheinung des Kondominiums, die nicht bloß der Vergangenheit angehört (vergl. das 
unter Preußen und Belgien ftehende Moresnet), jehr quer. 

) Wenn auch der Staat nad jeinem eigenen Rechte feine rechtlichen Beziehungen 
zum Gebiete haben fann, aus dem einfachen Grunde, weil das Nedt, das dieſe Be- 
ziehungen jchaffen mühte, Beitandteil des Staates jelbit ift, jo —— doch das Recht 
des Staates für die Mitglieder und Organe des Staates Rechte und Pflichten in Bezug 
auf Grund und Boden zu ichaffen. Die Mitglieder und Organe find an legterm beredtigt 
gemäß dem Rechte des Staates. So fann das Privateigentum an Örundftüden nur be- 
jtehen, vermitteljt jtaatliher Normen; die im allgemeinen nterefie erfolgenden Ver— 
fügungen der Organe über Grund und Boden beruhen ebenfalls auf ftaatlihen Rechtsſätzen 

Daß übrigens völferrehtlidh ein Staat nicht verhindert wäre, auf jeinem Terri— 
torium das Sollektiveigentum einzuführen oder einen neuen Berteiler zu maden, ſteht 
außer Frage. 
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S 9. Zwed des Staates. 


Es ift nicht zu verfennen, daß der Vereinigung der Menſchen zum Staate 
ein Grund unterliegt, daß Zwecke mit der Berbindung erzielt werden wollen. 
Es ift aber unlogiſch, dabei von Zwecken des Staates jelbft zu ſprechen. Der 
Begriff des Staates ald Ganzes umfaßt auch die Gründe und Zwecke ber Ber- 
einigung; man kann deshalb dieſe Zwecke nicht wieder dem Ganzen beilegen '). 
Der Zwei des Staates als des Ganzen ift für uns jo wenig erforſchlich, als 
der Zwed des Menſchen überhaupt, es laſſen fich hier nur Hypotheſen aufitellen ?). 

Grund und Zweck des fich Vereinigend und Organifierens zum Staate 
werden in der Literatur von jeher Staatszweck genannt; man fann gegen dieſe 
Bezeichnung nichts einmwenden, jobald man ſich vergegenmwärtigt, daß es ſich nicht 
um den Zweck des Ganzen, jondern um ben Zmed handelt, deffen Verwirklichung 
erft zum Ganzen führt. Richtiger ift es, ftatt von Zwecken bed Staates ober 
Staatözweden, nur von ftaatlihen Zmweden zu ſprechen. 

Die ftaatlichen Zwecke können mannigfaltiger Natur fein, fie find unbegrenzt. 
In feinem Staate find aber alle denkbaren Zwecke verwirklicht und es frägt ſich 
deshalb, melde Zwecke es find, deren Verfolgung ben ftaatlihen Verband von 
andern Verbänden unterſcheidet). Es muß —3* ſtaatliche Zwecke geben, die 
zwar nicht einzig in Betracht zu kommen brauchen, deren Fehlen aber dem 
Verbande jofort den ftaatlichen Charakter benimmt. Als ſolche Zwede find von 
jeher hervorgehoben worden Aufrechterhaltung von Friede und Ordnung im 
Innern durch ae gleichartigen gegenfeitigen primitiven Intereffen ——* 
licher Einzelnen und Abwehr äußerer Feinde d. h. Schuß gemeinſamer Intereſſen *). 
Dieſe Zwecke ſind ihrer Natur nach weltlich, obgleich die Durchführung derſelben 
fich religiöſer Mittel bedienen kann.“) 


$ 10. Die Staatsgewalt. 


In der Staatsrechtswiſſenſchaft jpielt der Begriff der Staatögewalt eine 
große Rolle; wenn man aber nad einer nähern Feſtſtellung diejes Begriffes 
\ucht, jo wird man enttäujcht, indem die verjchiedenartigften Formulierungen 


N) Dieien Gedanken will man wohl betonen, wenn bemerkt wird: „Der Staat fann 
teinen Zwed haben, jondern ift Zwed“ (Murbard) oder: „Der Staat ijt ich jelbft Zweck“ 
Baig). Vergl. auh Laband, Archiv für Öffentlihes Recht II, S. 311. Preuß, 
Gemeinde, Staate, Reich, S. 30. 

7, 3.93. Wagner: „Der Zwed des vollendeten Staates ijt nur der, jeine organiiche 
Stelle einzunehmen im Organismus des Univerfums“. Wehnlicd bezeichnet Hegel, Phi— 
loſophie des Rechts, S. 432, die Staaten ald Werkzeuge der innern Tätigkeit des Welt: 
geiſtes, „worin dieje Seitalten vergeben, der Geiſt an und für ſich aber jich den Ueber— 
gang in feine nächſte höhere Stufe vorbereitet und erarbeitet“. 

”, Es war die früher herrichende Anficht, dak dem Staatäbegriffe dad Zweckmoment 
nicht fehlen dürfe. Schulze (Einleitung) verlangt die Angabe des Zweckes („„Verwirklichung 
aller Gemeinzwecke“), weil ſonſt die Definition des Staated auch für eine Räuberbande 
dbafie. Gerber, Laband, jowie frangöfiihe Schriftiteller lafien das Zweckmoment im 
Staatöbegriffe weg. Bergl. dagegen Rehm, Allgemeine Staatslehre, S. 32, Jellinel, 
Algemeine Staatslehre, ©. 210. 

% So Bufendorf: pax et securitas communis; Hobbes: pax civium inter se 
et defensio contra hostem publicum; Böhmer: Tutioris vel tranquillioris vitae gratia. 

3’ Hegel, a. a. O. S. 332 ff.: Der Staat ift wejentlich weltlich; daß die Menſchen 
Achtung vor dem Staat, vor dieſem Ganzen, deſſen Zweige ſie ſind, erhalten, geſchieht 
am beſten durch die philoſophiſche Einſicht in das Weſen desſelben; aber es kann in Er— 
mangelung diejer auch die religiöſe Geſinnung dazu dienen. Vergl. Rehm, Allgemeine 


Staatälehre, ©. 32. 
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auftreten. Soviel geht aus den bezüglihen Darftellungen hervor, dag man mit 
dem Ausdrude Staatögewalt jämtliche, im Staate beitehenden und von den 
Behörden ausgeübten Kompetenzen zuammenfaßt '). 

Der Ausdruf Gewalt, potestas, ift von jeher in ber Rechtswiſſenſchaft 
verwendet worden, namentlich zur Bezeichnung des Inhaltes eines ftarf hervor: 
tretenden fubjeftiven Rechts?). Wo dieje Ausdrüde Macht oder Gewalt in dem 
juriftifchen Spradjgebraud) verwendet werden, geihieht es immer zur Charafter:- 
fierung der Berechtigung eines beftimmten Subjektes. Anders bei dem Aus: 
drude Staatögewalt; diefe hat nad) der herrjchenden Lehre fein Subjekt, fie iſt 
nicht Berechtigung eines Rechtsſubjektes jondern fie ijt etwas, das zur Ausübung 
übertragen wird und ſomit nur Träger hat’). 


Die Lehre von dieſer, fein beftinnmtes Subjekt aufweijenden, gleichlam in 
der Luft ſchwebenden Staatögewalt, leitet ihren Urjprung wohl unzweifel- 
haft aus der Lehre vom Gejellichaftvertrage ab. Durch dieſen jozialen 
Vertrag fteuern die Einzelnen ihre Rechte, ihre Kräfte, kurz ihren Willen zu: 
jammen und die jo gebildete Macht oder Gewalt wird dem Herrſcher übertragen‘). 


HU Zahariae, Deutihes Staatd- und Bundesreht, 8 14: „In idealer 
Auffaſſung ift die Staatsgewalt der mit Intelligenz, Freiheit und zwingender Macht aus- 
gerüjtete jelbitändige Staatöwille. In Wirklichkeit tft e8 der Wille, der zur Nepräjentation 
des Staates nad Innen und Außen berufenen Subjelte. Objektiv iſt die Staatsgewalt 
der Inbegriff der im Weſen des Staates begründeten Rechte und Bilihten“. Ueberein— 
jtimmend Zoepfl, Staatsreht $ 46, Shmittbenner, Allgemeines Staatsrecht unter: 
icheidet Staatögewalt im weitern und engern Sinne. Erſtere ijt der Inbegriff aller öffent: 
lihen Funktionen im Staate, legtere das volllommene Net, in dem Staate zu regieren 
im Anihlu an Grotius: facultas moralis eivitatem gubernandi), Gerber, Deutſches 
Staatöredt, S. 1%: „Die Staatsgewalt ift die Willensmaht eines perſönlich gedachten 
jittlihen Organismus“. Jellinel, Recht ded modernen Staates, ©. 386 fi.: „Eine 
jede aus Menſchen bejtehende Zwedeinheit bedarf einer Leitung durch einen Willen. 
Diejer, die gemeinfamen Zwecke des Verbandes veriorgende Wille, der anordnet und die 
Bollziehungen jeiner Anordnungen leitet, jtellt die Verbandsgewalt dar. Solder Gewalten 
ibt es aber zwei Arten: herrſchende und nicht herrichende Gewalten. . . Die mit ur- 
Yprünglicher Herrſchermacht ausgerüjtete Gewalt iſt Staatsgewalt“. &. Meyer, Deutiches 
Staatsrecht, S. 14 und 235: „Die im Staate herrichende, höchite Macht wird ald Staats— 
gewalt (im jubjehiven Sinne) bezeichnet. Der Inbegriff der dem Staate gegenüber jeinen 
Hliedern zuſtehenden Herrichaftsrechte wird als Staatsgewalt (im objektiven Sinne) be: 
zeichnet“. 

2) Ob die Gewalt oder die Macht überhaupt Merkmal des jubjeftiven Rechts— 
begrifies jei, ift nicht bier zu erörtern. Man gebraudt den Ausdrud Gewalt oder Mact 
namentlid im Familienrechte ; e8 gibt aber auch Schriftiteller, welde in jedem jubjektiven 
Rechte eine Willensmacht erbliden. 

) So jagt ShmitthennerlI, 5.280: „Die Staat$gewalt darf nit ale ein 
Recht des Staates betrachtet werden, wie ohnehin der Ausdrud Staatögewalt nicht in 
Gewalt des Staates, jondern in Gewalt im Staate aufzulöjen iſt“ Gerber, Staats- 
recht, S.20 und 21: „Die Staatögewalt iſt eine Naturfraft, welche im Staate urjprünglic 
enthalten ijt“. G. Meyer, Staatsredt, S. 14: „Immer bleibt eine höchſte herrichende 
Macht im Staate beſtehen“. v. Sendel, Annalen 1898, S. 325, verneint ebenfalls, daß 
der Staat Subjelt der Staatögewalt jei. 

9 So bie lex regia; 1. 1 pr. D. de const. princ. 1, 4. „quod populus principi et in 
prineipem omne suum imperiam et potestatem contulit“, vergl. Jnit.I, 28%. 
Bei den Glojiatoren bejtand Streit über die Natur der Uebertragung ; die einen nahmen 
an, „das Vollk jei zur Rüdnahme der Neihsgewalt befugt“, (Gierke, Genofienichaftsrect 
III. ©. 575). Die Unnahme eines Herrichaftävertrages ald des rechtlihen Fundamente: 
der Staatögemwalt erhob ſich jhon im Mittelalter zu faft unbeitrittener Geltung, Gierke, 
Joh. Althujius ꝛc. 2. Aufl. 1902, ©. 77. Roujjeau ſpricht von der volont& generale, 
die das arithmetiiche Prodult der einzelnen Willen im Staate ift: er bemerkt (liv. L. VI. 
du pacte social): „Or, comme les hommes ne peuvent engendrer de nouvelles forces, 


I. Der Staat. $ 10. Die Staatägewalt. 121 


— wird dieſe Gewalt auch urſprüngliche und unwiderſtehliche ge— 
nannt). 

Sobald aber die Unhaltbarkeit des contrat social zur Begründung, Er— 
klärung und Konſtruktion des Staatsrechts erkannt iſt, fällt auch die Annahme 
eines ſolchen fingierten Dinges, wie die Staatsgewalt es iſt, dahin ?); denn ein 
anderes „woher“ ala ber Gejellichaftsvertrag Täht fich für den Urſprung dieſer 
jubjeftlojen Gewalt nicht anführen. 


Es haben denn aud einige Schriftfteller, das Unhaltbare diejer Subjekt: 
lofigfeit einjehend, den Verſuch gemacht, nicht bloß Träger der Staatögemalt 
anzunehmen, jondern dieje Träger aud) mit der Rechtszuftändigkeit auszuftatten ?). 


mais seulement unir et diriger celles qui existent, ils n’ont plus d’autre moyen pour 
se conserver, que de former, par agrögation, une somme de forces qui puisse, l’emporter 
sur la resistance, de les mettre en jeu par un seul mobile, et de les faire agir de 
concert... Chacun de nous met en commun sa personne et toute sa puissance sous la 
supröme direction de la volont& generale... Jordan, Verſuche, S. 73, bezeichnet es 
als Jrrtum, „dab ſich die Staatsgewalt urjprünglih in den Händen des Volkes befinde 
und bei der Erridtung des Staates von diejem an den auserjehenen Herrſcher übertragen 
werde“, läßt aber diejelbe dod; auf der Anerkennung des Volles beruhen und durd den 
Seborjam der Bürger bedingt jein. Dadurd wird aber die Staatsgewalt doch wieder als 
ein Produkt des Einzelwillens, als etwas auf die Einzelnen Seftüßtes bingeftellt. Gerber, 
Staatöredt, betont zwar, daß die Staatdgewalt nit eine fünftlihe und mechaniſche Zu— 
jammenfajiung vieler Einzelwillen jei, jondern die „fittliche Geſamtkraft des jelbitbewuhten 
Volkes“. Dieje Gejamtkraft läht aber doch die Vorftellung auftreten, daß fie aus den 
Kräften der Einzelnen jtamme. 

') Die fogenannte Staatögewalt fann fein Erzeugnis des Rechts jein; das Recht 
vermag nicht eine Gewalt zu jchaffen; denn die Staatsgewalt, welche ja auch geſetzgebende 
Semalt ift, ſoll das Geſetz und damit das Recht erzeugen. Man lehrt, daß die Staatsgewalt 
etwas urjprüngliches fei, ohme aber diejfe Behauptung fahlich zu machen. Wäre die Staats- 
gewalt uriprünglich, jo müßte jie ihon vor dein Staate erijtieren, der Staat würde dann 
entitehen dadurd, daß ein Verband ſich diejes Dinges bemädhtigte. Diejen Gedanten 
weist zwar Jordan, Berjuche, S. 73, zurüd: „Die Staatögewalt iſt, an ſich betradıtet, 
eine förperlihe Sache, die jih, wie etwa die Bundeslade bei den Nirealiten, in den 
Händen der Menſchen befindet und jo ton dem einen dem andern übergeben werden 
fönnte; die als eine jelbjtändige Sache bloß ergriffen zu werden brauchte, auch vor dem 
Staate vorhanden wäre, jondern eine bloße VBernunftsvorftellung.“ Wie kann aber eine 
Vernunftevorjtellung zur „unwiderſtehlichen Gewalt“ ſich verwirkliden? Jellinet, Al- 
gemeine Staatälehre, ©. 388, betont, in Anſchluß an die ältere Lehre diefe Unwider— 
ttehlichfeit der Staatsgewalt nahdrüdlih. Woher fommt aber dieje Eigenſchaft, wer ver— 
leibt fie der Staatögewalt im Gegenſatz zur „nicht herrichenden Gewalt“? Das Recht iit 
es wieder nicht, weil die unmideritehliche Gewalt ja erit das Recht jchaffen jol. Näheren 
Aufihluß dagegen erhalten wir bei Jellinet, S. 38%, über den Unterſchied der wider: 
teblihen und unmiderftehliden Gewalt. „Leder Macht kann ſich der Unterworfene ent— 
jieben, nur der Herrihermadt nicht.“ Daß der Staatsbürger dur Austritt aus dem 
taatlihen Berbande ſich nicht beliebig dem Geſetze entziehen fann, findet jeinen Grund 
aber nicht in einer unmiderjtehlihen Herrſchermacht, jondern darin, dab das jtaatliche 
Recht bezüglide Anordnungen trifft, die ftaatlihen Organe dieje Anordnungen durdführen 
und den Urganen Mittel zu Gebote jtehen, welche ſich als mächtiger erweilen, als der 
Biderjtand der Einzelnen. Sie ermweilen ſich als mächtiger, weil feine Organilation 
böberer Art beiteht, die ji des Einzelnen annimmt. 

7, €3 ijt auffallend, daß bei den Schriftjtellern des Staatsrechtes durchgehends an 
dem Borbandenfein einer „Staatögewalt“ nicht gezweifelt wird. Die Bilder, die man 
ih in der Borftellung von derjelben macht, jind dabei höchſt unklar. So jagt Wipper- 
mann, Natur des Staates, ©.20, daß die Staatägewalt „über den Untertanen throne*. 
v. Mohhl bemerkt: „Die Staatögewalt ift nur ein Volwerf vor dem Gebäude der Staatd- 
einrihtung, gehört aber nicht zum Gebäude jelbjt. Ein Volt aus lauter jittlihen und ver- 
nünftigen Menſchen bedürfte der Gewalt nicht und doch beitände der Staat“. 

”) Bergl. 3. Landesberger, Grünhuts Zeitichrift, Bd. 18, S. 250 und Rehm, 
Allgemeine Staatälehre, S. 152, welch' legterer Schriftiteller den Staat als Subjeft der 
Staat3gewalt hinjtellt, daneben aber noch bejondere Träger als möglich annimmt. 
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Allein diefer Verſuch jcheiterte an dem Umftande, daß der fiktive Begriff ber 
Staatögewalt zur ftaatsrechtlihen Verwertung viel zu ſpröde iſt ). 

Das Staatsredht bedarf des Begriffes der Staatägewalt überhaupt nicht ?). 
Es iſt nicht nötig, alle im Staate beftehenden Kompetenzen der Organe zu einem 
Ganzen zujammenzufchmelzen und dann fi) nach den Trägern umzuſehen. Durch 
diejes Verfahren wird außer Acht gelaffen, was den frühern Schrüftftellern bei 
Betrachtung der abjoluten Monarchie entgehen konnte, was aber bei dem heutigen 
fonftitutionellen Staate nicht überjehen werden darf, daß nämlih aud die 
höchſten öffentlichen Rechte mit Pflichten durchſetzt find und es nicht angeht, nur 
die Rechte herauszufchälen und zujammenzulegen. 

Bei Eliminierung des Begriffes der Staatögewalt iſt e8 Aufgabe der 
Staatsrechtölehre, bei jedem Organ genau anzugeben, welche Rechte und Pflichten 
dasjelbe hat; das Organ hat fie gemäß dem Staatsrecht als eigene Rechte und 
Pflichten, nicht bloß als Träger. Dabei kann ja die politiiche Betrachtung ab- 
wägen und abichäßen wo, bei welchen Organen die für die innere Entwidlung 
des Staates wirfungsvolliten, durdichlagendften öffentlichen Rechte zu finden 
jeten, beim Monardyen, beim Parlamente oder bei der Summe der ftimmfähigen 
Bürger x. Aber für dieſe politiiche Betrachtung und Erwägung ift ein jtaats- 
rechtlicher Begriff der Staatögewalt nicht von nöten. 


Ss 11. Die Souveränität. 


Mit dem Ausdrude Souveränität bezeichnet man verſchiedenes. 

Zuerft verwendete man den Ausdrud zur Charakterifierung der mit den 
bedeutungsvollften Rechten ausgeftatteten Organe im Staate. Der Begriff ber 
Souveränität ift hier zunächft ein relativer ; er will das höchſte, mit der hödhften 
Gewalt ausgeftattete Organ im Staate bezeichnen. Dieſes höchite, ſouveräne 
Organ ift demnach entweder der Fürſt (Fürſtenſouveränität) oder das Volf 
(Voltsjouveränität). Souveränität in diefem Sinne ift ein rein politifcher, Fein 
itaatörechtlicher Begriff; derjelbe gibt uns feinen Aufihluß über die Natur und 
das Weſen der höchſten Rechte, jondern würdigt und jchäßt dieſelben nach der 
Bedeutung für die innere Entwidlung des Staates ?). 

Sodann verwendet man den Ausdrud Souveränität zur Bezeichnung einer 
Eigenichaft der Staatsgewalt“). Da aber die Staatögewalt nicht eriftiert, jo 
zerfällt auch die Souveränität einer ſolchen in fich aufammen. 


) Dies zeigt jih namentlich bei der Frage der jogenannten Gewaltentrennung. 

”) Auch der Wortlaut der Berfajiungen (jo der nordamerifanifchen, der belgiſchen und 
der jchweizeriihen Bundesverfafjung ſowie mehrerer ſchweizeriſchen Rüntsnsverkeilungen); 
welche von Gewalt ſprechen, nötigt durchaus nicht, aus diefem mehr bildlihen Ausdruck 
einen jtaatörechtlihen Begriff zu fonftruieren. Anderer Anfiht G. Meyer, Staatörecht, 
S. 16, Anm. 10. 

) Souveränität in diejem biftoriich- politiihen Sinne tft, weil relativer Begriff 
nicht teilbar. 

N So namentli Gerber, Staatsrecht, ©. 22: „Die Staatsgewalt muß ſo geartet 
ſein, daß fie die Motive ihres Handelns nicht von einer außer ihr ſtehenden höhern 
Macht empfängt, ſondern lediglich in ſich findet; ſie muß mit andern Worten ſouverän 
ſein. Nach meiner Anficht iſt dies der eigentliche und geſchichtlich allein zu rechtfertigende 
Sinn des freilich in ſo vielerlei Bedeutungen gebrauchten Wortes Souveränität: Unab— 
hängigkeit einer Staatsgewalt von einer außer ihr ſtehenden höhern Staatögewalt. 
Souveränität iſt alſo nicht ſelbſt Staatsgewalt, ſondern bezeichnet nur eine Eigenſchaft 
der vollkommenen Staatsgewalt. Die Ausdrücke Fürſtenſouveränität, Volksſouveränität, 
Nationalſouveränität ſind nur Stichworte für verſchiedene politiſche Beſtrebungen“. Lingg, 
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Endlich bezeichnet man mit Souveränität aud) eine Eigenſchaft des Staates 
jelbft umd unterſcheidet demnach äußere (völferredhtliche) und innere (ftaats- 
rechtliche) Souveränität '). j 

Aeußere Souveränität des Staates bedeutet jpradhgebräudlid) Unab— 
bängigfeit von einem höheren Gemeinwejen, insbejondere die völlige völferrecht: 
liche Rechts: und Handlungsfähigkeit; Souveränität in dieſem Sinne ift ein 
Rechtsbegriff“). Die äußere Souveränität oder die Unabhängigkeit, bezw. bie 
Rechts: und Handlungsfähigkeit können unbeichränft oder beichränt jein ”). 

Die innere Souveränität wird als Ueberordnung des Staates über die, 
auf dem Staatögebiete befindlichen Perionen und Korporationen bezeichnet‘). 
Diefe Auffaffung ift aber eine unrichtige; da der Staat auß den Perjonen jelbft 
beiteht, kann er nicht wieder über den Perjonen jtehen. Dieſe Definition der 
inneren Souveränität enthält eigentlich nichts weiteres als ben jelbftverftändlichen 
Eat, daß das ftaatliche Recht die im Staate befindlichen Perjonen und Kor: 
porationen verpflichte. Mit innerer oder ſtaatsrechtlicher Souveränität märe 
vielmehr zu bezeichnen die Bemwegungsfreiheit der jtaatlihen Organe in ber 
Rehtsbildung, die Unberührtheit der Organe und Glieder des Staates von der 
Rechtsordnung eines höheren Gemeinwejens, die volle Funltionsfähigkeit. Diele 
innere Souveränität oder Funktionsfähigkeit kann eine vollſtändige oder teil- 
weile jein?). her: ” i 

Souveränität iſt jomit ein juriftiiher Begriff nur jomeit, ald damit eine 

Eigenſchaft des Staates jelbit nach außen und innen bezeichnet wird. Bei ber 
Vieldeutigkeit des Ausdrudes aber find für äußere und innere Souveränität 
des Staates die Bezeihnungen Unabhängigkeit, volle völferrechtliche Rechts: und 
Handlungsfähigkeit, Unbeſchränktheit, Vollkommenheit, volle Funktionsfähigkeit 
u. ſ. w. vorzuziehen. Ueberhaupt würde es ſich empfehlen, den Begriff der 
Souveränität als einen ſpezifiſch hiſtoriſch-politiſchen aus dem Staatsrechte aus— 
zumerzen®). 
Empirifhe Unteriuhungen, S. 205 ff., lehrt, daß Herrſchaft und Souveränität ein und 
dasielbe bedeute. Es beweiſt aber diefe Zufammenftellung nur, wie wenig ſich der Begriff 
Herrihaft juriftifch verwerten läßt, überhaupt wie jehr dem —— — jedes 
juriſtiſche Merkmal mangelt. Staatögewalt und Souveränität identifiziert auch v. Seydel, 
Annalen des Deutſchen Reichs, 1898, ©. 324 und 333. 

) G. Meyer, Staatäredt, S. 19. 

?, Die Unabhängigkeit ift jolhe von dem Rechte eines andern Gemeinweſens; ſie 
ift vorhanden, wenn über dem Staate bloß das Völkerrecht ſteht. Völkerrechtliche Verträge 
beihränfen die Unabhängigkeit des Staates nicht, a er verpflichtet wird. M. €. 
ihmälert auch die durch völferrechtlihe Verträge fejtgeitellte Neutralität einzelner Staaten, 
io Belgiens, Quremburgs und der Schweiz die Unabhängigkeit nicht. —— geht 
die Unabhängigkeit verloren durch ein vertragliches Protektionsverhältnis. Eine Unter: 
fuhung über die verichiedenen Arten ber hiſtoriſch gegebenen Abhängigkeitsverhältniſſe 
liegt nicht im Rahmen unſerer Arbeit. 

Rehm, Staatslehre, S. 63 ff., obſchon zugebend, daß es eine teilweiſe Unab— 
hängigkeit rechtlich gibt, verneint die Möglichkeit der Teilung des in der Souveränität 
enthaltenen Unabhängigfeitsbegriffes, weil lepterer von Haus aus ein relativer jei. Der 
Begriff der Unabhängigkeit an ſich ift aber frei von dem Merkmale der Relativität, das den 
hiftoriichepolitiihen Begriff der (Fürften- oder Wolts-)Souveränität charakteriſiert. 

) So G. Meyer, Staatäredt, ©. 19. 

’) Die Funktionsfähigkeit ift eine befchränkte, wenn die Rechtsordnung des höhern 
Gemeinweiens auch hineingreift in das Innere des untergeordneten Staates, jo namentlich 
beim ſtaatsrechtlichen Proteftorate und bei den Bundesftaatsverhältnilien. Wenn Urt. 3 
der ichweiz. Bundeäverfafjung jagt: Die Kantone find ſouverän, joweit ihre Souveränität 
nicht durch die Bundesverfafiung beſchränkt ift, jo wird damit die Funktionsfähigkeit der 
Kantone ins Auge gefaht. 

%, Bergl. Preuß, Gemeinde, Staat, Reid, S. 101. 
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II. Die ſtaatlichen Organe. 


512. Die Organe und Behörden. 


Das ftaatliche Recht fieht vor, daß beitimmte Mitglieder einzeln oder als 
Kollegien die Durdführung der ftaatlihen Zwede an die Hand nehmen und 
die notwendigen Willenshandlungen ausüben. Dieje jo ausgezeichneten Mit: 
glieder oder SKollegien nennt man Organe. So haben wir Regierungs-, Gejeß- 
gebungs:, Verwaltungs, Gerichtö-, Polizeiorgane u. ſ. wm. Es gibt allerdings 
Anfihten, welche die Bezeihnung Organ nur auf den Monarchen oder auf 
dieſen und das Parlament bejchränfen wollen‘). Dieſe Beichränfung ift 
ungeredhtfertigt ; überall, wo das Recht Mitglieder mit bejonderen Kompetenzen 
und maßgebender Willensbildung bezeichnet, liegen Organe des Staates vor ?). 


Statt von Organen fönnen wir aud von Behörden ſprechen. Organe 
find Behörden und Behörden find Organe. Allein auch diefe Bezeichnungsweiſe 
wird nicht überall geteilt; man ift im allgemeinen nicht geneigt, höhere Organe, 
wie den Monarchen und das Parlament, als Behörden zu benennen, obgleich 
ein ftichhaltiger Grund hiefür nicht beiteht?). 

Der Ausdrud Amt oder Stelle hat zwei Bedeutungen. Einmal wird 
damit bezeichnet die Rechtseinrichtung, wonad ein Meitglied des Staates zur 
Ausübung eines bejtimmten Kompetenzen- und Pflichtenkreifes berufen werden 
joll; man jpridht jo von dem Amte oder der Stelle eines Staatsanwaltes, eines 
Richters, eines Polizeihefs u. ſ. w, man nimmt ein Ant an, hat ein Amt, 
bekleidet oder bejorgt ein Amt‘). Sodann bezeichnet man mit Amt geradezu 
eine Behörde mit eigener Organijation?). 


') Gerber, Grundzüge des Deutihen Staatörechtes, ©. 76 und 77, will nur den 
Teil des Staates ald Organ bezeichnen, in welchem fi der Wille des Organismus ver- 
wirfliht: „In den monarchiſchen Staaten Deutichlands find died der Monarch und die 
Stände.“ Aehnlich Bernapit, Arhiv für Öffentlihes Redht V, S. 278: ‚Nidt alle 
Zeile de8 Organismus find Organe; Organ ift bloß jener Teil desjelben, weldyer den die 
Geſamtheit bindenden Willen erzeugt.“ 

) Shmitthbenner 1, ©. 478, nimmt die Möglichkeit mehrerer Organe an: 
„Wie überhaupt der amı weiteiten gegliederte feinjte Organismus die größte Kraft und 
Dauer hat, jo ift auch der Staat der innerlich ſtärkſte, dejien Organijation in diejer 
Hinſicht die am meijten ausgebildete iſt.“ Er betont ferner, daß die bejondern Funktionen 
am volllommenjten dur eigene Organe volljogen und gerade durch die Ausbreitung der 
Organe und ihr demgemähes Verhalten zu einander die Freiheit und Sicherheit der Ein— 
zelnen garantiert werde. Yellinel, Allgemeine Staatsiehre, S. 498: „Der moderne 
Staat weift eine Fülle von Organen auf.” 

„6, Meyer, Staatöredht, S. 307, definiert: „Staatsbehörden heißen diejenigen 
itaatliden Organe, welche zur Ausübung eines begrenzten Kreiſes ftaatliher Befugniſſe 
durch ein anderes Organ des Staates berufen werden.“ Es gibt aber feine ſolchen 
Organe, welde durch ein anderes Organ berufen werden; jedes Organ ift vom Rechte 
geihaften. Nah Anfiht G. Meyers jind im Deutichen Neiche nicht Behörden der 
Bundesrat, der Kaifer und der Neichstag; in den einzelnen Ländern der Monarch und 
der Landtag; alle andern Organe wären dagegen Behörden. Als Behörden bezeichnet 
Yaband 1, S 348, im Deutjchen Reich den Reichskanzler, die Verwaltungsbehörde, die 
jelbjtändigen Finanzbehörden, ferner das Patentamt und Verjiherungsamt und Die 
richterlichen Behörden. Die jchweizeriiche Bundesverfafjung nennt dagegen als Bundes- 
behörden das Parlament National» und Ständerat), den Bundesrat und das Bundesgericht. 

*) Vgl. Yaband I, S.333 und 339, ©. Meyer, Staatsrecht, ©. 307. 

) So in Deutihland das Reihsamt des Innern (inkl. ftatiftiiches Amt, Geſund— 
heit3amt, Kanalamt in Kiel 2c.), auswärtiges Amt, Reihsmarineamt, Neich3poftantt, Reichs— 
juftizamt, Reichseiſenbahnamt; in der Schweiz das Verſicherungsamt u. |. w. 
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$ 13. Einteilung der Organe. 


Die Organe laſſen ſich zunächſt danad) einteilen, ob fie aus einer oder 
aus mehreren Perſonen beftehen: Einzelorgane oder Kollegialorgane. Einzel: 
organe find der Monarch, der Präfident einer Republik, die Minifter, Einzel: 
rihter u. j. w. SKollegialorgane find die Parlamente, die Direftorien, die 
Gerichte u. ſ. w. 

Sodann laflen ſich die Organe einteilen nad den hauptſächlichſten Auf: 
gaben, die fie zu erfüllen haben: in Gejeßgebungsorgane, Regierungsorgane, 
Verwaltungsorgane, Gerichtsorgane. Eine jernere Unterjcheidung kann gemacht 
werden zwiſchen ftändig und nicht jtändig funktionierenden Organen). 

Diejenigen Organe, denen das Recht eine beftimmte freiheit der Bewegung 
läßt, innerhalb welcher die politiichen Anjchauungen zum Durchbruch gelangen 
fünnen, find politiiche Organe, e8 find dies namentlich) das Regierungsorgan 
und das Parlament; diejenigen, bei denen das Recht der Politik feinen Spiel: 
raum gewährt, find die nichtpolitiichen Behörden, jo die Gerichte und alle unter— 
geordneten Behörden. Die Unterjcheidung zwiſchen höheren und niederen, bezw. 
unteren Organen läßt fi) nur im allgemeinen durchführen. Eine ſolche Unter: 
ſcheidung ift überhaupt feine juriftiiche, ſondern beruht auf einer Wertihägung, 
bei welcher die politiiche und joziale Betrachtungsweiſe im Vordergrund fteht. 
Nah einzelnen Richtungen erjcheint vielleicht eine Behörde übergeordnet, nad 
anderen Richtungen wieder als untergeordnet. Die Beziehungen der Organe zu 
einander find oft jehr verichlungen. Manchmal ift die Tätigkeit einer Behörde 
durd; die Mitwirkung einer anderen bedingt, jo daß überhaupt von einer Inter: 
und Ueberordnung nicht geſprochen werden fann. 

Zu verwerfen iſt eine Einteilung in Organe, die unmittelbar durd) die 
Berfaffung und ſolche, welche bloß durd) verfaffungsmäßige Organe berufen jeien. 
Dagegen kann man einen Unterjchied machen je nachdem Organe in der Ber: 
ſaſſung ſelbſt oder in der Gejeßgebung vorgejehen find und gelangt jo zur Ein: 
teilung in verfaffungsmäßige und gefeliche Organe. Beide Arten aber hätten 
das Gemeinjame daß fie vom ftaatlihen Rechte, vom gs im weitern Sinne, 
eingelegt Find, daß ihre Rechtsftellung unmittelbar auf Gejeg beruht und nur 
wieder durch Gejeß geändert werden fann, daß ihre Bejugniffe und Pflichten 
objeftiv durch das Recht normiert find und nicht durch den bloßen Willen eines 
andern Organes?). 

') Dieje Unteriheidung will jelbjtveritändlich nicht behaupten, daß es Organe gibt, 
die im wörtlihen Sinne ftändig find; unter Ständigfeit iſt bloß zu verjtehen, daß das 
Irgan regelmäßig, nicht bloß periodiſch funktioniert; die nichtjtändigen Organe dagegen 
treten bloß periodiih in Funktion. Ununterbrochene Funktionsdauer wird für den Organs 
begriff nicht gefordert und kann aus phyfiichen Gründen nicht gefordert werden, vergl. 
Tezner, Annalen 1902, ©. 655, Anm. 1. 

?), Die Unteriheidung in verfaflungsmäßige und bloß gejeglihe Organe hat feine 
prinzipielle Bedeutung; mande Berfafiungen find ausführlicher, mande halten ji nur 
an dad Grundlegende; ein rechtliches Kennzeichen dafür, was in eine Verfafjung und 
was in ein Gejep gehört, gibt e8 nicht. Dadurd, dab die gejeßgebenden Organe durd) 
Gele weitere Organe zu jhaffen vermögen, werden leßtere nicht durch erjtere berufen, 
isre Befugnifje leiten Fi dadurch nicht ab, wie 3. B. G. Meyer, Staatsrecht, betont 
2.223. Es iſt auch nicht richtig (Jellinet, Allgemeine Staatslehre, S. 542), daß die 
Richter bloß Nepräfentanten eines Dienftheren jeien; dieſe Organe leiten ihre Rechts— 
ftellung ebenfo gut von der Rechtsordnung ab, wie jedes andere Organ; ihre Befugnifie 
und Pflichten find eigene, unmittelbar vom ftaatlichen Rechte übertragene. Die Recht— 
iprehung im Namen des Monarchen ift veralteter Hanzleiftil, eine Reminigzenz aus dem 
Batrimonialjtaate und es hat die Floskel irgend welche rechtliche Bedeutung nicht. 
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Es werden noch weitere Einteilungen der Organe gemadt ’). 

Nicht Organe des Staates find die öffentlich rechtlichen Korporationen, die 
Gemeinden, aud nicht die Einzelftaaten im Bundesftaate; hier weicht vielmehr 
die ftaatlihe Organijation zurüd,; was biejen Körpern an Rechten und Ver— 
pflichtungen befaffen und überbunden wird, bildet nicht den Wirkungsfreis eines 
ftaatlihen Organes, fondern befonderer forporativer Organe‘). 


3 14. Die Einzelorgane. 


Einzelorgane find ſolche, welche aus einem einzelnen Menſchen beitehen. 
Das ftaatliche Recht, welches die Organe jchafft, nimmt davon Umgang, die Mit— 
glieder des Staates, welche diefe Organe bilden, nominell zu bezeichnen. Es 
wäre dies unzwedmäßig, da jedesmal, wenn eine Perjönlichkeit 3. B. durch Tod 
wegfallen würde, das Recht wieder geändert werden müßte. lm diejem Uebel: 
-ftande zu begegnen, jpricht deshalb das Recht von einem unbeftimmten Dtenjchen ; 
beftimmt wird nur die Eigenichaft des Individuums, letzteres ſelbſt aber wird 
unbeftimmt gelaffen; es joll jeweilen in der vorgejehenen rechtlichen Weije be: 
zeichnet werden. Die Eigenſchaft ift alſo das Beharrliche, das Individuum das 
Wechſelnde und troß diejes Wechſels ift das Organ dauernd und identiich. Die 


) So von Jellinek, Gejeg und Berordnung, ©. 207 ff. und Allgemeine Staats- 
lehre, 5.498 ff. Zunächſt wird die Unterfheidung von mittelbaren und unmittelbaren 
Organen gemadt. Alle Organe aber find unmittelbar in dem Sinne, daß das ftaatliche 
Recht fie vorſieht; alle Organe find gleid legitim, alle jind vom jtaatlihen Rechte ge: 
ihaffen, feines ift bloß das Produft eine® andern, ed handle fich denn um bloßes Hilfs— 
perjonal, dem die Organqualität abgeht. Die Unterfheidung in unmittelbare und mittel: 
bare Organe läuft im Grunde nur in die Unteriheidung zwiſchen wichtige und weniger 
wichtige Organe aus. Der Umſtand ferner, daß ein Organ dad Wahlreht bei der Be- 
jegung eine® andern Organed hat, nötigt uns nicht eine prinzipielle Unterſcheidung 
wijchen Kreationd- und freierten Organen zu machen; der leßtere Ausdrud könnte die 
—* Vermutung auftreten laſſen, als ob das jog. kreierte Organ lediglich vom jog. 
Kreationsorgan geſchaffen worden ſei, während es vom ſtaatlichen Rechte geſchaffen iſt und 
bloß die Inhaber es find, die von einem andern Organ gewählt werden. Die Annahme, 
daß ed Organe (jefundäre) gebe, deren Wille unmittelbar ald der Wille eine andern 
(primären) Organes gelte, iſt Fiktion. Wenn aud 3. B. das Parlament ala Volls— 
vertretung bezeichnet wird, jo find die Beſchlüſſe doch ſtets jeine Beihlüffe und nicht 
Volksbeſchlüſſe. Die Unteriheidung zwijchen einfahen und potenzierten Organen fünnte 
vermuten laſſen, als ob leßtere eine gewiſſe erhöhte Nedtitellung einnähmen. Das tft 
aber nicht der Fall. So iſt der ruifiiche Kaijer nad Jellinef nur ein einfahes Organ 
Rußlands, während der Deutihe Kaifer ein potenziertes Organ Deutichlands ift (weil 
Deuticher Kaiſer in der Eigenſchaft als preußifcher König). Dieje Unterſcheidung ift des— 
halb zwedios, weil die jog. Potenzierung auf veridiedenen Rechtsgebieten beruht und 
auf feinem eine bejondere, rechtlich erhöhte Bedeutung aufweilt. So ift es für einen 
Biihof in diejer jeiner Stellung rechtlich gleihgültig, ob er Mitglied des Herrenbauies 
jei und ald Mitglied des Herrenhauſes fommt es gar nicht in Betradt, ob man Biſchof 
jei. Die Einteilung in jelbitändige und unjelbitändige Urgane icheint mir deshalb nicht 
glüdlid gewählt, weil bier die Eigenihaft von Beſchlüſſen zu einer Eigenſchaft des 
Organes gemacht und der unrihtigen Auffaſſung Plag gegeben wird, ala ob das Organ 
in jeiner Willensentichließung jelbjt abhängig fei. 

?) Die Anſchauung, dab die Berbände im Staate Organe des leptern jeien, rührt 
von den Kanonijten ber, Gierke, Genoſſenſchaftsrecht III, S. 251, Anm. 19, und ijt von 
den Publiziften des Mittelalter3 weiter geführt worden. Man bildete den Begriff „der 
Zwiihengliederung vermöge deren in größern Verbänden zwiichen die oberite Einheit 
und die einzelnen Individuen mehrfach engere Berbände treten“, Gierfe a.a.D. ©. 554. 
Man kann jedod die Verbände im Staate nicht mit Organen eines Körpers vergleichen, 
jondern muß fie anjehen als eigenartige Mitglieder ded Staates. 
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vorgelehene Organperjönlichkeit ift nur durch beitimmte Eigenichaften harakterifiert ; 
individualifiert wird fie durch bejondere Rechtsvorgänge. 


Das Organ hat die, ihm von der Rechtsordnung zugemwiejenen Rechte und 
Verpflichtungen; es find Dies eigene Rechte des Organs, nicht fremde Rechte, 
nicht Rechte einer fingierten Staatsperjönlichkeit '). Das Organ, bezw. das, bie 
Eigenihaft des Organs befleidende Individuum, ift, ſolange die Eigenſchaft 
dauert, und in dieſer Eigenihaft, Rechtsfubjekt. 


Die Beftimmung oder Yndividualijation des Einzelorgans geſchieht nad) 
Vorihrift der Rechtsordnung. Lebtere kann dabei verichiedene Wege einjchlagen. 
Der rechtliche Tatbeſtand ift im modernen Staate entweder Erbfolge (beim 
Monarchen) oder Wahl. 


Erbjolge und Wahl find nur Mittel zur Jndividualifation. Insbeſondere 
wird bei der Wahl nicht zugleich die Organeigenſchaft geichaffen ; — wird 
vom Rechte in Bereitſchaft geſtellt. Der Wählende nimmt nur die Wahl vor; 
daß dieſe Wahl die Verknüpfung des Gewählten mit der Organeigenihaft im 
Gefolge hat, iſt nicht eine vom Wählenden verübte Wirkung, jondern Wirkung 
des Rechts. Die Wahl ift nur Tatbeſtand für die vom Rechte bewirkte Ber: 
müpfung. Der Gewählte jteht deshalb durch die vollzogene Wahl in feinem 
Rehtäverhältnis zum Wählenden, er hat jeine Kompetenz nicht von leßterem, 

) Es wird diefer Sak von der herrichenden Theorie aus beitritten. Letztere fußt 
auj der Annahme eines internen Nechtsfubjeltes des Staates. Alle öffentlihen Rechte 
ind nad dieſer Konftruftion Rechte des Staates. So bemerft Yaband I, S.538: „Ein 
Stoatsamt ift niemals ein Nechtsiubjelt und hat niemald Befugnijie irgend welcher Art; 
es it vielmehr ſtets eine objektive Jnftitution, ein Inbegriff von Geſchäften. Inſoweit 
taatlihe Geichäfte nur durchgeführt werden können durd Ausübung der, dem Staate 
witebenden Hoheitsrechte, enthält der Auftrag zur Führung jtaatliher Geſchäfte zugleich 
aud eine Delegation derjenigen Hoheitsrechte, welche zur Führung der Geſchäfte erforderlich 
ind. Ber daber ein Pi ge Staatsamt führt, der übt immer zugleich die Staats— 
gewalt aus; aber nit als ein jubjeftives, ihm perſönlich zujtehendes Recht, ſondern 
ediglich als Korrelat der ihm obliegenden Geſchäfte . .. Allein aud die Behörde iſt 
memald jelbjtändig beredhtigtes Subjekt, jondern nur der Staat jelbit it das wirkliche 
Rehtäjubjelt aller Hoheitsrechte“. Jellinet, Allgemeine Staatslehre, S. 512 führt aus: 
‚Im die Rechtsſtellung der Staatdorgane zu erkennen, ift ſcharf zu unteriheiden zwiſchen 
den Irganen und dem jie tragenden Menihen. Das Organ als jolches befigt dem Staate 
gegenüber feine Perjönlichleit .... Das Organ jtellt den Staat dar, aber nur innerhalb 
Ainer gewifien Zuftändigteit ... Da das Organ kein eigenes Nedt, jondern nur jtaatliche 
Juitändigleiten hat, jo fünnen dieje auch fein Hecht der, da8 Organ veriehenden Perſön— 
heiten jein ... . Der Einzelne hingegen fann ein Recht auf Organjtellung haben, d. h. 
uf Anerennung al® ein Organ und Zulafiung zu dejien Funktionen“. Vergl. auch 
Bernapif, Archiv f. öffentl. Recht V, S. 169. Es ift eine durchaus befremdende 
Konitruftion, wenn z. B. gelehrt wird: Nicht wie in Art. 12 der Deutihen Reichsverfaſſung 
gelagt ift, dem Kaifer, jteht e8 zu, den Bundesrat und Neichstag zu berufen, zu eröffnen, 
ju vertagen und zu jchließen, jondern dem Staate; der Kaiſer übt diejes Recht nicht als 
äigenes, jondern bloß als Recht des Staates aus. Die ganze Streitfrage hängt von der 
Segriffäbeftimmung des Staates ab. Hält man es als möglich, daß der Staat ald Ganzes 
"6 aub in jeinem Innern bewege, jo hindert uns nichts, dann auc die Organe als 
Hohe Werkzeuge des Ganzen, unjelbjtändig und ohne eigene Rechte, anzujehen. Auch 
dann, wenn man ein individuelles Staatsjubjeft innerhalb des Verbandes der Staatd- 
bürger fingiert, ift es fonftruierbar, alle Rechte nur diejem eingebildeten Subjelte zu 
verleihen und die Behörden ala bloße Ausüber der jtaatlihen Rechte zu erflären. Wenn 
wir aber die logische Unmöglichkeit der Einwirkung des Ganzen auf jeine Teile erfennen 
und das Ueberflüſſige einer rein fonftruftiven individuellen Nechtsperjönlichteit einichen, 
'o bleibt uns nur der einfache und Mare Gedanke, dah im Innern des Staates Organ: 
und Glieder Rechtsſubjekte find und in Rechtsbeziehungen zu einander jtehen. 
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jondern von der Rechtsordnung. Die Annahme der Wahl ift aud) feine Vertrags: 
erklärung, fondern gehört lediglich zum Zatbeftande der Individualijation'). 


$ 15. Die Kollegialorgane. 


Organe fünnen aus einer Mehrheit von Mitgliedern beitehen. Die 
Mitgliedihait einer Kollegialbehördbe wird vom Rechte wie beim Einzelorgan 
jo beftimmt, daß nicht Sbegielte Andividualitäten bezeichnet werben, ſondern 
nur die dauernden Eigenjhaften, zu welchen die Individuen, gejtügt auf einen 
rechtlichen Vorgang in Beziehung treten. Diefer rechtliche Vorgang ift regel: 
mäßig die Wahl. 

Das Kollegium ift vom Rechte jelbft wieder als organifiert vorgejehen, 
mit Organen in jeinem Innern, zum mindeften mit einem Präfidenten. Infolge 
der notwendigen Zugehörigkeit der Mitglieder des Kollegiums ericheint uns 
dasjelbe in unjerm Denken ala eine lebensvolle Einheit und dieje Einheit wird 
von der Rechtsordnung als Rechtsſubjekt hingeftellt; ihm werden Rechte und 
Verpflichtungen, Befugniffe und Obliegenheiten übertragen?). Dieſes Rechtsſubjekt 
it nur öffentlicherechtliches Subjekt, es hat nur öffentlich-rechtliche Befugniſſe 
und Pflichten zu gemeinem, nicht zum Nuten feiner Mitglieder ; es hat deshalb 
feine Rechte von ökonomiſchem, finanziellem Werte, es ift nicht Rechtsjubjekt des 
Vermögensrechts, es ift nicht privatrechtliche juriftiiche Perfon?). 

Aber nicht nur das Kollegium als folches, jondern aud die Mitglieder 
des Kollegiums haben in dieſer ihrer Eigenſchaft beftimmte Rechte und Ber: 
pflichtungen ; jo das Recht Anträge zu ftellen, jeine Meinung zu äußern, an 
den Abftimmungen teilzunehmen u. j. w. 


') Indem man die Ausübung der Wahl ald Ausübung eines dem Staate zuftehenden 
Rechts erklärt, gelangt man zur Konftruftion eines Vertrages des Gewählten zum Staate, 
joXabandl, S.405 ff. Die Konftrultion eines Vertrages hat namentlih Gönner, Der 
Staatsdienft ıc., 1808, bekämpft, allerdings von der Auffafiung ausgehend, dab die Zu: 
ſtimmung des Gemwählten überflüffig jei, indem eine Bilicht zur Annahme beſtehe. Ueber 
die Literatur vergl. O. Meyer, Archiv f. öffentl. Recht III, S. 1 ff. und Laband, a.a. TC 
Der Aniprudy auf Gehalt iſt direkter Aniprucd am Fiskus ex lege, 

) So jagt rt. 23 der deutſchen Neichöverfafjung: „Der Reichsſtag hat das 
Nedt . . .“, die jchweiz. Bundesverfafjung Art. 93: „Jedem der beiden Räte fteht das 
Vorſchlagsrecht zu“, Art. 102: „Der Bundesrat hat . . folgende Befugnifje und Ob— 
liegenheiten“, Art. 111: „Das Bundesgericht ift verpflichtet“. Verfaſſung der Vereinigten 
Staaten: “the senat shall have the power”, “the congress shall have the power” u. ſ. w 

) Man hat die Frage ſtets unrichtig jo geitellt, ob die Kollegialorgane des Staates 
juriftifche Berfonen jeien, vergl. Bernatzik, Archiv f. öffentl. Net, S. 169. Bangerom, 
Bandelten I, S. 93, bemerft: „Wenn ein Staatsamt follegialifch verwaltet wird, jo mun 
man publiziftiich allerdings eine bejondere Perſon jtatuieren, allein dies hat privatredtlic 
gar feine Bedeutung.“ Es wäre denkbar, daß eine Kollegialbehörde das Recht hätte, 
Sporteln zu verlangen zu Handen einer Kaffe und zum Nugen ihrer Mitglieder; im dieſem 
beichränften Umfange wäre alſo aud) Stiftung und juriftiihe PBerjon vorhanden. — Wenn 
Jellinet, Allgemeine Staatälehre, S. 513, bemerkt, die Organe hätten feine Rechte, ſeien 
nicht Rechtöfubjefte, jondern hätten nur Zuitändigfeiten, jo ijt einzuwenden, daß auch der 
Begriff der Zuftändigfeit ein Subjeft erfordert; es jteht jemandem etwas zu. Auch 
Laband I, S. 339, nimmt Kompetenzen der Organe, Delegation an diejelben an; damit 
ift aber die Subjeftivität der Organe ausgeſprochen. Es geht aus dem Angeführten 
hervor, wie ſchwer fich der natürliche und richtige Gedanke verdrängen läht. Weber die 
Perjonififation der Memter bei den SKanoniften ſ. Gierke, Genofienihaftsrecht II, 
3.272 und 331. 

(Schluß folgt.) 


12) 


Vorbeſprechung über das Kartellweſen 
vom 14. November 1902, 


Ueber die Vorbejprehung vom 14. November 1902, be: 
treffend das Kartellwefen, im Reichsamt des Innern ift die nachſtehende 
Aufzeihnung aufgenommen worden, welde, nachdem fie den Teilnehmern vor: 
gelegen hat, hiermit zum Wbdrud gebradjt wird. 

Den Vorſitz Führt der Staatsjekretär des Innern, Staatsminifter Dr. Graf 
von Bojadomwsty: Wehner. 

Anweſend find ald Bertreter der beteiligten Reſſorts die Herren: 
vom Reichdamt des Innern: Wermuth, Direktor im Reichsamt des Innern, 
Dr. van der Borght, Gehrimer Regierungsrat, Dr. Boelder, Regierungs: 
rat, Martin, Regierungsrat; vom Auswärtigen Amt: Dr. Lehmann, Ge: 
heimer Legationsrat, Dr. Johannes, Geheimer Legationsrat; vom Reichs- 
Juftizamt: Dr. Hoffmann, Geheimer Ober-Regierungsrat; vom Königlich) 
preußischen Juftiz-Minifterium: Dr. Bourmwieg, Geheimer Ober-Juftizrat ; 
vom Königlich preußiichen Miniſterium des Innern: von Jarotzky, Geheimer 
Regierungsrat, Dr. Herrmann, Geheimer Regierungsrat; vom Königlich 
preußiichen Minifterium für Handel und Gewerbe: Wendelitadt, Geheimer 
Ober-Regierungsrat. 

Als Sahverftändige waren eingeladen und erjchienen die Herren: 
Arnhold, Geheimer Kommerzienrat, Berlin, Dr. Beumer, General:Sefretär, 
Mitglied des Reichetages, Düffeldorf, Qujo Brentano, Geheimer Hofrat, 
Univerfitäts-Proieffor, Münden, Dr. Conrad, Univerfitäts:‘Profeffor, Geheimer 
Regierungsrat, Halle a. S., Dr. €. Francke, Profeffor, Herausgeber der 
„Sozialen Praxis”, Berlin, Frengel, Geheimer Kommerzienrat, Präfident 
des Deutichen Handelstages, Berlin, Gamp, Wirkliher Geheimer Ober-Re— 
gierungsrat, Mitglied des Reichätages, Berlin, L. M. Goldberger, Geheimer 
Kommerzienrat, Berlin, Gothein, Bergrat, Mitglied des Reichstages, Berlin, 
Dr. Holg, Kommerzienrat, Vorfigender des Vereins zur Wahrung der Intereſſen 
der chemijchen Induſtrie Deutſchlands, Berlin, Graf von Kanitz, Majorats- 
beſitzer, Mitglied des Reichetages, Podangen b. Wormbditt (Ojtpreußen), Kirdorf, 
Kommerzienrat, General-Direftor des Aachener Hütten-Aftienvereins, Rothe Erde 
bei Aachen, Kirdorf, Geheimer Kommerzienrat und General-Direktor auf Zeche 
Rheinelbe bei Geljenfirchen, E. Krabler, Geheimer Bergrat, Altenefjen (Rhein- 
land), Georg Marwig, Direktor der Dresdener Gardinen und Spitzen— 
manufaktur, Akt.Gei., Dresden, Hermann Molfenbuhr, Mitglied des 
Reichstages, Berlin, Dr. Müller (Sagan), Mitglied des Neichstages, Groß: 
Lichterfelde, Rathenau, Geheimer Baurat, General:Direftor der Allgemeinen 
Elektrizitäts-Aftien-Gejellihaft, Berlin, Dr. Rieppel, Baurat, Diveftor der 
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Maichinenbau-Aktien-Gejellichaft Nürnberg, Nürnberg, Mar Schindel, Ge 
ihäftsinhaber der Norddeutichen Bank und Mitglied der Handelsfammer, Dam: 
burg, Dr. Shmoller, Univerfitäts-Profellor, Berlin, Friedrih Scott, 
Direktor der Portland-Gementfabrik Leimen, Heidelberg i. Baden, Shumann, 
General-Direktor, Vorfigender des Vereins zur Wahrung der Intereſſen der 
Halbzeugverbraucher, Witten, Servaes, Kommerzienrat und General-Direftor, 
Ruhrort, Dr. Spahn, Reichögerichtsrat, Mitglied des Reichstages, Leipzig, 
A. Steinmann:Bucher, Herausgeber der Deutichen Induftrie-Beitung, Berlin, 
Vogel, Geheimer Kommerzienrat, Chemnitz (Sachſen), Rihard Vopelius, 
Hüttenbefiger, Sulzbach b. Saarbrüden, irth, Geheimer Kommerzienrat, 
Vorfigender des Bundes der nduftriellen, Berlin. 

Ihr Ausbleiben hatten entichuldigt die Herren: Freiherr Heyl zu Herrn 
heim, Geheimer Kommerzienrat, Mitglied des Reichstages, Worms, ende, 
Geheimer Finanzrat, Eſſen, Junghann, Königlicher Geheimer Bergrat, Berlin, 
Winkler, Kommerzienrat, Fürth. 

Der Vorſitzende, Staatsjefretär des Innern, Staats:Minifter Dr. Graf 
von Poſadowsky-Wehner eröffnet um 11 Uhr vormittags die Sigung mit 
folgenden Ausführungen : 

Die Kartellfrage nimmt feit längerer Zeit unter den Ericheinungen auf 
dem Gebiete des Wirtichaftslebens eine jo wichtige Stelle ein, daß die Reichs: 
verwaltung verpflichtet ift, die Kartellbewegung in der eingehenditen Weile zu 
beobachten. Bei dem augenblidlihen Stande der Trage nimmt die Reiche: 
verwaltung eine Stellung weder für noch gegen die Kartelle ein. Sie wünict 
in volltommen objeftiver und fachlicher Weile für eine Reihe der wichtigften 
Kartelle kontradiktoriiche Verhandlungen über die von den veridhiedenen Seiten 
vorgebradhten Behauptungen und über die tatjächlichen Verhältniſſe zu ver: 
anftalten und erbittet über die zwedmäßigften Formen einer ſolchen Unterſuchung 
den Beirat der erſchienenen Sachverftändigen, um auf Grund der Ergebnifle 
diejer Erörterung zunächſt mit den übrigen beteiligten Reichsftellen und mit den 
Bundesregierungen ins Benehmen zu treten zwecks Herbeiführung der eigentlichen 
Verhandlungen. Insbeſondere wird e8 darauf ankommen, feitzuftellen 

1. die Anzahl und Art der vorhandenen Kartelle, 

2. die Preispolitif der Kartelle und 

3. die Wirkungen der Kartelle und die Mittel, welche fie zur Erreichung 
der von ihnen eritrebten Zwecke anwenden. 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß die Zahl der Kartelle ſchwer zu er: 
mitteln fein wird, da ein Zeil von ihnen nur einen kurzen Beltand bat, 
andererjeits aber auch Vereinigungen und Verbände zur wirtichaftlichen Interefſſen— 
vertretung mit fartellartigem Charakter vorflommen. Im ganzen konnte für 
die Jahre 1901 und 1902 das Beitehen von etma 450 Kartellen feſtgeſtellt 
werden. Die meiſten SKartelle entfallen auf die Montan-, Eiſen- und Metall: 
industrie, die chemilche Induftrie und die Zertilinduftrie. Bei den beiden legt: 
genannten Induſtriezweigen handelt es fich jedody weniger um Sartelle höherer 
Ordnung als um Preisfonventionen oder Produftionskontingentierungen für 
beftimmte Erzeugniffe. Als Grundtendenz der Kartelle kann bezeichnet werden, 
daß fie die Erzielung angemefjener Preiie auf Grund der Anpaffung der Pro: 
duktion an den Bedarf bezweden. Die Klagen über das Gebahren der Kartelle 
find in ftärferem Maße erit laut geworden, ſeitdem die Hochflut unjerer Pro- 
duktion nachgelaflen hat. Insbeſondere wird darüber Beichwerde geführt, daß 
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die Preije, welche auf dem inländiichen Markte geftellt würden, zu hoch jeien, 
um die Wettbewerbsfähigteit mit den ausländiichen Induſtrien auf dem Welt: 
markte aufreht zu erhalten; andererſeits erportierten die Kartelle vielfad) zu 
weientlich niedrigeren Preiſen Rohſtoffe und Halbfabrifate zum Nachteil der in: 
ländifchen Weiterverarbeitungsinduftrien. Ueber die Berechtigung diejer Klagen 
ſoll Heute noch fein Urteil ausgeiprochen werden. Es beiteht aber der Eindrud, 
daß bisweilen die Kartelle fi) in der Beurteilung der Marktlage getäujcht 
haben, weil fie mit ihren Abnehmern in zu loſer Verbindung ſtehen. Zatjache 
iſt, daß die Wirkungen der Kartelle fi) weit über den Kreiß der erften Ab- 
nehmer hinaus erftredfen und die weiteften Kreiſe des Wirtſchaftslebens berühren. 


Was die heutige Verhandlung betrifft, jo kann ihr Zweck nicht jein, in 
alademiſche Erörterungen über Wert oder Unwert der Kartelle einzutreten. 
Vielmehr handelt es ſich zunächft darum, feitzuftellen, auf welche Kartelle ſich 
die Eontradiktoriihen Verhandlungen erftreden jollen. Da es nicht möglich ift, 
jämtliche vorhandenen SKartelle zu vernehmen, jo wird man ſich darauf be: 
ihränfen müſſen, beftimmte typiiche Kartelle auszuſuchen. Eine Anzahl ſolcher 
Rartelle findet ſich in der nachfolgenden Lifte verzeichnet : 


A. Aus dem Gebiete der Montan- und Eijeninduftrie: 


das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat, 

die oberſchleſiſche Kohlenkonvention, 

das Weſtfäliſche Koksſyndikat, 

der Briketverkaufsverein zu Dortmund, 

die Konvention der Braunkohlenwerke in der Provinz Sachſen, 

die Roheiſenſyndikate, 

der Halbzeugverband, 

die Walzwerfövereinigungen, 

der Grobblech- und Feinblechverband, 

das Walzdraht: und Drahtſtiftſyndikat, 

die Abrechnungaftelle für Ausfuhrvergütungen. 

Hierzu kommen noch die verjchiedenen Verbände, Eyndifate und Kon: 
ventionen, welche als Abnehmer obiger Syndikate in Trage kommen. 


B. Aus dem Gebiete der demilhen Induftrie: 


die Salinenverbände, 
das Sodaſyndikat. 


C. Aus der Bapierinduitrie: 


dad Drudpapieriyndifat, 
das Tapetenkartell. 


D. Aus dem Gebiete der landwirtſchaftlichen Gewerbe:, 
Nahrungs: und Genußmittelinduftrie: 
das Rohzuder: und Zuderraffinerieipnbilat, 


die Zentrale für Spiritusverwertung. 
g# 
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E. Aus dem Bebiete der Induſtrie der Steine und Erben und 
der Glasinduſtrie: 


die Zementſyndikate, 
der Verein der rheiniichen und weſtfäliſchen Tafelglashütten, 
der Verein deutſcher Spiegelglasfabrifen. 


Die Herren Sachverſtändigen werben gebeten, über die Ergänzung oder 
Einſchränkung dieſes Verzeichniffes Vorjchläge zu machen. Ferner wird folgender 
Fragebogen vorgelegt, welcher den Eontradiktoriichen Verhandlungen zu Grunde 
gelegt werden fünnte, und deffen Ausgeftaltung gleichfalls zu bejprechen fein wird: 

1. Bezeihnung des Kartells, Sit. Zahl der Mitglieder ? 

2. Anzahl der in den fyndizierten Betrieben beichäftigten Arbeiter? 

3. Au welche in ben ſyndizierten Betrieben hergeftellten Erzeugnifje er: 
ftreden fich die Beitimmungen des Kartellvertrages ? 

4. Wie groß ift die Menge und der Wert der ſyndizierten Erzeugnifie 
im Yahresburdifähmitt 

5. Aus welchen Gründen ift das Kartell errichtet worden? 

6. Zweck des Kartells? 

7. Organiſation des Kartells? 

8. Mit welchen Mitteln und mit welchem Erfolg iſt die Hebung und 
Regelung des Abſatzes nach dem Inland und nach dem Auslande verſucht worden? 

9. Welche Preiſe konnte das Kartell auf dem in- und dem ausländiſchen 
Markte für ſeine Erzeugniſſe erzielen? Welche Erwägungen waren für die 
Feſtſetzung der Inlands- und Auslandspreiſe maßgebend? 

10. Hat das Kartell einen Einfluß auf die von ihm abhängigen In— 
duſtrien und Händlerkreiſe ausgeübt, insbeſondere durch die Feſtſetzung von 
Verkaufsbedingungen? 

11. Mit welchem Erfolge hat das Kartell eine Einwirkung auf die Preis— 
geftaltung der zur Herftellung der jyndizierten Erzeugniffe benötigten Rohſtoffe 
und Halbjabrifate angeftrebt? 

12. Hat das Kartell auf die Arbeiter: und Bohnverhältniffe der ſyndizierten 
Betriebe Einfluß gehabt? 

Ein weiterer wichtiger Punkt ift die Frage nach der Form, in welcher die 
Verhandlungen ftattfinden ſollen. Die Reichsverwaltung würde an fi nichts 
gegen eine beſchränkte Deffentlichkeit einzuwenden haben; es fragt fi nur, in: 
wieweit etwa die Erreichung des Zwedes der Verhandlungen durch zu weitgehende 
Mitteilungen beeinträchtigt werden fönnten. Zu bedenken ift, daß für die 
Preiögebung des geihäftlichen Gebahrens der Deffentlichkeit gegenüber gewiſſe 
Grenzen zu ziehen find. In jedem Falle ericheint es als ſelbſtverſtändlich, daß 
diejenigen Mitteilungen, welche von den Beteiligten jelbit ausdrücklich ala ver- 
traulich bezeichnet werden, der Deffentlichleit entzogen bleiben müſſen. Der 
Erfolg der Produfktionserhebungen ift in der Hauptiache dadurch herbeigeführt 
worden, daß den Beteiligten die unbedingte Geheimhaltung ihrer Angaben zu: 
gefichert war. 

Um den Einzelverhandlungen eine geeignete fahmäßige Belegung zu 
fihern, werden die anmejenden Herren gebeten, dem Schriftführer diejenigen 
Kartelfe, für die fie ſich befonders intereifteren, namhaft zu machen. Eine Ein: 
ladung zu den betreffenden Sigungen wird ihnen dann zugehen; jelbitverftänd- 
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ih haben fie das Recht, an bie zu vernehmenden Sadjverftändigen Fragen 
zu richten. 

Es wird ſich empfehlen, über die Eontradiftoriichen Verhandlungen eine 
fienographiiche Niederichrift aufzunehmen. Ueber die heutige Verhandlung der 
Oeffentlichkeit Mitteilungen vorzuenthalten, liegt fein Anlaß vor. 

General:Sefretär Dr. Beumer, Mitglied des Reichstages, äußert Be: 
denfen gegen die unbeſchränkte Deffentlichkeit der Verhandlungen, da je nad) 
den wirtichaftlichen Anichauungen des einzelnen die Berichte ſubjektiv gefärbt 
würden. Er verweiſt auf die jchlechten Erfahrungen, die in der Zolllarif— 
bommiſſion mit dem öffentlichen Verfahren gemacht wurden, und empfiehlt, amt: 
iihe Berichte über den Gang ber Verhandlungen in der Prefje zu veröffent: 
hen. Beſonders unerwünjcht wäre e8, wenn der Fragebogen bei dem gegen: 
wirtigen Stande der Ermittlungen jchon einer öffentlichen Diskuffion unter: 
norten würde. Der Anregung des Dr. Beumer ſchließen fi an Reichögerichts- 
nt Dr. Spahn, Mitglied des Reichsſtages, und Hüttenbefiter Vopelius. 
der erſtere nimmt hierbei Bezug auf die bei den Beratungen des Bürger- 
hen Geſetzbuchs im Reichsjuftizamt gemachten Erfahrungen. Herr Bopelius 
vermeift auf die Gepflogenheiten bei den Berhandlungen des Wirtichaftlichen 
Ausihuffes, die ſich vollftändig bewährt hätten. Er ift der Anficht, daß der 
Kugen dieſer Beratung nicht in der Deffentlichkeit liege, jondern darin, ber 
Regierung Unterlagen zur Beurteilung des Kartellweſens zu beichaffen, und 
mit fi) daher für eine Deffentlichfeit nur in dem Sinne aus, daß das 
Keihsamt des Innern eine jummarifche Weberficht über die Verhandlungen 
vrtlaufend veröffentliche. 

Bergrat Gothein, Mitglied des Neichstages, hält es für unmöglich, 
‘bon jet einen Beihluß zu faſſen, der für alle weiteren Beratungen bie 
defentlichkeit präjudizieren würde. Er ift mit Herrn Spahn ee 
dh von dem Schriftführer ein Bericht auägearbeitet und der Deffentlichkeit 
übergeben würde. Es müfle aber auch den Mitgliedern der Kommilfion über: 
ufen bleiben, über das, was nicht ausdrüdlic als vertraulich bezeichnet wird, 
den außenjtehenden Kreifen Mitteilung zu machen. 

Nachdem fi) noh Dr. Müller (Sagan), Mitglied des Reichstages, für 
kw ım Intereſſe einer objektiven Darftellung liegende möglichit weitgehende 
Cefentlichkeit und MWirklicher Geheimer Oberregierungsrat Gamp, Dt lied 
% Reihötages dagegen ausgeſprochen hatte, erklärte der Vorſitzende, —* es 
4 zunähit nur um Stellungnahme zur Frage der Oeffentlichkeit für die 
hutige Sigung handelt und faßt die Anſchauung der Verfammlung dahin 
Mammen, daß ein objektiver Bericht über die Beiprechung in der Preſſe befannt 
&eben werden jolle. 

J. Zu der Frage, auf welche Kartelle Sich die kontradiktatoriſchen 
!ırhandlungen erftreden follen, erfucht der Vorjitende die An: 
enden, fi) darüber zu äußern, ob das der Verfammlung vorgelegte Ver: 
rıms einzuichränfen jei oder ob die Sachverftändigen die Ausdehnung der 
Erebung auf weitere Sartelle wünſchten. Kommerzienrat Servaes-Ruhrort 
* für die Ausdehnung der Erhebung auf möglichſt viele Kartelle, damit die 
Rurtellirage einmal vollftändig Har geftellt und die gegen die Kartelle beftehende 

ftimmung bejeitigt würbe. . 
Wirklicher Geheimer Oberregierungsrat Gamp ift im wejentlichen für 
tänfung auf die im Verzeichnis genannten Kartelle. Man ſolle zunächſt 
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die bedeutenditen Verbände, insbeſondere die der Kohlen: und Eifeninduftrie 
in Berüdfichtigung ziehen. Mehrere Redner betonen nod), daß eine endgültige 
Auswahl der Kartelle zur Zeit nicht möglich ſei, daß man ſich vielmehr vor- 
behalten müffe, das eine oder andere Kartell mit in die Unterfuchung zu ziehen, 
alla die Notwendigkeit Hierzu fich ergeben follte. 

Die Herren Graf von Kanitz-Podangen, Bergrat Gothein und Pro: 
feffor, Geheimrat Dr. Brentano wünſchen, daß die Unterſuchung auf aus: 
(ändiiche Kartelle, injoweit fie eine Einwirkung auf ben einheimischen Markt 
ausüben, ausgedehnt werde, und bringen in Anregung, das Dtaterial über Die 
amerikaniſchen Truſts, insbejondere die Ergebniffe der amtlichen Enquete hier— 
über, zur Kenntnis der Mitglieder der Kommilfion bringen zu wollen. Der 
Vorſitzende ftellt in Ausficht, eine Ueberficht über die Ergebniſſe diefer Er- 
bebungen demnächſt den Teilnehmern an der Heutigen Beiprehung zur Ber: 
fügung zu ftellen. 

Herr Mar Schindel: Hamburg ftellt die Anfrage, welde Arten von 
Vereinigungen als „Kartelle“ angefehen werden jollen, und jchlägt vor, Die 
Einkaufsverernigungen in die Lifte mit aufzunehmen, fo 3. B. die Großeinfaufs- 
gejellichaft beuticher Konfumvereine mit beichräntter Haltung in Hamburg. 

Wirkliher Geheimer Ober-Regierungsrat Gamp ſchließt fich diefem Wunfche 
an und bittet, auch den jog. Sciffahrtstruft aufzunehmen. Ferner erjudht er 
um Auskunft, ob unter den im Verzeichnis aufgeführten „Salinenverbänden “ 
auch das Verkaufsſyndikat der Kaliwerke einbegriffen ift. 

Bergrat Gothein wünſcht an Stelle der Bezeichnung „das Sodaſyndikat“ 
zu * „die Syndikate der Sodainduſtrie“; er beantragt ferner die Aufnahme 
de3 Kartell3 für Werkzeugitahl ſowie des Sprengftofffartell3 und regt an, Die 
Erhebungen aud) auf die Syndikate der Textilindustrie, wie 3. B. die Spinner= 
fonventionen und die Zanellafonvention, auszudehnen. Für den leßtgenannten 
Antrag treten auch die Herren Diretor Marmwit- Dresden und Graf von 
Kanitz-Podangen ein. 

Geheimer Kommerzienrat Vogel: Chemnig ift gleichialls für die Aufnahme 
der Banellafonvention. Außerdem mwünjcht er wie Geheimer Kommerzienrat 
Wirth: Berlin die Aufnahme des Syndikats der Feuerverſicherungsgeſellſchaften. 

Kommerzienrat Kirdorj: Nahen ift für Streichung der „Walzwerföver- 
einigungen“, da der Grobblechverband, das Walzdrahtiyndifat u. |. w. ebenfalls 
Walzwerlövereinigungen und im Verzeichniffe bereits aufgeführt jeien. Zu ftreichen 
jei auch die Abrechnungsftelle für Ausfuhrvergütungen, da dieſe fein Kartell jei. 
i Dr. Müller (Sagan) wünjcht die Erhebungen auf die Tranäportgefell- 
Ihaften im allgemeinen und nicht nur auf den Dampfertruft ausgedehnt zu ſehen. 

Geheimer Kommerzienrat Arnhold=-Berlin tritt für MWeglaffung Des 
Briquetverfaufsvereind und ber ſtonvention der Braunkohlenwerke in ber Provinz 
Sadjen ein. Er bittet dagegen aufzunehmen das Schienenkartell und das 
Syndikat der Rohreismühlen. Gegen die Ausihaltung des Braunkohlenſyndi kats 
Iprehen fi) die Herren Bergrat Gothein und Geheimer Rommerzienrat 
Bogel:Chemnik aus. 

General:Direltor Shumann:Witten ſpricht fic ebenfalls gegen die be— 
antragte Ausihaltung der Walzwerf3:Bereinigungen aus, da darunter außer Dem 
bereit3 erwähnten Schienenkartell auch 3. B. das Bandeiſen-Syndikat falle. Er 
beantragt, die in dem Verzeichnis zufammen aufgeführten Grobbledy: und Fein- 
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bleh-Syndikate, welche in ihrer Organifation und ihrer Wirkung auf das Aus- 
land grundverichieden find, demgemäß getrennt zu behandeln. 


Kommerzienrat Dr. Holß: Berlin hält eine Enquéte über die Klartelle ber 
hemilhen Induſtrie weder für erforderlich) noch für münjchenswert, da deren 
Wirkſamkeit im allgemeinen zu Klagen feinen Anlaß gegeben habe; für die 
Beteiligten liege aber deshalb aud fein Grund vor, etwa gewünichte Auskunft 
über ihren Zweck und ihre Organijation zu verweigern. 


General:Setretär Dr. Beumer-Düſſeldorf fieht feinen Grund, meshalb 
die Kartelle der chemiſchen Induftrie von einer Unterſuchung ausgeichloffen werben 
ſollen. Er bittet ferner, den Verband rheiniſch-weſtfäliſcher Baummollipinnereien 
zu M.-Gladbah aufzunehmen. 

Graf von Kanitz-Podangen empfiehlt, in die Lifte die wichtigften aus- 
fändijchen und internationalen Syndifate aufzunehmen, inſoweit deren Wirkung 
ih auf Deutichland erftredt, insbejondere den Schiffahrtstruft, den Schiffsbau— 
truft und die Petroleumkartelle. Die Herren Bergrat Gothein und Profeffor, 
Geheimrat Dr. Brentano: Münden ſchließen ſich diefen Ausführungen an. 

Herr Steinmann-Bucher-Berlin wünſcht die Ausdehnung der Er: 
hebung auf einige typiſche Biegeleiipndifate, da es deren etwa 80 gebe und 
diefelben für die Preisbildung in örtlihen Verhältniffen von Bebeutung jeien. 
Er bittet ferner die Erhebungen auszudehnen auf die Kartelle der Schlepp: und 
Binnenſchiffahrt und auf die Vereinigungen, welche den Zwed haben, Lieferungen 
an Behörden zu regeln. Auch die Hänblerfartelle, z. B. für Kolonialwaren, 
Salz u. ſ. w., jeien von Bedeutung, da es bei der Unterfudung auch darauf 
anfomme, nadhzuweifen, daß bie artellbewegung fi) nicht auf die Induſtrie 
beichränfe, jondern fi) auf alle Gebiete des Erwerbslebens ausdehne. Schließlich 
erjucht er um Auskunft, ob auch die Innungen, welde Preisvereinbarungen 
getroffen haben, zu den Kartellen zu rechnen jeien. 


Geheimer Kommerzienrat Goldberger:Berlin ift ebenjo wie Profeflor 
Dr. Brentano: Münden für die Anregungen des Grafen von Kanitz. Im 
übrigen hält er es für erwünicht, bei den Erhebungen auch die Sintauß- und 
Verkaufsſtellen der Landwirtichaftsfammern zu berüdfichtigen. 

Baurat Dr. Rieppel-Nürnberg bittet, den Zrägerverband und die Ver: 
einigungen für Eifenbahn:Radjäge und-Federn als erſprießlich wirkende Kartelle 
in die Lifte bejonderd aufzunehmen. Bergrat Gothein unterjtügt dieſe 
Anregung. 

General-Direftor Shumann=Witten empfiehlt die Erhebungen auf das 
Weißblechſyndikat und den Verein für den Verkauf von Siegerländer Eijenitein 
auszudehnen. 

Zu den Ausführungen und Anfragen einzelner Redner gibt der Referent, 
Regierungsrat Dr. Boelder nähere Auskunft. Unter Kartellen, Syndilaten, 
und Konventionen verjtehe die Behörde alle Bereinigungen von jelbitändigen 
Unternehmern, welche den Zmed verfolgen, auf Grundlage eines privatwirtichaft: 
fihen Vertrags eine Einwirkung auf die Preiſe der von ihnen hergeltellten oder 
vertriebenen Erzeugnifie auszuüben. Es ſei hierbei gleichgültig, ob die Ein- 
wirfung auf die Preile durch bejondere Preisvereinbarungen oder durch Gebiets-, 
Produktions: oder Gewinnssartellierungen erreicht werden joll. Zu den Salinen- 
Verbänden, über melde Verhandlungen eingeleitet werden jollen, gehöre aud) 
das Kali-Syndilat. Im Reichsamt des Innern jei eine Anzahl Innungen 
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befannt, welche Preisvereinbarungen getroffen haben. Derartige Vereinbarungen 
unterliegen der Genehmigung der Bezirksausſchüſſe. 

H. Der Vorjigende ftellt jodann die Aufzeichnung der Fragen, 
welde ben in Ausfiht genommenen fontradiftorijhen Ber: 
hbandlungen über das KHartellmejen etwa zu Grunde zu legen 
jein mödten, zur Debatte. 

Erläuternd bemerkt Hierzu der Referent, Regierungsrat Dr. Voelcker, 
daß fi) die Frageſtellung eng an die Erhebungen anlehne, welche kürzlich von 
dem Königlich preußiihen Minifterium für — und Gewerbe über die 
Kartelle vorgenommen worden ſind. Nur ſeien die ſ. Zt. geſtellten 25 Fragen 
in 12 zuſammengefaßt worden. Der Frageſtellung liegt die Tendenz zu Grunde, 
nur Auskunft über ſolche Tatſachen zu erhalten, welche entweder ziffernmäßig 
oder durch ſchriftliche Unterlagen, wie Verkaufsbedingungen, Korreſpondenzen, 
Sperrliſten, u. ſ. w. belegt werden können. Im allgemeinen beſchränke ſich der 
Fragebogen auf diejenigen Punkte, welche für die Rechtsordnung ſowie für die 
Wirtſchafts- und Sozialpolitik von beſonderer Bedeutung ſind. 

Die Tragen 1—4 erſtrecken ſich auf die wirtſchaftliche Bedeutung des 
Kartells, auf die Machtftellung, welche es hinfichtlicy der Zahl feiner Mitglieder, 
der beihäftigten Perjonen, der Menge und bes Wertes der jyndizierten Erzeug- 
niffe innerhalb des betreffenden Gewerbezweigs einnimmt. 

Die ragen 5, 6 und 7 beziehen ſich auf die Gründe, welche zur Ent: 
ftehung des Kartells geführt haben, auf die Zwecke, die es verfolgt, auf jeine 
Organilation und auf die Verhältniffe der Kartellmitglieder zu einander. 

Durd die Fragen 8, 9 und 11 joll die Preispolitif der Kartelle feſt— 
geftellt werden, während Frage 10 Auskunft erlangen will über die Mittel zur 
Durchführung der Kartellzmede. 

Die Frage 12° bezieht fi auf die Arbeiter: und Lohnverhältniffe und 
hat ausſchließlich jozialpolitiiches Intereſſe. 

In der darauf vorgenommenen Einzelberatung empfiehlt 

Zu Frage 1 Bergrat Gothein den Zujaß „und der Betriebe“. 

Zu Frage 2 hält Reichätags:Abgeordneter Hermann Molkenbuhr 
Ichriftliche Angaben über die Zahl der in den jynbdizierten Unternehmungen be— 
ihäftigten Arbeiter für erwünſcht. Von Bergrat Gothein wird empfohlen, 
diefe Angaben dahin zu vervollftändigen, daß auch die Art der Arbeiter (männ— 
liche, weibliche u. j. w.) und die Lohnverhältniffe feſtgeſtellt werden. 

Geheimer Kommerzienrat Kirchdorf-Gelſenkirchen erhebt den Einwand, 
daß die Syndifate nicht in der Lage jeien, derartige Angaben zu liefern, da fie 
als jolche Arbeiter: und Lohnftatiftifen nicht führen. Die Syndikate wollten 
feinerlet Einfluß auf die Arbeiterverhältniffe der Betriebe ihrer Mitglieder aus: 
üben und hätten feinen Anlaß, auf Tragen Antwort zu erteilen, die außerhalb 
de8 Rahmens ihrer eigentlichen Tätigkeit liegen. 

Gegenüber diefen Ausführungen vermeift Bergrat Gothein auf die be- 
züglihen Veröffentlihungen der Ober-Bergämter und der Knappſchafts-Genoſſen— 
haften; die Kartelle könnten ſich jedenfalls die betreffenden Zahlen beichaffen. 

Zu Frage 3 werden feine Bemerkungen gemacht. 

Zu Frage 4 empfiehlt Baurat Dr. Rieppel:Nürnberg, das Verhältnis 
der Menge der in ſyndizierten und nicht ſyndizierten Betrieben hergeitellten 
Erzeugnifie zu ermitteln. SHiergegen wenden die Herren Geheimer Kommerzien: 
rat Kirdorf:Geljentichen und Hüttenbefiger Vopelius ein, daß derartige 
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Fragen unmöglich beantwortet werden können. Der Borjitende vermeift auf 
die Ergebniffe der Produftionsftatiftif, die zur Beurteilung der aufgeworfenen 
Frage jhägbares Material bieten. Bergrat Gothein regt an, die Ermittelungen 
ftatt auf den Jahresdurchſchnitt auf den Durchſchnitt der 3 letzten Jahre unter 
beionderer Berücfichtigung der nad) dem In und Ausland abgejegten Mengen 
zu erftreden. Geheimer Kommerzienrat Kirdorf-Gelſenkirchen bemerkt dem 
gegenüber, die meiſten Syndifate, 3. B. der Eijeninduftrie, feien nicht in der 
Lage, über die Ausfuhr der ſyndizierten Betriebe Aufihlüffe zu erteilen. In 
der Regel erftredten fidh die Vereinbarungen nur auf den inländiichen Abſatz, 
während der ausländiihe Abſatz den Kartellmitgliedern freigegeben jei. Geheimer 
Regierungsrat, Profeflor Dr. Conrad: Halle betont gegenüber dem wiederholten 
Hinweile des Vorredners auf die Unmöglichkeit, auf gewiffe Fragen feitens ber 
Kartelle — mangels geeigneten Materials — Antwort zu erhalten, daß jeines 
Etachtens nicht nur Vertreter von Kartellen, fondern auch ſolche Perſonen gehört 
werden müßten, weldye von den Wirkungen der Kartelltätigfeit berührt werden, 
jodaß der Fragebogen nicht auf die Punkte beſchränkt werden könne, über welche 
die Kartelle jelbft Auskunft zu geben vermöchten. 

Der Borjigende beftätigt, daß zu den kontradiktoriſchen Verhandlungen 
nit nur Vertreter der Kartelle, jondern auch der durch ihre Tätigkeit beein- 
flußten Kreife bingezogen werden jollen. Die Herren Graf von Kanitz— 
Podangen und General-Sefretär Dr. Beumer:Düffeldorf warnen vor zu in: 
quifitoriichen Ermittelungen über die Produktionsziffern. Diefen Erwägungen 
ſchließt ſich auch Kommerzienrat Dr. Holt: Berlin hinfichtlih der Erhebungen 
auf dem Gebiete der chemiichen Induftrie an. Er hält die Frageſtellung für 
außerordentlich bedenklich und verweiſt auf zahlreiche Fabriken, die gleichzeitig 
Ipndizierte und nicht ſyndizierte Produkte mit denjelben Arbeitern heritellen. In 
der chemiſchen Induſtrie jollte man überhaupt von Ermittlungen möglichft Ab: 
fand nehmen. Bergrat Gothein nimmt auf das in anderen Qändern, bei: 
ipielöweije in den Vereinigten Staaten geübte peinliche Verfahren bei Enquöten 
Bezug und bringt für die Fälle, in denen genaue Angaben nicht zu erlangen 
find, ſchätzungsweiſe Ermittlungen in Vorſchlag. Dr. Müller (Sagan) macht 
darauf aufmerfjam, daß der vorliegende Fragebogen nicht für alle ſyndizierten 
Betriebe paffe, beifpielaweife nicht für Iransportgeiellichaften und andere mehr. 
Der Borfigende bemerkt hierzu, es würde bei den ſpäteren Eontradiktoriichen 
Verhandlungen hinreichend Gelegenheit geboten, im Rahmen der zur Erörterung 
irre allgemeinen Fragen an die Sachverftändigen noch bejondere Tragen 
zu richten. 

Zu Frage 5 empfiehlt Geheimer Kommerzienrat Goldberger deren 
Ausdehnung und die Faflung „Aus melden Gründen, in welchem Jahre und 
auf welche Zeitdauer ift das Kartell errichtet worden“. Auch General-Sefretär 
Dr. Beumer:Düffeldorf befürwortet die {Frage nad) dem Zeitpunfte der Er: 
rihtung und nad) der Zeitdauer, auf die das Kartell geichloffen ift, denn gerade 
aus der geichichtlichen Darlegung der Gründe, die zur Errichtung des Kartells 
oder Syndikats führten, werden in manden Fällen, wie 3. B. jeiner feften Ueber: 
jeugung nach beim „Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikat“, ſich der Beweis 
ergeben, daß die Vereinigung notwendig war und daß ihr Beitehen volkäwirt: 
Ihaftlic bedeutende Werte gerettet habe, die jonft vergeubet morden mären. 
Ferner regt Reichstags-Abgeordneter Hermann Molfenbuhr an, die Vor: 
lage der — * und Zirkulare zu verlangen, welche jaus Anlaß der 
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Gründung von Kartellen an die Beteiligten gerichtet worden jeien, man werde 
dann ein ſchätzbares Material erhalten, um erkennen zu Fünnen, welche Mittel 
zur Errichtung der Kartelle angewandt worden feien. 

Zu frage 6 und 7 werden Bemerkungen nicht gemadht. 

Zu Frage 8 bemerft Kommerzienrat Dr. Holß:Berlin, daß die Kar: 
telle das größte Intereſſe daran hätten, ſich das inländiiche Abjatgebiet zu er 
halten; hierbei fpielten aber auch die Verkäufe nad) dem Ausland injofern eine 
weientliche Rolle, als fie die Selbitoften ermäßigten und dadurch auch billigere 
Preisitellung im Inlande geftatteten, als fie ohne das möglich jein würde. 

Zu Frage 910 werden feine Bemerkungen gemadt. 

Zu Frage 11 empfiehlt Profeffor, Geheimrat Dr. Brentano: Münden, 
die Frageftellung auf folgenden Punkt auszudehnen: 

Hat das Kartell einen Einfluß geübt: 

a) auf die Konzentration der Betriebe duch Ausichaltung minder leiftungs- 
fähiger Betriebe ? 

b) auf die Konzentration der Betriebe durch Zufammenfaflen der, ver: 
ichtedenen Stadien des Produftionsprozefles dienenden, Betriebe in einer Hand? 

Der Vorjigende bemerkt, daß diefe Gefichtspunfte bereits durch die 
Frageſtellung haben berüdfjichtigt werden jollen, aber vielleicht in der Faſſung 
noch Ichärfer zum Ausdrud gelangen könnten, 

Reihstags-Abgeordneter Hermann Molkenbuhr wünſcht die Aufnahme 
folgender Frage: „Mit welchen Mitteln und mit welchem Erfolge wird Die 
Regelung der Produktion betrieben, und in welchem Umfange wird die Arbeiter: 
ihaft durch fie in Mitleidenschaft gezogen.“ Bergrat Gothein regt jodann 
eine Berücdfichtigung der Trage an, inwieweit die Kartelle auf den Arbeitsmarkt 
eingewirft haben, während Direktor Schott: Heidelberg feſtzuſtellen bittet, ob 
die SKartelle einen Einfluß auf die Qualität und die Herftellungstoften der 
Waren ausüben. 

Zu frage 12 empfiehlt Bergrat Gothein, die Einwirkung auf bie 
Arbeiter” und Lohnverhältniffe auch für die Betriebe Teitzuftellen, welche die Er- 
zeugniffe der fartellierten Betriebe weiter verarbeiten. 

Il. In Betreff der Vertraulichkeit oder öffentlichen Bekannt— 
gabe der fontradiftoriihen Verhandlungen fragt Profeffor Dr. 
Schmoller: Berlin, auf welche gefetliche Grundlage die Erhebung geitellt werden 
ſolle. Als Mitglied der Börſenenquéte-Kommiſſion, welche nicht Eur einer geſetz— 
lien Grundlage beruhte, habe er die Ueberzeugung gehabt, daß ein Teil der 
damals vernommenen Sadverftändigen der Kommiſſion nicht die Geneigtbeit 
entgegengebradht habe, all das offer zu jagen, was ſie wußten. Den in den 
fontradiktoriihen Verhandlungen zu vernehmenden Sadjverftändigen follte daher 
die Verpflichtung auferlegt werden, wahrheitsgemäße und vollfländige Ausjagen 
zu maden. 

Hierzu fei es wünjchenswert, daß die Enquéte auf Grund eines von den 
gejeßgebenden Faktoren zu erlaſſenden Geſetzes jtattfindet, und daß in dieſem 
Geſetz zum Ausdrud gebradht wird, welches Maß von Deffentlichfeit gewährt 
werden darf. Er jei weder für eine abjolute Oeffentlichkeit noch für eine abjolute 
Vertraulichkeit, e8 müßte vielmehr der mit der Vornahme der Enquete betrauten 
Behörde das Recht eingeräumt werden, die nötige Garantie für Wahrung wirk— 
licher Geichäftsgeheimniffe zu gewähren. Ueber die Verhandlungen jei eine 
ftenographiiche Niederjchrift aufzunehmen, welche den Teilnehmern an der heutigen 
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Veriammlung zuzuftellen jei. Auch ericheine eine amtliche Berichterftattung über 
die Bernehmungen erforderlih, was aber nicht ausfchließe, eine Zahl zuver: 
läffiger Zeitungsberichterftatter zuzulaſſen. Es jei nicht notwendig, in das Geſetz 
eine beiondere Definition darüber aufzunehmen, was unter Kartellen, Syndikaten 
oder Konventionen zu verftehen ift, jofern der Kommiffion die Ermächtigung 
erteilt werde, jeden beliebigen Sacjverftändigen einzuladen. Der Redner betont 
um Schluß, daß er ein Anhänger der Sartelle jei, in welchen er eine höhere 
Form unjerer wirtihaftlichen Organifation erblide, und er glaube auch, daß bie 
Kartelle aus der Unterſuchung, ſoviel Mißbräuche aud heute da und dort zu 
zu bemerten jeien, im ganzen doc) gerechtfertigt hervorgehen würden. 

Wirkliher Geheimer Ober-Regierungsrat Ga mp glaubt, daß Herr Schmoller 
die Bedenken unterſchätze, welche einer joldhen Regelung entgegenftehen. Bei der 
Börfen-Enquöte handelte es fich mehr darum, Urteile und Anjchauungen über 
die Börfenverhältniffe entgegenzunehmen, als um die Feſtellung von Tatſachen. 
Durch die Gegenüberftellung der Parteien und die kontradiktoriſche Ausſprache 
werden viele Punkte von jelbit Hlargeftellt werden. Die Einführung eines Zeugnis- 
zwanges hält der Redner für unzuläffig und den Beltimmungen der Eivil- 
Prozekordnung zuwiderlaufend, wonach das Zeugnis verweigert werben fann über 
ragen, deren Beantwortung dem Beugen einen unmittelbaren vermögensrecht: 
lihen Schaden verurjahen würde, oder über Tragen, welche ber Zeuge nicht 
würde beantworten können, ohne ein Kunſt- oder Gewerbegeheimnis zu offenbaren. 

Geheimer Kommerzienrat Goldberger:Berlin jchließt fich den Aus— 
führungen des Vorredners an. Er hält den Bergleic; mit der Börjen-Enquöte 
nicht für zutreffend und will die Deffentlichkeit in dem Sinne zulaffen, daß die 
ftenographiichen Berichte veröffentlicht werden follen. Die Unterfuchung fei von 
der öffentlichen Meinung verlangt, und man müſſe diefem Wunſche nad): 
fommen, und daher von einer rein vertraulichen Behandlung abjehen. Nur 
ſolche Auslagen, die von den Auskunftgebern ausdrüdlich als diskret bezeichnet 
werden, weil fie etwa deren Erwerb jchädigen könnten, dürften aus den zu ver: 
öffentlichenden ftenographiichen Piederkhritten ausgejchieden werden. Die Be- 
fanntgabe der Erhebungen, und zwar auf jchnellftem Wege, liege auch im 
—— der Kartelle und würde vorausſichtlich eine weſentliche Beruhigung 
chaffen. 

Geheimer Kommerzienrat Frentzel-Berlin teilt nicht die ungünftige Auf: 
faſſung des Profeſſors Schmoller über die Börſen-Enquete. Bei den Verband: 
lungen müſſe Klarheit darüber obwalten, inwieweit man bie Leiter der Kartelle 
zur Preiögebung ihrer geichäftlichen Verhältniffe zwingen fünne. Bei einer ge 
jeglichen Regelung entjtehe zunächſt die Frage: was iſt ein Kartell? Die Löjung 
dieſer Frage bereite allein jchon große Schwierigkeiten. Die Einführung des 
Zeugniszwangs ſei bedenklich. Der Deutiche Handelstag hat wegen der bereits 
in Ausficht genommenen fontradiktoriihen Verhandlungen über das Walzdraht- 
Ipndifat eine Umfrage an die Handelsfammern zweds Benennung von Sad) 
verftändigen erlaſſen; einzelne Kammern teilten nun wohl mit, daß fie ge: 
eignete Perfönlichkeiten bezeichnen könnten, daß dieje aber Bedenken trügen, Aus: 
jagen vor der Kommilfion zu machen, weil fie befürdhteten, ſich geihäftficher 
Benadteiligungen ſeitens der Kartelle, von denen fie abhängig jeien, verjehen 
zu müffen. Wenn der Begriff der Deffentlichkeit dahin aufgefoßt wird, daß 
Berihterftatter der Preffe zugelaffen werden, jo ſei zu befürchten, daß je nad) 
dem Parteiftandpunft eine Einzelheit herausgegriffen und die Verhandlung in 
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ein falſches Licht gerüct wird. Wünichenswert ſei e8 allerdings, über die Ver— 
handlungen einen ftenographiichen Bericht aufzunehmen, ihn aber zunächſt nicht 
zu veröffentlichen; ebenjo ericheine e8 unzweckmäßig, die Vernehmungen täglich 
und unmittelbar darauf zum Gegenftand einer amtlichen Berichterftattung in 
der Preſſe zu machen. 

Bergrat Gothein kann den Aeußerungen des Vorredners nicht zuftimmen. 
Die Oeffentlichkeit intereffiere fih im höchſten Maße für die Kartellverhandlungen ; 
ob die Veröffentlichung der Berichte durch private Berichterjtatter oder durch eine 
offizielle Preßkommiſſion erfolge, ſei gleichgültig. Ein gewiſſer Zeugniszwang 
jei jehr zwedinäßig. Mit der Vornahme von Enqueten auf gejeglicher Grund: 
lage jeien in England und den Bereinigten Staaten von Amerika günftige Er: 
folge erzielt worden, auch bei und werde ſich diefer Weg als gangbar erweiſen. 
Dem Rebner find, ebenfo wie Geheimrat Frentzel, Beiſpiele bekannt, daß einzelne 
Intereſſenten aus Furcht vor etwaigen nachteiligen Folgen ihre Ausſagen ver— 
weigern; dieſe Leute müſſen geſchützt werden, und das könne nur geſchehen, 
wenn die Verpflichtung, vor der Kommiſſion zu erſcheinen, und ein Zwang, 
Ausſagen zu machen, auf Grund eines Geſetzes eingeführt wird. 


Profeſſor, Geheimer Regierungsrat Dr. Conrad-Halle kann nur in be— 
ſchränktem Umfange zu einem Zeugniszwange raten; vielleicht genüge es, wenn 
dem Vorſitzenden der Kommiſſion geſetzlich die Befugnis erteilt wird, ausnahms— 
weiſe für beſtimmte Fälle die Ausſagen zu erzwingen. Namentlich bei der Ver— 
nehmung von Angeſtellten und beſonders von Arbeitervertretern iſt Wert darauf 
zu legen, daß fie durch Einführung des Zeugniszwanges vor etwaigen nad) 
teiligen Folgen geihüßt werden. Im übrigen aber werde dadurd), daß beide 
Parteien zum Worte fommen, auch ohne Zeugniszwang eine Klarftellung zu 
erzielen jein. Eine Kontrolle durch die Deffentlichkeit jei erwünjcht, aber gerade 
deshalb müſſe von einem allgemeinen Zeugniszwang abgejehen werben, weil er 
mit der Deffentlichkeit der Verhandlungen nicht verträglich ſei. Eine fteno: 
graphiihe Aufnahme der DBerhandlungen jei erwünſcht. Die Stenogramme 
müßten den Teilnehmern an der Berlammlung zugehen, damit fie auf dem 
Laufenden bleiben und dementiprechend fi) an den Verhandlungen beteiligen 
können. Die Veröffentlihung des Stenogramms erjcheine nicht ratjaın, ebenjo 
wenig die Zulaſſung von Reportern, die ſich zu jehr an gewiſſe, Aufjehen er: 
regende Einzelheiten halten. Dagegen empfehle es ſich, möglichit frühzeitig ein 
amtliches Referat, das die Ergebnifje der Verhandlungen in exakter Weije zu- 
jammenfaßt, der Preffe zuzuftellen. 

Generaljefretär Dr. Beumer:Düffeldorf ift für die ftenographiiche Auf: 
zeichnung der Verhandlungen, jedoh unter Wahrung der als vertraulich vor- 
getragenen Tatſachen. Die Preisgebung von Gejchäftsgeheimniffen fünne einem 
Gewerbetreibenden um jo weniger zugemutet werden, als deren Wahrung aud 
für den Komparenten, mit dem ein Geichäft abgeichloffen ift, gilt. Mit den 
Zeitungöberichten habe man bei den Verhandlungen der Zolltariftommiifion 
ungünftige Erfahrungen gemadjt. Wiederholt jeien zwar nicht die Mitteilungen, 
welche ausdrüdlid; als vertraulich bezeichnet worden waren, wohl aber die darauf 
bezüglichen Aeußerungen anderer in die Preffe gebradjt worden, jodaß dadurch 
aud) der Inhalt der vertraulichen Mitteilungen erfennbar wurde. Der breiten 
Deffentlichkeit jei vollfommen gedient, wenn über die Kartellverhandlungen ein 
amtlicher Bericht im Sinne des Vorredners herausgegeben wird. 
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Profefior, Geheimrat Dr. Brentano: Münden jchließt fi) den Aus: 
führungen des Profefjors Schmoller an und legt beionderen Wert darauf, daß 
die zu vernehmenden Sadjverftändigen verpflichtet würden, der Vorlage Folge 
zu leiften und Rede und Antwort zu ftehen. 

Hüttenbefiger Bopelius glaubt gegen die Anjchauungen des Profefjors 
Schmoller, in denen er ein Miktrauensvotum gegen die beutjche Induſtrie er: 
blikt, Proteft einlegen zu müſſen. Die Einführung des Zeugniszwanges ſei 
bedenklich und überflüjfig; bedenklich, weil die Syndikate, welche fi dem Zeugnis: 
zwang entziehen wollen, fi in Aktiengejellichaften oder Gejellichaften mit be: 
Ihränfter Haftung umwandeln würden, und überflüffig, weil es an dem guten 
Willen der Synbifate zur Auskunftserteilung durchaus nicht fehle. Schon bei 
Veranftaltung der Produftionserhebungen habe die Induſtrie bewieſen, daß fie 
geneigt ift, den weiteftgehenden Einblid in ihre Betriebsverhältniffe zu gewähren, 
ebenjo bei Verhandlungen des Wirtichaftlihen Ausſchuſſes, obwohl dort fontra= 
diktoriiche Vernehmungen jtattfanden, da die Produzenten und ihre Abnehmer 
gleichzeitig gehört wurden. 

Reichsgerichtsrat Dr. Spahn hält die ſachlichen Bedenken, welche gegen 
eine gejegliche Regelung der Enquête vorgebracht wurden, für unmejentlih. Die 
von Herrn Gamp angeführten Beitimmungen der Eivil- Prozekordnung finden 
ihre Rechtfertigung in dem Gegenübertreten der Parteien im Prozeffe, fie gelten 
aber nicht für ein öffentliches Verfahren. Er glaubt, daß der Reichstag bereit 
fein würde, die erforderliden Mittel und die gejeglihen Unterlagen für eine 
Enquste zu gewähren. Der Redner ſpricht fid) für eine ftenographiiche Auf: 
zeichuung der Verhandlungen aus, will aber nicht die Stenogramme, jondern 
einen mit amtlichen Kräften hergeftellten Bericht ohne Namensnennung ver: 
öffentlicht ſehen. 

Der Vorjigende erklärt unter dem Ausdrude des Dankes für die Teil- 
nehmer an der Verhandlung, da er ben Bunbdesregierungen Mitteilung von 
dem Ergebniffe der heutigen Beratung machen umd mit ihnen wegen der dem— 
nähft zu_ergreifenden Maßnahmen ins Einvernehmen treten wird. Ueber bie 
heutige Sigung wird ein Protokoll aufgenommen und den Mitgliedern zur 
Durchſicht zugeitellt werben. Das Protokoll joll aladann im „Reichsanzeiger“ 
veröffentlicht werden. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von 
Preußen x. 


verordnien im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrats 
und des Reichstages, was folgt: 


8 1. 

Bei der Einfuhr von Waren in das bdeutiche Zollgebiet werden, jomeit 
nicht für die Einfuhr aus beftimmten Ländern andere Vorſchriften gelten, Zölle 
nad) Maßgabe der dem Reichstag am 6. Oktober 1902 vorgelegten endgültigen 
Beſchlüſſe der XVI. Kommiſſion über den Zolltarif erhoben. Jedoch werden 
in Abweichung von diefen Beichlüffen die Zolljäke der Nr. 808 auf 4,50 ME, 
der Nr. 809 auf 7.50 ME., der Nr. 810 auf 12 ME, der Nr. 816 auf 8 
und 12 ME, der Nr. 825 auf 8 ME, der Nr. 905 auf 4 ME. und der 
Nr. 906 auf 15, 12, 10, 9, 7, 5.50, 4.50 und 3 ME. feſtgeſetzt. 

Die Zolljäge ſollen durch vertragsmäßige Abmahungen 


bei Roggen nicht unter 5 ME. 

bei Weizen und Spell} „ „ 5.50, | für einen 
bei Malzgerſte e „4 . Doppelzentner 
bei Hafer : EN — 


herabgeſetzt werben. 

Auf die Erzeugniffe der deutichen Zollausſchlüſſe finden die vertraggmäßigen 
Zollbefreiungen und Zollermäßigungen Anwendung, ſoweit nicht der Bundesrat 
Ausnahmen vorjchreibt. Die getroffenen Anordnungen find dem NReichstage 
ſofort, oder wenn er nicht verjammelt ift, bei jeinem nächſten Zufammentritt 
mitzuteilen. Sie find außer Kraft zu jegen, wenn der Reichätag die Zuftim: 
mung nicht erteilt. Den Erzeugniffen der deutjchen Kolonien und Schußgebiete 
fönnen die vertragsmäßigen Zollbefreiungen und Zollermäßigungen durch Be: 
Ihluß des Bundesrats eingeräumt werben. 


8.2. 
In jedem Steuerdirektionsbezirk iſt eine Behörde zu errichten, die auf 
Verlangen über die Zolltarifläge Auskunft zu geben hat, zu welchen beftimmte 
Waren oder Gegenftände im deutichen Zollgebiete zugelaffen werden. 


8 38. 
Die Gewichtszölle werden von dem Rohgewicht erhoben: 
a) wenn der Tarif die ausdrüdlich vorjchreibt, 
b) bei Waren, für die der Zoll 6 ME. für den Doppelzentner nicht 
überjteigt. 
Im übrigen wird den Gewichtszöllen das Reingewicht zu Grunde gelegt. 


RPAnmerkung der Redaktion. Den Zolltarif jelbjt werden wir in einer der 
nächſten Nummern zum Abdrud bringen. 
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Bei der Ermittlung des Reingewichts von Flüſſigkeiten wird das Gewicht 
der unmittelbaren Umſchließungen (Fäſſer, Flaſchen, Krufen und dergleichen) 
nicht in Abzug gebracht. 

Der Bundesrat beftimmt den Anteil des Rohgemwichts, der zur Berechnung 
des Reingewichts als Tara in Abzug gebracht werden fann. 

Beim Eingange von Waren in den freien Verkehr bleiben handelsübliche 
Umſchließungen zollfrei. Nach Beftimmung de8 Bundesrats kann bei der Ber: 
yllung von Waren, die nad) dem Rohgewichte zollpflichtig find, ſofern fie un: 
verpadt oder in nicht handelsüblichen Umjchließungen eingehen, dem Reingemichte 
der Waren und bei der Verzollung von Flüſſigkeiten, jofern fie in nicht handels— 
üblihen unmittelbaren Umjchließungen eingehen, dem Eigengewichte der Flüſſig— 
teten das Gewicht der handelsüblichen Umſchließungen hinzugerechnet werden. 


84. 

Der Bundesrat iſt ermächtigt vorzuſchreiben, daß Waren, deren zoll: 
amtliche Unterfuchhung mit beionderen Schwierigkeiten verbunden ift, mur bei 
beftimmten Zollftellen abgefertigt werden dürfen, ſofern die Beteiligten nicht 
bereit find, den Zoll nad) dem hödhften in Trage fommenden Satze des Tarife 
zu entrichten oder die Koften für die Ueberjendung der Waren oder der davon 
ju entnehmenden Proben an eine mit der erforderlichen Abfertigungsbefugnis 
veriehene Zollftelle zu tragen. 

85. 


Bon der Verzollung befreit find: 

a) die mit der Pott eingehenden Warenjendungen von 250 Gramm Rob: 

gewicht oder weniger, 

b) die der Gemwichtöverzollung unterliegenden Waren in Mengen unter 

50 Gramm. 
Inwieweit im übrigen bei der Gewichtsermittlung Bruchteile eines Kilogramm 
unberückſichtigt bleiben dürfen, bejtimmt der Bundesrat. 

Bollbeträge von weniger als fünf Pfennig werden überhaupt nicht, höhere 
Zolbeträge nur, joweit fie durch fünf teilbar find, unter Weglaffung der über: 
cießenden Pfennige erhoben. 

Der Bundesrat ift befugt, im Falle des Mißbrauchs Tür einzelne Waren: 
gattungen oder für einzelne Grenzitreden Beichränfungen anzuordnen. 


8 6. 

Die folgenden Gegenftände bleiben vom Zoll befreit: 

1. Erzeugniffe des Aderbaues und der Viehzucht von denjenigen außerhalb 
der Zollgrenze gelegenen Grunditüden, welche von innerhalb der Bollgrenze be: 
Andlihen Wohn: und Wirtichaftsgebäuden aus bemwirtichaftet werden ; ferner Er: 
ywugniffe der Waldwirtſchaft, wenn die außerhalb der Zollgrenze gelegenen 
Grundftüde mindeftens ſeit dem 15. Juli 1879 eine Zubehör des inländijchen 
Grunditüds bilden. 

2. Bon deutichen Fildern und von Mannſchaften deutſcher Schiffe ge 
fangene Fiſche, Robben, Wal: und andere Seetiere jowie die davon gewonnenen 
Erzeugnifte. Bon der Zollfreiheit ausgeichloffen find die in jremdländiichen 
Küftengewäffern gejangenen Schal: und Kruftentiere. Die erforderlichen Ueber: 
wachungsvorſchriften erläßt der Bundesrat. 
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3. Gebrauchte Kleidungsſtücke und Wäſche, die nicht zum Verkauf oder 
zur gewerblichen Verwendung eingehen. 

4. Gebraudhte Gegenjtände von Anziehenden zur eigenen Benußung, ge 
brauchte Mafchinen zur Benugung im Gewerbe: und Landwirtichaftsbetriebe, 
jedody nur ausnahmsweiſe auf bejondere Erlaubnis. 

Auf beiondere Erlaubnis aud als Ausſtattungsgegenſtände, Braut: oder 
Hochzeitsgeichenfe eingehende neue Sachen, ſofern fie für Ausländer oder länger 
als zwei Jahre im Ausland wohnhaft geweſene Inländer beftimmt find, Die 
aus Anlaß der Verheiratung mit einer im Inlande wohnhaften Perjon ihren 
Wohnſitz nad dem Inlande verlegen. Bon der Zollfreiheit ausgeichloffen find 
Nahrungs: und Genußmittel, unverarbeitete Geſpinnſte und Geſpinnſtwaren 
ar Na zur weiteren Verarbeitung beftimmte Erzeugniſſe, Rohſtoffe aller Art 
und Tiere, 

Unter Zuftimmung des Bundesrats kann durd) Anordnung des Reichs: 
fanzlers beitimmt werden, daß für die Angehörigen eines Staates, der Gegen: 
jeitigfeit nicht gewährt, die im Abi. 1 und 2 vorgejehenen Begünjtigungen ganz 
oder teilweile außer Anwendung bleiben jollen. 

5. Gebrauchte Sachen, die erweislich ald Erbſchaftsgut eingehen, auf bes 
londere Erlaubnis. 

6. Gebrauchsgegenſtände aller Art, auch neue, welche Reijende einſchließ— 
(id) der Fuhrleute, Schiffer und Schiffsmannſchaften zum perjönlichen Gebraud) 
oder zur Ausübung ihres Berufs auf der Reife mit fi) führen, oder die ihnen 
zu dieſem Zwecke vorausgeſchickt oder nachgejendet werden ; ebenjo lebende Tiere, 
die von reijenden Künftlern bei Ausübung ihres Berufs oder zur Schauftellung 
benüßt merden. 

Ferner aus dem Auslande zurückkommende gebrauchte Koffer, Reijetafchen 
und fonftiges Reifegerät, wenn darin Gebrauchsgegenftände von Reifenden in 
das Ausland verbradht worden find. 

7. Die von Reifenden einichließlich der Fuhrleute zum eigenen Verbrauche 
während der Reife mitgeführten Verzehrungsgegenftände ; ebenjo der Bedarf der 
Schiffer und Schiffsmannſchaften, für dieſe jedoch höchſtens in einer auf zwei 
Tage berechneten Menge. 

8. Fahrzeuge aller Art einjchließlich der zugehörigen Ausrüftungsgegenftände, 
die bei dem Eingang über die Zollgrenze zur Beförderung von Perjonen oder 
Waren dienen und nur aus diefer DVeranlaffung eingeführt werben, oder die 
aus dem Auslande zurüdfommen, nachdem fie beim Ausgange dieſem Zwede 
gedient haben; aud) Fahrzeuge, wenn fie dazu beftimmt find, ‘Perjonen oder 
Waren in das Ausland zu verbringen. 

Pferde und andere Tiere einichließlich der zugehörigen Geſchirre und Deden, 
wenn fie als NReittiere, zur Fortbewegung von Fahrzeugen aller Art oder zum 
Warentragen dienen und nur aus diejer Veranlaſſung die Grenze überjchreiten, 
oder wenn fie aus dem Auslande zurüdktommen, naddem fie beim Ausgang in 
der angegebenen Weiſe verwendet worden find; auch Pferde und andere Tiere, 
wenn fie dazu beitimmt find, Perjonen, Fahrzeuge oder Waren in das Ausland 
zu verbringen. 

Fahrzeuge aller Art jowie Pferde und andere Tiere von Reijenden auch 
in dem Falle, wenn fie zur Seit der Einfuhr nicht als Beförderungdmittel 
dienen, jofern fie erweislich ſich ſchon jeither im Gebrauch ihrer Beliger befunden 
haben und zu deren weiterem Gebrauche beftimmt find. 
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Berbleiben in den bezeichneten Fällen Fahrzeuge oder Tiere dauernd im 
Inlande, jo tritt die Zollpflicht ein. 

Futter, das zum Reijeverbraudhe der in Abi. 2 und 3 bezeichneten Tiere 
mitgeführt wird, in einer der Zahl ber Tiere und der vorausfichtlichen Reiſe— 
dauer, höchſtens jedoch einem Zeitraume von zwei Tagen entiprechenden Menge. 

Ueber die Zollbehandlung der Eijenbahnfahrzeuge, welche dem durchgehenden 
Perjonenverfehre dienen, find vom Bundesrat bejondere Beitimmungen zu erlafjen. 

I. Umſchließungen jowie Schugdeden und andere Berpadungsmittel, auch 
Debebäume, Holz: und Papprollen und dergleichen, die zum Zwecke der Aus: 
fuhr von Waren eingeführt oder, nachdem fie nachweislic; dazu gedient haben, 
aus dem Auslande wieder zurüdgebradyt werben. Im eriteren Falle ijt der 
Nachweis der Wiederausfuhr binnen einer angemeflenen Friſt und, nad) Befinden, 
Sicherſtellung des Zolles zu fordern; es kann hiervon abgejehen werden, wenn 
die Umſchließungen und jo weiter gebraucht find und fein Zweifel darüber be: 
fteht, daß fie zur Ausfuhr von Waren beftimmt find. 

10. Mufterfarten und Mufter in Abjchnitten oder Proben, die nur zum 
Gebrauch als jolche geeignet find, jedoh mit Ausihluß der Proben von 
Nahrungs und Genußmitteln, indeffen einjhließlic der mit der Poft eingehen: 
den Proben und Mufter von Kaffee, Kakao, Zuder, Rohtabak und getrodneten 
Früchten im Gewicht bis zu 350 g. 

11. Kunftjachen, welche zu KRunftausftellungen oder für öffentliche Kunſt— 
anſtalten oder öffentlihe Sammlungen, ſowie andere Gegenftände, die für öffentliche 
Anftalten oder öffentlihe Sammlungen zu Lehr: oder Anſchauungszwecken eingehen. 

12. Materialien, die zum Baue, zur Ausbefjerung oder zur Ausrüftung 
von See- oder Ylubichiffen verwendet werden, mit Ausnahme des Kajüts- und 
Kühenguts. Bon der Begünftigung find die zu Luruszweden beitimmten Binnenfee- 
und Flußichiffe ausgeichloffen. Die näheren Beitimmungen erläßt der Bundesrat. 

13. Wappenjchilder, Flaggen und andere Gegenftände, die von fremden 
Regierungen ihren in Deutichland beftellten Vertretungen zum dienftlidhen Ge: 
brauche zugelendet werden, falls die betreffenden Staaten Gegenjeitigfeit gewähren. 

14. Särge, in denen Leichen eingehen, und Urnen mit Ajche verbrannter 
Leihen, einſchließlich der Kränze und ähnicher zur Verzierung ber Särge, 
Umen oder Bejörderungsmittel dienenden Gegenftände. 


57. 


Abfälle, welche im Tarife nicht befonders genannt find, ſowie zerbrochene 
und abgenußte Gegenftände werben wie die Rohftoffe, von denen fie herftammen, 
behandelt, wenn fie nur zu denjelben Sweden wie die Rohſtoffe verwendet werden 
finnen oder die Verwendung zu anderen Zmweden nad) Anordnung ber Zoll: 
behörde durch geeignete Maßnahmen ausgejchloffen wird. Zollpflichtige Abfälle 
und verdorbene Waren, die zu Düngezweden beſtimmt find, werden zollfrei 
gelaſſen, wenn ihre Verwendung zu anderen Zweden ausgeſchloſſen erjcheint oder 
nah Anordnung der Zollbehörde durch geeignete Maßnahmen ausgeſchloſſen 
wird. Andere verborbene Waren bleiben zollfrei, wenn jie unter amtlicher 
Aufficht vernichtet werden. 


88. 
Der Bundesrat wird ermächtigt, in Fällen, in welchen auf Grund ftaat: 
liher Abmahungen Eijenbahnverbindungen zwijchen dem Deutichen Reiche und 
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einem Nadbarftaate mit einer innerhalb bes deutichen Zollgebiets belegenen 
gemeinſchaftlichen Grenz: und Betriebswechjelftation hergeitellt find oder fünftig 
FEN werden, Bollfreiheit zu gewähren: 

1. für die zur Ausführung des Baues und zur Betriebseinrichtung der 
Wechielftation ſowie der zwiſchen diefer und der Zollgrenze gelegenen Anſchluß— 
ſtrecke erforderlichen Gegenftände, joweit ihre Anſchaffung ausländiichen Behörden 
oder ausländiihen Bahnunternehmungen obliegt, 

2. für die zur Beforgung des von der ausländiihen Bahnunternehmung 
übernommenen Betriebädienftes, einjchließlic der Inftandhaltung der Betrieba- 
ftation und der Anſchlußſtrecke, und für alle zu Dienftzweden der ausländiichen 
Grenzämter erforderlichen Gegenftände, 

3. für die Dienftgeräte und Dienftausrüftungsftücde der innerhalb des 
deutichen Zollgebiets angeftellten Beamten und Bedienfteten der ausländiichen 
Eijenbahnverwaltung und der außerdem beteiligten Dienftzweige der Verwaltung 
des Nachbarſtaats. 


89. 

Bei der zollamtlichen Abfertigung einer Ware, die je nach ihrem Her— 
ſtellungsland einer unterſchiedlichen Zollbehandlung unterliegt, iſt von dem Ein— 
bringer zu erklären und auf Erfordern nachzuweiſen, in welchem Lande die 
Ware hergeſtellt worden iſt. Die näheren Beſtimmungen über den Inhalt und 
die Form der Erklärung und über die Erbringung des Nachweiſes erläßt der 
Bundesrat. 

Kommt der Einbringer ſeinen vorſtehend feſtgeſetzten Verpflichtungen nicht 
nad, jo tritt die für ihn ungünſtigſte Zollbehandlung ein, unbeſchadet der etwa 
daneben verwirkten Strafen oder jonftigen Rechtsnachteile. 


$ 10. 


Zollpflihtige Waren, die aus Ländern heritammen, in welchen deutſche 
Schiffe oder deutiche Waren ungünftiger behandelt werden als diejenigen anderer 
Länder, können neben dem tarifmäßigen Zollſatz einem Zollzuſchlag bis zum 
doppelten Betrag dieſes Satzes oder bis zur Höhe des vollen Werts unterworfen 
werden. Zarifmäßig zollfreie Waren können unter der gleichen Vorausjegung 
mit einem Zoll in Höhe bis zur Hälfte des Werts belegt werden. 

Auch können, ſoweit nicht Bertragsbeitimmungen entgegenftehen, aus— 
ländiſche Waren denſelben Zöllen und Zollabfertigungsvorſchriften unterworfen 
werden, die im Urſprungsland auf deutſche Waren Anwendung finden. 

Die Hier vorgeſehenen Maßnahmen werden nad erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats durch Kaiferliche Verordnung in Wirkjamfeit gejeßt. Die ge- 
troffenen Anordnungen find dem Reichstage ſofort oder, wenn er nicht ver- 
jammelt ift, bei jeinem nächſten Zujammentritt mitzuteilen. Sie find außer 
Kraft zu jegen, wenn der Reichstag die Zujtimmung nicht erteilt. 


$ 11. 

1. Bei der Ausfuhr von Roggen, Weizen, Spelz, Gerite, Hafer, Buch— 
weizen, Hüljenfrüchten, Raps und Rübjen aus dem freien Verkehr des Boll: 
gebiet3 werden, wenn die ausgeführte Menge wenigftens fünf Doppelzentner 
beträgt, auf Antrag des Warenführers Beicheinigungen (Einfuhrjcheine) erteilt, 
die den Inhaber berechtigen, innerhalb einer vom Bundesrat auf längftens ſechs 
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Monate zu bemeffenden Friſt eine dem Zollwerte der Einfuhricheine entſprechende 
Menge einer der vorgenannten Waren ohne Zollentrichtung einzuführen. Abs 
fertigungen zur Ausfuhr mit dem Anſpruch auf Erteilung von Einfuhricheinen 
finden nur bei den von den oberften Bandes-Finanzbehörden zu bejtimmenden 
gollitellen Statt. 

Für Waren der vorbezeichneten Art, die ausjchließlid zum Abſatz in das 
Yollausland beftimmt find, werden Zranfitlager ohne amtlihen Mitverichluß, 
in denen die Behandlung und Umpadung der gelagerten Waren uneingejchränft 
und ohne Anmeldung jorwie ihre Miſchung mit inländiſcher Ware zuläflig ift, 
mit der Maßgabe bewilligt, daß die zur Ausfuhr abgefertigten Warenmengen, 
ſoweit fie den jeweiligen Lagerbeftand an ausländiicher Ware nicht überjchreiten, 
von diejem Beſtand abzujchreiben, im übrigen aber als inländiſche Waren zu 
behandeln find (Reine ZTranfitlager). 

Für Waren der bezeichneten Art, die teils in das Zollausland, teils in 
das Zollgebiet abgejegt werden jollen, können, jofern dafür ein dringendes Be— 
dürnis anzuerkennen tft, folche Lager mit der ferneren Maßgabe bewilligt werden, 
da die aus dem Lager in den freien Verkehr des Zollgebiets abgejertigten 
Barenmengen, joweit fie den jeweiligen Yagerbeitand an inländiſcher Ware nicht 
überfteigen, von dieſem Beſtande zollfrei abzuichreiben, im übrigen aber als aus- 
lindiihe Waren zu behandeln ſind (Gemiſchte Tranſitlager). Der Bundesrat 
beitimmt, an welden Orten ſolche Lager bewilligt werden können. 

Für die vorftehend nicht erwähnten Getreidearten und zollpflichtigen Del: 
früchte werden, wenn fie ausichließlid) zum Abſatz in das Zollausland bejtimmt 
find, Tranfitlager ohne amtlichen Mitverſchluß, in denen die Behandlung und 
Umpadung der gelagerten Waren uneingeichräntt und ohne Anmeldung, ſowie 
ihre Miihung mit inländiiher Ware zuläjlig ift, mit der Maßgabe bemilligt, 
daß bei der Ausfuhr diejer gemilchten Ware der in der Miſchung enthaltene 
Anteil von ausländiiher Ware als die zolffreie Menge der Durchfuhr anzuſehen 
ft Für Waren diejer Art, die teils ın das Zollausland, teil in das Zoll: 
gebiet abgejegt werden jollen, fönnen ſolche Tranfitlager bewilligt werden. 

2. Ebenſo werden reine Tranfitlager ohne amtlichen Mitverihluß bewilligt 
und fonnen gemifchte Tranfitlager ohne amtlicyen Mitverjchluß bewilligt werden 
für nicht gehobeltes Bau: und Nußholz. Dabei kann von der Umſchließung 
der zur Lagerung beftimmten Räume abgejehen werben; auch it es zuläffig, die 
Hölzer zeitweile aus dem Lager zu entnehmen und, nachdem fie einer Behandlung 
unterlegen haben, durch die fie unter den Begriff des mit einem höheren Zoll 
legten Bau: und Nußholzes oder einer groben rohen Holzware fallen, in das 
Lager zurüdzuführen. Der Bundesrat bejtimmt, an melden Orten gemijchte 
Iranfitlager bewilligt werden fünnen. 

Für Abfälle, die bei der Bearbeitung von Bau: und Nußholz in den 
Tanſitlagern entftehen, tritt, wenn die Hölzer in das Zollausland ausgeführt 
werden, an dem zur Laft gejchriebenen Zoll ein entiprechender Nachlaß ein, deſſen 
Höhe der Bundesrat bejtimmt. 

3. Den Inhabern von Mühlen oder Mälzereien werden bei der Ausfuhr 
ihrer Erzeugniffe Einfuhrjcheine über eine entjprechende Menge Getreide oder 
Hülfenfrüchte (Ziffer 1) erteilt. Ueber das hierbei in Rechnung zu ftellende 
N trifft der Bundesrat Beitimmung. 

4. Den Inhabern von Delmühlen wird für die Ausfuhr der von ihnen 
bergeitellten Dele eine Erleichterung dahin gewährt, daß ihnen der Zoll für eine 

10* 
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den ausgeführten Erzeugniſſen entiprechende Menge der zur Mühle gebrachten 
zollpflichtigen ausländiſchen Oelfrüchte nachgelafjen wird. Ueber das hierbei in 
Rechnung zu ftellende Ausbeuteverhältnis trifft der Bundesrat Beitimmung. Die 
zur Mühle zollamtlich abgejertigten ausländiichen jowie aud) jonftige Delfrüchte, 
welche in die der Zollbehörde zur Lagerung der ausländiſchen Oelfrüchte an 
gemeldeten Räume eingebracht find, dürfen in unverarbeitetem Zuftande nur mit 
Genehmigung der Zollbehörde veräußert werden. Zumiderhandlungen biergegen 
werden mit einer Gelditrafe bis zu eintaufend Mark geahndet. 

Die Beftimmungen der Ziffer 3 finden auf die Inhaber von Oelmühlen 
hinfictlich der aus Raps oder Rüben hergeftellten Dele finngemäß Anwendung. 

5. Im Sinne der Beitimmungen unter Ziffer 1 bis 4 fteht die Aufnahme 
in eine öffentliche Niederlage oder in ein Privatlager unter amtlidem Mit: 
verjchluffe der Ausfuhr gleich. 

6. Die näheren Anordnungen, insbejondere in Bezug auf die Form der 
Einfuhricheine, auf die Beichaffenheit der mit dem Anſpruch auf Erteilung von 
Einfuhrſcheinen ausgeführten Waren und auf die an die LBagerinhaber zu 
ftellenden Anforderungen, trifft der Bundesrat. 

Diefer wird auch Vorjchriften erlaſſen, durch mweldhe die Verwendung der 
Einfuhriheine nah Maßgabe ihres Zollwertd auch zur Begleihung von Boll- 
gefällen für andere als die in Ziffer 1 Abſ. 1 genannten Waren unter den 
von ihm feftzufegenden Bedingungen gejtattet wird. 


$ 12. 


Die Zölle können auf Antrag gegen Sicherheitsleiftung für eine Friſt bis 
zu drei Monaten nad; näherer Anordnung des Bundesrat3 geitundet werden. 

Bon der Stundung ausgenommen find die Zölle für Getreide, Hülſen— 
früchte, Raps und Nübjen, jowie für die daraus hergeftellten Müllerei- und 
Mälzereierzeugniffe. Im alle der Aufnahme diefer Waren in ein Bolllager 
(öffentliche Niederlage oder Privatlager mit oder ohne amtlichen Mitverichluß) 
find bei der Heberführung der Waren in den freien Verkehr die zu entrichtenden 
Zollgefälle für die Dauer der Lagerung mit vier vom Hundert nad) den vom 
Bundesrat zu erlaffenden Vorſchriften zu verzinfen. 


g 13. 


Für Rechnung von Kommunen oder Korporationen dürfen vom 1. April 
1910 ab Abgaben auf Getreide, Hülfenfrüchte, Mehl und andere Mühlenfabrifate, 
deögleihen auf Badwaren, Vieh, Fleiſch, Fleiſchwaren und Fett nicht erhoben werden. 

Auf die Erhebung von Abgaben von dem zur Bierbereitung beftimmten 
Malz jeitens der Kommunen findet diefe Beitimmung feine Anwendung. 

Die entgegenftehenden Beltimmungen unter Ziffer I und im $ 7 der 
Ziffer II des Artikels 5 des Zollvereinigungsvertrags vom 8. Juli 1867 (Bundes: 
Geſetzbl. S. 81) und des Gejeges vom 27. Mai 1885, betreffend die Abänderung 
des Bollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 (Reichs-Geſetzbl. S. 109), find 
aufgehoben. 

$ 14. 

Zumwiderhandlungen gegen die Beltimmungen dieſes Geſetzes oder gegen 
die zu jeiner Ausführung erlaffenen und öffentlich befannt gemachten Vorſchriften 
werden, jofern nicht nad $ 11 Ziff. 4 Abſ. 1 diejes Gejeßes oder nah den 
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8 135 ff. des Vereinszollgeſetzes eine höhere Strafe verwirft ift, mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark geahndet. 


8 15. 


Der auf den Kopf der Bevölkerung des Deutichen Reichs entfallende Netto: 
jolfertrag der nach den Zarifftellen 1, 2, 102, 103, 105, 107, 107a und 160 
des Zolltarifs ($ 1) zu verzollenden Waren, welcher den nad) dem Durchſchnitte 
der Rechnungsjahre 1898 bis 1903 auf den Kopf ber Bevölkerung entfallenden 
Rettozollertrag derjelben Waren überfteigt, ift zur Erleichterung der Durchführung 
einer Witwen: und Waijenverjorgung zu verwenden. 

Ueber diefe Verficherung ift durch ein bejonderes Geſetz — zu 
treffen. Bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſind dieſe Mehrerträge für Rech 
nung des Reichs anzuſammeln und verzinslich anzulegen. 

Tritt dieſes Geſetz bis zum 1. Januar 1910 nicht in Kraft, ſo ſind von 
da ab die Zinſen der angeſammelten Mehrerträge ſowie die eingehenden Mehr— 
etttäge ſelbſt den einzelnen Invaliden-Verſicherungsanſtalten nach Maßgabe 
der von ihnen im vorhergehenden Jahre aufgebrachten Verſicherungsbeiträge zum 
Inede der Witwen: und Waifenverjorgung ber bei ihnen Berficherten zu 
überweijen. 

Die Unterftügung erfolgt auf Grund eines vom Reichs-Verſicherungsamt 
zu genehmigenden Statuts. 


8 16. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Gele in Kraft tritt, wird durch 
ſtaiſerliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrats beftimmt. 
Mit demielben Zeitpunkt treten 
das durch die Bekanntmachung vom 24. Mai 1885 Reichs-Geſetzbl. 
©. 111) veröffentlichte Zolltarifgejeg nebft zugehörigem Zolltarif, 
ferner die Geſetze 
vom 18. April 1886 Reichs-Geſetzbl. ©. 123), 
vom 21. Dezember 1887 (Reichs-Geſetzbl. ©. 533), 
vom 14. April 1894 (Reichs-Geſetzbl. ©. 335), 
vom 18. Mai 1895 (Reichs-Geſetzbl. ©. 233), 
vom 6. März 1899 (Reichs-Geſetzbl. S. 133), 
vom 14. Juni 1900 MReichs-Geſetzbl. S. 298), 
betreffend die Abänderung des Zolltarifgejeges und des Zolltarifs, 
und $ 80 des durch die Belanntmahung vom 27. Mai 1896 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 117) veröffentlichten Zuckerſteuergeſetzes 
mit der Maßgabe außer Kraft, daß die bisherigen Vorſchriften über die Ueber: 
Dalung eines Teils des Ertrags der Zölle und der Tabafjteuer an die Bundes: 
Konten ($ 8 des durch die Befanntmahung vom 24. Mai 1885 veröffentlichten 
lltarifgeſetzes), abgejehen von der ſich nach $ 15 dieſes Gejehes ergebenden 
Senderung, jo lange in Wirkfamkeit bleiben, bis darüber durch bejonderes Geſetz 
anderweit beſtimmt wird. 
Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterjchriit und beigedrudtem 
Raiferlichen Infiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 25. Dezember 1902. 
(L. S.) Wilhelm. 
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Zurüdbehaltung der Handakten im Konkurſe. 


Von Profefjor Dr. Ernſt Ineger in Würzburg. 


In den Blättern für Rehtsanwendung Bd. 68 (1903) ©. 6 ff. 
bejaht Herr Landgeridhtärat Karl Meyer in München die neueſtens praktiſch 
gewordene Frage, ob der Rechtsanwalt im Konkurſe feines Machtgebers ein 
— —— an den Handakten hat. Dieſen Ausführungen gegenüber 
ei betont: 

1. Die Anſicht, der Anwalt ſei nicht abſonderungsberechtigter Konkurs: 
gläubiger und könne gleihwohl Vollbefriedigung durch Zurüdbehaltung der Hand— 
aften erzwingen (S. 10 f), widerftreitet dem Grundlage des 12 RO. 
demzufolge ein SKonkursgläubiger „Sicherftellung oder Belriedigung aus dr 
Konfursmaffe nur nad) Maßgabe der VBorichriften für das Konkursverfahren 
verfolgen kann“. Unterlaffung der Anmeldung hebt (gegen ©. 11) die Konkurs: 
gläubiger-Eigenichaft nicht auf 

2. Zurüdbehaltungsredte, dieim Konkurſe nicht als Abion- 
derungsrechte anerfannt jind, verjagengegenüberden Konkurs 
gläubigern. Dies folgt per arg. e contr. aus $ 49 Nr. 3 u. 4 K. O. ımd 
it faft allgemein anerfannt. Daß der $ 49 K.O. nicht in Betracht komme, 
weil Handakten fein „Vermögen“ ſeien (S. 10), ift unzutreffend. Weder bie 
den $ 23 C. P.O. betreffende Entichl. des R.G. Bd. 24, 214 noh der 5 LI RL. 
— für die Gegenanſicht. „Selbſtändige“ Verwertbarkeit erfordert der 311 

nicht. 

3. Die Frage des Eigentums an den Handakten darf wegen $ + IR. 
nicht „dahingeitellt“ bleiben (gegen ©. 10). Sie ift dahin zu beantworten, daß 
nicht nur die vom Mlachtgeber oder von der Gegenpartet berrührenden, jondern 
arg. SS 181, 930 B. G. B. audy die zum Zmede der Ausführung des „Mlandats" 
vom Rechtsanmalte jelbit hergeitellten Handaktenſtücke dem Madhtgeber gehören 
(gegen S.7 f.). 

4. Dem $ 23 K. O. gegenüber iſt für die Anwendung des $ 17 KL. 
fein Raum (gegen ©. 9). 

5. Der $ 23 K.O. wirft nur für die Zukunft und würde für ſich allein 
die Zurüdbehaltung nicht ausſchließen (gegen ©. 10). 


Ungelöfter Widerjpruch zweier Strafurteile. 
Ton Rechtsanwalt Rofenberg in Bonn. 


Für weitere Kreife dürfte es vielleicht von Intereſſe jein, zwei Straf: 
urteile kennen zu lernen, die — jedes für fich betrachtet — formell unanfechtbar, 
aber in ihrem Zufammenhange und materiell genommen ein juriſtiſches Monftrum 
und überdies mit dem Odium objektiver Ungerechtigkeit behaftet find. 


Skizzen und Notizen. 151 


Bor einem rheiniſchen Landgerichte hatte fi im Sommer 1901 ein Dann 
zu verantworten, der wegen Beihülfe zu einem Abtreibungsverjuche angeklagt 
war. Der Angeklagte war von einem Mädchen, mit dem er ein Liebeöverhältnis 
unterhalten und dann abgebrochen hatte, wegen des fraglichen Verbrechens der 
Staatsanwaltichaft denunziert worden, — ſeine Verhaftung erfolgte. Das 
Mädchen ſelbſt hatte ſich vorher nach England in Sicherheit gebracht. Der 
Mann ſaß etwa ſechs Monate in Unterſuchungshaft und wurde am 10. Juli 
1901 von der Strafkammer im Sinne der Anklage für ſchuldig befunden und 
unter Anrechnung von drei Monaten Unterſuchungshaft zu einer Gefängnisitrafe 
von acht Monaten verurteilt. Dies Urteil erlangte die Rechtskraft und es hat 
der Angeklagte feine Strafe demnächſt verbüßt. Das Inftanzgericht ftellte tat- 
jählich feft — was ber Angeklagte auch ohne weiteres zugab — daß letterer 
dem Mädchen Zweige vom Lebensbaum zweds Abtreibung gebracht hatte. Auf 
Grund der Ausjage zweier Zeuginnen, die gejehen hatten, daß die Frauens— 
verion an einem Topfe mit ſtark riechendem Tee hantierte und daß die in dem 
Zopfe befindliche Flüſſigkeit ſich allmählich verringerte, daß ferner das Mädchen 
ih um die kritiſche Zeit öfters erbrady, nahm die Straffammer aber auch weiter 
ala erwiefen an, daß das Mädchen von dem Tee getrunfen und daß deingemäß 
der Angeklagte fich des ihm zur Laft gelegten Verbrechens ſchuldig gemacht habe. 

Im Auguft 1902 kehrte die ſteckbrieflich verfolgte Tyrauensperjon nad 

Deutſchland zurüd und wurde jofort in Unterfuchjungshaft genommen. Nach einigen 
Boden ſchon, und zwar am 26. Auguft 1902, fand gegen fie vor der fyerien- 
fraffammer des nämlichen Landgerichts die Hauptverhandlung wegen verjuchter 
Abtreibung ftatt, die mit der — Freiſprechung der Angeklagten endigte.e Die 
jerienftraffammer ftellte tatjächlich feft, daß das Mädchen ſich zum Zwecke der 
Abtreibung allerdings einen Tee aus den Zweigen des Lebensbaumes zubereitet, 
daß es auch einen Schlud Hiervon in den Mund genommen, die Flüſſigkeit 
wegen des mwiberwärtigen Geichmades aber fofort wieder auägeipieen habe. In 
dieier Tätigkeit erblidte die Ferienſtrafkammer lediglich) eine an fi ftraflofe 
Vorbereitungshandlung und ſprach, wie erwähnt, die Angeklagte frei. Gegen 
dies Urteil legte die Staatsanwaltichaft, die mit Energie die Verfolgung des 
deturteilten Mannes betrieben hatte, merkwürdigerweiſe feine Revifion ein. Das 
heilprehende Erkenntnis wurde rechtäfräftig, und das Mädchen, welches aus 
Rache ihrem früheren Liebhaber zu langwieriger Unterfuchungshaft und ſchwerer 
Gefängnisftrafe verholfen hatte, kehrte mit der Miene triumphierender Unjchuld 
nad England zurüd. 
Der Verteidiger de Mannes beantragte nun Wiederaufnahme des Ber: 
ſahrens. Der Antrag wurde jedod von der inzwilchen wieder anders bejegten 
Straffammer ala unzuläffig verworfen, da neue Tatſachen und Beweis- 
mittel im Sinne des $ 399 Nr. 5 St. P.O. nicht vorgebradyt worden jeien; 
die gegen dieſen Beſchluß eingelegte jofortige Beſchwerde hat das Oberlandes- 
gericht, welches übrigens den Rechtöftandpunft der Ferienſtrafkammer billigte, 
zurückgewieſen. 

Demgemäß ergab ſich jetzt folgende wunderbare Rechtslage: Ein Mädchen, 
das, wie tatſächlich Fegeftett it, den ihm zur Laft gelegten Abtreibungsverjud) 
mt begangen hat; ein Mann, der, mie gleichfalls tatjächlich feftgeftellt iſt, 
eben jenem Mädchen ftrafbare Beihülfe zu einem — in Wirklichkeit gar nicht 
vorliegenden — Abtreibungsverfuche geleistet hat! Die Sache wäre überaus 
bomiſch, wenn fie nicht jo unſäglich traurig wäre. 
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Im Rahmen gegenwärtiger Skizze möchte ich ichließlich die Trage auf: 
werjen, ob in einem jolden alle, der den Stempel objeftiver Unmöglichkeit 
an fich trägt und von dem Verurteilten ftets als eine an ihm verübte jchreiende 
Ungerechtigkeit empfunden werden muß, nicht eine Erweiterung der Zuläſſigkeit 
bes Wiederaufnahmeverfahrens oder nad) franzoſiſchem Muſter die Einführung 
einer „Nichtigkeitsbeſchwerde im Intereſſe des Geſetzes“ empfehlenswert jein dürfte. 
Die Scheu de8 Gejeßgeberd vor den „tatjächlichen “Feitftellungen“ in Straf: 
urteilen darf meines Erachtens nicht jo weit gehen, offenbaren juriftiichen Wider- 
finn zu fanktionieren und Erfheinungen a la Michael Kohlhaas künftlic zu züchten. 


Langjährige Einfperrung oder Deportation? 
Bon Amtsgerichtsrat Schulky in Ajchersleben. 


Der 26. Deutiche Yuriftentag hat die Revifion unſeres materiellen Straf- 
rechts als notwendig anerkannt und unter Beileitefegung des Schulenftreits ein 
Arbeitsprogramm aufgeftellt. Ich möchte deshalb einen jehr wichtigen Punkt 
wiederholt erörtern. 

Die beiden, Hauptjächlich fich gegenüberftehenden Strömungen der Straf: 
rechtswiſſenſchaft, diejenige, welche für die ftrafbare Handlung die gerechte Ver— 
geltung finden will — abjolute Theorie — und diejenige, welche das Verbredhertum 
durch die Strafe bekämpfen will — Spezialprävention —, begegnen fi in einem 
Punkte: Sie jehen für wiederholt rüdfällige Verbrecher langzeitige Einjperrung — bis 
zu 15 Jahren — vor; der Unterjchied ift nur, da die relative Präventionstheorie 
(1. von Liszts Gutachten für den 26. Juriftentag) die Einiperrung als in einer 
Strafanftalt zu verbüßende Strafe feſtgeſetzt wifjen will, während die abjolute 
Theorie (}. van Calkers Gutachten) die langjährige Einfperrung in einem Arbeits: 
bauje neben der für das betr. Delift angemeffenen, aljo die jonftigen Umftände 
— abgejehen von der Rückfälligkeit — berüdfichtigenden Strafe für zuläifig ’) erklärt. 

Beiden Vorſchlägen liegt die Tatſache zu Grunde, daß unjer geltendes 
Strafredht ſich als unfähig erwieſen hat, die große Zahl derer, welche gewerbs- 
oder gewohnheitsmäßig ftrafbare Handlungen begehen, zu mindern. Diele Tat: 
ſache ift allgemein anerkannt. Höchſt bedauerlich aber erjcheint e&, daß von den 
beiden Richtungen der SKriminalreformer ein Heilmittel vorgeichlagen wird, 
welches die traurige Perjpektive auf weitere Füllung unſerer ſchon überfüllten 
Zuchthäufer und Arbeitsanftalten eröffnet. Danach jollen alio die in dem Rute - 
„Hort mit den Zuchthäufern!“ gipfelnden Beitrebungen bei der in Ausficht 
ftehenden Strafrechtsreform, und damit für abjehbare Zeit überhaupt, unberüd: 
fihtigt bleiben! Und doch ſprechen für die Richtigkeit dieſer Beitrebungen, die 
allerdings verjtändigerweile nur auf die Verminderung der Strafanitalten 
zu richten find, meines Erachtens Gründe von unverkennbar einleuchtender Art. 

Aus der Tatiache, daß kurzzeitige Freiheitsftrafen die Zahl der Rüdfälligen 
nicht zu mindern vermochten, wird nicht zu jchließen jein, daß Tangzeitige 
Freiheitsſtrafen dies vermögen werden, jondern daß die Freiheitsſtrafe überhaupt 
eine jchlechte Strafart je. Wenn eine Freiheitsſtrafe von einigen „Jahren den 
Verbrecher nicht beſſern konnte, jo wird dies eine ſolche von vielen Jahren auch 


) %g l. Mayer, Das eg Verbrechertum und die Neform des St.G.B 
in ber Deutfihen Juriſten-Zeitung 1902 ©. 373. 
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nicht können. Für die günftigen Einflüffe der Tyreiheitsftrafe, insbefondere Ge: 
wöhnung an Ordnung, Sauberkeit und regelmäßige Arbeit, geiftliher Zuſpruch 
und gute Lektüre, muß der Zeitraum einiger Jahre ausreichen, um eine gute 
Wirkung auf den Sträfling zu üben, wenn dies überhaupt möglich ift. Wenn 
jemand etwa 5, 10 oder gar 15 Jahre in der Strafanftalt zubringen muß, 
jo wird er ftumpf werden und verbittert in dem Bemwußtjein, während eines 
erheblichen Teiles ſeines Lebens der Freiheit beraubt, gewiffermaßen lebendig 
begraben zu jein, und die erwähnten Heilfaktoren der Tyreiheitäftrafe werden an 
Wirkſamkeit dadurch verlieren, ftatt zugunehmen. 

Dem Einwande, daß die fyreiheitäftrafe ein mangelhaftes Strafmittel jei, 
finnte von den beiden Strafrechtstheorien vielleicht entgegengehalten werben, daß 
es fi) bei der vorgeichlagenen langzeitigen Einfperrung um Belämpfung des 
Berbrehertums handle. Dies ift wie erwähnt überhaupt das Prinzip ber 
Präventionstheorie, und die abjolute Theorie will ja die langzeitige Einjperrung 
neben ber Strafe angewandt wifjen. In dieſer Beziehung wirft die langjährige 
Einiperrung allerdings, indem fie auf lange Zeit den Verbrecher unſchädlich 
macht und die menſchliche Gejellihaft vor ihm jchütt. Aber auch wenn man 
dieſe Maßregel unter diefem Geſichtspunkte und nicht ala Strafe behandelt, 
iprehen jehr wichtige Gründe dagegen. Zunähft muß es immer ala erjtrebens- 
wert betrachtet werden, daß gegen ben Verbrecher Maßregeln ergriffen werden, 
melhe während ihrer Dauer ihn beflern und dadurch auch über ihre Dauer 
hinaus den Verbrecher ungefährlicd) machen. Eine Mafregel, welche diefen Erfolg 
hätte, würde das Verbrechertum viel wirffamer befämpfen. Wenn man dieſe 
Birkung überhaupt nicht für erreichbar hält, wäre e8 folgerichtig, den Verbrecher 
febenslänglich einzufperren.. Auch ift e8 meines Erachtens ofenfichlich höchſt 
unzweckmaͤßig, die unverbeſſerlichen Verbrecher im Lande bewachen und ernähren, 
für fie Paläfte bauen und unterhalten zu müſſen. 

Wenn nun bie Tyreiheitsftrafe ein jchlechtes Strafmittel oder ein Tchlechtes 
Mittel zur Bekämpfung des Verbredhertums ift, jo rechtfertigt ſich ihre Beis 
behaltung nur in Ermangelung eines befferen Mittels. Ein ſolches bietet fich 
und aber wenigitens als Erjat ber langzeitigen Treiheitäftrafen in der Depor— 
tation. Diere gewährt ar wie jene die Möglichkeit, auf die Gefinnung 
des Verbrecher durch Lehre und geiftlihen Zuſpruch einzuwirken und daburd) 
ihm fittfiche Begriffe beizubringen oder de zu fräftigen, jomeit fie noch vorhanden 
md. Die Deportation vermag viel beſſer als die Freiheitsſtrafe den Sträfling 
an regelmäßige Arbeit zu gewöhnen und dadurch erziehlid; zu wirken. Denn 
die Arbeit der Deportierten wird im freien geleiftet, auf fie wirken alfo bie 
günftigen Einflüffe des Aufenthalts in friiher Luft ein, während ber größte 
Zeil der Inſaſſen unjerer Strafanftalten in umſchloſſenen Räumen beichäftigt 
werden müſſen. Bei der geringen Möglichkeit der Flucht in den Kolonien und 
den jonftigen dortigen Verhältniffen würden die Deportierten auch nicht innerhalb 
hoher Mauern eingejperrt gehalten werden, womit ein weiterer Grund bes 
Stumpfwerdens, dem bie Sträflinge in unferen Zuchthäuſern und Arbeitsanftalten 
ausgejegt find, megfiele. 

Weiter bietet fi) dem Deportierten eine günftige Ausficht, bei guter 
Führung eine wirtichaftliche Eriftenz zu erlangen. Er würde unter Umftänden 
Jogar etwas Aderland nebit Geräte, Samen u. dgl., eine Hütte auf Kredit ') 


— 


Bgl. Bruck, die Gegner der Deportation — Breslau, M. u. H. Marcus — ©. 11 
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erhalten. Dagegen bildet befanntlid) das wirtichaftliche Fortkommen des ent: 
laffenen Strafgefangenen eine der ſchwächſten Seiten der Freiheitsſtrafe. Der 
Gefangene wird dur die Strafhaft zwar injofern gefördert, als er vielleicht 
etwas Nützliches lernt, was zum Broterwerbe geeignet wäre; jerner durch Be: 
willigung einer Arbeitsprämie. Da es aber bei dem ftarfen Angebote von 
Arbeitskräften überhaupt ſchwer ift, Broterwerb zu finden, fo ift es einleuchtend, 
daß dieſe Schwierigkeit für den entlaffenen Gefangenen ſich noch bebeutend er: 
höht. Denn er ift nad) langer Strafverbüßung von feinen alten Beziehungen 
losgelöft und hat mit der Mißachtung zu kämpfen, der er infolge der erlittenen 
Strafe auögejekt ift. Auch verdient dies Rechtsgefühl unbeicholtener Perjonen, 
welche nicht mit Beitraften zujammen arbeiten wollen, wohl Schonung und 
Rüdfiht. Jeder, der die yürjorgetätigfeit der Gefängnisvereine fennt, weiß 
daher, wie jchwer es ift, Entlaſſene unterzubringen in Arbeitöftellen. Diele 
Schwierigkeit bejonderd macht aud) von denjenigen, welche mit guten Vorſätzen 
die Strafanftalt verlaffen, jo viele rückfällig. Daß die Zahl derer, welche gute 
Vorjäße aus der Strafanitalt mitbringen, nicht groß iſt, lehrt leider auch die 
Praxis der Gefängnisvereine, welche in der Regel mit der Auszahlung der 
Arbeitöverdienftprämien beauftragt werden und dabei die betrübende Erfahrung 
maden, daß diefe Prämien meift nicht zur Erleichterung des wirtichaftlichen 
Fortkommens benußt werden. 

Wenn die Deportation eingeführt wird, jo würden die Unverbefjerlichen 
von der Rückkehr in das Mutterland auszufchliegen ') fein. Dadurch würden 
fie dauernd unſchädlich gemacht. Die Inkonſequenz der Vorſchläge von Liszts 
und van Calkers, nad) Ablauf einer gewiffen Friſt auch die Unverbefjerlichen 
wieder auf die menichliche Gejellihaft Loszulaffen, würde aljo vermieden. Die 
lebenslängliche Deportation erjcheint auch nicht als zu graufam, da die mit ihr 
verbundene ?yreiheitsentziehung nicht jo ftreng und jchwer zu ertragen ift, ala 
die Einjperrung in einer Strafanitalt. 

Endlich kann e8 vom volfswirtihaftlihem Standpunkte aus feinem Zweifel 
unterliegen, daß die Deportation bei weitem der Freiheitsſtrafe vorzuziehen ift. 
Die Arbeiten, welche in den Strafanftalten eingeführt find, find entweder nußlos 
oder jchädigen die freie Konkurrenz. Die Arbeiten der Deportierten in den 
Kolonieen dagegen würden deren Wert erhöhen und fie erft gewinnbringend 
maden. Dadurch würden auch die Koften der Deportation ſich bezahlt ?) machen. 
Bei Prüfung der Koftenfrage ift übrigens zu berüdfichtigen, daß bekanntlich auch 
die Koften der Vollſtreckung der Treiheitäftrafen enorm find, und zwar derart, 
daß aus diefem Grunde die von den Gefängnisreformern erhobenen Anjprüche an 
einen nad) ihrer Anficht rationellen Vollzug der Strafen nicht erfüllt werden können. 

Möglich ift uns die Einführung der Deportation, da wir in Deutid: 
Südweltafrifa eine dazu geeignete Kolonie befigen. In diefer Beziehung ver: 
weile ich lediglich auf die angezogene Schrift jowie früheren Schriften des Profeffors 
Brud. In erjterer Schrift find auch der Standpunkt der Reichsregierung und 
das ablehnende Votum des Deutichen Juriftentages in Poſen 1898 eingehend 
fritifiert. Neuerdings it auch der bekannte Forſcher Dr. O. Finſch“) für Die 
Deportation *) eingetreten. 


) Bruck ©. 6. 

# Brud, ©. 27. 

®) Allerlei über die Deportation in der Unterhaltungsbeilage Nr. 174—176, Jahr⸗ 
gang 1902, der Tägl. Rundſchau. 

) Bgl. aud) Zöller im „Recht“ 1902, ©. 357. 
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Daß mwenigftens die Erkenntnis der Notwendigkeit, die Verbrecher aus 
dem Inlande zu entfernen, immer mehr um fich greift, beweift aud ein dahin 
gehender Vorſchlag, den Paftor Dr. Seyferth auf der 74. Jahresverfammlung 
der Rheiniſch-Weſtphäliſchen Gefängnisgeſellſchaft gemacht hat. 


Zur Haftung des Tierhalters (S 533 B.G. B.). 
Von Landgerichtsrat Unger in Stendal. 


Die Frage ift bereits vielfach erörtert. Der Umfang ber Haftung ift von 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung zutreffend dahin feftgelegt, daß die Haftung nur 
eintritt, wenn der Schaden durd das Tier, d. h. durch eine willfürlide 
Handlung desſelben, herbeigeführt wird, nicht aber wenn e8 dem Willen des 
Centers folgt. Dann ift es nur Werkzeug in des Lenkers Hand und diejer der 
Urheber des Schabens. 

Trotz dieſer Einſchränkung ift die Beftimmung des $ 833 B.G.B. von 
einer Tragweite, die der Geſetzgeber wohl faum gewollt hat und die vollswirt- 
ihaftlih und — moraliih zu den fjchwerften Bedenken Anlaß gibt. Darauf 
hinzuweiſen (meines Wiſſens ift es bis jet noch nicht geichehen) bezweden 
dieje Zeilen. 

Ich führe Beilpiele aus der Praxis an: 

I. Der Handelsmann B bebarf zu jenem Gewerbebetrieb eines einfpännigen 
Fuhrwerks. Mit biefem fährt er eines Nachmittags die Landſtraße entlang. 
Unterwegs bittet ihn ein Bekannter, der Zahntechniker T, ihn bis zum nächſten 
Dorfe mitzunehmen. Er erfüllt gern die Bitte. Kaum ift T aufgeftiegen, da 
fommt ein zweilpänniges Fuhrwerk die Landftraße entlang gejagt. Der be: 
trunfene Kutſcher hat die Gewalt über die Pferde völlig verloren und fährt in 
den Graben. B hält an, fteigt vom Wagen und hilft dem Kutſcher des Zwei: 
Ipänners, den Wagen aus dem Graben fchieben. Er ermahnt den SKutjcher 
Schritt zu fahren, bis die Pferde ruhiger geworden. Alsdann beiteigt er wieder 
jeinen Wagen und jährt mit T weiter. Sehr bald kommt der betrunfene 
Kutfcher binterhergejagt und gerade als er an B und T vorbeifahren will, fällt 
ein Koffer von feinem Wagen und B's Pferd zwiichen die Worderbeine. Dies 
erſchrickt, geht durch, wirft den Wagen gegen einen Baum und beide Inſaſſen 
fliegen hinaus. T erleidet einen Schädelbruch und ift nad; wenigen Stunden 
eine Leiche. 

Seine Witwe und unmündigen Kinder verlangen Schadenserſatz von B. 
Nah) I 833 BGB. find fie dazu durchaus berechtigt. B ift für feine doppelte 
Gefälligkeit und Menichenfreundlichkeit wirtichaitlih zu Grunde gerichtet. Der 
betrunfene Kutſcher und auch jein Dienftherr befiten nichts, jo daß ihm ein 
etwaiger Rüdgriff auf diefe nichts nut. 

1. Die Stadt C Tiegt 3"/s Kilometer vom Bahnhof entfernt. Der Fabrik: 
beiger B fommt abends von M, hat feinen Wagen zum Bahnhof beitellt und 
fährt damit zur Stadt. In kurzer Entfernung vom Bahnhof fieht er die ihm 
wohlbefannte Botenfrau — eine brave Witwe, die fi) mit ihren drei uns 
mündigen Kindern jchlecht und recht durch Leben ſchlägt — mit einer jchmeren 
Kiepe auf dem Rüden langjam der Stadt zuichreiten. B hält an und fordert 
fe auf mitzufahren. Dankbar nimmt die Frau das Anerbieten an. Kurz vor 
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der Stadt vergnügt ſich ber Kuticher eines Laſtfuhrwerks mit unnügem Peitichen: 
knallen (eine jehr beliebte Ungezogenheit namentlich jüngerer Roſſelenker). B’s 
Pferde werden hierdurch unruhig, machen einen unvermuteten Seitenfprung und 
die Botenfrau fällt vom Wagen. Sie ift glüdlicherweife mit einer leichten 
Kontufion davongelommen. Aber der Ausgang hätte doch ebenjo traurig jein 
können, wie in Wall I und dann hätte B für feine anerfennenswerte Freund: 
lichkeit da3 Vergnügen gehabt, die drei unmündigen Kinder der Botenfrau bis 
auf meiteres zu erhalten. 

Beim Lejen diejer Fälle wird wohl jeder das Gefühl haben, daß das 
Gejeg Hart und ungeredt iſt. Wer ein Fuhrwerk befteigt, muß wiffen, daß er 
ſich damit in eine gewiffe Gefahr begibt. Und wenn er in diefem Bemwußtfein 
Gefälligkeiten in Anſpruch nimmt, jo müfjen ihn die Folgen treffen, nicht aber 
den, der die Gefälligfeit ermeilt. Nicht eine Spur von Schuld, feine Wider: 
rehtlihfeit, feine Fahrläjfigfeit, nur ein Befolgen des Gebots der 
Nächitenliebe und doch Ichadenserjagpflichtig! Das ift nicht Recht, das ift Un: 
recht und widerjpricht allen Rechtsgrundiägen vom Schadenserſatz. 

Der $ 833 muß daher meines Eradjtens unbedingt eine Einſchränkung 
dahin erfahren, daß die Haftung des Tierhalter ausgeichlofien ift, wenn er die 
Benugung des Tieres dem Geſchädigten lediglich aus Gefälligkeit geftattet hat. 

So mancher Gutöherr läßt einen treuen und bewährten Dienftboten gern 
zur Trauung in die Kirche fahren; er läßt auch gern für einen Franken armen 
Dorfbewohner mit feinem Fuhrwerk den Arzt holen. Als gewiſſenhafter 
Tamilienvater wird er es aber — vielleicht jchmeren Herzens? — unterlajjen, 
wenn er fich über die Beftimmung des $ 833 far geworden ift. 

Eine reine Freude an ihr haben wohl bloß die VBerficherungsanftalten. 


Zur gefälligen Kenntnisnahme. 
Die einheitliche deutſche Rechtſchreibung. 


Die „Annalen des Deutſchen Reichs“ begrüßen den in der Vereinheitlichung der 
Rechtſchreibung für das ganze deutſche Sprachgebiet liegenden Fortſchritt und find bereits 
mit der im Dezember 1902 erjchienenen erjten Nummer des Jahrgangs 1903 zur An- 
wendung der neuen Nechtichreibung übergegangen. 

Unjere jehr geehrten Mitarbeiter werden höflihit gebeten, bei Bejorgung der 
Korrefturen und Revilionen und, wenn es ihnen nicht läjtig fällt, auch jchon bei 
Heritellung des Manuifriptes der Einheits-Nechtichreibung tunlichſt Rechnung zu tragen. 

Wo bei Fremdwörtern eine doppelte Schreibung zugelafjen tft, wird in unjerer 
Zeitichrift die in der Durchführung der deutſchen Screibart vorgejhrittene Form 
gedrudt, 3. B. affordieren, Afzept, Ufzife Diözeſe, Präzedens, Prägedenzfall, produgieren, 
publizieren, Rezenjion, ſozial, jpeziell, Sentner, zitiert, Zivilprozeß. Es wird ferner ge 
drudt: Bauſchquantum, Bauichbetrag; Needer; Mifzellen; Difziplin; anders, wo „Dis“ 
Vorſilbe ift, 3. B.: Dispens, Dispofition. Auf dieje Weije werden für uns praktiſch 
die läftigen Doppelireibungen unſchädlich gemadt. Vielleicht findet unjer Beijpiel in 
diejer Richtung Nahahmung, was im Intereſſe fortichreitender Einheit zu mwünjchen wäre 

Im bayerischen amtlichen Wörterverzeihnis find ohnehin die zwar auläligen. aber 
von und nad) Vorſtehendem nicht angewandten Schreibungen durchweg in runde Klammern 
gejegt und daduch in die zweite Meihe gerüdt, während fie in anderen amtlichen 
Wörterverzeihnilien zum Zeil den von uns gewählten Schreibungen gleichgeftellt find. 


Die Redaktion. 
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Aus den Gefekblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Reich, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen. | 


I. Zuhalt des Reichs-Geſetzblattes. 


Nr.46: V.O., betr. die Beauffihtigung ſchaumburg⸗ slippiicher privater Verſicherun 

unternefmun er (durch das Kaiſ. Auffihtsamt für Privatverfiherung] v. 16. 11. 1 
279. — B.D., betr. die Veftimmung eines Garnifonorts für die Militärperfonen der 
Öftfifien Beahungs-Brigade für Angelegenheiten der ftreit „A Gerichtöbarfeit v. 
16. 11. DD. über die In — des Geſe he: die Unfall- 
fürjorge ir — vom 30. Juni 1900 Neichs Geſebbl. ©. V. 24. 11. 1902 
1. April 193]. ©. 280, B.D., betr. die anderweite Anrechnung ns ee 
zuſchuſſes bei Bemefiung der Benfion für die Reichsbaukbeamten v. 24. 11. ©. 281. 
— Bel., betr. Nenderungen der og B zur Gifenbahn-Berfchröorduung v. —8* * 1902 
281, 3832. — Rr. 47: Kaiſ. BD, ar . m. au Grundſtücken in den deutichen 
Egusgebieten v. 21. 11. 1902 ©. 2 Ar. 48: Bel, betr. die dem inter 
nationalen — ae den Eilenbahı tamtvertehr beigefügte Lifte v. 3. 12. 1902 
©. 291. — Mr. 49: Bel., betr. Menderung der Militär-Transport-Ürduung v. 3. 12. 1902 
©. 293. — Bel., betr. einen Anhang zur Anlage B der @ifenbahn-Ber orduung dv. 
7. 12. 1902 ©. 294, 295. — Bel, betr. die Ginführung von Lohnbüdern für die 
Kleider⸗ und Wäl efonfeftion v. 9. 12. 1902 ©. 295. — Wr. 50: B.D., betr. die Er— 
Dune Der der ala icht bei der Kaiſerlichen Schugtruppe für Südweltafrita v. 5. 12. 1902 


II. Gefeße, Staatsuerträge und landesherrlice Derordnungen 
Der Bundesftaaten mit mindeftens 1 Million Einmohnern : 


Gejeg- Sammlung für die Königlihen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 48: Königl. BD. über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den 


gen in der evangelifchen Kirche des onfiftorialbejirted Gafjel v. 16. 11. 1902 
335, 336. — Ullerh. Erlap vom 8. —— 1902, betr. die Vereinigung der Ston- 


’ 


—* in Hannover und Stade S. 33 


Gejeg- und Verordnungsblatt für das Königreid; Bayern. 


Nr. 52: Königl. Allerh. B.D., die Deealung bee Umzugstoften an Beamte und 
BUBEN: des Zivilftantödienftes betr. v. 20. 11. 1902 ©. 709714. — Ar. 53: Köni 1. 
Allerh. BD., Gebühren für ärztliche Dienftleiftungen bei Behörden betr. v. 17. 11. 1 
©. 115120 — Königl. Alerh. BD. die Zahl und die Sitze der Notariate betr. v. 
17 1902 ©. 721, 722. — Wr. 55: Königl. Allerh. V.O., die Bildung einer Kammer 
J — bei dem Landgerichte Landshut betr. v. 29. 11. 1902 ©. 727, 728. — 
fir. 56: ne Alerh. BD, die Bauordnungen betr. [Dispenfierungen Bros die Kreis- 
regierungen) v. 1. 12. 1902 S.729, 7130. — Re. 57: Bek., den allgemeinen Unterftühungs- 
berein Anz die Hinterlafienen der 8. B. Stantödiener uud die damit verbundene Töchter- 
laſſe betr, Allerh. Genehmigung von Sapungsänderungen] v. 12. 12, 1902 ©. 733, 734. 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Rr. 31: ehe B.D. betr. die Prüfungen für den Berkehröanftaltendienft v. 
4. 11. 1902 ©. 553—563. 
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Gejeg- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 

Nr. XXXVII: Landesh. B.DO., die Organijation des ftaatlihen Hochbauweſens 
betr. v. 27. 11. 1902 ©. 357, 358. — Ar. XXXVII: Landesh. B.D., die Verbefferung 
der Teldeinteilung (Feldbereinigung) betr. v. 5. 12. 1902 ©. 361—364. — Landesh. 
B.D., die Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarfeit und bei der Zwangs- 
bollitredung in das unbewegliche Vermögen betr. v. 5.12. 1902 ©. 365. — Ar. KXXIX: 
Bet., die Koften der Nehtöhilfe in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarteit betr. 
[ur Vereinbarung mit Heſſen v. 23. 7. 1902] v. 16. 12. 1902 ©. 371. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Ar. 76: Bek. den Bau und Betrieb einer Eifenbahn von Lampertheim nad Wein- 
heim betr. [Nebft Staatövertrag mit Baden). v. 18. 11. 1902 ©. 549-554. — Nr. 77: 
Allerh. Erlaß, betr. die Bevollmärhtigung des Staatöminifteriums mit der vorübergeheuden 
Vertretung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogd [wegen einer überjeeiihen Reife] 
v.3. 12. 1902 ©. 555, 556. — Hr. 78: Großh. V.D., die Handhabung des bedingten Straf- 
anfjchubs betr. v. 3. 12. 1902 ©. 557, 558. 


Mifsellen. 


Allgemeiner Berband der auf Selbithilfe beruhenden deutſchen 
Grwerbd: und Wirtſchaftsögenoſſenſchaften für 1901. 


Das vor furzem erjdhienene Jahrbuch für 1901 des von Schulze-Delitzſch 
begründeten Allgemeinen Verbandes der deutichen Erwerbs: und Wirtichafts- 
genofjenichaften gibt in jeiner ausführlichen Statiftif den Beweis von der Ent- 
wicklung und den bedeutenden Leijtungen der Schulze= Deligichichen Genoſſen— 
ichaften auf ben verichiedenften Gebieten. Das Jahrbuch) enthält eingehende 
ftatiftifche Nachweifungen über 904 Kreditgenoſſenſchaften, 23 Handwerfergenoffen- 
ſchaften, 15 Probuftivgenofjenichaiten, 638 Konjumvereine, 171 Baugenofien- 
ihaften. Die Gejamtzahl der Mitglieder beträgt bei 1749 Genofjenichaften 
1 207 573. 

Die 904 Kreditgenofjenichaften hatten 526847 Mitglieder, die fih aus 
Gewerbetreibenden aller Kreife zujamunenjegen. Nach der bejonderen Mitglieder: 
ftatiftif bilden die jelbjtändigen Landwirte den größten Prozentjag der Mitglied— 
ihaft mit 28,5 °/o, dann folgen die jelbjtändigen Handwerker mit 24,7 /o. 

An Krediten wurden im Jahre 1901 in den verjchiedenen Geſchäftszweigen 
2525 546 697 ME. gewährt. Ganz bejonderer Erwähnung verdient das Diskont— 
und Kontoforrentgeihäft. Die bedeutenden Umſätze in diefem Gejchäftszweige 
beweifen, daß die Genofjenihaften mit Erfolg ihren Mitgliedern die Vorteile 
eined bantmäßigen Verkehrs zugängig machen. 

Das Gejamt-Betriebsfapital betrug 862113733 ME. Hiervon entfallen 
auf das eigene Vermögen 192835 506 ME., beitehend aus 142678499 Mt. 
Geihhäftsguthaben der Mitglieder und 50157007 ME. Reſervefonds und 
669278 227 ME. auf die aufgenommenen fremden Gelder. 

260 SKreditgenofienichaften haben den Schedverfehr eingeführt. Die 
Gejamteinzahlungen auf 22510 Sonten bei 190 Genoſſenſchaften betrugen 
328497360 ME, die Gejamtabhebungen 316255181 Mi. Diefe Zahlen 
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geben den beiten Beweis, daß die Genofjenichaften ſich den Zeitverhältniſſen 
anpafien, indem fie dem Sched, diejem angenehmen und hoffentlich ſich im 
Kleinverfehr immer nody mehr einbürgernden Zahlungsmittel die Wege ebnen 
helfen. 135 Kreditgenoffenichaften haben fid) zum gegemfeitigen provifionsfteien 
Einzug von Scheds im Anſchluß an den Giroverband der Deutichen Genofjen: 
ihaftsbant von Eörgel, Parrifius & Eo., Kommandit : Gejellihaft a. Aktien in 
Berlin und Frankfurt a. M. bereit erklärt. 

Die meiften Kreditgenoffenihaften konnten das Kreditbedbürfnis ihrer Mit: 
glieder zu 4/2—5 %/o befriedigen, weil fie nur mit Spareinlagen und Depofiten 
arbeiteten und unabhängig vom Banffredit waren. 

65975 Mk. wurden zu Volksbildungs- und gemeinnüßigen Zwecken ver: 
wendet, ein Beweis, daB die Schulze: Deligichichen Rrebitgenoffenfchaf ten neben 
der Forderung der materiellen Wohlfahrt auch ideelle Zwecke im Auge haben, 
die auch Nichtmitgliedern zu gute fommen. 

Nicht minder befriedigend find die Rejultate der Konjumvereine. 368 
haben zu der Statiftit berichtet mit einem Mitgliederbeitand von 630 785. 
Auf die abhängigen Arbeiter entfallen davon 60,60. Der Verkaufserlös betrug 
155 684 048 Mk., wovon 15188616 Mk., alfo circa "/ıo, als Ueberſchüſſe an 
den zu Tagespreijen verkauften Waren den Mitgliedern wieder zu gute famen. 

Das Betriebskapital betrug 34563 788 Mk., beitehend aus 12942796 
Mark Geihäftsguthaben der Genofjen, die zumeift aus Heinen Beiträgen und 
Gewinnanteilen angejammelt wurden, aus 5889 959 ME. Rejerven und aus 
15731033 ME. angeliehenen fremden Geldern, worin 8756 221 ME. Anlehen 
auf eigene Grundjtüde enthalten find; Ießtere ftehen mit circa dem doppelten 
Bert zu Bud). 

Eigene Produktion haben 95 Konfumvereine: 81 Bäckereien, 7 Schlächtereien, 
I Relterei, 5 Deftillationen, 1 Korbwarenfabrifation, 1 Blumenftabfabrifation, 
3 Vereine laffen Hemden und Herrengarderobe anfertigen, 1 Cigarrenfabrif, 
I Mühle, 1 Wäfchefabrif, 1 Mineralwaflerfabrif, 1 Kälerei, 1 Räucherei. 

Für Volfsbildung und gemeinnüßige Ywede wurden wieder 58229 M. 
aufgewendet. 

Erfreulicherweiſe hat ſich die Zahl der Handwerkergenoſſenſchaften nicht 
unerheblich vermehrt. Es beſtehen 188 Rohitoff:, 81 Magazin: und 78 Werk— 
genoflenichaften. 

Leider find dieſe Genoffenichaften mit Mitteilungen für die Statiftit — 
aus Furcht, die Konkurrenz herauszufordern — noch immer jehr vorfichtig. Die 
vorliegenden Berichte find günftig. 

16 Rohſtoffgenoſſenſchaften für verichiedene Gewerbe mit 670 Mitgliedern 
— — Verkaufserlös von 772565 ME. und einen Reingewinn von 

5 Magazingenoffenichaften mit 173 Mitgliedern hatten einen Verkaufs: 
erlös von 220 445 ME. und 5938 ME. Reingewinn. 

15 Produftivgenoffenichaften mit einem Betriebsfapital von 2 382 524 Mk., 
darunter 466 321 Mt. Geichäftsguthaben von 2093 Mitgliedern, erzielten 

2283351 ME. Verfaufserlös und 113 917 ME. Reingeminn. 

Durd den immer noch großen Mangel an Heinen und mittleren Woh— 

nungen in vielen Städten wird das Intereſſe an den Baugenofjenichaften ein 
ig regered. Das Jahrbuch enthält die Gejchäftsberichte von 171 Bau- 
genoffenihaften. Ihre Mitgliederzahl betrug 46978, die Geichäftsguthaben der- 
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jelben 7 954 259 ME. ; zu diefen fommen 1041832 ME. Rejerven und 52093 991 
Mark angeliehene fremde Gelder, da8 Betriebsfapital von 61090082 Mk. 
bildend. Seit Errichtung derjelben wurden von 169 dieſer Genoſſenſchaften 
3449 Häujer fertiggeftellt, teilweife zur Vermietung der Wohnungen an die 
Mitglieder, teilweije zum Erwerb für die Genoſſen. Einen großen Anteil an ber 
Bautätigkeit hat das Jahr 1901, in der Statiftik wird hierüber ausführlich berichtet. 

Hoffentlich” werden ähnliche Reſultate auch über die Baugenoflenihafts- 
bewegung auf dem Lande berichtet werden fünnen. 

Alles in allem ift e8 ein erfreuliches Bild, dad uns das Jahrbuch des 
Allgemeinen Verbandes bietet. 


Rübenzuderinduftrie 


in Deutſchland, Defterreih:Ungarn und Frankreich in den Betriebsjahren 
1899/1900 und 1900/01: 
Unzahl der Fabriken 


1900/01 1899/1900 
Deutihland . -» 2.» 395 399 
Deiterreih-Uingarn . . . 213 213 
dranfreih -. » >» 2.0. 334 339 
Rübenbau 
ha ha 
Deutihland . .» 2... 447 606 426 732 
Defterreih-Ungam . . . 339 600 325 400 
Sranfreid . . .». 2... 302 366 265 684 
Rübenverarbeitung 
dz dz 
Deutihland . » .» .» . 132539085 124 393 014 
—— .74078 000 84 843 000 
Frankreich - 2... 8717439 73 944 760 
PBroduftion 
dz dz 
Deutfhland . . . . . 19791182 17 954 785 
Dejterreih: Ungarn . . . 10833280 10 985 511 
dranfreid - -. » » » „11001710 9 185 330 
Rübenertrag pro Heltar 
dz dz 
Deutihland . . ... 296 292 
——— ee 219 260 
Frankreich . . I u 288 278 
Ausbeute 
%% °o 
Deutihland . . .. . 14,14 13,58 
Oeſterreich⸗ — — 14,62 12,70 
Frantreih . . FRI 12,54 12,42 
Berbraud pro Kopf 
* 
Deutſchland 13,66 15, 
Deſterreich⸗ — —— — 8,11 = 2 
Frankreich. a 12,89 


Deutſches Handels-Ardiv, 11808, DOftoberbeft.) 
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träge aus dem allgemeinen Staatsrecht. 
Separatabdrud aus den Annalen des Deutihen Reid. gr. 8’. (96 ©.) 
Rt. 2.40. 
Diele Vorträge, eine der ſchonſten und reifften Gaben des berühmten Staatsrechtslchrers, 
find in den Jahrgängen 1898—1900 der Annalen erſchienen. Die Separatausgabe, zu ber 





ih mich, einer Anregung aus afademifchen Kreifen folgend, entihlofien habe, wirb ber großen dr 
Zahl von Seydel's ern, namentlich aber der jtudierenden Jugend willfommen jein. JF 


Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 
)ie gemeinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. xrstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in 
Italien. Gr. 8°. (VII, 313 8.) Brosch. Mk. 8.— 
Eingehende Besprechungen sind erschienen u. a. in Mitteilungen aus der historischen Literatur 
XXX. Jahrgang Seite 403 u. 404. — Archivio storlco Lombardo 1, 1902, p. 207. — Byzantinische Zeitschrift 
XL Sr. 1u 2. — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXT. 2. — Archir für bürgerlichen 
Recht 1902, 8. 99. — Literarische Mitteilungen der „Aunalen des Deutschen Reichs“ 1902, Nr. 3. — 
6öltinzischen Gelehrten-Anzeizen 1902, Nr. 8, Seite 659-664. 
2ah, Dr. jur. Ludw., Kaiſerl. Regierungsrat im Reichsverſicherungs— 
amt zu Berlin und 
Maier, Dr. jur. Nud., Rechtsanwalt in Münden u. Synditus mehrerer 


Verſicherungs⸗Geſellſchaften. 


slichtrecht und Reichsverſicherungs— 
Gejeßgebung. Zum !praktiichen Gebrauche bearbeitet. Zweite 


völlig umgenrbeitele Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
Mt. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.20. 


at Berfiherungs:Zeitung. 1901. Nr. 87. 
-.. Bir dürfen glei) hinzufügen, daß man dem Werte aus volljter Heberzeugung 


das Prädifot vorzüglich zuerfennen muß... 
Oefele, F. F., fol. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


das Gewerbe:infallveriicherungsgneieg und 
das Ban:linfallverficherungsneieh nas dem 


Gejee betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeiehe v. 30. Juni 1900, 
8%. (WEL, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. ME. 10.—. 
marift BT Hütten: und Salinen-Wejen im Preußiſchen Staate Heft 3. Band 50. 

















iten jtarle Bud; bildet einen mit Sadlenntnis und Geſchick verfaßten 
ber bejonders jhäßenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau⸗Uniall⸗ 
fees bisher no nicht erfolgt war. Überall ift in den Erläuterungen bie ein— 
Er foiwie bie Rechtipregung der verſchiedenen Inftanzen der Unfallverfiherung 
t ihren für Die praftiihe Handhabung des Gejehes wichtigen Ergebnijjen 
mg gebradit. Ein forgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter jhlieht 
Areijen ein wertvolles Dilfsmittel zu werden geeignet iſt. 
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Die . qweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


3.8, Staudinger’s 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch ic 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz in 2. Auflage bearbeitet — 
Dr. Theodor Loewenleld. Dr. Erwin Riezler Philipp ing, 


Univ. Profefior und Rechtsanwalt In Profeffor an der Unlverſität f. DOberlant 1 
Münden Freiburg 1.8, Münden 2 


Karl Kober Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Herz 
f. Landgeridtsrat In Münden f. Landgerichtsrat in Münden, Rechtsanwalt in 


Iojevh Wagner, 
£. Oberlandesgeridisrat in Augsburg. 


1. Lief.: Bd. IT Sachenrecht z8 854—883, erläutert von K. Kober, gr. 80 (5 Bog) Mr. 18 
2. Lief.; Bd. IV Familienrecht SS 1297—1332, erläutert von Dr. Th. Engelmann, gr. 


F 


(5 Bogen) ME. 1.80. 


Rob nit ganz in der völlig vergriffenen eriten Auflage vollendet, erreidit es d 
Staudinger’ide Kommentar von allen großen Kommentaren zum BSD. zu allererit, in allen Te Fi 
In zweiter Auflage zu erſchelnen. Dieje Tatſache iſt die beſte Beitätigung der überaus frei Ile 
Aufnabme, die dem Kommentar bei Publikum und Kritik zu tell geworden Hit. ” 

Die Ziele und Zwede der neuen Auflage gehen über die der erſten erbedlich binaus, Während es 
diefer vielfadh nur um markante Darftelung der Grundzüge des Gejeges bandeln fonnte, muhte m m 
den Inzwifden in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detailfragen und Kontroverien Stellung genommen i eb 

Wiffenihaftlih vertiefte Durbdringung des Stoffes, tunlichit vollftändiae Berwer vr i 
des bleher erwaßjenen Literatur und Rechtſprechung und forgfältige Rüdjigtnad 
aufdle Bedürfniffe der Braris war oberfter Grundſatz für Die Neubearbeitung. Daß die er cite 
Aufgabe eine völlige Umgeftaltung einzelner Zelle erforderfih machte, wird auch Dei Auchtiger Bergleidn 
der beiden Auflagen nicht überfehen werden können. J 

Beſonderes Augenmerk iſt der landeſsrechtlichen Ausfübhrungegeſergebung am 
worden, Die Ausführungsgefege von Preuhen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Saden 
ktändig, Die ber librigen Bundesftaaten, ſowelt es die Wichtigkeit der einzelnen Materie erbelichte, in 
ſichtigung gesogen; daneben iſt aud der Verglelchung bes neuen Mechtes mit bein bisherigen Redhrssufte 
erweitertem Umfange Rechnung getragen worden, 

Der Name des Inzwifchen vecitordenen verdlenſtvollen Herausgebers der I. Huflage, Geheimen 
von Staudinger, ſoll auch fernerbin dem Werke erhalten bleiben. Die Verteilung bes Stoffes umt 
Die einzelnen Mitarbeiter ift Die gleiche gedlieden. Bon den In eriter Auflage durch Gebeimrar von Staubinge 
erläuterten Materien wird nunmehr das eheliche Büterreht von Landgerichtsrat Dr. Engelmann, ber D 
Obllgatlonentecht angebörende Teil von Landgerihtsrat Rober bearbeitet. Diefe beiden Herren baben | 2 
in Semeinfhaft bie redaktlonelle Leitung bes Geſamtwerkes übernommen, J 

Als eine Berbefferung äußerer Art darf hervorgehoben werden, daß — mehrfach geäuf Ber 
Wünfden entjpredend — die Borbemerkungen im überfichtfiherem Drude gebalten find als bisher, I ii ig 
ift Die Sapanordnung der 1. Auflage, die fi wegen Idrer Zweckmäßlglelt und Überſichtlichtelt — 2 
falls erfreute, beibehalten worden, 

Da das Sachentecht vollftändig, das Familienrecht teilwelfe druckfertig vorliegt und alle übrigen = E 
bereits In Angriff genommen find, barf baldige Bollendungbesganzen Werfes in Ausficht geftelkt rd 

Um welteſten Kreiſen die Kenntnis von Art und Inhalt der neuen Auflage zu ermöglichen, ei 
beiden erſten Lieferungen, die den Beginn des Sachenrechts und Famillentechts entbaften, gem 
Probebefte in Meinerem Umfange bergeftellt. In der Folge werden nur größere Lieferungen — 

Jede Lieferung wird jeweils mur Druddogen aus einem Buche des BED, enthalten, 


Beftellungen aud zur Anfiht, wimmt jede Buchhandlung ent 


Br 
Ds 








— Schsunddreifigfier Jahrgang. * 
193 Jährlich 12 Hefte. Halbjährl Whonnementspreis: 8 Mt. f! 3 
* 12 Seite bilden einen Sand. T. 


Boftzeitungstifte Ar. 1 


Annalen des Beulf hen Bei 


für Gefebgebung, Verwaltung und Volkswirtfdaft. 












Redhts- und llaalswi ſenſchaftliche Zeitſchrift und Aaterialienſammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor Gheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1903 
I. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) 


Karlöplap 29. 








Mit der ftändigen Beilage: 


Literarifhe Mitteilungen 
der Annalen des Deutfchen Reichs. 


Donatsberibt über Neuerſcheinungen auf dem Gebiete der Rebts- u. Staatswifienihaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterichaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
berausgegeben von 


—* Dr. 8. Th. Eheberg in — und Pen: Dr. 4. “u in Miünd 









Inhaltöverzeichnis 


Inhalt von Ar. 5: 





Se ite Seite 
Staat und Recht. Verſuche über | Die Begnadigung jugendlicher 
allgemeines Staatöreht von Dr. | Verurteilter nah öſterreichi— 
N. Affolter in Solotbum . . 161-193 ſchem Redte . » 2. 2.2. 228—231 
Schluß. Die Etellung des auffichtführenden 
Anlage zum Zolltarifgejeg dom Rihterd . 0... 231-234 
25. Dezember 1902 [Zolltarif] . 194—223 
Schluß folgt.) Aus den Gejehblättern. . . . 235236 
Skizzen und Notizen. WMißzellen. 


Die Art der Ausübung des An— 8 ar 6 
Iksjchulftatiftit i —240 
fehtungsrehts nad der Kon— oftsjhulftatiftit in Preußen * 


tursordnung und dem An— | Bank von England VIER er 240 
fehtungsgefehe . . . . . 224 — 228 


Abhandlungen volks- und finangwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Heren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, jolhe ſtaats- und 
verwaltungsredhtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Minden Kobellitrabe +, eingejandt werden. 

Die Rüdjeiten der Manujkriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honorar 
wird nach Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in weldhem der Abdrudf erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im alle der Ablehnung für baldige 
Rüdfendung Sorge getragen. 
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Münden 43. 3. Schweitzer Berlag 
(Arthur Sellier). 
WERTEN SEVEN BESSER 

Die Firma J. Schweißer Sortiment in Münden, Karlseplatz 29, bat die 
Sahrgänge 1—33 (1868—1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über— 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868 — 1902, volfftändige Serie mit den vergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 











gut gebunden für . - » 2» 2 2... M.190.— 
„ 1870-1902 qut gebunden für . 2 22.222020 140. 
„ 1881-1902 „ „ Da ae „ 110.— 
„ 1891-1902 , i ine a — 
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Staat und Berht. 
Derjudhe über allgemeines Staatsredt. 
Bon Advolfat Dr. A. Affolter in Solothurn. 
Schluß.) 


S 16. Die Funktionen der ſtaatlichen Organe. 


Die ftaatlihen Organe haben die Aufgabe, die ftaatlichen Zwecke durch— 
zuführen, zu erweitern und zu ergänzen. Dieje Arbeit erfordert Teilung. Der 
moderne Staat beruht auf dem Prinzipe der Arbeitsteilung, und diejes Prinzip 
bedingt eine möglichjt genaue Ausjcheidung ber Arbeitögebiete. Die Organe 
arbeiten jich gegenjeitig in die Hand nad einem feitgelegten Syfteme, das aber 
jederzeit der Abänderung fähig it. Die an der Oberfläche der Erjcheinungen 
haftende Anficht, weldhe im ftaatlihen Leben nur die Ausübung einer jog. 
Staatögewalt ſieht, vermag dem Weſen des modernen Staates nicht gerecht zu 
werden. Am Weußerlichen, Bildlihen hangend, ftellt man die Frage, ob die 
ſog. Staatögewalt, diefer rein fiktive und innerlich ummwahre Begriff, geteilt 
werden fünne oder nicht. Da das Leben ftärker ift als Schulbegriffe und das 
Faktum der Arbeitsteilung vorhanden ift, jo verſucht man vermittelft der 
verichiedenartigften Konftruftionen den Begriff der Einheit der ſog. Staats: 
gewalt zu retten. Da wir das Vorhandenjein einer Staatögewalt im Sinne 
der herrichenden Lehre verneinen, jo gibt e8 für uns auch fein Problem ber 
Gemwaltenteilung. 

Das Prinzip der Arbeitsteilung bedingt, daß jedem Organe jpezielle 
Aufgaben zugewiejen werden. Diejelben ftehen aber alle im Zujammenhange 
miteinander; fie betreffen die Durhführung und Ausbildung der ftaatlichen 
Zwede. Sie find aber eigene Aufgaben der betr. Organe; die Organe find 
dabei nicht etwa nur Repräjentanten anderer Organe oder einer fiktiven Staats- 
periönlichkeit '). 

Die Arbeitsteilung im modernen Staate ift nicht lediglih von dem 
Geſichtspunkte aus getroffen, eine Entlaftung einzelner Organe und gleihmäßige 
Arbeitöleiftung herbeizuführen, jondern es jprechen hier vorwiegend jachliche 
Gründe mit. Es gibt Tätigkeiten, die eine politiiche Erfaffung der Umftände, 
politiihe Erwägungen, vorausjegen; andere ZTätigfeiten, welche der politifchen 
Erwägung feinen oder einen möglichft geringen Spielraum gewähren, wie 
namentlih die Rechtiprehung., Man hat es deshalb für zweckmäßig gefunden, 
eine jachliche Ausjonderung der Funktionen vorzunehmen. 


") Ausbildung des Planes und die Ausführung desjelben bilden die formalen 
Verätiqungen der Organe. Beim organiihen Naturkörper ift der Plan naturgejeplich 
und immanent; die einzelnen Organe arbeiten gemäß diefem Plane, beherricht von der 
Naturgeieglichleit, ohne eigene Jnitiative. Beim gewollten Organismus muß alles gewollt 
werden, das allgemeine Gejeg und die Tätigkeiten gemäß diejem Geſetze. Die Vielheit 
der Willen, die jich bei diejen Tätigkeiten ergeben, hat aber mit dem gemollten Geſetze zu 
harmonieren, gleihjam den Ausflug desjelben zu bilden. 

Annalen Des Deutichen Reiche. 1908. 11 
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3 17. Monardie und Republif. 


In der Geitaltung der Organe herrſcht in den Staaten die größte Mannig— 
faltigfeit und es ift deshalb ſchwierig, allgemeine Einteilungen nad) diejer Richtung 
bin zu treffen. Von jeher hat man jedod, die Unterjceidung von Monarchie 
und Republif gemacht, eine Untericheidung, die fi auf eine prinzipielle Ver: 
Ichiedenheit in der Organgeftaltung der Staaten ſtützt. 

Die Monarchie wird eingeteilt in die abjolute und in die Eonftitutionelfe. 
Beiden ift gemeinfam, daß das ftändig leitende Organ, das Staatsoberhaupt, 
aus einem einzelnen Menichen mit ausnahmsmeijer Rechtsfähigfeit bejegt wird. 
Gewöhnlih ift es eine einzelne Familie in oder außer Landes, welche dieje 
Rechtsfähigfeit entweder nur in der männlichen oder in diefer und der weiblichen 
Linie bat; bei mehreren Befähigten enticheidet das Erftgeburtsreht. Weitere 
Tähigfeiten werden nicht verlangt, insbejondere nicht, wie bei den politiichen 
Rechten, die Zurüdlegung eines beftimmten Alters. Auch da, wo der Monarch 
gewählt wurde, beftand dieſe ausnahmsweiſe Rechtsfähigkeit; bei der Wahl konnten 
nur die Mitglieder ganz beftimmter familien in Betracht fallen. 

Die Republif beruht auf einer ausgedehnten Redjtsfähigfeit der Staats: 
bürger. Jeder Bürger, der im Befite jeiner politiichen Rechte fteht, iſt fähig 
das jtändig leitende Organ, bezw. das Staatsoberhaupt zu bilden. Die Republik 
ift jelbftverjtändlich auch ſtets fonftitutionell. Vom Standpunkte politiicher Be: 
urteilung aus, fann fie den Schwerpunkt im Parlamente haben (wie in Frank— 
reich) oder in der Regierung (Vereinigte Staaten) oder im Volke (Schweiz) ; 
fie ift aber heute jtet3 Demokratie, indem das Volk den begrifflich unbedingten 
politiichen Einfluß hat. 

Die Allgemeinheit der Fähigkeit, zu allen Stellen, aud zur Stelle des 
ftändig leitenden Organe gelangen zu fönnen, braucht in der Republik feine 
unbedingte zu jein. Dagegen müflen die Einſchränkungen prinzipieller Natur 
fein, auf grundjäglichen Kriterien, wie Geichlecht, Alter, Ehrenhaftigkeit u. ſ. mw. 
beruhen. Wir treffen hiſtoriſch auch tiefer greifende Einſchränkungen an; Die 
Rechtsfähigkeit im Sinne von Fähigkeit, an die wichtigften Organftellen zu ge— 
langen, wird beichränft auf die Bürger der Stadt und unter dieſen auf die 
alteingejefjenen Bürgerfamilien. Allein auch bei diefer ariſtokratiſchen Ein: 
richtung iſt doc eine Republik vorhanden, weil die Rechtsfähigkeit immer noch 
allgemeine und prinzipielle Kennzeichen aufweiſt. Wir haben ſonach den poli— 
tiihen Gegeniag zwijchen demofratiicher und ariftofratiicher Republik; bei eriterer 
iſt die allgemeine Rechtsfähigkeit nur auf das Notwendigfte beſchränkt, bei leßterer 
ift die Beſchränkung eine intenfivere. Diele Gegenjätlichkeit beruht auf kulturellen 
und Sozialen Anſchauungen, die ftändig wechleln: fie ift nur biftoriich zu be— 
greifen. Es fünnen Zeiten fommen, wo man die gegenwärtigen Einjchränfungen 
noch enger zieht, indem man fie als veraltet betrachtet, wie wir die ariſtokratiſche 
Einrichtung früherer Jahrhunderte gegenwärtig als veraltet, unjeren Anſchauungen 
zumwiderlaufend, bezeichnen. 

Der juriftiiche Unterſchied zwiihen Monarchie und Republif beruht aljo 
auf dem Gegenjage zwiſchen erflufiver und allgemeiner Rechtsfähigkeit. Es iſt 
dies der einzig nachweisbare rechtliche Gegenſatz“). Dagegen beitehen im weitern 


) Bernagit, Grünhuts Zeitichrift, Bd. 26, S. 310, hebt dieje „höhere Rechts— 
fähigkeit“ hervor, vertritt aber im fernern die Annahme, daß der Monarch ein eigenes 
Recht auf jeine Organftellung babe, in den Republifen aber da® oberite Organ nur Be» 
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no bedeutende politische Unterfchiede, deren Aufzählung unferer juriftiichen Dar: 
ftellung ferne liegt '). 


III. Das ftaatlihe Recht. 
$ 18. Bedeutung des Redt®. 


Um beftimmte Zwede zu erreichen, organifieren fi) die Menichen zum 
Staate, bezw. werben fie organifiert. Menſchliche Zwecke werden nur durd) 
menſchliche Handlungen erreicht und zwar muß in diejen Handlungen das Plan: 
mäßige liegen. Ohne einen beftimmten ‘Plan iſt es einer Mehrheit von Individuen 
nicht möglich, irgend etwas zu erzielen. In erſter Linie muß der Wille konzentriert 
werden; eine Vielheit einander widerſtrebender Willen vermag nichts zu erreichen. 
Das Planmäßige der Konzentration des Willens bildet einen Teil der Organi— 
ſation, den Anfang und zugleich den Schwerpunkt derſelben. Iſt dieſe Willens— 
moglichkeit geſchaffen, ſo muß das Planmäßige weiter ausgebildet werden; es 
ind die Handlungen feitzuftellen, weldye den geichaffenen Organen obliegen, um 
die Erreichung der Zmede zu ermöglichen. Endlich aber ift aud ein plan: 
mäßiges Verhalten der Mitglieder des Staates vorzujehen, Handlungen und 
Unterlafjungen, welche die Durchführung der Zwede fihern, damit in Einklang 
tehen. Wir können aud) diejen legten Zeil des Planmäßigen zur Organijation 
im weitern Sinne rechnen ?). 
auftragter, Diener des Staates jei, obne ein Recht auf jeine Stellung zu bejigen. Dieje 
Auffaſſung iſt nicht zutreffend. Bor jeinem u erg bat der Prinz Ausjicht 
auf die Stelle als Monarch, gejtügt auf feine Nechtsjähigkeit und die Wahricheinlichkeit 
der Erbfolge; in der Republik hat jeder Bürger, infolge jeiner Nechtsjähigkeit und der 
Möglichkeit der Wahl, Ausfiht auf die oberjte Stellung, eine Ausjicht, die allerdings bei 
der großen Konkurrenz eine äußerſt geringe it. Der Monarch bat ein Recht auf jeine 
Stelle kraft des Verfaſſungsrechtes, das Bezug nimmt auf die Nechtsfähigleit und die 
Tatjahe de3 Erbganges; ebenfalld gejtügt auf das Berfajjungsrecht, das Bezug nimmt 
auf die Recdtsfähigkeit und die Tatjahe der Wahl, hat aber auch der Präjident der 
Repnblif ein Recht auf jeine Stelle, allerdings nur auf beitimmte Dauer. 

’) Jedenfalls iſt der Begriff der Demokratie ganz ungeeignet, bei der Bejtimmung 
des Unterichiedes zwiihen Monarchie und Republik Berüdiihtigung zu finden. Demotratie 
it, wie Bollsjouveränität, ein rein politijcher, fein juriftiiher Begriff. Gemäß politiicher 
Bertihägung fann man in einzelnen Ländern dad Bolf ald das mit dem größten 
volitiihen Einflufie ausgeftattete Organ bezeichnen, auch wenn ihm nur die Wahl des 
Barlamentes zuiteht. Denn wo das Parlament die volle Einwirkung auj die Regierung 
bat, fommt dadurch dem Bolfe, bezw. den herrichenden politiichen Borteien indireft der 
enticheidende Einfluß auf die innere Gejtaltung zu. Den Begriffen der Demokratie und 
der Volksſouveränität gehen jedoch die formalen Merkmale ab, fie drücken nur einen uns 
beitimmten Inhalt aus, der ji rechtlich nicht allgemein begrenzen läßt; fie werden auch 
dadurd nicht etwa zu juriftiichen Begriffen, daß die Verfaſſung jelbit von Demokratie, 
Vollsiouveränität oder von der beim Bolfe liegenden Staatsgewalt ipricdt. Nur das 
Fehbare, die formellen Inſtitutionen, durch welche die Demokratie zum Ausdrucd gelangen 
toll, alio die politiihen Rechte, find Rechtsbegriffe. Der politiiche Begriff der Demokratie 
kann deshalb nur für die politiiche Einteilung der Staaten verwendet werden. Juriſtiſcher 
Begriff iit dagegen die in Art. 6 der jchweizeriichen Bundesverfaſſung erwähnte „demo: 
kretiiche Form“ der Ausübung politiiher Rechte. Dieje Form wird in Gegenſatz zur 
tepräientativen Form geitellt und bedeutet die Ausübung der Wahl: und Abjtimmungs- 
rehte in der Landsgemeinde. 

) Damit ijt betont, dat weder Staat ohne Recht, noch Hecht ohne Staat möglich 
ijt. Um Staat zu jein umd jtaatlihe Zwede zu verfolgen, ijt Urganiation erforderlich 
und die Organiſation ift, in Bezug auf das darin liegende Planmähige, das Recht. In— 
dem wir alles Recht zur Organtlation im weitern Sinne rechnen, betonen wir das Zus 
jammenbhängende allen Rechts und die einheitliche Aufgabe desjelben. Man nimmt bie 

11* 
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Diefes Planmäßige, das die Organijation begründet, nennen wir das 
Recht. Das Recht ift der Plan, wie das Verhalten der Menſchen beſchaffen jein 
muß, damit die flaatlichen Zwecke erreicht werden fünnen. Das Recht iſt nicht 
jelbit Zweck, ſondern nur die Richtſchnur, die Wegleitung für Handlungen und 
Unterlafijungen zur Erzielung bejtimmter Zwede. Durch das Recht wird aljo 
menjchliches Verhalten in Anſehung beftimmter ftaatlicher Zwecke normiert '). 


Ss 19. Die Redtsjäße. 

Das Recht entipringt dem maßgebenden menjchlichen Willen; es ftellt an 
die Mitglieder des Staates Anforderungen bezüglich ihres Verhaltens und 
diefe Anforderungen find das Recht *). Diefer Wille ift jolcher desjenigen Organes, 
welchem die Rechtsbildung zufteht; wer diejes Organ ift, beitimmt das Recht. 
Dean kann dieſes Organ furz den Gejeßgeber nennen. Es können verichiedene 
Organe aufgeftellt werden: Organe für die grundlegende Rechtsbildung (Ver: 
fafjungsgejetgeber), Organe für die gewöhnliche Rechtsbildung (Gejeßgeber im 
engeren Sinne) und Organe für untergeordnetes Detailreht (Berordnungsgejeg: 
geber). Im Eonftitutionellen Staate iſt gewöhnlich der übereinftimmende Willens: 
aft mehrerer Organe zur Rechtsbildung erforderlich). 

Die Anforderungen, durch Sprachſätze ausgedrüdt, find das, was wir 
allgemein als Beitimmungen, Vorſchriften, Verhaltungsmaßregeln u. j. w. be: 


und da in der Literatur Anklänge von Gedanken wahr, als ob das Recht, namentlich das 
Privatredht, neben dem Staate bejtände; allein dies ijt nicht der Fall, das Recht liegt im 
Staate und nicht als eine ſelbſtändige Wejenheit neben ihm, wie Gierke, Deutiches 
Privatrecht, S. 118, lehrt. Das Privatrecht jelbit ift ein wejentliher Bejtandteil des Plan— 
mäßigen zur Durchführung ftaatliher Zwede; ohne Privatreht wäre der charafteriftiiche 
ftaatlihe Zwed, Aufrechterhaltung der Ordnung im Jnnern, nicht durchführbar. 

1) Das Recht ſteht alſo in direkter Beziehung zu den jtaatlichen Zweden; es ijt der 
Modus der Verwirklichung derielben, Es gibt fein Recht, das nicht Mittel wäre zur Durch- 
führung der jtaatlihen Zwede und es iſt feine dauernde Durchführung ftaatliher Zwecke 
möglih ohne Recht: das Recht iſt eben das Planmäßige hiebei. Es ilt deshalb zu enge, 
wenn man die Motwendigfeit des Rechts im Schupe der Bejonderheit erblidt (Hegel, 
Philojophie des Rechts, S. 270), Das Recht dient nicht bloß zur Durchführung von 
Frieden und Ordnung, fondern zur Durhführung auch der Wohlfahrtäzwede, ja jedes 
itaatlihen Zweckes. So iſt das Planmäßige der Unfalls: und Sranfenverfiherung, die 
Durdführung des Unterrichtsweſens u. j. w. Net. Wenn wir vom Zwecke des Rechts 
reden, jo können wir bloß jagen: Zweck des Rechts ift es, den Plan zu liefern und da- 
mit ein Mittel zu jein für die Durchführung der jtaatlihen Zwecke. Alles Planmäßige, 
das ſich nicht unmittelbar auf letztere bezieht, ilt nicht Recht. So enthalten z. B. die 
Ererzierreglemente für die Truppen zwar etwas Planmäßiges; fie fordern aud) ein Ver— 
halten von Menſchen und find von mahgebenden, jtaatlihen Organen erlajien; fie haben 
aber feine direfte Bedeutung für die Durhführung ftaatlicher Zwecke; fie find nicht Recht. 

) Statt Anforderung könnte man auch von Verlangen oder Begehren jprecen. 
Das Recht wird von dem Verlangen umfaßt, das im Rechte vorgejehene menſchliche Ver— 
halten wird verlangt. Das PVerlangte wird ferner zur Kenntnis gebradt; die Organe 
und Glieder müjlen willen, was von ihnen begehrt wird, damit jie ihr Verhalten danach 
einrihten können. Das Net wird gewuht und erhält dadurd fein Dajein im Bewußtſein 
der Mitglieder des Staates. Hegel, Philoſophie des Rechts, S. 271: „Die objektive 
Wirflichfeit des Rechts ift, ieils Für das Bewuhtiein zu fein, überhaupt gewußt zu 
werden, teild die Macht der Wirklichleit zu haben und zu gelten und damit aud) als 
allgemein Gültiges gewußt zu werden.” Vergl. auch meine Unterjuchungen über 
das Weien des Rechts 1889, S. 1. Die Nealität des Hechts beitebt darin, dab dad Bor: 

eitellte äußern Kriterien entipricht, daß die Rechtövoritellungen richtig find, auf richtigen 

ahrnehmungen ſinnlicher Kennzeichen (Sejege und Gewohnheiten) beruhen und jomit 
Wirkung baben. Anders begründet die Realität des Rechts Hellenbroid. Was ift 
Recht? 1897, ©.9. 
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zeihnen. Ja man kann dieje Anforderungen jogar in der Spradjform bes 
Gebotes und Verbotes zur Darjtellung bringen). Allein die Anforderungen 
find in der Regel nicht jo einfach, daB fie ſich im leichtefter Weife in Jmperative 
zerlegen laffen. Das Verhalten, das gefordert wird, muß näher bejchrieben und 
erläutert werden und jo enthält die Anforderung nicht bloß das nadte Gebot, 
iondern auch belehrende und aufflärende Beitandteile *). Ferner wird das Ver— 
halten, jofern e8 fih auf die Organilation im engern bezieht, als jo zweifellos 
fiher vorausgejegt, daß ſich der Wille, welcher das Recht ausſpricht, mit der 
bloßen Schilderung begnügt, ohne in den Zon des Befehlenden zu verfallen ?). 
Es ift auch ganz gleichgültig, wie das Recht ſprachlich redigiert wird; für einzelne 
Zeile eignet ſich die Form der Schilderung, für andere die Form der Ber: 
haltungsmaßregel, wieder für andere die Form der Belehrung u. j.w. Die 
Hauptiache ift und wird bleiben, daß mit möglichft Elaren und einfachen Worten 
fundgegeben wird, melde Anforderungen geftellt werden. Dan hat fich ftets 
bewußt zu bleiben, daß in allem Rechte, werde e8 jo oder jo ſprachlich aus- 
gedrüdt, ein Verlangen oder Begehren (Wille) der anordnenden Organe liegt *). 
Das ſprachlich ausgedrüdte Recht kann man in einzelne Säße, Rechtsſätze zerlegen. 
Der Rechtsſatz ift regelmäßig allgemeiner Natur, d. h. er nimmt nicht Bezug 
auf einen beitimmten konkreten Tatbeſtand, jondern bezieht ſich auf eine unbe: 
ſtimmte Reihe gleichartiger Fälle; doch iſt e8 nicht auögeichloffen, daß die An: 
forderung ſich auf einen einzelnen Fall beziehen kann, ohne dadurch ihren 
Charakter als Rechtsjat zu verlieren. 


» Thon, Rechtsnorm und jubjeftives Recht, bemerft 5.2: „Mögen auch oftmals 
die Gebote und Berbote des Rechts äußerlich nicht als ſolche ericheinen, und fich erit 
mittelbar aus den Folgen bejtimmen lajjen, die ihrer Uebertretung gedroht jind; begrifilich 
liegt in jedem Rechtsſaßz ein Imperativ, ein praeceptum legis oder wie wir heute zu jagen 
dilegen eine Norm*. Bierling, Juriſtiſche Prinzipienlehre 189, ©. 26 fi., lehrt, daß 
das Recht immer und überall unter den Gattungsbegriff der Norm, d. h. des Imperativs 
falle. Gegen dieſe Auffaflung vergl. Zitelmann, Irrtum und Nechtsgeichäft, ©. 222, 
welher in Anichlu an Sigmwart hervorhebt, daß der wahre Imperativ ein individuelles 
und unübertragbare® Moment enthalte. „Rechtsnormen fünnen ihrem Weſen nad nie= 
mald Jmperative fein, ihon um deshalb nicht, weil fie allgemein gelten wollen.“ Die 
Annahme Zitelmanns aber, daß jede Rechtsnorm ein allgemeines hypothetiſches Urteil 
jet („wenn ... jo jollft du”) bezieht ſich mehr auf das Strafrecht und Privatrecht, weniger 
aber auf da& Staatäreht. Der Sag z. B.: „Das Präjidium des Bundes jteht dem König 
von Preußen zu“, iſt zweifellos ein Rechtsſatz, läht ji) aber faum auf ein hypothetiſches 
Urteil zurüdführen. Es gibt eben Recdtsjäge, die ein dauerndes Verhalten verlangen, 
ohne wenn und aber; andere, die ein Verhalten bloß verlangen, wenn ein bejtimmter 
Zatbeitand eintritt. Gierke, Deutihes Privatredht, S. 117: „Keineswegs bejteht das 
Recht nur aus Imperativen und niemals ift im Nechtöbefehl der Kern der Rechtsnorm 
beihlofien. Der Befehl ift nur Kleid und äußere Zutat.“ 

?) Bergl. auch Thöl, Einleitung in das Deutiche Privatreht 1851, S. 101, 
Bindiheid, Pandelten 8. Aufl, v. Kipp & 27. 

2) Beiipiele aus der Deutihen Reichsverfaſſung: Der Bundesrat bildet aus feiner 
Mitte dauernde Ausfhüfle Das Präjidium des Bundes fteht dem König don Preußen 
zu. Der Reihätag geht aus allgemeinen und direften Wahlen hervor. Die Legislatur: 
deriode des Reichstages dauert fünf Jahre. 

* Gierfe, Deutihes Privatredt I, ©. 116: „Seiner innern Subftanz nad) ijt das 
Keht nicht Wille. Die germanifhe Rehtsauffafiung war niemals geneigt, das Recht in 
den Willen zu verlegen. Dagegen wurde in der philoiophiidhen und juriftiihen Theorie 
'eit dem Mittelalter über die Frage, ob und inwieweit dad Recht Vernunft oder Wille 
ei, ein ununterbrodener Streit geführt.“ Wenn diejer Schriftiteller jedoch befürchtet, daß 
für den nationalen Rechtsgedanken die letzte Stunde geichlagen habe, jobald mit der 
Theorie, Recht jei Wille der Gemeinichaftsorgane, Ernit gemacht werde, jo iſt doch zu 
betonen, dab Organwille und nationales Rechtsbewußtſein nicht getrennt zu fein brauden, 
\ondern daß erjterer durch die jozialen Faktoren bejtimmt wird, jo weit möglich aus 
iegterm zu ichöpfen. 
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S 20. Recht und Politif. 


Ueber den Umfang der anzujtrebenden ftaatlichen Zwede und die Art und 
Weile der Durchführung, herrſchen verjchiedene Anſichten, und Ueberzeugungen; 
man nennt fie politiiche Anfichten und Ueberzeugungen. Die Beihäftigung mit 
Fragen, die hier auftreten, ſowie die Beitrebungen und Anftrengungen zur Ber: 
wirklihung politiiher Forderungen nennt man Politik. Da dieje Beichäftigung 
eine gewiſſe Erfahrung vorausjegt, ein gewiſſes Können, jo nennt man die Po: 
litik, in Hinblid auf diefen Umftand auch eine Kunft; endlich verfteht man 
unter Politik auch die Wiſſenſchaft, welche von der politischen Tätigkeit, ihren 
Grundlagen und ihren allgemeinen Prinzipien handelt. 

Die Politit, als Beihäftigung mit politischen Fragen und ala Beftrebung, 
den politiichen Anfichten zum Durchbruche zu verhelfen, ift entweder Partei: 
politif oder Organpolitif. Die Parteipolitif jucht namentlid) bei den Parlaments: 
wahlen zu wirken, fie it dann legale Politik; fie kann aber auch auf revolu- 
tionärem Wege zum Ziele zu gelangen verfuchen, illegale Politi. Die Organ: 
politif zeigt ji darin, bei der Willensbildung, die dem Organe rechtmäßig 
zufteht, die politiiche Anichauung zur Geltung zu bringen; aud die Organ: 
politif kann eine illegale oder illegitime jein, wenn fie die rechtlihen Schranken 
durchbricht. 

Die Willensbildung, welche das Recht hervorbringt, ſchöpft nun ihrerſeits 
aus den politiſchen Anſichten und Vorſtellungen). Alles Recht iſt zuerſt po— 
litiſche Vorftellung ?). 


8 21. Quelle des Rechts. 


Alles Recht beruht auf dem Willen des Gejeßgeberö?). Derjelbe ſtellt 
jedody, namentlich im noch unentwidelten Staate nicht ftet3 ein völlig detail— 
liertes Recht auf; er begnügt fih damit, daß die Zwecke im allgemeinen be- 

) Zoepfl, Gemeines Deutihes Staatsreht, $ 17: „Die Politik ift daher in 
Bezug auf das Hecht die Kunſt der Rechtserzeugung, d. 5. Fortbildung des Rechts in 
einer, den fortwachſenden Kulturverhältnifien entiprechenden Weiſe. Daber iſt auch alles 
hiſtoriſche Recht zugleich politiiches, d. h. durch Nüdfichten der Zwedmäßigfeit und Klug: 
heit modifiziertes Recht. Das wahre Hiftorische Recht ift jomit das, welches weder jtationär 
iſt, noch ſich überjtürzt, jondern ſich organiſch durch Neform fortbildet. Das wahre 
hiſtoriſche Hecht ift daher Angemejjenbeit an die Kulturverhältnifie der fraglichen Geſchichts— 
periode.“ Bluntſchli, Allgemeine Staatälehre, S. 2 und 3: „Die Wiffenihaft der 
Politif betrachtet den Staat in jeinem Leben, in feiner Entwidlung, jie weift auf die Ziele 
bin, nad) denen das öffentliche Streben ſich bewegt und lehrt die Wege kennen, welche zu 
diejen Zielen führen, jie erwägt die Mittel, mit weldhen die begehrten Zwede zu erlangen 
find, jie beobachtet die Wirkungen auch des Rechtes auf die Geiamtzuftände und überlegt, 
wie die jhädlihen Wirkungen zu vermeiden, wie die Mängel der beftehenden Einrichtungen 
zu beben jind.“ 

i ?) Vgl. meine Ausführungen im Arhiv für öffentliches Recht, Bd. XVIL, S. 116 
und 118. 

2) Es würde einem idealen Zuitande entiprehen, wenn das Recht auf dem über- 
einitimmenden Willen jämtliher Staatsgenoſſen beruhen würde. Allein diejer ideale 
Zuſtand ijt nicht zu erreichen; auch da, wo das Net von der Yandsgemeinde aufgejtellt 
wird oder die Genehmigung durch die ſtimmberechtigten Bürger erhalten muß (Referendum), 
enticheidet die Majorität. Im konjtitutionellen Staate find es beſtimmte Organe, die im 
Einverjtändniffe handelnd, das Recht ſetzen, und aud bei diejen Organen ift die Majorität 
der Mitglieder enticheidend. Die nad) der bejtehenden Redtsorgantjation formell gültige 
Rechtsbildung ift für alle maßgebend, aljo allgemein gültiger Natur. Der Wille, der ſich 
im Nechte offenbart, iſt jomit ein allgemeiner, allgemein nicht in dem Sinne, dab er 
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zeichnet find; auf das einzelne des Verhaltens kommt es ihm vorläufig nicht 
an und er überläßt e® vertrauensvoll den übrigen Organen zu beurteilen, welches 
Verhalten dem allgemeinen ‘Plane, namentlich der Sicherung von Frieden und 
Ordnung entiprechend jei. Es wird dann dem Wit und Verſtande des Richters 
überlaffen, ſich zurechtzufinden. Aber auch diejes, von den Organen gefundene 
Recht, beruht auf einer Ermächtigung des Gejegebers und jomit im Grund 
genommen auf dem Willen bes leßtern. 

Aus dem Sate, daß alles Recht auf dem Willen des Gejeßgeberö beruht, 
folgt auch das Prinzip, daß die Interpretation des vorhandenen Rechtsmaterials 
auf der Erforſchung des — Willens beruhen muß. Das Nahe— 
liegendſte iſt, daß man den Willen zu erforjchen ſucht, welcher ben Geſetzgeber 
bei Erlaß des Rechts geleitet hat’). Bei älterm Rechte iſt dies mit Schwierig: 
feiten verbunden und es darf deöhalb wohl eine Auslegung Pla greifen, die 
auf den gegenwärtigen mutmaßlichen Willen abzuftellen jucht. Der Richter oder 
der Berwaltungsbeamte fennt ungefähr die Anihauungen, die zur Zeit herrichen 
und hat auch die Pflicht, fich hier auf dem Laufenden zu halten; er kann ſich 
dann eine Vorſtellung machen, wie der Gejeßgeber, wenn er fi äußern würde, 
das interpretationsbedürftige Recht verftanden wiſſen wollte?). 

Dem Satze, daß alles Recht dem Willen des Gejeßgebers entitamme, 
Iheint die Möglichkeit des Gewohnheitsrechtes zu widerſprechen. Es ift aber 
binfichtlich des Gemohnheitsrechtes zu unterjcheiden. 

Früher beruhte faft alles Recht, namentlich das Privatreht, auf Her: 
fommen und Uebung. Woher es urſprünglich ſtammte, läßt ſich geſchichtlich nicht 
immer ficher nachweiſen. Der Geſetzgeber war mit diefem Rechte zufrieden, er 
fühlte fich nicht veranlaßt, e8 abzuändern oder er nahm nur Wenderungen vor, 
mo es ihm nötig erichien. Der Beſtand diejes Rechts war ihm befannt, er 
rehnete mit ihm und er wollte, daß es weiterhin Geltung habe. Inſoweit be: 
rubte und beruht dieſes Gewohnheitsrecht auf dem Willen des Geſetzgebers. Eine 
andere Frage iſt es jedoch, wie ſich die Gewohnheit zu feititehendem Rechte aljo 


allgemein geteilt oder gebilligt ift, jondern jo, dah er allgemeine, von dem beiondern 
Sillen unabhängige Geltung bat. Belanntlih hat Hegel, Bhilvjophie des Rechts, (vgl. 
$ 23 Zuiag) das Recht ald allgemeinen Willen bezeichnet; allein dieje Allgemeinheit des 
Silens fommt nah ihm bloß dem „Rechte an ſich“, d. h. dem ſittlichen Rechte zu; „was 
Recht ijt erhält erit damit, daß es zum Geiege wird, nicht nur die Form jeiner Allgemein- 
beit, jondern ſeine wahrhafte Beitimmtheit" ($ 211 Zuſatz). Das Recht iſt alio nad) 
Degel, ald Redt an fi, da vor dem pojitiven Rechte, aber nur das hat ald Recht Ber: 
bindlichkeit, was Geſetz tit; „indem das Geſetzſein die Seite des Dajeind ausmacht, in der 
auch das Zufällige des Eigenwillens und anderer Beionderheit eintreten fann, jo fann 
das, was Geſetz ift, in jeinem Inhalte noh von dem verichieden jein, was an fi Recht 
it“ (8 212). . 

R) Kipp in Windiheid, Pandelten, 8. Aufl, S. 88, Note da: „Es iſt ala 
Beieg anzujehen, dasjenige, was vernünftig und billig denfende Männer unter Benüpung 
aller zugänglichen Erfenntnismittel ald Willen des Sejepgebers in jeinen Worten aus» 
gedrüdt finden müſſen. Im Falle widerjtreitender Meinungen innerbalb der vielköpfigen 
modernen Gejeggebungsfaktoren iſt diejenige zu juchen, welche in dem Gejeße jelbit zur 
derrihaft gelangt it. Daß das jchiwierig tt, wie die Auslegung durchweg, und daß die 
Ergebnijie der Auslegung jehr oft nur Wahricheinlichkeitäwert haben, ift richtig." Bgl. 
aud meine Ausführungen im Arhiv für öffentliches Recht, Bd. XVII, ©. 123. 

?, ®gl. meine Ausführungen im Archiv für öffentlihes Recht, Bd. XII, ©. 25 
und 29 ff.: „Der Richter hat ſich nicht nur zu fragen, was der Gejepgeber zur Zeit des 
Seiegeserlafies beabiichtigte, jondern ſich auch die Frage vorzulegen, wie der Geſetzgeber 
jeßt, bei den veränderten, wirtichaftlihen und jozialen Berhältnifien, wenn er jich zu 
äußern hätte, jeine Beitimmungen ausgelegt willen wollte.“ 
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namentlich) zum Gejegesrechte für die Zukunft verhafte. Iſt es möglich, daß 
die Gewohnheit beitehendes Recht abzuändern vermag? ch verneine dieje Frage. 
Der Richter könnte fi auf feinen verfaffungsmäßigen Rechtsſatz ftügen, wenn 
er klares bisheriges Recht mit Berufung auf entgegengelehte Gewohnheiten nicht 
achtet"). Es wäre zwar möglich, daß ein ſolcher Rechtsſatz in einem Staate 
aufgeftellt würde, aber dann würde fi) die Geltung widerjprechenden Gewohn— 
heitörechtes wieder aus dem Willen des Geſetzgebers ableiten. 

Dagegen hat die Uebung und Gewohnheit einen hohen interpretativen Wert 
für das beitehende Recht. Die Gewohnheit befteht dann darin, da man das 
vom Gejeßgeber erlafjene Recht allgemein in einer beftimmten Art und Weile 
auffaßt und allgemein danach handelt. Eine ſolche Gewohnheit wird auch für 
den Ridjter Schwer in die Wagichale fallen; wenn er aud) vielleicht eine andere 
Auslegung ſubjektiv für die richtigere hält, jo wird er in der Regel ſich doch 
vor der objektiven Autorität der Gewohnheit beugen. Gewohnheitsrecht im 
Sinne von gemohnheitlicher Auslegung des Rechts kommt jehr häufig vor, 
namentlic; im Staats: und Vermaltungsredt ?). 


$ 22. Der Inhalt des Rechts. 

Wenn wir den Rechtsſatz als eine Wegleitung für das Verhalten behufs 
Durchführung der ftaatlichen Zwecke bezeichnen, ſo geben wir bloß einen formellen 
Begriff desſelben. Ueber die Frage, wie geartet dad Verhalten ſein müſſe, gibt 
dieje Begriffsbeltimmung feine Auskunft. Die Darftellung des Inhalts der 
Rechtsſätze iſt Aufgabe der Wiſſenſchaft eines konkreten, pofitiven Rechts. All— 
gemeine Angaben über den Inhalt, die für jedes pofitive Necht zutreffen, find 
nicht möglih. Dan hat zwar gelehrt, daß das Recht ein Teil des Moral- 
und Sittengejeßes jelbft jei; danad) wäre der Inhalt des Rechts etwas Moraliſches 
ober Sittliches. Allein dieſe Behauptung trifft nicht völlig zu. Ein großer 
Zeil des Rechts hat mit dem Moraliſchen und Sittlihen gar feine Berührungs- 
punkte, jo namentlich das Staatöreht. Es berührt Sitte oder Moral nicht, 
ob die ftaatliche Organijation monarchiſch oder republifaniich ift, ob das Zwei: 
fammerjyftem oder Einfammerfyftem herriche, ob das Geſetz jo oder jo zu ftande 
fomme, ob die Wahlen direkte oder indirekte jeien, ob fie auf dem Grundjaße 
de Mehrheit: oder des Proportionalprinzipes aufgebaut jeien, ob die Gerichte 
aus drei oder mehreren Mitgliedern zuſammengeſetzt find x. Am meilten Be- 
rührungspunfte mit der Sittlichfeit hat das Straf: und Privatredt, injofern 
bier ein Verhalten gefordert wird, das regelmäßig auch der fittlichen dee ent: 
ſpricht. Allein auch das Strafreht hat eine Menge Beitandteile, die mit der 
Sittlihkeit gar nichts zu tun haben; es ift für leßtere z. B. gleichgültig, ob die 
Strafmaxima jo oder jo gehalten werden. Im Privatrechte haben wir eben: 
falls eine Reihe Vorſchriften, die in Bezug auf das Eittliche als völlig neutral 


') Im heutigen Eonftitutionellen Staate find die Faktoren des Rechtes genau be— 
ftimmt; andere Faktoren find unzuläſſig. Man gibt dieje Tatiahe wenigjtens in dem 
Umfange zu, al® man die Unmöglichkeit der —— partitulären Gewohnheitsrechtes 
egenüber dem Landesrechte annimmt, denn einzelne eile des Landes haben fein be= 
Mrs Recht auf Rechtsbildung. Allein auch eine allgemeine Gewohnheit hätte feinen 
derogativen Charakter, weil die Lebenden nicht verfafjungsmäßiger Gejepgeber find. Auf 
diefem Boden fteht Thöl, Handelsrecht I, 1875, ©. 77T, vgl. auh Laband II, ©. 68; 
dagegen Jellinef, Geſetz und Verordnung 334—336, 

’) Bal. Laband II, ©. 69 und 70 und meine Ausführungen im Archiv für 
öffentliches Recht, ® Bd. V, &. 607 und Bd. XII, ©. 30. 
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bezeichnet werden fönnen, jo die Beitimmungen über Form der Rechtögeichäfte, 
Eintritt der Geihäjtsfähigkeit, Kündigungsfriften u. |. w. Das Gebiet des 
Rechts ift aljo einerjeit3 ungleich größer als das Gebiet der Moral und Sitt- 
lichkeit; andererſeits dehnt ſich letzteres aud) auf Gebiete des menichlichen 
Verhaltens aus, die für das Recht wieder völlig neutral find, teils weil 
fie zu Ipröde für die rechtliche Geftaltung ericheinen, teil weil fie überhaupt 
in feinem direkten Zuſammenhange mit der Durchführung der ftaatlichen 
Zwede ftehen. Das ift hingegen richtig, daß ein großer Teil des Rechts mit 
dem Moraliihen und Sittlichen materiell übereinftimmt. Moral und Sitte 
einerjeitö und Recht andererſeits find aljo feine rn jondern e3 find zwei 
große Kreife, die ſich durchichneiden. Das kann man hervorheben, daß Unter: 
Ihiede vorhanden find in Bezug auf die Form und den Zweck. Das ftaatliche 
Recht erhält eine gewiſſe offizielle Form; ein Sittenfoder eriftiert nicht. Das 
Moraliihe und Sittliche hat den Zweck des Selbitgenügens; das Recht jet 
fh zum Zwecke der Durchführung der ftaatlichen Zmede '). 


Das Recht darf mit Moralität und Sittlichkeit nicht in Widerſpruch 
ftehen, wenn es auf fichere und längere Geltung rechnen will. Dieſe Erkenntnis 
bildet aber bloß ein Poftulat an den Gejeßgeber; der Einzelne darf das ihm 
vom Rechte auferlegte Verhalten nicht mit der Begründung zurückweiſen, daß 
dasjelbe jeinem fittlichen Fühlen widerjprede. Die Quellen des Moralijchen 
und Gittlichen liegen allerdings in uns; es wird nicht gemacht wie das Redıt, 
jondern erkannt wie eine Wahrheit. Allein nicht jedermann ift maßgebend zu 
erklären, was ſittlich jei, jondern hiefür bedarf es der Uebereinftimmung der 
Meinungen einer beitimmten Kulturepodhe. Indem fid) auch die Konfeſſionen 
damit bejaflen, das Moraliiche und Sittliche zu lehren, jo fann es leicht vor— 
fommen, daß Widerjprühe der Meinungen auftreten. Ebenjowenig kann die 
Berufung auf die eigne Vernunft einen Grund abgeben, fih von dem durch 
dad Recht normierten Verhalten abzumwenden?). 


) Dieje teilweife materielle Jdentität von Recht, Moral und Sitte hat zur Auf— 
telung eines Rechts an ich, eines eiwigen und unmandelbaren Rechts und wie die Aus— 
drüde alle heißen, geführt. Es gibt nämlich Rechtsſätze, allerdings nur allgemeiner Natur, 
die jih bei allen Kulturvöllern finden und die man auf ein allgemeines Rechtsgefühl 
jurüfgeführt hat. Dieje Lehre des Rechts an ſich gehört aber nicht der politiven Rechts— 
wilienichaft, jondern der Rechtsphiloſophie an; jie enthält feine Gefährdung des pofitiven 
Rechts, injofern man fich ſtets des Gegenſatzes zum pofitiven Recht bewußt iſt und feine 
Folgerungen ableitet, die jih gegen das pofitive Recht richten. Der Sprahgebraud) 
verwendet das Wort Nedt fomohl im Sinne des moralifchen und fittlihen, als auch des 
pohtiven Rechts (jo auh Hegel). Danach würde jprahgebräudhlih der Ausdrud Recht 
jowobl das moralijchefittliche, wie das pofitive Recht umfajjen. Wir gebrauchen aber das 
Sort Recht in unjerer Darftellung ſtets im Sinne von pofitivem Rechte. 

?, Diele Folgerung haben die ertremen Anhänger des jog. Naturrechts wirklich 
gezogen. Bergl. auch jetzt noch z. B. Cathrein, Recht, Naturreht und pofitives Recht 
S. 167 fi. Hegel konſtatiert bloß die Möglichkeit der Kolliſion, zieht aber feine Kon— 
jequenzen zu Ungunjten des pofitiven Rechts. Er bemerkt, a. a. O, Borrede S. 8 Anm.: 
„Die Rechtögeiege find Gejeßtes, von Menſchen Herfommendes. Mit diejem kann not= 
wendig die innere Stimme in Kollifion treten oder fih ihm anſchließen. Der Menich 
bleibt bei dem Dajeienden nicht ftehen, ſondern behauptet, in fih den Mahitab zu haben 
von dem, was recht iſt: er fann der Notwendigkeit und der Gewalt äußerer Autorität 
unterworfen jein, aber niemald wie der Notwendigkeit der Natur, denn ihm jagt immer 
jein Inneres, wie es jein joll. und in fich jelbit findet er die Bewährung oder Nichtbewährung 
defien was gilt: in den Geſetzen des Rechts gilt die Sache nicht, weil fie tft, jondern 
jeder fordert, fie jolle jeinem eigenen Kriterium entiprehen. Hier alfo ift ein Widerjtreit 
möglich deſſen, was ijt und deſſen was jein joll, ded an und für fich jeienden Rechts, 
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S 23. Geltung und Berpflidtungsgrund des Redts. 


Wenn das Recht tatjächlich befolgt wird, ja jhon dann, wenn für uns 
die Sicherheit beiteht, dat es befolgt werde, jo gilt e8, hat es Pofitivität, ift 
es pofitives Recht!). Dabei jchadet e8 nicht, wenn Abweichungen vorfommen ; 
dieje jind unvermeidlih und ihre Ktorrefturen werden im Rechte ſogar vorgejehen. 
Nur dann, wenn e3 ficher ift, daß Rechtsfäge nicht mehr befolgt werden, fällt 
deren Gültigkeit und damit der Rechtsſatz jelbit dahin; es gelten dann die Säße, 
die ſich aus der Macht der Tatſachen ergeben als Rechtsſätze. 

Wir können hier zwei Fragen aufwerfen. Erſtens: Warum ift das vom 
Rechte aufgeftellte Verhalten für die Organe und Mitglieder maßgebend; worin 
liegt der innere Grund, ſich zu diefem Verhalten zu befennen; worin liegt der 
Verpflichtungsgrund des Rechts; wie ift es zu rechtfertigen, daß uns das Recht 
bindet ?)?_ Zweitens: Aus welchen tatjächlichen Gründen funktioniert das 
Recht; wie fommt es, daß das Recht befolgt wird; was iſt der Geltungsgrund? 
Wir behandeln in diefem ‘Paragraphen zunächſt die erfte Frage; die zweite joll 
im folgenden Paragraphen zur Erörterung gelangen. 

Die erfte Frage hängt mit der Frage nad) der Rechtfertigung des Staates 
innig zulammen. Nach der religiöfen Theorie wäre e8 für Organe und Mit: 
glieder eine religiöje Pflicht, das Recht zu beobachten“). Nach ber Vertrags: 
theorie beftände geradezu eine vertragliche Pflicht hiezu, die ſog. Gehorſamspflicht. 
Verwandt mit diefer Theorie ift die Lehre, welche den Verpflichtungsgrund in 
der allgemeinen Anerkennung findet‘). Eine folche ift aber bloße Fiktion, wie 
der Geſellſchaftsvertrag Fiktion ift. Das allgemeine Rechtsbewußtſein kann 
ebenjowenig zur Begründung der Gehorfamspflicht angerufen werden. Abgejehen 
von der Trage, ob es wirklich ein derartiges allgemeines Rechtsbewußtſein gebe, 
kann doc) dasfelbe, jofern feine Eriftenz angenommen wird, fid) bloß auf das 


weiche unverändert bleibt und der Willkür der Beitimmung dejien, was ald Recht 
gelten ſolle . . . Gerade in diejen Begenjäpen aber des an und für ſich jeienden Nects, 
und dejien, was die Willfür als Recht geltend madıt, liegt da8 Bedürfnis, gründlich das 
Rechte erkennen zu lernen. Seine Vernunft mu dem Menihen im Rechte entgegen 
fommen; er muß alſo die Bernünftigfeit des Rechts betrachten“. 

') Die Eigenihaft oder dad Merkmal der Geltung legen wir dem Rechte bei. Wir 
fönnen zwar, gejtügt auf unjere Erfahrungen ausjagen, das Recht habe bißher gegolten ; 
für die Zulunft können wir zur Eigenidaft der Geltung nur durch Sclußfolgerung 
gelangen. Geltendes Recht ijt vorhanden, wenn wir gemäß unferer Erfahrungen die 
Ueberzeugung haben, dab das Recht, wenigjtens vorläufig, für die Zukunft zur Anwendung 
ar Daß das Recht Geltung habe, iſt alſo ein Urteil. Degel betont, dab die 

irklichleit des Rechts darin beftehe, dal es mit der äußern Geltung auch ald allgemein 
Gültiges gewuht werde ($ 210): „das innere wejentlihe Moment bejteht in der Erkenntnis 
des Inhalts des Rechts in jeiner beitimmten Allgemeinheit“, ($ 211). Ueber den Geltungs— 
begriff veral. au Zitelmann, Ardiv f. d. ziv. Praris, Bd. 66, ©. 447 ff. 

) Es ift Mar, daß man ſich bei Beantwortung diejer Frage nicht einfach auf das 
Geſetz berufen fann; denn uniere Frage lautet eben: iſt das Geſetz für uns eine Ver— 
pjlihtung und aus welden Gründen. Dieje Frage ift feine Rechtsfrage, jie beantwortet 
ſich nicht aus dem ſtaatlichen Rechte, jondern fann nur in Faktoren außerhalb desielben 
liegen; jie ift metaftaatliher und rechtliher Natur. Der Wille des Gejepgebers, daß 
jedermann im Staate durch das Geſetz verpflichtet werde, iſt rein äußerer Berpflichtungsgrund. 

) Bierling, zur Kritif der juriſtiſchen Grundbegriffe I, 1877, S.31: „Dieie 
verpflichtende Kraft wird von dem nicht empfunden, der an einen Gott, als ein perjönliches, 
ethiih volllommenes Wejen nicht glaubt. Wenn nun das, was Juriften bisher Necht 
nannten, nicht nur bei Gottesgläubigen, jondern auch bei Ungläubigen als Recht gilt, jo 
muß dieje Geltung doch wohl zum Teil auf anderm beruhen, als auf einem göttlichen Gebote“. 


— 


Bierling, a. a. O. S. 3 ff. u. S. 81 ff. und juriſtiſche Prinzipienlehre, S. 40 ji. 
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Sittlihe im Rechte, alfo auf einen verhältnismäßig geringen Komplex von 
Rechtsjägen beziehen. Aus gleihem Grunde kann eine allgemeine Gehorjams- 
pfliht nicht aus fittlichen oder ethiihen Gründen abgeleitet werden, indem eine 
Gehorfamapflicht nur ſoweit reichen würde, als das Recht jittliche Gebiete um: 
fast und als fittlich empfunden würde. Auch Vernunftserwägungen motivieren 
nur joweit, als fie als jolche beim einzelnen Individuum auftreten und e8 zu 
beftimmen vermögen. 

Dei Beantwortung der Frage haben wir zu untericheiden, ben Der: 
prlihtungsgrund für die Mitglieder, welche Organe des Staates bilden und den 
Verpflihtungsgrund für die übrigen Mitglieder des Staates. 

Für die Mitglieder, welche Organe find, bejteht eine freiwillig über: 
nommene Pflicht, jpeziell dasjenige zu beobachten, das als Pflichtenkreis der 
Organe vom Rechte aufgeftellt it. Wer ein öffentliches Amt annimmt, erklärt 
hd) zugleich” zur Verpflichtung, die Obliegenheiten des Amtes nad) Gejeg zu 
beſorgen. Es iſt dies unzweifelhaft eine moraliiche Verpflichtung. Dasjenige 
Irgan, welches nicht gewählt wird, und das aljo auch nicht zu einer Annahme- 
erflärung gelangt, wie der Monarch, hat ſich regelmäßig durch ein feterliches 
Veriprechen zu verpflichten. Diejes bejondere Verjprechen wird auch häufig nod) 
den gewählten Beamten abgenommen (Amtseid oder Amtsgelübde). Der Soldat, 
der nicht gewählt, jondern ungefragt zur Ausübung eines Pflichtenkreijes bei- 
gezogen wird, wird gewöhnlidy zu einem Verſprechen (Fahneneid) veranlaßt. 

Anders fteht es mit dem gewöhnlichen Bürger. Diejer hat nie feierlich 
erklärt, alles im Gejege, was ihn betrifft, zu befolgen. Es fann deshalb für 
ihn auch feine allgemeine Gehorſamspflicht abgeleitet werden. Ein Verpflichtungs- 
grund zur Befolgung des Rechts liegt für ihn nur vor, ſoweit er fich verpflichtet 
rühlt, joweit eine moralijche, eine Gewiſſenspflicht für ihn vorliegt. So fühle 
ıh mid verpflichtet ein Darlehen zurüdzugeben, den von mir verurjadhten 
Echaden zu erjegen, nicht bloß weil das Gejeß es verlangt, jondern weil id) 
mich hiezu auch moraliſch veranlaßt erachte. Es gibt nun ein meites Gebiet, 
ro dad moralijche oder fittliche Pflichtbewußtſein Ds Einzelnen ala Grundlage 
der Gehorſamspflicht nicht ausreicht. Hier kann bei einzelnen Bürgern die ver: 
nünftige Erwägung zur Anerkennung einer Pflicht führen; bei allen Bürgern 
vird das bloß Bernünftige jedoch nicht der zureichende Grund zur Empfindung 
aner Pflicht bilden. Ein einfichtiger Bürger wird zwar 3. B. dazu gelangen, 
die Steuer als etwas Vernünftiges und daher Notwendiges zu betrachten, er 
wird ſich deshalb verpflichtet fühlen, die Steuer zu entrichten; ein anderer wird 
de Zahlung der Steuer als etwas widermwillig Yufgedrungenes empfinden und 
ſich vieleicht gar nichts daraus machen, derjelben zu entihlüpfen. Es gibt aud) 
noch Gebiete des Rechts, wo Jogar manchmal die Berufung auf die Vernünftig: 
fit verfagt; jo eine Reihe polizeilicher Beſtimmungen. 

; Einen allgemeinen einheitlichen Berpflichtungsgrund des Rechts gibt es 
alſo nicht. 


5 24. Geltungsgrund des Rechts. 


Was iſt es, das die Geltung des Rechts bewirkt? Jedenfalls iſt die 
moraliihe Verpflichtung, jomweit eine ſolche beiteht, der hauptiächlichite Faktor, 
welcher dazu Jührt, daß das Recht beobachtet wird. Wir haben geiehen, daß 
die Beamten eine Verpflichtung freiwillig übernchmen. Nun ift allerdings nod) 
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feine Gewähr dafür da, daß, wenn eine Verpflichtung übernommen wird, Die: 
ielbe auch gehalten wird und in der Tat gibt es ja auch viele ungetreue Beamte. 
Allein im allgemeinen kann doch gejagt werden, daß die von Beamten freiwillig 
übernommene Pflicht ein mächtiger Anjporn ift, um die rechtlichen Pflichten zu 
erfüllen‘). Es gibt mehr getreue Beamten als ungetreue; die Beamtenpflicht 
wird in einem kulturell hochftehenden Staate ald etwas Hohes und Unantaft: 
bares empfunden und bietet eine zuverläſſige und unzweifelhafte Gewähr dafür, 
daß der Beamte nad) jeinem beiten Können die üdernommenen Pflichten er: 
füllen wird. Mit einem getreuen und tüchtigen Beamtenſtande ift aber die 
Geltung des Rechts bereits ſchon geſichert. Der Beamte hat eben nicht nur 
Pflichten zu erfüllen, die ihn perjönlich treffen, er muß, wie namentlich der 
Richter, das Recht auch gegenüber dem Publitum anwenden. Ein tüchtiger 
Richterftand bewirkt, daß das große Gebiet des Straf: und Privatrechts gleich- 
mäßig und ficher zur Anwendung gelangt. 

Bon der großen Maffe wird zwar nicht erwartet, daß fie aus Gewiſſens— 
pflicht oder aus Vernunftserwägungen heraus das Recht beobachte. Doc fann 
der Gejeßgeber aud hier auf einen anjehnlichen Prozentſatz fittlicher und ver- 
nünftiger Bürger redjnen. Diele beffern Elemente unterftügen durch ihr recht: 
liches Verhalten die Organe und geben denjelben einen gewiſſen Rüdhalt. Der 
Gejeßgeber geht auch häufig jo vor, daß er jeine Anforderungen nicht einmal 
direft an den einzelnen ftellt. So jagt er im Strafrechte nicht, du jollit nicht 
itehlen, jondern wer ftiehlt, wird jo und jo beitraft. UWebertretungen der Ge: 
jege durch die einzelnen Bürger fommen täglidy vor, ohne daß dadurd die 
Geltung des Rechts in Trage geftellt wird. Gefährlicher wird der Geltung nur 
der aktive Widerſtand und namentlic der organifierte Widerftand. 


z 25. Zwang und Zwangsmittel. 


Es wird häufig behauptet, daß das Eharakteriftiihe des Rechts der Zwang 
jei und wirklich fünnte man bei einer oberflächlihen Betradhtung der Dinge zu 
diejer Annahme gelangen. Kann man body täglid) beobachten, wie Schuldnern 
Gegenftände genommen werden, wie Mieter, die nicht bezahlen, ausgemwiejen 
werden, wie den Inberechtigten die, einem andern gehörende Sache weggenommen 
wird, wie Webeltäter abgefaßt und ins Gefängnis geworfen werden u. ſ. m. 

Wir haben hervorgehoben, daß die Beamten verpflichtet find, ihren recht: 
lichen Pflichtenkreis auszuüben und daß in der regelmäßigen Befolgung dieſer 
Prliht auch der Geltungsgrund des bezüglichen Rechts liege. Nun jehen wir 
aber aud), daß Beamte, welche ihren Pflichten nicht nachkommen, disziplinariich 
gebüßt werden. Liegt nun nicht ſchon in der Androhung bisziplinariicher 
Ahndung ein gewiſſer Zwang? Der Hauptgrund disziplinariicher Vorichriften 
ift aber wohl nicht der indirefte Zwang, ſondern einerjeit3 die Sühne für be- 
gangenes Unrecht und andererjeitS die Genugtuung für die übrigen pflicht- 
getreuen Beamten und das Publitum. Mit Disziplinarvorichriften allein ſchafft 
man nod fein getreues Beamtentum. Es darf aber nicht wohl beitritten 


) Die moraliiche Pflicht, die ein Beamter eingeht dadurd, daß er die Wahl an- 

nimmt, wird beim anjtändigen und normalen Menſchen tief empfunden; fie begründet 

durchſchnittlich einen derartigen jeeliihen Zwang, daß eine Verlegung geradezu als aus- 

geratofen eriheint. Das Rilichtgefühl und die Scheu vor den Gewiſſensqualen, die bei 
erlegung entjtehen würden, find ftärfer als jede Verſuchung. 
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werden, daß bei Aufftellung disziplinarifcher Vorjchriften eine Beeinfluffung, ein 
indirefter Zwang mit beabjichtigt ift. 

Eine pſychiſche Einwirkung verwendet da3 Recht auch auf die Bürger des 
Staates. Auf die Lebertretung von rechtlichen Vorſchriften werden Nachteile 
gelegt. Man denke bier Hauptjählih und zunächſt an die Strafandrohungen 
im Strafrecht. Man mag im übrigen welde Theorie immer über die Be: 
deutung der Strafe vertreten, das iſt ficher, daß fie überall und zu allen Zeiten 
u. a. den Zweck gehabt hat, abjchredend zu wirken, d. h. einen indirekten piy- 
chiſchen Zwang zu Gunften eines rechtlichen Verhaltens auszuüben. Aber auch 
diejer Zwang, der in der Abichredung liegt, wird gewöhnlich überjchägt,; mit 
(egterer allein, jofern nicht auf das fittliche Fühlen und die vernünftige Erwägung 
baftert werden fünnte, vermöchte die Rechtögeltung nicht bewirkt werden. Wichtig 
it aud die indirefte Beeinfluffung auf dem Gebiete des Privatrecht? durch 
Furchterregung vor Nachteilen; hier hat die fühle Erwägung und Betrachtung 
der unangenehmen {Folgen einer nicht zuläffigen Handlung oder Unterlaffung 
einen jehr großen Einfluß. 

Das Recht fieht aber nicht nur pſychiſchen Zwang, jondern auch phyſiſche 
Gemwaltsmittel vor. Man denke an die gemaltiame Unterdrüdung von Aufruhr 
u. dgl. Solde Mittel find aber nur für außerordentliche und pathologilche 
Vorgänge vorgejehen und es wäre verfehlt, hieraus Schlüffe auf die Natur des 
Rechts und feiner Geltung zu ziehen. 

Der Zwang ift alfo nur das Mittel, welches das Recht ſelbſt benügt, um 
die Befolgung von Rechtsſätzen zu fichern. Dagegen wäre es unrichtig, den 
Zwang als etwas Wejentliches oder Charakteriftiiches des Rechts hinzuftellen und 
zu jagen, das Recht jei erzwingbar und werde erzwungen, habe die Eigenichaft 
des Zwanges). 

Man hat darauf aufmerkſam gemacht, daß mit einem Rechtsſatz gewöhnlich 
ein anderer in der Weiſe verknüpft oder verbunden ſei, daß die Nichtbefolgung 
des einen, die Vorausſetzung der Wirkſamkeit des andern bilde”). Es gibt aber 


" Wird ein vorgeſehenes rechtliches Verhalten nicht inne gehalten, das Hecht ver- 
legt, jo bildet Diele Verlegung lediglich den Tatbeitand dafür, daß eine andere Rechtsregel 
ap greift, weldye wieder ein Verhalten vorſieht u. ſ. w. Das Recht fieht allerdings 
Dandlungen von Behörden vor, welde einen Zwangscaralter haben, z.B. Wegnahme 
von Vermögengjtüden, Ausweiſungen, Berhaftungen u. ſ. w. Aber dieje zwangsmeijen 
Dandlungen find nicht Erzwingung von Rechtsregeln, jondern ein Verhalten gemäh dem 
Rechte. Nicht dad Recht wird erzwungen, jondern nur etwas, das das Recht will, Das 
Recht ſieht nicht feine Erzwingbarteit, jondern zwangsweile Handlungen vor, allerdings 
regelmäßig in Dinblid auf eine vorausgegangene Rechtsverletzung (mein Allgemeines 
Staatäreht, S.%W, Anm. 15), Bierling, Juritiiche Grundbegriffe r, S. 150: „Die beite 
Weltungsbewährung it überdies immer die freiwillige Befolgung: durd jie wird in 
legtem Grunde jede andere Beltungsbewährung, jede Anwendung von 
Zwang, Strafe, Erefution in der Semeinihaft überhaupt erjt möglid.“ 
Lergl deſſen Juriſtiſche Brinzipienlehre, S. 52, Thon, Rechtsnorm, S. T, und Gierke, 
Teutihes Privatredit I, ©. 114. 

2) Ein Rechtsſatz jagt z. B.: der Schuldner joll zahlen; ein weiterer: wenn der 
Schuldner nicht freiwillig zahlt, io jol ihm der Beamte joviel wegnehmen, als zur Be- 
triediqung der Gläubiger notwendig iſt. Ein Rechtsſatz jagt ferner, was der Beamte zu 
tun bat, ein weiterer bejtimmt, wenn der Beamte jeine Prliht nicht tut, jo joll er von 
der Tberbehörde abgeſetzt und erſetzt werden x. Sobald ſich aber das Hecht mit dem 
Verhalten der höhern und höchſten Organe beihäftigt, hat es feine jefundären Rechtsſätze 
in Bereitihaft. Was ſoll geichehen, wenn ein Monarch, ein Parlament, ein oberiter 
Gerichtshof das Hecht verlegt? Hier fehlen Hilfsmittel des Rechts und dasjelbe iſt mit 
seiner Geltung einzig und allein auf die freiwillige und pflichtgemähe Ausübung der 


174 Affolter. Staat und Recht. — IH. Das ftaatlihe Recht. 


Rechtsſätze und dieje find gerade die mwichtigiten, bei deren Nichtbefolgung feine 
andern Rechtsfäe in Bereitſchaft ftehen. Es ift hervorzuheben, daß die Geltungs- 
bewirfung durch Androhung von Nachteilen nur für das Publitum und die 
untern Organe durchgeführt werden fann und daß fie bei der höhern Organifation 
verjagt; bier muß die freiwillige Funktion eintreten. Eine Organijation erhält 
fi nicht einzig durd) Androhung von Nachteilen bei Uebertretungen; es muß 
jtet3 ein Kern des Organismus vorhanden jein, der aus eigenem Willen 
heraus funktioniert. Diejer freiwillig funktionierende Kern ift die Wurzel und 
der Hebel der geſamten Rechtsgeltung. 


5 26. Die Bindung der Organe an das Redt. 


Dean hat die Frage aufgeworfen, ob der Staat jelbit durch jein Recht 
gebunden, ſowohl berechtigt als verpflichtet werden könne‘). Dieje Frage muß 
ſchon deshalb verneint werden, weil das Recht jelbit integrierender Bejtandteil 
des Staates ift. Staat und Recht ftehen ſich nicht jelbitändig gegenüber, jondern 
das eine befteht nur durch das andere. Das ſtaatliche Recht vermag aljo das 
Staatöganze weder zu berechtigen, jowenig als der Staat als Staatöganzes das 
Recht erzeugen und zu geftalten vermag. Bloß, wenn man unter Staat eine 
Fiktion im Staate verfteht, fann man mit Hilfe von weitern Fiktionen ein 
Verhältnis Zonftruieren, wonach der Staat ſowohl das Recht erzeugt, ald auch 
durch das Recht gebunden wird. Der Staat als Ganzes ift Yndividualität nur 
gegenüber Seinesgleidhen; er kann aljo nur gegenüber außen gebunden werden 
duch jeine Erklärungen und Handlungen nad außen. Die Gebundenheit ift 
dann aber feine ftaatsrechtliche, ſondern eine völferrechtliche. 

Eine andere Frage ift e8, ob alle Organe des Staates durd) das jtaat- 
liche Recht gebunden und verpflichtet werden fünnen. Zweifel kann nur herrichen 
in Bezug auf das Organ, dem die Rechtsbildung jelbjt zufommt. Wer das 
Recht madıt, kann, wenn er durch dasjelbe gebunden iſt, das Recht anders ge— 
ftalten und jeine Gebundenheit wieder aufheben. Es iſt aljo für ihn eine Ge: 
bundenheit zwar möglich, aber nur eine einfeitige Gebundenheit, eine ſolche die 
vermittelft des eigenen Willens wieder aufgehoben werden kann. Für Jämtliche 
Organe, außer den gejeßgebenden, befteht eine Gebundenheit an das Recht im 
Sinne der Zweijeitigfeit, der Unmöglichkeit der Selbitauflölung; für die gejeß- 
gebenden Organe beiteht eine Gebundenheit mit der Möglichkeit der jelbitändigen 
Entbindung. So lange dieje Entbindung nicht geichieht, ift Bindung da und 
ohne Rechtsverletzung darf die Entbindung nur in den Formen des Rechts geichehen. 

Eine praftiiche Bedeutung hat folgende Seite unjerer Trage: Kann der 
Berfaffungsgejeßgeber durch irgend welche Rechtsſätze, namentlich) durch ſolche der 


Organe ſelbſt angewieſen. Hier iſt dann auch der Punkt, wo durch die tatſächliche Ab— 
weichung das Recht ſelbſt ebenfalls abgeändert wird. Ueber die Verknüpfung und Ver— 
bindung der Rechtsſätze ſagt Thon, Rechtsnorm, S. 8 ff.: „und zuletzt ſchließt ſich die 
Kette mit einem Imperativ, deſſen Nichtbefolgung ohne weitere rechtliche Folgen bleibt.“ 
Triepel, Völker und Landesrecht, ©. 107, der ein Zwangsreht als ein zweites Recht 
neben dem Hauptrechte annimmt, bemerft: „Man mag diejes Spiel fortjegen, endlich muß 
man doch auf einen Punkt jtoßen, wo ein ſolcher Nebenrechtsſatz fehlt.“ Man darf aber 
nicht die Anficht auflommen laſſen, als ob gerade dieje Seite des Rechts das Ende ſei; 
fie ift nicht der „Schluß der Kette“, da8 „endlich“ des Rechts, jondern vielmehr der Aus: 
gangspunft der gejamten Rechtsgeltung, vergl. oben $ 4 Anm. 3. 

) Bergl. Jellinet, Allgemeine Staat3lehre, S. 331 ff, welcher, allerdings von 
einem internen Staatöbegriffe ausgehend, zur Bejahung der Frage gelangt. 
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beitehenden Verfaflung gebunden werben, beitimmte Organifationsänderungen zu 
unterlaflen ')? Ich verneine die Frage vom Rechtsſtandpunkte aus; rechtliche 
Schranfen für die Ausbildung des Rechts bilden ſolche Rechtsſätze nicht. 


Ss 27. Einteilung des Redts. 


Alles Recht im Staate ift Organilationsreht im weitern Sinne. Es 
dient zur Organijation und Ausbildung des Staates. Unter organijatoriihem 
Rechte im engern Sinne find aber bloß diejenigen rs zu verftehen, welche 
ih unmittelbar mit der ftaatlichen Organifation bejaffen. Dieſes organifatorijche 
Recht ift das Staatsrecht; es jchildert die Bildung der Organe und jeßt 
deren Befugniffe und Pflichten feit. Das Staatsreht wird hergebradhtermaßen 
eingeteilt in das Staatsrecht im engern Sinne oder Berfaffungsrecht und in das 
Verwaltungsrecht. Das Unterjcheidungsmerkmal ift fein genaues. Das Staatsrecht 
umfaßt die yundamentalgrundjäge, nad welchen ſich die Organijation und die 
Tätigkeit der Organe geitaltet, während das Verwaltungsrecht die Details diejer 
organiſatoriſchen Tätigkeit enthält. 

Die Wirtihaft ift, ſoweit wir die Gejchichte zurüdverfolgen fünnen, Privat: 
wirtihaft und die ftaatliche Aufgabe, Ordnung zu ſchaffen hat mit der Privat: 
wirtihaft zu rechnen; das Recht, welches letttere zu ordnen hat, trägt deshalb 
ebenfalls Dielen privaten Charakter; es find hier private Intereſſen einzelner, 
die zu harmonieren haben und die zu ordnen find’). Man nennt deshalb 
diejes große und bedeutungsvolle Rechtsgebiet da8 Privatrecht. Im Gegenſatz 
zu diefem Privatrecht ift alles übrige Recht öffentliches Recht”). Neben dem 
Staatärecht find weitere Gebiete des öffentlichen Rechts da8 Prozehredt, 
ſowohl Eivilprozek- als auch Strafprogehreht und das Strafredt. 

Entnehmen wir dem Privatrechte alle diejenigen Beftimmungen, die ſich 
ipeziell auf das Tyinanzielle, Oekonomiſche beziehen (aljo das Privatrecht mit 
Ausihluß der rein familienrehtlichen Beitimmungen), und jcheiden wir auch aus 
dem Bermwaltungsrechte diejenigen Beitimmungen finanzieller Natur, welche die 





”, Die gegenwärtige franzöfiihe Berfafjung enthält den Sag: „Die republitaniiche 
Form der Regierung kann nit den Gegenjtand eines Revilionsantrages bilden.“ Es 
beiteht aber durchaus die rechtliche Möglichkeit, dieien Sag zunächſt wieder zu eliminieren, 
woraufhin die Zuläffigkeit eines Nevillonbantrageh wieder bejtände. Nehnliche Verbote 
entbalten die Verfafjungen Norwegens und Griechenlands. Vergl. Herrnritt, Die 
Staatöform x., ©. 5—12. Derjelbe bemerft ©. 49: „Derartige, die Nenderung der 
Staatsform verbietende Berfafiungsbeitimmungen haben vorzüglich eine deffaratorijche Be— 
deutung des Inhalts, daß die ——— beſtehende Staatsform den tatjächlichen 
Rachtverhältniſſen im Staate entſpreche, einen definitiven Charakter habe. Sie enthalten 
jugleih eine Warnung vor Beriuhungen an derjelben zu rütteln. Allerdings liegt in 
derartigen Beitimmungen gleichzeitig auch ein Gefühl der Schwäche; fie jollen ein Gebäude, 
deiien Feſtigkeit zweifelhaft ift, von außen jtüben.“ Ferner S. 52 „An diefer Stelle muß 
äbrigend der auch heute noch nicht völlig überwundenen Anihauung der ältern Staats— 
lehte gedacht werden, welde in den wohlerworbenen Rechten der Futzeffionberegtigten 
Mitglieder der Dynajtie, der Anwärter auf die Thronfolge, der Menderung der mo= 
narhiihen Staatsform aud eine, die Geſetzgebung bindende rechtliche Schrante entgegen: 
telen wollte... . Die Thronfolge ift Sache der Staatöverfajjung, in diejer zu regeln; 
isre ausſchließliche Duelle ift das ftaatliche Verfaſſungsrecht.“ 

) Beitände ſtatt der Privatwirtichaft die Kolleftivwirtichaft, jo würde es nur 
öffentlihes Recht geben. 

2 Vergl. über dieien Unterjhied Thon, Rechtsnorm, ©. 108 fi. und Bierling, 
Juriftiihe Grundbegriffe II 1883, ©. 150 fi., G. Meyer, Staatsrecht, S. 45 und 46. 
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Beziehungen des Fiskus zu den Privatperjonen betreffen, jo können wir dieſe 
beiden ausgejonderten Gebiete im Zujammenhange ald Vermögensrecht be 
zeichnen '). 


$ 28. Die jubjettiven Redhte und Pflichten. 


Das Recht ift Anforderung an das menſchliche Verhalten. Diejes Ber: 
halten ift dabei entweder als ein ftändiges oder ala nicht ftändiges, bloß all: 
jälliges, d. 5. für den Tall des Eintrittes eines beftimmten Tatbeſtandes vor— 
gejehen. Das allfällige Verhalten joll aljo die Folge beftimmter Tatſachen jein?). 


Das geforderte Verhalten kann für den einzelnen Menſchen etwas Luſt— 
erregendes, Begünftigendes jein oder aber eine Einſchränkung von Luft: und 
Freiheitsgefühlen bedeuten. Im erften Falle wird ſich der Begünftigte gerne 
auf das Recht berufen, er wird jagen, das Recht ftehe auf jeiner Seite, er habe 
das Recht Für fich, oder jchledhtweg, er habe das Recht. Im andern Falle 
wird der, in jeiner Freiheit Beichränfte das Verhalten ala eine Belaftung, eine 
Inanſpruchnahme, als eine Verpflichtung empfinden. Die Begünftigung kann 
nit nur darin liegen, daß dem einzelnen eine freiheit eingeräumt wird, 
iondern aud) darin, daß das Verhalten anderer Subjefte dem Berechtigten eine 
günftige Lage verihafft. Indem jo das Recht an die ndividuen herantritt 
und das jubjektive Verhalten bejtimmt, ſchafft es Berechtigungen und Der: 
pflihtungen?). 


) Das Vermögensreht umfaßt alle Rechtsſätze, jeien fie öffentlicher oder privat: 
rechtliher Natur, welde auf Begründung von Rechten und Berpflitungen gerichtet find, 
die rein ölonomiſche, finanzielle Werte zum Gegenjtande haben. Die jubjeftiven Rechte 
und Berbindlichfeiten, die auf dem Vermögensrechte beruhen, fann man ald Vermögens: 
rechte und Bermögensverbindlichleiten bezeichnen; jie unterfcheiden ih ihrem Inhalte nad 
grundiäglich nicht, jie untericheiden fi bloß nadı dem Entſtehungsgrunde und allfällig in 
ihrer weitern rechtlihen Behandlung. Die jubjeltiven Vermögensrehte und Verbindlich- 
feiten fünnen, obgleich jie zum Teil, wie namentlih die Steuerverpflihtungen, aus dem 
öffentlichen Rechte heritammen, jeder Brivatperjon und jeder juriitiihen Perſon des 
Privatrechtes zuitehen, ohne daß dieje Perſonen dadurch zu Rechtsſubjekten des öffent: 
lihen Rechts werden. Eine privatrechtliche Stiftung, eine ruhende Erbſchaft wird nicht 
ur öffentlich-vechtlihen Perſon, weil fie ölonomiihe Verpflichtungen aus dem öffentlichen 
Rechte hat, Steuern bezahlen, Zölle entrihten muß 20. Alle Brivatperionen ſind 
Subjefte des VBermögensrehtd. Der Fiskus ift bloß Rechtsſubjekt des Vermögensrechts 
und bat jomit bezüglich feiner Rechtsfähigleit nicht® von andern Berjonen des Privat» 
rechtes voraus. 

) Wir haben aljo ein Berhältnis von Urjahe und Wirkung; Urſache ift der Tat- 
beitand, Wirfung iſt nicht das Verhalten jelbit, wohl aber das Eintretenjollen oder »dürfen 
des Verhaltens. Es ijt dies eine Kaujalität, die auf dem Willen des Gejehgebers beruht, 
aljo feine natürlihe Kaujalität, jondern eine juriftiihe, welche aber analog der eritern 
aufgefaht wird. Auf diefe Analogie hat bereit? Hegel (Philoſophie des Rechts S. 8 Anm.) 
aufmerfiam gemadt. „Es gibt zweierlei Arten von Geſetzen, Geſetze der Natur und des 
Rechts; die Geſetze der Natur And ſchlechthin und gelten ſo mie fie jind . . . bei den 
Rechtsgeſetzen erhebt fih der Geift der Betrachtung.” Bergl. Zitelmann, Jrrtum und 
Rechtsgeſchäft, S. 200— 229. 

2) Dadurd, daß das Net ſich mit dem Berhalten der Menſchen befaßt, muß es 
auch auf die wirtichaftlihen und jozialen Berhältnifie Rüdjiht nehmen. Es regelt dieie 
VBerhältniffe und man nennt diejelben deshalb Rechtsverhältniſſe. Die Rechtsverhältniſſe 
beitehen in Rechten und Pflidten und es fann dabei unerörtert gelajjen werden, ob der 
Bejepgeber zuerjt dad Rechtsverhältnis begründet und die Rechte und Pflichten aus dem- 
jelben erwachſen läßt oder ob dadurd, daß der Geſetzgeber in Hinblick auf Berhältnifie 
Rechte und Pilichten begründet, die Berhältnijie zu Recdhtöverhältnifien werden. 
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Ob ein Berhalten begünftigend oder einjchräntend jei, beurteilt fih vom 
Standpunkte des Gejeßgeberd aus, der von der allgemeinen fittlichen Wert: 
Ihägung ausgeht. Es ift Sache der interpretation, feftzuftellen, ob ſich der 
Geſetzgeber bei Feſtſetzung des einzelnen Verhaltens zur Sicherung ber ftaatlichen 
Zmwede eine Begünftigung, eine Berüdfichtigung allgemein ald wertvoll ange: 
jebener Intereſſen oder eine Verpflichtung gedacht hat. Die Entitehung des 
jubjeftiven Rechts und der Verpflichtung hängt aljo grundfäglic mit dem Willen 
und der Meinung oder dem Intereſſe des Subjektes nicht zufammen. Es kann 
jemand einer Berechtigung gar nichts nachfragen, troßdem iſt fie da; es fann 
jemand die Ausübung einer Berpflihtung ala bejondern Vorzug betrachten, 
trogdem ift e8 eine Verpflichtung‘). 

Wir fünnen demgemäß das jubjektive Recht bezeichnen als eine Be 
günftigung durch das Recht dadurch, daß letzteres dem Subjekte ein erfreuliches 
Verhalten einräumt oder andern Subjeften ein Verhalten auferlegt, welches das 
betreffende Subjekt begünftigt?). Die Verpflichtung ift ein, vom Rechte vor: 
geiehenes, die Freiheit einjchränfendes Verhalten. 

Das jubjektive Recht befteht aus Beltandteilen, die völlig außer dem Be: 
rehtigten liegen (Rechtsjag und objeftiver Tatbeſtand). Dagegen jieht das 
Recht häufig den Willen des Berechtigten als Tatbeſtandsmoment vor. Alle 
Begriffsbeitimmungen des jubjektiven Rechts find verfehlt, welche den Willen 
oder das Intereſſe des Berechtigten als Merkmal hinftellen”). Gleich verhält 
es ſich mit der Verpflichtung. 


’, Der Gejepgeber kann nicht auf jeden bejonderen Willen und auf jedes Intereſſe 
Küdfiht nehmen. Ausjhlaggebend iſt für ihn die Durhführung der jtaatlihen Zwecke; 
biebei wird er allerdings von dem Gedanken geleitet, Werte oder Güter, die ſich allge: 
meiner Echäßung erfreuen, zu berüdjichtigen. 

2) Das jubjettive Recht beruht auf Tatfahen: Tatſache, daß das geltende Recht an 
einen Tatbeitand einen lujterregenden Zuftand für ein Subjeft Mmüpft, und Zatiache, daß 
dieier Tatbejtand eingetreten ift. Dieje Tatjahen modeln wir in unjerm Denken zu einem 
Dinge, das wir jubjeftived Recht nennen. Dasſelbe eriftiert nicht in der Außenwelt. 
Tajelbjt treten nur die Tatiahen auf, welche den Zatbeitand zur Entitehung der ſub— 
ettiven Rechte ausmachen. Das Recht jelbit bat jein Dajein in unierm Wiſſen, die 
Serfnäpfung des Rechts mit dem vorgeftellten äußern Tatbeſtand ijt ebenfalld etwas 
Annerliches und die Beftaltung von all dieſem zu einem Dinge ift lediglich Gedanken— 
operation. Dennoch eriftiert dieſes Ding, weil das Recht eriftiert und der Tatbeitand 
äußerlich eingetreten iſt: es eriftiert weil und joweit es nach äußern Kriterien jeine 
Richtigkeit und damit jeine Gültigkeit hat, vergl. Zitelmann a. a. O. S. Mff. Mit 
dieiem Dinge verfahren wir jodann, ebenfall® vermittelft Denkfategorien wie mit 
einem wirklichen Segenftande: „Das Recht iſt ganz und geteilt, es ift jelbitändig und 
znabbängig es ijt eined und mehreres, wir denken dasſelbe als beharrlich (identiich) 
ttog des Wechſels jeiner Eigenichaften (daher 3. B. der Begriff der Sutzeſſion in ein 
Recht; endlih was dad Wichtigſte ift, wir fallen dieſe einzelnen, konkreten, als Dinge 
gedachten Rechte gerade jo, wie ein Sörper jelbft mit der Kategorie der Kauſalität 
auf... Wir denfen die Rechte als entitehend, vergehend, ſich verändernd, wie die 
natürlihen Körper.“ (Zitelmann, a. a. O. ©. 201). 

) Es fann jemand während des Schlafens jeine politiichen Nechte erwerben, König 
werden, die Berechtigung auf eine Erbſchaft erhalten u. j.w. Ein Wahnfinniger, ein Mind 
ftann Rechte befommen. Es ijt aber zuzugeben, daß das Recht (bezw. der Geſetzgeber) bei 
der Ausjtellung der jubjeltiven Rechte von dem normalen Verhältnifie ausgeht, daß der 
zu Berechtigende auch berechtigt fein will. E8 hätte feinen Sinn, Rechte zu verleihen, wenn 
niemand etiva® davon willen wollte. Das Necht geht von dem Normalfalle aus, daß jemand 
beitimmte (gerechtfertigte) Freiheiten, beftimmte Begünftigungen haben will. Der Grundjaß, 
die Entitehung der jubjeltiven Rechte von dem Willen des zu Berechtigenden abhängig zu 
machen, läßt ſich aber nicht durhführen. Die Fälle find doch zu zahlreich, wo entweder 
ein Wille nicht zeitlich konstatiert werden kann oder wo derjelbe ganz fehlt, der Genuß 
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Ss 29. Ausübung der Redte und Verpflidtungen. 


Wenn aud die Entjtehung des jubjeftiven Rechts und der Verpflichtung 
völlig unabhängig vom Willen des Subjektes geichieht, jo ift doc eine Ausübung 
de3 Rechts ohne Willen nicht denkbar. Wo deshalb Willensunfähige Rechte haben, 
ruht die Ausübung derjelben während des Zuftandes der Willensunfähigfeit oder 
es findet die Ausübung durch Stellvertreter ftatt. Gleich verhält es ſich mit 
der Verpflichtung. Welche Rechte und Verpflichtungen durch Stellvertreter aus: 
geübt werden fünnen, und welche Rechte eine Stellvertretung nicht zulaffen, be: 
antwortet das pofitive Recht. 

Die Ausübung des Nechts wirkt auf eine korreſpondierende Verpflichtung. 
Dem Verhalten, wozu man berechtigt ift, entjpricht ein Verhalten anderer, wozu 
dieje verpflichtet find. Es ericheint und dann das berechtigte Verhalten zu dem 
verpflichteten Verhalten wie Urjadhe und Wirkung und da man als Urſache in 
der Erjahrungsmwelt ftet3 eine Energie wahrnimmt, jo ift man verführt, auch 
dem jubjeftiven Rechte eine Macht oder Gewalt zuzuſchreiben. E3 ift dies aber 
ganz unrichtig; die Kaujalität zwiſchen Recht und Verpflichtung ift feine natur: 
gejegliche wie die Elektrizität oder die Wärme ala Kraftquelle Urſache einer Be: 
wegung iſt. Die Wirkung des Rechts wird durch den Willen des Berechtigten 
nicht deshalb hervorgebracht, weil diejer Wille eine bejondere, vom gewöhnlichen 
Willen verſchiedene Kraft bejigt, Jondern weil das objektive Recht für das Weitere 
ſorgt. Der Berechtigte braucht nur das Verhalten, zu welchem er berechtigt ift, 
auszuüben, eventuell die Organe für fi anzurufen; eine bejondere piychiiche 
oder phyftiche Macht hat er und braucht er nicht. Soviel ift richtig, daß dem 
Berechtigten die Hilfe der Organe ınit den Gemaltmitteln derjelben zur Ver: 
fügung ſteht; allein es wäre verfehlt, aus diefem Grunde von einem Merkmale 
der Macht zu jprechen, das dem Begriffe des jubjektiven Rechts innewohne!). 


$ 30. Rechts- und Handlungsfähigfeit. 


Der Menjch, der durch das Recht begünstigt oder belaftet wird und damit 
eine Berechtigung oder Verpflichtung erhält, wird rechtsfähiges Subjekt. Rechts: 
jähigfeit ift Fähigkeit, Subjekt von Rechten und Verpflichtungen zu fein. Hand: 
lungsfähigkeit ift die Fähigkeit, das Recht oder die Verpflichtung jelbft auszuüben. 


der Begünitigung aber, und darauf fommt es doch bauptiählih an, möglih it. Hegel 
bat das jubjeltive Necht ald den bejondern Willen bezeichnet, der mit dem allgemeinen 
Billen, dem Rechte nicht in Wideriprud fteht (Philoſophie des Rechts $ 81). Mit Hegel 
bat die herrichende Lehre als Subftanz des jubjeftiven Rechts den Willen der Berechtigten 
bezeichnet. Allein dieſe Anficht ift unzutreffend ; Subftanz des jubjektiven Rechts jind 
Momente, die außerhalb der Seele der Berechtigten liegen: Rechtsſätze die durch Ein- 
räumung von Freiheiten oder durch Beihränfung des Berhaltend anderer ein Subjeft 
begünjtigen, und Verwirklichung des vorausgejepten Zatbeitanded. Dabei kann der Wille 
des Beredtigten ein notiwendiges Moment des Tatbeitandes bilden. Unrichtig iſt auch 
die Annahme, im jubjeltiven Recht jei der Wille der Rechtsordnung (d. i. des Geſetz— 
ebers) enthalten; diefe Annahme wäre Myſtit. Der Wille des Gejepgebers ift eine der 
Vergangenheit angehörende Tatſache, er ijt nicht fonjerviert und nicht teilbar in alle 
möglichen jubjeftiven Rechte. 

) Es entſpricht allerdings einer naiven Anſchauung, von Gewalt und Macht bei 
Vorhandenſein jubjeftiver Rechte zu iprechen, wie wenn den legtern eine innere, beiondere 
Kraft innewohnte. Man kann gegen dieje bildlichen Bezeichnungen nichts haben, jolange 
jie nicht Anſpruch darauf erheben, wirklihde Momente in der Begriffsbeitimmung des ſub— 
jeftiven Rechts zu jein. 
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Die Rechtsſähigkeit wird vom Rechte verliehen, man nennt jie aud Die 
Perjönlichkeit.. Durch die Rechtsfähigkeit wird der Menſch zur ‘Perjon. 

Auf dem Gebiete des Privatrechtes fommt im modernen Staate die 
Rehtsfähigkeit allen Menſchen ohne Unterichied zu. Won der Geburt bis zum 
Tode ijt der Menſch auf dem wirtichaftlichen Gebiete rechtsfähig. Die Handlungs, 
bezw. die Geichäftsfähigkeit tritt dagegen erft unter bejtimmten Vorausſetzungen 
(Alter, geiftige Gejundheit etc.) ein. Auf dem Gebiete des öffentlichen, jpeziell 
des Staatärechtes ift die Rechtsfähigkeit nicht eine jo allgemeine, und einheitliche. 
Für einzelne öffentliche Rechte befteht zwar auch eine allgemeine Rechtsfähigkeit 
der Bürger, die mit der Geburt entiteht. Viele öffentliche Rechte find dagegen 
nur auf die Menjchen männlichen Geſchlechts beſchränkt. Und aud innerhalb 
diefer Klaſſe fünnen Ungleichheiten beitehen durch Ausicheiden bejonderer Kreiſe 
von Bürgern. Die Rechtsfähigkeit für öffentliche Rechte beginnt zudem häufig 
nicht Schon mit der Geburt, jondern erft bei Eintritt von Tatſachen, wobei das 
Alter eine Rolle jpielt. Rechts: und Handlungsfähigfeit fallen dann gewöhnlich 
zujammen. In der Monarchie haben wir zudem noch eine ganz bejondere Rechts: 
tähigkeit, die nur den Mitgliedern einer beitimmten Familie ſich eignet. 


Ss 31. Einheiten als Rechtsſubjekte. 


Die Rechtswiſſenſchaft kennt juriftiiche Perfonen. Diejer Begriff ift aber 
nur auf dem Gebiete des Privatrehts, bezw. des Vermögensrechts üblich. Yu: 
riſtiſche Perfonen find gedachte Einheiten, welchen das Recht vermögensrechtliche 
Rechtsfähigkeit (Perfönlichkeit) verliehen hat‘). Dabei find zwei Hauptarten zu 
untericheiden, die forporativen Einheiten und bie leblofen Einheiten. Die 
erftern bejtehen in der zu einer Einheit verbundenen Mehrheit von Perfonen ; 
die leßtern find geformt aus pofitiven Rechtsanordnungen und Rechtseinrichtungen. 
Die Eorporativen Einheiten find lebensvolle Einheiten; in ihnen ift eine ein: 
heitliche Willensbildung möglich”). Die Ieblofen Einheiten dagegen können 


!) Die Literatur über den Begriff der juriitiihen Perſon ift eine jehr große, vergl. 
Bindiheid-Kipp, Pandekten I 8S 57 ff. Weit verbreitet ijt die Anficht, es jei die 
juriftiiche Perion eine Fiktion; dieje Anficht it aber unrichtig. Es Handelt ſich bei den 
juriftiichen Berionen um eine Reihe von Geſchehniſſen und Zuſtänden der Wirklichkeit, 
die durch die ihnen beigelegte Notwendigkeit des Zujammengehörend und dur den eins 
beitlihen Zwed jih in der BVorftellung zur Einheit formen. Dieje Denfformation iſt eine 
allgemeine, alltäglich geübte Erjcheinungen der Wirklichteit, die uns als notwendig zus 
iammengebörend und mit einem einheitlichen Zmwede veriehen, vortommen, fallen wir zu— 
iammen als ein Ganzes (Wald, Dorf, Stadt, Wafjerwertanlage, Flotte ıc.); ſie iſt alio 
feine juriftiihe. Das Recht findet die formierte Einheit bereit im Denken vor und macht 
ne durch Verleihung der Rectsfähigfeit zur Perſönlichkeit. Eriftierend, wirklih im Sinne 
der förperlihen Gegenjtändlichkeit ift die juriftiiche Perſon nicht; allein all’ das, woraus 
die formierte Einheit zuiammengejept ift, eriftiert oder hat als biftoriiche Tatjache eriftiert; 
and die Notwendigkeit des Sefemmenschlrenä aller diejer wirflihen Momente und die 
Zwedanordnung berufen auf Wirklichkeit, find außer unjerm Denken gegeben und dur 
dad fegtere nur erfaßt Wir können deshalb jagen, die jurijtiiche Berjon jei wirklich, erijtierend, 
iofern nur alle Borftellungen, aus welchen die gedachte Einheit zujammengejegt iſt, der 
Sirtlichkeit entſprechen. Dieje Einheit behandeln wir jodann wie einen jinnli wahr: 
nebmbaren Körper, wir betradıten ihn troß Wechſel jeiner Eigenichaften als identiich, 
laſſen ibn entitehen, ſich verändern u. j. w. 

?) Bei der forporativen Einheit ift das Wirkliche zuſammengeſetzt durch die Mit- 
glieder und die forporativ geltende Berfafiung ; die leptere bewirkt zugleich die Not— 
wendigkeit der Zujammenbaltung der Glieder und bejtimmt den Zwei. Der Wille fann 
bier durd die Orgar- jelbit erfolgen. Wir behandeln deshalb dieje Einheit wie einen 
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feinen Willen produzieren, jondern müſſen in der Ausübung ihrer Rechte und 
Verpflichtungen repräjentiert werden’). Als eine juriftiiche Perjon und zwar als 
eine lebloje Einheit ift der Fiskus hervorzuheben. 


Es gibt aber auch Einheiten, aber nur forporative, denen das Recht 
öffentlich-rechtliche Befugniffe und Pflichten zumeift und die aljo öffentlich:rechtliche 
Perjönlichkeit haben. Abgejehen von den öffentlich-rechtlichen Körperichaften *) 
find die Organe oder Behörden des Staates jelbit öffentliche Rechtsſubjekte ?). 
Dieſe Subjefte find, weil fie aus Menſchen beftehen, fähig, Willen zu bilden; 
fie find alſo willens- und handlungsfähig. 


lebensvollen Körper. — Gierke, Das Wejen der menihlihen Verbände 1902, macht 
feine Unterfheidung zwiichen dem menſchlichen Verbande als jolhem und der Inſtitution 
der Bereinäfafie. de Verband aber ift forporative Einheit, die Stiftung der Vereins— 
fafie eine innere Angelegenheit. Die forporative Einheit ijt ſolche nur nah außen; jie 
erhält Perjönlichleit nur von dem, über ihr herrſchendem Rechte, fie wird Perſon nur 
durch ihr rechtliches Inverhältnisiegen mit Subjeften, die nad dem nämlichen Rechte 
Beriönlichkeiten jind. Der Berein iſt 3. B. Perjünlichkeit nicht gemäh jeinen Statuten, 
jondern nur gemäß dem bürgerlichen Geſetze; die Gemeinde ift Berfönlichteit nicht nach 
ihrem autonomen Rechte, jondern nad) dem Staatäredhte; der Staat ift Perſönlichkeit nur 
nah Bölterreht. Die Verbandskaſſe iſt ebenfalld Einheit, die dadurch entiteht, daß das 
Gejamte der Anordnungen über dieje Kaſſe zujammengefaßt und nad außen gelehrt 
wird. Das Außen liegt aber hier nicht jo weit, wie das Außen des forporativen Ver: 
bandes; es liegt jhon im Verhältnis zu den Mitgliedern des Berbandes; die Verbands 
fajie iſt Periönlichkeit nad) dem Verbandsrechte, im Verhältnifie zu den Mitgliedern des 
Verbandes. — Was die Einheit des Verbandes anbetrifit, jo ſieht Gierke diejelbe in 
einem fonitanten Wirflichleitsterne des Verbandes; die Einheit jei eine leiblich-geiftige. 
Die Annahme einer beionderen, jtändigen Wirflichkeitsfubitan; neben der Flucht der 
Zeile, ift aber haltlos. Wir denken uns die Dinge ala beharrlich (identijch) trog Wechſel 
ihrer Eigenichaften, allein dieſes Beharrliche ift nichts für fich Beitehendes, jondern beruht 
bloß auf einer Form unſeres Dentend. Die Denkform der Subjtanzialität wenden wir 
übrigend nidt an, um die Einheitlichleit eines Dinges gegenüber jeinen Teilen oder 
Alzedentien zu firieren, jondern um das Verhältnis des Dinges zu anderen Dingen feit: 
zuitellen. Das Ding ift beharrlich, identiich, d. h. es ift fein anderes, es iſt das gleiche in 
Hinblid auf andere Dinge. Die Einheit eines Gegenjtandes ift ſtets jolche im Berhältnis 
au anderem, nit dem Dinge angebörendem; Eindeit ift der pofitive Ausdruck für Unter- 
chiedenjein von etwas Zufammengefahtem gegenüber andern Dingen. Die Zuſammenfaſſung 
beruht auf der Ueberzeugung, dab etwas a see Dieje Meberzeugung fann durch 
die finnlide Wahrnehmung bervorgerufen werden, 3.8. bei Betrachtung des menſchlichen 
Leibes, fie fann aber nebſt der finnlihen Wahrnehmung noch auf Schluhfolgerungen und Kome 
binationen beruhen, jo beim menihlihen Verbande. Bier genügt nicht bloß die Wahr: 
nehmung der Mitglieder, um die Einheit hervorzurufen ; wir müfjen auch nod willen, 
daß dieſe Mitglieder verbunden find durch Statuten, dur eine Berfaflung ; die Not- 
wendigfeit des Zuſammenfaſſens und Abgrenzens liegt im verbindenden Rechte. Die 
Einheit des menjhlihen Verbandes liegt in der Unterſcheidung, die fih nah außen 
fehrt, in dem Verhalten zu Seineögleihen und zu anderem. Die Annahme einer Eins 
beit, die fich auch nah innen fehrt, die Teile umſchließt und doc zu ihnen fi verhält, 
iſt unfaßbar. Die Einheit des menichlihen Verbandes ift auch nicht eine leiblich-geiſtige, 
jondern bloß eine geiftige. Sie beiteht aus einem Boritellungsfomplere, der ſich aller: 
dings auf finnliche Wahrnehmungen jtüßt, mit diefem ſtets vereinbar zu jein ſich be— 
itrebt und deshalb Anipruch auf objektive Gültigkeit erhebt. 

) Die Stiftung beiteht aus den Anordnungen über gelonderte Verwaltung und 
Zwedbeitimmung wirtichaftliher Güter als hiftoriihen Tatiahen, aus dem Borhandenjein 
diejer Güter jelbit und aus der tatiächlihen Geltung der bezüglichen Anordnungen, Es 
ift nicht etwa das Vermögen jelbit, das perionifiziert wird. Eine ſolche Einheit, juriftiiche 
Perſon ift auch der Fiskus. BVergl. meine Ausführungen im Archiv für öffentliches Necht, 
Bd. XVII, ©. 105 und 106. 

*) Wergl. hierüber namentlih Nojin, Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft, 1886. 

°) Bergl. oben $ 15. 
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$ 32. Die jubjektiven öffentlihen Rechte ber Bürger. 


E3 fällt außerhalb des Rahmens ftaatsrechtlicher Unterſuchungen, die jub- 
jeftiven Rechte überhaupt einer Betrachtung zu unterziehen. So kommt hierorts 
außer Berüdfihtigung das große Gebiet der jubjektiven Privatrechte. 

Die Jubjektiven öffentlichen Rechte werden eingeteilt in die bürgerlichen 
und die ftaatsbürgerlihen Rechte. Die erftern ftehen jedem im Staate be: 
findlichen Jndividuum zu; man nennt fie auch Freiheits- oder Grundredte. 
Die ftaatsbürgerlichen Rechte knüpfen fid) an die Eigenjchaft des Staatsbürgertums ; 
fie beitehen hauptſächlich aus den politiihen Rechten‘). 

Die Grund: und Freiheitsrechte find jolche, welche ſich auf die freiheitliche 
Bewegung, auf die Grundlagen einer menſchenwürdigen Eriftenz beziehen’). Sie 
innen aber nur auf dem jtaatlichen Rechte beruhen; die Annahme, daß dieje 
Rechte ſchon von der Natur aus beftehen, ift eine rein naturrechtlihe”). Im— 
merhin brauchen fie in der ftaatlihen Rechtsordnung nicht ausdrücklich erwähnt 
zu jein; fie fönnen fi) aud) aus dem ſtaatlichen Rechte vermittelt Auslegung 
ergeben, beionders da die freiheit und nicht die Unfreiheit zu vermuten ijt*). 

Die jubjektiven öffentlichen Rechte find Rechte im eigentlichen Sinne, nicht 
bloß Reflerericheinungen. Das öffentlihe Recht gewährt dieſe Rechte den 
Bürgern unmittelbar, e8 handelt fih nidyt um einen Abglanz von Behörden: 
prlichten, der auf die Bürger zurüdfällt?). Es frägt fich, gegen wen fich Diele 


") Die deutichen Bundesalte vom Jahre 1815 unterichieden in Art. 16 zwiichen 
bürgerlihen und volitiihen Rechten. Dieje Unteriheidung wurde von der deutichen ſtaats— 
rechtlihen Literatur aufgenommen. Jordan, Verſuche, S. 409 jagt: „Der bürgerlichen 
Rechte jind alle Untertanen teilbaftig, injoweit fie diefelben auszuüben vermögen, weil fich 
diefe Rechte auf die menſchliche Selbitbeitimmung beziehen; der jtaatöbürgerlihen aber 
nur diejenigen Bürger, bei weldhen die verfaljungsmähigen Erfordernife zum Staats: 
bürgerrechte eintreten. Auf den erjtern berubt die perjünliche Freiheit der einzelnen und 
auf den leßtern die politische (ſtaatsbürgerliche) Freiheit des Volkes.“ Dieje Einteilung 
machen u. U. aud 9. U. Zacha riage, Deutſches Staatd- und Bundesrecht, $ 87 und 
6. Meder, Staatäreht, ©. 715, während Yaband I], ©. 138 ala bürgerliche Rechte die 
Vorrechte der Einheimijchen vor den Fremden bezeichnet. 

*), Weber die Bejchichte der Theorie der jubjeltiven öffentlihen Rechte vergl. nament- 
ih Zellinef, Spyitem der jubjettiven öffentlichen Rechte, S. 89ff., Die Erklärung der 
Menihen= und Bürgerrechte, S. 31ff. und Allgemeine Staatälehre, S. 369 ff. 

Früher lehrte man allgemein, da dieje bürgerlichen Rechte gemäh dem Natur: 
rehte und unveräußerlich dem Menichen zuftehen, vergl. 3.8. Jordan, Berfuche, S 411. 

*) Als bürgerliche Rechte werden angeführt (Jordan, Verſuche, S. 413 ff, 9. U. 
Zadhariaea.a. D, ©. 85 ff, Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, S. 627 ff.): Die 
Bewijlend: und Meinungsfreiheit, religidje Freiheit und Prehfreiheit, Gewerbes, Handels-, 
Kiederlafiungs: und Nuswanderungsfreiheit, Schuß des Privateigentums und wohleriworbener 
Rechte, Berbot der Kabinetsjuftiz, Garantie des ordentlihen Richters, Recht der Beſchwerde— 
führung, Petitionsrecht, Verſammlungs- und Vereinsrecht, Nechtsgleichheit, Schu des 
Hausfriedend und vor willkürlichen VBerhaftungen u. ſ. w. 

) H. A. Zahariae a.a. D., 8 87, bemerkt: Wir behalten hier den gewöhnlichen 
Ausdrud „Recht' bei, obwohl bei dem Meiiten, was hieher gehört, oder in den Berfafjungen 
unter diefem Titel aufgezählt wird, von Rechten des einzelnen, ald Beftandteilen einer 
individuellen Rechtsſphäre, gar feine Rede jein kann, jondern es entweder Befugniſſe find, 
welche der einzelne vom Ganzen empfängt oder rechtliche Grundjäge über gewiſſe, aus 
der Natur und Beitimmung des Staated und dem Berhältnis des einzelnen zum Ganzen 
ich ergebenden Schranken der Regierungägewalt, reip. Normen ihres Handelns. Nur die 
verfehrte Idee, daß man von einer urjprünglich unbeſchränkten „natürlichen freiheit“ des 
einzelnen ausging oder von den „Urrechten des Menjchen jprach“, wo der einzelne als 
folder gar feine Rechte hatte, erklärt die gewöhnliche Bezeichnung.“ Auf gleiche Erwägung 
geitügt hat namentlih Yaband I S. 138 im Anſchluß an Gerber behauptet, e8 handle 
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Rechte richten. Die gewöhnliche Annahme ift die, daß fie fich gegen den Staat 
richten. Da aber, wie wir ausgeführt haben, der Staat gegenüber jeinen Mit: 
gliedern nicht als Einheit und Rechtsſubjekt auftritt und aufzutreten vermag, 
jo muß die Annahme, ala ob es fich bei den öffentlichen Rechten der Bürger 
um Beziehungen zum Staate handle, verworfen werden. Die meijten dieſer 
bürgerlichen Rechte find abjolute Rechte, ähnlich wie im Privatrecht das Eigentum, 
das Reht auf den Namen u. |. w.; fie richten ſich gegenüber jedermann im 
Staate, gegen Mitbürger und gegen die Organe im Etaate; fie enthalten den 
Anſpruch, daß das Recht refpeftiert, nicht geftört werde, jo die politiichen Rechte, 
das Recht der Gewerbe: und Handeläfreiheit, die freie Niederlaffung, die Re- 
ligionsfreiheit, die Vereins: und VBerfammlungsfreiheit, das Recht der freien 
Meinungsäußerung in Wort und Schrift u. ſ. w. Bei einzelnen Rechten ift es 
möglich, bejtimmte verpflichtete Organe zu nennen, jo beim Petitionsrechte und 
Beichwerderecht, das Recht auf Achtung des Briefgeheimnifjes, das Recht auf 
Unterlaffung willfürlicher Verhaftung und Hausunterſuchung, auf Nichtanmwendung 
gejeglidy ausgeſchloſſener Strafarten u. j. m. 


IV. Bölferreht und vereinbartes Recht. 


S 33. Das Völkerrecht. 


Bis anhin haben wir ftet8 vom Rechte im Staate, von der ftaatlichen 
Rechtsordnung geſprochen. Hievon jcheidet ſich Iharf und grundjäßlid) ab das 
log. Völkerrecht. 

Das ftaatliche Recht beruht in der Organijation und entftammt dem maß: 
gebenden Organwillen. Zwiſchen den Staaten als Rechtsjubjekten ift num aber 
feine Organijation vorhanden, es iſt fein Organ aufgeftellt, das eine Rechts— 
bildung von allgemeiner Geltung vorzunehmen vermöchte. Wohl ftehen die 
Staaten zu einander regelmäßig in freundlichem Verkehre; fie unterhalten Be- 
ziehungen zu einander, treten durdy ihre Vertreter wenn nötig zu Konferenzen 
zulammen und jchließen Verträge ab, allein es eriltieren in dieſer Beziehung 
feine organijatoriichen Rechtsſätze, welche irgendwie bindender Natur find. 

Dagegen herricht ohne Zweifel ein Rechtsjag über den Staaten als In— 
dividualitäten, der Sat nämlich, daß die Verträge gehalten werden jollen, da 
fie für die Zuftimmenden verbindlich find‘). Woher ftammt diefer Rechtsjat ? 


fi) bei den bürgerlichen, bezw. Freiheits- und Grundrechten überhaupt nicht um fubjeltive 
Rechte. Yellinet, Syitem, ©. 63 ff., nimmt die Möglichfeit bloßer Neflerrehte an, iſt 
aber davon entfernt, jämtliche jubjeftiven öffentlihen Rechte als Reflexrechte zu erflären. 
Ih halte dafür, daß überall, wo eine Verpflichtung oder Einjchränftung der Kompetenz 
jtaatSrechtlicher Organe zu Gunſten einzelner gejeplich bejteht, wir es mit einem wahren 
jubjeftiven Rechte zu tun haben, und nicht bloß mit einem Abglanz objeftiver Redtönormen. 
Die Schranken für die Befugnifje der Behörden find vom Gefege nicht zwed- und ziellos, 
jondern gerade mit Rüdficht auf die Individuen, zur Begünstigung derjelben geihaffen 
und deshalb find diefe beablichtigten Begünitigungen jeitens des Rechts jubjeftive Rechte. 
Bergl. G. Meyer, Staatöreht ©. 722 und die dort Angeführten, ferner Blumer- 
Morell., &.355 fi. Tezner in Grünhuts Zeitichrift, Bd. 21, madt darauf auf- 
merkſam, daß bei der techniichen Vervolllommnung des Schupes, welchen die VBerwaltungs- 
gerichtsbarkeit jedem Alte der Betätigung der dem Einzelnen ausdrüdlich zuerfannten oder 
belajienen Willensfreiheit gewährt, jih die Behauptung, es handle fich um bloße Schranfen= 
ziehung für die Organe, nicht mehr aufrecht erhalten lajie. 

) Degel, Philoſophie des Rechts, $ 333: „Der Grundiag des Völkerrechts, ala 
de allgemeinen, an und für fich geltenden Rechts zum Unterihiede von dem be- 
fondern Inhalte der pofitiven Traktate ijt, daß die Traftate, ald auf welchen die Verbind— 
lichfeiten der Staaten gegeneinander beruhen, gehalten werden jollen.“ 
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Man könnte für jein Beſtehen den übereinftimmenden Willen der Staaten an- 
führen ; aber audy das wäre ein Vertrag, deſſen Verbindlichkeit erft wieder be- 
wieſen werden müßte, abgejehen davon, daß eine joldhe übereinftimmende Er: 
flärung hiftorijcy nicht nachweisbar ift. Ebenſowenig fann ein jolder Sat aus 
einer bezüglichen Gewohnheit hergeleitet werden. Der Sat iſt vielmehr von 
Natur aus moraliiher Natur, ein Imperativ, der nicht auf bloßen Verſtandes— 
erwägungen beruht, jondern der Gefühlswelt entipringt. In der Gewifjenspflicht, 
auf welcher er beruht, liegt denn auch einzig das Zreibende und Autoritative 
der Geltung). Der Sat, dat Verträge gehalten werden follen, wird häufig 
ala jelbftverftändlich Hingeftellt ). Sein Dajein muß aber bewiejen werben ’) 
und diefer Beweis läßt ſich nur pigchologiich führen‘). 


Es frägt ſich, ob der Sat, daß Verträge) zwiſchen den Bölfern gehalten 
werden jollen, ein Rechtsjaß jei, oder bloß ein moraliicher Grundjag. Wir können 


) Wo diejer Geltungsgrund nicht binreicht, hört die Geltung auch dieſes Sapes 
auf. Hegel, a. a. O.: „Weil aber da8 Berhältnis der Staaten ihre Souveränität zum 
Prinzipe bat, jo jind fie infofern im Naturzuftande gegeneinander, und ihre Rechte haben 
niht in einem allgemeinen zur Macht über fie fonftituierten, jondern in ihrem bejondern 
Sillen ihre Wirklichkeit. Jene allgemeine Beitimmung bleibt daher beim Sollen und 
der Zuftand wird eine Abwechſſung von dem den Traftaten gemähen Verhältniſſe und von 
der Aufbebung desſelben.“ 

N Triepdel, Böllerreht und Landesrecht, S. 235: „Der Sak des Londoner-Proto— 
tls vom 17. Januar 1871, daß kein Staat einjeitig von einem geſchloſſenen Bertrage 
zwrüdtreten dürfe, ift feine rezipierte Regel des römischen oder eines andern Rechts, 
iondern einfah ein jelbt verftändlicher rn . .. Nicht das römische Recht iſt es, 
aus dem das Völkerrecht geſchöpft hat, ſondern Vernunft und Moral ſind es, aus denen 
he beide den Stoff entnehmen. Die naturalis ratio iſt die gemeinſame Quelle, aus der 
fie entipringen.“ 

2) Das Bindende des Bertrages ſieht Hegel a. a. O., ©. 121, in dem zuſtande 
gelommenen „gemeinjamen Willen, in weldem die Willfür der Sefinnung und ihre Aen- 
derung ſich aufgehoben hat“. Wenn Hegel den Sag Fichtes, die Berbindlichkeit des 
Vertrages vor der Leiftung jei nur moraliſcher nicht rechtliher Natur, zuriidweift, jo will 
er betonen, daß das ſofort Berbindliche nicht bloß der Moral, jondern auch dem Rechte 
an jih angehört. 

*% Schopenhauer] begründet die Verbindlichkeit der Verträge (die Welt als 
Bille und Borftellung, Cottaſche Ausgabe Bd. 3. S. 200) folgendermaken: „Indem ih 
einen Vertrag eingebe, ijt die fremde verheißene Leiſtung unmittelbar und eigenjtändlic 
dad Motiv zur Meinigen, nunmehr erfolgenden, Die Veriprehen werden mit Bedadıt 
und förmlich gewecjielt. Die Wahrheit der darin gemachten Ausjage eines jeden jteht der 
Annahme zufolge in jeiner Macht. Bricht der andere den Vertrag. jo bat er mid ge- 
äuiht and dur Unterichieben bloßer Scheinmotive in meine Erkenntnis, meinen Willen 
nad jeiner Abjicht gelenkt, die Herrichaft jeined Willens über das fremde Individuum 
ausgedehnt, aljo ein volltommenes Unrecht begangen. Hierauf gründet ſich die moraliiche 
Rehrmäßigfeit und Gültigkeit der Berträge.” 

°), Binding, Die Gründung des Norddeutihen Bundes, S. 69 und 70, unter: 
iheidet zwiichen Vertrag und Vereinbarung. Der Bertrag im gewöhnlichen Einne ver- 
dilichtet entweder nur einen Kontrahenten zur Tätigkeit oder aber beide, dann jedoch zu 
Tätigfeiten verichiedenen Gehaltes; die Vereinbarung dagegen iſt „Verſchmelzung ver: 
ihiedener, inhaltlih gleiher Willen*. Jellinet, Syitem des jubjeftiven öffentlichen 
Rechts, S. 194: „Bereinbarung iſt die Erzeugung einer einheitlichen... Willens- 
erflärung ; Bertrag hingegen ift eine Verabredung mehrerer Perſonen über Bollziehen 
und Empfangen von Leiftungen. Vereinbarung iit Willenseinigung zum Zwede der Be- 
fiediqung gemeinjamer, Vertrag Willendeinigung zum Zwede der Befriedigung entgegen 
geiegter oder doch nicht fongruierender Intereſſen.“ Triepel, Völterreht und Landes: 
recht, S. 62, betont namentlich die Eigenichaft der Vereinbarung ald „gerichtet auf Er: 
wugung von Rechtsſätzen“, die Vereinbarung iſt jolde von Rechtsſätzen. Die genannten 
drei Schriftiteller geben jedoch meines Erachtens zur weit, wenn fie den ganz eigenartigen 


184 Aifolter. Staat und Redt. 


diefen Sat ala Rechtsſatz bezeichnen, weil er einen Geltungsgrund hat und im 
Wirklichkeit (abgelehen von bloßen Ausnahmen) gilt; weil er ferner wie jeder 
Rechtsſatz menjchliches Verhalten beftimmt und zwar menjchliches Verhalten in 
Hinblid auf den, ſchon durch die auswärtige Politit poftulierten Zweck des 
friedlichen und geordneten Nebeneinanderbeftehens der Staaten. Der Sa iſt 
Rechtsſatz ferner nicht bloß im Sinne des Rechts an ſich oder Naturrechts, weil 
er nicht neben einem Satze des Geſetzesrechtes einhergeht, ſondern einen jolchen erſetzt. 

Steht der Völferrehtsjag, daß Berträge gehalten werden jollen feſt, io 
ergibt fi daraus die Rechtsnatur jämtlicher Verträge und Bereinbarungen, 
welche die Staaten mit einander abichließen. Dabei iſt zu betonen, daß dieſe 
Verträge nicht Völkerrecht ſchaffen, ſondern fie unterftehen dem Völkerrechte, dem 
Völkerrechtsſatze, da fie gehalten werden jollen, find aber nicht jelbft Völkerrecht '). 


Begriff des Beichlufies (vergl. ©. 57 8 3 Note 4) ebenfalld mit dem Vereinbarungs— 
begriffe umfajien. Die Vereinbarung ift lediglich Unterart des Bertraged, auch bei ihr 
gibt es Kontrahenten, iſt allfeitiger Konjens notwendig, entiteht ein nur mit alljeitigem 
Einverjtändnis oder durch vorgejehene Kündigung auflösbares Bereinbarungsverbältnis. 
Der Unterichied zwiichen gewöhnlichem Bertrage und Vereinbarung liegt nur im Inhalte; 
die Grundjäge über Abſchluß, Gebundenheit und Auflöſung find —* beide Vertragsarten, 
den gewöhnlichen Vertrag und die Vereinbarung die gleichen. Den Gegenſatz innerhalb 
des weitern Bertragäbegriffes ohne Miteinbeziehung des Beſchlußbegriffes, hat Jellinet 
in jeiner Yehre von den Staatenverbindungen 1882, S. 107 und 108, hervorgehoben, 
wenn er von Verträgen mit Gegenjak der Intereſſen und jolhen von Koinzidenz der 
Interefien ſpricht. Als Beiipiel erfterer Art nennt er Handeld- und Zollverträge, ſowie 
Sriedenöverträge, ald Beiipiel von Verträgen mit Solidarität oder Koinzidenz der Inter: 
ejien: Verträge über Feititelluug gemeinjamer Maße und Gewichte, die Schöpfung eines 
gemeinjamen Bojtverwaltungsgebiete® u ſ. w. Die Handels- und Bollverträge find, 
nebenbei bemerkt, meines Erachtens Vereinbarungen nicht Verträge im engern Sinne, da 
fie zufünftige, noch nicht eingetretene Tatbejtände, welche für Angehörige beider Staaten 
gleihmäßig von Bedeutung jein fünnen, regeln. Auch Niederlafiungd- und Auslieferungs- 
verträge jind Vereinbarungen. Die Koinzidenz und Solidarität der Interefien braucht 
nicht eine total uniforme zu fein. Das Eharafteriitiihe der Vereinbarung liegt in der 
Abjtraftheit des Inhaltes, in der Normengebung für zukünftige, gleichartige, ungewii wie 
An —— Fälle, während der Vertrag einen konkreten Inhalt bat, ſpezielle Leiſtungen 
eſchlägt. 

I) Die Schriftſteller, welche den Staatsvertrag als die Quelle des Völkerrechtes 
anſehen, find zuſammengeſtellt bei Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, S. 32, Anm. 
Triepel legt ein großes Gewicht auf die Unterſcheidung zwiſchen Vertrag im eigent— 
lichen Sinne und der Vereinbarung im Sinne Bindings. Die Folgerung Triepels, 
als ob es ſich bei den Vereinbarungen um Aeußerung eines Gemeinwillens handle, 
welcher unmittelbar Recht ſchaffe, iſt jedoch völlig unzutreffend. Das Vorhandenſein eines 
Gemeinwillens, der mit dem Gejepgebungswillen identiſch iſt, jept eine Organiſation 
voraus und damit ein Organ, dem dieje Willensbildung zukömmt. Dieje Organijation 
fehlt aber zwiſchen den Staaten; die Tätigkeit, welche zur Bildung der Vereinbarung 
führt, ift nicht Organtätigkeit, nicht Tätigfeit der Staaten, als Witglieder eines beſtehen den, 
rechtlich normierten Organes, jondern rein individuelle Barteitätigfeit. Die Vereinbarung 
untericheidet jih vom gewöhnlichen Vertrage nur durch den Anhalt, nicht bezüglih der 
Bedingung des Zuitandefommensd Die Vereinbarung iſt neben dem gewöhnliden Ber: 
trage nur die bejondere Art einer und derjelben Sattung, nenne man die lektere Vertrag 
im weitern Sinne, Traftat oder Willenseinigung Wie der Vertrag, jo ift aud die Ver: 
einbarung nur bindend gemäß dem Völkerrechtsſatze, daß Traftate gehalten werden jollen. 
Die Vereinbarung kann deshalb nicht Quelle des Bölferrechtes jein, jie unteriteht dem 
Bölferrehte. Wie eine privatrechtliche Vereinbarung zwiſchen Privatleuten nicht Privat: 
recht jelbjt ift, jondern als rechtögeihäftliher Alt dem Privatreht unterjtellt it, von 
legterm jeine Kraft und Ausjtattung erhält, jo iſt die Vereinbarung zwiichen Staaten 
eine Rehtshandlung auf dem Boden des Völkerrechtes. eine Hechtähandlung. die das 
Bölferreht weder zu erweitern, noch zu ergänzen vermag, und nur für die Handelnden 
in Betracht fällt. Die Vereinbarungen jind verbindlich, ichaffen Recht durch das Mittel 
des Völkerrechts, ähnlich wie ein gegenjeitiges Tejtament Recht für die Beteiligten jchafft 
durch das Mittel des Privatrechtes. 
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Neben dem Rechtsjage, dat Verträge zwiſchen den Völkern gehalten werden 
jollen, find noch andere Völkerrechtsſätze möglih. So weit ein Geltungsgrund 
für einen Saß vorhanden ift und die Geltung eine wirkliche ift, haben wir Völ— 
ferreht. Der Geltungsgrund kann namentlich in der Achtung vor Herkommen 
und Uebung bejtehen; wir haben dann Völkergewohnheitsrecht. 


5 34. Die Staatöverträge. 


Der Völkerrechtsſatz, daß Verträge bindend jein jollen, bedarf der nähern 
Ausführung. Wir umfaffen mit dem Ausdrud Verträge jomohl die eigentlichen 
Verträge, als die Vereinbarungen. 

Wann ein Vertrag als gültig abgeſchloſſen zu erklären ſei, beurteilt fich 
nah Völkerrecht; das letztere jeßt den Begriff des Staatövertrages feſt und 
normiert die Vorausjegungen feiner Gültigkeit. Vernünftigerweife will nun das 
Völferreht das gültige Zuftandefommen des PVertrages wohl nur dann an— 
ordnen, wenn die Verpflichtung von denjenigen Organen des Staates eingegangen 
wird, die gemäß dem eigenen, dem Landesrechte, bezügliche Verpflichtungen oder 
Rechtsjäte zu begründen vermögen‘). Eine Gebundenheit des Staates ift nur 
denkbar, wenn der inhalt desjenigen, woran man gebunden werden joll, im 
‚Innern des Staates die gleiche Bedeutung genießt, wie das eigene Recht. Und 
da die Recdtsbildung beftimmten Organen zufteht, jo müſſen es auch dieje 
Organe jein, die den Vertragswillen äußern. 

Soll aljo ein Vertrag abgeichloffen werden, der für einzelne Organe Ber: 
pflihtungen oder Rechtsjäge nach ſich zieht, die gemäß dem Landesrecht auch 
von den betreffenden Organen begründet werden können, fo genügt die Vertrags: 
erffärung diefer Organe”); joll der Bertrag Verpflichtungen und Rechtsſätze für 


) Wie bei Verträgen zwiichen Gejellihaften des Privatrehts nicht die Statuten 
derielben, jondern nur die über den Gejellichaften berrichenden ftaatlichen Rechtsſätze zu 
beitimmen vermögen, wann ein Vertrag feinen Abichlu gefunden bat, jo unteriteht der 
Staatövertrag bezüglich ſeines Abichluffes und jeiner Berfettion nicht der Rechtsordnung 
des einzelnen Staates, fondern, ala Gejchäft zwijchen den Staaten, der über den Staaten 
itebenden Rechtsordnung. Das Bölferreht iſt aber zu wenig ausgebildet und zu wenig 
kräftig, als daß es ein einheitliches Prinzip aufzuftellen vermöchte, wie das ftaatliche Recht 
ed tut, wenn es beftimmt, dab Gejellichaften, ohne Rückſicht auf ſtatutariſches Recht durch 
den Voritand verpflichtet werden. Das Völkerrecht enthält deshalb den Sag, daß die 
Borausjegungen zur Eingehung einer Berpflihtung jih nah dem ſpeziell ftaatlichen 
Rechte richten. 

Für die Frage, welches Organ zum Abſchluß eines Staatövertraged bereditigt iei, 
tommt aljo das jtaatlihe Recht zur Anwendung, allein nicht deshalb, weil diejes Hecht 
den Abſchluß des Vertrages beherricht, jondern weil ed vom Völkerrechte ald mahgebend 
anerfannt wird. Laband, Staatsrecht II, S. 123: „Denn jo wie die Privatreht3ordnung 
zwar die Borausjegungen für den rechtswirkſamen Abſchluß von Rechtsgeichäften normiert, 
dabei aber ſehr wohl den einzelnen juriftiihen Perſonen freiftellen fann, durch ihre Statuten 
zu bejrimmen, durch welche Organe und unter welchen Vorausjegungen und Formen jie 
rehtägeichäftlih verpflichtet werden können, jo kann auch die WBöllerrehtdordnung in 
dieier Beziehung auf das Staatsrecht der einzelnen Staaten verweilen und jih auf die 
Aufitellung eines Blanquettrechtsſatzes beichränten, der durch die Verfaſſungen der einzelnen 
Staaten für jeden derjelben jeine Ausfüllung erhält.“ 

Wo alio 3. ®. der Monarch vberjter Kriegsherr iſt, kann derjelbe ohne Mitwirkung 
anderer Organe Schuß und Trupbündnifie, auch geheime abſchließen; es genügt, wenn er die 
Berpflihitung kennt. In der abjoluten Monarchie wäre der Monarch überhaupt imjtande, 
Verträge nad) jeder Richtung bin abzuichließen, er mühte den Inhalt dieier Verträge aber 
doh den andern Organen und den Bürgern mitteilen, jofern ein Verhalten derjelben 
dur den Vertrag gefordert wird. Wo die Regierung eines fonititutionellen Staates auf 
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alle Organe, ja für alle Bürger herbeiführen, jo muß die Vertragserflärung 
grundjäglich vom Geſetzgeber ausgehen?). 

Es beiteht eine Theorie, wonach unterjchieden wird zwiſchen dem völfer: 
rechtlich bindenden Abſchluß des Staatövertrages und der Wirfjamfeit oder Voll: 
ziehbarfeit des Inhaltes des Staatövertrages im Innern. Ein Staatävertrag 
hat danach an und für fich feine Rechtswirkungen nad) innen (gegen Behörden 
und Bürger), ſondern einzig und allein nad) außen; die Erfüllung des Ber: 
trages geichieht dann durch Erlaß der bezüglichen Rechtsvorſchriften im Innern?). 
Wir ſchließen uns diefer Theorie nicht an; die Gültigkeit und Wirkſamkeit der 
Beitimmungen der Staatöverträge läßt ſich nicht in eine völkerrechtliche und in 
eine ftaatörechtliche jpalten. Das Inwirkſamkeittreten des Bertragsinhaltes 
gründet fih auf den Staatövertrag. Der Inhalt eines gültig abgejchloffenen 
Vertrages wirkt unmittelbar verpflichtend auf diejenigen Organe und Bürger 
des Staates, die e8 angeht. Freili müßten leßtere den Vertrag auch fennen ; 
geheime Verträge können nicht binden, jondern nur befannt gemadte. Der 
Rechtsinhalt des Staatsvertrages ift im fontrahierenden Staate nicht Landes— 
recht, jondern Staatövertragsrecht?). Es kann dagegen vorkommen, dab bie 


gewiſſen Gebieten da8 Verordnungs- oder Verfügungsrecht hat, fann fie auf diejen Gebieten 
aud von ſich aus Verträge abichließen, ohne an Zuftimmung ded PBarlamentes gebunden 
zu jein. Ich verweiie 8. auf die Uebereintunft vom 15. Mai 1886 zwiſchen Belgien, 
Brafilien, Spanien. Vereinigten Staaten, Jtalien, Portugal, Serbien und der Schweiz betr. 
Austauſch amtlicher Erlaſſe und anderer Publikationen, auf die Verträge betr. gegenjeitiger 
Zuſendung von Volkszählungsmaterial, auf die Vereinbarungen betr. Ausſtellung von 
Leichenpäſſen ıc. 

1) In dem fonftitutionellen Staate muß aljo das Parlament feine Zuftimmung 
geben. Art. 11. Abj. 3 der deutihen Reichsverfaſſung beftimmt, daß Verträge mit fremden 
Staaten, injoweit ſie fih auf Gegenjtände beziehen, weldhe in ben Bereich der Reichs— 
gejepgebung gehören, zu ihrem Abichluffe der Zuftimmung des Bundesrates und zu ihrer 
Siltigkeit der Genehmigung des Neichdtages bedürfen. Ueber die Bedeutung diejer Bor- 
jchrift herrfcht feine Hebereinftimmung, vergl. Laband, Staatäredht II, S. 125. In den 
Vereinigten Staaten ſteht das Recht, Staatöverträge abzuſchließen dem Präfidenten in 
Verbindung mit dem Senate (?s Mehrheit) unter Ausſchluß des Repräſentantenhauſes zu. 
Die ſchweizeriſche Bundesverfafjung Art. 85 Ziff. 5 bezeichnet als vertragsichließendes Organ 
einzig die Bundesverjammlung ; einerjeit3 ijt das Einveritändnis des Bundesrates nicht 
erforderlih und andererjeit3 eine Mitwirfung des Boltes (Referendum) ausgeichlofien, 
vergl. meine Bemerkung im Archiv f. öffentl. Recht Bd. VII, S. 401, Anm. 26. Das Ver— 
fajlungsreht Englands wird jo ausgelegt, daß es zwiichen bindendem Abſchluß der 
Staatöverträge einerſeits und der Vollziehbarkeit derjelben andererjeit3 einen Unterichied 
made. Der Abſchluß ftehe dem König zu, die Vollziehbarfeit aber bedürfe eines Altes 
des Parlamented. Dieje engliihe Auffafiung ift der Ausgangspunkt einer bejonderen 
Lehre geworden. — Im allgemeinen iſt durd die Berfaliung der Staaten die Kompetenz 
zum Abſchluß von Staatöverträgen bejonders geordnet. Dabei treffen wir Abweihungen 
gegenüber dem Grundjage an, daß die gejeggebenden Faktoren in gleicher Weile mit- 
zuwirten haben wie bei einem Geſetze. Dieſe Abweihungen find zum Zeil Bereinfahungen 
(in Amerika Umgehung des Nepräfentantenhaufes, in der Schweiz Ausſchluß des Re— 
ferendums). Andererſeits wird in Deutichland, wo der Kailer fein Geſetzgebungsfaktor 
it, für den Staatsvertrag die Mitwirkung desjelben erfordert. In der Schweiz ijt der 
Bundesrat, fonjequent mit dem übrigen Berfafiungsrechte, wonah er kein gejeßgebender 
Fattor it, nicht vertragsſchließendes Organ, ſolches ift einzig die — — 

2) Dieſe Unterſcheidung wird, geſtützt auf das en Verfaſſungsrecht von 
Gnerjt für Preußen und von Yaband für das Deutiche Reich entwidelt; vergl. La = 
band, Staatsrecht II, S. 114 ff., welcher dieje Unterſcheidung auch als innerlich be= 
gründet zu rechtfertigen jucht, vergl. auch Triepel, Bölterreht und Landesrecht, S. 119 ff. 

Bergl. Kaufmann, Das internationale Recht ıc., S.31. Es ift dies die ältere 
Theorie, vertreten namentlih von E. Meier (Ueber den Abſchluß von Staatöverträgen 
1874), ferner von Unger (Grünhbuts Zeitichrift, Bd. 6, ©. 399 ff.) und Störk (Wörter- 


x 
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Regierungen verichiedener Staaten Verträge abſchließen, wonad fie ſich ver: 
plihten, dafür zu forgen, daß innerhalb ihres Landes bejtimmte Vorjchriften 
erlaffen, oder —— — vorgenommen werden. Hier muß unterſchieden 
werden zwiſchen Abſchluß und Erfüllung des Vertrages. Der Vertrag iſt perfekt 
und gültig ohne Wirkſamkeit im Innern, letztere ſoll noch begründet werden. 
Die vertragsſchließenden Regierungen haben lediglich die Pflicht, in gutem Treuen 
für die Erfüllung zu ſorgen; iſt dies ihnen nicht möglich, infolge Widerſtandes 
der geſetzgebenden Faktoren, ſo iſt nicht der Vertrag gebrochen, ſondern es liegt 
Unmöglichkeit der Erfüllung vor’). 

Das Völkerrecht verlangt zur Gültigkeit der Vertragserflärung, daß leßtere 
von denjenigen Organen erfolge, denen nad) der Verfaſſung des Staates die 
Kompetenz hiezu zufteht. Man untericheidet die Tyeititellung des Vertrags: 
entwurfes und die Abgabe der Vertragserklärung. Die Feititellung des Ent: 
wurfes geichieht durdy Unterhandlungen der Echeffenben Regierungen, bezw. ber 
von Denjelben bezeichneten Abgejandten und Unterhändler. Einigt man ſich über 
den Inhalt, jo wird ein Entwurf aufgeftellt, und berjelbe von den Beauftragten, 
die ala Bevollmächtigte des Staatsoberhauptes bezeichnet werben, unterzeichnet. 
Die unterzeichnenden Bevollmächtigten find alſo nicht bevollmäcdhtigt zum Der: 
tragsabidhluffe jelbft, Jondern nur zur Feſtſtellung des VBertragsentwurfes; fie 
unterzeichnen deshalb nicht im Namen des Staatsoberhauptes, da auch lekteres 
no nicht gebunden jein will, jondern in eigenem Namen als Bevollmädtigte 
zum Entwurfe. Es wird dies gemöhnlich auch ausdrüdlich betont, indem man 
die jog. Ratifitation vorbehält?). Der Entwurf der Bevollmädtigten wird nun: 





Such des Deutihen Berwaltungsrecdhtes j. v. Staatöverträge $ 7). Völkerrechtliche Gültig— 
feıt und Wirkſamkeit im Innern des Staates beruhen nit auf zwei beiondern Alten, 
Abichluß des Bertrages und Befolgungsbefehl im Innern; lepterer ift bei einem gültigen 
Sertrage nicht mehr notwendig. Erforderlich ift natürlich die Kublitation. wenn die Wirt: 
amfeit des Bertrages jich auf Organe und Bürger erjtreden joll. Freilich haben wir 
mit dem Berjajiungsreht Englands, das völferrechtliche Gültigkeit und Vollziehbarkeit 
m Innern untericheiden joll, zu reinen. In den Vereinigten Staaten, wo der Bräfident 
mit Zuftimmung (einer Zmeidrittelmajorität) des Senated die Staatsverträge abſchließt, 
fr die Frage der Borausjegung der „Vollziehbarkeit“ gleichjall® ſtreitig. Es herrſcht die 
*idtung vor, welche die gültig geichlojienen Berträge in Gemäßheit der Berfajiung ohne 
meiter8 als „laws of the land“ und vollziehbar erachtet. Nur wenn nad) dem Staats— 
vertrage Geldbewilligungen erforderlich find, muh das Reprälentantenhaus diejelben zuerjt 
eenehmigen, Kaufmann a.a.D. ©. 35. Für Deutihland hat, entgegen Yaband 
€. Meier (Üeber den Abſchluß von Staatöverträgen 1874) ausgeführt, daß die innerlich 
wideriprudhsvolle Trennung in völkerrechtliche Gültigkeit und ſtaatsrechtliche Vollziehbarkeit 
nad) dem Staatöredht der fontinentalseuropätichen Staaten, jpeziell Deutichlands, nicht befteht. 
Solche Verträge mit Erfüllungspjliht fommen vor; werden dann die ſtaats— 
geieglichen Erlaſſe vorgenommen, jo iſt das in ihnen enthaltene Recht durchaus nur Landes— 
teht, nicht jtaatövertragliched Recht. Wenn ſich 3. B. die Negierung Italiens verpflichten 
würde, die Gejeßgebung zu revidieren und zu ergänzen, um die Vernichtung der Sing- 
dögel zu unterdrüden, jo wäre die bezügliche Gejegesgebung Landesrecht, nicht Vertragsrecht, 
edenio wenn jich die Regierung eines Staates verpflichten würde, für jchärfere Beitimmungen 
segen den Anarhismus im Innern zu jorgen. Verträge auf Bornahme landesgejeplicher 
Erlajie find in der Regel Berträge zwiichen Regierungen; bier iſt denn auch die Un— 
möglichkeit der Durchführung nicht Bertragsbrud; haben dagegen bei diejen Verträgen 
Se gejeggebenden Faktoren bereit3 mitgewirkt, jo wäre die Nidhtvornahme der Erlafie 

‘ Qa sbruch. 

* Der Ratifikationsvorbehalt bezieht ſich ſowohl auf das Staatsoberhaupt, wie 
uf das Parlament. Laband II, ©. 122, von der Unterſcheidung zwiſchen völferredht- 
iher Gültigkeit und ſtaatsrechtlicher Vollziehbarkeit ausgehend, nimmt eine Legitimation 

es Staatsoberhauptes nah außen zum Abſchluſſe des Vertrages an, wenngleich das 

l 
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mehr im Bertragsitaate dem Parlamente zur Genehmigung vorgelegt. Das 
Einbringen diejes Vertrages im Parlamente deutet darauf hin, daß aud das 
Staatoberhaupt damit einverftanden ift. Gewöhnlich handelt e8 fi im Par: 
famente bei der Beratung nur darum, das Ganze anzunehmen oder abzulehnen. 
Allfällig vom Parlamente verlangte Abänderungen müßten veranlaflen, daß ber 
Bertragsentwurf vorläufig zurüdgezogen und ein neuer angeftrebt wird. Stimmt 
das Parlament zu, jo wird der Vertragsentwurf mit einem Einleitungs- und 
einem Schlußſatze verjehen, woraus erſichtlich it, daß nunmehr die Vertrags: 
erflärung ſtaatsrechtlich in Ordnung, komplet ift (Ratifitationsurfunde). Die 
Ratifilationsurfunde wird vom Staatsoberhaupte ala Urkundsperſon unterzeichnet 


Oberhaupt bei der Vollziehung im Innern an die Zuftimmung des Barlamentes gebunden 
jei- Bon dem Standpunkte aus, der dieje Unteriheidung grundjäglich verwirft, jollte 
man auch zur VBerwerfung der völferrehtlihen Legitimation des Staatöoberhauptes ge— 
langen. Allein eine Reihe von Schriftitellern, die die Unteriheidung Labands zwiichen 
Abſchluß und Wirkſamkeit nicht maden, halten dennod dafür, daß das Staatsoberhaupt 
das legitimierte und daher ratifizierende Organ jei, dab jomit der Ratififationsvorbehalt 
ih bloß auf das Staatsoberhaupt beziehe Das lettere wäre aljo grundjäplih zur Rati— 
fifation und damit zum Abſchluſſe legitimiert, es läge aber eine Bedingung vor, wonach 
die Gültigkeit der Ratififation nur vorliegt, wenn die Zuftimmung des Parlamentes er- 
folgt. Die Lehre, wonach die Yuftimmung des Parlamentes nur Bedingung der Gültig— 
feit der Ratifitation durch das Staatsoberhaupt jei, wird mit verichiedenen Modififationen 
vertreten durh Unger Grünhuts Beitichrift VI, ©. 349 ff), Gareis (Annalen 1874, 
S. 768 ff.) Preitele (Die Lehre vom Abſchluß völferrechtliher Verträge 1882), Bröb it 
(Annalen 1882, ©. 241), Jellinet (Gejep und Berordnung 1887), Seligmann (Mb: 
ihluß und Wirfiamteit von Staatöverträgen 1890), Wegmann, Die Natififation von 
Staatäverträgen 1892) u. j. w. — Dem gegenüber wird von E. Meier (lleber den Ab— 
ſchluß von Staatöverträgen) betont, dab die Zuftimmung des Parlamentes da, wo fie 
nötig it, zum Zatbeitand der gültigen Bertragserflärung gehört und zwar ald mit: 
wirfende Bertragserflärung. Seligmann a.a.D., ©. 104, glaubt, daß die Meier iche 
Theorie Schwierigkeiten biete, wenn die Zuitimmung des PBarlamentes erjt nah der Ra— 
tififation durch das Staatsoberhaupt erfolge: „wann ift nun ein Vertrag zuitande ge— 
tommen, falld die parlamentariihe Genehmigung erit nad) der Natifitation erteilt worden 
it? Kann der nahträgliche parlamentarische Beitritt rücdwirtende Krait haben?“ Daß ein 
Staatsoberhaupt Berträge abichlieht, bevor die notwendige Zujtimmung des Barlamentes 
eingeholt wurde, fann jeinen Grund darin haben, daß das Oberhaupt in diefem jpeziellen 
Halle irrtümlicherweije die Einholung der Zuftimmung nicht für.erforderlich erachtete oder 
weil es der Zuitimmung ficher war und die Sache feinen Aufſchub litt. In al’ dieien 
Fällen ijt die Zuftimmung des Barlamentes Kompletierung eines mangelhaften juriftiichen 
Tatbejtandes, eines unvolltommenen Beſchluſſes; die Zuftimmung hat aljo das, was wir 
rüdwirtende Kraft nennen. Bergl. aut Kaufmann, Die Rechtskraft ıc., S. 37, der für 
Rückwirkung eine Entiheidung des oberiten Gerichtshofes der Vereinigten Staaten und 
Bheaton (Digest of the International Lawı IL, 8 132, zitiert. Ich betradyte die Zu— 
ſtimmung des Parlamentes nicht als bloße Bedingung, aber auch nicht (wie E. Meier) 
als eine direfte Vertragserklärung, jondern als Element des notwendigen (einftimmigen) 
Beichlufie8 der Kammern und des Monarchen (vergl. S. 57 8 3 Note 4), Das Staatä= 
oberhaupt ijt nicht legitimiert zum Abichluffe, jondern bloß legitimiert zur Leitung der 
Verhandlungen. — Die Vertragserflärung als einitimmiger Beihluß der Parlamente und 
des Staatsoberhauptes fommt alio juriſtiſch gleich zuitande wie das Geſetz, das ebenfalls 
ein (einftimmiger) Beſchluß der geieggebenden Faktoren bedeutet. Diebei find vom juris 
ftiihen Standpunkte aus die Erklärungen der Parlamente und des Monarden völlig 
gleichwertig; jede diejer Erklärungen bat die aleiche Bedeutung als eine zum Beichluiie 
notwendige Zujtimmungserflärung ; feine Ertlärung hat einen Vorzug, das Fehlen jeder 
einzelnen verhindert das Zuftandelommen des Beichlujies. Der Begriff der Santtion bat 
bei der Staatövertragserklärung ſowenig Berechtigung ald beim Gejepe, man verjtände 
denn unter Sanktion eben den einſtimmigen Beſchluß der vertragserflärenden, bezw. 
geießgebenden Faktoren, nit aber die mit jpezieller Autorität ausgeftattete Erklärung 
eines jpeziellen Faktors des Monarden, des Bundesrates in Deutichland, des über 
Geſetze abitimmenden Boltes in der Schweiz). 
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und durd) den Austauſch oder die Niederlegung der Urkunden iſt der Vertrag 
perfeft?). Die Publikation des Vertrages in den vertragsichließenden Staaten 
it Pflicht der legtern. 


Es ift zu betonen, baß die Organe des Staates, Parlament und Staats- 
oberhaupt, bei der Bildung der Vertragserflärung nicht ala bloße Repräfentanten 
des Staates, jondern ald Organe desjelben handeln; dieſes organfchaftliche 
Handeln ift aber, weil für alle übrigen Organe und die Glieder maßgebend, 


) E3 gehört zum Wejen des Vertrages, daß der Kontrahent nicht bloß den Ver— 
tragswillen fakt, jondern auch denjelben in die Form der Erklärung bringt und dieſe 
Erklärung dem Kontrahenten übermittelt. Der Staatövertrag iſt nicht ſchon perfekt, wenn 
dad Minijterium bezw. dad Staatdoberhaupt und das Parlament ihre Zuſtimmungs⸗ 
beſchlüſſe gefaßt haben, ſondern erſt, wenn die Erklärungen ausgefertigt und ausgetauſcht 
werden. Es iſt nun üblich, daß der ne nur dom Staatdoberhaupte unterzeichnet 
wird (mit allfällig erforderlichen minifteriellen Gegenzeihnungen) und durd das Minijtertum 
bezw. durch den Beauftragten des Oberhauptes zum Austauſch gelangt. Das Staatd- 
oberhaupt unterzeichnet deshalb im fonititutionellen Staate den Vertrag nicht in jeiner 
Eigenichaft als vertragsichliegendes Organ des Staates, jondern als Urkundsperſon für 
die Tatiache, daB der übereinftimmende Beihluh der hiefür in der Geſetzgebung vorgejehenen 
Irgane eingetreten jei. Die Erwähnung, daß das Parlament beigeitimmt habe, geichieht 
nur in einzelnen Yändern (Frankreich, Vereinigte Staaten, Portugal, Schweiz), in den 
meiiten (jo auch in Deutichland) nicht; die Schlußformel enthält aber auch hier die Be: 
kätigung, daß die Sache nunmehr in Ordnung fei. Immerhin bleibt es dem Gegen— 
tontrabenten überlafien, fi zu erkundigen, ob das Parlament wirklich beigeftimmt habe; 
er kann dies durch jeine Geſandten im leichtefter Weile ermitteln. Die Auffaſſung tft 
edenfalls zurüdzumeijen, ald ob das Parlament gar nicht fähig wäre, völterrechtliche 
Erklärungen abzugeben; es ijt dies durchaus möglih und es ijt auch in der Tat die 
Zuitimmung zum Staatsvertrage Mitwirkung zu einem Beichlufje von völferrechtlicher 
Sedeutung. Der Zuitimmungsbeihlug des Parlamentes wird auch durhaus von dem 
Bewußtſein begleitet fein, daß er jeine Bedeutung gegenüber dem auswärtigen Staate 
babe, daß er Fejtandteil eines Beichluffes, beitimmt dem auswärtigen Staate zur Kenntnis 
gebraht zu werden, jei. Allerdings wird nicht der Beſchluß des Parlamentes jelbit, 
iondern nur der Beſchluß, gebildet aus den Zuftimmungen der Parlamente und des 
Staatäoberhauptes urkundlich auägefertigt und mitgeteilt. In der Schweiz, wo das 
Barlament ausſchließlich vertragsſchließendes Organ iſt, iſt es bloß der ——— 
deichluß, welcher urkundlich durch den Bundesrat zur Ausfertigung und Kenntnisgabe 
zelangt. Die urkundliche Ausfertigung des Vertrages bedeutet dasjenige, was beim 
Feiegeserlafie die Ausfertigung oder Promulgation bedeutet; die authentiiche Erflärung 
äber das Zuftandefommen des —— Organwillens. Die Bedeutung der Ver— 
urtundung und nicht der Vertragserklärung des Staatsoberhauptes ſelbſt, hat die Unter— 
wihnung des Staatövertrages unzweifelhaft in den Bereinigten Staaten: der Präfident 
erflärt den Vertrag ald von den legtern abgeſchloſſen. (Sleicherweile wird in Frankreich, 
iowohl zur Zeit des Kaijerreiches als gegenwärtig, der Vertrag durd die Unterjchrift des 
Staat2oberhauptes ald von Frankreich abgeſchloſſen verurfundet. In Deutichland erklärte 
früher der Kaiſer mit jeiner Unterichrift den Vertrag als von ihm abgeichlofjen; in den 
legten Jahren aber wird der Vertrag ald von Deutichland, d. h. ald von den mahgebenden 
soltoren angenommen erklärt; die Unterichrift des Kaiſers hat alio die Bedeutung der 
Verurfundung. In der Schweiz gelangt die Vertragserflärung durch den Bundesrat aud) 
zur zur Ausfertigung; der Bundesrat erklärt den Vertrag als von der Schweizeriichen 
Eidgenofienihaft abgeichlojien. Für Rußland iſt die Frage offen, ob der Kaiſer feine 
eigene Jujtimmungserflärung verurkfundet, ob er durch jeine Unterichrift auf dem Vertrag 
die maßgebende — — abgibt, oder ob dieſe Unterſchrift beides, die Ver— 
ttagserklärung und Verurkundung umfaßt. In England erklärt der König den Ver— 
ttag auf jeinen Namen abgeſchloſſen; betradhtet man nad engliihem Staatsrechte den 
König als allein fompetent, den Vertrag abzuſchließen, jo fönnte jeine Unterſchrift ſowohl 
fonititutiver (vertragserflärender) als deflaratoriicher (verurfundender) Natur jein, Wenn 
aub in Defterreih, Belgien, Dänemark, Jtalien, Spanien u. ſ. w. die Natififationd- 
erflärung vom Abſchluſſe des Vertrages durch dad Staatdoberhaupt ſpricht, jo liegt doch 
die rein verurfundende Natur der Erklärung aud bier außer Frage. 
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zugleih Handeln des Ganzen; dadurch, dab die berufenen Organe handeln, 
handelt das Ganze. 

Der Vertrag wird aufgehoben durch Ablauf der Ieinelepten Zeit ober 
durd Kündigung‘). Mit der Aufhebung des völferrechtlichen Vertrages hört 
auch jeine Wirkſamkeit, jeine Vollziehbarfeit im Innern des Staates auf. 


S 35. Das vereinbarte internationale Redt. 


Durch die Staatöverträge werden in der Regel Rechtsſätze vereinbart. 
Man braucht dabei nicht nur an die Konventionen über Poſt-, Eijenbahnfradit: 
verfehr, gemwerbliches und fünftleriiches Eigentum, über Sivilprozegredht u- j. w. 
zu denfen; auch gewöhnliche Staatöverträge, wie Niederlaffungs:, Auslieferungs- 
verträge jegen Normen jeft, die innerhalb der Vertragsftaaten zu gelten haben. 

Diejes vereinbarte Recht fünnen wir internationales Recht nennen, weil 
e8 in mehreren Staaten gleihmäßig und gleichwertig gilt. Es iſt nicht jelbit 
Bölferrecht ; bloß jeine Gültigkeit beruht auf dem Völkerrechte, leitet fi) daraus 
ab. Es ift aber auch nicht Landesrecht, weil jeine Quelle außer Landes, im 
völferrechtlichen Bertrage befteht. Das vereinbarte internationale Recht nimmt 
alfo eine Zwiſchenſtellung zwiſchen Völkerrecht und Landesrecht ein; es unterliegt 
dem Völkerrecht, fteht aber über dem Landesrecht. 

Die Rechtsfubjekte, welche nach diefem internationalen Recht berechtigt und 
verpflichtet werden, find nicht bloß die Staaten jelbjt?). Letztere find allerdings 
die einzigen völferrechtlichen Rechtsjubjekte; ihre Vereinbarungen dringen aber in 
das Innere und berechtigen und verpflichten die Organe und Glieder unmittelbar”). 





") Hier tritt die Frage auf, ob das Staatsoberhaupt von fid) aus die Kündigung 
vornehmen könne oder ob e8 hiezu wieder der Mitwirkung des Parlamentes bedürfe. 
Die Entiheidung diejer Frage macht das Völferrecht wieder von den verfaſſungsmäßigen 
Beitimmungen der Staaten abhängig. Konjequenterweije follte, wie zum Abfchluſſe, io 
auch zur Aufhebung das Parlament mitwirten. Mehrere Schriftjteller nehmen an, dab 
die vom Parlament erfolgte Genehmigung des Vertrages ſich auch auf die Kündungs- 
Maujel erjtrede und aljo zugleich die entiprehende Ermächtigung für die Regierung ent: 
balte, vergl. Laband II, ©. 154. Dieje Annahme ift aber lediglich Fiktion; der Umſtand, 
da in dem vom Parlamente gebilligten Vertrage eine Kündigung vorgeſehen ift, in: 
volviert doch gewiß noch feine Ermächtigung des Parlamentes an die Regierung, dieie 
Kündigung dorzunehmen, falld und wenn es ihr beliebe. Nod weniger kann in dieſer 
Billigung der Kündungsllaufel eine allgemeine Delegation des Aufhebungsrechte® an die 
Regierung erblidt werden. Vergl. meine Ausführung im Archiv für öffentliches Recht VI, 
5.403, dagegen Heilborn, Archiv für öffentliches Recht XII, ©. 188, 

9 Vergl. Kaufmann, Die Rechtskraft des internationalen Redti, S. 3— 27; 
vergl. auch ©. 44: „Je nah dem Inhalte der internationalen Rechtsordnung, welde 
eine ſolche unmittelbare Nechtsregelung trifft, find es verjchiedene Klafien von Perſonen 
und verihiedene Kategorien von Staatdorganen, für deren Verhalten die Unmittelbarfeit 
der betreffenden internationalen Rechtsordnung rechtlich bedeutiam wird. Namentlich find 
es aber auch die Gerichte, welche in den von ihnen zu enticheidenden Fällen als Organe 
der Rechtſprechung berufen find, diejer Unmittelbarfeit Nechnung zu tragen und Recht zu 
ſprechen, in Gemäßheit der betreffenden internationalen Rechtsordnung.“ 

) Staatöverträge können jich allerdings darauf beichränfen, dem Organe des Ber: 
tragsjtaates eine Pflicht aufzuerlegen, rechtliche Negelung des Landesrechtes zu erlajien. 
Gewöhnlid nehmen aber die Verträge, bezw. Vereinbarungen diefe Regelung jelbit vor. 
„Wo dies aber geichehen ift und geichieht, da weichen rechtlich von der Rechtsordnung 
der internationalen Böltergemeinjchaft als der höhern Rechtsordnung die Rechtsordnungen 
der in jenen befaßten einzelnen Staatdgemeinjchaften. .. Darin bejteht die Unmittelbarfeit 
der Rechtöregelung, daß die internationale Rechtsordnung nicht fediglih den in jener 
internationalen Pölfergemeinihaft inbegriffenen Staatögemeinjchaften —* eine 
Rechtsregelung zu treffen, ſondern daß ſie ſelbſt — in rechtlich maßgebender Weiſe — 
dieſe ————— vornimmt”. Kaufmann, a a. O. S. 44. 
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Im einzelnen ift noc folgendes zu bemerken: Das vereinbarte inter: 
nationale Recht hebt widerftreitendes Landesrecht ohne weiteres auf‘). Es frägt 
fih, ob auch widerſtreitendes Verfaſſungsrecht aufgehoben werde. Wo zwiichen 
Verfaſſungs- und einfacher Gejeggebung nicht unterjchieden wird, hat dieje Frage 
feine Bedeutung. In den Staaten mit bejonderd gearteter Verfaſſungsgeſetz— 
gebung, gelten die gewöhnlichen Faktoren für den Vertragsabſchluß nicht ala 
fompetent, Rechtsſätze zu vereinbaren, welche dem Verfaffungsrechte zumwiderlaufen. 
Es läge dann auch völferrehtlic ein Mangel in der materiellen Kompetenz ber 
den Vertrag abichließenden Staatsorgane vor. Diefen Mangel zu unterfuchen, 
teitzuftellen und die Konſequenz der Nichtigkeit zu ziehen, find jedoch die Organe 
des Staates, insbefondere auch die Gerichte regelmäßig nicht befugt”). Bei 
Bundesftaaten (Vereinigten Staaten, Deutjches Reich und der Schweiz) tritt die 
‚stage auf, ob diejelben Verträge eingehen können über Materien, die noch der 
Kompetenz der Gliedftaaten verblieben find. Dieſe Trage ift nicht unbeitritten, 
wird aber meiftens bejaht”). Die vereinbarte Rechtsordnung hebt ohne weiteres 
früheres, zwilchen den nämlichen Staaten vereinbartes Recht, jofern es wider: 
ipriht, auf‘). Ein jpäteres Staatögejeß, das einer vereinbarten internationalen 


) Bergl. Kaufmann, ©. 43—47 unter Berufung auf Urteile der Vereinigten 
Staaten, der Schweiz und des Deutſchen Reiches. 

2) In den Vereinigten Staaten ift die Theorie unbejtritten, daß durch Staats- 
vertrag das Verfaſſungsrecht nicht abgeändert werden dürfe. Für die Schweiz äußert jich 
Blumer-Morel, Schweiz. Bundesjtaatäreht I, S. 245: „Der Bund iſt gebunden 
durh die übrigen Beitimmungen feiner Berfalfung, namentlich folder, welche allgemein 
politiiche Grundjäße aufitellen, ſowie joldher, welhe den Kantonen gewiſſe Rechte aus 
drüdlich garantieren“; Dubs teilt die gleiche Auffaſſung. Kaufmann, a. a. O., ©. 47. 
Es ift zum vornherein Mar, dal; die Gerichte eines Vertragsſtaates nicht befugt find zu 
prüfen, ob der Bertrag der Berfafiung des andern Bertragsftaates widerſpreche. Ob das 
Lrüfungsrecht dahin bejtehe, den Bertrag auf die Gemäßheit mit der eigenen Verfafjung 
ju prüfen, hängt von dem eigenen Staatsrechte ab. Diejed Prüfungsrecht beiteht regel— 
mäßig nicht; Ausnahme in den Bereinigten Staaten. 

) „Man hat angenommen, daß durch ſolche international rechtlihe Regelungen 
itet3 die nationalen Gejamtinterejien berührt würden, als deren verfaſſungsmäßig be- 
rufener Bertreter überhaupt und jpeziell in internationaler Hinfiht der Gejamtitaat er: 
heine. Und man hat die verfafjungsmäßige Zujtändigfeit des Geſamtſtaates zur inter- 
nationalen Ordnung diejer Materien aus dem Umitande hergeleitet, daß nad der bundes— 
kaatlichen Berfafiung das Recht der Vertragsihliefung mit fremden Staaten in der 
dauptſache den Einzelitaaten verjagt und nur dem Sejamtitaate vorbehalten jei.“ Kauf— 
mann, ©. 50, über die bejahenden Anfichten in den Bereinigten Staaten, vergl. 
2. 50—52. Für die Schweiz Blumer-Morel I, ©. 241—246; durch die Annahme 
des Vertrages mit Groß-Britannien vom Jahre 1855, ferner desjenigen mit Baden vom 
6. Dezember 1856 und Belgien vom 11. Dezember 1862 „war tatſächlich bereits ent- 
ihieden, daß die Eidgenoffen\haft in Verträgen mit dem Auslande Verpflihtungen ein— 
gehen dürfe in Bezug auf Gegenftände, die im Innern der Schweiz nicht zentralifiert, 
iondern der freien Verfügung der Kantone überlafien find Einer erniten und einläh- 
ihen Prüfung wurde dann aber die Kompetenzfrage bei Anlaß der Genehmigung des 
Staatövertraged mit Frankreich vom 30. Juni 1864 unterworfen.“ Der jtänderätliche 
Beriht jagt u.a.: „Mit dem Nechte Verträge einzugehen, ift nad unſerer Anficht die 
Befugnis verbunden, über alle diejenigen Gegenftände zu jtatuieren, die dabei in Betracht 
kommen“. Durch die Annahme diejed Staatdvertrages mit Frankreich war die Kom— 
detenzfrage entihieden und ift jeither nicht mehr aufgetaucht. Für das Deutiche Neid 
verneint die Kompetenzftage Yaband II, ©. 126: „Der Kaijer fann über Angelegen- 
heiten, die der Kompetenz des Reiches überhaupt nicht unterjtellt find, auch nicht durch 
internationale Verträge verfügen“. Dafür v. Mohl, Gorius und Kaufmann, welder, 
2.54, Beiipiele anführt, wo in Staatöverträgen des Deutihen Reiches mit fremden 
Staaten Materien geregelt wurden, die zur AZuftändigfeit der Einzeljtaaten gehört 
haben würden. 

) Kaufmann, ©. 55-59. 
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Rechtsordnung wideripricht, iſt unwirkſam, es würde denn der ftaatliche Geſetz— 
geber mit dem Erlafje des Geſetzes die internationale Vereinbarung abſichtlich 
brechen wollen‘). 





!) Das vertraglihe internationale Recht geht dem Geſetzesrechte vor, das eritere 
beruht auf dem über den Staaten geltenden Völterrechte, ijt vertragämähig eingegangen 
und deshalb vindendes, einfeitig nicht auflösbares Recht. Das Geſetzesrecht beruht auf 
dem innern Billensentihluß der Urgane, es iſt einjeitig erlafiene® und deshalb ein- 
jeitig auflösbares Recht. Das Vertragsrecht dringt von außen in den Staat hinein und 
wirft als ein höheres Recht; das Geſetzesrecht entwidelt jih im Innern des Staates. 
Kaujmann jagt ©. 77: „Die Geltung des ftaatsvertraglich gejepten internationalen 
Rechts beruht auf einer Quelle, über welde der einzelne Staat feine Autorität hat: nämlich 
auf der infolge einer Willenseinigung der Staaten durch gemeinfame Willenstat derjelben 
erfolgten Schaffung und Wirkſamkeitsmachung des internationalen Redts... Es fann 
jeiten® des einzelnen Staates einjeitig nicht für die internationale Völkergemeinſchaft 
außer Geltung gejept werden.“ M.a. W. Die Geltung des vereinbarten internationalen 
Rechts beruht auf dem BVölferrechte, welches über dem Landesrechte jteht. Schon im jog. 
Londoner Brotofoll vom 19. Februar 1831 hatten die europäiihen Großmächte es als ein 
Prinzip des Öffentlichen Rechts, als ein Prinzip höherer Ordnung bezeichnet, daß „Les 
Traites ne perdent pas leur puissance, quels que soient les changements qui interviennent 
dans l'organisation interieure des peuples.“ Aehnlich das Londoner: Prototoll dom 
Jahre 1871, vergl. Kaufmann, S. 71. Eine bejondere Auffafjung berriht in den 
Vereinigten Staaten. Nach der VBerfajjung, Art. VI, 2 bilden die Verfaflung, die darauf 
beruhenden Gejege und Staatsverträge “the supreme law of the land”. Weil nun die 
Staatsgejege und die Staatsverträge in gleicher Weile als das höchſte Geſetz des Landes 
bezeichnet find, hat man gaefolgert, daß fie auf den gleichen Fuß geitellt find und feinem 
ein Vorzug oder ein höherer Hang vor dem andern gegeben jei und wenn deshalb ein 
ipäteres Staatögeieß einem Staatövertrage offenbar widerjpreche, To jei der Richter gehalten, 
dad Staatsgeieg anzuwenden nach dem Grundiaße; lex posterior derogat legi priori. 
Diejen Grundiap hat der oberfte Gerichtshof der Vereinigten Staaten jtet8 aufrecht gehalten, 
vergl. Kaufmann, ©. 73 ff. Auch das Deutſche Neichsgericht jheint von der Annahme 
auszugeben, dab die Beitimmungen eines Staatövertrages durch ein jpätered Geſetz im 
Inlande rechtswirkſam geändert oder außer Kraft gejept werden können. Heilborn, 
Archiv für öffentliches Recht Bd. XII, ©. 174, befämpit diejen Grundjaß nit vom völfer- 
rechtlichen, ſondern fpeziell vom jtaatsrechtlihen Standpunfte aus. Wahricheinlich beitimmt 
durd das Gefühl, daß wir es beim Vertragsrechte mit einer Rechtsquelle höherer Art zu 
tun haben, jucht die Praxis der Berichte die Annahme von Widerjprühen zwiichen jpäterm 
Geſetzesrechte und früherm Vertragsrechte möglichſt auszuſchließen. In einer Reihe von 
Entſcheidungen hat der oberſte Gerichtshof der Vereinigten Staaten betont, daß die Geſetze, 
wenn es nach dem Wortlaut derſelben irgendwie vermeidbar ſei, nicht ſo ausgelegt werden 
dürfen, daß damit internationale Grundſätze verlegt werden. Es ſei die Pflicht der Ge— 
richte voraudzujegen, daß die Staatsgeſetzgebung das Vertragsrecht heilig halten wolle 
und es jolle, wenn möglid, eine Auslegung des Geſeßes gefunden werden, weldye feinen 
Bruch des Staatövertrages in fi ichlöße. In England, der Schweiz und in Deutichland 
berrichen ähnlihe Grundjäge, vergl. Kaufmann, ©.65—69. Der ridtige Grundjag 
ift folgender: Bei VBorhandenjein eines Wideripruches des fpätern Staatögejeges zum 
frühern Vertragsrechte hat der Richter den Willen des Geſetzgebers zu erforihen, ob er 
abjichtlihh und bewußt den Vertrag ganz oder teilweiſe habe brechen wollen. Ob dieje 
Abſicht vorhanden jei, kann ohne große Schwierigkeiten aus den Verbandlungsprotofollen 
oder aus den Motiven eruiert werden. Es fteht wohl außer Frage, dal der Geſetzgeber, 
wenn er einen Rechtsbruch gegenüber den Vertragsſtaaten begehen will, bejtehendes Staats— 
vertragäreht außer Kraft zu jegen vermag. Die Organe, namentlich die Gerichte find 
dabei an das Geſetz gebunden, es iſt nicht ihre Sade, den völkerrechtlichen Rechtsbruch 
aufzuheben oder zu beilen. Das Staatsgejeg hat einen viel fräftigern Geltungsgrund 
al® das mißachtete internationale Recht; den Staatsorganen ftehen die eigenen Geſetze auch 
viel näher als das internationale Redt. Im alle eines ſolchen, offenbar gewollten Rechts: 
bruches auf dem Gebiete des Völkerrechts hebt die Macht der Tatjahen die Geltung des 
internationalen Rechts auf und jtellt an deſſen Stelle anderes, eigenes Recht. Da aber 
der bewußte und beabjichtigte internationale Rechtsbruch eine äuherft jchwerwiegende und 
folgenreihe Handlung ift, darf er nicht eher angenommen werden, als bis der offen- 
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fundige Beweis vorliegt. Beruht der objeftive Wideriprucd aber nicht auf dolojer rechts— 
widriger Abſicht, ift fein Rechtsbruch beabjichtigt, jo dürfen die Gerichte nicht das Staats— 
geieg, jondern nur das Derteaabgeieh anwenden, geftügt auf den wahren und erfennbaren 
Willen des Gejepgeberd. Beides, Beobachtung völterrechtliher Nechtspflihten und Be- 
jeitigung vertraglichen Rechts kann nicht zufammen gewollt werden; der eine Wille ſchließt 
den andern aus, fie find rein unverträglich. Liegt alfo der Wille, die völferrechtliche Pflicht 
zu erfüllen vor, bezw. fan die Abſicht des Geſetzgebers, einen Rechtsbruch zu begeben, 
nicht feitgeitellt werden, jo muß der im Geſetze widerjprechende Wille logiicherweiie weichen, 
er gebt unter in dem auf Aufrechterhaltung des Vertrages gerichteten, mahgebenden 
®illen. So bat das jchweizeriiche Bundesgericht (Bd. 18 S.193) entſchieden: Da das 
ihweizerijche Auslieferungsgejeg vom 22. Januar 1892 wideriprechende Beitimmungen der 
beitebenden Staatöverträge weder derogieren wollte, noch ohne Verlegung völler- 
rehtliher Pilihten derogieren konnte, jo bleibt im Verhältnis Deutichlands 
und der Schweiz die Beitimmung des Auslieferungsvertrages von 1874 in Kraft. Vergl. 
die zuftimmenden Aeußerungen Kaujimanns, 9.8. Bergl. auh Jellinek, Gejep 
und Verordnung ©. 364 fi. 
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Anlage zum Zolltarifgefeh vom 35. Dezember 1902. 


Zelltarif'), 


Erſter Abſchnitt. 


E iſſe der Land: und i dandere ti nd yila 
— Nee ee ——— ge ee er 


A. Erzeugniffe des Ader:, Gartens und Wieſenbaues. 


Getreide und Reis. ch ei 7 
1 Roggen 7 
2 Weizen und Spelz 1,50 
3 Gerite 7 
4 Hafer 7 
5 Buchweizen 5 
6 Hirie Panicum, italieniſche Hirſe) 1,50 
T Mais und Dari 5 
8 Andere nicht bejonders genannte Getreidearten 1,50 
Anmerkung zu Nr. 1 bis 8. Für Getreide in Garben, wie es 
auf dem Felde unmittelbar gewonnen wird, tft die Hälfte des Zolles 
für Körnergetreide zu entrichten. 
9 Malz, mit Ausnahme des gebrannten und gemablenen: 
aus Gerſte für 1 Doppeljentner Rohaewicht 10,25 
aus anderem Getreide do. 11 
10 Reis, unpoliert 4 
Hüljenfrüdte, trodene (reife). 
11 Speifebohnen, Erbjen, Linjen 4 
12 AFutters(Pferde- u. ſ. w.)Bohnen, Qupinen, Widen 2,50 
Unmerlung zu Nr. 11 und 12. Für Hüljenfrüdte im Stroh 
iſt die Hälfte des Yolles der betreffenden Arten zu entrichten. 
Delfrühte und Sämereien. 
13 Raps und Nübjen, Potter, Delrettigjaat, Senf, Hederichſaat 
14 Mohn, audh reife Mohnköpfe, Sonnenblumenjamen, Madiajamen, Erd: 
mandeln, Erdnüſſe, Sejam, Behennüfje, Buchedern, Kapokſamen, Lor— 
beeren, Nigerjamen 2 
15 Leinſaat, Hanflaat 0,75 
16 Baummwolljamen, Elipenüffe, Sheanüfje, Butterbohnen, Stillingiafamen, 
Balnterne (auch zerfleinert), Kopra, Rizinusjamen frei 
17 Andere nicht beionder® genannte Deljämereien und Delfrüchte 2 
18 Rotkleeſaat, Weißkleeſaat und andere Kleeſaaten 5 
19 Grasſaat aller Art 2 
20 Runtelrübenjamen, Zuderrübenjamen 1 
21 Andere Feldrübenjamen, Möhrenjamen, Cichorienjamen ; Gemüjejamen, Dill: 
jaat, Blumenjamen, Tabakſamen, jowie jonftige anderweit nicht ge— 
nannte Sämereien für den Yandbau frei 





» Der nachſtehend abgedrudte Zolltarif entipricht den im $ 1 Abi. 1 des Zolltari'- 
geſetzes angezogenen endgültigen Beſchlüſſen der XVI Kommiſſion des Reihstags über 
den Zolltarif mit der Mahgabe, daß die in diefer Geſetzesſtelle bezeichneten Aenderungen 
von olljägen in den Tarlı eingetragen find. Den fortlaufenden Nummern find, jomweit 
jie abweichen, die in den Beichlüjfen der Kommiſſion aufgeführten Nummern, auf melde 
iih auch die Anführungen in den SS 1 und 15 des Geſetzes beziehen, in Klammern 
beigefügt. [Offizielle Anmerkung im R.G. Bl.) 
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Zollſatz für 1 Doppelzentner 
Mart 


2 Anis, Fenchel, Koriander, Kümmel und andere Sämereien zum Genuſſe, 
friih oder getrodnet 4 
Anmerlung. Sämereien zur Gewinnung flüchtiger (ätheriicher) 
Dele können auf Erlaubnisihein unter Ueberwadhung zollfreı ab— 
gelaſſen werden. 


Knollen» und Wurzelgewächſe. 
3 Kartoffeln, friſch: 


in der Zeit vom 15. Februar bis 31. Juli 2,50 

in ber Zeit vom 1. Auguft bis 14. Februar frei 
4 — Möhren, Baflerrüben und jonftige Feldrüben: 

riſch frei 

getrodnet (gedarrt), mit Ausnahme der als Küchengewächſe dienenden 1 
3 Buderrüben, aud zerfleinert: 

friſch frei 

getrocknet (gedarrt) 1 
% Gihorien (Cihorienwurzeln), auch zerfleinert: 

riſch frei 

getrocknet (gedarrt) 2 


Grün- und Rauhfutter. 

7 Grünfutter; Deu, auch getrodneter Klee, und anderweit nicht genannte ge— 
trodnete Futtergewächſe; Stroh und Spreu (Kaff), auch Schäben; Häder: 

ling (Hädjel) 1 
Handeld- und Gewerbspflanzgen, anderweit nidht genannt. 
® Baummolle, roh, auch gereinigt; Flachs, Hanf, Ramie (Chinagras, Rhea), 
Jute, Manilabanf, neufeeländiiher Hanf, Agavefajern, Ananadfajern, 
Kotosfaiern, Pflanzendaunen, Torfwolle, Waldwolle und alle übrigen 
pflanzlihen Spinnftoffe, roh, gereinigt, geröjtet, gebrodhen, geihtwungen, 


entleimt frei 
% Tabakblätter, unbearbeitet oder nur gegohren (fermentiert) oder über Rauch 

getrodnet, auch in Büjcheln, Bündeln oder Ruppen 85 
D Hopfen für 1 Doppelgentner Rohgewicht TO 
31 Hopfenmehl (Lupulin) do. 100 
32 arbpflanzen und Teile von jolden, auch gejalzen, getrodnet, gedarrt, 

gebrannt, gemahlen oder jonft zerkleinert do. frei 


Kühengewädie (Gemüje und eßbare Kräuter, Pilze, Wurzeln u. dergl). 


3 Küchengewächſe, friſch: 
Rotkohl, Weißkohl, Wirſingkohl 2.50 
Artiihoden, Melonen, Pilze, Rhabarber, Spargel, Tomaten 20 
andere 4 


4 Paraguaptee, Lorbeerblätter, Salbeiblätter, Waldmeijter und jonitige zum 

ürzen von Nahrungd- und Genukmitteln dienende Blätter und 
Kräuter, getrodnet 4 
Champignons, in Salzlake eingelegt oder fonit einfach zubereitet 50 

Artiihoden, Melonen, Pilze, Rhabarber, Spargel, Tomaten, zerkleinert, ge- 
ſchält, gepreßt, getrodnet, gebarrt, gebaden oder jonft einfach zubereitet 40 

37 Küchengewädje, einſchließlich der als jolche dienenden Feldrüben, zerfleinert 

36a] geihält, gepreht, getrodnet, gebarrt, gebaden oder jonft einfah zus 

bereitet, — fie nicht unter Nr. 34 bis 36 fallen; unreife Speiſe— 

bohnen und unreife Erbjen, getrodnet; Speilebohnen und Erbien (reife 

und unreife), gebaden oder jonit einfach zubereitet; Kartoffeln, zer— 

fleinert (auSgenommen Graupen und Gries aus jolden), gedarrt, ges 

baden oder jonjt einfach zubereitet; auch Sämereien zum Genufje, ge= 
pulvert, gebaden oder jonft einfach zubereitet 10 


Lebende Pflanzen, Erzeugnifie der Ziergärtnerei. 


3 Bäume, Reben, Stauden, Sträuder, Schöhlinge zum PVerpflanzen, und 
37 fonftige lebende Gewächſe, ohne oder mit Erdballen, auch in Töpfen 
oder Kübeln; Pfropfreijer: 


- 


E23 


13* 
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Pilanzen in Töpfen 30 
Bilanzen ohne Erdballen 20 
Roſen 40 
Cycasſtämme ohne Wurzeln und Wedel frei 
andere 15 
39 Orcideenbulben, nicht eingewurzelt frei 
38 
= BlumensZwiebeln, Knollen und Bulben, vorjtehbend nit genannt frei 
38 
41 Blumen, Blüten, Blütenblätter und -Sinoipen, zu Binde oder Zierziveden, 
[40) friſch frei 
42 Blätter, Gräſer, Zweige (auch ſolche mit Früchten), zu Binde- oder Zier— 
[41] zweden, friich frei 
4 Cyraswedel, friich oder getrodnet 250 
[4 


44 Blumen, Blätter (auch Palmwedel und zu Fächern zugeichnittene Palm: 
[43] blätter), Blüten, Blütenblätter, Gräſer, Scemoos, Anojpen, Zweige (auch 
ſolche mit Früchten), zu Binde- oder Zierzwecken, getrodnet, getränft 
(imprägniert) oder jonit zur Erhöhung der Dauerhaftigfeit zubereitet, 


auch gefärbt frei 
O bit. 
45 Beintraubeun (Weinbeeren): 
(44) friſch 20 
gemoſtet, gegohren; Weinmaiſche 24 


Anmerkung. Als Weinmaiſche ſind alle eingeſtampften oder 
eingeraſpelten Weintrauben und Weinbeeren en und zu ver 
zollen, auch wenn eine Gährung noch nicht oder nur teilweile ein: 
getreten iſt. 

46 Nüſſe, unreife (grüne) und reife, auch ausgeſchält, gemahlen oder jonit zer: 

[45] Heinert oder einfach zubereitet 4 
(47/9 (46/8) Anderes Obft: 


47 friſch: 
[46] Aepfel, Birnen, Duitten: 
unverpadt 
vom 25. September bis 25. November frei 
vom 26. November bis 24. September 2,50 
verpadt 10 
Apritojen, Pfirfiche 8 
Pflaumen aller Art, Kirſchen, Weichſeln, Miſpeln 6 
Hagebutten und Schlehen ſowie anderes vorſtehend nicht genanntes 
Stein- und Kernobſt frei 
Erdbeeren 20 


Himbeeren, Johannisbeeren, Stachelbeeren, Brombeeren, Heidelbeeren, 
Hollunderbeeren, Preißelbeeren, Wachholderbeeren und ſonſtige Beeren 


zum Genuſſe 5 
48 getrocknet, gedarrt (auch zerſchnitten und geicält): 
(47) Nepfel und Birnen einichliehlih verwertbarer Abfälle 10 
Aprilojen, Pfirſiche 10 


Pflaumen aller Urt: 
unverpadt oder nur in Fäſſern oder Süden bei mindejtens 80 Kilo- 
gramm Rohgewicht 10 
in anderer Verpachung 15 
anderes getrodnetes oder gedarrtes Obſt 
49 gemahlen, zerqueticht, gepulvert oder in ſonſtiger Weiſe zerkleinert, auch ein— 
gefalzen, ohne Zuder eingeloht (Mus) oder ſonſt einfach zubereitet; 


gegobren 5 
Südfrüchte, auch Südfruchtſchalen. 
50 Bananen, friich, getrocknet oder einfach zubereitet frei 


149] 
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51 Mpfelinen, Eitronen, Gedratfrüchte, Bomeranzen, Granaten, Datteln, Feigen, 
[50} aud; Kaftusfeigen, Mandeln, Mangopflaumen, Biitazien und anderweit 


nicht genannte Südfrüchte, friſch 12 
52 Feigen, getrodnet; Korintben; Rofinen (mit Ausnahme der unter Wr. 53 
[51) [52] fallenden 24 
53 Datteln, getrodnet; Traubenrofinen 24 
(62) 
4 Mandeln, Pomeranzen (mit Ausnahme der in Nr. 57 [56] genannten), 
[53° Granaten, Piitazien, Mabwablüten (Malvenfrüchte) und anderweit nicht 
genannte Südfrüchte, getrodnet 30 
5 Ananas, friih, aud geihält oder ohne Zucker eingeloht; Jobannisbrot 
5*i (Karobben, Karuben, auch gemahlen; Kaſtanien, genießbare (Maronen), 


auch ausgeſchält, gemahlen oder ſonſt zerkleinert; Pinienkerne Piniolen), 

reife (trodene); Pinienferne, reife und unreife, ausgeſchält, gemablen 

oder jonit zerfleinert 4 
Mit Meer= oder Salzwafjer übergofiene zerichnittene oder geichälte Citronen 30 


56 

(55) 

57 Bomeranzen, unreife (grün oder gelb, geichält oder ungeſchält), auch in Salz- 

(56 waſſer eingelegt; getrodnete bis Kirſchgröße; Kokosnüſſe 4 
58 Südfruchtſchalen (die fleiihigen Schalen der Früchte der Citrusarten), friich 

57 (aub in Salzwaſſer eingelegt, getrodnet, gemahlen; Gedratfrüchte, zer- 


ichnitten und mit Meer- oder Salzwafler übergofien 4 
Frucht- und Pflanzeniäfte. 
59 Säfte von Früchten (mit Ausnahme der Weintrauben) und von age ap 


(58) zum Genufle, nicht äther- oder weingeifthaltig, uneingefocht oder ohne 
Zuderzuiag eingelodht, auch entfeimt (fteriliiiert): 
Eitronens, ———— und anderer Südfruchtiaft 1 
Säfte von Obit, ungegohren 6 
Birkenwaſſer, ungegohren, und andere vorſtehend oder anderweit 
nicht genannte Säfte zum Genuſſe frei 


0 Säfte von Früchten und von Pflanzen zum Gewerbe- oder Heilgebrauch, 
[59] andermweit nicht genannt, nicht äthere oder weingeifthaltig, auch eingedidt frei 


Kolonialwaren und Erjapitoffe für jolde. 
61 Kaffee, auch Kaffeeihalen (Kirihichalen und Pergamenthülien): 


0 roh 40 
gebrannt oder geröjtet, auch gemahlen 60 
62 Kaffeeeriagitoffe: 
61] Cichorien (Eihorienwurzeln) und andere ald Kaffeeerjagitoffe geeignete 
Burzeln und Wurzelteile, gebrannt (geröjtet), aud gemahlen, 
ohne Zuſatz von anderen Stoffen 10 
gebranntes und geröitetes Malz, aud gemahlen; andere Staffee- 
eriagitoffe 40 
53 Kalao: 
62) roh in Bohnen, auch Bruch 20 
gebrannt oder geröftet, ungeichält 35 
en Kakaoſchalen, roh, auch gebrannt 12 
5 Tee 25 
(64) Anmerftung. Tee zur Gewinnung von Tein, amtlich ungenieh: 


bar gemacht (denaturiert), kann auf Erlaubnisichein unter leberwadhung 
zollfrei abgelaffen werden. 
66 Baprila (ipaniicher Pfeffer), friih (grün) oder getrodnet, auch gemahlen, ge: 


(5. pulvert oder in Salzwaſſer eingelegt 10 
67 Gewürze, anderweit nicht genannt, 3. B. Galgant, Gewürznelken, Guinea— 
(66) förner, Ingwer, Kardamomen, Mustatblüten, Mustatnüſſe, Mutter: 


neiten, Relfenrinde, Neltenpfeiter (Biment), Neltenitengel, ichtwarzer, 
weißer und langer Pfeffer, Saffran, Sternani® (Badian), Banille, 
Zimt, echter (Kaneel) und anderer {Zimtblüte, Zimtblütenitengel, 
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Zimtkaſſia, weißer Zimt, Zimtwurzel und dergleichen), auch geſchält, 
entölt, gemahlen, gepulvert oder in Salzwaſſer eingelegt 50 
Anmerkung zu Wr. 66 [65] und 67 — Gewürze zur Ge— 
winnung flüchtiger (ätheriicher) Dele, ſowie Muskatnüſſe und deren 
Samenmäntel zur Gewinnung von Muskatbutter Mustatbalſam) 
— auf Erlaubnisſchein unter Ueberwachung zollfrei abgelaſſen 

werden. 


Sonftige pflanzlide Erzeugnijje zum Sewerbe=- oder 
eilgebraude. 

68 Lufa, auch gebleicht; irländiiches Moos, Seetang und andere Algen (Meer: 
[67] algen); Seegras, Pflanzenhaar, auch getrodnet, gefärbt oder zu Strängen 
——— reht; Baſt, auch gefärbt; Binſen, auch gefärbt, geſpalten 
oder geſchnitten; Stroh gefärbt oder geſpalten; Palmblätter, getrocknet, 
auch gefärbt (ausgenommen ſolche zu Binde- oder Zierzwecken); Piafjava- 
Faſern und «Stengel; Wurzelfajern, abgeihält; Reiswurzeln; Eſparto— 
cas, jowie alle übrigen Pilanzenftoffe zur Herftellung von Buͤrſten, 
lechtarbeiten u. ſ. w., anderweit nicht genannt oder inbegriffen, aud 


zu Strängen zufammengedreht frei 
69 Stuhlrohr (jpaniihes Rohr) und anderes edleres Rohr (z. B. Bambusz, 
[68] Nebühner-, Zuder-Rohr), roh, ungejpalten frei 
70 Nüfle und Schalen, nur als Schnigftoff verwendbar, ſowie anderweit nicht 
(69) genannte oder inbegriffene pflanzliche Schnipftoffe, roh; Samentörner, 
durchbohrt, auch lediglich zum Zwecke der VBerpadung und Beriendung 
auf Gejpinftfäden gereiht frei 
71 Beeren, Blätter, Blüten, Blütenblätter, Blumen, Knoſpen, Kräuter, Nüfle, 
[70] Rinden, Sämereien, Schalen, Wurzeln und fonftige Pflanzen und 


Pilanzenteile, anderweit nicht genannt, zum ®ewerbegebraud, aud ein- 
geſalzen, — gedarrt, gebrannt, geſchält, gemahlen oder ſonſt zer— 
kleinert; Obſtlerne, anderweit nicht genannt, ungeſchält oder geſchält; 
Baumſchwämme, roh oder bloß geklopft und vom Holze gereinigt; 
Weberkarden Weberdiſteln); Wermuth (Abſinthkraut), auch getrodnet 
oder gemahlen frei 

72 Chinarinde, auch gemahlen oder ſonſt zerkleinert; Feldtümmelkraut; islän— 

(71] diiches Moos und andere Flechten (Lichenen), roh, auch gemahlen; Tama- 
rinden und Tamarindenmark, Rohrlaffia; Beeren, Blätter, Blüten, 
Blütenblätter, Blumen, Knoſpen, Kräuter, Nüſſe, Rinden, Schalen, 
Süämereien, Wurzeln und jonftige Bilanzen und Pflanzenteile, andermweit 
nicht genannt, zum Heilgebraud, auch eingejalzen, getrodnet, gedarrt, 
gebrannt, geichält, gemahlen oder jonft zerfleinert; Holz zum Heilgebraud,, 
auch zerkleinert; ferner getrodnete und gepulverte \njeftenpulverblumen frei 

73 Pflanzenwachs (aus Palmen, Balmblättern oder dergleichen) in natürlichem 
Yuftande 10 


B. Erzjeugniffe der Forftwirtichaft. 


(74/6 [73/5])) Baus und Nutzholz, nachſtehend nicht bejonders genannt: 
74 unbearbeitet oder lediglich in der Querrihtung mit der Art oder Säge be- 
[73] arbeitet, mit oder ohne Ninde: 


0,20 
hart oder für 1 Feitmeter = 
weich oder für 1 Feſimeter 1.20 


Unmertung. Unbearbeitetes oder lediglich in der Querrichtung 
mit der Urt oder Säge bearbeitetes Bau: und Nutzholz für den 
häuslihen oder handiwertsmähigen Bedarf von Bewohnern des Grenz— 
bezirfes, jojern e& in Traglajten eingeht oder mit Zugtieren gefahren 
wird, bleibt, unter Ueberwahung der Verwendung und mit Be: 
ihränfung auf 10 Feſtmeter in einem Slalenderjabre fir jeden Be- 
zugsberechtigten, z0llfrei. 
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a 
75 in der Längsrichtung beidlagen oder anderweit mit der Art vorgearbeitet 


4) oder zerfleinert; auch geriliene Späne und in anderer Weile ald durd) 
Reiben bergeitellte Kläripäne: 
oder für 1 fFeflmeter 4 
weich 0,50 


. oder für I ffeilmetr 3 
76 in der Längsrichtung gejägt oder in anderer Weiſe vorgerichtet, nicht gehobelt 
part 1,25 
oder für 1 Feſtmeter 10 
1,25 


weich oder flir 1 Feſtmetet 7,50 
Anmerlungen zu Nr. 74 [73] bis 76 [75] 
1. Gedämpftes, getränftes (imprägniertes) oder fonft auf chemiſchem 
Wege behandelted? Bau: und Nupbolz unterliegt einem Zoll— 
zuichlage, welder beträgt: 
im Falle der Verzollung nah Raummah für 1 Feitmeter 


2,40 Mart, 

im Falle der Verzollung nah Gewicht für 1 Doppelgentner: 
hartes Holz 0,30 Mart, 
weiches Holz 0,40 Bart. 


2. Flöhe (Holzflöße) unterliegen der Verzollung als Holz. 
77. Erilaholz (Bruyereholz) und Kokusholz, unbearbeitet oder in geichnittenen 
176] Stüden frei 
18 Cedernholz (auch Bleiftiftholg): 
117) unbearbeitet oder lediglich mit der Art oder Säge bearbeitet, jedoch nicht 
in der Längsrichtung gelägt oder in anderer Weije vorgerichtet 
0,10 
oder für 1 Feſtmeter 0,60 
in der Längsrichtung gejägt oder in anderer Weije vorgerichtet, nicht 
gehobelt 0,25 
Unmerlung. Cedernholzbrettchen, die an einer oder zwei Schmal- 
jeiten geglättet find, werden nicht als gehobelt behandelt. 
19 Rußholz von Buchsbaum, Ebenholz, Mahagoni, Poliſander, Teakholz, Rodholz: 
(18) unbearbeitet oder lediglich in der Querrichtung mit der Art oder Säge 
bearbeitet 0,20 
oder für 1 freftmeter 1,80 
in der Längsrichtung beihlagen oder anderweit mit der Art vorgear— 
beitet oder zerfleinert 0,50 
ober filr 1 Freitmeter 4 
in der Längdrihtung gejägt oder in anderer Weiſe vorgerichtet, nicht 
gehobelt 1,25 
oder für 1 Feſtmeter 10 
V Eiienbahnihwellen, mit der Art bearbeitet, auch auf nicht mehr als einer 
19) Längsjeite geiägt, nicht gehobelt: 0 
aus hartem Holze oder für 1 feftmeter en 
aus weichem Holze ober für 1 Feſtmeter 2,40 
Anmerfung. Gedbämpfte, getränfte (imprägnierte) oder fonit 
auf hemijchem Wege behandelte Eijenbahnihwellen unterliegen einem 
Zollzuſchlage, welder beträgt: 
im Falle der Berzollung nad Raummap für 1 Feitmeter 2,40 Mart, 
im Falle der Verzollung nad Gewicht für 1 Doppelzentner: 


hartes Holz 030 Matt, 
weiches Holz 0,40 Mart. 
25 


Fl Holgpflafterflöge L.: 

10) Anmerkung. Gebämpfte, getränkte (imprägnierte) oder jonjt 
auf hemiihem Wege behandelte Solspilafterflöge unterliegen einem 
Zollzuſchlage von 0,40 Mark für 1 Doppelzentner. 
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82 Naben, Felgen, Speichen, ſowie für dieje Gegenſtände erkennbar borge- 
(81) arbeitete Hölzer 1 
oder für 1 feitmeter 8 


33 Faßholz (Fakdauben und Faßbodenteile), auch zu ſolchem erkennbar vorge: 

[82[ arbeitetes Holz (Stabholz), ungefärbt, nicht gehobelt: 0,30 
von Eichenholz oder für 1 Feſtineter om 
von anderem harten Holze ——— 3.20 


von weichem Holze oder für 1 Feſtmeter 2,40 
Anmerkung. Die bloße Behandlung mit dem Reifmeſſer oder 
eine Glättung der Schmaljeiten durch Hobelung bleibt auf die Ber- 
zollung des Faßholzes ohne Einflup. 
84 Korbweiden, auch geipalten: 


[83] ungeihält; auch Faſchinen 0,55 
geichält 4 

85 Meifenjtäbe igeipalten für Fahr und ähnliche Neifen), auch rund gebogen: 

84) ungejchälte, nicht gehobelt 0,55 


geichälte, nicht gehobelt; ungeichälte und geſchälte, oder mit den 
zur unmittelbaren Verwendung als Reifen erforderlichen Einichnitten, 

dem jogenannten Schloß, verjehen 4 
Anmerfung zu Wr. 84 [83] und 85 [84]. Eine Slättung 
der Spaltfläche, die mit der Herftellungsweife der geipaltenen Korb- 
weiden und der Reifenjtäbe mittelit des Zugmefjerd oder dergleichen 

im Zuſammenhange jteht, gilt nicht als Behobelung. 

36 Holz zur Herftellung von mechaniſch bereitetem Holzſtoffe (Holzmaſſe, Holz: 
[85] ihliff) oder von chemiſch bereitetem Holzitoffe (Zellitoff, Cellulofe), nicht 
über 1,20 Meter lang und nicht über 24 Gentimeter am ſchwächeren 

Ende jtarf, unter Ueberwahung der Verwendung frei 
87 Brennholz (Schichtholz [Klafterholz), Stodholz, Reifig [au in Bündeln], 
[86] Späne [Mbfallipäne] und andere nur als Brennholz verwertbare holge 
abfälle, Wurzeln); Zapfen von Nadelhölzern ; ausgelaugtes Gerbholz 

und ausgelaugte Gerbrinden (Gerblohe), auch geformt Lohluchen) frei 


88 Holzkohlen, auch gepulvert; Holzfohlenbritetts frei 
81 
(88) Holzmebl und Holzwolle, aud für Heilzwede zubereitet 0,40 
88 


0 Korkholz (Rinde der Korkeiche), unbearbeitet, auch in lediglich auseinander: 
(89) geichnittenen Blatten oder Stüden; auch Zierkorkholz frei 
91 Farbhölzer in Blöcken, aud; gemahlen, geraipelt oder in anderer Weile zer: 
[90] fleinert; angegohren (fermentiert) frei 
92 Gerbrinden, aud gemahlen 1.50 


93 Quebrachoholz und anderes Gerbholz in Blöden, auch gemahlen, geraipelt 
[92] oder in anderer Weiſe zerkleinert 
Algarobilla, Bablah, Dividivi, Ederdoppern, Galläpfel, Knoppern, Myroba— 
[93] lanen, Sumad, Valonea, ſowie jonjtige andermweit nicht genannte Gerb— 
jtoffe, auch gemahlen; Katehu, braunes und gelbes (Gambir), roh oder 
ereinigt; Kino 3 
95 Eideln, friich oder gedarrt, au geichält; wilde Kaſtanien und jonftige Forit- 
[94] fämereien (mit Musnahme der Buchedern) frei 
9% Seggen (Waldhaar), auch getrodnet, gefärbt oder zu Strängen zujammen: 
[95] edreht; Schilfrohr, rob, ungefpalten; Torfftreu; Laub, Baummadeln, 
008 und jonitige Streu aller Art frei 
97 Terpentin- und andere Hartharze, Weichharze (natürlihe Balſame, auch 
[96] Storar, jlüffig oder feit) und Gummiharze (Schleimbarze), roh oder ge— 
reinigt; Summilad, Schellad ; Atazienaummi (arabiihes Gummi), Acajou⸗ 
gummi, Kirſchgummi, Traganthgummi, Kuteragummi, Bafioragummi; 
auch wäfirige Auflöiungen von Alaziengummi oder von Kirſchgummi frei 


Ei 
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R Kautſchuk, Guttaperha und Balata, roh oder gereinigt; Telfantichut und 


(97) andere Kautichuderjagitoffe frei 
% Kampher, roh oder gereinigt; Manna (Mannazuder) frei 
[98] 


©. Tiere und tierifhe Erzeugniffe. 
Vieh, lebend, 


10 Pferde: 
(99) — bis 1000 Mark das Stück für ı etid 90 
Werte |] on mehr ala 1000 bis 2500 Mark das Stüd do. 180 
| von mehr ald 2500 Marf das Stüd do. 360 


Anmerkung. Nad näherer Beitimmung des Bundesrats dürfen 
Pierde, welche zu Zuchtzwecken vom Staate oder mit ftaatlicher Ge— 
nehmigung eingeführt werden, im Alter bis zu 2 Jahren zum Zoll 
jage von 10 Marf, im Alter von mehr als 2 Jahren zum BZolljage 
von 20 Mark für 1 Stüd abgelafien werben. 

Pferde im Werte bis 300 Mart das Stüd und mit weniger ala 
1,40 Meter Stodmah werden zum Zolliage von 30 Mark für 1 Stüd 


abgelajien. 
101 Maulejel, Maultiere für ı Stüd 30 
1100) Anmertung zu Nr. 100 [99] 101 [100]. Saugfohlen, welche 
der Mutter folgen, bleiben zollfrei. 
102 Eſel frei 
[101) 
1 Rindvieh für 1 Doppelgentner Lebendgewicht 18 
102) Anmerfungen. 
1. Nach näherer Beitimmung des Bundesrats dürfen Bullen von 
Höbenvieh, welche zu Zuchtzweden vom Staate oder mit jtaat- 
licher ——— eingeführt werden, zum Zollſatze von 
9 Mark für 1 Stüd abgelaffen werden. 
2. Für Bewohner des Grenzbezirfes dürfen nad näherer Be: 
ſtimmung des Bundesrats Bagodien im Alter von 2'/s bis 
5 Jahren zum Zolljage von 30 Mark für 1 Stüd eingelajien 
werden, jofern jie zum eigenen Wirtichaftöbetriebe nachweis— 
lich notwendig find. 
— Schafe für 1 Doppeljentner Lebendgewicht 18 
15 Bienen frei 
1 Zieg ir 
16 Schweine do, 18 
105] 
107 Fredervieh: 
1106) Gänſe für 1 Stüd ga 
Hühner aller Art und jonjtiges Federvieh 6 
Fleiſch und Zubereitungen von Fleiid. 
108 Fleiſch, ausſchließlich des Schweineipeds, und geniehbare Eingeweide von 
WM) Vieh (audgenommen Federvieh): 
friich, auch gefroren 45 
einfach zubereitet 60 
zum feineren Tafelgenujje zubereitet 120 
Anmerfungen. 
1. Nicht Icbendes Vieh, zum Genufje verwendbar, unterliegt 


der Berzollung als friiches Fleiſch von Vieh. 
2, Friſches und einfach zubereitetes nochenfreies Fleiſch (auch 
ungen, jedoch nicht genießbare Eingemweide) ſowie gepötelte 
oder geräucherte Schweineichinfen (Vorder: und Hinterihinfen) 
unterliegen einem Zollilage von 20 vom Hundert. 
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oll ür 1 Do tner 
Zollſatz für 1 Doppeljen 

109 Schweinejped 36 
[107 a] Anmerkung zu Nr. 108 (107) und 109 [107a]. Der Bundes- 


rat ijt befugt, für bejtimmte Grenzitreden im Falle eines örtlihen 
Bedürfnifes die zollfreie Einfuhr einzelner Stüde von friſchem oder 
einfacd; zubereiteten ?rleiihe oder von Schweineipek in Mengen von 
nit mehr als 2 Kilogramm, nicht mit der Poft eingehend, für 
Bewohner des Grenzbezirkes nachzulaſſen. 

110 Federvieh: 


[108] re auch zerlegt, nicht zubereitet 30 
geipidt oder ſonſt einfach zubereitet 35 
zum feineren Tafelgenujje zubereitet 75 

Anmerkung. Nicht lebendes Federvieh, zum Genujje verwend- 

bar, unterliegt der Verzollung als nicht zubereitetes geſchlachtetes 
Federvieh. 

111 Haarwild: 

[109] nicht lebend, auch zerlegt, nicht zubereitet 30 
geipidt oder jonjt einfach zubereitet 35 
zum feineren Tafelgenufje zubereitet 75 

112 Federwild: 

[110) nicht lebend, auch zerlegt, nicht zubereitet 45 
geipidt oder jonjt einfach zubereitet 60 
zum feineren Tafelgenufie zubereitet 15 


Anmerfung zu ®r. 110 [108] bis 112 [110). Geniehbare 
Eingeweide von Federvieh und Wild unterliegen den für Fleiſch 
von Federvieh und Wild fejtgejegten Zolljägen. 
113 Fleiſchextrakt und Fleiſchbrühtafeln; Suppentafeln; jlüffige und eingedidte 


[111] Fleiſchbrühe; Fleiichpepton 30 
119) Würſte aus Fleiih von Vieh, Federvieh oder Wild To 


Fiſche, aud eingeſalzener Fiſchrogen. 
115 Fiſche, lebende und nicht lebende, friſch, auch gefroren: 


[113] Karpfen 15 
andere frei 

116 Gejalzene Deringe, unzerteilt: 

114) in ganzen, halben, Viertel- oder Achtel-Tonnen für 1 Faß (Tom) 3 


in anderer Berpadung; auch gejalzene Heringsmilh und Heringslae 2 
117 Fiſche, zubereitet (mit Ausnahme der unzerteilten gejalzenen Heringe): 


[115] getrodnet, gejalzen oder jonjt ohne Ejjig, Del oder Gewürze einfach 
zubereitet 3 
mit Eifig, Del oder Gewürzen einfach zubereitet 12 
zum feineren Tafelgenuſſe zubereitet 75 
118 Kaviar und Raviarerfapftoffe (eingejalzener Fiſchrogen), auch gepreht oder 
[116] geräuchert; Kaviarlake 300 


Anmerkung. Eingefalzener Fiihrogen, nicht zum Genufie be- 
ftimmt, auf Erfordern vorher amtlich ungeniebar gemacht (denaturiert), 
wird zollfrei abgelajjen. 


Vorftebend nicht genannte Tiere. 
g 


119 Seemuſcheln lebend oder bloß abgekocht oder eingeſalzen, auch von der 
[117] Schale befreit: 
Auſtern für 1 Doppelzentner Rohgewicht 100 
andere frei 
Anmerkung. Der Bundesrat iſt befugt, für Auſternſetzlinge 
Zollfreiheit zu gewähren. 
120 Schnecken aller Art, lebend oder bloß abgekocht oder eingeſalzen; auch 


[118] Froſchkeulen, friih, bloß abgekocht oder eingejalzen frei 
121 Scildfröten: 
[119] Lands, Sühmwafjer und Sumpf-Schildfröten, lebend oder geichlachtet, 


aud bloß abgekocht oder eingejalzen frei 
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Bolljak für] —— 


See-Scildfröten, lebend oder geſchlachtet, auch bloß abgekocht oder 


en eingeialzen für 1 Doppeljentner Rohgewicht 100 
12 Sühmajlerfrebie: 
1120] lebend oder bloß abgekocht 


frei 
von der Krufte befreit (Krebsfleiſch), auch dergleichen zubereitete jeder Art 60 

123 Seekrebſe, lebend oder nicht lebend, auch bloß abgekocht oder eingeialzgen, 

121) auch von der Kruite befreit: 

Hummer und Languſten für 1 Doppeljentner Rohgewist 100 
andere 24 

124 Seefrebje, Seemuſcheln, Schneden und Schildfröten, auch Froſchkeulen, in 
[122] anderer Weije als durch bloßes Abkochen oder Einjalzen zubereitet 75 
1a Lebende Tiere, anderweit nicht genannt frei 


Zieriihe Fette 


16 Schmalz und jchmalzartige Fette (Schmalz von Schweinen und Gänſen, 
[124] Rindsmark, Dleomargarin und andere jchmalzartige Fette) 12,50 
127 Schweine: und Gänfefett, roh (uneingeihmolzen, unausgepreht), mit Aus» 
1125] nahme des Schweinejpeds und der Flomen (Flieſen, Liefen); ferner 


Grieben zum Genufje 5 
138 Flomen (Fliejen, Liefen); premier jus 7 
126) Anmerkung. Premier jus, amtlich ungenießbar gemacht (de— 
J naturiert) 2,50 
123 Zalg von Rindern und Schafen, roh (Rinderfett, Schaffett) oder geihmolzen ; 
177) auch Preßtalg 2,50 


Anmerlung zu Wr. 126 [124], 127 (125) und 129 [127]. 
Zieriiche Fette der bezeichneten Art zur Heritellung von Seife oder 
Lichten auf Erlaubnisihein unter Ueberwachung oder vorher amtlich 


ungenießbar gemadjt (denaturiert) 2 
10 Knochenfett; Abfallfette (Woljchweihfett, Leimfett, Wollmaichfett, Walkfett, 
128 natürliches und fünftliches Gerbefett) 2 


131 Fijchſpeck, Robbeniped; Fiichtran, Robbentran, ungereinigt oder gereinigt, 
129] auch in Flaſchen; Walfett und anderes auf gleiche Weile wie Walfett 


aus Tran hergeftelltes Fett, auch Walknochenfett 3 
152 Tierfett, anderweit nicht genannt, roh, gelömotgen oder gepreßt 2 
10] Unmertung zu Wr. 130 [128) und 132 [130 Sind Abfall» 


fette bei einem vom Bundesrate zu beftimmenden Wärmegrad ölig, 
jo unterliegen fie der Berzollung nad Nr. 172 [170]. Dagegen wird 
nicht beſonders genanntes Tierfett in dlartigem Zujtande wie fettes 
Del behandelt. 


Erzeugnijje von landwirtſchaftlichen Nutztieren, 
anderweit niht genannt. 
35 Mich und Rahm, friich, auch entteimt (fterilijiert) oder peptoniftert; Butter: 
131] milh und Mollen irei 
Anmerfung. Geronnene Mild, aus der die Molte größten— 
teild ausgeſchieden ift, wird wie Käſe verzollt. 


ne Butter, friich, gefalzen oder eingeihmolzen (Butterichmalz) 30 
135 Käfe 30 
133] 

136 Eter von Federvieh und Federwild, roh oder nur in der Schale gekocht, 

14) aud gefärbt, bemalt oder in anderer Weile verziert 6 


157 Eigelb, flüffig, auch eingefalzen oder mit anderen die Haltbarkeit erhöhenden 
18 Zuſätzen; Eigelb, getrocknet, auch gepulvert; eingeſchlagene Eier ohne 
Schale Eigelb und Eiweiß vermiſcht) 8 
Anmerkung. Eigelb zu gewerblichen Zwecken wird, amtlich 
ungenießbar — (denaturiert) oder unter Ueberwachung der Ver— 
wendung, zollfrei abgelajien. 
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Zoll ſatz für 1 Dopptljmtar 
Tsd 


138 Eiweiß, flüfftg, auch eingeſalzen oder mit anderen die Haltbarfeit erhöhen: 

[136] den Zuſätzen frei 

139 Honig in Stöden, Körben, Käften, mit lebenden Bienen: 

[137] bei einem Gewichte des Stodes u. ſ. w. einschließlich des Inhalts: 
von nicht mehr als 15 Kilogramm frei 
von mehr als 15 Kilogramm 40 

Unmertung. Lebende Bienen mit Honig in Stöden, Körben, 

Käften bei einem Gewichte des Stodes u. ſ. w. einfchliehlich des In— 
halts von mehr als 15 Kilogramm fünnen zollfrei abgelaſſen werden, 
wenn fie mit den Stöden nachweislich aus dem freien Verkehre dei 
Inlandes zu vorübergehendem Aufenthalt in das Ausland geiendet 
worden find. 


140 Honig, in Waben oder ausgelafjen oder in Bienenitöden, Körben, Käſten 


[138] (ohne lebende Bienen); auch fünftlicher Honig 40 
141 Bienenwachs und anderes Inſektenwachs in natürlihem Zuſtand, auch roh 
[139] ausgelajien 10 
Walrat und Hauſenblaſe. 

142 Walrat, auch gereinigt 15 
[140] 

143 Hauſenblaſe, echte und unechte 10 
[141] 

Tieriihde Spinnjtoffe, Daare, federn und Borften. 

144 Schafwolle (auch Gerberwolle), roh, auch gewaichen frei 
[142] 


145 Haare des Schaflamels, des Kamels, der Hausziege, der Kämel- oder Angora= 

[143] ziege, jowie aller anderen zum Geſchlechte der Ziegen gehörigen Tiere; 
Haſen- (au Seidenhaien: , Kaninden-, Biber, Affen, Bijamratten- 
und Nutriahaare; Rindvieh-, Hirſch-, Hundes, Schweine: und ähnliche 
grobe Tierhaare ; alle dieje auch geſotten frei 

146 Pferdehaare (au8 der Mähne oder dem Schmweife), auch gejotten frei 

14] 

147 Bettfedern, auch gereinigt oder zugerichtet (geichliffen u. ſ. w.) 

[145] 

148° Schmudfedern, auch gefärbt oder lediglih zum Ziwede der VBerbadung und 

[146] Veriendung auf Seipinftfäden gereigt, nicht zugerichtet 3 

149 Bogelbälge, Köpfe, Flügel und andere Teile von Bälgen, auch gefärbt, 

[147] getrodnet oder nur zum Schutze gegen Fäulnis und Mottenfrah vor: 


[047 


gerichtet 3 
150 Federkiele (Federſpulen, Schreibfedern), auch gefärbt oder gezogen frei 
1148) 
151 Boriten: Borftenerjagitoffe aus Horn, Fiſchbein oder anderen tierischen 
[149] Stoffen frei 
152 Seidengehäuie (Seidentotons) frei 
[150] 


Selle und Häute, 


153 Felle und Häute zur Yederbereitung, roh (grün, gefalzen, gekalkt, getrodnet), 

[151] aud enthaart (Blöhen) und geipalten, jedoch nicht weiter bearbeitet, 
jowie Teile von ſolchen Fellen und Häuten, 3.8. Flanken, Wammen, 
Kehlen, Hals- und Kopfteile; auch Leimleder; Fiſch- und Kriechtier— 
bäute, roh frei 

154 Haſen- und Kaninchenfelle, rob frei 

[152] 

155 ‚Felle zur Belzwert: (Raudnvaren=) Bereitung (mit Ausnahme der in Nr. 154 

153] [152) genannten), roh frei 
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Yoljak für ] — 
a 
Zierijhe Rohſtoffe, anderweit nicht genannt, und Abgänge. 


156 Hörner, Geweihe, Knochen, Knochenzapfen, Due, Klauen, Bogelichnäbel, 
(154) Zähne, rob, auch in der Querrihtung in einzelne Teile zerichnitten ; 
—— Stücke von Hirſchgeweihen, wie ſie bei der Herſtellung von 
öpfen und ähnlichen Gegenſtänden als Rohſtoff dienen; Muſchel— 
ſchalen (auch mit Perlen) und Korallen, roh, auch gepulvert oder ge— 
mahlen; Kauris, Schildkrötenſchalen (in ganzen Gehäujen), Tierſtacheln, 
Walfiſchbarten (rohes Fiſchbein) ſowie ſonſtige tieriſche Schnitzſtoffe, roh frei 
157 Därme und Magen von Bieh, friſch oder — auch eingejalzen, nicht 
1156) zum Genuſſe; tieriihe Blajen, mit Ausnahme der Hauienblaie, friſch 
oder getrocknet; Goldſchlägerhäutchen, zugeſchnitten; Lab, auch ein— 
gedickt, nicht weingeiſthaltig frei 
—* Knochenkohle, Knochenaſche frei 


159 Schwämme (Meerſchwämme): 

1157] roh oder bloß geflopft; auch Abfälle von bearbeiteten Schwämmen be= 
arbeitet (gewaſchen oder gebleicht), auch in Weißblech oder dergleichen 
gefaßt (Schreibtafelihwämme) 20 

150 Sonftige anderweit nicht genannte rohe tieriiche Stoffe, z. B. Eier, andere 

158: ald von Federvieh oder Federwild (Fiſcheier, friih, auch befruchtet, 
Seidenwurmeier und dergleichen), Tintenfiihichulp (Bladfifchbein), Fiſch— 
ihuppen, Ameijeneier, Seidenwurmichnüre, Rindergalle, Ambra, Biber: 
eil, Biſam (Moſchus), Zibet. ſpaniſche Fliegen, Maitwürmer ; auch Tier: 
echſen, zu Stöden, Reitpeitichen oder dergleichen ganz grob dorgerichtet frei 

161 Blut von geichlachtetem Vieh, flüffig oder eingetrodnet; Zierjlechien, auch 

159° getrodnet; Abfälle von Fiſchen, auch von gejalzenen Fiſchen; Dünyer, 
tieriſcher (Abtritt- und Stalldünger), auch getrodnet; die bei der Tran- 
jiederei abfallenden, lediglih zur Düngung verwendbaren Rüdjtände 
von Dorih- und Nobbenlebern oder dergleid;en (Trangrugge), jowie 
derartige Rüditände von Fiihiped und Robbenſpeck; Grieben (Rüd: 
ftände beim Ausichmelzen des Talges aus Tierfett) und Griebentuchen; 
tote Tiere, zweifello8 zum Genuſſe nicht verwendbar, auch getrodnet, 
und ähnliche tieriihe Abgänge frei 


D. Grjeugniffe landwirtfhaftliher Nebengewerbe. 
Miüllereierzeugniffe aus Getreide, Neis und Hülſenfrüchten. 
162 Mehl, auch & ebrannt oder geröitet: 


160) aus Getreide mit Ausnahme von Hafer, aus Malz (mit Ausnahme 
des gebrannten oder geröjteten Malzmehls), aud; Neid oder 
Hülſenfrüchten 18,75 
aus Dafer 18,75 
rn Reis, poliert 6 
161] Anmerfung. Bolierter Reis zur Herjtellung von Stärke unter 
Ueberwadjung der Verwendung 4 
* Graupen, Gries und Grütze aus Getreide; auch Reisgries 18,75 
15 Sonitige Müllereierzeugniiie: 
‚163; aus Getreide (auch gemalztem) mit Ausnahme von Hafer oder aus 
Hülſenfrüchten; auch gewalzter Reis 18,75 
aus Hafer, auch gemalztem 18,75 


Anmerkung zu Nr. 162 [160], 164 [162] und 165 [163]. 
Der Bundesrat ri befug t, für bejtimmte Grenzitreden im Falle eines 
örtlichen Bedürfnilies die zollfreie Einfuhr von Müllereierzeugnijien 
— mit Ausnahme von Reisgries und von gewalztem Reis — in 
Mengen von mehr ald 3 Kilogramm, nicht mit der Poſt eingehend, 
für Bewohner des Grenzbezirkes nadzulajien. 
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166 
[164] 


167 
1165] 


168 

1166 
169 

[167] 


170 
[168] 


171 
1169) 


172 
[170] 


173 
1171) 
174 
1172) 


175 
(173) 
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Zollſatz für Do 


Erzeugniſſe der Delmüllerei und der ſonſtigen Gewinnung 
fetter Dele. 


(166/7 [164/5]) Fette Oele: 


in Fäjlern: 
Rapsöl und Rüböl 
Leinöl 
Bucheckernöl, Erdnußöl, Mohnöl, Nigeröl, Seſamöl und Sonnen— 
blumenöl 


Anmerkung. Seſamöl, amtlich ungenießbar gemacht (denaturiert) 
Baumöl (Olivenöl), rein 
Anmerkung. Reines Baumöl, amtlich ungenießbar gemacht 
(denaturiert) 
Lavat⸗- und Sulfuröl 
Baumwolljamenöl 
Anmerlung. Baummwollfamenöl, amtlich ungenießbar gemadt 
(denaturiert) 
Holzöl 
Rizinusöl 
Anmerkung. Rizinusöl, amtlich ungeniekbar gemacht (denaturiert) 
anderes fettes Del 
Anmerkung. Nicht bejonders genannte fette Oele, amtlid un— 
genießbar gemacht (denaturiert) 
in anderen Behältnifjen: 
Baumöl (Olivenöl) 
Baumwollſamenöl, Buchedernöl, Erdnußöl, Mohnöl, Nigeröl, Sejamöl 
und Sonnenblumenöl 
Rizinusöl und anderes vorftchend nicht genanntes fettes Del 
Anmerlung. Rizinusöl in Blechgefäßen, bei einem Gewichte 
des Blechgefähes nebft Inhalt von mindeftens 15 Kilogramm, amt- 
lih ungeniekbar gemacht (denaturiert) 
(168/71 [166/9]) Pflanzliche Fette: 
Kakaobutter (Kafaoöl) 


Mustatbutter (Mustatbalfam); Lorbeeröl, butterartiges: 
in Fäfiern 
in anderen Behältnijien 
Baumwollftearin für ı Doppeljentner Rohgewicht 
Anmertung. Baummolltearin zur Herjtellung von Seife oder 
Lichten auf Erlaubnisſchein unter Ueberwahung oder vorher amtlich 
ungeniehbar gemacht (dematuriert) 
Palmöl, Balmternöl, Kokosnußöl und anderer pflanzlier Talg, z. B. Shea- 
butter, Bateriatalg, zum Genuſſe nicht geeignet 
Anmerlung. Zum Genufje geeigneter pflanzliher Talg unter: 
liegt dem Zolle für Margarine. 
Deljäure (Dlein) und Oeldraß 


Stärte und Stärkeerzeugniſſe 


mit Ausnahme des wohlriehenden oder durch jeine Umſchließung ald Schön 
heitämittel (kosmetiſches Mittel) jich darjtellenden Puders. 


Stärke, grün oder troden, auch gemahlen 


Stärfeqummi (Dertrin), geröftete Stärke (Xeiogomme), Kleijter (Schlichte), 
flüſſig oder getrodnet, Traganthitoff und ähnliche jtärfemehlhaltige 
Klebe: und Zurichtes (Appretur-) Stoffe; Kleber (Gluten', auch gekörnt, 
getrodnet oder durd) — verändert (EEiweißleim): Gutenmehl 

Pfeilwurzelmehl (Arrowroot), Sago und Sagomehl, Mandivfa, Tapioka, 
oſtindiſches Mehl, Saleppulver, Sagoerſatzſtoffe (Grauppen und Gries 
aus Kartoffeln) 


entner 
rt 


12,50 


16 


18 
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Zollſatz für 1 Doppelzentner 
Mart 
Zuder. 


176 Rohr, Rüben= und jonitiger Zuder von der chemiſchen Zuſammenſetzung 
174) des Rohrzuders (dev Sacharoie) 


raffinierter 40 
anderer fejter und nüffiger aller Art; auch Füllmaſſen und Zuder: 
abläufe (Syrup, Welajje); Rübenjaft, Ahorniaft 40 


Stärfezuder (Zraubenzuder, Glykoſe, Dertroje, Maltoje), Fruchtzucker Lävu— 

(oje) und anderweit nicht genannte gärungsfähige YZuderarten, kry— 

X ftallifiert oder jyrupartig; auch Dertriniyrup; gebrannter Zuder aller 
1175] Urt: Färbzucker (Zudercouleur), dertrinfrei (Bumfarbe, Rumcouleur oder 


dertrinhaltig (Bierfarbe, Biercouleur); Zuderfarben 40 
Milchzucker 80 
Getränke. 
(178/9 [176/7) Branntwein aller Art einſchließlich des Weingeiſtes; 
Arrak, Rum, Kognak und verſetzte Branntweine; Miſchungen von 
Weingeiſt mit Aether und Löſungen von Aether in Weingeiſt: 
18 in Fäſſern: 
176 Likör 240 
anderer Branntwein 160 
in anderen Behältniſſen 240 
di 
(180/1 [178/9])) Wein und friiher Mojt von Trauben, aud entfeimt 
(fterilifiert): 
10 in Fäflern oder Keſſelwagen: 
‚18; mit von nit mehr als 14 Gewichtsteilen in 100 24 
einem )von mehr als 14, aber nicht mehr als 20 Gewichts: 
Wein geiſt⸗ teilen in 100 30 
gehalte | don mehr als 20 Gewichtsteilen in 100 160 
181 in anderen Behältniffen: 
19] Schaumwein 120 
anderer Wein und friiher Moft 48 
2 Moft von Trauben, eingetoht, auch mit Zuder, oder jonft eingedidt 
180} (Zraubeniyrup), auch weingeijtfrei (unvergohren entfeimt Sfterilißert); 
Rofinenertraft, griehiiher Set; Weinmojt aller Urt in — ver⸗ 
ſchloſſenen Behältniſſen 80 
an Beintrüb (flüffiges, nod als Wein verwendbared Weingeläger) 24 
04] 
14 Beine mit Heilmittelzujägen und ähnlihe zu Genußzweden verwendbare 
2] weinhaltige Getränfe; ferner alle durch Zuſatz von weinigen ober 
wäflerigen Auszügen (Ejienzen oder Tinkturen), von Gewürzen und 
Zuder oder in ähnliher Weile aus Wein ohne Zuſatz von Brannt- 
wein künſtlich bereiteteten Getränke: 
in Fäſſern 24 
in anderen Behältnifien 48 
5 Obſtwein (auh in Gärung begriffener Objtmoft) und andere gegorene 
19] Getränke aus Frucht: oder Pilanzenfäften, jowie andere ohne Zuſaßz 
von Branntwein oder Wein fünftlih bereitete Getränte; Maltonwein 
und Met; Mildhwein (Kumys), auch Kefyr-Kumys 
in Fäflern 24 
in anderen Behältnifien 48 


Anmerkung zu Wr. 184 [182] und 185 183). Die zu Nr. 184 
(182) und 185 {183] gehörigen gegohrenen Getränfe, melde bie 
Eigenihaft von Schaummwein haben, werden wie diejer verzollt. 
165 Bier aller Art; Malzextrakt in dünnflüffigem Zuftand, auch mit Heilmittel 
IM zufäßen 6 
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Zollſatz für 1 Doppelzjertner 
Mart 


Ejjig und Hefe. 
187 Eſſig aller Art: 
[185] in Fäſſern oder Kübeln 10 
in anderen Behältnilien 48 
Anmerkung. Eſſig mit mehr als 15 Gewichtsteilen Eſſigſäure 
in 100 iſt wie Eifigfäure zu verzollen. 
(188/9 [186/7)) Heje: 


188 Weinhefe: 

[186] ftüfig 24 
troden oder teigartig 150 

189 andere Hefe aller Art 65 

[187] 


Waſſer und Eis, 
190 Mineralwafier, natürliches und fünjtliches, einjchliehlih der Flaſchen und 
[188] Krüge jrei 
Anmerfung. Mineralwaller in Flaſchen, die einem Zolle von 
mehr ald 3 Mark, oder in Krügen, die einem ſolchen von mehr als 
1 Mark für 1 Doppelgentner unterliegen, wird mit den Umſchließungen 
nach deren Beichaffenheit verzollt. 
191 Anderes natürliches Waſſer, auch deftilliert; Eis, robes, natürliches und 
184] künſtliches frei 


Ubgängevon der Berarbeitung landwirtidhaftlider 
Erzeugniije. 
192 Kleie, auch gepreßte Maisfleie Maiskuchen), Neisabfälle (Abfälle beim 
[190] Schälen und Polieren von Reis), ausſchließlich als Viehfutter verwendbar frei 
193 Nüditände, fejte, von der Herſtellung fetter Dele, auch gemahlen oder in 
[191] der Form von Kuchen (Oelkuchen); auch Mandelkleie frei 
194 Rückſtände von der Stärfeerzeugung, ausſchließlich als Biehfutter verwend— 
192] bar; Branntweinipülicht (Schlempe), auch getrodnet; Melaſſeſchlempe frei 


195 Ausgelaugte Schnigel von Zuderrüben, auch gepreht: 

[193] friich frei 
getrodnet (gedarri) 1 

Anmerkung. Gedarrte Zuderrübenichnigel, welche für inländiiche, 

an ausländiiche Zuckerfabriken gelieferte Zuderrüben an inländiſche 
Produzenten vertraggmähig zurüdgewährt werden, find zollfrei. 

196 Weintreber 5 

194] Anmerfung. Weintreber zur Kognakbereitung werden unter 
Ueberwachung der Verwendung zollfrei abgelajien. 

196) Andere Treber, auch getrodnet; Malzteime frei 
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E. Grjeugniffe der Rahrungs: und Genuhmittels@ewerbe, 
in den Unterabfhnitten A bis D nicht inbegriffen. 
198 Gewöhnliches Backwerk (ohne Zujag von Eiern, Fett, Gewürzen, Zuder 
[196] oder dergleichen) 16 
Anmerkung. Der Bundesrat ijt befugt, für beftimmtte Grenz— 
jtreden im Falle eines örtlihen Bedürfnifies die zollfreie Einfuhr 
von gewöhnlihem Backwerk in Mengen von nicht mehr ald 3 Kilo— 
ramm, nicht mit der Poſt eingehend, für Bewohner ded Grenze 
ezirkes nachzulaſſen. 
199 Anderes —* einſchließlich der Kales und des Zwiebacks; auch Oblaten 


[197] aus Mehl, Gries oder Kleber, mit Zuſatz von Zuder oder Gewürz 60 
200 Teigwaren (Nudeln und gleichartige nicht gebadene Erzeugnifje aus Mehl 
(198) Gries oder Mleber, auch Kartoffelnudeln) 25 


201 DOblaten zum Genuß aus Mehl, Gries oder Kleber, ohne Zuſatz von Zuder 
[199] oder Gewürz; Mehl(Oblatens)Kapieln; auch Siegeloblaten (Mundlaf) 
aus Teig 25 
Anmerkung. Gefüllte Mehlkapſeln unterliegen dem Zolle für 
die Füllung, falls dieler höher iſt. 


Er 
200) 


23 
an 


214 
212) 
25 
213] 
26 
4 


215 


Annalen des Deutfchen Reiche. 1903. 
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209 


Zoljah für 1 a 


Zuderwert und jonftige anderweit nicht genannte Auderwaren einjdlieh- 
lich der nicht gebadenen Waren mit Zuderzufaß, 3. B. Bafforin- und 
Tragantbivaren, mit Zuder verſetzt; jyruchtlerne, Gewürze, Kaftanien, 
Küchengewächie, Nüffe, Obſt, Sämereien, Südfrucdtichalen, Südfrüchte 
und jonjtige Bilanzen und Pflanzenteile, überzudert (fandiert, glaciert) 

Kakao, gebrannter oder geröiteter, geichält, gemahlen, gepulvert, gequeticht 
oder ſonſt zerfleinert, auch in Tafeln oder Blöde geformt (Kafaoma e); 
mehr oder weniger entöltes Kafaopulver und dergleihen Kakaomaſſe; 
Kalaoſchalen, gemahlen 

Scofolade und Schofoladeerjagitoffe, in Tafeln oder Blöcken, auch ge- 
mablen; Waren ganz; oder teilweile aus Kakaomaſſe, Kafaopulver, 
Schotolade oder Schofoladeeriapftoffen ; alle diefe auch mit Zufaß von 
Gewürzen, Heilmitteljtoffen oder dergleichen 

Margarine (der Milhbutter oder dem Butterihmalz ähnliche Zubereitungen, 
deren Fettgehalt nicht ausjchliehlich der Milch entitammt) 

Margarinefäje (fäjeartige Zubereitungen, deren Fettgehalt nicht ausfchliehlich 
der Milh entitammt 

Kunſtſpeiſefett für 1 Doppeljentner Rohge wicht 


Mild, eingedidt (Syrupmild), aud mit Zuſatz von Zuder 
Eigelb und Eiweiß, zum Genufje zubereitet 


(210/1 [208/9]) Senf: 

gepulvert, auch entölt: 
in Heinen für den Einzelverkauf beftimmten Aufmachungen 
in anderer Verpadung 

mit Moft, Gewürzen oder anderen Zutaten zubereitet (Moftrich) 


2 Auszüge (Efjenzen), nicht äther- oder weingeiithaltig, du Bereitung von 


Getränfen (Kaffees, Limonade- und dergleihen Efjenz), ſowie zum 
Würzen zubereiteter Speifen und Getränke (Vanille-Eſſenz und der— 
gleihen); Auszug (Ertraftı von rohen Kaffeeſchalen, jyrupartig ein- 
gedidt: Gewürzauszüge (Gemwürzertrafte); Kaftanienauszug (Kaftanien- 
ertraft) von genießbaren Kajtanien; SKaffeepulver, emifcht mit ges 
branntem Zuder; Kapjeln aus mit Zuder verjepter Gelatine; Kaftanien- 
mebl von geniehbaren Kaitanien, — oder mit Zucker, Vanille 
u. j. w. zubereitet; Kindermehl, aus Weizenmehl unter Zuſatz von a 
und eingebidter Wild bereitetes (Meitlemehl) und dergleihen; Kraft: 
mebl, mit Zuder veriegt; Kefyrzeltchen, Limonadepulver 

Säfte von Früchten (mit Ausnahme der Weintrauben) und von Pflanzen, 
nicht äther- oder weingeifthaltig, mit Zuder oder Syrup verſetzt oder 
mit Zuſatz von Zuder oder Syrup eingelodht, einichliehlich des Schadhtel- 
mus (der Marmelade) und der pflanzlichen Sallerten (Gelees); Himbeereffig 

Säfte von Früchten (mit Ausnahme der Weintrauben) und von Pflanzen, 

— Genuß, äther- oder med 
Früchte, mit Branntwein zubereitet oder in Branntwein eingelegt 


Früchte (joweit fie nicht unter Nr. 215 [213] fallen), Gewürze, Hülſen— 
früchte, Kaſtanien, Küchengewächſe, Mais, Sämereien, Südfrudtichalen 
und ſonſtige Pflanzen und Pflanzenteile, für den feineren Tafelgenuf 
zubereitet; PBaiteten; Soßen (Saucen); Andovid-, Krebs- und Sar— 
dellenbutter; Kapern; Moſtwürſte; Nudeln und gleichartige nicht ge- 
badene Erzeugnifie aus Mehl, Gries oder Kleber (auch Kartoffel« 
nudeln) gefüllt mit Fleiſch, Parmeſankäſe oder dergleihen; Dliven, auch 
in Eifig, Del oder Salzwafjer eingelegt oder mit Sardellen oder der— 
vo gefüllt (fareiert; Soja und andere Gegenftände des feineren 

afelgenufies, anderweit nicht genannt 


14 


70 


2 8 tes sg 


En8 


ex € 


75 


au Chemiſch zubereitete Nährmittel, 3. B. Plasmon, Somatofe, Tropon, Pepſin frei 


210 Zolltarif. 


ür 1 Toppelzentnert 
golfag für 1 Topp — 


218 Nahrungs- und Genußmittel, anderweit nicht genannt, friſch, getrocknet oder 
[216] zubereitet 

219 — und Genußmittel aller Art (mit Ausnahme der Getränke) in 
[217] luftdicht verſchloſſenen Behältniffen, joweit fie nicht an ſich unter höhere 


220 Tabaffabrifate: 
[218] Tabatblätter, bearbeitet (ganz oder teilweije entrippt, aud mit Tabat- 
brühe behandelt [gebeizt] u. j. w.); Abfälle von bearbeiteten Tabaf- 


& 
[-} 
= 

— 
= 

= 
[2) 

— 
2 
= 
x) 
2 

-1 
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blättern 180 
Tabatrippen und Tabakſtengel, auch mit Tabafbrühe behandelt (gebeizt); 
Tabaklaugen, auch gemijcht mit Tabakbrühe 85 


Kau- und Scnupftabal; Karotten, Stangen und Rollen zu Schnupf— 
tabaf; Rauchtabak in Rollen, geichnitten u. j. w.; Tabakmehl, Tabak— 
ftaub und Abfälle von Tabakfabritaten, auch gemifcht mit Abfällen 
von Rohtabak (Scraps); Bapier aus Stengeln oder Rippen von 


Tabafblättern 180 
igarren 270 
igaretten 270 


weiter Abſchnitt. 


Mineralifche und foifile Rohftoffe; Mineralöle. 


A. Erden und Steine, 
Zollſatß für 1 ng 
a 


221 Gartenerde, auch Najenplatten; Kies, Mergel, Sand, auch naturfarbiger 
[219] Streuiand jowie Formerjand ; ungefärbte Glimmerihuppen; Schlamm, 

auch Sceideijhlamm frei 
222 Gefärbter Sand, auch gefärbter Streujand einjchliehlich des Streugoldes 
[220] und Streufilbers (aus Glimmer erzeugten Streufandes) und andere ge— 


färbte Glimmerſchuppen frei 
223 Ton einfchliehlih der Borzellanerde (Kaolin) und Lehm aller Art, auch ge= 
[221] brannt, gemahlen oder gejchlenımt; Chamotte- und Dinasmörtel frei 


224 Farberden (auch Kreide), roh, jomwie ald rohe Farberden verwendbare Ab- 

[222] fälle und Nebenerzeugnifie der Induſtrie; Graphit, roh (in Stüden), 
gemahlen oder geichlemmt frei 

225 Bimsftein, Schmirgel, Polier- oder Putzkalk (Wiener Kalt), Tripel und ähn- 

[223] lie mineraliſche Scleif:, Bolier- und Pupmittel, roh, gemahlen oder 


geihlemmt: 
in Büchſen, Släjern, Krügen oder ähnlichen für den Kleinverfauf 
bejtimmten Aufmahungen 6 
in anderer Berpadung, auch zu Ziegeln geformt frei 
226 Kiejelguhr (Infujorienerde), Quarz, Quarzſand; Feuerjteine, rob, auch ge— 
[224] ichredt oder gemahlen frei 


227 Kalt, tohlenfaurer, Magnelit, Dolomit, Witherit, Strontianit, auch gebrannt; 
[225] Kalt, gebrannter, gelöiht; Kaltmörtel; Kalt, natürlicher phosphoriaurer frei 
228 Gips (ihwefeljaurer alt), aud gebrannt, gemahlen, geſchlemmt; Super- 


[226] phosphatgips frei 
229 Waflerbindende (bydrauliiche) Bufchläge, 3. B. Tuff, Traß, Puzzolan und 
[227] Buzzolanerde, Santorin (Santorinerde), auch gemahlen oder geitampfit frei 
230 Bortlandzement, Romanzement, Buzzolanzement, Magneſiazement, —— 


[228] zement und dergleichen, mit oder ohne Zuſatz von Färbemitteln oder 
anderen Stoffen, ungemahlen (Zementtlinter, Yementgrieje u. j. w.), ges 
mahlen, geitampft; auch gemahlener Kalt 0,50 

231 Meerihaum, roh, auch künſtlicher Meerſchaum in ungeformten Stüden; 

[229] Asbeit, roh, auch gemahlen; Asbeſtfaſern, auch gereinigt; Speditein 
(ipaniiche oder Venetianer Kreide) und Talk, roh, auch gemahlen oder 
gebrannt; Slimmer, rob, aud in rohen Platten oder Scheiben frei 
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Zollſatßz für ı — 


232 Barpt. natürlicher ſchwefelſaurer (Schwerſpat), und Strontian, natürlicher 
230] ihwefeljaurer (Eöleftin), auch gepulvert oder gemahlen; Feldſpat, ge- 
meiner, auch gepulvert oder gebrannt; Flußſpat, roh, auch gemahlen; 


Baurit, ungereinigt; Eisftein Kryolith) frei 
33 Schiefer: 
[231] rohe Scieferblöde 0,25 
rohe Scieferplatten, roher Tafelſchiefer, Dachſchiefer 1,25 


Anmerfung. Schieferplatten von mehr ald 20 Zentimeter 
Stärke jind ald Schieferblöde zu behandeln. 
34 Gteine (mit Ausnahme von Schiefer und Bilafterjteinen) jowie Lava, poröſe 
[232] und dichte, rob oder bloß roh behauen, auch geſägt, jedodh an nicht mehr 
als drei Seiten, oder in nicht geipaltenen, nicht gejägten (gejchnittenen) 
Platten; auch gemablene Steine, voritehend nicht genannt frei 
= Edelfteine und Halbedelijteine, roh frei 


36 Sonjtige Erden und rohe mineraliihe Stoffe, anderweit nicht genannt oder 

234] inbegriffen, auch gebrannt, geichlemmt, gemahlen oder gereinigt; Kreide— 
maſſe (aus Kreide, anderen Erden, Leim und dergleihen) zu Former— 
arbeiten frei 


B. Erze, Schladen, Aſchen. 


37 Erze. auch aufbereitet; eijene oder manganhaltige Gasreinigungsmaiie ; 

[335] Schladen und Sinter aller Art zum Metallhüttenbetrieb, auch gemahlen 
(mit Ausihluß des Thomasphosphatmehls); Schlafen und andere Ab— 
fälle vom Metallhüttenbetriebe; jogenannte Schladenfilze; Schladenmwolle; 
Aſchen mit Ausnahme der Knochenaſche, auch ausgelaugt; Kaltäfcher frei 


©. Foffile Brennftoffe. 


38 Steinlohlen, Anthrazit, unbearbeitete Kännelkohle und Braunfohlen, auch 

[236] gemahlen; Torf; Kols (poröje Rüdjtände von der trodenen Deitillation 
der Steinfohlen und Braunkohlen), aud gemahlen; Torfkols (Torf- 
toblen); folsartige Rüdjtände von der Deitillation der Mineralöle und 
des Teerd; Brennitoffe, künſtliche (einichliehlih der Preßkohlen), aus 
Brauntohlen, Steintohlen, Torf, Teer oder dergleichen, auch unter Ver— 
wendung von Holz, bereitet; Kohle, formbare, (plajtiiche), aus fojjilen 
Stoffen und Gaskohle (Retortengraphit), ungeformt; auch formbare 
(plaftiihe) Pilanzenkohle in ungeformter Maſſe frei 


D. Mineralöle und fonftige foffile Rohftoffe. 


2339 Erdöl (Betroleum), flüffiger natürliher Bergteer (Erdteer), Brauntohlen- 
(237) teeröl, Torföl, Schieferöl, Del aus dem Teer der Boghead- oder Kännel- 
fohle und jonjtige anderweit nicht genannte Mineralöle, rob oder gereinigt: 
Schmieröle: auch teerartige, paraffinhaltige und im Waſſer nicht 
unterjintende pecartige Rüdjtände von der Deitillation der 


Mineralöle; Harzöl 10 
andere 6 
Anmerfungen. 


1. Der Bundesrat iſt befugt, mineraliihe Oele, die für andere 
ewerbliche Zwecke als für die Herſtellung von Schmieröl, 
Seuctäl oder Leuchtgas bejtimmt find, unter Ueberwachung 
der Verwendung vom Zolle frei zu laflen. 

2. Der Bundesrat ijt befugt, mineraliiche Dele, die für die 
Bearbeitung in inländiichen Betriebsanftalten beftimmt find, 
unter lleberwadhung vom Zolle frei zu lajien. Die daraus 
gewonnenen Erzeugnilie find wie ausländijche zu behandeln, 
mit Ausnahme der leichten Dele, welche, jomweit ſie nicht zu 
Schmier= oder Beleuchtungszweden einihliehlih der Er— 
zeugung von Leuchtgas verwendet werden, unter Ueber— 
wahung der Berwendung auf Erlaubnisichein zollfrei bleiben. 
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Zollſatz für 1 Doppelgentner 
Mart 


3. Der Bundesrat iſt befugt, die Berzollung von gereinigten, 
u Beleudhtungszweden geeigneten Mineralölen nad dem 
Raumgehalte mit der Maßgabe zuzulafien, daß dabei für 
125 Liter bei einer Temperatur von 15° C. 1 Doppelzentner 
gerechnet wird. 


240 Asphalt, feiter; Asphaltmaſtix (Asphaltzement), Asphaltfitt (Mineralfitt), 


[238] Harzzement, Holzzement frei 
241 Erdwachs (Özoferit), rob, auch umgeichmolzen frei 
[239] 

242 Bernftein, rob; auch Bernfteinjtaub und Bernjteinmafie; Jet (Gagat), un— 

[240] bearbeitet frei 


243 Pech aller Art mit Ausnahme des Steinfohlenpeh8; Pechſatz (Rüdjtand von 
[241] der PRecbereitung); pechartige Rüdjtände von der Beitillation ber 
Mineralöle, joweit fie im Waſſer unterfinten; Teer aus erdpechhaltigem 
Schiefer; Toriteer; Braunkohlenteer; auch Holzteer und Dagget (Daggert, 


Birfenteer) frei 
E. Steinfohlenteer, Steinfohlenteeröle und Steinfohlens 
teeritoffe. 
244 Steintohlenteer; auch Steinkohlenpech frei 


[242] 

245 Steintohlenteeröle, leichte, einichliehlih der ölartigen Deitillate aus Stein- 

[243] tohlenteerölen, 3. B. Benzol, Kumol, Toluol, Xylol, und ichwere, z. B. 
Anthrazenöl, Karbolöl, Kreojotöl; auch Asphaltnaphta und jogenannter 
Kohlenwaſſerſtoff frei 

246 Naphtalin; Anthrazen; durch einfache Deſtillation des Steinkohlenteers her— 

(244) geitellte nicht ölartige Erzeugnijie, 3. B. Phenol (Karboljäure); Anilin 
(Anilinöl), Anilinjalze und andere Steintohlentceritoffe (Anthradinon, 
Nitrobenzol, Toluidin, Naphtylamin, Rejorzin, Naphtol, Phtalfäure R 
u. ſ. w.) ei 


Dritter Abſchnill. 


Zubereitetes Wachs, feſte Fettſäuren, Paraifin und ähnliche Kerzenftoffe, 
Lichte, Wachswaren, Seifen und andere unter Verwendung von Fetten, 
Delen oder Wachs hergeftellte Waren. 

Zolljähe fürı — 


247 Bienenwachs und anderes Inſektenwachs ſowie Pflanzenwachs, zubereitet 
245 (gebleicht, gefärbt, in Täfelchen oder Kugeln geformt u. ſ. w.), auch mit 


anderen Stoffen veriebt; Wachsjtumpien; Baumwachs (Wadhstitt) 15 
248 Wbfälle und Rüdftände von der Zubereitung des Bienenwachjes, nur ges 
(246) ringe Mengen Wachs enthaltend frei 


249 Erdwahs Ozokerit), gereinigt, und Zereſin (aus Erdwachs bergeitellt, auch 
[247) mit Baraffin verjegt), in Blöden, Täfelhen oder Kugeln; Wachsſtumpfen 
von gereinigtem Erdwachs und von Zereſin 15 
250 Stearinjäure (auch Stearin genannt); PBalmitinjäure (auch Balmitin ges 
[248] nannt); Margariniäure; Baraffin, rob (Baraffinihuppen, Paraffin— 
butter u. j. w.) oder gereinigt, mit Ausnahme des Weichparaffins, und 


ähnliche Kerzenſtoffe, anderweit nicht genannt, rob oder gereinigt 10 
1 Weichparaffin 10 
1249) 
252 Lichte (Kerzen) aller Art aus Wachs, Zerefin, PBaraffin, Stearin, Walrat, 
[250] Talg oder dergleihen; auch Wahsfadeln und Nachtlichte aller Art 23 
253 Wahswaren mit Ausnahme der Lichte, der Zündkerzchen und der Wache: 
[251] perlen, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit jie nicht dadurch 


unter höhere Zollſätze fallen: 
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Holiat ſür 1 Doppelgentner 
Marl 


fein geformte (Wachsblumen, Wachsfiguren, Wachsfrüchte, Wachs— 
föpfe, Wachsmasken und dergleichen) 
andere 30 
Anmerlung. Zerefinwaren werden wie Wachswaren verzollt. 
254 Schmierjeife, gemeine weiche (Kalifeife, Faßſeife); flüſſige Waſſerglasſeife; 
252) Dele und flüffige Fette, mit Alkalien zu Wajichmitteln zubereitet; 
Türkiſchrotöl; füge Kreolin und ähnliche Desinfeltiond-, Reinigungs 
u. j. w. Mittel in tlüffigem Zuftande; Gemiſche von Wafler und Seife 
zu Zurichtes (Appretur) oder dergleihen Zweden; alle dieje in Fäſſern 
oder anderen größeren Behältniiien 5 
5 Feſte Seife (mit Ausnahme der Zahnſeife), feſtes Kreolin und ähnliche 
3) Desinfeltiond-, Reinigungs u. j. w. Mittel in feſtem Zuftande, Fett— 
laugenmehl, jogenannte Spönizrlauge: alle dieje, joweit fie nicht unter 
Nr. 256 [254] allen 10 
36 Waren der in Nr. 254 et und 255 [253] genannten Art, zum unmittel- 
354) baren Gebrauche geformt (gepreht oder im Formen gegofjen) oder in 
Büchſen, Flaihen, Krügen, Tiegeln, Töpfen oder dergleichen; flüffige 
Seife mit Ausnahme der in Nr. 254 [252] genannten; Seifenpulver; 
feine weiche Seife; Seifenblätter (Seifenpapier); mit zerfleinerter Seife 
— Mandelkleie; Formerarbeit aus Seife 30 
nmerkung zu Nr. 254 (252) bis 256 (254). Seifenerjagitoffe, 
3. B. Erzeugnifie aus der Seifen: (Uuillaja-) Rinde, unterliegen den 
Zollfägen für Seife. 


258) Glyzerin, roh oder gereinigt; Unterlauge von Seifenjiedereien frei 
258 Baraffinjalbe, Vaſelin und Bajelinialbe (nicht wohlriehend); Yanolin und 

1256] Lanolinverbindungen für 1 Doppeljentner Ropgewigt 12 
57 Bagenichmiere 10 
357 

3%0 Andere Schmiermittel, unter Verwendung von Fetten oder Delen hergejtellt, 

1258] flüſſig oder feft, auch geformt für 1 Boppeljentuer Rohgewicht 12 
261 Schuhwichſe, ſchwarze, nicht flüſſige 3 


1259) 
2362 Schuhwichſe, nicht unter Nr. 261 [259) fallend, auch unter Verwendung von 
260) Wachs oder Gerejin bergeitellt; Bohnermajie aus Wachs oder Zereſin 
mit Zujaß von Terpentinöl oder dergleichen 18 
2363 Bußmittel, unter Verwendung von Fetten, Delen oder Seife hergeitellt 
261) (Bupfette, Bugpomaden, Bupjeifen), z. B. Eifenorid, mit Stearinjäure 
und Talg verjegt; Tonerdejeife (Aluminiumpalmitat); Bolierjteine (aus 
gebrannten, gemablenen oder geichlemmten Erden mit Stearin, Talg 
u. j. w. geformte Steine); Formerſtoffe, aus mineraliihen Stoffen unter 
Verwendung von Stearin, Balmitin, PBaraffin, Wachs, auch von Harz, 
bergeitellt 10 
4 Formerarbeit aus Stearin, Be oder ähnlichen Formerſtoffen, auch in 
[262] Berbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurch unter höhere 
Zollſätze fällt 36 


Vierter Abfchnitt. 


Chemiſche und pharmazentifche Erzeugniffe, Farben und Farbwaren. 


A. Ehemifhe Grundftoffe, Säuren, Salze und fonftige Berbindungen 
chemiſcher Grundftoffe, anderweit nicht genannt, 
Zonſat für 1 ae 
0 


nn Queckſilber und Ouedfilberlegierungen (Amalgame) frei 


F Allalimetalle, andere ſonſt nicht benannte Metalle jrei 


Zolltarif. 
u 18 
Zollſatz für ar er 
Brom frei 
od frei 
Phosphor, gewöhnlicher (Aryitalliniicher, weiker) und roter (amorpher) frei 
Schwefel, roh oder gereinigt, auch gepulvert; Spenzemetall (Eijenthiat, ein 
Gemenge von Schwefel und Schweielmetallen) frei 
Ammoniakwafier (Gaswaſſer), Salmialgeijt frei 
Salzjäure frei 
Schweliäure und Schwefelſäureanhydrid frei 
Salpeterjäure frei 
Borfäure und Borar (boriaures Natron, Natriumborat) frei 
Oraljäure und oraliaures Kali (Kaliumozralat, Kleeſalz) 8 
Eifigläure, auch Iryftallifiert (Eiseflig), und Eifigjäureanbydrid: 
bei einem Gewichte der unmittelbaren } von mindeitens 20 Kilogramm 12 
Umſchließung nebſt Inhalt von weniger als 20 Kilogramm 48 
Milchſäure und Milchſäureſalze Laktate) frei 
Weinſäure (Weinſteinſäure), Zitronenſäure 8 
Salz (Chlornatrium Siede-, Stein-, Secjalz]), fowie alle Stoffe, aus denen 
Salz ausgeichieden zu werden pflegt; ferner Mutterlauge, Pfannenſtein 
und GSteinialzwaren, auch Abraumialze, neben der inneren Abgabe 
für 1 Doppelgeniner Reingewidt 0,80 
Dornftein Müdftand bei der Gradierung der Salzſoole) frei 
Quelljalze, natürliche und künſtliche; auch Moorialze 3 
Ehlorbaryum (Baryumdlorid) frei 
Jodkalium (Kaltumjodid), Jodnatrium (Natriumjodid), Jodanımonium (Am— 
moniumjodib) frei 
Bromfaliun (Kaliumbromid), Bromnatrium (Natriunbromid), Bromanı- 
monium (Ammoniumbromid), Bromeiien frei 
Kohlenjaures Ammoniaf (Ammoninmlarbonat, Hirichhornialz) 5 
Soda, natürliche und künſtliche: 
rob, auch kryſtalliſiert 0,90 
falziniert, audı auf andere Weile entwäfiert oder gereinigt 1,50 
Doppelttohleniaures Natron (Natriumbifarbonat) 1,50 
Hepnatron, feſt (Matriumhydroryd) oder flüſſig (Natronlauge); Aeplali, feft 
(Kaliumhydroxyd) oder flüſſig (Kalilauge) 3,50 
Pottaſche aller Art; auch Schafſchweißaſche 2 
Schlempekohle frei 
Chlorkalt und Bleichlaugen; Baryumiuperoryd, Waſſerſtoffſuperoxyd 1 
Ehloriaures Kali (Kaliumchlorat), nicht in Hülſen oder Kapjeln eingehend frei 
Schwefeliaures Natron (Blauberialz, Natriumiulfat) und ſaures ſchwefel— 
jfaures Natron (doppeltichwefeliaures Natron, Natriumbiiulfat) 0,25 
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35 Scmefeljaures Kali (Kaliumjulfat) und phosphorjaures Kali (Haliums 

293) _ phosphat 

26 Kupfervitrol (blauer Bitriol, Kupferfulfat), auch gemiichter Kupfer und 

24) Eiſenvitriol 

27 Eiienvitriol (grüner Vitriol, Eifenfulfat), Zinkoitriol (weißer Bitriol, int: 

29%] juljat) frei 

8 Ammoniak, Kalie und Natronalaun, jchwefellaure Tonerde (Aluminium 

1296) fulfat), Tonerdealaun, Tonerdenatron (Natriumaluminat), Chloralumintum 
(Aluminiumdlorid), eiftgfaure Tonerde (Mluminiumazetat); Tonerde, 
fünftliche ; aud) gereinigter Bauxit 3 

29 Chrom-, Eifen- und Kupferalaun frei 


300 Bleioxyd (Bleiglätte, gelbe [Silberglätte] und rote Goldglätte) in Broden, 
[298) Schuppen oder Pulver frei 
1 Zinnoryd 6 


HR Salpeterjaures Ammoniak (AUmmoniafjalpeter, Ammoniumnitrat), nicht in 
1300) Hüllen oder Kapſeln eingehend, jalpeteriaures Blei (Beinitrat) 3 
303 Zalpeteriaures Natron (Natronjalpeter, Chilejalpeter, Natriumnitrat) frei 


34 Zalpeterifaures® Kali (Kaliialpeter, Kaliumnitrat), jalpeteriaurer Baryt 

302) Baryumnitrat) frei 

 Chromfaures Natron (Natriumchromat) und faures chromſaures Natron 

(303) (Natriumbichromat), dromjaures Kali (Kaliumdromat) und ſaures chrom⸗ 
jaures Kali (Kaliumbichromat); Ehromoryd, Chrombydrormd frei 

6 Maganiaures Kali (Raliummanganat) und übermanganjaures Kali (Kalium 

4)  permanganat) frei 

7 Railerglas (Kalium: und Natrium-Silifat) 1 


38 Kali-Blutlaugenjalz (Ferrozyankalium [Kaliumeiienzyanür) und Ferrizyan— 
306] kalium — ———— niet N Ferrozyannatrium 


Natriumeiſenzyanür) und Ferrizyannatrium [Natriumeiienzyanid]), 
3hankalium Kaliumzyanid) 8 
3m Eſſigſäureſalze (Azetate), anderweit nicht genannt, fowie Azetonöl 1 
„. i 
n Bleizucker, Bleieſſig 1 


31 Beinftein : 


N tob: frei 
gereinigt (raffiniert); auch Natronweinſtein 8 

J Brechweinſtein und andere Antimonpräparate 8 

‚aM 

ke Kobleniaure Magnefta, fünftlihe (Magnefiumfarbonat) frei 


34 oblenfaurer Strontian, fünftliher (Strontiumfarbonat), jalzjaurer Strontian 
32)  (Strontiumdlorid); Strontiumoryd, Strontiumhydroryd 2 
>15 Zinfialze, anderweit nicht genannt; Ehlorzint (Zintchlorid) feit oder flüſſig frei 


3165 Kakiumlarbid, Aluminiumfarbid, Siliziumkarbid (Karborund) und ander 


34] weit nicht genannte Metalltarbide 4 
IT Vorſtehend und anderweit nicht genannte Metalloide, Säuren, Salze und 
35] Verbindungen von Metalloiden unter einander oder mit Metallen frei 


B. Farben und Farbiwaren. 


318 Tieriihe Farbitoffe, z. B. Kochenille, wilde, zahme und unechte (tieriicher 
316, Kermes), auch gemahlen oder in Teigform; Kochenillefarmin; Sepia frei 


sin Anilin» und andere nicht beionders genannte Teerfarbitoffe frei 
‘ 


329 
[327] 


330 
(328] 
331 
[329] 
332 
[330] 
333 
[381] 
334 
[332] 
335 
[333] 
336 
1334] 


337 
[335] 
338 
[336] 
339 
[337] 


340 
[338] 
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Zolfak für 1 Doppeljentner 
Dart 


Altzarinfarbitoffe, troden oder in Teigform 


Indigo, natürliher und künſtlicher, aud Indigofarmin, rein oder verjegt 
mit mineraliihen Stoffen oder Stärke, troden oder in Teigform 

Berliner Blau, rein oder verjegt mit mineraliihen Stoffen oder Stärke, 
troden oder in Teigform 

Ultramarin, rein oder verjegt mit mineraliihen Stoffen oder Stärke, troden 
oder in Zeigiorm 

Bleimenge, Bleiweiß 


Barytweiß (Bermanentweiß) 
Zinkoxyd (Zintweih und Zinkgrau), Zinkſulfidweiß (Lithopon) 
Binnober, roter (rote Quedjilberfulfid) 


Farbholzauszüge (Farbholzertrakte); auch Ausziige aus anderen pflanzlichen 
Farbitoffen: 


Anmerkung. Flüſſige Farbholzauszüge und flüſſige Auszüge 
aus anderen pflanzlichen Farbftoffen von mehr ald 28° Be. werden 
wie fefte verzollt. 

Erdfarben: 
Kreide, geichlemmt; auch gejtäubte oder in anderer Weije fein gepul- 
verte Kreide 
andere Erdfarben (gebramnte, gemablene oder geichlemmte Farberden 
und al& jolde verwendbare Abfälle und Nebenerzeugnijie der In— 
duftrie, aucd; al8 Farberden gemahlene Erze), troden oder in Teig— 
form, aud) geichönt 
Ruß; Buhdrudihwärze, troden, nicht zubereitet; auch dergleichen Kupfer: 
druckſchwärze 
Bronzefarben 


Pigmentfarben und Farblade (Ladjarben), anderweit nicht genannt, rein 
oder verjegt mit mineraliihen Stoffen oder Stärke, troden oder in 
Teigform 

Andere nicht zubereitete Farben 


Papierdrudfarbe, aus Ruß oder Rupferdrudichwärze bergeitellt 


Bleiweih, Zinkweiß, Lithoponweiß, Eifenoryd, Eifenmennig, mit Del ans 
gerieben, nicht in Blechbüchſen oder in Aufmachungen für den Klein— 
verfauf 

Die in Wr. 335 [333] genannten zubereiteten Farben in Blechbüchſen oder 
in Aufmadhungen für den Kleinverfauf; andere zubereitete Farben (mit 
Del, Delfirnis, Glyzerin, Leim, Mineralöl oder einem anderen Binde: 
mittel oder mit Weingeijt verſetzt oder angerieben); nicht zubereitete 
Farben in Bläschen, Kapſeln, Muſcheln, Baiten, Tuben, Töpfcen, 
Täfelhen oder dergleichen; Farben in Farben- und Tuichenfajten 

Zinte und Tintenpulver 


Sraphit: 
geformt (in Tafeln, Blöden oder dergleichen) 
in Aufmachungen für den Kleinverfauf 
Epedijtein, geichnitten oder geformt zum Zeichnen (Schneiderkreide) auch in 
Holz gefaßt 
Bleis, Farben⸗ und Kohlenjtifte (zum Zeichnen oder Schreiben); Kreide ge: 
ichnitten oder geformt: 
ungefaht oder nur mit Papier bezogen 


frei 


frei 


* 1] 


0,40 


0,50 


> 
frei 


frei 
frei 
10 


je 7] 


20 
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a 
mit Faſſung aus gemeinem Holze zum handwertsmähigen Gebrauche 


( Zimmermannsitifte) 25 
andere, joweit fie nicht wegen ihrer Verbindung mit anderen Stoffen 
unter höhere Zolliäge fallen 40 


C., Firniffe, Lade, Kitte. 


41 Delfimifje, auch mit Zujag von Trodenmitteln; Firnisſatz; Standöl; Vogels 
339] leim aus eingedicdtem Leinöl 7 
42 Beingeijtfirnifie (Auflöjungen von Darzen in Weingeijt, auch in Holzgeiſt) 
40! mit oder ohne Zuſatz von Farbitoften; Scelladfitt (in heißem Wein 
geiſte zur Syrupdicke aufgelöſter Schellack) 30 
43 Lacfirniſſe, Lacke, ohne Verwendung von Weingeiſt Fa er (Auflöfungen 
A] von Harzen in Terpentinöl, Mineralöl, Harzöl, Oelfirnis Apeton, Mi: 
falien oder anderen Löjungsmitteln), auch mit ——e verſetzt; 
Asbhaltlack (Auflöſungen von Asphalt oder asphaltähnlicher Maſſe in 
Mineral» oder Terpentinöl, ſowie Auflöſungen von Asphalt oder Stein— 
toblenpeh in Steinfohlenteeröl oder Holzteeröl); Kuticherlad (Auflöſung 
von Farbitoff und Wachs); Zaponlad Suflöfung von Kollodiumwolle 
in Amplazetat) 25 
Er Siegellad (auch Siegelabdrüde in Siegellad); Flaichenlad 3 


J 
45 Delfitte (Firnistitte), Harzfitte, Kautſchul- und Guttaperdafitte, Leim-, Ei: 
343) weiß: und andere Sitte mit Ausnahme von Asbeſtkitt, Mineralfitt 


(Asphaltkitt), Schelladfitt und Wachskitt Baumwachs 3 
46 Asbejtanjtrihmafje flüſſiger Asbeſt), auch mit einem Zuſatze von Farbe 
344] (Asbeitfarben); Asbejtkitt frei 


D. Aether ; Altohole, anderweit nicht genannt oder inbegriffen ; 
flüchtige (ätherifche) Dele, Ffünftlihe Riechſtoffe, Rich» und Schön: 
heitömittel (Barfümerien und fosmetifhe Mittel). 


AT Mether aller Art, einfahe und zuſammengeſetzte; auch Kognatöl (Wein: 
45) beeröl): 


in Fäſſern 160 

in anderen Behältnijjen 240 
48 Auielöle; auch Amyl- Butyl- und Propylaltohol 20 
46] Anmerkung. Fuſelble mit einem Weingeiftgehalte von 8 Ge— 


wichtsteilen oder darüber in 100 jind wie Branntwein zu verzollen. 
an Holzgeiſt (Methylaltohol), roh; Azeton, roh 


= 


= Holzgeift, gereinigt; Azeton, gereinigt; Formaldehyd in wäjleriger Löjung 20 
a Azetaldehyd, Baraldehyd 40 


&2 Holzteeröl (Wachholderteeröl u. j. w.), auch gereinigt; Kautſchuköl; Tieröl, 

b roh (Hirihhornöl) oder gereinigt (Dippelsöl) frei 
363 Flüchtige (ätheriiche) Oele: 

51] Zerpentinöl, Fichtennadelöl, Harzgeiit (Harzejlenz), Kampheröl (flüſſiger 


Kampher) frei 

andere flüchtige lätheriſche) Oele; ferner Menthol (Mentakampher), 
auch in Umſchließungen aus Holz (Migräneſtifte) 30 

34 Künjtliche Riechſtoffe (VBanillin, Kumarin, Heliotropin und ähnliche zur Bes 
32] reitung von Riechmitteln dienende Stoffe) s0 


5 Bohlriehende Fette, Salben und Pomaden, jowie wohlriechende fette und 
88] mineralijhe Dele: 
bei einem Gewichte der unmittel- | von mindejtens 5 Kilogramm 20 
baren Umſchließung nebit Inhalt 4 von weniger als 5 Kilogramm 100 
36 Aether⸗ oder weingeijthaltige —— (Parfümerien) und Schönbeits- 
4] mittel (fosmetiiche Mittel, 3. B. Haarfärbemittel jowie Haut: und andere 
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et 
Verihönerungsmittel); äther- oder weingeifthaltige Kopf, Mund- und 
Zabnwäjler; wohlriehende oder zur Verbreitung von Wohlgeruch 
dienende äther- oder weingeifthaltige Auszüge Eſſenzen, Ertrafte, Tint- 


turen) und Wäſſer; wohlriechender Eſſig 300 
357 Wäſſer, wohlriechende, nicht äther- oder weingeiſthaltig: 
[355] bei einem Gewichte der unmittel- \ von mindeitens 5 Kilogramm 0 


baren Umfcliefung nebſt Inhalt f von weniger als 5 Kilogramm 10 
358 Buder, Schminken, Zahnpulver, wohlriehend ; Zahnſeife, Räucherpapier, 
[356] Schminkpapier und alle anderweit nicht genannten Ried: und Schön: 
beitsmittel (Barfümerien und fosmetiiche Dritter) 100 


Anmerkung. Puder, Schminken, Zahnpulver, nidt wohl- 
riehend, unterliegen ebenfalls der Verzollung nah Wr. 358 [356], 
falls fie fih durd ihre Umſchließungen als Schönheitämittel (fos- 
metiihe Mittel) darftellen. 


E, Künftlihe Düngemittel. 


359 Guano, künſtlicher (Fiſch-, Fleiſch⸗ Blut, Garneelens u. ſ. w. Guano); 
[357] auch natürlicher Guano; Tiermehl, Flechſenmehl, gemahlener tieriicher 


Dünger (Boudrette) frei 
360 Knochenmehl frei 
[358] 
361 Thomasphosphatmehl frei 
[359] 
362 Mit Säuren behandelte phosphorhaltige Düngemittel (Superphosphate), 
[360] auch mit anderen Stoffen vermiſcht frei 
Anmerfung zu E. Boritehend nicht genannte an fich zoll: 
pflichtige Stoffe, weldhe zu Düngezweden beitimmt find, fünnen auf 
bejondere Erlaubnis und erforderlihen alles unter Ueberwachung 
der Verwendung zollfrei abgelajien werden. 
F. Sprengitoffe, Schiehbedarf und Zündwaren. 
363 Schießbaumwolle, Kollodiummolle 3 
[361] 


364 Sciehpulver, Sprengpulver und andere vorftehend nidyt genannte Spreng= 
[362] mittel: 


nicht in Hüllen oder Kapſeln frei 
in Hülfen oder Kapſeln, nicht unter Nr. 365 [363] oder 366 [3638] 
fallend 3 


355 Bündpillen, Zündipiegel; gefüllte Zündhütchen und Sprengzündhütchen; 
[363] gefüllte Beihonzündungen, Sclagröhren und Zündichrauben; Kugel- 


zündhüthen und Schrotzündhütchen (Flobertmunition) 3 
366 Gefüllte Batronen: 

[363a] mit Kupfer: oder Meilinghülien 30 
mit Papier⸗ oder Papphülſen 12 
mit Hülſen aus Papier oder Pappe in Verbindung mit anderen 

Stoffen 24 

367 Zündhölzer; Zündſtäbchen aus Pappe 10 

364] 

— Zündkerzchen aus Stearin, Wachs oder ähnlichen Stoffen 10 
365 

369 Feuerwerk aller Art (Feuerwerksſatz und Feuerwerlskörper); Antimon-, 
[366] Magneſium-, Zinkfackeln 30 


370 Pechfackeln, Schwefelfaden, Zunderpapier, zubereiteter Feuerſchwamm, Zünd— 

367) ſchnüre jeder Art, Zündblättchen für Kinderpiſtolen, Zündbänder für 
Grubenlampen und für Feuerzeuge, ſowie ſonſtige anderweit nicht ge— 
nannte Zündſtoffe und Zündwaren 


— 
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&. Chemiſche und EN, Erzeugniffe, anderweit nicht 


3711 Glübjtrümpfe (Glübförper für Beleuchtungszwede), ausgeglüht, auch mit 
[368] Kollodium, Gelatine, Leim, Schellad oder dergleihen getränft oder in 
Verbindung mit unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle 120 
372 Eimeii und Eiweißſtoffe, tieriihe und pflanzlide, nit unter andere 
[369] Nummern des Tarifs fallend frei 
373 Käſeſtoff (Tajein), ——— und ähnliche Zubereitungen, ſoweit ſie 
206 [204] fallen 


(370) nicht unter Wr. 10 
* Rohleim (ientlalfte Knochen) 3 
‚37 
375 Leim, aller Art (mit Ausnahme des Eiweihleims), feit oder flüffig; Gelatine, 
[372] auch gefärbt 5) 
376 Blätter, Flittern, Kapieln (leere und gefüllte), Oblaten und andere ge 
373] formte Gegenjtände aus nicht mit Juder verſetzter Gelatine 30 
Anmerkung. Gefüllte Gelatinefapjeln unterliegen dem Zolle 
für die Füllung, falls diejer höher ijt, 
377 Elaftiiher Leim zur SHerjtellung von Buchdruckwalzen oder ——— 
[374] jowie Drudplatten für Heltographen und ähnlidye Vervielfältigungss 
vorriditungen 10 
Lu Holzteer- und Torfteerkreojot frei 
949] 
F Verdichte Gaſe einſchließlich der als Umſchließung dienenden Stahlflaſchen 6 
sid) 
Altaloide (organiſche Baſen des Pflanzenreichs), Allaloidſalze und Alkaloid— 
(377) verbindungen frei 
378) Kolodium und Zelloidin 24 
STR 
> Chloroform und Chloralhydrat 20 
- LE 
= Bromoform und Jodoform frei 
[330] 
354 Gerbitoffauszüge (Gerbjtoffertralte), anderweit nicht genannt: 
[381] flüſſig 14 
feſt 28 
Anmerkung. Flüſſige Gerbſtoffauszüge von mehr als 28° Be, 
werden wie fete verzollt. 
R — mit Zuder, Honig, Anisöl, Salmiak oder ſonſtigen Geſchmacks— 
385 zutaten oder Heilmitteln verſetzt, oder in Aufmachungen für den Klein— 
a verfauf; auch Bruſtkuchen, Brujtteig 60 
anderer Süßholzſaft, roh oder gereinigt frei 


386 Baljame, fünftlihe; Auszüge (Eſſenzen, Ertralte, Tinkturen), Wäſſer und 
354] dergleichen, nicht mwohlriehend, zum Gewerbe- oder Heilgebrauche (mit 
Ausnahme der Farbholz- und Gerbitoff-Muszüge) : 

nicht äther= oder weingeifthaltig 40 
äther= oder weingeifthaltig 60 

37 Säfte von Früchten (mit Ausnahme von Weintrauben) und von Pflanzen; 

385] zum Gewerbes oder Heilgebraud, äther= oder weingeijthaltig 60 

35 Zubereitete Arzneiwaren und jonjtige pharmazeutiiche Erzeugnifie, anders 

[336] weit nit genannt oder inbegriffen 40 

Anmerkung zu Nr. 386 [384] bis 388 [386] Wethers oder 

weingeifthaltige pharmazeutiiche Erzeugnifje unterliegen der Ber- 
zollung ald Branntwein, falls zur Serftellung der gleichartigen 
Waren im Inlande nicht ungeniehbar gemadter (undenaturierter) 
Branntwein jteuerfrei nicht verwendet werden darf. 

359 Geheimmittel 500 

[387] 

588] Chemiſche Erzeugnifie, anderweit nicht genannt oder inbegriffen frei 
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Fünfter Abfdpnitt, 


Tierifche und pflanzliche Spinnftoffe und Waren daraus; Menjhenhaare; 
zugerihte Schmudfedern; Fächer und Hüte. 


A. Seide. — —— 


Rohſeide, fünftlihe Seide, Floretſeide und Seidengeſpinſte. 


(391/3 [389/91) Rohſeide; auch Steckmuſchelſeide; 
391 ungefärbt: 
[389 


ungeziwirnt oder einmal gezwirnt frei 
zweimal gezwirnt 200 
392 gefärbt (auch weiß gefärbt): 
(3%) ungeziirnt oder einmal gezwirnt 36 
zweimal gezwirnt 250 


Anmerkung zu Nr. 391 [389] und 392 [390]. Zweimal ge— 
zwirnte Seide, ohne Verbindung mit anderen Spinnitoffen oder 
Geſpinſten, zur Weberei, Wirlerei, Stiderei oder zur Herjtellung von 
Knopjmaherwaren, Pojamenten oder Spigen bejtimmt, auf Er: 
laubnisjchein unter Ueberwahung der Verwendung : 


a) ungefärbt frei 
b) gefärbt (auch weil; gefärbt) 36 
393 in Verbindung mit anderen Gejpiniten, ungefärbt oder gefärbt 36 


[391] 
(394/5 [392/3)) Künftliche Seide: 
394 ungezwirnt oder einmal gezwirnt: 
392 ungefärbt 30 
—— (auch weiß En 60 
(898 zweimal gezwirnt, ungefärbt oder gefärbt 90 


(396/7 [394/5]) Floretſeide (Abfalljeide): 


396 ungelämmt frei 

394 

397 gefämmt: 

[395] ungefärbt frei 
gefärbt (auch weiß gefärbt) 12 

398 Floretſeidengeſpinſte, eins oder mehrfach, aud) gezwirnt: 

[396] ungefärbt frei 
gefärbt (auch weil gefärbt) 36 
in Verbindung mit anderen Spinnftoffen oder Gejpiniten, uns 

gefärbt oder gefärbt 36 


399 Seidenzwirn aller Art, aud) gemiicht mit anderen Spinnitoffen oder Ge— 
[397] ipinjten, ungefärbt oder gefärbt, in Aufmachungen für den Einzelverfauf: 
aus Robjeide oder fünjtliher Seide 
aus Floretſeide 75 
400 Rohſeide, künjtlihe Seide und Floretſeidengeſpinſte, auch mit anderen 
1398] Spinnjtoffen oder Geſpinſten gemiicht, in Berbindung (jedoch nicht 
umiponnen) mit Metallfäden (Draht oder Lahn) 


Waren ganz oder teilweiie aus Seide (Rohjeide, fünftliher Seide, 
Floretſeide). 


401 Dichte, ungemuſterte, taffetbindige Gewebe ganz aus Seide des Maul: 
[399] beeripinners ohne jede Beimtihung von künſtlicher Seide, von Floret— 
jeide oder von Seide des Eichenjpinners und beiderjeitig mit jeften 
Kanten gewebt, roh, auch abgekocht (gebleicht) und gebügelt 300 
(402/3 [400/1)) Dichte Gewebe für Möbel: und Zimmerausjtattung 
(mit Ausnahme von Sammet und Plüjch, jammet- und plüſch— 
artigen Geweben): 
402 ganz aus Seide: 
[400] im Stüde als Meterware eingehend 900 
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abgepakt (als Vorhänge, Bilder, Deden u. f. w.), auch mit Beſatz 
oder Franſen 
403 teilmetie aus Seide: 


41) im Stüde als Meterware eingehend 500 
abgepaßt (als Vorhänge, Bilder, Deden u. j. w.), aud mit Bejag 
oder Franſen 650 


44 Sammet und Plüſſch, ſammet- und plüjchartige Gewebe (aufgeichnitten ober 
IR) nit aufgeichnitten): 


ganz aus Seide 800 
teilweiie aus Seide 450 
45 Dichte Gewebe, anderweit nicht genannt: 
[403] ganz aus Seide 800 
teilmeife aus Seide 450 
406 Tüll ganz oder teilweiie aus Seide: 
404) ungemuftert 250 
gentuftert 800 
— Beuteltuch ganz oder teilweiſe aus Seide 1000 
* 


dis‘ Undidte Gewebe, andermeit nicht genannt, ganz oder teilweiſe aus Seide 
46] Gaze, Krepp, Flor und dergleichen): 
von mehr als 20 Gramm auf 1 Quadratmeter 


j q Gewebefläche 1000 
im Gewidjte von 20 Gramm oder weniger auf 1 Quadrat» 
meter Gewebefläche 1500 


Anmerfung. Undichte Gewebe, anderweit nicht genannt (Baze, 
Krepp, Flor und dergleichen), zum Beftiden auf Erlaubnisichein 


unter Ueberwadung der Verwendung 1000 
49 Wirk- (Trikot-) und Negitoffe, Wirk: (Trikot) und Nepwaren : 
407] ganz aus Seide 800 
teilweiie aus Seide 550 


410 Spigenjtoffe und Spigen aller Art einschließlich der Ciniapipiken, Kanten 
us’ und abgepakten Waren aus Spitzen oder Spibenftoffen, auch ohne 
wellenförmig gejtalteten oder ausgezadten Rand, ganz oder teilweiie 


aus Seide: 
geſtickte 800 
gewebte 800 
andere 800 
1 Stidereien auf Grunditoffen ganz oder teilweiie aus Seide: 
409] auf undichten Geweben der Nr. 408 [406] 1 300 
auf anderen Grundjtoffen 300 


Anmerkung. Bei Verwendung von Metalliäden (Drabt oder 
Lahn) zum Beſticken erhöht ſich der Jolliag um 50 vom Hundert. 
#12 Poiamentierwaren (Bejäge, Bänder, Kordeln, Liken, Schnüre und der- 
410] gleihen, jowie Anopfmaderwaren, auch mit Unterlagen oder Einlagen 
von Holz, Bein, Horn, Leder, Metall oder dergleichen; ferner nad) Art 
der jogenannten Baummolleniparterie bergeitellte Waren: 
ganz aus Seide 800 
teilmeife aus Seide 450 
Anmerkung. Lazets (Ligen) ganz oder teilweife aus Geide, 
zur Heritellung von Poſamenten, auf Erlaubnisichein, unter lleber: 
wadung der Derwindung 36 


B. Wolle und andere Tierhaare (mit Ausnahme der Pferdehaare 
aus der Mähne und dem Schweife). 


Wolle und andere Tierhaare, bearbeitet. 
413 Schafwolle (auch Gerberwolle); Haare des Schaffameels, des Kameels, der 
41] Dausziege, der Kämel- oder Angoraziege, Sowie aller anderen zum 
Beichechte der Ziegen gehörigen Tiere; Haſen- (auch Seidenhajen:), 
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Kaninchen-, Biber, Affen-, Bijamratten- und Nutriahaare; Rindvieh, 
Hirsch, Hundes, Schweine- und ähnliche grobe Tierhaare; alle dieje ge— 


bechelt, gebleicht, gefärbt, auch in Lockenform gelegt oder "gemahlen frei 
sr Kunftwolle, ungefärbt oder gefärbt frei 
41 
vr Krollhaare aus Rindviehe, Schweine: oder anderen groben Tierhaaren, auch 
[413] mit anderen Tierhaaren oder mit ne Faſerſtoffen gemiicht 5 
416 Wolle und andere Tierhaare, gefrempelt (geftrichen) oder gefämmt (Kamm— 
[414] zug), mit Ausnahme der in Nr. 415 [413] genannten Srollhaare 2 


Beipinfte aus Wolle oder anderen Tierhaaren. 
417 Garn aus Rindvieh-, Hirich-, Hundes, Schweine- oder ähnlichen groben Tier- 
[415] baaren, auch mit anderen tieriihen oder mit pflanzlichen Spinnftoffen oder 
Geſpinſten, ausschließlich Seide und Baummolle, gemijcht, eins oder 
—— 


—— efärbt, bedruckt 

(418/9 [416/7]) Genappes-⸗, Mohair- und Alpakagarn, auch mit 
anderen teifden oder mit pflanzlichen Spinnitofien oder Geſpinſten, 
ausjchliehlich Seide und Baumwolle, gemiſcht: 


a1 


418 roh: 

[416] eindrähtig 2 
zweis oder dreidräthig 2 
vier: oder mehrdrähtig 20 

419 ogebleicht, gefärbt, bedruckt: 

[417] eindräbtig 5 
ziveis oder dreidräbti 6 
vier oder mehrdrähtig 20 
(420/1 [418/9]) Hartes Kammgarn aus Slanzwolle über 20 Zentis 
meter Länge, auch gemiicht mit anderen Tierhaaren, wenn das Garn 
nicht dadurch die Eigenichaften des harten Kammgarns verloren hat: 


420 roh: 

[418] eindrähtig 3,50 
zweis oder dreibrähtig 4 
vier⸗ oder mehrdrähtig 24 

419) gebleicht, — bedruckt: 

[41 eindräbtig 6 
zwei⸗ oder dreidrähti ıB 14 
vier⸗ oder mehrdräh 24 
(422/5 [420/3]) Garn ei Wolle oder anderen Tierhaaren, aud) mit 
pflanzlihen Spinnjtoffen oder Geipinjten, ausichließlih Baumwolle, 
gemischt, nicht unter Mr, 417 [415] bis 421 [419] fallend: 

— Kammgarn, roh: 

20] eindrähtig 8 

zwei⸗ dreidrähtig 10 
vier⸗ oder mehrdrähtig 24 

423 Kammgarn, gebleicht, gefärbt, bedrudt: 

[421] einbrähtig 12 
zwei⸗ oder dreidrähtig 18 
vier= oder mehrdrähtig 24 

424 Streichgarn, roh: 

[422] eindrähtig 9 
zwei⸗ oder dreidrähti J 12 
vier⸗ oder mehrdräh 24 

425 Streichgarn, gebleicht, gefärbt, bedrudt: 

[423] eindrähtig 13 
zwei⸗ oder dreidrähtig 21 
vier= oder mehrdrähtig 27 


426 Garn aller Art ala Wolle oder anderen Tierhaaren, auch mit pflanzlichen 
[424] Spinnjtoffen oder Geipiniten, ausihlichlih Baumwolle, gemifcht, in 
Aufmahungen für den Einzelverfauf 
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Baren aus Geſpinſten von Volle oderanderen Tierhaaren, 
aud mit pflanzliden Spinnjtoffen oder Geſpinſten gemijct. 


(427/8 [425/6]) —— im Stücke als Meterware ein— 
gehend oder abgepaßt (ohne Näharbeit), auch bedrudt: 

427 aus ungefärbten oder —— Sarnen don Rindvieh-, Hirſch-⸗, Hundes 

(425) Schweine: oder ähnlichen — Tierhaaren, auch gemiſcht mit Jute, 

Manilahanf, Agavefaſern, Ananasfajern oder Rotosfolern ohne Rüdjicht 

auf das Miihungsverhältnis, desgleihen mit Beimiihung von anderen 

pflanzlihen Spinnftoffen, jalls die Garne aus Rindvieh: u. ſ. w. Haaren 


vorherrihen; auch aus Tuchenden geflochtene Fußbodenteppiche 24 
428 andere: 
[426] gefmüpft 200 
gewebt 100 
429/30 (427/8)) Dichte Gewebe für Möbel: und Zimmerausftattung 
(mit Ausnahme von Sammet und Plüſch, jammet: und plüjhartigen 
Geweben), gefärbt, bedrudt oder bunt gemwebt: 
429 im Stüde ald Meterware eingehend : 
2 er 200 Gramm auf 1 Quadratmeter Ge— * 
webefläche 
im Gewichte | von 200 Gramm oder weniger auf 1 Quadratmeter 
Gewebefläche 220 
430 abgepaßt (als Vorhänge, Bilder, Decken u. ſ. w.), auch mit Beſatz oder Franſen: 
428) von er F 200 Gramm auf 1 Quadratmeter Ge— — 
— webefläche 
im Gewichte * 200 Gramm oder weniger auf 1 Quadratmeter 
Gewebefläche 250 
431 Sammet und Plüſch, jammet- und plüfchartige Gewebe (aufgeihnitten oder 
429] nicht aufgeichnitten), —— oder gemuſtert 150 
432 Gewebe, nicht unter Nr. 427 [425] bis 431 [429] fallend: 
(430) von mehr als 700 Gramm auf 1 Quadratmeter Ge— 
| webefläche — — 135 
von mehr als is 700 Gramm au uadrat⸗ 
im Gewichte meter Gewebefläche 175 
bon 200 Gramm oder weniger auf 1 Quadratmeter 
Gewebefläche 220 
433 Wirk- Trikot-) und Netzſtoffe 100 
431 
si] (434/5 [432/3]) Wirk: (Trifot:) und Nepwaren: 
Unterfleider: 
(432) geichnitten 100 
abgepaßt gearbeitet (regulär 140 
435 andere geichnittene oder abgepakt gearbeitete (reguläre) Wirk und Netz— 
433) waren 140 
456 


Spißenjtoffe und * aller Art einſchließlich der Einſatzſpitzen, Kanten 
44 und abgebaßten Waren aus Spitzen oder Spitzenſtoffen, auch ohne 
wellenförmig geitalteten oder ausgezadten Rand; Tüll 350 
437 Pojamentierwaren (Beläge, Bänder, Kordeln, Ligen, Schnüre und der— 
435] gleihen) jowie Knopfmacherwaren, auch mit Unterlagen oder Einlagen 
von Holz, Bein, Horn, Leder oder dergleihen 200 
Anmerkungen zu B. 
1. Stidereien auf Srundjtoff von Wolle oder anderen Tiers 
haaren werden wie Stidereien auf baummwollenem Grund— 
itoffe verzollt. 
Treibriemen, gewebt oder gewirkt, aus Wolle oder anderen 
Tierharen werden wie dergleichen Triebriemen aus Baumes 
wolle verzollt. 


10 


‚Schluß folgt.) 


Skissen amd Notizen. 


Die Art der Ausübung des Anfechtungsrecht3 nach der 
Konkursordnung uud Dem Aufechtungsgeſetze. 


Bon Landgerihtspräfident H. Bernhardi in Marburg. 


Was die Art der Geltendmadhung (der „Ausübung“ im Sinne des $ 36 K. O.) 
des Anfechtungsrechts betrifft, jo wird jet allgemein gelehrt (abw. v. Sarwey- 
Boffert Konkursordnung 4. Aufl. S. 151 und Rintelen Konkursrecht 2. Aufl. 
©. 166 und 331 ohne nähere Begründung, vgl. auch Neumann, Handausgabe des 
Bürgerlichen Geſetzbuches 1. Aufl. S. 76 Note 5), daß fie jeit 1. Januar 1900 
nad) $ 143 BGB. durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner erfolge!), 
während früher fein Zweifel daran beitand, daß das Anfechtungsrecht mittels 
Klage oder Einrede (oder Replif) geltend zu machen fei (3.8. Fitting ©. 119). 
Es wird behauptet, daß die Novelle zur Konkursordnung die Anfechtung den 
Beitimmungen des Bürgerlichen Gejegbuches unterworfen habe. Hellwig (Verträge 
auf Leiftung an Dritte S. 380 ff., Zeitichr. F. dtſch. Ziv.-Prozeß Bd. 26 ©. 474 ff.) 
zieht daraus die weitere Folgerung, daß aud die Wirkung der Anfechtung nad) 
8 142 8.6.8. danach zu beurteilen jei, dieſes Ießtere wird aber von der 
herrſchenden Meinung beitritten. Ich bin der Anficht, daß auch bezüglich der 
Art der Geltendmadhung die neue Lehre zu verwerfen jet, wenngleich ich den 
gewichtigen Umstand nicht verfenne, daß in der Kommiſſion des Reichstags der 
Antrag, im Anfechtungsgelege einen neuen Parapraph de3 Inhalts einzuftellen: 
„Die Anfechtung erfolgt durch Klage oder Einwendung“, abgelehnt ift, und zwar 
nicht etwa als überflüffig, jondern auf Widerſpruch der verbündeten Regierungen, 
wonach bei dem Anfechtungsrecht nad) dem Anfechtungsgeleg und im Konkurs, 
ebenfo wie im Bürgerlichen Geſetzbuch bei der dinglic wirkenden Anfechtung, 
die Erklärung des Gläubiger (bezw. Konkursverwalters) gegenüber dem Ans 
fechtungögegner, daß er anfechte, genügen jolle (Hahn: Mugdan ©. 332 u. 294). 
Ich babe darzulegen, daß der Wortlaut des Geſetzes nicht dazu nötigt, fich dieſer 
Auffaſſung anzuichließen und daß nad) der Natur der Sache die biöherige Lehre 
den Vorzug verdient. 

I. Die Motive zum I. Entwurf des Bürgerlichen Gejeßbuch® jagen zu 
$ 112 (jet $ 142): „Die Vorſchrift hat die Aufgabe, den Sinn Earzuftellen, 
welcher mit dem Ausdrude Anfechtbarfeit verbunden wird, wenn derjelbe in An— 
jehung eines Rechtsgeſchäftes ohne nähere Beitimmung im Entwurfe ge- 
braudt ift. Nicht berüdfichtigt ift die Anfechtung, welche gegen ein Rechts- 
verhältnis fid richtet. Außer Betradjt gelaffen ift nicht minder der An— 
fechtungäbegriff, von welchem die K.O. SS 22—34 (jet 29—42) und das 
Gejeß vom 21. Juli 1879 ausgehen; die von diejen ln behandelten 
Rechtsgebiete fallen nit in den Bereich des Entwurfs.“ 

Es iſt damals aljo nicht beabfichtigt geweſen, die Anfechtbarfeit im Sinne 
der Konkursordnung und des Anfechtungsgejeßes im Sinne de8 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs umzugeitalten. Auch aus den Protofollen der zweiten Kommijfion 
ift etwas Derartiges nicht zu erjehen; unter den damals geplanten Aenderungen 


) Vergl. nun den Nachtrag unter ©. 228. 
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der Konkursordnung findet fi nichts darüber. In der Anlage II zur Denk: 
ichrift zu der Reichstagsvorlage des Bürgerlichen Gefegbuchs, in der Zuſammen— 
ftellung der aus Anlaß des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Ausfiht genommenen 
Aenderungen und Ergänzungen der Konkursordnung ift von einer prinzipiellen 
Aenderung der Gläubigeranfedhtung feine Rebe.“ 

Die Entwürfe eines Gejeges betr. Aenderungen der Konkursordnung, jomwie 
eines zugehörigen Einführungsgejees vom 26. Januar 1898 enthalten im Art. I 
unter Nr. 17—20 und bezw. Art. VII Nr. 1—6 die auf die Anfechtung bezüg- 
lichen Aenderungen. Im all diefen Beitimmungen ift fein Wort über die Art 
der Ausübung des Anfechtungsrechts enthalten. Aber auch die Begründung der 
gedadhten Entwürfe jpricht nichts darüber. In Betracht fommen nur: 

1. Die Bemerkungen zu $ 34, worin es heißt: „Der $ 34 beitimmt 
in Seiner jeßigen Faſſung, daß das Anfechtungsredjt in einem Jahre jeit der 
Eröffnung des Berfahrens verjährt. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch unter: 
liegen nur Anſprüche der one das Anfechtungsrecht ift aber nicht als 
ein Aniprud im Sinne des Geſetzbuchs anzuſehen ($ 194 Abi. 1). Der Ent: 
mwurf hat daher im Anſchluß an den $ 124 Abi. 1 B.G.B., der von der An: 
fehtung einer Willenserklärung wegen Zäufhung oder Drohung handelt, die 
Fafſung dahin geändert, dab die Anfechtung nur binnen Jahresfriſt jeit der 
Eröffnung des Verfahrens erfolgen kann.“ 

2. Die Begründung des Art. VII des Einführungsgejeßes, in deren 
2. Abſatz es heißt: „Die Aenderungen, die der Entwurf für den $ 3 Nr. 2, 3, 
den $ 4, den Schlußſatz bes $ 11 und den $ 13 vorfieht, find dadurch ver: 
anlaßt, daß das Anfehtungsrecht nad) den Vorſchriften des Bürgerlichen Gejeß: 
buches nicht als ein Anſpruch anzujehen ift.“ 

Alſo auch Hier ift feine Andeutung dafür zu finden, daß das Anfechtungs: 
recht nad) der Konfurdordnung und dem Anfechtungsgeieg nad) Art der Aus: 
übung und Wirfung etwa dem Bürgerlichen Geſetzbuche unterworfen werden 
iolfe, ſondern es wird nur die Auffaffung dargelegt, daß das Anfechtungsrecht 
(wie es bisher geitaltet war) nicht als ein Anſpruch im Sinne des Bürgerlichen 
Gefetzbuches zu erachten jei und deshalb der Verjährung nicht unterliegen könne. 

Zuerft im Kommilfionsbericht zur Konkursnovelle (Hahn-Mugdan S. 293) 
wird zur Begründung eines Antrags, wonach ausdrüdlich der Weg ber Klage 
vorgeichrieben, dabei aber doch ftatt der Verjährung eine Ausſchlußfriſt beſtimmt 
werden follte, geiagt, die Abficht der gedachten Vorichläge des Entwurfs ſei nur 
darauf gerichtet, die Art, wie die Anfechtung im Konkurſe und nad) den Vor— 
ihriften des Anfechtungsgefeges ausgeübt werden jolle, mit den Borjchriften des 
Bürgerlihen Geſetzbuches in Einklang zu bringen. Danach würde in Zukunft 
die Tormlos dem anderen abgegebene Anfechtungserklärung genügen. 

Worauf die Annahme, daß dies in der Tat die Abficht des Entwurfs 
gerveien jei, beruht, geht aus dem Kommiffionsberichte nicht hervor. Sie it 
erwähnt in den Vorſchlägen des Berliner Anmaltvereines zur Konkursnovelle 
(Jur.3tg. 1898 ©. 132 f}.), auf Grund deren der obige Antrag geftellt worden 
zu fein Scheint. Der Regierungävertreter, der dem Antrage widerſprach, hat jic 
alferdings zu derjelben Auffaffung befannt. 

Diefer Vorgang würde nur dann zur Verwerfung der von mir vor: 
getragenen Anficht nötigen, wenn dieſe gedachte Abficht deutlich in dem Geſetze 
zum Ausdrud geflommen wäre. 

Das ift aber nicht der Fall. 
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1. Die Anfechtung einer Ehe ift ein Beilpiel dafür, daß nad) dem Bürger: 
lichen Geſetzbuche ein Anfechtungsrecht, das zweifellos nicht den Charakter eines 
Anſpruchs hat, doch nur im Wege der Klage geltend gemacht werden kann 
(8.6.8. $ 1341) und gleihwohl nicht der Verjährung, jondern einer Aus— 
ſchlußfriſt unterliegt (B.6.B. 8 1339). Daraus, daß einem Anfechtungsrechte 
die Eigenschaft eines Anſpruchs abgeiprocdhen und ftatt der Verjährung eine 
Ausſchlußfriſt gejegt wird, folgt alſo nicht von jeldft, daß die Anfechtung durd) 
formloſe Erklärung zu geichehen habe. Etwas anderes iſt aber in der Konkurs— 
novelle nicht geihehen. Nun ift freilich bezüglich der Ehe im Bürgerlichen 
Geſetzbuch ausdrücklich gejagt, daß die Anfechtung im Wege der Klage geſchehe. 
Aber auch im 3 9 des Anfechtungsgeſetzes heißt es, und zwar nur im — 
jage zur Erhebung des Anfechtungsanſpruchs im Wege der Einrede ($ 5): 
folgt die Anfechtung im Wege der Klage“, und vor der Novelle ift es nie F 
ſtritten geweſen, daß nach dem Anfechtungsgeſetz nur im Prozeßwege angefochten 
werden könne. 

2. Wäre es ſelbſtverſtändlich, daß unter Anfechtung im Sinne der Kon— 
furdordnung und des Anfechtungsgeſetzes die Anfechtung im Sinne des Bürger: 
(then Gejeßbuches zu verftehen wäre (was die Motive zum 1. Entwurf des 
Bürgerlichen Geſetzbuches ausdrüdlich ablehnen), jo würden aud die Wirkungen 
jener Anfechtung nad dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu beurteilen fein. Dies 
it auch Hellwigs Anficht (f. oben), die fich jedenfall durch Konjequenz aus— 
zeichnet, der aber — leider, möchte ich jagen — die gemwichtigiten Bedenken 
und die deshalb auch von der herrichenden Anficht verworfen wird. 


3. Nad) dem Beichluffe der Vereinigten Ziviljenate des Reichägerichts vom 
27. April 1898 (R.G.©. Bd. 41 ©. 87) ift der vollftredbare Schuldtitel des 
Gläubigerd nicht ein Beſtandteil des Klagegrundes, jondern lediglich eine Voraus: 
jegung für die Ausübung des Anfechtungsrechts. Entitanden ijt der Anfechtungs: 
anſpruch ſchon ehe der Titel vorliegt. Bei der Geltendmachung des Anfechtungs— 
rechts durch Klage ift daher die Beibringung des Titels bei Erhebung der 
Klage nod nicht unbedingt nötig, wenn er nur bei der Urteilsfällung vorliegt. 
Dieje Entſcheidung bezieht ſich allerdings auf die Zeit vor dem 1. Januar 1900, 
für die es zweifellos war, daß die Anfechtung nur im Wege des Prozeſſes 
geltend gemacht werden fonnte. Wendet man aber dieje Grundjäge auf die Anz 
ſicht an, daß jetzt das Anfechtungsreht durd eine Erklärung gegenüber dein 
Anfechtungsgegner geichehe, jo würde daraus folgen, daß aud zur Zeit diejer 
Erklärung der vollitrefbare Titel nod) nicht vorhanden zu jein braudt, jondern 
erit dann, wenn die Rüdgewähr des Weggegebenen verlangt wird. Es würde 
dann aljo zuläſſig jein, daß der Gläubiger, deſſen Prozeß gegen den Schuldner 
noch nicht beendigt ift, dem Anfechtungsgegner erklärte, daß er die ihm gegen: 
über vom Schuldner vorgenommene Rechtshandlung anjechte und es würden 
die Friſten des $ 3 von diefer Erklärung ab rüdwärts zu rechnen jein, wenn 
auch der vollſtreckbare Schuldtitel erit jpäter, ja wenn e8 zum Prozeffe an dem 
Anfehtungsgegner fommt, auch erit im Laufe diejes Prozeſſes beigebracht wird. 
Dann aber hat der $ 4 des Anfechtungägejeges, der für einen ſolchen Fall 
vorjchreibt, daß der Gläubiger dem Anfechtungsgegner die Abſicht anzu— 
fechten mitzuteilen habe, feinerlei Bedeutung. 


4. Nach der herrichenden Lehre erfolgt die Anfehtung durch form— 
(oje, gegenüber dem Anfechtungsſchuldner abzugebende Erklärung, und der mit 
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der Anfechtungserflärung entſtehende Anfegtungsanſprug iſt im Prozeſſe 
zu verfolgen (Jäger K.O. ©. 226 und 227, Wilmowski-Kurlbaum S. 138 
Note 14). Dem fteht der Wortlaut des g 9 Anf.Gei. direft entgegen, indem 
& dort heißt: „Erfolgt die Anfechtung durd) Klage“. Sollte die eingreifende 
Aenderung, daß die Anfechtung vom 1. Januar 1900 ab durch formloie Er: 
Härung „erfolgen könne, nicht durch eine ausdrüdliche Vorſchrift, jondern nur 
durch; Aenderung der Ausdrüde: „Rechtshängigteit des Anfehtungsanipruchs“ 
in „Anfechtung“ angeordnet werden, jo mußte der Ausdrud „Erfolgt die 
Anfehtung durd Klage“ auch ausgemerzt und durch die Worte: „Er: 
folgt die Sedterömadung bes Anjechtungsanipruchs durch Klage“ erjegt werden, 
ebenio wie es im $ 5 beißt: „Die Erhebung des Anfechtungsanſpruchs im 
Wege der Einrede — erfolgen, wenn u. |. w.“ Denn wenn auch nad) der 
neuen Lehre die Anfechtungserflärung in der Klage abgegeben werden fann, 
jo würde man auch in jolchen Fällen nicht davon jprechen dürfen, daß die 
Anfechtung durch Klage erfolge. 

II. Auch die Natur der jog. Gläubigeranfehtung jpricht gegen eine Aus: 
dehnung der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches auf die Art der Aus: 
übung des Anfechtungsrechts. Unter „Anfechtung“ werden ganz verjchiedene 
Rechtöbehelfe veritanden. Die Gelege jprechen z. B. von der Anfechtung gericht: 
liher Enticheidungen dur Rechtsmittel (4. B. 3.P.O. 88 512 und 513) und 
durch Nichtigkeits: oder Reftitutionsklage (3.P.O. 3 583) von der Anfechtung 
von Rechtöverhältniffen (3. B. der Ehelichkeit eines Kindes, B.G.B. $ 1594, 
des Erbichaftserwerbs, B.G.B. $ 2340), von der Anfechtung von Ausichluß: 
urteilen im Wufgebotöverfahren (3.P.O. $ 957), inäbejondere der Todes— 
erklärung (3. P.O. 83 973 und 974), von der Anfechtung der Entmündigung 
(3.2.0. 88 664 ff.), ſowie von der Anfechtung von eigenen Rechtsgeſchäften 
wegen Irrtums, miderrechtlicher Drohung, argliltiger Täuſchung oder unrichtiger 
Uebermittlung (B. G.B. 88 119, 120, 123, 1599, 1954 —1957, 2308, 2281). 
Ale diefe Anfechtungen haben das gemeinfam, daß das Anfechtbare jo lange 
wirfiam ift, bis es angefochten wird. Im übrigen aber gelten bei ihnen ganz 
verichiedene Vorichriften, und wie aus den zuerit erwähnten Beltimmungen 
nichts für die jog. Gläubigeranfehtung geichloflen werden fann, weil es fih um 
ganz andere Verhältniffe handelt, jo iſt auch die Sadjlage bei der Anfechtung 
aus der Konkursordnung oder dem Anfechtungsgeieß eine ganz andere, als bei 
der Anfechtung eines eigenen Rechtsgeſchäftes, denn bei der erſtern fteht die 
Rehtshandlung eines Dritten in frage, an der der Anfechtende gar nicht und 
der Anfechtungsgegner nicht notwendig beteiligt ift. Ber der Anfechtung wegen 
Rretums u. ſ. w. nad) dem Bürgerlichen Geſetzbuche hat die Beitimmung, daß 
der Antechtende durch einfache Erklärung gegenüber dem andern Teil das 
Rechtsgeſchäft anfechten kann, den Vorteil, daß er, wenn er noch nicht erfüllt 
hat, fih ohne Koften von dem Rechtsgeſchäfte losſagen und abwarten kann, ob 
der andere es unternimmt, ihn zu verklagen. Bei der Gläubigeranfechtung it 
eine Regelung der Sache ohne Prozeß nur in ganz beionderen Ausnahmsfälfen 
zu erwarten, und die Anfechtung ohne Klage würde für den Konfursverwalter 
ſowohl wie für den einzelnen Gläubiger höchſtens dann von Bedeutung fein, 
wenn die Ausſchlußfriſt beinahe abgelaufen it und der Erhebung der Klage 
nod ein Hindernis im Wege ftehen jollte. Es lag deshalb fein irgendwie durd) 
das praktiiche Bedürfnis gerechtiertigter Grund vor, die Art der Geltend- 
madhung des Anfechtungsrechts anders zu regel, als vor dem 1. Januar 1900. 

15* 
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Nachtrag: Jh bin nun aud in der angenehmen Lage, das Reichs— 
ericht (Urteil vom 24. September 1902, Yur.:Wod. 1903 Beilage 1 ©. 4 
Kir meine Anficht anführen zu fönnen. Die nähere Begründung diejes Urteils 
ift allerdings noch nicht veröffentlicht. 


Die Begnadigung jugendlicher VBernrteilter nad 
öfterreihifchem Rechte. 


Bon Oberlandesgerihtsrat Dr. Auguſt Brunner in Salzburg. 


Mit dem Geſetze vom 31. Mai 1888 hat der damalige belgiiche Juſtiz— 
minifter Jules le Jeune auf dem europäiichen Kontinente in der Strafredhtö- 
pflege einer Neuerung Bahn gebrochen, mweldye bald in manchen Staaten Europas 
Nahahmung gefunden hat. Es ijt diejes das Gejeß über die bedingte Ver- 
urteilung (Loi etablissant la liberation conditionelle et les condamnations 
conditionelles). 

Die Gerihtshöfe und die Tribunale fünnen bei Verurteilung zu einer 
oder mehrerer Strafen, wenn die zu verbüßende Strafzeit, ſei es in Haupt: oder 
Nebenftrafen, 6 Monate nicht überfteigt und der Verurteilte noch feine Vor: 
ftrafe wegen eines Verbrechens oder Vergehens erlitten hat, durch begründete 
Enticheidung anordnen, daß der Vollzug des Strafurteild oder Strafbeichlufies 
während einer vom Gerichte zu beftimmenden Zeit aufgeihoben jei. Dieler 
Zeitraum darf fünf Jahre nicht überjchreiten.. Hat der Verurteilte innerhalb 
diefer Zeit feine neue gerichtliche Verurteilung erlitten, jo ift die bedingte Ver: 
urteilung als nicht eingetreten anzujeben. 

Im entgegengejegten Falle werden die aufgejchobene und die neue Strafe 
zujammengerecdynet und beide vollzogen. 

Bei Beratung diejes Geſetzes in der Zentralfommilfion motivierte der 
Berichteritatter den Entwurf dahin, daß durch die Kriminalſtatiſtik zwei Tat: 
ſachen in allen europäiſchen Ländern erwiejen jeien. Diele find: die Strafen 
kurzer Dauer üben nur einen ſchwachen Einfluß auf den Stand der Kriminalität 
und die Einferferung mit ihrem Gefolge erniedrigender Konjequenzen bringt 
oft ein Rejultat, das dem erwarteten ganz entgegengejeßt it. Sie bewirkt eine 
Depreifion der moraliihen Anlagen, fie degradiert den Verurteilten in jenen 
eigenen Augen, fie macht ihn künftig gleichgiltig gegen ſeine Rehabilitation in 
der öffentlihen Meinung und beanlagt ihn von vornherein zum Rüdfall. Das 
iſt beſonders der Fall, wenn die Einferferung jelbjt von kurzer Dauer den wirt: 
ihaftlihen Ruin des DVerurteilten und das Elend feiner Familie zur Folge hat. 

St es nicht mehr wert, in bejonders leichten Tyällen, wo der Angeklagte 
zum erjtenmale vor Gericht fteht, dem Urteile den Charakter einer Drohung zu 
geben, welche ausgeführt wird, wenn der VBerurteilte fich nicht beffert, aber 
unterbleibt, wenn er dur gute Führung den Beweis liefert, daß die menſch— 
liche Geiellihaft ihn ohne Schaden und Gejahr vorläufig in Freiheit laſſen 
fann. Ein erfahrener hervorragender öfterreihiicher Richter jagte von der Strat: 
juftiz im allgemeinen, daß fie in der Regel mehr jchade, denn nüße. 

In den meisten Fällen dürfte der Beſſerungszweck der Strafe eine leere 
Nedensart jein. 
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Könnte der Richter die individuelle Veranlagung des Beichuldigten, deſſen 
Erziehung von Jugend auf erforichen, jo würde fich in der überwiegend größeren 
Zahl aller Kriminalfälle ein Fehr geringes Perzent auf die Verderbtheit der 
Geiinnung zurüdführen laffen. Der Beritand, jagt Schopenhauer, ift der Hof: 
meifter des Willens. Was aber tun, wenn der Veritand, die Einficht, vous 
von Geburt an nicht in jenem Make vorhanden ift, daß er Herr des Willens 
werden und jein könnte. Insbeſondere trifft dies bei Jugendlichen zu, wo eben 
die Berftandesreife, die Erkenntnis noch nicht hinreichend entwidelt it. Das 
öfterreichtiche Strafgeſetz kannte bisher betreffs der jugendlichen nur die Alters: 
grenze bis zum 10., und zwar vom erreichten 10. bis 14. Lebensjahre. Straf: 
bare Handlungen von Kindern bis zum 10. Lebensjahre begangen, unterliegen 
nur der häuslihen Züchtigung. Strafbare Handlungen von Perjonen vom 
10. bis zum 14. Lebensjahre begangen, werden, wenn fie fich objektiv als Ver: 
brechen darjtellen, nur als Uebertretungen von den Gerichten beitraft. Sind fie 
an fi nur Vergehen oder Uebertretungen, jo bleibt deren Ahndung dem Haus: 
vater oder dem Vormunde unter Umjtänden der Sicherheitsbehörde überlaffen. 
Waren die Gerichte in der Lage in den fällen der erfteren Art durch die vor: 
geundenen Milderungsumitände auch von dem außerordentlihen Milderungs- 
rehte Gebrauch zu maden und auf dieſe Weile gelinde Arreititrafen zu ver: 
hängen, jo trat doc) in jenen Fällen oft eine peinliche Lage ein, wenn Jugend— 
liche über 14 Jahre eines Verbrechens angeklagt und verurteilt werden mußten. 

Nach den beitehenven Strafgefegen gibt es für dieſe Fälle Feine Remedur. 
Eine jolhe lag nur in dem Begnadigungsrechte des Kaiſers, wie dieſes im 
Art. 13 des öfterreichiichen Staatsgrundgejeges über die richterlihe Gewalt vom 
21. Dezember 1867 Nr. 144 R.G.B. verfaffungsgemäß feſtgeſetzt iſt. In Aus— 
übung dieſes Gnabdenrechtes haben nun Seine Majeität der Kaiſer mit Aller: 
hochſter Entſchließung vom 24. November 1902 das Yuftizminifterium ermächtigt, 
in allen berüdfichtigungawerten Fällen von Verurteilungen Jugendlicher Gnaden— 
anträge nah) $ 7 und 411 St. P.D. zu ftellen. 

In der Verordnung des k.k. Juftizminifterium vom 25. Februar 1902 
Re. 51 J.M.V.Bl. ift die Begnadigung Jugendlicher geregelt. Die Motive 
find der Verordnung vorausgeicidt. 

„Unter der großen Zahl der Jugendlichen, welde durch Ausichreitungen 
der verichiedenften Art gegen die beftehenden Strafgejege verſtoßen — jo leitet 
die Verordnung ein — befinden ſich viele, welche weniger aus Verderbtheit der 
Gefinnung als infolge Unbejonnenheit, Verführung und Mangel an Reife Handeln. 

Mande unter ihnen haben zwar jene Alterögrenze erreicht, die jie nad 
dem Gelege verantwortlic; macht, fie find aber in jeeliicher Entwidelung zurüd: 
geblieben, jo daß fie entweder die Tragmeite ihrer Handlungen nicht zu erfaſſen 
vermögen oder aber noch nicht die nötige Willenskraft haben, den augenblid- 
lichen Regungen Widerftand zu leiften. 

Bei vielen diefer ftraffällig gewordenen Jugendlichen bedarf es weder einer 
Imangserziehung noc aber de3 Vollzuges der verwirften Strafe, um fie von 
weiteren gejeßwidrigen Handlungen abzuhalten. Das gegen fie durchgeführte 
Straerfahren, der Urteilsiprucdy genügt, als ernfte und eindringliche Mahnung 
zur Umkehr. Bei solchen Jugendlichen ermeiit fih oft der Vollzug einer 
Freiheitsſtrafe als eine Härte, die infolge des damit verbundenen Makels, in- 
olge des tiefen nachhaltenden Eindrudes auf ein jugendliches Gemüt eine 
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Wirkung üben fann, deren Vermeidung zu den Aufgaben einer vom Geifte der 
Menjchlichkeit getragenen Strafredhtäpflege gehört.“ 

Wahrhaft philojophiiche Worte, Gedanken, welche fih mit jenen oben 
zitierten, in der belgijchen Kammer gefallenen auf das innigjte berühren. Der 
Gnadenantrag fann nun auf zmweierlei Weile erfolgen. 

Wird ein Gnadengejuh von dem PBerurteilten, deſſen Angehörigen oder 
deſſen gejeßlichen Vertretung eingebracht und Liegen die VBoraußjegungen ber Be- 
gnadigung wie fie unten dargeitellt werden vor, jo ift hierüber Beihluß von 
dem Urteilägerichte zu faflen. 

Anderjeits ift aber das Urteilögericht verpflichtet, falls fein Gnadengeſuch 
vorliegt, ja ohne etwa ein ſolches abzuwarten jofort bei der Urteilsfällung oder 
nad) derjelben über die Frage, ob der Verurteilte der Begnadigung zu empfehlen 
üt, Beſchluß zu faſſen. 

Die Verordnung teilt die Jugendlichen in drei Kategorien: 

1. Die Unmündigen im Alter von 10—14 Jahren, welche objektiv ein 
Verbrechen verübt haben, welches aber num nad) den oben bdargeitellten Ber 
ftimmungen des Strafgejeßes als Webertretung mit einſamer Einjchliegung oder 
Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt zu beitrafen ift. Ericheint der Vollzug diejer 
Strafe dem Strafrechtäzwede nicht förderlich, jo it der Gnadenantrag zu ſtellen. 

2. Die zweite Alteröftufe umfaßt die Jugendlichen vom 14. bis zum voll: 
endeten 16. Lebensjahre. 

Bei diejer Yltersitufe ſetzt jedoch die Verordnung feſt umgrenzte Be— 
dingungen für die Zuläſſigkeit eines Gnadenantrages voraus. Der Jugendliche in 
dieſen Altersgrenzen darf gerichtlich noch nicht vorbeſtraft ſein, eine Bedingung, 
welche ſich bei der erſten Altersſtufe nicht findet. Ferners darf der Jugendliche 
zu keiner höheren Strafe, ſei es Arreſt, Kerker oder ſchwerer Kerker, als in der 
Dauer von 3 Monaten oder 500 Kronen Geldſtrafen verurteilt worden ſein. 
Ausnahmsweiſe iſt von der Bedingung der Unbeſcholtenheit abzuſehen, wenn die 
Vorſtrafe geringfügiger Natur iſt. Bei Prüfung der Frage der Stellung des 
Gnadenantrages iſt nicht etwa die Tatſache der bisherigen formellen Straflofig- 
feit alö vielmehr der Umftand zu würdigen, ob der Jugendliche bisher eine 
fittliche und ehrliche Lebensführung hatte. 

Nebſt diefen Erforderniffen muß das Gericht ſich die Ueberzeugung ver— 
Ihafft haben, daß es individuellenfall® im Hinblicke auf die Art der Tat, die 
Schwere derjelben, die fie begleitenden Nebenumftände, ihrer Motive, dad Be— 
nehmen des Täters nah der Tat, ob Reue oder PVerftodtheit, eines Straf- 
vollzuges nicht bedarf. 

Die dritte Stufe betrifft Jugendliche im Alter vom 16. bis zum voll» 
endeten 18. Lebensjahre. Bei diefer müſſen die Vorausſetzungen der Alteröftufe 
sub 2, auch die dajelbit erwähnten weiteren Bedingungen, endlid) die Tatjache 
vorhanden jein, daß zurüdgebliebene körperliche und geiltige Entwidelung dieje 
Perſonen diefes Alters den Jugendlichen der Alteröftufe 2 gleichitellt. 

Hat die bedingte Verurteilung für den Kreis, den fie umfaßt, feine be= 
ftimmte Alterögrenze und iſt deren Anwendung nicht in die Prärogative der 
Krone gelegt, ſondern in jene der Richter ſelbſt, jo liegt doch die Aehnlichkeit 
mit dem foeben erörterten Verfahren zur Begnadigung vor. Ein mejentlicher 
Unterichied liegt eben darin, daß die Verurteilung nad belgiihem Gejege mit 
Aufihub der Strafe nur eine bedingte ift, während die durch kaiſerliche Ent— 
ſchließung erfolgte Begnadigung das Erlöichen der Strafe und auf bejonderen 
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Antrag des Urteilrichterd auch mit allen ihren rechtlichen Folgen nad) fic) zieht. 
Die Gnadenanträge gehen von den Gerichten eriter Inſtanz an die Oberlandes- 
gerihte und werden von diejen dem Juftizminifterium zur Vorlage an ben 
Kaiſer übermittelt. 

Die Verordnung trat mit dem Tage der Kundbmadung, dem 29. No: 
vember 1902 in Kraft und erftredt fih auch auf Strafurteile, weldhe vor dem 
29. Februar 1902 gefällt, jedody noch nicht vollitredt find. 





Die Stellung des anuffichtführenden Richter. 


Von Direftorides, 


E3 wäre ein Jrrtum, aus den Spöttereien über Titel jchließen zu wollen, 
dag die Wichtigkeit der Titel auf Einbildung beruhe, nicht in Anſchauungen des 
sanzen Volks, — nicht nur der Beamten, — von dem Wert der Titel be- 
gründet feien. An den Titel Enüpft fich eine mehr oder weniger alte Gewohnheit, 
dem Inhaber gerade dieſes Titels ein gewiſſes Maß von Achtung entgegenzu: 
bringen, und zwar aud) dann noc eine nicht ablösbare Gewohnheit, wenn der 
Titel längſt denjenigen Inhalt verloren hatte, der einft dieſe Achtung erzwungen 
hätte, wenn man fie jeinem Träger verlagt haben würde. Ein Titel hat daher 
die Wirkung, daß deſſen Inhaber nicht nötig hat, manchen mühevollen Schritt 
zu tun, den der zu tun bat, welcher den Titel nicht beſitzt, weil es den meiften 
unmöglich ift, irgend jemand, auch in der Form, etwas, — auch andern ganz 
jelbitverftändliche Dinge, — zuzugeitehen, wozu er nicht den Requiſitionsſchein 
vorzeigen kann. 

Umfomehr, wenn mit dem Titel „Delugniffe verbunden find. — Die 
preußifche Geſetzgebung hat. von dem $ 22 R.G. V.G. den Gebraud) gemadıt, 
dab fie dem Richter bei einem, mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgericht, 
dem nad dieſem Geſetz die allgemeine Dienſtaufſicht zu übertragen iſt, Die 
Vienftaufficht nur über die nicht richterlichen Beamten übertragen hat. 


Diefer Schritt war vielleiht von allen, welde die Zeit vor dem 
1. Oktober 1879 von der jpäteren im preußiichen Juſtizweſen unterjcheiden, 
der folgenſchwerſte. 

Er war in gewiſſer Hinfiht ein Rüdichritt, denn durch ihn wurde in 
dieſer Hinficht der Zuftand hergeftellt, der vor der Einrichtung der Land- und 
Stadtgerichte, dann der Kreiögerichte, alſo der £ollegialiichen Gerichte I. Inſtanz, 
geieplih war. Damals, bis in das erjte Viertel des 19. Jahrhunderts, unter: 
fanden die Richter 1. Inſtanz kaum irgend einer fühlbaren Aufficht, da bie 
Stelle, welche die Aufficht zu führen hatte, ein „hoch preisliches Oberlandes- 
gericht“, nur jelten, und dann nur jchriftlih, von ſich hören ließ, perſönlich 
usichließlich in ganz außerordentlichen Fällen. 

Die Akten aus diejer Zeit, wo fie noch vorhanden find, beweiſen es, wie 
diele Richter gänzlich) ihren perjönlichen Anichauungen überlafien waren, wie 
angiam namentlich) die Geichäfte von der Stelle rüdten. Nur der Umitand, 
dab jene Männer meiit ältere Leute waren, aljo immerhin, wenn nicht über 
Geihäfts- und Gejegfenntnis, jo doch über Lebenserfahrung verfügten, milderte 
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diefe Mipverhältniffe, und der fernere Umftand, dab die damaligen Richter 
meift lebenslänglid; an demſelben Orte blieben und ſich in ihrer Lebensweiie 
wenig von den bemerfenswerten Bewohnern unterjchieden, an allem teilnahmen, 
was fie anging, verhinderte Beichwerden und Urjadhen von Beſchwerden. 

Diefem idylliichen, vielfach) patriardhaliihen Zustande machte die Ein: 
rihtung der Land: und Stadtgerichte, noch mehr die der Kreiögerichte, ein Ende. 

Die geſamte Rechtöpflege kam unmittelbar in die Hände des Staats. 
Junge Leute, die früher als Juſtitiare, Kommiſſare ein halb amtliches, halb 
privates Leben geführt Hatten, bis fih für fie eine dauernde Stellung ergab, 
famen in die etatömäßigen Richteritellen hinein; und zwar Leute, die ſämtlich 
das große Staatseramen beftanden hatten, was früher nur für eine Stelle bei 
den Obergerichten erforderlid) gewejen war. 


Infolgedeſſen wurden auch die Gerichte unterer Inftanz jo eingerichtet 
wie die höheren, follegialiich, mit einzelnen Ausnahmen, und mit einem Richter 
ala Borgelegten des Ganzen. Anfänger in einem der Memter, weldye Die 
ſchwerſten Anforderungen an Willens: und Denkkraft ftellen, fich ſelbſt zu über: 
lafjen, im Hinblid auf ein zwanzig bis dreißig Meilen entferntes Appellations— 
gericht, fiel niemand ein, jelbit damals nicht, ala nod) nicht der Glaube an die 
Lehren einer idealiftiihen Pflichtphilojophie für Blech gehalten wurde. 


Die Organijation war vorzüglid, jo vorzüglich, daß alle, die noch unter 
ihr gelebt haben, vom Gerichtsdiener aufwärts, ſich an jie erinnern und zwar 
mit einem Gefühl erinnern, wie e8 den überfallen mag, der, plöglid) aus einem 
zwedentjprechenden Familienleben berausgemorfen, ſich einfam auf die Straße 
gewiejen fieht. Fortgefallen find die anregenden ‘Plenarfigungen, der jo ein= 
heitlich geordnete Bureaudienft, fortgefallen die unmittelbare, mündliche Dienit- 
aufſicht. Ein alter Kreisgerichtsdireftor jagte einmal am Scluffe einer Plenar— 
figung : 

„Meine Herren! Wie dantbar müſſen wir doh dem Herrn Miniiter jein, 
dab er in feiner unausgeiebten Sorge auch für das Aeußere der Rechtspflege 
uns dies neue und jchöne Gebäude überwiejen hat! Feder hat num jein eigenes 
Zimmer und kann ungeftört jeinem Dienjte nachgeben; auch die Sikungsräume 
jind ausreihend und würdig eingerichtet. Ich fände nichts auszuſetzen an dem 
Ganzen — wirklich nichts! — Doch ja! Das eine wäre wohl zu jagen: Die 
Korridore find etwas ſchmal! — Wenn id 3. B. (ih an einen jungen, tem= 
peramentvollen Kreisrichter wendend) bei Ihnen vorbeigehe, Herr Kollege, — 
dann fann ich nie ſo weit ausbiegen, als ich ſollte und möchte, denn bei Ihnen 
fann man nie wiſſen, ob einem nicht Einer auf den Leib fliegt, wenn man 
vorbeigeht !“ 


Der betreffende junge Herr merkte ſich die Lehre für jein ganzes Leben, 
und ein Uebeljtand war abgeitellt, ohne irgend einen Federſtrich, wirkſamer viel: 
leicht ald nad) einer harten, Ichriftlichen Verfügung als Schluß eines Beſchwerde— 
verfahrens. 

Ein anderer, der die Gemohnheit Hatte, die Parteien warten zu laſſen, 
fand einmal zu jeiner Ueberraihung den Direktor bei jeinen Terminen vor. 
Der beendigte ganz unbejangen die eben zu verhandelnde Sache und empfahl 
fih dann, ohne weiter ein Wort zu verlieren. Alle Anweſenden wußten, worum 
es fich handelte, am meiften der Schuldige, dem nicht einmal ein heftige Wort 
zu teil wurde, als er zur Entihuldigung erichien. Wenn jemand nicht wußte, 
was er machen jollte, fragte er den Direktor. Er hielt ſich nicht für erniedrigt 
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und dieſer nicht für beionders berüdfichtigt. Wenn bei jemand — amtlich oder 
außeramtlih — die Sade nicht recht ging, Jo jagte e8 ihm der Direktor, und 
fein Menſch brauchte davon zu erfahren. 

Es ift umbegreiflih, daß die Gejeßgebung diefen Zuftand hat zerftören 
mögen. Die Aenderung der Gerühtöverahlen und des Verfahrens machte das 
nicht notwendig. 

Gerade das, mas die preußilche Yuftizverwaltung in früherer Zeit vor 
anderen ausgezeichnet hatte, unausgeiegte Dienftaufficht von ſachverſtändiger, er: 
fahrener Hand, fiel jort und machte dem Gedanken Plag, daß Dienftaufficht 
etwas jei, was mit dem Nichteramte unvereinbar je. Gerade an der Stelle, 
wo die Schulung durd) Amt und Leben am alfermeiften erfordert wurde, bei 
den Amtärichtern mit ihrem unmittelbaren Verkehr unter den Rechtjuchenden, 
mwäre dieje Dienftauffiht am Platze geweſen. Jetzt joll fie erſetzt werden durd) 
die Geihäftsrevifionen der Landgerichtspräfidenten und der Oberlandeögerichts: 
präfidenten, deren — namentlich der letteren — Geſchäftslaſt dadurch in das 
Ungeheure angewachſen ift, und deren Verfügungen ſtets aufs neue „eingeichärft“ 
werden müllen, weil niemand da ift, der ihre Befolgung unausgeiegt kontrolliert. 


Gerade die Stelle, wo der Worgejette über einen Richter informiert 
wurde, ijt weggefallen; ber Direktor fannte jeden perſönlich und war zur fach: 
gemäßen Antwort befähigt, durch Berufsgenoffenihaft und dauernden Umgang 
ſowohl, wie durch längere Erfahrung. Schriftliches, und vorübergehendes Sehen 
im Dienft und, wie es mehr und mehr die Regel wurde, im Gafthofe, ijt hier 
als ungenügend ſchon oft empfunden worden. Es fönnte hier noch manches 
gefagt werden; aber — gerade diejer Punkt hätte die jet beliebte Organijation 
verhindern jollen, und zwar im Intereſſe der Juftizverwaltung und des Richter: 
ftandes im bejonderen. 


Die Amtsgerichte mit mehreren Richtern find jetzt kaum noch Behörden 
als ſolche, im eigentlichen Sinne. 

Bollftändig gelondert ftehen ſich gegenüber: Der auffihtführende Richter 
mit den ihm unterftellten Beamten und die Richter. 

Freilich kann ſich auch hier ein Zuftand bilden, wie er jein follte, wie ihn 
Gefeßgeber vielleicht gewollt. Durch die Perjönlichkeit des aufſichtführenden 
Richters können die Vorteile der früheren Organiſation erreicht werden, und ſie 
fönnen erreicht werden ohne die Scärfen, die ein Verhältnis der Unterordnung 
notwendig mit fid) bringen muß. Sie können erreicht werden, aber das iſt ein 
Ausnahmezuftand, während das Gegenteil früher der Ausnahmezuftand war. 


Allein da3 Doppelverhältnis de3 auffichtführenden Richters und der übrigen 
Richter zu den Subalternbeamten und den IUnterbeamten it eine Reihe von 
ſchwierigen Tragen, die nur durch alljeitig obmwaltendes Taktgefühl beantwortet 
werden fünnen. Namentlich bei großen Amtögerichten, wo die perlönliche Ein= 
wirkung geringere Bedeutung hat, ift hier die Gefahr einer allgememen Loderung 
der dienftlichen Ordnung gegeben; der auffichtführende Richter wird fih in 
Kollifionsfällen ftet3 in der Lage jehen, nachgeben zu müſſen. Klagen der 
Beamten über perſönliches und amtliche Verhalten der Richter wird er nad) 
Kräften zurückweiſen, zu begütigen juchen wünjchen, denn er kann nur durd) Be: 
ſchwerde bei dem Landgerichtspräfidenten wirken, was er aufs äußerte ver: 
meiden muß. 
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Auch dienſtlich iſt es nicht ohne Bedeutung, dat die Mitglieder einer 
Behörde in den üblichen Tyormen mit einander umgehen. Selbjt in Eleineren, 
in mittleren Verhältniffen wird das immer jeltener. Jüngere Leute namentlich 
werden beitrebt fein, fi) der Annäherung an ben oft noch einmal jo alten auf: 
fichtführenden Richter zu entziehen, um nicht den Anjchein zu erregen, fie be- 
dürften feiner oder jeien ihm irgend etwas jchuldig. Die, oft jo nötige, Ab: 
ichleifung von perjönlichen Gewohnheiten ift gänzlich ausgeſchloſſen, denn fein 
behördlich angeordneter Mittelpunkt vereinigt zu kollegialiſchem Beilammenleben. 
Irgend eine gemeinjchaftliche Aktion nad außen ift völlig ausgeſchloſſen; der 
auffichtführende Richter darf fie kaum vorjchlagen, um nicht Oppofition 
zu erregen. 

Da er „nichts zu jagen hat“, jo iſt es ein ganz natürlicher Vorgang, daß 
ihm etwas „gejagt wird“, in einer Formloſigkeit oft, die nichts zu wünjchen übrig 
läßt, aber nicht zur Stärkung feiner Stellung gegenüber feiner Untergebenen dient. 

Die Verhältnifie find jo unerfreulic; geworden, daß die Amtsrichter in 
mittleren Jahren hinauseilen und jich, jobald wie möglich, in die großen Städte 
verjegen lajien, jo daß die Amtsgerichte der mittleren und Kleinen Städte, — 
auch mit entiprechenden Schulen u. ſ. w. — anfangen, nur mit ganz jungen 
Richtern beſetzt zu fein und der oft noch einmal jo alte auffichtführende Richter 
mit dreifacher Dienftzeit auch deshalb ganz ſich jelbit überlaſſen iſt. Auch das 
fann nicht zum Nuten der Rechtäpflege jein. 

Alles in allem: Sein Amt ift eine harte Prüfung. 

Eine Prüfung, deren Ergebnis für die eigene Perjönlicykeit nicht zu unter: 
ihäßen ift, — ob aber die Auffafiung des Amts ala eine ‘Probe, für den 
Dienft von Vorteil ift, daran muß gezweifelt werden. 

Das Amt eines Kreisgerichtsdireftord war derartig, daß nur wenige 
daran denken fonnten, es jemald mit einem höheren zu vertauichen; daß ſehr 
viele ihr ganzes Leben an derielben Stelle blieben, zu ganz entichiedenem Nutzen 
der Juftizverwaltung, wenn man die dadurch erworbene Sadj: und Perſonen— 
fenntnis berüdlichtigt. Namentlich in der jegigen Zeit muß dem Staate daran 
liegen, die Zahl der Richter, die über das Mehrmwerdenwollen hinaus find und 
fid) mit der ganzen Kraft einem, nad jeder Richtung hin genügenden, Amte 
dauernd widmen, zu vermehren, um den Stamm derer zu vergrößern, die das 
gerne find und bleiben wollen, was fie find, und nicht in Gefahr, in kleinlichen 
Quälereien ihre Kräfte zu vergeuden. 

Erforderlich ift die Anftrebung einer Entwidlung nad folgendem: 

1. Beitellung von Amtögerichtsdireftoren, im Etat der Landgerichts: 
direftoren, an geeigneten Amtögerichten, und 

2. Uebertragung der Dienftauffiht über ſämtliche Yuftizbeamte an den 
betreffenden Amtsgerichten an fie, 

3. Wahrung der Vorgeſetztenſtellung der Landgerichtspräfidenten, aber 
unter Ordnung dahin, daß überflüflige Weitläufigfeiten vermieden werden, 

4. Vereinigung der fleineren Amtsgerichte mit dem Landgerichte am 
jelben Orte zu einer Behörde. 
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Aus den Gefekblättern, 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Reih, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 
I. Inhalt des Beidys-Gefehblattes. 


Ar. 51: Vereinbarung zwiihen dem Deutichen Neiche und Belgien zur Regelung 
des Berkehrs mit Branntwein und Spirituojen am der deutſch-belgiſchen Grenze v. 
1. 8. 1902 ©. 301, 302. — Nr. 52: Solltarifgefeh v. 25. 12. 1902 S. 308—312 [b- 
gedrudt Annalen ©. 142—144). Anlage: Solltarif. S. 313—441 Abgedruckt Annalen 
S. — iR 1 (1903): Geſeßz wegen Mbänderung des Zuckerſteuergeſetzes v. 
6. 1. 103 ©. 1, 2. 


11. Inhalt des Gefekblattes für Elfah-Lothringen. 


Ar. 1: V.O., betr, Beihräntungen der Baufreiheit im nördlichen Teil des Gemeindes 
bannes von Schiltigheim dv. 8. 12. 1902 S. 1. — V.O., betr. die Perufung des Landes— 
ausichufies jür Eljah-Lothringen v. 14. 1. 1903 ©. 2. — V.O., betr. die Berufung der 
Vezirfönertretung des Bezirks Ober-Elſaß zu einem aufßerordentlihen Bezirtdtage v. 
13. 1. 103 ©. 2. 


III. Gefebe, Staatsverträge und landesherrlicdhe Derordnungen 
Der Bundesfianten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Geleß-Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 50: Staatevertrag zwiichen der Königl. Preußiſchen und der Königl. Sächſiſchen 
Regierung über die Ausbezirtung der im Königreiche Preußen gelegenen Yandgemeinde 
Zeißholz aus dem Kal. Sächſiſchen Schulverband Ofling v. %. 6. 1902 [Mit Bel. der 
Ninifterial-Erflärung dv. 7. Oftober 1902. V. 22, 12. 1902] ©. 341, 312. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreid) Bayern. 


Nr. 1: Königl. Allerh. B.O,, die Berfafiung der Königl. Bayerifchen Technifchen 
Hochſchule in Münmen betr. v. 27. 12, 1002 ©. 1, 2, 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


77. Stud: Nr. 112. Bel., betr. den Staatävertrag zwiſchen dem Königreihe Sachſen 
und dem SKönigreihe Preußen wegen Ausichulung der im Königreiche Preußen gelegenen 
Landgemeinde Zeißholz aus dem im Königreihe Sachſen gelegenen Schulbezirt Sßling 
v. #. 12. 1902 [Mit dem Staatsvertrag] ©. 491, 492. — 2. Stück (IM: Nr. 4. Allerb. 
RO, die Niederiegung eines bejonderen Gerichts betr. v. 30. 12. 1902 [Zur Entſcheidung 
der Eheirrung zwiihen dem Kronprinzen und feiner Gemahlin] S. 53—55. 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Ar. 34: Königl. V.O., betr. die Prüfung im Waſſerbaufache v. 29. 11. 1902 
BT3—578. — Ar. 36: Geſ. betr. die Unfallfürforge für Beamte v. 23. 12. 1902 
589—59. — Nr. 37: Königl. B.O., betr. Abänderung der Königl. B.O. vom 
17. Juni 1890 über die Zuftändigfeit und dad Verfahren bei Anträgen an; Auslieferung 
von Berbrehern an dad Ausland v. 22. 12. 1902 ©. 601, 602. — Königl. B.O., betr. 
die Aufhebung der Kriminalgebühren-Orduung vom 24. November 1826 und der hiezu 
ergangenen Königl B.O. vom 12. Juli 1877. V. 22. 12. 1902 ©. 602. — Königl. B.D., 
betr. die Abänderung der Königl. B.O. vom 13. Februar 1877 über die Zujtändigfeit der 
Behörden und Beamten [Hier der Boritände der Foritämter neuer Ordnung] zur Ver: 
bänaung von Ordnungsſtrafen gegen die ihnen untergebenen Beamten v. 22. 12. 1902 
2. 603. — Nr. 39: Königl. B.D., betr. die Verjehung des Amtes der Stantöanwalticdait 


wa 
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bei den Amtögerichten und den Schöffengerichten v. 22. 12. 1902 ©. 619, 620. — Ar. I 
(19031: Gei., betr. einen Nachtrag zum Finanzgeſetz für die Finanzderiode 1. April 11 
bis 31. März 1903 v. 26. 12. 1902 [300 000 M. aus der Rejtverwaltung betr.. ©. 1. 


Geſetz-⸗ und Verordnungs:Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Nr. XL: Bet., Abänderung des Art. 10 der llebereintunft vom 28. Juni 1871 
zum Vollzuge der Beitimmungen in Abi. 5 des Art. 11 des Vertrags vom 10. Dezember 
1870 wegen Verbindung der Romanshorn —Kreuzlinger Bahn mit der Badiihen Staats- 
bahn betr. v. 27. 12. 1902 ©. 381. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Ar. SI: Gei., die Fürforge für Beamte infolge don Betriebönnfällen betr. >. 
24. 12. 1902 ©. 575—582. — Wr. 2 (1903): B.D., das Inkrafttreten der —— die 
Landeskreditkaſſe beir. vom 6. Auguſt 1902 und die Wohnungsfürſorge für Minder— 
bemittelte betr. vom T. Auguſt 1902. V. 7. 1. 1903 Am 15. Januar 1903) ©. 5, 6. — 
Ar. 3: B.O., betr. die Ergänzung der V.O. die gerichtlichen Hinterlegungen betr., vom 
19. Auguft 1899. 8. 7.1.1903 S. 7, 8. — Nr. 5: Gei., über die Menderung des Geſetzes, 
die Erhebung der direkten Steuern betr. vom 29. Auguſt 1874. V. 23. 12. 1902 5.17, 18 
— Nr. 6: B.D.. dad Staatswappen betr. v. 9. 12. 1902 [Mit 2 Abbildungen) S. 19, W. 


Mißellen. 


Volksſchulfſtatiſtik in Preußen. 


Das Königl. preußiſche ſtatiſtiſche Bureau Hat am 27. Juni 1901 eine 
Volksihulftatiitif erhoben, aus deren Ergebniffen wir nad) den Zuſammen— 
ftellungen in der „Statiftiichen Korreſpondenz“ folgendes mitteilen. 

1. Die durhihnittlihen Unterhaltungsfoften der öffent: 
lihen Volksſchulen in Preußen. Die öffentlihe Fürſorge für das 
preußiiche Volksſchulweſen, für weldjes 1886 im ganzen 115695326 Mtt., 
1896 185917495 ME., 1901 aber 269 942 375 ME. aufgewendet wurden, ift 
eine ftetig und raſch fortichreitende: ftatt je 100 ME. vor 15 Jahren merden 
jegt über 233 ME. dafür aufgewendet, und doch war aud Mitte der achtziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts ſchon jo mandjer in älterer Zeit vorhandene 
Notitand bejeitigt; im lebten Jahrzehnte it die finanzielle Fürſorge für die 
Volksſchule nahezu verdoppelt worden. Dies erkennt man jo redt aus einigen 
Durchichnittsbeträgen. An gelamten Schulunterhaltungs-Koften entfielen Mark 


auf el aufjel aufjel auf den Kopf 


‘ J— 
im Jahre Schule Schulklaſſe Schulkind der Bevölkerung 
1888... 3424 1551 24 4. 
1591 . . „4209 1 767 30 4,s# 
1896 . . . 5145 2021 36 D,s4 
1901 . . ... 7349 2594 48 T,ss. 


Die fi in diefen Zahlen ausſprechende Steigerung ift außerordentlich 
bedeutend, und fie hat ſich nicht bloß in den Städten, jondern auch auf dem 
Lande in ziemlich gleichem Schritte vollzogen. In den Städten freilih find die 
Ausgaben erheblich höher als auf dem Lande, nicht nur wegen der dort vor- 
handenen größeren Schuliyiteme, jondern aud) wegen der reiheren Ausgejtaltung 
des Schulbetriebes und der höheren perjönlichen Aufwendungen. So wurden 
inden Städten für eine öffentliche Volksſchule 1886 13574, 1901 29 106 Mi. 
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verausgabt, für eine Schulflaffe 2161 bezw. 3586 ME., und ein Schulkind 
foftete 34 bezw. 64 ME.; die Volksſchulunterhaltungs-Koſten betrugen auf den 
Kopf ber ftädtiichen Bevölkerung 4,18 bezw. 8,05 ME. Auf dem Lande 
dagegen koſtete eine öffentliche Volksſchule 1886 2178, 1901 4386 ME., eine 
Schulklaſſe 1275 bezw. 2075 ME. und ein Schulkind 20 bezw. 39 Mk.; auf 
den Kopf der Landbevölferung ergab das 3,72 bezw. 7,25 DE. — Weber bie 
ſtädtiſche noch die Yandbevölferung hatte jedoch gerade die hier berechneten Kopf: 
beträge für die Volksſchule aufzubringen; in dieſen Kopfbeträgen find vielmehr 
die Staatäbeiträge und jonftigen Leiftungen des Staates und die allerdings nicht 
jehr reichlich fließenden Dedungsmittel aus jonftigen Quellen mit enthalten. Die 
Kopibeträge veranſchaulichen aljo nad) der Art ihrer Berechnung hier nicht die 
Belaftung mit Ausgaben für die Schule, fondern nur das ftatiftiiche Verhältnis 
der Koſten zur Bevölkerung. 

Wenn gegenwärtig ein Schulkind der öffentlichen Volksſchule 48 ME. 
jährliche Koften verurfaht und vor 15 Jahren nur halb fo viel, jo ift dies 
ſicherlich ein Zeichen erheblichen Fortſchritts. Der Schüler der höheren Lehr: 
anftalten foftet freilich das Tünffache ungefähr. Und demnad) jcheinen aud) 
48 ME, für fich betrachtet, nicht einmal auffällig hoch. Aber was bedeuten 
diefe 48 ME. do für eine Summe, wenn man daran die Erziehungstoften 
einer ganzen Volksichüler-Generation mißt! Rechnet man eine joldhe in der 
Gegenwart etwa zu 5". Millionen Kindern, deren jedes 8 Jahre hindurd die 
Schule beſucht, jo hat deren Erziehung und Unterricht in der Volksſchule über 
210 Milliarden Marf aus öffentlichen Mitteln gekoftet, die nicht erheblichen 
Gaftichulgeld-Beträge und Erträge des Schulvermögense mit eingerechnet. 
Mindeſtens ebenjo viel, wahrjcheinlich jehr viel mehr wird auch nod für die 
leibliche Unterhaltung der Kinder jeitens ihrer Angehörigen aufgewendet. Und 
wenn man dazu noch die vor der Schulzeit entftandenen Koften rechnet, jo koftet 
eine gegenwärtige Generation, ſoweit fie ihre Erziehung und ihre Bildung in 
der Volksſchule abichließt, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre mindeftens 
6 Milliarden Mark, eine Zahl, die feineswegs auf große Genauigkeit Anſpruch 
erhebt, indeilen doch für viele einige Ueberraſchende haben wird. 

2. Die Ausbringung der Unterhaltungskoſten der öffent: 
lihen Volksſchulen in Preußen. — Bon ben oben erwähnten gejamten 
laufenden Schulunterhaltungsfoften für die öffentlichen Volksſchulen in Preußen 
ım Jahre 1901 mit 269942375 ME. Iafjen ſich über 8*4 Millionen Mark 
aus Staatsmitteln fließende Ausgaben für das Volksſchulweſen nur ſchätzungs— 
weile auf die Schulen der Städte und die des platten Landes verteilen. Ge: 
ihieht Dies, jo fallen 128415818 ME. SchulunterhaltungsKloften auf die 
Städte und 141526557 ME. auf da3 platte Land. Die Aufbringung der 
geiamten Echulunterhaltungs-Koften erfolgte 


189% 1901 
aus Ztaatömitteln mit. . . . 53419932 ME. — 28,75%/ 73487 388 Mt. — 27,2 ”/o 
durch die Echulunterhaltungs- 
pflihtigen mit . . . + 116858319 „ = 62. „ 177842574 „ = 65 „ 
davon SculbausAnleihben mitt „. 8597140 „ — 19 549 448 = 


durch Erträge des Schulpermögens, 

einichliehlih de3 Wertes der 

freien Dienftwohnungen mit 15056903 „ = 81» „ 14989365 = dus „ 
aus jonftigen Quellen einichliehl. 

des Schulgeldes mit . . . 682341 „ = Osı „ 36308 „ —= 1. „. 
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Die Erhebung von 1901 ift in manchen Punkten, namentlich wegen meiter 
gehender Untericheidungen, etwas genauer als alle vorhergehenden; deswegen 
namentlid) die Verſchiebung von 1896 auf 1901 in dem legten ‘Poften. Das 
ift indeffen nicht von großem Belang. Der im vorlegten Posten enthaltene Wert 
der freien Dienftwohnungen betrug 1896 7365555 und 1901 7551765 ME. ; 
er ift nur zu einem Zeile Ertrag des Sculvermögens und wird zu einem 
anderen Zeile als Belaftung der Schulunterhaltungapflichtigen anzuſehen jein. 

Aus Staatsmitteln wurden 1896 1,6» und 1901 2,13 ME. auf den Kopf 
der Bevölkerung für die öffentlichen VBolksjchulen verwendet. Tie Schulunter: 
haltungskoſten werden zum größten Teil durch die Schulunterhaltungspflichtigen 
getragen, objchon die Leiitungen des Staates jehr erheblih find. Die Pflichtigen 
werben mit folchen Koſten unmittelbar belaftet; ſie hatten für die laufenden 
Volksſchulkoſten auf den Kopf der Bevölkerung aufzubringen 


1896 1901 
in den Städten . . . . . dor Mt. To Me. 
auf dem Yande . 2. 2. 2. das „ 3,00 
im ganzen. . 7° DRRE d,18 


Die Belaftung ift in den Städten aus naheliegenden Gründen höher ala 
auf dem Lande; die Steigerung der Belaftung ift aber dort und hier jeit fünf 
Jahren nahezu in gleichem Verhältniffe erfolgt. So einjchneidende Wirkungen das 
Lehrerbeſoldungsgeſetz auch gehabt hat, eine Verſchiebung in dem früheren Ver— 
bältniffe zwiichen Stadt und Land hat e3 nicht herbeigeführt, wie e8 ja auch 
nicht beabjichtigt, zeitweije aber befürchtet worden war. 

3. Die Volksſchul-Unterhaltungskoſten und die direften 
Staatdfteuern in Preußen, 1901. — Nad) den vorläufigen Ergebnijjen 
der im föniglichen ſtatiſtiſchen Bureau bearbeiteten Statiſtik der öffentlichen 
Boltsihulen im Jahre 1901 entfallen von den 269942375 ME. Unterhaltungs 
foften der öffentlichen Wolfsihulen auf den Kopf der Bevölkerung 7,33 ME. 
Das Sollauffommen der Staats-Einfommeniteuer betrug für das Jahr 1901/2 
186888684 oder 5,12 ME., dad der Ergänzungsfteuer 34123393 oder 0,0» Mk. 
und das beider Steuern zufammen 221012077 oder 6,1 ME. auf den Kopf 
der 34472509 betragenden Bevölkerung des preußischen Staates. Im Wer: 
gleiche zu je 100 ME. der Einfommenfteuer betrugen die Schulunterhaltungs- 
Kosten alſo 144,14 ME., zu je 100 ME. der Ergänzungsiteuer 791,08 ME. und 
zu je 100 ME. beider Staatsjteuern zufammen 122,14 ME. Aus Staatsmitteln 
wurden 73487888 ME. der Schulunterhaltungssstoften oder 2,13 ME. auf den 
Kopf der Bevölferung gededt, und die Leiftungen des Staates für die Volks— 
ſchule betrugen auf je 100 ME. der Einfommeniteuer 39,3: ME., auf je 
100 ME. der Einkommensteuer und der Ergänzungsfteuer zuammen 33,5 ME. ; 
wenn aljo der Staat 100 ME. an Steuern einnahm, jo verwendete er auf die 
öffentliche Volksſchule 39,32 bezw. 33,25 ME. — ungerechnet die Koften für Be— 
hörden der ftaatlihen Schulverwaltung und der Schulauffiht. Natürlich ftellen 
fi) die Verhältniszahlen in den einzelnen Regierungsbezirken verjchieden hoch. 

4. Art und Befoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlihen Volktsjhulen Preußens. 1901. — Die neue Volksſchul— 
itatiftit von 1901 hat unter anderem die Lehrer und Lehrerinnen nah den 
Unterjcheidungen des Lehrerbejoldungs-Gejetes vom 3. März 1897 in eine Ans 
zahl von Gruppen zerlegt und deren tatjächliches Geſamteinkommen ermittelt. 
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Nah den vorläufigen Ergebniffen dieſer Statiftif ftellt fi) die Zahl und das 
durchichmittliche Geſamteinkommen in den einzelnen Qehrergruppen der end= 
gültig angeitellten und über 4 Jahre im öffentlichen Schuldienite 
ſtehenden, wie folgt: 


deren durchichnittliches 
Zahl der Lehrer und — ratsi lin en 
Lehrerinnen an Mart 

Ann in den auf 0... in den auf 

— Städ: dem — Städ: dem 
p ten Lande p ten Lande 

1. Rektoren und Hauptlehrer 

ohne Kirhenamt . . 4 760 2829 1931| 3151 3556 2558 
mit Kirhenamt . . . 11474 318 1156 2725 2912 2614 


In 


ionitige Inhaber vereinigter 
Kirhen= und Schulitellen 11463 1271 10192, 2074 2 462 2025 
3. übrige Lehrer . ». 2... 439 38047 23942 1973 2311 1684 
1 


-- 


+ Lehrerinnen . . 2... 9995 6697 3.388 60) 1 716 1335 
5. feftangeitellte techniiche 
Rebıer ». . > 2 2. 10 10 — 3175 3175 — 
Lehrerinnen 811 772 39 1269 1277 1099 
endgältig Augeftellte überhaupt 72912 32314 40595 20233 2285 1815. 


Mehr ala drei Viertel aller endgültig angeftellten Lehrer gehören ber 
Gruppe 2 und 3 an. Berechnet man für dieje das durchichnittliche Geſamt— 
einfommen, To ergibt ſich für die große Mehrzahl der endgültig angeftellten 
ehrer ein Einfommen von 1993, in den Städten von 2320 und auf dem 
Yande von 1786 ME., und auf je ungefähr 9 von ihnen kommt im ganzen 
Staate ein Rektor oder Hauptlehrer mit dem höheren Durchſchnittseinkommen 
von 3051 ME, in den Städten jchon auf je 7 ein ſolcher mit 3491 ME., auf 
dem Sande jedoch erft auf je 11 ein jolcher mit 2601 ME. Durchſchnittseinkommen. 

Für die einitweilig oder auftragsweiſe angeitellten oder 
noh nicht 4 Jahre im dffentliden Schuldienjte ftehenden Lehr: 
kräfte find die Durcjichnittsfäge für die obigen Gruppen niedriger. Daß das 
Einfommen der einjtweilig ac. Angeftellten niedriger fein muß ala das der end— 
gültig Angeitellten, rührt nicht bloß daher, daß deren Dienitbezüge gekürzt 
werden können, jondern aud daher, daß bei ihnen die Alterszulagen gänzlich 
torttallen. 

Das bisher mitgeteilte Durichnittseinfommen iſt das tatſächliche, 
me es fi) aus dem Anftellungsverhältnis und aus dem Dienftalter der der: 
zitigen Stelleninhaber berechnet, wobei überdies das Einkommen der unbejehten 
Stellen nicht mit eingerechnet werden fonnte. Wird letzteres mit einbezogen 
md dad ungefürzte Stelleneinfommen der einftweilig ꝛc. angeltellten Stellen: 
inbaber dem tatſächlichen Einfommen der endgültig angeftellten hinzugefügt, 
jo eraibt fi) dad rechtliche Einfommen. Dieſes ftellt ſich für Lehrer im 
Durchſchnitte überhaupt auf 1942 ME., in den Städten auf 2401 ME, auf 
* * auf 1693 Mk. und für Lehrerinnen auf 1503 bezw. 1599 und 

321 ME. 

Für die einzelnen Lehrergruppen fällt diefer Durdichnitt verichieden, im 
allgemeinen etwas niedriger aus, als oben für das Einkommen der endgültig 
Angeitellten angegeben ift, da ja für die unbejegten Stellen und die einftweilig 
x. angeftellten Stelleninhaber Alterszulagen nit in Rechnung zu Ttellen find. 
Es kann deshalb ein allgemeiner Durchichnitt des rechtlichen Einfommens für 
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die einzelnen Lehrergruppen nicht gut gezogen werden. Wohl aber läßt fich 
a) das durdhichnittlihe Grundgehalt und b) der angerechnete Durchſchnitiswert der 
freien Dienftwohnung nebit der Mietsentichädigung, wie folgt, berechnen (in Dark): 


für in den Städten auf dem Lande 


a) b) a) b) 
1. Reltoren und Hauptlehrer 
ohne Kirhenamt . . ». » . . 1825 484 1422 277 
mit Kirhenamt . . 2 2... 1787 263 1629 19 
2. jonftige Inhaber vereinigter Kirchen 
und Schulftelen . . 2 2 2.0. 1 426 222 1272 141 
9. übrige Lehrer . . «2 2.0. . 1235 384 1.080 156 
4. Lehrerinnen . 411060 280 969 150 
5. feitangeeite techniſche 
.15300 412 
— J 843 246 870 93. 


Es darf bei Dielen Durdfchnitten nit bemängelt werben, daß bet der 
1. Gruppe die Rektoren und Hauptlehrer mit Sirdenamt in ben Städten 
niedrigere Bezüge haben als ohne Kirchenamt; erftere find hier wenig zahlreid) 
und fommen meiſt nur in fleineren Städten vor; die große Mehrzahl der 
Nektoren x. iſt ohne Kirchenamt, und hierher gehören faft alle in großen 
Städten mit befjeren Bejoldungsverhältniffen. Auf dem Lande find die Rektoren 
und Hauptlehrer mit Kirchenamt, wie zu erwarten war, beffer geftellt ala ihre 
Kollegen ohne ein ſolches. Daß der Durchſchnitt für feftangeftellte techniſche 
Lehrer höher ift als für die Lehrer der Gruppen 2 und 3, ift ebenfalls dadurd) 
zu erflären, daß ſolche beionderen techniichen Lehrer in der Regel nur in den 
größten Städten angeftellt werden; übrigens find es nur 12 im ganzen. Bei 
Durchſchnittswerten darf man ganz allgemein nicht vergefjen, daß in ihnen eben: 
ſowohl die Höchitbeträge wie die Niedrigitbeträge enthalten find, und daß fie 
nur das ziffermäßige Verhältnis der Einheiten, mit denen dividiert wird, zur 
Summe des Dividendus ausdrüden. 


Bant von England. 

Die Bank von England ift duch Eouncil-Order vom 11. Auguft 1902 
ermächtigt worden, ihren fiduziären, d.h. nur durch Staatspapiere gededten 
Notenumlauf um 400000 £ zu erhöhen, nämlich um */s des bezüglichen Noten: 
beitandes derjenigen englilchen Notenbanfen, deren Notenemiffionsrecht ſeit 
Juni 1900 erloſchen ift. Laut ber Bankakte von 1844 (fog. Peels Act) war 
die Bank von England zur Ausgabe von nicht durch; Metallvorrat gededten 
Noten in Höhe von 14 Mill. £ berechtigt. Dem „Economijt“ vom 16. Auguft 
d. J. zufolge fteigerte ſich der metalliidy nicht gebedte Notenumlauf der Bank 
auf Grund ihres Afreszenzrechtes = und nad) wie folgt: 


im Dezember 1855 >... um 475000 
— Juli ABB 175 000 
v Februar 1866 .... » DD 350 000 
„ Mr 1881 . .:» 2%" - - &0000 
„ September 1887. . . 460000 

Februar 1889 . 2. 2 2% 200000 
‚ Januar 184 ..: 2.2 on 350 000 
„Min 100 .. en 970000 

Auguſt 1902 » # 400000 


— alſo um 4170000 


io daß jetzt 18170000 £ Noten der engliſchen Bank ohne Bardeckung zirkulieren 
dürfen. (Banfarhiv Ihrg. II, Nr. 2.) 
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träge aus dem allgemeinen Staatsrerht. 


€ den Annalen des Deutichen Reichs. gr. 8°. (96 ©.) 


Dieſe Vorträge, eine der jhönften und reifiten Gaben des berühmten Staatsrechtälehrers, 
find im den Yahrgängen 1898—1900 ber Annalen erihienen. Die Separatausgabe, zu ber 
ich mich, einer Ynregung aus alademiichen reifen folgend, entſchloſſen habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's VBerehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willtommen jein. 
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Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 


ie gemeinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in 
Italien. Gr. 8°. (VII, 313 8.) Brosch. Mk. 8.— 


Eingehende Besprechungen sind erschienen u. ». in Mitteilungen aus der historischen Literatur s 
, Seite 405 u. 404. — Archirio storico Lombardo I, 1902, p. 207. — Byzantinische Zeitschrift d 
XL Sr. iu. 2. — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXI. 2. — Archiv für bürgerliches ‘ 

1902, 8. 9. — Literarische Mitteilungen der „Annalen des Deutschen Reichs‘ 1902, Nr. 3, — 
gelehrten Anzeigen 1902, Nr. 8, Seite 659—664. — Zeitschrift der Savieny-Stiftung für Rechts- 
: Romanistische Abteilung XXI Bd. Seite 500-508 — Germanistische Abteilung Xxlil, Bd. 


8354-357. — Rechtsgeleerd Magazijn, Haarlem 1905 8. 138— 138. 






















2af, Dr. jur. 2udw., Kaiſerl. Regierungsrat im Reichsverſicherungs⸗ 
amt zu Berlin und 2 
Maier, Dr. jur. Rud., Rehtsanwalt in Münden u. Syndikus mehrerer 1 
De cherungs⸗Geſellſchaften. 4 
pilichtrecht und Reichsverſicherungs— 


Geſehßgebun + Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 
völlig umgenrbeitete Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 


Mt. 7.20; in Ganzleinen gebb. Mt. 8.20. u 
ige Berficherungs: . 1901. Nr. 87. 
J EU... en gleich hinzufügen, daß man dem Werle aus volljter Ueberzeugung A; 
das Prädikat vorzüglich zuerfennen muß . . . n 














| Deiele, F. X., gl. Regierungsrat in Landshut, Vorfitender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


13 Gewerbe:infalverjicherungsgejeb und 
d03 Bau Unfallverſicherungsgeſet nad dem 


ehe betr. Die Abänderung der Unfallverfiherungsgeießr v. 30. Juni 1900, 
er. 8°. (VIII, 447 &) 1902. In Ganzleinen gebd. rt. 10, 
eitihrift für das — Säten- und Salinen-Wejen im Preußiſchen Stante Heit 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sadfenntnis und Geſchick verfaßten 
Kommentar, der befonders jhäßenswert iſt, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-linfall» 3 
bisher noch nicht erfolgt war. jiberalf ift in den Erläuterungen bie ein» 
lägig ‚ fowie die Rehtiprehung ber verfchiedenen Inftanzen der Unfallverfiherung 
berücichtigt umb im ihren für bie praftijche Handhabung bed Gejees wichtigen Ergebniffen 
berfichtlid ‚zur Darftell gebracht. Ein forgfältiges, ſehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
be Buch, i weiten Areifen ein wertvolles Hilfsmittel zu werben geeignet ift. 
2 % 















Im Erſcheinen ijt begriffen: 
Die zweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


J. v. Staudinger’3 
Kommentar zum Vürgerlichen Geſetzhuche 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz herausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring, 


Univ.sBrofefior und Redtsanwalt in Profeſſot an der lniverfität ft, Oberlanbesgerichtärat in 
Münden Freiburg i. B. Munchen 


ſtarl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix SHerzfelder, 
f. Landgerichtarat in Münden f. Landgerichtärat in Münden Rehtdanmalt in München 


Joſeph Wagner, 
f, Oderlandesgeridhterat in Mugsburg. 


1. Lieferung: Bd. TI Sachenrecht ($$ 854—883), erläutert von K. Kober. gr. 8°. 
5 Bogen.) Mt. 1.80. 

2. Lieferung: Bd. IV Familienrecht ($$ 1297—1332), erläutert von Dr. Th. Engel: 
mann. gr. 8°. (5 Bogen.) ME. 1.80. 

3. Lieferung: Bd. IT Sadhenredht ı88 884—938), erläutert von K. Kober. gr. 8°. 
(10 Bogen.) Mt. 3.50. 

4. Lieferung: Bd. IV Familienrecht (58 1333 u. ff.) im Drud. 


Der Staudinger'ſche Kommentar, beffen erfte Auflage in verbältmismäßig furzer Zeit, noch vor ihrer 
Rollendung, vergriffen war, bat es von allen großen Kommentaren zum BED. zu allererft erreicht, in 
allen Zeilen in zweiter Auflage zu erſchetnen. Diefe Tatfadde ift die beite Beftätigung der überaus 
freundlichen Aufnabme, bie dem Kommentar bei Rublitum und Kritik zu teil geworben fit. 

Die Ziele und Zwecke der neuen Auflage geben über die der erften erbeblich hinaus. Während es fid bei 
diefer vielfah nur um marlante Darftelung der Grundzlige bes Geſeßes Handeln fonnte, mußte nunmehr zu 
den inzwiichen in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detailfragen und Sontroverfen Stellung genommen werben. 

Beionderes Augenmerk iſt der landesrehtliden Ausführungsgefeggedung zugemendet 
worden. Die Autführungdgeiege von Breußen, Bayern, Sadien, Bürttemberg und Baden find 
ftändia, die der übrigen Bundesſtaaten, ſoweit es die Wichtigkeit Der einzelnen Materie erbeifchte, in Berück⸗ 
ſichtigung gezogen; Daneben iſt auch der Vergleihung des neuen Mechtes mit dem bisherigen Rechtezuſtand In 
erweitertem Umfange Rechnung getragen worden. 

Der Name des inzwiſchen veritorbenen verbienftuollen Herausgebers ber I. Auflage, Geheimrats 
von Staudinger, fol auch fernerbin dem Werke erhalten bleiben. Die Bertellung bed Stoffes unter 
bie einzelnen Mitarbeiter fit Die lelhe geblieben. Bon den In erfter Auflage durch Bebelmrat von Staudinger 
erläuterten Materien wird nunmebr das ehelide Güterreht von Landgerichtstat Dr. Engelmann, ber dem 
Dbligationenredt angebörende Teil von Yandgerihtärat Mober bearbeitet. Diefe beiden Herren baden aud 
in Gemeinſchaft Die redaftionelle Zeitung des Gefamtiverfes übernommen. 


Als eine Berbefferung äußerer Art darf hervorgeboben werben, dag — mehrfach geäußerten 
Winfchen entipredend — die Vorbemerkungen in überſichtlicherem Drude gebalten find al bisher. Im übrigen 
ift Die Saganordnung der 1. Auflage, Die ſich wegen ihrer Zweckmäßlgleit und Überfihtlichkelt ungeteilten Bel 
faD& erfreute, beibehalten worden. 

Der Geſamtpreis der 2. Auflage wird etwa ME. 75.— betragen. Zu jedem 
Bande werden geihmadvolle Halbjranzdeden ausgegeben. 


Beitelungen auch zur Anficht, nimmt jede Buchhandlung entgegen. 
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fin teten Verwaltung und Volkswirtfchaft. 
* und ſtaalswiſſenſchaftliche Zeitſchrift und Materialienſammlung 


Begründet von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


Dr Karl Theodor Cheberg und Dr. Anton Dyroff 


j Münden 1903 
sr 3. Schweiter Verlag (Arthur Sellier) 


—— 
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Be Mitteilungen 
—— der Annalen des Deutſchen Reis. 


til er Reuerfpeinungen auf dem Gebiete der Rebts- u. Staatswiſſenſchaften 
2» 8* Unter ſtändiger Mitarbeiterſchaft 
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lierens und Finden® . . . 310—312 Aus den Gejehblättern. . - - 320 


Abhandlungen volks- und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ſtatiſtiſchen Inhalts wollen 
an Herrn Profeſſor Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen ober jonftigen rechtswiffenichaftlihen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyroff, Münden Robellitraße 4, eingefandt werden. 

Die Rüdjeiten der Manujfkriptblätter jollen unbefchrieben jein. Das Honorar 
wird nad Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrud erfolgte. Bon Ab: 
handlungen werden, wern nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen” erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un— 
beichränfte Vervielfältigungsredt. 


Münden 43. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 
—— 
Die Firma J. Schweißer Sortiment in Münden, Karlsplatz 29, Hat bie 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) jowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 
Jahrg. 1868 — 1902, vollftändige Serie mit den vergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden fir . . . 222.2... ME 180.— 
1870-1902 aut gebunden für „ 130.— 
1881—1902 „ .. 410900.— 
1891—1902 , C..... 50.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Heite und Separatabdrücke je 
nach Borrat zu entiprechenden Preiſen. 


Simasınen : 57 
Die Üotenbanken in Mürttemberg, 1876-1900. 


Bon Dr. phil. Berthold Breslauer in Berlin. 


Erites Kapitel. 


Das württembergifche Rotenbantweien, 1847—1876. 


Später ala in anderen großen Kulturftaaten Europas entwidelten fich die 
Notenbanken in Deutichland. König Friedrich Il. von Preußen war es welcher 
die 1765 gegründete Königliche Lehns- und Girobanf mit dem Recht ber 
Notenausgabe beichenkte und jo die erfte Zettelbanf in Deutichland ſchuf. Das 
Inſtitut konnte jedoch eine längere Tätigkeit vorerft nicht entfalten. Denn in 
den Stürmen des Jahres 1806 brach es zujammen und ein Jahrzehnt mußte 
vergehen, ehe der Bank zu neuem Dajein verholfen wurde (1817). Mehrere 
Jahre lang blieb nun die Königliche Bank die alleinige Vertreterin der Noten: 
banken in Deutichland. Erft 1824 wurden von der Ritterichaftlichen Privatbanf 
zu Stettin und dem Berliner Kaffenverein Noten emittiert). In Süddeutich- 
land begann 1834 die Bayeriſche Hypotheken: und Wechſelbank mit der Aus: 
gabe von Banknoten, in Mitteldeutichland verfahen die Leipziger Bank (1839), 
die landftändiihe Bank der ſächſiſchen Laufig zu Baußen (1843) und die 
Deflauer Bank (1847) den Verkehr mit derartigen Geldjurrogaten. Diejen 
Gründungen folgten alsbald die Breslauer Städtiiche Bank und die Chemniger 
Stadtbant, die Naſſauiſche Landesbank, die Roftoder Bank — alles jedod) 
Unternehmungen, welche nur in ganz bejchränftem Maße als Notenbanken in 
Wirkſamkeit traten. 

Die fünfziger Jahre vermehrten die Zahl der Notenbanfen um ein Be: 
trähtliches. Die meiften Heineren und Eleiniten Staaten im großen deutſchen 
Reihe ſahen es als heilige Pflicht an, in freigebigfter Weife das wertvolle 
Privilegium der Notenausgabe zu erteilen. Viele der neu gegründeten Banken 
mußten in geſchickter Ausbeutung einer ängitlihen Bankpolitit ihr Domizil den 
Grenzen Preußens möglichft nabe zu legen, um ihren Noten leicht in das 
Königreich Eingang verihaffen zu können 2), Dieje Abfichten wurden nämlid) 
durch die Maßregeln der preußiichen Regierung hervorgerufen, welche ftrenge 
die Zentralijation des Bankweſens durchführte, nur der halbitaatlihen Preußi: 
ihen Bank — aus der Königlichen Banf 1846 hervorgegangen — die Be: 
fugnis zur Notenemijfion neu einräumte und jeder weiteren Konzeſſionierung 
von privaten Notenbanten zaghaft aus dem Wege ging. Obgleich die jog. 
„Rormativbeftimmungen für die Erridtung von Privatbanken“ jchon am 
15. September 1848 erlaffen waren, vergingen dod etliche Jahre, bis nad) 
langwierigen Verhandlungen in Köln, Königsberg und Magdeburg 1856, in 
Danzig und Pojen 1857 ſolche Anftalten entitanden. 


’ Log, „Geſchichte und Kritik des deutihen Bankgeſetzes vom 14. März 1875*, ©. 15 
7, Thorwart, „Die —— des Banknotenumlaufs in ET von 18: 51--188U*- 
Yahrbüder für Nationalötonomie Statiftit Bb. VII, 1888, ©. 1 
Annalen des Deutichen Reiche. 1908. 16 
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Das Jahrzehnt von 1860—1870 brachte ebenfalls Neugründungen von 
Notenbanten. Die bedeutenditen unter diefen waren die Sächſiſche Bank (1865) 
und die Badilhe Bank (1870). 

Der letzte Staat in Deutichland, welcher zur Konzeſſionierung einer Zettel: 
banf jchritt, war das Königreid Württemberg, in welchem 1871 die Württem— 
bergiiche Notenbank ind Leben gerufen murbe. 

Die Beitrebungen aber, welche auf die Gründung einer Notenbanf in 
Württemberg Hinzielten, laſſen fi bis zum Jahre 1847 zurüdverfolgen. Schon 
auf dem Landtage dieſes Jahres wurde die Bankfrage erörtert und dem Ab— 
geordneten Dörtenbady der Auftrag erteilt, der Angelegenheit jeine bejondere 
Aufmerffamfeit zu widmen. In der nädjiten Seifion bradhte der Abgeordnete 
Schübler eine Motion ein, „die Staatäregierung um einen Gejeßentwurf zu 
bitten, durch welchen der Perfonalfredit der Gewerbtreibenden erhöht... . werde” '). 
Diefen Wünjchen folgte alöbald der erfte Gründungsverfuh. Als fich nämlich 
jeit dem Frühjahr 1848 in Württemberg eine arge Geldflemme bemerkbar 
machte, erließ am 22. Juni die Regierung einen Aufruf zur Errichtung einer 
Bank. Dieje jollte mit einem Aktienkapital von 2 Millionen Gulden dotiert 
werden und gleichzeitig das Recht zur Notenausgabe erhalten. Es meldeten ſich 
jebod nur wenige Zeichner, und die Summe, mit welcher fie ſich zu beteiligen 
gedachten, erreichte ungefähr die Höhe von 300 000 Gulden), Da ber Staat 
jelbft nicht die genügende Kraft fühlte, aus eigenen Mitteln eine Bank zu 
etablieren (er wollte nur eine mäßige Summe zum Aktienkapital zuſchießen), 
mußte das Projekt fallen. 

Die Stimmen indeſſen, melde eine Bank forderten, famen nicht zum 
Schweigen, und Parlament und Regierung bemühten ſich, durd Ausarbeitung 
eined neuen Entwurf? das Bedürfnis nad einer Landesbank zu befriedigen. 
Derfelbe räumte der geplanten Bank das Notenemijfionsreht im Betrage von 
3 Millionen Gulden ein und traf die Beftimmung, daß die Hälfte des aus— 
zugebenden Kontingents zur Dedung des Defizits im Staatshaushalt verwendet 
werden jollte. Bei der Beratung des Entwurfs in der 2. Kammer (am 12. bis 
14. Mat 1849) erwies ſich jedod) die Mehrheit der Abgeordneten dem Projekt 
abhold und befürmortete zur Dedung des Defizits die Emijfion von Staats- 
papiergeld °). 

Bis zum Jahre 1854 kommen Bankpläne nicht wieder zur öffentlichen 
Erörterung. Doc) die Regierung ließ in der Zwiſchenzeit nicht ab, die Angelegen— 
heit im Auge zu behalten. Sie jandte zum Etudium der Kreditorganijation 
einen ihrer fähigften Beamten, den Regierungsrat Yerdinand von Steinbeis, 
nad) dem kommerziell wie induftriell in reicher Blüte ftehenden Belgien. Das 
Ergebnis dieſer Reife war die inhaltreiche, vorzügliche Schrift „Die Elemente 
der Gewerbebeförderung, nachgewieſen an der belgiichen Anduftrie“ ) (Stuttgart, 
1853). In diejer Abhandlung empfahl der Berlaffer als bejonderes Mittel zur 
Förderung des Gemerbefleißes die Errihtung von Banken wie die Societe 
Generale des Pays-Bays und die Banque de Belgique. Gleichfalls ver: 


Re 5. Hecht, „Bankweſen und Bankpolitik in den ſüddeutſchen Staaten 1819—1875”, 


* echt a. a. O. S. 29. 
erhandlungen der Württembergiſchen Kammer der Abgeordneten, 4. Band, Sitzung 
vom islu Mai 1849. 
Siehe beſonders die 88 15, 20 f., 51, 73 ff. 98 ff., 182. 
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anlaßte er den Generalfonjul von Seybold zur Ausarbeitung eines Statuten: 
entwurfs für eine württembergiiche Notenbanf. Seybold jchlug vor, eine Aktien- 
geiellichaft zu gründen und ihr die Befugnis zur Notenemiffion im Betrage 
von °/a ihres Grundfapitals zu erteilen. Das Aktienkapital jollte auf dreifache 
Art Verwendung finden: ein Drittel desjelben war in Hypotheken anzulegen, 
ein zweites Drittel in Staat3papieren und Obligationen, der Reft endlich war 
zur Finanzierung von gewerblichen Unternehmungen beitimmt. 

Obwohl die Zentralftelle für Handel und Gewerbe (12, April 1854) die 
Prinzipien des Seyboldichen Entwurfs vollauf billigte, ftanden jedod) die Direktoren 
der KHöniglihen Hofbant dem Gründungsplan entgegen. Sie waren der Ueber: 
zeugung, daß die geplante Wechjel- und Hypothekenbank einen befriedigenden 
Wirkungskreis in Württemberg nimmer finden würde. 

Zu gleicher Zeit erhielt das Minifterium des Innern von einem Kon: 
jortium, das aus mehreren Stuttgarter Bankfirmen beftand, einen zweiten Bor: 
ihlag zur Gründung einer Notenbank. Ihr Inititut war bis zu einem gewiſſen 
Grade nad) dem Vorbild der Preußiichen Bank organifiert, das Aktienkapital 
auf 9 Millionen Gulden vorgejehen.') 

Nach einiger Zeit empfingen die Stuttgarter Bankiers die Nachricht, daß 
he auf Berüdfichtigung ihres Geſuches wohl nicht rechnen könnten, und es 
wurde ihnen anheimgeitellt, von ihrem Vorhaben zurüdzutreten. Es jchien 
wirklich, als ob fi die Wage Seybold zuneigen würde, denn er wurde auf: 
gefordert, die Namen der beteiligten Gründer dem Minifterium mitzuteilen. 
Drei Tage nad der Aufforderung (18. April 1856) reichte er die Lifte ein. 
Dody die Behörden hüllten fih in ein vollftändiges Schweigen und ließen den 
— Generalkonſul in vollkommener Ungewißheit über das Schickſal ſeines 

rojefts.?). 

Die Aktenbündel des Finanzminiſteriums ſchwollen unaufhörlich durd) 
neue Statutenentwürfe und Gründungspläne an: Der ehemalige preußiiche 
Finanzminiſter und Begründer eine8 großen Berliner Bankhaujes, David 
Hanjemann, bewirbt ſich aufs angelegentlihfte um die SKonzeifion für eine 
Notenbanf. Berliner und Stuttgarter Firmen bejtürmen die Regierung mit 
Gefuchen, eine die andere in Zugeftändniffen übertreffend. Wollten doch einige 
Berliner Gründer dem Staat gar die Hälfte des Reingewinns überweijen und 
iin am Agiogewinn bei der Ausgabe von Aktien beteiligen !?) 

Dieje vielen Projekte förderten aber die Angelegenheit um feines Haares 
Breite. Denn Regierung wie öffentliche Meinung hatte ein tiefer Groll gegen 
die Notenbanfen erfaßt. Jene eben gegründeten Zettelbanfen in den bdeutichen 
Kleinftaaten überfluteten das geſamte Gebiet des deutichen Waterlandes mit 
aner ſolchen Menge papierner Geldzeichen, daß die Regierungen ſich genötigt 
jahen, durch ftrenge Maßregeln dem Eindringen diejer „wilden Scheine” einen 
ieften Riegel vorzujchieben. Daher nahm es Ffeineswegs Wunder, ala am 
4. Dezember 1856 der Präfident des Königlichen Geheimen Rats in einer Note 
dem Mlinifter des Innern mitteilte, daß der König „durch Höchſte Entichliegung 
vom 3. November das Geheimratspräfidium beichieden hat, . .. . diejen Gegen: 
Hand (Gründung einer Bank) vor der Hand beruhen zu laffen.“ *) 


1) „Frankfurter Actionär“, Jahrgang 1855, Nr. 92. 
2) Hecht a. a. O. S 48. 
*Hecht a. a. O. S. 53. 
+) Hecht a. a. O. ©. 54. 
16* 
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Doch die Ruhe, welche der Bankfrage zugedacht war, jollte nicht lange 
währen. Wiederum war es Hanjemann, welcher den Anlaß zu neuen Ber: 
handlungen gab. Im Sommer 1857 überjandte er dem Chef des Geheimen 
Kabinetts eine Denkſchrift und wiederholte feinen Vorſchlag, eine Notenbank zu 
gründen und „durch Vereinbarung mit anderen Banken den ganzen Banknoten— 
verkehr in Deutichland zu vereinfachen und auf eine jolide Baſis zu bringen“. 


So ſchön auch Hanſemann feine Gedanken ausmalte — einen Erfolg 
fonnte er nicht verzeichnen. 


Allein die Zuftände des württembergiichen Geldweſens drängten die Er: 
rihtung einer Notenbank zur unaufichiebbaren Erledigung. Einer fortwährenden 
Abnahme des Silbergeldes ftand die Zunahme der ausländiſchen papiernen 
Geldzeihen — ihr Betrag wird auf 15—20 Millionen angegeben — in 
eg Maße gegenüber. Die fremden Noten liefen im erbärmlichen Zu: 

ande, beſchmutzt, zerriffen im SKönigreih um; dazu fam noch ein fürmlid) 
organifierter Import von Friedrichsd'or, welche in Süddeutſchland einen höheren 
Kurs als in ihrem Heimatlande bejaßen.‘) Deshalb jand das Geſuch der 
Trankfurter Bank (Dezember 1866) um Errichtung einer Filiale in Württem- 
berg die unterftügende Befürwortung von jeiten der Bentralftelle.. Aber die 
Stuttgarter Handelsfammer trat dem Anſuchen jchroff gegenüber und betonte, 
daß nur eine einheimiſche Bank die Gejundung der Verhältniſſe herbeiführen könne. 


Ein bedeutjamer Punkt in der gefamten Bankangelegenheit hatte derweilen 
jeine Erledigung gefunden. Die ſchwerwiegende Trage, ob Banffreiheit oder 
Zentralifation in Württemberg herrſchen ſolle, war entichieden worden. Mori 
Mohl, der unverföhnliche Feind der Banknote, bradyte den Stein in Rollen. 
Anläßlich der Beratung der Gewerbeordnung im Jahre 1861 ftellte er in der 
Kammer der Abgeordneten den Antrag, daß Aktiengejellihaften oder Kommanbdit- 
gejellichaften auf Aktien mit ftaatliher Genehmigung, Banken jedoh nur auf 
Grund eines Gejeges gegründet werden dürfen. Obwohl der Antrag in diejem 
Zujammenhange abgelehnt wurde, tauchte er Eodifiziert — mit einiger Ab— 
änderung — im Einführungsgejeß zum Allgemeinen Deutichen Handelsgeſetzbuch 
wieder auf. $ 35 des württembergiſchen Einführungsgejeges beftimmt nämlich), 
daß zur Gründung von Aktiengejellichaften oder Kommanditgejellichaften auf 
Aktien Staatsgenehmigung nicht erforderlich jei, würden dieſe Unternehmungen 
jedod Bank: oder Kreditgeichäfte zum Gegenftande ihres Betriebd machen, wäre 
ihre Gründung von der Staatögenehmigung abhängig. Sollte eine derartige 
Geſellſchaft noch das Recht zur Ausgabe von Banknoten oder jonftigen Geld- 
furrogaten erhalten, jo dürfte fie nur fraft eines Spezialgejeges errichtet werden. 


», Ein harakteriftiiches Bild de8 damaligen württembergiſchen Geldweſens entwerfen 
die Jahresberichte der Württembergiichen Handels- und Gewerbefammern von 1867: „Es 
beitand die Papiergeldnenge in Bank» und Wechſelgeſchäften bis zu 76°/o, im Spezerei- 
geihäften en gros bis zu 60%, in Fabriken bis zu 90% und in fonftigen verjdiedenen 
Engrosgejhäften bis zu 750 des gejamten Kafienbeftandes. Die Silbermünzen kurfierten 
in allen mögliden Werten, auch längft verrufene Sorten, fremde Scheidemünzen, Münzen 
längft verjchollener Münzherrſchaften. Ebenſo ift Gold in allen Sorten da, Napoleonsd’or 
etwa 46°, Friedrichsd'or 38°, Piftolen 4°/o, wöürttembergiihe Dukaten 2%, diverſe 
andere 10°%. An Papiergeld und Banknoten furfiert jümtliches deutſches Staatspapiergeld 
und die Noten fait jämtliher Banken, Coupons von Staats-, Korporations«, Privatobligationen 
und Inbujtriepapieren. Unter den Banknoten find nicht bloß die ſüddeutſchen, fondern jaft 
alle deutſchen vorhanden, auch öſterreichiſche, franzöfiiche, holländifche, englifche, amerikanijche, 
Coupons, au noch unverfallene, in allen Arten.* 
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Während bis in den Anfang der jechziger Jahre die Bankpläne und Projekte 
von einzelnen Privatperjonen ausgegangen waren, nahm jeit dem Herbit 1864 
dad neu geichaffene Organ des württembergiichen Handels- und Gemwerbeitandes, 
der Württembergiiche Handelöverein, die Angelegenheit in feine Hand. Nach ſorg— 
fältigen Vorbereitungen ließ er einen Statutenentwurf durd einen engeren Ausſchuß 
dem Staatäminifterium unterbreiten (23. Juni 1865). Zum erftenmal erhält hier 
die württembergijche Regierung einen Gründungsplan, der in jcharfer Begrenzung 
der Geſchäfte einer Notenbank das Weſen einer ſolchen vollauf zu erfaffen weiß. 
In diefem Entwurf find Hypothefen: und alle Art von Kreditmobiliergeichäften 
verboten, die Beitimmungen über die Dedung des Notenumlaufs ftrenge gehalten, 
eine ftete Einlöjung der Noten gewährleiſtend. 

Die Zentralftelle für Handel und Gewerbe jchien ſich aber durd) die 
Argumente des Handelövereind von der Nützlichkeit der projektierten Notenbant 
nit jogleicy überzeugen zu laflen. Denn fie forderte in einer Note vom 
3. November 1865, in möglichit eingehender Weife, durd) genaues Zahlenmaterial 
unterftüt, die Beweile für die gebeihliche Entwidlung des geplanten Inſtituts zu 
erbringen. Obwohl den Wünjchen der Zentralftelle vollauf entiprochen wurde, 
ihlug das Deinifterium des Innern am 10. März 1866 dem König vor, das 
Geſuch abzulehnen’), denn die vermeintlichen Vorteile in der Kreditorganijation 
würde auch die in der Gründung begriffene Vereinsbank, eine Anftalt ohne 
Rotenausgabe, gewähren. 

Als nun die große Geldfrijis ihre Polypenarme von England auch nad) 
Deutihland ausftredte, vertröftete die Regierung die ungeduldigen Interpellanten 
in der Zweiten Sammer, erit jene Notzeit vorübergehen zu lafjen und dann die 
Frage einer „umfichtigen Prüfung“ zu unterziehen ?). 

Die Krifis tobte ſich aus, doch für die Notenbank jollte die Enticheidungs- 
ftunde noch immer nicht ſchlagen. Die Verfaſſung des Norddeutihen Bundes, 
welche die gejegliche Regelung des Banknotenweſens in ihrem Geltungsgebiet in 
Ausſicht Ftellte, beitimmte die Minifterien in Württemberg, die Angelegenheit 
nicht jogleich zu erledigen, ſondern erjt den Gang der Ereignifje abzuwarten. 
Da die erhoffte Regelung nicht jobald eintrat, wurde die Pauje für beendigt 
erfärt, und die Verhandlungen konnten wieder beginnen. 

Jetzt ergriff der Staat die Initiative. Er lie (1867) von der Bentralftelle 
für Handel und Gewerbe einen Bankgejegentwurf anfertigen. Diejer Entwurf 
it ein bezeichnendes Dokument für den Sieg der Freihandelsideen bei der Mehrzahl 
der Regierungsmitglieder. 

Obgleich doch im $ 35 des Einführungsgejeges zum Handelsgeſetzbuch das 
Prinzip der ſtrengſten Zentralifation ausgeiprochen war, begegnen wir in dem 
Seiegentwurf der vollkommenſten Bankfreiheit: jede ftaatlihe Einmiſchung ift 
verbannt. Bei den Handels: und Gewerbefammern, welchen der Entwurf zur 
Begutachtung überwieſen wurde (1868), fand der unvermittelte Uebergang zur 
Bankfreiheit feinen Anklang’), und das Minifterium des Innern ſchritt im fol 
genden Jahre zur Ausarbeitung eines allgemeinen Bantgejepes*). 


') Seht a.a. D. ©. 75. 
?) Verhandlungen ber Hammer der Abgeordneten, Sigung vom 2. Juni 1866. 
) Jahresberichte der Handels» und Gewerbefammern in Württemberg für das Jahr 1868, 
hehe auch Hecht a. a. O. ©. 84. 
2 I a bed Minifters von Scheurlen in der Hammer der Abgeordneten, Sigung vom 
. Juli 1871. 
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Indeſſen vollzog ſich in Württemberg ein Minifterwechjel. Herr von Scheurlen, 
der an die Spite des Minifterrums des Innern berufen wurde, erließ alsbald 
nad) jeiner Ernennung im März 1870 eine Kundgebung, in welcher er die end- 
gültige Erledigung der Notenbanfangelegenheit dem nächſten Landtag als zu 
löjende Aufgabe anmwies. Mit großer Schnelligkeit wurde die Ausarbeitung eines 
neuen Entwurfs vorgenommen, der diesmal fein allgemeines Bankgeſetz, jondern 
nur die yet Normativbeftimmungen für eine Bank enthalten jollte'). 

Die geichäftliche Eile war auch vonnöten, denn immer zahlreichere Klagen 
ertönten, daß württembergiiche Wechſel in Frankfurt, ihrem alten Diskontplag, 
überhaupt nicht, oder doch nur zu enorm hoben Säben estomptiert würden ?). 

Nun ftellten ſich auch wieder Konzeſſionsgeſuche ein. Kurz nad) Beröffent: 
lihung der minifteriellen Kundgebung trat das Stuttgarter Bankhaus Doertenbad) 
& Cie. auf den Plan. Yhm folgten zehn der angejehenften Stuttgarter Firmen, 
deren Geſuch von meiteren 48 namhaften Kaufleuten unterftüßt wurde. Am 
27. Juni hielt von Scheurlen dem König über den Stand der Angelegenheit 
Vortrag, und der Monard) erklärte fi mit der beabfichtigten Behandlung der 
Frage in allen Punkten für einverftanden ?). 

Die Beratungen, endlich bis zur nahen Enticheidung gefördert, wurden 
durch die franzöfiiche Kriegserflärung jähe unterbrodhen. Als im Laufe des 
Feldzugs die wenigen vorhandenen Geldinftitute den Anſprüchen der Gewerbe: 
treibenden nicht gerecht werden fonnten, juchten die Kaufleute aus eigener Kraft 
die fehlende Notenbanf zu erjegen: fie begründeten eine Geſellſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht — ihre juriftiiche Form war jedoch die der offenen Handelsgeſellſchaft 
— und gaben zu 3°/o verzinäliche, in ſechs Monaten rüdzahlbare Kaſſenſcheine 
in Abjchnitten von 500, 100, 50 fl. aus; jpäter emittierten fie auch unverzins- 
liche zu 5 fl. Das Bemerkenswerte an diefem Kaffenverein war, daß jämtliche 
Mitglieder für die rechtzeitige Einlöfung der Scheine mit ihrem gelamten 2er: 
mögen die Haftung übernahmen, und die Kreditgewährung nur Mitgliedern 
erteilt wurde?). 

Die eriten fiegreichen Gefechte waren geichlagen, Napoleon hatte fich in 
die Gefangenihaft begeben, Friedenshoffnung erfüllte aller Herzen. Die Ber: 
handlungen in Württemberg wurden beendigt. Es bildete fi ein Konjortium 
zur Gründung einer Notenbanf, welches am 5. September 1870 der Regierung 
ein Konzeſſionsgeſuch nebft zugehörigem Statuienentwurf einreichte. Zu gleicher 
Zeit wurde von der Regierung dem Geheimen Rat der nun fertiggeftellte Bank— 
gejeßentwurf zur Genehmigung unterbreitet. Sollte die Gründung einer Noten: 
bank noch durd) ein Landesgejeg bewirkt werden, jo war ein ſolches möglichit 
ichnell zu erlafien, da der Vertrag vom 25. November 1870 zwilchen Württem: 
berg, dem Norbdeutichen Bund, Baden und Helen das Inkrafttreten des Bank— 
notenjperrgejeges vom 27. März 1870 auf den 1. Januar 1872 feſtſetzte. 

Am 5. Mai 1871 wurde der „Entwurf eines Gejeßes, betreffend die Er- 
rihtung einer Notenbank” dem ‘Parlament vorgelegt. 

Der Entwurf erteilt die Befugnis zur Ausgabe von Banknoten einer mit 
dem Hauptfiß in Stuttgart zu errichtenden Aktiengefellihaft (Art. 1). Die von 
der Gejellichaft gegründete Bank darf nur folgende Gejchäfte betreiben: 


i) v. Scheurlen a. a. O. 

2) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten, Sitzung vom 10. Juli 1871. 

2) Hecht a. a. O. ©. 88. 

) Jahresberichte der Handels- und Gewerbelammern für das Jahr 1870, ©. 73 ff. 
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1. fie disfontiert, kauft und verfauft Wechſel mit dreimonatlicher Verfall: 
zeit und mit drei notoriich guten Unterichriften. Bon diefer Beitimmung läßt 
das Geſetz — nad) Franzöfiichem Borbild? — nur die Ausnahme zu, daß ftatt 
der dritten Unterjchrift audy ein genügendes Pfand ala Nequivalent dienen darf; 


2. ift es ihr geftattet, zur Ergänzung und Beihaffung von Barmitteln 
Gold und Silber zu kaufen und zu veräußern; 

3. iſt ihr die Erlaubnis gewährt, verzinsliche Darlehen zu erteilen und 
jwar auf die Dauer von höchſtens drei Monaten und gegen Berpfändung von 
a) Gold und Silber, b) von foliden Wertpapieren, mit Ausnahme der eigenen 
Atien. Dem Minifterium des Innern bleibt aber auf dieſen Geſchäftszweig 
ein regelmder Einfluß vorbehalten; es kann beftimmte Wertpapiere zeitweilig 
von der Belehnung durch die Bank ausſchließen; 


4. beforgt die Bank das Inkaſſogeſchäft und kann auch Depofiten auf: 
nehmen. Gier ift einer damals herrichenden Anſchauung durd die Einſchränkung 
Rechnung getragen worden, daß bie Bank nur unverzinsliche Gelder auf: 
nehmen darf.) 

Zur Unterftügung ihrer Mittel ift ihr die Befugnis zur Notenemijfion 
verliehen worden. Nach der gleichen Beftimmung im Statut der Frankfurter 
Bank iſt der Gelamtbetrag des Notenumlaufs auf das Dreifache bes eingezahlten 
Atienfapitals feſtgeſetzt. Um jedoch durd eine allzugroße Notenmenge nicht der 
Emiffion von Staatöpapiergeld Hinderniffe in den Weg zu legen, wurde eine 
weitere Begrenzung auf 15 Millionen Gulden durchgeführt. Der gleichen Be— 
ſorgnis entjprang die Anordnung, daß die niedrigiten Appoint? der Noten 
mindeitend 10 fl. betragen und „von dem Betrage der auszugebenden Noten 
höchſtens die Hälfte in Stüden unter 35 fl. beftehen“ dürfen. Die in Umlauf 
gelegten Noten muß die Bank jederzeit zum vollen Nennwert in Zahlung 
nehmen und gegen Kurantgeld des Landesmünzfußes einlöfen. Der Gegenwert 
der emittierten Noten muß mindeftend zu einem Drittel in „groben Münzen 
der Landeswährung“ oder durdy Gold: oder Silberbarren ftets gebedt jein. 
Tiefe Dedungsbeftimmungen find aud auf die anderen Verbindlichkeiten ber 
dank ausgedehnt worden. 


Der Vorſtand der Bank ift verpflichtet, nad; näherer Anweilung ber Re 
gerung alljährlich die Bilanz zu veröffentlichen. Ebenſo ift er angehalten, um 
ane ftändige Kontrolfe über feine Gejchäftsgebarung zu ermöglichen, in der erften 
Hälfte jedes Monats einen Bankausweis befannt zu geben, aus welchem der wirkliche 
Stand der Aktiva und Paffiva am Schluffe des vorhergehenden Monats, die 
Summe der umlaufenden Noten, ſowie die Erfüllung der Beitimmungen über 
die Dedung jämtlicher Verbindlichkeiten erfichtlich find. Diefe Kontrollmaßregeln 
werden noch durch die Vorſchrift verſchärft, „den Beauftragten des Minifteriums 
des Innern Auskunft über die Verwaltung und den Gejchäftsbetrieb zu erteilen, 
Einfiht in die Bücher und Schriften zu geftatten, auch die Beftände an Bank: 
noten und Werten aller Art vorzumeiien“. (Art. 15.) 

Das Notenprivilegium ift ihr auf die Dauer von 25 Jahren gewährt. 
Im Hinblid aber auf die zu erwartende reichögejeßliche Reform des Bank— 
adtenweſens ift die Beitimmung aufgenommen worden, „daß die Befugnis 


') Siehe die Abhandlung „Ueber die Gefahren der Erweiterung einer Zettelbant zu 
einer Krebitanftalt* 2c., anonym, Heidelberg 1869. 
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zur Ausgabe von Banknoten aud binnen diejer Zeit den etwa erjolgenden, das 
Bankweſen im allgemeinen regelnden Vorjchriften unterliegt“. (Art. 14). 


In feinen Grundzügen wurbe der Entwurf Gele, an einigen Punkten 
nahm der Landtag jedoch Aenderungen vor. Gemäß einer Eingabe des Handels: 
vereind, des Gemwerbevereins und der Gewerbebant zu Ulm wurde dem Art. 1 
die Beftimmung eingefügt, daß die Banf ermächtigt jei, außerhalb ihres Haupt: 
fies Zweiganſtalten zu errichten, um jo dem ganzen Lande fi dienitbar er: 
mweilen zu können. Außerdem wurde dem Art. 14 die bedeutiame Faſſung ver: 
ltehen, daß die Entziehung des Notenemiffionsrechts auch innerhalb der beitimmten 
Friſt geichehen könne, die Bank aber feinen Anſpruch auf irgend welche Ent: 
Ihädigung zu erheben berechtigt ſei. Trotz der anfänglichen Oppofition des 
Regierungävertreters erhielt der Staat einen Anteil von 33 1/s0/o am Rein: 
gewinn zugebilligt, jobald Ießterer die Höhe von 5°/o überfteigt. 


Nachdem das Geſetz am 24. Juli 1871 die landesherrliche Sanktion er: 
halten hatte, fand bald die rechtliche Konftituierung der Aktiengeſellſchaft ftatt. 
Durch Verfügung vom 23. November 1871 erhielt fie die Befugnis zur Aus: 
gabe von Banknoten. Ihre Statuten, die vom 1. September 1871 datieren, 
geben als Stammtlapital den Betrag von 5250000 fl. an, welcher mit Rüd: 
ficht auf das Reichägefeg vom 27. März 1870 gleich voll eingezahlt wurde, 
— vor dem 1. Januar 1872 mit der Ausgabe von Banknoten beginnen 
zu können. 


Im Herbſt 1871 öffnete die Bank dem Publikum ihre Pforten. Es war 
dies zu einer Zeit der fieberhafteſten Hauſſe, als nach glücklich errungenem Siege 
Handel und Induſtrie einen ungeheuren Aufſchwung nahmen, eine dringen de 
Nachfrage die Preiſe jaft aller Produkte mächtig in die Höhe ſchnellte. Der 
gewaltig gejteigerte Unternehmergewinn reizte zur Gründung von neuen Unter: 
nehmungen, die bald wie Pilze aus der Erde hervorihoffen und den Anlaß zu 
einer Ueberproduftion gaben, melde fid) im Jahre 1873 zu einer furdtbaren 
Krifis entladen jollte'). 


Die junge Notenbank zeigte ſich den Schwierigfeiten gewachlen?). Auch in 
den Zeiten aufgeregtefter Spekulation gelang es ihr, eine vorfichtige Diskont: 
politit zu bewahren. Wie lobend hervorgehoben wird"), war die Bank beftrebt, 
aus Stuttgart einen jelbftändigen Wechlelplag zu machen und die württem: 
bergilchen Gemerbetreibenden von der Botmäßigfeit der Frankfurter Bankiers 
zu befreien. Ebenfalls bemühte fie fi, durch ihren Giroverfehr, den fie im 
Sahre 1873 einführte, die eriten Schritte zur Bejeitigung der elenden Währungs: 
verhältnifje einzuleiten, indem fie die verichlechterten und nicht Fursfähigen 
Münzen an ihren Kaſſen zurückwies. 


Nachſtehende Tabelle ſoll eine Ueberſicht über die geichäftliche Tätigkeit der 
Würtlembergiſchen Notenbank in den erften Jahren ihres Beitehens geben. 


1) Für die Einzelheiten vergleihe: M. Wirth, „Geſchichte der Handelskriſen“ ©. 567 ; 
Jahresberichte der Handels» und Gewerbefanmern in Württemberg, Jahrgang 1873, 1874 ff. 
2, Yahresberichte der Handeld- und Gewerbefanmern in Württemberg, Jahrgang 1873, 
©. 265 ff. 
®, Yahresberichte der Handels- und Gewerbelammern für den Jahrgang 1873, ©. 265 
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Tabelle 1'). 



















































Umfäße im | Disfontierte — Staatsgewinme] Dividende 
Jahr Giroverfehr Wechſel lehen anteil Totalbetrag 
M * —* in in““ 





















514000 55/; 










1871/72 — 86027300 | 20214500 9437 
1873 | 107097500 | 98802800 | 20049600| 129546 | 707000 | 78: 
1874 82331800 |111605200| 11813800| 91129 |639000| 7 
1875 69567100 |112643500 | 6787500] 69667 1585000 6'/e 


Wir jehen, wie in den erften beiden Jahren die Umjäge in allen Zweigen 
fteigen, wie die Dividende fih um über 2°/o erhöht und der Staatögewinn- 
anteil entjprechend wächſt. Doch jchon die nächfte Periode weiſt ſinkende Ziffern 
auf. Wohl find die Beträge der Diskontwechjel noch immer im Steigen be— 
griffen, jedoch konnten die Lombarbdarlehen und die Umjäge im Giroverfehr 
nicht ihre Höhe jeithalten, fie fielen ftetig. Damit mußten aud) die Erträgniffe 
ſich verringern: die Dividende, welche auf 7° "/o im Jahre 1873 empor: 
ihnellte, ging 1874 bis auf 7°/o und 1875 bis auf 6'/2"/o zurüd. Die gleiche 
Verminderung traf den Betrag des ftaatlichen Gewinnanteils. 

Kaum waren 5 Jahre verfloffen, jeit das württembergijche Bankgeſetz in 
Geltung ftand, als die längjt geplante reichörechtliche Ordnung des Banknoten: 
weſens erfolgte. Nachdem durch die Gejeße vom 4. Dezember 1871 und 9. Juli 
1873 dad Münzweſen nad einheitlichen Grundjägen geregelt war, fonnte das 
Gebäude der wirtichaftlihen Reformen durch ein Reichsbankgeſetz gekrönt werben. 
Am 14. März 1875 vollzog es Kaiſer Wilhelm I. 

Zwei höchſt wichtige Neuerungen find es, melde das Bankgeſetz dem 
Deutihen Reiche und den beutichen Notenbanten beichert: erftlich eine Reichs— 
bank, ein Imftitut mit dem Grundkapital von 120 Millionen Markt und dem 
Reht der Ausgabe von ungededten Noten bis zur Höhe von 250 Millionen Mark 
Zweitens Führt e8, von der englischen Gejeßgebung beeinflußt, das Syitem der 
imdireften SKontingentierung ein, d. 5. jeder Notenbant wird ein beitimmter 
Betrag an ungededten Noten überwiejen; überjchreitet die Bank in ihrer 
Emiffion denjelben, jo hat fie für jede Mtehrausgabe eine Steuer von 5 "/o 
jährlih an die Reichskaſſe zu entrichten. 

Durch das Gejeg vom 27. Juni 1875 wird das Reichsbankgeſetz in 
Württemberg eingeführt, nachdem eine außerordentliche Generalverfammlung der 
Bürttembergiichen Notenbank deren Unterwerfung unter $ 44 des Bankgeſetzes 
beſchloſſen hat. 

Betrachten wir nun in wenigen Augenbliden die Veränderungen, welche 
das Reichsbankgeſetz in Württemberg hervorruft. 

Den Geichäftäfreis der Württembergiichen Notenbank und die Bedingungen, 
unter denen fie Geſchäfte abichließen wu modifiziert das Reichsbankgeſetz nicht 
meientlih. In der Wechieldisfontierung gewährt es eine Erleichterung gegenüber 
dem württembergiichen Bankgeſetz, welches — wie wir gejehen — die Sicherheit 
der Wechſel durch drei notoriſch gute Unterjchriften verbürgt haben will und 
von diejer Forderung nur dann Abitand nimmt, wenn ftatt der dritten Unter: 
ſchtift noch ein genügendes Pfand geftellt wird. 


) Die Zabellen find nah den Angaben der Yahresberichte der Banfinftitute be= 
tehnet worden. 
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Während das Geſetz vom 24. Juli 1871 die Aufnahme verzinälicer 
Depofiten bedingungslos verbietet, iſt das Gele vom 14. März 1875 nicht io 
ſchroff. Es geftattet dies, aber nur bis zur Höhe des Grundfapitals und der 
Reſerven. Im Lombardgeichäft beichränft das württembergiſche Gejeß die Zahl 
der Pfänder auf jolide Wertpapiere, diskontierbare Wechlel und Edelmetalle. 
Das Reichsgeſetz geht einen Schritt weiter, läßt auch im Inland lagernde Kauſ 
mannsgüter zur Beleihung zu, jpezialifiert jedoch peinlich genau die beleihbaren 
Gegenftände und ordnet bei jämtlihen Pfandobjeften — ausgenommen Gold 
und Silber — einen Abzug vom Werte an. 

Die Beitimmungen über die Noten und deren Dedung find jedod ver: 
ſchiedene. Worerft wird unjerer Bank ein Kontingent an ungededten Noten im 
Betrage von 10 Millionen Mark angewiefen und jeder Ueberjchreitung des Bar: 
vorrat3 (hier Dtetall, Reichskafjenicheine und Noten anderer Banken) durd) die 
erwähnte 5°/o ige Steuer eine gewiffe Grenze gezogen. Ferner bejtimmt das 
Reichsgeſetz, daß die Bardeckung der umlaufenden Noten in „Eursfähigem deut: 
ſchen Gelde, Reichsfaffenicheinen oder Golb in Barren oder ausländiſchen 
Münzen, das Pfund fein zu 1392 ME. gerechnet,“ beftehen joll. Das württem: 
bergiiche Geje läßt nur „die groben Münzen der Landeswährung“ als Bar: 
defung zu und dehnt diejelbe noch auf die anderen Verbindlichfeiten der Bant 
aus. Auch die Appoints der Noten erfahren eine Erhöhung. Jede Banknote 
muß auf den Mindeftbetrag von 100 ME. lauten, während früher der Eleinite 
Abſchnitt 10 Gulden jein durfte?). 

Endlih muß die Württembergiiche Notenbank fi) bequemen, eine Noten: 
einlölungsftelle in Frankfurt a. M. zu errichten und ihre periodiichen Ausweiſe 
nit mehr monatlich, ſondern wöchentlich zu veröffentlichen. 

In den Beftimmungen über die Anfammlung eines Reſervefonds trifft 
das a, ebenfalls eine Aenderung. Während nämlich; das württem— 
bergiiche Gejeß diefen Punkt mit Stilljchweigen übergeht, ordnen die Statuten 
der Württembergifchen Notenbant an, 10 °/o des Reingewinns ala Rejervefonds 
zurüdzulegen, bis er den fünften Zeil des eingezahlten Aktienkapitals erreicht. 
Das — verlangt nun, daß die Bank „von dem ſich jährlich über das 
Mat von 4'/2/o des Grundfapitals hinaus ergebenden Reingewinn jährlih 
mindeftens 20 °/o jo lange zur Anfammlung eines Refervefonds zurücklegt, als 
der leßtere nicht ein Viertel des Grundfapitals beträgt.“ 


Zweites Kapitel. 


Die Ausdehnung der NRotenbanten in Württemberg und ihr Gejamt: 
geihäftsumjah, 1876— 1900. 


Am 1. Januar 1876 trat die Reichsbank ihre hohe wirtiaftliche Sendung 
an. Sofort machte fie von dem ihr eingeräumten Rechte Gebrauch, in allen 
Orten des Reichsgebiets Zweiganftalten zu errichten ($ 12 B. G.), um fo denen, 
die abjeit3 der großen Mittelpunkte des Handels und Verkehrs wohnen, gleichialls 
ihre Dienfte Teiften zu können. Mit dem Tage ihrer Geichäftseröffnung halt ſie 
auch ihren Einzug in Württemberg und begründet eine Hauptftelle in der Refiden; 
des Königreichs, in Stuttgart. Wenige Tage jpäter, am 3. Januar, werden in 


') Vergl. au Art. 18 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873, 
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Um, Heilbronn und Reutlingen Nebenftellen eröffnet. Kaum ein Jahrzehnt 
bleiben diefe vier Anftalten allein. Schon am 1. Oftober 1883 erhält Göppingen 
eine Nebenftelle, ihr folgt die Agentur Schwäbiſch-Gmünd (1. Oktober 1892). 
Nah langen Unterhandlungen wird in demſelben Jahre eine Nebenitelle in 
Ravensburg errichtet und in kurzen Zwiſchenräumen zur Begründung von neuen 
Nebenftellen geichritten: 1895 Rottweil, 1899 Ehlingen und Heidenheim, 1900 
Badnang. Am 1. Oktober 1898 wurde die Nebenftelle Um zur jelbjtändigeu 
Keichsbankſtelle erhoben. 

Die elf Anftalten teilen fich in ftrenger örtlicher Trennung das Königreich 
Württemberg, und jede jucht fich einen lofal begrenzten Wirkungskreis zu ſchaffen. 
Tie Reihsbonkthauptitelle Stuttgart ’) mit den ihr untergeordneten Nebenftellen 
Backnang, Eßlingen, Schwäbiſch-Gmünd, Göppingen, Heilbronn, Rottweil erfaßt 
den gelamten Nedar: und Schwarzwaldfreis und vom Donaufreis die Oberämter 
Göppingen, Kirchheim, Münfingen. Der Jagftkreis wird mit den Oberämtern 
Gaildorf, Gmünd, Hall, Künzelsau, Oehringen, Schorndorf, Welzheim ergriffen 
— Landftriche, weldye durch ihre große Fruchtbarkeit bejonders der agrariichen 
Produktion vorbehalten find: im nörbdliden Zeil des Jagſtkreiſes iſt der 
Getreidebau vorherrichend, im Nedartal gedeiht der Wein, die Waldungen 
des Echwarzwaldes liefern Holz, im Nedarkreis wird der Obitbau gepflegt. 
Aber auch Handel und Induſtrie finden fich vertreten: die Verarbeitung edler 
Metalle, durch welche Württemberg einen Weltruf genießt, wird in Gmünd, 
Stuttgart, Heilbronn betrieben, im Schwarzwald, bejonder8 in Oberndorf, haben 
die Uhrenfabrifation und die Mufikinitrumenteninduftrie ihren Sit, die Papier: 
abrikation erfreut ſich hoher Blüte in Heilbronn und anderen benachbarten 
Irtihaften, die Herftellung von Majchinen und der Buchhandel find in Stuttgart 
im gedeihlicher Entmwidlung. 

Die andere jelbitändige Banfanftalt, die Reichsbankſtelle Ulm, zieht die 
übrigen Diftrikte in ihren Wirkungskreis. Belonders der Donaufreis iſt ihre 
Tomäne. Don 17 Oberämtern gehören 13 zu ihrem Bezirk: Biberach, Blau: 
euren, Ehingen, Geislingen mit feiner berühmten Metallwarenfabrif, Laupheim, 
xeutfirh, das imdujtrielle Ravensburg, Riedlingen, Saulgau, das durch die 
Sadenmweberei und Zwirnerei ausgezeichnete Tettnang, die Handels: und Induſtrie— 
Nodt Um, Waldiee, Wangen. Vom Jagftfreis find ihr folgende Oberämter 
zugewieſen: Aalen, Crailsheim, Ellwangen, Gerabronn, Heidenheim, Mtergent: 
kim, Nereöheim. 

Welche Mabregeln traf nun die MWürttembergiiche Notenbank angefichts 
det immer zunehmenden Verbreitung der Reichsbankanſtalten? Gründete auch 
ne Filialen oder Agenturen, um ihrer Beitimmung, eine Landesbank zu jein 
und als ſolche jelbit bi8 in die entfernteften Punkte de8 Landes die Vorteile 
der Kredit- und Zahlungserleichterung zu tragen, vollauf zu entſprechen? Mit 
nichten! In den bald 30 Jahren ihres Beſtehens ift auch nicht eine Zweig— 
onftalt von ihr ins Leben gerufen worden. 

Es wird num umjere Aufgabe fein zu zeigen, wie fich beide Notenbanten 
im Kömigreih Württemberg entwideln, ob fie die gleichen Leiftungen vollbringen 
oder ob die eine vor der anderen zurüdbleiben muß. 

Die folgende Tabelle ſoll ein Bild der Gejchäftstätigkeit beider Anftalten geben. 


.. ) Die Reihäbankhauptftelle Stuttgart dehnt ihren Wirkungsfreis auch auf den preußiſchen 
Regierungsbezirk Sigmaringen aus, welcher aber wegen jeiner wirtichaftlichen Unbebeutenheit 
die Refultate unserer Unterfuhung nicht weſentlich modifiziert. 
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Die Notenbanten in Württemberg, 1876—1900. 


Gefamtgefhäftsumfak der Notenbanten in Württemberg '). 





Davon entfallen 


9/a auf bie | /o auf die 
Reihsbant W. N. 2. 


1876 427 421 800 | 229 744 000 657165800 | 650 35» 
1877 669 640 500 | 210 600 000 910 240 500 | 765 23, 
1878 773357100 | 211289 400 984 646500 | 78; 21; 
1879 861275900 | 217848200 | 1069 124100 | 80,6 19, 
1880 909 053000 | 219485100 | 1128538100 | 80% 19; 
1881 965 790 800 | 226 816 700 | 1192607500 | 81, 19. 
1882 977762600 | 223631000 | 1201393600 | 81, i8; 
1883 | 1112260 900 | 216460900 | 1328721800 | 83; 16; 
1884 | 1227677400 | 220130300 | 1447807700 | 84, 15; 
1885 | 1325161700 | 216338600 | 1541500300 | 85, iäs 
1886 | 1320681100 | 202599900 | 1523281000 | 86, 13; 
1887 | 1405579000 | 199173600 | 1604752600 | 87, 12, 
1888 | 1544489400 | 204934400 | 1749423800 | 88, 11; 
1889 | 1703 921 500 | 210941400 | 1914862900 | 89, 11» 
1890 | 1747594400 | 212352200 | 1959946600 | 89, 10; 
1891 | 1813183300 | 227255000 | 2040438300 | 88, 11, 
1892 | 1773008700 | 229034400 | 2002043100 | 88, il. 
1893 | 1829562400 | 233386 800 | 2062949 200 | 88, 11; 
1894 | 1862512700 | 247248400 | 2109761100 | 88, 11; 
1895 | 1949712700 | 232131800 | 2179844500 | 89,4 10, 
1896 | 2075167200 | 238794400 | 2313961600 | 89; 10; 
1897 | 2159215300 | 244488900 | 2403704200 | 89, 10; 
1898 | 2347198400 | 260365 100 | 2 607 563 500 | 90, 10, 
1899 | 2580409000 | 260375800 | 2840784800 | 90, 9: 
1900 | 2865412600 | 260302700 | 3125715300 | 91; 8; 


Wie wir jehen, weilt der Gejamtgeihäftsumjag der beiden Notenbanten 
eine regelmäßige Steigerung aus. Abgejehen von den Jahren 1886 und 180. 
in welchen eine geringe Abnahme zu beobachten ift, haben ſich die Umſätze von 
657 Millionen im Jahre 1876 auf 3 Milliarden im Jahre 1900 gehoben. 
find alfo faſt um das Fünffache gewachſen. 

Was nun die Umſätze jeder Anftalt für fich betrifft, jo zeigt ſofort dus 
erite Jahr ihres Beitehens, wie die Reichsbank als ein mächtiger Faktor im 
Geld: und Kreditweien Württembergd betrachtet werden muß. 1876 jegt Me 
427 Millionen um und fteigert ihre Tätigkeit jo, daß ſich ſchon im nächſten 
Jahre ein Mehrumjag von über 200 Millionen ergibt, der nun von Jahr jü 
Jahr, ganz wenige Ausnahmen abgeredjnet, ftetig wächſt und proportional dem 
Geſamtumſatz beider Anftalten ſich vorwärts bewegt. Das Endjahr 1900 eraikt 
für die Reichsbankumſätze eine Vermehrung von über 600°/o. 


') Der Umfaß der in Württemberg gelegenen Reihsbanfanftulten fegt fih m 
fammen aus den Umſätzen im Lombard-, Wechiel-, Giro», Depofitengeihäft, aus dem Im 
tehr mit Reichs und Staatsfafien. — Der Umſatz der Württembergifchen Notenbant alidr 
fih aus den Umſätzen im Lombard-, Wechſel-, Giro» und DPepofitengeichäft. 
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Den entgegengejegten Verlauf nimmt die Zahlenreihe für die Württem- 
bergiiche Notenbant. Gleih im erften Jahre ihrer gemeinichaftlichen Tätigkeit 
reiht ihr die Reichsbank das Heft aus ber Hand. Mit einem Betrage von 
ca. 200 Millionen im Rüdftand bleibend, gibt fie die Führung an das Reiche- 
inftitut ab, welches nun ununterbrochen an der Spite bleibt. Haben wir bei 
der Reichsbank ftete Zunahme der Umſätze angetroffen, erbliden wir bei ber 
Württembergiichen Notenbanf beftändige Abnahme. Erſt das Jahr 1893 Hat 
jeit 1876 eine Zunahme erfahren, welche in ganz langjamer Aufwärtsbewegung 
im Jahre 1900 bis jchließlih auf 260 Millionen anlangt — eine Steigerung, 
die mehr als Stagnation angejehen werden muß; denn nur eine Zunahme von 
ungefähr 10°/o läßt fich nad fünfundzwanzigjähriger Tätigkeit Eonftatieren. 

Diefe Entwidlung wird noch durch die Betrachtung der beiderjeitigen 
Prozentjäge verdeutlicht. 1876 ergibt für die Reichsbank einen Anteil am 
Geiamtumjag von 65 %/o, die württembergiiche Schwefter muß ſich mit 35 °/o 
beicheiden. Das folgende Jahr zeigt noch ftärfer die Zurücdrängung des 
mwürttembergilchen Inſtituts: Hier ftehen ſchon 76,90 einem um ca. 12 No ge: 
funfenen Sate gegenüber. Und dieje Tendenz fommt von Jahr zu Jahr deut: 
licher zum Ausdrud. 1890 erbliden wir die Württembergiiche Notenbant mit 
einem Anteil von 10,8°/0 jaft am Hintergrund verſchwindend. In den nächiten 
drei Jahren gelingt e& ihr zwar, eine geringe Zunahme ihrer Quote zu erzielen, 
do die Reichsbank Hat friſche Kraft in ihre Lungen gejogen, und am Ende 
unferer Reihe jehen wir die MWürttembergiiche Notenbanf vollitändig aus bem 
Felde geichlagen, von 35/0 find ihr ärmliche 8,3 °/o übrig geblieben. 

Obmohl erjt eine jpätere Darlegung, in eingehender Analyfierung ber 
einzelnen Geichäftszweige, die Urſachen flar zu legen verjuchen will, welche der 
Reichsbank den mächtigen Voriprung vor der anderen Zettelbant in MWürttem- 
berg eingebradht haben, jo darf doch gleich hier betont werden, daß als einer ber 
tihhaltigiten Gründe für die beobachtete Erjcheinung die Zurüdhaltung der 
Bürttembergiihen Notenbank in der Gründung von Filialen anzuführen if. 
Wie jhon oben mitgeteilt, war dagegen das erite Beftreben der Reichsbank, 
riht allein auf der breiten Hauptſtraße zu wandeln, jondern auch in Neben: 
fraßen einzubiegen und hier die Fäden zu knüpfen, welche, wunderfam ſich in- 
ananderichlingend, bald als engmajchiges Net das ganze Land umjpannen. 


Drittes Kapitel. 
Die Altivgefhäfte der Rotenbanten in Württemberg, 1876— 1900. 


Von der allgemeinen Betrahtung der geichäftlichen Ergebniffe unjerer 
Banken, wie fie fi) in den Umſätzen dofumentieren, zu der Ipeziellen Schilderung 
der einzelnen Geidhäftszweige übergehend, ift ala das wichtigſte und volfswirt: 
chaftlich bedeutendfte Aktivgeichäft der Zettelbanten, das Wechſelgeſchäft, als 
erites einer Betrachtung zu unterwerfen. 


I. Das Werhlelgefchäft. 

Durch jeine verſchiedenſten Eigenichaften, vornehmlich durch die bei faft 
allen heutigen Kulturvölfern eingeführte bejonders ftrenge Wechjelgejeßgebung, 
noh mehr dur die fih immer ftärfer ausdehnende Inanſpruchnahme des 
Krebits ift der Wechſel im Laufe der wirtichaftlichen Entwidlung eines der 
bervorragendften Hülfsmittel des modernen Verkehr? geworden. Als der Kauf: 
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mann die Grenzen jeines Heimatlandes überichritt und mit fremden Nationen 
in Verbindung trat, wurde der Wechjel jein fteter Begleiter, Träger und Ver— 
mittler des Wertumjages zwiſchen den einzelnen Wirtichaften. So gelangt er 
zu den beiden großen Funktionen, die ihn heute umentbehrlid; machen: er wird 
Kreditmittel und Zahlungsmittel. Und in diejen beiden Funktionen ftellt er 
fich auch ala Gegenftand eines regen Handels im Bankgewerbe dar: im Diskont: 
geihäft tritt er als Kreditinftrument auf, im Devilengeihäft — d. h. im Hanbel 
mit — Wechſeln — ſpielt er als internationales Zahlungspapier ſeine Rolle. 
Auch wir wollen im Hinblick auf die zwiefache Bedeutung des Wechſels 
das Wechſelgeſchäft in zwei Abſchnitten behandeln, in dem einen das Diskont— 
geihäft, in dem anderen das Devilengeihäft erläutern, dod) vor diefer Teilung 
erft den gejamten Wechjelverfehr beider Anftalten uns vor Augen führen. 


Zur Beranihaulihung diene nachſtehende Ueberſicht. 
on der Notenbanten in Württemberg '). 
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Davon entjallen 


9, auf die  °/o auf die 
Reichsbank W. N.-B. 


1876 122 571 300 181 525 300 304 096 600 40,3 59,7 
1877 178 337 200 174 101 200 352 438 400 50,6 49,4 
1878 159 759 600 184 270 000 344 029 600 46 4 53,6 
1879 164 602 400 188 825 900 353 428 300 46,6 53,4 
1880 172 225 300 190 001 700 362 227 000 47,5 52,5 
1881 173 508 200 195 583 300 369 091 500 47 ı 52,9 
1882 183 235 900 191 148 800 374 384 700 48,9 5l,ı 
1883 192 927 100 191 977 600 384 904 700 50,1 49,9 
1884 185 110 900 193 310 600 378 421 500 48,9 5l,ı 
1885 189 845 900 188 517 600 378 363 500 50,2 49,8 
1886 198 850 700 181 288 100 380 138 800 52,3 47,7 
1887 211 918 800 177 925 000 389 843 800 54,4 45,6 
1888 226 004 400 176 374 000 402 378 400 56,2 43,8 
1889 259 881 800 176 085 800 435 967 600 59,6 40,4 
1890 262 234 400 180 474 900 442 709 300 59,2 40,8 
1891 241 680 700 190 549 100 432 229 800 55,9 44,1 
1892 224 378 800 189 531 600 413 910 400 54,2 45,s 
1893 227 362 500 192 864 500 420 227 000 54 1 45,9 
1894 219 585 500 203 103 500 422 689 000 51,» 48,1 
1895 209 659 000 188 612 800 398 271 800 52,6 47,1 
1896 259 879 300 193 279 700 453 159 000 57,3 42,7 
1897 261 141 200 198 510 500 459 651 700 56,8 43,2 
1898 286 431 100 210 512 100 496 943 200 57,6 42,4 
1899 286 122 100 211 097 000 497 219 100 57,5 42,5 
1900 321 046 400 210 149 900 531 196 300 60,4 39,6 











" Die Umfäße im Wechjelverfehr der beiden Notenbanten werden gebildet: a) bei den 
in Württem berg gelegenen WReihsbanfanitalten aus dem Zugang und Abgang der 
Platzwechſel, aus den angefauften Verfandmwechjeln, aus dem Abgang der Einzugswedjel und 
aus den angefauften Devifen, b) bei der Wiirttembergiichen Notenbank aus den diskontierten, 
einfaffierten und weiterbegebenen Inlandswechieln, ſowie aus den angefauften Auslandswegieln. 
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An fünf Perioden von verjchiedener zeitlicher Dauer läßt fi) die Ent: 
wicklung des Wechielverfehrs beider Notenbanten zerlegen. Der erite Abjchnitt, 
mit dem jahre 1876 beginnend und bis 1883 ſich eritredend zeigt eine, nur 
im Jahre 1878 unterbrocdhene auffteigende Bewegung der Umſätze. Das erite 
Jahr ihres Zujammenbeftehens ergibt einen Umjag im Wechlelverfehr von 
304 Millionen, das zweite (1877) bringt ihn bis auf 350 Millionen. Im 
tolgenden Jahr jenkt fi die Welle, um nun bis 1883 anwadjend, die Höhe 
von ca. 385 Millionen zu erreichen. Die folgende Periode nimmt ihren An— 
fang mit dem Jahre 1884 umd endet nad kurzer Dauer mit dem nädhiten. 
In ihr jehen wir einen Rüdgang der Zahlen; die Umſätze fallen bis auf 
378 Millionen. Doch bald tritt wieder eine Erhöhung ein, 1886 zwar nur 
gering, um ca. 2 Millionen, und daher noch hinter dem Jahre 1883 zurüd- 
bleibend, aber 1887 wird ein ftärferer Anlauf genommen — bie Biffern fteigen 
auf nahezu 390 Millionen — und 1890 gewahren wir einen Umſatz von 
443 Millionen. Jetzt folgt wiederum eine Zeit des Niedergang. Von 1890 
bis 1895 vollzieht fidh, mit einigen ganz ſchwachen Anjägen zur Beilerung, der 
Abfall bis auf 398 Millionen. Die lette Periode weift nur wachſende Umſätze 
auf. Im Jahre 1896 bringen es die Banken bis auf 453 Millionen, und 
die Entwidlungsreihe jchließt 1900 mit einem Umfaß von 531 Millionen. 

Bei der Betradhtung der Reichsbankumſätze *c ſich dieſelben einzelnen 
Abteilungen ſondern, die wir im Wechſelverkehr beider Anſtalten unterſcheiden 
tonnten. Wie dort erblicken wir auch hier mit der angeführten Ausnahme im 
Jahre 1878 eine anfteigende Zahlenkette. Der Umſatz hebt ſich bis 1883 um 
über 70 Millionen, jällt jodann in jchneller Progreifion im nächſten „Jahr bis 
auf 185 Millionen, 1885 erfährt er eine Eleine Erhöhung auf ca. 190 Mil: 
(onen, welche doch im Hinblid auf das Jahr 1883 ein Defizit bedeutet. 
1886 wählt ber Wechjelverfehr um 9 Millionen und bewegt fid) aufwärts 
65 zur Summe von 262 Millionen Mark. Nun tritt ein ftarker Rüdlauf 
63 zum Jahre 1895 ein, um dann einer aufiteigenden Richtung Plag zu 
machen, welche die Umſätze von 260 auf 321 Millionen in die Höhe Ichnellt. 
Bährend ſich die Umſätze beider Anftalten von 1876 bis 1900 von 304 auf 
31 Millionen gehoben haben, find die entiprechenden Zahlen für die Reichsbank 
von 123 Millionen auf 321 Millionen geftiegen, bedeuten aljo eine faſt gleich 
Karte Vermehrung. 

Wie verhält fi nun die Entwidlung bei der Württembergiichen Noten: 
banf? Bis zum Jahre 1881 gewahren wir diefelbe Tendenz zur Steigerung: 
bie Ziffern gehen von ca. 182 auf 196 Millionen. Aber von jet an bewegen 
nch die Poften in ruheloſem Auf und Nieder. Abfallende Umſätze wechſeln 
tindig mit Verſuchen zur Aufwärtsbemegung. Die einzelnen Etappen auf 
dieſem Wege find die Jahre 1882 mit 191 Millionen, nad) geringer Erhöhung 
n den vorhergehenden Jahren 1885 mit 189 Millionen, 1889 mit 176 Mil: 
onen, 1891 mit einer Steigerung auf ca. 191 Millionen, das folgende 
Jahr wieder mit einem Rüdjall. Die beiden nächſten Jahre weilen zu: 
nehmende Zahlen auf und gelangen bis 203 Millionen. Endlic ruht der 
bunte Wechjel im Jahre 1900 mit der Summe von 210 Millionen. 

Die iprunghafte Bewegung der eben betrachteten Umjaßziffern gewährt 
und das Bild eines leidenſchaftlichen Kampfes — eines Fan deilen Ber: 
lauf wir aus den Prozentzahlen noch deutlicher verfolgen können. 

Im Jahre 1876 zeigt die Württembergiiche Notenbank ein Uebergewicht: 
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die Reichsbank ftellt nur 40,3%/o des Umſatzes, im folgenden Jahre ericheint 
die Landesanftalt ala unterliegender Zeil, von 1878 bis 1882 behält biel: 
wieder die Oberhand, das nächſte Jahr verkündet die Reichsbank ala Siegerin, 
und mit letzter Kraftanftrengung gelingt e8 ber Württembergiichen Notenbant 
1884, ihrer Rivalin die Palme zu entreißen, um in ber Tyolgezeit jchliehlid 
ala befiegt mit einem Sat von 39,60 im Yahre 1900 abzuicließen. 

Wenn wir nod) einmal die Ziffern des Gejamtgeihäftsumjages (ſ. ©. 252) 
in dad Gedächtnis zurüdrufen und und vergegenwärtigen, wie auf diefem Ge 
biete die MWürttembergiiche Notenbant bis auf wenige Prozent zurüdgedräng 
worden ift, jo muß e8 als einigermaßen verwunderliche Tatſache ericheinen, da 
im Wechſelverkehr die Bank den relativ doch ziemlich hohen Sa von 39,6 
bewahren fonnte. Die Betradhtung des Diskontgeihäfts, dem wir uns mun 
zuwenden, wird bald die Urjachen des eigentümlichen Phänomens aufzeigen. 


A. Das Diskontgeſchäft. 
Tabelle 4 ſoll uns als Leitfaden dienen. 


Angelaufte Inlandswechſel der Notenbanten in Württemberg. 
Tabelle 4. 
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Württemberg. 
Notenbanf 


Äh 






Summe der 


Wechſelankäufe 


beider Banken 
MH 





Davon entfallen 


°/o auf bie 
Reihsbant W. N.-B 


°/o auf die 


1876 56 822 400 90153000 | 146975400 | 38, 61; 
1877 81 338 400 87114800 | 168453200 | 48, 51; 
1878 78 804 400 92296 900 | 171101300 | 46,: 53,» 
1879 83 452 300 94482200 | 177934500 | 41; 58; 
1880 89 972 600 94887200 | 184859800 | 48, 51, 
1881 89 232 400 97578600 | 186811000 | 47,3 52, 
1882 99 665 500 95613400 | 195278900 | 51, 49,0 
1883 | 104131 700 96 281100 | 200412800 | 52» 48,0 
1884 98 442 100 96683000 | 195125100 | 50; 49,5 
1885 93 440 600 94157000 | 187597600 | 49, 50. 
1886 94 868 200 90400000 | 185268200 | 51, 48. 
1887 99 711 600 88 912100 | 188623700 | 52» 47,1 
1888 | 105 716 600 87080700 | 192797300 | 54, 45,» 
1889 | 127128200 88209000 | 215337200 | 59, 41,0 
1890 | 117 953 800 90329200 | 208283000 | 56, 434 
1891 | 113851 700 95954200 | 209805900 | 54, 45. 
1892 | 111014 500 94491200 | 205505700 | 54, 46 
1893 | 118 875 400 96423800 | 215299200 | 55% 445 
1894 | 115514600 | 101783300 | 217302900 | 53; 46,8 
1895 | 112844 200 94729600 | 207573800 | 54,4 45,5 
1896 | 131101 100 95 978300 | 227079400 | 57; 42,5 
1897 | 126073700 | 100047100 | 226120800 | 55,s 44.2 
1898 | 132531100 | 105300100 | 237831200 | 55; 44,3 
1899 | 137718700 | 105027100 | 242745800 | 56; 43,5 
1900 | 162026800 ı 105264200 | 267291000 | 60, 394 
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Nirgendswo finden wir ein ſchärfer umriffenes Spiegelbild der öfonomijchen 
Entwidlung eines Landes als in den Zahlen, welche die Wechlelanfäufe der 
Banfen ausdrüden, und bei der Unterfuhung dieſer Ziffern ſpüren wir ftets 
den Pulsjchlag des wirtichaftlichen Lebens. 


Als die Reichsbank im Jahre 1876 in Württemberg Fuß faßte und mit 
der beitehenden Anftalt fi in die Aufgabe teilte, beſonders aud die Be— 
friedigung der Kreditanſprüche durchzuführen, waren die Wunden, melde die 
Handelökrifis der deutſchen Volkswirtſchaft geichlagen Hatte, noch immer nicht 
geheilt. Wohl Hatte Württemberg nicht jo ſtark wie die übrigen Staaten unter 
den Folgen des großen Zuſammenbruchs zu leiden‘) — es war mohl durch 
feine zum großen Teil agrarijche Bevölkerung vor einer allzu heftigen Gründungs- 
tätigfeit bewahrt worden —, aber die u Sue Wellen pflanzten ſich aud 
bis in das Königreich fort und riefen Erjchütterungen hervor, die ſich erit 
langiam beruhigen fonnten. So jehen wir im Jahre 1876 den geringen 
Wechſelumſatz von kaum 147 Millionen, während in den Jahren vorher die 
Bürttembergiiche Notenbank allein in einer Summe von ca. 112 Millionen Wechjel 
disfontierte. Die Verhältniffe nehmen in den folgenden Jahren eine ruhige 
Geftalt an, die Erwerbstätigkeit beginnt fich wieder zu regen, ‚und die Banken 
fonnen ununterbrochen bis zum Jahre 1883 ihr Portefeuille ſtark mit 
Diskonten füllen. Hier erreiht die Summe mit dem Betrage von 200 Mil- 
fionen ihre Höhe, und nun beginnen die Jahre der fallenden Skala. Schon 
Ende des Jahres 1883, aber deutlicher im Laufe des folgenden vollzieht fich 
ein Umſchwung in den mirtichaftlichen Konjunfturen, welcher die widhtigften 
Produftionszweige ergreift. Daher weift da8 Jahr 1884 einen Minderbetrag 
von 5 Millionen —J 1885 bringt neben ernſten politiſchen Verwicklungen 
namentlich auch für Württemberg einen ſtarken und außergewöhnlichen Preis— 
fall der Rohprodukte und ſetzt die Depreſſion auf den verſchiedenſten Gebieten 
des Handels und der nduftrie, wie der übrigen Gewerbe fort — die De: 
preifion, welche uns einen Rüdgang in den Zahlen der Wechjeldisfontierungen 
erbliden läßt, der bis zum nädjiten Jahre anhält und bis zum Punkte von 
185 Millionen gelangt. Langſam heben fi in den folgenden Jahren die 
Ziffern. 1888 zerteilen ſich die dichten Gewitterwolfen am politiichen Himmel, 
und die Verhältniſſe fonjolidieren fich wieder. Schon das Yahr 1889 weiſt 
eine ziemliche Steigerung der Wechlelanfäufe bei unjeren Notenbanfen auf; fie 
beträgt jaft 23 Millionen. Aber im nächſten Jahre Frümmt fich der zur Höhe 
führende Pfad. Revolutionen in exotiichen Ländern, die hochſchutzzöllneriſche 
Mac Kinley-Bill hemmen die aufftrebenden Kräfte. Die Ziffern der Wechſel— 
anfäufe in Württemberg erniedrigen fih. Doch nicht nur das Ausland wirkt 
förend auf den Gang ber heimijchen Produktion ein, auch eine inländiſche 
Mißernte im Jahre 1891, verftärft durdy das ruffiiche Ausfuhrverbot auf 
Getreide, ſchwächt die Kaufkraft der breiten Schichten der Bevölkerung, jo daß 
wir im Jahre darauf, 1892, einen erneuten Rüdgang der Diskontierungs- 
tätigfeit wahrnehmen fönnen. Aber die Stodung hält nicht lange an. Die 
beiden Jahre 1893 und 1894 laſſen wieder die Wechſelſumme fteigen, und 
dann beginnen — nur das Yahr 1895 ausgenommen — mit dem gewaltigen 
Aufihwung ber deutſchen Volkswirtſchaft die Anſprüche an die Banken ſich zu 


. — Jahresberichte ber Handels und Gewerbefammern in Württemberg, Jahrgang 1875, 
348 fi. 
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vermehren. Die Beträge, melde fie disfontieren, erreichen im Jahre 1900 bie 
Höhe von 267 Millionen. 

Ueberſchaut man die Zahlenreihe der Reichsbank, jo gewahrt man einen 
erfreulihen Entwidlungsgang. Mit fnapp 56 Millionen Diskontierungen 
fonnte fie das erſte Jahr ihrer Tätigkeit abichließen, doc nad fünfundzwanzig— 
jährigem Beitehen blidt fie auf die Summe von 162 Millionen: einen Tor 
dreifahen Betrag an Wechſeln Hat fie disfontiert, während beide Notenbanten 
zufammen nicht einmal eine Verdoppelung ihrer Wechſelankäufe erreiht haben. 
Diefer Aufitieg ift jedoch fein ebener gewejen. Oftmals wurde die Vorwärts: 
bewegung gehemmt und unterbrochen. Im großen und ganzen weiſt ihr Weg 
diejelben Erjcheinungen auf, welche wir bei den Wechjelanfäufen beider Anftalten 
erkennen fonnten. 

Welchen Anblid bietet uns nun die Württembergiiche Notenbant? Einen 
ganz anderen! War bei der Reichsbank ein ſtarkes Wachstum ihrer Wechjelfummen 
zu fonftatieren, jo ift als bejonderes Charakteriftitum für die Entwidlung des 
Disfontgeihäfts der Württembergiichen Notenbank die faft vollftändige Stabilität 
zu beobadıten: in 25 Jahren haben fich die Wechlelankäufe von 90 auf 105 Mil: 
lionen gehoben — eine Vermehrung, die feine Vermehrung it. Mühſam ge: 
lingt e8 der Landesbank in einigen Jahren eine Zunahme zu erzielen, welche 
jedoch bald einem Rückgang weichen muß. Selbft in der günftigen Periode 
von 1896/1900, bie der Reichsbank eine Erhöhung von über 30 Millionen 
eingebradjt hat, kann fi die Württembergiiche Notenbank nur einen Mehr: 
betrag von faum 10 Millionen gutjchreiben. 

Wenn wir die Beteiligung unjerer Banken an dem Diskontgeichäft noch 
durch Bergleihung ihrer gegenfeitigen Quoten unterjuchen, können wir als 
fichere Tatjahe anerkennen, daß aud in dieſem Geſchäftszweig bie Reichsbank 
dad Landesinstitut überflügelt hat und jomit in der Krediterteilung an die 
Spitze gerüdt it. Doc) leicht hat die Württembergifche Notenbank die Führer: 
rolle nicht abgegeben. Nur langjam marjchiert die Reichsbank vorwärts, jeden 
Zoll Boden muß fie erfämpfen. Vom Jahre 1876 bis zum Jahre 1881 hat 
die Württembergiiche Notenbank einen Vorſprung; 1876 fann die Reichsbant 
nur 38,700 der Wechjelankäufe für fi) in Anjpruchy nehmen. Das folgende 
Jahr erhöht ihren Anteil um 9,6°/o, die beiden nächften Jahre aber zeigen 
wieder die Zahlen der Landesbank im Wachſen: 1878 = 53,9 /o, 1879 = 58,7 ®Io. 
1880 und 1881 find der Reichsbank günftig; ihre Quote an ber Wechſel— 
disfontierung waäͤchſt von 41,3 %/o auf 48,7, reſp. 47,8’. Im Jahre 1882 
hat das Reichäinftitut die Württembergifche Notenbank geſchlagen: 51°/o ſämt— 
licher Wechjelantäufe find von ihm ausgegangen. In der Folgezeit gelingt es 
ihm, die errungene Stellung zu behaupten, nur 1885 erobert fi) die Württem- 
bergiiche Notenbank einige Bruchteile zurüd. Aber von einer vollftändigen Wer: 
drängung der legtgenannten Anftalt durd) die Reichsbank kann nicht Die Rede 
fein. Die höchſte Quote, welche dieje erringt, findet fid) im Jahre 1900 und 
beträgt 60,6°%/% — der Württembergifchen Notenbank bleiben 39,4 °/o. 

Hier begegnet und zum zweitenmal die Eigentümlichkeit, daß die Württem- 
bergiiche Notenbank, in den Gejamtgeichäftsergebniffen völlig hinter der Reichs: 
banf verjchmwindend, im Wechielgeihäft eine ziemliche Bedeutung fi erhalten 
hat. Dod einzig und allein nur die ftete Durdhfreuzung der 
Disfontpolitift der Reichsbank hat der Württembergiichen 
Notenbank ihre Poſition im Wechſelgeſchäft gelajjen, nur dem 
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Unterbieten des Disfontjages der Reichsbank fann man es zu: 
ihreiben, dab die Württembergiihe Notenbanf in dem Ge: 
ihäftszweig nicht ftärfer an die Seite gedrüdt worden ift. 

Die genauere Erläuterung der Diskontpolitit beider Notenbanfen, wobei 
die nachitehende Tabelle behülflih fein ſoll, wird für diefe Behauptung den 
Beweis erbringen. 


Distontfak und Rentabilität der durchſchnittlichen Wechſelanlage der 
Reichsbank und der Württembergifhen Notenbant. 





Tabelle 5. 
Offizieller Diskontſatz Durchſchnittliche Durchſchnittliche 
der Rentabilität ') rag er 
egen die Reichs— 
Reihäbant tem | Reidhshant | Saürttemb, — er 
|’ % 9/0 | °/o 0/0 

1876 —0 16 
1877 — 1,09 
1878 —1,ıs 
1879 —0O,sı 
1880 — 0,8 
1881 — 0,84 
1882 — 0,49 
1883 --0,60 
18584 — 0,5 
1885 — 0,34 
1886 — Ö,15 
1887 — (0,62 
1888 —0,55 
1889 — 0,68 
1890 — 0,51 
1891 —0,. 
1892 — O,31 
1893 — 0,54 
1894 — 0,12 
1895 —0,#7 
1896 —0,3 
1897 — 0,44 
1898 — 
1899 —0 42 
1900 — 0,9 





Zum Zwecke ber deutlichen Klarlegung ihres beiderjeitigen Berhältniffes 
wollen wir die Schilderung der Diskontpolitif der Reichsbank in den Vorder: 
grund rüden und babei ſtets betrachten, wie die Württembergiiche Notenbank fi 
zu den Maßnahmen der Zentralbank ftellt. 


) Die Zahlen find bis zum Jahre 1897 der Anlage 6 zum Gefeßentwurf, betreffend 
Abänderung bed Bantgejeges entnommen, die Ziffern für die folgenden Jahre von mir er- 
tehnet worden. Die Angaben für die Auslandswechſel konnten nicht eliminiert werben, doch 
es ergeben fi nur ganz ıninimale, volllommen belangloje Abweichungen. en 
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Fünf Perioden find es, in welche ſich die Diskontpolitif der Reichäbant 
ſcheiden läßt‘). Die erfte Periode erftredt ji) vom Jahre 1876 bis 1879. 
Nach der ganzen Signatur diejes Zeitabichnitts, dem Daniederliegen der Erwerbs: 
tätigfeit jollte man wahrlid auf eine große Geldfülle jchliegen können, welche 
jehr niedrige Diskontjäge im Gefolge haben wird. Doc er beginnt mit enorm 
hohen Sägen, denn jein Anfang bedeutet den Höhepunkt der Währungsreform. 
Schon im Jahre 1875 find von der Preußifchen Bank die Goldzahlungen aui: 
genommen worden, und das gelbe Metall ergießt ſich in ftarfen Strömen in 
den Verkehr, das Silber, der „entthronte Weltherricher”, jammelt fi in den 
Kaflen der Bank zu ungeheuren Mengen. Da das fortwährende Abftrömen 
des Goldes von der Bankleitung nicht als bald vorübergehende Erſcheinung auf: 
gefaßt wird, jucht fie durch Reftriftionsmakregeln die Verminderung ihres Gold- 
vorrat3 aufzuhalten und erhöht demgemäß im September 1875 ihren Diskontſatz 
auf 6°. Als im folgenden Monat Schnelligkeit und Intenfität der Gold: 
entnahme nachlaſſen, kann aud der Sat auf 5°/o erniedrigt werden. Doch 
lange hält die Beflerung nicht an, und die junge Reichsbanf begrüßt die deutſche 
Volkswirtihaft am 3. Januar 1876 mit einer Rate von 6/0. Die ganze 
Zmwiejpältigfeit ihrer Beſtimmung drüdt fich in der weiteren Diskontpolitik der 
Reichsbank aus: einmal foll fie die Währungsreform hüten und zum größten 
Zeil durchführen, und auf der anderen Seite wieder ift ihr vom Bankgeſetz die 
Aufgabe erteilt, für Verwendung nußbaren Kapitals Sorge zu tragen. Während 
der Schuß der Währung einen hohen Sab erfordert, um die Ausgabe von Gold: 
geld nad) Möglichkeit Hintanzuhalten, ruft die ſtete Abnahme ihrer nußbaren 
Anlage, verlangt die ganze Lage des offenen Markts nad) billigen Sägen. Denn 
Geld wird an der Börje zu einem Preis angeboten, welcher 1°/o, ja noch tiefer 
unter dem Saß der Reichsbank fteht. Daher muß die Bank ſich bemühen, die 
Divergenzen in Einklang zu bringen und aus diefem Streben erklärt fich aud) 
die ſprunghafte Bewegung der Disfontraten. Allein im Jahre 1876 wird der 
Sat fünfmal geändert, und aud) die anderen Jahre der Periode weiſen oftmalige 
Modifikationen auf. 

Inwiefern folgt nun die Württembergiſche Notenbank der Politik der 
Reichsbank, oder — anders ausgedrüdt — werden die Beftrebungen zum Schutze 
der deutſchen Goldwährung von ihr unterftügt? Anicheinend ja! Weiſt dod 
ihr offizieller Disfontjag im Jahre 1876 die gleiche Höhe wie die Reichsbank— 
rate auf, das nächte Jahr zeigt ihn jogar um 0,02°/o höher, 1878 hat er 
diejelbe Größe und 1879 fteht er auf 3,67 °/o, iſt alſo nicht Jonderlich von dem 
Sat der Reichsbank verſchieden. Doch ein Blid auf die Rentabilität der durch— 
Ihnittlichen Wechlelanlage unferer Banken genügt, um zu beweifen, daß der 
„offizielle Diskontiag“ der Württembergiichen Notenbank nicht? ala ein leeres 
Prunkſtück ihrer Jahresberichte ift, denn im jahre 1876 hat fie nicht etwa zu 
4,16°/o disfontiert, ſondern den Sat der Reichsbank um mehr ala ?/s°/o unter: 
boten. Die folgenden Jahre zeigen eine weitere Durchkreuzung, und das Licht, 
welches die Rentabilität der Wechſelanlage ausftrahlt, erhellt den ſchwachen 
Dämmerſchein der offiziell angegebenen Unterjchiede. Statt jener geringfügigen 
Differenzen jehen wir Unterbietungen, die 1877 1,090, 1878 1,16 %o, 1879 
über */5 °/o betragen. — Die folgende Periode, von 1880 bis 1883 reichen, 
verändert nicht wejentlic den Zuftand des Geldmarkts. Die Sorgen um die 


i) Siehe „Die Reichsbank, 1876—1900*, ©. 134. 
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Goldwährung Haben ſich noch immer nicht zeritreut, und troß der eingeftellten 
Silberverfäufe läßt der Verkehr nicht ab, das entmwertete Metall von fich zu 
ſtoßen. Dazu kommen die Währungsreformen in Amerika und Italien, welche 
einen Golderport aus Deutichland herbeiführen. Doch die Reichsbankverwaltung 
fieht ein, daß fie durch die oftmalige Aenderung der Diskontjäge, melde bie 
währungspolitiihen Schwierigkeiten bewirken, der Fuühlung mit dem beutichen 
Geldmarkt verluftig gehen würde und greift, um die heimijchen Geldaniprüche 
ſtets fontrollieren zu fönnen, zu einem ganz neuen Mittel. Bei niedrigem 
Geldftand und aus mährungapolitiihen Gründen erhöhten offiziellen Disfont- 
lägen fauft fie num jeit dem Jahre 1880 Wechiel zu einem billigeren Preife, 
dem ſog. Privatiat, an. Unmittelbare Veranlaffung zu biejem Schritte geben 
die Privatnotenbanfen, welche diejelbe Diskontpolitif befolgen ), die wir bei der 
Württembergiichen Notenbank fennen gelernt haben. Um einen Schuß gegen 
deren jchädigende Unterbietungstätigkeit zu erlangen, wendet jid) die Reichsbank 
(1880) an den Bundesrat und ſucht um eine authentiiche Interpretation bes 
Artifels 44, Abſ. 1 Ziffer 1 des Bankgejeges nad. Der Bundesrat enticheidet 
aber dahin, daß der vor den Notenbanken zu veröffentlichende Sat ein Marimum 
darftellt und daß fie auch unter der Rate Disfontierungen vornehmen können. 
Die Reichsbank nimmt Notiz von dieſem Urteil. Sie läßt den offiziellen Satz 
als Höchftbetrag gelten und Fauft, jo lange fie e8 mit den Prinzipien einer 
gefunden Bankpolitif für vereinbar erachtet, Wechſel zu niedrigeren Preilen an. 
Sobald aber die offizielle Rate auf 5°/ — jpäter 4°/o — fteigt, werden die 
Ankäufe zum Privatjag inhibiert.... Die Entwidlung des Disfontjages zeigt 
in der Periode eine aufiteigende Bervegung. Die Hebung der wirtſchaftlichen 
Yage im Verein mit den währungspolitiichen Maßnahmen verlangen eine erhöhte 
Rate: fie beträgt nahezu 4'/s"/o. Die Gewährung des Privatſatzes aber mildert 
die Wirkung der hohen Sätze auf die heimiſchen Kreditanſprüche“). Daher können 
wir auch Eonftatieren, daß die Differenzen zwiſchen der Wechſelrentabilität bei 
unferen beiden Notenbanken fid) verringern und daß die Unterbietungen doch 
nit mehr 1°/o überjchreiten. Zwar ftreifen fie anfangs nod) nahe der Grenze. 
Die Jahre 1880 und 1881 zeigen bedeutende Unterſchiede, 1882 aber können 
wir eine Annäherung erfennen. Wiewohl wir die Differenzverminderungen in 
diefer Periode bis zu einem gewiſſen Zeil der neuen Maßregel der Reichsbank 
zuſchteiben werben, jo fommt fie doch für die Folgezeit nicht mehr in fihtbaren 
Betracht, da nun die währungapolitiichen Momente, welche bisher für die Politik 
der Zentralbank ausichlaggebend waren, eine geringere Rolle jpielen, die gejamte 
wirtichaftliche Lage und die Verhältniffe des Geldmarkts für die Feſtſetzung der 
Diskontrate von erfter Bedeutung find. 


Schon die nächſte Periode von 1883 bis 1888 bemeift dies. infolge der 
ungünftiger wirtichaftlihen und politiihen Zujtände nimmt der Kreditbegehr ab, 
der Status der Reichsbank hebt ſich und der Disfontjag kann niedriger normiert 
werden. Der offizielle Sa ap, welcher 1882 noch 4,54 beträgt, ermäßigt fi im 
nächiten Sabre auf 4,047°/o, die Rentabilität ber MWechielanlage zeigt bei der 
Reichsbank eine Minderung von 0,55°/o gegen das Vorjahr. 1886 ift die 
Höhe von 4/0 ſchon verlaffen und die offizielle Rate ſchwankt zwiſchen 3,4 und 
3,27 °/o. Auch die Geltungsdauer der einzelnen Sätze hält länger an. Nur 

N Siehe Anlage 6 zum Gefeßentwurf, un — des Banlgeſetzes. 

9 Siehe „Die Reichsbank, 1876—1900*, 
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zweimal in der ganzen Periode können wir eine furzfriftige, jedoch erhebliche 
Herauffegung — auf 5% — wahrnehmen, zuerft im März 1885, als bie 
Reibungen zwiſchen England und Rußland einen Goldabfluß befürdten laſſen, 
und im Dezember 1886, da teilmeile ein vorübergehender Geihäftsaufihtwung, 
teilweije die energiſchen Rüftungen der Großftaaten die Geldflüffigfeit verringern‘). 
Und Kr da bie Reichsbank fich den Bewegungen des offenen Marktes näher 
anſchließen fann, jehen wir aud) die Unterbietungstätigfeit der Württembergijchen 
Notenbank nit jo ftarf am Plate. Allein 1885, in welchem Jahre die 
Diskonterhöhung aus währungspolitiſchen Rückſichten erfolgt, zeigt die 
Rentabilität der Wechjelanlage unjerer Notenbanfen die ftarfe Differenz von 
—0,84 °/o. In den übrigen Jahren gravitiert fie zwiichen —0,75°/ (1884) 
und —0,45 °/o (1886). 


Als im Jahre 1888 ſich die politiichen Verhältniffe beffern und ein Auf— 
ihwung der gewerblichen Tätigkeit einzujegen beginnt, verſucht auch die Speku— 
lation, die jo lange geruht hat, ihre Tyittige zu heben. Die Anſprüche an den 
Geldmarkt und an die Notenbanten wachen, der Diskontjag fteigt. Zwar kann 
die Reichsbank im Jahre 1888 noch eine durcdhichnittliche Rate von 3,32°/0 in 
Anwendung bringen, jedody in den beiden nächſten Jahren treten Erhöhungen 
ein. 1889 beträgt der offizielle Sat 3,68 °/o, 1890 hebt er fi) auf 4,52 °/o. 
In Verbindung mit dem Anziehen der Diskontſchraube nimmt ebenfalld Die 
Rentabilität der durchſchnittlichen Wechjelanlage zu. Die entiprechenden Punkte 
diefer Kurve find: 2,84 0 (1888), 3,23°/0 (1889), 4,37°/o (1890). Auch 
die Stabilität, welche wir in der vorangegangenen Periode zu beobachten Ge- 
legenheit hatten, ift gewichen. Zahlreiche Veränderungen treten ein. Bis zum 
September 1888 vermag die Reichsbank einen feften Eat von 3/0 zu bewahren, 
doch dann zwingt ein drohender Goldabfluß nad) Argentinien, die Diskontierung 
zum ga einige! die Rate auf 4°/o, im Dezember fogar auf 4"/2 %/o 
zu erhöhen. Nur einen Monat haben die 4'/2°/o in Geltung geftanden, und 
im Januar 1889 jenkt ſich der Sa auf 4°. Im Februar gewähren wir 
eine Rate von 3/0. Aber das legte Quartal des Jahres ſtellt erneute An— 
ſprüche an die freditgemährenden Organe der Volkswirtſchaft. Die Reichsbank 
normiert einen Sat von 5"/o, filtiert ihren Privatdisfont, der bei dem niedrigen 
Gelditand wieder eingeführt wurde, und aud an der Börje fann Geld nur zu 
hohen Preijen erlangt werden. Das Jahr 1890 beginnt mit unheimlidher 
Schwüle, die Spekulation hat fi zu weit hinausgewagt und unterliegt dem 
num einbrechenden Gewitter. Die argentiniihe Revolution reißt alles in 
tojendem Wirbelfturme mit ſich fort, in England bricht das Bankhaus Baring 
Brothers zufammen, das Signal zu einer allgemeinen Panik gebend. Da 
außerdem der deutichen Währung durd) einen Golderport nad) Rußland Gefahr 
droht, finden wir die Reichsbank vom 11. Oktober bis 31. Dezember mit einem 
Diskontjag von 5/2 °/o. 


Die Geldverteuerung auf dem offenen Markte muß aud die Württem- 
bergiihe Notenbank zu Diskonterhöhungen veranlafien. 1887 beträgt noch 
die Differenz in der Rentabilität ihrer Wechjelanlage —0,62/o, aber im 
Yahre 1888, da die Heraufjegung des Diskontſatzes bei der Reichsbank zum 
Währungsihug geihieht, nur —0,55 %o. 1889 Hebt ſich der Unterfchied 


') Siehe „Die Reihsbant, 1876—1900*, ©. 149, 
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um 0,13 °/o gegen das Vorjahr, obgleich der Zinsfuß der Reichsbank durch 
die ntenfität der heimiichen Kreditanjprüche beitimmt ift, und 1890 jehen 
wir eine Differenz von 0,51 °/o gegenüber dem Zentralinftitut — in einem 
Jahr, defien hohen — im —— Quartal zu einem Zeil währungspolitiſche 
Rüdfihten hervorgerufen haben. Der nähere Anſchluß der Württembergiſchen 
Notenbank an die Reichsbank ift bis zu einem gewiſſen Grabe die Tyolge eines 
Vertrages, welchen ſämtliche Privatnotenbanten mit dem Reichsinſtitut eingingen. 


Als der Reichabankpräfident von Dechend jah, daß die Einführung des 
Privatiages ala Abwehrmittel gegen die Konkurrenz der Privatnotenbanfen 
niht von dem gewünſchten Erfolg begleitet war, juchte er auf andere Weije 
ihre [hädigende Durchkreuzungspolitik unmöglich zu machen. Das Geſetz Eonnte 
die Handhabe Hierzu nicht bieten — der Bundesrat hatte ja 1880 dieſer Ueber: 
zeugung Ausdrud gegeben —, und jo vermeinte er jein Ziel durch den Abſchluß 
eines Vertrages (im Jahre 1887) zu erreichen. Nach diefem verpflichten ſich 
die Privatnotenbanten, den Privatiat der Reichsbank um nicht mehr ala "/s %/o 
zu unterbieten, jo lange er nicht höher ala "/s/o über dem Privatiag an der 
Börſe fteht '). Sollte aber die Gejahr eines Goldabfluſſes eintreten, jo find fie 
angehalten, Wechiel nur zu einem Gate hereinzunehmen, welcher höchitens 
um ’/s°/o niedriger als ihr offizieller Diskontſatz fein darf. Das erfte Jahr 
jeines Beſtehens läßt den Vertrag noch nicht in Wirkſamkeit treten. Doch 
ſchon im folgenden Jahre, als die Probe auf feine Lebensfähigkeit gemacht 
werden joll, bricht er elend zujammen. Als nämlidy die Reichsbank — wie 
vorhin erwähnt — den Golderport nad) Argentinien durd die Diskonterhöhung 
auf 4°/o zu verhindern fucht, und nun die Privatnotenbanfen ebenfalls ihre 
Raten entiprechend ändern müſſen — da jagt ſich die Württembergiiche Noten- 
banf vom Abkommen [v8 und verweigert, einen erhöhten Sat in Anwendung 
zu bringen. Die Badiſche Bank jchließt fi) ihrem Vorgehen an, und bie 
Reichsbank kann nichts weiter tun, als aud die übrigen Kontrahenten ihres 
Veriprechens zu entbinden?). 


Verjchiedene Gründe find es, welche den Schritt des württembergiſchen 
Inftituts erklären. Einmal fteht e8 unter dem mächtigen Eindrud, welchen 
das Bankhaus Rothihild in Frankfurt a. M. hervorruft, ala e8 am 17. Sep: 
tember 1888, an dem gleihen Tage, da die Reichsbank ihren Diskontjag auf 
4° ergo oftentativ in die Welt Hinaustelegraphiert, Wechiel zu einer Rate 
von 2° anfaufen zu wollen. Zweitens läßt ſich aud in den Anjchauungen 
der Bank über ihre Aufgabe als Notenbank eine Urſache finden: „Die Noten: 
bank hat nur für lokale Bedürfniffe zu forgen und bdisfontiert nur gegen Ab: 
gabe eigener Noten; ihr Einfluß auf die Sicherheit und Stabilität des Geld- 
weſens iſt daher ohne nachteilige Einwirkung, weshalb von einer Durchkreuzung 
der auf Bewahrung des Goldicates gerichteten Bemühungen der Reichsbank 
niht wohl die Rede fein kann ).“ 


Doc es jollen noch andere Motive für die Württembergiiche Notenbant 
mitgejpielt Haben. Das „Münchener fyrembdenblatt” gibt darüber folgende Er: 


') Siehe — „Die Reichsbank und die bayerische Notenbank in ihrer gegenfei tigen 
Entwidiung in Bayern“, ©. 31. 
„Deutiher Dekonomift“, Jahrgang 1888, Nr. 302, ©. 534 
s) Siehe den Geſchäftsbericht * Wuritembergiſchen Notenbant für 1888. 
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Härung (fie ift in Nr. 302, Jahrgang 1888 des „Deutichen Oekonomiſt“ 
abgedrudt) : 


„Daß die Württembergifche Notenbank, deren Ertrag von Jahr zu Jahr zurüdgeht, 
und die feine Ausfiht hat erneuert zu werben, e8 ablehnt, ſich einen größeren Nußen zu ver« 
ſchaffen, fieht, oberflächlich betrachtet, darnach aus, ald ob das Ynftitut im Intereſſe des 
Handels von der Diskontierung unter Bankſatz abitehe. Dem Eingeweihten ijt jedoch ge— 
nügend befannt, daß die MWürttembergifche Notenbank, in deren Auffihtsrate nicht weniger 
als vier Diitglieder des Auffichtsrates der Württembergifchen Vereinsbank figen, ſtets den ıhr 
von leßterer zugehenden Weifungen folgt. Nah dem Vorgehen ber Reichsbank gegen bie 
Emiffionshäufer und Imftitute („Ziehungen auf Bankhäufer, von denen anzunehmen tft, daß 
fie nur ben Zwed verfolgen, dem Diöfontanten unter Benußung bed billigen Zinsſatzes 
fehlende Betriebsmittel zu verichaffen, find vom Ankauf zum Privatdisfont grundjäßlich aus— 
geſchloſſen.“ Die Reichsbank, 1876—1900, ©. 82) ift es jehr erflärlih, daß die Württem« 
bergiiche Vereinsbant, deren Afzeptumlauf augenblicklich viel größer fein ſoll als Ende 1887, 
fi noch mehr als bisher auf die Württembergifche Notenbank angewiefen fieht. Schon bisher 
beftand das Portefeuille der Württembergifchen Notenbant — in regulären Zeiten nämlid — 
etwa zur Hälfte aus Einreihungen der Württembergifhen Vereinsbant, bie jelbitredend alle 
zum billigften Privatjag abgenommen werben müflen, wodurd fi andererſeits aud wieder 
ber geringe Nußen erklärt, welchen die MWürttembergifche Notenbanf erzielt. Daß die leßtere 
zur Zeit von der Württembergijchen Vereinsbank in erhöhtem Maße in Anfprud genommen 
wird, bedarf bei der wenig liquiden Pofition der Württembergiihen Vereinsbank nicht erft 
eines Beweiſes, ebenfowenig aber auch, daß bie Württembergijche Notenbank einfah ge— 
zwungen wird, die Finanzwechſel, welche die Württembergiſche Vereinsbant und ihre Freunde 
fabrizieren. und welche die Reichsbank nur zum offiziellen Bankſatz diskontiert, unter Bankſatz 
der Württembergiſchen Notenbank abzunehmen.“ 


Es iſt ſehr ſchwer, für die Richtigkeit der eben zitierten Behauptungen 
den Beweis zu erbringen, ebenſo wie darzulegen, daß der Zeitungsbericht nur 
Entſtellungen und lügneriſche Uebertreibungen enthält. Die Verhältniſſe liegen 
äußerft kompliziert. Doch wir wollen verſuchen, in das dichte Geſtrüpp ein— 
zudringen, um ben zum Ziele führenden Weg vielleicht auf einer — wenn aud) 
furzen — Strede freizulegen. 

Es entipricht volltommen ben Tatſachen, wenn bie Notiz meldet, daß 
vier Mitglieder des Auffichtsrat® der Württembergifchen Notenbanf die gleiche 
Stellung bei der Vereinsbank befleiden ‘). Und auch die Folgerung iſt nicht 
ungerechtfertigt, daß fi) aus diefem Vorkommnis auf einen Konnex zwiſchen beiden 
Anftalten jchließen läßt. Ob aber die Beziehungen jo enge find, wie das 
„Münchener Fremdenblatt“ fie darftellt, und ob die Württembergiiche Vereins: 
— wirklich eine ſolche Deſpotenmacht ausübt — das läßt ſich nicht 

weiſen. 





») Die Zahl ift im Laufe der Jahre gewachſen. Gegenwärtig fitzen von 12 Aufſichts- 
räten der Württembergifchen Bereinsbant fünf im Auffichtsrat der Württembergiſchen Notenbanf. 


Echluß folgt.) 
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Anlage zum Zolltarifgefeh vom 25. Desember 1902, 


Bolltarif. 
(Schluß.) 
©. Baumwolle, 
Baummolle, bearbeitet. aa ea 
433 Baummolle : 
1456] gefärbt, gefrempelt (geitrihen) gefämmt, auch gemahlen frei 
gebleiht; auch gebleichte Abfälle von der Baummollipinnerei frei 


Geipinfte aus Baummolie, aud mit anderen pflanzliden 
oder mit tieriihen Spinnftoffen oder Geſpinſten, aus— 
Ihlieglih Seide, gemiſcht. 


439 Borgeipinft, ungedreht oder gedreht, roh, gebleicht, gefärbt, bebrudtt : 

#7 ein⸗ oder zweifach 5 
drei- oder mehrfach; auch Dochte, nicht gewebt, nicht geflochten 10 
(440/3 [438/42]) Garn: 

440 eindrähtig, roh: 


[438] bis Nr. 11 engliich 6 
über Nr. 11 bis Nr. 17 engliich 8 
über Nr. 17 bis Nr. 22 engliich 11 
über Nr. 22 bis Nr. 32 engliſch 14 
über Nr. 32 bis Nr. 47 enaliich 18 
über Nr. 47 bis Nr. 63 engliſch 22 
über Nr. 63 bis Nr. 83 engliih 28 
über Nr. 83 bis Nr. 102 engliſch 34 
über Nr. 102 engliſch 40 

a9) eindrähtig, gebleicht, gefärbt, bedrudt ZoA des eindrähtigen rohen Barnes + Ö 

42 zwei⸗ oder mehrdrähtig, einmal gezwirnt: 

40] roh bo, +3 
eich. gefärbt, bedrudt do. +11 

—* zwei⸗ m mehrbrähtig, wiederholt gezwirnt: 
gebleicht, gefärbt, bedrudt 48 


Anmerkung zu Wr. 440 bis 443 [438/43]). Zugerichtete (appre= 
tierte) und gebämpite Geſpinſte unterliegen ber Berzollung als rohe. 
44 Baummwollenziwirn aller Art in Aufmadhungen für den Einzelverfauf 70 


Waren aud Baummwollengefpiniten, auch gemiſcht mit an= 

deren pflanzliden Spinnitoffen oder Ge pinften oder mit 

Pierdehaaren, jedod ohne Beimiihung von Seide, Wolle 
oder anderen Tierhaaren. 


45 Dichte Gewebe für Möbel- und Zimmerausjtattung (mit Ausnahme von 
444] —— und Plüſch, ſammet- und plüſchartigen Geweben), gefärbt, be— 
A erg bunt gemwebt: 
tüde als Meterware eingehend 180 
— (ald Vorhänge, Bilder, Decken u. ſ. w.), auch mit Beſatz 
oder Franſen 220 
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[445] 
447 
[446] 
448 
[447] 
449 


[448] 


450 
[449] 


451 
(450] 
452 
(451) 


453 
(452) 


454 
[453] 


455 
[454] 


459 
460 


461 
462 


Bolltarif. 


Zolfag fürı ur 


(446/8 [445/7)) Sammet und Plüſch, jammet- und plüfchartige Gewebe: 


nicht aufgeſchnitten: 


roh 60 
gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt 80 
Er Flor aus dem Einichlag gebildet (Velvet): Mr 
gebleidt, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt 1%0 
eg Flor aus der Kette gebildet (Sammet): * 
gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt 150 
Baummollenfilze (gewebte filzartige Zeugftoffe), auch geraußt: — 
roh 5 
gebleidit, gefärbt, bedruckt 100 
ı450/1 [449/50]) Undichte Gewebe zu Vorhängen, auch mit benäbten 
Bogen oder Zaden verziert: 

im Stüde ald Meterware eingehend: 
roh, auch zugerichtet (appretiert) 100 
gebleidht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt Ba 
mit Band eingefaht 260 

abgepaßt, auch mit Band eingefaft 260 

Tüll: 
roh, auch zugerichtet (appretiert), ungemuſtert 60 
roh, auch zugerichtet (appretiert), gemuſtert 10 
gebleicht, gefärbt, bedrudt 200 
any. [4527) Gewebe, nicht unter Nr. 445 [444] bis 452 [451] 
allend: 

rob, im Gewichte von 80 Gramm oder darüber auf 1 Quadratmeter: 
in der Kette und dem Schuß zujammen auf 5 Millimeter im Geviert: 

mit 35 Fäden oder weniger hu 
mit mehr ala 35 bis 44 Fäden 70 
mit mehr als 44 Fäden 20 
roh, im Gewichte von 40 Gramm oder darüber, jedoch weniger als 
80 Gramm auf 1 Quadratmeter: 
in der Kette und dem Schuh zuſammen auf 5 Millimeter im Geviert: 
mit 35 Fäden oder weniger 90 
mit mehr als 35 bis 44 Fäden 120 
mit mehr ala 44 Fäden 10 
roh, int Gewichte von weniger ald 40 Gramm auf 1 Quadratmeter: 
in der Kette und dem Schuß zuſammen auf 5 Millimeter im Geviert: 
mit 35 Fäden oder weniger 120 
mit mehr ala 35 bis 44 ‚Fäden 10 
nit mehr ala 44 Fäden 170 
zugerichtet (appretiert), gebleicht Zou der rohen Gewebe + ZU 
gefärbt, bedrudt oder bunt gewebt do. +50 

Wirkt (Trifot-) und Nektzſtoffe 80 
(459/63) Wirk: (Trifot-) und Nebwaren: 

Handſchuhe, Haarnetze 160 

Strümpfe, Soden, Unterkleider: 
geihnitten 80 
abgepaßt gearbeitet (regulär) 120 

Fiſchernetze 3 

Vogel-, Jagd-, Pferde-, Trag-⸗ und ähnliche Netze 100 

geichnittene oder abgepaßt gearbeitete (reguläre) Wirl- und Nekwaren, ander: 

weit nicht genannt; Glühſtrümpfe (Glühlörper für big ar Mg 
nit ausgeglüht * Löſungen von Salzen gewiſſer Erdmetalle [Tho— 
rium, Berium u. — baumwollene Wirfwaren), auch in Ber: 
bindung mit an etallen 100 


466 


467 
468 


470 


473 


474 


Bolltarif. 
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Yoljak für 1 Toppeljentuer 
Darf 


Spitzenſtoffe und ne aller Art einichliehlih der Einſatzſpitzen, Kanten 
und abgepaßten Waren aus Epigen oder Spipenftoffen, auch ohne 
— geſtalteten oder ausgezackten Rand: 

geſtick 
gewebt 
andere 

Stidereien auf baummwollenem Grundſtoffe: 
Blattftichiticdereien 
Kettenftichitidereien 
andere 

Anmerkung. Bei Verwendung von Seide, Fünftlicher Seide, 
Floretſeide oder Metallfüden (Draht oder Lahn) zum Beitiden er- 
höhen ſich die Zollſätze um 20 vom Hundert. 

Taue, Seile, Stricke; Bindfaden aus Baumwollengeſpinſten im Durch— 
meſſer von mehr als 1 Millimeter, auch in Aufmachungen für den 
Einzelvertauf. 

Anmerftung. Bindfaden im Durchmefler von 1 Millimeter 
oder darunter ijt nach jeiner Beihaffenheit ald gezwirntes Garn zu 
verzollen. 

Swläude (Sprigen: und andere grobe Schläuche), auch in Verbindung mit 
unedlen Metallen; grobe Gurte und Treibriemen, gemwebt oder gewirkt 

Dochte, gewebt oder geflochten 

Pojamentirwaren (Bejäge, Bänder, Kordeln, Ligen, Schnüre und dergleichen) 
fowie Knopfmaderwaren, auch mit Unterlagen oder Einlagen von Holz, 
Bein, Horn, Leder, Metall oder bergleihen; auch ſogenannte Baum- 
wolleniparterie 


D. Andere pflanzliche Spinnftoffe. 


Andere pflanzlihde Spinnftoffe, bearbeitet. 


Flachs, Hanf, Ramie, Jute, Manilahanf, neufeeländiiher Hanf, Agave— 
fafern, Ananasfaiern, Kolosfafern, Planzendaunen, Zorfwolle, Wald» 
wolle und alle übrigen pflanzlichen Spinnftoffe, gebechelt, gekrempelt, 
% efämmt, gebleidht, gefärbt, nicht unter Nr. 471 fallend 

Krolldaarerjagitofie aus Kokos, Manilahanf-, Agave- oder ähnlichen Faſern, 
auch gemiicht mit Tierhaaren 


Geſpinſte. 


(472/4) Leinengarn (Garn aus Flachs oder Flachswerg), auch gemiſcht 

mit Jute, jedoch ohne Beimiſchung von anderen Spinnſtoffen: 
eindrähtig, roh: 

bis Nr. 8 — 

über Nr. 8 bis Nr. 14 engliſch 

über Nr. 14 bis Nr. Wengliſch 

über Nr. 20 bis Nr. 35 engliich 

über Nr. 35 bis Nr. 75 engliich 

über Nr. 75 engliſch 
— ebleicht, bedruckt: 

bis Wr. 20 englij 

über Nr. 20 bis 3. 35 engliſch 

über Nr. 35 bis Nr. 75 engliſch 

über Nr. 75 engliſch 


zwei⸗ ober mehrdräbfig. (geziwirnt), roh, gebleicht, gefärbt, bedruckt 


(475/7) Hanfgarn und Hanfwerggarn, jowie Garn aus Manilahani, 
neujeeländiihen Hanf, Agavefaiern, Ananasfajern, Kokosfaſern oder 
andermweit nicht genannten pflanzlichen Spinnftoffen, diefe Garne 
fämtlih aud gemiicht mit jonjtigen zum Unterabſchnitte D gehörigen 
Spinnftoffen, jedoch ohne —*— chung von Baumwolle oder tieriſchen 
Spinnſtoffen: 


38 


150 


frei 
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Zollſatz ne a 

475 eindrähtig, roh: 

bis Wr. 6 engliſch 8 

über Nr. 6 bis Nr. 10 engliſch 9 

über Nr. 10 engliſch 10 
476 eindräbtig, gebleicht, gefärbt. bedrudt: 

bis Nr. 6 engliich 13 

über Nr. 6 bis Nr. 10 englifch 14 

über Nr. 10 engliſch 16 
477 zweis oder mehrdrähtig (gezwirnt), roh, gebleicht, gefärbt, bedrudt 36 


Unmerfung zu Nr. 475 und 477. Kokofaiern, zu Strängen 
ujammengedreht oder geiponnen (Kokosgarn), eins oder zwei— 
rähtig, roh frei 
478/80) Ramiegarn, auch gemiicht mit Flachs oder Jute, jedoch ohne 
eimijhung von anderen Spinnitoffen : 

478 eindrähtig, rob: 
bis Nr. 11 engliſch 6 
über Nr. 11 bis Nr. 22 engliich 10 
über Wr. 22 bis Nr. 33 engliich 15 
über Nr. 33 engliich 20 
479 eindrähtig, gebleicht, gefärbt, bedrudt: 
bis Wr. 11 engliſch 8 
über Nr. 11 bi8 Nr. 22 engliich 14 
über Nr. 22 bis Nr. 33 engliſch 20 
über Nr. 33 engliſch 26 
480 zweis oder mehrdrähtig (gezwirnt), roh, gebleicht, gefärbt, bedrudt 36 
(481/2) Jutegarn ohne Beimifhung von anderen Spinnjtoffen, eins 
oder mebrdrähtig: 


481 roh: 
bis Nr. 8 engliſch 5 
über Nr. 8 bis Nr. 14 engliſch 6 
über Nr. 14 engliſch 7 
482 gebleicht, gefärbt, bedrudt: 
bis Nr. 14 engliſch 12 
über Nr. 14 engliſch 13 


483 Garn aus Spinnftoffen des Unterabſchnitts D ohne Beimiihung von Baumes 
wolle oder tierischen Spinnitoffen, in Aufmachungen für den Einzelverkauf: 
eindrähtig 36 
zwei⸗ oder mehrdrähtig (gezmwirnt) 70 


Waren aus Geſpinſten von Spinnſtoffen des 
Unterabſchnitts D. 
484/5) Seilerwaren aus Spinnſtoffen des Unterabſchnitts D ohne 
eimiſchung von Baummolle oder tieriihen Spinnitoffen : 
484 Taue, Seile, Stride, Bindfaden (lediglih durh Zuiammendrehen von 
Seilfäden [ftarten eindrähtigen Seilergarnen] hergeftellte nicht ſchnur— 
artige Seilerwaren): 


im Durchmeſſer von 5 Millimeter oder darüber 10 
im Durdmefier von mehr als 1, aber weniger ald 5 Millimeter, 
aud in Aufmachungen für den Einzelverkauf 24 


Anmerlung. Seilerwaren der vorbezeihneten Art im Durch— 
mefjer von 1 Millimeter oder darunter werden wie zweis oder mehr: 
drähtige® Garn verzollt. 

485 Eimer, Gurte, Hängematten, Nebe, Schläude, Sohlen, Stridleitern, Trag— 
bänder, Treibriemen und andere vorjtehend nicht genannte Geiler: 
waren, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht da— 
durch unter höhere Zollſätze fallen 36 

(486/7: Fußbodenteppiche, im Stüde ald Meterware eingehend oder 
abgepaft (ohne Näharbeit), aus lojen, gedrehten oder verjponnenen 
Jute-, Manilahanf-, Agave-, Ananas- oder Kokosfaiern, auch ges 
mischt mit anderen pflanzlihen Spinnftoffen oder Geipinften oder 
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mit Rindvieh-, Hirich:, Hundes, Schweine; oder ähnlichen groben 
Tierhaaren oder Geipinjten daraus, ſoweit jie nicht unter Nr. 427 


[425] fallen: 
gefnüpft 60 
487 gewebt: 
gefärbt, bedrudt, bunt gewebt, gemuſtert 30 
andere; auch Deden aus geteertem Tauwerk, geteerte Fuhboden- 
teppiche 12 


(488,9) Tajchentüher aus Leinengarn, im Stüde ald Meterware 
eingehend oder abgepafit, — oder gemuſtert, auch mit un— 
gi rbten oder * baumwollenen Fäden in den Kanten oder 

orden ohne Rückſicht auf die Anordnung oder Anzahl dieſer Fäden: 


488 roh: 
in der Kette und dem Schuß zuſammen auf 2 Zentimeter im Geviert: 
bis 120 Fäden 80 
mit mehr ald 120 Fäden 105 


489 gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt: 
in der fette und dem Schuß zujammen auf 2 Zentimeter im Geviert: 
bi3 120 Fäden 120 
mit mehr ald 120 Fäden 145 
40 Dichte Gewebe für Möbel: und Zimmerausftattung (mit Ausſchluß von 
Sammet und Plüſch, ſammet- und plüfchartigen Geweben) aus Jute 
ohne Beimiihung von anderen Spinnftoffen, gefärbt, bedrudt, bunt 
gemwebt, gemuitert 80 
491 Zammet und Plüſch, jammet- und plüjchartige Gewebe (aufgeichnitten oder 
niht aufgeichnitten), aus Geipinjten von Spinnitoffen des Unter— 
abſchnitts D ohne Beimiihung von tieriihen Spinnftoffen oder von 


Baummolle: 
rob 80 
gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt 110 
(492/7) Dichte Gewebe aus Geſpinſten von Spinnjtoffen des Unter: 
abſchnitts D, auch gemiſcht mit Pferdehaaren, jedoch ohne Bei— 
miſchung von anderen tieriſchen Spinnſtoffen oder Baumwolle, nicht 
unter Nr. 486 bis 491 fallend, ungemuſtert: 
(492/3) aus Flachs, Flachswerg oder Ramie, auch gemiſcht mit 
anderen Spinnſtoffen des Unterabſchnitts D: 
492 roh: 
in der Kette und dem Schuß zuſammen auf? Zentimeter im Geviert: 
bis 40 Fäden 14 
mit 41 bis 80 Fäden 28 
mit 81 bis 120 Fäden 40 
mit mehr ald 120 Fäden 65 
493 gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt: 
in der Kette und dem Schuß zufammen auf 2 Zentimeter im Geviert: 
bis 120 Fäden 65 
mit mehr ald 120 Fäden 120 
(494/5) aus Hanf, Hanfwerg, Manilahanf, neujeeländiihem Hanf, 
Agavefajern, Ananasfajern, Kolosfaiern oder anderweit nicht 
enannten pflanzlihen Spinnftoffen, auch gemiſcht mit Jute, 
4 jedoch ohne Beimiſchung von Flachs oder Ramie: 
ro 
in der Kette und dem Schuß zuſammen auf 2 Zentimeter im Geviert: 
bis 40 Fäden 16 
mit 41 bis 80 Fäden 30 
mit mehr ala 80 Fäden + 


4% Sana — bedruckt, bunt gewebt 


7) aus Jute ohne Beimiſchung von anderen Spinnſtoffen des 
— Unterabſchnitts D: 


in der Kette und dem Schuß zuſammen auf 2 Zentimeter im Geviert: 
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bis 40 Fäden 12 

mit 41 bis 80 Fäden 24 

mit mehr als 80 Fäden 36 

497 gebleicht, gefärbt, bedruckt, bunt gewebt 60 
498 Dichte Gewebe aus Geipiniten von Spinnftoffen des Unterabſchnitts D, 
auch gemiſcht mit Pferdebaaren, jedoch ohne Beimiihung von anderen 
tieriſchen Spinnitoffen oder Baummolle, nit unter Wr. 486 bis 491 

fallend, gemuftert ırob, gebleicht, gefärbt, bedrudt, bunt gewebt) 150 

49 Gaze, Tüll und ähnliche undichte Gewebe 300 
500 Birk (Trifot-) und Nepftoffe jowie Wirkwaren (Trilotwaren) und ander- 

weit nicht genannte Netzwaren 100 


501 Spigenftoffe und Spigen aller Art einfchliehlih der Einjagipigen, Kanten 
und abgepakten Waren aus Spitzen oder Spipenftoffen, auch ohne 
wellenförmig geitalteten oder audgezadten Rand 

502 Bojamentierwaren (Bejäge, Bänder, Kordeln, Ligen, Schnüre und ber» 
gleichen) jowie Knopfmacherwaren, auch mit Unterlagen oder Einlagen 
von Holz, Bein, Horn, LXeder, Metall oder dergleihen; Dochte, gewebt 
oder gewirkt; ferner nad) Art der jogenannten Baummwolleniparterie 
hergejtellte Waren 150 

Anmerltung zu D. Stidereien auf Grunditoff aus Geſpinſten 
des Unterabſchnitts D find wie Stidereien auf baummwollenem Grunbd- 
jtoffe zu verzollen. 


E. Bucdhbinderzeugftoffe, Pausleinwand, waſſerdichte Gewebe, 
Gewebe mit aufgetragenen Schleife oder Moliermitteln ; 
2inoleum und ähnliche Stoffe. 

503 IBuchbinderzeugitofie, glatt oder gepreßt 60 
: tBausleinwand 135 

(504/6) Wafjerdihte Gewebe (mit Ausnahme von Kautihul: und 
Buttaperhageweben): 
504 Wachstuch: 
grobes, mit rauher Oberfläche, unbedrudt, ohne Muſterpreſſung 
(Badtuch); Badfilz, ungefärbt 12 
grobes, mit glatter Oberfläche oder bedrudt oder mit Muſterpreſſung; 
Ledertuh; Packtuch, mit Papier unterflebt; anderes als grobes 
Wahstuh mit Ausnahme von Wachsmuſſelin und Wachstafft; 
Packfilz, gefärbt 30 
Wachsmuſſelin und Wachstafft 50 
505 Gewebe, durch Ueberſtreichen oder Tränken mit Oelfirnis oder mit Stoffen 
metalliihen Uriprunges, durch Teeren oder jonjt eine Behandlung mit 
anderen Stoffen als Kautſchuk, Guttaperha oder YZellhorn waflerdicht 


gemacht: 
grobe; auch Schiefertuch 12 
andere als grobe 30 
506 Gewebe, mit Zellhorn (Zelluloid) oder ähnlichen Stoffen überſtrichen 90 


Anmerkung zu Nr. 503 bis 506. Beſtickte Gewebe der Nr. 503 
bis 506 werden wie genäbte Gegenitände aus ſolchen verzollt. 
507 Schmirgeltuh, Bimsfteintuch, Feuerftein:, Glas: und Sanbleinen 6 
08/9) Fubbodenbelag aus Linoleum oder ähnlichen Stoffen, im 
Stüde als Meterware eingehend oder abgepaft, aud) mit Unter— 
lagen von groben Geſpinſtwaren oder anderen Stoffen: 
508 in der Mafle einfarbig: 


unbedrudt 10 
bedrudt 12 

509 in der Maſſe mehrfarbig (z. B. eingelegtes [Mojait-, Granit] Linoleum), 
auch bedrudt 18 


510 Tapeten, Linkruſta und dergleichen aus Linoleum oder ähnlichen Stoffen 40 
Anmertung zu Wr. 508 bis 510. In Nr. 508 bis 510 nicht 
enannte Waren aus Linoleum oder ähnlidhen Stoffen, auch in 
erbindung mit anderen Stoffen, ſoweit fie nicht dadurch unter 
höhere Zolljäge fallen, find wie Fußbodenbelag zu verzollen. 


516 


317 


518 


319 
20 
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F. Watte, Filze und nicht genähte Filzwaren. 
(511/2) Watte: 


1 zu Heilzwecken zubereitet: 


. von 1 Kilogramm oder darunter 
in Aufmachungen { von mehr als 1 Kilogramm 
andere, auch mit Kleifter, Leim oder Summilöfung überzogen; ferner als 
Dihtungdmittel dienende Rollen aus Watte: 
aus Seide oder Seidenabfällen 
aus anderen Spinnitoffen 
(513/4) Filze, abgepahte Fuhbodenteppihe aus Filz und fonftige 
nit genähte Filzwaren (mit Ausnahme der Hüte): 
aus Rindvieh-, Hirſch-, Hundes, Schweine: oder ähnlichen groben Tier: 
haaren, au in Verbindung mit pflanzlichen Spinnftoffen, jedoch ohne 
Beimiihung von Seide, Wolle oder anderen Tierhaaren: 
Filze; auch Dachfilz und andere mit Asphalt, Teer, Harzen oder 
dergleichen getränkte Filze 
Filzſchuhe, aud genäht, ohne Sohlen aus anderen Stoffen 
abgepaßte Fußbodenteppiche aus Filz und andere Filzgwaren 
aus Wolle oder anderen als den vorftehend genannten Tierhaaren, aud in 
Berbindung mit pflanzlichen Spinnftoffen oder mit Beimiſchung von Seide 
Anmertung zu Nr. 513 und 514. Beſtickte Filze und Filz 
waren werden wie genähte Segenftände aus Filzen verzollt. 


6. Pferdehaare (aud der Mähne oder dem Schweife) und 
Waren daraus, 
Bierdehaare (aus der Mähne oder dem Schweife), bearbeitet: 
ehechelt, gezogen, gebleicht, gefärbt 
ollbaare aus Pferdehaaren, auch gemijcht mit anderen Tierhaaren 
oder mit pflanzlihen Fajerftoffen 
Baren aus Pierdehaaren, anderweit nicht genannt: 
Preßtücher, Gurte, Scheiben und Totein, zum Preſſen von Del oder 
Fetten, aud in Verbindung mit Werg 
Taue, Seile, Stride; Weberligen, auch durch VBerflehten, Verknüpfen 
oder Beritriden zu einem jogenannten Litzenkamme vereinigt; 
Gewebe, au mit anderen tieriichen oder mit pflanzlichen Spinn— 
ftoffen oder Geſpinſten, ausſchließlich Seide, gemiicht, jofern die 
ganze Kette oder der ganze Einſchlag aus Pferdehaaren bejteht; 
änder, Ketten, Siebböden und ähnliche Geflechte 
fünjtlihe Blumen; Spipen 


H. Sleider, Putzwaren und fonftige genähte Gegenftände aus 
Geſpinſtwaren oder Filzen, anderweit nicht genannt. 
Ans Seide: 
aus undichten Geweben, Spipen oder Stidereien, ganz oder teilweije 
aus Seide 
aus anderen Geſpinſtwaren ganz aus Seide 
aus anderen Geſpinſtwaren oder aus Filzen, teilweife aus Seide 
Aus Geſpinſtwaren oder Filzen aus Wolle oder anderen Tierhaaren, auch 
gemiicht mit pflanzlihen Spinnſtoffen 
Aus Baumwolle, auch gemiſcht mit anderen pflanzlichen Spinnftoffen 
Aus anderen pflanzlihen Spinnftoffen als Baumwolle 
Anmerkung zu Wr. 518 bis 520. leider, Putzwaren und 
jonftige genähte Begenitände der Nr. 518 bis 520 unterliegen, wenn 
fie aus Spigen oder Stidereien beftehen, einem Zollzuſchlage von 
100, wenn fie mit Spipen oder Stidereien einſchließlich jolder ganz 
teilweife aus Seide verziert find, einem Zollzujhlage von 50 vom 
Hundert. 
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521 Aus waſſerdichten Geweben (ausgenommen Kautſchuk- und Guttaperdas 


ewebe): 
a aus groben wajlerdihten Geweben; auh aus Schiefertuch oder 
Schmirgeltud 50 
aus Geweben mit Zellhorn (Zelluloid) oder ähnlichen Stoffen über: 
ftrichen 150 
aus anderen waſſerdichten Geweben 70 


522 Aus Geſpinſtwaren, auch aus Filz, mit Kautſchuk überzogen oder getränkt 
oder durch Zwiichenlagen aus Kautſchuk verbunden, oder in Verbindung 
mit Kautihulfäden, auch aus Geweben von Kautichuffäden in Verbindung 
mit Gejpiniten, anderweit nicht genannt: 
wenn die Geſpinſtware oder das Geſpinſt bejteht: 
ganz oder teilweiſe aus Seide 220 
aus anderen Spinnjtoffen 120 


J. Künftlihe Blumen aus Gefpinftwaren, Regen: und Sonnen: 
fhirme, Schuhe aus Gefpinftwaren oder Filzen. 


523 Blumen (Blüten, Blütenblätter, Knoſpen), fertige, aus Gejpinftwaren oder 
Geſpinſten, auch aus Filz, allein oder in Verbindung mit anderen Stoffen, 
auch in fejter Verbindung mit anderen Gegenjtänden oder unter Glas 
und Rahmen; Beitandteile jolher künftlihen Blumen, 3. B. einzelne 
Blätter, Stiele, Staubfäden, Samentapjeln, Früdte u. ſ. w., ohne Ver— 
a untereinander; auch jogenannte Stoffſchläuche zu Stielen 900 

nmerfung. Wie fünftlihe Blumen werden aud jogenannte 
Phantafieblumen, Nahahmungen von Käfern und ähnliche Gegen— 
frände verzollt, die zu gleichen Zwede wie natürlihe Blumen ver- 
wendet werden. 
(524/5) Regen: und Sonnenſchirme, joweit jie nit durch ihre Ver- 
bindung mit anderen Stoffen unter höhere Zolljäge fallen: 
524 aus Spiken, Stidereien oder Gejpinjtwaren mit aufgenähter Arbeit, oder 


damit aufgepugt 200 
525 andere: 
aus Geipinftwaren ganz aus Seide 120 
aus Geſpinſtwaren teilmweife aus Seide 90 
aus anderen Gejpinjtwaren 70 
526 Schuhe, aus Tuceden oder Tuchleiften geflodhten, ohne angenähte Sohlen 
aus anderen Stoffen 15 
Anmertung. Schuhe, aus Neiteln, Ligen oder dergleichen ge- 
flochten, ohne angenähte Sohlen aus anderen Stoffen, werden wie 
Bojamentierwaren verzollt. 
527 — — Geſpinſtwaren oder Filzen mit angenähten Sohlen aus anderen 
toffen: 
aus Gejpinjtwaren ganz oder teilweile aus Seide 600 
aus Tucheden, Tuchleijten oder Filzen; aus baummwollenen, wollenen 
oder leinenen Nefteln, Ligen oder dergleichen 50 
aus Kameelhaargeweben 100 
aus anderen Geſpinſtwaren, auch aus waſſerdichten Geweben 70 
K. Menſchenhaare und Waren daraus, zugerichtete Schmuck⸗ 
federn, Fächer und Hüte. 
528 Menſchenhaare, roh, ausgekocht, gefärbt, gehechelt, geſponnen oder in Locken— 
form gelegt 100 
529 Haargewirre von Menſchenhaaren, zu Perrückenmacher- oder anderen Haar— 
arbeiten nicht verwendbar frei 


530 Perrückenmacher- und andere Arbeiten aus Menſchenhaaren oder Nach— 
ahmungen davon, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit 
fie nicht dadurch unter höhere Zollſätze fallen 200 
531 Schmudjedern, zugerichtet (zubereiten): 
Strauffedern und Keiheriedern 1 000 
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andere Federn; auch Bogelbälge, Köpfe, Flügel und andere Teile 
von Bälgen, zum Schmude von Hüten oder dergleichen zugerichtet 750 
532 Fächer (Handfäcer): 
ganz oder teilweiſe aus Straußfedern 600 
ganz oder teilweiſe aus Seide, Spipen, Stidereien oder anderen 
ie si als Strauffedern ; alle diefe, jomweit fie nicht durch 


ihre Verbindungen unter höhere Zollſätze fallen 300 
andere, joweit fie nicht an fi oder durch ihre Verbindungen unter 
höhere Zolliäge fallen 200 


3 Männerbüte aus Gefpinjtwaren, ohne Rüdficht auf die Ausſtattung: 
aus Gejpinftwaren ganz oder teilweile aus Seide, Hüte aller Art 
mit Springfedern (Klapphüte) für 1 Stüt 1,50 
aus anderen, auch mit Kautſchuk überzogenen oder getränften Ge— 
ſpinſtwaren; ladierte Männerhüte aus Gejpinftwaren aller Art, 
auch aus Filz für 1 Stüt 0,50 
(534/5) Frauenhüte aus Gejpinjtwaren, und zwar: 
4 aus Geipinitwaren ganz oder teilweife aus Seide, aliß Spipen, Stidereien 


oder Geſpinſtwaren mit aufgenähter Arbeit für 1 Sit 1 
>35 aus anderen, auch mit Kautſchuk überzogenen oder getränften Gejpinjt- 
waren 
unausgerüftet (ungarniert) für 2 Stüt 0,25 
ausgerüſtet (garniert) 0,80 
56 Hüte aus waſſerdichten Geweben (mit Ausnahme von ——— 
— (ungarniert) oder ausgerüſtet (garniert) für ı Srüd 0,25 
(537/8) Männerhüte aus Filz (mit Ausnahme der ladierten): 
37 aus Haarfilz: 
unausgerüftet (ungarniert) für 1 Stüt 0,70 
ausgerüjtet (garniert) do. 1 
3 aus Wollfilz: 
unausgerüftet (ungarniert) do. 0,30 
‚ ausgerüftet (garniert) do. 0,40 
>9 Frauenhüte aus Filz aller Art: 
unausgerüftet (ungarniert) — 0,35 
R ausgerüftet (garniert) 1 
40 Hutjtumpen aus Filz, ganz oder unvollitändig in Hutform —— 
aus Haarfilz für ie Stüt 0,45 
aus Wollfilz 0,20 


4 Hüte aus Stroh — anderen pflanzlichen Flechtſtoffen, aus PR oder 
Roßhaargeflechten, Fiſchbein, Korl, Baumſchwamm, Lufa, Papier, 
Sparterie; anderweit nicht genannte Hüte: 


unausgerüſtet (ungarniert) für 1 Stüt 0,30 
. ausgerüjtet (garniert) do. 0,50 
42 Frauenhüte aller Art, aufgepußt do. 1,50 


L. Abfälle von Gefpinftwaren und dergleichen, 


4 Abfälle von Geipinftwaren aller Art (Qumpen und Schneidereiabfälle, letztere 
* Schneiderei nicht mehr verwendbar); Tuchleiſten; alte Nepe, altes 
auwerk, alte Stride und alte Weberligen aus Garn, zur urjprüng- 

lichen Beftimmung nicht mehr verwendbar frei 


Allgemeine AUnmerfungen zum fünften Abidhnitte. 


1. Halbgebleichte (cremierte), mercerifierte oder mit Salpeter: 
ſäure behandelte (nitrierte) Bejpinfte unterliegen der Ver: 
zollung als gebleichte Geſpinſte. 

2. Geſpinſte aus Wolle oder anderer Tierhaaren oder aus 
pflanzlichen Spinnſtoffen in Verbindung mit Metallfäden 
(Draht oder Lahn), mit Ausnahme der mit ſolchen um— 
ſponnenen, werden mit einem Zuſchlage von 10 vom 
Hundert verzollt. Bei Geſpinſten, die nach der Feinheits— 
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. Geipinfte in geichlichteten oder geleimten Stetten, mit Aus: 


. Halbgebleichte (cremierte), mercerifierte oder mit Salpeter: 
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nummer verichiedenen Zoljäßen unterliegen, ift der Be: 
rechnung des Zolles nebſt Zuichlag der höchſte der für dad 
Geſpinſt nad jeiner jonitigen Beichaffenheit in Frage 
fonımenden Zollſätze zu Grunde zu legen. 


nahme derjenigen aus Seide, künſtlicher Seide oder ‚zloret- 
feide, unterliegen einem Zujchlage von 5 vom Hundert zu 
dem Zolliage fir das verwendete Beipinit. 


jäure behandelte (nitrierte) Seipinitwaren unterliegen der 
Berzollung als gebleichte Geipinitwaren. 





» Brojcierte Gewebe unterliegen einem Zollzujchlage von 


10 vom Hundert. 


. Gehälelte und gejtridte Geipinftwaren werden wie Wirt 


waren, jogenannte Mepitidereien (Mepipigen), ſoweit ſie 
nicht als Geſpinſtwaren) mit aufgenähter Arbeit (appli- 
quierte Gejpinftwaren) ſich darjtellen, als Spipen verzollt. 


. Geipinftwaren in Verbindung mit Metalljäden (Draht 


oder Lahn) werden mit einem Zuichlage von 10 vom 
Hundert verzollt, ſoweit im Tarife nicht Ausnahmen vor: 
geſehen find. 


. Bejpinjtwaren mit aufgenähter Arbeit (appliquierte Ge: 


ipinjtwaren) unterliegen nad Maßgabe des Grundſtoffs 
der Berzollung als genähte Gegenſtände. In gleicher 
ER Filze und Filzwaren mit aufgenäbter Arbeit 
verzollt. 

Weberligen aus Gejpinften, durch Verflechten, Verknüpien 
oder Berftriden zu einem Lißenfamme vereinigt, werden 
wie Poſamentierwaren verzollt. 

Seipinitwaren und Filze, die nur mit einfahen Säumen 
oder mit einzelnen Nähten verjehen jind, werden nict 
mit den Zolljägen für genähte Gegenftände, jondern nur 
mit einem Zuſchlage von 15 vom Hundert zu dem Holle 
für die Geſpinſtwaren belegt. 

Demjelben Zollzuichlag unterliegen Säde aus Geweben, 
genäht oder ungenäht. 

Soweit nicht Ausnahmen vorgejehen find, werden ab- 
gepaßte oder zugeichnittene Gejpinjtivaren ohne Näharbeit 
wie die im Stüde als Meterware eingehenden Geipinit- 
waren berzollt. 

Bejpinitwaren mit angelnüpiten Franſen oder der: 
gleihen werden nicht wie genähte Gegenſtände verzollt. 

Bei Wirk: (Trikot-) oder Nefwaren bleiben Säume und 

Nähte ſowie Einfafjungen von Band und die zum Ge— 
brauch erforderlichen gewöhnlichen Zutaten auf die Ver: 
ollung ohne Einfluß. 
Für Kleider, Bußwaren und fonjtige genähte Gegenitände 
aus Sejipinjtwaren in Verbindung mit Metallfäden (Draht 
oder Lahn) erhöhen ich die Zollſätze um 15 vom Hundert. 
Nicht befonders genannte Gegenjtände aus Gejpinitwaren, 
die in anderer Weile als durch Nähen hergeftellt find, 
werden wie genähte Gegenjtände verzollt. Der nämlichen 
Behandlung unterliegen Gejpinitwaren mit oder ohne 
Näbarbeit in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit fie 
nicht beionders tarifiert find oder dur ihre Verbindungen 
unter höhere Zolljäge fallen. 

Eingewebte, eingemwirkte u. j. w. Glas-, Porzellan= oder 
Metallperlen, Glasgeipinite, Fiichbeinfafern oder der- 
gleihen bleiben auf die VBerzollung von Gejpinjtwaren 
ohne Einfluß. 
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Uſatz jür 1 tmer 
Zollſatz f —— 


Gefüllte Betten ſowie gefüllte Kiſſen, Matratzen, Polſter 
u. ſ. w. zu Betten, auch Strohſäcke, mit Ueberzügen aus 
Geſpinſtwaren, unterliegen der Verzollung als genähte 
Gegenſtände aus den zu den Ueberzügen verwendeten 
Stoffen nur zu einem Drittel des Gewichts der Betten 
u. j. w., während zwei Drittel auf die Füllung zu rechnen 
und dem für dieje beſtehenden Zolliage zu unterwerfen 
oder zollfrei zu lafien find. In gleicher Weile werden 
andere gepoliterte oder ſonſt ausgefüllte Kifien ohne 
Geſtell mit Ueberzügen aus Geſpinſtwaren im Gewichte 
von mehr als 2 Kilogramm behandelt. 

13. Gejpinjte und Gejpinitwaren aus Zellſtoff (Zelluloſe) oder 
anderen Nahahmungsitoffen, mit Ausnahme der küuſt— 
lihen Seide, werden wie die Geipinjte und Geſpinſtwaren, 
als deren Nahahmungen jie ſich darjtellen, behandelt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Leder und Lederwaren, Kürſchnerwaren, Waren aus Därmen. 


A. Leder, Zollſatz für ı Doppientner 
a 


Entbaarte halb⸗ oder ganzgare, noch nicht gefärbte oder weiter zugerichtete 
—— und Ziegenfelle, auch Lamm und Zickelfelle, ungeſpalten oder 
eſpalten 
(45/7) Leder, halb⸗ oder ganzgar, auch zugerichtet, anderweit nicht 

genannt: 

bei einem NReingewichte des Stüdes von mehr als 3 Kilogramm: 

ganze Häute mit anhaftenden Köpfen, Hälfen, Bäuchen und Klauen, 
aud in Hälften; Kopf, Hals:, Bauchteile und Klauen, jowie 
Roßſchilder und Schweinsleder ohne Rüdficht auf das Gewicht 
des Stüdes 

Kernitüde 

bei einem Reingewichte des Stüdes von 1 bis 3 Kilogramm 

bei einem Reingewichte des Stüdes von weniger als 1 Kilogranım 

Handihuhleder aller Art 

Biegen» und Zidelleder, zugerichtet, mit Ausnahme des Handichuhleders 
und des ladierten Leders 

Scaf- und Lammleder, zugerichtet, mit Ausnahme des Handſchuhleders 
und des ladierten Leders 

Pergament; auch durcdicheinendes (Transparent) Leder und Trommelleder 

Ladiertes Leder aller Urt 

Bearbeitete (gefürbte, gegerbte u. j. w.) Häute von Fiſchen oder Kriechtieren 

Künftlihes Leder (ganz oder teilweife aus Lederabfällen zufammengeiept) 

Anmertungen zu A. 

1. Behaarte halb» oder ganzgare Kalbfelle, Rindshäute und 
dergleichen, die zur Verwendung ald Schuhoberleder, jowie 
zur Heritellung von Täichnerwaren u. j. w. geeignet find, 
unterliegen der Berzollung als Leder. 

2. Abjchnitte und Streifen von Leder, die einer weiteren Bes 
arbeitung durch Kitten, Einprejien, Ein- oder Ausjchneiden 
von Verzierungen, Lochen, Steppen, Nähen und dergleichen 
unterworfen jind, ferner zu einem bejonderen Zwede durch 
Zuſchneiden over Stanzen geformte Abjchnitte oder Streifen 
von Leder unterliegen ber Verzollung als Xederwaren, 
ausgenommen geitanztes Trommelleder, auf welches ledig- 
fih der Zolljaß der Nr. 551 Anwendung findet. 
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(559) 


561 
560 


562 
[561] 


563 
[562] 
564 
[563] 


565 
[564] 


Sol 14} ür 1 Toppeljentner 


B. Lederwaren, 


(555/6) Schuhe aus Leder aller Art, auch aus bebhaarten Häuten 
oder aus Häuten von Fiſchen oder Kriechtieren: 


mit Holziohlen 30 
mit anderen Sohlen: 
da8 Paar im Gewichte von mehr ald 1200 Granm 85 
das Paar im Gewichte von mehr als 600 bis 1200 Gramm; auch 
Schuhoberteile aus Leder aller Art mit elaftiihen Einfägen ohne 
Rüdfiht auf das Gewicht 120 
das Paar im Gewichte von 600 Gramm und darunter 180 
Treibriemen und Treibriemenbahnen aus Leder aller Art fowie aus rohen 


enthaarten Häuten, aud mit Unterlagen oder Zwiſchenlagen aus groben 

Geſpinſtwaren oder Filz 60 
Stöcke, Reitpeitſchen und dergleichen aus Tierflechſen, auch in Verbindung 

mit anderen Stoffen, ſoweit ſie nicht dadurch unter höhere Zollſätze fallen: 


unlackiert 30 

lackiert 70 
Kleider aus Leder: 

mit Futter aus Geſpinſtwaren 250 

andere 80 


Sattler und Täjchnerwaren jowie andere nicht bejonders genannte Waren 
aus Leder aller Art, rohen enthaarten oder behaarten Häuten, Pergament, 
tieriſchen Blajen, Goldichlägerhaut oder Häuten von Fiſchen oder Kriech- 
tieren, oder damit ganz oder teilweije überzogen; aud Sattler- und 
Täfhnerwaren aus groben Seipinftwaren von pflanzlihen Spinnitoffen 
oder aus Seilerarbeit der Nr. 484 oder 485, oder damit ganz oder zum 
— Teile überzogen; alle dieſe, ſoweit ſie nicht durch die Ver— 
indung mit anderen Stoffen unter höhere da fallen oder zu den 
mit Leder ganz oder teilweiie überzogenen Papier- und Pappwaren der 
Nr. 667 bis 669 [670 und 671] gehören: 
bei einem Neingewichte des Stüdes von 2 Kilogramm oder darüber 65 
bei einem Reingewichte des Stüdes von weniger ald 2 Kilogramm; 
auch Xedertapeten ohne Rüdfiht auf das Gewicht bed Stüdes 80 
in Verbindung mit Beichlägen oder Verſchlußvorrichtungen aus edlen 
Metallen ohne Rüdfiht auf das Gewicht des Stüdes; aud 
Stidereien auf Leder 120 
Unmerfung. Eine Berbindung mit Beihlägen oder Verſchluß- 
vorridtungen aus vergoldeten oder verjilberten unedlen Metallen oder 
Legierungen unedler Metalle bleibt auf die Berzollung ohne Einfluß. 
Handſchuhleder, zu Handſchuhen zugeichnitten oder geitanzt 150 


Handſchuhe ganz oder teilweile aus Leder (mit Ausnahme der mit Pelz: 
wert überzogenen oder mit ſolchem gefütterten Handſchuhe und der als 
Sattlerware zu behandelnden ausgepoliterten Fechthandſchuhe) 200 
Anmerkung. Handſchuhe ganz oder teilweife aus Leder mit 
angenähten Aermeln aus Gejpinftwaren werden wie genähte Gegen- 
ftände aus den letzteren verzollt. 


C. ſtürſchnerwaren. 
Felle zur Belzwerkbereitung, halb» oder ganzgar, aud) gefärbt frei 


Belzwaren, nicht überzogen, nicht gefüttert: 

er auch Bundas, Boas, Pelzdecken, Belzfutter, Pelzbejäße, zu: 
ammengenäbte Belze zu Pelzfutter; geichnittene Pelzitreifen zu 

Beſätzen und dergleichen 6 
Pelzwaren, überzogen oder gefüttert; auch ungefütterte Boas, wenn fie 
mit Band, Knöpfen, Borten u. ſ. w. verjehen find; Kiſſen, gepolfterte 
oder ſonſt auögefüllte (ohne Geftell), mit Pelzwerk überzogen; Schuhe 
(aud mit Sohlen aus Leder oder dergleichen), Fußſäcke, Hüte, Mützen, 
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Zollſat jür 1 m 


Muffe und Handihuhe aus Pelzwerk oder mit Pelzwert überzogen 
oder gefüttert 

566 — Tiere und Teile davon, auch mit künſtlichen Augen, natür— 

(565) lichen Gemweihen oder dergleihen; Bogel- und andere Tierbälge, zu 

jogenannten Attrappen (Käjtchen oder dergleichen) eingerichtet, aud in 

Verbindung mit anderen Stoffen, joweit ſie nicht dadurch unter höhere 
Zollſätze fallen 70 

Anmerkung zu C. Zur Verwendung als Pelzwerk zugerichtete 

Vogelbälge und Seile von jolhen werden wie halb> oder ganzgare 

Felle zur Pelzwerkbereitung behandelt, Waren aus jolden Bogel- 

bälgen jowie Geipinjtiwaren, Lederwaren und dergleihen, auf denen 


—— durch Weben, Nähen oder dergleichen befeſtigt ſind, wie 
gefütterte Pelzwaren verzollt. 
D. Waren aus Därmen. 
— Darmſchnüre und Darmſeile 50 
8 
568 Andere Waren aus Därmen mit Ausnahme der Darmſaiten; Stöcke mit 
(567) Darmjaiten ganz oder teilweile umflochten 70 
E. Abfälle. 

569 Abgenugte Lederjtüde und Lederwaren ſowie fonitige Lederabfälle (aud) 
568] emahlen), jofern ihre Benutzung als Leder oder zu Yederwaren nad 

ihrer Beſchaffenheit ausgeichlojien ift frei 


Siebenter Abſchnill. 


Kautſchulwaren. 
A. Waren aus weichem Kautſchukt. Zohuſatz fürı Doppelgentner 
an Kautichuf, aufgelöft auch mit Beimiihung von Harz 3 


571 Weichlautihufteig, auch gefärbt oder mit Asbeſtſaſern, Graphit oder anderen 

570] Stoffen vermiiht; gemalzte Platten daraus; Kautichut-Abichnitte und 
Streifen, unbearbeitet; Bautihußplatten mit eingewalztem Draht oder 
Drahtgeflecht; alle dieje nicht vultanifiert; Guttaperchapapier 5 

572 Geſchnittene Platten (Batentplatten) aus rohem, gereinigtem, gefärbten, 

571] auch mit Schwefel oder anderen Stoffen lee Kautſchut, nicht 


vulfanifiert, auch in Abichnitten und Streifen, unbearbeitet 8 
573 Kautſchukfäden, gezogen oder geichnitten: 
572] ohne Berbindung mit Seipiniten 10 
mit Gejpiniten aus pflanzlichen oder tieriſchen Spinnftoffen unvoll— 
ftändig umjponnen oder umflochten 20 
mit Seide oder mit Gefpinjten, in denen Seide enthalten ijt, über: 
iponnen 60 
mit anderen Gejpinften überiponnen 40 
54 Schläude: 
573] aus Kautſchuk für die Bereifung von Fahrzeugrädern 60 
aus Kautſchuk zu Stielen für —— Blumen 80 
andere aus Kautſchuk; aus Kautſchuk mit Unterlagen aus pflanz— 


lihen Spinnitoffen; aus pflanzliden Spinnjtoffen, mit Kautichuf 
getränft oder überzogen oder durch Zwiichenlagen aus Kautichuf 
verbunden ; aus Kautſchuk, mit Geipinjten umflochten oder ums 
iponnen; alle dieje aud in Verbindung mit unedlen Metallen 
oder Legierungen unedler Metalle 40 
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Rollfak für 1 Doppelzentuer 
Part 


575 Zreibriemen aus Geipinftiwaren, mit Kautſchut getränft oder überzogen, 
[574] oder mit Unterlagen oder Zwiſchenlagen aus Kautſchuk; aus Kautichuf 


mit Unterlagen oder Zwiichenlagen aus Geipinitwaren 50 
576 Wagendeden, bearbeitete, aus groben Geipinitwaren, mit Kautihuf geträntt 
[575] oder überzogen oder dur Zwiſchenlagen aus Kautſchuk verbunden 30 
577 Schuhe aus Kautichuf, auch in Verbindung mit Sohlen aus anderen Stoffen: 
[576] unladiert 70 
ladiert 100 


578 Reifen aus Kautichut für Fahrzeugräder; auch Schutzdecken Laufdecken) für 
[577] bie zu Fahrzeugrädern beftimmten Scläude, aus Geipinjtwaren mit 
Kautichuf getränft oder überzogen oder durch Zwiichenlagen von Kautichuf 
verbunden 60 
579 Anderweit nicht genannte Waren aus weichen (aud vulfanijierten) Kautichuf 
[578] oder damit ganz oder teilweije überzogen, joweit fie nicht durch die Ver— 
bindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollläge fallen: 
unladiert. ungefärbt, unbedrudt; Fußbodendecken aus derartigem 
Kautſchuk, auch mit Unterlagen von Geipinftwaren ober Filz; 
Kautichufplatten mit eins oder aufgewalzten Seipinftwaren oder 
mit ein- oder aufgewalztem Filz; Stolbenpadungen, Stopfbüchſen- 
padungen und Dichtungsſchnüre aus groben Geipinftwaren, Ge— 
ipinften oder Filz in Verbindung mit Kautſchuk oder mit Stearin- 
jäure, Tall, Talg oder Asbeſt, jowie andere Kolbenpadungen 
und Dichtungsſchnüre von ähnlicher Beihaffenbeit 40 
ladiert, gefärbt, bebrudt oder mit eingeprehten Muftern verjehen ; 
Fußbodendeden aus derartigem Kautſchut, auch mit Unterlagen 


von Geipinitiwaren oder Si 60 
580 Gejpinitwaren. auch Filz, mit Kautichuf getränft oder überzogen oder durch 
[579] Zwiſchenlagen aus Kautſchut verbunden ; Geipinitwaren in Verbindung 
mit Rautihuffäden; Gewebe aus Kautſchukfäden in Verbindung mit 
Geſpinſten; Kautſchukwaren, mit Geipinitiwaren überzogen oder mit Ges 
ipinjten umiponnen; alle dieje, wenn die Geipinitware oder das Ges 
ipinit beiteht: 
ganz oder teilweiie aus Seide 180 
aus anderen Spinnitoffen 100 
Unmerlung. Beitidte Gejpinftiwaren der vorbezeihneten Art 
werden wie genähte Gegenftände aus folhen verzollt. 
581 SHautichuldrudtücher für Fabrilen und Hrapentücher für Krapenfabriten auf 
[580] Erlaubnisichein unter leberwahung der Verwendung 30 
B. Sartfautfhut und Sarttautfchufwaren. 
582 Hartlautichufteig (nicht vullaniſiert) 5 
[581] 
583 Hartfautichulteig für zahntechnijche Ziwede, mit Farben, Metallpulver oder 
(582) anderen Stoffen gemengt 100 


584 Hartlautichuf (Kautſchukhornmaſſe) in Platten, Stangen, auch zerichnitten, 
[583] ohne weitere Bearbeitung; Rohprefiungen aus Sartfantfhuf, die zwar 
ihon die Geftalt der Ware erfennen laſſen, aber noch die Preßnähte an 
jich tragen und deshalb der weiteren Bearbeitung bedürfen; unbearbeitete 
Blatten aus Hartlautichuf mit Unterlagen von Geipinftwaren oder Rapier 10 


555 Röhren aus Hartlautihut, ohne weitere Bearbeitung 40 
[584] 

586 Andere Hartlautihuhvaren, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit 

[585] fie nicht dadurd unter höhere Zollſätze fallen 45 


Allgemeine Anmerfung zum fiebenten Abſchnitt. Waren 
aus Guttaperdha, Balata oder Kautichukerjapftoffen, oder damit ganz 
oder teilweife überzogen, werden, joweit fie nicht beionders genannt 
find, wie Kautihufwaren verzollt. 
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Achter Abſchnitt. 


Geflechte und Flechtwaren aus pflanzlichen Stoffen mit Ausnahme der 
Geſpinſtfaſern. 
A. Geflechte (mit Ausnahme der Sparterie). 
Sofat für 1 Doppelgentner 
587 Holzipangeflehte, auch gefärbt 2 


588 Gejlehte aus Stroh, Bait, Baummurzeln, Binien, Binfter, Gras, Holzwolle, 
[587] Palmblatt, Seegras, Schilf oder anderen pflanzlichen Flechtſtoffen: 


ungebleicht, ungefärbt frei 
gebleicht, gefärbt 8 
B. Fledtwaren (mit Ausnahme der Süte und Der Sparteriewaren.) 
589 Deden 
[588] Fußdecken und Matten, grobe, roh oder gefärbt, gebeizt, gefirnißt 3 
andere als grobe Fußdecken und Matten, jomie andere Deden aller 
Art, ne mit Unterlagen aus Geipinftwaren oder Filz 24 


(5/1 [589/90] Korbilehterwaren und andere Flechtwaren: 
530 grobe, roh oder gefärbt, gebeizt, gefirnißt: 


[589] aus — oder geſchälten Ruten, aus Rohr, Peddig oder 
Holzſpahn 4 
aus anderen Flechtſtoffen 10 

591 andere als grobe, insbeſondere alle lackierten, polierten, bronzierten, ver— 
[590] goldeten, verfilberten 24 


592 Korblehterwaren und andere Flechtwaren (mit Ausnahme der gepoliterten 
[581] Korbmöbel) in Verbindung : 

mit Gejpiniten oder Geſpinſtwaren ganz oder teilweile aus Seide, 

mit Spißen, Stidereien, Geipinitwaren mit aufgenähter Arbeit, 

Sammet oder Plüſch, ſammet- oder plüfchartigen Geweben oder 


zugerichteten Schmudfedern 120 
mit anderen Geipiniten oder Geſpinſtwaren oder mit anderen Stoffen, 
foweit fie nicht dadurch unter höhere Zolliäße fallen 24 


Anmerfung zu B. Eine Berbindung mit Holz bleibt auf die 
Berzollung ohne Einfluß. 


©. Sparterie und Sparteriewaren. 
593 Sparterie 80 
592) 
5 Sparteriewaren (ausgenommen Hüte): 
(593) ohne Verbindung mit anderen Stoffen 90 
in Berbindung mit Geſpinſten oder Geſpinſtwaren ganz oder teilweije 
aus Seide, mit Spipen, Stidereien, Gejpinftwaren mit aufgenähter 
Arbeit, Sammet oder Plüſch, jammet: oder plüichartigen Ge— 
weben oder zugerichteten Schmudfedern 200 
in Verbindung mit anderen Beipinjten oder Gejpinjtwaren oder mit 
anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurch unter höhere Zolliäge fallen 120 


Vennter Abfdhnitt, 
Befen, Bürften, Pinſel und Siebwaren. 


gott 
> Bejen aus Reifig: Sonjat für Doppeljentner 
594] ohne Stod oder Stiel Frei 


mit Stod oder Stiel aus rohem Holze oder Rohr, aud mit Hand— 
baben aus dem zum Binden der Bejen verwendeten Neifig 


280 Bolltarif. 
Zoljak für 1 —— 


(G96/9 [595/8]) Andere Beſen ſowie Bürſten und Pinſel: 
596 grobe, aud in Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze, Rohr oder 
595 Eiſen 
* aus pflanzlichen Stoffen oder Pflanzenfaſererſaßſtoffen; Dreidel 
Dweidel) und ähnliche Gegenſtände für ven > wer 4 
aus Boriten oder tieriihen Borjtenerfagitoffen; auch Abjtauber aus 
ungefärbten Federn 
597 grobe in Verbindung mit ladiertem, poliertem Holze, Robr oder Eiſen; 
596] feine (insbejondere alle aus Haaren oder Geſpinſten ſowie Abſtauber 
aus gefärbten Federn), auch in Verbindung mit Holz, Rohr oder Eiien; 
auch Abreib- (Frottier-) Bürften und -Handſchuhe jowie Pierdebüriten 
aus Borjten, Roßhaaren und dergleihen in Verbindung mit groben 
Geſpinſtwaren; Haarbüſche aus —* oder Büffelhaaren; Teppichkehrer 4 
597) Bürften in Verbindung mit Bein oder Horn 100 
597 
14% Beien, Bürften und Pinjel in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit jie 
[598] nicht dadurch unter höhere Zollſätze fallen 4 
600 Siebwaren: 
[599] grobe (Siebböden aus Holzipan, Eiiendraht oder gelochtem Eiſenblech 
in Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze oder Eifen) 8 
andere, joweit fie nicht durch ihre Verbindungen unter höhere Zoll 
jäge fallen 24 


Ir 


Zehnter Abſchnitt. 


Waren aus tierifchen oder pflanzlichen Schnit: oder Formerſtoffen. 
A. Waren aus tierifhen Schnibftoffen. 


Zollſatz jürı a 
601 Elfenbein und Nahahmungen davon: m 
600 rohe oder gebleidhte nur geichnittene Platten oder Stüde 3 
geichliffene, polierte oder zu Waren erfennbar vorgearbeitete Platten 
oder Stüde 30 
602 Waren ganz oder teilweiſe aus Elfenbein, ſoweit ſie nicht beſonders aus— 
[601] genommen find oder durdy die Verbindung mit anderen Stoffen unter 
höhere Zollſätze fallen 0 


603 Scildpatt und Nadhahmungen davon: 
[602] rohe nur geipaltene, gejtredte, geihnittene oder anderweit zerlegte 


Platten oder Stüde 3 
geichliffene oder polierte Platten oder Stüde A 
604 Waren ganz oder teilweife aus Schildpatt, joweit jie nicht durch die Ver— 
[603] bindung mit anderen Stoffen unter höhere Zolliäge fallen 20 
605 Perlmutter und Nachahmungen davon: 
[604] robe nur geipaltene, gejtredte, geichnittene oder anderweit zerlegte 
Rlatten oder Stüde 3 
geichliffene, polierte oder zu Waren erfennbar vorgearbeitete Platten 
oder Stüde u 
606 Waren ganz oder teilweiie aus Perlmutter, joweit fie nicht beſonders aus- 
[605] enommen find oder durd die Verbindung mit anderen Stoffen unter 
öhere Zuſätze fallen: 
inöpfe 200 
andere Waren; Perimutter in ganzen Schalen, geichliffen oder poliert, 
aud mit Perlen 200 


607 Echte Perlen und bearbeitete (abgeriebene, geichliffene, durchbohrte) rote 
[606] Korallen: 
ungefaßt 60 
ungefaht, zum Ywede der Verpadung und Berjendung auf Geipinit- 
fäden oder Schnüre gereiht 100 
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Zollſatz für 1 u 3 


gefaßt oder mit anderen Stoffen verbunden (joweit jie nicht dadurd) 
unter höhere Zolljäge fallen), aud zur unmittelbaren Berwendung 

als Schmud u. j. w. aufgereiht oder zugerichtet 600 
608 Wachsperlen und alle jonjtigen Nahahmungen echter Perlen; Nachahmungen 
1607] von roten Korallen, audy in Form von Perlen; Waren ganz; vder teil 
weije aus nachgeahmten echten Perlen oder nachgeahmten roten Korallen, 
joweit fie nicht durch die Verbindung mit anderen Stofjen unter höhere 


Zollſätze fallen 125 
609 Fiſchbein: 
1608] Ftichbeinftäbe 10 


Fiſchbeingeflechte, Fiichbeingewebe und andere Fiſchbeinwaren (aus— 
genommen Hüte), aud) in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit 
jie nicht dadurch unter höhere Zollſätze fallen 30 
610 Hornftäbe aus Büffel- oder anderen Tierhörnern (Hornfiihbein): 
[609] taub, uneben ; auch kurze geebnete, glatte Stäbe zur Anfertigung 


von Hornboriten 10 
geebnet, glatt oder jonjt zur Verwendung bereits vorgerichtet 60 
6ll Gepreßte, gedrehte oder gefräfte Knöpfe aus Horn, Hornmaſſe oder Knochen, 
[610] mit oder ohne Dejen 100 
612 Federkiele (Federſpulen, Schreibfedern), geichnitten : 
611) noch in Form ganzer Federn 6 


in Stüden (von der Größe der Stahljedern oder zu Zahnſtochern, 
Pinjelitielen, Mundftüden für Yigarrenjpigen oder dergleichen 
zugeichnitten) 30 
613 Platten und Stüde, bloß gejpalten, geichnitten, auch roh vorgehobelt, aus 
[612] tieriijhen Schnigftoffen, anderweit nicht genannt; Hornmafie in Zajeln: 
rob, auch entjettet oder gebleiht; Hornmehl 3 
gebeizt, gefärbt, gepreßt (mit Muſtern) geichliffen, poliert 10 
614 Waren aus tieriihen Schnigjtoffen, nicht unter die vorjiehenden Nummern 
[613] fallend: 
ohne Berbindung mit anderen Stoffen 30 
in Verbindung mit Gejpinften oder Geſpinſtwaren ganz oder teil— 
weile aus Seide, mit Spigen, Stidereien, Geipinitwaren mit aufs 
—— Arbeit, Sammet oder Plüſch, ſammet- oder plüſchartigen 
eweben, zugerichteten Schmuckfedern, Perrückenmacherarbeit, fein 
geformten Wachswaren oder Halbedelſteinen; Perlen und der— 
gleihen aus tieriihen Schnigjtoffen, auf Geipinftfäden, Schnüre 
oder Draht gereiht und ohne weiteres ald Schmud verwendbar, 
auch in gleiher Weile hergeitellte Befagartifel aus tierischen 
Schnigitoffen 40 
in Verbindung mit anderen ®ejpiniten oder Geſpinſtwaren oder 
mit anderen Stoffen, joweit jie nicht dadurch unter höhere Zoll 
ſätze fallen 30 


B. Soljwaren. 


615 Bau und Nupholz, gehobelt, gefalzt, genutet, geitemmt, gezapft, geichligt, 
614) foweit es nit unter eine der er Nummern fällt: 
h 


to 
bearbeitet 10 
616 Furniere einichließlich der Holztapeten; durch Zufammenleimen von Furnieren 
615) bergeftellte Platten zu Wandbelleidungen: 


rob; auch rohe furnierte Bretter 10 
bearbeitet 30 
(617/8 [616/7)) Stab» und Täfelboden-(Rarkfettboden-)Teile, un- 
eingelegt: 

617 roh: 

[616] unverleimt, unfurniert 6 


verleimt, furniert 10 
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Er bearbeitet, auch verleimt oder furniert 12 
6 
619 Stab und Täfelbodenei Barkettboden-)Teile, eingelegt, ſoweit fie nicht durch 


[618] die eingelegten Stoffe unter höhere Zollſätze fallen 18 
620 Holzipunde, auch gepreht 3 
(619) 
621 Holzdraht, Holzitifte; 
[620] rob 4 
bearbeitet 6 
622 Stöde: 
[621] tob, auch mit Zwingen 3 
robe, bearbeitet, auch mit Zwingen 10 
* (mit eingelegter oder Schnißarbeit oder mit Verzierungen, die 
durch Preſſen oder Stanzen hergeſtellt jind); Stöcke in Verbindun 
mit anderen Stoffen, ſoweit fie nicht dadurch unter Nr. 568 [56 
oder unter höhere Zolliäge fallen 
623 Fäſſer (auch gehobeltes Faßholz) und andere Böttcherwaren: 
[622] roh 3 
bearbeitet; rohe und bearbeitete mit Metallreifen 10 
624 Spulen, Spindeln, Weberblätter und Weberblätterzäbne: 
[623] roh 6 
bearbeitet 10 
(625/6 [624/5])) Möbel und Möbelteile, grobe (nicht gepolitert), 
unfurniert: 
625 aus weichem Holze: 
[624] rob 8 
bearbeitet 12 
626 aus hartem Holze: 
[625] roh 12 
bearbeitet 15 
Anmerfung. Für Möbel und Möbelteile aus maſſiv gebogenem 
Holze erhöht fi) der Zoll um 30 vom Hundert. 
627 Möbel und Möbelteile, grobe (nicht gepolitert) furniert: 
[626] rob 15 
bearbeitet 20 
(628/9 [627/8]) Tiichler-, Drediler- und Wagnerarbeiten, grobe, 
: jowie jonftige grobe Holzwaren, vorjtehend nicht genannt: 
628 roh: 
[627] Holzipanihadteln; Holzihube; Werkzeugftiele aus Hickoryholz oder 
Eſchenholz; Holzformen für Nadtlichte 3 
Feniterrahmen, Türen, Treppen und Teile von ſolchen, profilierte 
Holzleiften 8 
andere 6 
629 bearbeitet 12 
1628 
630 Grobe Holzwaren in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit fie nicht unter 
[629] vorjtehend aufgeführte Nummern oder unter höhere Zollſätze fallen 30 


Anmerkung. Cine Verbindung mit Baſt-, Binſen-, Scilfe, 
Stroh-, Stuhlrohr- oder Korbgefleht, mit ungefärbtem Leder, rohen 
(behaarten oder enthaarten) Häuten, groben rohen Geweben aus 
pflanzlichen Spinnftoffen, Seilerarbeit der Nr. 484 oder 485, groben 
wajjerdichten Geweben aus pflanzlihen Spinnftoffen, mit Eiien, 
Glas, Papier, Pappe, Steinen (mit Ausnahme der Edel- und Halb- 
edelfteine) oder Steinzeug bleibt auf die VBerzollung von groben 
Holzwaren ohne Einfluß, jomweit nicht vorjtehend etwas anderes be= 
ftimmt iſt. 
631 Feine Holzwaren (ausgenommen Stöde), aud in Verbindung mit anderen 
(630) Stoffen, joweit fie nicht dadurch unter höhere Zolliäße fallen: 
Bildhauer: und Bildjchnigerarbeiten ; Holzwaren mit feiner Schnitz— 
arbeit; feine Drecilerwaren und andere feine Holzwaren; durch 
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Preſſen, Brennen, Aetzen oder Stanzen hergeſtellte Nachahmungen 
feiner Schnigarbeiten; Drudplatten aus Holz, geſchnitten, auch 
mit eingejchlagenen Stiften u. j. w. aus unedlen Metallen oder 
Legierungen unedler Metalle 

Goldleiften ohne Bildhauer: oder Bildichnikerarbeit 

Holzwaren (ausgenommen Stab- und Täfelboden-[Bartettboden:] 
Zeile) mit eingelegter Arbeit, joweit jie micht durch die eingelegten 
Stoffe unter höhere Zolliäße fallen; fein bemalte, vergoldete, 
verjilberte oder bronzierte Holzwaren (mit Ausnahme der Gold- 
leiften ohne Bildhauer= oder Vildihniperarbeit); Holzmoiait 

(632/3[631/2]) Gepoliterte Möbel, auch mit anderen als hölzernen 

Geitellen, joweit fie nicht dur ihre Verbindungen unter höhere 

Bollfäge fallen; gepoliterte Kifien mit Geftell oder jchwer ind Ge- 

wicht jallender Füllung von Sand, Blei, Gußeiſen oder Stein: 

(em ohne Ueberzug 


633 mit Ueberzug: 
1632] aus Geipinjtwaren, ganz oder teilweife aus Seide, aus Spitzen, 
Stidereien, Geipinftwaren mit aufgenähter Arbeit, Sammet oder 
Plüſch, jammet- oder plüjhartigen Geweben; aus Leder 
aus anderen als den vorgenannten Geipinjtwaren oder Stoffen; 
auch Billard8 und Teile von ſolchen 
64 Holzwaren aller Art (mit Ausnahme der gepoliterten Möbel) in Ber: 
(633) bindung mit Geipiniten oder Geipinftwaren ganz oder teilweile aus 
Seide, mit Spigen, Stidereien, Geſpinſtwaren mit aufgenäbter Arbeit, 
Sammet oder Plüſch, jammet- oder plüjchartigen Geweben, zugerichteten 
Schmudiedern, Berrüdenmacerarbeit, fein — Wachswaren oder 
Halbedelſteinen ſoweit ſie nicht durch die Verbindung mit anderen 
Stoffen unter höhere Zollſätze fallen; Perlen und dergleichen aus Holz, 
auf Geipinjtfäden, Schnüre oder Draht gereiht und ohne weiteres als 
Schmud verwendbar, aud in gleicher Weile bergeitellte Bejapartifel 
Anmerfungen zu B. 
1. Platten aus künftlihem Holze (Holzitein [Xylolith), Holz- 
pajta, Scifarin oder dergleichen) werden wie gehobelte 
Bretter, Waren daraus wie die gleichartigen Waren aus 
natürlihem Holze verzollt. 
2. Als bearbeitet im Gegenjaße zu roh find im Sinne diejes 
Unterabichnittö alle gebräunten, gebeizten, gefärbten, grob 
bemalten, gefirnißten, ladierten, polierten, ſowie die ge» 
räucherten, getränften (imprägnierten) oder anderweit auf 
hemiihem Wege behandelten Holzwaren anzuiehen. Da— 
gegen find mit Del, Wade, Bottloth, ‚Fetten, Stearin oder 
ähnlihen Stoffen abgeriebene oder mit einem Teeranitriche 
verjehene Holzwaren als rohe zu behandeln. 


©. Kortwaren. 
J Kort, zu Stückchen oder Mehl zerkleinert 


3 Zugeſchnittene Platten, Streifen und Würfel mit Rinde; Nindenipunde; 
5%] Steine, Ziegel, Röhren und Röhrenteile aus Korkabfällen ; Korkfender 
on Zugeichnittene Platten, Streifen und Würfel ohne Rinde; Korkiceiben 


38 Korkwaren (mit Ausnahme der Hüte), auch in Verbindung mit anderen Stoffen, 
50) ſoweit fie nicht durch ihre Verbindungen unter höhere Zolliäge fallen 
Unmerfungen zu C. 
1. Waren aus Kunſtkork werden wie Korfwaren behandelt. 
2. Kortwaren in Berbindung mit den in Wr. 634 [633] ge: 
nannten Stoffen werden wie Holzwaren in derartiger Ver- 
bindung verzollt. 


40 


10 
15 
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Zolljatz fur 1 Doppegentner 
D. Waren aus anderen pflanzlihen Schnikftoffen als Sol; und 
Kork oder aus anderweitig niht genannten Formerftoffen. 


639 Zellhorn (Zelluloid) und ähnliche Stoffe: 
[641] rohe ungeformte Stüde, rohe geichnittene oder gezogene Blätter, 
Blöde, Platten, Röhren oder Stäbe 4 
geichlifiene, mattierte, polierte oder in ähnlicher Weile an der Ober- 
fläche bearbeitete Blätter, Platten, Röhren oder Stäbe oder für 
Waren erfennbar vorgearbeitete Stüde 100 
640 Waren ganz oder teilweile aus Zellborn oder ähnlichen Formerſtoffen, 
[642] anderweit nicht genannt, joweit fie nicht durch die Verbindung mit 
anderen Stoffen unter höhere Zulliäße fallen oder ald Nahahmungen 
höher belegter Waren anzujehen jind 200 
641 Anderweit nicht genannte oder inbegrifiene pflanzliche Schnitzſtoffe in rohen 
[643] bloß geichnittenen Platten; auch Hollundermarf, geſchnitten, und Scilfe 
rohr, geipalten, zugeichnitten oder zugeipikt 3 
642 Stuhlrohr (paniſches Rohr, Rotang), Peddig, Bambusd«, Rebhühner-, Zuder« 
[644] und anderes edlereö Rohr: 
zum unmittelbaren Gebraude zugeichnitten oder gejpalten, roh, nicht 


weiter bearbeitet; auch Piafjavaerjaßitoff, roh 3 
gebeizt, gefärbt; auch rohes, gerijien 6 
gefirnißt, ladiert, poliert 10 


643 Spulen, Spindeln, Weberblätter und Weberblätterzähne aus Rohr, aud in 
[645] Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Eijen, jowie Robrfender: 


roh 6 
gebeizt, gefärbt 10 
64 GStöde aus Rohr: 
[646 rob, aud mit Zwingen 12 
ebeizt, gefirnißt, ladiert, poliert, aud mit Zwingen 20 
in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit ſie nicht dadurch unter 
Nr. 568 [567] oder unter höhere Zollſätze fallen 36 


645 Perlen und dergleichen aus anderen pjlanzlihen Schnipitoffen als Holz 
[647] und Kork (mit Ausnahme derjenigen aus Zellhorn oder ähnlichen 
Formerſtoffen), auf Geipinitjäden, Schnüre oder Draht gereiht und 
ohne weiteres ald Schmud verwendbar, aud in gleicher Weile her— 
geitellte Beiapartifel 40 
646 Waren (mit Ausnahme der Hüte) aus anderen pflanzlichen Schnitzſtoffen 
[648] als Holz; und Kork (einihlieglih der Waren aus Samenkörnern und 
der Yufawaren), nicht unter eine der voritehenden Nummern fallend, 
auch in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurd unter 
höhere Zolliäge fallen: 
Steinnußfnöpfe 150 
andere Waren 30 
Anmerkung. Waren der in Wr. 646 [648] Abi. 2 genannten 
Art in Verbindung mit den in Nr. 634 [633] genannten Stoffen 
werden wie Holzwaren in derartiger Verbindung verzollt. 
647 Bildhauer, Bildichniker- und yormerarbeiten aus Stärke, Bailorin, 
[649] Zragantbgummi, Brot oder jonitigen anderweitig nicht genannten 
Formerjtoffen (mit Ausnahme von Nahahmungen höher belegter Waren), 
auch in Berbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurch unter 


höhere Zollfäpe fallen : 40 
648 Waren aus formbarer (plaftiicher) Kohle (einſchließlich derjenigen aus foſſilen 
[651] Stoffen) oder aus Gasfohle, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, 


joweit jie nicht dadurch unter höhere Zolliäge fallen: 
bei einem Neingewichte J von 3 Kilogramm oder darüber 
des Stüdes 1 von weniger ald 3 Kilogramm 


Anmertung. Bei Kohlenfäden für eleftriiche Beleuchtungstörper 
oder dergleihen bleibt eine Verbindung mit Platin auf die Ber: 
zollung ohne Einfluß. 


Ew 


19 
je) 
cr 
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Elfter Abſchnill. 
Papier, Pappe und Waren darans. 


Zollſatz fürı — 
(649/50 [652/3)) Halbzeug (Halbſtoff zur Papier⸗ und Pappen⸗ 
bereitung), breiartig oder in fejter Form, auch gebleicht oder gefärbt 
oder mit mineraliihen Stoffen, Reim u. ſ. w. verſetzt: 


649 aus Abfällen von Geſpinſtwaren oder dergleichen frei 

[662] 

50 aus dr Stroh, Eipartogra® oder anderen Pilanzenjafern: 

1663) Holzmaſſe (mechanisch bereiteter Holzſtoff, Holzicliff) 3 
chemiſch bereiteter Holzſtoff (Beiiftof, Bellutete); Strob-, Eſparto⸗ 


und anderer Faſerſtoff 3 
651 Pappen (Bappdedel), geformt (geſchöpft) oder gekautſcht, auch aus zuſammen— 
654 geklebten Pappen hergeſtellt: 
Glanzpappe Preßſpan) und andere hochgeglättete Pappe, Kunſtleder— 
pappe, ſowie andere feine Pappen, auch in der Maſſe gefärbt; 
Vullanfiber 6 
Pappen aus mechaniſch oder chemiſch bereitetem Holzſtoff, auch aus 
ſolchem von gedämpftem Holze, feſtgewalzt Braunholzpappe, jo= 
genannte Lederpappe), Stroh-, Schrenz- und Torfpappe und 
anderweit nicht genannte grobe Pappen, auch in der Maſſe gefärbt 4 
Bappen mit Asphalt, Teer oder dergleichen überzogen, getränft oder 
beftrihen, jowie Röhren aus folder Pappe; Steinpappe 1,50 
652 Rappen aller Art, weiß oder farbig geſtrichen, mit weißem oder farbigem 
1655] Papiere beflebt, ladiert, bronziert, mit Wollftaub oder dergleichen über- 


zogen, durch Prejien gemuftert; Malerpappe 10 
653 Gelbe Strohpapier; ganz grobes graues Löjchpapier 4 
656 
654 Badpapier, in der Maſſe gefärbt, auch auf einer Seite glatt 4 


1657] 
5 Papier, nicht unter andere Nummern fallend, einjchliehlih des Karton— 
1658] papierd, auch liniiert, pergamentiert oder gelürnt 10 
Anmerfung zu Nr. 651 [654 bis 655 Ai Packpapier und 
Bappen werden auh dann nadı Nr. 651 [654] bis 655 (658) nad 
Maßgabe ihrer jonjtigen Beſchaffenheit verzollt, wenn fie mit Ge: 
braudsanmeiiungen, Warenanpreifungen, Muftern oder dergleichen 
bedrudt jind. 


66 Buntpapier einihliehlidh des mit Kreide, Bleiweiß oder dergleihen über: 
(659° ftrihenen oder mit Metalldrud verjehenen Papiers; ladierte® Papier; 
mit Glimmer: oder Glasſchuppen, Streupulver oder Wollftaub über- 
zogenes Papier; Papier mit geitrichenem, aufgelegtem oder galvano- 
plajtiihem Metallüberzuge, jowie mit Gold- oder Silberſchnitt ver: 
jebenes Papier 10 
657 Drude jedes Verfahrens, ſoweit fie nicht unter den zwölften Abichnitt 
1660] fallen, auch Bilderpapier, einſchließlich des Hopierverfahrens auf Papier 
und Pappe; auch farbig oder ſchwarz geränderte, oder jonit auf irgend 
eine Reife verzierte Bapiere oder Rappen : 


einfarbig 10 
mehrfarbig, auch mit Preſſungen oder Rändern in farben, Gold 
oder anderen Metallen 10 


658 Papier und Pappe, aud der Nr. 657 [660], ausgeſtanzt, auch mit Hand» 
(661) malereien, gepreiten Naturblumen, Photographien oder in irgend einer 
anderen Weije verziert 20 


Anmerfung zu Wr. 657 [660] und 658 [661]. Unter Bilder: 
papier ift alle mit Bildern oder Figuren bedrudte Papier (Pappe) 
zu begreifen, da® zur weiteren Verarbeitung, 3. B. zur Aufmachung 
von Waren, zu Buchbinderarbeiten, Spielzeug, zur S andieriftlichen 
u. j. w. Ausfüllung oder Ergänzung, zum Yu — Aufſtecken oder 
Auflegen auf Waren oder Warenumſchließungen beſtimmt iſt. 
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659 Papier und Pappe, mit Geſpinſtwaren aller Art ganz oder teilweiſe über— 
[662] zogen, oder mit Unterlagen oder Zwiſchenlagen von Geſpinſtwaren 


aller Art oder von Drahtgeflecht 24 
660 Tapeten und Tapetenborten aller Urt aus Papier 24 
[663) 
661 Spielfarten von jeder Geftalt und Größe, neben ber inneren Abgabe 
[664] für 1 Doppeljentner Rohgewicht 60 


662 Schieferpapter, auch Tafeln daraus, ohne Berbindung mit anderen Stoffen; 


1665) Bimsitein-, Glas-, Roſt-, Sand», Schmirgelpapier jowie anderes Schleif- 

und Bolierpapier 1 
663 Photographiiches Papier 10 
(666) 


664 Gelatinepapier; Bauspapier (Baraffın:, Del, Wachspapier und dergleihen); 

(667) Blau: (Anilin- und Ultramarin-) Papier; gefettetes Indigopapier; 
Desinfeltionspapier; Schweißpapier ; Fliegen- und Mottenpapier; Ozon— 
papier; NReagenspapier und anderes chemiſches Papier; mit Guttas 
perhalöfung, Leim, Gunmi, Traganth, Stärte oder ähnlichen Stoffen 
beſtrichenes oder gepudertes Papier, auch auf den jo behandelten 
Stellen mit Harz, Del, Wachs oder Kollodium gededtes 12 

665 Düten, Beutel, Säde, Faltbeutel, Faltſchachteln und dergleichen Behält- 

[668] niſſe, aud) Briefumichläge, unbedrudt oder bedrudt: 


ohne Berbindung mit anderen Stoffen 18 
in Verbindung mit Gejpinftiwaren, Gelatine, Stanniol, Metallpapier 
oder ähnlichen Stoffen 30 


666 Papierwäſche, auch ganz oder teilweile mit Baummwollengeweben überzogen 
[669] oder mit Unterlagen oder Zwiichenlagen von Geipinjtwaren aller Art 20 
667 Briefpapier, Brieflarten und Briefumichläge in Behältniffen aus Papier, 
[670] Bappe oder Holz (Bapierausjtattung), und zwar: 
in Bebältnijien, mit Leder oder mit Weipinjtiwaren ganz oder teil: 
weife aus Seide überzogen (ganz oder teilweile) oder damit 


ausgeſtattet 35 
in Behältniſſen von anderer Beſchaffenheit 22 
668 Geſchäftsbücher, Notizbücher, Einbanddeden, Mappen, Attrappen, Etuis: 
[671] mit Leder oder Geſpinſtwaren aller Art ganz oder teilweiſe übers 
zogen oder damit ausgejtattet, oder in Verbindung mit ZJellhorn 
(Zelluloid) oder ähnlichen Formerſtoffen 30 
andere 15 
669 Albums 
[671a] mit Leder oder Geſpinſtwaren aller Art ganz oder teilweile über: 
zogen oder damit ausgeftattet, oder in Verbindung mit Zellhorn 
(Belluloid) oder ähnlichen Formerſtoffen 8 
andere 4 


Anmerltungen zu Wr. 667 bis 669 1670, 671 und 6714). 

1. Abgeiehen von den in Wr. 668 [671] und 669 [6Tla] zu=- 
elajienen Ausnahmen werden die in Nr. 667 bis 669 
670, 671 und 671a) bezeichneten Waren, wenn fie mit 
Stoffen verbunden iind, welde die Verzollung nad) 
höheren HZolljägen bedingen, nad den letzteren verzollt. 
Jedoch bleiben Gold- oder Silberichnitte, Gold» oder 
Silberdrud, Beichläge oder Berichlußvorridtungen aus 
vergoldeten oder verlilberten unedlen Metallen oder Les 
—— unedler Metalle auf die Verzollung ohne Einfluß. 
lbums, Einbanddecken, Mappen und dergleichen, in 
welche Bücher, zollfreie Papiere, Muſiknoten, Kalender, 
Karten, Mufitalien oder Bilder eingelegt oder eingeichoben 
find, werden für fi verzollt. 


(670/2 1672/4)) Waren aus Bapier, Pappe, Steinpappe, Holzmaſſe, 
Zellſtoff, Bulfanfiber, Steinpappmajje, ſoweit fie nicht unter vor— 
ſtehend aufgeführte Nummern fallen, auch Bartpapierwaren: 


Bolltarif. 287 


Zollſatz für ı a 


670 ohne Verbindung mit anderen Stoffen oder nur in Verbindung mit Holz 
1672] oder Eiien: 

aus Papier der Nummer 657 [660] oder 65% [661] oder damit ganz 
oder teilweije überzogen; Waren mit gejtrihenem, aufgelegtem 
oder galvanoplajtiihem Metallüberzug oder mit Metalldrud, 
jowie fein bemalte Waren; gepreite oder ſonſt geformte Gegen: 
ftände aus Steinpappmafje, jowie Dartpapierwaren, gefärbt, 
ladiert oder gefirnißt; Lampeuſchirme, Laternen, jowie andere 

feine Waren und Lurusgegenftände (mit Ausnahme der Blumen) 30 

Blumen (Blüten, Blütenblätter, Knoſpen) 100 

andere Waren 15 
61 in Verbindung (auch ganz oder teilweile überzogen) mit Gejpinften oder 
[673] Seipinjtwaren aller Art, mit fein geformter Wachsarbeit, mit Halbedel— 
jteinen, PBerlmutter, Elfenbein, Selihorn (Zelluloid) oder ähnlichen 
Hormerjtoffen, vergoldeten oder verjilberten unedlen Metallen; Stides 


reien auf Papier oder Pappe 70 
612 in Verbindung mit anderen als den vorgenannten Stoffen, joweit jie nicht 
1674] dadurch unter höhere Zolljäße fallen 24 


613 Bapieripäne (Abfälle von der Papierverarbeitung); beſchriebenes und be- 

1675) drudtes Papier als Altpapier (Maktulatur); Papier, Bappe, Papier: 
und Pappmwaren, lediglih zum Einjtampfen verwendbar; entiwertete 
Briefmarfen frei 


Zwölfter Abſchnitt. 
Bücher, Bilder, Gemälde. Fonjat für 1 Doppeljentner 
Mart 


674 Bücher in allen Sprachen. gebrudt oder geſchrieben, auch mit beigedrudten, 

1676] beigehefteten oder beigele ten Bildern aller Art; Papier, beichriebenes ; 
Papier, bedrudtes, mit Ausnahme des im elften Abichnitte genannten ; 
Mufifnoten; Bücher mit Schriftzeihen für Blinde; alle dieje auch ge- 
bunden; Kalender, auch gebunden, mit Ausnahme der Blod-, Schreib» 
und deraleihen Kalender frei 

675 Landkarten, Seekarten und andere Karten zu wiſſenſchaftlichen Zwecken auf 

1677] Papier oder anderen Stoffen, auch eingebunden oder auf Pappe, wies 
weben oder dergleichen aufgezogen, jowie in Verbindung mit Leiiten 
oder bergleichen frei 

676 Bilder auf Papier, dur Drurf oder ein anderes Vervielfältigungsverfahren 

678] hergeftellt, audy eingebunden oder auf Papier, Pappe, Geweben oder 
dergleihen aufgezogen, mit Ausnahme des Bilderpapiers frei 

677 Gemälde (gemalte Bilder) auf Geweben aus pflanzlichen Spinnſtoffen, auf 

1679] Holz, unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle, Papier oder 
Stein; Zeihnungen, aucd eingebunden oder auf Papier, Pappe, Gr 
weben oder dergleichen aufgezogen frei 


«  Dreizehnter Abfhnitt, 


Baren ans Steinen oder anderen mineralifhen Stoffen (mit Ausnahme 
der Tonwaren) ſowie aus fojfilen Stoffen. 


Zoljat für ı — 
678 Edelſteine: art 
(680] bearbeitet (geihliffen u. j. w.) ohne Faſſung oder nur zu tehniichen 
Zweden in Holz, Horn, Knochen oder unedlen Metallen gefaht 
(Schneide und Schreibdiamanten); auch Prabtzieheilen in Ver— j 
bindung mit gebohrten Edeljteinen 60 
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in anderer Weiſe gefaßt; in einer zur unmittelbaren Verwendung 
als Schmuck oder Zierat geeigneten Form oder geſchnitten 
(Gemmen, Kameen); vorſtehend nicht genannte Waren aller Art 
in Verbindung mit Edelſteinen, ſoweit ſie nicht an ſich unter 


höhere Zolljäge fallen 600 
679 Halbebdeljteine (einichlieglich der glajigen Lava): 
[681] bearbeitet (gejchliffen u. j. w.) ohne Faſſung 60 


gefaht, geichnitten (Gemmen, Kameen) oder jonjt zu Waren vers 
arbeitet, ſoweit fie nicht ang die Verbindung mit anderen 
Stoffen unter höhere zn allen 175 
680 Steine (mit Ausnahme von Schiefer und Pflafterfteinen) jowie Lava, poröje 
[682] und dichte, an mehr als drei Seiten gefägt, an den nicht gejägten 
Seiten roh oder bloß roh behauen 0,50 
681 Pflaſterſteine 0,40 
[682a 


(682/3 [683/4]) Platten: 
682 gejägt (geichnitten) oder geipalten, weder geichliffen noch gehobelt, poliert 
[683] oder mit Schmelz überzogen : 
aus Alabafter, Marmor, Serpentinjtein 3.50 
aus Granit, Porphyr, Syenit oder ähnlihen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kalkſtein; aus Lava, poröſer oder dichter 3 
aus anderen Steinen (mit Ausnahme von Schiefer); aus Glimmer, 
zugeichnitten, ungefärbt (auch dergleihen Scheiben) 2,50 
Anmerlung. Platten von mehr als 16 Zentimeter Stärke find 
nad Nr. 680 [682] zu verzollen. 
683 geidhliffen, ——— poliert oder mit Schmelz überzogen: 
[684] aus Mlabafter, Marmor, Serpentinjtein 15 
aus Granit, Porphyr, Syenit oder ähnlichen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kalfftein mit Ausnahme der Lithographierjteine 
ılithographiiche Platten) mit Zeichnungen, Stiden oder Schrift 15 
aus Lava, poröſer oder dichter 200 
aus anderen Steinen (mit Ausnahme von Schiefer) 6 
Lithographierſteine (lithographiiche Platten) mit Zeihnungen, Stichen 
oder Schrift 3 
Scieferblöde und Scieferplatten, an einer oder mehreren ſchmalen Seiten 
(Kanten) geſägt (geichnitten), weder gehobelt noch geichliffen oder poliert 3 
(685/6 [686/7]) Steinmegarbeiten, ungeichliffen, ungehobelt, aud in 
Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze oder Eifen: 
685 von ichlichter, nicht profilierter Arbeit, nicht abgedreht, nicht verziert: 


ER 


[686] aus Nlabajter, Marmor, Serpentinftein 2,50 
aus Granit, Porphyr, Syenit oder ähnlihen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kalkitein; aus Lava, poröfer oder dichter 1,25 
aus anderen Steinen (mit Ausnahme von Schiefer) 1,25 
6856 profiliert, ganz oder teilweife abgedreht oder verziert: 
[687] aus Nlabafter, Marmor, Serpentinftein 3,50 
aus Granit, Porphyr, Syenit oder ähnlichen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kalkſtein; aus Lava, poröjer oder dichter 3,50 
aus anderen Steinen (mit Ausnahme von Schiefer) 2,50 
687 Steinmeparbeiten, geſchliffen, gehobelt, poliert oder vergoldet, auch in Ber: 
[688] bindung mit Holz oder Eiien: E 
aus Alabaſter, Marmor, Serpentinftein 15 
aus Granit, Porphyr, Syenit oder ähnlichen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kallſtein 15 
aus Lava, pordjer oder dichter 200 
aus anderen Steinen (mit Nusnahme von Schiefer) 6 


Künftlihh gefärbte oder verzierte Glimmerplatten; geichliffene, gebobelte, 
—— oder ſonſt weiter bearbeitete Schieferplatten, bearbeiteter 
688 afelſchiefer; Schiefertafeln, auch in Rahmen aller Art; anderweit nicht 
[689] enannte Waren aus Schiefer ohne Verbindung mit anderen Stoffen 10 
Scieferftifte (Schiefergriffel), auch bemalt, mit Papier überzogen oder in 
Holz gefaht frei 
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699 Waren ganz oder teilweife aus Lava, poröfer oder dichter, ſoweit fie nicht 

60) durch die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollfäge fallen 200 

60 Bildhauer und Bildichnigerarbeiten aus Steinen aller Art, jofern fie 

6A) Kunſtgegenſtände find, einjchliehlich der punttierten frei 
(691/2 [692/3]) Steinwaren, nit unter andere Nummern des 
Tarifs fallend: 

691 ohne Verbindung mit anderen Stoffen oder nur in Verbindung mit Holz 

(62) oder Eifen, mit Ausnahme der Qurusgegenftände : 


aus Alabafter, Marmor, Serpentinjtein 15 

aus Granit, Borphyr, Syenit oder ähnlichen harten Steinen; aus 
polierfähigem Kallſteine 15 
aus anderen Steinen 6 

62 in Verbindung mit anderen Stoffen als Holz oder Eifen, joweit fie nicht 
#83] dadurch untere höhere Zolljäße fallen; Lurusgegenftände 24 


= Mühlſteine, aud in Berbindung mit eilernen Reifen oder Metallhülſen 0,25 
(68 


(694/5 [695/6]) Polierſteine, Schleif: und Weßfteine, auch Probierfteine: 
64 ganz oder teilweife aus Schmirgel, Korund, Karborund, Feuerſtein oder 
635] uarz 24 
6% andere, auch fünftlihe (mit Ausnahme der mit Stearin, = und der: 
5%) gleihen veriegten Bolierfteine); ferner Feuerfteine, zum Gebraudje dor: 
gerichtet (Flintenjteine), gehauen oder geichnitten : 
ohne Verbindung mit anderen Stoffen 0,50 
in ®Berbindung mit Holz oder Eifen; auch Schmirgelfeilen und 
Schmirgeliceiben aus Holz mit aufgeflebtem Schmirgelpulver 
fowie Senijenftreihen aus Holz mit aufgellebtem Sande oder 
Pulver von Feuerftein, Glas oder Schmirgel 6 
Anmerkung. Polier-, Scleif: u. ſ. w. Steine der Nr. 6% [696] 
in Berbindung mit anderen Stoffen als Holz oder Eiſen fallen 
unter Nr. 692 ee 
5% Bärmeihugmafje aus Kiejelguhr 0,80 
Di] 
9 Waren aus Asphalt (auch mit Kies oder dergleichen gemischt), Harzzement 
58) ober ähnlichen Formeritoffen : 
Blatten, auch ſolche aus Asphalt, Abfällen von ber Seilerei, auf- 


gebrehten Seilen und Sand bereitet frei 
andere Waren, aud in ame mit anderen Stoffen, joweit fie 
nicht dadurch untere höhere Zolljäße fallen 3 


8 Baren aus Zement oder mit Zement überzogenen Steinen, aud hohl oder 
9 gelodt: 
einfarbig, weder geichlifien noch angejftrichen, profiliert oder verziert 1 
mehrfarbig, geichliffen, angejtrihen oder profiliert; mit Einlagen 
von Eijen oder mit Ausfleidung von glafierten ZTonplatten, 
Glas, Asphalt oder dergleichen 2 
verziert (Bauzierate, Figuren, Bajen und dergleihen); Waren aller 
Art in Berbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurch 
unter höhere Zollſätze fallen 3 
Anmerfung. Wie Zementwaren find auch Kajalithwaren 
(Waren aus Magneliazenent) mit Ausnahme der Schmelztiegel, jowie 
Tripolithwaren (Waren aud Gips, der mit fohlenjaurem Kalt, 
foblenjaurer Magnejia und Sand veriegt ift), ferner Waren aus 
Miihungen von Kalt mit Sand oder dergleichen zu verzollen. 
i J Kallſandziegel 0,15 


(700/3) Waren aus Gips (Gipsguß), auch aus einer Miihung von 
Gips mit Schwefel oder mit Kreide und Leim oder mit anderen 


Bujäßen: 
700 Bauplatten und Baufteine, ungefärbt, auch mit Einlagen: 
unverziert 1 
verziert 2 
Annalen des Deutſchen Meichs. 1903. 19 
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701 andere ungefärbte Waren; aud Gipsformen mit Schwefeleiniah 3 
702 gefärbt, bronziert, fadiert, geglänzt (mit Stearin, Wachs oder dergleichen 
getränft [Elfenbeinmafje, EChromopafta, Kallipafta]) 6 
703 Waren aller Art in Berbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht da— 
durd; untere höhere Zollfäge fallen 6 


Anmerkung zu Wr. 700 bi8 703. yormerarbeiten aus 
Schwefel auch Spenzemetall), Kieſelguhrmaſſe, Kreidemafie oder Talt 
werden wie Gipdwaren verzollt. 
704 Scladen, zu Bau= oder Plajterjteinen geformt frei 
7056 Bapier und Pappe aus Asbeit, in Bogen, Rollen oder Platten, auch mit 
Einlagen von Draht oder Drahigefleht aus unedlen Metallen oder 
Legierungen unedler Metalle: 
ungeformt (unbefchnitten oder nur rechtwinklig bejchnitten) 10 
geformt, auch durchlocht 24 
706 Garne, Schnüre, Stränge, Stricke und Seile aus Asbeſt, auch in Ver— 
bindung mit anderen Spinnſtoffen oder mit einer Seele aus unedlem 
Metalle (mit Ausnahme der Dichtungsſchnüre) 24 
707 Gewebe aus Asbeſt, auch in Verbindung mit anderen Spinnſtoffen oder 
mit Kette oder Einſchlag von Draht aus unedlen Metallen oder Le— 
gierungen unedler Metalle 40 
708 Anderweit nicht genannte Waren aus Asbeſt, Asbeſtpapier oder Asbeſt— 
eweben (3. B. Asbeſtkautſchukgewebe ſgekautſchukte Asbeſtwaren], Hand— 
chuhe, Kleider, Masten, Mützen, Schläuche, Schuhe aus Asbeſtgeweben, 
auch gefautfchuften); alle diefe Waren auch in Verbindung mit anderen 
Stoffen, joweit fie nicht dadurch untere höhere Zollſätze Fllen 60 
709 Waren ganz oder teilmeije aus Meerihaum oder Nahahmungen davon: 
in Berbindung mit natürlichem oder künſtlichem Bernftein; Zigarren- 
und Yigarettenipigen aus Meerihaum, mit Vorrichtungen zur 
Beieftigung von Mundftüden 
andere, ſoweit jie nicht durch die Berbindung mit anderen Stoffen 
unter höhere Zollſätze fallen 
710 Jet (Gagat), auch Känneltohle und Nahahmungen von Jet: 
rohe nur geipaltene, geichnittene oder gejägte Platten oder Stüde 
geichliffene oder polierte Platten oder Stüde 
711 Waren ganz oder teilweije aus et, Kännelkohle oder Nadhahmungen von 
Jet, joweit fie nicht durch die Verbindung mit anderen Stoffen unter 
höhere Zollſätze fallen 
712 Waren ganz oder teilweile aus Bernitein, natürlihem oder fünjtlichem, 
jomweit fie nicht dur die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere 
Zollſätze fallen 2 
Allgemeine Anmerlungen Pr dreizehnten Abſchnitte. 
1. Mojfaikfteine (Steinwürfel für Mofaiffußböden), aus Stein- 
platten bergeitellt, werben wie die legteren verzollt. 
2. Platten, Steinmeharbeiten und andere Waren aus künſt— 
en sent werden wie ſolche aus natürlihem Marmor 
berzollt. 


& 8388 


& 


Vierzehnter Abſchnill. 
Zonwaren. Zolfak für I Dovpeljentner 
Dart 


(713/4) Mauerfteine (Mauerziegel, Badfleine) aus farbig ich 
brennendem Ziegelton, ungebrannt oder gebrannt, unglafiert: 


713 Hohlſteine, Lochſteine, Kochplatten und Formſteine, raub oder glatt 0,20 
714 andere: 
taub (Hintermauerungsfteine); auch Scheuerziegel (Bußiteine) 0,10 


glatt (Berblenditeine) 0,10 
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715 Mauerſteine — Backſteine) aus farbig ſich brennenden Biegel- 
tone, glaſiert 

716 Klinker aller Art und mehr als 3 Zentimeter dide Pflaſterplatten aus Ton 
oder gemeinem Steinzeug, einfarbig, unglafiert oder glafiert 0,50 

Anmerlung. Klinter und mehr ald 3 Zentimeter dide Pflafter- 

platten aus Ton oder gemeinem Steinzeug unterliegen, fall® fie 

—— find, der Verzollung als mehrfarbige Bodenplatten 

7 


(Kr. i 
(717/8) Dachziegel aus Ton, ungebrannt oder gebrannt: 
117 unglafiert: 


Dachziegel und Hohldadjziegel 0,15 
Dachpfannen und Falzdachziegel 0,50 
718 glafierte aller Art 1 
119 Röhren aus Ton, unglafiert oder glafiert: 
Drainröhren frei 
andere Röhren; Röhrenformjtüde 0,40 
720 Baren aus gemeinem Steinzeuge (mit Ausnahme der in Wr. 716 und 728 
Bere) 
öhren, Röhrenformftüde, Sohlſteine, Senkläften, Ausgüſſe und 
dergleichen; Krippen, Biehtröge 0,40 
Krüge und andere Befähe zu Wirtjchaftszweden 1 
Steine und Platten aller Art zu techniichen Zweden 0,40 
Faß- und Abzugshähne, Kühlihlangen, Bumpen und fonftige vor— 
ftehend nicht genannte Gegenftände zu techniſchen Zweden 1 


121 Zöpfergeihirr aus farbig fi; brennendem Tone, durch Freiaufdrehen oder 
Preſſen hergeſtellt: 


unglaſiert frei 
— ein- oder mehrfarbig, auch durch Aufſpritzen von Farbe 
oder in ähnlicher Weiſe bemalt 1,50 


722 Defen (Kamine, Kochherde) und DOfenteile, unglafiert oder glafiert, glatt 
oder verziert: 
einfarbig oder weiß 
ee auch mit Lüfter» oder mit Metallüberzug 
723 Tabatpjeifen, einfarbig oder weiß, unglafiert 
724 Feuerfeſte Steine jeder Art (Chamottefteine, Dina und andere Quarziteine, 
Baurit- und Magnefiafteine, Kohlenftoffiteine für feuerfefte Ofenaus- 
mauerung), unglajiert oder glajiert: 
rechtedige bei einem Reingewichte des Stüdes von weniger als 
5 Kilogramm 0,35 
rechtedige bei einem Neingewichte des Stüded von 5 Kilogramm 
oder darüber; andere als rechtedige ohne Rüdfiht auf das Ge- 
wicht des Stüdes 0,60 
125 en Retorten, Muffeln, Kapſeln, Röhren, Zylinder, Platten, 


= a0 


Düſen und andere nicht ala Steine zu bezeichnende geformte feuerfejte 

Erzeugniffe aus Ton oder toniger Mafje, unglafiert oder glafiert; auch 

Shmelgtiegel ans Magnefiazement oder Speditein 2 
1726 Scmelztiegel und andere Gegenftände aus Graphitmaſſe 4 


727 Bauzierate (Knäufe [Kapitäle], Gefimje, Frieſe, Geländerteile, Bildwerke und 

dergleichen Verzierungen) aus Ton oder toniger Mafje, unglafiert oder 

olalert, auch mehrfarbig oder bemalt 1 

728 Bodenplatten aus Ton oder gefrittetem Tonzeug, einichließlih der 3 Zenti« 
meter oder weniger diden Bflafterplatten aus Ton oder gemeinem 
Steinzeug, — oder glaſiert, glatt oder verziert: 


—— 2 
mehrfarbig, auch mit Lüſter- oder mit Metallüberzug 4 
729 Wandbelkleidungsplatten aus Ton, gefrittetem Tonzeug oder Steingut, uns 
glafiert oder glafiert: 
einfarbig 10 
mebrfarbig, auch mit Lüfter oder mit Metallüberzug 16 


19* 
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(730/1) Waren aus Steingut, feinem Steinzeuge, feinem Tonzeug, 
andermweit nicht genannt: 


730 einfarbig 10 
731 mehrfarbig, aud mit Lüfter oder mit Metallüberzug: 
Biergefähe, Figuren und ähnliche Qurusgegenftände 25 
andere Waren 20 


Anmerkung. Tongefähe, die auf der Außenſeite eine andere 
Farbe als auf der Innenſeite haben, und Gegenjtände aus Ton, 
die außer der Naturfarbe des gebrannten Tones nur eine andere 
Farbe zeigen, find deshalb noch nicht ald mehrfarbig zu behandeln. 
732 Tonwaren aller Art (mit Ausnahme von Porzellan und porzellanartigen 
Waren) in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit fie nicht dadurch 
unter höhere Zollſätze fallen 25 
Anmerkung. Die grobe Bejlehtung von Töpfergeichirr der 
Nr. 721 mit Weiden (ungefhälten oder geſchälten), Bait, Binfen, 
Strob oder Rohr bleibt auf — Zollbehandlung ohne Einfluß. 
733 Porzellan und porzellanartige Waren eihporzellan ſengliſches und 
— Han) unglafiesies Borsellan[Bißtuı. Barlenı. Jaſpis u. ſ. w.): 


wei 14 

farbig, auch mit Lüſter oder mit Metallüberzug 30 

in Verbindung mit anderen Stoffen, fomweit jie nicht dadurd unter 
höhere Zolljäge fallen 30 


Anmerlung zu Wr. 733. Borzellanperlen werden wie Glas— 
perlen verzollt. 
Anmertung zu Nr. 731 und 733. Fabrikmarken, die feine 
Verzierung bewirfen, haben nicht zur Folge, dab an ſich einfarbige 
oder weihe Tonwaren al® meh a e oder farbige verzollt iverden. 
734 Scherben und Brud von Ton= und Rorzellanwaren frei 


Fünfzehnter Abfchnitt. 
Glas und Glasiwaren. gott für 1 Doppaenter 


735 Glasmafje (auch Straß, ungeformt oder in Form roher Klumpen), Schmelz- 
glas«Email-Mafje, Glafurmafie, ungefärbt oder gefärbt; Glasftaub (ge— 
mablenes Glas) 3 

736 Rohe Stangen und Röhren aus naturfarbigem Glaje; Blasröhren und 
Glasſtängelchen, ohne Unterſchied der Farbe, wie fie zur Verlenbereitung 
und Runjtglasbläjerei einfchliehlich der Heritellung von Kunftglas ge- 
braucht werden 3 

(737/40) Hohlglas: 

737 weder — noch geiäliffen, poliert, abgerieben, geichnitten, geäßt oder 

gemuitert: 
naturfarbig 3 
weiß (auch halbweiß) durchfichtig, auch mit einzelnen Ringen von 

maffivem weißen (auch halbweißen) Glaſe für 1 Doppelzentner Rohgewicht 8 

gefärbt oder weiß undurchſichtig, auch mit gefärbtem oder mit weißem 
undurhfichtigen Glaſe überfangen 17 

738 bloß mit geprebten öden oder durch Schleifen, Preſſen u. j. w. geftalteten 

oder erten Stöpfeln: 
gefärbt oder weiß —— auch mit gefärbtem oder mit weißem 


undurchſichtigen Glaſe überfangen 24 
anderes 20 
739 in anderer un gepreit, geihliffen poliert, abgerieben, gejchnitten, geätzt 
— emuſtert 


elärbt oder weiß undurdfichtig, auch mit gefärbtem oder mit weißem 
undurchſichtigen Glaſe überfangen 
anderes 


*8 
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Mari 


bemalt, vergoldet oder verfilbert, auch durd Auftragen oder Einbrennen 
von Farben gemuftert 
Anmerfung zu Nr. 737 bis 740. Bei Hohlglas aller Urt 
bleibt eine geringwertige Beflehtung mit Weiden (ungeichälten oder 
eichälten), Bat, Binien, Stroh oder Rohr oder eine Bellebung mit 
Blattmetall, Betteln oder dergleihen auf die Berzollung ohne Ein— 
fluß; aud wird Hohlglas mit abgeſchliffenen Böden oder Rändern, 
mit eingeriebenen Stöpſeln, mit eingepreßten Gewinden, mit 
eingeblaſener oder eingeätzter Schrift oder Fabrikmarke oder mit ein— 
geäpten Aichzeihen nicht als geſchliffen, gepreßt, abgerieben, geäßt 
oder gemujtert verzollt. 


(741/6) Spiegel und Tafelglas, anderweit nicht genannt! 
(741/42) weder geſchliffen nod poliert, geichnitten, gemuftert, ge= 
rippt, geihuppt, gebogen, mattiert, geäßt, überfangen, gefeldert 
(facettiert) oder belegt: 
nicht gefärbt, nicht undurdjicdhtig : 
—— kr und geblajenes; jogenanntes Rohglas (rohe 


gegoliene Platten), mehr als 5 Millimeter ſtark, auch gerippt 4 
Tafelglas einſchließlich des 5 Millimeter oder —— ſtarlen Roh— 
laſes, letzteres auch gerippt, wenn die einfache Höhe und die ein— 
* Breite zuſammen betragen: 
120 Zentimeter oder darunter für 1 Doppelzentner Rohgewicht 8 
mehr als 120 bis 200 Zentimeter do. 10 
mehr ald 200 Zentimeter do. 12 
gefärbt oder undurchſichtig; Bußenicheiben do. 20 
geihliffen, poliert, geichnitten, gemuftert, gerippt (mit Uusnahme des ge— 
rippten Rohglaſes), geichuppt, gebogen (einichließlihb des gebogenen 
Robglajes), mattiert, geäßgt, überfangen, jedod nicht gefeldert (nicht 
facettiert), nicht belegt für 1 Doppelzentner Robgewiht 24 
gejeldert (facettiert), jedod nicht belegt; Kathedralglas, Antikglas (auch weiß) 
ir 1 Doppelzentner Nobgewiht 24 
belegt: 
nicht gefeldert do. 24 
gefeldert (facettiert) do. 24 
bemalt, vergoldet oder verfilbert, auch durch Auftragen oder Einbrennen 
von Farben — für 1 Doppelzentner Rohgewicht 30 
Tafelglas aller Art, weniger als 0,5 Millimeter ſtark do. 100 
Opaleszentglas do. 40 
Trodenplatten für photographiiche Zwede mit einjeitigem Ueberzuge von 
lihtempfindliher Mafje, auch mit darauf befindlihen Negativbildern 
(Gla3: Negative) für 1 Doppelgentner Robgewiht 24 
Drabtglas: 
rob, ungefärbt, mit ebener Fläche, auch gerippt do. 7 
geichliffen, poliert, gefärbt, gemuftert, gebogen do. 24 
Dahpfannen und Dadjziegel aus Rohglas, Tafelglas oder Drahtglas 
fi: 1 Doppelzentner Robgewicht 15 
Rohes optiihes Glas (au zur Erprobung der Reinheit angejhliffen) 3 
ae in Kugeln oder Sugellappen (Segmenten) zur Herſtellung von 
br= oder Brillengläfern, aud) zugejchnitten oder gefärbt 8 
Uprgläfer für Tajhenuhren, auch aus gefärbtem Glaje: 
ungeichlifien, ungepreht für 1 Doppelzentner Rohgewicht 10 
geihliffen (auch bloß mit abgejchliffenen Rändern), gepreit 60 
Brilfengläjer und andere Augengläjer ſowie Stereojlopengläjer, auch ge— 
färbt, jedoch ungeſchliffen, ungefaßt 15 
Brillengläjer, geichliffen, und andere geiäliifene Mugengläjer (auch zum 
unmittelbaren Gebrauche vorgerichtet); Brenngläfer; Lupen (Vergröße— 
rungsgläjer); Stereojlopengläfer, geichliffen; optiiches Glas, geichliffen ; 
alle dieie auch gefärbt, jedoch ungefaht 60 
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Brillen (einſchließlich der Brillen mit Gläſern aus Bergkryſtall, ſowie 
der Schutzbrillen in Verbindung mit Glas oder Glimmer) und andere 
gefaßte Augengläſer; gefaßte Brenngläſer; Ferngläſer aller Art (Fern— 
757 tohre, Selbftedher u. ſ. w.); gefahte Qupen (Bergrößerungsgläjer); Opern- 
gläjfer (Opernguder); photographiiche Apparate; Stereoſtope; jonftiges 
optiiches Glas, geichliffen und gefaßt; alle dieſe, joweit fie nicht durch 


ihre Verbindungen unter höhere Zolljäge fallen 120 
Mitroflope frei 
758 Glasbehänge zu Leuchtern; Glasfnöpfe; alle dieje auch gefärbt oder mit 
Deien 18 
Anmertung. Bemalte, vergoldete oder verjilberte Glasknöpfe 
werden nad Nr. 763 verzollt. 
759 Glasplätthen; Glasperlen, Glasſchmelz und Glasſchuppen, aud lediglich 
um Zwede der Verpadung und Verſendung auf Geſpinſtfäden gereiht; 
lastropfen (Glastränen, Springgläfer); Glaskörner (Glaskügelchen, 
majjive ®lastropfeni: 
weiß, auch gefärbt 4 
bemalt, vergoldet oder verfilbert 30 
760 Glasflüſſe (unechte Edelfteine), bleihaltig oder bleifrei, Glasſteine und Glas— 
forallen, ohne Saflung, auch lediglich zum Zwecke der Verpadung und 
Berjendung auf Geſpinſtfäden gereiht: 
roh 30 
bearbeitet (geſchliffen u. ſ. w.) 60 


761 Glasperlen, Glasflüſſe, Glasſteine, Glaskorallen und dergleichen, auf Geſpinſt— 
fäden, Schnüre oder Draht genäht oder gereiht und ohne Weiteres als 
Schmud verwendbar; auch in gleicyer Weiſe hergeftellte Bejapartifel aus 
Glasperlen u. ſ. w. 60 

762 Waren aus Glasflüffen, Glasfteinen oder Glaskorallen, vorjtehend nicht 
genannt, auch in Verbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht 
dadurch unter höhere Zollſätze fallen 60 

763 Glas, anderweit nit genannt, auch durch Prefien oder Stanzen hergeitellt 
ober geſchliffen, poltert, abgerieben, geſchnitten, geäßt, gemuftert; Glas— 
geipinit und Glaswolle: 


nicht gefärbt, nicht undurchſichtig 18 
gelärht oder undurchſichtig 24 

emalt, vergoldet oder verfilbert, aud dur Auftragen oder Ein- 
brennen von Farben gemuftert 30 

764 Glasmalereien, Glasmoſaik, Lichtbilder aller Art von Glas, aud in Glas 
eingebrannt oder eingeäßt; fünftliche Augen 42 

765 Zähne aus Schmelz, auch aus anderweitig nicht genannten Formerftoffen: 
in Verbindung mit Stiften oder Röhrchen aus Platin 400 


andere; auch Gebiſſe aus ſolchen Zähnen, joweit fie nit durch die 
Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollſätze fallen 150 
766 Glas, ganz oder zum größeren Teile überzogen mit Gejpinftwaren, Ge— 
ſpinſten ober Filz aller Art, ſoweit es nicht durch die Verbindung mit 
anderen Stoffen unter höhere Zolljäge fällt 60 


767 Glas: und Schmelzwaren in Verbindung mit anderen Stoffen, ſoweit fie 
nicht in anderen Nummern des Tarifd bejonderd genannt find oder 
durch die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollfäße fallen: 

bemalt, vergoldet, verjilbert oder durch Auftragen oder Einbrennen 
von Farben gemuftert; auch Opaleszentglas, Glasmalereien, 
Glasmoſaik, Kunftverglajungen, Lichtbilder aller Art von Glas, 
— in Glas eingebrannt oder eingeätzt 

andere 


768 Wbfälle von der Slasbereitung und von Glas, z. B. Glasbroden, Glas: 


bruch, Glasgalle, Glasſchaum, Herdglad, Scherben von Glas und von 
Glaswaren frei 


5% 


Zolltarif. 295 
Sechzehnter Abſchnill. 
Edle Metalle und Waren daraus. 


A. Gold. Zollſatz für 1 Dopveljentner 
Mart 


769 Feingold, roh oder gegofien, gehämmert oder gewalzt, in Stangen, Blech 
oder Draht; legierte® Bold, roh oder gegoſſen; Goldmünzen frei 

170 — Gold, gehämmert oder gewalzt, auch in Form von Blech oder 
Draht 


250 
71 Waren ganz oder teilweife aus Gold, anderweit nicht genannt, joweit fie 
nicht durch die Verbindung mit anderen Stoffen untere höhere Zoll: 
ſätze fallen: 
unpoliert 300 
poliert; Blattgold (echter Goldſchaum) N 600 
Anmerkung zu A. Platin und die fogenannten PBlatinmetalle 
(Aridium, Osmium, Palladium, Rhodium, Ruthenium) jomwie ganz 
oder teilweife daraus hergeftellte Waren werden, ſoweit fie nicht 
anderweit genannt find, nad Nr. 769 bis 771 behandelt. 
B. Silber. 
772 Feinfilber, roh oder gegofien, gehämmert oder gewalzt, in Stangen ober 
Blech; legiertes Silber, roh oder gegofien; Silbermünzen frei 
773 Legiertes Silber, gebämmert oder gewalzt, aud in Form von Blech; le: 
giertes oder unlegiertes Silber, vergoldet oder auf mehaniihem Wege 
mit Gold belegt 100 
714 Draht, auch legiert; 
rund 100 
geplättet oder geformt (Jagonniert) 200 
vergoldet oder auf mehaniihem Wege mit Gold belegt 250 
175 Silbergeipinit (aud aus vergoldetem oder auf mechaniihem Wege mit 
Gold belegtem Silberbraßte), fowie Treſſenwaren GBeſätze, Bänder, 
Kordeln, Ligen, Schnüre), Gewebe und Knopfmacherwaren (aud mit 
Einlagen von Holz, Bein, Horn, Leder) aus Silbergeſpinſt ohne Bei- 
mijhung von anderen Geſpinſten, wenn der Stern befteht: 
ganz oder teilweiie aus Seide, fünftliher Seide oder Floretſeide 800 
aus anderen Spinnftoffen 250 
176 Waren ganz oder teilweije aus Silber, anderweit nicht genannt, auch ver- 
goldet oder auf mehaniihem Wege mit Gold belegt, ſoweit jie nicht 
durh die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollfäße 
fallen; Blattfilber (echter Silberihaum) 600 


Siebzehnter Abfıhnitt. 


Nnedle Metalle und Waren daran. 
A. Eifen und Eifenlegierungen. 


Roheifen und nicht jchmiedbare Eijenlegierungen 
(778/9) Röhren einichließlih der Röhrenformftüde, aus nicht ſchmied— 


Zollſatz für 1 ne 
art 


— 
— 
A 


R barem Guß: 

78 don mehr ala 7 Millimeter Wandftärke: 
ro 3 
bearbeitet 4,50 


79 von 7 Millimeter Wandſtärke oder darunter: 


ro 
bearbeitet 6 


296 


780 


781 


782 


183 


784 
785 


786 


187 


188 


189 


790 


791 


792 


193 


Zolltarif. 
Zollſatz Tür 1 F 
Walzen aus nicht ſchmiedbarem Guß: 
ro 350 
bearbeitet 10 
Kunſtguß und anderer feiner Guß, nicht ſchmiedbar 2 
(782/3) Nicht ſchmiedbarer Guß, anderweit nicht genannt: 
rob: 
bei einem Rein (von mehr als 1 Doppelzentner 25 
gewihte don mehr als 40 Kilogramm bi® 1 Doppelzentner 3,50 
deB Stüdes Ivon 40 Kilogramm oder darunter 5 
bearbeitet: 
bei einem Reinz| von mehr als 1 Doppelzentner 4 
Gewichte von mehr ald 40 Kilogramm biß 1 Doppelzentner 6 
des Stüdes von 40 Kilogramm oder darunter 9 
Rohluppen; Rohſchienen; Blöde; Platinen ; Knüppel; Tiegelftahl in Blöden 1,50 
Schmiedbares Eijen in Stäben (gewalzt, geichmiedet oder gezogen), aud 
geformt (fagonniert); ferner Bandeiſen: 
nicht über 12 Zentimeter lang, zum Umſchmelzen 1 
mit eingewalzten Muftern oder Verzierungen 5 
anderes 2,50 
(786/8) Blech: 
rob, entzundert, gerichtet, dreſſiert, gefimißt: 
i 22 von mehr ald 1 Millimeter 3 
in der Stärke von 1 Millimeter oder darunter 4,0 
abgeichliffen, ladiert, poliert, gebräunt oder fonft künſtlich orydiert, aud 
mit jpiegelnder Oxydſchicht überzogen: 
: = f von mehr ald 1 Millimeter 5 
in der Stärfe \ von 1 Millimeter oder darunter 5,50 
verzinnt (Weißblech) oder jonft mit anderen unedlen Metallen oder Le: 
gierungen unedler Metalle überzogen: 
; ö von mehr ala 1 Millimeter 5 
in der Stärke { von 1 Millimeter oder darunter 550 
Anmerlung zu Pr. 786 bis 788 Für Eijenbleh von ge. 
ringerer Stärfe ald 5 Millimeter, dad anders als rechtwinklig 
ſchnitten ift, erhöht fich der Zoll um 25 vom Hundert. 
Wellblech, Dehnblech, Riffelbleh, Warzenblech: 
ro 
bearbeitet 8 
Blech mit Ausnahme des in Nr. 789 beſonders bezeichneten, gepreht, ge: 
bucdelt, geflanicht, geichweiht, gebogen, gelocht, gebohrt: 
f von mehr ala 1 Millimeter 5,50 
in der Stärke | von 1 Millimeter oder darunter 7 
(791/2) Draht, gemwalzt oder gezogen, einichließlih des geformten 
(fagonnierten): 
rob oder bearbeitet, jedoch nicht poliert, ladiert oder mit anderen unedlen 
Metallen oder Legierungen unedler Metalle überzogen: 
bon 1,5 Millimeter oder darüber 2% 
in der Stärke von weniger ala 1,5 bis 0,5 Millimeter 3 
von weniger als 0,5 Millimeter 4,50 
poliert, ladiert oder mit anderen unedlen Metallen oder Legierungen unebler 
Metalle überzogen: 
von 1,5 Millimeter oder darüber 3 
in der Stärke ! von weniger als 1,5 bis 0,5 Millimeter 4 
| von weniger als 0,5 Millimeter 5,50 
Schlangenröbren, gewalzt oder gezogen; auch Röhrenformftüde: ’ 
roh 


bearbeitet 15 


Holltarif. 297 
Zollfak für I —— 
a 
(794/5) Andere Röhren, gewalzt oder gezogen: 
794 roh 
Tor . von 2 Millimeter oder darüber 6 
— —— von weniger als 2 Millimeter 10 
795 bearbeitet: 
un J von 2 Millimeter oder darüber 12 
wit einer Wandſtärke \ von weniger ald 2 Millimeter 20 
76 Eifenbahnihienen, aud Zahnradſchienen, Blattihienen, Ausweihungs- 
ichienen, Herzitüde aus ſchmiedbarem Eijen, auch gelodht und am Fuße 
ausgeklinkt; Eiſenbahnſchwellen; Eifenbahnlaihen und Eifenbahn-Unrer- 
lag&platten 2,50 
797 Eijenbahnadien, Eifenbahnradeifen (Naben, NRadreifen, Radgeitelle, Rad: 
fränze), Eiienbahnräder, Eiſenbahnradſätze 3 
(798/9) Schmiedbarer Guß, Schmiedeftüde und andere Waren aus 
jhmiedbarem Eiſen, anderweit nicht genannt: 
18 roh: ' 
de e e von mehr ald 25 Kilogramm 50 
bei er — von mehr als 3 bis 25 Kilogramm 6 
von 3 Kilogramm oder darunter 8 
799 bearbeitet: 7 
— von mehr als 25 Kilogramm 
bei irre —— von mehr ala 3 bis 25 Kilogramm 10 
von 3 Kilogramm oder darunter 13 
500 Eifenbauteile (Eiſenkonſtruktion) aus jehmiedbarem Eifen, auch mit Anſtrich 


verjehen 6 
(801/2) Dampftefiel und Dampffäfler aus ſchmiedbarem Eiien jowie 
ee Zeile von foihen, auch mit Ausrüſtung (Armatur) 
berieben: 

mit mehr al3 10 unter ſich gleihen Nöhren von einer 300 Millimeter oder 
weniger betragenden lichten Weite; auch Dampffejjel aller Art aus nicht 
jchmiedbarem Guß: 

bei einem NReingewichte J von 50 Doppelzentner oder darunter 8 

des Stüdes von mehr ald 50 Doppelzentner 6 

andere 5 
Antertonnen (Bojen), Gasbehälter, Wafler- und andere Behälter (Rejer: 
voire), Gefähe und Geräte (Apparate) für Fabriken jowie für Brauereien 

und Brennereien, genietet, gepreßt oder geſchweißt, aucd mit Ausrüftung 

(Armatur) verjehen, und zufammengeießte Teile von jolden Gefähen 

und Geräten 6 
(804/5) Röhrenverbindungsftüde; Hähne, Ventile, Schieber und ähn- 
lihe Ausrüftungss(Armatur:)Stüde aus ſchmiedbarem Eiſen für 
Dampffejjel, Dampffäſſer, Behälter (Nejervoire) und ähnliche Geräte 
jowie für Rohrleitungen: 

ohne Berbindung mit anderen uneblen Metallen oder Legierungen unebler 

Metalle: 

bei einem Reingewidte J von 10 Kilogramm oder darüber 
des Stückes von weniger als 10 Kilogramm 
in Verbindung mit anderen unedlen Metallen oder Legierungen unedler 

Metalle: 

bei einem Reingewichte ſ von 10 Kilogramm oder darüber 9 
bes Stücles t don weniger ald 10 Kilogramm 

Schraubftöde aller Art, Ambofje, Sperrhörner, Anker, Breceijen, Hämmer 
bei einem Reingewidhte des Stüdes von mehr ald 10 Kilogramm 5 

Kloben und Rollen zu Flaſchenzügen; Winden und fonftige etiaffbare 
Hebezeuge 7 
Anmerkung. Abnehmbare Ketten und Seile zu derartigen 

Hebezeugen find gejondert zu verzollen. 

Spaten, — Blatthaden, Bltsuplaunen. Kohlenlöffel, Schmelzlöffel, 

Feuergeräte, Pflugicharen und Pilugftreichbretter 


801 


22 


4,50 


298 Bolltarif. 


Bolfjak fürı ae 
809 Heuss, Dünger, Rüben, Koks-, Steinichlag: und ähnliche große Gabeln 7,50 
810 Senſen, Sicheln; Strohmefjer, geichmiedet 12 
811 — und Sägeblätter: 


eis⸗, Band⸗ und Laubſägeblätter 20 
andere Sägeblätter; Handjägen 15 
812 Feilen und Raipeln: 
nicht mehr als 16 Zentimeter lang 40 
mehr als 16, jedoch nicht mehr ald 35 Bentimeter lang 25 
mehr als 35 Zentimeter lan 10 


813 Bohrer, anderweit nicht genannt; Zangen; Reb-, Rojens, Heden-, Baumz, 
Blech-, Schafiheeren; Beitel, Stemmeifen; Hobeleifen, Robrjchneider, 
Bohrfnarren, Rohrdichter, Maſchinenmeſſer, Gewindeichneidzeuge, Schneid- 


zirlel 20 
814 Reibahlen, Spiralbohrer, Fräſer, Meßwerkzeuge Lineale, Winkel, Zirkel 
[mit Ausnahme der Schneidzirkel), Lehren und dergleichen) 40 


815 Hämmer bei einem Reingewichte des Stüdes von 10 Kilogramm .oder 
darunter, Aexte, Beile, Haden (mit Ausnahme der Blatthaden), Zug-, 
Wiege: und Hadmefjer, grobe Küchen: und Gartenmefjer, Hand» und 
Klöbſchrauben, jtellbare Schraubenjhlüfjel, Schraubzwingen, Spannwerl- 
zeuge, Bohrwinden, jowie jonjtige nicht bejonders genannte Werljeuge 15 

816 Anderweit nicht genannte Geräte für den landwirtichaftlichen, —— 
lichen oder gewerblichen Gebrauch, z. B. Pflüge, Kultivatoren, Grubber, 
Kartoffelgraber, Eggen, Handrechen, Pferderechen, Wagen, anderweit 
nicht genannt, Bügeleiſen, Tierfallen, Riemenverbinder, Riemenſpanner: 


bei einem Reingewichte 4 von 3 Kilogramm oder darüber 8 

des Stückes \ von weniger als 3 Kilogramm 12 

817 Kratzenbeſchläge 40 
818 Spindeln aller Art 10 


819 Webichäfte, Weberligen, Weberligenringe (Maillons), Weberblätter und 
Weberblätterzähne (Niete und Rietſtäbe), Schützen, Spulen aller Art 
und Ähnliche Ausrüftungsgegenftände für Spinn: und Webmaſchinen 15 
820 Eiſenbahnlaſchenſchrauben, Schwellenihrauben, Spurftangen Klemmplatten, 
Halennägel; Schrauben und Niete von mehr als 15 Millimeter Stift- 
ftärfe; Schraubenmuttern und Unterlegiceiben für Schrauben; Jiolator: 
jftügen ; Hufeifen, Schraub= und Stedjtollen: 
r 


o 5 
bearbeitet 12 
821 Eiſenbahnwagenbeſchläge, Eiſenbahnpuffer, Eiſenbahnweichen- und Signal— 
teile 10 
(822/3) Achſen (mit Ausnahme der Eiſenbahnachſen) und Achſenteile: 
822 Patentachſen und Halbpatentachſen 24 
823 andere: 
roh 6 
bearbeitet 12 
824 Wagenfedern einichlieglich der Eifenbahnwagenfedern : 
roh oder nur an den Blattenden und Seitenfanten abgeſchliffen; 
Pfufferfedern 4 
auf der ganzen Fläche geſchliffen; in anderer Weiſe bearbeitet 15 


825 Drahtſeile, Stacheldraht, Drahtgeflechte und Drahtgewebe, Drahtbürſten, 
Drahtkörbe, Stiefeleiſen; Schrauben und Niete von nicht mehr als 
13 Millimeter Stiftſtärke; Hafen, anderweit nicht genannt; Kiſten- und 
Sarggriffe, Splinte, Krampen, Schnallen (mit Ausnahme der Schmud: 
ichnallen); Rojettenftifte; Sprungfedern aus Draht; Häftel und Deien; 
Nägel. anderweit nicht genannt, aud mit Köpfen aus anderen unedlen 
Metallen oder Legierungen unedler Metalle 8 
8236 Drahtitifte; Klammern und Schlaufen aus Draht 8 
827 GBejchnittene Nägel (Tads, Semenzes, Aufzwiditifte): 
in der Ränge J don 20 Millimeter oder darüber 12 
ge | von weniger als 20 Millimeter 20 
825 Dfenrohre, Ofenringe, Büchſen, Fäſſer, Kaften, Badewannen, Striegel, 


Bolltarif. 299 


Zollſatz fürı ar 
a 
Haus: und Küchengeräte, Rolläden, Rolljaloufien, Taſchen- und Koffer: 


bügel, Gloden und Geläute, alle diefe aus Blech; auch Teile von 
folhen Gegenftänden: 
roh 6 
bearbeitet 10 
39 Ketten (mit Ausnahme der Fahrradketten) und Teile von ſolchen: 


rob: 
zur Kettenſchleppſchiffahrt 


3 

andere 6 

bearbeitet 15 
30 Trenien, Randaren, Steigbügel, Sporen, Beichläge und jonftige Reit: und 

Fahrgeſchirrteile: 

roh 10 

bearbeitet 15 

81 Sclittihuhe und Rollſchuhe 15 
82 Bau: und Möbelbeihläge, Scharniere, Schiebetürrollen, Türfedern Tür— 
griffe, Türhänge, Türketten, Türfnöpfe, Türriegel, Bentilatoren, Buffet- 
riffe, Gabelrollen (Bogelrollen), Kofferwintel, Möbel» und Stuhlrollen, 
Sciebladengriffe, Schiebladentnöpfe, jämtlih aus ſchmiedbarem Eijen: 

rob 6 

bearbeitet 12 


3 Schlöſſer und Sclüjjel: 
ohne Verbindung mit anderen unedlen Metallen oder Legierungen 
unedler Metalle 15 
mit Schlüſſelrohren, Riegelplatten, Schlüfiellohdeden und dergleichen 
aus anderen unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle 20 
Geldichränte und Geldlaften Kaſſetten) 20 
Möbel (nicht gepolitert) und Turngeräte, aud aus nicht jhmiedbarem Guk 15 
Feine Schneidwaren (feine Mefler, feine Scheeren. blante Waffen und der- 
gleichen); Berlen und Schmudihnallen, ſoweit fie nicht unter Nr. 887 
fallen; Fingerhüte, Korkzieher, Nußlnader, Stabllugeln, Knöpfe (auch 
aus Blech) und jonftige feine Eijenwaren, anderweit nicht genannt: 


roh 15 
bearbeitet 24 
37 Runftihmiedearbeiten 24 
8 Schirmgejtelle und Beftandteile von ſolchen 24 
39 Federn, anderweit nicht genannt; auch Blankſcheite (Plandetts) 20 
40 Screibfedern (einſchließlich der noch nicht völlig fertig gearbeiteten), auch 
mit vergoldeten Spitzen 90 
M1 Nadeln: 
Nähnadeln 100 
Nähmaſchinen-, Strickmaſchinen-, Stidmajdinen- und Wirkmaſchinen— 
nadeln 500 
Stecknadeln, andere Nadeln ſowie Angelhalen 50 
42 Eifenjand und Stahlipäne 1 


43 Eijenabfälle: 

Bruceifen, Alteifen (Schrott); Dreh-, Bohr:, Hobelipäne; Eifenfeil- 
ipäne; Stabeijenenden, Eijenblehlfanten und andere nur zum 
Einihmelzen oder Schweihen verwendbare Abfälle von Eijen 1 

Glühjpan (Hammerſchlag und Walzzunder); Schliff; Abfälle von ver- 
zinntem Eiſenbleche (Weihbleh) von nidt mehr als 5 Milli: 
meter Stärfe frei 
Anmerlungen zu A. 

1. Der Begriff „Eifen“ umfaßt im Sinne des Zolltarifs 
auch den Begriff „Stahl”. 

2. Schmiedbared Eifen in Form von Flacheiſen von mehr 
als 25 Zentimeter Breite wird als Blech verzollt. 

3. Als bearbeitet im Gegenfage zu roh gelten Erzeugnifje 
aus Eijen dann, wenn fie eine nachträgliche Bearbeitung 
der Oberfläche oder Beränderung der Gejtalt erfahren 


300 


5. 


Bolltarif. 


Zollſatz für 1 


haben, um fie für ihren Sonderzived gebraudhsfähig zu 
machen, um ihr Ausjehen zu heben oder um fie gegen 
Roft zu jchügen. 


Zu ben bearbeiteten gehören hiernach in&bejondere alle 
gefeilten, gefräften, abgedrehten, gehobelten, geidliffenen, 
polierten, nach der Fertigſtellung geglühten, blau ange: 
laufenen, durd; Ausglühen gebläuten, durch Erhitzen mit 
einem —— gleichmäßig grau, braun oder ſonſt 
gefärbten, im Rollfah oder in der Putztrommel gejcheuerten, 
erner alle angeftrichenen, gefirnigten, ladierten, mit 
Schmelz belegten (emallierten), orydierten, mit anderen 
unedlen Metallen oder Legierungen unebler Metalle über: 
zogenen (dieſe mit Ausnahme der in Anmerkung 4 be— 
handelten), jowie alle vernieteten, verichraubten oder in 
ähnlicher Weiſe nadträglih in fi verbundenen Waren. 
Auch die teilweife oder gänzliche Entfernung der groben 
Guß⸗, Schmiede: oder Walzhaut hat die Behandlung der 
Erzeugnifie als bearbeitete zur Folge; dabei macht es 
feinen Unterichied, ob die Entfernung der rauhen Haut 
unmittelbar bei der Herftellung des Gegenſtandes oder 
ob fie dur ein beionderes Berfahren erfolgt ift, jowie 
ob damit eine Menderung der Bejtalt des egenftandes 
verbunden ift oder nicht. 


Den bearbeiteten jtehen gleich diejenigen Waren, welde 
unmittelbar bei ihrer Herſtellung ein blankes Ausſehen 
erhalten haben. 


Dagegen wird das Nusichneiden von Gewinden an 
NRohrenden, Schrauben und Muttern, das Vorarbeiten 
zum Zwecke der Prüfung der Gegenftände auf Fehlerfrei— 
beit (Borjhruppen), das Bejeitigen von Gußnäten und 
Anfägen, das Ebnen von Brucdflähen fowie dad Ab- 
ftehen der verlorenen Köpfe, dad Ausſtechen von Niet: 
löcdhern und das Einbohren von Löchern mit oder ohne 
Scraubengeminde (joweit nicht für gelodhte und gebohrte 
Erzeugnifje bejondere Beitimmungen getroffen find) das 
Blanfiheuern einzelner Teile, ein rauber Oelfarben- oder 
Teeranſtrich ſowie das Ueberjtreihen mit Graphit nicht 
als Bearbeitung angejehen. 


. Eilen in Stäben, Draht, Bleh, Röhren und andere 


Eijenwaren, die auf mechaniſchem Wege mit Kupfer, 
Kupferlegierungen, Nidel oder Aluminium überzogen oder 
auf hemiihem Wege vernidelt find, unterliegen, ſoweit 
nicht bejondere Beitimmungen getroffen find, einem Zoll— 
zuichlage von 50 vom Hundert. Sofern für die genannten 
Gegenitände in poliertem oder allgemein in bearbeitetem 
Zuftande bejondere Zollſätze bejtehen, werden leßtere ber 
Berechnung zu Grunde gelegt. 


Die Berbindung von Eifenwaren mit anderen Stoffen 
ift, ſoweit nicht im Unterabjchnitt A bejondere Be: 
ſtimmungen getroffen find, nur dann auf ihre VBerzollung 
von Einfluß, wenn in anderen Tarifabſchnitten vorge: 
ichrieben ift, dah Waren, auch wenn jie nur teilweife aus 
einem Stoffe hergeitellt jind, ebenjo verzollt werden jollen 
wie die ganz aus biejem Stoffe hergeftellten Waren. 


Statuen (einjhlieflihd der Büſten, Reliefs und Tier: 
figuren) mindeften® in natürliher Größe werden, jofern 
fie Runftgegenftände find, zollfrei abgelafien. 
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Zollſatz fürı a 
B. Aluminium und Aluminiumlegierungen. 
844 Muminium in rohem Zuftand (in Blöden, Barren, Majjeln, Körnern), aud 


in Blattenform gegojien frei 
85 Muminium, geichmiedet oder gewalzt, in Stangen, Blechen, Tafeln oder 
dergleihen; aud Formgußftüde in unbearbeitetem Zuftande 12 
Isısm) Draht: 


46 rund: ’ * 
—von mehr ala 0,5 Millimeter 12 
in der Stärke | yon 0,5 Millimeter oder darunter 50 
47 geplättet oder geformt (fagonniert), ohne Rückſicht auf die Stärke 50 
53 Aluminiumgeipinft, jowie Treſſenwaren (Bejäpe, Bänder, Kordeln, Litzen, 
Schnüre), Gewebe und Knopfmaherwaren (auch mit Einlagen von Holz, 
Bein, Horn, Leder) aus Aluminiumgeipinft ohne Beimiſchung von 
anderen Geipinjten, wenn der Kern beiteht: 
ganz oder teilweile aus Seide, künstlicher Seide oder Floretſeide 250 
aus anderen Spinnftoffen 150 
49 Waren aus Aluminium, nicht unter Nr. 848 fallend, aud in Verbindung 
mit anderen Stoffen, joweit fie nicht zu den fein gearbeiteten Schmud: 
gegenftänden u. j. mw. der Nr. 887 gehören oder durch die Verbindung 
mit anderen Stoffen unter höhere Donfäpe fallen ; Blattaluminium 60 
Anmerlung zu B Dem Aluminium glei behandelt werden 
nur die aluminiumähnlichen Legierungen von Aluminium mit 
anderen unedlen Metallen. 


C. Blei und Bleilegierungen. 


50 Blei, roh (in Blöden, Mulden oder dergleichen) frei 
51 Blei, gemwalzt (Bled), auch gerollt (Rollblei), roh, abgeichliffen, gefirnißt, 
lackiert, poliert oder mit anderen unedlen Metallen oder Legierungen 
unedler Metalle überzogen; Fenſterblei 3 
862 Draht 6 
53 Drudplatten, geitohen oder geäßt, auch verkupfert, verjtählt oder in Ber- 
bindung mit unladiertem, unpoliertem Holze, Eifen, Zink oder Binn; 
Stereotypplatten, Abllatihe und Buchdruderichriften 3 
4 Bleimaren, nicht unter Nr. 853 fallend: 
grobe, auch in Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze, 
Eifen, Zint oder Zinn 6 
feine, insbeſondere alle bemalten, bronzierten, ladierten, mit 
anderen unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle 
——— Bleiwaren in Verbindung mit anderen Stoffen, 
ſoweit ſie nicht vorſtehend genannt ſind oder durch die Ver— 
bindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollſätze fallen, auch 
nicht zu den fein gearbeiteten Schmuckgegenſtänden u. ſ. w. der 
Nr. 887 gehören; Blattblei auch verzinnt oder mit Zinn plattiert 24 


D. Zint und Zinflegierungen. 


Zint, ro (in Blöden, Tafeln, Klumpen. Scheiben, Tropfen [Tropfzint]) frei 
(856/7) Zink, geftredt, gewalzt (Blech): 


mehr als 0,25 Millimeter ftart 
0,25 Millimeter oder darunter ſtark 4 
57 abgeichliffen, gefirnißt, ladiert, poliert oder mit anderen unedlen Metallen 


En 


roh: 


E26 


oder Legierungen unedler Metalle überzogen 5 
58 Draht 6 
59 Binkwaren: 
grobe, auch in Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze, Etjen, 
Blei oder Zinn; Drudplatten, geftochen oder geägt 6 
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feine, insbeſondere alle bemalten, bronzierten, gefirnißten, lackierten, 
polierten, mit anderen unedlen Metallen oder Legierungen un— 
edler Metalle überzogenen; Zinkwaren in Verbindung mit 
anderen Stoffen, ſoweit ſie nicht vorſtehend genannt ſind oder 
durch die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zoll— 
ſätze fallen, auch nicht zu den fein gearbeiteten Schmuckgegen— 
ſtänden u. ſ. w. der Nr. 887 gehören 24 


E. Zinn und Zinnlegierungen. 


860 Zinn, roh (in Blöden, Stangen, aufgerollten Platten [Rollzinn]) 
861 Zinn, gewalzt (Blech) 
862 Draht 
863 Binnwaren: 
grobe, auch in Verbindung mit unladiertem, unpoliertem Holze, 
Eifen, Blei oder But; rudplatten, geftohen oder geäßt 6 
Löffel, Gabeln, Teejtebe, gegojien, Kannen, ZTeebretter, Sapieln, 
Zuben, Spritzſtöpſel jowie andere feine Zinnwaren, insbejondere 
alle bemalten, bronzierten, gefirnißten, polierten, gemujterten, mit 
anderen unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle 
überzogenen; Zinnwaren in Verbindung mit anderen Stoffen, 
joweit fie nicht vorjtehend genannt find oder durch die Ver— 
bindung mit anderen Stoffen unter höhere Zolljäge fallen, auch 
nicht F den fein gearbeiteten Schmuckgegenſtänden u. ſ. w. der 
Nr. 887 gehören; Blattzinn (Stanniol), auch gefärbt oder mit 
unechtem Blattgolde belegt 24 
Anmerkung zu E. Britanniametall (Legierung von Zinn und 
Antimon mit geringen Zufäßen von Zink, Kupfer, Nidel oder Wismut) 
und Waren daraus werden wie Zinn und Binnwaren behandelt. 


oo 


F. Nidel und Nidellegierungen. 


864 Nidelmetall (Nidel), roh (in Barren oder Stüden, aud) gegofien in Form 
von Platten oder Rojten, die nur zur Berwendung bei Bernidelungen 


auf eleftrolytiihem Wege geeignet find); Nidelmüngen frei 
865 Midel, geihmiedet oder gewalzt, in Stangen oder Bleh; Formgußſtücke 
und Schmiedeftüde in unbearbeitetem Zuftande 12 
866 Draht: 
1 Millimeter oder darüber ſtark 12 
weniger ald 1 Millimeter jtart 15 
867 Nöhren, Hülfen, Näpfchen 30 


Baren aus Nidel, vorjtehend nicht genannt, auch in Verbindung mit anderen 
Stoffen, joweit fie nicht zu den fein gearbeiteten Schmudgegenftänden 
u. ſ. w. der Nr. 887 gehören oder durh die Verbindung mit anderen 
Stoffen unter höhere Zollfäße fallen; Blattnidel 60 
Unmerlung zu F. Dem Nidel gilt behandelt werden nur 
* at Legierungen aus Nidel mit anderen unedlen 
etallen. 


&. Kupfer und Hupferlegierungen. 


869 Kupfer, roh (in Scheiben oder jogenannten Rojetten, Blöden [Hartitüden], 
Barren oder Platten, in PBulverform u. j. w.); Kupfermünzen; Kupfer: 
—— roh frei 

870 Stangen, Bleche, Schalen und andere Formſtücke, geſchmiedet oder gewalzt 12 

871 Draht (mit Ausnahme des zementierten Drahts); Eiſendraht, mit Draht 
ir oa oder Kupferlegierungen umſponnen, umflochten oder ums 
widelt 

872 Zementierter Draht 1 

873 Drahtlitzen und Drahtjeile, weder ladiert noch poliert oder vernidelt 15 
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Walzen, auch ſolche aus Eifen mit einer mehr als 5 Millimeter ftarlen 
Haut aus Kupfer oder Kupferlegierungen, zur Zurichtung (Appretur) 
von Geipinitiwaren oder Sr Drud, einſchließlich der mit ihnen in feiter 
Verbindung jtehenden aſchinen und Majcinenteile, auch geſtochen 
oder geätzt 18 
Druckplatten aus Kupfer oder Kupferlegierungen, auch verſtählt, mit Blei 
oder dergleichen hintergoſſen oder in Verbindung mit Holz, Eiſen, Blei, 
Zink oder Zinn, auch geſtochen oder geätzt 30 
375 Metalltuch aller Art für gewerbliche Zwede, insbeſondere für die Her— 
ftellung von Papier, endlos oder in Rollen oder Stüden, aus Draht, 
auc mit Geipinfteinlagen; Bordrudwalzen (Egoutteure), glatt oder ger 
rippt, mit oder ohne Waflerzeihen 30 
376 Haus- und Küchengeräte aus Kupfer, nicht vernidelt, au in Verbindung 
mit anderen Stoffen, joweit fie nicht dadurch unter höhere Zollſätze 








fallen: 
unladiert, unpoliert 18 
ladiert, poliert 30 


87 Grobe Waren aus Nupfer und grobe Waren aus gegojienem Meffing, 
vorftehend nicht genannt; gegofiene, gelötete, gewalzte oder gezogene 
Röhren, einichließlich der Mufen. und Flanjchenröhren —* der Röhren: 
verbindungs- und Nöhrenformftüde, auch gebogen, aus Kupfer oder 
Meifing ; alle dieje weder ladiert noch poliert oder vernidelt, auch in 
Verbindung mit anderen Stoffen, joweit fie nicht unter Nr. 874 oder 
durd die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollfäße fallen ; 
Polfterfedern aus Kupfer- oder Meifingdraht, unpoliert, unladiert 18 

"78 Andere ald grobe Waren aus Kupfer oder gegofienem Meſſing, vorftehend 
nicht genannt; alle ladierten oder polierten Waren aus Kupfer (mit 
Ausnahme der Haus» und Küchengeräte) oder aus gegofienem Meifing ; 
Baren aus Meifingbleh (mit Ausnahme der Röhren); Waren aus 
Kupfer oder Meſſingdraht, vorſtehend nicht genannt; Waren aus Tom— 
bak; alle dieſe, ſoweit fie nicht unter Nr. 874, 879 oder 857 oder durch 
die Berbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zollſätze fallen; 
Blatthupfer und Blattmeffing 30 

No Kupfer-, Tombal: und Meifingwaren, verniert, gefärbt oder vernidelt, jo- 
weit jie nicht zu den fein gearbeiteten Schmudgegenitänden u. ſ. w. ber 
Nr. 857 gehören oder durd die Verbindung mit anderen Stoffen unter 
böbere Zollſätze fallen 60 

5) Waren aus anderen Hupferlegierungen als Meifing und Tombat, joweit 
fie nicht zu den fein gearbeiteten Schmudgegenftänden u. j. w. ber 
Nr. 887 gehören oder duch die Verbindung mit anderen Stoffen unter 
höhere BZollfäße fallen: 

feine, in&beiondere alle polierten, vernidelten, gefärbten, ladierten 


oder vernierten Waren 60 
andere als feine, weder poliert noch vernidelt, gefärbt, ladiert oder 
verniert; Blattmetall 30 


Anmerkung zu G. Anderweit nicht genannte zur Heritellung 
von Metallwaren geeignete unedle Metalle und Legierungen unedler 
Metalle jowie Waren daraus werden wie Kupfer und Kupferwaren 
behanbelt. 


H. Waren, nidt unter die Unterabfchnitte A His & fallend, 

aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle, 

81 Blech: 

vergoldet 100 

verſilbert 60 
382 Draht, auch auf anderen Draht aus unedlen Metallen oder Legierungen 

unedler Metalle geſponnen: 
vergoldet 150 
veriilbert 100 
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883 Unechtes Gold- und Silbergeipinft, auch aus vergoldeten oder verfilberten 
tieriſchen Häutchen, jowie Trefienwaren (Beläge, Bänder, Korbeln, 
Ligen, Schnüre), Gewebe und Anopfmadherwaren (auch mit Einlagen 
von Holz, Bein, Horn, Leder) aus unehtem Gold» und Silbergeipinit 
ohne Beimiihung von anderen Geſpinſten, wenn der Kern befteht: 
ganz oder teilweife aus Seide, fünftlicher Seide oder Floretieide 800 
aus anderen Spinnitoffen 250 
8854 Waren ganz oder teilweile aus vergoldeten unedlen Metallen oder Le— 
gierungen unedler Metalle, joweit fie nicht bejonder® ausgenommen 
ind oder durd die Berbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zoll— 
jäße fallen 175 
885 Waren ganz oder teilweile aus verfilberten unedlen Metallen oder Le— 
ierungen unedler Metalle, joweit fie nicht befonder8 ausgenommen 
And oder durch die Verbindung mit anderen Stoffen unter höhere Zoll- 
fäge fallen 120 
Anmerkung zu Nr. 881 bi8 885. Mit Gold oder Silber be» 
legte (plattierte) Waren werden wie vergoldete oder verjilberte 
verzollt. 
886 Unechtes Blattgold und unechtes Blattjilber (unechter Gold» und Silber: | 
ihaum) 120 
887 Schmuck-, Bier: und jonftige Qurusgegenftände ganz oder teilweife aus 
unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle, fein gearbeitet 
und entweder verniert oder vernidelt oder in Berbindung mit Alabaſter, 
Marmor, Serpentinftein, Schmelz, Halbedelfteinen, nahgeahmten Edel— 
fteinen, Gemmen oder Kameen aus Halbedeliteinen oder nachgeahmten 
Edelfteinen, Paſten oder dergleihen; Zellenichmelzarbeiten (jogenannte 
Eloifonneewaren); Perlen aus unedlen Metallen oder aus Legierungen 
unedler Metalle, vernidelt oder verniert; Waren aus unedlen Metallen 
oder aus Legierungen unedler Metalle in derartiger Verbindung mit 
Geſpinſtfäden, daß fie ohne weiteres al8 Schmud getragen werden fünnen 
Anmertung. Bei Bellenichmelzarbeiten bleiben Stege aus 
edlen Metallen ohne Einfluß auf die Verzollung. 
888 Geipinfte aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle 
(ausgenommen Aluminiumgejpinft), ſowie Trefienwaren (Befäge, Bänder, 
Kordeln, Ligen, Schnüre), Gewebe und Knopfmacerwaren (au mit 
Einlagen von Holz, Bein, Horn, Leder) aus ſolchen Geſpinſten ohne 
Beimiihung von anderen Geipinften, wenn der Kern beiteht: 
ganz oder teilweile aus Seide, fünftlicher Seide oder Floretſeide 250 
aus anderen Spinnftoffen 150 
889 Blankicheite (Blanchetts), Miederfedern und ähnliche Waren aus unedlen 
Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle, ganz oder teilweije 
mit Gejpinjten oder Geſpinſtwaren überjponnen oder überzogen 120 
80 Draht aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle: 
mit Gejpinitfäden ganz oder teilweiſe aus Seide, fünftliher Seide 
oder yloretjeide überzogen, ummwidelt, umfponnen oder um: 


—⸗ 
* 
2 


flochten, auch in Verbindung mit anderen Stoffen 36 
mit anderen Stoffen überzogen, umwickelt, umſponnen, umflochten 
oder jonjt verbunden 15 


Anmertung. Ligen, Geflehte und ähnlihe Waren aus der— 
artigem Drabt werden wie diejer verzollt. 

891 Läutewerke, duch Luftdruck betrieben; Sprehmaihinen (PBhonographen) 
einschließlich der mit ihnen in feiter Verbindung ftehenden eleftriichen 
Maihinen; Reißzeuge; Polarifationsinftrumente; Bufiolen und Kom— 
pajje; Rechen: und Schreibmaſchinen; Elektrifiermaihinen,; Modelle von 
Maſchinen und Schiffen aus unedblen Metallen oder aus Legierungen 
unedler Metalle; Schrittzähler und ähnliche Taichenzählwerte ohne Uhr— 
werke; andere Zählwerke ſowie jelbittätige Meß- und Regiſtriervor— 
richtungen ohne Uhrwerke; Präzifionswagen, jelbfttätige Wagen und 
jelbjttätige Verkaufsvorrichtungen ; alle dieje, ſoweit fie nicht durch ihre 
Verbindungen unter höhere Zolljäße fallen 60 
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Anmerlung. Chirurgiſche Inftrumente, die zur Ausführung 
von hirurgiichen Operationen unmittelbar dienen, fowie aftronomiiche 
optiiche, mathematiiche, chemiſche und phyſikaliſche Anftrumente, die 
ausichliehlih wiſſenſchaftlichen Unterfuhungen dienen und nicht 
Gegenitand des allgemeinen oder des gewerblihen Gebrauchs find, 
werden zollfrei abgelafien. 


Allgemeine Anmerfungen zu B biö H. 

1. Blech aus unedlen Metallen oder aus Legierungen un— 
edler Metalle, das weniger als 0,25 Millimeter ſtark ift, 
wird, fofern für Blattmetall (Folie) ein anderer Zolliag 
als für Blech ——— iſt, als Blattmetall verzollt, ſo— 
weit es nicht infolge ſeiner dem echten Blattgolde (Gold— 

ſchaum) ähnlichen Beſchaffenheit unter den Begriff des 
unechten Blattgoldes oder des unechten Blattſilbers fällt. 
Für Blech, das anders als rechtwinklig beſchnitten iſt, er— 
höht ſich der Zoll um 25 vom Hundert. Gewelltes Blech 
Wellblech), desgleihen durchſchlagenes oder gelochtes, mit 
eingeprehten, aufgedrudten oder dergleihen Verzierungen 
(Muftern) verjehenes, fowie zu beſtimmten Zmweden er: 
fennbar vorgearbeitetes Bleh wird ald Ware behandelt. 
3. Statuen (einjchließlih der Büſten, Nelief8 und Tier- 
figuren) mindeitens in natürliher Größe werden, jofern 
fie Runftgegenftände find, zollfrei abgelafien. 
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Adıtzehnter Abfdhnitt. 


Maſchinen, elektrotechniſche Erzeugniffe, Fahrzeuge. 
A. Mafdhinen. 


2 Dampflolomotiven, auf Schienen laufend: 
Zenderlofomotiven bei einem Reingewichte der Maſchine von 100 
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Doppelzenter oder darunter 11 
Zenderlofomotiven bei einem Reingemwichte der Maſchine von mehr 

als 100 Doppelzentner, Lokomotiven ohne Tender 9 
Lotomotivtender 5 


3 Dampflofomotiven, nit auf Schienen laufend, einichlieglih der Dampf- 
jtraßenwalzen; Dampflofomobilen, fahrbar oder nicht fahrbar: 


bei einem Reingewichte der f von 60 Doppelzentner und darunter 9 
aſchine von mehr als 60 Doppelzentner 8 
4Dampfmaſchinen, Dampfturbinen, Waſſerkraftmaſchinen (Turbinen, Waſſer— 
räder und Waſſerſäulenmaſchinen), Verbrennungs- und Exploſions— 
motoren, Heißluft- und Druckluftmotoren und andere vorſtehend nicht 
genannte Kraft-Antriebs⸗)Maſchinen (mit Ausnahme der Elektromotoren), 
auch in Berbindung mit Dynamomajdinen, Pumpen, Hämmern, Gebläſe— 
majchinen, Kältemaihinen, Fördermaſchinen; ferner feitjtehende, fahrbare 
oder jhwimmende Bagger, Rammen und Krahnen : 
von 40 Kilogramm oder darunter 100 
von mehr als 40 Kilogramm bis 1 Doppelzentner 60 
von mehr ald 1 Doppelzentner bis 2 Doppelzentner 38 
bei einem [ron mehr als 2 Doppelzentner bis 5 Doppelzentner x 
Reingewicte bon mehr ala 5 Doppelzentner bis 10 Doppelzentner 18 
ber Wafchine von mehr ald 10 Doppelzentner bis 25 Doppelzentner 13 


von mehr als 25 Doppelzentner bis 50 Doppelzentner 10 
von mehr ald 50 Doppelzentner bis 500 Doppelzentner 7 
von mehr als 500 Doppelzentner bi8 1000 Doppelzentner 5 
von mehr als 1000 Doppelzentner 3,50 
3% Nähmajhinen (einſchließlich der Kurbelitidmaihinen) und Stridmajchinen, 
für den Handbetrieb, ohne Gejtell, Köpfe (Oberteile) von Nähmajchinen 
Annaien des Deutſchen Reiche. 1908. 20 
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(einichließlich der Kurbelſtichmaſchinen) und von Strickmaſchinen, auch 


Teile davon (ausgenommen Nadeln) 35 
896 Nähmaſchinen (einfhliegli der Kurbelftidmajhinen) und Stridmajchinen, 
in fejter Verbindung mit Geftellen oder für motoriichen Betrieb 20 


897 Geſtelle von Nähmaſchinen (einihliehlih der Kurbelftidmajhinen) und von 
Strickmaſchinen, jowie Teile von jolden Gejtellen, einichließlich der dazu 
ehörigen Tiichplatten oder Tiſche 5 

898 Mafäinen und Majchinenteile in fejter Verbindung mit Kraßenbejdlägen 20 

899 Andere Maſchinen für die Vorbereitung der Verarbeitung von Eoinntoffen; 
Maichinen für die Spinnerei und Zwirnerei einfchlieglid der das Haſpeln, 
Spulen und Wideln der Geſpinſte bewirtenden Maſchinen, jowie Ma- 


ſchinen zur Vorbereitung der Geſpinſte für die Weberei 6 
900 Webſtühle b 
901 Gardinen:, Spiten: und Tüllmajdinen; Wirkmaſchinen; Stidmajhinen 

(auägenommen Kurbeljtidmaidinen) 10 


902 AZurichte-(Appretur)Maihinen (Maſchinen für die Veredelung von Ges 
ipinften und Gejpinftwaren), joweit fie nicht unter Nr. 874 fallen; Ma- 
ihinen für Wäſcherei und chemiſche Reinigung 

903 Feueriprigen aller Urt; Pumpen für Menſchen- oder Tierbetrieb 

904 Maſchinen zur Bearbeitung von Metallen, Hölzern oder Steinen; Dampf: 

und hydrauliſche Schmiedeprefjen; Nietmajhinen und mechaniſche 
Hämmer (falle, Luftdruds, Federhämmer und jonjtige durch Kraftüber- 
tragung betriebene Hämmer): 
von 2,5 Doppelzentner oder darunter 20 
bei einem |von mehr ala 2,5 bis 10 Doppelzentner 12 
Reingewichte | von mehr als 10 bis 30 Doppelzentner 8 
der Maſchine | von mehr als 30 bis 100 Doppelzentner 6 
von mehr als 100 Doppelzentner 4 

Pflüge für Kraftbetrieb, auch mit zugehörigen Kraftmajchinen ; Mähmajdinen 4 

Andere nicht bejonders genannte Maſchinen: 

von 40 Kilogramm oder darunter 15 

bon mehr als 40 Kilogramm bis 1 Doppelzentner 12 

bei einem jun mehr als 1 Doppelzentner bis 2 Doppelzentner 10 

Reingewichte von mehr als 2 Doppelzentner bis 4 Doppelzentner 9 

no 9 afhine von mehr ala 4 Doppelzentner bis 10 Doppelzentner 7 

von mehr ald 10 Doppelzentner bis 50 Doppeljentner 5,50 

von mehr als 50 Doppelzentner bis 100 Doppelzentner 4,50 

von mehr ald 100 Doppelzentner 3 


10% 


35 


— — 





B. Elettrotechniſche Erzeugniſſe. 


907 Dynamomaſchinen, Elektromotoren, Umformer, ſowie fertig gearbeitete Anker 
und Kollektoren; Transformatoren — Droſſelſpulen: 
von 5 Doppelzentner oder darunter 
bei ne j von mehr als 5 bis 30 Doppelzentner 
3 von mehr als 30 Doppelzentner 
Anmerkung. Maſchinen in fejter Berbindung mit einem 
Dynamo-Generator oder Motor unterliegen der Berzollung nad) den 
Süßen des Unterabſchnitts A. 
908 Elektrizitätsfammler und deren Erjagplatten (Elektroden) : 
ohne Verbindung mit Zellhorn (Zelluloid), ähnlichen Formerſtoffen 
oder Hartfautichuf 
in Verbindung mit Zellhorn (Zelluloid), ähnlichen Formerftoffen oder 
Hartlautichuf 24 
909 Kabel zur Leitung eleftriicher Ströme, infolge ihrer Umſchließung mit Schuß: 
hüllen aus Metall in Form von Hülien (Mänteln), Blechen, Dräbten, 
Bändern oder bergleihen zur Verlegung in Wafjer oder Erde geeignet 8 
910 Bogenlampen und Gehäufe für jolde: 
Bogenlampen 40 
vollftändige Gehäufe für ai — in Verbindung mit Glass 
gloden, auch umſponnen; Scheinwerfer ; lichtftreuende Refleftoren 20 


Dr 0 
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911 Elektriſche Glühlampen 
912 Telegraphenwerke, elektriſche; Fernſprecher; elektriſche Vorrichtungen für 
Beleuchtung. Kraftübertragung oder Elektrolyſe ſowie für ärztliche oder 
zahnärztliche Zwecke; elektriſche Meß-, Zähl- und Regiſtriervorrichtungen; 
Vorſchalte- und Nebenſchlußwiderſtände; — Elemente (auch 
Trockenelemente) und Thermo-Elemente; ſonſtige elektriſche Vorrich— 
tungen; Beſtandteile von ſolchen Gegenſtünden 60 
Anmerkung zu B. Auf die erg der eleftrotechniichen 
Erzeugnifie bleibt die Art und Beichaffenheit der verwendeten Stoffe 
ohne Einfluß. 


©. Fahrzeuge. 
(913/4) Fahrzeuge, zum Fahren auf Schienengeletien beftimmt: 
913 in Verbindung mit Antriebsmajhinen (ausgenommen Dampflotomotiven) 10 
914 ohne Verbindung mit Antriebsmajdinen : 
Güterwagen, ungedeckt oder gededt 5 
Perſonenwagen ohne Leder: oder Polſterarbeit; Dienſtwagen 7,50 
Perionenwagen mit Leder- oder Boljterarbeit; Straßenbahnwagen für 
Berjonenbeförderung; Wagen aller Art für einjchienige en 12 
Anmerkung zu Nr. 913 und 914. Wagentajten, Untergeftelle 
in Wagen mit Radfäpen fowie —— in feſter Verbindung mit 
ntergejtellen ohne Radſätze unterliegen nad ihrer Beſchaffenheit der 
Verzollung wie die fertigen Fahrzeuge. Soweit ihre Zugehörigfeit 
zu einer beftimmten Art von Fahrzeugen nicht erfennbar ijt, werden 
jie wie Güterwagen behandelt. 
95 Fahrzeuge, nicht zum Fahren auf Schienengeleiien bejtimmt (ausgenommen 
Baflerfahrzeuge), in Verbindung mit Antriebsmajhinen (Motorwagen 
und Motorfahrräder): 


von 50 Kilogramm oder darunter 150 
bei einem Jvon mehr als 50 Kilogramm bis 1 Doppelzentner 120 
Reingewichte von mehr als 1 Doppelzentner bis 2,5 Doppelzentner 90 
des Stüdes | von mehr als 2,5 Doppelzentner bi 5 Doppelzentner 60 
bon mehr als 5 Doppelzentner bis 10 Doppelzentner 40 
von mehr ald 10 Doppelzentner 20 
(916/8) Fahrzeuge, nicht zum Fahren auf Schienengeleijen beftimmt 
art enommen Waflerfahrzeuge), ohne Verbindung mit Antriebs: 
majdinen: 
916 Fahrräder, aud zur Aufnahme von Fahrgäjten, zur Beförderung von Waren 
oder zur Mitführung von Anhängewagen eingerichtet 150 
97 Berjonenwagen: 
zweirädrige ohne Rüdficht auf die Zahl der feiten Sie und vier: 
rädrige mit nicht mehr als 4 feiten Sißen: 
F Dach 
bei einem Rein= f von 1,5 Doppelzentner oder darunter furnSiua 60 
gewichte Bogen von mehr als 1,5 Doppelzentner do. 100 
mit Dad do. 150 
vierrädrige mit mehr als 4 fejten Sißen: 
ohne Dad do, 180 
mit Dad do. 200 
918 Laftiwagen: 
auf Federn, mit geichlofienem Laderaume: 
roh oder nur mit Del» oder Farbenanſtrich do, 50 
ladiert oder mit Polſterung do 75 
auf Federn, mit offenem Qaderaume: 
roh oder nur mit Del- oder Farbenanſtrich do. 40 
ladiert oder mit Poljterung do, 50 
ohne Federn do, 25 


Anmerltungen zu Nr. 917 und 918 
1. Für zufammengejege Berfonenwagen im Rohbau ift die 
Hälfte der Säge für Berjonenwagen zu entrichten. 
20° 
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Zollſa fürı — 
2. Perſonenſchlitten unterliegen der Verzollung als Perſonen⸗ 
wagen mit nicht mehr als 4 feſten Sitzen ohne Dach. 
3. Laftichlitten werden wie Laſtwagen ohne Federn verzollt. 
4. Wagen für Hand- oder Fußbetrieb ſowie Handiwagen, 
Handilitten und Handfarren werden nad Beichaffenbeit 
des Stoffes verzollt. 
(919/20) Fahrradteile (ausgenommen Antrieb8mafhinen und Zeile 
von ſolchen): 
919 aus Eijen: roh 40 
bearbeitet 150 
Anmerkung. Die Vorſchriften in Anmerkung 3 zu Unter: 
abſchnitt 17 A finden finngemäh Anwendung. 

90 aus anderen unedlen Metallen oder Legierungen unedler Metalle, aus 
Holz, Kork, Hartlautihuf, Horn, Leder, Zellhorn (Zelluloid) oder diejem 
ähnlichen Formerſtoffen; fertige Räder für Fahrräder 150 

(921/3) Waflerfahrzeuge einfchließlih der zugehörigen gewöhnlichen 
Ediffsausrüftungsgegenftände, Dampfmaidinen und anderen An: 


triebsmajdinen : 
921 Seeſchiffe frei 
922 Fluß: und Binnenjeeichiffe für Luxuszwecke: 

in Berbindung mit Antriebsmajchinen 10 

ohne Berbindung mit Antriebsmajdinen 15 
923 andere Fluß: und Binnenjeeichiffe frei 
324 Schwimmdods und PBontons, auh mit Majchinenausrüftungen 5 


925 ka la u aller Art, mit der Beftimmung zum Zerichlagen eingehend frei 
nmerfung zu Nr. 921 bis 926. Die mit Schiffen eingehenden, 
nicht zur gewöhnlichen Schiffsausrüftung —“* Einrichtungsſtücke 
unterliegen den für dieſe Gegenſtände beſtehenden Zollſätzen. 


Ueunzehnter Abſchnitt. 
Feuerwaffen, Uhren, Tonwerlzeuge, Kinderſpielzeug. 
A. Feuerwaffen. Zolljat de 
926 Handfeuerwaffen aller Art, auch Quftgewehre, aus unedlen Metallen oder 
aus Legierungen unedler Metalle 
927 Bügel, Federn, Hähne und Läufe, auch Teile von folden, ſowie andere 


eile von Handfeuerwaffen (ausgenommen Schlöffer und Verſchlußſtücke), 
aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle: 


wo 


roh 
bearbeitet 

Unmerltung. Die VBoricriften in Anmerfung 3 zu Unter: 
abjchnitt 17 A finden jinngemäk Anwendung. 

928 Schlöſſer und Verſchlußſtücke, auch Teile von jolden, zu Handfeuerwaffen: 
roh vorgearbeitet 40 
andere 90 

Anmerkung zu Nr. 927 und 928. Läufe und Schäfte zu Hand— 
waffen mit eingefügten oder beigepadten Schlöſſern, Schloffaften 
oder Verihlußjtüden find nad Nr. 926 zu verzollen. 

Unmerfungen zu A. 

1. Die Waren dieſes Unterabichnitts werden, wenn ſie mit 
Stoffen verbunden find, welche die Verzollung nad) höheren 
BZolljägen bedingen, nach den legteren verzollt. 

2. Andere FFeuerwaffen ald Handfeuerwaffen werden nad) 
Beichaffenheit des Stoffes verzollt. 


B. Uhren, 
929 Taſchenuhren, auch ſolche mit Spielwerf: 
in Gehäujen aus Gold für 1 Stüd 3 
aus Silber, auch vergoldet oder mit vergoldeten Rändern, 
Bügeln oder Knöpfen verjehen für ı stid 1,50 
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aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle, 
auch vergoldet oder verfilbert oder mit vergoldeten oder 
verfilberten Rändern, Bügeln oder Knöpfen verjehen; aus 
anderen Stoffen fürı Std 1 
30 Uhrgehäuje zu Taſchenuhren: aus Gold do. 1,50 
aus Silber oder aus unedlen Metallen oder aus Legierungen 
unedler Metalle, auch vergoldet oder mit vergoldeten Rändern, 
Bügeln oder Knöpfen verjehen; aus anderen Stoffen für ı erid 0,75 
Anmerkung zu Wr. 930. Werden Uhrgehäuſe zu Taſchenuhren in 
erlegtem Zuftande, jedoch fertig zum Zuſammenſetzen eingeführt, jo find 
öden mit der Hälfte, Ränder (mit oder ohne Glasreifen) und Glas- 
reifen je mit einem Biertel des Stüdzolld für das zufammengefepte 
Uhrgehäuſe zu belegen, während Staubdedel jowie andere Teile der 
Verzollung nad Beihhaffenheit des Stoffes unterliegen. 
Anmertung zu Nr. 929 und 930. Mit Gold oder Silber belegte 
(plattierte) Taſchenuhren und Uhrgehäuje zu Taſchenuhren werden wie 
vergoldete oder verjilberte verzollt. 


931 Uhrwerte zu Taihenubren, fertige, und Rohwerke für ı etüa 1,50 
32 Triebe und Unruhen (Balanzen) aus Stahl für Taſchenuhren 60 
33 Zeile von Taſchenuhren aud unedlen Metallen oder aus Legierungen un 

edler Metalle, vorftehend nicht genannt 200 


Bl Band» und Standuhren jowie alle anderweit nicht genannten Uhren mit 
Ubrwerfen, auch dergleihen Uhren mit Spielwerlen ; Taſchenzählwerke 
und andere Zählwerke ſowie jelbfttätige Meß- und Regiftriervorrihtungen 
in Verbindung mit Uhrwerken; alle dieſe, jomweit fie nicht durch ihre 
Verbindungen unter höhere Zolljäge fallen 200 
35 Ubrwerfe aus unedlen Metallen oder aus Legierungen unebler Metalle zu 
den unter Nr. 934 fallenden Uhren, jowie Teile joldher Uhren aus unedlen 
Metallen oder aus Legierungen unedler Metalle, mit Ausnahme der Ge: 
bäuje und der nicht gleichzeitig mit den Uhren, zu denen fie gehören, ein= 
gehenden Gewichte, die nad) Seihaffenpeit des Stoffes zu verzollen find 60 
36 Zurmubren und Teile von jolden aus unedlen Metallen oder aus Les 
— unedler Metalle, mit Ausnahme der nicht gleichzeitig mit den 
hrwerken, zu denen ſie gehören, eingehenden Gewichte und Retten zu 
jolden Gewidten, die nad Beihaffenheit des Stoffes zu verzollen find 10 


C. Tonwerkzeuge. 
937 Pfeifenorgeln 
338 —— (Harmoniums) 
laviere aller Art 
40 Klaviermechaniken und Klaviaturen 
41 Streich und Zupf⸗-Tonwerkzeuge 
42 Blas-Tonwerkzeuge 
43 Mechaniiche Spielwerle: Spielwerte ohne Gehäuſe bei einem Reingewichte 
des Stüdes von 500 Gramm oder darunter 
andere mechaniſche Spielwerfe, jowie Borrihtungen zur mechaniſchen 
Wiedergabe von Tonftüden 
Tonwerlzeuge, nicht beſonders genannt 
Saiten (abgepaßt): Darmjaiten, auch nachgeahmte 
überjponnen mit Draht aller Urt 
Anmerkung zu ©. Auf die Verzollung der Tonwertzeuge bleibt 
die Urt und Beihaftenheit der verwendeten Stoffe ohne Einflup. Teile 
von Tonwerkzeugen, die ald ſolche erfennbar find, werden, joweit jie 
nicht beſonders genannt find, wie Tonwerkzeuge verzollt, zu denen fie 
gehören. Als Teile von Tonwerkzeugen werden aud die zum Spielen 
derjelben erforderlichen —— 3: B. Geigenbogen, Schlaghämmer, 
Pautenſchlägel behandelt. Drahtſaiten mit Ausnahme der überſponnenen 
werden wie Draht verzollt. 


D. inderſpielzeug. 
46 Kinderſpielzeug aller Art und Teile davon; auch Chriſtbaumſchmuck 10 
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Räumlichkeiten als Orte des Berlierend und Findens. 
Von Oberlandesgerichterat a. D. W. Ch. Franke in Hannover. 


In den Blättern für NRechtsanwendung von 1903, ©. 1ff. meint Ober: 
(andesgerichtsrat Schäfer, eine Sadje, welche jemanden in fremder Räumlickeit, 
3.8. in Wohnung, Laden, Gafthaus, Wagen eines anderen, durch Zufall ab: 
handen fomme, jet niemals im Sinne des Bürgerlichen Gejeßbuches verloren 
und könne daher niemals in deffen Sinne gefunden werden; es könne deshalb 
derjenige, welcher die Sade hier auffinde, auch dann Finderlohn nicht be 
anjpruchen, wenn er nicht in der betreffenden Räumlichkeit bedienftet und daher 
nicht deren Kern zur Ablieferung der aufgefundenen Sadje kraft feines Dienites 
verpflichtet fei. Außerhalb des Sonderrechts, welches hinſichtlich der Geidälts- 
räume und Beförderungsmittel einer öffentlichen Behörde oder einer dem: öffent: 
lichen Verkehr dienenden Verkehrsanftalt durch $ 978 B.G.B. ſich geordnet findet, 
ift meines Erachtens Gegenteiliges Rechtens. Allerdings heißt es bei Pland Anm. 1a 
zu 8 965 B.6.B. — und darauf vor allem gründet Schäfer feine Anſicht —: 
„Gegenftand eines Fundes können auch ſolche Sadyen nicht fein, melde dem 
bisherigen Beliger unter ſolchen Umſtänden abhanden gefommen find, vermöge 
deren ſie ummittelbar in den Beſitz eines anderen gelangt find, 3. B. Sadıen, 
die man in der Wohnung, dem Kaufladen, dem Gafthauje, dem Wagen eines 
anderen aus der Taſche verliert oder zurüdläßt.“ „Die Rechte und Pflichten 
desjenigen, in deſſen — die Sachen gelangt ſind, beſtimmen ſich nach dem 
zwiſchen ihm und dem Verlierer beſtehenden Vertragsverhältnis; er kann ſich 
der Sache unter den Vorausſetzungen des $ 372 durch Hinterlegung der Sache 
oder im Falle des $ 378 des Berfteigerungserlöjes entledigen (vgl. Motive III 
S. 386, 387).“ „Ein Dritter würde durch Befinahme der Sachen verbotene 
Eigenmacht verüben ; finden kann er fie deshalb nicht, weil fie nicht im Sinne 
des Geſetzes verloren find.“ 

Aber die dem erften diejer Sätze angefügten Beilpiele find feine Ber: 
jpiele von deſſen Zatbeftand; der zweite Saß ift nur halb wahr; und der 
dritte Satz fällt als bloße Folgerung aus den erften beiden Sätzen mit Dielen. 

Was den erjten 3 anlangt, jo wird allerdings laut Abſ. 1 von 
Ss 854 B.6.B., auf welchen Schäfer weiter fich gründet, der Bei einer Sache 
ſchon durch die Erlangung der tatjächlichen Gewalt über die Sache erworben. 
Der Befiger einer Räumlichkeit hat aber frajt diejes feines Beſitzes keineswegs 
die tatſächliche Gewalt über die in diefer Räumlichkeit befindlichen Sachen, jondern 
lediglich mehr als andere Menſchen die Möglichkeit, diefe Gewalt zu erlangen, 
eine Möglichkeit, die indes aud eine jehr entfernte fein kann, wenn z. B. ein 
Löwe oder ein Vogel in diefe Näumlichkeit fich verirrte. Das gleiche tatjächliche 
Verhältnis zu einer Sache kann unmöglid) Befik des einen aufheben und des 
anderen begründen; wenn aber dem A in einer Räumlichkeit des B eine Sade 
durch Zufall, ohne daß irgend ein Menſch darum weiß in einem verborgenen 
Ort abhanden kommt, — dem A 3.8. ſolchermaßen im Gafthof des B ein 
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Brillant aus einem Ringe in eine Dielenſpalte fällt — ſo iſt, zumal wenn A 
ſeinen Verluſt, wie doch gewöhnlich geſchieht, im Gaſthof bekannt gibt, das tat— 
fähliche Verhältnis des A und des B zu der betreffenden Sache, alſo z. B. zu 
dem Brillanten ohne Zweifel das gleiche. 

Die „Motive“ untericheiden a. a. O. von ben oben bereit? erwähnten 
Räumen des jegigen $ 978 B. G. B. „Privatgebiete und Privaträume“ und jagen 
freilih, daß die in letzteren befindlichen Sachen „bereits einer gewiſſen Detention 
unterftehen, weßhalb fie nicht im eigentlichen Sinne gefunden werden könnten“; 
fie laſſen dieſe Ausſage indes ohne alle Ausführung und Begründung. Will 
man aber troßdem diejer Ausjage Gewicht beilegen, jo würde die Seite 136 
der amtlichen Dentichrift zum Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuches ein völliges 
Gegengewicht bieten durch den Anfang des letzten Abſatzes von V: denn hier 
wird das allgemeine Fundrecht für grundjäglich anwendbar erflärt, auch für bie 
Räume des jehigen $ 978 und deſſen Vorſchriften ala die einzige Ausnahme 
von jenem Rechte hingeſtellt. Es ift daher jehr richtig, wenn Schäfer aus 
3 978 ein Bedenken gegen feine Anficht hernimmt. 

Schäfer gründet den erften ber hier angefochtenen Säße anderweitig aber 
auch auf $ 856 Abi. 2 B.G.B.; nad welchem „durd; eine ihrer Natur nad 
vorübergehende Verhinderung in der Ausübung der Gewalt der Befiß nicht be— 
endigt wird“; eine ſolche Berhinderung, jagt er, ſei der Berluft einer Sadıe 
in einer Räumlichkeit, auch einer fremden, 3. B. in einem Gafthof. Ich meine, 
85 gibt taujende, die Gegenteiliges erfuhren. Außerdem, wenn jede abhanden 
gefommene und wiedergebradhte Sache nicht aus dem Beſitz bdesjenigen, dem fie 
abhanden fam, geweſen ift, jo war fie aljo nie verloren und nie gefunden, und 
das Fundrecht hätte demnach nur theoretiſchen Wert. 

Auch wird unvoreingenommenem Berftande jchwerlidy einleuchten, daß 
„B. eine bei dem Gejellichaftsfeft eines Villenbewohners durdy Zufall von der 
Kleidung eines Gaftes abhanden gefommene Bufennadel dann verloren war, 
venn fie in dem — vielleicht Eleinen — Garten aufgefunden wird, und dann 
ht, wenn dies im dem — vielleicht recht weitläufigen — Haufe oder Schlofje 
ertolgte; ebenjowenig, daß das eine oder das andere gelten joll, je nachdem eine 
duſennadel oder dgl. diesjeits oder jenjeits einer Haustür vom Anzuge ihres 
deſiters fich trennte. Wer aber den eingefriedeten Garten zum Haufe rechnen 
wollte, müßte doc wohl unterjcheiden zwiſchen gejchloffener und offener Pforte, 
wiſchen wehrbarer und anderer Befriedigung, und wer nicht jo unterjcheiden 
nollte, müßte dem Kausgarten doch wohl die um den Hof gelegenen Felder 
gleichftellen u. ſ. w. u. ſ. m. 

Was jodann den zweiten der hier angefochtenen Säße betrifft, 
v fünnen allerdings möglicherweije in einzelnen Fällen Rechte und Pflichten 
wiſchen dem Inhaber einer Räumlichkeit und demjenigen, welchem in derjelben 
ane Sache durch Zufall und nicht etwa im den Befi eines Dritten abhanden 
km, aud) nad) einem unter ihnen beftehenden Vertragsverhältnis ſich beftimmen ; 
"e fönnen es aber nur dann, wenn dies Verhältnis den Inhaber der Räume: 
ibleit dem anderen zur Bewahrung ober Ablieferung von Sachen bezüglicher 
Art verpflichtet, wenn aljo 3. B. der andere dort Sachen kaufte unter der Abrede, 
s follten diejelben, joweit er fie nicht jelbit mitnehmen würde, vom Ladenhalter 
wgelandt werden. Durch einen ſolchen verhältnismäßig jeltenen Umſtand wird 
aber die Anwendbarkeit des Fundrechts keineswegs ausgeichloffen. Der Finder 
ft laut $ 967 B.6.B. auf Anordnung der Polizeibehörde verpflichtet, die 
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Sache an dieſe abzuliefern. Die 88 975 und 971 B. G. B. beweijen, daß neben 
diefer Ablieferungapflicht das Recht auf den Finderlohn befteht. Auch einem 
Bedienfteten gegen den Inhaber des Auffindungsortes etwa obliegende Ablieferungs- 
pflicht kann daher nicht, wie Schäfer will, deifen etwaigen Anſpruch auf Finder: 
lohn aufheben oder auch nur verändern; fie bewirft nur, wenn erfüllt, daß es 
dem Inhaber des Auffindungsortes anftatt feines Bedienfteten möglich ift, bie 
Sache bis zur Zahlung des Tyinderlohnes zurüdzubehalten; für etwaige Ver: 
fehlung in dieſer Beziehung aber ift jener diefem nad) $ 677 B. G. B. ebenjo 
verantwortlich wie hinſichtlich der jonftigen Bejorgung oder Nichtbejorgung der 
zunächſt Diejen angehenden Fundangelegenheit. 

Wenn Schäker ſchließlich noch geltend macht, die hier verteidigte Anficht 
führe „zu dem fonderbaren Ergebnis, dab der Wirt jelbft wegen jeiner Haftung 
aus $ 701 B.6.B den Finderlohn an feinen Kellner zahlen müſſe“, jo hat er 
folgendes überjehen: Der nad $ 701 haftende Wirt haftet für die Sachen bes 
Gaftes nur, jo lange fie ordnungsmäßig eingebradt find. Die Saden können 
aus diefem Zuftande mit oder ohne Willen des Gaſtes auf alle mögliche Weije 
treten, insbefondere auch dadurd), daß fie ihm durch Zufall abhanden fommen. 
Wenn folder Zufall höhere Gewalt für den Wirt ift, jo haftet er laut $ 701 
Abi. 1 a. E. dem Gaſte nicht dafür, und z.B. Verlieren eines Brillanten zu 
hindern geht über des Wirtes Macht. 

Man wird hienady noch bei dem alten Sate bleiben dürfen, daß wir 
etwas verlieren oder nicht verlieren, je nadıdem es durch Zufall aus unjerem 
Machtbereiche oder nicht au unjerem Machtbereiche uns abhanden kommt. 


Zur Reform der Krankenverſicherung. 
Bon Kreisgerichtsrat Dr. Benno Hilfe in Berlin. 


Die Jeitend des Bundesrates verabichiedete, zur Zeit den Reichstag 
beichäftigende Borlage zur Abänderung des Kranfenverficherungsgefeges Tat 
drei für den Werficherten bedeutungspolle Berbefferungen in das Auge, 
nämlich die Verlängerung der Türlorgepfliht von 13 auf 26 Wochen, Die 
Erweiterung der Wöchnerinnenunterftüßung von 4 auf 6 Wochen, endlich 
die Uebernahme der Geichlechtäfranfheiten, welche zur Zeit überwiegend fehlt, 
weil die 88 6a und 26a ben KHaffeneinrichtungen geftatten, denen ihre 
Unterftügung zu verjagen, melde fi eine Krankheit durch geichlecht: 
liche Ausjchweifungen zugezogen haben. Wenngleich fi) nicht verfennen läßt, 
daß hierdurch ein weiterer Schritt zur Löſung der jozialpolitiichen Aufgabe 
getan wird, nad Kräften dahin zu wirken, dem auf Verwertung jeiner Arbeits: 
fraft angewiejenen wirtichaftlich jchwächeren Zeile der Bevölkerung ſolche zu 
erhalten und damit ihn vor Inanſpruchnahme der öffentlichen Armenpflege zu 
bewahren, jo dürfen doch auch die Bedenken nicht zurüdgehalten werden, welche 
gegen den Eintritt des erhofften Erfolges ſich anführen laffen. 

Nah Kr. BG. 8 20 ift die MWöchnerinnenunterftügung zwar nur auf 
4 Wochen vorgejehen, jedoch ausnahmsweiſe auf 6 Wochen zu erjtreden, wenn 
auf Grund Gew.Ord. $ 137 die Beichäftigung der Arbeiterin auf dieſe Zeit: 
dauer unterjagt wird, jo daß das Hinausjchieben der Frift auf 6 Wochen eine 
Vergünftigung bedeutet, welche vorausfichtlich infolge der Rechtsregel des BGB. 
s 1715 erforderlidy erihien, um eine Uebereinftimmung mit den Entbindungs- 
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often herbeizuführen. Allein e8 wird erforderlich, auch die Beichränktung fallen 
zu laffen, wonach eine verhältnismäßig lange Wartezeit erfüllt fein muß, ferner 
anzuordnen, daß die unehelichen Mütter den ehelichen gleichberechtigt find, was 
dadurd) gerechtfertigt wird, daß ja beide gleichmäßig zu den Kaffenbeiträgen 
herangezogen werden und deshalb auch der gleichen Leiftungen teilhaftig werden 
ſollen. Imfolgedefien ift die Vorſchrift des $ 135 des landwirtſchaftlichen 
Krankenverficherungsgeieges außer Kraft zu fegen, nad) weldyer nur verheiratete 
Wöchnerinnen und ſolche Witwen Anſpruch auf Wöchnerinnenunterftügung haben, 
betrefj3 deren die Vermutung der ehelichen Geburt vorliegt. 

Das Hineinziehen der Gejchlechtsfrankheiten in den Kreis ber Fürſorge— 
berechtigten joll bewirken, daß die jhädlichen Folgen einer ungeeigneten Behand: 
lung derjelben fortfallen, weil die Erfahrung gemacht wurde, daß bisher bie 
Kranken entweder den Kaffenarzt über die Urſachen und den Sit ber Krankheits— 
eriheinungen zu täuſchen juchten, um das Krankengeld ſich zu verichaffen, mit 
deſſen Hilfe fie der Behandlung eine Spezialarztes ſich unterzogen, oder über: 
haupt vermieden, ärztliche Hilfe in Anſpruch zu nehmen und ftatt deren einem 
Kurpfuſcher ſich anvertrauten, welcher zwar einen augenblidlichen Stillftand ber 
Krankheitsericheinungen brachte, aber nicht den Keim bderjelben mit jeinen 
ihleihenden zerftörenden Wirkungen befeitigte. Auch hier wird der Erfolg ver- 
jagen, wenn nicht ein Schritt weiter gegangen wird und man fich bazu ent: 
Ihließt, die Betriebskrankenkaſſen gänzlich eben und an Stelle der jeßigen 
berufsmäßig gejonderten Kaffeneinrichtungen örtlih abgegrenzte für ſämtliche 
Berufsarten einzuführen. Denn ber Umftand, daß nad) $ 64 Kr. B.G. dem 
Betriebsunternehmer in eigener Perjon oder in einem von ihm beftellten Ver— 
treter der Vorſitz in der Betriebskrankenkaſſe übertragen und er bei Unzuläng- 
lihkeit derjelben für Erfüllung ihrer Leiftungen zu Vorſchüfſen verpflichtet wird, 
birgt die Gefahr in ſich, daß er Arbeiter entläßt, welche die Kaffe außer: 
gewöhnlich ftark in Anſpruch nehmen, ſowie daß die Arbeiter fi) davor hüten, 
wegen joldher Krankheitsericheinungen ſich an den Kaſſenarzt zu wenden, welche 
die Annahme eines Verſtoßes gegen das Sittengejeg rechtfertigen. Inſonderheit 
wird dies bei weiblichen Gewerbegehülfen höherer Ordnung der Fall fein, indem 
3; B. Berfäuferinnen oder Buchhalterinnen aus begründeter Bejorgnis, ihre 
Stelle zu verlieren, wenn ihr Dienftgeber Kenntnis von einer Gejchlechts- 
franfheit erhält, die Jnanjpruchnahme der Betriebskrankenkaffe vermeiden. Dem 
it aber vorzubeugen und deshalb bleibt feine Wahl, ſondern ermeift fich die 
Notwendigkeit eines Aufgebens des jegigen gegliederten Kaſſenſyſtemes und deſſen 
Erjegen durch Verjchmelzen der Betriebs-, Innungs-, Baukrankenkaſſen in örtlid) 
abgegrenzte Kaffeneinrichtungen. Solche bieten überdies nod den Vorteil, daß 
die hohen Verwaltungskoſten fich verringern, daß die jegige Meldepflicht fich 
vereinfacht und daß den Erkrankten ſelbſt das Auffuchen des Arztes jowie dem 
[egteren die Behandlung des erjteren in feiner Behaufung erleichtert wird. 


Vorſchläge zur Erzielung einer Einheit der Strafrecht: 
ſprechung. 
Bon Kreisgerichtsrat Dr. Benno Hilfe in Berlin. 


Der 26. Deutiche Yuriftentag beichäftigte fih mit der frage, ob das 
heutige Strafrecht und Strafverfahren den Anforderungen einer guten Rechts— 
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pflege entipricht oder der Abänderung benötigt ift umd gelangte zu dem Be— 
ichluffe, deifen Refornbedürftigkeit anzuerkennen. Schneller ald man erwartet, 
find die geſetzgebenden Körperſchaften an Erfüllung dieſes Wunſches heran- 
getreten. Denn die zur Feſtſtellung der Grundjäge, von welchen bei Abänderung 
der jetzigen Gejege ausgegangen werden joll, berufene Kommilfion hat bereits 
ihre Arbeiten aufgenommen. Infolgedeſſen erjcheint e3 angebracht, dad Augen: 
merk derjelben se eine Frage zu lenken, welche von hoher praftiicher Bedeutung 
ift und dem Zmede dient, der jet nicht jeltenen ungleihmäßigen Rechtſprechung 
entgegen zu wirken und die Einhaltung gleihmäßiger Grundjäße prinzipieller 
Art bei den Strafgerichten anzubahnen. 

Auf Grund $ 27 des Gerichtöverfaffungsgefeßes find die Schöffengerichte 
für alfe Uebertretungen und für diejenigen Vergehen, welche nur mit Gefängnis 
bis höchſtens 3 Monaten oder Geldftrate bi8 600 ME. allein oder neben Halt 
bedroht find, ausſchließlich zuſtändig. Infolgedeſſen gehören die Zuwiderhand— 
lungen wider die $$ 146a bis 150 ber Gewerbeordnung, 38 81 bis 82a bes 
Krankenverficherungsgejeges, 8S 179 bis 182 des npalidenverfiherungsgeießes 
zur ausſchließlichen Zujtändigkeit der Schöffengericdhte, mährend auch die jchwereren 
Berfehlungen gegen dieſe Reichsgeſetze und gegen die $$ 150, 151 des Gewerbe- 
Unfallverfiherungsgejeges denſelben überwiejen werben können. Zufolge $ 380 
der Strafprozeßordnung fteht gegen die in der Berufungsinftanz erlaſſenen Ur: 
teile der Landgerichte die Nevifion zu und find nah $ 123 des Gerichts— 
verfaffungsgejeges die Oberlandesgerichte zur Verhandlung und Entſcheidung der 
Revifion gegen Urteile der Straflammern in der Berufungsinftanz ausſchließlich 
zuftändig. Wenn die Revifion ausſchließlich auf die re einer in Den 
Landesgeiegen enthaltenen Rechtsnorm geftügt wird, it die Möglichkeit gegeben, 
durd) Berufung eines SOberlandeögerichtes ala höchfter Landesgerichtshof im 
höchſten Rechtsgange eine einheitliche Spruchübung zu erzielen ; ſolche fehlt jedoch, 
wenn es fih um bie Verlegung reichögejeglicher Normen handelt. Dadurch 
wird die Sprudübung in Entjheidungen über Verlegungen gewerberedhtlicher 
bezw. verficherungsrechtlicher Vorjchriften je nach der Rechtsüberzeugung der zahl- 
reihen Oberlandeögerichte ungleihartig geitaltet. Daraufhin gilt in dem einen 
Reichögebiete etwas ala Recht, was in dem anderen als Unrecht erklärt wird. 
Ein derartiger Zuftand vermag jedocdy weder Rechtsſicherheit zu erzeugen noch 
das Vertrauen auf eine umparteiiiche Rechtspflege zu erhalten. Denn wenn in 
dem einen Lanbdesteile ein Vater als ftraffällig aus $ 150 Ziff. 4a der Ge: 
werbeordnung erkannt wird, weil er als Lehrherr den Lehrvertrag nicht dem 
$ 126b der Gewerbeordnung entiprechend jchriftlich abgeichloffen hat, während 
in einem anderen er deshalb ftraffrei erachtet wird, weil ihm als Gewalthaber 
nad) $ 1631 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Erziehung zuftehen joll, er alſo 
einen Lehrvertrag gar nicht zu errichten habe, oder wenn hier ein Vergehen wider 
$ 148 Ziff. 9 der Gewerbeordnung ala vorliegend dort als nicht vorhanden 
in der Tatjache erblidt wird, daß einem Lehrheren nicht gelungen ift, feinen 
gewejenen Lehrling zur Ablegung der Gejellenprüfung zu beitimmen bezw. die 
Merkmale einer ftrafbaren Handlung wider $ 360 Ziff. 8 des Strafgeiegbuches 
dort jeitgeftellt, hier aber vermißt werden, wenn jemand, welcher die Gejellen= 
prüfung des $ 131 der Gewerbeordnung nicht ablegte, ſich ala Geſelle bezeichnete 
oder nad) dem 1. Oktober 1901 ein Gewerbetreibender im Baugewerbe die 
Würde eines Baumeifters oder Baugewerksmeiſters fich beilegte, ohne der ftaat- 
(id) geregelten Baumeifterprüfung oder der Meifterprüfung des $ 133 der Ge- 
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werbeordnung ſich unterzogen zu haben, bezw. wenn der Unternehmer eines 
Gewerbebetriebes jeine gleichzeitig mit häuslichen und mit gewerblichen Ver— 
rihtungen beihäftigten Dienftboten nicht zur Krankenkaſſe anmeldete, er von 
dem einen Gericht als gegen $ 81 des Krankenverſicherungsgeſetzes verftoßend 
beitraft, von einem anderen jedoch jreigelprochen wird, jo fann dies dem gejeh- 
geberiichen Willen keinesfalls entiprechen und muß deshalb Abhilfe geichafft werben. 

In dem auf der Verordnung vom 3. Januar 1849 beruhenden preußijchen 
Strafverfahren war gegen Uebertretungen auch nur der Rekurs gegeben, defjen 
Entiheidung gleichfalls gemäß $ 168 einer aus 3 Mitgliedern beftehenden Ab: 
teilung des Appellationsgerichtes zuftand, jo daß auch hier eine ungleiche Spruch— 
übung ſich ausbilden konnte. Das Gejeg vom 3. Mai 1852 traf hiergegen 
Borforge, indem auf Grund deſſen Art. 129 zur Aufrechterhaltung wejentlicher 
Grundjäge des Rechts oder des Verfahrens oder im Intereſſe der Einheit ber 
Rehtiprehung ausnahmsweiſe die Beſchwerde oder Nichtigkeitsbeichwerde erhoben 
werden konnte, über welche das Obertribunal zu enticheiden hatte. Zur Er: 
zieling einer einheitlichen Spruchübung ift durch $ 17 des Geſetzes zur Ab: 
änderung der Unfallverficherungsgeiege vom 30. Juni 1900 ein erweiterter Senat 
des Reichverficherungsamtes geichaffen jowie im $ 155 des Invalidenverficherungs- 
geleßes vorgejehen, daß Streitigkeiten über Fragen von grundjäglicher Bedeutung 
nt von der höheren Berwaltungsbehörde zu enticheiden, vielmehr dem Reichs: 
verficherungsamte zur Entjheidung zu übermweilen find. Hieraus erhellt das 
Beitreben der geſetzgebenden Körperſchaften des Reiches, auf eine möglichfte 
Gleihmäßigkeit der Rechtiprehung infonderheit auf dem Gebiete des Gewerbe: 
tehtes und des Arbeiterichußes hinzuwirken. Demjelben wird Rechnung ge: 
fragen, wenn in dem neuzuregelnden Strafprozeßverfahren eine dem Art. 129 
de preußiſchen Gejeges vom 3. Mai 1852 ſinnentſprechende Rechtöregel gejeh- 
liche Anerkennung findet. 


Zur Frage der Prozehverfchleppungen. 
Bon Amtsgerihtsrat Pignol in Charlottenburg. 


. 1 Im Nr. 23 der „Deutichen Juriftenzeitung“ von 1902 beipricht 
Senatspräfident Pütter obige Trage. Dabei wird als eins der Erforberniffe 
für eine pünftliche Erledigung der Prozefje der Erlaß eines die ganze Sadje 
erihöpfenden Beweisbeſchluſſes und deffen jchnelle Erledigung bezeichnet und als 
ie — jener Erforderniſſe der Erlaß möglichſt vieler Teil- und Zwiſchen— 
eile. 

Fiuüur die amtsgerichtlichen Prozeſſe find die Ausführungen Pütters offen— 
—* nicht gemeint; fie würden für dieſe Prozeſſe nur in ſeltenen Fällen 
jutreffen. 

Ein umfafjender Beweisbeihluß verbietet fich oft jchon dadurch, daß die 
Verteien die Verhandlung nur auf einige Streitpunfte bejchränfen, und Zeugen 
mmer noch nachträglich benennen. Dann ift zwar ein erichöpfender Beweis: 
beihluß ein theoretiiches Ariom, für die Praxis ift er aber häufig nicht geeignet ; 
viele Zeugen und dazu Sachverftändige auf einen und benjelben Tag zu laden, 
löht die Rückficht auf die laufenden Sachen nicht zu, ferner auch nicht die Rüd- 
ht auf möglichft billige Erledigung der Prozefje, vielleicht genügt ſchon eine 
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einzige Zeugenausſage oder gar ein Eid für die volle Enticheidung. Und ein 
———— Beweisbeſchluß, der nur ſtückweiſe erledigt wird, iſt zwar beſſer, als 
ein nur ſtückweiſer Beweisbeſchluß, praktiſch aber ziemlich bedeutungslos. Denn 
ob am 1. April 1902 beſchloſſen worden iſt, den Zeugen N. N. zu hören, der 
am 30. Dezember 1902 gehört wird, oder ob am 20. Dezember 1902 erſt 
uns wird, ihn am 30. bdesjelben Monats zu vernehmen, ift faſt gleich 
bedeutend. 

Ebenſo hat die Erfahrung gelehrt, daß Zeil: und Zwiſchenurteile die Leber: 
ficht über den Prozeß jehr erichweren, und feine Erledigung um Monate, ja 
Jahre verzögern; die Einlegung eines Rechtsmitteld beraubt das Gericht 1. In— 
tanz der Akten auf lange Zeit, und, da jdhließlih nur ein einziger Ent: 
ſcheidungsgrund zuläjfig #. find die Enticheidungen über alle übrigen Streit: 
punkte zu eriparen. 

ll. Für die amtögerichtlichen Prozeffe wäre aber ein Mittel zur Förderung 
der Entiheidung darin zu finden, daß fid; Anwälte und Richter und die Einzel- 
richter unter einander über immer wieberfehrende Streitpunfte einigten; 3. B. 
es wird beinahe abgelehnt, davon Kenntnis zu nehmen, daß bie Urteile auf 
Abgabe einer Willenserklärung wie jedes anbere vorläufig vollftredbar jein 
können ($ 895 3.B.0.); die Einrede der Scheinabtretung und der Abtretung 
zur Einziehung ift faſt immer überflüffig ; welche Eide ein jachverjtändiger Zeuge 
zu leiften hat, wird immer wieder ohne Erzielung neuer Gefichtspunfe erörtert; 
daß Verwandte unter Umjtänden den Zeugeneid leiten müflen, wird immer 
wieder geleugnet; die auch jonft jo häufig vorfommenden VBerwahrungen gegen 
Beeidigungen find meiftens durch nichts begründet; der Unterſchied zwiſchen ge- 
wiſſen gejeglichen VBertretungsrechten und redjtsgejchäftlichen für den Bollmachts- 
punft wird dauernd überjehen; die Prozekvollmadjt der Armenanmwälte muß oft 
erft mühjam erfordert werden, wie auch gewöhnliche Prozeßvollmachten; be- 
glaubigte Abichriften der Prozeßvollmachten werden ala die Vollmachten jelbit 
gemißbraucht; gejeßlich zugelaflene Ermäßigungen und Erweiterungen des Klage: 
anjpruches werden als Klagezurüdnahmen und Klageänderungen aufgefaßt, und 
mit Abweilungsanträgen erwidert u. ſ. w. u. ſ. w. 

Für das materielle Gebiet jei nur noch erwähnt einmal, dat die Zinjen- 
frage und die frage nad) dem Umfange der Wechjelnebenanjprüche jehr häufig 
erft dur mühlames Berhandeln Erledigung findet, während einige Auf: 
merkſamkeit bei Anfertigung der Schriftjäge jede Weiterung oft vermeiden könnte ; 
ferner daß bei Interventionsjachen dem Kläger jo häufig vorgehalten wird: „Du 
haft ja Sachen vom Schuldner erworben, die Du garnicht gebrauchen kannſt, und 
die der Schuldner nicht entbehren kann, Du halt fie alfo nicht zu Eigentum 
erwerben wollen!” Kann man denn nicht aud) unnüge Sachen faufen, zumal 
um einem Bedrängten auszuhelfen, und fann man denn nidht das nötigite, 
3. B. Hemden benüßen, die nur geliehen worden find? 

III. Das tägliche Elend aller joldher Kleinigkeiten könnte jaft ganz be— 
jeitigt werben, wenn fi) die Parteien jcheuten, unnügen Staub aufzuwirbeln. 
Und wenn fie auch ſonſt noch ein wenig bemüht wären, den Zatbeitand von 
überflüffigern Beiwerk zu jäubern, und der Richter ihnen dazu das Votum frei— 
gäbe, damit alle Faktoren darüber verftändigt find, worauf es bei dem einzelnen 
Prozeſſe anfommen fönnte, dann wäre der Friede und das Wohlgefallen auf 
Erden größer. Der Abſatz 3 des $ 299 3.P.D. unterfagt zwar mandes, Die 
Beteiligung ded Richters an der Verhandlung aber jollte doch auch darin be= 
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fteben, daß er ben Parteien feine Auffaffung andeutet; e3 fann ihm nicht ver: 
wehrt jein, etwa bei Ausübung des Fragerechts den ganzen Inhalt feiner Auf: 
faflung den Parteien jelbft jchriftlich zu unterbreiten. 


Zeugnis über fortgejegte Gütergemeinjchait. 
Bon Dr. Paul Pofener in Stettin. 


Gemäß Art. 66 des Preuß. — zum Bürgerlichen Geſetz- 
buche (6.5. 1899, ©. 217) finden bei einer fortgejegten Gütergemeinichaft, für 
welche die bisherigen Gejege maßgebend bleiben, * die Erteilung eines Zeugniſſes 
über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft die Vorſchriften des $ 1507 des 
Bürgerlichen Gejegbuches Anwendung. Es joll hiermit eine dem geltenden Rechte 
eigentümliche Einrichtung auf die unter dem alten Rechte verbleibenden Gemeinjchafts- 
verhältniffe ausgedehnt werden (Begründung zu Art. 65 des Entwurfs ©. 1527.). 
$ 1507 jchreibt vor, daß das Nachlaßgericht dem überlebenden Ehegatten auf 
Antrag ein Zeugnis über die Fortjegung der Gütergemeinſchaft zu erteilen habe. 
Die preußiiche Vorjchrift will alſo ermöglichen, daß die nad $ 36 Abi. 2 der 
Reihsgrundbuchordnung erforderliche Nachweiſung des Beftehens einer fortgejegten 
Gütergemeinihaft aud für eine ſolche des alten Rechtes durch dieſes Zeugnis 
erbracht werde. 

Nun liegt folgender Fall vor. A jet mit feiner Tochter B die Güter: 
gemeinjchaft fort und erhält ein Zeugnis darüber. Nach dem Tode der B fett A 
mit feinen Enkeln die Gütergemeinihaft fort, bringt die erforderlichen ($$ 2353 ff.) 
Urkunden und Erklärungen bei und verlangt ein Zeugnis nad) $ 1507. Muß 
es ihm gewährt werden? 

Nah dem Berichte der XV. Kommijfion des Abg. H. (Nr. 227 ©. 62 zu 
Art. 65) wird auf Anfrage eines Mitgliedes ausdrüdlic) feitgeftellt, die Vorſchrift 
beziehe ſich nur auf die eigentliche fortgejegte Gütergemeinſchaft, nicht auf das 
Rechtsverhältnis des Sikenbleibens in ungeteilten Gütern. Pland (Komm. zu 
$ 1507, Anm. d) jchließt ſich diefer Auffaffung an. Der Tendenz des Art. 66 
iheint dies nicht zu entiprechen. Ausdrüdlich hebt die Begründung (S. 154) 
hervor, e3 fei mit Rüdfiht auf den Grundbuchverfehr ratſam, die neuen Vor: 
ihriften über das Zeugnis auf die Gemeinjchaften des alten Rechtes auszudehnen 
und „dadurch aud für die leßteren ohne weiteres das gedachte Zeugnis zum 
ausichlieglichen Beweismittel gegenüber dem Grundbuchamte zu machen.“ 

Zu den „neuen Vorichriften über das Zeugnis“ gehört aber auch $ 1490, 
Sat 2; es wird aljo das Nachlaßgericht bei Gemeinſchaften des neuen Rechtes 
auch dann ein Zeugnis erteilen, wenn an die Stelle des verftorbenen Abkömm— 
lings deffen Abtömmlinge getreten find. Iſt aljo 8 1490 begrifflih als in 
$ 1507 enthalten zu denken, jo erweitert ſich damit die Möglichkeit, auch bei 
Gemeinjchaften des alten Rechtes zur Erleichterung des Grundbuchverfehres ein 
Zeugnis in dem Anfangs erwähnten Falle jefundärer Fortſetzung zu erteilen. 

Der Berufung auf den „Bericht“ könnte man mit dem Hinweiſe auf die 
„Begründung“ begegnen, zumal die Auslegung ja nicht gebunden ift, dem einen 
oder anderen von ihnen zu folgen. Die Sorge aber, der Richter müfle dann 
beiheinigen, daß „zur Zeit etwas beſtehe“, ift unbegründet. Das Zeugnis würde 
— wie bei Gemeinjhaften neuen Rechts — nur dahin lauten, daß die Güter: 
gemeinschaft mit den Enkeln ac. fortgejeßt jei. 
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Koften des Verfahrens im Strafprozek (S 497 StP.D.). 
Von Landgerihtsrat Unger in Stendal. 


Zur Reform des Strafprozeßrechts ift eine Kommilfion einberufen. Das 
ihr vorgelegte Programm enthält eine große Anzahl Fragen von hervorragendſter 
Bedeutung. Eine Frage wie e8 in Zufunft mit den Koften des Verfahrens ge: 
halten werden joll, ift ihr jedoch nicht vorgelegt. Sie ift ja allerdings von 
minderer Bedeutung, aber eine Abänderung ber bisherigen Beitimmung wäre 
zum mindeften wünjchensmwert. 


$ 497 St.P.D. beitimmt: 
„Die Koften, mit Einfluß der durch die Vorbereitung der öffent: 
„lichen Klage und die Strafvollftredung entitandenen, hat der Ans 
„geflagte zu tragen, wenn er zu Strafe verurteilt wird.“ 


Dem Berurteilten fallen aljo alle Koften zur Laft, gleichviel ob das Er: 
gebnis der Hauptverhandlung mit dem des Vorverfahrens und das Urteil mit 
dem Eröffnungsbeihluß auch nur annähernd im Einklang ftehen. Dies führt 
in der Prarid nicht jelten zu großen Härten. 

3.8.: Eine Dreſchmaſchine war, weil die Arbeit drängte, in Betrieb ge: 
jegt worden, obwohl die polizeilich eg Schußvorrihtungen noch nicht 
vollitändig angebracht waren. Ein bei der Maſchine beichäftigter Arbeiter war 
ind Getriebe geraten und hatte dabei jein Leben eingebüßt. Im VBorverfahren 
wurde feftgeitellt, daß der Verunglüdte von der Seite in die Maſchine geftürzt 
war, wo eine polizeilich vorgejchriebene Schugwand fehlte. Es fand deshalb 
Leihenöffnung und Augenjheinseinnahme ftatt und die Folge war eine Anklage 
wegen jahrläjfiger Tötung gegen den Eigentümer der Mathine. Zur Haupt: 
verhandlung war ein großer Apparat von Zeugen und Sachverſtändigen (medi: 
ziniſchen und technijchen) aufgeboten. Schon nad) Vernehmung des zweiten Zeugen 
ergab fich jedoch, daß der Verunglüdte gar nicht von der Seite, wo die Schuß- 
wand fehlte, jondern von vorn, wo eine Schugwand nicht vorgeichrieben und 
gar nicht angebradht werden kann, ins Getriebe geraten war. Um nämlich 
einem anderen Arbeiter Pla zu machen war er jeitwärts getreten. Hiebei fam 
er der Einlegeöffnung zu nahe und verlor das Gleihgewidt. Er fiel auf 
den Mann, der das Einlegen des Getreides bejorgte, machte — jedenfall un— 
willkürlich — eine Wendung nad) links und geriet jo mit dem Fuß in die Ein- 
futterungsöffnung. Hiervor hätte ihn aber auch die vorjhriftsmäßigite Schuß: 
vorrihtung nicht bewahren können. 

Eine Verurteilung aus $ 222 St. G. B. war aljo nicht möglid. Es lag 
nur eine Webertretung der betreffenden ‘Polizeiverordnung vor. Wegen dieſer 
erfolgte Verurteilung. Nach der zwingenden Vorſchrift des $ 497 mußte der 
Angeklagte die gejamten SKoften des Verfahrens tragen. Und dieje waren 
bedeutend (Leichenöffnung, Reiſekoſten, Sachverſtändigengebühren ꝛc.). Bei gleid) 
richtiger Feſtſtellung im Vorverfahren hätte, da der Angeklagte die Uebertretung 
niemals geleugnet hat, die Sache durch Strafbejehl mit faum nennenswerten 
Koften erledigt werden können. 


Ein anderer Fall: 


Ein zu St. erjcheinendes Blättchen macht ſich über die Polizeiorgane des 
Kreiſes D. luftig, weil fie eines gefürchteten Straßenräubers nicht glei) habhaft 
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werden konnten. Der Amtsanwalt zu OD. erblidte darin einen groben Unfug 
und erhob gegen den Schrijtleiter Anklage. Das Schöffengeriht zu DO.) — 
erte Verhandlung — jprad ihn frei, weil fein grober Unfug, ſondern 
Beleidigungen der ‘Polizeibeamten vorlägen, für dieſe aber der erforderliche Straf- 
antrag fehlte. Hiergegen legte der Amtsanwalt Berufung ein. Die Staats- 
amvaltihaft zu St. war der Meinung des Schöffengerichts und holte nunmehr 
— nad) mehr als ſechs Monaten — einen Strafantrag vom zuftändigen Landrat 
ein. Die Strafkammer in der Belegung von drei Richtern — zweite Ver: 
handlung — hob auf Grund des $ 369 Abſ. 2 St.P.O. das jchöffengericht- 
liche Urteil auf und verwies die Sache an die Straffammer in der Belegung 
von fünf Richtern. Diefe — dritte Verhandlung — hielt den Straf: 
antrag für veripätet und ftellte das Verfahren ein. Auf Revifion der Staats- 
anwaltihaft hob das Reichsgeriht — vierte Verhandlung — das Urteil 
auf und verwies die Sache an das Landgericht zurüd. Und nunmehr in der 
fünften Berhandlung erfolgte Verurteilung wegen Beleidigung. Hierbei 
hat fi der Angeklagte beruhigt. Er hat nie geleugnet, daß er zu weit gegangen 
war und wäre jedenfalls mit einer Verurteilung in der erjten Verhandlung vor 
dem Schöffengerichte zufrieden gemwejen. 

Nunmehr mußten ihm die gefamten durch die fünf Verhandlungen ent: 
ftandenen Koften auferlegt werden. 

Jeder unbejangen Urteilende wird zugeben, daß in beiden Fällen das 
Urteil bezüglich der Koſten eine ungerechte Härte enthält. Beide Angeklagte 
haben die Straftaten, wegen der fie jchließlich verurteilt find, niemals in Ab: 
tede geftellt, find alſo völlig jhuldlos an den unverhältnismäßig hohen Koften. 

Die Schuld daran trägt allein der Staat, feine Organe und feine Gejeße. 


Der 8 497 St. P.O. müßte deshalb dahın eingejchränkt werden, 
daß dem Gericht die Befugnis eingeräumt wird, ſolche Koften auf die 
Staatöfafje zu übernehmen, die ausichließlid; durdy den Gang des Ver: 
fahrens entftanden und in feiner Weile durch das Verhalten und die 
Berteidigung des Angeklagten veranlakt find. 


In $ 499 St. P.O. ift verlangt, daß einem freigelprochenen oder außer 
Verfolgung gelegten Angeichuldigten dich Koſten auferlegt werden, die er durch 
ſchuldhafte Verſäumnis veranlaßt hat. Der Staat verlangt alſo auch von 
einem Unſchuldigen Erſatz von Koſten, die er ſchuldhafter Weiſe unnütz ver— 
anlaßt hat. Was dem einen recht iſt, iſt dem andern billig. Auch für den 
Verurteilten muß die Möglichkeit beſtehen, Befreiung von ſolchen Koſten zu 
etlangen, die nicht durch ſeine Verfehlung, ſondern durch ſtaatliche Schuld 
entſtanden ſind, mag dieſe Schuld wie in Fall 1, auf mangelhafter Behandlung 
durch die berufenen Behörden beruhen, oder wie in Fall 2, auf mangelhaftem, 
die verichtedenften Auslegungen zulaffenden Wortlaut der Geſetze. 
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Aus den Gefehblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutjche Reich, Minifterialblätter ꝛtc. find nicht einbezogen.) 
1. Inhalt des Reichs-Geſezblattes. 


Nr. 2: Bek., betr. die dem internationalen Webereintommen über ben &ifenbahn: 
frahtverfehr beigefügte Lifte v. 24. 1. 1903 ©. 3. — Bel, betr. den Betrieb von Anlagen 
zur a. bon gie Sicherheitöpeflarien, Enöpenforien und dergleichen v. 
30. 1. 19038 ©. 3, 4. — Nr. 3: Bel., betr. Aenderung der Militär: TZransport:Ordnung v. 
2. * 1908 &. 5. — Bet., betr. Aenderungen der Anlage B zur Gijenbahnverkehröordnung v. 
2. 2. 1903 ©. 6. — Ar. 4: Vertrag zw wilden dem — Reiche und mehreren anderen 
Staaten über die Behandlung des Zuckers v. 5. 3. 1902 ©. 7—25. — Bek., betr. die 
Vereinbarung erleichternder Vorſchriften für den —— Verkehr wifchen den Eijen- 
bahnen Deutſchlands und Quremburgs v. 17. 2. 1903 S 25. 


m Inhalt des Gefehblattes für Elfab-Lothringen. 


r.2: B.O., betr. ben * der * dem Jukrafttreten des Bürgerlichen 
—* geſchloffenen Ehen v. . 1903 ©. 3, 4. 


III. Geſetze, Staatsverträge und landesherrliche Derorduungen 
der Bundesftaaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Geſetz Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 4: Staatsvertrag zwiſchen — und Anhalt über die —— der Schiff⸗ 
fahrts: und Flößereiabgaben auf der le v. 21. 10. 1902 ©. 211— 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreih Sachſen. 


4. Stück: Nr. 11. Allerh. B.O.. die — e3 der — — 
Autoineite Maria, Kaiſerl. Königl. Hoheit betr., v. 14. 1. 1903 S. 73. — 2. Alle 
V.O., eine Aenderung der Verordnung vom 30. Dezember 1902 betr. 2 27. T 1908 —* 
zicht auf Beſtätigung des Endurteils in der Eheirrung des kronprinzlichen Paares] S. 74. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Rr. 8: —* Pi ————— Feldbereinigungskommifſären betr. v. 3. 2. 1903 
©. 43, 44. — Nr. B.D., die Ausführung des Geſehes über das Verfahren in Forſt⸗ 
- > Febrägeanen h der Faſſung der Belanntmahung vom 13. Oktober 1890 betr. v. 


2 be % 
4 Is J 
. u 


üg ans dem allgemeinen Staatsrecht. 


& paratabdruf aus den Annalen des Deutichen Reiche. gr. 8°. (96 ©.) 


Dieje Vorträge, eine ber jhönften und reifften Gaben bes berühmten Staatsrechtslehrers, 
find in ben Jahrgängen 1898—1900 der Annalen erjhienen. Die Separatausgabe, zu ber 
id mich, einer Anregung aus alademiichen Kreijen folgend, entichloffen habe, wird ber großen 
Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftubierenden Jugend willfommen jein. 





Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 
lie gemeinrechtliene Entwickelung des inter- J 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung ' Skammouraoline in | 
Italien. Gr. 8°. (VIII, 313 S.) Brosch. Mk. x 


Eingehende Besprechungen sind erschienen u. a. in —— aus der historischen Literatur 
XXX. Jahrgang Seite 403 u. 404. — Archirio storico Lombardo I, 1902, p. 207, — Byzantinische Zeitschrift 
XL Nr. 1 u. 2. — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXI. 2. — Archiv für bürgerliches 
Recht 1902, 8. 99. — Literarische Mitteilungen der „Annalen des Deutschen Reichs‘ 1902, Nr. 3, — 
gelehrten —— 1902, Nr. 8, Seite 669—664. — Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Bechta- 

: RBomanistische Abtei XXI Bd. Seite 500-508 — Germanistische Abteilung XXlll. 
354—357. — Bechtsgeleerd — * Haarlem 1903 8. 183—188, 





2a, Dr. jur. Ludw., Kaiſerl. Regierungsrat im NReichöverficherungs: 
amt zu Berlin und 

Maier, Dr. jur. Rud., Mitglied des Kaiferl. Reichsverfiherungsamts \ 
zu Berlin. ; 


| und Reichsverſicherungs— 
Geſetzgeb ung. Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 


umgearbeitete uflage. Gr. 8°, a 303 Seiten.) 1902. Brojchiert 
ME. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.2 
lie Berficherungs:Zeitung. 1901. Nr. 87. 


. Mir bürfen gleid) menilägen, dab man dem Werfe aus vollfter Weberzeugung 
das Prädifat vorzüglich zuerfermen muß . 



















Nee ze 


“ 


Defele, F. %er, fol. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


8 Gewerbe:linfallverficherungsgneie und 
das Ban Anfallverſicherungsgeſe nach dem 


betr. die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſehe v. 30. a 1900, 
Zr * (VEIT, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. ME. 10, 


für das Bag Hütten- und Salinen-Wefen im Preußiſchen Staate Heft 8. Band 50, 
% Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sadhfenntnis und Geſchick verfaßten 

Kommentar, ber beionders jhäßenamwert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall« 
Be ec bisher nody nicht erfolgt war. Überall it in den Erläuterungen bie ein« 
n Literatur, jowie bie Rechtſprechung ber verſchiedenen Inſtanzen der Unfallverfiherung 
und in ihren für die praftiihe Handhabung des Gejehes wichtigen Ergebnifjen 
Bere Tepe Dorftellung gebracht. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſch 
05 Bud, das weit en Streijen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet ift, 


y 


x 
i 






=» 
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e zweite vollftändig neubearbeitete Auflage bon 


1.82 Stawdinger’3 
| Stommentar zum Bürgerlichen Geſehhuche 


für da8 Deutiche Reich nebit Einführungsgeieb berausgegeben von 
Dr. Theodor Loewenjeld, Dr. Erwin Niezler, Philipp — 


Unib.-Brofeffor und Nedtsanwalt in Vrofeſſor an der Univerfität t. Oberlan . 
Münden Freiburg 1.2. vo. 


Karl ober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. felix He 
k. Landgerichtärat In Münden f. Landgerichtsrat In Münden Rechtsanwalt in Mü 


Iojevh Wagner, 
f. Oberlandesgerichtärat in Mugsburg. 


1. Lief.: Bd. II. Sache nrecht (88 854—883), erl. von K. Kober. Mt. 1.80. Er 
2. Siej.: Bd. IV. Familienrecht ($$ 1297—1332), erl. von Dr. Th. Engelmann. ME TE 
8. Lief.: Bd. IH. Sahenredt ı$$ 834983), erl. von K. Kober. Mt. 3.50. F 
Lief.: Bd. IV. Familienrecht (58 1333 —1411) erl. von Dr. Th. Engelmann. 3 
5. Lief.: Bd. . Sachenrecht (88 984 u. ff.), erl. von K. Kober erſcheint in Sue 


Der Staubinger’ide Kommentar, befien erfte Auflage in verhältnismäßig kurzer Belt, noch vor Ihre 
Vollendung, vergriffen war, hat es ven allen großen Kommentaren zum BGB. zu allererft erze A | 
allen Teilen in gweiter Auflage gu erfheinen. Diefe Tatſache iſt die beſte Beftätigung ber üben re 
freundlichen Aufnabme, die dem Kommentar bei Publitum und Kritik zu teil geworden ift. ã— 

Die Ziele und Zwede der neuen Auflage gehen fiber Die der erſten erheblich Hinaus, Während es ſich { 
biefer vielfach mur um markante Darftellung ber Grundzlige des Geſetzes bandeln fonnte, mußte 
den inzwiſchen in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detallfragen und Kontroverfen Stellung genommen werben. 

Beionderes Augenmerk lit der landesrechtlichen Ausfübrungsgefeggebung ven! nd 
toorden. Die Ausführungsgefege von Preußen, Bayern, Sadfen, Württemberg und Baden fi fin! 
fändig, die der üÜübrlgen Bundesftaaten, fowelt es die Wichtiglelt der einzelnen Materle erhelſchte in ® 2 di 
fihtigung gezogen; daneben Ift auch der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem biäherigen Necdhtszuftan 
eıweltertem Umfange Rechnung netragen worden. 

Der Name des inzwiſchen veritorbenen verbienftvollen Herausgebers ber I, Auflage, el 
don Staudinger, fol auch fernerhin dem Werke erhalten bleiben. Die Bertelung des Stoffen ı 
die einzelnen Mitarbeiter iſt die gleiche geblieben. Don den in erfter Auflage dur Gehelmrat von Stau Ing 
erläuterten Dlaterien wird nunmehr das eheliche Guterrecht von Landgerichtärat Dr, Engelmann, 
Dbligationenrecht angebörende Teil von Landgeridtsrat Roder bearbeitet. Dieſe beiden Herren 
m @emeinfhaft die rebaftionelle Leitung des Gefamtwerkes übernommen. 

Ms eine Berbefferung äußerer Art darf hervorgehoben werden, daß — mebrfad £ * 
Wunſchen entſprechend — die Vorbemerkungen In überfichtlicderem Drucke gehalten find als —* Im eig 
it die Satzanordnung der 1. Huflage, die fih wegen ihrer Zweckmäßlgtelt und Überſichtlichtelt ı en 
falls erfreute, belbehalten worden. 


Der Geſamtpreis der 2. Auflage wird etwa Mi. 75.— betragen. | 
Bante werden geihmadvolle Halbfranzdeden ausgegeben. 





1 nn des Deulfchen 


N dr 


I Gefehehung Verwaltung und Volkswirtfchaft. 
E m Aesiswifenfnfilice Beitfchrift und Materialienfammlung 


J 
Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


“ 
5 


Herausgegeben von 


aari Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


” 


EL, 
Be‘ . 
4 * * 


u Bere Verlag (Arthur Sellier) 





er ftändi 


Literarische Mitteilungen 
der Annalen des Deutfchen Reichs. 


ber Qeneriheinungen auf dem Gebiete der Rehts- u. Staatswifienibaften 
* * Unter ftändiger Mitarbeiterſchaft 
or in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
Derauögegneben von 


} in Bapr u und BP Dr. ” * in Fangen 
—— umnſtehend. 





Inhalt von Rt. 5: 





Seite | Zelte 
Tendenzen in der internationalen Sfiggen und Notizen. 
Etrifebewegung von Dr. E. ©. | Statiitiiche Randgloffen zu ben 
Halevy in Berlin . . ... 321-860 Reichstagswahlen . . . . 385-391 
Die Notenbanfen in Württem: — — —— 
berg, 1876—1900 von Dr. phil. fammerbeiträge . . . x.» 391 —398 
Berthold Breslauer in Berlin 361—334 
(Schlu.) Aus den Geiehblättern. . . . 399-400 


Abhandlungen volks- und finanzwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts mollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Kobellitraße 4, eingejandt werden.’ 

Die Rüdjeiten der Manujkriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honorar 
wird nad Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrud erfolgte. Von Ab: 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un— 
beichräntte Vervielfältigungsrecht. 


Münden 43. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 


Die Firma J. Shweiter Sortiment in Münden, Karlöplat 29, hat die 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) jowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868 — 1902, vollitändige Serie mit den dvergriffenen und 

jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für ». 2. 2 2 2 22. ME 180.— 
„ 1870-1902 gut gebunden für . . 2 2 2.220200. 1830.— 
„ 1881-1902 „ — ... ||| Penn 
„ 1891-1902 „ „ a ee a er ee AO 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je 
nah Borrat zu entiprechenden Preiſen. 


BES Beionderer Beachtung empfehlen wir den beiliegenden Proipeft betr. Mar von Seydel, 
Staatörehtlihe und politifhe Abhandlungen, Verlag von 3. C. B. Mohr (Paul 
Siebe) in Tübingen und Leipzig. 
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Tendenzen in der internationalen Strikebewegung). 
Ein fozialftatiftiiher Verfuh von Dr. €. S. Halevy in Berlin. 





Inhalt: I. Einleitung. II. Die Strifeftatifti. III. Die Ausdehnung der Strike— 
bemegung. IV. Allgemeine Urjahen der Strikes. V. Spezielle Urjahen der Strifes, 
VI. Umfang, Dauer und Jahreszeit der Strites. VII. Die Strifetaftif. 


Motto: „Streif® und Ausfperrungen, wie fie in- 
folge von Streitigleiten aus dem Arbeitd- 
verhältnifje zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern durchgeführt werden, find 
von jo erheblicher Bedeutung für das wirt- 
ſchaftliche Leben geworden, daf ihre nähere 
Erforſchung dringend geboten ericheint.* 


(Aus dem Vorwort der amtlichen deutfchen 
ge für das Jahr 1899. — 


Deutſchen Reiches, Bd. 134 
I. Einleitung. 


Die vorliegende Arbeit will den Verſuch machen auf Grund der ftrife: 
ſtatiſtiſchen Reſultate diejenigen Entwidlungs: und Bemwegungstendenzen feit: 
zuftellen, die fi in der internationalen Strifebewegung beobachten laſſen. Eine 
ſolche Unterſuchung hat nicht nur theoretiichen Wert für den wifjenichaftlichen 
Nationalöfonomen; fie kann auch von hoher praftiicher Bedeutung für den 
Sozialpolitifer, den Unternehmer und Arbeiter jein. 


Die Geſchichte der Strifebewegung gibt oft ein ſehr deutliches Bild von 
den wirtſchaftlichen Zuftänden und der jozialen Alaffenichichtung eines Landes. 
Sie führt mitten hinein in den Kampf zwilchen Arbeit und Kapital, in das 
Ringen des Arbeiterftandes um feine Emanzipation. Nad und nad) haben die 
Strifes eine immer wachſende Ausdehnung gewonnen, auch in ſolchen Ländern, 
wo fie bisher zu den Geltenheiten gehörten. In allerjüngiter Zeit find mehrere 


) Siieratkr: Handwörterbuch der Staatäwillenichaften, 2. Aufl., Jena 1898. 
Abkürzung: Hw. d. St.) — Statiſtik des Deutichen Reiches, herausgegeben vom Sailer: 
lich ſtatiſti hen Amte, Band 134, Streits und en en ti. 3. 1899, Berlin 1900; 
Band 141, Streits und Ausiperrungen i. J. 1900, Berlin 1901; Band 148, Streits und 
Ausiperrungen i. 3. 1901, Berlin 1902. (Abkürzung: Deutiche NReichsitatiftil.) — Die 
Arbeitdeinftellungen und Ausfperrungen in Dejterreih während des Jahres 1900, heraus: 
gegeben vom arbeitsftatiftiihen Amte im Handelämifterium, Wien 1901. — Dasjelbe für 
dad Yahr 1899, Bien 1900. — „Die Soziale Praxis“, herausgegeben von Dr. €. Francke. 
Abfürzung : Soz. Br.) — „Soziale Rundſchau“, herausgegeben vom arbeitsftatiftiichen Amte 
im f. f. Handeläminifterium. (Mbfürzung : So. Rundih.) — ®. Mataja, Die Statifti 
der Arbeitdeinftellungen (in ben Jahrbüchern für Nationalölonomie u. Statiftit, 3. Folge, 
Band 13). — M. Broeſike, Die deutihe Streilbewegung, Berlin 1898. 
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Ausftände vorgefallen '), welche die Aufmerkſamkeit weitefter Kreiſe auf fich ge 
lenkt haben. 

Aus diefen Gründen dürfte e8 angebracht erjcheinen, das joziale Phänomen 
des Strikes einer genaueren Betradhtung zu unterziehen und zu unterjuchen, 
wie weit fi aus der Statiftif der Arbeitseinftellungen Schlüffe ziehen Laffen 
in Bezug auf ihre Entitehung, Durchführung und Verhütung, ihren Einfluß 
auf die Volfswirtichaft im allgemeinen und die Arbeiterverhältniffe im bejonderen. 


U. Die Strifeftatiftit. 


Bevor wir zur genaueren Darftellung der zu behandelnden Fragen über: 
gehen, wird e8 notwendig jein, ſich einigermaßen über den gegenwärtigen Stand 
der Strifeftatiftif zu orientieren. 

Bis vor einigen Jahrzehnten beruhen unjere Kenntniffe von der Gejchichte 
der Arbeitseinjtellungen meift auf privaten Berichten und Feſtſtellungen. Erft 
als die joziale Frage immer lauter an die Tür der modernen Gejellihaft 
klopfte und die leitenden Perjonen zwang, fich ernfter und eingehender mit ihr 
zu beichäftigen, ging man daran, durch Enqueten und genaue ftatiftiihe Er- 
hebungen die joziale Gliederung des volfswirtichaftlihen Organismus und feine 
Funktionen zu durchforſchen. Zu diefem Zweck errichteten die meiften Kultur: 
ftaaten in ihren ſtatiſtiſchen Aemtern bejondere Abteilungen für die Arbeiter: 
ftatiftif, zu deren vornehmften Aufgaben nun auch die fortlaufende Beobadjtung 
und Regiftrierung der Strifebewegung gehörte. Die Notwendigkeit hierzu ergab 
fi) nicht nur aus der Erfenntnis, daß die Zahl der Ausftände von Jahr zu 
Jahr wuchs, jondern weil die Ergebniffe einer ſolchen Statiftit auch ein reiches 
und wertvolles Material für die Kenntnis der Bebürfniffe und Beftrebungen 
der Arbeiterſchaft und der Mittel und Wege zu einer umfaſſenden jozialpolitiichen 
Hilfstätigfeit boten. 

In England datiert die erfte genaue amtliche Statiftif?) der Arbeits: 
einstellungen aus dem Jahre 1888 (veröffentlicht im Jahre 1889); in den 
Bereinigten Staaten von Amerika”) bereit aus dem Jahre 1881 (er- 
ihienen im Jahre 1888). In Italien gab die „Generaldireftion der Statiftif“ 
amtliche Unterſuchungen über die Ausftände zum erjten Male im Jahre 1892 
heraus und zwar für die Zeit von 1881—84, von da ab alljährlich). 

In Frankreich bezieht ſich die erfte Strifeitatiftif auf das Jahr 1890, 
in Defterreich auf das Jahr 1891 und in Belgien auf das Jahr 1896. 

Am meiteften zurück ftand bis 1898 eigentlich da8 Deutſche Reich. 
Denn bis zu diefem Jahre gab es feine regelmäßige amtliche Statiftif der 
Arbeitöftreitigfeiten in Deutichland. Erft jeit dem 1. Januar 1899 werben 
auch von der Reichsregierung *) fortlaufende Erhebungen über die Strikes ver- 


!, Trieſt, Barcelona, Brüjjel, Stodholm, Kohblenarbeiterausftand in Pennſyl— 
vanien, Zandarbeiteritrife in Galizien. 

2) Siehe hierüber und für die folgenden Angaben das Hm. d. St. Bd. I Art. 
Arbeitseinftellungen und den Aufſatz von Mataja, die Statiftif der A., in den Jahrbüdern 
für Nat. und Stat., 3. Folge, Bd. 13. 

2) Dort veranftalten auch die Arbeitämter der verichiedenen Einzelitaaten ſtatiſtiſche 
Erhebungen über die Arbeitsfämpfe. 

Durch Berfügung des Bundesrats vom 10. Juni 1898. 
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anftaltet. Die Zujammenftellung über die im Laufe des Jahres 1899 vorge: 
jallenen Ausſtände erichien im Jahre 1900. Zwar waren bereit? früher einmal, 
im Jahre 1890, gelegentlich) der Reichstagsverhandlungen über Maßregeln gegen 
den Kontraftbruch der Arbeiter, von der deutichen Regierung offizielle Unter: 
ſuchungen angejtellt worden; aber dieje Statiftif kann bei der großen Eile, mit 
der fie Hergeitellt wurde, feinen großen Anſpruch auf Zuverläffigkeit erheben. 
Außerdem erftreden fid) ihre Daten nur auf den Zeitraum vom 1. Januar 1889 
bis Ende April 1890 und zwar nur auf ſolche Strifes, an denen mehr ala 
zehn Arbeiter beteiligt waren. Für die folgenden Jahre ift wenigſtens von 
preußiicher und bayeriſcher Seite die Statiftif regelmäßig fortgejegt worden. 
Uebrigens befigen wir auch für das ganze Deutjche Reich eine zwar nicht amt- 
liche und aud nicht vollfommene, aber doc ſehr ſchätzenswerte ftatiftiiche Zu— 
iammenftellung der alljährlih zur Durchführung gelangten Arbeitseinftellungen 
jeitend der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutichlands '). 


Die bisher erwähnten ftrikeftatiftiichen ‘Publikationen find, wie ſchon an- 
gedeutet, Feineswegs von gleichem Wert. Sie unterjheiden fich ſowohl Hinficht: 
Ih ihrer Bollftändigfeit, wie ihrer Erhebungs: und Zählmethode. 


Schon über den Begriff „Strike“ (wieviel Arbeiter mindeftens die Arbeit 
aingeftellt haben müſſen, wie lange die Arbeitsunterbreung gedauert haben 
muß 2c.), ferner über den Unterjchied zwiſchen „Einzel“ und „Gruppenftrife” 
(ob in einem gegebenen Falle eine Reihe von zujammenhängenden Ausjtänden 
als ein Gruppenftrife oder mehrere Einzeljtrifes zu zählen find), zwiſchen 
„Angriff“ und „Abmwehrftrife” find verjchiedene Auffaffungen möglid) und vor: 
handen. Auch die Frage, was unter „teilmeijem Erfolge“ eines Ausftandes zu 
verftehen ift, läßt ſich nicht überall eindeutig beantworten. 


Die deutſche Reichsſtatiſtik betrachtet ala Strife „jede gemein- 
jame Arbeitseinftellung mehrerer?) gewerblicher?) Arbeiter, die 
zum 3wed der Durdhjegung bejtimmter Forderungen beim Wr: 
beitgeber erfolgt ift“. 

Bezüglic der am Ausftand beteiligten Arbeiter wird bier im Gegenſatz zu 
anderen Ländern nur die Höhftzahl der während der Dauer eines Strifes 
gleihzeitig ftrifenden Perjonen gezählt. Die jo gewonnene Zahl kann event. 
Heiner jein ala die Gejamtzahl aller an der Arbeitseinftellung beteiligt ge— 
meienen Arbeiter: nämlich dann, wenn nicht alle zur jelben Zeit in den Aus— 
fand getreten find. 


Die öfterreihiiche Statiftif verzeichnet dagegen, wie e3 in allen übrigen 
Varftellungen geichieht, die Gefamtzahl aller derjenigen Arbeiter, die während 
des ganzen Berlaufes des Strikes überhaupt die Arbeit niedergelegt hatten. 


!) Die gewonnenen Refultate beruhen auf Berichten der der Generalkommiſſion ans 
geihlofienen Zentralverbände, jo dab in erfter Reihe nur jolde Strikes berüd- 
"tigt werden, an denen dieje Verbände beteiligt waren. Die Publikation der Statiftik 
erfolgt alljährlih in dem offiziellen „Korreipondenzblatt“ diejer Generallommiifion. 

Alſo mindeitens zwei. 

Ausgeſchloſſen von der jtatiftiichen Feſtſtellung find demnah Strikes in ber 
Fort: und Landwirtihaft, in den wiffenichaftlihen, künſtleriſchen und literariihen Berufs— 
arten, in Militär-, Kirhen-, Staatd- und Kommunalbetrieben, jofern es fih um Beamte 
im engeren Sinne ded Wortes handelt. Ausftände von Arbeitern, die in ftaatlichen 
oder jtädtiihen Bergwerken, Sasanitalten, Straßenbahnen ꝛc. beichäftigt find, werden 
natürlih regiitriert — Aehnlich ift e8 in den meijten Staaten. 

21* 
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Sole und noch andere Unterjchiede in der Anlage der amtlicyen Berichte, 
erichweren die Vergleihung der Ausftandsbewegung in den einzelnen Ländern in 
erheblicher Weile. Es läge ebenjo jehr im Intereſſe der Wiſſenſchaft wie der 
praftiichen Sozialpolitif, wenn die verſchiedenen offiziellen Arbeitsämter ſich über 
eine einheitliche Zählmethode verftändigen würden. Bis dies gejchehen wird, 
wäre e8 Aufgabe der großen internationalen Arbeiterorganijationen, mit gutem 
Beijpiel voranzugehen. Bei ihrem bemeglicheren Organismus wird ihnen die 
Durchführung aud) nicht ſchwer fallen können. 


Zu den Staaten, deren Strifeftatiftit jchon heute ein jehr Hohes Mat 
von Vollftändigkeit und Präzifion erreicht hat, gehört neben England in erjter 
Reihe Oeſterreich, während die beutjche Statiftif leider noch mandherlei 
Mängel aufweift, deren Urſache bis vor furzem in der mangelhaften Organilation 
der deutichen Sozialftatiftit überhaupt lag. Erft im legten Jahre ift man aud) 
in Deutichland dazu übergegangen, innerhalb des reichäftatiftiihen Amtes eine 
bejondere Abteilung für Arbeiteritatiftit zu jchaffen?). 


Um eine VBorftellung davon zu geben, in welcher Weile bisher die Daten 
der beutichen Strifeftatiftit gewonnen wurden, ſei noch folgendes aus dem 
offiziellen Tabellenwerk auszugsweiſe zitiert: 


„Die Erhebung des Urmateriald erfolgt in der Regel durch die Orts: 
polizeibehörde. Die Nachweiſungen find jofort nad) Beendigung des Arbeits: 
fonfliftes auszufüllen und der höheren Verwaltungsbehörde zu überjenden. Da 
die Behörde bei Sammlung der Angaben im weſentlichen auf Erfundigungen 
ihrer untergeordneten Organe bei den Beteiligten angewieſen ift, jo beitimmt 
eine bejondere Vorjchrift, daß bei dieſen die Intereſſen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gemeinjam berührenden Tragen beide Zeile gleihmäßig berüd- 
fihtigt werden jollen, damit ein möglichit objektives Bild des Sadjverhältnifjes 
erlangt werde. Bei der Nachprüfung des Materials jollen in tunlichft weitem 
Umfange die Gewerbeaufjihtsbeamten Hinzugezogen werden. Nach den 
erforderlich) gewordenen Ridhtigftellungen hat die höhere Verwaltungsbehörde 
binnen zwei Wochen nad dem Schluffe jedes Vierteljahres die ihr im Laufe 
desjelben eingereichten Nachweiſungen an das Kaijerliche ftatiftiiche Amt einzu— 
jenden. Letzteres unterzieht zur Bervollftändigung eine größere Anzahl von 
Zeitungen (1. 3. 1900:45) einer regelmäßigen Durchſicht.“ 


III. Die Ausdehnung der Strifebewegung. 


Troß der oben erwähnten Abweichungen der Strifeftatiftif in den ver: 
ſchiedenen Ländern bez. ihrer Aufnahme: und Zählmethode wird man beren Er- 
gebniſſe doc Häufig mit einander in Vergleich jegen können, wenn man ftatt 
der abjoluten Größen entiprechende Verhältniszahlen einander gegenüberftellt. 

Im allgemeinen legen wir unjerer Darftellung diejenige Definition des 
Strifes zu Grunde, welche die amtliche deutſche Statiftit gibt), weil fie im 
großen und ganzen zutreffend ift. 


) Durch Reichstagsbeſchluß vom 4. Juni 1902. 
2, ©. oben ©. 3%, 
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Die Enticheidung darüber, ob ein Arbeitsfonflift zu den Strifes oder zu 
den Ausfperrungen (Lockouts) gerechnet werden foll, ift davon abhängig, welche 
Partei zuerft tatſächlich die Arbeit eingeftellt bezw. die Ausiperrung vorge: 
nommen hat. Ein Strike bleibt e8 aljo aud dann, wenn der Unternehmer 
vorher eine Ausjperrung bereits geplant, die Arbeiter ihm indeffen mit der 
Arbeitäniederlegung zunorgelommen find. Nicht immer läßt es ſich genau feſt— 
fellen, von wen die nitiative zur Unterbrechung der Arbeit ausgegangen ift. 
Außerdem gibt es Fälle, wo beide Kampfesformen, Strife und Lodout, in 
einander übergehen, wenn 3.8. die Unternehmer einen Arbeiterausftand mit 
einer längeren Ausſperrung beantworten. Aus diefem Grunde haben in neuerer 
Zeit mehrere Arbeitsämter die Unterfcheidung zwiſchen Arbeitseinftellung und 
Ausiperrung aufgegeben und verzeichnen in ihrer Strifeftatiftif ftatt defien 
„Arbeitstämpfe“ (Disputes) überhaupt. 


Um zunächſt einen ungefähren Begriff von der Ausdehnung der Strife: 
bewegung zu geben, jeien einige Daten aus den verichiedenften Ländern hierher: 
gelegt. Man erkennt ſogleich, daß die Bewegung faſt überall ihrer Zahl und 
ihten Umfange nad) in ftetigem Wachstum begriffen ift. Die Steigerung 
datiert namentlich jeit Ende ber jechziger und Anfang der fiebziger Jahre. 


In den folgenden jeweils bezeichneten Ländern waren in den einzelnen 
Jahren zu konſtatieren: 


Strifes mit beteiligten Arbeitern und betroffenen Betricben. 

























Deutichland Oefterreih 
private Statiftil '). amtlihe Statiftit *). 
ahl be Gefamtzahl der ahl der | Geſamtzahl Zahld betroffenen 
3m Jahre [er | Erleben j hits d. —— —— 
*+1891 104 14 025 1917 
*1892 65 2782 101 14 123 1519 
*1893 118 9556 172 28 120 1207 
*1894 131 7328 172 67 061 2542°) 
1895 204 14 032 209 28 652 874 
1896 483 128 808 305 66 234 1499 
1897 578 63 119 #246 38 467 851 
1898 985 60 162 *255 39 658 885 
1899 976 100 779 311 54 763 1330 
1900 852 115 711 303 105 128 1003 
*1901 727 48 522 249 23 137 672 


* Bedeutet: fritiiches Jahr. 





N Nah der San: der Generallommiffion der Gewerkſchaften Deutichlands, ſ. 
om.d.&t., Bd. I, ©.7 

) 6. —— und Ausſperrungen in Oeſterreich“, erſchienen in 
keparaiausgaben ſeit 1894. 

) Seit 1894 find in Oeſterreich auch die Strikes in der Bergbauinduſtrie mitgezählt. 
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Deutſchland Bereinigte Staaten von Amerita 
nad der amtlihen Statiftif'). amtliche Statiftif®). 
Höhftzahl] Zahl der Zahl ahl de 
Jahr der — — het —— — —— 
Stri zeitig nters Strikes trieb 
Strites Strifenden | nehmungen — —— 































1899| 1288 | 99338 | 7121 4435| 147054 
1900| 1433 | 122803 | 7740 385] 645| 242705 2 284 
*1901| 1056 | 55262 | 4561 3611432 | 508044 | 10053 
1436] 379726 6 589 
England 906| 147 704 3 506 
amtliche Statiftit ?). 38911075) 249 559 3 186 
ge Ye —— 1833] 351 944 9424 
ahl [Geiamtzagt d| Zahl der 1718| 299 064 8117 
Jahr gr —— tt 1298| 206 671 5 540 
Strifes|” haupt | Beteiligten 13051 265 914 4555 
1349| 360 425 3196 
18881 517 119 273 1215| 392 403 6 973 
1889| 1211 359 897 1026| 241170 5 462 
1890] 1040] 393 245 1078| 408391 8492 
*1891| 906] 267480 1056] 249002 3 809 
*18921 700] 356 799 991 17971 417072 11 317 
*ı892] 782] 636 386 1779| 505 066 9248 
*1894| 929] 325 248 257 314 
1895} 745| 263 123 207 239 
1896| 926 198 190 147 950 
18971 8641 230 267 167 453 
1898| Tı1| 253907 | 200769 Schweiz 
1899| 719] 180217 138 058 private Statiftif?). 
19001 6481 188538 136 145 m —— — — 
*19011 624| 175165 107 418 Quinquennium Zahl der Strikes 
1860 —64 4 
— ———— 186569 30 
— — — — 
Za abl 1875—79 22 
Jahr —— der ——— 1850—84 10 
— — 1885 -89 78 
— 189094 117 
ua 1895—99 182 
14 266 





1) S Deutiche Reichsſtatiſtik, Bd. 134, 141 und 148. 

”, Für die Jahre 1888—93 j. Hw. d. St., Bd. I, S. 817; für die weiteren Jahre ſ. 
„Soz. Nundich.“, Heft 1 von 1901 und Heft 2 pro 1902. 

®, Nach dem offiziellen Bericht des belgiihen Arbeitsamtes. 

) Für die Jahre 1884—93 ſ. Hw. d. ©t. 1, ©. 817; für 1894-1900 nah dem 
„Vorwärts“ vom 24. September 1902, 

°, Nah Erhebungen des jchweizeriichen Arbeiteriefretariats, j. Hw. d. St. I. 
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Pranfreid Italien 
amtliche Statiftif"). amtlihe Statijtit?), 









Zahl der 





Zahl Zah 
b br Zabl der n Bahl ber Zahl ber 
Jahr — Striklenden en Jahr Strites Strifenden 
1390| . 313 118 929 813 
*18911 267 108 944 402 
»s1892| 261 47 903 466 


1893| 634 | 170123 4 286 

1894| 391 54576 1731 
1595] 405 45 801 1 298 
1396| 476 49 851 2178 
1897 | 356 68 875 2 568 
1898| 368 82 065 1967 
1899] 740 | 176 826 4 920 
1900| 902 | 222714 | 10253 

*1901| 521 | 100400 


Schweden’). Dänemarf). 
. BT | Babl derbe Buhl der 
Jahr Urbeitätämpfe | teiligten Arbeiter Jahr Arbeitslämpfe 


16 700 
8667 
10 290 

















Bon den übrigen Ländern find frifeftatiftiiche Angaben entweder gar 
nicht oder nur unvolltommen vorhanden. Dennod lohnt es fi, menigitens 
einige bemerfenswerte Tatſachen hervorzuheben). Denn jelbft diejenigen Staaten, 


) Bom Jahre 1882—89 nad einer Älteren amtlihen Statiftil, j. Hw. d. St. I, 
.197; von 18% an und weiter, nad) der neueren amtlichen Statiftik ſ. Hw. d. St. I, 
798. Seit 1893 find die Erhebungen genauer; ſ. „Soz. Rundid.“, Heft 2 (1902). 

) S. Soz. Pr. IX, Wr. 16. 
2) 5. 9m.d.5t.1, S. 8327 und die „Neue Zeit“, 12, Nr.5. Es find bier nur 
die induftriellen Strikes gezählt. 
5. „Neue Zeit“, 1902 und „Soz. Rundich.*, 1902, Heft I. 
5) Die folgenden Angaben find zum größten Teil der „Soz. Pr.“ entnommen. 





ar 
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in denen die Arbeiterbewegung nody wenig entwidelt ift, bleiben heute von der 
Ausftandsbewegung nicht mehr ganz verihont. Man fönnte jagen, e8 gibt 
heute jaft fein Land mehr, in dem e3 nicht von Zeit zu Zeit zu einer Arbeits: 
einftellung fommt. 


In Holland find e8 die Hafenarbeiter und Diamantjchleifer, die in 
jehr ausgedehntem Maße von dem Kampfmittel des Strikes Gebraud) machen. 


In Spanien ftriften im März 1899 3000 Droſchkenkutſcher und im 
Yahre 1900 wiederum eine Anzahl von Eifenbahnern und Kutſchern in Madrid. 
Bejonders reich; an Ausftänden war das letzte Jahr (1902). Es beteiligten ſich 
an ihnen: im Mai d. J. 200 Grubenarbeiter bei Euervas, im Juni Straßen: 
bahnangeftellte in Bajados, Arbeiter der Elektrizitätsgejellihaft in Barcelona 
und zahlreihe Landarbeiter. Erwähnenswert ift aber namentlih der große 
Generalftrife in Barcelona, der mehr ala 100 000 Perſonen umfaßte und den 
öffentlichen Verkehr einige Tage lang zu völligem Stillitand bradte. 


Im Jahre 1899 ftellten in Griehenland eine Anzahl von Buch— 
drudern und Setzern Athens und im jelben Jahre die Angeitellten einer Dampf= 
Ihifffahrtsgejellichaft im Piraeus die Arbeit ein. 


Im Januar d. %. fand in Konstantinopel ein Ausftand von Straßen 
bahnangeftellten jtatt. 


Auch das ruſſiſche Proletariat iſt aus jeiner Lethargie erwacht, obwohl 
es den Wrbeitern dort noch immer nicht gejtattet ift, fi) zur Verbefferung 
ihrer Zage zu koalieren und Arbeitervereine zu bilden‘). Die Strifebewegung 
ift natürlich) infolge der Fulturellen und jozialen Rückſtändigkeit des Landes 
noch jehr ſchwach. Doc hat fie in ben letten Jahren Iebhaftere Formen an— 
genommen, welche bemweijen, daß das Klaſſenbewußtſein der Arbeiter aud in 
Rußland ſchon ſtarke Fortſchritte gemacht hat. Alle Vorbereitungen zu den 
Strikes werden im geheimen getroffen und wenn fie ausbrechen, tragen fie 
demgemäß einen eruptiven, nicht jelten revolutionären Charakter. Politiiche und 
gewerkichaftliche Ziele find bei der ruffiihen Arbeiterjhaft noch nicht jo ftreng 
eichieden wie in den mefteuropäiichen Ländern. Die Arbeiter werden bei ihren 
ämpfen von den Studenten und allen anderen freiheitlih gefinnten Gejell- 
Ihaftsichichten eifrig unterjtügt, weil dieje leßteren in dem Proletariat die beite 
Hilfstruppe zur Verwirklihung demokratiſcher Reformen erbliden. 


Schon im Jahre 1894 fam es in Peteröburg zu einem Ausftand der 
Baummollipinner und Majchinenarbeiter. Zwei Jahre darauf führten wiederum 
ca. 14 000 Peteröburger Baummollipinner einen erfolglojen Kampf um den 
zwölfftündigen Arbeitstag. Im Jahre 1897 ftriften im Gouvernement Sumwalfi 
600 judiſche Borftenarbeiter und 300 Flößer in Wilna. Im erfteren Falle 
jegten die Arbeiter die dreizehnftündige, im letzteren die zwölfſtündige Arbeits— 
zeit durch, Im folgenden Jahre juchten im Gouvernement Wladimir ca. 
4000 Arbeiter und Arbeiterinnen der Spinnerei und Weberei des kaijerl. Hof— 





1) Nah einem Geſetze vom Jahre 1893 find zwar Strife8 ohne Verlegung des 
Arbeitövertrages ſtraflos. In Wirklichkeit jucht aber die Regierung jede Lohnbewegung 
nit Polizeigeiwalt zu unterdrüden. Auch die Unternehmer fünnen bei ungeſetzlicher Bo 
volation eines Ausſtandes (3. B. durch Kontraktbruch) mit Arreſt event. mit zeitweijer 
Enthebung von der Verwaltung der Fabrik beftraft werben. 
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meifterd Netihajew:Malzem eine Bohnrebuftion !) durch einen Strife abzumehren. 
Aus dem Jahre 1899 find zu verzeichnen: Arbeitseinftellungen von Baummoll: 
Ipinnern in Petersburg, Tertilarbeitern in Sosnowice und Riga, 1500 jüdijchen 
Strumpfwirkerinnen und anderen jüdiſchen Handwerkern in Wilna, 300 Bäder: 
geiellen in Kiſchineff. Im Auguft d. I. fam es zu einem weitverzmweigten 
Maſſenſtrike in Ruffiich- Polen. Hausinduftrielle, Handwerker und TFabrifarbeiter 
aus faſt allen Induſtrien, namentlih in den großen Fabriken Warſchaus, im 
ganzen ca. 30 000 Ausftändige, kämpften um eine Lohnerhöhung und zehn- 
ftündige Arbeitözeit. Gleichzeitig hatten im Sosnomwicer Kohlenrevier etwa 
7000 Bergarbeiter die Arbeit eingeftellt, um den Adhtitundentag durchzuſetzen. 
Im Jahre 1901 fand in Narwa (Ejthland) ein umfangreicher ZTertilarbeiter: 
ftrife ſtatt, welcher die Unternehmer zur Nachgiebigfeit zwang. Im lebten 
Jahre (1902) erfolgten in mehreren Moskauer Fabriken der Seiden:, Baum: 
woll- und Majchineninduftrie größere Arbeitseinftellungen, die von jchweren 
Ausfchreitungen begleitet waren. Nah einem Berichte ber „Frankfurter 
Zeitung“ *) jollen die Arbeiter in einer großen Baummwollwarenjabrit Materialien 
und Maichinen im Werte von ca. 100000 Rubel vernichtet haben. Alle 
Fabriken, in denen geftrift wurde, mußten von Kofafen und Militär bejett 
werden. Die Tyorderungen ber Arbeiter bezogen ſich teils auf eine Lohn: 
erhöhung, teil auf Verkürzung ber Arbeitszeit. Großfürft Sergej Wlerandro: 
witſch, der Generalgouverneur von Moskau, joll feinen Adjutanten zu den 
Fabrikanten geichidt haben, um fie zu Konzeifionen zu bewegen. 


Wenn wir jet noch mit einigen Worten auf die Strifebewegung in ben 
Rolonialländern eingehen, jo ift zunächſt der große auftraliihe Ausftand 
aus dem Jahre 1890 zu nennen. An diefem Strike, welcher der Induſtrie des 
ganzen Landes jo erheblichen Schaden zufügte, beteiligten fich zunächſt die Woll- 
icheerer, dann die Dodarbeiter, Seeleute, Gasarbeiter, Arbeiter der Kohlen: 
und Silberbergwerfe u. a. Nach zweimonatliher Dauer endigte er mit einer 
Niederlage der Arbeiter. 


Im Mai 1899 traten in Bombay (Indien) 600 Signaliften der Great- 
Indian-Peninfular-Eijenbahn in den Ausftand und im Juni des Jahres 1901 
gelang es ca. 20000 Arbeitern der indiihen Baummollinduftrie, durch einen 
erfolgreichen Strike, eine Lohnherabjegung zu verhindern. 


Ungefähr um bdiejelbe Zeit hatten in Süb-Amerifa, in der Stadt 
Santander, etwa 1000 Bahn: und Bergarbeiter die Arbeit eingeftellt. Im 
Winter des Jahres 1901/02 fanden in der Republif Argentinien zahlreiche 
Ausftände von Eifenbahn-, Lagerhaus:, Hafen: und Dodarbeitern ſowie Ar: 
beitern der Wollinduftrie ftatt. 


Zum Schluß jeien noch erwähnt: ein Bäderftrife in Algier im Januar 
1899, ein Buhdruderausftand auf Kuba im Yebruar d. J. und aus dem 
Frühjahr 1901 eine Arbeitseinftellung von Bleiarbeitern und Häuferanitreichern 
auf der Inſel Hawai?). 


) Der durhichnittliche Lohn der Spinner betrug 1.50—1.75 Mt., der Weber (meiit 
Frauen) 1 ME. täglid. 
?, In der Nummer vom 26. März 1902. 
Im Jahre 1898 berichtete die „Deutiche Kolonialzeitung“ jogar von einem zwei⸗ 
tägigen Strife von 120 Bahnarbeitern im deutſchen Schutzgebiet von S üd-Weſt-Afrika. 
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IV. Allgemeine Urſachen der Strifes. 


Die Arbeitseinftellungen find überall eine natürliche Folge de 
fapitaliftiichen Entwidlung. Sie nehmen überhand in dem nämliden 
Umfange, in dem es der Großinduftrie gelingt, den Handmerkeritan 
immer weiter zurüdzubrängen und immer größere Maſſen von Gewerbe: 
treibenden zu zwingen, ihre Selbitändigfeit aufzugeben und fich gegen einen 
vereinbarten Lohn in den Dienft eines Kapitaliften zu ftellen. Die Ausnahm 
ftellung dieſes Lohnarbeiterd ſtammt daher, daß er fein anderes Kapital und 
fein anderes Produftionsmittel beſitzt, als jeine phyſiſche Arbeitskraft, die un: 
trennbar mit feiner Perſon verbunden ift. Abgeſehen von der Bereitwilligkeit 
zu arbeiten, müfjen noch zwei Bedingungen vorhanden jein, damit der beit: 
[oje Arbeiter jeinen Qebensunterhalt findet: er muß nicht nur die Fähigkeit 
befigen, zu arbeiten, fondern auch die Möglichkeit, für jeine Arbeitöktoit 
regelmäßig einen Abnehmer zu finden. Auf das erjtere hat der Arbeiter 
wenigſtens teilmeije einen Einfluß; das zweite Moment ift völlig unabhängig 
von ihm, von jeinem Einzelwillen. Ob er Arbeitsgelegenheit findet, darüber 
enticheidet die Situation des Arbeitsmarktes. Es genügt nicht, daß er gemillt 
und befähigt ift, zu arbeiten. Es muß auch einen Unternehmer geben, der 
diefen Willen und dieſe Fähigkeit ausnutzt und verwertet. Dies geichieht un 
der Regel auf Grund eines Vertrages, der zwar von den Arbeitern aus freien 
Stüden abgeichloffen wird; aber doch nur de jure; in Wirklichkeit hat der 
Arbeiter beim Abſchluß feines Arbeitsvertrages feine unbedingt freie Entjcjliehung. 
Gewiß gibt es feine gejeßliche Gewalt, die den Arbeiter nötigt, daß und unter 
welchen Löhnungs-Bedingungen er den Vertrag eingehen joll, wohl aber ee 
Kraft, deren Wirkung weit ftärfer und härter ift: die Not und der Selbi: 
erhaltungstrieb. Der Arbeiter kann nicht — jo lange er ijoliert dafteht — vor 
den Kapitaliften Hintreten und jagen: „Wenn du mir nicht diefen und dielen 
Lohn gibſt, jo arbeite ich nicht bei dir und warte lieber bis morgen oder 
übermorgen oder bis zur nächſten Woche, jo Tange bis ich einen Arbeitgeber 
finde, der mir die verlangte Summe bezahlt." Denn der Unternehmer kann 
leicht Arbeiter finden zu billigeren Bedingungen, während der Arbeiter in jedem 
Augenblid daran denken muß, daß der Hunger hinter ihm fteht. Infolge dieler 
beitändigen Abhängigkeit des Arbeiterd von dem Kapitaliften, muß er oft auf 
Bedingungen eingehen, die er, wenn er tatſächlich freie Entſchließung beläße, 
niemals angenommen hätte. Das it namentlid) der Fall in wirtſchaftlich un: 
günstigen Zeiten, wenn die Nachfrage nach Arbeitern gering ift und die Zahl 
der Arbeitslojen fi) vergrößert. Dann wird der Arbeiter mit dem „Not: 
wendigiten” zufrieden ſein müſſen. Beſſern ſich die Vroduttionsverhaliniffe ſo 
wird er unter Umſtänden in der Lage ſein, höhere Forderungen zu ſtellen, aber 
nur wenn er ſich mit einer größeren Anzahl ſeiner Standesgenoſſen vereinigt. 
Der einzelne Arbeiter hat weder einen genauen Ueberblick über den gegen: 
wärtigen Stand de3 nationalen oder lokalen Wirtichaftsmarktes, noch hat er 
überhaupt die Kraft, dem Unternehmer gegenüber beftimmte Anjprüche geltend 
zu maden. Dazu ift folidarifches Vorgehen und eine möglichſt umfaſſende 
Koalition nötig. Dieſe geitatten es dem Arbeiter, die Vorteile der Konjunktur 
auch zu feinen Gunften auszubeuten. Sie maden die rehtliche freiheit, die 
er bei Abſchluß des Lohnvertrages befigt, erit zu einer tatſächlichen. Di 
vereinigte Arbeiterichaft, wird zu einer Macht, mit der auch das Unternehmertum 
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rechnen muß. Organifierte Arbeiter find nicht mehr wehrlos ber Willfür des 
Rapitaliften preisgegeben. Bietet der Unternehmer feinen ausreichenden Lohn 
oder feine anftändige Behandlung, jo erklären die Arbeiter: „Wir ftrifen und 
nehmen die Arbeit nicht früher wieder auf, ala bi8 du unjern Wünjchen nach— 
gibſt. Ob ein Arbeiter ausftändig wird, das kann dem Unternehmer gleich— 
ültig jein, nicht aber, wenn die Hälfte oder drei Viertel oder gar fein ganzes 
Perlonal die Arbeit niederlegt und die Fabrik zum Stillftand bringt. Niemand 
wird es dem Arbeiter verdenfen, daß er jeine Arbeitskraft zu einem möglichft 
hoben Preis verkaufen will. Für ihn bedeutet der Strife nicht jelten einen 
Kampf ums tägliche Brot und um die natürlichiten Mtenfchenrechte. Für den 
Unternehmer handelt es fich ebenſo oft nur um die Aufrechterhaltung jeines 
abjoluten Regiments, um die Macht, den Lohn einjeitig Feftzuftellen. 


Dat die Strifes nicht aus Mutwillen und blinder Unbotmäßigfeit unter: 
nommen werden, das beweijen jchon die großen Opfer und Verluſte, welche fie 
den Arbeitern verurfahen. Und wenn die Arbeiter, obichon fie wohl wiſſen, 
melde Entbehrungen jede Arbeitsunterbredung ihnen und ihrer Familie auf: 
erlegt, dennocd) immer wieder zu dieſem zmeiichneidigen Schwert greifen, jo 
mäflen die Urfachen tiefer liegen und man muß annehmen, daß ihre Lage in 
vielen Fällen tatſächlich eine unerträglidhe tft’). 

Wie oft müſſen die Arbeiter erft hartnädige Kämpfe durchführen, um fich 
einen mäßigen Lohn zu erringen oder das Recht zu erhalten, Mitglied eines 
Arbeitervereina zu fein. Es gibt immer noch zahlreiche Unternehmer, die ſich 
mit aller Entichiedenheit dagegen jträuben, den Arbeiterftand als gleihberechtigten 





) Gelegentlih des großen Hamburger Hafenarbeiterftrite® im Jahre 1896/97 ift 
feitgeftellt worden, daß der durchſchnittliche Jahresverdienft eines Hafenarbeiterd 1200 bis 
1300 Mt. betrug. während ſchon im Jahre 1894 eine gemiſchte Kommiſſion des Senats 
und der Bürgerſchaft erflärt hatte, daß zur Gründung eines einigermaßen geficherten 
dausſtandes 1500 Mt. notwendig jeien. Und dies bei einem jo aufreibenden Beruf. — 
Vie in der galiziihen Petroleuminduftrie beichäftigten Arbeiter erhielten im Jahre 1900 
Löhne von 40— 70 Fer. täglich, Frauen und jugendliche Arbeiter 30 Kr. täglich. Der Jahres- 
erdienft der Mrbeiter betrug durdicnittlih ca. 250 fl. = 425 Mt. — In Niederöiter: 
reich betrug im Jahre 1898 nach Erhebungen der dortigen Handelskammer der gejamte 
Keinverdienft einer Weberfamilie im Waldviertel wöhentlih 1.18 jl. = ca. 2.00 Mt., 
während in dem nur zwei Stunden per Bahn entfernten Wien ein Handlanger täglich 
20 fl. = 3.40 Mi. verdiente. — Ende April 1901 fanden in Oberitalien ausgedehnte 
Sandarbeiterftrifes jtatt. Aus dieſem Anlaß bielt der Minifter des Innern Giolitti tn 
dem italienifchen Parlament eine Rede, in welder er den Standpunft der Negierung dar— 
kegte und folgende Mitteilungen madte: „In einzelnen Gemeinden der Provinz Mantua 
beträgt der Höchſtlohn für die langen Arbeitötage im Sommer 1.25 Lire, und es bleibt 
die Berehnung des Durhichnittslohnes der Beurteilung der Anmwejenden überlajien; zu 
bedenken iſt hierbei nur, daß ein Verdienit von 1.25 Lire das Höchſtmaß des Lohnes 
daritellt, und daß man für das Jahr nicht mehr ald 240 Arbeitstage in Anrechnung 
kg fann. In einzelnen Teilen der Provinz Verona werden Taglöhne von 80 Eent. 
im Binter und 1.40 Lire im Sommer gezahlt, in Ferrara ſchwankt der Verdienft der 
Arbeiterinnen zwiſchen 6075 Cent. In der Provinz Modena bezogen die Arbeiter vor 
den Strikes Taglöhne von 0.80—1.15 Yire und in der Provinz Novara verdienten die 
Dänner im Durchſchnitte 1.30 Lire, die Frauen 0.60 Lire. Und ebenjo finden fih in 
Reggio, Bavia und den anderen Provinzen mit geringen Schwankungen bezüglich einiger 
Lenteſimi immer wieder die gleichen Löhne.“ (S. „Soz. Rundſch.“ 1901, Heft VIII.) Die 
Irbeiter forderten eine Lohnerhöhung um ’/s des bisherigen Lohnes, eine Forderung, 
de auch von dem Minifter Giolitti als gereht anerkannt wurde. — Solde und nod 
medrigere Löhne als die oben erwähnten, gibt es noch immer in vielen Gegenden. 
Zaranf näher einzugehen, ift nicht Aufgabe diejer Arbeit. 
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Traktor anzuerkennen, zahlreiche Unternehmer, welche den Arbeitern die Freiheit, 
die das Staatägeje ihnen längft zugeftanden hat, wieder zu entziehen fuchen'). 


V. Spezielle Urſachen der Striles. 


Die Ausführungen des vorhergehenden Abſchnittes bezogen ſich auf die 
primären ſozialen Quellen der in den Strikes zum Ausdruck gelangenden Un— 
ufriedenheit der Arbeiterklaſſe überhaupt. Aber es gibt noch verſchiedene 

omente, Vorgänge im wirtſchaftlichen und politiſchen Leben, die wieder auf 
das Mehr oder Minder, auf die Intenſität der Ausſtandsbewegung von 
Einfluß find, als da find: die rechtliche Stellung der Arbeiter, der Umfang 
ber Arbeiterorganijationen und die allgemeine Wirtihaftslage (Kon: 
junftur). Aus ihnen erklären fih die Shwanfungen in den Lohn: 
bewegungen zwiſchen den einzelnen Jahren bezüglid ihrer An= 
zahl x. x. 

Von der Bedeutung der politiſchen Emanzipation des Arbeiterjtandes iſt 
bereitö die Rede geweſen. Im Zujammenhange damit fteht auch der zweite 
Punkt: die Macht der Gewerkvereine, welche in den Anfangaftadien ihrer Ent: 
wicklung regelmäßig eine Zunahme der Arbeitsfämpfe bewirken. Ein großer 








) Niemals werden fich die deutichen Arbeitgeber bereit finden, mit Vertretern 
der Arbeiterorganiiation oder anderen, außerhalb — Leuten zu verhandeln auf 
dem Fuße der Gleichberechtigung, wie ſie bier verſtanden wird. Niemals werden fie 
das tun, — joweit niemals überhaupt zu jagen ift” — jo rief der Generalfefretär des 
„Sentralverbandes deutjcher Induftrieller”, Bueck, auf der Frankfurter Generalverfammt- 
lung des „Vereins für Sozialpolititf* im Jahre 1890 aus. — Im November 1890 ver- 
langte der Verein der Tabaffabrifanten in — von ſeinen Arbeitern den Austritt 
aus ihrer Gewerkſchaft bei Strafe der Entlaſſung, und als die Arbeiter ſich dieſem Ver— 
langen nicht unterwerfen wollten, wurden ſie von ihren Arbeitgebern 16 Wochen N) 
auögeiperrt. Dieje Ausjperrung erforderte auf Seiten der Arbeiter ca. 500000 ME, 
Unterftügungsgelder und hatte die Gründung einer Tabalarbeitergenoflenichaft zur Folge. 
— Im Jahre 1897 ſchloſſen die Arbeitgeber der Klempnerei und verwandter Berufss 
zweige in Berlin fih zu einem Verbande zufammen unter Annahme —— Satzungen: 
Kein Mitglied darf ſtrikende Arbeiter beſchäftigen bei Strafe von 50 Mt. für jeden St: 
Wird ein Mitglied von einem Strife betroffen, jo fann die Vertrauenslommiffion von 
je fünf bei den anderen Mitgliedern bejchäftigten Arbeitern einen zur Lieferung von 
Strifearbeit verlangen. Für Diele darf höditens 25 "/ Zuſchlag beredinet werben. 
ae fih ein Mrbeiter der Strifearbeit, jo wird er als Strifender betrachtet. Um die 
Beobaditung der Beitimmungen zu jihern, müſſen die Mitglieder je nad der Zahl ihrer 
Arbeiter Kaution in Form don Sichtwechſeln hinterlegen. (S. „Soz. Pr.“ 1897, Wr. 15.) 
— Im Juni 1901 wurden in einer Nordhaufener Tabakfabrik die Arbeiter ausjtändig. 
Ihre Forderungen waren: beflere Behandlung, beſſeres Arbeitämaterial, Anerlennung des 
Arbeitsnachweiſes. Darauf erklärten fich jämtlihe Tabakfabritanten dajelbjt mit der eriteren 
ſolidariſch und verlangten von ihren Arbeitern, dab fie nachitehenden Revers unters 
ichreiben jollten: „Wir, die Endesunterzeichneten, geben hiermit die ehrenwörtliche Er— 
Härung ab, daß wir zur Zeit feine Beiträge zur Stritefafle bezw. zur Kaffe des „Ver— 
bandes deutiher Tabatarbeiter“ in Bremen zahlen, auch demjelben nicht beitreten werden, 
fo lange wir in der Fabrik von .... beihäftigt find. Ferner verpflichten wir und, Die 
zur Zeit ausftändigen Arbeiter und Arbeiterinnen ber Nordhäujer Tabakfabriken weder 
durch bares Geld noch in jonftiger Weile zu unterftügen. Wir erflären uns ſchließlich 
damit einverftanden, dai dem Anhaber der Firma .... dad Recht zuſteht, demjenigen 
von den Unterzeichneten, weldyer der obigen Erflärung zuwider handeln jollte, unter Ein— 
behaltung jeines etwa noch guthabenden Lohnes jofort zu entlaſſen.“ Die erg ber 
Arbeiter weigerte ſich, dieſen Revers zu unterjchreiben ; infolgedefien wurden 710 Arbeiter 
und Arbeiterinnen von den Fabrilanten ausgeiperrt. 
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Teil diefer Vereine ift ja urfprünglidy zu feinem anderen Zweck geichaffen worden 
und mit einem gewiſſen Rechte konnte man fie in ihrer Jugendzeit „Strike: 
bereine" nennen. In dem lebten Jahrzehnt hat fi) das mun mejentlich ge- 
ändert. Je mächtiger die Gewerkvereine geworden find, um jo weniger bildet 
die Inſſenierung von Arbeitseinftellungen den einzigen oder auch nur den Haupt: 
teil ihrer Tätigkeit. Ein Bid auf England veranihaulicht diefe Tatfache 
ganz deutlich. Dort ift die Strifebewegung jeit 1890 ziemlich Eonftant ge- 
blieben oder vielmehr in langſamem, dod) merklichem Rüdgange begriffen. Dieje 
Entwidlung wird vorausfihtlih auh in Zukunft anhalten. Und das ift eben 
der hohen Blüte und Reife der engliichen Gemwerkvereine und ihren beionnenen 
Führern zu verdanken. Die älteren Gewerfvereine haben unter ihren Mit: 
gliedern fon eine Anzahl von bejahrten Familienvätern, die naturgemäß einen 
dämpfenden Einfluß auf die Kampfesluft der übrigen ausüben. 

Sn anderen Ländern tritt diefe Tendenz nod nicht jo deutlich hervor, 
weil die Arbeiterorganifationen noch zu jung und zu ſchwach find?). 

Immerhin erkennt man überall in allen Staaten den günftigen Einfluß 
der Gewerfichaftsbewegung auf die Arbeitsfämpfe. Wenn ihre Zahl anfangs 
auh eine Steigerung aufweift, jo nehmen fie do unter der Führung zen: 
tralifierter Organifationen friedlichere Formen an, wie die in dem Abjchnitt 
über die Strifetaftif noch näher dargelegt werden wird. 

Nach dem Prozentjag der Ausftände, an deren Inſzenierung, Leitung oder 
Durhführung Arbeiterorganifationen beteiligt waren, ergibt fich folgendes Bild: 


Mit Intervention von Berufsvereiniqungen 
wurden ... .°/o aller Strifes des betreffenden Jahres unternommen. 


—————————————————————— SO ES SE Enge — Se SE — — 
Amtliche Statiſtit | 1004 | 1895 1896 | 1897 | 1898 | 10° | 1900 | 1901 


Deutihland . . .. . 56,4 00. | 61,s 
380 | 43,. 


32, | 40,0 




















29 2 | 35,7 


27,5 









| 182 | 1833 | 1834 1886 


75.| 76, | 84.| 82, 10, | 87; 
i D D ' ’ ‚ ‚ 
— — von ſämtlichen Strifes der Jahre 1881—86 


von Amerita?) 82 2% 








von 10400 Strifes der Jahre 1887—94 
70,1 °/o 


Nicht To Leit meßbar, aber doch unzweifelhaft erfichtlich find die Wirkungen 
tRonjunftur-DVeränderungen, wie fie durch Krieg, Mikernte, Unwetter, 


8. oben ©. 3%. 
Gegenmöärtig umfafien die deutſchen Gewerkſchaften ca. 10 0/0 der induſtriellen 
beiterfchaft, die engliihen Gemwerkvereine dagegen etwa 20 v/o. 
Ve Om. b. &t, 8.1, 6.802 und 856. 
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zollpolitiihe Maßnahmen, Geldkrijen, Produftionsftodungen ꝛc. hervorgerufen 
werden. Alle dieje Ereigniffe haben in der Regel Lohnherabjegungen ober, was 
für die Arbeiter dasjelbe it, eine Verminderung der Kaufkraft des Geldes, 
Zeuerungen, zur Folge. Die Ueberproduftion bildet namentlih in der Kohlen- 
induftrie eine häufige Urjahe von Ausſtänden) Im allgemeinen aber kann 
man die Beobachtung machen, daß die Zahl der Strifes in wirt— 
ihaftlih guten Jahren zus, in fritiihden Zeiten dagegen ab: 
nimmt. Das Gegenteil gilt von den Ausjperrungen. 

Niemand verjpürt die Wirkungen einer wirtihaftlihen Depreſſion jo jchnell 
wie ber induftrielle Qohnarbeiter, während umgefehrt bei auffteigender Konjunktur 
der Unternehmer in einem erflärlihen Egoismus nur jelten ohne weiteres bereit 
ift, den Arbeiter an den hohen Gewinnen profitieren zu lafjen. „Die Meifter“, 
jagt Adam Smith, „ſind immer und überall in einer ftillichweigenden, aber 
ftetigen und gleichförmigen Koalition, den Lohn nicht über jeinen jeweiligen 
Sat zu erhöhen“?). Der ſchwache und alleinjtehende Arbeiter wird ſich das 
gefallen laſſen müſſen. Organifierte Arbeitericharen werden ſich durch Arbeitsein : 
jtellungen eine Lohnerhöhung zu erzwingen und allzu große Lohnverichlechterungen 
zu verhindern wiſſen. 

Die Wechjelbeziehung zwiſchen Strifebewegung und Konjunktur wird dem- 
nad) dort am deutlichiten hervortreten, wo die Arbeiter in ftarfen Organiſationen 
vereinigt find, an deren Spige marktkundige Führer ſtehen. Solche Arbeiter- 
gruppen werden nur nach reiflicher Ueberlegung und jorgfältiger Berechnung 
aller Chancen die Arbeit niederlegen. Die Ausjtände hören dann auf, plößliche 
und zufällige Ericheinungen zu fein, jondern treten mit einer gewiſſen Gejeß- 
mäßigfeit im Gefolge wirtjdhaftlicher Ummälzungen auf. „In England geht das 
joweit, daß man aus den ftrifeftatiftiichen Zahlen ohne Schwierigkeit die Kurven 
der wirtjchaftlichen Konjunktur jelbft ableſen kann“). Dean vergleiche auch die 
am Ende diejer Schrift befindliche Anlage B über die „wirtichaftlihe Situation“ 
mit den Daten auf ©. 325, 326 u. 327. Hierbei ift beſonders zu beachten, daß 
die Arbeitsfonflitte am häufigiten in den Uebergangäzeiten von einer 
günftigen zu einer ungünftigen Periode und umgekehrt zu fein pflegen, wo die 
eintretenden Schwankungen und Beränderungen vielfach zu jcharfen Differenzen 
Beranlaflungen geben. 





') So war es 3. B. der Fall bei dem groben nordamerifaniihen Kohlengräberſtrike 
im Jahre 1897, an dem mehr ald 100000 Arbeiter beteiligt waren. In den von dem 
Ausſtande betroffenen Staaten Indiana, Ohio, Jllinois, Benniylvanien, Weſt-Virginien 
betrug die Gejamtförderung von Weichlohlen in den Jahren: 

1880 1885 1890 1893 


33, 44, 71a 81, Millionen Tonnen. 
Der Durchſchnittspreis pro Tonne Weichlohle betrug: 
1880 1885 1590 1893 1894 
3,75 2,:5 2,0 20 2, Dollar. 


) Wealth of Nations, erſtes Buch, Kap. VII. 

) © M. Biermer, Die Arbeitdeinjtellungen in Großbritannien, im Hw. d. St., 
Bd. J, S. 801. Sehr darakteriftiich find die dafelbit (S. 812) angeführten, allerdings ſehr 
unfiheren Zahlen des Statiſtikers Bevan für die Jahre -1870—79. Danach haben in 
England jtattgefunden: 


1870 30 Striles *1875 245 Gtrifes 
1871 8 „ 1876 229 „ 
1872 343 „ "1877 180 „ 
1873 365 „ *1878 268 „ 


*1874 236 „ *bis1.12.1879 308 „ 
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Eine eigentümliche Tatſache ift es, daß die Strifes jelbft nicht jelten bie 
Urjahe von neuen Kämpfen in einem anderen Gewerbe bilden fünnen. Gelingt 
e3 beilpieläweile den Bergleuten oder Zertilarbeitern, eine Lohnerhöhung durch— 
zufegen, jo fönnen durch nachfolgende Preisfteigerungen (der Kohlen, Kleidungs— 
füde x.) auch die Arbeiter anderer Induſtriezweige zu Lohnforderungen genötigt 
werden. Die Arbeiterflaffe hat deshalb ein lebhaftes Intereffe daran, daß in 
der Lohnbewegung eine gewiſſe Stetigfeit und Gleichmäßigkeit herriche, da= 
mit nicht der Sieg ber einen Arbeiterichicht eine Belaftung der anderen zu be- 
deuten habe. 

Eine andere Art gegenleitiger Beeinfluffung der Arbeitermafjen innerhalb 
desjelben Gewerbes ftellt das jogen. „Strifefieber“ dar. Es befteht barin, 
daß Arbeiter der einen Stadt, wenn fie hören, daß e8 in einer anderen Gegend 
zu einem Ausftande gefommen ift, auch ihrerjeits die Arbeit niederlegen, ohne 
dab fie urfprünglich überhaupt die Abficht gehabt hätten, in einen Strife ein— 
jutreten, d. h. hätten nicht andere Arbeiter die Ynitiative ergriffen und fie 
auf die Mängel ihres bisherigen Arbeitsverhältniſſes aufmerkſam gemacht, fo 
wären fie in diefem Augenblid nicht ausftändig geworden. Solche Strifes er: 
freden ihre Wirkung oft bis über die Landeögrenzen hinaus. 

Als Anfang 1889 der große Bergarbeiterausftand im niederrheinijchen 
Kohlenbezirk ausbrad), der bald mehr als 90000 Perjonen umfaßte, N ih 
am 13. Mai die Arbeiter des Aachener Bergrevierd ihm an. Am 21. 
griff der Strife in das Königreich Sachſen über und am 23. in das en 
gebiet. Inzwiſchen hatte fi) die Bewegung nad) Niederichlefien auägebreitet 
(13. Mai) und ſchließlich auch nad) Oberjchlefien (16. d. M.) bis hinüber in 
die öfterreichiichen Kohlenbezirte: Kladno, Pilfen, Dur, Steiermarf. 

In ähnlicher Weife dehnte fich der Konfektionsarbeiterftrife vom Jahre 1896 
von Berlin über die verichiedeniten Gegenden Deutichlands aus: nad) Breslau, 
Halle, Stettin, Erfurt u. j.w. Auch der Berliner Straßenbahnerausftand im 
Jahre 1900 rief eine ganze Reihe von Lohnbewegungen in anderen Städten 
hervor (Leipzig, Köln, Hannover, Erfurt, Stettin). 


VI. Umfang, Dauer und Jahreszeit der Striles. 


Will man die Intenfität der Strifebewegung genauer beurteilen, jo muß 
man vor allem das Verhältnis der Ausftändigen zur Gelamtzahl der — in 
den vom Strife ergriffenen Werkſtätten — überhaupt beichäftigten Arbeiter in 
Betracht ziehen. Haben alle beſchäftigten Perſonen die Arbeit eingeitellt, jo 
it der Ausitand ein „volljtändiger“ Strike. Hat nur ein Zeil die Arbeit 
niedergelegt, jo bezeichnet man ihn als „unvollftändigen“ Strike. Als 
„teilweije vollftändig“ gilt er dann, wenn wenigftens einzelne Arbeiter: 
fategorien (3.2. in einer Maichinenfabrit jämtlihe Schlofjer) vollitändig 
in den Ausftand getreten find. Die Arbeiter haben natürlicd ein großes Intereſſe 
daran, wenn in einer Fabrik ein Strike ausbridht, daß ſich demſelben möglichſt 
alle dajelbft — Arbeiter anſchließen, weil der Kampf dadurch um ſo 
ausſichtsreicher wird. Die Vollſtändigkeit der Arbeitseinſtellungen iſt wieder 
weientlich bedingt durch die Zahl der organifierten Arbeiter. Je mehr Arbeiter 
des fraglichen Etablifjements einer Drganijation angehören, um jo einheitlicher 
werden fie vorgehen und um jo geichloffener in einen Lohnkampf eintreten. 
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a) Bon allen in dem bezeichneten Jahren vorgelommenen Ausftänden 
waren vollftändige rejp. unvollftändige Strifes: 
in Defterreiy (amtliche Statiftik *) 


| 1894 1895 1896 1897 1898 


15,7] 13,5 | 193 | 18,7 | 177] 17,7 | 14,8 | 16,1 
84,3 | 86,1 | 80,7 | 81,2 | 82,3 | 82,5 | 85,2 | 83,» 


in Deutſchland (amtlidye Statiftit ?) 











volljtändig . 
unvollitändig 


0), 
%, 




















1899 1900 | 1901 





bolljtändig . 
unvollitändig . 











Zahl der vollftändigen Strifes i ; 143 
Zahl der von ihnen betroffenen Betriebe > 553 
Gejamtzahl der dajelbft beichäftigten Arbeiter . 6 424 

Zahl der unvollftändigen Strifes ur 913 
Zahl der von ihnen betroffenen Betriebe . 4008 
Geſamtzahl der dafelbft beichäftigten Arbeiter . 134 796 
Höchſtzahl der während der Dauer diejer Strifes 

gleichzeitig Strifendn . . 48 838 

Darunter befinden ſich: teilweiſe voll tändige 

Strits . . : 210 
Zahl der von ihnen betroffenen Betriebe , 266 
Geſamtzahl der daſelbſt bejchäftigten Arbeiter . 25 684 
Höchſtzahl der während der Dauer * Striles 

gleichzeitig Strifenden 6494 


In ben genannten Ländern bilden — die vollſtändigen Striles nur 
einen geringen Prozentſatz aller Ausſtände; ähnlich dürfte es auch in den anderen 
Staaten jein. 


b) Im ganzen beteiligten fi) an allen Arbeitseinftellungen : 
in Oeſterreich (amtliche Statijtil®). 











1891 | 1892 | 1893 | 1394 1896 | 1897 | 1898 1839 | 1900 | 1901 
| 54. | 57. | 61, | 69, | 59, | 65: | 59,» | 59, | 60,» | 67, | 37, 
oder im Durchſchnitt der Jahre 1891—1901 
— — 
57 ,5°lo 


aller in ben betroffenen Unternehmungen überhaupt Bejhäftigten. 


6. Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen in Oeſterreich“ in ben offiziellen 
Publitationen,. 

2) ©. Deutiche Reichäftatijtit, Bd. 134, 141 und 148. 

2) Mo nichts weiter angegeben wird, tft im folgenden immer die amtliche 
Statiftif zu Grunde gelegt. 
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In den Vereinigten Staaten‘) 
1881— 1886 . . . . 80,0 aller Angeftellten. 
1887 —1894 (6 Monate) 42,7 


” " “ 


In Deutfhland 
betrug die Höchſt zahl der gleichzeitig Strifenden insgeſamt: 


0 
Fe Kae ne | alter in dem bezüglichen Unter- 
1901 ......394 . | Mehmungen Beſchäftigten. 


c) Die Zahl der arbeitsmwilligen Perſonen, die dur einen Strife 
unbeabfichtigterweije genötigt waren, auch ihrerſeits die Arbeit auszujegen, betrug: 





in Deutfhland 
189 | 100 | nor 
10122 | 9007 7420 
in Defterreich 








in England ’) 











184 | 1895 | 1896 1897 | 1898 | 1800 | 1000 | 1901 





67934 | 55 884 | 50240 | 62814 | 53 138 | a2 159 | 53 393 | 67 747 


In Deutſchland wurden alfo durch je 100 Strifende (nad) der Höchſtzahl): 


nn —— — 
1899 | 1900 | ei u 


10. | 7, | 18% 
1899— 1901 


10,5 Perfonen zum Feiern gezwungen. 





In Deflerreih kamen auf je 100 Strifende (nad der Geſamtzahl 
derielben) : 





Be mn = Se u Sn ee nn u ne ee Se ——— — 
1894 1895 1896 1897 | 1898 | 180 | 1900 
ils 1.74 ss | ma I | | u 

1894— 1900 





8,9 gezwungen Feiernde 


) S. Hw. d. St. ®5.I, S 852 und 856. 
9 S. oben ©. 326. 
Annalen ded Deutſchen Reichs. 1908. 22 
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und in England: 


1894 1895 1896 1897 1898 1899 1900 1901 





34,0 37,5 | 26, | 30,5 | 39,5 | u 
1894 — 1901 
35,6 





| 27,0 








Dean fieht, wie intenfiv die Ausftandsbewegung in England ift und mie 
entwidelt das Solidaritätsgefühl der engliichen Arbeiter, daß an einem aus— 
gefochtenen Konflikt jo viel Perſonen teilnehmen, daß immer durd je 100 
Strifende durchfchnittlih 35 meitere Arbeiter zur Arbeitsunterbrechung ge: 
zwungen find. 


d) Durd die Arbeitseinftellungen wurden zu völligem Stillftand 
gebracht: 
in Deutſchland: 















| 
1890 | 2733 | 1178 Betriebe, das find 
26,5 35,3 258 /o aller von Strifes überhaupt 
1899— 1901 betroffenen Betriebe. 


29,2 


dementſprechend in Defterreidh : 








1894 | 1895 






Zahl der zu völligem Still: 





ftand gekommenen Betriebe 502 
— % aller überhaupt be- 
troffenen Betriebe 50,0 
1897— 1900 
41,7. 


In den Bereinigten Staaten’) wurden in den Jahren 1881—1886 
. 60,1 °/o aller beteiligten Etabliffement3 zeitweilig, und zwar im Durch: 
ſchnitt 23 Tage, gänzlich geſchloſſen. 


Diefe Zahlen find wichtig für die Beurteilung des Schadens, ber infolge 
von Strifes den Unternehmern und der Volkswirtſchaft erwächſt. 


e) Durchſchnittlich umfahte ein deutſcher Strike nad) der amtlichen Statiftif, 
welche nur die Höchſtzahl der gleichzeitig Strifenden berechnet : 


) S. Hw. d. ©t., Bd. I, ©. 852. 


VI Umfang, Dauer und Jahreszeit der Strites. 339 


1899 | 1900 [+1901 


17 86 52 
und zwar: 
ein Angriffftrie.. 81| 98 | 53 | ausftändige 
ein Abmwehrftrie .. 61, 40 | 51 Berjonen 
J ein Einzelftiie .. 3838| 44 | 37 
\ ein Gruppenftifte . 179 | 189 | 102 
ein Strie 55 | 5a| 45 
ein Angriffftie .. 66 65 | 5,8 . 
! ein Abwehrftiite .. Ls| 15 | 15 f Petriebe 


ein Gruppenftrite .. 17,5 [16,s | 145 


Nach der gewerkichaftlichen Statiftit"), welche — wie e8, außer in Deutſch— 
land, in allen offiziellen Erhebungen geſchieht — die Gejamtzahl der Strifen- 
den angibt, betraf 

ein deutſcher Strife durchſchnittlich: 








1894] 1595 1896 ®) 1898 | 1899 19003)| *1901 











43 | 81 | 56 | 69 | 267 | 109 





1892 — 1901 





99 ausfländige Perjonen 
5,1 Betriebet) 


Für die übrigen Länder ergibt die Durchſchnitts-Berechnung folgendes Bild : 
ein öſterreichiſcher Strite umfahte durchſchnittlich: 


«1897 ]»1808] 1899 | 1900 








390 93 


1894— 1901 


209 Ausjtändige 
14,6 | 4.2 | 4, | 3.4 | 3,5 | 43 | 3,3 | 2,7 
— — — — — — — — — nn — — 
5,1 Betriebe; 


ein eugliſcher Strife: 
*277| 278 | 160 | 194 | 282 | 192 | 209 |*172 
1894—1901 
221 Ausjtändige; 





) S. oben ©. 32. 
*, In dieje Zeit fallen die beiden großen Ausjtände der Konfeltionsarbeiter und 
der Hamburger Hafenarbeiter. 
) In diefem Jahre fanden mehrere umfangreiche Straßenbahnerftrife® ftatt. 
* Nah der amtlichen Statijtif. 
22° 
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” »1894 1895 













ein franzöfifher Strite: 
*1898 


on 


105 | ı93 |1)323| 239 | 247 *192 
1894-1901 
194 Ausftändige 


4a | 3,. | 4,5 | Ta | 5,3 | 6, | 11a] 
1894—1901 








6,1 Betriebe; 
ein italieniſcher Strile: 





1894—1899 
254 Ausftändige; 
ein amerifanifcher ?) Strife: 




















1887—1893 1894— 1900 
— — — — — — — — 
198 279 Ausſtändige 
al u Ba ER DE EEE RE — 
1887 — 1893 894— 1900 
4, 5,7 Betriebe. 


Auffallend ift die Tatjadhe, daß hier Italien an der Spite fteht mit 
einer Beteiligung von 254 Perſonen pro Arbeitzeinftellung, was fih nur aus 
der hitzigen Kampfesluft der italieniichen Arbeiter erklären läßt. An zweiter 
Stelle fommt, wie nicht anders zu erwarten war, mit einer Teilnehmerzahl von 
221 pro Arbeitseinftellung England; nicht ala ob die engliichen Arbeiter auch 
jo Friegeriich gefinnt wären, wie die italienifchen, ſondern infolge jener Eigen: 
Ihaften, die wir ſchon öfter hervorgehoben haben: ftarfes Klaffenbewußtjein und 
umfafjende Organijation. England ift aud das Land, in welchem der größte 
Strife ftattgefunden hat, den die Geſchichte der Lohnbewegungen kennt. Es war 
dies der vier Monate dauernde Kohlenarbeiterausftand i. J. 1893, durch welchen 
u ca. 350000 Bergleute gegen eine Lohnherabjekung um 25 %/0°) mit Erfolg 
wehrten. 


i) Darunter der große Barijer Erdarbeiterausftand, an welchem allein 42 800 Perſonen 
beteiligt waren. 

n] Vereinigte Staaten ; j. Hw. d. St. Bb. I, ©. 854. 

2) „Obgleich der Rüdgang in den Koplenpreifen im Gejamtdurdjichnitt nur 14 °%% 
betrug.” ©. Kuno Frantenftein, Der Strike der engliihen Kohlenarbeiter (in der „Zukunft“ 
vom 27.1. 1894). 
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Die vorerwähnten Daten find freilich alle rohe Durchichnittszahlen, die 
nur eine ungefähre Vorftellung von der Intenſität der Strifebemegung geben. 
In Wirklichkeit kommen zahlreiche Fälle vor, die von jenen Ziffern erheblich ab: 
meihen, wie die folgenden Beilpiele lehren: 

Es waren beteiligt: 











oder bei %o 
aller Strifes 
1899 | 1900 | 1901 


56,7 | 57,: : 62,5 







in Deutſchland . 
1899 | 1900 | 1901 
731 | 820 | 660 















2—30 Arbeiter bei 





Strikes 














311—100 „ 2 359 396 | 270 . 279 | 27 | 25 
101-500 2 16 | 113 R 12. | 13,0 | 10, 
501 und mehr „ 86 | 31 | 13 B 3a| 2. 1,2 

| | | 

Ba oder bei %/o 

in Defterreich aller Strites 


1897 1898 1899 1900 1897.1898.1899 1900 





1-30 Arbeiter bi | 98: 103|108 130| Stites |39,; 40,134, 42,5 














31—100 R 74, 75'104 89 a 30,0|% 28,4 
111—500. „ a 60, 57| 77, 57 x 244 22, 4 24 „\18,s 
501 und mehr „ A 14, 20) 22 27 a 57: 7s) Tai 8» 


Während alfo die Durchſchnittsberechnung ergeben hatte, dab z. B. ein 
deuticher Strike 99 Perjonen umfaht, geht aus den eben angeführten Zahlen: 
reihen hervor, daß tatſächlich an mehr als der Hälfte aller Arbeitseinftellungen 
in Deutichland nur zwiſchen 2-—30 Arbeiter beteiligt find. 


f) Nach der Zahl der in Mitleidenschaft gezogenen Etabliſſements 
verteilten ficy die Ausftände folgendermaßen : 








Es betrafen: 
in Deutſchlaud 1899 1900 1901 
änen Betrieb. -» © = = 1831 1018 | 808 Strites 
2—10 Betrie.. 242 279 186 
n—30 „ ER ee 86 | 84 12 " 
1-50 , a Merz 23 28 | 15 h 
5lumd mehr „ 24 24 10 








nm Betrieb . . . . . [174 239 | 205 203 ns 254 | Strifes 
2—10 Betriebe . . . . | 12: 30 | 17 31 32 | 29 R 
1-30, . 15, 17 1 14 | 16 | 1 | 14 : 
A-50° 5 2.2. 4 3, 3)|5|15|, 3 B 
50 und meh.. u nz r | 4| 2 — 


342 Halevy. Tendenzen in der internationalen Stritebewegung. 






in Fraukreich) 





einen Betrieb 
2—10 Betriebe . 
11—25 
26—50 
51—100 


Im Jahre 1899 kamen in . Ventfäland 11 Arbeitseinftellungen vor, von 
denen jeder gleichzeitig mehr ala 100 Betriebe ergriffen hatte und zwar: 
101 Betriebe: Tiſchler in Berlin, 
104 , Bautifchler in Leipzig, 


EZ Ze zu ; 


ca. 120 Maßſchneider in Leipzig, 
124 _ Schneider in Hamburg, 
1322 _ Bauunternehmer in Dresden, 
151 Bautifchler und Einſetzer in Berlin, 
165 Tischler und Maſchinenarbeiter in Leipzig, 
204 Holzbildhauer in Berlin, 
2831 Bauunternehmung in Berlin, 
ca. 350 Bäder in München, 
ca. 400 Töpfer in Berlin, 


und in ben Jahren 1900 unb 1901 fam es acht rejp. viermal zu Ausftänden, 
die fih auf mehr ala 100 Etabliffements erftredten: 






Höcftzahl | Zahl der zu 
Zahl ber Gejamtzahl |der gleichzeitigſvölligem Still- 
betroffenen im Jahre 1900 der daſelbſt [Stritenden in] ſtand ge- 


Betriebe Beichäftigten | 0/0 der Bes | fommenen 


ichäftigten Betriebe 


105 | Bau und Möbeltifchler in Frant- 


furt a. M. und Oberrad . 2242 30,0 9/, 23 

136 | desgl. in Breslau . . 2127 61, „ 22 

153 | Herren-Maßjchneider in Berlin . ca, 4000 450 „ ca. 60 

165 | Einfeßer in Berlin . . . „| ca. 800 250 „ — 

200 | Bauunternehmung in Hannover 2660 998 „ 200 
2935 | Bau» und Möbeltifchler und 

Mafchiniften in Münden . 2200 56,3 „ 80 

ca.380 | Bauanjhläger in Berlin . . ca. 800 584, ER 

ca. 600 | Holzarbeiter in Berlin . . „| ca. 600 70» „ ca. 500 


im Jahre 1901 


153 | Malereibetriebe in Bremen . . 736 865 „ — 
240 | Maler und Anſtreicher in Same: 

und Linden . 2... 600 80,0 „ —* 
390 Bauanſchläger in Berlin . . 700 91, „ 370 
500 | Barbiere und Friſeure in Berlin 1400 400 „ 2 


= S Meyers ra Lexilon, Suppl.“Bd. 21 (1900/01) sub Streif, und 
„Spz. Rundſch.“, 1901, Heft 8 
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In Franukreich waren im Jahre 1900 7 mehr als 100 Etabliffements 
umfaffende Strifes zu verzeichnen '): 
110 Betriebe: Bäder in Toulon, 
250 „ 2aftwagentutjcher in Bordeaux, 
350 Wagenanftreiher in Paris, 


360 »  Züllarbeiter in Galais, 

700 „ Schubharbeiter in Marfeille, 

812 „ Wälder des Seine-Departements, 
2500 » Froachtfuhrleute in Marjeille. 


g) Nicht minder mannigfaltig wie die räumliche ift aud die zeitlidhe 
Ausdehnung der einzelnen Arbeitsfämpfe. Doc, laflen ſich auch in biefer Be: 
ziehung gewiſſe Regelmäßigfeiten beobachten. Aus ben ftatiftiichen Erhebungen 
fonn man über die Dauer ber Ausftände folgendes berechnen: 


Durchſchnittlich dauerte nach der Gewerkſchaftsſtatiſtik“) ein deutſcher Strike: 





1890 —1901 
4,6 Woden 





und zwar ein Angriffitrife: 
5: ]4s | 4ı | 4» | 40 | 34 | 3, 
1890 —1897 


437 Woden, 





en Abwehrftrife 
64 | 84 | 4 | 75 | 6: | 5. | 30 
1890 — 1897 


6,0 Wochen. 





Die beiden legten Aubrifen zeigen, daß die Arbeiter hartnädiger zu jein 
pflegen, wenn es fih um die Abwehr einer Verjchlechterung ihrer Lebenslage 
handelt, als bei dem Streben nad) neuen Bergünftigungen. 


Ein öſterreichiſcher Strite hatte eine durchſchnittliche Dauer von: 


1894 | 1895 1896 | 1897 | 1808 1899 | 1900 | 1901 









1894 —1901 





— — — — — — —— 


12,7 Tagen 


) ©. „Soz. Rundſch.“, Auguſtheft 1901: 
S. die alljährlichen Berichte in dem offiziellen „Rorreſpondenzblatt der Generals 
fommiifion der Gewerkſchaften“ und Hw. d. St, Bd. I, ©. 768. 
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ein amerifaniiher Strife'): 












26,3 





24,2 


1887 —1894 





24,4 Tagen 


Eine Bergleihung der genannten drei Länder würbe hiernach ergeben, daß 
die deutſchen Arbeiter am ausdauerndften im Kampfe find. Ja, eine Durch 
ſchnittsdauer von faſt fünf Wochen pro Strike ift ſogar ala außergewöhnlich hoch 
zu bezeichnen. Leider gibt die amtliche Reichsftatiftif weder über die durch 
Ihnittlihe Dauer der Ausftände noch über die Zahl der verjäumten Arbeitötage 
eine präzije Auskunft. Doch wird das Refultat der gewerkichaftlichen Erhebungen 
durch die weiter unten angeführten jpezielleren Daten (S. 344/45) wenigitens 
teilmeije beftätigt. 

Bon den übrigen Staaten Tiegen ebenfalls entjprechende Angaben über die 
Dauer von Arbeitseinftellungen nur in unvollkommener Weile vor. Aus einer 
Kombination der Gejamtzahl der Strifenden mit der der verlorenen Arbeitstage 
ift es jedoch möglich die Zahl der Arbeitstage zu ermitteln, die jedem ftrifenden 
Arbeiter durch jeine Teilnahme an der Ausſtandsbewegung durchichnittlich ver: 
loren gingen. Man gelangt dann zu folgendem Ergebnis: Pro Kopf der ftrifenden 
Arbeiterſchaft entfallen verfäumte Arbeitstage: 


in England”) 
1894 | 1895 1896 | 1897 | 1898 





29,3 | 21,3 | 18,» | 44,» | 60,. | 14,0 | 16,7 | 22,4 
1894—1901 
28,5 RB) 





1893 —1899 


I——— —ñ —ñ— —ñ — 


9. Striketage; 


in Franfreid 9: 
1890| 1891| 1892 1893| 1894 | 1895 














1898 | 1899 | 1900 | 1901 





11, 13,5 14,8 | 20, 16 | 16% 
1890—95 1898— 1901 

— mn DJ — — — — — — —— —— —— — — 

J EI 16,5 Strifetage 17 ,e Strifetage 


') ©. Hm. d. St., Bd. J, S. 858. 

2 ©. „Spy. Rundid.“, “Heft 1 (1901) u. Heft 2 (1902). 

5, Für die Jahre 189394 j. Hw. d. ©St., Bd. I, ©. 826; für die folgenden Jabr 
ſ. „Soz. Rundſch.“, Septemberheft 1901. 

9) S. Broefite, Die deutiche Streitbewegung, S. 48 und Meyerd Konverſations 
Lexikon, Supplem.Bd. 21 (1900/1901). 
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Vergleichshalber jeien auch die entſprechenden Zahlen fir Defterreid ') 
hinzugefügt: 


1894 





1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1899 |1900°?)| 1901 






18, | 33,1 





1894— 1901 
14,4 Strifetage. 


h) Im Einzelnen hatten eine Dauer 
in Deutſchland: 



















abjofut 
1899 | 1900 | 1901 


in %% aller Strites 
1899 1900 1901 








bon 












1—5 Tagen. 572 | 682 493 | Strites | 44, | 47, | 46.1 
6—10 J 191 200 132 14, ! 140 | 12,» 
11—30 R 288 | 300 | 192 224 |20s | 183 
31—50 105 | 110.93 8. 73 8.a 
31—10 _ 94 | 121 , 108 73| 84 10% 
101 und mehr . 38 20 38 29 | 14 36 


| a 
in Defterreidh: 








in °%o aller Striles des betreffenden Jahres 





* 1894 1895 1896 1897 1898 1899 1900 1901 

| | 
1—5 Zagn . . .„ 51, | 52. | 51, | 54, ı 55,7 | 54,7 | 55,1 | 58,2 
6-10, 0... [204 116,7 118,8 | 15,0 | 16,5 | 14,5 | 18,5 | 17,5 
1-30 „ . ..1180116» | 184 | 20% 176 | 16,1 | 14» | 16, 
1-50 , . Sal Tal 85} 3a| 55) Tal 30| 3 
51—100 „ £ 35| Tı 62 37 43| 64| 59 | 2,0 








101 und mehr Tagen . lı| Os| 13 | Le. Osı O»| 1.i 04 


in %/ aller Strikes des betreffenden Jahres 
1895 | 1896 | 1897 1900 ' 1901 














1—7 Tagen. .: .. 68.1 643 65,7 634 63,4 
8-15 „2.2.2020. [151 | 20. | 18,0 
16—30 _ 81) 83 | 90 35,7 | 35,0 
31—100 „ y u na 71 67 6,7 | | 
101 und mehr Tagan . . . lo | O2, 0s 0,» 10 


) Die Sonn= und Feiertage find nicht mitgezählt. 

”), In diejem Jahre fanden mehrere größere Strifes in der Tertil-, Tranſport- und 
Bergbau-Induitrie ftatt. 
Keh — Hm. db. St., Bd. J, ©. 798 und „Soz. Rundſch.“, Auguſtheft 1901 und Februar— 
e 
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in Ztalien'): 






in */o aller Strifes des betreffenden Jahres 


1892 1893 | 1894 | 1895 | 1896 








bon 

















13 Tagen . Blo | 54.0 | 50,0 | 48,0 | 44. 
4—10 „ — 32,0 | 31,0 | 32,0 | 35,0 | 33,0 
11 und mehr Tagen . 17,0 | 17,0 | 18,0 | 17,0 |, 23.0 








in Dänemarf’): 


in *, aller Arbeitsfämpfe 
bes betreffenden Jahres 


1897—99 1900 









von 








unter einer Woche . 





1—13 Wochen 387 | 36, 
über 13 Wochen Ts | 7a 
unbefannt 25,5 | 37a 


Faßt man die Zahlen von Deutichland, Defterreich und Italien zufammen, 
jo erhält man als Refultat, daß im Durdjichnitt der Jahre mehr ala 10 Tage 
gedauert haben: in Stalien 18,4°/0, in Defterreihh 29,1%, in Deutichland 
dagegen 40° aller Strifes. 


i) Schließlich jei noch mit einigen Worten hingewiefen auf ben Einfluß, 
den die Jahreszeit auf die Stärke der Ausftandsbemegung ausübt. Betrachtet 
man die Berteilung der Strike auf die einzelnen Jahresviertel, jo ift e8 ganz 
unverkennbar, daß ſich gewiſſe Monate, die Monate April, Mai und Juni oder 
überhaupt die wärmere Jahreszeit durch lebhaftere Lohnbewegungen auszeichnen. 
Das gilt namentlich für die Angriffitrifes. Einerjeit hängt diefe Tatſache damit 
zujammen, daß im Frühling für die meiften Gefchäftszweige die Saifon beginnt, 
die Arbeitögelegenheit fteigt und damit zugleicd die Ausfichten für eine glückliche 
Durchführung der Arbeitsfämpfe. Andererjeits ift im Winter infolge der zu: 
nehmenden Arbeitslofigfeit die Pofition der Arbeiter meift eine jchlechtere, zumal 
die Arbeiter in den Wintermonaten ohnehin größere Ausgaben, mehr Sorgen 
haben und daher für einen größeren Kampf nur wenig gerüftet find. 


Nacjftehende Tabelle zeigt die Verteilung der Strifes, nad 
Quartalen rejp. Jahreszeiten geordnet. Die Zahlen geben den Prozent: 
jaß der Ausftände des ganzen Jahres an: 


in Deutſchland fanden jtatt im: 


Frühling | Sommer 









1899 16, 
1900 16,» 
1901 13,3 


1) S. Hm. d. ©t., Bd. I, ©. 828 und „Soz. Rundſch.“, Septemberheft 1901. 
©. Die „Neue Zeit“, Nr. 25 (1902), S. 797 und „Soz. Rundid.“, Januarheft 1902. 
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in Fraukreich) fielen ihrem Beginne nad in das: 
An ne nn ee nn 3 nn nn nn =. 2 


4. Quartal 









1. Quartalj2. Quartal 

















1897/99] 20,4 25,0 29,5 25,1 
1900 25,1 276 27, 19,7 
nad dem Brozentjag der beteiligten Berionen: 
1897/99 9ı 27,2 28,» 34,6 
1900 21,7 21,7 29,7 26,3 





In Defterreich entfallen von allen Striles der Jahre 1894—1900: 
37,30/o auf das Frühjahr ?) 
28,1 „ auf den Sommer?) 
17,7 „ auf den Herbitt) 
16,9 „ auf den Winter). 


Zu den im Frühjahr ftattgehabten Strifes gehören 41,6 %/o 


» =  » Sommer e „ 16. „ | aller Ausftändigen 
» Herbſt a „13,8 „ | der bezeichneten 7 Jahre. 
„nn - Binte “ „ 290, 


Im letztverfloſſenen Jahre, i. 3. 1901, — 32,» 0/o aller Striles im Frühjahr 
29T = „ Sommer 
i8L.\ 5 „ Herbit 
193. » r „ Winter. 

in Stalien‘) mit: 


1899 40,3 32,0 
1879/99 41,0 











Nov. Dez. Jan. Febr. 


%/o aller 
Strifes, 


VII. Die Strifetattit. 


a) In der Regel nimmt ein Strike folgenden Berlauf: 


Sobald ſich auf jeiten der Arbeiter genügend Stoff zur Unzufriedenheit 
angefammelt hat — jei e8, daß fie mit ihren biäherigen Arbeitsbedingungen 
nit mehr zufrieden find; jei e8, daß die Unternehmer eine Lohnreduktion ober 
eine jonftige den Intereffen der Arbeiter zuwiderlaufende Maßregel vorzunehmen 
beabſichtigen — findet eine Zuſammenkunft der unzufriedenen Elemente ſtatt, 
in welcher beraten und mit Stimmenmehrheit beſchloſſen wird, ob man die 
Arbeit niederlegen ſoll oder nicht. Es wird, namentlich bei größeren Ausſtänden, 
eine beſondere Strikekommiſſion gewählt, welche den Strike leitet und die 
Forderungen der Arbeiter formuliert. In vielen Orten beſtehen auch ſtändige 
Lohnkommiſſionen zur Regelung von Arbeitsſtreitigkeiten. Die betreffende Kom: 

', ©. „Statiftijhe — vom 28. 12. 1901. 

N». i. —— April, M 
i. Juni, Juli, Auguf. 
T September, Dftober, November. 
. 4. Dezember, Januar, Februar. 
.„Soz. Rundſch.“, Septemberbeft 1901. 
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milfton überreicht die Wünjche der Arbeiter unter Stellung einer beftimmten 
Enticheidungsfrift dem Unternehmer und ſucht mit ihm zu verhandeln, um event. 
eine friedliche Einigung zuftande zu bringen. Das leßtere gelingt nicht immer. 
Oft werden die Betenten von dem Arbeitgeber ohne weiteres abgewieſen, be: 
jonders dann, wenn die Kommilfionsmitglieder nicht Angeitellte des fraglichen 
Etabliffements, jondern Außenftehende 3. B. Gewerfvereinsjefretäre find. 


Kommt es doch zu Verhandlungen, aber jo, daß eine Verjtändigung nicht 
möglich ift, jo nimmt der Kampf feinen Lauf, ebenjo wie in dem Tyalle, daß 
die Unternehmer eine Diskujfion überhaupt ablehnen. Die Feindſeligkeiten be 
ginnen damit, daß die Arbeiter zur verabredeten Zeit — jei es mit, ſei es 
ohne Kontraktbruch — nicht mehr auf der Arbeitsftätte ericheinen. Dann wird 
der ganze Streitfall womöglih in ber Arbeiterpreffe publiziert, um aud die 
öffentliche Meinung als Richterin anzurufen, vor allem aber um die Berufs: 
follegen „vor Zuzug“ zu warnen, damit der Unternehmer feine Erjagmann: 
ſchaften aus der Rejervearmee der Arbeitslofen erhält. Zu dem gleichen Zwed 
werden an den Zugängen zur Fabrik und auf den Bahnhöfen des Ortes 
„Strifepoften“ aufgeitellt, um etwa ahnungslos hinzugefommene oder durd) 
Agenten neuangeworbene Arbeiter über die vorliegenden Differenzen aufzuklären 
und fie entweder zum Anſchluß an den Strike oder zum Abzug zu bemegen. 
Niemand ift in den Augen Hafjenbewußter Arbeiter mehr verhaßt als em 
„Strifebreder” d.h. ein Arbeiter, der in einer von einem Ausſtande be: 
troffenen Fabrik Arbeit annimmt und jo feinen Kollegen „in den Rüden fällt“. 

In manden Berufszweigen juchen die Arbeiter die Wirfung des Strikes 
noch zu verihärfen durch die Boyfottierung oder Sperrung der betreffenden 
Etablifjements, namentlih im Nahrungsmittelgewerbe (Brauereien, Bädereien, 
Tabakfabrifen). 

Die Ledigen unter den ausftändigen Perjonen erhalten Reifegeld, damit 
fie den Strifeort verlaffen und fich anderswo Arbeitögelegenheit Juden. Dadurch 
wird auch an Strifegeldern geipart und die Uebrigen find dann um io 
widerftandsfräftiger. Die Zurüdbleibenden, in eriter Linie die Werheirateten, 
werden aus der Strifefajje unterftüßt, je nad) der Größe ihrer Tyamilıe. 
Für jedes Kind wird ein Extra-Zuſchlag gewährt. 

Die Hierzu nötigen Mittel werden entweder aus den ordentlichen Ein: 
nahmen!) des Gewerkvereins, wenn ein folder vorhanden ift, genommen, oder’) 
durch Sammelliften, die den Werkitätten-Vertrauensmännern zum Vertrieb über: 
geben werden, jowie durch Geſchenke, Darlehen, Umlagen x. aufgebradyt. Es 
it klar, daß die Arbeiter, wenn ein Strife einen für fie günftigen Verlauf 
nehmen joll, fi) vorher genügend rüften müſſen, um nicht gleih in den eriten 


') Sp in England und Deutichland. 
?), Wie in Deiterreih. Die dortige Gewerfihaftstommiifion vereinnahmte an Strite- 
geldern: 
vom 1. Januar 1894 bis 31. Oftober 86 . . . 2 22. 2.0. 45371 NT. 
Im Sabre 1889 . . 2.2 u . 92910 „ 
2 3 — davon kamen aus Deutſchland 9452 fl. 
durch Sammellijten, freiwillige „ Gugland 15701 „ 
Spenden und 5-freuzer-Steuer. 3m Jahre isoo ou. 178 2W . 
* deree davon kamen aus Deutſchland 48048 it. 
England 15899 „ 
ſ. „Urbeitdeinftellungen in Oeſterreich“ im Jahre 1899 und 1900. Separataudgabe 
(Anhang). 
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Tagen aus Mangel an Mitteln fampfesunfähig zu werden. Aus diefem Grunde 
jammeln viele Organijationen bei Zeiten einen Strifefonds, wie das nament- 
ih in den Pereinigten Staaten von Amerika üblich if. Dort wurden nad) 
amtlichen Berichten in den Jahren 1881 - 86 für 22304 Strifes 3324557 Dol: 
lard — ca. 13300000 ME. aus den „Strifefonds“ verausgabt'). In dringenden 
Fällen, bei umfangreichen Arbeitseinftellungen von längerer Dauer werden meift 
allgemeine Strifefteuern erhoben und jelbft die Hilfe ausländiſcher Arbeiter 
in Anſpruch genommen. Die Arbeiter geben hierbei oft glänzende Beweiſe ihres 
Solidaritätägefühls?). 

Auf dem Kongreß der Gewerkſchaften Norwegens, welcher vom 4. bis 
6. April 1901 in Chriftiania tagte, wurde u.a. folgender Beichluß gefaßt: 
„Jeder Fachverband hat ein dauerndes Strifefontingent aufzubringen, welches 
einem Betrag von mindeftens 10 für das ganz zahlende und 5 Dere für das 
halb zahlende Mitglied pro Woche entipriht. In Konfliktfällen kann eine 
Steuer von 50 bezw. 25 Dere pro Mitglied ausgefchrieben werden. In außer: 
ordentlichen Fällen wird fie verdoppelt.“ ) 


In der „American Federation of Labor“ befitt der Exekutiv-Ausſchuß 
derjelben die Befugnis, gegebenenfall3 von allen Bmeigvereinen einen wöchent: 
(ihen Beitrag von 1 Gent pro Mitglied bis zur Dauer von 10 Wochen in 
jedem Jahre zu Gunjten einer in andauerndem Strife befindlichen Organijation 
einzuheben‘). 

Eine neue Erſcheinung in der gemwerkichaftlichen Arbeiterbewegung ftellt die 
Schaffung „internationaler Strikefonds“ dar. Ein ſolcher ift, — wenn 
man abjieht von den Subventionsgeldern der ehemaligen „Internationalen 
Arbeiter-Affoziation” in den 60iger Jahren, deren Beträge nur gering waren, 
— zum erften Mal in diefem Nahre (uni 1902) auf dem internationalen 
Zertilarbeiter-Stongreß zu Zürich beichloffen worden. Für jedes Mitglied fol, 
nad dem Antrage eines engliihen Delegierten, von allen zugehörigen Organi- 
iationen 5 Cts. jährlich abgeführt werden. 


b) Die Auszahlung der Unterftügungsraten an die ftrifenden Arbeiter be— 
ginnt in den meiſten Fällen in der zweiten Woche nad) Ausbruch des Kampfes 
und geichieht mit Hilfe von Strifeliften, melde die Namen aller Aus: 
fändigen enthält. Als Legitimation dient den Arbeitern hierbei die von dem 
Strifefomitee ausgegebenen Strifefarten. Die Höhe der Unterftügung 
richtet fich nad) den vorhandenen Mitteln und der Bedürftigfeit des Empfängers. 
Während des Hamburger Hafenarbeiterausftandes im Jahre 1896/97 (ca. 


1) Auch der ichweizeriihe Gewerkſchaftsbund beſitzt eine ſpezielle „Rejervelafie“ zur 
Durdführung von Lohnkämpfen. 
*) Gelegentlich des Leipziger Buchdruderausjtandes im Jahre 1865 jandten ihnen 





die Berliner Arbeiter wödentlid 1000 Taler. — Die deutſche Gewerlichaftälommiifion 
brachte im Jahre 1899 für die ftritenden öfterreihiichen Bergarbeiter 49000 ME. auf und 
im jelben Jahre für die audgeiperrten Arbeiter in Dänemark, deren Zahl 50000 über: 
itieg, mehr ald 200000 Mi. Ein Teil der nicht feiernden däniſchen Arbeiter jpendete 
15 bis 20°) des Wocenlohnes zu Gunften ihrer ausftändigen Kollegen. — Der deutiche 
Glasarbeiterverband (ca. 9000 Mitglieder) jammelte in den Jahren 1899/1900 außer 
157897 Mt. regelmäßigen Verbandsbeiträgen noch 346 791 Mt. an freiwilligen Spenden 
für Striles. — Ende 1900 gewährten die engliichen Zertilarbeiter den jtritenden Spigen= 
und Tüllmadern von Calais (Frankreich) eine Unterjtügung von 100000 Me. 

», S. „Soz. Rundſch.“, Aprilheft 1901. 

) Ibid. Märzbeft 1901. 
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16000 Teilnehmer) erhielt jeder Inhaber einer Strifefarte wöchentlich 10 Mk., 
außerdem pro Kopf jedes TFamilienmitgliedes 1 ME. mehr. 

Die „Vereinigung der Maler und verwandter Berufszweige“ beſchloß auf 
ihrer Mannheimer Generalverjammlung im Oftober 1898 an Strifeunterftügung 
zu gewähren: Ledigen 8 Mk., Verheirateten 10 ME.; für jedes Kind unter 
14 Jahren 50 Pig. mehr. 

Der Gewerkverein der deutjchen —— ai Dunder) zahlt im 
Hall eines Ausftandes 6, 9 bezw. 12 ME. wöchentlich) 

In England gewährt der Gewerfverein der Mafdjinenbauer wöchentlich 
10 Schilling, ebenjo viel erhalten die Maurer; die Keflelichmiede und Eiſen— 
ſchiffbauer zahlen während eines Strifes wöchentlich 11 Schilling, die Schneider 
und Stuffateure je 15 Scill., die Typographiſche Geſellſchaft 20 Schill. und 
die Londoner Setzer ſogar 25 Schill.)). 

Sn vielen Fällen werden dieſe Beträge noch durch Umlagen oder Spenden 
anderer Vereine erhöht. 

Die Schweizer ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften, zentralifiert im „All: 
gemeinen Schweizeriichen Gewerkſchaftsbund“ haben (jeit 1892) ein Strike: 
reglement, nad weldem bei jedem Ausitand eine Strifeleitungstommilfion 
gewählt werden joll, die „den Wacht: und Ordnungsdienit einzurichten, jchrift: 
lihe Kontrolle über das Poftenftehen zu führen und ſich perſönlich von der 
richtigen Ausführung des Poftendienftes zu überzeugen hat. Sie führt jamt 
dem Bundestomitee die Unterhandlungen mit der Unternehmerichaft, bejorgt die 
Korreipondenz und legt Appellliften an. Wer ſich beim Appell nicht einfindet, 
geht für diefen Tag der Unterftügung verluftig“?). Letztere beträgt im Marimum: 
für Ledige 1,50 Franks täglid, für Verheiratete 2,00 Franks und für jedes 
Kind 20 Ets. 

Das letzte Beilpiel zeigt zugleich, wie die Arbeiterorganijationen ſich be: 
mühen, in der Durchführung der Arbeitsfämpfe eine gewiffe Ordnung und 
Disziplin zur Geltung zu bringen. 

c) Dadurch hat fi) im Laufe der Zeit eine regelrechte Strifeftrategie 
herausgebildet. Früher wurde, wie erwähnt, der Beihluß über die Einftellung 
ber Arbeit faft ftets im öffentlicher Verſammlung gefaßt, mit öffentlicher 
Stimmenabgabe. Hierbei fam es nicht jelten vor, daß ſich die Arbeiter durch 
geichickte, redebegabte Leute zu einem unvorfichtigen Strife verleiten ließen. 
Man fragte weniger nad) den Chancen, als nad) der Berechtigung des Aus: 
ftandes. Man ließ ſich mehr vom Gefühl, als von nüchternen Erwägungen 
leiten. Das hat fich jet weſentlich geändert. Heute findet zumeift, namentlich 
vor großen Arbeitsausftänden, ichriftliche Abftimmung, womöglid in der Weife, 
wie es jet in England vielfach geichieht, daß jeder jein Votum zu Haufe 
nieberjchreibt, ſich aljo feinen Entſchluß reiflich überlegen fann. Früher wurden 
als Strifeführer vielfady junge Burſchen vorgejchoben, weil man in Erfahrung 
gebracht hatte, daß die Anführer am unerbittlichften von den Unternehmern ver: 
folgt wurden und man ältere, verheiratete Arbeiter einem ſolchen Schickſal nicht 
ausjegen wollte. Heute ift auch dies nicht mehr nötig. Alle beifer fundierten 
Gewerkvereine haben ihre jeit angeftellten Sefretäre, und dieje find die natür: 
lichften und geeignetften Leiter bei einem Ausftande. Sie find erfahrener und 


1) S. guse Die englifche REEL —— (Stuttgart 18%), ©. 3 u. ©. 9. 
) ©. Hm. d. St., Bd. J, ©. 845, 846. 
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intelligenter und urteilen ruhiger und mit weniger Leidenſchaft als irgend ein 
Fabrikarbeiter, der mitten im Kampfe ſteht und perſönlich unter den Ent— 
behrungen einer Arbeitseinſtellung zu leiden hat. Sie ſind vorſichtiger, weil 
fie die volle Verantwortung tragen und das Intereſſe der geſamten Organiſation 
vertreten. Denn jeder verlorene Strike jhädigt nicht nur die unmittelbar Be— 
teiligten, jondern den ganzen Gewerkverein. Sie find aud) gewandter im Um— 
gang mit den Wrbeitgebern und jegen eine gewiſſe Ehre bdarein, ohne einen 
Kampf durd bloße Ueberredungskunſt —— zu Gunſten der Arbeiter 
erlangt zu haben. 

Ein anderer Umſtand, der ſehr viel dazu beiträgt, leichtſinnige Strikes zu 
verhüten, iſt die neuerdings faſt überall, wo die Arbeiter gewerlſchaftlich or: 
ehr find, durchgeführte — daß Arbeitseinſtellungen, beſonders alle 

ngriffftrifes, von dem Ortsvorſtande ber Gewerkſchaft, größere Ausſtände von 
der Landeszentrale genehmigt werden müflen, wojern die Strifenden nicht auf 
eine materielle Unterftügung verzichten wollen. Die Zentrale ift am beften im- 
ftande, die Ausfichten eines Kampfes zu beurteilen, weil fie einen Ueberblid hat 
über den gejamten nationalen Arbeitömarft. 

In den legten Jahren find die Strifereglements auf faft allen gemwerfichaft: 
fihen Kongreſſen und VBerbandstagen in Deutichland wie in anderen Ländern 
weſentlich verichärft worden, mit der bewußten Tendenz, die Inſzenierung von 
Arbeitsausftänden möglichſt einzufchränfen. 


Als Beiſpiel jeien folgende auf dem II. Defterreichiichen Gewerkſchafts— 
Kongreß (Dezember 1896) beichloffene Paragraphen des öfterreichiichen Strike: 
reglements angeführt: 

1. Jede Organijation hat, wenn fie einen Strike beabfichtigt, hievon die 
Gewerkſchaftskommiſſion zu verftändigen, jowie die Zuftimmung der leßteren 
zum Strife einzuholen. 

2. Die Kronlands-Zentralleitungen haben über jeden ihnen zur Anmeldung 
gebrachten Tal umgehend genaue Erhebungen zu pflegen und zwar über: 

a) die veranlafjende Urſache zum Strife, 

b) die Löhne, 

c) die Arbeitäzeit, 

d) die Zahl der eventuell am Strike Teilnehmenden, 

e) die Zahl der Verheirateten und Kinder, 

f) die für den Strife beſonders günftigen oder ungünftigen Geſchäfts- jo- 

wie lofalen Berhältnifje 
und nach gepflogener Erhebung jofort an die Gewerkſchaftskommiſſion Bericht 
zu erftatten und ihr Gutachten beizufügen. 

3. Bei Strifes, welche ohne Zuftimmung der Gewerkſchaftskommiſſion be— 
gonnen werben, bejteht fein Anſpruch auf materielle Unterftügung. 

4. Ausgenommen vom Punkt 3 find nur Abwehrftrifes, die gegen eine 
Verihlechterung der Arbeitsbedingungen ſowie zur Wahrung der Organijation 
gerichtet find, und auch jene Strifes, für welche die einzelnen Berufe oder Kron— 
londs-Sentralleitungen die Unterftügungsmittel jelbft aufbringen. In ſolche Ab: 
wehrſtrikes darf erſt dann eingetreten werden, wenn eine vorherige gütliche Bei— 
legung des Konfliktes nicht möglich war und ber Verband der betreffenden 
Branche fi) von der Unmöglichkeit einer jolchen Beilegung überzeugt hat. 
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Hierzu wurde noch folgender Antrag angenommen: „In Anbetracht deſſen, 
daß in letter Zeit eine Reihe von Strifes verloren gingen, weil fie nur unter 
ungünjtigen Borausjegungen unternommen wurden, empfiehlt der Kongreß jelbft 
in Bezug auf jogenannte Abwehritrifes die größte Vorficht.“ 

Auh in England erhalten die Arbeiter nur dann Strifeunterftügung, 
wenn fie entweder direft vom Gemwerfverein „herauögerufen“ werden oder die 
Arbeit eingeftellt haben, weil der Unternehmer ihnen Arbeitsbedingungen zu: 
mutete, die den Satzungen ihres Gewerfvereind ausdrüdlich widerſprachen. Bei 
Angriffitrites muß der Beſchluß erft eine Reihe von Inſtanzen durchlaufen, ehe 
man endgültig zur Arbeitsniederlegung jchreitet. Zunächſt wird die Trage in 
dem Ortsverein, von dem die Anregung ausgegangen ift, eingehend beſprochen. 
St diefer einverftanden, event. einen Kampf aufzunehmen, jo muß der Antrag 
unter genauer Darlegung aller in Betracht fommenden Verhältniffe dem Zentral: 
Ausſchuß des Gewerkvereins unterbreitet werden. Findet er aud) bier die Zu: 
ftimmung, jo wird die ganze Vorlage mit entiprechenden Gutachten jeitens der 
Zentrale an jümtlide dem Gewerfverein zugehörige Ortövereine überfandt, melde 
ihrerjeitö wiederum über die Sadjlage diskutieren. Dann findet noch eine all: 
gemeine Abjtimmung, und zwar jchriftlich, der Mitglieder des ganzen nationalen 
Verbandes ftatt, und wenn die Majorität ſich für die Annahme des Antrages 
ausgejprodhen hat, erit dann darf der Strife in dem Ausgangsorte be 
gonnen werden. 

Bei den nordamerifaniichen Gewerfvereinen (Americain Federation of 
Labor) jteht dem vom Jahresfongreß gewählten Erefutivausihuß das Recht zu, 
über die Berechtigung beabfichtigter Arbeitsausftände zu enticheiden. 

d) Jm Laufe der Zeit haben fih jo aus der Strikepraxis bei den 
Arbeiterorganifationen verjchiedene Kampfesformen entwidelt, die je nad) Zeit 
und Umftänden ihre Anwendung finden. 


Zunächſt beiteht ein Unterſchied zwilchen den offenfiven und dejenfiven 
Ausftänden, je nachdem die Forderungen der Strifenden pofitiver Natur find, 
indem fie eine Verbefferung der bisherigen Lohn: oder Arbeitsbedingungen er: 
jtreben, oder negativer, indem fie eine Verjchlechterung ihrer Poſition verhindern 
wollen. Während demnach bei den Angriffitrifes die nitiative von den 
Arbeitern auögeht, ift e8 bei den Abwehrſtrikes der Unternehmer, der den 
Anſtoß zur Niederlegung der Arbeit gibt, indem er den Verſuch macht, eine 
Aenderung in dem Vertragdverhältnis zu Ungunften der Arbeiter vorzunehmen. 

Es läßt ſich nachträglich nicht immer genau entſcheiden, ob ein Strife 
zur einen oder anderen Art gehört, namentlich dann, wenn es fi) um Perjonal: 
fragen gehandelt hat, weil es oft ſchwierig ift, feitzuftellen, wer urfprünglich die 
Veranlaffung zum Konflitt gegeben bat. Daher redjnet 3.8. die offizielle 
öfterreihiiche Statiftit zu den Abwehrſtrikes alle Ausftände, mittelft deren die 
Urbeiter eine Beeinträhtigung ihrer wirtichaftlichen Lage zu verhüten ſuchen, 
aud) wenn fie zu dieſem Zweck oder bei diejer Gelegenheit aus taktiſchen Gründen 
eine Erhöhung des Lohnes oder eine jonftige Verbeſſerung ihres Arbeitäver: 
haältniſſes fordern. 

Am leichteften ift die Unterſcheidung zwiſchen Offenſiv- und Defenfivftrifes 
in den Fällen, bei welchen in erſter Reihe Lohnfragen das Kampfobjekt bilden. 

In allen Ländern iſt die Zahl der Angriffſtrikes durch— 
ſchnittlich größer als die der Abwehrſtrikes, und zwar ſind 
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erftere relativ häufiger in Zeiten auffteigender Konjunktur, 
legtere dagegen in fritijhen Jahren. 

Bon allen in den bezeichneten Jahren vorgeflommenen Arbeitseinftellungen 
waren: in Oeſterreich 











Abwehr: | uns 
ſtrikes beſtimmbar 





Angriff⸗ 
ſtriles 











Quin⸗ Angriff⸗ Abwehr⸗ 
quennium ſtriles ſtrikes 
1860-- 64 2 
1865—69 6 
1870— 74 12 
*1875—79 12 
*1880— 84 8 
1885 — 90 34 
*1891—94 54 





Beionders deutlich tritt die MWechjelbeziehung zwiſchen Konjunktur und ber 
Etrifeart in der von der Generallommilfion der deutichen Gewerkſchaſten ver: 
öffentlichten Etatiftit hervor. Danach haben in Deutſchland ftattgefunden ?). 


Anariff: | Abwehr: 
ſtriles ſtriles 








un⸗ 
beſtimmt 









1890/91 
*1892 
*1893 
*1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
*1901 
1, ©, 5m. b. St, Bd. J, ©. 847. 
2) ©. Hw. d. St, Bd. 1, ©. 768 und das „Korreipondenzblatt“ der Generallommilfion. 
Unnalen des Deutſchen Reicht. 1908. 23 
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Di 
Zahlen: 


amtlichen Erhebungen des reichftatiftiichen Amtes ergeben folgende 


m 





abjolut Mm Prozenten 
Angriff: | Abwehr: Ang: riff- Abwehr⸗ 
ftrifes ſtriles ftrites ſtriles 














1899 | 1010 269 [78,0% 214%, 
ı900 | 1127 | 306 |70ı „ 120% „ 
"1901 | 697 | 359 |660 . |346 . 








Die Hödjftzahl der während der Dauer der Angriff: bezw. Abwehrſtrikes 
gleichzeitig ftrifenden Perſonen betrug bei den: 





| Angriff ee 








jtrifes ſtriles 

1899 82 913 16 425 
1900 110 576 12 227 
*1901 37079 18 183 


Die Differenzen zwilchen den gewerkichaftlicden Angaben und der amtlichen 
Statiftif erklären ſich teils aus der verjchiedenen Zählmethode, teils aus Der 
Tatſache, daß die Gemwerkichaften von den Offenfivftrifes häufiger Kenntnis er— 
halten als von den bdefenfiven Ausftänden, weil für die erfteren bereitwilliger 
eine Unterftüßung gewährt wird. 


e) Eine Abart der beiden genannten Strifeformen find die jogenannten 
Sympathieftrifes, bei welchen die außsftändigen Arbeiter feine Yorderungen 
in ihrem individuellen Intereſſe ftellen, fondern zu Gunften und zur Unter- 
ftüßung anderer ftrifender Arbeiter ihre Arbeit niederlegen. Die an einem 
ſolchen Ausftand beteiligten Arbeiter wollen auf die wiberftrebenden Unter- 
nehmer einen Drud ausüben, indem fie ſich mit ihren kämpfenden Genoffen 
jolidariich erklären und ihre Arbeit erft dann miederaufzunehmen gewillt find, 
wenn die Forderungen der Lebteren bewilligt werden. In diefen Sympatbie- 
ftrifes findet der Klaffenfampf jeinen reinften Ausdrud. Die Arbeiter fühlen 
fi) dabei nicht mehr ala Einzelperfonen, jondern ala Angehörige derjelben Klaffe, 
die fih als jolche dem Unternehmertum entgegenitellt. 

Statiftiich zufammenfaffen laffen fi) die Sympathieftrifes nicht, weil die 
Arbeiter bei diejer Gelegenheit faft ſtets, wenn auch nur zum Schein, jelbftändige 
Forderungen ftellen. Nur die amerikaniſche Statiftit verzeichnet fie in einer 
befonderen Rubrik. Danach wurden in den — Staaten 

in den Jahren 1881-86 5 
“1887-94 (6 Monate) 2630 Etabliſemenn 
von Sympathieftrifes betroffen, d. h. O,s bezw. 7,7 °/o aller Etabliffements, in 
denen e8 überhaupt während der angegebenen Zeiträume zu Arbeitsausftänden 
gefommen: ift. 


1) &, Hm. d. St, Bd. I, ©. 853 u. 866. 
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Jedenfalls zeugt die Veranftaltung von Sympathieitrifes von einem höheren 
Solidaritätägefühl und einem nicht geringen Idealismus. Man fieht aus obigen 
Zahlen, daß dieje Gefinnung bei der amerikaniſchen Arbeiterſchaft im Wachſen 
begriffen ift. Zieht man die bedeutenden Unterftügungsbeiträge in Betracht, 
welche bei größeren Lohnkämpfen aus allen Ländern zujammenfließen (ſ. oben 
©. 59/60), jo läßt ſich dasjelbe auch von den Arbeitern anderer Qänder be- 
haupten, nur daß fie heute ihre Sympathie meift auf andere Weije zum Aus— 
drud bringen, 3. B. durch Geldipenden, als durch eine Arbeitseinftellung, die 
doc immer ein unficheres und zweifelhaftes Hilfsmittel ift. 


f) Man unterjcheidet ferner Einzelftrifes und Gruppenitrifes. 


Erfolgt ein Ausftand nad) gemeinfamem Plan und unter einheitlicher 
Durchführung und Leitung, jo gilt er ala ein Strifefall, au) dann, wenn an 
ihm Wrbeiter aus verſchiedenen Fabriken beteiligt find. Erftredt ſich eine 
Arbeitseinftellung auf zwei oder mehr Betriebe, jo bezeichnet man fie als einen 
Gruppenftrife. Spielt ſich der Kampf innerhalb eines einzigen Betriebes ab, 
jo nennt man ihn einen Einzelſtrike. Zwei Strifes alio mit verjchiedener Be— 
ihlußfaffung und getrennter Aktion der beteiligten Arbeiter, wenn auch inner: 
halb ein und bderjelben Fabrik, werden doch ala zwei GStrifefälle gerechnet. 
Auch bier muß bemerkt werden, daß die Unterjcheidung viel von der jubjektiven 
Auffaflung abhängt. 


Ganz jefte Regeln über die Einzeln» und Gruppenausftände haben fich 
zwar aus der Praris noch nicht ergeben. Jedoch läßt fich jo viel Eonftatieren: 
So lange und überall dort, wo die Fabrikanten ifoliert daftehen und noch feine 
Arbeitgeber-Berbände eriftieren, befteht die Taktik der Arbeiter meift darin, bie 
Unternehmer möglichit einzelmweife anzugreifen, weil die leßteren in diefem Falle 
weniger widerftandsfähig find und am empfindlichiten getroffen werden. Der: 
artige Ausftände verurfadhen den Arbeitern weniger Koſten, eventuell Berlufte 
und erleichtern ihnen auch die Ueberwachung der Wrbeitsftätten. 


Andererſeits geben freilich eben jene Guerillafämpfe oft den Anftoß dazu, 
daß fich aud die Arbeitgeber fefter zuſammenſchließen. Und in dem Maße, 
wie ſolche Unternehmerbündniffe fi bilden, um den Gewerfichaften entgegen- 
zutreten, nehmen wieber bie Arbeitdeinitellungen einen größeren Umfang an. 
Die Unternehmer beantworten nunmehr einen Einzelausftand nicht jelten mit 
einer allgemeinen Ausſperrung aller bei ihnen beichäftigten Arbeiter. Der Zwed 
einer ſolchen Maßregel beſteht hauptjächlicy darin, die Kaſſen der Arbeitervereine 
zu leeren und jo weitere Strifes in ihrem Keime zu erftiden'). 


Nach amtlicher Ermittlung betrug die Zahl der Einzel: bezw. Gruppen= 
ausftände ): 





) Ein treffliches Beiipiel bietet in diejer Beziehung der in den Monaten Juni und 
Juli diejes Jahres (1902) ftattgehabte Kampf im Hamburg-Altonaer Baugewerbe, two die 
Arbeiter ebenfalls die Methode des Einzelitrifed anwandten, die Meifter aber, als fie die 
Abſicht merkten, gleich fämtliche in ihren Dienjten jtehende Gejellen in Hamburg, Altona 
und in den Bororten ausiperrten. Nach zweimonatlicher Dauer endigte der Kampf mit 
einer ſchweren Niederlage jeitend der Arbeiter. Der wohlorganifierten Unternehmerſchaft 
war es gelungen, — wie die „Soz. Pr.“ XI, 44 berichtet — „ganze Waggons Arbeitö- 
williger aus Schlefien, Holland und Ftalien berbeizuichaffen“. 

2) Vergl. auch ©. 341/48, woſelbſt näheres über den Umfang der Gruppenaus— 
fände mitgeteilt ift. 
23% 
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in Deutſchland 

















abjolut in °/ aller Striles 
Einzel: | Gruppen- Einzele | Gruppen= 
ftrife ftrife ftrite ſtrike 


























1899 931 | 357 7l,ı 29,0 
1900 1018 415 72,» 27,7 
1901 803 | 253 76,0 | 24,0 
in Defterreih 
— abſolut Lin °% aller Strikes 
Einzele | Gruppen | Einzel: | Gruppen- 
ftrife | jtrite ftrife | ftrife 
1894 | 140° 32 | 814 | 18% 
1895 174 | 35 835 | 16, 
1896 239 66 78.4 21, 
1897 205 | 41 8353 | 16, 
1898 203 | 52 76,8 20,4 
1899 266 | 45 85,5 145 
1900 264 | 39 871 | 12,» 
1901 222 | 27 89,2 10,3 


g) Dehnt fi) ein Gruppenftrife über einen ganzen Berujägweig einer 
Ortögegend ober gar eined Landes aus, fo ſpricht man von einem „General: 
ftrife“. Der Generalitrife war früher, in ber revolutionären Epoche ber 
Arbeiterbewegung ein beliebtes Schlagwort. Man glaubte vielfadh, mit Hilfe 
eined allgemeinen Generalftrife8 werde man eines Tages imftande fein, die be— 
ftehende Sefellichaftsorbnung aus den Angeln zu heben. Bisher haben fich jedoch 
dieje Maſſenſtrikes faſt ſtets als verfehlt und erfolglo8 erwieſen und werden 
heute von den meiſten Arbeiterführern als wirtichaftliches Kampfmittel verworfen. 
Selbft von ſozialiſtiſcher Seite werden fie höchſtens für politiiche Demonftrations- 
zwecke befürwortet. Die Generallommiffion der beutichen Gewerkichaften hat ſich 
wiederholt gegen einen Generalausftand ausgeſprochen und ihn als eine Utopie 
bezeichnet. In der Tat erfordert eine jo umfangreiche Arbeitseinftellung, wenn 
fie gelingen joll, jo bedeutende Geldmittel und jet eine jo ftramme Diszipli- 
nierung und mweitausgreifende Organilation der Arbeitermafjen voraus, wie fie 
heute noch in feinem Lande eriftiert, vielleicht mit Ausnahme von Ausftralien. 

Nur in den Köpfen der franzöftichen und belgifchen Arbeiter ſpukt die 
Beneralftrifesidee noch immer jehr ftarf. 

Das verfloffene Jahr (1902) war ganz bejonders reih an ſolchen 
Riefenausftänden. Im Laufe von fünf Monaten ereigneten fich nicht weniger 
ala ebenio viele Generalftrites, teils wirtfchaftlicher, teils politifcher Natur: Trieft, 
Turin, Barcelona, Brüffel, Stodholm. 


Anfang Februar ftellten in Trieft 200 Lloydheizer die Arbeit ein, um 
eine Verkürzung der Arbeitszeit zu erlangen. Die Direktion lehnte die For— 
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derungen der Strifenden ohne weiteres ab. Darauf ſchloſſen fih ihnen am 
13. und 14. d. M. zunächſt im Hafengebiet von Zrieft die Eijenbahner, Schrift: 
jeger, Gasarbeiter, Trammapbedieniteten zur Unterjftügung an. Erſt ala das 
anze Erwerböleben der Stadt ins Stoden geriet und e8 zu blutigen Zuſammen— 
Haben mit dem Militär gefommen war, zeigte ſich die Lloydverwaltung unter 
dem Drud der öffentlichen Meinung zu Verhandlungen geneigt. Es wurde ein 
Schiedsgericht, beftehend aus fieben Perjonen, eingejegt, welches nad) kurzer 
Beratung zu Gunften der Arbeiter entſchied. Darauf erfolgte am 17. die 
Biederaumahme der Arbeit. 

Nod im jelben Monat brad in Zurin ein Generalftrife aus, der aber 

ſeht rajch beigelegt wurde. Einen allgemeinen Eijenbahnerausjtand konnte die 
talteniihe Regierung damals nur dadurch verhindern, daß fie die Eilenbahn: 
angettellten im Mobilmachungswege unter militäriſches Kommando ftellte: eine 
außergewöhnliche Maßregel, welche die Eifenbahngejellichaften jedenfalls teurer 
zu ſtehen kam, als die von den Arbeitern geforderte Gehaltserhöhung. Denn 
die Eijenbahner erhielten nunmehr außer ihrem Beamtengehalt auch noch die 
Soldatenlöhnung, deren Koften von der Regierung den Bahngejellichaften auf: 
erlegt wurden. 
Der Maſſenſtrike, welder im März 1902 in Barcelona ftattfand, um: 
fabte mehr ala 100000 Perjonen aller Gemwerbözweige und war ebeunfall von 
ihweren Ausjchreitungen begleitet, die jedoch nicht von ausftändigen Arbeitern 
ausgegangen, jondern von anardiftiichen Agitatoren angeftiitet waren. 

Bei dem belgiſchen und ſchwediſchen Generalausftand (im April bezw. 
Mai 1902) handelte es ſich um politische Tendenzen. Beide follten eine gewaltige 
Vemonftration zu Gunften des allgemeinen Stimmredtes jein. 

h) Daß Generafftrifes häufiger zu Unruhen und militäriichem Einjchreiten 
Anlaß geben, erklärt fi naturgemäß aus der allgemeinen Aufregung und 
gereizten Stimmung der darbenden Arbeitermafjen, die durch unvorfichtige Provo- 
tationen leicht zu Uebergriffen verleitet werden können. Sonft aber muß man 
anerfennen, daß namentlich) die vorgeichrittenen Arbeiterichichten das ehrliche 
Streben haben, die jozialen Kriegäfitten immer mehr zu humanifieren. 

In England, wo im Anfang des 19. Jahrhunderts Fabrikbrände, Majcinen: 
demolierungen im erjchredender Weile um fich gegriffen hatten, — in England 
it heute von folchen Kampfmitteln feine Rede mehr. Dasselbe gilt für Deutſch— 
land und im großen und ganzen auch für die übrigen Länder. Wenn man 
st noch von Gemwalttätigfeiten bei Ausjtänden hört, jo hängt das teil mit der 
medrigen Kulturjtufe, teil3 aber mit dem jpezifiichen Nationalcharakter der be: 
treffenden WUrbeitergruppen zujammen. Die heiblütigen Romanen find eben 
lachter erregbar als die phlegmatiichen, nüchternen Germanen. Deshalb darf 
man fich nicht wundern, wenn es bei den Strifes franzöſiſcher, belgijcher, italieniicher 
oder ſpaniſcher Arbeiter etwas lebhafter hergeht und bisweilen zu gröberen Aus- 
Khreitungen kommt. Uebrigens gehören ſolche Geichehniffe auch dort bereits zu 
den Seltenheiten. Gelegentlich des oben erwähnten Generalausftandes in Trieſt 
erfannte der öfterreichiiche Mkinifterpräfident von Körber im Parlamente aus: 
drüdlich an, dat die vorgefallenen Exzeſſe nicht von den Strifenden, jondern von 
unbeteiligterm ‘Pöbel injzeniert waren. 

Selbſt in den Vereinigten Staaten haben ſich die Verhältniffe in dieſer 
Beriehung gebeſſert. Bis vor einigen Jahren verliefen die Arbeitseinftellungen 
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dort meift recht ſtürmiſch. Bei größeren Strifes fam es vor, daß bie Unter: 
nehmer ganze Regimenter anmwarben, um fie jeden Augenblid zum Schuhe der 
Betriebsanlagen bereit zu haben. 


In Amerika ift da8 wohl darauf zurüdzuführen, daß die dortige Arbeiter: 
ſchaft jehr viele zufammengemwürfelte, fluftuierende und unruhige Elemente ent 
hält; SKraftmenichen, die gleich den amerikanischen SKapitaliften fein andere 
Streben fennen, als in möglichſt kurzer Zeit möglichft viel Geld verdienen. Seit 
Ende der iger Jahre, mit dem Anwachſen der Gewerfvereine und der Ge 
wöhnung der Arbeiter an Ordnung und Disziplin haben die Lohnkämpfe ruhiger: 
und gelegmäßigere formen angenommen. 


Die italienischen Strikes des Jahres 1899 waren nach amtlihem Beridt') 
in 11 Fällen (40) von Rubeftörungen begleitet, welche die Tätigkeit der Gerichts 
behörden, in 16 anderen Fällen die der Sicherheitsbehörden in Anfpruch nahmen. 


In Oeſterreich fanden im Jahre 


1895 . .. ...28 

1896 . . . 28 | Beltrafungen — meijt 
1897... 21 wegen lebertretung 
1898. . .„ 17 des Koalitionsgeſetzes 
1899 .. 26 — ſtatt. 

1900 . . . 674°) 





In Deutſchland hatte 


— — 


die Staatsanwaltſchaft in 
die Polizei n .- . .» 















Beranlafiung zum Einichreiten, womit jedod noch nicht gejagt ift, daß in allen 
diefen Fällen auch tatjächlicy Beftrafungen erfolgt find. Bezüglich der polizei: 
lihen Intervention bemerkt der offizielle Bericht ausdrüdlih, daß es ſich viel- 
fah nur um die Aufitellung von Schutzmannspoſten auf der Arbeitsftätte, auf 
den Bahnhöfen, vor Wirtshäufern und Verfammlungslofalen gehandelt hat. 


Nach einer Zufammenftellung der „Generaltommilfion der Gewerkſchaften 
Deutſchlands“ fommen auf je 1000 an GStrifes beteiligte Perſonen im Sabre 


1892 °.. . 245 


1893 ..... 4, vegen Strifevergehens — 
18% 263 | Perleitung zur Zeilnahme 
1895. 6anm Ausftand unter An 
1896 ... 9, | Mendungvon Drohungen, 
1897 15 | förperlicher Gewalt zc. — 
1898... 49 Beitrafte ?). 


1) ©. „Soz. Rundſch.“, Septemberheft 1901. 
) Infolge des großen Bergarbeiterausftandes. 
*), Abgeiehen von Webertretungen der Polizeivorichriften und groben Unfugs. 
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Das find jehr mäßige Zahlen, wenn man bedenkt, daß 3. B. im Jahre 
1898 nad der deutſchen Kriminalftatiftit auf 1000 ftrafmündige Perjonen 
10,» Beitrafte kamen. 

Daß die internationale Ausftandsbewegung heute in einem gemäßigteren 
Tempo verläuft, als dies ehemals der Fall war, ift in erfter Linie den Arbeiter: 
organifationen zu verdanken. Unter dem Einfluß der Gewerfvereine haben die 
Arbeiter allmählich größeres Verftändnis für das Walten der öfonomijchen 
Kräfte erlangt. Sie begreifen immer mehr, daß der Kapitalismus wie die 
ganze gegenwärtige Geſellſchaftsordnung nicht von ungefähr und willkürlich ent- 
fanden, jondern das Produft der ganzen vorhergegangenen öfonomijchen und 
geiftigen Entwidlung und darum auch wandelbar ift. Die Arbeiter ziehen heute 
mit mehr Hoffnung in den Kampf, weil fie ihn nicht mehr für jo ausfichtslos 
halten wie ehedem und weil fie glauben, daß eine Verbeſſerung ihrer fozialen Lage 
möglich ift, auch ohne einen radikalen Umfturz der bejtehenden Wirtichaftsordnnung. 


Anlage A. 
Die politifhe Situation. 


1791 Koalitionsverbot in Frankreich. 
1800 Koalitionsverbot in England. 
1824 Roalitiond- Freiheit in England. 
1825 Einfhränfung der Koalitionsfreiheit in England. 
1845 Preußiſche Gewerbeordnung: Beichränkung des Koalitionsrechtes. 
1854 Koalitionsverbot für landmwirtiaftlihe Arbeiter und für dad Gefinde in 
Preußen (no jept beitehend). 
1861 Koalitionds?zreiheit in Sadjen. 
1862 Gründung der „Internationale“. 
1864 Teilweile Aufhebung des Koalitionsverbotes in Frankreich. 
1866 Koalitions-Freiheit in Belgien. 
1867 —69 Koalitions-Freiheit in Preußen. 
1869 Gewerbeordnung bed Norbdeutihen Bundes: teilmeiie Aufhebung des Koa— 
litionsverbote8 in Deutihland. 
1870 Roalitions- Freiheit in Dejterreid. 
1871 Tr;des Unions Act (juriftiihe Berjönlichkeit) in England. 
1872 KoalitiondsTFreiheit in Holland. 
1876 Größere rechtliche Freiheit der engliſchen Gewerkvereine. 
1878— 90 Sozialiftengejep in Deutihland: Auflöjung von 20 gewerkicaftlichen 
Bentralverbänden und ca. 100 Xofalvereinen. 
1884 Koalitions-Freiheit in Franfreid. 
1880/85 Koalitiondsfzreiheit in Deutidhland. 
1886 Strite-Erlaß des preußiſchen Minifterd v. Bultlammer: Einjhräntung des 
Koalitionsredhtes auf Grund des Sozialiſtengeſetzes. 
1887 Begründung von Gewerkvereinen „ungelernter” Arbeiter in England. 
D.IX. 1890 Aufhebung des Sozialiftengefeged in Deutihland. 
1890 Koalitionds?zreiheit in Jtalien. 
1890 Proflamierung des 1. Mat ald allgemeinen Arbeiterfeiertag (Bildung von 
Unternehmerverbänden). 
16. XI. 1890 Einjegung der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutihland® (ca. 
300 000 organifierte Gewerkichaftämitglieder). 
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Anlage B. 
Die wirtſchaftliche Situation. 


g. bedeutet, daß das betreffende Jah 
u 


1860—65 
1866 


1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1875 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 


Fenspsserererernenasen on 


(Krifis in England und 
Bereinigte Staaten). 


(in England u.). 
(in England u.) 


1885 
1886 


1887 
1888 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
189 
1896 


1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
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Staaten 9.) 
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Staaten u.) 
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Die Hotenbanken in Württemberg, 1876-1900. 


®on Dr. phil. Berthold Breslauer in Berlin. 
ESchluß.) 


Betrachtet man die durchſchnittliche Größe und vor allem die Verfallzeit 
der von der Württembergiſchen Notenbank diskontierten Wechſel (ſ. Tabelle 8), 
ſo iſt nicht zu verkennen, daß die Kunden der Bank hauptſächlich wohl den 
Kreiien der Banken und Bankiers angehören '). Auch liegt es klar, daß ſowohl 
Größe wie aber beſonders Verfallzeit der Wechſel fich jeit dem Anfang der 
achtziger Jahre vermehrt reip. verlängert haben; und jetzt ift die frage zu be: 
antworten, ob diefe Vergrößerung darauf zurüdzuführen ift, daß die Württem— 
bergiiche Notenbank immer ftärfer von der Vereinsbank in Anſpruch genommen 
wird. Etwas Wahres ift vielleicht auch an diefer Behauptung, dody wieder und 
immer wieder verichlingen ſich jo viele Momente, Schlagen die glücklich aus: 
einandergebogenen Zweige jo oft zujammen, daß das verzweiflungsvolle „non 
iquet“ auögeiprodyen werden muß! 

Mögen nun die Motive, welche die Württembergijche Notenbank veranlapt 
daben, den Vertrag plößlich zu brechen, der Angft vor dem vermeintlichen 
Lerluft ihrer Kunden — hat doch feine andere Privatnotenbanf ihrer Bejorgnis 
durh den ſpontanen Rüdtritt Ausdruck gegeben — entiprungen oder tat: 
ihlih die MWürttembergifche Vereinsbank von beftimmendem Einfluß geweſen 
fen — ihr Schritt ift nicht zu rechtfertigen. Wenn aud die Bank nur ein 
Sandesinftitut fein will, jo trägt ihr das Notenprivilegium Pflichten auf, die 
fe nicht verlegen darf. Und daß ſich die Württembergijche Notenbank im Augen: 
lid der Gefahr von der Reichsbank losgeſagt hat, ift eine Verlegung ihrer 
oollswirtichaftlichen Pflichten. 

Sie jcheint fih auch von ihrem Mibgriff überzeugt zu haben. Denn 
zenige Tage fpäter tritt fie dem erneuerten Abkommen, das num erft nad) 
orangegangener vierzehntägiger Kündigung verlaffen werden darf, wieder bei?). 

Die Jahre von 1891 bis 1895 erproben nicht die Feſtigkeit des Ab— 
Iommend. Die wirticaftlihe Stodung läßt keine geldverteuernde Spekulation 
aftommen, die Unruhen in den amerikanischen Staaten bewirken, daß die 
Ianten ihre anlagejuchenden Kapitalien dem heimischen Geldmarkt zur Ber: 
Nigung ftellen. Daher jehen wir in diejer Zeit niedrige Diskontläge. 1890 war 
die offizielle Mate der Reichsbank auf der Höhe von 4,5%, ſchon im Jahre 
1891 fallt fie auf 3,78°/o, im folgenden Jahr ermäßigt fie fih um 0,57 /o. 
rar wird 1893 ein Diskontſatz von 4,069 "/o erzielt, — e8 beginnen bie 
Aniprühe an den Markt zu fteigen — doch in ben beiden nächſten Jahren 
Kwanft der Sat wieder zwijchen 3,12 und 3,14 %/0. Viele Tage hindurd kann 
de Reihabanf 1894 mit einem Privatdisfont von 2°/o auftreten, und Geld iſt 
an der Börje durchichnittlih zu ca. 1”/4 %/o erhältlich. Entiprechend verändert 
"bh auch die Rentabilität ihrer durchſchnittlichen Wechielanlage. 


!) „Deuticher Delonomift“, Jahrgang I888, Nr. 277, ©. 208. 
?, „Deutjcher Oekonomiſt“, Jahrgang 1888, Nr. 306, ©. 59. 
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1891 entfernt fi die Württembergiiche Notenbank nicht weit von den 
Sätzen der Reichsbank. Die Differenz beträgt —0,43 0. Das Yahr 1892 
bringt mit feinen niedrigen Sätzen den Unterjchied in der Rentabilität der 
Wechſelanlage um 0,38 °/o ins Wachſen. 1893 finft er jchon wieder auf 
—0,54 °/o, 1894 hebt er fih um 0,18 %/o, und 1895 fteht er auf —0,67 °/o. 

In den Jahren von 1895—1900, der Zeit des hödjiten wirtichaftlichen 
Aufſchwungs, den jemals die deutiche Volkswirtſchaft erlebt hat, vermehren ſich 
die Kreditanſprüche an die Banken riefig'). In der zweiten Hälfte des Jahres 
1895 beginnen fie ſich einzuftellen, und die Reichsbank, weldye jeit dem 5. Fe— 
bruar 1894 ihren offiziellen Sag von 3° bewahren konnte, fieht ſich ge— 
zwungen, am 11. November 1895 ihre Rate auf 4°/o zu erhöhen, und ber 
Privatiag an der Börſe erreicht in Berlin mit 3°/s %/o, in Frankfurt a. M. 
mit 4°/o faft die gleiche, reip. jogar diejelbe Höhe des Zinsfußes der Zentral: 
bank. Die Jahre 1896, 1897 und die erften Monate des Jahres 1898 ver- 
ringern den Kreditbegehr und führen zu niedrigeren Diskontjägen; es finden ſich 
fogar Ermäßigungen bi8 auf 3/0. In diefe Ruhe ber gleihmäßigen Entwid- 
fung tritt ftörend der Ausbruch des ſpaniſch-amerikaniſchen Krieges. Die 
Bereinigten Staaten juchen ihre Guthaben in Europa in Gold zu realifieren ?) 
und ziehen bedeutende Mengen des edlen Metall über den Ozean. Die Reichs— 
bank muß, um diejen Abfluß zu hemmen, am 9. April 1898 ihren Diskontjag, 
der jeit dem 18. Februar die Höhe von 3°/o nicht zu verlaffen brauchte, auf 
4° emporſchrauben. Zu Anfang bes letzten Quartals läßt fi) auch wieder 
eine Steigerung der inländiſchen Kreditaniprüche Eonftatieren, welche verurjacht, 
daß im Oktober die Reichsbank ihre Rate auf 5 °/o erhöht, am 9. November 
nochmals um "/2°/o heraufjegt und am 19. November ſchließlich auf 6 %/o normiert. 

Doch die Säbe des Reichsinſtituts entfernen ſich nicht wejentlich von den 
Raten des offenen Marktes, welch’ Ießtere im Dezember auf 5°/s '/o fteigen. 
Das Yahr 1899 beginnt mit einem Diskontjag von 6°. Am 17. Januar 
erfährt er eine Minderung auf 5°. In ben erften Monaten finden noch 
weitere Ermäßigungen ftatt. Doc, ala im Auguft die Bank von England An— 
ftalten trifft, Gold aus Deutſchland in ihre Kaſſen zu leiten, erhöht die 
Reichsbank ihre Rate wieder auf 5°. Die legten vier Monate des Jahres 
zwingen zu neuen Heraufſetzungen, welde 6, ja jogar 7°/o betragen. 1900 
fönnen die enormen Diskontjäge ermäßigt werden, die ſeit dem 13. Juli ſich 
nur noch auf 5°/o belaufen. 

Die Württembergijche Notenbank folgt in diejer Periode mehr den Sätzen 
der Reichsbank, und zwar in dem Maße, als die Raten am offenen 
Markte die gleihe Rihtung annehmen. 1895 jehen wir, daß Die 
durchichnittliche Rentabilität ihrer Wechſelanlage ſich jeit dem Vorjahr um 0,05 °/o 
der Reichsbank genähert hat. Im Jahre 1896 fällt die Differenz in der Ren— 
tabilität um 0,32 %/o, 1897 beträgt der Unterſchied 0,44 0, im Jahre 1898 
0,35 °/o. Das Jahr 1899 bringt eine Heine Steigerung der Differenz von 0,07 °/o, 
während ſich 1900 der Sat der Notenbanf auf 0,69 °/o entfernt. 

Die kurze Betrachtung ber Diskontpolitif unferer beiden Notenbanken hat 
gelehrt, dak die Württembergijhe Notenbanf ftet3 die Disfont- 
rate der Reichsbank unterboten hat, am ftärkjten regelmäßig dann, 


!) Seit 1896 find von der Reichsbank die Diskontierungen zum Privatjaß eingeftellt. 
2) Siehe „Die Reichsbank, 1876—1900*, ©. 174. 
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wenn das Reihsinftitut die Diskontichraube zur Feſtigung der deutichen Wäh- 
rungäverhältnifie anzog. Die wenigen Jahre, in denen bie Württem— 
bergiihe Notenbank durch den Vertrag angehalten war, die 
währungspolitijhen Maßnahmen der Reichsbank zu unterftüßen, 
laſſen eine geringfügige Ausnahme erkennen. Hier iſt eine An— 
näherung der Sätze bet den Anſtalten erſichtlich, doch der Grad dieſer An: 
näherung wird, da das Abkommen die Notenbank nur auf kurze Zeit band, 
durch die Geldflüffigfeit am offenen Markte beftimmt. 

Am deutlichiten erjehen wir den Grad der Unterbietungstätigfeit der Württem- 
bergiichen Notenbanf, wenn wir ihre Disfontfäge mit den Raten der Börfe 
vergleichen. 


Spannung zwiihen! dem Privatdisfont an der Berliner Börfe und der 
Rentabilität der Anlage in Wechſeln auf das Anlaud bei der Württems 
bergiſchen NRotenbant '). 











Tabelle 6. 
Jahr Diskontſatz der Börie Rentabilität | Spannung 
| 0/0*) | No + ’h 
1876 | 3,048 3,241 +0,19 
1877 3,170 3,310 + 0,140 
1878 3,065 3,178 +0,15 
1879 2,604 2 1637 +0 1597 
1880 3,038 3,0331 —0 ,049 
1881 3,502 3,4671 —0,0343 
1882 3,890 3,9058 —+-0,0158 
1883 3,078 3,1818 0,1098 
1884 2 so2 2 sı87 +0 0167 
1885 2,853 2,9149 +0,01» 
1886 2 164 2 2030 + 0,0290 
1887 2 204 2 1020 +0 1580 
1888 2,107 2 171 0, 1401 
1889 2,426 2 146 —+0Ö,120 
1890 3,179 3,902 +0 123 
1891 3,019 3,218 +0 199 
1892 1,739 1,051 +0,18: 
1893 3,171 3,186 +0,05 
1894 1,718 l,sıı +0,19 
1895 2 013 2 117 +0,104 
1896 3,098 3,133 + 0,095 
1897 3,084 3,239 +0,15 
1898 3 548 3,701 + 0,153 
1899 4,450 4.446 — 0,004 
1900 4 105 4,592 —+0,137 


Zabelle 6 lehrt uns, daß die Württembergiiche Notenbank ftändig den 
Privatdisfont der Börje zur Rihtihnur genommen hat. Nur um 


ı) Die Tabelle ift nad genauen täglihen Durchſchnitten errechnet. 
*) Aus Tabelle 69 der „Reihöbant, 1876— 1900”, 
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wenige Bruchteile jchwanken ihre Säge von einander, und dieſe Unterjchiede 
laflen ſich auch daraus erklären, daß das mürttembergiiche Inftitut mehr die 
Raten der Frankfurter Börje, welche nur unweſentlich von den in der Tabelle an: 
gegebenen abweichen, in Anwendung gebracht hat. Ferner zeigt unjere Beobachtung 
gleichfalls, von welch’ geringer Bedeutung der Vertrag der deutichen Notenbanfen 
war. Die Grenzen, welche das Abkommen den Kontrahenten in der Feſtſetzung 
ihrer Diskontjäge zog, waren viel zu weit geſteckt, um wirklich eine bedeutende 
Annäherung an die Reichsbanfraten zu ermöglichen. Die Privatnotenbanfen 
brauchten gar feinen Vertragsbrud zu begehen, um doch die Reichsbank recht 
wirfjam unterbieten zu fönnen. Erſt die Novelle zum Bankgeſetz vom 7. Juni 
1899 bindet die Privatnotenbanfen feiter an die Diskontpolitik des Zentral- 
inftituts, indem ihnen die Verpflichtung auferlegt wird, „vom 1. Januar 1901 
ab nicht unter dem gemäß $ 15 des Bankgejeßes öffentlich befannt gemachten 
Prozentfag der Reichsbank zu disfontieren, jobald diefer 4 °/o erreicht und über: 
Ichreitet, und 2. im übrigen nicht um mehr als '/a°/o unter dem gemäß $ 15 
des Bankgejeges öffentlich befannt gemachten Prozentjage der Reichsbank zu bis- 
fontieren, oder falls die Reichsbank jelbit zu einem geringeren Satze disfontiert, 
nicht um mehr als "/s °/o unter diejem —— (Art. 78 2.) 

Nach der Unterfuhung der Diskontpolitif beider Notenbanken iſt jetzt Die 
Trage zu beantworten, welden Einfluß die Unterbietungstätigfeit der Württem— 
bergiichen Notenbank auf ihre Quote an den Wechjelantäufen hat. Wir Haben 
gefunden, wie dad württembergiiche Inftitut bis zum Jahre 1881 einen grö- 
Beren Betrag an Wechſeln disfontiert, als e8 der Reichsbank möglich ift. Ferner 
ift uns die Tatſache vor Augen getreten, daß nur noch im Jahre 1885 die 
Reichsbank von der Landesbank überflügelt wird; in den übrigen Jahren muß 
die mwürttembergijche Notenbank zurüdjtehen. Welche Rolle jpielen nun die 
Diskontfäge? Das a 1876 gewährt der Württembergiichen Notenbank einen 
Borjprung von 22,6°0; ihre Diskontraten weichen von denen des Zentral: 
inftitut3 um ca. */a%/o ab. Hier ift der Einfluß der Unterbietungstätigfeit noch 
nicht To Stark zu erfennen. Denn die furze Zeit ihres Beſtehens wird noch 
viele Wechſel von ben Kaſſen der Reichsbank zurüdhalten, eine Bewegung, welche 
nun dadurch verjtärkt wird, daß fie eben einen höheren Abzug von den Wedhiel- 
jummen al3 das ältere Landesinflitut macht. Die folgenden Jahre zeigen, daß 
die Reichsbank immer ftärfer von der Württembergiichen Notenbant in ihren 
Diskontjägen unterboten wird und daß es ihr nicht gelingt, die Rivalin in den 
Mechjelankäufen zu übertrumpfen. Im Sp: 1882 jedoch disfontiert Die 
MWürttembergifche Notenbant nur um ca. '/2"/o weniger als das Reichsin— 
ftitut, und da erbliden wir, wie fie in den Wechjelfäufen von der Reichsbank 
abgedrängt wird. Bis 1884 fann fi die württembergiiche Anitalt in ihren 
Diskontraten nur um relativ geringere Bruchteile von den Sätzen des Reichs— 
inftitut3 entfernen, und ihr Anteil an den Wechſelankäufen ift ununterbrochen 
kleiner al3 die Quote der Reichsbank. Als fie aber im Jahre 1885 mit dem 
gewaltigen Satze von 0,84 °/o die Reichsbankrate durchkreuzt, ſtrömen ihr wieder 
die Wechjel in größerer Menge zu, und die Reichsbank muß ihr — wie oben 
bemerft — für diejes Jahr die Führung überlafien. In der Tyolgezeit it ftets 
die Reichsanftalt an der Spite. Obwohl fie ftändig unterboten wird, hat ſich 
ihre Pofition in dem Königreich) jo gefeftigt, daß fie feinem Anfturm mehr 
erliegt. Aber auf der andern Seite ift wiederum hervorzuheben, daß Die 
Württembergiſche Notenbank im Diskontgeſchäft fich eine gewilfe Bedeutung 
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erhalten hat — die folge ihrer Unterbietungstätigfeit. Denn ficherlich 
müßte die Reichsbank viel mehr an Terrain gewonnen haben. Der Handel 
Württembergs, deſſen gejamte Bolfswirtichaft find ungzertrennbar mit dem 
ganzen Deutichen Reich verbunden, und die Reichsbank mit ihrem verbreiteten 
Filialnetz vermittelt die Wertumjäte. Sie, die allein in Württemberg elf Zweig: 
anftalten unterhält, einen weit ausgedehnten Giroverfehr mit ihrem Wechiel- 
geihäft in wirkſame Beziehung zu fegen weiß '), ihren Kunden Vergünftigungen 
und Erleichterungen aller Art gewährt?), kann in dem Königreich nicht mehr 
als 60,6 %/o im Diskont“, reip. 60,4 %/ im geſamten Wechjelgeichäit erlangen. 
Ferner erlegt auch die fünjprozentige Steuer der Württembergiichen Notenbant 
Beihränfungen in ihrer Diskontierungstätigkeit auf. Sie ift ein rein privat: 
wirtichaftliches Erwerböunternehmen und betrachtet e8 als ihre höchſte Aufgabe, 


Durchſchnittliche Größe und Berfallzeit der Platz und Verſandwechſel bei 
den Reichsbantanftalten im gefamten Reihögebiet und in Württemberg. 
Tabelle 7. 












Größe der Plaß- | Berfallzeit der Größe t ber Bere — Rerfallgeit der 
wechfel Plaßwechfel ſandwechſel Verſandwechſel 


Reichs- Reichsb. in| Reichs- Reichsb. in] Reichs- Reichsb. in] Reichs- Reichsb. in 










Jahr 












bant Waurttemb.ſ bant Wurttemb.ſ bant — bant |Württemb. 
Me Tage ! Tage AM # Tage Tage 
| 

1876 | 2085 | 1540 57 29 1486 | 1329 27 | 18 
1877 | 2022 | 1593 55 23 1382 | 1148 5» 21 
1878 | 2006 : 1448 56 24 1251 | 1168 27 19 
1879 | 1977 | 1424 55 29 1262 | 1141 26 20 
1880 | 2106 | 1796 53 27 1346 | 1200 27 19 
1881 | 2193 1667 50 25 1427 | 1256 26 17 
1882 | 2308 1784 48 24 1509 : 1432 27 17 
1883 | 2314 | 1956 50 17 1490 | 1388 238 1686 
1884 | 2437 . 1992 50 | 16 1491 1459 2393| 15 
1885 | 2358 . 2564 52 15 1424 | 1337 | ı7 
1886 | 2158: 358 | 4 u 1403 | 1118 | 31 | 18 
1887 | 2414 , 2954 57 13 1454 | 1104 31 2a 
1888 | 2268 , 2751 56 29 1389 | 1173 31 24 
1889 | 2436 | 2826 54 29 1432 | 1086 31 32 
1890 | 2383 | 2120 | 50 35 lısı2 90 | 27 : 34 
1891 | 2173 | 1754 52 38 1453 | 970 | %86 
1892 | 2203 1690 60 32 1322 | 937 293 22 
1893 | 2331 | 1610 5 | 34 1380 | 1025 29 | 28 
1894 | 2243 | 1662 | 60 | 37 1256 | 985 | 30 | 27 
1895 | 2391 . 1283 55 38 1335 994 30 29 
1896 | 2440 | 1106 52 42 1459 987 28 | 34 
1897 } 2323 ı 913 | 50 | 393 14 908 | 5 | 35 
1898 | 2381 | 1423 50 | 44 1528 991 25 33 
1899 | 2546 | 1411 50 51 1652 1078 26 30 
1900 | 2500 1727 49 | 48 1704 , 1152 233 | 27 


» Siehe Heil a. a. O. ©. 24. 
2) Siehe „Die Reihsbant, 1876—1900*, S. 84, S. 58, 
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möglichit reichlih Dividenden abzumwerfen. Daher muß fie bei ihrem meiſt jehr 
niedrigen Diskontſatze — er fteht doch durchweg unter der Rate der Reichs: 
bant — ſich bejonders hüten, eine Kontingentsüberichreitung vorzunehmen '). 

Das Bild, welches ſich uns bis jeht von dem Wechſelgeſchäft der beiden 
Notenbanten in Württemberg dargeboten hat, wird erit vollitändig, wenn wir 
die Beichaffenheit der angefauften Wechſel betrachten. Denn ſowohl die Größe 
als vor allem die Umlaufszeit ihrer Disfonten find für die Lage einer Bank 
von größter Bedeutung, und auf die Liquidität des Portefeuilles muß eine vor: 
fichtige Bankleitung den größten Wert legen. 

Wie die voritehende Tabelle erweiſt, haben die von den Reichsbankanſtalten 
in Württemberg disfontierten Wechſel eine Fürzere Umlaufszeit und meiltens 
auch eine geringere Größe als die, welche die Reichsbank im geſamten Deutichen 
Durchſchnittliche Größe und VBerfallzeit der Inlandswechſel bei den Reichs⸗ 


banfanftalten im gefamten Meichögebiet und der Württembergifhen Roten: 
Tabelle 8. baut. 


Größe eines Wechſels ui sau 


' Mürttemb. 


j | Württemb. | 
Reichsbank motendant | Reichsbank morenbant 











a Siehe ben Jahresbericht ber Württemb. Notenbanf für 18837. 
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Reich anfauft‘). Sehen wir uns die Platzwechſel an, jo finden wir, daß bie 
Reihöbant in Württemberg Wechjel an ſich nimmt, welche, von den Jahren 1885 
bis 1889 abgejehen, auf Eleinere Beträge lauten als ſolche, die außerhalb des 
Königreichs disfontiert werden; die Laufzeit währt auch nicht jo lange. Sie 
beträgt bei den württembergiihen Platzwechſeln zwilchen 11 und 51 Tagen, im 
Durchſchnitt des Reichs zwiſchen 60 und 48 Tagen. Die gleiche Beobachtung 
innen wir an den Verſandwechſeln machen. Auch hier im allgemeinen ge- 
tingere Zahlen ala im Reichsdurchſchnitt. 

Die Württembergiihe Notenbank jedoh kann auf eine ſolche Liquidität 
feinen Anſpruch erheben. 

Zabelle 8 legt genau dar, dat die Umlaufsfriit der von der Württem— 
bergiihen Notenbank angefauften Disfontwechjel oft mehr ala doppelt io groß 
it al& die Berfallzeit der von dem Zentralinftitut im gejamten 
Deutihen Reich disfontierten Wechſel. In den erften Jahren können 
wir eine kürzere Lauffrift und auch Kleinere Durchichnittsbeträge erkennen. Doc 
jet dem Anfang der adıtziger Jahre jehen wir die Ziffern anfteigen. Die 
Verfallzeit ſchwankt zwilchen 68 und 78 Tagen, während bei den Wechieln ber 
Reichsbank das Marimum 41 Tage beträgt. Die durhichnittliche Größe eines 
Wechſels der Württembergiichen Notenbank, welche 1880 nod) 2800 ME. ge: 
weien war, fteht 1899 ni | der Höhe von 3988 Mi. Der höchſte durchſchnitt— 
liche Betrag, den ein Wechjel bei der Reichsbank aufweiſt, beläuft ſich auf 
1936 ME. im Jahre 1900. 

Die geringere Liquidität des MWechielportefeuilles der Württembergiſchen 
Notenbank braudt in ruhigen Seitläuften feine ſchweren volfswirtichaftlichen 
Beiorgniffe hervorzurufen. Als Privatnotenbant kann fie nad leichteren 
Grundiägen verfahren als eine große Zentralbant. Sie ift imitande, ihre 
Wechſel zu redisfontieren und fich dadurch Geld zu verichaffen. Dagegen fteht 
die Reichsbank ganz allein auf fich jelbft angewiefen und muß deshalb ftreben, 
allen Anforderungen ftet3 gerecht werdend, vor allem leicht realifierbare Werte 
zur Verfügung zu Haben. 

Die lange Umlaufszeit, welche die Wechjel der Württembergiichen Noten: 
bank haben, ift auch durch deren Unterbietungstätigfeit im Diskontgeſchäft mit 
veranlaßt. Wie die Reichsbank bei den zum Privatjag angefauften Wechſeln 
für die geringere Rate einen größeren Betrag und eine längere Umlaufsirift 
jordert?), jo wird auch die Württembergifche Notenbank als ein Nequivalent ihrer 
Heinen Abzüge gleiche Eigenichaften ihrer Diskonten verlangen. Die Umlaufs: 
tft der Wechſel, welche die württembergiiche Anftalt gekauft hat, jtimmt daher 
faft vollfommen mit der Verfallzeit der Diskonten überein, die von der Reichs» 
bank zum Privatfag angenommen wurden: bei dem Zentralinftitut ſchwingt das 
Pendel zwiichen 74 und 78 Tagen, bei der Landesbank zwiſchen 68 und 78 Tagen?). 

Der höhere Durchichnittöbetrag, den wir bei den Wechſeln der Württem— 
bergifchen Notenbank gefunden haben, läßt — wie jchon oben bemerft — ben 
Shluß zu, daß die Bank zu einem namhaften Teil die Angehörigen des Geld: 
und Kredithandel ala Kunden befitt. Bei der Reichsbank in Württemberg 
J Die Handelskammern führen ſogar Klage über die Heinen Wechſel: „Das Schlimmſte 
And die kleinen Wechſel; jeder Bauer hat gegenwärtig Wechſelformulare in ſeiner Brieftaſche.“ 
(Jahresberichte der Handels⸗ und Gewerbefammern in Württemberg für das Jahr 1894, ©. 20). 

?) Siehe ©. B1 und Zabelle Nr. 48 in „Die Reihsbant, 1876— 1900. 

2) Siehe die Tabelle Nr. 48 in „Die Reihsbant, 1876—1900.* 
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fehen wir die einzelnen fozialen Schichten der Bevölkerung annähernd gleid- 
mäßig als Kreditberechtigte vertreten‘). Wie überall in Deutichland, jo bilden 
auch hier die Kaufleute das Hauptkontingent. Ihre Zahl beträgt 49,1 "/o 
fämtlicher Kreditnehmer; Banken und Bankier, welche von den Kaufleuten ge: 
trennt find, haben einen Anteil von 5,3 %/o. Die Induſtrie ftellt 34,1°/o, die 
Landwirte jedoh nur 8,30. Auf den erſten Blick ericheinen die Landwirte, 
welche in Württemberg eine bedeutende Quote der Geſamtbevölkerung bilden 
(1895: 44,1 °/0)?), nur in äußerft jpärlicher Zahl am Kreditverkehr mit der 
Neichsbank beteiligt. Doc; lenken wir das Auge eine Spalte weiter, jo finden 
wir die Genofjenichaften mit 3,2 "/o, der höchften Prozentzahl im gejamten 
Deutichland, als Kunden der Reichsbank. Und in diejer Ziffer liegt gleichzeitig 
die Zugehörigkeit der agrariſchen Bevölferung verftedt. Rentner, Handwerker 
und fonftige Heinere Gewerbtreibende haben eine Quote von 5,3%. Auch für 
diefe Kategorie ift die Beteiligungszahl der Genoſſenſchaften maßgebend. 

Im Reichsdurchſchnitt erbliden wir ein ähnliches Verhältnis: die Kauf: 
leute haben hier 43,4°/o, die Banken und Bankiers 3,8 %o, die Induſtrie zählt 
30,4 °/o, die Landwirte find mit 13,8, Genoſſenſchaften mit 1,2% und die 
Handwerker ꝛc. mit 11,2°/o beteiligt. Alfo nur die württembergiichen Land— 
wirte, Handwerker und Fleineren Gemerbtreibende jcheinen relativ weniger ver: 
treten; das find aber gerade wieder diejenigen Klaffen, welche nicht ala Indi— 
piduen, jondern in Genoſſenſchaften zujammengeichloffen, mit der Reichsbank in 
Geichäftsverbindung ftehen. 

Als zweiten Abſchnitt des Wechſelgeſchäfts haben wir nun den Handel 
mit Auslandswechſeln, das ſog. Devifengeihäft, einer Erörterung zu unterziehen. 


B. Da3 Devijengeihäft. 


Iſt das Diskontgeihäft ein Lebenselement in den Geichäftszweigen unjerer 
Notenbanken, jo können wır dem Devijenhandel nur eine ganz jubjidiäre Be: 
beutung beilegen. 

Die beigefügte Ueberficht läßt ar durchbliden, wie ſich die Beträge der 
Auslandswechjel, welde die Reichsbank angefauft bat, nur auf ganz geringe 
Summen belaufen und wie fie fteten Schwankungen unterliegen. Im Jahre 
1876 wurden für 477180 ME. Devifen zum Kauf angenommen. 1877 ift ihr 
Betrag auf ca. 342000 ME. vermindert, und in ftarf gefrümmten Windungen 
jenfen fich die Ziffern von Jahr zu Jahr. Erſt im Jahre 1897 ift eine Bus 
nahme jeit 1876 erkennbar, 1898 aber wechſelt fie mit einer verringerten Quote 
ab, 1899 und 1900 heben ſich wieder die Summen. 

In dem Devifengeihäft muß die Reichsbank mit weit größerer Aufmerk— 
jamfeit die Angebote prüfen. Nicht nur die Zahlungsfähigkeit der Wechjel- 
verpflichteten erfordert eine eingehende, genaue Prüfung, aud die Schwankungen 
in den Währungsverhältniffen der Länder, die fi in dem Deviſenkurs aus: 
drüden, laſſen gewiſſe KHaufbeichränfungen ala angebracht ericheinen. Wohl ift 
ein gewiſſer Beltanb an Auslandsmwechieln für die Reichsbank zwecks währungs- 
politiiher Maßnahmen von Bedeutung. Doch eben diejelbe Rückſicht fordert, 
daß das Zentralinstitut fi nicht allzu hohe Beträge an Deviſen aufbürdet, da 


1) Siehe die Tabelle Nr. 53 in „Die Reichsbank, 1876—1900*, 
9) Siehe „Die deutfche Vollswirtſchaft am Ende des 19. Jahrhunderts”, ©. 61. 
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es ſonſt die ausländijchen Wechſelkurſe in die Höhe treiben und gar einen Gold: 
erport aus Deutjchland veranlaffen würde). 


Auch die Württembergiiche Notenbank hat feine großen Umjäge im De: 
vifengeihäjt zu verzeichnen. Bei ihr tritt der jublidiäre Charakter dieſes 
Zweiges ihrer Tätigkeit beſonders deutlich in die Erſcheinung. Denn jeit dem 
Jahre 1889 Hat fie feinen einzigen Auslandswechſel mehr angelauft, und wenn 
fie Devijen nahm, jo waren e8 wenige Stüde mit hohen durdichnittlichen Be— 
trägen. Nur zweds befjerer Ausmügung ihrer Mittel, zu der Beit bejonders, 
da in Deutichland niedrige Disfontjäge errichten und ebenfalls dann, ala fie 
die er der Reichsbank nicht unterbieten durfte, 309 fie ausländijche Wechjel 
an Yıdh °) 


Angekaufte Auslandswechſel der Meihöbant in Württemberg und der 
Bürttembergifhen Notenbanf. 


Tabelle 9. 















Durchſchnittliche Größe 
der angelauften Wechjel 


MWürttemb. f | Württemb. ’ Württemb. 
meicabant Notenbank Reichsbant Notenbank Mmeichsbant Notenbank 
Stüd AN | 4 


| Stüd MH 


Anzahl ber — Betrag der angelauften 
Wechſel Wechſel 


Jahr 














1876 336 5 477180 51260| 1480 10 252 

1877 208 ; 342 480 . 1687 . 

1878 128 49 333320 | 364310| 2604 | 7435 
879 63 . 115 200 . 1829 | . 

1880 63 . 128 920 . 2046 . 

1881 70 29 235 830 | 347730] 3369 11991 

1882 31 | 25 83880 | 144200| 2642 5768 

1883 27 10 58 560 97840| 2169 9 784 

1884 53 | 3 169430 | 44610| 3197 | 14870 

1885 36 24 156090 | 264650| 4336 | 11027 

1886 24 1 62050 | 2870| 2585 2 870 

1887 37 | . 120 360 . 3253 . 

1888 53 78 148560 1458810] 2803 | 18708 

1889 20 . 33 310 . 1665 . 

1890 5 12 752 | . 2550 

1891 7 . 15 280 . 2183 

1892 i- . 13 840 ı 2 1258 

1893 60 | . 860510 | - 1342 

1894 46 | . 51 230 . 1114 

1895 82 . 140 360 | i 1712 

1896 226 . 300 350 ; 1329 

1897 297 2 626 260 | . 2109 

1898 1) . 571170 . 1) 

1899 1) . 778 160 . 1) 

1900 ’) . 854020 | - 1) 





) Siehe „Die Reichsbank, 1876—1900“, ©. 100. 
2) Geihäftsbericht der Württemb. Notenbant für 1888. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1908. 24 
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II. Das Tombardgefchäft. 


Das Lombardgeihäft, d. h. die Erteilung von Darlehen gegen Verpfändung 
beweglicher Sachen, ift für die deutichen Notenbanfen überhaupt von geringerer 
Bedeutung als das Diskontgeihäft. Der vorftehendfte Grund diefer Erſcheinung 
liegt darin, daß die Lombardpfänder nicht gleich den Wechſeln als geſetzlich an— 
erkannte Dedung für die umlaufenden Noten verwendet werden dürfen. Daher 
ſehen fich die Banken bei der Erteilung von Lombarddarlehen durch die Knapp— 
heit ihrer Mittel beichränft. Denn nad) geſunden bankpolitiihen Grundſätzen 
darf nur das Grundkapital, vielleicht aud) ein Zeil der fremden Gelder in dielen 
Geihäften feitgelegt werden ?). Infolge der dur das Geſetz verurfachten Be— 
grenzung ihrer Tätigkeit haben die Notenbanken die Konkurrenz der Effeften- 


Lombardgefhäft der Notenbanfen in Württemberg?). 


Zaobee 10. 





Reihäbant 


A 








Württemberg, 


Notenbank 
M. 
















Summe 
ber Darlehen 


4 
















Davon entfallen 





°/a auf bie *0 auf die 
Reichsbank W.N.-B. 


1876 377 000 2 171 700 2 548 700 14,8 85,2 
1877 1 183 700 1 887 100 3.070 800 38,5 615 
1878 1 292 800 2.049 400 3 342 200 38,7 61,3 
1879 2 760 000 1 937 800 4 697 800 58,7 41, 
1880 4 102 500 2 840 200 6 942 700 59,1 40,» 
1881 7.047 500 2 989 400 10 036 900 70,8 29,8 
1882 3 894 200 3 482 800 7 377 000 52,6 474 
1883 3 829 600 2 799 800 6 629 400 57,8 42,2 
1884 3 011 800 1 854 900 4 866 700 61, 38,1 
1885 5 459 800 2 975 800 7435 600 73,4 26,6 
1886 4 612 000 1823 600 6 435 600 710 29,0 
1887 5 440 400 2 937 600 8 378 000 64,9 35,1 
1888 4 483 100 3 868 200 8 351 300 53,7 | 46, 
1889 7 044 700 5 668 500 12 713 200 55a, 4 
1890 8 547 000 4 872 400 13 419 400 636 364 
1891 | 10909 200 4 552 800 15 462 000 706 | 29,4 
1892 | 10397 600 5 300 500 15 698 100 640 | 36,0 
1893 | 10356 200 5 116 700 16 472 900 605 | 39% 
1894 | 10417200 6 692 700 17 109 900 667 333 
1895 | 12 960 600 6 386 100 19 346 700 67,0 | 33,0 
1896 | 16030 100 7175 700 23 205 800 69,1 | 30,5 
1897 | 18947 600 7552 300 26 499 900 715 | 28, 
1898 | 19502 900 7 156 500 26 659 400 732 | 26,s 
1899 | 14803 000 4 824 300 19 627 300 754 | 246 
1900 | 15942 600 2 789 400 18 732 000 851 | 14 








1) Die Ziffern waren leider nicht zu ermitteln. 
9 Siehe Heil a,a. O. S. 33. 
2) Die Zahlen bedeuten —* von den in Württemberg gelegenen Reichſsbank— 
anftalten und von ber MWürttembergiichen Notenbant im betreffenden Jahre erteilten 
Lombarddarlehen. 
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banfen ganz empfindlic, zu fühlen. Leßtere können ihre Mittel nach Belieben 
— obwohl fie aud) eine Grenze ziehen werden — dem Lombardgeichäft widmen, 
fie find an feine feſte Anzahl von verpländbaren Gegenftänden gebunden, vor 
allem dürfen fie auf nduftriepapiere Darlehen erteilen, endlich ift ihre Be— 
Leihungsgrenze eine höhere ala die, welche das Banfgejeß den Notenbanten vorjchreibt'). 

So jehen wir aud) in Württemberg das Lombardgeihäit gemaltig an 
Ausdehnung zurüditehen vor dem früher betrachteten Wechſelgeſchäfte. Wohl ift 
eine Zunahme in den erteilten Lombarddarlehen während der fünfundzwanzig- 
jährigen Periode zu erfennen. Doc diefe Vermehrung von 2'/s Millionen 
(1876) auf 18,7 Millionen (1900) ift wegen der geringen abjoluten Zahlen von 
feiner großen Bedeutung. 

Bis zum Jahre 1881 Eonftatieren wir eine ununterbrochen auffteigende 
Bewegung der Ziffern, weldye die gewährten Lombarddarlehen bedeuten. Vom 
Jahre 1832 geht eine Verminderung aus, die fi bis zum Jahre 1889 fort- 
jegt. Seit 1889 vergrößern ſich die Beträge der erteilten Darlehen; 1898 haben 
fie ihren Höhepunkt erreicht, und die beiden letzten jahre weiſen wiederum kleinere 
Summen auf. 

Die Tätigkeit der Reichsbank im Lombardgeihäft beginnt 1876 mit dem 
geringfügigen Betrage von 377 000 Mt. Doch ſchon im nädjten Jahre fteigen 
die Zahlen auf ca. 1184000 ME. und wachſen bis 1881 um etwa 6 Millionen. 
Im folgenden Jahre vollzieht fi ein Umſchwung: die Ziffern nehmen ab, und 
in Wellenlinien gleiten die Summen bis zum Jahre 1889, ohne die Höhe von 
1881 erreichen zu können. Won 1890 bis 1898 erzielt die Reichsbank höhere 
Beträge. Aber die Reihe joll mit einem Defizit abichliegen: 1899 und 1900 
verringern die Ergebniffe einer auffteigenden Entwidlung. 


Lombardfab und —— der durchſchnittlichen Lombardanlage bei der 


rttembergiſchen Notenbanf. 
Tabelle 11. 




















Zins fatz Ren« Zineſah Ren« | 

gewöhn!. | Vorzugs« | tabilität® gewöhnl. | Vorzugd« |tabilität® 

Jahr San | * — ei | I ta — ) 
a o o o o o 


1876 5,16 9,9 3,63 
1877 5,4 | 5,10 4,56 
1878 5,94 | 4,39 4,25 
1879 4,50 4,31 3,55 
1880 5, | 4 461 4,18 
1881 5,53 4,558 3,40 
1882 5,50 | A ss7 3,32 
1883 9,05, 4,60 3,78 
1884 5,0 4,50 4,006 
1885 5,1 | 4,40 4,38 
1886 4,28 3,78 3,73 5,097 
1887 4a 3,91 3,18 5,51 
1888 433 | 938 3,08 


') Giehe Warſchauer im Finanzarhiv, Bd. XVII (1900), ©. 65. 
*, Nach dem Vorgang der Reichsbant gewährte die Württembergifche Notenbant von 
1886 bis 1896 einen Vorzugsſatz. 


2) Nah täglihen Durchſchnitten berechnet. 94% 
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Die Zahlen für die Württembergiiche Notenbank bieten das Bild einer 
unfteten Bewegung dar. Nirgends läßt ſich eine gerade Linie beobachten. In 
fteten Zickzackkurven ändern ſich die Beträge der gewährten Lombarddarlehen. 
Bis 1878 gelingt e8 ihr, eine größere Summe von Darlehen zu erteilen, als 
es der Reichsbank in Württemberg möglich ift. Aber jeit dem Jahre 1879 ift 
fie aud; im Lombardgeihäft zurüdgedrängt, und, jährlich ſchwankend, zeigen die 
Verhältniszahlen doch deutlich das Uebergewicht der Reichsanftalt. 

Die beträchtliche Differenz (ſiehe Tabelle 11) zwiſchen ihrem Zinsſatz und 
der Rentabilität ihrer durchſchnittlichen Lombardanlage beweiſt, daß die Württem- 
bergiiche Notenbank ebenfalls in diejem Geichäftszweig ihre unterbietende Tätigkeit 
ausgeübt hat, und deshalb erklärt ſich au, wie in manchen Jahren die Prozent: 
ſätze des Landesinftituts eine Steigerung erfahren konnten. Doch die Intenſität 
jeiner Konkurrenz ift nicht von der Bedeutung, wie wir fie im Diskontgeihäft 
zu beobachten Gelegenheit fanden. Denn aus den oben angeführten Gründen 
hat die Notenbank nur jehr beichränkte Mittel für das Lombardgeihäft zur Ver— 
fügung, ihr Grundkapital beträgt nur 9 Millionen ME, und die Girogelder, 
welche ihr überwiejen find, vermögen den Betriebsfond nicht weientlich zu verftärfen?). 


Viertes Kapitel. 
Die Paſſivgeſchäſte der Notenbanten in Württemberg. 


Nach Ricarbos oft zitiertem Worte beginnt die eigentliche Tätigkeit bes 
Bankiers erft in dem Augenblid, da er das Geld anderer gebraucht. Dieſer 
Ausipruh hat feine volle Berechtigung. Denn jo lange auch die reidhlichiten 
Mittel unbenußt fi anftauen, find fie volkswirtſchaftlich ohne alle Bedeutung, 
werben fie aber in die geöffneten Kanäle des Verkehrs geleitet, erhalten aus 
ihnen die Unternehmungen zum Bmwede einer wirtſchaftlich berechtigten Güter- 
produktion Speifung, fo wird durch diefen vermittelnden Ausgleich eine Tat von 
weitefter nationalöfonomifcher und kultureller Tragweite vollbracht. Und dieje 
Vermittlerrolle zu fpielen, ift dem Bankier vorbehalten. 

Bon den zahlreichen Abarten diejes Gewerbes find es in Deutichland auch 
mit die Notenbanfen, welche „für die Nußbarmahung verfügbaren Kapitals“ 
Sorge tragen, und daher find ihre Palfingeihäfte, d. h. eben die Aumahme 
fremder Kapitalien, von hervorragendem Intereſſe. Durd) eine dreifache Tätigkeit 
ſuchen unjere Banken ihrer Aufgabe gerecht zu werden: durch die Emiffion von 
Noten, die Annahme von Depofiten, durch die Ausbildung des Giroverfehrs. 
Noten und Depofiten verleihen ihnen die Kräfte, befruchtend auf die geſamte 
Volkswirtſchaft zu wirken. Ein ausgebildeter Giroverfehr führt der Fapital- 
ipendenden Wirkung nod) die Funktionen zu, welche die Zahlungsweiſen verbeilern, 
hauptjächlid den Gebrauch von Bargeld eriparen helfen. 


l. Das Girogeſchäft. 


Der Giroverfehr in Württemberg, deſſen Entwidlung wir nun verfolgen 


wollen, hat fid von relativ Heinen Anfängen zu ftattlicher Ausdehnung empor: 
gehoben. 


i) Die durchſchnittliche Tagesanlage betrug 1900 im umverzinslichen Gelbverkehr 
49 600 Mk., im verzinslihen Schedverfehr 919 300 ME. 
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Giroverkehr der NRotenbanfen in Württemberg '). 











Mürttemberg. 
Notenbank 


aM 


Summe 
bes Umjabes 
beider Banken 
M. 












Davon entfallen 


%/o aufdie | "Jo auf bie 
Reichsbanl W.N.-B. 





Reichöbant 


















A 


1876 | 254560500 | 43 104 900 297 665400 | 85, } 
1877 | 506569400 | 32166 000 538 735400 | 94. 6,0 
1878 | 614 972600 | 22326 500 637 299 100 | 94, 5,1 
1879 | 687105300 | 24492 400 711597 700 | 966 , 34 
1880 | 716835000 | 23 713 000 740548000 | 963 | 3 
1881 | 755303800 | 24 907 500 780211300 | 96» | 3, 
1882 | 765134000 | 22314 700 787448 700 | 97. | 2 
1883 | 903669500 | 16211700 919881200 | 98 18 
1884 | 1014 740500 | 21318500 | 1036059000 | 97, 21 
1885 | 1106 684500 | 21594900 | 1128279400 | 98, 19 
1886 | 1085 594 500 | 16859900 | 1102454400 | 98,5 1, 
1887 | 1153455200 | 15008200 | 1168463400 | 98; 1,3 
1888 | 1274675000 | 20253500 | 1294928500 | 98, 1,5 
1889 | 1409274900 | 23332700 | 1432 607600 | 98,4 1, 
1890 | 1441386 800 | 21989600 | 1463376400 | 98, 1,5 

1891 | 1531 550900 | 27335200 | 1558906100 | 98, 1,3 

1892 | 1504064400 | 28858900 | 1532923300 | 98, 1,9 

1893 | 1556 157200 | 29260600 | 1585417800 | 98, 1» 

1894 | 1597 858800 | 30748700 | 1628607500 | 98, 19 

1895 | 1684299100 | 31170400 | 1715469500 | 98, 1, 

1896 | 1761102600 | 30550800 | 1791653400 | 98, 1, 

1897 |] 1830763300 | 30339700 | 1861103000 | 98,4 1,6 

1898 | 2013896 100 | 33983200 | 2047879300 | 98, 1, 

1899 | 2264 932900 | 36493000 | 2301425900 | 98, 1; 

1900 | 2512668700 | 42857300 | 2555526000 | 98» | Ir 





Wie Die Tabelle Nr. 12 angibt, ſetzen die beiden Notenbanfen im Jahre 
1876 die Summe von ca. 297 Millionen im Giroverfehr um. 1900 erbliden 
wir einen Umſatz von über 2'/s Milliarden, aljo hat fich ſeit fünfundzwanzig 
Jahren fast eine Verzehnfachung vollzogen. Und die fortichreitende Beregung 
n den Umſatzziffern ift beinahe ohne jede Unterbrechung vor fich gegangen. Nur 
die Jahre 1886 und 1892 weilen Heine Abnahmen auf. Bon 1876 bis 1883 
wahjen die Umſätze von ca. 297 auf 920 Millionen. 1884 überjchreitet die 
ertte Milliarde, und das Jahr 1898 kann in Die zweite eintreten. 


Die gleiche mächtige Ausdehnung erfährt das Reihsinftitut in Württemberg. 
Öleih zu Beginn jeiner Wirffamfeit, im Jahre 1876, kann es über 250 Mil: 
honen umjegen. Das folgende Jahr verdoppelt feine Summen, und von Jahr 

1) Die Zahlen bei den in Württemberg gelegenen Reihsbanfanftalten 
en Ach zufammen: aus Einnahmen und Ausgaben auf Girokonto, Einzahlungen von Per— 
men und Behörben, die fein Girokonto haben und (bis 1898) aus erteilten und eingelöften 

fungsammweifungen. Die Umſätze im Giroverfehr der Württembergiichen Notenbank werden 
ꝓbildet: aus den Umjägen im verzinslihen und unverzinsliden Verkehr. 
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zu Jahr legen die wachſenden Umjäße von der hohen Bedeutung der Reichsbank 
unmiderlegliches Zeugnis ab. Jede Verbeflerung ihrer Organijation im Giro: 
verkehr führt zu erhöhten Beträgen. Als fie im Februar 1883 die Beftimmung 
trifft, daß alle Zahlungen, welde die Bank einem Girofunden auf Grund irgend 
einer geihäftlihen Transaktion zu leiften Hat, nicht mehr in barem Gelde aus- 
gezahlt, jondern feinem Girokonto gutgeichrieben werden jollen’), haben ſich Die 
er jet dem Vorjahr 18852 um 140 Millionen vermehrt. Ebenfo und 
noch ftärfer jpüren wir in den übrigen Jahren das kraftvolle Wachsſtum ber 
Reichsbank im Giroverfehr. 1884 ſetzt fie die Summe von über eine Milliarde 
um, und ftändig höher fteigend, nur 1886 und 1892 bringen einen Eleinen 
Rüdichlag, belaufen fi) die Giroumfäge im Jahre 1900 auf 2513 Millionen. 

Gegenüber der jtetig wachſenden Macht und Bedeutung der Reichsbank 
im Giroverfehr muß die Württembergijche Notenbanf zurüdweichen. Im Jahre 
1876 gelingt es ihr no, 43 Millionen in diefem Gejchäfte umzuſetzen, 1877 
erfährt fie eine Einbuße von bald 11 Millionen. Das Jahr 1878 vermindert 
die Umjatzahlen der Landesbank wieder um beträchtliche Summen. Mit dem 
ganzen wirtichaftlihen Aufihwung heben fich jeit dein Jahre 1879 auch bei 
ihr die Umſätze, doch nur in geringem Grade; im Jahre 1882 nähern fie fi 
wieder faſt vollftändig dem Stande des Jahres 1878. Obwohl die Württem: 
bergiiche Notenbant 1883 der erdrüdenden Konkurrenz der Reichsbank durd 
Einführung des verzinslichen Schedverfehrs zu begegnen jucht, jo find doch im 
Anfang ihre Verſuche von feinem Erfolg begleitet. In dem erften Jahre, da 
fie Zinfen vergütet, beobachten wir jogar einen erneuten Rüdgang um ca. fünf 
Millionen. Im Jahre 1887 erreichen die Umſätze mit dem Betrage von 15 
Millionen ihren niedrigiten Tiefpunkt. Aber jeit dem Anfang der neunziger 
Jahre läßt fi) eine Zunahme der Umjabzahlen erkennen, welche 1891 mit 27 
Millionen beginnt und fi bis zum Jahre 1900 auf etwa 42,9 Millionen 
fortjegt. Ziehen wir nun aber in Betradht, daß die Württembergiiche Notenbant 
1876 43,1 Millionen umgejegt hat, während im Jahre 1900 die Umjäge 42,9 
Millionen betragen, jo kann von einem Wachstum während der fünfundzwanzig- 
jährigen Periode nicht die Rede fein. Das ftändige Zurüdbleiben der Landes: 
bank vor dem Reichsinftitut, ihr faſt vollftändiges Verdrängtwerden zeigt deutlich 
ein Vergleich der beiderjeitigen Anteile an den Umſätzen im Giroverfehr. 1876 
beträgt noch die Quote der Württembergiichen Notenbank 14,5 °/,, im folgenden 
Jahr hat fie fi) auf 6 %/, erniedrigt, und feit 1885 gelingt es der Anftalt 
überhaupt nicht mehr, einen Saß von 2%, zu erhalten: in kurzen Schwingungen 
graditiert er zwiichen 1,9°/, und 1,3°/,. 

Melde Urſachen find es, die der Reichsbank das Uebergewicht vor der 
MWürttembergiichen Notenbank verliehen haben? Bor allen Dingen der alte, uns 
icon jo oft begegnete Grund, daß die Reichsbank durch Ausbildung eines eng: 
maſchigen Tilialneges das ganze Gebiet des Deutichen Reichs umjpannt, dat 
fie aus dem gejamten Deutichland einen einzigen Giroplag gemacht hat, daß 
fie in Württemberg mit elf Zweiganftalten der allein in Stuttgart domizilierenden 
MWürttembergiichen Notenbanf gegenüber ſteht. Der Binnenhandel und die ge= 
Ihäftlichen Beziehungen der deutichen Bundesftaaten finden das Feld ihrer Wirk— 
jamfeit einmal in den Grenzen ihrer engeren Heimat, dann aber in dem all- 
gemeinen DVaterlande. Hat nun die Reichsbank als Zentralinstitut die Aufgabe, 


!) Siehe „Die Reichsbank, 1376—1900*. 5. 58. 
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durch ihren Giroverfehr die Zahlungsausgleichungen im gejamten Reich zu be- 
werfftelligen, jo find die Privatnotenbanfen angehalten, den Iofalen Verkehr 
zu fördern und ihn durch die Hilfsleiftung ihres Giroverfehrs zu erleichtern. 
Sie müſſen durch Gründung von Filialen die Vorteile der gelderiparenden 
Zahlungsweiſen in alle Kreije der gewerblichen Bevölkerung tragen, fie müffen aus 
ihrem Lande einen Giropla machen, der ſich neben dem großen, das Gebiet des 
Reiches umfaſſenden, jeine Bedeutung ftet3 bewahren wird. Die Württembergijche 
Notenbank hat dieje Pflicht ———— Sie kann nur in einer Stadt ihre 
Zätigfeit ausüben, und dieſe Stadt iſt wieder der Sitz einer Reichsbankhauptſtelle! 
Auch die Organijation ihres Giroverfehrd hat fi) auf veralteten Grund» 
lagen nicht weiter entwidelt. Wohl hat fie, dem Beijpiele anderer Privatnoten- 
banken folgend, einen verzinslichen Schedverfehr eingerichtet, doc zur Einführung 
der Provifionsfreiheit in ihrem unverzinslichem Verkehr hat fie ſich noch immer 
nicht entichließen fünnen. Die übrigen Privatnotenbanten in Deutichland, welche 
den Giroverfehr pflegen, haben ſämtlich auf eine Provifion überhaupt verzichtet '), 
und daher rührt es auch zu einem guten Zeile, daß ihr Giroverfehr neben dem 
der Reichsbank blühen und gedeihen kann. 


Gliederung des Giroverfehrs der Württembergifhen NRotenbant. 
Zabelle 13, 


Umfäe Umfäpe 
im unverzinslichen im verzinslichen 
Giroverlehr Scedverfehr 
Pe 7 AM 





1876 43 104 900 
1877 32 166 000 
1878 22 326 500 
1879 24 492 400 
1880 23 713 000 
1881 24 907 500 
1882 22 314 700 


1883 11 524 500 4 687 200 
1884 6 801 400 14 517 100 
1885 8591 800 13 003 100 
1886 6 914 000 9 945 900 
1887 4 859 100 10 149 100 
1888 9 251 300 11 002 200 
1889 13 233 500 10 099 200 
1890 10 352 500 11 637 100 
1891 10 171 000 17 184 200 
1892 10 500 100 18 358 800 
1893 9 446 300 19 814 300 
1894 10 003 900 20 744 800 
1895 10 361 300 20 809 100 
1896 10 011 500 20 539 300 
1897 10 550 500 19 789 200 
1898 11 100 500 22 882 700 
1899 10 802 700 25 690 300 
1900 12 3905 400 29 951 I00 





n Die izranffurter Bank in ihrer erzeptionellen Stellung macht eine Ausnahme. 


— — — 
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Die Ueberfiht gibt deutlich Auskunft, wie der einer Proviſion unterliegende 
zinsloſe Giroverfehr jeit dem Jahre 1883 ſich nicht weiter entwidelt hat. Wohl 
gelingt es ihm, 1889 vorübergehend bis zur Höhe von 13 Millionen emporzu— 
wanken, doch die alte Summe von 22’/s Millionen, die er im Jahre 1882, 
vor Einführung des verzinslichen Scheckverkehrs, beſeſſen hat, kann er nicht mehr 
erreichen; auch ſelbſt 1900 nicht, das mit 12,9 Millionen eine Fleine Erhöhung 
gegenüber den Vorjahren bedeutet. 

Der verzinsliche Schedfverfehr hat fi, wenn aud) in engen Grenzen, dennoch 
gehoben. In dem zweiten Jahre jeines Beftehens kann er auf 14’/s; Millionen 
auffteigen. Doc ſchon das nächſte Jahr bringt einen Rückſchlag mit fh. Die 
Summe fällt um annähernd 10 %/o. Die folgenden Jahre verringern die Umſätze 
im verzinslichen Schedverfehr noch ftärfer, und erft 1891 bemerken wir jeit 1884 
eine Zunahme. Dieje währt, einige Rüdfälle in den Jahren 1896 und 1897 
ausgenommen, bis 1900 und erzielt die Höhe von 29,95 Millionen. 

Mit dem Rüdgang des unverzinslichen Giroverkehrs ift jelbitveritändlich 
auch eine Abnahme der ‘Provifion verbunden. 


Einnahme und Ausgabe im Giroverfehr der Württembergifhen Notenbanf. 
Tabelle 14, 







Einnahme 


Ausgabe 
(Provifion) 


(vergütete Zinſen) 
A 


1877 | 2 246 

1878 2040 

1879 1 886 

1880 1766 

1881 1766 

1882 1637 

1883 1080 3 890 
1884 651 12418 
1885 771 12 777 
1886 643 9107 
1887 386 9276 
1888 814 5 643 
1889 1 000 5 350 
1890 914 8 896 
1891 814 18 319 
1892 814 15 981 
1893 814 12760 
1894 814 29 361 
1895 814 23 462 
1896 814 26 065 
1897 1000 39 631 
1898 860 53 306 
1899 900 43 561 


1900 1 000 25581 
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Sie ift, wie vorftehende Tabelle zeigt, im Jahre 1876 von 3454 ME auf 
1000 ME. im Jahre 1900 gefunten, nachdem fie fi) in manden Jahren auf 
einen noch geringeren Betrag belaufen bat. — Die Ausgaben im Giroverfehr 
wachſen nicht proportional der Entwidlung des verzinalichen Schedfverfehre. Der 
Prozentiag der Vergütung wechielt oftmald und richtet ſich nach den Geldmarkt— 
verhältniffen. Die Summe, mit weldher die Bank belaftet wird, ift nicht un— 
weientlich; fie bildet einen ziemlich erheblichen Bruchteil der Gejamtausgabe. 
Doch die Provifion ift fein genügendes Mittel, um fie hinlänglich zu deden. 


I. Das Pepofitengefhäft. 

Als ein weiteres Paffivgeichäft ftellt fi die Aufnahme von Depofiten dar. 
Diefer Geichäftszweig, der in England eine enorme Ausdehnung gewonnen hat, 
kann fich bei den deutichen Notenbanfen im allgemeinen feiner großen Bedeutung 
erfreuen. Selbſt die Reichsbank, das Bentralinftitut, hat im Depofitengeichäft 
feine Erfolge aufzuweilen. mar ift es ihr, wie aud den Privatnotenbanten, 


Depofitengefhäft der Württembergifhen Rotenbanf. 


Tabelle 15. 
















Zins für Depofiten 














f ; Durchſchnittliche 
Anzahl der ein⸗ Betrag der ein« > nn ; RR - 
Jahr | gezahlten Depofiten | gezahltenDepofiten — Ein — — 







vauffriſt 


fo 


an 





MH « 


1877 45 449 900 9 997 2 123 
1878 46 185 700 4 036 2 2/3 
1879 21 841 000 40 048 2% | 3 
1880 21 236 300 11 252 2 u. 2!/e 3 
1881 25 162 400 6496 3 31 
1882 71 1517 600 21375 2a u.3 31a 
1883 62 1020 246 16 455 2 | 2% 
1884 36 781 120 21698 2 

1885 26 1273 946 48 998 2 | 

1886 24 276 840 11535 2 

1887 16 395 301 20 331 1a | 

1888 58 368 170 6 347 1! 

1889 30 101 370 3379 1!/a u. 2 

1890 15 34 400 2293 2 

1891 23 89 450 3889 2 | 

1892 31 280 500 9048 11 | 

1893 22 449 660 20 439 2 u. 2'/e 

1894 24 166 300 6 929 1! _ 

1895 48 365 800 7621 2 | 

1896 39 191 500 4 910 21/s 2!/e 
1897 29 469 700 16 197 2 | 2a 
1898 44 659 500 14 761 al | 2 
1899 45 1452 200 32 271 3328 


1900 34 474 600 13 959 3 I 38 
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kraft Gejeges geftattet, unverzinsliche Gelder nach Belieben, verzinsliche bis 
zur Höhe des Grundkapital und der Rejerven aufzunehmen. Doch glei am 
1. Februar 1876 wurden der Reichsbank von der preußilchen Regierung die 
gerichtlichen Depofiten gekündigt, und dieſer Schritt führte dazu, dab fie bis 
1878 alle verzinslicyen Gelder zurüdzahlte und die Einzahlung neuer verweigerte. 
Das unverzinsliche Depofitengejhäft behielt fie bei, aber die Rejultate find in 
Deutichland wie in Württemberg ganz minimale’). 

Bei der Betrachtung der verzinälichen Depoſiten — unverzinsliche finden 
fi) nicht —, welche die Württembergijche Notenbank aufgenommen hat, erbliden 
wir jolort ſtark ſchwankende Beträge, die niedrige Zahl der Deponenten und 
infolgedefjen auch eine relativ hohe Durchſchnittsſumme jeder Einlieferung — 
ein Zeichen dafür, daß der Geichäftszweig ſich nur auf wenige Perjonen erjtredt. 
Eigentlich jollte e8 die Württembergiſche Notenbank fi) angelegen fein laſſen, 
das Depofitengeihäft zu pflegen. Bier braucht fie die Konkurrenz der Reichs: 
bank nicht zu fürchten. Aber einmal verhindert ihr beichränkter Wirkungskreis 
in einer einzigen Stadt eine erhebliche Anjammlung von Depofitengeldern, zum 
zweiten ift auch die Zinsbelaftung, welche 3. B. 1899 bei einem durchſchnittlichen 
Diskontertrag von 4,47 Jo 3% beträgt, recht bedeutend und bildet feinen 
Stimulus zu weiteren Anftrengungen. Obwohl durch den Wechſel in der Höhe 
des vergüteten Zinsſatzes fi eine Anpaffung an die Veränderungen des Geld: 
marft3 erreichen läßt, jo muß doch hervorgehoben werden, daß das verzinsliche 
Depofitum nur eine kurzfriftige Anlage ift, nur dann der Bank überwieſen wird, 
wenn es nicht in anderweitigen Gejchäften werbend auftreten fann?). Und gerade, 
wenn dieſe eine höhere Zinsentihädigung normiert, werden fich in entipredyendem 
Make die Kapitalangebote auf dem offenen Markt verringert, die Kreditanjprüche 
vermehrt haben, womit fid) die Ausſicht zur Erlangung eines reichlicheren Ge— 
winns, als ihn die Württembergiiche Notenbank bieten mag, jofort eröffnet. 


II. Per Botenumlauf in Württemberg. 

Der unzweifelhaft bedeutendfte Zweig in den Paſſivgeſchäften einer Zettel- 
bank ift die Ausgabe von Noten. Sie verleiht der Emilfionsanftalt ihren be— 
londeren Charakter, fie beitimmt die Art ihrer Aktivgeichäfte. 

Durch das Landesgejeg vom 24. Juli 1871 wurde der Württembergiichen 
Notenbank ala Höchſtbetrag der in Umlauf zu jegenden Noten die Summe von 
25 714200 ME. vorgeichrieben, und nad) dem Reichögejeß vom 14. März 1875 
fann fie über ein fteuerfreies Kontingent von 10 Millionen Mark verfügen. 

Wie die MWürttembergiiche Notenbank geraume Zeit in ihrem gejamten 
Geichäftsverfehr Hinter den ar des Jahres 1876 zurüdbleiben muß, fo 
gelingt es ihr auch nicht, während der ganzen fünfundzwanzigjährigen Periode 
ihren Notenumlauf in gleicher oder gar vermehrter Stärke aufredhtzuerhalten. 
1876 beträgt berjelbe 21 Millionen, aljo ziemlich erheblich dem gejeglichen 
Höchſtbetrag nachſtehend, 1877 ebbt er ab, und nur in den beiden Jahren 1880 
und 1881 geht die Welle über die Summe des erften Jahres unjerer Reihe 
hinaus. Faſt ein Jahrzehnt lang gleitet der Strom zwiſchen ca. 19 und 20 
Millionen. Erft jeit 1891 wächſt der Notenumlauf an, erzielt im nädjiten 
Jahre mehr als 23 Millionen und fann, von einigen ungünftigen Jahren ab: 
gejehen, bis 1899 feine Höhe bewahren. Allein 1900 fällt er wieder. 

) Siehe „Die Reichsbant, 1876—1900*, S. 72 und 73, 

* em tum überzeugend die wöchentlichen Nachweiſungen der Württembergifchen Noten 
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Durhidhmittliher Rotenumlauf der Württembergifchen Notenbant'). 
Tabelle 16. 





„Spannung zwiſchen dem 
Höhfter Stand |Niedrigfter Stand boͤchſten und niedrigſten Stand 
in” /o be& durch⸗ 
Betrag | shnittlichen 
M ı Notenumlaufs 













Durchſchnittlicher 


Umlauf 


Jahr 


M 





1876 | 21 135 000 24 120 000 17 906 000 | 6214 000 29,4 
1877 | 17449 000 20 552 000 15437 000 } 5115000 29,5 
1878 | 20 127 000 22 599 000 17224 000 | 5375 000 26,7 
18791 20 850 000 24 494 000 16 806 000 | 7588 000 36,4 
1880 | 22 535 000 24 730 000 19 904 000 | 4826 000 21,4 
1881 | 21552 000 24 316 000 18453000 | 5 863 000 27,2 
1882 | 20077 000 22 340 000 18 544 000 | 3 796 000 19,0 
1883 | 20157000 23 221 000 18 500 000 | 4 721 000 23,4 
1884 | 19508 000 22 896 000 18019 000 | 4877000 | 25,0 
1885 | 19083 000 20 251 000 17813000 | 2438000 12,3 
1886 | 18926 000 21 761 000 17 087 000 | 4 674 000 24,7 
1887 | 19641 000 21 841 000 18 526 000 | 3 315 000 16,9 
1888 | 19569 000 23 245 000 17103000 | 6 142 000 3l,a 
1889 | 20476 000 22 597 000 19105000 13492000 17,1 
1890 | 19321 000 21 556 000 17115000 | 4441 000 23,0 
1891 | 22464 000 24 962 000 20 210000 | 4 752 000 15,8 
1892 | 23 276 000 25 184 000 21 644000 | 3540 000 ı 15,2 
1893 | 23 386 000 25 179 000 21908000 | 3271000 | 14,0 
1894 | 23 334 000 24 512 000 21885000 | 2 627000 | 11,3 
1895 | 22 426 000 23 945 000 20 460 000 | 3 485 000 15,5 
1896 | 21926 000 23 938 000 18 836 000 | 5 102 000 23,5 
1897 | 23250 000 25 109 000 21426 000 | 3 683 000 15,3 
1898 | 23 701 000 24 905 000 21960000 | 2945000 | 12 4 
1899 | 23 552 000 24 866 000 21 356 000 | 3504000 | 14,9 
1900 | 21 865 000 24 713 000 18321 000 | 6 392 000 | 29,2 


Geben ſchon dieje Zahlen einen Begriff von der geringen Entwidlungs- 
fähigkeit des Notenumlaufs, jo lehrt die ziemlich minimale Spannung zwilchen 
dem höchften und niedrigften Stand jedes Jahres, wie träge und gleichmäßig 
die Noten bdahinftrömen. In den erften Jahren (bi8 1881) erbliden wir nod 
Schwankungen bis zu 36,4°/o, die eine gewiſſe Elaftizität der Notenzirkulation 
aufzeigen. In der Folgezeit verharren die Spannungsziffern meiſt auf niedrigem 
Niveau, in einigen Jahren plößlich emporjchnellend, um dann bald darauf in 
Regungsloſigkeit zu verfinken. 


Kann die Württembergiiche Notenbant mit dem ihr durch Landesgejek 
fipulierten Höchſtbetrage an Noten jehr bequem auskommen — ift doch ber 
höchſte durcjichnittliche Notenumlauf im Jahre 1898 23701000 Mi. —, jo 
veriteht fie es ebenfalls, die ihr durch das Reichsbankgeſetz gezogene Grenze in 
der Emiffion von ungededten Noten bis zum Jahre 1889 nicht zu überjchreiten. 


) Nach den wöchentlichen Ausweifen im „Reichsanzeiger” berechnet. 
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Die Kontingentsuüberſchreitungen der Württembergiſchen Notenbant, 








Tabelle 17, 
Eu we Betrag ber . 
Anzahl der ? 
Jahr!) Kontingentsüber- — 
ſchreitungen reitungen 


M 





1889 6 1 357 232 
1890 10 2 943 423 
1891 16 2 357 250 
1892 ? ? 

1893 ? ? 

1894 15 2 848475 
1895 8 2 269 745 
1896 ? 5 316 673 
1897 9 2 278 220 
1898 16 4 106 390 
1899 13 3 757 526 
1900 12 2 286 315 


Da das Diskontgeſchäft die Haupterwerbaquelle der Bank bildet, die fünf: 
prozentige Notenfteuer beinahe immer höher ald der in Anwendung gebradite 
Zinsſatz ift, jo bemüht fi) das württembergijche Inftitut, an der Grenze Halt 
zu machen und die Steuer nad) Möglichkeit zu vermeiden. Seit 1889 muß & 
jedod) die Abgabe entrichten. Aber die Kontingentsüberjchreitungen find in feinem 
Jahr erheblih. Die ftärkite findet im Jahre 1896 ftatt und beläuft fi auf 
ungefähr 5. Millionen. 

Einen weiteren Beweis von der abnehmenden Ausdehnung des Noten: 
umlauf3 der Württembergiichen Notenbank erbringt die Ueberficht 18. 

Unzmweideutig ſprechen die Zahlen aus, daß die Noten immer ſtärker zu 
ihrer Emilfionsftelle zurüditrömen. Im Jahre 1876 beträgt die Summe der 
wiederkehrenden Geldzeihen ca. 81'/; Millionen, da8 3,9fache des durdhichnitt- 
fihen Notenumlaufs. Bis 1881 gewahren wir jodann, wie das Rüdftrömen 
relativ langjam vor fich geht; doch jeit dem nächſten Jahre jchwillt der Fluß 
an und fteht jaft immer in der neunzehnjährigen Periode über der Höhe des 
jahres 1881. 

Neben der ftetig zunehmenden, kraftvollen et der Reichsbanknote 
im württembergijchen Berfehr ift e8 vornehmlich auch eine Maßregel des Zentral: 
inftituts, welche den Rüdfluß der Noten zur Württembergiichen Notenbank an- 
wachſen läßt. Dieſe werden nämlich nit nur in den Städten von mehr als 
80000 Einwohnern (gemäß $ 19 des BG.), jondern auch nad Vorichrift der 
Reihabankleitung bei den Reihsbanfnebenftellen in den kleineren Städten 
Baherns, Württemberg, Badens, Heſſens und Eljaß:Lothringens zu Zahlunger 
angenommen ?). Empfangen nun die angeführten Nebenftellen toten des württem 
bergiichen Lanbesinftituts, jo werden foldhe jofort nah Eingang zur Ein 
löjung in Stuttgart präjentiert und nicht etwa zu Zahlungen — wie es & 1 
des BG. geftattet — verwendet. °) 

) Für die Jahre 1892, 1893, 1896 find die bezüglichen Angaben nit vorhanden. 
*) Siehe Verhandlungen des He Anlagenband II, Seifion 1898/1900, &. 1571 
9) „Die Reihsbanf, 1876—1900*, S. 196. 
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Nüdftrömende Roten der Württembergifhen Rotenbaut. 
Tabelle 18, 















Dad . . fache 
des durchſchnittlichen 
Notenumlaufs 


Betrag ber rüd: 
ftrömenden Noten 


M 


Jahr 







1876 81 548 000 30 
1877 90 918 000 5. 
1878 99 154 000 4,3 
1879 107 410 000 5: 
1880 110 916 000 49 
1881 113 838 000 5,3 
1882 119 508 000 6,» 
1883 120 167 000 6,0 
1884 126 269 000 6,5 
1885 123 526 000 6,5 
1886 115 272 000 61 
1887 109 689 200 5s 
1888 111 401 000 5,7 
1889 108 716 000 5a 
1890 124 575 000 64 
1891 127 815 000 5,7 
1892 127 207 000 55 
1893 123 141 000 5» 
1894 130 095 000 5,6 
1895 121 893 000 Bu 
1896 131 931 000 60 
1897 127 621 000 55 
1898 131 517 000 5,5 
1899 133 482 000 5,1 
1900 140 272 000 6,4 


Endlih wollen wir noch die Dedungsverhältniffe der Noten betrachten. 
Tabelle 19, welche uns mit den nötigen Illuſtrationen an die Hand geht, läßt 
Har den Unterſchied zwiſchen den Dedungsverhältniffen unjerer Notenbanfen 
bervortreten: bei der Reichsbank herricht die Tendenz, daß ſich Metall- wie 
Bardeckung jeit 1876 beſſert; bei der Württembergiihen Notenbank erbliden 
wir, wie die Notendefung der Jahre 1876 und 1877 in der Folgezeit niemals 
erreicht wird — ein faſt wahrheitägetreues Spiegelbild der Entwicklung des Inſtituts. 

Die fernere Unterfuchung der beiderjeitigen Zahlen zeigt gleichfalls, daß 
die Dedung der Reichsbanknoten eine weit günftigere ald die der anderen Anftalt 
#. Hier ſchwankt die Metalldefung zwiichen ca. 42 und 57°/o, dort zwiichen 
72 und 97°/o; bei der Reichsbank oravitiert die Bardedung zwiſchen 75 und 
100°/0, bei dem Lanbesinftitut find die zwei Pole 49 und 61°. — Doch 
ſtets müflen wir uns vor Augen halten, daß die Württembergifche Notenbank 
feine Zentralanftalt ift, daß fie fich ſtets an die Reichsbank anlehnen kann, und 
daß die geringe Elaftizität ihres Notenumlaufs deſſen ungünftigeres Dedungs- 
verhältnis vollauf entſchuldigt. 
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Dedung ded Rotenumlaufs der Reichsbank und der Württembergifchen 


Notenbant. 
Tabelle 19, 









Metalldedung Bardedung 
Reichsbank)  W.Notenbant| Reichsbank) MW. Notenbant 
%o 9a °fo | %o 




























1876 57 02 82,5 61,06 
1877 75,97 55,85 83,0 59 16 
1878 79,35 48,00 85,7 50,03 
1879 80,00 45,58 88.5 54,5 
1880 76,47 46 so 8 56,33 
1881 75,36 42,18 83,0 53,92 
1882 73,19 45,85 79,6 50.0 
1883 81,64 44 30 86,7 50,87 
1884 80 74 45,13 85,7 49,67 
1885 80,57 45,40 85,6 49 18 
1886 86 10 42.9 90,3 48,95 
1887 89 75 43,19 93, 49 18 
1888 %3 | 42,14 100 ı 50 19 
1889 883 | 4310 91,3 öl, 
1890 81, 42,93 84.5 48,59 
1891 91,00 45,31 95,2 55,4 
1892 95,87 47 50 99,1 57,29 
1893 85,47 49 16 88,» 57,56 
1894 93,10 48 49 96,» 57,07 
1895 92,35 49,5 95.4 56,15 
1896 82 32 45,09 85,4 54,» 
1897 80,3 49,50 834 57,20 
1898 75,67 49 78 78.3 51,65 
1899 72,3 50,» Ta | 57,55 
1900 Tl,s 47,18 750 | 54,92 
Schluß. 


Wenn wir noch einmal rückſchauen und die Ergebniſſe unſerer Unterſuchung 
fixieren, gewahren wir ein Bild: neben einem kräftig emporgeſchoſſenen, ſtark 
gewurzelten, reich verzweigten Baume ſehen wir einen ſchwachen, welken, der in 
der Entwicklung zurückgeblieben iſt — Reichsbank und Landesbank in Württemberg! 


Fünfundzwanzig Jahre, ein Vierteljahrhundert ihrer gemeinſamen Tätig- 
feit haben wir verfolgt und immerdar gefunden, wie die Reichsbank ftändig vor— 
wärtsftrebend, das württembergijche Institut zurüddrängt; und ald vornehmliche 
Urſache dieſes MWeichens konnten wir erkennen, daß die Württembergifche Noten: 
bank nicht aus Stuttgart® Mauern hinaus in das Königreich geht, jondern in 
der einzigen Stabt ſich feſtgeſetzt hat. 


1) Die Angaben für bie Reihsbant find der -‚Reihsbanf, 1876--1900°, Tab. 24, 
entnommen. 
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Nur im Diskontgeihäft gelingt es der Landesbank, ſich eine gewiſſe Pofttion 
zu erhalten — doch dieje Pofition verdankt fie einer ‘Politik, welche den Maß— 
nahmen des Zentralinftitut3 in den meilten Fällen ſchnurſtracks zumiderläuft, 
die nur darauf ihr Augenmerk richtet, durch möglichſt niedrige Zinsſätze die 
Wechſel in die Kaſſen der Bank zu loden. 

Welcher Schlag mußte daher die Württembergiiche Notenbank treffen, als 
die Novelle zum Bankgejeg der Unterbietungstätigfeit vom Jahre 1901 ab ein 
jähes Ende bereitet! Erſt jebt, in dem Augenblid, da fie in ihrem haupt: 
ſächlichſten Aktivgefhäft der Reichsbank folgen muß, befinnt fie fih auf ihre 
Beitimmung als Landesanftalt. Erft jeit dem 1. Januar 1901 bat fie be— 
gonnen, Filialen zu errichten und aud) die anderen Gebiete des Königreich in 
ihren Wirkungskreis zu ziehen. Und diefe Gründung von Bmeiganftalten ift 
energiich vorgenommen worden: in 24 Orten wurden Agenturen eröffnet. 
Aber e8 muß die Frage aufgeworfen werden, ob nicht das tragiihe „Zu jpät“ 
der Entwidlung der Agenturen ein Halt gebietet, ob nicht die Reichsbank zuviel 
Boden einnimmt, um neben fid junge Schößlinge gedeihen zu laffen? Kaum 
ein Jahr ift verfloifen, jeitdem die Landesbank ihre Ausdehnung erfahren hat 
—— der Zeitpunkt noch nicht genaht, die Frage endgültig beantworten 
zu können. 

Verzichtet nun die Württembergiſche Notenbank auf ihr Notenprivilegium, 
verſorgt allein die Reichsbank das Königreich mit den papiernen Geldjurrogaten, 
— mirb dann nicht der württeınbergiihe Staat ſofort eine materielle Einbuße 
erleiden ? 

Wie wir im erften Kapitel gezeigt, bezieht der Staat vom Reingewinn 
der Bank einen beftimmten Anteil. Wie jedoch die unten ftehende Tabelle deutlich 
erweiit, ift die Summe, welde der Staat empfängt, jo unregelmäßig auf die 
einzelnen Jahre verteilt, in einigen vollfommen ausbleibend, in anderen wieder 


Anteil Des württembergifhen Staats am Reingewinn der Württembergifchen 
ERROR Rotenbant, 
a 
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jo geringfügig, daß von einem wirflih empfindlichen Verlufte wohl nicht gut 
geiprochen werden darf. 

Ferner: find die Erträgniffe der Bank jo reichliche, daß die Gefahr drobt, 
bei Aufgabe des Notenprivilegiums ebenfalld verringerte Dividenden zu finden ? 


Dividenden der deutſchen Notenbanten in "/o'). 











Tabelle 21. 

IE eu Ess 8. 883 

35 |E38 |888| 88 |5853 

EEE ® 8 BE 
1876 61/8 4 51/ı 8 5 6/15 8 5!/ı 
1877 6,29 4!/e 5°/ı 8 3 65 | 5’ıu ! 5'lıo 
1878 6,30 5 51a 9 4 | Aa | 5% | 51 
ıs9 | 5 |Jaw 5% | 8 Jan |5u]| 6 5 
1880 6 5!le 5lle 10 43 | 519/00 | 6'% 5. 
1881 62/3 5/0 | 5a 10 5 6’/ıo | 5°/s 5lle 
1882 To | 6'/a | 5" 10 55 | 6 | 5° | 6%8 
1883 6! 5lle 5lle 10 5 5fol 5% 5! 
1884 61; 5 47/0 10 4a | 5/ol| 5Ye | 5% 
1885 6,24 5 4°]; 91/g 5, 5a 5! 5 
1886 5,29 4 35/5 7 4°5 42/3 49/20 3%, 
18897 | 64: | 4 | 39 | 7 Tas | Sol 4 | 4% 
1888 54 4 310 7 4°/s 5,42 Alle 31), 
1889 7 4/4 4 7 5Yıo | 6,07 5 4!/ı 
1890 8,81 6 4410 9 55); 7 6 5% 
1891 7,55 6 43]; 9 52/3162*/0 6 52/ 
1892 6,38 4 3710 7 5 6,50 | As | 3%/s 
1893 7,55 51/g 41a 7 4°/10 7 6 5!4 
1894 6,26 4 41; 6 5 7 4>/ı le 
1895 5,88 4 31%; 5 42] 7 4/4 31a 
1896 7,50 5'/a 4!ı 7 5'/5 7,10 5° 5!a 
1897 Te 6 4/0 | 7a si 8°/u 6!/s 5l/a 
1898 8,51 6/5 4/10 8 5°/s 9 6ꝰ/ 6 
1899 10,48 1 51, 10 6!/s 91 7ıla 6 
1900 [10s| 7 6 |» | 6% | 91% | 9 6 


Unjere Tabelle 21 bringt klar zur Anſchauung, daß die Dividenden, welche 
die Württembergiiche Notenbank abwirft, keine irgend bedeutenden Summen er— 
geben und neben denen der Bank für Süddeutichland und der Braunichweigiichen 
Bank die niedrigften von allen deutſchen Notenbanten find. 

Der Moment ift aber noch nicht gefommen, um ein Urteil zu fällen, um 
auszufprechen, dat die Württembergiiche Notenbank auf ihr Privilegium Verzicht 
leiften joll: die Zukunft der Agenturen muß erſt abgewartet werden. 


| Die Angaben find „Salings Börſenjahrbuch“ entlehnt. 
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Skizzen und Notizen. 


Statiftifche Randgloſſen zu den Reichdtagäwahlen. 
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II. Tabelle über die erzielten Majoritäten. 
Bei der erſten ordentlihen Wahl erzielten (abjolute oder relative) 






















Majoritäten Kandidaten folgender Parteiftellung : gs 

BE, 2 : | 38 F in BE 

Sapı | „3 | „Ei 08 |a_ Inerie Ben 5 |4R 5 |s3- E 

aa ee ae | 45 le 

ge | 38 38 | 32 Deulstee| = 5253| 5 8 ie @& |3% 

si: & | reise | = BER 3 2] ° 
Volkspartei 2 az 
































in .. Wahlkreiſen 

1871 61! 861 29| 119 44 | _— — 65 3 4 1] 382) 
% 150 Ye) Ta l3lhu| 1a — — 1702 Om 6 | O,us 

1874 | 23,5 3| 146 48 — — 1 % 2 | — 397 
o Der | 8,51 | 036,0 12,0 — — 24460 3a| Bsi — 

wm | 40) 01 — | 2 — | —| a 21 37 — | m 
9% 10,08 | 10,» | — 30,5 10, —_ — 23, | 5, | Is — 

u” 8 4 — | 1 I- [#9 
0a 15,07 | 13,00 | — 25,10 Bar — — 71 Ba | 2 1055| — 

wsıl | ®» !—- | — 1066| 10° 4 — | 3” 
op I 14 8 — ILa0 24 — — 26460 2, 11.. — 

| 8 sı —6 8 I|-I- ml 5 — | 39 
"fo 19,8! Ta) — 16,42 13,5 — — 254 6.20 10] — 

1887 83 41 — 105 22 11 — 97 12 21 397 
T 20,51 1020 — 26.4 5.4 Os) — Mas) Bor) Bar: 0, 

1890 4 26 — 61 47 — | 10| 5850| 83 397 
7} 18,4 | 6,51 — 15,20 11, O1) — 25,10 12,00 821 O, 

1893 78 29 — 56 25 9 8) A| 68 33 21 397 
he 19,65 | To) — 14,10 6,0 2,7 | O0 23,06 17,15, 8,51 | O,so 

1898 65 | — 37 20 13 10 104 87 33 31 397 
"/o 16. | 60) — | I Do | Bar) 2,sr 26,20 21,01 | Bi | O,rs 








III. Zabelle über die gewählten Reichstagsabgeordneten und deren — — 













Bon den gewählten 9 Abgeordneten entfielen auf folgende Parteien: 
















































Fortfchritr, | R > 5— 
14 s [5 El 5 3 a5: E Et 
2 28 cz | A yera .‘ 3 |35 3 | Et AR 
Jahr e3 ©2 2 | ẽ ẽ lee. E Pr}: B | SE er 38 Es 
32 128 88 538 Mumie. 5 jed5 8 05 5 |< 
in * ** deutfche 3 | SER ” 582 5 & - 
| Volkspartei 2 = 2 
in... . Babllreijen: 
1871 57| 8387| 3830| 125 4 | —- | —-| 6 2 211 — | 382 
0 14023 9 7,48 32,3 21 — | — 1640 O,.| bu) — 
1874 22| 383 3| 155 | 50 — | — | 91 9 4 — 397 
"ho 5,54 | 8,51 | O,re | 39,04 | 12,0 — — 22400 2 del — 
1877 40/1 38 — | 138 2 |i— | — 81 121 | — I 39 
"fo 10,5) — /32,4| 13,0 _ — 2340 da) du) — 
1878 59 57 — 99 39 — —„ — 94 99 40 — | 397 
0 1440 1420 — 24,04 — — — 23— 24 1040 — 
1881 50 — 47 159 | — — 10 21 45 — | 397 
"fo 12,.0| 7os| — |ll,u| 8, — — MS, BLL — 
1884 78 28 — 51 74 — — 24 43 — | 397 
% 1198| To! — 120 | 18,0 — — 24—04 64/1057 — 
1887 80 41 — 99 32 1 — 98 11l| 33 2| 397 
oo 1 01/105 0 — 2.) 8,06 O5) — 24 | 2,7) 8,51 | 0,0 
1890 7331| 20 — I 4] 76 5 — 106| 35 38 2] 397 
ho 18,»| 5: — |10,| 19,4 120 — |26,70| 8,52! sr! O,o 
sa| 2 8 | 8 48 161 4 %| M| %| 1] 397 
0 18,u| Tos| — 13,326 12,0 4,05 | 101 4,15 11,0 | 8a! Os 
1898 | 23 — | 46 49 13) 11 102| 6566| 35 6| 397 
"lo 14,1) Dn| — ll.) 12% Bar) Ara do 14,11 Be; 1, 











9 Im Jahre 1871 gehörte Elſaß⸗Lothringen noch nicht zum Deutichen Reich. 
*) Infolge der Sezeſſion. 


Stizzen und Notizen. 387 


Bemerkungen zu dieſen drei Tabellen’). 

Die Stimmen des Zentrums haben fi) zwar von 1871 bis 1898 von 
724179 auf 1455139 vermehrt, betragen aber gleihwohl im Jahre 1871 wie 
1898 nur 18,6°%0 bezw. 18,8% aller in der Hauptwahl abgegebenen Stimmen. 
Nur in den Jahren 1874 und 1877 machten die Zentrumsftimmen 27,8 %/o 
bezw. 24,8°/o, aljo faft * der fämtlihen Stimmen aus. Seitdem. findet 
ein jortmährender Rüdgang des Prozentverhältniffes ftatt, wie nachſtehende 
Zabelle ausweiſt: 





Zahl der fürs — 0/0 Anteil 

















Zentrum 
Jahr abgegebenen — der Zentrums⸗ 

Stimmen Stimmen fimmen 

(in 1000) | (in 1000) | 
1871 | 724 3888 18,6 
1874 | 1446 | 5190 27,8 
1877 1341 5401 24,8 
1878 1328 5761 23,0 
1881 | 1183 | 5098 23,2 
18854 | 1282 58663 22,6 
18897° 1516 | 7541 20,1 
1890 |, 1342 7229 18,6 
1893 | 1469 7674 | 19,1 
1898 1455 7753 18,8 


| | 

Da ſonach der Anteil der Zentrumsftimmen im Jahr 1898 ebenſo wie 
im Jahr 1871 etwas mehr ala den jechsten Zeil aller abgegebenen Stimmen 
umfaßt, jo jollte das Sentrum, das im Jahre 1871 von 382 Abgeordneten 65 
erreichte (17 °/o), auch zur Zeit nicht mehr als etwa 75 Abgeordnete von 397 befigen. 
Gleichwohl hat das Zentrum 104 bezw. nad) den Stichwahlen 102 Abgeordneten: 
fie inne. So hat das Zentrum eigentlich) um etwa 27—29 Abgeordnete zu viel. 

Die Sozialdemofraten hatten im Jahr 1871 nur 123 975 Stimmen 
(3/5 0/o) erhalten, im Jahre 1898 dagegen über 2 Millionen Stimmen — 27,2°/o 
alfer abgegebenen Stimmen. Die Zahl der jozialdemofratiihen Stimmen ftieg 
satt von Wahl zu Wahl, namentlich jeit 1881, wie nachftehende Tabelle zeigt: 








| Soziale | Anzahl der ' 





demofratiiche 
Jahr | Anzahl ad | eOnegebenen do Anteil 

| Stinmen Stimmen | 

(in 1000) | fin 1000) | 

1871 |) 012 | 3888 | 3,2 
1874 352 | 5190 ı 6,8 
187 | 493 | 5401 9,1 
1878 437 5761 7,6 
18831 | 312 5098 6,1 
1884 | 550 5663 | 9,7 
1887 763, 7541 | 10,1 
1890 | 1497 72239 198 
1893 1787 | 7674 23,3 
1898 | 2107 | 7753 272 


| ») Diefe 3 Tabellen find den ftatiftiichen Heiten des Kaiſerl. Statift. Amtes — 
5 


388 Stizzen und Notizen. 


Die Sozialdemofraten erzielten bei der Hauptwahl im Jahre 1898 
87 Abgeordnete = 21,9% der Gejamtzahl der Abgeordneten und nad den 
Stihwahlen nur 56 = 14,10. Nad) der bei der Hauptwahl abgegebenen 
Stimmenzahl jollten die Sozialdemokraten eigentlih 106 Abgeordnete erhalten, 
fie haben aljo 19—50 Abgeordnete zu wenig, je nachdem man das Hauptwahl: 
oder das Stichwahlergebnis in Betracht zieht. 


Die Nationalliberale Partei vereinigte im Jahre 1871 über 
1 Million Stimmen auf fich oder 30 °/o der Gejamtftimmenzahl; im Jahre 1898 
hatte dieje Partei nur mehr 971302 Stimmen — 12'/2°/o der Gefamtzahl der 
Stimmen erhalten. Die nationalliberalen Stimmen wurden in den lehten 
Fahren allmählih und von Wahl zu Wahl, teils abjolut, teils relativ weniger. 
wie nachſtehende Zabelle zeigt: 





National- | °/o-Sap zu der 





zur | Be | eh 
| Stimmen | — 
| (in 1000) | timmen 
— —— — — —— 
1871, 1171 | 301 
1874 1543 | 29,7 
187 | 100 | 272 
1878 1331 | 231 
1881 7416 14,6 
1884 | 997 | 17,6 
1887 | 1678 | 22,2 
1890 1178 16,3 
1893 997 13,0 


1898 | 971 |! 125 


Im Jahre 1871 erzielte die Nationalliberale Partei im eriten Wahlgang 
119 Abgeordnete oder 31° der Gejamtzahl der Abgeordneten. Im Jahre 
1874 ftieg die Zahl diefer Partei-Abgeordneten jogar auf 146, fiel aber dann 
auf 122, 100, 46; ftieg wieder auf 66 und 105, um ſodann wieder auf 61, 
56, 37 zu fallen. Die Stichwahlen übten auf da8 Endergebnis ber Bahl ber 
nationafliberalen Abgeordneten vielfadhe Einwirfungen aus. Im ganzen war 
das Wahlergebnis der erhaltenen Stihwahl-:Stimmenzahl in den Jahren 1871 
bi8 1881 für die Partei nad) der günftigeren Seite hin ausgefallen, in den 
Jahren 1884—1893 jedoch waren die Stihmwahlen ungünftig für die Partei. 


Die Deutihfonjervative Partei und die Deutſche Reichspartei 
hatten im Jahre 1871 zufammen 894 630 Stimmen erhalten — 23°/o ber 
Gejamtitimmenzahl und im Jahre 1898 1202864 oder 15'/2°/o. Hienad) 
follten dieje beiden Parteien im Jahre 1898 etwa 63 Abgeordnete befommen, 
—— aber bei der Hauptwahl 90 bezw. nach der Stichwahl 79, alſo etwas 
zu viel, 

Die Fortihritts-Partei, ber Freiſinn und die Deutihe Volks— 
partei haben die meijten Stimmen in den Jahren 1881—1893 erhalten und 
zwar 14—23 %/o aller abgegebenen Stimmen. Im Jahre 1898 erzielten fie 
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mit 862524 Stimmen 11° der Gejamtftimmenzahl. Gleichwohl erhielten 
fie bei der Hauptwahl nur 20 Abgeordnete = 5/0 der Abgeordnetenzahl ; bei 
der Stichwahl befamen fie 49 oder 12"/ 0. Die Zahl der auf dieſe links 
ftehenden Parteiihattierungen entfallenden Stimmen bat bei den einzelnen Wahlen 
jehr geſchwankt, wie nachſtehende Tabelle zeigt: 









Stimmen 
für Freifinn, 
Fortichritt ac. 
(in 1000) 





Jahr °/o Anteil 





Die Antifemiten haben erjt jeit 1887 Wahlerfolge erzielt und die für 
die Antifemiten abgegebenen Stimmen haben fi bis zum Jahre 1898 von 
11 663 auf 284250 d. h. von 0,15 %/o auf 3,70 °%/o vermehrt. Am Jahre 1898 
hatten die Antifemiten in der Hauptwahl 13 Abgeordnete (3,3 9/0) und nad) 
den Stichwahlen gleichfalls 13 Abgeordnete oder 3,3 %/o der Gejamtzahl der 
Abgeordneten, aljo ihrer Stimmenzahl ziemlich entipredjend. 


Die Bartikulariften, Proteftler, Dänen, Polen haben im Jahre 1871 
255421 Stimmen, im Jahre 1898 512362 Stimmen auf fid) vereinigt, jo daß 
der Prozentſatz (6,57 bezw. 6,61) ziemlich gleich geblieben ift, nachdem im Jahre 
1874 der Prozentanteil Schon auf 10/2 °/o geftiegen war. In der Hauptwahl 
erhielten dieſe Parteirihtungen im Jahre 1898 33 (8,3 °/0) und nad den 
Stichwahlen 35 (8,8°/0) Abgeordnete. Der Bund der Landwirte und ber 
Bayeriihe Bauernbund erzielten im Jahre 1893 erſtmals 66298 und 
im Jahre 1898 250693 Stimmen (3,2 0). Sie erhielten 10 bezw. nad) den 
Stihwahlen 11 Abgeordnete (2°/4 °/o). 


Aus der Reihätagswahl von 1898 laſſen fi aljo folgende Schlüffe 
ziehen : 

1. Die Deutſchkonſervative Partei Hatte 11°/, der abgegebenen 
gültigen Stimmen in der Hauptwahl erzielt, follte alfo 45 Wbgeordnete er 
halten, hat aber 65 bezw. nad) der Stichwahl 56 Abgeordnete befommen, dem: 
nad) 20 bezw. 11 zu viel. 

2, Die Deutihe Reihspartei hat 4'/a ?/o der abgegebenen Stimmen 
erhalten, jollte aljo 18 Abgeordnete befommen, erzielte aber 25 bezw. nad) der 
Stihwahl 23 Abgeordnete, demnach 7 bezw. 5 zu viel. 
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3. Der Fortſchritt, Freilinn und die Deutſche Volkspartei ver 
einigten 11°/o jämtlicher Stimmen auf fich, follten alfo zujammen 44 Ab: 
geordnete haben, befamen aber nur 20 bezw. nad) der Stichwahl 49 Abgeordnete, 
demnad; 24 zu wenig bezw. 5 zu viel (durch bie Stichwahlen). 


4. Die Nationalliberale Partei erzielte 12°/2 °/, der —— 
Stimmen, alſo etwa den 8. Teil von 7,8 Millionen Stimmen. Der National 
liberalen Partei famen alfo 49—50 Abgeordnete zu (der 8. Teil von 397); fie 
erhielt aber nur 37 bezw. nad) der Stichwahl 46, hat aljo um etwa 4 Ab- 
geordnete zu wenig; nad der Hauptwahl fogar — 13. 


5. Die Antifemiten jollten bei 3°/s %/o der auf fie entfalfenden Stimmen 
etwa 15 Abgeordnete haben, fie erzielten in beiden Wahlbandlungen 13, alfo 
annähernd die richtige Zahl. 


6. Das Zentrum vereinigte im Jahre 1898 18,8% aller Stimmen 
auf fi, follte aljo 75 Abgeordnete haben. Es erhielt aber 104 bezw. 102 
Abgeordnete, alfo 29 bezw. 27 zu viel. 


7. Die Sozialdemofraten befamen 2,1 Millionen Stimmen oder 
27 °/o der abgegebenen Stimmen. Sie jollten demnach eigentlid mehr als den 
4. Zeil aller Abgeordneten erhalten (106), erzielten aber nur 87 bezw. nad) den 
Stihwahlen 56, aljo 19 bezw. 50 zu wenig. 


8. Der Bund der Landwirte und der Bayer. Bauernbund hatten 
3'1/4°/, der abgegebenen Stimmen erhalten, fie jollten daher 14 Abgeordnete 
haben, erzielten aber nur 10 bezw. 11 Abgeordnete. 


9. Die Partikulariften, Proteftler, Polen, Dänen vereinigten im 
Jahre 1898 6,60 aller Stimmen auf ſich, befamen aber 8,3 bezw. 8,8°/o ber 
Abgeordneten-Anzahl, d. h. ftatt 26 jogar 33 bezw. 35 Abgeordnete. 


10. Die für die Wilden abgegebenen Stimmen, jowie die zeriplitterten 
Stimmen bleiben hier ebenjo unberüdficytigt, wie die Liberale Reichöpartei, Die 
im Sabre 1871, 1874, 1877 noch bejonders hervortrat. 


Am auffallendften iſt das große Plus an Abgeordneten, welches für das 
Zentrum herausfommt, dad — mie bemerft — nad) Maßgabe der erhaltenen 
Stimmen um ca. 28 Abgeordnete zu viel bat. Der Grund hiefür liegt in der 
Geichloffenheit der dem Zentrum ergebenen Wahlfreife und MWahlbezirke, jo daß 
aud größere Minderheiten nicht durchdringen können. Altbayern, das Rheinland, 
Schlefien, Unterfranken, der bayeriiche Regierungsbezirt Schwaben find die Do— 
mänen des Zentrums. Daß die Sozialdemokraten nicht eine der für fie ab- 
gegebenen Stimmenzahl entiprechende Abgeordnetenzahl erhalten können, ift dadurch 
erflärlich, daß die Sozialdemokraten in allen Wahlbezirfen bis auf den letzten 
Dann zur Wahl gehen und aud bei gänzlicher Ausfichtslofigkeit ihre Stimmen 
auf einen Zähltandidbaten vereinigen. Bei den Stihwahlen profitieren der 
Greifinn und die Deutiche Volkspartei am meiften, da fie bei der Konkurrenz mit 
den Sozialdemokraten von den Ordnnungsparteien Unterftügung finden. 


Nachſtehende Tabelle möge auf Grund ber letzten Reichstagswahl von 1898 
eine Meberficht über den Quafi:Sollitand und den wirklichen Stand der Reichötags- 
Abgeordneten geben: 
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Reihstagswahl 1898. 











o Cap nad) Wirkliche Zahl der] */ Satz zu der 
Erhaltene | der Geſamt⸗ Sollzahl | Abgeordneten Zahl der 
Name der Partei Stimmen — der Ab⸗gHaupt⸗ Stich⸗ — 
(in 1000) | Stimmen geordneten) wahl | wahl ae 
(7.8Pillionen) b a b 
1. Deutih Konſer⸗ 
valid. . . . 859 11,1 45 65 | 56 16,4 | 14,1 
2. Deutihe Reichs⸗ ) 
pri -. . . 344 4,4 18 25 28 6,3 5,8 
3. Nationalliberale | 
Tai oo. 971 12,5 50 37 46 93 | 11,6 
4. Freifinn, Volls⸗ 
partei». .. 862 11,1 44 20 49 5,0) 12,3 
5. Antifemiten . 254 8,7 15 13 | 13 8351 88 
6. Bund der Land- | 
wirte, Bauern- 
bund....| 251 3,2 14 10 11 25 28 
7. gentum . .| 1455 18,8 75 104 | 102 26,2| 25,7 
8. Sozialdemokr. . 2107 27,2 106 87 56 21,9; 141 
9. Bartifulariften, | 
Protejtler,Bolen | 
RE Ca "RR? 512 6,6 26 33 35 83|1|88 
10. Bilde ꝛc. . . 107 1,4 4 31 6 0,8 | 1,5 
Sa. .| 7752 | 100,0 397 | 397 | 397 | 100,0 | 100.0 


Die Erhebung der Sandwerläfammerbeiträge. 


Bon Stadtrat G. von Frankenberg in Braunſchweig. 


Mannigfaltig find die Gaben, mit denen die Novelle zur Gewerbeordnung 
vom 26. Juli 1897, die man wohl auch das neue Handwerkergeſetz zu 
nennen pflegt, den Handwerkerſtand bedacht hat. Jede Gabe aber jchließt aud) 
Aufgaben in fi, und jo ift durch die Schaffung der Handwerkskammern ala 
Vertreterinnen der Intereſſen des Handwerks ihres Bezirkes gleichzeitig eine 
önentlich-rechtlihe Leiftung in Geitalt der Handwerfsfammerbeiträge eingeführt. 

Da es fich, abgejehen von ber Tatſache, daß in einzelnen Bundesſtaaten 
bereits ähnliche Einrichtungen (Gewerbefammern u. dergl.) beftanden, um ein 
neues, jelbitändiges Rechtsgebilde handelt, und in den 3 Jahren jeit Er: 
nhtung der Handwerkskammern immerhin ſchon einige Erfahrungen betreffa 
der Beiträge gejammelt werden konnten, jo ift vielleicht eine Lurze Beſprechung 
über die Erhebung bderjelben am Plate. 

Wenngleich der landesrechtlichen Regelung ziemlich viel Epielraum ges 
loffen ift, jo bildet doch die zwingende Grundlage für den ganzen Aufbau der 
31031 R.Gew.O. In demielben ift beitimmt, daß die auß der Errichtung und 
Zätigkeit der Handwerkskammern erwachſenden Koften, foweit fie nicht ander: 
weit (z3. B. aus Gebühren, Strafgeldern, Staatszufchüfien, Schenkungen, zinss 
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tragendem Vermögen u. ſ. w.) Dedung finden, von den Gemeinden bes 
Handwerkskammerbezirks nad näherer Beitimmung der höheren Verwaltungs: 
behörde getragen werben '). Das Reich hat aljo hier wie bei zahlreichen anderen 
Schöpfungen der Sozialgefeßgebung aus ben letzten Jahrzehnten (Gemeinde: 
franfenverficherung, Gewerbegerichte, ftatiftiiche Ermittlungen aller Art) auf die 
breiten Schultern der Lofalverwaltungen eine Laft gelegt, deren Tragung durch 
die Einzelftaaten zwar ebenfall3 angängig gewejen wäre, die man aber richtiger 
durd) die Körperichaften am Orte der Nächftbeteiligten aufbringen laſſen wollte. 
Abweichend von der endgültigen Deckung jener jonftigen Aufwendungen jeitens 
der Kommunalkaſſen iſt indes vorgejchrieben, daß die Gemeinden er: 
mächtigt find, die auf fie entjallenden Anteile der Handwerkskammer— 
beiträge nad) einem von ber höheren Verwaltungsbehörde zu beftimmenden Ver— 
teilungsmaßftabe auf die einzelnen Handwerföbetriebe umzulegen. 
An die Stelle der Gemeinde treten, wenn nad $ 1031 Abſ. 3 die Landes— 
zentralbehörde (Minifterium) angeordnet hat, daß die Handwerkskammerkoſten 
von weiteren Kommunalverbänden aufgebracht werden jollen, die letztere mit der 
Befugnis, wie jene die Koften der für einzelne Gewerbözweige getroffenen Ver: 
anftaltungen zur Förderung der gewerblichen, technilchen und fittlichen Aus— 
bildung der Meifter, Geſellen (Gehilfen) und Lehrlinge, einjchließlih der Er: 
richtung und Unterftügung von Fachſchulen nad) einem in gleicher Weile feſt— 
zufegenden Verhältnis auf die den betreffenden Gewerbszweigen angehörenden 
Dandmwerföbetriebe zu verteilen; eine allgemeine Verteilung aller Koiten ift ihnen 
dagegen nicht erlaubt ?). 


Es iſt nun von Anfang an eine Strömung bemerkbar geweſen, welche 
darauf hindrängte, man möge ausichließlich die Gemeinden, ohne daß eine Ab: 
wälzung ihrer Aufwendungen ftattfände, die Koften für die Handwerkskammer 
tragen laſſen. Schon bei der Beratung des Entwurf im Reichstage fanden 
fi) Fürſprecher diejer äußerlich jehr bequem und einfach jcheinenden, in Wirk: 
lichkeit aber unzmwedmäßigen und unbilligen Art der Regelung. Die Be— 
gründung des Regierungsentwurfs hatte allerdings die jpäter zum Gejeß er: 
hobene Abwälzungsbefugnis der Gemeinden vorgejehen, dabei war aber betont, 
die aus der Zätigfeit dev Handwerkskammer jid ergebenden Aufwendungen 
würden vorausfichtlich jelbft für größere Bezirke nicht hoch fein, und bei der 
Verteilung auf alle Beteiligten im Bezirk werde es fih in der Regel um jo 
geringe Summen drehen, daß die Beitragseinziehung im Hinblid auf die große 
Zahl der Beitragspflichtigen unverhältnismäßige Koflen verurſachen müßte. 
Andererjeit3 jei eine — Begrenzung der Beitragspflicht nach der 
Höhe einer von ben Betreffenden zu entrichtenden Gewerbe-, Erwerbs: oder 
jonftigen Steuer ſchon in Rüdfiht auf die große Verſchiedenheit der Steuer: 


N Als jolde find in Preußen die Regierungspräfidenten, für ben Stadtkreis Berlin 
der Oberpräfident durch Belanntmahung vom 15. Auguft 1897, Min.Bl. S. 173 Nr. 2b 
bejtellt, deögleichen für die Danziger Handwerfsfammer. In den anderen Königreichen 
it die Kreißregierung, bezw. Kreißhauptmannidaft, in Württemberg der Berwaltungs- 
ausſchuß der Zentraljtelle für Gewerbe und Handel, in Heſſen die beim Minijterium des 
Innern eingerichtete Abteilung für Landwirtihaft, Handel und Gewerbe, in Eljah- 
Lothringen eine bejonders geſchaffene, dreigliedrige Aufſichtslommiſſion, in Braunſchweig 
das Staat3minifterium, Ubteilung des Innern zujtändig (Rayjer-Steiniger, R.Gew. O. 
$ 1030 Anm. 1; Nelten, Handwerlergejege ©. 301). 

NNelltena a. O. S. 2% Anm. 14 zu 81031; Kayjer-Steiniger 
Anm. 4 daſ. 
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gejeßgebung in den einzelnen Gebietsteilen des Reiches nicht angängig. Immer: 
hin möge eine jolche Regelung nad den beionderen Verhältniffen einzelner Be— 
zirfe zwedmäßig ericheinen. (Drudjiahen des Reihstages 1895/7 Bd. 6 
©. 3798.) Die Reichstagskommiſſion (S. 4262 da.) ſtrich das Rüdgriffsrecht der 
Gemeinden, weil man annahm, da die Einziehung verhältnismäßig geringer 
Beiträge mit außerorbdentlichen Koften und Mühen für die Gemeindeverwaltung 
verknüpft wäre unb weil die recht ungünftige wirtichaftliche Lage vieler Hand: 
werfer die Auferlegung eines Beitragsanteils ihnen gegenüber bedenklich ericheinen 
laffe. Als indes im Plenum die zweite Qefung erfolgte, ftellte man die Res 
gierungsvorlage injoweit wieder her, nachdem hervorgehoben war (S. 6093 baj.), 
es jei bei ähnlichen Körperichaften von Intereſſenten (Handels-, Landwirtichafts: 
fammern u.a. m.) durchaus gebräudlich, die Koften auf die Beteiligten um: 
zulegen, und e8 werde bei Nichtheranziehung der einzelnen zu biefen Ausgaben 
eine jehr ummirtichaftliche Geihäftsführung der Handwerkskammern einreißen, 
die das Einichreiten der Auffichtsbehörde gegen übertriebene Aufwendungen 
herauszufordern geeignet jet. 

Die Richtigkeit diefer Erwägungen kann nad) den inzwilchen gemachten 
Beobachtungen nicht in Abrede geitellt werden. Die Handwerkskammern haben 
durch die Nebenverteilung auf ihre Mitglieder und Wahlberechtigten unmittelbar 
Beranlaffung, fi) nad der Dede zu ftreden und nicht gar zu jehr auß dem 
Vollen heraus zu jchöpfen. Es würde unbillig jein, die Gemeinden endgültig 
mit all den Ausgaben zu belaften, bei deren jährlichen Tyeititelung im Haus: 
baltsplane der Handwerkskammer ($ 103n Abi. 3 R.Gew.D.) nur die Auffichts- 
behörde der letteren, nicht aber die Gemeinde zu enticheiden hat; jelbft von 
einer Begutachtung ilt wohl nur in jeltenen Einzelfällen die Rede. 

Es fommt aber nod ein zweiter Gefichtöpunft hiezu, der für die Ab: 
wälzung auf die Handwerker ſpricht. Erfahrungsmäßig hat jeder für öffentlich: 
rechtliche Einrichtungen ein ganz anderes Intereſſe, wenn er durch ein finanzielles 
Band mit denjelben verknüpft ift. Die Teilnahme an ber GSelbftverwaltung, 
die Mitwirkung bei Wahlen, die Bereitwilligfeit, Ehrenämter auf ſich zu nehmen, 
pflegt viel mehr entwidelt p ſein, ſobald eine Beitragspflicht beſteht. So iſt 
es z. B. auch bei den Krankenkaſſen und der Invalidenverſicherung, während im 
Unfallrecht die von Beiträgen befreite Arbeiterſchaft in den Berufsgenoſſenſchaften 
bis auf die Unfallverhütungsvorſchriften nicht mit zu Worte kommt. Ohne die 
Heranziehung zu der Handwerkskammer-Umlage würden manche Gewerbetreibende, 
die weder durch die Beichäftigung von Lehrlingen noch in anderer Weile Fühlung 
mit der neuen Körperſchaft nehmen, Herzlich wenig von deren Beftehen wiſſen 
und willen wollen. Es kann deshalb nichts Schaden, wenn ihre Aufmerkſamkeit 
auf die Einrihtung und auf den Nuten, der ihnen durch ſachgemäßen Anſchluß 
an biejelbe erwachſen fann, durch den bei ihnen anflopfenden Beamten der 
Hebeftelle hingelenkt wird. 

Aus demjelben Grunde fann es nicht gebilligt werden, wenn durch einen 
Druf von oben hier und da verjudht ift, die Gemeindebehörben zur Unterlaffung 
des Berteilens ihrer Beitragslaft auf die Handmwerfäbetriebe zu zwingen. Die 
Freiheit der Entihliegung ift in der reichögejeglichen Vorſchrift gemährleiftet. 
Die Handhabung der Gemeindeaufficht jeitend der Staatsbehörde innerhalb ber 
Iandesgejeglichen Grenzen, von der Nelken (a. a. O. ©. 288 Anm. 8) die Ent- 
ſcheidung gegebenen Falls abhängig machen will, darf nicht jo weit gehen, daß 
der Gemeinde etwas verboten wird, was ihr das Reichögejeg erlaubt. Nur in 
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Bezug auf den Verteilungsmaßſtab find die Gemeinden, ebenjo wie in Bezug 
auf die techniſchen Einzelheiten der Beitragserhebung (Aufftellung und Auslegun 
von Liften, Behandlung von Einfpradyen, Benachrichtigung der Pflichtigen u. bat) 
an die Weifungen der vorgejegten Dienftftelle gebunden. Wollen fie Perjonen, 
welche der Regel nad) weder Gejellen noch Lehrlinge halten, von der Ber: 
pflihtung zur Zahlung von Beiträgen frei laffen, jo fteht nad $ 1031 Abi. 3 
R.Gem.D. biefer wohlwollenden Abficht nichts entgegen, wie ja auch bei ber 
Errihtung von Zwangsinnungen die Beſchränkung der Anordnung in gleicher 
Weiſe ſtatthaft ift ($ 100 Abi. 2 daſ.) Den Ausfall braucht die Gemeinde 
nicht endgültig zu tragen, fie kann vielmehr die übrigen Handwerker entiprechend 
höher heranziehen, da e8 der reichsgeſetzlichen Vorſchrift nicht bedurft hätte, wenn es 
ni ein um einen Erlaßbeihluß auf Koften der Gemeindefafje gehandelt 
haben jollte. 

Daß bei der Heranziehung nur die Handwerksbetriebe, nicht auch die 
fabrifmäßigen Unternehmungen und die reinen Handelsgeſchäfte berüdfichtigt 
werden dürfen, ergibt ſich von ſelbſt. Enticheidungen über die Zugehörigkeit 
einzelner Gewerbetreibender zu Zwangsinnungen ($ 100h R.Gew.D.) fünnen 
als ausjchlaggebend auch für diefe Frage betrachtet werden’), Daß fich bei 
denjenigen Betrieben, welche neben ihren handwerfsmäßigen Eigenſchaften wegen 
der Eintragung im Handelöregifter oder wegen des Betriebs von einfachen 
MWarenein: und Verkaufsgeſchäften als kaufmänniſche Betriebe erjcheinen, durch 
deren SHeranziehung zu Handels: Kammer:Beiträgen eine Art von Doppel- 
fteuerung berausftellt, läßt fich nicht leugnen; immerhin werden dabei nicht 
Kleinbetriebe, jondern nur Gejchäfte mittleren und größeren Umfangs in Frage 
fommen, und e8 darf angenommen werben, daß die Handelskammern von ihrem 
Erlaß- oder Ermäßigungsredht bei offenbarer Härte der mehrfachen Veranlagung 
Gebraud) machen, wenngleich eine geſetzliche Vorſchrift fie dazu nicht zwingt. 

Wer entjheidet nun Streitigkeiten zwilchen den Gemeinden und 
den von ihnen zu Handwerfsfammerbeiträgen herangezogenen Gewerbetreibenden ? 

Da in $ 103e R.Gew.D. auf die Handwerksfammern die Beftimmungen 
in $ 89 bj. 4 daſ. für anwendbar erklärt find, in welchen die Erledigung von 
Streitigkeiten über Entrichtung von Beiträgen und Gebühren an die Innungen 
der Auffichtsbehörbe übertragen ift, vorbehaltlih der binnen zwei Wochen im 
Beichwerdemwege zu beantragenden endgültigen Enticheidung jeitens der höheren 
Verwaltungsbehörde, jo haben manche“) geglaubt, daß nicht allein die Meinungs: 
verjchiedenheiten zwilchen ber Handwerfsfammer auf der einen und den 
Gemeinden auf der andern Seite über die Beitragsentridhtung durch die 
Auffichtsbehörde der Handwerkskammer (oben Anm. 1) zu regeln jeien, daß viel: 
mehr aud) die Streitigkeiten betreff3 ber Leiftung von Beiträgen zwiſchen Hand- 
werfern und Gemeinden zu berjelben Zuftändigfeit gehörten. 

Mit Recht ift hiergegen von anderen”) geltend gemadjt, daß die Hand— 


') Vgl. wegen der ähnlichen Streitigkeiten über Zugehörigkeit des Perjonald von 
Großbetrieben zu einer Innungskrankenkaſſe den Erlaß des Preuß. Minifters für Handel 
und Gewerbe vom 12. Auguft 1899 bei Reger, Entich. Bd.20 S. 22; Min.Bl. für innere 
Verwaltung 1899 ©. 139. 

2) Landmann, die Handwerkernovelle von 1898, ©.180; v. Schider Hand— 
—— S. 1613 Rohmer, die Handwerkernovelle, S.180; Nelten a. a. O. 


) Hoffmann, R.Gew.O., 2. Auflage Anm.3 zu 81001; Rayjerunmd 
Steiniger Anm. 2 zu 8 103n ©. 299—300. 
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werfsfammer bei Erörterungen der letztgedachten Art nicht beteiligt jei. Sie ift 
es jedenfall nur mittelbar, wenn die Gemeinde berechtigt fein würde, bei enb- 
gültiger Verneinung der Beitragspflicht eines Gewerbetreibenden den auf ihn 
entfallenden Anteil vor ihrer Gejamtleiftung abzujegen. Steht dagegen ihr 
Koftenzufhuß ohne Rüdfiht Hierauf feft, jo hat bie a Me an feinerlei 
Intereſſe vom Ausgang der Sache und wird nur, wie e8 bie Tagungen der 
verichiedenen Kammervorftände wiederholt ala wünfchenswert bezeichnet haben, zu 
einer gutachtlichen Aeußerung über die Angelegenheit aufgefordert werben können. 

Das Ergebnis ift alfo, wie eine Enticheidung des Preuß. Minifters für 
Handel und Gewerbe vom 13. Februar 1902 (Minifterialblatt ber 
Handels: und Gewerbe:Berwaltung Nr.25 ©. 81) und eine danach 
unter Aufgabe des urjprünglich abweichenden Standpunkt ergangene Verfügung 
des Braunſchweigiſchen Staatsminifteriums vom 30. April 1902 Nr. 2167c aus: 
führen, daß Iediglid für Streitigkeiten zwiſchen Handmwerfsfammern und Ge: 
meinden die Auffichtsbehörde der erfteren nah $ 89 Abi. 4 zuftändig ift. 
Wenn dagegen Gemeinden und Handwerker über die Heranziehung leßterer zu 
derartigen Beiträgen nicht einig find, jo behält e& in Ermangelung einer reichs— 
geieglichen Regelung bei den landesrechtlihen Beitimmungen jein Bewenden. 
Nach dem Preußiſchen Zuftändigkeitsgejeße ($$ 18, 34) ift allgemein wie bei 
jeder jonftigen Streitigkeit über Heranziehung zu den Gemeindelaften das ver: 
waltungögerichtliche Verfahren freigegeben. Wo man fich aber bei ber Schaffung 
von Berwaltungsgerichtöinftanzen an die Regel gehalten hat, daß die einzelnen 
ihnen zu überweijenden Streitigkeiten im Gele: oder Verordnungswege aufge: 
zählt werden müflen, da wird einftweilen diefe „Enumerationsmethode“ die Mit: 
wirfung der Verwaltungägerichte bei der Enticheidung über die Verpflichtung zur 
Zahlung von Handwerkäfammerbeiträgen nicht eintreten laffen, bis eine ent: 
ſprechende Ergänzung der Zuſtändigkeitsvorſchriften erfolgt ift. 

Es bleibt dann nichts übrig, ala daß gegen den Beſchluß ber Gemeinde, 
einen Handwerker zu Beiträgen heranzuziehen, die Beſchwerde an die nach all: 
gemeinen Berwaltungsgrundjägen zuftändige Gemeindeauffichtsbehörde offenfteht, 
und dab in den Formen und Triften, welche die betreffende Städte: oder 
Candgemeindeordnung vorfieht, hiergegen die weitere Beichwerde an die Ober: 
inftanzen gegeben itt. Ein Gewinn liegt darin, wenn hierdurch der Inſtanzen— 
zug übereinftimmend mit dem Berfahren bei Streit über Zugehörigkeit zu einer 
Zwangsinnung geordnet ift ($ 100h R.G.O.). Eine Verſchiedenheit in diejer 
Beziehung würde zu den unliebjamften Folgen führen: es geht ſchlechterdings 
nit ar, daß große Buchdrudereien, Wurftfabrifen, Bierbrauereien u. |. w. auf 
der einen Seite für verpflichtet erklärt werden, der Zwangsinnung für das be- 
treffende Handwerk fi) anzuſchließen, während fie auf der anderen Seite von 
Handwerkäfammerbeiträgen befreit jein follen. Gleichmäßige Befreiung ber: 
artiger, über den Rahmen des Handwerks meiftens hinausragender, unter den 
Fabrikbegriff fallender Betriebe wird gefordert werden müſſen. 

Was die Art der Erhebung des Beitrages im einzelnen anlangt, 
jo iſt e8 mwünfchenswert, daß möglichft einfach und zweckmäßig dabei vorgegangen 
wird. Wollte man von der Gemeinde verlangen, daß fie jeden der beteiligten 
Handwerker zunächft durch ein bejonderes Steuerausſchreiben von jeiner Heran- 
ziehung, der geichuldeten Summe und dem Zahlungszeitpunfte in Kenntnis Ice 
jo würde bamit eine neue erhebliche Arbeitslaft entitehen, die ſchwerlich allen 
Gemeinden zugemutet werben fanı. Kommen dod in den größeren Städten 
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auf je 100000 Einwohner etwa 2—3000 jelbftändige Handwerker. Beträgt 
nur der Beitrag in Form eines Zujchlages zur Staatögewerbefteuer etwa 
15—20 v. 9. berjelben, jo find bei den Stleingewerbetreibenden mit 3—6 Mt. 
jährlicher Gewerbejteuer die zu entrichtenden Einzelbeträge von 45 Pf. aufwärts 
jo gering bemefjen, daß ihre getrennte Ausichreibung kaum verlohnt. Und doch 
fann aus den oben angeführten Gründen die Hebernahme auf die Gemeindekaſſe 
nicht befürwortet werden. Man hat fi) nun wohl dadurch zu helfen gefucht, 
daß die Gemeindebehörde eine Heberolle über die Veranlagung zu den 
Handwerkstammerbeiträgen auslegte, und daß innerhalb beitimmter Ausſchluß— 
friften der Einſpruch dagegen zuläſſig war; erfolgte dann innerhalb einer ferneren 
Zahlungsfrift nicht die Entrichtung, jo wurde ohne weitere Benadrichtigung des 
einzelnen das Merwaltungsbetreibungsverfahren eingeleitet. Diejes Vorgehen 
hat zwar äußerlich den Vorteil großer Bequemlichkeit für die Behörden, es 
bietet aber den Handwerkern, die nicht genau genug auf die amtlichen Befannt: 
madungen achten und deshalb die Einſpruchs- und die Zahlungsfrift Leicht ver: 
paflen, feine Annehmlichkeiten. Beſſer erjcheint e3 deshalb, in das Ausichreiben 
wegen der etwaigen Gemeinde:-Gemwerbefteuer die Benachrichtigung wegen 
des Handwerfsfammerbeitrages einzufügen und die Einzahlung beider Abgaben 
in Verbindung mit einander erfolgen zu laffen. Wo die Gemeinde die Staats: 
gewerbefteuer mit erhebt, wird allenfall® auch bei diejer der Zuſchlagsvermerk 
erfolgen können, desgleichen bei der Gemeinde: oder Staatseintommeniteuer. 
Eine entjprechende überfichtliche Anordnung der Formulare bietet feine Schwierig: 
feiten, jelbjt wenn eine Belehrung über die etwaigen Rechtsmittel eingeichaltet 
werden müßte, für die im allgemeinen faum ein Bedürfnis da ift. 

Vorausſetzung der gemeinichaftlichen Ausichreibung diejer Steuern mit 
den Handwerfstammerbeiträgen wird jein, daß die Gemeindebehörden recht: 
zeitig bei Beginn eines neuen Rechnungsjahres — jett meiftens 1. April — 
über den Bedarf der Handwerkskammer Nachricht erhalten, damit fie früh genug 
in der Lage find, die Höhe des Zuſchlags beftimmen und in den Steuerzettel 
eintragen zu laſſen. Es kann ihnen nicht zugemutet werden, einen zu niedrigen 
Betrag auszuichreiben, der zur Dedung des Gejamtbetrages nicht ausreicht. Die 
Handwerkskammern find auf Grund der jet gelammelten dreijährigen Er- 
fahrungen imftande, ſchon im Januar oder Februar ihren Haushaltsplan für 
das vom 1. April ab laufende neue Rechnungsjahr zu entwerfen und bis Mitte 
März von der Mitgliederverfammlung und der Auffichtsbehörde genehmigen zu 
lafien, jo daß die Gemeinden noch vor Eintritt in das neue Finanzjahr an die 
Tertigftellung der Steuerausjchreiben herangehen können. 

Tür unzuläffig muß es gehalten werden, die von den einzelnen Handwerks— 
betrieben zu erhebende Gemeindeumlage jo zu bemefjen, daß damit nicht allein 
der an die Handwerkskammer zu entrichtende Betrag voll gebedt, jondern auch 
ein zur Beftreitung der Erhebungskoſten beitimmter Ueberihuß erzielt wird. 
Das Geſetz gibt den Gemeinden hierzu nicht die Befugnis; ein Einiprud, bei 
der Gemeindeauffichtsbehörde würde ficher zum Ziele führen. Statthaft mag es 
dagegen ericheinen, wenn die Einzelbeträge mit Rüdficht auf die mutmaßlich bei 
der Einfordberung entftehenden Ausfälle (fruchtlofe Vollſtreckung, unbefannter 
Aufenthalt u. dgl.) etwas nad) oben abgerundet werden. Ein etwa eingehender 
das an die Handwerkskammer vorgeſchoſſene Soll überfteigender Mehrbetrac 
ift als Vorratsvermögen auf das fommenbe Jahr zu verrechnen, ebenic 
wird man nichts gegen bie Uebertragung einer geringen Fehlſumme auf di. 
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nädhftjährige Veranjchlagung des Prozentiages zu erinnern haben, weil eine 
haarſcharfe Unterverteilung überhaupt nicht möglich iſt. 

Wenn im Laufe des Rechnungsjahres Handwerksbetriebe hinzukommen 
oder fortfallen, jo bringt es die Natur des Umlagebeitrages, ſoweit darin ein 
Anhängjel an die Gemeindegewerbeftener zu erbliden ift, regelmäßig mit fid, 
daß der Zuſchlag für die Handwerkskammer ebenfalla in eine Nachtragsrolle 
aufzunehmen oder (auf Antrag!) abzulegen ift. Dasjelbe gilt von Vergrößerungen 
und Einjchränfungen des Betriebs, die ſich in der Erhöhung oder Herabjegung 
ber Gemwerbefteuer wiederſpiegele. Von jelbft verfteht es ſich aber, daß nur das 
handwerksmäßig betriebene Unternehmen dabei in Betracht fommt: ein 
Maurer oder Zimmermeifter, der im Laufe des Jahres das Bauunternehmer: 
gewerbe beginnt, bleibt für die Handwerkskammer lediglid) von erfterem Be: 
triebe veranlagt, ein Fleiſchermeiſter braucht nicht vom Gaftwirtögewerbe die 
Abgaben mit zu bezahlen u. ſ. w. 

Der Ausihuß des deutihen Handwerks- unb Gemerbe- 
fammertages hat ſich in feiner Situng vom 5. Dezember‘) 1902 in Braun: 
ihmweig eingehend mit der Trage der Beitragserhebung befaßt. Es war von 
der Handwerkskammer zu Magdeburg beantragt, der deutſche Handwerks— 
und Gewerbefammerbetrag wolle, um einerjeit3 eine Scheidung zwiſchen Fabrik 
und Handwerk entbehrlid) zu machen und die vorhandene Unzuläffigfeit der 
Doppelbefteuerung (vgl. oben) zu bejeitigen, andererjeitö aber der durd) das über- 
handnehmende Ausjcheiden der Großbetriebe dem Handwerfe entitehenden Ueber: 
laftung entgegenzutreten, bejchließen, bei den gejeßgebeuden Körperſchaften in ber 
Richtung vorftellig zu werden, daß 

1. biefort die Aufbringung der Koften zu den Handwerkskammern durch 
ein Umlageverfahren in die Wege geleitet werde, derart, daß die von ben ein= 
zelnen Betrieben zu zahlenden Beiträge nad der Höhe der von ihnen an hand— 
werksmäßig auögebildete Perfonen gezahlte Löhne berechnet würden, 

2. die jo vermittelten Beitragsquoten von etwa zu zahlenden Handels— 
fammerbeiträgen in Abzug gebracht würden. 

Für den Fall, daß diefem Antrage in gejeglicher Hinficht zu große Hinder— 
niffe im Wege ftünden, war vorgeichlagen, bei den Minifterien zu beantragen, 
dieje möchten von ber in $ 1031 R.Gew.O. gegebenen Befugnis in der Weile 
Gebraud) maden, daß fie beftimmten, e8 jollten die durch das Ausſcheiden 
der Großbetriebe der Handwerkskammern entftehenden Tyehlbeträge durch 
weitere Kommunalverbände bezw. aus Staatömitteln gedeckt werden, und es 
dürften die zu den Handwerkskammern gehörenden Betriebe nur mit einem 
Höchſtſatze von 10 vom Hundert der Gewerbefteuer zu den Koften herangezogen 
w 2 
Sehr mit Grund hat ber Handwerks: und Gemwerbefammer-Ausfhuß im 
Hinblid auf die bisherigen Erfahrungen ſich dahin ausgeſprochen, daß eine 
Aenderung im Sinne des Antrages Nr. 1 wenig Ausfiht auf Verwirklichung 
habe, und daß die an zweiter Stelle erwähnte Forderung eine Angelegenheit 
jei, die der Zuftändigfeit ber einzelnen Bundesſtaaten unterftehe und deshalb 
von dem Kammer-Tage nicht weiter verfolgt werben könne. Es darf ange: 
nommen werben, daß die Hauptverfammlung demnächſt fi) in demjelben Sinne 


) Bol. „Der Handwerksbote“, amtlihes — der Handwerkskammer für 
das Herzogtum” Braunichweig, Jahrgang III Nr. 19 ©. 146. 
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äußert. Bor allen Dingen kann nicht von einer Deckung des Ausfalls für 
ausjcheidende Großbetriebe durch Staats: oder ſonſtige Zuſchüſſe die Rede jein. 
Die Tatſache, daß etwa eine Reihe von Fabrikbetrieben verſehentlich bisher in 
der Hebelifte für die Handwerkskammerbeiträge unbeanftandet geführt waren, it 
nicht geeignet, Rechts- oder auch nur Billigkeitsaniprühe auf anderweiten Erjas 
des fortan durch ihre Befreiung der Handwerkskammer entgehenden Betrages zu 
erzeugen. Es würden jonft durch irrtümliche Liftenaufitellung beliebige Xer: 
ſchiebungen bewirkt werden können. Und eine Beſchränkung des Zujchlages auf 
höchſtens 10 %/o der Gewerbefteuer erjcheint aus den oben angeführten Erwägungen 
ebenjo wenig am Plate. Die Selbftverwaltung durch die Beteiligten muß io 
verftändig und ſparſam arbeiten, daß überflüjfige Ausgaben vermieden werden. 
Für ganz bejondere Zwede, 3.8. Beihidung von Welt: und großen Landes: 
ausftelfungen werben Staatszuſchüſſe neben einer regelmäßigen, laufenden Re 
gierungsbeihilfe im Einzelfall gewiß zu erlangen jein. Werhängnisvoll für die 
Wirtihaftsführung der Kammern wäre e8 aber, wenn nicht die Gejamtheit der 
Handwerker des Bezirks in letter Reihe für die Innehaltung gewiſſer Schranten 
in der Aufftellung und Durchführung des Haushaltsplans haftete, jondern wenn 
der Staat, die Kommunalverbände oder die Gemeinden über einen beftimmten 
Zuichlagsiag hinaus für den Riß ftehen jollten. Dieſem Gedankengange wird 
fi) die befonnene Mehrheit des Handwerkferftandes jchwerlich verichliegen. Im 
übrigen bringt es die Mannigfaltigkeit des Gewerbefteuer- und Behörden: Syitems 
in den verjchiedenen Bundesftaaten mit fi, daß eine Ichablonenhafte Ordnung 
der ganzen Trage unmöglich ift. 
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Aus den Gelekblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Rei, Minifterialblätter ıc. find nicht einbezogen. 


I. Inhalt des Beichs-Sefehblattes. 


Nr.5: BD. über die — von Grundeigentum in den Schutzgebieten Afrikas 
und der Südſee v. 14. 2. 1903 S 36. — Bel., betr. Borfchriften über Auswanderer: 
ihiffe v. 18. 2. 1903 S. 37. — Nr. 6: Bet., betr. "die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter 
bei der Bearbeitung don Faſerſtoffen, Tierhaaren, Abfällen oder Lumpen v. 27. 2. 1903 
3.39, 40. — Ar. 7: Bel., betr. Venderung der MRilitär-Transport-Orduung v. 12. 3. 1903 
S. 41. — Bel., betr. die Vereinbarung erleichternder VBorichriften für den — 
Verkehr is den Eiſenbahnen Deutſchlands und Luxemburgs v. 13. 3. 1903 S. 4 
— Bet., betr. das Strafverfahren vor den Seemanndämtern v. 13. 3. 1903 ©. 42—45. — 
Bet., betr. Aenderungen der Anlage B zur Gifenbahn-Berkehrösrduung v. 15. 3. 1903 
S. 45, 46. — Nr. 8: ————— wilden dem Deutjd en Reiche umd Sranfrei über 
bie gegenfeitige Behandlung der, Kenn göreifenden v. 2. 7. 1902 ©. 47—54. . 9: 
Gei., betr. die Kontrolle deö Haushalts, ded Saneohanshalts don Gliaf-Lothringen 
und des Haushalts der Schußgebiete v. 16. 3. 1903 ©. 55. — Bet., betr. das Ablommen 
jwiihen dem Deutihen Reiche und dem Großherzogtume Luxemburg vom 10. Mai 1902 
wegen Begründung einer Gemeinfhaft der Schaummeinftener v. 18. 3. 1903 ©. 56. — 
Ar. 10: Gef. zur Abänderung der Sermanndorduung v. 23. 3. 1903 ©. 57. — Bel., betr. 
den Umlauf von Scheidemünzen niederländiſchen Geprägs innerhalb preußiſcher Grenze 
bezirte dv. 19. 3. 1903 ©. 58, 59. — Bel., betr. Nenderung der WMilitär-Transport-Ordnun 
v.%. 3. 1903 ©. 60. — Ar. 11: Bet, betr. die Beihäftigung jugendlicher — au 
Steintohlenbergwerken in Breuhen, Baden und Elſaß-Lothringen v. 24. 3. 1903 ©. 61—63. 
— Rr. 12: Gej., betr. die Feſtſtellung des Reichshaushalts-Etats für das org: 
193 v. 28. 3. 1903 5. 65—96. — Gei., betr. die | ur des een 


die Schutzgebiete auf das —— 1903 v. 28 08. — Geſ., 
Berwendung von Mehrerträgen der R Adeinnehmen und —— —— zur Sin. 
dentilgung v. 28. 3. 191608 S. 109. — Mr. B.D., betr. die Wahlen zum Reichstage 


v. 28. 3. 1903 ©. 111. — Mr. 14: Gei., An Kinderarbeit im ge. erblihen Betrieben 
v. 30. * 1903 S. 113—121. — Bel., og. * —— deutſcher enbezeichnungen in 
Fcuador v. 27. 3 1903 ©. 122. — Wr. 15: Bel., betr. wei, Betrieb von Anlagen zur 
—— von Präſervativs, Eicperheitäpeffarien, Suspenſorien und dergleichen v. 1. 4. 
1903 


Il. Inhalt des Gefehblattes für Elfaß-Lothringen. 


Ar. 3: Geſ. betr. die —* des ar. rei von Eljah:Lothringen 
für Das Rechuungsjahr 193 v. 28. 3. 1903 ©. 5—25. 


III. Gefete, Staatsnerträge und landesherrliche Derordunungen 
der Sundesftanten mit mindeftens 1 Million Ginmohnern : 


Gejeg-Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Rr.6: Allerh. Erlah vom 9. März 1903, betr. anderweite Abgrenzung der Ber- 
waltungöbegirte et Eifenbahndirektionen im Berlin, Breslau, Polen und Halle a. ©. 
. 37, 38. — Ar. 7: Gej., betr. die Aenderung von Amtögerichtöbezirfen v. 31. 3. 1903 
. 41. 
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Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern. 


r. 8: Bel, die Beförderung —— — nicht zu den Sprenugſtoffen ge 
hörender "Segenftände auf dem Rheine betr. [mit einer von den Rheinuferjtaaten ver: 
einbarten Verordnung] dv. 25. 2. 1903 ©. 53—59. — Ar. 12: Kgl. Allerh. V.O., die Stamin- 
tehrer betr. v. 26. 3. 1903 ©. 115—122. — Rr. 15: Kgl Allerh. V.O., den Sitz des 
Notariat3 Lauf betr. v. 24. 3. 1903 ©. 159, 160. 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreich Sadjen. 


10. Stüd. Nr. 29: Bel, den en Pe dem Königreiche Sachſen und der Defter: 
a rg ge Monarchie & meidung don Doppelbeftenerungen unter dem 
21. Januar 1 abgeichlofjenen Staatsvertrag betr. v. 28.3. 1903 ©. 404—407. 


Gejeß- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. IX: Landesh. V.O., die Ordnung der Prüfung für dad Lehramt an höheren 
Schulen betr. v. 21.3. 1903 ©. 101—116. 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 
Ar. 11: V.O. die Ausführung des wen über die Behmungslürierae * 
Minderbemittelte vom 7. Auguſt 1902 betr. V. 24. 2. 1903 ©. 5560. — Wr. 1 
das Inkrafttreten des Geſetzes vom 8. Auguſt 1902 über * öffentlichen Spartaſſen gas 
(1. Jan. 1904] v. 28. 2.1903 ©. 61, 62. — Wr. 13: Bet., die Beförderung fenergefähr- 
licher, nicht zu deu Eprengitofien gehörender Gegenftände auf dem Rhein betr. [mit einer 
von den Rheinuferftaaten vereinbarten Verordnung] v. 27. 2. 1903 ©. 67—74, Berichtigung 
©. 81. — Nr. 14: V.O., die Ausführung über die a für Gefangene vom 
30. Suni 1900 betr. ®. 7. 8.1908 ©. 0-77. — Nr. 15: VD. die Ausführung des 
Gejeges über den Deukmalſchutz vom 16. Juli 1902, Hier die Aufhebung der Verordnung 
vom 22. Januar 1818 betr. ®. 7.3. 1903 ©. 80. — Wr. 19: Bel., die eng Be der 
Statuten bezüglich der Berdienftmebaille für Wiffenfchaft und Kunft, Induftrie und Yand- 
wiriſchaft betr. Mit landesherrl. Erlaf v. 2. 8.1902). ®. 17. 3. 1903 ©. 101, 102. — Ar. 21: 
Sinanigeieh für das Etatöjahr 1903/04 v. 28. 3. 1903 ©. 195—204. — Ar. 22: Bei. zur 
bänderung des Gejepes, die Ausführung ber “... ag betr., vom 
9. Juni 1879. 8. 17.3.1903 ©. 209, 2 en Anjak, bie ——— und die 
Beitreibung der ‚Gerichtötoften betr. v, 17. 8. 1903 ©. 211— 218. — Mr. 23: Gej., bie 
— —— ſtreitig'‘ im den Grundbüchern der Provinz Rheinheflen * v. 30. 3. 1903 
S. 219, — Gei., die Entmündigung wegen Berjchwendung oder wegen Trunkſucht 
betr. v. 31. 18. 1903 ©. 221. — Wr. 2+: Gef. zur Aenderung des Gejeped vom 30. Auguſt 
1879, die Ansfü rung des Deutſchen —— ed und der hen Gebühren- 
er für Gerichtövollzgieher und für Zeugen und Sachverftändige betr. v. 4.4. 1903 
2: 


ud ER w_ HN, 
j WELLEL 










e ans dem allgemeinen Staatärerht. 


E aus den Annalen des Deutichen Reiche. gr. 8°. (96 ©.) 











2.40. 
Dieje Vorträge, eine ber jhönften und reifiten Gaben bes berühmten Staatsrechtslehrers, 
n in ben Jahrgängen 1898— 1900 ber Annalen erſchienen. Die Separatausgabe, zu der 
mic, einer Anregung aus afademifhen Kreifen folgend, entſchloſſen habe, wird ber großen 
Zahl von Seydels Verehrern, namentlid ober ber ftudierenden Jugend willlommen jein. 


\ 1 
— rn 


- Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. £ x 
je gemeinrechtliche Entwickelung des inter- | 
‚nationalen Privat- und Strafrechts bis 3 

Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in 3 












‚Italien. Gr. 8°. (VII, 313 S.) Brosch. Mk. 8.— R 


5 Eingehende Besprechungen sind erschienen un. a. in Mittellungen aus der historischen Literatur 
IX rg Seite 403 u. 404. — Archirio storico Lombardo I, 1902, p, 207, — Byzantinische Zeitschrift 
Sr. 1u 2 — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXT. 2. — Archiv für bürgerliches ® 
Be 1002, 8 — — Literarische Mittellunzen der „Annalen des Deutschen Reichs‘ 1902, Nr. 83 — * 
ü gelehrten Anzeisen 1902, Nr. 8, Seite 659 — 664. — Zeitschrift der Sarigny-Stiftung für Rechts- * 
erschichte: Romnanistische Abteilung XXOL Bd, Seite 500—508 — Germanistische Abteilung XXill, Bd, » 
\ 7. — Rechtszeleerd Marazijn, Hanrlem 1908 8. 133— 188. = 


$ ‚ab, Dr. jur. L2udiw., Kaiſerl. Regierungsrat im Reichöverficherungs- 4 
amt zu Berlin und - 
Raier, Dr. jur. Rud., Mitglied des Kaiſerl. Reichsverſicherungsamts 


zu Berlin. 
ient und Reichsverſicherungs— 
öl ah 


eb eb ung. Zum praftiihen Gebrauche bearbeitet. Zweite 
ullage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
f. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.20. 
e fung. 1901. Nr. 87. 


. Wir dürfen glei hinzufügen, daß man dem Werte aus vollfter Meberzeugung 
das Prädifat vorzüglich zuerfennen muß ... 














Defele, F. Kor igl. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds- | 
gerichts für Arbeiterverficherung in Niederbayern. | 


— Unfallverſicherungsgeſez und 


3 BauAnfallverſicherungsgeſetz nas dem 
siehe betr. die Abänderung der — —4 30. Juni 1900. 
ke Sa Be 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd 


Bag Hütten- und Salinen-Wejen im Preußiſchen Staate Heft 3. Band 50. 
uff iten ftarle Buch bildet einen mit Sachkenntnis und Geſchick verfahten 
‚ ber beſonders jhäßenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall« 
ögefe . bisher noch nicht erfolgt war. Überall ift in den Erläuterungen bie eine 
lögige Literatur, joiwie bie Rehtiprehung ber verſchiedenen Inftanzen der Unfallverfiherung 
Aanchtigt und im ihren für bie praftiihe Handhabung des Gejeßes wichtigen Ergebnifjen 
rfichtlich gebradit. Ein forgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
uch, das weiten ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet ift. 





weite vollitändig neubearbeitete Yufla e — F 


J. v. Staudinger’3 
Kommentar zum Bürgerlichen Goſchhuhe ſe 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz herausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp 


Untv.»PBrofeffor und Rechtsanwalt In Profeffor an der Univerfität t. Oberlandesgerichti 
Münden Freiburg 1.8, Nünchen 


r 
4 ‚zZ 


Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix He 
f, Landgeritsrat in Münden f. Landgerichtsrat in Münden Rechtsanmalt in 


Jojeph Wagner, 


f. Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 


1. Lief.: Bd. IH. Sadhenreht ($$ 854—883), erl. von K. Kober. Mt. 1.80. ß 
2. Lief.: Bd. IV. Familienrecht ($S$ 1297—1332), erl. von Dr. Th, Engelmann. I 4 
8. Lief.: Bd. II. Sachen recht ı$$ 834—983), erl. von K. Kober. ME. 3.50, * 
4. Lief.: Bd. IV. Familienrecht (88 1333—1411), erl von Dr. Th. Engelmann- ME 35 
5. Sur: Bd. II. Sahenredt G8 984—1170), erl. von K. Kober, ME, 5.20, u 
6. Lief.: Bd. IH. Sadhenredt (Schluß), erl. von K. Kober unter der Preſſe BE 


Das Sachen recht von Kober wird ſchon in allernächſter Zeit fompfett ı 


Der Staudinger’ihe Kommentar, deffen erite Auflage in verbältnismäßla kurzer Heil, no vor Ihr 
Vollendung, vergriffen war, hat es von allen großen Kommentaren zum BED. zu allererfi ext 
allen Zeilen in zweiter Huflage au erfhelnen. Diefe Tatjade ift die befte Behätigung der übern 
freundlichen Mufnabme, die dem Kommentar bei Publikum und Kritik zu teil geworben Ift. 

Die Ziele und Zwede der neuen Auflage geben über die der erften erheblich hinaus, Während eu fh! 
diefer vielfach nur um markante Darftelung der Grundzüge des Geſetzes handeln fonnte, mußte nunmebe 
ben Inzwifcen in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detallfragen und Kontroverfen Stellung genommen 

Befondered Augenmerk ift der landbesrchtliden Ausführungsgefeggedung 1m 
worden. Die Ausführungsgefege von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Babe 
fändig, die der Übrigen Bundesftaaten, fowelt e# die Wichtigkelt der einzelnen Diaterie erbeifäte, fi 
fihtigung gezogen; daneben ift auch der Vergleihung des neuen Rechtes mit dem Disherigen R: 
erweitertem Umfange Rechnung getragen worden. 

Der Name des inzwiſchen verftorbenen verdienſtvollen Herausgebers ber I. Muflage, ebeimt 
von Staudinger, foll auch fernerhin dem Werke erhalten Bleiben. Die Bertellung des Stoff 
die einzelnen Mitarbeiter ift die glelche geblieben. Bon den In erfter Auflage durch Sehelmrat von 4 
erläuterten Materien wird nunmehr das ehellche Guterrecht bon Sandgeridtsrat Dr, Engelmann, 
Obligatlonenrecht angebörende Teil von Landgerichtsrat Kober Bearbeitet. Diefe Beiden Herren $ 
in Gemelnſchaft die redbaftionelle Leitung des Befamtiverfes übernommen, | 

Als eine Berbefferung äußerer Art darf derborgeboden werden, dak — mehrfad) geäm 
Wunſchen entſprechend — die Vorbemerkungen in überſichtlicherem Drude gehalten find als —— 
iſt die Satanordnung der 1. Auflage, die ſich wegen ihrer Zweckmäßlgkelt und Üderfichtfichkeit umngereil 
falls erfreute, beibehalten worden. ‘DH 

Der Gejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Mi. 75.— beire — u 


Bande werden geſchmackvolle Halbfranzdecken ausgegeben. 





n des Deull hen Rı iche ih 


3 2 > Gefehgebung, Verwaltung und Volkswirtfhaft. 


eihts- und Aantswifenfchaftliche Beitfhrift und Materintienfammlung 


Begründet von 
Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


-Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


7% 
J 3. Schweitzer Berlag (Arthur Sellier) 
At der Mändigen Beilage: 
- Eiterarifce Mitteilungen 
der Annalen des Deutfchen Reichs. 


a über Neueribeinungen auf dem Gebiete der Rechts- u. Staatswifienicaften 
J Unter ſtändiger Mitarbeiterſchaft 


f — * Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Allfeld in Erlangen, 
* herausgegeben oon 


F 9. Eheber in Erlangen und 5 Dr. A. Dyroff in München. 


- 


J _ Inbattoveseiiin umfiehe. — 
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Inhalt von fir. 6: 





Seite | Exite 
Neber Wejen und Bedeutung, der ; Eigen und Notizen, 
Ti erensgelhälle in rechtlicher | —— und — 
und wirtſchaftlicher Hiuſicht von mittel . . 471 473 
Dr. Georg Wermert in Berlin 401—420 Zur Behandf der 8 ) R 
gi ehbandlung der Za mr 
(Hortjegung folgt.) beiehle . . . .— 473-474 
Zur frage der Progehver- 
Die Aus gmum der gemeind- PR dei PER : . . 47445 
lichen an ege in Bayern | 
von Profeflor Dr. 9. Rehm in Zubehör eines —⸗ ss 97, 
Erlangen . . 2» 2 2.02. 421—429 98 Nr. 2 BGB.) 475 476 
Getreide⸗Preisgeſtaltung im 19. 
Der $ 16 der *5 Städte- Jahrhundert . . x... 476477 
ordnung und die Hausbeſitzer 
unjerer Großſtädte von Dr. jur. Aus den Gejcehblättern . . . . 478—479 
G. Dryanber, a 
Referendar in Potsdam . . 430-451 Mifjelle n. 
Erjenverbraud i im Deutſchen Reich 
in den Jahren 1861 —1901 . 479 
Mitteilungen wi age en Ge: 
noffenihaftsft atiftit für 1900 Die Zwangöverfteigerungen von 
von Dr. A. Peterfilie, Geh. | Grimdftüden in Preußen im 
Reg.Rat und Profeſſor, LBeiter | Jahre 102... 22.0. 480 
ber statiftifchen Abteilung ber | 
Preußiihen Zentral» Genofiene Die Einwanderung nad den Ver— 
Ihaftslafle » . 2... . 452-470 | einigten Staaten von Amerika 
(Fortjegung folgt.) | im Fiskaljahre 1901/02 . . 480 


Abhandlungen volls- und finanzwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Herrn Profeffor Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, jolhe ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiffenichaftlichen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyroff, Minden Robellſtraße 4, eingelandt werden. 

Die Rüdfeiten der Manujfriptblätter jollen unbejchrieben fein. Das Honorar 
wird nach Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in weldem der Abdrud erfolgte. Bon Ab- 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Durdy Annahme zum Abdruck erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beſchränkte Vervielfältigungsrecht. 


Münden 43. 3. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). 

Die Firma J. Schweiker Eortiment in Münden, Karlsplatz 29, bat die 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868 — 1902, vollftändige Serie mit den vergriffenen und 

jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für . . >... ME180.— 
. 1870-1902 gut gebunden für . > 2 2 2 2 20200 130.— 
„ 1881-1902 „ e .... 41710900. — 
„ 1891— 1902 e ; i 2.20. B0.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Sefte und Separatabdrüde je 
nad; Borrat zu entiprechenden Preiſen. 
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Heber Wefen und Bedeutung der Differenzgeſchatte 
in rechtlicher und wirtſchaftlicher Hinſicht. 


Bon Dr. Georg Wermert in Berlin. 


Inhalt: I. Das Differenzgeihäft in der Auffaffung des älteren Rechtes. II. Der deutiche 

Juriftentag und das Differenzgeichäft. III. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts bis zum 

Inkrafttreten der gegenwärtigen Geſetzgebung in Bezug auf das Differenzgeichäft. IV. Die 

neneite Gejeggebung und das Differenzgeichäft. V. Betrahtungen über die Auffaſſung 
des Differenzgeichäftes in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur. 


I. Das Differenzgefhäft in der Auffaſſung des älteren Rechtes. 


Es gibt faum einen Gegenftand, über welchen in der Wiſſenſchaft und 
Praris ein größerer Widerftreit der Meinungen berricht, als über das ſogen. 
Differenzgeſchäft. Die angejehendten Autoritäten der Staats: und Rechtswiſſen— 
(haft, nody mehr aber diejenigen der praftiichen Rechtspflege weichen in der 
Auffaſſung genannter Erjcheinung des wirtichaftlichen und rechtlichen Lebens jo 
fehr von einander ab und jtehen hierbei auf jo grundjäglic verichiedenem Boden, 
daß infolge deſſen eine nicht zu bannende Unklarheit bei der praftiichen Hand- 
babung für weiteſte Kreife geradezu hervorgerufen wird. Da nun diefe Frage 
durch die SS 66 und 69 BG. und 764 BGB. jowie die ſich hieran knüpfende 
Rehtiprehung eine außerordentlic aktuelle Bedeutung erlangt hat und ftörende 
Eingriffe in unjer Wirtjchaftsleben, durch welche die volfswirtichaftlihe Ent: 
widlung ſtark Hintangehalten werden kann, bereits hervorgetreten find und fich 
immer drohender dem neuzeitlichen Verkehr entgegenftemmen, jo darf eine etwas 
eingehendere Unterjuchung der einſchlägigen Materie wohl nicht jo ganz von der 
Hand gewiejen werden. 

Die Praris des geichäftlichen Lebens kennt den Ausdrud „Differenz: 
geihäft” überhaupt nicht, und wenn er fih im Munde eines Praktikers dann 
und wann tatſächlich offenbaren ſollte, jo ift er aus der Rechtsſprache herbei= 
gezogen worden. Unter den vielen Arten von Geichäften, welche an der Börfe 
vorfommen, mögen fie unter der Gattung des Kaſſa- bezw. Lokogeſchäftes zu 
Hajfifizieren jein, oder mögen fie irgend eine der mannigfaltigen Arten des 
Zeitgeihäftes darftellen, findet fic feine einzige Form, die als jolche mit dem 
Namen des Differenzgeichäftes belegt wird, weshalb aud) der Behauptung 
Glauben beizumeflen iſt, daß „Differenzgeichäfte“ an der Börje niemals vor: 
fommen. Mit dem fehlen des Namens braucht indeſſen die Sache, welche diejen 
Namen verdient, nicht zu fehlen. Es iſt deshalb zu prüfen, ob nicht etwa 
Differenzgeichäfte unter anderem Namen an der Börſe betätigt werden; denn 
dieier, der man im lebten Dezennium alles mögliche Schlechte infinuiert hat, 
wäre ſchon jo etwas zuzutrauen, genannte Geihäfte unter falſcher Flagge an 
ihrem Bufen zu hegen und zu pflegen. Es iſt daher vorerft begrifflich feſt— 
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zuftellen, was man in der Jurisprudenz unter „Differenzgeichäft” veriteht, um 
ſodann die Möglichkeit bezw. die Wirklichkeit desjelben an der Börſe darzutun 
oder vice versa. 


Schon Dr. Bender unterjcheidet zwiichen reinem Differenzgeichäfte und 
bem bedingten Zeitkaufe „Schluß auf Lieferung oder Differenz ').“ Ein reines 
Differenzgeihäft it nad) ihm dann vorhanden, wenn die Sontrahenten tm 
Sclußbriefe ausdrücklich erklären, daß ſich ihre Abſicht ausſchließlich auf die 
Erlangung der Differenz des Tagespreijes zwilhen dem Schluß: und Ver— 
Talltage erftredt und durch deren Herauszahlung das Geſchäft erfüllt, eine 
reale Lieferung aber nicht beabfichtigt iſt. Es ift dies die herrichende Meinung 
der älteren Juriften. So erklärt Dr. Thöl, dab das Geichäft glei anfangs 
dahin geichloffen werden fünne, nicht die Papiere zu liefern und den Kaufpreis 
zu zahlen, fondern nur die Kursdifferenz auszuzahlen, d. h. die Differenz wiſchen 
dem Kurſe des Abſchlußtages und dem des Lieferungstages“). Das 
geſchloſſene Geichäft hat lediglich die Form eines Kaufgeſchäftes. Den Parteien 
it nur an ber Differenz gelegen. Mit der größten Gemifienhaftigfeit hat 
Bender alle wirklich vorkommenden und möglihen Geihäfte in Staats: 
papieren unterfucht, aber nicht ein einziges reines Differenzgeihäft gefunden. 
Im Handel mit Zinsicheinen der Wiener Bank waren jedoch reine Differenz- 
geihäfte vorgeflommen; denn bei ihnen war naturgemäß die Lieferung der Scheine 
ausgeichloffen. In dieſem Falle hatte allerdings der Verlierer dem Gewinner, 
je nachdem die Höhe der Dividende feſtgeſetzt wurde, die Differenz heraus: 
zuzablen. Da indeſſen jolde Wetten über die mutmaßliche Höhe der Dividende 
an ben Börjen nicht vorfommen, und in der Neuzeit von derartigen Geichäften 
nichts befannt geworden ift, jo können wir füglich von ihnen wohl abjehen, 
zumal aud eine Einwirkung auf den Kursſtand der Aktien dur fie nicht 
möglich ift. 

Menn nun auch das tatjächliche Vorkommen „reiner“ Differenzgeichäfte 
an ber Börje nicht feitgeitellt ift, jo ift doc) die Möglichkeit derſelben namentlich 
außerhalb genannten Inſtitutes nicht ausgeichloflen, weshalb ihre Natur eine 
nähere Unterſuchung verdient. 


Welches Rechtsgeihäft Liegt dem reinen Differenzgeichäfte zu Grunde? 
Bender meilt die Auffaffung von Eoffiniere, v. Gönner’), Nebenius*) 
u.a. zurüd, welche das reine Differenzgeichäft als ein verbotene Spiel be— 
trachteten, zumal diefe Autoren jogar jedes Beitgeichäft in Staatspapieren ala 
ein Spiel charakteriſierten ?). 


Ein Spiel ift dann vorhanden, wenn bei einem Vertrage der ungewifle Aus— 
gang eines bejtimmten, entweder vom Zufalle oder der Geſchicklichkeit der Spieler, 


) Bender, Dr. Johann Heinrich, Fer Verkehr mit Staatspapieren im In— und 
Auslande, 2. Aus abe, Söttingen 1830, ©. 414 

) Thöl, Dr. Heinridy, Der Verkehr mit. Staat$papieren aus dem Geſichtspunkte 
ber —— Spekulation mit Berüdfihtigung ſeiner juriſtiſchen Natur. Göttingen 
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2 v. —— a“ Staatdihulden, deren Tilgung und der Handel mit Staats— 
papieren. München 1826. 

9 Nebeniu3, Die Stodjobbery und der Handel mit Staatöpapieren, nad dem 
jetzigen ke politifch und juridiich betrachtet. Münden 1820. 

5 In diejen Anihauungen find Nachwirkungen mittelalterlicher Rechtsverhältniſſe 

zu vermuten. So verbot die Hanſa noch im Jahre 1417 eig e zu faufen, bevor jie 
gelangen waren, Getreide, bevor es geerntet war, Tuche, bevor fie gewebt waren. 
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oder von beiden zugleich abhängigen Tatumftandes enticheiden joll, wer der ge: 
winnende oder verlierende Zeil iſt. Wie ſchon ThöLl!) treffend nachweiſt, paßt 
jedoch dieſe Definition jowohl für das Spiel als aud für das reine Differenz: 
geihäft. Eine genügende Unterfcheidung beider ift dadurch nicht gegeben ; denn wenn 
auch bei vielen Spielen kluge Berechnung und überwiegende Geichidlichkeit des einen 
ober anderen Spieler3 nad) anerfannten Regeln weſentlich mit enticheiden, beim 
Differenzgeichäfte dagegen der Ausgang lediglich vom Zufalle abhängig ift, jo 
gibt e8 doch auch viele Spiele wie Lotterie, Lotto, Roulet, Würfel, Pharao ꝛc., 
bei dem allein der Zufall enticheidet. Auch die übrigen Benderichen Unter: 
iheidungsmerfmale find nicht haltbar: 1. im Spiele muß jedesmal der Ausſatz 
gewonnen oder verloren werden, im Differenzgeſchäfte kann Gewinn oder Verluſt 
wegfallen, wenn ſich zwiſchen Schluß= und Verfalltag eine Differenz nicht ergibt. 
Im Würfel: und Damenipiele fünnen ſich die gleichen Fälle ereignen, wie auch 
beim Schach durch Remis und Patt daffelbe in die Erjcheinung tritt. 2. Beim 
Spiele wagt man da3 ganze ausgeſetzte Kapital, bei dem Differenzgeichäfte nur 
deffen Differenz. Beim leterem liegt aber das in Frage ftehende Kapital in der 
Differenz, die fi) jogar bis auf das volle dem Vertrage zu Grunde liegende Kapital, 
bei raſch ſteigenden Kurſen jogar weit über dafjelbe hinaus eritreden fan. 3. Das 
Spiel wird gewöhnlich raſch durchgeführt, beim reinen Differenzgeichäfte liegen 
in der Regel Wochen, ja Monate in der Mitte, wodurd) Zeit genug zur Ab: 
fühlung vorhanden ift. Indeſſen können Differenzgeichäfte mit furzer Friſt und 
Spiele mit langer Frift (Schach, Lotterieipiel 2c.) genügend vorlommen. 4. Beim 
Spiele fommt die Verführung des Augenblides durch den Reiz des Anblickes 
vielen Goldes und Silber bei rajcher Enticheidung in frage, weshalb hierin 
der nächſte Grund aller Spielverbote zu finden ift, wie aud nur von dieſem 
Gefihtspunfte aus die 1.3. C. de aleatoribus 3. 43. gewürdigt werden fann ?). 
Diefer enticheidende Punkt ift den Differenzgeichäften ganz fremd. Hierin liegt 
ein, wenn auc) fein durdhichlagender, Grund zur Unterjcheidung beider, und wir ver: 
mögen Thöl nicht recht zu geben, daß die Verführung auch für das Differenzgeichäft 
in gleicher Weiſe heranzuziehen ift. Zwar ift bei allen Spielen nicht unbedingt 
eine raſche Enticheidung erforderlich, aber das Spiel wächſt niemals aus einem 
wirtihaftlichen Vorgange heraus, es iſt jo ummirtichaftlic als möglich, während 
das reine Differenzgeihäft mit dem Wirtichaftsleben injofern verknüpft bleibt, 
ald die Kontrahenten genötigt find, auf die Geftaltung desjelben tortgeleßt ein 
wachſames Augenmerk zu richten. Die Gemwinnabficht, die jedem gewerblichen 
Unternehmen zu Grunde liegt und der Reiz zum Spiele find allerdings himmel- 
weit verichiedene Dinge, die nicht als gleichwertig gejeßt werden fünnen. Jedoch 
würde es einen bedenklichen fehler einjchließen, wollte man das reine Differenz: 
geihäft mit erfterer Gemwinnabficht ohne weiteres verquiden. Auc der Grund 
der lex de aleatoribus: proprias substantias perdiderunt.... commodis 
igitur subjectorum prospicientes, decernimus, fann nicht für das reine 
Differenzgeichäft maßgebend jein, weil der durch das Spiel drohende Ruin auch 
bei vielen Jonjtigen Handlungen des Staatsbürgers ſich ereignen kann, und der 


) Thöl, Dr. Heinrich, Der Berfehr mit Staatdpapieren aus dem Gefihtspunft 
der faufmänniihen Spekulation mit Berüdfichtigung feiner juriftiihen Natur, Göttingen 
185, ©. 257 fi. 

2) Im corpus juris civilis werden Spiel und Wette in den Digesten Tit. 5 des 
11. Buches: de aleatoribus und im Codex Tit. 43 des 3. Buches de alea et aleatori- 
bus behandelt. 


26* 


404 Wermert. Ueber Weſen und Bedeutung der Differenzgeihäfte in rechtlicher und 


Staat wahrlicd nicht in der Lage ift, in allen Fällen Vorſehung zu jpielen, auch 
die Untertanen jchließlih wohl des Gängelbandes mehr und mehr entraten 
fönnen. 5. Das reine Differenzgejchäft wird nirgends ala Spiel angejehen ; denn 
fein Fiskus irgend eines deutichen Staates hat den Verſuch gemacht, das auf 
Grund des Differenzgeichäftes Gezahlte gemäß dem Spielverbote als gute Priſe 
an fic zu ziehen, was feinesfalls aus Vergeſſenheit, ſondern aus guten Gründen 
fi) erklären läßt. Wenn indefjen reine Differenzgeihäfte nicht vorfommen, die 
Erörterung über fie nur ein theoretiiches Intereſſe hat, kann auch der Fiskus 
nicht in die Lage verjegt werden, Anſprüche auf Grund gemeinrechtlicher Bor: 
ichriften geltend zu machen. Dennoch muß hervorgehoben werden, dab die Auf: 
faflung, das reine Differenzgeihäft mit dem Spiele zu identifizieren, in älterer 
Zeit von finangpolitiicher Seite nicht hervorgetreten ift. Der römiſche Geſetz- 
geber wollte mit dem Spielverbote Vermögensverlufte infolge des eigentlichen 
Spieles verhüten, weshalb er dem Spielen um Geld entgegenmwirkte und be- 
ftimmte, daß 1. der verlierende Zeil den Verluſt zurüdverlangen konnte; 2. 
der Staat, falls diejes nicht ausgeübt wurde, das Recht ihn zu Fonfiszieren 
hatte; 3. dem Spieler gerichtliche Hilfe nicht gewährt wurde. Für das reine 
Differenzgeichäft kamen diefe Punkte in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
wohl nody nicht in Frage. 6. Während des Spiels fann Gewinn und Berluft 
beliebig verändert werden, beim Differenzgeichäfte ift ſolches ausgeichlofien. Bier: 
gegen hat ſchon Thöl zutreffend eingewandt, daß eine einjeitige Aenderung 
weder beim Spiele noch bei irgend einem andern Kontrafte erlaubt ift; eine 
zweileitige Aenderung ift aucd beim Differenzgeſchäfte nicht ausgeſchloſſen. 
7. Beim Spiele findet ein perjönliches Gegeneinandertreten der Spieler ftatt. 
Solches ift indeſſen fein Unterjcheidungsmerfmal, weil beim Lotto: und beim 
Lotteriefpiel Ausnahmen von diejer Regel ftattfinden. Auch fünnen Spiele brief: 
lich durchgeführt werden. 8. Zweck des Spiels ift neben anderem Yeittötung, 
während Differenzgeihäfte mit Ernft betrieben werden. Auch bier ift zu ent- 
gegnen, daß beim KLotteriejpiele von einer Zeittötung Feine Rede jein kann. 
Ferner jchließt das Spiel für mandyen Spieler ebenjoviel Ernft ein, als das 
Differenzgeihäit für manchen Kaufmann, wie e8 auch gleich letzterem ala Er- 
werb dienen fann. 9. Die Klagbarfeit des reinen Differenzgeichäftes ift in 
vielen Ländern gegeben. Wenn es mit dem Spiele ala identiic erachtet würde, 
wäre dieſe Möglichkeit nicht vorhanden. Den Gerichten in jolchen Fällen einen 
Rechtsirrtum zu unterjtellen, wie Thöl es in der Bekämpfung diejes Punktes 
tut, ift zu geſucht und auch völlig unwährſcheinlich; denn die bezügliden Ent- 
ſcheidungen bafteren auf Gejegen oder Rechtsanſchauungen, durch welche eine 
unterfchiedliche Behandlung von Spiel und reinem Differenzgeihäfte gegeben ift. 

Wenn nun aud eine Menge Berührungspunfte zwiſchen Spiel und reinem 
Differenzgeihäfte vorhanden find, jo hat ſich die ältere Jurisprudenz wohl ge: 
hütet, beide zu identifizieren. Dennocd Haben die Kontroverjen hierüber bis 
in die Neuzeit nicht aufgehört, und es find die Rechtsanfichten pro et contra in 
zahllojen Schriften, Differtationen und Abhandlungen verfochten worden, ohne 
daß hiebei ein nennenswertes Ergebnis erzielt worden iſt. 

Wenn das reine Differenzgeihäft trotzdem Fein Spiel fein fann, unter welchen 
rechtlichen Begriff ift e8 dann zu jubjummieren? Das nächſte war, e8 als eine 
Mette aufzufaflen. Bender neigt ſich diefer Anſchauung zu. Er mödte es 
unter gewiſſen Vorausjegungen rechtlich als Kurswette betrachten. Wettverträge 
find nach römiſchem Rechte Hagbar, wenn nicht Hinterlift, Täuſchung, Benugung 
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ſchwacher Augenblide des Gegners angewandt worden find, wenn der Tatbeftand 
der Wette nicht umfittlicy oder der Wettbetrag nicht übermäßig hoch ift. Diele 
Bedenken treffen bei dem Differenzgeihäfte mit etwaiger Ausnahme des Merk: 
males der Mäßigfeit im allgemeinen zu, wie aud) bei ihm beide Zeile erheb: 
(id) wagen. Ein Bedenken findet Bender in der römilcherechtlichen ‘Forderung 
der Mäpigfeit, die den Städten wie auch den Perjonen individuell angepaßt 
jein muß, demnadh die Aufitellung einer allgemeinen Regel nicht möglich iſt. 
Hier fommt das arbitrium judieis in jedem einzelnen alle in Frage, weshalb 
eine Erſchwerung des rechtlichen Erfolges bei der Klage beiteht. Jedoch kann 
die Schwierigfeit der Durchführung eines Prinzipes an feiner rechtlichen Gültig: 
feit nichts ändern. Dennoch fträubten ſich die älteren Schriftiteller, die reinen 
Differenzgeichäfte mit der Wette begrifflich zu verichmelzen. 

Auch als Hoffnungsfauf, emptio spei, kann das Differenzgeihäft nicht 
harakterifiert werden, wenn aud die Abficht der Kontrahenten auf ungewiſſen 
Gewinn aus einem ungewiſſen fünftigen Ereigniffe gehen joll. Es verkauft in= 
deſſen fein Zeil dem andern jeine Hoffnung, ſondern jeder behält fie für ſich. 
iyerner hat bei der emptio spei der Berfäufer unter allen Umftänden den 
Kaufpreis gewiß, einerlei ob die spes ſich vermirfficht oder nicht. Beim 
Differenzgeichäfte erhält jedoch der Verkäufer, falls der Kurs fich erhöht hat, 
feinen Kaufpreis für hingegebene Objekte. Er bat lediglich die Differenz zu 
bezahlen. Während ſonach beim Hoffnungsfaufe jeder SKontrahent etwas 
empfängt, iſt dieſes beim Differenzgeichäfte ausgeichloffen. Bender ſtellt da= 
ber die reinen Differenzgeichäfte unter den neueren Gattungsbegriff der ge— 
wagten Geihäfte, ohne jedod die Ansicht, fie als Kurswetten zu betrachten, 
völlig abzumeifen. In beiden Fällen find fie nad unjerem Autor, wenn fie 
nit alle Schranken der Mäßigkeit überichreiten, flagbar. 

Auch Thöl, welcher fi) den Ausführungen Benders gegenüber äußerft 
fritiich verhält”), muß fi) nad) reiflicher Erwägung der Anficht des leteren 
anihliegen. Nah ihm gehört das Differenzgeichäft ohne Zweifel zu den ge— 
wagten Geichäiten, zu denen die emptio spei, da3 nauticum foenus, Die 
Bodmerei, die Aſſekuranz, der Leibrentenvertrag, die Wette und das Spiel ge: 
hören. Nach gemeinem Rechte ift allein der Spielvertrag verboten, alle übrigen 
Verträge find aber erlaubt. In Betreff der Klagbarkeit kann es daher mur 
darauf ankommen, zu unterjudhen, ob das reine Differenzgeihäft tatjächlich ala 
Epiel zu charakterifieren it. Mühlenbruch behauptet num”), daß beim Spiele 
der Gewinn von einem ungewiſſen Ereigniffe abhängig ift, welches ſich nad) 
feſtgeſetzten Regeln beitimmt. Derartige Regeln bejtehen aber für das Differenz: 
geihäft nicht, weshalb es fein Spiel it. Bon andern Pandektiſten wird in= 
deffen die Definition des Spieles weiter gefaßt, weshalb das Differenzgeichäft 
unter dasjelbe fällt. Die Richtigkeit der Definition ift daher noch zu unterjuchen. 

Nun ift die sponsio ala ein auf verjchiedene Behauptungen bezogenes 
gegenjeitiges Verjprechen zu definieren, nach welchem derjenige, deifen Behauptung 
ſich als die richtige erweilt, von dem andern etwas erhält. Das mejentlichite 
Moment in der Wette würde daher die Behauptung fein, daß ein Tat: 
umftand eintreten oder nicht eintreten wird, bezw. richtig oder nicht richtig ift. 
Damit würde da3 reine Differenzgejhäft fi von dem Begriffe der Wette los— 


Thol, a. a. O. S. 207 ſf. 
) Mühlenbruch, Doctrina Pandectarum Bd. II $ 426. 
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löjen; denn von einer Behauptung, daß die Kurſe fteigen oder fallen, ift bei 
ihm nicht die Rede. Jeder Kontrahent hegt nur bei fi die ihm günftige 
Hoffnung, und eine ftillichweigende Behauptung, von der Thöl ſpricht, iſt ein 
vollendeter Widerfprud. Nach diefen Definitionen ließe fi die feine Grenz 
linie zwiſchen Spiel und Wette, wie folgt, recht anſchaulich darjtellen: A fommt 
mit B überein, wenn die aus einem Kartenbuche gezogene Karte eine rote 
Farbe befitt, von ihm 3 SME. zu empfangen, wenn fie eine jchwarze Farbe 
befigt, an ihn 3 ME. zu entrichten. Diefe Vereinbarung würde ein Spiel ent- 
halten. Behauptet dagegen A, ed wird die rote Farbe gezogen und B & 
wird die ſchwarze Farbe gezogen, jo liegt eine Wette vor. Im erfteren Falle 
ift der Vertrag unflagbar, in legterem ohne weiteres klagbar. Thöl jcheut fich, 
von dem angeführten Umftande, der im Grunde nur eine andere Form ber 
Vertragsworte gibt, eine jo bedeutjame Folge, die Klagbarfeit abhängig fein zu 
laſſen. Er fommt jchließlid dahin, die ganze Kaſuiſtik über Spiel und Wette, 
die ja bis in die Neuzeit einen geradezu unheimlichen Umfang angenommen 
hat, zu verwerfen, weil ein durchgreifender Unterichied zwiſchen beiden nicht auf: 
geftellt werden fünne. Dan müſſe ſich lediglich an die Quelle, das römiſche Recht, 
halten. Diejes erlaubte bedingte Verträge, in denen 3. B. in der Form einer 
Stipulation ein bedingtes Verjprechen gegeben wurbe, wobei der andere Kontrahent 
unter der entgegengelegten Bedingung ſeinerſeits verſprechen konnte. In einem 
ſolchen Falle lagen zwei stipulationes und zwei sponsiones vor. Unter sponsio 
wurden auch zweileitige Obligationen verftanden: Si quis sponsionis causa 
annulos acceperit, nec reddit victori, praescriptis verbis actio in eum 
competit .... Plane si inhonesta causa sponsionis fuit, sui annuli 
dumtaxat repetitio erit'). ferner fiel aud) eine gewifle Aſſekuranz unter 
den Begriff. Die Bedeutung des Wortes sponsio ift daher umfaflender ala 
die des Wortes Mette, weshalb eriteres nicht in allen Fällen einfadh mit 
Mette gleichgeftellt werden fann. Alle sponsiones find Hagbar, weil fie be 
dingte Verjprechen, welche erlaubt find, darftellen. Nur eine einzige Klaſſe 
von bedingten Verſprechen iſt verboten, nämlich die Spiele. Dieſe find im 
römischen Rechte nicht bloß gegenfeitige Veriprechen, im falle des Eintretens 
oder Nichteintretens eines ungewußten Tatumftandes etwas an einem andern 
verlieren zu wollen, jondern es müflen die Kontrahenten auf das Eintreten 
dieſes Zatumftandes hinwirken, aljo den Ausgang des Vertrages burd ihre 
Zätigfeit herbeiführen. Hier verfällt Thöl anſcheinend jelbit in den gegen 
Bender gerügten Fehler, weil diefer Begriff nicht für alle Spiele paßt, 3. B. 
Lotto, Lotterieipiel; doc iſt hierbei zu beachten, dab er nur die in ber lex de 
aleatoribus genannten Spiele (si quis certet hasta, pilo, jaciendo, currendo, 
saliendo, luctando, pugnando) im Wuge hat, wie aud) die Bedeutung des 
Wortes ludere, ludus auf die Tätigkeit der Kontrahenten hindeutet. Unter 
diejen Begriff des Spieles kann das reine Differenzgeihäft nicht fallen; denn 
die ganze Tätigkeit der Kontrahenten bejteht lediglih in dem Abichluffe bes 
Geſchäftes. Der Zufall entjcheidet über den Ausfall, der nicht von den Kontra— 
benten herbeigeführt werden fann, weil 3. B. ein abſichtliches Beeinfluffen des 
Kurſes nicht vertragsmäßig, jondern vertragswidrig ift und dazu noch unter 
den Begriff des dolus fallen würde. Tas reine Zifferenzgeichäft jällt daher 
unter allen Umftänden unter den Begriff der sponsio im weiteren Sinne, und 
es kann als eine neue Form der gewagten Geſchäfte angefehen werden. 


1.17. $ ult. D. de praeser. verb. 19. 5. 
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Damit ift die Klagbarkeit gegeben; denn die sponsio ift nur dann um: 
gültig, wenn fie eine Unfittlichfeit in fich trägt. Plane si inhonesta causa 
sponsionis fuit, sui annuli dumtaxat repetitio erit'). Solches trifft für das 
reine Differenzgeichäft nicht zu. Auch bei Ueberichreitung der Grenzen der Mäßig- 
feit iſt das Geihäft nur ſoweit unflagbar, als diefe Grenzen, die individuell 
wandelbar find, überjchritten werden. Die Gültigkeit des Geichäftes bleibt davon 
unberührt; denn utile per inutile non vitiatur. Auch kann die Einwirkung 
auf die Geftaltung der Kurje das Geſchäft jelbit nicht als unfittlich erjcheinen 
laſſen. 

Daß der Ruin des Bürgers herbeigeführt werden kann, haben Spiel und 
Wette gemeinſam, doch iſt erſteres nur verboten, letztere erlaubt. Darum kann 
auch aus dieſem Grunde das reine Differenzgeſchäft nicht als unerlaubt gelten, 
wenn es die gleiche Wirkung in einzelnen Fällen hervorrufen ſollte, weshalb es 
ſeiner Natur nach als klagbar angeſehen werden muß. — 

Außer dem reinen Differenzgeſchäfte wird ſchon von Bender eine ihm 
ähnliche Form der Beitgeihäfte: Schluß auf Lieferung oder Differenz bes 
Näheren unterfucht ?). 

Derartige Schlüffe kamen bereit3 damals?) in Del, Wein, Kaffee, Zuder, 
Getreide, Baumwolle u. j. w. in Anbetracht des Umftandes vor, daß, wenn der 
eine Teil bei der Erfüllung feine Rechnung nicht finde, diefer von dem Geichäfte 
zurüdtreten und dem andern Teile lediglih die Differenz zwiſchen Kaufpreis 
und dem Preile des Lieferungstages zu vergüten habe. Auch in Staatöpapieren 
wurde Diele Schlußart an ſolchen Pläten bevorzugt, woſelbſt ſich die Juris— 
prudenz noch nicht für die Statthaftigfeit direkter Differenzklagen entichieden 
hatte. Bender hält dies Verfahren für allzuängftlich, weil nad) römiſchem 
Rechte ganz allgemein derjenige, der einem andern eine Leiftung zu einem bes 
fimmten Tage verſprochen habe und dieſes Verſprechen nicht halte, diefem den 
erweislichen Schaden erjegen müſſe. In fraglihem Falle Liege aber der Schaden 
in der Kursdifferenz, deren Erjeßung fid) von ſelbſt veritehe: si calendis Stichum 
non dederis, decem dare spondes. Selbft wenn man recht hat, in folchen 
alternativen Obligationen die Erfüllung für fimuliert und die Herauszahlung 
der Kursdifferenz für den eigentlichen Zweck des Geichäftes zu halten, jo muß 
man doch beim MWideripruche ſolches erſt bemweilen, weshalb feine unbedingte 
Regel für die juriftiiche Würdigung hieraus gemacht werden kann, „aber ein- 
ſeitige Autoren und die dieſen blindlings folgenden Richter dürfen jene Ver: 
mutung nicht bineintragen und den Sontrahenten aufdringen wollen.“ Die 
juriftifche Konjequenz müßte auch andere Verträge als 3. B. Neukauf, Kauf 
gegen Konventionalftrafe als jimuliert anjehen und unteritellen, daß die Abficht 
der Parteien bloß auf das Reugeld oder die Konventionalſtrafe gerichtet ſei, „eine 
Anſicht, deren Abjurdität für alle diejenigen auf flacher Hand Liegt, welche durch 
nit gefärbte Gläjer ſehen.“ — 

Daß auch beim Lieferungskaufe nicht immer ein Intereſſe an der wirklichen 
Erfüllung beiteht, dieje vielmehr durch die Zahlung der Kursdifferenz beglichen 
wird, hat bereits Thöl erkannt. Nach ihm kann das Lieferungsgeihäft für 
beide Zeile ein Realifierungsgeichäft, oder für ‘den einen Zeil ein Realifierungs- 

) 1.17. $ 5. de praescr. verb. 19. 

n Bender, Dr. Johann Heinrich, — Verkehr in Staatspapieren im In- und 
Auslande. Göttingen 18350, 5. 414 ff. 

) Bereitd am Ausgange des 18. Jahrhunderts waren die)e Geſchäfte allgemein üblid. 
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geihäft, für den anderen ein Spefulationsgeihäft, oder für beide Teile ein 
Spekulationsgeſchäft ſein. Es liegen daher vier Möglichkeiten vor. Nur bei 
drei Möglichkeiten, wenn nämlich ein zweiſeitiges oder ein einjeitiges Reali- 
fierungsgeihäft vorliegt, fan von wirklicher Erfüllung nicht abgejehen werden. 
Sie ift tatjächlic erforderlich, und es fann eine andere Abficht auch nicht voraus- 
gejegt werden; denn ohne wirkliche Lieferung würde das Geſchäft nicht das er- 
wartete Ergebnis haben, und es müßte zu diefem Zwecke wieder ein neues 
Geſchäft abgeichloffen werden, welches das gleiche Ergebnis zeitigt: der bezügliche 
Kontrahent würde dbemnady nicht ‚zum Ziele gelangen. Im vierten Falle, wenn 
das Geſchäft für beibe Zeile rein jpefulativer Natur ift, kann entweder das 
Geſchäft rüdgängig gemacht werden, wodurch die Spekulation aufgegeben ift, 
oder e8 kann durch Ausgleihung der Kontrahenten unter fich realifiert werben. 
Thöl denkt ſich nun den Ausgleich in einer älteren, wenig entwidelteren Verkehrs: 
form. Bor dem Lieferungstage ift an einen Ausgleich faum zu denken; denn 
der Verkäufer, der auf das Sinken der Kurſe hofft, hofft, ſich ſpäter noch billiger 
eindeden zu fönnen, und der Käufer, der ein weiteres Steigen erwartet, fann 
durch den jpäteren Verkauf der abzunehmenden Papiere einen höheren Gewinn 
erzielen. Ein vorheriger Ausgleich würde daher nur dann möglich fein, wenn 
der Käufer den Kursſtand für den höchſten und zugleich der Verkäufer ihn für 
den niedrigften hält, ein Fall, der wohl äußerſt jelten in die Erjcheinung treten 
wird. Am Lieferungstage muß aber der Verkäufer liefern und der Käufer wird 
nur dann wirkliche Lieferung verlangen, wenn er hofft, daß die Kurſe noch 
weiter fteigen werden. Hat er aber nicht diefe Meinung, jo ift ein Ausgleich 
für ihn von Vorteil. In diefem Falle ift es überflüjfig und zwedlos, die 
wirklichen Papiere zu liefern, da fie nur von der einen Hand in die andere 
gehen würden, jondern es fommt allein der Kurs der Papiere in Betradt. Da 
beide Kontrahenten nad) dem gleichen Kurje realifieren, wie fie aud) ihre Spekulation 
auf Grund des gleichen Kurjes begonnen haben, jo fommt für fie lediglich die 
Kursdifferenz in Trage. Bei gelunfenem Kurje jenkt fi die Wagichale zu 
Gunften des Verkäufers, bei gejtiegenem Kurſe zu Gunften des Käufers. Ihre 
Spekulation wird daher realifiert, wenn bei gejunfenem Kurſe der Käufer an 
ben Verkäufer, bei geitiegenem Kurſe der Verkäufer an den Käufer die Kurs— 
Differenz d. h. die Differenz zwilchen dem Kurſe des Abichlußtages und dem des 
Lieferungstages auszahlt)). Wir werden jpäter jehen, daß ſich diejer Juriften- 
irrtum, als handle es fi aud an der Börje bei der Differenz um die Kurſe 
des Abichluß: und des Lieferungstages, allen praftiichen Erfahrungen und den 
tatſächlichen Verhältniffen zuwider mit zäher Konjequenz in der Rechtswiſſenſchaft 
fortgeerbt hat, jogar Aufnahme in das Bürgerliche Geſetzbuch gefunden und 
dajelbit geradezu verewigt worden ift, als ein warnendes Zeichen, daß ſich Die 
Wiſſenſchaft nicht vom Boden der Praris loslöſen darf, um eine in luftigen 
Höhen jchwebende Sondererijtenz zu führen. 


II. Der deutſche Juriſtentag und das Differenzgeihäft. 


Die Anihauungen Thöls haben ſich eine längere Zeit hindurd im der 
Wilfenichaft eine maßgebende Bedeutung zu erringen gewußt. Die Mehrzahl 


) Thöl, a. a. O. S. 61 ff. Natürlich meint unjer Autor unter Kurs des Abſchluß— 
tages den Kurs, zu welchem an diefem Tage das Geihäft abgeihlofjen worden ift, der 
aber nicht immer mit dem amtlich oder —— notierten Kurſe übereinzuſtimmen 
braudt. 
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der Theoretifer wie Gerber'), Stobbe?), Goldihmidt?), Brud*) u. a. m. 
ſtimmten denjelben durchweg bei, wenn auch der Unterjchied von Spiel und Wette 
von Grünhut?), Stenglein‘) u. a. geleugnet wurde. Einen erheblichen 
Wideriprud hat Thöl von Wilda’) erfahren, aber jeine Anficht hiergegen mit 
Entjchiedenheit aufredht erhalten, namentlich den Umftand, daß es für den Spiel- 
vertrag wejentlich jei, daß durch die Tätigkeit der Parteien, oder dritter Perſonen 
mit deren Webereinftimmung, die Enticheidung herbeigeführt wird. Manche 
einihlägige Verträge find daher dann als ein Spiel aufzufaffen, wenn eine Ein- 
wirkung der Parteien ftattgefunden hat. Ohfte eine ſolche bilden fie Wetten ?). 
Bei der Wette fommt es auf die Behauptung und die mögliche Beitreitung 
derjelben an; demnach find aud, wie Thöl ſich ſpäter reftifiziert, die Differenz: 
geihäfte feine echten Wetten, ebenjomwenig aber aud Spiele, jondern eine bejondere 
Art der gewagten Geſchäfte, auf melde das römijchrechtliche Spielverbot feine 
Anwendung finden fanı. Thöl hätte dem nod hinzufügen können, daß auch 
mit dem Ausdrude: si modo in aleae speciem non cadat feineswegs Differenz: 
geihäfte getroffen werden”), jchon aus dem Umſtande, weil zur Zeit der Ent: 
ftehung der lex derartige Geichäfte überhaupt nicht befannt waren, dieje ſich 
daher nur auf gewiſſe Arten damals üblicher Spiele beziehen Eonnte. 

Die Rechtiprehung hat ſich teilweile dem Thölichen Standpunkte an: 
geſchloſſen, teilmeife aber, namentlich in jpäterer Zeit, einen gegenjäglichen Stand: 
punkt eingenommen, der nad) und nach der herrichende geworden ift. Bevor hierauf 
aber des Näheren eingegangen wird, mag die Auffafjung des Differenzgeichäites 
jeitens des deutjchen Juriſtentages eine Beleuchtung erfahren, weil durd) deſſen 
Verhandlungen eine nicht unerhebliche Klärung der Sachlage hervorgerufen worden 
it, zumal derjelbe in nicht mißzuverjtehender Weiſe zuvor einen völlig gegen: 
läglihen Standpunkt zu der allmählicy herausgebildeten negativen Rechtſprechung 
eingenommen hat. 


Gareis unterjcheidet dajelbft theoretilch drei verichtedene Arten von 
Differenzgeichäften: 1. das gemiſchte Differenzgeichäft, bei welchem ein auf Real: 
lieferung und Realzahlung gerichteter Fixkauf vorliegt, bei weldhem die Kon: 
trahenten ſpäter übereinfommen, nicht realiter zu liefern, jondern durch Zahlung 
der Differenz zu erfüllen; 2. das uneigentliche Differenzgeichäft, wenn bei einem 
Fitrkaufe der Käufer die Wahl hat, entweder effektive Lieferung oder Zahlung 
der Differenz zu verlangen; 3. das reine Differenzgeihäit, bei welchem die reale 
Lieferung von vornherein vertragsmäßig ausgeichloffen ift und die Erfitllung 
lediglich durch Zahlung der Differenz bewirkt werden joll , Da das reine 
Differenzgeichäft, wie alljeitig zugegeben, faft gar nicht vorfommt, jo kann ihm 
eine größere wirtichaftliche Bedeutung nicht innermohnen. Dennod) hat es jeinen 
wirtichaftlichen Wert und fann, wo es vorkommt, nicht ohne weiteres verdammt 
erden. Nach Dr. Heinſen ſtellt es wirtſchaftlich die Garantie dar, daß der 


N Gerber, Lehrbuch des deutichen Privatrehts 88 193 und 19. 
n Stobbe, Lehrbuch des deutihen Privatrehts 8 139. 
‘ Zeitichrift für Handeläreht Bd. XXVIII ©. 292 Fi. 
Brud, Ueber Spiel und Wette 1868. 
. 3 ©. 585 ff. 
2 Zeitichrift für die gejamte Strafrechtswiſſenſchaft 1883 Bd. III ©. 111 ff. 
2 gattoriit für deutiche® Recht 1843 Bd. VIII ©. 208 ff. 
rer. Dr. Heinrich, Sandelsrecht. 5. u. 6. Auflage $ 304. 
1.5.2.9, 2. u 
) ker des 16. deutichen Juriftentages Bd. II, Berlin 1883, ©. 186 ff. 
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eine Kontrahent am Lieferungstage zum Abſchlußkurſe bezw. =’Preije faufen, der 
andere verkaufen fann; beide find daher von den bis dahin ſich vollziehenden 
Preisihwantungen unabhängig geworden '). Ferner wird durd) das reine Differenz: 
geihäft auch die Anzahl der Perſonen vermehrt, welde ſich mit der Berechnung 
der Geftaltung von Angebot und Nachfrage in der Zukunft abgeben. Je mehr 
Perjonen ſich hiermit befaſſen, defto zuverläffiger wird das erzielte Gelamtergebnis 
fein; denn jeder von ihnen trägt durch fein Intereſſe am Gewinne und Berlufte 
dazu bei, das Urteil über die zukünftigen Verhältniffe zu Hären. Bei der Be— 
ſchränkung der Spekulation auf’ wenige Perjonen würde das Gegenteil her— 
vorgerufen werden. Die Spekulation auf Grund des reinen Differenzgeichäftes 
ift daher eine nützliche Tätigkeit, und die fi) damit befaffenden Perjonen heimjen 
nicht mühelos Geminne ein, wie vielfach behauptet worden iſt, jondern fie ftellen 
ihre Zeit und ihre Intelligenz in den Dienft der zufünftigen wirtichaftlichen 
Geftaltung, wobei fie ebenjooft großen Verluften ausgelegt jein können, als fie 
Gewinne zu erzielen vermögen. 

Die wichtigſten Differenzgeichälte find jedoch diejenigen, bei welchen die 
Möglichkeit realer Erfüllung nicht ausgeſchloſſen it. Ihr Vorteil befteht 
darin, daß ſich aus ihnen notwendig ein realer Warenumjak entwidelt; denn 
die Spekulanten bilden nicht eine Gruppe, die, außerhalb des realen Waren 
handels ftehend, nur mit fic) Geichäfte abichließt, jondern e8 müffen, wenn über: 
haupt eine Spefulation möglich ift, Perſonen in die Kette treten, die wirkliche 
Mare befiten und liefern wollen und jolche, die Bedürfnis nad) Ware haben 
und tatfähhlid” abnehmen wollen. Demnad) finden alle Differenzgeichäfte dieſer 
Art ihre Abwidlung durch einen realen Waren: oder Wertumſatz. Ferner 
dienen dieſe Gejchäfte der Vermehrung der Handelstätigkeit überhaupt, indem 
der Handel aus den ihm ſonſt nur verbleibenden engen Grenzen herausgehoben 
wird, wodurd die Möglichkeit hervortritt, daß ſich aud) Perſonen mit beichränkteren 
Mitteln am Waren: bezw. Wertumjaße beteiligen fünnen. Die Möglichkeit, jeder: 
zeit Geichäite abzuichließen, wird dadurd) erhöht, wie auch vorübergehend ver: 
fügbare Gelder bequem angelegt zu werden vermögen. Die Schwankungen der 
Preije werden mehr und mehr ausgeglichen, wie ſich aud) der Unterjchied zwischen 
Zagespreis und Lieferungspreiß verringert. Der Vorwurf der Agiotage, d. 5. 
der Anwendung von Mitteln, um auf die öffentliche Meinung in Betreff der 
Kurſe einzuwirken, ift nicht gehörig begründet. Gegen die Anwendung lauterer 
Mittel iſt nichts einzumenden, weil jeder Kaufmann und Produzent jeine Ware 
lobt. Verwerflich it nur die Anwendung unlauterer Mittel. Man kann aber 
nicht das Differenzgeichäft verwerfen, weil die Möglichkeit zur Benußung 
unlauterer Meittel vorhanden ift. Auch der Wechjel wird zu unlauteren Zweden 
benußt. Es denkt aber niemand daran, deshalb diejes Rechtsinftitut abzuſchaffen. 
Die Einwirkung unlauterer Mittel wird beim Differenzgeichäfte dadurdy erheblich 
erichwert, weil ſich ftetS zwei ‘Parteien mit diametral entgegengejegten Intereſſen 
einander gegenüber ftehen. Dazu ift die Agiotage in diefem Sinne nichts dem 
Differenzgeichäfte Eigentümliches. Es kann bei allen möglichen Geihäften in 
gleicher Weile in Anwendung gebracht werden. Durch eine ftarfe Beteiligung 
an der Preisbewegung wird indejjen die Wahrheit eher an's Licht gebracht, als 
durch eine jchwache, weshalb im erjteren alle fich die Agiotage verringern muß. 

Wenn behauptet worden it, daß ſich häufig Perfonen beim Differenzgeichäfte 
zuinieren, jo ift ſolches bei allen jonjtigen Gejchäften ebenjogut möglid). 


A. a. O. ©. 174ff. 
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Die Rechtslage war in Deutichland bis zum Inkrafttreten der großen, 
am Ausgange des 19. Jahrhunderts erlafienen Geſetze eine ſchwankende; ein ein— 
beitliches Recht befiand nit. Zeitläufe waren im allgemeinen gültig; ferner 
geftattete Art. 357 Abi. 3 des Allgem. d. Handelsgeſetzbuches dem Käufer, falls 
der Verkäufer mit der Lieferung im Verzuge war, ohne Beweis eines Schadens 
die Differenz zu fordern. Dazu war der Pifferenzhandel neben Spiel und 
Aufwand in $ 210 Ziff. 1 der Konkursordnung mit Strafe bedroht, wenn durch 
ihn übermäßige Summen verloren und der Banterott herbeigeführt worden war. 
Andere reichögejegliche Beftimmungen waren nicht vorhanden. Bon den Parti- 
fularftaaten hatte allein Sadjjen dieje Materie geordnet. In Artikel 1482 des 
iöhftichen bürgerlichen Geſetzbuches war der Differenzhandel gleich Spiel und 
Bette nicht verboten, aber aud nicht klagbar. Die Zurüdforderung des in 
Erfüllung eines ſolchen Geichäftes Geleifteten war jedoch ausgeichlofien. 


In Preußen bat fi die Gejeßgebung überhaupt nicht mit dem Differenz- 
geſchäfte befaßt; denn die in den 1830er und 1840er Jahren erlaffenen Spezial- 
geſetze wenden ſich gegen Zeitfäufe, und zwar verbietet das Gejeg vom 19. Juni 
1836 Zeitgeihäfte in ſpaniſchen Obligationen, dasjenige vom 13. Mai 1840 
Zeitgeſchäfte in ausländiichen Papieren x. und dasjenige vom 24. Mai 1844 
Zeitgeſchäfte in nicht voll eingezahlten Aktien. Mit dürren Morten wird jeitens 
der preußiichen Regierung, nachdem eine genügende Zeit zur Beurteilung ver: 
fioffen war, eingeftanden, daß dieſe Geſetze nicht nur nichts genüßt, jondern ge— 
ihadet haben. Der Handelsftand hat fie jofort ala unzweckmäßig und unzuläffig 
verurteilt, ein Erfolg ift nicht hervorgetreten, die Spekulation auf Zeit, auch 
bezüglich jolder Geichäfte, welche nicht mit Reallieferung abichloffen, wurde vom 
Inlande auf das Ausland gelenkt und das flüſſige preußiiche Kapital ſetzte ſich 
srößtenteild im Auslande feſt. Das waren die regierungsjeitig vorgetragenen 
Argumente, um die genannten 3 Gejege wieder aufzuheben. Solches ift durd) 
Gele vom 1. Juni 1860 geichehen"). 


Nah dem preußiichen allgemeinen Landrechte find Wetten unflagbar?). 
Tiefe Beſtimmung ift mandmal zu unrecht auf Differenzgeichäfte angewandt 
worden. Die Wette hat den Zweck der Belräftigung einer Behauptung. Der 
eine Zeil behauptet irgend einen Tatbeitand, der andere behauptet das Gegenteil. 
Behauptung fteht gegen Behauptung. Derjenige, deſſen Behauptung fich als jalich 
erweift, zahlt dem andern eine vorher vereinbarte Summe. Bei den Differenz: 
geſchäften fehlt die Behauptung, ja jogar die Abficht, den Gegner von der Richtig: 
feit der eigenen Anficht über die zukünftige Geftaltung des Kurſes zu überzeugen. 
Eie entftehen, wenn zahlreiche Verfaufs- und Kaufsangebote beim Kommiſſionär 
zulammentreffen, ſich an der Börje konzentrieren und nun zu feſten Abjchlüffen 
lühren. Bei der Erfüllung werden fie kompenfiert, wobei fie zu Differenz: 
geihäften werden (!) und die Differenzzahlung zum Vorſchein kommt'). Beim 
Abſchluſſe des Geſchäftes findet eine derartige Vereinbarung nicht ftatt. 


R I) Vergl. auch Berbandlungen des 22. deutfchen Juriftentages, Berlin 1893 Bd. 4 
. 2 f. 

2) Zeil I Zit. 11 8 579. 

’) Man ftöht hier fortgejept auf eine Verwechſelung der verichiedenen in Frage 
tommenden Geidhäfte. Namentlid werden die jogen. „gemiſchten“ Differenzgeihäfte für 
„reine“ Differenzgeihäfte genommen, weshalb fih jhon hier ergibt, dah der Name 
„Differenzgeichäfte“ für ſolche Geichäfte, die feine wirfliben Tifferenzgeihäfte jind, beſſer 
fallen gelajien wird. 
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Der Begriff Wette kann auf das Differenzgeihäft nicht angewendet werben. 

Iſt nun der Begriff des Spieles für dasjelbe zutreffend? Spiel im juriftiichen 
Sinne jet eine menjchlide Handlung voraus, wie bereit3 Thöl behauptet hat. 
Der Zufall, der über den Ausgang des Spiels enticheidet, wird dur eine 
Handlung der Spielenden oder eine jolche dritter Perjonen, die eigens zu diejem 
Zwede unternommen wird, hervorgerufen. In nicht juriftiichem Sinne wird 
das Wort aud) im weiteren Rahmen angewendet (Spielen mit dem feuer), wodurd) 
eine Spradperwirrung hervorgerufen ift. Nach dieſer Auffaffung von Gareis, 
die ſich mit derjenigen von Thöl dedt, würde das Votteriejpiel fein Spiel im 
rechtlichen Sinne jein! Bei ihm wird der Ausgang oder das Ergebnis nicht 
durch eine Dandlung, jondern allein durd) Zufall herbeigeführt, wie e8 auch beim 
Differenzgeichäfte der Fall it. Nehmen wir den obigen Begriff des Spiels als 
richtig an, jo Fällt naturgemäß das Differenzgeihäft nicht unter denjelben. 
Allerdings kann man hier einwerfen, man hat die Definition mit Fleiß jo auf: 
geftellt, damit das Differenzgeihäft nicht in fie eingeichloffen werden kann. Ein 
anderes wichtiges Unterjheidungsmerfmal zwiſchen Spiel und Differenzgeihäft 
liegt aber in dem mirtichaftlihen Werte des letzteren. Wie Gareis mit 
Recht betont, iſt es für die Volfswirtichaft nicht gleichgültig, wenn in einer Stadt 
1000 Perſonen Differenzgeihäfte abichließen'). Wenn aber diefe 1000 Perjonen 
Kegel oder Sfat jpielen, jo wird dadurch die Volkswirtſchaft nicht tangiert. 
Das Differenzgeihäft hat daher eine erhebliche wirtichaftliche Bedeutung, das 
Spiel dagegen nit. Dann ift noch darauf zu verweilen, daß in $ 210 Ziff. 1 
der Konkursordnung das Differenzgeihäft dem Spiele koordiniert iſt, weshalb 
jogar das Reichsrecht einen Gegenjag fonftruiert, e8 alſo beide Begriffe nicht 
miteinander identifiziert. In den verjchiedeniten Staaten hat das Differenz: 
geihäft gleichfalls eine außerordentlich abweichende Auffaffung erfahren. In 
manden tt es erlaubt, in manden unflagbar. Oft haben e8 die Gerichte, wo 
es gejetlich erlaubt ift, durch die Rechtſprechung erheblich eingeengt, und wo es 
geſetzlich unklagbar it, haben fie ji bemüht, die Klagbarkeit durch die Recht: 
ſprechung wiebderherzuftellen. In jeiner erdrüdenden Mehrheit ift der Yuriftentag 
der Meinung, daß die Schäden, welche durch die Ueberipefulation in Differenz: 
geihäften herbeigeführt werden, nicht in der Verweigerung der Klage, jondern in der 
ewährung der Klage am ficherften bejeitigt werden, zumal die Differenzgeichäfte 
durchweg reale Kaufverträge darftellen, und es juriſtiſch untunlich ift, den Kontra— 
benten darüber Borichriiten zu machen, wie die Erfüllung eines abgeſchloſſenen Ver— 
trages jpäter bewirkt werden joll. Dazu kommt der moraliiche Gefichtspunft, 
daß der wohlanftändige Kontrahent auch unter gejelicher Unklagbarkeit bei ver: 
fehlter Spekulation jeinen Verpflichtungen nachkommt, ein jErupellofer geriebener 
Kontrahent aber nicht diefe moraliihe Rüdjiht nimmt, jondern von der ihm 
gejeglichh erlaubten Unklagbarkeit Gebrauh macht, das Gejeg demnad als ein 
Schuß der Gemifjenslofigkeit und als ein Hohn auf die dumme Ehrlichkeit an— 
zujehen jein würde und jomit jelbit infolge jeiner forrumpierenden, unfittlihen 
Wirkung verworfen werden müßte. Das Differenzgeihäft it ein erlaubter Zeit: 
fauf, der fi) durch Zahlung der Kursdifferenz reguliert. In der mißbräuchlichen 
Anwendung liegt fein Grund zu einem Verbote. Ein Rettungsboot fann zum 
Strandraube bemußt werden, deshalb braucht es aber jeine Eigenihaft als 
RettungSboot nicht einzubüßen, noch weniger find aus dieſem Grunde alle 


) Hier ift natürlich der Begriff Differenzaejhäft im weiteiten Sinne genommen. 
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Rettungsboote nunmehr abzujchaffen. Als Mittel gegen etwaige Mißbräuche wird 
auf eine Reform der Aktiengejellichaften hingewielen, ferner auf Verhinderung 
betrüglicher Kapitalreduftionen bei ihnen, ftrifte Durchführung von $ 210 Ziff. 1 
der Konfursordnung, ftrafrechtliche Ahndung unerlaubter Agiotage, namentlich 
Verbreitung faliher Gerüchte auch in der Preffe, um auf den Kurs- bezw. 
Preisftand einzumirfen, beffere Organijation der Börfen, insbejondere Schaffung 
von Handhaben zur Beitrafung der Berleitung zum „Börjenipiele“ jeitens der 
Makler. Ein gejegliches Verbot der Klagbarkeit der Differenzgeichäfte, das ſich 
nur auf die jogen. reinen Differenzgejchäfte eritreden kann, weil die übrigen 
reale Zeitfäufe darftellen, würde zudem ein Schlag ind Waſſer jein. Die Miß— 
bräuche werden dazu durch Gewährung der Klage eher bejeitigt ald durch Ver: 
jagung derielben, wobei die Gejeßgebung fi) auf den moraliihen Standpunft 
ftellt, wie Gareis ausführt; „denn es ift ſchließlich moraliicher, die Menjchen 
zu zwingen, ihr gegebenes Wort zu halten, ala ihnen Wortbruch zu geftatten“. 

Mit überwiegender Mehrheit wurde daher der Antrag angenommen: 

„Es empfiehlt ſich nicht, Differenzgeichäfte geſetzlich zu verbieten oder zu 
beihränfen.“ 

Auch auf dem 17. und 18. Juriftentage wurde diefer Standpunft mit 
Entiiedenheit aufrecht erhalten und die Frage der ftaatlichen Bevorinundung 
der Börſe und jogar die Schaffung von Polizeigeleßen mit jeltener Ueberein: 
fimmung abgelehnt‘). Nach dreimaliger Willenserklärung, die jedes Mißver— 
ſtändnis ausſchließen mußte, fonnte dieſe Frage für den deutichen Yuriftentag 
ala gänzlich erledigt angejehen werden. Indeſſen bietet er una ein Schaufpiel, 
wie man es bei diefer unabhängigen Körperſchaft nicht erwartet hätte. Kaum 
find fieben Jahre verftrichen, jo hat ein völliger Wechſel der Anichauungen 
fattgefunden, und das volle Gegenteil von dem wird beſchloſſen, was früher 
allgemeine UHeberzeugung war: ein Beweis, wie ſich jelbit freidenfende, nicht 
einjeitig gebildete Männer, falls ihnen eine genaue Kenntnis der zu Grunde 
liegenden praftiichen Erſcheinungen des Wirtichaftslebens abgeht, von einer augen= 
bliklich Herrichenden Zeititrömung, welche mit mehr Geichrei als überzeugenden 
Gründen zu operieren gewohnt iſt, beeinfluffen und treiben laſſen. Inzwiſchen 


1) Auf dem 17. deutihen Juriſtentage wurde folgender Beihluß gefaht: „Ein 
wirffamer Schuß gegen die beim Spekulationsverfehr in Beitgeihäften vorkommenden 
Mißbräuche ift von einer im Wege der Geſetzgebung zu normierenden, auf Handhabung 
einer jtraffen Disziplinargewalt abjeiten der Börlenorgane gerichteten Börjenordnung 
niht zu erwarten. 

Die Een empfiehlt dagegen die Frage, ob nicht geieglich mit Strafe und 
event. dem Berlujte der bürgerlihen Ehrenrechte zu bedrohen jet: 

1. Ber öffentlid in Belanntmadhungen wiſſentlich falſche Tatſachen voripiegelt oder 
wahre Tatjahen entjtellt, um zur eteiligung an einem Anlehen zu beitimmen ; 

2. Wer in betrügeriicher Abfiht auf Täuschung berechnete Mittel anwendet, um auf 
den Kurs von Effelten oder Marktpreis von Waren einzumirten ; 

3. Ver für Berjonen oder mit Perjonen, melde öffentlich oder von Privaten angeftellt 
find, in Kenntnis dieſer ihrer Eigenſchaften ohne Vorwiſſen ihrer Vorgejegten oder 
Prinzivale Zeitkaufgeſchäfte abichlieht; 

4. Wer unter wiflentliher Benutzung des Leichtſinnes oder der Unerfahrenbeit eines 
andern für denjelben oder mit demielben Zeitkaufgeſchäfte jchließt; 

der Prürung des Juriftentages und der Geſetzgebung. 

Auf dem 18. Juriftentage wurden alle Vorichläge abgelehnt; desgleichen das Verbot 
oder die Beichränfung der Differenzgeichäite, wie auch die Befürwortung einer Börjen- 
ordnung mit ftraffer Disziplinargemwalt. Vgl, Verhandlungen des 17. deutihen Juriſten— 
tages, Berlin 1884, Bd. 2, ©. 137. 
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waren in Hamburg und Berlin von einzelnen Börjenbejuhern Mikbräude 
getrieben worden und Beruntreuungen amvertrauter Depots hervorgetreten, 
außerdem hatte die junge agrariihe Agitation einen wüſten Feldzug gegen die 
Börje eröffnet, indem man fie in Bezug auf die Preife der ‘Produkte als mit 
einer bejonderen Baifjetendenz behaftet wähnte und ihr die gejunfenen Getreide 
preile in die Schuhe jchob. So lebhaft tatſächliche Ausichreitungen zu bedauern 
find und jo ſcharf die hervortretenden Mißbräuche auch verurteilt werden müſſen, 
jo dürfen jolche meiſt einzelnen Perſonen zur Laft fallende Gebrechen nidt 
zu übereilten gejeggeberijhen Maßnahmen führen, die ſich nachher als im all 
gemeinen verfehlt und von großem Schaden für die wirtichaftliche Entwidlung 
erweiien. Ende der 1880er Jahre rafte aber der See, und alles ließ ſich von 
dem Rufe fortreigen, daß etwas geſchehen müfje, wenn auch niemand ſich Kar 
war, was denn eigentlid) werden jollte. Die großen Veruntreuungen, welche dagegen 
Ende der 1890er Jahre jeitens der krachenden Hypothekenbanken, der Leipziger 
Bank, der Kaſſeler Trebertrodnung, der Breslauer Bankbrüche und anderer ftatt- 
gefunden haben, wobei indeſſen die Börſe unbeteiligt war und die haute finance 
zu Gunjten weiterer Kreije in außerordentlich wohltätiger Weiſe eingegriffen 
bat, um eine größere Deroute zu vermeiden, haben eine fat entgegengeiehte 
Wirkung ausgeübt und feinen Notſchrei auf eine durchgreifende Aenderung unierer 
einjchlägigen Gejetgebung hervorgerufen. Ein weſentlicher Grund hierfür Liegt 
wohl in der allmählich in immer weitere Kreiſe durchgefiderten Ueberzeugung von 
der Verfehltheit der Börjengefeggebung, wie auch in der Erfahrung des legten 
Yahrzehntes, daß man nicht gegen jeden Einzelfall ein Sondergejeg erlafien 
kann, wenn nicht die Autorität der Geſetzgebungsmaſchine erheblichen Schaden 
leiden joll, jondern daß man von der Anwendung der beitehenden Geſetze, von einer 
nicht in den Hintergrund zu drängenden Selbithilfe und von der fich fteigernden 
Rechts: und Gerechtigfeitsempfindung, der Sitte und der Ehre wirkjamere Ab: 
hilfe zu erwarten hat, als von ephemeren gejeßgeberiihen Leiftungen, von denen 
eine günstige Wirkung nicht zu erhoffen ift. 

Der deutiche Juriſtentag konnte ſich im Jahre 1893 von der allgemeinen 
Strömung nicht losreißen, zumal aud das Reichsgericht in feiner Rechtiprehung 
über das Differenzgeihäft eine Wende eingejchlagen hatte. Die Abhängigkeit 
von der Beitjtrömung war jo ftarf, daß diejenigen, welche für Aufrechterhaltung 
des früheren rechtlichen Standpunktes eintraten, fich jogar gegen den Bonwurl 
verteidigen mußten, nicht die Intereſſen der Börſe zu vertreten, jondern ſich be 
züglid) der germanijtiichen Lehre in guter Gefellichaft zu befinden, da Autoritäten 
wie Gerber, Thöl, Gareis, Grünhut, Lehmann, Stobbe und Dern: 
burg für die Gültigkeit der Differenzgeichäfte eingetreten waren '). 


Troß lebhafter Verteidigung der früheren Beichlüffe, die Klagbarkeit der 
Differenzgeichäfte anzuerkennen, jtellte fi) die Mehrheit auf den völlig entgegen: 
gejegten Standpunkt und gab folgendem Antrage des Dr. Strudmann jene 
Zuftimmung : 

„Differenzgeihäfte find nicht Elagbar, wenn die wirkliche Erfüllung aus 
drucklich ode oder ftilljchweigend von den Bertragsichliegenden ausgeichloffen iſt.“ 


9 Verhandlungen des 22. deutſchen Juriſtentages 1893, Bd. IV S. 268 Gerber, 
Deutiches Brivatrecht, 16. Aufl, 1891, S. 296, Note Thöl, Dr. Heinrich, Verkehr mit 
Staatöpapieren, Göttingen 1835, ©. 235 ff Stobbe, Handbuch des Deutichen Privat 
rechtes, Bd.3 S 193 Note 37. Dernburg, Dr. Heinrich, Preußiſches Privatrecht, 3. Auil, 
Bd.2 8138, ©. 410, Note 10 und 11, 
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Die Gründe für dieſen erftaunlichen Frontwechſel liegen in einem Gut: 
achten des Dr. Coſack jowie in den Ausführungen des Referenten Dr. Strud: 
mann. Sie find in der Tat derart, daß eine kurze Kritik nicht zu umgehen 
it. In Berüdfichtigung der bisherigen Schulmeinung werden auch von Coſack 
drei Arten von Differenzgeichäften unterjchieden. Die Eharafterifterung derjelben 
ihließt aber eine ſolche mißverftändliche Auffaffung des Börienverfehrs ein, jo 
daß diefer fait gänzlich auf den Kopf geitellt erſcheint. Coſack kennt außer 
dem „reinen“ und dem „gemijchten” Differenzgeichäfte noch ein „effektives“ (!) 
Differenzgeichäft, bei welchem beide Parteien effektive Erfüllung beabfichtigen. 
Es wird unter Feſtſetzung einer |pekulativen Erfüllungsfriit abgeſchloſſen, indem 
der Berfäufer ein Fallen der Preife erwartet, um jeine Vorräte zu gejunfenen 
Preifen zu ergänzen, der Käufer auf ein Steigen der Preije hofft, damit er zu 
höheren Preiſen meiter verkaufen kann. Solange Spekulationsgeihäfte erlaubt 
find, ift gegen die Gültigkeit diefer Art von Differenzgejchäften nichts einzumenden. 

Eojad bequemt fi) nun fogar zu dem nicht anfechtbaren Zugeltändniffe, 
dab an diefem Satze nichts geändert werde, wenn die Parteien nahträglid 
ihre Abficht auf effektive Lieferung aufgeben, der Verkäufer es vorteilhafter 
findet, anftatt jelbit zu liefern, die zu liefernde Ware bei einem Dritten zu 
faufen und die Lieferung durch diefen Dritten bemerkftelligen zu laſſen. „Solche 
nachträgliche Willensänderungen der Parteien können oft durd die Umitände 
geboten jein und nehmen dem Geſchäfte das Gepräge des ernftlichen Effektiv: 
geihäftes nicht“ "). 

Was der Spyitematifterungseifer der „Nurjuriften“ nicht alles zu Wege 
bringt! Nach diefer Klaffifizierung würde e8 ein Zeitgeichäft, geichweige denn 
Termingeihäft weder an der Börje noch außerhalb derjelben geben, welchem 
nit der Charakter des Differenzgeichäftes von vorn herein an die Stirne ge- 
drüdt wäre. Und wenn aud) Cojad die Klagbarkeit für dieje Art von Differenz: 
geihäften, jelbit bei nachträglicher Abänderung des Vertragswillens gewähren 
will, jo fommt der praktiſche Jurift bei dem verpönten Ausdrude „Differenz: 
geihäft“ doch ſehr leicht dazu, in Betreff der Klagbarkeit anderer Auffaffung 
ju fein, zumal jelbit Autoritäten des Handelsrechtes wie Coſack hinterher 
eine Verwiſchung der Unterſchiede zwiſchen dem ſog. „effektiven“ Differenz: 
geihäfte und dem „reinen“ Differenzgeichäfte herbeiführen, ſonach beide zu= 
Jammen in einen Zopf werfen und die Klagloſigkeit auch auf eriteres erftreden. 
Daß hierbei der Terminhandel, der Firhandelsfauf und das handelsrechtliche 
Lieſerungsgeſchäft auf Zeit in gleicher Weiſe getroffen werden, braucht nicht erſt 
beionder8 hervorgehoben zu werden, wie aud der Umftand, daß die gejeßlichen 
Beitimmungen über die genannten Geichäfte einfach) durch die Rechlſprechung 
eslamotiert werben, für dieſe Richtung fein Bedenken erregt, da bereits durch 
die neuerliche Rechtſprechung bes Reichsgerichts über den Regiitereinwand zur 
Genüge bewiejen worden tft, daß klare gejegliche Beftimmungen, wie $ 48 B.G,, 
einfach durch ausdehnende Interpretation aus der Welt geihafft werden. 

Coſack provoziert eine derartige Auslegung durch feine Begriffsbeitimmung 
ber „reinen“ Differenzgeichäfte geradezu. Sie können nad) ihm in zwei ver: 
Ihiedenen Arten vorfommen. Die Parteien können erftens ausdrüdlid 
oder ſtillſchweigend miteinander vereinbaren, feine Effektiverfüllung zu ver: 
langen, jondern Recht und Pflicht zwiichen ihnen auf die Bezahlung des bes 


') Verhandlungen de3 22. deutihen Juriftentages, Bd. III. Berlin 1893, S 4. 
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dungenen und des am Stichtage geltenden Preiſes zu beichränfen. Dieje Art 
der Geſchäfte joll aud) nad) Eojad an der Börje faum vorfommen, aber im 
Verkehre zwilhen Bankier und den von ihm „eingefangenen Kunden“ nicht 
jelten fich ereignen. Bei der zweiten Art verzichten die Parteien auf Effektiv: 
erfüllung nicht, das Recht hierauf bleibt ſonach beftehen, aber die Parteien 
wiſſen von einander, daß von diefem Rechte fein Gebrauch gemacht, ſondern 
lediglich die Differenzzahlung beabfichtigt wird. Wie dieje zweite Art ſich nun 
von der eriteren unterjcheiden joll, iſt jchlechterdings unerfindlich, da bei ihr ja 
auch ftillihweigende Ausſchließung der Effeftiverfüllung vorhanden ift, wie 
bei jener. Die Widerjprüche, in denen ſich Coſack bewegt, werden aber noch 
handgreiflicher ). Bei der zweiten Art des reinen Differenzgeichäftes wird die 
Differenzzahlung wie folgt bewirkt: Der Verkäufer kauft die von ihm zu Liefernde 
Mare von einem Dritten und läßt die Lieferung durch diefen Dritten be: 
wirken. Er jcheidet perjönlich bei der Effeftivlieferung ganz aus und befommt 
die Ware gar nicht in die Hand. Beim Käufer vollzieht ih der Vorgang in 
analoger Weile. Dieſe Art des Geichäftes jallt daher zuſammen mit dem jogen. 
effektiven Differenzgeichäfte, bei welchem, wie angegeben, Effektiverfüllung gleich⸗ 
falls beſteht, bei nachträglicher Willensänderung aber die Lieferung genau wie 
bei vorſtehender Art durch dritte Perſonen bewirkt wird. Wenn Coſack zur 
Unterſcheidung beider noch anführt, daß bei der zweiten Art des reinen Differenz: 
geihäftes fich jede Partei von der Effektiverfüllung ganz eigenmädhtig befreit, 
ohne Zutun der anderen Partei, während beim „effektiven“ Differenzgeichäfte 
beide ‘Parteien nadhträglid ihren Willen ändern müſſen, jo ift eritere Be: 
hauptung falſch; denn bei den an der Börſe oder auf Grund von Börjen: 
ulancen abgeſchloſſenen Geſchäften fann die Erfüllung durd) dritte Perſonen nur 
mit Zuftimmung der anderen Partei, demnad nicht einjeitig erfolgen. Die 
zweite Art des „reinen“ Differenzgeichäftes it daher mit dem „effektiven“ 
Differenzgeichäfte vollftändig identiih. Da nun aud) das reine Differenzgejchäft 
eriterer Art mit dem reinen Differenzgejchäfte der zweiten Art, wie wir oben 
bewiejen haben, identilch ift, jo müllen nad) dem befannten Saße, wenn zmei 
Größen einer dritten gleich find, jo find fie untereinander gleich, das effektive 
Differenzgeihäft mit dem reinen Differenzgeichäfte in jeder Form identiſch fein, 
und da reine Differenzgefchäfte unter allen Umftänden unflagbar find, jo müſſen, 
was zu beweilen war, auch die jogen. effektiven Differenzgeichäfte als klaglos 
angejehen werden. Der Richter hat e8 daher völlig in jeiner Hand, alle Zeit: 
geichäfte, mögen fie Fixcharakter oder Nichtfircharakter haben, mögen fie Termin: 
geihäfte oder handelsrechtliche Lieferungsgeſchäfte auf Zeit jein, mit einem 
Schlage zu vernichten und jomohl an der Börſe als außerhalb bderjelben in 
Wegfall fommen zu lafjen. Die Verwirrung, welche durd eine ſolche unſach— 
gemäße und umgeeignete Spitematifierung herbeigeführt wird, ift Daher 
außerordentlid; groß und die möglichen Folgen derjelben laſſen fi) gar nicht 
abjiehen. Was will e8 daher verichlagen, wenn Dr. Strudmann demgegen: 
über betont, daß das Termin: oder Zeitgeihäft?) an ſich jowohl im Effekten: 
wie im Warenhandel für ein legitimes zu halten fei, das durch die Handels: 





RA. a. O. S. 9%. Bgl. auh Cojad, Konrad, Lehrbuh des Handelsrechtes, 
IV. Auflage, Stutigart 1898, € 394. Hier fommt der dargelegte Unterschied nicht Mar 
zum Ausdrude, 

) Termin= und Beitgeihäft werden hier miteinander indentifiziert, ein Beweis, 
wie wenig geflärt dieje Begriffe auch bei hochſtehenden praftiichen Jurijten find. 
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und Börjenverhältniffe hervorgerufen und wegen der internationalen Beziehungen 
heutzutage nit zu entbehren jei, eine Aufhebung unfern Handel jchwer 
ihädigen und uns insbejondere ausländiſchen Börjen gegenüber in Nachteil bringen 
müfle ’). Was joll nun aber in der Praris dieje theoretiihe Anerkennung des 
Termingeichäftes bejagen, da es mit dem reinen Differenzgeichäfte Coſackſcher 
Begriffsbeitimmung zulammenfällt und die zu taufenden an jedem Tage an 
der Börje vorfommenden Geidyäfte ohne meitered unter dieſe jubjummiert 
werden müflen? Bei etwas fühner aus: und hineinlegender Interpretation 
werden nicht nur die Zeitgeichäfte getroffen, fondern aud) das Kaſſa- bezw. Loko— 
geihäft, da es ſich bei den Händlern aud) hier nur in legter Hinficht nicht um 
Anihaffung, jondern um Erlangung der Differenz handelt, mithin jchließlich 
der gejamte Zwiſchenhandel jowie der Handelskauf überhaupt eliminiert werden 
fönnte, zumal bereit3 der Zwiſchenhandel von Eojad mit jcheelen Augen ans 
geſehen wird und die von ihm bewirkten Geichäfte als ohne jeden Nutzen für die 
Allgemeinheit abgeurteilt werden. Aber damit noch nicht genug, er wird als ſchädlich 
für die Allgemeinheit angejehen, als zu einer ungejunden Preisbildung führend 
betrachtet, weil nicht Produzent und Konſument enticheidend die Preiſe be- 
ſtimmen, auch nicht Effektiohändler, welche dem Verkehr zwiichen Produzenten und 
Koniumenten dienen, „ondern Händler, die bei ihrer Preisbeftimmung auch 
nicht mit dem leiſeſten Gedanken die Intereſſen der Produzenten und Son: 
fumenten in Erwägung ziehen.“ Natürlich wird auch hierbei wieder die all- 
befannte und unübertreffliche „Geriebenheit, Zähigfeit, Rüdfichtslofigkeit“ des 
Händlers zum Vorſchein gebracht, der bei einer Preisfteigerung die „Differenz“ 
„menigitens zum großen Zeile“ in die Tajche ftedt, und was der llebeltaten 
mehr find. Dann jollen die reinen Differenzgeichäfte die Anforderungen an die 
Güte der Waren mindern, wodurd die Konſumenten und diejenigen Pro: 
duzenten, melde beſonders gute Waren Herftellen, geichädigt werden. Wenn 
reine Differenzgejchäfte mit den jogen. effektiven Differenzgeihäften zujammen= 
fallen, jo muß die Möglichkeit einer Herabminderung der Güte der Waren 
allerding3 zugegeben werden, und es it Tatfrage, ob in dem einzelnen Falle 
eine ſolche Herabminderung ftattfindet, oder ob etwa das Gegenteil der Fall 
ift, welche Möglichkeit auch nicht ausgeſchloſſen erfcheint. Wie aber ein Differenz: 
geihäft, welches mit effektiver Erfüllung nichts zu jchaffen hat und bei welchem 
feine der Parteien wirklihe Ware in die Hände befommt, eine Herabminderung 
der Güte der Ware bewirken joll, ift jchlechterdings nicht einzufehen. Denn 
wenn 3. B. zwei Spaziergänger darüber ftreiten, ob der fid) auf dem Felde befind- 
liche Haſe beim Aufiheuhen zum Sleeader oder zum nahen Walde laufen 
wird und eine beitimmte Summe zum Pfande jegen, jo wird dadurd das Ob— 
jet, der Haſe, in jeiner Qualität nicht herabgemindert, wenn er 3. B. den Weg 
zum Kleeacker einſchlägt. Er bleibt auch dasjelbe Geihöpf, wenn er den 
Wald bevorzugt; denn feine Partei ift an dem Haſen, der auch ein Reh oder 
ein Hirſch ſein könnte, intereffiert, jondern nur an der Wegrichtung, den das 
Tier einichlägt. — — — 

Dann jollen die Differenzgeihäfte das große Publikum verloden, jein 
Heil in der Spekulation zu juchen, weshalb fie aus diefem und aus allen 
anderen Gründen lediglich eine nachteilige Wirkung auf den Verkehr ausüben, 
ohne daB auch nur der geringſte Nutzen dieſe ſchädliche Wirkung ausgleicht. 


———— Bd. IV ©. 235. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1903, 27 
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Dennoch jollen an der Börje ſolche Geſchäfte jelten vorfommen. Wo findet 
dieſe nachteilige Wirkung denn ftatt, wenn nicht an der Börſe? Trotzdem müflen 
nad) Coſack ſolche Differenzgeihäfte verboten oder wenigſtens privaätrechtlich für 
ungültig erklärt werden. An der Börje kann jedoch ein ſolches Verbot nicht 
wirken, weil fie der fraglichen Geſchäfte ermangelt. Wo joll es denn wirkſam 
werden und was joll es nützen, da doch gerade die Börje unbeftrittenermaßen der 
Sit der Spekulation ift? — In ſolchen Unklarheiten und Widerſprüchen be— 
wegt ſich das ganze Gutachten“)). Trotz alledem iſt Coſack nicht dafür, das 
Effektiv-Zeitgeſchäft zu gefährden. Deshalb ſoll derjenige, welcher behauptet, 
daß ein Zeitgeichäft ein Differenzgeichäft ift, den Beweis hierfür erbringen. Da 
dieſer Beweis ſchwer zu jühren jein wird, jo fann das Geſetz nach Coſack 
praftiic feine große Rolle ipielen. Warum joll denn überhaupt ein Gejeß er: 
lafjen werden? Kat man dody mit unpraftichen Gejegen in den letzten Jahr: 
zehnten unliebjame Erfahrungen gerade genug gemadht ! 


Das gemiſchte Differenzgeihäft joll nah Coſak klagbar jein, weil es 
menigftens auf einer Geite ein rechtliches Effektivgeihäft iſt. Eine jchärfere 
Konjequenz kommt jedod, wie es beim NReichögerichte jchon zu Anfang der 
1890er Jahre der Fall geweſen ift, jehr leicht zu der gegenfäglichen Auffaſſung. 

Dr. Strudmann abftrahiert von den übrigen Differenzgeichäften, was 
durchaus zu empfehlen ift und wendet feine Betrachtung ausſchließlich denen zu, 
die als „reine“ bezeichnet werden. Bier wird jedod der erweiterte Begriff 
untergejhoben, ben das Reichögeriht in den 1890er Jahren durch feine ver: 
änderte Rechtſprechung aufgeitellt hat. Neben den ausdrüdlihen Ausſchluß 
der Effeftiverfüllung iſt die ftillichweigende Vereinbarung des Ausichluffes ge: 
treten, die aus fonkludenten Handlungen zu entnehmen ift. Ueber dieje laſſen 
fih) allgemeine Regeln nicht aufitellen. Sie müſſen der Lage des einzelnen 
Falles entnommen werden, jo fönnen Stand und Beruf des Käufers die Ab: 
fiht auf wirkliche Abnahme der Ware zweifelhaft ericheinen laſſen, ferner das 
geringe Vermögen des einen Teiles bei Kenntnis diejes Umftandes von der an: 
dern Seite u.j.w. Die „reinen“ Differenzgeichäfte, bei denen die wirkliche Er: 
füllung ausdrücklich ausgeſchloſſen ift, jollen num unflagbar jein. Zwei Gründe 
ſprechen dagegen: die Schwierigkeit des Beweiſes einerjeitS und die damit zu: 
jammenhängende Unficherheit über den Ausgang des Streites, jowie die För— 
derung des Vertragsbruches durch das Gejeß andererſeits. Der erftere Umſtand 
muß mit in den Kauf genommen werden und kann von dem Erlafje des Gejeges 
nicht abichreden; der zweite haftet faſt an allen Schußgejegen, jo auch an der 
Nichtklagbarfeit einer Spielihuld. Die Bejorgnis, daß das legitime Termin- 
geihäft an der Börje durch dieſes Verbot beunruhigt werde, ericheint dem Be— 
richterftatter nicht begründet, weil ein an der Börje handelnder Kaufmann durd 
Erhebung ber Einrede des Differenzgeichäftes ſich um Anſehen und Kredit bringen 
würde. Dagegen ift diefe Einrede bei Todesfällen und im Konkurſe von jeiten 
des Konkursverwalters zu erwarten, welche Fälle verihwindend Elein jein werden. 
Indeſſen wird die Anwendung zwiſchen Kommiſſionären und deren Kunden 
außerhalb der Börſe eine ſtärkere ſein. Der Begriff der ſtillſchweigenden Ver— 
einbarung des Ausſchluſſes gibt jedoch zu mancherlei Zweifeln Veranlafſung. 
Soll hierzu eine durch Handlungen ſich kundgebende Willenserklärung der 


!, Eine kurze Darſtellung des reinen Differenzgeſchäftes ze. fih bei Eojad, 
Lehrbuch des Handelsrechtes, IV. Auflage, Stuttgart 1898, ©. 394 
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Vertragichließenden erforderlich fein, oder joll die zur gegenjeitigen Kenntnis ge: 
langte Abjicht beider Parteien, nicht erfüllen zu wollen, genügen? Nach dem 
reinen Simulationsbegriff ift erfteres erforderlich, aber der praftiiche Erfolg der 
Geiegesbeitimmung würde einigermaßen in Frage geitellt fein, weil ſolche Hand: 
(ungen fich jchwer nachweiſen laflen. Iſt aber die Abficht des einen Teiles 
und die Kenntnis diefer Abficht von leiten des anderen Teiles ohne deſſen Wider: 
ſpruch ausreichend, jo werden zahlreiche Fälle des Spieles getroffen werden. 
Lepteres hat fich allmählich als die Auffafjung der oberiten Rechtiprechung er: 
wielen, welche vom 22. deutichen Yuriftentage gebilligt wurde. Dagegen wurde 
die Beichränfung der Befugnis zum Betriebe von Differenzgeichäften auf einen 
beftimmten Kreis von Perjonen, wie fie von Ejhenbadh') und Munf?) in 
Vorihlag gebracht worden war, nicht gebilligt. Da dieje Beſchränkung im 
Böriengeiege ſpäter tatjächlich zur Durchführung gelangt ift und ſich im Laufe 
weniger Jahre ala vollitändig verfehlt erwieſen hat, ift e& nicht ohne erhebliches 
Apntereffe, die Gründe zu vernehmen, weldye den Juriſtentag zu feiner gegen: 
teiligen Auffaffung veranlaßten. Für zahlreiche Perjonen mie Offiziere umd 
Beamte wird wegen ihrer Stellung und ihres Sredites die Eingehung von 
Vörſengeſchäften erichwert werben, weil fie die Eintragung in ein Regifter jcheuen, 
aber aus dem gleichen Grunde werden fie die Einrede der Unklagbarkeit nicht 
eltend machen, weshalb da8 Mittel für fie nicht jehr wirkſam ift. Andere 
erionen werden ſich ruhig eintragen laffen und zwar gerade jolche, welche wegen 
ihres Leichtfinnes und ihrer Unerfahrenheit eines Schußes gegen die Lodungen 
bedürfen. Dagegen die Eintragungen nit vom freien Willen der Perjonen, 
iondern von der Prüfung des Börienvorftandes abhängig zu machen, hat zu 
große Schwierigkeiten im Gefolge wegen der Prüfung der maßgebenden Voraus: 
jegungen. Dann würden auch Perſonen wie größere Gutsbeſitzer, welche oft in 
der Lage find, ein legitimes Zeitgejchäft abichließen zu müffen, aus Furcht, für 
Epieler gehalten zu werden, ſich nicht eintragen laſſen. 

Die Anwendung ftrafrechtliher Mittel, melde von Dr. Wiener und 
Dr. Heinjen in Vorichlag gebracht wurde, wird als ein wirkſames Mittel zur 
Belämpfung des Differenzgeichäftes nicht angejehen. Eine ſolche in Anlehnung 
an dad Wuchergeſetz erlaflene Beitimmung wird nur jehr wenige Fälle treffen, 
weil der Tatbeſtand nad allen Seiten verflaufuliert ift und die Gerichte, wenn 
& ſich um die Ehre und Beitrafung eines Menichen handelt, bedenklich bezüglich 
der Bemeisführung find. Der Wert einer jolhen Beitimmung, welche bekannt: 
ih im $ 78 B.G. Aufnahme gefunden hat, würde vornehmlich in der Ab— 
"hrefung liegen. Auch in einer ehrengerichtlichen Ahndung wird ein Erfolg 
mt erblidt, weil von einer jolhen nur Börjenbejucher getroffen werden und 
der Schwerpunkt des Differenzgeichäftes außerhalb der Börje liegt. 


Das gemiſchte Differenzgeihäft wird als ein Hagbarer Kauf erachtet, wenn 
tatjählich der eine Teil die Abficht effektiver Erfüllung befigt und eine gemein: 
ſhaftliche Wilfensäußerung, nad) welder in Wirklichkeit nicht erfüllt werden follte, 
nicht vorliegt. Doch findet auch hier ein Hinabgleiten auf der ſchiefen Ebene 
Rott, indem die Abficht der einen Partei auf Erfüllung als Schein angelehen 
wird, wenn bie andere Partei nicht die zur Abnahme erforderlichen Mittel 
best. Sie ann dann die effektive Erfüllung nicht beabfichtigt haben. Daß 


') Eijhenbad, Rur Reorganijation des Termingeichäfts in Preuß. Jahrb. Bd. 68. 
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in dieſer Meinungsäußerung eine totale Verkennung des Hanbelsfaufes liegt, 
wird fofort klar, wenn man bedenkt, daß ber eine Zeil bi8 zum Lieferungs: 
termine fich die erforderlichen Mittel durch Kredit, Lombard, Wechſel zc. beichaffen 
fann, wie er auch entiprechende Gegengeſchäfte zu machen imftande ift, wodurch 
die effektive Erfüllung compensando bewirkt wird, ganz abgejehen von ben 
Fällen der Erbidaft, der Schenkung x. Wer da meint, daß der Kaufmann 
zur Dedung jeiner geſchäftlichen Operationen ſtets ein entiprechendes Vermögen 
verfügbar haben müßte, verfennt die ungeheuere Bedeutung des Kredits für bie 
gefamte Volkswirtſchaft. Da nun die nadträglide Willensänderung beider 
Kontrahenten behufs Erfüllung eines Zeitgeichäjtes für den Abſchluß des Ge: 
ſchäftes gleichgültig ift, und einem rechtlichen Handelskaufe nicht den Charafter 
des Spieles geben kann, jo kann auch bei dem gemiſchten Differenzgeichäfte nicht 
ein Fall fonftruiert werden, der es als klaglos erjcheinen läßt. 

Um die Klaglofigfeit der reinen Differenzgeichäfte zu retten, bringt Dr. 
Struckmann es ſchließlich fertig, e8 ala „höhere* Moral zu preifen, fein ge 
gebenes Wort zu brechen, als jein Wort zu halten, während man bisher nad) 
allgemein menſchlichen Begriffen das Gegenteil für eine gejunde Moral ange 
jehen hat. Ein Gejeß, welches die geriebenen Gauner in Schuß nimmt und 
die Ehrenhaftigfeit und Redlichkeit preisgibt; ein Geſetz, welches den bisher 
anftändigen Menichen geradezu anleitet, um jchnöden Gemwinnes willen jeine 
feierlichen Verſprechungen und Verſicherungen zu brechen: ein ſolches Gejeg will 
und niemal® als vom Standpunkte einer „höheren“ Moral erlaffen erſcheinen, 
der nachzueifern unjerer Zeit bejonders nottut. Einer geflifjentlichen Unter: 
grabung von Treue und Glauben im Berfehre jollte man vielmehr mit allen 
gejeglihen Mitteln entgegenarbeiten. 


(Fortiegung folgt.) 
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Die Ausgeflaltung der gemeindlichen ÄArmenpflege 
in Bayern. 
(Eiberfelder Syllem und bayer. Armengeſetz.) 
Bon Profeffor Dr. H. Rehm in Erlangen. 


$ 1. Die Prinzipien der Armenpflege. 


Doppelt ift die Aufgabe der Armenpflege. Sie joll Armut verhüten und 
Armut heilen. Der zulegt genannte Zweck jteht leider obenan. So lange es 
Menihen geben wird, wird auch bejtehen der Unterichied von Reich und Arm 
und daher die vorbeugende Armenpflege nie das Ziel erreichen, daß es heilender 
Armenhilfe nicht mehr bedarf. 

I. Die Aufgabe der heilenden Armenpflege folgt aus dem Be: 
griff der Armut. Wenn — um mit bayer. Armengejeg Art. 3 zu jprechen — 
Armut vorliegt, Jofern ein Individuum „wegen Mangels eigener Mittel 
und Kräfte oder infolge eines bejonderen Notjtandes nicht mehr imftande ſich 
befindet, fi) das zur Erhaltung von Leben und Gejundheit Unentbehrliche zu 
verihaffen“, jo erhellt, daß es Aufgabe der heilenden Armenpflege ift, das Indi— 
viduum in den Stand zu jeßen, ſich ſelbſt das zu Leben und Gejundheit Un: 
entbehrliche zu verichaffen. Nicht alfo geht die Aufgabe der AUrmenpflege nur dahin, 
dem Individuum die zur Erhaltung von Leben und Gejundheit fehlenden Gegen: 
Hände zu gewähren, jondern aus jener Definition der Armut leitet als Wirkungs: 
kreis der Armenpflege ſich aud die Pflicht ab, dem Individuum zu eigener 
Kraft und eigenen Mitteln zu verhelfen, es zu wirtſchaftlicher Selbithilfe 
emporzuhbeben, den Zuftand der Armut oder Hilfsbedürftigfeit zu bejeitigen. 

I. Dies Ziel gibt auch glei der Art der Armenpflege allgemeine 
Richtung. 

Iſt es Aufgabe der Armenpflege, den Armen wieder zu wirtſchaftlicher Selb— 
ſtandigkeit aufzurichten, ſo darf die ihm eingeräumte materielle Hilfe, ſofern nicht 
Anttaltspflege in Frage Steht, niemals auf unbeftimmte Dauer, jondern immer nur 
auf Zeit gewährt werden. Nicht bloß die erjte, jondern jede folgende Unter: 
ſtütung muß eine zeitliche Grenze haben. Es muß die Entitehung des Be: 
wußtſeins im Unteritüßten verhindert werden, ala hätte er Ausficht auf dauernden 
Rentenbezug. Jede Unterftügung, die erite, wie jede weitere, darf dem Hilfs: 
bedürftigen nur auf je 2 oder 3 Wochen bewilligt werden. Ye fürzer die Friſt, 
um jo beifer. Der Trieb zur Selbithilfe wird beim Armen auf diefe Weile 
fortwährend wieder rege gemacht. Die Armenpflegeorgane dürfen aus Bequem: 
lichkeit im Anſpornen dazu auch auf diefe Weiſe nicht erlahmen. 
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Ferner folgt aus dem aufgeftellten Prinzip: die materielle Beihilfe joll 
in erfter Linie nicht Natural=, jondern Geldhilfe fein. Gegen die Natural- 
unterftägung jpricht nicht, daß der Arme fie mißbrauden kann, indem er die 
ihm gewährten Naturalien veräußert. Geldunterftügung kann ebenfalls miß— 
bräuchlicy verwendet werden. Auch Geldunterftügung jegt ſtrenge Ueberwachung 
des Hilfsbedürftigen voraus. Nicht verfannt jei ferner, daß mittels Natural: 
unterftügung die Bedürfniffe des Armen an Lebensmitteln, Kleidung, Heizung 
u. ſ. w. unmittelbarer befriedigt zu werden vermögen, aber wichtiger ift, daß bie 
Hilfe in Geld geitattet, dem Armen die Möglichkeit der Führung eines eigenen 
Haushaltes zu erhalten, da8 Streben nad) Selbittätigfeit zu beleben und zu 
a Zurüdführung zu wirtiaitlicher Selbftändigfeit ift das Endziel der 

flege. 

Drittens verlangt diejes Endziel nicht bloß Hilfe mit materiellen, fondern 
mit ibeellen Mitteln: wirtichaftlide und moraliſche Leitung und Erziehung. 
Nicht bloß Vermögenswerte, ſondern Menſchen müſſen dem 
Armen helfen. Die Armenhilfe muß „Hilfe von Menih zu 
Menſch“) fein. Zu jedem Armen gehört ein Armenpfleger, eine 
Perfönlichkeit, die fi um den Armen mit liebevoller Sorgfalt und erziehlicher 
Strenge kümmert, ihm ala freund und Berater zur Seite, aber auch, wenn es 
not tut, ala Herr und Gebieter gegenübertritt, ihn polizeilicher Beitrafung wegen 
Bettels, Arbeitsfcheue und anderem übergibt. 

Der große Vorteil, welcher durch dieje perlönliche Beziehung zwiſchen 
Armenpflege und Armen bewirkt wird, beiteht darin, daß die Armenpflege eine 
individualifierende wird. Durch den ununterbrochenen perſönlichen Verkehr mit 
den Armen kommt der Armenpflege alltäglicy neu zu Bewußtjein, daß fein Arıner 
dem anderen gleicht, nad) Veranlaſſung und äußeren und perjönlichen Umftänden 
jeder Armenfall vom anderen verjchieden ift. Armut ift bald verjchuldet, bald 
unverjchuldet. Müßiggang, Trunkſucht, Spiel, Verſchwendung und ähnliches 
fönnen fte veranlaßt haben, aber ebenjo auch äußere oder perſönliche Gründe, 
die nicht abzuwenden waren. euer, Ueberihwemmung, Krankheit, Vermögens: 
verluft und anderes vermögen die Urjadhen der Verarmung zu jein. Bald 
wirken die verichiedenften Gründe, Glüd: und Leibenszuftände mandherlei Art 
zulammen, bald ift e8 ein einzelner Grund. Bald ift e8 ein langer, bald ein 
furzer Weg, der zum wirtichaftlichen Ruin führte. Bald ift dauernde, bald nur 
vorübergehende Hilflofigkeit bewirkt. Bald find nicht bloß die wirtichaftlichen, 
ſondern auch die körperlichen und fittlichen Kräfte, fich ſelbſt zu helfen, verloren. 
Nach bisheriger Beihäftigung und Lebensgewohnheit, nad) dem Grade förper- 
licher und moraliſcher Veranlagung ift das Maß ber Hilfsbedürftigfeit ver- 
ſchieden. Bald bedarf e8 völliger, bald nur ergänzender materieller und moralijcher 
Unterftügung. Die perjönliche Beziehung zum Armen ermöglicht Anpaffung der 
Hilfe an den individuellen Fall. 

III. Die weiteren Konjequenzen des Prinzips liegen auf bem Gebiete ber 
Pflegeorganijation und des äußeren Pflegeverfahrens. 

1. Die Armenhilfe darf, wie mir jehen, immer nur eine furziriflig ge- 
währte jein und muß anbererjeits in Hilfe von Menſch zu Menſch beftehen. 
Dies erfordert Dezentralijation der Armenverwaltung und möglichſt auch 
jachverftändige Armenpflegeorgane. 


" Bergl. Münfterberg, Urt. Armenweſen (Urmenpflege) im Handwörterbuch der 
Staatdwifjenihaften, 2. Aufl. Bd. I (1898) ©. 1182. 
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a) Soll jeder Arme einen Pfleger haben, jo ift eine große Zahl von 
Helfern erforderlich. Schon aus diefem Grunde ift aud) die Seranziehung von 
rauen unumgänglid). 

b) Dazu joll die Hilfe eine ſachverſtändige jein. Um was es ſich 
handelt, ift Berichaffung wirtichaftlicher Selbitändigkeit durdy Hilfe. Dazu gehört 
auch tatjächlich-körperlihe und belehrende Hilfeleiitung in der Hauswirtſchaft. 
Erfahrene Hausfrauen haben hier ein Feld der Betätigung. Aber dieſe durch 
Erfahrung gewonnene Sachkunde reiht nicht aus. Es ift gut, wenn Neulinge 
in der Armenpflege von erfahrenen, praftijc und theoretiic gebildeten Armen: 
pflegern in anſchaulichen Armenpflegeturjen von ein paar Stunden, die fi von 
Zeit zu Zeit wiederholen, über praktiſche Armenpolitif orientiert werben. 

c) Notwendig ift dann ferner eine Verbindung von anorbnender 
und ausführender Armenverwaltungstätigfeit in dDenjelben Organen. 

Soll die Armenhilfe zum Ziele führen, jo müffen die Armenbelfer, deren 
Obhut der Hilfsbedürftige anvertraut wird, aud) an der Enticheidung über Auf: 
wendung von materiellen Mitteln für den Armen mitzuwirken berechtigt fein. 
Sie vor allen kennen den zu Unterftüßenden aus eigener Anſchauung. Sie find 
mit ihm wiederholt in unmittelbar perjönliche Beziehung getreten. Alfo ift im 
Zweifel ihr Urteil darüber, was an Aufwand für dieſen Hilfsbedürftigen an- 
gemeflen ſei, das treffendfte. Nicht daß fie allein enticheiden follen. Schon da— 
mit die Unterftügung für Arme gleicher Lage eine möglichft gleichmäßige und 
von einheitlichen Geſichtspunkten aus gehandhabte jei und auch darum, weil doch 
der Aufwand für Armenpflege mit der Leiltungsfähigfeit der Gemeinde in Ein- 
fang zu ftehen hat, muß weiteren ‘Berjönlichkeiten ein Recht der Mitenticheidung 
eingeräumt fein. Aber ebenjowenig dürfen die eigentlichen Armenhelfer von 
Teilnahme an der Entiheidungstätigfeit ſich ausgeſchloſſen jehen. 

Hiezu kommt, daß lediglich die Teilnahme der Helfer an der linter- 
ſtützungsanordnung deren reged Intereſſe am Armen zu erhalten vermag. Die 
Erreihung bed Bieles, welches der Armenpflege geitedt ift, verlangt eine unab- 
läffige Beobachtung und Ueberwahung des Unteritügten. Die hiezu erforderliche 
Energie erlahmt, wenn dem Helfer nicht Gelegenheit gegeben it, jeine Meinung 
an enticheidender Stelle mit enticheidender Stimme zu vertreten. Die Teilnahme 
an der Enticheidung regt immer wieder die Energie an und erhöht das Gefühl 
der Verantwortlichkeit. 


2. Wegen diejes Gefichtäpunftes erſcheint die geforderte Organijation auch 
bereits als Maßnahme de8 äußeren Pilegeverfahrens Der eine 
oberfte Grundjag des Pflegeverfahrens geht dahin, e8 jo zu geitalten, daß die 
Plegetätigkeit eine ununterbroden intenfive ift. 

Nicht nur um den Armen zur Selbfttätigkeit anzufpornen, jondern auch 
um die Armenhelier in reger Betätigung ihrer Aufgabe zu erhalten, ift vor: 
geihrieben, daß über die Unterftügung immer nur eine furzfriftige Enticheidung 
getroffen wird. Werden Mittel zur Unterftügung jedesmal nur auf 14 Tage 
ausgeworfen, jo ift der Armenbelfer veranlakt, vor jeder neuen Enticheidung 
fh von dem Stande der Armut feines Pfleglings zu überzeugen. Mindeftens 
alle 14 Tage hat fich der Armenhelfer daher um jeinen Schußbefohlenen perjön- 
lid) zu fümmern. Das Berfahren ift nad jeder Richtung jo zu geitalten, daß 
eine fortgeſetzte Ueberwachung des Unterftügten und eine ununterbrochene Tätigkeit 
des Helfers, den Unterftügten wieder zu wirtichaftlicher Selbftändigfeit empor: 
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zubeben, ficher geftellt find. Erforderlich ift dazu aud eine ftändige Kontrolle 
der Armenpflege durch Obmänner (Bezirköpflege 5. 

b) Der andere oberfte Grundjag des Pflegeverfahrens ift aber Plan- 
mäßigfeit der Unterſtützung. 

Nichts Führt weniger zum Ziel als planloje Armenpflege. Sie überichüttet 
den einen mit Unterftügung und läßt den anderen leer ausgehen. Sie geht 
am MWürdigen vorüber und hilft dem Unmwürdigen. 

a) Was die Erreihung des Zieles jeder Armenpflege fordert, das iſt an 
erfter Stelle, daß aller Unterftügung eine genaue Unterjudhung des Armen: 
falls vorausgeht. Niemals Unterftügung eines unbefannten Armen. 

Den erften Schritt zur Heilung einer Krankheit bildet die Diagnoje. 
Armut ift Krankheit, Joziale, wirtichaftliche Krankheit. Bor allem daher Feſt— 
ftellung der Armutsart. Kein Fall gleicht völlig dem andern. Die Verhältniffe 
jedes einzelnen Armen müſſen genaueftens fejtgeitellt werden. Abhörbogen find 
anzulegen und in ihnen Alter, Gejundheit, Familienſtand, Arbeitsverdienit, Ver: 
fiherungägelder, perjönliche Eigenihaften und jonftige8 zu vermerfen. Fort— 
während müſſen dieje VBerhältniffe neu geprüft, die Abhörbogen revidiert werden: 
der Gejundheitszuftand ändert fich; der Unterftüßte findet beſſere Arbeitögelegen- 
beit; der Arme macht eine Erbſchaft; die Witwe verheiratet ſich wieder u. j. m. 

P) Dann bedarf es aber vor allem einer Abgrenzung und zu dieſem 
Zwecke einer Fühlung zwiſchen öffentlicher und privater Armenpflege. 

Wodurch ſich die öffentliche Armenpflege von der privaten hauptjächlich 
unterjcheibet, das ift der Umſtand, daß erftere im lebten Ende auf Zwangs— 
beiträgen der Untertanen beruht, während die nichtöffentliche Armenpflege ihre 
Mittel aus freiwilligen Gaben empfängt. 

Dieſer Unterjchted führt ſachgemäß dahin, daß ſich die öffentliche Armen: 
unterftügung auf „das für Leben und Gejundheit Unentbehrliche“ beſchränkt. 
Dadurch ift ein meites Feld der freiwilligen Armenpflege übrig gelaffen. Sie 
betätige fih in der Hauptjahe in Darbietung zwar nicht notwendiger, aber 
nüßlicher und wünjchenswerter Unterftügung. Nicht notwendig, aber höchſt nüß- 
lid und wünſchenswert ift jachgemäße Krankenpflege im Haus, Unterbringung 
in Wöchnerinnenafylen, Pflege durd) Wochenpflegerinnen zu Haufe, Erjegung der 
Hausfrau in der Hauswirtichaft, wenn fie krank darniederliegt oder tagsüber 
vom Hauje weg jein muß. Vortrefflich daher die Tätigkeit jener Vereine für 
freiwillige Armenpflege, welche den Armen Krankenſchweſtern, Wocenpflegerinnen 
und zur Bejorgung des Hauſes Hauspflegerinnen zur Verfügung ftellen; zu 
fördern nad) jeder Richtung die Bildung jolcher Vereine für Kranken, Wochen: 
oder Hauspflege. 

Bei derartiger Trennung der Gebiete wird vermieden, daß der eine Arıne 
zu viel, der andere zu wenig erhält. 

Unerläßlih zur Durchführung der Trennung ift aber eine rege Beziehung 
zwijchen beiden Armenpflegen. Jede muß von der andern willen, wen und 
mas fie gibt und was fie zu geben verinag. 

Daher hat auch die private Armenpflege eine genaue Unterjuchung des 
Armenjalles vorzunehmen umd jede Armenpflege, ehe fie unterftüßt, feftzuftellen, 
ob für den Armen ſchon ein Abhörbogen vorliegt. Notwendig ift aljo eine 
Sammelftelle für die Abhörbogen, eine amtliche Ausfunftei, bei welcher jede der 
beiden Armenpflegen ſich über die Verhältniffe des Armen orientieren kann. 
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Die freiwillige Armenpflege ift dann zumeift eine jpezialifierte. Nament: 
(ih Armenftiftungen find oft nur ganz Ipeziellen Zmweden gewidmet. Demgemäß 
muß e8 auch eine Stelle in ber Gemeinde geben, welche über die gelamten am 
Plate vorhandenen oder ſonſt zugänglichen Wohltätigkeitseinrihtungen ein Ber- 
zeihnis führt. Jeder Hilfsbedürftige wird fo der zwedmäßigiten und zuftändigften 
Armenpflegeeinrihtung zugeführt. Die Kräfte der Armenpflege werden nicht 
zerſplittert. Ein einheitlicher Plan durchzieht die ganze örtliche Armenpflege. 
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Das bayer. Armenpflegegefeß vom 29. April 1869 in der Faſſung vom 
30, Juli 1899 hat die hier entwidelten Prinzipien teils ſelbſt aufgeftellt oder 
angedeutet, teils geitattet e8 Dank dem Grundjage der Selbftverwaltung, von 
dem jeine Beftimmungen getragen find, die Durchführung derielben im Ber: 
waltungswege. 

I. Das trägt ganz weſentlich zur Betätigung ſachgemäßer Armenpflege bei, 
daß man erfennt, was das bayer. Gele unter Armenunterftüßung verfteht. 
Nach Art. 1 des Geſetzes iſt Aufgabe der öffentlichen Armenpflege: 

„Li. Hilfsbedürftige Perſonen zu unterftügen“ — heilende Armenpflege, 
„2. der Verarmung entgegenzuwirfen” — vorbeugende Armenpflege. 

Denkt das Geſetz bei ek ve auch in erfter Linie an unmittelbare 
Gewährung materieller Mittel, an Gewährung von Naturalien und Geld, jo 
tut es dies doc nicht ausſchließlich. 

Freilich: hätte das Geſetz ald Endziel der Armenpflege ſicher und beſtimmt 
den Gedanken ber Bejeitigung des Armenzuftandes, der Zurücjührung zu wirt: 
Ihaftlicher Selbftändigkeit vor Augen, jo würde Art. 29 Abi. 2 die Tätigkeit 
des Armenpflegichaftsrates in anderer Reihenfolge umjchreiben. Statt zu for: 
mulieren: der Armenpflegichaftsrat beichließt über... . Umfang, Dauer und 
Art der ——— würde er ſchreiben: „Der Armenpflegſchaftsrat beſchließt 
über Dauer, Art und Umfang der Unterſtützung.“ Denn obenan ſteht, wie 
wir ſahen, bei materieller Unterſtützung das Prinzip der nur kurzfriſtigen Ge— 
währung. Aber das Geſetz deutet wenigſtens an, daß materielle Unterſtützung, 
Gewährung der fehlenden materiellen Mittel, nicht die einzige Aufgabe der 
heilenden Armenpflege ift, indem es in Art. 29 Ab}. 2 bemerkt: Der Armen: 
egihaftsrat „ift berechtigt, arbeitsfähige Perfonen, welche ungeachtet ernftlicher 
Bemühung feinen Erwerb finden, durd; Ermittlung oder Anweiſung von 
Arbeit zu unterftügen”. Ermittlung von Arbeit ift eine Maßnahme, deren 
direkter Zweck dahin geht, dem Armen zur Erlangung wirtichaftlicher Selb- 
Händigfeit behilflich zu fein. Würde das Geſetz den Zmed der heilenden Armen: 
pilege lediglich in Gewährung materieller Beihilfe erbliden, jo würde es Arbeits: 
vermittlung nicht zu den Stompetenzen der Armenpflege rechnen. Unterftügung 
Hilfabedürftiger liegt alfo aud) in Maßnahmen der Verſchaffung wirtichaftlicher 
Selbithilte. „Aufgabe der öfjentlihden Armenpflege it: hilfs— 
bedürftige Perjonen zu unterftüßen“, heißt aljo: Aufgabe der 
öffentlihen Armenpflege ift aud, dem Armen zu wirtſchaftlicher 
Selbitändigfeit zu verhelfen. Armenunterftüßung im Sinne 
des Gejeges liegt auch in dem Verhelfen zu wirtidaitlider 
Selbſtändigkeit. 
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Dem widerjpricht nicht Armengeſetz Art. 11 Abi. 2: „Arbeitsfähige Per: 
jonen haben feinen Anſpruch auf öffentliche Armenunterftügung.“ Hiemit ift 
nur ausgedrüdt: Oeffentliche Armenunterftügung Arbeitsfähiger itt gegenüber 
dem Armen feine Pfliht. Daß die öffentliche Armenpflege ein Recht befitt 
oder gegenüber dem Gejeß ſogar verpflichtet ift, dem Arbeitsjähigen zu helfen, 
ift dadurch nicht ausgeſchloſſen. In diefem Sinne erklärt das Armengejeg bie 
Armenpflege zur Unterftügung Arbeitsfähiger berechtigt, ja jogar zum Zeil ver: 
pflihtet. „Der Armenpflegichaftsrat ift berechtigt, arbeitsfähige Perionen, 
welche ungeachtet ernftliher Bemühung feinen Erwerb finden, durdy Ermittlung 
oder Anweiſung von Arbeit zu unterftügen” (Art. 29 Abſ. 2). „Bei befonderem 
Notitand“ (Art. 3), „in Fällen dringender Not hat die Armenpflege“ auch 
Perjonen, welche im Beſitze eigener Kräfte find, „arbeitsjähigen Perſonen“ „Die 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit oder Sittlichkeit augenblidlihe unent: 
behrliche Hilfe zu gewähren.“ Grundjäßlic darf die Armenpflege Arbeitsfähige 
aljo nur durch Arbeits-Anweifung oder Ermittlung unterftügen. Sie ift dazu 
nicht verpflichtet, aber berechtigt. Tut fie es, jo liegt — und darauf fommt 
es und an — doch Armenunterftüßung vor. 


Il. Dem Gedanken der Dezentralifation und Inbdividualifierung kommt 
das Gejeß durch die Beltimmung des Art. 24 entgegen, wonach der Armen: 
pflegicaftsrat befugt ift, die Gemeinde in Armenbezirke einzuteilen und für jeden 
derjelben Bezirkspfleger aufzuftellen. 

Freilich ift der Armenpflegichaftsrat Hiezu nur für befugt erklärt. Alfo 
zählt die Dezentralifation der Armenpflege im Sinne des Gejeßes nicht zu 
denjenigen Armenpflege-Einridhtungen, zu welchen die Gemeinde verpflichtet ift. 
Nach Art. 18 „find die Gemeinden verpflichtet, die für die örtliche Armenpflege 
unerläßlihen Einrichtungen zu treffen.” Dezentralifation der Armenpflege ift 
in den Augen des bayer. Gejeßgebers feine für die örtliche Armenpflege un: 
erläßliche Einrichtung und demgemäß lautet Art. 32 Abſ. 1 nur: „Der Armen: 
pflegihaftsrat hat für Herftellung und Erhaltung aller zur Uebung der Armen 
pflege in der Gemeinde notwendigen Anftalten und Einrichtungen zu ſorgen.“ 
Eine Pflicht obliegt ihm ſomit allein Hinfichtlich der Einrichtungen, welche das 
Geſetz nicht bloß für fakultativ erflärt. Aber dadurd) ift nicht ausgeſchloſſen, 
daß er befugt ift, in der Dezentralifation weiter zu gehen als nur bis zur 
Aufftellung von Bezirköpflegern. Nach Art. 29 Abſ. 1 beichlicht er nit nur 
über Umfang, Dauer und Art der Unterftügungen, fondern „regelt aud deren 
Verabreihung." Demgemäß iſt er beredjtigt, eine Armenordnung zu erlaffen, 
frajt deren jede Unterjtügung der Außenarmenpflege nur auf 14 Tage gewährt 
werden darf und für jeden Unterjtüßten ein Armenhelfer zu deſſen Ueberwachung 
und Förderung aufzuftellen if. Die Zumeifung an die Armenhelfer erfolgt 
durch den Bezirfepfleger. Die Armenordnung jchreibt zwedmäßigerweile vor, 
daß einem Armenhelfer nicht mehr zwei hilfsbebürftige Familien zugewieſen 
werden. Selbſtverſtändlich fünnen zu Armenhelfern aud) rauen herangezogen 
werden. Als Bezirkpfleger dagegen vermögen nad) ausbrüdlicher Vorjhrift des 
Geſetzes nur Perjonen männlichen Gejcjlechtes beftellt zu werden. 

11. Nicht fteht das pofitive Recht einer Einrihtung im Wege, wornach 
die Bezirfsarmenpflege an ber Feſtſetzung der Unterftügung be= 
teiligt wird. 

Wohl ift es nad Art. 29 der Armenpflegichaftsrat, welcher über Ber- 
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jagung oder Gewährung, Umfang, Dauer und Art der Unterftügungen be: 
ihließt. Diejer kann aljo nicht ausgeichaltet werden und feine Mitwirkung 
ift erforderlidy zur Sicherung der Einhaltung des Armenetats. Aber der Armen: 
pflegichaftsrat „regelt“ auch „die Verabreichung der Unterftügung“. Unter diejen 
Geſichtspunkt läßt ſich bringen, daß vorbehaltlich der Genehmigung de Armen: 
pflegichaftsrates über die Unterftügungen in erfter Linie von der unter Vorſitz 
des Bezirköpflegers zujammentretenden Verſammlung der Bezirks-Armenhelfer 
beraten und beichloffen wird, dann ift die von prinzipiellen Erwägungen geforderte 
Verbindung von Pflegeanordnung und Pflegeausführung hergeftellt. 

IV. Die Planmäßigkeit der Armenpflege in dem Sinne, daß jeder 
Unterftügung eine genaue Unterſuchung bes Armenfalles vorauszugehen habe, 
liegt durchaus im Sinne des Gejeßgebers. 

Beweis hiefür ift Art. 28 des Geſetzes, wonach 1. der Armenpflegichaftsrat 
verpflichtet ijt a) über den Stand und die Urſachen der Armut in ber 
Gemeinde fih Kenntnis zu verfchaffen, b) in den ſich ergebenden Einzelfällen 
die Zuläjfigkeit einer Unterftügung zu ermitteln, 2. alle öffentlichen Behörden, 
Etiftungsverwaltungen, Religionsdiener, Aerzte und Privatwohltätigfeitsvereine 
verpflichtet find, dem Armenpflegihaftsrate auf Verlangen die ihnen zu Gebote 
ftehenden und zur Löfung der vorbezeichneten Aufgabe erforderlichen Aufichlüffe 
zu erteilen. 

Dem „Beſchluſſe“ über die Unterftüßung im Einzelfalle hat aljo 
eine „Ermittlung“ ihrer Zuläffigkeit vorauszugehen; nur „bei erwiejener 
Hilfsbedürftigkeit“ darf die öffentliche Komme Nknn Unterftügung gewähren 
(Art. 4). Nah Art. 32 ift der Armenpflegichaftsrat verpflichtet, für Herftellung 
aller zur Uebung der Armenpflege notwendigen Einrihtungen zu jorgen. 
Eine ſolche Einrichtung ift die Aufftellung von Armenhelfern mit der Aufgabe, 
die Einzelfälle zu ermitteln, alſo Abhörbogen anzulegen und bie Beltimmung, 
daß im Intereſſe einer planmäßigen Armenpflege jeder zu Unterftügende zunächſt 
an den Bezirkäpfleger zu verweilen fei. Gehört die Aufitellung von Armen: 
helfern, ſoweit Ueberwachung und Förderung der Unterftügten in Frage fteht, 
zu den fakultativen Aufgaben des Armenpflegichajtsrates, jo muß bei nur etwas 
größeren Gemeinden bie Aufftellung von Organen zur Ermittlung des Armen: 
ſalles als eine notwendige Einrichtung angejehen werden. Hiezu genügt bei 
noch nicht ſehr großen Berhältniffen die Einjegung von Bezirföpflegern, bei 
größeren find daneben Armenhelfer und Armenhelferinnen unerläßlid). 

Daß dem Gejeßgeber die Einrichtung derartiger Organifationen für Armen: 
unterfuhung und Armen:Kontrolle und Pflege vorichwebt, beweijen die Be— 
fimmungen im Armengefeg Art. 30 und 44. 


Nach Art. 30 kann der Armenpflegihaftsrat Perjonen, welche feinen all: 
gemeinen oder beionderen Anordnungen in Bezug auf die Ermitt: 
lung ihrer Hilfsbebürftigfeit, auf die Verabreihung von Unterftüßungen, auf 
Leitung der ihnen zugewiejenen Arbeit... . ungerechtfertigten Ungehorjam ent- 
gegenjegen, jede Unterftüung verjagen, folange dieſer ee währt.“ 
Gemäß Art. 44 werden Perjonen, die öffentliche Armenunterftügung genießen, 
beitraft, wenn fie durch ungeziemende8 Benehmen die... . einem Bezirks: 
pfleger oder bemjenigen, von melden fie im Auftrage des Armenpfleg- 
ihaftsrates Almojen, Kleidung, Wohnung, Koft oder Arbeit erhalten, ges 
bührende Achtung verlegen. 
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V. Sehr weit entwidelt hat das — ſelbſt bereit3 den Gedanken dei 
Zujammenarbeitens von öffentlicher und nicht öffentlicher Armenpflege. 

Mir erwähnten ſchon die Auskunftspflicht, welche Eraft gejetzlicher Be: 
ftimmung Stiftungsverwaltungen, Religionsdienern und Privohmobltätigkeitt 
vereinen gegenüber der öffentlichen Armenpflege obliegt. 

Dazu kommt die Zufammenjegung des Armenpflegichaftsrates. Die Ber: 
walter der örtlichen weltlichen und kirchlichen, öffentlichen und privaten Wohl: 
tätigfeitöftiftungen und Vereine find teils kraft Gejeges, teils kraft Beſchluſſes 
des Armenpflegichaftsrates Mlitglieder des letzteren. 

Der Magiitrat verwaltet im Zweifel die örtlichen weltlichen Stiftungen 
und der Pfarrer die örtlichen kirchlichen. Der Armenpflegihaftsrat beiteht 
u. a. aus vom Magiltrate abgeordneten Magiftratsräten und aus jämtlichen 
Piarrvorftänden der Gemeinde und dem Vorſtande der ifraelitiihen Kultus: 
verwaltung. ferner iſt der Armenpflegichaftsrat nad) Art. 22 berechtigt, ſich 
durh von ihm gewählte Mitglieder aus den Vorftehern oder Vorfteherinnen 
der in der Gemeinde beftehenden Wohltätigfeitövereine zu verſtärken. 

Auf dieje Weije ift e8 möglich, daß die Armenunterftügung zweckmäßig 
zwiſchen öffentliher und freiwilliger Armenpflege geteilt wird. Eine Berein: 
barung dahin, daß die nicht öffentliche Armenpflege mehr das Nüglihe, als 
das Notwendige gewährt, it allerdings durch das in Art. 4 des Geſetzes aus: 
geſprochene Prinzip der Subfidiärität der öffentlichen Armenpflege ausgeſchloſſen. 

Wenn Art. 4 des Armengejeges beftimmt: „Die öffentliche Armenpflege 
gewährt nur bei erwiejener Hilfsbedürftigfeit und nur dann Unterftügung, wenn 
der Hilfsbedürftige weder von den zu jeiner Alimentation oder Unterftügung 
rechtlich Verpflichteten nod) durch die freiwillige Armenpflege die nötige 
Hilfe erlangen kann,“ jo heißt dies: die öffentliche Armenpflege darf nur 
unter diejen VBorausjegungen unterftügen. Denn daraus, daß der Armenpfleg: 
ihaftsrat laut Art. 28 verpflichtet ift, jeder Unterjtügung eine amtlihe Ermitt: 
lung des Armenpflegefalles vorausgehen zu lafjen, tolgt, da die Worte „ge: 
währt nur bei erwiejener Hilfsbedürftigfeit“ bedeuten: „darf nur bei ermiejener 
Hilfsbedürftigkeit gewähren“. it das „gewährt“ aber in dem einen Teile des 
Satzes jo aufzufallen, jo gilt das gleiche auch für den zweiten Teil desjelben. 
Der Armenpflegihaftsrat würde jeine Zuftändigfeit überjchreiten, wollte er die 
nicht öffentliche Armenpflege veranlafjen, nur nicht „nötige Hilfe“ zu gewähren. 
Aus eigenem Antrieb aber fann ſich legtere mehr und mehr dem Ausbau der 
„nicht nötigen“, aber nüglichen Armenpflege zuwenden, wie fie in der Vorſorge 
für Kranken, Wochen, Hauspflegerinnen und ähnliches in Erſcheinung tritt. 


$ 3. Die Nebenwirkungen gejunder Armenpolitif. 


Nicht bloß die Rüdfiht auf die Armen, fondern aud das finanzielle 
Antereffe der Gemeinden verlangt eine Armenpflegeverwaltung, wie wir ſie 
im bisherigen jchilderten. Unterfuhung der Lage bes Individuums vor Ge 
währung von Unterftügung, Verabreihung materieller Unterftügung immer nur 
auf vierzehn Tage, unausgejegte Kontrolle und erziehliche Belehrung des Unter: 
ſtützten geſtalten die offene Armenpflege auch ſparſamer. Insbeſondere ermöglicht 
die in kurzen Zwiſchenräumen ſich wiederholende Nachprüfung der Verhältniſſe des 
Unterftügten fofortige Ermäßigung oder Aufhebung der Unterftütung bei Eintritt 
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günftigerer Vermögensumftände. „Trotz Berbefferungen der Pflegeeinrichtungen 
it im Elberfeld der Aufwand für Armenpflege von Jahr zu Jahr geringer 
geworden“ "). 

Außerdem aber trägt eine Ausgeftaltung der Armenpflege, wie fie vorftehend 
geihildert wurde, auch dazu bei, das Verftändnis fürjahgemäße Armen: 
pilege im immer weiteren Kreiſen zu wecken. Die Einführung möglichſt 
degentralifierter Armenverwaltung in öffentlicher und Vereinsarmenpflege erfordert 
eine große Zahl von Hilfäfräften. Alle dieje Mitarbeiter lernen die Vorteile 
einer planmäßigen Armenfürjorge fennen, vor allem die Wahrheit des Sates, 
daß es befler ift, 50 Pfennige an einen Armenverein zu geben, als 100 und mehr 
Piennige an diefen und jenen Bettler. Dann wird auch das große Publikum 
mehr und mehr einjehen lernen, daß das Almoſen an den Bettler im Haufe ober 
draußen auf der Straße zwar eine bequeme, aber wirfungslofe, ja ſogar jchäb- 
fihe Betätigung der Armenpflege iſt. Einem unbefannten Bettler it bie 
Türe zu weifen. Die ihm gewährte Unterftüung heilt die Armut nicht, ſondern 
fteigert fie, weil fie dem Endziel aller erfolgreichen Armenpflege zumiderläuft, 
den Armen wieder auf die Bahn wirtſchaftlicher Selbftbetätigung zu lenken. 


ı) Münfterberg a. a. O. ©. 1185. 
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Der S 16 der preußiſchen Städteordnung und die 
Hausbefiker unferer Großfädte. 


Von Dr. jur. 6, Dryander, Regierungs-Referendar in Potsdam. 


Die preußiiche Städteordnung vom 30. Mat 1853, die der ftädtiichen 
Verfaſſung in den fieben öjtlichen ‘Provinzen zu Grunde liegt '), hat aus der 
älteren, den Namen des Tyreiheren von Stein tragenden Städteordnung des 
Yahres 1808 die Beitimmung übernommen ($ 16): 

„Die Hälfte der Stadtverordneten muß aus Hausbeſitzern 
(Eigentümern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein erbliches Befigredht haben) 
beftehen.“ 

Im folgenden joll ausgeführt werden, daß 

1. jene Vorſchrift ihre Entftehung den bejonderen Verhältniffen jener Zeit, 
der damaligen jozialen Struftur der jtädtiihen Bevölkerung und dem Geift der 
Stein'ſchen Gejeggebung verdantt, 

2. daß ſich jene Verhältniffe inzwilchen jo jehr geändert haben, daß von 
einer Berechtigung jener Vorfchrift in größeren Städten nicht mehr geſprochen 
werden kann, — ja daß aus einer veritändigen und verftändnisvollen eine 
geradezu verderbliche Inſtitution geworden ift, deren Bejeitigung de lege ferenda 
eritrebt werden muß. 


I. Die ftädtifhen Hausbefiter bis zum Jahre 1808. 


Will man der Trage nachgehen: Welches waren die Ziele, die Stein mit 
jener Vorſchrift verfolgte, bie Verhältniffe, denen fie entitammt, jo muß man 
meines Erachtens — wenigitens in furzen Zügen — etwas weiter auögreifen. 

In der Bevölferung der mittelalterlichen Stadtgemeinden laffen ſich zmei 
Gegenſätze unterjcheiden, die, wenn auch in gemilderter — bis an die Schwelle 
des 19. Jahrhunderts, in gewiſſem Sinne bis auf den heutigen Tag ihren Einfluß 
bewahrt haben. Der eine iſt juriſtiſcher, der andere rein ſozialer Natur. 

Der erſte beruht darauf, daß die geſamte Regierungsgewalt in den Händen 
einer ariſtokratiſchen Körperſchaft, des Rats, konzentriert war und daß die Stellen 
der Ratsherrn, durch kooptative Wahl ergänzt, die Domäne eines engbegrenzten 
Kreiſes ratsfähiger Geſchlechter bildeten. Die ganze Städtegeſchichte des Mittel— 
alters läßt ſich unter dem Geſichtspunkt eines Kampfes auffaſſen, in dem 
die, meiſt aus Handwerkern beſtehende, große Maſſe der Bevölkerung dem 
Patriziat allmaͤhlich ſeine Vorrechte abtrotzte. 


) Desgl. die St.D. für Weſtfalen vom 19. März; 1856, und die St.D. für die 
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 ($ 16 bezw. 15). 
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Es kann bier dahingeftellt bleiben, ob das Weſen und Wirken dieſer all: 
mächtigen Ratsherrn in jeinen lebten Konjequenzen für die deutichen Städte 
jegensreich geweien iſt. Sicher ift, — dieſe Geichlechter bildeten eine Ariſto— 
fratie im wahriten Sinne des Wortes. Sie waren die Altbürger, 
jeit Menichengedenten, vielfach jeit der Gründung in der Stadt anfällig, fie 
waren zugleich die reichiten unter den Bürgern und darum durd ganz andere 
Intereffen an die DVaterjtadt gebunden, ald etwa die Hörigen, die in manchen 
Perioden des Mittelalters ſcharenweiſe in die frei machende Luft der Stadt hinein= 
frömten. In der perlönlihen Verknüpfung ihrer Geichäftsfenntniffe, ihrer 
wirtihaftlihen Intereſſen, ihrer politiſch-adminiſtrativen Schulung und ihres 
Rarken, auf Tradition beruhenden Stadtpatriotismus ift nach Schmoller geradezu 
die piychologiihe Grundlage für die Blüte des Städtetums vom 12. bis 
16. Jahrhundert zu juchen. 

Es ift nicht ganz leicht, den Urſprung dieſes die ftädtiiche Bevölkerung 
in zwei tatſächlich unverbundene Klaſſen ipaltenden Gegenjaßes in einer all: 
gemeinen Formel zu definieren. Gibt es doch nur wenige bijtoriiche Gebiete, 
ın denen die Ericheinungen jo verjchiedenartig und mannigfaltig wären, wie es 
in ker Geichichte der Entftehung und Entwidlung der deutichen Städte der 
Fall iſt. 

Immerhin wird man ſagen können, daß jene Kluft urſprünglich auf 
einem Gegenſatze von freien Grundbeſitzern und unfreien Handwerkern beruhte. 
Bie Freiheit und Eigentum im älteren deutſchen Recht immer ala Begriffe 
eriheinen, die fich gegenfeitig bedingen und ergänzen, jo lag der ftädtiiche Grund: 
beiig bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts in den Händen jener freien Alt: 
bürger, die man jpäter Patrizier oder Geichlechter nannte, — daß daneben aud) 
der König und die Kirche einen großen Teil des ftädtiichen Grund und Bodens 
inne hatten, fommt hier nicht weiter in Betracht. Nur fie, diefe freien Grund: 
befiker, waren im Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte, nur von ihnen ift die Rede, 
wenn der Ausdrud civis gebraucht wird. Die unfreien Handwerker, die auf 
temdem Grund und Boden faßen, hatten eben deshalb an den Rechten der 
Bürger feinen Teil )). 

Später bat fi dies freilich geändert. In Weſel 3. B. gab es beim 
Ausgang des Mittelalterd nad) Reinholds Forſchungen nur ſehr wenig Ratsherrn, 
die bloß Grundbefiger waren, einige waren zugleich, andere auch nur Kaufleute. 
Aber die in dem urjprünglichen Zuftand repräjentierten Anſchauungen wirkten 
lange nah. Sie kommen zum Ausdrude namentlih in dem zweiten, dem 
ſozialen Gegenſatz, von dem ich oben ſprach, dem Gegenſatz, heute jchärfer und 
mihtiger denn je, von Eigentümern und Mietern. 

Der Befi eines Haufes in der Stadt ift immer eine Eigenſchaft von 
großer Bedeutung für die foziale Wertung der Perfönlichkeit geweſen. Nicht 
nur der Erwerb des Bürgerrechts, jondern ſogar die Meifterichaft im Handwerk 
war im 16. und 17. Jahrhundert vielfach an den Hausbeſitz geknüpft. Wer 
m 16. Jahrhundert in Berlin jelbftändig war, berichtet Voigt”), wohnte im 
eigenen Haufe. Die Mietshäufer, berichtet Strauß, lagen meift in den Hinter— 
gafen und hatten Feine, enge Hausflure, in jedem Stodwerfe eine gemein: 

Arnold, Geihichte des Eigentums in den deutihen Städten, Bajel 1861; Roth 
8 ee Patriziat in den deutichen Städten, Tübingen 1856; Schmoller, Grundriß, 
L Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin, Jena 1901. 
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ihaftliche Halle, den eigentlichen Wohn:, Arbeits: und Speijeraum, zu beiden 
Seiten Schlafkammern). Die Polizeiverordnungen Berlins rechnen Mieta- 
und Hausleute mit dem Gefinde und den Taglöhnern zum unterften Stand”). 
Sie waren lediglich incolae, die feinen Zeil an ber Zollfreiheit, den Forſt— 
und Weiderechten und andern Gerechtſamen der Bürger hatten. Die Begriffe 
Bürger und Hausbeſitzer fielen vielfady geradezu zufammen. 


Die abjolute Verbindung von Bürgerrecht und Hausbefig hörte nun freilich 
ipäter auf. Auch die foziale Auffaffung, die zur Miete wohnende Perjonen 
als minderwertig anjah, verſchwand namentlich mit der Entitehung des Beamten: 
tums und des Offizierforps, für deren Glieder ftandesgemäße Mietswohnungen 
beihafft werden mußten. Dazu fam, daß mit der Vermehrung der ftädtiichen 
Bevölkerung — Berlin wuchs von 1688--1786 von 10000 auf 150000 Ein: 
wohner — eine Steigerung des Bodenswerts verbunden war, die den Erwerb 
eined eigenen Hauſes erichwerte. 

Troßdem betrug nad) Voigt? Schäßung jelbit in Berlin gegen Ende des 
18. Jahrhunderts der Anteil der Hausbefiger mit ihren Angehörigen und den 
in ihrem Haushalt lebenden Dienitboten, Gejellen und Lehrlingen an der Ge— 
ſamtzahl der Bevölkerung in der Innenftadt immer nod fait ein Drittel, in 
den Vorſtädten jogar nod) beinahe die Hälfte der Zivilbevölferung. 


Wichtiger als dies war das ablolute Fehlen derjenigen Menſchenklaſſe, 
die fi heute „Hausbefiger” nennt und damit ihren „Stand“, ihr „Gewerbe“ 
bezeichnet. Die Hohenzollern haben das große Verdienit, die Anlage und Er- 
meiterung der Städte immer als eine im eminenteiten Sinne öffentlich-rehtliche 
Angelegenheit und damit als eine Aufgabe der ftädtiihen und ftaatlichen 
Gemwalten aufgefaßt und durch eine von diejer Auffaffung ausgehende umfichtige 
Baupolitit bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts jedes Epefulantentum im 
Keim erftidt zu haben. Was der Große Kurfürſt durch billige Hergabe des 
in jeinen Händen befindlichen Baulands nah dem Dreikigjährigen Kriege be— 
gonnen hatte, das ſetzten Friedrich Wilhelm I. und riedrih der Große ftetig 
weitergehend fort: Die Bautätigkeit wurde durch Bewilligung von Prämien 
allenthalben gehoben, das Bauland vielfach, namentlidy in Berlin und Potsdam, 
umjonft zur Verfügung geitellt. Später ging man jogar zum ftaatlichen Häufer- 
bau über. Auf dieje Weiſe gelang es, die Mietapreife dauernd auf einem Niveau 
zu halten, welches die Entftehung eine Vermietungsgewerbes ausſchloß. Voigt, 
deſſen großes Verdienſt es ift, dieſe Seite der preußiſchen politiihen Geſchichte 
zuerjt zum Gegenstand eingehender Studien gemacht zu haben, rejümiert feine 
Unterjuhungen dahin, daß von einer ftädtiihen Grundrente als nennenswertem 
Faktor der Mietspreisbildung im Grunde bis zum Tode Friedrich des Großen 
überhaupt nicht die Rede fein kann. 

Daraus ergibt ſich, daß man damals ein Haus erwarb, um darin zu 
wohnen, nicht dazu, um es als ergiebige Geldquelle in möglichjt viele Zeile 
zu zerihlagen und es unter Ausnußung der Notlage der großen Maffen, die 
ih die erite Bedingung ihrer Eriftenz, ihre Wohnung, auf andere Weije nicht 
beichaffen können, in möglichft Kleinen Quartieren möglichit teuer zu vermieten. 
My house — my castle — auf dieſem idealen germaniihen Grundjag baute 
ſich der ſtädtiſche Grundbefig damals noch ebenjo wie der ländliche auf. Die 


2 Deutihe Wohnungsfrage. 
?) Voigt, a. a. O. 
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Häufer wechielten meift nur duch Fortgang ihren ger, viele blieben 3 bis 
4 Generationen in der Hand derjelben Familie. Mit dem Haufe ging — wie 
noch heute hie und da in kleinen Landftädten — das Gewerbe vom Vater auf 
den Sohn oder Schwiegerjohn über und jo beitand die große Mehrzahl der 
Hauöbefiger aus Eingeborenen, deren Stolz e8 war, den von den MWätern er: 
erbten Beſitz, einen ficheren, mwohlgeordneten Hausſtand in der Baterftadt, einem 
ihrer Kinder zu hinterlaſſen). Dan konnte damals tatjächlid bei den 
Hausbefigern ein höheres Intereſſe für die Angelegenheiten der Stadt, einen 
freudigeren Opferfinn für das Wohl der Gelamtheit, eine tiefere Kenntnis der 
eigentümlichen Ortöverhältniffe vorausjegen, als bei der fluftuierenden Maſſe 
der Mietöbevölferung. 

Diefer Zuftand entiprady übrigens jpezifiih germaniihen Anſchauungen. 
Nod in der Mitte des 19. Jahrhunderts hat Wappäus nachgewieien, daß bie 
— bei ben verichiedenen Raſſen tatjächlid; verichieden auägebildete — Art zu 
wohnen in eriter Linie durch nationale Momente bedingt jei. Der magyariichen 
und ilaviichen Raſſe jcheine die Zujammenpferhung großer Menichenmaffen in 
Wohnfajernen ald die von Natur gegebene Art der Behaujung. Der ro: 
maniihe Charakter nähere fich diefem merkwürdigen deal. Dagegen verlange 
die germanilche Eigenart ein eigenes, abgeichloffenes, für den Gebrauch Einer 
Familie beftimmtes Haus, wie denn ſchon im alten Germanien nach der 
Schilderung des Tacituß (cap. 25) jogar die Sklaven „in eigener Wohnung 
und am eigenen Heerd wohnten”. Eine dyarakteriftiiche Beitätigung findet diele 
Auffaffung in Belgien, wo fih in den überwiegend romanijchen, bezw. ger: 
maniichen Städten (Gent, Brügge) troß jahrhunderte langer Zuſammenſchweißung 
dieie nationalen Eigentümlichkeiten bis heute erhalten haben. 


1I. Die Städteordnung von 1808. 


Im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts hatte fih,nun die politifche und 
adminiftrative Stellung der Städte völlig verändert. Waren fie bis ins 
16. Jahrhundert hinein, um mit Rönne zu reden, „Staaten im Staate” ge: 
weien, in denen ſich der Einfluß des Grundherrn auf ein Minimum beichränkte, 
jo hatten fie ſich im abjoluten Staat allmählid aus freien Kommunal= in ftaat: 
lihe Verwaltungsbezirte verwandelt. In Brandenburg Preußen hatte ſich dieie 
Entwidlung vollzogen namentlich durch Einführung der vom Kurfürften aus: 
geichriebenen, ftändiicher Bewilligung nicht bedürftigen Akziſe, durd) Uebertragung 
der Berwaltung dieſer Steuer an die Magiitrate, die dadurch in gemiffer Hinficht 
Staatsorgane wurden und in diefer Eigenichaft kurfürftlichen Kommiffaren, den 
Ipäteren Steuerräten, unterftellt wurden, endlich durch die rathäuslichen Regle— 
ments, in denen Friedrich Wilhelm I., die Verfafjung der einzelnen Städte kraft 
landesherrlicher Machtbeiugnis ordnete. Der Rat war zu einer ftaatlichen 
Behörde geworden, die meift vom König ernannt und dann, wie Friedrich 
v. Raumer berichtet, mit Vorliebe ala Ruhepoſten mit invaliden Unteroffizieren 
und Feldwebeln beſetzt wurde. Ein Reft des alten ariftofratiichen Syſtems 
blieb vielfach infofern beftehen, als ficd) der Rat einzelner Städte, wie einft im 
Mittelalter, durch Kooptation ergänzte. Das Beltätigungsreht wurde aber 
aud hier jo ausgeübt, daß es einer Ernennung jo gut wie gleich fam. 


) Stredfuß, Die preuß. St.D., Berlin 1341. 
Annalen des Deutiden Reichs. 1903, 28 
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Es würde zu weit führen, auf Einzelheiten diejes Bevormundungsſyſtems 
einzugehen. Als Beiſpiel jei angeführt, daß für jeden ftädtiihen Bau die Ge: 
nehmigung des SteuerratS und, falls die Koften 6 ME. überftiegen, die des 
Königs erforderlih war. In der Verwaltung ftanden militäriihe Rüdfichten 
in erfter Linie. Die Bau: und Straßenpolizet in Berlin lag in den Händen 
de3 militärischen Gouverneurs, dem die nötigen Mittel für Beleuchtung, Pflafterung, 
Straßenreinigung, öffentlihe Brunnen x. aus der Akziſekaſſe angewieſen wurden 
und der aud dann einen maßgebenden Einfluß behielt, ala er 1747 durch den 
an die Spike des Magiſtrats tretenden Polizeidireftor erjeßt wurde. Eine 
Beteiligung der Bürgerihaft fand nur infofern ftatt, ala bei einigen unmejent- 
lichen Geſchäften, ala „Repräjentanten“ der Bürger, die Vertreter von Innungen 
und anderen Klorporationen zugezogen wurden. 

Dieje Verhältniffe find num von großer Bedeutung nit nur für die 
Entwidlung der Städte, jondern für die gelamte politiihe Geſchichte Preußens 
geworden. Das Bürgertum des 18. Jahrhunderts, am öffentlichen Leben abjolut 
unbeteiligt, verjant in völlige Lethargie, in jene Stimmung, die ihren be 
zeichnenden Ausdrud in der bekannten Proflamation des Miniſters Schulenburg 
nad) der Schlacht bei Jena fand: „Ruhe ift die erfte Bürgerpfliht. Ruhige 
Faſſung ift dermalen unjer os, unjere Ausfichten müſſen ſich nicht über das 
entfernen, wa3 in unjern Mauern vorgeht. Dies ift unjer einziges höheres 
Intereſſe, mit welchem wir uns allein beichäftigen müffen.“ Man intereſſierte 
fi) für jeine Familie, für jein Geihäft, — den Sinn für die Angelegenheiten 
von Staat und Gemeinde hatten fid) nur die größten Geifter der Zeit bewahrt. 

Die Notwendigkeit von Reformen lag auf der Hand. Der fie durdhführte 
und, wie Dahlmann jagt, „im tieferen Sinn als König Heinrich der Städte 
gründer Deutichlands“ genannt zu werden verdient, war der Freiherr von Stein. 

Die Größe des Mannes liegt wohl am meijten darin, dab er troß des 
namenlojen Elends, in dem ſich das Land befand, die Kräfte erkannte, die in 
den einzelnen, wie in der Gejamtheit, unbenußt ſchlummerten und daß er fie 
wedte, indem er ihnen die Möglichkeit der Entwidlung, ein Feld der Auswirkung 
bot und fie jo dem Gemeinmwohl dienitbar madıte. 

„Wenn dem Volke“, heißt es in feinem jogen. politiichen Teftament, „alle 
Teilnahme an den Operationen de8 Staates entzogen wird, wenn man ihm 
jogar die Verwaltung jeiner Kommunalangelegenheiten nimmt, fommt es bald 
dahin, die Regierung teils gleichgültig, teils in einzelnen Fällen in Oppofition 
mit fi) zu betrachten. Daher der MWiderjtreit oder Mangel an gutem Willen 
zur Aufopferung für die Eriftenz de8 Staates.” 

„Die traurigen, beſonders in den Kriegsjahren gemadjten Erfahrungen,“ 
heißt es in einem Bericht des Staatsrat? aus dem Jahre 1829, „gaben dem 
Staat die Ueberzeugung, daß die Zeit neue Mittel fordere, den Gemeinfinn zu 
beleben und durch Begeilterung der Nation einen glorreihen Ausgang des 
Befreiungskampfes vorzubereiten. Der Zuftand der Bewohner der Städte wie 
des platten Landes mußte verbeifert und jo in ihnen die Liebe zum Vaterland, 
Anteil an deffen Wohlfahrt und Wille zu jeiner Verteidigung erwedt werden. 
Zur Erwerbung diejes Gemeinfinns wurde die Städteordnung erlaſſen.“ 

Steind Ziel war aljo die Belebung jenes Bürgerfinns, auf dem einft die 
Blüte der mittelalterlihen Städte beruht Hatte. Durch Heranziehung von 
Männern aus dem praftiichen Leben jollten dem öffentlichen Wohl in Stadt 
und Staat ſtets neue Kräfte und Anichauungen zugeführt werden. Vor einer 
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Verwaltung durch Offizianten (db. h. bezahlte Beamte) müſſe man ſich hüten, 
„ausgezeichnete Männer müßten die jtädtiichen Aemter aus Liebe zum gemeinen 
Beiten fuchen.“ Und dieſe Ausgezeihneten jah er den Traditionen 
und den tatjählihen Verhältniſſen entſprechend in denen, die 
mit einem Haus in der Stadt angejellen, die durd den Beſitz 
von Grund und Boden mit den Interejjen der Stadt verbunden 
waren. Eine Stadtarijtofratie im modernen Sinn, getragen von 
dem Bertrauen der Bürger, die fie wählten und deren Rechte fie wahrzunehmen 
hatte, ſollte geichaffen werben. 

Schon aus der Naflauer Denkichrift, die er beim Antritt feines Mini: 
feriums dem König überreichte, geht die hervor, wo er bei Beiprehung der 
Provinzialverwaltung die Grundjäge der Selbitverwaltung in einer Klarheit und 
Ausführlichkeit niedergelegt hat, wie fie jonjt kaum wieder zur Darftellung ge: 
langt find: 

„St der Eigentümer von aller Teilnahme an der Provinzialverwaltung 
ausgeichloffen, jo bleibt das Band, das ihn mit dem Baterlande verbindet, un: 
benugt, die Kenntniffe, die ihm jein Verhältnis zu feinem Gut und feinen Mit— 
bürgern verſchafft, unfruchtbar, feine Wünſche um Verbefferungen, die er einfieht, 
um Abftellung von Mißbräuchen, die ihn drüden, verhallen oder werden unter: 
drüdt und jeine Muße und Kräfte, die er dem Staat unter gewiſſen Be: 
dingungen gern widmen würbe, werben auf Genüffe aller Art verwandt ober 
in Müßigfeit aufgerieben. Es ift wirklich ungereimt, zu jehen, daß der Befiter 
eines Grundeigentums oder mehrerer Tonnen Goldes eines Einfluffes auf jene 
Provinz beraubt ift, die ein des Landes unfundiger, durch nichts mit ihm in 
Berbindung ftehender Beamter unbenußt befist. Man tötet aljo, indem man 
den Eigentümer von aller Teilnahme an der Verwaltung entfernt, den Gemein: 
get und den Geiſt der Monardjie, man nährt den Unmillen gegen die Re- 
gierung 2c. ⁊c.“ 

Unter dieſen Gefihtspunften muß auch die Städteordnung betrachtet werden. 
Sie find jchon in der Beitimmung wirkſam, daß, wer ftädtifchen Grundbeſitz 
erwerben wollte, Bürger werden mußte, daß alio die Grundbefiger, aud die 
Heinjten und ärmiten, ebenfo wie die Gewerbetreibenden, notwendige, alle 
andern nur freiwillige und durch den Nachweis eines beitimmten Minimal: 
einfommens bedingte Bürger waren. 

Viel wichtiger als dieſe längſt unpraktiicd gewordene Beltimmung war 
die zweite hier in Betracht fommende, in der das ganze Syftem der Steinjchen 
Städteordnung enthalten iſt: 

Die Bürger j:der Stadt wählen völlig frei in direkter geheimer Wahl 
eine geieglich nad) oben und unten begrenzte Zahl von Stadtverordneten, denen 
fie die Ausübung jämtlicher Rechte der Bürger, eine unbeihränfte Vollmacht 
anvertrauen. Ihr Gewiſſen, hieß es, ſoll die einzige Behörde fein, der fie 
Rechenſchaft ſchulden. Die Stadtverordneten wählen den die Stadt nad außen 
hin vertretenden, nad innen als oberite Behörde leitenden Magiftrat, der aber 
lediglich als Exekutivbehörde die Beichlüffe der Stadtverordneten auszuführen und 
unter ihrer Kontrolle das Kommunalvermögen zu verwalten hat. Dem Staat 
bleibt nur ein oberftes Auffichtsreht. Die ausichlaggebende Gewalt in allen 
Hädtiichen Angelegenheiten fteht den Stadtverordneten und damit in der Haupt: 
jahe den Hausbefigern zu, denn, jo beitimmt die Steinihe Städteordnung: 
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Bon den Stadtverordneten müjjen zwei Drittel mit Häujern in 
der Stadt angejeilen jein ($ 85)’). 

Im folgenden wird es fi) nun darum handeln, zu unterfuchen, wie ſich 
er jtatuierte Baſierung der jtädtiihen Gewalt auf den Grundbefiß be: 
währt hat. 


III. Die Hausbeſitzer in der Zeit von 1808—1850. 


Man hat mit der Städteordnung, die — ohne lange Enqueten und 
Kommilfionsberatungen ein der Freiheit ungewohntes Wolf, durch einen 
Sprung, den nur der ganze Ernft der Lage rechtfertigen fonnte, — in eine nie 
dagemejene Freiheit verjete, im allgemeinen glänzende Erfahrungen gemadıt. 
Noch im Jahre 1841 jchreibt Strediuß: „Man feiert den 19. November (den 
Tag der St.D.) noch heute als den Geburtätag eines der köſtlichſten Gejchente, 
die ein preußilcher König jeinem Volke gemadjt hat. Der Haushalt der Städte 
ift geordnet, die aus dem Krieg herübergefommenen ungeheueren Schulden find 
in vielen Städten ganz bezahlt, in andern bedeutend vermindert. Der Kredit 
der Kommunen iſt meift jo ficher begründet, daß viele derjelben den Gläubigern 
haben die Wahl jtellen können, entweder ihr Kapital zurüdzunehmen oder ſich 
mit geringeren Sinjen zu begnügen u. j. w.“ 

Auch in den Anträgen und Vorjchlägen auf Veränderung und Verbeflerung 
von Einzelbeftimmungen, wie 3. B. dem, den die brandenburgiichen Provinzial: 
ftände unter dem 17. Dezember 1824 an den König richteten, wird immer zu: 
erit „die Gnade des Königs mit alleruntertänigftem Danf verehrt“ und „das 
jegensreihe Ergebnis der Städteordnung gepriejen.“ 

Der Teil der alten Städteordnung, der von vornherein zu Ausftellungen 
Anlaß gab, waren die Beitimmungen über die Stadtverordneten. Für ihre 
ſegensreiche Durchführung, heißt e8 in dem eben erwähnten Immediatantrag 
der brandenburgiicen Stände, jei ein Grad von gelellihaftlicher Bildung und ein 
Sinn für die Aufgaben der Gejamtheit erforderlidy, welcher nod) fehle. Da das 
aktive und pajjive Wahlrecht nad) der alten Städteordnung jedem Grundbefiger, 
aud dem Heinften, ſowie jedem andern Bürger zuftehe, der ein Einfommen von 
200 Zalern in großen, von 150 Talern in den mittleren und Heinen Städten 
nachweiſen könne, jo feien tatſächlich nur die ausgeſchloſſen, die von öffentlicher 
Unterſtützung lebten, denn von weniger als jenen Summen könne niemand leben. 
Die Städte ſeien nun ſeit Einführung der Gewerbefreiheit „mit ungebildeten 
und bedürftigen Bürgern geradezu überſchwemmt worden“ und „da dieſe ſtets 
ihresgleichen in die ſtädtiſchen Aemter zu bringen ſuchten“, ſo ſeien die Wahlen 
„immer ſeltener auf die beſten und einſichtigſten Männer gefallen, ja letztere 
hätten angefangen, ſich völlig von den ſtädtiſchen Aemtern zurückzuziehen“. Der 
„moraliſche und intellekluelle Wert der Stadtverordneten habe immer mehr ver— 
loren”. Zum Schluß wird beantragt, das aktive und palfive Wahlrecht ohne 
Ruaficht auf die Eigenſchaft als Grundbeſitzer an den Nachweis eines Minimal— 
einkommens von 600, 400 oder 300 Talern je nach der Größe der betreffenden 
Stadt zu binden und die Beſtimmung der Städteordnung, wonach jeder Stadt: 
verordnete in dem Bezirk, der ihn wählte, wohnen müſſe, aufzuheben. Die uns 
vor allem em intereffierende Vorſchrift blieb vorläufig unerwähnt. 


y ) Ueber die Reduzierung diefer Zahl auf '/s vergl. ©. 437. 
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Der Minifter des Innern Frhr. dv. Brenn, dem eine Reihe ähnlicher Klagen 
und Anträge zugegangen war, ließ Erhebungen anftellen und faßte jein votum 
dahin zujammen, „es jet in der alten Stäbdteordnung nicht genügend dafür 
gelorgt, dab die Vertreter der Bürgerichaft auch wirklich aus den wohlhabenden, 
angeiehenen und gebildeten Bürgern gewählt werden“. 

Trotz der abweichenden Anficht des Minifters v. Brenn, welcher bei aller 
Anerkennung der Mißſtände ein Eingreifen der Geleßgebung nicht für erforder: 
ih hielt, ſprach fi das Staatsminiſterium dafür aus, die bevorjtehende 
Ausdehnung der Städteordnung auf die neuermorbenen Provinzen zu einer 
Revifion im Sinne der gerügten Mißſtände zu benußen. Der König befahl 
daher zunächſt eine gutachtliche Aeußerung der verichiedenen Provinzialftände 
einzuholen, die fich mit alleiniger Ausnahme der ſchleſiſchen, dahin ausſprachen, 
es jet vor allem ber fortichreitenden Proletarifterung der ftädtiichen Körper: 
haften durch Beſchränkung des aftiven und paifiven MWahlrechts, ſowie durch 
Herabiegung der gejeglichen Zahl der Stadtverordneten Einhalt zu tun. 

Die rheiniichen Stände nahnıen, worauf e3 hier beionders anfommt, in 
den von ihnen ausgearbeiteten Entwurf in Veränderung der ihnen vom Staats: 
minifterium übermittelten Vorſchläge die Beſtimmung auf, daß nur für Us, 
nicht aber für */s der Stabtverordneten der Beſitz eines Haufes erforderlich fein 
jolle. Die Erwägungen, die fie dabei leiteten — in ihrem Bericht an das 
Minifterium nicht näher gekennzeichnet — moaren zweifellos Die, denen der 
theiniiche Landrat Hout, in jeinen „Bemerkungen zu dem Entwurf der Stäbte- 
und Kommunalordnung des 1. Ausichufles des rhein. Prov.-Landtags“ (Kreuz: 
nah 1827) an erfter Stelle Ausdrud gab: „E3 iſt befannt genug, daß es in 
den Städten viele Hausbefiger gibt, die im ganzen arm find und viele, die aus 
dem Häuferbejig ein Gewerbe machen“ (S. 27)'). 

Der Vorſchlag wurde zwar im Staatsminiſterium (Immediat-Bericht vom 
17. Oktober 1828) abgelehnt, „da er eine Neuerung gegenüber dem beftehenden 
———— enthalte und nur von den rheiniſchen Ständen gewünſcht werde.“ 

Wohl aber führte er zu einer eingehenden Beſprechung im Staatsrat, dem der 
unter Benußung der ftändiihen Gutachten vom Staatsminiiterium (Referent: 
Geheimer Oberregierungsrat Stredfuß) ausgearbeitete Entwurf am 4. Nov. 1828 
jur Begutachtung vorgelegt wurde. Faſt die Hälfte der in der Sikung vom 
13. April 1824 anmejenden Mitglieder (von 32:14) waren ber Anficht, das es 
der betr. Vorſchrift überhaupt nicht bedürje, teils weil ohnehin, namentlid) in 
Heineren Städten, der größere Zeil der Stadtverordneten aus Grundbefigern 
gewählt werde, teild „weil da3 Grundeigentum, namentlid) in den großen Städten 
aud feine größere Garantie für die Einficht und Zuverläjligfeit der erwählten 
Subjefte gewähre“. Die andern Mitglieder aber hielten die Beibehaltung der 
Borihrift für „nüglid), da das Grundeigentum der Regel nad mehr Anhäng- 
lichkeit an den Ort erwerbe und die Städteordnung damit aud) eine größere 
lebereinftimmung mit der ftändiichen Verfaffung behalte“. Man einigte fic 





) Die rheiniihen und weitfäliihen Stände beantragten, nicht Grundbeſitz und Ein- 
!ommen, jondern den Steuerjag zum Maßſtab der aktiven Wahlberehtigung zu maden, 
da viele Leute zwar hohe Steuern, namentlih Grundjteuern zahlten, aber ganz arm jeien, 
ſowie daß in den Entwürfen beider Stände der heute öfters wiederholte Vorſchlag auf⸗ 
tauchte, eine ausreichende Vertretung der einzelnen großen Erwerbsſtände in der Sta‘: 
berordnnetenverfammlung durch Aufnahme entiprehender Beitimmungen zu fihern. h 
!tomme darauf an anderer Stelle zurüd. 
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mit 20 gegen 12 Stimmen auf die Beitimmung, die dann in die revibierte 
Städteordnung von 1831 übergegangen ift, daß die Hälfte (anftatt der bis- 
berigen ?/s) der Stadtverordneten aus Grundbefigern bejtehen müßten. Erwähnt 
jei noch, daß die Stadtverordneten Berlins, gleichfalls zum Gutachten auf: 
gefordert, am 14. Dezember 1830 die Bitte ausgeſprochen hatten, die alte 
Stäbdteordnung, „jenes wahrhaft Fönigliche Geſchenk“ ohne jede Aenderung 
zu belafien. Gleichzeitig wurde durd) die revidierte Städteordnung die abjolute 
Gewalt der Stadtverordneten durh Cinräumung eines Vetorechts an den 
Magiftrat bei wichtigen Fragen beichränft und die Beltimmung, wonach jeder 
Grunbbefiger zum Erwerb des Bürgerrechts berechtigt und verpflichtet war, durch 
die Forderung eines beftimmten Minimalwerts modifiziert. 

Die Trage, ob diejes Rejultat den praftiihen Bedürfniſſen jener Zeit 
entiprad), wird man ebenjo beantworten fönnen, wie bezüglich der heutigen 
Verhältniſſe auch: — mit „ja“, ſoweit fleinere und mittlere, mit „nein“, jomeit 
Großſtädte in Betracht kamen. 

Mer fi in einer fleineren Stadt mit der Abficht dauernden Aufenthalts 
niederläßt, kauft fi) in der Regel ein eigenes Haus und die Preije dafür find 
auch heute noch in Städten wie 3. B. Prenzlau (21000) Einwohner) jo, daß 
ein jehr beicheidener Wohlſtand hierfür ausreiht. Die angejeffenen Bürger 
bilden Hier zweifellos einen feiten und zuverläjfigen Stamm innerhalb der 
dauernd wechlelnden Bevölkerung, einen Stamm, der eben in der längeren Dauer 
jeines Aufenthaltes die Möglichkeit erwirbt, die Bedürfniffe der Stadt aus: 
reihend fennen zu lernen und in jeinen Privatinterefjen mit ihr zu vermachien, 
der die Gewähr dafür gibt, auf Grund der allmählid) zu jammelnden Erfahrungen 
jegensreih im Intereſſe der Gejamtheit wirfen zu fönnen. 

Völlig unberechtigt war indeſſen ſchon damald die Bevorzugung der 
Hausbefiger in der Etadtverordnnetenverlammlung Berlins, der einzigen Großjtadt, 
die e8 damals in Preußen gab. Wie trübe die Wohnungs: und Bodenver: 
hältniffe Berlins in jener Zeit waren, ergibt fi aus einem Magiltratsbericht 
von 1829. 

Er beweift mit evidenter Stlarheit, in wie hohem Maße die Berliner 
Hausbeſitzer ſchon damals den ariftofratifch-fonjervativen Charakter verloren 
hatten, den die Steinſche Städteordnung bei ihnen vorausjeßte und daß die 
Stabdtgemeinden ſich auf einem Gebiet von Anfang an unfähig erwiejen 
hatten, die einft von der Regierung ausgeübten Funktionen fortzuführen: auf 
dem Gebiet der ſtädtiſchen Podenpolitif. 

In der Tat waren in Berlin im Zujammenhang mit den politiichen 
Ereigniffen Zuftände eingeriffen, wie fie die Baupolitif früherer Zeit im Keim 
erſtickt hätte. 

Im Jahre 1811, zwei Jahre nach dem Inkrafttreten der Städteordnnung, 
ftanden in Berlin 696 Häufer unter der Zwangsverwaltung des Stadtgeridhts, eine 
gleich große Zahl unter der des Kammergerichts, im ganzen aljo etwa 1300 
Häufer. Die Gejamtzahl der damals in Berlin eriftierenden Häufer ift nicht 
befannt, vier Jahre jpäter (1815) betrug fie 6463, jodaß 1811 ſich jedenfalls 
mehr als "/s aller Berliner Häufer in Zwangäverwaltung befanden. Bei einem 
zweiten yünftel war es nicht zur gerichtlichen Zmangsverwaltung gekommen, 
weil die Befiger es vorgezogen hatten, ihr Haus den Gläubigern zu außer: 
gerichtlicher Verwaltung zu überlaffen. Dazu fam, daß jehr viele Häufer fich 
im denkbar jchlechteiten baulichen Zuſtand befanden, die Beſitzer aber nicht die 
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Mittel zu ihrer MWiederheritellung bejaßen. Bei meitem die Mehrzahl aller 
Häufer hatte in den auf den Krieg 1806/7 folgenden Jahren ihren Befiter 
gewechſelt. 

Die Zahl der Familien hatte ſich außerordentlich vermindert. Nach einer 
9 Jahre hindurch fortgeſetzten Abnahme der Bevölkerung ftanden von den vor: 
handenen Wohnungen joviel leer, die Mieten waren infolge der verminderten 
Nachfrage jo ſtark gefallen, daß beionders größere Wohnungen zu einem außer: 
ordentlich billigen Mietspreis zu haben waren. 

Diefe Verhältniffe haben nun damals eine Spefulationswut entfefjelt, die 
an die Zuftände unjerer Tage erinnert. Wohlhabende Leute fauften für Spott: 
gelder den verarmten Befitern ihre Häujer ab, auf eine Vermehrung der Nach— 
tage bei Eintritt befjerer Zeiten jpekulierend, um fie ſchon nad) ganz kurzer 
Jet, nad) Eintritt der erwarteten Wertfteigerung, weiter zu verkaufen. Nach 
dem oben erwähnten Werwaltungsbericht befanden ſich 1829 nur noch ganz 
werige der damald in andere Hände übergegangenen Häuſer in der Hand des 
eriten Erwerberd. Die meiften hatten e& vorgezogen, ihren Gewinn in Kapital 
zu verwandeln oder in andern Spekulationen anzulegen, damit fie bei den 
Shwanfungen, denen der Bodenwert je nad) den politiihen Berhältniffen 
ausgeſetzt war, nicht Gefahr liefen, den Gewinn bei erneutem Sinken der Preife 
wieder zu verlieren. 

Nah) den Freiheitskriegen trat dann eine außergewöhnliche Bevölkerungs— 
wnohme ein und mit dem durch dieje verurjachten Mehrbedarf eine Bauluft, 
die ſih im rajchem An- und Ausbau der Stadt äußerte. Bon 1815 bis 28 
entitanden 857 neue Käufer und — zugleich durd) Ausbau der alten — 11229 
neue Wohnungen, wovon 9783 auf die alten, 1446 auf ganz neue Stadtteile, 
namentlich den vor dem Oranienburger Tor, kamen. Die Gejamtzahl der 
Rohnungen vermehrte fi um den vierten Zeil. 

Zrogdem ſcheint die Bautätigkeit mit der Bevölferungszunahme und der 
vurh fie bedingten Nachfrage nicht ftandgehalten zu haben. jedenfalls ergibt 
de Zeit 1815—1829 eine enorme Steigerung der Mietöpreife. 1815 gab es 
1451 Häufer im Mietöwert von 100 bis 200 Taler, 1829 nur 915, d. i. 536 
deniger. Dagegen hatte die Zahl der Häufer mit einem Mtietswert von 500 
ss 1000 Zalern in der gleihen Zeit von 955 auf 1995, alfo um 1040 zu: 
nommen. Die Zahl der Kleinen Wohnungen unter 30 Taler Mietswert hatte 
x trog der Steigerung der Gejamtzahl um die Hälfte vermindert, dagegen die 
on 3l—50 Zaler um das 2’/efache, die von 50—100 Taler um das vier: 
ae, die von 100—200 Taler um das doppelte, alle noch höheren um das 
’ und 4fache vermehrt. 

Daraus ergab fih Ende der 20er Jahre eine reguläre Wohnungsnot 
iglih Heiner und eine UWeberproduftion bezüglid) großer Wohnungen. Es 
»d berichtet, daß eine große Anzahl Kleiner Wohnungen von zwei Familien 
Yaımmen bewohnt wurde, was naturgemäß jehr viel Uebeljtände zur Folge 
te. Andererjeits ftanden aber 1828 von 51817 vorhandenen Wohnungen 
82, alio etwa 4°/o leer, während 1815 nur °/a°/o leer geftanden hatten. Die 
ertebenden waren aber ausichlieglidy große Wohnungen, woraus fid) nun wieder 
n tartes Sinken des Mietswertes ergab. 

Der Magiſtratsbericht von 1829 jagt darüber: „Das Leeritehen der Wohnungen 
» das daraus jetzt ſchon folgende Sinfen der Mieten ift nicht etwa veranlaßt 
ih eine Abnahme der Bevölkerung in letzter Zeit, jondern durch das Steigen 
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der Mieten jelbft. Sowie dieſelben nämlich die Höhe erreichen, bei welcher es 
vorteilhaft ericheint, durdy Neubau oder Ausbau der jchon vorhandenen Gebäude 
fi) noch mehr Gelegenheit zur Vermietung von Quartieren zu verichaffen, jo 
juchen zugleich viele und in allen Stadtteilen diejen durd Einrichtung neuer 
Quartiere zu benutzen. — Alle Bauluftigen fennen zwar den Stand ber 
Mieten und vermögen zu beurteilen, ob teil durch denjelben, teils durch die 
Mohlfeilheit der Baumaterialien es vorteilhaft jein möchte, Geld auf Bauten 
zu verwenden. Seiner ift aber imftande, zu überjehen, was andere aus gleicher 
Spekulation ſchon gebaut haben oder nod bauen wollen und jo ſuchen dann 
viele auf gleichem Wege den möglichen Gewinn, fennen aber nicht die Ver— 
hältniffe, durch welche fie gehindert werden, benjelben zu erlangen. So wird 
dann leicht über das Bedürfnis hinaus gebaut und daß dies vor einigen Jahren 
der fall war, ergibt fi daraus, daß damals 1882 Quartiere leer ftanden.“ 

Diejer Not nad) Heinen und diefem Ueberfluß an großen Wohnungen hat 
man nun abgeholfen, indem man die großen Wohnungen durch polizeilichen 
Eingriff einfady in Heine zerichlug und dadurch Mitte der 20er Jahre wieder 
einen großen Ueberfluß an Kleinen Wohnungen ſchuf, — ein Anklang an Die 
etwas gewaltjame aber in ihren Folgen doch jehr jegensreihe Politif des 
18. Jahrhunderts, zugleich ein Zeichen, daß bei aller Aehnlichkeit die Ver: 
hältniffe doc) jehr andere waren ala heute. 

Der Magiftratöbericht von 1829, den man überhaupt ala einen Warnungs- 
ruf an die Bevölkerung auffaffen kann, ihr Kapital nicht in ftädtiihem Grund: 
befig anzulegen, ift der Anficht, daß bei den großen mit dem Hausbeſitz ver: 
bundenen Koften nur in den wenigften Fällen tatjäcjlich durch die Mietsverträge 
ein Ueberihuß über die Ausgaben erzielt werde. Die weit verbreitete Meinung, 
daß der Hausbeſitz eine glänzende Kapitalanlage ei, beruhe auf Irrtum. Nur 
jene Spekulanten, die in oder glei nad den Sriegsjahren Käufer gefauft 
hätten, hätten wirklich Vorteil davon gehabt. Das in Berliner Käufern ans 
gelegte Vermögen jei den allgemeinen Konjunkturen mehr unterworfen als irgend 
ein anderes. Es hänge die8 Vermögen nämlid allein von dem Stande 
der Mieten ab; ſowie dieje fielen und damit fi) auch die Renten verminderten, 
verſchwinde zugleich der durch die letzteren repräjentierte Kapitalwert. Es dürfe 
daher nur — etwa durdy den Ausmarich der Garnifon — ein bedeutender Zeil 
der Wohnungen leer werden, um die Mietspreiſe unter den Saß fallen zu laſſen, 
der zur Verzinſung des in dem Haus angelegten Kapitald notwendig jei. Bei 
längerer Dauer dieſes Zuftandes gehe ein Eigentümer nad) dem andern zu 
Grunde. Der ftädtiihe Grundbeſitz jei weit bedenflicher als der ländliche, da 
die Ertragäquellen des letzteren verichiedenartiger jeien: Wenn das Getreide 
verliere, gelte einmal der Branntwein mehr. Der ftädtiiche Haußeigentümer 
müfle dagegen beim Sinken der Mieten dem Verfall jeines Vermögens zujehen, 
ohne das geringite dazu tun zu können. 

Die Ausführlichkeit, mit der ich dieſe Verhältnifie geidhildert habe, mag 
überflüffig erſcheinen. Trogdem iſt es notwendig, auf den koloſſalen Umſchwung 
hinzuweiſen, der in zwei Jahrzehnten in Berlin einen traditionellen fonjervativen 
Grundbefi zu einem Objekt wilder Spekulation gemacht, der den prinzipiellen 
Unterſchied von Grundbeſitz und Kapital, wie er infolge einer verjtändigen 
Bodenpolitif ſich vom Mittelalter bi8 zum Beginn des 19. Jahrhunderts er: 
halten hatte, aufgehoben und damit auch bie Vorausjegungen zerftört hat, von 
denen die Steinjche Städteordnung in den hier in Betradht kommenden Fragen 
ausgegangen war. 
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Eine bejondere Jlluftration erfahren dieſe Verhältniffe noch dadurch, daß 
nad jenem Verwaltungsbericht in 2017 d. i. *7 aller Häufer der Beſitzer nicht 
jelbft wohnte — fie waren aljo völlig vermietet — und dab, wie e8 dort heit, 
died Verhältnis jeinen Grund darin habe, daß viele Hausbeſitzer gar nicht in 
Berlin wohnen, daß fie fi in einem andern Stadtviertel einmieten, der ihnen 
geichäftlich beſſer konveniert u. ſ. w, kurz daß fie ihre Käufer nicht hatten, um 
darin zu wohnen, jondern um ihr Kapital günstig anzulegen und daß fie viertel: 
jährlidy ihre Mieten einzogen, ala ob es fid) um die Zinſen eines ausgeliehenen 
Kapitals handle. Doch damit nicht genug — von den 5283 Befikern, die 1828 
noch in ihren eigenen Häuſern wohnten, benußgten 2736, alio mehr als die 
Hälfte, nur jo geringe Räume in denjelben, daß der Mietswert ihrer Wohnung 
vielfach weniger ala 30 Taler, jedenfalls unter 100 Talern betrug. Unter den 
Familien, deren Wohnung einem Mietswert von über 1000 Zalern entiprad), 
befanden ſich: 

69 Mieter, 42 Befiker; bei einem Mietswert von 500 bis 1000 Tl.: 
368 Dieter, 258 Befiter; bei einem ſolchen von 400 bis 500 Tl.: 362 Mieter, 
130 Befiger ; bei einem joldyen von 300 bis 400 Th.: 684 Mieter, 237 Beſitzer. 

Je geringwertiger und erbärmlicher die Wohnung, deito größer war der 
Anteil der Eigentümer. Wie weit war e8 in Berlin gefommen! Die ftädtiichen 
Organe, die vor 20 Jahren aus den Händen des Staats ala eine ihrer wich— 
tigiten Aufgaben die Beauffihtigung der ftädtiichen Bodenbefig- und Wohnungs: 
verhältnifje überfommen hatten, hatten völlig das Heft verloren und hatten die 
Regelung diejer Grundbedingung für die Eriftenz der dauernd wachſenden Bes 
völferung der Gewinnluft einzelner Bovenfpefulanten überlafien ! 

Es war binfort eine Ungerechtigkeit gegenüber der drüdenden Mehrheit 
der Bevölkerung — die Zahl der Mieter überitieg die der Hausbeſitzer bereits 
um das neunfache — wenn die ftädtiiche Verfaſſung einen jo bedeutungsvollen 
Unterfchied in der Beteiligung von Grund: und Kapitalbeiigern in der Vertretung 
der ſtädtiſchen Bürgerſchaft ftatuierte. Und trogdem mußten */s, ſeit 1831 "/e 
der Stadtverordneten Berlins aus diejen Eigentümern gewählt werden. Zroß- 
dem lag in der Hand diejer Leute, die zum Teil vielleicht nicht imſtande waren, 
die Zinſen des für den Grunderwerb geborgten Kapitals, geichweige denn die 
Steuern zu bezahlen, die ausjchlaggebende Gewalt in allen ftädtiichen Angelegen- 
beiten, auch da 3. B. wo es fi) um die Beſteuerung des Kapitals handelte ! 

Es ift merkwürdig, wie wenig klar man dies erfannt hat. Als im 
Jahre 1850 unter den Nachwehen der Revolution die revidierte Städteordnnung 
dur die Gemeindeordnung erjeßt wurde, lautete der Kommilfionsantrag in der 
I. Kammer dahin, die ſeit 1831 beftehende Vorſchrift, daß die Hälfte aller 
Stadtverordneten aus Hausbeſitzern beſtehen mühe, unverändert zu übernehmen, 
ja es fand fich eine Reihe von Abgeordneten — merfwürdigermweile fonjervative 
Großgrumdbefiger, denen ber Unterjchied von ländlichem und ftädtiichem Grund: 
befig augenicheinlih nicht Har war, — die eine Herauffegung diejes Prozent: 
jages auf */s und ſomit eine Rückkehr zu der Städteordnung von 1808 bean: 
tragten. Die Begründung dieles Antrags lautete: 

„Es ift jelbftredend, daß Grundbeſitzer größeres Intereſſe an der Mohl: 
fahrt der Gemeinde nehmen, ala die jchwanfende Bevölkerung der Mieter. Die 
Städteordnung vom 19. November 1808 ftellt in richtiger Erfenntnis der Sad): 
lage das gleiche Verhältnis feſt.“ (Antragiteller Abg. Jacoba.) 
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Die Verhandlungen, die fi) daran knüpfen, find ſoweit von Intereſſe, 
daß ich fie hier im Auszuge mitteile: 


Abg. Wachler: „Bon vornherein würde es nicht notwendig jein, eine Bevor: 
zugung des Grundeigentumd . . . . audzufprechen, weil wir da, wo Kapital und Beſitz 
vorhanden jind, jhon durch die angenommene Dreiflafien-Einteilung ') eine bejondere 
Berechtigung zur Wahl gewährt haben. Wollen wir jegt noch ein Vorrecht dadurch ein— 
räumen, dab wir zu den Beichräntungen, bie eingeführt find, die binzutreten laſſen, daß 
wenigftend die Hälfte der Gemeindevertreter aus Grundbefigern ?) bejtehen ſoll? — 
Ganz über diejes Prinzip hinaus geht aber da8 Amendement Jacobs. Das will zwei 
Drittel der Grundbefiger zu Vertretern haben. Es wäre nad der erſten Anſicht gerecht= 
fertigt gemweien, den ganzen Vorzug wegzuihaffen und für die Streidiung des Para— 
gegen zu ftimmen. Ich kann mich daher viel weniger dazu entichließen, dak nunmehr 

te Zahl der Grundbefiger, welche die Regierung und die Kommiſſion vorgeihlagen bat, 

auf zwei Drittel vermehrt werde. Es würde dies jhon aus dem Grunde verworfen 
werden müjlen, weil ja jegt in den Bereich der Wählerichaft eine große Anzahl der Ein— 
wohner von Stadt und Land herangezogen wird’), die früher nicht dabei beteiligt waren, 
die jedod jowohl an den Gemeinde-, ald auch an dem politiichen Leben ein ebenio großes 
Intereſſe haben dürften, als die Grundbeiiger. Ich meine die Kapitaliften. Dieje er— 
ſcheinen mir bei weitem berechtigter als diejenigen, die lediglih Häufer oder Grundſtücke 
bejiten. Was inäbejondere die Städte anbetrifft, jo bitte ich zu bedenken, dab in den 
großen Städten der Grundbejig oft nichts weiter als ein Gegenjtand der Spekulation 
geworden iſt, daß man unter 100 Srundbefigern 50 namhaft machen künnte, die lediglich 
aus dem oder jenem Grunde ein Grundftüd befigen, aber jo verarmt find, daß fie nicht 
einmal die Steuern, viel weniger die Zinjen des geborgten Kapitals zu bezahlen imjtande 
find. Soll diejen bloß deshalb, weil fie Grundbefiger find, eine befondere Beteiligung 
eingeräumt werden in der Weije, wie der Abg. Jacobs beantragt, nämlich zu zwei Drit- 
teilen, dann würden wir zuleßt in die Berlegenheit fommen, dab diejenigen über Gemeinde- 
angelegenbeiten vorzugsweiſe beſchließen, z. B. die Kapitaliften hoch beſteuern, welche das 
geringſte Intereſſe am Gemeindeleben haben. Ich ſtimme gegen das Amendement“ 


Abg. Denzin: „ . . Ich bitte Sie dringend im Intereſſe der kleinen 
Städte, das Amendement Jacobs anzunehmen, um zu verhüten. daß die Verwaltung 
derjelben nicht ganz nad) unten geht, was bei dem Drängen dieſer Klaſſen, in die Ver— 
waltung zu kommen, geichehen wird, wenn gar nur die Hälfte der Stadtverordneten 
Grundbefiger fein müſſen.“ 


Ubg. Tamnau: „.... Es fcheint mir notwendig zu fein, darauf Rüdjicht zu 
nehmen, wie die Lage der Dinge nad) der Stäpteordnung von 1808 war. Nach dieſer 
Ordnung mußten die Bürger das Bürgerrecht erwerben wegen ſtädtiſchen Grundbeſitzes 
und wegen jtädtifcher Gewerbe. Aus diejen notwendigen Bedingungen des Bürgerrechts 
folgt, daß unter den Bürgern zur Zeit eine unverbältnismähig große Zahl von Grund: 
bejigern jein muß, denn dieſe haben eben nur diejenigen neben ſich, die ein ftädtiiches 
Gewerbe treiben und feinen Grundbeſitz haben*). Nach der neuen Gemeindeordnung wird 
dagegen das Verhältnis ein ganz anderes. Nach ihr treten auch alle Schugverwandten 
u den Bürgern Hinzu und jind ebenfalls Wähler und wählbar. Es wird alſo das 

erhältnis der Grundbefiger zu den Nichtgrundbeſitzern ein anderes wie früher, und 
deshalb jcheint es mir auch jept nicht mehr möglich, bei der in der Städteordnung ge— 
jtellten Forderung, daß zwei Dritteile der Stadtverordneten Grundbeliger jein jollen, 
jtehen zu bleiben.“ 


Abg. Graf Work: „Gerade aus dem von dem legten Rebner angeführten Grunde 
befürmorte ich das Amendement des Abg. Jacobe. Sie haben durh den Beſchluß, den 
Sie bei $ 9 gefaht haben, einem großen Teil der angejejienen Bürger das Wahlrecht 


') Die damals eingeführt wurde, vergl. ©. 444. 

) Die Gemeindeordnung verlangte „Brundbefiter, ſtatt Hausbefiter“, was bier 
bedeutungslos ijt, da die Städteordnung von 1853 in Rückkehr zu der früheren Gejeß- 
gebung „Hausbeſitzer“ vorichreibt. 

®) Durch die Gemeindeordnung wurde dad Bürgerrecht in jeiner alten Form auf: 
gehoben und die Vürgergemeinde durh die Einwohnergemeinde eriegt. 

*) Bergl. ©. 435. Die Beitimmung ift bereit® 1831 aufgehoben. 
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entzogen"); dieſe find es aber, die mwahrlih mit ungleihen Schultern die Laſt der 
Kommune tragen im Bergleih zu den bloßen Kapitaliften. Jetzt nun treten Dieje 
Kapitaliitten als Bollberechtigte den Bürgern zu und jollen außerdem noch das Bor: 
recht haben, in ber Zahl der Vertreter der Städte ihnen gleich geitelt zu werden und 
dadurd über deren Vermögen beftimmen fünnen. Ermwägen Cie, meine Herren, daß bei 
allen Laften das Vermögen des Grundbeſitzers ftärler in Aniprucd genommen wird und 
alio eines größeren Schupes durch jtärfere Vertretung bedarf. ch halte die Beitimmung 
de8 Paragraphen, wie ihn die Kommiſſion gefaht bat, für eine doppelte Ungerectigfeit, 
und der Satz, daß der, welcher das meijte Weld bat, der Beite fei bei Verwaltung der 
Städte, tft ein jolder, dem id mich nicht anſchließen fann.“ 


Abg. Wallach: „Ach kann mich dem Vorfchlag, der dahin gemacht worden ift, 
die Zahl der Grundbefiger im Gemeinderat auf zwei Drittel zu erhöhen, nicht anicliehen. 
Tie Gründe, die dagegen Sprechen, find ſchon angeführt worden: ich erinnere zunächſt 
daran, daß wir eine Kahl in drei Abteilungen beichloffen haben, welche allein die Vers 
tretung des Grundbeſitzes fichern würde. it nämlich in einer Gemeinde der Grundbefig 
von großer Bedeutung, jo ift anzunehmen, daß die erjte Klafje ganz von ihm erfüllt jein 
wird, und es wird in dieſer Klaſſe mehr als die Hälfte aus der Zahl der Grundbeſitzer 
gewählt werden; ift der Grundbeſitz aber nicht von dieſer Bedeutung, io fcheint es mir 
auch nicht erforderlich zu fein, ihm eine größere Vertretung als die Hälfte zuzugeſtehen. 
Anch möchte ich noch darauf aufmerffam machen, dab der große Grundbefig in den 
Städten im allgemeinen keineswegs die Garantie darbietet, welhe man zu erwarten 
iheint; gerade der Grundbeſitz in den Städten ift häufig Gegenſtand der Spekulation, 
und es ift wohl nicht selten, dab dem Grundbefiger wenig von dem gehört, was er 
jeın nennt.” 


Der Antrag wurde mit großer Majorität ohne namentliche Abftimmung 
abgelehnt. Die Verhandlungen beweilen, wie weite Areije jchon 1850 jene Vor: 
ihrift für verfehlt hielten. Ja, man gewinnt den Eindrud, dab, wenn jemand 
darauf gekommen wäre, die Einfügung einer Sonderbeitimmung für große 
Städte zu beantragen, wonach in dieſen die Bevorzugung in Wegfall kommen 
iolite, ein derartiger Antrag ohne Schwierigkeiten zur Annahme gelangt wäre, 
— ein Ausweg, den übrigens jchon 3 Jahre früher, 1847, Dahlmann in 
jener „Politit“ vorgeichlagen hatte ?). 


Die aud für große Städte in Betracht kommenden Gründe, die für 
eine Bevorzugung des ftädtiichen Grundbeſitzes in der Vertretung der Bürger: 
ihalt geltend gemacht wurden, reduzieren fi) danach auf den, daß den be 
ionderen, auf den Hauäbefitern ruhenden Laſten ein vermehrtes Maß von 
Rechten entiprechen müſſe. Dieſer Grund, dem fi) eine freilich nur ſcheinbare 
Perehtigung nicht abipreden läßt, hat jedoch mur jo lange Einn und 
Pedeutung, als die Unterfcheidung nad) den Leiftungen zugleich eine Ausgleihung 
von Klaſſen im ſich ichlieht, in die die Kulturvölker nun einmal zerfallen und 
die nach Bildung, Tradition, politiihem Blid und fonitigen auf andere Weije 
ihwer zu faſſenden Jmponderabilien geichieden, nit nur an den Angelegen: 
beiten von Staat und Gemeinde verichieden intereifiert, jondern auch zu ihrer 
Leitung verichieden befähigt find. Auf dem Lande und den kleinen Städten 
deden ſich jene Klaſſenunterſchiede noch heute im allgemeinen mit dem von 
Haus, bezw. Grundbefiern und ſolchen, die nicht mit eigenem Grundbefit 
angejeflen find. Daß dies in großen Städten ſchon damals nicht der Fall war, 


N Ein Antrag, wonach die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder von den Grund— 
beiigern, die andere Hälite von den übrigen Wahlberedhtigten in getrennter Wahlhand— 
lung gewählt werden jollte, war mit großer Majorität abgelehnt worden. 

’, „In großen Städten, wo der Hausbeſitz eine Nahrung ift, dürfte die Beſchränkung 
befier ganz in Fortfall kommen.“ 
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it in den oben zitierten Verhandlungen faft allgemein anerkannt worden. Daß 
es heute viel weniger der Fall ift, iit befannt, und wird fi) aus den folgenden 
Darlegungen zur Genüge ergeben. 

Ermähnt jei noch, daß beide Häuſer des Landtags bei der jehr eiligen 
Beratung der — ganz auf die Gemeindeordnung aufgebauten — Städte: 
ordnung von 1853 die hier interejfierende Beltimmung ohne Diskuſſion über: 
nommen haben. Cine Bedeutung für die uns interejjierende Tyrage hat bie 
legtere injojern, als fie, in Fortführung der jhon 1831 angebahnten Entwid: 
lung, in Kommunalangelegenheiten den übereinjtimmenden Mehrheitsbeihluß 
beider ftädtiichen Körperſchaften verlangte und jomit eine erneute Einichränfung 
der den Stadtverordneten zuitehenden Befugniffe ftatuierte. 

Andererjeitö führte fie allerdings zu einer neuen Stärkung des Einfluſſes 
der Hausbeſitzer dadurd), daß fie aus der Gemeindeordnung da8 Dreiklaſſen— 
igftem für die Stadtverordnetenwahlen übernahm. Die Grundzüge dieſes 
Syftems find befanıt. Die Wähler werben innerhalb des Urmwahlbezirks nad 
Maßgabe der Summe der von ihnen gezahlten Steuern derartig in Drei 
Teile geteilt, daß jede Abteilung "/s der Geſamtſumme diefer Steuern und 
zwar bie erite die Höchſt-, die letzte die Geringft: und die gar nicht Beiteuerten 
umfaßt. Daraus ergibt fi, daß diejenigen, welde Grund: oder Gebäudefteuer 
zu zahlen haben, bei Aufftellung der Wählerliften an eine jehr viel höhere Stelle, 
event. in eine höhere Abteilung treten, als dies an fi) ihrem Vermögen, bezm. 
Einkommen entiprechen würde. Namentlich in fleineren Städten wählen vielfach 
die Beſitzer der elendeiten Katen, Leute, die ſich mit der größten Mühe über 
Waſſer halten, in der zweiten oder gar eriten Klaſſe, eben meil fie außer 
ihrem Vermögen bezw. Einfommen nod ihr Grundftüd zu verfteuern haben, 
und anbererjeit3 gut fituierte Leute, namentlidy Beamte, die eine Mietswohnung 
aus naheliegenden Gründen einem eigenen Haufe vorziehen, in einer niedrigeren 
Klaffe als die, zu der ihr Einkommen fie an ſich berechtigen würde. 


IV. Die weitere Entwidlung und der hentige Zuſtand. 


Die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts fteht unter dem Zeichen einer 
ungeheueren Vermehrung der großitädtiihen Bevölkerung. Aus den 360 000 
Einwohnern Berlins im Jahre 1850 find 1800000, geworden’). 

Wir haben es hier nicht mit den Gründen dieſer Entwidlung zu tun, es 
genügt, die Tatſache zu Eonitatieren. 

Den Stabtgemeinden erwuchs aus diefem fi) Jahr um Jahr mehrenden 
Zuftrom die ungeheuere Aufgabe, dieſe Maſſen unterzubringen, fie jo unter: 
zubringen, daß das Gemeinwohl im fittlicher und geiundheitliher Hinficht feinen 
Schaden erlitt. Die Ummälzung der wirtichaftlichen Verhältniffe drohte die 
Grundlage unferer Kultur, die Familie, zu zeritören. Es fam darauf an, dem 
Arbeiter, den die völlig neue Arbeitsordnung in nie dagewelener Weile aus dem 
Zujfammenhang der Tyamilie herausriß, ein Heim zu jchaffen, in dem er nad) 
de8 Tages Laſt und Mühe im Streife feiner Familie ſich heimiſch fühlen und 
feine Aufgaben ala Familienvater erfüllen konnte. 





) 1871 lebten 4,8, 1880: 7,2, 1890: 13,2, 1895: 13,5% aller Deutihen in 
Großſtädten. 
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Es gibt feine Aufgabe, die schlechter gelöft, Keine, der gegenüber bie 
Stadtgemeinden Eläglicher geicheitert wären. 

Auch das würde über den Rahmen unjerer Aufgabe hinausreichen, wollten 
wir hier die großftädtiihen MWohnungsverhältniffe jchildern, die wir mit eigenen 
Augen ſehen, unter denen wir vielleicht jelbft leiden und auf die eine ungeheure 
Literatur dauernd aufs neue die Blicke lenkt. ch erinnere nur daran, daß fich 
die Ausdehnung der meiften Großitädte in Mietsfajernen ') vollzogen hat, die 
— meift bei 8 Fenſter Etraßenfront und 5 Stodwerfen 50 bis 100, ja 
200 Wohnungen enthalten, daß zehn diefer Wohnungen an der Straße, alle 
anderen nach dem Hot hinausliegen, einem bdüfteren, von turmhohen Mauern 
eingeichloffenen, gegen die notwendigite Yufterneuerung hermetiſch verichloffenen 
Lob, daß die große Mafle der Bevölkerung dort ohne Rüdfiht auf ihre 
Kopfzahl und die Unterichiede von Alter und Geichleht in Wohnungen zus 
iammengepfercht find ?), die meift aus einer Stube, der jogen. Kochſtube beftehen 
und daß der Arbeiter den Mlietäpreis dieſes Lochs nur dadurch aufbringen fann, 
daß er jeine Familie durch Aufnahme eine® der 114 158 Schlafleute, die Die 
Erhebung des Perliner ſtatiſtiſchen Amts von 1900 zählt), bereichert *). 


Wir haben es hier vielmehr ganz allein mit derjenigen Kaſte zu tum, die 
durch dieſe Entwidlung wirtichaftlihe Herren ber ftädtiichen Bevölkerung ge 
worden find, wie fie ſchon vorher die politischen waren, mit den Hausbefißern. 

Mer find die heutigen Haudbefiger? Haben fie ſich einen Reft jenes fon: 
jerwativen Charakters bewahrt, der zur Zeit der Steinichen Städteordnung 
feinen höheren Stolz kannte, ald den Kindern das von den Vätern ererbte Haus 
und mit ihm einen geficherten Hausſtand in der Bateritadt zu hinterlafien ? 
Vildet der Befi eines eigenen Hauſes tatlächlid ein „Band zwiſchen Befiter 
und Stadt, das im Intereſſe des Gemeinwohls nicht ungenußt bleiben“ dürfte? 
Bildet die Gemeinſchaft der Hausbefiger tatſächlich noch heute eine Art Arifto- 
fratie, deren privilegierte Stellung, deren Macht und deren Rechte ihr Korrelat 


in bejonderer Opfermilligfeit, bejonderem Intereſſe und Eifer für die Angelegen: 
heiten des Gemeinmwohls finden ? 


Wir ſahen, daß die Hausbefiger mit ihren Angehörigen am Ende des 
18. Jahrhunderts in Berlin immer noch "/s, in den Vorftädten faft die Hälfte 
der Geiamtbevölferung ausmadıten. Im Jahre 1899 wohnten von den 1750000 
Einwohnern Berlins 1650000 = 94,7/o zur Miete. Die Hausbefizer — 
Ihre Familie jehr hoch, nämlich auf 5 Köpfe gerechnet — machten mit 92000 
nur no 5,3 °/0 der hauptjtädtiichen Bevölkerung aus. Mit der Verminderung 
ihres prozentuelen Anteil® an der Gejamtzahl der Bevölkerung find Wert und 
Bedeutung ihrer politiihen Vorrechte geitiegen. Wenn von den 125 Stadt: 


') Die Behaufungsziffer betrug in Berlin: 1803: 24,8, 1828: 32,2, 1843: 41,1, 
1861: 48,28, 1871: 56,04, 1880: 60,62. Wenn in einzelnen Stadtteilen eine Verminderung 
eintrat, jo lag dies lediglih an der zunehmenden Verwendung zu gewerblichen Zwecken. 

® In Breslau kommen auf 1 Bett: weniger als 1 Perſon in 25 Schlafzimmern, 
gerade 1 Perſon in 783 Schlafzimmern, 1—2 Perſonen in 2041 Schlafzimmern, 2—3 Per: 
Ionen in 334 Schlafzinnmern, 3 Perfonen in 24 Schlafzimmern. (Schriften des Ver. f. 
&03.:Pol. Bd. 96. ©. 348 ff) 

’) Gegen 59087 im Jahre 1880, gegen 93 365 im Jahre 1890. | 

Bon allen Wohnungen hatten 1890 familienfremde Elemente, d. h. Zimmermieter 
und Schlafgänger: in Leipzig 17,5°/o, in Berlin 15,8 °/o, in Breslau 12,5”/o, in Drebden 
ur in Frankfurt a. M. 6,2%. (Fu, Wohnungsfrage, Handw. d. St.W. 2. Aufl. 

‚ &. 887.) 
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verordneten Berlins 76 d. i. 62/0 Befiger und nur 40 d. i. 38% Mieter 
find, jo läht fi eine derartige Bevorzugung der eriteren nur mit gemiljen 
idealen Faktoren begründen, mit denen fie dieje foloffale numerische Minderheit 
ausgleichen. Liegen derartige ideale Momente bei den Haußbejigern von heute 
tatjächlih vor? Einer der Grundjäße jeder Selbitverwaltung, der — in der 
Steinjchen Städteordnung zum erften Mal normiert — jeitdem in jede Verfaſſung 
übergegangen ift, ift der, daß die Volksvertreter die Intereſſen der Gejamtheit, 
nicht die des örtlich oder fozial begrenzten Kreiſes, der fie wählte, zu vertreten 
haben. Kann von diefen Stadtverordnneten heute eine uneigennüßige Vertretung 
jener ungeheuren Mehrheit erwartet werden, die zur Miete wohnt ? 

Wir verfuchen uns ein Urteil nad) den Ausfünften zu bilden, die die 
Statiftif auf drei Fragen gibt, Fragen, deren Beantwortung zugleih für Die 
Entſcheidung der an der Spibe diejer Abhandlung ftehenden Generalfrage aus: 
ichlaggebend ift. Die erjte lautet: 

1. Wie lange find die einzelnen Grundjtüde ſchon in der 
Hand ihres jegigen Bejigers? Gibt fih in der Dauer ihres Belites 
jener ariftofratijch-fonfervative Charakter fund, den die Städteordnung von ihm 
erwartete? Die Frage ift in Berlin zum erjten Mal im Jahre 1890 zum 
Gegenstand ftatiftiicher Erhebungen gemacht worden. Sie hat damals zu 
folgendem Ergebnis geführt: 

Bon 1000 bewohnten Grundftüden waren 1890 in den Händen bes 
momentanen Belißers: 

jeit 1890 115, ſeit 1889 122, jeit 1887 87, ſeit 1886 75, jeit 1885 60, jeit 
1884 43, jeit 1883 37, feit 1882 27, jeit 1881 24, jeit 1880 25, jeit 1879 
30, ſeit 1878 22, jeit 1877 20, jeit 1876 21, jeit 1875 22, jeit 1874 23, 
jeit 1873 21, feit 1872 25, ſeit 1871 42, jeit 1870 21, jeit länger 138, 

anders ausgedrüdt fait "/s aller Häufer war erit jeit zwei Jahren, die Hälfte 
jeit weniger als ſechs Jahren, ®/s noch nicht 16 Jahre, faum "/r über 20 Jahre 
in derjelben Hand! 

Die Verhältniffe find noch Schlimmer als fie hiernach erjcheinen, da die 
in den Händen von Staat, Kirche und Stadt befindlichen Häuſer mitgezählt 
find, die — der Spekulation entzogen — naturgemäß jehr viel jeltener in andere 
Hände übergehen. 

Man wende nicht ein, daß es nur Berlin jei, auf das dieſe Verhältniffe 
paßten. Ich laſſe Hier die entjprechenden Zahlen für München, Breslau und 
Charlottenburg folgen: 






















1 646 = 9,°%b | 331 = 12,4%/0 

2 56 — Be, 285 —10,, 
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5 423 = 61, 166 = 6%, 
6—10 1595 — 23, „ 525 —196 „ 
11—15 835 = 12ı, | 172 = 64, 
16 -—-20 689 — 99, 17= 4:, 
1034 —14» „ 273 —=10., 

64 — 0%, 358 = 134, 









2680 — 100% 


12149 6930 = 100"/o 


| 
2 
= 


unierer Großftädte. IV. Die weitere Entwidlung und der heutige Zujtand. 447 


In jenen Städten find hiernah 60 ”/o aller bebauten Grundftüde noch 
nicht 10 Jahre in derielben Hand. In Breslau ftellt fich die durchſchnittliche 
Befitzdauer auf 11,1 Jahre. 

Noch harakteriftiicher geftalten fich Diele Zahlen, wenn wir fie in Ber: 
bindung bringen mit der zweiten Frage, die wir unſerer Beiprehung zu Grunde 
legen wollten. 

2. Wieviel Häuſer werden vonihrem Bejiter jelbft bewohnt? 

Die Städteordnung jet in $ 16 bei den Hausbeſitzern gewiſſe Affektions— 
intereifen voraus, die mur dann gegeben find, wenn der Beſitzer ſein Haus 
jelbft bervohnt, fich wenigftens einige Zimmer in feinem Haus zu eigener Wohnung 
reierviert. Sie verſchwinden, wenn an jeiner Stelle ein bezahlter Vogt ala ges 
fürchteter Hausherr über den pünftlichen Eingang des Mietzinjes wacht. 

Die erite Erhebung über dieſe Frage ergab 1871 in Berlin, daß in 
64,3 %/o aller Privathäufer der Beſitzer jelbft wohnte, "/s wohnte ſchon damals 
außerhalb des eigenen Hauſes. 1875 war die Zahl der eriteren auf 62,6 °/o, 
1880 auf 56,88°/o, 1897 auf 54,2°/o zurüdgegangen, in 45 °/o aller. Die 
Zuftände anderer deutiher Großftädte find nur graduell von dieſen verichieden : 
In Dresden wohnte der Befiter noch in 66,60, in Münden in 67,1°/0 
aller Häufer. 

Wie bedeutungsvoll dieje Zahlen find, ergibt ſich erjt, wenn wir zu der 
zuerſt aufgeworjenen Frage zurüdkehrend wahrnehmen, daß fid) die vom Beſitzer 
nicht jelbit bewohnten Häuſer durchichnittlich jehr viel fürzer in derielben Hand 
befinden, als diejenigen, in denen er wohnt. Nach den amtlichen Weröffentlich: 
ungen von 1890 mar unter den Berliner Häuſern, die jeit höchitens einem 
Jahr in der Hand des damaligen Beſitzers waren, der Anteil der vom Beliter 
nıht bewohnten Häuſer doppelt jo groß, als der Anteil derer, in denen er 
velbft wohnte. Bei einer Befitzdauer von höchſtens fünf Jahren betrug der 
Anteil der erfteren noch 59 ®/o, der letzteren 41 °/o. Erſt bei einer Beſitzdauer 
von zehn Jahren treten die vom Beſitzer jelbft bewohnten Häufer mit einer 
watın geringen Mehrzahl von 66,4 "/o in den Vordergrund. 

Das Bild, das dieſe Zahlen geben, findet jeine Ergänzung in den ftatt- 
Kiihen Erhebungen über eine dritte Frage, die ich hier kurz ftreifen möchte. 
3 Bieviel Grundftüde wechſeln abjolut und prozentual 
jährlich ihren Bejiger und weldes jind die Rechtstitel, auf bie 
ih der Beſitzwechſel vorwiegend ftüßt? 

Unter gejunden Verhältniffen wird man als, wenn nicht normale, jo doch 
wenigſtens häufige Form des Befigwechjels die Vererbung anjehen müſſen, 
wie es zu Steins Zeit der Fall war und wie es die Städteordnung zweifellos 
vorausſetzt. 

Füur Berlin liegen ſeit 1870 in den ſtatiſtiſchen Jahrbüchern die bezüg- 
lien Zahlen vor. Schon damals ftanden 160 Erbgänge 717 freiwilligen und 
256 unfreiwilligen Verkäufen gegenüber. Im Jahre 1872 wechielten 3734 d. h. 
3°) aller Berliner Häufer durch freiwilligen Verkauf, nur 162 durch Erbgang 
ihren Beſitzer. Die Zahlen ergeben für die weiteren Jahre je nach den Kon— 
yuntturen große Schwankungen, das Geiamtbild ift bis heute dasjelbe geblieben. 
In vielen Jahren werden bie Erbgänge bloß von den Subbhajtationen um 
mehr alß das Doppelte übertroffen. Die Zahl des jährlichen Beſitzwechſels iſt 
not nur in Berlin, ſondern in allen deutſchen Großſtädten — von ben 
Weniihen, die fich die deutſche Wohnfitte des Familienhaufes in weit höherem 
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Maße bewahrt haben, etwa abgejehen — eine enorme. Nach Ra TER gegen 
Durchſchnitt 1890—95 wechſelten jährlich ihren „Defiger: in Berlin 9,2 %%o, 
Breslau 9,2%, in Kiel 9,7 °/o, in Leipzig 7,8%, m Frankfurt a. M. 2,6 * 
in München 13 ‚5%. Berlin fteht aljo nicht einmal an der Spite. 

In Breslau machten die 1896 aus einer Hand in die andere über: 
gegangenen Häufer 3,9°/o der gejamten von der Stadt innegehabten Fläche 
aus, 1897 war die Prozentzahl auf 6,3, 1898 auf 7,2 geftiegen. In Halle 
waren die gleichen Zahlen für 1896: 3,8, dann nad einem Sinfen 1897 auf 
1,8, 1898 wieder 2,4 ’/o. In Swidau 1896: 1,9%, 1897: 2,8 °/o, 1898: 
3,7 °/o, ein Beweis, dat die Verhältniffe in Städten mit wachſender Bevölferung 
am ichlimmiten find. Wo Bevölferungsmafjen unterzubringen und weitere 
Steigerungen zu erwarten find, da ift auch die Bodenipefulation mit ihren un— 
heifvollen Wirkungen auf dem ‘Plan. 

Der ftatiftiiche Bericht für Berlin von 1890 begleitet jeine diesbezüglichen 
Erhebungen mit den refignierten Worten: „Dabei find e3 gerade die eigentlichen 
Mietskaſernen, bei denen die Befiger am ſchnellſten wechſeln: je größer das Haus, 
deito mehr wird es zum Hanbelsobjeft.“ In der Tat nimmt mit der fürzeren 
Dauer des Beſitzes die Zahl der zu einem Haufe gehörigen Wohnungen nahezu 
regelmäßig zu: die Entwidlung der Großjtädte in der Form von Mietskaſernen 
bedeutet eine Entwidlung in Spefulationsbauten. Auch da8 würde über den 
Rahmen unjerer Aufgabe hinausgehen, wollten wir den Häuſerſpekulanten auf 
ihren Schleichwegen folgen und uns in eine nähere Beſprechung des fomplizierten 
Syſtems einlafjen, das den großftädtiichen Grundbejit, namentlid den Berlins, 
zu einer Dandelöware, die große Maſſe der Bevölkerung zu ohnmädtigen und 
ausgebeuteten Opfern diejes Syſtems und feiner Vertreter gemadjt hat. Wir haben 
eö lediglich mit der politischen frage zu tun, ob in den Hausbefigern heute noch 
wie einft die berufenen Vertreter der Gemeindeintereffen gejehen werden fönnen. 

Hat dieje Frage num auch jchon eine Antwort gefunden in der bisher ae: 
ſchilderten Ummwälzung und Geftaltung der ſtädtiſchen Grundbeftgverhältniife, 
in der Erjegung von Tyamilienhäufern, deren eins zu erringen das erreichbare 
Lebensziel des ſtrebſamen Bürgers war, durch große der Spekulation dienende 
MWohnkafernen, jo müfjen wir uns doch mit den Trägern diejer Entwidlung, 
den Hausbeſitzern von heute, noch etwas perjönlicyer beiafien. — Wir werden 
ſehen, daß die Leute, welde in den Bürgerliſten für die Stadtverordnetenwahlen 
als Hausbefiger fungieren, wirtichaftlicdh betradıtet, als Hausbefitzer gar 
nicht betrachtet werben fönnen. Zur Erläuterung laffe ih eine R. Eberſtadt's 
„Städtiichen Bobenfragen” Berlin 120 enfnommene Kabelle bier folgen: 


lieber: 
ſchuß 


15 000 | 2 600 
20 000 | 2 700 












Mieten 





Berliner Häuser in ber: 





——— 


Reichenbergerſtraße . . 265 000 240 000 | 16 200 
Görligerftraße. . . . 2830 000 256 000 | 17 000 


Foriteritraße . .» . . 325 000 290 000 | 19 500 | 20 000 2 950 
Borfigftraße . . - » | 360000 | 320000 | 21.000 | 20000 | 2 500 
Möhlertftrafe . . . . | 250 000 215 000 | 16 000 | 20000 | 2400 
MWrangelittaße. . . . | 450000 40 000 | 28 000 jüsereintunt] 5 000 
Liefenftraße . . - - 210 000 175 000 | 13 500 | 20 000 2 100 
Aderitrafe. . - . » 276 000 245 000 | 16 500 | 20 000 | 2 800 
MWieneritrafe . . . .» 235 000 200 000 | 15 700 | 25 000 | 2 350 


Grünauerftraße . . . | 260000 | 195000 | 17500 | 20000 | 2 800 
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Das Bild, das dieſe Zahlen geben, ift in den verichiedenen Straßen das— 
jelbe. Die einzelnen Häuſer, ausſchließlich Mietskaſernen, bilden ein Wertobjekt 
von 250 000—350 000 ME. Sie werden erworben durd eine Anzahlung von 
von ca. 20000 ME., d. i. 8°/o des Wertes. Der Reft wird ala Hypothek ein= 
getragen und der Mietspreis dann jo geitaltet, daß nach Abzug der Zinjen für 
Snpothef und Anlagefapital, der Steuern und Reparaturkoften ein Ueberſchuß 
un 2500—3500, d. i. 1°/o des Kaufpreiſes und mehr ala 10°/o der An: 
zahlung als Reingewinn dem jog. Eigentümer verbleibt. 

Aus diefem Syftem ergeben fid; als notwendige Tyolgen die Mißſtände, 
die ſeit Jahrzehnten namentlih auf den Berliner Boden: und Wohnungsver- 
hälinifſen Laften: die enorme Belaftung des Grumdbefites, die fi in Berlin 
von 3021559677 ME. am 1. Dezember 1888 auf 4524235814 Mi. am 
1. Dezember 1898 gefteigert hat, die Notwendigkeit der dauernden Miete: 
Heigerungen, unter denen die Bevölkerung der meiften Großftäbte leidet und 
ducch die der Befiger jeinen Ueberihuß zu vermehren jucht, um dann durch 
möglihit günstigen Verkauf dielen Ueberſchuß zu fapitalifieren und e8 dem neuen 
Beier, der wieder mit einem einprozentigen Ueberſchuß beginnt, zu überlaflen, 
in erneuter Mietöfteigerung den wehrlojen Mietern den entipredjend höheren 
Zinäbetrag abzuprefjen. 

Stieg doch der Mietswert der Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer 
von 1835—1895 in Dresden von 147 auf 205 ME. (d. h. um 34°/0.) Selbſt 
ein Kellerloh in den Vorſtädten des Berliner Oftens wird mit 200 ME. be 
zahlt. Ich vermweile bier auf die Elare und ausführliche Darftellung in Eber- 
fadts „Städtiichen Bobdenfragen“. In welchem Maße mag die durch jene 
dauernden Mietsſteigerungen bedingte Schnelligkeit des Wohnungswechſels — 
in Charlottenburg wechſelte 63°/ aller Wohnungen in 2 Jahren ihren Be: 
wohner”) — und die daraus folgende Heimatlofigfeit zu der vielbeflagten vater: 
landsloſen Gefinnung der großftädtiichen Maſſen beitragen ! 

Es ergibt ſich weiter die Notwendigkeit jenes dauernden Beſitzwechſels, „jener 
dauernden Berichiebung der Objekte, in der die Spekulation ihre Geminne 
waliftert und fich neue verihafft“. Es ergibt fi, warum jo wenig Befiker 
ihr Haus ſelbſt bewohnen: Sie haben zum Teil mehrere Häufer, um das Geichäft 
m gröherem Maßſtabe betreiben und höhere Gewinne erzielen zu fünnen, zum 
Tal find ihnen die Wohnungen im eigenen Haufe zu teuer, fie begnügen ſich 
in einem billigeren Stadtteil mit einer anſpruchsloſeren Mietswohnung. 

Bei was für Zuftänden find wir angelangt! Die Hausbefiger — in Kleinen 
Städten noch) heute der eigentlich jeßhafte, zuverläffige Stamm in der fluftuierenden 
Bevölkerung — find in den Grohftädten zu einem guten Teil Händler, die faum die 
Ziegel auf dem Dad) bezahlt haben und die ihr Haus lieber heute wie morgen 
verfaufen und der Stadt den Rüden drehen, wenn fich ihnen anderswo beſſere 
Gewinne bieten. Der Hausbeſitz — ein Gewerbe wie jedes andere, nur dadurch 
von anderen umterichieden, daß es ohne jede Arbeit jeine Zinſen trägt! Werden 
doch die Mieten in Berlin um 16*/3°/o durch den Eintritt dieſes „Hausbefigers“ 
geiteigert, — genau ſoviel ift nötig, jenen Ueberſchuß herauszuprefien. 

Wie ſchwer wird vielfach der Drud der Staats: und Kommunalfteuern 
empfunden! Mit welcher Schärfe wird über fie geurteilt und geklagt, auch da 
to fie großen, nationalen und wirtihaftlichen Zweden dienen und dem Zahlenden 


') Vergl. über andere Städte das Jahrbuch deuticher Städte, 1898 ©. 65. 
Annaten des Deutfcen Reiche. 1908, 29 
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an anderer Stelle indirekt zu gute fommen jollen! Welche von ihnen kann ſich 
an Härte auch nur im entferntejten mit diejer Haußbefigerfteuer mefjen, die dem 
Bewohner eines Kellerlocha mit 150 ME. Jahresmiete 25 ME. abzwingt? Ob 
die Maſſen unferer Großftädte wollen oder nicht, fie müſſen dieſe Steuer zahlen. 
Sie haften mit ihrer armjeligen Habe für pünktliche Innehaltung des Termins 
bei Vermeidung hoher Stonventionalitrafe. Eine Wohnung, die Grundbedinaung 
einer Eriftenz, ift für den armen Mann nur dadurch zu erlangen, daß er ſich 
in dem berüchtigten Berliner Mietsfontrakt zum wirtſchaftlichen Sklaven ſeines 
Hausbeſitzers macht, auf deſſen Erbarmen er um ſo weniger hoffen kann, je 
weniger — ſelbſt davon bei ſeinen Hypothekengläubigern erwarten darf. 

man ſich wundern, daß dieſe Hausbeſitzer großen Einfluß beſitzen? 
Oder * es wirklich einen anderen Grund haben, wenn im roten Haus zu 
Berlin ſtatt 63, wie es nach den Beſtimmungen der Städteordnung genügen 
würde, 76 Hausbeſitzer über dem Wohl der Bürgerſchaft wachen, als den daß 
dieſe politiſchen zugleich wirtſchaftliche Herren find, daß fie dieſe beiden Einfluß— 
iphären jehr wohl für einander auszufpielen und zu verdoppelter Macht zu ver: 
einen willen ? 

Es gibt faum ein Gebiet des öffentlichen Lebens, auf dem der Ruf nad) 
Reform jo laut, die Klagen jo allgemein, die Befriedigung aller Wünſche zu: 
gleich) jo jchwierig wäre, wie das der Kommunalangelegenheiten. Nichts ift 
natürlicher als das! Die Aufgaben der Stadtgemeinden find meift ſolche, von 
deren zwedmäßigen Regelung für die Maffen der Bevölkerung nicht nur bie 
Höhe der Steuern und Laften, jondern aud) ihr Erwerböleben und ihre Erwerbs: 
fähigkeit, ja ihr internites Familienleben günftig oder ungünftig beeinflußt 
werden. Die Wohnungsverhältniffe, mit allem, was zu ihrer Geftaltung bei: 
trägt, die Tyeititellung der Bebauungspläne, die Anlage der Straßen, die Par: 
zellierung der Grunditüde, dazu Waflerleitung und Lichtverforgung, vor allem 
auch die Ausgeftaltung der Verkehrsmittel — das alles find Fragen, die den 
KRommunalbehörden anvertraut, das materielle Wohl und die fittliche Geſund— 
beit des Volkes beherrichen, Fragen zugleich, bezüglich deren die Kluft zwiſchen 
reih und arm, die Intereſſengegenſätze von Befier und Mieter, Produzent und 
Konjument fih in einem Maße ſchärfen, wie faft nirgendwo. Aufgaben 
anderer Art fommen nod hinzu: das ftädtiiche Armenweſen und die ftädtiiche 
Armenpolitik, die Begründung und Einrichtung von Krankenhäufern, dazu die: 
jenigen, die mehr dem geiltigen Wohl der Bevölkerung dienen: die Ber: 
mehrung und Verbeſſerung der Volksihulen, die Einrichtung von Fortbildungs: 
ihulen, alles Dinge, die — jo allgemein ihre Notwendigkeit anerfannt ift und 
jo fern fie äußerlicd rein materiellen Wünſchen zu ftehen jcheinen, doc in letter 
Inſtanz an das Geldintereffe beitimmter Klaffen geknüpft find. 

Streitende Sonderintereffen hat e3 immer gegeben, wird e8 immer geben. 
Sie find nicht unbeeinflußt, aber in ihrem Dajein unabhängig von den Formen 
wirtichaftlihen und gejellichaftlihen Zujfammenlebens. Das Wohl der Geiell: 
ihaft hängt weniger von ihrer Geftaltung und Schärfe als von dem Ausgleich 
ab, den die berufenen Inſtanzen ihnen zu geben wiſſen. 

Diejen Ausgleich zu ſchaffen ift die hohe und jchwere Aufgabe der Stadt: 
verordnieten. Dazu hat das Vertrauen ihrer Mitbürger fie gewählt. Dazu hat 
die Städteordnung beftimmt, daß fie an feine Inſtruktionen von Wählern oder 
Wahlbezirken gebunden fein jollten: nicht die Intereſſen eines eng begrenzten 
Kreifes, nur die der Gejamtheit jollen ihre Richtſchnur jein. Es müſſen 
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Männer von makelloſer Ehrenhaftigfeit, offenem Blick, nüchternem Urteil, vor 
allem von abioluter Selbitlofigkeit jein, die diejer Aufgabe genügen können. 
Werden fie zu Vertretern einjeitiger Jntereffengruppen, jo haben fie ihren 
Beruf zum Schaden der Gejamtheit verfehlt. 

As man in die Städteordnung die Beitimmung aufnahm, da die Hälfte 
der Stadtverordneten Hausbeſitzer ſein müßten, wollte man den Intereſſen der 
Geiamtheit dienen. Man glaubte, die Vertretung der Bürgerihaft auf dieſe 
Weiſe von Proletarifterung ſchützen zu müſſen. 

Heute enthält jene Vorichrift zum Schaden der großftädtiichen Bevölkerung 
die Unterwerfung der ftädtiichen Organe unter die Vertreter Eines Standes, die 
Sonderintereffen Eines Gewerbes! Nicht die Wiedererwelung einer alten Ari: 
fofratie, wie fie das Mkittelalter zum Segen der Städte fannte, jondern die 
Schaffung einer Dligarchie, die ihre wirtichaftlide Macht ihrer politiihen und 
ihre politiiche ihrer wirtſchaftlichen nutzbar macht — das ift der Erfolg des 
$ 16 der Stäbdteorbnung in den Großitädten ! 
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Mitteilungen zur dentfchen Genoſſeunſchaftsſtatiſtik 
für 1900. 


Bon Dr. A. Peterfilie, Geh. Reg.-Rat und Profefjor, Leiter der ftatiftiichen Abteilung 
der Preußiſchen Zentral-Genofienicaftstafie '). 





Borbemerkung. 


Die Preußiiche Zentral:Genofienjchaftstafje, die, wie in ben legten „Mit: 
teilungen zur Genofjenicaftsftatiftif” in der „Zeitichriit des Königl. preuß. 
ftatiftiichen Bureaus“, Jahrgang 1901, ©. 247 ff., dargeftellt worden ift, ſich 
vom Anbeginn ihrer Tätigkeit auch die Pflege der Genofjenihaftsitatiftif an- 
gelegen jein läßt, hat ſich dabei nicht bloß auf die preußiſche Genoſſenſchafts— 
ftatiftit beichränfen zu ſollen geglaubt, ſondern fie hat auch der ftatiftiichen Er: 
jafjung des Genofſſenſchaftsweſens im geſamten einheitlichen Wirtichaftsgebiete des 
Deutichen Reiches ihre Fürforge zugewendet. Es ift denn auch gelungen, bie 
Regierungen fämtlicher Bundesftaaten, mit Ausnahme der von Bayern, Württem: 
berg und Heflen?), für eine gemeinjchaftlihe Genoſſenſchaftsſtatiſtik und für 
deren Bearbeitung bei der ftatiftiichen Abteilung der Preußiichen Zentral: 
Genofjenihaftstaffe zu gewinnen. Auch Bayern, Württemberg und Helen 
haben ſich zwar die jelbitändige Bearbeitung der Genoſſenſchaftsſtatiſtik ihres 
Lanbdeögebietes vorbehalten, jedoch gleichartige Nachweiſungen darüber in Ausficht 
genommen. So wird denn das Ziel ala erreicht gelten fünnen, daß in Bälde 
über dad ganze Neichägebiet gewiſſe einheitliche, wenn auch von verjchiedenen 
Stellen ausgehende ftatiftiiche Nachricyten über das Genoſſenſchaftsweſen vor: 
liegen werden. Die zunächſt zu erwartende gleichartige und jehr umfangreice 
Arbeit wird das nad) dem Stande vom 31. Dezember 1902 zu bearbeitende 
und demnächlt herauszugebende Genoſſenſchaftskataſter bilden. Was an 
eigentlichen ftatiftiichen Auszählungen und Tabellennachweiſen daraus hergeftellt 
werden wird, ift noch weiteren Wereinbarungen vorbehalten. 

Eine nad allen Seiten hin vollftändige deutſche Genoffenichaftsftatiftif 
läßt fi) nad; Lage der Sache vorerft freilich nicht erwarten, ebenjo wenig für 
Preußen und die der preußiſchen Genoſſenſchaftsſtatiſtik angeichloffenen ſowie 
die genannten drei anderen Bunbdeöftaaten, wie fie auch bier bisher von den 
großen Verbänden der Genoſſenſchaften in ihren ſonſt jehr lehrreichen und viel: 
jeitigen Statiftifen der ihnen angeſchloſſenen Genoſſenſchaften nicht erreicht worden 


‘) Aus der „Zeitichrift des Königl. preußiihen ftatiftiichen Bureaus“, Jahrgang 
1902. Wir bringen im folgenden die jehr wertvolle und lehrreiche Abhandlung des Leiters 
der ftatiftiichen Abteilung der Preußiichen Zentral-Genoſſenſchaftskaſſe, was den Tert 
anlangt, unverkürzt zum Abdruck. Dagegen muhte der Abdrud einzelner umfangreicher 
Tabellen, deren wichtigjte Rejultate ohnehin in den Tert verarbeitet jind, unterbleiben. 
Der Abdrud geihieht mit freundlicher Erlaubnis des Herrn Verfaffere. Im Abjag IV 
bat der Verfafler einen Zufag gemacht. NR. 

) Die frühere Zurüdhaltung von Reuß ä. L. ift inzwiichen auch aufgegeben worden. 
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it. Dazu fehlt e8 an der geießlichen Befugnis, alle für eine vollflommene 
Statiftit erforderlichen ziffermäßigen Angaben im Verordnungs- oder Ber: 
maltungswege zu beichaffen, und die freiwillige Mitarbeit an einer gemeinfamen 
Sade, die dem genofjenichaftlichen Geifte im übrigen jo jehr entiprechen würde, 
läßt dody bedauerlicher Weile jelbit in Genojlenichaftskfreifen viel zu wünſchen 
übrig. Das wird wohl aud) jo bleiben, bis vielleiht einmal eine jpätere Zeit 
begriffen haben wird, daß die Statiftif eines wirtichaftlih und jozial jo hoch— 
bedeutiamen Gebietes wie des Genoſſenſchaftsweſens nicht ihrer jelbit wegen da 
it, fondern zum gemeinen Beiten dient, und daß es deshalb wohl angebradıt 
jein würde, die zur ſtatiſtiſchen Darftellung der wirtſchaftlichen Bedeutung der 
Genofienihaften unentbehrlihen Nachrichten über die Bilanzen und deren Be: 
fandteile in gleichartiger und erweiterter Form auf Grund bejonderer geſetz- 
Iiher Beftimmungen (Novelle zum Genofjenichaftsgejeg) in die Hand ber ſtati— 
fiihen Technik zu legen. Daß das nicht bald zu erreichen jein wird, ift ficher, 
und daß, wenn jelbit geiegliche Vorichriften in dieſem Sinne einmal erlafjen 
würden, die Grenzen der ftatiftiichen Darlegung der Bilanzen und der Geichäfts- 
gebarung der Genofjenichaften recht enge gehalten werden würden, ift noch mehr 
fiher. Die Sachlage ift auch ungemein jchwierig. Man braucht nur die Jahr: 
büher von Erüger und von Haas oder den Thorwartſchen Antrag auf 
den Allgemeinen Genoffenichaftstage zu Kreuznach (1902) durchzuſehen, um zu 
erfennen, in welchem Umfange die Aufftellung gleihmäßiger Bilanzen der Ge- 
noffenihaften erfolgen müßte, um allen Anfprüchen zu genügen, und man wird 
fh dann jagen müſſen, dab eine vollitändige wirtſchaftliche Darftellung ber 
Benofienihaften noch in weiter Ferne liegen muß. 

Für jegt ift die Vollftändigfeit der deutichen Genoſſenſchaftsſtatiſtik nur 
in dem Umfange gefichert, wie fie fi) aus den Eintragungen in die bei den 
Gerichten zu führenden Genoſſenſchaftsregiſter heritellen läßt. Das ift an ſich 
nicht viel, und die Dürftigkeit der Nachrichten kann nur durch fleigige und ums 
hhtige Handhabung der ftatiftiichen Technik einigermaßen ergänzt werden. Aber 
auch damit läßt fic) bei den vorhandenen Mitteln und Arbeitskräften vorerft 
nicht alles, mindeitens nicht alles auf einmal erreichen. 

Was aus den Genoflenihaftsregiitern ftatiftiich verwertet werden fann und 
mit welhem Verfahren das Erreihbare erreicht wird, ift in den oben genannten 
Mitteilungen zur Genofjenihaftsitatiftit” (a. a. DO. Jahrgang 1901) ausführlich 
dargelegt. Mit denjelben Mitteln und auf demjelben Wege, wie dort bezüglich 
der preußiſchen Genoſſenſchaftsſtatiſtik mitgeteilt ift, iſt auch die im nachfolgenden 
erſtmals vorgelegte gemeinjame Statiftit für das Deutiche Reich mit Aus- 
ichluß von Bayern, Württemberg und Hefjen (diesmal fehlt auch noch Reuß ä. 2.) 
zuftande gefommen. Der Gang der Verhandlungen und die Lage der Dinge 
bis zum Eintritte des Verfaſſers in die Leitung der ftatiftiichen Abteilung der 
Preußiichen Zentral:Genofjenichaftsfafle haben es mit ſich gebradyt, daß Diele 
Statiftif erit faft zwei Jahre nach dem Zeitpuntte der Oeffentlichkeit übergeben 
wird, auf welchen fie ſich bezieht; fie gilt für den 31. Dezember 1900. Es ift 
indeſſen Bedacht darauf genommen, daß die künftigen yortiegungen von dem 
Ritpunkte ihrer Geltung nicht jo weit abliegen. Auch dieſe etwas verjpätete 
— wird aber für rückwärtige Vergleichungen ihren dauernden Wert be— 

n. 
Zum fachlichen Inhalte der Tabellen möge noch vorbemerkt werden, daß 
die Zentral: Genofjenihaiten, die ein bejonderer IV. Abſchnitt behandelt, 
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aus allen übrigen Tabellen ausgeſchloſſen worden find. Dies ift notwendig, 
weil die Zentral-Genoſſenſchaften, ihrem Weſen nad) vorzugäweije, wenn auch nicht 
ausſchließlich Ausgleichitellen u. dgl., unter ihren Mitgliedern eine große Anzahl 
von Genoſſenſchaften jelbft zählen. Würden fie in den Tabellen der Genofien- 
ſchaften mit berüdfichtigt, jo wären Doppelzählungen unvermeidlih. Ohnehin 
werden Doppelzählungen von Genofjen in feiner Genofjenichaftsftatiftif zu 
vermeiden jein; der einzelne Genofje kann ja mehreren Genoſſenſchaften an: 
gehören, und das ift jelbitverftändlich auch häufig der Fall. Eine Feſtſtellung 
derartiger Doppelzählungen, etwa um die reine Zahl der an Genoſſenſchaften 
beteiligten Perjonen in Beziehung zur Bevölkerung zu jegen, iſt zur Zeit ganz 
unmöglid). 


I. Stand der eingetragenen Genofienihaiten am 31. Dezember 1900. 


1. Die Genofjenijhaften überhaupt. 


Nach der Tabelle 1 betrug die Zahl der am Jahresſchluß 1900 in dem 
oben umgrenzten Zeilgebiete des Deutichen Reiches !) beftehenden Genofjenichaften 
(ohne die Zentral:Genoffenjhaften) 12836 und die ihrer Mitglieder 2 070 661. 
Davon famen auf Preußen allein 9856 Genoſſenſchaften mit 1439335 Ge 
nofjen, auf die übrigen in Frage kommenden Bunbesftaaten dagegen 2980 
bezw. 631326. Tür Iettere fann eine rüdwärtige Vergleihung nicht vorge: 
nommen werden; für das preußijche Etaatögebiet mag aber angemerkt werden, 
daß vorhanden waren 

Senofjen auf 


am Senojienihaften mit Genofjen 100000 ber 
Eivilbevölferung 
20. So ABB or 8242 1113 065 3 533 
30. Juni 1808: . 5 4.0 8823 1 220 311 3 874 
80: Sant. IB00 .- .. u. we 9456 1331 450 4 227 
81. Dezember 1900 . . . 2 2. . 9 856 1439 335 4220 


Ob die Genofjenichaften in den übrigen, der gemeinjamen Genofjenichafts- 
ſtatiſtik angejchloffenen Bundesftaaten in derjelben Zeitipanne eine gleich hohe, 
niedrigere oder höhere Zunahme wie die preußiichen erfahren haben, ift nicht zu 
ermitteln. In Preußen hat das zentrale Kreditinftitut einen belebenden Einfluß 
auf die Bildung von Genofjenihaften gehabt. Anderswo fehlt diejer oder iſt 
nicht in gleihem Maße wirkſam. Dennod; war ſchon am Yahresichluffe 1900 
die Bevölkerung bier mehr ala in Preußen mit Genofjen durchſetzt; das Ber: 
hältnis der eingetragenen Genofjen zu 100000 der Givilbevölferung war in 
Preußen 4220, in den übrigen angelchloffenen Bunbesftaaten aber 5180. 
Jedenfalls erjcheint das geſamte Gebiet der gemeinſamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik 
ſchon recht befriedigend befruchtet von dem genofjenichaftlichen Gedanfen. 
einzelnen bejtehen aber viele Abjtufungen, die man am beiten aus Verhältnis: 
zahlen erfennt. 

Solche Berhältniszahlen können auf die Fläche und auf die Bevölkerung 
bezogen werden. Beides ift in der Statijtif jehr üblich und jedes von beiden 
bat an jeinem Orte auch jeine Berechtigung und Bedeutung. Allein feine der 


) Wir bezeichnen dieſes Teilgebiet des Deutſchen Reiches, d. h. das Gebiet aller 
Bunbdesitaaten mit Ausnahme von Bayern, Württemberg und Heſſen, im nadfolgenden 
als das „Gebiet der gemeinjamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik“. 
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beiden Verhältniszahlen iſt für ſich ſchon ein volllommener Ausdrud für die 
darzuftellende Dichtigkeit. Wiſſenſchaftlich brauchbarer und ein einfacherer Aus: 
druck dafür ift das geometrijhe Mittel aus dem Produkte der beiden Verhält- 
niszahlen, welches die zu berechnende ftatiftiiche Dichtigkeit für eine ideale Fläche 
gleicher ——— bezeichnet. Dieſe genoſſenſchaftliche Dichtig— 
leitsziffer, die der letzten Spalte der nachfolgenden Ueberſicht zu entnehmen 
it, ergibt, je nach ihrem Zahlenwerte, einen völlig vergleichbaren, einfachen Aus- 
drud für die größere oder geringere Beteiligung der Bevölkerung (e8 kommt 
bierbei nur die Eivilbevölferung in Frage) am Genofjenjchaftsleben in den einzelnen 
Bundesftanten bezw. den preußiichen ———— 


Es entfielen Genoſſenſchaftsmitglieder 


a) auf j Genojjen- 
in den 100000 er 4 
Yundesftaaten und Landesteilen: Eivil- — * — ne 

bevölferung Flache EIERBATTEN 
Gebiet der semeinjamen Genofjenihafts: (V ab) 
katiftit en 4472 473 1454 
1. Breußen. j — — 4220 413 1320 
Prov. Oftpreußen — ——— 4 204 223 968 
„ Beitpreußen. -. . .» 3208 193 187 
Stadtkreis Berlin . . 2»... 1919 h6 527 10.415 
Prov. Brandenburg . - . . .» 3312 254 917 
-: BO: 3739 201 867 
a SE 2. a 5 126 329 1299 
„Schleſien... 3918 450 1328 
„Sachſen. u 5274 587 1 759 
Sch eswig-polftein a Br 3875 278 1038 
„ Bannover. . EB: 5 787 385 1493 
„ Beftfllen-. . . - ... 3502 551 1 389 
„» SeflenMaflau . . .» . . 8406 1008 2911 
„Rheinland— 3721 788 1712 
—— a ee erh 2316 135 559 
2, Sadien. . a ern 4695 1303 2473 
3. Baden a a 7918 970 2 771 
1. Redienburg-Schwerin . SO RR 2937 135 630 
5. Sahjen-Weimar. . . . 2.2... 8493 848 2684 
b. Medlenburg EM — — 3002 104 559 
‘. Oldenburg .. er 6 463 398 1604 
% Braunfhweig. - » » 2.200. 7569 91 2683 
I Sahjen-Meiningen. . . 2... 10 446 1051 3 313 
10. Sahien-Altenburg -. -. » 2.» 5 946 870 2274 
11. Sadhjien-ftoburg-dotfa . » . . 9 906 1143 3 365 
12. Anbalt . . — 1452 198 536 
13 Shwarzburg-Sondershaufen — 6 403 597 1955 
4 — — pet 11 263 1108 3533 
15 Ralded . ed 12 908 660 2919 
16. Reuß j.2.. . ee aa ae Ka ec 2975 499 1218 
11. Scaumburg-kippe a a — 10 271 1281 3627 
IS, tippe . . —— ur 1 778 202 599 
u RR: 2483 796 1 406 
Bene. 0 5 317 276 296 
2. Hamburg . ER ERROR 2 322 4 282 3153 
2.6 Eljaf-Lotäringen a ——— 3 564 403 1198 


Die im Durdichnitte auf eine Genofjenjhaft entfallende Genofjen- 
ahl hat, wenn die Genoffenichaften nicht gleichzeitig nach der Art des Unter: 


(Fortfegung des Tertes auf S. 469.) 


Mitteilungen zur deutichen Genojjenihaftsitatiftif für 1900. 


jilie. 


456 Peter 



































wvgejagk Fa Bag 


FR N geRoR | 181 gsırsa |8% ıso29 | sr 
978 8 61 f 198 ge sol Br 0 01848 er — naar 19018 
0008L9 60T | 29 BLILE 208 ErLIR | 095 — " BRAUNE | 
za Is | 1189 | 18 1894 686 we I | Bing 7 
00F gi T0g ı 8 este | LI BEICE | el uouitqungy 
obẽ 609 8 16965 | 98 Hr | 818 0621 0686 j —— tags Barg 
0%6 9TI —F 3 ocb 1 |# g831 91 uaonotuoahoq 
58 36836196883 RCIYEL 2281 | E0L 218 3921 j - quuungg “ 
180 EIL EI | 28018 | 91 601 IEL | #98 IPE SCI | 786 ö " nollorgzuslla “ 
694 086 8 gGoohr | 188 90199 99 893 111 968 udaolvſlogt 
GEL FFOZT | 041689 688 ° 86682 629 LERSFL ı 90T | 2aound “ 
088 FIR L 6,0 08 Bee lE 8 ces2s | 98 j uaod- bhassıpa 
896080 0# | LEOEIT 89 I O6 TE: 88T a us  - malipıg “ 
069 21082 19 98 | 681 Gr | POL I sırısı | 1 "ul " 
008 W995 061 93  8ll 08ToL | &% BRECG | 869 a " 
GH LrLız 180 9 | 2% SORGT 21 18609 | Lob j - uaunmog 
GLLELIGT | W9TTg | 888 295 68 RG FBEIOL | ger — banquaquvag 'acazt, 
Ags686119836 CO 6r% 02 oisat Sal i ua 2192 
@LIIIS6 | 0L59T 688 GEB | 608 22653 863. u⸗agnaadtſoggz 
089 2663 7688 122 FEGSL 866 Be usgnoadiug "aoızk 
EIIHEN ERE | LEH END 600 & 198 608 8829 | SER6EFL 9486 wong Praadiuag "I 
| f 
6IBIIETBZ | 299 956 | PZ6E Or £60 1 ZLZ8 |1990202 98821 anınoy 
| :gyjopluslousg uauvſluieuab 290 Jar 
oT N 
wg | ualopl wog} | wohl uajup} | 211421s82quv 
aꝛno ↄaunun wlop | swallouag) wlan swallousg) u⸗louoo | u au⸗ — — u⸗ſau⸗i g 3 
ognuvlog es. BE ER N qun 
ipulduvg —— 7 aauupaſpſaqun 6 aayupalplagun 13Q | varvodgaqung 
HR NK RN BLZ | (1 ‘gog) 














— aaq por I 
(uayjopjusllowg-pyuf 14 auge) 
"0067 aagmatag °jg mw uoilvſppuolauao uouabvajabuis 2aqg gung "I 


457 


I. Stand ber eingetragenen Genoſſenſchaften am 31. Dezember 1900. 


084 661 © 
GIRELEE 
995 768 € 
909 LIOT 
268 196 6 
SIT EB4 I 
068 6988 
GE8 ILS 9 
Frl 569 *1 
066 9TI 
OIE FELE 
000 F9E & 
656 EL 
185 846 8 
514 E00 8 
ORT 366 8 
1389114 
810644 
*ᷣ285 
10 46 I 
008 E70 I 
9909 28 
001 949 
9490081 
608 ESEE 
082 6984 
088 FIR L 
OFF &LOF 
656 000 91 
609 196 61 
OTIL 86T L 
GILT 880 8 
UT2 068 HI 
OLE EHUR 
068 201 91 
OFE 890 5 
OIFOLE GL 
L200 FOR 51 
REZEILN 











SGG El 
co8E 


| 84P 26 
606 8 


019 LE 
985 5 
BrG FÜ 


ı Lehrer 


£28 021 
EIG 
£199 
19 98 
866 OL 
614 68 
863* 01 
gLL El 
196 EI 
I6[ 2% 
908 II 
06 € 
shLl 
FOR 8 
IETE 
r66 6 
“98 86 
68181 
641.08 
BER 91 
130 BP 
GEL GP 
CEO 83 
608 86 
084 GE 
BR0 OT 
660 91 
8415 
GRE SI 


218 0% 
652,08 





vs 
F01 


+#rmo« "aomma 1 wn-r 2 
eu; 17 A u 


6 
9 


coL»I 
sm». 1 
086 TI 
1243 
88— 5 
EOTE 
best 
”06F 
00081 
0861 
685 EI 
589 ch 
GEF 56 
608 26 
996 GE 
ger Gh 
g8E 84 
UELI 98 
gel 
049 #6 
ERO ER 
766 01 
1928 
122 16 
90F 4 
ger0 rl 
866 18 
ers ol 
1616 
erläel 
98er 
999 16 
&10 06 
Fe6 
903 14 
inte? 
0ISE 


09 2 
gun 68 








gel 
181 


r15 
0% 
EGE 
ihr 

er 
gLl 


861 


091 


| 8€ 


LEI 


—111 
515 
361 


199 08 
ELLI 
E18 *1 
yızel 
B66 66 
ICH 08 
196 69 
065 84 
9LE 661 
ErG TI 
206 61 
795 19 
OEL SE 
88819 
616 97 
989 98 
909 12 
269 659 
919 853 
190 08 
cent 
865 61 
“a8 51 
220 FE 
12055 
165 GE 
GEB 84 
188 95 
089 24 
6 49 
SE80L 
98 hr 
91399 
060 68 
865 99 
9018 
649 91 
SRH if 
RLErF 





| 





6l8 


— 


5 
LE 
a 


121 
69% 


37 


Se 
At 
566 
brb 
b 
168 
20 
29 


5341 
HOT 
rar 








Aavuioagg· ualpp * 


un⸗aipo⸗ banquajpor 


— pmgvusg * 


uaquv tagen 


u⸗danvg 
nvpiait = 
- gung ü 
byiedrog Pluydnugswag 
u⸗qsoag "Pplugydnvgstaig 
vuolpvrꝰ pppaab uen 
uo⸗abuavubi 
udpog 3 “ 
* ” 2% “ de 
. . . uo9 i “ 
Begins j 
Augen ° ° 
. . J WALISAER “ “ 
. . . * * plug se „“ 


 Bugsug * * 
gu 
2Humdg 
pung “* 


ET 
banqaung 

mpg “ 
aan 90. 
Dass * * 


« . . . yanlız * 


dingalu “ 
Bingygdurg 
N "  " 


EZ |; - 


. ‘ u * 


nugag "  * 
dag * " 


. . . wlork “ 2 
qunpuyg * * 
or N 7 


13727 “ 2 
— Voger Bazg 


°g 


um 


458 Peterjilie. Mitteilungen zur deutſchen Genofjenihaftsjtatiftit für 1900, 


vol 0887 
GEL PLr 


S08 8Ir 
FW Et 
991 5998 
OTLSPI 
002 876 
046 108 
910 991 
L6F 209 
080 LE9 
Ges 166 I 
ORL 986 
ger 566 I 
599 995 & 
LLE6H9 I 
0r9 E58 I 
099 9IL F 
046 64 
000 F90 I 
IHF 899 
968 1221 
014 98 


Un 
ualloung 
av am) 
ognumjag) 


21908 
vBLS 
685 & 
OF SI 
081 81 
089 
5816 
*168 
1238 
1805 





45 


58869 
co“ 
| 864 8 

810 31 

T0E 6 

68881 
829 8% 

v81 

01 
8606 
9801 

£9 


uallouam 


Sgrogewoggusn 


DD 
Dr) 


I 


% 





waılop| 
-uallanım) 


Ypyldılog zayupatplag 


NE 





— 16H 9 | on 
— J 908 61 
061 1 8 16 261 
o81 | I 26107 | 80F 
19 I E09 9 6 
es | 68 Z 
— L61 | 9 
911 41 > & 25 
zu 9 
| 
= 0% u 
068 I 9 r 6° 
- ser E 0 
u 8208 er 
801 I 998 8 
ne — 084 01 IL 
6 T 108 & 98 
— 94961 99 
126 2 581801 89 
— 801 21 
— — 911 © 
— GEL FI 871 
— 044 CI el 
re T 166 & 2 
wlauag) | en uallouag) Ben 





W aayupalplagun 


U 








MS 


6 nuupaploqun 








199 81 Lel 
68T 56 121 
99L 85 806 
arrss | 908 
E8L LI og 
60L | 8 
698 6 rI 
647% 123 
65 Pr 96 
Bel Fr 6 
BEL 69 
0201 *9 
63319 78 
989 * Ir 
809 26 601 
BIS IT | 689 
66 85 Fol 
116 FE 115 
6951 6I 
0911 * 
L91 83 91 
98% 661 
rC0 € IE 
& 
wu | NE 
29Q 
guFjuvlag 





rorpyldlog ag Pos I : park 
-(uapolplusllousgsjpausg aiq auge) 06T aqquiot "Tg wv usyloplusllousg 139 quyjg '| 


u⸗abuphzog 
HELL Te, 


Joſ aauñ mftog 
uobungiog· gog E 


banqu F 
uouoag 
a ıquglaluu qun il 61 
j .. addız SI 
— odag⸗ Banguunvgo u 1 
a Bla “9 
Pr “°C 
—— bangt avaipꝰ "HI 
mvggaaquop-Bangtavanpz uaiſan ‘EI 

 yohug z1 
- vgrag-dangoy-ualpus u 1 
— banqua geuo poõ u OL 


n uabunnorc⸗ uo poꝰ 
bidaiplunvag uinzbo taog 8 


* . 


. 


dluoaag 


“u 


poqug wngualang 
- BanguagıG wnybotaag 


banguag)& 


I 


2142482quvg 
qun 


uajvoılsaqung 


{parg 


- damS-dangusparg rıagdarg ‘9 





ı 'guz Pas) 





le 





Digitized by 


I. Stand der eingetragenen Genofienichaften am 31. Dezember 1900. 459 


nehmens dargefiellt werden, was weiter unten erfolgen joll, weniger eine breiter: 
Hatiftiiche Bedeutung als ein rechneriſches Intereſſe. Der Gegenftand des Unter: 
nehmens bringt es mit fi, daß die Genofjenzahl der einen Art in vielen Fällen 
iehr groß, die der anderen ſehr Hein ift, und Durchſchnitte aus ganz verichieden: 
wertigen Einzeliällen haben ftatiftiich recht oft ihr Bedenkliches. Immerhin jeien 
bier nadhftehende Turdichnittszahlen angefügt, da fie eben doch nicht ganz ohne 
fatiftiichen Wert find. 


Die durchſchnittliche Mitgliederzahl einer Genoſſenſchaft betrug) 





in den Bundeäftaaten u. j. w.: noch: in den Bunbesjtaaten: 
Gebiet der gemeinfamen Geuoſſenſchafts 4. Medienburg- Schwerin. . . . . 87 
MER ee ce ee a 5. Sahiene-®eimar. . . » . . „177 
1. Breußen .. 2.22 2.0.16 6. Medlenburg-Strelik 99 
Prov. DOftpreufen . . . . 185 7. Oldenburg — 129 
„Weſtpreußen.... . 1 8. Braunihweig. . 26/168 
Stadtkreis Berlin . » . . .286 ' 9. Sadien-Meiningen. . . . ...29 
Brov. Brandenburg . . . . 138 | 10. Sadien-Nltenburg . » . » . . 1% 
» Bommern. . » » . „149 | 11. Sadien-floburg-Gothpa . . . . 2307 
FE |: PIERRE EEE |. 1) U: 3:0) 7); URS TREE 41II11 
„ Schlefien . .». » » ...148 | 13. Schwarzburg-Sonderöhaufen . . 151 
„ Sadien -. » » . ...176 | 14. Schwarzburg-Ruboljtadtt . . . .„ 19 
„ Scleswigsholftein. . . 124 | 15. Walded. . . 2 4410907 
Hannover.......1I142 186. Reuß ER ee 
»„ Beitfalen. . . » . .147 | 17. Schaumburg-Lippe 125 
» SelienMafiau . . » „161 18. Lippe . . 2... 12 
> Melle: 0 I RE ee er 
”»  Sobenzollern. - . . » 96 | 20. Bremen. . - 2 2 889 
2. Sohlen -. . © 2 2 2 0 2.2.47 | 21. Hamburg - - » = 2 2 0 00 0.508 
3. Baden. 233 | 22. Elfah-Lothringen . . . . . . 116 


2. Die Genofjenfhaften nah Haftpflidhtarten. 


Die Tabelle 1 gibt auch Auskunft auf die Frage nad) der Verbreitung 
der Haftpflichtarten, unter denen die Genofienichaften arbeiten. Danach waren 
Ende 1900 unter ben 12836 Genoſſenſchaften überhaupt mit 2070 661 Genofjen 
in dem Gebiete der gemeinſamen Genoflenichaftsjtatiftif 

Genoſſen auf 


Genoflenihaiten mit Genofien 100000 der 


Eivilbevölferung 

mit unbeichräntter Haftpfliht . . . - 8777 1 093 140 2 361 

mit unbejhränfter Nahihußpfliht . . 155 20 854 45 

mit beihränkter Haftpfliht. -. . . . 3924 956 667 2 066 
und zwar: 

in Preußen‘) 

mit 30./VI. 8 .. .. 5 897 693 194 2201 

80.1. 9 ... 6 228 1734 375 2331 

— NT @ 6561 770 244 2445 

31./XIo. 00 . 6 738 809 361 "2373 

mit 30./VI. 8 . 103 14 296 45 

A 30./VI. 9 . 106 15 124 48 

ee 30./VI. 00 . 108 15 749 50 

BP 31./XI.00 . 109 16 537 48 








N Die Berehnung auf die Civilbevölterung ift für die erjten drei Jahre nad) den 
Ergebnifien der Volfszählung von 1895, die des legten nach denen von 1900 erfolgt. 
Bei erfteren ift der Divifor, von Jahr zu Jahr mehr, zu Mein, das Ergebnis aljo etwas 
zu groß; daher der jcheinbare Rückſchlag von der dritten zur vierten Zeile. 
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Genoſſen auf 
Benofienihaften mit Genofien 100000 ber 


Eivilbevölferung 

mit 30./VI.. 8 . .. 2242 405 575 1287 
beſchrankter 30./VIJ. 9 ... 2489 470 812 1495 
Haftpflicht 30./VI. 0... 2 787 545 457 1731 
pf 31/XI.00 . . . 3.009 613 437 1798 

in den übrigen angeſchloſſenen 

Bundesjstaaten: 

mit unbejchränfter Haftpfliht . . - - 2039 283 779 2328 
mit unbeichränfter Nachſchußpflicht . - 26 4317 35 
mit beſchränkter Haftpflidt. . » » . 915 343 230 2816 


Hinzugefügt ſei bier gleich die Gejamthaftiumme aller Genofjen der Ge: 
noffenichaften mit beſchränkter Haftpflicht; fie betrug Ende 1900 im Gebiete der 
gemeinjamen Statiftif 285316 819 ME., davon in Preußen 233 636 563 ME., 
in den übrigen angejchloffenen Bundesftaaten 51 680 256 Mk.; e8 famen durch— 
ſchnittlich = je eine derartige Genoffenichaft 72711 bezw. 77 646 und 56 481 ME. 
und auf je einen ihrer Genofjen 298 bezw. 381 und 151 ME. Vergleichsweiſe 
mag noch angeführt werden, daß dieſe drei Zahlen ſich für die preußiichen Ge— 
noſſenſchaften in den rüdmwärtigen Jahren ftellten 

am 30. Juni 1898 auf 150 362 622 bezw. 67 523 und 371 Mt. 
— 1899 „ 173847456 „ 72584 „ 3880 „ 


Pr 1900 „ 212238815 „ T6815 „ 389 „ 
" 31. Dezember 100 „ 233636563 „ TT646 „ 381 „ 


Die Verbreitung der verjchiedenen Haftpflichtarten hängt im weſentlichen 
von der Art des Unternehmens der Genofjenihaften ab. Manche Genofjen: 
ihaftsarten bevorzugen ihrer Natur nad) und auch nad) den Grundjäßen, Die 
ihren geichichtlichen Werdegang beherricht haben und fie jelbit noch jeßt beherrichen, 
nahezu grundjäglid die Form der unbeichränften Haftpflicht, andere wählen 
überwiegend die Form der beichränkten Haftpflicht, während die unbeſchränkte 
Nachſchußpflicht im ganzen wenig Verbreitung gefunden hat. Je nachdem in 
einem Bunbesftaate oder Gebietäteile die eine oder andere Art der genoſſen— 
ichaftlichen Unternehmung mit ihren ganz verjchieden großen Mitgliederbeſtänden 
ſtark vorherriht — mir werden darüber weiter unten handeln (Tab. la) —, 
wird aud die Verbreitung der Haftpflichtarten verichieden ausfallen, und im 
diejem Sinne wird man dann jagen dürfen, daß diefe oder jene Haftpflichtart 
in den einzelnen Gebietäteilen gleichſam die beliebtere jei. 

Auf die Bundesftaaten bezw. Gebietsteile verteilen ſich die Genoffen ber 
einzelnen Haftpflichtarten in folgender Weije: 


Von 100000 der Eivilbevölferung gehören ala Mitglieder an 


den Genoſſenſchaften mit 


in ben Bunbdesftaaten u. ſ. w.: u. H — b. 9 

Gebiet der gemeinſamen — 2361 45 2 066 
1. Breußen . i . 3373 45 1798 
Prov. Oftpreußen . I — 4026 30 147 

„ MWeftpreußen -. - . » 2139 10 1059 
Stadtkreiß Berlin. . » > 2 2 2 0... 1% -- 1729 

Prov. Brandenburg -. - » 2» 2 2... 1578 49 1686 

Pa -. U 945 12 2 782 


BER a ah . 2: 000.378 4 1353 
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in den Bunbesjtaaten u. ſ. w.: 
Prov. Oſtpreußen Sclefien 


„ Sachſen.. 
Schleswig-Holſtein 
Dannover . 
Beitfalen 
Hefien-Rafjau . 
Rheinland . 
Hohenzollern . 
Reg.:B. Königäberg . 

„  Gumbinnen. 

”„ Danzig i 

"„ Marienwerder . 
Stadtfreid Berlin. 
Reg.:B. Potsdam 

r Frankfurt 

„ Stettin 

„  Köslin 

»  Straliund 

— Boien . 

„Bromberg 

„Breslau 

„BViegnitz 
Oppeln 
Diagdeburg . 
Merieburg . 
Erfurt . . 
Schleswig 
Hannover 
Hildesheim . 
Lüneburg 
Stade. . 
Osnabrüd 
Aurich 
Münfter . 
Minden . 
Arnsberg 
Raflel. . . 
Wiesbaden . 
Koblenz 
Düfieldorf 
Eöln . . 
Trier . 
Aachen 
Sigmaringen 


aaa 2 3 


Tı yyıyyı ve vo RR 


— 
= 


OR 2 


Ne) 
167] 
=} 

Er 


De a aa 
ptmih. Dresden 
Leipzig. . 
Chemnitz 
widau . 
außen 


r 


a 2 32 2 


3. Baden . RR 

4. Medlenburg-Schwerin 

5. Sachſen⸗Weimar 

6. Medienburg-Strefig 

1. Oldenburg WEITE 
Herzogtum Oldenburg . 
Fürſtentum Lübel . . 

Bi Birkenfeld . 
8. Braunihweig . i 


bei Genoflenichaften mit 
u. M. 


u. H. 
2040 
1136 
2290 
3 062 
2049 
6 965 
2216 
1996 
3731 
4473 
865 
3093 
1% 
1 344 
1957 
914 
549 
2142 
4 328 
2792 
1 184 
1983 
2307 
1045 
179 
2272 
2290 
2666 
3337 
4538 
2350 
3340 
1317 
3 400 
2591 
1357 
6 628 
7261 
5 327 
862 
2220 
3 940 
2170 
1996 
433 
351 
461 
393 
343 
843 
6 389 
2168 
4793 
1907 
3873 
4485 
311 
2500 
2236 


211 


b. 9. 
1873 
4 024 
1522 
2494 
1414 
1436 
1462 
320 
219 
39 
884 
11% 
1729 
1630 
1175 
3680 
2118 
1155 
1 276 
1488 
2111 
2125 
1510 
4 220 
4072 
3414 
1522 
2840 
4 479 
1 970 
841 
2537 
744 
349 
1873 
1469 
1506 
1375 
1546 
1142 
1019 
3210 
1080 
320 
4238 
4 038 
5179 
3459 
5169 
2224 
1487 
632 

3 754 
62 
259% 
28063 
2796 
424 
5123 
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(Tab. 1a.) 


Bundesjtaaten 
und 
Landesteile. 


Kredit⸗ 
genoſſeuſchaften 


Rohſtoffgenoſſen⸗ 
ſchaften 


Mitteilungen zur deutſchen Genoſſenſchaftsſtatiſtik für 1900. 


Noch: J. Stand der Genoflen: 


(ohne die Zentral: 


2. Madı dem Gegenſtande 





gewerbl, 


landwirt. 











Gebiet der gemeinſamen 

Genoſſenſchaftoſtatiſtik 

1. Königreich Preußen. 
Brov. Oſtpreußen 





n 


Weſtpreußen 
Stadtkr. Berlin 
Prov. Brandenburg . 
Pommern . 
Boien . 
Schleſien 

Sach 


F— 


aha R 
eitfalen . 
Hefien:Rafiau . 
Rheinland . . 
„ SBobenzollerm . 
Neg.-Bez. Königäberg 
Bumbinnen 
Danzig - 5 
”" - Marienmwerder 
Stabdikr. Berlin . 
Reg.Bez. Botsdam . 
Frankfurt. 
Stettin . 
Köslin. 
Straliund 
Roien . 
Bromberg 
„ Breslau 
Siegnitz 
Oppeln 


" ” 


” ” 


“ [22 


” 
# 
" 
02 


123 


we 3 3 3 


22 
vv: 


Merjeburg 
Erfurt . 

Schleswig 
Hannover. 
Hildesheim 
Lüneburg. 
Stade. . 
Dänabritd 


* 


zz 3 22 4222 
zz ı zz 9 22 


Schleswig-Holftein 


Magdeburg . 











7773 1152857 

. 6083 862935 
319 16 364 
242 a6 384 

59 13 692 

454 52611 
229 22023 

. | 505 81493 
. 11109 | 137823 
384 45 219 
175 30 005 

392 44 531 
423 61858 
748 | 137666 

. 1029| 116 755 
15 1501 
228: 42870 

9 33 494 

88 7599 

154 28 755 

59 13 692 

220 27 372 
234 25 249 
87: 9453 

115 Ä 7721 
29 4849 
316 57971 

189 23522 
429 59 156 
323 25081 
357 53 636 

124 15 651 

138 16 730 

122 12 838 

175 30 005 

92 13 971 

130: 10701 

66 12 805 

30 3406 

Gl 5 808 
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3518 


697 60575 


475 44 012 
'14 1220 











2 
1 
| 6 
2i 
17 
3 


| 56 


187 
35 
353 

71 9339 
1535 
2658 
2648 


565 





| 39 2018 
112 10 658 
4.039 
3323 
6891 

187 
1033 


| 63 
96 





187 
3 
137 
216 
1909 
5678 
352 
839 
634 
— 1 
321 
2337 
347 
1174 
1127 
2018 
2143 
1082 
1028 

ı 1398 
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') Uußer den in der Tabelle nad) dem Gegenitande des Unternehmens 


ihaften zur 


emeinichaftlihen Beihaffun 
fihtigen, um llevereinitimmung mit den 


von Maidhinen und Geräten, 
ahlen der Tabelle 1 zu erhalten. 


— 


47.7984 


2452 


m 
8 


SHE 


— 





re 
er — 


m 





—* * 






wen 


1358138 
— —* MEER 77 





ISEal se 


m 


ei 
a 





71 


geuppierten Genoflen- 


eide in Dftpreußen, 


Digitized by Google 


— — — 








» 
un! 


SR — 





I. Stand der eingetragenen Genoſſenſchaften am 31. Dezember 1900. 


vgenoſſen⸗ 

































































Wohnunge und 


463 












































Sonſtige 
— HERR Baugenoſſenſch. | Genoffen- 
landwirtid). eigentl. | Bereinsh.] ſchaften 

| 5 ze: 2831235662 

FB sı 8: sl 8 lesl 3 

= u 
5 u ee 
2 \ 29 BO 31 32 33 
| 

46 7 811|118 14068 2004 5708801321 63128 37 2958|185 230 
39 5 415| 82, 8027 1 671 154733) 34 2 691|137 16 552 
1 2286 1 7 76 2 2791, 38 1 62 

1 1,79 6 128| 107 sııaa 1 58] 5 314 
2 —|—| 19) 639 — 6 4402| 2| 201] 18 3328 
3 — —/—| 8| 157 147 11 2350 3 178] 10) 742 
_ —/—| 4 120| 112 9172 hl 4 

5) 160 — | —|ı1 567) 9 vıaaal-| — | 717 
1 1 || 6| 22] 43 14 2203| 1| 102) 8 1208 
2 128 9 567 18 19 3185, 8 668] 16, 4 756 

— I—|—1] 3| 1057| 162 24 8109) 2. 118] 4 278 

35] 2 I-|—| 8: 3138| 276 29 77 7. 769] 15 9 
996 5 —/—| 1 26) 100 54 7823 1, 63] 6) 306 
319 ı -!'-| 2 16 6 16 2660| — | 4 118 
376] 19 | 1, 4 1208| 305, 8212185 6 359] 42] 2651 
168 | 2286| 1 7) 61 2 290 1 a ı € 
157) — — — —,— — 5 — —— — I-| — 
17611— | — 1 9) 5 0 19 4 791-| — | 3) 28 
1520| 1| 55 |—| 1, 38 88 4 408 1) 58] 2) 66 
1145| 2| 5i—|—ı9J 639 — 6 4402 2| 201] 18] 3328 
. sei —-ı —|I-'-I jo 4sl 118 6 1149| 3| 1785| 8) 618 
— — I—/--]| 5 108 % 5 1201: | — | 2 19 
114—| -I— | ! 83 #8 22 4 551, Al 441 
=l es — gl et 

— —i--|1 8 8 i 3 56211 4 — 
5 160— — 6 12 A ı: 6 10262 — | 5. 1680 
4—-| - I-|-I 5] 395. 82 ıı 28—-! —|I 2 73 
A 1ı| 2i—!—| & 189, 328) 9 1288 1) 102] 6 1040 
— -|-'-|2 3 7 4 Be = 
zielt She gg lı 388 —| 2 168 
— — |-|—-] 3 216. 122 srl —| 9 2116 
—! - | -—|-] 5 Mu 5% 8 6856 86681 5837 
2) 401 28 ı 9 6 867, - | 2.1804 
—! — I-|—| 3% 1057| 162: 8606 24 8100 2 1138| 4 278 
2| sü—|—| 3 71 34 3267 6. 4566| 3 | 5985| 4 225 
—| —|I—|—| 1 2% 106, 8186 8 884 4 1711 4 204 
——— J- —1 507] 59] 10047 6 Bi, —12 82 
— — — — 1.80 34 5351 2 232 —- I —Iı 8 

— — i—-|-]| 3 176) 37% 17% 5 7) 0] —— 


ben noch 2 der Raumerſparnis wegen in eine bejondere Spalte nit aufgenommene Benojjen- 


56, 


die andere mit 297 Mitgliedern. Bei Aufrehnung der Duerjumme iſt dies zu berüd- 
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Noch: I. Stand der eingetragenen Genoſſen— 
(ohne die Zentral: 
2. Nach dem —— 


















































Moch Tab. 1a.) Rodhſtoffg \enoflen- 5 
Kredite icha sh ften Wertgenofien 
Bundesſtaaten genofienichaften gewerbl. | Iandivirt. — landwirt 
und — — — — 
Landesteile. cH 568 E5 : = 85 ; 
2 = E | | 
38 | 3 * 8 & | 8 E | | R 
1 2 | 3 4 2 6 7 u I12 13 | 
| 4 
Neg.:Bez. UMurih . . . | 13 2840 I-| — | 4 2392| — 1, 69, &) 149 
„» » Münfter . . 151 2244 | 2 8125 1611| - | —|ı 12 16 SI) 
„nn Minden . ./|132| 18146 I|—i — | 18 116] — | —I—- | — | 1l 8 
» m Mmdberg. . 140 | 21248 | 1) 51 22 1282| 1) 21] | -- I 81 508 
„on Salel. ..|888 | 62100 | 5 1288| 2) 2 91|— 1, 35| 7| 3er] 
Per Wiesbaden . 365 | 75586 | 8 300 61 32] 3 2 0! 8 115] 
„m Kobten . .| 5 | 32266 I— | — | 33 27801 -—-| —I ı| 91 4! 1% 
”»  Düfleldorft . 1233 | 20036 | 5 215 | 31 1578| 1 14] 6 SB 7) 8 
„. Ein . .:..1%02 | 23821 2 5117 1289| 1 84 — | — I—| — 
„ . Tier... 8007| 2994 | 1 689110 88I—| — 2| 799 — — 
„. - Maden. . . 1122| 1068 | 1 10 | 5 2s6I— | —I— | — — u. 
Sigmaringen 15 1501 | — — — — — „J5 — 
2, Königreich Sadien . . 179 | 22348 | 1 82 21 1180| 2 10 3 181 6 99 
Kreishauptmic. Dresden | 56 7307 I—| — | 5 3081-| —æ1 87 4 r 
Kreishauptmich. Leidzig. | 36 | 6508 |—| — 2 ol ame 1 1511 m 
i Chmnip | 31| 3alı 82 56 Bıl- | ——- — |ı]l u 
e N: 11 1646 I—: — | T 38I—! —| ı || — 
augen. | | 3557 I—' — | 1 1Wl—-| ——| — I|I-! — 
3. Großherzgt. Baden. 407 111532 | 2| 32 13510975 | — — — 24 — 
4, „ Mecklenburg-Schwerin 99 14376 | 2| 39 — — I-|- 3! 120 8 ı@ 
5 „ Sadjien-®eimar . 133 1908: 12 sol 2 1865| 114 —| — | 3! ıt 
6, „ MedienburgsStrelig . 141 266 I-| — — — I-1-I-1—- 2 & 
7. —— 182 801 I— — 4 27321 —| —] 2! 87 15 SE 
Herzogtum (denburg : 63 59a I—| — 143 2707| — | —| 2] 8715| SIG 
Fürſtentum Lübed . . 3 115 |—| — | ı BE ee ee A 
Birkenfeld .| 16 1012 I-| — — — I- BE) ee PEN 
8. Herjogt. Braunichweig 48 s3135 | 31156 |— | — I—| — 3 1851| & 
9. „ Sadhien-Meiningen 59 | 15859 [| 1} 39 1 351 — — — 1232| 4 
10. „ Sachjen-Altenburg - | 42 | 343 I—| — — — — 1 9I—| — 
11. „ Sadijen-Hob.-Sotba | #62 13515 || — 9 ° 5821 — — — — — 
12. „ Anhalt. . . .. 9|.178589]|-| — 1 2331 — —- | — Iij—-I — 
18. Fürft. Schwarzb -Sond. 21: 2891|1-| — | 1 1341 — — — i-| — 
14. „ Schwarzb.= —— 2838| 5697 1 3 1 4|— — — 4 as 
15. „Walded . . | sı9 |-| - Is 58l-i——-| — [ıl 7 
16. „Reuß j. 8.. 1 38 254 I—|i — I—| — ]J— rn — 
17. „ Schaumburg: Sippe } 5 33 I—-| — I—: — 13 — “ — 1 52 
18. „Lippe 2| ısalı) 3ı—| — I|I- ee 
2: Freie u. Hanieft. über 3 752 —2 — || — II 1 136 — — 
" Bremen. | — — 193 — — lj— 1 15 1 N: 
a Samburg | 10 6224 1 72 — — — — — — — 
22. Elfafj-Lothringen 13% | 4357 | 1 11 — — I— 1 37 —| — 
Bezirk Unter-Eliah . | 189 | 91 368 ı DI I I Pre pen RER a 79 
»„ DberElfah. - | 97° 9282 | — Be ee Ki aa —_— | - 1 — — 
„ Bothringen. . | 110, 9387 — — — — I 1877 1-1 — 
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ngenojjen= | Rohſtoff⸗ und Produktivgenoſſen⸗ Wohnungs⸗ und 
len Magazingenoſſ. ſchaften Baugenoſſenſch. 
gewerbl. \landiv. | gewerbl. landwirtſch. eigentl. Vereinsh. 
TI: E 
3 5 st 5 
| 20 21 | 2* 
| 
Bi ——— | 998 1 1065| 2| 5811 —| — | 4| 836 
Alıl 21 -1—-1-| — | 232881 | 2) 1062| 810121 —| — || — 
692] 1) 171 —/—| 1) 26 21/2110 | 19| 5806| 6 588 — — I-| — 
03 5l—-I—I—| — || 56 15742 | 40 | 16786 — 1) 68| 6| 306 
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30 [11/394 — | —| 3/1248) 55 4057 | 34 12492|52 8874| 2| 246 [17162 
— [2] 2 -[ 1) 4| 24 2860 | 2| 1624j13|2069| 4| 107 |20| 788 
— | 2/161—|—1—| — |118 | 7775 | 89 | 21746 | 6| 5851 —| — | 2| 19 
Pi; 4 %1-|-|-,— || 3115467 | 8| 3042| 5| 8081—| — | 2| — 
‚1 327 1) 34 —|— [12/2018 | 22 | 656 [132 163 755 11 1645 RB — 3 012 
— — 11] 341—-|—[10/1801| 5| 186 | 21|415%| 4| 7851| — [2411207 
— 1-1 - I—-|—[ ı| 186) 7| 160 | 28 | 51019] 3| 651—| — | 8| 439 
1, — 1-1 _- I -|-1-| — 1| %| 33| 26111123 76—| — | 4| 39 
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bei Genofienichaften mit 


in den Bundesftaaten u. ſ. w.: u. 9. UN 6.9. 

9. Sahjen-Meiningen . » » 2 2 202020. 5456 — 4990 
10. S —— J — —— 5 4803 
11. Sachſen⸗-Koburg— otha . ee ee A — 5 292 
12. Anhalt . . u et 33 1147 
13. Enns: Sondershaufen ae ten EEE — 2571 
14. Schwarzburg⸗ ————— 716 — 7547 
15. Waldech ne 600 506 4303 
16. Reuß j. 2. . I 414168 — 1502 
17. Scaumburg-Lippe DE [ — 8885 
18. Lippe . ra ya EEE 84 227 
10, SRDeE 0. ee a MA — 2 276 
20. Bremen . . A ern e 40 — 227 
21. er, . Er EEE RR, |) 8 1582 
22. Elijah Sothringen Er ee RER 8 1106 
Bezirk et he ed SE 21 361 

— ber-Elſaß.. 227465 -- 1805 

„ —* a 1056 — 1 358 


Will man ſich aud die bürstänitilihe Genofjenzahl der Genoffen- 
ſchaften der einzelnen Haftpflichtarten veranſchaulichen, jo bietet die nachſte hende 
Ueberficht hiefür die berechneten Zahlen: 

Die durchſchnittliche Mitgliederzahl beträgt 
in den Bundesjtaaten u. f. w.: bei Genoſſenſchaften mit 


2.9. u. N. b. H. 

es der gemeinfamen SIE. ee fa 125 154 24 
1. Breußen . . — —— 120 152 204 
Prov. Oftpreußen . ED et Paz 200 100 66 

„ MBWeftpreufen - » 2 2 2 2002. 108 74 185 
Stadtkreis Berlin. . » 2 2 2 20. 177 — 307 

Prov. Brandenburg . » » 2 2 2 2. 105 65 205 
Pommernn 104 65 175 

ae ER ee re 134 26 146 

" —— N ER Nele era 89 9 546 

" achſen — ar 170 178 178 

— —— bolſtein ae er ale 91 214 259 

„ $Bannover . . —— La 116 212 189 

„ Weſtfalen. . 140 139 160 
.Heſſen-Naſſauuu.... 152 24 233 
„Rheinland... 99 357 175 
„Hohenzoſllen. 95 — 107 

2. Sadjen . Ben de ee ar are m er 106 201 726 
DDR 0: Sr ee ren ehe 223 260 292 
4. Medlenburg- Schwerin -. » . > 2 22. 12 205 211 
5. Sadien-Weimar . » . 2 2 2 2 ne. 129 — 339 
6. — — a Se 110 34 21 
7. Oldenburg . . ae ———— 89 — 380 
8. Braunſchweig — he RC abge Sr 152 139 174 
9. Sacjen-Meiningen : — ee 208 — 318 
10. Sadjen- —— a sale ei 61 9 423 
11. Sachſen-Koburg— otha . — 148 — 318 
12. Anhalt . . BE 107 103 112 
13. Schwarzburg-Sondershaufen ee ee 123 — 229 
14. ee a Se Eee 138 — 241 
15. Walded . . AND dr ae ne 79 290 274 
16. Reuß j. L. . Narr nt 186 — 260 
17. ale: Lippe — un a Ania ae za 98 — 130 
18. Lippe. . . a ee ee 75 116 h2 
10: BEME = 5,5. Ara a eh 33 — 434 
DI DEE se: a ae ——— 45 — 103 
21. Hambur de ee 622 61 485 


— 
& 
-_ 
je 
1 


g 
22. Elſaß—⸗ Lolhringen. a ee te ae ce 99 
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3. Die Genoſſenſchaften nah dem Begenfstande des Unternehmens. 

Schon theoretiich-wiljenichaftlich bietet die Gruppierung der Genoffenihaften 
nah dem Gegenjtande des Unternehmens mandherlei Schwierigkeiten, und 
Theoretifer und Praftifer find in manden Punkten nicht eines Sinnes darüber. 
So rechnet der Theoretifer beiſpielsweiſe die Zuchtgenoffenichaften nicht zu den 
Werkgenofienichalten ; der Praktiker macht zwiſchen beiden gelegentlich wohl feinen 
Unterichied. Der Statiftifer wird am beiten tun, auf größtmögliche Sonderung 
in den Unterjheidungen Bedacht zu nehmen, um möglichit allen Anforderungen 
zu genügen. 

Indeſſen jelbit das hat doch jeine Grenzen. Die Gruppierung der Ge: 
noffenichaften nad dem Gegenitande des Unternehmens iſt befanntermaßen aud) 
ſonſt eine recht jchwierige und unſichere. Nicht allein dedt ſich die Firmen— 
bezeichnung der Genoffenihaften in vielen Fällen nicht mit jenem; es verfolgen 
auch zahlreihe Genofjenichaften nad) ihrem Statute mehrere und jelbft viele 
verschiedene Unternehmungszwede, und in ſolchen Fällen kann es nur örtlichen 
und mwohlunterrichteten Sadjfennern befannt jein, welche Unternehmung in der 
Praris wirflih zur Hauptunternehmung der Genoſſenſchaft ausgeftaltet ift, von 
anderen Schwierigkeiten ganz zu geſchweigen. Auch die allerdings jehr wünſchens— 
werte Untericheidung der landwirtichaftlichen und der gewerblichen Genoſſenſchaften 
iſt keineswegs mit Sicherheit durchzuführen, jelbit wenn man nur das Ueber: 
wiegen des ländlichen oder gewerblichen Charakters als Merkmal anfieht. 
Immerhin muß der Verſuch einer weiteren Ausbildung der Syitematif der 
Genofjenichaftsarten gemacht werden. Die vorbereitenden Schritte dazu find 
getan. Für die Zukunft find nach dieſer Richtung Vereinbarungen mit den 
großen Verbänden angebahnt, um eine gleichartige und ſachgemäß gegliederte 
Gruppierung der Genoflenichaften nad) dem Gegenftande des Unternehmens für 
die von verichiedenen Stellen ausgehenden genofjenichaftsitatiftiichen Veröffent— 
lichungen zu erzielen. 

Die ftatiftiihe Abteilung der Preußiſchen Zentral: Genofjenichaftskafie 
hat neuerdings aud einen ziemlih umfangreichen unmittelbaren Schriftwechiel 
mit den einzelnen Genofjenichaften in den Fällen eingeleitet, in denen aus dem 
Statute oder anderen Angaben über den Zweck des Unternehmens ein ficheres 
Urteil nicht gewonnen werden konnte, und hat dadurd die richtige Einreihung 
in die Gruppen möglichft ficher zu ftellen gejucht. Immerhin bleibt hier noch 
mancher Zweifel beitehen, und man muß ſich vorerft mit feinen Anſprüchen an 
die Gruppierung noch beicheiden. Sicher find indeffen auch jegt jchon einige 
Zeile der Syſtematik, z. B. die Einordnung der Vorihuß: und SKreditvereine, 
Varlehenskaffen und dergleichen, fowie der Konfumvereine, der Baugenofjen- 
ſchaften u. a. m. 

Dem Gegenftande des Unternehmens nad) waren Ende 1900 
nad) der Tabelle 1a vorhanden 

im ®ebiete der ; in den übrigen 
gemeinjamen Statiftif in Preußen —— 


Genoſſen⸗ Genoſſen⸗6 Genoſſen⸗ 
ſchaften Genoſſen ſchaften kit ichafter Genofien 


ften 
Kreditgenofienichaften.. . 1773 1152857 6083 862935 1690 ° 289922 
Robftofigenofjenichaften : 5 
gemerblihe . . 13 3518 57 2846 16 672 
landwirtſch. ee 697 60 575 475 44 012 222 16 563 
Bereneintaufa-®. 18 692 15 358 3 334 
Uebertrag Se 8561 1217642 6630 910151 1931 307 491 
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im Gebiete der 
gemeinjamen Statiftif 
Genoſſen⸗ 


in den übrigen 
in Preußen Bundesftaaten 


Genoſſen⸗ Genoſſen Genoſſen— 


ſchaflen Genoſſen idhaften schaften Genojien 
Uebertrag . . - 8561 1217642 6630 910151 1%1 307491 
— enſchaften: 
gewerbliche 62 9026 47 7984 15 1042 
landwirtid. . 245 14213 201 12 665 44 1548 
Mogagingenofieniaften: 
ewerb m 28 4% 16 318 12 172 
—— 102 14 241 81 11899 21 2342 
Rohſtoff⸗ und Dagazin-d ®.: 
gewerblie . . . 46 1 836 39 1233 7 603 
landwirtih. . 7 811 5 415 2 396 
Brobuftingenoffenfehafen 
gewerblide . i 118 14 068 82 8 027 36 6 041 
landwittid. . . . . 2004 137943 1671 118 634 333 19 309 
Konjumvereine . . R 1118 570880 630 293 680 488 277200 
Wohnungs u. Baug.: 
eigentlide . . . . . 321 63128 281 54 733 40 83% 
Vereinshäufer . . . 37 2 98 J 2 N 2617 
jonjtige Gen. . 185 23 072 37 6 520 


zufammen 12 8369 2 2070661’) 9856 )ı1 139 335%) 2 980 631326, 


Die durchſchnittliche Mitgliederzahl dieſer einzelnen Genofien- 
ihaftsarten ift in fi) und nad) den Gebietäteilen jehr verſchieden. Wie es in 
der Natur der Sade liegt, find die Konjumvereine dem Durchſchnitte ihrer 
Mitgliederzahl nady (511) die größten, und fie würden nod größer erjcheinen, 
wenn die Vereinsgebilde mit ähnlicher Tätigkeit, die ihrer Verfaſſung nach nicht 
unter das Genofjenichaftägeleg fallen und jomit in unjerer Genoſſenſchaftsſtatiſtik 
nicht enthalten find, mit einbegriffen werden fünnten. Der Form nad) fann 
dies nicht geichehen; der Sade nad) wäre es zutreffend. — Nächſt jenen er: 
icheinen im Durchichnitte ala Genoſſenſchaften großen Umfanges: die eigentlicyen 
Wohnungs: und Baugenoffenihaften (197). — Unter dem Gejamtdurdhfchnitte 
(161) bleiben: die Kreditgenofjenichaften (148), die gewerblichen Werkgenoſſen— 
ſchaften (146), die landwirtichaftlichen Magazingenoffenichaften (140), die jonftigen 
Genofienihaften (125), die gewerblihen Produktivgenoſſenſchaften (119), die 
landwirtſchaftlichen Rohitoff: und Magazingenoffenichaften (116), die Landwirt: 
ihaftlihen Rohſtoffgenoſſenſchaften (87), die DVereinshäufer (80), die Landwirt: 
ihaftlihen Produktivgenoſſenſchaften (69), die landwirtichaftlihen Werkgenoſſen— 
ihaften (58), die gewerblichen Rohſtoffgenoſſenſchaften (48), die gewerblichen 
Rohftoff: und Magazingenoffenichaften (40), die Wareneinfaufsvereine (38) und 
die gewerblichen Magazingenoſſenſchaften (18). 

Diefe Durchichnitte beziehen jich auf den Stand vom Ende des Jahres 1900. 
Wie die in den kurz voraufgegangenen Jahren erfolgten zahlreichen Neugrün: 
dungen auf die Durchſchnitte eingewirkt haben, ift bei Beginn diejer gemeinjamen 
Statiftif nicht feitzuftellen, da die Nachrichten über die vorhergehende Zeit eben 
fehlen. Daß aber die Neugründungen bezw. da8 höhere Alter der Genoſſen— 
ihaften von erheblichem Einfluße auf den Mitgliederbeitand vieler von ihnen 
und alfo aud auf die Durdjichnitte jein muß, Liegt nahe. Erft jpätere Jahr: 
gänge unſerer Statiftif werden diefe Punkte zu beleuchten vermögen. 

Die Durhichnittsmitgliederzahl für die verfchiedenen Genoſſenſchaftsarten 

ı) Mit Einſchluß von 2 Genofjenihaften zur gemeinſchaftlichen Beihaffung von 
Maſchinen und Geräten mit 353 Mitgliedern. 


I. Stand der eingetragenen Genoſſenſchaften am 31. Dezember 1900. 469 


auch nach den einzelnen Landesteilen zu berechnen, hat etwas Mißliches. Die 
Mitgliedichaft bei einer Genoſſenſchaft ift eben nicht an die politiiche Landes— 
oder Gebietögrenze gebunden. In Grenzbezirten beftehende Genoſſenſchaften 
mögen eine ganze Anzahl von Genoſſen aus Nachbargebieten aufgenommen 
haben; bei einzelnen Arten iſt das ficher der Tall. Somit bejagen die Zahlen 
der umjeitig folgenden Tabelle 1b nichts weiter, als daß die angeführten 
Genoffenichaftsarten, welche in den einzelnen Gebietsteilen ihren gerichtlichen 
Sit haben, dieje oder jene durchſchnittliche Mitgliederzahl aufweijen, eine Be— 
merfung, die auch auf die weiter oben angeführten Zahlen über das Verhältnis 
der Genofien zur Eivilbevölferung in den einzelnen Landesteilen bezw. Bundes- 
ftaaten zutrifft. 


4. Bewegung im Stande der Genojjenidhaften. 

Da für das gejamte Gebiet unſerer Genoffenihaftsftatiitif Nachrichten 
bier zum erften Dale zufammengetragen werden, jo fann von einer Daritellung 
der Bewegung im Gene fenfchaftöftande diesmal nicht die Rede fein. Es werden 
daher nur folgende gedrängte Nachrichten darüber beigebradt. Dieſe können 
ſich nur auf Preußen beziehen und werden, lediglid um den Anſchluß an die 
legte Veröffentlihung der „Mitteilungen zur Genoſſenſchaftsſtatiſtik“ (Hehe Vor: 
bemerfung) zu bieten, nur für das Halbjahr vom 1. Juli bis 31. Dezember 1900 
nachgewieſen. 

In dieſer Zeit wurden in Preußen 84 Einzelgenoſſenſchaften und zwei 
Zentralgenoſſenſchaften aufgelöſt. Die aufgelöſten Zentralgenoſſenſchaften find 
der Genoſſenſchaſtliche Kreditverband, e. G. m. b. H. zu Berlin, und der 
Deutſche Molkereiverband Edelweiß, e. G. m. b. H. zu Berlin. In den auf: 
gelöſten 84 Einzelgenoſſenſchaften (davon 37 Kredit-, 10 Werk: und 10 Pro: 
duktiogenofjenichaften) ift 1 Genofjenichaft nicht enthalten, die in dem bezeichneten 
Halbjahre neu gegründet und auch wieder aufgelöft worden ift. Ebenjo find 
darin 1 hannoverſche, 2 weitfäliiche, und 23 rheiniſche Genoffenichaften nicht mit 
einbegriffen, die, obſchon in den früheren „Mitteilungen“ noch gezählt, tatſächlich 
nicht mehr beftehen; ihre Auflöjung konnte nur wegen Formfehlers u. j. w. 
nit eingetragen werden. 

Der Grund für die Auflöfung der 84 Genoffenichaften war in 75 Fällen 
ein Beſchluß der Generalveriammlung ($ 78 6.:6.), in 5 Fällen ein Gericht: 
beſchluß, weil die Zahl der Genofjen unter 7 herabgegangen war ($ 80 G.:6.), 
in 3 Fällen die Eröffnung des Konfursverfahrens ($ 102 G.:G.) und in 1 Falle 
Löſchung von Amts wegen ala nichtig (J 94 G.:®.). 

Demgegenüber wurden im gleichen Halbjahre neu gegründet 5 Zentrals 
genofjenichatten (Zentrale für Milchverwertung, e. ©. m. b. H. zu Berlin, 
Berliner Zentral:Genoffenihaftsbant, e. G. m. b. 9. in Schöneberg, Zentral- 
Obft: und Gemüjeverwertungs:Genofjenichaft des Vorgebirges, e. G. m. b. 9. 
in Eöln, Ländliche Zentralfafle, e. G. m. b. 9. in Münfter i. W. und Zentral: 
Darlehens- und Rohſtoff-Genoſſenſchaft für das Handwerk, e. G. m. b. 9. in 
Erfurt) jowie ferner 509 Einzelgenofjenihaften mit 34371 Mitgliedern, davon 
287 mit 26925 Mitgliedern als Genofjenihaften mit beichränkter Haftpflicht, 
221 mit 7422 Genofjen ald Genofjenihaften mit unbeſchränkter Haftpflicht. 
Dem Gegenftande des Unternehmen® nad) waren die Neugründungen 213 Kredit: 
genoffenihaften mit 8648 Genofjen, 7 gewerbliche und 48 landwirtichaftliche 
Robftoffgenofjenichaften mit 318 bezw. 2574 Gen., 5 Wareneinfaufsvereine mit 
115 Gen., 1 gewerblide und 11 landwirtſchaftliche Werkgenoſſenſchaften mit 
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im Gebiete dr virtſchaftliche Magazingenofir 
— —— und 1 Iandwirtjchaftliche ° 
—— "@ : 28 Gen., 7 gewerbl’ ° 
Uebertiog . - tl 1 t 432 bezw. 40° 
Wertgenofenfnen * u» 4 e Mohnungs- 
ewerbliche REN —2 * 
„ ade, F R — 9 Gen. | 
a enfchaften: v%: * 
— * a x ; 113 A 0? Fi 
N ar oe E " 
toff- un a —— x 
Kenerb bliche gen . YA x 


landwirtid. — > 
Pro — enihaften: « 
s 


gewerblidee . . . 
landwirtid. -. » » —* 





—— So 42 15 
—— = #81. 
eigentlich reift EI: 881% 
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2. Sadjien . 561 95] 64 17 132] 34| — 1168 — — 

3. Baden . . 831 —I—|— 31112 — | 66 5 — 
4 Mealenburg⸗Schwerin 1 20 — | —[ 40) 14) 11) — — 0 26 35 — 
5. Sadjien-Weimar . 14 73144] — 60 14] 24 — | 69) 61 2 | 
6. Medlenburg- —— — - I - — — ——2 — 
7. Oldenburg . ; 63] — | 44 541 — | 134] — | — 1260/12202 — 

8. Braunjchweig . i —1— [35 29 19 — I—|— 1 21! 67 — 
9. Sachſen⸗ Meiningen ; 351 —1— | 6 — — —— 4 — 
10. Sadjen-Altenbur | — —— 1 — | BU eines — — 
11. Sachſen-Koburg—⸗ Gotha. 59—1-—| — [170 — 63] 77 — 
12. Anhalt . . — 1197 —1— | — I-|-) 99% — 
13. Schwarzburg- Sondersh. 1135] — 1134] — E| — I-|— | 26] 2 — 
14. ee 97 31) 4 — | — — — —— — — 
15. Walded . . . . 1061 — | 891 1— — |— 386] — 11: 
16. Neuß j g. ; —1—|1— — 1— | —1 0 — — 
17. —— Lippe ; —I1—|1-— — — — 1— 131 — 
18, Lippe. . . — —1-1— — — —— | 4 — 
19. Lübel . . ..21 —-116 — — — 662 29 — 
20. DE ern 3 —I—I15 — — —— 6 96 — 
21. Hamburg i . 72) — I—|I—|— — 170 — 1160| 51 2 21 
22. Elſaß⸗ Sothringen . — I— 977 — I— | — | | - 185) 68 31 —|- 
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Skizzen und Notizen. 


Strafprozeßreform und Rechtsmittel. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Hirfdy in Mm a. D. 


Im früheren Württembergijchen Strafprozeß galt die Beitimmung, daß 
jedes vom Angeklagten eingelegte Rechtsmittel audy eine Abänderung des Urteils 
zu feinen Ungunften bewirken fornte. Die Reichsſtrafprozeßordnung jchreibt um: 
gefehrt vor, daß auch das von der Staatsanwaltſchaft zu Ungunften des An— 
geflagten eingelegte Rechtsmittel eine Abänderung zu Gunften des Verurteilten 
herbeiführen fönne. Formell gilt alio gerabe das Umgefehrte ber eingangs 
bervorgehobenen altwürttermbergiichen Beftimmung ; aber innerhalb Württembergs 
tatſächlich auch nur formell; ob dies auch anderwärts zutrifft, ift dem Einjenber 
niht befannt. Gleichwie im Zivilprozeß der alten Zeit durd) poenae temere 
litigantium der „unnötigen Behelligung der Gerichte” entgegengewirft werben 
jollte, ebenjo wurde an demjenigen, der ohne Erfolg gegen ein Strafurteil re- 
furriert hatte, die erfolgloje Geltendmachung ſeines prozeffualen Rechts dur 
Erhöhung der Strafe geahndet oder er war doch dieſer Gefahr ausgeſetzt. 
Häufig unterblieben demzufolge völlig begründete Rechtsmittel und es gehörte faſt 
jo viel Mut dazu, ein Rechtsmittel zu ergreifen, als für einen Soldaten bazu 
gehört, auf die Gefahr von lingelegenheiten Hin eine Beſchwerde wegen ihm 
zuteil gewordenen Unrechts zu führen. Wenn die Anrufung der höheren In— 
ftanz ein dem Angeklagten gewährtese Recht, ein Rechtsmittel fein joll, fo 
darf die Ausübung diejes Rechts nicht mit Nachteilen verbunden fein. Bald 
nah Einführung der Reichsftrafprozekordnung in Württemberg hat ſich aber 
die Gepflogenheit herausgeitellt, daß die Staatsanmwaltichaft jede Rechtsmittel 
einlegung jeitens eines Angeklagten damit beantwortete, dab fie ihrerjeits zu 
Ungunften des Angeklagten Berufung oder Revifion erhob. In manchen 
Sprengeln jchrieben die erften Staatsanwälte den ihnen unterftellten Beamten 
ber Staatsanwaltichaft vor, daß in allen Fällen, wo ein Angeklagter ein Rechts— 
mittel einlege, die Staatsanwaltſchaft, aud wenn ihren Anträgen in vollem 
Umfang entiproden worden war, zu Ungunften des Angeklagten Berufung oder 
Revifion einzulegen habe. Mag aud in manden fällen der Beweggrund ge 
weien fein, dem Obergericht in Beurteilung des alles freie Hand zu verichaffen 
und eine reformatio in pejus nicht im vorhinein auszuſchließen, jo wirkte doch im 
allgemeinen das betätigte Verfahren auf die Angeklagten abichredend; fie ließen 
fh häufig durch das Rechtsmittel der Staatsanwalticaft zur Zurüdnahme ihres 
Rechtsmittels beitimmen. Und wenn lettere dann meiſt zur Folge hatte, daß 
auch die Staatsanwaltichaft das zu Ungunften des Angeklagten eingelegte Rechts: 
mittel zurüdnahm, jo wurde dadurch nur dem ermwedten Anjchein Recht gegeben, 
daß das jtaatsanmwaltichaftliche Rechtsmittel lediglich einen Drud auf die freie 
Entihliegung des Angeklagten, ob er jein Rechtsmittel aufrecht erhalten wolle 
oder nicht, ausüben jolle.. Und aud wenn das Rechtsmittel der Staatsanwalt: 
ſchaft aufrecht erhalten wurde und zu einer Verſchärfung des Urteils führte, jo 
wirkte dies auf andere in gleicher Lage befindliche Verurteilte abichredend und 
hielt fie davon ab, ihr gutes Recht des Gebrauchs eines Rechtsmittels auszuüben. 
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Die geichilderte Handhabung des Rechtsmitteligftems durch die Staats: 
anwaltſchaft jtellte fich dermaßen ala Mißbrauch des Rechts der Staatsanwaltihaft 
dar, daß jeit geraumer Zeit im württembergiichen Landtag fortgejegt hierüber 
Klagen geführt wurden. Dieje führten im Jahr 1895 zu einem Erlaß des 
Yuftizminifteriums an die Staatsanwaltihaften, worin denſelben eingeichärft 
wurbe, daß ein Rechtsmittel nicht lediglich deshalb eingelegt werden jolle, weil 
der Angeklagte fich eines Rechtsmitteld bedient habe. Allein die Tatſachen waren 
ftärker als diefe Weifungen; und wie will bewiejen werden, daß der Staatsanwalt 
jein Rechtsmittel zu Ungunften des Angeklagten lediglich deshalb einlegt, weil 
der Verurteilte fih des Rechtsmittel bedient. Es find darum die Beichwerden 
im Landtag immer erneuert worden und erjt im März 1903 murde aufs Neue 
Klage geführt und einzelne bejonders draftiiche Beiſpiele angeführt, 3. B., daß 
ein Angeflagter am legten Tag der Berufungsirift abends unmittelbar vor Schluß 
der Bureauftunde gegen ein jchöffengerichtliches Urteil Berufung eingelegt, darauf 
der Gerichtsjchreiber hievon telegraphiid den jeinen dienftlichen Sig auswärts 
habenden ſtaatsanwaltſchaftlichen Beamten benachrichtigt und leßterer wiederum 
telegraphijch mittelft eines in der Privatwohnung des Amtsrichterd abgegebenen 
Telegramm Berufung zu Ungunften des Angeklagten eingelegt habe. 

Es liegt auf der Hand, daß ein derartiges Verhalten der Staatsanwaltichait 
dem Sinn und Geift der Strafprozekordnung widerjpricht: der Staatsanwalt 
joll zu Ungunften des Angeklagten Rechtsmittel einlegen, falls dies durch die 
Sache geboten ift; nicht aber darf er von feinem Recht nur deshalb Gebraud 
machen, weil der Angeklagte ſich eines Rechtsmittels bedient hat. 

Wie ſoll nun Abhilfe getroffen werden? ch gehöre nicht zu denen, melde 
der Staatsanwaltihaft das Recht der Einlegung eines Rechtsmittels zu Unguniten 
des Angeklagten verjagen wollen; ich verfenne nicht die triftigen Gründe, welde 
fi) hiefür anführen ließen, bin aber der Anficht, daß der Staatsanwaltſchaft 
zwar nicht mehr, aber auch nicht weniger Recht zuftehen joll als dem Verteidiger. 
Dom Standpunkt der gleichen Verteilung der Rechte an Staatsanwalt und Ver: 
teidiger bin ich aljo dafür, dem erfteren auch das Recht der Einlegung von 
Rechtsmitteln zu Ungunften des Angeklagten einzuräumen. Aber hier liegt für 
mic) auch die Grenze: der Staatsanwalt darf nicht aus feinen Berührungen mit 
dem Gericht Vorteile zum Nachteile des Angeklagten ziehen. Solche liegen aber 
darin, daß ihm von der Rechtsmitteleinlegung des Angeklagten Kenntnis ge: 
geben wird, jolange die Rechtsmittelfrift des Staatsanwalts nicht abgelaufen iſt. 
Liegt für den Staatsanwalt ein jachlicher Anlaß vor, ein Rechtömittel einzulegen, 
jo mag er dies während der für ihn laufenden Frift tun; erachtet er jein Rechts— 
mittel nicht für wichtig genug, um dasielbe auch beim Unterbleiben gegneriicher 
Rechtsmitteleinlegung durchzuführen, jo mag er es wieder zurüdnehmen. Aber 
er joll ein Rechtsmittel, da8 er mangels einer Rechtsmitteleinlegung des An- 
geflagten nicht eingelegt haben würde, nicht deshalb einlegen, weil der Angeklagte 
von diejem jeinem Rechte Gebrauch macht. Darum joll der Staatsanwalt aud) 
während der für ihn laufenden Rechtsmittelfrift davon feine Kenntnis erhalten, 
ob der Angeflagte das Urteil angefochten hat. 

Nach dem Geſetz ift dem Staatsanwalt die Redjtsmitteleinlegung des An: 
geflagten vorzulegen. Es wäre nun dem hier betonten Zweck nicht dadurd ge: 
dient, wenn dieſe Vorlegung zwar erjt nad Ablauf der Nechtsmittelfrift der 
Staatsanwaltichaft (diefe Friſt braucht ja nicht mit der des Angeklagten zeitlich 
zufammenzufallen) erfolgen dürfte, dem Staatsanwalt aber auf anderem Wege 
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von der Rechtsmittelergreifung des Angeklagten Kenntnis gegeben würde. Es 
muß daher meines Dafürhaltens eine Beitimmung in die Strafprozegorbnung 
etwa des Inhalts aufgenommen werden: 

„Bon der Einlegung eines Rechtsmittel durd den Angeflagten darf 
das Geriht der Staatsanwaltihaft, dem Privatkläger oder Nebenkläger 
weder durch Vorlage des die Einlegung enthaltenden Schriftftüds oder 
Protofols noch auf andere Weile Kenntnis geben, jo lange nicht die der 
Staatsanwaltihaft, dem Privatkläger oder Nebenkläger laufende Friſt zur 
Einlegung des Rechtsmittels abgelaufen ift.“ 

Der ganze Schuß des Gejetes, der dem Angeklagten gegen Urteile ber 
unteren Inſtanz gewährt werden joll, kann meines Erachtens illujoriich gemacht 
werden, wenn es bei der bevorftehenden Reform der Strafprozegordnung nicht 
gelingt, die angeregte Beitimmung in das Rechtsmittelſyſtem einzuführen, und 
ich möchte daher die Aufmerkſamkeit auf den gerügten Uebelftand auch an dieſer 
Stelle lenken. Daß bloße dienftlihe Weiſungen nicht ausreichend find, um 
Abhülfe zu ſchaffen, jondern daß es einer ausdrüdlichen Beitimmung im Gejeß 
dringend bedarf, haben die Erfahrungen in Württemberg gelehrt. 


Zur Behandlung der Zahlung2befehle. 


Anträge auf Zahlungsbefehl find im Falle der Unzuftändigkeit des Gerichtes nicht an das 
zuftändige Gericht weiterzugeben, jondern dem Untragjteller zurüdzujichiden.) 


Vom Amtsgerichtsrat Pignol in Charlottenburg. 


Diele Amtögerichte werden nicht in die Verjuchung geraten, Anträge auf 
Zahlungsbejehl an das zuftändige Gericht abzugeben; nur bei den Amtögerichten 
dicht bei einander liegender Gemeinden laufen häufig Anträge auf Zahlungs- 
befehl ein, für die das angerufene Gericht nicht zuftändig ift. In jolchen 
Fällen beiteht leider die Praris, die Anträge an das zuitändige Gericht weiter: 
zugeben, anitatt mindeſtens erjt den Gläubiger zu veritändigen. Nimmt das 
zuftändige Gericht den ihm jo übermittelten Antrag an, und erläßt es den 
Befehl, jo tritt nicht vereinzelt eine mehr oder minder erhebliche Schädigung des 
Gläubiger3 ein; 3. B. er hat inzwiſchen Zahlung erhalten, und nimmt den 
Antrag beim Gerichte zurüd, an das er ſich gewendet hatte, währenddem erläßt 
das zuftändige Gericht den Zahlungsbejehl, oder der Gläubiger hat ſich bei An— 
gabe der Wohnung des Schuldners geirrt, indem er etwa Uhlandſtraße 30 
(zuftändig: Amtsgericht in Charlottenburg) ſtatt Uhlandftraße 50 (zuftändig: 
Amtsgericht II in Berlin) jchrieb, die Folge ift die Abgabe an das in Wirklichkeit 
unzuftändige Gericht, während im alle Rüdjendung an den Gläubiger diejer 
jeinen Irrtum hätte bemerken können u. ſ. w. 

Lehnt das Gericht, dem der Antrag zugejendet wird, die Annahme des an 
da3 zufendende Gericht eingereichten Antrages ab, dann entfteht dem Gläubiger 
ein erheblicher Zeitverluft, der z. B. bei Verjährung, Flucht des Schuldners u. dgl. 
verhängnisvoll werden kann; es wird wohl oder übel den Befehl erlaffen müſſen, 
und meiftens e8 allein hat dann die Unannehmlichkeiten zu beftehen, die infolge 
des Erlaſſes des Befehls entitehen fünnen. 

Alle dieje Uebelftände find vermieden, wenn in Anwendung ber $$ 690°, 
691, 139 E.P.D., 6 Gerichtskoſt. Geſ. das angerufene Gericht verjährt, aljo ent: 
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weder in feierlihem Beſchluſſe auf Zurückweiſung des Antrages kommt, oder 
zweckmäßiger den Antrag mit kurzem Vermerk ($ 139 E.P.O.) dem Gläubiger 
zurüdjendet, der dann weiß, um was e8 ſich handelt. 


Zur Frage der Prozeßverſchleppungen. 
Bon Landgerichterat Schiffer in Magdeburg. 


Der deutſchen Rechtsanwaltſchaft ift im ihrem Kampfe gegen die Be- 
Ihuldigung, daß fie an den Prozehverichleppungen ſchuld ſei, auß hohen Richter: 
freifen ein Helfer erftanden. Geh. Oberjuftizrat Pütter, Senatöprälident zu 
Breslau, glaubt für jene peinlihe Ericheinung vielmehr die Gerichte ver: 
antwortlid) machen zu jollen (Deutſche Juriftenzeitung VII ©. 537 ff.). In ber 
Hauptſache wirft er ihnen dreierlei vor: daß fie anftatt eines, den ganzen Streit: 
ftoff auf einmal erichöpfenden Beweisbeſchluſſes nad) einander über die einzelnen 
Angriffs: und DVerteidigungsmittel getrennte Beweisbeſchlüſſe erlafien; daB fie, 
wenn Zeugen oder Sadjverjtändige bei verichiedenen Gerichten zu vernehmen find, 
die Akten bei diefen der Reihe nach herumſchicken, anftatt durch beiondere Er- 
ſuchungsſchreiben die gleichzeitige Erledigung zu bewirken; und daß fie viel zu 
jelten Zeile und Zmiichenurteile fällen. Wenn nun dieſe Yeußerungen in der 
Rechtsanwaltſchaft ein Gefühl der Beiriedigung und Genugtuung hervorgerufen 
haben, jo ift das jehr begreiflih; aber jowohl in ihrem eigenen Sonderinterefle 
wie im allgemeinen Intereſſe der Rechtspflege jollte die Anwaltichaft es nicht bei 
diefem Gefühle bewenden laffen. Denn in ihrem bejonderen Intereſſe liegt es, 
die Richtigkeit der zu ihren Gunften aufgeitellten Behauptungen zu beweijen; 
und im allgemeinen Intereſſe der Rechtöpflege liegt es, Mipftände, wenn und 
joweit fie erwiejen werden, zu bejeitigen. 

Ich glaube nun, daß man beiden Zielen auf einfache und doch fichere 
Weiſe jehr erheblich näher kommen würde, wenn die Anwälte e& ſich zur 
Regel madyen wollten, ihrerjeits bejtimmte, formulierte Anträge 
binfihtlih des Inhalts der Beweisbeſchlüſſe, der Art ihrer 
Ausführung und des Erlajjes von Zeil: und Zwilhenurteilen zu 
ftellen und in Schriftjäßen oder Protofollanlagen niederzulegen. 

Auf diefem Wege würde ſich zunächit ein leicht zujammenftellbares und 
wichtiges ftatiftiiches Material beichaffen laſſen, um überhaupt das VBorhandenjein 
und den Umfang der behaupteten Mängel feitzuftellen. Weiterhin würde ſich 
zeigen, ob und immieweit diefe Mängel auf das Berhalten der Gerichte und 
nicht etwa auf das der Parteien jeldft zurüdzuführen jein dürften. Insbeſondere 
wäre eine Handhabe für die Nachprüfung der oft gehörten Behauptung ge: 
geben, daß es gerade die ſtückweiſe, unvollftändige und ichleppende Art des 
Varteivorbringens jei, welche die Faſſung einheitlicher Beweisbeichlüffe verhindern, 
und daß vielfah nur auf das Drängen der ‘Barteivertreter, um doch wenigftens 
in einem Punkte die Sache vorwärts zu bringen, Teilbeweiserhebungen bejchloffen 
würden. Endlid würden erit durch eine derartige Fixierung der Anträge über: 
fichtlihe und zuverläffige Unterlagen für die — von Pütter empfohlenen — 
Mahnungen und anderweiten Maßnahmen der Yuftizverwaltung als Auffichts- 
behörde gewonnen werden. Zugleid) müßten ſich aber auch unmittelbare und 
weit tiefer gehende Wirkungen auf die Gerichte wie auf die Anwälte ergeben. 
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Die Gerichte würden die Gelegenheilen zum Erlaß der wünjchenswerten Er- 
Iheinungen und Anordnungen erheblich mehr benügen, ala es jetzt geichieht; 
wären fie doch in jedem einzelnen Falle geradezu genötigt, ſich bieer Gelegen: 
heiten bewußt zu werden und zur Frage ihrer Verwertung Stellung zu nehmen, 
weil fie ſich mit den formell eingebradjten Anträgen, auch wenn fie nicht durd) 
Beichwerde meiterzuverfolgen find, abzufinden hätten. Die Rechtsanwälte 
aber würden, um im gegebenen Zeitpunkt ſolche Anträge ftellen zu können, mit 
geiteigerter Sorgfalt und Fritiicher Eindringlichkeit den Prozeßſtoff bei Zeiten 
jammeln und durcharbeiten und in fjortgejeßter Konftruftionstätigfeit ordnen und 
fhten müflen; wieviel unnüger Ballaft würde da über Bord fliegen, wie oft 
jogar der Rechtäftreit ſelbſt als ausfichtslos oder zweifelhaft erfannt und deshalb 
aufgegeben, eingeichränft oder einer gütlichen Einigung zugänglid; gemacht werden! 
Hiermit wäre denn auch ein bedeutjamer Schritt in der Richtung eines inten= 
fiveren Zuſammenwirkens von Geriht und Anwaltſchaft getan, dur das in 
objektiver Hinficht das Verfahren nicht nur jchleuniger, jondern auch gründlicher 
geſtaltet, manches Ueberſehen vermieden, manches Mißverſtändnis aufgeklärt, in 
ſubjektiver Beziehung das Gefühl der Zuſammengehörigkeit von Richter und 
Anwalt geftärkt würde. So käme ſchließlich in der vermehrten Mittätigfeit und 
Zeilnahme des Anwalts an der Erledigung des Prozefies wieder jchärfer und 
unzweideutiger diejenige jeiner Eigenidhajten hervor, die — unbeſchadet der 
Vertrauenäftellung zur Partei, die ihm natürlich erhalten bleiben muß — heul— 
zutage in erfter Reihe der Betonung und förderung bedarf: die Eigenſchaft 
eines Organs der Rechtspflege. 


Zubehör eines Landguts (SS 97, 958 Nr.2 BGB.). 
Bon Landgerihterat Unger in Stendal. 


Der Gutsbeſitzer 2. in R. hat zwei Fohlen angefauft, um fie aufzuziehen 
und fie dann in jeinem Wirtichajtsbetrieb zu verwenden. Die Zentrale für 
Tiehverwertung zu DB. hat die Fohlen wegen einer vollitredbaren Forderung 
pfänden lafien. Ein Hypothefengläubiger wideripricht diefer Pfändung und ver: 
langt im Wege der Klage Freigabe. X. betreibt feine Pferdezucht. 

Trage: Sind die beiden Fohlen Zubehör des Landguts und deshalb ge— 
möß $ 1120 BGB. den Hypothefgläubigern mitverhaftet. 

Die Trage muß meines Erachtens verneint werden. 

S 97 BGB. verlangt für die Zubehöreigenihaft „Beftimmung dem 
wirtſchaftlichen Zweck der Hauptjache zu dienen“. 

Dieje Beitimmung darf meines Erachtens nicht allein auf dem Willen, 
auf der erft in Zukunft zu verwirklichenden Abficht des Befigerd beruhen. Der 
Wille muß vielmehr zur Tat geworden fein. Erft durch die tatjächliche Ver: 
wendung im Dienfte der Hauptſache wird die an fich jelbftändige Sache mit 
der Hauptjache zu einem wirtichaftlichen Ganzen verbunden und damit Zubehör. 

Tür diefe Auffaffung dürfte auch der Wortlaut des $ 97 Abſ. 2 ſprechen. 
Hier ift ausbrüdlic gejagt, daß eine vorübergehende Benußung einer 
Sache für den wirtichaftlihen Zweck einer anderen die Zubehöreigenihaft nicht 
begründet. Es iſt aljo von einer tatlächlihen Benutzung die Rede und nicht 
bloß von einer Beitimmung zu einer jolden. 
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Auch $ 98 Nr. 2 BGB. ſpricht für meine Auffaffung. Danad find 
dem wirtichaftlichen Zweck der Hauptiache zu dienen beitimmt: 

„bei einem Landgute, das zum Wirtichaftsbetrieb beftimmte Gerät und 
Vieh, die landwirtichaftlichen Erzeugniffe, ſoweit fie zur Fortführung 
der Wirtichaft bis zu der Zeit erforderlich find, zu welcher gleiche oder 
ähnliche Erzeugniffe vorausfihtlih gewonnen werden, jowie der vor- 
handene auf dem Gute gewonnene Dünger.“ 

Zu Grunde gelegt iſt aljo aucd hier ein gegenwärtiger tatlächlicher 
Zuftand. Bei landwirtichaftlichen Erzeugniflen und Dünger ift er aber nicht in 
vollem Umfange maßgebend, jondern es find — unbefümmert um den Willen 
bes Beſitzers — durch das Geſetz diejenigen Tatſachen feitgelegt, welche die Zu: 
behöreigenichaft begründen. Bei Vieh ift keinerlei Einſchränkung gemadt. Mit— 
bin bleibt der gegenwärtige tatlächlihe Zuftand maßgebend. 

Auch die frühere Gejeßgebung hat Jungvieh nicht unbedingt zum Zubehör 
gezählt. Nach $ 53, Teil 1, Titel 2, Allg. Landrecht war es dies nur jomweit, 
als e8 zur Erhaltung des Beſtandes erforderlih war. Eine ſolche Beitimmung 
hat das BGB. nid. 

Junges Vieh ift demnad nur Zubehör, wenn es wirklich dem wirtichaft: 
lihen Zweck der Hauptiache dient (3. B. zur Gewinnung von Dünger oder wenn 
Zucht mit dem Wirtichaftsbetrieb verbunden ift) nicht aber wenn es herangezogen 
wird, um jpäter der Hauptiadhe zu dienen. 


Getreide: Preidgeftaltung im 19. Jahrhundert. 


Ueber die Preijegeitaltung für Getreide im vergangenen Jahrhundert gibt 
eine im Statiftiihen Viertelsjahröheft IV, 1902, veröffentlichte Zufammenftellung 
für England intereſſante Aufichlüffe. Demnach koſtete 1 dz (100 kg): 


Jahr | Weizen 
M 











2 Hafer 
MN 


Gerſte 
—* 









1805 42,00 25,00 20,40 
1810 49,80 27,00 20,60 
1812 59,20 37,50 32,00 
1817 45,40 27,70 23,30 
1820 31,80 19,00 17,40 
1825 32,10 22,50 18,50 
1830 30,10 18,30 17,60 
1835 18,40 16,80 15,80 
1840 31,10 20,45 18,50 
1845 23,80 17,80 16,20 
1850 18,80 13,15 11,80 
1855 35,00 19,50 19,80 
1860 25,00 20,50 17,60 
1870 22,00 19,50 16,50 
1880 20,75 18,60 16,60 
1890 14,90 16,10 13,40 
1895 10,85 12,40 10,50 
1900 12,65 14,00 12,75 


1901 12,55 14,15 13,30 
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Aus diefer Zufammenftellung geht dreierlei hervor, einmal, daß tatſächlich 
die Getreidepreife im Verlauf der 100 Jahre von 1800— 1900 ganz erheblid) 
geſunken find, man darf jagen beinahe bis auf die Hälfte des Normalpreijes am 
Anfang des 19. Jahrhunderts, — von den Hungerpreifen der Notjahre gar nicht 
zu reden; — daß ferner von 1860 ab die koloſſalen Schwankungen der Betreide- 
preije, wie fie vorher ftattfanden, 3. B. von 36 ME. auf 45 ME. bei Weizen 
von 1816 auf 1817, von 18 auf 25 ME. bei Gerfte im Jahre 1846/47, von 
28 auf 18"/s ME. bei Hafer von 1813/14, allmählic einer gleichmäßigeren 
Preifegeftaltung Raum gaben, indem durch die verbejlerten Verkehrsverhältniſſe 
Ueberfluß und Mangel leichter und jchneller ausgeglichen werden konnten. und 
endlich, daß jeßt der Tiefſtand der Getreidepreije erreicht jein dürfte, indem 
ſeit 1894/5 ab eine — wenn aud Heine — Steigerung diejer Preije zu notieren 
it. Die letere Wahrnehmung ift aud) aus den Preisnotierungen für Roggen 
und Roggenmehl in Berlin, Breslau und Dresden von 1892—1901 zu ent- 
nehmen. &o foftete der Roggen im Jahre 1894 in Berlin 11,80 ME. (dz), 
im Jahr 1901 aber 14,05 Mi. In Breslau hatte der Roggen im Jahre 
1894 einen Preis von 11,08 ME, im Jahre 1901 von 14,40 ME. und in 
Dresden von 11,75 ME., bezw. 14,44 Mi. Die Preife für Roggenmehl folgen 
ziemlih genau den Schwankungen im Preiſe des Korns. So Efoftete 1 dz 
Roggenmehl in 


Berlin Breslau Dresden 
1894 1550 M 17,50 A 19,50 U 
1901 18,85 „ 20,55 „ 22,60 


Ebenjo find die Gewichtäverhältniffe des Roggenbrots ziemlich genau den 
Preisverhältniffen der Rohware entiprehend. Ein Kilogramm Roggenbrot 
foftete im Kleinhandel 


Berlin Breslau Dresden 
1894 20!/s d 18!/g d 20!/g 4 
1901 24!/ı 22 24) „” 


" " 
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Aus den Gefekblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Rei, Dlinifterialblätter 2c. find nicht einbezogen.) 
I. Inhalt des Beidhs-Gefehblattes. 


Ar. 16: Bel., betr. eine VIII. Ausgabe der dem Internationalen Uebereinfommen 
über den Eijenbahnfrachtverfehr beigefügten Liſte v. 27. 3. 1903 ©. 125—146. — Wr. 17: 
Bet., betr. den Beitritt des Reichs zu dem internationalen Verbande zum Schube des 
rege Eigentums v. 9. 4. 1905 S. 147—177. — Abkommen zwiihen dem Dentichen 
ide und Italien zur Abänderung des Uebereinfommensd vom 18. Januar 1892, betr. 
den gegemfeitigen Patent:, Mujfter: und Markenſchuh v. 4. 6. 1902 S. 178—180. — Ab— 
tommen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Schweiz zur Abänderung des Ueberein- 
fommens vom 13. April 1892, betr. den gegenjeitigen Batent:, Mufter- und Markenſchutz 
v. 26. 5. 1902 ©. 181, 182. — Kr. 18: Vertrag zwiichen dem Reiche und Lurembnrg über 
den Betrieb der Wilhelm:Auremburg:Eifenbahnen v. 11. 11. 1902 ©. 183—197. — Bel., 
betr. die Vereinbarung erleichternder VBorichriften für den wechjeljeitigen Verkehr zwiichen 
den Eifenbahnen Deutichlands und Luxemburgs v 15. 4. 1903 S. 193. — Ar. 19: Allerh. 
Erlaß, betr. die Führung des Gifernen Srenzes auf der SHandelöflagge v. 7. 2. 1903 
S. 199. — Nr. 20: Bel., betr. die Beihäftigung don MWrbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern im dem zur Anfertigung von Zigarren beftimmten Anlagen v. 24. 4. 1908. 
©. 01. — Bel, betr. die Beihäftigung von Arbeiterinnen und jugendliden Arbeitern 
in Bleifarben- und Bleizuderfabriten v. 24. 4. 1903 ©. 201. — Bel, betr. den inter- 
nationalen Verband zum Schuhe des gewerblichen Gigentums v. 27.4. 1903 ©. 202. — 
Bet., betr. Abänderung des Wahlreglements vom 23. Mai 1870. B. 28. 4. 1903 ©. 202—210. 
— fr. 21: Bet., betr. die vom dem Stadtrate zu Leipzig geführte Gintragärolle v. 
28. 4. 1903 ©. 211. — Bel., betr. daS Gejeh gegen den berbrecherifchen und gemein: 
rag app Gebrauh von Sprengitoffen v 29. 4. 1903 ©. 211, 212. — Wr. 22: Belt., 
etr. Nenderung der WMilitär-Transport-Orduung dv. 30. 4. 1903 S. 213. — Bek. betr. die 
- an lebereintommen über den Eiſenbahufrachtverkehr beigefügte Lifte 
v. 2. 4. 1903 ©. 214. 


II. Inhalt des Gefehblattes für Elfaß-Lothringen. 


Nr. 4: B.D., betr. Abänderung von Beitimmungen über die Tagegelder, Fuhr- 
koften und Umzugskoiten der Beamten und Lehrer v. 8. 4.1903 ©. 27, 23 [Der weitere 
Anhalt ift nur von lofaler Bedeutung). 


III. Gefete, Staatsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Sundesftanten mit mindeftens 1 Million Ginmohnern : 


Geleg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 8: Geſ, betr. die Feititellung des Stantöhanshalts-Etats für das Etatsjahr 
1903 v. 8. 4. 1903 ©. 43—64. — Gef., betr. die Ergänzung der Ginnahmen in dem 
Stantöhanshalts-Etat für dad Etatsjahr 1903 v. 8.4. 1903 ©. 65. — Nr. 10: Gei., betr. 
die Erweiterung des Stadtfreijes Geljenfirhen v. 31. 3. 1903 ©. 69—100. — Allerh. 
Erlaß vom 8. April 1903, betr. die Errichtung einer Bergwerkädireftion in Dortmund 
S. 100. — Nr. 11: Gei., betr. die Erweiterung des Stadtfreijes Münfter v. 31. 3. 1903 
©. 101—113. — Wr. 12: Gej. über die Laudestrauer v. 14. 4. 1403 ©. 115, 116. — 
Nr. 13: BO. über die Aufnahme von Taxen durch die Ortögerichte in den Oberlandes- 
gerichtäbezirfen Frankfurt und Gaflel v. 8. 4. 1903 ©. 119, 120. 


Aus den Gejepblättern, — Miizellen. 479 


Geieh- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern. 
Ar. 21: Kal. Allerh. B.D., die Renorganiiation der Rentämter betr. v. 10.3. 1903 
315340. — Kgl. Allerh. B.D., die ——— für den höheren und mittleren 
Finandieuft betr. v. 10. 3. 1903 &. 340-342. 


G 


Geile: und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XII: Bet, die Koften der Rechtöhilfe in Ungelegenheiten der freiwilligen 
Gerihtöbarkeit betr. [Bereinbarung mit Bayern) v. 22. 4. ‘ 90% % 129. ® ia 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Rr. 25: Gef, die Aus deö Reichs b 
ER ee en 3 — —— * eichsgeſetzes über die Schlahtvich: und Fleiſch⸗ 


Mifzellen. 


Eiſenverbrauch im Deutſchen Reich in den Jahren 1861— 1901. 





’ Verbrauch Einheimiiche 
Eijenverbraud) pro Kopf Produktion 
kg 
1861/64 . . 867 099 25,2 21,8 
1866/69 . . 1 223 056 33,0 32,7 
1871 . . 1818 307 41,5 40,8 
1872 . . 2411 774 59,3 43,9 
1873 . . 2 943 186 12,3 55,1 
1874 . . 2117084 52,1 46,9 
1875 . . 2059 133 48,7 47,9 
1876 .. 1 767 909 41,7 43,6 
1877 . . 1 689 402 39,9 45,7 
1878 . . 1622 965 372 49,3 
18579 . . 1540 945 35,1 50,5 
1880 .. 1 752 534 39,5 61,2 
18831 . . 1 768 061 39,4 64,9 
1882 .„ „ 2327605 51,5 74,8 
1883 . . 2 326 335 51,2 176,3 
1884 . . 2561725 57,0 78,2 
1885 . . 2 616 973 56,7 179,9 
1886 . . 2200 450 47,3 75,8 
1887 . .. 2627392 55,9 85,6 
1888 . . 3 230 654 66,6 0,0 
1889 . . 3 662 929 76,3 94,3 
15% . . 3920 91 81,7 97,1 
1891 . . 3 445 700 69,7 93,8 
1892 , . 3712 7% 14,3 08,8 
1893 . . 3659 070 12,5 98,7 
1894 . . 3 720 515 73,9 105,5 
1895 . . 3 741349 71,9 105,1 
186 . . 4 728 230 90,1 121,4 
1897 . . 5535 382 104,1 129,8 
1898 . . 5 658 949 105,8 136,6 
189 . . 695145 128,4 150,8 
1900 . . 1377339 131,7 152,1 
1901) . 5 085 313 892 137,9 


’) Borläufiges Ergebnis (Deutihes Handels-Archiv, 1902, Septemberheit.) 


w 
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ie Zwangsv von Grundftüden i i 
Die Zwang u — ftüden in Preußen im 


Im „Yuftizminiftertalblatt“ find jet die Ergebniffe der vorgeichriebenen 
Zufammenftellungen der Zmangäverfteigerungen von Grundftüden in Preußen für 
das Geſchäftsjahr 1902 veröffentlicht worden. Danad) hat die Zahl der Zmangs- 
verfteigerungen von Grundftüden, die in den Jahren 1895 bis 1900 ftetig — 
von 11436 auf 8621 — zurücgegangen, im Jahre 1901 aber wieder auf 
9875 geftiegen war, im Jahre 1902 eine weitere Zunahme erfahren. Es wurbe 
im vergangenen Jahre in 10834 Zmangdverfteigerungen von Grundftüden der 
Zuſchlag erteilt, das find 959 Fälle oder 9,7°/o mehr ala im Vorjahre, in dem 
eine Erhöhung der Zahl der Smwangsverfteigerungen von Grundftüden um 1254 
oder 14,5%/o zu verzeichnen war. Berüdfihtigt man, daß die Zahl der Sub- 
baftationen fih im Laufe der fünf Jahre 1896 bis 1900 jehr bedeutend ver: 
ringert hatte, jo daß fie jeßt troß der Zunahme der beiden letten Jahre noch 
nicht wieder die Höhe der vor 1896 Tiegenden Jahre erreicht hat, jo fällt jeder 
Grund fort, die Zunahme als bejonderd bedenklich anzulehen, zumal da man 
vorausſehen konnte, daß die ungünftige wirticaftliche Lage und die inzwiſchen 
wieder mehr und mehr geihwundene Schwierigkeit, Baugelder und Hypotheken 
zu beichaffen, auf die Zahl der Zwangsverſteigerungen eimvirfen mußte. 

Land: und forſtwirtſchaftliche Grundſtücke ſind an der Zunahme 
der Subhaftationen im vergangenen Jahre überhaupt nicht beteiligt geweſen. 
Die Zahl der Zwangsverfteigerungen von Grundftüden diefer Art ift ſeit dem 
Jahre 1894 ununterbrochen erheblich zurüdgegangen: von 4398 auf 3200 im 
Jahre 1900, ftieg dann 1901 zwar wieder um 360 ober 11,6”/o, nahm jedoch 
im vergangenen Jahre abermals ab, wenn auch nur um 7 Fälle oder 0,2 °/o; 
es erfolgte 1902 in 3553 Zwangsverſteigerungen land: und forftwirtichaftlicher 
Grundftüde die Erteilung des Zuſchlags. Dagegen hat die Zahl der Zwangsver— 
fteigerungen anderer Grundftüde, die in den Jahren 1895 bis 1899 von 7 131 
auf 5411 ſank, 1900 wieder ein wenig (um 10) und 1901 ftärfer, um 894 oder 
16,5 °/o, zunahm, im vergangenen Jahre eine weitere Steigerung um 966 ober 15,3 °/o 
erfahren und fich damit au 7281 erhöht. (Deutiher Reihsanzeiger Nr. 118.) 


Die Einwanderung nad) den Bereinigten Staaten von Amerila 
im Fisfaljahre 1901/02, 

Nach einer von dem Einwanderungsbureau in Waſhington veröffentlichten ver: 
gleichenden Statiftit kamen, wie “The Journal of Commerce and Commereial 
Bulletin“ mitteilt, im Fiskaljahre 1901/02 in den PBereinigten Staaten von 
Amerika 648 743 Einwanderer und 82055 jonftige fremde Reifendean. Gegenüber der 
Einwandererziffer bes Fisfaljahres 1901 trat eine Zunahme von 160825 Köpfen ein. 

Hauptjächlicy zeigte die Einwanderung aus den nachbenannten Ländern 
ein bedeutendes Wachstum gegenüber dem Fisfaljahre 1900/01, und zwar um 
die angegebene Zahl Köpfe: Defterreih-Ungarn 58599, Italien einſchließlich von 
Sizilien und Sardinien 42379, Rußland und Finland 22090, Japan 9001, 
Schweden 7563, Deutjchland 6653, Norwegen 5236, Griechenland 2194, Däne- 
marf 2005. Eine Abnahme machte ſich bejonder8 in der Einwanderung aus 
Irland (um 1423), aus China (um 810) und aus der europäiichen Zürfei 
(um 200 Köpfe) bemerkbar. 

Die größten Einwandererfontingente ftellten im Fiskaljahre 1901/02 die 
nachgenannten Staaten mit der beigefügten Geſamtkopfzahl: Jtalien einſchließlich 
von Sizilien und Sardinien 178375, Oeſterreich-Ungarn 171989, Rußland und 
Finland 107357, Schweden 30894, Yrland 29188, Deutichland 28304, Nor: 
wegen 17484, Japan 14270 und Großbritannien 13575. 


J. Schweiger Verlag (tur Eelie) München 











Sendel, Max von, 


Vorträge ans dem allgemeinen Stantärerht. 


ra aus den Annalen des Deutichen Reiche. gar. 8°. (96 ©.) 
t. 2.40. 


Dieſe Vorträge, eine der ſchönſten und reifiten Gaben des berühmten Staatsrehtölehrers, 
find in den Jahrgängen 1898—1900 der Annalen erjchienen. Die Separatausgabe, zu der 
ıh mich, einer Anregung aus alademiihen Kreiien folgend, entſchloſſen habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willftommen jein. 


Neumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 


Die gemeinrechtliche Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung der Stammesrechte in 
Italien. Gr. 8°. (VIII, 313 8.) Brosch. Mk. 8.— 


Eingehende Besprechungen sind erschienen u. ». in Mitteilungen aus der historischen Literatur 


XIX. Jahrgang Seite 403 u. 404. Archirio storieo Lombardo I, 1902, p. 207. — Byzantinische Zeitschrift 
XL Sr. 1u. 2. — Zeitschrift für Schweizerisches Recht. Neue Folge. XXT. 2. — Archir für bürgerliches 
Recht 1902, S. ®@. — Literarische Mitteilungen der „Annalen des Deutschen Reichs“ 1902, Nr. 3 — 


böttingischen gelehrten Anzeizen 1902, Nr. 8, Seite 659—664. — Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
srächichte: Romanistische Abteilung XXIII Bd. Seite 500—508. — Germanistische Abteilung XXlll. Bd. 
Ss. 4-57. Rechtsgeleerd Maraziju, Haarlem 1903 8. 133—138. 





Sat, Dr. jur. L., Kaiſerl. Regierungsrat im Neichöverlicherungdamt und 
‚ Maier, Dr. jur. Rud., Rechtsanwalt. 


Suftoftichtrecht und Reichsverſicherungs— 
Geſetzgebung. Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 


völlig umgearbeitete Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
RE. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.20. 
pri Berfiherungs-Zeitung. 1901. Nr. 87. 

. ... Wir dürfen gleich hinzufügen, daß man dem Werfe aus vollfter Ueberzeugung 
das Prädifat vorzüglich zuerfennen muß ... 





| Ceiele, F. x, fol. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds- 
’ gericht für Arbeiterverficherung in Niederbayern. 


das Gewerbe:Unfallverficherungsnefe und 


! 


das Bau:linfallverficherungsgeich nas dem 
Geſetze betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeiehe v. 30. Juni 1900. 
ter. 8°, (VII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. i0.—. 


Fitiheift für das Berg, Hütten- und Salinen-Wejen im Preufifchen Staate Heit 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ſtarke Buch bildet einen mit Sadfenntnis und Geſchick verfaßten 
Kommentar, der beſonders ſchätzenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall« 
dericherungsgejeßes bisher noch nicht erfolgt war. Überall tft in den Erläuterungen die eins 
Mlägige Literatur, jowie die Rehtiprehung der verjchiedenen Inſtanzen der Unfallverfiherung 
berüfichtigt umd im ihren für die praftiihe Handhabung des Geſeßes wichtigen Ergebnifjen 
Überfichtlich zur Darftellung gebracht. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
Buch, das weiten Kreijen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet iſt. 
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Im Ericheinen iſt begriffen: 


Die zweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


J. v. Staudinger’ 
Kommentar zum Vürgerlichen Geſetzhuche 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz herausgegeben von 





Dr. Theodor Loeweunfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring, 
Univ.Profeffor und Rechtsanwalt in Profeffor an der Univerfität f. Oberlandesgeridtsrat in 
Münden Freiburg i. B. Münden 

Karl ſtober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Herzfelder, 

k. Landgerichtsrat in München f. Landgerichtsrat In München Rehtdanwalt in Münden 
Joſeph Wagner, 
f. Oberlandesgerichtsrat in Mugsburg. 

1. Lief.: Bd. IT. Sache nrecht (8$ 854-883), erl. von K. Kober. Mt. 1.80. 
2. Lier.: Bd. IV. Familienrecht ($$ 1297—1332), erl. von Dr. Th. Engelmann. Mt. 1.80. 
3. Lief.: Bd. III. Sachen recht 8 884—983), erl. von K. Kober. Mt. 3.50. 
4. Lief.: Bd. IV. $amilienredt ($$ 1333—1411), erl. von Dr. Th. Engelmann. Dit. 3.50. 
5. Lief.: Bd. IT. Sachenrecht (SS 984— 1170), erl. von K. Kober. Mt. 5.20. 


6. Lief.: Bd. IH. Sahenredt (Schluß), erl. von K. Kober (unter der Preſſe). 
Das Sachen recht von Kober wird .. in alfernädjfter Zeit fomplett vorliegen. 


Der Staudinger’ihe Kommentar,Tdeilen erfte Auflage in verbältnismäßia furzer Zelt, noch vor ibrer 
Vollendung, vergriffen mar, bat es von allen aroßen Stommentaren zum BGB. zu allererit erreicht, im 
allen Zeilen in zweiter Auflage zu eriheinen. Diefe Tatſache iſt die beite Beftätigung der überaus 
freundlichen Aufnabme, die dem Kommentar bei Publitum und Kritik zu teil geworden ift. 

Die Ziele und Zwecke der neuen Auflage geben über die der erften erbeblich hinaus, Während es fich Del 
diefer vielfah nur um marfante Darftellung der Grundzüge des Geſetzes bandeln könnte, mußte nunmebr au 
den inzwiſchen in gewaltiger Anzabl aufgetauchten Detailfragen und Kontroverſen Stellung genommen werben. 

Beionderes Augenmerk tit der landesrchtiiden Ausfübrungsgeleggebung augemendet 
worden. Die Musfübrungsgeiege von Breußen, Bayern, Sadijen, Württemberg und Baden find 
fiändig, die der lidrigen Bundesitaaten, joweit es die Widhtigfeit der einzelnen Materie erbeifchte, in Berüd: 
fidtigung gezogen; daneben iſt aud der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem bisherigen Rechtszuftand in 
erweltertem Umfange Rechnung getragen worden. 

Der Name des inzwlſchen veritorbenen verdienitvollen Herausgebers der I. Auflage, Gcheimrats 
von Staudinger, Toll auch fernerbin dem Werke erbalten bleiben. Die Berteilung des Stoffes umter 
die einzelnen Mitarbeiter ift die gleiche geblieben, Von den in eriter Auflage durch Geheimrar von Staudinger 
erlüuterten Materlen wird nunmehr das eheliche Güterrecht von Zandgerichterat Dr. Engelmann, ber em 
Obligationenrecht angebörende Teil von LZandgeridtsrat Kober bearbeitet. Diefe beiden Herren baden au 
in Gemeinſchaft die redaktionelle Leitung des Geſamtwerkes übernommen. 

Als eine Berbefferung äußerer Art darf bervorgeboden werden, dag — mebrfad aeäußerten 
Münfden entipredend — die Borbemerfungen in überfichtliderem Drude gebalten find als biäber, Im übrigen 
iſt Die Satzanordnung der 1. Auflage, die fih wegen ihrer Zweckmäßigkeit und Überfichtlichfeit ungeteilten Bei- 
falls erfreute, beibebalten worden. 


Der Sejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Mk. 75.— betragen. Zu jedem 
Bante werden geihmadvolle Halbfranzdeden ausgegeben. 


nalen des Deuffchen 


für Gefehgebung, Verwaltung und Volkswirtfcaft. 


edis und ſtaalswiſſenſchaftliche Zeitſchrift und Materialienfammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Herausgegeben von 


- Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


5 I. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) 


v Rt der ftändigen Beilage: 


— Eiterarifche Mitteilungen 
ne der Annalen des Deutfchen Reichs. 


fr Neueribeinungen auf dem Gebiete der Rechts u. Staatswilienibaften 
- — Unter ſtändiger Mitarbeiterſchaft 
ef. Dr. 6. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Wllfeld in Erlangen, 
‘ 7 $ : berausgeneden von 
x Eh berg in Erlangen und Prof. Dr. U. Dyroff in München. 


— 


Inhaltoverzeichnis umftehend. 





ee | 


Inhalt von Ur. 7: 


Seite Selte 
Territorium, Schußgebiet u. Reichs: Die Schwurgerihte von Lande 
land von en ek gerichtörat Unger in Stendal 53554 
Staatsanwalt in Straßburg i. E. 481—497 
(Schluß folgt.) Stiggen und Notizen. 


Rechtsunwirkſamkeit einer Verein— 
barung fündigungslofer Ar— 


Ueber Weſen und Bedentung der beitsentlaffung wegen Ans 
Differenzgeichäfte in rechtlicher ſchluſſes an eine Arbeiter — 
und wirtichaftlicher Hinſicht von organifation . » 2 2. 515 -546 
Dr. Georg Wermertin Berlin 498—514 — 

Schl t. Die Verjährung der Frachtzu— 
VEN IIBE) Ihlagsforberungen . . . . 547—550 

Das —— — in Kann 8654 B. G. B. bei Tauſch- * 
Elſaß-Lolhringen von Erich geihäften Anmwendung finden? 550-551 
Aron, Landgerichtsrat in Straß: . 
burg i. ..: 2.22. 516-521 Ungelöfter Widerſpruch zweier 

Strafurtele . . . .. . 551-553 

Ueber den Tonftitutionellen Geſetzeb⸗ | Reform der preußifchen Gewerbe: 
begriff von Dr. Hugo Preuß, | DEIBE a, an ale wien 553 —555 
Privatdozent an der Univerfität | 
Ben DR5IT | gr dem Gefehblättern . . 556 

Die Krone in Preußen und der | Mifgellen. 

Rechtsſtaat von Dr. Fritz Stier: Die Fortſchritte der beutjchen 
Somlo, Privatdozent an ber Lebensverfiherungsanftalten im 
Univerfität Bonn . » . . . 528-534 Jahre WI . . 2. 2. 556— 560 





Abhandlungen volfs- und finanzwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Herrn Profefjor Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, folhe ftants- und 
verwaltungsrechtlichen oder fonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeffor 
Dr. Anton Dyroff, Minden Kobellitraße 4, eingefandt werden. 

Die Rüdjeiten ber Manufkriptblätter jollen unbeſchrie ben jein. Das Honorar 
wird nad) Ablauf jenes Halbjahr gezahlt, in welchem der Abdruck erfolgte. Yon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge Eoftenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Aubrit „Skizzen und Notizen” erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durd) Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beichränfte Vervielfältigungsrecht. 


Münden 43. 3. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 


Die Firma J. Schweißer Sortiment in München, Karlsplatz 29, bat bie 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) ſowie die Separatabdrüde ber „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868— 1902, vollitändige Serie mit den vergriffenen und 

jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


| gut gebunden für . ... M.180.— 
„ 1870-1902 gut gebunden für . . 2 2 222020130. 
„ 1881-1902 „ s PERS NE | 
„ 1891-1902 „ i } „. D0.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüre je 
nad, Borrat zu entiprechenden Preijen. 
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Cerritorium, Schutzgebiet und Reichsland. 


Bon Werner Roienberg, Staatsanwalt in Straßburg im Elſaß. 


I. 


Ueber die rechtliche Stellung von Eljaß Lothringen beitehen gegenwärtig 
jolgende Anfichten : 

1. Eljaß-Lothringen ift weder eine juriftiihe Perjon des Privatrechts noch 
eine juriftiiche Perjon des öffentlichen Rechts, jondern ein Verwaltungsbezirk 
ohne eigene Hoheit: und Vermögensrechte, ein geographiiher Begriff‘). 

2. Elſaß-Lothringen ift feine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts, 
jondern eine juriftiiche Perjon des Privatrehts, fein Subjeft von Herrichafts: 
rechten, jondern ein Subjekt von Vermögensrechten, ein Bermögensjubjeft?). 

3. Elſaß-Lothringen ift eine juriftiiche Perſon des öffentlichen Rechts und 
zwar eine juriftiihe Perfon des deutichen Staatärechts, ein Selbitverwaltungs- 
förper mit eigenen Herrihaftsrechten, ein autonomer Kommunalverband höherer 
Ordnung, ein Provinzialverband?). 

4. Eljaß-Lothringen ift eine juriftiiche Perſon des öffentlichen Rechts und 
zwar eine juriftiiche Perjon des Völkerrechts, ein Staat‘). 

5. Eljaß-Lothringen ift eine juriftiiche Perſon bes öffentlichen Rechts und 
jwar ein Mittelding zwiſchen einer juriftiichen Perfon des Staatsrechts und 
einer juriftiihen Perlon des Völkerrechts, eine Zmwilchenftufe zwiſchen Provinzial: 


verband und Staat, ein Staat3fragment?). 

') Hänel: „Deutſches Staatöreht” (1892), Bd. I, S. 831-835; Born: „Das 
Staatörecht des Deutichen Reiches“, 2. Aufl. (1895), Bd. I, ©. 557 Anm. 6, 558, 561; 
Arndt: „Das Staatörecht des Deutichen Reiches” (1901), S. 745— 746. 

) Laband: „Das Staatärecht des Deutichen Reiches“, 2. Aufl. (1888), Bd. I, 
&. 713, 716, 727—728, Bd. II, ©. 841; 3. Aufl. (1895), Bd. I, ©. 630, 686 Anm. 1, 
&. 69%; 4. Aufl. (1901), Bd. II, S. 214, Bd. IV, ©. 334; Hamburger: „Die ftaatd- 
rechtlichen Beionderheiten der Stellung des Reichdlandes Eljah - Lothringen im Deutichen 
Reihe“ (Heft 5 der Abhandlungen aus dem Staatö» und Verwaltungsrecht, herausgegeben 
von Brie 1901), S 50-51, 54-56. 

vi —— „Lehrbuch des Deutſchen Verwaltungsrechts“ (1884) ©. 77; Hermann 
Schulze: „Lehrbud des deutichen Staatsrechts“ — (1886) ©. 374; Preuß: „Ge 
meinde, Staat, Reich ald Gebietskörperichaften (1889) ©. 415; Georg Meyer: „LXehrbud 
des deutichen Staatsrechts“ 3. Aufl, (1891) 8 138 ©. 392—393, 

) v. Seydel: „Kommentar zur Berfafjungsurfunde für das Deutihe Reich“, 
2. Aufl. (1897), ©. 39; Mitiher: „Eliah- Lothringen unter deuticher Berwaltung“ 
(1874), ©. 13; Eroiijant: „Das Recht der Wiedergewwonnenen” (anonym 1883), ©. 76; 
Leoni: „Das Verfaſſungsrecht von Elſaß-Lothringen“ (11892), S. 7; Rojenberg: „Die 
ftaatärechtliche Stellung von Eljah-Lothringen“ (1896), ©. 37, 42; Becher: „Die rechtliche 
Natur der internationalen Berträge Eljah-Lothringens“ (1897), ©. 47, 60; Rehm: „Al- 
emeine Staatdlehre* in Marquardiens Handbuch des öffentlihen Rechts. Einleitungsband. 
weite Abteilung (1899), ©. 166. 

’) Jellinet: „Ueber Staatsfragmente“ (Feſtgabe der Heidelberger Juriftenfatultät 
zur ‚eier des fiebzigiten Geburtätags des Großherzogs Friedrich von Baden 1896), ©. 267, 
288, 303; Jellinet: „Allgemeine Staatslehre“ (1900), S. 447, 449, 599. 
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Alle diefe Anfichten find unrichtig. Keine einzige ber erwähnten Theorien 
vermag den in Eljaß-Lothringen beitehenden Rechtszuſtand vollftändig und 
iu zu erklären; gegen jede derſelben lafjen fi) begründete Einwendungen 
erheben. 


I. 


Gegen die Anficht, Elfaß: Lothringen ſei fein Rechtsſubjekt, fondern ein 
———— Begriff, ſpricht die Tatſache, da ein elſaß-lothringiſcher Fiskus 
exiſtiert. Der Landesfiskus von Elſaß-Lothringen iſt zweifellos ein u, 
jubjeft: Er ift Eigentümer von Grundftüden und von beweglichen Sachen; 
hat Forderungen und Schulden; er jchließt Kauf, Tauſch-, Miet, Pacht: * 
Darlehensverträge im eigenen Namen ab; er führt endlich auch Prozeſſe im 
eigenen Namen. 

Die Exiſtenz dieſes Landesfiskus iſt nicht nur von der Praxis der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden, ſondern vom Geſetzgeber ſelbſt anerkannt. In ver: 
ſchiedenen Geſetzen wird der „Landesfiskus“ ausdrücklich erwähnt z. B. im 8 48 
des elſaß-lothringiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und in 
$ 45 des elſaß⸗lothringiſchen Ausführungsgejeges zum Reichsgeſetz über die An: 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtäbarfeit. Die regelmäßige Bezeihnung für 
das Vermögensſubjekt Elſaß-Lothringens iſt allerdings nicht „Landesfiskus“, 
ſondern „Landeskaſſe“). 

Alle dieſe Dinge find unbeſtritten. Streitig iſt allein, ob der Landes— 
fiskus ein Teil (eine „Station“) des Reichsfiskus iſt oder nicht, mit anderen 
Worten: ob die Selbſtändigkeit des Landesfiskus gegenüber dem Reichsfiskus 
eine rechnungsmäßige oder verfaſſungsmäßige, eine verwaltungsrechtliche oder 
ſtaatsrechtliche iſt. 

Wenn der Landesfiskus nur ein Spezialfiskus des Reiches wäre, ſo müßten 
für ihn dieſelben Rechtsſätze gelten, welche für jeden anderen Spezialfiskus des 
Reichs z. B. für den Militär-, Marine-, Poſt- und Eiſenbahn-Fiskus beſtehen. 
Dieſe Rechtsſätze ſind folgende: 

1. Rechtsverhältniſſe zwiſchen den einzelnen Abteilungen des Reichsfiskus 
ſind nicht möglich, da eine und dieſelbe juriſtiſche Perſon — das Reich — nicht 
vermögensrechtliche Verpflichtungen gegen ſich jelbft haben fann.?) Es iſt begrifflich 
unmöglich, daß der Reichsfiskus ſeine eigene Sache von ſich ſelbſt kauft, daß er 
Käufer und Verkäufer in einer Perſon iſt. Ebenſo unmöglich iſt es, daß 
der Reichsfiskus ſeine eigene Sache im Wege der Zwangsenteignung erwirbt 
3. B. daß ber Reichseiſenbahnfiskus den Reichsmilitärfiskus expropriiert. Das 
preußijche Obertribunal hat in einer Plenar-Enticyeidung vom 20. Dftober 1850 
den Grundjag aufgeftellt: „Der Fiskus ftellt mit allen jeinen Berwaltungsitellen, 
jogen. fiskaliſchen Stationen, nur ein Rechtsſuhiekt dar und die einzelnen Stationen 
ſind nicht als beſondere Rechisfubjekte anzuſehen“ꝰ). Das Reichsgericht hat dieſe 
Entſcheidung gebilligt und ebenfalls anerkannt, daß „die einzelnen fiskaliſchen 
Stationen als joldye der ſelbſtändigen Rechtsperfönlichkeit entbehren und nur in 
ihrer Gejamtpeit die juriftiiche Perjon des Fiskus ausmachen““). 

IE ) Vgl. 382. $$ 43 und 112 des elf.-lothr. Ausführungsgejeped zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 

RLaband: „Staatsrecht“, 4. Aufl, Bd. IV, ©. 338. 

°) Entich. des preuß. Obertribunal® Bd. xx, ©. 19. 

*, Entich. des Reichsgerichts in Civilſachen, BD. 0, ©. 393; Bd. XXXVII, ©. 250 
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2. Eivil- und Straf-Prozeſſe zwiſchen den verjchiedenen Abteilungen des 
Reichsfiskus find nicht möglich, weil eine und diejelbe Perfon nicht zu gleicher 
Zeit Kläger und Bellagter, Ankläger‘) oder Nebenkläger?) und Angeflagter?) 
fein kann. Ebenjo wenig fann eine Abteilung des Reichsfiskus bei Prozefjen, 
die eine andere Abteilung des Reichsfiskus führt, als ein unbeteiligter „Dritter“ 
angejehen werden. Die Vorichriften der Eivilprozekordnung über Haupt: und 
Neben» yntervention, Streitverfündigung und Widerſpruch gegen die Zwangs: 
vollftredung *) ſowie die Vorſchriften der Unfallverfiherungsgejege über die Haftung 
Dritter?) finden daher auf die verjchiedenen Stationen des Reichsfiskus feine 
Anwendung. 


Für die rechtlichen Beziehungen zwiſchen Reichafisfus und Landesfiskus 
gilt nun fein einziger der erwähnten Rechtsſätze. Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
Reichsfiskus und Landesfistus find nicht bloß theoretiih möglich, jondern auch 
praftiih nachweisbar. Im Jahre 1901 hat der Landesfisfus an den Reichs: 
militärfistus einen Zeil des Bitſcher Staatswaldes für 5'/s Millionen ME. ver: 
kauft‘). Auf diefen Kaufvertrag finden zweifellos die allgemeinen civilrechtlichen 
Grundfäge des Bürgerlichen Geſetzbuchs Buch II Abſchnitt VII Anwendung. 
Wenn der Landesfisfus nur ein Teil des Reichsfiskus märe, jo würde das Reich 
fih jelber für die zugeficherte Größe des Grunditüds — 2501, 102 Hektaren — 
haften und mangels dieſer zugeficherten Größe von fich jelber Wandelung, 
Minderung und Schadenserſatz verlangen können ! 


Der Reihsfisfus kann ferner in Strafprozeſſen zur jubfidiären Zahlung 
der von Reichsbeamten an den Landesfiskus geichuldeten Gelditrafen, Zollgefälle 
und Prozeßkoſten verurteilt werden. Das Reichsgericht hat bereits entichieden, 
dab eine jolche Haftpflicht des Reichsfiskus dem Landesfisfus gegenüber befteht. 
In den Urteilögründen ift gejagt: „Infolge der Verurteilung entjteht für die 
Reichseiſenbahnen eine Verbindlichkeit zur Zahlung an ein anderes Rechtsſubjekt 
und dDieje Berbindlidhfeit könnte nah allgemeinen Grundjäßen 
niht beſtehen und nit als Strafübel empfunden werden, wenn 
der Berurteilte und der Empfangsberechtigte ein und dasjelbe 
Rehtsjubjett wären. Das angefochtene Urteil nimmt jedod aus voll: 
bommen zutreffenden Gründen mit Bezugnahme auf die Etatögejege von Elſaß— 
Lothringen und des Deutichen Reiches an, daß zunädit die Geldbuße, die 
Prozepfoften und der Werterjag in die Landeskaſſe von Eljaß-Lothringen fließen 
und daß leßtere, wenn aud nad früheren Entiheidungen des Reichögerichtes 
Eliap-Lothringen nicht als jelbftändiger Bunbdesftaat zu betrachten ift, in ver= 
mögensrechtlidher Beziehung ein vom Reichsfiskus getrenntes 
Rechtsſubjekt bildet, weldyes in Bezug auf das Finanz- und Verwaltungs: 





') $ 464 der Strafprogekordnung. 

2, & 467 der Strafprogehordnnung. 

7) 3.8. im falle des g 153 Ziffer 1 und 2 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869. 

) Bol. Eivilprozehordnung 88 64, 66, 72, 771 und Entſcheidungen des Reichs— 
gerihts in Eivilfahen, Bd. II, ©. 398. 

) Unfallverfiherungsgejeg vom 6. Juli 1884 8 98, Gewerbe » Unfallverfiherungsds 
geieg vom 30. Juni 1900 $ 98, Unfallverjiherungsgeieg für Land» und Forſtwirtſchaft 
dom 30. Juni 1900 $ 119, Bauslinfallverfiherungsgeieg 8 49, See-Unfall verſicherungs— 
geieg 5 112, Geſetz betr. die Unfallfürforge für Gefangene 8 26, — Entſch. des Reiche 
gerihts in Civilſachen, Bd. XXI, ©. 57, Bd. XXXI, ©. 79. 

°, Gejeg vom 7. Januar 1901 (Gejepblatt für Elf.-Lothr. 1901 ©. 1) 
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vermögen in gleicher Lage ift, wie ſich in dieſer Beziehung die einzelnen Bundra- 
ftaaten befinden“ '). 

Das Reichsoberhandelsgericht hat ebenfall® anerkannt, daß der Reichs— 
eijenbahnfisfus zu den dritten Perjonen, gehört, welche dem Landesfiskus nad 
$ 153 des Vereinszollgeſetzes haftbar find?). 

Eine ganz eigentümliche Theorie hat Laband in der neueften Auflage 
ſeines „Staatsrechts“ entwidelt. In den früheren Auflagen diejes Werks hatte 
er die Anſicht vertreten, der Landesfiskus von Elſaß-Lothringen jei „völlig 
verjhieden“ vom Reichafiskus®) ; der Landesfiskus jei ein vermögen: 
rehtlihes Rechtsſubjekt“, welches eigened Vermögen und eigene Schulden 
babe‘). In der vierten Auflage dagegen jagt er wörtlich) folgendes: „Der 
Landesfisfus von Eljaß-Lothringen ift ein abgejonderter, mit eigener ver: 
mögensrehtliher Rechtsfähigkeit außgeftatteter und als be: 
fondere3 Rechtsſubjekt konſtituierter Spezialfiskus des Reichs').“ 
Dieſe Definition enthält einen inneren Widerſpruch: Der Reichsfiskus iſt identiſch 
mit dem Reich: er bezeichnet das Reich als Vermögensſubjekt“). Hieraus folgt, 
daß es nur einen einzigen Neichsfisfus geben kann und daß die einzelnen 
„Spezialfisci" des Reiche nicht bejondere, vom Reichsfiskus verjchiedene Ber: 
mögensjubjefte jein fünnen. Wenn der Landesfisfus ein Spezialfistus des 
Reichs ift, jo kann er nicht vom Reichsfiskus verjchieden jein. Wenn der Landes: 
fistus „als bejonderes Rechtsſubjekt konſtituiert“ ift, jo kann er nicht mit dem 
Reichsfiskus identiich fein. Es ift begrifflih unmöglich, daß der Landesfiskus 
zu gleicher Zeit diejelbe Perjon wie der Reichsfiskus und eine ganz andere 
Perſon als der Reichafisfus jein kann. 

Mer behauptet, der Lanbesfisfus von Eljaß-Lothringen jei ein bejonderes, 
vom Reichsfiskus verjchiedenes Rechtsjubjekt, muB die Entftehung diejes bejonderen 
Rechtsſubjekts beweilen. 8 5 des Reichögejehes vom 30. März 1892 beftimmt 
für die deutichen Schußgebiete: „Für die aus der Verwaltung eines Shut: 
gebiet3 entitehenden WBerbindlichkeiten haftet nur da8 Vermögen diejes Gebiets.“ 
Eine analoge Vorſchrift it für Eljaß-Lothringen nicht erlaffen worden. Die 
Rechte einer juriftiichen Perſon des Privatrehts find dem Reidyslande nicht 
ausdrüdlic, jondern durch konkludente Handlungen beigelegt worden. Die erfte 
und wichtigſte diejer konkludenten Handlungen ift in $3 Abja 2 des Reiche: 
gejeßes vom 9. Juni 1871 betreffend die Bereinigung von Eljaß und Lothringen 
mit dem Deutichen Reiche enthalten. Die genannte Gejegesftelle lautet: „Bis 
zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung ift der Kaiſer bei Ausübung 
der Gejeßgebung an die Zuftimmung des Bundesrates und bei der Aufnahme 
von Anleihen oder Uebernahme von Garantien für Elfaß-Lothringen, durd 
welche irgend eine Belaftung des Reiches herbeigeführt wird, 
auch an die Zuſtimmung des Reichstages gebunden.“ Die Vorſchrift, daß der 
Reichstag bei jeder finanziellen Belaftung des Reichs dur Anleihen oder 
Garantien mitwirten müſſe, fehlte im urjprünglichen Regierungs-Entwurf”). 


I) Entich. des Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 27, ©. 334. 

*, Entich. des Reichsoberhandelsgerichts, Bd. 16, S. 30. 

) Raband: „Staatsrecht“, 2. Aufl., Bd. II, ©. 841. 

+, Laband: „Staatsredt*, 2. Aufl., Bd. 1, ©. 728. 

5) Yaband: „Staatdreht“, 4. Aufl., Bd. II, ©. 214. 

%) Kaband: „Staatsrecht“, 4, Aufl., Bb. IV, ©. 333. 

?) Stenographijche Berichte über die Verhandlungen des un ion am a 
I. Leg.-Beriode, I. Seſſion, 1871, Bd. III, (Anlagen) Altenftüd Nr. 61, 
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Bei der zweiten Lejung bes Gejeentwurfes wurde ein Antrag der Abg. Frh. von 
Stauffenberg und Lasker angenommen, durd melden $ 3 Abſatz 2 folgende 
Fafſſung erhielt: „Bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichöverfaffung it 
der Kaiſer bei Ausübung der Gejeßgebung an die Zuftimmung des Bundes: 
rats und bei Belegen, welche Eljaß und Lothringen mit Anleihen 
oder Uebernahme von Garantien belaften, aud an die Zuftimmung 
des Reichötagd gebunden“). Im Laufe der Beratungen trat mehrfad das 
Mikverftändnis hervor, ala ob aud die Aufnahme von Departementsfchulden 
an die Zuftimmung des Reichstags geknüpft werben jollte. Diefem Miß— 
verftändnis gegenüber hat der Antragfteller Lasker wiederholt betont, jein Antrag 
beziehe fich nicht auf Kommunalſchulden, jondern auf Landesſchulden, welche im 
Namen des gejamten Landes aufgenommen würden und eine Verpflichtung des 
gelamten Landes begründen jollten‘). Im dem zweiten Bericht der Reichstags— 
fommilfion wird ebenfall3 ausgeführt, daß die vorgeichlagene Aenderung der 
Regierungdvorlage nicht Kommunalſchulden, jondern nur Landesſchulden betreffe: 
„Dur dieje Anträge (von Stauffenberg und Lasker) hätten auch Schuldauf— 
nahmen jeitens der Kommunen und Departements in feiner Weile behindert 
werden wollen, wie dies ſowohl in den Kommiljfionsberatungen ala in denen 
des Reichſstags ausgeſprochen worden jei. Soldye Schuldaufnahmen habe man 
als Befugniſſe von Körperichaften, die aus dem beftehenden Verwaltungsrechte 
bervorgingen, betrachtet. Als Gegenitand der Geſetzgebung jelbit jei nur an 
Schuldaufnahmen für die Gejamtheit von Elſaß-Lothringen gedacht 
worden”). In der Kommilfion wurde jodann die heutige Faſſung des 83 
Ablag 2 angenommen, nad) weldyer die Zuftimmung des Reichstags nur in 
denjenigen Fällen nötig fein jollte, in welchen irgend eine Belaftung des Reiches 
herbeigeführt würde. 

Der Geſetzgeber unterjcheidet aljo Klar und deutlicy zwei Klaffen von Anz 
leihen und Garantien für Elfaß-Lothringen. 

1. Anleihen und Garantien, durch welche das Reich belaftet wird, — 
Reichsſchulden. 

2. Anleihen und Garantien, durch welche das Reich nicht belaſtet wird, — 
Landesſchulden. 

Durch die Anerkennung beſonderer Landesſchulden für Elſaß-Lothringen iſt 
letzteres implicite als juriſtiſche Perſon des Privatrechts anerkannt, denn eine 
Perſon, welche Schulden haben kann, muß ein vermögensrechtliches Rechtsſubjekt 
ſein. Mit Recht hat der Berichterſtatter Lamey in der Reichstagsſitzung vom 
22. Mai 1871 erklärt: „Es liegt ein Antrag vor, der am ſtärkſten betont, daß 
bier ein eigenes Wejen entftehen joll. Der Abg. Stauffenberg nämlich hat den 
Antrag geitellt, daß dieſes Welen Schulden machen darf. Wer aber Schulden 
maden darf, der muß eine eigene, gewifjermaßen partifulariftiiche Exiſtenz be: 
fen, fonft leiht ihm niemand etwas *).“ 

Die hier vertretene Anfiht iſt auch in der Praxis zur Geltung gelangt. 
Durh ein eljah-lothringiiches Gejeg vom 10. Juni 1872 ($ 20) wurde der 
Oberpräfident ermächtigt, die Inhaber verfäuflicher Stellen im Juſtizdienſt bei 

) Reichstagsverhandlungen vom 22. Mai 1871, St.B. ©. 357—858, 

8 % 2 Ya vom 22. Mai 1871, St.B. ©. 857 und vom 25. Mai 1871, 
) Reihstagdverhandlungen von 1871 (Anlagen), Altenjtüd Nr. 169, ©. 427. 
*, Sten. Ber. ©. 847. 
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ihrem Ausjcheiden aus dem Dienft, durch Obligationen zu entſchädigen, welche 
auf die Landeskaſſe von Eljaß-Lothringen auögeftellt waren, auf den Inhaber 
lauteten und 4°/o Zinfen trugen. Dieje Obligationen waren nichts anderes als 
eine wiederkäufliche Rentenſchuld, melde unter den juriftiihen Begriff der An: 
leihe fällt’). Wenn Elfah-Lothringen fein Vermögensſubjekt wäre, jo würde für 
dieſe Obligationen überhaupt fein Schuldner da jein. Das Land Eliak- 
Lothringen würde nicht Schuldner jein, denn es wäre ja fein Rechtsſubjekt; das 
Reich würde ebenfalls nicht Schuldner fein, denn das Gejeg vom 10. Juni 1872 
it ohne Mitwirkung des Reichstags erlaffen worden und die Zuftimmung des 
Reichstags war zu jeder Belaftung des Reiches durch eine Anleihe erforderlich ?). 
Durch das Gejeg vom 10. Juni 1872 ift aljo ebenfalls anerkannt, daß Elſaß— 
Lothringen bejondere Landesihulden haben kann, welche nicht zugleich Reiche 
ihulden find. 

Die bisherigen Ausführungen Haben ergeben, daß ein vom Reichsfiskus 
begrifflich verſchiedener Landesfiskus eriftiert. Mit dieſer Tyeitftellung ift noch 
nicht erwieſen, daß der Landesfiskus Eigentümer aller derjenigen Vermögens— 
objefte ift, welche gegenwärtig als fein Eigentum betrachtet werden. Der eliak- 
lothringiiche Fiskus ift nur Eigentümer derjenigen Staatsforften, welche jeit 1871 
durch Kauf oder Tauſch erworben find, dagegen nicht Eigentümer derjenigen 
Staatöforften, welche bi8 zum Jahre 1871 im Eigentum des franzöfiichen 
Staatsfiskus ftanden. Rechtönachfolger des franzöſiſchen Fiskus ift nicht der 
Landesfiskus, jondern der Reichsfiskus. Dies ergibt fi) jchon aus dem Wort: 
laut der TFriedenspräliminarien vom 26. Februar 1871 Art. I: „Frankreich ver: 
zihtet zu Gunften des Deutihen Reichs auf alle Jene Rechte und 
Anſprüche auf diejenigen Gebiete, welche öftlih von der nadhitehend ver: 
zeichneten Grenze belegen find“ (La France renonce en faveur de ’Em- 
pire allemand ä tous ses droits et titres sur les territoires situes 
à l’est de la frontiere ci-apres designee?). An den Landesfiskus von Elſaß— 
Bothringen konnten die Güter des franzöſiſchen Staatsfisfus ſchon deshalb nicht 
abgetreten werden, weil diejer Landesfisftus bei dem Abichluß der Friedens— 
präliminarien vom 26. yebruar 1871 noch gar nicht eriftierte. In der Reiche: 
tagsfigung vom 22. Mai 1871 hat der Abg. Frhr. v. Stauffenberg, ohne Wider: 
ſpruch zu finden, ausgeführt: „Ich bin der Meinung, daß, ebenjo wie bie 
Reichseifenbahnen durch den Friedensvertrag Reichseigentum geworden find, es 
fi) ebenfo mit allem, in Eljaß-Lothringen befindlichen Staatseigentum verhält; 
das Deutſche Reid ift der Succejjor des franzöſiſchen Staats in 
Eljaß:Lothringen bezüglich des Staatseigentumd geworden und 
die gejegliche Verfügung über dieſes Staatseigentum fteht aljo auch nur dem 
Deutichen Reiche zu; fie muß durch die gejeggebenden Faktoren des Deutjchen 
Reiches getroffen werben ), 

Auch nad) der Auffaffung der Reichäregierung hat in ber Zeit vom 
2. März 1871 bis zum 28. Juni 1871 d. 5. vom Austauſch der TFriedens- 
präliminarien bis zur Vereinigung Elſaß-Lothringens mit dem Deutichen Reiche 
eine Juriftifche Perſon Eljaß-Lothringen ala bejonderes Vermögensſubjelt noch 


) Laband: „Staatsrecht“, 4. Aufl., Bd. 4, S. 370 372. 
) Löning: „Die Verwaltung des Generalgouvernements in Elſaß“ (1874), 
©. 188. 


5 Löning a. a. —— * 240. 
Sten. Ber. ©. 
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gar nicht eriftiert. In der Reichstagskommiſſion, welche den Entwurf bes 
Reihögelehed vom 9. Juni 1871 zu beraten hatte, bezeichnete Staatsminijter 
Delbrüd es ald eine „offene fyrage“, ob über den drei abgetretenen Departe- 
ment? Haut-Rhin, Bas-Rhin, Meurtlie et Moselle überhaupt eine im Lande 
befindliche Oberbehörbe beftehen werde '), und Fürſt Bismard erklärte, recht: 
lid eriftierten in den neuen Landen vorerft nur die drei Depar- 
tements?). Von einem Miteigentum ber drei Departement? an ben ab- 
getretenen Gütern des franzöfiichen Staatafisfus kann feine Rebe jein; der 
Reichsfiskus iſt alſo durch den völferrechtlihen Vertrag vom 26. Februar 1871 
Eigentümer derjenigen elſaß-lothringiſchen Forſten geworden, welche zur Zeit des 
genannten DBertrages dem franzöfiihen Staatsfisfus gehörten. 

Diejes Eigentum des Reichsfiskus an den elſaß-lothringiſchen Staatsforſten 

ft niemals auf den Landesfiskus übertragen worden. Bei Erlaß des Reiche: 
gleged vom 9. Juni 1871 hat nicht die Abficht beitanden, dem Sailer allein 
oder dem Kaiſer und Bundesrat zufammen die freie Verfügung über die Reichs— 
domänen in Eljaß-Lothringen einzuräumen. Der Abg. Lasker hat im Gegenteil 
erflärt: „Wir find der Anficht, daß alle Vermögensgegenftände, welche gegen= 
wirtig in Elſaß und Lothringen als Staatsgut gelten, unter feiner freien Der: 
!ügung der zeitweiligen Regierung ftehen .... . Durch die Uebertragung der 
Tiftatur erteilen wir feine Vollmacht der Regierung, wodurd die Regierung 
eier als im Reiche jelbft über Staatövermögen verfügen dürfte)“. In ber: 
klben Sikung äußerte auch der Abg. Frhr. dv. Stauffenberg: „Es kann in 
kınem Falle in der Befugnis einer partikularen elſaß-lothringiſchen Geſetz— 
gebung, alfo auch nicht in der Befugnis der Diktatur während des Provi— 
— über das Reichseigentum ohne unſere Zuſtimmung zu 
detfugen ).“ 
Nach den Vorſchriften des franzöſiſchen Verwaltungsrechts durften ferner 
die Staatsforſten als Ganzes überhaupt nicht veräußert werden. Art. 12 des 
ttangöſiſchen Geſetzes vom 1. Dezember 1790 beſtimmte ausdrücklich: „Les 
zraudes masses de bois et forets nationales demeurent exceptées de la 
tenle et alienation des bois nationaux permise ou ordonnee par le pre- 
sent decret et autres deerets antérieurs.“ Art. 1 des franzöſiſchen Geſetzes 
vom 1. Juni 1864 jchrieb ferner vor, daß Domanialgrundftüde, welche einen 
Shägungswert von mehr als einer Million Franken hatten, nur auf Grund 
ans Gejeges veräußert werden durften. Beide Gejege find aud nach ber 
Amerion des Landes in Geltung geblieben und erſt durch 8 1 Ziff. 13 und 
104 des eljaß-lothringiihen Gejeges vom 29. November 1899 betr. die Auf: 
kung von Vandesgeſetzen formell bejeitigt worden. An ihre Stelle ift das 
chaß lothringiſche en zum Bürgerlichen Geſetzbuch getreten, welches 
n$ 49 anordnet, daß zur Uebertragung des Eigentums an Staatdwaldungen 
be Einwilligung oder Genehmigung der gejeßgebenden Faktoren erforderlich ift. 
Lt Landesfisfus Eonnte aljo das Eigentum an den eljaß-lothringiihen Staats- 
Iren nur auf Grund eines Geſetzes erwerben und dieſes Gejeg ift bis heute 
nöt erlaffen worden. 

Eine Erfigung des Eigentums oder des Niehbraudy an den elſaß— 


) Reicjstagsperbanbtungen von 1871, Bd. III (Anlagen), Altenjtüd Nr. 133, S 358. 


N Atenjtüd Nr. 169, ©. 
*) Reihstagsverhandlungen vom 22. Mai 1871, Sten. Ber. S. 867. 


* Sten. Ber. S. 850. 
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lothringiſchen Staatsforften durch den Landesfiskus läßt fich ebenfalls nicht kon— 
ftruieren, da die Verjährung beitändig durch Handlungen des rechtmäßigen 
Eigentümerd — ded Reiches — unterbroden worden iſt. Die Einkünfte aus 
den eljaß-lothringiihen Staatsforften werden im Landeshaushalts-Etat von 
Eljaß-Lothringen verrechnet. Seit 1872 beichließt der Bundesrat alljährlid 
über dieſen Etat; jeine Zuftimmung ift zu jedem Etatögejeß erforberlih. Der 
Bundesrat nun befitt feine eigenen Rechte; er übt lediglich die Rechte dei 
Reiches aus; er handelt ald Organ des Reiches. Die Zuftimmung des Reihe 
ift alfo ftets notwendig, damit die Einkünfte aus den eljaß-lothringiichen Staats: 
forften für das Reichsland und durd das Reichsland verwendet werden fünnen. 

Das Reich hat aljo bei dem Ankauf des Bitſcher Staatswaldes 1901 im: 
tümlich jeine eigene Sache gekauft; es ift daher berechtigt, den Kaufpreis wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung vom Landesfisfus zurüdzufordern. 

Auch die Tabakmanufaktur ift nicht Eigentum des Landesfisfus. Eigen: 
tümer derjelben war bis zum Jahre 1871 der franzöftiche Staatäfisfus; Redts- 
nachfolger des leßteren ift der Reichsfiskus. Eine weitere Eigentumsübertragung 
fonnte nad) dem bereit3 erwähnten Gejeg vom 1. Juni 1864 nur im Wege der 
BVerfteigerung oder im Wege der no erfolgen. Keins von beiden it 
geihehen. Durd das Geje vom 11. November 1872 wurde der Reichäkanzler 
nur ermächtigt, die Tabafmanufaktur für Rechnung der Landesverwaltung im 
Wege des jchriftlichen Submiffionsverfahrens zu veräußern. Eine Schenkung an 
den Landesfistus war nad dem Wortlaut des Geſetzes nicht beabfictigt. Zu 
einer ſolchen Schenfung wäre nad den früheren Ausführungen aud die Ju 
ftimmung des Reichstags erforderlich geweſen. 

Die hier entwidelte Theorie über das Eigentum des Reichsfiskus an den 
ehemals jranzöfiihen Staatögütern würde ihre Gültigkeit auch dann behalten, 
wenn Eljaß-Lothringen 1871 oder jpäter ein Staat geworden wäre. Die Sou— 
veränität über Eljaß-Lothringen fteht nad) dem völferredhtlichen Wertrage von 
26. Februar 1871 zweifellos dem Deutichen Reiche zu. Wenn Eljah-Lothringen 
überhaupt ein Staat wäre, jo fünnte e8 nur ein nicht fouveräner Staat jein. 
Ein völkerrechtlicher Grundſatz, daß ein nicht jouveräner Staat ipso jure mit 
feiner Entjtehung die auf nn Gebiet befindlichen Güter des jouveränen 
Staates erwirbt, befteht nicht. Im den Vereinigten Staaten von Nordamenta 
gilt jogar der entgegengejegte Grundjag. Die öffentlichen Ländereien, melde in 
den Gebieten der nordamerifaniichen Zerritorien ſich befinden — ber ager 
publicus — find fisfalisches Eigentum der Union. Wenn nun ein Territorium 
als Staat in die Union aufgenommen wird, jo wird das fisfalijche Eigentum 
der Union an dem ager publieus durd) diefe Umwandlung nicht berührt"). 

Wir gelangen alfo zu folgendem Rejultat: 

Der Lanbesfisfus von Elfaß-Lothringen ift nicht ein Teil des Reichsfislus 
ſondern ein jelbftändiges Vermögensſubjekt. Diejes Vermögensſubjekt befitt eigen? 
Mobilien und Jmmobilen, eigene Forderungen und Schulden, an melden der 
Reichsfiskus keinen Anteil hat. Die ehemals franzöfiichen Staatsforften und dit 
ehemals franzöfiihe Tabakmanufaktur ftehen nicht im Eigentum des Lande 
fisfus, jondern im Eigentum des Reichsfiskus. Der Landesfiskus hat die Ver: 
waltung und Nußnießung derjelben nur precario. 


1) v. Holſt: „Das Staatsrecht der Vereinigten Staaten von Amerika“ in War 
auardiend „Handbuch des öffentlichen Rechts“, 4. Bd., 1. Halbband, 3, Abt.. S. 12-1W: 
Sclief: „Die ftaatsrechtlihe Stellung der Territorien innerhalb der Nordamerikaniihen 
Union“ im Archiv für öffentliches Necht, Bd. IV (1889), ©. 330—331, 
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Gegen die Anficht, Elſaß-Lothringen jei eine juriftiiche Perjon des Privat- 
tehts, aber feine juriftiiche Perion des öffentlichen Rechts, jprechen folgende Er- 
wägungen: Eine juriftiiche Perjon des Privatrecht3 kann nur Vermögensrechte 
haben; eine juriftiiche Perjon des öffentlichen Rechts hat auch Herrſchaftsrechte. 
Ju den Herrihaftsrechten gehört das Recht, Zölle zu erheben; dasjelbe ift eine 
Betätigung der ftaatlihen Herrſchaft über die im Staatsgebiet befindlichen Ber: 
jonen und Saden. Die Zollpflicht ift feine obligatorische Verbindlichkeit, auch 
feine obligatio ex lege, ſondern eine dingliche Laſt); fie ruht nicht nad) Art 
einer Obligation auf einem beitimmten Schuldner, jondern nad) Art eines ding— 
lihen Rechts auf einer beftimmten Ware?). Die Verlegung der Zollpflicht be: 
gründet nicht einen Anſpruch auf Schadenserjag, jondern einen Anſpruch auf 
beſtrafung) und Konfisfation*) oder Werterjag?). Auch diefer Werterja ift 
feine civilrechtliche Leiftung, fondern eine Vermoͤgensſtrafe“); die Verurteilung 
zum Werterjag wird daher nicht vom Eivilgericht, jondern von ber Verwaltungs: 
behörde oder vom Strafgericht ausgeiprocdhen. Beichwerden über Anwendung des 
Zolltarif8 werden nicht im Wege des Givilprozefies, jondern im Verwaltungs: 
wege entichieden ?). 


Die elſaß-lothringiſche Zollverwaltung Hat aljo nicht die Ausübung von 
Vermögensrehten, ſondern die Ausübung von Herricaftsrechten zum Gegen— 
fand. Ganz dasfelbe gilt auch von den eljaß-lothringifchen Verwaltungen der 
mdireften Steuern und der direkten Steuern. Die Steuerlaften find — wie die 
Niitärlaften?) — ihrem Rechtsgrunde nad) öffentliche Laften, d. h. perfönliche 
Saften, welhe der Staat einjeitig, Eraft feines Hoheitsrechtes, den Steuer: 
plihtigen auferlegt”). Bei den indirekten Steuern begründet die Verlegung der 
Steuerpflicht einen Anſpruch auf Strafe, der im Verwaltungswege oder im 
Lege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verfolgen ift'%); bei den. direkten 
Steuern werden Beſchwerden der Steuerpflichtigen gegen die Feſtſetzung des 
Steuerbetrages von den Berwaltungsbehörden oder von den VBerwaltungsgerichten 
entihteden ''); die Zuftändigkeit der Eivilgerichte ift ausgeſchloſſen. 


Die eljaßslothringiihe Zoll: und Steuerverwaltung übt Herrichaftsrechte 
— fie muß alſo die Verwaltung einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen 
echts jein. 


') Bereindzollgejeg vom 1. Julı 1869 8 14, 98, 100, 108. 

N Laband: „Staatöreht“, (4. Aufl), Bd. IV, S. 434. 

’, Bereindzollgejeß $ 135. 

*, Bereinäzollgeiep $ 135, 154, 156. 

®) Bereinszollgeieg $ 159. 

*; Entih. des Reichsgerichts in Strafiahen, Bd. 10, S. 441; Bd. 18, ©. 370; 
%.2, S. 104; Bd. 27, ©. 330. 

”) Bereindzollgeieg $ 12. 

Laband: „Staatsrecht“, (4. Aufl.), Bd. IV, ©. 258. j 

NOtto Mayer: „Lehrbuch des deutihen Verwaltungsrechts“ (1895), Bd. IS. 387 
und „Theorie des franzöfiihen VBerwaltungsrechts“ (1886), ©. 341. 

'") Bgl. die elfabelothringifchen Geſetze vom 5. Juli 1872, 28. Mai 1883, 12. Juni 
1889 (8 34 und 36), 17. Juni 1900 ($ 34 und 36). 

m) Otto Mayer: „Theorie des franzöſiſchen Verwaltungsrechts“ S. 392. 
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IV. 


Gegen die Anſicht, Elſaß-Lothringen jet ein Kommunalverband höherer 
Ordnung (Provinzialverband), ſpricht die Tatſache, daß die elſaß-lothringiſchen 
Gerichte feine Kommunalgerichte find. 8 15 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes be: 
ftimmt ausdrüdiih: „Die Gerichte find Staatögerihte. Die Privatgerichtsbar: 
feit ift aufgehoben; an ihre Stellung tritt die Gerichtsbarkeit desjenigen Bundes: 
ftaates, in welchem fie ausgeübt wurde.“ Durch diefe Vorſchrift ſollte nicht 
bloß die ftandesherrliche und ritterichaftliche Gerichtäbarfeit bejeitigt werden, 
ſondern auch die kommunale Gerichtsbarkeit, weldhe fi in den Städten ber 
beiden Eigen und Lippe noch erhalten Hatte!). Als leitender Grundiat 
wurde in den Motiven zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz aufgeftellt: „Nur im 
Namen des Reichs oder der Bundesftaaten, nur unter ihrer Autorität joll Recht 
geiprodhen werden. Gerichte anderer Art und anderen UÜrjprungs 
find unzuläſſig . . . . Dem Pringi ‚ daB die Gerichtsbarkeit Ausfluß der 
Staatöhoheit ift, ift Geltung zu geben?)“. In den Motiven zum Gerichtäver: 
faſſungsgeſetz find ferner die verjchiedenen Arten der Privatgerichtöbarfeit, melde 
im Deutjchen Reiche noch eriftierten, genau aufgezählt). Die elſaß-lothringiſchen 
Gerichte find in dieſer Aufzählung überhaupt nicht erwähnt. Hieraus folgt, 
daß die Berfaffer der Motive die eljaß-lothringiichen Gerichte nicht für 
fommunale, ſondern für ftaatliche gehalten haben. Ein Widerfpruch gegen den 
Standpunft der Motive ift im Laufe der Beratungen nicht erhoben worden. 
$ 4 des Entwuris jtimmt mit dem heutigen $ 15 des Gerichtöverfaflungs: 
geſetzes wörtlich überein. 

Hamburger beitreitet, daß aus dem Wortlaut des Gerichtsverfaſſungs 
gejeges gefolgert werden müſſe, die eljaß-lothringiichen Gerichte jeien Staats: 
gerihte. Er führt aus: „Wenn Eljah-Lothringen aud fein Staat ift, jo wird 
es doc) vielfady wie ein folcher behandelt. Das bringt die rechtliche Natur des 
Deutihen Reiches ala eines Bundesjtaates mit koordinierten Gliedern mit fid. 
Im Interefje der Einheitlichkeit der Gerichtsorganifation in Deutichland mußte, 
da alle ordentlichen Gerichte ald Staatägerichte eingerichtet wurden, aud für 
Elſaß-Lothringen das Gleiche beftimmt werden*)“. Wenn Elfaß-Lothringen 
„vielfach“ wie ein Staat behandelt wird, jo ift damit noch nicht bemielen, 
daß es auch auf dem Gebiete der Gerichtöverfaffung wie ein Staat behandelt 
werden muß. Die Einheitlichkeit der deutichen Gerichtäorganijation hätte aud) 
bergeftellt werden fönnen, wenn in das Gejet jelbft oder in das Einführungs- 
gejeß ein Zuja aufgenommen wäre: „Staatögerichte im Sinne des $ 15 find 
auch die eljaß-lothringiichen Gerichte.“ Hamburger Hat überjehen, daß bie 
Gleichſtellung Elſaß-Lothringens mit den deutſchen Bunbdesftaaten in finanzieller, 
ſtrafrechtlicher und privatrechtlicher Beziehung durch ſpezielle Vorſchriften der 
Reichs⸗ und rn begründet worden ift. Die finanzielle Gleichitellung 
Eljaß-Lothringens mit den Bundesftaaten beruht auf dem Gejeß vom 17. Juli 
1871 jowie auf den Gejegen betreffend die Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats 
und des Landeshaushaltsetats. Durch das Gejeg vom 17. Juli 1871 wurden 


7 Dal. Reichdtagsverhandlungen, 2. Leg.-Periode, II. Seſſion 1874, Bd. III (An: 
a Nr. 4, ©. 31—32. 
©. 31, 3% 


*, 5 31-32. 
9 Hamburger: „Die ſtaatsrechtlichen Bejonderheiten ber Stellung des Reichs— 
landes Elſaß-Lothringen im Deutſchen Reihe”, ©. 61. 
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die Beitimmungen des Art. 38 der Reichäverfaflung über die Erhebung ber 
Zölle und Verbrauchsſteuern aud auf Eljaß:Lothringen ausgedehnt; durch die 
Reichsetatsgeſetze erhielt Eljaß-Lothringen Anteil an den Ueberweifungen, welche 
auf Grund der jog. Frandenfteinichen Klauſel an die Bundesftaaten erfolgen 
mußten; durch die Landesetatögejeße wurde eine ftrenge Scheidung zwiſchen der 
Finanzwirtſchaft des Reiches und derjenigen von Eljaß-Lothringen durchgeführt. 
In ſtrafrechtlicher Beziehung iſt Elſaß-Lothringen den Bunbdesftaaten gleich 
geftellt, weil Art. I Abſ. 2 des eljaß-lothringiichen Einführungsgejeges zum 
Strafgejegbuh vom 30. Auguft 1871 verordnet: „Die Beitimmungen biejes 
Geſetzbuchs, in melden von Bunbdesftaaten oder deren Beziehungen die Rede 
it, finden auch auf Elſaß-Lothringen und deſſen entiprechende Beziehungen 
Anwendung.“ Auf dem Gebiete des Privatrechts fteht Eljah-Lothringen den 
deutichen Bunbdesftaaten gleich, weil Art. 5 des Einführungsgeleges zum Bürger: 
lihen Geſetzbuch beitimmt: „Als Bundesftaat im Sinne des Bürgerlichen Gejeß- 
bus und diejes Gejeßes gilt auch das Reichsland Elſaß-Lothringen.“ 

Alle diefe Vorſchriften würden gänzlich überflüffig jein, wenn Elijah: 
Lothringen ſchon „wegen der rechtlichen Natur des Reiches“ und „im Intereſſe 
der Einheitlichkeit” ald Bundesftaat behandelt werden müßte. Bei Einführung 
des Gerichtöverfaffungsgejeges ift eine Anordnung, daß 8 15 in analoger Weije 
auf Elfaß-Lothringen anzuwenden jei, nicht getroffen worden. Offenbar ift der 
Gejegeber gar nicht auf die dee gekommen, daß Elfaß-Lothringen für einen 
Rommunalverband und bie eljak-lothringiichen Gerichte für Kommunalgerichte 
gehalten werden fönnten. 


V. 


Gegen die Anſicht, Elſaß-Lothringen ſei ein Staat, ſpricht die Tatſache, 
daß Elſaß-Lothringen kein Rechtsſubjekt im Sinne des Völkerrechts, d. h. keine 
völkerrechtliche Perſon iſt. Allerdings bat Elſaß-Lothringen ſchon wiederholt 
völferrechtlihe Verträge mit deutſchen Bundesſtaaten, ja ſogar mit fremden 
Staaten abgeichlofjen. Beilpiele find: 

der Auslieferungsvertrag mit Quremburg vom 3. Juli 1872 '), 

verjchiedene Webereinfommen mit Baden und der Schweiz betreffend bie 
Anwendung gleichartiger Beftimmungen für die TFiicherei im Rhein und feinen 
Zuflüſſen, einſchließlich des Bodenjees, vom 25. März 1875, 14. Yuli 1877, 
21. September 1884 und 18. Mai 1887 ?), 

die nicht veröffentlichten Abkommen mit Baden, Helfen, Württemberg und 
Preußen betreffend die Unterftügung der Angehörigen diejer Staaten °), 

die Vereinbarung mit Baden, Bayern, Heſſen, Preußen und den Nieder: 
landen betreffend Abänderung der Rheinſchifffahrtsakte vom 4. Juni 1898 *), 

die Uebereinfunft mit Baden und Bayern betreffend die Rheinregulierung 
vom 28. November 1901 °). 

!, Gejekblatt für Elſaß-Lothringen 1872, ©. 565. 

A ®) Bgl. Frhr. v. Bibra und Lichtenberg: „Das Geſetz für Elſaß-Lothringen 
betreffend die Fiſcherei vom 2. Juli 1891“ (1893), ©. 122. 

2 Berbandlungen des Landesausichufies vom 8. März 1399, Sten. Ber. S 1560 
bis 1561 und vom 28. Februar 1900, Sten. Ber, 5.198; Shwander: „Das Armen— 
teht in Elſaß-Lothringen“ (1899), ©. 180. 

*, Gejegblatt für Eljah-Lothringen von 1900, S. 39 

®, Verhandlungen des Landesausihufies vom 5. März 1902, Sten. Ber. ©. 313. 
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Allein in dieſen Fällen hat Eljah-Lothringen nicht in Ausübung eines 
eigenen Rechtes, jondern in Ausübung eines fremden Rechtes gehandelt. Das 
Recht, Staatöverträge abzuſchließen, kann von der Staatögewalt ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend an untergeordnete Organe oder Korporationen delegiert werben, 
3. B. an Bizefönige, Statthalter, Kolonialgeſellſchaften). Das Reich hat der 
Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen ftillihmweigend den Abſchluß gemifler 
Staatöverträge überlafien; es kann die Vollmacht zum Abſchluß diefer Staats: 
verträge jederzeit widerrufen. Ein eigenes Recht zum Abſchluß von Staats- 
verträgen befteht alſo für Eljaß-Lothringen nicht. 

Eljaß-Rothringen hat ferner fein eigenes Recht auf feine Verfaffung. Die 
Landesverjaffung von Eljaß-Lothringen beruht nicht auf dem Willen des Landes, 
fondern auf dem Willen des Reichs; fie ift nicht Landesgejeg von Eljah- 
Lothringen, ſondern Geſetz des Deutichen Reichs ?). Durch Reichsgeſetz ift fie 
geihaffen ; durch Reichsgeſetz kann fie geändert, ergänzt und aufgehoben werben. 

aß-Lothringen bat aud fein eigenes Recht auf jein Gebiet, feine 
Gebietsboheit. Die Grenzen jeines Gebiets können ohne und gegen jeinen 
Willen verändert werden. Eliaß-Lothringen kann vom Reiche vergrößert oder 
verkleinert werden, ohne daß ihm ein jormeller Widerjprudy gegen diefe Maß— 
regeln zuitände. 

Eljaß-Lothringen hat endlidy fein eigenes Recht auf völferrechtliche Eriftenz. 
Die von Frankreich abgetretenen Departements find durch Reichögejeß zu einem 
Ganzen verbunden worden; durch Reichsgeſetz kann dieje Verbindung wieder auf: 
gehoben und eine anderweitige Verfügung über bie drei Departements ge 
troffen werben. 

Der weſentliche Unterjchied zwiſchen Eljaß-Lothringen und den deutjchen 
Bundesftaaten beiteht aljo darin, daß bie Herrſchaft des Neiches über die 
deutſchen Bundesftaaten eine bejhränfte, über Eljaß-Lothringen Dagegen 
eine unbeſchränkte ift. Ein Land, meldes der unbeichräntten Herrſchaft eines 
Staates unterworfen ift, kann nicht ſelbſt ein Staat jein?). 


VI. 


Die Anfiht, Eljaß-Lothringen jei eine Zmwilchenftufe zwiſchen Staat und 
Provinzialverband, ift die richtige. Von den beiden Schriftftellern, weldye bisher 
diefe Theorie verteidigt haben — Leoni und Yellinef — hat jedoch der Erftere 
überhaupt feine Begründung für feine Anficht gegeben und die Begründung des 
Letzteren fann nicht als zutreffend anerfannt werden. 

Schon im Jahre 1883 hat Leoni die Meinung ausgeſprochen, Eljaß- 
Lothringen jei ein „Staatsweſen“, ein „werdender” Staat, ber fich von 
allen beitehenden Staaten durch jeine Unvolltommenheit und Unſelbſtändigkeit 
unterjcheibe © *. Leoni hat es jedoch unterlaffen, den Begriff eines „Staatsweſens“ 


) v. Kiste: „Das Völkerrecht“ (1898), $ 21, Nr. I, Ziff. 2, ©. 113 und $ 12, 

Nr. I, Biff.5, S 6 
Sellin * „Allgemeine Staatslehre“, S. M7. 

) Georg Meyer: ‚Lehrbuch des deutichen Staatsrechts“, 5. Aufl.. ©. 7; meine 
Abhandlung: „Ueber den begrifflihen Unterjchied zwilhen Staat und Kommunalverband“ 
im Archiv Pie” öffentliches Recht, Bd. XIV (1899). ©. 367. 

) Leoni: „Das Staatöreht der Reichslande Eljah-Lothringen“ (1883) in Mar- 
quardſens Handbuch des öffentlichen Rechts, Bd. II, eriter Halbband, S. 225—226 
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juriftiich zu definieren und bie Unterjchiede dieſes Begriffs von den verwandten 
Begriffen „Staat“, „Provinzialverband“ und „Provinz“ zu formulieren. In 
ſeiner 1892 veröffentlichten Schrift „Das Verfaffungsreht von Elfah-Lothringen“ 
bat er die erwähnte Theorie wieder aufgegeben und das Reichsland für einen 
„Staat“ erflärt ?). 

In neuerer Zeit hat Jellinek die Anficht aufgeftellt, daß politiiche Gebilde 
eriftieren, die weder völlig Staaten noch völlig Staatsabteilungen oder bem 
Staat unterworfene Kommunalverbände find?).. Als mejentliche Elemente des 
Staates zählt Jellinek auf: 

. eigenes Gebiet, 

. eigene Untertanen, 

. eigene Serrichergemwalt, 

. eigene Verfaſſung, 

. eigene Organe ber Gejeßgebung, Regierung und Gerichtäbarfeit?). 

Ein Land, welches alle diefe Elemente befigt, ſoll ein Staat jein; ein 
Sand, welches nur eins oder einige diejer Elemente befitt, joll ein „Staat3- 
Iragment” fein; ein Land, welches fein einziges dieſer Elemente befitt, ſoll 
en Provinzialverband oder eine Provinz jein. Eljaß-Vothringen joll zu den 
Staatsfragmenten gehören, weil es angeblid; ein eigenes Organ ber Geſetz— 
bung — den Landesausfhuß — hat). 

Bei diejer Theorie wird zunächſt das Prädifat „eigen“ in ganz ver- 

ihiedenem Sinne gebraudt. Eine eigene Verfaſſung joll nur da beitehen, wo 
das Sand jelbjt über feine Verfaſſung beichließt, wo aljo die Verjafjung aus: 
hließlich auf dem Willen des Landes beruht’). Bei dem eigenen Gebiet, 
den eigenen Untertanen und den eigenen Organen ſoll dagegen auf ben 
Bilen des Landes gar nichts anfommen. Die bdeutichen Schußgebiete follen 
üigene Gebiete und eigene Angehörige befigen °), Elſaß-Lothringen dagegen nicht ’), 
omohl der Wille der Schußgebiete weder für den Umfang ihrer Gebiete nod) 
für den Kreis ihrer Angehörigen maßgebend ift. Der Landesausihuß ſoll ein 
figenes Organ bed Reichslands fein, obwohl derjelbe nicht auf dem Willen des 
Fichslands, ſondern ausichließlih auf dem Willen des Neiches beruht. Die 
Ieorie Jellinefs enthält aljo innere Wideriprüche, welche allein ſchon Bedenken 
gen die Richtigkeit derjelben erweden müſſen. 
Jellinek behauptet weiter, die Teilnahme des Landesausihuffes an ber 
Matlihen Funktion der Geleßgebung habe den Landesausihuß zum Staats: 
organ und Eljaß:Lothringen zum Staatsfragment gemadt?). Wie ift e8 nun 
denkbar, da ein Organ des Staates Eljaß-Lothringen vor dieſem Staate jelbft 
entitehen Kann? Ebenſo wenig wie Augen und Ohren, Arme und Beine eines 
Menichen vor dem Menſchen geboren werden, fünnen die Organe eines Staates 
vor dem Staate ind Leben treten! 


)Leoni: „Berfafjungsreht* (1892), ©. 7. 

” Jellinet: „Ueber Staatsfragmente” (Feitgabe der Heidelberger Juriſtenfakultät 
zur eier des 7O. Geburtötags des Großherzogs don Baden 18%), S. 265 — „Allgemeine 
Staatölehre“ (1900), S. 596— 600. 

’, Jellinef: „Staatöfragmente*, 5. 266 —269. 

„Staatsfragmente“, ©. 288; „Wllgemeine Staatälehre*, ©. 599. 
„Staatsfragmente“, S. 266— 67; „Allgemeine Staatslehre“, S. 447, 449, 
„Staatöfragmente”, ©. 271; „Allgemeine Staatälehre*, ©. 597. 
„Staat3fragmente“, ©. 2-5. 

„Staatsfragmente*, ©. 288. 


DU Co Do — 





9.97. 


494 Rofenberg. Territorium, Schupgebiet und Reichsland. 


Die Anficht Jellinels würde endlich zu merkwürdigen Konſequenzen führen. 
Wenn die Teilnahme an der Geſetzgebung für den juriftiichen Charakter des 
Landesausichuffes enticheidend wäre, jo würde der Landesausihuß von 1874 
bi8 1877 Hein Staatdorgan und fein eigenes Organ des Landes Eljak: 
Lothringen geweien fein; erft durch das Reichögefeg vom 2. Mai 1877 würde 
er dieſe Eigenichaften erlangt haben. Das Reichsland wäre von 1871 bis 187: 
fein Stantöfragment gemwejen; erſt durch das Reichögeleg vom 2. Mai 1877 
hätte e8 dieſen Charakter erhalten. In Wirklichkeit gehört der Landesausſchuß 
vor und nad) dem Gejeh vom 2. Mai 1877 genau zu derſelben juriſtiſchen 
Kategorie: er ift fein Staatöorgan, fondern ein Reihsorgan. Dies be 
weiſt ſchon die Eingangsformel aller nr welche unter Zuftimmung des 
Landesausſchuſſes zuftande gekommen find. Diejelbe lautet: „Wir Wilhelm, von 
Gottes Gnaden, Deuticher Kaifer, König von Preußen zc., verordnen im 
Namen des Reichs für Eljaß-Lothringen, nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrat? und des Landesausichuffes, was folgt.“ Der Landesausihuß ift 
ferner fein unmittelbares, fondern ein mittelbares Reichsorgan, d. h. 
nad) der eigenen Theorie Jellineks ein Reichsorgan, welches nicht unmittelbar 
auf der Reichöverfaffung, jondern auf einem Reichögejeß beruht und ohne Yen: 
derung der Reichäverfaffung durch Reichsgeſetz wieder bejeitigt werden fann '). 
Das Geſetz vom 2. Mai 1877 hat aljo nicht den juriſtiſchen Charakter des 
Landesausichuffes verändert, ſondern lediglich feine Zuftändigkeit erweitert. Durch 
die Erweiterung der Zuftändigfeit eines Reihsorgans fann Eljah-Lothringen 
nicht ein Staatsfragment geworden jei. 


VII. 


Der Kardinalfehler aller bisherigen Theorien, mit alleiniger Ausnahme 
der Theorie Jellineks, befteht darin, daß diejelben nur zwei Klaffen von Gebieten 
im völferrechtlihen Sinne kennen: Staaten und herrenloje Länder. Mar von 
Seydel jagt 3. B. in jeinem Kommentar zur Reichäverfaffung: „Won zwei Dingen 
it nur eines möglich: entweder ift Elfaß-Lothringen ein Staat oder es ift Zeil 
eines Staates”).“ Ebenjo erflärt Hamburger: „Ein Territorium kann — wenn 
e8 nicht herrenlos ift — nur entweder ein Staat oder ein Zeil eines Staates 
jein?).“ Dieſe Anſicht ift unrichtig. Das Völkerrecht unterfcheibet nicht bloß 
Gebiete, die einen Herren haben, von Gebieten, die feinen Herren haben, ſondern 
es untericheidet auch Gebiete, die völferrechtliche Rechtsſubjekte find, von Gebieten, 
die völferrechtliche Rechtsobjekte find. Erftere heißen Staaten; für leßtere befteht 
bis jet noch fein feſter Sprachgebrauch. Sellinet hat die Bezeichnung „Land“ 
vorgeihlagen ‘). Da diefer Ausdrud indeffen auf Wafjerflächen — Bäche, Flüſſe, 
Seen — ſchwerlich paffen dürfte, jo wird es richtiger fein, diejenigen Gebiete, 
welche weder Staaten noch Staatäteile find, nad) dem Vorbild des nord: 
amerikaniſchen Staatsrechts ald „Territorien“ zu bezeichnen. 

Territorien im völkerrechtlichen Sinne find alle begrenzten Zeile der Erd: 


) „Allgemeine Staatslehre“, S. 498, 499, 509; Jellinet: „Gejeg und Ver: 
ordnung“ (1887), ©. 206. 
dv. Seybdel: „Kommentar zur Verfaſſungsurkunde für dad Deutſche Heid“, 
2. Aufl. 1897, ©. 39. 
Hamburger, ©. 46 Anmerkung. 
*) „Staatäfragmente“, ©. 500; „Allgemeine Staatslehre“, S. 602. 
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oberfläche, welche von einem Staate beherrjcht werden, demjelben aber nicht 


inforporiert find, welche aljo einem Staate gehören, aber nicht Beſtandteile 
besjelben find. 


Zu diejen Territorien im völferrechtlihen Sinne gehören die zahlreichen 
Kondominate, welche früher beftanden haben und melche teilmeije noch beftehen. 
Soldye Kondominate können gänzlich) unbewohnte Teile der Erdoberfläche jein, 
j. B. ein Grenzfluß, eine Inſel im Grenzfluß oder ein neutraler Weg zwiſchen 
zwei Staaten. Im Art. 27 des preußiichniederländiichen Grenzvertrage® vom 
26. Juni 1816 ift beftimmt: „Ueberall, wo Bäche, Flüſſe und Ströme Grenzen 
machen, jollen fie beiden Staaten gemeinichaftlic angehören, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich feftgefegt worden ift').“ Art. 16 desſelben Vertrages 
ichreibt vor, daß die Eupener Ehauffee beiden Staaten gemeinſchaftlich fein ſolle. 
Die TFajanen: oder SKonferenzinjel in der Bidafjoa, auf welcher 1659 der 
pyrenäiſche Friede geſchloſſen wurde, iſt gemeinſchaftliches Eigentum von Frank— 
reich und Spanien’). Auch der Bodenſee ſoll nach einer bekannten, allerdings 
beſtrittenen Theorie ein condominium pro indiviso ſeiner ſämtlichen Ufer— 
ftaaten jein ?). 

Die Kondominate können auch bewohnte und organifierte Gebiete fein. 
Bekannte Beiipiele waren früher die gemeinen Vogteien der jchweizeriichen Eid- 
genofjenichaft *), 

die niederländiichen Generalitätslande, Staat3flandern und Staatsbrabant?), 

Bergedorf, welches von 1420 bis 1867 unter der gemeinjamen Herrichaft 
von Hamburg und Lübeck ftand®), 


der Kommunionharz, welcher 1874 zwiihen Preußen und Braunjchmweig 
geteilt wurde’), 


das Rittergut Wolde, über welches Medlenburg und Preußen gleichzeitig 
Herrichaftsrechte beanjpruchten ?), 

Schleswig und Holftein von 1864 bis 1866), 

Samoa von 1889 bis 1899 °"), 


Rad) der Anficht von Bornhak joll ferner die Republif Krakau von 1815 
bis 1846 ein Kondominat von Rußland, Defterreich und Preußen gewejen fein ''). 
Auch heute noch giebt es ſolche Kondominate z.B. Neutral-Moresnet an 


') Anhang zur preußiihen Geſeßſammlung von 1818, ©. 77. 

’, Bulmering: „Bölterreht oder internationales Recht“, in Marquardſens Hand— 
buh des öffentlichen Rechts, Bd. 1, 2 Halbband (1884), ©. 286. 
. ) Seybel: „Bayeriihes Staatsrecht“, Bd. I, S. 631; Rettich: „Die völfer- und 
Nantörehtlihen Berhältnifie des Bodenjees, biftoriih und juriftiich unterſucht“ (1884); 
anderer Meinung v. Martip: „Die Hoheitsrechte über den Bodenjee*, in den Annalen 
dei Deutichen Reichs, Jahrg. 1885, ©. 218—299. 

.. 9 Bluntihli: „Geſchichte des ichweizeriichen Bundesrecht von den erjten ewigen 

dünden bis auf die Gegenwart“, Bd. I, 2. Aujt. (1875), 8 14. ! 

N v Treitſchte: „Die Republik der Vereinigten Niederlande“, in den „Hiftoriihen 
und Politiſchen Aufjägen“, 4. Aufl. (1871), Bd. 2, ©. 439. Bi 

% Berghaus: „Deutihland vor hundert Jahren*, Bd. 2 (1860), ©. 189. 
.. N)». Treitichke: „Deutiche Geſchichte im 19. Jahrhundert“, 4. Aufl., Bd. 3 (1896), 
2.549-550. 

N v. Treitſchke, ©. 569. 
NRBulmering: „Völlkerrecht“, ©. 280. 


en Poͤrbt. v. Stengel: „Die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schuggebiete *(1901), 
1896 er Bornpat: „Einjeitige Abhängigfeitöverhältniffe unter den modernen Staaten“ 
\ h ©. 25, 
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der preußiich: belgiihen Grenze‘). Nach Bornhak fol ferner die Republik 
Andorra ein Kondominat fein, welches unter der gemeinichaftlichen Herrichaft 
Frankreichs und des ſpaniſchen Biſchofs von Urgel fteht?). 

Zu den Zerritorien im völferrechtlichen Sinne gehören auch die Kolonien, 
jomeit fie nicht dem Mutterlande inforporiert find. 

In der juriftiihen Literatur wird allgemein anerkannt, daß die Schuß: 
gewalt, welche das Deutiche Reich in jeinen Kolonien befitt, feine völferrechtliche, 
jondern eine ftaatörechtliche Gewalt ſei“). Joel und Pann haben vergeblich 
verjucht, dieſes Dogma zu erjchüttern und den völferrechtlihen Charakter der 
Schußgebiete nachzuweiſen“). Die herrichende Theorie ift von Georg Meyer in 
folgender Weije begründet worden: Redjtöverhältnifje des Völkerrechts find nur 
zwiſchen Rechtsjubjelten des Völkerrechts möglich; Rechtsſubjekte des Völkerrechts 
find nur Staaten. Die deutichen Schußgebiete find nicht Rechtsſubjekte, jondern 
Rechtsobjekte des Völkerrechts, nicht Staaten, jondern Nebenländer?). Alle Rechts: 
jubjefte des Völkerrechts ftehen ferner in dem rechtlichen Verhältnis der Gleich— 
berehtigung zu einander; zwiſchen gleichberechtigten Rechtsſubjekten können nur 
obligatoriiche Rechtöverhältniffe, Anjprüche auf Leiftungen, beftehen, dagegen nidıt 
Gewaltverhältniffe, Herrihaftsrechte. Die deutichen Schußgebiete ftehen nicht im 
Verhältnis der Gleichberechtigung, jondern im Verhältnis der rechtlichen Unter: 
ordnung zum Reiche; das Reich hat nicht einen obligatorischen Anſpruch auf 
einzelne Leiftungen gegen die Schußgebiete, jondern beſitzt eine unbejchränfte 
Herrſchaft über diejelben‘). . 

Dieje Beweisführung beruht auf unrichtigen WVorausjegungen und muß 
daher naturgemäß zu unrichtigen Folgejägen führen. Unrichtig ift zunächft, daß 
das Völkerrecht nur Rechtsverhältniffe zwiichen Staaten regelt. Dasjelbe enthält 
auch Rechtsjäge über die rechtlichen Beziehungen der Staaten zu fremden Perjonen 
oder Sachen, welche der jtaatlichen Serricoft nicht unterliegen. Das Prijenreht 
3. B. ordnet die Aneignung fremden Privateigentums durdy die friegführenden 
Staaten im Seekriege '); das Kriegsrecht gibt auch Vorſchriften über die Ber: 
hältniffe der Eriegführenden Staaten zu fremden Privatperjonen: franc-tireurs. 
Geifeln, Spione, Kriegsverrätern, Marodeurs u. ſ. w.?). 

Unridtig ift ferner, daß es feine völferrechtlichen, jondern nur ftaatäredit: 
liche Kerrichaftsverhältnifje gebe. Die kriegeriſche Okkupation einer fremden 


!) Urt. 17 des preußifcheniederlänbiichen Brenzvertrages vom 26. Juni 1816 (Preußiſche 
Gejepfammlung von 1818, Anhang ©. 77. 

2) Bornhal: „Abhängigkeitöverhältniffe*, S. 26, Anm. 6. 

) Georg Meyer: „Die ftaatsrechtlihe Stellung der deutihen Schupgebiete* 
(1888), ©. 68, 76, 77, 82, 84; Frhr. v. Stengel: „Die deutihen Schußgebiete, ihre 
rechtlihe Stellung, Verfaſſung und Verwaltung“ in den Annalen des Deutichen Reihe 
(1895), ©. 621 und „Die Rechtöverhältnifje der deutihen Schußgebiete* (1901), S. 2—3, 38 
Laband: „Staatsrecht“, 4. Aufl, Bd. 2, S. 272—273; Jellinet: „Staatsfragmente“. 
S 273; Rehm: „Allgemeine Staatslehre”* ©. 80. 

+, Foel in den „Annalen de Deutihen Reichs” 1887, S. 1%, 201; Bann: 
„Das Recht der deutihen Schußherrlichkeit, Eine ſtaats- und völferrechtlihe Studie“ 
(1887), ©. 15, 38. 

) Georg Meyer: „Die jtaatdrechtlihe Stellung der deutihen Schußgebiete“, 
©. 68, 76, 87. 

°%, Georg Meyer, S. 75--76, 86. 

’, p. Rifzt: „Das Völkerrecht“, S. 235 —239; Bulmering: „Bölferrecht oder 
internationales Recht“, ©. 367. 

) Bluntjihli: „Das moderne Völkerrecht“, 2. Aufl. (1872), S. 30—322, 42, 
351— 355, 368. 
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Provinz begründet 3.3. eine unmittelbare völferrechtliche Herrſchaft des okku— 
pierenden Staates über die im offupierten Gebiet befindlichen Perjonen und 
Sachen. Dies wird u. a. aud von Lilzt anerkannt, der in feinem Völkerrecht 
ausdrücklich ſagt: „Durch die Ofkupation wird ein bejonderes Rechtsver— 
hbältnis zwiſchen der bejegenden Staatsgewalt und ben Be: 
wohnern des bejegten Gebiets erzeugt”'). Der ofkupierende Staat kann 
die beitehenden Geiege ändern oder gänzlid) aufheben; er kann ferner neue 
Geſetze erlaflen, Zölle und Steuern auferlegen, die Gerichtsbarkeit und alle 
ionftigen Rechte der Staatögewalt ausüben”). Gleichwohl ift dieſe Herrichaft 
feine ſtaatsrechtliche, jondern eine völferredjtliche: die einheimische Staatsgewalt 
ift nicht aufgehoben, jondern nur jujpendiert; mit dem Aufhören der völferrecht: 
lihen Offupation tritt die einheimiihe Staatögewalt von jelbjt wieder in Wirk: 
jamfeit und gleid;zeitig auch der frühere Rechtszuſtand von jelbft wieder in Kraft?). 

Ein anderer Fall völkerrechtlicher Herrſchaft liegt bei den von Jellinek er: 
wähnten „Schwebezuftänden” vor‘), Wenn ein Staat jein Gebiet durch Ein: 
verleibung fremden Staatögebiet3 erweitert, jo fönnen der Alt der Erwerbung 
und der Akt der Einverleibung zeitlich auseinanderfallen. In der Zwiſchenzeit 
ift die frühere Staatögewalt außer Wirkſamkeit gejeßt und die neue Staate- 
gemalt noch nicht in Wirkjamfeit getreten. Das Verhältnig des Erwerbers zu 
dem erworbenen Gebiet ift ein rein völferrechtliches; gleichwohl kann der Er: 
werber bereit3 alle Redjte der früheren Staatögewalt ausüben. Ein Beilpiel 
bietet Eljaß-Lothringen in der Zeit vom 2. März bis 28. Juni 1871. Die 
franzöſiſche Staatsgewalt war mit der Ratififation des Präliminarfriedens er: 
loihen ; die deutiche Staatögewalt konnte noch nicht wirffam werden, weil Eljaß- 
Lothringen noch fein Teil des Deutjchen Reiches war. Trotzdem übte der General: 
gouverneur Herrihaftsrechte, insbejondere auch das Recht der Gejegebung, aus: 
er änderte die Verfallzeit der Wechjel?), ſchrieb Zölle und Steuern aus®); auch 
führte er den Schulzwang ein‘). Diefe Handlungen des Generalgouverneurd 
waren jedoch nicht jtaatsrechtliche, jondern völferrechtliche Akte, denn der General: 
gouverneur war nicht ein ftaatsrechtliches Organ des Deutjchen Reichs, jondern 
ein völferredhtliches Organ des Oberbefehlahabers der deutichen Armee. Tyerner 
beſaß der Kailer das Recht der Gejeßgebung in Eljaß-Lothringen nicht in jeiner 
ſtaatsrechtlichen Eigenihaft ala Reichsorgan, jondern in jeiner völferrechtlichen 
Eigenichaft ala Oberfeldherr; nur in diejer völkerrechtlichen Eigenichaft konnte 
er die Ausübung der Gejeßgebung dem Generalgouverneur übertragen. 


‘Schluß folgt.) 


ı, p. Lijzt: „Das Völlerrecht“, $ 41, S. 228, Ziff. IV. 
?, Löning: „Die Verwaltung des Generalgouvernementd von Elijah“ (1874), 
29, 32 


’, Löning, ©. 30. 

R Jellinef: „Allgemeine Staatslehre“, S. 596—597. 

N Verordnung über die Verfallzeit der Wechjel vom 20. März 1871. 

) Berordnung, betreffend die Errichtung einer Zolllinie an der Grenze gegen die 
Schweiz vom 3. Mai 1871; Verordnung, betreffend die Einführung des Zollvereinsgeſetzes 
über die Befteuerung des Tabals vom 7. Juni 1871. 

) Verordnung über dad Schulweſen vom 18. April 1871. 
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Ueber Wefen und Bedeutung der Differensgefchäfte 
in rechtlicher und wirtfchaftlicyer Hinſicht. 


Von Dr. Georg Wermert in Berlin. 
(Fortjegung). 


III. Die Rechtſprechung des Neichögerichts bis zum Inkrafttreten der 
gegenwärtig geltenden Gejehgebung in Bezug anf das Differenzgeichäft. 


Die oberfte Rechtiprehung im Deutichen Reiche hat nun eine lange Reihe 
von Jahren hindurch den in der rechtswiſſenſchaftlichen Literatur herrſchenden 
Begriff des reinen Differenzgeichäftes, nach welchem die effektive Lieferung beim 
Zeitgeihäfte vertragsmäßig außgeichloffen fein mußte, verwandt, wenn aud) 
für das auf dieſe Weile begrifflich feitgeitellte Geichäft, entgegen den Aus— 
führungen hervorragender Rechtögelehrter, die Klagloſigkeit durchweg in Ans 
wendung gebracht wurde. Wenige Beilpiele mögen genügen, um joldhes aus— 
reihend darzutun. In der Enticheidung des Reichoberhandelögerichtes, Bd. 15, 
©. 279, handelte es fi nach der Intention beider Parteien nicht um wirkliche 
Lieferung, jondern um die an den Stichtagen ſich ergebende Differenz. Be 
flagter war nicht imſtande und aud nicht willens, jo bedeutende Zeitgeichäfte, 
wie eingegangen waren, zu erfüllen, was der Kläger wußte. Dieje Geichäfte 
wurden troßdem nicht ala Differenzgeichäfte erachtet; denn das wahre Differenz: 
geihäft untericheidet Fi) von den unzweifelhaft gültigen und klagbaren Speku— 
lationsgejhäften „nicht durch die Intention der Parteien, jondern durd deren 
übereinftimmende MWillenserflärung, durch deren erfennbare 
Bereinbarung, dab das Recht des gewinnenden Teils, wie die Verpflichtung 
des verlierenden ſich auf Leitung einer Geldjumme beichränfen ſolle.“ Im 
Hinblide auf das praktiſche Leben iſt dem Reichsoberhandelsgerichte klar bewußt, 
daß „die Abjicht, Intention, das Motiv einer Erledigung des Geſchäftes durch 
bloße Regulierung der Differenz jehr zahlreichen, vielleicht den meiften Börſen— 
geihäften über Wertpapiere umd andere häufigen Preisänderungen ausgeſetzte 
Waren zu Grunde liegt, fie ift aber für den juriftiihen Charakter des 
Geſchäftes irrelevant, jofern nicht vertragsmägig das Recht auf Lieferung, 
bez. auf Abnahme und Zahlung auögeichloifen ift.“ Hier hat ſich die oberite 
Rechtſprechung den allgemein in der Wifjenichaft herrichenden Begriff des reinen 
Differenzgejchäftes angeeignet und in dem Erfenntniffe präzis formuliert: Vor: 
liegen eines Fixgeſchäftes und vertragsmäßiger Ausihluß 
wirflider Lieferung. Dieſen Standpunkt hat das Reichsoberhandelsgericht 
mit wünſchenswerter Konſequenz feſtgehalten, welche die Achtung vor ſeinen 
Urteilen nur zu erhöhen vermag. In dem Erkenntniſſe, Bd. 17, ©. 42, wird 
far und beitimmt betont: „Das Differenzgeihäft erfordert eine überein= 
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fimmende Willenserklärung, eine beim Abichluffe des Geſchäftes getroffene 
Bereinbarung. Die Abficht, durch bloße Differenz zu regulieren, liegt zahl: 
reihen Börſengeſchäften zu Grunde. Sie ift umerheblid, wenn nicht vertrags: 
mäßig das Recht auf effektive Lieferung und Abnahme ausgeichloffen ift.“ 
Nicht unwichtig ift in dieſem Urteile der Hinweis, daß die Vereinbarung, welche 
die Effektiverfüllung ausjchließt, beim Abſchluſſe des Geſchäftes getroffen 
jein muß, weil eine nachherige übereinftimmende Willensänderung in Betreff 
der Regelung der Erfüllung von feiner Einwirfung auf einen ernfthaften 
Lieferungsfauf fein kann und eine ſolche Abweichung vom Bertrage oft durch 
eingetretene Umstände geboten ift. Die übereinftimmende Willenserklärung, die 
beim Abichluffe des Geichäftes getroffene Vereinbarung oder der vertragsmäßige 
Ausihlug der effektiven Lieferung kann auch bdergeitalt bewirkt werden, daß 
eine Partei der andern ihren Willen zu erfennen gibt und dieſe einen Wider: 
ſpruch nicht erhebt, dagegen niemals durch eine den Umſtänden gemäß erfenn- 
bare Abficht, die feine übereinftimmende Willenserklärung jein kann, weshalb 
aus den fehlenden Mitteln zur Erfüllung, aus der nicht berufsmäßigen Tätig: 
feit und vielen ſonſtigen Merkmalen nicht auf das Vorhandenjein eines reinen 
Differenzgeichäftes geichloffen werden barf. 

Diefen Klaren und den entwidelteren wirtichaftlihen Bebürfniffen im 
Deutichen Reiche im großen und ganzen angepaßten Standpunft hat aud das 
Reichsgericht im Verfolg der Auffaffung des Reichdoberhandelägerichtes beharrlich 
vertreten, bis die von verichiedenen Seiten eingeleitete Bewegung gegen die 
Börje immer weitere Kreiſe ergriff und jchließlich alles überflutet. Daß die 
in den eriten 1890er Jahren beitehende heftige Antibörjenbewegung Die 
Rechtiprechung des Reichsgerichts mit ſich fortriß, kann gar nicht überjehen 
werden, wenn man auc nicht außer acht laſſen darf, daß durch häufigere Klage: 
erhebung in Differenzjahen eine ftärkere Inanſpruchnahme der oberſten Redhts- 
hilfe ala jeither ftattfand. 

Unterm 6. Juni 1888 wurde über einen Differenzeinwand entjchieden, der 
infolge ftarfer Terminſpekulation in Roggen erhoben worden war. Beflagter 
bat nad) jeiner Behauptung lediglih ein Börſenſpiel beabfichtigt, was dem 
Gegner nicht zweifelhaft jein konnte. Das Reichögericht betont, daß dieſe Ab- 
jiht nicht ausreicht anzunehmen, die vorliegenden Geſchäfte jeien reine Differenz: 
geihäfte. Vielmehr muß zwilchen den Parteien vereinbart fein, daß effektive 
Erfüllung ausgeihloffen jein joll. Die Erklärung diejes Vertragsmillens kann 
allerdings durch konkludente Handlungen erfolgen. Der Ausdruck eines ſolchen 
Bertragsmillens fann aber in den behaupteten Tatſachen: 1. Einstellung jeiner 
Zahlungen, 2. Verluft jeglichen Vermögens durch außergerichtlichen Vergleich, 
3. Nihtvorhandenjein von Mitteln zur Beitreitung des Notwendigiten, 4. Veran: 
laffung zum Börjenfpiele durch den Kläger, 5. Eingehung umfaffender Beitkäufe 
bis zu 15 000 Wispel Roggen, nicht gefunden werden, zumal nad) der vor: 
liegenden Rechnung zwei erhebliche Geichäfte durch Abnahme erfüllt jeien ’). 

Das Erkenntnis vom 18. Februar 1891 weift einen Differenzeinwand ab, 
obgleich der Beklagte ausdrüdlich erklärt hatte, es könne ſich bei ihm nur um Die 
Differenz handeln, er würde die Papiere nicht hereinnehmen. Kläger hat hierauf 


") Enticheidungen des Reichsgerichtes in Zivilfahen, Leipzig 1889, Bd. 28; vergl. 
auch Fuchsberger, Otto, Sämtliche Entiheidungen des NReichdoberhandelägerichtes und 
Reichsgerichtes auf dem Gebiete des Handelsrechtes, Gießen 1900, IV. Auflage, S. 5 ff. 
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erwidert, das jei egal. Der Ausihluß der Effektivlieferung war nad Anficht 
des Berufungsgerichtes fein fontraftmäßiger. Das Revifionsgericht ftimmte dem 
bei, zumal der Beflagte, der Privatmann war, einmal von 50 Lombarden 25 
zum Liquidationskurſe an einen anderen Abnehmer hatte liefern laſſen. 

Im Urteile vom 17. April 1891 beftätigte das Reichsgericht die Aus— 
führung des Berufungägerichtes, daß ein reines Differenzgeichäit nicht vorliege. 
wenn es dem einen Zeile nur verboten jei, Effektivlieferung zu jordern, nicht 
aber dem andern Zeile, fie zu leiten. 

Das Urteil vom 29. September 1891 enthält eine Hare, veritändige Auf: 
faflung des neuzeitlichen Börſenverkehrs nad) der einjchlägigen Richtung. Der 
Beklagte hatte nicht die Abficht, effektiv abzunehmen oder zu liefern. Er wollte 
lediglich jpefulieren. Dennoch beitand nicht allein der Anſpruch oder die Ver— 
pflichtung auf die Ultimodifferenz. Es ftand im Belieben des Bellagten, ſich 
zu deden oder zu prolongieren. Nach Anficht des Reichsgerichtes (Il. Zivilienat) 
entipricht dieje eititellung der neueren Entwidlung derartiger Börjengeichäfte. 
In der Regel verpflichtet jet das Geihäft zu effektiver Lieferung. Will oder 
kann der Verpflichtete nicht abnehmen, jo jchließt er gewöhnlich mit einer andern 
Perſon ein zweites jelbitändiges, dem erſten entgegengeietttes Geichäft ab. Die 
Erfüllung wird am Liquidationstage durch Skontration bewirkt. Solche Ge: 
ſchäfte fallen von vornherein nicht unter den Begriff der reinen Differenz: 
geihäfte, zumal man ihnen nicht anjehen kann, ob der einzelne Kontrahent 
effektive Erfüllung beabfihtigt oder nicht. Ob das Vermögen des Verpflichteten 
zur Effeftiverfüllung ausreicht, ift für jolche Geſchäſte ebenjo unweſentlich wie 
für reine Differenzgeichäfte. 

Nach dem Erfenntniffe vom 17. Oktober 1891 wird eine Einigung der 
Parteien über Ausſchluß der Effektivlieferung nicht darin gefunden, daß bie 
ſchlechten Vermögensverhältniffe des Beklagten gegenüber dem erheblicdyen Um- 
fange der Geſchäfte dem Bankier befannt geweſen jeien, diejer daher habe an- 
nehmen müſſen, jener werde nicht effektiv erfüllen und es werde zur Effektiv— 
erfüllung nicht fommen. Der Differenzeinwand wurde daher abgemiejen. 

Die gleiche Auffaffung kommt zur Geltung in den Urteilen vom 
20. Januar 1892, 26. Januar 1892, 30. Januar 1892 und 20. Februar 1892, 
wenn au bier im Hinblide auf die Neußerungen beim Zuftandefommen der 
Geſchäfte ein beiderjeitig erflärter Wille, nicht — zu erfüllen, angenommen 
wird. Wenn der Kunde erklärt, er will an der Börſe ſpielen, kann aber wegen 
fehlender Mittel die Papiere weder abnehmen noch liefern, und der Händler 
erklärt ihm, das iſt nicht nötig, es wird bei ſolchen Geſchäften nur die Differenz 
bezahlt, effektive Lieferung wird von feiner Seite verlangt, jo geben wir zu, daß 
vom rechtlichen Standpunkte hierin eine zweijeitige Willenserklärung auf Aus: 
ſchluß der Effektiverfüllung gefunden werden fann, wonach der Erhebung des 
Differenzeinwandes Folge zu geben war. Vom volfswirtihaftlichen Standpunkte 
aus muß man aber, wenn bierneben der Abichluß der Geichäfte unter Zugrunde- 
legung von Börjenufancen ftattfand, nach welchen die Möglichkeit der Effektiv: 
erfüllung gewahrt blieb, hervorheben, daß die obigen Unterhaltungen rein 
didaktiiher Natur find, indem fie den Kunden darauf hinweijen, daß und mie 
er der Effeftiverfüllung aus dem Wege gehen kann und er durch die börjen: 
techniſchen Einrichtungen jtet3 in den Stand gejegt wird, zu diefem Behufe ein 
entiprechendes Gegengeihäft abzujchließen, wodurch vermittelft Stontration der 
gewünjchte Ausgleich herbeigeführt wird. Es ift daher nicht angebracht, in 
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diejem Falle bei objeftiver Würdigung beiden Zeilen bezüglich des Schlußjicheines 
Simulation zu unterjtellen. Gewiß fann fie vorhanden jein, braucht e8 aber 
nicht, weshalb derjenige, welcher fie behauptet und Vorteile aus ihr Herzuleiten 
jucht, fie zu beweiſen hat. Die Fälle wirklicher Simulation dürften fich indefjen 
echt jelten ereignen. Der praftiihe Kenner des faufmänniichen Lebens wird 
mir beiftimmen, daß derartigen Reden durchweg fein bewußter Vertragsmille 
innewohnt, weil ſie nur beitimmt find, Geihäftsverbindungen herbeizuführen, oder 
den Kunden aufzuklären. Wird doc in dem Erfenntniffe vom 8. Juni 1892 
ielbit eine Aufforderung zur Beteiligung an einem ZTermingeichäfte in Weizen, 
die mit den Worten jchloß: „Ich veritehe nichts vom Weizen, Sie brauden 
auch nichts davon zu verftehen. Wir brauchen feinen Speicher, denn wir nehmen 
ja fein Getreide ab. Wir laffen uns nur Differenzen bezahlen!“ nicht als ent: 
iheidend für den Vertragswillen angelehen, weil hieraus nicht notwendig eine 
auf Abſchluß eines reinen Differenzgeichäftes gerichtete Uebereinkunft hervorgeht, 
fe auch als Ausdrud der Erwartung, daß die Abwidelung lediglich durch 
Differenzzahlung erfolge, aufgefaßt werden kann. 

Während in dieſem Urteile der alte Standpunft noch beharrlich zur Geltung 
gebracht wird, vollzieht fich in der Rechtiprechung des Reichagerichtes im Jahre 1892 
eine Wende, die zu einem erheblich ermeiterten Begriffe des Differenzgeichäftes 
führt. Klar bewußt kann die veränderte Stellung dem I. Ziviljenate wohl vorerſt 
jelbft nicht gewejen jein; denn während die neue Auffaffung bereits in dem 
Urteile vom 26. März 1892 und 17. April 1892 zum Durchbruche gelangt, 
iſt das Urteil vom 8. Juni 1892, wie wir gejehen, noch ftrifte von der alten 
Auffaffung getragen. Das Erkenntnis vom 26. März 1892 anlangend, hatte 
das Berufungsgericht gemäß der bisherigen Rechtiprechung des Reichögerichtes an- 
genommen, daß zur Charakterifierung des reinen Differenzgeichäftes der Ausschluß 
der Effeftivlieferung vereinbart werden müfle; die Kenntnis der einen ‘Partei, 
daß die andere nicht in der Lage war, effektiv zu erfüllen und die Tatiache der 
Regelung der eingegangenen Verbindlichkeiten durch Begleihung der Differenz, 
wird zur Erhebung des Differenzeinwandes als nicht ausreichend angejehen. Das 
Reichögericht ift nunmehr anderer Meinung. Die Sache wird in die vorherige 
Inftanz zurüdverwiejen, um zu prüfen, ob die beiberjeitö bejtehende Spielabficht 
der Gegenpartei erkennbar war und hieraus genügender Anhalt über die Willens: 
einigung, Effektiverfüllung auszuichliegen, entnommen werden fünne. In diefem 
Urteil iſt die haarſcharfe Scheidelinie überichritten, nad) welcher eine aus ben 
Umftänden erfennbare Abficht des Ausichluffes der Effektivlieferung feine Willens: 
einigung über den Ausſchluß darſtellen fann, weshalb das Geihäft nicht als 
Differenzgeihäft aufzufalfen ift. Hierzu gehört, daß die eine Partei der anderen 
ihren dahin gehenden Willen fundgegeben und dieje hiermit, wenn aud) jtill- 
ſchweigend, ihr Einverjtändnis erklärt hat. 

Im Erfenntnifje vom 13. April 1892 wird das Berufungsurteil verworfen, 
weil zur Geltendmachung des Differenzeinwanbdes der beftimmte Nachweis gefordert 
worden war, daß feiner der beiden Kontrahenten ein effektives Geſchäft gewollt 
haben fünne. Ein zwingender Nachweis, der jede andere Möglichkeit ausjchlieht, 
jei nicht zu verlangen. Die Behauptung des Reichögerichtes, es jei fein tat- 
jächlicher Anhalt vorhanden geweien, daß ſich der Hunde die erforderlichen Mittel 
durch Kreditoperationen habe verichaffen fönnen, oder der Kommiſſionär dieſes 
geglaubt habe, mag für den einzelnen Fall unter Berüdfichtigung aller Begleit- 
umftände zutreffend gemejen jein, verallgemeinert enthält fie aber eine völlige 
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Verfennung der Aufgabe des Kredites im gejchäftlichen Leben, da der Käufer 
im Wege der Lombardierung der gefauften Effekten ſich die erforderlichen Mittel 
—— konnte. Nunmehr werden als Anzeichen für ein reines Differenzgeſchäft 
folgende angeſehen: 1. das Mißverhältnis des Einſchuſſes zur Höhe des Enga— 
gements; 2. die beiden Teilen bekannte Vermögensloſigkeit eines der Kontrahenten; 
3. das auffällige Mißverhältnis der dem Kommiſſionär bekannten Vermögens: 
lage des Komittenten zu der Höhe der eingegangenen Verpflichtungen. Von der 
Willenseinigung bezw. der erflärten Abficht des einen Teiles und der Billigung 
durch den anderen, Effektiverfüllung auszuichließen, wird bereits völlig abgejehen. 

Im Erfenntniffe vom 12. Oftober 1892 ſchwimmt man gänzlic in dieſem 
Fahrwaſſer. Das Berufungsgericht hatte noch nach der früheren Meinung des 
Reichsgerichtes angenommen, daß aus den bejonderen Umſtänden des vorliegenden 
alles die behauptete ftillfchweigende Vereinbarung des Ausichlufles der Effektiv: 
erfüllung nicht gefolgert werden könne, weshalb von einer Feſtſtellung dieſer 
Umftände abgejehen war. Das Reichögericht findet hierin in völligem Gegenſatze 
zu den früheren Erfenntniffen eine Verfennung der rechtlichen Borausjegungen 
für die Annahme einer ftilliehweigenden Willenserklärung. Eine jolche kann jet 
aus den die Handlung begleitenden Umftänden geichlofien werden. Sie iſt an— 
zunehmen, 1. wenn in Rüdfiht auf diefe Umftände die Handlungen und Er: 
flärungen eine andere Deutung nicht zulaſſen; 2. wenn nach den Zebenserfahrungen 
diefe Deutung als die regelmäßige erfcheinen muß oder 3. wern gemäß $ 58 I 
4 A.L.R. aus den Handlungen die Abfiht des Handelnden mit Zuverläjfigkeit 
geſchloſſen werden kann. Erfterer Grundjaß ift bereit zutreffend, wenn der Be- 
Eagte den Willen auf Effeftiverfüllung gar nicht gehabt haben kann und der 
Kläger von der Unmöglichkeit der Effektiverfüllung jeitens des Beklagten überzeugt 
jein muß. In weitgehendem Verkennen der wirtihaftlichen Verhältniſſe, die vom 
Reichsgerichte (III. Zivilfenat) im Urteile vom 29. September 1891 jo Har und 
objektiv richtig erfaßt wurden, wird nun angenommen, daß mit voller Zuverläffigkeit 
auf die ftillichweigende Willenserklärung geichloffen werden kann, wen der Umfang 
der Börſengeſchäfte (nicht etwa der tatjählid in Frage kommende mutmaßliche 
Umfang der Differenz) über die DVermögensverhältniffe und den Kredit der 
Beklagten hinausgegangen, dem Kläger diejes befannt gewejen iſt, oder doch bei 
einiger Nahforihung befannt werden mußte. Wenn Bellagter ein wenig be- 
mittelter Kaufmann war, jo fonnte er unmöglich den Willen haben, die Papiere 
gegen Zahlung von hohen Summen monatlidy abzunehmen. Sein Wille fonnte 
nur auf die Begleichung der Kursdifferenz gerichtet jein. Wenn dem Kläger 
befannt war, daß Bellagter über jo hohe Summen nicht zu verfügen vermochte, 
jo konnte er wirkliche Erfüllung nicht in Ausficht nehmen. Sein Vertragswille 
fonnte nur darin beftehen, dem andern Zeile die Pflicht zur Effektiverfüllung 
zu erlaffen. Gier wird beiden Parteien ein Vertragsmille unterftellt, der in 
vielen Fällen wirklich vorhanden fein mag, der aber durchaus nicht vorhanden 
zu fein braucht und deſſen VBorhandenjein tatſächlich erwieſen werden muß, will 
man eine jo weit gehende folge, wie die Unklagbarkeit es ift, hieran knüpfen. 
Durch das Beitehen obiger Umftände, welche den Handelskauf begleiten, kann 
die fragliche Willengeinigung niemals erwiejen werden; denn dem Kommilfionär 
kann es gleichgültig fein, woher der wenig bemittelte Kommittent die Mittel 
hernimmt, um, wenn es erforderlich werden jollte, die Effektiverfüllung zu be: 
wirken; für ihn ift es genug, daß leßterer ihm jo ehrenhaft und vertrauens: 
würdig erjcheint, ſodaß er annehmen fann, er wird, falls er in die Lage fommt, 
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efieftiv zu erfüllen, ſich aud) hierfür die erforderlichen Mittel zu verichaffen wiſſen, 
zumal ihm zu diefem Zwecke ja alle Hilfsquellen kaufmänniſcher Tätigkeit zu 
Gebote jtehen. Der Kommittent kann bei jedem Geichäfte troß geringfügiger 
Mittel die Abficht auf Efjektiverfüllung haben, da cr, wenn er jeinen Perjonal: 
oder Realfredit nicht in ſolchem Maße in Anſpruch nehmen will, durch die börſen⸗ 
techniſchen Einrichtungen, die jederzeit ein Gegengeſchäft ermöglichen, in die Lage 
verſetzt wird, Effektiverfüllung durch dritte Perſonen zu bewirken, wobei für ihn 
de facto durch Skontration nur die Differenz in Frage kommt. Es wird aber 
wohl niemand leugnen, daß in ſolchem Falle tatſächlich Effektiverfüllung, wenn 
auch durch dritte Perjonen, bewirkt worden iſt und daß unſer Kommittent beim 
Abſchluſſe des Geſchäftes unter allen Umftänden die Abficht haben konnte, tat- 
jächlich zu erfüllen, wie aud) der Kommilfionär tatſächlich von der Effektiverfüllung 
durch den Kommittenten überzeugt jein mußte. Die gegenteilige Auffaflung 
des Reichögerichtes wird den neuzeitlichen wirtichaftlichen Verhältniffen, namentlich 
einem entwidelteren Börjenwejen, wie nicht genug betont werden fann, in feiner 
Weiſe gerecht und ftedt ein wenig in ben Anſchauungen eines öfonomijchen 
Philiſtertums, wie es faum vor hundert Jahren herrichend war und zu welchem bie 
Berhältnifje gemäß einer jtarfen agrariichen Agitation zurüdgeltaut werden jollten. 
Don einem intelligenten Richterftande darf man indeſſen wohl nicht erwarten, 
daß einer ſolchen rüdjchrittlichen Bewegung Vorſchub geleiftet werde. 

Die in dem angezogenen Urteile vom Reichögerichte aufgeworfene und als 
weientlich bezeichnete * ob Kläger erwarten konnte, daß Beklagter effektiv 
erfülle, wenn er auf Abnahme der Effekten beitehen würde, muß daher im 
Hinblide auf den üblichen Börſenverkehr unbedingt bejaht werden; denn bie 
Bermögensverhältniffe können für den Ausichluß ber Gifektiverfüllung nicht 
weientlich ind Gewicht fallen, weswegen aud hieraus für die Willensmeinung 
des Kommifſionärs nicht abgeleitet zu werden vermag, daß aud er nur Er: 
ledigung durch Differenzzgahlung gewollt habe. 

Die im vorftehenden befundete völlig veränderte Auffafjung des Reichs— 
gerichts ift auch in der Folgezeit namentlich in den Urteilen vom 25. Mai/23. Juni 
1892, 1. Oftober 1892, 16. November 1892, 19. November 1892, 23. November 
1892, 20. Dftober 1894 und anderen zur Geltung gebradht worden. Sie ift 
bald in der gejamten Rechtſprechung durchgefidert, mit Ausnahme etwa der 
Erfenntniffe des hanjeatiichen Oberlandesgerichtes zu Hamburg, das in tat: 
ſächlicher Beobachtung eines großartigen Weltverfehrs und deſſen Bedürfniffe den 
Hinterwäldler Standpunkt der neueren Wende ſich nicht zu eigen gemacht hat. 
In ähnliher Weile iſt aud das Dberlandesgeriht in Frankfurt a. M. 
verfahren. 

Als ganz bemerkenswert für die Wende mag noch das Urteil vom 
20. Oktober 1894 betrachtet werden‘). Es handelte fi) um Zeitgefchäfte, die 
in einer Höhe von mehr ald einer Million Mark vereinbart waren. Der 
Kommittent verfiel in Konkurs und der Kommiſſionär meldete feine aus dieſen 
Geihäften herrührenden forderungen zur Maſſe an. Der Konkursverwalter 
erhob den Differenzeinwand. In eriter Inſtanz wurde der Kommiſſionär mit 
feiner Klage abgewiejen, in zmeiter jeine Forderung als beredjtigt anerkannt. 
Die Revifionsinttanzg bob diejes Urteil auf und verwies die Sache zur nod): 
maligen Prüfung in die Borinftanz zurüd. Beklagter behauptete, es handle 


) A. a. O. Bd. 34, S. 264, Leipzig 1895. 
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ſich nad) ausbrüdlicher und ftillfchweigender Abrede um Differenzgeichäfte. 
Dieje Behauptung wurde von der Klägerin beftritten und der Differenzeinwand 
für unzuläffig erklärt, weil fie die Geichäfte nicht jelbit ausgeführt, jondern als 
Kommilfionär durd) einen Dritten an der Börje abgeichloffen Habe. Die An: 
nahme der Spielgeichäfte jei vollftändig audgeichloffen, weil nur Kommiſſions— 
aufträge zu Kaufgeichäften vorgelegen hatten. Nach Ausführung der Geſchäfte 
an der Berliner Börje hat Bellagter in allen Fällen die Schlußnoten erhalten. 

Dieje Anſchauung wird als rechtöirrtümlich bezeichnet. Wenn eine Einigung 
über das Spiel um KHursdifferenzen vorhanden war, dann würde die Hlaglofigkeit 
nicht dadurch bejeitigt, daß Kläger nicht als Selbftkontrahent, jondern als Kom— 
milfionär auftrat und mit Willen und Willen des Beflagten auftreten jollte. 
Das ausdrüdliche oder ftillichweigende Einverftändnis über Nichtabnahme, wenn 
auf diefer Grundlage mit einem Dritten fontrahiert worden ift, führt nicht zu 
einer klagbaren Tyorderung gegen ben Beklagten; wahre Kaufgeihäfte braucht 
er nicht für ſeine Rechnung gelten zu laſſen, feine Aufwendungen zu eriegen und 
feine ‘Provifion zu zahlen. Wenn Kläger die Spielichuld bezahlt hat, ftehen 
dem Erſatzanſpruche gegen den Beklagten die $$ 578 und 581 A.L.R. I 11 ent: 
gegen. „Für ihn war e3 gleichgültig, welcher Art die Geſchäfte des Klägers 
mit dem Berliner Bankhauje waren, wenn zwiihen ihm und dem Kläger 
Einverftändnis darüber herrichte, daß er nur jpielen wollte. Er brauchte des- 
halb an ber Form des Gejchäftsverfehrs mit dem Berliner Bankhaufe feinen 
Anſtoß zu nehmen und Eonnte e8 dem Kläger überlafjen, ſich mit jenem Haufe 
auseinanderzuſetzen.“ SHerrichte nun ein derartiges Einverftändnis zwiſchen 
beiden? Bon flägeriicher Seite wird darauf hingemwiejen, daß Beklagter einmal 
tatjächlidd 150000 ME. Phöniraktien, die auf ultimo gefauft waren, abge: 
nommen hat. Das Reichögericht läßt es dahingeftellt, mit einem einzigen Tyalle, 
der ein verichwindend Eleiner Bruchteil der gejamten Geſchäfte war, auf den 
Charakter aller übrigen Geſchäfte zu ſchließen. Unſeres Erachtens kann, ja muß 
ein jolcher Schluß ohne weiters gemacht werben; denn wenn alle übrigen 
Geichäfte fi) in den gleichen Formen wie das Fragliche bewegten und bei diejem 
nicht bloß die Möglichkeit effektiver Abnahme vorhanden war, jondern tat- 
ſächlich eine ſolche ftattjand, dann kann nicht von den übrigen Geichäften behauptet 
werben, daß eine ausdrüdliche oder jtillihweigende Willenseinigung über den 
Ausſchluß der Effektivlieferung vorhanden jein mußte. Gerade das Gegenteil 
einer jolchen Einigung muß mit logiicher Notwendigkeit Hieraus geichlofien 
werden. Das Reichsgericht findet aber in den tatſächlichen Vorgängen feine 
Abnahme. Es ift nämlich das jet März 1891 jchwebende Engagement in 
Phöniraftien ultimo Juni nicht verlängert worden. Kläger hat erklärt, Die 
Papiere jeien abgenommen, worauf er mit dem Kurswerte ultimo Juni belaitet 
wurde. Vom 26. bis 28. Auguft 1891 find die Papiere behufs Befriedigung 
des Guthabens nad) und nad verfauft und das Konto des Beklagten ift in 
der Höhe des Verkaufswertes wieder entlaftet. Das Reichögericht bemerkt hierzu: 
„Aus diejer Art der Auflöfung der Engagements ergibt fi) nichts gegen die 
Natur des Geſchäftes ala eines reinen Differenzgeichäftes; denn dasjelbe hat ſich 
für den Beklagten ebenjo, wie in allen übrigen Fällen, in die Kursdiffereng 
aufgelöft.“ Wie hier zwei völlig verjchiedene Geſchäfte, die nichts mit einander 
zu jchaffen haben, von denen das eine auch nicht als Gegengeſchäft des 
anderen aufgefaßt werden darf, zujammengeworfen werden fönnen, um nur auf 
alle Fülle zu einer Kursdifferenz zu gelangen, ift ſchlechterdings nicht einzujehen. 
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Bei dem erften Geichäfte werden die Papiere effektiv abgenommen. Damit iit 
das Geſchäft beendet. Nachdem der Erfüllungstermin des erſten Geichäftes 
monatelang verjtrichen ift, wird ein Verkaufsgeichäft bewirkt, wobei ſich der Be- 
fer jeiner tatlächlich vorhandenen Papiere entäußert. Zwiſchen dem Preiſe des 
Kaufes und dem des Verfaufes bejteht naturgemäß ein Unterichied, weshalb 
aus den beiden Geihäften ein Gewinn ober ein PVerluft für den Beklagten 
herausſpringen mußte. Wollte man deshalb beide Geichäfte zufammenfafien und 
ala ein Diferenageichäft betrachten, jo würde wohl faum ein beliebiges Geichäft 
von diejem Verdachte verſchont bleiben, welches zwiſchen Kaufleuten abgeſchloſſen 
wird, welche die Ware oder die Effekten ausichlieglich zum Zwecke des Verkaufes 
einfaufen. Sie alle wollen an der Differenz der Preiſe oder der Kurſe ver: 
dienen. Das iſt der ausichliegliche Beweggrund ihrer gejamten Tätigkeit. Für 
fie löſen fih alle Geichäfte ichließlich in die Kurs- oder Preisdifferenz auf. 
Aus der wörtlic angeführten Aeußerung ergibt ſich, wie wenig handels- und ver: 
fehröfreundlih die Haltung des Meichögerichtes bei der damals überhand- 
nehmenden börjenfeindlichen Strömung wurde. 


Bis jetzt fteht in dem behandelten alle in Betreff des Ausichluffes der 
Efteftivlieferung noch immer Behauptung gegen Behauptung. Woraus joll num 
aber die ſtillſchweigende Willenseinigung nad) dieſer Richtung gefunden werden ? 
Die höchſte Wahrſcheinlichkeit über eine Vereinbarung des Spielgeſchäftes iſt 
vorliegenden Falles im folgenden zu finden: 1. dem Börſengeſchäfte völlig fern— 
ſtehender Lebenslauf; 2. überaus ſtarkes Mißverhaͤltnis der Vermögenslage zum 
Umfange des Engagements; 3. die von vornherein geringe Dedung; 4. die leb- 
hatte Fortſetzung des Geichäftes, nachdem die Dedung bereit3 abjorbiert war. 


In dieſem Urteile liegt jonad) eine genaue Formulierung der veränderten 
Auffaffung des Differenzgeichäftes von jeiten des Reichsgerichtes vor, wie fie 
jeit 1892 üblich geworden war. Nach dem Urteile vom 17. November 1894 ') 
wird nochmal ausdrüdlic; betont, daß es nicht auf die Höhe der Differenz, 
iondern auf die Höhe der eingegangenen Verpflichtungen anfommt. Die Mög- 
lichkeit, vor dem Stichtage ein Gegengeihäft abzuichließen, wird anerfannt. 
Hierdurch wird aber die Spielnatur des Grundgeſchäftes, vorausgeſetzt, daß jie 
fh aus den jonitigen Umftänden des Falles ergibt, nicht bejeitigt; denn der 
Abſchluß des Gegengeichäftes iſt nichts anderes als eine verfrühte Differenz: 
ausgleihung. Dieſe Auffaſſung ift falſch. Eine Differenzausgleihung findet 
et am Stichtage durch Skontration ftatt. Von einer verjrühten Differenz: 
ausgleihung kann beim reinen Differenzgeichäfte feine Rebe jein, weil hierdurch 
dad Geichäft ala Differenzgeichäft aufgehoben würde; denn das Weſen desjelben 
liegt gerade darin, daß der Unterjchied des vereinbarten Preijes und des Preiſes 
bes Stichtage3 von dem verlierenden an den gewinnenden Zeil entrichtet werden 
jol. Wenn daher vor dem Stichtage unter der Vorausjegung des Spieles ein 
zweites, dem eriten entgegengejegtes Geihäft abgeichlofjen wird, fo Liegen zwei 
Differenzgeichäfte, die von einander unabhängig find, vor, bei denen der Preis 
jedes einzelnen Geichäftes auf den des Lieferungstages bezogen werden muß, 
um die Differenz feitzuitellen. Wohnt aber dem Geſchäfte nicht der Charakter 
des Spieles inne, iſt e8 auf Grund von Börlenufancen abgeichloffen, welche 
Efreftiverfüllung gemährleiften, jo Liegt ein effektives Termingeſchäft vor, das 


) Ibid. Leipzig 1895, Bd. 34. Bal. auch Monatsichrift ir — und Bank— 
weſen ꝛc. von Dr. Paul Holdheim, IV. Jahrg., Berlin 1895, 33. 
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durch keine Kafuiftit der Welt zum reinen Differenzgeichäfte geftempelt werden 
fann. Ein Gegengeihäft, das in dieſem Falle zur Dedung dient, hat ben 
Zweck, die Effektiverfüllung durch eine dritte Perjon bewirken zu lafjen. Kann 
aber eine Sicherung nit mit Nußen bis zum Erfüllungstage bewirkt werden, 
jo fteht die Prolongation zu Gebote, durch welche die Effeftiverfüllung lediglich 
binausgejhoben aber nicht bejeitigt wird. Kann nun aber aus irgend welchen 
Gründen eine Prolongation nicht bewirkt werden, jo hat der Käufer effektiv ab- 
zunehmen. Sat er nicht die Mittel, jo vermag er fie fi dur Verpfändung 
der Papiere zu verichaffen, wobei e8 fi) immer nur um einen vorübergehenden 
Geldbedarf handelt, der nur bis zur Realifierung der Papiere anhält und mit 
deren Wertveräußerung verichwindet. Die Anficht des Reichögerichtes, daß es 
fih in joldem Falle nicht um einen vorübergehenden Bedarf an Geld hanbelt, 
zeigt mithin einen bedauerlichen Mangel an Kenntnis der realen Berhältnifie. 


Was nun die Zonkludenten Umstände anbetrifft, falls nicht in der Tat 
eine MWillenseinigung über den Ausihluß der Effektivlieferung durch den nad 
diefer Richtung betätigten Willen ftattgefunden hat, jo kann aus ihnen nichts 
für das Beftehen eines Differenzgeichäftes geichloffen werben. 

Zuvörderſt ift daran zu erinnern, daß bei einem Kaufvertrage niemals 
von einem Differenzgeſchäfte geredet werben kann, die rechtliche Natur des Kaufes, 
d. h. des gegenjeitigen Vertrages auf Übergabe einer Sache in das 
Eigentum des andern Teils gegen Verpflichtung zur Abnahme und Bezahlung 
des Preiſes an den erfteren Zeil, hat mit dem alternativen Bertrage, 
nad) welchem der eine Zeil beim Eintreten gewiffer, meift zufälliger Bedingungen 
an den anderen Zeil eine Leiftung zu bewirken oder von ihm zu empfangen hat 
ohne irgend eine Gegenleiftung, nichts zu jchaffen. Lebterwähnter 
Vertrag, der Differenzvertrag, hat allerdings mit dem Spiele oder auch mit der 
Sponfio eine weitgehende Nehnlichkeit, ohne jedoch, was hier nicht weiter begründet 
werden joll, mit beiden zujammenzutreffen'). Der Kaufvertrag ift von allen 
dreien himmelweit verjchieden und fann nicht mit ihnen verwechielt werden; 
denn er ilt, was grundlegend feitgehalten werden muß, ein Vertrag über eine 
zweifeitige Leiftung, während Differenzgeihäft, Spiel und Wette Verträge 
find über alternative einjeitige Leiftungen. Wie nun die Erfüllung des 
Kaufvertrags ftattfindet, ob fie durch Hergabe eigener Mittel, oder durch ſolche 
dritter Perfonen bezw. durch Uebertragung des Schlußjcheines auf dritte Per: 
jonen, durch Gegengeichäft oder Kredit, durch Prolongation oder Lombardierung 
bewirft wird, ift für die rechtliche Natur des KHaufgeichäftes völlig gleichgültig 
und kann auf diefe eine Einwirkung nit ausüben. Wenn alfo der eine 
Kontrahent nicht die zur Erfüllung erforderlichen Mittel befitt, jo wird dadurd) 
der Kaufvertrag nicht zum einjeitigen Differenzvertrage, aud) wenn der andere 
Kontrahent hiervon unterrichtet ift; wie ſich der erfte bis zum Erfüllungstage 
die erforderlichen Mittel verichafft, ift für den zweiten gänzlich unerheblich, wenn 
er in ihn das Vertrauen hegt, daß er ordnungsgemäß erfüllen wird. Gerichts- 
jeitig dem Kommilfionär nun jeine Vertragsfähigkeit beichneiden zu wollen, indem 
bemerkt wird: „Diefer Mann hat nicht Vermögen genug, du darfſt mit ihm 
fein reales Lieferungsgeichäft eingehen, wir fönnen nicht dulden, daß du ein jolches 
Vertrauen zu ihm haft; tuft du es aber dennod), jo müflen wir dich ſchützen; 


+) Bol. Windiheid, Dr. Leonhard, Lehrbucd des Bandeltenrechtes, Bd. IL, 8. Aufl, 
Frankfurt 1900, S. 798 ff. 
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denn wir erklären das Geichäft troß genauefter Stipulationen für einen einjeitigen 
Vertrag, für ein Differenzgefhäft, wodurd du entiprechend gewarnt biſt!“ kann 
ın feiner Weiſe angängig jein, wenn nicht in diefer Hinſicht Willtür an Stelle 
des Rechtes treten und der mirtichaftliche Verkehr in mweitgehender Weiſe unter: 
bunden werden joll. Dazu kommt noch, daß niemand, der nicht die Ware auf Lager 
nehmen oder jelbft verbrauchen will, oder der die Effekten nicht zum Zwecke der 
Anihaffung kauft, die volle Höhe des Kaufpreijes flüffig zu halten genötigt ift, ſondern 
höchſtens nur für den Preisunterichied zwijchen Raul und Erfüllung aufzulommen 
bat, weshalb auch aus diefem Grunde das Verlangen auf Dedung der vollen 
Höhe ungerechtfertigt ift. Solches bezweckt doch auch bereits Art. 357 des Allgem. 
d. Handelägejeßbuches, indem im Falle der Nichterfüllung die Entrichtung der 
Tifferenz verlangt werden kann. Diejes trifft nicht bloß für Zeitgeichäfte ſondern 
für den ganzen faufmänniichen Geichäftsverfehr zu, und wenn der Kaufmann 
me mehr Ware einkaufen dürfte, als er zur Zeit verfügbare Mittel befitt 
und von dem Kredite abitrahieren müßte, jo würde der Handel bald in Verfall 
geraten. Im mirtichaftlichen Verkehre können ſolche Geichäfte ohne Rüdficht 
darauf, daB der eine oder andere durd fie einen Schaden erleiden kann, nicht 
entbehrt werden, zumal es ſich in allen diejen Fällen um den Beſitzwechſel wirf- 
Iiher Ware oder Werte handelt mit Ausnahme bes einzigen Falles, wenn der 
Kommiſſionär ſowohl den Auftrag des Grundgeichäftes ala auch den des Dedungs: 
geihäftes durch Selbiteintritt erledigt. Die rechtliche Natur des Kaufs wird 
hiedurch aber in feiner Weile berührt und Kauf bleibt Kauf. Das Miß— 
verhältnis der DVermögenslage zum Umfange des Engagements kann daher den 
Kauf nicht zum Differenzgeichäfte ftempeln, und es ift fein Ausſchluß der Effefiv- 
lieferung vorhanden, wenn die Handelsobjekte jofort nach Uebernahme wieder 
veräußert oder die börjenmäßigen Einrichtungen der Liquidationsfaffen bezw. 
Efontration zum Zwede der Erfüllung in Anſpruch genommen werben'). 


Dann ſoll der den Börjengeihäften völlig fern ftehende Lebensberuf ein 
Anzeihen für den Differenzeharakter des Geichäftes fein. Solange aber Termin: 
und jonftige Zeitgeichäfte nicht verboten find und e3 jedermann, auch dem Nichtfauf- 
manne, erlaubt ift, einen Kauf oder Verkauf zu unternehmen, fann der Hlaufvertrag 
nicht dadurch zum einjeitigen Differenzvertrage werden, daß er von einer nicht 
mit den Stempel der Kaufmannseigenſchaft verjehenen Perjon ausgeführt worden 
Mt. Die äußere Stellung der Perjonen vermag auf die rechtliche Natur des 
Vertrags nicht zurückzuwirken. Höchſtens könnte der Regifterrichter Veranlaffung 
nehmen, falls ſolche Geichäfte gemerböämäßig betrieben werden, den Verpflichteten 
gemäß den geſetzlichen Vorſchriften zwangsweiſe zur Eintragung in das Handels: 
regiiter anzuhalten (88 1, 13 und 29 9.6.8.). 

Was die geringe Dedung betrifft, jo fann es für das vorliegende Rechts: 
geihäit völlig gleichgültig fein, ob der Kommiſſionär erhebliches oder minder 
erhebliches Vertrauen in die Ehrenhaftigfeit jeines Kommittenten jeßt und dem— 
gemäß gar feine, oder nur geringe, oder eine hohe Dedung verlangt. Falls ein 
ernfihaftes Termingeſchäft vorliegt, kann die geringe Deckung auf die rechtliche 
Natur des Geichäftes nicht einwirken. Bei unterbliebener Dedung etwa von 
einem Spiele zu Iprechen, heißt eine Unterftellung zu machen, die von demjenigen, 
der fie macht, doch erft bewiejen werden muß. Das Gleiche gilt auch für den 


, ) Wiener, Dr. H., Das Differenzgeihäft vom Standpunkte der jegigen Recht— 
Iprehung, Berlin 1893, ©. 41. 
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Fall, wenn das Geichäft nad) Abjorbierung der Dedung jortgejeßt wird. Dieler 
Umſtand ift für die rechtliche Natur des Geſchäftes völlig irrelevant, und Die 
Rechtſprechung darf es nicht hindern, wenn dem Kommilfionär infolge jeines 
Vertrauens mögliche Berlufte drohen. 

Die konkludenten Umſtände verſagen demnach, um einen zmweijeitigen Ver— 
trag zu einem einjeitigen zu ftempeln. Nun iſt aber der Fall denkbar, das 
eine Simulation vorliegt, welchen Fall das Reichsgericht durchweg ange— 
nommen zu haben jcheint. Der Lieferungstauf it bloß zum Schein abgeichlofien, 
extra protocollum beitehen Nebenabreden, welche wirkliche Erfüllung ausichliegen, 
wodurd allerdings, wenn dieſe Nebenabreden rechtöverbindlich find, der Kauf: 
vertrag nicht beitehen und nur ein einjeitiger Differenzvertrag vorliegen würde. 

Um nun die Simulation zu erkennen, bat Munk zwiſchen einer Simu: 
fationsabrede und einen bloßen für den Gegenfontrahenten erkennbaren Mangel 
bes Willens, ſich im Sinne des ala Willensinhalt Geäußerten zu verbinden, 
unterichieden und als beſſer zum Ziele führend, Differenzgejchäfte zu erfennen, 
empfohlen, den vorhandenen Willensmangel feitzuitellen, der von der andern 
Seite erfannt worden ift. Denn die Simulationdabrede muß fih durch ſchlüſſige 
Erklärungen gegenüber dem andern Teile fund tun’). Wiener hält dieje Unter: 
iheidung nicht für zutreffend. „Sit e8 für die Gegenjeite erfennbar, daß die 
ihr gegenüber abgegebene Erklärung nur zum Scheine und zwar zur Verdeckung 
eines auf ein anderes Rechtsgeſchäft gerichteten Willens, den die Gegenjeite er: 
fennen Toll, abgegeben it, jo gibt fie durdy) den Mangel eines Widerjpruches 
biergegen ihr Einverftändnis zu erfennen, inäbejondere auch dazu, daß ihre 
eigene Erklärung in demielben Sinne aufgefaßt werden joll?).“ Eine till: 
ihweigende Abrede gibt es wohl nicht; denn fie ift ein logiicher Wider: 
ſpruch. Freilich kann ein Schweigen oft vieljagend jein, aber eine Rede kann 
nicht ſchweigend gemacht oder gehalten werden, weshalb auch eine ftillichweigende 
Abrede nicht denkbar iſt. Zu einer Simulationsabrede gehört demnad, wie Munk 
mit Recht behauptet, ein Vertragsabſchluß, eine Erklärung des Willens, die ſich 
durch ſchlüſſige Handlungen vollzieht. Aber auch der Willensmangel auf Aus: 
ihluß der Lieferung muß der Gegenpartei erfennbar gemadt, d. h. ausdrücklich 
mitgeteilt werden. Das geichäftliche Leben geftattet nicht den Schluß aus fon- 
Hudenten Handlungen. Die Abfiht der einen Partei, die effektive Erfüllung 
auszuſchließen, kann feine ſtillſchweigende Jein, fie muß durch Willenskfundgebungen 
der andern Partei erkennbar gemacht werden. Damit eine Willenseinigung er: 
zielt wird, muß dieſe der eriten Partei ihre Zuftimmung erweilen. Hiebei ift 
es nun in Frage geitellt, ob die Zuftimmung eine ausdrüdliche jein muß 
oder eine jtillihmweigende jein fan. Unſers Erachtens kann der Mangel eines 
Widerſpruches als Zuftimmung zu der erfennbar gemadten Abficht der 
Gegenpartei aufgefaßt werden. Ein Differenzgeihäft würde aljo nur 
dann vorliegen, wenn bei einem Zeitgeichäfte die eine Partei 
ihre Abjiht auf Ausſchluß wirflider Erfüllung der andern 
Partei durch Handlungen zur Kenntnis bringt und dieje hierzu 
ihr ausdrüdliches oder ftillihweigendes Einverftändniß zu er: 
fennen gibt. Damit wäre die Grenzlinie zwiſchen Differenz: und Termin— 
geichäft, zmwiichen einem zmeijeitigen DVertrage, dem Kaufvertrage und dem ein: 


Munt, Mißbräuche an der Börje, Berlin 1892, ©. 22. 
) Wiener, Dr. H., Das Differenzgeihäft vom Standpunft der jepigen Recht— 
jprehung, Berlin 1393, ©. 43. 
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kitigen Vertrage, dem Differenzvertrage feitgeitellt, und es ift nicht zu billigen 
und auch im Sinne einer gejunden Volkswirtſchaft nicht zu erachten, wenn die 
Rehtiprehung, um eine immer breitere Bafıs für das Differenzgeichäft zu ges 
winnen, schließlich ohne erfennbar gemachte Abrede aus den begleitenden Um: 
Händen, entgegen dem ausdrüdlicd in dem Schlußſcheine fundgelegten Vertrags: 
willen, den Parteien oder einer derjelben die Simulationsabficht ohne weiteres 
unterftelt. So fann aus den jehlenden Mitteln bei Eingehung des Gefchäftes 
höhftens geichlofien werden, daß die Möglichkeit der Effektiverfüllung nicht 
vorhanden ift. Hieraus aber auf einen Mangel des Willens zu jchliehen, 
nicht effektiv erfüllen zu wollen, ift beim Fehlen einer bündigen hierauf ab: 
zielenden Willenseinigung der Parteien feineswegs geitattet, jchon aus dem 
Grunde, weil die Mittel bis zu der fraglichen Zeit auf irgend einem Wege 
beihafftt werden fünnen. Ganz ausgeſchloſſen ift der Differenzeinwand, wenn 
bei Gejchäften, die unter gleicher Rechtsform abgeichloffen worden find, das eine 
oder andere zur effektiven Erfüllung gelangt, oder bei einem ein Zeil effektiv 
realiftert wird, weil hierbei der Schluß zwingend ift, daß bei den übrigen effek— 
tive Erfüllung nicht ausgeichloffen gemweien jein kann. Ganz dad Gleiche ift der 
all, wenn bei ſolchen Geſchäften Bezugsrechte auf neu auözugebende Papiere 
erlangt und dieſe zu Gunften des Käufers realifiert werden, oder wenn bie 
Papiere für den Kemmiliseien zur Teilnahme an einer Generalverfammlung 
angemeldet werden. 

Solche Abreden zwilchen den Parteien, wie: „Sie brauden ja nicht effektiv 
ju erfüllen!“ oder: „Wirkliche Lieferung und Abnahme braudyt nicht ftattzu= 
finden; hierüber brauchen Sie fid) feine Sorgen zu maden“ 2c., bilden feine 
Abrede auf Ausichluß der Effektiverfüllung und können zum Beweiſe des Differenz: 
geichäftes nicht herangezogen werden, meil fie lediglih informatoriidhen 
Charakter befiten und dem Kunden Mittel und Wege anzeigen jollen, wie er 
unter Benüßung börſentechniſcher Einrichtungen fih von der Erfüllungspflicht 
befreien, dieje auf Dritte übertragen kann x. '). Sie find nur als Animier: 
vertuche anzujehen, die im kaufmänniſchen und gewerblichen Leben bei Eingehung 
von Geſchäften die Regel bilden und nicht nur erlaubt find, jondern im wirt: 
Ihaftlichen Intereffe verlangt werden; jede Mutter lobt ihre Butter! ft da— 
gegen vom Kommittenten nicht ausdrücklich das Recht und die Pflicht auf Effektiv: 
errüllung ausgeichloffen worden und hat hierüber eine ausdrüdliche oder ftill- 
ihmeigende Willenseinigung ftattgefunden, ift ferner von ihm die Schlußnote, 
in welcher jedem Zeile das Recht auf Effektiverfüllung gewahrt iſt ), unter: 
ihrieben worden, jo ift für ihn feine Möglichkeit vorhanden, ſich beim Miß— 
Iingen feinen Epefulation hinter der Simulation zu verſchanzen und den Differenz- 
einwand zu erheben. Als verfügungsfähiger Menih muß er willen, wozu er 
fh verpflichtet; auch liegt nicht der mindefte Grund vor, dieſe Verpflichtung als 


') Bgl Bendiren, Dr. Fritz, Die Einrede des reinen Differenzgeihäftes und die 
Rehtiprediung des Reichsgerichtes in er Monatsichrift für Attienrecht und 
Bankweſen, Berlin 1895, Jahrg. IV, Nr. 4 113: „Ich wüßte nicht, wie man einem 
mit der Börſe und der Börfenfpetulation nicht Bertrauten die Sache mit kurzen Worten 
trefiender bezeichnen follte. ... Daß die Worte als Belehrung gemeint find, ergibt der 
Zuiammenbang.“ 

® das die Auffaſſung der Schlußiheinbedingungen in der Redtiprehung vgl. 
Leiſt, Differenzgeichäft und Differenztaufel in Conrad's Jahrbüchern für National- 
Hlonomie und Statiftil, 3. Folge, Bd. 1, S. 801 ff. und deflen Kritik: Rümelin in frit. 
Bierteljahre jchrift für Geieggebung und Rechtswiſſenſchaft, N. F. 7, Bd. 16, ©. 198 ff. 


510 Wermert. Ueber Weſen und Bedeutung der Differenzgeichäfte in rechtliher und 


nicht ernfthaft, als fimuliert anzunehmen, und da Zreu und Glauben im Ber: 
fehre nicht gemindert ſondern tunlichit verbreitert werden jollen, jo fönnen wir 
e8 nur für eine eble Aufgabe unjerer Rechtſprechung anjehen, Die Maſchen 
tunlichſt zu verengern, durch welche der Wortbrüchige zu entſchlüpfen verſucht, 
anſtatt mit allen Mitteln juriſtiſchen Scharffinnes ihm beizuſtehen, ſich bar aller 
Scham jeinen Verpflichtungen zu entziehen. 


IV. Die neuefte Geſetzgebungsphaſe und das Differenzgeichäft. 


Mährend das frühere Reichsrecht die Tragen des Differenzgeihäftes kaum 
berührt, gejchweige denn geregelt hatte und partifularrechtlihd mit Ausnahme 
des Königreiches Sachſen ausreichende Beitimmungen nirgends getroffen waren, 
bat in neuerer Zeit die Geſetzgebung des Deutichen Reiches ſowohl im Börjen- 
gejege ala auch im Bürgerlichen Geſetzbuche Verjuhe zu einer Regelung diefer 
wiberjpruchövollen und unflaren Materie unternommen. Mit welchem Erfolge 
die Geſetzgebungsmaſchinerie in Bewegung gelegt worden ift, mag die folgende Be— 
tradhtung zeigen. Wir wollen uns hierbei jeder vorgefaßten Meinung entichlagen 
und die bezüglichen gejeglichen Beitimmungen von vornherein weder ala abfolut 
volltommen, noch ala völlig unzutreffend anjehen. Ihre zutreffende Kritif werden 
fie ftet3 durch ihre Wirkungen erfahren, aus denen ſich ergeben muß, ob mit 
ihnen ein Erfolg erzielt oder ein Mißerfolg herbeigeführt worden if. 

Was dad Börjengejek anbelangt, jo fommen vornehmlich die 88 66 
und 69 in Betradt. 

8 66 B.G. beitimmt, daß durch ein Börlentermingefhäft in einem 
Geſchäftszweige, für welchen nicht beide Parteien zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes 
in einem örlenregifter eingetragen ſind, ein Schuldverhältnis nicht begründet wird. 

Das Gleiche gilt von der Erteilung und Uebernahme von Aufträgen, 
jowie von der Vereinigung zum Abſchluſſe von Börjentermingeichäften. 

Die Unmirkjamfeit eritredt ſich auf die beftellten Sicherheiten und die ab: 
gegebenen Schuldanerkenntniſſe. 

Eine Rüdforderung deſſen, was bei oder nad völliger Abwidelung des 
Geichäftes zu feiner Erfüllung geleiftet worden ift, findet nicht ftatt. 

Diefer Paragraph hat nad unjerer Auffaffung, entgegen den vielfachen 
anbderweitigen Annahmen, mit dem Differenzgeihäfte und dem Differenzeinmande 
nichts zu ſchaffen. Er bezwedt eine wirkſame Einjchränfung des Kreijes von 
Perjonen, welche Börjentermingeihäfte mit rechtlicher Geltung eingehen fönnen, 
und da die Börjentermingeihäfte den größten Zeil der Börjengeichäfte aus: 
maden, wird durch ihn eine Einichränfung des Börſenverkehrs mit bewußter 
Abſicht herbeigeführt. Hierin ift der ausgeſprochene Wille des Gejetggebers be: 
gründet. Um diejen Willen durchzuführen, wird neben dem beftehenden Differenz: 
einwande und ohne irgend, welhe Rückſichtnahme auf ihn — dieje erfolgt erit 
in $ 69 8.6. —, der Regiſtereinwand neu eingeführt. Er erftredt fich nicht 
nur auf Differenzgeichäfte, jondern auf jämtliche Börfentermingeichäfte, auch auf 
diejenigen, welche mit der realiten Abfiht auf Erlangung der Ware oder ber 
Wertpapiere abgeichloffen worden, demnah wahre Anſchaffungsgeſchäfte find. 
Alle dieje Geichäfte find unter Berücfichtigung der in den $$ 67 und 68 B.G. 
enthaltenen Ausnahmen nichtig, wenn nicht beide Kontrahenten zur Zeit des 
Geihäftsabichluffes Für dieſen Gejchäftszweig in einem Börjenregiiter ein: 
getragen waren. 
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ieh = War find nun in 348 B. G. genau definiert. Sie müſſen 
die befannten drei Merkmale befigen : 

1. erfordern fie ein Kauf: oder Anſchaffungsgeſchäft auf eine feitbeftimmte 
Geferungäzeit oder mit einer feftbeftimmten Lieferungsfrift, demnach den Charakter 
eines FFirgeichäftes ; 

2. müflen fie nad Geihäftsbedingungen geichloffen werden, die von dem 
Börjenvorftande für den Terminhandel feitgeiegt find; 

3. hat für die an ber betreffenden Börje geichloffenen Geichäfte ſolcher 
Art eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen zu erfolgen. 

Diele Definition, welche mit Abficht an die Spite des IV. Abichnittes des 
Börfengejeges, der die Beftimmungen über den Börjenterminhandel enthält, ge: 
tellt worden ift, ift unfraglic; maßgebend für die folgenden Paragraphen, jomit 
ah für $ 66 B.G.; denn ſonſt würde die Aufnahme diefer Definition in das 
Börlengejeg überhaupt als finn: und zwedlos angejehen werden müſſen. Dem: 
nah find alle Geſchäfte, welche nicht die obigen Merkmale befigen, ſonach fon: 
fige Termin- und Beitgejchäfte von dem Regiftereinwande geſetzlich ausgeichloffen. 

Nun find die Börlentermingeihäfte entweder erlaubt oder verboten. Nach 
350 B.G. ift der Börienterminhandel in Anteilen von Bergwerks- und Fabrik: 
unternehmungen unterjagt und in andern Papieren nur dann geitattet, wenn 
das Kapital der Ermwerbögejellihaft mindeitens 20 Millionen ME. beträgt. 
Ferner iſt der börfenmäßige Terminhandel in Getreide und? Mühlenfabrikaten 
unterfagt. Mit der Unterfagung bezw. Beichränfung des Börjenterminhandels 
werden jelbitredend auch die Börjentermingeihäfte unterjagt bezw. beichräntt, 
weil fih der Handel unzweifelhaft aus den einzelnen Gejchäften zujammenjegt. 

Was nun den Börjenhandel in Waren im allgemeinen anbetrifft, jo hat 
eine Beichränfung desjelben nicht jtattgefunden. Es kann ſonach ohne jede 
Beiterung jede Ware ohne Ausnahme an der Börje gehandelt werden. Da: 
gegen müfjen die an der Börje gehandelten Wertpapiere zu diefem Handel zu: 
gelaffen werden, welche Zulaffung in den 88 36—47 B.G. eine eingehende 
Regelung erfährt. it ein Wertpapier nicht zugelaffen, jo darf e8 troßdem an 
der betreffenden Börſe gehandelt werden, und die bezüglichen Geſchäfte haben 
volle civilrechtliche Gültigkeit. Die Folgen der Nichtzulaffung oder der Nicht: 
aachſuchung der Zulaffung find ausſchließlich börjenpolizeilicer Natur; es darf 
eine amtliche Feſtſtellung des Preijes nicht erfolgen, die Geichäfte find von der 
Benugung der Börjeneinrichtungen ausgeichloffen und dürfen von Aursmaklern 
nicht vermittelt werden; ferner dürfen für joldhe Geichäfte, wenn fie an der 
Vörſe abgeſchloſſen jind, Preisliften (Hurszettel) nicht veröffentlicht werden, aud) 
nicht in mechanisch hergeitellter Vervielfältigung zur Verbreitung gelangen. Die 
Börienordnung kann aber in leßterer Hinficht für bejondere Fälle Ausnahmen 
gettatten. 

Mit der Zulaffung der Waren und Wertpapiere zum Börlenhandel it 
die Zulaffung derjelben zum Börjenterminhandel nicht gegeben. Dieje hat 
auf Grund der Vorichriften des $ 48 B.G. zu erfolgen. Für Wertpapiere ent— 
iheiden hierüber die Börjenorgane nad) näherer Beitimmung der Börjenordnnung. 
In Betreff der Waren haben die Börfenorgane vor der Zulaffung Vertreter 
der beteiligten Erwerbszweige gutachtlicdh zu hören und das Ergebnis dem 
Reihäkanzler mitzuteilen. Die Zulaffung darf erft dann erfolgen, wenn ber 
Reichskanzler erklärt hat, daß zu weitern Ermittelungen feine Veranlaffung vorliegt. 
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Mie bereits bemerkt, ift der Börjenterminhandel (von der Inkorrektheit des 
Abſatzes 3 des 5 50, der plößlih vom börjenmäßigen Terminhandel jpricht, 
ſehen wir ab) Fiir gewiſſe Papiere und Waren verboten. Die Folgen dieſes 
Verbotes ($ 51 B.G.) find lediglich börſenpolizeilicher Natur, wie bei der Zu— 
laſſung zum Börſenhandel gemäß 8 41 B. G. Der gleiche Wortlaut der ge— 
nannten beiden Paragraphen ſtellt Diet unangreijbar feſt. Wenn der Börſen— 
terminhandel unterjagt oder die Zulaffung endgültig verweigert ift, jo find die 
Börjentermingefhäfte in diejen Waren oder Wertpapieren von der Benutzung 
der Börjeneinrihtungen ausgeihloffen, fie dürfen von den Kursmaklern nicht 
vermittelt werden; ferner dürfen für ſolche Geſchäfte (Borausjegung it der Ab: 
ihluß im Inlande) Preisliſten KKurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechaniſch 
bergeltellter Vervielfältigung verbreitet werden. Irgend welche civilrechtliche Folgen 
hat der Geſetzgeber nicht gewollt, da hiefür weder im Geſetze noch in den 
Motiven die leiſeſte Andeutung vorhanden iſt. Auch kann mit Recht behauptet 
werden, daß das Geſetz einen ſo tiefen civilrechtlichen Eingriff in den Geſchäfts— 
verfehr, die Nichtigkeit der Börjentermingeichäfte in den jogen. verbotenen Papieren 
und Waren herbeizuführen, nicht beabjichtigt hat. Wenn jedoch diefe Geichäfte von 
den Börjeneinrichtungen ausgeſchloſſen find, jo ermangeln fie des Merkmals 2 
und 3 der Börjentermingeichäfte nach $ 48, weshalb fie überhaupt feine Börſen— 
termingejhäfte find. Es kann infolge deffen der Satz unbeitrittene Gültigkeit 
beanjprudyen, daß Börjen termingejchäfte i in den verbotenen Waren und Papieren 
unmöglih find. Dagegen ift aber ein Terminhandel in ihnen auch an der 
Börfe möglich, wie auch em ſolcher Terminhandel nit nur möglich, jondern 
geradezu erwünſcht ift, der ſich auf Papiere erftredt, die ſich vielleicht für die 
Zukunft al8 geeignet für den Börjenterminhandel erweilen und deren Zulafiung 
dann zu beantragen ift. Nach dem Börſengeſetze kann ſonach ein dreifader 
Terminhandel ftattfinden. 

1. Börjenterminhandel, der fi aus Börjentermingeihäften gemäß $ 43 
B.G. zulammenfeßt; 

. Terminhandel in verbotenen Waren und Papieren, der von der Mit: 
wirkung der Börfenorgane unabhängig ift und von der Börje ausgeichlofien wird, 
jomeit * ſich in den für Börſentermingeſchäfte üblichen Formen vollzieht (83 51 
Abi. 2). 

3. Terminhandel in Waren oder Wertpapieren, deren Zulaffung zum 
Börjenterminhandel nicht nachgeſucht ift, demnach durch die Verbotsbeitimmungen 
des $ 508.6. nicht getroffen ift und der ſich der Börjeneinrichtungen bedienen 
darf, durch Kursmakler vermittelt werden kann und für welche auch Kurszettel 
zur Veröffentlichung bezw. in mechaniſch vervielfältigter Form zur Verbreitung 
gelangen dürfen. Daß das Börſengeſetz die civilvechtliche Nichtigkeit an das in 
$S 50 enthaltene Verbot nicht hat knüpfen wollen, erhellt am beiten aus dem 
Umftande, daß ein Zerminhandel in diejen verbotenen Papieren und Waren 
unter der bemerkten Vorausfegung nicht einmal von der Börje ausgeſchloſſen ift.') 
Wenn aud das Reichsgericht in ſeinen Entſcheidungen, die ja zu verſchiedenen 
Zeiten verſchieden ausfallen können, zeitweilig zu einer differenten Auffaſſung ge— 
langt, ſo kann uns das in unſerer Auffaſſung der einſchlägigen Beſtimmungen 





1) Aus dieſem Grunde kann auch nicht $ 134 B.G. B. zur Begründung der civil- 
rechtlichen Nichtigkeit beſagter Geſchäfte herangezogen werden, weil ein geſetzliches Verbot für 
dieje Geſchäfte nad der Vorſchrift des 5 51 Abi. 2 B.G. gar nicht vorliegt und aus 
diefer Bejtimmung ſich gerade ein anderes ergibt. 
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keineswegs wankend machen, weil man ſich doch bei der Auslegung eines im 
in erfter Hinfiht an den gegebenen Wortlaut zu halten hat und dieſen 
nicht nach Belieben fortinterpretieren darf, joll nicht eine prätorianiiche Auf: 
taffung Pla greifen, oder befjer deutſch gejagt, die Willfür an Stelle bes 
Rechtes treten. 

Wenn alſo in $ 66 B.G. von der Nichtigkeit der Börjentermingeichäfte 
und dem hierdurch hervorgerufenen Regiftereinwande gehandelt wird, jo fann 
fi, ſtreng genommen, die Nichtigkeit nur auf ſolche Geichäfte erſtrecken, welche 
die drei Merkmale des $ 48 B.G. aufweiſen, und der Regiftereinwand ift nur 
dann möglich, wenn zur Zeit des Geihäftsabichluffes nicht beide Parteien in 
ein Börjenregifter für denſelben Gejchäftszweig eingetragen waren. Durch die 
Eintragung wird erft ein Schuldverhältnis begründet und zwar gemäß $ 69 
8.6. in jo mweitgehender Weile, daß aud bei Simulation des Geichäftes, d. 5. 
wenn unter der Maske des Börlentermingeichäftes ein Differenzgeihäft ab- 
geſchloſſen wird, demnach tatſächlich nur eine einfeitige Verpflichtung wechjeljeitig 
vorliegt, volle Klagbarkeit gewährleiftet ift. Dagegen geitattet $ 66 B. G. feinem 
Wortlaute nad) den Regiftereinwand nicht bei den Termingeichäften in ben ver: 
botenen Papieren oder Waren und bei den bisher nicht zugelaffenen bezüglichen 
Handeläobjekten; denn fie ermangeln des Begriffes der Börjentermingeichäfte 
gemäß $ 48 B.G., wobei zu berüdfichtigen ift, daß eine Abweichung in unter: 
geordneter Merle, wenn nämlich 3. B. 1 Zentner mehr oder weniger, ala bie 
Börienufance erfordert, gehandelt worden ift, ein Gejchäft nicht des Charakters 
des Börſentermingeſchäftes entfleibet'). 

Der Regiftereinwand erftredt fich aber nicht nur auf beide Kontrahenten, 
iondern gemäß $ 66 Abi. 2 B.G. ebenfalls auf die Erteilung und Uebernahme 
von Aufträgen. Hierdurch wird auch das Bring ng eichäft getroffen, nament- 
lich auch der Provinzbankier, der die Aufträge jeiner Kundſchaft entgegennimmt 
und an den Börjenbantier weitergibt. Ferner werden Vereinigungen zum Ab: 
ſchluſſe von Börjentermingefhäften vom Regiftereinwande getroffen. Derartige 
Vereinigungen können Handelsgeſellſchaften und auch Vereine ſowie Gejellichaften 
des bürgerlichen Rechtes jein. Bei den Handelögejellihaften mit Ausnahme der 
ftillen Gejellichaft?) oder bei den rechtsfähigen Vereinen genügt die Eintragung 
der Firma bezw. des Vereins in das Börjenregifter, während bei der ſtillen 
Geiellichaft ſowie bei nicht rechtsfähigen Vereinen?) die Eintragung jeden Mit: 
gliedes zu erfolgen hat, fall beim Abichluffe von Börjentermingeichäften der 
Regiftereinwand ausgeſchloſſen fein ſoll. In Bezug auf das Kommilfionsgeichäft 
fonn ſich daher der Fall ereignen, daß die Kommiſſion nichtig ift, während 
das Zermingeichäft giltig ift und umgefehrt, je nachdem, ob und welche Perjonen, 
die zu einander in ein Vertragsverhältnis treten, in das Börjenregifter ein- 
getragen ſind. 

Die Unwirkſamkeit erftredt fid) gemäß 3 66 Abi. 3 B.G. auf die beftellten 
Eiherheiten und die abgegebenen Schuldanerfenntniffe. Jedoch findet eine Rüd: 
jorderung defien, was bei oder nad) völliger Abwidelung des Gejchäftes zu jener 
Erfüllung geleiftet worden ift, nicht ftatt. 

Die beftellten Sicherheiten, mögen fie in Zahlung eines Einjchuffes, in 
Dingabe von von Pfändern, Lombardierung von Effekten, Hergabe von Hypotheken x. 


1 2 Bericht der Börienenquetelommiilion S. 112 ff. 
, 88 335 fi. 
’, 854 bezw. 8 705 fi. B. G. B. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1908. 33 
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beitehen, können ohne weiterd zurüdgefordbert werden. Auch ein abgegebenes 
Schuldanerfenntnis ift nichtig. Demnady kann der Gläubiger die Schuld aus 
Börfentermingeihäften durch Novation, d. h. in biefem Falle durch Aufhebung 
des alten unflagbaren Forderungsrechtes durch Begründung eines neuen llag⸗ 
baren, indem ein ſolches an die Stelle des erſteren geſetzt wird, nicht — ). 
Ferner find ohne weiterd mit der Nichtigkeit des Anerkenntniffes auch Bürg— 
Iihaften für Schulden aus Börjentermingeihäften nichtig. 

Daß Stempel, Provifion und jonftige Auslagen nicht eingeflagt werden 
fönnen, ergibt fi) ohne Bedenken aus dem Grundjage: accessorium sequitur 
suum principale. 

Eine erheblihe Schwierigkeit entjteht bezüglich der Nichtigkeit der ab— 
egebenen Schuldanerfenntniffe aus dem Sontoforrentverfehr. Dieje Frage ift 
A ür den gejamten —— Verkehr innerhalb von Induſtrie, Handel und 
Gewerbe von eingehenſter Bedeutung; denn wenn auch die einzelnen Poſten der 
Verjährung des r: 196 oder 3 197 B. G. B. unterliegen, jo befteht doc für An— 
ſprüche aus dem Saldo die theodifiihe Verjährungsiriit ($ 195 B. G. B.) weil 
diefem der Ktontoforrentvertrag, der eine jelbftändige Bedeutung beſitzt, zu Grunde 
liegt.) Wenn daher die Saldi während 30 Jahre angefochten werden fünnen, 
io ftehen die kaufmännischen Bilanzen innerhalb diefer Zeit nicht feit: ein Zus 
ftand, der geradezu unerträglid) ift und eine geordnete kaufmänniſche Buchführung 
nicht ermöglicht, indem u. a. die fraglichen Forderungen weder als zweifelhafte 
noch als uneinbringlicye angejehen werden können ($ 40 9.6.8.). 


(Schluß folgt.) 


8 ) Windfgeid, Dr. ee Lehrbuch ded Pandektenrechtes, achte Auflage, 
Bd. II, —— a. M. 1900, ©. 46t 
Goldihmidt, Spitem 28 Handelsrechtes, 1889, S. 165. Coiad, Lehrbuch 
bed Handelsrechtes, Auflage ri . 350 ff. Rieifer, Verhandlungen bed 28. Deutichen 
Juriftentages 1886, Bd. 1, S. 8 
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Das Enregiſtrementsweſen in Elfaß-Lothringen. 


Bon Erich Aron, Sandgerihtsrat in Straßburg i. Elſaß. 


Nachdem die Reform ber direkten Steuern in Elfaß-Lothringen zum größten 
Zeil zum Abſchluß gelangt ift, hat der Unterſtaatsſekretär v. Schraut, wie 
bereit3 in dem Ueberblid über die Steuerreform in Eljaß:Lothringen vom Ber: 
faffer in dieſer Zeitichrift, Jahrg. 1902, ©. 561, angedeutet war, die Revifion 
der Verfehräfteuern, welche in Eljaß-Lothringen unter dem Namen Enregiſtre— 
mentsgebühren befannt find, eingeleitet. Bis dieſe jchiwierige und eigenartige 
Materie neu geordnet jein wird, werden die alten franzöfiichen Vorichriften noch 
einige Zeit hiefür maßgebend bleiben und wird man diejelben mit dem neuen 
Recht, insbejondere mit den Rechtsinftituten des Bürgerlichen Gejegbuches, jo gut 
es geht in Einklang zu bringen ſuchen müſſen. Das Enregiftrement ift eine 
Einrichtung, welche in dieſer Form den übrigen deutſchen Staaten fremd ift, e8 
dürfte daher von Intereſſe jein, dasjelbe in jeinem jetigen Zuftande kurz 
zu jchildern. 

Unter Enregiftrement verfteht man die Eintragung, Einregiftrierung ge: 
wiſſer Rechtögeichäfte und verhältniffe in öffentliche, durch bejondere Beamte ge: 
führte Bücher gegen Zahlung bejtimmter Gebühren. Das Enregiftrement iſt 
in Frankreich —— und läßt ſich auf das Jahr 1581 zurückführen), wo 
angeordnet wurde, daß gewiſſe Urkunden in ſtaatliche Regiſter gegen Hinter— 
legung einer Gebühr eingetragen werden mußten. Der Kreis der Urkunden 
wurde allmählich ausgedehnt, die Gebühren vermehrt, insbeſondere kamen Ab— 
gaben für Eigentumswechſel (bei Liegenſchaften unter Lebenden und auf den 
Todesfall, für Schenkungen u. ſ. w.) hinzu, bis ſchließlich für die Materie ein 
einheitliches Gejeg über das Enregiftrement am 22. Frimaire VIl (12. Dezember 
1798) geihaffen wurde, wodurch alle früheren Geſetze über die Enregiftrements- 
gebühren aufgehoben wurden. Dieſes alte Frimaire-Gejeg mit einigen jpäteren 

abändernden und ergänzenden Vorichriften bildet noch heute die weſentliche 
Grundlage für das Enregiftrementsweien in Eljaß: Lothringen. 

Das Enregiftrement batte bi zum Jahre 1879 eine doppelte Bedeutung, 
eine prozeffuale und eine finanzielle. Es konnten nämlich Urkunden unter Privat: 
unterjchrift gegen Dritte nur ein ſicheres Datum vom Tage der Regiftrierung 
an haben, mit anderen Worten, der Beweis des Datums der Urkunde über ein 
Rechtsgeſchäft konnte durch Zeugen nicht erbracht werden, ſondern nur durch die 
Einregiftrierung wurde der Beweis gegen Dritte geihaffen (vgl. Art. 13:8 code 
eivil). Mit der Einführung der Reichsjuftizgefege im Jahre 1879 ift dieje Be— 
deutung des Enregiſtrements gefallen, indem das Einführungägeleg zur Givil- 
prozeßordnung die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anjehung gemiljer 
Rechtsverhaltniſſe einzelne Arten von Beweismitteln ausſchließen oder nur unter 


I Bal. das Nähere bei den eng 5 bon Jacob in v. Stengels Wörterbuch 
des deutſchen Verwaltungsrehts, Bd. I, unter Wort „Einregijtrierung, S. 308. 
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Beſchränkungen zulaffen, außer Kraft geſetzt hat, jo daß jeht die Zeit, das 
Datum der Ausftellung einer Urkunde durch alle Beweismittel bewiejen werden 
fann. In finanzieller Beziehung jedoch beiteht das Enregiftrement noch fort, 
wenn aud nad) diejer Seite hin einige Steine durch die deutiche Geſetzgebung 
abgebrödelt find. Dieſe Veränderungen find im mejentlichen durch folgende 
Gejege eingetreten '): 

1. Durch das Geje vom 21. Mai 1873 wurde ber durch das Geje vom 
6. Prairial VII als Kriegsauflage eingeführte Zuſchlag von einem Zehntel und 
einem halben Zehntel zu den Gebühren und Abgaben, welche durdy die En: 
regiftrementöverwaltung erhoben wurden, aufgehoben und dadurch alle Enregiftre: 
mentsgebühren herabgejeßt. 

2. Durd) das Reichs-Gerichtskoſtengeſetz wurde infolge der Vorjchrift in $ 2 
diejes Geſetzes die Vorjchriften des Enregiſtrementsgeſetzes, wodurch die im gericht: 
lichen Verfahren aufgenommenen und vor Gericht gebrauchten Urkunden regiftrie: 
rungapflichtig waren, aufgehoben. Nach $ 2 (Faſſung vom 17. Mai 1898) findet 
eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben (aljo auch Enregiitrements- 
gebühren) neben den durch des Gerichtäfoftengejeß beitimmten Gebühren nicht 
ftatt und Urkunden, von denen im Verfahren Gebraud; gemadjt wird, find nur 
injoweit einer Stempel- oder einer anderen Abgabe unterworfen, alö fie e8 ohne 
diefen Gebraud; jein würden. Nur für die in Angelegenheiten der nicht ftreitigen 
Gerichtäbarfeit aufgenommenen Urkunden blieben die Worichriften über bie 
Regiftrierungsgebühren in Kraft, allein auch in diefer Richtung hat das neue 
Gerihtöfoftengefeß für Elfaß-Lothringen vom 6. Dezember 1899 abweichende Be: 
ftimmungen getroffen, indem es neben den Gebühren eine Erhebung von Re: 
giftrierungsgebühren nur in den im Gerichtöfojtengejeß ſelbſt ausdrücklich an: 
geordneten Fällen zuläßt (vgl. 88 19, 147 des Geiehee) 

3. Nach dem Reichsſtempelgeſetze kann neben der Reichsſtempelabgabe 
landesrechtlich eine Enregiftrementsgebühr nicht mehr erhoben werden (val. Geſetz 
vom 29. Mai 1885, 27. April 1894). 

4. Durch das Erbichaftöfteuergeie vom 12. Juni 1889, in der Faſſung 
vom 17. Juni 1900 ift die Erbichaftsfteuer von der Einregiftrierung getrennt 
worden, die Sterbfallgebühren bilden nicht mehr einen Teil des Enregiftrements. 

Daneben beitehen noch einzelne Spezialgejeße, durch welche die Regiftrie: 
rungöpflicht für beftimmte Urkunden bejeitigt iſt. Abgeſehen hiervon, unterliegt 
noch eine große Anzahl von Rechtsgeſchäften und Urkunden der Einregiftrierung, 
nämlid) : 

1. Rechtsgeſchäfte über Uebertragung des Eigentums und von Nutungs- 

— an Liegenſchaften, ſei es unter läftigem, ſei es unter freigebigem 
Titel. 

2. Urkunden der Notare, der Gerichtsvollzieher, der Gerichtsſchreiber, die 

der letzteren aber nur ſoweit fie noch regiſtrierungspflichtig find. 

3. Urkunden der Berwaltungsbehörden, über Hebertragung von Eigentum 

und Nußungsrechten, VBerpadytung von Grundftüden. 


!) Bgl. Gejeß vom 27. Ventöse XI über die Erhebung der Enregijtrementsgebühren, 
Art. 37 Gejek vom 28. April 1816 über die Finanzen, Art. 73 ff. Gejeg vom 15. Mai 
1818 über die Finanzen, Geſetz vom 16. Juni 1824 betr. Enregiftrements- und Stempel 
gebühren, Art. 33 ff. Etatgeieg vom 21. April 1832, Art. 15 ni Etatgejeg vom 15. Mai 
1850, @ejeß betr. Enregiftremente- und Stempelgebühren vom 27. Mai 1888 und Geiek 
betr. die Strafiahen der Enregiitrementsverwaltung vom 28. Mai 1888. 
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4. Privaturfunden über Miet: und Pachtverträge von Liegenichaften. 
5. Urkunden, von denen in anderen regiftrierungspflichtigen Urkunden 
Gebrauch gemacht wird. 

Gewiſſe Urkunden ſind regiſtrierungsfrei (vgl. das Nähere hierüber in 
Art. 70 des Frimaire-Geſetzes). 

Die für die Regiſtrierung zu zahlenden Gebühren ſind entweder feſte oder 
verhältnismäßige, je nad) der Natur der Urkunden und Handänderungen, bie 
ihnen unterliegen. Die feſte Gebühr richtet ſich ausjchlieglih nad) der Natur 
des Rechtsgeſchäfts ohne Rüdjiht auf den Wert des Gegenitandes desſelben, 
während für die verhältnismäßige Gebühr die Summen und die Werte maß— 
gebend find, welche den Gegenftand des betreffenden Rechtsgeſchäfts bilden. 
Der verhältnismäßigen Gebühr unterliegen Schuldverpflidhtungen, Schuld: 
befreiungen, Uebertragungen von Eigentum, Nubniegung und Gebraudsreht an 
beweglichen oder unbeweglichen Gütern unter Lebenden ; die hierunter nicht 
fallenden Rechtsgeichäfte find der feften Gebühr unterworfen. 


Die feften Gebühren betragen je nad) dem Geſchäft 1 ME. 60 Pig. bis 
5 ME., die verhältnismäßigen ſchwanken zwiſchen '/s%/o bis 9°/o des Wertes. 
So beträgt fie für Mietverträge "/5 /o, für Bürgichaften /2"/o, für Ver: 
gleiche, Schuldicheine, Zahlungsanweiſungen 1°/o, für Kaufverträge über beweg— 
fihe Sachen 2°o, über Liegenschaften 5'/s /o, für Schenkungen unter Lebenden 
1’/s ‘/o, 2°/4°/o bis 9°, je nachdem die Schenkung zwiichen Ehegatten, 
nahen und entfernten Angehörigen oder dritten Perjonen erfolgt. Für die Werts: 
berehnung ſind bejondere Vorichriften in Art. 14 —19 des Gejeßes gegeben. 
Sind die Wertbeträge in dem Akt nicht beitimmt, jo müſſen die ‘Parteien zur 
Ergänzung eine abihäßende Erklärung vor der Regiftrierung abgeben, welche am 
Fuße der Urkunde als richtig zu beicheinigen und zu unterzeichnen ift. Ericheint 
der in einem Vertrag auf Uebertragung von Eigentum an Liegenichaften unter 
läſtigem Titel angegebene Preis geringer als der Verkaufswert zur Zeit der 
Veräußerung im Dergleih mit den benadhbarten Gütern derjelben Art, jo fann 
die Verwaltung eine Abihäßung veranlaffen und zwar muß fie diejes innerhalb 
eines Jahres von der Regiltrierung an tun. Das Verfahren hat fich in der 
Weile ausgebildet, daß das Amtsgericht des Bezirks, in welchem die Liegenjchaft 
belegen ift, auf Antrag der Verwaltung, jofern die Beteiligten auf die an fie 
gerichtete Aufforderung, innerhalb 3 Tagen einen Sadjverftändigen zu ernennen, 
es unterlaffen, die Ernennung eines Sadjverftändigen vornimmt. Im Tall der 
Meinungsverichiedenheit wählen die beiden Sacjverftändigen einen dritten Sad: 
verftändigen; im Fall fie ſich über denjelben nicht einigen fünnen, ernennt das 
Amtögericht der belegenen Sache denſelben. Dasjelbe Verfahren tritt auch bei 
Abſchaͤtzung des Ertrages von Liegenichaften ein, welche durch irgend einen andern 
als läftigen Zitel übertragen werden, wenn die Unzulänglichkeit der Schäßung 
nit durch Urkunden nachgewiejen werden kann, welche den wirklichen Ertrag 
der Liegenichaften erfennen laffen. 


Die Koften des Abihägungsverfahrens jallen dem Erwerber der Liegen: 
ihaft zur Laft, wenn da8 Ergebnis der Abſchätzung den im Bertrage angege: 
benen Preis um mindeitens ein Achtel überfteigt '). 

!, Bei einer Abihägung wegen des Ertrages treffen die Beteiligten ſtets Die 
Koiten, wenn überhaupt ein größerer Ertrag, ald angegeben ijt, durch die Schäßung 
herauäfommt. 
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Das Ergebnis der Abihägung kann an ſich nicht angegriffen werden, jo: 
fern das Verfahren in den vorgejchriebenen Formen durchgeführt ift, es iſt auch 
für da8 Gericht bindend, wenn dasſelbe etwa jpäter infolge einer Widerſpruchs— 
ae gegen den auf Grund der Abſchätzung erlaffenen Zwangsbefehl damit 

efaßt wird. 

Zweds Herbeiführung der Regijtrierung und der Zahlung der Gebühren 
find eine Anzahl von Kontroll: und Strafvorichriften gegeben: 

1. Die Urkunden müffen bei Vermeidung von Strafen innerhalb beftimmter 
Friſten zur Regiftrierung gebradht werden. Die Friften betragen für Urkunden 
der Gerichtövollzieher 4 Tage, für diejenigen der Notare, wenn fie ihren Amts: 
fig am Sitze der Enregiftrements-Einnehmerei haben, 10 Zage, jonjt 15 Zage, 
für diejenigen der Gerichte, joweit fie noch — ge nen find, 20 Tage, 
für diejenigen der Dermwaltungsbehörden 20 Tage, für Privaturfunden über 
Mebertragung von Eigentum, Nutznießung an Liegenihaften, Miet: und Pacht: 
verträge u. ſ. w. 3 Monate, für Urkunden, die im Ausland errichtet find, je 
nad) dem Lande 6 Monate, 1 Yahr oder 2 Jahre. 

2. Die Notare und Gerichtsjchreiber dürfen die Urkunden nur auf der 
Einnehmerei regiftrieren laflen, in deren Bezirk fie ihren Sif haben. Die Ge: 
richtspollzieher können ſie ſowohl auf der Einnehmerei ihres Amtsſitzes als auf 
derjenigen de3 Ortes, an welchem ſie die Urkunden errichtet haben, regiftrieren 
laffen. Privaturkunden und im Auslande errichtete Urkunden können auf jeder 
Einnehmerei errichtet werden. 

3. Hinſichtlich der Zahlungapflicht der Gebühren beitimmt Art. 31, daß 
die Gebühren für Urkunden, welche eine Schuldverpflihtung, Schuldbejreiung oder 
Uebertragung von Eigentum oder Nutznießung an beweglichen oder unbeweglichen 
Saden zum Gegenftand haben den Schuldnern oder neuen Befigern zur Laft 
fallen, dagegen die Gebühren für andere Urkunden derjenigen ‘Partei, welche 
aus benjelben Vorteil zieht, jofern nicht in dieſen verichiedenen Fällen ander: 
weite Beitimmungen in den Urkunden getroffen find. Dieje Vorjchrift trifft aber 
nur das Verhältnis zwilchen den beteiligten Parteien, der Enregiftrementäver: 
waltung gegenüber haften alle Beteiligten, fie fann auch von derjenigen Partei, 
welcher ein Nüdariff kraft Gejeges (Art. 31) oder kraft Uebereinkunft gegen bie 
andere Partei zufteht, die Gebühren verlangen. Mehrere Perjonen haften jamt: 
verbindlih. Die Notare, Gerichtsichreiber und Gerichtsvollzieher haben hinfichtlich 
der von ihnen aufgenommenen und zu regiltrierenden Urkunden die Gebühren 
vorzuſchießen. 

4. Die Strafen für Auslaſſungen und Verheimlichungen hatten haupt— 
ſächlich für die Sterbjallerflärungen Bedeutung, Ddiejelben find jet in den 
88 34 ff. des Erbichaftsfteuergeleßes beftimmt. Für das Enregiftrement ift auch 
die Vorichrift des Art. 40 von Bedeutung, wonach, wenn das Vorhandenjein 
eined Gegenjcheines, welcher eine Erhöhung des in einer öffentlichen oder in 
einer vorher regiftrierten Privaturfunde bedungenen Preiles zum Gegenftande 
hat, feitgeftellt wird, als Strafe der dreifache Betrag der Gebühr erhoben wird. 
Es fommt jehr häufig vor, daß zur Hinterziehung der Gebühr bei Verkäufen von 
Liegenichhaften in der Urkunde der Kaufpreis niedriger angeſetzt wird, ala zwiſchen 
den Parteien vorher verabredet war, und der Käufer dem Verkäufer für dieſe 
Kaufpreisdifferenz einen Echuldichein ausftellt. 

5. Die Gebühren find vor der Regiftrierung zu entrichten. Die Notare, 
Gerichtsvollzieher u. ſ. w. dürfen bei Strafe weder eine regiftrierungäpflichtige 
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Urkunde in Urjchrift, Abjchrift oder Ausfertigung aushändigen, noch infolge der: 
jelben eine andere Urkunde errichten, bevor diejelbe regiftriert worden ift. Eben: 
jowenig dürfen fie auf Grund von Privaturfunden eine Urkunde anfertigen, 
errichten oder in Verwahrung nehmen, oder davon einen Auszug, eine Abjchrift 
oder Ausfertigung erteilen, wenn fie nicht vorher einregiftriert worden iſt. Die: 
jelben haften auch perjönlih für die Gebühren. In allen Ausfertigungen von 
regiftrierungspflidhtigen Urkunden muß der Quittung über die Gebühren durch 
eine wörtliche und vollftändige Abichrift diefer Quittung Erwähnung geichehen. 

6. Die Notare, Gerichtsvollzieher u. j. w. müſſen Nepertorien führen, in 
welchen fie fortlaufend Tag für Tag die Urkunden, die fie aufnehmen, ein: 
zutragen haben. Dieje Repertorien müſſen fie alle 3 Monate den Enregiftrements- 
Einnegmern ihres Amtsfiges vorlegen, welche diejelben mit ihrem Viſa zu verjehen 
und Dabei die Zahl der eingetragenen Urkunden anzugeben haben. Außerdem 
fonnen die Enregiitrements-Einnehmer jeder Zeit bei den Notaren, Gericht: 
vollziehern die Repertorien prüfen. 

7. Wenn die Regiitrierungsgebühren bezahlt find, dürfen die Enregiſtre— 
ment3-@innehmer unter feinem Vorwand die Regiftrierung verſchieben, ſelbſt 
wenn Anlaß zur Einleitung des Abſchätzungsverfahrens gegeben wäre. Die 
Gebühren werden durd) einen Zwangsbefehl beigetrieben, welcher von dem Be: 
amter der Enregiftrementsverwaltung ausgeitellt und auf Antrag vom Amts- 
gericht des Bezirks, worin der Ausfteller jeinen dienſtlichen Wohnfig hat, für 
vollftredbar erflärt wird. Aus diejen zugeitellten, für vollſtreckbar erklärten 
Zwangsbefehlen findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung nach Maßgabe der 
Ss 750, 752—767, 769-793 EP.D. ftatt. Einwendungen, weldje den durch 
den Zwangsbefehl feſtgeſtellten Anjpruch betreffen, find im Wege der Klage 
beim Landgericht geltend zu machen (vgl. $ 767 EP.D.). 

8. Die Entiheidungen über Streitigkeiten, welche fich bezüglich der Er- 
bebung der Enregijtrementsgebühren etwa ergeben, fteht der Verwaltung zu. 
Die Beteiligten find jedoch nicht — an Stelle des Verfahrens im Ver— 
waltungswege unmittelbar eine Klage auf Rückerſtattung wegen zu Unrecht 
gezahlter Gebühren zu erheben. 

9. Wenn Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des Enregiſtrements 
begangen find, jo mußte die Verwaltung früher ev. die Strafen im Civilprozeß— 
wege beitreiben, was durch das Gejet betr. die Strafſachen der Enregiftrements- 
verwaltung vom 28. Mai 1888) geändert if. Es iſt ein Verwaltungsſtraf— 
verfahren eingeführt. Zunähft kann fi der Beicdyuldigte der Strafe unter 
Verziht auf Erlaß eines Strafbeſcheides ohne weiter unterwerfen. Gejchieht 
dies nicht, Jo erfolgt die Feſtſetzung der Strafe durch Strafbeſcheid des Direktors 
der Bermwaltung der Berfehröfteuern, wogegen ber Beſchuldigte Beichwerde an 
den Kaiſerlichen Rat ergreifen kann, welche innerhalb 3 Wochen nad) ber 
Zuftellung oder jonftigen Belanntmahung eingelegt werden muß. Der Direktor 
der Verwaltung der Berfehröfteuern ift befugt, wenn er die Beſchwerde für 
gerechtfertigt erachtet, derjelben ftattzugeben und den Strafbeiheid aufzuheben, 
ſonſt legt er die Beichwerde mit den Akten dem Saijerlichen Rat vor, welder 
unter Beobachtung der Borjchriften über das Verfahren nad der Verordnung 
vom 23. März 1889 über die Beſchwerde endgültig enticheidet. Der Beichuldigte 
fann aber an Stelle der Beichwerde an den Kaiſerlichen Rat jchon vor Erlaß 


') Dazu Ausführungsvorichriften vom 8, Juni 1888. 
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des Strafbeicheides die Ueberweilung der Sade an das Gericht und aud nah 
Zuftellung des Strajbeicheides die gerichtliche Enticheidung beantragen vgl. $ 459 
Abi. 2 St. P.O. Das Verfahren vor Gericht richtet fi) dann nach den Por: 
Ichriften der IS 459 ff. St.P.D. Eine Umwandlung einer nicht beizutreibenden 
Geldftrafe in Freiheitsſtrafe findet jedoch nicht ftatt; der $ 463 St.P.D. greift 
daher nicht Platz. 

Wie bereit3 am verichiedenen Stellen erwähnt, erfolgt die Erhebung der 
Gebühren durch die Enregiftrements-Einnehmer, Rentamtmänner, deren Geſchäfts 
führung und Tätigkeit von den Enregiftrements-\njpeftoren überwacht und ge 
prüft wird. Zu diejem Zweck beitehen 13 Inſpektionsbezirke und außerdem ein 
Oberinjpeftor. Eine eigene Direktivbehörbe beftand früher für die Verwaltung 
ber Berfehräfteuern nicht, die Verwaltung der Verfehräfteuern war mit derjenigen 
der Zölle und indireften Steuern verbunden, erft jeit einigen Yahren beiteht 
eine eigene Direftivbehörde mit einem Direktor an der Spitze, und mehreren 
Regierungsräten nebſt Hilfsarbeitern. 

Wenn aud die finanziellen Ergebniffe des Enregiftrements infolge der 
oben genannten Geſetze eine Einbuße erlitten haben, jo bildet dasjelbe trogdem 
nod) eine De Einnahmequelle des Landes, indem dasjelbe in den legten Jahren 
durchſchnittlich 6—7 Millionen ME. eingebracht hat. 

Bon Intereſſe dürfte in diefer Richtung die von der Regierung gegeben: 
Ueberficht der Einnahmen ber Regiltrierungsgebühren aus dem Jahre 1900 ſein. 
Hiernach betrugen die Einnahmen: 


1. Berhältnismäßige Abgaben. 


Mebertragung von Liegenjhaften unter läftigem Titel . . . . 4538455 Mt. 
Uebertragung — achen unter läftigem Titel . . » „499707 „ 
Uebertragung von Forderungen unter — Titel BED x. 128914 „ 
Schenkungen unter Lebenden in der — ie 2... 245 152 „ 
A Pr r unter hegatten — — De 1858 „ 
p = — in der Seitenliniie.. =». 26674 . 
= unter Nicht-Verwandten . .» . . 14714 „ 
Pacht⸗ und antichretiſche Verträge RE Er 439897 „ 
Wiederverfteigerungen und Unternefmungsverträge ee 182318 
Schuldverpflihtungen . . - ae BD 
Bürgichaften . de A A N 42569 . 
Schuldbefreiungen (Quittungen) . — ee et 9708 . 

2. Feſte Gebühren. 

Bürgerlihe und ge a a ee 
Gerichtliche Urkunden . . Me ae ae J — 3— 
Gerichtsvollzieher-Urkundenn. — 16176 . 
3. Strafen ‚ 10636 „. 

Gejamt-Einnahmen an BEINEN und — 2... 6208547 Mt. 
Ab Herauszahlungen . ° re 33797 . 

Rein-Einnahneeee.....4 616869750 Mt. 


Die Reviſion der Enregiſtrementsgeſetzgebung kann nicht den Zweck haben, 
eine vollſtändige Neuordnung eintreten zu laſſen, da dieſe Einnahmequelle in 
Ermangelung eines pafjenden und zwedmäßigen Erjaßes nicht entbehrt werden 
fann, man wird ſich wohl darauf beichränfen, die jeßt zerftreut liegenden Bor: 
Iihriften zu einem Ganzen zu vereinigen und diejelben mit den Vorſchriften 
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des neuen Rechts in Einklang zu bringen, zugleich aber auch offenbare 
Härten und Ungleichheiten zu bejeitigen juchen. In diefer Richtung dürfte in 
Erwägung zu ziehen jein, ob nicht die Regiftrierungsgebühr für Uebertragung 
von Liegenichaften zu hoch gegriffen ift und ben Grundeigentümer zu jehr belaftet. 
Emirbt 3. B. ein Landwirt in Eljaß-Lothringen ein Anweſen beſtehend aus 
Liegenichaften und nventar, und it als Kaufpreis für die Liegenjchaften 
75000 ME. und für das Inventar zc. 20000 ME. feitgeiegt, jo muß er 
folgende Regiftrierungs:Abgaben zahlen: 
5'/2°/o aus dem Kaufpreis von Liegenſchaften in — von 75000 Mt. — 4125 Mt. 
2'/o von 20000 ME. (Bemweglihe Sachen) . . .. = 400 Mk. 
4525 Mt. 


Dazu kommen, da der Kauf notariell verbrieft werden muB, die Gebühren 
des Notard mit 156 Mk. 66 Pig., ferner Stempel, Koften für die Grundbud): 
eintragung u. ſ. w. Wie bei den übrigen Steuergejegen, jo wird aud hier der 
rihtige Weg gefunden werden, um eine Ausgleihung herbeizuführen. 


Ueber den konfitutionellen Geſetzesbegriff.“ 
Von Dr. Hugo Preuß, Privatdozent an der Univerfität Berlin. 


Auch in ſolche juriftiiche Kreife, die ſich nicht berufsmäßig mit dem Staat3- 
recht beichäftigen, ift wohl die Kunde davon gedrungen, daß auf einem alten 
Kampfgebiet von neuem ſich der Streit erhoben hat, die Grenze zwiſchen Legis- 
lative und Exekutive, zwiſchen Gejeg und Verordnung wieder einmal ftreitig 
geworden ift. Eigentlich ift fie e8 freilich immer gemwejen jeit der Zeit, da ſich 
die ſtaatliche Organijation zur fonititutionellen Form differenziert hat; denn 
diefe Form beruht eben auf dem Zuſammenwirken der Willen mehrerer oberfter 
Organe, womit die Möglichkeit des Kompetenzftreites ftets gegeben if. Dazu 
fommt, daß unſere rechtöftaatlihe Organijation immer noch ein Torſo ift, daß 
es namentlid an einem geordneten Weg Rechtens zur Enticheidung solcher 
Kompetenzitreitigfeiten zwilchen den oberften Organen des ftaatlihen Willens 
regelmäßig noch fehlt. Jeder Streit oder Zweifel im Einzelfall berührt alſo 
mangel3 einer geordneten Rechtiprehung für den Einzelfall ftet3 die begrifflichen 
Grundlagen des ganzen Berhältnifjes. 

Neuerdings ift nun die alte Kontroverje wieder aufgelebt in der Streit: 
ſache Anſchütz contra Arndt. Leßterer hat ſich jchon jeit längerer Zeit als 
Rufer im Streit gegen die herrſchende Lehre von dem Verhältnis der Verordnung 
zur Gejeßgebung betätigt, und dabei eine Theorie entwidelt, die die Vertreter 
der herrichenden Lehre und jet injonderheit Anihü ala Erpptoabjolutiftiich be- 
zeichnen. Dieſes Epitheton ornans behagt Arndt gar nicht, und in feiner neueften 
Streitichrift (das jelbftändige Verordnungsrecht) dreht er den Spieß um, indem 
er der herrſchenden Lehre zuruft: „Die Verfaffungen find ein Heiligtum. An 
ihren Worten jollt ihr nicht deuteln. Ihr jollt nicht Jagen, daß das wichtigſte 
Wort der Verfaſſung, das Wort „Geſetz“, bald diejen, bald jenen Sinn hat. 
Es fann nur einen Sinn haben.“ Das richtet ſich zwar gegen die herrſchende 
Lehre vom Doppelfinn des Gejeßes im materiellen und im formellen Sinne, 
Hingt aber nichts weniger als fryptoabjolutiftiih. Und jo wenig angenehm aud) 
die Art der Arndtſchen Polemik fein mag, jo enthält doch jeine Kritik der 
berrichenden Lehre mandherlei recht Beachtenswertes. Freilich das beite davon 
ift durchaus nicht neu; nur daß früher diefe Einwendungen von ber entgegen: 
geſetzten Seite her gegen die jeßt herrichende Lehre erhoben wurden, Und in 
ihren Grundanihauungen und Ausgangspunften haben die beiden jest jo hart 
aneinander geratenen Richtungen nur allzu viel Gemeinjames, wie denn in ber 
Ahnentafel beider der Name Gneift ericheint. 

In feiner jet wieder aktuell gewordenen Form dreht ſich der Streit zu: 
nächſt und jcheinbar nur um eine Frage des pofitiven preußiichen Staatsrechts, 
die interpretation des Art. 62 der preuß. Berfg.; dahinter fteht aber ein 
Gegenſatz von ganz allgemeiner und prinzipieller Bedeutung. 


2) Die folgende Skizze gibt den Gedankengang eines Vortrages wieder, den ich im 
Oftober 1902 in der Berliner juriftiihen Gejellihaft hielt. 
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Nad) der herrichenden Lehre regelt der erfte Sat des Art. 62 („Die ge 
jeßgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den König und durch zwei Kammern 
ausgeübt“) den Weg der Geſetzgebung. Ihm Liegt alfo der Begriff des Geſetzes 
in jormellem Sinne zu Grunde. Nun lautet aber der zweite Sat des Artikel 62: 
„Die Uebereinftimmung des Königs und beider Kammern ift zu jedem Geſetz 
erforderlih.“ Würde Hier, meint die herrichende Lehre, das Wort Geſetz in 
demjelben formellen Sinne zu verftehen fein, jo enthielte diefer grundlegende Ar: 
tifel die jeltiame Tautologie: Die gejeßgebenden Organe find kompetent, Geſetze 
zu geben. Deshalb müſſe hier das Wort se in einem anderen, dem mas 
teriellen Sinne verftanden werden, nämlich nad) jeinem Inhalt: einer Rechtöregel. 
Es würde aljo durch jenen zweiten Saß die Kompetenz der im erften Satze ge: 
nannten geleßgebenden Organe prinzipiell dahin beftimmt, daß fie ſich auf die 
rechtäverbindliche Manifeftierung des Staatswillens, joweit er Rechtsjäge zum 
Inhalt hat, erſtreckt. Damit jei im Prinzip die Grenze zwijchen den Gebieten 
der konſtitutionellen Gejeßgebung und der Verordnungsgewalt abgeftedt. Er: 
ftere jei prinzipiell zuftändig nur für Rechtsſatzung; letztere nur für andere ftaat- 
liche Willensafte d. h. Verwaltungsvorichriiten ; Ausnahmen von diefem Prinzip 
bedürfen eines verfafjungsmäßigen oder geleglichen Spezialtitels. 

Dagegen vertritt Arndt folgende Anſchauung: Geleßgebung und Geſetz hat 
nur einen einzigen und einheitlichen Sinn, und zwar einen formellen; e8 be: 
deutet höchſte Gewalt im Staate. Das war im abioluten Staate der König 
allein; im Eonftitutionellen find e8 Krone und beide Kammern zujammen. Die 
Proflamierung diefes Prinzips jei der ganze Inhalt jener beiden Sätze des Ar: 
tifel 62. Dann enthält er aljo über die Kompetenz dieſer gejeßgebenden höchſten 
Organe gar nichts; diefe wird vielmehr nad) Arndt lediglich beitimmt durch die 
einzelnen Artikel der Verfaffung, die zur Regelung der betreffenden Materie aus: 
drüdlih ein Geſetz fordern oder in Ausficht ftellen. 

Diejer Deduftion liegt das Dogma zu Grunde, daß die einft allumfaſſende 
Rompetenz der abjoluten Krone durch die Eonftitutionelle Staatöform nur fo 
weit beichränft jei, ala e8 die Verfaſſung ausdrücklich ausjpredhe. Zu diefem — 
wiſſenſchaftlich übrigens höchſt fragwürdigen — Dogma befennt fi nun aber aud) 
die berrichende Lehre; nur daß fie dieje ausdrüdliche Beſchränkung eben in dem 
Prinzip des materiellen Gejeges nad) dem zweiten Sabe des Artikels 62 aus 
geiprochen fieht ; Arndt dagegen dies verwirft und in jedem Falle eine bejondere 
ausdrückliche VBerfaffungsbeitimmung fordert. Soweit es an einer folchen fehle, 
beitehe eben das alte Verordnungsrecht der Krone fort: allerdings nicht contra 
legem, weil die Gejeßgebung dod) die höchſte Gewalt jei; wohl aber praeter 
legem, und zwar ohne Rüdficht darauf, ob der Anhalt der Verordnung ein 
Rechtsſatz oder eine Verwaltungsvorſchriſt ſei. Das ift „das ſelbſtändige Ver: 
ordnungsrecht“, das fich jo weit erftredt, als nicht die einzelnen ausdrüdlichen 
Geiegesporbehalte der Berfaflung entgegenitehen. 

Dieje Enumerationsmethode ift offenbar der ſchwächſte Punkt der ganzen 
Theorie; fie ift in der Tat abjolut unhaltbar. Darin haben die Gegner voll- 
fommen recht, daß danach der preußilche Konftitutionalismus feine mohlgegliederte 
ftaatliche Organifation, jondern ein wirres, prinziplojfes Chaos jein würde. Und 
auch die praftiiche Unmöglichkeit erhellt jchon aus einem einzigen Beilpiel, das 
Anſchütz ganz mit Recht ſtark hervorhebt. Wo ftedt nämlich in der Verfaſſung 
der Epezialtitel, der die Regelung des ganzen Privatrechts auf den Weg der 
Geießgebung verweift? Arndt antwortet: das ift Art. 86 der Verfaſſung, wonach 
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die richterliche Gewalt durch unabhängige, feiner anderen Autorität als der des 
Gejeges unterworjene Gerichte ausgeübt wird. Das Privatreht jet zur Ans 
wendung durch die Gerichte beitimmt, und nur deshalb müſſe es durch Gejeße 
geregelt werden!!! 

Iſt dies zweifellos die ſchwächſte Seite der Arndtichen Theorie, jo iſt da— 
gegen ihre ftärkite die Kritik, welche Arndt an der herrichenden Lehre über den 
begrifflichen Gegenjag von Redtsjag und Verwaltungsvorſchrift übt. Freilich 
nimmt dieſe Kritif in allem wejentlihen nur jene prinzipiellen Einwendungen 
wieder auf, die früher von hervorragenden Theoretifern wie Gierfe, v. Martig, 
Hänel gegen die zwar ſchon lange vorbereitete, doc) erft von Zaband zur Herr— 
ihaft gebrachte Lehre vom Gejeg im materiellen und formellen Sinne erhoben 
worden find. Ueber jene Gegner hat dieje Lehre gefiegt; aber nun entjtehen ihr 
neue Feinde von entgegengejegter Seite her und bedrohen ernſtlich ihre Herr: 
ihaft. Damit erhält die Frage eine über die interpretation des Art. 62 der 
preuß. Verfg. hinausgehende prinzipielle Bedeutung, indem fie nit nur das 
Reichäftaatsreht, jondern die Grundlagen des Verfaſſungs- und Rechtsſtaats 
überhaupt berührt. 

Fur die herrichende Theorie müſſen ſich Rechtsiag und Verwaltungs: 
vorſchrift nad ihrem inneren Weſen begrifflich jcheiden, alio abgejehen von 
der äußeren ftaatlihen Organifationsform, deren Kompetenzen fih ja gerade 
umgefehrt nad) jener differenzieren jollen. Worin beſteht nun diejer innere 
Weſensunterſchied? Die Antworten der herrichenden Meinung darauf nüancieren 
fid) ein wenig; aber fie find in allen Nüancen gleih unhaltbar. E3 wird 
genügen, hier lediglich) die Anſicht Labands und Anſchützs zu erörtern. Yaband 
beantwortet jene Frage dahin: „Es kommt darauf an, ob die Maßregel nur 
innerhalb des Verwaltungsapparates wirkſam jein joll, oder ob fie ihre Wir: 
fungen außerhalb desjelben erjtredt.” Schon Hänel hat treffend dagegen ein: 
gewendet, daß dadurch wichtigſten organilatoriichen Rechtsſätzen der Rechts— 
charakter fälſchlich abgeiprochen würde, jo 3. B. dem ganzen PDisziplinarrecht der 
Verwaltungsbeamten, der Kompetenz der Oberrechenfammer und de Rechnungs: 
bofes x. Aber Labands Grundirrtum liegt tiefer. Zwar ift es durchaus zu: 
treffend, wenn er jagt: „Das Recht befteht in der Abgrenzung der Befugniffe 
und Pflichten der einzelnen Subjefte gegeneinander. Es jet jeinem Weſen nad 
eine Mehrheit von Willensträgern voraus, die miteinander follidieren können“. 
Seine falihe Grundanihauung tritt aber hervor, wenn er fortfährt: „Nur da, 
wo die Willensiphäre des verwaltenden Staates mit irgend einer anderen vom 
Rechte anerfannten Willensiphäre in Kontakt fommt, wo ein wechjelmeijer Ein- 
geift eine Kollifion, eine Ausgleihung mögli if, kann für einen Rechtsſatz 

aum jein. Regeln dagegen, die ſich innerhalb der Verwaltung jelbit halten, 

die in feiner Richtung einem außerhalb derjelben stehenden Subjefte Be 
Ihränfungen auferlegen oder Befugniffe einräumen... . find feine Rechts: 
vorſchriften.“ 

Dieſe Anſchauung Labands wurzelt in ſeiner individualiſtiſchen Theorie 
von der Geſamtperſon, die ihn zur Leugnung der Perſönlichkeit der Organe 
zwingt; er muß ſich der Geſamtperſon gegenüber die Organperſonen wegdenken, 
und kann in logiſcher Folge denn auch freilich nicht zur Anerkennung des wahren 
Rechtscharakters der Beziehungen zwiſchen der Geſamtperſon und ihren Organen 
gelangen. Die Kritik dieſer Anſchauung vom Standpunkte der organiſchen Theorie 
aus habe ich an anderen Orten unternommen (ſ. meine Artikel „Ueber Organ: 
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perſönlichkeit“ in Schmollers Jahrbuch 1902, Heft 2, S. 103 ff.; „Stellver: 
tretung oder Organſchaft?“ in Iherings Jahrbuch 1902, Heft 4 ©. 429 ff.; 
jomwie mein „Städtiiches Amtsrecht in Preußen“, Berlin 1902). Ich muß mid) 
auf dieſen Hinweis beichränfen; aber gerade hier zeigt fich ala Konſequenz jener 
individualiftiihen Grundanihauung, daß die Fundamentalſätze des konſtitu— 
tionellen Staatsrechts, die Kompetenzgrenzen zwiſchen den höchſten Staats: 
organen, in ihrem eminenten Rechtscharakter bedenklich leicht verdunfelt werden. 
Dean erinnert ſich an die einftige Warnung von Marti, daß Labands Theorie 
„geradezu geeignet jei, die Art am die Wurzel unſeres Staatslebens zu legen“. 

Etwas anders formuliert Anichüß den inneren Unterjchted von Rechtsiat 
und Berwaltungsvorjchrift ; nad ihm it nämlich Rechtsnorm, „nur die Norm, 
welche mit Gebot oder Verbot in die Tyreiheit oder das Eigentum der Individuen 
eingreift“ ; jede Vorſchrift anderer Art würde fich dann als Verwaltungsvorichrift 
harafterifieren. Dieje Untericheidung hat eine hiftoriiche, aber feine begriffliche 
Bedeutung. Wohl find ſchon im abſoluten Staate Geſetze, welche derartige 
Rechtsnormen enthielten, eventuell beſonders behandelt worden; jo maren fie 
3. B. in Preußen früher der Geſetzkommiſſion, jpäter den Provinzialftänden vor: 
zulegen. Richtig ift ferner, daß manche Einzelftaatsverfaffungen aus der Anfangs- 
zeit des deutſchen SKonftitutionalismus die Mitwirkung ihrer Landtage pofitiv- 
rechtlich auf jolche oder außerdem noch etliche jonftige Arten von Geſetzen be- 
ihränft haben. Jedoch ift es begrifflich Falich, daß joldye Rechtsnormen mit 
dem Begriff der Rechtsnorm überhaupt identisch ſeien, und daß ſich daher in 
ihnen der Begriff des Geſetzes im materiellen Sinne erſchöpfe. Die preußiiche 
wie die Reichsverfafſung fennen feine ſolche pofitiv-rechtliche Beichränfung für 
den Vorbehalt des Eonftitutionellen Gejeßes, fie fordern vielmehr die parlamen- 
tariiche Mitwirkung für jedes Gejeg ſchlechthin. Und es ift demnach grundfalich 
und völlig unzuläffig, eine joldye Beichränkung auch in jene Verfaſſungen hinein— 
zuinterpretieren. Dem gegenüber hat Arndt Recht, wenn er auf den Wibderfinn 
binweift, daß jene Anſchauung den großen organilatoriihen Normen der Reichs— 
verfaffung etwa über das Präfidium, die Stimmen im Bundesrat u. |. w. den 
Charakter von Rechtsſätzen abſpricht; wie fie denn auch den größten Teil des 
Amtsrechts, das ganze Schulrecht begrifflich aus der Sphäre des Rechtsſatzes 
ausichließt, und am Ende dahin gedrängt wird, das Reichsmonopol der Poft 
und Zelegraphie dem freien Gewerbebetrieb der Kal. Porzellanmanufaktur be— 
grifflich gleichzuftellen!! Da wird man es in der Tat doch Lieber mit Gneift 
halten: „Eine Organilation ohne Gejege enthalte jo viel Widerjprüche mie 
Worte in fi“. 

Daß übrigens aud) der Gegenjag von allgemeiner Regel und Einzelvor: 
ihrift feineswegs mit dem begrifflichen Unterſchied von Rechtsnorm und Verwal: 
— identiſch iſt, wird kaum mehr beſtritten, auch von der herrſchenden 
Lehre nich 

Gerade bie Erkenntnis, daß die organilatoriihen Normen für die ftaat- 
liche Willensbildung, dat die Kompetenzzuteilungen an die Staatsorgane Rechts- 
läge im eminenteiten Sinne find, muß die Richtſchnur für die Grenzziehung 
zwiſchen Gele und Verordnung jein. Es ijt bemerkenswert, wie nahe die beiden 
neueften Gegner einander und der Wahrheit kommen, wenn man die beiden 
folgenden Süße einfach nebeneinander ftellt. Arndt jagt: „Artikel 62 der preuß. 
Berig. bedeutet: die Gewalt, unbedingt verbindliche höchfte Anordnungen zu 
a wird nicht mehr, wie biöher, vom Könige allein, jondern nur nod) gemein: 
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ichaftlich durch den König und durch zwei Kammern ausgeübt.“ Anſchütz um: 
ichreibt den Grundgedanken de8 modernen Konftitutionalismus und des Art. 62 
dahin: „daß Träger und Organe ber vollziehenden Gewalt bejehlen und ver: 
bieten, vollftreden und zwingen dürfen nur noch injoweit, ald das Geſetz fie zu 
jolhen Eingriffen ermächtigt.” Damit treffen fi) die beiden Gegner, jeder von 
jeiner Seite herfommend, an dem einen entjcheidenden Punkte. Es gibt im 
Rechtöftaat weder ein ſubjektives Recht noch eine Kompetenz, die nicht im ob— 
jeftiven Recht wurzelt, deſſen Satzung in letter Linie Ausflug der hödjiten 
Gewalt, im Eonftitutionellen Staate alfo auch nad) Arndt Sade der geſetz— 
gebenden Traktoren ift; deshalb eben gibt es fein jelbitändiges VBerordnungsrecht 
im Sinne Arndts. Und umgekehrt normiert jedes Gejeg, das überhaupt einen 
verbindlichen Inhalt hat, die Willensiphären von Perjonen, und damit entweder 
die jubjektiven Nechtsiphären von Individualperſonen oder die Kompetenziphären 
von Organperionen; es enthält aljo Rechtsnormen. 

Gejege mit lediglih unverbindlichen Inhalt bleiben aljo außer Betracht ; 
mag man fie ala bloß formelle Gejeße bezeichnen; in der Regel werden fie auf 
einen Wahn des Geſetzgebers zurüdgehen, in diejer Weile doch die Willensiphären 
normieren zu fünnen. Was jedocdy die herrichende Lehre ald Erſcheinungen von 
Verwaltungsvorichriften in der Form des Gejeßes bezeichnet, das wird ſich regel: 
mäßig bei näherem Zujehen ala Rechtsſetzung erweilen. Wenn 3. B. die Naturali- 
jation eines Ausländers nad) pofitivem Recht durch Verwaltungsakt geichieht, jo 
ift die Kompetenz dazu den Verwaltungsbehörden duch geleglichen Rechtsſatz 
erteilt; wo es jedoch nad) pojitivem Recht an einer ſolchen gejeglichen Kompetenz: 
zuerteilung fehlt, da hat in der Zat jeder Naturalifationsaft den Charakter 
einer Abänderung des objektiven Rechts durch Spezialgejeg: die auf dem Wege 
der Gejeßgebung erfolgende Naturalilationsafte hat aljo in der Tat einen Rechts: 
ja zum Inhalt. Das Gleiche gilt von allen übrigen jogenannten private bills 
des engliichen Rechts. 

Endlich) und vor allem aber das Budgetgejeg. Hier hat ja recht eigentlich 
jene Theorie eingejegt, die von Malchus und Hegel, von Pfiger und Gneift vor: 
bereitet, dur; Laband zu faſt ausjchlieglicher Herrihaft gebracht worden ift. Un: 
möglich it es, nod in Ddiefem Rahmen ex professo auf das Budgetproblem 
mit jeiner meitiichtigen Literatur einzugehen. Aber ein Satz Labands jelbit 
zeigt hier jchon den jpringenden Punkt: „Der Etat bildet für die Verwaltung 
die Richtichnur, welche fie, jo weit es von ihrem Willen abhängt, befolgen muß.“ 
Damit wird auf das deutlichite das Weſen diejes organijatoriichen Inſtituts als einer 
Willensabgrenzung zwiichen den Staatäorganen, als einer Kompetenzbeftimmung, 
alſo ald Rechtönorm bezeichnet. Nur ift dabei zweierlei zu beachten. Einmal 
naͤmlich, daß die rechtlich enticheidende Bedeutung nicht in den einzelnen Poſi— 
tionen, jondern in der Gejamtheit des Budgets liegt: alle Einnahmen und Aus: 
gaben jind auf den Etat zu bringen. Die Generalität des Budgets ift 
nicht nur ein wirtſchaftliches, ſondern auch das entjcheidende rechtliche Prinzip. 
Und ferner darf man nicht außer acht laflen, daß der höchſte rechtſetzende Ge— 
meinmille auch den gejeßgebenden Traktoren jelbft ihre Kompetenzen normiert bis 
zu deren Abänderung durd; Gejeß; daß es nicht nur eine freie, jondern auch 
eine gebundene —— gibt. Behäͤlt man dies im Auge, jo folgt aus dem 
Rechtscharakter des Etatgejeßes keineswegs das behauptete Zerrbild einer Staats: 
organijation auf jährliche Kündigung. Und der Rechtscharakter dieſes organi— 
ſatoriſchen Inſtituts tritt gerade bei der vielerörterten frage in helles Licht: 
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was geichieht, wenn das verfaffungsmäßig notwendige Budgetgejeg nicht zu: 
ftande fommt ? 

Treffend hat Yellinef bemerkt, daß dieſe Trage falich formuliert ift. Ein 
Budget fommt im modernen Staate immer zuftande ; jeine Eriftenz ift nicht 
nur eine rechtliche, jondern eine tatjächliche Notwendigkeit. Wohl aber fann es 
eventuell nicht don den verfafjungsmäßig zuftändigen Organen erlaffen, jondern im 
Wege der Verordnung oftroyiert werden. Das ift dann ein partieller 
Staatöftreich, der politiich gerechtfertigt werden mag, juriftiih aber immer ein 
Rechtsbruch bleibt. Begrifflich erhellt aber hieraus, daß es fich bei einem jolchen 
Konflitt um eine Verlegung von Kompetenzgrenzen, im normalen alle aljo um 
die Kompetenzabgrenzung zwiichen Organperjonen d. h. um organilatoriiche Rechts= 
läge hanbelt. 

Vielfach verdunfelt fich Freilich der wirkliche Rechtszuſtand, namentlich das 
Verhältnis von freier und gebundener Gejeßgebung, durch die unvollkommene 
Entwidlung des publiziftiihen Rechtsichuges, durch den Mangel einer geordneten 
Rechtſprechung über dieje oberften organiſatoriſchen Rechtsjäge, die dadurd zu 
leges imperfectae werden. Dann jpricht man wohl ſpöttiſch von „geeßgeberiichen 
Monologen“. Als ſolche werden vielfach auch jene Berfaffungsbeitimmungen 
bezeichnet, welche die Normierung gewiſſer Materien durd) Geſetz vorichreiben ; 
dahin gehören jene Artikel, in denen Arndt die Spezialtitel für die Kompetenz 
der Eonititutionellen Geſetzgebung in Preußen erblidt. Nun ift es gewiß richtig, 
daß manche diefer Säge nur exempli gratia in die Verfaſſung aufgenommen 
find, um den erfreulichen Gegenjat des neuen Staatsweſens zu dem alten Syſtem 
in helles Licht zu Iehen. Aber anbererjeits ift doch auch in diejen Beitimmungen 
der Gedanke einer Bindung der Gejeßgebung lebendig. Es find Kompetenz- 
zuteilungen an die Gejeßgebung; und jede Kompetenz iſt eine berechtigende 
Piliht und ein verpflichtendes Recht. Daß ein großer Zeil diejer gejeggeberiichen 
Pflichten von der preußiichen Staatspraris während mehr ala eines halben Jahr— 
hunderts nicht erfüllt worden ift, das ift eine der wichtigiten Urſachen für die 
Mangelhaftigkeit unjerer rechtöftaatlichen Organijation. Eines der widhtigiten 
Beilpiele bietet der überaus problematiiche Rechtszuftand der Unterrichtävermaltung, 
diejes großen und wichtigen Zweiges der Staatstätigfeit, ein Zuftand, der ſich 
aus der Nichterfüllung des Art. 26 Verfg. erklärt. Dieje Elaffende Lüde jucht 
Arndt durch feine Irrlehre vom jelbitändigen Verordnungsrecht zu verdeden; 
Anſchütz mit der herrſchenden Lehre durch die ebenjo unhaltbare Ausſcheidung 
dieſes Gebietes aus der Sphäre der Rechtönorm. In Wahrheit ift aud bier 
die Erfüllung der organijatoriichen Rechtsnormen die unbedingte Vorausjegung 
einer gejunden ſtaatlichen Fortentwicklung, ganz im Sinne des trefflichen Wortes 
von Bähr: „Der Staatöbegriff in jeiner Vollendung ift ja nichts anderes ala 
der Rechtsſtaat“. 


Die Krone in Prenken und der Rechtsſtaat. 


Bon Dr. Frik Stier-Somlo, Privatdozent an der Univerfität Bonn. 





Der Konflikt, der zwiichen der Krone in Preußen und der Berliner Stadt: 
verordnetenverfammlung bei Gelegenheit der Nichtbeitätigung des Stadtrats 
Kaufmann als Bürgermeifter entitanden ift, hat die erfreuliche Folge gehabt, 
daß wichtige Tragen des Städterechts zum Gegenftand einer, freilich mehr oder 
minder leidenſchaftlichen, Erörterung gemadjt worden find. Beſonders war die 
Auslegung des $ 33 der St.O. vom 30. Mat 1853 für die fieben öftlichen 
Provinzen zweifelhaft geweſen. Danach bedürfen die gewählten Bürgermeifter 
. der Beltätigung. Dieſe fteht dem Könige zu hinſichtlich der Bürgermeifter in 

Städten von mehr ala 10000 Einwohnern. Wird die Beftätigung verjagt, jo 
ichreitet die Stadtverordnetenverfammlung zu einer neuen Wahl. Wird aud 
diefe Wahl nicht betätigt, jo ift der Regierungspräfident, in Berlin der Ober: 
präfident, ermächtigt, die Stelle einftweilen 2 Koften der Stadt kommiſſariſch 
verwalten zu laflen. Bis hierher gab e3 feinen Streit. Er begann erft, ala 
die Stadtverordneten den Stadtrat Kaufmann nochmal zum Bürgermeifter 
wählten, der Oberpräfident ſich aber weigerte, diejen Beſchluß zum Zwecke der 
Beltätigung an die höhere Stelle weiter zu geben. Die fraglicde Beſtimmung 
des 8 33, die ſich unmittelbar an die gedachte Vorjchrift über die kommiſſariſche 
Verwaltung anſchließt, hat folgenden Wortlaut: „Dasjelbe findet ftatt, wenn 
die Stadtverordneten die Wahl verweigern oder den nad) der erjten Wahl nicht 
Beftätigten wieder erwählen jollten.“ Der richtigen Anficht nad) ift der Ober: 
präfident in einem joldhen Falle nur berechtigt, nicht aber verpflichtet, zu einer 
fommiflariichen Verwaltung zu fchreiten, wenn die Stadtverordneten den nad) 
der eriten Wahl nicht Beftätigten wieder erwählen jollten. Aus der reichhaltigen 
Diskuſſion jet nur erwähnt die Abhandlung von Jebens, „Zur Betätigung 
der Bürgermeifter ꝛc. nah 8 33 der preuß. St.O. vom 30. Mai 1853”, 
Deutihe Juriften-Beitung, Jahrg. 1901, ©. 465, während im Preußiichen Ber: 
waltungsblatt XXIII, ©. 65, Im mich die frage aufwarf: „Sit bei der Wieder: 
wahl eines vom König nicht beitätigten Gemeindebeamten eine erneute Ent: 
ſcheidung des Königs über die Beftätigung in jedem Falle erforderlich?“ Er 
gelangt zur Verneinung diejer Frage, findet aber einen Gegner in Johannſen, 
daſelbſt Jahrg. XXI, ©. 122. Hierauf repliziert aber wiederum Im mich, 
dajelbit ©. 123, zieht auch den Artikel von Litten in der Deutichen Yuriften: 
Zeitung, Jahrg. 1901, ©. 502 ff. heran, allerdings um ihm zu widerjpredyen. 

Am eingehenditen hat die Frage zuerft in der Februar-Kummer 1902 
der Preußiichen Jahrbücher und dann in feinem Wert „Das ftädtiiche Amts: 
recht in Preußen“, Berlin 1902, als Kapitel VII (S. 169—206), der Berliner 
Privatdozent Dr. Hugo Preuß behandelt. Der BVerfaffer ift ſelbſt Mitglied 
der Berliner Gemeindevertretung und man kann fi bei dem beiten Willen, 
jeinen Abfichten gerecht zu werben, nicht des Eindruds erwehren, daß jein 
jüngftes Werk der Niederichlag derjenigen Tendenzen ift, die in der Stadt: 
verordnetenverfammlung zu Berlin zu herrichen jcheinen. Zweifellos ift jeden: 
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falls, daß im Unterftrom jener Ereigniffe, die mit dem all Kaufmann zu— 
jammenhingen, e8 einen politijchen Kampf galt, zwiichen der Monarchie und 
dem bewußt an dieſe fich anlehnenden Beamtentum auf ber einen Seite und 
dem demokratiſchen und radikalen kommunalen Geifte der Berliner Gemeinbe- 
vertretung auf der anderen. Je mehr bie großen Kommunen in hödft an— 
erfennenswerter Weile auf wirtihaftlihem und fozialpolitiihem Gebiete Be- 
deutendes leiften, befto größer ift die Verſuchung, ſich auch in der großen Politik 
eine Rolle zu vindizieren. Daß die Kommunen hiermit ihre eigentliche Auf- 
gabe verlaflen, dürfte zwar Einſichtigen klar fein; nichtödeftoweniger iſt das 
Beitreben der größeren Kommunen nad einer wachſenden Berjelbftändigung 
gegenüber der Staatögewalt vorhanden, und wenn auch zu mißbilligen, jo doch 
zu begreifen. Aus ſolchem Geifte und aus ſolcher Tendenz heraus ift denn auch 
das Werk von Preuß und bejonders die Abhandlung: „Geſchichte des Be— 
ftätigungsrecht8 in Preußen“ geichrieben. Der Berfaffer, dem niemand Willen, 
Big und Selbftbewußtjein abſprechen kann, benußt die leider immer mehr zur 
Herrichaft gelangende organologijche Theorie zur Konftruftion des magi- 
ftratiichen Amtsrechts und gelangt auf dieſe Weile zu einer Verjelbftändigung 
der Kommunen gegenüber der Staatögewalt, wie fie der preußischen Geſchichte 
widerjpricht, wie fie aber auch dem Geifte der Selbitverwaltung, wenn er richtig 
aufgefaßt wird, keineswegs entipricht. Es ift hier nicht meine Abſicht, in einen 
Kampf gegen bie juriftiich-organologiiche Theorie einzutreten, ich behalte mir 
dies für eine andere Stelle vor’). Ich will nur zeigen, wie bie Auffaffung von 
Preuß über das Beftätigungsredt in eher unhiſtoriſch, unpolitiich 
und in der von ihm gegebenen Zufpigung unpraktiſch und unbraudbar ift. Ich 
bin mir dabei bewußt, die Frage nicht zu erſchöpfen und mich auch der äßenden 
Lauge des Spottes, den Preuß für alle jeine wiſſenſchaftichen Gegner freigebig 
bereit hält, auszujegen. Es kann mic, dies jedoch um jo weniger ftören, als id) 
feine Auffaffung für eine unheilvolle und den Zeitpunft für gefommen eradıte, 
vor den großen Jrrtümern und vor der Einjeitigfeit des meiſt kritiklos an- 
geftaunten Werkes: „Das ftädtiihe Amtsrecht in Preußen“ zu warnen ?). 
Nicht die Aufzeigung des Hiftorifchen im Beftätigungsredht ruft den Wider: 
ipruch gegen Preuß und jeine aud hier etwas tenbenziös zugeſpitzte Geſchichts 
daritellung hervor, obzwar fie nicht frei ift von unſachlich höhniſchen Bemerkungen, 
3. B. wo die Rede ift von einem Immediatbericht, „den der Minifter von 
— nomen et omen — am... erflattete“ oder die abfichtlich 
pennälerhafte Wendung: „Was man gejeglich nicht begründen kann, fieht man 
als polizeili an.“ Auch fehlt es nicht an dankbarer Verſpottung des Geiftes 
des Polizeiftaates, der „wider den Geift ber Selbitverwaltung reagiert“, und 
den Preuß öfter als andere Nicht-Linfzliberale entdedt. Das alles mag nod) 
hingehen. Auf das jchärffie aber muß reprobiert werden die Abficht, der 
Krone in Preußen bas Beftätigungsrehtzu nehmen. Nichts weniger 


) Bgl. aud) die einleitenden Worte in meiner Abhandlung: Erörterungen zum 
dreußiſchen Städtereht im Preukifhen Verwaltungsblatt vom 31. Januar 1903. 

, Meueitend bat Laband im Arhiv für öffentlihes Net Bd. 18 ©. 73—9 in 
hervorragender Kritit jenes Werk beiproden Trop reihen Lobes jtellt er feit, 
dab die Breubice Kritik des pofitiven Rechts „ſehr häufig einen böhniihen und wipelnden 
Ton bat, der nicht angenehm berührt“ und „fachlich ift fie tendenzids.“ Er hebt hervor, 
daß Preuß „auf einem ſtark prononzierten Parteiftandpunkt ſteht“ und ftellt ſchließlich zu— 
treffend feit, dab die von Preuß gegebene Konitruftion des Beamtenverhältnijies feine 
befiere Löjung iſt, ald der von ihm jo hart geſchmähte öffentlichrechtlihe Dienitvertrag. 
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als dies aber ift die Quinteffenz der Preußichen Bemweisführung, die um jo ge— 
fährlicher ift, je verführeriicher fie vorgetragen wird in der Beleuchtung, die ihr 
mit der Sonne der Redhtsftaatsidee der gewandte Schriftiteller zu geben 
vermag. Deshalb jei kurz jein Gedanfengang vorgeführt, dem ſich die Kritik 
anjchließen muß. 

Das ftädtiiche Selbftverwaltungsreht erjcheint ala erfter Schritt zum 
modernen Recdtsftaat. Man habe die Städte als Selbitverwaltungstörper 
und damit ihr Recht zur eigenen Organbeitellung anerkannt. Die gelamte 
Tätigkeit der Selbitverwaltungsförper ftehe unter ftaatlicher Aufſicht und damit 
auch ihr Recht zur eigenen Organbeftellung. Dieſe Seite des ftaatlihen Auffichts- 
rechts jei das Beftätigungsredht. Die Geftaltung desjelben wirb nun ver: 
folgt zunädft von der Steinjchen Städteorbnung v. 1808 (melde übrigens 
an den bis dahin beftandenen Rechtszuſtand anknüpftel) über bie 
Revifion von 1831 bis zur Zufammenftellung der Deflarationen zur alten Städte: 
ordnung vom Juli 1832. Die bis dahin von feiten der Regierung gelegentlich 
angeftellten Betrachtungen und abgegebenen Erklärungen hätten nad) Preuß zur 
Grundlage die Anſchauung von der Unmündigfeit der Gemeinden, ihrer Un: 
fähigkeit zu jelbftändiger ——— ihrer Rechte; die ſtaatliche Obervormund— 
ſchaft habe ſich dieſer unmündigen Kinder annehmen zu müſſen geglaubt. Den 
Staat könne dieſe Auffaſſung nur erkennen als Objekt, „über dem die Weisheit 
des perſönlichen Herrſchers und feiner beauftragten Diener und Gehilfen waltet“. 
Die Selbſtverwaltung, welche angeblich auf der genoſſenſchaftlichen Rechts— 
idee der von unten nach oben aufſteigenden Organiſation beruhe, werde 
fort und fort gehandhabt im Sinne des polizeilichen Anſtaltsſtaats, 
„dem allein das Regieren von oben nad) unten entſpricht“. Nach jo kräftigen 
Sprüdjlein wird das Schidjal der Beftätigungsfrage in der Paulskirche jomie 
in der preußiichen Nationalverfammlung, in der jog. oftroyierten Verfaffung und 
in der vom 31. Januar 1850, endlich in der Städteordnung von 1853 und 
in dem nicht verabichiedeten Entwurfe einer Städteordnung von 1876 erörtert, 
immer mit der Tendenz, zu beweilen, daß die organiſche Einfügung des 
Städteredhts in die rechtsſtaatliche Geftaltung zwar wiederholt 
verjudt, aber bis heute nit durchgeführt worden ift. 

Die begriffliche Vorausjegung num für den Uebergang von polizeiftaatlicher 
Willkür zu rehtsftaatliher Ordnung jei die Bejeitigung bed freien 
Ermejjens bei der Beftätigung, die geſetzliche Terminierung der Gründe der 
Nichtbeſtätigung, Angabe diefer Gründe im einzelnen ‘alle, endlid; Zuläffigkeit 
eines verwaltungsrechtlichen Prozeſſes und Richterſpruchs über die Geſetzmäßigkeit 
diefer Gründe. „Mit einer derartigen rechtlichen Ordnung ift nun allerdings 
da8 unmittelbare Eingreifen der Krone bei der Beltätigung der 
Bürgermeifter in den größeren Städten nit wohl verträglich!“ Denn — 
das ift ganz logiſch — man könne der Krone nicht die Stellung des Beklagten 
im Berwaltungsftreit geben. Die Nichtbeitätigung muß ſich darftellen als bie 
Verfügung einer der Krone unterftellten Behörde. Dieje allein kann vor dem 
Verwaltungsgericht verklagt werden. Diejer Ordnung ftehe nah) Preuß ins 
bejondere entgegen die Anjchauung, die das Weſen des Ernennungsrechts und 
des Beftätigungsredhts verfenne und vermenge. Dieſes wurzele in dem 
Rechtöverhältnis zweier Rechtsfubjekte, zweier Gejamtperjonen und Gebietskörper- 
ihajten zu einander. Diejes Rechtsverhältnis ſei das Auffichtsrecht des Staates 
gegenüber der Kommune, die ihre Organe primär und jelbitändig und durch 
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Wahl beftelle.. Das Ernennungsrecht dagegen beruhe auf dem einjeitigen 
Rechtsakt des Staates zur Schaffung einer Beamtenftellung. 

Nun, e8 gibt noch andere und wichtige Argumente gegen die von Preuß 
vorgeichlagene „Ordnung“. Seine Unterjheidung zwilchen Ernennung und Wahl 
ift in ihrem Ergebnis, nicht in ihrer Einzelbegründung, zutreffend. Doc, irrt 
er mit dem Ausjpruche, nur eine Anſchauung, die bewußt oder unbewußt dieſe 
der Ernennung und Wahl eigentümlichen Momente auf die Beitätigung 
übertrage, könne fi) der Forderung nach rechtsftaatliher Ordnung des Be 
ſtaͤtigungsweſens prinzipiell ablehnend gegenüberftellen. ch hege jene Anſchauung 
nicht und betrachte doch dieſe „rechtöftaatliche Ordnung“ — jomweit das heute 
beftehbende Recht der Krone auf Beftätigung in Frage fommt 
— als die Negation der Redtöftellung, die der Monardie in 
Preußen geihihtlih und rechtlich zukommt. Der Uriprung jener 
Anficht aber ift zu juchen in einer irrigen Vorftellung von der Bedeutung 
des Staates und feiner Stellung zu den Gebietsförperihaften, 
die Ihließlich zu einer Auflöfung aller ftaatlichen Ordnung in republifanifche 
Kommunen undzu einer atomifierenden Dezentralifation führen müßte. 

Der moderne Staat ift entftanden durch Zufammendrüdung der auseinander: 
ftrebenden Kräfte der Gejellihaft und Nutzbarmachung diejer Kräfte zu einheitlichen, 
die Intereſſen des Geſamtweſens berührendem Zwede. Die Sonderinterejjen 
modten in vielen Beziehungen ihre Berechtigung behalten — in öffentlichen 
Angelegenheiten mußten maßgebend die Gemeininterejjen werben. 
Speziell in Preußen hat das Fürſten- und Königtum von jeher diefe zentripetale, 
Haatgründende und =erhaltende Tätigkeit entfaltet, von den Tagen an, ba 
Kurfürſt Friedrich I. mit Hilfe feiner fränkischen Vaſallen die Unbotmäßigkeit 
der Ritterjchaft gebrochen bis hinauf zu Friedrich Wilhelm J., der jeine sou- 
verainet& zu „ftabilieren“ verlicherte wie „einen rocher von bronce“ und 
weiter, bi8 auf den heutigen Tag. Es fteht für den Sachkenner jeft, daß bie 
Könige von Preußen diejen heutigen Staat durch Beſiegung der Stände zum 
Staate erft gemacht haben. Hieran wird die fih aufgeklärt dünkende Wer: 
foftheit radifaler Parteiauffaffung nichts ändern. Ye mehr die Staatögewalt 
hc erhöhte, defto mehr jant das Ständetum, die Macht aud; von Gemeinde, 
Korporation, Zunft und Innung, die ja im Mittelalter bekanntlich vieles, was 
heute als ftaatliche Angelegenheit angejehen wird, bejorgt hatten, von der Kirche, 
einer bejonderen öffentlich-rechtlichen Genofienihaft, gar nicht zu reden. Das 
Weientliche ift die Kompetenzerweiterung des Staates, er übernimmt 
Aufgaben, die früher Stände und SKorporationen jeglicher Art erfüllten oder 
erfüllen jollten ; jeine Zuftändigfeit wächſt mit feiner Macht und diefe mit jener. 
Das Ergebnis ift auf der Höhe des 18. Jahrhunderts die völlige Einordnung 
der öffentlich-rechtlichen Verbände, Innungen, Zünfte, Gemeinden in die Or- 
ganifation des Staates, womit die Unterordnung unter den Staat 
gegeben ift. Fur Preußen findet dieſer Zuftand im Allgemeinen Landrecht 
von 1794 jeine rechtlihe Ausprägung. 

Un diejem Eingefügtjein in die Maſchine des Staates hat 
auh die Einführung der „Selbitverwaltung“ nichts geändert. 
Es muß zunächſt einmal feftgeftellt werden, was nicht allen geläufig ift, daß 
der Begriff der Selbitverwaltung ein äußerſt vieldeutiger ift. Urfprünglic; war 
er ein rein politiicher gewejen. Er beruhte nah) Laband (Staatäredht des 
Deutihen Reiches 4. Yufloge I, ©. 97) auf der Reaktion gegen ben durch das 
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fonftitutionelle Syftem verſchuldeten Minifterial-Deipotismus, war aljo etwas 
anderes, ald die Selbitverwaltung in den vorfonftitutionellen Zeiten, wie fie dem 
Freiherrn von Stein vorgeijchwebt hatte. Uno wiederum war der Begriff der 
Selbftverwaltung ein anderer geworden unter dem Einfluffe von Gneift. „Man 
iprad) von einem „Syſtem der Selbitverwaltung“, und nahm in dasjelbe nicht 
bloß die Hebertragung der ftaatlihen Verwaltungsgeihäfte an Kommunal-Ber: 
bände, wie fie durd) die Steiniche Städteordnung erfolgt war, jondern auch die 
Dezentralijation der Verwaltung, die Verwendung von Ehrenbeamten, 
die Bejegung gewiffer Aemter durch Wahl, die Zuziehung von Laien zur 
Erledigung von Staatögeihhäften, die Errichtung von Verwaltungsgerichten 
auf" (Laband). Die Selbftverwaltung, die Hier in Frage kommen fann, ift 
eigentlich) wohl nur die von Ehrenbeamten auf Grund ber llebertragung von 
ftaatlihen Verwaltungsgeihäften an Kommunalverbände. Was Preuß außerdem 
meint, das ift wiederum die Ausdehnung der VBerwaltungsgerichtsbarfeit be- 
ſonders in Bezug auf die hier fragliche Beftätigungsbefugni® gegenüber den 
Bürgermeiftern. Wir jehen aljo, daß es etwas funterbunt und ohne nähere 
Unterſcheidung bei ihm durcheinander geht und daß die „Rechtsſtaatsidee“ nur 
die blendende Sonne ift, die die Schwäche der Konjtruftion verdeden joll. 
Bleiben wir einmal bei der Selbitverwaltung im Sinne Steind. Wie famen 
wir denn zu ihr? 

Die Städte hatten ihre freiheit in der Verwaltung nad) Aufrihtung des 
modernen preußiſchen Staates mißbraudt, jo daß insbelondere zur Sanierung 
des ftäbtiichen Schuldenmwejens unter Friedrich Wilhelm 1. außerordentliche Kom: 
milfionen beftellt und die jtädtiihen Behörden ſcharfer ftaatlicher Aufficht unter: 
ftellt werden mußten. Unter dem großen Fritz und feinem Nadjfolger verſchwand 
allmählich) die ftädtifche Autonomie ganz. Das ging zu weit. Es war weder vom 
Standpunkte des Staates noch der Lofalgemeinde heillam, weil alles Berant- 
wortungsgefühl beim Mangel eigenen Beitimmungsrechts ſchwand. So jah man 
ein, daß die teilweile eigene Verwaltung unter ftaatlider Aufjiht dem 
eigenartigen Sich-Verflechten jtaatliher und kommunaler Intereſſen entiprad). 
Unter dem Einfluß der franzöfiichen Revolution hat der Frhr. v. Stein deshalb 
die extreme Freiheit in der weg ng Beshigak wie fie in 
der St.O. v. 1808 zum Ausdrude kommt. Die Gemeinden werden für 
mündig erklärt, fie jollen „ihre“ Angelegenheiten jelbft bejorgen. Die ftaatliche 
Aufficht, anfangs erheblich beichränkt, wurde nad) und nad) nüßlich erweitert. 
Staatlihe Auffiht und Selbitverwaltung find Eorreipondierende Begriffe. Der 
Staat hat gar feine Veranlaffung, alles jelbft zu tun; Aufgaben, die eine ört- 
lihe Begrenzung zulaflen, läßt er aud durch die Kommunen erfüllen. 
Der Staat bejorgt nicht alle öffentlichen Angelegenheiten, insbejondere die nicht, 
„welche ihrer Natur nad) einen Lofalen oder auf gewiſſe joziale und wirtſchaft— 
lihe Gruppen beſchränkten Charakter haben oder eine ſolche Beichränfung we— 
nigftens zulaffen“. „Im Gegenteil ruht gerade darin der organiihe Aufbau 
des Staates, daß er den öffentlich-rechtlichen Gemeinjhaften, jomweit dies mit 
jeinereigenen Eriftenz und feinen speziellen Zweden verträglid 
ist, ihre Selbftändigfeit in Verfolgung ihrer bejonderen Zwecke beläßt.“ (v. Stengel.) 
immer aber ift e8 der Staat, der die Verträglichkeit jeiner Zwede mit der 
fommunalen Freiheit beftimmt; weshalb das Maß der Selbitverwaltung hi— 
ftoriih und im ftraffen Staat immer mehr von dem einjeitigen Willen 
des Staates bedingt ift. Allerdings, der Staat regiert von oben nad) unten, 
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was Preuß bemängelt; der Staat gibt aber auch die Möglichkeit einer von 
unten nad) oben auffteigenden Organijation, ohne daß die Selbftverwaltung 
deshalb „auf der genofienichaftlichen Rechtsibee“ zu beruhen brauchte. Der 
Staat bedient jih aus praktiſch-politiſchen Gründen der teilweile ur: 
wüchſig entftehenden, teil erft geichaffenen Genoſſenſchaften; aber der Lenter 
der Staat3majchine kann den Teilchen und Rädern — die die Kommunen dar: 
ftellen mögen — feine andere Selbftändigfeit zugeitehen, als die ihnen in der 
Organifation der Staatsmaſchine zugewieſen iſt. Dieſe ift die Hauptſache, 
die Kommunen nur Zeile und Glieder. Sie find nicht ſelbſtändige Organismen, 
die fih von innen heraus nad) eigenen Belegen entwideln. Die Auffaflung 
von Preuß aber fonftruiert zwei Sphären, die fi) berühren, die abgegrenzt 
werben müflen. Aber es handelt fich nicht, wie Preuß meint, um zwei Rechts: 
jubjefte, zwei Gejamtperjonen, die fihh gegenüberftehen. Nein, die Kom: 
munen ftehen unter dem Staate, find Teile des großen Rechtsfubjelts: Staat. 

Bei meiner Auffafjung ift das nicht möglich, was bei ber hier bekämpften 
notwendig ift: Die Kommune kann nicht in Widerftreit geraten mit dem Staat 
und mit jeinem Träger, dem König. Diejer, auch gleichzeitig das höchſte Organ 
des Staates, ift allein geeignet, diejenigen Intereſſen des Staates, die bei der 
zu großen freiheit der Kommunen gefährdet erjcheinen, zu wahren. Das 
oberfte Staatsorgan muß e3 in der Hand haben, gegebenen Falls bie 
Staatsautorität gegenüber den Staatsteilen zu wahren; e8 fann darin einer 
Nahprüfung nicht unterliegen, weil e8 feine Stelle geben fann, die die Be- 
deutung des Staatögedanfens beffer zu erfaffen vermöchte, ald der König, feine 
die ihn kontrollieren dürfte. 

Daraus ergibt fi auch, was e8 mit ber Rechtsſtaatsidee hier auf 
ich hat. Es iſt eine der jonderbarften Auffaffungen einer linksliberalen Richtung, 
dab alles, was die Verwaltung nad freiem Ermeſſen tut, mit 
Willtür identifch ſei; micht minder gehört e8 zum alten Rüftzeug des 
Ciberalismus, daß die glüdlichite Verwaltung diejenige ift, die allüberall von 
Rechtsſchranken umgeben und der Nachprüfung durch einen verwaltungsrichter- 
lichen Sprud zugänglih it. Der ganze Apparat der Verwaltung 
widerftrebt aber in jeinem legten Grunde durchaus einer fteten 
Rontrolle burd den Richter. Eine Verwaltung, über deren —— 
in allem und jedem Punkte das Damoklesſchwert der richterlichen Nachprüfung 
hängen würde, ift zur Untätigfeit und Unfruchtbarkeit verdammt. Geſetzliche 
Determination erleiden gerade diejenigen Tragen der Verwaltung nicht, die 
höchſter politiicher Ordnung find. MUeberall dort, wo von Fall zu Fall eine 
quantitativ und qualitativ verjchiedene Einwirkung des höchſten Staatsorgans 
notwendig ift, wo die Bejonderheit der faleidojfopartig wechſelnden Tatſachen 
eine jeweilig verichiedene Behandlung erheiicht, ift die Durchführung der „Rechts: 
faatsidee“, d. h. hier die Unterftellung unter die Verwaltungsge: 
richte politiich-praftiich ein Widerfinn. Das Recht, nad dem Gerichte und 
auch Berwaltungsgerichte zu enticheiden haben, muß — natürlih cum grano 
salis verftanden — allgemeine Gültigkeit befigen, abitraft jein. Es kann 
die konkreten Beſonderheiten des einzelnen alles nicht, oder nur in fehr be 
Ihränkten Grenzen berüdfichtigen. Die Unterftellung ſolcher Verwaltungs: 
angelegenheiten, die das Intereſſe der Staatseinheit, die Zentralijation 
der Staatsidee betreffen, unter Rechts ſätze und unter einen Richterſpruch, ift 
zwedwidrig; vielmehr muß die Verwaltung, wenn irgend wo, jo bier freie 
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Hand haben, die Möglichkeit zum ftarfen und feften, den Umftänden an= 
gemejjenen Eingreifen. Bei den wichtigen Fragen, die das Verhältnis zwiſchen 
Staat und Kommune betreffen — und zu dielen fragen gehört aud) die der 
Beftätigung der Bürgermeifter in großen Städten — handelt es fi oft um 
die Ausprägung des Staat3willens gegenüber dem fommunalen 
Willen, darum, ob eine forporative Bildung im Staate fi — durch einzelne 
Akte zunächſt — diefem entgegen ftellen oder fich vielmehr ihm unterordnen 
ſolle. Werallgemeinert man dies, jo handelt e8 fih um die Frage einer ener- 
giihen ftaatlihen Zujammenfaffung aller wirkſamen Volkskräfte, um einen 
Zujammenhalt der einzelnen Staatäöteile, au der Kommunen. Es 
ift die energiiche Geltendmadhung der Staatögewalt in derartigen Fällen gleicy- 
zeitig der Damm gegen ein biffolutes Abrüden der örtlich abgegrenzten Staat3- 
glieder vom Staatözentrum. Sein oder Nichtlein des Staates hängt im letzten 
Grunde davon ab, ob ſich innerhalb desjelben die Kommunen ala jelbftändige, 
die Staatögewalt peinlich empfindende jog. „Organismen“ gerieren, die fich 
politiid) vom Staate mehr oder minder zu emanzipieren trachten und dadurch 
diejen jelbft in jeine Zeile aufzulöjen im Begriffe find. Selbſtverſtändlich be— 
iteht eine jolde Gefahr zur Zeit in Wirklichkeit nit. Keine Staatsgewalt 
irgend eines einzelnen deutichen Staates würde untätig joldyen Tendenzen gegen- 
überjtehen. Aber auch die Theorie darf nicht auf jo gefährliche Wege abirren. 
Klar ift doch, daß auf diefem Gebiete nur ein freies Ermeſſen möglich ift, 
deshalb auch die verwaltungsrichterliche Nachprüfung nicht ftattfinden kann, eben- 
ſowenig wie auf dem Gebiete des Heerweſens und der auswärtigen Ange: 
legenheiten. 

Die Selbſtverwaltungskörper beſorgen ihre eigenen Angelegenheiten; aber 
nur ſofern dies mit den ſtaatlichen Zwecken und Daſeinsbedingungen ver— 
träglich iſt. Sie erhalten auch ſtaatliche, rein ſtaatliche Angelegenheiten über— 
tragen; in beiden Fällen kann jedoch der Staat mit Recht jagen: mea res 
agitur. Deshalb muß er das Auffichtsrecht üben in den wichtigften und höchſten 
ragen nad) freiem Ermeſſen. Der Träger der preußiichen Staatögewalt aber 
it, wie in allen monardijchen Staaten, der Monarch. Wer das ihm zuftehende 
freie Ermefjen beichränfen will, wenn aud in der verführeriichen Form eines 
rechtsſtaatlichen Rattenfängerd, der verfennt die Aufgabe der Verwaltung und 
ihäßt die Stellung der Kommunen innerhalb des Staates unrichtig ein. Das 
aber find logiſche Konſequenzen der jogenannten organiichen Theorie, die an fich 
in mandherlei Punkten bahnbredend gewirkt, aber in dem jüngften Werfe 
von Preuß diejen zu Anfichten geleitet hat, die aus hiftoriichen, rechtlichen und 
politiichen Gründen zurüdgemwiejen werden mußten. 


Die Schwurgerichte. 


(Bergl. die Fragen S IV, oben ©. 77.) 
Bon Pandgerihtsrat Unger in Stendal. 





In der Frage, ob die Schwurgerichte in ihrer jeßigen Geftaltung bei— 
behalten werden jollen, liegt für mid der Schwerpunkt der geplanten Straf: 
eine Ich verneine dieje Frage unbedingt, weil 

. der Geihwornendienft, wie er zur Zeit verlangt wird, ziemlich allgemein 

ala jchwere Beläftigung empfunden wird, 

2, nr Schmwurgerichte deshalb allmählich jede Volkstümlichkeit verloren 

aben, 

3. die Geichworenen der ihnen geftellten Aufgabe unmöglich gewachſen fein 
fönnen und deshalb eine Unſumme von Zeit und Arbeitskraft unnüß 
aufgewendet werden muß, 

4. die Rechtſprechung der Schmwurgerichte der gejamten Rechtspflege 
(nit bloß der Strafrechtäpflege) ſchädlich iſt. 


I. 


Dreißig Männer, in ernftem Lebensberuf ftehend, bewährt durch tadellofe 
Lebensführung, werden — in der Regel auf zwei Wochen — zum Gejchmorenen- 
dient a Ein großer Teil muß Haus und Hof, Weib und Kind im 
Stich laſſen und fi an den Sig des Landgerichts begeben. Die Auswahl ge 
Ihieht durchs Los. Darum ift es nicht zu vermeiden, daß die Einberufung für 
den Landmann in die Zeit der Frühjahrsbeſtellung fällt, für den Kaufmann in 
die Zeit des Iebhafteften Geſchäftsganges (etwa vor Weihnachten), für den 
Gymnafiallehrer in die Zeit ber ee a u = für den Baumeifter in 
die Zeit ber regften Bautätigkeit u. ſ. f. Die fo Betroffenen bitten um Be- 
freiung, weil fie in ihrem Erwerb geſchädigt werden oder in ihrem Dienfte un: 
abkömmlich find. Den Geſuchen kann nur ausnahmsweiſe ftattgegeben werben, 
weil dieje Gründe mehr oder weniger bei jedem zutreffen. Mißmutig [eiftet 
alſo ein großer Zeil der Vorladung Folge. Er tröflet fich aber wohl mit der 
Hoffnung, für die fchweren materiellen Opfer durch wertvolle Dienfte für den 
Staat und jeine Rechtspflege entihädigt zu werden. Hierin fieht er ſich ſehr 
bald getäuſcht. Nur 12 von den 30 Einberufenen treten an einem Tage in 
Tätigkeit, die anderen können wieder nad Haus gehen. Wer am Site bes 
Landgerichts wohnt, wird ja in ber Regel — Berufsgeſchaͤften nachgehen 
innen, jedoch nur in beſchränktem Maße. Er kann immer nur über den Reſt 
des Tages v verfügen, nicht aber über den folgenden Tag, da er ja nicht wiffen 
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kann, ob er feiner Pflicht als Gejchworener wird genügen müfjen oder nicht. 
Wer dagegen eine längere Fahrt, womöglih ohne Bahnverbindung, zum Sig 
des Landgerichts hat, der ift zur elendeiten Untätigfeit verurteilt. Um 9 Uhr 
ift er zum Dienft angetreten, um 9'/s Uhr ift er wieder entlaffen. Bis dahin 
hat er nichts Nütliches tun können und kann e8 auch für den übrigen Tag 
nicht. Während zu Haus wahrjcheinlic jeine Gejchäfte drängen und unwider— 
bringliher Schaden droht, muß er auf Straßen, Promenaden oder in Gaft: 
wirtichaften umberlungern. Wenn er fi) dann des Abends in jein Hotelbett 
legt, wird er ficher das Gefühl des diem perdidi haben und fid) vermutlich in 
nicht ganz loyalen Ausdrüden über den Staat und jeine Gejege ergehen. Und 
jo fann es die ganzen zwei Wochen fortgehen. Viele Geichworene fommen über: 
haupt nicht aus der Urne oder fie werden abgelehnt. Für einen an fruchtbare 
Tätigkeit Gewöhnten, raftlos vorwärts Strebenden denfe idy mir das jurdtbar. 

Und jelbft wenn der Geſchworene in Tätigfeit tritt, wenn er wirklich 
öfterd mitfigt und an der Beratung und Abitimmung über die Schuldfrage 
teilnimmt? Kann ihn das auch nur annähernd für die auferlegten Opfer ent: 
ihädigen? Nun und nimmer mehr. Gerade die beiten und gewiffenhafteften unter 
den Geſchworenen werden im höchſten Grade unbefriedigt jein. Sie werden das 
Gefühl nicht los werden, daß fie nad) ihrer geiftigen Schulung und Entwidlung 
der ihnen geftellten Aufgabe nicht gewachſen find. Schuldfragen, und grad’ die 
ichmwierigften in rechtlicher und tatjächlicher Beziehung gewiſſenhaft zu prüfen und 
ſachgemäß zu beantworten, das will in langer harter Arbeit gelernt jein. Der 
unerfahrene Laie kann nur im Dunkeln tappen und jein Urteil aus einem un— 
beftimmten, nicht jelten falſchen, Rechtögefühl abgeben. Ich komme darauf des 
näheren zurüd. 


1l. 


Die Folgen find denn auch deutlich erfennbar. Das einſtmals mit jo 
großer Begeifterung aufgenommene Schwurgericht hat jede Volkstümlichkeit ver: 
loren. Wer einmal Geichworener geweſen ift, verzichtet zum zweiten Male gerne 
auf diefe Ehre. Einer der Burenfommandanten beflagte fi einmal bitter über 
jeine Landsleute. E3 wäre unglaublich, jo ſagte er ungefähr, wie viele von ben 
zu den Fahnen Einberufenen plötzlich Herz: und andere Leiden bei fich entdedt 
hätten. Ein ganz ähnliches Gefühl habe ich ftets nad Einberufung der Ge- 
ſchworenen gehabt. Es ift wirklich unglaublid), wie viele jonft tadelloje Männer, 
an beren patriotifcher Opferwilligfeit nicht zu zweifeln it, Gründe juchen und 
finden, um fi) vom Gejchworenendienft zu drüden. Und wenn es ihnen nicht 
gelingt, für die ganze Tagung Befreiung zu erlangen, jo verjudhen fie e8 wenig— 
ſtens für einzelne Tage. Mißlingt auch dies, fo begeben fie fih zum Staats- 
anmwalt oder Verteidiger und bitten um — Ablehnung. Und das ift das Aller: 
traurigfte. Daß die Ablehnung ein Ausdrud des Miktrauend gegen die Un— 
parteilichkeit und gegen die geiftige und moralijche Befähigung ift, dafür ift 
jedes Gefühl verloren gegangen. Niemand kann e8 natürlidy hindern, daß von 
dem Rechte der Ablehnung, nachdem es einmal durch Geſetz geſchaffen, ihm gegen- 
über Gebraud) gemadjt wird. Aber dieſes Gebrauchmachen Hervorrufen, das heißt 
denn doch Zweck und Abſicht des Geſetzes verfennen. (ch will feinen härteren 
Ausdrud gebrauchen.) In einer Tagung jah ich jeden Morgen, wenn ich zur 
Sigung ging, zwei Geichworene vor der Tür des Anmwaltszimmers ftehen. Sie 
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erreichten auch ihren Zweck. So oit fie aus der Urne famen, wurden fie vom 
Verteidiger abgelehnt. Einmal habe ich es jogar erlebt, daß ein Geichworener 
den Angeklagten jelbft um Ablehnung bat. Ein zum Richteramt Berufener 
bittet den, über den er eventuell zu Gericht figen joll, um Ablehnung, weil ihm 
der Geichmworenendienft läftig ift!!! Wenn man nun einem ſolchen Volksrichter 
iagte „Sie haben eben dem Angellagten zu verftehen gegeben, daß Sie nicht 
unparteiifch genug oder zu — dumm find, um im jeiner Sache zu urteilen“, 
mit welcher Entrüftung würde er das wohl von ſich weilen. 

Ein anderer Gejchworener gab jein Intereſſe für die Sache durch vernehm: 
liches Schnarchen unmittelbar nad) Berlefung des Eröffnungsbeihluffes fund. 
Der energiiche Hinweis des Vorfitenden auf den geleilteten Eid machte einen jo 
tiefen Eindrud auf ihn, daß er während ber kurzen Verhandlung nod zweimal 
geweckt werden mußte. 


11. 


Die Zuftändigkeit der Schwurgerichte ift eine beftimmt umgrenzte. Nur 
die ſchwerſten Verbrechen — mit Ausnahme des Hoch- und Landesverrats — 
find ihm durch Geſetz zugewieſen. Dieje Regel jchließt jedody nicht aus, daß 
gelegentlich jede Straftat ihrer Rechtiprechung unterbreitet werden fan. In 
der Hauptverhandlung tritt nämlich nicht jelten die Möglichkeit einer milderen 
Beurteilung der Tat hervor oder die Verteidigung behauptet wenigftens eine 
jolhe, 3. B. Mordverſuch ala Körperverlegung oder auch ala bloße Bedrohung, 
gewaltſame Bornahme unzüchtiger Handlungen als tätliche Beleidigung. Alsdann 
müfen ragen nad ftrafrechtlichen Verfehlungen geftellt werben, die zur Zus 
fändigfeit der Straffammern oder Schöffengerichte gehören. Häufig find aud) 
mit einer ſchweren, zur ausſchließlichen Zuftändigkeit der Schmwurgerichte gehörigen 
Straftat kleinere Verfehlungen desjelben Täter oder anderer verbunden. Das 
Itereſſe der Sache und ber Angeklagten erfordert aber eine gemeinfame Ber: 
handlung. Deshalb erjcheint es regelmäßig angezeigt, von ber Befugnis des 
5 2 &.P.D. Gebrauch zu machen und jämtliche Straftaten vor das Schwur- 
eriht zu bringen. Tragen allgemein ftrafrechtlichen Inhalts find fait in feiner 

Handlung zu vermeiden. Geſetzeskonkurrenz, Ideal- und Realkonkurrenz, 
ielbftändige und fortgejegte Handlung, Vorjag, dolus eventualis, Mittäterichaft, 
Beihilfe u. ſ. w. tauchen felbft bei den tatſächlich einfachiten Sachen auf. 

So umfaßt die Tätigkeit der Schwurgerichte das geſamte Gebiet des Straf: 
rechts. Es wird deshalb wohl auch faum eine ftrafrechtliche Trage geben, die 
nicht Schon gelegentlich von den Schwurgerichten entjchieben worden ift und in 
der fie fich nicht auch fchon mit der Praris der ordentlichen Gerichte und ber 
Rechtſprechung des Reichsgerichts in Widerſpruch gejegt haben. 

Einer ſolchen Aufgabe kann ein ausschließlich aus Laien zufammengejeßtes 
Spruchgericht nicht gewachſen fein. Der Gejegeber hat das wohl gefühlt und 
deshalb die Aechtsbelehrung durch den Vorfigenden eingeführt. Diefe joll den 
Geihworenen ben Weg zeigen, welchen ihre Beratung einzujchlagen hat. Dazu 
it fie wohl geeignet, fie bietet auch eine gewiſſe Gewähr dar einen ſachgemäßen 
Spruch, aber fie reicht dazu nicht aus. Es find Häufig zu viele und zu ſchwere 
Fragen zu erörtern. Der Borfigende hat auch fein Mittel, fich zu überzeugen, ob 
er richtig verftanden worden ift. Etwaige falſche Auffaffungen zeigen ſich erft 
im Beratungazimmer und hier fehlt jeder Sachkundige, um ihnen entgegen- 
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zutreten. Rechtöverftändige Geichworene lehnt die Verteidigung ftets ab. Daraus 
fann ihr niemand einen Vorwurf machen. 

Wie ſchwierig und verwidelt — in rechtlicher wie in tatjächlier Beziehung 
— find mit verſchwindenden Ausnahmen gerade die Straftaten, die zur aus— 
ichließlichen Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehören! Gejellen fi) dazu noch 
die oben erwähnten allgemeinen Tragen, jo muß im Kopfe des Laien Ber: 
wirrung entftehen. Während der Beweisaufnahme jagt er fich vielleicht draftiich 
aber ganz zutreffend „der Kerl gehört ins Zuchthaus”. Nachdem ihm aber die 
Sache zunächſt vom Staatsanwalt, dann in direkt entgegengejegter Weije vom 
Verteidiger und ſchließlich objektiv vom Vorſitzenden beleuchtet worden, wird 
er nicht felten die Sicherheit verloren haben und lieber freijprechen oder fich zu 
der milderen Auffaffung der Verteidigung bekennen, als jein Gewiſſen mit einer 
Verurteilung belaften, deren Richtigkeit ihm nunmehr zweifelhaft geworden. 

Welche Schwierigkeiten jelbft bei den tatſächlich einfachſten Sachen entitehen, 
das mögen einige Beijpiele lehren. 

1. Der Dienftfneht M. — ein rüdfälliger Dieb — fteigt durchs Keller: 
fenfter in die Wohnung des Gutsbeſitzers Sch., jeines früheren Dienftherrn. Er 
weiß, daß diejer (ein Witwer) allein jchläft, mitunter aber jeinen Hund ins 
Schlafzimmer mitnimmt. Daſelbſt befindet fich auch der Geldſchrank. Bereits 
im Keller öffnet M. jein Taſchenmeſſer und gelangt jo bewaffnet ins Schlaf: 
zimmer. Hier nimmt er vorfichtig aus der vor dem Bette liegenden Hoſe des 
Sch. die Geldſchrankſchlüſſel, öffnet den Geldicrant und nimmt, was er an 
Geld finden kann. Sch. erwadyt vom Geräuſch, fieht nichts, geht nad dem 
Hof, findet auch dort nichts, kehrt zurüd ins Schlafzimmer und jrägt, ob jemand 
da fei. Statt der Antwort fühlt er fi) an der Gurgel gepadt, im mächſten 
Augenblick erhält er auch ſchon Stiche in den Unterleib. 

Die Anklage lautet auf jchweren Diebftahl im NRüdfalle und verjuchten 
Totihlag aus $ 214 St. G. B. M. ift in allen tatjächlihen Punkten geftändig. 
Das Meſſer will er aber nur gezücdt haben, um ſich erforberlichenfall3 gegen 
den Hund zu wehren. Auf Sch. habe er nur losgeſtochen, um das geftohlene 
Geld zu retten. Eine höchſt törichte Verteidigung, denn er et ſich damit 
des jchweren Raubes aus 88 252, 250 Nr. 1 St. G. B. . blieb dabei und 
jo mußte den Geichworenen Gelegenheit gegeben werden, die Sache aud nad) 
diefer Richtung zu prüfen. 

Es mußte alſo zunächſt eine frage aus den $$ 252, 250 St. G. B. vor- 
gelegt werben. Für den Fall der Berneinung diefer Frage zwei andere Fragen, 
nad jchwerem Diebftahl ($$ 242, 243°) und nad verſuchtem Totſchlag aus 
$ 214. Die Verteidigung verlangte eine Frageſtellung dahin, ob dieje beiden 
Straftaten durd) eine fortgejegte Handlung begangen jeien und eine Hilfsfrage 
nad) gefährlicher Körperverlegung. Die Fragen fonnten nicht abgelehnt werden 
und jo war denn glüdlich ein ganzer Rattenfönig von Rechtsfragen beifammen. 

Schon nad der Vernehmung des Angeklagen hatten die Geſchworenen 
fiherlid das Gefühl, daß der gefährlihe Menſch durch eine möglichft Lange 
Zuchthausſtrafe eg zu machen jei. Gleichwohl mußte ihnen eine umfang- 
reiche und nicht ganz einfache Rechtsbelehrung erteilt werden. Zu erörtern waren 
vier verjchiedene Tatbeftände, dann der Unterſchied zwiſchen Raub aus 5 252 
und Zotihlag aus $ 214. Bei erfterem war es unerläßlich, auf die Frage 
der Geſetzeskonkurrenz einzugehen, damit den Geichworenen Ear wird, daß im 
Fall der Annahme diejes Verbrechens nur eine einzige Straftat vorliegt, bei der 
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Annahme des verjuchten Totſchlags aber zwei völlig gelonderte Straftaten. 
Infolge der von der Verteidigung geforderten weiteren an mußte aud) 
der Begriff der jelbftändigen Handlung und der ſchwere und unfichere Begriff 
der — Handlung erörtert werden. 

2. Ein noch einfacherer Fall, durch die Verteidigung noch weit ſchwieriger 
geftaltet.) Frau K. hat in ©. ein fleines, mitten im Felde belegenes Häuschen 
gekauft. Es ift jehr verfallen, fie will e8 ausbauen und in ihm ihre alten Tage 
in Ruhe genießen. Der Ausbau erſcheint unausführbar, abreißen koſtet Geld, 
abbrennen ift nicht bloß billiger, jondern bringt noch etwas ein, denn das 
Häuschen ift ziemlich hoch verfihert, denkt Frau K. Es jelbit zu tun, fehlt ihr 
der Mut, fie findet aber ein edles im Konkubinat lebendes Pärchen, das gegen 
Entrihtung von 30 ME. die Heldentat vollbringt. Die beiden Täter find im 
weientlichen geftändig, fie geben auch namentlich zu, daß fie der Frau K. die 
Berfiherungsiumme haben verichaffen mollen. Das Mädchen will bloß nicht 
„mitgetan“, jondern nur „geholfen“ haben. Frau K. gibt das Wefentliche 
(Berhandlung mit den Tätern und Zahlung des Geldes) aud zu, Hemmt fich 
aber auf den Ausdrud „angeftiftet“. Das will fie nicht getan haben; die beiben 
hätten ſich ihr angeboten. 

Die Anklage lautet zutreffend auf Brandftiftung aus $ 306 in Sbeal: 
fonfurrenz mit Verfiherungäbetrug ($ 265). Ein abjolut einfacher Tatbeftand 
ohne jede rechtliche Schwierigkeiten. Dieje jollten ſich aber jehr bald finden. 

Die Verteidigung betritt nämlich, daß das Häuschen ein Wohngebäude 
im Sinne bes $ 306 Nr. 2 geweſen und verlangte Tyrageftellung aus $ 308 und 
für das Mädchen zugleich eine Frage nad) Beihilfe. Beides war abſolut falſch, 
fonnte jedoch nicht abgelehnt werden. 

Bei beiden Tätern war aljo zumächft je eine Frage aus $ 306 und 265 
zu ftellen, dann bei dem Mädchen für den Fall der Verneinung eine frage 
ag — dann wiederum bei beiden Tätern für den Fall der Verneinung 

beiden erſten Fragen die verlangten Fragen aus $ 308 mit ben Neben— 
— nad mildernden Umſtänden und ſchließlich für Frau K. die Frage nad) 
Anſtiftung. Das alles mußte nunmehr die Rechtsbelehrung erörtern! Die 
Frage der Idealkonkurrenz war auf jeden Fall zu beſprechen. Nunmehr mußte 
dieſe Beſprechung erweitert werden. Es war namentlich darauf hinzuweiſen, 
daß auch mit der Brandſtiftung aus $ 308 der Verſicherungsbetrug zuſammen— 
treffen könne und daß dies bei der Beantwortung zum Ausdrud zu bringen jei. 

Nun aber dieſe Brandftiftung aus Aust rau K. war Eigentümerin, 
das Haus lag abjolut einjam, jo dab ſich das feuer nicht weiter verbreiten 
fonnte. Es lag aljo feine der beiden Alternativen des $ 308 vor. Damit er- 
gab ſich aber für die ſe Brandftiftung — abgejehen vom Berficherungsbetruge — 
Straflofigkeit jomohl für Frau K. wie für die beiden Täter (RR. Bb. 7 ©. 206). 
Dies überrajhende Ergebnis, welches die Verteidigung völlig überjehen hatte (fie 
plädirte nur auf mildernde Umftände), mußte den Gejchworenen flar gemadht 
und begründet werden. Der Vorfigende mußte aljo, wenn auch kurz, den Zweck 
des $ 308 jtreifen, von der abftraften Gemeingefährlichkeit der Brandlegung und 
von widerrechtlihem Eingriff in fremdes Eigentum jprechen 

Der Unbefangene wird nun vielleicht fragen, wozu überhaupt die Frage— 
tellung, wenn feine ftrafbare Handlung vorliegt? Die Antwort ift jehr einfach. 
Die ragen mußten geftellt werden, weil das Gericht nicht wiſſen konnte, ob 
die Geichworenen die Trage nad Anftiftung durch Frau K. bejahen würden. 
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Wurde diefe Frage verneint, bei ben beiden Tätern die fyrage aus $ 308 aber 
bejaht, jo lag ein rechtswidriger Eingriff in fremdes Eigentum vor und damit 
das Verbrechen der Brandftiftung. Endlich mußten noch die ragen der Mit- 
täterjchaft, der Beihilfe und der Anftiftung erörtert werden. Welche Menge von 
Gelehrjamkeit und Scharffinn bei einer jo einfachen Sade. Sollte es babei 
den Geichworenen nicht wie dem Götheichen Schüler ergangen jein ? 


„Mir wird von alle dem jo....“ u. ſ. w. 


3. Der Landwirt K. hat ein Sparkaſſenbuch mit 1500 ME. geerbt und 
jehr bald vertan. Das Iuftige Leben hat ihm offenbar gejallen, er beichließt 
deshalb, das Sparkafjenbucd wieder herzuftellen und ſich dadurch Geld zu ver— 
ihaffen. Er entfernt die bejchriebenen Blätter und veranlaßt dann ein unbe- 
fangene® und unerfahrenes Mädchen, die Eintragung wieder herzuftellen. Damit 
erichwindelte er fich zwei Darlehen, beim dritten Verſuch wird er abgejaßt. 

K. ift geitändig. Vor der Straffammer würde der Fall ſehr jchnell er: 
(edigt fein. Die einzige Zweifelöfrage, ob K. die Urkunde verfälicht, oder von 
einer faljchen Urkunde, wiſſend daß fie falſch ift, Gebraudy gemadyt hat ($ 267 
oder 270), würde wahrſcheinlich kurz geftreift und ebenſo kurz abgetan jein. 
Anders vor dem Schmwurgeridt. 

Hier muß die Frageſtellung mit diefem Zweifel rechnen und ebenjo mit 
der Frage, ob ein Sparfaffenbud eine öffentliche oder eine Privaturfunde ift. 
Es könnte ſonſt leicht eine mehr als bedauerliche Freiſprechung erfolgen. 

Außer der Trage aus der einen Alternative des $ 267 in Verbindung 
mit $ 268 Nr. 2 mußte daher eine Trage aus $ 270 geftellt werden und 
ferner eine Frage aus der anderen MWlternative des $ 267 in Verbindung 
mit $ 268 Nr. 1. Die NRechtsbelehrung (bei Urkundenfälſchung an ſich ſchon 
ſchwierig) mußte dann auf den Unterjchied zwilchen öffentlicher und Privaturkunde 
eingehen, dann auseinanderjegen, weshalb ein Sparkaſſenbuch eine öffentliche 
Urkunde ift, alfo die Einrichtung der Sparfafje erörtern und jchließlih den 
Unterjchied zwiſchen SS 267 und 270 klar zu maden juchen. 


4. Der Arbeiter 8. ift des verjuchten Mordes angeklagt und im Anſchluß 
daran der Nötigung, Bedrohung und Körperverletzung. Das Bemweisergebnis 
bezüglich des Mordverſuchs ift Elar. Der Beweis für die übrigen Straftaten 
fann in der Hauptverhandinng nicht mehr geführt werden, weil die einzige 
weſentliche Belaftungszeugin, 2.3 Ehefrau, von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht 
Gebraud; machte. Die Beamten, die fie früher vernommen haben, erinnerten 
fi) der Ausjagen nicht mehr, eine Verurteilung war alſo mangels Beweiſes 
ausgeſchloſſen. Gleichwohl mußten die Fragen geftellt werben und die Rechts— 
belehrung mußte auf die Begriffe der Nötigung, Bedrohung und Körperver- 
leßung eingehen. 

Welch’ ein Meer unnützer Arbeit für den ohnedies jchon genügend ges 
plagten Borfigenden! Und wenn diefe Arbeit wenigftens den Erjolg hätte, da 
fie unfinnige Sprüche vermiede! Leider bleibt dieſer Erfolg nicht allzujelten 
aus. Was Geſchworene mitunter leiften, dafür eine kurze Blütenlefe. 

A. ift geftändig jeine mitten im Orte gelegene und gegen Feuersgefahr 
verficherte Scheune in Brand geftet zu haben. Die einzige Frage nad) Brand— 
ftiftung aus $ 308 und Verficherungsbetrug aus $ 265 wird beantwortet: 

Zu 1a (Brandftiftung) nein, zu 1b (Berfiherungsbetrug) ja mit mehr 
als fieben Stimmen. — — — — — 
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B. ift bei einem Notzuchtöverjud) von Frau 2. geftört. Das kränkt ihn, 
er folgt ihr in die Wohnung und apoftrophiert fie etwa folgendermaßen: „Du 
Schwein, du A. ., bi ſchlage ich tot, nein, das verdienft du gar nicht, ich 
hänge did an den Beinen auf, daß du langjam verredft." Dann jchlägt er 
mit jeinem Stod auf die Ziichplatte bis fie jpringt. Er iſt geftändig. Die 
frage nad) Beleidigung und Bedrohung wurde verneint, die Frage nad) Sad): 
beihädigung dahin beantwortet, „ja mit mehr ala fieben Stimmen, aber e8 ift 
nicht erwiejen, daß er vorfäglich gehandelt Hat!" — — — — 

Im Leipziger Bankprozeß’) find die Gejchworenen über die Angabe des 
Stimmverhältnifjes bei den Schuldfragen geftolpert, das Allereinfachfte, was von 
ihnen verlangt wird und überdies noch im Fragebogen vorgedrudt iſt. Eine 
Riefenarbeit vergeblih! Ganz wunderbare Zuftände jcheinen in den Reiche: 
landen zu herrichen. (Vgl. „Recht“ 1903 ©. 99 u. 140.) 


IV. 


Seit Jahren wird über die „erichredfende Zunahme” der Meineide geklagt 
und nad Gründen für dieje „beflagenswerte Erſcheinung“ geſucht. Die einen 
ihieben die Schuld auf die „Entchriftlihung“ der Eidesformel, andere machen 
den Boreid dafür verantwortlih. Beides geht meines Erachtens fehl. Wer ala 
Zeuge im Gerichtsjaal erjcheint, muß überzeugt fein, daß er berufen ift, an ber 
Ermittlung der Wahrheit mitzuwirken und jo dem Recht zu dienen. Wer dieje 
Ueberzeugung bat, wird es ala heiligfte Pflicht empfinden, fein Wort mehr oder 
weniger zu jagen, al er vor Gott und feinem Gemiflen verantworten fann, 
gleichviel ob er bei der Eibdesleiftung einen feiner Konfeffion entiprechenden Zuſatz 
macht oder nicht, ob er den Eid vor der Vernehmung leiftet oder nachher. Auch 
den Leichtfertigen mahnt jede Art der Eibesleiftung zur Vorfiht. Wer aber 
jene Ueberzeugung nicht hat, wer entichloffen ift, den anderen hineinzulegen 
oder herauszulügen, der wird diejen Entihluß durchführen, unbefümmert darum, 
ob die Eidesformel mit den Worten „jo wahr mir Gott helfe“ jchließt, oder 
„durch Jeſum Ehriftum zur ewigen Seligfeit, Amen“ oder „und fein beiliges 
Evangelium“. 

Einen Falſchſchwörer leiten in der Regel Haß und Rachſucht oder Geiz 
und Habſucht. Solch' niedrige Inſtinkte erjtiden wohl die Stimme des Ge- 
wifjens und die Furcht vor Gott, nicht aber die Furt vor dem Zuchthaufe. 
Ein Lügner ift aud) ſtets ein erbärmlicher Feigling. Nichts als die Furcht vor 
einer drafoniidhen Strafe wird ihn vom Lügen unterm Eide abhalten. Wber 
die Schwurgerichte üben diefe Abichredung nicht und züchten dadurch die Mein: 
ide. Wer mir dieje leßtere Behauptung nicht glaubt, den wird vielleicht fol: 
gendes charakteriftiiche Gejpräd aus einer Verhandlung wegen Meineids -und 
Anftiftung dazu überzeugen. Als ſich der Anftiiter am jein jpäteres Opfer mit 
dem Anfınnen wandte, ihm eine beftimmte unwahre Tatſache zu bezeugen, da 
antwortete diejes, „das iſt eine heiße Sadıe, da kann ich ind Zuchthaus fommen“ 
(alio nur Furt vor Strafe!). Der edle Anitifter wußte aber diejes Bedenken 
zu zerftreuen. Er erwiderte nämlich, „du kannſt höchſtens vor die Gejchworenen 
fommen und da wirft du freigeſprochen.“ 

In diefem Falle hatte der brave Mann fich glüclicherweile geirrt, im 


ı), Nach der Daritellung im „Recht“ von 1903 ©. 74. 


r 
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allgemeinen aber hatte er Recht. Eine Verurteilung wegen wilfentlihen Mein— 
eides erfolgt jaft nur beim Geſtändnis (aber auch nicht immer) und, wenn die 
Beweißaufnahme allzu belaftend ift, allenjalla wegen fahrläffigen Mteineides, in 
der Regel verfappte Zubilligung mildernder Umſtände. 

Zum Beweiſe diefer Behauptung muß ich wieder zum praftiichen Bei- 
ipiel greifen. 

1. Ein der Milchverfälihung angeflagter Milchhändler hatte einen Milch— 
futicher als Entlaftungszeugen benannt. Dieſer jegt fi) denn auch jchleunigft 
mit einer Reihe durchaus unverbädtiger Zeugen in Widerjprud. Dabei kam 
zur Sprade, daß ihm der Angeklagte vor der Verhandlung eine Mark gegeben 
und ihm gejagt habe, wie er ausjagen folle. Der Kuticher ftellte auch dies in 
Abrede. In dem gegen ihn eingeleiteten Mteineidöverfahren war er vollftändig 
geftändig, er gab insbejondere au den Empfang der Mark zu. Er wurde 
a 

2. Der Arbeiter ©. hatte mit dem Arbeiter T. eine Schlägerei. Er zeigt 
den T. jchleunigft wegen Körperverlegung an. T. behauptet, daß S. zuerft auf 
ihn losgegangen ſei und zwar mit einem Meffer. Eine Reihe von Zeugen, die 
dem Streite zugelehen, beitätigen dies, aud) T.s Rod zeigt Spuren von Mefler- 
ftihen. ©. ftellt Gebraudy) und Beſitz des Meſſers eidlih in Abrede. T. wird 
freigeſprochen, ©. des Mleineides angeklagt. Die Beweisaufnahme läßt feinen 
Zweifel, daß ©. bei der Schlägerei ein Meſſer gehabt hat, gleichwohl wurde 
er freigejproden. 

3. Der Kaufmann Sch. lebt mit jeinem Nachbarn in bitterer Feind— 
ihaft. Eines Tages zeigt er ihn wegen einer ‘Bolizerübertretung an und be- 
ihmwört aud) die der Anzeige zu Grunde liegenden Tatſachen. Der Nachbar 
vermag aber das Gegenteil nachzumeilen, wird freigejproden und Sc. des 
Meineids angeklagt. Die Beweisaufnahme ergibt klipp und flar, daß die von 
Sc. beſchworenen Tatſachen freie Erfindung waren. Berirteilung wegen fahr— 
läſſigen Meineids. 

Eine gleiche Verurteilung erging gegen eine Frau, die ebenfalla eine 
PVolizeübertretung ihres Nachbarn frei erfunden hatte. 

Die Geſchworenen wahren nicht immer das Dienitgeheimnis. Sie haben 
im Gegenteil nicht felten das Bebürfnis, ihre wunderbaren Sprüche bei gegebener 
Gelegenheit zu rechtfertigen. So verriet denn auch im Fall 1 der Obmann, 
daß es fie gedauert hätte, den verführten jungen Dann in® Zuchthaus zu 
ſchicken. Daß dabei auch der Ichändliche Verführer leer ausging, haben fie nicht 
bedacht. In Fall 2 meinte ein Gefchworener, e8 jet ja fein Schaden aus der 
falſchen Ausſage entftanden, T. jei ja freigeſprochen. Im dritten Falle endlich 
erflärte der Obmann kurz und bündig, für eine joldhe „Qumperei“ jei eine 
Gefängnisftrafe ausreichend. 

Sapienti sat. Bemerkt jei nur nod, daß in allen dielen Fällen die 
Berufsrichter den Wert der Zeugenausjagen richtig erkannt und ihnen deshalb 
jede Glaubwürdigkeit abgeſprochen hatten. 

Sold) verfehlte Freiiprehungen werden befannt und machen den Scurfen 
und Lügnern Mut. Einen wiffentlicden Meineid nachzuweiſen ift unendlich Schwer. 
Daran krankt unjere Rechtspflege. Finden aber aud) die wenigen Fälle, in 
denen der Nachweis gelingt, feine entiprechende Sühne, jo wächſt der Schaden 
ind Ungeheure. 
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V. 


Was ſoll nun an Stelle der Schwurgerichte treten? Ich verlange un— 
bedingte Ausſchaltung des Laienelements aus der Strafrechtspflege. Dieſes Ver— 
langen teilen faſt alle meine mir perſönlich bekannten Berufsgenoſſen. Jeder 
ſetzt aber mutlos hinzu: „es iſt nicht zu erreichen“. Man verſuche es und 
begründe es mit den Erfahrungen aus der Praxis. Vielleicht kommt die Mehr: 
beit unjerer Vollsvertretung doch zu der Einficht, daß es mit der Urteilsfindung 
nicht anders ilt, wie jonft im Leben. Ein gutes Standbild kann nur ein Bild» 
bauer, ein gutes Gemälde nur ein Maler fertigen. Michelangelo konnte freilich 
beides. Aber ſolch gottbegnadete Naturen find jelten und beftätigen nur die Regel. 

„Aber die Schöffengerichte haben ficd) bewährt“, wird man mir entgegen: 
halten. Dieje Behauptung ehrt merkwürdigerweile immer wieder und doch hat 
fie noch niemand bewiejen. Einzelne Schöftengerichte haben fi) bewährt und 
bewähren ſich noch, andere nit. Es kommt ganz auf die Perfon des Bor: 
figenden an. Einem friminaliftiich- und lebenserfahrenen Vorfigenden folgen 
die Schöffen vertrauensvoll, weil fie feine Kenntniffe und Erfahrungen im Be: 
ratungszimmer fennen und Ichäßen lernen. Fehlt ein ſolcher Vorfigender, To 
ift auch die Redtiprehung der Schöffengerichte eine mangelhafte. 

Sie ſtiftet aber feinen Schaden, das gebe ich unbedingt zu. Warum? 
Weil die Urteile der Schöffengerichte der Nachprüfung durch die Berufungsinftanz 
unterliegen und aus diejer das Laienelement ausgeſchaltet ift. Das 
ipricht energiih gegen die Schwurgerichte. 

Jede Stratprozeßgeießgebung muß ganz jelbftverftändlic nad; Möglichkeit 
Gewähr dafür bieten, daß fein Unichuldiger verurteilt wird. Dem hat man 
gerade bei Einrichtung der Schwurgerichte ganz bejonders Rechnung tragen wollen, 
das Gemollte aber nicht erreiht. Zum Beweiſe wiederum ein Beilpiel aus 
der Praris. 

Der Landwirt R. wird troß klaren Schuldbeweijes von der Anklage des 
Meineids freigeſprochen. Am folgenden Tage befindet fi Frau K. unter gleicher 
Beihuldigung auf der Anklagebanf. Die Sade ift jehr zweifelhaft, die Anficht 
des Gerichtö: non liquet. Frau K. wird verurteilt. Sinnend über die beiden 
Sprüche gehe ich die Treppe hinab. Da höre ich folgendes Zwiegeſpräch: „But, 
dab Sie das V.. verurteilt haben.“ „Denken Sie vielleicht, wir werden uns 
durch den Berliner Juden dumm maden lafjen.“ Ein Zeuge und ein Ge 
ihiorener waren es. Nun hatte id den Schlüffel für die Verurteilung. Was 
ih vorher nur vermutete, war nun Gemwißheit. Die Art und Weile des Berliner 
Verteidiger, vermutlich die unaufhörlihen Angriffe auf die Zeugen und das 
Hinziehen der Verhandlung durch allerhand unnüge Anträge bis in den jpäten 
Abend, hatten die Geichworenen geärgert! — — — 

Ein Berufsrichter ift ſolchen Empfindungen bei der Urteilsfällung unzugänglid. 

Einem des Meineids Geftändigen verjagten die Geſchworenen zu Unredt 


die Vergünftigung aus $ 157 Nr. 1 &t.G.B., „weil der Burjche keine mildernde 
Umftände verdiente.” — 


Muß das Laienelement beibehalten werden, jo können nur große Schöffen 
gerichte eine wirkſame Befferung herbeiführen. Die Einrihtung müßte in großen 
Bügen etwa folgende jein: 


1. Die großen Schöffengerichte entſcheiden in der Belegung von vier 
Richtern und fünf Schöffen. 
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. Zur Verurteilung gehören mindeſtens ſechs Stimmen. 
. Der Vorfigende und die drei richterlichen Beifiger werden vom Prä- 


fidenten des Oberlandesgerichts für da8 ganze laufende Geihäftsjahr 
ernannt. Stellvertreter ernennt der Präfident des Landgerichts. 


. Die Schöffen werden auf Vorſchlag der Kreisverwaltungsbehörben vom 


Landesherrn auf drei Jahre ernannt. (Man folge mutatis mutandis 
den Borjchriften über die Handelärichter.) Alsdann wird e8 jeder ala 
hohe Ehre und nicht, wie jegt, als Beläftigung eınpfinden, Schöffe zu 
jein. Im Zuſammenwirken mit den Berufsrichtern wird er auch all: 
mählich die nötigften Kenntniffe und praftiichen Erfahrungen für die 
Ürteilsfindung jammeln fönnen. 


. Die — Schöffengerichte haben ihren Sitz bei den Landgerichten. 


Die Tage der ordentlichen Sitzungen werden für das ganze Jahr be— 
ſtimmt. Jeder Schöffe hat in einem Jahre an mindeſtens drei 
Sitzungen teilzunehmen. (Weitere Einzelheiten würden zu weit führen.) 


. Sie treten an Stelle der Schwurgerichte. Entzogen wird ihnen der 


Meineid, Verbrechen im Amte, Aufruhr, betrügeriicher Banterott, 
vielleicht auch Urkundenfälihung. Das öffentliche Intereffe an der 
Sühne diefer Verbrechen ift zu groß und die Beurteilung zu ſchwer 
für Laien. Dagegen wird ihnen die Aburteilung der Verbrechen gegen 
88 173, 174, 176°, 218, 224 StGB. zugewieien. 
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Rechtsunwirkſamkeit einer Vereinbarung Tündigungs: 
loſer Arbeitsentlafſung wegen Auſchluſſes an eine 
Arbeiterorganiſation. 


Von Dr. Benno hilſe, Kreisgerichtsrat in Berlin. 


Neuerdings pflegen die korporativen Verbände der Arbeitgeber nach Be— 
endigung eines zu ihren Gunſten ausgefallenen Arbeiterausſtandes als Bedingung 
zur Uebertragung der Beſchäftigung ſeitens der Arbeitnehmer eine ſchriftliche 
Erklärung ausſtellen zu laſſen, wonach dieſe, der Zugehörigkeit zu einer Arbeit- 
nehmerorganijation entjagend, ſich verpflichten, die Mitgliedichaft bei einer ſolchen 
nicht erwerben und eine bereits bejefjene aufgeben zu wollen bei gleichzeitiger 
Unterwerfung unter die jofortige fündigungsloje Arbeitsentlaffung bezw. Verzicht: 
leiftung auf Innehalten der nach der Arbeitsordnung für den Betrieb geltenden 
zweimöchentlihen Kündigungsfrift für den Fall des Zuwiderhandelns hiergegen. 
Angefichts deſſen kommt in Trage, ob eine derarte Bereinbarung rechtswirkſam 
ſei, in Sonderheit, ob fie als Einrede einer auf Entihädigung wegen unbefugter 
Arbeitsentlaffung erhobenen Klage entgegengehalten werben könne. Beides ift 
zu berneinen. 

Zwar ift zufolge Gewerbeordnung $ 105 die Feſtſetzung der Verhältnifie 
wilden den jelbftändigen Gewerbetreibenden und ben gewerblichen Arbeitern 
Gegenftand freier Uebereinfunft, jedoch vorbehaltlich der durch Reichsgeſetz be 
gründeten Beichränktungen. Es mürde mithin gegen eine dementiprechende 
Arbeitsbedingung fich nichts einwenden laffen, wenn fie nicht mit andermeiten 
Regeln des Heichsrechtes fi in Widerſpruch verjegen jollte. Es ift nad 
Bürgerlichen Geſetzbuch $ 138 ein Rechtägeihäft, das gegen die guten Sitten 
verftößt, nichtig; allein hierunter kann der Verzicht auf die Zugehörigkeit zu 
einer Bereinigung füglic nicht gebradjt werden. Nichtig ift auf Grund Bürger: 
lihen Geſetzbuches $ 134 aber auch ein Rechtögeihäft, das gegen ein geſetzliches 
Verbot veritößt, wenn ſich nicht aus dem Gejege ein anderes ergibt. Nun ge: 
währleijtet Gewerbeordnung $ 152 den Gewerbetreibenden ſowohl wie den ge: 
werblichen Arbeitern das Recht auf Berabredungen und Vereinigungen zum 
Behufe der Erlangung günftiger Lohn: und Arbeitsbedingungen, aljo auch den 
Beitritt zu Organijationen, welche diejes Ziel verfolgen. Hiergegen verftößt 
jedody eine den Arbeitern abgeforderte Verzichtleiftung zum Anfchluffe an ſolche. 
Jede Einwirkung auf die Willensfreiheit des einzelnen ſowohl auf Erwerb, wie 
auf Entjagen der Mitgliedihaft widerftreitet alſo dem geſetzgeberiſchen Willen. 
Ein Zwang joll nad feiner Richtung bin ausgeübt werden. Um einem joldhen 
vorzubeugen, jtrafbedroht Gewerbeordnung $ 153 denjenigen, welcher durch An: 
wendung förperlidien Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrverlegung oder 
durch Berrufserklärung auf die Willensfreiheit des einzelnen in ** Sinne 
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einen Drud ausübt. Eine durch eines diefer Mittel erlangte Willenserklärung 
ift alſo nichtig auf Grund Bürgerlichen Gejegbuches $ 134. Nun ift zur Er- 
füllung ber Begriffsmerfmale einer Drohung im Sinne von Gewerbeorbnung 
$ 153 bezw. einer Nötigung im Sinne von Strafgejegbud $ 253 nicht die 
Einwirkung eines phyſiſchen Handelns erforderlich, reicht vielmehr auch die Aus- 
übung eines pſychiſchen Drudes aus. Ein wirtſchaftlicher Nachteil, wie er in 
der kündigungsloſen Entlaffung aus der Beihäftigung entftehen kann, kenn— 
zeichnet fich deshalb jehr wohl als eine durch Gewerbeordnung $ 153 bezw. 
Strafgeſetzbuch $ 253 getroffene unerlaubte Handlung. Solches ift jeitens des 
Reichögerichtes in dem Urteil vom 25. April 1902 (I.M.⸗Bl. ©. 99) aud 
angenommen, welches ben Zatbeftand des $ 153 als vorliegend erachtete, weil 
ein organifierter Arbeiter auf die Weigerung eine8 Mitarbeiter erklärte, es 
werde dieſer jpäter feinen Schaden jchon einjehen, und in Ergänzung deſſen bem 
Arbeitgeber erklärte, er habe den Arbeitsaustritt der organifierten Gewerbe— 
oehilfen zu erwarten, wenn er den nichtorganifierten Mitarbeiter weiter bejchäftige. 

Aus nichtigen Willenserflärungen können aber Rechte nicht abgeleitet 
werden, mithin im gegebenen Falle auch nicht ein Verzicht auf die im Betriebe 
geltende Kündigungsfriſt. Dazu tritt noch, daß die Verzichtleiftung auf jolche 
für den Fall der erworbenen oder erhaltenen Mitgliedihaft bei einer Arbeiter: 
organilation fi) ala DVertragäftrafe im Sinne des Bürgerlichen Gejeßbuches 
5 339 fennzeichnen würde, weil Gegenftand berjelben doch der Anſpruch auf die 
nad) Gewerbeordnung $ 124b bei unbefugter Arbeitsentlaffung zuftehende Ent: 
Ihädigung bildet, weldyer im voraus entjagt wird. Deshalb findet der Grund— 
ſatz in Bürgerlichen Geſetzbuch 344 Anwendung, wonad, wenn das Gele das 
Berjprechen einer Leiftung für unwirkſam erklärt, auch die für den Fall ber 
Nichterfüllung des Verſprechens getroffene Vereinbarung einer Strafe unwirkjam 
it, jelbft wenn die Parteien die Unwirkſamkeit des Verſprechens gefannt haben. 
Sollten aber jelbit gegen die Eigenihaft der Vertragsſtrafe rechtliche Bedenken 
fih geltend machen, jo ift doch unbedingt der Grundjaß in Gewerbeordnung 
$ 122 ausichlaggebend, wonach bei Vereinbarung anderer als der gejeßlichen 
Kündigungsfriften fie für beide Zeile gleich fein müffen und Vereinbarungen, 
welche diejer Beſtimmung zumiderlaufen, nichtig find. Dazu tritt, daß für 
Arbeiter in Fabrikbetrieben Gewerbeordnung $ 134 a den Erlaß einer Arbeits: 
ordnung vorjchreibt, diefe nad) Gewerbeordnung $ 134b Beitimmungen über 
die Friſt der zuläffigen Auffündigung jowie über die Gründe, aus welchen die 
Entlafjung und der Austritt aus der Arbeit ohne Aufkündigung erfolgen darf, 
enthalten muß, Gewerbeordnung $ 134 eine Verwirkung des Arbeitslohnes über 
den Betrag des durchſchnittlichen Wochenlohnes hinaus als Strafe unterjagt, 
endlich zufolge Gewerbeordnung $ 134c andere als die in der Arbeitsordnung 
oder in 88 123, 124 vorgejehenen Gründe der Entlaffung und des Austrittes 
aus der Arbeit im Arbeitävertrage nicht vereinbart werden dürfen, um einer 
Erklärung in dem vorangeftellten Sinne jede rechtliche Wirkung zu verjagen. 
Daraus ergibt ſich jedod) in logilcher Gedankenfolge, daß dem erhobenen An 
ſpruche der gegen die Beitimmungen der Arbeitsordnung ohne Einhalten einer 
Kündigungsfrift entlaffenen Arbeiter auf Lohnzahlung die Einrede wirkſam nicht 
entgegengejegt werden fann, e8 hätten die Kläger fi) im voraus damit einver- 
ftanden erflärt. aljo auf Entichädigung verzichtet. 
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Die Berjährung der Frachtzuſchlagsforderungen. 
Bon Dr. jur. Mar Reindl, Direktiongaflelfor in München. 


In Nr. 4 des Id. Jahrg. der Deutichen Juriftenzeitung babe ich kurz 
ausgeführt, daß die Anſprüche auf die in $ 53 der Eiſenbahn-Verkehrsordnung 
(und in Art. 7 des Internationalen Uebereinkommens über den Eijenbahnfradjt: 
verfehr) für gewiffe Zumiderhandlungen gegen die fradhtrechtlichen Vorſchriften 
feſtgeſetzten „Frachtzuſchläge“ nicht der für die Anſprüche auf die Frachten und 
Die jonftigen Gebühren der Eijenbahn geltenden Berjährung (3 470 H. G. B., 
8 61 Abi. 5 E. B.O., Art. 12 Abſ. 4 J.lle., $ 196 Ziff. 3 B.G. B.), jondern der 
regelmäßigen Verjährung des Bürgerlichen Rechts ($ 195 B.G. B.) unterliegen. 

Diegegen wendet fi nun Dr. Eger in Nr. 5 der genannten Zeitung, in— 
dem er den Nachweis zu erbringen verjucht, daß für die erwähnten Tyradjt- 
zuſchlagsforderungen die gleiche Verjährungsfrift wie für die Frachtforderungen, 
aljo einjährige, jedenfalls aber zweijährige Verjährung gelte. 

Die Einwendungen Egers erjcheinen mir jedody nicht beweisfräjtig. 

Eger meint, die Frachtzuſchlagsforderung jei, möge man nun den Zuſchlag 
rechtlich ala eine Vertragaftrafe') oder als eine unmittelbar auf Geſetz beruhende 
Verbindlichkeit (obligatio ex lege) *) qualifizieren, immer eine neben der Saupt: 
verbindlichkeit hergehende, zur Sicherung der Erfüllung derjelben dienende Neben: 
verbindlichfeit, jege daher eine gültige Hauptverbindlichkeit voraus und höre 
daher auf zu beitehen, wenn die Hauptverbindlichkeit nicht wirkſam werde oder 
zu beftehen aufgehört habe, ſei deshalb gemäß $ 224 B. G. B. auch verjährt, 
wenn die Hauptverbindlichkeit verjährt jet, jomit nah $ 470 Abi. 1 9.6.82. 
und $ 61 Abi. 5 E. V.O. ſowie Art. 12 Abſ. 4 J. Ueb. in einem Jahre, jeden: 
falla aber nadı $ 196 Ziff. 3 B.G.B. in zwei Jahren. 

Dieje Schlußfolgerung ericheint mir aber verfehlt. 

Faßt man den Frachtzuſchlag ala eine Vertragsſtrafe oder als eine geſetz— 
liche Buße auf, jo jet er allerdings das Beftehen einer anderen Leiftung, einen 
Hauptanfprud), voraus, deffen Erfüllung er eben fichern ſoll'), und ift nad) dem 
Grundjage des $ 224 B. G. B. ald Strafanſpruch verjährt, wenn auch der Haupt: 
anjpruch verjährt ift*). Aber — und hierin liegt das punctum saliens und 
das Unrichtige in der Egerichen Deduftion — die Hauptverbindlichkeit, für deren 
Erfüllung oder gehörige Erfüllung die Zahlung eines Frachtzuſchlags vereinbart 
wird oder gejeßlich feitgejegt ift, ift eben nicht die Verbindlichkeit zur 
Zahlung der Fracht, jondern die Verbindlichkeit, den Inhalt oder das 
Gewicht der Sendung richtig im Tradjtbriefe zu bezeichnen, den Wagen nicht 
über feine Tragfähigkeit zu belaften oder die für die Beförderung gemwifjer Güter 
gegebenen Sicherheitsvorjchriften nicht außer acht zu Iaffen. Der Abjender hat 


ı) So dad R.G. in Bd. 47 ©. 33 der Entid. in Eiv.-S. u, Eger in feinen Komm. 
8.0. 2. Aufl. S.268 und z. Int. Uebereintommen 2. Aufl. ©. 132. Am leptgenannten 

Erte bat übrigens Eger, im Gegenja zu jeiner nunmehrigen Anſchauung, ausdrüdlid 
hervorgehoben, daß die einjährige Verjährung des Art. 12 Abi. 4 des nt. Ueberein- 
tommens auf Frachtzuſchläge feine Anwendung finde. j 

2, Sp Gerftner, Int. Ueb. ©. 142 und Supplement hiezu S. 56, Hilſcher, Eifen- 
babnıtransportredit, ©. 71, Roienthal Int. Ueb. ©. 75. , 

*) Motive z. I. Entw. 8.6.8. II. ©. 275, Staudinger, Komm. Anm. 3 zu $ 339, 
Coſack, Lehrbuch des BR. I ©. 325. 

) Coſack a.a.D. ©. 328. = 
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nicht dafür einen Frachtzuſchlag zu zahlen, daß er die ihm obliegende Ber: 
pflichtung zur Entrichtung der Fracht nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt, jondern 
dafür, daß er die ihm obliegende Verpflichtung zur richtigen Deflarierung des 
Gutes oder zur Einhaltung der für die Beförderung gebotenen Sicherheitsvor- 
ichriften nicht ober nicht gehörig erfüllt. Was aber mit diejer Verpflichtung, 
die demnad nur ala die Hauptverbindlichkeit angefehen werden fann, die in 
8 470 Abi. 1 9.6. B. und in $ 61 Abi. 5 E. V.O. ſowie in Art. 12 Abi. 4 
J.Ueb. und in $ 196 Ziff. 3 B.G.B. feſtgeſetzte ein- oder zweijährige Ver— 
jährungsfrift zu tun haben joll, ift ſchwer erfindlih. Denn man wird doch 
wohl faum im Ernfte behaupten wollen, daß. weil die Verpflichtung des Ab- 
jenders zur Zahlung der Fracht in einem bezw. in zwei Jahren verjährt, deshalb 
aud) ichon alle übrigen aus dem Frachtvertrage fid ergebenden Verpflichtungen 
desjelben gegenüber der Eilenbahn in der gleichen Friſt verjähren! Die Anz 
nahme, der Frachtzuſchlag fei zur Sicherung der Verbindlichkeit zur Zahlung der 
Fracht eingeführt, letttere Verbindlichkeit ftelle aljo die „Dauptverbindlichkeit“, 
von der die erftere abhänge, dar, wäre einmal ſchon um deswillen unrichtig, weil 
der Frachtzuſchlag unbeitrittenermaßen auch dann verwirft wird, wenn durch 
die Zumwiderhandlung eine Verkürzung der Frachtforderung überhaupt nicht ein- 
getreten ift oder nach Lage des einzelnen Falles nicht einmal eintreten konnte‘), 
jodann aber auch um deswillen, weil, wie ich bereit in Nr. 4 der Jur. Ztg. 
hervorgehoben habe, der Anſpruch auf Entrichtung des Frachtzuſchlags auch dann 
gegeben jein fann, wenn ein Aniprud auf Entrichtung der Fracht überhaupt 
nicht beſteht. Würde man als die „Hauptverbindlichkeit“, von der die Ber: 
pflichtung zur Zahlung des Frachtzuſchlags abhängen joll, die Verpflichtung zur 
Entrihtung der Fracht anjehen, jo müßte man nad) dem von Eger — be⸗ 
tonten Grundſatze, daß die Nebenverbindlichkeit dann nicht beſtehen könne, wenn 
die Hauptverbindlichkeit nicht beſteht oder zu beſtehen aufgehört hat, die Ver— 
pflichtung zur Entrichtung eines Frachtzuſchlags überall da verneinen, wo auch 
keine Verpflichtung zur Zahlung der Fracht beſteht oder wo dieſe letztere Ver— 
pflichtung — z. B. durch Entrichtung des Frachtbetrages — erloſchen iſt 
($ 362 B. G. B.). Man müßte demnach den Auſpruch der Eiſenbahn auf die 
Konventionalftrafe (Frachtzuſchlag) beilpielsweile dann in Abrede jtellen, wenn 
Güter, deren Beförderung mit der Eifenbahn geſetzlich verboten it und Die 
trogdem unter unrichtiger Inhaltsangabe aufgegeben worden find, nad Ent: 
defung der falihen Deklaration in der Verjanditation wieder zurüdgegeben 
werden, weil ja in diefem Falle die Hauptverbindlichkeit, d. i. die Verbindlichkeit 
ur Zahlung der Fracht, rechtlich nicht beftehen würde, oder ferner dann, wenn 
—* eine mit einem Gewichte von 15000 kg aufgegebene Sendung die Fracht 
für dieſes Gewicht bei der Aufgabe richtig entrichtet, in der Beitimmungsftation 
aber die Ueberlaftung des nur mit 10500 kg Tragkraft ausgeitatteten Wagens 
entdeckt wurde, weil in diefem Falle ja die Hauptverbindlichkeit, d. i. die Ver— 
bindlichkeit zur Entrichtung der Fracht, bereits erfüllt wurde, alſo auch die zur 
Sicherung derjelben dienende Nebenverbindlichkeit, d. i. die Verbindlichkeit zur 
Zahlung der Konventionalftrafe, weggefallen wäre. Daß dieſe ſich mit unab- 
weisbarer logischer Notwendigkeit aus der Egerihen Anſchauung ergebenden 
Konfequenzen aber mit den einichlägigen Beitimmungen der Verkehrsordnung 


ı) Gerade in den Fällen, in denen der Frachtzuſchlag beſonders hoch normiert ift 
(12 Mt. für das Bruttofilogramm des Verjandftüdes), liegt die Möglichkeit einer Fracht: 
verfürzung meiſtens überhaupt nicht vor. 
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und des Internationalen Uebereintommens in bdireftem Widerſpruche ftehen 
würden, bedarf feiner mweiteren Erörterung. 

Wenn der Aufgeber einer Sendung im Frachtvertrage die Verpflichtung 
übernimmt, in eine Kiſte feine erplofibeln Gegenstände zu verpaden oder in den 
Wagen nur Güter bis zu einem am Wagen angeichriebenen Gejamtgewichte zu 
verladen und für den Fall der Zumiderhandlung gegen dieje Verpflichtung eine 
Strafe zu entrichten, jo ift dies rechtlich nicht anders zu beurteilen, ala wenn 
der Mtieter eines Ladens fich verpflichtet, feine erplofibeln Gegenstände oder nur 
eine beftimmte Menge von ſolchen in dem Laden aufzubewahren und, für den 
Fall der Zumiderhandlung, eine Strafe an den Vermieter zu bezahlen. So 
wenig e8 nun jemandem beifallen wird, in dem letzteren Falle die Verbind— 
lichkeit zur Zahlung der Miete als die Hauptverbindlichkeit, für deren Erfüllung 
oder gehörige Erfüllung die Vertragäftrafe dienen ($ 339 B.6.B.) und von 
der bie lettere ala die Nebenleiftung abhängen joll, zu bezeichnen, ebenjomwenig 
fann man in dem erfteren Falle die Verpflichtung zur Zahlung der Fracht ala 
die Hauptverbindlichkeit anjehen; die „geichuldete Leiltung“ ($ 339 B. G. B.), die 
den Hauptgegenitand des Vertrages bildet und zu deren möglichfter Sicherung 
die Vertragsſtrafe dienen joll, zu der aljo die lettere eine Nebenleiftung bildet, 
it vielmehr in beiden Fällen die Verpflichtung, beitimmte Handlungen nicht 
vorzunehmen, und für dieſe Verpflichtung find weder beim Mietvertrage nod) 
beim Frachtvertrage die für die Miete oder die Fracht feſtgeſetzten Verjährungs- 
friften irgendwo gejeglich bejtimmt. 

Kann jomit aus der Auffaflung, die „Frachtzuſchläge“ jeien als eine 
Konventionalitrafe oder eine gejeglihe Buße anzujehen, fein Beweis für die 
Annahme einer ein- oder zweijährigen Verjährung abgeleitet werden, jo fragt 
fi) weiter, ob ſich diefe Annahme nicht etwa deshalb ala zutreffend ermeile, 
weil die Frachtzuſchläge nicht als DVertragsitrafe oder geſetzliche Buße, jondern 
ala Zeil der „Fracht“ oder ald „Gebühren“ im Sinne des $ 470 Abi. 1 9.6.8. 
561 Abſ. 5 EB.D. und Art. 12 Abi. 4 Y.Ue. anzujehen ſeien!). Aber auch 
diefe Tyrage muß verneint werden. 

Gegen die Qualifizierung der Frachtzuſchläge als Zeil der „Fracht“ oder 
der „Gebühren“ jpridht neben der vom Reichsgerichte (Bd. 47 ©. 33) bereits 
hiegegen eingewendeten Entftehungsgeichichte der fraglichen gejeglichen Beitimmungen 
und neben dem Zwecke dieſer leteren auc) der nad) dem gewöhnlichen Sprach— 
gebraudye und den ausdrüdlichen Beitimmungen der Verfehrsordnung und des 
Internationalen Uebereinkommens ($ 60 Abi. 2 E.B.D., Art. 11 Abj. 2 J. Ue.) 
diefen Ausdrüden innewohnende Sinn. Denn darnad) find unter „Tracht“ der 
vom Abjender oder Empfänger zu zahlende Beförderungspreis und unter 
„Gebühren“ die von der Eijenbahn für gewilfe mit dem Transporte verbundene 
bejondere Beiftungen auf Grund des Tarifs zu fordernden Vergütungen 
zu verjtehen. Es ift daher nicht einzujehen, inmwieferne die wegen Zumider: 
handlung gegen bejtimmte, aus dem Frachtvertrage ji ergebende 
Berpflihtungen zu zahlenden Beträge ald Zeile des Beförderungs— 
preijes ober der für bejondere Leiftungen zu entridtenden Ber: 


) &o 0 da8 Urteil II. Inftanz, dad dem R.®.-Urt. in Bd. 47 ©. 33 d. Entid. in 
Eiv.-S. zu Grunde lag. Auch ich Habe in einer Abhandlung in der Ztg. des Vereins 
D. —— Jahrgang 1899 ©. 545 Anm. 2a den Frachtzuſchlag als unter den Begriff 
„Gebühren“ fallend bezeichnet, bin aber inzwiſchen zur lleberzeugung von der Unrichtigfeit 
dieſer Auffaſſung gelangt. 
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gütungen zu betrachten ſein jollten. Hieran kann aud) weder die Bezeichnung 
„Frachtzuſchlaͤge“ etwas ändern, da dieje Bezeichnung nur gewählt wurde, um 
die zivilrechtliche Natur diefer Beträge im Gegenjage zu den durch bie dZuwider 
handlung etwa verwirkten polizeilichen oder ſtrafgeſetzlichen Strafen zu kennzeichnen‘), 
nod der Umstand, dab die Berehnung der Frachtzuſchläge in vielen Fällen 
nad) dem Betrage der Fracht erfolgt, da einmal dieje Berechnungsmeile nicht 
immer zutrifft, ſodann aber die Art der Berechnung nod) feinen Beweis für die 
rehtlihe Natur des Anſpruchs bildet. Was insbejondere den letzteren Puntt 
anlangt, jo würde beifpieläweie, wenn in dem weiter oben angeführten Falle, 
in dem der Mieter eines Lagerraumes für den Tall der Lagerung erplofibler 
Gegenftände eine beitimmte Summe an den Vermieter zu entrichten verjpridt, 
diefe Summe auf das doppelte des Mietpreifes feſtgeſetzt wäre, wohl niemand 
aus dieſer Berechnungsweile den Schluß ziehen, daß dieſe Summe redtlid, als 
„Zeil deö Mtietpreijes“ anzuſehen jei. Auch der von Eger angeführte Hinweis 
darauf jodann, daß die in der Verkehrsordnung (und im Internationalen Leber: 
eintommen) feitgelegten Beitimmungen über Frachtzuſchläge in den einfchlägigen 
reglementariichen Vorſchriften der Tarife wiederholt und daß daher die Aniprüde 
auf Entrichtung diefer Zujchläge „zu den tarifmäßigen, auf den Frachtvertrag 
egründeten Forderungen“ der Eijenbahn zu rechnen jeien, kann feinen Beweis 
fir die Subjumierung der Frachtzuſchläge unter die in $ 470 Abi. 1 9.68. 
($ 61 Abi. 5 EB.O. und Art. 12 Abſ. 4 J. Ue.) erwähnten „Frachten“ wid 
„Gebühren“ bilden, da es einerjeitö zweifellos erſcheint, dat die Aufnahme der 
bier in Frage ftehenden gejeglichen Beitimmungen in die Tarife die rechtliche 
Natur der auf Grund diefer Beftimmungen zu entrichtenden Beträge nicht ver: 
ändern und ihnen aljo nicht eine Eigenſchaft beilegen fann, die fe nad ben 
gejeglichen Beitimmungen jelbft nicht haben, und da es andererjeit3 nad) dem 
klaren Wortlaute der SS 470 Abi. 1 und 61 Abi. 5 jowie bes Art. 12 Abj.4 a. a. O. 
überhaupt unrichtig ift, daß alle „tariimäßigen, auf den Frachtvertrag ge 
gründeten Forderungen“ der in $ 470 Abſ. 1 x. x. a. a. O. vorgejehenen ein: 
jährigen Verjährung unterliegen. 

Ich muß daher bei meiner Meinung, daß für die Frachtzuſchlagsforderungen 
die allgemeine Berjährungsfrift des Bürgerlichen Geſetzbuchs ($ 195 B.6.2) 
gelte, beharren, da ic) „nie durch die hiegegen erhobenen Einwendungen nicht alö 
widerlegt anjehen kann?). 


Kann 8 654 B.G.B. bei Tauſchgeſchäften Anwendung 
finden? 


Bon Landgerichtsrat Unger in Stendal. 


Der Gaitwirt A beauftragt den Käufer: und Gütermaflfer B, ihm einen 
Käufer für feinen Gaſthof zu verichaffen. Er bemerkt dabei, daß er nicht ab: 
— ſei ein Ackergut in Tauſch zu nehmen. 

B ift bereits im Beſitz eines Verkaufsauftrags ſeitens des Ackerhoft 
beſitzers GC. Er fragt deshalb bei dieſem an, ob er ſeinen Ackerhof gegen einen 


) Eger 3.Ue. 1. Aufl. S. 131, Gerftner J.lleb. ©. 142, u. R.G. Bd. 47 S. 33. 
2) Sleiher Meinung aud Hilicher, Eiienbabntransportredt S. 72. 
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Gaſthof vertauſchen wolle. C ift hierzu bereit, das Tauſchgeſchäft zwiſchen A 
und C fommt durch B's Vermittlung zu ſtande. 

Nach Abſchluß des Vertrages erfährt A, daß B auch Beauftragter bes C 
geweſen. Letzterer zahlt die veriprochene Provifion an B, A weigert ſich deſſen. 
Er meint, daß B jeinen Anſpruch an ihn verloren habe, weil er dem Inhalte 
des Bertrages zumider auch für C tätig gemwejen jei. 

Daß B für beide Teile tätig — kann nicht zweifelhaft ſein. Liegt 
darin aber ein Verſtoß gegen den mit A abgeſchloſſenen Vertrag? 

Tauſch iſt doppeltes Kaufgeſchäft. Deshalb iſt auch A's Auftrag an B 
ein doppelter, nämlich, 

1. Beihaffung eines Käufers für den Gafthof, 

2. Nachweis eines Aderhof3 zum Ankauf. 

Letzteres fonnte aber B wiederum nur auf Grund eines beſtimmten Auf: 
trags, gleichviel ob er fich bereits im Beſitz eines jolchen befunden, oder ihn 
ſich erft infolge des A'ſchen Auftrags verjchafft hat. Das mußte A auch von 
vornherein willen und darum konnte B’3 doppelte Tätigkeit feinen Verftoß gegen 
den mit ihm abgeichloffenen Vertrag enthalten. 

Die Möglichkeit eines ſolchen Verftoßes möchte ich bei Tauichgeichäften 
überhaupt verneinen. Bei diefen kann der Makler nur der Vermittler für 
beide Parteien, nicht aber der Bertrauensmann nur einer Partei fein. 
Ka Eine Ausnahme hiervon müßte ganz bejondere tatjächliche Borausjegungen 

en. 


Ungelöfter Widerjprud zweier Strafnrteile. 


(Bgl. Rechtsanwalt Rojenberg in Nr. 2 des BI. ©. 150.) 
Bon Landgerihtsrat Unger in Stendal. 


Die Skizze wirft beim erften Lejen verblüffend. Entichieden ift e8 etwas 
Außergemwöhnliches und Beiremdendes, dat die Täterin freigefprochen, der Ge- 
dilfe der Tat aber verurteilt worden ift. Eine nähere Prüfung führt jedoch zu 
dem berubigenden Ergebnis, daß feine ungerechte Verurteilung erfolgt ift. Der 
Gehilfe ift vielmehr zu Recht verurteilt, die Täterin dagegen zu Unredt 
fteigeſprochen. 

Nach der R.ſchen Darſtellung iſt feſtgeſtellt, 

1. daß das Mädchen aus den Zweigen des Lebensbaumes Tee bereitet, 
davon zum Zwecke der Abtreibung einen Schluck in den Mund ge- 
nommen, ihn aber infolge des widerlichen Geſchmacks wieder ausgeſpuckt hat, 

2. daß der der Beihilfe Angeklagte dem Mädchen die Zweige des Lebens: 
baumes zum Zwecke der Abtreibung gebradht hat. 

Dieje Teititellungen enthalten nad) der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
den Zatbeitand der verjuchten Abtreibung und der Beihilfe dazu. Das frei: 
iprechende Urteil wäre auf Reviſion der Staatsanwaltſchaft unweigerlich auf: 
gehoben und die Sache zur nochmaligen Verhandlung zurückverwieſen worden. 
Asdann hätte Verurteilung erfolgen müffen?). | 


) Auch $ 46 St. G. B. hätte nicht zur Anwendung fommen können, weil dad Mädchen 
den Tee infolge des widerlihen Gejhmads ausgeipieen hat. 
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Ihre Freiſprechung verdankt das Mädchen alfo nur dem Umſtande, dab 
die Staatsanwaltihait von dem ihr zuftehenden Rechtsmittel feinen Gebrauch 
gemadt hat. Dies gibt aber niemandem — aud dem Gehilfen nicht — ein 
Recht auf eine gleiche Vergünftigung. Wer den Tatbeftand der Beihilfe zu 
einem Verbrechen erfüllt, muß dafür büßen, gleichviel, ob der Täter beitraft 
wird oder nicht. 

Immerhin aber it da8 Ergebnis ein unerfreulichese. Der Grundiak des 
gleichen Rechts für alle ift verlegt. 

Schuld daran trägt die Möglichkeit der getrennten Verhandlung und der 
daraus für den Richter ſich ergebenden Pflicht der gelonderten tatſächlichen Feſt— 
ftellung. Dies kann aber noch zu ganz anderen folgen führen. 

Anſtoß zu dieſen Zeilen hat mir folgender Fall (zufällig wiederum Ber: 
brechen gegen N 218 St. G. B.) gegeben: 

Die unverehelichte P. iſt angeklagt, als Schwangere ihre Frucht vorſätzlich 
abgetrieben zu haben, die verehelichte D., mit Einwilligung der Schwangeren die 
Mittel zur Abtreibung bei ihr angewendet zu haben ($ 218 Abſ. 3 St. G. B.). 

Das Gericht gewinnt aus der Bemweisaufnahme nicht die Ueberzeugung, 
daß die von der D. bei der P. vorgenommenen Einfprigungen den gewollten 
Erfolg gehabt haben oder (richtiger) haben fonnten. Es hielt nämlih die 
Schwangerihaft nicht für erwielen und verurteilte deshalb die P. nur wegen 
verjuchter Abtreibung aus $ 218 Abi. 1, die D. gleichfalls wegen verſuchter Ab— 
treibung aus $ 218 Abſ. 3 St. G.B 

Dieje letztere Verurteilung wurde auf Revifion der D. mit der ihr zu 
Grunde Tiegenden tatſächlichen Feſtſtellung vom Reichsgericht aufgehoben, meil 
die Anmwendbarfeit des $ 218 Abi. 3 den Zatbeitand der vollendeten Ab: 
treibung vorausjeße, beim Ausbleiben des gemwollten Erfolges aber für jeine 
Anwendbarkeit fein Raum mehr jei und deshalb auch die Konftruftion eines 
ftrafbaren Verſuchs unmögli je. Ein folder Verſuch jei nur Beihilfe zu 
verjuchter Abtreibung. 

In der erneuten Verhandlung war das Gericht in einer eigentümlichen 
Zwangslage. Die Berfehlung der P. mußte von neuem feitgeitellt werden. 
Nach der Bemweisaufnahme Hatte das Gericht alle Veranlaffung ein vollendetes 
Verbrechen der Abtreibung anzunehmen und mußte dann folgerichtig auch die 
D. wegen vollendeter Abtreibung aus $ 218 Abj. 3 St. G. B. verurteilen. Was 
aljo in der erften Verhandlung nad) der gegen bie P. getroffenen tatjächlichen 
Feſtſtellung nicht möglich war, konnte in ber — Verhandlung geſchehen 
und zwar nur, weil in erfterer der $ 218 Abſ. 3 zu Unrecht angewendet war. 

Solche Ergebniffe verlegen das Rechtsbewußtſein. 

Die geplante Reform des Strafprozeßrechts hat diefen Punkt nicht berührt. 
Meines Erachtens dürfte auch bier die beifernde Haud anzulegen und eine jtraf: 
are Teftlegung etwa folgendermaßen zu erwägen fein: 

. gegen Mittäter, Anftifter und Gehilfen (83 47—49 St. G.B.) darf 
nur gemeinfam verhandelt werden, 

2, eine Trennung der Verhandlung ift nur aus denjelben Gründen, wie 
die fommiffarifche Zeugenvernehmung ($ 222 St.P.D.) zulälfig, 

3. gibt die getrennte Verhandlung Anlaß zu einer anderen tatjächlichen 
Feſtſtellung, ala gegen die bereits Abgeurteilten getroffen ift, jo ift das 
Verfahren gegen dieſe wieder aufzunehmen und gegen alle Beteiligte 
gemeinfam von neuem zu verhandeln, 
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4. ergibt ſich in der Revifionsinftanz die Notwendigkeit der Aufhebung 
des Urteils gegen einen Beteiligten, jo ift das ganze Urteil aufzuheben 
und die ganze Sade zur nochmaligen Verhandlung an die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen (eine Erweiterung des $ 397 St. P.D.). 


Einfacher würde es vielleicht jein, wenn man die in ber eriten Verhandlung 
getroffene Feſtſtellung als bindend für alle folgenden Verhandlungen erklärte. 
Darin würde aber ein meines Erachtens nicht zu empfehlender Eingriff in die 
freie richterliche Ueberzeugung liegen. 

Die bereitö Abgeurteilten fünnen durch die Wiederaufnahme möglicherweise 
chlechter wegkommen. Das wäre aber durchaus fein Unglüd. Die Straf: 
progeßordnung kennt ja auch jegt ſchon eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
zu Ungunſten des Angeklagten. 


Reform der preußiſchen Gewerbeftener. 
Bon Profefior Dr. ©, Gerlach in Königsberg. 


Gegenüber den Wünichen, daß bei Berechnung des fteuerpflichtigen Er: 
trages eines Gewerbebetriebes der Abzug der Hypothefenzinjen für die dem Ge: 
werbetreibenden gehörenden und dem Gewerbebetrieb gewidmeten Grundftüde 
any werden möchte, weiien bie offiziöfen „Berliner Politiihen Nachrichten“ 

raufhin, 

daß eine Konſequenz dieſer Aenderung der Schuldenzinſenabzug bei allen 
drei Realſteuern ſein würde; denn was dem fein Grundſtück zum Gewerbe— 
betriebe nußenden Grundbefiger recht wäre, wäre dem dasjelbe in anderer Weile 
nugenden billig. Ein folcher ift aber bei der Möglichkeit beliebig hoher Be— 
laſtung bes Grundbefiges völlig unmöglid. Mit ihm würden die Realfteuern 
jaftiich befeitigt werden. Gerade der Aufgabe gegenüber, welche die Realiteuern 
im Gemeindefteueriyitem haben, wäre der Schuldenabzug auch geradezu wider: 
Annig. Denn der verichuldete Grundbeſitz und Gewerbebetrieb verurjadht der 
Gemeinde genau biejelben Laften und hat von ihren Einrichtungen genau den= 
elben Vorteil, wie der unverjchuldete. Ob die Kinder einer hochverjchuldeten 
Fabrik die Schule füllen oder diejenigen einer unverjchuldeten, ob die Laftfuhren 
der verichuldeten oder unverjchuldeten die Straßen EN ift für die Kommune 
vollftändig gleichgültig. Die Ungleihmäßigkeit der Befteuerung zwiichen den 
Gewerbetreibenden, welche gemietete Gejchäftsräume bemußen, und jolcdhen, Die 
ägene auf mit Hypotheken belafteten Grundftüden zur Verfügung haben, liegt 
nicht in dem Nichtabzug der Hypothefenzinjen, jondern kann höchſtens darin er- 
blickt werden, daß der gewerbetreibende Grundbefiger bei der Gemwerbeiteuer nicht 
den Miets- oder Pachtwert ber von ihm für den Gewerbebetrieb benußten 
Räumlichkeiten und Liegenihaften in Abzug bringen kann, und über den 
Gedanfen, jenen Miets- oder Padhtwert bei der Gewerbeiteuer 
für abzugsfähig zu erflären, ließe jih de lege ferenda wohl 
reden. Indes deshalb jetzt das Gewerbefteuergejeg zu ändern, liegt doch Feine 
genügende Beranlaffung vor. Die Gemeinden find heute in der Lage, ſich jeder- 
yeit eine jolde jelbftändige Gewerbefteuer zu jchaffen, bei der der Ertrag und 
alfo auch die Frage des Abzuges der Mieten und Mietswerte überhaupt feine 
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Rolle jpielt, und fie könnten daher auch, wenn das Gewerbefteuergejeg in ber 
angebeuteten Richtung abgeändert würde, die Wirkung diefer Aenderung paraly- 
fieren, inden fie eine andere Bemeffungsgrundlage für ihre Gewerbeſteuer 
wählten, als den Ertrag im Sinne des abgeänderten Gewerbeſteuergeſetzes. 
Wenn man aber einmal zur Aenderung des Gemwerbefteuergei fäme, jo würde 
e8 fi wohl um ganz andere Tragen handeln. Was die jtaatlihe Gewerbe— 
fteuer für die Gemeindebefteuerung ungeeignet macht, ift gerade ihre Bafterung 
auf den mechlelnden Ertrag unter Zurüddrängung des Anlage: und Betriebs- 
fapitals in eine ganz untergeordnete Rolle und unter völliger Gleichgültigkeit 
gegen die Art des Betriebes und äußere Merkmale desjelben. Uber jelbit aus 
diefen Gründen an eine Reform der Gemerbefteuer heranzugehen, liegt fein 
Anlaß vor, weil die Gemeinden fi) durch autonome Steuern helfen und befler 
helfen fönnen, als es auch das vorzüglichite Gewerbefteuergefeg vermöchte. 

Es ift erfreulich, daß in dem offiziöjen Organ diejer empfindliche Dtangel 
des preußiichen Gemwerbefteuergejeßes anerkannt wird. Es handelt fih) um den 
z 22 des Gejeßes: „Bei Ausmittelung des Ertrages fommen alle Betriebskoften 
und die Abjchreibungen, welche einer angemeffenen Berüdfihtigung der Wertö- 
verminderung entiprechen, in Abzug. . . . Nicht abzugsfähig find Zinſen für 
das Anlage: und Betriebsfapital, dasjelbe mag dem Gemerbetreibenden jelbft 
oder Dritten gehören und für Schulden, welche behufs Anlage oder Erweiterung 
bes Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder zu jonftigen Verbeſſerungen 
aufgenommen find.“ Das Oberverwaltungsgericht hat entichieden, daß zu. den 
„Betriebsfoften”, welche abgezogen werden dürfen, die von dem Gewerbetreibenden 
für die gemieteten geſchäftlichen Räume zu entrichtende Miete gehört, nicht 
aber der Mietswert der ihm jelbit gehörigen geichäftlichen Räume Die 
eigenen Geihäftsräume gehören zum Anlage: und Betriebs- 
fapital. (Entiheidungen in Staatöfteuerfadhen. Bd. II, Abteilung II, Gewerbe⸗ 
fteuer, Nr. 50.) 

Bei diefem Rechtszuſtande werden Gemerbetreibende, welche in eigenen 
Räumen ihr Geichäft ausüben, mehr belaftet als folche, welche die Geſchäftsräume 
mieten. Auch ift zu beachten, daß bei jenen der Mietöwert der gewerblichen 
Räume einer Doppelbefteuerung innerhalb des Ertragfteueriyftems unterliegt: 
die Gebäubdefteuer trifft ihn, fodann nochmals die Gewerbefteuer. Daher ift die 
Forderung berechtigt, daß der fragliche Mietwert bei Ermittlung des gemwerbe- 
fteuerpflichtigen Ertrages abgezogen wird. 

Die Gründe, welche die Berliner Politiihen Nadjrichten dafür geltend 
machen, daß troß des eingeftandenen Mangels der beitehenden Beitimmungen ein 
Bedürfnis für die Befeitigung desſelben durch eine Aenderung des Gemwerbefteuer- 
geiehes nicht vorliegen joll, können nicht anerfannt werden. Zwar geitattet $ 29 des 

mmunalabgaben-Gejeges den Gemeinden die Einführung beionderer Gewerbe: 
fteuern. Von diejer Befugnis dürften aber nur jehr wenige Gemeinden Gebraud 
gemadjt haben; ja die große Mehrzahl der Gemeinden find naturgemäß gar 
nicht dazu imftande, fich eigene Syſteme von Realfteuern zu Schaffen. Die ftaatlich 
veranlagten Realfteuern bilden heute in den meilten Gemeinden die Grundlage 
der fommunalen Befteuerung des Grundbefiges und Gewerbebetriebes und werden 
fie für eine abiehbare Zukunft bilden. Treten bei den ſtaatlich veranlagten 
Steuern Vorſtöße gegen den Grundjag der Gleihmäßigkeit der Belteuerung, 
wie im vorliegendem Falle, zu Tage, jo ift eine Verbeſſerung der Gejegesbe- 
ftimmung ein dringendes Gebot der Gerechtigkeit. 


- 
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Auch darin kann der offiziöfen Kundgebung nicht beigeftimmt werben, 
daß es fich bei einer Reform ber Gemwerbefteuer mehr darum handeln würbe, 
die ftabileren Momente des Gemerbebetriebs, die Größe des Anlage: und 
Betriebskapitals, die Art des Betriebs und äußeren Merkmale desjelben in den 
Vordergrund zu rüden. Die ftaatlich veranlagten Realfteuern find in Preußen 
ein Syitem von Ertragfteuern. Die Grundfteuer ift nad) der Ertragsjähigkeit 
der Grundftüde, die Gebäubdefteuer wird nad) dem Ertrage der Gebäude ver- 
anlagt; e8 war ein bebeutfamer Echritt, daß man 1891 aud) für die Gewerbe: 
fteuer den Ertrag maßgebend werden ließ. Es empfiehlt fi) nicht, den Grund: 
ja der Ertragäbefteuerung im Syſtem ber ſtaatlich veranlagten Realfteuern durch 
eine einjeitige Umgeftaltung der Gemwerbeiteuer zu durchbrechen. Macht fi in 
einzelnen Gemeinden das von dem offiziellen Blatte angebeutete Bedürfnis 
geltend, das Steuerauffommen von den gewerbliden Schwankungen Loszulöien, 
jo fteht e8 ihnen frei, ihre Realfteuer auf einer anderen Bafis, 3. B. dem Ber- 
kehrswert des Grundbefites und der Größe des gewerblichen Anlage: und Be: 
trieböfapitald aufzubauen, oder auch nur für die Gewerbefteuer eine von der 
Staatöftener abweichende Bemeflungsgrundlage zu wählen. Die ftaatlidhe 
Veranlagung der Realfteuern aber, welche von den meiften Gemeinden für bie 
fommumale Realbefteuerung benußt wird, muß von einem einheitlichen Prinzip 
beherricht werden. Will man nicht bei allen drei Realjteuern zur Veranlagung 
des Wertes der Ertragsquellen übergehen — und dazu liegt nad) den Berliner 
Politiſchen Nachrichten ein Anlaß nicht vor —, jo muß e8 bei der Veranlagung 
nad) dem Ertragfteuerprinzipe bleiben. Offenkundige Mängel müſſen aber jobald 
als möglich bejeitigt werben. 


Aus den Gefekblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Reih, Minifterialblätter ıc. find nicht einbezogen. ) 


I. Inhalt des Reichs-Geſetzblattes. 


Nr. 23: Bel, betr. die Grundiäge für die Erteilung der Erlaubnis zum Gebraude 
bed Noten Kreuzes v. 7.5.1903 ©. 215, 216. — Bel., betr. die Stempelung der bei der 
Verfündung des Gejepes zum Schuge des Genfer Neutralitätszeihend dom 22. März 1902 
(Meich8-Getepbl. ©. 125) mit dem Roten Kreuze bezeichneten Waren v. 8. 5. 1903 ©. 216. 
— Ar. 24: Geſ., betr. Phosphorzindwaren v. 10. 5. 1903 ©. 217, 218. — B.O. zur Aus- 
führung des Gejepes zum Schuße der Warenbezeihnungen vom 12. Mai 18%. 8. 10.5. 
1903 [Weitere Ubteilung für Warenzeihen] S 218. — #r. 25: Bel., betr. Abänderung 
der Beftimmungen über die Befähigung von Eifenbahnbetrieböbeamten v. 15. 5. 1903 
©. 219—222. — Rr. 26: Bel., betr. die Unzeigepflicht für die Hühnerpeft v. 16. 5. 1903 
©. 223. — Bel., betr. die Anzeigepfliht für die Geflünelholera v. 17. 5. 1903 ©. 224. — 
Nr. 27: Bel., betr. den Beitritt Schwedend zu dem zwiihen dem Deutichen Reiche und 
mehreren anderen Staaten gejhlofjenen Bertrage vom 5. März 1902 über die Behandlung 
des Zuders v. 23.5.1903 S. 225. — Bel, betr. die Einrichtung und den Betrieb von 
Anlagen zur SHerftellung don Bleifarben und amderen Wleiproduften v. 26, 5. 1903 
S. 225—232. — Nr. 28: Gei., betr. weitere Abänderungen des ſtrankenverſicherungsgeſetzes 
v. 25. 5.1903 ©. 233— 289. 


II, Gefeße, Staatsnerträge und landesherrlide Perorduungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Ginwohnern: 


Geſetz Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 14: Geſ. zur Abänderung ded Geſetzes, betr. die Gewährung von Wohnungs: 
geldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatöbeamten, vom 12. Mai 1873 (Gejeg-Samml. 
©. 209). ®. 15. 4. 1903 ©. 121. — Wr. 15: Gei, betr. den weiteren Erwerb von Eiien- 
bahnen für den Staat v. 18.5.1903 ©. 123—147. — Gei., betr. den Erwerb des Dft- 
preuhifchen Südbahnunternehmens für den Staat v. 18. 5. 1903 ©. 148— 151. — Wr. 16: 
Geſ., betr. die Bildung eines Ansgleihöfonds für die ie regen v. 3.5. 1903 
S. 155—157. — Gef., betr. die rweiterung und Bervollftändigung ded Staatöeijen- 
bahnnetzes und die weitere Beteiligung des Staates an dem Unternehmen der Altdamm: 
REIN. IORUEIEIIEDEN und an dem Baue von Sleinbahnen v. 18. 5. 1908 
7 i—1b2, 


Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt. 


Nr. 32: V.O. die Minifterialabteilung für Bauweſen betr. v. 6. 5. 1903 ©. 275—279. 
— Mr. 35: an die Lagerung und Aufbewahrung von Mineralölen betr. v. 20. 5. 1903 
S. 387—291. 


Wißellen. 


Die Fortichritte Der deutſchen Lebendverfiherungdanftalten 
im Jahre 1901. 


Nach der in diefen Tagen im Verlag von Guſtav Fiſcher zu Jena er: 
ichienenen Ueberficht über „Zuftand und Fortichritte der deutſchen Qebensverficherungs: 
anftalten im Jahre 1901 hatten die 45 deutjchen Anjtalten, welche die Vebens: 
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verſicherung im engern Sinne, d. h. die reguläre Kapitalverſicherung 
auf den Todesfall in ihren verſchiedenen Formen, betrieben im letzten Jahre 
trotz der Ungunſt der wirtſchaftlichen Lage in Deutſchland einen neuen Brutto— 
zugang, welcher nach der Zahl der Verſicherungen hinter dem des Jahres 1900 
nur wenig zurückbleibt und nach der Verſicherungsſumme ihn noch übertrifft. 
Ein ähnliches Verhältnis zeigt ſich beim Abgang durch Aufgabe und Verfall 
von Verſicherungen. Der Reinzuwachs im Jahre 1901 hat daher gegenüber 
dem des Jahres 1900 eine nur unerhebliche Abnahme erfahren. Auch die ſo— 
genannte Volks- oder Arbeiterverſicherung hat weitere Fortſchritte gemacht, wenn 
auch der Zugang früherer Jahre nicht erreicht wurde. Der Verlauf der Sterb— 
lichkeit war günitig. 

Es find im Jahre 1901 bei den 45 beutichen Anftalten 156 096 neue 
Lebensverfiherungsanträgeüber eine Gejamtjumme von 725 642 936 ME. 
zur Vorlage und Erledigung gefommen, während im Jahre 1900 über 159 862 
Anträge mit 713 854 579 DEE. Verfiherungsfumme Entſcheidung getroffen wurde. 
Gegen 1900 ift die Zahl der Anträge daher um 3766 gejunfen, aber die be: 
antragte Verfiherungsjumme um 11 788 357 ME. geftiegen. Von den geitellten 
Anträgen wurden 36 780 über 164 394 768 ME. Verficherungsjumme von den 
Anftalten wegen ungenügender Gejundheit der Antragfteller abgelehnt oder 
von den leßteren wieder zurüdgenommen. Die angenommenen Anträge 
führten den 45 bdeutichen Lebensverficherungsanftalten 119 005 neue Ber: 
jiherungenüber zujammen 561 248 168 ME. Verjiherungsfapital 
zu. Im Jahre 1900 hatte dagegen der neue Zugang 123 718 Policen über 
553 500 313 ME. Berfiherungsjumme betragen. Demnach ift im ‚Jahre 1901 
der neue Zugang um 4713 Policen geringer, dagegen um 7 657 855 Mk. Ver: 
ſicherungsſumme größer gewejen al im Jahre 1900. 


j Im ganzen zeigte fich bei der deutichen Lebensverficherung im Jahre 1901 
jolgende Bewegung: 


Policen— Ba ee 
Beftand am Anfang des Jahres . . 1475529 über 6 404 271 912 Mt. 
Zugang im Laufe des Jahres .. . 119005 „ 561248168 „ 


jo daß zujammen verfichert waren . . 1594534 über 6 965 520 080 DEE. 
Hiervon ſchieden aus: 
durch den Tod von Verſicherten 22040 , 90526 079 „ 
n Zahlbarwerbden der Berficher.: 
Summe bei Lebzeiten des Ber- 


fiherten . P 4192 23 166 425 
„ Aufgabe ber Verſicherung — 35479 „ 154 462 521 „ 
im ganzen 61 711 über 268 155 025 Mt. 
Bettand am Jahresſchluſſe: 1534141 „ 6701426 408 
Reiner Zuwachs im Jahre 1901: 58612 „ 297 154 496 


Vergleicht man dieje Zunahme mit dem Berfiherungsbeitande am Anfang 
des Jahres, jo ergibt fi, daß im Laufe von 1901 die Zahl der Verficherungen 
um 3,97 °/o und die Verficherungsfjumme um 4,64 °/o geftiegen ift. 

Den bedeutenditen Zugang, 58,3 Millionen Mark, hat eine Aktien-Ge— 
ſellſchaft, die „Viktoria“ in Berlin erzielt. Ihr folgten mit mehr als 40 Mil: 
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lionen Mark Zugang drei Gegenjeitigfeit3-Gejellichaften, nämlich bie Leipziger 
Gejellihait mit 44,6 Millionen, die Gothaer Bank mit 43,4 Millionen und die 
Stuttgarter Bank mit 41,2 Millionen Mark, worin allerdings die mangels An— 
gabe nicht auszujcheidenden uneingelöften Policen mit enthalten find. Zwiſchen 
30 und 40 Millionen Mark betrug der Zugang bei zwei Anftalten: der Qebens- 
verfiherungs-Aktien-Gejellihaftt „Germania“ in Stettin mit 37,0 Deilfionen 
Mark und der auf Gegenjeitigfeit gegründeten Karlsruher VBerforgungs-Anftalt 
mit 31,4 Millionen Darf. So wetteifern in Deutichland Gegenjeitigkeits: und 
Aktien-Gejellihaften im Erfolg. In weitem Abftand von den vorgenannten 6 An= 
ftalten, auf welche 45,6 %/0 des gejammten Zugangs entfiel, folgten hierauf erft 
die übrigen Anftalten. Bon ihnen erzielte mehr al3 20 Millionen Mark Zugang 
nur nod die Magdeburger Lebensverficherungs-Gejellihaft mit 20,2 Millionen 
Markt und mehr ald 15 Millionen Markt Zugang nur der „Nordftern“ in 
Berlin mit 15,9, ber Preußiiche Beamtenverein in Hannover mit 15,6 und die 
Berliniiche Lebensverficherungs:Gejellihaft mit 15,2 Millionen Mark. Mehr 
als 10 Millionen Darf Zugang hatten jodann noch 8 Anftalten zu verzeichnen. 
Bei den übrigen 27 Anitalten betrug der Zugang weniger ald 10 Millionen 
— bei 5 von ihnen erreichte er noch nicht einmal die Höhe von 1 Mil: 
ion j 

Anders al der Bruttozugang geftaltete fi der Reinzuwachs, weil bei 
leßterem auch der Abgang mit ins Gewicht fällt und diefer natürlid — we: 
nigitens joweit e8 fi) um Sterbefälle und bei Lebzeiten zahlbar werdende Ver: 
fiherungen handelt -- bei einer Anjtalt mit einem großen Beitand älterer Ver: 
fiherten wejentlih größer ift als bei Anftalten mit Eleineren und namentlich 
auch noch jüngeren Verficherungsbeftänden. Mehr ala 10 Millionen Mark 
Zuwachs erhielten nur die oben zuerjt genannten ſechs Anftalten mit dem hödjiten 
Bruttozugang, jomwie der Preußijche Beamtenverein und die Magdeburger Lebens: 
verfiherungs-Gejellihaft. Auf dieſe 8 Anftalten fam ein Zuwachs von 165 435 599 
Me. oder 56'/2%/o des gefammten Zuwachſes aller 45 Anftalten. — Im ganzen 
war ber Zuwachs, welchen der VBerficherungabeitand bei jämtlichen 45 Anftalten 
im Jahre 1901 erhielt, um 1796 345 ME. geringer als im Jahre 1900, für 
welches gegenüber 1899 bereits eine jtärfere Minderung des Reinzumachjes zu 
verzeichnen war. Der Grund für diefen weiteren Rüdgang ift darin zu fuchen, 
daß bei nicht weſentlich geitiegenen Bruttozugang die jämtlihen Abgänge dur 
den Tod, durch Zahlbarwerden bei Lebzeiten jowie namentlich durch Reduktion 
und Aufgabe der Verficherung eine Zunahme erfahren haben. 

Nicht ohne Intereſſe ijt in der Entwidelung der deutichen Lebensverficherung 
die Bewegung der auf eine Perjon oder Police treffenden Durchſchnitts— 
jumme. Diejelbe iſt von 5600 ME. im Jahre 1829 während ber folgenden 
vierzig Jahre ziemlich regelmäßig mehr und mehr gejunfen, bis fie im Jahre 
1869 mit 2876 ME. den niedrigften Betrag erreihte. Bon 1870 an ift fie 
dann ebenjo regelmäßig wieder geftiegen, jo daß fte ſich Ende 1892 wieder auf 
4369 ME. ftellte. Seit dem Jahre 1893 ift in die Statiftif ftatt der Perjonen- 
zahl die Policenzahl eingeitellt. Auf die Police berechnet, ftellte fi) Ende 1892 
der Durchſchnittsbetrag der Verficherung auf 4210 Mk., Ende 1895 auf 4292 Mk., 
im Jahre 1900 auf 4330 ME. und im Berichtsjahre auf 4368 Mk. Bei einer 
gewilfen Anzahl von Gejellicaften, unter denen ſich die größten befinden, wird 
die Durchſchnittsſumme ganz beträchtlich überichritten. Indeſſen auch bei Dielen 
werden durchſchnittliche Verſicherungsſummen, wie fie in Großbritannien und 
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Nord-Amerifa üblich find, längft nicht erreicht. Das Sinken der Durchſchnitts— 
wrfiherungsjumme in den eriten 40 Jahren findet jeine Erklärung jebenfalls 
darin, daß die Lebensverfiherung allmählih auch in den weniger bemittelten 
Volksklafſen mehr und mehr Eingang fand; das jeit 1870 eingetretene Steigen 
der Durchſchittsſumme aber erklärt fich teild aus dem Sinken des Gelbiwertes, 
teild daraus, daß einzelne Anftalten, die früher vorzugsweiſe Heine Verſicherungen 
abihloffen, in neuerer Zeit mehr auf Gewinnung größerer Verficherungen bedacht 
waren. Diefes Beftreben erhellt u. a. auch daraus, daß die meiften Anftalten 
neuerdings die Grenze, bis zu welcher fie auf ein einzelnes eben Verficherungen 
abihließen, — die Marimalfumme — weſentlich hinausgerüdt haben. Die 
größeren Gejellichaften zeichneten nod) vor zwanzig Jahren für eigene Rechnung 
nicht mehr ala 60000 ME. auf einen Verficherungsnehmer. Heute pflegt die 
Summe von 100000 ME. bei ihnen das Marimum zu bilden. 


Ueber den Umfang, in welchem Eleine, mittlere und größere Summen 
veriihert find, haben nur 23 Anftalten Angaben gemadt, die indeffen "/ıo 
des gefamten Berficherungäbeftandes aller deutichen, Anftalten betreffen. Bei 
dieien 23 Anftalten entfallen auf die VBerficherungen 

bis zu 3000 ME. 61,57 /o ber Perjonen und 22,99 %/o ber Ber: 
fiherungsiumme, 

von über 3000—10000 Mt. 30,89 °/o der Perjonen und 41,00 °/o 
der Berficherungsjumme, 

von über 10000—30000 Mi. 6,44 /o der Perjonen und 23,81 °/o 
der Verfiherungsiumme, 

von über 30000 Mt. 1,10°/o der Perjonen und 12,200/° der 
Verſicherungsſumme. 


Mit mehr als 30000 Mk. ſind bei dieſen 23 Anſtalten nicht ganz 10 200 
Lerſonen und, wenn man nad) demſelben Verhältnis rechnet, bei allen deutſchen 
Sebenöverficherungsanitalten zufammengenommen hödjitens nur etwa 14600 Per: 
Ionen verfichert.. Wahricheinlich ift die Zahl eine noch Eleinere, weil gerade die 
Hohverficherten öfters mehreren Gejellihaiten angehören und diejelben Perjonen 
dann alſo wiederholt gezählt find. Dieje Zahlen zeigen deutlich, wie gering ver— 
breitet in Deutichland die Lebensverſicherung in den Kreilen der Begüterten ift. 

Die eigentlichen Lebensverficherungen, d. 5. die Kapitalverfiherungen auf 
den Todesfall, zerfallen — teild nad) der Beitimmung über die Zahlbarfeit der 
Lerfiherungsiumme, teil3 nad) der Art der Prämienzahlung — in verichiedene 
Unterabteilungen. So unterſcheidet man nad) der Zahlbarfeit der Verficherungs- 
umme insbejondere einfache Verſicherung auf Lebenszeit, bei welcher das Ka— 
nital beim Tode oder nad) Erreichung eines gewilfen hohen Alters (in der Regel 
im 85. oder 90. Jahre) zahlbar ift, abgefürzte oder alternative Verficherung, bei 
welher das Kapital nad) Erreihung eines beitimmten, weniger vorgerüdten 
Alters oder bei früherem Tode zahlbar ift, und Verficherung auf zwei verbundene 
veben, bei welder das Kapital nur im MUeberlebenäfall der einen Perſon oder 
beim Tode der von beiden Perfonen zuerft oder zuleßt fterbenden zahlbar if. 
Ueber den Umiang, in welchem dieſe verfchiedenen Verſicherungsformen von den 
Verfiherten gewählt worden find, haben 32 Anftalten mit mehr ala 93 '/o des 
gelamten Berficherungsbeftandes aller Anstalten Mitteilungen gemadt. Aus 
denielben ergibt fi), daß jeßt die abgefürzte Verſicherung mit 65,30 °/o 
des geſamten Werficherungsbeitandes den ftärkiten Umfang unter den ver— 
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ſchiedenen Verficherungsjormen aufzuweiſen hat. Ihr zunächſt fteht die einfache 
Verſicherung auf Lebenszeit, welcher mit lebenslänglicher Prämienzahlung 
29,20 %/o und mit einmaliger oder abgekürzter Prämienzahlung 4,12 %/o, im 
ganzen aljo 33,32% des gejamten PWerficherungsbeitandes angehörten. Auf 
alle übrigen Verficherungsarten entfielen demnach nur 1,38°/o des Verſicherungs⸗ 
beitandes, und zwar auf die Berfiherung auf zwei verbundene Leben 
0,29 °/o und auf jonftige Verfiherungen 1,09%. Während die einfache To: 
desjallverficherung mit dauernder Prämienzahlung jeit einigen Jahren aud ab: 
jolut eine Eleine Abnahme zeigt, hat die abgefürzte Verficherung, welche fi in 
neuerer Zeit (als Ausfteuer-, Penfionsverficherung zc.) einer bejonderen Beliebtheit 
erfreut, wieder eine ftarfe Zunahme erfahren. Ende 1901 madten die ab: 
gefürzten Verfiherungen einen mehr als dreimal jo hohen Zeil des Gejamt: 
beitandes aus wie Ende 1883. 

Das anlegbare Geſamtvermögen der 45 deutichen Lebensverficherungs- 
anftalten betrug am Schluffe des Jahres 1901 2 713 312 388 ME. Hiervon 
waren ausgeliehen oder angelegt: 


2 130 718 158 ME. oder 78,53 "/o auf Hypotheken, 
69 307 602 „ „ 2,55°/ an Kreis: und Gemeindeverbände, 
80756647 „ „ 2,98% in Staatöpapieren ober fonftigen Effekten, 
ſowie in Darlehen auf folche, 
177270696 „ „6,53 in Darlehen auf Policen der Anftalten, 
2200714 „ „ 0,08% in Kautivnsdarlehen an verficherte Beamte, 
64 332409 „ _ 2,37 lo in Grundeigentum. 


2 524 586 226 ME. oder 93,04 °/o in den vorgenannten 6 Arten. 


Die Ausleihung gegen Hypothek ift jomit bei den deutſchen Anftalten die 
weit überwiegend benußte Anlageform. 

Aus den Rechenjchaftsberichten von 34 Lebensverficherungsanftalten ift ber 
Durhihnittszinsfuß zu eriehen, zu welchem die ausgeliehenen Aktiva 
angelegt waren. Er bewegte fich bei diejen 34 Anftalten zwilchen 3,70 und 
4,37 °Io. (Nach dem D. R.-N. 1902, Nr. 21.) 





u. sa ee “ 

. Schweiger Verlag (Arthur belier) Miinchen 
Sendel, Max von, 

sorträge aus dem allgemeinen Staatsrecht. 


— aus den Annalen des Deutſchen Reichs. gr. 8°. (96 ©.) 











Dieje Vorträge, eine der jchönften und reifiten Gaben des berühmten Staatsrechtslehrers, 
find in den Jahrgängen 1898—19%00 der Annalen erjhienen. Die Separatausgabe, zu der 
ih mid, einer Anregung aus akademiſchen Kreifen folgend, entſchloſſen habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's VBerehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willlommen jein. 


N\eumeyer, Dr. Karl, Privatdozent an der Universität München. 


ie gemeinrechtliche' Entwickelung des inter- 
nationalen Privat- und Strafrechts bis 


Bartolus. Erstes Stück: Die Geltung der Stammesreehte in 
Italien. Gr. 8°. (VII, 313 S.) Brosch. Mk. 8.— 


Eingehende Besprechungen sind erschienen u. a. in Mitteilungen aus der historischen Literatur 
XIX. Jahrgang Seite 403 u. 404. — Archirio storico Lombardo I, 1902, p. 207. — Byzantinische Zeitschrift 
XL Nr. In. 2. — Zeitschrift für Schwelzerisches Recht. Neue Folge. XXI. 2. — Archir für bürgerliches 
Recht 1902, 8. 99, — Literarische Mitteilungen der „Annalen des Drutschen Relchs“* 1902, Nr. 3 — 
Göttingische gelehrte Anzeigen 1902, Nr. 8,' Seite 659 — 664. — Zeitschrift der Sarigny-Stiftung für Rechts- 
zrschichte: Romanistische Abteilung XXIIL Bd. Seite 500—508, — Germanistische Abteilung XX1ll, Bad. 
8. 34-357. — Bechtsgeleerd Maraziju, Haarlem 19053 8. 133—138. 


Laß, Dr. jur. 2,, Kaiſerl. Regierungsrat im Reichsverſicherungsamt und 
Maier, Dr. jur. Rud., Referent im Kaiſ. Auffihtsamt für Privat: 
verficherung. 


aftpflichtrecht und Reichsverſicherungs— 
Geſetzgebung. Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 


völlig umgearbeitete Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
Rt. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mt. 8.20. 
tihe Berfiherungs: Zeitung. 1901. Nr. 87. 
. ... Wir dürfen gleich hinzufügen, daß man dem Werke aus vollfter Leberzeugung 
dad Prädikat vorzüglich zuerfennen muß... 


Sefele, F. X., fol. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des Schieds- 
gericht für Arbeiterverficherung in Niederbayern. 


as Gewerbe:linfallverficherungsgeleh und 
das Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz na dem 


Gejehe betr. die Abänderung der — v. 30. Juni 1900. 
Lex. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. 10.—. 


Hhrift für das Berg-, Hütten und Salinen-Wejen im Preußiſchen Stante Heft 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ftarle Buch bildet einen mit Sadfenntnis und Geſchick verfaßten 
Rommentar, der bejonders ſchätzenawert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau⸗Unfall- 
verfiherungsgefeßes bisher noch nicht erfolgt war. Überall ift in den Erläuterungen Die ein« 
Nhlägige Literatur, ſowie die Rechtiprehung der verjchiedenen Inſtanzen der Unfallverfiherung 
berüdfichtigt umd in ihren für die praftiihe Handhabung des Gejeßes wichtigen Ergebnifjen 
überfichtlih zur Darftellung gebracht. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
das Bud, das weiten Kreiſen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet ift. 
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Im Erfcheinen iſt begriffen: 
Die ZW weite vollitändig neubearbeitete Auflage 


* 


J. v. Slandineee 
Kommentar zum Vürgerlichen A 


für das Deutſche Reich nebit Einführungsgejeb berausgegeben von 
r. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Niczler, Philipp Mayring, 


— er or und Rechtsanwalt in Profefior an der Univerfität t. Obderlandesgerichtärat Im 
— Münden Freiburg 1.8. Münden 


ur er 


Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix 
f. Landgerichtsrat In Münden f. Landgerichtsrat In Münden Redtsanwalt in Mit 


Joſeph Wagner, 
f. Oberlandesgerichtärat In Augsburg. 


5 


“ 


Das Sacheunrecht erläutert von K. Kober iſt joeben volljtändig geworden. _ * 
(VIII, 664 ©.) Broſch. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17. 

Bom Familienrecht, erläutert von Dr, Th. Engelmann, liegen 3 Lieferung en ($$ 
bi8 1493) vor. Raſches Ericheinen der übrigen Teile ift gefichert, Das vo 
juriftiihen Mutoritäten als „vortreffliche Darftellung” anerfanz 1, 
Koberihe Sachenrecht wird von jeder Buhbandlung gerne zu 
Anſicht vorgelegt. PR, 


Der Staudinger'ihe Kommentar, deffen erfte Auflage in verbältnismäßla kurzer Zeit, —* 
Bollendung, vergriffen war, hat es von allen großen Kommentaren zum BGB, zu allererft © 
allen Teilen in zweiter Auflage au erſchelnen. Diefe Tatjacde iſt die befte Beftätigung der 
freundlichen Aufnahme, die dem Kommentar bei Publikum und Kritik zu teil geworden Ift. - 

Die Ziele und Zwecke der neuen Auflage geben ber die der erften erbeblich hinaus, Während eu} 4 
diefer vielfah nur um markante Darftellung der Grundzüge des Geſetzes bandeln fonnie, mußte num 
den Inzwifcben in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detallfragen und Kontroverfen Stellung genommen Inez 

Bejonderes Augenmerk iſt der landesredtliden Ausführungsgeiesgedbung ve 
worden. Die Ausführungsgefege von Preußen, Bayern, Sahbfen, Württemberg und Dab * 
ſandig, bie der übrigen Bundesſtaaten, ſoweit es die Wichtigkeit der einzelnen Materie erbeifchie, in S 
fidtigung gezogen; daneben iſt auch der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem biäberigen Re 
erweitertem Umfange Nehnung getragen worben. 

Der Name des inpwifchen veritorbenen verdienftvoffen Herausgeber der I. Auflage, 
bon Staudinger, fol auch fernerhin dem Werke erhalten bleiben. Die Bertellung des Stoffes ı 
die einzelnen Mitarbeiter iſt die gleiche geblieben. Von den In eriter Huflage durch Geheimrat von Star 
erläuterten Materlen wird nunmehr das eheliche Süterredht von LZandgeridtsrat Dr. Engelmann, L t 
Dbligationentecht angebörende Tell von Landgerlidtsrat Kober bearbeitet. Dieje beiden Herren Ba 
in Bemeinibaft dDieredaftionelle Leitung des Geſamtwerles übernommen. 

Als eine Berbefferung Außerer Art darf berborgehoben werben, bat — mebrfad £ 
Bunſchen entipredend — die Vorbemerkungen In überſichtlicherem Drude gebalten find als bisher. X 
ft die Satzanordnung der 1. Auflage, die ſich wegen ihrer Zwectmäßlgtelt und Überfichtlichkeit u 
falls erfreute, beibehalten worden. 

Der Bejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Mt. 75.— betragen. 3 
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Bante werden geihmadvolle Halbfranzdeden ausgegeben. 
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Die Bekämpfung der Arbeitslofigkeit durch die 
Arbeitervereine, 
Bon Dr. Erid Simon in Berlin. 


1. Teil, 
Die Arbeitälofigleit und ihre Belämpfung. 


84. Begriff und Einteilung der Arbeitslofigfeit.| 


Arbeitölos ift derjenige, welcher aus irgend einem Grunde jeine Berufs: 
tätigteit - ausübt, obgleich diejelbe zum Erwerb jeined Lebensunterhalts not: 
wendig ill. 

Der Zuftand, in dem der Betreffende fich befindet, ift der Zuftand der 
Arbeitölofigkeit. Diefer kann mit und gegen jeinen Willen eintreten. Dan 
ipriht daher von fremilliger und unfreiwilliger Arbeitslofigfeit. Erſtere ber 
* man mit Arbeitsſcheu, letztere mit Arbeitsunfähigkeit und mit Mangel 
an Arbeit. 


z 2. Arbeitsſcheun. 


Arbeitsſcheu iſt derjenige, welcher ſowohl die phyſiſche Fähigkeit als auch 
die Gelegenheit hat, jeine Berufstätigkeit oder eine gleichwertige auszuüben, 
dies aber verabiäumt, obgleich das Arbeiten zum Erwerb jeines Lebensunter: 
halts notwendig ift. 

Die Bekämpfung der Arbeitsunmilligfeit Liegt im allgemeinen dem Straf: 
rihter ob und gehört jomit nicht in dieſe Abhandlung. 


83. Wrbeitsunfähigfeit. 


Arbeitsunfähig ift derjenige, welchem die phyfilche Fähigkeit abgeht, ſich 
jeinen Lebensunterhalt zu erwerben. 

Für die Arbeitsunfähigen wird durch Alters: und Invaliditätsverficherung, 
durh Siechenhäufer u. ä. gelorgt. Die Bekämpfung der Arbeitslofigfeit in 
Geitalt von Arbeitsunfähigkeit gehört daher einem anderen jozialpolitiichen Gebiete 
an. Sie fommt nur infoweit in Betracht, als Arbeitsunfähige ihre Arbeits: 
fähigkeit wieder erlangen können und 3. B. nad) Entlaffung aus einem Kranken— 
haus Arbeit juchen. Für fie ift e8 beionders ſchwierig, Arbeit zu finden, weil 
Rekonvaleszenten jchwer Anftellung erlangen. 


54 Mangel an Arbeit. Begriff. 


Unter Mangel an Arbeit verfteht man den Zuſtand, daß ein Arbeits- 
williger und Arbeitsfähiger nicht Arbeit in dem Maße und von ber Art er: 
langen kann, daß ihr Erlös zur Beftreitung feiner notwendigen Qebensbedürf: 
niffe ausreicht. 
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Wenn aljo ein Arbeitswilliger und =fähiger das Angebot der Ware, die 
er zu verkaufen bat, nämlich der Arbeitskraft, an den Markt richtet, und dieie 
nicht oder nicht ausreichend veräußern kann, dann leidet er unter dem Mangel 
an Arbeit und wird arbeitslos. 

Dieſer alte Vergleich der Arbeitskraft mit einer Ware bietet ein vor: 
treffliches Mittel, die Gründe für den Mangel an Arbeit zu beftimmen. 

Die Arbeitskraft unterjcheidet ſich bekanntlich von jeder anderen War 
dadurch, daß ihre Heritellung ſich nicht nad) Angebot und Nachfrage richtet, 
londern daß fie bei einem Gefunden vorhanden ift, unabhängig davon, ob fe 
verlangt wird oder nicht. Die Arbeitslofigkeit iſt alfo nichts anderes, ala die 
Unverfäuflichfeit der vorhandenen Ware Arbeitskraft in einem beftimmten Augen: 
blide. Wenn nun ein Fabrikant eine Ware auf den Markt bringt und fie er 
weiſt fich ala unverfäuflich , jo fönnen dem zwei Urfachen zu Grunde liegen. Entweder 
bat es der Zufall gebradht, daß gerade diejer betreffende Markt von der War 
überihwemmt ift. Dann bietet ſich der Ausweg, zu verjuchen, ob nidt auf 
einem anderen Markte die Ware gejucht wird. Oder auf dem ganzen Welt: 
markt fehlt die Nachfrage nad) dem Fabrikat. In diefem Falle gibt es nur 
ein Mittel, nämlich die Ware aufzuipeichern bis zu einer geeigneteren Zeit, wo he 
wieder verlangt wird, was natürlich mit Verluſt für die Fabrikanten ver 
bunden: ift. 

So leicht läßt fi) num unfere Ware Arbeitöfraft nicht behandeln. Dot 
bleibt der Vergleich in feinen Folgen beftehen, und wir haben demgemäß yo 
Gründe für den Mangel an Arbeit zu unterjcheiben. Er tritt einmal en, 
wern beide, Angebot und Nachfrage, vorhanden find und fich nur nicht treten. | 
Er entjteht zweitens, wenn die Nachfrage fehlt. 

Die Mittel zur Bekämpfung des Mangels an Arbeit laffen fich daber ın 
zwei Gruppen teilen. Die eine findet fi) mit dem Faktum des Mangels 
ab und tritt ihm direkt entgegen. Die andere jucht den Mangel dadurch jı 
vernichten, daß fie dem Arbeitslojen Arbeit verichafft und jo die WBeranlaffung 
des Mangels an Arbeit entfernt. Es ift zwedmäßig, dieje letzte, indirekte Be 
fämpfung zuerſt zu behandeln. 


8 5. Indirefte Belämpfung des Mangels an Arbeit. Arten. 


Die indirekten Belämpfungsarten des Mangels an Arbeit gliedern fi den 
Gründen entiprechend in zwei Gruppen. Das Ziel der eriten ift Arbeit zu jucen, 
das der zweiten Arbeit zu ſchaffen. Die Mittel, Arbeit zu juchen, find heute ın 
einigen Kulturländern relativ gut ausgebildet. Die Frage der Schaffung de 
Arbeit ift im allgemeinen noch ungelöft und die bisherigen Verſuche haben ein 
recht ſchwaches Rejultat gezeitigt. 

Naturgemäß ift der Arbeitsnachweis die Hauptform, durch melde dr 
beihäftigungslofe Arbeiter einer etwa vorhandenen Arbeitsftätte zugeführt wird. 
Die Nacweisftelle übernimmt für ihn die Umfchau nad) Arbeitsgelegenkei. 
Bon der andern Seite wird die Frage behandelt durch die Einrichtung eier 
Reifeunterftügung. Hier bleibt die Umſchau dem Arbeitslojen ſelbſt überlafien. 
Die Unterftügungstafle jorgt währenddeſſen für jeinen Lebensunterhalt. Dei 
der Arbeiter ſich auf irgend eine der Arten eine Stelle verihafft, jo tritt häung 
als Hilisform die Weberfiedlungsunterftügung auf, um ihm und jeinen An 
gehörigen den Uebergang zur neuen Arbeitsjtelle zu erleichtern. Es ift em 
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leuchtend, daß dieſe drei Formen der Unterftügung ſehr viel Gutes jchaffen 
fönnen, falls ihre Ausbildung mit den Anforderungen, die an fie geftellt werben, 
gleichen Schritt hält. 

Bei der Frage, neue Arbeit für den Arbeitslojen zu jchaffen, laffen ſich 
dagegen dergleichen allgemeine Mittel, deren Wirkjamkeit nur von ihrer Aus: 
dehnung abhängt, nicht angeben. Wir fennen aud bier die Gründe, warum 
8 an Arbeit mangelt, und vermögen zu untericheiden zwiſchen folchen, welche 
außerhalb, und jolchen, welche innerhalb des Wrbeitsvertrages liegen. Zu 
erfteren gehören die Saijonarbeit, die Handelskriſen und die techniichen Tyort: 
ſchritte, zu letzteren die Lehrlingszüchterei und die verfehlte Einteilung ber 
Arbeitäzeit. Dieſe Urſachen des Mangels an Arbeit laſſen ſich aber nicht durd) 
irgend welche Unterftügung befämpfen. Ihre Regelung ift zu eng verfnüpit 
mit der Löſung anderer fozialer und wirtichaftlicher Fragen. Nur zu leicht ftellen 
fh bier ertreme Forderungen ein, deren Erfüllung zwar der Arbeitslofigkeit 
Abhilfe Schaffen würde, dafür aber Mifftände anderer Art hervorriefe, und jo 
läßt ſich die Frage der Bekämpfung des Mangels an Arbeit bei jehlender Nad)- 
frage allgemein nicht löjen. 

Zwiſchen den beiden angeführten Gruppen des Mangels an Arbeit fteht 
die Arbeitölofigkeit hervorgerufen durch) Zuwanderung. 

Bei der nun folgenden Betrachtung der in dieſem Abichnitt angeführten 
Gründe für den Mangel an Arbeit und ihre Befämpfung muß von der Be: 
iprehung der Reife und Ueberfiedlungsunterftügung abgejehen werden. Obgleid) 
dieje in der Theorie dem Arbeitsnachweis nahe jtehen, finden fie fi) in ber 
Praris verbunden mit der eigentlichen Arbeitslojenverficherung, und fie werden 
daher mit diejer gemeinfam an jpäterer Stelle behandelt werden. 


86. Der Arbeitsnachweis. 


Ueber den Arbeitsnachweis geben wir hier nur eine lleberficht, welche 
nicht zu entbehren ift, da es fih um eine wichtige Art der Bekämpfung ber 
Arbeitslofigkeit handelt. Eingehenderes dagegen wäre Aufgabe einer bejonderen 
Abhandlung. 

Die primitivfte Art des Arbeitjuchens ift die Umſchau. Ueber die Unwirt— 
Ihaftlichkeit diejer Form der Bejegung von Arbeitsftellen brauchen nicht viel Worte 
verloren zu werden. Der oben erwähnte Uebelftand, daß Angebot und Nachfrage, 
trogdem beide vorhanden find, fich verfehlen, ift hierbei bejonders häufig. Dazu 
fommt noch, daß die Laft des Suchens ftet3 auf den wirtichaftlih Schwächeren 
abgewälzt wird, bei Arbeitermangel auf den Arbeitgeber, bei Arbeitsmangel auf 
den Arbeiter. 

Eine planmäßige Geftaltung erhielt der Arbeitsnachweis nad) ſechs ver: 
Ihiedenen Richtungen : 

1. Einmal bemädhjtigte fi der Erwerbafinn der Arbeitövermittlung, und 
es entitanden nad, Art der Gefindevermittlungscomptoird Nachweisbureaux für 
fellenfuchende Arbeiter. Neben den unbeftreitbaren Vorteilen, welche fie gegen: 
über der Umſchau brachten, weiſen fie bedeutende Nachteile beſonders für bie 
Arbeiter auf: Abhängigkeit von den DVermittlern, hohe Zaren u. a. m. 

2. Die öffentlihen Arbeitänachweije, d. 5. Arbeitsbureaur, welche von 
Kommunal oder jtaatlihen Behörden ind Leben gerufen find. Ihre Tätigkeit 
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ift bejonders in Süddeutichland eine ausgedehnte und jcheint von großen Er« 
folgen begleitet zu jein?). 

3. Die Arbeitnehmernachweile als Nachmweisbureaur der Hauptintereffenten. 
Diejelben find naturgemäß den Arbeiterorganifationen angegliedert und werden 
im zweiten Zeile vorliegender Abhandlung beiprochen werben. 

4. Die Arbeitgebernachweife ald Gegenftrömung gegen die unter Nr. 3 
angeführten. Sie find relativ jelten. 

5. Gemiſchte Nachweiſe d. h. Nachweisbureaux, unter gemeinjamer Leitung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die Eriftenz ſolcher Bureaur ift zu 
interefjant, als daß wir mit furzen Worten über fie hinweggehen können. Bir 
wollen daher einen Blick auf die Statuten eine derjelben, des Arbeitsnachweiſes 
der zum „Berein der Brauereien Berlind und der Umgegend“ gehörigen 
Brauereien werfen: 

$ 2. Der Arbeitsnachweis unterjteht einem Kuratorium, welches aus vier zum 
„Berein der Brauereien Berlind und der Umgegend“ gehörigen Arbeitgebern, zwei Brauer 
gefellen und zwei andern Wrbeitnehmern gebildet wird. Den VBorfi im Kuratorium führt 
ein Obman bezw. dejjen Stellvertreter. 

Der Obmann und defjen Stellvertreter dürfen weder zur Kategorie der Arbeitgeber 
noch der Arbeitnehmer gehören. 

$ 3. Urbeitnehmer werden gegen eine Gebühr von 20 Pig. in die Liften des 
Arbeitsnachweiſes eingejchrieben. 

8 5. Den Brauereien jteht das Recht der freien Auswahl unter den in ben 
Arbeitsnachweis eingetragenen Arbeitnehmern zu. Andererjeit3 jind die Arbeitnehmer 
beredhtigt, die Annahme einer Anjtellung in dem Betriebe, dem fie vom Leiter des Arbeitd- 
nachweiſes zugewiejen werden, abzulehnen, ohne ihr Rangrecht in der Neibenfolge zu 
verlieren. 

8 6. Die Brauereien find nicht verpflichtet, bei Nichteinjtellung von Bewerbern 
die Gründe für die Ablehnung anzugeben. Jedoch joll die Zugehörigkeit zu einer poli- 
tiihen Partei, Gewertichaft oder Vereinigung, bezw. die Tätigfeit für eine der vorgedadten 
Organijationen den Brauereien feinen Grund zur Ablehnung geben. 

Auf Verlangen eines Arbeitnehmers, welder angibt, daß er wegen jeiner Zu: 
ehörigfeit zu einer politiihen Partei, Gewerfichaft oder Vereinigung, bezw. wegen jeiner 
Zätigfeit für eine der vorgedachten Organijationen zurüdgewiejen ift, tritt das Schieds— 
gericht in Funktion. 

$ 8. Jede Brauerei bat das Recht, im Laufe eines Kalenderjahres ohne Benukun 
des Arbeitsnachweiſes eine Anzahl von Arbeitnehmern einzuftellen. Diefe Anzahl wi 
nadı dem Perionalbeftande des unmittelbar vorhergehenden Kalenderjahres berechnet. 

Wenn für einen "zu bejeßenden Poſten geeignete Bewerber nicht vorhanden find, 
oder fall8 auf Berlangen einer Brauerei innerhalb 24 Stunden nah erfolgter Auf— 
——— die verlangte Anzahl von Bewerbern ſeitens des Arbeitsnachweiſes nicht ent 
endet wird, iſt die betreffende Brauerei zur Einjtellung von Wrbeitnehmern ohne Be 
ag Berge Urbeitönachweijes berechtigt. 

5 Bei Zumwiderhandeln tritt eine Konventionaljtrafe ein. 


6. Nachweiſe unter Leitung von humanitären Vereinen. Wir finden ſolche 
in allen Kulturländern weit verbreitet. Es ift dies ein ſchönes Zeichen unjerer 
Zeit. Volkswirtſchaftlich ift ihr Nuten gering. 


8 7. Saifonarbeit. 


Saiſonarbeiter find bekanntlich diejenigen Arbeiter, welche nur einen be 
ftimmten Zeil des Jahres ihre Berufjsbeihäftigung haben und einige Monate 
regelmäßig arbeitslos find. 

!) Vgl. Hartmann, Die gemeindliche Arbeitövermittlung in Bayern, Münden 1900, 
I. Schweiger Verlag; ferner die Jahresberichte des jtädtiichen Arbeitsamts München, 


jowie Jaſtrow „Der Arbeitsmarkt“ (Period. Zeitichrift, BerlinsEharlottenburg) vom 
15. Oftober 189, 
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Wir finden faft in jeder Branche eine jogenannte ftille Zeit, die Periode 
eines Stagnum im Geichäftsbetriebe. Die gelernten Arbeiter und die Kommis, 
welche Ießteren ftets, welche erfteren menigitens oft mit längerer Kündigungs— 
frift angeftellt find, haben eine Kündigung wegen Geichäftsftillftandes bei weiten 
nit jo zu fürchten, wenn fie auch hin und wieder von ihr betroffen werden, 
alö die ungelernten. 

Dieje find meift auf Tage engagiert, und wenn ihr Chef fieht, daß er 
fie am nächſten Tage nicht beihäftigen fann, hat er das Recht, ſie ſofort zu 
entlaffen. Vom Standpunkte des Arbeiters ift das jehr bedauerlich, wird aber 
wohl ſchwer zu ändern jein. Der Arbeitgeber ift in den meilten Fällen durch— 
aus nicht der geldgierige, unerjättlihe Kapitalift, der jpart, wo er nur jparen 
fann, der möglichft wenig Arbeiter beichäftigt, um feinen Beutel mit dem Aus— 
Tall an Arbeitslohn zu jpiden, wie ihn die Sozialdemokratie hinſtellt. Auch 
er hat zu kämpfen im Wirtſchaftskampf; auch er muß genau rechnen, um ſich 
erhalten zu können. Ein wenig kompenſiert wird der Arbeitsausfall dadurch, 
daß nicht in allen Branchen gleichzeitig Geſchäftsſtille eintritt und für die 
re ein Uebergehen in einen anderen Betrieb verhältnismäßig 
leicht i 

Im allgemeinen ift die ftille Zeit die Folge davon, daß ſich beitimmte 
Arbeiten nur in beitimmten Jahreszeiten ausführen laifen oder daß nur in 
einigen Monaten Nachfrage nad) einem befonderen Ynduftrieerzeugnis herricht. 
In vielen Fällen Tiegt aber durchaus fein Zwang vor, die betreffenden Arbeiten 
gerade in einem gewiſſen Zeile des Yahres zu verlangen. Oft läßt eine ganz 
unbegründete Gewohnheit an einer regelmäßig ftärferen Nachfrage in einer 
Jahreszeit feithalten. Gier bietet fich ein breites Feld für praftiiche Sozialpolitik '). 

Bauarbeiten, jo heißt es meift, laffen fih nur im Sommer ausführen. 
Das mag in gewifler Hinficht zutreffen für Rohbauten, aber nicht für die zahl: 
reihen baulichen Veränderungen im Innern von Häujern. Aehnlich mit anderen 
Arbeiten, ähnlich; aud) in der Induſtrie. Gerade hier liegt ein wichtiges Gebiet 
der jozialen Verflpihtung des einzelnen Konjumenten der Schneider:, Buchbinder: 
und anderer Gewerbe. Man darf natürlic) nicht vergeffen, daß 3. B. für be: 
wohnte Räume bauliche Veränderungen im Winter nicht angebracht find, und 
jo läßt ſich ſchwer generalifieren. Wenn nur jeder bei jedem einzelnen Fall einer 
Arbeit, die er vergibt, daran denkt, daß er hier Sozialpolitif treiben kann, 
dann bedeutet dies jchon einen großen Tyortichritt in der Bekämpfung der Saiſon— 
arbeit. Bejonders der Staat möge ſich dies zu Herzen nehmen, und wir können 
mit Genugtuung konſtatieren, daß im letzten Winter oft fiskaliſche Arbeiten aus 
dieſem Grunde ausgegeben wurden. 


) Vgl. zum folgenden dieſe Notiz aus dem Bericht der Royal Commission on 
Labour, Group C, Volume II, Page 42, “House Painters”. London 1892. “It was 
generally believed that house painting could not be done in the winter, which was 
aecordingiy a slack period for painters. This was a mistake, for a great deal of work 
eould be done in winter equally well as in the summer. The witness believed that the 
sarcity of employment in the winter was due to causes other than natural, for work 
was slack also in the middle of summer when there was no diffieulty as to weather. 
The remedy he suggested was that publie work should be done in the winter. It was 
natural that the private employer should objekt to having bis house newly painted in 
November or December, but all municipal and Government work should be held over 
till the winter. Interior work could be done even better in winter than in summer 
because there was no need to hurry it, and the diffieulties with regard to exterior 
work were not so great as was supposed. The witness did not think that painters 
could regulate employment for themselves by charging a lover rate per hour in winter." 
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58 Mangel an Arbeit he bon cite m anderen Kriſen und 
von techniſchen Fortſchri 


Daß Handelskriſen, Kriegsgefahr u. a. —— an Arbeit mit ſich bringen, 
iſt klar und naturgemäß und braucht hier nicht weiter diskutiert zu werden. Ob 
es den beſten Prohibitivmitteln gegen die durch die Arbeitloſigkeit hervorgeruſene 
Not je gelingen wird, in ſolchen außergewöhnlichen Zeiten den an ſie geſtellten 
Anſprüchen zu genügen, iſt zweifelhaft. Möglich ſcheint es nur, wenn die Kriſis 
nach Verlauf einer langen glücklicheren Zeit eintritt, während der eine Auf— 
ftapelung von Hilfsmitteln für den Notfall gelungen war. Falls fi dann die 
Schutzeinrichtung bewährt, jo hat ſie ſicherlich Antpruch darauf, für volllommen 
zu gelten. Das mwichtigfte ift hier eine veritändige Handelspolitik, welche durch 
langdauernde Handeläverträge den Beſitz ausmärtiger Märkte fichert, Zollkriege 
vermeidet, durch eigenes Beilpiel den Webertreibungen des Proteftions: und 
Prohibitivſyſtems entgegentritt. 

Mangel an Arbeit tritt weiterhin ein bei technijchen Fyortichritten. Wenn 
Thomas Morus jegt lebte, würde er nicht von den menjchenfreffenden Schafen, 
londern von der menjchenfreffenden Maſchine jprechen, denn die Majchine ver: 
drängt den Menſchen. Wo jrüher zahlreiche Handwebſtühle in Betrieb waren, 
und jeder mindeitens einen Dann Bedienung brauchte, da genügt jet ein 
fomplizierter Mechanismus. Dieſe Menjheneriparnis ift eine traurige Begleit- 
eriheinung des Fortſchritts, umjo trauriger,. als wir jede neue Erfindung mit 
berechtigter yreude begrüßen. Es ift nur ein ſchwacher Troft, daß die Majchinen: 
fabrifen gleichzeitig neue Menſchenkräfte gebrauden. 


8 9. Mangel an Arbeit infolge von Lehrlingszüdterei. 


Die Lehrlingszüchterei ift einer der ſchmachvollſten Auswüchſe unſeres 
jozialen Lebens. Unzählige junge Leute werden für einen Beruf vorgebildet, in 
welchem fie jpäter mie eine Lebensftellung erlangen können, weil der Andrang 
zu groß ift. Gewiſſenloſe Arbeitgeber jtellen in ihrem Betrieb mehr Lehrlinge 
ein, ald Lehrlingsarbeiten zu verrichten find. Die älteren, jortgeichritteneren über: 
nehmen jodann die Gejellenarbeit, reip. die Kommisarbeit in den faufmännijchen 
Berufen, wo dieſe Praris beſonders herricht, beziehen dafür aber fein Gehalt, 
londern nur die geringe Lehrlingsentihädigung, welche urſprünglich eine Ab- 
löfung der Verpflichtung des Arbeitgebers ift, jeinen Lehrlingen Bett und Koft 
zu gewähren. Stellen die jungen Leute höhere Anſprüche, jo werden fie ent: 
lafien. Neue rüden an ihre Stelle, und jene vermehren die Zahl der Arbeitälofen. 


Die Bekämpfung lag bier von alters ber in den Händen der Arbeiter: 
organifationen. Im Mkittelalter jchloffen die Innungen da8 Gewerbe und be 
ftimmten genau die Zahl der Lehrlinge im Verhältnis zu den Geſellen. Diele 
Tendenz zur Schließung findet fid) heute in England bei den Dodarbeiten. Die 
Fixierung eines Anftellungs-Berhältnifjes hat im Handwerk durch unjere modernen 
Innungsbeftimmungen gute Dienfte geleiftet, und von den Arbeiterorganijationen 
haben insbejondere die Buchdrucker erfolgreich gegen die Lehrlingszüchterei ge: 
fümpft. Staat und Verein müffen bier Hand in Hand gehen, um biele 
Ihädliche Erſcheinung zu vernichten. 
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$ 10. Einteilung der Arbeitäzeit und Mangel an Arbeit. 


cn Die Einteilung der Arbeitszeit kann ebenfalls Arbeitslofigfeit zur Folge 
ben. 

Es ift allgemein Ufus, bei lebhaftem Geichäftsgang oder wenn die Arbeit 
bi3 zu einem naheliegenden Termin fertiggeftellt werden muß, Ueberftunden zu 
arbeiten. Fleißige Arbeiter nehmen gern einen Extraverdienft mit, beſonders da 
Ueberſtunden im allgemeinen gut bezahlt werden. Die Arbeitgeber ziehen dieje Art 
der Arbeit etwaiger Hilfsarbeit fremder vor. Sie ift zwar teurer, aber die 
Leute find im Betrieb eingearbeitet, und ber Chef ift der fchnellen und Eorreften 
Ausführung fiher. Dom Standpunkte der Arbeitslofenunterftügung märe 
natürlich die Form der Hilfsarbeit wünſchenswerter, aber die Gründe dagegen 
find annehmbar. 

Es gibt jedoch noch eine zweite Art der Ueberftundenarbeit, die unbedingt 
zu verwerfen iſt, weil fie ber Auswuchs von GStreberei und Kriecherei  ift, 
die Meberftundenarbeit bei ſchlechtem Geichäftsgang. Wenn das Gelpenit ber 
Entlaffung wegen Arbeitgmangel über einem Unternehmen ſchwebt, finden fid) 
nur zu oft Arbeiter, welche troß der wenigen vorhandenen Arbeiten über Die 
jeſtgeſetzte Zeit für geringes Entgelt ober für nichts hinausarbeiten, um ſich bei 
der Betriebsleitung einzujchmeicheln, damit fie bei Reduzierung bes Perjonals 
behalten werden. Mag aud) der einzelne noch jo triftige Gründe haben, eine 
Entlafiung unter allen Umftänden vermeiden zu müſſen, jo darf er dieſe nicht 
durch ſolche Unehrlichkeit feinen Kollegen gegenüber verhindern. Leider muß 
fonftatiert werden, daß diejer Tall gerade unter den Gebildetſten der Arbeiter, 
den Handlungsgehilfen, häufiger vorfommt, als bei den Baus ober Induſtrie— 
arbeitern. Dieje haben im allgemeinen ein ausgeprägteres Solidaritätsgefühl. 

Es ift zu verlangen, daß die Arbeitgeber bejonderd bei vorübergehenden 
Geihäftsftillftand, anftatt einige ihrer Leute ganz zu entlaffen, alle ftändigen 
—— weiter beſchäftigen und zwar durch Einteilung der Arbeitszeit in 

ichten. 


$ 11. Zuwanderung. 


MWie die Frage der Abwanderung für die Landmwirtichaft, jo ift die Frage 
der Zumanderung für die Induſtrie von höchiter Bedeutung. Während fie dort 
Mangel an Arbeitern hervorruft, hat fie hier das Freiwerden für zahlreiche 
Arbeitskräfte zur Folge. Die Landarbeiter jehen das Eldorado in der Fabrik: 
arbeit und dem freien Leben der Stäbter und ftrömen in bie überfüllten Induſtrie— 
bezirke. Wenn es gelingen würde, die überfchüffigen Leute aus den Induſtrie— 
dezirfen in die landwirtichaftlichen abzuſchieben, jo wäre dies ein großer Schritt 
vorwärts in der Bekämpfung der Arbeitslofigkeit. So leicht aber die Löſung 
flingt, indem den Arbeitslofen Stellen ala Landarbeiter angewiejen werben, jo 
große Schwierigfeiten bieten fich bei ber praftiichen Ausführung, denn im all: 
gemeinen bringen dieje Arbeitskräfte dem Landwirt nur geringen Nutzen. Ge- 
lernte Induſtrie- bei. Tertilarbeiter, deren ftille Zeit vor den Hundstagen liegt, 
kann der Landwirt nicht gebrauchen. Es wäre ein großer Vorteil, wenn es 
möglid; gemacht würde, an ihrer Stelle bie ehemaligen Qandarbeiter, welche fich 
erit kürzere Zeit im Gewerbe befinden, wieder zurüdzubringen. Die bayeriichen 
Arbeitsnachweisämter verjuchen dies, indem fie prinzipiell Landarbeitern nur 
Stellen auf dem Land vermitteln. Es ift zweifelhaft, ob diefer Weg der richtige 
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if. Zwar bedeutet er durchaus feine Beichränfung der Freizügigkeit. Durch 
„Umſchau“ kann ſich jeder Landarbeiter Stellung in einer Fabrik verſchaffen. 
Es ift aber fraglich, ob fi) das Syſtem für ein öffentliches Inſtitut geziemt, 
das ohne Anjehen der Perſon jedem, der ſich meldet, die gemwünjchte Arbeit 
vermitteln ſoll. 

Das wichtigſte ift, Durch Verbreitung von ländlichem Kleineigentum, welches 
bekanntlich die Menichen am Lande feſthält, den übergroßen Zuftrom vom Lande 
zur Stadt zu mäßigen. Außerdem hat das VBorhandenfein ländlichen Kleineigentums 
aud den Vorteil, den gewerblichen Arbeitern vielfach den Beſitz einer —* 
zu ermöglichen, welche, gewöhnlich von Frau und Kindern bewirtſchaftet, im 
Notfalle die Arbeitskräfte auch des Mannes beſchäftigt und ein Exiſtenzminimum 
abwirft — eine ſehr nützliche Form des Schutzes gegen Arbeitsloſigkeit. 


z 12. Direlte Belämpfung des Mangels an Arbeit. Begriff und Arten. 


Während wir uns bisher in einer Reihe von Paragraphen (38 5—11) mit 
der indirekten Bekämpfung des Mangels an Arbeit beichäftigten, wenden wir 
uns nun gemäß dem oben ($ 4) aufgeitellten Plane in folgendem ber direkten zu. 

Die direkte Bekämpfung unterſcheidet fid) von der indirekten, wie erwähnt, 
dadurd), daß bei ihr nicht getrachtet wird, die Gründe des Mangels an Arbeit 
zu eliminieren, jondern daß das Faktum der Arbeitslofigkeit mit allen möglichen 
Mitteln befämpit wird. Man fragt nicht: „Was ift zu tun, um den Eintritt 
des Mangel an Arbeit zu verhindern?,“ fondern: „Wie lindert man die dur 
den Mangel an Arbeit entftandene Not?“ Demgemäß jchieden wir die Kapitel 
des vorigen Abjchnitt8 nad) Gründen für den Mangel an Arbeit und werden 
den folgenden nad) den Mitteln zu feiner Bekämpfung teilen. 

Man begegnet der Arbeitslofigkeit auf zweierlei Weiſe, durch Notitands: 
arbeiten und durch Verſicherung. Beide find keineswegs gleichwertig. Wir 
werden die Trage der Notitandsarbeiten relativ jchnell erledigen können nnd das 
Hauptgewicht auf die Beiprechung ber verichiedenen möglichen Arten der Arbeits: 
lojenverficherung legen. 


$ 13. Notftandsarbeiten. 


Unter Notitandsarbeiten verfteht man Arbeiten, welche bei Arbeitslofigfeit 
eingerichtet werden, ohne daß im Augenblid oder für die nächſte Zeit Nachfrage 
oder Bedürfnis für die betreffende Arbeit vorhanden ift, und deren Ertrag im 
allgemeinen nicht einmal an die Koſten, die fie verurjadht haben, heranreicht. 
Ber den Notitandsarbeiten zahlt der Auftraggeber eine dem Eriftenzminimum 
entjprechende Unterftügung und verlangt dafür, daß die Unterftüßten fich in 
feinem Intereſſe beichäftigen, ſchon deshalb, damit fie nicht die Gelder beziehen 
und daneben privatim irgendwo und irgendwie für Lohn arbeiten, jo daß fie 
die Unterftügung als angenehme Zugabe einfteden. Notjtandsarbeiten werden 
im allgemeinen von öffentlichen Körperichaften eingerichtet, wenn auch ſolche, von 
Privaten oder von Arbeiterorganijationen unternommen, nicht ausgeſchloſſen find. 
Auf den Wert der geleiiteten Arbeit fommt eö dem Arbeitgeber faum an. Sie 
it für den Augenblid von wenig Nutzen. Natürlic wäre es widerfinnig, von 
einer Kolonne Arbeitslojer einen Graben ausheben, und von der nächften ihn 
wieder zuichütten zu laffen. 
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Es Liegt in der Natur der Sache, daß die Notftandsarbeiten im allgemeinen 
Bauarbeiten find, und nicht FFabrif: und jeinere Arbeiten, welche eine verſchieden⸗ 
artige Borbildung der Leute verlangen. Die Folge davon ift, daß die meiften 
Arbeitölojen eine Tätigkeit angewieſen befommen, welde ihnen jern liegt und 
die fie natürlih nur zur jehr geringen Zufriedenheit ihrer Auftraggeber aus: 
führen. Die Bauarbeiter dagegen haben ihre ftille Zeit gerade in den Monaten, 
in Denen Notjtandsarbeiten ſchwer zu arrangieren find. Im Winter kommt 
freilich die Natur oft zu Hilfe und jchafft durch Schneefälle Arbeit. 

Recht treffend äußert fi Eyd') über die Frage der Notftandsarbeiten. 
Er jagt: 

„Es ift nun jehr interefiant, welche Art Arbeiten man für die Arbeitsloſen aus 
ſucht. Es find immer wieder diejelben: Chauffieren, Planieren, ſonſtige Erdarbeiten, 
Steinflopfen, Korbflehten und andererjeitd die Beihäftigung in den Schreibftuben. Man 
fiebt, jeit ben .. des Jahres 1848, in denen man zu Berlin die beihäftigungslojen 
Arbeiter in den Rehbergen beichäftigte, iit man gar jo viel weiter no nicht gefommen. 
... Es bleiben immer nur jene paar Wrbeiten übrig, die wenigitens den Vorzug haben, 
jtet3 vorgenommen werden zu fönnen, ohne den Staatsjädel allaujehr zu belajten, ohne 
unverfäuflide Borräte anzuhäufen, und ohne läftige Konkurrenz für die Privatinduftrie 
zu bemwirfen... Man fann unmöglid einem hoch qualifizierten Arbeiter, der berufs— 
mäßia über einen hohen Grad von Handfertigfeit verfügt, 3. B. einem Drechſler, zumuten, 
jegt Steine zu Fopfen.“ 


Das von Eyd angeführte Beiſpiel aus dem Jahre 1848 bildet eine treffliche 
Iluftration für das 2 Kriterium der Notftandsarbeiten. Die Rehberge, 
eine jandige Hügelfette im Norden Berlins, lagen vor einem halben Jahrhundert 
noch weit von ber Stadt entfernt. Erft jett iſt diejelbe nahe an dieſe heran: 
gerüct, jo daß man plant, die Hügel in einen öffentlichen Park umzuwandeln. 
Wegen der Koften hat man die Ausführung auf eine Zeit verjchoben, wo die 
Rehberge ganz von der Stabt umfapfelt find, denn bis heute ijt das Bedürfnis 
nad einem neuen Park nicht dringend. Auf einem Boden aljo, deffen Planierung 
jegt noch nicht einmal notwendig ift, troß des enormen Wachſens unjerer Haupt: 
ftadt, ließ der Magiftrat vor mehr als 50 Jahren Notftandsarbeiten ausführen, 
die auf abjehbare Zeit feine Rentabilität verſprachen, nur, um feine Arbeitälofen 
zu beichäftigen. 

Dieſe Notftandsarbeiten nun, welche den Behörden jo viele Unannehmlich— 
feitern und Koften verurſachen, finden im allgemeinen bei den Arbeitslofen wenig 
Entgegenlommen. Der Fall ereignet ſich häufig, daB irgend eine Zählung eine 
große Anzahl Arbeitsloſer ermittelt, welche alle die Behörde um Unterſtützung 
anflehen. Werden darauf Notjtandsarbeiten in genügendem Umfange eingerichtet, 
dann ift die Zahl der Bewerber urplößlic) zulammengeihmolzen. Die Leute 
wollen Geldunterftügung haben, aber feine Arbeit dafür leiften. Zu dieſer be- 
quemen fie fi) erft dann, wenn die Not am hödhiten ift. Die Notftandsarbeiten 
zeigen jo wenigſtens eine gute Seite, nämlich daß fie zwiichen ben Arbeitswilligen 
und Arbeitsicheuen fichten. 

Zujammenfaffend läßt fih alſo über die Notitandsarbeiten jagen, daß fie 
feinen ber Intereſſenten recht zufrieden ftellen. Sie find einerſeits im all: 
gemeinen unzulänglid und finden wenig Gegenliebe bei den Arbeitern; anderer: 
jeits reißen fie große Löcher in den Sädel des Tyısfus. Es würde allenthalben 
mit Freuden begrüßt werden, wenn ihre Einrihtung durch Vervollflommnung 


Y Bol Soziale Praris Nr. 24 vom 14. März 1901. 
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der anderen Maßnahmen zur Unterftügung der Arbeitsloſen unnötig würde. 
Aber leider hat es damit noch gute Weile, und daher find die Notftande- 
arbeiten in vielen Tyällen unentbehrlid). 


8 14. Berfiherung gegen Arbeitslofigleit. Allgemeines und Statiftil der 
Arbeitslofigfeit. 


Das Kapitel der Arbeitslofenverfiherung ift das jchwierigfte des Themas. 
Don einer Löſung des Problems ift man noch weit entfernt. Die Verſicherung 
ift die vollftommenfte Art der Fürjorge, gleichzeitig aber auch die jüngfte, und 
jo fommt es, daß bis heute große Meinungsverjchiedenheiten darüber vorhanden 
find, wie eine ſolche Verfiherung am zweddienlichften einzurichten jei, bejonders 
ba die Statiftif der Arbeitslofigkeit jehr im argen Tiegt. 

Es ift hier der Ort, wo etwas auf dieſe eingegangen werden muß. Die 
Frage ift leider von den deutſchen Behörden bisher allzu leicht behandelt 
worden. Seit der doppelten Berufszählung im Sommer und Winter 1895 ift 
eine allgemeine Aufnahme nicht wieder erfolgt‘). Zahlen haben aber bekannt: 
lich nur dann Wert, wenn fie mit ihresgleichen verglichen werden können. 
Treilih haben ſolche Erhebungen über Arbeitslofigkeit große Schwierigkeiten und 
find mit enormen Koften verknüpft. Wenn man aber bedenkt, daß jede vernunft: 
gemäß inſzenierte Arbeitölofenunterftägung auf einer guten Statiftif bafieren 
muß, jo darf man weder Mühe noch Ausgaben jcheuen. 

Da es aber nun einmal an einer allgemeinen, regelmäßigen Arbeitslojen: 
ftatiftit mangelt, Hilft man fich dadurch, daß man ſich an andere Statiflifen 
anlehnt. Die Krankenkaſſenſtatiſtik ſcheint beſonders dazu geeignet, weil aus ber 
Anzahl der in den Kaffen verficherten Arbeiter die Zahl der beichäftigten und 
demgemäß die Zahl ber unbejchäftigten ungefähr feftgeftellt werden kann. Aehn— 
liche Benugung erfahren die auf den Polizeiämtern geführten Vagabundenliſten, 
da man mit Recht in der Zahl der Beitrafungen wegen Bettelns u. j. w. eine 
Analogie zum Stande des Arbeitsmarktes ſieht. Kräftigere Kaffen und Vereine 
unternehmen es felbft, troß der im Kleinen Kreiſe nod) relativ größeren Koften ?), 
Erhebungen über die Arbeitslofigkeit anzuftellen, und dieſe in regelmäßiger 
Folge zu wiederholen, ebenjo wie die Magiftrate einiger großen Städte regel: 
mäßige Aufnahmen über die Arbeitslofigfeit machen laſſen. 

Wir haben vier Formen der Verfiherung gegen Arbeitslofigkeit zu unter: 
jcheiden, welche in den folgenden Paragraphen behandelt werben. Es find dies; 

1. Die Arbeitslofenverfiherung als fapitaliftiiches Unternehmen: 

2. die ftaatliche Arbeitslofenverficherung ; 

3. die Arbeitölojenverfiherung als Einrichtung der Arbeitgeber ; 

4. die Arbeitslofenverficherung als Einrichtung der Arbeiterorganifationen, 


$ 15. Die Urbeitslofenverfiherung als Tapitaliftiiches Anternehmen. 


Die Gründung einer auf Eapitaliftiiher Baſis aufgebauten Arbeitslojen: 
verfiherung liegt ebenfo nahe wie die Gründung einer Verfiherung gegen 
Feuersgefahr oder Hagel. Wenn ein Arbeiter fürchtet, arbeitslos zu werden, 


Y Die Berufszählungen am 14. Juni und am 2. Dezember 1895 ergaben folgendes 
Reſultat: 14. Juni 16 146 671 Arbeiter und 179 004 Arbeitälofe d. h. 1,110; 2. Dezember 
16 295 226 Arbeiter und 553 640 Nrbeitsloie d. h. 3,40 "/o. 

N, Die Koften werden von einer Gewerkſchaft bis zu 65 Pig. pro Kopf angegeben. 
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dann mag er, jolange er beichäftigt ift, regelmäßige Beiträge zahlen. Bei ein- 
getretener Arbeitslofigfeit empfängt er die vereinbarte Summe, welche ihm über 
die nächte Zeit hinweghilft. Der Staat, der ja im Grunde feinen Anlaß hat, 
fich der Arbeitslojen anzunehmen und die nur tun müßte, wenn fie fich nicht 
allein helfen könnten, würde jo ganz aus dem Spiele bleiben und höchſtens 
durch die Gejeggebung der Gründung von jchmwindelhaften Unternehmungen vor- 
beugen. In der Praris jcheint aber eine derartige Verficherungsanftalt nicht 
lebensfähig. Wenige Verſuche find gemacht worden, jcheiterten aber nad) kurzer 
Zeit. Mehrere Urjachen ſprachen dabei mit. 

Bor allem fehlt ed bisher an einer Bafıs. Die Verfiherungsgeiellihaften 
benugen befanntlid) als Grundlage für ihre Tarife Formeln, die auf völliger 
Gleichheit der Leiftung des Verficherten und der Gegenleiftung ber Gejellichaft 
beruhen. Was der Verficherte im Laufe einer längeren Periode zahlt, das erhält 
er bei Eintritt des in der Verficherung vorgejehenen Falles nad) Abzug geringer 
Speien zurüd. Der Geminn der Gejellihaft liegt in der Wahrfcheinlichkeit 
des Nichteintretens jenes Ereigniffes. Diefe Wahrjcheinlichkeit wird durch jahre- 
lange Beobaditungen genau berechnet und in Tafeln jeitgelegt, ehe an bie 
Gründung der Gejellihait gedacht werden fann. Wie erwähnt, haben wir für 
die Arbeitslofigfeit noch feine regelmäßige Statiftif, und daher ift eine Privat: 
verficherungägelellihaft für den Augenblid ausgeichloffen. 

Aber aud, Falls diefe Miklichkeit gehoben jein würde, böte die Arbeits: 
Iofigfeit fein Feld für eine ‘Privatverfiherung. Die Urſachen dafür liegen in. 
der Natur bderjelben. Die Durhführbarkeit jeder anderen Verficherung beruht 
nämlich darauf, daß der ihr zu Grunde liegende Fall einzeln eintritt. Bei 
der Arbeitölofigfeit als Bafıs würde e8 aber wahrjcheinlich fein, daß ein großer 
Zeil der Berficherten gleiieitig arbeitslos wird, und es ift wenigftens zweifel- 
haft, ob ein folder Run die Kaffe nicht ruinieren würde. Eine Rentabilität 
ift unter diefen Umftänden ziemlich ausgeſchloſſen. 


$ 16. Die flaatlihe Urbeitslojenverfiherung. 


Wir leben heute in einer fozialen Nera. Während in ber Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die Anihauung des „Jeder ift ſich ſelbſt der Nächfte“ 
berrichte, ift man in den legten 20 Jahren zu einer inneren Schußpolitif für 
die mirtichaftlih Schwachen angelangt, melde Politit in der Durchführung 
einer obligatoriihen Alters: und ynvaliditätsverficherung ihren Ausdrud fand. 
Als nun das Auswachſen Deutichlands zu einem Induftrieftaat eine Verforgung 
der beſchäftigungsloſen Arbeiter wünſchenswert erjcheinen ließ, da war es ein 
natürlicher Gedanke, nad) Art der Altersverfiherung eine Arbeitslojenverficherung 
zu verlangen. Die Regierung hat bis heute gezögert, dieſer Forderung nad 
zugeben, veranlaßt durch die warnenden Stimmen, melde ſich gegen eine ſolche 
ftaatliche Arbeitslojenverfiherung erhoben. 

Dieje kamen nidyt nur aus dem Lager der Gewerkvereinler und Gewerk— 
ichaftler, für deren Organijationen, wie wir a. a. O. jehen werden, die private 
Arbeitslojenverfiherung faſt eine Art Lebensfrage ift. Nein, fie famen zumeift 
von ganz unintereflierter Seite, aus den Kreiſen der Wiflenihaft. Zahlreiche 
literariiche Erzeugnifje bilden die Frucht diejes Kontroverſes. 

Die Verteidigung der obligatoriihen Staatöverfiherung bafiert im all: 
gemeinen auf folgendem Hauptgedanfen, der von vornherein viel Beftechendes 
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für ſich hat. Eine Arbeitslofenverfiherung, jo kalkuliert man, hat nur dann 
Ausficht, ihren Zweck zu erfüllen, wenn fie auf jo breiter Bafıs angelegt iſt, 
daß niemals der Fall der Zahlungsunfähigfeit eintreten kann, einen wie großen 
Umfang die Arbeitslofigkeit auh annimmt. Dies ſei bei einer obligatoriichen 
Staatöverfiherung garantiert, während bei einer etwaigen gewerkſchaftlichen eine 
Ynjolvenzerklärung jofort eintreten müßte, falls die Arbeitslofigfeit länger währe, 
als die Beitände der Unterſtützungskaſſe ausreichen. Das ſei aber ftets zu er: 
warten, wenn die Mehrzahl der Vereinsmitglieder betroffen würde, da mit der 
Arbeitslofigkeit die Zuflüffe zur Unterftügungstafle aufhören. 

Sogar viele Gegner der obligatorischen Staatöverfiherung erfennen die 
Richtigkeit diefer Thefe an. Doch behaupten diejelben, daß der erwähnte Vorteil 
der ftaatlichen über die Korporationsverficherung aufgewogen werde durch eine 
Anzahl bei erfterer nicht zu vermeidender unangenehmer Begleitericheinungen. 
Eine ſtaatliche Verfiherung ichließt nämlich jede individuelle Behandlung der 
einzelnen Fälle aus. Bei der Alters: und Invaliditätsverficherung ift eine ſolche 
nicht von nöten. Das Faktum der Berechtigung zum Bezug einer Rente wird 
ein für allemal feitgeftellt und bleibt dann beftehen. Bei der Arbeitäloienver: 
fiherung ift die Unterſtützungsberechtigung temporär; fie wechſelt nach einer mehr 
ober minder kurzen Periode. Um aljo dem vorzubeugen, daß jemand, ber nicht 
mehr oder wenigſtens nicht völlig arbeitslos it, oder dod bei gutem Willen 
Arbeit finden könnte, weiter die Främie bezieht, während ihm nichts, oder nur 
ein Zeil derjelben zufteht, muß bei jedesmaliger Auszahlung von neuem eine 
Unterſuchung der Berechtigung erfolgen. Eine Tole Nachforſchung iſt aber nur 
durchführbar, bei einem Brielenbeer von Beamten, deren Gehälter die Unkoſten 
der Berfiherung immens fteigern würden. 


Eine fernere Schwierigfeit bringt die Behandlung ber Streifs und der 
Ausjperrungen. Für den Staat bieten fich bei einer Staatöverfiherung zwei 
Möglichkeiten, wie er fich dieſen gegenüber zu verhalten habe. Da diejelben fid) 
nicht gegen ihn richten, jondern eine Privatangelegenheit der Beteiligten find, 
jo fann er fie entweder ganz ignorieren und im gegebenen Falle die Kente aus: 
zahlen, oder er kann für ſich Eraft jeiner Hoheitsrechte eine Richteritellung bean- 
ſpruchen und jedes einzelne Mal individuell entſcheiden. Welchen Weg er aud 
einichlagen würde — er würde jicherlich bei vielen der Intereſſenten Unzu— 
friedenheit erregen. — 

Dies iſt die eine Gruppe von Argumenten, welche einen Teil der Gegner 
der Staatsarbeitsloſenverſicherung zu ihrer Ablehnung veranlaſſen. Wir werden 
nicht umhin können, ihnen eine gewiſſe Berechtigung zuzuerkennen. 


In den bisher betrachteten Kontroverspunkten gingen Freunde wie Feinde 
der Staatsverſicherung von der Prämiſſe aus, daß dieſe vor der privaten einen 
großen Vorzug infolge der weiteren Gefahrengemeinſchaft beſitze. Nun wird 
aber von mander Seite behauptet, daß dieſer jogenannte Vorzug fich ſehr ſchnell 
in einen Nachteil verwandeln fünne. Man weiſt darauf hin, daß in anormalen 
wirtichaftlihen Lagen, in Sriegözeiten, bei Blofade, ja ſelbſt bei länger an 
dauernden Induſtrie- und Handeläkrien, und wenn der Staat anderswo ftarf 
engagiert ift, die für die Arbeitslojenrente ausgejegten Summen fehlen können. 
Dies Argument, das der Staatöverjicherung ihren wichtigſten Stügpunft ent 
ziehen will, bat jehr viel für fih) und wird manchen veranlafien, die Staats- 
verficherung abzumeilen, beionderd da man fi in dieſem Punkte, weil feine 
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Erfahrungen von Großftaaten vorliegen‘), von theoretiichen Erwägungen leiten 
laffien muß, während e8 jonft angebrachter ift, größeres Gewicht auf praftiiche 
Erfolge reip. Mikerfolge zu legen. 


$ 17. Die Arbeitslojenverfiherung als Einrichtung der Arbeitgeber. 


In manchen Ynduftriebetrieben find die Arbeiter dadurch gegen Arbeits- 
lofigfeit verfichert, daß durch geringe monatliche Lohnabzüge und durch Extra— 
beiträge der Prinzipale, durch Stiftungen bei yabrikfeften u. ä. Fonds geichaffen 
worden find, welche über die erfte Not hinaushelfen jollen?). Derartige Kaſſen 
find faum mit dem Namen der Verſicherung zu bezeichnen, denn ihr Schwer: 
punft liegt in den freiwilligen Spenden. 

Es ift noch lange nicht genügend befannt, welche Riejenjummen jährlich 
von Arbeitgebern zur Unterftägung ihrer Arbeiter bei Arbeitslofigfeit, Unfall, 
Krankheit u. j. w. aufgebradyt werden. Profeſſor Böhmert verzeichnet in dem 
von ihm herausgegebenen „Arbeiterfreund“ für das Jahr 1898 27399 876 ME., 
für 1899 39159696 Mt., für 1900 60 542133 ME., für 1901 80740 383 ME. 
jolher Spenden. 


818. Die Arbeitslojenverfiherung als Einrichtung der Arbeiterorganifationen. 


Es liegt im innerften Wejen der Arbeitervereine, die Verficherung gegen 
Arbeitslofigfeit auszugeftalten, und es kann nur al8 ein nicht genügendes Er- 
fennen ihrer Aufgaben angejehen werden, daß auch heute noch eine Anzahl der: 
ielben fi) von der Ausgeftaltung der Arbeitälojenverfiherung ferngehalten hat. 

Dieje bildet ein vollftändiges Korrelat zum Streit. Wie leßterer die 
Folge einer guten Konjunktur im Geichäftsbetriebe ift, ift die Arbeitslofigkeit 
die Konſequenz einer jchlechten, und wie es die Arbeitervereine für ihre Pflicht 
halten, bei Mehrverdienit ihren Mitgliedern einen entiprechenden Anteil zu: 
fommen zu laflen, find fie auch verpflichtet, bei Lohnausfall diejelben zu unter: 
fügen. Außerdem een es fich für die Gewerkvereine darum, das in guten 
Zeiten Erreichte in ſchlechten feftzuhalten; dies ift aber nur möglich, wenn in 
ihledhten Zeiten eine Arbeitslojenverfiherung ein proletariiches Angebot von 
Arbeit zu jedem Preis ausjchliekt. 

Die erften Arbeitervereine, welche dies erkannten, waren die englifchen 
Trade Unions, und ihrem Beilpiel find in den lebten Jahrzehnten die meiften 
Arbeiterorganijationen der zivilifierten Welt gefolgt. Für uns find natürlich 


') Für Arbeitslojenverfiherungen in Kleinjtaaten vgl. die Mitteilungen, melde 
Prof. Schanz in jeinen 3 Schriften über die Schweizer teils obligatorischen teild faful- 
tativen Verſuche macht. Sie fommen für Deutihland ebenfowenig in Betradht wie bie 
fafultative Winter:Arbeitälojenunterftügungstafie in Köln. gl. für diefe folgende Notiz 
aus dem „SKonfeltionär“ vom 9. Januar 1902: „... Die SEN PIDERURENEE BERENEN aß 
dieier Anftalt bereit vor fünf Jahren eine einmalige Beihilfe von 25 Mt. Diejer 
Betrag wird jedoch ungeachtet der Beiträge der Mitglieder bei einer anhaltenden Arbeits: 
lofigkeit zur Beftreitung der zu zahlenden Tagegelder vorausfichtlich nicht ausreichen. Die 
Beiträge der Kafienmitglieder betragen wöcentlih 25 Pfg. für ungelernte, 35 Big. für 
gelernte Arbeiter auf die Dauer von 34 Wochen. .. . Die Zahl der — Ver⸗ 
ſicherten beträgt 1000 und können weitere Anmeldungen einſtweilen nicht mehr berück— 
fihtigt werden, weil im falle eines eintretenden Notitandes die Kaſſe alddann den Ans 
Iprühen nicht mehr gewachſen wäre.“ 

?) Bergl. Schanz, Dritter Beitrag zur Frage der Arbeitölofigfeit. Berlin, 1901. 
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neben den engliichen als Muſter vor allem die deutichen von Intereſſe, welche 
im mejentlihen drei Verbänden angehören: dem Berband der Gemwerfvereine, 
der Generalkommiſſion der deutichen Gewerfichaften und der Zentralorganifation 
der chriftlihen Gewerfichaften Deutſchlands. Won dieſen jcheiden die legten 
aus der Betrachtung aus, da fie als die jüngjten die Arbeitslojenverficherung 
erft für die Zukunft geplant haben. Die beiden anderen und die zum Per: 
glei) herangezogenen Trade Unions werden uns im jpeziellen Zeil diefer Ab: 
handlung beichäftigen. 


U. Geil. 


Die Mahnahmen der Arbeitervereine gegenüber der durch Die 
Arbeitdlofigkeit hervorgernfenen Notlage ihrer Mitglieder. 


I. Die deutichen Gewertvereine'). 


„Es ift ſchwer, Material zufammenzufchaffen für die Tätigkeit der Vereine, 
da die meilten gar feine Liften führen.“ 

Diejes Zitat aus Jaſtrow's „Arbeitsmarkt“ vom Jahre 1898 gilt auch 
heute noch im mejentlichen für alle unjere deutſchen Arbeiterorganifationen und 
it ſowohl auf die Gewerfvereine wie auf die Gewerfichaften bejonders in Bezug 
auf die Arbeitslojenunterftügung anwendbar. 

Bei den Gewerkvereinen, mit denen wir uns in dem vorliegenden Kapitel 
beichäftigen wollen, exiſtiert bis jegt nod) feine obligatoriiche Arbeitälojenftatiftif. 
Im Jahre 1891 brachte die offizielle „Arbeitsftatiftif der deutichen Gewerfvereine“ 
um eriten mal die frage nad der Arbeitslofigkeit und zwar ala fakultative 

benfrage, deren Beantwortung in den bisher erjchienenen Jahrgängen ber 
Statiftif weder allgemein noch regelmäßig erfolgt, indem fi) jomohl viele Ge: 
werfvereine an ihr nicht beteiligen ald auch manche nad) längerer Mitteilung 
die Angaben plöglid) filtieren. 

Die von Franz Dunder und Dr. Mar Hirſch gegründeten „Deutjchen 
Gewerkvereine“ befaſſen fich jeit 1878 mit der Bekämpfung der Arbeitslofigkeit, 
wenn auch in der eriten Zeit nur theoretiih. Als nah Erlaß des Sozialiften: 
gejeges im “jahre 1878 für die Gemwerkvereine eine Blüteperiode begann, ver: 
öffentlichte der Anwalt Dr. Dear Hirſch einen Aufruf, in welchem alle Gewerf: 
vereine dringend ermahnt wurden, angeficht? ber Zeitlage mehr ala bisher, „ihre 
großen pofitiven und praftiihen Aufgaben für das Wohl ihrer Mitglieder zu 
erfüllen und insbejondere durch geregelte Fürſorge bei unverjchuldeter Arbeits: 
lofigfeit zu erweitern“).“ Vereinzelt folgten die Vereine dem Aufruf und er: 
richteten freiwillige Kaffen für reifende und arbeitälofe Mitglieder. Eine fog. 
„praftiihe Kommilfion“ übernahm es, bis zum nächſten Verbandstag eine Er: 
bebung über die Häufigkeit und Dauer der Arbeitslofigkeit zu veranftalten und 
einen Statutenentwurf für eine Verbandskaſſe auszuarbeiten. Der Verbandstag 
fand im folgenden Jahre (1879) in Nürnberg ftatt. Die Statuten wurden 
angenommen, die Kaffe trat aber nie in® Leben. 


') Die Angaben find den regelmähigen Veröffentlihungen der Gewerkvereine ent- 
nommen. 

2, Bgl. Dr. Mar Hirih: Die Arbeiterfrage und die bdeutichen Gemwerkvereine. 
Leipzig, 1893. 
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Inzwiſchen beichäftigten fich, durch die Verhandlungen angeregt, die ein: 
zelnen Bereine eingehender mit der Trage. Beſtanden bisher nur freiwillige 
Kaſſen, jo beginnt jet die Periode der obligatorischen Arbeitslojenunterftügung. 
Den Anfang machten die Tijchler (1880) mit einer obligatoriichen Arbeitälojen: 
unterftägungsfaffe ohne Mehrbelaftung der Mitglieder. Das Experiment gelang. 
Der Beitrag von 10 Pig. pro Kopf und Woche genügte; nur wenige Ortävereine 
ichritten zu einer geringen Erhöhung. Immer mehr Gewerkvereine gaben Arbeits- 
lofenunterftügung in den verichiedenften Formen. So jagt der Geichäftsbericht 
für den XII. Verbandstag, daß jeit dem XI., d. h. aljo in den Jahren 1892—95 
im ganzen 200000 DE. für diejen Zweck ausgegeben worden find bei einem 
Anwachſen der Vereine von rund 64000 auf 70000 Mitglieder. Auf dem 
Xlll. Berbandstag (1898) fam es zur Tyeltiegung von 5 Theſen über die Frage 
der Behandlung der Arbeitslofigkeit, welche von da an ala Leitmotiv gelten: 

„li. Unterftügungseinrichtungen gegen Arbeitslofigfeit zu treffen gebietet 
das private wie das öffentliche Opntereffe Die Löſung diefer Aufgabe jteht aus 
den einfadhiten und faßlichſten Gründen in eriter Linie den gewerblichen Berufs: 
vereinen zu. Sie erfüllt einen ihrer mwejentlichiten und wichtigſten Zwecke. 

2. Die Selbitverfiherung in den Berufävereinen fördert und fräftigt die 
perjönliche und wirtjchaftliche Dtoralität des Arbeiters, indem fie ihn zur Selbit- 
verantwortlichkeit und Selbithilfe erzieht. Sie bietet durch die Selbitverwaltung 
Sicherheit gegen jträfliche Ausbeutung durch Arbeitsfcheue, wie gegen Parteilich- 
feit und Zurüdjegung aus Gründen, die mit den gewerblichen und moraliſchen 
Eigenſchaften des Arbeiter nichts gemein haben. 

3. Die Notwendigkeit ftaatliher und fommunaler Einrichtungen zur Ver: 
ſicherung gegen Arbeitslofigkeit ift jo lange zu verneinen, bis nicht durd Er: 
fahrung erwiejen ilt, daß die gemerblichen Berufsvereine zur befriedigenden 
Löſung diejer ihrer Aufgabe unfähig und unvermögend find. 

4. Zur wirfjamen Durchführung diefer ihrer Aufgaben bebürfen die 
Arbeiterberufsvereine öffentlich rechtlicher Grundlagen, die jomohl die Anjprüche 
der Meitglieder fiher ftellen, ala auch die Vereine vor willfürlichen Eingriffen 
der Auffichtsbehörde ſchützen. 

5. Die Arbeitövermittlung bildet eine notwendige Ergänzung ber or: 
ganifterten Arbeitslojenunterftügung. Sie wird ſich am fruchtbarften und erfolg- 
reichten in gewerblicher und Beziehung ermeifen auf dem Boden ber 
Freiwilligkeit in der Gemeinihaft mit Arbeitgeber: und Arbeitnehmervereinen 
oder -Verbänden. In diejer Form verdient fie die erfte Stelle. Staatliche und 
tommunale Arbeitsnachweile, die als Erjaß oder als Ergänzung ber eriten Form 
eingerichtet werden, erfüllen nur dann ihren Zweck ala Wohlfahrtseinrichtungen, 
wenn in ihrer Verwaltung den Arbeitnehmern wie den Arbeitgebern ein aus 
teichendes Mitbeftimmungsredht eingeräumt wird.“ 

Diefe Theſen bringen alfo in großen Zügen da8 Glaubensbefenntnis der 
Gewerfvereinler. Viel wird in ihnen eigentlich nicht geſagt. Sehr viel Theorie, 
ſehr viel Derneinen, aber wenig Pofitives, alles nur in großen Zügen. Gleich 
der erfte Punkt ift unklar. „Die Löſung fteht den Gemwerfvereinen zu.” Das 
it eine ziemlich beftrittene Forderung. Die Gründe find durchaus nicht jo 
„einfach und faßlich“, wie fie Hinzuftellen beliebt werden. — Mit dem zweiten 
Paragraphen können wir uns einverftanden erklären. Er bringt anerfannte 
Wahrheiten. — Der Dritte umfaßt eine Anficht der Gewerkvereinler, die an: 
zuerfennen ift. Sie wird beftritten, bedeutet aber einen firierten, pofitiven Stanb- 
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punkt. — Theje 4 jcheint auf den erften Blid berechtigt. Die Unternehmer: 
fartelle find zumeiſt als juriftiiche Perſonen organifiert. Die Arbeitervereine 
waren bisher völlig rechtlos und fonnten nicht einmal gegen ungetreue Beamte 
einſchreiten. Das Bürgerliche Geſetzbuch läßt nun eine Eintragung in das 
Vereinöregifter zu und gibt den Verbänden damit Rechtsfähigkeit. Theſe 4 
icheint jo erfüllt. Derartig hatten fich die Vereinler die Sache aber nicht ge: 
dat. Der „Gewerkverein“ (Mar Hirih) warnt vor einer Eintragung’). Es 
wäre biöher immer das Prinzip der Vereine geweſen, die Namen ihrer Mit: 
glieder geheim zu halten, um fie vor Maßregelungen von jeiten der Arbeitgeber zu 
Ihüßen. Bei einer Eintragung jei die Veröffentlichung der Namen der Genoflen 
erforderlich. Die Gründe gegen die Eintragung find recht einleuchtend, werden aber 
mit der Zeit ihre Geltung verlieren fönnen. Sobald erft die Arbeitgeber prin: 
zipiell anerkennen, daß jeder Arbeiter berechtigt ift, einem Verein anzugehören, 
dann ift die Eintragung und Veröffentlihung der Namen unbedenklihd. — In 
dem legten Paragraphen jteht verhältnismäßig viel, man möchte jagen zu viel. 
Er läßt nämlich alles zu. Arbeitgeber und Arbeitnehmer jollen ſich zu gemein: 
jamer Stellenvermittlung zufammentun, vielleicht jogar unter ftaatlihem Bor: 
fit. Das ift die eine von den angeführten Formen des Arbeitsnachweiles. Bon 
der anderen Hauptform, mwelche den Gemwerfvereinen eigentlih am nächſten Liegen 
müßte, der rein gewerfvereinlihen Vermittlung, wird nicht geiprocdhen. Läht 
ſich das nicht ala eine ftillichweigende Anerkennung der Unzulänglichkeit der— 
artiger Nachweife anjehen ? 

Wir hatten ſchon oben einmal nötig, auf da8 Anwachſen der Gewerkvereine 
einen Blid zu werfen. Wir fünnen feine are Anſchauung von ihrer Wirk: 
ſamkeit erhalten, wenn wir nit ein paar ftatiftiiche Angaben über die Mit: 
gliederzahlen betrachten. 


1878 beitanden 385 Ortsvereine mit 16500 Mitgliedern. Nach Erlaß 
des Sozialiftengejeges ftiegen die Zahlen bis 1885 auf 953 Vereine und 51 000 
Mitglieder, bis 1891 auf 1315 rejp. 58000, troßdem ber Verein der Porzellan: 
arbeiter mit 4000 Mitgliedern ausjchied. Seitdem wachſen fie langjam, aber 
ftetig.. 1894 find es 1436 Bereine mit 67000 Mitgliedern, 1895 hatten bie 
beftehenden 1460 DBereine rund 70000 Mitglieder, 1897 rund 86000, am 
1. Oftober 1899 86401, Anfang 1902 98000 Mitglieder. Die Gewerkvereins- 
bewegung ift im großen und ganzen eine morddeutiche. Anfang 1879 kamen 
auf 385 Vereine 318 preußiiche, Anfang 1886 auf 1029 767, Anfang 1893 
auf 1301 958, Anfang 1899 auf 1722 1259 und Anfang 1902 auf 1899 
1398. Bon den übrigen entfällt nod ein großer Teil auf die anderen nord— 
deutichen Staaten, während die entjprechenden Zahlen für die füddeutichen Staaten 
13, 105, 164, 231 und 255 find. In Preußen haben wiederum die induftriellen 
Provinzen: Weſtfalen, Rheinland, Sachſen, Schleſien und Brandenburg die 
größte Anzahl Gewerkvereine. Dieſe verteilen ſich auf folgende Berufe (nad) der 
Größe ihrer Mitgliederzahlen geordnet): Maſchinenbauer und Metallarbeiter (im 
Sabre 1900 35826 Mitglieder in 602 Ortöverbänden), Fabrik- und Hand: 
arbeiter (18154 Mitglieder in 337 Verbänden), Tiſchler (6804 Mitglieder in 
148 Verbänden), Schuh: und Lederarbeiter (6443 Mitglieder in 137 Verbänden), 
Kaufleute (5532 Mitglieder in 75 Verbänden), Klempner (3798 Mitglieder in 


) Der ſozial-demokratiſche Abgeordnete Legien-Hamburg erhebt in dem von ihm 
redigierten „Rorreipondenzblatt*, dem Organ der Gewerkſchaften, diefelben Bedenken. 
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91 Berbänden), Stuhl-(Zertil-Arbeiter (3772 Mitglieder in 71 Verbänden), 
Schneider (3550 Mitglieder in 93 Verbänden), Graphiiche Berufe (Maler) 
(1950 Mitglieder in 65 Verbänden), Zigarrenarbeiter (1656 Mitglieder in 
33 Verbänden), Bauhandwerker (1433 Mitglieder in 84 Verbänden), Töpfer 
(1425 Mitglieder in 34 Verbänden), Berg: und Grubenarbeiter (644 Mitglieder 
in 25 Verbänden), Bildhauer (438 Mitglieder in 16 Verbänden), Konditoren 
(216 Mitglieder in 9 Berbänden), Schiffszimmerer (160 Mitglieder in 6 Ver- 
bänden), Reepichläger (46 Mitglieder in einem Verbande), Vergolder (12 Mit- 
glieder in einem Verbande). ’ 

Die Statiftif der Arbeitslofigfeit war bisher in den Gewerkvereinen ziemlich 
unzureichend. Sie findet fi) als fakulative Nebenfrage in den nur alle drei 
Jahre erjcheinenden „Arbeitsftatiftifen der deutichen Gewerkvereine“ und zwar in 
detaillierter Form erjt jeit 1897. Die Tyolge von der Tyreiwilligfeit der An- 
gaben ift, daß diefe von manden Vereinen oberflächlich gemacht werden und 
daß niemand eine Garantie für die Richtigkeit der Zahlen übernehmen fann. 
Die erite allgemeine Zählung der Arbeitslofigkeit unter den Mitgliedern der 
Gewerkvereine fand am 15. November 1901 ftatt und wurde am 15. Februar 
1902 wiederholt. Die Ergebnifje find im „Gewerfverein“ in Nr. 51 des Jahr: 
gangs 1901 und in Nr. 11 des folgenden veröffentlicht. Wir erjehen aus der Statiftif, 
dab an der Zählung vom 15. November 64722 Mitglieder teilgenommen 
haben und daß von diefen an dem genannten Tage 1108 — 1,7°/o arbeitslos 
waren. Dieje 1108 Arbeitslojen befanden ſich zuſammen 6957 Wochen außer 
Stellung. Das bedeutet durchichnittlich eine Arbeitslofigkeit von 44 Tagen. 

An der zweiten Zählung vom 15. Februar beteiligten ſich 66 951 Mit: 
glieder. Bon diejen waren 2140 — 3,1°/o arbeitslos. Die Dauer der Arbeits: 
loſigleit belief ih in Summa auf 14126 Wochen. Auf den einzelnen fommen 
jomit 46 beichäftigungsloje Tage. 

Gegenüber der erjten Zählung hatte ſich die Arbeitslofigfeit im Februar 
alſo faft verdoppelt. Die Beteiligung an der Aufnahme ift ungefähr die gleiche 
geblieben. Sie ift auffällig gering für dieje Vereine, die ſich doch aus ber 
Elite der Arbeiterjchaft zujammenjegen und deren Mitglieder den Wert einer 
jolhen Erhebung einjehen müßten. Die Dauer der Beſchäftigungsloſigkeit hat 
fh im Durchſchnitt nicht verändert. 

Im einzelnen war die Arbeitslofigfeit in ben Gewerfvereinen je nad) der 
Branchenzugehörigkeit ihrer Mitglieder und dem Sit des Ortövereins eine jehr 
verihiedene. Bei den Mafchinenbauern jehen wir 183 Ortsvereine, welche bei 
der Zählung vom 15. November rund 165, welche bei der vom 15. Februar 
überhaupt feine Arbeitölojen angaben. Im Gewerfverein der Fabrik: und Hand- 
arbeiter meldeten bei beiden Zählungen ungefähr die Hälfte der Ortövereine, 
daß alle ihre Genofien beſchäftigt wären. Die höchſten Ziffern der Arbeits- 
lofigfeit finden fich bei der Novemberzählung (über 10°/o) in Oft: und Weit: 
preußen und Pojen bei den Bauhandwerfern (14°/o), Seilern (14 °/o) und 
Töpfern (11/0), bei der Februarzählung (über 20°) in Pommern bei den 
Bauhandwerkern (32,9 /o), in Brandenburg bei ebendenjelben (38,7 °/o), in der 
Provinz Sachſen bei den Bildhauern (25,8 °/o), in Schlefien bei den Malern 
(26%), in Weftfalen bei den Bauhandwerfern (37/0), in der Rheinprovinz 
dei den Echneidern (33,3 °/o), und bei den Bildhauern (32,6 °/0) und im Slönig- 
reich Sachſen bei den Bauhandwerkern (29,7 0). Im allgemeinen war die 
Arbeitslofigkeit der Gemwerkvereinler im Winter 1901/02 feine allzu große. 
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Nachdem wir uns jo über bie Größe der Arbeitslofigfeit orientiert haben, 
wenden wir uns ihrer Befämpfung zu. Die Gemwerfvereine begegnen der durch 
den Mangel an Arbeit entftandenen Not auf fünffache Weile: Durch Arbeits- 
lojenverfiherung, durch Reijeunterftügung, durch Ueberfieblungsunterftügung, durch 
Wanderunterftügung und durch Arbeitsnachweis. Dazu kommt noch Beitrags- 
verficherung für die, welche ihre Beiträge nicht zahlen können; dieſe tritt be— 
ſonders bei partielfer Arbeitslofigkeit in Kraft, da bei totaler gewöhnlich, wenn 
au nicht immer, die Beitragszahlung erlaflen wird. 

Ehe wir dazu übergehen zu betrachten, in welcher Höhe Unterftügungen 
in den legten Jahren von den Gemwerfvereinen gezahlt worden find, wollen wir 
einen Blid darauf werfen, in welcher Ausdehnung die Unterftügungen von ihnen 
vorgejehen find. Eine Tabelle aus dem „Aoreflenverzeichnis der deutſchen 
Gewerkvereine für dad Jahr 1902“ gibt darüber Auskunft. Ihr entnehmen 
wir die folgenden Angaben. 

Bon den 18 Gemerfvereinen geben 13 Reilegelder, und zwar die Kon— 
ditoren unbeſchränkt, die Maſchinenbauer, Schuhmader, Klempner und Bild- 
bauer bis 1000 km, die übrigen bis 750 km. Die Höhe ber Reijegelder ift 
durchſchnittlich 2 Pig. pro Kilometer und die Karenzzeit 1 Jahr. Auffällig 
ift, daß der große Verein der Fabrik- und Handarbeiter feine Reifeunterftügung 
gewährt. 

Bei der Ueberfieblung ihrer Mitglieder leiften gleichfalls 13 Vereine Bei: 
hilfe von verjchiedener Größe mit Abftufungen je nad) dem vorliegenden Falle. 
Dazu fommt bei 4 Vereinen ein Zuſchuß für Kinder. 

Die laufenden Beiträge erlaffen bei Arbeitslofigfeit 14 Vereine und zwar 
7 auf "/s Jahr, 4 auf 10 Wochen, der Reit auf weniger. 

Arbeitölojenunterftügung erfolgt im allgemeinen von der zweiten Woche 
ab, bei den Schuhmadern, den Zertilarbeitern und den Cigarrenarbeitern jchon 
in der erjten, bei den Kaufleuten erft in ber dritten. Die Dauer der Unter: 
ftüßung ift leider meist weniger ala "4 Jahr: nur 3 Pereine geben fie 
13 Wochen. Die Höhe der Unterftügung ift jelten mehr ala ME. 1.— pro 
Arbeitstag, bei einer Anzahl jogar noch weit geringer. 

Nachdem wir uns jo Gemwißheit über die Höhe der Beiträge verichafft 
haben, welche die einzelnen Gemerkvereine ihren Mitgliedern bei Arbeitslofigkeit 
zu gewähren verjprechen, wollen wir einen Blick auf die wirflih in einem ber 
vergangenen Jahre geleifteten Beiträge werfen. 

ie legte Statiftit der an arbeitölofe Mitglieder gezahlten Unterftügungen 
veröffentlichten die Gemwerfvereine im Jahre 1900. Bon den 14 Bereinen, 
welche ſich an diejer freiwilligen Statiftit beteiligten, zahlten die Majchinenbauer 
die höchfte Unterftügungsfumme von 12131.85 Mf. an 372 Mitglieder. Ihnen 
folgten die Schuhmader mit 4972.25 ME. an 154 Mitglieder, die Zijchler 
mit 3164.65 Mi. an 145 Mitglieder, die Fabrik- und Handarbeiter mit 
2057.20 ME. an 106 Mitglieder, die Xertilarbeiter mit 573.75 Mi. an 
39 Mitglieder, die Bildhauer mit 462 Mi. an 16 Mitglieder, die Töpfer mit 
317 ME. an 11 Mitglieder, die Klempner mit 293.75 ME. an 19 Mitglieder. 
die Maler mit 278.50 ME. an 8 Mitglieder, die Schneider mit 194 ME. an 
86 Mitglieder, die Konditoren mit 72 ME. an 4 Mitglieder, die Zigarren: 


i) Für die Jahre 1892—94 und 1597 verweie ih auf die „Arbeitsjtatiftit der 
deutichen Gemwerkvereine”, aus der auch nachfolgende Zahlen durch Addition der einzelnen 
Angaben berechnet jind. 
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“ 
arbeiter mit 33 ME. und die Bauhandwerfer mit 24 Mk. an je 1 Mitglied. 
Dazu kommen noch nicht geringe Unterſtützungen an Gemwerfvereinler, welche 
infolge von Streitigfeiten arbeit3los geworben waren. Belonders hervorzuheben ift, 
daß von ben arbeitälojen Mitgliedern der Schneider 62 auf Unterftügung verzichteten. 

An Reileunterftügung zahlten die Majchinenbauer im Jahre 1900 
3755 ME. an 1899 Mitglieder, die Tiſchler 1123.10 ME. an 176 Mitglieder, 
die Klempner 696.40 DE. an 120 Mitglieder, die Schuhmacher 625.40 ME. 
an 160 Mitglieder, die Schneider 175.20 Mi. an 59 Mitglieder, die Bild: 
bauer 135.85 ME. an 25 Mitglieder, die Tertilarbeiter 125.30 Mt. an 
23 Mitglieder, die Fabrik: und Handarbeiter 101.75 Mi. an 21 Mitglieder, 
die Bigarrenarbeiter 62.70 Mi. an 15 Mitglieder, die Maler 59.20 ME. an 
19 Mitglieder, die Zöpfer 51 ME an 16 Mitglieder, die Bauhandwerker 
27,90 ME. und die Konditoren 22.20 ME. an je 4 Mitglieder. 

Zu dieſen Ausgaben für Arbeitslofenunterftügung und Reileunterftügung 
famen noch beträchtliche Summen ala Leberfiedlungsbeihilfe. So zahlten bie 
Mafchinenbauer hierfür 9553.50 ME. an 118 Mitglieder, die Tiſchler 
1057.25 ME. an 40 Mitglieder, die Fabrik- und Handarbeiter 944.50 ME. 
an 88 Mitglieder, die Zertilarbeiter 516.05 ME. an 31 Mitglieder, die 
Schuhmacher 436.35 Mi. an 36 Mitglieder, die Klempner 322.80 Mt. an 
14 Mitglieder, die Schneider 169.10 ME. an 11 Mitglieder, die Töpfer 
130 Mk. an 12 Mitglieder, die Bildhauer 119.50 Mt. an 8 Mitglieder, die 
Maler 68.20 Mt. an 6 Mitglieder, die Bauhandwerter 56 Mk. an 5 Mit: 
glieder, die Zigarrenarbeiter 26.10 Mk. an 3 Mitglieder und die Konditoren 
25 ME. an 1 Mitglied. 

Wie ſchon oben erwähnt, unterhalten einige Gemwerfvereine für ihre Mit: 
glieder Arbeitsnachweiſe. Ob dieſe für das Bedürfnis ausreichen, ift ſchwer zu 
jagen, da eine Angabe über nicht plazierte Stellenfuchende fehlt. Nachweis: 
bureaur beftehen aber bei weitem nicht in allen Ortöverbänden. In der hier 
böhft mangelhaften Statiſtik fanden fi) im Jahre 1900 über 100 Verbände, 
welche die Eriftenz von Nachweisftellen direft verneinen. Dazu kommt noch die 
große Anzahl derer, welche eine diesbezügliche Frage auf dem Fragebogen ganz 
unbeantwortet laffen und von denen es wohl den meiften gleichfalls an einem 
Nachweisbureau mangelt, denn im allgemeinen verjchweigt doc fein Verein in 
feinen Veröffentlihungen Vorteile, die ex jeinen Mitgliedern bietet. Sicher fteht 
tet, ba im Jahre 1900 235 Ortövereine Arbeit nachwieſen. Das ift ungefähr 
ein Viertel von denen, die fi an der Statiftif beteiligten. 

Die Gewerfvereine find, wie wir ſchon mehrmals hervorgehoben, Vereine 
der beitfituierten Induftriearbeiter, bei denen eine Arbeitslofigfeit relativ jelten 
iſt. Wir können daher aus diefem Zeile der Abhandlung noch feine Schlüffe 
ziehen, ob Organijationen wie die beiprochenen befähigt find, ausreichend für 
ihre arbeitslojen Mitglieder zu jorgen. Im nächiten Abichnitt werden wir die 
Vereine der unteren Arbeiterſchicht kennen lernen, und erjt, wenn wir auch 
deren Tätigkeit betrachtet haben, dürfen wir uns eine Kritik in der einen oder 
der anderen Richtung erlauben. 


II. Die deutſchen Gewerlſchaften. 

Die in der „Generaltommilfion der Gewerkſchaften Deutſchlands“ geeinten, 
mit mehr oder weniger Recht oft die „jozialdemokratiichen Gewerkſchaften“ ge 
nannten Vereine ftehen dem Alter nach den eben beiprochenen „Deutichen Ge- 
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werfvereinen“ ungefähr gleih. Mit ber Frage der Bekämpfung der Arbeits- 
lofigkeit befafien fie ſich aber erft jeit neueftem. Im Jahre 1894 Hatten von 
den 46 Zentralorganijationen nur 15 eine Arbeitslojenunterftügung vorgejeben, 
und viel größer ift ihre Zahl bis heute noch nicht geworden. Der Grund Bier: 
für wird vielfach darin gejehen, daß die Einführung der Arbeitslojenunterftügung 
gar nicht im Intereſſe der Leiter der Organifationen liegt. Die Gründung der 
Gewerkſchaften geſchah befanntlicd) zur Verbreitung der Sozialdemokratie. Nun 
hat aber die Praxis gelehrt, daß gerade die Vereine, melde die beiten Unter: 
ftüßungseinrichtungen haben, fich immer mehr von der Partei zurüdziehen, da 
ihre Mitglieder fih zum Zeil in dem Slafienftaat ganz behaglich fühlen. 
Wie weit num dieſe Auffaffung, daß die Leitung zu Gunften der Partei auf 
Koften der Arbeiter die allzugroße Ausdehnung der Unterftügungseinrichtungen 
— und die Arbeitslojenunterftügung fteht dabei natürlid) an erſter Stelle — 
verhindern will, berechtigt ift, und wie weit fie ins Reid, der Fabel gehört, läßt 
ſich ſchwer enticheiden. Etwas anderes jcheint mir dagegen eher als Grund für 
die Nichtausgeftaltung der Arbeitslofenunterftügung angebbar. Derartige fakultative 
Unterftüßungen von feiten privater Vereine widerjprechen der Lehre von den 
Pflichten des Staats, und jolange die Gemwerfidyaiten rein jozialdemofratijde 
Organifationen waren, wäre demgemäß die Errichtung einer Arbeitälojenver: 
fiherung nicht logiſch geweſen. ALS dritten Anlaß können wir anführen, dab 
man in manchen Sreijen der Gewerkſchaftler Zweifel hegte, ob ſich eine lebens— 
fähige Arbeitsloſenverficherung bei der geringen Gefahrengemeinſchaft inſtallieren 
ließe, Zweifel, welche bekanntlich auch in der Wiſſenſchaft von vielen geteilt werden. 
Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete v. Elm ſchreibt dazu :?) 


„Die gejamten Zabellen lehren uns, daß die Arbeitslojenunterftügung in 
den meilten Gewerkſchaften durchführbar ift, jobald nur der Wille bei den Mit: 
gliedern vorhanden ift, ernſtlich für die Verwirklichung derielben einzutreten. 
Die Einwendung, daß durd eine Einführung der Arbeitslojenunterftügung 
Perjonen, welche regelmäßig längere Zeit arbeitslos find, zu, den Gewerfichaften 
herangezogen und diele belajten würden, ift nicht ftichhaltig.“ 

Die Gewerkſchaften, deren jährlihe Ausgaben für Streiks eine bedeutende 
Summe erreichen, können ſchwerlich mit einem Beitrage von 10 Pig. aus 
fommen, wenn ſie Arbeitslojenunterftügung gewähren. Deshalb treten gerade 
diejenigen, welde den Ausbau der Organijationen am meiſten befürworten, 
gleich Bi für eine Beitragserhöhung ein. Das „Korreipondenzblatt“ ſchreibt 
azu *) 

Es ergibt id) . die erfreuliche Zatjahe, daß im Jahre 1899 
nur noch 110/6 der Gewerlſchaften einen Beitrag von unter 15 Pig. und nur 
no 27 "/o einen Beitrag von unter 20 Pig. pro Woche hatten, während 1891 
der Prozentiag ſich auf 39 rejp. 80 °/o ftellte. Die fortgejegte Propaganda, 
welche jeitend der Generalkommiſſion im allgemeinen und deren Vertreter auf 
den Generalverjammlungen der einzelnen Gewertichaften für Erhöhung der Bei: 
träge betrieben wurde, jowie das energijche Eintreten der einzelnen Verbandsvor⸗ 
ſtände für die Beitragserhöhung hat, wie dies Ergebnis zeigt, erfolgreich gewirkt. 
Die Schwärmer für niedrigere Beiträge find in den Gewerkſchaften jo ziemlich aus: 
geſtorben. Es wird an den Vorftänden der Gemwerkichaften, welche heute nod 


') Vgl. „Gewerkverein“ 25. Juli 1898. 
) Vgl. Korrefpondenzblatt vom 20. Augujt 1900. 
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geringe Beiträge haben, liegen, auch hier bie im Intereſſe der geſamten Gewerf- 
ſchaftsbewegung notwendige Regelung durchzuführen.“ 

Die Höhe der Beiträge ift demgemäß in ben einzelnen Gewerkſchaften eine 
ſehr verſchiedene und hat im Laufe der letzten Jahre große Wandlungen durch⸗ 
gemacht). Sie ſtellte ſich in den Gewerkſchaften, welche im Jahre 1900 eine 
Arbeitsloſenunterſtützung gewährten, auf 10—30 Pig. bei den Brauern, Buch— 
drudhilisarbeitern, Formern, Glasarbeitern, Glajern, Graveuren, Handels-, 
Transport: und Verfehrsarbeitern, Konditoren, Metallarbeitern, Schmieden und 
Zöpfern, auf 30—50 Pig. bei den Bildhauern, Buchbindern, Handſchuhmachern, 
Hutmadern, Kupferihmieden, Lithographen und Porzellanarbeitern, auf über 
50 er bei den Bigarrenjortierern (25—75 Pig.) und bei den Buchdruckern 
(1.10 

— man die Mitgliederzahlen der einzelnen Gewerkſchaften, ſo er— 
gibt ſich aus ihnen ein doppeltes. Nicht nur führten die kräftigſten Gewerk— 
ſchaften die Arbeitslojenunterftügung ein, jondern es murden auch die Vereine 
die Eräftigften, welche fie eingeführt er Dieſe Tatſachen empfand auch der 
Gewerkſchaftskongreß vom 4.—8. Mai 1896 zu Berlin, welcher den Gewerk— 
ſchaften die Arbeitälojenunterftägung empfahl: „in der Erwägung, daß die Arbeits- 
lojenunterftügung . . . die Stabilität des gejamten Mitgliederbeftandes in den 
einzelnen Organifationen in höherem Maße garantiert und in der weiteren Er: 
wägung, daß durch dieſe Unterftügung auf die Lohn: und Arbeitsverhältnifie 
verbefjernd eingemwirkt werden fann, indem das Angebot der arbeitslojen Hände 
unter den jeweilig geltenden Lohn: und Arbeitsbedingungen, wenn auch nicht 
vollftändig, jo doch ganz bedeutend verhindert wird.“ 

Im ganzen waren im Jahre 1900 602835 Arbeiter durch die gewerk— 
ſchaftliche Arbeitölojenverfiherung gededt. 

Immerhin find die Ausgaben der Gewerfichaften für die Arbeitslojenunter- 
Hügung jährlid) noch gering. Sie ftanden 1899 und 1900 hinter den Aus: 
gaben für Streifs und für die Verbandsorgane bedeutend zurüd, ausgenommen 
bei den Buchdrudern, wo fie nur von den Ausgaben für Krankenverficherung 
übertroffen wurben. 

Ueber die Arbeitälofigfeit bei den einzelnen Gewerkſchaften läßt ji etwas 
allgemeines nicht jagen, weil bei ihnen bis jeßt feine Zählungen, die für ganz 
Deutſchland obligatoriich waren, ftattgefunden haben. Wir befigen nur die An: 
gaben aus einzelnen Gewerfichaften ?), doch wäre e8 ziemlich zwecklos, hier näheres 
darüber mitzuteilen. 

Dagegen find wir in der Lage, ziemlich vollftändig die Ausgaben angeben 
zu fönnen, welche die einzelnen Gewerfihaften zur Belämpfung der Arbeits- 
lofigteit machten. So zahlten in den Jahren 1897—1900 inkl. an Arbeits: 
lojenunterftügung : 


die Bildhauer . . 33420 Mt., 33518 Mt, 36 768 Mt., 46 376 Mt. 
die Brauer .. 407 „ 7158 „ 10891 „ 11582 „ 
die Buhbinder . . 14284 „ ? 13627 „ 18391 „ 
die Buhdruder . . 132779 „ 141688 „ 159206 „ 257186 „ 
bie Bucdrudbilfsarb, — — 304 „ 932 „ 
die Former . . 283 „ 214 „ 329 „ 5092 „ 
die Sladarbeiterr . 440 „ 4053 „, 50 „5 4765 „ 
bie Blair .. . Tal: -z } 632 „ 169% „ 321 „ 


") Bol. Korreipondenzblatt 1900. Nr. 3 
) Bgl. 3. B. die jährlichen Beröffentlüchungen des Verbands der Buhdruder. 
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die Graveure. . . 475 Mt. 1116 Mt. 747 Mt. 1302 Mt. 
die Handeld-, Trand- . 

port · u. Verkehrsarb. = 1408 „ 2800 . 10, 
die Handlungsgehilfen — — — 49 , 
die Handihuhmader 5128 „ 7810 „ 718 „ 12736 „ 
die Hutmader . . 19015 „ 13157 „ 143890 „ 117% „ 
die Konditoren . . — 524 1231 „ 1753 „ 
die Kupferjhmiedte . 6018 „ 842 „ 8086 „ 11566 „ 
die Lederarbeiterr . 1163 „ 1519 „ 619 „ 6301 „ 
die Lithograpben . — — 3550 „ 16413 „ 
die Metallarbeiter . 1236 „ 1237 „ — 50577 „ 
die Borzellanarbeiter 33552 „ 33407 „ 20 „ 45600 , 
die Schmiede . . . — — 30 „ 460 , 
die Zigarrenjortierer 2697 „ 4188 „5 3654 „ 5743 _ 


Einige diefer Zahlen umfaffen neben der Arbeitsloienunterftügung aud 
die Reijeunterftügung, nämlich bei den Gewerfihaften der Brauer in den 
Jahren 1899 und 1900, der Buchbinder, der Glasarbeiter, der Hanbels-, 
Transport: und Verfehröarbeiter und der Porzellanarbeiter. Bei den übrigen 
famen noch beträchtliche Summen an Reifeunterftügung hinzu. Die 45 600 Mt. 
Unterftügung im Jahre 1900 bei den Porzellanarbeitern umfaffen außer ber 
Arbeitälojen: und der Reijeunterftüung auch die Gemaßregeltenunterftügung '). 
Bei den Gewerkſchaften, welche in der Tabelle nicht aufgeführt find, fehlt bi8 
jet eine Arbeitölojenunterftüßung. Reilegelder dagegen werden von einem 
großen Zeile derjelben gezahlt. 

Eine hervorragende Stellung nimmt unter den Gewerkſchaften befanntlid, 
der Verband der Buchdruder ein, defien eek sanierte die aller 
anderen übertreffen. „ihre Reife und Wrbeitölojenunterftügung reicht über 
20 Jahre zurüd und war damals jchon bei weiten ausgedehnter als heute bei 
jehr vielen Gewerkſchaften. Es ift daher angebradt, auch die Zahlen jener Zeit 
zu betrachten. 


Reileunter: Arbeitsloſen⸗ 
Jahr ſtützung verſicherung 
1880 52500 Mt. 16 806 Mt. 
1881 64974 „ 14156 „ 
1582 114651 „ 24619 „ 
1883 132191 „ 28532 „ 
1884 1255834 „ 34832 „ 
1885 107081 , 35763 
1886 92237 „ 56 448 
1887 147418 „ 130 861 „ 
1888 834% „ 76687 „ 
1889 62421 „ 56512 „ 
1890 361W „ 5634 , 
1391 90452 „ 51333 „ 
1892 121164 „ 23558 5 
1893 100 712 „ 2906 „ 
1894 114914 „ 101562 „ 
1895 110843 „ 97702 „ 
1896 138 491 „ 127 342 „ 
1897 137388 „ 132 779 „ 
1898 115177 „ 141688 „ 
1899 114883 „ 159206 „ 
1900 156 320 „ 267136 „ 


) Im übrigen verweile ich auf die jährlichen Veröffentlihungen. Es iſt aus 
eichlofjen, im Rahmen einer furzen Abhandlung detaillierte Zahlen aus der großen 
enge der Gewerfichaften zu bringen. 
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Im ganzen irren ad die Gewerfichaften jeit 1892 folgende Summen 
für Reife und Arbeitslofenunterftügung : 


Jahr Reiſeunter⸗ Arbeitöloien- 

ftügung unterftügung 
1892 382 607 Mt. 357 087 Mt, 
1893 328 748 „ 22096 „ 
1894 350455 „ 39 750 „ 
1895 302 603 „ 196 912 „ 
1896 310 000 _„ 243201 „ 
1897 289086 „ 260316 „ 
1898 288267 „ 275404 „ 
1899 313391 „ 304 677 


1900 461 028 501078 


Eine weitere Trage ift die nach den Bedingungen, unter denen die Ge- 
werfihaften ihren Mitgliedern die Unterftügung gewähren. Wir entnehmen nad) 
dem „Sorreipondenzblatt“ von 1898 folgendes aus den Statuten ber zwölf 
größten Verbände: 

Die Gewerfihaft der Bildhauer verlangt einen Wochenbeitrag von 50 Pig. 
Nah 52 wöchentlicher Mitgliedichaft eiitet fie auf 62 Tage vom 8. Tage der 
Arbeitslofigkeit an je 1 ME. Arbeitslofen- und Reijeunterftügung. 

Die Gewerfihaft der Brauer fordert 1 Mk. Dtonatöbeitrag. Bei 6 monat: 
licher Mitgliedſchaft Ieiftet fie von der dritten arbeitslojen Woche an pro Tag 
0,50 ME. bis zu einer Höhe von 20 ME., d. h. auf 40 Tage. Bei 12 monat: 
licher Mitgliedichaft gewährt fie dagegen wiederum von der dritten Woche an 
täglich 1 ME. bis zur Höhe von 45 Mi. 

Die Buchdruder haben, wie mehrfach hervorgehoben, den Höchftbeitrag 
von 1,10 ME. wöchentlich. Sie geben dafür ſchon nad 13 wöchentlicher Mit: 
gliedihaft 75 Pig. Reifeunterftügung auf 280 Tage und nach 50 wöchentlicher 
Veitragzahlung 1 ME. auf die gleiche Zeit. Ihre Arbeitslofenverfiherung tritt 
aber auch erſt nad 100 Wochen Mitgliedihaft in Tätigkeit und zwar auf 
70 Zage je 1 ME. Bei 150 wöchentlicher Beitragzahlung erhöht ſich die Dauer 
der Unterftügung auf 140 Tage, bei 750 Wochen auf 280 Tage. 

Die Former verlangen nur 20 Pig. Beitrag. Nach 26 Wochen erhält 
dad arbeitäjuchende Mitglied für jeden Kilometer 2 Pfg. bis zu 1500 km. und 
bis zu 60 ME. im Jahr. Alfo eine doppelte Beichränkung. Bei der Arbeits: 
Iojenverficherung ift die Karrenzzeit 52 Wochen Mitgliedihaft. Won der dritten 
Bode der Arbeitölofigfeit an werden für die vierte Woche 3.50 ME. gezahlt. 
Darauf tritt eine weitere Karenzzeit von 26 Wochen ein. 

Bei den Glasarbeitern find die Beiträge verjchieben. Die, welche ein 
Eintommen bis 500 ME. haben, zahlen 10 Pig. pro Woche, von 500—700 ME. 
15 Pig., über 700 Mi. nad) Belieben 20 und 30 Pfg. Hiernady richtet ſich 
die Unterftügung. Nach 26 wöchentlicher Mitgliedihaft erhalten vom Beginn 
der zweiten Woche an die beiden erſten Klaſſen 75 Pig. pro Tag, die dritte 
1Mk. und die vierte 1.50 ME. 

Die Glajer verlangen 15 Pig. Wochenbeitrag und geben dafür nad 
26 wöchentlicher Mitgliedihaft im Sommer 2 Pig. pro km bis zu 20 ME, 
im Winter 3 Pfg. bis zu 30 Mk., und auf 3 Wochen täglich 1 ME. Unterftügung. 

Die Handſchuhmacher geben ihren weiblichen Mitgliedern überhaupt feine 
ee pn Die männlichen erhalten bei 35 Pfg. Wochenbeitrag 
nach "/s jähriger Mitgliedſchaft 75 Pig. auf 8 Wochen und bei 2 zweijähriger 
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Beitragszahlung auf die gleiche Zeit täglich 1 ME. Reiſeunterſtützung, außerdem 
als Arbeitslojenverficherung nad 1 jähriger Mitgliedihaft 75 Pig., nad) zwei: 
jähriger Mitgliedihaft 1 ME. auf 8 Wochen. 

Der Arbeiter, welcher in die Hutmachergewerkſchaft einzutreten wünſcht, 
hat eine Aufnahmegebühr entweder von 2.25 Mk. (1. Klaffe) oder von 1.25 DU. 
(11. Klaffe) zu entrichten. Die Arbeiterinnen zahlen nur 50 Pig. (III. Klaſſe). 
Demgemäß gliedern ſich auch die Beiträge in 45 Pig., 30 Pig. und 10 Pig. 
Dafür werden die Mitglieder der erſten Klaſſe bei Arbeitslofigkeit nad 
52 wöchentlicher Beitragszahlung auf 10 Wochen pro Woche mit 8.10 ME. unter: 
= die der zweiten mit 4.20 ME., die der dritten nad) Bedarf ohne allgemeine 
Feſtſetzung. An Stelle diefer Arbeitslojenunterftügung kann für die beiden 
erften Klaffen eine Reijeunterftüßung von 70 Pig, auf 120 reip. 60 Tage treten. 

Die Kupferſchmiede verlangten bis 1898 im Sommer 30 Pig., im Winter 
25 Pig. Beitrag. Seitdem ift derjelbe für das ganze Yahr auf 30 Pfg. friert. 
Die Reijeunterftügung beträgt nad einer Mitgliedichaft von 26 Wochen pro km 
3 Pig. bis zu 4500 km mit der Hödjitzahl von 25 km pro Tag. Die Arbeits: 
loſenunterſtützung beläuft fih auf 1,25 Mk. pro Tag für 13 Wochen nad 
52 wöchentlicher Mitgliedichaft. 

Die Lederarbeiter verlangen pro Woche 25 Pig. und geben für die Reiie 
nad) 13 wöchentlicher Mitgliedichaft pro km 1,5 Pig. Arbeitslojenunterftügung 
wurde in den legten Jahren jehr ſelten gewährt. 

Die Porzellanarbeiter untericheiden wieder verichiedene Klaffen, und zwar 
entipricht einem Wochenbeitrag von 10 Pfg. eine Arbeitslojenunterftüßung von 
4 Mk., einem Beitrag von 20 Pig. eine Unterftügung von 8 ME., 25 Pig. 
10 Mt, 30 Pfg. 12 ME. und 35 Pig. 15 Mt. Die Mitgliedihaft muß 
52 Wochen betragen und die Unterftügung läuft auf 13 Wochen. 

Bei den Zigarrenfortierern richtet ſich die Dauer der Unterftügungen bei 
26 wöchentlicher Mtitgliedihaft nad) der Höhe der Beiträge, melde auf 0.25, 
0.35, 0.45, 0.55, 0.65 und 0.75 ME. feftgejeßt find. Die Höhe bleibt bei 
Arbeitslofenunterftügung ftets 1 Mk. Die Reifeunterftügung beträgt 2'/s Pig. 
pro km für die Streden, auf denen Züge mit IV. Klaſſe verkehren, jonft 4/2 Pig. 

In den Gewerkihaften, in denen feine Zwiſchenkarenzzeit angegeben ilt, 
ift fie im allgemeinen der Vorkarenzzeit gleich. 

Diefe wenigen Daten jprechen deutlicher ala die ftatiftiichen Tabellen. Das 
„Gorreipondenzblatt“ nennt jelbft diefe 12 Gewerkſchaften die größten. Es gibt 
damit gleichzeitig zu verftehen, daß ihre Wohlfahrtseinrichtungen die am beiten 
ausgebildeten find, und veröffentlicht fie als Mufter für die übrigen. Deshalb 
können wir, fall wir uns ein Urteil über ihre erg ee ge erlauben 
wollen, ganz von den übrigen abjehen und uns nur auf diefe 12 beichränten. 

Ziemlich allgemein ift die Beftimmung einer längeren Mitgliedihaft, ehe 
die Unterftüßung in Kraft tritt. Diefe Maßregel joll verhüten, daß Leute, 
welche Arbeitslofigfeit vorausjehen, in die Gewerfichaft eintreten und materielle 
Hilfe beziehen, ohne je etwas zu den Fonds zugefteuert zu haben. Dieje Be: 
ftimmung ift vollftändig berechtigt. An ber Beitragshöhe eine Kritik zu üben, 
ift nicht angängig; denn man kann ficher fein, daß fie micht größer ift als 
unumgänglic; notwendig. 

Sehr wenig ſcheint e8 mit den Zwecken der Gewerkſchaften übereinzuftimmen, 
daß eine Anzahl von ihnen die gehen ig erft dann eintreten läßt, wenn 
die Arbeitölofigkeit ſich als dauernd erwieſen bat. Es joll dies davor jchügen, 


O. Die Mahnahmen der Arbeitervereine ıc. 585 


daß arbeitslos gewordene Mitglieder eine Zeit lang auf Koften der Gewerfichaft 
paufteren, ehe fie fi) nach einer neuen Stellung umjehen. Dieſe Furcht iſt 
berechtigt, beionderö bei denen, die eine hohe Unterftägung gewähren. Ein ber: 
artiger Mißbrauch einer jegensreichen Einrichtung läßt ſich aber auch auf andere 
Weile verhindern. Eine Anzahl Arbeitervereine jchließen bekanntlich ſtatutariſch 
ein einflagbares Recht auf Beziehung von Unterftügung aus. Wenn aljo der 
Beweis erbracht ift, daß der Unterftügte fi nicht um eine Stelle bemüht, kann 
ihm die Beihilfe ſtets entzogen werden. Falls dieje Beftimmung nur ein wenig 
iharf gehandhabt wird, genügt fie vollſtändig. Die Wartezeit dagegen ichiebt 
einen wejentlichen Vorteil bei Seite, den bie gewerfichaftliche Arbeitslojenverficherung 
gegenüber der fiskaliſchen bietet, nämlich den Vorteil der individuellen Enticheidung. 
Die Gewerkſchaftler preifen die Möglichkeit einer ſolchen bei jeder Gelegenheit und 
laffen fie trogdem im vorliegenden alle ganz außer acht. Die Gewerkſchafts— 
mitglieder fennen fi. Sie wiſſen, wer fleißig nad) neuer Arbeit ſucht. Sie 
willen auch, wer Eriparnifje hätte machen können. Sie find ftetS in der Lage, 
die Unterftügung nad) diefen Merkmalen zu beichränfen, aber von vorn herein 
eine derartige Beftimmung in die Statuten aufzunehmen, ift ungerechtfertigt. 
Freilich exiſtieren Kaffen für bejondere Notfälle, doch find diejelben jehr ſchwach 
dotiert. Die Arbeitslofenverfiherung iſt eben noch allzujehr das Stieffind der 
Gewerkſchaften, und jene Worte, durch welche der Kongreß vom 4. bis 8. Mat 
1896 ihre Einführung empfahl, haben noch wenig von ihrer Geltung eingebüßt. 
Die Arbeitslofenverfiherung ift ihnen ein Mittel zum med, nicht Selbitzwed, 
und das ift ihr Tyehler. 


III. Die Trade Unions. 


Der Report on Agencies and Methods for Dealing with the Unem- 
ployed, d. h. alfo der jährlich ericheinende Bericht der Royal Commission on 
Labour jchreibt im Jahr 1892 über die Trade Societies: 

„Einer ich jelbft verwaltenden Gejellichaft, die fi) ausſchließlich aus Mit- 
gliedern eines beftimmten Gemwerfs zujammenjegt und die ihre Zweigvereine in 
allen wichtigen Induſtriezentren hat, ift es möglich, den wechjelnden Stand des 
Arbeitsmarkts und das Ab: und Zuftrömen zu dem Gemwerf, zu welchem ihre 
Mitglieder gehören, weit genauer zu erkennen als irgend jonft ein einzelner oder 
eine Körperſchaft.“ 

Dieje offizielle Kritik Äpricht deutlich. Die Regierung fieht in den Trade 
Unions das beite Mittel zum Ausgleich der Verhältniſſe des Arbeitsmarfts und 
fördert fie daher auf jede mögliche Weile. „Die Mitglieder der Trade Unions“, 
jo umgefähr jagte einmal ein englifcher Handelsminiſter, „bilden die Blüte 
unjerer Arbeiterihaft.e Daß ein Arbeiter einem Gewerfverein angehört, ftellt 
ihm von vornherein ein günftiges Zeugnis aus, denn eine Union nimmt nur 
jolhe Leute auf, die den Durchſchnittslohn wirklich verdienen.“ 

j Dieje zu den Mitgliedern einer deutſchen Arbeitgeberfommijfion ') ges 
Iprohenen Worte jchaffen uns einen Standpunft für die folgende Betrachtung. 
Bir müffen uns frei machen von der Anſchauung, die wir in Deutichland ge: 
wonnen haben. Der Gewerkverein ift in England feine mit Mißtrauen geduldete 





j Es war dies eine Kommiffion, die von deutſchen Jnduftriellen und mirtichaft- 
lihen Unternehmervereinen nad England geihidt war, um die —— Arbeitsverhält⸗ 
niſſe zu unterſuchen. Das Ergebnis iſt bei Mitſcher und Röſtell, Berlin 1890 erichienen. 


586 Simon. Die Betämpfung der Arbeitsfofigkeit durch die Arbeitervereine. 


Arbeiterorganijation, der nur zu gern ftaatsfeindliche Tendenzen angedichtet 
werden. Im Gegenteil, die engliſche Regierung fieht mit Recht in den der 
Politik jernftehenden Trade Unions die Verförperung bes ftaatserhaltenden 
Prinzips unter den Arbeitern. Wieder können wir das Zeugnis jener Kom— 
mijfion anrufen, deren Mitglieder zumeift bekannte fonjervative Induftrielle find. 
Man habe in England anerkannt, jagt der Bericht, daß „heutzutage Arbeits- 
ftreitigfeiten feine Aufitände und Empörungen mehr herbeiführen“. Und jo 
urteilen jene Herren über Organijationen, deren Machtmittel die Androhung 
des Streiks ilt. 

Es würde zu weit führen bier näher auf die Berechtigung oder Nicht: 
berechtigung der engliichen Streiks einzugehen. Nur eines joll fonftatiert werden, 
daß nämlich die Trade Unions im allgemeinen die Streifs jo viel wie möglich 
durch Konferenzen mit den Arbeitgebern verhindern und zu bem äußerten Mittel 
erit dann greifen, wenn fie jelbit die Gründe sine ira et studio geprüft haben’). 

Erſtaunlich ift, daß troß der augenjcheinlichen Begünftigung durch die Be: 
hörden die Zahl der forporierten engliihen Arbeiter feine größere iſt. Sie be— 
trägt nur annähernd 20° der gejamten Wrbeiterichaft, ein Verhältnis, das 
von unferen deutichen Arbeitern beinahe erreicht wird (16 °/0). Im Laufe ber 
legten Jahre geitalteten fich die Mitgliederzahlen folgendermaßen : 


Gejamtzahl der Mitgliederzahl Mitgliederzahl 
d 


Jahr Gewerkſchaften aller Gewerk⸗ er 
am Jahresende ſchaften 100 größten 

1892 1184 1 461 800 913 759 
1893 1239 1453 692 317 496 
1894 1285 1424 941 931 440 
1895 1316 1397 887 921 686 
1896 1 330 1 487 562 966 953 
1897 ? 1611 384 1 065 910 
1898 1 267 1 644 591 1043 476 


Das weibliche Element iſt in den Unions bedeutend vertreten, und zwar 
gibt es jomohl ganz weibliche Vereine, ala auch ſolche, weldye ‘rauen ala Mit: 
glieder aufnehmen. 1896 gab es ſchon 107 gemilchte Gemwerfichaften mit 
95574 männlichen und 101 604 weiblichen Mitgliedern und 20 ganz weibliche 
Gewerkſchaften mit 6974 Mitgliedern, jo daß 93,6°/o der frauen in gemijchten 
Vereinen waren. Bon den 1644591 Untoniften des Jahres 1898 waren 
116016 Frauen. 

Die Ausgaben der 100 größten Vereine beliefen fi) in den Jahren 
1892—97 auf 216 Millionen ME., wovon 38 Millionen (18°/0) auf Ber: 
waltungskoften, 49,5 Millionen (23/0) auf Streits, 129,5 Millionen (59 °/o) 
auf Unterftügungen entfielen. Das legte Jahr (1898) war dabei mit rund 
30 Millionen ME. beteiligt, denen eine Einnahme von 38,5 Millionen DEE. 
gegenüberftand, jo daß fich der Vermögensftand auf 54 Millionen ME. belief. 
Die Einnahmen entiprangen zumeist den Mitgliederbeiträgen, welche durchſchnitt— 
lid) fih auf 22 ME. pro Kopf im Jahr beliefen, in 12 Vereinen aber über 
60 ME. ftiegen. 

Dem Report des Chief Labour Correspondent of the Board of Trade 
vom Jahre 1900 entnehmen wir folgende Verteilung der Ausgaben für Arbeits- 


3) Bgl. bei. Drage, „The Unemployed“. London 189. 
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lofenunterftügung (inkl. Reijeunterftügung) innerhalb der Jahre 1892—1900. 

Baugewerbe wurden gezahlt Pfd. Sterling: 31729, 40030, 53794, 
52345, 25099, 24216, 22249, 24277, 46355. Beim Bergbau Pfb. 
Sterling: 7638, 62435, 26638, 68046, 42896, 24877, 13735, 10 247, 
4419. In den Unions der Metallarbeiter, der Maſchinen- und Schiffe: 
bauer Pd. Sterling: 187885, 250381, 258620, 190241, 12180, 193791, 
103755, 80004, 92131. In der Zertilbrande Pd. Sterling: 43 934, 
51263, 39580, 50290, 36228, 42965, 35056, 26418, 59084. Sn den 
Unions der Bekleidungsinduftrie Pfd. Sterling: 2605, 3544, 4226, 2901, 
2400, 1995, 2121, 1379, 1638. Beim Transport Pd. Sterling: 6097, 
5407, 3272, 3505, 3091, 3357, 17779, 3017, 3612. Dieje Unions, in 
Verbindung mit noch einigen anderen, jpielen in der engliſchen Statiftif eine 
beiondere Rolle. Auf fie, die „100 größten Unions“, beziehen fi) die meiften 
Angaben. Der Reft, die kleinen Unions, werben im allgemeinen nicht berüd: 
fichtigt. Auch wir werden in unjerer weiteren Beſprechung diefem Beifpiel folgen. 

Die Bekämpfung der Arbeitslofigfeit wird nun von dieſen Unions auf 
mannigfache Weiſe geführt. Sie haben Arbeitsloſenunterſtützung, ſowie Reiſe— 
und Wanderunterftüßung vorgejehen. Sie befiten Arbeitsnachweiſe in ver: 
Ihiedener Form. a, fie unternehmen jogar jelbft Notftandsarbeiten zu Gunften 
ihrer Mitglieder. 

Da die wöchentlichen Beiträge der Unioniften bedeutend höher find als die 
der deutichen Gewerfvereinler oder Gewerfichaftler, — wir gaben fie durchichnittlich 
oben auf 22 ME. pro Jahr an — können auch die Unterftügungen weit größer 
ausfallen. So gibt die Amalgamated Society of Carpenters and Joiners, 
Norwich, 2nd Branch?) 10 sh pro Kopf und Woche Arbeitslojenunterftügung, 
die Amalgamated Society of Carpenters and Joiners, Nottingham, 1 sh 8 dl 
pro Kopf und Tag, die Waterford and Limerick Company’s Engine drivers 
and Firemen, Munster, 10 sh pro Kopf und Woche, die Operative Brass 
Cock Finishers’ Trade Society verheirateten Arbeiter 12 sh pro Woche, uns 
verheirateten 8 sh, die Assiociated Shipwrights’ Society, His Majesty’s 
Dockyard, 9 sh, die Shirt and Collar Makers’ Society, London, ein ®erein 
von Arbeiterinnen, 5 sh pro Kopf und Woche. 


Nun werden aber die eben aufgeführten Gelder nicht ohne jebe Klauſel 
bezahlt. Abgeſehen davon, daß jeder Unterftügungsfordernde zuerft bei den 
meiften Vereinen nachweilen muß, daß er jeine Stellung ohne jein Verſchulden 
verloren habe — von der Union gebilligte Streifs gelten als „ohne Verſchulden“ 
— und abgejehen davon, daß oft ein einklagbares Recht auf Unterftügung 
ſtatutariſch ausgeſchloſſen ift, fommen in den meiften Fällen Zeitbeichränfungen 
hinzu. Zum Zeil geben die Vereine erft Tagegelder, wenn die Arbeitslofigfeit 
eine Zeit beftanden hat. Bei anderen wieder finft der Beitrag nad) einer 
Anzahl von Wochen. Alle jene Beitimmungen laffen Ausnahmen zu. 

Ueber die Unterftügungsdauer berichtet da8 Blaubuch folgendes: die oben 
erwähnte Waterford and Limerik Company’s Engine drivers and Firemen, 
Munster, gewährt ihre Unterftügung nur auf 6 Monate, die Operative Brass 
Cock Finishers’ Trade Society zahlt nad Verlauf von 9 Wochen auf weitere 
I Wochen die Hälfte, desgl. die Amalgamated Societies of Carpenters and 


1, Die folgenden Angaben find den Blue Books der Royal Commission on Labour, 
1892, entnommen. 
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Joiners. Die Engineers Society bat ein noch weiter abgeituftes Syitem. Sie 
zahlt die erften 14 Wochen 10 sh; bis zu 30 Wochen 7 sh und bis zu 60 
Wochen 6 sh. Die Shirt and Collar Makers’ Society, London, jcheint am 
menigften Kapital zu beiten. Die weiblichen Arbeiter fünnen gemäß der 
niedrigeren Löhne natürlich nur geringe Beiträge leiſten. Der Berein gewährt 
daher jeine 5 sh pro Woche nur auf 8 Wochen und erit nad) 3 möchentlicher 
Arbeitslofigkeit. — Eine gänzlich unbegrenzte Unterftügungsdauer ift anjcheinend 
ſelten. Wenigftens bringen die Blaubücher feine direkten Angaben darüber. 
Der Bericht der Kgl. Kommilfion erwähnt nur einen all. Stolz Eingt die 
Antwort der File Cutters Union, Glasgow, Larbert and Coatbridge, auf 
die Diebezügliche Frage: „Mitglieder, die ohne eigene Schuld arbeitälos geworden 
find, erhalten 12 sh (jeher viel!) wöchentlich, bis fie wieder eine Stelle ge 
funden haben.“ 

Die Ausgaben für Reijeunterftügung find gering. Man hat in England 
zu Schlechte Erfahrungen mit ihr gemacht. Belonderd im Sommer waren Er: 
holungäreiien auf Koften der Union an der Tagesordnung. Immerhin Lafien 
ſich Reijeunterftügungen bis zu 1 sh 6 d. Eonitatieren. Als Reiſegeld zur 
Ueberfiedlung nad) dem neuen Arbeitsort gibt die Northumberland Miners 
Mutual Confident Association 5 sh für die erſte englifche Meile und für jede 
folgende 1 sh auf eine Strede von 36 Meilen. — In den meiften Statiftifen 
it, wie erwähnt, fein Unterſchied zwiſchen der Reileunterftügung und der reinen 
Arbeitslojenverfiherung gemadht. 

Neben der Ausbildung der Verficherung gegen Arbeitslofigfeit ift die 
Organifierung des Arbeitsnachweiles hervorragend. Im allgemeinen geben die 
Unions periodiiche Berichte über den Stand des Arbeitsmarktes heraus, melde 
fie unter einander austaujchen. Bei der Amalgamated Society of Carpenters 
and Joiners, Newcastle, ift ein Beamter angejtellt, der mit einer Lifte der 
freien und der verlangten Stellen die Intereſſenten aufſucht. Im allgemeinen 
gilt es als Pflicht jedes Unioniften, jeinem Genofjen Stellung zu verichaffen. 
Einige wohlhabende Unions geben Eleine Prämien als Belohnung für verichaffte 
Stellen (6 d.). Herrſcht bei einer Union Ueberfluß an Arbeitsjuchenden, io 
wendet fie fich im Intereſſe ihrer Mitglieder an verwandte Berufe. Während 
im allgemeinen die Benußung dieſer Arbeitsnachweiseinrihtung der Vereine eine 
freiwillige ift, verlangen manche Socielies, daß ihre Mitglieder durch ihr Bureau 
ſich jegliche Arbeit verichaffen. 

Schon oben erwähnten wir, daß man in England eine Art der Notftands- 
arbeiten fennt, die in Deutichland ganz fremd it, die Notitandsarbeiten, ein: 
gerichtet von jeiten der Arbeitnehmerverbände. Ob dieje Einrihtung fich be: 
währt hat — ſoweit Notitandsarbeiten fi) überhaupt bewähren fünnen — 
darüber läßt fi wenig angeben. Die Commission on Labour erhielt auf 
diesbezügliche Fragen vollftändig entgegengejegte Antworten von gleichwertigen 
Vereinen. Einem ‚„Verſucht und nicht durchführbar” fteht ein: „Sie find eines 
der Ziele der Union, aber wurden bisher nicht eingerichtet” gegenüber. Wahr: 
ſcheinlich trifft eine Antwort den Nagel auf den Kopf, welche die Einrichtung 
zwar für wünſchenswert erflärt, aber als Grund ihrer Nichteinführung angibt: 
„Geldmangel allein hält uns zurüd.“ Diejer Grund iſt recht einleuchtend. Der 
Fiskus kann wohl eine zeitlang unrentable Arbeit ertragen, ſchwerlich aber ein 
Verein. Ob aber die unter diefen Umftänden verfertigten Waren auf dem 
Markte verfäuflich jein werben, wie die Hand Framework Knitters Federation. 
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Nottinghamshire, Derlysh, and Leicestershire, hofft, ift anzuzweifeln, denn 
in ben weitaus meiften Fällen ift doch bie Arbeitslofigfeit die Folge einer 
Geſchaͤftsſtockung, und da wird der einzige Erfolg eine berartige Ueber: 
ihmwemmung des Marfts mit Produkten jein, daß noch mehr Fabriken N re 
Arbeit vermindern und noch mehr Arbeiter arbeitslos werden. Solde No 
ftandsarbeiten find aljo, joweit fie überhaupt durchführbar find, und das En 
fie wohl in den jeltenften Fällen, ein zweilchneidiges Schwert. Natürlich) kann e8 
au vorkommen, daß fie ſich bewähren; 3. B. hat eine Wälcherinnen = Union 
eine jolde Einrichtung getroffen. Nur jceint mir, daß dieje zeitweilige Waid- 
anftalt zulegt zu einer ftändigen unter Leitung der Union werden wird. 


Auf die Frage, ob Notftandsarbeiten vorhanden, erhielt aber die Commission 
on Labour noch eine Antwort, welche eine weile Lehre enthält, wie man ber- 
artige Einrichtungen unnötig macht und troßdem alle Arbeiter beſchäftigt. Es 
ſchreibt nämlidy die National Union of Dock Labourers, Belfast: „Die Union 
bat die Arbeitgeber gezwungen, die Laufplanten nad) den Schiffen und auf dem 
Quai zu vermehren, und hat den Leuten eingeprägt, jo weit wie e8 geht, weniger 
in einer Stunde zu arbeiten ala bisher üblid war“. — Mit freude konftatierten 
fie den Erfolg: „Auf diefe Weile haben wir Beichäftigung für Hunderte von 
Leuten gefunden, welche jonft müßig geblieben wären“. — Sogar einen Namen 
hat man diefem famoſen Syſtem gegeben: „ca-canny*. Man ift jo in der 
Lage, die ganze Arbeitslofigfeit aus der Welt zu jchaffen. Man zwingt einfady 
die Arbeitgeber, mehr Leute einzuftellen! — 


Wenn einzelne Unions dergeitalt ihre Macht mißbrauchen, jo ift e8 nicht 
wunderbar, daß in den betreffenden Gewerben die Prinzipale, falls fie die wirt: 
ſchaftlich ftärferen find, die Unions auf jede Art zu unterdrüden juchen. Schwarze 
Liften find gar nicht jelten und in vielen Fabriken werden Unioniften nicht ein- 
geitellt. Dies ſcheint der Grund zu fein, weshalb die Unions nicht mehr Zujprud 
von feiten der Arbeiter finden. Kurz, wir treffen unjere Verhältniffe in England 
wieder —, allerdings nur in der großen Unterſchicht der Arbeiter, über der fi 
diejenigen Unions aufbauen, welche ſchon vor Jahrzehnten den Kampf um die 
Anerfennurig ſeitens der Prinzipale ſiegreich bejtanden haben. Gerade bei diejen 
Unions aber ftehen die Wohlfahrtseinrichtungen und jpeziell die Belämpfung der 
Arbeitslofigkeit an erſter Stelle, und ihre Zätigfeit in diefer Richtung ift als 
glanzvoll zu bezeichnen. 


3. Teil, 
Kritil und Schlußwort. 


Der erite Zeil vorliegender Abhandlung brachte die verſchiedenen Arten 
der Bekämpfung der Arbeitslofigfeit, von denen eine jede die anderen ergänzt. 
Naturgemäß haben manche von ihnen höheren wirtichaftlihen Wert als die 
übrigen. Im großen und ganzen fann man aber jagen, dab jede derjelben 
ihon viel Gutes geleiftet hat und wir in unjerer heutigen jozialen Lage feine 
von ihnen miſſen möchten. Bis jeßt ift das Allerweltsmittel noch nicht gefunden 
worden, durch das die Arbeitälofigfeit, mag fie entftanden jein wie fie will, ſtets 
mit Erfolg befämpft werben fann. Die Arbeitslofigfeit ift die Folge zu vieler 
Urſachen, ala daß deren Bekämpfung unter einen Hut zu bringen ift. 
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Der zweite Zeil") behandelte die Bekämpfung der Arbeitslofigfeit durch die 
Arbeiterorganifationen, und zwar wurde der Hauptwert auf eine Darftellung 
der Arbeitslojenverficherungseinrichtungen gelegt. 


Der dritte Teil joll eine Kritik bringen, eine Kritik wenigftens für das 
Kapitel, das ich zu einer eingehenderen Betrachtung ausgewählt hatte, das Kapitel 
der Arbeitslojenverfiherung. Von ihren vier Formen lehnten wir zwei von 
vornherein ab, die eine ala undurdführbar, die andere als nicht zweckdienlich 
und zu jehr das Gebiet der Almojen berührend. Es blieben uns daher nur 
zwei Formen übrig, diefelben Formen, welche in der Literatur der Arbeitslojen: 
verficherung von jeher das Streitobjeft bildeten, und von denen einer jeden je 
nad) der Anficht ihres Verteidiger der Vorzug über die andere zuerkannt wurde. 
— Die Autoren, welche ſich mit der Frage beichäftigten, ftehen ziemlich alle auf 
dem Boden der Theorie, und wägen Die theoretiicen Vorteile und Nachteile 
gegen einander ab. Selbit Schanz kommt troß feiner vielen Beilpiele aus der 
Prarid aus theoretiihen Gründen zur Berwerfung beider und zum Aufbau 
jeines Sparſyſtems. 


Diefes an und für fich nicht zu billigende Vorgehen, eine rein praftiiche 
frage theoretiich zu behandeln, hat jeinen triftigen Grund. Zur praftijchen 
Behandlung gehören greifbare Rejultate, und joldhe find bisher nur im geringen 
Umfange, wie dargelegt, vorhanden. Bejonders bei der Staatsverficherung mangelt 
es ganz an ihnen. Für die Korporationsverficherung glaube ich im zweiten Zeil 
meiner Abhandlung alles herangezogen zu haben, was an praftiihen Verſuchen 
irgend von Bedeutung ift, und meine, für eine Kritik nad) praftiihen Gefichts: 
punkten jomit wenigftend die Hälfte der Bafis geliefert zu haben. Aber noch 
fehlt die andere. 


Eine Kritik auf diefe Weiſe ift alfo heutzutage ausgeichloffen. Eine Kritik 
auf theoretiiher Grundlage habe ich oben abgelehnt. Es bleiben demnach, Falls 
wir nicht überhaupt auf eine Beurteilung verzichten wollen — und das wäre 
bei einer Frage, welche alle Gemüter bewegt und jegt fortwährend in den Tages: 
zeitungen behandelt wird, nicht angebraht — nur zwei Möglichkeiten übrig. 
Entweder wir warten, bis einmal genügend Rejultate von Staat3arbeitslojen: 
verficherungen vorhanden find, oder wir fritifieren nad) anderen Geſichtspunkten. 
Der erite Weg verurteilt fich jeibit, und es bleibt uns nur der zweite übrig. 


Wenn ic) mid) bemüht habe, in der Abhandlung jede Kritit möglichit zu 
vermeiden, um die Objektivität der Tatſachen durch nicht® zu verjchleiern, jo find die 
Generalgedanfen der folgenden Beurteilung rein jubjektiv. Ich leugne durchaus nicht, 
daß die Verhinderung der Arbeitslofigfeit zu den Pflichten des Staates gehört, aber ich 
beftreite, daß fie unter denjelben bie erfte Stelle einnimmt. So lange der Staat 
nicht in der Lage iſt, bei Unglüdsfällen, welche durch Naturereigniffe hervor: 
gerufen find, ausreichende Hilfe zu leilten, fo lange nod verheerende Seuchen 
am Mark des Volkes nagen und Zaujende dahinfiechen, bei denen ihre Mittel: 
loſigkeit die zweckmäßige Behandlung verhindert, Jolange joll m. €. der Staat 
fi) fernhalten von der Arbeitslojenverfiherung. Für mid) Icheint e8 ausgeſchloſſen. 
daß unſer deutiches Vaterland ausreichend für Verunglüdte und Kranke jorgen 
fann und dann noch genügend Mittel zur Verfügung behält, um die jehr teure 


") Zum Zweck der Drudlegung mußte dieſer Abichnitt, der deiaillierte ftatiitiiche 
Tabellen enthielt, bedeutend gekürzt werden. 
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Arbeitslojenverfiherung durchzuführen, ohne zu einer Steuererhöhung zu jchreiten, 
welche die ärmeren Klaſſen noch mehr belaften würbe. 

Wenn wir dergeftalt die Staatsarbeitälofenverficherung aus Gründen ver: 
werfen, welche außerhalb ihres Charakters liegen, jo Haben wir damit noch nichts 
Pofitives über die Berficherung durch die Arbeiterorganijationen gejagt. Auch 
bier könnte vielleicht unjer Rejultat ein negatives jein, und wir könnten veran— 
laßt werden, die Frage der Durchführbarkeit der Arbeitslofenverficherung all: 
gemein zu verneinen. Unſere nächſte Aufgabe ift aljo, an dem Kritik zu üben, 
was in dem zweiten Hauptteil diefer Abhandlung aufgeführt worden ift. 

Dies ergibt wirklich zuerft eine negatives Refultat, wie oben jchon ver: 
ichiedentlich angedeutet. Die nftitution der Arbeitslofenverficherung hat bei 
unferen deutſchen Organifationen bisher im Durchſchnitt nicht Anrecht auf das 
Prädikat ausreichend. Die „Gewerkvereine”, deren Ausdehnung ja nur eine 
geringe ift, erlangen fnapp das, was als das Minimum bezeichnet werben darf; 
die „Gewerkſchaften der Generalkommiſſion“ bleiben weit unter dem Niveau, 
denn erjtens haben nur wenige die Einrichtung der Arbeitslojenunterftägung 
getroffen und zweitens ift bei dieſen wenigen die Unterftüßungsquote meiſt 
gering; die dritte große Gruppe der beutichen Wrbeiterverbände, die im 
Jahr 1901 166075 Mitglieder in 35 Wereinen zählenden „Ehriftlichen 
Gewerfichaften“, müſſen ganz unberüdjichtigt gelaffen werden, denn ihre Tätig- 
feit hat fich bisher auf andere joziale Gebiete beichränft und von einer Arbeits: 
(ojenverficherung jproffen nur ſchwache Keime. 

Aber ganz jo troftlos, als es nad dieſen Angaben jcheint, ift die Lage 
doch nicht. Die Arbeiterorganifationen find jämtlih auf dem richtigen Weg, 
welcher zu einer wirfjamen Ausgeftaltung der Arbeitslojenverficherung führt. Dies 
läßt fi) aus der Behandlung zweier wichtiger Momente folgern. 

Das erfte ift die Höhe der Mitgliederbeiträge. Es eriftieren zwei Methoden, 
nad) denen biejelbe feitgejet wird, auf Grund des Einheitsjages von 10 Pig. 
und auf Grund der individuellen Beurteilung der Lohnhöhe. Die erftere iſt 
bei den Gewerfvereinen durchgeführt, die zweite in den Gemerfichaften. Die 
dritte, theoretijch mögliche Form der Feſtſetzung nad) der Höhe der Leiftung der 
Vereine verbietet fi in der Prarid. Die zweite Art ift die modernere und 
unbedingt auch die zweckmäßigere. Es ift zu bedauern, daß die Gewerkvereine 
immer noh am Einheitsſatz feſthalten. Ihre jet jchon anzuerfennenden, 
wenn auch ſchwachen Erfolge würden ſich bei einer Erhöhung der Bei: 
träge, welche bei einer Yndividualifierung in diejen Vereinen der beitbezahlten 
Arbeiter ficher eintreten würde, bedeutend fteigern. 

Das zweite Moment ift die Verquidung von Wirtihaft und Politik. Die 
Gewerkvereine, deren Leiter ein liberaler Abgeordneter ift, verlangen durch Unter: 
ihrift eines Reverſes die Erklärung der Nichtzugehörigkeit zur ſozialdemokratiſchen 
Partei. Die Geſchäfte der „Gewerfichaften der Generallommilfion“ führt der 
jozialdemofratiiche Abgeordnete Legien. Die „Hriftlichen Gewerkſchaften“ nennen 
ſich wirtichaftliche Vereine auf patriotiicher Baſis und richten ihre Spie gegen 
die „Gewerkichaften der Generallommilfion“. Das Wort „hriftlih“ ſoll im 
Widerſpruch ftehen zu der Gottesleugnung und dem Tyehlen des Patriotismus 
bei den Sozialdemokraten. Sie jelbft bezeichnen ſich dagegen als interfonfejfionell 
auf dem Boden des Ehriftentums und rechnen demnad jeden Nichtchriften zu 
den Sozialdemokraten. Ueber ihr Näher: oder Fernerſtehen zu politiihen Par— 
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teien läßt jich gleichfalls ftreiten. Im Lager ihrer Gegner ift man von ihrer 
Affinität zum Zentrum ebenjo feft überzeugt, ala fie von der ſozialdemokratiſchen 
reip. liberalen Gefinnung der anderen. 

Aber dad mag und bier nicht weiter aufhalten. Die Trade Unions 
mweilen uns den Weg, den auch unſere deutiche Arbeiterbewegung zu gehen hat, 
die Gründung eines großen allgemeinen Arbeiterbundes auf allein wirtichaftlicher 
Bafıs. Wenn unjere Arbeitervereine ſich fern halten von jeglicher politischer 
Stellungnahme — jedem einzelnen darf natürlich das Eintreten für jein poli- 
tiſches Bekenntnis in feiner Weiſe erichwert werden —, dann werben fie ſich 
aud das Vertrauen unjerer Regierung erwerben. Diefelbe wird fie gern beim 
Ausbau ihrer jozialen Pflichten unterftügen, und unter diejen fteht an erfter 
Stelle die Bekämpfung der Arbeitslofigkeit. 
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Heber Weſen und Bedentung der Differenzgeſchäfte 
in rechtlicher und wirtfchaftlider Hinſicht. 


Von Dr. Georg Wermert in Berlin. 
(Schlu.) 


Es ift daher die frage zu erwägen, ob die Anerkennung des Saldos einer 
Kontoforrentrehnung eine Leiftung zur Erfüllung nad) völliger Abwidelung des 
Geihäftes it, oder Tediglih ein Schuldanerfenntnis darſtellt. Hiebei find 
zwei Fälle zu berüdfichtigen: 1. der Hunde hat dem Bankier gegenüber einen 
Saldovortrag zu jeinen Gunften; 2. e8 ftellt fi ein Saldovortrag zu Gunften 
des Bankiers heraus. 

In eriterem Falle findet eine Aufrechnung ftatt, die ſich gemäß $ 387 
B.G. B. außerhalb des Gerichtes gültig vollziehen kann. Da durd die Auf: 
rehnung die Forderungen, ſoweit fie ſich decken, erlöjchen ($ 389 B. G. B.) und 
beim Aktivfaldo des Hunden eine völlige Dedung der aus Börjentermingeichäften 
berrührenden Paſſivpoſten ftattgefunden hat, jo ift mit der Anerkennung des 
Saldos tatjächlid eine Leiftung zur Erfüllung nad) völliger Abwidelung bewirkt 
worden. Aus 5 390 B.G.B. fann ein Einwand nicht hergeleitet werden, weil 
eine Einrede den Forderungen des Bankiers tatjächlicy nicht entgegengeitanden 
bat, wie ja die Anerkennung der Abrechnung dartut. Ob die Möglichteit 
gi Einrede beitanden hat, fommt für die Leitung gemäß $ 69 B.G. nicht 
in frage. 

In zweiter Hinficht find zwei Fälle vorhanden. Die Paſſivpoſten können 
lämtlih aus nichtigen Schulden beitehen oder fie enthalten zum Zeile flagbare, 
zum Zeile nichtige Schulden. Beſtehen fie ſämtlich aus nichtigen Schulden, jo 
hat nur eine Leiitung in Höhe jämtlicher Aktivpoften jtattgefunden. In Höhe 
des Baifivfaldos iſt eine Aufrechnung bezw. Leiftung zur Erfüllung der Geichäfte 
nıht bewirkt worden. Die Anerkennung der Kontoforrentrechnung bildet daher 
nur eine Leiftung in Höhe jämtlicher Aktivpoften, darüber hinaus jtellt fie eine 
Novation dar, durch welche eine klagbare Schuld nicht erzielt wird. Setzen ich 
nun die Paffivpoiten zum Zeile aus flagbaren, zum Zeile aus unflagbaren 
Schulden zufammen, jo werden fie durd die Aktivpoften verhältnismäßig auf: 
gerechnet, weshalb fi) das Paſſivſaldo zu einem beitimmten Zeile aus Flag: 
baren Forderungen und beögleichen aus unflagbaren forderungen zuſammenſetzt. 
In Höhe der legteren einjchließlich der bezüglihen Kontokorrentzinſen fehlt die 
Leitung zur Erfüllung, weshalb durch das Anerkenntnis eine wirfjame Schuld 
in diefer Höhe nicht erlangt worden ift. 
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Da das Börjengejeg die Leiftung zur Erfüllung des Geichäftes bei oder 
nad) völliger Abwidelung für gültig erklärt, hier aber eine jolche Leiſtung vor— 
liegt, jo kann auf Grund von $ 139 B.G.B. feine Nichtigkeitserflärung des 
Rechtsgeſchäftes ftattfinden?). 

Was ift nun ala Leiftung zur Erfüllung des Geichäftes bei oder nad) 
völliger Abwickelung zu verftehen? 

Völlige Abwidelung und Erfüllung find nicht identiih. Wollte ınan das 
Gegenteil annehmen, jo würde eine Leiltung zur Erfüllung nach völliger Ab- 
widelung zur Unmöglichkeit gehören. Eine derartige Borniertheit darf aber bei dem 
Gejeßgeber troß der allgemein anerkannten jchledhten Redaktion des Börſengeſetzes 
nicht vorausgeſetzt werden, nad) welcher er fih auf Schritt und Tritt in ſolche 
fauſtdicke —E verwickelt. Demnach hat man unter völliger Abwickelung 
die Vollendung des Skontrierungsprozeſſes, Verrechnung der Liquidationskaſſe, bezw. 
Lieferung der Waren oder der Wertpapiere zu verſtehen, ſodaß nur noch ein 
Anſpruch auf Zahlung zwiſchen Gläubiger und Schuldner vorhanden iſt. 
Demnach iſt auch nad völliger Abwickelung noch immer eine Leiſtung zur Er: 
füllung des Geſchäftes möglich, wodurch $ 69 Abſ. 3 B.G. des Wider: 
ſpruches entkleidet wird, der ihm bei ſeichter Betrachtungsweiſe anhaftet. Die 
Leiſtung kann gemäß $ 241 B. G.B. in einem Tun oder einem Unterlafſen be— 
ftehen. Nicht erforderlich iſt es, daß die Leiltung einen Geldeswert befigt. In 
unjerem Falle ift jedoch, weil es fih um die Erfüllung eines Börjentermin- 
geihäftes handelt, irgend eine Vermögendzumendung notwendig, damit die Auf: 
rechnung bewirkt werden fann. Hierbei ift wohl darauf zu achten, daß die 
Leiftung bei oder nad völliger Abwidelung zur Erfüllung des Geichäftes zu 
geihehen hat. Eine vorherige Piandbeitellung, Sicherung durdy Zahlung eines 
Einihufjes oder eines Nachſchuſſes, Hingabe von Wechſeln mit eigener oder 
fremder Unterichrift, u. ſ. w. iſt feine vom Geſetze vorausgejegte Leiltung. Erſt 
wenn nachher eine Erklärung des Schuldners erfolgt, daß der Gläubiger fi 
bieraus befriedigen joll, kann in ihnen eine Leiftung vorhanden jein, ſoweit 
nämlich durd) fie eine Vermögenszuwendung erfolgt. Die Zuftimmung des Schuld: 
ner8 vermag auch ftillihmweigend zu erfolgen, dody hat der Gläubiger eine 
diesbezügliche Anfrage zu ftellen. Nur kann fie nicht ohne jolche lediglih aus 
fonkludenten Umſtänden geichloffen werden. Die Hingabe von Wechſeln auh an 
Zahlungsſtatt ift nicht immer als eine Vermögenszuwendung zu eradhten. Trägt 
der Wechjel eine fremde Unterjchrift, jo Liegt in ihm eine Leiftung zur Erfüllung, 
und eine Rüdforderung iſt ausgeichloffen. Iſt der Wechſel dagegen vom 
Schuldner auögeftellt, jo enthält er Iediglich ein Zahlungsveriprechen, ein Schuld- 
anerfenntnis, das nichtig it. Iſt jedoch der Wechſel an Zahlungsitatt gegeben 
und liegt fein Vorbehalt auf Weiterbegebung vor, jo fann ſich der Gläubiger 
durch Diskontierung des Wechield befriedigen, wodurd eine Vermögenszuwendung 
und jomit eine Leiftung zur Erfüllung des Geichäftes erfolgt. Der Einwand 
der Nichtigkeit ift daher unmöglich, und der Schuldner ift verpflichtet, am 


') Vgl. die gegenteilige Auffajiung von Staub, Dr. Hermann, Kommentar zum 
Handelsgeiegbuche 6.7. Aufl, Bd. II, S. 1334, Berlin 1900: ferner Trumpler, Dr. jur, 
rer. pol., Die Differenzgeichäfte nad dem Bürgerlihen Geſetzbuche und nad dem Börſen— 

eſehe in Goldſchmidts Zeitichrift für das geſamte Handelsrecht, Bd. 50; Zadig, Dr. jur. 
eorg, Der Terminhandel und jeine Behandlung durch Rechtſprechung und Gejepgebung, 
Breslau 1901; Rofenftern, Dr. jur, Das Börjengejeg und jeine Umgehung, Berlin 
1901 Heinemann, Ernit, Das Problem der deutihen Börfenreform in rechtlicher 
und wirtichaftliher Beziehung, Berlin 1901, ©. 80 ff. 
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Berfalltage den Wechiel einzulöien. Nur dann ift ein Wechiel mit eigener 
Unterjchrift nicht als Leiftung aufzufaflen, wenn die Weiterbegebung durch den 
Gläubiger jeitend des Schuldners ausdrücklich ausgeichloffen worden ift. Bei 
Hingabe an Zahlungsftatt muß eine ſolche Zuftimmung bis auf Widerruf ftill- 
ihweigend angenommen werden. Ein veripäteter Widerruf, auch jeitens des 
ſtonkursverwalters macht die bereit bewirkte Leiftung nicht hinfällig. Sind 
die Wechſel, einerlei ob mit eigener oder fremder Unterſchrift, vor völliger 
Abwickelung des Geſchäftes etwa zur Sicherftellung eines möglichen Verluſtes 
übergeben worden, jo bedarf es allerdings, wie bei jeder andern Sicherung, der 
Zuftimmung des Schuldners bei oder nad) völliger Abwidelung des Geichäftes, 
jalls aus ihnen eine wirfjame Leitung zur Erfüllung erfolgen joll. 

Wie ftellt fi nun die Sadlage beim Prolongationsgeihäfte? Liegt im 
Reportgeichäfte eine wirkliche Leitung zur Erfüllung? Unſeres Erachtens ift die 
Frage vollinhaltlicd zu bejahen. Einen Unterichied zu machen, ob die Prolon- 
gation bei dem erften Kontrahenten oder bei einem dritten fich vollzieht, ift in 
rechtlicher und wirtſchaftlicher Hinficht nicht angängig, weil der Vorgang der 
Prolongation in beider Richtung ftet3 der gleiche bleibt. Der Händler, welcher 
an der Börſe jeine Geichäfte ausführt und der bei der Abwidelung als Glied 
einer Kette fungiert, ift in den meiften Fällen nicht in der Lage, die Prolongation 
bei jeinem Lieferanten bezw. feinem Abnehmer zu bewirken, weil er erft zum 
Ultimo diejen in Erfahrung bringt. Er jchließt zum Zwecke der Prolongation 
ein Leihgeichäft auf Geld oder Stüde mit einer beliebigen Perjon ab, um unter 
der Bedingung momentan zu erfüllen, auf nächſten Ultimo die Stüde abzunehmen 
oder zu liefern. Das erfte Geihäft wird daher durd) die Prolongation tatjächlic) 
abgewidelt, und es wird unter Zahlung von Report oder Deport ein neues, dem 
eriten völlig gleiches Geichäft eingegangen. Wenn aud) die einfadhe Prolongation 
dann fteuerfrei ift, falls die Erfüllung des Geſchäftes weder unter veränderten 
Vertragsbeitimmungen noch gegen Entgelt auf einen jpäteren Termin verjchoben 
wird‘), jo ift durch dieſe Ausnahme nicht der geringite Rüdihluß auf die recht: 
{ide und mwirtichaftlice Natur des Geichäftes zu machen, zumal jonft jedes 
Reportgeichäft mit einer Stempeliteuer belaftet ift”). In der praftiih wenig 
bedeutenden Ausnahme liegt eine wünſchenswerte Erleichterung jowie auch eine 
Sicherung des Börjenverfehrs einbegriffen, die aus Billigfeitsgründen nicht ab: 
gewiejen werden fann, da man von demjenigen, der das Rififo der Verlängerung 
ohne Entgelt trägt, nicht gut auch noch verlangen kann, für den Stempel zu 
haften. Sind nun zufällig Terminkontrahent und Prolongationstontrahent ein 
und diejelbe Perſon, jo kann hierdurd in dem rechtlichen und wirtichaftlichen 
Charakter des Geichäftes nichts geändert werden. 

Wenn jerner der Provinzkunde mit jeinem Bankier Termingeichäfte ſowie 
Prolongationen eingeht, welche von dieſen kommiſſionsweiſe weitergegeben und 
vom Börjenbanfier in Kommilfion an der Börje zum Austrage gebradjt werden, 
io vollziehen fich die geichäftlichen Operationen bis zur Börjenausführung wohl 
immer zwiſchen den gleichen Perjonen ; dennody muß auch hier behauptet werden, 
daß die prolongierten Gejchäfte in die Ultimoliquidation einbezogen werden, wobei 
von einer einfachen Verlängerung nicht die Rede jein kann, meil zwiſchen diejen 
Geihäften und den bireft zwiichen den Börjenfaufleuten fich vollziehenden ein 
Unterfhied nicht ftatuiert zu werden vermag. 


87 Ubi. 2 des Reichsſtempelgeſetzes vom 1. Juli 1900. 
7) 8 11 Nbi. 3 des Reichsitempelgeieped vom 1. Juli 1900. 
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Selbſt wenn der Kommilfionär das Geihäft durch Selbfteintritt zum 
Austrage bringt, wird die rechtliche Natur der Operationen nidyt verändert, 
obgleich fi die Prolongation wirtſchaftlich außerordentlich vereinfaht. Auch in 
diejem Falle verfauft der die Stüde bezw. die Ware nidyt abnehmende Käufer 
das Objekt des Geichäftes an den Verkäufer zu dem vereinbarten Preije plus 
Report, um dasjelbe zum nädhiten Ultimo zu dem zuerit vereinbarten Preiſe 
zurüdzufaufen, und der die Stüde bezw. die Ware nicht liefernde Verkäufer 
fauft die gehandelten Gegenftände zu dem uriprünglichen Preile plus Deport 
zurüd, um fie am nächſten Ultimo zu liefern. Das erſte Geſchäft wird ſonach 
aud durch die jogen. einfache Prolongation abgewidelt, und es wird ein zweites 
Geihäft eingegangen. Der Schluß ift daher vollfommen gerechtfertigt, daß durch 
das Prolongationsgeihäft Erfüllung geleiftet wird‘). 

In der Praris wird hierdurd die Sachlage kaum geändert; denn wenn 
auch ein Rüdgriff auf das frühere Geihäft nicht möglich ift, jo kann dody unter 
den geſetzlichen Borausjegungen das prolongierte Geſchäft durch den Regiſter— 
einwand als nichtig erflärt werden, wie auch umgefehrt, wenn beide Gejchäfte 
für identiich gehalten werden, nur ein einmaliger Rüdgriff möglid if. — — 

Während $ 66 B.G. das Differenzgeichäit nicht berührt, jondern ſich 
nur mit dem Börjentermingeichäfte, mithin mit einem realen Kaufgeichäfte be— 
faßt und für dieſes aus bejonderen Gründen den Regiftereinwand einführt, 
kommt in $ 69 B. G. der Differenzeinwand wieder zum Vorſchein. Da duch 
den Regiftereinwand die Börjentermingejchäfte erheblich eingeichränft worden find, 
werden fie unter gewillen Umftänden ficher geftellt, indem jelbit dann, wenn die 
Erfüllung durch Lieferung der Waren oder Wertpapiere vertragsmäkig aus 
geichlofjen werden jollte, demnad feine Kaufgeichäfte, jondern reine Differenz- 
geihäfte vorliegen, der Differenzeinwand bejeitigt wird. Die Borausjekung 
hierfür bildet die Eintragung beider Parteien in ein Börfenregifter für den be 
treffenden Geichäftszweig. Gemäß $ 68 Abi. 2 B. G. ift für Ausländer und merk: 
würdiger Weije für inländiiche Vaganten die Eintragung nicht einmal erforderlich. 
Die Erteilung und Uebernahme von Aufträgen, demnach das Kommiſſionsgeſchäft, 
wie die Vereinigung zum Abſchluſſe von Börjentermingeichäften wird auch bier 
dem Abſchluſſe ſolcher Geſchäfte gleichgeftellt. Bei beiderjeitiger Eintragung ift 
daher das Börjentermingeichäft in jeder Beziehung unanfechtbar geworden, jelbit: 
verftändlich unter der Borausjegung, dab es der Begriffsbeſtimmung des $ 48 B. G. 
entipricht, oder doc nur in jolchen untergeordneten Punkten abweicht, jo daß 
dieſe als unerheblich angejehen werden müſſen. Bet erheblicher Abweihung liegt 
tatjächlih ein Börjentermingeihäft nicht vor, jondern lediglid ein Termin: 
geihäft, auf welches $ 69 B.G. überhaupt eine Anwendung nicht findet. 

Es iſt beach), folgendes zu unterjcheiden: 

1. Börjentermingeichäfte find bei Eintragung beider Parteien gültig, da 
der Regiftereinwand nicht erhoben werden fann; 

2. Börjentermingeichäfte find bei mangelnder Eintragung einer der beiden 
Parteien nichtig, weil der Regiftereinwand erhoben werden kann; 

3. Differenzgeichäfte find bei Eintragung beider Parteien joweit gültig, 
als die Erfüllung durch Lieferung vertragsmäßig ausgeſchloſſen iſt; 


Vergl. Bondi in Holdheims Monatsichrift für Ultienreht und Bankweſen, Bd. VI, 
S. 138; Cojad, Lehrbuch des Handelsrechtes, S. 396; Trumpler, Differenzgeichäfte x. 
in Goldichmidts Beitichrift für das gefamte Handelsrecht, Bd. 50, 1901. Im Sonderabdrude 
S. 104 fi. 
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4. Differenzgeichäfte find bei mangelnder Eintragung einer ber beiden 
Parteien infolge der Möglichkeit der Erhebung des Differenzeinwandes über: 
haupt nichtig. 

Wenn demnadh die Lieferung nicht vertragsmäßig, ſondern durch andere 
Momente bezw. konkludente Umftände ausgeichloffen wird, ein Tatbeitand, welcher 
der Auffaffung des Reichögerichtes nad) dem früher berührten Frontwechſel in 
der einjchlägigen Rechtſprechung entipricht, ift der Differenzeinwand jelbit bei beider: 
jeitiger Eintragung in das Börſenregiſter nicht gänzlich ausgeichloffen ; denn alle 
Interpretationsfünfte, $ 764 B..B. und $ 69 B.G. in Einklang zu bringen 
und das Wort „vertragsmäßig” einfad) verichwinden zu laſſen, können eine 
maßgebende Bedeutung nicht beanipruchen, zumal der Geſetzgeber die veränderte 
Auffaffung des Reichögerichtes, die im Jahre 1892 eintrat, kennen mußte, ala 
er bei Emanation des Börjengejeßes dieſes Wort mit Abfiht in $ 69 B.G. 
eingeichaltet hat. An dem völlig verjchiedenen Sinne der beiden in Rede ftehenden 
Gejebesbeitimmungen jcheitert jede noch jo fein eingefädelte übereinftimmende 
Auslegung. Da nun der Differenzeinwand durch jene Rechtſprechung und jpäter 
durch $ 764 B.G.B., der ihr eine gefeglihe Grundlage ſchaffen jollte, eine viel 
weitergehende Ausdehnung erfahren hat, ala er in 3 69 B.G. befitt, jo ift die 
Möglichkeit noch immer vorhanden, daß er aud) bei beiderjeitiger Eintragung 
in das Börfenregifter erhoben werden kann, weil $ 69 B.5. ihn nur innerhalb 
enger Begrenzung befeitigt ). 

Die gegenteiligen Ausführungen — Juriſten können als richtig 
nicht betrachtet werden ?). Staub bemerkt z. B., daß der Differenzeinwand auch 
nad) dem neuen Rechte zwiichen eingetragenen Berfonen als vollitändig befeitigt 
gelten müfle, obwohl der S 764 B.6.B. nicht eine Vereinbarung des Aus: 
ſchluſſes effeftiver Erfüllung vorausjege, jondern ſich mit der erfennbaren Abſicht 
begnüge; denn es ſei ja gerade der Zweck des durch Art. 14 Nr. V des Einführungs- 
gejeges zum Handelägejegbuche eingeihobenen Abj. 2 des 3 69 geweſen, dem 
5 764 B. G. B. die Geltung auf — zwiſchen eingetragenen 
Perſonen zu verſagen. Das iſt der klare Sinn dieſes Abſatzes 2, und es iſt 
nicht erfindlich, warum Gareis, Handelsrecht, 6. Auflage, ihm achfagt „Dunkel 
iſt der Rede Sinn.“ — Sehen wir uns nun hierauf den Wortlaut des ein— 
geſchobenen ominöſen 8 69 Abſ. 2 an. Er heißt: „Dieſe Vorſchrift wird durch 
die Vorſchrift des 3 764 B. G. B. nicht berührt“. Er beſagt daher offenſichtlich, 
daß 3 69 B.G. gegenüber dem 8 764 B. G. B. vollinhaltlich aufrecht erhalten 
wird, demnach durch letztern eine Abänderung nicht erfährt. Er beſteht mithin 
in feiner alten Bedeutung weiter, weshalb durd ihn aud) ferner nach Geltung 
des Bürgerlichen Gejeßbuches der Differenzeinwand nur inſoweit bejeitigt ift, ala 
die Lieferung der Waren oder Wertpapiere vertragsmäßig ausgeichloffen wird. 
Der Differenzeinwand, welcher fid) auf Ausſchluß effektiver Erfüllung auf Grund 
erfennbarer Abjicht gründet, wird durch $ 69 B.G. demmad) nicht bejeitigt, 
weshalb der „klare Sinn“ des Art. 14 Ziff. V des Einführungsgejeges zum 
handelsgeſetzbuche das gerade Gegenteil bejagt, als was Staub aus ihm ab: 


Y Wermuth, A. und Brendel, Böriengejeß; Berlin 1897, ©. 110. 

2 Bergl. Staub in Holdheimd Wonatsicrit für Altienrcht und Banfıweien, 
8b. 6, ©. 710; g ebenbafelbi Freund, Bd. 6, ©. 177; Werner, Deutiche Juriftenzeitung, 
Bd. 5, S. 249; Staub, Kommentar, Bd. II, ©. 1338; ReichdgerichtSurteil von 29, Februar 
pi in Juriftiie Bodenihrift, 189%, ©. 233; Freund, Deutiche Jurtjtenzeitung, 1896, 
©. 215 und 465. 
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zuleiten fi) bemüht. — Daß man aus einem fimulierten Börjentermingeichäfte 
durch den Differenzeinwand ſämtlicher Anjprüche verluftig geht, und nicht bloß 
der Klage auf die Differenz, ir als ſelbſtverſtändlich aufzufaflen, weil das ganze 
Geſchäft nichtig if. Ebenjo kann man aus einem jolchen Geſchäfte entgegen 
Staub nidt auf Erfüllung und Abnahme Hagen, wenn die Erfüllung bei 
Vertragsabſchluſſe in irgend einer Weile ausgeſchloſſen worden iſt. 

Gleich irrtümlich ift die Anſchauung von Trumpler '). Nach deifen Meinung 
jei die Werjchiedenheit zwiſchen $ 69 B.G. und 764 B.G.B. nicht beabfichtigt, 
und die Verſchiedenheit der Begriffe jei au mit dem Zwecke des Börſengeſetzes 
nicht zu vereinigen. „Denn das Böriengejeg will ja die Rechtsfolgen, die das 
bürgerliche Recht an einen beftimmten Tatbeftand geknüpft hat, unter beſtimmten 
Vorausfegungen bejeitigen. Iſt nun nachträglid der Zatbeitand, an den das 
bürgerliche Recht jene Rechtsfolgen geknüpft hat, geändert worden, jo müflen 
nunmehr, vorausgejegt daß die Vorſchrift des $ 69 auch unter der Geltung des 
neuen Rechtes beibehalten werben joll, was ja durch die Hinzufügung des Abi. 2 
außer Zweifel geftellt worden ift, jene Rechtsfolgen für diejen geänderten Tat: 
beitand bejeitigt werden.“ 

Soviel Sätze, foviel nicht zutreffende Anichauungen! Ob die Verſchieden— 
heit nicht beabfichtigt, oder ob fie durch Unwiſſenheit, Mißverſtändnis, Zu: 
jall oder einen jonftigen Umſtand durch den Gejehgeber hervorgerufen worden 
ift, ericheint gleichgültig. Genug, daß Diele —— unleugbar in beiden 
Geſetzen Ausdruck gefunden hat. Es muß daher mit dieſer Verſchiedenheit 
gerechnet werden; denn der heutige Richter iſt nicht römiſcher Prätor, der auf 
Grund ſeiner eigenen Edikta entſcheidet, ſondern gemäß der beſtehenden Ge— 
ſetze, deren Wortlaut nicht nach Belieben angewandt oder durch Interpretation 
aus der Welt geſchafft werden kann. Je mehr die Rechtſprechung ſich in letzterer 
Hinſicht bemüht, je offenfichtlicher fie ſich durch ſpitzfindige Interpretationskünſte 
an die Stelle der Geſetzgebung zu ſtellen ſich anſchickt, deſto mehr ſinkt das 
Rechtsbewußtſein des Volkes und deſto größer werden die Erſchütterungen des 
Vertrauens auf eine unparteiiſche und gerechte Rechtspflege. — 

Mit dem Zwecke des Börſengeſetzes hat die Differenzbeſtimmung des $ 764 
B.6.B. nichts zu ſchaffen. Die neuere Rechtsauffaſſung des Reichögerichtes, die 
durch diefen Paragraphen kodifiziert werden jollte, beitand jchon zur Zeit der 
Beratung des Börjengeieges und war allgemein befannt. Die nadıträgliche 
Kodififation kann daher weder auf den Zweck des Börſengeſetzes noch auf die 
Bedeutung von $ 69 B.G. irgend einen Einfluß ausüben, fall die Begriffe: 
beitimmung unverändert fortbeiteht. Diejes ift der Fall, und es ift durch den 
neu eingeichalteten Abſatz 2 logar ausdrüdlid; hervorgehoben worden, daß durch 
die Begriffsbeitimmung des $ 764 B.G.B. der $ 69 B.G. nicht berührt werden 
joll, Teßterer jonad) unverändert in Geltung bleibt. Es iſt daher feineswegs an 
gängig und würde einen Verftoß gegen $ 69 Ab}. 2 3.6. bedeuten, den Zat: 
beftand des $ 764 B. G. B. dem Tatbeſtand des $ 69 3.6. unterjchieben zu 
wollen. Es bleibt demnach beitehen, daß bei beiderjeitiger Eintragung in em 
Börjenregifter der Differenzeinwand nur beim Eingehen „reiner” Differenz 
geihäfte, d. h. beim Ausichluffe effektiver Erfüllung durch Vertrag befeitigt 
it. Walls jedoch die Effektivlieferung nicht vertragsmäßig, jondern in anderer 


!, Trumpler, Dr. jur, rer. pol., Die Differenzgeichäfte :c., Sonderabdrud aus 
Goldſchmidts Zeitichrift für das gejamte Handelsrecht, S . 106 ff., Stuttgart 1903. 
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Weiſe, etwa durd) erfennbar gemachte Abficht auf einer Seite und ſtillſchweigender 
Zuftimmung auf der andern oder nad) Anficht des Reichögerichtes durch Fon: 
kludente Umstände ausgeſchloſſen ift, bleibt der Differenzeinwand auch unter der 
Vorausjegung der Eintragung der Parteien beftehen‘)., Wenn hiergegen ein: 
gewandt worden ift, daß dann ein Geichäft ſich auch als Spiel darftellen könne, 
wenn Effektiverfüllung beabfichtigt jei, wenn aljo fein Differenzgeichäft, jondern 
ein realer Kauf vorliege, ſo ift hierin eine jo jchwere Verkennung der tatjäch: 
lihen Berhältniffe eingeichloffen, wie man fie bei einem Juriſten nicht finden jollte; 
denn daß fein Kauf vorliegt, erhellt eben aus dem Ausſchluſſe der Effektiver: 
füllung, wodurch fein zweileitiges Rechtsgeſchäft, ſondern nur eine einjeitige Ver— 
pflihtung hervorgerufen wird, demnach niemals, auch beim Ausichluffe durch 
tonfludente Umstände, ein realer Kauf vorliegen kann. Der Differenzeinwand 
kann, einerlei ob die Parteien in das Börjenregifter eingetragen find oder nicht, 
niemals erhoben werden, wenn ein Kauf, jonad feine einjeitige Leiftungs: 
verpflichtung vorliegt. 

Bezüglich des freien Terminhandels ($ 51 Abi. 28.6.) mag nod) 
einmal darauf Hingewiejen werden, daß für ihn das Börjenregifter nicht befteht. 
Da er fi) zumeift in den jogen. verbotenen Papieren und Waren vollzieht, 
unterliegt er den börjenpolizeilichen Borjchriiten des $ 51 B.G. Unter Beachtung 
derſelben kann er von der Börje nicht ausgeichloffen werden, auch ermangeln die 
ihn zufammenjegenden Geſchäfte nicht der zivilrechtlichen Gültigkeit, wie bereits 
bewiejen ift. Ein Regiftereinwand iſt daher für dieſe Geichäfte ausgeichlofien. 
Das gleiche gilt für den nicht zugelajjenen Terminhanbel ($ 52 B.6.), 
der fi in den erlaubten Papieren und Waren vollziehen darf. Obgleich er fich 
in den für Börfentermingeichäfte üblichen Formen abmwideln kann, befteht aud) 
für ihn das Börjenregifter und jomit der Regiftereinwand nicht, da ihm die 
Drganijation durch den Börjenvorftand ($ 48 B.G.) fehlt. Beide Arten von 
Zermingeichäften find Fixgeſchäfte. Sie find im Gegenjate zum handelsrecht— 
lihen Lieferungsgeihäfte auf Zeit auf eine feftbeftimmte Lieferungszeit oder mit 
einer feftbeftimmten Lieferungsfrift abgeichloffen, während dieſes eine Nadhfrift 
zur Lieferung gewährt. Trotz dieſes erheblichen, rechtlichen und wirtichaftlichen 
Unterichiedes ift e8 aber in Bezug auf den Regiftereinwand den beiden erfteren 
völlig gleichgeftellt. Für diejes Geihäft kann berjelbe niemals in Frage fommen, 
weil der Wortlaut aller einichlägigen Beitimmungen des Börjengejeges ſolches 
mit abjoluter Sicherheit ausſchließt. 

Kann nun für diefe Geichäfte der Differenzeinwand zur Anwendung 
gelangen? Gewiß, ſoweit fie Differenzgeichäfte darftellen, d. h. falls fie feine 
realen Kaufgeichäfte, jondern fimulierte Zeitgeihhäfte bilden. Wann find jedoch 
ſolche Gejchäfte ala Differenzgeichäfte zu betrachten? Hier ift nun der frühere 
ihwantende ‚Boden der Rechtiprechung verlaffen worden, und die gejtellte Frage 
beantwortet fich jegt bei Geltung des Bürgerlichen Geſetzbuches dahin, wenn ber 
Zatbeftand bes $ 764 B.G.B. vorliegt. 

Ob die in ihm enthaltene Definition des Differenzgeichäftes glücklich oder 
unglüdlich gewählt ift, ob durch fie unjere wirtichaftliche Entwidlung der größten 
Gefahr ausgejegt werden kann, ober ob fie bei richtiger Anwendung eigentlich 
gar feine Bedeutung zu erlangen vermag, ift eine andere Frage, die wohl eine 

) v5, Wermuth, U, und Brendel H., Böriengeiek, Berlin 1897, S. 110 ff. 


Hier it 869 B.G. unter Anführung der einichlägigen Stellen des Berichtes der Börjen- 
enquetlommiſſion, der Motive ꝛc. durchaus zutreffend kommentiert. 
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eingehende Erörterung verdient. Zuvor handelt es ſich aber um die Definition. 
Nach ihr ift ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lautender Vertrag 
ein Differenzgeichäft, wenn er in der Abficht geichlofjen worden ift, daß ber 
Unterjchied zwiſchen dem vereinbarten Preije und dem Börſen- oder Marftpreiie 
der Lieferungszeit von dem verlierenden Zeile an den gemwinnenden gezahlt 
werden joll. 

1. Der Vertrag muß auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lauten. 
Es kann fi) daher nur um Lieferungsgeichäfte, demnad um Geſchäfte, die nah 
einer vereinbarten Zeit oder zu einem beitimmten jpäteren Zeitpunfte zu erfüllen 
find, handeln. Es künnen jedocd alle Arten von Zeitgeihäften in Frage kommen, 
als da find Börientermingeichäfte, einfache Termin- bezw. Fitgeſchäfte und 
bandelärechtliche Lieferungsgeichäfte auf Zeit. Alle Arten von Kaſſa- und Lote 
geihäften find außgejchloffen, weil der Begriff der Lieferungsgeihäfte auf ie 
nicht anwendbar if. Dr. Staub ift zwar anderer Meinung, indem er be 
bauptet, daß der $ 764 B. G. B. der Anwendung auf Kaſſageſchäfte nicht ent: 
gegenftehe. Zwar laute fein Wortlaut jo, als bezöge er ſich nur auf Zeitgeichäte; 
allein die Worte jeien nur ſchlecht gewählt, die zweiſelloſe Abſicht des Gelege 
gehe dahin, alle Börfengeihäfte zu treffen, weshalb $ 764 B. G. B. über jeinen 
Wortlaut hinaus ausdehnend interpretiert werden müſſey. Der befannte 
Kommentator des Handelögejegbuches verwidelt ſich Hierbei in einen unlösbaten 
Widerſpruch, indem er in den gleichen Fehler verfällt, den er dem Reichsgerichte 
jo hoch anrechnet, wenn diejed den Begriff der Börfentermingeichäfte über 5 43 
B.G. hinaus ausdehnend interpretiert und zwar aus dem gleichen Grunde, weil 
angeblich die Abficht des Gejeßgeberd darauf hinuusging, die Geichäfte, welde 
dem erweiterten Begriffe der Börjengeichäfte entiprachen, zu treffen und er ſie 
getroffen haben würde, wenn ihm bdiejelben vor Erlaß des Börjengejeges befannt 
gewejen ſeien“). Was Staub bei Auslegung von $ 764 B. G. B. recht it, 
fann dem NReichögerichte bei Auslegung von 88 48 und 66 B.G. billig ein. 
Da aber das Reichsgericht in diefem alle, wie von den verjchiedenjten Seiten 
nachgemwiejen worden ift, mit feiner Auffaffung nicht den Willen des Gejeigebers 
trifft ), jo kann auch von der Auffaffung Staubs zu $ 764 B.G.B. dus 
Gleihe auögefagt werden. Zwar fonnte einem charffinnigen Juriſten, wie 
Staub, diejer Widerſpruch nicht entgehen, und er jucht dur eine Rand: 
bemerfung, an der Klippe vorbeizujegeln, indem er ausführt, daß jeine Inter— 
pretation ganz anderer Art fei, als die des Neichögerichtes zu $ 66 B.G. Das 
Reichögericht wolle den $ 66 B.G. nicht bloß anwenden auf Geſchäfte, die das 
Geſetz treffen wollte, jondern auch auf jolche, die e8 nicht treffen wollte, die aber 
jeinen wirtichaftlichen Zweck vereiteln. Dieje Unterfcheidung ift jehr hübſch; nur 
ſchade. daß fie in gleicher Weije für die Staubſche nterpretation zu 3 764 
B. G. B. zutrifft; denn auch Staub wendet $ 764 B.G.B. an auf Geichäfte, 
die diefer Paragraph nicht treffen wollte, die aber unter Umständen feinen 
wirtichaftlihen Zweck vereiteln können. Bei der Beratung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches in der Kommiſſion, ſowohl in der eriten als auch in der zweiten 
Leſung ift niemand auf den Gedanken gefommen, daß Kaſſa- bezw. Lokogeichäfte 
jemals als Differenzgeichäfte angejehen werden fönnten. Man hat bierunter 





)Y Staub, Dr. Hermann, Kommentar zum Handelsgeſetzbuche, 6. u. 7. Aufl., Bd. II. 
Berlin 1900, ©. 1340. 

) Staub, ibid., S. 1326 ff. 

°) Bergl. Dr. Riejier, Die handelsrechtlihe Lieferungsgeichäfte, Berlin 1900. 
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ſets Lieferungsgeſchäfte auf Zeit verſtanden, bei denen reale Erfüllung aus— 
geihloffen war, und „die Abwidelung durch Zahlung des Unterjchiedes zwiſchen 
dem bedungenen Preiie und dem Kurſe oder Marktpreiſe zur Erfüllungszeit 
gihehen jolle“ ').. Die zweifelloje Abficht des Geleggebers ging daher allein 
darauf hinaus, die Spekulation in Zeitgeihäften zu treffen, die Kaffageichäfte, 
ah wenn bei ihnen feine realen Geihäftsabichlüffe beabfichtigt werden ?), un: 
behelligt zu laffen, aus welchem Grunde die ausdehnende Interpretation des 
5764 B. G. B. abzumeilen ift. Außerdem ſteht es feſt, daß die Mehrheit des 
—— den 3 764 B. G. B. trotz Widerſpruches der Regierungsvertreter in 
das Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen hat, um die Rechtſprechung des Reichs— 
gerihtes in Sachen des Differenzeinwandes zu kodifizieren und von dieſem trotz 
der Beweisführung, daß der Ausihluß der Effektiverfüllung durch konkludente 
Umftände geichehen fünne, bis dahin der Differenzeinwand für Kaflageichäfte 
nicht als zuläffig erachtet worden war’). 


Aber jelbft wenn die Abjicht großer ‘Parteien, oder gar des „Geſetzgebers“ 
eine gegenteilige gemwejen jein Sollte und man unter Umjtänden aus den 
Motiven, Kommiſſionsberichten, Reden x. etwas derartiges herausdeuten oder 
ableiten fönnte, jo muß es als ausgeſchloſſen erachtet werden, hieraus einen 
Einwand gegen den Haren Wortlaut des Gejegestertes abzuleiten. Da nämlich 
die moderne Gejeggebung, die auf parlamentartiihem Wege zuftande fommt, ein 
Kompromiß der divergierenden Richtungen darftellt und die Spuren der Partei- 
fimpfe aufmeift, der urſprüngliche Wille durch nachträgliche Anträge mwejentliche 
Abänderungen, mandmal jogar durch Zufallamehrheiten erfährt, jo können die 
genannten Materialien nur behutjam zur Auslegung des Gejeßes herangezogen 
werden. Die neuerliche ſtarke Heranziehung der Motive ift in manden Fällen 
geradezu ala ein Unfug zu bezeichnen. Eine Verwertung ift höchitens dann mög: 
ih, wenn im Gejegesterte offenfichtliche Unklarheiten auftreten. Aus jolchen 
Diaterialien aber einen angeblichen Willen des Geſetzgebers zu abitrahieren und 
durch diejen den Gejeestert geradewegs zu bejeitigen oder jeinen klaren Wort: 
laut in das Gegenteil zu verkehren, darf niemals geftattet werden, weil dadurd) 
die Fundamente unjerer gejamten Rechtiprehung ftarf ins Wanfen geraten 
würden: ein Zuftand, der ſich mit einem geordneten Rechtöleben auf die Dauer 
nicht verträgt. Von einer ſolchen jchiefen Ebene tft ein Zurüd ſchleunigſt er: 
iorderlich *). 

Was nun $ 764 B.G.B. anbetrifft, jo iſt in ihm unbeitritten und uns 
seftreitbar und auch für jedermann völlig klar nur vom Lieferungägeichäfte auf 
Zeit die Rede. Wie man biergegen behaupten kann, daß der Wortlaut nur 
\hlecht gewählt jei, ift unerfindlih. Warum jollte num gerade hier der Geſetz— 
geber ſich nicht flar über die Materie, ſoweit dieje es zuläßt, geworden jein ? 


' 246. Sigung im Jahre 1883, vergl. amtlihe Motive zum B.G.B., Bd. II, ©. 647; 
Prototolle der Kommiſſion, II. 2 des Entwurfs des 868. Berlin 1898, 
d S. 804. 

*, Entiheidung des Reichsgerichtes vom 11. April 1900. 

) Nah Abſchluß diefer Abhandlung wird ein Urteil des Reichsgerichtes vom 
t. Januar 1902 befannt, in welchen uniere Auffailung, daß Kaſſageſchäfte feine Börſen— 
'ermingejchäfte und auch feine Differenzgeſchäfte im Sinne vom $ 764 B. G. B ſind, ent 
gegen den Staubſchen nun bejtätigt wird. Vergl. „Bank-Archiv“, I. Yahrg., 
Ar 7 vom April 1902, ©. 

*, Die Geſetzesworte Hilden das Geſetz und aus ihnen ift der Sinn des Geſetzes zu 
ELLE 
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Was hindert uns, falls e8 uns in den Kram paßt, ſolches bei beliebigen 
anderen Gejeßen und ——— gleichfalls anzunehmen? Wenn man nach 
dieſer Richtung einen Anfang zugibt, iſt ein Ende nicht abzuſehen. Dieſe 
Meinung Staubs, die auch nach den angeführten Kommiſſionsberichten nach 
keiner Richtung zu halten iſt, erſcheint um ſo verwunderlicher, als der ganze 
Angel: und Stutzpunkt des $ 764 lediglich ein Zeitgeſchäft zur Vorausſetzung hat). 


Demnach können alle Kaffageihäfte duch $ 764 B.G.B. nicht berührt 
werden, jeien es gemeine Kaſſageſchäfte, aud wenn fie gleich denen an der 
New-HYorker Börje in ftarfer Weile rein jpefulativen Tendenzen dienen, ſeien 
es Großkaſſageſchäfte, die fidh nur in ganz untergeordneten Punkten vom gemeinen 
Kaflageichäfte abheben, fo 3. B. durch Bugrundelegung einer beitimmten 
Mengeneinheit von Papieren und Berechnung des wirklich gezahlten Kurſes und 
nicht eines Durchſchnittskurſes, oder ſeien es die Kaſſakontokorrentgeſchäfte. Auch 
letteres ift feiner innerjten Natur nad) ein Kaſſageſchäft; denn wenn auch der 
Bankier nah Beihaffung der Stüde, welche dem Kunden bis Ultimo gut ge- 
Ichrieben werden, dielem die Zahlung bis zum gleichen Termin freditiert, jo ſind 
doc) die Stüde vom Tage des Geichäftsabichluffes an Eigentum des Käufers, 
während dieſer in Höhe des KHaufpreifes Schuldner des Bantiers if. Der wohl 
unanfechtbare Beweis liegt darin, daß der Käufer für die ihm geſtundete 
Zahlung Zinjen in beträchtliher Höhe vom Tage des Kaufes an zu entrichten 
bat, während ihm die Stüdezinjen zu Gute fommen. Beides macht e8 daher 
unmöglid, das Kaſſakontokorrentgeſchäft der Maklerbanken als ein jimuliertes 
Lieferungsgeihäft auf Zeit zu betrachten. An der rechtlihen Natur des Ge: 
ichäftes wird nichts geändert, wenn aud) die Uebergabe der Stüde und die Be 
gleihung des freditierten Kaufpreifes zu Ultimo oder zu einem beliebigen fonftigen 
Termine kraft der Vereinbarung ftattfindet. So würde 3. B., wenn der Bankier 
vor dem Abrechnungstage Tallierte, der Hunde die Stüde gegen Zahlung des 
Kaufpreiies an die Maſſe an ſich nehmen fönnen, während beim Lieferungs- 
geihäfte nur ein Anſpruch an die Maffe befteht. 


2. Der Lieferungsvertrag muß in der Abficht geichloffen werden, daß der 
Unterjchied zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börjen: oder Marktpreiſe 
der Lieferungszeit ꝛe. gezahlt werden fol. Was verfteht man nun unter Abjicht, 
und warum muß eine Jolche al3 vorliegend angenommen werden? Abficht ift 
von abjehen abgeleitet, und ein Abjehen ift dann vorhanden, wenn ſich jemand 
bei feiner Handlung des Erfolges berjelben bewußt iſt“). Demnach hat das 
Wort Abfiht eine auf die Zukunft gerichtete Bedeutung. Im Strafrecht ver: 
fteht man unter Abficht den Erfolgsmillen, d. h. den Willen, einen Erfolg ber: 
beizuführen, wobei zwar die Wirkung fraglich bleibt und bei der bloßen Abficht 


) Vergl. Motive (S. 648) zu $ 664 des Entwurfes, jebt 5 763 B.G.B.: „Mit 
ben Gejegen, welche fich mit den Differenzgeichäften befallen, nur über bie eigentlihen und 
wahren Differenzgeihäfte Beitimmungen zu treffen und die Frage zu enticheiden, ob die- 
ielben zu den Spiel: und Wettverträgen gehören, hat feinen Zwech, weil fie — wie be- 
merft — im praftiichen Leben nicht die geringfte Rolle fpielen. Sollten aber Gründe 
vorliegen, die bezeichneten, ihnen im praftiichen Erfolge nahe jtehenden Zeitgeihäfte 
zu beichränfen, jo würde weiter zu geben fein. Ob das ange it und event. wie einzus 
greifen jei, dariiber ann erjt bei der Reviſion des Handels-Geſetz-Buches entſchieden 
werden”. Andere als Zeitgeichäfte find daher jelbft bei Bejahung der aufgeiworfenen 
Frage niemald in Ausfiht genommen. Bekanntlich war die Regierung nicht für eine 
Beſchränkung der Zeitgeichäfte. 

2, Vergl. Entiheidung des Reichsgerichts Bd. IX. 75; ferner Bd. XI, ©. 175. 
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nicht befannt ift. Er ift demnad mit Vorſatz identiſch. Wer beabfichtigt etwas 
zu tun, bat den Willen, eine Wirkung herbeizuführen. Unter Abficht ift daher 
der betätigte Wille, eine beftimmte Wirkung zu erzielen, zu veritehen. Wenn 
daher von Autoren wie Trumpler angenommen zu werden jcheint, man könne 
die Abficht haben, zu jpielen und dabei den Willen zu kaufen, jo müfjen wir 
ſolches als ein Ding der Unmöglichkeit betrachten, da Abficht und Wille identiich 
find. Es kann fich hierbei nur um den wahren oder den fimulierten Willen 
handeln; erfterer, der aud) extra protocollum vorhanden fein kann, würde die 
Abfiht der Parteien daritellen, der letztere als eine Täuſchung zu betrachten 
fein ). Nun ift nad) $ 764 Sa 2 B. G. B. nicht einmal erforderlich, daß die 
Abſicht auf Zahlung des Unterjchiedes bei beiden Parteien vorhanden ift, 
ſondern es wird für ausreichend erklärt, wenn dieſe Abficht bei einer Partei 
befteht, und die andere ‘Partei eine Kenntnis diejer Abficht beſitzt oder befien 
muß. Wenn daher das Nichtfennen diejer Abſicht auch nur auf Fahrläffigeit 
berubt, it das Geſchäft als Differenzgeichäit zu betrachten, und die gejeßlichen 
Folgen des Spieles treten ein ($ 762 B. G. B.). 

Dieje Beitimmung geht allerdingd weit über die reichögerichtliche Judikatur 
hinaus, wie fie nad dem Frontwechſel im Jahre 1892 ftattfand. Nach derjelben 
hatte ſich die Abficht der Parteien, auf Ausſchluß der Effektiverfüllung durch eine 
Willenserflärung zu äußern, welche entweder vertragamäßig jein mußte, oder 
mwenigitend durch konkludente Umftände als vorliegend anzujehen war. In der 
Genehmigung bezw. jtillichweigenden Zuftimmung zu der Abficht der andern Partei 
war auch die Abjicht der erften Partei gegeben, von der Effektiverfüllung abzujehen. 
Der hierauf lautende Vertragsabſchluß wurde demnach ala ein Sceingeichäft, 
das ein Differenzgeichäft verbarg, betrachtet. Das Reichsgericht hat 
daher jtet3 mit der vielleicht verftedten, aber konkret vorhandenen Abficht 
beider Parteien gerechnet. Durch die als vorhanden angenommene Abficht 
einer Partei wird der Charakter des Differenzgeichäftes verlafien, und es 
werden reale Kaufgeichäfte mit dem Spielcharafter belaftet. Was braucht es 
naämlich den einen Kontrahenten zu kümmern, welches die Abſicht des andern 
Kontrahenten ift, wenn die eigene Abficht ernſtlich auf ein reales Lieferungs- 
geihäft geht, und der Gegner beim Verzuge laut ernſtlich gemeinten Vertrages 
gemäß S 376 H.G. B. auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung belangt werden 
joll, wenn nicht gar die Abficht bei ihm beiteht, trog Verzuges Erfüllung zu 
verlangen. Dieſe Abficht wird ja durch den Kaufvertrag bewieſen, und es ftehen 
fh hier zwei Abfichten gegenüber, von denen diejenige auf Zahlung der Differenz 
gerichtete Abficht feine Bedeutung gewinnen kann, da ihr Vertreter ſich durch 
Abſchluß des Vertrages zur gegenteiligen Abficht verpflichtet hat. Die jeinige ift 
dadurch Hinfällig geworden. Weil der Bankier von feiner Seite Effektiverfüllung 
niemal3 ausjchließt, dürfte der Nachweis der Simulation, der von demjenigen 
geführt werden muß, welcher Rechte hieraus ableitet, wohl jelten erbracht werden 
fönnen. In ſolchen Fällen liegt ein zmeijeitiges Rechtsgeichäft, demnach ein 
realer Kauf vor und fein Differenzgeichäit, welches befanntlic nur eine ein- 
feitige Leiftung einſchließt. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche wird aber das 
Geihäft bereits ala Spiel angejehen, wenn aud) der eine Teil nur die Abficht 
auf Differenzzahlung hatte und der andere Teil dieje Abficht kennt oder kennen 
muß. Diefer Teil kennt die fragliche Abficht, wenn der andere Teil ihm den 


: N TrumplerDr. jur., rer. pol. Die Differenzgeichäfte ꝛc. Sonderabdrud aus Gold» 
ſchmidts Zeitjchrift für das gejamte Handelsrecht, Bd. 50, S. 81. 
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vertragamäßigen Ausſchluß ber Effektiverfüllung durch Willenshandlungen aus- 
drüdfich dargetan Hat. Er muß die Abficht kennen, wenn durch Vorliegen 
konkludenter Umstände auf Ausichluß der Effektiverfüllung zu ichließen iſt. Daß 
in Wirklichkeit aus konkludenten Umftänden nichts geichloffen werden ann, it 
unjchwer zu erkennen. Aber die dem einen Zeile zur Laft fallende Fahrläſſigkeit 
vindiziert ihnen durchſchlagende Beweiskraft. Es ericheint dem $ 764 B. G.B. 
gegenüber nicht überflüſſig, auf das Unzutreffende der konkludenten Umftände 
fortgejegt zu verweilen‘). Als jolhe fünnen hier gelten: 

a) jehlendes Vermögen, um abnehmen und zahlen oder liefern zu können; 

b) bedeutende Mengen der gehandelten Papiere oder Waren; 

ce) niedriger Einihuß bei Eingehung des Gejchäftes ; 

d) dem Geichäftsleben fern ftehender Lebensberuf; 

e) Auseinanderjegungen über die möglichen wirtichaftlihen Folgen des 

Geſchäftes; 

f) bisherige Art des geſchaftlichen Verkehrs. 

Sämtlihe Punkte liefern einzeln wie aud in ihrem Zufammentreften, 
wie bereit3 zum Zeil bei Betrachtung der bezüglichen Reichögerichtsenticheidungen 
angedeutet worden iſt, feinen Beweis für die Abficht eines Kontrahenten. Das 
tehlende Vermögen kann durch Kredit oder dur Erfüllung jeitens dritter Per: 
ſonen erjeßt werden, wie aud) der Schuldner nur bis zur Höhe des Preisunter: 
ichiedes in Aniprudy genommen werben fann, er aljo in dem für ihn ungünitigiten 
Falle nur ein Vermögen in diejer Höhe zu befiten braudt. Aber jelbit wenn 
er auch diejes Vermögen nicht befikt, braucht bet ihm der Wille auf Effektiv: 
erfüllung beim Abichluffe des Geichäftes nicht ausgeſchloſſen geweſen zu jein; 
denn im alle de3 Gemwinnes wird die gegenteilige Abficht betätigt und im 
Falle des DVerluftes tritt Zahlungsunfähigkeit ein, gegen welche ſich zu fichern 
Sache des Gegenfontrahenten it. Wenn ferner die Geichäfte eines Jahres 
jummiert werden, fünnen ſich bedeutende Mengen der gehandelten Papiere oder 
Waren herausſtellen. Auc hieraus ift fein zwingender Schluß auf die Abficht 
zuläffig, weil dadurch lediglich die vielfachen Umjäße eines geringen Vermögens 
bewiejen werden, dagegen feine Engagements über die Kräfte des Betreflenden, 
zumal ein großer Teil der Geichäfte fich ſtets vor Abſchluß neuer Geſchäfte er: 
ledigt. Der niedrige Einſchuß hängt weſentlich von dem Kredite, den der Kom— 
mijjionär dem Kunden gewährt, ab. Er iſt daher ala Beweis für deſſen Kredit: 
würdigfeit anzufehen, weshalb aus ihm eher das Gegenteil als die Abſicht auf 
die Differenz abgeleitet werden kann. Auch der dem Geichäftsleben fern ftehende 
Lebensberuf läßt mangel3 anderer Beweismittel einen ſolchen Schluß nicht zu, 
da Beitgeichäfte für jedermann geitattet find und ein Bedürfnis hierfür auch 
bei ganz entfernt ftehenden Berufen hervortreten fann. Es liegt fein Grund 
por, den ernſtlich ausgedrüdten Vertragswillen eines Beamten anders zu be: 
handeln, als den eines Kandeltreibenden. Die Auseinanderfegungen über die 
wirtichaftliche Natur, auch mit dem Hinzufügen, daß im Berluftfalle nur die 
Differenz entrichtet zu werden brauche, find als Belehrungen aufzufaflen, die 
') Bergl. die trefflihen Ausführungen von Dr. Staub in Holdheims Woden- 
Ichrift für Altienreht und Bankweſen, Bd. I, S. 431 ff., Berlin 1892; desgleihen Dr. Fr. 
Bendiren, Zur Frage der Differenzgeichäfte ibid., Bd. I, S. 461 ff. und Mar Arn— 
hold, Zur frage der Differenzgeichäfte, ibid., Bd. II, ©. 46; desgleihen Staub, Dr. 
Hermann, Kommentar, 6./7. Aufl, Berlin 1900, Bd. II, ©. 1339 ff.; ferner Robert 
Schnütgen, Das Differenzgeihäft, Erlanger Inauguraldifjertation, Diüfjeldorf 1899. 
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ala jolche einen zwingenden Schluß auf die Abficht des einen Teiles nicht zu: 
laſſen. Auch die bisherigen Abwidelungen durch Differenzzahlung begründen mangels 
andermeitiger Abrede feinen Schluß auf Ausihluß der Effektiverfüllung, da 
jolhe ja, wenn diejer nicht jonft irgendwie vertragsmäßig vorliegt, jederzeit ver: 
langt werden kann. Trotz allem ift der \nitiativantrag des Reichtages Gejet 
geworden, nad; welchem der Spielcharakter durch einjeitige Abſicht dargetan 
wird, wenn der andere Zeil dieje kennt oder kennen muß. 

3. Es joll der Unterjchied zwiichen dem vereinbarten Preife und dem 
Börjen- oder Marktpreije der Lieferungszeit gezahlt werden. In 
diefem Definitionsmerfmale liegt die Achillesferje der ganzen Beftimmung, 
welche bewirkt, daß bei richtiger Auslegung eine Anwendung des Paragraphen 
in der Prari® wohl nicht möglich jein wird. Denn troß allem Streben, 
diefe Gejeßesbeitimmung, wie aus dem vorhergehenden erfichtlich ift, möglichft 
weit zu fallen, damit eine ausdehnende Interpretation dur die Jurisdiktion 
möglich jei, ift mit obigem Begriffsmerfmale die alte Definition des „reinen“ 
Dirferenzgeichäftes auf den Schild gehoben worden, ſodaß alle Verſuche einer 
ausdehnenden interpretation glatt zu Boden fallen. Die Differenz, um welche 
eö ſich Handelt, befteht zwiſchen Vertragspreis und dem Börſen- oder Markt: 
preile der Lieferungszeit. Um die Widerfinnigfeit diefer Differenzaufftellung dar: 
zutun, ift behauptet worden, e8 gebe feinen „Kurs der Lieferungszeit“. Denn 
da während der Börjenzeit — in Berlin von 12 bis 3 Uhr — fortgejegt in 
den fraglichen Papieren gehandelt merde, jo entitänden zahlreiche Kurje an 
einem Tage, von dem der eine diefem, der andere jenem Kontrahenten einen 
erheblichen Nuten zu bringen verimöchte. Mangels bejonderer Abrede könnte 
man nicht wiſſen, welcher Kurs der Differenz zu Grunde gelegt werden follte. 
Da num eine derartige Abrede nicht getroffen werden fünnte, jet ein Differenz- 
geſchäft an der Börſe nicht möglich. So leichten Kaufe entrinnt man aber 
dem Molody des Differenzgeichäftes nicht. Hierzu ift eine härtere Arbeit er: 
torderlih. 8 764 B. G. B. ſpricht nicht von einem Kurſe der Lieferungszeit, 
iondern von einem Börjen: oder Marktpreile der Lieferungszeit. Falls demnad) 
ein maßgebender Börjenpreis auch nicht ermittelt zu werden vermag, fo bleibt 
namentlich für Zeitgeihäfte in Waren noch immer der Marktpreis zur Feſt— 
ftellung der Differenz übrig, weshalb auch injoweit, als diefer in Frage fommen 
fann, Differenzgeichäfte möglich find. Des weiteren jchließt auch die Vielheit 
der Preiſe während der Börjenitunden, die bei dem Umjaße eines einzigen Papieres 
bervortreten, die Feſtſtellung der Differenz nicht aus, da ja jeitens der Börjentommijfion 
Einheitsfurje notiert und veröffentlicht werden, denen eine offizielle Bedeutung 
— fiehe den amtlichen Kuräzettel des Reichsanzeigers — innewohnt. Trotz der 
Verihiedenheit der Einzelfurje liegt nun gar fein Grund vor, den Einheit: 
furs bei der Teltitellung der Differenz gemäß $ 764 B.G.B. auszuſchließen. 

Die Möglichkeit der Teititellung einer Differenz zwiſchen Vertrage- 
preis und Börſen- oder Marktpreis der Lieferungszeit ift ſonach gegeben. 
Zweifelhaft ift e8 nur, ob leßterer bei Zeitgeichäften an der Börje in Wirk: 
Iıhfeit in Frage kommen kann. Diejes muß nad) jeder Richtung verneint 
werden. Die Lieferungszeit ift bei den Zeitgeichäften typiichen Charakters durch— 
weg der Ießte Tag des Monates, der Ultimo. Der Einheitsfurs diejes Tages 





j ) Badig, Dr. jur. Georg, Der Terminhandel und jeine Behandlung durch Rechts 
Ipredung und Gejeßgebung, Breslau 11, ©. 12. 
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— es ift lediglich derjenige für Kaſſakurſe in Betracht zu ziehen — wird aber 
der Geihäftsabwidelung, jelbit im Falle der Skontration niemal® zu Grunde 
gelegt. Für die Abwidelung der Termingeichäfte, einichließlih der Prämien:, 
Stellagene und Nochgeihäfte findet, wie alljeitig befannt ift, am viertlegten 
Tage jeden Monates die Feſtſetzung des Liquidationskurjes ftatt, am drittletzten 
find die Skontris dem Liquidationsbureau einzureichen, welches den Beteiligten 
am zweitlegten Tage befannt gibt, an wen zu liefern, bezw. von wen ab: 
zunehmen iſt, worauf dann zum Ultimo die Lieferung ſich zu vollziehen hat. 
Der Einheitöfurs der Lieferungszeit fommt daher für die jchwebenden 
Termingeſchäfte gar nicht in Trage, weshalb $ 764 B. G. B. auf fie überhaupt 
eine Anwendung nicht finden fann. Auch der Liquidationskurs, der vom Börjen- 
vorftande nad jeinem Ermefjen jeitgejegt wird, der aber meiltens einem ab: 
gerundeten Einheitskurſe des Stichtages entipricht'), mithin nicht immer mit 
dieſem identiſch zu jein braucht, ift völlig unmaßgeblich für die Feſtſetzung der 
Differenz, da er lediglich Verrechnungszwecken dient. Die fraglichen Termin: 
geihäfte find hier nad) zwei Richtungen zu untericheiden, entweder fie werden 
an einem beliebigen Tage vor Ultimo durch ein Gegengeihäft erledigt, oder fie 
werden durch ein Prolongationsgeihäft jcheinbar bis zum nädjiten Ultimo ver: 
länget. Im erfteren alle befteht die Differenz in dem Berhältnifie 
des Preifes des erften Gejchäftes zu dem des zweiten Geſchäftes. Es iſt 
demnach der Unterjchied zwiſchen Kaufpreis und DBerfaufspreis bezw. Ber: 
faufsprei® und Kaufpreis maßgebend, demnach zwiſchen zwei realen Kauf— 
geihäften, die weder mit der Definition des 3 764 B. G. B. irgend etwas 
gemeinsam haben, noch auch ſonſt zu Differenzgeichäften geftempelt werden 
fünnen. Das Neichsoberhandelsgeriht Hatte bereit? in den 1870er Jahren 
eine zutreffende Kenntnis der einjchlägigen Börjenverhältniffe, wie folgender 
Ausipruch beweiſt: „Weil die für denjelben Termin gefauften und verfauften 
Papiere beiderjeit3 als durch Kompenjation geliefert gelten jollen, und die aus 
dem eriten Kaufe zu zahlende Differenz durch den Kauf und Rüdfauf feitgeftellt 
ift, ift ein jolcher Rückkauf ungeeignet, einen urjprünglich realen Kauf nadjträglich 
in ein reines Differenzgejhäft zu verwandeln ?). 

Bei dem Prolongationsgeihäfte liegt die Differenz beim Käufer im 
Report, beim Verkäufer im Deport, demnad auch nicht im Börjen- oder 
Marktpreiſe der Lieferungszeit, der nirgends in Frage fteht, und die Möglichkeit, 
das neue Geſchäft durch ein entiprechendes Gegengeihäft abzumwideln, it bis zum 
nächſten Ultimo gegeben, falls die Preisgeftaltung ſolches als tunlich erweift. 


Derartige Geichäfte, welche $ 764 B.G.B. zur Vorausfegung haben, Eennt 
daher der Börjenverfehr gar nicht, da die Uſancen desjelben, auf Grund welcher die 


i) Die Abrundung geihieht lediglih, um die Abrehnung zu erleichtern. Da er 
allein eine rechnerijche Bedeutung bat, wird durch ihn niemand geihädigt oder begünitigt. 
Bergl. die zutreffende Daritellung von Zadig,a.a.D., ©. 12 ff, die nicht zutreffende von 
Staub, Kommentar, 6. u. 7. Aufl. 1900, 3d. II, ©. 1339 ff. und derielbe, Die Differenz- 
eihäfte nad dem Böriengejep und nah dem Bürgerlihen Geiepbuce, bei Holdheim, 

d. VI, ©. 73; desgl. Trumpler, Die Differenzgeihäfte 2c., in Goldſchmidts Zeitichrift 
für das gefamte Handelsrecht, Bd.50, 1901; desgl. Coſack, Handelsrecht, 4. Aufl., ©. 389 ff.; 
ferner Leiſt, Differenzgeichäft, in Conrads Jahrbüchern, 3. F. Bd. 1; ferner Lach— 
mann, 9. dv. und Sendel M. v., Kritiſche PVierteljahrsfchrift für Gefepgebung und 
Rechtswiſſenſchaft, N. F. Bd. XVI(XXXV), Münden und Leipzig 1893. Siehe aud 
Adler im Archiv für civiliftifche Praris, Bd. 83, Heft 2. 

2, Erkenntnis des Neichsoberhandelägerichtes vom 23, März 1875, Bd. 17, ©. 43. 
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Geihäfte abgejchloffen werben, fie ausichließen. Erit der Schadenäberechnung 
gemäß 8 376 Abi. 2 H.G. B. kann der Unterſchied des Kaufpreiſes und des 
Börſen- oder Marktpreijes zur Zeit und am Orte der geichuldeten Leiftung zu 
Grunde gelegt werden. In den meilten Börienbedingungen ift diefe Berechnung 
in der Weile geregelt, daß der Nichtläumige fi) am nächſten Tage auf Koften 
des Säumigen fichert, d. h. ift er Käufer, dann hat er die Effekten oder die 
Ware zum Börjenpreije einzukaufen, ift er Verkäufer, die entiprechende Verkaufs: 
operation zu machen. Von einer abitrakten Differenzberechnung, wie fie hanbels- 
rechtlich) geradezu vorgeichrieben ift, kann auch im Falle der Nichterfüllung unter 
diejen Umftänden nicht die Rede ſein. Selbft dann, wenn die Börlenufancen 
(io $ 18 der Berliner Bedingungen) ohne Kauf oder Verkauf die Schabens- 
erjagberechnung wegen Nichterfüllung unter Zugrundelegung des Kaſſakurſes des 
Zwangsregulierungstages geitatten, wird das reale Kaufgeihäft hierdurch fein 
Differenzgeihäft, ichon aus dem Grunde, weil beim Abſchluſſe des Geſchäftes 
von feiner Seite die Abficht auf die Differenz zwiichen dem Vertragspreiſe und 
dem Börjenkurje der Lieferungäzeit vorgelegen hat, vielmehr die gegenteilige 
Abfiht, das Geihäft durd ein Gegengeihäft zu fompenfieren. Wer das Gegen: 
teil behauptet, hat den Beweis zu erbringen. Uebrigens ift eine joldhe Be: 
hauptung, der Berzug jei beim Abichluffe des Geichäftes beabfichtigt, einfach 
läderlich, weil der einen oder anderen Partei durch ein Gegengeihäft günjtigere 
Chancen zuftehen als durch Verzug. Dazu kann aud aus jonftigen Gründen 
nicht angenommen werden, daß bei ber Zmangsregulierung gemäß $ 18 der 
Berliner Bedingungen ein reines Differenzgeichäft, wie e& von $ 764 B. G. B. 
vorausgeſetzt wird, vorliegt, wie ziemlich treffend von Rümelin ausgeführt worben 
ft’). „Daß die nunmehr in frage jtehende Verabredung das Geihäft zu einem 
reinen Differenzgeichäfte jtempele, läßt fich keineswegs behaupten. Denn über: 
heht man die einzelnen Vertragsbeftimmungen in ihrem ganzen Zuſammenhange, 
jo ergibt fi, daß der nichtiäumige Zeil überall beſſer geftellt ift, als der 
läumige, daß jomit ein indirefter Drud auf bie Parteien ausgeübt wird, zu 
realer Erfüllung zu jchreiten. Sobald aber die reale Erfüllung begünftigt wird, 
kann man nicht mehr ohne bejonderen Nachweis in konkreto behaupten, dab die 
Parteien diejelbe nicht gewollt haben. Nur wenn der Säumige ganz diejelben 
Rechte hätte, wie der Nichtjäumige und zwar eben nur das Recht auf Bezahlung 
der Differenz, würde folder Schluß zu ziehen jein *).“ 

„Die Begünftigung der realen Erfüllung erfolgt, wo das Recht auf Er: 
füllung zu beftehen und das Recht des Rüdtrittes vom Vertrage beim Berzuge 
des Gegners ausgeſchloſſen ift, vielfach dadurdy, dab der jäumigen ‘Partei eine 
Konventionalftrafe (dieje Bezeichnung können wir aud) da verwenden, wo fie 
aus dem Wortlaute der betreffenden Beftimmungen fich nicht ergibt) auferlegt 
wird, z. B. in Höhe des Prolongationsjages oder in Höhe der bei einem event. 
Selbithülfegefchäfte aufzumendenden Dtaflercourtage. Allein, mo aud) joldhes nicht 
der Fall, dem nichtjäumigen Zeile jedoch das Recht des Selbithülfegeichäftes mit 

) In „Kritiihe Vierteljahrsichrift für Gejepgebung und Rechtswiſſenſchaft“, N. F., 
B. (XXXV), Münden und Leipzig 1898. Herausgeber W. v. Lahmann und M. 
d. Se . 

= Iſt jest auf Grund von $ 764 B. G. B. zu bejtreiten, weil der eine Kontrahent 
beim Abichlufie des Geſchäftes nicht wuhte und aud nicht willen fonnte, daß der andere 
Kontrahent jäumig zu werden die Abſicht hatte. Bon einem Wiſſenkönnen kann nicht 
geiproden werden, weil diefer ſelbſt erft die bezügliche Abficht jpäter gefaßt hat, da er ſie 
dorhet gar nicht haben konnte. 





608 Wermert. Ueber Weien und Bedeutung der Differenzgeihäfte in rechtlicher umd 


oder ohne Beachtung einer Provifion zuerkannt it, wird ſchon ein gemifler in— 
direfter Drud auf die reale Erfüllung ausgeübt. Der Säumige hat immer 
Aniprüche betr. die weiteren Koften des Selbithülfegeichäftes zu gemärtigen und 
deshalb kann das Geſchäft nicht als reines Differenzgeichäft gelten“. Daß tat: 
ſächlich als Schadenserjag wegen Nichterfüllung aud) bei Anwendung von $ 18 
der Berliner Bedingungen eine abitrafte Differenzberehnung nicht vorkommt, 
erhellt aus dem Umſtande, daß regelmäßig eine Berechnung der Handelsipeien, 
Stempel: und Maklergebühr ftattfindet. Die auf diefem Wege bewirkte Zwangs- 
regulierung ift daher, worin wir Zadig beipflichten, als eine Art Selbfteintritt 
analog dem Selbfteintrittsrechte des Kommiſſionärs aufzufaflen. 

Indem bei Termin: und ſonſtigen Zeitgeihäften ein Börjen: oder Markt: 
preis der Lieferungäzeit gar nicht in Trage fommt, können nad) dem Inkraft— 
treten de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs jene Urteile des Neichögerichtes nicht mehr 
ergehen, nad; denen die Möglichkeit, das Geſchäft jchon vor dem ala maßgebend 
bezeichneten Stichtage abzumwideln, nicht dem Wejen des Geſchäftes als Spiel: 
geichäft widerjpreche‘), weil nach der Erjegung des gemeinen echtes bezw. des 
Partikularrechtes durch das Bürgerliche Gejegbud hierfür eine gejegliche Unter: 
lage nicht mehr vorhanden iſt. 

Bei ſämtlichen Börſengeſchäften beſteht ſonach eine Differenz zwiſchen ver: 
einbartem Preiſe und dem Börſen- oder Marktpreiſe der Lieferungszeit nicht, 
ſondern es werden auf Grund der Uſancen von einander unabhängige ſelbſtändige 
Handelskäufe abgeſchloſſen, die ſich, wie zugegeben werden kann, größtenteils 
dur Kompenjation erledigen mögen. Will man aber mit aller Gewalt eine 
Differenz Eonjtruieren, jo befteht bloß eine ſolche zwiſchen dem Kaufpreiſe und 
dem Berfaufspreije zweier auf diefer Grundlage beruhender Geichäfte, wie eine 
jolche durch jedes Handelsgeſchäft eritrebt wird. Will man nun dem Differenz 
charakter noch weiter auf die Spur fommen, jo fann man im äußeriien Falle 
nur einen Unterjchied zwiſchen dem vereinbarten Preije und dem Preife eines 
beliebigen jpäteren Zeitraumes, an weldem das Gegengeihäft zur Realijation 
gelangt, feftitellen, der mit der Differenz des $ 764 B.G.B. nichts zu ſchaffen 
bat, auch aus dem Grunde, weil hier ftet3 Leiftung und Gegenleiftung vorliegt, 
weshalb dieje Beitimmung auf die bezeichneten Geichäfte eine Anwendung nicht 
finden fann. Die ausdehnende Rechtſprechung des Reichsgerichtes ift daher 
durch die flare Beitimmung des $ 764 B.G.B., die allein das „reine“ Differenz- 
geihäft zur VBorausjegung hat, bejeitigt, oder jollte doch bejeitigt jein. Die 
fonfludenten Umftände, die Abficht der einen Partei und jelbit die Fahrläſſigkeit 
des Nichtkennens der anderen ‘Partei find gegenüber diejer Begriffsbeftimmung, 
die den materiellen Inhalt des Geſchäftes zum Gegenftande hat, machtlos. 
Wenn der Gejegeber aud eine unpraftiihe Gejegesbeitimmung nicht jchaffen 
wollte, fie aber in Folge mangelnder Geſchäftskenntniſſe tatſächlich geichaffen 
bat, jo ift die Rechtſprechung nicht befugt, fie auf Geichäfte auszubehnen, die 
durch die Merkmale des 8 764 B. G. B. nicht getroffen werden, da er nicht zu ent: 
ſcheiden hat, welche Geichäfte nad) dem Willen des Gejeßgebers von ihr berührt und 
welche nicht berührt werben jollten. Soll die Beſtimmung eine praktiſche Bedeutung 
erhalten, ſo mag dieſer ſeine mangelhafte und in ſeinem Sinne unzulängliche Arbeit 
verbeſſern. Bei dem Verſuche wird ſich die Schwierigkeit noch einmal deutlich und 
klar erweiſen, welche der Reichstagskommiſſion bei Schaffung von 3 764 B. G. B. 


) Ertenntnis vom 31. Januar 1894, desgl. vom 29. Dezember 1894, Bd. 34. 
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entgegengetreten ift und durch welche dieſe, troß der Warnung der Reichöregierung 
ich nicht abhalten ließ, jenen Paragraphen zu formulieren, der nicht die Recht: 
ſprechung des Reichegerichts nad) dem berühmten Frontwechjel vom Yahre 1892 kodi- 
fiziert, jondern dieſe wider Willen in Wirklichkeit zur Theorie des reinen Differenz- 
geichäftes zurüdgebradht hat. Für Zermingeichäfte und handelsrechtliche Lieferungs- 
geſchäfte auf Zeit kann aud im vollswirtichaftlichen Intereffe eine Anwendung 
des Differenzeinwandes nicht für ftatthaft erachtet werden. 

4. Die Differenz joll von dem verlierenden Teile an den gemwinnenden 
gezahlt werden. Durdy die ausdrüdliche Hervorhebung dieſes Umſtandes ift in 
nicht mißzuderfennender Weile auf die Eharakterähnlichkeit des Vertrages mit 
dem Spiele hingewiejen worden. Allerdings kann bei jedem Handelsgeſchäfte 
der Abichließende einen Gewinn erzielen, oder aud einen Verluft erleiden. Das 
finanzielle Ergebnis des Geichäftes hängt von der Kalkulation, der Konjunktur 
und vielen jonftigen Umftänden ab und hat mit dem Kaufe, der eine zweijeitige 
Leiſtung einichließt, nichts zu Ichaffen. Wenn aber beim Abichluffe des Vertrages 
laut 8 764 B.6.B. von einem verlierenden und einem gewinnenden Zeile 
geredet wird, während beim Kaufe beide Teile verlieren und aucd gewinnen 
fonnen, unter allen Umſtänden aber der Leiftung eine Gegenleiftung entipricht, 
jo iſt damit die einfeitige Leiftung deutlich beftätigt. Daher ift auch bei Be: 
trachtung dieſes Umftandes der Kauf ausgeichloffen, und es ift klar erfenntlich, 
dab nur „reine“ Differenzgeichäfte die Vorausſetzung diefer Beitimmung bilden. 

Wie verhält fih nun $ 764 B.G.B. zu ſolchen Termingeſchäften, die 
vermittelft einer Liquidationskaſſe zur Abwidelung gelangen? 

Da der Regiftereinwand gemäß dem Börjengejege für dieſe Geichäfte nicht 
in frage kommen fann, weil die Perjonen oder Firmen, mit denen bie 
Liquidationskaſſe verkehrt, in das Börjenregiiter eingetragen fein müffen,') bleibt 
nur der Differenzeinwand auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuches als möglich 
übrig. Daß Effektiverfüllung bei der Warenliquidationsfaffe in Hamburg nicht 
ausgeihloffen ift und auch nicht ausgeſchloſſen werden kann, ergibt ſich aus ben 
genauen Beftimmungen in $ 18 ff. des Regulativs für Termingeichäfte in Kaffee, 
die in gleicher Weile au für Termingeſchäfte in Zuder maßgebend find. 
Hiernach kann der Verkäufer die verkaufte Ware in den legten drei Werktagen 
des dem Lieferungsmonate vorhergehenden Monats oder an einem Werktage 
des Lieferungsmonats andienen, er muß die Ware jpäteitens brei Werktage vor 
dem fetten Werktage des betreffenden Monats bis 11 Uhr vormittags andienen. 
Der Käufer hat die Ware vom Tage der Andienung an bis jpäteftens am 
dritten Werktage nad) dem Tage, an welchem die Andienung der Gelellichaft 
jugegangen ift, zu empfangen. Die Gejellichait hat fich das Recht vorbehalten, 
ihrem Käufer bis 11 Uhr vormittags des letzten Werktages der Lieferungszeit 
anzudienen. Wenn der Empfänger nicht unter Beobachtung genau vorgeichriebener 
Regeln meiter verkauft hat, jo wird das als Vorausfegung angenommen, daß 
er die Ware empfangen will u. ſ. f. Widelt ein Kontrahent aber ein Geſchäft 
durh ein Gegengeihäft ab, d. h. find vom ihm zwei Liquidationsicheine, in 
deren einem er als Käufer, im andern als Verkäufer ericheint, übergeben worben, 

) So beftimmt 8 2 des Regulativs für Termingeihäfte in Kaffee der Waren 
lionidationstajie in Hamburg: „Die Gejellihaft verbucht Kontrafte nur für jolde Firmen 
oder Perionen, welhe in das Börjenregifter für Waren im allgemeinen oder für Slaffee 
im beionderen — für Einzelfirmen, wenn deren Inhaber voritehender Beitimmung gemäß 
— eingetragen find.“ 

Annalen des Deutichen Reiche. 1908. 39 
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jo wird von ber Gejellichaft jojort Abrechnung bewirkt, und er kann über jein 
Guthaben verfügen ($ 17 des Regulativs). Ein Unterſchied zwiſchen dem ver- 
einbarten Preije und dem Börſen- oder Marktpreiſe der Lieferungszeit liegt 
in dieſem fyalle nicht vor, wie e8 $ 764 B. G. B. vorausjegt, ſondern ed handelt 
ſich bier Hipp und Kar um einen Unterichied zwilchen zwei Vertragspreiſen, dem 
Einfaufspreiie und dem Berfaufspreife zweier Geſchäfte. Weil dad Geſchäft 
bereitö vorher völlig abgewidelt und aud Erfüllung geleiftet worden ift, kommt 
ein Börſen- oder Marktpreis der Lieferungszeit weder materiell noch ideell in 
Trage, während man bei der Abwidelung durch das Skontrierungsverfahren bei 
Zugrundelegung eines Liquidationskurjes unter völligem Mißverkennen des Vor: 
ganges allerdings einen ideellen Börjen- oder Marktpreis der Lieferungszeit hat 
berausfonftruieren wollen. 

Nun könnte noch folgender Einwand gemadt werden. Ein Kontrahent 
eht ein Termingeſchäft in der Abficht ein, von $ 24 des Hamburger Regulativs 
Gebraud) zu maden, nämlich al® Verkäufer die Ware nicht bis 11 Uhr vor: 
mittags am britten Werktage vor dem legten Werktage des Lieferungsmonats 
anzudienen. Bon diejer Abficht hat er den anderen Kontrahenten in Kenntnis 
gejegt, oder ber gr muß die Abfiht kennen. Nun bat beim Berzuge 
des Verkäufers die Gejellihaft das Recht, entweder die Differenz zwiichen dem 
Kaufpreiie und dem in dem betreffenden Monat für den laufenden Monat 
zulegt notierten Abrechnungspreife von ihm zu jordern — demnad den Unter: 
ſchied zwiſchen vereinbartem Preiſe und Börjenpreis der Lieferungszeit — oder 
fi für Rechnung des Verkäufers und zwar ohne vorgängige Anzeige und ohne 
Zuziehung eines beeidigten Vermittlerd beſtmöglichſt zu deden. Natürlich ftehen 
die gleichen Rechte auch dem Käufer der Gejellichaft gegenüber zu, mit dem 
Unterjchiebe, daß für diefe der Endpunkt der Erfüllung auf 11 Uhr vormittags 
des ar Werktages des Lieferungsmonats —** it. 

uch in diefem alle liegt fein Differenzgeihäft vor, und der Vertrag 
kann nicht als Spiel angejehen werben. Denn ftellt ſich die Konjunktur für 
unfern Kontrahenten günftig, jo wird er ein Gegengeichäft eingehen und die 
betreffende Differenz kommt nicht in Frage. Erft bei ungünftiger Konjunktur 
läßt er ſich in Verzug jeßen mit der gekennzeichneten Wirkung. Demnad) 
liegt die Borausjegung dem PBertrage nicht zu Grunde, daß die Differenz 
von dem verlierenden Zeile an den gewinnenden zu entrichten ift, jondern es 
macht der Nichtſäumige einfad) von dem ihm in $ 376 Abi. 2 H. G. B. aewährten 
Rechte Gebrauch. Dazu hat er nocd die Möglichkeit, fid) für Rechnung des 
Säumigen — durch Selbfthilfefauf — beſtmöglichſt zu deden, wodurd) Effektiv: 
erfüllung geradezu erzwungen wird. Die Abfiht unjeres Kontrahenten ift da— 
ber zu Waſſer geworden. Die Wirkung beider Möglichkeiten läuft freilich auf 
eins hinaus; denn der Gelbithilfefauf kommt jchließlid zum Börjenpreife des 
Tages zuftande, an welchem er vorgenommen wird, weshalb in den meiiten 
Fällen, wenn man der Ware nicht dringend bedarf, ſchon des Beitgewinnes 
halber, die Berechnung der Differenz an feine Stelle tritt. 

Um alle Eventualitäten abzufchneiden, ift endlich darauf zu verweilen, daß 
bei dem Verkehre der Liquidationzfaffen ein verlierender und ein geiwinnender 
Teil überhaupt nicht vorhanden ift, weshalb aud) ein Vertrag in der Abſicht 
auf die Pifferenzahlung des einen an den andern Zeil nicht vorfommt. Die 
Verträge der Liquidationsfaffen fommen in der Weile zuftande, daß zwei Kon— 
trahenten mit Hilfe der bei der Kaſſe zugelafienen Makler Geſchäfte abſchließen 
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und dieſe in das Eingangsbuch der Kaffe eintragen laffen. Die Liquidations- 
faffe tritt al3 Kontrahentin beiden Vertragsichließenden gegenüber in das Gefchäft 
ein, wodurch fie beiden die ordnungsmäßige Erfüllung der Geſchäfte garantiert '). 
Die beiden Kontrahenten haben ſodann gegen einander überhaupt feine Ber: 
pilichtungen, jondern der Käufer hat von der Kaffe feine Ware gegen Ent: 
rihtung des vereinbarten Preijes zu empfangen und der Verkäufer hat an bie 
Kaſſe gegen Erlangung des vertragsmäßigen Preijes zu liefern. Es kann mit: 
hin einen verlierenden und einen gewinnenden Zeil nicht geben, wie auch, falls 
es beide geben würde, Zahlungen von dem einen an den andern Teil nicht er: 
folgen. Für die Geichäfte der Liquibationskaflen kann daher 8 764 B. G.B. 
aud) auf irgend einem Umwege nicht herangezogen werden. -— 


War nun die Einichaltung von 3 764 B.G.B. überhaupt notwendig ? 
Wie bemerkt, ift er durch die Reichstagskommiſſion in das Bürgerliche Geſetz— 
buch trog des MWideripruches der Vertreter des Bundesrates eingefügt worden. 
In der Zat war diefe Bemühung, die nur geringen Erfolg haben fonnte, 
überflüflig, weil das Bürgerlice Geſetzbuch bereits eine ausreichende Menge 
von Beitimmungen aufwies, um Rechtsgeſchäfte für unwirkſam zu erklären; und 
zwar find ſolche abjolut nichtig, wenn fie der gejeßlich vorgeichriebenen Form 
ermangeln ($ 125 B. G. B.), wenn fie gegen ein gefegliches Verbot verftoßen 
(5134 B. G. B.), wenn fie gegen die guten Sitten gerichtet find ($$ 138, 139 
8.9.8.), wenn die Leiltung unmöglich iſt ($ 360 B.G. B.); relativ nichtig find 
ſie) wenn fie Spiel oder Wette darftellen (88 762, 763 B. G. B.), oder beim 
Verlöbnis ($ 1297 B.G. B.); fie find anfechtbar beim Scheingefchäfte oder bei 
der Simulation ($ 117 B. G. B.), beim Mangel der Ernftlichkeit ($ 118 B. G. B.), 
beim Irrtum oder bei unrichtiger Uebermittelung ($S 119, 120 8.6.8.) und 
bei argliftiger Täufchung oder Drohung ($$ 123, 1234 B. G. B.). Für einDifferenz- 
geihäft, welches unter dem Scheine eines Lieferungsgeichäftes abgeichlofjen worden ift, 
genügt bereits $ 117 B. G. B., um es ald nichtig zu erklären; denn ein ſolches 
Geihäft ift mit dem andern Kontrahenten unter deſſen Einverftändnis nur zum 
Scheine abgeichloffen. Durch dad Scheingefhäft wird ein anderes Rechtsgeichäft 
verdeckt, nämlich im unferen Falle der Ausſchluß der Effektiverfüllung, weshalb 
die Borjchriften, welche für das verdedte Rechtsgeichäft, nämlich für das Differenz: 
geihäft gelten, Anwendung finden. Auch beim Vorhandenjein mündlicher 
Nebenabreden wird der jchriftliche Vertrag auf Lieferung, als nicht ernitlich ab: 
gegeben, angenommen werben müffen, und da der Mangel der Ernitlichkeit 
— Falle nicht verkannt werden kann, fo iſt der Vertrag als nichtig an— 
zuſehen. 


Die Regierung war daher völlig im Rechte, wenn fie ſich gegen bie 
Aufnahme von $ 764 in das Bürgerliche Geſetzbuch erklärte, weil hierdurch nicht 
nur etwas höchſt Meberflüfliges, jondern auch etwas begrifflich nicht ſcharf zu Er- 
— in dieſes Geſetzwerk Aufnahme fand, das ihm nicht zur Zierde gereichen 
onnte. 


831 des Regulativs der Warenliquidationskaſſe in Hamburg lautet: „Die Geſell— 
chaft garantiert beiden Kontrahenten die ordnungsmähige Erfüllung derjenigen Geſchäfte, 
welche die bei ihr als Makler zugelaflenen Perſonen ihr aufgegeben haben, und melde fie 
in ihr Eingangsbuch eingetragen hat; fie übernimmt dieje Garantie dadurch, daß fie ſich 
jedem Kontrahenten gegenüber als Gegenfontrahentin bezeichnet.“ 

) Das heißt, die Rechtsgeſchäfte haben rechtliche Gültigkeit, aber fie erzeugen kein 
Kngeredht. 
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Solange der $ 764 B. G. B. aber nicht bejeitigt ift, muß mit ihm gerechnet 
werden. Es muß demnad die Frage aufgeworfen werden, welche Folgen ſich 
ihm anjdließen. Der Vertrag ift ala Spiel anzujehen. Das Differenz: 
geſchäft wird daher nicht mit dem Spiele identifiziert, was einen argen rechts 
wiſſenſchaftlichen Verſtoß bedeuten würde, ſondern es wird lediglich feſtgeſtellt, 
daß er wie das Spiel behandelt werden ſoll. 

Durch Spiel oder Wette wird nun aber nad) $ 762 B. G. B. eine Ber: 
bindlichfeit nicht begründet. Jedoch kann das auf Grund des Spiels 
Geleiftete nicht deshalb zurüdgejordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht 
beitanden hat. Eine Verbindlichkeit, die zum Zwecke der Erfüllung einer 
Spielſchuld eingegangen wird, ift nichtig, inäbejondere ein Schuldanerfenntnis. 

Während nad) $ 66 Abi. 4 B.G. eine Rüdforderung des bei oder nad 
völliger Abwidelung des Geichäftes zu jeiner Erfüllung Geleifteten nicht ftatt- 
findet, fann bier das auf Grund des Spieles Geleiftete nicht zurückgefordert 
werden. Leiftung ift in beiden Fällen Erfüllung. Es findet bei der Leiftung 
eine DVermögensübertragung ftatt. Eine Leitung auf Grund des Spieles kann 
unanfechtbar vor, während und auch nachher ftattfinden'). Will daher 
ein Bankier oder Kommillionär dem Differenzeinwande auch bei Eingehung 
reiner Differenzgeichäfte entgehen, jo hat er ſich nicht nur eine Sicherheit be 
ftellen oder einen Einſchuß auszahlen zu laſſen und zwar zum Zwecke der Er: 
fülfung der Spiel- oder Geſchäftsſchuld, jondern er hat fi) die Erklärung zu 
verichaffen, daß die beftellten Sicherheiten oder der empfangene Einſchuß eine 
Leiftung auf Grund des Spieles jein joll für den Fall, daß fein Kontrahent 
der verlierende Teil ift. Derartige Leitungen auf Grund des Spieles fönnen, 
auch wenn fie vor oder bei Eingehung des Geſchäftes ftattfinden, deshalb nicht 
zurücgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beftanden hat. Ob eine 
Verpflihtung aus dem Vertrage rejultiert und welchem Zeile dieje zur Laft 
fallt, kann erft nad) völliger Abwidelung feftgeitellt werden. Die Möglichkeit 
bleibt nicht ausgeichloffen, daß feinem Zeile eine Verpflichtung zur Leiftung zur 
Laft fällt, wenn nämlich zufällig der vereinbarte Preis mit dem Börſen- oder 
Marktpreiie der Lieferungszeit zulammentrifft. 

Die Leiftungen fünnen in Geld, Wechſeln, Pfandobjekten aller Art x. 
beftehen. Bei Wechſeln iſt e8 gleichgültig, ob fie fremde Unterſchriften tragen 
oder nur mit eigener Unterichrift des Verpflichteten verjehen find. Wenn leßtere 
auch nur Zahlungsveriprechen und feine Yeiftungen darftellen, jo können fie doch 
raſch in Leiftungen umgejeßt werden, wenn nur das Einverftändnis des Aus- 
fteller8 vorhanden ift, welches ja vor Abſchluß des Differenzgeichäftes leicht 
beichafft werden kann. Das Gleiche ift bei Pfandobjekten der Fall. Ohne ein 
ſolches Einverftändnis gelten aber die beitellten Sicherheiten lediglich als eine 
Verbindlichkeit, die zum Zwecke der Erfüllung der Spielſchuld eingegangen it, 
und nicht als eine Leiftung auf Grund des Spieles, weshalb fie zurüdgejorbert 
werden können. 

Ein Eduldanerfenntnis auf Grund des Spieles ift nichtig aus vor: 
ftehendem Grunde. Dagegen fann ein Darlehen zum Zwecke des Abſchluſſes 
von Differenzgeihäften mit Rechtskraft eingegangen werden, weil es feine Ver- 
bindlichteit zum Zwecke der Erfüllung einer Spielſchuld darſtellt. Es 


u Dr. G. Pland, Bürgerlihes Gejegbuh nebſt Einführungsgeieg, Anm. 2a zu 
Ss 762 B. G. B. 


wirtichaftt. Hinficht. IV. Die neueite Bejepgebungsphaie ꝛc. — V. Betrachtungen ꝛc. 613 


darf indeſſen diejes Darlehen nicht unter den Begriff des Scheingeichäftes Fallen 
117 B. G. B.), aus welchem Grunde e3 nichtig wird. 

Im übrigen mag hier auf unjere Ausführungen zu $ 66 B.G. verwieſen 
werden. Zum Schluffe wollen wir noch einmal darauf hinmweijen, daß $ 764 
8.6.3. wegen ſeines materiellen Inhaltes feine Anwendung auf die beitehenden 
Geſchäftsſormen an der Börje jowie auch außerhalb derjelben finden fann. Dazu 
laſſen ſich auch die Folgen unter genauer Berüdjichtigung von 3 762 Abjat 1 
Satz 2 B. G. B. zum größten Zeile bejeitigen, aus welchem Grunde der Differenz: 
einwand auf ein verſchwindendes Maß eingedämmt zu werden vermag. Eine 
Gefahr liegt nur in der gegenwärtig faum nach diefer Richtung vorhandenen 
aber möglichen prätorianiihen Omnipotenz der Yurisdiktion, weshalb immer 
zu befürchten bleibt, daß durch die „ausdehnende” uterpretation der 88 762, 
764 B. G. B. die bezeichneten Schranken bderjelben durchbrochen werden und die 
Differenzgefahr über alle Ufer flutet und empfindlich ftörend und jchädigend 
in unſer Wirtichaftsleben eingreift, wobei der reellfte Geſchäftsverkehr, aud) 
wenn deffen Notwendigkeit notoriich it, in feinem Beſtande bedroht werben 
fann und die Unficherheit fich wie ein lähmender Alp auf Handel und Ber: 
fehr herniederjentt. Daher ift es erwünjcht, daß der verfehlte $ 764 B. G. B., 
diejer unſchöne Fleck im jchönen Bürgerlichen Gejegbuche bei der bevoritehenden 
Abaͤnderung des Börjengelees mit befeitigt wird, da er ganz entidhieden der 
wirtihaftlichen Entwidelung unſers Volkes nicht entipricht umd dieſes bei der 
errungenen Höhe eines ſolchen Gängelbandes nicht mehr bedarf. 


V. Betrachtungen über die Auffafiung des Differenzgeichäftes in der 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur. 


Die falſche Auffaffung des Differenzgeichäftes, welche ſich vielfach im 
öffentlichen Leben und bejonders in der Rechtſprechung geltend macht, ift größten: 
teils auf mangelhafte und jchiefe Darftellungen in unterer ſtaats-, ſowie recht3- 
wiffenihaftlichen Literatur zurüdzuführen. Selbft bei hervorragenden Vertretern 
der Wiflenichaft find oft unzutreffende Vorftellungen bes Differenzgeichäftes vor: 
handen, weshalb bei der praftiihen Anwendung der verſchwommenen und un= 
Haren Begriffe größere Unzuträglichkeiten nicht vermieden werben fünnen. Es 
dürfte daher wohl nicht als unlohnend abgemwiefen werden, an der Hand vor: 
hegender Ausſprüche zur Klärung der Frage einen geringen Beitrag zu liefern. 

Einer unſerer älteften handelswiſſenſchaftlichen Schriftiteller diejes Spezial: 
gebietes, der treiflihe Büjch kommt aus feiner praftiichen Kenntnis der Ham: 
burger Berhältniffe zu einer beachtenswerten Daritellung der Differenzgeichäfte, 
der man Hand und Fuß nicht abiprechen kann: „Einer kauft am 2. Januar 
Reis, den 2. April zu liefern, die 100 Pd. zu 14 ME. Gilt an diefem Tage 
der Reis 16 ME. und der Verkäufer fieht, daß er feine Rechnung nicht dabei 
getunden hat, jo gibt er dem Käufer 2 ME. auf 100 Pfd., um melden der 
Reis jeht teurer ift. Gälte er aber 12 ME., jo würde der Käufer dem Ber: 
fäufer die 2 ME. geben, welche der Reis mohljeiler geworden ift. — Man 
würde das einen Reufauf nennen, desgleichen oft bei ernfthaft gemeinten 
Geihäften vorfommt, und worin nichts Unrechtes ift. Allein wenn vollends jolcher 
Handel mit dem Vorſatze geichloffen wird, daß feiner von beiden Zeilen ihn 
halten, jondern nur einer von beiden auf Unfoften des andern gewinnen will, 
ſo ift das feine Handlung eines vernünftigen, jondern bloß eines ſpielſüchtigen 
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Mannes. In der Zat hört man auch von dergleichen Vorfällen unter Kauf: 
— ce jelten, und in vielen handeltreibenden Staaten verbieten ihn die 
Gejete ’ 

Mit für feine Zeit wunderbarer Klarheit zeichnet Büſſch das Weſen der 
Differenzgeichäfte, die nur dann vorliegen, wenn beim Abichluffe des Vertrages 
Effektiverfüllung von beiden Parteien ausdrücklich ausgeihloffen wird. Ein nach— 
heriges Abgehen vom Bertrage, jodaß derjelbe in der Wirkung auf die Zahlung einer 
Differenz hinausläuft, kann ein Geichäft, falls Effektiverfüllung nicht ausgeſchloſſen 
worden iſt, nicht zu einem verwerflichen Differenzgeſchäfte ſtempeln, das, wie auch 
Büſch ſchon treffend bemerkt, unter Kaufleuten ſelbſt ſelten iſt. Die geſamten 
Geſchäfte an der Börſe, wie auch der ganze Handelsverkehr können daher nie— 
mals als Differenzgeſchäfte aufgefaßt werden, da durch Börſengebräuche und 
Handelsuſancen der Ausſchluß der Effektiverfüllung geradezu verhindert wird. 


Anſtatt von dieſem verhältnismäßig zutreffenden Begriffe des Differenz— 
geihäftes auszugehen, ſpiegelt ſich in der ſpäter folgenden ſtaatswiſſenſchaft— 
lihen Literatur eine erftaunlihe Unficherheit über das Weſen Ddesjelben 
wieder, eine Unficherheit, die mehrfady geradezu zur Begriffsverwirrung geführt 
hat und von jchädlichen Folgen für unjer Wirtſchaftsleben geweſen ift, indem 
durch fie unrichtige Anſchauungen in Die —— a Asa und 
Verwaltung bineingetragen worden find. So hat ;. Cohn feinen zu: 
treffenden Begriff des Differenzgeichäftes aufgeftellt, — auch das, was von 
ihm über die Spekulation geſagt wird, den Nagel auf den Kopf trifft: „Iſt 
nicht Spekulation in allem Handel bald matter bald lebhafter hervortretend 
anzutreffen als ein weſentliches Stück von ihm ſelber, als Mutmaßung eines 
zukünftigen Wertes aus gegenwärtigen Merkmalen, als das Prinzip der Aus— 
gleichung der Gütervorräte durch die Zeit hindurch? Wird nicht ſogar der Klein— 
handel, der ſeiner Natur nach als recht eigentlich lokal nichtſpekulativ iſt, dennoch 
auch nach ſeinem Teile davon ergriffen? — 

Warum alſo eine ſpezielle Form des Handels mit einem Begriffe iden— 
tifizieren, der weit darüber hinaus ſein Bereich hat? — Und wenn an dem 
„Spekulanten“ in der oft vernehmbaren Meinung ein Odium klebt, ſo hängt 
dies mit der Erfahrung zuſammen, daß Irrtum und Leidenſchaft leider ſehr oft 
der Spekulation das Gepräge des Unvernünftigen gegeben haben; uns iſt das 
Andenken von klaſſiſchen Perioden ihrer wunderlichſten Ausartungen aufbewahrt; 
aber was hat der Tulpenſchwindel, der Südſeeſchwindel, die große Projektenwut 
der Lawſchen Zeit überhaupt, da die Spekulation in Frankreich, England, Holland 
toll geworden war, mit dem Differenzgeſchäfte zu tun? In alledem war jene 
Form weder das Weſen noch auch nur der Ausdruck der Spekulation; den 
Inhalt gaben Beſtrebungen, Bedürfniſſe, welche der Zeit am Herzen lagen — 
zu der Form bedurfte es des Differenzgeſchäftes nicht... .. Aber die Differenz: 
geihälte, fie haben an den Ausichweilungen der Unternehmungsluft wenig 
Schuld gehabt. Hat man doch länaft auf den Ueberfluß an bdisponiblen 
Kapitalien, auf die Niebrigteit des Zinsfußes als Erflärungsgrund für zahl: 
reihe „Handelskriſen“ aufmerfjam gemadt; und bem Differenzgeichäfte wird 
gerade die Kapitallofigkeit der Spekulation vorgeworfen 


Büſch, Darſtellung der Handlung. Hamburg, 1799, Bd. I, S. 3%. 
N Cohn, Dr. Sujtav, Zeitgeſchäfte und Differenzgeihäfte in Hildebrands 
Jahrbücher, Bd. VII, Jena, 1866, ©. 379. 


wirtichaftliher Hinficht. V. Betrachtungen üb. die Auffafiung des Differenzgeichäftes ꝛe. 615 


Nur nebenbei mag hier bemerkt werden, daß die Flüſſigkeit des Gelb- 
lapitals und die Niedrigkeit des Zinsfußes nicht die Urfache der Krifen jondern 
eine Begleitericheinung oder höchftens eine Folge derjelben bilden; denn wenn 
der Unternehmergewinn ftodt, ift es ſelbſtver ändlich, daß beichäftigungälofes 
Kapital auf den Markt ftrömt, in feftverzinslichen Papieren Anlage ſucht und 
nun den Zinsfuß drüdt. Während an dieſer Stelle Cohn den Ausdrud Differenz: 
geihäft in einem Sinne gebraudt, daß es faft mit Termingeſchaͤft für identiſch ge: 
halten werden fann, fommt er in weiterem Verlaufe jeiner Ausführungen zu einer 
näheren Darftellung besjelben ): „Die Ericheinung, wie man fie ſich vorzuftellen 
pflegt, näͤmlich ein juriſtiſch erweisbares Differenzgeihäft, der Art, wie es unter 
anderem eine Entſcheidung des Rheiniichen Senats des preußiichen Obertribunala 
erflärt *): „„Reine Differenzgefchäfte find jolcye, bei welchen das Kaufgeſchäft 
nur Die Form, die Gewinnung der Differenz aber das Weſen und ber einzige 
Zweck des Geichäftes ift, wobei alio auf bie Differenz zwiſchen Schluß: und 
Verfalltag Ipekuliert wird'““ — ift in der Wirklichkeit kaum überhaupt vor: 
gefommen.“ ... „Gleichwohl läßt fich die Tatſache nicht leugnen, daß auf den 
Börlen unjerer Zeit, wo das Zeitgeſchäft fich entwidelt hat — ſei e8 in Papier 
—, jei e8 im Warenhandel —, eine Maſſe von Verträgen geichlofjen wird, 
die am Ende nur auf die Zahlung (den Empfang) einer Differenz hinaus: 
laufen; inwieweit indefjen die Abſicht beim Eingehen des Bertrages ſich darauf 
richtete — das ift nicht jo leicht zu erfennen ; denn alle Verträge werden auf 
wirfliche Lieferung geſchloſſen.“ Sit letzteres der Fall, jo liegen wirfliche 
Kauf und feine Differenzgeihälte vor. Wer aus dem Eingehen eines Differenz: 
geichäftes etwas herleiten will, hat zu beweiſen, dab ein Scheingeihäft vereinbart 
iſt, weil bis zum erbrachten Nachweife angenommen werden muß, daß fich die 
Abſicht der Parteien mit dem abgeichloffenen Bertrage in Uebereinftimmung 
befindet. Unterwerfen ſich aber beide ‘Parteien den Börjenbedingungen, d. 5. 
unterfertigen fie die Schlußnote, hat diejelbe ſonach für fie Rechtskraft, jo ift es 
einleuchtend, daß eine gegenteilige Abficht nicht als beitehend angenommen 
werden kann. Solche Geſchäfte aber als Differenzgeichäfte zu bezeichnen, kann 
nicht lebhaft genug abgemwiejen werden, weil hierdurd zu Mibverftändniffen ohne 
Ende Beranlaffung gegeben wird. — 32 Jahre jpäter tritt bei Cohn noch die 
gleihe Auffafjung hervor, indem er bemerkt’): „Nah den in Deutichland 
geltenden Gejegen iſt das Spiel unflagbar, und dem Spiele wird das jogen. 
„reine Differenzgeichäft“ gleichgeitellt. Aber was ift ein „reines Differenz: 
geihäft“"? Nach der berrichenden Rechtsanſicht ift es nicht ein reines Differenz: 
geihäft, wenn der Gedanke einer oder beider Parteien auf unmittelbare Er: 
langung ber Differenz des Preijes gerichtet ift. Vielmehr wird dazu gefordert, 
dab die Differenz ber unmittelbare Gegenjtand des Vertrages iſt. Während 
das Reichögericht fih auf dieſen Grundjag geitellt bat, iſt durch jeine Recht⸗ 
ſprechung ein anderes und zwar ein neues Moment in die Begründung bes 
„reinen Differenzgejchäftes” eingeführt worden. Diejes ift die Kenntnis bes 
einen der beiden Vertragichliegenden davon, daß die zu beziehenden oder zu 
liefernden Waren (Wertpapiere) da8 Vermögen des andern Kontrahenten über: 
fteigen. 2. „Das Weſen des „Börjenipieles“ kann mit dem Begriffe des 


N, Ibid. ©. 387. 

?, Entiheidung vom 9. März 1858. 
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Differenzgefchäftes oder des „reinen Differenzgeichäftes“ nicht richtig gefaßt 
werden. Es gibt durchaus legitime Funktionen des reinen (!) Differenzgeihäftes, 
welche die Identifizierung desjelben mit dem „Spiele“ unmöglich maden.“ ... 
„Andererjeits find Ausichreitungen in der Form des Differenzgeihäftes un: 
leugbar vorhanden, gegen welche mit geeigneten Mitteln vorzugehen it.“ 

An begrifflicher Schärfe haben dieſe Ausführungen nicht gerade gewonnen. 
Adgejehen von der nicht ganz zutreffenden Darlegung des reichögerichtlichen Be: 
griffes des Differenzgeichäftes faßt Cohn das Börfenipiel enger als die reinen 
Differenzgeichäfte, die unter Umständen legitim jein fünnen und deshalb dem 
Epiele nicht gleichgeftellt werden dürfen. Hier wird das Termingeihäft mit dem 
reinen Differenzgeichäfte verwechjelt ohne Berüdfichtigung, daß beide jo qut mie 
gar nicht® miteinander gemeinfam haben. Das Termingeſchäft ift befanntlich 
ein Handelsfauf, bei welhem die Leiftung des einen Kontrahenten der Leiſtung 
des andern gegenüberfteht, dem aljo ſtets eine gegenjeitige Leitung zu Grunde 
liegt, während das Differenzgeihäft einen Vertrag daritellt, nad) welchem beide 
Zeile alternativ das Recht erlangen, vom andern Zeile eine Leiftung ohne 
Gegenleiftung oder ohne auch nur erfüllungsbereit zu fein, zu fordern. Wie 
immer wieder betont werden muß, ift das Differenzgeichäft überhaupt fein Kauf, 
weshalb für Börjentermingejchäfte dieje Bezeichnung weder im rechtlichen noch 
im wirtichaftlichen Sinne verwandt werben darf. 

Bei Roſcher und feinen Vorgängern finden wir feinen Elaren Begriff 
des Differenzgeichäftes, wie aus folgender Bemerkung hervorgeht‘): „Nach dem 
Zeitpunkte, welchen der Kaufmann zur Vollendung jeines Geichäftes im Auge 
bat, unterjcheiden wir Bedarfs- und Spefulationshanbdel: jener berechnet 
auf das augenblidlice Bedürfnis der Konjumenten, diejer die Vorräte ſam— 
melnd für eine fünftige Nachfrage. Der leßtere, welcher eine viel höhere Aus- 
bildung aller kaufmännischen Fähigkeiten und Kapitalien vorausjegt, ſcheint noch 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts außerhalb der Niederlande jelten 
gemwejen zu jein. Die niederen und mittleren Kulturjtufen halten das Voraus: 
berechnen der Zukunft nicht bloß für waghalfig, Jondern wohl gar für unſittlich. 
Auch ift nicht zu leugnen, daß ſich alle feineren Ausartungen des Handels, mo 
der Gewinn des einen Teiles auf dem Berlufte des anderen Teiles beruht, am 
leichteften beim Spefulationshandel einftellen: jo namentlich die geflifientliche 
Benugung, ja, Beförderung von Irrtums- und Notpreijen im großen, ſowie die 
volfswirtichaftlih ganz unfruchtbaren Differenzgeichäfte, bei denen gar feine 
wirkliche Uebertragung der Ware beabfichtigt iſt. Doc geht Rau zu meit 
in der Behauptung, dab Zeitkäufe im Gegenjage von Tagesfäufen weder zur 
leichteren Anlage von Kapitalien, noch zur leichteren Bildung von Staatsan: 
leihen=, Aktiengejellichaften ac. beitragen. Der Spefulationshandel hat das Gute, 
die Vorräte des Marktes zu konjervieren und zwar auf feine Koften und Gefahr. 
Er gleicht überhaupt bei normalem Betriebe dem Eugen Hausvater, welcher die 
Zukunft der Seinen voraus berechnet, und zwar um jo richtiger, je höher im 
allgemeinen die Kultur geftiegen ift.“ 

Differenzgeichäfte in Effekten jcheint Rojcher überhaupt nicht vorauszujegen, 
jondern nur folde in Waren. irgend eine nähere Charakterifierung wird nicht 
gegeben. Sie jcheinen ihm Zeitgeichäfte wie alle jonitigen Zeitgeihäfte zu fein, 
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nur mit der Einichränfung, daß eine „wirkliche Uebertragung der Ware” nicht 
beabjichtigt if. Daß ſodann Differenzgeichäfte überhaupt feine Handelsgeichäfte 
jein können und von der Börje ausgeichloffen find, darüber fcheint Roſcher 
ahnungslos hinweggeglitten zu jein, wie auch über ihre eigentliche Natur, na= 
mentlich über die Differenzberechnung bei ihm eine Aufklärung nicht ftattfindet. 

Außerordentlich verworren ift die Vorftellung, welche Biſchof vom Weſen 
des Differenzgeichäftes entwirft: „Das Zeit: oder Lieferungsgeihäft geitaltet ſich 
zum bloßen Differenzgeichäfte, wenn es die Spefulanten nicht auf wirkliche 
Lieferung, jondern bloß auf die „Realifierung der Differenz“ des Schlußtags- 
preije8 und des Erfüllungstagapreijes abjehen. Das Differenzgeichäft artet leicht 
in Spiel und Wette aus und ift gefährlich, indem es Leuten mit geringem 
Kapitale die Beteiligung am Börjengeichäfte ermöglicht; es kann aber auch „von 
echt faufmänniiher Berechnung getragen jein“ und als „Organe der Anregung 
eines in der Zeit mweitblidenden Nachdenfens über die Momente der Preisbe— 
ſtimmung“ der Stetigfeit der Preisbewegung Vorſchub leiſten))“. Indem bie 
Differenz fi aus der Vergleichung des Vertragspreiſes mit dem Preiſe zur 
Lieferungszeit ergibt, Hat man der Betrachtung ein reines Differenzgeichäft zu 
Grunde gelegt, welches weder Kauf, noch Spiel oder Wette darftellt, jondern 
ein Vertrag sui generis ift. Wie diefer Vertrag nun leicht in Spiel und zu: 
gleich Wette ausarten joll — beide zeigen noch erhebliche juriftiiche Unterjchiede 
— ift gänzlich) unverftändlih. Dann joll es wieder von echt kaufmännischer 
Berechnung getragen jein, was wohl nur äußert jelten möglich fein wird, da 
dieie Geſchäfte im faufmännifchen Leben faum vorfommen. Auch wird es fich 
wohl nur wenig ereignen, daß die ‘Berjonen, welche reine Differenzgeichäfte ab: 
ichließen, von einem weitblidenden Nachdenken über die Momente der Preis- 
beftimmung erfüllt find. Vielfach werden fie ſich geradezu dem blinden Zufall 
überlaffen. Daß aber jchließlid; durch Differenzgeichäfte der Stetigfeit der 
Preisbildung Vorſchub geleiitet wird, ift ausgeichloffen; denn wenn zwei Ber: 
jonen an einem beitimmten Tage einen Preis firieren und erklären: „Steigt 
bis zum Ultimo der Preis, dann haft bu mir die Differenz zu entrichten, fällt 
der “Preis bi3 zu diefem Tage, dann bin ich hierzu verpflichtet,“ jo wird durch 
eine berartige Vereinbarung irgend welcher Einfluß auf die Warenbewegung 
ober den Effeftenverfehr nicht hervorgerufen, fie tangiert den Geſchäftsverkehr 
überhaupt nicht und kann daher auch von feiner Einwirkung auf denjelben fein, 
ebenjowenig ala ein Vertrag des Inhaltes, ob der Aprikojenbaum ultimo April 
blüht oder nicht, von einer Einwirkung auf das Blühen in der Natur jein 
fanrı oder die Entfaltung des Frühlings jördert. Erſt wenn ein Dedungs: 
geihäit an der Börſe ausgeführt wird, oder der Kommiſſionär den Auftrag 
durch Selbfteintritt zur Erledigung bringt, wobei Effektiverfüllung nicht aus— 
geichloffen wird, die Möglichkeit einer ſolchen daher für jede Partei beitehen 
bleibt, findet eine volle Einwirkung auf den Verkehr und damit aud) auf die 
Preisbildung durch dieſes Geſchäft ftatt, mweldyes aber weder im rechtlichen noch 
im wirtſchaftlichen Sinne als Differenzgeichäft bezeichnet werden darf. 

Strud, it dagegen anderer Anfiht?), wenn er ala Differenzgeichäite 
diejenigen Verträge bezeichnet, „die nicht durch wirkliche Uebertragung, ſondern 

) Bijchof, Dr. Hermann, Grundzüge eines Syſtem der Nationalöfonomil oder 
Boltswirtichaftsiehre, Graz 1876, ©. 497. 


Strud, Dr. Emil, Die Effettenbörje. Eine Bergleihung deuticher und engliicher 
Zuftände. Leipzig 1881, ©. 59. 
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durch bloße Differenzzahlung erfüllt werden.“ „Diefe hat man nun vom 
juriftiichen Standpuntte aus bald für Spiel, bald für Wette erflärt, weil den 
Kontrahenten jeder ernitliche Wille der Verpflichtung zur Lieferung oder Ab— 
nahme fehle. Dan jtellt fi, wenn zwei Perjonen ein Differenzgeichäft über 
Lieferung eined Wertpapieres nad etwa 14 Tagen zum Kurſe von beiſpiels— 
halber 90 abjchließen, vor, daß hierin von jeiten des Käufers die Wette Liege, 
der Kurs werde am Erfüllungstage über 90, von jeiten des Verkäufers, er 
werde unter 90 ftehen, und von beiden Seiten das Verjprechen, daß der Unter— 
liegende dem Sieger die Differenz zahlen jolle, um welde der am Berfalltage 
auftretende Kurs von dem vereinbarten entfernt jein würde. Diele Wette jei 
bei dem Vertrage das Prinzipale, das Kaufgeihäft nur eine über jene geworfene 
Hülle. Die Erfüllung des Geſchäftes jei gar nicht beabfichtigt und eine Ber: 
pflihtung zur Abnahme und Lieferung wolle man gar nicht eingehen’). 

Dieje Auffaffung entipricht indeſſen den tatſächlichen Verhältniffen feines: 
wegd. An der Londoner Börje fommen feine Verträge mit der Klauſel des 
Ausſchluſſes wirklicher Lieferung vor, und aud an ben beutichen Handelsplätzen 
gibt e8 derartige Berabredungen vegelmäßig nicht, höchſtens mögen fie ausnahms: 
weile hie und da einmal getroffen werden. Die Verbindlichkeit zu realer Trans: 
aktion wird regelmäßig vereinbart. Sie kann freilich faktiich für den einen 
Kontrahenten oder aud) für beide ihre Bedeutung verlieren, wenn biejelben fich 
in ein neues Engagement gerade entgegengejegten Inhaltes einlafjen, wenn der 
Käufer ein Berkaufsgeihäft über die gleihe Summe abſchließt, der Verkäufer 
ein Kaufgeſchäft. Aber auch in diejem Falle kann nur die Verpflichtung faktiſch 
untergehen, fie muß e3 nicht. Denn wenn die Perjon, mit welcher der Käufer 
im erften Vertrage das Verkaufsgeſchäft eingegangen ift, am Erfüllungstage nicht 
dad Papier abnehmen und zahlen fann, jo bleibt diefer dem Berfäufer aus 
dem erften Bertrage dafür obligatoriidy verhaftet. 

Das jogenannte Differenzgeichäft ift deshalb feiner rechtlichen Natur nad) 
ebenjo eine emtio venditio, wie der Kauf und Verkauf des gewöhnlichen Lebens. 

Diejes juriftiiche Verhältnis Hat aber auch jeine weittragende wirtichaftliche 
Bedeutung. Ohne jene reale Verpflichtung könnte der Spefulationshandel feine 
ernſthafte Nachfrage nad) und fein ernfthaftes Angebot von Wertpapieren erzeugen. 
In Wirklichkeit jet fi) nun die Gefamtheit der einen wie des andern aus den 
an die Börſe gelangenden kapitaliftiichen und fpekulativen Aufträgen zufammen ?). 

Das reine Differenzgeihäft, welches Strud im eriten Zeile obiger Aus- 
führungen zutreffend jchildert, fteht in unüberbrüdbarem Gegenjage zu dem 
jogen. Differenzgeichäfte, wie e8 an der Börſe üblich fein joll. Während das 
eritere mit einem Kaufe nichts gemein hat, ift das leßtere ein realer Handels— 
fauf, der, wie Strud dartut und worin ihm jeder mit offenem Blicke begabte 
Nationalöfonom unfraglich beiftimmt, abjolut notwendig und für unjer wirt: 
ſchaftliches Geſchehen gar nicht zu entbehren iſt. Trotzdem hat ſich gegen dieſen 
Kauf eine weitgehende Agitation entfaltet, und die Geſetzgebung, ganz beſonders 


) Bender, Verkehr mit Staatöpapieren, 2. Auflage, 1830; N Por 
ade in Goldihmidts Zeitichrift für das br Handelsrecht, 

416 ff.; Malß, Ueber Kompenfationsturfe, Klagbarkeit der jogen. —— * 
= die rechtliche Natur der Börjenabrehnungen; Grünbut, Das Börfen- und Maller- 
recht und feine Neugeitaltung_ \ AL ERIERENE: Zeitichrift für das private und öffentliche 
Recht der Gegenwart, Bd. II, ©. 

*, Bergl. Ent, Börfengefäfte in Conrads Handwörterbud der Staat#- 
wiffenfchaft * II, 
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aber die Rechtſprechung haben ihn ftets mit jcheelen Augen betradhtet, wodurch 
eine heilloje Verwirrung in unjer öffentliches und gewerbliches Leben getragen 
worden ift. Die Schuld hieran liegt, wie gejagt, zum Zeil an einigen umjerer 
nationalöfonomijchen Forſcher, die in begrifflicher Inkonſequenz die Definition bes 
reinen Differenzgeichäftes, wie ihn die Jurisprudenz im Anjchluffe an die Be 
griffe des römiichen Rechtes über Spiel und Wette bereitö vor mehr ala einem 
Jahrhundert formuliert hat, auf Geſchäfte angewandt haben, die niemals 
Differenzgeſchäfte jein können, wenn fie aud zum größten Zeile durch Zahlung 
der Differenz zwiſchen Einkaufs: und Verkaufspreis ihre Erledigung finden, 
was übrigens wohl bei der Mehrzahl jämtlicher Handelsgeſchäfte der Fall jein 
dürfte‘). Und wenn aud bei dem einen oder andern Gelehrten, der fich be: 
ſonders mit dieſer Frage befaßt hat, eine richtige Erkenntnis dieſes Verhält- 
niſſes durchdringt, ift er meiftens doch der Verwechſelung und der mißbräuch— 
lihen Anwendung des Begriffes „Differenzgeichäfte“ nicht energiſch genug ent: 
gegengetreten. Vielmehr hat die faljche Anwendung immer mehr um fich ge: 
griffen, und fie ift jo tief eingewurzelt, daß jogar in neuefter Zeit Dr. Trumpler 
auf dieſem Irrtume jeine Theorie der Differenzgeihäfte im Rechtsfinne und 
Differenzgeſchäfte im wirtſchaftlichen Sinne aufgebaut hat, bie naturgemäß in 
ſich zuſammenbricht, wenn dargetan wird, daß es „Differenzgeſchäfte im wirt: 
ihaftlihen Sinne“ überhaupt nicht gibt und die einjchlägigen Geſchäfte lediglich 
in mißverftändlicher Auffaffung und in gänzlich unpafjender Weije mit dieſem 
berüchtigten Epitheton belegt worden find?). Geht doch Trumpler in jeinem 
Drange der Untericheidung der Geihäfte im Rechtöfinne und im wirtichaftlichen 
Sinne jo weit, daß jogar das handelsrechtliche Lieferungsgeihäft auf Zeit als 
ein Termingeſchäft im wirtichaftlihen Sinne bezeichnet wird, eine Auffaffung, 
die nicht allein völlig verkehrt ift, da ein Termingeichäft ftets ein Fixgeſchäft zur 
Vorausſetzung haben muß, ſondern auch fälſchlich die ausdehnende Inter⸗ 
pretation“ unſeres höchſten Gerichtähojes zu unterſtützen geeignet iſt, wonach der 
Regiſtereinwand auch auf das handelsrechtliche —— — — 
Verkennung ſeines Weſens, im gewiſſen Sinne anwendbar ſein kann?). 

artige ſyſtematiſierende Spielereien find daher im Hinblicke auf die len, 
für unjere wirtichaftliche Entwidelung oft recht unlieblamen Folgen beſſer zu 
unterlaffen. Auc wird durd) fie nicht allein feine Klarheit hervorgerufen, jondern 
die vielfach herrichende Verwirrung nur noch gefteigert. 

Abgejehen von Politikern und Tagesſchriftſtellern liegt auch, namentlich 
für wiſſenſchaftliche Nationalökonomen nicht der geringſte Grund vor, den Be 
grift Differenzgeichäjte auf ſolche Geichäfte anzumenden, die gar feine find, ſondern 
die lediglich legitime Termingeſchäfte darftellen, deren Notwendigkeit und Nützlich— 
fit do von feiner urteilsfähigen Seite beftritten wird. Man gibt bierdurd) 
der Jurisprudenz und Rechtſprechung nur Gelegenheit, durch eine ſubtile Ca— 


Solches wird wohl jo ziemlich allgemeine Zuſtimmung finden, wenn man die 
ungebeuere Anzahl von Geihäften ins Auge faht, bie täglih an jedem Handelszentrum 
abgeihlojjen werden. Auch find die Zeiten des Corpus juris canonici, welches jedes Kaufen, 
um zu höherem Preife wieder zu verkaufen, verbot, dahin. 

) Trumpler, Dr. jur., rer. pol., Die Differenzgeichäfte nah dem Bürgerlichen 
Geiegbuhe und nad dem Börjengefepe, Boldicmidts Zeitichrift für das geſamte H 3 andels⸗ 
teht, Bd. 50. Auch im Sonderabdruck S.9 fi. Uebrigens tft die Trumplerſche Unterjheidun ng 
bereit8 bei Bendiren vorhanden, der in Holdheimd Monatsicrift, Bd. IV, ©. 
(1895) ro Differenzgeichäfte von rechtlichen trennt. 

a.D., Sonderabdrud, ©. 8. 
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juiftit den Begriff der reinen Differenzgeichäfte immer weiter auszudehnen und 
aud) auf fie anzuwenden. Scließt man das Geihäft auf Grund von Börien- 
ufancen ab, ift für die Parteien die Möglichkeit vorhanden, Effektiverfüllung zu 
verlangen, jo kann der rechtliche Charakter des vorliegenden Termingeſchäſtes, 
wie immer wieder betont werden muß, durch die nachträgliche Abwickelung ver- 
mittelft Zahlung einer Differenz, die ja nur diejenige zwiichen Kauf: und Ber: 
faufspreis jein kann, nicht zu einem Differenzgeihäfte umgewandelt werden. 
Für dieſe Geſchäfte nun den Begriff eines neuen von dem „reinen“ Differenz: 
geichäfte abweichenden Differenzgeihäftes Eonftruieren zu wollen, ift entichieden 
zu verwerfen, weil hierdurch 1. die beklagte Verwirrung in weitelten Freien 
geradezu befeftigt wird, 2. die gefennzeichneten Termingeichäfte aud einen völlig 
abweichenden rechtlichen und wirtſchaftlichen Charakter befigen und 3. für fie in 
der Praxis namentlich im Börjenverfehr der Ausdrud Differenzgeihäfte niemals 
Anwendung findet, fie unter diefem Namen in der Geichäftswelt gar nicht bes 
kannt find. Ein Differenzgeihäft in wirtichaftlihem Sinne bildet eine con- 
tradietio in adjecto, zumal auch reine Differenzgeichäfte gleich Spiel und Wette 
nicht wirtichaftlich einzumirken vermögen. Die Termingeſchäfte haben dagegen 
die umjfafjendfte wirtichaftliche Bedeutung, dazu ift ihre Bezeichnung in der 
Praris als ſolche allgemein üblich, weshalb auch die Wifjenihaft nicht hindern 
kann, für die Geichäfte der bezeichneten Art nur den Namen Termingeichäfte in 
Anwendung zu bringen, wodurd viel Yrrtum bejeitigt und nicht wenig Klar: 
heit neichaften wird. Daß der Geihäftsmann, den modernen Verfehröverhält- 
niffen entiprechend, bei der Erfüllung zum möglichſt einfachiten Syſteme der 
Abwickelung jchreitet, mag es fich Elearinghouje, Skontrierungsverfahren oder 
Liquidationskaſſe benennen, kann den rechtlichen Charakter des Geihäfts nicht 
beeinträchtigen und entipricht den jolideiten faufmännijchen — — wie 
auch die Ware nicht corporaliter von einem Speicher zum andern übertragen 
u werden braucht, weil ſich ſolches durch Warrants ꝛc. bequemer bewerk— 
—* läßt. — 

Eine recht verſchwommene, unklare Auffaffung finden wir bei David Kohn’), 
die auch in logiicher Hinfiht nicht unanfechtbar iſt. Er jucht feitzuftellen, dab 
zwilchen dem jogen. Differenzgeihäfte und jonitigen kommerziellen (!) Geſchäften 
fein Begriffsunterjchied beiteht. „Erftend deshalb nicht, weil der Gegenftand 
diefer wie jener Kauf und Verkauf ift und weil... . auch bei jenen niemals 
bedungen wird, daß feine effektive Lieferung und Uebernahme erfolge und weil 
derjenige, der ein folches mit Differenzen abzumwidelndes Geihäft ſchließen will, 
wenn ihm jein Verkäufer das Getreide gekündigt und er feine Käufer hat, dem 
er es überweilen fann, ebenjo übernehmen muß, wie wenn er a priori in dieler 
Abſicht gekauft hat. Es gibt aber bejonders deshalb zwiſchen beiden feinen 
Begriffsunterichied, weil im Weſen jeder Handel ein Differenzgeihält iſt, meil 
für den Kaufmann immer da8 Gewinnen der Differenz zwiſchen Kauf: und 
Verkaufspreis der Hauptzweck des Geſchäftes ift. Ein Begriffsunterichied zwiſchen 
beiden ift aljo nicht vorhanden, aber im mejentlichen (!) untericheiden fie ich 
doch von einander. Das unterjcheidende Kriterium müſſen wir darin juchen, ob 
der Kaufmann während des Differenzgewinnes der Volkswirtichaft irgend einen 
Dienft leiftet oder nicht. Und in diefer Hinficht müffen wir zugeben, daß ein 
Zeil der Termingeichäfte, welcher a priori mit der Abſicht der Nichteffeftuierung, 


Kohn, David, Der Getreidehandel, Leipzig, 1891, S. 154. 
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reip. der Abwidelung durch Kompenjation geichlofjen wird, wenn er auch volls— 
wirtſchaftliche Dienfte Ieiftet, dieje den verurfachten Schaden nicht aufwiegen, 
weshalb wir diejen Zeil in Ermangelung eines befjeren Namens Differenz 
geihäft oder Spiel nennen.“ 

Kann man fich eine erheblichere Begriffäverwirrung, wie fie in vorjtehenden 
Zeilen gegeben ift, denfen? Wie würde der alte Büſch, wenn er fie hundert 
Jahre nad) dem Erjcheinen ſeines Hauptwerfes hätte vorfinden können, die 
Hände gerungen haben! Ohne eine Ahnung des Begriffes ber reinen Differenz: 
geichäfte zu befiken, werden bier Differenzgeihäft, Spiel und ZTermingeichäfte 
für völlig gleichwertig erklärt. Ein Begriffsunterichted joll nicht vorhanden jein, 
do jollen fie ſich „im weſentlichen“ unterfcheiden! Wie ſolches möglich fein 
fan, ift für den logiſch Denfenden ein Rätjel; denn der Begriff eines Gegen: 
ftandes muß befanntlicd) die mwejentlicen Merkmale desjelben einichließen. Was 
num die a priori vorhandene Abficht der Nichteffektuierung betrifft, jo hat dieſe 
feine greifbare Bedeutung, weil der Verpflichtete a posteriori zur Effektiverfüllung 
gezwungen werden fann und zwar auf Grund der Börfenujancen, nad) welchen 
der Bertragsabihluß erfolgt. Der Vertrag ftellt ſich daher als ein regelrechtes 
Kaufgeihäft dar, das die Erfüllung zu einer beftimmten jpäteren Zeit zur 
Borausfegung hat. Ein Differenzgeihäft ift aljo nicht als vorliegend zu er: 
achten, noch weniger ein Spiel, welche Begriffe übrigens auch nicht ohne weiteres 
gleichgeftellt werden dürfen. Dann wird die Abficht der Nichteffeftuierung der 
Abwidelung durch Kompenſation gleichgeordnet, ohne zu beachten, daß durch 
KRompenjation, joweit fie erfolgen fann, eine unanjechtbare Erfüllung gegeben 
ift, und ſoweit die eingegangenen Geichäfte nicht kompenfiert werden können, 
Effeftiverfüllung bewirkt werden muß. Es ſchließt daher eine weitgehende Ver— 
fennung des Weſens des Differenzgeichäftes und des Spiels ein, wenn man 
die obigen Geichäfte, die jeder Kaufmann ſoweit möglich durch Kompenfation 
erledigt, mit ihnen zu vergleichen ſich bemüht, oder ihnen gar gleichftellt. 
Volfswirtichaftliche Dienfte jollen dieſe Gejchäfte leiſten, aber fie wiegen den ver: 
urſachten Schaden nicht auf! Wie diefer Schaden hervorgerufen ift und worin 
er befteht, ift micht näher jubftantiiert. Da dieſe Geichäfte ſich von jonftigen 
Zermingeihäften in nichts untericheiden und troß geheimer Abficht die gleichen 
Rechte und Pflichten aufweiſen, wie die übrigen, kann der „verurfacdhte Schaden“ 
auch nur mit dem Schaden, den die Termingeichäfte im allgemeinen im Gefolge 
führen, zujammenjallen, und wenn diefer Schaden durch volkswirtſchaftliche 
Dienfte nicht aufgemogen wird, jo ift damit der gejamte Terminhandel für 
ihäblich erachtet worden. Da ſolche Schlußfolgerungen einer ernten Wider- 
legung nicht bedürfen, fünnen wir hiermit die Betradhtung David Kohns ver: 
laffen. u 


Der wünjchenswerten Schärfe begrifflicher Darlegungen ermangelt gleichfalls 
Bayerdörffer‘), wenn wir bei ihm aud) eine ungleich zutreffendere Kenn- 
zeichnung des Zerminhandels finden. Doc) verfällt er in den bereits mehrfach 
gerügten Fehler, den Begriff „Differenzgeſchäft“ auf geichäftliche Vorgänge an: 
zuwenden, die mit ihm nichts zu jchaffen haben, wenn er jid) wie folgt äußert: 
„Der ganze Zerminhandel — ob Spiel oder mit dem Effektivgeichäfte zu— 
jammenhängend — bewegt ſich in gleichen Formen. In den Kontrakten ver 





*) Bay erdörffer, U, Der Kaffee-Terminhandel, in Conrads Jahrbüchern, 
Il. 5&., Bd. 1, Jena 1891, ©. 857. 
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pflichtet fich jeder Käufer zur Annahme und jeder Verkäufer zur Lieferung der 
Ware; es liegt aljo urfprünglich immer ein Zeitgejchäft vor, welches fih nur 
durch die börfenmäßige Form von einem gewöhnlichen Effektivgeichäfte für ipätere 
Lieferung unterfcheidet. Erſt dadurch, daß jeder von ihnen jpäter einen Gegen: 
kontrakt abzuſchließen beabfichtigt, wird daraus ein Differenzgeihäft; der Käufer 
braucht dann die angekündigte Ware nicht abzunehmen, er übermeilt fie einem 
zweiten Gegentontrahenten ; der Verfäufer braucht nicht zu liefern, jondern über: 
weift die ihm aus dem zweiten Kontrakte angekündigte Ware jeinem Käufer mit 
dem eriten Abſchluſſe. Er läßt fih alio beim Zuftandefommen eines Termin: 
geichäftes äußerlich nicht feftitellen, zu welchem Zwecke dasſelbe gemacht wird; 
dadurch ift der Ausichluß jolcher Differenzgeihäfte, des Börſenſpiels, ſehr er: 
ichwert, weil eine Beichränfung hier aud eine ſolche der berechtigten Termin: 
geichäfte herbeiführen kann.“ 

Der grundjäglihe Wehler, in den Bayerdörffer verfällt, liegt in 
folgendem : Nah ihm wird aus einem Termingeſchäfte ein Differenzgeichäft, 
wenn jpäter ein Gegengeihäft abgeichlofien wird. Diejer fundamentale Irrtum, 
der auch bei anderen Schriftitellern gefunden wird, mag an dieſer Stelle tunlichit 
bejeitigt werden. Die rechtliche Natur des Termingeſchäftes bleibt unverändert, 
jelbft wenn nadträglid; eine Abänderung des Vertragswillens zwiichen den 
Parteien derart zuitande kommt, die Erfüllung in anderer Weile als durch 
direkte Effektivlieferung zu bewirken. Es fann daher nur von der Hand ge 
wiejen werden, es mit einer irreführenden Bezeichnung, etwa der des „gemiichten“ 
Differenzgeichäftes zu belegen. Es iſt und bleibt ein Termingeihäft. Bei den: 
jenigen Geſchäften aber, welche nad) Bayerdörffer nadträglic zu Differenz: 
geichäften werden, findet jelbit eine jpätere Abänderung des Vertragswillens 
nit einmal flatt; denn wenn in der Folge ein Gegengeichäft eingegangen wird, 
haben wir nit einen Geichäftsabichluß, jondern deren zwei vor uns, bie 
zwei gänzlich von einander unabhängige Geichäfte darftellen, welche nad ihrer 
rechtlichen Natur und ihrem materiellen Inhalte nichts miteinander zu jchaffen 
haben, und bei denen die Aehnlichkeit der Form lediglic; auf Konto der Börjen: 
ufancen zu jegen it. Dem Kaufmanne oder jonftigen Intereſſenten kann man 
nun nicht jagen: Wenn Sie im Laufe des Monates bis Ultimo nur Käufe oder 
nur Verkäufe abichließen, dann find Ihre Geſchäfte legitime Termingeſchäfte, 
gegen welche nichts eingewendet zu werden vermag; jchließen Sie aber Käufe und 
Verkäufe während bieler Zeit ab, dann entitehen dur die „Gegenabſchlüſſe“ 
verwerfliche Differenzgeichäfte und Ihre Tätigkeit ift als Spiel anzujehen. Den 
Kaufmann daher zu zwingen, während einer beitimmten Zeit nur die eine Art 
von Geſchäften zu maden, iſt ein unerträglicher Zuftand, den feine geordnete 
Volkswirtſchaft aushält. Vielmehr hat derjelbe, klug berechnend und abwägend, 
und die jeweilige Konjunktur mit ihrer Preisbewegung raſch erfaffend, Käufe und 
Verkäufe in beliebiger Abwechslung vorzunehmen, wobei jelbftredend zum Ultimo, 
um unnötige und unfaufmänniic Zeit und Koften in Anſpruch nehmende Ueber: 
tragungen von Waren oder Wertpapieren zu vermeiden, die eingegangenen Kauf: 
und BVerfaufsgeichäfte jo weit zur Kompenjation gelangen, als eine joldhe mög: 
fi ift. Selbft wenn zufällig fein Reft für die Effeftiverfüllung übrig bleiben 
jollte, haben fic die Geſchäfte nicht zu Differenzgeichäften umgewandelt, obgleich 
die Konpenjation nur zur Begleihung von Unterjchieden zwiichen Kauf: und 
Verfaufspreiien geführt hat. Wie weit hier die ftillichweigende Abfiht — eine 
andere fommt für Termingeſchäfte, welche an der Börſe abzumwideln find, nicht 
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in Frage —, ber Effektiverfüllung durch Kompenjation auszumeichen, vorgelegen 
bat, ift unerheblich, da infolge der Unterzeichnung der Schlußnote jeder Kon: 
trahent auf wirkliche Lieferung in Anſpruch genommen werden kann. Schon 
Roſcher hat dies mit ber jeufzenden Bemerkung begleitet: „Leider zeigt bie 
Erfahrung in allen jolhen Fällen, daß e8 unmöglich ift, den Scheinhandel zu 
verhindern, ohne zugleih den wahren Handel zu knebeln.“ Und es muß als 
rihtig anerkannt werden, daB dasjenige, was die innere Zriebfeder, Hoffnung, 
Furcht, Begierde bei einem Geſchäfte anbelangt, für die rechtliche Beurteilung 
nicht in Betracht fommt. Es ift vielmehr jedes Gejchäft nad) dem ausdrüdlich 
oder ſtillſchweigend erklärten Bertragswillen zu beurteilen, der bei Börjen- 
geihäften aus der Schlußnote zu entnehmen ift. Bon einem Scheinhandel kann 
hierbei feine Rede jein. 

Im allgemeinen läßt fich vorftehendes auch auf die einjchlägigen Aus— 
führungen von Dr. Ehrenberg anwenden, die hier der Bollftändigfeit halber 
nicht übergangen werden mögen’). Dieſer Gelehrte bezeichnet die „Differenz- 
geſchäfte“ als eine angeblich bejondere Geſchäftsart, deren Weſen indeſſen ver- 
ichiedenartig und oft recht unklar bejtimmt worden je. „Meift heißt es ent- 
weder, daß biejenigen Börjengefchäfte, welche nicht durch wirkliche Lieferung, 
fondern durch Differenzzahlung erfüllt werden, als „Differenzgeihäft“ anzu: 
ſehen jeien, oder e8 wird die Abſicht, das Geichäft io erfüllen zu wollen, ala 
enticheidendes Kennzeichen bingeitellt. Die „Differenzgeihäfte” bilden aber in 
Wirklichkeit gar feine befondere Geihäftsart; vielmehr find es jtets (!) gemöhn- 
liche Börjentermingeichäfte, die in Uebereinſtimmung mit ihrer ganzen Natur 
durch bloße Differenzzahlung erfüllt werden jollen und tatjählid auch in 
weiterem Umfange jo erfüllt werden. Die Spekulation will ja nicht liefern und 
bezahlen, jondern fie will die Preisentwidelung beeinfluffen, worin ihre Aufgabe 
beſteht. Dadurch, daß die Börjentermingeichäfte an der Fondsbörſe jämtlich 
an beftimmten Tagen zu erfüllen find, wird e8 der Spekulation ermöglicht, die 
meiften Lieferungen und Bezahlungen durch Kompenjation zu erjparen, jo daß 
nur die Differenzen zwiichen Kauf: und Verkaufspreis zu bezahlen find.“ 

Wenn Ehrenberg angibt, daß Differenzgeihäfte ftets gemöhnliche 
Börſentermingeſchäfte find, jo findet befanntlid ein Verkennen des rechtlichen 
Charakters beider ftatt; denn da Börjengeidhäfte unter allen Umſtänden Handels: 
fäufe find, Differenzgeichäfte aber niemal3 jolche jein können, weil einjeitige 
Seiftungen nie als Käufe zu bezeichnen find, jo muß die Ehrenbergihe Be: 
hauptung in ihr Gegenteil verkehrt werden. Wir fünnen daher mit pofitiver 
Beftimmtheit ausjagen, daß Börlentermingeichäfte niemals Differenzgeichäfte jein 
fönnen. Don welchen unrichtigen Vorftellungen die Ehrenbergichen Ausführungen 
durchweht find, erhellt aud daraus, daß nad ihnen die Spekulation nicht 
liefern und bezahlen will, jondern die Preisentwidelung beeinfluffen, worin ihre 
Aufgabe beftehen jol. Es wäre traurig, wenn hierin die alleinige Aufgabe der 
Spekulation beftände. Da Ehrenberg unter „Spekulation“ den gelamten 
Lieferungshandel auf Zeit zujammenjakt, jo würde aus einem Zermin- ober 
Zeitgeichäfte eine effektive Lieferung nicht rejultieren: eine Auffaſſung, die kaum 
verkehrter ſein kann. Wenn wir aber auch die Spekulation, was in der Tat 
zutreffend iſt, als einen Anſporn bei jeder kaufmänniſchen Tätigkeit antreffen, ſo 
it es wiederum nicht richtig, daß ſie nicht liefern und bezahlen will. Auch die 


9 Ehrenber ‚ Börjenwejen, in Conrads Handwörterbuch der Staatswiſſen— 
ihaften, Jena 1899, ». II, ©. 1036. 
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Beeinfluffung der Preisentwicklung ift nicht die Abficht ihrer Tätigkeit, jondern 
eine Folgeerſcheinung derjelben. Beabfichtigt wird nur, aus der tunlichft umfang: 
reihen Benutzung der Konjunkturen einen Geſchäftsgewinn zu erzielen, woraus 
fich die jelbitverftändliche Wirkung ergiebt, daß jene mehr und mehr zur Aus: 
gleihung gelangen, wobei auch für die Preisbildung feſtere Grundlagen geſchaffen 
werden. Die Spekulation ſelbſt iſt jich hierüber in den meiften Fällen wohl 
nicht genügend klar. 

Nah Schanz') lauten die Termingeihäfte ihrem Inhalte nad auf 
wirkliche Lieferung und Abnahme; „reine Differenzgeichäfte, bei denen Die 
Kontrahenten die Lieferung und Abnahme vorweg außjchließen und nur die 
Differenz zwiſchen ausgemachtem und jpäterem Preis zum Vertragsgegenftand 
machen, kommen an der Börje in der Regel nicht vor. Ein Differenz: 
geſchäft entiteht erft, wenn es dem Spekulanten gelingt, bis zum Lieferungs- 
termine ein entgegengejeßtes Geichäft adzuichließen. Der Verzicht auf Lieferung 
und Abnahme und die Differenzregulierung ergeben fih ala Folge der zur 
Abwidelung der Termingeichäfte getroffenen Einrichtungen. Zahlreiche Speku: 
lanten haben auf Ultimo gekauft und zugleich verkauft, und e8 wäre nußlos, 
wenn nun jeder die Papiere abnehmen und wieder liefern müßte; es genügt, 
wenn nur die Verkäufer bezw. Käufer, die nicht haben deden können, liefern 
bezw. abnehmen.“ 

Während Schanz zuerſt vom „reinen Differenzgeichäfte“ handelt und 
dieſes ziemlich zutreffend bezeichnet — zwar bleibt e8 jchleierhaft, wa8 unter dem 
„päteren Preis“ verftanden wird —, kommt er fodann auf ein „Differenz: 
geſchäft“ zu Sprechen, welches, wie wir wiederholt dargetan haben, ein ſolches 
nicht ift und auch aus diefem Grunde einen derartigen etwas anrüchigen Namen 
nicht verdient. Richtig ift es, dab das reine Differenzgeichäft an der Börje in der 
Regel, wir dürfen wohl beftimmt behaupten, überhaupt nicht vorflommt. Aber 
damit ift e8 nicht etwas durchaus Weſenloſes, ſchwebt es nicht gänzlich in der 
Luft; denn außerhalb der Börſe find die Möglichkeiten nicht ausgeichloffen, 
Vereinbarungen einzugehen, die unter $ 764 B.G.B. fallen. Selbſt in un: 
lauterer Abſicht können fie vorkommen, indem 3. B. ein Kunde mit jeinem 
Provinzbankfier Termingeichäfte eingeht, die diefer als Kommiflionär an ber 
Börje zum Austrage zu bringen hat, wobei er auf dem Rüden des Kunden 
ipefuliert und jenem regelmäßig den Liquidationskurs berechnet. Er muß in- 
deffen hierbei mit der Möglichkeit rechnen, daß der Liquidationsfurs bei Käufen 
höher und bei Verkäufen niedriger jein kann, ala ber Realijationsfurs feines 
Gegengeichäftes, wobei fi) für ihn ein Verluft ergiebt. Wenn auch aus einem 
jolhen Gebahren beträchtliche Gewinne erzielt werden können, jo muß doch, weil 
der Bankier den tiefften jowie den höchften Stand der Kurſe niemals mit 
Sicherheit vorher willen kann, ein jo bedeutendes Riſiko mit in den Kauf ge 
nommen werden, jo daß jchon aus dieſem Grunde das angedeutete verwerjliche 
Gebahren nur ausnahmsweiſe Pla greifen dürfte. 

Die irrtümliche Anſchauung, welche ſich aud bei Schanz wiederfindet, 
daß durd Kauf und nachherigen Verkauf, oder durch ein Geſchäft mit nach 
folgendem Gegengeichäfte bei jelbitverftändlicher Erfüllung durch KRompenjation 
ein „Differenzgeihäft” entfteht, haben wir bereits mehrfach abgewielen, weshalb 
hierauf bloß hingedeutet werden mag. Im übrigen hält auh Schanz dieſe 


) Schanz, in Eliter® Wörterbuch der Vollswirtichaft, Jena 1898, Bd. I, S. 430. 
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von ihm fälſchlich ala Differenzgeichäfte bezeichneten Termingeſchäfte für durchaus 
berechtigt und ihre kurz jEizzierte Abwickelung ben entwidelteren Handelsver— 
hältnifjen angemejjen. — 


Niht unwichtig ift es, in Diefer Trage auf die Anſchauung von 
Saling zurüdzugreifen, weil deſſen Handbuch nicht nur in ber Praris 
viel gebraucht wird, jondern aud bei der Rechtſprechung eine weitgehende 
Anwendung findet '). Selbft das Reichsgericht hat fich auf dasjelbe in wieder: 
holten Fällen als auf eine Autorität, zum mindeiten aber als auf eine 
zuverläffige Quelle, bezogen. In Bezug auf die Differenzgeichäfte wird nun 
bei Saling folgendes gelehrt: „Bei den Zeitgeichäften, welche zum Zwecke ber 
Spekulation gemacht werden, ift die AMbficht der betr. Kontrahenten nur barauf 
gerichtet, die Differenz zwiſchen den Kurſen, zu denen fie gefauft und verkauft 
haben, zu gewinnen?). Dan nennt diefe Geſchäfte daher auch Differenzgeichäfte. 
Jedoch ift dies ein vager (!) Begriff und noch dazu eine Bezeichnung, welche 
an der Börſe nie gebraucht wird; man ſpricht hier nur von Spefulationsge- 
ihäften. Das effektive Liefern und Beziehen in den Zeitgejchäften gehört, wenn 
man die Summe der Umſätze in Betracht zieht, mehr zu den Ausnahmen. Es 
fommen nämlid) nur diejenigen Geichäfte, welche vor Ablauf de8 Termins ber 
Lieferung nicht durch Wiederverfauf reſp. Einkauf glatt geftellt und auch nicht 
prolongiert find, effeftiv zur Erledigung. Das Zeitgeichäft dient jedoch ... in 
großem Umfange aud für die Zwecke der Stapitalsanlage, der Arbitrage und 
überhaupt für Geichäfte minderjpefulativen Charakters. Bei denjenigen ‘Papieren, 
in welchen ein ftärferes Zeitgeichäft ftattfindet, pflegt fich auf dieſes das ganze 
Interefje der Börje und des Publitums dermaßen zu konzentrieren, daß zum 
Kaffakurje nur verhältnismäßig wenig umgeht. Es werden deshalb vielfady zu 
Zwecken der Vermögensverwaltung größere Käufe und Verkäufe effektiver Stüde 
auf Zeit ausgeführt, wegen deren die Ausführung per Kafja durchaus unratjam 
wäre. Eine gleiche effektive Abwidelung findet meift für diejenigen Abſchlüſſe 
fatt, welche die Arbitrage mit fremden Plägen gemacht hat, von denen Stüde 
zum Sticdhtage kommen reip. nad) denen fie hingeichidt werden. Es kommen 
auch Fälle vor, in denen der Kauf auf Zeit aus dem Grunde dem Kaflageichäfte 
vorgezogen wird, weil eö dem Betreffenden beiler paßt, die Stüde erft zu einem 
ipäteren Termine zu übernehmen und zu bezahlen, und ebenjo fann es vor: 
fommen, daß derjenige, welcher die Effekten tatjächlich befigt, diefelben auf Zeit 
verfauft, um fi) auf einen kommenden Geldbedarf vorzubereiten und ſich einen 
beftimmten Kurs für jeine Effekten zu fichern. In diefen Fällen finden bie 





) Salings Börjen-Bapiere, I. Teil, 8. Aufl., Die Börje und die Börfengeichäfte, 
Leipzig 1899, ©. 232 fi. 

?) Hierzu folgende Anmerkung: „Aus der Form diejer Geſchäfte geht jedoch dieſe 
Abſicht keineswegs hervor und befteht auch häufig gar nit. Die Geſchäftsabſchlüſſe find 
durchweg don vornherein auf wirkliche Lieferung und wirflihe Abnahme gerichtet. Es 
wird lediglich durch das nterejie des betr. Kontrahenten bedingt, ob er das betr. Geſchäft 
duch ein entgegengejehtes Geſchäft fompenfiert und die beiden Geſchäfte mittelft Empfang 
oder Zahlung von Differenzen reguliert. Die Möglichkeit, größere Effeftenpoften an dem betr. 
Termine zu beziehen, ergibt fich für den Kontrahenten ohne alle Schwierigteiten auch durch 
dad Mittel der Lombardierung. Andererjeitd kann man ſich ftetS gegen eine jehr mäßige 
Vergütung die benötigten Effekten leihen. Man fann aljo z B. 100000 Mt. Reichsan— 
leihe pro ultimo eines Monates faufen, jelbjt wenn man 3. 3. nur 20000 Mt. befigt; 
diejes Verfahren fann man monatelang bi® zur endgültigen Regulierung fortiegen. Dieje 
Operation ftellt ji dann als ein Kreditgeihäft, nicht als ein Differenzgeihäft dar.“ 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1903. 40 
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betr. Geichäfte beim Eintritte des Stichtages ihre Abwidelung durch Abnahme 
gegen Geld rejp. durch Lieferung der Stüde.“ 

Die Ausführungen, welche vorftehend wiedergegeben find, find jo unwiſſen— 
ihaftlih, daß eine ausführliche Auseinanderfegung mit ihnen ſich größtenteils 
erübrigt. Ein Zeitgeichäft, dem feine jpefulative Abſicht zu Grunde liegt, ift 
nicht vorhanden; in jedem ift eine ſolche Abficht, wenigitens von einer Seite, 
deutlich zu erkennen, auch wenn es allein dem Zwecke realer Erfüllung dienen 
ſoll. Nun joll bei einem jpekulativen Zeitgeichäfte die Abficht dev Kontrahenten 
nur darauf gerichtet jein, die Differenz zwiſchen Kauf: und Verkaufspreis zu 
erlangen: eine Anſchauung, die jo falſch ala möglich ift und feine Vertrautheit mit 
den einschlägigen Verhältniffen dartut, der aber, falls fie ernithaft und mit Sicherheit 
in einem Börjenhandbuche vorgetragen, in meiteften Kreiſen Glauben beigemefien 
wird und die befonders auch in Bezug auf die Rechtſprechung jehr viel Unheil an— 
richten kann. Aber woher nehmen die Verfaſſer des Handbuches ihre Kenntnis von 
der fraglichen Abficht der Kontrahenten, da nad) ihren eigenen Worten dieſe Abticht 
aus der Form der Geſchäfte nicht hervorgeht, dieje vielmehr von vornherein 
auf wirkliche Lieferung und wirkliche Abnahme gerichtet find? Die nachherige 
Abwickelung durch Kompenjation kann auch jene Abficht nicht rechtfertigen, meil 
jeder Kontrahent auf Grund der Börjenufancen reale Erfüllung verlangen 
kann. Weshalb ein reales Termingeſchäft in gänzlicher Mißkennung der Ver: 
hältnifje zu einem anrüdigen Differenzgeichäfte zu ftenpeln, da doch zugegeben 
wird, daß dieſer Ausdrudf nie an der Börje gebraudt wird? Dazu wird in 
der Anmerkung das direkte Gegenteil behauptet, ohne mit der Wimper zu zuden. 
Mit welcher göttlichen Naivetät die Herausgeber verfahren find, indem fie be 
baupten, die Abficht der Kontrahenten jei nur auf die Differenz gerichtet, und 
in demjelben Atemzuge, dieje Abſicht beitehe auch Häufig gar nicht, läßt ſich 
faum begreifen. Auch jchließt der Ausſpruch, daß ein effektives Liefern und Be 
ziehen in ben Zeitgejchäften bei Betrachtung der Umjäte mehr zu den Ausnahmen 
gehöre, einen ftarken, weit über das in ſolchen Fällen erlaubte Maß hinausgehenden 
Gedanfenmangel ein, zumal unmittelbar darauf eine große Reihe von Fällen 
aufgeführt wird, in denen Zeitgeichäfte zum Zwecke effektiver Lieferung ab» 
geichloffen werden, wobei namentlid auf den umfangreichen Wrbitrageverfehr 
jowie auf Zeittäufe zum Zwecke der Vermögensverwaltung bingemwiejen wird, 
demnach von Ausnahmefällen nicht geiprochen werden kann. Die Gegenjäße 
fiegen jo offenfichtlich zutage, daß man aud mit dem Goetheſchen Worte: 

„Denn ein vollkommner Widerjprud) 
Bleibt gleich geheimnisvoll für Kluge wie für Toren“ 


nicht über fie hinweggleiten kann. Im Intereffe der Aufklärung, dem genanntes 
Handbuch dienen joll, erſcheint es wünjchenswert, daß es von der „vagen“ 
Begriffserfaffung zu recht konkret faßbaren Begriffsbildungen fortichreitet. 

Eine ähnliche Empfindung kommt aud bei Dr. Weber zum Ausdrude, 
wenn er ſich zu der behandelten Angelegenheit wie folgt ausläßt: „Es iſt be 
dauerlih, daß auf dem Gebiete des Terminhandels die Notwendigkeit noch 
immer beiteht, Vorftellungen der allerprimitivften Art über feine Natur ent: 
gegenzutreten. Die Kreiſe find noch heute breit genug, welche das Termin— 
geihäft ſich vorftellen als eine zwiſchen zwei Perſonen entrierte Wette über die 
Kursentwidelung eines beitimmten Papieres an einem beftimmten zukünftigen Tage. 
Die auf Steigen über einen beftimmten Kurs (a Ja hausse) wettende ‘Partei er: 
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ideint al3 Käufer, die auf Sinfen unter dieſen Kurs (& la baisse) mettende 
ala Verkäufer eines beſtimmten Quantums zu jenem Kurje auf dem betreffenden 
Termine. Je nad dem Ausfalle der Kursentwidelung zahlt der falſch Wettende, 
alfo entweder — beim Sinken — der „Käufer“ oder — beim Steigen — der 
„Berfäufer” die Differenz zmwiichen dem der Wette zu Grunde gelegten Kon- 
traftpreis und dem faktiih am Stichtage fi) ergebenden Kurſe. — Nun wäre 
8 durchaus voreilig zu behaupten, daß derartige Diftanzwetten überhaupt reine 
Phantafieprodufte jeien und gar nicht vorfämen. Sie haben vielmehr von jeher 
erftiert: wie man auf das Leben des Papſtes ꝛc. wettete, jo hat man aud mit 
Beginn der börjenmäßigen Preisbildung auf die Sursentwidelung gemettet. 
Und fie eriftieren aud) heute noch. Aber — und darauf fommt es an — joweit 
hie eriftieren, jo eritieren fie nicht an der Börſe. Das börfenmähige Termin: 
geihäft — es tft nicht zu billigen, daß die juriftiiche Literatur fi) vielfach nod) 
immer des abjolut nicht techniſchen Ausdruckes: „Differenzgeichäft“ bedient — 
bat eine Struftur, die von der primitiven Form einer ſolchen Differenzwette 
weit abweicht. Sie ift wiederum in ſich nicht einheitlich), ſondern differiert ins: 
beiondere bezüglich des Termingeihäftes in Effekten . . von denjenigen in 
Produkten in ganz außerordentlicher Weile, wenigſtens da, wo beide techniſch 
am höchiten entwidelt find, während allerdings bei unvollkommener Entwide- 
lung die Formen ſich näher ftehen').“ In Bezug auf die Formen mag noch 
angeführt werden, daß nad Weber jeder Verſuch, irgend eine Geihäftsform 
als jolche objektiv mit dem Stempel des Spieles und der Unreellität zu ver: 
ſehen, bei der Börjenenquete geicheitert iſt und jcheitern muß. Es gibt an der 
Börje feine reelle und unreelle Geihäftsformen, jondern wie überall reelle und 
unreelle Geichäitsleute, die fid) der reellen Tyormen bedienen. Solches ift un: 
zweifelhaft richtig, wie es auch ala eine volfswirtichaftliche Wahrheit nicht von der 
Hand gemiejen werden fann, daß die Spekulation, wenn fie in irgend einer form 
des Handelskaufes auftritt, notwendig iſt und ihr ein einengendes Verkehrs— 
bindernis nicht bereitet werden darj, will ſich das Deutjche Reich in jeiner wirt: 
ſhaftlichen Entwidelung nicht jelbft Handfeifeln anlegen, die es im Wettbewerbe 
der Völker erheblich benadhteiligen. Für jo töricht möchte man doch im 
wanzigften Jahrhundert das Durchſchnittsmaß der ntelligenz in Deutichland 
nicht mehr halten. Gegen die Unreellität der Perjonen beitehen indeſſen itraf: 
rechtliche Vorſchriften, die fich bisher durchweg bewährt haben! 


VI. Schlußbemerfung. 


E3 mag geftattet jein, eine gedrängte Heberficht der in Frage fommenden 
Geſchäftsformen hier folgen zu laſſen. Wir unterjcheiden fie in 

1. Lieferungsgeichäfte auf Zeit; 

2. Differenzgeichäfte. 

Ad 1. Den Lieferungsgeichäften auf Zeit liegt jtet3 ein Kaufvertrag zu 
Grunde, d.h. ein gegenjeitiger Vertrag, der die Uebergabe einer Sache vom 
erſten Zeile in das Eigentum des zweiten Teiles bezwedt, gegen Verpflichtung 
wur Abnahme und Zahlung des Preiſes an den eriten Zeil. Der Kauf jchließt 


1) Weber, Prof. Dr. Mar, Die Ergebniſſe der deutſchen Börſenenquete, in Gold— 
—— 53 für das geſamte Handelsrecht, Stuttgart, 1896. Bd. XLV (N. F. Bd. 30) 
100 77 
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daher ftet3 eine zmeijeitige Leiftung ein; denn der Leiftung des erften Teils fteht 
die Gegenleiltung des andern Teiles gegenüber. 

Das Lieferungsgeihäft ift ein befrifteter Kauf, d. h. der Zeitpunkt des 
Vertragsabſchluſſes Halt bei ihm nicht mit dem Zeitpunkte der Erfüllung zu: 
jammen. Leßtere ift auf eine zukünftige Zeit verjchoben. 

Die Formen des Zeit: oder Lieferungägeichäftes beftehen in folgendem: 

. a) Börjentermingeichäfte, bei denen die Vorausjegungen des $ 48 B.G. 
vorliegen ; 

b) Zermingeichäfte, welche fi) der Börjeneinrichtungen bedienen, bei 
welchen aber die drei Tatbeſtandsmerkmale des $ 48 B. G. nicht oder nicht aus 
reihend vorhanden find; 

c) Tirgeichäfte, welche innerhalb und außerhalb der Börſe fich vollziehen 
fönnen, denen aber feine börjenrechtlichen Beitimmungen, jondern die Tat: 
beitandsmerfmale des $ 376 H.G. B. oder des $ 361 B.G.B. zu Grunde liegen; 

d) handelörechtliche Lieferungsgeichäfte auf Zeit, im Gegenjage zu den drei 
vorbenannten Formen ſonach ohne Fixcharakter, bei welchen ein Recht auf Nadr 
frift ver und die Zeit: oder Friftbeftimmung fein Eſſentiale des Vertrages 
ausmacht. 


Ad 2. Den Differenzgeſchäften liegt kein Kaufvertrag zu Grunde. Es 
iſt ein Vertrag sui generis, der alternativ nur zu einer einſeitigen Leiſtung ver: 
pflichtet, ohne Gegenleiftung von der anderen Seite. Wenn daher aud) das 
Differenzgeichäft fih in die Form des Handelskaufgeichäftes kleidet, ift es von 
diefem ſofort durch den Ausſchluß der Effektiverfüllung zu untericheiden. Hier: 
über hat eine Willenseinigung der Parteien ftattzufinden, indem die darauf 
zielende Abficht zum mindeften von dem einen Zeile an den anderen Zeil erklärt 
wird, welche Erflärung eine Billigung durch diejen Teil erfahren muß. Die: 
jelbe kann ausdrüdlich oder ſtillſchweigend geichehen. 

Der Ausſchluß der Effektiverfüllung liegt nicht vor, wenn auch eine em: 
jeitige Abſicht hierauf befteht, aber von der andern Seite das Recht auf 
Effektiverfüllung nicht ausgeichloffen worden ift, die Gegenpartei hierauf in An: 
ſpruch genommen werden fann, namentlid dann, wenn das Geihäft auf Grund 
von Börjenufancen zuftande gelommen: ift. 

Das jogen. „reine“ Differenzgeihäft ift ſonach tatſächlich nur ein 
Differenzgeihäft. Das gemiſchte jowie das ſogen. effektive Differenzgeichäft find 
reale Zeitfäufe, welche zu Unrecht mit der Bezeichnung „Differenzgeihäft“ be 
haftet worden find, weshalb fie je nach Form und materiellem Inhalt unter 
die ad 1 bezeichneten Geſchäfte jubjumiert werden müſſen. 
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für 1900. 


Ton Dr. A. Peterfilie, Geh. Reg.-Rat und Profeffor, Leiter der ſtatiſtiſchen Abteilung 
der Preußiichen Zentral-Genofjenihaftstafie. 


(Fortiegung.) 


II. Revifionsverhältnis der Genoffenfchaften. 


1. Die Verbände und ihre Unterverbände bezw. Provinzial: 
Verbände. 


Eine Nachweiſung der Genoffenichaften nad) Revilionsverbänden hat ein 
zweifaches Intereſſe: einmal läßt fie die genaue Ausführung der einjchlägigen 
Beitimmungen des Genofienichaftsgejeges erkennen; anderſeits ift eine —* 
Nachweiſung verbandspolitiſch von Bedeutung, inſofern damit die Ausdehnung 
und Verbreitung der großen und kleineren Genoſſenſchaftsverbände gekennzeichnet 
wird. Letzteres geſchieht, was nicht weiter hervorgehoben zu werden braucht, nur 
ſoweit, wie die Verbände oder Unterverbände die Reviſion der Genoſſenſchaften 
ausüben; denn die vorliegende Statiſtik hat feine Unterlagen über den Umfang 
der Verbände jelbit, jondern nur über die Ausdehnung ihrer Revifionspflicht 
oder ihres Revifionsrechtes. Daß beides im weſentlichen zujammenfallen jollte, 
wäre dem Sinne des Genoffenichaftsgejeges entiprechend. Und in der Tat ſtimmt 
Verbandszugehörigkeit und Revifionsverhältnis der Genoſſenſchaften in jo weiten 
Umfange überein, daß ein nennenswerter jtatiftiicher Fehler nicht entfteht, wenn 
man das eine für das andere jet und auf die unerheblichen Unftimmigfeiten 
fein Gewicht legt. Immerhin — und das mag die gelegentlichen Ungenauig- 
feiten in der Ausführung des Genoffenichaftsgeleges beleuchten — ift bei dem 
Schriftverfehre mit den Revifionsverbänden feftgeftellt worden, daß es Genofjen: 
ihaften gibt, die mehreren Revifionsverbänden gleichzeitig angehören, wie auch 
ſolche Genoſſenſchaften vertreten find, die, obgleich einem Nevifionsverbande an: 
geihloffen, die geiegliche Reviſion doch nicht durch den Verbandsrevifor, jondern 
durch einen vom Gericht beitellten Revifor ausüben laſſen, ala welcher allerdings 
in vielen Fällen der Verbandsreviſor gerichtejeitig beftellt worden ift. 

Ferner wurde ermittelt, daß mehrere Genofjenihaften nur dem Allgemeinen 
Verbande Schulze-Deligich, aber feinem der mit der Revifion beauftragten Unter: 
verbände angeichloffen find. Das Revifionsverhältnis diefer Genoſſenſchaften ift 
verſchieden; teils laſſen fie fi) gerichtlich, teil® von einem anderen mit dem 
Revifionsrechte ausgerüfteten Verbande revidieren. 

inwieweit die hier angedeuteten Unregelmäßigfeiten oder Bejonderheiten 
in dem Revifionsverhältniffe heute noch beitehen, ift nicht befannt; für das Ende 
des Jahres 1900 waren fie vorhanden, und unjere Statiftit mußte die frag: 
lihen Genofjenichaften nad) dem ermittelten Tatbeitande in die Tabellen ein- 
reiben; fie ericheinen demnach bei ber Gruppe, der jie mit Rüdficht auf die 
Revifion angehören. 
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Nach dem Stande vom 31. Dezember 1900 waren an der gejeßlichen 


Revifion der Genofjenihaften des Gebietes der gemeinſamen Genofjenichafts- 
ftatiftit die Hierunter aufgeführten Verbände beteiligt (in Klammern ift das 
Datum der Berleihung des Rechtes zur Beftellung des Reviſors beigefügt) : 


I. Der Allgemeine Verband der auf Selbfthilfe beruhenden deutichen Er: 


werb3- und Wirtichaftsgenoffenichaften nad) Schulze-Deligih (Anwalt Dr. Hans 
Erüger in Charlottenburg) mit nachftehenden hier in Betracht kommenden 
Unterverbänden, denen die geſetzliche Revifion der zugehörigen Genoſſenſchaften obliegt: 


1: 
2. Verband der Konjumvereine der Provinz Brandenburg und der angrenzenden Pro- 


mc 


er) 


10. 


11. 
12. 


27. 


Verband der Kreditvereine zu Berlin (10. II. 90). 


vinzen und Staaten (28. XI. 89). Si: Berlin. 


— der Baugenoſſenſchaften Deutſchlands (11. III. 97). Sitz: Blumenthal 
i. Hannover. 
.Verband heſſiſcher Vorſchuß- und Kreditvereine (28. XI. 89). Sig: Haſſel. 


Verband der Kreditgenoſſenſchaften der Yaufig und der benachbarten Landesteile (23. 
XL 89). Sitz: Guben. 


. Verband der Ne der Yaufig und der angrenzenden Provinzen und Landes— 


teile (30.1.9). Sig: 


örliß. 
7. Verband der Erwerbs- und Wirtihaftsgenofjenihaften im Reg. Bez. Magdeburg, 


— Braunſchweig und in der Provinz Hannover (30.1.%W). Sig: Burg 
tagdeburg. 


. Verband der akt und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften am Mittelrhein (28. XL 89). 


Sig: Wiesbaden. 


. Verband der norddeutichen Erwerbs» und Wirtichaftägenojjenichaften (28. XL 9). 


Sig: Neuftrel g. 

Verband der Vorſchuß- und Kreditvereine von Nordweit-Deutichland (26. XL 89). 
Sig: Heide (Holitein). 

Verband nordmweitdeuticher Honjumvereine (4. XII. %). Sig: Bremen. 

Verband der oft- und weſtpreußiſchen Erwerbs und Wirtj aftögenoffenichaften (27. 
I.%). Sig: Allenjtein. 


. Verband der Vorſchuß und Streditvereine von Pommern und den Grenzkreiſen der 


Mark Brandenburg (2. IV. 9). Sig: Stettin. 


. Verband der deutſchen Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften der Provinz Poſen 


(18.1.%). Sig: Natel. 


. Verband der Kreditgenoſſenſchaften von Rheinland, Weſtſalen, Lippe und Walded 


30. 1%). Sig: Rubrort. 
erband rheinijch-weitiäliicher Konjumvereine (23. IX. 90). Sig: Lüdeniceid. 


. Verband ber Vorjhußvereine in der Provinz Sadien und dem Herzogtum Anhalt 


(30. 1.90). Sig: Merjeburg. 


. Verband der Konjumvereine der Provinz — und der angrenzenden Provinzen 


und Staaten (28. XI. 89). Sig: Magdebur 


. Verband der Ermwerbs- und Wirtihaftögenofienfcaften Schleſiens (27. I. 89). Si$: 


Breslau. 


. Verband der Honjumvereine der Provinz 38 1 1.9). Sig: Breslau. 

. Verband thüringiiher Vorihußvereine (28. XI. 89). Sig: Meiningen. 

. Verband thüringer Konſumvereine (28. XI. 89). Sig: Erfurt (jeßt Zeig). 

. Verband der Kreditgenoſſenſchaften von Weitbrandenburg und den angrenzenden Yandes- 


teilen (28. XI. 89). Sig: Brandenburg a./D. 


9 un ſächſiſcher Kreditgenoſſenſchaften (4. XII. 98). Sitz: ent: Gyirmiert jeit 


VI. 01: Berband ſächſiſcher Erwerbs» und Eee! Feen? 


. Verband ſächſiſcher Konſumvereine (21. III. 90). Sig: Vieſche 


— 5* der oberbadiſchen Erwerbs. und Wirtſchaftsgenoſſenſ * (10. X. 89). Sitz: 
eſtetten 
Verband der unterbadiſchen Kreditgenoſſenſchaften (17. IV.) Sitz: Karlsruhe. 


II. Der Allgemeine Verband der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſen— 


ihaften (Anwalt Geheimer Regierungsrat Wild. Haas in Darmftadt) mit nad 
bezeichneten hier in Betradt kommenden Landes, Provinzial: und Bezirks: 
verbänden, denen die geſetzliche Revifion der zugehörigen Genoſſenſchaften obliegt: 


vw » nm 2— 


sım 


je 


10. 
1L 3 
12. 
13 

14. 
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. Verband der landmwirtichaftlihen Genoſſenſchaften für Oftpreußen (11. IX. 9). Sig: 


Initerburg. 


. Verband * wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften des Ermlandes (24. V. 90). Sitz: 


Wormditt 


Verband der — — Genoſſenſchaften für Weſtpreußen (8. V. 90). Ge 


ichäftsitelle: Berlin. 


. Verband der landmwirtichaftlichen Genofienicaften für die Mart Brandenburg und 


die Niederlaufig (2. IV. 9). Sig: Berlin. 


. Verband der pommerihen landwirtichaftlihen Genofjenichaften (19. VI. 9). Sig: 


Stettin. 

Moltereiverband der Provinz Pommern 02: VI. %). Sig: Stettin. 

— der landwirtichaftlihen Genofienihaften für die Provinz Pojen (15. IV. 97). 
Sig: Poien. 


. Provinzialverband der Spar- und Darlehenskaſſen Schlefiens (2. IV. 95). Sip: 


Breslau. (Seit 18. III. 1901 ift die Firma in „Provinzialverband jchlefiiher land« 
wirtichaftliher Genoſſenſchaften“ geändert.) 


. Moltereis-Revifiongverband für die Provinzen Schlefien und Poſen (15. IV. 97). 


+ — (Hat auf dem Verbandstage vom 28. IX. 1901 ſeine Auflöſung 
eſchloſſen.) 
Verband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften der Provinz Sachſen und der an- 
Verka 3 Staaten (20. VI. 90). Sig: Halle a/S. 

erband der jchlesmwig-holfteiniihen landwirtichaftlihen Genoſſenſchaften (28. XI. 89). 


Sig: fiel 
. hannoverſcher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften (27. III. 90... Sitz: 
dannover. 
at »Berband für die Provinz Weitfalen, Yippe und Walded (24. XI. 92). Sig: 
üniter. 
Verband der landwirtihaftlihen Genofienihaften des Reg.-Bez. Kaſſel und an- 
renzender Gebiete (18. VI. 91). Sig: Kaſſel. 
— der naſſauiſchen ——— Genoſſenſchaften (7. J. 9) Sitz: 
Wiesbaden. 


Verband en rheinpreußiichen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, e. B. (25. VI. M). 


Si 


is: Bon 
. Verband * landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften im Königreich Sachſen (7. VIII. 91). 


Sitz: Dresden. 


. Verband der landwirtſchaftlichen Kreditgenoſſenſchaften im Großherzogtum Baden 


ee. I.%). Sig: Karlsruhe. 
erband der badiichen landwirtichaftlihen Konjumvereine (19. I. 90). Sig: Karlsruhe. 


. Verband von Molferei- und anderen landwirtſchaftlichen Genofjenihaften und Ge— 


jellichaiten (30. I. 90). Sig: Roſtock i. M. 


. Berband oldenburgiiher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften (6. VIII. WM). Sitz: 


Oldenburg. 

Verband braunichweigiiher Molfereigenofjenichaften (16. VIII. 94). Sig: Braun- 
ihmweig. (Hat jeine Auflöjung beichlojien. Durch Verf. des Herzogl. ‘ taunichm.» 
Yırneburg. Staat3-Minifteriums vom 25. VIL 02 ift das Recht zur Beitellung des 
Revijors zurüdgenommen.) 


Il. Der Generalverband ländlicher Genoffenichaften für Deutſchland nad 


Raiffeiſen-Neuwied (Generaldireftor Heller in Neuwied) [28. XI. 89]. 


Außer den vorgenannten beitehen für die in der vorliegenden Statiftif 


vereinigten Genofjenichaften noch Revifionsverbände, die fi nicht den geden 


allgemeinen Verbänden angegliedert haben. Dieje find nachſtehend in der 


Tolge, 
1. 


2. 
3. 
4. 
5. R 


eihen⸗ 
wie ihnen das Recht zur Beſtellung des Reviſors erteilt worden iſt, aufgeführt: 


Reviſionsverband anhaltiſcher — (9. XI. 89). Sig: Göthen. 
Molterei-Revifionsverband fitr die Provinzen — Pommern, Sachſen und 
die — 2 ea rd Medlenburg (28. XI. 89). ——— 
Bezirks⸗Meierei· Verband für — (20. Im. ). Sig: Hohenweſtedt. 
Niederjächfiiher Verband von Erwerbs- und Wirtihaftögenofjenihaften er. ILL. 90). 
Sig: Hannover 

Rheiniſcher Genoſſenſchaftsverband Cõln (14. IV. 90). Geſchaftsſtelle: Bonn. 
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6. Verband jchlefiicher a Genofienihaften, e. G. m. b. 5 (20. VI. 9%). Sig: 
Neiſſe. (Fit im Auguft 1 dem Allg. Verbande der deutſchen landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften beigetreten.) 

7. Verband der ländlihen Genofienihaften der un Weitfalen (20. VI.%). Siß: 
Münster. (It im Auguft 1902 dem Allg. Verbande der deutichen landwirtſchaftlichen 
Benoflenichaften beigetreten.) 

8. Verband der eliälfiihen Konſumvereine — Genoſſenſchaften mit beichräntter 
zen (12. III. 91). Sig: Erftein i. Elſaß 

9. Revifionsverband der in den Kreiſen Merzig, Saarlouis, Saarbrüden und Ottweiler 
beitebenden Stonjumvereine (10. VI. 91). Sıy: St. Johann a/Saar 

10. Kurheſſiſcher Verband ländlicher —ee (25. VI. 91). —* Marburg. 

11. Verband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften im Reg.-Bez. Hildesheim und in 
den Kreiſen Burgdorf und Springe (19. VIIL 91). Sig: Hildesheim. 

12. Rheiniſcher Revifionsverband (13. IX. 91). Sig: Kempen. (Seit 23. VII. 1001 Siꝶ 
nah Cöln verlegt; jeit 16. X. 1901 iſt die Firma in „Verband rheiniſcher Genojien- 
ſchaften e. V.“ geändert.) 

13. MoltereisRevifionsverband für das Fürſtentum Rageburg (13. II. 92). Sig: Nien- 
dorf bei Schönberg i. M. . j 

14. Verband der Erwerbs. und der Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen (14. VII. 92.). Er Mogilno. 

15. Verband jächftiher Genoſſenſchaften „Vorwärts“ (13. VIII. 92). Sig: Leipzig. _ 

16. — — landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften (3. II. 93). Sig: 

erlin. (Iſt in der Auflöſung begriffen. . 

17. Trieriſcher Revifionsverband landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften in der Rhein- 
provinz, im Fürſtentum Birkenfeld und in Elja-Lothringen (21. I. 97). Sig: Trier. 

18. Genofjenihaftsverband „Vorſicht“ (21. I. 97). Sig: Witten. 

19. Revifionsverband des Bundes der Landwirte (26. V. 97). Sig: PVerlin. 


20. Weſtſaliſcher Genofienihaftsverband (17. VIII 97). Sig: Müniter. 

21. Revifionsverband ſchleſiſcher Genoſſenſchaften (18. IX 97). Sig: Breslau. 

22. Verband der Handwerkergenoſſenſchaften für die Regierungsbezirfe Merjeburg und 
Erfurt (14. V. 98). Sig: Halle. 

23. Verband hannoverjher gewerbliher Genoflenihaften (2. VII. 98). Sig: Osnabrüd. 

24. Verband der auf der Grundlage des — Eigentums ſtehenden 
deutſchen Baugenoſſenſchaften (20. IV. 99). Sig: Berlin. 

25. Oberichlefiihe Genofjenichaftäbant, e. &. m. b. 9. (7. IX. 99). Sitz: Beuthen. 

26. Revifionsverband der Handwerker⸗Genoſſenſchaften zu Berlin (3. IX. 99). Sit: Berlin. 

27. Revifionsverband Oft- und Weftpreußiicher Handwerker-Genoſſenſchaften (1. II. 1900). 


Sig: Danzig. (firmiert jeit 9. VIL. 1901: Revifions- und nitruftionsverband der 
Sandwerfäßenchienichaften des Nordoſtens und jeit 12. III 02: Oftdeuticher Handwerts- 
Genoſſenſchafts-Verband.) 

Zu dieſer Gruppe gehören auch die im Jahre 1902 neu entſtandenen 
Revifionsverbände : 

1. Verband der rheiniihen Baugenoſſenſchaften (21. V. 02). Sig: Düſſeldorf. 
2. Provinzialverband für ichlefiihe Hausbefiger- und Handwerkergenoffenichaften (8. VIL 

02). Sig: Breslau. 

Die vorftehend unter I. und II. aufgeführten Allgemeinen Verbände 
„Schulze-Deligih“ und „Haas-Darmſtadt“ beſitzen als ſolche das Recht zur Be: 
— des Reviſors nicht. 

ach Mitteilung der Anwaltſchaft des Allgemeinen Verbandes der auf 

Selbfthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften hatten 

fi) von den ihm zugehörigen Genoſſenſchaften am 31. Dezember 1900 die nad: 

bezeichneten, zum Zeil jehr bedeutenden jeinen Unterverbänden (Revifionsver: 

bänden) nicht angeichloffen, ihr Revifionsverhältnis vielmehr anderweit geregelt: 
a) In Preußen. 

1. Berlin, Genofjenihaftsbant des Stralauer Stadtviertel zu Berlin, e. ©. m. b. H. 

— Gerichtl. Revijor. 


2. en Wirtichaftsgenofjenihaft Berliner Grundbefiger, e. G. m. b. 9. — Geridtl. 
eviſor. 


Un co 


gi 


re 


— 


nm we 


. Landäberg a / W, Landsberger Hreditverein, 
. Mettlach, Dettlacher. Konjumverein, e. &. m. b. 9. — ev.: Revifionsverband der 


. Neuhaus a/Elbe, 


. Neuntirhen b. Saarbrüden, —— Neun 


Ebersbach i. S., Oberlauſitzer 
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. Berlin, Genoſſenſchaft der Berliner Dienſtmänner, e. &. m. u. H. — Gerichtl. Reviſor. 
. Berlin, Vereinigte tellmachermeifter Berlins, e. &. m. u, H. — Gerichtl. Revilor. 
; —— Berliner Spar- und Bauverein, e. ©. m. b. H. — Rev.: Verband der auf 


t_Örundlage des gemeinichaftlichen —— ſtehenden deutichen Baugenofien- 
"haften in Berlin. 


eh Ta der Damenmäntel-Schneiderinnung, e.G.m.b 9. — 
erichtl. Reviſo 
& —— Spar⸗ und Vorſchußverein zu Bitterfeld, e. &. m b. H. — Gerichtl. 
Reviſor 
Delitzſch, Schuhmacher-Rohſtoff ⸗Genoſſenſchaft zu Delitzſch, e. Ge m. u. H. — Gerichtl. 


Reviſor. 


.Dittersbach b. Waldenburg i. Schleſ,, Spar- und Bauverein, e. ©. m. b. H. — 


Gerichtl. Revilor. 


. Duisburg-Hochfeld, Hochfelder Konjumverein, e. ©. m. b H. — Gerichtl. Revijor. 


Gommern, Gommern-Preginer Eiſenbahn, e. G. m. u. H. — Gerichtl. Reviſor. 


. Hannover, Vorjchußvereinsbant zu Hannover, e. Ö m. u. H. — Geridtl. Revilor. 
. Herichbadh, ——— Vorſchußverein, e. G. m. u. H. — Rev.: Verband der 
naſſauiſchen landw. Genoſſenſchaften zu Wiesbaden. 


.Inſterburg, Ländliher Wirtſchaſtsverein In Infterburg, Sentralgenefi enſchaft oft- 


preußiicher landwirtſchaftlicher Genoflenidajten, e. &. m. b. 9. — Rev.: Verband 
der landmwirtichaftlichen Genoſſenſchaften für — zu — 
Gerichtl. Reviſor. 


in den Ktreiſen Merzig, Saarlouis, Saarbrüden und Ottweiler beitehenden Konſum⸗ 
vereine zu St. Sogn a/Saar. 
orihußverein Neuhaus (Elbe), e. ©. u. H. — Rev.: Nieder- 
ſächſiſcher Verband von Erwerbs⸗ und Wirtiaftägennenidaften zu Hannover. 
irchen, e. ©. m. 1.9. — Rev.: 
Rheiniicher Genoſſenſchafts ⸗Verband 


— (Kr Hörter), Vorſchußverein zu Nieheim, e. G. m. u. H. — Gerichtl. 
eviſor 
Norden, Norder Genoſſenſchaftsbank, e. G. m. u. H. — Rev.: Niederjächfiiher Ber- 
band von Erwerbs- und Wirtj aftsgenoffenichaften zu Hannover. 
— (Bez. Kaſſel), Konſumverein Obernkirchen, e. ©. b. 9. — Geridtl. 
eviſor 
. Oranienburg, Vegetarische Obſtbau⸗Kolonie „Eden“, e. &. m. b. H. — Rev.: Verband 


der auf der Grundlage des gemeinichaftlichen Eigentums jtehenden deutichen Bau 
genoſſenſchaften in Berlin. 


. Rinteln, Vorſchußverein zu Rinteln, e. ©. m ;“ — Gerichtl. Revifor. 
. St. Johann b. Saarbrüden, Saarbrüder ienbn n-Ronjumverein, e. &. m. b. 9. 


— Rev.: Revifionsverband der in den Kreiſen Merzig, Saarlouis, Saarbrüden 
und O ttweiler beftehenden Konjumvereine zu St. Johann — 


—— i. Bomm., Magazinverein Stargard i. Bomm., e. b. 9. — Geridtl. 
Reviſor 

Steglitz, Stegliher Spar- und Darlehnskaſſe, e. G. m. b. H. — Gerichtl. Reviſor. 
. Stettin, Stettiner Konſum- und Sparverein, e. Gaim. b. H. — Gerichtl. Reviſor. 
. Trarbach, Trarbacher Vollsbank, e. &. m. u. H. — Gerichtl. Reviior. 
— Jiegeleigenoſſen ſchaft zu Ueckermünde, e ©. m. b. H. — Geridtl. 

evilor 
. Weslar, Weglar-Braunfelier Konjumverein, e ©. m. b. H. — Gerichtl. Revijor. 


b) In den übrigen Bundesftaaten. 


. Köthen (Anhalt), Borjchußverein zu Göthen, e. ©. m. u. H. — Rev.: Revifions- 


verband anhaltijcher Genoflenihaften zu Göthen. 
Benofienthaftsbuhbruderei, e. 6. m. b. 9. — Geridtl. 
Revilor. 


. Grüna (Sadien), Ronjumverein Grüna und Umgegend, e. G. m.b.9. — Rev.: 


Verband ſächſiſcher Genoſſenſchaften „Vorwärts“ zu * ig. 

Herold (Sadjen), —— Konſumverein, e. ©. m. b. H. — Rev.: Verband jäch- 

ſiſcher Genoſſenſcha ten „Vorwärts“ * Leipzig. 

— Sachſ.Kob.⸗Gotha), Konſumverein Ichtershauſen, e. G. m. b. ©. - 
erichtl. Reviſor. 
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6. Karlsruhe (Baden), Mieter- und Bauverein, e. ©. m. b. H. — Rev.: Verband der 
auf der Grundlage des gemeinſchaftlichen Eigentums se deutichen Bauge: 
noſſenſchaften in Berlin. 

7. Königswalde i. Ersgeb., Konjumverein und EOEBEEWOERSHELINER „Doltswohl“, e. 
G. m. b. 9. — Rev.: Verband jähjiiher Genoſſenſchaften „Vorwärts“ zu Leipzi 3— 

8. — (Gasen. Konjumverein „Eintracht“ zu Lunzenau und Umgegend, e. 

9. — Rev.: Verband jähfiiher Genoſſenſchaften „Vorwärts“ zu Seipig. 

9. Nieder-Leutersdorf (Oberlaufig), Konjumverein zu Leutersdorf, e. 6. m. b. 9. — 
Gerichtl. Reviſor. 

10. — (Sadjen), Konſumverein wär e.&. m ‘Sn — Gerichtl. Reviior. 

11. Oelsnitz i. Bogtl., Konjumverein, e. ©. m. b. 9. — Fen.: erband ſächſiſcher Ge- 
noſſenſchaften „Vorwärts“ zu Leipzig. 

12. —* Sachſ Meining.) Konſumverein Pößneck, e. G. m. b. H. — Gerichtl. 
Reviſor 

13. Raguhn (Anhalt), Gewerbebank zu Raguhn. e. G. m. u. H. — Rev.: Revifiond- 
verband anhaltiſcher Genoſſenſch. zu Cöthen. 

14. Varel (Oldenburg), Vorſchuß- und Kreditverein zu Varel an der Jade, e. G. m. 
H. da Rev.: Niederjächfiicher Verband von Ermwerbs- und Wirtichaftsgenoffenicaften 
zu Dannover. 


Dieje Genoſſenſchaften ericheinen, wo die Gruppierung nad) dem Reviſions— 
Verhältnifje vorgenommen iſt, in allen Zuſammenſtellungen nicht bei „Schulze: 
Delitzſch“, jondern bei derjenigen Gruppe, der fie nad) dem Revifionsverhältnis 
einzureihen waren?). 

Wie früher, find aud für die Zählung nad) dem Stande vom 31. De 
zember 1900 von den Revifionsverbänden die Liſten der angeichloffenen Genoſſen— 
Ihaften erbeten und mit einziger Ausnahme des Verbandes von Molkerei- und 
anderen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und Gejellichaften in Roftod i. M. 
der ah ar Zentral-Genoſſenſchaftskaſſe bereitwilligit zur Verfügung geftellt 
worden. 

Bei Vergleihung der von den Revifionsverbänden eingeforberten Ber: 
zeichniffe mit den von den Amtögerichten in den Zählliften gemachten Angaben 
über das Reviſionsverhaͤltnis iſt ermittelt worden, daß am 31. Dezember 1900 
17 Genoſſenſchaften zwei Reviſionsverbänden angehörten, was eine offenbare 
Unregelmäßigfeit iſt. Im jedem einzelnen Falle iſt durch Rückfrage feſtgeſtellt, 
welcher Verband die geſetzliche Reviſion vornimmt; hiernach iſt dann die Gruppierung 
dieſer Genoſſenſchaften erfolgt. 


(Fortjegung folgt.) 


’) Un dieſer Stelle jei bemerkt, daß der Geſamt-Ausſchuß des Allgemeinen Ber- 
bandes der auf Selbjtbilfe beruhenden deutſchen Erwerbs- und ge ara 
in jeiner Sigung bom 2. Dezember 1901 der Anwaltichaft empfohlen bat, künftig b 
Aufnahme von Senojienjchaften in den Allgemeinen Berband die Forderung zu —8 
daß fie einem ſeiner Unterverbände (Reviſionsverbände) beitreten. Bgl. Blätter f. Genoſſen— 
ſchaftsweſen, Jahrgang 1901, Nr. 42 vom 19. Ottober, S. 419. 
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Skizzen und Notizen. 


Förderung des SHandiwerfd.') 
Bon Prof. G. Adler in Kiel. 


Die Trage der Förderung des Handwerks ift aktuell geworden, 
jeitdem die Abgeordneten Trimborn, Euler und Crüger den preußiichen Landtag 
zu einer Rejolution veranlaßt haben, die die Regierung auffordert, die Förderung 
des Kleingewerbes praftiih nach ganz beftimmt vorgezeichneten Richtungen hin 
in Angriff zu nehmen. Alsbald hat fich der verdiente Syndikus ber Breslauer 
Handwerkskammer, Dr. Paeichke, an die Aufgabe gemadt, die Wünſche, die die 
Handwerker jelber in der gedachten Trage hegen, zu formulieren: und e8 ergab 
ih das Rejultat, daß die vorliegende Brojchüre, die dieſer Aufgabe zu genügen 
fuhte, bereit3 nad) wenigen Monaten vergriffen war und jchnellftens neu auf: 
gelegt werden mußte. 

Als erjtes wird von Paeſchke verlangt, dat dauernde und zeitweilige 
Ausftellungen von Hleingewerblihen Motoren, Maſchinen und Werkzeugen 
in gewerblich entwidelten Orten veranftaltet werden. Solche Ausftellungen — 
belehrt er und — find notwendig : zwar wiljen die meiften Handwerker ganz genau, 
wie nüglih ihnen Maſchinen jein können, aber von den für ihre Branche 
eriftierenden Majchinen, ihren Preiſen und ihrer Beihaffung wiſſen fie nur 
wenig. Dabei teilt Paeſchke die intereſſante Tatſache mit, daß die ausländifchen, 
namentlich die amerifaniihen Fabriken viel mehr als deutiche Fabriken unfere 
Handwerker für Handwerksmaſchinen zu intereffieren verjuchen und ihnen ihre 
Maichinen im Betriebe vorführen! 

In zweiter Linie joll eine Förderung bes Handwerks dadurch ermöglicht 
werden, daß die Handwerker jelber für ihren Beruf befler ala bisher aus- 
gebildet werden. Hier jchlägt Paeichfe vor, daß der Staat vor allem für 
Handwerker-Fachſchulen erheblich mehr als bisher tue und ferner neben der 
techniſchen Inſtruktion aud für die faufmännijche Ausbildung der Hand— 
werfer jorge. „Die große Maſſe unjerer Handwerker — jagt Paeſchke treffend 
— hat leider von einer faufmänniihen Schulung feine Ahnung. Es muß 
immer und immer wieder darauf hingewiefen werden, daß gerade dieſe Un— 
fenntnis eine der Haupturſachen des Darniederliegens des Handwerks bildet. 
Der Handwerker verfteht nicht zu rechnen, zu kalkulieren, er führt nicht 
genau Buch und die Folge davon ift der Niedergang feines Geſchäfts. Wird 
hier die Unkenntnis bejeitigt, jo wird mancher Fehler in der Geichäftsführung, 
mander jchmerzliche Berluft verhütet werden. Manche Blüte unſeres Sub: 


Paeſchke, Dr. jur. ®.: „Die Förderung des Handwerks. Eine Studie, heraus: 
egeben im Auftrage der Handwerkskammer zu Breslau.” 34 ©., 2. Aufl, Breslau 1903, 
erlag der Handwerfäfammer zu Breslau; Breycha, Dr. Arthur, Minifterialrat: „Ueber 

Bewerbeförderung.* 12 S., Wien 1903, Boltswirticaftliher Verlag, A. Dorn. 
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mifiionswejens wird verjchwinden und manche Eriftenz, die durch falſche Kal: 
fulation an den Rand der Vernichtung gedrängt worden war, erhalten bleiben !* 

Weiter joll für eine befjere ee ala bisher geſorgt 
werben. Auf diefem Gebiete vollbringt das Handwerk, wie alljeitig zugegeben 
wird, geradezu eine joziale Miffion. Die Fabrik ift, nad dem Eingeftändnis 
ber nambhafteften Induſtriellen, nicht imftande, den erforderlichen Nachwuchs 
tüchtiger Arbeitskräfte auszubilden, — fie bedarf hier auch für ihr eigenes Gebiet 
der Ergänzung durch dad Handwerk. Darum ift e8 auch berechtigt, daß das 
Handwerk in der Erfüllung diefer eminent wichtigen Aufgabe, mit der e8 Zweden 
der Allgemeinheit dient, aus allgemeinen Mitteln unterftügt werde. 

Weiter verbreitet ſich Paeichke über die {Frage der Työrderung bes ge: 
werblihen Genoſſenſchaftsweſens. Er Eonitatiert zunädft, dab auf 
diejem Gebiete im Verhältnis zu der Unterftügung, die der Gedanfe in der 
öffentlichen Meinung gefunden bat, herzlich wenig erreicht worden jei. Erfolg 
hätten eigentlich nur die Kreditgenoſſenſchaften gehabt: „bar Geld iſt 
das Lofungswort für jeden Handwerker, — kann ihm dieſes zu günftigen Be: 
dingungen gegeben werden, jo fragt er nicht viel nach den anderen Formen des 
Genoſſenſchaftsweſens.“ Doch hält Paeſchke viel von den Werkgenoſſenſchaften, 
und er erklärt e8 für manche Handwerkszweige für eine Lebensfrage, Motor und 
Maſchinen für ihren Betrieb verwenden zu können. Er glaubt, daß Erfolge 
nicht ausbleiben werden, jobald erit die Handwerker durch Ausftellungen von 
Maſchinen, Fachkurſe u. ſ. w. mit den vorhandenen Maſchinen und ihrer Hand: 
babung vertraut geworden jein werben. 

Schließlich wünſcht Paeſchke, daß für die Zmede der ftaatlihen Gemerbe: 
förderung eine bejondere Zentralitelle — analog dem deutichen Dandelätage —, 
etwa eine Zentral-Handwerkskammer, geichaffen werde. Sie ſoll einmal den 
einzelnen lofalen Handwerkskammern ala Zentralorgan dienen, anderjeits als 
jadpverftändiger Beirat in Handwerferangelegenheiten für das Handels- 
minifterium fungieren. 

Um die Koften für all die vorgeichlagenen Beranitaltungen zu deden, joll 
ber preußiiche Staat jeder der 33 Handwerkskammern 50000 ME. jährlich zur 
Berfügung ftellen und außerdem die Koften für die zulegt erwähnte Zentral: 
ftelle (wohl höchftens 150000 ME.) beftreiten. Die gejamte Gewerbeförberung 
würde aljo den Staat nody nicht 2 Millionen im Jahre koften. 

Die friic und anregend geichriebene Broſchüre Paeſchke's verdient, von allen 
Freunden des Handwerks im Publikum wie in Beamtenfreijen jorgfältig ftudiert 
zu werden. ch ſtimme jenen Vorſchlägen in allem Wejentlichen bei, kann fie auch 
durchaus nicht zu weitgehend oder zu „anſpruchsvoll“ finden. Bloß die Zujammen: 
jegung der angeitrebten Zentralitelle für Kandmwerferangelegenheiten jcheint mir 
etwas einjeitig gedadht: eine Körperſchaft, die ala jachverftändiger Beirat des 
Minifteriums dienen joll, darf nicht bloß aus Vertretern der Intereſſenten befteben, 
fondern muß auch andere Perjönlichkeiten einfchliegen — ich denke z. B. an 
jachverftändige Abgeordnete wie Crüger, Euler und Jakobskötter, ferner an 
Gelehrte, die fich eingehend mit der Handwerkerfrage und =politif befaßt haben. — 

In Defterreich ift jaft alles das, was Paeſchke für Preußen anftrebt, 
bereits durchgeführt oder doch mindeftens in Angriff genommen. Ueber die 
faktiihe Entwidlung der dortigen Gemerbeförderung gibt das oben genannte 
Schriftchen des Minifterialrat3 Breycha guten Aufihluß. Von den darin mit: 
geteilten Daten jei hier erwähnt, daß den Anftoß zu der ganzen Aktion ein 
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im Jahre 1892 vom öfterreidhiichen Reichsrate angenommener Antrag des deutſch— 
liberalen Abgeordneten Mar Menger gab, ber die Bereitftellung von 10000 fl. zu 
Sweden der Förderung des Kleingemwerbes forderte. Nach und nad) ift diejer Kredit 
des Handelsminiſteriums auf 677 000 Kr. im Jahre 1903 geftiegen. Die wichtigften 
Ausgabepoften find: Anichaffung von Maſchinen für gewerbliche Vereinigungen 
88000 Kr., Darlehen an Genofjenichaften 80000 Kr., Betriebökoften der Dkeifter- 
furie 70000 Kr., Stipendien für diefe Kurſe 70000 Kr., Wandermeifterkurfe 
64000 Kr., Subventionen für Bewerbeförderungsinftitute 60000 Kr., Subventionen 
für Lehrlingsarbeitenaußftellungen 16000 Kr., Förderung einzelner notleidender 
Ermerbözweige 40000 Ar., Gehälter der Angeftellten des Gewerbeförderungs- 
dienites 94 000 Kr. 

Zum Schluß jeiner Ausführungen weift Dr. Breydha mit Genugtuung 
auf die verwandten Beitrebungen in Preußen hin, die auf eine Nahahmung des 
von Defterreich gegebenen Beiſpiels abzielen. 


Kleine Sorgen der Prari?. 


Von Amtsgerihtsrat Pignol in Charlottenburg. 


1. 8329 C.P.O. Abi. 3 beftimmt: „Nicht verfündete — Verfügungen des 
Vorfigenden — find den Parteien von Amts wegen zuzuftellen.“ Die Praris 
befolgt das, ſoweit hier befannt ift, nicht oder nur ausnahmsweiſe. Die Schuld 
daran trifft zunächſt den Gerichtsjchreiber, der für die Bewirkung der Zuftellung 
zu jorgen hätte ($ 209 C. P.O.); dann aber die Richter, um deren Verfügungen 
es fich handelt und die die Zuftellung nicht überwachen, und die Auffichtsbehörben, 
die gegen die Uebertretung des geieglichen Gebots nicht erinnern. 

Erklärlich wird die Uebertretung dadurch, daß der Inhalt der richterlichen 
Verfügung meiftens jehr umerheblicher Natur ift, und die Mühe, die bis zur 
Bewirfung der Zuftellung aufzumenden ift, in feinem Berhältniffe zur Bedeutung 
der richterlichen Verfügung zu ftehen jcheint, endlich dadurch, daß bei den Gerichts: 
Ihreibern an fi) Abneigung gegen das Betreiben der Bewirtung von Bu: 
ſtellungen beiteht. 

Ohne Zweifel gibt es richterliche Verfügungen, die von Wichtigkeit find, 
3.2. es joll nad) $ S91 C.P.O. der Schuldner gehört werden: geht das Schreiben 
verloren, bevor es den Schuldner erreichte, jo kann ihn die Verurteilung un: 
vorbereitet treffen, und bejonders der Gerichtäfchreiber, der nicht für die Zuftellung 
geiorgt hat, wird Unannehmlichkeiten ausgelegt fein fünnen. Ober es foll den 
Parteien — etwa gar auf ihre bejonderen Anfragen — mitgeteilt werden, daß 
die Ladung eines Zeugen nicht hat ausgeführt werden fünnen; vielleicht hat die 
eine Partei eine dem Gericht angekündigt geweſene weite Reife unternommen, 
um der Vernehmung des Zeugen beizumohnen. Sollte die Partei nicht daran 
denfen können, den Gerichtöjchreiber, der die Zuftellung jener Mitteilung nicht 
hat bewirken laſſen, auf Schadenserſatz zu verklagen? 

Hienach ergibt fid vom Standpunfte des geltenden Rechts: 

1. Der Richter hat nur zu verfügen in Fällen, wo ihn die Pflicht trifft, 
es zu tun, und bat fi) unzuläjfiger, aljo namentlich der dem Gerichtöjchreiber 
zuſtehenden Verfügungen zu enthalten; dann käme die Pflicht, zuftellen zu laſſen, 
in vielen Fällen nicht in Frage. 
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2. Die Form der Verfügung ift nur da zu wählen, wo nicht ein Beſchluß 
geboten ift. Denn die Zuftellung eines Beichluffes wird weniger leicht überjehen. 

3. Der Richter hat die Zuitellung zu überwachen wenigſtens jo lange, bis 
er überzeugt fein kann, die gejeglichen Vorſchriften werden befolgt werden. 

Dom Standpunkte des Geſetzgebers aus jcheint fich — namentlich) mit 
Rüdficht auf die vielen Kleinen Verfügungen — die Aenderung des Abi. 3 des 
3329 E.P.D. etwa nad) dem Vorbilde des $ 16 des R.G. über die Angeleg. 
der freim. Gerichtsbarf. zu empfehlen. 

Il. Ein anderes Sorgenfind der Praris ift die Vorſchrift der SS 253 Abi. 4, 
1301, 313! EP.D. Unter 10 Klagen gibt e8 nad biesjeitiger Erfahrung 
faum bie Hälfte, die die Vornamen und den Stand oder das Gewerbe ber 
Parteien enthalten. Sieht der Richter darüber hinweg, jo verlegt er das Geieh, 
insbejondere bei der Uxteilafafjung des 33131C. P.O. Verlangt er Ergänzung 
der Klage, jo jtößt er auf erftaunte Gegenfragen, VBertagungen wären nötig u. ſ. w. 
Sollte nicht wenigſtens für die allermeijten Fälle die Befolgung jener Vorſchriften 
den Parteien ohne Mühe möglich fein, oder könnte es nicht, da ja glüdlicher: 
weile die mangelhafte Bezeihnung nur jehr jelten zu Ungzuträglichkeiten zu 
führen jcheint und die Auffichtsbehörden anicheinend fein großes Gewicht auf 
die Befolgung jener Vorſchriften legen, im 3 313! C.P.O. am Schluffe heiken : 
„ſoweit e8 als nötig ericheint oder tunlich iſt?“ 
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Ans den Gefekblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutihe Reid, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des Beidhs-Gefetblattes. 


Rr.29: Gej., betr. eine Ergänzung des 8 51 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 
1873. V. 23. 5. 1903 ©. 241. — Wr. 30: Bel., betr. die dem internationalen Ueberein— 
tommen über den Gijenbahnfrahtverfehr beigefügte Lifte v. 7. 6. 1903 ©. 243, 244. — 
Bel, betr. die Vereinbarung erleichternder Borjchriften für den mechieljeitigen Verkehr 
zwiihen den Eijenbahnen Deutihlands und Luremburgs vd. 8. 6. 1903 S. 244. — Nr. 31: 
Bet, betr. ro der Anlage B zur Eiſenbahn-Verkehrsorduung v. 13. 6. 1903 
S. 245, 246. — Rr. 32: Bel., betr. die Bejegung der Kanffahrteijhiffe mit Kapitäuen 
und Schiffsoffizieren v. 16. 6. 1903 ©. 247— 251. — Bel., betr. die Dreiteilung des Wade 
dienftes auf Kauffahrteiſchiffen v 16. 6. 1903 S. 251. — Bel., betr die Nichtanwendung 
von Beitimmungen der Scemanndordnung auf fleinere Fahrzeuge v. 16. 6. 1903 ©. 352. 
— Bet, betr. die Zulaffung zur Sährung don SHochjeefiihereifahrzeugen im der Ysland- 
fahrt v. 21. 6. 1903 ©. 253. — Nr. 33: Bel, betr. den Beitritt des Königreichs Däne- 
mar! mit Einſchluß der Farder zur Berner internationalen Urheberrechtöübereinfunft vom 
9. September 1886 —— zu den am 4. Mai 1896 dazu getroffenen Zuſatzübereinkommen 
0.6.7. 1903 ©. 355. 


I. Inhalt des Gefehblattes Für Elfah-Lothringen. 


Ar. 5: [Enthält nur eine — — zur Erhebung von Verbrauchsabgaben in 
einer Gemeinde und die Bewilligung einer Namensänderung). — Nr. 6: Geſ. betr. die 
Abänderung des Gerichtöfoftengeiehed für Elfak-Lothringen vom 6. Dezember 1899. B. 
8.6.1903 ©. 33, 34. — Rr. 7: Gej., betr. Abänderung des Geſetzes vom 5. Mai 1880 
über die Erhöhung der Lizenzgebühren für dem Kleinverkauf don geiftigen Getränfen und 
die Ermäßigung der Weinttener v. 13. 6. 1903 ©. 35, 36. — Bel., betr. die Faſſung des 
Beiepes über die Erhöhung ber — für den Kleinverlauf von geiſtigen Ges 
tränfen und die Ermäßigung der Weinjteuer v. 27. 6. 1903 [Mit der neuen Fafiung des 
Beiepestertes] S. 36—39. — B.D., betr. die Ernennung und die Becidigung don Dol: 
metihern v. 13. 6. 1903 ©. 39, 40. 


II. Gefebe, Staatsverträge und landesherrlicde Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Einmahnern : 


Geſetz Sammlung für die Königlihen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 17: Geſ. betr. die Dedung von Ausgaben des Rechnungsjahrs 1901 v. 18. 5. 1903 
8.165. — Nr. 18: Gef., betr. die Feititellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗Etat 
für dad Etatöjahr 1903 und die Abänderung des Geſetzes vom 8. April 1903 (deiep 
Samml. S. 65) wegen — der Einnahmen des erwähnten Staatshaushalts:Etats 
v.2.5. 1403 ©. 167—171. — B.D., betr. die anderweite Regelung der Angelegenheiten 
der Verwaltung der direften Steuern und der Domänen- und Forftverwaltung bei der 
Regierung in Bofen v. 19. 5. 1903 ©. 172. — Wllerh. Erlaß vom 3. November 1902, betr. 
die Befugnifie des Regierungspräfidenten in Potsdam hinſichtlich der märkiihen Waſſer— 
fragen ©. 172. — Allerh. Erlaß vom 16. März 1903, betr. die Befugnifie des Regierungs- 
präjidenten in Potsdam und der Minifterial-Bautommijfion in Berlin hinſichtlich der 
märfiihen Waſſerſtraßen ©. 173. — Ullerh. Erlaß vom 25. Mai 1903, betr. Bau und 
Betrieb der in dem Geſetze vom 18. Mai d. 3. (Gejep-Sammıl. S. 157 vorgejehenen neuen 
Eijenbahnen S. 173, 174. — Wr. 19: Gej., betr. die Bewilligung weiterer Staatömittel 
jur Verbefierung der Wohnungsverhältinifie von Arbeitern, die in ftantlichen Betrieben 
beihäftigt find, umd vom gering beioldeten Stantöbenmten v. 4. 5. 1903 ©. 175, 176. — 
Gej., betr. die Anherkraftiegung einiger in der Provinz Heffen-Nafjan geltenden bau: und 
feuerpoligeilihen Beftimmungen v. 18. 5. 1903 S. 176. — Allerh. Eriaß vom 25. Mai 


— 


1903, betr. Uebertragung der Verwaltung der auf Grund der Geſetze vom 18. Mai d. J. 
(Gejep-Samml. S. 123 und 148) in das Eigentum ded Staates übergehenden Eiienbahnen 
an die bejtehenden Eijenbahndireftionen, jowie Uebergang der Verwaltung der Strede 
Oberhaujen-Dorjten von der Eijenbahndirettion in Münjter 1. W. auf die Eijenbabndireftion 
in Ejien a. R. ©. 177, 178.— Rr. 20: Gej., betr. die Bildung bon Gejamtverbänden 
in der katholiſchen Kirche v. 29. 5 1903 ©. 179—182. — Geſ. betr. die Bildung_ fird- 
— Hilisfonds für neu zu errichtende katholiſche Pfarrgemeinden v. 29. 5. 1903 ©. 182, 

— Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lübed, betr. die Erhebung von Schiffahrts- 
= Flö erelabgaben auf dem Elbe-Travekanal v. 17. 4 1903 [Mit Schlußprotokoll vom 
gleihen Tage] S. 184, 185. 


640 Aus den Gejepblättern. 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreich) Bayern. 


Ar. 26: Kgl. Allerh. V.O., die Schulpflicht betr. v. 4.6.1903 ©. 359 — 366. — 
2 30: — Allerh. V.O., die Aebifion der Rotariatögebührenorbunng betr. v. 4. 7. 1903 
381—385 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Nr. 14: Gei., betr. die Til a der Staatöjhuld und die Umwandlung des in 
Br — —— von 1891/92 im eine 3'/. prozentige Schuld v. 18. 5. 


— 


Geſetz⸗ und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XIV: Bel., die Einziehung von Soften der freiwilligen Gerichtöbarfeit betr. 
v. 27.5. 1903 [Auf Grund Vereinbarung mit den übrigen Bundesregierungen ergangen] 
©. 133. — 3.D., Brüdenordnung für die Nheinbrüde zwiichen Mannheim und Ludwigs- 
bafen v. 4. 6. 1903 Auf Grund Vereinbarung mit der Kgl. Bayeriihen Regierung der 
Pfalz ergangen] ©. 134— 136. 


—— — — — 
J. Schweitzer Verlag (Arthur belier) München 








Seydel, Max von, 
Vorträge aus dem allgemeinen Staatsrecht. 


—— aus den Annalen des Deutſchen Reichs. gr. 8°. (96 ©.) 


. As 


Dieſe Vorträge, eine der ſchönſten und reifften Haben bes berühmten Staatsrehtälehrers, 
find in den Jahrgängen 1898—1900 der Annalen erihienen. Die Separatausgabe, zu der 
ih mid, einer Anregung aus alademiſchen Kreifen folgend, entſchloſſen habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's Derehrern, namentlich aber der jtudierenden Jugend willlommen jern. 


Meurer, Dr. Chr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg. 


Ueberſicht über, die Arbeiten der Haager 
Friedenskonferenz, insbeſondere das Abkommen zur fried— 


lichen Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 80. 
(60 ©.) Mt. 1.80. 


2a, Dr. jur. 2,, Raiferl. Regierungsrat im Reichsverſicherungsamt und 


Maier, Dr. jur. Rud., Referent im Kaiſ. Aufſichtsamt für Privat— 
verſicherung. 


Haftpflichtrecht und KNeichöverficherungs: 


Geſeßgebung. Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 
völlig umgearbeitete Auflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Broſchiert 
Mt. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mf. 8.20. 

dentſche — — 1901. Nr. 87. 


Wir dürfen gleich — daß man dem Werke aus vollſter Ueberzeugung 
das Prãadilat vorzüglich zuerlennen muß . 


Duenfing, Dr. Fr. 


Die Berlekung der Fürforgepflicht gegen: 
über Minderjährigen. Ein — zu ihrer ftrafgeleß: 


lihen Behandlung. gr. 8°. (IV u. 126 ©.) Mt. 2 


Defele, F. X., fol. Regierungsrat in Landshut, Vorfigender des Schieds- 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe: Daun erliberungögele - 
das Bau⸗Unfallverſicherungsgeſ ze dem 


Er. betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeiehe : en 1900. 
&er. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebb. 


geitihrift für das Berg-, Hütten- und Salinen-Wejen im Preußifchen F F 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ſtarle Buch bildet einen mit Sachkenntnis und Geſchick verfaßten 
Kommentar, ber bejonders jhäßenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall» 
verfiherungsgefeßes bisher noch nicht erfolgt war. Überall ift in den Erläuterungen die ein« 
Istägige Literatur, jowie die Rechtiprehung ber ——— Inſtanzen der Unfallverfiherung 
berüdfihtigt und in ihren für die praftiihe Handhabung des Geſetzes wichtigen Ergebnijien 
überfichtli zur Darftellung gebraht. Ein forgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 

das Buch, das weiten Kreijen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet ift. 














3. Schweiger Verlag (Arthur Selier) München I 
Im Erjcheinen ift begriffen: 


Die zweite volljtändig neubearbeitete Auflage bon 


J. v. Staudinger’s 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz herausgegeben von 








Dr. Theodor Loeweuſeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mapring, 
Unip.-Profeffor und Redtsanmalt in Profefior an der Univerfität ft. Oberlandesgerichtärat in 
Münden Freiburg i.®. Münden 
Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Serzfelder, 
f. Landgerihtsrat in Münden f. Sandgeriterat in Münden Nebtsanmwalt in Münden 


Joſepyh Wagner, 
f. Oberlandesgerichtärat in Mugeburg. 


Das Sachenrecht erläutert von K. ober iit ſoeben volljtändig geworben. Gr. 8°. 
(VIH, 664 ©). Broich. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. Mt. 17.50. 

Vom Familienrerht, erläutert von Dr, Th. Engelmann, liegen 3 Lieferungen (88 1297 
bis 1495) vor. Raſches Eriheinen der übrigen Teile ift gelihert. Das von 
juriftiihen Autoritäten als „vortrefflihe Darftellung” anertannte 
Koberihe Sachenrecht wird von jeder Buchhandlung gerne zur 
Anſicht vorgelegt. 


Der Staudinger’ihe Kommentar, deffen erfte Auflage in verbälmismäßia kurzer Zeit, no vor idrer 
Rolendung, vergriffen war, bar es von allen großen Kommentaren zum BGB, zu allererft erreicht, in 
allen Teilen in zweiter Auflage au erfheinen. Dieje Tatſache ift die befte Betätigung der überaus 
freundliden Aufnahme, Die dem Kommentar bei Bublitum und Sritlf zu teil geworden Ift. 

Die Ziele und Zwecke der neuen Auflage geben über die der eriten erheblich hinaus, Während es fich bei 
diejer vielfach nur um markante Daritellung der Grundzüge bes Geſetzes handeln konnte, mußte nunmebr zu 
den inzwiſchen in gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detailfragen und Kontroverien Stellung genommen werben. 

Befonderes Augenmerk ift der lanbesrchtliden Ausfübrungsgeſezgebung zugemenbet 
worden. Die Ausführungsgeiege von Breußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden find 
händig, die der übrigen Bundesitaaten, foweit es die Wichtigkeit der einzelnen Materie erbeifchte, in Berück⸗ 
idrigung gezogen; daneben tft auch der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem bisherigen Nechtäzuftand in 
erweiterten Umfange Rechnung getragen worben. 

Der Name des inzwiſchen verftorbenen verdienftbollen Herausgebers der I. Auflage, Gebeimrats 
von Staudinger, Toll auch fernerbin bem Werke erhalten bleiben. Die Berteilung des Stoffes unter 
die einzelnen Mitarbeiter ift die gleiche geblieben. Bon den in erfter Auflage durch Gehelmrat von Staudinger 
erläuterten Materien wird nunmehr das ebelihe Güterredt von Landgerichtsrat Dr. Engelmann, ber dem 
Obligationenredht angebörende Teil von Landgeridtsrat Kober bearbeitet. Diefe beiden Herren baben auf 
in Gemeinihbaft die redaktionelle Zeitung ded Geſamtwerkes übernommen. 

Als eine Berbeſſerung äußerer Art darf bervorgeboben werden, dag — mehrfach geäußerten 
Wünſchen entiprebend — die Vorbemerkungen in überfihtliderem Drude gebalten finb als biaber. Im übrigen 
it die Saganordnung der 1. Auflage, die ih wegen ihrer Zweckmäßlgkelt und Überſichtlichkelt ungeteilten Bei— 
faus erfreute, beibehalten worden, 

Der Sejamtpreis der 2. Auflage wird etwa ME. 80.— betragen. Zu jedem 


Bante werden geihmadvolle Halbfranzdecken ausgegeben. 



















Sechsunddreißigſter Iahrgang. 
Jährlich 12 Hefte. Halbjährl. Abonnementspreis: 8 ML. Ir 9 


12 Hefte bilden einen Band, 
Boftzeitungslifte für bad Reich Nr. 569, für Bayerk Nr. 127a. 
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Annalen des Deulſchen Reichs 
für Geſehzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft. 


Rechts- und Anatswifenfhaftlihe Beitfchrift und Materialienſammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Max von Seydel 


Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1903 
J. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) 





er" der Händigen Beilage: 
Literarifche Mitteilungen 
der Annalen des Deuiſchen Reichs. 


Ä Monatsbericht über Neneriheinungen auf dem Gebiete der Rechts⸗ u. Staatswillenihaften 
Unter ftändiger Mitarbeiterihaft 


von Prof. Dr. &. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
beraudgegeben bon 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. U. Dyroff in München. 





Ausgegeben am 1. September 1908. Inhaltsverzeichnis umftchend. 





Inhalt von Ar. 9: 








Seite Eelt 
Zur Auslegung deö $ 25 der Ge Preußifhen SBentral » Genoffen- 
werbeordunng von Staatsrat ſchaftslafſe (Fortiegung) -. . . 667-695 
Dr. Robert v. Qandmann in 
Münden .. Fe 641-652 Die Aufbrin ng der Mittel der 
en vdoeniehe 
; : von Dr. 9. v. Qoeper, Re 
a en gierungsrat in Berlin. 696-709 
- Staatsanwalt in Straßburg i. €. 653—666 (Shluß folgt.) 
Schluß. ‘ 
ae Stinen und Notizen. 
Die großftäbtiihe Wohnungsnot 
Mitteilungen zur en 5 und die FFabrifenverlegungen, 
noflenichaftöfte tiftit für 1900 insbejonbere die Londoner, 
von Dr. A. Beterjilie, Geh. Berliner, Leipziger . . . . 710-719 
Reg.Rat und Profeffor, Leiter 
der ftatiftijchen Abteilung der Aus den Gefegblätten . . . . TV 


Abhandlungen volks- und finangwirticaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, folche ſtaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonftigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Robellitraße 4, eingefandt werben. 

Die Rüdjeiten der Manuifriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honorar 
wird nad) Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrudf erfolgte. Bon Ab: 
bandlungen werden, wenn nicht eine beſondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge Eoftenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrit „Skizzen und Notizen“ erjolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdjendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige un: 
beſchränkte Vervielfältigungsrecht. 


München 43. J. Schweitzer Verlag 


(Arthur Sellier). 





Die Firma J. Schweiter Sortiment in Münden, Karlöplat 29, hat die 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) ſowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über: 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868 — 1902, vollitändige Serie mit den vergriffenen und 

jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für . 2 2 2.2.22... Mt. 180.- 

„ 1870-1902 gut gebunden für . » 2 2 2 2220. 130.- 
1881—1902 „ R 60 

„ 1891-1902 , ä B 220 DM- 


Kleinere Serien, einzelne Bände, — deſte Separatabdrüde Ir 
nad) Borrat zu entiprechenden Preiſen. 


{ 


h x i ya 28. 
Zur Auslegung des 8 25 der Gewerbeordnung. 
Von Staatsrat Dr. Robert v. Landmann in München. 


Neben den Arbeiterſchutzbeſtimmungen des VII. Titels der Gew.D. find 
für die Großinduftrie die Vorſchriften, welche ſich auf die einer beionderen 
Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen beziehen (83 16—28, $ 147 
Abi. 1 Ziff. 2 und Abi. 3), von bejonderer Bedeutung, und zwar nicht bloß 
deswegen, weil die im $ 16 Gem.D. bezeichneten Arten von gewerblichen Anlagen 
und Dampfkeffel nur mit behörblicher Genehmigung nad) Durchführung eines 
näher geregelten Verfahrens errichtet oder einer weſentlichen Veränderung unter: 
zogen werden dürfen, jondern auch weil jolche fonzeffionierte Anlagen einen be- 
ſonderen zivilrechtlichen Schuß genießen, indem im $ 26 Gew. O. folgendes be- 
ftimmt it: „Soweit die beftehenden Rechte zur Abwehr benadjteiligender Ein: 
wirfungen, welche von einem Grundftüd auf ein benachbartes Grundftüd geübt 
werden, dem Eigentümer oder Beſitzer des letzteren eine Privatflage gewähren, 
fann dieje Klage einer mit obrigfeitliher Genehmigung errichteten gewerblichen 
Anlage gegenüber niemals auf Einftellung des Gewerbebetriebs, jondern nur auf 
die Derftellung von Einrichtungen, weldye die benadhteiligende Einwirkung aus: 
ihließen, oder, wo ſolche Einrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen Be— 
triebe des Gewerbes unvereinbar find, auf Schadloshaltung geklagt werben.“ 
Dieje Beitimmungen des $26 Gew.D. find durch das BGB. nicht befeitigt, 
ſondern find in Geltung geblieben und haben jogar an Bedeutung gewonnen 
iJ. hierüber Landmann:Rohmer, Gew.D., 4. Aufl., Bd. I ©. 196). 

Bei der Wichtigkeit der Beitimmungen der 88 16 ff. für die Induſtrie ift 
es begreiflich, daß dieſelben zu verſchiedenen Kontroverfen Anlaß gegeben haben, 
welche zum Zeil noch nicht ganz ausgetragen find. Mit einer diejer Kontro— 
verien, die fih auf $ 25 Gew.D. bezieht und neuerdings von Konrad W. 
Juriich in der Zeitichrift „Die chemiſche Induſtrie“ wieder aufgeworfen worden 
iſth, möchte ich mich im folgenden bejajjen, zumal da der Verſaſſer diejes Auf: 
ſatzes jich bei jeinen Ausführungen zum Zeil aud) auf meinen Kommentar zur 
Gew. O. 3. Aufl., berufen zu können glaubt. 

Es handelt ſich um den Begriff der „wejentlihen Veränderungen“ 
un Einne des $25 und 8 147 Abi. 1 Ziff. 2 der Gew.O. Der $ 25 lautet: 

„Die Genehmigung zu einer der in $ 16 und 24 bezeichneten Anlagen 
bleibt folange in Kraft, als feine Aenderung in der Lage oder Beſchaffenheit 
der. Betrieböftätte vorgenommen wird, und bedarf unter diejer Vorausſetzung 
auch dann, wenn die Anlage an einen neuen Erwerber übergeht, einer Er— 
neuerung nicht. Sobald aber eine Veränderung der Betriebsſtätte vorgenommen 


.Lujftrechtliche Studie zu 8 25 der Gew.O.“, von Konrad W. Juxiſſh in 
der Zeitichrift „Die chemiſche Imduftrie*, red. von Prof. Dr. Otto N. Witt in Berlin, 
Jahrg. 1903, Heft 7 und 8. 
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wird, ift dazu die Genehmigung der zuftändigen Behörde nad) Maßgabe der 
z8 17— 23 einichließlich, beziehungsmeiie des 3 24 notwendig. Eine gleiche 
Genehmigung ift erforderlich bei wejentlihen Veränderungen in dem Betrieb 
einer der im $ 16 genannten Anlagen. Die zuftändige Behörde kann jedod auf 
Antrag des Unternehmers von der Bekanntmachung (8 17) Abftand nehmen, 
wenn fie die Ueberzeugung gewinnt, daß die beabfidytigte Veränderung für die 
Befiger oder Bewohner benachbarter Grundftüde oder das Publikum überhaupt 
neue oder größere Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen, als mit der vor: 
handenen Anlage verbunden find, nicht herbeiführen werde. 

Dieje Beitimmungen finden aud auf gewerbliche Anlagen (SS 16 und 
24) Anwendung, welche bereits vor Erlaß diejes Geile eges beitanden haben.“ 

Ihre Ergänzung finden dieje VBorichrijten im $ 147 Abi. 1 Ziff. 2 und 
Abi. 3, wonach mit Gelditrafe bis zu dreihundert Mark und im Unvermögens: 
falle mit Haft beftrajt wird, 

„wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückſicht auf die Lage oder 

Beſchaffenheit der Betrieböftätte oder des Lokals eine bejondere Geneh— 

migung erforderlich iſt (8 16 und 24), ohne dieje Genehmigung errichtet, 

oder die mwejentlichen Bedingungen, unter welchen die Genehmigung erteilt 
worden, nicht innehält oder ohne neue Genehmigung eine weſentliche Ver: 
änderung der Betriebsjtätte oder cine Verlegung des Lokals oder eine 
mejentlihe Veränderung in dem Betriebe der Anlage vornimmt“, 
und wonach jerner in diefem Falle die Polizeibehörde die Wegſchaffung der 
Anlage oder die Heritellung des den Bedingungen entiprechenden Zuftandes der: 
jelben anordnen kann. 

Bei der Vergleihung des Wortlautes von $ 25 und $ 147 Ziff. 2 fallt 
auf, daß, während die erjtere Gejetesitelle jede Veränderung der BVetrieböftätte 
für genehmigungspflichtig zu erklären jcheint, die Strafbeftimmung nur von 
mejentlichen Veränderungen der Betriebsjtätte ſpricht. Indes find jegt Literatur 
und Rechtſprechung darüber einig, daß auch $ 25 nur mwejentliche Veränderungen 
der Betriebajtätte im Auge habe (vgl. Landmann-Rohmer, Kommentar zur Gew.O. 
4. Aufl., Bd. 1 ©. 191, Reger:Stöhlel, Handausgabe der Gew.O., 3. Aufl., 
Bd. l S. 55, Scider, Gew.O., 4. Aufl., S. 86, Rohricheidt, Gew.O. ©. 83). 

Allein wann liegt eine „mwejentliche” Veränderung der Betriebsitätte oder 
des Betriebes vor? Juriſch untericheidet in der erwähnten Abhandlung zwiſchen 
„techniſch mwejentlichen“ und „gewerberechtlich weſentlichen“ Veränderungen, wo: 
gegen im allgemeinen nichts einzumenden tft, allein er irrt darin, wenn er be 
weilen zu können glaubt, daß nur ſolche Beränderungen gewerberechtlich 
weſentliche und daher genehmigungspflichtig ſeien, welche neue oder größere 
Nachteile, Geſahren oder Beläſtigungen im Sinne des $ 16 Abſ. 1 Gew.O. 
herbeiführen können, als mit der urjprünglichen genehmigten Anlage verbunden 
find. Da er ſich bei jeinen Ausführungen bejonders * eine auch in meinem 
Kommentar benützte Entſcheidung des preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 
17. Dezember 1883 ſtützt und da die Juriſchſche Auffaſſung auch in einzelnen 
kommentierten Ausgaben der Gew.O. vertreten iſt, jo iſt zunächſt darzulegen, 
welche Stellung bisher die Literatur und die Praxis zu der vorliegenden Frage 
eingenommen haben, wobei ſich herausſtellen wird, daß hier bisher eine gewiſſe 
Unklarheit geherrſcht hat. 

Die Ausführungsanweiſungen, die in dem einzelnen Bundesſtaaten erlaſſen 
find, geben, joviel mir befannt, feine Definition. Allein der Zirkular-Erlaß 
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des preuß. Minifters für Handel und Gewerbe vom 9. Jan. 1880 (M.A.Bl. 

S. 33, Neger, Entih. | ©. 21) und die preuß. Ausführungsanmeilung vom 

9. Auguft 1889, Ziff. 13 (M.A.Bl. S. 127) ftehen zweifellos auf dem 

Standpunkte, daß auch joldye Veränderungen der Betrieböftätte oder bes Be: 

triebs, durch welche neue Gefahren oder Beläftigungen nicht herbeigeführt werden 

—— doch der förmlichen Genehmigung der „zuſtändigen Beſchlußbehörde“ 
ürfen. 

Was ſodann die Anfichten der Kommentatoren betrifft, ſo hatte ich in 
der erſten Auflage meines Kommentars (von 1884) bemerkt, ob eine Ueber— 
ſchreitung der weſentlichen Bedingungen oder eine weſentliche Aenderung der 
Betriebsſtätte vorliegt, ſei „nach den Umſtänden“ zu bemeſſen (bei $ 147 ©. 452). 
In der zweiten Auflage dagegen habe ich, geſtützt auf die Entſcheidungen des 
preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 17. Dezember 1883 und 24. Sept. 1885 
(Reger, Entſch. IV ©. 387, VI ©. 154), mich darüber wie folgt geäußert: 

„Ob eine weſentliche Veränderung der Betrieböftätte oder im Betriebe 
vorliegt, it nah den Umftänden zu bemeilen. Im allgemeinen wird ber 
Geſichtspunkt enticheidend fein, ob die Veränderung auf diejenigen Rüdfichten 
einwirfen fann, welche im Eingang des $ 16 ala jolche hervorgehoben werben, 
die nad) dem Gedanken des Geſetzgebers überhaupt eine Anlage genehmigungs- 
pflihtig gemacht haben, nämlich) die Rüdfichten, daß die Anlagen „durch die 
örtliche Lage oder die Beichaffenheit der Betriebsftätte für die Befiter oder Be— 
wohner der benahbarten Grunditüde oder für das Publitum überhaupt erheb- 
liche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen fünnen“. (Diejer Satz 
ift wörtlich der Entſch. des preuß. Oberverwaltungsgerihts vom 17. Dez. 1883 
entnommen.) Insbeſondere wird hieher gehören eine Vergrößerung der Betriebs- 
fätte oder eine andere Dispofition der Räume, in welden die Materialien 
gelagert werden und die verichiedenen Betriebsftadien fich vollziehen. Der Um: 
ftand, dat eine Anlage durch die beabfichtigte Veränderung eine Beflerung hin— 
fichtlich ihrer ſchädlichen oder beläftigenden Einwirkungen erfahren joll, entbindet 
nit von der Genehmigungspflit und zwar jelbit dann nicht, wenn die Ver: 
änderung auf polizeiliche Beranlaffung hin vorgenommen wird.“ (Diejer letztere 
Sag beruht auf der zit. Entſch. des preuß. Oberverwaltungsgeriht? vom 
24. September 1885.) 

Diefe Aeußerung ift wörtlich gleichlautend in die von Dr. Rohmer be— 
arbeiteten neuen Auflagen des Kommentars (3. Aufl, Bd. 1 ©. 210, 4. Aufl., 
.1S.192)übergegangen. Es ergibt ſich aus derjelben, daß ich die Enticheidungen 
des preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 17. Dez. 1883 und 24. Sept. 1885 
nicht als miteinander im Widerſpruch ftehend, jondern ala wohl vereinbar er: 
adıtet habe, und daß ich keineswegs die Meinung vertreten wollte, eine mwejent: 
lihe Veränderung liege nur dann vor, wenn neue oder größere Nachteile x. 
aus derjelben hervorgehen können. 

Sn der Kayſerſchen Ausgabe der Gew.D. (Berlin 1884, ©. 216) ift 
ju $147 bemerkt, die Betrieböveränderung müfje derartig fein, daß neue Ge: 
fahren oder Beläftigungen entftehen können, wie fie mit dem bisherigen Betrieb 
nicht verbunden waren. 

Schenkel jagt in jeinem Kommentar (2. Aufl., 1892, 1. Bd. ©. 162): 
„Nah der Abficht des Geſetzes und nad den Verhandlungen zu $ 147 find 
als wejentlich diejenigen Aenderungen zu betrachten, melde im Hinblick auf die 
duch) das Genehmigungsverfahren zu ſchützenden Intereſſen des Publitums und 
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der Nachbarſchaft von Bedeutung find und welche im Hinblick auf dieje Intereſſen 
die Grenzen der Geringfügigfeit überjchreiten.“ 

Bernewib bemerkt in jeiner Ausgabe der Gew.O. (5. Aufl., 1893, 
©. 45): „Was als eine jolche mwejentliche Aenderung anzujehen jei, ift quaestio 
facti. Im allgemeinen wird aber für die Beantwortung dieſer Trage der 
Geſichtspunkt enticheidend jein müſſen, ob die Veränderung auf diejenigen Rüch 
fihten Einfluß haben fünne, die am Scluffe des Abi. 1 von $ 25 ebenſo wie 
im Eingange des $ 16 Gew.D. als für die Genehmigungspflicht maßgebend be: 
zeichnet worden find.“ 

Appelius (Die Gew.D., Berlin 1893) jagt bei $ 147, ob eine Be 
dingung weſentlich oder eine Veränderung der Betriebsltätte oder in dem Be: 
trieb der Anlage eine wejentliche jei, jei für den einzelnen Fall zu enticheiden 
(S. 177), ferner bei $ 25 (©. 25): „Genehmigungapflichtig wird eine Aenderung 
überhaupt nur dann, wenn ſich dadurch zugleich) der Charakter der Anlage io 
verändert, daß die Anlage nunmehr ala eine andere, neue erjcheint.“ 

An der Regerichen Handausgabe (3. Aufl., 1901, bearb. von Stöhel) 
©. 85 iſt geiagt: „Als weſentlich wird jede jolche Aenderung der Betriebsftätte 
zu erachten jein, für welche aus dem Gefichtspunfte des $ 16 Abi. 1 und $ 18 
behördlihe Prüfung vorbehalten ift, ferner Abweichungen von den Konzeſſions 
bedingungen. Derartige Aenderungen dürfen ohne neuerliche Genehmigung jelbit 
dann nicht vorgenommen werden, wenn diejelben als zweifelloſe Verbefferungen 
fi darftellen und vielleiht jogar von der Polizeibehörde als jolcher verlangt 
werden jollten.“ 

Rohriheidt (die NReichögewerbeordnung, Leipzig 1901) ©. 84 zitiert 
den wejentlichen Inhalt der erwähnten Enticheibungen des preuß. Oberverwaltungs: 
gerichts vom 17. Dezember 1883 und 24. September 1885 im ähnlicher Weile 
wie es in meinem Kommentar geichehen it. 

Schider (Gew.O., 4. Aufl., 1901, Bd. I S. 86) jagt: „Als weſentlich 
wird eine jolche Veränderung anzujehen jein, welche in den bei der Konzeſſie— 
nierung maßgebenden Rüdfichten eine Prüfung der zuftändigen Behörde ver: 
anlaßt, alfo namentlich für die Nachbarn, oder dad Publitum oder die Arbeiter 
Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen mit ſich bringen kann.“ 

Scider beruft jid) dabei auf ein Urteil des Oberlandesgerihts Münden 
vom 26. DOftober 1895 (Reger XVI, 122), in welchem angenommen wurde, 
daß die ohne Genehmigung erfolgte Vermehrung der yüllftellen einer Zünd 
hütchenfabrik nicht bloß ala Abweichung von einer iin Konzeflionsbedingung, 
jondern auch als weſentliche Veränderung der Betrieböftätte und des Betriebö 
ericheine. In der Begründung ifl gelagt: „Die Wejentlichkeit einer Bedingung 
oder einer Veränderung der Betriebsftätte oder einer Veränderung in dem Be 
triebe einer Anlage bemißt fi nady den Umjtänden und enticheidet darüber der 
Zatrichter auf Grund des Beweisergebnifies. Als wejentlich gilt eine Bedingung, 
wenn ihre Nichteinhaltung bei den in $ 16 Gew.D. gedadjten Gewerben eine 
erhebliche Gefahr für das Publikum beziehungsweiſe für die Arbeiter mit fich führt. 

Diejelbe Auffaflung liegt einem Urteil des Oberlandesgerichts Dresden 
vom 1. Juli 1877 (Annalen des Kal. ſächſiſchen Oberlandesgerichts, Bd. 19 
©. 112 ff.) zu Grunde, bei welchem es fi) darum handelte, ob eine weſentlich 
Veränderung des Betriebs einer Strohpapieritofffabrit wegen Verwendung von 
Sulfat in größerer Menge gegeben jei; in der Begründung heißt es: „Im 
allgemeinen ift, wie aus den einleitenden Worten des $ 16 und den Be 
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fimmungen in $ 25 Gem.D. entnommen werden muß, alö eine wejentliche 
Veränderung im Betriebe eine joldhe Veränderung anzujehen, durch die für Die 
Befiger oder Bewohner benachbarter Grundſtücke oder für das Publiftum über: 
haupt neue oder größere Gefahren oder Beläftigungen ald mit der vorhandenen 
Anlage und deren bisherigen Betrieb verbunden find. Ob und inwieweit aber 
im übrigen im einzelnen Falle eine Betrieböveränderung vorliegt und 
ob und inwieweit die tatlächlichen Vorausjegungen gegeben find, unter denen die 
Betrieböveränderung für eine mejentliche im obenbezeichneten Sinne erachtet 
werden kann, das gehört in der Hauptiache in das der Nachprüfung der Re- 
vifionsinftanz entzogene Gebiet der Zatfrage.“ 

Noch beitimmter tritt diefe Anſchauung hervor in einem Urteil des Ober: 
landesgerihts Darmftadt vom 24. November 1899 (Reger, Entſch., Erg.:Bbd. II 
©. 10), in welchem gejagt it: „Was weſentlich ift, muß aus dem vom Gejeße 
beabfichtigten Zmede der Genehmigung von gemwerblihen Anlagen entnommen 
werden, welcher ausmeislich des $ 16 Gem.D. in dem Schuße der Beſitzer oder 
Bewohner der benachbarten Grundftüde und des Publitums überhaupt vor er: 
beblihen Nachteilen, Gefahren oder Beläftigungen gelegen ift. Weſentlich find 
demnach nur diejenigen Aenderungen, welche im Hinblid auf dieje genannten 
Intereſſen von Bedeutung find und die Grenzen der Geringfügigkeit überjchreiten.“ 

In demjelben Sinne könnte vielleicht auch die Entſcheidung des preuß. 
Oberverwaltungsgerichts vom 4. Dezember 1897 (Reger, Entih. XIX ©. 163) 
gedeutet werden; in dieſer Enticheidung it die Tyrage, ob die ohne Genehmigung 
erfolgte Vergrößerung des Querichnitts der Schüben einer Waflermühle als 
weientliche Beränderung der Betriebsftätte anzujehen jei, bejaht und dazu be— 
merkt: „Es bedarf dazu nicht des Nachweiles, daß durch fie tatſächlich Nachteile, 
Gefahren oder Beläftigungen der im $ 16 Gem.D. bezeichneten Art herbei- 
geführt werden, jondern es genügt, daß die Veränderung ihrer Natur nad 
tolche Uebelftände herbeiführen fann.“ Ganz ähnlich äußert ſich ein anderes 
Urteil dieſes Gerichtähofes vom 23. September 1599 (Reger, Entſch. XX ©. 163), 
in weldem falle die Erweiterung der Lagerhalle eines Hammerwerks in 
Frage ftand. 

Indes ergibt fi) aus der neueften einjchlägigen Enticheidung des preuß. 
Oberverwaltungsgerichtö beitimmt, daß dasjelbe immer nod auf dem Stand: 
punkt fteht, der ichon in der Enticheidung vom 24. September 1885 Ausdrud 
gefunden hat. Bei diejer Enticheidung vom 20. Oktober 1902 (Gemwerbeardiv, 
3b. 11 S. 404) handelte es fid) darum, ob die Vergrößerung der Lagerhalle 
einer chemiſchen Fabrik als mejentliche Veränderung der Betrieböftätte anzu: 
iehen fein. In der Entſcheidung ift geſagt: „Es kann nicht eingewendet werden, 
daß die Vergrößerung der Lagerräume nur Vorteile für die in der Fabrik be: 
Ihäftigten Arbeiter mit fich bringen könne. Denn jelbft, wenn dies der Fall 
fein jollte, berührt dies die frage, ob eine genehmigungspflichtige Ber: 
änderung der Betriebäftätte vorliegt, nicht, jondern hat nur Bedeutung für die 
davon durchaus verichiedene Trage, ob von ber zuitändigen Behörde die Ge: 
nehmigung zu erteilen ift oder nicht (vgl. Entſch. d. Oberverwaltungsgerichts v. 
24. September 1885). Da e8 fih um einen Lagerichuppen von 28 m Länge 
und 21 m Breite, aljo um ein Gebäude von erheblichem Umfang handelt und 
die Klägerin durch die Einrichtung in den Stand gelegt ift, 20—40 000 Ztr. 
Düngemittel mehr ala ihr dies bisher möglidy war, zu lagern, jo muß die Ver: 
änderung ber Betrieböftätte endlich auch als eine weientliche angejehen werden.“ 
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In demielben Sinne hatte fit ſchon vorher über die vorliegende 
Trage ein Urteil des Oberlandesgericts Frankfurt a. M. vom 16. April 1901 
(Reger, Entſch. XXI ©. 192) ausgeſprochen. In demſelben heißt es: 

„Ob eine Veränderung weſentlich it, farn, wie der Zulammenhang des 
$ 25 mit den vorhergehenden Beitimmungen ergibt, nur beurteilt werden nad 
Maßgabe ber im einzelnen erteilten Konzeſſion und deren 
fonfreter Begrenzung. Maßgebend find dabei überhaupt nicht Die 
Rüdlihten, aus denen die Begrenzung, mie geichehen, vorgenommen tft, 
iondern rein jachlih die Grenzen, wie ſie gezogen find. Jede Veränderung, 
die objektiv das Weſen der beitehenden Konzeifion berührt, d.h. im Ber: 
hältnis zu derjelben erheblich ift, darf ohne Genehmigung nicht vor: 
genommen werden. Andernfalls könnte e8 geichehen, dab im Laufe der Zeit 
dur willfürliche Aenderungen des Unternehmers der Charakter der Konzeſſion 
völlig umgewandelt würde. Für die Frage, ob ſachlich eine wejentliche Ver— 
änderung vorliegt, fünnen jene Rüdfichten, auf denen die Konzeſſionsbegrenzung 
beruht, nur als Hilfsmittel für die Entideidung in Betracht kommen. Und 
in dieſer Beziehung würde es, da die Konzeſſion auf einer Prüfung der Anlage 
von den umfaſſ enden Geſichtspunkten des $ 18 Gew.D. aus beruht, jedenfalls 
zu eng jein, eine wejentlihe Aenderung nur dann als vorliegend anzu: 
nehmen, wenn diejelbe geeignet wäre, eine Beeinträhtigung im Sinne des $ 16 
Ab. 1 herbeizuführen. Nur „im allgemeinen“ ift es richtig, für Die 
‘frage ber wejentlihden Veränderung auf die Rüdfichten des $ 16 Abi. 1 
zurüczugehen (vgl. Landmann, Gew.D., Anm. 2 S. 210). Dieje Gefichtspunfte 
find aber nicht ausichlieglich in Betracht zu ziehen. Nach einer Entſcheidung des 
Dberverwaltungägerichts vom 24. September 1885 entbindet jelbit der Umftand 
nicht von der Genehmigungäpflicht, daß durch die beabfichtigte Veränderung 
gerabe eine Verbeflerung der Anlage Hinfichtlicdy ihrer ichädigenden oder be: 
Läftigenden Einwirkung herbeigeführt werden fol. Für ſolche Fälle ift lediglich 
im $ 25 Gew.D. eine Erleichterung des Genehmigungsverfahrens in der 
Richtung vorgejehen, daß die Verwaltungsbehörde, wenn fie die Ueberzeugung 
gewinnt, daß die Veränderung Ichädigende aber beläftigende Einwirkungen im 
Sinne des $ 16 Abſ. 1 nicht herbeiführen werde, auf Antrag des Unter— 
nehmer von der in $ 17 Gew.D. vorgejehenen öffentlihen Bekanntmachung 
abjehen kann. Auch hierin liegt eine Beltätigung dafür, daß die Geſichtspunkte 
des $ 16 für die frage, ob eine Veränderung als eine wejentliche anzuſehen 
ift, nach der Abficht des Geſetzgebers nicht und gewiß nicht ausſchließlich maß— 
gebend jein können.“ 

Dieſe leterwähnten beiden Präjudizien, welche allerdings dem Verfaſſer 
des Eingangs erwähnten Aufiages über 5 25 Gew.D. noch unbefannt waren, 
nehmen aljo einen, dieſem Auflage widerſprechenden Standpunkt ein. Nach 
meiner Anichauung find diefe Urteile zutreffend und insbejondere das Urteil des 
Oberlandesgerichts Frankfurt deutet auch die für die Begründung der darin 
aufgeitellten Anſchauung maßgebenden wejentlihen Gefichtspunfte in richtiger 
Weile an. Dieſe Gefichtäpunfte find folgende. 

Schon der Wortlaut und Zuſammenhang des $ 25, Abi. 1 zwingt, wie ich 
glaube, zu der Auffaffung, dab nicht bloß ſolche Veränderungen, welde nad 
teilige Folgen im Sinne des $ 16 haben fönnen, jondern aud andere Ver: 
änderungen des Betriebs oder der Betrieböftätte, und zwar jelbit ſolche, welche 
die nachteiligen Einwirkungen der Anlage auf die Nachbarſchaft, das Publitum 
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oder die Arbeiter zu vermindern beftimmt find, ala „wejentliche“ zu erachten 
ind und ohne Genehmigung nicht vorgenommen werben dürfen. Wenn es im 
$ 25 heißt, daß eine Genehmigung der zuftändigen Behörde nad) 88 17—23 
eriorberlich jei, jobald eine Veränderung der Betriebsftätte vorgenommen wird, 
und bei wejentlichen Veränderungen im Betriebe der im $ 16 genannten An- 
lagen, und wenn dann das Geſetz fortfährt: „Die zuftändige Behörde kann 
jedod auf Antrag des Unternehmers von der Befanntmahung ($ 17) Abftand 
nehmen, wenn jie die Ueberzeugung gewinnt, daß die beabfichtigte Veränderung 
für die Befiger oder Bewohner benadhbarter Grundftücde oder für das Publikum 
überhaupt neue oder größere Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen als fie mit 
der vorhandenen Anlage verbunden find, nicht herbeiführen werde” —, jo fann 
meines Erachtens das —* nur dahin verſtanden werden, daß auch ſolche 
Aenderungen, welche nach der Intention des Unternehmers die nachteiligen 
Wirkungen der Anlage für die Nachbarſchaft ꝛc. einſchränken ſollen, nur dann 
vorgenommen werden dürfen, wenn fie zuvor von der zuftändigen Behörde ge- 
mäß $ 18 ſowohl in der Richtung der Folgen für die Nachbarſchaft und das 
Publitum wie aud mit Rüdfiht auf die bau-, feuer- und geſundheitspolizei— 
lihen VBorichriften geprüft und genehmigt worben find, und daß nur Hinfichtlich 
des Wegfalls der Bekanntmachung eine Erleichterung geftattet iſt, falls der 
Unternehmer der Behörde, welcher er die Sache jedenfalls zur Genehmigung 
vorlegen muß, darzutun imftande ift, daß die Aenderung für die Nahbarichaft 
oder das Publitum ohne Nachteile jein wird. Ya jelbft, wenn der Unternehmer 
die Aenderung auf Beranlaffung der Polizeibehörde oder des Fabrikaufſichts— 
beamten vornimmt, jo bedarf er hiefür der Genehmigung der gemäß $ 18 Gew. O., 
bzw. nad) den Landesgejegen in den fällen des $ 18, zuftändigen Behörde, 
wie das preuß. Oberverwaltungägericht in der bereits mehrfach zitierten Ent: 
iheidung vom 24. September 1885 richtig ausgeiprochen hat. 
Juriſch jtellt nun freilich in Abrede, daß der Zuſammenhang des $ 25 
Abi. 1 zu dem gedachten Schluffe nötige, und meint, man babe den Ietten Sat 
des $ 25 Abi. 1 in dem Sinne auszulegen, daß mit demjelben der Gejeb- 
geber den Induſtriellen lediglih die Möglichkeit eröffnen wollte, auch 
bei Vornahme jolcher Aenderungen, welche nad) Anficht des Unternehmers feine 
neuen oder größeren Nachteile im Gefolge haben fünnen, um die Genehmigung 
nachzufuchen, 3. B. „wenn der Charakter der Aenderung zweifelhaft ift, oder 
wenn ber Unternehmer den Schuß des $ 26 Gemw.D. gegen jtreitjüchtige Nach— 
barn zu erlangen wünjcht“ oder „wenn die ‘Polizei zu Eoftipielige Aenderungen 
verlangt“. Allein wenn dies die Abficht des Geſetzgebers geweſen wäre, jo 
hätte er fi) wohl anders ausdrüden müſſen. Auch zeigen die gewählten Bei- 
ipiele, daß man bei biefer Auslegung zu Konſequenzen fommt, die mit den 
eigenen Anfichten von Juriſch über den Begriff der „weſentlichen Veränderung“ 
im Widerſpruch ftehen und jchon gegenüber dem Wortlaut und den Abfichten 
des Geſetzes unhaltbar find. Geſetzt, der Unternehmer erachtet den Charakter 
der Aenderung nicht ala „zweifelhaft“, jondern ift überzeugt, daß dieſelbe eine 
Verbeflerung der Verhältnifte für bie Nachbarſchaft mit ſich bringen werde, 
und unterläßt daher das Genehmigungsgeiud, es ftellt ſich aber nachträglich 
heraus, daß der Unternehmer id) getäufcht hat und daß infolge der vor: 
genannten Veränderung die Nahbarichaft erheblich mehr beläftigt wird als bis- 
ber. Es läge alsdann jedenfalls und zwar auch nad) der Juriſchſchen Auffaffung 
eine gemwerberechtlich weientliche Wenderung vor, zu welcher nachträglich die 
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Genehmigung eingeholt werden müßte. Wie aber, wenn die Prüfung ergibt, 
daß die Genehmigung im Intereſſe der Nachbarſchaft oder der Arbeiter oder 
des Publitums überhaupt oder aus bau=, feuer: oder gejundheitspolizeilichen 
Gründen nicht tunlich ift? Der Unternehmer unterliegt alsdann der Beitrafung 
nad 8 147 Abi. 1 Ziff. 2, riskiert außerdem, daß die Behörde gemäß $ 147 
Abi. 3 die Wegichaffung der Anlage anordnet, und kann, jelbft wenn die Bes 
hörde eine ſolche Anordnung nicht trifft, auf dem Wege des Bivilprozefles zur 
Betriebzeinftellung oder Bejeitigung der Anlage genötigt werben (5 907 B. G. B.). 
Es würden aljo gerade in dieſem Falle die Folgen eintreten, die Juriſch ala 
Konjequenz der von ihm befämpften Redtsauffaffung hinitellt: „Dem nationalen 
Wohlitande würden neue Wunden geichlagen werden durch den ganzen oder teil- 
weiſen Verluft des Kapitals, welches der Unternehmer in jeine Anlage geitedt 
bat. Der Unternehmer und alle Perjonen, die ihr Geld in dem Unternehmen 
angelegt haben, würden Einbuße erleiden und infolgedeflen weniger Steuern 
zahlen fünnen. Nicht bloß dem Gemeinwohl würde ein fteuerfräftiges Unter: 
nehmen entgehen, aljo fichere Einnahmen entzogen werden, auch bie Nachbar: 
ſchaft der Fabrik würbe eine kaufkräftige Arbeiterbevölferung verlieren ulm.“ 

Die Juriſchſche Rechtsauffaſſung führt alfo zu Konjequenzen, die mit den 
Abfichten, auf welchen die Vorjchriften der Gewerbeordnung über die einer 
bejonderen Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen beruhen, im Wider: 
ſpruch ftehen. In den Motiven zu dieſen gejeglichen Beitimmungen (Verb. des 
Reichstags des Nordd. Bundes 1869, St.B. Bd. III, S. 116) iſt zumächft ber: 
vorgehoben, daß ſolche Beitimmungen im Intereſſe der Sicherung des Publikums 
gegen Beläftigung und nachteilige Einflüffe jowie im Intereſſe der aufrecht zu 
erhaltenden Möglichkeit ftädtiichen Zufammenlebens unentbehrlih und dab die in 
den einzelnen Staaten des Norddeutichen Bundes bejtehenden einichlägigen Be 
ftimmungen jo verfchiedenartig und oft jo beläftigend ſeien, daß eine einheitliche 
Regelung ein unerläßliches Bedürfnis bilde. Außerdem liege e8, jo wird weiter 
bemerkt, im Intereſſe der Gemwerbetreibenden, dadurch, daß vor der Errichtung 
der Anlagen im Wege eines geordneten Verfahrens eine Prüfung der Ein: 
wendungen und Beichwerden erfolgt, gegen nachträgliche Beichwerden und Auflagen 
gefichert zu fein. Für die Einzelbeftimmungen des Entwurfs jei namentlich der 
legtere Gefichtspunft maßgebend gemwejen. Der Entwurf beabfichtige die Erledigung 
aller Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur, welche ſich aus ber bejonderen 
Beitimmung der Anlage ergeben, mögen diejelben vom Nachbar oder einer 
Behörde außgehen, vor der Errichtung der Anlage herbeizuführen und im fontra: 
diktoriihen Verfahren unter Herftellung eines geordneten Inftanzenzugs mit 
präflufivischen Friften mit der Maßgabe zum Abſchluß zu bringen, dab, Jolange 
die Anlage unverändert bleibt, auch die polizeiliche Genehmigung unverändert 
aufrecht erhalten wird. 

Diejer Gefihtspunkt, daß e8 im Intereſſe der Gewerbetreibenden 
liegt, durch ein geordnetes Verfahren, welches der Errichtung der Anlage voraus: 
geht, vor nachträglichen Beſchwerden und Auflagen gefichert zu jein, ift zweifellos 
aud dann Bar a wenn eine beftehende Anlage verändert werden mill. 
Bei der Schwierigkeit, die Einwirkungen einer Anlage auf die Nahbarichait 
dur; Geräuſch, Rauch, üble Dünfte ufw. zu meſſen, riskiert der Unternehmer 
bei jeber erheblichen Aenderung des Betriebes oder der Betriebsftätte, auch wenn 
diejelbe feine neuen oder größeren Nachteile für die Nachbarſchaft zur Folge hat, 
daß eine Verjchlechterung des beftehenden Zuftandes behauptet und vielleicht aud 
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von der Behörde geglaubt wird; er tut daher in jedem Falle wohl daran, wenn 
er vor Vornahme der Nenderung Antrag auf Genehmigung jtellt. Iſt er der 
Ueberzeugung, daß die Aenderung feine neuen oder größeren Nachteile mit ſich 
bringen werde, dann mag er mit diefem Antrage gemäß $ 25 Abſ. 1 der Gew.O. 
zugleich den Antrag auf Unterlaffung der Bekanntmachung des Projekts verbinden. 

Auh im Falle der Neuerrichtung einer der unter $ 16, bzw. die hiezu 
erlafjenen Bundesratöverordnnungen fallenden Anlagen kann es vorfommen, daß 
die Anlage weder für die Nachbarn, noch die Arbeiter, noch das Publikum 
überhaupt bejondere Nachteile mit ſich bringt, bei Dampffeffelanlagen wird dies 
bei dem jeßigen Stande der Technik vielleicht jogar die Regel jein, und doch 
ihreibt das Gejeß vor, daß in jedem falle der Errichtung die behördliche 
Genehmigung nad durchgeführtem gejeglichen Verfahren vorausgeht (Urteil des 
preuß. Obertribunals vom 12. Juli 1875; Goltd. Archiv 1875, ©. 445; zit. Ur: 
teil des Oberlandesgericht3 frankfurt a. M. vom 16. April 1901, Neger, XXII 
S. 192). Auch von diefem Gefichtspunfte aus it es nichts abnormes, jondern 
lediglich der Geſetzesanalogie entiprechend, wenn man annimmt, daß erhebliche 
Aenderungen des Betrieb oder der Betriebaftätte einer gemäß $ 16 Gew.O. 
fonzeifionierten Anlage in jedem Falle dem in $ 17 vorgeichriebenen Genehmigungs- 
verfahren zu unterftellen find, aljo auch dann, wenn fie eine Berbeilerung für 
die Nachbarſchaft 2. herbeizuführen bezweden, und daß alſo der Begriff der 
„weientlichen“ Veränderungen nicht auf ſolche Veränderungen zu beichränfen it, 
welche neue oder größere Nachteile im Gefolge haben können. 

Aus dem Gelagten ergibt ſich auch bereits, daß ich die Meinung von 
Juriſch über die ſchlimmen volkswirtſchaftlichen Wirkungen diejer Rechtsauffaffung 
nicht teile. Juriſch behauptet jogar, diefer Rechtsgrundjag mwürde von den 
chemiſchen Fabriken fortwährend verlegt und könnte überhaupt nur durchgeführt 
werden, wenn man die Induſtrie unterdrüdte. In einer chemiichen Fabrik jeien 
Erdarbeiter, Maurer, Zimmerleute, Schloffer, Schmiede und Bleilöter unausgelegt 
von morgens bis abends beichäftigt, um Aenderungen vorzunehmen. Eine große 
chemiſche Fabrik, die fi) auf der Höhe der Zeit halten wolle, ſetze in ihren 
Ausgaben etwa 30 000 ME. im Jahr für Verſuche aus, um Berbejlerungen 
auszuprobieren. Alle diefe Aenderungen genehmigungspflichtig zu machen, jei 
an Ding der praftiichen Unmöglichkeit. Jede mit hervorragender Intelligenz 
geleitete gewerbliche Anlage, wie 3. B. gerade eine große chemiſche Fabrik, arbeite 
unauögejegt an der Berbeflerung ihrer Einrichtungen, Apparate und Betriebs: 
weiſen. Es würde heißen, der Induſtrie in ihrer natürlichen Entwidlung einen 
Hemmſchuh anlegen, wollte man jede ſolche Aenderung nur erjt nad) eingeholter 
Genehmigung zulafien. Viele Verbefferungen würden unterbleiben, weil es die 
Arbeitäfraft des Fabrikanten überftiege, außer der intenfiven techniichen Arbeit 
an der Leitung jeiner Fabrik auch noch alle die Mühewaltung zu übernehmen, 
die das Genehmigungsverfahren ihm aufbürdet. Außerdem würden die zuitändigen 
Behörden mit einer jo erdrüdenden Arbeitälaft überhäuft werden, daß ihre 
gegenwärtige Organijation zur Bewältigung wohl kaum ausreichen würde. 

Dieje Ausführungen wären zutreffend, wenn alle Aenderungen der Be: 
trieböftätte oder des Betriebs ald genehmigungspflichtig erachtet werden wollten. 
Es find aber nur die „weſentlichen“ Aenderungen genehmigungapflichtig. Hie— 
mit fomme ich wieder auf die frage zurüd: Welche Veränderungen find als 
weſentliche anzufehen? Daß das von Juriſch aufgeftellte Kriterium, daß die 
Veränderung neue oder größere Nachteile im Sinne des $ 16 Gew.D. zur 
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Folge haben kann, nicht maßgebend jein kann, habe ich bereits ausgeführt. 
Sudt man nad einer anderen Definition, jo ergibt fi) aus den jeinerzeitigen 
Erörterungen im Reichsſtage des Norddeutichen Bundes nicht viel Brauchbares. 
Bemerkenswert iſt aber immerhin die Yeußerung, die zu dem Antrage, im $ 147 
Abi. 1 Ziff. 2 zweimal dad Wort „mwejentliche” einzujchalten, von dem Antrag: 
fteller gemadjt wurde. „Im übrigen find wir der Meinung, daß an den beiden 
angegebenen Stellen das Wort „weſentliche“ eingejchaltet werden jollte, weil 
ſonſt die Bejorgnis vorhanden iſt, daß jede, auch die allergeringfte Aenderung zur 
Strafe gezogen werden könnte.“ (St.B. 1869, Bb. Il, ©. 768, 769; vgl. 
Bandmann-Rohmer, Gew.D., 4. Aufl., Bd. I ©. 192). Diefe Aeußerung 
icheint zwar darauf hinzudeuten, daß man von dem Entwurfe, der uneingeichränft 
für Aenderungen der Betriebsftätte überhaupt die vorherige Genehmigung ver: 
langt hatte (mas aud jest nod aus der Faſſung des $ 25 gefolgert werden 
könnte), nicht gar zu weit abgehen wollte, aber jedenfalls jcheiden hienach die 
geringfügigen, unerheblichen Aenderungen von der Genehmigungspflicht aus. Ob 
aber eine Aenderung geringfügig und unerheblid; oder ob jie erheblich oder 
„weſentlich“ ift, das ift, wie ich bereit3 in der eriten Auflage meines Kommen: 
tars gejagt habe, nad den Umſtänden zu bemejjen, und zwar kommt 
eö, wie ich jeßt beifügen möchte, in erfter Linie * die Konzeffronsurtunde 
und die derſelben vorausgegangenen Verhandlungen an. 

Ganz richtig jagt das erwähnte Urteil des Oberlandesgerichts Frank— 
furt a. M. vom 16. April 1901, als eine wejentliche Veränderung jei jede für das 
Weſen der Sache, d. h. gegenüber der tatjächlich erteilten Konzeflion objektiv 
erhebliche Veränderung in der Betriebsjtätte oder dem Betriebe aufzufaflen, 
gleichviel welche Rüdfichten durd die Konzeſſionsbegrenzung verfolgt waren und 
durch die Veränderung betroffen werden fünnen. 

Eine mwejentliche Veränderung im Betriebe Tiegt aljo vor allem dann vor, 
wenn an Stelle des Produkts, deifen Erzeugung fonzefltoniert ift, ein anderes 
Produkt hergeftellt wird, deflen Fabrikation ebenfall® unter das Verzeichnis des 
$ 16 der Gem.D. fällt, und zwar auch dann, wenn das neue Fabrikat dem 
früheren techniich verwandt ift und aus denſelben Stoffen hergeftellt wird — 
jo 3. B. wenn an Stelle der fonzelfionierten Fabrikation von Bündhütchen die 
Fabrikation von Einheitspatronen erfolgt, oder wenn eine konzeſſionierte Seifen: 
fiederei in eine Talgſchmelze verwandelt wird (vgl. die Urteile des Oberlandes: 
gerichtse Münden vom 24. November 1894, Reger, Entſch. XV ©. 249 ff., und 
des Bayer. Oberiten Landesgerichts vom 26. April 1901, Reger, XXIII ©. 3 fi.). 
In der Regel werden allerdings derartige wejentliche Aenderungen des Betriebs 
auch mit erheblichen Aenderungen der Betriebsftätte verbunden jein. Außerdem 
wird bei Enticheidung der frage, ob eine mejentliche Aenderung des Betriebes 
anzunehmen ift, e8 beionderd darauf anfommen, ob in der urſprünglichen Son: 
zejftonsurfunde beitimmte yabrifationsmethoden vorgeichrieben find, ob in dem 
der Konzejfionserteilung vorausgegangenen Verhandlungen die einzelnen Yabri: 
fationsftadien, von der Herbeiſchaffung der Roh: und Hilfsftoffe angefangen 
bi8 zur Bejeitigung der Abfälle, genau beichrieben find, ob die Verwendung 
beftimmter Feuerungsmaterialien oder Rohſtoffe oder die Beſchränkung der 
Produktion auf ein beſtimmtes Quantum in Ausſicht genommen worden iſt, 
und ob nach dieſen Verhandlungen anzunehmen iſt, daß auf die Einhaltung 
der beſchriebenen Prozeſſe, die Verwendung beſtimmter Materialien, die Ein— 
haltung eines gewiſſen Produktionsquantums uſw. Wert gelegt wurde. Er: 
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geben fi aus der Konzeſſionsurkunde und den Konzeifionsverhandlungen feine 
beftimmten Direftiven für die einzuhaltende Betriebsweije, dann freilich hat 
der Betriebsunternehmer in Bezug auf Betriebsänderungen jolange freie Hand, 
ala mit denjelben nicht zugleich erhebliche Aenderungen der Betriebaftätte ober 
neue oder größere Beläftigungen für die Nachbarihait oder das Publitum ver: 
bunden find. 

Was jodann die genehmigungspflichtigen Aenderungen der Betriebaftätte 
betrifft, jo ift zunächſt daran feftzuhalten, daß, wie auch in der Literatur und 
Rechtſprechung allgemein anerkannt ift, unter der Betrieböftätte nicht bloß der 
Raum, in welchem fi die Majchinen u. j. w. befinden und die Herftellung von 
Fabrikaten erfolgt, jondern der gejamte zur Ausübung des Gewerbes benußte 
Raum mit allem Zubehör zu verftehen ift (vgl. die Entich. des preuß. Ober: 
verwaltungsgericht8 vom 23. September 1899, Neger, Entſch. XX ©. 161 ff.). 
Auh bei der Enticheidung der Trage, ob eine mejentliche Aenderung der 
Betriebsftätte anzunehmen ift, wird es in erjter Linie auf die Konzeſſions— 
urfunde und Die bderjelben zu Grunde liegenden Pläne, Grundrifie, Be: 
Ihreibungen x. anfommen. Als eine weſentliche Veränderung der Betriebaftätte 
wird es in der Regel jchon anzujehen jein, wenn eine erhebliche Vergrößerung 
des Areals, welches zu Tyabrifationszweden benußt wird, erfolgt, aud) wenn 
feine neuen Baulichfeiten errichtet werden, jondern es ſich 3. B. nur um 
Vergrößerung eines Lagerplates handelt (vgl. die Entich. des preuß. Oberver- 
waltungsgerichts vom 20. November 1902: Erweiterung einer Anftalt zum 
Trocknen und Einjalzen ungegerbter Tierfelle durch Hinzulegung eines Grund» 
ftüdes, auf welchem die auf dem Hauptgrundftüd eingelalzenen Felle gelagert 
oder ungegerbte Felle getrodnet werden). Auch eine andere Dispofition der 
Räume, in melden die verichiedenen Betriebsſtadien fic vollziehen, kann ala 
weientliche Aenderung der Betrieböftätte anzujehen fein, wenn nämlich in dem 
der Konzejfion zu Grunde liegenden Plan eine beftimmte Raumeinteilung vor: 
geliehen ift. Was ferner die Nenderung der Betrieböftätte durch Bauten betrifft, 
jo werden Erweiterungen der Fabrik- und Lagerräume meift als wejentliche 
Aenderungen der Betriebsftätte zu erachten fein — 3. B. Vergrößerung einer 
Stearinfabrik durch Anbau und Aufftellung eines weiteren Deitillationsapparates 
(Urteil des Oberlandesgerichts Darmftadt vom 31. Auguft 1892, Reger XV ©. 6, 
Erweiterung der Lagerhallen eines Hüttenmwerfes, zit. Entich. des preuß. Ober: 
verwaltungsgerichts vom 23. September 1899, Reger XX ©. 161 f}.). Bedenklich 
it das Urteil des Oberlandesgerihts Darmftadt vom 24. November 1899, 
Reger, Erg.:Bd. II ©. 10, welches in der Errichtung eines Lagerhaufes zu einer 
Ladjabrif eine weſentliche Aenderung der Betrieböftätte nicht erblidt hat, in: 
jofern als biejes Urteil darauf Gewicht legt, daß durch das Lagerhaus Be— 
läftigungen für die Nachbarichaft nicht entitanden jeien. Dies ift nad) dem oben 
Ausgeführten nicht enticheidend. Dagegen fommt es jehr darauf an, ob die in Aus- 
fcht genommenen bzw. ausgeführten Baulichkeiten im Verhältnis zur ganzen 
genehmigten Fabrikanlage erheblich find. Bei einer größeren chemijchen Fabrik, 
die fih über ein bedeutendes Areal erftredt, kann eine bauliche Aenderung als 
unerheblich zu erachten jein, die, wenn fie auf einem kleinen, mitten in einer 
dichtbevölferten Straße gelegenen Yabrikgrundftüd vorgenommen wird, zweifellos 
der Genehmigung bedarf. 

Mit diefer Bemerkung erledigt fich wohl ein großer Zeil der Bedenken, 
die Jurifch gerade vom Standpunft der großen chemiſchen Fabriken gegen das 
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Urteil des preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 17. September 1885 und gegen 
bie aud) von mir vertretene Auffaſſung des Begriffs der wejentlichen Veränderungen 
vorgebradyt hat. Im übrigen aber ift jeinen Befürchtungen entgegenzubalten, 
daß die Induftriellen fi) in Bezug auf Betriebsänderungen die erforderliche 
Freiheit wahren können, wenn fie bei den Konzeſſionsgeſuchen zu detailierte und 
bindende Betrieböbeichreibungen vermeiden, und daß für größere bauliche Per: 
änberungen die landesrechtlich erforderliche baupolizeiliche Genehmigung, auch wenn 
bie Suritäilche Auffaffung richtig wäre, doch nicht wegfiele.. Da nun aber gemäß 
8 18 Gew.O. die gewerbepolizeiliche Prüfung einer Anlage fih aud auf die 
Beachtung der bau=, feuer: und gejundheitspolizeilihen Vorſchriften erjtredt, und 
da gemäß $ 25 Abi. 1 Gew.D. die Behörde von der Ausjchreibung des Geſuchs 
Abftand nehmen kann, wenn fie die Veränderung für ungefährlich hält, jo bedingt 
es für den Unternehmer, der eine ſolche ungefährliche Veränderung beabfichtigt, 
auch gar feine bejondere Mühewaltung, wenn er, ftatt bei der Baupolizeibehörde 
um die Bauerlaubnis nachzuſuchen, bei der Gewerbepolizeibehörde den Antrag 
auf Konzeſſionsänderung ftellt und damit den Antrag verbindet, von der Bekannt: 
madhung des Geſuchs Umgang zu nehmen. 

Aus dem Ausgeführten ergibt ſich endlich, daß ich keineswegs jede „techniſch 
wejentliche”" Aenderung als genehmigungspflichtig erachte. Der Unternehmer kann 
auch nad) meiner Auffaffung manderlei Betriebsänderungen ohne Konzeſſions- 
änderung einführen, die für ihn mirtichaftlich jehr bedeutjam oder „techniſch 
weſentlich‘“ im Sinne von Juriſch find, 3. B. eine Verbeflerung der Feuerungs— 
anlage, eine größere Ausbeutung der Rohitoffe durdy andere Anordnung der 
chemiſchen oder phyſikaliſchen Prozeſſe, eine Koftenerjparung bei Bejeitigung 
läftiger Abfälle oder eine beffere Verwertung berjelben uw. Solange jolde 
Betriebsänderungen fi im Rahmen der erteilten Konzeifion halten, find fie 
nicht genehmigungspflichtig. 
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VIII. 


Die völkerrechtliche Herrſchaft eines Staates über eroberte oder ander— 
mweitig erworbene Länder iſt in der Regel nur eine proviloriiche; fie kann aber 
aud eine definitive werden und Jahrhunderte lang fortbeftehen. 

Ein lehrreiches Beilpiel bieten die gemeinen Vogteien der jchweizer. Eid: 
genoſſenſchaft. Dieje Vogteien waren Gebiete, welche weder vollberechtigte Mit— 
glieder nody Verbündete (zugewandte Orte) der Eidgenofjenichaft waren, jondern 
ala Untertanenlande unter der Herrichaft mehrerer eidgenöffiicher Orte ftanden ’). 
Letztere hatten die Vogteien teild durch Eroberung, teild durd Verträge mit den 
früheren Landesherren erworben und waren vollftändig in die Rechte derjelben 
eingetreten. Im Yargau und im Thurgau 3. B. waren die Eidgenofjen die 
Rechtsnachfolger der Herzöge von Deiterreih, von denen fie dieje Gebiete 1415 
und 1460 erobert hatten?). In den ennetbirgiichen Vogteien waren fie Rechts— 
nachfolger der Herzöge von Mailand, die ihnen die Grafichait Bellen; 1503, 
die Herrichaften Lugano, Locarno, Mendris und Mtaithal 1512 durd Verträge 
abgetreten hatten”). Die Rechte, welche die Eidgenoffen in den genannten 
Vogteien beſaßen, waren zweifellos Herrſchaftsrechte. Die Eidgenoſſen hatten 
die Militärhohett — das „Recht der Mannihaft“ und den „Seerbann“*) —; 
fe hatten ferner die Gerichtöhoheit — den „Blutbann”, zum Zeil aud) die 
niedere Gerichtsbarkeit?) —; fie ernannten die Beamten — die Landvögte und 
Kandichreiber‘) —; fie erhoben Zölle, Steuern und Gebühren‘). Die Einnahmen 
aus den Zöllen, Steuern, Gejällen, Geldbußen und Konfisfationen wurden, nad) 
Abzug der Koſten und Bejoldungen, unter die regierenden Orte zu gleichen 
Zeilen verteilt®). Gleihwohl war ihre Herrſchaſt feine ftaatsrechtliche, jondern 
eine völkerrechtliche. Die Eidgenofjenihaft war bis zur Gründung der helvetiichen 
Republik (1798) kein Staat, Jondern ein Staatenbund, ein völferrechtlicher Verein 
louveräner Staaten, die lediglich durch internationale Verträge miteinander ver: 
bunden waren’). Da die Eidgenofjenichaft fein Staat war, jo konnte die eid- 
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genöſſiſche Bundesgewalt feine Staatsgewalt jein, denn eine Staatsgewalt ohne 
Staat ift undenkbar. Da überhaupt feine eidgenöfftiche Staatögewalt eriftierte, 
fo konnte auch die Gewalt der Eidgenofjen über die gemeinen Vogteien feine 
Staatögemwalt fein. 

Hierzu kommt noch ein zweiter Punkt. Die gemeinen Vogteien gehörten 
nicht der geſamten Eidgenofjenihaft, jondern nur einzelnen Zeilen derjelben. 
Bon den zugewandten Orten war fein einziger an der Herrſchaft über die ge: 
meinen Wogteien beteiligt. Mehrere Vogteien hatten nur zwei eidgenöfltiche 
Orte ala Herren 3. B. Galter und Utznach, die unter der gemeinjamen Herr— 
ihaft von Schwyz und Glarus ftanden. Andere Vogteien hatten drei Herren 
3. B. die Grafſchaft Bellenz, welche ein gemeinichaftlicher Befig von Urt, Schwyz 
und Unterwalden war. Die übrigen Vogteien wurden von 4, 6, 7, 8, 11 oder 
12 eidgenöffiichen Orten beherricht '). Dieje 2 bis 12 eidgenöffifchen Orte bildeten 
feine gemeinjamen Staaten; fie hatten daher feine gemeinjame Staatsgemwalt ; 
folglich konnte auch ihre Gewalt in den Vogteien feine Staatögewalt jein. 

Ein anderes, ebenjo intereliantes Beilpiel bietet der Kommunionharz dar. 
Derjelbe bildete uriprünglid) einen Beltandteil des Herzogtums Braunſchweig— 
Wolffenbüttel. Nach dem Ausfterben der Linie Wolffenbüttel (1634) wurde am 
14. Dezember 1635 unter den drei übrigen Linien des Haufe Braunſchweig— 
Lüneburg ein Erbvertrag geichlofien, in weldem vereinbart wurde, da bie 
fürftlich oberharziichen und unterharziihen Bergwerfe des Orts, gefunden und 
ungefunden, wie aud die Doheit über die Bergwerfe und Berg: 
ftädte... noch zur Zeit bis zu jernerer gütlicher Vergleihung un: 
geteilt zu gleihem Nuß und Vorteil zwijchen den dreien Linien 
pro quotis gemein bleiben joll.“?) Nachdem 1642 aud die Harburger 
Linie erlojhen war, beſaß die Lüneburger Linie * und die Braunjchweiger 
Linie °/7 des Kommunion-Harzes. Durch den Rezeß vom 4. Oftober 1788 
wurde dad Kommuniongebiet auf den Unterharz beichränft. Infolge der An: 
nerion 1866 trat an die Stelle von Lüneburg-Hannover der preußiihe Staat, 
welcher 1874 einen Staatövertrag mit Braunichweig über die Teilung des 
Kommunionharzes ſchloß ?). 

Von 1642 bis 1874 beſaßen Braunjchweig und Lüneburg : Kannover: 
Preußen genau diejelben landesherrlihen Rechte am Kommunionharz, melde 
früher die Herzöge von Wolffenbüttel gehabt hatten. Die Regierung des Landes 
wurde in den Jahren mit geraden Zahlen von Lüneburg-Hannover (bezm. 
Preußen), in den Jahren mit ungeraden Zahlen von Braunichweig geführt‘). 
Die Gerichtsbarkeit in Polizeifahen wurde vom Bergamt ausgeübt. für 
Kriminaljahen war das Obergericht desjenigen Staates zuftändig, unter deſſen 
Direktorium die Unterſuchung eingeleitet war. Zivilſachen wurden in erſter 
Inſtanz vom Bergamt abgeurteilt. Die Appellation ging an das Obergericht 
desjenigen Staates, welcher tempore inchoatae litis das Direktorium gehabt 
hatte’). Gleichwohl war der Kommunionharz weder ein Zeil des braunichweigischen 
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Staatögebiet3 noch ein Zeil von Hannover: Preußen. Weder die braunjchweigiiche, 
noch die hannoverſche noch die preußiiche — galt in demſelben; das 
ſtommuniongebiet hatte überhaupt feine Verfaſſung). Ebenſo verhielt es ſich 
mit den Geſetzen. Die peinliche Halsgerichtsordnung, welche mehr als drei 
Jahrhunderte im Kommunionharz galt, ift weder durch das braunjchweigiiche, noch 
dur das hannoverſche noch durch das preußiiche Strafgeſetzbuch berührt worden; 
erft durch das norddeutiche Strafgeſetzbuch hat fie ihre Wirkſamkeit verloren. 
Die wenigen Parzellen des Kommunionharzes mit der geringen Einwohnerzahl 
von ca. 700 Menſchen wurden als ein bejonderer „Staat im Staate“ ange 
iehen. Die Herrſchaftsrechte über das Kommuniongebiet waren auch bier nicht 
faatärechtlicher, jondern völferrechtlicher Natur, da eine gemeinjichaftliche braun: 
ihweigiich-hannoveriich-preußiiche Staatsgewalt nicht eriftierte. 

Ein drittes Beijpiel, welches der Gegenwart angehört, ift Neutral: Dloresnet. 
Durch Art. 17 des preußiichniederländiichen Grenzvertrages vom 26. Juni 1816 
wurde beftimmt, daß ein Zeil der Gemeinde Moresnet, über deſſen Schickſal 
fh die Grenzregulierungskommiſſion nicht hatte einigen können, „einer ge— 
meinjamen Verwaltung unterworfen und von feiner der beiden 
Mächte militäriich bejegt” werden jollte. Auf Grund diejes Vertrages 
beiaßen Preußen und die Niederlande gemeinichaftlih die Herrſchaft über das 
ftreitige Gebiet; diejelben übten gemeinjam alle Hoheitärechte aus, welche Frank— 
reich) über den jtreitigen Zeil der Gemeinde Moresnet gehabt hatte. Im Jahre 
1830 ijt Belgien an Stelle der Niederlande Mitbefiger des ftreitigen Grenz- 
bezirks geworden. Diejer Grenzbezirt bildet weder einen Beftandteil des 
preußilchen, noch einen Beſtandteil des belgiichen Staates; in demjelben gelten 
weder die preußiichen noch die belgiichen Gelee; die Angehörigen des Grenz- 
gebietes beißen weder das preußiiche noch das belgiſche Staatsbürgerredt. 

Im Jahre 1858 hat Gerichtsaffeffor Müller von Aachen eine intereflante 
Schilderung bes in Neutral-Moresnet beitehenden Rechtszuſtands veröffentlicht. 
Nah jeiner Darftellung find die Staatsfteuern noch diejelben, weldje bereits 
unter franzöfiiher Herrichaft eingeführt waren; die eine Hälfte des Steuer: 
ertrages wird an die Regierungs-Hauptkaffe in Aachen, die andere Hälfte an 
das belgiiche Bollamt in Henri-la-Chapelle abgeliefert. Die gemeinichaftliche 
Verwaltung wird durch einen preußiichen und einen belgiichen Immediat— 
Rommiflar geführt. Eine bejondere Juftizverwaltung eriftiert nicht. In Zivil: 
jahen hat der Kläger die Wahl, ob er bei den benadhbarten preußiichen oder 
belgiihen Gerichte flagen will. In Straffadhen werden preußilche Untertanen 
von preußiichen Gerichten, belgijche Untertanen von belgiſchen Gerichten abgeur: 
teilt. Bei der Unterfuhung gegen Angehörige von Neutral-Moresnet hat der 
Bürgermeifter des ftreitigen Gebiet3 die Wahl, ob er die Sache dem preußiichen 
oder dem belgischen Nachbargericht überweijen will. Die Gemeindepolizei wird 
duch den Bürgermeifter ausgeübt; die obere Leitung der Polizei:Berwaltung 
fteht dem — Landrat in Eupen und dem belgiſchen Immediat-Kommiſſar 
zu. Jeder dieſer beiden Beamten darf bei Vornahme polizeilicher Maßregeln 
— bandeln?). 

Der von Müller geichilderte Rechtözuftand ift Später nur in unmelentlichen 
Punkten geändert worden. Seit 1879 ift an die Stelle des Friedensgerichtes 


d Ahenbad, ©. 72, 74. 
n Müller: „Das neutrale Gebiet von Moresnet“ im Archiv für Landeskunde 
der preufiichen Monardiie. Bd. V (1858) ©. 321 ff. 
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Eupen das Amtögericht diejes Ortes getreten. Seit Erlaß der Reichsjuſtizgeſetze 
wenden die preußiichen Gerichte im Prozeß-Verfahren die Zivilprogeg-Ordnung 
und die Strafprogeß-Ordnung an; die materielle Entiheidung fällen fie dagegen 
auf Grund derjenigen Recdtanormen, welche bereits unter franzöfiicher Herrſchaft 
in Geltung gewejen find. In Strafiadhen fommt aljo der code penal zur 
Anwendung ohne Rüdfiht darauf, ob das Verfahren gegen einen Deuticen, 
einen Belgier oder einen Eingeborenen von Neutral-Moresnet gerichtet ift. Seit 
Anlegung des Grundbuch in der Rheinprovinz wird bei dem preußiichen Amts: 
„gericht in Montjoie ein Hppothefenregifter für die nicht unter Grundbuchrecht 
ftehenden Parzellen geführt, in welches die auf das Hypothekenweſen von Neutral: 
Moresnet bezüglihen Eintragungen bewirkt werden können; die fraglichen Ein: 
tragungen dürfen aber aud in das Hypothekenregiſter des belgiichen Hypotheken— 
amts Verviers erfolgen; zur Feſtſtellung der Belaftung eines im ftreitigen 
Gebiet gelegenen Grundftüds it aljo ftets ein Auszug aus beiden Hypotheken— 
regiftern notwendig‘). 

Bor kurzem hat Landgerichtödireftor Schröder in Aachen die Anficht auf: 
geitellt, Neutral-Moresnet jei nicht gemeinjames Eigentum von Preußen 
und Belgien, jondern ftreitiges Eigentum zwilchen Preußen und Belgien ; jeder 
der genannten Staaten nehme das volle und ausichließliche Herrichaftsrecht über 
das jtreitige Gebiet in Anſpruch; der Umftand, daß über die Ausübung diejes 
Herrſchaftsrechts gewiſſe Verabrebungen getroffen ſeien, enthalte von keiner Seite 
einen Verzicht auf das ganze, unbeſchränkte Herrſchaftsrecht; vom preußiſchen 
Standpunkt aus ſei daher Neutral-Moresnet nicht als ein Kondominat, ſondern 
als ein Beſtandteil des preußiſchen Staats anzuſehen, auf welchem die Aus— 
übung der preußijchen Hoheitsrechte völferrechtlich beſchränkt ſei; die völferrecht: 
liche Schranke für die Ausübung der preußiichen Soheitsrechte biete der von 
Preußen anerkannte faktiſche Mitbejig Belgiens in Neutral-Moresnet?). Zur 
Unterftügung feiner Anficht beruft ſich Schröder auf eine Denkſchrift des Aus: 
wärtigen Amts in Berlin vom 28. Oktober 1875, in welcher allerdings die 
ſelben Ausführungen enthalten find’); allein troß dieſer Autorität kann jene 
Theorie nicht als richtig anerkannt werden. Das Wölferreht macht feinen 
Unterſchied zwiſchen dem Hiftoriichen Recht des Befiges und der hiltoriichen Tat: 
ſache des Beſitzes; es fommt nicht auf die Rechtmäßigkeit des völferrechtlicen 
Erwerbstitels, fondern einzig und allein auf die völferrechtlihe Anerkennung 
des tatſächlichen Beſitzſtandes an, melde ſowohl durch ausdrüdliche Erklärung 
wie durch Eonkludente Handlungen erfolgen kann. Der Beſitz oder Mkitbefit 
eines Gebiets, welcher durch Gewalt, Lijt oder Betrug erworben, aber von dem 
früheren Befiger oder Mitbefiter anerkannt ift, hat genau diejelben völferredt: 
lihen Wirkungen, wie das Eigentum oder Miteigentum eines Gebiets, welches 
dur Vertrag von dem frühern Eigentümer oder Miteigentümer erworben ift. 
Die Theorie Schröders fteht ferner im Widerſpruch mit Art. 2 der Reichsver— 
fafſung, nach welchem die Reichsgeſetze den —— vorgehen. Die bekannte 
Streitfrage, ob unter Geſetzen im Sinne des Art. 2 formelle oder materielle 
Geſetze zu verſtehen ſind, iſt hier ganz unerheblich. Landesgeſetze im formellen 
Sinne find zweifellos auch die in Geſetzesform verkündeten Staatsverträge der 





ı) Ferdinand Schröder: „Das grenzſtreitige Gebiet von Moresnet ſ. g. Neu— 
tral⸗Moresnet“ (1902) S. 28209. 

2) Schröder, a. a. O. S. 33— 4. 

2) Schröder, ©. 15. 
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einzelnen Bundesglieder!). Landeögejege im materiellen Sinne find aud Die 
jenigen Rechtönormen, welche in den vorjchriftsmäßig verfündeten Staatöver: 
trägen der einzelnen Bundesglieder enthalten find”). Wenn aljo Art. 57 ber 
Reihöverfafiung beftimmt; „Jeder Deutiche ift wehrpflichtig“, jo kann fein 
preußilchsniederländiicher oder preußiich-belgiicher Staatövertrag beftimmen: „Die: 
jenigen in Neutral-Dtoresnet wohnhaften Deutichen, deren Vorjahren ſchon 1816 
in diefem Gebiet wohnhaft waren, find nicht wehrpflichtig“. Wenn ferner das 
Einführungsgeleß zum Strafgeſetzbuch vom 31. März 1870 vorjchreibt: „Das 
Strafgejegbuh für den Norddeutihen Bund tritt im ganzen Umfange des 
Bundesgebiets mit dem 1. Januar 1871 in Kraft” jo fann fein preußiich- 
belgiicher Staatövertrag vorjchreiben: „In demjenigen Zeile des Bundesgebiets, 
auf melchen Belgien Anſprüche erhebt, tritt das Strafgejegbud für den Nord: 
deutihen Bund nit in Kraft“. Noch viel weniger können Verfügungen der 
preußiichen Zentral- und Bezirköbehörden?) oder Verordnungen des preußiichen 
und des belgiichen Kommiffars*) das örtliche Geltungsgebiet der Reichaverfaffung 
und der Reichögejege beeinträchtigen. Die Theorie von Schröder führt aljo mit 
logiiher Notwendigkeit zu dem Rejultat: „Neutral-Moresnet ift ein Beftanbteil 
des Bundesgebiets; folglich gelten in Neutral-Moresnet die Reichsverfaſſung und 
die Reichsgeſetze'. Dieſes Rejultat fteht mit der Praris der Gerichts und 
Verwaltungs:Behörden, mit der übereinftimmenden Anſicht der preußiichen, 
deutichen und belgischen Regierung, ja jogar mit der eigenen Anſicht von 
Schröder in Widerſpruch, denn Schröder behauptet in jeiner Schrift ©. 36: 
„Bezüglich der Eingeborenen, vielleicht auch derjenigen anderen Einwohner, welche 
weder Deutiche noch Belgier find, fommen die alten franzöfiihen Gejeße in 
vollem Umfange zur Anwendung“. Daher wird die Meinung des deutſchen 
Reichsgerichts den Vorzug verdienen, welches den in Neutral-Moresnet beftehenden 
Rechtszuftand ausdrüdlicy ala ein Kondominat bezeichnet?). 

Durd) die angeführten Beiſpiele ift aljo nachgewieſen, daß zwilchen Staaten 
und Territorien dauernde Herrichaftsverhältnifie beftehen können, welche einen 
völferrechtlichen Charakter tragen. 


IX. 


Unterſuchen wir nunmehr, welche juriftiihen Eigenſchaften die Territorien 
haben, durch welche Begriffsmerfmale fie fi) von den Staaten einerjeit3 und 
von den Staatöteilen andererjeit3 unterjcheiden : 

1. Dad Gebiet des Territoriums ift weder mit dem Staatögebiet noch 
mit einem Zeil desjelben identiih. Das Territorium liegt nicht innerhalb, jon= 
dern außerhalb des Staatägebiets. Es ift nicht ein Beitandteil des Staats: 
gebiets, jondern ein vom Staatsgebiet gänzlic) verjchiedener und getrennter Raum. 
Es iſt dem Staatögebiet gegenüber nicht Ynland, fondern Ausland. 

Die deutichen Schußgebiete find nicht Zeile des Neichägebiets, denn das 
Reichögebiet beiteht nad Art. I der Reichöverfaffung nur aus den Gebieten ber 


ı, Laband: Staatsrecht, 4. Aufl., Bd. I ©. 57. 
N Laband: 4. Aufl., Bd. II S. 157; Enticheidungen des Reichsgerichts in Straf- 
ſachen Bd. 4 ©. 274. 
) Schröder, ©, 21, 30. 
* Schröder, ©. 24, 9. 
) Enticheidungen des Reichsgerichts in Strafiahen Bd. 31 ©. 259. 
Annalen des Deutſchen Reichs, 1908, 42 
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deutjchen Bundesftaaten. Eine Erweiterung des NReichägebietd ift nur im Wege 
der Verfaffungsänderung möglich. Durch die verfaffungsändernden Reichsgeſetze 
vom 25. Juni 1873 ($ 2) und 15. Dezember 1890 ($ 1) it beitimmt worden, 
daß Eljaß-Lothringen und Helgoland dem Reichögebiete Hinzutreten. Bezüglich 
der deutſchen Schußgebiete fehlt eine analoge Borkhrift Im Sinne der Reichö- 
verfafjung find die deutichen Schußgebiete daher heute noch als Ausland anzujehen. 

Aus diefem Grundiaß ergeben ſich nachſtehende Folgerungen : 

a) Art. 78 der NReichäverfaffung findet auf den Erwerb und Verluft der 
Scußgebiete feine Anwendung. Gemäß Art. 11 der Reichsverfaſſung ift der 
Kaifer befugt, das Reich völferrechtlic zu vertreten. Dieje Befugnis ſchließt 
auch das Recht in fi), herrenloje Länder in Beh zu nehmen und den Beſitz 
derjelben wieder aufzugeben, Kolonien zu faufen, zu pachten oder einzutauichen, 
jowie diejelben wieder zu veräußern‘). Die erwähnten Grunbjäge find nicht 
bloß in der Theorie anerkannt, jondern auch in der Praris befolgt worden. 
Die deutichen Kolonien wurden nicht durch Reichögejege, jondern durch Failerliche 
Verordnungen unter den Schuß des Neiches geftellt?). Die Abtretung von 
Witu an England erfolgte nicht durch Reichsgeſetz; zu dem deutichengliichen 
Vertrage vom 1. Juli 1890 wurde die Zuftimmung der gejeßgebenden Faktoren 
des Reichs nicht eingeholt. 

b) Art. 2 der Reichsverfaſſung gilt nicht für die Schußgebiete. Die 
Reichsgeſetze find in den Schußgebieten nur für Reicysangehörige und Echupß- 
genofjen verbindlid. Jedes Reichsgeſetz, weldyes in den genannten Gebieten 
nicht bloß perjönliche, jondern territoriale Geltung haben joll, muß be: 
ſonders eingeführt werden?). 

c) Art. 11 Abi. 2 und 3 der Reichöverfaffung bezicht ſich nicht auf die 
Schußgebiete. Bei einem Angriff auf die Schußgebiete bedarf der Kaiſer zur 
Kriegserklärung der Zuftimmung des Bundesratst). Dagegen fünnen die in 
Art. 11 Abi. 3 erwähnten Staatöverträge ohne Zuftimmung des Bundesrats 
und des Reichätags geichloflen werden. Ein Beijpiel bieten die Verträge des 
Deutichen Reiche mit Frankreich über die Einführung eines Zollſyſtems in ben 
beiderjeitigen Gebieten an der Stklavenküfte?). 

d) Art. 33 der Reichöverfaflung it auf die Echußgebiete nicht anwendbar. 
Leßtere gehören nicht zum deutichen Bollgebiet; die Waren, melde aus den 
Schußgebieten in das Reichögebiet gelangen, find zollpflichtig®). 

e) Art. 3 der Reichsverfaſſung hat für die Schußgebiete Feine Geltung. 
Die Reichdangehörigen haben fein Wohnreht in den bubgesieten wie Der 
befannte Fall des von Caprivi ausgewieſenen Zeitungs:Berichterjtatterd Eugen 
Wolff bemweift”). 


) Schr. v. Stengel in den „Annalen des Deutichen Reichs“ (1895), S. 600 und 
„Die Rechtsverhältniſſe der deutihen Schupgebiete“ (1901), ©. 33, 37. 
Bal. 3.B. den U. Erlai vom 27. April 1898 betr. die —— Kiautſchous 

um Schutzgebiet Reichsgeſetzblatt 1898, ©. 171), den A. Erlaß vom 18. Juli 1899 
Bar die Erklärung des Schuges über die Karolinen, Palau und Marianen (Reichögeiep- 
blatt 1899, ©. 541), den A. Erlaß vom 17. Februar 1900 betr. die Erflärung des 
Schußes über die Samoa-Inſeln (Reihsgeiepblatt 1900, S. 135). 

 Bergl. Geſetz über die Konjulargerichtäbarfeit vom 7. April 1900, $ 2,19, 30; 
Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der deutichen Schupgebiete vom 25. Juli 1900 $ 3 und 4. 

9 Frhr. v. Stengel: Die Rechtsverhältniiie der deutſchen Schußgebiete ©. 37, 

8) Frhr. v. Stengel, S. 101 Anm. 1. 

o Frhr. v. Stengel, S. 97. 

?) Neichdtagdverhandlungen vom 5. März 1892, Sten. Ber. ©. 4583, 4597. 
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Eine Ausnahme von der Regel, daß die Schußgebiete dem Reichsgebiet 
gegenüber Ausland find, findet nur in denjenigen fällen ftatt, in melden ein 
Reichsgeſetz oder eine failerliche Verordnung ausdrüdlich erklärt, die Schußgebiete 
jeien im Sinne beftimmter Rechtsvorjchriften als Inland zu betrachten. Eine 
ſolche Ausnahme enthält 3. B. Art. II $ 6 Abſ. 3 des Neichögeieges vom 
15. März 1888. „Im Sinne des $ 21 des Gejeges über die Erwerbung und 
den Berluft der Bundes: und Staatsangehörigkeit, jowie bei Anwendung des 
Gejeßes wegen Beleitigung der Doppelbeiteuerung vom 13. März 1870 gelten 
die Schußgebiete ala Inlandy.“ 8 26 des Neichägeieges über die Konjular: 
gerichtsbarfeit vom 7. April 1900 ſchreibt ferner vor: „Durch Kaijerliche Ber: 
ordnung kann bejtimmt werden, inwieweit die Konjulargerichtsbezirfe im Sinne 
der in $ 19, 22 bezeichneten we als deutiches Gebiet oder Inland oder als 
Ausland anzufehen find.“ Dieſe Vorſchrift ift durch $ 3 des Schutzgebietsgeſetzes 
au auf die Schußgebiete ausgedehnt worden?). 

Zorn ftellt in jeinem „Staatsrecht des Deutichen Reiches“ die Behauptung 
auf: „Die Kolonien find deutſches Staatögebiet. In feinem Sinne und 
feiner Weije kann der Begriff Ausland rechtlich auf die deutichen Schuß: 
gebiete bezogen werden; in feiner Art fteht ſich Bundesgebiet und Schub: 
gebiet wie Inland und Ausland gegenüber)“. — Die vorftehenden Ausführungen 
unter a—e haben bewiejen, daß es doch verichiedene „Sinne, Weilen und 
Arten“ gibt, in denen die Schutzgebiete ald Ausland betrachtet werden. 


Georg Meyer erfennt den Grundſatz als richtig an, daß im Sinne 
der Reihtverfaffung und der Strafgeſetze die Schutzgebiete nicht Inland, jondern 
Ausland find‘). Er mill jedoch eine ganze Reihe von Ausnahmen zulafjen, 
die der gejeglichen Grundlage entbehren ). Unter anderm behauptet er, die Schuß: 
gebiete ſeien in ftrafrechtlicher Beziehung — aljo in den Fällen der 88 4—7, 
37, 140, 147, 244, 250, 261, 264 bes Strafgeſetzbuchs — als Inland an- 
juiehen ®). Dieie auch von Stengel vertretene Anficht *) wird indeſſen ſchon durch 
den Haren Wortlaut des Strafgeſetzbuchs widerlegt, welches in $ 8 bejtimmt: 
‚Ausland im Sinne diejes Strafgejeßes ift jedes nicht zum 
Deutihen Reihe gehörige Gebiet." Die Schußgebiete gehören nicht 
zum Reiche, jondern dem Reiche”); hieraus folgt, daß fie im Sinne des 
$ 8 Strafgeſetzbuchs nicht Inland, jondern Ausland find *). 

2. Die Zugehörigkeit zum Territorium ift nicht identiih mit der Zus 
gehörigkeit zum Staate. Die Angehörigen eines Territoriums find nicht zugleich) 
Angehörige des herrichenden Staats, fie find dem herrichenden Staate gegenüber 
nicht Inländer, jondern Ausländer. 

Die Angehörigen der deutſchen Schußgebiete find nicht zugleich Angehörige 


') Reichögejegblatt 1888, S. 73; vergl. aud & 9 Ubi. 3 des Schutzgebietsgeſetzes 
vom 25. Juli 1900 (Reich3gejepblatt 1900 S. 815). 

?, Reichögejegblatt 1900, ©. 813. 

N Zorn: Staatsrecht, 2. Aufl. 1895), Bd. I, S. 577. ı 

+, Georg Meyer: „Die ſtaatsrechtliche Stellung der deutſchen Schuggebiete”, S. 88. 

:) Georg Meyer, S.98—104. 

6, Georg Meyer, ©. 103. — 

) Frhr. v. Stengel in den Annalen des Deutſchen Reichs, 1895, S. 709—710, 
und „Die Rechtsverhältniſſe der deutihen Schutzgebiete“, S. 36, 178. 

*) Jellinef: Staatöfragmente, S. 271; Allgemeine Staatslehre, S. 597. 

) Frank: „Die Strafverfolgung von Delitten in den Scußgebieten (Deutiche 


Juriftenzeitung, 1896, Nr. 7, ©. 128). 
42* 


660 Rojenberg. Territorium, Schußgebiet und Reichsland. 


des Deutichen Reichs'). $ 9 des Schußgebietägejeges beitimmt: „Eingebornen 
fann durch Naturalilation die Reichsangehörigfeit von dem Reichskanzler ver: 
liehen werden ?).“ 

Schon früher ift erwähnt worden, daß die Angehörigen von Neutral: 
Moresnet nicht die preußiiche Staatsangehörigkeit befiken. Sie find daher weder 
dem preußiichen Schulzwange noch der preußiichen Militärpflicht unterworfen ?). 
Ebenjowenig haben fie die Rechte und Pflichten der belgiichen Staatsangehörigen. 

3. Die Herrichaft über das Territorium (Zerritorialhoheit) ift nicht identiſch 
mit der Herrihaft über das Staatögebiet (Gebietöhoheit). Die Gebietöhoheit 
ift eine Herrichaft innerhalb des Staatögebiets; die Territorialhoheit ift eine 
Herrichaft außerhalb des Staatsgebiets. Die Gebietöhoheit ift ein Zeil der 
Staatsgewalt; fie bedarf daher feines bejonderen Rechtstitels. Die Territorial: 
hoheit ift fein Zeil der Staatögewalt ; fie bedarf daher eines bejonderen Rechts: 
titel. Die Gebietöhoheit ift die Herrſchaft über einen Beftanbteil des Staates; 
die Zerritorialhoheit ift die Herrihaft über ein vom Staat begrifflich verichiedenes 
Rechtsobjekt. Die Rechtsſätze, welche Karl Viktor Fricker in feiner Lehre vom 
Staatögebiet entwidelt hat ng treffen vollkommen zu bei der Gebietshoheit, aber 
nicht bei der Zerritorialhoheit. Zur Erkenntnis des Unterjchieds zwiſchen beiden 
Begriffen hat Frickers Theorie am meiften beigetragen. Staat und Staats 
gebiet ftehen in demjelben Verhältnis zu einander wie das Ganze zum Zeil; 
Staat und Zerritorium ftehen in demſelben Verhältnis zu einander wie das 
Rechtsſubjekt zum Rechtsobjekt. Es ift daher unrichtig, die deutihen Schuß: 

ebiete als „Nebenländer” ), „Zubehör“ °) oder „Pertinenzen“ ) zu bezeichnen. 

—— und Nebenland ſtehen im rechtlichen Verhältnis zweier Sachen zu 
einander; Reich und Schutzgebiet ſtehen im rechtlichen Verhältnis von Perſon 
und Sache zu einander. er zivilrechtliche Grundſatz, daß das Rechtsgeſchäft 
über die Hauptſache im Zweifel auch für die Nebenſache gilt *), findet auf die 
Rechtögeichäfte des öffentlichen Rechts, welche bezüglich des Reiches abgeſchloſſen 
werden, feine Anwendung. Wenn die Auslieferungsverträge des Deutichen Reiches 
aud für die Schußgebiete gelten würden, jo wären die Verträge mit Groß- 
britannien vom 5. Mai 1894°) und mit den Niederlanden vom 21. Septem: 
ber 1897 '°) gänzlich überflüffig gewefen. Ebenjo haben die Zoll- und Hanbels- 
verträge des Reiches feine Wirkung für die Schußgebiete''). 


ı) Georg Meyer: Schußgebiete, S. 129; Frhr. v. Stengel: Redtöverbältnijie 
der deutſchen Schußgebiete, ©. 61. 

”, Neichögeiepblatt, 1900, ©. 815. 

* —— „Das neutrale Gebiet von Moresnet“, S. 343—344; Schröder, 
88,17. 

4) rider: „Bom Staatögebiet“ (1867), ©. 17, 23, 26; „Gebiet und Gebietshoheit“ 
(Feſtgabe für Albert Schäffle zur fiebzigften Wiederkehr jeines Geburtstages, 101), ©. 5, 
8, 9, 10, 11, 17, 38. 

5) Georg Meyer: Echupgebiete, S.68; Jellinel: Staatöfragmente, ©. 305; 
Allgemeine Staatölehre, S. 602. 

) Rehm: Allgemeine Staatölehre, S. 81. 

) Kaband: Staatöredht, 4. Aufl., Bd. II, ©. 278. 

#9, Bürgerlihes Geſetzbuch $ 314, 470, 498, 1031, 1062, 1120, 1551, 2164. 

9, Vertrag über die Auslieferung der Verbrecher zwiihen den deutſchen Schuß 
ebieten, jowie anderen don Deutichland abhängigen Gebieten und den Gebieten Ihrer 
Großbritannifhen Majeität (Reichsgeſetzblatt 1894, ©. 535). 

19) Vertrag über die Auslieferung der Verbrecher zwiihen den deutihen Schuß- 
ebieten, jowie den ſonſt von Deuticland abhängigen Gebieten und dem (ebiete der 
tiederlande, jowie den niederländiichen Kolonien und auswärtigen Bejigungen (Reiche 
geſetzblatt 1897, ©. 747). 

m) Georg Meyer: Schußgebiete, S.213; Frhr. dv. Stengel: Rechtsverhältniſſe S. 82. 
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Die Gebietshoheit in den Kondominaten ift ebenfalls feine Staatöhoheit, 
ſondern eine Zerritorialhoheit. In Widerſpruch mit diefer Auffafjung hat das 
Reichögericht entichieden, das preußiſch-belgiſche Kondominat in Neutral-Dtoresnet 
fei im Sinne des Strafgeſetzbuchs als Inland anzujehen, weil es unter ber 
„Staatshoheit“ des Bundesftaates Preußen ftehe'). Diefe Enticheidung ift 
jedoch unhaltbar. Eine Staatshoheit eriftiert nur innerhalb des Staatögebiets?). 
Preußiſches Staatsgebiet im Sinne der preußiihen Verfaſſung (Zitel 1) ift 
Neutral-Moresnet nicht, da die preußiiche Verfaflung in demielben nicht gilt. 
Bundesgebiet im Sinne der Neichsverfaffung (Art. I) it Neutral-Moresnet 
ebenfalls nicht, da die Reichsverfaſſung in demielben nicht gilt. Endlich iſt 
Neutral: Moresnet auch nicht Inland im Sinne des Strafgejegbuchs, weil das 
Strafgeſetzbuch in demjelben nicht gilt. 

4. Die Herrfchergewalt im Territorium (Territorialgewalt) ift nicht identiſch 
mit der Herrichergewalt im Staat (Staatögewalt). Die Staatögewalt kann 
fouverän fein, während die ZXerritorialgewalt nicht Jouverän iſt, und umgekehrt. 
Die Reichögewalt iſt zweifellos eine jouveräne Gewalt; die Schutzgewalt des 
Reiches in Kiautſchou ift feine jouveräne Gewalt. China hat jeine Hoheit: 
rechte über Kiautſchou nicht abgetreten, jondern nur „verpadtet”?); dasielbe 
hat aljo die jouveräne Gewalt über Kiautichou behalten und nur die Ausübung 
derielben für die Dauer von 99 Jahren dem Deutichen Reiche delegiert. Formell 
it alſo Kiautſchou noch heute chineſiſches Staatögebiet ; jeine Bewohner find noch 
heute chinefiihe Staatsangehörige‘). Das Neid) kann über dieſe Kolonie nicht 
frei verfügen; eine Veräußerung derjelben ohne Zuftimmung Chinas ift unzu— 
fäfig‘). dv. Stengel behauptet, das Deutſche Reich befike die Souveränität 
über Kiautſchou“). Dieie Anſicht wird indeffen jchon durch den klaren Wort: 
(aut des deutich-dineftichen Vertrages vom 6. März 1898 widerlegt. Artikel | 
des genannten Vertrages beitimmt ausdrüdlih, daß S. Majeftät der Kaiſer 
von China fih „alle Rechte der Souveränität in einer Zone von 
50 km (100 chineſiſchen Li im Umtreije von der Kiautſchou— 
Bucht bei Hodhmalieritand vorbehält“. Das verpadhtete Gebiet auf 
beiden Seiten des Eingangs der Kiautſchou-Bucht bildet einen Teil der durd) 
Artikel I begrenzten Zune. ine doppelte Souveränität Chinas und des Deutichen 
Reiches über dasielbe Gebiet it unmöglid. Dazu fommt, daß das Recht des 
Teutichen Reiches auf Kiautichou durch die Vereinbarung einer beitimmten 
Pahtdauer, ſowie durch dad Verbot der Weiterverpachtung zeitlih und ſachlich 
beſchränkt iſt, während China ein zeitlich und ſachlich unbeſchränktes Recht befigt. 

Die Herrihaftsrechte, welche Defterreih-Ungarn in Bosnien und der 
Hrzegowina hat, find gleichfall3 feine jouveränen Rechte, dasjelbe gilt von den 
Rechten, welche England auf der Inſel Eypern befißt. In beiden Fällen fehlt 
das freie Verfügungsrecht über das beherrichte Gebiet’); die Gewalt Deiterreid): 

Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen, Bd. 51, ©. 260. 

2 rider: „Bebiet und Gebietshoheit“ (1901), S. 11, 61, 

*) Bgl. Urt. II des deutichchinejiihen Vertrages vom 6. März 1398 (Neihstags- 
verhandlungen, 9. Leg.“Periode, 5. Seſſion 1897—1898, Bd III (Anlagen) Nr. 262 ©. 2341. 

Jellinet: ‚Die jtaatd- und völferrehtlihe Stellung Kiautihous* (Deutiche 
Juriftenzeitung vom 15. Juni 1898 Nr. 13), ©. 254. 

5), Art. 5 Ubi. 2 des deutfchschineftihen Vertrages vom 6. Mär; 1898. 

°) Schr.v. Stengel: „Die Rechtsverhältniſſe der deutſchen er 2—23. 

) Deutihe Juriitenzeitung vom 15. Juni 1898, ©. 254; Nellinet: Staatöfrag- 
mente, S. 275; Jellinet: Allgemeine Staatslehre, S. 597. . 
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Ungarns und Englands in den erwähnten Gebieten kann daher nicht identiſch 
mit ihrer jouveränen Staatögewalt fein. 

Die preußiiche Staatögewalt ift jeit 1. Juli 1867 d. h. jeit Errichtung 
des Norddeutſchen Bundes nicht mehr jouverän; die preußiſch-belgiſche Zerritorial: 
gewalt in Neutral-Moresnet dagegen ift noch heute jouverän; fie wird durch 
feine verfafjungsmäßige oder vertragamäßige Schranfe gehindert, über das 
Territorium nad) eigenem Belieben und Gutdünfen zu verfügen. 

Die preußiſche Staatögewalt war bis zur Errichtung des Norddeutichen 
Bundes eine unbeichräntte Gewalt; fie konnte nad freiem Ermeſſen auf dem 
preußiichen Staatögebiet Kriegshäfen, Kanäle, Eijenbahnen, Feſtungswerke bauen, 
Poſten und Zelegraphenlinien einrichten, Zollgejege erlafien und Zollverträge ab: 
ichließen. Die preußiice Gewalt in Scleswig-Holftein war von 1864 bis 1866 
feine unbeſchränkte Gewalt. Sie fonnte nicht nach freiem Ermeſſen auf dem 
Territorium von Scjleswig-Holjtein Kriegshäfen, Kanäle, Eifenbahnen, Feſtungs— 
werfe bauen u. ſ. w. Bu allen dieſen Maßregeln war die Zuftimmung Oefter: 
reichs erforderlich, wie in Artikel 2, 5, 6, 7 der Gafteiner Konvention vom 
14. Auguft 1865 ausdrüdlich anerkannt ift. 

Die Staatögewalt it ferner eine einheitliche und unteilbare Gemalt; 
fie ift entweder monarchiſch oder republifaniich, ariftofratiih oder demokratiſch; 
fie fann aber nicht zugleih monarchiſch und republifaniich, ariftofratiich und 
demokratiſch ſein. Die jpaniichefranzöftiche Territorial-Gewalt über die Tyalanen: 
Inſel in der Bidafjoa iſt zugleich eine königliche und eine republifaniiche Gewalt; 
hieraus folgt, daß die erwähnte Gewalt weder mit der ſpaniſchen noch mit der 
franzöſiſchen Staatögewalt identiſch fein kann, daß fie vielmehr eine dritte 
Gewalt jein muß, welche neben den genannten Staatögewalten beiteht. 

Don 1871 bis 1877 beitanden an der beutjch-franzöftihen Grenze in 
Eliaß:Lothringen neutrale Wege, welche der gemeinjamen Hoheit Frankreichs 
und des Deutihen Reiches unterworfen waren. Durch einen Grenzrezeß vom 
—— 1877 find dieſe Wege geteilt worden’). Wenn die deutſch-franzöſiſche 
Territorialgewalt über die fraglichen Grenzwege eine ftaatsrechtliche Gewalt ge: 
wejen wäre, jo müßte ſie zu gleicher Zeit die Gewalt eines Einheitsftaates und 
die Gewalt eines Bundesitaats geweſen fein, was begrifflic unmöglich ift. 

Die Staatögewalt bedarf zu ihrer Entitehung feine bejonderen Rechts: 
titel3; ihre Eriltenz ergibt ſich mit logischer Notwendigkeit aus der Eriftenz 
des Staates. Die Territorialgewalt bedarf zu ihrer Entitehung eines befonderen 
Rechtstitels; aus der Eriftenz des Territoriums ergibt ſich noch nicht, welcher 
Staat die Herrihaft über das Territorium befigt und welde Herrſchaftsrechte 
ihm im einzelnen zuftehen. 

Die Rechte der Staatögewalt find in allen Staaten grundſätzlich Diefelben ; 
die Staatögewalt hat alle Rechte, die ihr nicht ausdrüdlic entzogen find. Die 
Rechte der Zerritorialgewalt find in den einzelnen Zerritorien jehr verjchieden ; 
diejelben find 3.8. in Kiautſchou andere als in Samoa, in Weftafrifa andere 
als in Neuguinea. Das Reich übt in Afrika eigene Redte aus; in Aften 
(China) übt es fremde Rechte aus. In Südafrika, Togo und Samoa hat es 
nur die Oberhoheit über die Eingeborenen ; in Neuguinea und im Bismard: 


') Vgl. das Verzeichnis diefer Grenzwege im „Statiitiihen Handbuch für Eliah- 
Kothringen, herausgegeben im jtatiftiihen Bureau des faij. Minifteriums für Eliaf- 
Lothringen“ 11902), ©. 8. 
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Archipel ift jeine Gewalt über die Eingeborenen eine unmittelbare. Witu und 
die Salomons-Inſeln durfte das Reich vertauichen; Kiautſchou darf das Reich 
weder vertauichen noch jonjt veräußern. 

5. Das Territorium ala Rechtsſubjekt iſt mit dem Staat ala Rechtsſubjekt 
nicht identiih. Der Staat ift immer ein Rechtsſubjekt; das Territorium kann 
ein Rechtsſubjekt jein, muß dies aber nicht jein. Als Vermögensſubjekt kann 
das Territorium eine fißfaliiche Station fein; e8 fann jedoch auch eine vom 
Fiskus verichiedene Perion des Privatrechts ſein. Der Lanbesfisftus in ben 
deutihen Schußgebieten war bis zum Jahre 1892 ein Spezialfistus bes Reichs; 
durch das Gejeg vom 30. März 1892 8 5 ift er ein jelbftändiges Vermögens: 
fubjeft geworden '). 

Als öffentlich-rechtliches Subjekt ift der Staat immer eine juriftiihe Perſon 
des Volkerrechts; das Territorium dagegen ift niemal3 eine juriftiiche Perjon 
des Völferrehts. Im Bezug auf völferrechtliche Verträge ift das Territorium 
ſtets geihäftsunfähig; der Staat hingegen ift ftets geichäftsfähig ; feine Geichäfts- 
fähigkeit fann nur beichränft, aber niemals gänzlich aufgehoben werben. 

Das Territorium endlich hat kein Recht auf völferrechtliche Eriftenz. Es 
kann durch einjeitige Verfügung des herrihenden Staats in feinem Umfange 
verändert, vergrößert oder verkleinert, ganz oder teilweife dem herrichenden Staat 
einverleibt oder an andere Staaten abgetreten werden. Der Staat hat ein 
Recht auf völferrechtliche Eriftenz; fein Staat fann durch einfeitige Verfügung 
eines anderen Staates vergrößert, verkleinert oder ganz aufgehoben werben. 


X. 


Territorien können auch Beſtandteile eines Gejamtftaats fein. Bon den 
nordamerifanifchen Territorien find der Diftrift von Columbia und die übrigen 
Territorien bes Feſtlands Beftandteile der Union, die Philippinen, Portorico 
und Zutuila (Samoa) dagegen nit. Das jebt aufgeteilte Territorium bes 
Kommunionharzes bildete einen Beftandteil des Deutichen Reichs; das nod) be: 
fehende Kondominat Neutral-Moresnet ift Fein Beftandteil des Deutichen Reiche. 

Bezüglich derjenigen Territorien, welche Teile eines Gejamtftaates find, 
gelten folgende Grunbjäge: 

1. Das Gebiet de3 Territoriums ift Beftanbteil des Gejamtftaats, aber 
nit Beſtandteil eines Gliedſtaats. 

2. Die Gebietöhoheit über das Territorium fann dem Geſamiſtaat allein 
zuftehen wie in Nordamerika; fie kann auch gleichzeitig dem Geſamtſtaat und 
einzelnen Glieditaaten zuftehen. Die Gebietöhoheit über den Kommunionharz 
beiahen in der Zeit von 1867 bis 1874 ſowohl der Gejamtftaat, d. h. der 
Norddeutihe Bund und das Deutiche Reich, ala die Gliedftaaten Preußen und 
Braunſchweig. 

3. Die Angehörigen des Territoriums find Angehörige des Geſamtſtaats, 
aber nicht Angehörige eines Gliedſtaats; fie können eine von der Staatsan: 
gehörigfeit der Glieditaaten verjchiedene Zerritorial:Angehörigfeit befigen. Die 
Bewohner des Kommunionharze waren weder preußifche noch braunichweigiiche 





A ', Frhr. v. Stengel in den Annalen des Deutihen Reichs (1895), S. 731; 
otht, v, Stengel: Rechtsverhältniſſe der Schußgebiete, S. 92, 
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Staatsangehörige '); ihr rechtliches Verhältnis zum Kommuniongebiet kann nur 
als Zerritorial-Angehörigfeit bezeichnet werden. 

4. Die Herrihaft über das Territorium kann dem Gejamtitaat allein 
zuftehen; fie kann auch gleichzeitig dem Gejamtftaat und einzelnen Gliedſtaaten 
zuftehen. Im Kommunionharz beftand neben der Reichdgewalt noch eine be 
fondere preußifch-braunichweigische Territorial-Gewalt. 

5. Das Territorium kann dem Gelamtftaat gegenüber ein einfacher Ber: 
waltungsbdiftrift jein; e8 fann auch eine juriftiiche Perjon des Privatredhts und 
bes öffentlichen Rechts jein. Der Gelamtitaat kann jeine Gemwalt über das 
rg unmittelbar ausüben oder die Ausübung derjelben, beionderen Organen 
elegieren. 

Wir gelangen alfo zu folgendem Rejultat: Es gibt zwei verjchiedene Klaſſen 
von Zerritorien : 

1. Zerritorien im völferrechtlichen Sinne d. h. Gebiete, welche weder jelbit 
Staaten noch Beitandteile des herrſchenden Staates find; 

2. Territorien im ftaatörechtlichen Sinne d. h. Gebiete, welche Beltand: 
teile eines Gejamtitaats, aber weder jelbft Glieditaaten noch Beftandteile eines 
ſolchen find. 

Für die eriteren gelten die in Abſchnitt IX entwidelten Grundjäße; für 
die Ieteren gelten die Grundjäße, welche in Abſchnitt X aufgeitellt wurden. 


XI. 


Verſuchen wir nunmehr, die allgemeinen Rechtsnormen über Territorien, 
welche durch die bisherige Unterfuhung gefunden find, auch auf Eljah-Lothringen 
anzumenden. 

Eliah-Lothringen ift am 2. März 1871 von Frankreich an das Deutice 
Reich abgetreten und am 28. Juni 1871 dem Deutichen Reiche einverleibt 
worden. In der Zmwilchenzeit war Eljah-Lothringen weder eine juriftiiche Perſon 
des Privatrechts noch eine juriftiiche Perjon des Staatsrechts oder des Völker: 
rechts: e8 war überhaupt feine Perſon, jondern eine Sade, fein Rechtsiubjett, 
jondern ein Rechtsobjekt, ein Zerritorium im völferrechtlichen Sinne, welches 
unter der völferrechtlihen Gewalt des Deutichen Reiches ftand. Die Territorial: 
gewalt ded Reiches über Elſaß-Lothringen beruhte auf dem Verſailler Vertrage 
von 26. Februar 1871; fie war eine abjolute Gewalt, welcher weder völfer: 
rechtlich noch ftaatsrechtlich (verfaffungsmäßig) beichränkt war. Dieje unbeichränfte 
Gewalt wurde durch den Kailer im Namen des Reichs ausgeübt. Als oberftes 
Organ des Kaiſers fungierte der Generalgouverneur, welcher Geſetze aufhob und 
änderte, neue Gejete erließ, Zölle und Steuern einführte, jowie alle jonftigen 
Rechte der früheren franzöfiihen Staatögewalt ausübte. 

Am 28. Juni 1871 trat das Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871 betrefiend 
die Wereinigung von Elfaß und Lothringen mit dem Deutichen Reiche in Kraft. 
Das erwähnte Geſetz ift allerdings erft am 2. Juli 1871 in den „Amtlichen 
Nachrichten für das Generalgouvernement Eljaß“ vertündet worden?). Da indefien 
die DVereinigung zweier Gebiete ein einheitliher Vorgang ift, welcher in 
beiden Gebieten nur gleichzeitig ftattfinden kann, jo muß angenommen werben, 

) * Urt. 7 des Vertrags vom 9. März 1874 über die Teilung des Kommunion: 


gebietes am Unterharz (Preußiſche Geſetzſammlung 1874, ©. 29%). 
) Straßburger Zeitung vom 2. Juli 1871, Nr. 156, 
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daß der am 14. Juni 1871 im Reichsgeſetzblatt erflärte Wille des Reichs, 
Eljaß und Lothringen in das Reichögebiet aufzunehmen, auch für dieſe Länder 
maßgebend gewejen ift. Die Inkorporation, welche durch das Geſetz vom 
9. Juni 1871 bewirkt wurde, war nur eine unvollkommene; ſie bezog ſich zu— 
nächſt nur auf das völkerrechtliche Verhältnis zu den anderen Staaten. In 
allen völkerrechtlichen Beziehungen wurde Elſaß-Lothringen als Beſtandteil des 
Deutſchen Reiches betrachtet. Die internationalen Verträge, welche in dem 
Zeitraum vom 28. Juni 1871 bis 31. Dezember 1873 durch das Reich ab— 
geichloffen wurden, hatten infolge deffen aud für Eljaß-Lothringen Wirkſamkeit. 
Beijpiele find die Auslieferungdverträge mit Italien vom 31. Oftober 1871 und 
mit Großbritannien vom 14. Mai 1872. In ftaatsrechtliher Beziehung da= 
gegen gehörte Eljah-Lothringen nicht zum Reichögebiet. Erſt durch das Geſetz 
vom 25. Yuni 1873 ($ 2) wurde beftimmt, daß Eljaß-Lothringen vom 1. Januar 1874 
dem in Artikel I der Reichsverfaſſung bezeichneten Bundesgebiet hinzutreten jolle. 
Die Reichsverfaſſung galt noch nicht in Eljaß-Lothringen; nur einzelne Zeile 
derjelben — nämlich Artikel 3 und 33, Abjchnitt VII und VIII — wurden durd) 
bejondere Gejege daſelbſt eingeführt‘). Die Reichögeiege, welche in dem Zeit: 
raum vom 28, Yuni 1871 bis 31. Dezember 1873 erlaffen wurden, erlangten 
in Eljaß-Lothringen feine Geltung: zu ihrer Wirkiamfeit im Reichslande war 
ein bejonderer Akt der Landesgejeßgebung notwendig. Das Poftgeieg 3. B., 
welches am 28. Oktober 1871 für das Neichögebiet erlaflen war, wurde am 
4. November 1371 für das Gebiet des Reichslands nochmals erlaffen. Die 
elſaß⸗ lothringiſchen Landesgejege waren nicht Reichögejeße, ſondern Zerritorial: 
geſetze. Die Neichögejege gelten jür einen beitimmten Raum nur innerhalb 
des Bundesgebiet (Art. 2 der Reichsverfaſſung); außerhalb des Bundesgebiets 
haben fie nur für einen beftimmten Perjonenkreis Geltung’). Auch das Gejeß 
vom 9. Juni 1871 gilt in Eljaß-Lothringen nur als Zerritorialgejeg, da am 
Tage jeiner Verkündigung Eljah-Lothringen nody fein Beftandteil des Bundes: 
gebiet3 war. 

Seit den 2. März 1871 beitand in Elſaß-Lothringen eine bejondere 
Zerritorial-Angehörigfeit, deren Erwerb und Berluft dur Art. 9 bis 21 des 
code civil geregelt war. Dieje Vorſchriften wurden jedoch aufgehoben durch 
das Geje über die Erwerbung und den Verluſt ber Bundes und Staatsan: 
gehörigkeit vom 1. Juni 1870, weldes am 8. Januar 1873 im Reichölande 
eingeführt wurde. Die Reichsangehörigfeit hatten die Elſaß-Lothringer jchon 
früher durch Artikel 3 der Reichsverfaſſung erlangt, welcher gleichzeitig mit dem 
Geieg vom 9. Juni 1871 (8 2 Abi. 3) in Kraft getreten war und ein gemein= 
ſames Indigenat für ganz Deutichland begründet hatte. 


Hiernad ergab ſich folgender Rechtzuſtand: Die völkerrechtliche Territorial: 
hoheit des Reiches über Eljah-Lothringen blieb beitehen. Auf beftimmten Ge: 
bieten jedoh — nämlich auf denjenigen der Zölle und Verbrauchsſteuern, des 
Poft:, Zelegraphen: und Eijenbahn-Wejens ſowie des Indigenats — wurde fie 
erjegt durch die ftaatsrechtliche Gewalt, welche da3 Reich gemäß Artikel 3, 33, 
41 bis 52 der Reichverfaffung im Reichslande ausübte. 


") Geſetz vom 9. Juni 1871, 8 2 Abi. 3; Geſetz vom 17. Juli. 14. Oftober und 
11. Dezember 1871. 

) Bgl. meine Abhandlung: „Reich gelebe und Landesgeſetze in Elſaß-Lothringen“ 
(Annalen des Deutihen Reichs, 1899, ©. 386). 
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Am 1. Januar 1874 trat die Reichsverfaſſung in Kraft. Die Einführung 
derjelben hatte folgende Wirkungen: 

1. Das Territorium Elfaß:Lothringen wurde ein Beftandteil des Reichägebiets. 

2. Die völferrehtliche ZTerritorialgewalt des Reiches in Eljaß-Lothringen 
wurde eine Staatögewalt. Die Regierungsgewalt wurde in allen Dtaterien, 
welche Gegenitand der Reichsverfaſſung find, unmittelbar durch die verfaſſungs— 
mäßigen Organe des Reiches ausgeübt; in allen übrigen Materien blieb die 
Delegation der Regierungdgewalt an den Kaijer beftehen. $ 3 Abf. 1 und 4 bes 
Gejeges vom 9. Juni 1871 find aljo nicht gänzlich aufgehoben ; ber Umfang ihrer 
Geltung ift nur beichränft worden. Someit die Verwaltung des Territoriums 
unmittelbar durch die verfafjungsmäßigen Organe des Reichs geführt wird, ift 
fie unmittelbare Reichöverwaltung; die bdelegierte Verwaltung ift mittelbare 
Reichöverwaltung. 

3. Die völferrechtlihe ZTerritorial-Gejeggebung des Reiches in Elia: 
Lothringen wurde Reichögejeßgebung. $ 3 Abi. 2 des Geſetzes vom 9. Juni 1871 
verlor jeine Geltung. 

Durch das Reichögejeg vom 2. Mai 1877 wurde eine neue Form ber 
ZTerritorial-Gejeggebung geihaffen. Letztere ift feine Territorial-Geſetzgebung im 
völferrehtlichen Sinne, wie die eljaß-lothringiiche Geſetzgebung in der Zeit vom 
2. März 1871 bis zum 31. Dezember 1873, jondern eine Territorial-Geſetz- 
gebung im ſtaatsrechtlichen Sinne; fie beruht nicht auf der völferrechtlichen 
Gewalt des Reichs, jondern auf der ftaatsrechtlichen Gewalt desſelben. Dieie 
Territorial-Geleßgebung im ftaatsrechtlihen Sinne kann aud als mittelbare 
Reichsgeſetzgebung bezeichnet werden: fie wird nicht unmittelbar durch die ver- 
Taflungsmäßigen Reichsorgane, jondern mittelbar durch bejondere gejegliche Organe 
des Reichs ausgeübt. 

Die rechtliche Stellung Eljaß-Lothringens im Reiche entipricht der recht: 
lihen Stellung, welche die nordamerifaniihen Territorien in ben Vereinigten 
Staaten haben. Die genannten Territorien find Beitandteile der Union '); fie 
ftehen unter der Bundesgewalt; ihre Eriftenz, ihr Umfang und ihre Organijation 
ift von dem Willen der Bundesgewalt abhängig”). Die Regierung wird durd) 
Gouverneure geführt, welche der Präfident der Vereinigten Staaten ernennt. 
Die Gejeßgebung wird zum Zeil durd die verfaflungsmäßigen Bundesorgane 
— Kongreß und Präjident — zum Zeil durch gejeglicye Organe — Legislaturen 
und Gouverneure — ausgeübt”). Manche Territorien müſſen ihre —7— der 
Billigung des Kongreſſes unterbreiten *), ebenſo wie die elſaß-lothringiſchen Terri— 
torial-Gejege der Billigung des Bundesrats unterbreitet werden müſſen. 

Als Schlußreſultat vorſtehender Abhandlung ergibt ſich alſo folgendes: 
Elſaß-Lothringen war bis zur Einführung der Reichsverfaſſung ein Territorium 
im völferrechtlichen Sinne; jeit Einführung derjelben ift e8 ein Territorium im 
ftaatsrechtlihen Sinne. Die eljaß-lothringiiche Landesangehörigkeit ift Territorial- 
angehörigfeit, der eljaß-lothringiiche Landesfistus ZTerritorial-Fisfus, die elſaß— 
lothringiiche Landesregierung Territorial-Regierung, die elfaß-lothringiiche Landes: 
gejeggebung Zerritorial-Gejeßgebung. 

!, v. Holit: „Das Staatöreht in den Vereinigten Staaten von Amerika“, in Mars 
quardiens Handbud) des öffentlichen Rechts, Bd. 4, 1. Halbband, 3. Abteilung (1885), ©. 99. 

2) v. Holft, S. 101, Anm. 2. 

2) v. Holſt, S. 99 und 100, Anm. 2. 
) v. Holſt, ©. 100, Tert und Anm. 1. 
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für 1900. 


Bon Dr. A. Peterfilie, Geh. Reg.-Rat und Profefor, Leiter der ftatiftifchen Abteilung 


der Preußiſchen Zentral-Genofjenjchaftstafie. 
(Fortjegung.) 


Das nachſtehende Verzeichnis führt diefe Genoſſenſchaften unter Angabe 


beider Verbände namentlich auf. 


1. 


— 


10. 


1 


per 


12. Bi 


13. 


. $ro 


. Dsnabrüd, Dsnabrüder Spar- und 


(Die an eriter Stelle jtehenden Verbände bejtellen den Reviſor.) 


a) In .. 


Aachen, Spar- und Bauverein, e. ©. m. b. H. — Revifionsverbände: Rheiniicher 
Genoilenihaftsverband Göln und Verband der auf ber Grundlage des gemeinjchaft- 
lihen Eigentums ftehenden deutichen Baugenoſſenſchaften. 

Dahme, Molkereigenoffenihaft zu Dahme, e. ©. m. u, N. Reviſionsverbände: 
Molkerei-Reviſionsverband Prenzlau und Werband der landw. Be ade bare der 
Markt Brandenburg und der Riederlaufig- 


Falkenberg, Baugenofienichaft für die Beamten — Arbeiter der Staatseiſenbahn—⸗ 


Verwaltung zu Falkenberg, Bez. Halle, e. ©. b. 9. Revifionsverbände : 
Verband der Baugenofi enihaften Deutichlands sn Verband der auf der Grundlage 
des gemeinichaftlichen Eigentums jtehenden deutichen Danone! haften. 

— Born, Spiritus- und Brennerei-Verein zu Groß Born, e. Ga m.b H. — 
Revifionsverbände: Nevifionsverband des Bundes der Landwirte und Verband 
der pommerjchen landwirtichaftlihen Genoſſenſchaften. 


. Groß Heere, Molferei Groß Heere, e. ©. m. b. H. — Revifionsverbände: Verband 


bannoverjcher landw. Genofjenichaften und Verband der landw. Genofjenichaften im 
—— — Hildesheim und den Aare Burgdorf und Springe. 

erford, Bankverein zu Herford, e. ©. m. u. H. — Revifionsverbände: Verband 
De Kreditgenojienidhaften von Rheinland, Weitfalen, Lippe und Waldet und Weit 
fäliicher Genoflenichaftsverband. 


. Nauen, Molferei- und Milchhandelsgenofl lenihaft Nauen, e. ©. m. b. 9. — Re 


vifionzverbände: Molkerei⸗Reviſionsverband Prenzlau und Verband der landw. Ge- 
nojlenichaften der Mark Brandenburg und der Niederlaufig. 

Dahrlehnaverein, e. ©. m. b. H. — Repifions- 
verbände: Verband bannov. landw. Genofjenichaften und Verband bannov. gewerbl. 
Genoſſenſchaften. 


Schwientodlowig, Moltereigenoflenihaft, e. ©. — Reviſionsverbände: 


Provinzialverband ſchleſ. landw. Genoffenihaften ab Rolterei-Revifionsverband 
für die — — Schleſien und Poſen. 

Sölde, Molkerei und Köornbranntwein-Brennerei⸗Genoſſenſchaft Sölde, e. G. m. u. 
— Revifionsverbände: Meiereiverband für ‚die Prov. Meitfalen, Lippe und 
jalded und Revifionsverband des Bundes der — 


Wiesbaden, Spar» und Bauverein zu Wiesbaden, e. — Reviſions— 


verbände: Verband der naſſauiſchen landw. asien. He erband der Bau- 
geno enjheflen Deutichlands. 

ieſchowa, Wieihomwa-Pilgendorfer Darlehnslaſſenverein, e. ©. m. u. 9. — Re 
vifionsverbände: Verband ſchleſ. landl. Genoſſenſchaften, e. G. m. 43 "> zu Neilje 
und Provinzialverband jchlej. landw. —— chaften. 

Wilhelmsburg, Bau- und Sparverein von Eiſenbahnbedienſteten, e. ©. m. b. H. — 
Revifionsverbände: Verband der Baugenofjenihaften Deutichlands und Verband 
der auf der Grundlage des gemeinichaftlihen Eigentums ftehenden deutſchen Bau« 
genoſſenſchaften. 
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14. Woynowo, Molkerei Woynomwo, e. ©. m — Revifionsverbände: „Neumied” 
und Verband der landwirtſchaftlichen Senoflen Saften für die Provin Bofen. 
15. Woynomwo, Dampfziegelei Woynomo, e. ©. 9. — Reviſionsverbände: 
— und Verband ber anbioittf&aftlicen — für die Provinz 
oſen 


b) In den übrigen Bundesſtaaten. 
1. Bremen, Eijenbahn-, Spar- und Bauverein, e. &. m. b. H. — Reviſionsverbande: 
Verband — * er Konſumvereine und Verband der auf der Grurdlage des 
emeinichaftlichen Eigentums ———— deutſchen Baugenoſſenſchaften. 
2. Züſchen, Molkereigenoſſenſchaft, e. m. u. H. — Reviſionsverbände: Verband der 
landw. Benoffenicaften des Reg. A Kaſſel und angrenzender Gebiete und Verband 
hannoverſcher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften. 


Soweit ermittelt iſt, waren am 31. Dezember 1900 3 Genoſſenſchaſten 
zwar Revifionsverbänden angejchloffen, wurden jedod nicht von dem Verbands— 
reviſor, jondern durch einen vom Gerichte beitellten Revifor revidiert; fie find 
bei der Gruppe der Genofjenichaften eingereiht, die feinem Reviſionsverbande 
angeichloffen find. Es find dies: 

1. die Moltereigenoilenihaft Czarnikau, e. ©. m. b. H. — welche dem Molfereiverbande 
der Provinz Pommern und dem Verbande der landw. Genofjenihaften für die 
Provinz Pojen, . 

2. die Görliger Molferei, e. ©. m. u. H. — welde dem Molterei-Revifionsverbande 
für die Provinzen Schlefien und Poſen, und 

3. die Molkerei und Dampfbäderei Wreſchen, e. ©. m. b. H. — welche dem Verbande 
der landmwirtichaftlihen Genoſſenſchaften für die Brovins Mojen angeſchloſſen iſt. 


2. Die geographiſche Verbreitung und die Stärke der Verbände. 


Wie die Tabelle 2') ausführlich nachweiſt, gehören dem Reviſionsverhält— 
niſſe nad) 


5 == 
zu x 3 — = “82 
55 5 > 5 8: 
3 = ee 
E SD 
A. im Gebiete der gemeinjamen Statijtil: 
I. Schulze-Deligjhen Unterverb. . . 1408 10,7 746 338 36, 530 
II. Provinzial-VBerbänden des Allgemeinen 
Verbandes (Haas) . 4189 326 321 369 15, 17 
III. dem Generalverbande ländlicher Gen. 
(Neuwied) . . \ 3020 WB 28 758 12,0 86 
IV. anderen Revifionsverbänden on. 2148 16 0 383 255 18,5 173 
V, feinem Revilionsverbande. »- . . . 2071 16,14 8360 941 17,s 174 
B. in Preußen: 
I. Schulze-Delitzſchen Unterverb. . . 8392 9,05 467 863 32,51 525 
II, Provinzial-Berbänden des Allgemeinen 
Verbandes (Haas) . 3313 3361 246 979 17,18 75 
IH. den Generalverbande ländlicher Gen. 
(Neuwied) . . R 22, 190 366 13,8 86 


fe 
SEN 
et. 


19,00 278 867 19,» 


IV. anderen Nevifionsverbänden . 144 
1540 255 260 17,1 172 


V, keinem Reviitonsverbande . 








1) Bezüglich dieſer — verweiſen wir auf die „Zeitſchrift des Königl. preuß. 
ſtatiſt. Bureaus“ ſelbſt. D. R 
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z 5 ==> 
+ E . EP 
zu 552 3323 
wg = ® 5 a2 
3 83 55 
EB a 
C. in den übrigen Bundesjtaaten: 
I. Schulges-Deligjchen Unterverb. . . 516 17,51 278 475 4, 540 
II. Brovinzial-Berbänden des Allgemeinen 
Verbandes (Haas) 876 29 40 74 390 11, 8 
II. dem Generalverbande ländlicher Gen. 
RBB 2: ee a a 794 2%, 68 392 10, 86 
IV. anderen Revifiondverbänden . — Hi 207 6. 104 388 16, 504 
V. feinem Revifionäverbande. . . 587 19,0 105 681 16, 180 


Aus den beiden Reihen der Verhaltninahlen iſt zu erſehen, daß der Zahl 
der Genoſſenſchaften nach der Haasſche Allgemeine Verband im Geſamtgebiete wie 
in den beiden Hauptabichnitten Ende 1900 bei weitem die größte Verbreitung 
hat und nächſt ihm der Neumieder Generalverband, und daß aud im übrigen 
der Schulze-Deligiche Verband (mit Ausnahme von C. IV) Hinter den anderen 
zurüdtritt. Ganz und gar umgefehrt fteht e8 mit der verhältnismäßigen Ver— 
teilung der Genoflenichaftsmitglieder. Von ihnen gehörte weitaus ber größte 
Anteil dem Schulze-Delitzſchen Verbande an; der Haasiche und der Raiffeijenjche 
treten hier jogar an leßte Stelle. Die Schulze-Deligichen Genoſſenſchaften find 
eben viel größere und der Mitgliederzahl nad) ftärfere Körper als die übrigen, 
weil es fich bei ihnen vorwiegend um Genoflenichaften in den Städten handelt, 
deren Bevölkerung viel dichter ift als in ländlichen Gebieten. 

Das ift der große Durchſchnitt. Bon diefem weichen die Verhältniffe in 
den preußiichen Provinzen und in den einzelnen Bundesftaaten mannigfach ab, 
wie fih das zu einem guten Zeile aus der geichichtlichen Entwidelung des 
Genofienihaftswejens in den einzelnen Gegenden erflärt. Wir verzichten auf die 
Viedergabe der den obigen entiprechenden Berhältniszahlen für die einzelnen 
Gebietäteile, da die Beziehung der Mitgliederzahlen der Verbandsgruppen zur 
Givilbevölterung, die im folgenden berührt wird, die Durchlegung der Bevölkerung 
mit den Grundgedanken ber Verbände und ihrer genoſſenſchaftlichen Sonder- 
— noch deutlicher beleuchtet. Hierfür haben wir nachſtehende Zahlen 

rechnet. 

Don 100000 der Eivilbevölferung gehörten als Genoſſenſchaftsmitglieder 
zu Revifionsverbänden 


5: z . z —* 

in den SE < => E E 

Bundesjtaaten u.j.w.: Ns RA a3 4 = 

a2 2 [= = 

Gebiet der Srsien cha — 

' e 1 612 694 559 828 780 
L Bruhn. . . 2 2 20. 1372 724 558 818 748 
Frov. Oſtpreußen 2001 678 1226 17 382 
„  Bejtpreußen . 675 157 976 1111 290 
Stadtkreid Berlin 852 2 2 294 770 
Prod. Brandenburg. . 1943 428 241 239 462 
»„ Pommern , 190— 935 141 151 1 498 
u 7 BDIENE 5 974 1029 499 2148 476 
„ Schlidien . . - .. 0. 1888 595 504 554 403 
Sachſen — 3028 1037 174 73 963 


Schleswig-dolftein . . . . . 137 632 7 242 169 


670 Peterſilie. Witteilungen zur deutihen Genoſſenſchaftsſtatiſtit für 1900 


23 z = = 

in den 3 8 a» 0 58 E 

Bundesjtaaten u.j.w.: 32 5 == 2 5 

Dr u = 5 = 
Prov. Hannover . 1064 2 356 39 Ss66 1461 
„  WBeitfalen . 541 278 — 2024 660 
„  Sejlen-Nafjau 3305 997 2616 125 13561 
„ Rheinland . 229 569 925 1455 513 
„  Sohenzollern . Ne — — 1462 — 554 
2. Sachſen. ar DD 173 25 1974 1003 
BODEN: u a ne ce ren - ER 2541 216 50 876 
4. Medlenburg. Schwerin . . » » . . 16% 485 303 191 329 
5. Sadien-Beimar . . » . 22 .....5198 176 2367 40 712 
6. MedlenburgStreliß - » » 2 22... 2238 — 253 287 224 
7. Oldenburg . » » > 2 2 2609045 2244 218 936 971 
8. Braunihweig - » > 2 220. 4281 >74 161 270 2 353 
9, Sadien-Meiningen . 29001 62 1222 — 162 
10. Sachſen-⸗Altenburg3378 17 951 — 1100 
11. Sachſen-Koburg-Gotha.. 611 389 1772 — 1235 
IE BR: er en 671 251 — 152 373 
13. Schwarzburg-Sonderdhauien . » - . 2987 197 2369 — 850 
14. Schwarzburg-Rudolſtadtttt4409 48 925 — 81 
.Decfeceeee1341 4355 157 3319 53537 
EEE. en WEM — 183 — 218 
17. Schaumburg-Lippe...3468 — — 1296 507 
BE BRD a a a a et 341 319 — 372 746 
19. Kübel . ERSTE | |. - 44 — — 250 
20. Bremen . Kr A ee SS 174 37 — — 106 
21. Hamburg. 1285 10 — 764 263 
22. Eljaßslothringen . . . . . . — — 2384 322 857 


Das Gebiet der gemeinjamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik hat eine Eivilbevölferung 
von zujammen 46 299 990. Ueber 47 v. 5. dieſer Bevölkerung, nämlich 
22 001 905, entfallen auf die 6 preußiichen Provinzen und die 16 Bunbdesftaaten, 
in deren Gebiete durchſchnittlich der Schulze-Delitzſche Verband vorherridt, 
24 298 085 auf die 8 preußiichen Provinzen und die 5 Bundezftaaten, in denen 
er gegen die übrigen Verbände ftatiftiich zurüctritt. — Der Haasiche Verband 
überwiegt, an der Höhe des Verhältniſſes feiner Mitglieder zur Bevölkerung ge 
meſſen, nur in Hannover, Oldenburg und Walde mit zujammen 3 017 288 
Einwohnern und it jonit noch ſtark vertreten in den ‘Provinzen Pojen und 
Sachſen, jowie im Großherzogtume Baden. — Der Neumieder Verband hat in 
gleihem Sinne die unbedingte Vorherrihaft in Hohenzollern und im Reichs: 
lande (zuj. 1707 245 Em.) und hat jonft noch Starken Einfluß in Oſtpreußen, 
Weitpreußen, Heſſen-Naſſau, Rheinland, Sachſen-Weimar und Schwarzburg: 
Sonderöhaujen. — Verhältnismäßig mehr als dieje drei großen Verbände treten 
die Revifionsverbände der Sammelgruppe (andere R.:B.) hervor in Weitpreußen, 
Pojen, Weitfalen, Rheinland und im Königreiche Sachſen, d. h. in einem Ge 
biete mit 16451 316 Einwohnern, auch merklih ftart in Walded. — In 
Pommern, Schleswig-Holitein und Lippe haben fich die Genoſſenſchaften, ſoweit 
das Revifionsverhältnis in Frage fommt, am meiſten dem Einfluffe aller Ber: 
bände entzogen, aud in Berlin, Hannover, im Königreihe Sachſen, in Braun: 
ſchweig, Sadjen-Altenburg, Waldeck, Bremen und Elfaß-Lothringen zu einem 
guten Zeile. 

Gar nicht vertreten waren Ende 1900 bei der Revifion: Schulze-Deligic 
in Hohenzollern und Eljaß-Lothringen; Haas in Hohenzollern, Mecklenburg— 
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Strelig, Reuß j. 2, Schaumburg=Lippe und Eljaß:Lothringen; Neumied in Weit- 
talen, Anhalt, Schaumburg=Lippe, Lippe und in den Gebieten der Hanjeftädte. 
Die Sammelgruppe der anderen Reviſionsverbände erftredte fi nicht auf 
Hohenzollern; fie war auch nicht vertreten in Sadjen-Meiningen, Sadjen= 
Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, in den Schwarzburgſchen Tyürftentümern, 
Reuß j. L., Lübel und Bremen. 

A dies find jelbitverftändlich nur verhältnismäßige Beziehungen, die an 
ſich nichts ausſagen über die innere werbende Kraft der Verbände. Es ent: 
ſcheidet auch in diejer Hinſicht vorzugsweiſe wohl der überwiegend ftädtiiche oder 
ländlie Charakter der Genojjenichaften und der Gegenſtand bes Unternehmens. 
Hier möge noch angeführt werden, daß, wenn man den Schulze-Deligichen und 
ionftigen Verbänden u. j. w. mit Genoſſenſchaften überwiegend jtädtiichen Charakters 
die Verbände mit Genofjenihaften überwiegend ländlichen Charakters („Haas“, 
„Neuwied“ und etwa nod die in der Tabelle 2 bezw. 2a unter B IV 1, 2,5, 
6, 8—10, 12, 13, 15, einichließlih der unter GIV 2, 4, 6, 8 und 9 ver: 
zeichneten nichtpreußiichen Anteile) gegenüberftellt, alsdann an Genofienichafts: 
mitgliedern entfallen 


auf 100 000 
überhaupt der Civil⸗ 
bevöllerung 
auf die Schulze-Deligihen Unterverbände mit Genojjen- 
ihaften überwiegend ftädtiihen Charalterd . . . . . 746 338 1612 
auf ſonſtige Verbände mit Genojienichaften überwiegend 
ſtädtiſchen Charakters und ähnliche nicht in Verbänden 
vereinigte Senofienihaften  . . 2... Er 577 860 1248 
zuiammen . . . 1324198 2860 
auf die Verbände „Haas“, „Neuwied“ und andere mit Ge— 
noflenichaften überwiegend ländlichen Charalters jowie 
ähnliche nit in Verbänden vereinigte Genoſſenſchaften 746 463 1612. 


3. Das Revifionsverhältnis und die Haftpflidtarten der 
Genoſſenſchaften. 


Nach der Haftpflichtart getrennt find die Genoſſenſchaften in Bezug auf 
dad Revifionsverhältnis den einzelnen Verbänden in nadjitehendem Umfange 
angeihlofjen, und zwar im gejamten Gebiete der gemeinjamen Genofen: 
Ihaftaftatiftif: 

m. u. 9. m, u. N. m. b. 9. 
Gen. Mitgl. Sen. Mitgl. Gen. Mitgl. 
I. Schulze = Delipihen Unterver— 


EDER u N tz 668 326 341 9 2615 731 417382 

II. Prov.:Berbänden der Allg 
Verb. (Haas). . .». » .» .. 3039 230 168 65 8328 1085 829833 

UI. dem Gen.Verbande ländl. ©, 
Meumwied) . . 0020. 2912 248 888 7 483 101 9 382 
IV. anderen Reviſionsverbänden 1351 178 903 24 4348 773 200 004 
V, feinem Revifionsverbande. . 807 108900 30 507 1234 246 966. 


Die geihichtlihe Entwidlung und die grundjägliden Anſchauungen über 
Genoſſenſchaftsweſen in den verichiedenen Verbänden bringen e8 mit fidh, daB 
die Haftpflichtarten bei ihnen ungleich ftark vertreten find. War vorher ſchon 
berührt, daß die durchſchnittliche Stärke der Genoſſenſchaften in den Verbänden 
ſeht verichieden ift, jo ift aus obigen Zahlen zu errechnen, daß dies bei den Ber: 
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bänden, wenn fie nad) der Haftpflichtart unterjchieden werden, erft reht der 
Fall ift, und zwar ift es ftatiftiich, vielleicht auch genoſſenſchaftspolitiſch be 
achtenswert, daß die Genofjenichaften mit beichräntter Haftpflicht in allen Arten 
von Verbänden durchweg die an Mitgliederzahl umfangreicheren find. Es betrug 
nämlich — bei Fortlaffung der unbeichräntten Nachſchußpflicht — die dunt- 
ſchnittliche Mitgliederzahl der Genoſſenſchaften 


in m.u.9 mb H. 
I. Schulze:-Deligihen Unterverbänden. . . 489 571 
II. PBrov.:Berbänden d. Allg. Verb. (Haad) . 76 77 
II. dem Gen.-Verb. ländl. (Meumied) . . 85 93 
IV. anderen Reviji onsverbänden ——— 132 259 
V. keinem Reviſionsverbande angehörigen G. 135 200. 


Mit diefer ſtatiſtiſchen Ungleichheit der Stärke und den ſchon angedeuteten 
Verichiedenheiten in den grundjäglichen Anſchauungen der Verbände hängt e 
denn auch zufammen, daß fi) in ihnen die Anteile der Mitglieder für de 
Haftpflichtarten jehr verichieden geitalten. Bon je 100 Mitgliedern der Verband: 
u. ſ. w. Genofjenichaften entfielen 


* auf en 


m. u. H. m. 

I. Schulze-Delitzſchen Unterverbänden . . 43,13 =. 
II. Brov.-Berbänden d. Allg. Verb. (Haas) . 71,0 D,s1 
III. dem Gen.Berb. ländl. Ben. (Meumwied) . 96,10 3,63 
IV. anderer Revifionsverbänden . . . . .» 46,05 52,10 
V. feinem Revifionsverbande angehörigen ©. 50,17 68,8. 


Die Genoffenihaften des Neumieder Verbandes ftehen, wie bekannt, ia 
ganz auf der Grundlage der unbeſchränkten Haftpflicht, die des Haasſchen Vet 
bandes noch zu etwa drei Vierten. Die übrigen, und jelbit die des Schul 
Deligihen Verbandes, haben ſich mehr und mehr der Form der beichrän 
Haftpflicht zugewendet. Gleichwohl beftehen in diefer Hinficht zwifchen den V 
bänden, was die Tragweite der Haftpflicht anlangt, noch erhebliche Unterſchi 
die in ihrer Art recht Eennzeichnend find und hier ziffermäßig belegt wer 
mögen. Bei ben Genofjenihaften mit beſchränkter Haftpflicht betrug | 


bie Gelamtbafts m 


u 
in f ——— — 
I Schulze-Deligihen Unterverbänden . . . . . 82 936 872.4 19.4 
II. Brov.-Berbänden d. en” Verb. (Haad) . . . 76174016 „ 99. 
III. dem Gen.-Berb. ländl. 8. Neuwied) . . . . 60484855 „ 645 . 
IV, anderen Revifiondverbänden -. . » . 2... 541691 „ 71. 
V. feinem Revifionsverbande angebörigen Gen. . 65960505 „ 267 


Das Welen und die Praris der Verbände erfährt durd) dieſe Zahlen 0: 
gute Beleuchtung. Es wird lehrreich jein, die Entwidlung in der Zukunft 
verfolgen, wie wahrſcheinlich der zeitliche Wandel in der Vergangenheit ein ? 
bezeichnendes Bild geben würde, wenn vollftändige und fichere Angaben für 
früheren Jahre zur Vergleichung heranzuziehen wären. 


4. DieRevijionsverbändenahdemGegenftandedeslinternehbm e 
ihrer Genofjenidaften. 
Sn der Tabelle 2a’) wird eine Nachweiſung über die Genoflenidk . 
der verjchtedenen Revifionsverbände nad) dem Gegenſtande des Unternehmen ;,, 
geben, der folgende Hauptergebniffe zu entnehmen find: 


') Auch bezüglich diefer Tabelle mitfjen wir auf dad Quellenwerk verweilen. D. ; 
der 
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Es gehörten Ende 1900 dem Revifionsverhältnifie nad 
zu „Schulze: Deligicdh” 
Gen. Mitgl. 


Kreditgenofienihaften -. . .» . . 798 411 394 
Rohſt el enichaften: 
gewerblide . » 2». 8 399 
Wareneinfaufsvereine - . . .» .» 1 16 
Berkgenojienihaiten: 
gewerbliche f 2 13 
Magazingenofienicaften: 
ewerbliche . 2 80 
Robftof. u. Magazingenofi enjcaften: 
ewerblide . : ä 3 297 
Broduftiügenoffenicaften: 
ewerblihe . Ei ea a 11 1 976 
andwirtichaftliche a ——— 1 11 
Konjumvereine . e 517 318 712 
Wohnungs u. Baugenofl enfaften: 
eigentlihe . - i 55 11660 
Vereinshäuſer. 1 58 
ſonſtige Genoſſenſchaften 9 1662 


zujammen . u: 1408 746 338 


zu „Haas“ zu „Neuwied“ 
Gen. Mitgl. Gen. Mitgl. 


Kreditgenofienihaften - » » . . 2379 167623 2804 242281 
: 

ewerblich — *4 1 9 5 250 

——— . 575 49349 17 1231 
Wareneinkaufsvereinee... 1 12 — — 
Werkgenoſſenſchaften: 

gewerblichee 13 837 — — 

landwirtihaftlide -. . . - 59 3536 14 517 
Magazingenoſſenſchaften: 

gewerblicheee 1 47 — — 

landwirtſchaftliche 40 5 784 24 8 922 
Rohitoff: u. Ma asingenofl enfchft.: 

gewerblide . 2 64 2 64 

landwirtichaftliche 1 71 3 322 
Produktivgenoſſenſchaften: 

gewerbliche Ba ——— 19 885 2 16 

landwirtihaftliche 2... 1068 88563 139 8 753 
KRonjumvereine . 12 3155 8 1279 
Wohnungs: u. Baugenoffenfhaften: 

eigentlihe . . 8 300 2 123 

Bereinsbäuferr -. . .» . . 1 175 — — 
ſonſtige Genofienfdaften . . . . 19 872 


zufammen . . . 4189 321369 3020 258 758 


zu anderen Re feinem 


Verbänden erbande 
Gen. Mitgl. Gen. Mitgl. 
Kreditgenojienihaften . » . . . 1829 206713 463 124846 
Mohſtoffgenoſſenſchaften: 

—— FE EEE 15 470 44 2 303 

ndwirticaftlihe . -» - - 13 6 854 32 3141 

PWareneinlaufövereine . . . . . 2 48 14 616 
Werlgenoſſenſchaften: 

ewerbliche 5 220 42 7896 

andwirtidaftlide -. ° . . 85 5 026 87 5134 
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zu anderen u feinem 
Verbänden erbande 
Gen. Mitgl. Gen. Mitgl. 
Magazingenoflenidaften: 
pe ewerblide . ae 2 45 23 318 
ndwirtichaftliche f 8 1754 30 2781 
Rohitoffe u. ie enfcaft.: 
ewerblihde . 16 622 23 789 
——— Be ter ie ei 2 408 1 10 
— — 
ewerbl ee ir 12 656 74 10535 
I hiotrefhafttidh PIE 340 17583 466 23033 
Konjumvereine . 159 117051 422 130683 
Wohnungs u. Baugenofienicaften 
eigentlide . . . 83 23585 173 27460 
Vereinshäuſer — — 35 2725 
ſonſtige Genojjenihaften . » . . 17 2220 140 18318 
zufammen . . . 2145 383255 2071 360 941'). 


Dieje Ueberſicht läßt die Art und Gebiete der wirtichaftlich-fozialen Tätigkeit 
der Genoſſenſchaften in den einzelnen Verbänden außerordentlich deutlich erfennen. 
Das überall im Wirtichaftsleben vorhandene Kreditbedürfnis hat freilich in allen 
Verbänden und aud in den feinem Verbande angeichloffenen Genoffenichafts- 
freien zur Begründung von vielen Kreditgenofjenicaften geführt, in dem einen 
Verbande etwas mehr, in dem andern etwas weniger; Neumied jteht ganz über- 
wiegend im Dienfte ber genoſſenſchaftlichen Kreditbeihaffung. Aber ſchon bei 
einer zweiten großen Gruppe der Genofjenichaften, bei den Konſumvereinen, 
treten die Eigentümlichkeiten der Verbände ſcharf hervor, und die gewerbliche 
oder landwirtſchaftliche Richtung zeigt ſich in unſerem Zahlenbilde im hellſten 
Lichte beleuchtet. Bei der geradezu überraſchenden Deutlichkeit des Bildes kann 
von weiteren Erläuterungen — werden. 


In den einzelnen Genoſſenſchaftsarten der verſchiedenen Reviſionsverbände 
betrug die durchſchnittliche Mitgliederzahl einer Genoſſenſchaft, und zwar 


Be bei Bi ee 

N z 5 e . anderen bie fein. 

— Delle Haas" — Ver⸗ Verb. an— 

bänden gehören 
Kreditgenofienihaften . » » » . . 516 70 86 156 270 
Rohſtoffgenoſſen⸗ J gewerbl. 50 96 50 31 52 
ihaften . . . . X landw. — 86 72 94 98 
Wareneintaufsvereinen | 12 — 24 44 
Werkgenoſſen⸗ gewerbl. 37 64 — 44 188 
ſchaften . . FR ae \ and — 60 37 59 59 
Maga ingenoſfen⸗ gewerbl. 40 47 — 28 14 
— ee . Ilandm. — 145 168 219 93 
Rohftoffe und Magazin- — gewerbl. 99 32 32 39 34 
genoſſenſchaften . . Llandw. — 71 107 204 10 
PERRMEHA BIRNEN J ——— 180 47 8 55 142 
ihaften . - 22. nd 11 84 63 52 49 
Konjumvereinen . . 5: BUG 263 160 736 310 
Wohnungs und Baus y eigentl. 212 38 62 283 159 
genofienihaften . . . A Bereinäh. 58 175 — — 78 
ſonſtigen Genoſſenſchaften 188 46 — 131 131 


'), Außerdem 2 Genofienichaften zur gemeinjhaftlihen Beihaffung von Maſchinen 
und Geräten mit 353 Mitgliedern, die in der Summenzeile mit enthalten find. 
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III. Abſtuſung der Ge teile und d bei d 
finiung der —— ee, er Haftſummen bei den 


1. Die Genojjenjhaften im ganzen. 


Die Auszählung der Genoſſenſchaften nad der Höhe des Geſchäftsanteiles 
und bei Genoſſenſchaften mit beichränkter Haftpfliht auch der Haftſumme für 
den einzelnen Geidhäftsanteil hat die Tabellen 3 und 3a bezw. 4 und 4a 
entftehen laffen. Sie bilden in dem bier vorgeführten ftatiftiichen Weberblide 
= da3 Genofjenichaftswejen unzweifelhaft einen der wichtigften und lehrreichiten 

ichnitte. 

Die Auszählung ift außer für die Genofjenihaften im ganzen aud für 
die bedeutenditen Gruppen, nämlich für die Kreditgenoffenihaften und Die 
Produftivgenoffenichaiten, bejonders durchgeführt. In der vorliegenden Ver— 
öffentlihung werden dieje aber nur in den Tabellen 3 und 4 für das gejamte 
Gebiet der gemeinjamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik herausgehoben, während die 
Tabellen 3a und 4a nur bie Gelamtheit der Genoſſenſchaften, dieje aber für 
die einzelnen angejchloffenen Bundesitaaten bezw. die preußiichen Provinzen 
daritellen. Dieje Beichränfung war jomwohl durch den verfügbaren Raum, wie 
auch dadurch geboten, daß bei einer gar zu jehr ins einzelne gehenden Gliederung 
der Gruppen für die Bunbdesftaaten und Landesteile der ftatiftiiche Wert der 
gewonnenen Zahlen verichwindet und ihr Inhalt bloß noch neugierige, für Die 
Wiſſenſchaft und Verwaltung gleichgültige Fragen zu beantworten geeignet ift. 

Nach der Tabelle 3 für das Gejamtgebiet der gemeinfamen Genofjen: 
ſchaftsſtatiſtik ift die ftärfftbejeßte Geichäftsanteilsftufe die von 6-10 Mk.; ihr 
gehören 26,54 v. H. aller Genoſſenſchaften an; zur nächſtniedrigen Stufe 
von 3—5 ME. zählen weitere 16,» v. H., und fügt man die 5,14 v. H. ber 
niedrigften Stufe (0,10—2 ME.) Hinzu, jo ergibt fi, dat faft die Hälfte aller 
eingetragenen Genofienichaften, nämlih 47,3 v. H., auf der Grundlage jehr 
niedriger Geichäftsanteile von je bis zu 10 ME. errichtet find. Dieſe zählen 
623 073 Genofjen oder faft 31 Hundertftel aller Genofjen. Die in Rede ftehende 
Auszählung ift auf die Verbände nicht erftredt worden, hatte aber ein halbes 
Jahr früher für Preußen allein ergeben, daß das ftarfe Vorwiegen der niedrigen 
Geihäftsanteile durch die Raiffeiſen-Genoſſenſchaften (Darlehnstaffenvereine), von 
derem geſamtem Beftande 94,7 v. H. zu den Geichäftsanteilsftufen bis 10 ME. 
gehörten, beitimmt war. Auch die Genoffenichaften der Gruppe Haas-Darmſtadt 
hatten zu 34,66 dv. H., die der befonderen Verbände zu 64,08 dv. H. dieje niedrigften 
Geihäftsanteile, während bei den Genoſſenſchaften nad) Schulze-Deligih kaum 
40.9. hierher zu rechnen waren. 

.. Da bie Kreditgenoffenihaften in der Genofjenihaftsentwidelung 
jiffermäßig genommen die größte Verbreitung haben, jo müſſen auch bei dieſen 
die Stufen mit den niedrigften Geichäftsanteilen ſehr ſtark vertreten fein. Diejen 
(0,10 —10 ME.) gehören von 7773 mit 1152857 Mitgliedern nicht weniger 
ala 4441 (57,15 v. 9.) mit 394966 (34,6 v. 9.) Mitgliedern an. Aehnlich 
fteht es mit der zweitgrößten Gruppe, den Broduftivgenofjjenjhaften; 
unter 2122 derartigen Genofjenichaften mit 152 011 Mitgliedern haben 820 
(38,64 dv. 9.) mit 63356 (41,ss v. H.) Mitgliedern Geichäftsanteile bis zu 10 ME. 

Auch in den Haftpflihtarten ift die Abſtufung der Geichäftsanteile, 
wie fie die Tabelle 3 veranichaulicht, eine ſehr verjchtedene, zum Zeil jehr 
harakteriftiiche: den drei niedrigften Stufen gehörten zu Ende 1900 von ben 
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8777 Genoſſenſchaften mit unbeichränfter Haftpflicht bezw. ihren 1093140 
Mitgliedern 4805 Genoſſenſchaften (54,75 v. 9.) und 438115 Genofien (40, 
v. 9.) an. Bei den Genoſſenſchaften mit beichräntter Haftpflicht dagegen if 
die Verteilung auf die Geihäftsanteilftufen bis zu 300 ME. eine mehr gleit; 
mäßige, wie nachftehende Ueberficht erkennen läßt. 


Bon 100 Genoſſenſchaften entfallen 


auf die mit mit mit 
Geſchäftsanteil— unbeſchränkter unbeſchränkter beſchränkter 
Stufen Haftpflicht Nachſchußpflicht Haftpflicht 
0,10 — 2 MM... 3, 2,22 T.os 
3— Br % 16,74 4, 15,57 
6— 4J7 —— 34 6 19,» 9,0 
1— y 1 3,15 16,50 13,35 
21— DAN, =. % 8,03 11. 18 ,.s 
51l— 10 „ 11,» 11,ss 11,72 
101— 20 „ 6,08 8,15 92 
201— 300 „ 4,a8 13,53 6,35 
301— 400 „ .. 0,4 0,74 (as 
401— 500 „ 4,as 6,07 2,06 
501— 600 „ . . 1, Ds 0,09 
601— 80 „.. 0,15 — O,ıs 
801— 100 „ . . 1,15 Our 1, 
1 001— 2 000 " . . 0,0 — 0,s3 
2001— 500 „ . .» O,s3 ls O,ss 
5001—10000 „ . . 0,06 — O,0s 
über 10 000 "OR 0,08 — 0,03 
unbejtimmt u. j. w. — O au LA⸗ 0,5 
Summe. . 100,00 100,00 100,0 


Die Genoſſenſchaften mit bejhränfter Haftpflicht (3924 
Genoſſenſchaften mit 956667 Mitgliedern) hafteten insgejamt für 285316819 ME, 
jeder Genofje jomit durdhichnittlich für 298 Mt. Aber in den Geichäftsanteil: 
ſtufen ift die durchichnittliche Haftiumme recht verichieden. Unter den Geſchäfts— 
anteil darf die Haftiumme des einzelnen Genofjen nicht hinabgehen, darüber 
hinaus ift fie nicht begrenzt; fie braucht auch nicht ein Vielfaches des Geſchäfts 
anteil3 zu jein. Außerdem kann ein Genofie mehrere Geſchäftsanteile erwerben. 
Dieſe Beitimmungen und dazu die ganz verjchiedenen Grundjäße, mach denen 
die Erwerbung mehrerer Geihäjtsanteile ſowie die Bemefjung der Haftjummen 
für den Geichäftsanteil erfolgen, beeinfluffen die Höhe der auf einen Genofien 
entfallenden durchſchnittlichen Haftſumme. Es iſt aber jehr lehrreich, dieſe 
Durchſchnittszahlen nach den einzelnen Stufen der Geſchäftsanteile zu verfolgen, 
und zwar unter Vergleichung mit der Stärke des Mitgliederftandes und 
der Geſamthaftſumme. Da bieten denn die durchſchnittlichen Haftſummen 
des einzelnen Genofjen manche Seltjamfeiten, jo beilpielöweile die verhältni* 
mäßig jehr hohen Haftjummen in den beiden niedrigften Stufen der Geichälts- 
anteile. Es iſt faum ein gelunder Zuftand, wenn bei 922 Genojjenfchaften mit 
beihränfter Haftpflicht ein jo großes Mißverhältnis zwiſchen dem Geſchäfts 
anteile, der eine der Quellen für Bildung eines eigenen Vermögens iſt, und 
der Haftſumme, nad) der vielleicht die Bemeſſung des Kredites erwartet mird, 
beiteht, und das find nicht einmal Genofjenichaften mit zahlreichen Mitgliedern: 
ihr durchſchnittlicher Mitgliederbeftand beträgt nur 96, und ihre 88348 Pit: 
glieder hätten im Notfalle für 48230 902 ME. zu haften. — Die 4. und 
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5. Stufe, in welcher fi) viele Konjumvereine befinden, auch ſchon die 3., haben 
erheblich niedrigere durchſchnittliche Haftjummen. Nach oben hin gleicht fi das 
Verhältnis der Geichäftsanteile und der durchſchnittlichen Haftjummen mehr aus. 
— 63 ift ein zu beffagender Mangel der Genofjenichaftsitatiftit, daß mit dieſen 
Dingen nicht auch der Stand des eigenen Vermögens verglichen werden fann. 
Vielleiht aber wird eine fünftig zu verjuchende Verbindung der Geichäftsanteile 
bezw. Haftſummen mit der Zeitdauer des Beitehens der Genoffenichaften manchen 
Aufſchluß zur Sache geben. 


Auf die Genoſſenſchaften m. b. H. mit den auf der vorhergehenden Seite 
verzeichneten Geichäftsanteilen kamen 
00 von je 100.4 ‚an bdurdiänitt« 


von je i Gejamthaft: licher Gefamthaft⸗ 
ir 

Genofien jumme ar a 
0,10 — uhr us 3,2 Ta 657 
3— Di ans D, 9,77 486 
6— 10 „ 9,58 5.11 159 
11— MM... 20,00 4, 64 
21— 1) — 30,57 8. 86 
51— 10. .. D,r4 8,32 427 
1011— 300, .. T,s» 12,16 490 
21 - 30, .. 9,04 13,26 438 
301— 40. .. 0,4 1,72 199 
401— 500, .. 3,58 13 ,.s 1 026 
501 - 60, . . l,»+ 6,5 1441 
6l— 800, . .» 0,45 l,ıs 780 
s01— 100 „ . . 0 ,.s 6,0 191 
1001— 200, . . 0,10 0,05 1979 
2001— 500 „ . . 0 0% 1,7 4582 
5001—1000 „ . . 0,001 0.08 8 000 
über 10000 „ . . 0,001 0,08 20 000 
unbeitimmt u. j.w. . 0,1 0,001 100. 


Die Zahlenreihen, welche die verhältnismäßige Verteilung der Genoſſen— 
ihajtsmitglieder und der Gejamthaftiummen auf die Stufen der Geichäftsanteile 
veranichaulichen, lehren etwas Weiteres: fie find gleichjam der Ausdrud dafür, 
in welchem Berhältniffe bei den einzelnen Stufen das Sreditbedürfnis und die 
Kreditfähigkeit größer oder geringer ift. Wenn in der niebrigiten Gejchäfts- 
anteilaftufe 3,24 von 100 Mitgliedern 7,14 vom Hundert der Gejamthaftiummen 
vertreten, in der 4. Stufe (11—20 ME.) dagegen 20, v. H. der Mitglieder 
nur 4,44 v. H. der Gejamthaftiumme auf fich vereinigen und in der 5. Stufe 
(21—50 ME.) ſich Säße von 30,37 und 8,33 gegenüberftehen, jo jcheint in der 
erften Stufe u. a. das Bedürfnis für fremdes Geld jehr viel höher als in ber 
4. und 5. Stufe zu jein. Deshalb auch der hohe Kopfbetrag der Gelamthait: 
jumme in der erften Stufe, die beſonders niedrigen Kopfbeträge in der 4. und 
5. ebenſo ſchon in der 3. Stufe. In ben höheren Stufen, von der Geichäfts- 
anteilsftufe 5L—100 ME., ganz bejonders von 401—500 ME. ab ift der Anteil 
der einzelnen Stufen an der Gejamthaftiumme überall ein Vielfaches von dem 
Schwergewichte, das den Stufen nad) den darin befindlichen Genoffen zukommt. 

ah den Zahlen der Tabelle 3 zeigt ſich indeſſen, daß gerade die am 
tärkiten bejegten Stufen am wenigften auf Beihaffung fremder 
Mittel Bedaht zu nehmen brauden, was ein günstiges Merf- 
mal gejunder Entwidlung diejer Genojjenjdhaften ift. 


(Fortfegung des Terted auf S. 6%,) 
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Abitufung der Geichäftsanteile bei den Genofienfhaften nah Haftpflicht 
arten im Gejamtgebiete der gemeinjamen — ——— ik nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1900 





























‘Tab. 3.) J —— * Dit beſchrantter Haftpflicht 
Söhe 8! & &ı | Beinmt- || Burinie 
vr | | Se 5! Oje & ! Be | baftinmme | Gefamb 

des £ * = * E = aller | Safttumme 

Geſchäftsanteils * Ben 2 —— — 

5 5 5 | 4 — * 
1 2 3 4 \ 6 7 & | q 
7 7 1 " 

A. Alle Genoflenichaften. 

D,10— 2 # 346 46 353 311, 31.003) 20 367 518 67 
3 5, 1469: 141 217 611 57345 27 863 384 486 
6— 10, ..129%0 250545 391: 91686) 14582 114 159 
11— 20 „ ..)329 50135 524.197 330 12 682 023 64 

21- 50 784 645705 733 295 327| 25 333 920 86 
51— 100 1026) 92740 460, 54914 23 456 10 427 

101— 200 6085| 115 376 387 70 724: 54 681 060 490 

201— 300 128 196 869 268 86437 37835 860 438 

301— 400 , 30 18846 19 6151| 4915650 39 

401— 500, 126 77129 116 36 899 37 876 7501| 10% 

501 6 , 106 51416 27 12 782) 18 416 700 1 441 

601 800 11 4 217 5 4309) 3357750 780 

801- 1000, 101! 42450 46: 9342) 18225 400| 1951 

1 001-- 2000 , 53 21855 13 939. 1858700 1979 

2001— 5000 „ .. 29 8 789 10 191 3624000) 4582 

5001—10 00 „ . 5 29% l 9 72000 8000 

über 10000 „ . 2 31 1 8 160 000) 20 000 

unbeftimmt u. ĩ. m. 34 2502 1 18 7 800 100 
Summe 5 777. 1095 140 20 85413 924 956 667255 316 8519| 298 

| | 

B. Kereditgenofjenichaiten | 

im befonderen. | 

0,10 2a... 1 — 114 5208 9246300) 1777 
3 BD... .,1207 118855 241 10 173) 111715501 1098 
6— 10 2667. 225 289 14 7219 173656501 24 
1— 20 102 8452 9 1408 1327045) 343 
2i— Hu, 423 30988 27 2765 1205 3550, 436 
5l- 10 „ 711 11825 141) 22. 698 10 896 555. 480 

101— 200 525 109004 139 37462) 0 743 050 554 

201— 300,3540 121105 134 57548| 27 475 600 477 

301— 400 „. 25 186% 12) 5869| 3499 900 >96 

401— 500 381 75 232 64 33041 33 718 950 1021 

501— 600 „ 94 0 942 22 12667, 18 335 300 147 

601— 800 6 4117 3 4122 3222 750) 782 

801— 1000 58 415334 12) 8266| 15 1825007 1887 

1001- 2000 „ 29| 21087 2 647) 1102200 1704 

2001—- 5000 „ .., 17 8512 1 5855| 17550001 3000 

5 001— 10000 „ 1 I98 j — J = 

über 2000 „ . 2 

unbeitimmt u. 7. w. 2 4061 — — — — 
Summe 932 9751 47 102001 935209 673 160 618 700 766 
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O1 
Mob: Tab. 3) IE umbesihefmbter [PR uubeler. Mir beichränkter Haftpflicht 
Höbe & 2 & | Gejamt- ia 
s = ı Ge #| Ge | & | Ges haftſumme Geſamt— 
des E | sonen 1 E lnotient © | aoften | alter Term 
Geihäitsanteils 5 noſſen noſſen 5 noſſen Genoſſen |" Genofjen 
5 | 5 5 A 4 
1 2 1) 4 5 in 7 u 
I ni 1 
C. Broduftingenofien- 
ſchaften im beionderen. | 
0,10 — 2 A 50, 581 | 2| 399] 105 | 4409| 3385515. 757 
3— D , 137. 10 777] 5 606 1 181 | 12063) 7158315 50983 
6— 10 „ 1i6: 11778 115 | 2279 | 169 | 15 113 1: 8 369 832 554 
1- 9», 69 4800 6 1 65 | 5585| 4086 206 138 
1— 50 5 2422| 20428 | 9 1120 | 147 12639 9 964 305 | 788 
512 10 „ 2611 17586 [12 1509] 94! 5946 | 5 171866 870 
101— 00 , 6 337715 7086| 38: 1490| 1699150 1140 
01 30 „ 6 5051| 7 2a 21 328! 909360 1098 
01— 40 „ 5 217 |- 4 138) 1363250) 9879 
401-- 50 „ 3 11715 5441 161 669. 1506 000|| 2951 
501— 600 „ 5 10 I—| — . = 
60l— 800 , 4 S0I—| - 1 u) 71250 750 
801- 1000 32 845 | 1 201 18 377 1 751 000 | 4645 
1001. - 2000 18 458 | - x 5 58 348500" 6009 
2001 5000 12 2771| 1 ut 7 137) 1453000 10606 
5 001— 10 000 4 9 1— - — 
über 10000 2 31 14 - 1 5 160 000 | 20 000 
unbeftimmt u. j. w. . 25 902 ] 11 1 7800, 7800 100 
Summe 1230 54.002 169 8426 | 823 |59588 47 355 348 79% 


IIIa. Abftufung der Geihäftsanteile bei den Genoflenichaften nah Haft: 
pflichtarten im den einzelnen Bundesſtaaten u. ſ. w. nad dem Stande vom 
31. Dezember 1900. 











en 
— — —e —— Mi 5 ich änft nt ih. nt es 
& x = | 008 I durdöfchnite 
Ste re | = # Geſamt⸗ | Tide 
& Ge | Be & Ger haftſumme &efamt- 
des ® [4 \ * a { l er I yajtyumane 
= nofen |=& |nojien) & | nofien | auf einen 
Geihäftsanteild |, 5 | ! Ya 5 | NER Genoffen I” Genoften 
E 5 5 | | ft 
1 2 3 4 5 6 7 = 9 





LAonigreich Preußen. 


di 2.4 241) 36498 | 3 440| 280 26490) 18 5611821 701 
B— 6 1157 112527 | 4 586] 5483| 50 797 25 639924) 505 
Bs- 0, 2315, 196 867 |22| 3494| 310 80199 11 711538] 146 
BD 2%, 275: 23363 |20| 1609| 3491113666 9 776782] 36 
2i— 50. 589| 49349 | 9| 2132| 426115 173) 15 785132) 137 
5l— ‚10 , 777 63778 |15 | 2296| 375) 4279720 225660 473 
1012 2300 , 419 72741 | 9 1707| 317) 51310123 448190 457 
D1- 30 „ 311 93965 [15 | 2185| 218 71 873) 30 837 910| 429 
Uebertrag 6 084) 649 088 | 97 |1 4 45212 818 552 215155 986 313 
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Tr Er RT er En ee BEE ES EEE SE EEE TORE ERS 
re we, M undefhränfe]t aber, — een — 
(Roh: Tab. 3a.) Rt Mit beichränkter Haftpfügt 










Dafıpflidt Nadbidukpfi, 
. | 2 











i Beihäftsiantetls Ken 


= S : Ta. Tiesas 

Höhe | & & 7 Gieſami—⸗ * RER 
i | & | Gr: & Ge⸗ 8 Ge⸗ haftiu nme Gıiam: 
des = 2 E > = | u aller baittuna: 
B noffen JE noſſen) 2 noſſen Genofien | ea 





on 


i 
| | |! ! 


> 084| 649 088 | 97 14 452 2 818552 245155 886 313 


— 


Uebertrag 


3ul1- 400 4 14 9366 —1 640 12 4332 3 456 650 za | 
401— 00 „ . .| 372 58375 6 6 96 30 512 31933 750) 17 
50l— 600 89 40218 3) 738 23: 11897 172652000 14 
61—- SU „ .. 10 41871 — — 5 4302| 3357 750 18— 
801 - 1000 . . 81 21445 1 20 34 8472| 16379400) 193 
1001 - 2000... 42, 11276 | — — 11 917 1814 700 19% 
2 001-—- 5000 ... 25 7967 1 37 8 743! 3224000) 43% 
5001-10 000 „ . . 4 261 1 — — 1 u 72000: 8000 
über 10000 „ > 2 3lıi— — 1 8 160 000 20.000 
unbeitimmt u..w. . 15 1147 == — 


Summe . . 16738 509 361 109 16 537 13 009 613 437 233 636 563 881 


J. Provinz Oſtpreußen. 


0,10 — 2 MH | — 2 156 4160 hi 
3. D „ 465 I — — 10 389 584 100 1500 
6— 1 „ 25 32 300 1 14 5 867 198 790 

112 20 , 0I—-| — 3 33 73180) 2218 
21— DD „ 380 — 10 179 604 800 16 
51l— 10 „ 401 6 246 675 600 27% 


101— 200 „ 1848 | 2 56 3 71 397 20 55% 


De 


Sn ——⏑ — 





201-- 300 , 7585 1 30 1 245 77 400 514 
301— 400  „ 570 I — — 1 34 97 0 28% 
401— 500 „ 2 6 979 1 1b 1 48 137 500 2865 
501— 600 „ 1 8 335 1 46|I — — _ 
601 — 800  „ 1345 | — = = 
801 - 1000 „ l 7868 I - | - 
1 001—2 000 187 I | — 2 5 102000 35 
2 001—5 000 1614 | — | — = — 


75934 6 6597) 44 28982 2957 630 1 


— 
—ñ i 
22 
— 
wi 
[27 


Summe 


11. Provinz Weſtpreußen. 


2441I—-| — I — = - 
1337129 = 3 37 143000) 286 
lt, 1 466 5592001 120 


HOl— 600 „ 
801-1000 „ 
1001-2000 „ 
2001-5 WO , e 457 Sl, = | 

Summe . .'30 3259 2» 148 88 16270 


,10— 2 M 1 37 — 14 3469 899 312 BAR) 
3— Du 1 16 I—| - 22 968 913 740 Hl 
6 10 A? 177 11211] — — 12, 4215 812 100 193 
11 203 4 |, — 7 347 708650) 20m 
21- 50 6 231 — — 8 493 204 370 415 
51 100 , 44 2404 1 42 13 559 474 400 4° 
101— 200 „ 3 184 1—| — 2 44 122 200 29 
201— 300 „ 14 450 |1—ı - 1 129 383 700 a 
401— 500 „ 24 6769 1 106 b 5133| 4335 500 sa 

* 

8 

1 

2 


9a mal 566 


— — 
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Mit beichränkter Haftpflicht 








j: Tab. 32.) —Mi mbeſchrantter ſAi umberchr.] 
an — _|NastausaH. 


























7 z = | r > 1; Pr 

5 3 b | Geſamt⸗ | — 
& Ge | Se I $ Ges | baftiumme) &efamt 

des E 5 F J 3 | . 4 aller |} baftiumme 
6a N f er? auf einen 

Geihäftsanteits | a | [5 jmonen] 5 [MODERN Genoffen |” genorien 

5 | 5 & | A M 
2 | 3 i 5 k 3 u 

II, Stadtkreis Berlin. 

3— 5 — — 5 301 73015 243 
h- 10 „ . | — 4 2650 30 880 12 
1—- 0. ..- — — 4 2012 77380 38 
21l— 50 „ —— 1 108 — — 17 10 798 || 1269 840 118 
Bi— 100 „ . . 1 13 |— — 15 | 1921 551 900 987 
m1— MM „ ..|— — — 10 1714 1479680 305 
221— 300 „ . . - - — — 265986 | 2639 850 441 
401— 500 „ 2 30 I— — 15 3677 4 669 500 1 270 
501 6W „ . . l 200 3121683 | 4 177 800 2482 
SI—1000 „ . . 5 393 . 5 1446 | 358000 > 700 
1 001-— 2 000 5 1429 |— - = — — * 
2001 5000, 5 1376 — 1 53 705 000 | 13 302 
Summe . .,% 3549 — — 105 32261 19532845 605 
IF, Provinz Branden- 
burg. 

0,10 — DE... 1 32 I—- _ 80 | 2360 576 445 945 
3— Bes, 1 1 128 I— 35 | 3116 || 1492 180 479 
6— 10 159 3389 13 172 | 13 | 098 107 180 26 
1— 20 , 26 3150 | 9 354 | 13 , 5108 238 069 47 
21— DU „ 20 39409 | 2 265 | 29 19199 669 198 35 
51l— 100 „ - .1% 4452 14 4171 20 2854 816 100 286 

101— 0 75 5028 8 3330 3588 300 1078 

201— 300 „ . . 39 3640 | 2 215 25 5608 2596 800 463 

3011— 400 _ - _ — 1 382 152 800 100 

41— AN 5. 6 2381 | 1 12 16 3324 | 4424 000 1331 

M— 600 „ . 10 3221 I— — 3121815 3331 200 1 535 

I1— 1000 „ . 8 2751 20 1 25 25.000 1 000 

I01— 2000 „ . 11 2636 |- 5 329 398 500 3 035 
2001— 500 „ . 7 2428 | ı 37 2 25 93 000 1043 
55-1000 . . >: Mr — = | 9 72 000 8000 
unbeſtimmt u. ĩ. w.. 82 

Summe 458 48267 23 1492 1252 51565 19 179 772 372 

V. Provinz; Pommern. 

, 0 - 2 — — — 27 6363 6890810 1083 
3— ee 5 233 147 : 6949 : 7 731800 1 113 
h— 10: 0. -; 55 > 108 — 11 20474 | 1147 840 56 
1 20 „ 1 3811 6] 5.1019 | 1 769 180 1 136 
21m 0 „ 12 174 - 13 : 2534 9474295 386 
Bi— 10 „ 41 1824 | 1 33118 428 1551900 3626 

1— u „ 11 28998 | 1 101 13 2%5 | 2607 200 97 

W1— 30 „ 12 3882 6 2057 708 300 >44 

sl— 400 . n.% 2 154 - 

Hebertrag . . 1139 12001 [3 135 [241 42720 123 389 055 
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Rob: Tab. 38.) 

Höhe 

des | 

Beihäftsanteils | 
— 

Uebertrag 
401— 500 4 
501— 80 „ 
S01— 1000 „ 
2001— 5000 „ 
über 10000 „ 

Summe 


VL. Provinz Poſen. 
0,10— 2M.. 
5 








6—⸗ 10 „ 
1- 2%, 
21—- 50 
5l— 10 „ 
101- 200 „ 
201— 300 „ 
301— 400 „ 
401— 500 „ 
501— 600 „ 
601— 80 „ 
S0O1— 1000 „ 
1001— 2000 „ 
2 001— 5000 „ 
5 001—10 000 „ 
über 1000 „. 
unbeftimmt u. i. ıw. . 
Summe 
VII. Provinz Schlefien. 
0,10-— EEE 
3— b„ 
6— 10 „ 
1 m; 
21— 50 er 
Bl— 100 „ 
101— 231% „ 
201 300 „ 
301— IV 5... | 
01— 50... | 
Bl— 600 „ 1 
1 Eee 21 
s01— 1000 „ . .ı 
101- 2000 „ _. — 
5 001—10 000 „ | 
über 10000 „ ) 


unbeitimmt u. ſ. w. 


Summe . . 1106 





Benofienidaften 


2 
I 


PLN 


— 
z 


— 


-] 


—11114123181111111 


—— 
IQ 


BEREENERETE IEHEE 





— 


"| Mit beichränkter Haftpifich 





241 42729 
8 | 1982 
1: 2 
4 © 
2 61 
1, 8 

257 45 084 
8 2108 | 
21 | 1177 
19 | 13% 
16 : 1320 
21 | 2305 
237,229 
23 | 1887 
15 | 3509 
3 | 1474 
8 1052 
3 11610 
1 768 
714421 
1 52 
ii. 
Ka u Po 

173 195 180 
— 
63408 
7) 7079 
715459 
27 124198 
21 | 2946 
20 | 5994 
46 2 172 
4 | 1958 
13 | 7694 
5: 2728 
1 95 
1 9 
1 16 

159 36 751 | 


5 


EagS828 


24 

40 Ho 

t 5 300 
542 38 
60 20 000 

6 


SESets 52 
g22 
[ee 





SEHITERFER 


-1 
— 
— 


BE, Bla 
€ 


85 
——— 


ea: 
15323535588 


> 
ei 
-r 














m 


FREFEEFERELEIT 


aayssasszz 


81111 


BREBESTE 





3d by Google 
z - 
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M| Mit beihränfter Haftpfiht | 






lcd: Tab. 3a.) 























pöte & & & | Gefamts 
& baftiumme 
3 Ger 8 8 Ge⸗ her 
= 
Geihäftsanteils | 3 4 7 
2 BEE 2 E28 
2 4 















— 185 | 6991| 9364870 | 1340 
— [149 | 1005111007275 | 1095 
661 | 68 | 7222 441000 | Kill 
547 |118 57068) 2.998 088 53 
856 | 79 | 165931 3102750 | 187 
412 | 32, 3631 1661245 | 468 
466 | 31 , 4995 2776300 | 556 
— | 16 3793| 1948300 | 514 
— | 1) 433 259800 | 600 
— | 3, 1029 1240300 | 1205 
2 | 2 1208 1249000 | 1084 
= 4.4 22 23000 | 1.000 

) 

3204 |635 118037.4004096% 354 








781 — | — — 
— 4 342 29 800 | 87 
— 4 1647, 431070 262 
— 4 1:84 39 020 30 
_ 9. 1058 96 290 || 9 
— 21 3735 15868500 | 500 
— 27° 5712 1078450 189 
136 s 4614) 17% 750 | 339 
ol -—-ı — | — | — 
2 I 904 000 | 1213 
I. 16 1622000 | 1.000 


II 











— | — | 
854 s0 20759 7864580 3% 

Ih 

ı | | 
321) 8 29701 509155 | 171 
586 | 27 8344 258195 31 
1652 | 44 5497 792860 1 14 
— | 74 19364 1401504 | 72 
98 | 70 9747| 1776630 | 182 
'1197 | 31 5036 1995455 | 3% 
3 2 | 63 TOT) 2363080 | 334 


4811 |317 , 58009 3.096 829 


Digitized by Google 
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(Rod: Tab. 3a.) 


Höhe 
des 
Geihäftdanteils 





















































lebertrag 
201-—- 300 4 
301— 400 „ 
401— 500 „ 
501— 600 „ 
SO 800 
801— 1000 „ 
1001—2 000 „ 
Summe 
XI. Provinz Weitfalen. Ä 
O0 24 . 97. 169% 10 
3 5. 272 32594 18 
6- 10... 31: 5904 18" 
1—- %2,. ...i5 548 13 
a1—- 504 .2..1216| 1400 & 
51— 10 „ . .| 8| 187% 363 
101- 200 „ . .ı 7/ 1121 276 
2D1— 300 „ 19 4263 336 
301 - 400 „ Me 45 _ 
401 500 „ l 22 508. 
801—1000 „ 2 120 1} 
2001-5000 „ .. 1 28 — 
unbeſtimmt u. ſ. w.. 1 184 — 
Summe . . 465 63 106 
XII. Provinz Heflen- 
Naflan. 
0,10— 2 M. . . 9 | 915 — — — u 
3 5,„ ..[165; 11896 I- | - 7 6519| 322366 
6—- 10. . .[431 | 37232 — 1 19 5964 | 300 150 
1 ©, ...|52, 33%|3| sıl| ı3 1988| 216%5 
21- Du 2.1621 6997 — 1% 18537 | WTRO}. 
5l— 10 „ ..19 | 18163 11 | 18 |1297 | 311.660 
1011— 00 „ 2.34 | 22347 _ 18 '2717 722 700 
»1— 300. ...'34| 15434 — 8 3180 1342400 } 
301— 400 „ . .| 1) 7361 - 1.1 _ 
401—- 500 „ . . | 11) 479% = 6 3330 | 5 657 500 
501— 600 „ . 2 1263 _ 3 654 nn 
I 0, 838 = 1.2805 | 2108 
8OL—100 „ ..1 2 57 = 3 1046 || 1246 800 
1001-200 „ ...1. 1) 1008 - 12 — _ 
2001-5000 „ - 1 75 | elle _ 
unbeftimmt u. f. w. 3 140 Ro “en _ 
Summe . .:864 |131109 | > |116 27 037 18 118081 


y Google 
c 


— — I J 4 
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oh: Lab. 36.) u 






Höhe 
des 


Ges 


nofjen Genoſſen gen 


a | Genoſſen ſchaften 
2 




















408 33103 — — 
53453 | 3 853 
49%0 | 2 230 
| 69991 918 | 
6783 — — 36 
6980 J — 67 ı11 595 | 3 965 400 | 342 
3505 I 1 501 | 236 | 630013731 700 | 592 
— — — 2 51 19 950 391 
15411I— — Ss, 69 725000 1100 
6331  — 2 343,1 876 000 5 469 
362 — — 1 549| 717000 1306 
= 5» 12781581 000 1237 
79 7 — — — — u — 
1205 — — 3 606 || 1884 000 3109 
324 = — — — I — — 
197 126 658 | 7.2502 478 — 285 





























10200— — 11 42 23200 552 
Tape — — | = 
ee Er 1 171° 93750 548 
Be ee, ee, | = 
1330 — — 2 218, 116 950 549 
J 

—— — J 465 930 2 
— — 4 | 523 391320 || 748 

u I— — 8 | 1138| 99280 87 
sole #22] 53 |55048 1187348 22 
41831 | 1 35 | 102 106018: 5 385 091 51 
1753 I- - | 31 4915'1 333475 271 
142 |— — |% 45653405 200 746 
1946 l—. — | 12 2392| 1098 900 44 
Ze 1 12: 23200 | 1933 
334111 6241 4ı 719 731000 || 1017 
il — 6, 570° 997000 | 1749 
80 — — — 
— er 1 8 100.000 || 12500 
516 | 1 284 I — = = — 
18000 | 5 1008 243 176373 14692744 83 





Nirit er hy 5 nole 
Digitized by Google 
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ana: Koh — Dr umbefchränkterfiDiis En 
Rod: Tab. 3a.) ĩ — ur —— Mit beichräntter Haftpficht 
f — — 
Höhe 8) & Gejamt- | 
Ka Ges SS: Ge | & Ge- haftſumme 
des = J = fie $ | nofien aller 
= | nofien J& Inoiien]| & 
Geihäftsanteild 2 5 5 onen || Genoſſen 
| | _ ö 5 4 
2 3 | 56 6| 7 8 | 


3. Großherzontum i 


























Baden. J 
Om 24. .| 9 3l- — I a! 681 15446 
3- 5... 65: 5388|—- — 113 261 | 78 655 
6: 10, | 648 |I- | — | ı6 3119| 3160| 
1 .%, 6 854 |- | — | 10 | 2482 | 74970 
21— 50 „ 56 5072|2| 197 | 28 14 108 798 236 
51— 100 „ 185 | 18476 |- — 9 2451 | 730500 
101— 200 1061959 |- — | 6 1751 | 513.200 
201-— 300 „ | 31) 2864 Jı, 6 4: 456 , 14910 
301— 400 „ 16 9108 |- | _ 1 %@2 80800 | 
401— 500 u. ., 19 | 10586 |- | — | 3 615 || 432500 
B01— 600 u. 21 9) 9818 | — | 2| 209 | 375900 
801-100 „ - .| 2! u 765 -| - I—-! — — 
1001-200. 2.06. 4366 —2222244000 
2001-500 „ 1 a re ee * 
unbeſtimmt u. ſ. w. 1 Bl I — 1: 718 7800 . 
Summe . . 1580 117980 | 3 780 | 94 27453 |3304266 | 
4. Großherz. Mecklen · 
burg-Schwerin. | | | 
0,10 — SM 5 | 3 3|I- — 3 32 24275 ı 
3>—- 65. ../ul 8lı)l a] —-| — -_ | 
8: -'I0, 65: 280 l- | — | 3 77| 12868 | 
; VOR TEE ae 2 |-| — | ı! 106) 78300 ıi 
1- 5. ..113 107.5 De —— = 
1 0, ..2. ıM8lı 1565| 2, 168 | 14580 | 
101— 0 „ 14 | 2889 |- — 3 | 440 | 164200 
21— 300... .|17| 450 |-| — | 3|_ 4 18 100 
401— 500 u... 7. 1278 |ı.) 774 | 1 | 2900 || 2900 000 
B—- WM. ..:—| - -| — | ı, 81 16800 
801— 1000 „ — — | — 11.29) 29000 
1001— 2000 „ 1 — el el * 
2001-50 „ .. 1 1 N = 
5001-1000 „ .» .| 1 ri ME BERGE BE pe = 
unbeftimmt u. |. w.. 4 ajıl ul—| — | u 
Summe 181, 18048 |4 820 | 18 3805 | 3378 875 
5. Großherzogtum | | 
Sahfen-Weimar. | 
00— 24 3| 119|- | — 1 66 | 32300 489 
3— . we 998 I- | — | 2. 279 | 63000 2% 
— 10, ..1% | 5 - | a a Tl Fu 
1— 2% „ | 1 104 |- | — | 3 | 3108 | 67480 | 2 
a- 0... — 8 | 5806| 452930 78 
Uebertrag . . 1108 8988 I- | — | 16 | 9387 || 663530 | 
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Rod: Tab. 3a.) Mit beichränfter Haftpflicht 





= 
5 
25 
83 
E 
E 
— 





er 
Baron 


—— m — — — — —— — — 




































































5 5 & | durbicnitt: 
a & & Geſamt⸗ 
⸗ Ge⸗ 3| Ge: $ | Ge- haftſumme Yefamts 
des 3 ji 5 = | aller bafılumme 
* = a nen 
Geihäftsanteils Fi Beten 7 u; a | Genojien Senofien 
E3 18 IE Du En A 
ı | 2 eu. 6 2 | 8 I 9® 
BR | | | 
Uebertrag 103 898 I— — 16 9387 | 668590 | 
31— 10.4 ..| 8! 284 |—| — 9, 392 | 68800 | 176 
11— 0 „ - .'0| 1807I-! — 5587| 248700 44 
1—- 00... 7 24 |—-| — 5 ' 1532 | 61000 | 398 
1— 400. ..! 1 88l—! — I — = | En = 
01— 500... .| 2 m2|—| — 4 1510 | 848500 |, 562 
81—1000 „ . .1— _ Il _ 1) 14! 290000 | 2014 
2001-500... .| 11 74|-| — || — | — * 
Summe 133 17105 |— — | 40 18552 2729 530 201 
| | | 
| 
| 
b. Großherz. Merklen- | 
burg-Streliß. | | 
Du— 24... — — — — 1 10 | 2710 271 
3-5, 1| alı 3% 1 18 8 800 489 
6-10 „ ıı sul-ı - I—-ı — - I — 
51—100 „ ra 10|-i — | -' - -— — 
101-200 e | 8ı 18 |1-ı — | -—ı — - — 
1—300 „ 4 mW — I — | J — 
401—500 „ = — 1-1 — 1 35 5.000 | 2143 
501- 600 „ we ı8I- - I- - | — _ 
unbeftinmt u. {. w 7 181-| -— I! - | = | - 
Summe vn aulı ala 68 86.510 | 1378 
| | 
1. Großherzogtum | | j | 
Oldenburg. | | | | | | 
Go 24... 1602 |-| — | 1| 357) 17850 | 50 
3—- 5, | 3999| — — 3! 200, 111600 558 
— 10, 7 3061-1 — | 4 348 | 3180 |) 98 
1— %0 28 165|—| — 3 | 3856 | 112380 29 
n1— 505 21) 1891 I—ı — 9 8973 | 293736 74 
5i— 100 „ 4 J — 2| 112, 35500 | 317 
101— 200 „ 5 40|—- — 3 | 366 | 108 150 295 
201— 300 „ | 9: 2867 |-| — 1) 249 | 249000 | 1.000 
301— 400 „ | — - I-| — 1! 79% | 815000 | 10% 
41— 500 „ 2 u1l-| — I -ı — = 
1001— 2000 „ 1 22|-| - I -| - I - _ 
Summe 12 1530|- — |2% — 177300 173 
| ji | 
). herzogtum Braun- | 
ſchweig. | | 
On 2M. . — — I—| — -—i|— | — = 
5 „...!lıl al — | 7lıasc || 3915 | 212 
&=. I. 26 | 1420 |3 | 220 | 26 | 2371 | 980785 414 
1-20 »...!6| 2114|—| — | 4 |854 | 85719 || 112 
Mebertrng . . | 33 | 36386 |3 | 220 | 9 12771 12332079 || 
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Mit beidränkter Haftpfiiät 





(I : Tab. 5 Te unbeihrantterf DH: unbeict. 
to: Tab. u.) Haftpflicht 
Höhe | 
Be 
des u 
nofien 












Bejamt- j ur 
Ser ı haftjumme? Seien 
aller N Haftkum 


nofjen | @enofien | "kun 





v> | Senoffenfhaften 
» | Benoffenicaften 
> | Benofienfhaften 


Geſchäftsanteils | 







— 























| 
Uebertrag . . | 33 3686 | 31 220 | % | 12771!) 2332 079 || 
21— DOM... 10 565 2 48 23 9087| | 1035 881 | 114 
51— 10 „ . .. fi 874 I- — 3 246 114 000) 43 
101— 200 „ 5 3 329 1 234 8 1290 546 600 4194 
201— 300 „ . 7 1 773 l 469 2 64 17 750 311 
1— MW ,„... — — — — 1 21 7 Bd Ku 
401 — MM „. .. — — — — 3 139 423 308 
HI— 60 „ .» .:. 2 97 I — — — — — 
801 -10000. 1 538 1 - — —1 10 240 000 24 000 
Summe . .:68 | 10312 |7 971 |136 | 283628 | 4 716 660 200 
9. Herzogtum Sachſen⸗ 
Meiningen. | 
0,0— ?2#...| — — il—| — 1 35 36000 19% 
2. 5, 1 2a1—| — — - Ai — I — 
6- WM, 37 | 2759 — — — 
1— 2. — =] 3 1068| 1895| MW 
231— 50 „ 2 110 | - — 24 7477 309 280 4l 
51— 100 „ 8 876 I—| — 3 844 60 255 | ı 
101— 200 „ 10 5471 1 —-— — 5 1287 560 250 || 43 
201— 300 4. DB 2 | 1225| 480300) 398 
301— 400 „ _ — I-| — 1 453 | 378 600 SE 
401-- 500 2 1 760 — — = — — 
801 1000, 1 |. — — = — — 
Summe 685 13546 |- — 139 123891843 640! 149 
10. Herzogtum 
Sadylen- Altenburg. 
0,10 aM .. — — — 3 1375 667087 28 
t- 10. .::.:.13 1680 1 — — 5 880 380 120 432 
114 ——A — — 5 1557! 31140 
»231—- 50. .:. = — 5 42674 1101830] 2 
201 — 300. . 1 525 | — — 4 1235| 41100 376 
2001 5 000 „ _. 1 9 — _ xx — 
Summe 36 2205| 1 192 9 304 1 649 577 157 
U.HerzogtumSachſen— 
Coburg- Gotha. | 
N,ı0 2 M 1 190 4 330! 158 300 AR] 
3 55 — 2 95 — — 4 22 204500 8: 
= 0, .. Mal al | 2: 118) 8S55O]| mi 
1— 32 „ 4 4511—| - 6 8691 162 A2% Pt 
21 50, 3 980 |] - _ 15 | 8082) 1268 210 | 4 
51 100 3 315 — 2 25 86 600 33 
llebertraa 57 5695 33 7 628 827 55 
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jet Zub. 95) Pr Fr —— — DDri beſchräntier Haftpflicht 






e 
Rabieunäpfi. 











* * E ER durqhſchnitt · 
döße & \ & & Seiamt- || "Tine 
ä Ge |& Be I & Ger | haftfumme || Wefamt- 
des > = _ * * aller u 
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Kenzien des Deutſchen Reichs. 1908, 4 
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Eingehender werben die Verhältniffe der Genoſſenſchaften mit beichränfter 
Haftpflicht noch in den Tabellen 4 und 4a behandelt. In der Tabelle 3b 
möge nur noch ein Ueberblid über die Geichäftsanteilftufen der Genoſſenſchaften 
in den Bundesftaaten und preußiicen Provinzen Pla finden. Aus den 
Zahlenreihen diefer Tabelle ergikt fi) mande Eigenartigfeit der einzelnen Ge- 
biete. Die Verhältniszahlen für den preußiſchen Staat ala Ganzes ftehen denen 
für das Gebiet der gemeinjamen Genoflenichaftsftatiftit begreiflicher Weile jehr 
nahe. Aber in den einzelnen Provinzen treten viele Bejonderheiten des Genoffen- 
ichaftswejens hervor: In Pommern, Sadjen, Weitfalen und Rheinland find die 
beiden niedrigften Geichäftsanteilftufen jehr viel ftärfer, teilweiſe doppelt jo ftarf, 
vertreten al3 in den anderen Provinzen, und von den übrigen angefchloffenen 
Bundesftaaten finden fie fih in Oldenburg, Waldef und Eljaß-Lothringen 
ebenfall® mit größeren Anteilfägen vor; in Anhalt und Lippe wird der Geſamt— 
durchſchnitt faft erreicht. Dagegen kommen fie in Hohenzollern, Schwarzburg: 
Rudolitadt, Reuß j. L., Schaumburg:Lippe, Bremen und Hamburg gar nicht 
vor, mit bejonderd niedrigen Anteilen auch in Oftpreußen und Berlin, ſowie 
im Königreihe Sachſen, in Sadjjen-Meiningen, Schwarzburg:Sondershaufen und 
Sadjen:Altenburg ; auch in Sachſen-Koburg-Gotha, Medlenburg-Schwerin und 
Lübed finden fich die beiden niedrigften Geichäftsanteilftufen mit verhältnismäßig 
niedrigen Anteilen. — Die dritte Etufe (6—10 ME.) tritt mit überdurch— 
ichnittlihen, 3. T. jehr hohen Anteilen in Oft: und Weſtpreußen, Sclefien 
Heſſen-Naſſau, Rheinland, Hohenzollern, in Mtedlenburg: Schwerin, Sachſen— 
Weimar, Sachſen-Meiningen, Sadjjen:Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, Schwarz: 
burg⸗Sondershauſen, Reuß j. 2., Lippe und Elſaß-Lothringen auf, mit jehr nie: 
drigen Anteilen in Berlin, Schleswig-Holftein, Weftfalen, im Königreiche Sachſen, in 
Anhalt, Walde und Schaumburg-Lippe. — In den höheren Stufen, etwa von 
401 Mi. ab, tut fi) Berlin, Pojen und etwa noch Oftpreußen, Weftpreußen, 
Anhalt, Reuß, Lübel und Hamburg durch hohe Anteile hervor. Der Lefer 
wolle dies im einzelnen in der Tabelle 3b meiter verfolgen. 


(Schluß folgt.) 
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Die Aufbringung der Mittel der deutſchen Invaliden- 
verſicherung. 
Von Dr. H. v. Loeper, Regierungsrat in Berlin. 





Einleitung. 


Ein charakteriſtiſches Moment unſerer modernen Staats- und Volkswirt: 
ſchaft ift die Ausdehnung öffentlicher Tätigkeiten auf dem Gebiete des Kultur: 
unb namentlich aud) des Wohlfahrtszwecks. Damit geht eine fortgejeßgte Steigerung 
des Finanzbedarfs der öffentlichen Körperihaften naturgemäß Hand in Hand '). 
Wohl die bebeutendfte Erweiterung hat die Tätigkeit öffentlicher Körperihaften 
in Deutichland in der Gegenwart mit der Arbeiterverfiherung erfahren. Zwar 
ift Die Arbeiterverfiherung nit vom Reiche oder den Einzelftaaten jelbft über: 
nommen, aber es find zu ihrer Durchführung vom Reiche abhängige Zwangs— 
gemeinwirtſchaften gebildet worden?). Die Krankenkaſſen, Berufsgenoffenichaften 
und Verfiherungsanftalten der reichägejeglichen Arbeiterverfiherung dharakterifieren 
fi) dadurd) als Zwangsgemeinwirtſchaften, daß fie mit rechtlicher Perjönlichkeit 
auögeitattet find und die Zugehörigkeit zu ihnen auf geſetzlichem Zwange beruht ?). 

Welche Bedeutung die Arbeiterverfiherung im Wirtichaftsleben des deutichen 
Volkes gewonnen hat, läßt ſich daraus erkennen, daß ihre Entihädigungsleiftungen 
in ben Jahren 1885—1900 2782474948 ME. und im Jahre 1900 inäbe 
ſondere 355 239 762 ME. betragen haben, von welcher legteren Summe auf die 
Krantenverficherung 175158938 ME., auf die Unfallverfierung 87 351560 Mt. 

——— Grundlegung der Be Detonomie, 3. Aufl., Teil I, 1892/93, 

©. 892 Finanzwiſſenſchaft. Teil I, 3. Aufl., 1883, S. 76; Neumann, Die Steuer 
—* das Öffentliche Intereſſe, 1887, S. %08 fi. 

Bagner, Grundlegung, Teil I, ©. 860. Sie können auch als „Selbitver- 
waltungskörper“, „öffentliche Kotborationen“ , „Öftentlide Genojienihaften“, „Verbände 
öffentlich-rechtlichen Charakters“ tar werden. Biloty, Das Reichs-Unfallver⸗ 
fi icherungsrecht, 1890-1893, 3b. II, ©. 321; at Das Recht der öffentlihen Genoiien» 
ſchaft, 1886, 5 55—67; Neumann, a. a. ©. 204, 

” Die Berfiherungsanftalten ber — PER des Reichs zeigen ſich auch 
noch durch ſotg endes als Zwangsgemeinwirtſchaften: Ihre Vorſtände ſowie die Renten— 
ſtellen haben * Eigenſchaft öfentlicer Behörden. Den bei den Berfiherungsanitalten 
und ihren Organen im Hauptamte beichäftigten Bureau-, Kanzlei und Unterbeamten 
find, joweit fie nicht nad dem für fie geltenden Landesrecht ald Staatd- oder Kommunal: 
beamte anzujehen jind, die Rechte und Pflichten von Staats- oder Kommunalbeamten zu 
übertragen. NRiüdjtändige Beiträge und andere Rüdjtände werden in berielben Weije beis 
getrieben wie Gemeindeabgaben. Inv. Verſ. G. vom 13. Juli 1899 (R.G. Bl. ©. 463) 88 74, 

‚98, 168. 

Die Uebertragung der Urbeiterverfiherung an bejondere Zwangsgemeinwirtichaften 
erleidet Ausnahmen. Es jei in diejer Beziehung auf die Gemeindefranfenverlicherung 
(Krantenverfiherungsgejeß vom 10. April 1892, R.G. Bl. S. 417, $ 4) und die bejonderen 
Rafjeneinrihtungen der Anvalidenverfiherung (G. v. 13. 7. 1899 88 8—13) vermieien. 
Auf die Kafjeneinrihtungen findet die Beitimmung, dab die Berfiherungsanitalt unter 
ihrem Namen Rechte erwerben A ——— eingehen kann, feine entſprechende 
Anwendung. A. a. O. 88 68, 
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und auf die Invalidenverfiherung ') 92729 264 ME. entfallen). Dabei fteigen 
die Ausgaben der Arbeiterverfiherung bejtändig. Auch wenn von der Ausgaben- 
erhöhung abgejehen wird, die die Vermehrung ber verficherungspflichtigen Be: 
völferung und die Steigerung ber Löhne mit ſich bringen, haben die auf ben 
jeßt geltenden Gejegen beruhenden Leiftungen der Unfall- und namentlich) ber 
Invalidenverfiherung den Beharrungszuftand noch nicht erreiht. Zudem ift die 
Arbeiterverficherung nur formell zu einem Abichlufje gelangt. Eine Erweiterung 
ift jedenfall® zu erwarten. Namentlich) harıt noch die Witwen: und Waijen: 
verfiherung der Löſung. 

Schon hieraus geht die Wichtigkeit der Trage nad) der Aufbringung der 
Mittel für die deutſche Arbeiterverfiherung hervor. Dieje Frage und zwar 
Ipeziell für die Invalidenverfiherung joll im nachfolgenden einer Erörterung 
unterzogen werden. Die Betrachtung der finanziellen Unterlagen der Invaliden- 
verfiherung hat injofern noch beiondere Bedeutung, ala die Witwen: und 
Baijenverfiherung wohl an die Jnvalidenverfiherung anknüpfen wird. 


Bei der Unterfuhung der Frage nad) der Aufbringung der Mittel ift 
zweierlei zu beachten: 


1. Es liegt eine Verfiherung vor’). Denn das Weſen der Verſicherung 
befteht in einer Veranftaltung, auf Grund deren gewiſſe ökonomiſche Nachteile 
nit nur von den Perfonen, die fie treffen, getragen, fondern auf einen größeren 
Perjonenkreis, der von ihnen bedroht iſt, verteilt werden *. Diefer öfonomijche 


!) Hier und im folgenden iſt unter „Invalidenverfiherung“ ſtets die Alteräver- 
ſicherung mit inbegriffen. Während das Reichsgeſetz vom 22. Juni 1889 (R. G. Bl ©. 97) 
ala „Gejeg, betr. die Invalidität: und Alterverfiherung“, bezeichnet ijt, führt die No— 
velle vom 13. Juli 1899 (R.G.Bl. ©. 463) den Titel „Invalidenverfiherungsgefeß”“. Durch 
biejen Titel joll zum Ausdrud gebracht werden. dab bie Invalidenveriderung weitaus 
das Wichtigere im Gejeg bildet. v. Woedtle, Invalidenverfiherungsgejep. Kommentar, 
6. Aufl., 1900, ©. 5. Doch kann die Altersverjiherung auch ald eine Invalidenver— 
fiherung im weiteren Sinne aufgefaßt werden, da die ÖlterBrente gewährt wird, weil 
erjahrungsmäßig durch die Erreihung eines hohen Lebensalter in den meilten Fällen 
eine größere oder geringere Beichränfung der Erwerbsjähigfeit bedingt wird. Verh. d. 
Reichst. 1888/89, Bd. IV Anl., ©. 49. 

) Laß und Bahn, Einrihtung und Wirkung der deutichen Arbeiterverficherung, 
2. Yusg., 1902, ©. 266, 267 und Anl. I hinter ©. 268. 

—— und private Verſicherung fallen, wirtſchaftlich betrachtet, beide unter 
den Begriff der Berfiherung, find aber vom Rechtsſtandpunkt aus fo weſentlich ver— 
ſchieden, daß fie ald zwei völlig getrennte Rechtäinftitute anzuiehen find. Vergl. Rofin, 
Das Recht der Arbeiterverficherung, Bd. I, 1890/93, S. 355 ff. Er nennt es nicht allein 
wertlod, jondern geradezu unangängig, die Urbeiterverjiherung ald ganzes rechtlich dem 
Begriff der Verfiherung zu unteritellen. U. a. ©. ©. 266. Bergl. auch Piloty, aa. O. I, 
©. 163 ff., II, ©. 490 ff., III, S. 673; Bornhak, Das deutiche Arbeiterreht, in den 
Annalen des Deutihen Reichs von Hirth und Seydel, 1892, ©. 580-588; Menzel, 
Die Arbeiterverfiherung nad öfterreihiihem Rechte, 1893, ©. 9, 10; Weyl, Lehrbuch 
des Heichöverficherungsrechts, 1894, ©. 817 ff.; Zacher, Die Arbeiter-VBerfiherung im 
Auslande, Heft XII, 1899, S. 33, 34; PBoeverlein, Die Aufbringung der Mittel im 
Reihsunfallverfiberungsreht, in Hirths Annalen, 1900, ©. 10-13; Bass, Das 
Staatöreht des Deutſchen Reichs, 4. Aufl., Bd. III, 1901, S. 313— 316. Weitere Literatur 
bei Weyl, a. a. D. ©. 877—880. 

+ Wagner, im Handbud der politiihen Delonomie von dv. Schönberg, 4. Aufl., 
8.112, 1898, ©. 359; Wagner, Der Staat und das Berfiherungswejen, in der Zeit- 
Ihrift für die geſamte Staatswifienichaft, Bd. 37, 1881, ©. 136; H. und K. Braemer, 
Das Berfiherungsweien, im Hand» und Lehrbuch der Staatswiſſenſchaften v. Frankenftein, 
Abt. I, Bd. XVII, 1894, ©. 2; v. Hedel, im Wörterbud der Vollswirtihaft von Eliter, 
1898, Bd. II, ©. 788. 
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Nachteil ift bei der nvalidenverficherung in dem Einnahmeausfalle zu finden, 
ber den Arbeiter für den Fall bedroht, daß er invalide wird oder ein Alter 
erreicht, in dem in der Regel die Erwerbsfähigkeit beichränft if. Daß eine 
Verfiherung vorliegt, ift au für die Finanzgebahrung von Wichtigkeit, wenn: 
gleich die Regeln der Privatverfiherung nicht ohne weiteres auf die ftaatliche 
Verfiherung Anwendung finden. 

2. Es handelt fih um Zwangsgemeinwirtſchaften. Es find daher bie 
Lehren der Finanzwiſſenſchaft in mancher Beziehung auch Hier zu beachten. 

Indem die Berfiherungsanftalten der Invalidenverfiherung Perſonen gegen 
gewiffe ihnen drohende ökonomiſche Nachteile Ichüten, dienen fie privaten 
Intereſſen. Ihre Ausgeftaltung als Zwangsgemeinwirtſchaften zeigt aber, daß 
auch öffentliche Intereffen dabei im Spiele find. Der Ausgleich zwiſchen 
privatem und öffentlihem Intereſſe gibt nun der Art, wie die Aufbringung der 
Mittel geregelt ift, die die Verfiherungsanitalten zur Durdführung ihrer Auf: 
gaben bedürfen, das charakteriitiiche Gepräge. Dies wird noch klarer, wenn 
wir uns zunächſt den Fall denken, daß der Zweck der Invalidenverſicherung, — 
dem Wrbeiter im falle der Invalidität und des Alter einen Rechtsanſpruch 
auf beftimmte Unterhaltsmittel zu gewähren, — durd) Anftalten erreicht werden 
jollte, die ihre Mittel fi) jo verſchafften, als ob lediglich private Intereſſen in 
Trage Ständen. Dann müßten die erforderlichen Mittel nach den Grundſätzen 
und Regeln des Privatverſicherungsweſens aufgebracht werden. Das Reid) könnte 
in diefem falle das öffentliche Intereſſe dadurch berüdjichtigen, daß es derartige 
Anftalten ins Leben riefe, fie etwa als Gegenjeitigfeitsanftalten einrichtete, um 
jede Gemwinnerzielung Dritter auszuſchließen, die Garantie für die Erfüllung der 
von den Anjtalten eingegangenen Werbindlichkeiten übernähme und die Ber: 
waltung der Anitalten beauffichtigte oder jeitens der Einzelitaaten beauffichtigen 
ließe, und daß es den Zugehörigfeitszwang geſetzlich feſtſtellte. Die Koiten 
würden aber lediglich von denen gededt, die private Vorteile von der Verficherung 
haben, und zwar im Verhältniſſe der Größe diejer Vorteile oder, was dasjelbe 
it, im Verhältniffe des Riſikos, das die Anstalt bei den einzelnen Verficherten 
eingeht. Der Gegenjag hierzu wäre es, wenn nur die öffentlichen Intereſſen, 
die zu ber Arbeiterverficherung geführt haben, bei der Regelung der Bedarfs: 
beihaffung maßgebend fein jollten. In diefem Falle könnten Fesfiverfländtid 
von den einzelnen Verficherten feine bejonderen Beiträge erhoben werden. Es 
müßten vielmehr die Mittel ebenjo beſchafft werden wie für rein öffentliche Be- 
dürfniffe. Es läge dann aber feine Berficherung vor, weil eine Verteilung des 
Riſikos auf die Beteiligten nicht ftattfände, fondern eine anderweite öffentliche 
Fürforge'). Die BVerficherungsanftalten der Reichs-Invaliderverſicherung halten 
zwilchen diejen beiden Ertremen die Mitte. Wie dies gejchieht, wird fich bei 
den nachfolgenden Ausführungen zeigen ?). 


1) Die „öffentliche Fürſorge“ begreift auch die öffentliche Verfiherung und öffent: 
fihe Urmenpflege, ift aber umfafiender als beide. 

) Die bejonderen Kaſſeneinrichtungen (®. v. 13. 7. 1899 88 8—13) nehmen be 
züglid der Aufbringung der Mittel eine —— ein. Ein großer Teil der für 
a Verfiherungsanftalten gegebenen Worjchriften findet auf jie feine Anwendung. 

.a. O. 8173. 

Neben 31 Berfiherungsanitalten find 9 beiondere Kaſſeneinrichtungen vorhanden: 
Die Penſionskaſſe für die Arbeiter der Preuß-Heſſ. Eiſenbahn-Gemeinſchaft, die Arbeiter: 
Penſionskaſſe der Kgl. Bayeriihen Staatseiienbahnverwaltung, die Arbeiter-Benfionstafie 
der Kal. Sähfifhen Staatdeifenbahnen, die Arbeiter-Penſionskaſſe für die Badiſchen 
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Die Mittel zur Durchführung der Invalidenverficherung ftammen aus 
verihiedenen Quellen. Da e8 fi) um eine Verficherung handelt, ift die Bei- 
tragserhebung jeiten® der Verficherungsanftalten naturgemäß das wichtigste Mittel 
zur Bedarjsbeihaffung. Sie nimmt auch in den nadjfolgenden Erörterungen 
den breitejten Raum ein (A). Zu den Beiträgen treten als weitere ‘Mittel 
jolche, die das Reich, die Einzeljtaaten und Kommunen aufbringen (B). Endlich) 
dienen der Invalidenverſicherung noch verjchiedenartige Einnahmen der Ber- 
fiherungsanftalten (C). 


A. Die Beiträge der Arbeiter und Arbeitgeber. 


I. Allgemeines. 


Es ift vorgejchlagen worden, die für die Invalidenfürforge erforderlichen 
Mittel durch Steuern aufzubringen. Irrtümlicher Weile wird auch in diejem 
Falle von einer „Verſicherung“ geſprochen. Insbeſondere haben die Abgeordneten 
von Ploeg und Genoſſen unter dem 10. November 1896 im Reichstage den 
Antrag auf Annahme eines entiprechenden Gejegentwurfs „betr. die Invaliditäts- 
verfiherung“ geftelli '). 

Eine nicht als Verſicherung aufzufaffende öffentliche Fürſorge ift für Dänemark 
durch das „Gejeß über Alterdunterftügung für würdige Hilfsbedürftige außerhalb 
der Armenpflege“ vom 9. April 1891 eingeführt worden”). Nach dieiem Gejete 
haben ohne vorherige Beitragäleiftung ein Recht auf Altersunterftüßung die über 
jehzig Jahre alten hHeimatberechtigten Perjonen, die ohne eigenes Verſchulden 
verſorgungsbedürftig geworden find, die Ehrenrechte befigen, in den letzten zehn 
Jahren im Inlande feften Wohnfig gehabt und während diejer Zeit weder Armen 
unterftügung empfangen haben noch wegen Umhertreibens oder Bettelns beftraft 
find. Die Unterftügungsausgaben, die fid) im Jahre 1900 auf 5138902 Kronen 
belaufen haben, werden zum Zeil von den Gemeinden, zum Zeil vom Staate 
getragen. Die Novelle vom 23. Mai 1902 hat einige erleichternde Beftimmungen 
—— ſo vorgeſchrieben, daß die Friſt, innerhalb deren der Unterſtützungs— 


Staatseiſenbahnen und Salinen, die Penſionskaſſe für die Arbeiter der Reichseiſenbahn— 
verwaltung, die Norddeutſche Knappſchaſts-Penſionskaſſe, der Saarbrüder Knappſchafts— 
verein, die Allgemeine Knappſchafts-Penſionskaſſe für das Königreich Sachſen und der 
Allgemeine Rnappichaftsverein. A. Nachr. d. D. R.Verſ. A. 1903, S. 152. 

Die Bedeutung der Kaffeneinrihtungen gegenüber den Berfiherungsanftalten geht 
wa. aus der Zatjache hervor, da bei den Kaſſeneinrichtungen der Teil des Vermögens, 
der der reichdgeieglichen Invalidenverfiherung entipricht, Ende 1901 77 142678.67 Mt. 
betragen hat, während die Verficherungsanjtalten zu dem gleichen Zeitpunfte ein Ver— 
mögen von 852 019 501.52 Mt. angejammelt hatten. U. a. ©. ©. 146, 167. Bon ben be: 
ſonderen Safjeneinrihtungen find die Zuſchußkaſſen zu unterfheiden, die für die reich- 
gejeglihe Invalidenverfiherung außer Betracht bleiben. G. v. 13. 7. 1899 88 52, 53. 

!) Verb. d. Reichdt. 1895/97, Anl. 2b. V, ©. 2302. Nah 8 14 des Gejekentwurfs 
follten die Mittel zur Bewährung der Invalidenrente und des Heilverfahrens folgender: 
maßen aufgebradht werden: „Das Reich verteilt diejelben nah Mahgabe der Einwohner: 
zahl auf die Bundesftaaten, woſelbſt fie durch Zuſchläge zu Stantäfteuern, die auf dem 
Eintommen gegründet find, erhoben werden. Die Eintommen unter 600 Mt. find von 
dieien Zuſchlägen frei zu laſſen. Bon jeder einzelnen Rente dedt das Neih im voraus 
aus anderweitigen Mitteln den Betrag von 50 Mt.“ 

Bebel flug vor, die KRoften den Perſonen mit einem Einfommen von mehr ala 
3000 Mt. aufzuerlegen. Verb. d. Reichst. 1888/89, Bd. II, S 1286. 

2) Bader, a.a.D., Heft I, 1898, ©. 3, 4, 17—21. 
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bedürftige feiten Wohnſitz gehabt Haben muß, unter Umftänden abgekürzt 
werden barf'). 

Ein ähnliher Gejegentwurf wurde in Norwegen im ‘jahre 1892 von 
—— Mitgliedern des Storthings eingebracht, iſt jedoch nicht zur Verabſchiedung 
gelangt ”). 

An England hat Charles Booth den Vorſchlag gemacht, daß jedem, ber 
das 65. Lebensjahr zurüdgelegt hätte, ohne Nachweis der Bedürftigkeit oder 
jelbftgezahlter Beiträge ein Anpeuh auf eine Altersrente von 5 sh wöchentlich 
eingeräumt und der dafür erforderliche Aufwand — etwa 20 Millionen Pfd. Sterl. 
für das gejamte Königreich — durch eine Einktommenfteuer aufgebracht werde”). 

Eine derartige öffentliche Fürjorge bedeutet einen jozialen Fortſchritt gegen: 
über der Armenpflege. Sie gewährt einen Rechtsanſpruch auf Unterftügung. 
Dem Empfänger der Beihilfe wird das drüdende Gefühl eripart, das für 
Menſchen von feinen Ehrbegriffen mit dem Empfange von Almoſen verknüpft ift. 
Auch fallt die mit der Armenunterftügung verbundene Schmälerung öffentlicher 
Rechte fort*). Viel untericheidet fich die gedachte Fürſorge aber nicht von der 
Armenpflege, namentlid) dann nicht, wenn, wie in Dänemarf, die Hilfsbedürftigkfeit 
die Vorausfegung der Unterftügung: ift. 

Der Uebernahme derartiger Leiftungen auf Staats: oder Gemeindefonds 
fteht jedoch auch ein erhebliches prinzipielle Bedenken entgegen. Gegenüber den 
wachlenden Anſprüchen auf Bereitftellung öffentlicher Mittel für immer weitere 
von den Zwangsgemeinwirtſchaften in den Kreis ihrer Tätigkeit zu ziehende 
Aufgaben ift e8 ſchwer, die richtige Grenze zu finden?). Die Gefahr einer zu 
ſtarken Steigerung des „kommuniſtiſchen“ —8 der ganzen Volkswirtſchaft 
liegt jedenfalls vor“). Es wird daher daran feſtzuhalten ſein, daß Öffentliche 
Mittel für private Intereſſen nur aus bejonders dringenden Gründen bei einem 
gleichzeitig vorliegenden öffentlichen Intereſſe flüffig zu madjen find und aud 
nur in dem Umfange, als e8 dies öffentliche Intereſſe rechtfertigt ?). 

Die Heranziehung von Arbeitern und Arbeitgebern zu den Koften ber 
BVerfiherung beruht aber ferner auf dem Gebanten, daß der Unterhalt der 
invaliden Arbeiter zu ben Selbſtkoſten der Arbeit gehört”). Der Arbeitslohn, 
der dieje Selbftloften zu deden hat, muß nicht nur den augenblidlihen Lebens: 
bedarf für den Arbeiter und jeine Familie enthalten, jondern es dem Arbeiter 
auch ermöglichen, ſich und feine Familie gegen die Gefahr, daß ihm der Verdienſi 
und feiner Familie der Ernährer geraubt wird, zu verfihern. Einer entiprechenden 
Geftaltung des Lohnes fteht e8 natürlich gleich), wenn der Arbeitgeber für den 
Arbeiter die erforderlichen Verfiherungsbeiträge entrichtet. Es erſcheint unbillig, 


ı) Bader, a.a. D., Heft Ia, 1903, ©. 3—7, Tert des Geſetzes ©. 53—57. 

2) Zacher, a.a.D., Heft III, ©. 75. 

2) Zacher, a.a.D, Heft V, 1849, ©. 33. 

9 Boeverlein, in Hirths Annalen, 1900, ©. 4, 5. 

d, Neumann, Die Steuer u. | w., S. 208—212. 

9) Wagner, Grundlegung, Teil I, ©. 89. 

?) Bergl. unten Abichnitt B; Verb. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 666, 667; 
Diüttmann, in der Urbeiter-Berjorgung von Honigmann, 13. Jahrg., 1896, ©. 103—108. 

) Engel, Der Preis der Arbeit, in der Sammlung gemeinverftändlider wiſſen— 
ichaftliher Vorträge von Virchow und v. Holendorff, I. Serie, 1866, Heft 20/21, S. 36, 
37; Brentano, Die Arbeiterverfiherung gemäß der heutigen Wirtihaftsordnung, 1879, 
©.9 f.; v. Bortkewitſch, Die finanzielle Stellung des Reis zur Arbeiterverjicherung, 
in den Jahrbüchern für Nationalölonomie und Statijtit von Conrad u. j. w., III. Folge, 
Bd. XII, 1896, &. 538— 542. 
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dak der Arbeiter, jo lange er gelund und Fräftig ift, von der Produktion aus: 
genußt und in den Tagen der Krankheit und Imvalidität dem Elende preis: 
gegeben und der Öffentlichen Armenpflege überlaffen mird. 

Die Beiträge find nicht den Prämien, die Privatverficherumgsanftalten 
erheben, gleichzuftellen. Bei diefen Prämien handelt es fih um Zahlungen, die 
auf Grund eines Vertrages geleiftet werden, bei der Arbeiterverfiherung um 
Gebühren, die einſeitig jeitgeleßt find‘). Es find Gebühren, weil es fpezielle 
Entgelte für Leiftungen find, die im privaten Intereſſe liegen, aber von Zwangs— 
gemeimmwirtichaften wegen eines damit verfnüpften öffentlichen Intereſſes über: 
nommen find. Sie gehören zu den Kultur: und Wohlfahrtögebüähren?). Die 
Verfiherungsbeiträge haben Aehnlichkeit mit dem Schulgelde für Elementar: 
unterricht bei allgemeiner Schulpflicht, indem in beiben Fällen eine Gebühr für 
eine Leiftung zu entrichten ift, die im öffentlichen Intereſſe aufgedrungen wird. 


II. Die Beitragspflichtigen. 


Bekanntlich werben die Beiträge je zur Hälfte vom Berficherten und jeinem 
Arbeitgeber aufgebradht ). Die Heranziehung des Verſicherten ift ſchon durch 
das private Intereſſe, das er an der Verſicherung hat, gerechtfertigt. Aber aud) 
öffentliche Gründe ſprechen dafür, dem Arbeiter wenigſtens einen Teil der Koſten, 
die feine Invaliditätsverſicherung verurfacht, aufzuerlegen. Der Staat hat ein 
‚ntereffe daran, beim Arbeiter das Pflichtbemußtiein, das Gefühl der Selbit 
verantwortlichkeit nicht abzuihwächen, jondern im Gegenteil zu ftärfen. Es wäre 
eine umerwünjchte Nebenwirkung der jozialen Fürſorge, wenn fie den Arbeiter 
zum Leichtfinne veranlaßte, indem fie für jeine Zukunft ſorgt. Dem Arbeiter 
ol durch die regelmäßige Beitragsentrichtung der Gedanke nahe gerüdt werden, 
dab es feine Sadye ift, ſoweit e8 in feinen Kräften fteht, für die Tage der 
‚nvalidität und des Alters Vorforge zu treffen. Die Heranziehung des Ber: 
—* iſt ſomit nicht bloß eine finanzielle Maßregel, hat vielmehr auch ſittliche 

edeutung. 

Es könnte allerdings eingewandt werden, durch den Zwangscharakter der 
Arbeiterverſicherung ginge der ethiſche Wert der Arbeiterbeiträge ganz verloren ‘). 
Zuzugeben ift, daß freiwillige Beiträge einen höheren fittlihen Wert haben. Sie 
würden jedoch nur von einer geringen Anzahl von Arbeitern geleiftet werden?). 
Bon Zwangsbeiträgen darf aber erhofft werben, daß fie eine erziehliche Wirkung 
auf die große Maſſe der Arbeiter ausüben, die ſich zu freimilligen Beiträgen 

!) Meber den Gebührencharafter der Berfiherungsbeiträge Wagner, Finanzwiſſen— 
Ibaft, Teil II, 1880, ©. 71; Bornhak, Arbeiterreht, in Hirihs Annalen, 1892, ©. 588; 
v.Hedel, in Elfter8 Wörterbuch der Bolfsw., Bd. I, S. 788; Wenl, Lehrbuch des Reiche» 
veriherungsrechts, S. 904; PBiloty, Reichs-Unfallverſicherungsrecht, Bd. II, S. 495. 

”, Im Gegenjape zu den Rechts- und Verwaltungsgebühren. Wagner, a.a.D.©. 18. 

) G. v. 13. 7.1899 8 27. Ueber Haudgewerbetreibende a. a.D.$ 2 Ubi. 2. Be— 
jüglih der Kafleneinrichtungen enthalten $ 8 Abi. 1 Nr. 1, $ 11 Abi. 3 beiondere Vor— 
\&riften. Ueber freiwillige Berfiherung und Verſicherung in einer höheren als der für 
den Berficherten an fid; maßgebenden Lohnklaſſe 88 145 und 34 Abf. 4. 

*, „La vertu ne se decrete pas.“ Congres international des accidents du travail 
et des assurances sociales, bulletin du comit& permanent, 1897, S. 65; Jader,a.a.O., 
deft IV, ©. 49. 

®) Ueber die Bedeutung des Zwanges vom vollswirtichaftlihen und verſicherungs— 
tehniihen Standpuntt: Unger, Die joziale und etbiihe Wirkung der Wrbeiterver- 
"Herung, 1897, ©. 13—21; vergl. Bader, a. a. O., Heft II, ©. 17, 21—24. 
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nicht verftanden hätten. Dem Arbeiter geht allmählich der Gedanke in Fleiſch 
und Blut über, daß er Beiträge zu entrichten hat, um in den Zeiten der 
Invalidität und des Alters verjorgt zu fein, und, wenn er zunächſt vielleicht 
auch unwillig jeine Pflicht erfüllt, jo verföhnt er fi) doch mit ihr, wenn er den 
Vorteil, den er ſich durch die Beitragszahlung erwirbt, erjt wirklich erkannt hat. 
So ift zu Hoffen, daß, je mehr die Arbeiterverfiherung in das Volk eindringt 
und ihr Segen dem Arbeiterftande bewußt wird, umſomehr der Zwangscharakter 
zurücktritt, der Arbeiter die Beiträge gern und in dem Bewußtſein entrichtet, 
daß er ſich durch fie vor künftiger Not ſchützt und ein von Nahrungsſorgen 
befreites Alter verſchafft. 

Die Mitheranziehung der Arbeitgeber zu ben für die Imaliden— 
verficherung erhobenen Gebühren findet naturgemäß ihre Rechtfertigung in dem 
Verhältniffe, in dem die Arbeitgeber zu den Arbeitern ſtehen. Dieſem Ber: 
hältniffe neben dem geichäftlichen einen ſittlichen Inhalt zu geben, muß als eine 
Aufgabe jozialer Geſetzgebung betrachtet werden. Weil die Arbeitgeber die Kräfte 
der Arbeiter in ihrem Intereſſe verwerten, jo find fie auch moraliſch verbunden, 
für dad Wohl der Arbeiter bemüht zu jein. Dieſer fittlihen Pflicht hat der 
Gejeßgeber nun Ausdrud verliehen, indem er die Arbeitgeber dazu beitragen 
(äbt, daß ihre Arbeiter vor der ihnen in den Zeiten der Invalidität und bes 
Alterd drohenden Not bewahrt bleiben. 

Indem Arbeiter und Arbeitgeber Beiträge leiften, gewinnen fie Anjprud 
darauf, an der Verwaltung teilzunehmen’). Es ift aber im Intereſſe des jozialen 
Friedens von bejonderer Bedeutung, daß Arbeiter zu ehrenamtlicher Zätigfeit 
auf jozialem Gebiete herangezogen werden, und doppelt wertvoll, wenn fie hierbei 
zujammen mit Arbeitgebern wirfen und diejen in gemeinjamer, praftijcher, der 
ſozialen Fürſorge dienender Arbeit näher treten. 

Es erſcheint angemefjen, daß das Gejet Arbeitern und Arbeitgebern gleid) 
hohe Beiträge auferlegt hat. Hierbei ift zu berüdfichtigen, daß die Arbeitgeber 
durch die Unfallverfiherung allein belajtet find und die Koften der Kranken: 
verfiherung zu zwei Dritteln vom Arbeiter und zu einem Drittel vom Arbeit: 
geber getragen werden. Die vom Gejege gemollte Verteilung der Beiträge auf 
Arbeiter und Arbeitgeber beiteht jedoch in vielen Fällen tatſächlich nicht *). Da 
die Arbeitgeber nämlich die Beiträge zu verauslagen haben und die Verſicherten 
nur verpflichtet find, ſich den auf fie entfallenden Anteil vom Lohne einbehalten 
zu laffen”), jo ift anzunehmen, daß häufig den Arbeitgebern in Wahrheit die 
vollen Beiträge zur Laft fallen‘). Dies kann auf Grund eines Privatablommens 








) Zwar räumen aud die Unfallverſicherungsgeſetze den Arbeitern gewiſſe Befug- 
nifie * doch find dieje jelbftverjtändlich nicht fo groß, wie die im Invalidenverſicherungs— 
gejege den Arbeitern gewährten. 

) Ueber Steuerüberwälzung Wagner, Finanzwiſſenſchaft, Teil I, 1880, 
S. 359282. 

) G.v. 13.7.1899 88 140—143. Die —— MENUEN un find be 
fugt, die Beiträge an Stelle der Arbeitgeber zu entrichten, a a. O. 531 

*, Während $ 109 Abi. 3 des Geſetzes von 1859 beitimmte, dab die Arbeitgeber 
berechtigt wären, bei der Lohnzahlung den von ihnen bejhäftigten Perjonen die Hälfte 
der Beiträge in Abzug zu bringen, legt $ 142 bj. 1 des Geſetzes von 1899 den Vers 
fiherten ausdrüdlich die Pflicht auf, bei den Lohnzahlungen den auf fie entfallenden 
Beitragdanteil fih einbehalten zu laſſen. Dieſe Menderung iſt erfolgt, weil fih in ber 
Praxis als erforderlich herausgejtellt hat, „die geſetzliche Verpflichtung der Berjicherten zur 
anteiligen Erjtattung des Berfiherungäbeitrages zu Marerem Ausdrude zu bringen, um 
dem mehrfach hervorgetretenen, unberecdtiaten Beitreben, die vollen Beiträge auf den 
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oder auch ohne ein jolches, aus Tyreigebigkeit gejchehen. Aber auch in ben 
Fällen, in denen die Arbeitgeber die die Arbeiter treffende Beitragshälfte vom 
Lohne einbehalten, haben möglicherweile die Arbeiter ihren Anteil durch eine 
Lohnerhöhung auf die Arbeitgeber übergewälzt. Eine ſolche Ueberwälzung kann 
jedoh nur dann angenommen werden, wenn die entſprechende Lohnerhöhung 
ohne die Invalidenverficherung nicht eingetreten wäre. Dies wird ſich natürlich 
in den wenigften Fällen jeititellen laffen. Selbſtverſtändlich ift es aud möglich, 
daß die Arbeitgeber die Laft den Arbeitern zuwälzen. Es dürfte aber jchon 
aus der Steigerung, die die Löhne feit Einführung der Reichs-Invalidenver— 
fiherung erfahren haben, zu ſchließen fein, daß eine Ueberwälzung auf die Arbeiter 
im allgemeinen nicht ftattgefunden hat'). Weiter läßt fi faum darüber etwas 
Beitimmtes feititellen, immiereit die Beiträge in Geſtalt einer Preiserhöhung 
auf die Konjumenten der Waren fortgewälzt find. Es darf jedoch nicht ange: 
nommen werden, es jei gleichgültig geweſen, wie das Gele die Laften auferlegte, 
weil eine gerechte Ausgleihung durch Ueberwälzung herbeigeführt werde. Die 
eberwälzung wirft ert allmählich, Führt zu Kämpfen, die beſſer vermieden 
werden, und gelingt vor allem durchaus nicht immer den ‘Perjonen, die durch 
eine Auflage überbürdet find. Unter diefen Umftänden war es wichtig, daß bie 
Loft vom Geſetze in billiger Weiſe verteilt wurde. Die Verhältniffe liegen hier 
ähnlich wie bei einer neuen Steuer, bei der e8 auch wünſchenswert ijt, daß fie 
fi von vornherein möglichſt der Leiftungsfähigfeit anpaßt. In vielen Fällen 
wird fich die Laſt, ſoweit fie den Arbeitgeber trifft, aud durch Erjparungen an 
Produftionskoften ausgleichen Laffen. Wenn ſolche Erjparungen auch von ber 
‚nvalibenverficherung unabhängig find, jo wird die durch die Verficherung ver: 
anlagte Produktionsverteuerung doc häufig für den Fabrikanten den Anjporn 
dazu hergegeben Haben, fich durch techniſche Verbefferungen, intenfivere Ausnügung 
der Fabrikanlage, billigeren Einkauf der Rohprodufte u. a. m. jchadlo8 zu 
halten. Unter Umftänden kann die Eriparung größer fein als die Auflage, bie 
den Anftoß zu ihr gegeben hat. Es ift natürlich) das Erwünfchtefte, daß bie 
Belaftung auf biefe Weife von der Produktion „abgewälzt“ wird und damit 
dem wirtichaftlichen Tyortichritte dient. Im allgemeinen wird allerdings dieſe 
Abwälzung nur der intelligentere und wirtſchaftlich Eräftigere, alſo gerade ber- 
jenige Zeil der Arbeitgeber durchzuführen imitande jein, ber die Laft am 
leihteften trägt ?). 


III. Das Verfahren der Beitragserhebung. 


Für jede am Montage beginnende Woche, in welcher der Verficherte in 
einem die Verficherungspflicht begründenden Arbeits- oder Dienftverhältnis ge— 





Ürbeitgeber abzumwälzen, erfolgreicher entgegentreten zu fünnen.“ In den Motiven zur 
Novelle wird beionders hervorgehoben, daß in landwirtichaftlichen Betrieben die Arbeit- 
geber unter dem Zwange der Berhältniffe vielfach die Beiträge zahlen müfjen, ohne von 
den Verſicherten eine Eritattung ihres Beitragsteild erlangen zu können, und daß zahl- 
teihe Dienjtherrihaften für das Gefinde die vollen Beiträge entrichten. Verh. d. Neichst. 
1898/1900, Unl. Bd. I, ©. 686, 687, 737. 

) Bader, a.a.D., Heft VII, ©. 52; v. d. Borght, Die foziale Bedeutung der 
deutihen Arbeiterverfiherung, in der Sammlung nationalökonomiſcher und ftatiftiicher 
Abhandlungen des ftaatswilienichaftlihen Seminars zu Halle von Conrad, Bd. XX (Feft 
gabe von Paaſche), 1898, S. 201. 

) Greißl, Wirtihaftlihe Unterfuhungen über die Belaftung der deutichen 
Induftrie durch die Wrbeiter-Berfiherungs- und Schutzgeſetzgebung, im Jahrbuch für 
Bejepgebung u. f. w. von Schmoller, 23. Jahrg., 1899, ©. 875, 876. 
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ftanden hat (Beitragswoche), ift ein Verficherungsbeitrag zu entrichten '), deſſen 
Höhe ſich nad) dem Arbeitsverdienft richtet”). Durch dieje Vorjchrift wird bie 
Pfliht zur Beitragszahlung eng an die Tatſache der verficherungäpflichtigen 
Beihäftigung gefnüpft und kommt der Gedanke zum Ausdrud, daß die Beiträge 
aus dem Ertrage der Arbeit gezahlt werden, daß fie Produktionskoſten find. 

Die Anlehnung der Beitragserhebung an den Arbeitsverdienſt bietet aber 
noch bejondere Vorteile. Es ift von großer Wichtigkeit, daß die Laften, die bie 
nvalidenverfiherung auferlegt, möglichſt wenig drüdend find. Bejonders gi 
die von dem Beitragsteil, der den Arbeiter trifft. Es ift aber Har, baß für 
den Arbeiter die Beiträge dann am menigften fühlbar find, wenn fie ſich nad 
der Höhe feiner Lohneinnahmen richten, fi möglichft gleihmäßig auf dieſe ver- 
teilen, und fortfallen, jobald jein Verdienſt wegen Arantheit, Arbeitslofigkeit 
oder aus anderen Gründen vorübergehend oder dauernd aufhört. Da ferner 
Beitragspflicht und Lohnanſpruch zufammentreffen, jo konnte das Gejeß bejtimmen, 
daß ber Arbeitgeber vie vollen Beiträge zu entrichten hat und der WVerficherte 
nur verpflichtet ift, ih den auf ihn entfallenden Anteil einbehalten zu Lafjen ?). 
Der Arbeiter wird jo feiner Beitragapflicht gerecht, ohne jelbft etwas zahlen zu 
müflen. Die Abzüge jpürt er nicht anders, ald wenn er einen um ein Gering- 
fügige3 niedrigeren Lohn erhielte. Um die Laft für ihn möglichſt gleihmäßig 
zu geftalten, ift außerdem beftimmt worden, daß die Abzüge auf die Lohnzahlungs- 
perioden, auf welche fie entfallen, gleihmäßig zu verteilen find‘). Es ift aus— 
geichloffen, daß der Arbeiter nicht imftande ift, die von ihm gejchuldeten Beiträge 
aufzubringen. Darin liegt ein Vorteil, der ebenio groß für den Arbeiter wie 
für die Verfiherungsanftalt ift. Zahlreiche Erekutionen, die nit nur große 
Koften verurfahen, jondern auch Erbitterung erregen und den Segen, den das 
Geſetz bringen joll, beeinträchtigen würden, wären nicht zu umgehen, wenn bie 
Beitragserhebung direkt beim Arbeiter erfolgte. Sie werden durch die getroffenen 
Beltimmungen vermieden. Auch wird die Kontrolle dadurch erheblich erleichtert, 
daß die Berficherungsanftaltert fich wegen der Gejamtbeiträge an die Arbeitgeber 
halten können ®). 

Es erſcheint aus praftiihen Gründen jahgemäß, dat der Wodenbeitrag 
als Zahlungseinheit beftimmt ift. Insbeſondere verbot e8 fi, für eine fürzere 
nn g Beihäftigung bei einem Arbeitgeber unter den Wochenbeitrag herab: 
zugehen ®). 

Das gewählte Verfahren hat allerdings auch feine Schattenſeiten. Durch 
die Art der Beitragserhebung wird den Arbeitgebern nicht nur eine große Mühe— 
waltung zugemutet, jondern auch eine vom Gejege nicht gewollte Ueberwälzung 
de3 Arbeiteranteild auf die Arbeitgeber begünftigt. Trotzdem wird aus Gründen 


1) G. v. 13. 7.1899, 8 30. 

) A. a. O. 88 32, 34 (G. v. 22. 6.1889, 88 22, 96—98). 

°) Vergl. die genaueren Borjdriften: G. v. 13. 7. 1899, $$ 140-—146, 

+,U.a.D.$ 142, Abſ. 2 und 3. 

°) Bergl. über die Kontrolle a. a. D. $$ 161—163 und über die Beftrafung der 
Arbeitgeber, 88 175 fi. 

9) Doc bejtimmt der Bundesrat, inwieweit vorübergehende Dienitleiittungen ala 
verfiherungspflichtige Beihäftigung nicht anzufehen jeien. Y.a.D. $ 4 Ubi. 1 und Bet. 
des Reichskanzlers v. 27. 12. 1899, R.G. Bl. S. 725. Ueber die Beihäftigung durch mebrere 
Urbeitgeber innerhalb einer Woche, G. v. 13. 7. 1899 8 140. Der Gejegentwurf von 1888 
—— für unſtändige Arbeiter die Entrichtung halber Wochenbeiträge vorgejehen. $ 88 des 

ntw., Verb. d. Reichöt. 1888/89, Bd. IV Anl., ©. 42; Bd. V Anl, ©. 929, 1048, 1049. 
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der praftiihen Durchführbarkeit des Geſetzes auf die Mitwirkung der Arbeitgeber 
bei der Erhebung des Arbeiteranteils nicht verzichtet werden dürfen. 

Eine andere Trage ift e8, ob das „Marfeniyftem“ beizubehalten jei, nad 
welhem Verfahren Marken im Geldwerte der geichuldeten Beiträge in Quittungs- 
farten einzuffeben find’). Dies Syftem ift heftig angegriffen worden. Bei ben 
Klagen über das Verfahren wird aber wohl vielfady nicht genügend beachtet, 
daß es fich bei der Invalidenverfiherung um eine Millionen von Menſchen 
umfaffende joziale fyürjorge handelt, deren Durhführung ohne Mühe und Arbeit 
überhaupt nicht möglich ift. Dazu fommt, daß an den bewährten Grundlagen 
der Invalidenverſicherung, insbejondere der Bemefiung der Beiträge und damit 
auch der Renten nad der Dauer der Beihäftigung und der Höhe des Lohnes 
feinesfalls gerüttelt werden darf“). Es ift aber für ben Tall, daß dies nidıt 
geihehen joll, ein Verfahren, das unzweifelhaft einfacher und beſſer ift, bisher 
nit ausfindig gemacht worden. 

„Die Marke hat nicht nur für den Mrbeitgeber die Bedeutung einer 
Quittung über entrichtete Beiträge gegenüber dem Träger der Verficherung und 
bei Erjtattung des Beitragsteild gegenüber dem Arbeitnehmer, die Beitragsmarte 
ift vielmehr zugleich für den Arbeitnehmer ein Nachweis über die zurücgelegte 
Arbeitszeit und den während berjelben verdienten Lohn”).“ Es wird jchwer 
ein, fie in diejen ihren Funktionen durch etwas Beſſeres zu erſetzen. Vielleicht 
it e8 möglich, ein empfehlensmwerteres Verfahren zu finden, wenn es gelingt, 
eine engere Verbindung der drei Zweige der Arbeiterverficherung herbeizuführen‘). 

Eine wejentliche Erleichterung der Arbeitgeber bedeutet das ſchon nad) dem 
Gejege von 1889 zugelafiene Einziehungsverfahren. Durch die Novelle find die 
diesbezüglichen Beitimmungen geändert und erweitert worden’). Hiernach fann 
dur) die Landes Zentralbehörde oder mit Genehmigung derjelben durch das 
Statut einer Verficherungsanftalt oder mit Genehmigung der höheren Ber: 
waltungsbehörde durch ftatutariiche Beitimmung eines weiteren Kommunalver: 
bandes oder einer Gemeinde angeordnet werden, daß die Beiträge für alle ver: 
ſicherungspflichtigen Perſonen oder jür beitimmte Klaſſen derjelben für Rechnung 

Berfiherungsanftalt eingezogen werden. Die Einziehung kann erfolgen 1. durch 
reich®= oder landesgeſetzliche Krankenkaſſen oder durch Knappſchaftskaſſen, 2. durch 
Gemeindebehörben oder andere von der Landes-Zentralbehörde bezeichnete Stellen 
oder durch örtliche von der Verſicherungsanſtalt einzurichtende Hebeſtellen. Dieje 
Maßregel darf für die Mitglieder einer Krankenkaſſe auch durch das Kaſſen— 
ſtatut und für Diejenigen Berficherten, welche einer für Reichs- oder Staats: 
betriebe errichteten Krankenkaſſe angehören, auch durd die den Verwaltungen 
diefer Betriebe vorgeſetzte Dienftbehörde getroffen werden. Die hauptſächlichſten 
Aenderungen der Novelle beftehen darin, daß die Einziehung durch die Kranken— 
foffen auf Nichtmitglieder ausgedehnt werden fann und daß die Berficherungs- 
anftalten verpflichtet find, örtliche Hebeftellen zu errichten, wenn die Einziehung 


!, Geſ. v. 13.7. 1899 8% 130—139, 141, 145—147, ferner die Strafbeftimmungen 
SS 176 fi. Berh. d. Neichät. 1898/1900, Anl. Bd. 1, ©. 666-671. Die Vorjchriften über 
dad Markenſyſtem finden auf die Kafjeneinrichtungen feine Anwendung. ©. v. 13.7. 1899 
SS 9 Abi. 2, 173. Ueber die Seeleute a. a. ©. $ 167; vergl. au $ 11. 

2) Bergl. Abichn. IVb unten ©. 708. 

® Verb. d. Reicht. 1898/1900, Anl. Bd. J, ©. 669. 

* 0.8. Borgbt, Zur Reform der deutſchen Wrbeiterverjicherung, in Conrads 
Jahrbüchern, III. Folge, Bd. XIII, 1897, ©. 412. 

») G. 2.13. 7.1899 88 148—153 (©. v. 22. 6. 1889 88 112—115). 

Annalen des Deutfchen Reichs. 1908. 45 
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der Beiträge durch ſolche angeordnet wird. Durch das Einziehungäverfahren 
wird weder von dem Grundjaße, daß die Arbeitgeber die Beitragsanteile für 
die Arbeiter zu verauslagen haben, noch von dem Markenſyſteme abgegangen, 
da die vollen Beiträge von den Arbeitgebern erhoben!) und für die eingezogenen 
Beträge Marken in die Quittungsfarten der Verſicherten eingeflebt werden. 
Das Einziehungsverfahren, das beionders in Sachſen, Württemberg, dem Groß: 
berzogtum Heſſen und einzelnen Eleineren Staaten Eingang gefunden hat, hat 
ſich * a Bevölkerung und bei ftändigen Arbeitsverhältniffen im allgemeinen 
bewährt °). 

Die Novelle ift, abgejehen davon, dab fie das Einziehungsverfahren zu 
fördern geſucht bat, beitrebt gemweien, die Beitragserhebung praftiicher, einfacher 
und bequemer zu geſtalten. Während es bisher nur Wochenmarfen gab, ift die 
Ausgabe von Marken für längere Zeitabjchnitte zugelaffen ). Das Reichs-Ver- 
fiherungsamt, dem die Beitimmung dieſer Zeitabjchnitte übertragen ift, hat an: 
geordnet, daß Marken für eine Woche, für zwei und für dreizehn Wochen aus: 
zugeben find *), 

Während bisher das Einfleben der Marken in die Quittungsfarten jtets 
bei der Lohnzahlung zu erfolgen hatte, ift durch die Novelle den Verficherungs: 
anftalten überlaffen worden, zu beitimmen, daß und inwieweit Arbeitgeber be- 
fugt jein jollen, die Marken zu anderen als den aus den Lohnzahlungen ſich 
ergebenden Terminen beizubringen. Die Verfiherungsanitalten können ſich damit 
begnügen, daß für einen längeren, mehrere Lohnzahlungen umfaffenden Zeit: 
raum auf einmal Marken gelebt werden. Das Geſetz verlangt nur, dab bie 
auf die Dauer des Arbeits: oder Dienjtverhältniffes entjallenden Marken jpäteitens 
in der legten Woche des Kalenderjahres oder, jofern das Arbeits: oder Dienft- 
verhältnis früher beendigt wird, bei Beendigung desjelben eingeklebt werden °). 

Es iſt klar, daß dieſe Vorſchriften geeignet find, den Arbeitgebern, na: 
mentlich jolhen, die mit einer größeren Anzahl wöchentlich gelohnter Arbeiter 
zu tun haben, eine große geichäftliche Erleichterung zu gewähren. 

In dem Gejeßentwurfe des Jahres 1888 war ein Quittungsbucdh zur 
Aufnahme der Marken vorgejehen‘). Gegen diejes erhob ſich Widerſpruch; man 
ftellte e8 als ein „verfapptes Arbeitsbuch” Hin’). Es wurde deshalb durch die 
Quittungsfarte erjeßt. Dieje bietet vor allem ben Vorteil, daß der Verluſt einer 
ſolchen weniger zu bedeuten bat. Die Aufbewahrung der Quittungsfarten, die ber 
Verfiherungsanitalt obliegt, in deren Bezirk der Verficherte zur Zeit der Ausftellung 
der eriten Karte beichäftigt war, ilt naturgemäß mit Koften verbunden. Hierbei 
kommen insbejondere auch die Koften für die Bereitftellung ber erforderlichen 
Räumlichkeiten in Betradht. Die Novelle hat jedod eine Neuerung getroffen, bie 
dieje Koften herabzumindern geeignet ift. Sie hat nämlich den Verſicherungs— 


!, Eine Ausnahme, ©. v. 13.7. 1899 8 151 Abi. 1 Nr. 2. 

)v. Landmann und v. Raſp, Kommentar zum Invaliden-Verſicherungsgeſeßz, 
2 Aufl., bearbeitet von Grajmann, 1901, ©. 720 ff.; Düttmann, in den Arbeiter-Ber: 
jorgung, 13. Jahrg., 1895, S. 101—103; Graf v. Poſadowsty, in den Verb. d. Reichst. 
1898 1900, Bd. 1, ©. 817. 

2) G. v. 13.7. 18099, $ 130. 

) Bel. dv. 27. 10. 1899, A. Nachr. d R.Verſ. A. 1900, S. 183, 

9) G.v. 13.7.1899 8 141. 

9) Entw, $ 89, Berh. d. Neichät. 185889, Bd. IV Ant., ©. 42. 

) Srillenberger, in den Verb. d. Reichät. 1888/89, Bd. J. ©. 159 (D); Kom: 
miflionsbericht, a. a. O., Bd. V Anl, ©. 931. 
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anftalten die Befugnis gegeben, den Inhalt der Quittungsfarten desſelben Ver— 
fiherten in Sammelfarten (Konten) zu übertragen und biefe an Stelle ber 
Einzelurfunden aufbewahren, die letzteren aber zu vernichten ’). 


IV. Das Berhältnis der Beiträge zu den Leiftungen der Berfiherungs: 
anftalten. 


a) Allgemeines. 


In dem Berhältniffe der Beiträge zu den Gegenleiftungen zeigt fi ein 
weſentlicher Unterjchied zwiſchen der öffentlichen Invalidenverfiherung und ber 
Privatverfiherung. Bei der Privatverfiherung entitammen die Rechte und 
P lichten eines VBerficherten einem privaten Vertragsverhältniſſe; bei der öffent: 
lichen Invalidenverſicherung find dagegen Leiftung und Gegenleiftung öffentlich; 
rechtlicher Natur?) und, wenn der Verficherte auch die Anmwartichaft auf be: 
ftimmte, ihm im Falle der Invalidität oder des Alters zuftehende Leiftungen 
bat, jo ift diefe Anwartſchaft doch noch fein Rechtsanſpruch. Es können daher 
durch Geſetz die Beiträge erhöht oder die Leiftungen der Berficherungsanftalten 
ermäßigt werden. Nur die bereits rechtöfräftig bewilligten Renten dürfen nicht 
berabgejeßt werben, da es ſich bei diefen um mwohlerworbene Rechte handelt °). 
Eine Abänderung der Beiträge hat der Geſetzgeber ausdrücklich zugelaffen *), und 
8 wird, wenn das Gleichgewicht in der Finanzwirtſchaft der Verficherungs- 
anitalten ſich ohne eine anderweite Feſtſetzung der Beiträge oder der Renten 
nicht aufrecht erhalten läßt, wohl im allgemeinen zu einer Erhöhung der Bei: 
träge gegriffen werden. Man hat fich aber auch nicht geicheut, in der Novelle 
von 1899 eine neue Berechnung der Renten einzuführen, bei der dieje zum Zeil 
eine Ermäßigung erfahren haben. So wurde 3. B. nach dem Gejete von 1889 
($ 26) die Invalidenrente in Lohnklaffe IV derart berechnet, daß außer dem 
Reihazuichuffe von 50 ME. und einem Grundbetrage von 60 ME. für jede 
Beitragswoche 13 Pfg. in Anrechnung kamen; fie betrug alſo nad) 1000 Bei— 
tragswochen 50 -+ 60 + 130 = 240 Wi. Nach der Novelle ($ 36) werben 
in Klaffe IV neben dem Reichazujchuffe von 50 ME. und einem Grundbetrage 
von 90 ME. für jede Beitragswoche 10 Pig. gewährt, alſo nad) 1000 Bei- 
tragswochen 50 + 90 + 100 = 240 Mi. Die Renten find mithin nad) ber 
taujenditen Beitragswoche gleich hoch. Während aber früher jede meitere Bei: 
tragswoche eine Erhöhung von 13 Pig. brachte, bewirkt fie jegt nur noch eine 


) G. v. 13. 7.1899 8 138 (G. v. 22. 6.1889 8 107); Bel. des Reichslanzlers v. 
191, Gentralblatt für das Deutſche Reich, 1901, ©. 273, U. Nachr. des R.Verſ. A. 
ww, 5.560. 

*, Ueber dad Verhältnis der Beiträge zu den Gegenleiftungen vergl. Rojin, Das 
Recht der Arbeiterverfiherung, Bd. I, S. 263; Weyl, Lehrbuch des Reichsverſicherungs— 
rechts, S. 885—887; Boeverlein, in Hirths Annalen, 1900, S. 17—22; Yaband, 
Stantöreht des Deutihen Reiches, 4. Aufl., Bd. III, &. 313— 316. 

)v. Landmann und v. Rajp, Kommentar, 2. Aufl, S. 599. Bergl. ©. v. 
13. 7.1899, 8 52 Ubi. 1, Schlubiag, $ 193; v. Landmann und v.Raip, aa. O. 
©. 446 Anm. 7), 844, 845; Werh. d. Meichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, S. 753, 754 zu 
5 158a; Sintenis, Das praftiiche gemeine Eivilrecht, 3. Aufl, Bd. I, 1868, S. 87—89; 
Förſter-Eccius, Theorie und Prarid des preußiſchen Privatredits, 5. Aufl., Bd. I, 
— er Stobbe, Handbuch des Deutichen Brivatrehts, 3, Aufl, Bd. I, 1893, 
e. 202—210. 

) G. v. 13.7.1899 $ 32 (@. v. 22. 6. 1889 88 9698). 
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jolhe von 10 Pig. Die Rente ift alfo für die BVerficherten, die in Klaſſe IV 
mehr als 1000 Beitragswochen erreichen, verkürzt worden. Dieje Schädigung 
wird nicht für alle dadurch ausgeglichen, daß die Invalidenrente bei weniger 
ala 1000 Beitragswochen höher ala früher ift, da für viele die größere Wahr: 
icheinlichkeit befteht, daß fie mehr ala 1000 Beitragswochen erreichen werben. 
Aber auch abgejehen hiervon hätte eine ſolche Aenderung ohne ausdrüdliche Ein- 
willigung der bereits Verficherten mit Wirkung gegen dieſe nicht getroffen werden 
dürfen, wenn es ſich um mwohlerworbene Rechte gehandelt hätte. 

Die Reichs-Invalidenverſicherung zeigt ferner mejentliche Unterichiede von 
der Privatverfiherung, wenn wir die Grundiäße ins Auge fallen, nad) denen 
die Höhe der Beiträge bemefjen ift. Bei den Privat-Berficherungsgejellichaften 
muß fid) die Höhe der Prämien nad) den Leitungen, die verſprochen werden, 
unter möglichft genauer Berüdfihtigung des bei den einzelnen Berficherten ob: 
waltenden Rifilos richten. ndividualifierung, ſpezielle Entgeltlichkeit beherrichen 
die Privatverfiherung. Die Privat:Verfiherungsanitalten bedürfen eines den 
Riſikos möglichſt genau angepaßten Prämienftufentarifs, da fie jonit die un: 
günftigen Rifitos erhalten, die günftigen fich dagegen anderen Gejellichaften, 
die ihnen vorteilhaftere Bedingungen ftellen, zumenden würden. Die Zwangs— 
Verfiherungsanftalten find hier in einer befjeren Lage. Die BVerficherten find 
gezwungen, ſich ihrer zu bedienen, auch wenn andere Anftalten ihnen günftigere 
Bedingungen gewähren würden. Ein Zuzug neuer, namentlid) jüngerer Mit: 
glieder ift gefichert. Trotzdem ift bei der Invalidenverſicherung des Reichs mit 
Recht ala Hauptprinzip fejtgehalten worden, die Beiträge mit den Leiftungen 
der Verfiherungsanftalten in Webereinftimmung zu halten. Denn die Ber: 
fiherungsanftalten dienen in eriter Linie privaten ntereffen und die Beiträge, 
die fie erheben, find wie alle Gebühren, injofern dieje Gegenleiftungen find, im 
allgemeinen in ſolcher Höhe feitzuiegen, daß „jene Erſcheinungen der ‘Preis: 
geftaltung Pla greifen“, die „nach berechtigtem Eigeninterefje“ der Beteiligten 
„an fich zu billigen find“). Der Grund hierfür ift aber fein privatrechtlicher. 
Es liegt vielmehr im öffentlichen Intereſſe, dab bei Feſtſetzung der Gebühr 
Gerechtigkeit mwaltet. Was aber als gerecht und angemefjen anzufehen jei, 
darüber haben ſich, jomweit fi) Leiftung und Gegenleiftung gegenüber ftehen, 
gerade im privat-rechtlichen Verfehre die maßgebenden Grundjäge herausgebildet 
und diefe Grundjäge bürfen aud im öffentlichen Rechte nicht verlegt werben, 
jomweit nicht bejondere Gründe des öffentlichen Wohles dies rechtfertigen. 


b) Die Anwendung des Grundjaßes jpezieller Entgeltlidkeit. 


Der im Jahre 1888 dem Reichätage vorgelegte Gejegentwurf, betr. die 
Alters: und nvaliditätsverficherung, teilte die jämtlihen Ortſchaften des 
Deutichen Reichs nad) der Höhe des für fie gemäß $ 8 des Kranfenverfid;erungs: 
gejeges von 15. Juni 1883 (R. G. Bl. ©. 73) feſtgeſetzten ortsüblichen Tage: 
lohns gewöhnlicher erwachſener männlicher Zagearbeiter in fünf Ortsklaſſen, in 
denen als Jahreslohn 300, 400, 500, 600 und 700 ME. in Anrechnung kom: 
men ſollten?). Imvaliden und Alterdrenten werben in Zeilbeträgen des jahres: 
lohns der Ortsklaſſe, in der Verficherungsbeiträge entrichtet find, berechnet. 
Kommen mehrere Ortöklaffen in Frage, jo findet eine Durchſchnittsberechnung 


i) Neumann, Die Steuer u. ſ. w., ©. 273, 
) Entw. $ 16, Berh. d. Neichät. 1388/89, BD. v &nt, 33, 34; Motive ©. 55, 56. 
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ftatt. Die jährliche Altersrente für männliche Perfonen beträgt **/ı00 bes Jahres: 
Iohns, während die Invalidenrente, von biefem Mindeftbetrage ausgehend, mit 
der Dauer der Beitragäzeit fteigt. Weibliche Perſonen erhalten zwei Drittel der 
Renten männlicher Verficyerter. Der auf ein Drittel der Renten feſtgeſetzte 
Reichszuſchuß ift hierbei mit einbegriffen'). Auf Grund verficherungstechniicher 
Berechnungen waren die Wochenbeiträge einftweilen für männliche Perfonen auf 
4 Pig. für je 100 ME. des Yahreslohns der betreffenden Ortsklaſſe, aljo in 
den einzelnen Ortsklaſſen auf 12, 16, 20, 24 und 28 Pig. feftgeftellt worden ”). 
Dom Reichstage wurden die Ortsklaſſen durd vier Lohnklafien erjeßt, der die 
Verficherten angehören, je nachdem ihr Jahresarbeitäverbienft bi8 zu 350 Mk., 
über 350 bis 550 ME., über 550 bis 850 ME. und über 850 ME. beträgt. 
Ueber das, was als Jahresarbeitöverdienft anzufehen jei, wurden beiondere Vor: 
ſchriften gegeben’). Für die Invalidenrente wurde neben dem feften Reichszuſchuſſe 
von 50 ME. ein Grundbetrag von 60 Mi. beftimmt. Bon diefem ausgehend 
ftieg die Rente mit jeder Beitragswoche in den einzelnen Lohnklaffen um 2, 6, 
I und 13 Pig. Die Alterörente wurde jo berechnet, daß zum Reichszuſchuſſe von 
50 ME. für jede Beitragswoche in den einzelnen Lohnklaffen 4, 6, 8 und 
10 Pig. Hinzutraten, doc mit der Maßgabe, daß in jebem alle 1410 Bei: 
tragswochen oder 30 „Beitragsjahre“ *) zu 47 Beitragswochen in Anja kamen?). 
Die Altersrente betrug daher für Perlonen, die nur einer Lohnklaffe angehört 
hatten, außer dem Reichszuſchuſſe 56,40 Mk., 84,60 Mk., 112,80 Mt. 
und 141 ME. Die Wochenbeiträge wurden in den vier Lohnklaſſen bis zu ander: 
weiter, den Verficherungsanitalten überlaffener Feſtſetzung auf 14, 20, 24 und 
30 Pig. beftimmt*). Eine abgefonderte Behandlung weiblicher Perfonen findet 
nicht mehr ftatt. Ste gehören natürlich durchſchnittlich niedrigeren Lohnklaffen 
als die männlichen Berficherten an. 


(Schluß folgt.) 


') Entw. 88 18, 19. 

) Entw. $ 84: Motive, a. a. O. ©. 90; Denlidrift, ©. 122. 

5, @.0. 22.6.1889 822, 

9 A. a. O. 817. 

) A. a. O, 88 25, 36. Sind für einen Verſicherten Beiträge für mehr als 1410 
Beitragswochen in verſchiedenen Lohnklaſſen entrichtet, jo werden diejenigen 1410 Beis 
ttagswochen in Anfag gebracht, in denen die höchſten Beiträge entrichtet worden find. 
Eine geringere Zahl von Beitragswochen kam wegen den Borfhriften über die Wartezeit 
ar Betracht. A. a D©., 8 16: vergl. auch SS 157-159 und ©. ». 8. 6. 1891, R. G. Bl. 
©. 337 


G. v. 22. 6. 1389, 88 96-98. 
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Skizzen und Notizen. 


Die großftädtiihe Wohnungsnot und Die yabril: 
verlegungen, indbejondere Die Londoner, Berliner, 
Leipziger. 

Bon Dr. Karl Walker, Privatdozenten der Staatswiſſenſchaften an der Univ. Leipiig. 


Gelegentliche Notizen über Fabrifenverlegungen find an verjchiebenen 
Orten zu finden, aber eine juftematifche, ſei es auch kurz gefaßte Arbeit über 
den Gegenitand dürfte in der Weltliteratur nicht eriftieren. Der Schreiber dieler 
Zeilen hat daher den Verſuch gemacht, eine ſolche Arbeit zu liefern. Ein Privat: 
mann fann das Thema natürlic) nicht erichöpfen. Ein umfafjendes Werk könnte 
nur zuftande fommen, wenn die ftatiftiichen Bureaus der Städte und Staaten der 
ganzen Kulturwelt bezügliche Erhebungen anjtelften, und wenn die Refultate 
derjelben jyftematiic geordnet würden; 3. B. vom deutſchen „Verein für Eozial: 
politif” oder vom internationalen Statistischen Institut in Rom, welches bereits 
Schriften über Notenbanfen ꝛc. veröffentlicht hat. 

Hinfichtlich der Literatur der Wohnungdfrage kann auf den be 
treffenden, von J. Lehr verfaßten, von K. Fuchs revidierten Artikel im 
7. Bande der 2. Auflage des J. Con radſchen Handmwörterbucdhes der, Staats: 
wiſſenſchaften 1901 verwiefen werden.!) Aehnlich, nur kürzer, ift M. Biermers 
Artikel „Wohnungsfrage“ in 2. Elfters MWörterbuh der Volkswirtſchaft, 
Bd. 2, 1898. Noch mehr Literatur findet man in gedrudten Katalogen großer 
Bibliotheken?) Berlins, Dresdens, Leipzigs ac. 

Unter den Materialienjammlungen find hervorzuheben: 

Die großftädtiiche Bevölferung ala Zeil der gefamten in Europa und 
Nordafrika (Annalen des Deutichen Reiches, 1895; aus der „Statiftifchen 
Korreipondenz"). — PB. Meuriot, Des agglomerations urbaines dans l’Europe 
eontemporaine, Paris, 1897. — X. F. Weber, The Growth of Cities. 
New-York, 1899. — E. J. James, The Growth of Great Cities in Area 
and Population (Annals of the American Academy of Political and Social 
Science, Philadelphia, Januar 1899). — Schriften bes Vereins für 
Sozialpolitif, Leipzig, Bd. 30 und 31, 1886; Bd. 94—97 inklufive, 
1901. Sehr umfaffend, enthält auch Daten über dad Ausland. — K. v. Man: 
goldt ſchrieb 1898 „Der Berein Reih3:Wohnungsgejeß und feine Vor: 
ſchläge.“ Die Schriften dieſes Vereins ericheinen bei Vandenhoeck & Ruprecht 
in Göttingen. 4 Hefte?) find bis jet (Ende Januar 1902) erichienen, 6 jollen 
nod folgen. — Mehrere von U. Schäffle und P. Ledhler verfakte Broſchüren 

! Statt „Rödern“ iit Graf S Rödern, ftatt „Walter“ Walder zu lejen. 

9) Vergl. Walder, Geſchichte der Nationalöfonomie und des Sozialidmus, 5. völlig 
umgearbeitete Auflage, 1902, ©. 2 und 3, auch das Sadıregiiter unter „Wohnungsfrage”. 

®) Heft Lift betitelt: H. Schr. v. d. Goltz, Die Wohnungsinfpeltion und ihre Aus 
geſtaltung durch das Neid, 1900. 
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erſchienen in den 1890er Jahren bei E. Hofmann & Comp. in Berlin. Fort— 
jegungen bürften zu erwarten jein. Die Verfaſſer plaidieren unter anderem für 
die ftaatliche Gewährung von Baufrediten. 

Als neuere lehrbudhartige Erörterungen der Wohnungsfrage find 
zu erwähnen: Die angeführten Artikel des Conradicen Handwörterbuces und 
des Elſterſchen Wörterbuches. — Graf ©. Röderns gediegene, leſenswerte 
Abhandlung in G. Shmollers Jahrbuch für Geieggebung, 1899. — N. Dir, 
Die Wohnungsfrage, Berlin, 1900. Der Berfafler gibt auf nur 50 Seiten 
eine gute, populäre Weberficht. 

Viele nationalöfonomiiche und andere Zeitichriften enthalten natürlich 
beachtenswerte Aufſätze und Notizen über die Wohnungsfrage, 3.8. die Soziale 
Praris E. Frandes, der Arbeiterfreund B. Böhmerts, die Deutiche Rund— 
ihau J. Rodenbergs, die in Berlin jeit 1900 ericheinende, von F. Pagel 
herausgegebene Monatsſchrift „Die Jugendfürjorge.“ ') Sie gibt auch Notizen 
über Kinderverpflangungen. Londoner Kinder, 3. B. Waifen, werden nad) 
Kanada, New-Yorker nad) dem Weften, Berliner nad) Neuzedlig in der Provinz 
Poſen gejandt und meift zu landwirtichaftlichen Arbeitern herangebildet. Statiſtiſche 
Daten darüber ftehen in meiner Echriit „Der — der rege und Kinder 
gegen Mißhandlungen. Auf Grund amerifanifcher und europäticher Dtaterialien 
erörtert." Leipzig, 1900. 


Das Problem der Wohnungsreform beſteht hauptſächlich aus folgenden 
Einzelfragen:: 

A. Die Frage des gejetlihen Zwanges, der Bauordnungen, Wohn- 
ungögeleße, Wohnungsinipeftoren. Es kann in England x. jelbft vorfommen, 
daß eine Gemeinde ſchlechte Wohnungen erpropriiert, niederreißt. 


B. Die frage, wer neue Wohnungen für Eleine Leute bauen 
joll. Die Bauherren können Privatperjonen (Kapitaliften, Bauunternehmer), 
Genoſſenſchaften, Aktiengejellichaften, Stiftungen ꝛc. fein. Es fommt auch vor, 
daß Arbeitgeber (Fabrikanten, Gutsbefiger, Staaten, Gemeinden) für ihre Ar 
beiter Wohnungen bauen. 


C, Die Trage der Berlegung großftädtiiher Fabriken nad 
Kleinftädten und aufs Land. 

Diefe Punkte jollen im nachfolgenden mit bejonderer Rückſicht auf Berlin, 
die größte Stadt des Deutihen Reiches, Kurz erörtert werden. Aehnliches gilt, 
mit Veränderung des zu Verändernden, von anderen Städten des In- und 
Auslandes. 

Eine Reihsengquete über die Wohnungsnot ift nicht ſelten vor: 
geichlagen worden, auch wünjchenswert, aber faum durchführbar. Wenn man 
bei Volfszählungen nad) der ehelichen und unehelichen Abjtammung fragen 
wollte, jo würden viele unehelich Geborene falſch antworten, oder die Antwort 
verweigern. Aehnlich würden bei jener Enquete viele — und Mieter ſchlechter 
ſtaͤdtiſcher und ländlicher Wohnungen die betreffenden Uebelſtände nach Mög: 
lichkeit vertuſchen. Die Enquete dürfte überdies nicht viel neues bringen. Im 
allgemeinen weiß man ja aus den Schriften des Vereins für Sozialpolitif und 
ahlloſen am anderen Quellen, wie e8 mit der Wohnungsnot fteht. 


Y Vergl. den Jahrgang 1900, S. 137 ff.. 295, 493, 494, 701, 731, 732, 758; 
1901, ©. 252, 258. 
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Das Zuftandefommen eines Reichs-Wohnungsgeſetzes) iſt aud im 
einer fernen Zukunft ſchwerlich zu erwarten; Groß- und Kleinftädte, Paläfte und 
Hütten, Küften: und Gebirgägegenden wären in einem Gelege nicht gut zu 
behandeln. Eine allzu große Zahl von Wohnungsgeſetzen wäre andererjeits nicht 
wünfchenswert. Dan könnte 3. B. für den mehr landwirtichaftlichen und den 
mehr indujtriellen Zeil einer Provinz je ein Gejeg machen. Die bejonderen 
Zuftände einer Gemeinde wären natürlicy zu berüdfichtigen, aber mit Vorfidt. 
Hinter dem ſchön Hingenden Schlagwort „berechtigte lokale Eigentümlichkeiten” 
fönnten manchmal unberedhtigte Intereffen von Hausbefigern, Spekulanten, wohl 
aud Mietern, fteden. 

Wohnungs-Geſetze und Inſpektoren gibt es längit in England, 
im Deutjchen Reiche ac. wie man im erwähnten Lehr-Fuchsſchen Artikel mäher 
nachleſen kann. Leider ift der Nutzen dieſer Einrichtungen deſto Kleiner, je 
größer die Stadt und die Wohnungsnot ift. In den jchlimmiten Fällen kann 
ſogar die Zahl der Bewohner eines Logis jchwer jeltzuitellen fein. Männliche 
und weibliche Perfonen, die am Tage auswärts arbeiten, fünnten 3. B. ver- 
leugnet werden. Ständige Bewohner könnten jälichlih für Gäfte ausgegeben 
werden, die nur auf ein paar Minuten hingefommen find. Die Zählung der 
Betten würde feinen ficheren Schluß auf die Zahl der Bewohner geitatten; in 
folhen Höhlen des Elends jchlafen nicht jelten zwei, oder mehr Perionen in 
einem Bett,*) oder fie behelfen ſich mit Matragen auf der Diele. Die Zahl 
ber Bewohner fünnte nur mit Sicherheit feitgeftellt werden, wenn der Inſpektor 
von Zeit zu Zeit, 3.8. jede Woche, nachts die Wohnung unterſuchte, und jo 
etwas ift ſchwerlich zu erwarten. Noch jchmwieriger ift die Kontrolle der ſchlimmſten 
Logierhäufer der ärmften, zum Zeil verbrecheriichen Klaffen. 


Baugenofjenihaften können defto weniger leilten, je größer die 
Stadt, die Wohnungsnot ift, und je ärmer die Genoffen find. Gemeinnüßige, 
gut geleitete Aftiengejellihaften zum Bau von Fleinen Wohnungen 
haben ihr Kapital in Deutichland und anderswo gut verzinft. Sie geben z. B. 
in London 4, 4"/s, ja 5°/o Dividende. °) 

Manche Autoren meinen, die Stadt Berlin hätte bei Zeiten, 3. B. 1850, 
viel Land in der Umgegend auffaufen jollen. Dann wären billige, ſtädtiſche 
Bauftellen zu haben, von der Stadt zu faufen, die Mieten wären niedrig, & 
gäbe feine Wohnungsnot. In diefem Räjonnement fteden viele logiſche Fehler. 
Die Grundbefiger bei Berlin, Bauern und andere, hätten die Sache gemerft, 
ihr Land an die Stadt gar nicht oder nur teuer verkauft. Nehmen wir indes 
bypothetiih an, es jei einer Großſtadt, Berlin oder einer anderen, wirklich ge: 
lungen, viele Bauflellen billig zu faufen, und fie hätte diejelben billig verkauft, 
jo wäre der Gewinn wohl den Baufpekulanten, jchwerlih den Mietern zugute 
gefommen. Beim übermäßig ftarfen Zuzuge nad der Stadt hätten die Haus: 
befiger hohe Mieten fordern und erhalten fönnen. Wäre die Gemeinde jelbit 
in großem Maßſtabe als Häufer-Erbauerin und Vermieterin aufgetreten, und 
hätte fie billig vermietet, jo wäre der Zuzug und die Wohnungsnot eben ba: 
durch gewachſen. Wenn die Eleinen Leute durch Zuſchüſſe ber Gemeinde, des 


) Bergl. Schäffle und Lechler, „Die ftaatlihe Wohnungsfürjorge“, 1900, ©. 10, 
31 (gegen das in Rede ftehende Projeft.) 

, Dergl. auh Lehra a. O. 834 ff. 

2 Vergl. F. Srhr.v. Oppenheimer, Die Wohnungdnot und die Wohnungs- 
reform in England, 1900, S. 113, 145 ff. 
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Staates, des Reiches, oder eines vielfachen Millionärs in den Stand geſetzt 
würden, halb oder ganz umjonft zu wohnen (woran natürlich nicht zu denken 
ift), jo würden der Zuzug und die Wohnungsnot noch mehr fteigen. Dan 
fann umjonft auf einer Bank eines Stadtparks fiten. Trotzdem gäbe es ein 
fürchterliches Gedränge, wenn 8, 10, oder mehr Perjonen auf einer Bank ſitzen 
wollten, die nur für 6 Perjonen berechnet ift. 


Wenn alle Sik- und Stehplätze eines Wagens einer eleftriichen Bahn 
bejegt find, jo darf der Schaffner niemand mehr zulaffen. Aehnlic könnte der 
Staat jagen: „Niemand darf in Berlin ꝛc. zuziehen, wenn er nicht den Beſitz 
eines pafjenden, dem Wohnungsgeieg entiprechenden Logis nachweiſt.“ Das 
würde der mwohlverftandenen Freizügigkeit nicht widerſprechen, aber die Sache 
wäre ungeheuer jchmwierig, faum durdhführbar. Sie würde 3. B. zu vielen, foft- 
ipieligen, nicht immer leicht zu enticheidenden Prozeſſen führen. 


Bei Berlin gibt es viele Bauftellen, die, in Erwartung künftiger Wert: 
feigerungen, als Kartoffeläder u. dergl. benußt werden. Dan hat nicht jelten 
vorgejchlagen, der Staat oder die Gemeinde ſolle die ei durd) hohe 
Steuern oder durd direkte Gebote (?) zwingen, das Land mit Wohnungen für 
fleine Leute zu bebauen. Wenn e8 aber infolge vieler Tyabrikverlegungen zu 
einer ftarfen Abnahme der Bevölkerung Berlins käme, jo könnten die neu er: 
bauten Häufer dauernd leer ftehen. Das wäre ein privat: und volkswirtſchaft— 
licher Verluſt. 

Ich perſönlich glaube nicht, daß e8 in Berlin oder anderswo jemals 
möglich fein wird, rigorofe Bauordnungen, Wohnungsgelege und Inſpektionen 
praftifch durchzuführen. Nehmen wir indes Hypothetiich an, ein folder Zwang 
jei durchgeführt, und der übermäßige Zuzug dauere fort, jo würde die Folge 
fein '), daß viele Zaufende von Perjonen aus überfüllten Wohnungen fort: 
geihafft, in einem Aſyl für Obdachlofe, Ermittiertenhauje, auf Koſten der 
Steuerzahler untergebracht werden müßten. So etwas würden ſich die Steuer: 
zahler auf die Dauer nicht gefallen laſſen. Kurz, eine gründliche Heilung der 
Berliner Wohnungsnot ift nur duch Fabrifenverlegungen und ähnliche 
Mittel möglich. 

Gropftädte find aus volfswirtidaftlihen und anderen Gründen eine 
Notwendigkeit. Daraus folgt aber nicht, daß jede Bevölkerungszahl einer 
Großftadt etwas Gejundes it. Eine übervölferte Großſtadt Gehen ebenjo jehr 
einer Verminderung ber Bevölkerungszahl, wie ein übermäßig dider, kranker 
Menſch eine Bantingkur oder andere Entfettungsfur nötig hat. Es dürfte jehr 
wenige Induftriezweige geben, die nur in Großjtädten betrieben werden fönnen. 
Selbſt gute Modewaren, Lurusartifel, Erzeugniffe des Kunjtgewerbes können in 
Mittel: und Kleinſtädten unter Umftänden hergeftellt werden. Man denke auch 
an die optiſche Induſtrie Rathenows und Jenas. 

In England waren bereit? A. Smith, Malthus u. a. für eine 
möglichit gleichmäßige örtliche Verteilung der Induſtrie und der Bevölkerung. 

Eine Großftadt ſoll dur gute, billige Dampfbahnen oder eleftrijche 
Bahnen mit ihrer Umgebung verbunden fein. Trotzdem ift es nicht wünſchens— 
wert, daß die Arbeiter in den VBororten wohnen, zur Arbeit in die Stadt 
fahren. Sie müfjen dann früh aufftehen, werden müde, verlieren Zeit. Man 


') Bergl. au H. v. d. Goltz, ©. 31. 
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plant daher die Verlegung von Londoner!) Fabrifen nah den Bor: 
orten und aufs angrenzende flache Land.’) Prof. A. Marjball, der be 
rühmtefte lebende Nationalöfonom Englands, empfahl bereits 1884 in der Con: 
temporary Review die Berlegung der Londoner Konfektionsinduſtrie. ) Schil⸗ 
derungen des Wohnungselends find oft gegeben worden, z. B. in der Broihüre 
No Room to Live. The Plaints of the Overcrowed London, 1899 (Abdrud 
aus den Daily News). Ferner von Helene Bojangquet im Economic Jour: 
nal 1900. Sie plaidiert für die Verlegung von Tyabrifen. Sie weiſt ;. 2. 
darauf hin, daß eine Fabrik von Fruchtgelee aufs Land gehört. Der bekannte 
Sozialift €. Bernftein lebte 1889—1900 in London. Er empfahl 1900 in 
H. Brauns Arhiv für ſoziale Gejeggebung, ©. 646, im Anſchluß an die 
fonjervative Pal Mall Gazette, die Verlegung eines Teiles der Londoner 
Tabrifen. Bon demjelben Autor erjchien 1901 eine Schrift „Zur Geſchichte 
und Theorie des Sozialismus.“ Er gibt darin folgende Notizen. Viele Con: 
doner Bücher und Revuen werden in Schottland gedrudt, viele Lithographien 
in England gezeichnet, in Deutichland gedrudt.e Das Radfahren mirkt in 
England der Entvölferung des flachen Landes entgegen. Es entitehen Gaſthöfe 
und andere Gejchäfte für Radfahrer. Der namhafte Engländer G. Drage‘) 
jagt, daß Londoner Sciffsbauer ihre Werften an den Tyne und Elyde verlegt 
haben, daß Londoner Buchhändler in der Provinz, in Schottland und auf dem 
Feſtlande druden laſſen. 

Die bekannte Formel „Landwirtſchaft und Induſtrie neben— 
einander“ wird gewöhnlich auf den Amerikaner Carey zurückgeführt. Der 
Gedanke iſt aber viel älter. Er findet ſich bereits bei Friedrich Wilhelml. 9), 
bei den Phyſiokraten u. a. Bon O. Pringsheim erjchien 1900 in ©. 
Brauns Archiv für foziale Geſetzgebung eine jehr beachtenswerte Abhandlung 
„Zandwirtichaftlice Manufaktur und eleftriihe Landwirtichaft“. 


Sn Frankréeich wurde die großftädtiihe Webervölferung bereits im 
18. — bekämpft. Die bezüglichen Stellen in Montesquieus Pen- 
sées, Bd. 1, ©. 150 ff., waren den Zeitgenoſſen noch nicht bekannt, denn das 
Wert eridhien a 1899. Roujjeaus Emile wurde dagegen bereits 1762 
veröffentlicht.) Im demjelben Sinne jchrieb der Statiftiter A. Legoyt 1870. 
Verlegungen von Parijer Fabriken haben bereits ftattgefunden. ') 


In Deutihland und Oeſterreich plaidierten im 18. und 19. Jahr: 
hundert J. v. Juſti, J. v. Sonnenjels, 3.9.0. Thünen u. a. für die 
möglichſt gleihmäßige örtliche Berteilung, die jogen. Dezentralifation der 
Snduftrie, des Handels und der Bevölferung. Es wäre jchwierig, eine voll 
fändige Lifte aller deutſchen Freunde von Fabrikverlegungen zu geben. 
In hronologiſcher Reihenfolge find etwa (abgeſehen von einigen Sozialiſten 


2) Bergt. _aud den Artikel —— in Meyers Konverſations Lexikon. 

8 F.v. Oppenheimer, ©. 168, 

Vergl. die Edinburgh Review, * 4. 1890, ©. 219, 220, 231; Bb. 173, 
1891, ©. 258. 

*, The Unemployed, 1894, ©. 129, 130. 

9 — Schmoller, in den Schriften des Vereins für Sozialpolitit, Bd. 3, 
1887, ©. 91, 92. 

9) Vergl. auch den Artikel „Billeneuve-Bargemont“ in Conrad Han» 
wörterbuch der Staatswiljenidhaften. 

) Vergl. Walder, Handbud der Nationalölonomie, Bd. 1, 1882, ©.’ 14, 149. 
Daielbit jtehen auch Daten über Wien, Amerika ıc. 
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folgende Autoren zu nennen: 9.B. Oppenheim, Der Kathederjozialismus, 
1872 (Abdrud aus der „Gegenwart“). Walder, Die foziale frage mit be- 
jonderer Berückſichtigung landwirtichaftlicher Reformen und der Dezentralifation 
der Bevölkerung, 1873. General der Infanterie W. v. Blume, Die Grund: 
lagen unferer Wehrkraft, 1899, ©. 56. Graf ©. Roedern und 4. Dir 
a. a. O. Der erwähnte Dr. jur. K.v. Mangoldt in einem Vortrage, den 
er 1902 im Leipziger Zmweigverein der „Gelellihaft für joziale Reform“ hielt. 
Dieſe Geſellſchaft iſt bekanntlich vom preußiſchen Handelsminiſter a. D. Frhrn. 
H. Berlepſch u. a. geftiftet worden. Ihre Schriften erſcheinen bei ©. Fiſcher 
in Jena. 

Das Leipziger Tageblatt brachte 1901, Nr. 417, einen langen, intereffanten, 
vermutlih der „Statiftiichen Korreſpondenz“ entnommenen Artikel „Die Sn: 
duftrie zieht aufs Land“. 

Der Schreiber dieſer Zeilen hat die Fabrikverlegungs-Frage auch nad) 
1873 in verichiedenen Schriften und Abhandlungen erörtert, 3. B. 1892 im 
102. Hefte?) der von FF. v. a begründeten „Deutichen Zeit: und 
Streitfragen“ und 1902 in der 5. Auflage jeiner Geichichte der Nationalökonomie. 

Auch einige Sozialiften haben Tyabrikverlegungen empfohlen. Hervor: 
zuheben find: F. Engels, Zur Wohnungsfrage, 1872. A. B. (na Miül- 
berger: U. Bebel) in der „Zukunft“ vom 1. April 1878.°) €. Bernftein 
a.a. D. Andere Sozialilten berühren den Gegenftand nicht. Als Vertreter 
diefer Richtung ift z. B. L. Cohn, Die Wohnungsfrage, 1900, anzuführen. 

In allen Großftädten findet ſchon jeßt ein ftarfer Wegzug ftatt, der 
allerdings dur den noch jtärkeren Zuzug überwogen wird. In Berlin 
famen 3.3. 1895 auf 1000 Einwohner nur 443 geborene Berliner. Die runden 
Zahlen der folgenden Tabelle beziehen ſich ebenfalls auf die NReichshauptitadt: 

Zuzug: 
im Januar bis Juni 1900 113 400 
— — 5 „.. 1901 107 300. 


Wegzug: 
im Sanuar bis Juni 1900 91000 
a P n „1901 99300. 


Die „Zäglihe Rundihau“ 1901, Nr. 375, jah in diefen Zahlen mit 
Recht Symptome der geftiegenen Wohnungsnot. 

Die Borfigiche Maſchinenfabrik jollte 1894 nad) einer Zeitungsnotiz an 
die Nordbahn zwiſchen Dalldorf (10 km von Berlin) und Hermsdorf (13 km 
von Berlin) verlegt werden. Im Geichäftsbericht, den die Aftiengejellichaft vor: 
mals Schäffer & Walder für 1899 eritattete, heißt es: „Die Verwaltung 
beabfichtigt, den wertvollen Grundbefig der Gejellihait zu veräußern und den 
Betrieb nad) einem Vorort zu verlegen.” Berliner Buchhändler ließen und 
laffen in Sondershauſen, Roitzſch bei Bitterfeld, in Bayern ꝛc. druden. Die 
große Firma G. Reimer verlegte 1898 ihre Druderei nad) Trebbin, 34 km 


i) Bergl. das Reſerat im Leipziger Tageblatt 1902, Nr. 29, 3, Beilage. Ich babe 
den Vortrag zufälliger Weile nicht jelb}t gehört. — Bergl. auh B. Müller in J. Con= 
tads Sabebilhern für Wationalöfonomie, Bd. 78, 1902, ©. 46, 47. 

?, Das iſt die von Lehr a. a. O zitierte Schrift von mir i 

®) Dieje eingegangene Zeitihrift ift nicht mit der M. Hardenichen „Aufunft” zu 
verwechſeln. 
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von Berlin, an der Bahn nad) Wittenberg. Das Verlagsgeſchäft und die 
Zeitſchriften blieben in Berlin. Auh die „Statiftiiche Korreipondenz” 
die befannte Beilage der Zeitichrift de8 Königlich Preußiichen Statifti: 
ihen Bureaus, ſprach fi 1900 in einer Beiprehung einer Schriit 
Dr. 9. Rettichs, des Vorftandes des Statiftiihen Amtes der Stadt Stutt: 
gart, für DVerlegungen von Berliner x. Fabriken aus. Einem Proſpekte der 
großen Färberei W. Spindler entnehme ich folgende Daten: Das Geidäft 
wurde 1832 in Berlin gegründet. Die Berliner Adreſſe ift: C Wallitraße 11—13, 
aber die Fabrik befindet fi in Spindlersfeld bei Köpenid an der Spree, ſüd— 
öftlih von Berlin. 1899 ftarb Karl Hoppe, der Begründer einer Berliner 
Maſchinenfabrik. Seine Söhne beabfichtigten diejelbe nad) Reinidendorf, 6 km 
von Berlin zu verlegen, ihre große Berliner Bauftelle zu verfaufen, wie die 
Tägliche Rundſchau 1901, Nr. 317, nad der Voſſiſchen Zeitung berichtete. 
Die Altiengejellihaft „Akkumulatorenfabrik“ hat ihre Etabliffements in Ober: 
ſchöneweide und Oberjpree in der Nähe von Köpenid. Oberipree ift eine Station 
der Eijenbahn von Niederſchöneweide nach Spindlersfeld. 


Man unterjcheidet jet Alt: und Neu-Leipzig. Erfteres befteht aus 
der inneren Stadt und aus Vorftädten, 3. B. aus dem Stadtteil, welder 
zwiichen dem Auguftusplag und Reudnitz liegt. Die innere Stadt war ehemals 
von Feſtungswällen und Gräben umgeben, an deren Stelle Promenaden, Allen, 
fleine Gartenanlagen getreten find. Sie, die innere Stadt, umfaht nur 
173,800 Ar. Die Zahl der Einwohner betrug 1895 183,137. Es gibt, ab: 
gejehen von Schirmfabrifen zc., nur wenig Fabriken. Mehr Fabriken gibt es 
in den Vorſtädten Alt:Qeipzigs und in Neu:Leipzig, d. h. in den 1889 ff. ein: 
verleibten, im Often, Süden, Weiten, Norden belegenen VBororten,‘) z. B. in 
Reudnig, Plagwitz, Eutrigih u. ſ. w. Dann kommen Fabriken, die in benad: 
barten Yandgemeinden oder Kleinftädten belegen, jämtlid) oder großenteils von 
Leipziger Kapitalilten begründet find. An der Eilenbahn nah Eorbetba, 
Naumburg x. liegt unter anderem 7 km Leutzſch.“) Von Leipzig aus it 
diefer Kleine Ort auch zu erreichen, wenn man die eleftriiche, über Lindenau 
führende Straßenbahn benußt. 1900 wurden nad) dem Leipziger Tageblatt 
mehrere Fabriken bei Leugich gebaut. 1898 und 1899 ftieg die Einmohner: 
zahl raſch, weil große induftrielle Unternegmungen nad) Leugich überfiedelten.’) 
Eine dajelbjt befindliche Aftiengejellichaft für Kunſtdruck und die Fabrikation 
von Zigarrenfiftchen gab 1899 und 1900 12 und 10 %/u Dividende. 

12 km Großmiltig. Die Leipziger firma Schimmel & Comp., Fa— 
brik ätheriicher Dele, Eſſenzen und chemilcher Präparate, legte vor ahren 
Rojenfelder bei Miltig an. Die ganze Leipziger Fabrik wurde 1901 nad 
Miltig verlegt. 

15 km Marfranftädt. Es giebt dajelbit große Burichtereien und 
Färbereien von Rauchwaren. Leipzig tft befanntlih ein Hauptfig des Pelz 
handel. In den 1890er Jahren wurde, menn ich nicht irre, eine Leipziger 
Maſchinenfabrik und Eijengießerei nad) Marfranftädt verlegt. 


An der Eifenbahn nah Halle liegen unter anderem: 


) Verichiedene Fabriten der Vororte haben eigene, große Verfaufsläden im der 
inneren Stadt. 

2, Man führt auch nad Zeit über Leutzch. 

®) Leipziger Tageblatt 1899, Nr. 590. 
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6 km Wahren. Die dajelbft 1896 begründete H. Lucknerſche Fabrik— 
Faͤrberei, hat 19 Läden in Leipzig, Connewitz x. Nach Annoncen im Xeip- 
iger Tageblatt iſt 1898 eine Leipzig-Gohliſer Werkzeug: Majchinen:TFabrif, 
1900 eine Leipzig-Reudnitzer Spiegelfabrit nad) Wahren verlegt worden. Der 
Ort hat auch Anichluß an die Leipziger eleftriihen Straßenbahnen erhalten. 

9 km hena. Diejer Heine Ort ift hier wegen jeiner bedeutenden, 
einem Baron gehörigen Bierbrauerei zu erwähnen. Bier wird nicht nur aus 
Großftädten nad) Stleinftädten verjandt, jondern auch umgekehrt, 3. B. aus 
Lügihena, Merjeburg, Greiz und Deffau nad Leipzig. Auch aus Bayern, 
Halle, Berlin ꝛc., Pilfen und Piljeneg kommt Bier nad Leipzig, aber meines 
Willens nie aus Breslau, Hamburg, Wien, obgleich Londoner Porter und Ale 
zu haben find. 

14 km Schkeuditz. Die Stadt gehört in politiicher Beziehung zu 
Preußen, fie hängt aber in gewerblicher Beziehung eng mit Leipzig zujammen. 

An den Eijenbahnen, welche nad) Magdeburg, Dresden, Hof x. führen, 
iheinen ſich die Leipziger Fabriken weniger auszudehnen. Die Leipziger Firma 
1. Schumann, Wachstuch- und Ledertuchjabrif, verlegte 1901 einen Zeil ihres 
Betriebes nad) Borsdorf, Il km von Leipzig an der Dresdener Bahn. Später 
joll der ganze Betrieb verlegt werden. Im Südoften von Leipzig, in Mölfau, 
liegt eine Pianofortefabrif, Aktiengejellichaft, vormald Gebrüder Zimmermann. 
Eine Leipziger Armaturenfabrit wurde 1901 nah Döbeln, 66 km von Leip- 
jig, an der jüdlichen Dresdner Bahn verlegt. 

In Rodleben bei Roßlau) in Anhalt gibt e8 eine Leipzig:Anhalter 
Hautwollfabril. Die Leipziger Firma %. Flinſch befigt Papierfabrifen x. 
in Blanfenberg an der Saale, in Cospuden bei Leipzig (in der Gegend von 
Knauthain), in Weejenftein bei Dresden, in Weißenſee bei Berlin. Die Aktien: 
geiellihaft vormals F. Schulz jun. in Lei pie befigt chemiſche Fabriken da: 
jelbft, in Neuburg in Bayern und in Eger. 

In der „Kolonialen Zeitſchrift“ erichten 1900 eine Annonce, der ich 
tolgendes entnehme. Die Farbenfabrit von Berger & Wirth wurde 1823 in 
Yeipzig begründet. Die Firma befitt jetzt Fabriken in Schönefeld und Eutritzſch 
bei Yeipzig und in Barmen, fyilialen in Berlin, Florenz, London, New: 
York, Petersburg und Moskau. Aehnlich ftehen im Salıngjchen Berliner 
Börſenjahrbuch Aktiengejellichaften, welche Fabriken in verjchtedenen Ländern und 
Erdteilen befigen. Der ungariſche Staat bemüht ſich, ausländiiche, bejonders 
deutiche und engliiche, Fabrikanten ins Land zu ziehen. 1900 erſchien in Inns— 
bruck Tirols Waflerfräfte und deren Verwertung. Eine Studie von C. M. 
Menghius. Herausgegeben von der Handeld- und Gewerbefammer in Tirol.“ 
36 Seiten. Dieje Broſchüre wurde 1900 auf der Parifer Weltausftellung ver: 
teilt, auch) an die Leipziger Handelsfammer gefandt. Man wünjcht, fremde 
Rapitaliften, Fabrikanten, ins Land zu ziehen. ntereffant find 3. B. die Aus: 
jührungen ©. 5 über Elektromotoren ıc. 

9. B. Oppenheim hob bereit? 1872 a. a. DO. hervor, daß in Berlin 
manche Fabrik nicht joviel Ertrag lieferte, wie der Zins des Verfaufspreijes des 
Terrains betragen hätte.?) Der genannte Autor und andere jchlugen daher vor, 

», In diejer feinen Stadt gibt es ein Etablijiement, welches 700 Arbeiter be— 
ihäftigt, Maſchinen und Dampfer baut. In Fonik, 4 km von Defjau, wurden 1901 
neue — gebaut. 

) Bergl. auch G. Schmoller in der Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft, 
1X74, S. 502 Oben über Schäffer & Walder. 
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Berliner Fabriken nach Kleinftädten und aufs Land zu verlegen, wo die Bau: 
ftellen und Baumaterialen billiger, die Arbeitälöhne niedriger find. Die be 
treffenden Berliner Fabrikgebäude wären dann in Miethäuſer für kleine Leute 
zu verwandeln. Dadurch würde die Wohnungsnot geheilt werden, denn aud 
viele Handwerker, Klein: und Großhändler, Bankiers, Rechtsanwälte, Aerzte x. 
würden überfiedeln. 

Brandenburgijche und fchlefiiche Hleinftädte kämen als neue Standorte der 
zu verlegenden Fabriken in Betracht. Hauptſächlich müßte man indes an 
Pommern, Poſen, Weit: und Dftpreußen denfen. Die große Reform würde 
ferner den Nußen haben, die Landwirtſchaft zu heben, ihr einen nahen, 
vorteilhaften Abſatz ihrer Erzeugniffe an die neu einziehenden Fabrikanten und 
Arbeiter zu verichaffen, und da3 deutſche Berölferungselement gegenüber dem 
polnijchen numerijch, wirtichaftlich, geiftig zu itärken. Die Frage, welche Klein: 
ſtadt ein Berliner Fabrikant der und der Branche wählen joll, wäre leichter 
zu beantworten, als es jcheint: 


A. Es gibt bereits eine umfafjende, wenn aud in Broichüren, Seit 
ichriften, Zeitungen zerjtreute Literatur über die Hebung der Induſtrie Oft: 
preußens, Pommern ꝛc. Dazu dürften viele Akten von Behörden kommen. 


B. Eine Enquete würde gute Refultate liefern. Bon Beamten ber 
Provinzen, Regierungsbezirke, Kreife, Städte, von Handels, Gewerbe: und 
Landwirtſchafts-Kammern würde man brauchbare Notizen erhalten, 3. B. über 
die Trage, in melden Gegenden Fabriken landwirtihaftliher Maſchinen be: 
ſonders erwünſcht find. 

In Zeitungen findet man häufig Annoncen, in denen auswärtige Fa— 
brikanten (und Rentiers) zur Niederlaſſung in der und der Klein— 
oder Mittelſtadt aufgefordert werden. Dieſe Inſerate gehen von Stadt— 
behörden, mandmal von — Fabrikanten, Kaufleuten, Staatsbeamten, 
aus. 1897 habe ich eine Liſte ſolcher Aufforderungen gegeben '), und ſpäter 
noch viele gefunden. Sie famen aus dem Königreich Sadjien, zum Zeil auch 
aus der Provinz Sachſen, aus Anhalt, Brandenburg, Schleftien, Schleswig: 
Holftein, der Provinz Hannover, Rheinpreußen, Mähren (Olmüt), Tirol ?), der 
Schweiz. Auch die Kleinftädte Pommerns, Poſens, Welt: und Oftpreußens 
hegen den natürlihen Wunſch, an Bevölkerungszahl und Wohlitand zuzunehmen. 

Der Deutſche Oftmarfenverein (zum Schute des Deutſchtums gegen 
das Polentum) könnte wohl nicht gut offiziell für oder gegen Fabrikenverlegungen 
Partei nehmen, aber er könnte Gründe für und gegen die Verlegungen jammeln. 
Das wäre jehr nützlich und läge ganz in feiner Aufgabe, ſozuſagen Kompetenz. 

In Mittelitädten, ja, in Kleinftädten und in Landgemeinden gibt e8 
viele Fabriken, melde die großſtädtiſchen Etabliſſements derjelben 
Branden an Rentabilität erreichen, ja, ftarf übertreffen. Auf Grund 
der Daten des Salingichen Berliner Börjenjahrbudhes und anderer Quellen 
habe ich eine ſolche Zulammenftellung geliefert.) Die betreffenden Fabriken 


) Walder, Die Interefienfämpfe der... .. Klein, Mittele und Grokftädte, 
29 ff. Auch Siegmar bei Chemnitz ift bier zu erwähnen. 

2) Vergl. oben über Menghius. 

2) Walder, Geſchichte der Nationalöfonomie, 4. Aufl. 1899, S. 89-99. An: 
tereflante Notizen über die Konfeltionsinduitrie der Heinen mähriſchen, mit Wien 
und Berlin konkurrierenden Orte Proßnitz, Bostowig ıc. ftehen in der Schrift: Ein 
goll- und Handelsbündnis mit Deutichland. Wien 1900, ©. 77, 79. 
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liegen meift in Nord: und Mitteldeutichland. Aehnliche Unterfuhungen für 
Sübdeutichland, Defterreih, England ꝛc. wären wünſchenswert. 

C. Engliiche, amerikanische, deutiche Erfahrungen haben gezeigt, daß Elein- 
ftädttiche Fabriken durch günftige Frachttarife, Differentialtarife, der Eiien- 
bahnen in ihrem Konkurrenzlampfe mit ben großftädtiichen Fabriken außer: 
ordentlich; gefördert werden. Durch folche Mittel fünnte man die Verlegung 
von Berliner Fabriken erleichtern. Die Sahe müßte aber geſetzlich (nicht 
adminiftrativ) auf Jahre Hinaus geregelt merben, damit die betreffenden 
Fabrikanten nicht etwa durch de Aenderungen ftarfe Verluſte er: 
leiden. Man könnte dem Befiter einer verlegten Tyabrit auch eine zehn: oder 
jwanzigjährige freiheit von allen Staatsſteuern (nicht Gemeindejteuern) 
zugeftehen. Wehnliches war früher häufig, fommt noch jegt in Ungarn und 
Defterreich vor. 

Der Staat kann auch ohne neue Geſetze jo manches für die Linderung 
der Wohnungsnot tun, indem er 3. B. Reparatumverfitätten feiner Eijenbahnen 
aus Großftädten, Berlin ꝛc. nach Kleinftädten verlegt. 

Die obige Statiftif zeigt troß ihrer Umvollitändigkeit, daß in den legten 
Jahrzehnten und Jahren im Auslande und im Deutichen Reiche viele groß: 
ſtädtiſche Fabriken nah KHleinjtädten verlegt worden find. 

Auh Kanalbauten find für eine gleihmäßigere örtliche Berteilung 
der Bevölkerung von Wichtigkeit. Am Kaiſer-Wilhelm-Kanal (Nordoftieetanal) 
find 3. B. viele neue Fabriken angelegt worden.) Der Berliner Profeſſor 
Slaby meint, die billigfte Bewegungskraft für Kanäle ſei die Elektrizität. Die 
Zentralitationen würden zugleich den an den Kanälen belegenen Fabriken dienen. 

Eleftrotehnifer haben längſt angeraten, Fabriken nah Gebirgs— 
gegenden mit guten Wafferfräften zu verlegen. Intereffante Ausführungen 
darüber find von E. Bignami 1899 im Auguſt-Heft des Londoner Engineering 
Magazine und 1900 von ©. Qunge und J. Wolf’s Zeitichrift für Sozial- 
— geliefert worden. Die erſtgenannte Abhandlung bezieht ſich auf 
Italien. 





i) Vergl. das Leipziger Tageblatt, 1901, Nr. 517. 
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Aus den Gefebkblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutihe Reih, Minifterialblätter ıc. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt des ReichsGeſeizblattes. 


Nr. 34: Kaiferl. V.O, betr. die Erftredung der für Kaufſahrteiſchiffe geltenden Bst: 
ſchriften auf die Gouvernementöfahrzenge der Echubgebiete v. 5. 7.1903 ©. 247. — Staat: 
vertrag zwiichen dem Reiche und Sturemburg, betr. bie SONNE einer Nebenbahn von 
Diedenhofen nad Bad Mondorf v. 4. 2. 1903 ©. 53— 


II. — des Gefehkblattes für Elſaß-Lothringen. 


Ar. 8: Geſ. betr. die Feititellung eines Rachtrags * Tier aaa von 
Elſaß⸗ — für das Rechnungsjahr 1903 v. 4, 7. 1903 ©. 41—43 


III. Gefeke, Staatsverträge und landesherrliche Verorduungen 
der Bundesftaaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern: 


Gefeg- Sammlung für die Königlihen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 21: Geſ. wegen Ausdehnung des Geſetzes, betr. die Wblöfung der Realtahrn 
in der Provinz Schleswig-Holſtein, vom 3. Januar 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 3) auf den 
Kreis Herzogtum Lauenburg v. 29. 5. 1903 ©. 189, 190. — Geſ., betr. Bebauung und 
Benupung ehemaliger Wallgrundjtide in Sranfiurt a. M. v. 4. 6. 1903 = Kar 11. — 
B.D., betr. die Zufländigfeit der VBerwaltungsgerichte und dem Sultan; für Grin 
feiten, welche nah Vorſchriften des Ktrankenverſicherun ya Hei Pe bt. 1 
©. 417) und des Gefehes, betr. weitere Abäuderungen des anfenberfiherungdg et wu 
25. Mai 1903 MReichs⸗Geſetzbl. S. 233) zu enticheiden find v. 8.6.1903 ©. 191, 1.2 
Nr. 22: Allerh. Erlaß vom 4. Juli 1903, betr. Uebergang der zurzeit der Eifenbabndirekion 
in Bromberg unterftehenden Reubaulinie Falkenburg ti. Pomm.— Gramenz in den Beid 
der Eiienbabndireftion in Stettin S. 195 


Gejees- und Verordnungs:Blatt für da8 Großherzogtum Baden. 


Ar. XVI: V.O., die Hafenpolizeiordnung für den Hafen in vr betr. — > 
ar mit der Landesverwaltung von Eiſaß-Lothringen erlafien] v. 14. 7. 1 
. 139, 140. 








To leiber Verlag Arthur Sellier) Münden 
Seydel, Mar von. 
Borträge aus dem allgemeinen Staatsrecht. 


Separatabdruck aus den Annalen des Deutſchen Reichs. gr. 8°. (96 S.) Mt 


Dieje Borträge, eine der ſchönſten und reifiten Gaben des berühmten Gtantsrerhtölchrers, 
find in den Jahrgängen 1898—1900 ber Annalen erjhienen. Die Separatausgabe, zu der 
ih mid, einer Anregung aus akademiſchen Streifen folgend, entichlofien habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's Berehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willtommen jein. 


Meurer, Dr. Ghr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg. 


Meberficht über die Arbeiten der Snager 
Fr edenskonferenz, insbeſondere das Abkommen zur friedlichen 


Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 8". (60 S.) Mt. 1.80. 


Literarifche Mitteilungen der Annalen des Deutſchen Reichs. 1903. Nr. 9. 
Die vorliegende Reftoratörede orientiert in vorzüglicher Weife über das in jeiner 
Bedeutung vielfad unterjchäßte, aber des allgemeinften Interefles würdige Abfommen zur fried« 
lien ———— internationaler Streitfälle, wie es aus der Haager Friedenslonferenz hervor« 
gegangen i 


Laß, Dr. jur. L., Kaiſerl. Regierungsrat im Reichsverſicherunggamt und 
Maier, Dr. jur.Rud., Referentim Kaiſ. Auffichtsamt für Privatverfiherung. 


‚Saftpflichtrecht und Reichsverſicherungs⸗ 


Geſetzgebung. Zum praktiſchen Gebrauche bearbeitet. Zweite 
völlig umgearbeitete uflage. Gr. 8°. (XX, 303 Seiten.) 1902. Brojciert 
ME. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mi. 8.20. 


„ deutihe Berficherungs: Een 1901, Nr. 87. 
Wir Dürfen gleich — daß man dem Werke aus vollſter Ueberzeugung 
das Prädifat vorzüglich zuertennen muß . 


Duenfing, Dr. Fr. 


Die Verlegung der Fürforgepflicht gegen: 
über Minderjährigen. — — zu ihrer ftrafgejeß- 


lichen Behandlung. gr. 8°. (IV u. 126 ©.) M 


Seele, F. X., kgl. Regierungsrat in Landshut, Vorfitender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz und 
das Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz nad dem 


Gejeße betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeieke dv. 30. Juni 1900. 
Lex. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. i0.— 


Zeitihrift — dad Berg⸗, Hütten- und Salinen-Weſen im Preußiſchen Staate Heft 3, Band 50. 
Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sadfenntnis und Geſchick verfaßten 

Kommentar, der bejonders ſchätzenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung bes Baur Unfall» 
verfiherungsgejeßes bisher noch nicht erfolgt war. Ueberall ift in den Erläuterungen bie ein« 
ihlägige Literatur, ſowie die Rechtſprechung der verihiedenen Instanzen der Unfallverfiherung 
berüdfihtigt und in ihren für die praftiihe Handhabung des Gejehes wichtigen Ergebnifjen 
—— zur Darſtellung gebracht. Ein ſorgfältiges, ſehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 

das Buch, das weiten Kreiſen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet iſt. 





Im Erſcheinen tft begriffen: — . 


Die ZW weite vollitändig neubearbeitete Auflage von Dr * 


J. d. Staudinger's 3 
Kommentar zum Bürgerlichen eiehude 


für da8 Deutiche Reich nebit Einführungsgefeb berausgegeben von 
Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Magring, 


Univ.-Profeffor und Rechtsanwalt in Profeffor an der Univerfität t. Oberlandesgeriitärat In 
Münden Freiburg 1.8. Münden 

Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix SGerzfelder, 

£. Sandgerihtsrat in Münden t. Landgerichtsrat in München Redtsanwalt In Münden 


Joſeph Wagner, 
f. Oberlandesgeriditärat in Mugßburg. 


Es 
\ 
® 


Das Sacheurecht erläutert von Ki Kober iſt ſoeben —— geworden. — 
(VIH, 664 ©.) Broſch. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17 

Vom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, liegen 3 Lieferungen (88 1 
bis 1493) vor. Bee Erſcheinen der übrigen Teile ift gefichert, zumächft ıı 


der Allgemeine Teil und das Erbrecht zur Ausgabe tommen. Das von. Mir i . 
ſtiſchen Autoritäten als „vortrefflihe Darftellung“ anertannte Koberi 
enrecht wird von jeder Buchhandlung gerne zur Anitar a t 
gelegt. 





Der Staudinger'ſche Kommentar, deſſen erſte Auflage in verhältnismäßig kurzer Zeit, no) por 
Vollendung, bergriffen war, hat e# von allen großen Kommentaren zum BGB. zu allererft 
allen Teilen in zwelter Auflage au erfheinen. Diefe Tatſache iſt die beite Beftätigung 
freundlichen Aufnahme, die dem Kommentar bei Publitum und Kritik zu teil geworden Ift, « 
Die Ziele und Zwede der neuen Auflage geben über die der erften erheblich hinaus Während eu hi 
diefer vielfah nur um markante Darftellung der Grundzüge des Geſetzes bandeln konnte, mußte nu 
den Ingioifchen im gewaltiger Anzahl aufgetauchten Detailfragen und Kontroverfen Stellung genommen 
Befonderes Augenmerk ift der landesrehtliden Ausführungsgefehgebung zuge 
worden. Die Musführungsgefege von Preußen, Bayern, Sadfen, Württemberg und Babe 
fändig, die der übrigen Bundesftaaten, ſowelt es die Wichtigkeit der eingelnen Materie erbelfchie, in ® t 
fitigung gezogen; daneben ift auch der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem blherigen and J 
erweitertem Umfange Nechnung getragen worben. 2 
Der Name bes inzwiſchen verſtorbenen verdlenſtvollen Herausgebers ber I. Auflage, ( e 
von Staudinger, fol auch fernerhin dem Werke erbalten bleiben. Die Verteilung bed Stoffes m 
bie einzelnen Mitarbeiter iſt die gleiche geblieben. Bon den In erfter Auflage burd) Gedeimrat bon Siaubis 
erläuterten Materien wird nunmehr das ebeliche Guterrecht von Zandgeridtsrat Dr, Engelmann, | ’e * 
Obligatlonenrecht angebörende Teil von Landgerichtsrat Rober bearbeitet. Dieſe beiben Herren babe au 
In Gemeinfhaft bie redaktionelle Leitung dei Geſamtwerkes übernommen. . A ec 
Als eine Berdefferumg Äußerer Art darf bervorgehoden werden, dak — mebrja geäuberu 
Wunſchen entfpreddend — die Vorbemerkungen in überfihtliherem Drude gehalten fiub als biäber. ** 
iſt die Sapanorbnung der 1. Auflage, die ſich wegen Ihrer Zweckmäßlakelt und Uederfichtlichleit unget 
falls erfreute, beibehalten worden. 


Der Gejamtpreis der 2. Auflage wird etwa WE 80.— Sagen. 
Bande werden geihmadvolle Halbfranzdeden auögegeben. 


4} 
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Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel — 
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Herausgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 


ur: 
. 





Münden 1903 
3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) 





Ziterarifce Mitteilungen 
| der Annalen des Deutfchen Reichs. 


Neneribeinungen auf dem Gebiete der Rechts⸗ u. Staatswilienihaften 


2 Unter ftändiger Mitarbeiterfchaft 
Dr. ©. Jarger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
> herausgegeben von 


b. Eheberg ü in Erlangen und PBrof. Dr. 9. dyroff in — 


— 


Juhaltöverzeihuis umflah 
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. ehe Anfang umd von Dr. a 1. Beier ifie, @ A 


“2 der: tl 6- der —— Abteilung ur 
— See ment : ——— Preußiihen Zentral » Genoſſen⸗ 

latit von Adolf ındt, Bro- ichaftstaffe (Schluß) e 
—feffor in Königäberg . . . . 721-741 


der Mittel der tinen und Notizen 
lidenverfiherung & 
von Dr. 9. v.Loeper, Ne Unterfhlagung von durch Poſt⸗ 
——— gierungsrat in Berlin (Schlub) 742—778 anweijung liberfandtem Geld 


Pin 
—F —— — — r 8 Aus den Geiehblätten.. . - -» 


Abhandlungen volks- und finangwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Herrn Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder jonjtigen rechtswiſſenſchaftlichen Inhalts an Herrn Profefior 
Dr. Anton Dyroff, Winden Robellſtraße 4, eingejandt werden. 

Die Rüdjeiten der Manujffriptblätter jollen unbeſchrieben jein. Das Honorar 
wird nad) Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem ber Abdruck erfolgte. Bon Ab 
bandlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder: 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen” erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
NRüdjendung Sorge getragen. 

Durd; Annahme zum Abdrud erwirbt die DVerlagsfirma das alleinige um: 
beichränfte Vervielfältigungsrecht. 


Münden 43. 3. Scweilee Verlag 


Bande. 2. WETTE 728 Dre TZIIT A 
Die Firma J. Schweißer Sortiment in Münden, Karlsplatz 29, hat die 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) fowie die Separatabdrüde der „Annalen“ über 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 
Jahrg. 1868— 1902, vollitändige Serie mit den vergriffenen und 
jeltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 
gut gebunden für . ». 2» 2 2... MEI1S0.- 
„ 1870-1902 gut gebimden fr . 2. 2 2. 2 2 7 
„ 1881—1902 „ E ee 
" 1891—1902 " " " . * 50.— 


Kleinere Serien, einzelne Bände, — Sefte — mdernudeit . 
nad) Vorrat zu entjprechenden Preiſen. 
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Legislaturperioden 
oder: 
comment le pouvoir ex&cutif arröte le pouvoir legislatif? 


Bon Adolf Arndt, Profeſſor in Königsberg. 





8 1. Die Theorie von Montesgnien. 


Yede Zeit hat ihre beionderen Aufgaben zu erfüllen. Während die Gegen: 
wart mit fozialen Ideen erfüllt iſt, während ihre Hauptaufgabe darin beiteht, 
dur pofitive Maßnahmen das geiftige und Teibliche Wohl der Bürger zu fördern, 
während fie zu dieſem Zwecke of und tief in die perjönliche und wirtichaftliche 
Freiheit eingreift, während der Zug der modernen Gejekgebung mehr und mehr 
dahin geht, zwingende ſtatt nachgiebiger Vorſchriften zu jegen, befaßte fich die 
vorhergehende Epoche mit der Herbeiführung und Sicherung der individuellen 
Freiheit, mit der Befeitigung möglichft aller dieje Freiheit einengenden Einrich— 
tungen und Vorichriften. Fragt man heute, wie fördern wir die Bürger, jo 
fragte man damals, wie ſichern mir die perjönliche freiheit? Am meiiten, 
nahm man im 18. und 19. Jahrhundert an, ift die perjönliche Freiheit in England, 
dem Lande der Erbfreiheit, gefichert. Von den engliichen Berhältniffen abftrahierte 
man, generalifierte man — und jo gelangte Montesquieu, nicht weil er dieje 
Theorie an und für fid) als naturnotwendig oder vernunftgemäß anſah, jondern 
weil er fie in den engliſchen Verhältniffen durchgeführt glaubte, zu der einft viel 
verherrlichten und dann faft noch mehr befämpften Theorie von der Teilung 
der Gemwalten. 

Anfang und Ende aller Weisheit, Ausgangs: und Zielpunkt allen Strebens 
war die individuelle freiheit. Das war «le droit de faire tout ce que 
les lois permettent.»') mar ift dies eine Freiheit nur innerhalb der Gejete, 
nur im Staate, nur unter Beobachtung der ftaatlihen Einrichtungen. Damit 
aber der Staat der perjönlichen Freiheit nicht gefährlich wird, jollen feine Befug— 
niffe begrenzt und beſchränkt werden. Das geichieht, jo meinte man, am beiten, 
wenn die Gewalten fich wechjelfeitig hemmen, wenn fie gegeneinander feſt abge: 
grenzt, wenn fie voneinander unabhängig find und doch wieder die eine die an: 
dere aufhalten kann. — Alles, nicht um ein begriffliches oder logiſches deal einer 
Staatöverfafjung zu erzielen, jondern um möglichſt die perjönliche Freiheit zu 
gewährleiften. 

Deshalb jagt Montesquieu*): «La libertö politique ne se trouve 
que dans les gouvernements moderes. La democratie et l’aristocratie ne 
sont point des Etats libres par leur nature. Pour qu’on ne puisse abuser 

) Montesquieu, de l’esprit des lois libre XI chap. III. 

®) L. c. chap. IV. 
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le pouvoir, il faut, que par la disposition des choses, le pouroir arröte 
le pouvoir. Une constitution peut ötre telle que personne ne sera con- 
traint de faire des choses aux quelles la loi ne l’oblige pas et de ne point 
faire celles que la loi lui permet.» 


Damit die perjönliche Freiheit beitehen kann, ſei es nötig, jo veriteht 
Montesquieu das engliiche Recht und jo lehrt er, daß die geießgebende Gewalt | 
von der vollziehenden und der richterlichen getrennt wird. Sie ſoll die Borichriften } 
für alle geben; fie joll fie aber nicht felbft ausführen. Wusgeführt dürfen fie. | 
je nad) Beichaffenheit der Dinge, nur durch die vollziehende oder die richterlice 
Gewalt werden, welche beide von einander unabhängig jein müſſen. Sit nun 
die gejeßgebende Gewalt die höchſte, die jouveräne, injofern ihren Vorjchritten 
jedermann, auch die vollziehende und die richterliche Gewalt zu gehorchen haben, | 
jo joll fie doch — eben im ntereffe der individuellen Freiheit — feine deſpotiſche | 
jein, auch fie ſoll durch die vollziehende Gewalt gehemmt werden, fie joll nur } 
tätig werden auf Deranlaffung der vollziehenden, ihr Anfang, ihre Unterbredyun: | 
gen (Paufen), ihr Ende joll nicht von ihr jelbft, jondern von der vollziehenden | 
Gewalt beitimmt werden; fie ſoll nicht eriftieren, nicht tätig werden dürfen, bevor 
fie von der vollziehenden Gewalt zum Leben und zur ZTätigfeit berufen ift; ſie 
ſoll aufhören tätig zu jein, zu erijtieren, jobald dies die vollziehende Gemalt 
vorſchreibt. Daß die vollziehende Gewalt in ihrer Bejugnis, die Legislative zu 
berufen, zu vertagen und zu jchließen, auch ihrerjeitd durch bejondere Vorſchriften 
wieder beichränkt it, erjcheint ala jelbitverftändliche Tyolge der Lehre von der 
Gewaltenteilung; denn ſonſt würde ja die vollziehende Gewalt die deſpotiſche 
werden. Aus bdiefen Gründen lehrt Montesquieu weiter‘): «Ze corps I 
gislatif ne doit point s’assembler lui-möme,; car un corps n’est censé avoir 
de volont& que lorsqu’il est assembl& et s’il ne s’assemblait pas unaniment, 
on ne saurait dire quelle partie serait veritablement le corps legislatif; 
celle qui serait assemblee, ou celle qui ne le serait pas. Que s’il avait 
droit de se proroger lui-m&me, il pourrait arriver que s’il ne se prorm- 
gerait jamais, ce qu’il serait dangereux dans le cas ou il voudrait attenter 
contre la puissance executive; — il faut done que ce soit la pwissance execu- 
tive qui rögle le temps de la tenue et de la durde de ces assemblees, par 
rapport aux circonstances qu'elle connait. Si la puissance executive n’a pas 
le droit d’arröter les enterprises du corps legislatif, celui ei sera despotique, 
car comme il pourra se donner tout le pouvoir, qu'il peut imaginer. il 
anneantira toutes les autres puissances.» f 

Wie Montesquieu hiernad) im Intereſſe der perfönlichen Freiheit fordert | 
und wie er das engliiche Recht verfteht, jo ſoll die vollziehende Gewalt Beginn, 
Bertagung und Schluß der Legislative nad) den Umftänden beftimmen. 
Die Legislative kann erft tätig werden auf Einberufung der Vollziehenden und 
fie muß aufhören tätig zu fein, jobald die Exekutive dies beftimmt. it dies 
richtig, jo beginnt die Legislaturperiode erft mit der Einberufung, jo beiteht vor | 
der eriten Einberufung nod) feine Qegislative, folglich kann fie vorher auch nicht 
aufgelöft werden, jo muß fich die Legislative auf Verlangen der Erefutive ver- 
tagen, jo hört fie zu eriftieren auf, nicht jo und fo viel Jahre nad) der Wahl 
oder nad der Einberufung, jondern, Jobald dies die Erefutive vorichreibt und 
wenn in Ipäteren Gejegen ein Zeitmaß für die Dauer der Legislative geiekt ıft. 


1) L. c. chap. VI. 
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jo gilt dies nur für den Fall, dab die Legislative nicht vorher geichloffen iſt. 
Die Legislaturperiode endet daher nicht jo und jo viel Jahre nad der Wahl 
oder nad) der eriten Einberufung ; jondern wenn ihr Ende von der Erefutive 
beitimmt ift, dann ift fie beendet, abgelaufen, geichloffen. Die Hinzufügung einer 
Marimalzahl für die Dauer der Legislatur- oder Wahlperiode bedeutet nur die 
längfte Ausdehnung, welche die Exekutive der Legislative geben darf. Sit dies 
richtig, jo iſt die Legislaturperiode ſchon abgelaufen, wenn fie von der Erefutive 
geihloffen it, jo bedarf e8, um fie vor der letzten und weiteltgeftredten End— 
grenze zu jchließen und um vor dieſem Zeitpunfte (nad) Schluß durch die Exe— 
futive) die Neumahlen vorzunehmen, feiner ausdrüdlichen Auflöfung, jo beftehen 
jelbft in dem Falle nicht zwei Parlamente nebeneinander, wenn die Neuwahlen 
vor Ablauf der Wahlperiode oder der möglich gewejenen Längflausdehnung der 
Legislaturperiode vorgenommen find. 

Montesquieu hat in diejen Punkten, wie nunmehr gezeigt werden joll, 
das engliiche Recht richtig veritanden. Das englische Recht ſtimmt hierbei über: 
ein mit den Verfaſſungen, welche auf jtändiihem Boden erwachſen find, nämlich 
mit den deutſchen, öfterreichiichen, ungariſchen, in den wichtigiten Punkten aud) 
mit den romaniſchen, dem franzöſiſch-belgiſchem Rechte. 


82. Das engliiche Recht. 


Sit die Bezugnahme auf die Lehre von der Gemaltenteilung zwar feines- 
wegs ein juriftiiher Beweis, jo ift fie ficher nicht bedeutungalos und jeden: 
fall ein adminikulierendes Bemweisftüd, weil die Urheber der modernen Ber: 
faffungen, namentlid; der preußiichen, dieje Lehre dem Verfaffungswert mehr 
oder minder vollitändig zugrunde gelegt haben oder doch wenigitens zugrunde 
legen wollten. Noch zuläffiger ift die Bezugnahme auf engliiche Verhältniſſe, 
denn jort und fort hat man namentlid in Preußen auf England eremplifiziert '), 
hat man engliſche Einrichtungen übernommen und wenn dies irgendwo und wie 
der Fall, jo war dies gerade bei den parlamentarischen Imftitutionen. Sehen 
wir deshalb, was William Bladjtone in jeinen 1848 in aller Händen be- 
findlihen Commentaries on the Laws of England?) über Vertagung, Pro: 
— (Seiftonsihluß) und Auflöſung (Parlaments: oder Legislaturperioden— 
ihluß) jagt: 

1. “An adjournment (das Sichvertagen) is no more than a continuance 
ol the session from one day to another, as the word itself signifies: and 
this is done by the authority of each house separately every day; and 
sometimes for a fortnight or month together, as at Christmas or 
Easter, or upon other particular occasions. But the adjournment of one 
house is no adjournment of the other —” — "a prorogation — would 
often be very inconvenient to public and private business, for proroga- 
tion puts an end to the session; and then such bills as are only began 
and not perfected; must be resumed de novo (if at all), in a subsequent 
session: whereas, after an adjournment, all things continue, in the same 
state as at the time of the adjournment made, and may be proceded 
on without any fresh commencement.' 


») „Die Berufungen auf England find unjer Unglüd,* v. Bismarck in ber 
Zweiten Kammer am 24, September 1849. 
?) Second edition I p. 196 ff. 
46* 
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"A prorogation is the continuance of the parliament from one 
session to annother; as an adjournment is a continuation of the session 
from the day to day. This is done by the royal «authority — Both houses 
are necessarily prorogued at ihe same time; it not being a prorogation 
of the house of lords, or commons, but of the parliament. 

A dissolution is the civil death of the parliaments, and this may be 
effected in three ways: By the kinys will, expressed either in person 
or by representation. For, as the king has the sole right of convening thr 
parliament, so also it is a branch of the royal prorogative, that he may 
(whenever he pleases) prorogue the parliament for a time, or put an 
final period to its existence. \f nothing had a right to prorogue or dissolve 
a parliament but itself, it might happen to become perpetual. And this 
would be extremely dangerous, if at any time it should attempt to en- 
croach upon the executive power, as was fataliy experimented by the 
infortunaded King Charles the first; who, having unadvisely passed an 
act to continue the parliament then in being till such time as it should 
please to dissolve itself, at last, fell a sacrifice to that inordinate power, 
which he himself had consented to give them. It is therefore extremely 
necessary that the crown should be empowered to requlate the duration 
of these assemblies, under the limitations which the English constitution 
has prescribed; so that, on the one hand, they may frequently and re- 
gularly come together, for the dispatsch of business, and redress of 
grievances; and may not on the other, even with the consent of the 
crown be continued to an inconvenient or unconstitulional length.” 

2. A parliament may be dissolved by the demise of the crown 
(bei uns nicht rezipiert). 

3. "Lastiy, a parliament may be dissolved or expire by length of 
time. For if either the legislative body were perpelual; or might last 
for the life of the prince who convened them, as formerly; and were 
so to be supplied, by occasionally filling the vacances with new repre- 
sentatives, in these cases, if it were once corrupted, the evil would be 
past all remedy; but when different bodies succeed each other, if the 
people see cause to disapprove of the present, they may rectify its faults 
in the next. A legislative assembly also, which is sure to be separated 
again (— — —) will think themselves bound, in interest as well as 
duty, to make only such laws as are good. The utmost extent of tim 
that the same parliament was allowed to sit, by the stalute 6 W. and 
M. c. 2, was three years; after the expiration of which, rekoning from 
the return of the first summons, the parliament was to have no longer 
eontinuance. But by the statute I Ge.Ist.2 c. 38 — this term was 
prolonged to seven years — to that, as our constitution now slands. 
the parliament must expire, or die a natural death, at the end of every 
seventh year; if not sooner dissolved by the royal prorogative.” 

Hiernach bedeutet die Prorogation zwar den Schluß der Seſſion und 
bewirkt deren Diskontinuität, d. h. Gejege müſſen von neuem eingebradyt werden, 
fie läßt aber das Parlament fortbeitehen. Diejes endet durch Auflöjung 
(dissolution) und zwar ſtets heißt das Ende, aud) das Ende des Parlaments durd 
Beitablauf, Auflöjung. Lestere tritt in drei Fällen ein; der erfte und regel: 
mäßige Fall it Akt der Krone, die allein das Parlament zujammenrufen, pro: 
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rogieren und auflöjen kann, von zwei Ausnahmen abgejehen. Die eine Aus— 
nahme, zugleih der zweite Fall der Auflölung, Erledigung der Krone, 
fommt für unjer Recht nicht in Betracht, der dritte und leßte, kaum je praktiſch 
gewordene Tall betrifft die Auflölung durch bloßen Ablauf der Zeit. Das 
Parlament gilt ipso jure als aufgelöft, wenn fieben Jahre ſeit der Einberufung 
verftrichen find. 

Da das Parlament und zwar regelmäßig (eigentlich ftets) jein Ende, jeine 
Auflöfung, durch einen Akt der Krone vor Ablauf der 7 Jahre findet, jo 
gilt es mit diefem Akte als tot, es hat jein Ende (civil death) durch dieſen 
Akt gefunden. Folglich fteht es nad) diefem Akte einer Neuwahl nicht entgegen ; 
es iit von da ab tot, vollkommen tot; es beitehen aljo nicht zwei Parlamente, 
wenn auc vor Ablauf der fieben Jahre ein neues Parlament gewählt ift; die 
Bemeflung der Legislaturperiode auf 3, jpäter 7 Jahre, bedeutet nur the utm«st 
ertent, nicht die regelmäßige und nicht die wirkliche Ausdehnung der Legislatur- 
periode, jondern nur deren längſt mögliche Ausdehnung. Die Vorichrift 
von der Dauer der 7 Jahre ift nur ein PBalliativ; fie tritt nur ein, falls 
nicht, was die ausnahmsloſe Regel, vorher die Legislaturperiode durch königlichen 
Akt beendet ift; fie ſoll nichts anderes jein als das Verbot, das Parlament 
länger ala fieben Jahre zuſammen zu laflen; fie jchreibt nichts anderes vor, 
als daß dad Parlament, wenn nicht eher ausdrücklich, dann ſtillſchweigend durch 
Ablauf von fieben Jahren jeit der Einberufung als tot und aufgelöft gelten joll. 

Faſſen wir das Gejagte nod) einmal zuſammen: im Intereſſe der per: 
jönlihen Freiheit, um die Tyrannei der Legislative, 3. B. des langen 
Parlaments, zu verhindern, jchreibt das britische Recht vor: Geburt und Tod 
des Barlament3 werden durch die Krone beftimmt. Sollte die Krone, was nicht 
vorfommt, unterlaffen, den Tod des Parlaments vorher auszufprechen, jo ſoll dieſer 
durch Ablauf von 7 Jahren ſeit der Einberufung als von jelbit eingetreten gelten. 

An dieſer Rechtsauffaffung hat ſich bis auf den heutigen Tag in England 

nichts geändert; dies zeigen auch die Darlegungen von Homersham Gor, 
the institutions of the english government 1863 p. 51 ff. Hervorzuheben 
it, daß auch Cox jebes Parlament ftet3 durch „dissolution” jterben läßt, auch 
im Falle des Ablaufs der längft zuläfiigen Lebenszeit. 
. Ueber die Bedeutung der längftmöglichen Ausdehnung der Vegislaturperiode 
ſagt Cox p. 35 — the Long Parliament of that reign lasted eighteen 
years. But the Triennial Act of William II limited the duration of 
Parliament to three years at the furthest — — p. 36. Lastly by an act 
of George I and generally known as the Septennial Act, it was enacted 
that the then present Parliament and all subsequent Parliaments shall 
continue seven years and no longer, unless sooner dissolved. 

Auh Eor fieht in der Bemefiung der Legiölaturperiode nur eine äußerfte 
Grenzbeftimmung. 

Ueber die frage, ob dieje Grenzbeitimmung, die Berechnung der Legis: 
laturperiode, vom Wahltage oder vom Tage des Zujammentritts erfolgt, gibt 
das Septennial Act die denkbar Harfte Auskunft, nämlich dahin “it (the Par- 
liament) ceases after seven years from the day of summons, it was 
appointent to meet”, zu deutſch): Das Parlament hört auf fieben Jahre von dem 
Zage ab gerechnet, welder in der Einberufungsordre für den Zu: 
lammentritt beftimmt war. 

'), Erifine May, Zujammenjeung uſw. des Parlaments, 3. Auflage, überjegt 
v. Oppenheim ©. 56. 
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$ 3. Das franzöfifch:belgiiche Recht. 

Das franzöftich-belgiiche Recht erkennt ala einen der oberften hiſtoriſchen 
und dogmatiſchen Sätze des Konftitutionalismus den Sat an, dak ein Parla: 
ment nicht vor der Eröffnung eriftiert, daß aljo nicht der Wahlakt jondern die 
Inſtallation fein Dajein Schafft, daß ein gewähltes aber nod) nicht fonftituiertes 
Parlament nicht aufgelöft werden fann und daß die Legislaturperiode nicht vom 
Tage der Wahl, jondern vom Tage de3 Zujammentritts beginnt. 

l. Dictionnaire de l!’Academie frangaise s. m. «lögislature» «la periode 
de temps qui s’ecoule depuis V’installation d'une assemblee legislative jus- 
qu'à l’expiration de ses pouvoirs.» 

ll. Dietionnaire de la langue frangaise par E. Littr& de l’institut etc. 
s. m. lögislature. 1. L’ensemble des pouvoirs qui font les lois. 2. legislature- 
assemblee legislative. 3. Periode de temps qui s’ecoule depuis Vinstallation 
d’une assemblee legislative jusqu’a l’expiration de ses pouvoirs». 

III. Grande Eneyelopedie s. m. leyislature: gest le temps qui s’ecoule 
depuis le jour oü une assemblee legislative est install&e jusqu’au jour 
ou expirent ses pouvoirs. Ainsi la premiere legislature de la chambre 
des deputes actuelle va du 8 mars 1876 au 25 juin 1877; la deuxieme 
legislature du 7 novembre 1877 au 29 juillet 1881, la troisieme du 
28 octobre 1881 au 6 aoüt 1885, la quatrieme du 10 novembre 1885 
au 15 juillet 1899 — —.» 


S. m. chambre des deputes beridjtet die Grande Encyclopedie. daß das 
scrutin de ballotage für die erfte Legislaturperiodre am 5. März, Eröffnung 
(ouverture) am 8. März 1876 ftattfand, welch leßterer Tag, wie s. m. legis- 
lature angegeben, den Beginn der eriten Legislaturperiode darftellt. Die Kammer 
ward am 25. Juni 1877 aufgelöft. Die Wahlen darauf fanden am 14. Oftober 
1877 ftatt; aber die zweite Legislaturperiode begann nicht mit diefem Tage, jondern 
erit mit dem 7. November, dem Tage, an welchem die Kammer «se reunit». 
Die Kammer wurde durch Akt des Präfidenten am 29. Juli 1881 geichlofien, 
diejer Tag bezeichnet das Ende der Legislaturperiode. Darauf fanden die Wahlen 
am 21. Auguft 1881 ftatt; die dritte Legislaturperiode wird jedoch nicht jchon 
von dieſem Tage, jondern erft vom 28. Oktober 1881, dem Tage der In— 
ftallation, gerechnet um. 


Bekanntlich beftimmt die franzöftiche Konititution, daß die „députés 
sont elus pour quatre ans“, über die Dauer der Legislaturperiode beftimmt 
fie nihts. Ein nochmaliger Blid auf die mitgeteilten Daten ergibt nicht 
bloß, daß der Beginn, jondern aud, dab der Schluß der Legislaturperiode nicht 
durch den Wahlaft, noch durch den Ablauf der Wahlperiode beitimmt wird. Es 
ift die Erefutive, von melder die Geburt und der Tod der Legislative (im 
Rahmen gewiſſer gejeglicher Schranten) abhängen. Der Präfident der franzöfiichen 
Republit bedarf der Zuftimmung des Senats, wenn er die Deputiertenfammer 
während der Legislaturperiode auflöjfen will, genau ebenio wie zur Auflöſung 
des deutichen Neichdtages während der Legislaturperiode ein Bundesratsbeichluß 
unter Zuitimmung des Kailerd nötig iſt (Reichsverfaſſung Art. 24). Um nad 
dem Tage, an dem die Deputiertenfammer geichloffen ift, Neuwahlen vorzu: 
nehmen, bedarf der Präfident feines Senatsbeichluffes.. Obgleih die Wahl: 
periode vom 14. Oktober 1877 bis 14. Oktober 1881 lief, jo konnten ohne 
Senatöbeihluß bzw. ohne ausdrüdlihe Auflöfung die Wahlen ſchon am 
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21. Auguft 1881 ftattfinden. So wenig wie dem engliichen entipricht es dem 
belgtich-Tranzöftichen Rechte, mit den Neuwahlen bis nad) Ablauf von jo und jo 
viel (7 bzw. 4) Jahren nad dem Wahl: oder dem Einberufungstage zu warten ; 
dieje fünnen ftattfinden, jobald die Erefutive Fraft ihrer ‘Prärogative das alte 
Parlament (jeine Legislaturperiode) geſchloſſen hat. Die Aengitlichkeit, mit der in 
Deutichland je zwei Male hintereinander genau der Wahltag des alten Parlaments 
wieder genommen wurde (10. Januar 1874 — 10. Januar 1877, 16. Juni 
1898 — 16. Juni 1903), ift ebenſo überflüjfig wie dem Auslande unverjtänd- 
ih. Als am 30. April 1903 der legte Reichstag geichloffen wurde, war jeine 
Legislaturperiode und er jelbit vorbei; es iſt ganz unerheblich, ob der Kaiſer 
ihn hätte länger zujammen laffen können, ob er ihn nicht erft jpäter hätte 
zu schließen brauchen. Kann man die unzweifelhaft feititehenden Grundſätze 
des engliihen oder des belgiich-franzöfiichen Rechts anmenden, jo konnten die 
Neuwahlen vom 30. April 1898 ab an jedem dem Kaiſer genehmen, 
den Umständen, namentlid in Rüdjicht auf die Tätigkeit des neuen Reichstages, 
entiprechenden Tage ftattfinden. Obgleich am 30. April 1898 weder die Wahl: 
periode (wenn es jolche in Deutichland gibt), noch die Qegislaturperiode im Sinne 
von „the utmost extent“ des engliihen Rechts abgelaufen war, jo bedurfte 
88, auch um die Wahlen am 1. Mai oder vor dem 16. Juni oder jpäter, oder 
jelbit nad) dem 6. Dezember 1903 vorzunehmen, ebenjowenig der ausdrüdlichen 
Auflöfung durch Bundesratsbeichluß, wie e8 in Frankreich im gleichen Falle 
eines Beſchluſſes des Senats bedurjt hätte. 

Da dad Parlament auch nad franzöſiſch-belgiſcher Auffaffung erit mit 
der Eröffnung zu leben beginnt (abgejehen von den für Deutichland nicht in- 
tereifierenden Ausnahmefällen), jo beiteht auch fein Zweifel, daß es vor dielem 
Zeitpunfte nicht aufgelöft werden fann. Als Karl X. durd eine der Or: 
donnanzen vom 26. Juli 1830 bie jchon gewählte, zum 3. Auguft 1830 
bereits einberufene, aber am 26. Yuli noch nicht injtallierte Deputiertenfammer 
auflöfte, erichien am folgenden Tage dagegen der von A. Thiers verjaßte 
Proteſt. 3. J. Thomſſen, der befannte ultramontane belgiiche Gelehrte und 
Staatsmann, trägt in Nr. 323 jeiner Constitution belge annotee hierüber vor: 

«La chambre peut-elle ätre dissoute avant d’avoir ete reguliere- 
ment constituee? — Une telle dissolution — serait evidemment irregu- 
liere. La constitution ne dit pas que le roi peut annuller les elections; 
elle ne lui donne que le droit de dissoudre les CGhambres, or, une 
Chambre n’existe regulierement qu’a partir du moment vü elle est con- 
stituee. Rossi dit avec raison que jusque la, il y a des éléments d’un corps, 
mais pas le corps lui-meme.»') 

Die gleiche Anficht, daß eine Kammer vor ihrer Konftituierung nicht be— 
fteht und nicht aufgelöit werden kann, teilen G. Beltgens, La Constitution 
Belge revisee, Liege 1894 zu Art. 71%), ferner A. Giron, le droit public 
de la Belgique 1884 p. 112. 

Werfen wir noch einen Blick auf die mitgeteilten Daten über die Wahl, 
die Eröffnung und den Schluß der Deputiertenfammer, jo zeigt fi, daß dieſe 
nie länger als 4 Jahre jeit dem Wahltage zufammenblieb. Obgleich ich dieſen 
Saf — bisher ausgeſprochen fand, glaube ich, daß man für das belgiſch— 

) Cours de droit constitutionnel P. IV p. 45 suiv. 


h Zu Art. 71 Nr.6: La chambre ne peut ötre dissoute avant d’avoir été re 
gulierement constituee. 





728 Arndt. Ueber Anfang, Unterbrehung und Schluß der Legislaturperioden ıc. 


franzöſiſche Recht behaupten darf, die Kammer ift ſpäteſtens 
4 Jahre nad dem Wahltage zu jhließen. Dies läßt fich behaupten, 
weil das belgiſch-franzöſiſche Recht nicht eine Marimalzeit für die Legislatur- 
Due feſtſetzt, Sondern vorjchreibt, daß die Wahlen auf 4 (bei Senatoren 

Yahre erfolgen. Erblidt man in ber Wahl dad Mandat, welches das 
—— Volt dem Deputierten überträgt, jo läßt ſich die Anficht vertreten, daß 
dieſes Mandat aufhört, jobald 4 bzw. 8 Jahre jeit der Wahl verfloffen find. 
Notwendig ift ein ſolcher Schluß allerdings nicht, da ja das Mandat aud in 
der Weile übertragen werden Tann, daß jein Beginn erft vom Tage jeiner 
Wirkſamkeit, d. i. dem Tage des Parlamentsbeginns, rechnet. Für die erwähnte 
Anficht Tiefe fi) das Argument verwerten, daß in gewiſſen Fällen (3. B. bei 
der Thronerledigung in Belgien) die Abgeordneten von jelbit zujammentreten 
dürfen, daß man ihnen aljo dort ein jog. Mandat von Anfang an, d. h. von 
der Wahl an, zujprechen fann. 

Nehmen wir alfo jelbft an, daß die längft mögliche Dauer (the utmost extent) 
der Deputiertenfammer in frankreich und Belgien 4 Jahre, vom Wahltage ab, 
beträgt, jo fteht andrerjeit3 unzweifelhaft jet: 1. Die Legislaturperiode beginnt 
erft mit der Eröffnung des ‘Parlaments. 2. Vor diefem Zeitpunkt beiteht 
(wenigftens regelmäßig) noch fein Parlament und kann es daher auch nicht auf: 
gelöft werden. 3. Die Legislaturperiode endet nicht erſt 4 Jahre jeit der Wahl, 
londern an dem Tage, an dem der Schluß durdy die Erefutive erklärt ift, mit 
welhem Tage aud die Vollmachten erlöſchen (les pouvoirs s’expirent). Dieſer 
Schluß muß allerdings jpäteftens 4 Jahre nad der Wahl erfolgen. 4. Da 
das Parlament durch den Schluß (clöture) beendet, tot ift, da jchon durch den 
Schluß feine Vollmachten erloihen find, jo können jhon von dieſem 
Zeitpunftte ab, vor Ablauf der 4 Jahre, die Neumahlen, obne 
ausdbrüdlide Auflöfung, angeordnet werden. Sa, Lebon, Das 
Staatöredht der franzöſiſchen Republit in Marquardiens Handbuch des öffent: 
lihen Rechts S. 63, bezeugt: „Die Wahlkollegien werden durch Dekret des 
Präfidenten der Republik einberufen. Die allgemeinen Wahlen müfien 
zu normalen Zeiten binnen 60 Tagen vor Ablauf der Boll: 
machten ber Kammer ftattfinden.“ 





8 4. Das preußiſche Recht. 


Bekanntlich entipricht die preußiſche Verfaffungsurfunde der belgiichen mit 
der Maßgabe, daß fie mit Vorbedacht einzelne und zwar erhebliche Abweichungen 
getroffen hat. Sie fennt nicht das Recht der Kammern, ſich von jelbit zu ver: 
Yammeln (art. 70 const. belg.), weil ſolches ein nicht würdiges Mißtrauen (im 
die Exekutive) und in jeinen Wirkungen revolutionär ſei.) Wie in Belgien 
hat der König das Recht, die Kammern zulammen zu berufen, zu jchließen 
(prononcer la clöture) und aufzulöfen. Wie das beigiiche Recht geht auch die 
preußiiche Verfaſſung nad) dem oft ausgeiprochenen Willen ihrer Urheber von dem 
Prinzip der Gemaltenteilung aus”); wenn fie jonft dieſes Prinzip mehrfach 
modifiziert hat, jo ift dies rücdkfichtlich der Befugniffe, welche das Prinzip 


!) Verhdl. der J. 8. 1849 ©. 2398. Der Entwurf der Verfafjun stommiſſion der 
Nationalveriammlung (Eharte Waldech gab das eo eo. wie in Belgien. 

2) Val. die Vorjchriften in Art. 45, 49 Abi. 3, 86, 106 und die Verband: 
lungen dazu. 





8 3. Das franzöfiichbelgiihe Recht. — 8 4. Das preufiihe Net. 729 


der Gewaltenteilung oder, jagen wir, das engliiche Recht, wie auch das belgiſch— 
franzöfiiche, der Erekutive in Bezug auf Beginn, Unterbredung und Schluß 
der Legislative verleiht, nicht geichehen. Art. 51 ber preuß. Verfaſſung jagt: 
„Der König beruft die Kammern und jchließt ihre Sigungen.“ Wie in 
England, Frankreich und Belgien entitehen die Kammern aud in Preußen 
nicht ſchon durch die Wahl, ſondern erft durch die Einberufung und hören fie zu be= 
ftehen auf nicht erft, wenn jo und jo viel (jeßt 5) Jahre jeit der Wahl oder 
jeit der Einberufung verfloffen find, jondern ſchon mit dem Schluß. Durch ber 
Schluß iſt die Legislaturperiode abgelaufen (ecoulee) in Preußen, wie in 
England, Belgien und Frankreich. Wenn Art. 75 der preuß. Verfaſſung ſagt: 
„Die Kammern werden nad Ablauf ihrer Legislaturperiode wiedergewählt“, 
jo Heißt dies nah Schluß dieſer Legislaturperiode dur den König. Die 
Neuwahlen können in Preußen, wie in England, Belgien und frankreich 
nad diejem Tage ftattfinden, ohne daß man behaupten kann, es beftehen zwei 
Kammern neben einander, wenn vor Ablauf von the utmost extent der Legis: 
laturperiode, d. i. vor Ablauf von 5 Yahren jeit der Einberufung, die Neu: 
wahlen ftattfinden. Ebenjowenig wie in Belgien und Frankreich, bedarf es, um 
die Neumahlen vor dieſem Zeitpunkte vorzunehmen, der (ausdrüdlichen) Auf: 
löfung der alten Kammer.) Die im Jahre 1873 vorgenommene Auflöfung 
des preußiichen Abgeorbnetenhaufes war ſonach entbehrlih und die Erklärung 
des preußiichen Staatsminifterrums vom 4. Oktober 1873 im Staatsanzeiger 
©. 239, die übrigens mit der jonftigen (früheren wie jpäteren) Auffaffung der 
Staatsregierung fich nicht deckt, inſoweit rechtsirrtümlich, oder es lag eine 
übertriebene Aengſtlichkeit vor. 

Dies Alles, wie e8 der Eonftitutionellen Theorie und der Lehre von der 
— — entſpricht, ſoll nunmehr als poſitives Recht nachgewieſen 
werden. 

Nach Art. 66 der revidierten Berfaffung vom 31. Januar 1850 ſollte 
„die Bildung der Erften Kammer in der in Art. 65 beitimmten Weife — am 
7. Auguſt 1852 — eintreten“. Diefer Tag mar gejet nad) dem Elaren Wort: 
(aut der Motive (Nr. 461 der Drudjahen), und den Reden des Antragitellers 
Graf Arnim (Sten.Ber. der Zweiten Hammer S. 2317) und des Abgeordneten 
Geppert (dai. S. 2144), weil „mit dem 7. Auguft 1852 die Legislaturperiode 
der damaligen Zweiten Kammer zu Ende geht“.?) Der 7. Auguft war aber 
nit der Wahltag, jondern der Eröffnungstag; die Wahlen hatten am 27. Juli 
1849 ftattgefunden. Hienach unterliegt es feinem Zmeifel, daß die Verfaſſungs— 
urfunde ſelbſt den Eröffnungstag als den Beginn der Legislaturperiode feſt— 
geſetzt hat. Bereitd im Jahre 1858 wurde die Frage praftiih. Die Zweite 
Kammer war am 8. oder 12. Oftober 1855 gewählt und durd; Königliche Ordre 
vom 12. November auf ben 28. November 1855 zur erften Tagung zulammen= 
berufen. Berechnete fich die Legislaturperiode vom Wahltage, jo war es ver: 
Yafungswidrig, daB die Aammer nod) nach dem 8. oder 12. Oftober, nämlic) 
auf den 20. Oktober 1858 zu einer außerordentlichen Tagung zwecks Beſchluß— 
Yaflung über die Regentichaft zujammenberufen wurde. Es ift dagegen bemerft 


') In England bezeichnet man jeden Schluß des Parlaments als dissolution, auch 
den durch bloßen Zeitablauf oder Neumahlen. u 
...) S. auch den Antrag des Zentralausſchuſſes der Erſten Kammer, Sten.Ber. 1849 
5.2404: „Für die Dauer der gegenwärtigen Legislaturperiode bewendet e& bei 
der jegigen Zujammeniegung der Erjten Kammer.“ 
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worden,') daß damals „die Trage, wie die Legislaturperiode zu berechnen jei, 
gar nicht erörtert und ausdrüdlic) entichieden worden“. Das Gegenteil entipricht 
den Zatjahen. Die Frage ift in allen Blättern wiederholt erörtert, es find 
von den Gegnern der Regentichaft, Neue Preußiiche (FT) Zeitung am 13. Oftober 
1858 Nr. 239, Zweifel über die Zuläffigkeit der Einberufung auf den 20. Of: 
tober 1858 erhoben worden, es iſt darauf nad) „gewiſſenhafteſter Prüfung“ eine 
lange und gründliche offizielle Erklärung in der hochoffiziöſen Preußiſchen Korre— 
ipondenz eridhienen, die in allen politiichen Blättern, 3. B. in Nr. 476 der 
National:Zeitung, abgedrudt war, und in welcher haaricharf bewieſen wird, daß 
eine Kammer erft eriftent wird durch Königliche Einberufung, daß aljo auch erft 
von da, wie in Art. 66 der Berfaffung unzweideutig anerfannt wird, die Legis- 
laturperiode zu rechnen ift. Auf dieſe Erklärung zog jelbit die Neue Preußiiche 
Zeitung Nr. 241 ihren Einſpruch zurüd. Es ift hiernady den Tatiachen wider: 
Iprechend, daß man jtillichweigend über die Angelegenheit fortging‘), ebenjo wie 
eö den Tatſachen wideripricht, daß „die Angelegenheit dringlich war, nicht bis 
nah vollzogenen Neuwahlen hinausgeihoben werden jollte und bie jofortige Ein— 
jegung der Regentihajt von der Regierung und dem Landtage übereinftimmend 
gewünicht wurde“ ; denn die Regierung und die reaktionäre Landtagsmehrheit haben 
die jofortige Einjegung der Regentſchaft keineswegs gewünſcht, vielmehr dieje gegen 
die Ueberzeugung aller Liberalen und anjcheinend auch gegen ben Geift der Ber: 
faſſung, jage und jcpreibe, einundeinhalbes Jahr, nämlich ſchon vom April 
1857 an, hinausgeſchoben. Endlich widerjpricht es den Tatſachen, wenn gelagt 
it: „man ging daher einer Erörterung der Frage, ob das eingeichlagene Ber: 
fahren einer richtigen Auslegung des Art. 73 der Verf. Urk. entſprach, einfach aus 
dem Wege“. Als die Kammern am 20. Oktober 1858 zufammengetreten waren, 
handelte e3 jih nur noch um die von der Neuen Preußiichen Zeitung bzw. der 
hochreaktionären Partei aufrecht erhaltenen Einreden, 1. der angeblich noch nicht 
eitgeitellten, dauernden Regierungsunfähigkeit des Königs, 2. des Fehlens von 
Vorihriften über gemeinſame Tagung des Landtags (Geichäftsordnung) und über 
die Wiederaufhebung der Regentſchaft, 3. daß es fich nicht um eine Lebernahme, 
jondern eine Uebertragung der Regentichaft handeln könne. Der Einwand 
der Unzuftändigfeit der Kammern wegen Zeitablaufs, der von Anfang an nur 
in Zweifelsform geäußert war, wurde nit mehr aufredterhalten und 
erwähnt.?) 


Daß bei diefer Sadılage die Kammern ihre Legitimation zur Sache, ihre 
zeitliche Zuftändigfeit, prüften und prüfen mußten, iſt jelbftredend; das ift die 
erite Frage, die fich jede Körperichait vorlegt; ebenjo Kar ift aber auch, daß 
beim Fehlen eines Einſpruchs die Kammern nicht bejonders darüber zu beichließen 
brauchten, wie ſie ſolches auch jonft nicht tun. Der Schlußſatz des gemeinjchaft- 
lichen Berichts der Geichäft3-Ordnnungs-Sommiffionen, daß „weitere Bedenken 
gegen die Art und Weije der geforderten Mitwirkung der ver: 
einigten Häuser nicht beſtehen“ kann, nad Lage der Sache ſich nur auf 
unjere ‘Frage bezogen haben.*) 

Nehmen wir zu dem allen hinzu, daß die Abitimmung über Art. 66 der 

ı, Laband in der Deutichen Juriften-Zeitung Nr. 21 v. 1902. 

2) Yabandl.c. 

®) Nr. 241 der Neuen Preukiichen Zeitung. 

* Auh Eduard Lasker, Zur Berfafiungsgeihichte Preußens ©. 96, erfennt die 
Zuftändigteit der Zweiten Kammer an. 


84. Das preufiiche Recht. 731 


preuß. Verf. in beiden Häuſern eine namentliche gewejen war, an der jo 
ziemlich Alles, was einen politiihen Namen hatte, teilnahm (v. Bismard, 
Simon, P. Reidenjperger, Stahl, Dahlmann, v. Rönne, die 
Grafen Arnim und Schwerin, dv. d. Heydt, v. Auerswaldt, Bejeler, 
Heffter, Simon uſw.), daß nahezu die Nämlichen im Oftober 1858 in den 
Kammern mitwirkten, daß der Bericht der gemeinichaftlichen Kommiſſion 
i. J. 1858 (verfaßt von Homeyer, Schriftführer v. Mallindrodt) ein- 
ftimmig ergangen und einftimmig angenommen, daß die Negentichaft ebenio 
einftimmig beichloffen wurde, jo fann an der Beweiskraft diejes Präzedensfalls 
nicht gezweifelt werden, zumal es eines jolchen gar nicht erit bedurft hätte. Auch 
durch den bereits erwähnten Beichluß vom 4. Oktober 1873 hat das Staats- 
miniftertum anerfannt, daß die Legislaturperiode erft von der Eröffnung rechnet. 
Wenn neuerdings angedeutet ift, daß man ſich 1858 habe von politijchen 
Rückſichten leiten laffen und nur aus jolchen die Legislaturperiode ala am 
20. Oktober 1858 noch fortdauernd angenommen habe, jo it dieſe Andeutung 
ebenjo bedauerlid wie unbegründet. Bei Lichte betrachtet, will fie der Staats- 
regierung von 1858 den Vorwurf madyen, aus politiichen Gründen die Verfaffung 
gebrohen zu haben. Nun mag man fich vielleicht denken können, daß das 
Minifterrum Manteuffel die von ihm feſtgeſetzte Verfaſſung jonft einmal aus 
politiichen Gründen unbeachtet gelaffen habe, daß diejes Minifterium 
joldhes aber zu dem Zwede getan haben jollte, um jich jelbit be- 
jeitigen zu laſſen, ift geradezu undenfbar. Der offenbare Zweck der 
Regentichaftöftellung im Oftober 1858, ihre erſte vorausgejehene Handlung, war 
die ungnädige Entlaffung des Ministeriums. Will ein Minifterium aus dem 
Amte jcheiden, jo kann es freiwillig demiffionieren ; e8 bricht nicht die Verfaſſung 
zu diejem Zwede. Eilig war die Sache auch nicht, wenigftens nicht für das 
Miniſterium und die Kammermehrheit; hatte das Minifterium damals bereits 
10 Jahre amtiert, jo konnte e8 noch einige Wochen weiter im Amte bleiben, 
um dies zu verhindern, begeht man feinen Verfaſſungsbruch. Auch Prinz 
Wilhelm, unſer nadhmaliger Kaifer, hätte fiher an feinem Verfaſſungs- und 
Eidbruche zu dem Zwecke teilgenommen, um die Stellvertretung in bie Regentſchaft 
einige Wochen früher übergehen zu laſſen. ) Es möchte für das preußiſche Recht noch 
angeführt werden, daß der Regierungsentwurf der Verfaſſung vom Mai 1848 
nicht von der Legislaturperiode jpricht, ſondern nad) dem Vorgange der belgiichen 
Berfaffung die Abgeordneten auf 4 Jahre mit Partialerneuerungen (alle 2 Jahre 
die Hälfte) wählen lafjen wollte, dat die Verfaſſungskommiſſion der National: 
verrammlung aber die heutige Faſſung: „Die Legislaturperiode — beträgt — 
Jahre“ gelegt hat. Motive fehlen. Anjcheinend hat man die Legislaturperiode nicht 
vom Wahltage beginnen laſſen wollen, weil die Wahlgeiege damals ein „un: 
befanntes Etwas’ bildeten (noch vorbehalten waren) und weil man den Beginn 
der Legislaturperiode von einem verfafjungsmäßig beftimmten Zeitpunfte an rechnen 
wollte, als welcher damals der November, ſpäteſtens der 30. November, ge- 
egt wurde. In dem Berichte der Kommiſſion heißt es (Sten. Ber. ©. 732, 
fi Rauer, Protokoll S. 68): „Sie (die Kommiffion) konnte ſich nicht bewogen 
finden, das Ausjcheiden eines Teils der Mitglieder, während der Dauer der 
Legislaturperiode feftzujegen, um dem jedesmaligen Volkswillen in jeiner Totalität 
nn Geltung zu verichaffen. Nun verfteht man auch Zweck und Wortlaut 


') &. nod meinen Aufiaß in den preuß. Jahrb. 1902 ©. 434. 
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des Art. 75: „Die Kammern werden nah Ablauf ihrer Legislaturperiode neu 
gewählt”, damit jollte weiter nichts als das Verbot von Partial-, das Gebot von 
fntegralerneuerung ausgeſprochen werden. Daß erit volle 3 (jet 5) Jahre tet 
der Einberufung vergehen jollen, ehe die Neumahlen ftattfanden, hat die Ver: 
faffung nicht jagen wollen, nod gejagt. Die Legislaturperiode it abgelaufen 
(sest &coulee, welches Wort im franzöfiidj-belgiihen Recht gebraudt wird 
nicht jchon, wenn die Wahlperiode oder the utmost extent der Legiälatur: 
periode abgelaufen ift, ſondern wenn die Krone den Landtag geſchloſſen hat. 
Sedes materiae ift primär nidht Art. 73, jondern Art. 51. Art. 73 
bat ebenjo wie das Septennial Act nicht den Zweck, vorzuichreiben, daß das 
Abgeordnetenhaus 5 Jahre zufammenbleiben muß, ſondern daß es höchitens 
folange zufammen bleiben darf, daß es von jelbit, ohne Aft der Exekutive, als 
aufgelöft gilt, werın 3 (5) Jahre jeit feinem Zuſammentritt verftrichen find. 
Uebrigens tft bereits 1858 der Art. 75 alljeitig dahin ausgelegt worden, nicht 
dab 3 Jahre jeit der Einberufung verftrichen jein müflen, ehe die Neumablen 
ftattfinden dürfen, jondern daß die Neuwahlen jpätejtens nah Ablauif 
dieſer Friſt ftattgejunden haben müjlen. 

Das Abgeordnetenhaus und jeine Legislaturperiode find geichloffen, wen 
der König fie geichloffen hat. Das gegenwärtige ift am 1. Mai 1903 ge 
ichloffen. Bis zum Januar 1904 könnte es der König von neuem (auper: 
ordentlich) einberufen. Er kann e8 aber nicht mehr einberufen, wenn er, was 
er ohne weiteres, ohne ausdrüdliche Auflöfung, kann, vorher Neuwahlen vor: 
nehmen läßt. Es beftehen aladann nicht zwei Abgeordnetenhäuſer nebeneinander; 
das alte iſt unwiderruflich befeitigt, Jobald die Neumahlen ftattgefunden haben. 
Das alte ift tot, jobald ber König ed tot haben will. Denn die Erekutive 
beitimmt wie in England, Franfreih und Belgien, Beginn und Ende, Leben 
und Tod des Parlaments. 


85. Die übrigen deutſchen Berjaflungen. 


Hannover, Verf v. 6. Aug. 1840 $ 105, v. 5. Sept. 1848 357: „Der 
Landtag dauert jechd Jahre, vom Tage der Eröffnung an gerednet. 

Sadjen, Verf. v. 4. Sept. 1331 $ 71: „Alle drei Jahre am Schluße 
eined ordentlichen Landtages jcheidet ein Teil der Abgeordneten aus. Für die 
Ausicheidenden finden Neuwahlen ſtatt.“ Durch Gejeh vom 3. November 186° 
ift dies dahin geändert, daß das Ausicheiden vor Beginn des ordentlichen 
Landtages ftattfindet. 

urbejien, Verf. v. 13. April 1832 8 60: „Die Abgeordneten behalten 

ihre Eigenſchaft für die landitändiihen Verrichtungen, weldhe in den nächſten 
drei Jahren vorgenommen werden. In dem dritten Jahr wird nach Auf⸗ 
forderung von ſeiten der Regierung zu einer neuen Mahl geichritten.“ 

Weimar, Gel. v. 6. April 1842 3 69: „Die Amtsdauer eines jeden 
Landtagsabgeordneten beginnt regelmäßig mit dem nad der Wahl zujammen: 
tretenden ordentlichen Landtage und dauert bis zum Zufammentritt des auf 
jene Wahl folgenden zweiten Landtags, jo daß die Amtsdauer eine Etats 
periode beträgt.“ 

Meiningen, Gei. v. 25. Juni 1853 Art. 17: „Das Amt eines jeden 
Abgeordneten erliicht mit Ablauf der von der Eröffnung der eriten Stände: 
verjammlung zu berechnenden Friſt von ſechs Jahren, für weldye er gewählt it.” 
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Braunihmweig, Wahlgei. v. 22. Nov. 1851 8 18: „Bor Beginn 
eines jeden ordentlihen Landtags, alio alle drei Jahre, tritt ein Zeil 
der Abgeordneten aus und wird neu gewählt.“ 

Sondershaujen, Wahlgei. v. 10. Oft. 1852 $ 2: „Die Wahl eines 
Abgeordneten erfolgt jedes Mal auf eine Finanzperiode von vier Jahren.“ 

Rudolftadt, Wahlgei. v. 31. März 1852: „Die Landtagsabgeordneten 
werden jedes Mal auf eine ‘Periode von ſechs Jahren gewählt.“ 

Revidiertes Staatögrundgel. für Oldenburg v. 22. Nov. 1853 Art. 145 
$ 2: „Die dreijährige Wahlperiode wird von Eröffnung bed neuen orbent: 
(ihen Landtags bis zur Eröffnung des folgenden ordentlichen Landtags gerechnet.“ 

Goburg:Gotha, Staatögrundge). v. 3. Mai 1852 $ 49: „Die Wahl: 
periode beginnt ein Jahr vor dem Anfang der auf die Wahl folgenden Finanz: 
periode.“ 

In Altenburg rechnet die Legislaturperiode vom Beginn des auf bie 
Wahl folgenden Jahres, Bei. v 2. Mai 1874. 

Sondershaujen, Wahlgej. v. 14. Yan. 1856 $ 9: „Die Wahl er: 
tolgt auf eine Legislaturperiode von vier Jahren.“ 

Lippe, Wahlgei. v. 3. Juni 1876 $ 18: „Die Legislaturperiode des 
Landtags dauert vier Jahre. Im Falle der Auflöjung des Landtags beginnt mit 
der Ausjchreibung der Neumahlen eine neue Legislaturperiode“ ; das heikt, daß, 
jobald die Neuwahlen ausgeichrieben find, der alte Landtag nicht mehr eriftent ift. 

In Holftein wurden nad) der Verordnung vom 15. Mai 1834 die Ab— 
geordneten auf ſechs Jahre gewählt. Dieſe ſechs Jahre find hinfichtlich der 
erſten Wahlen vom 1. Januar 1835 gerechnet, Hinfichtlic) der jpäteren Wahlen 
vom 1. Januar 1841 zu rechnen ujw.') (alfo nit vom Wahltage). 

Die öſterreichiſchen Landtagsordnungen jprechen teils von „Landtags— 
perioden“, teils von der ‚„Funktionsdauer“, welche Ausdrüde nur jo ver- 
fanden werden fönnen, daß der Tag des Infunktionstretens, b.i. der 
Tag des erjten Zujammentritts, an weldem die Abgeordneten das Gelöbnis 
abzulegen haben, welches die Borausjegung des Funktionierens ift, den erjten 
Tag der Landtagäperiode bildet. 

Ganz unzweifelhaft liegt die Frage im Königreih Ungarn. Dort 
Ipriht das Geje deutlich aus, daß die Abgeordneten für einen fünf Jahre 
dauernden Reichsſstag und für alle fünf Seſſionen gewählt werden. 

Anders liegt der Tall vielleiht nah) der Reichsverfaſſung für 
Oeſterreich $ 18: „Die Abgeordneten werden auf eine Dauer von ſechs 
Jahren gewählt.“ Darnach könnte man annehmen, daß der Tag der Wahl 
maßgebend ift. Dabei würde ſich aber die Schwierigkeit ergeben, daß die Wahlen 
an verichiedenen Tagen ftattfinden. Praktiſch it die Frage deshalb noch 
nicht geworden, weil die Auflöjung immer ſchon einige Zeit vorher erfolgte. 

In Bayern beginnt jeit der Verordnung vom 28. Februar 1863, in 
Württemberg jeit der Kabinetts-Ordre vom 31. Dezember 1861 die Legis- 
inturperiode zwar gleichfalls erft mit der Einberufung, ihr utmost extent endet 
aber ſechs Jahre, gerechnet nicht vom Einberufungstage, jondern von der Wahl. 
Dabei ift zu beachten, daß die Verfaffungen (Tit. VII $ 13 der bayerijchen, 
5 157 der württembergifchen) nicht von der Dauer der Legislaturperiode ſprechen, 
Iondern vorjchreiben, daß alle ſechs Jahre eine neue Wahl der Abgeordneten 


') Patent v. 9. März 189% bei Bölip IV ©. 246. 
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ftattfindet. Dieje beiden Verfaſſungen ftimmen injoweit nunmehr mit ben bel: 
giſch-franzöſiſchen überein. 

Abgeiehen von Bayern und Württemberg jeit 1861 bzw. 1863 
rechnet fich die längſte Dauer der Legislaturperiode entweder vom Er: 
öffnungstage oder jogar erit von einem jpäteren Zage, dem auf die Wahlen 
folgenden 1. Januar oder Etatsjahr. Der Beginn der Legislaturperiode fällt 
überall früheitens auf den Eröffnungstag. Niemals bedeutet die Bemeſſung der 
Legislaturperiode oder, was gleichbedeutend, der Landtagäperiode'), oder (in 
Bayern und Württemberg) die Bemeflung der Wahlperiode, daß der Landtag 
bis zur legtmöglichen Erftredung ſolcher Periode zufammen bleiben muß, jondern 
nur, daß er höchſtens jo lange zujammen gehalten bzw. wieder einberufen werden 
darf. Keinesfalls bedeutet dieſe Bemeffung, daß um die Neumahlen vorher 
vorzunehmen, die ausdrückliche Auflöfung erforderlich ift (im Gegenjage zu der 
in den Neuwahlen liegenden ftillichweigenden). So erkennt R. v. Mohl in jeinem 
Epoche machenden Württembergiichen Staatsreht (2. Ausgabe S. 539) an, daß 
es gebräudjli und zuläffig ift, die Neuwahlen ſchon vor dem vollitändigen Ablaui 
der Wahl:(bezw. Landtags: oder Legislatur-)periode vorzunehmen. Auch nad) 
v. Gerber, Grundzüge ©. 133, ift das Mandat eines Abgeordneten jchon mit 
ber Schließung des Landtags beendet, welche nad, vollftändiger Beendigung der 
Geſchäfte eintreten könne. 


$ 6. Die norddentiche Bundesverfaſſung und das 
deutiche Zollparlament. 


Art. 24 der norddeutſchen Bundesverfaffung lautet in Uebereinftimmung 

mit Art. 24 des preußiichen Entwurfs und Art. 24 der Reichsverfaſſung dahin: 
„Die Legislaturperiode des Reichstags dauert drei (fünf) Jahre.“ Eine andere 
verechnung als die, daß damit die Längſtausdehnung vom Eröffnungs: 
tage gemeint war, beftand damals weder i a Preußen (Bismard, Simion, 
v. Binde, Graf Schwerin, Graf Arnim, Walded, Dr. Lafer, 
PB. Reihenjperger, v. Mallindrodt ujm.), nod in Hannover GH. 1. 
Zahariä, Miquel, v. Bennigien, Windthorft), noh in Weimar 
(Fries), noh in Sadjen (v. Gerber, Wächter), Oldenburg, Alten: 
burg, Holitein, Meiningen, nod) damals überhaupt irgendwo im Gebiete 
des Norddeutichen Bundes. Zweifellos war dieſer Berehnungsmodus namentlich 
den preußiichen Abgeordneten ſchon wegen des Präzedensfalles von 1858 gegen: 
wärtig. Die Berhandlungen des beratenden Reichätages 1867 ergeben weiter 
nichts ald das Beftreben, die preußiiche Legislaturperiode einzuführen (Waldeck 
S. 458, Lasker ©. 456). Selbſt wenn ſonſt in der ganzen Welt die Legis- 
laturperioden vom Wahltage gerechnet wären, jo it dies unerheblih, da in 
Preußen dieſe Perioden damals unftreitig nicht vom Wahltage beftimmt wurden 
und man doc die Auffaffung, melde die bamalige Zeit von dem Worte 
Legislaturperiode hatte, in die norddeutiche Bundesverfaffung übernommen hat. 
Zudem handelt es fi gar nicht um eine bloße Auslegung; denn, mag immer: 
bin das Ende der Legislaturperiode auf den Ablauf der Wahlperiode geiett 
werden, der Anfang der Legislaturperiode fällt in der ganzen Welt, nah Sinn 
und Willen diejes Ausdrudes, auf den Eröffnungstag, auf die installation, 


) H. A. Zachariae, Deutihes Staatd- und Landesrecht I S. 118 IV. 
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auf das meeting, nirgends auf die Wahl oder election. Die nordbeutiche 
Bundesverfaffung jpricht nun nicht von der Dauer ber Wahl:, jondern von der 
der Begislaturperiode. Eine Kate hieß ſchon zu Boileaus Zeiten nur eine Hape 
und niemand fann fie in ein anderes Tier ummandeln; ebenjo wenig fonnte 
und fann ein Gejegeber in Deutichland dem Worte Legislatur die Bedeutung 
Wahl beilegen. Er fann vorjchreiben, die Wahl erfolgt auf drei (fünf) Jahre, 
aber er kann nicht vor Europa dem Satze, die Legislaturperiode beträgt drei 
(fünf) Jahre, den Sinn unterichieben, dat damit die Wahlperiode gemeint ift. 

Im Unterichiede vom Norddeutihen Bunde Hatte der Zollverein für die 
füddeutichen Abgeordneten ‚feine Qegislaturperiode, jondern eine Wahl: 
periode. Art. 9 des Zollvereinigungsvertrages lautete: „Die Abgeordneten aus 
den jüddeutihen Staaten werden auf drei Jahre gewählt. Nah Ablauf 
diejes Zeitraumes finden neue Wahlen jtatt.“ Darnad) war es ganz 
rihtig, daß dad Mandat der jüddeutichen Abgeordneten, da die Wahlen teils 
im Februar, teils im März 1868 ftattgefunden hatten, wie Bismard 
am 21. Juli 1870 im Reichötage bemerkte, nody bis zum Februar und März 
1871 lief, oder genauer, daß vorher feine Neuwahlen ftattzufinden brauchten. 
Eine einheitliche Beendigung der Wahlperiode bzw. eine gleichzeitige Vornahme 
der Wahlen war für den Zollverein nicht vorgelehen. 

Wie man aud über dad Ende der Legislaturperiode des Reichstages 
denfen mag, jeit jteht, daß der Anfang nicht auf den Wahltag, jondern auf 
den Eröffnungstag gejeßt wurde und zu jeßen ift. 

Hierfür ſpricht zu allem bisher Angeführten aud die Geſchäftsordnung. 
Diele iſt befanntlicdy aus dem preußiichen Abgeordnetenhaufe übernommen. $ 1 
der Geichäftsordnung für das preußiiche Abgeordnetenhaus beginnt: „Beim 
Eintritt einer neuen Legislaturperiode tritt nad Eröffnung der beiden Häuſer 
des Landtags (Art. 76 der Verf. Urk) das Haus der Abgeordneten unter dem Vor: 
fie jeines ältejten Mitgliedes zufammen“. Damit ift nicht gemeint „jogleid) nad) 
den Wahlen“, jondern nad) Eröffnung der Legislaturperiode durch den König, 
wie dies die Bezugnahme auf Art. 76 noch unzmeifelhaft bekundet. Mit der 
preußiichen Vorſchrift dedt ſich verbotenus, abgejehen natürlid” von dem 
Allegat des Art. 76, $ 1 der Geihäftsordnung für den Reichſtag. So wenig 
kann der Wahltag für die Beftimmung der Legislaturperiode enticheidend jein, 
daß er weder in ben Stenographiihen Berichten oder Anlagen 
des preußiihen Abgeordnetenhauſes, noch in denjenigen des 
deutihen Reichſtages angeführt ift. Seit den fiebenziger Jahren 
wird im Reichögejegblatt der Wahltag für den Reichdtag angegeben, weil es 
fh um eine aiferliche Verfügung handelt; um aber die Wahltage des preußiichen 
Abgeordnetenhauſes zu ermitteln, muß man, wenigftens für die eriten Jahr— 
zehnte, nahezu ardivaliihe Studien anitellen. Schlägt man die Steno: 
graphiichen Berichte oder die Anlagen für das preußiiche Abgeordnetenhaus oder 
den deutichen Reichſstag auf, jo fann man nur darüber Zweifel haben, ob der 
Einberufungstag oder der Eröfinungstag den Beginn ausdrüdt; bei 
oberflächliher Betrachtung wird man (irrig) den erjteren Zeitpunft ala den maß— 
gebenden anſehen.) Es heißt dort überall Sten.Ber. des Abgeordnetenhaujes 
oder Reichötages, jo und fo vielte Legislaturperiode von der Einberufung 

) Dieſe falihe Annahme war tatjächlich in den jechziger Jahren in den Yentral« 
behörden zur Herrichaft gelangt, wie es der „itatiftiiche“ Minifter Herrfurth in Nr. 1 
der „D. Jurift «3.“ 1898 bezeugt. 
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an dem und dem Tage an.') Unmöglich kann dabei jemand auf den Gedanten 
verfallen, daß die Legislaturperiode an dem nirgends mitgeteilten Wabltage be: 
ginnt. Der Eröffnungstag wird dagegen auf den erften Seiten mitgeteilt, er iſt 
der Tag, an dem die Thronrede gehalten wird, worauf unmittelbar am gleichen 
Zage der Reichstag für eröffnet erklärt wird. Ganz richtig und in Ueberein— 
ftimmung mit dem in der ganzen Welt wie bei uns üblichen und allein richtigen 
Sprachgebrauche jpricht die Thronrede des Sailer vom 6. Dezember 1893 
von ber bevorjtehenden Legislaturperiode. Auc, dies läßt fich nicht 
aus der Welt ichaffen. Dean muß jchon den Kaiſer und die mitverbündeten 
Regierungen vor der ganzen Welt dementieren, wenn man den Sat aufrecht 
erhalten will, daß die Legislaturperiode jchon mit dem Wahltage (die8 wäre 
der 16. Juni 1898 gewejen) begonnen hat oder beginnt. 

Ich komme nun zu den beiden pieces de resistance für die Gegner. 

Im Jahre 1869 wurde ein Reichätagswahlgejeg vorgelegt und unter dem 
31. Mai 1869 verabſchiedet. Zur Begründung der Zeit der Vorlegung wird 
angeführt, Aktenftüd Nr. 17 38.3 ©. 143, daß jchon im folgenden Jahre 1870 
Neuwahlen ftattzufinden haben. „Angefichts aber der ſchon im nächſten Jahre (am 
31. Auguft 1870) bevorftehenden Endigung der Legislaturperiode und des Ein: 
tritts neuer Wahlen dürfte es fi) faum empfehlen, die einheitliche Regelung 
der Wahlgrundiäge und des Wahlverfahrens länger hinauszufchieben.“ Der 
31. August 1867 war nicht bloß der Wahl-, jondern aud) der Einberufungs: 
tag des Reichötages. Lebteres ift in den Sten.Ber. angegeben; eriteres läßt 
ſich aus den Tageszeitungen feitjtellen. Gemeint ift der 31. August dagegen wohl 
nicht ala Einberufungs:, jondern als Wahltag, denn es heißt an einer anderen 
Stelle: „Die Wahlen für die auf die Publikation der Verfaſſung folgende 
Legislaturperiode des Reichstagg wurden in ſämtlichen Bundesftaaten den 
31. Auguft 1867 vollzogen“, während von dem Einberufungstage nicht ge 
ſprochen wird. Daß eine offenbar ganz beiläufige Beinerfung in den Motiven, 
die nur den Zweck hatte, zu erklären, warum man nicht etwa ein Jahr Ipäter 
eine Vorlage macht, feinen juriftiihen Beweis ausmacht, bedarf feines Beweiſes. 
Auf die Bemerkung ift übrigens bei den Verhandlungen von feiner Seite zurüd: 
gekommen; fie war abjolut unerheblid) und es wäre als überflüjliges Gerede 
empfunden, wenn ein Abgeordneter etwa gejagt hätte: er wolle zwar gegen das 
Wahlgeſetz jeldft nichts jagen, müſſe aud zugeben, dat der Zeitpunkt für bie 
Einbringung richtig gewählt jei; doch müſſe er bemerken, daß nicht deshalb die 
Wahlen jpäteftens im Jahre 1870 ftattfinden müffen, weil am 31. Auguft 1867 
die Wahlen vorgenommen waren, jondern weil an diefem Tage das Präfidium 
den Reichötag auf den 10. September 1867 berufen hat. 

Bedeutſamer ſchon ift, daß infolge der am 19. Juli 1870 eingetrof: 
jenen Kriegserflärung mitten in der gewaltigen Aufregung dad am 21. Juli 
1870 in allen Lefungen angenommene Gejeß vom gleihen Tage vorjchreibt: 
„Die Legilaturperiode des am 31. August 1867 gewählten Reichstags 
wird für die Dauer ded gegenwärtigen Krieges mit Frankreich, jedoch nicht 


) Es heißt vom legten Neichstage: A. Stenographiihe Ber. über die Verhand— 
lungen des Neichöt. X. Legislaturperiode. I. Seſſion 1898/1900. Erjter Band. Bon der 
Eröffnungsjigung am 6. Desk: 1898 bi8 — —.“ Die Anlagen haben zum Inbalt 
und zwar am Anfang: „Al. Verordn. v. 25. Nov. 1898, die Einberufung ded Reichst 
betr., Eröffnungsfigung im Weihen Saale ujw. am Dienjtag, den 6. Dez. 1898, Thron- 
rede, Eröffnungserflärung.“ Kein Wort vom Wahltage! 
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über den 31. Dezember 1870 hinaus verlängert.“ Ob es heißt, des am 31. 
Auguſt gewählten, oder am 31. Auguft zujammenberufenen AReidjs- 
tags, it umerheblih. Es wäre als jinnlojes Geſchwätz am 21. Juli 1870 
empfunden und verurteilt worden, wenn Lasker oder Waldeck oder Miguel 
(Berichterftatter) oder jonft wer gelagt hätten, es müſſe beißen, am Tage bes 
am 31. Auguft zujammenberufenen Reichstages und in den Motiven'), 
ftatt, weil die Wahlen, weil die Einberufung am 31. Auguft 1867, jtatt: 
gelunden hat. Für die Sadıe, für dieſes Gejeß, wie für die geſamte Sad) 
lage kam e& nur darauf an, vorzuichreiben, daß die Legislaturperiode bis Ende 
des Krieges verlängert werden jollte. Uebrigens was bedeuten jo beiläufige Be: 
merfungen in den Motiven gegenüber der Thronrede vom 6. Dezember 1898, 
der Geichäftsordnung uſw.? Aber zugegeben, es jei durch die mehr oder minder 
klaren Stellen in den Motiven zum Reichstagswahlgejege oder zu dem Geſetze 
vom 21. Juli 1870 ala die Anficht der Regierungen des Norbdeutichen Bundes 
erwielen, daß die Qegiälaturperiode des erften ordentlichen Reichdtages drei Jahre 
nah dem Wahltage zu Ende gegangen jei, jo ift damit doch nicht erwieien, 
da nach ihrer Anficht die Legislaturperiode mit dem Wahltage begonnen 
habe. In Belgien, Frankreich Bayern, Württemberg ufw. meift überall, 
wo nicht die Zegislaturperiode jondern die Wahlzeit in der Verfaſſung beftimmi wird, 
rechnet die Legislaturperiode nicht jhon vom Wahl:, jondern erft vom Einbe: 
rufungs⸗(richtiger Eröffnungs-)tage, wenngleich ſie dort jpäteftens jo und jo 
viel Jahre nad dem Wahltage beendet jein muß. Man kann alſo jehr wohl 
zugeben, daß die Legislaturperiode des Reichötages 3 oder 5 Jahre nad) dem Wahl- 
tage jpäteitens beendet jein muß, ohne daß daraus folgt, fie habe am Wahltage 
begonnen. Ueber den Beginn ber Legiälaturperiode ift weder in den Motiven 
zum Reichstagsmwahlgelege, noch zum Gejege vom 21. Juli 1870 etwas gejagt 
worden. Es bleibt der Sat beitehen: Reichsverf. Art. 12, die Exekutive beftimmt 
den Beginn der Legislaturperiode. 


Beginnt nad) dem allgemeinen Sprachgebrauche, nad) dem Eonftitutionellen 
Recht, die Legislaturperiode erft mit der Eröffnung (installation) und dauert 
dieie Periode 5 Jahre nad) der ausdrüdlichen Vorſchrift der Reichsver— 
faſſung, jo wird, wie ich glaube, jedes Gericht annehmen, daß fie erft fünf 
Jahre nach dem Eröffnungstage zu Ende geht. In der Politik gibt es aber 
nicht bloß juriftiiche, Jondern auch politiiche Pflichten, diefe, jo jcheint mir, ge: 
bieten, daß der Kaiſer, da er den Reichstag jchon vor Ablauf jeiner Legislatur: 
perrode ſchließen kann, mit Bezug auf die Bemerkungen in den Motiven zu den 
Geiegen von 1869 und 1870 den Reichstag jpäteftens fünf Jahre nad) dem 
Wahltage ſchließt. Dafür jpricht noch ein viel wichtigerer Umstand, nämlich der, 
dab man bei Verlängerung der Legislaturperiode von drei auf fünf Jahre zwar 
nırgends ausgeſprochen, wohl aber anjcheinend irrtümlich geglaubt hat, Diele 
Periode beginne jchon vom Wahltage ab zu rechnen. 


N, Anicheinend hat Fürſt Bismard jpäter die ganze Schale ſeines Zornes 
auf dad „Mittelſtück von Bosheit und Dummheit“ geleert, das dieſe Motive in strepitu 
beili verfaßt hatte. Die von ihm veranlaite Erklärung des preußiihen Staatsminiſte— 
tiums vom 4. Oftober 1873 hatte faum einen anderen Zweck, ald die abweichende Ansicht 
der preuß. Staatöregierung zum Ausdruck zu bringen. 
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87. Schlußfolgerungen. 


Nun möchte man meinen, um audzuführen, daß der Kaiſer zwar nicht 
juriftiih, wohl aber politiih und jozujagen aus Anftandsrüdfichten gezwungen 
ift, den Reichſstag jpätens 5 Jahre nah dem Wahltage zu ichließen, hätte es 
jo weiter Ausführungen nicht bedurft. Es handelt fid) aber nod) um ganz andere 
Sclußfolgerungen, nämlid um folgende: 

I. Mag immerhin das Ende (the utmost extent) der Legislaturperiode jo 
und jo viel Jahre nad) der Wahl eintreten, wie in frankreich, Belgien, Bahern, 
jo beginnt fie nicht jchon mit der Wahl, jondern in allen fällen erft mit der 
Eröffnung (installation). Vorher gibt e8: „elements d’un corps, pas un 
corps lui-m&me“, Abgeordnete, aber noch fein Parlament. Die Abgeordneten: 
eigenichaft wird durch die rechtzeitige, vorbehaltsloje und bedingungsloje An: 
nahmeerflärung erworben, welche der Gewählte dem Wahlftommiffar auf deiien 
amtliche Anzeige von der Wahl zugehen läßt. Ein Mandat im rechtlichen Sinne 
drüdt die Abgeordneteneigenihaft nicht aus. Folglich ift es, da der Geießgeber 
rechtlich unbeſchränkt ift, nicht verfaſſungswidrig, daß die Legislaturperiode, jelbit 
mit Geltung für ihren gegenwärtigen Lauf, ausgedehnt wird, wie Dies durch 
das Gejeg vom 21. Juli 1870 nicht ohne Wideriprud im Deutichen Reiche und 
durch da8 Septennial Act unter Georg I. in England geichehen if. So be: 
zeichnet es Bladftone 1 p. 199 als "an instance of the vast authority of 
parliament — the very same house, that was chosen for three years, 
enactet its own continuance for seven”, 


I. Ein nod nicht eröffnetes Parlament beiteht als ſolches 
noh nit, fann alfo nit aufgelöit werden, jo wenig wie ein 
bereits aufgelöftes, gleichviel ob durch Akt der Exekutive oder Zeitablauf (utmost 
extent), wieder zujammenberufen werden kann. Man kann hiergegen nicht ein: 
wenden, daß dies ein bloßer Formalismus jei, da ja die Erefutive das Par: 
lament gleich nad) der Eröffnung auflöjen fann. Wäre dies jo unerheblich, 
warum wird e8 jo ſcharf und jo wiederholt im belgiihen und franzöftichen 
Recht betont? In der Tat Handelt e8 ſich dabei um jehr ſchwerwiegende 
politiſche Intereſſen. Mag immerhin das Parlament nicht lange nach ſeiner 
Eröffnung wieder aufgelöſt werden, ſo iſt es doch ſchon politiſch von höchſtem 
Werte, daß es wenigſtens einmal da war, einmal zuſammentreten, wenigſtens 
einmal vor der Nation ſich ausſprechen konnte. Und weiter: Es trifft gar 
nicht zu, daß es in allen Fällen bald nad) jeiner Eröffnung oder wie die Belgier 
und Franzoſen jagen, Konjtituierung, wieder aufgelöft werden kann, denn wegen 
des Etatögejetes, in Belgien, Frankreich, England, auch wegen des Refrutierungs- 
geleges, wird eine Auflöfung dann meift zu jpät jein, man wird, wohl oder 
übel, mit dem gewählten Parlament auskommen müffen, während man, falls die 
Auflöfung bald nad den Wahlen erfolgen dürfte, das Etatögeieg und das Re 
frutierumgägejeg noch mit dem meu zu wählenden Parlamente zuftande zu 
bringen hoffen könnte. Sodann kommt für Preußen, Bayern uſw. in Betradt, 
daß, wenn das gewählte Parlament vor der Auflöfung erft verfammelt jein 
muß, das Recht der Krone zur Oftroyierung jehr beſchränkt iſt; es fehlt 
für die Zeit, wo die gewählte Aammer hätte zujammentreten 
fönnen. Wäre es richtig, dab die Ausichliegung der Auflöjungsbefugnis vor 
Eröffnung der Lagislaturperiode feine Bedeutung hätte, da ja die Auflöjung 
bald nad) der Eröffnung erfolgen fünnte, jo wäre e8 auch abjolut unverftändlich, 
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weshalb man bejonders vorichreibt, daß im Falle der Auflöfung die Wahlen nad) 
einer beftimmten Zeit erfolgen und das Parlament 90 Tage nad) der Auflöjung 
veriammelt jein muß. Ueber dieje Beitimmung (in Art. 51 der preußijchen Ver— 
faſſung) haben jehr lange Verhandlungen geſchwebt, da man, 3. B. die Reviſions— 
fommiliton der Zweiten Hammer, „durd; Verlängerung der Abmwejenheit der Kam— 
mern nicht auch den Zeitraum verlängern wollte, innerhalb deſſen der Exekutivgewalt 
einjeitig die provijoriiche Geſetzgebung überlaffen geblieben jei“ (Verhdl. der Zweiten 
Kammer 1849 ©. 2072). Nun gibt es zwar im Reiche feine Oktroyierungs— 
befugnis, wohl aber fommt e8 auch hier vor, daß man 3. B. Geldausgaben 
vorbehaltlich der nachträglichen Reichstagsgenehmigung bei Nichttagung bes 
Reichötages macht. Aus allen diejen Gründen ift der Sat, ein noch nicht zu— 
jammenberufener, nod niemals eröffneter, niemals eriftent gewordener Reichstag 
kann nicht aufgelöft werben, in der Tat von großer Bedeutung. Daß diejer 
Sat aber richtig ift, folgt aus Wortlaut des Art. 24: „Zur Auflöfung des 
Reihstages während ber Legislaturperiode (derjefben) ift ein Beſchluß 
des Bundesrates unter Zuftimmung des Kaiſers erforberlih.” Der Kaiſer hat 
nur die ihm in der Verfaffung übertragenen Rechte; die Befugnis, den Reichs— 
tag vor der Legiälaturperiode aufzulöfen it weder dem Kaiſer noch dem Bundes: 
rate übertragen, folglich fehlt fie. 

II. Kann der Reichſstag nad Ablauf der Legislaturperiode auf: 
gelöft werden? Antwort: Ja, ohne daß dazu ein Bundesratsbeihluß 
nötig ift, und zwar ftillihweigend dur die Neuwahlen. Die 
egislaturperiode iſt nach der Eonftitutionellen Theorie, nad) dem pofitiven Recht 
in England, Frankreich, Preußen, dem Deutichen Reiche (Art. 51 der preuß,, 
Art. 12 der Neich3:Verf.) beendet durch Akt der Erekutive, dur den Schluß 
(elöture, in England dissolution). Daß die Legislaturperioden 3, 5 oder 7 Jahre 
dauern, dat die Wahlen auf 4 oder 6 Jahre erfolgen, bedeutet nicht das Gebot, 
dad Parlament 3, 5, 7 Jahre nady der Eröffnung oder 4 bzw. 6 Jahre nad) 
der Wahl zujammen zu halten, jondern das Verbot, fie länger verfammelt zu 
laſſen; es iſt die Vorſchrift, daß, wenn die Erefutive die Legislative nicht eher 
Ihließt, beendet, zum Ablauf bringt, alsdann das Parlament von jelbit aufhört, 
ſtillſchweigend als aufgelöft gilt. Daher dürfen nicht bloß, jondern müffen in 
Frankreich und wohl überall in der Welt aus geichäftlichen Gründen die Wahlen 
ftets vor Ablauf der Legislaturperiode im Sinne von the utmost extent ftatt- 
finden. Bezeichnet man in England jede Neuwahl bzw. jede Schließung zum 
Zwecke der Neuwahlen oder jeden Ablauf des utmost extent als dissolution, jo 
wird in Frankreich, Belgien, Preußen, dem Deutſchen Reiche die Bezeichnung 
Auflöſung nicht gebraucht, wenn die Legiälaturperiode geichloffen wird. Um 
Neuwahlen nad) der clöture der Legislaturperiode vorzunehmen, bedarf der 
Präfident in frankreich nicht der Zuftimmung des Senats, bedarf der Kaijer 
nicht der Zuftimmung des Bundesrats. Die Auflöjung geihieht durd 
die Anordnung der Neumahlen, die der Kaiſer gemäß $ 14 de3 
Bahlgejeges trifft. 

Nun erft wird der Wortlaut des Art. 24 der Reichs-Verf. verſtändlich. 
„Zur Auflöjung des Neichstages während der Legislaturperiode it ein Bundes: 
ratsbeſchluß —— Setzt man mit der herrſchenden Theorie für Legis— 
laturperiode Wahlperiode, ſo ſind die Worte „während derſelben“ abſolut über— 
flüſſig und ſinnlos. Vor den Wahlen kann man den Reichstag nicht auflöfen, 
nad Ablauf der Wahlperiode braucht man ihn nicht mehr aufzulöſen. Dagegen 

47* 


740 Arndt. Ueber Anfang, Unterbrehung und Schluß der Legislaturperioden x. 


erklärt fich die Vorjchrift dahin, daß die Aujlöfung in der Zeit von der Eröf: 
nung bi8 zum Schluß (jagen wir vom 6. Dezember 1898 bis 30. April 1903), 
möglich ift und nur möglid) ift durch Bundesratsbeihluß unter Zuftimmung de 
Kaiſers. Bor der Eröffnung (6. Dezember 1903) ift die Auflöfung unmöglid, 
nad Schluß der Legislaturperiode (30. April 1903 bis 6. Dezember 1908) it 
ein Bundesratsbeihluß nicht nötig, die Auflöjung erfolgt durch den Kaiſer allein 
und zwar durch die Anberaumung der Neuwahlen ($ 14 des Wahlgejeßes), genau 
io wie ſolches in Frankreich ohne Senatsbeihluß durch Akt des Präfidenten 


geichieht. 

IV. Nach elöture bzw. Schluß der Legiälaturperiode (30. April 1908) 
fann zwar die Erefutive bis Ablauf von the utmost extent der Legislaturperiode 
das Parlament wieder einberufen; Died würde eine außerordentliche Seiten 
jein; fie kann jolches aber nicht mehr nad; Ausichreibung der Neumahlen tm, 
da darin die Todeserklärung, Auflöfung, Beendigung der Legislaturperiode und 
des Parlaments ausgedrüdt liegt. Es befteht von diefem Augenblide an das 
alte Parlament nicht mehr und e8 beitehen jomit nie zwei Parlamente neben: 
einander. Dies nehmen die Tyranzojen jelbft für den Fall an, daß das neue 
Parlament noch während der Wahldauer des alten, nicht ausdrücklich aufgelöften 
Parlaments zufammentritt. Es ift hiernad) durdaus unnötig, daß die Neu: 
wahlen zum Reichstage erſt ftets fünf Jahre nad) dem früheren Wahltage ftatt- 
finden; fie fünnen vom 30. April an auf jeden dem Kaiſer genehmen, den Um: 
ftänden entiprechenden Tag angejeßt werden. 

Nun verjteht man auch den Wortlaut des Art. 75 der preußiichen Ber: 
faffung. Art. 75: „Die Kammern werden nad) Ablauf der Legislaturperiode neu 
gewählt.“ Der Ablauf hängt von der Beitimmung des Königs ab; abgelaufen ift die 
Periode nicht erft mit dem Ablauf des utmost extent, jondern wenn ber 
König ihren Ablauf beitimmt hat, wie im Frankreich die Vollmachten der 
assemblee legislative nicht erjt nad) Ablauf von vier Jahren jeit der Wahl, 
ſondern ſchon vorher durch die clöture erloſchen (expire) find und die Legislatur- 
periode ſchon durch die clöture abgelaufen ift (ecoulee). In Nordamerika 
gehen Legislatur= und Präfidentichaftsperiode ftet8 vom 4. März zum 4. Mär. 
Die Wahlen finden Monate vorher itatt. 

V. Daß ein Deputierter auf 4, ein Senator auf 8 Jahre gewählt wird, joll 
wie die Franzoſen betonen, diefem nicht das Recht geben, volle 4 oder 8 Jahre 
die Tätigkeit eines Deputierten oder Senators auszuüben. Dan jagt in Frank— 
reich, hat ein Deputierter an vier ordentlichen Seflionen, namentlich vier Etats 
feftjegungen, ein Senator an acht teilgenommen, jo ſei ihr Mandat erlojchen 
und e8 können nad; Ablauf diefer Seffionen und aljo noch innerhalb der vier 
oder acht Jahre die Neuwahlen ftattfinden. Dies ift nicht verjchieden vom 
ftändiichen Staate, von der Geltung des Mandats auf die Dauer einer Landtags 
oder einer bzw. mehrerer Finanzperioden. Es ift die aber durd) die Sadıe 
jelbft gegeben, denn wenn die Wahlen immer erft nad) vollftändigem Ablauf des 
utmost extent der Wahl: oder Legislaturperiode vor fich gingen, jo käme die 
Staatsmaſchine in Unordnung; es fünnten 3. B. die Etats bald nicht mehr 
rechtzeitig feſtgeſtellt werden. 

Vi. Die Eonftitutionelle Theorie geht mit Recht davon aus, daß die 
Erekutive regelmäßig jelbit das eigenfte Intereffe an der Einberufung, und zwar 
der rechtzeitigen Einberufung des ‘Parlament? habe. «Il m’est>, jagt I. I- 
Thomiffen p. 317, «nullement à craindre que le chef du pouvoir executı! 
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s’abstienne jamais de convoquer les Chambres lorsque les interets du pays 
reclament leur reunion. Le vote annuel des impöts et des budgets offre, 
sous ce rapport, des garanties suffisantes.» Der Sailer und die mitverbündeten 
Regierungen brauchen den Reichötag wegen des Etats, überhaupt der Geld: 
ausgaben, wegen der übrigen Geiegesvorlagen ujw. Aus diefen Gründen hat man 
es bisher noch nicht al8 einen Mangel empfunden, daß es an gelegmähigen Vor: 
ihriften jür den Zag der Zulammenberufung des Reichötages im Deutichen 
Reiche fehlt. Solche jehlen u. a. audy in England. Und jo gilt einer der oberiten 
Säge des fonftitutionellen Staatsrechts, que le pouvoir arrete le pouvoir, fait 
uneingeihräntt dahin im Deutichen Reiche, daß der Kailer Beginn und 
Schluß der Reihstagstätigfeit bejtimmt, Eine Bertagung darf er 
ohne die Zuftimmung des Reichstags während derjelben Seffion nicht über 30 
Tage hinaus vornehmen; auflöjen kann er nicht vor der Eröffnung, nachher nur 
mit Zuftimmung des Bunbdesrats, nad Schluß der Legislaturperiode, d. i. nad) 
Schluß der legten ordentlichen Seſſion, kann er allein dur Anberaumung der 
Reumahlen die Auflöfung herbeiführen. In feinem Falle darf er den Reichstag 
nah Ablauf des utmost extent ber Legislaturperiode zujammenhalten oder 
wieder zujammenberufen. 

VII. Nicht bedeutet die Legislaturperiode, daß die Wahlen ſtets und unbe: 
dingt Ipäteftens nad) ihrem Ablaufe ftattfinden müſſen (Müller- Meiningen). 
Solches ift weder auf „gut deutſch“, noch auf franzöftich oder englisch je ausge: 
ſprochen. So haben die Wahlen erjt im März 1871 ftattgefunden, trogdem die 
Segiälaturperiode bereits am 31. Dez. 1870 abgelaufen war. Allerdings läßt 
fh jagen, daß, wenn die Legislaturperiode auf eine beitimmte Zeit bemeffen üit, 
die Wahlen durchichnittlich nach Ablauf ſolcher Zeiträume ftattfinden werden. 

VIII. Mit den im Borftehenden gefundenen Säßen ftimmen die fonititu- 
tionelle Theorie, der Wortlaut der Berfaffungen, die ratio legis und endlich 
die Tatiachen überein. Kommt man zu andern Sägen, jo fände man überall 
Berfaffungsverlegungen. wie man unſchwer jehen wird, wenn man die Wahl- 
tage, die Einberufung, die Eröffnungs: und die Schließungstage der Parla- 
mente zuſammenſtellt. 


Die Aufbringung der Mittel der deutſchen Innaliden- 
verſicherung. 
Von Dr. H. v. Loeper, Regierungsrat in Berlin. 


(Schluß. 

Die Novelle von 1899 hat eine fünfte Lohnklaſſe mit einem Jahres— 
arbeitäverdienfte von mehr als 1150 ME. eingeführt‘). Die Grundbeträge der 
Invalidenrenten find für die einzelnen Lohnklaffen verichieden, nämlich auf 60, 
70, 80, 90 und 100 ME. feſtgeſetzt. Die Steigerungsjäge belaufen ſich auf 
3, 6, 8, 10 und 12 Pig. für jede Beitragswoche. Die Altersrenten betragen 
neben dem Reichszuſchuſſe in den fünf Lohnklafien 60, 90, 120, 150 und 
180 ME”). An Wochenbeiträgen find bis auf weiteres in Lohnklaffe I bis IV 
die alten Sätze, nämlid 14, 20, 24 und 30 Pfg. und in Lohnklaffe V 36 Pig. 
zu entrichten °). 

Durd alle dieje Vorſchriften zieht fich ein leitender Grundiag hindurch: 
Es joll jede Lohnklaſſe die durch fie verurjachte Belastung jelbit aufbringen. Das 
Gejeß von 1889 ($ 24) bejtimmt ausdrüdlih: „Die Beiträge müfjen nad den 
Lohnklaſſen in der Weile bemefjen werden, daß durch die in jeder Lohnklaſſe auf: 
fommenden Beiträge die Belaftung gedeckt wird, welche der Verficherungsanitalt 
durch die auf Grund dieſer Beiträge entjtehenden Anſprüche vorausſichtlich erwächſt. 
Dabei iſt jedoch eine aus der Selbitverfiherung und der freiwilligen Verficherung 
porausfichtlich entitehende Mehrbelaftung auf alle Lohnklaflen zu verteilen.“ Und 
die Novelle ($ 32) jchreibt vor: „m den verichiedenen Lohnklaffen find die 
Beiträge für die einzelnen Verſicherten gleich zu bemeſſen und lediglich nad) der 
durchichnittlihen Höhe der in denjelben von den Werficherungsanftalten zu ge: 
währenden Renten abzuftufen.“ *) 


) &.v. 13. 7.1899, $ 34. Ueber da®, was Fahresarbeitöverdienit anzuſehen ift, 
vergl. ebenda. 

9 A. a. O. 88 35—39. 

) A. a. O. 8 32. 

Zwar find in dem Geſetze von 1889 die Lohnklaſſen inſofern nicht gleich be— 
handelt worden, als den Lohnklaſſen II bis IV jogen. Sicherheitszuſchläge von etwa 15, 
25 und 35°/o hinzugefügt jind. Dies ift aber geiheben, weil angenommen wurde, dak 
die höheren Lohnklaſſen vorzugsweiie Perſonen von 30—60 Jahren, Perſonen aus 
jüngeren Jahren dagegen nur in verhältnismäßig geringer Zahl aufweijen würden. Es 
jollte alfo dagegen ein Ausgleich geichaften werden, daß die höheren Lohnklaſſen, ſoweit 
man glaubte, ungünftigere Riſikos darftellten, als der Durdichnitt aller Verſicherten. 
Verh. d. Neicht. 1888/59, Bd. VI Anl., S. 1230, 1231. Die Regierungsvorlage, die zur 
Novelle von 1899 führte, ftufte die Renten genau nad den Beiträgen ab, indem es die 
Wochenbeiträge auf 12, 18, 24, 30 und 36 Big., die Altersrenten und die Grundbeträge 
der nvalidenrenten (außer dem Reichszuſchuſſe) auf 60, 90, 120, 150 und 180 Mi. und 
die Steigerungsfäße der Invalidenrenten auf 2, 3, 4, 5 und 6 Big. für jede Beitrags 
woche feſtſetzte. Entw. 88 20, 26, Verb. d. Reichert. 1898/1900, Anl. Bd. TI, ©. 598, 602. 
Der Reichstag bat hierin zwar Nenderungen getroffen, es entipridt aber nah den an— 
geftellten Berehnungen die Höhe der Beiträge ungefähr der durch die einzelnen Lohn— 
Hafien veruriahten Rentenbelaitung. Verb. d. Reichsſt. 1898/1900, Ant. Bd. II, 
S. 1798 — 1800. 
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Aber es joll nicht nur jede Lohnklaſſe ihre Laſt tragen, jondern auch 
innerhalb der Klaſſen wird durch das Steigen der nvalidenrenten mit der Zahl 
der Beitragswochen das Beitreben verfolgt, Leitung und Gegenleiftung in gewiſſe 
ebereinjtimmung zu bringen. Dadurch wird ein Gegengewicht dagegen geboten, 
daß bei der nvalidenverficherung, wie jpäter zu zeigen jein wird’), die Negel 
der Privatverfiherung, eine genaue Abitufung der Rifikos vorzunehmen, in vieler 
Beziehung nicht durchgeführt ift. Die mit den Beitragswochen eintretende Er- 
höhung der nvalidenrenten erinnert an den bei der Penfionierung der Beamten 
und Militärperfonen geltenden Grundjag, die Penfionen mit den Dienftjahren 
anfteigen zu laſſen. Sie ift auch notwendig, um Beitragdhinterziehungen hint— 
anzubalten und Simulationen vorzubeugen). Der Arbeiter wird ſich ferner lieber 
die für die Beiträge notwendigen Lohnabzüge gefallen laffen, wenn er weiß, daß 
mit jeden Beitrage die Rente, die er zu erwarten hat, wählt. Das Gefühl, 
daß er fich durch die Beiträge die Rente verdient, wird lebendiger. 


Da die Rente fid) nad) der Zahl und Höhe der geleijteten Beiträge richtet 
und die Beiträge von der Dauer der Beihäftigung und der Höhe der durch 
diefe erzielten Löhne abhängen, jo iſt es im Grunde die verficherungspflichtige 
Beihäftigung, durch die fi) der Arbeiter den Anſpruch auf Rente erwirbt. Es 
gibt aljo dem Arbeiter die Teilnahme „an der nationalen wirtichaftlichen Pro: 
duktion“ ein Recht auf Verjorgung in den Tagen der Invalidität und des 
Alters?) und zwar wird diefe Verforgung um jo reichlicher, je länger die Mit: 
arbeit an der nationalen Gütererzeugung dauerte und je wertvoller fie war. 

Das Beftreben, die Beiträge mit den Renten in Harmonie zu jeßen, 
liegt auch den Vorichriften über die Wartezeit zu Grunde. Nach dem Geſetze 
von 1889 betrug die Wartezeit bei der Invalidenrente 5 und bei der Alters- 
rente 30 Beitragsjahre zu 47 Beitragswoden‘). Durch die Novelle ift die 
Wartezeit bei der Imvalidenrente auf 200 Beitragswochen, wenn minbeftens 
100 Beiträge auf Grund der Verficherungspflicht geleiftet worden find, andern: 
falls auf 500 Beitragswochen und bei der Alterörente auf 1200 Beitragswochen 
feftgeftellt °), für die Uebergangazeit ift fie emtiprechend abgekürzt morben ®). 
Ohne Wartezeit würde jeder den Anſpruch auf die Minbeftrente erwerben können, 
der auch nur wenige Tage in einer verficherungspflichtigen Beſchäftigung ge— 
fanden hätte. Dies könnte aber nur auf Koften der eigentlichen Berufsarbeiter 
geihehen '). Der Beitimmung der Wartezeit entipricht die Vorſchrift, nad der 
bei Beamten im allgemeinen die Penfionsberedjtigung erft nad zehnjähriger 
Dienſtzeit eintritt. 

Aehnlich wie die Vorſchriften über die Wartezeit find die über da3 Er- 
löihen der aus ber DVerficherungapflicht fic) ergebenden Anwartſchaft zu be— 
urteilen"). Diefe Anwartichaft erlischt nämlich, wenn während zweier Jahre nad 

', ©. den nädjten Abſchnitt (ec). 

2) Verb. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV Anl., ©. 56. 

RLaband, Staatsrecht des Deutichen Reiches, 4. Aufl., Bd. III, ©. 314. 

% $.v. 22. 6. 1889 88 16, 17. 

°) Bergl. die genaueren Vorſchriften G. v. 13. 7. 1899 8 29. 

*, &. v. 13. 7. 1899 88 189—192 (©. v. 22. 6. 1889 88 156—159 u. ©. v. 8. 6. 1891, 
R.G. Bl. S. 337). 

) Verh. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV Anl., S. 56, 57. 


*) Bergl. die genaueren Vorſchriften G. v. 13. 7. 1899 88 46, 53 (®. v. 22. 6. 1889 
88 32, 37). 
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dem auf der Quittungsfarte verzeichneten Ausftellungstag, aljo während ber 
Gültigkeitsdauer der Quittungsfarte'), ein die Verficherungäpflicht begründendes 
Arbeits: oder Dienftverhältnis, auf Grund deſſen Beiträge entrichtet find, oder 
die Weiterverficherung nicht oder in weniger ala insgeſamt 20 Beitragsmochen 
beitanden hat. Bei der Selbitverficherung und ihrer Fortiegung müffen zur Auf: 
rechterhaltung der Anmwartichaft während der gedachten Friſt mindeftens 40 Bei: 
träge entrichtet werben. Die Anwartſchaft lebt jedoch wieder auf, jobald durd 
Wiedereintreten in eine verficherungspflichtige Beihäftigung oder durd frei: 
willige Beitragsleiftung das PVerficherungsverhältniß erneuert und danach eine 
Wartezeit von 200 Beitragswochen zurüdgelegt ift. Ohne diefe Beltimmungen 
würden die zahlreichen Perjonen, die verſicherungspflichtig waren und die Warte: 
zeit erfüllt hatten, dann aber jelbitändig geworden find, bei Eintritt der In— 
validität eine Rente beanſpruchen können, für die die gezahlten Beiträge feine 
hinreichende Gegenleiftung böten?). 


c) Die Generalilierung des Riſikos. 


Das Prinzip, die Beiträge mit den Gegenleiftungen der Verficherungs: 
anftalten in Einklang zu halten, verlangt natürlic; nicht, daß jeder Verficherte 
ebenjoviel zurüdempfängt, wie er an Beiträgen geleiftet hat, da dies dem Weſen 
der DVerficherung widerjprechen würde. Es fordert aber eine genaue Abjtufung 
der Beiträge nad) den von den Berficherungsanftalten übernommenen Rifikos. 
Hiervon ift in mancher Beziehung abgewichen worden. Die Gründe, die dies 
vechtjertigen, find doppelter Art. Erſtens find es praftiihe. Die genaue Be: 
rüdfichtigung der * würde einen ſpeziellen Klaſſifikationstarif erfordern. 
Die Aufftellung eines ſolchen wäre jehr jchwierig; jeine Anwendung würde die 
Durchführung des Geſetzes bedeutend erjchwert, aud; die Verwaltungskoſten 
leicht erheblich erhöht haben. Sie hätte Weiterungen, Beläftigungen der Be 
hörden, der Arbeitgeber und Arbeiter zur Folge gehabt, die die Abneigung, die 
dad Gele in weiten Schichten der Bevölkerung zu überwinden hat, nod 
veritärft hätte. Zudem würde ein genauer ar doc nicht gerecht jein, da 
vielfach die ftatiftiichen Unterlagen fehlen, um die einzelnen Rififos richtig be 
werten zu fönnen. Zweitens führen aber auch öffentlich-rechtliche, ſozialpolitiſche 
Erwägungen zum Abweichen von dem Prinzipe möglichſt genauer Entgeltlichkeit, 
zur Generalifierung ftatt der Individualifierung des Riſikos. Es iſt natürlich 
auch fozialpolitiich wichtig, daß die Durhführung des Geſetzes möglichft Leicht 
und einfady vor ſich geht und durch einen komplizierten Tarif nicht erichwert 
wird. Aber auch abgejehen hiervon jprechen bei der Bemefjung der Beiträge die 
öffentlichen Intereſſen mwejentlid) mit. Sie verlangen in mander Hinſicht eine 
Abweichung von privater Gerechtigkeit. Es ift ja gerade Aufgabe des gemein: 





) Innerhalb diefer zwei Jahre muß die Quittungsfarte zum Umtauſch eingereicht 
werden. Die Gültigkeit einer Duittungsfarte für verſi Jerungspflichtige Perſonen kann 
durch Abſtempelung und zwar einmal für ein oder zwei weitere volle Jahre verlängert 
werden. Dies — aber nur geſchehen, wenn für die Zeit vom Ausſtellungstage ab 
mindeſtens 20 Beitragdwoden" — einichließlih der ihnen in $ 46 des Geſetzes gleich- 
gejtellten Zeiten -- nachgemwiejen — G. v. 13. 7. 1899, 8 135; Bel. des Reichskanzlers 
vd. 10. 11. 1899 (R.G. Bl. ©. 667), Nr. 4. 

2) Verh. d. Reichst. 1898) 2000, An. Bd. I, ©. 712. 
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mwirtjchaftlihen Syitems, Unvollkommenheiten und Härten des privatwirticaftlichen 
Syſtems auszugleichen“). Aus diefem Grunde drängt das gemeinwirtichaftliche 
Syſtem vielfad zur Anwendung gleihmäßiger Prämien hin. 


So hat das Gejeß die Arbeiter, die bei jeinem Erlaſſe bereits älter 
waren, unter bdenjelben Bedingungen wie die jüngeren in die Verſicherung 
aufgenommen. Das gleiche gilt von Perjonen, die erft in jpäteren Jahren eine 
verficherungspfliditige Beihäftigung beginnen. Es würde eine Härte fein, ältere 
Arbeiter, die vielfach) gegenüber jüngeren, fräftigeren zurüditehen und ſich mit 
geringeren Löhnen begnügen müflen, mit Zujchlägen zu belajten oder ganz von 
der Verſicherung auszuichliegen. Dieje Härte ift auch ſchwächlichen und kränklichen 
Perjonen gegenüber vermieden, denen es an ſich häufig ſchon jchwer wird, ſich 
den Lebensunterhalt zu erwerben, und die ſich oft Entbehrungen auferlegen müflen, 
die für fie doppelt drüdend find. Es ift ein bejonderes Verdienit der Zwangs— 
verficherung des Reichs, daß fie es auch diefem „minderwertigen Leben“ ?) er: 
möglicht, ſich gegen die Gefahr, im Falle der Arbeitsunfähigkeit mittellos zu 
werden, eine Gefahr, der fie beionders ausgejeßt find, unter annehmbaren 
Bedingungen zu ſchützen. Wenn aucd ältere und Eränkliche Perſonen, ſoweit fie 
überhaupt noch erwerbsfähig find*), unter den gleichen Bedingungen wie junge 
und gelunde in die Verfiherung aufgenommen werden, jo find fie doch 
infofern jchledhter geftellt, ala fie im allgemeinen gegen dieje in der Höhe und 
Zahl der geleifteten Beiträge zurüdftehen, die Invalidenrenten ſich aber nad) der 
Zahl und Höhe und die Alterörenten nad) der Höhe der geleiiteten Beiträge 
richten. Immerhin find fie, wenn das Riſiko, das fie der VBerficherungsanftalt 
bieten, ins Auge gefaßt wird, erheblich bevorzugt. 


Eine ältere und kränkliche Perſonen begünftigende Generalifierung des 
Riſikos ift auch in der Vorichrift zu finden, daß die Dauer beicheinigter Krank: 
heit unter beitimmten Borausjegungen ohne Entrichtung von Beiträgen als 
Beitragszeit ebenjo in Anrehnung kommt, wie wenn für den Verficherten in 
diefer Zeit Beiträge der zweiten Lohnklaffe entrichtet wären‘). Die auf die 
gejunden Arbeiter entjallenden Beiträge müſſen die Beitragsausfälle infolge von 
Krankheit mit beden. Dies iſt ein Vorteil für die Perjonen, die häufiger und 
länger krank find ala der Durchſchnitt aller Verjicherten. Die größere Krank: 
heitsgefahr ſchwächlicher und kränklicher Perjonen ift natürlich) individuell jehr 
verichieden. Das Steigen der durchichnittlihen Arankheitsdauer mit dem Lebens: 
alter läßt ſich dagegen zahlenmäßig eriaffen. Nach den ben Motiven des 
Geſetzentwurfs von 1888 beigegebenen Berechnungen?) beträgt die Zahl der 
durchichnittlic jährlich durchlebten Krankheitstage im Lebensalter von 16 bis 
35 Jahren 5 bis 6 Tage), fteigt dann in den nächſten zwanzig Jahren all 
mählid) auf etwa das doppelte‘) und bis zur Erreichung des fiebzigften Lebens- 


) Bagner, Grundleqgung, Teil I, S. 851; Wagner, Der Staat und das Ber- 
ſicherungsweſen, in der Zeitihrift für die gejamte Siaatswiſſenſchaft, Bd. 37, 1881, 
©. 141 ff., indbejonder8 ©. 158. 

) Vergl. Kehm, Ueber die Verfiherung minderwertiger Leben, in den ſtaats— 
wifienihaftlihen Studien von Elfter, Bd. 6, Heft 6, 1897. 

°, G. v. 13. 7. 1899, 8 5 Abſ. 4 (G. v. 22, 6. 1889, $ 4 Abi. 2). 

*%, &. vd. 13. 7. 1899 &8 30, 31, 40. 

®, Verb. d. Reihät. 1888/89, Bd. IV Unl., S. 148, 149. _ 

*, Genauer zwijchen 4,975 (im Lebensalter von 27 Jahren) und 5,944 Tagen. 

?) 12,273 Tage im Lebensalter von 55 Jahren. 
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jahres auf etwa das fünffache. Je jpäter aljo ein Arbeiter in die Ver— 
fiherung eintritt, um jo mehr Strankheitätage wird er im allgemeinen im 
Jahresdurchſchnitte haben. 


Aus Gründen leichterer Durchführbarkeit der Verficherung und wegen des 
Mangels genügender ftatiftiicher Unterlagen ericheint es gerechtfertigt, daß bei 
Bemeffung der Beiträge zwiichen den Berufsarten fein Unterjchied gemacht ift?). 
Auch gegen die Gleidjjtellung der weibliden mit den männlichen Verſicherten 
dürfte wegen der mangelhaften Redynungsgrundlagen kaum etwas einzu: 
wenden jein ?). 


Es könnte nun behauptet werden, daß das Geſetz, indem es die Beiträge 
nicht genau nad) dem Riſiko abituft, den Verficherten ein Unrecht zufügt, die 
die günstigeren Riſikos darftellen. Dies ift aber aus einem doppelten Grunde 
nicht der all. Vor allem trägt ber Verficherte jelbft nur einen Teil der Koſten 
der Verficherung. Es dürfte alſo faum vorkommen, daß er mehr zu leiften bat, 
ald dem Rifiko, das er der Verfiherungsanftalt bietet, entipridt. Gehen wir 
aber auch davon aus, daß der Beitragsanteil, der auf den Arbeitgeber entfällt, 
dem Arbeiter, für den er entrichtet ift, zugute kommen joll, jo bleibt immer 
noch der Reichszuſchuß übrig, durch den die Mehrbelaftung, die die günftigen 
Riſikos durch die ungünftigen "erfahren, etwa wieder ausgeglichen werden mag‘). 
Dazu tritt nod) ein zweites. Dem Berficherten widerfährt fein Unredht, wenn 
ihm ein Beitrag zugemutet wird, der den Wert?) der Verficherung nicht über: 
fteigt. Dieſer Wert wird aber nicht nur durch das Rififo beftimmt, das die 
Verfiherungsanftalt eingeht, Jondern nod durch andere Dinge. Die größere 
Sicherheit, die die öffentlichen Werficherungsanftalten und als Garanten die 
Kommunalverbände und Bundesjtaaten °) gegenüber privaten Inſtituten für die 
Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bieten, erhöht dielen Wert. Auch 
der Umjtand, daß mit der Verficherung ein umfafjendes Heilverfahren verbunden 
it”) und daß die Kapitalien der Verficherungsanftalten großenteils in einer für 
die Verficherten nüßlichen, ihr Wohlergehen fürdernden Weile angelegt werben ?), 
(äßt die Invalidenverfiherung des Reichs bejonders vorteilhaft ericheinen. Ander: 
jeits wird durch die Bequemlichkeit, faſt möchten wir Unmerflichkeit jagen, mit 
der die Beiträge vom Arbeiter erhoben werden, dem Berficherten die Laft, die 
er ala Gegenleiftung zu übernehmen hat, erleichtert. 





') 29,977 Tage im Lebensalter von 69 Jahren. 

2) Vergl. die Dentichrift in d. Verb. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV Anl., S. 102 fi. 
Das Geſetz von 1589 hatte die verichiedene Belaftung der einzelnen Berufäzweige fakul⸗ 
tativ gemacht; doch ſollten die ſtatiſtiſchen Grundlagen hierfür erſt durch die bei der 
—— des Geſetzes ae macdenden Erfahrungen gewonnen werben. — 
88 17, 85, a. a DO, S. 34, 41; Motive ©. 58, 59; 6. d. 22.6.1889 8 24 Abi. 2 

998 Sandmann > v. Raip, Kommentar, 2. Aufl., ©. 68. 

„ Bergl. unten Abichn. BI. 

°) Ueber die Bedeutung des Werts bei der Preisbildung Neumann, Die Steuer 
n.j.w., ©. 308. 

6) G.v. 13.7.1899 8 68, 

Im Jahre 1901 haben die Verfiherungsanjtalten und Kaſſeneinrichtungen für 
Heilverfahren — Angehörigenunterſtützung 7130 642.89 Mt. aufgewandt. A. 
Nachr. d. R.Beri. A. 1903, ©. 165. Vergl. auch die Statiftit der Heilbehandlung a.a.D. 
1901, ©. 457—543 und 1. . Veibeft, S. 34, 35, 1902, 1. Beiheft (ganz). 

9) Bergl. unten Abichn. e (gegen Ende) u. A. Nachr. d. R.Verſ. A., 1903, S.218— 238. 
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d) Die Beitragderftattungen. 


Die Beitragserftattungen find formell Ausgaben, ftellen aber materiell 
einen Verzicht auf frühere Einnahmen dar und modifizieren damit die Grund: 
läge der Beitragserhebung. Die Beitragserftattungen entiprechen der „Prämien: 
rückgewähr“ der privaten Lebenäverficherung '). Dur) die Beitragseritattungen 
iheiden gewifle an ſich für die Verficherungsanftalt günftige Momente in diefer 
ihrer Wirfung aus. 


Natürli wird das Rifito der Verficherungsanftalt ein anderes, die ‘Prä- 
mien müſſen höher feftgejeßt werden, wenn dem Berficherten das Recht eingeräumt 
wird, unter gewiſſen Vorausjegungen die Erftattung der gezahlten Prämien zu 
verlangen. 


Das Invalidenverfiherungägejeg kennt drei Fälle von Beitragserftattungen. 
1. Erjtattungen bei Heiraten. 


Von weiblichen Perſonen jcheidet infolge von Verheiratung ein großer Zeil 
aus einer verficherungspflichtigen Beihäftigung aus”). Die Ausiceidenden können 
allerdings durch „Weiterverficherung“ die Verficherung fortießen ). Someit fie 
dies aber nicht tun, verlieren fie die aus der Verfiherung ſich ergebende Anmwart: 
haft‘). Die hierin liegende Unbilligkeit joll dadurdy vermieden werden, daß 
weiblichen Perionen, welche eine Ehe eingehen, bevor ihnen die eine Rente be- 
willigende Entſcheidung zugeftellt ift, ein Anipruch auf Erftattung der Hälfte 
der für fie geleiftetern Beiträge eingeräumt ift, wenn bie letzteren vor Eingehung 
der Ehe für mindeftens 200 Wochen entrichtet worden find. Natürlich erliſcht 
mit der Erftattung die Anwartidaft?). 


2. Erjtattung bei Todesfällen. 


Das Geieg beftimmt*), daß, wenn eine männliche Perſon, für welche 
mindeitens für zmweihundert Wochen Beiträge entrichtet worden find, verftirbt, 
bevor ihr die eine Rente bemilligende Enticheidung zugeitellt ift, der Witwe oder, 
falls eine ſolche nicht vorhanden ift, den ehelichen Kindern unter fünfzehn 


Hund K. Braemer, Das Berfiherungsweien, 1894, 5. 70, 135, 140, 155, 162, 

2, Wie auf Grund der Berufs- und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895 ermittelt 
it, übten Mitte 1895 eine verjiherungspflichtige Beihäftigung im Alter von 18 bis unter 
% Nahren 753 996 männlihe und 561 161 weibliche Verjonen und im Alter von 30 bis 
unter 40 Jahren 1618335 männliche und 546 478 weibliche Berfonen aus. Zehn Jahres» 
Nafien über 30 Jahre zählen alſo zufammen etwa doppelt jo viele männliche, dagegen 
nur etwa ebenio viele weibliche Perjonen wie zwei Nahresflajien unter 20 Jahren. Die 
ſchwächere Beiegung der älteren Jahrestlajien rührt großenteil8 davon her, daß jehr viele 
Berionen, namentlich im Alter 20 bi8 30 Jahren, zu einer Lebensitellung gelangen, in 
der fie nicht mehr verfiherungspflidtig find. Beim weiblichen Geſchlechte jpielt die Ver— 
heiratung hierbei eine Dauptrolle, wie ihon aus dem ftärkeren Herabgehen der Zahl der 
weiblihen Verſicherungspflichtigen zu eriehen iſt. Vergl. A. Nacır. d. R.Verſ. A., 1901, 
1. Beiheft, S. 53; Verb. d. Reichst. 1833/89, Bd. IV Anl., S. 113 und Taf. 1, hinter ©. 132. 

) Gev. 13.7.1899 8 14 Abi. 2. 

A. a. O. 846. 

>, G. v. 13. 7. 1899 3 42 (8. v. 22. 6. 1889 8 30). Nm Fahre 1901 find bei jämt- 
lihen Berjiherungsanftalten und Kaffeneinrihtungen 158 111 Beitragserjtattungen in 
Heiratäfällen („DErjtattungen“) mit einem Gelamtbetrage von 5209 167.52 ME. feit- 
geiegt worden. U. Nacht. d. R.Verſ.A. 1903, S. 150. Vergl. a. a. ©. 1901, 1. Beibeft, 
e.21—23, 43, 45, 47, 174, 175. 

% &.0.13.7.1899 8 44 (G. v. 22. 6. 1889 $ 31). 
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Jahren ein Anſpruch auf Eritattung der Hälfte der für den Verftorbenen ent: 
richteten Beiträge zufteht. Den gleichen Anſpruch haben die noch nicht fünfzehn 
Jahre alten vaterlofen Kinder einer weiblichen Perſon, die verjtirbt, nachdem 
für fie mindeftens für zweihundert Wochen Beiträge entrichtet worden find. 
Dieſe Vorſchriften, die mit unweſentlichen Abweichungen ſchon das Gejeß von 
1889 kannte, find in der Novelle auf einige analoge Fälle ausgedehnt worden. 
Die Erftattung wird jedoch nur gewährt, wenn die Hinterbliebenen feine Renten 
aus Anla des Todes des Verficherten auf Grund der Unfallverficherungägeiege 
erhalten. Den Hinterbliebenen joll mit den erftatteten Geldern eine Hilfe ın 
der Not, in der fie ſich Häufig befinden werden, zu Zeil werden '). Leider wird 
diefer Zwed in den meiften Fällen wegen der Geringfügigkeit der Beträge nur 
jehr unvollkommen erreicht werden. Mit Rüdficht hierauf hätte die Erftattung 
auf die zweite Hälfte der Beiträge, die nad dem Gelege von den Arbeitgebern 
zu tragen gewejen war, erſtreckt werden jollen ?). 


3. Erftattung bei Unfällen. 


Einen dritten Fall von Beitragserftattungen bat die Novelle von 1899 
zugefügt. Werden verficherte Perionen durch einen Unfall dauernd erwerbs— 
unfähig und fteht ihnen für die Zeit des Bezuges der Unfallrente ein Aniprud 
auf Invalidenrente nicht zu ®, jo ift ihnen auf ihren Antrag die Hälfte der 
für fie entrichteten Beiträge zu erjtatten*). Gegen dieje Vorſchriſt ift folgendes 
einzumenden: Mit Necht ıft beftimmt, eine durch einen Unfall herbeigeführte 
Erwerbsunfähigkeit begründe den Anſpruch auf Imvalidenrente nur injomweit, als 
die zu gemwährende Invalidenrente die gewährte Unfallrente überfteige. Das 
Invalidenverfiherungsgeieg will den Arbeiter vor der ihm für den Fall der 
Anvalidität drohenden Not Ihühen. Sie braucht daher nicht einzutreten, wenn 
diefer Not bereit3 auf andere Weile vorgebeugt ift. Es liegt darum aber aud 
fein durchichlagender Grund vor, einem Verlegten, der Unfallrente bezieht, die 
Hälfte der Beiträge zu eritatten. Der Umſtand, daß er feinen Beitragsanteil 
getragen hat, ohne einen Vorteil von der Verſicherung zu haben, iſt um: 
erheblih. Denn es Liegt im Weſen der Werficherung, daß ein großer 
Zeil der Verficherten jeine Beiträge ohne eigenen Nuten entrichtet, damit 
ba v der drohende Schaden trifft, mehr erhalten fünnen, als fie bezahlt 
aben °). 


Außer den zugelaffenen Beitragseritattungen find noch andere Fälle jolcher 
Erftattungen denfbar. So könnte die Eritattungsforderung den Perlonen ein: 
geräumt werden, die aus der verficherungspflichtigen Beichäftigung ausicheiden, 
weil fie fich jelbitändig machen. Man tut aber gut, mit der Einführung neuer 


) Verb. d. Reichst. 1888/89, Bd. V Anl., S.%0; v. Landmann und v.Raip, 
Komment., 2. Aufl. ©. 17, 18, 399. 

2) Im Jahre 1901 find 32258 Eritattungen bei Todesfällen („T.-Erjtattungen*) 
mit einem Gejamtbetrage von 1758 158.94 Mt. feitgejegt worden. A. Nachr. d. R.Beri.A, 
1903, ©. 150; 1901, 1. Beibeft, S. 21—23, 44, 46, 48, 176, 177. 

») &. 0.13. 7.1899 $ 15 Abi. 2. 

A. a. O. 8 4. 

®, Die Erſtattungen bei Unfällen („U.Erſtattungen“) haben im Jahre 1901 eine 
ganz untergeordnete Rolle geipielt. Es wurden in 360 Fällen Beitragseritattungen im 
Gejamtbetrage von 19 083.00 ME. feitgeiegt. A. Nadır. d. R.Beri.A., 1903, ©. 150. 
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Erftattungsfälle vorfihtig zu ein, da die Verfiherungsanftalten nur dadurch 
in der Lage find, ihren Zweck zu erfüllen, dat fie nicht allen denen Renten 
bewilligen müflen, deren Beiträge ihnen zugute gefommen find '). 


e) Die zeitlihe Berteilung der Beitragslaft. 
1. Die Deckungsſyſteme. 


Bet jeder Verficherung fallen naturgemäß Leiftung und Gegenleistung zeitlich 
auseinander. Darum jpielt die Frage eine Rolle, warın durch die Beiträge die 
Mittel zu beichaffen find, aus denen die Leiftungen der Verſicherungsanſtalt 
beitritten werben jollen. Sehen wir zunächſt von der Durchführung der Ver: 
fiherung durch Zwangsgemeinwirtſchaften ab, jo zeigen ſich harakteriftiiche Unter: 
ichiede zwiichen der Kranken-, Unfall: und Jnvalidenverficherung. Bei der Kranken— 
verfiherung handelt es ſich um Leiltungen von fürzerer Dauer. E3 entipricht 
daher dem Welen der Krantenverficherung, die Beiträge jo zu bemefien, daß die 
laufenden Ausgaben gededt und daneben mäßige Rejerven angejammelt werden. 
Bei der Unfall- und Invalidenverſicherung ſtehen dagegen im allgemeinen lebens— 
laäängliche oder wenigſtens jahrelange Renten in Frage. Bier verlangen die Grund— 
läge der privaten Berficherung, daß FKapitalien angeſammelt werden, aus denen 
dieje Renten bezahlt werden. Zwiſchen Unjall- und Anvalidenverficherung findet 
aber wieder ein Unterichted ftatt. Die Unfallrente joll für einen Unglüdsfall 
entihädigen. Es ericheint deshalb verficherungstechniich notwendig, daß der Schaden 
ipäteftens zu der Zeit gededt wird, in ber er eintritt, d. h. der Kapitalwert der 
Rente muß ſpäteſtens in dem Jahre beichafft werden, in dem der Unfall gejchieht. 
Bei der nvalidenverficherung wird dagegen die Rente nicht gewährt, weil der 
Verficherte jeine Arbeitskraft plößlich durch einen unerwarteten Unfall verloren, 
londern weil er fie im Laufe feiner ganzen Arbeitszeit allmählich verbraucht hat. 
Es genügt alſo verſicherungstechniſch nicht, den Kapitalwert der Rente erft in 
dem Jahre aufzubringen, in dem ber Berficherte invalide wird; dieſer Kapital: 
wert muß vielmehr im Laufe der Jahre allmählich beihafft werden. Der Ver: 
fiherte erdient ſich mit jedem „Jahre, in dem er Beiträge feiftet, einen Zeil 
ſeiner künftigen Rente. Der Teil, den er ſich jeweilig bereits erworben hat, 
ſtellt ſeine „Anwartſchaft“ dar. Wenn der Kapitalwert der zu erwartenden 
Rente nach dem Verhältniſſe der gezahlten Beiträge unter Hinzurechnung der 
daraus bezogenen Zinſen und der noch zu erwartenden Beiträge unter Hinzu— 
rehnung der in Ausficht jtehenden Zinſen geteilt wird, jo bildet der auf die 
gezahlten Beiträge entfallende Zeil die Anwartichaft. Hiernach müffen Privat: 
geiellichaften jo vorgehen, daß durch die Einnahmen mindeftens bei der Kranken— 
verficherung neben der Anſammlung eines Kleinen Reſervefonds die laufenden 
Ausgaben beftritten, bei der Unfallverfiherung die Kapitalwerte der zu be: 
willigenden Renten, bei der nvalidenverfiherung die Summen, um die fid) 
die Anmwartichaften vermehren, gededt werben. Täten fie dies nicht, jo würden 
fie fih mit einer Schuld belaften, der feine Aktiva gegenüberftehen. 

Die Notwendigkeit der Kapitalanfamımlung wird nocd deutlicher, wen an 
den Fall gedacht wird, daß die Verficherung aufgehoben werden joll. Geſchieht 
dies, jo können nicht plötzlich alle Leiftungen eingeftellt werden. Vielmehr müſſen 


!) Verb. d. Reichät. 1898/1900, Anl. Bd. II, ©. 1747, 
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bei der Krankenverſicherung, nachdem das Verhältnis zu den geiunden Mit: 
gliedern gelöft ift, aus vorhandenen Mitteln noch die erfranften Mitglieder bis 
zur Gejundung oder dem Ablaufe der Marimalunterftügungszeit unterftügt 
werden. Bei der Unfallverficherung find die bemilligten und die auf Grund 
ſchon geichehener Unfälle noch zu bemwilligenden Renten bis zu ihrem Erlöjchen 
zu zahlen. Bei der Jnvalidenverfiherung müſſen die Invaliden ihre Renten 
erhalten und außerdem die noch erwerbsfähigen jhon in die Verficherung aut: 
enommenen Perjonen in diejer belafjen werden, joweit fie nicht etwa gegen 
Entichädigung auf ihre künftigen Aniprüche verzichten. Es find alfo noch Jahre 
hindurch) Renten zu bewilligen, während die Beitragseinnahmen ſtark zurüd: 
gehen, weil feine neuen Mitglieder eintreten. 


Nun nähern fich allerdingd die drei Zweige der Arbeiterverſicherung einander 
etwas. Die Krankheits⸗) und Unfallgefahr”) ſteigt mit dem Alter. Wollen 
private Verficherungsgeiellihaften daher von einem Arbeiter für die Verficherung 
gegen Krankheit oder Unfall im Laufe der Jahre die gleichen Beiträge erheben, 
jo müffen fie während der jüngeren Jahre des Arbeiter8 mehr fordern, ala 
jeinem zeitigen Rifito entipricht, und diejes Mehr in Geftalt von Dedungs: 
fapital aufiammeln. Doch tritt diejes Moment gegenüber dem Hauptprinzipe 
zurüd. 

Die Zwangsgemeinwirtſchaften, jpeziell die Berficherungsanitalten der Reichs: 
Anvalidenverfiherung find nicht genötigt, dieſe Regeln der Privatverficherung 
anzuwenden, da fie einen geficherten Beitand von Mitgliedern haben. Sie können 
die Beiträge erhöhen, wenn dies durch das Steigen der Rentenzahlungen erforder: 
lih wird, ohne fürchten zu müflen, daß die Mitgliederzahl infolgedeflen abnimmt. 
Wenn fie auch nur die laufenden Ausgaben deden, jo liegt doch nicht die Gefahr 
vor, daß fie mit der Zunahme ihrer Rentenverpflichtungen zahlungsunfähig 
werden. So fommen für die Reichs-Invalidenverſicherung drei Syiteme in 
Trage, das Prinzip der „Ausgabendeckung“, bei dem nur jo viel an Beiträgen 
erhoben wird, daß die laufenden Ausgaben davon beftritten werben, das ber 
„Anſpruchsdeckung“, bei der die Einnahmen die Ausgaben um jo viel überfteigen, 
daß der Kapitalwert der zur Entitehung gelangenden Rentenanſprüche ſtets vor: 
handen ift, und das der „Anmwarticaftsdedung“, bei der die angelammelten 
Gelder dem Werte der Rentenanjprühe und der Anmwartichaften in dem oben 
erörterten Sinne jederzeit entipredhen. Das Syftem der Anſpruchs- und das ber 
Anwartſchaftsdeckung werden paflend unter dem Namen „Rejervierungsiyiteme“ 


!) Siehe oben ©. 745. 
) Im Jahre 1897 kamen innerhalb der Gewerbe-, Baus und See-IInfallverfiherung 
auf 100 männliche Berficherte nahbezeichneten Alters durd Unfall verlegte und getötete 


unter 16 Jahr. . . . . 027, 
16 bis unter 18 Jahr . . 0,36, 
18 „ .. 20: ;; ..048, 
ZU; „ 30. - +0,62, 
30 u SS 1.,01, 
40 „ DU „ . . 186, 
2 60% 2. 188. 
60 70 — 1,860, 
70 Jahr und darüber F a 


im Durhicdnitt . 0,8 
Laß und — Einrichtung und Wirkung der deutichen clean. 2. Ausg. 
1902, © 172. 
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zulammengejaßt'). Das Syſtem der Ausgabendedung fanıı den beiden anderen, 
dad der Anſpruchsdeckung dem der Anwartſchaftsdeckung durch Anjammeln eines 
mehr oder weniger großen Rejervefonds genähert werden. 

Von diefen Syitemen, die der Feſtſtellung des von jeder Rechnungs- 
periode zu dedenden Bedarfs zu Grunde gelegt werden, find die Syfteme zu 
untericheiden, nady denen die Aufbringung diejes Bedarfs erfolgt. Es können 
nämlich bei Beginn oder im Laufe des Rechnungsjahres „Prämien“ erhoben 
werden, deren Höhe fi) nad) dem mutmaßlichen Bedarfe richtet, oder der Bedarf 
wird nad) Schluß des Rechnungsjahres rechneriſch feitgeftellt und alsdann durch 
„Umlagen“ gededt. In legterem Falle müſſen natürlich Mittel vorhanden jein, 
aus denen einftweilen die laufenden Ausgaben beftritten werden. So wird das 
„Prämienverfahren“ vom „Umlageverfahren“ unterſchieden“). Beim „Prämien: 
durchichnittsverfahren“ wird die Höhe der Prämien jo bemefjen, daß ſie ſich 
von Jahr zu Jahr nicht ändert und höchſtens nad) Ablauf einer Reihe von 
‚Jahren eine Revision des Prämientarifs ftattfindet. 


j Das Umlage: und das Prämienverfahren können nun mit den drei Ber: 
fahren, nach denen die Höhe des jeweiligen Bedarjs jeftgeitellt wird, kombiniert 
werden. Es können die Prämien jo beitimmt werden, daß fie in jedem Jahr 
oder jeder jonftigen fyinanzperiode die vorausfihtlichen laufenden Ausgaben 
diefes Zeitraums oder den Kapitalwert der zu erwartenden Rentenanſprüche oder 
den wahricheinlichen Wertzumachs der Anwartſchaften deden. Es kann aber aud) 
nachträglich der Betrag umgelegt werden, der notwendig ilt, um die tatjächlich 
entftandenen Ausgaben oder den Kapitalwert der zur Entitehung gelangten 
Rentenaniprüche oder den Zuwachs der Anwartſchaften aufzubringen. Das 
Umlagefyftem wird jedoch im allgemeinen nur in Verbindung mit dem Aus: 
gabendedungsverfahren angewandt. Daher wird das Umlageiyftem mit Ausgaben: 
defung auch kurzweg Umlageverfahren genannt. Werden Rejervefonds ange: 
lammelt und zur Dedung der Koſten der laufenden Verwaltung Beiträge im 
voraus erhoben, jo wird von einem modifizierten Umlageprinzip geiproden”). 
Das Syitem der Anſpruchsdeckung, gleichgültig ob dieſe Deckung durch Umlagen 
oder Prämien erfolgt, wird als Kapitaldetungsverfahren, Kapitaldedungsprinzip 
bezeichnet‘). Das Verfahren der Anwartſchaftsdeckung endlich iſt gewöhnlich 
mit — —— verbunden. Es wird deshalb auch Prämienverfahren 
genannt °) °). 


) Roſin, Das Recht der Arbeiterverfiherung, Bd. I, S. 561—565. 

N Rojin,a.a.Q., ©. 555560, nennt das IImlageverfahren „Repartitionsiyiten“. 

®) Biloty, u Bd. III, ©. 674. 

*) Verh. d. Reichst. 1888/89, Bd. Ant, S. 911; Biloty, a.a.D. Bd. III, 
&.675: Menzel, Die Arbeiterverfiherung nad öſterreichiſchem Rechte, 1893, S. 19. 

®) Verb. d. Reichöt. a.a.D., ©. 910; v. Landmann und v. Raſp, Kommentar, 
2. Aufl, S. 4, 10, 51. Es wird auch ald „Berfiherungsprinzip“, „Verſicherungsver— 
fahren“ bezeichnet. Berh. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV, Anl. S. 59. Vergl. auch Schäjfle, 
a en und Snvaliditätsverfiherung, im Handwörterbuch von Conrad, 1. Aufl., Bd. I, 

„S. 210. 

*) Das Krankenverfiherungsgeie vom 10. 4, 1892 hat ein modifizierte Syſtem 
der Ausgabendedung mit Prämienerhebung. In den Infallverfiherungsgejeßen iſt im 
allgemeinen das Syſtem der Ausgabendedung durd; Umlagen durdgeführt worden und 
zwar das jogen. modifizierte Umlageverfahren. Aber daneben gelten auch die Syiteme 
der Anipruchsdetung durh Umlagen (BausUinfallverfiherungsgeiep 5 13) und der An⸗ 
ſpruchsdedung durch Prämien (a. a. O. 5 23, See⸗-Unfallverſicherungsgeſetz 8 162). 
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2. Die tatjählidhe Geitaltung des für die Beiträge maß: 
gebenden Deckungsſyſtems. 


In dem im Jahre 1888 veröffentlichten Entwurfe eines Geſetzes, betr. 
die Alters: und Imvaliditätsverficherung, war das Prämienverfahren mit An: 
wartſchaftsdeckung vorgejehen worden‘). Bei der Kommiffionsberatung murden 
jedoch Anträge auf Einführung des „Umlageverfahrens“ geitellt. Diejes wurde 
aber jeitens der verbündeten Regierungen für unannehmbar erklärt. Es fam 
zu einem Vermittelungsvorichlage °). Infolgedeſſen erhielt ein „modifiziertes 
Kapitaldetungsverfahren“ °) die geſetzliche Sanktion. Die Höhe der Beiträge 
jolfte jo bemeifen werden, dat durch diejelben außer den Verwaltungsfoften, den 
Rücklagen zur Bildung eines Rejervefonds und den durch Beitragserftattungen 
vorausfichtlich entitehenden Aufwendungen der Kapitalwert der von der Ber: 
ficherungsanftalt aufzubringenden Anteile an denjenigen Renten gededt werden 
würde, welche in einer beftimmten Pertode vorausfichtlich zu bemilligen wären. 
Die erſte dieler Perioden war auf zehn Sabre, die folgenden waren auf je fünf 
Jahre beftimmt worden‘). Die Höhe der Beiträge follte für jede Periode von 
den einzelnen Verficherungsanftalten unter Genehmigung des Reichs-Verſicherungs— 
amts, erforderlichen Falls durch das Reichs-Verſicherungsamt feitgejegt werden. 
Tür die erfte Periode waren die oben aufgeführten Wochenbeiträge von 14, 20, 
24 und 30 Pig. beftimmt worden. Es war aber den Verſicherungsanſtalten 
das Recht gegeben worden, ſchon für dieje Periode oder innerhalb derjelben an— 
dere Beitragsjähe zu beichließen ?), ein Recht, von dem fie jedoch feinen Gebraud 
gemacht haben ). Es handelt ih aljo um ein Verfahren der Anjprudsdedung 
mit Prämienerhebung, bei dem aber nicht jedes Jahr die Anjprüche, die in ihm 
zur Entjtehung gelangen, zu deden hat, jondern an Stelle einzelner Jahre Pe— 
rioden von zehn und fünf Jahren treten und außerdem der zu dedende Betrag 
etwas „modifiziert“ ift. Dies Verfahren wird aud als „Sapitaldefungäver: 
fahren nad) Perioden“ bezeichnet‘). Ein allmählicyes Anfteigen der Beiträge 
von Periode zu Periode bis zu einem Beharrungszuftande war zu erwarten. 
Gemildert wurde dies Wachſen der Beiträge durch die über den Reſervefonds 
getroffenen Beitimmungen ). 


Wegen der zum Zeil lüdenhaften Rechnungsgrundlagen wurde vielfach be: 
fürdhtet, daß der Bedarf den Voranſchlag weſentlich überjchreiten würde. Dies 
führte dahin, daß die Beiträge bedeutend höher angejegt wurden, ala es für 
die erfte Periode des vom Gejeße angenommenen Dedungsverfahrens erforderlich 
geweien wäre”). Die vor Erlaß der Novelle von 1899 angeftellten Ermittelungen 
ergaben jogar, daß die in der erjten Periode erhobenen Beiträge vorausfichtlich 
dauernd ausreichen werden, um die Anſprüche zu bdeden'”). Zu diefem Re: 
jultate gelangte man wenigitend, wenn die Finanzwirtſchaft jämtlicher Verſiche— 





) Entw. 8 15, Berh. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV Unl., ©. 33 und Motive ©. 59, 60. 
) Verb. d. Neichdt. 1888/89, Bd. V Anl., ©. 910, 911, 1005. 

v. Schönberg, im „gandbudı, 4. Aufl, Bd, IT2, 1898, ©. 161. 

9 G. v. 22. 6.1889 8 20 

s A. a. O. 85 96-988. 

9) Verh. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 672. 

) v. Woedtke, — 6. Aufl., ©. 74. 

9) G. v. 22.6.1889 $ 2 

9) Vergl. die Berehnungen, Verb. d. Reichst. 1888/89, Bd. VI Ant., ©. 1229— 1251. 
) Verb. d. Neichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 759. 
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rungsanftalten ala ein einheitliches Ganzes betrachtet und demgemäß auf bie 
Unterſchiede, die die finanziellen Ergebnifje der einzelnen Anſtalten zeigten, feine 
Rüdfiht genommen wurde. Es hat aljo tatjählih das Prämiendurchichnitta- 
verfahren bereits gegolten und bie Novelle hat biefen faktiichen Zuftand nur 
lanftioniert, indem fie gleichzeitig die Unterjchiede in ber Finanzlage der Ber: 
fiherungsanftalten durch einen Ausgleich im mwejentlichen befeitigte ’). Die Höhe 
der Beiträge hat dabei feine Aenderung erfahren, abgejehen davon, daß für bie 
neu gebildete fünfte Lohnklaffe ein Beitragsſatz beſtimmt iſt 2). Die Vorſchriften 
über den Reſerveſonds find fortgefallen, da ein ſolcher ſich neben den Kapital— 
anfammlungen, die das Prämiendurdichnittsverfahren ohnedem mit fi bringt, 
erübrigt). Die Zulänglichkeit der Beiträge, deren Höhe der Autonomie der 
Verfiherungsanftalten entzogen ift, ift alle zehn Jahre jeitens des Reichs-Ver— 
fiherungsamt3 zu prüfen. Doc bedarf eine andermweite Feſtſetzung der Beiträge 
der Zuftimmung des Reichstages *)°). 


3. Kritif des für die Beiträge maßgebenden Dedungd: 
ſyſtems?). 


Soll die Frage, welches Deckungsſyſtem für die Reichs-Invalidenverſicherung 
angemeſſen ſei, grundſätzlich gelöft werden, jo iſt davon auszugehen, daß es ſich 
um eine Verſicherung, aber eine durch Zwangsgemeinwirtſchaften durchgeführte 


!) Vergl. Abſchn. A IV £. unten ©. 762. 
N .0.13. 7.1899 $ 32 (®. v. 22. 6. 1889 8 96). 
) Verb. d. Reichöt. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 708. 
% ®. v. 13.7.1899 8 32 Abi. 4 und 6. 


) Den bejonderen Kajjeneinrihtungen ijt — des Dechungsſyſtems freie Hand 
gelaſſen; ſie können alſo insbeſondere auch das Verfahren der —— an⸗ 
wenden. 8 32 d. G. v. 13. 7. 1899 findet nah $ 173 auf fie feine Anwendung. Vergl. 
a.a. O. 8 8 Abſ. 1 Nr. 1; Verh. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 701 zu 8 5. 

°; Ueber die bei der Arbeiterverfiherung anzumwendenden Dedungsiyiteme ift ichon 
eingehend geichrieben worden. Es bezieht ſich jedoch das meifte allein oder in erjter 
inte auf die Unfallverfiherung, bezüglich deren der Streit über das Dedungsverfahren 
am heftigſten entbrannt war. 

agner, in v. Schünbergd Handbud, 4. Aufl, Bd. II2, 1898, ©. 386—390; 
v. d. ie Art. Arbeiterverjiherung I, im Handwörterbuch von Conrad, 2. Aufl, 
Bd. J. 1898, ©. 617; Verb. d. Reichät. zu den Er er Wale ie (nebft Ant.); Die 
Nation, Wochenſchrift von Barth, 1. Jahrg. 1883/84, ©. 294, 309, 321, 356, 487; 
Laaſche, Das Unfall-Berfiherungsgeiep vom 6. Juli 1884, in Conrads Jahrbücern, n. F. 
Bd. IX, 1884, ©. 450458; Menzel, Die Wrbeiterverfiherung nad öſterreichiſchem 
Rechte, 1893, ©. 198 ff.; Congres international des aceidents du travail et des assu 
rances soeiales, IV. session ä Bruxelles 1897, rapports et proces-verbaux des söances,- 
Bruxelles 1897; v.d.Borght, Umlage: oder Kapitaldedungs«(Prämien-)Berfahren bei 
obligatorifcher Unfallverjiherung, Berlin 1897, deutihe Ausg des Referats für den ges 
nannten Kongreß; die Arbeiterverforgung, 14. Jahrg. 1897, S. 422—124, Art. über diejen 
Kongreß; Zaher, Die Arbeiter-Berficherung ım Auslande, 1898, 1899, Heft IV, ©. 42, 
4, VII, ©. 40—42; Rapitaldetung und Umlage bei der Arbeiter-Unfallverjiherung in 
Teiterreih, von dem Boritande der Arbeiter-Unfallverjiherungsanftalt für Niederöiter- 
reich, Wien 1899 (mit Gutachten u a. von Beckmann, Bellom, v. d. Borght, Lexis, Lind» 
tedt); Umger, in der Arbeiterverforgung, 17. Jahrg. 1900, S. 245—248; Unger, Die 
Arbeiterverfiherungen der europätihen Staaten und ihre Dedungdverfahren, Separ.s 
Abdr. aus der Finanziellen und Aſſekuranz-Revue, Wien 1901. 

Speziell die Invalidenverfiherung behandeln Verh. d. Reicht. zu den Gejepen v. 
22.6.1889 und 13.7. 1899 (nebſt Anl.); v. Woedtke, Urt. Invalidenverſicherung in 
Deutihland, im Handmwörterbudh don Conrad, Bd. IV, 1900, ©. 1374; C. Landmann, 
Vie Alter: und Invalidenverfiherung der Arbeiter, Vortrag im Verein zur Beförderung 
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handelt. Auch hier ift daher, wie allgemein bei ben die Bedarisbeihaffung der 
Arbeiterverficherung betreffenden Fragen daran feitzuhalten, daß die Regeln 
ber Privatverficherung nicht ohne weiteres Anwendung finden, vielmehr zu prüfen 
it, inwieweit fie durch die Nücdfichten auf das öffentliche Intereſſe zu mobih: 
zieren find. Grundjäge der Finanzwiſſenſchaft jpielen, wie wir jehen werden, 
auch in die vorliegende Trage hinein. Wir werden aber aud) hier nicht außer 
acht laffen dürfen, daß die Berficherungsanftalten der Reichs: Invalidenverficherung 
in erfter Linie private ntereffen verfolgen und erſt in zweiter Reihe öffent: 
liche Intereſſen in Frage ftehen. Es muß aljo ein Dedungsverfahren gemählt 
werden, das eine Abitufung der Beiträge nad) dem privaten Intereſſe der ein: 
zelnen Verficherten inſoweit zuläßt, als nicht etwa die öffentlichen Intereſſen 
eine Abweichung hiervon rechtfertigen. Dabei fönnen natürlich praftiiche Er: 
wägungen, Gründe der Zwedmäßigfeit mitiprechen. Bei der großen Ausdehnung 
der Verſicherung kann jchon das, was das Intereſſe eines erheblichen Teils der 
Verficherten oder ihrer Arbeitgeber wünſchenswert erjcheinen läßt, al mehr oder 
weniger im öffentlichen Intereſſe liegend angejehen werden. Es fragt ſich dann 
nur, ob dies Intereſſe jo groß ift, daß es eine Bevorzugung gewiſſer Kreiſe 
von Verficherten zuläßt. Es dürfte Schon aus dem Gelagten hervorgehen, daß 
es durchaus falſch ift, allein ein Dedungsverfahren, bei dem die techniichen Regeln 
der Privatverfiherung berüdfichtigt find, als „wiſſenſchaftlich‘ zu bezeichnen '). 
Es muß der verficherungstechniiche und der wirtichaftspolitiiche Standpunft unter: 
ihieden werden. Erfterer wägt nur das private Intereſſe der einzelnen Wer: 
fiherten ab, der zweite hat das Wohlergehen der Geſamtheit mit im Auge. 


Es ift nun Ear, daß das Prämiendurchſchnittsverfahren die Höhe der 
Beiträge beffer dem privaten Intereſſe, das die einzelnen Verſicherten an der 
Verſicherung haben, anpaßt ala die Syiteıne der Ausgaben: und Anſpruchsdeckung. 
Es jprechen aber auch überwiegende Gründe des öffentlichen Intereffes für die 
Anwendung diejes Verfahrens bei der Reichs-Invalidenverſicherung. 


a) Da die Beiträge der Arbeiter nicht gut in jährlich wechſelnder Höhe 
umgelegt werden können, jo ericheint das Syitem der Ausgabendedung durch 
rg ae für die Jnvalidenverfiherung des Reichs durchaus ungeeignet. 
Das KHapitaldedungsverfahren nad) Perioden ift jchon eher anwendbar, hat aber 
den Nachteil, daß eine periodenmweile Erhöhung der Beiträge vom Arbeiteritande 
(eiht mit Unwillen aufgenommen werden würde. Im Vergleich zu beiden Sy: 
itemen befteht ein Hauptvorzug des Prämiendurdichnittäverfahrens darin, daß 


des Gewerbefleißes, Berlin 1885, ©. 18; Bedenfen gegen die verſicherungstechniſchen 
Grundlagen der geplanten jtaatlihen Alters- und Invaliditätsverlicherung, Berlin 1889 
(anonym), Verlag von Hermann; Düttmann, in der Arbeiterverjorgung, 13. Jahrg. 
1896, ©. 123—135; Bader, a. a. ©., Heft II, S. 30-36 (ſchwediſcher Geiegentiwurf). 

Fir das Umlageverfahren bei der Invalidenverfiherung traten insbejondere ein: 
der Verein zur Wahrung der wirtichaftlichen nterefien von Handel und Gewerbe in der 
Sigung des Ausſchuſſes v. 20. 2. 1859 (Schriften Nr. 17, 1888, S. 108—114 und Nr. 20, 
1589, S. 3—18, 22—26); der Central-Berband deutſcher Jnduitriellen in der Generals: 
Verjammlung dv. 30. 3. 1589 (Referat v. Yende, Separ.» Abdr. aus d. Verh., S. 48, 49, 52; 
Bödiler, Die Reichd-Verfiherungsgeieggebung, in den ſtaats- und ſozialwiſſenſchaftlichen 
Forihungen von Schmoller, Bd. XVI, 1898/99, Heft 4, S. %0, 28. Vergl. auch v. 
Landmann und v. Rajp. Kommentar, 2. Aufl., ©. 8. 

») So jpriht Louis Maingie von der „eapitalisation“ und der „röpartition“ 
ald von „deux möthodes, dont l’une est scientifique, l'autre une erreur manifeste‘“. 
Congres international 1897, rapports, S 18 
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die Beiträge, von etwaigen Revifionen des Prämientarif3 abgejehen, feinen 
Schwankungen und namentlich feinen Erhöhungen unterliegen. 

Das Prämiendurdichnittsverfahren weiſt auch das günitigfte Verhältnis 
zwijchen Beiträgen und Renten auf. Die Verfahren der Ausgaben: und An: 
ſpruchsdeckung verlangen allerdings zuerft geringere Beiträge ald das Prämien- 
durchichnittäverfahren. Dagegen zeichnet fi) das leßtgenannte Verfahren in den 
ipäteren Jahren durd) die geringfte Belaftung aus. Dies geht aus folgendem her: 
vor: Sobald der Beharrungszuftand erreicht iſt), ift beim Prämiendurchſchnitts— 
verfahren eine Vermehrung des Vermögens der Anitalten nur noch wegen des 
Steigend der Zahl der Verficherten, der Erhöhung der durchſchnittlich für jeden 
Verſicherten geleifteten Beitragszahlungen, wegen Wenderung der Invaliditäts— 
oder der Abiterbeordnung oder des Sinkens des Zinsfußes erforderlich. Abge— 
jehen hiervon find nur die laufenden Ausgaben zu deden, weil die abgehenden 
Anmartihaften ebenjo hoch wie die Hinzutretenden find. Auch beim Syſtem 
der Anſpruchsdeckung find im Beharrungszuitande mit der gleichen Einſchränkung 
nur die laufenden Ausgaben zu bejtreiten, da die Hinzutretenden Renten ben 
erlöjchenden gleichlommen. Alle drei Deckungsſyſteme erfordern aljo im weſent— 
lihen die gleichen jährlihen Mittel. Es werden daher im Beharrungszuitande 
die Beiträge bei dem Syſteme am niedrigjten jein, bei dem ein möglichft großer 
Zeil der Ausgaben durch die Zinseinnahmen der angefammelten Gelder beitritten 
werden fann. Da die Zinseinnahmen beim reinen Verfahren der Ausgaben- 
dedung fehlen und beim Verfahren der Ausgabendedung mit Rejerven und dem 
der Anſpruchsdeckung jehr viel geringer find als beim Prämiendurdjchnittäver: 
jahren, jo hat das legtgenannte im Beharrungszuftande die geringiten Beiträge 
zu erheben. Dies jind natürlich) die Beiträge, die es von Anfang jorbdert.”) 

Gegen die Erleichterung, die das Verfahren der Ausgabendeckung und in 
geringerem Maße auch das der Anſpruchsdeckung in der eriten Zeit gewähren, 
jpricht der Umftand, daß die Arbeiter, die bei Einführung der Invalidenver— 
fiherung bereits älter waren, ſchon begünftigt jind und doppelten Vorteil hätten, 
wenn zuerjt niedrigere Beiträge als jpäter erhoben würden. 

Noch bedenklicher ericheint die ftärfere Belaltung, die die Verfahren der 
Ausgaben: und Anſpruchsdeckung in der jpäteren Zeit bringen. Denn e8 muß 
Vorſorge getroffen werden, daß die Reichs-Invalidenverſicherung nie genötigt iſt, 


!) Dies iſt der Fall, joweit bei einer ftändigen Vermehrung der Arbeiterbevölferung 
überhaupt von einem Beharrungäzuftande geiprochen werden kann, jobald die ältejten 
Altersklaſſen von Berlicherten einjchließlich derer, von denen bereits jämtlihe Mitglieder 
Rente beziehen, ihon vom vollendeten jechzehnten Lebensjahre an der Verſicherung unters 
ftanden haben. Vor diefem Zeitpunfte war ein Teil der Arbeiter in der eriten Zeit ihrer 
Berufstätigkeit noch unverlichert. Ihre in diejer Zeit invalide gewordenen Alterögenojien 
beziehen daher feine Rente. Da ferner die nvalidenrenten mit der Zahl der Beitrags» 
wochen jteigen, erreihen erjt im Beharrungszuftande die Renten die vom Gejepe gewollte 
Durchſchnittshöhe. So fommt aliv erit dann die Berfiherung dem Wrbeiterftande gegen 
über voll zur Geltung. 

) Wenn die Beitragspflihtigen die Beträge, die fie bei den Berfahren der Aus— 

aben=- und der Anipruhsdedung in der eriten Zeit weniger zu zahlen hätten als beim 
Brämiendurchicnittäfuftem, zinsbar anlegten, jo würden jie durch die Zinseinnahmen die 
ipätere Mehrbelaſtung bdiejer Verfahren deden fünnen. Denn es ijt im Grunde gleich 
ültig, ob die Berfiherungsanjtalten oder die Beitragspflihtigen die Kapitalien an- 
ea. Zatjählih würde aber eine Erjparung der Minderausgaben der eriten * 
nur in geringem Umfange Platz greifen, abgeſehen davon, daß in den Perſonen der Bei— 
ger ein fortwährender Wechſel jtattfindet. VBergl. Wagner, in v. Schönberg? 
Handbud, 4. Aufl., Bd. II2, ©. 388. 
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höhere Beiträge zu fordern als eine private Verficherung bei ben gleichen 
Leiftungen, da der Zwang doppelt jchwer empfunden würde, wenn er mit er: 
höhten Aufwendungen im Vergleich zu einer freiwilligen Verficherung verbunden 
wäre. Es vermag aber nur dad Prämiendurdichnittsverfahren das Vermeiden 
diejes Fehlers zu gemwährleiften?). 

Die Reichs-Invalidenverſicherung darf ſich aber nicht bloß von der Privat: 
verfiherung in der Billigfeit nicht übertreffen laſſen; e8 wäre vielmehr traurig, 
wenn fie troß des Reichszuſchuſſes dem Arbeiter nicht erheblich mehr böte, als 
die Privatverfiderung gewähren fann. Auc wird fid) die Verficdyerung leichter 
einbürgern und in ihren Segnungen erfannt werden, wenn fie für möglichſt 
geringe Beiträge möglichft hohe Renten gewährt. Hierbei fommt es aber weniger 
auf die Uebergangszeit an, in der e8 fich doch nicht vermeiden läßt, daß eine 
jo umfaffende Einrichtung twie die Invalidenverſicherung vielfach als Beläftigung 
empfunden wird, jondern auf die jpätere Zeit der Gewöhnung. 

8) Es könnte in der Mangelbaftigkeit der jtatiftiihen Unterlagen ein 
Bedenken gegen das Prämiendurdjichnittsverfahren gefunden werden. Beim 
Verfahren der Ausgabendedung laſſen ſich die Beiträge verhältnismäßig leicht 
und einfach berechnen, während die Reſervierungsſyſteme, namentlich im Anfange, 
große verficherungstechnifche und rechneriiche Schwierigkeiten bieten. Tatſächlich 
hat man fi) denn auch bei Beitimmung der erforderlichen Beiträge recht er: 
heblich verrechnet. Die Unficherheit in der Kalkulation ift auch heute noch nicht 
bejeitigt. Beim Kapitaldefungsverfahren nad) Perioden find die Schwierigkeiten 
aber geringer. Der Kapitalbetrag der in der nädjften Beitragsperiode zu be- 
willigenden Renten ift jet annähernd richtig zu ſchätzen und etwaige, jedenfalls 
nicht erhebliche Irrtümer können bei der folgenden Beitragsbemeffung ausgeglichen 
werden. Dagegen jind beim Prämiendurdjichnittäverfahren größere Fehler in 
der Berechnung der Beiträge möglich. Es find vielfach die erforderlichen Tabellen, 
bejonderd ſolche, die ſpeziell den Wrbeiterftand betreffen, nicht zu beichaffen. 
Zudem fünnen ſich die Invaliditäts- und die Abfterbeordnnung infolge günftigerer 
Gejundheitöverhältniffe, geringerer Ausnugung der Arbeitskraft, beſſerer Lebens— 
haltung des Arbeiterſtandes vollftändig verjchieben. Auch laſſen ſich die Ber: 
änderungen des Zinsfußes nicht überjehen, was deshalb jo wichtig ift, weil beim 
Prämiendurchſchnittsverfahren die Zinjen der angefammelten Kapitalien eine jehr 
erhebliche Rolle jpielen. Dieje Gründe jprechen jedoch nur dafür, daß eine 
Revifion des Prämientarijs in beftimmten Zwiſchenräumen vorbehalten wird. 
Es iſt aber ein großer Unterjchied, ob dies geichieht, — jeßt, nachdem die erite 
Revifion des Prämientariis ftattgefunden hat, ift eine plößliche erhebliche Aen— 
derung der Beiträge nicht mehr zu erwarten, — oder ob von Anfang an eine 
bedeutende Steigerung der Beiträge im Laufe der Jahre beabjichtigt wird. 
Daher ericheint troß der Unficherheit der Rechnungsunterlagen das Prämiendurd;: 
ichnittöverfahren durchaus vationell. 

Y) Das Verfahren der Ausgabendekung bietet den Vorteil, daß die Ver: 
waltung ſich einfacher und billiger geitaltet. Die beim Prämiendurdjchnitts- 
verfahren notwendige Vermögensverwaltung jhließt und zwar ſowohl wegen des 
dazu erforderlichen Zeitaufmandes wie der damit verbundenen Verantwortung 
die ehrenamtliche Führung der Geſchäfte aus. Dies ift aber fein durchſchlagender 
Grund gegen das Prämiendurchſchnittsverfahren bei der invalidenverficherung. 





i) Verb. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 69. 
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Eine fomplizierte Verwaltung läßt ſich bei ihr doch nicht vermeiden und in 
binreihendem Umfange ijt neben der bureaufratiichen Leitung die Heranziehung 
des Laienelements möglich und auch tatſächlich erfolgt. 

d) Es fünnte zweifelhaft fein, ob e8 fi mit Rüdficht auf die gejamte 
Volkswirtſchaft empfahl, bei Einführung der Invalidenverſicherung nicht die volle 
Kapitaldefung zu verlangen. Die ftaatlihe Zwanqgsverſicherung wirft am 
drüdendften in der erſten Zeit. Die Beiträge haben mit anderen Gebühren und 
den Steuern gemein, daß ihr Drud leichter wird, wenn Perſonen und Ber: 
hältnifje fih auf fie eingerichtet haben. Beſonders iſt dies bezüglich der Ynduftrie 
der all, die erit allmählich die Koften der Verſicherung durch Erjparungen 
wettmachen oder auf die Konjumenten abwälzen fann. Bei der Landwirtſchaft 
eriheint es ſchon fraglicher, ob eins von beiden in irgend wie nennenswertem 
Umfange möglid it. Es ift jedoch immerhin zu Hoffen, daß die landwirtichaft: 
lie Notlage ſich abſchwächen wird, jo daß die Landwirte auch leiftungsfähiger 
für die Uebernahme fozialer Laften werden. Sollten ſich aber die Verhältniſſe 
bei der Landwirtichaft nicht ändern, jo ift davon auszugehen, daß jede Belaftung, 
der nicht auf irgend eine Weile ein Gegengewicht geboten werben kann, wie eine 
Auflage im fapitalifierten Betrage ihrer Jahresjumme wirft und am härteften 
drüdt, wenn fie auf einmal in voller Höhe erfolgt. Für alle produftiven Stände 
fommt nod in Betracht, daß allmählich auch andere Staaten Deutichland in 
der Arbeiterverfiherung nachfolgen, jo daß ſich der Nachteil, den die Verſicherung 
Deutihland im internationalen Konkurrenzkampfe bringt, nad) und nad) ab— 
Idwädt. Unter Berüdfihtigung dieſer Gefichtspunfte gelangen wir zu dem 
Schluffe, daß es nicht unrichtig geweſen jein mag, wenn der Gejeßgeber ſich 
zuerft für das Kapitaldedungsverfahren nad) ‘Perioden entſchied d. h. das Syitem, 
dad für die Invalidenverfiherung noch brauchbar war, aber doch im Anfang 
Induſtrie und Landwirtichaft jchonte. Zwar haben die zuerft erhobenen Beiträge 
fd als hinreichend für das Praͤmiendurchſchnittsverfahren erwielen. Hätte diejes 
Syſtem aber gleich eingeführt werden jollen, io wären die Beiträge jedenfalls 
für dasjelbe zu hoch ausgefallen. Es ift daher gut, da durch die Wahl bes 
Kapitaldeckungsverfahrens nach Perioden eine unnütz hohe Belaftung der Volts- 
wirtichaft vermieden wurde. 

Wird aber von der Zeit der Einführung abgejehen, jo muß die Ent: 
ſcheidung jedenfalls zu Gunften eines Verfahrens lauten, das die Zufunit nad) 
Möglichkeit ſchont. Es können Kriegsjahre, Zeiten ſchweren wirtichaftlichen 
Niedergangs kommen, in denen es dringend wünjchenswert ift, daß durch die 
Beiträge nicht noch aus der Vergangenheit übernommene Verpflichtungen zu 
deden find '). Es darf aud) nicht überjehen werden, daß die Invalidenverfiherung 
jo, wie fie jet vorliegt, wie alle menjchlichen —— nicht dauernd be— 
ſtehen bleiben wird. Wenn wir auch hoffen, daß der Segen der Verſicherung 
dem Arbeiterſtande erhalten bleibt, ſo müſſen wir doch — mit einer gründ⸗ 
lichen Reform der Verſicherungsgeſetze in einer nicht allzu fernen Zeit rechnen. 
So kann es ſich ſpäter als wünſchenswert erweiſen, den Kaſſenzwang aufzuheben 
oder gar den Zwang zur Verſicherung fallen zu laffen?). Nichts hindert aber 


) mM. dirſch, Das Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz, in Freunds poli— 
tiſchen Handbücher, Bd. V, 1890, ©. 28. 

2, Wagner (Grundlegung, 3. Aujl., Teil I, S. 861, 862) nennt Zwangsgemein— 
mwirtichaften, die, wie die Verfiherungsanftalten ber AInvalidenverfiherung, für einzelne 
Gemeinſchaftszwecke gebildet jind, bijtoriihe Kategorien des Wirtichaftölebens und hebt 
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eine Reform mehr ala Anſprüche, zu deren Befriedigung die Geldmittel fehlen. 
Es hätte aus diefen Gründen das Beitreben jein müflen, im Laufe der Zeit 
zum Prämiendurdichnittverfahren zu gelangen. Es iſt aber Har, daß der 
Uebergang vom Kapitaldedtungsverfahren nad) ‘Perioden zum Prämiendurd: 
ichnittöverfahren ohne vorübergehende jtärfere Belaftung nicht möglich geweſen 
wäre. Die Mehrbelaftung der Uebergangszeit wäre jedoh auch unerwünſcht 
gewejen. Darum können wir jeßt, nachdem die Schwierigkeiten der Einführung 
überwunden find, zufrieden jein, daß von Anfang an Beiträge erhoben wurden, 
die für das Prämiendurdichnittöverfahren ausreichten. 


Ganz jalich wäre e8 aber natürlic; gewejen, das Kapitaldedungsverfahren 
nad) Perioden bei der Revifion des Geſetzes dadurch zu retten, daß die Beiträge, 
an deren Höhe Verficherte und Arbeitgeber ſich bereits gewöhnt hatten, herab: 
gejeßt wurden. 

€) Wohl das gewichtigfte Bedenken gegen das Prämiendurdichnittsverfahren 
ift in dem Umftande gefunden worden, daß es zu ftarfen Kapitalanfammlungen 
jeitens der Berficherungsanftalten führt. Die Gründe, die gegen die Bildung 
diejer großen öffentlichen Vermögen zu ſprechen fcheinen, find teils theoretifcher, 
teilö praftiicher Natur. 

Es ift bereits gelagt worden, daß auf die Tyinanzgebarung der Per: 
fiherungsanftalten Regeln der Finanzwiſſenſchaft Anwendung finden. So ift 
denn auch zur Rechtfertigung des Verfahrens der Ausgabendedung auf den 
allgemeinen Grundſatz verwieſen worden, nad) dem die Träger öffentlicher Ber: 
pflihtungen — Staat, Provinz und Gemeinde — nur injoweit Beifteuern 
erheben dürfen, ala ſolche zur Erfüllung diejer Verpflichtungen notwendig find '). 
Wenn ferner gejagt wird, daß der Staat Stets nur ſoviel einnehmen dari, ala 
er notwendigerweile auögeben muß, daß er aber feine Schätze jammeln joll?), 
jo gilt diefer Satz auch für die Verficherungsanftalten der Reichs : Invaliden- 
verficherung, wenn er auch bei ihnen ebenio wie beim Staat nicht auf die Spiße 
getrieben werden darf. Hieraus könnte geichloffen werden, daß das Verfahren 
der Ausgabendedung am Plage wäre oder daß, wenn ſich dies Syſtem aus 
anderen Gründen verböte, zum menigften ein Dedungsprinzip zu wählen jei, 
für das möglichft geringe Kapitalanfammlungen ausreichten. 


Die Vergleihung mit der ftaatlichen Verwaltung ſpricht aber durchaus 
nicht gegen die Anmendung des Prämiendurdjichnittäverfahrene. Es ift davon 
auszugehen, daß die Verficherungsanftalt den Verficherten gegenüber in ein 
Schuldverhältnis tritt. Wirtſchaftlich betrachtet ftellen nicht nur die Kapital: 
werte der bereit3 bewilligten Renten, jondern aud die Anwartichaften Schulden 
der Verfiherungsanftalt dar. Darum ift die Anſammlung der Dedungsfapitalien 
notwendig, um zwilchen Aftiven und Paſſiven das Gleichgewicht herzuitellen. 
Es find feine Schäße, die die Verfiherungsanftalt für fih aufhäuft, jondern 
Dermögensmaffen, die fie für andere verwaltet. Sie jtehen den Sparkaffengeldern 
gleich, die jeitend der Kommunen auch verzinslich anzulegen find. Ueberſchuß— 
vermögen jollen aber die DVerficherungsanftalten nicht anlammeln. In den 


hervor, daß der Zwang ald Erziehungsmittel begründet erjcheint, „wenn es den Privat: 
wirtichaften nod an einem richtigen Verftändnis ihre durch Vereinigung am beiten zu 
wahrenden eigenen Intereſſes fehlt, dies Verftändnis aber gewonnen werden fann“. 
IR. Yandmann, Das Unfallverfiherungdgeieg vom 6. Juli 1884 u. j. w., 1536, 
S. 24. Die angeführte Aeußerung bezieht fich ipeziell auf die Unfallverfiherung. 
2 Seffden, in v. Schönbergs Handbuch, 4. Aufl., 1897, Bd. IIII, ©. 5. 
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Motiven zur Novelle von 1899 ift denn auch ausdrücklich hervorgehoben, es 
fönne nicht die Abficht des Geſetzes fein, eine zweckloſe Kapitalanjammlung bei 
den Berfiherungsanftalten zu begünftigen‘). Alle zehn Jahre joll die Zulanglich⸗ 
keit der Beiträge geprüft werden. Dabei ſind Ueberſchüſſe ebenſo wie Fehl— 
beträge in der Weile zu berückſichtigen, daß durch die neuen Beiträge eine Aus— 
gleihung ftattfindet ?). 

Es ift dann jpeziell darauf verwieſen worden, daß der Staat die Penfionen 
der Beamten auch erit in dem Jahre aufbringt, in dem fie zahlbar find. 
Allerdings find die Penfionen der Beamten und zwar jowohl die Anjprüche der 
penfionierten wie die Anwartichaften der noch im Dienfte befindlichen ökonomiſch 
ala Echuld des Staates zu betrachten”). Dat der Staat bie diejer Schuld ent: 
iprechenben Slapitalien nicht anzufammeln hat, dürfte einen beionderen Grund haben. 
Die Ausgaben des Staats werden großenteild von der Gegenwart zu Gunften 
der Zukunft geleiftet‘), Um nur eins zu erwähnen, die Millionen, die der 
Staat im Verein mit den Gemeinden für das öffentliche Schulmejen ausgibt, 
find volfswirtichaftlic betrachtet Kapitalanlagen, die ſich durch erhöhte Erwerbs: 
tähigfeit des heranwachſenden Geichlechts verzinjen und amortifieren jollen. Die 
Ausgaben, die der Staat in der Gegenwart für die Zukunft macht, find bei 
geordneten Tyinanzverhältniffen viel größer als die Laften, die er der Zukunft 
zuichiebt. Speziell vom Staatsbeamtentum kann gelagt werden, daß auch die 
ipätere Zeit von jeiner heutigen Tätigkeit Nuten zieht, alio billigerweije die 
Penfionen der jeßigen Beamten aufzubringen hat. Anders ift es bei ber 
Invalidenverſicherung. Hier ſtehen den Laſten, die beim Verfahren der Aus— 
gabendeckung und in geringerem Maße bei dem der Anſpruchsdeckung der Zukunft 
zugeſchoben werden, keine, wenigſtens feine erheblichen Aufwendungen der Gegen— 
wart für die Zufunft gegenüber ?). 

Gegen die großen Kapitalanfammlungen der VBerficherungsanftalten find 
aber auch praftiiche Bedenken erhoben worden‘). Das Vermögen der Ber: 
fiherungsanftalten und bejonderen Kafjeneinrichtungen hat am 31. Dezember 1901 
bereit3 929 162 180,19 Mk.) betragen und ift noch meiter in jchnellem Ans 
fteigen begriffen?). Wenn die Vermögenszunahme mit dem Steigen der jähr- 
lihen RentenzahlAngen auch allmählicy ſich verlangjamen wird, jo wird fie doch 
faum in abjehbarer Zeit gänzlidy aufhören. Allerdings ftehen die Kapitalien 
der Berfiherungsanftalten zurüd gegenüber den Beträgen, die beiſpielsweiſe bie 
Sparfafien anjammeln, da die Sparkaſſen allein in Preußen zu Ende des 
Rechnungsjahres 1900 einen Beſtand von 5745,79 Millionen ME. aufwieſen ?). 


") Verb. d. Neichät. an Anl. Bd. I, S. 711, zum Entw. $ 31a. 

®) ®. 0.13. 7.1899 8 3 

Wagner, — — Zeil I, 3. Aufl., 1883, ©. 376. 

+ L. v. Stein, Lehrbud der Finanzwifienichaft, 5. Aufl., 1885/86, Teil I, ©. 281; 
Geffcken, in v. Schönbergs Handbuch, 4. Aufl, Bd. IIT1, ©. 13. 

) Es füme bier u.a. der Yau von Volksheilſtätten in Betradt. 

N Bergl. Zacher, a. a. O, Heft II, S. 32, 33 (ſchwediſcher Geſetzentwurf). 

?) Hierbei iſt, ſoweit Nennwert und Ankaufspreis nicht übereinſtimmen, der Ans 
faufspreiß berechnet. Der Wert der Jnventarien iſt unberüdfichtigt geblieben. Bei den 
Kajieneinrihtungen ift nur der Teil ded Vermögens er” worden, ber ber ger 
geieglihen Invalidenverfiherung entipriht. A. Nachr. d. R.Verſ. A. 1903, ©. 146, 166, 
167, 200— 217. 

# Die Vermögensvermehrung bat 1891— 1898, 1900 und 1901 jährlich zwiichen 
s0 und 90 Millionen Mt., im Jahre fogar über 90 Millionen Mi. betragen. 
A. a. O., 1901, 1. Beiheft, ẽ. 11, 1903, ©. 21 

s) Evert, Die preußifchen Sparkaſſen er — 1900, in der Zeitſchrift 
des Kgl. vreußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus, 1902, S 


760 v. Loeper. Die Aufbringung der Mittel der deutihen JInvalidenverjiherung. 


Es lag nun die Befürchtung nahe, die Ueberſchwemmung des Geldmarftes 
mit den Kapitalien der Verfiherungsanftalten könne den Zinsfuß zu jehr drüden 
und dadurch nicht nur Kleine Kapitaliften, jondern auch Sparkaſſen, Stiftungen 
u. ſ. w. jhädigen und viele Perjonen zu unficheren Kapitalanlagen veranlafien. 
Diefe Furcht läßt ſich jedoch heute kaum noch begründen, da ber Geldmarft 
die Millionen der Verficherungsanftalten aufgenommen hat, ohne daß bisher 
ein übermäßiger Drud auf den Zinsfuß eingetreten ift, wie jchon der gegen: 
wärtige Kurs der deutichen Staatöpapiere zeigt. 

Ferner ift die Anficht vertreten worden, die SKapitalien, die man an- 
jammelte, würden der Induſtrie und Landwirtſchaft entzogen. Diejer Einwand, 
der ſchon bei der Unfallverfiherung nur in beſchränktem Mae zu Guniten bes 
Verfahrens der Ausgabendedung angeführt werden fann, ift für die Jnvaliden- 
verfiherung noch weniger durchſchlagend. Selbſtverſtändlich kann es ſich Hierbei 
nur um bie erſte Zeit handeln, in der die Beiträge des Prämiendurdjichnitts: 
verfahrens höher jind als die der anderen Dedlungsihfteme. Soweit die in dieſer 
Zeit angefammelten Gelder von den Arbeitern herrühren, kämen ſie bei einem 
anderen Dedungsiyfteme überhaupt nicht ohne weiteres der Produktion zu gute. 
Aber auch die Kapitalien, die die Arbeitgeber aufbringen müfjen, würden nur 
in geringem Umfange der Produktion dienen. Die unbedeutenden Beträge, die 
bei allen Hleineren Betrieben in Trage fommen, würden großenteil3 zum Konjum 
benügt werden. Es würden aber aud; die größeren und ganz großen Betriebe 
nur einen Zeil der Summen, die fie bei einem anderen Dedungsiyiteme er: 
iparten, zur Ausdehnung der Produktion verwenden. So beichneiden bei den 
Aktiengejellichaften höhere Verficherungsbeiträge nur die Ueberſchüſſe, die in Geitalt 
von Dividenden den Aktionären zufließen. 

In gewiſſem Sinne heben ſich die beiden Bedenken, daß ein zu großes 
Kapitalangebot erfolge und dat Kapitalien der Volkswirtichaft entzogen werden, 
gegenfeitig auf. Die Geldiummen werden dem Bolfseinfommen entnommen, 
um ber Volkswirtichaft in Geftalt von Anlage juchenden Kapitalien wieder zur 
Verfügung geitellt zu werden. Damit erledigt ſich auch der weitere Einwand, 
daß die Induſtrie beffere Zinfen aus den Kapitalien ziehe als die Verficherungs: 
anftalt. Dem Inbduftriellen bringen eigene und geborgte Gelder die gleichen 
Einnahmen. Den Gewinn aus geborgten Geldern teilt er nur mit dem 
Kapitaliften. Es kommt lediglich darauf an, daß die Produktion die zu einer 
gedeihlihen Entwidlung nötigen Kapitalien zur Verfügung hat. Man kann 
aber nicht jagen, daß der Induſtrie, namentlih dem Großbetriebe, im großen 
und ganzen die zu einer gefunden Ausdehnung erforderlichen Stapitalien fehlen. 
Im Gegenteil, e8 erhalten in Zeiten des Aufſchwungs die großen Unternehmungen 
nur zu willig das Kapital, das zur Erweiterung der Produktion dient, jo daß 
jeber Aufihwung regelmäßig zur Weberjpefulation führt. Immerhin fönnten 
ungünftige Verſchiebungen injofern eintreten, al3 die Beträge Betrieben entnommen 
werden, denen fie nötig find, ohne daß ohne weiteres von anderer Seite Eriaß 
geichafft werden kann, während das Angebot von Kapitalien an Stellen erfolgt, 
an denen fein Mangel an ſolchen vorhanden iſt. Die Gefahr eines Ichädlichen 
Entzuges von Kapital befteht bejonders für die Landwirtichaft und zwar vorzugs- 
weile beim Großgrundbefite.") Durdichlagend kann dies Bedenken aber nicht 


") Ueber die jhonende Behandlung der Landwirtichaft beziiglich der Reſervefonds— 
bildung bei der Unfallverfiherung vergl. Unfaliverfiherungsgeiep für Land- und Forſt— 
wirtihaft v. 30. 6. 1900 (R. G. Bl. ©. 641) $ 37 und Gewerbe-Unfallverjiherungsgeies 
(R.B.BI. ©. 585) 8 34. 
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gegenüber den Gründen jein, die im übrigen für das Prämiendurchichnittsverfahren 
iprechen. Auch war eine gejonderte Behandlung der Landwirtſchaft ausgeichloffen. 


Ein bedeutender Kapitalbefig in Händen der Verficherungsanitalt ift in 
mehrfacher Beziehung von großem Vorteil. Die angelammelten Vermögens 
maffen ftehen zwar nicht rechtlich, wohl aber volkswirtſchafllich im Geſamt— 
eigentume der verficherten Arbeiter”). Dadurch erhält die Invalidenverſicherung 
eine ähnliche ſoziale Bedeutung wie die öffentlichen Spartaffen. Sie verihafft 
dem Arbeiterftande Anteil am Kapitalbefige und dient jo der Verjöhnung der 
Arbeit mit dem Kapitale. Der Arbeiterftand lernt über die Berechtigung der 
Rapitalzinfen bilfiger denfen, wenn Millionen von Zinſen ihm jelbit zu gute 
fommen’). 

Die großen Kapitalien geben ferner den Verficherungsanftalten die Mög: 
(ihfeit zur Erfüllung weiterer fozialpolitiiher Aufgaben. Den Berfiherungs- 
anftalten iſt gefitattet worden, mit höherer Genehmigung ihre Beitände auch 
nicht münbdelfiher anzulegen. So können fie Darlehen an Gemeinden und 
weitere Kommunalverbände geben und mit gewiſſen Mlodififationen ihr Ber: 
mögen bis zur Hälfte aud) auf andere Weile, namentlich in Grunditüden oder 
Beranftaltungen feftlegen, welche ausſchließlich oder überwiegend der verſicherungs— 
pflichtigen Bevölkerung zu gute fommen?). Indem fie Darlehen an Gemeinden 
und weitere Kommunalverbände geben, wird e3 dieſen erleichtert, Landwirtſchaft 
und Gewerbe in geeigneter Weile zu unterftügen, insbejondere der Landwirtichaft 
durch Bau von Chauffeen, Kleinbahnen, Gewährung von Meliorationsdarlehen 
zu Hilfe zu fommen, furzum die Produktion da zu beleben, mo es volfswirt- 
ſchaftlich am meiften erwünfcht if. Dadurch wird gleichzeitig dem Bedenken, 
daß Kapitalien in jchädlicher Weile der Produktion entzogen werden, begegnet. 


Die Geldanlagen der VBerfiherungsanftalten follen aber vor allem Ber: 
anftaltungen fördern, die dem Wrbeiterftande unmittelbaren Nutzen bringen. 
Die Unterftügung von Arbeitermohlfahrtseinrichtungen, bei denen in erfter Linie 
an die Beſſexung der Wohnungsverhältniſſe der arbeitenden Bevölkerung zu 
denken ift*), können die Verſicherungsanſtalten in der Weiſe vornehmen, daß fie 
Vereinen und Genofjenichaften oder unter Umftänden aud) Einzelperionen 
billigen, namentlich; hypothefariichen Kredit gewähren oder Gemeinden oder Kom: 
munalverbänden Geldmittel leihen, damit dieſe Einrichtungen zum Wohle der 
arbeitenden Bevölferung treffen oder durch Darlehen unterjtügen. Sie können 
aber auch jelbft öffentliche, dein Arbeiterftande zu gute kommende Beranitaltungen 
ind Leben rufen, Kranken- und SHeilanftalten errichten u. j. w. 

Tatjählih Haben die Verficherungsanftalten und befonderen Kaſſenein— 
rihtungen ihre Vermögensbeſtände in fteigendem Umfange gemeinnüßigen Sweden 
dienftbar gemadt. So hatten fie am 31. Dezember 1902 zur Befriedigung 
des landwirtſchaftlichen Kreditbedürfniſſes 67 479 764,50 ME., für den Bau 
von Kranken und Genejungshäujern, Volksheilftätten, Gemeindepflegeftationen, 
Herbergen zur Heimat, Arbeiterfolonien, Volksbädern, Blindenheimen, Klein— 


1) Graf v.Pojadowsty erflärte bei der Beratung der Novelle im Reichstage: 
„Es handelt fi) um eine Vermögensmaſſe, die den deutſchen Arbeitern und Berficherten 
gehört.“ Berh. d. Reichst. 1898/1900, Bd. III, ©. 2259 (C). 
— — . Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 5. Aufl., 1885/86, Teil I13, 
©. 


°) Vergl, die genaueren Vorichriften ©. d. 13. 7. 1899 8 164 (©. v. 22.6. 1889 $ 129). 
) Verb. d. Reichst. 1898/1900, Ant. Bb. I, ©. "746, 
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finderjhulen, Schlachthäuſern, für Waflerleitungs:, Kanalijations: u. j. m. 
Anlagen, für Spar: und Sonjumvereine und ähnliche Wohlfahrtsein- 
richtungen 127 763 558,05 ME. und für den Bau von Arbeitermohnungen 
103 448 228,00 Mk., im ganzen für die genannten Zwede 298 691 550,55 Mt. 
ausgeliehen. Daneben hatten fie 24 403 241,06 ME. für eigene Veranftaltungen 
(Krantenhäufer, Beilanftalten, Qungenheilftätten, Erholungs: und Genejungs- 
heime, nvalidenhäufer u. j. w.) außgegeben. Die Berficherungsanitalten und 
Kafjeneinrihtungen haben von ihrer 89 800 135,66 ME. betragenden Gejamt: 
apitalanlage des Jahres 1902 für gemeinnüßgige Zwecke 46 824 859,69 ME. 
— 52") umb für fonftige Zwede 42 975 275,97 Mt. — 48°/o angelegt. ') 
Offenbar liegt hier der Beginn einer Tätigkeit der Verficherungsanftalten vor, 
defien künftige Ausdehnung noch gar nicht zu überjehen ift *). Jedenfalls wird 
auch in Zukunft ein großer, vielleicht der größte Teil des Vermögenszuwachſes 
der Berficherungsanftalten derartigen Einrichtungen dienjtbar gemacht werben. 
Wenn auch jede Weberftürzung, die die Geldmittel der Anftalten gefährden 
würde, zu vermeiden ift, jo it doch ein energiiches Vorgehen in diejer Richtung 
dringend erwünjdt. Natürlich muß es der Autonomie der einzelnen Anftalten 
überlaflen bleiben, wie weit fie gehen wollen. Die Verhältniffe im Deutjchen 
Reiche liegen jo verjchiedenartig, daß einer Anftalt, die in diejer Beziehung zu: 
rüdbleibt, nicht ohne weiteres hieraus ein Vorwurf gemacht werden darf. Daß 
aber noch jehr viel auf dieſem Gebiete zu geichehen hat, unterliegt feinem Zweifel. 

Schließlich gilt es noch zwei Bedenken zu zerftreuen, die gegen die mit 
dem Prämiendurdichnittsverfahren verbundenen großen Kapitalanfammlungen 
ſprechen. Erſtens beeinflußt ein etwaiges Fallen des Zinsfußes die Finanzen 
der Anjtalten ungünftig und kann jo zu einer Erhöhung der Beiträge führen. 
Es ift aber immer beſſer, wenn die Verficherungsanftalten niedrige Zinſen be: 
ziehen als gar feine. Zweitens liegt die Gefahr von SKapitalverluften vor. 
Diejelbe Gefahr beiteht aber bei den öffentlichen Sparkaſſen und hat ihre ſegens— 
reihe Entwidelung nicht gehindert. Sie läßt ſich eben durd) ſolide für die An: 
legung der Kapitalien geltende Grundjäge jehr einichränfen. Auch fommt es 
natürlid) weniger darauf an, daß eine öffentliche Verwaltung, als, daß bie 
Wirtihaft des Volkes ald Ganzes vor Verluften bewahrt bleibt. Es läßt fi 
aber nicht vermeiden, daß für bie Gejamtheit die Gefahr der Kapitalverlufte 
mit dem fteigenden Reichtum wählt. Sie wird dadurch nicht geringer, dat das 
jeitens öffentliher Verwaltungen erfolgende Anjammeln von Vermögensmaſſen 
eingeihränft wird. Es liegt vielmehr gerade ein Hauptverdienſt öffentlicher, 
größere Vermögen verwaltender Organe darin, daß ſie die Volfswirtichaft vor 
Berluften, denen das Kapital in Händen Privater in viel größerem Maße 
ausgeſetzt ift, ſchützen. 


f) Die örtliche Verteilung der Beitragslaft?). 


An dem Dre betr. bie Invalidität: und Altersverficherung, vom 
22. Juni 1889 war die Beitimmung der Höhe der Beiträge den Verficherungs: 

1) A. Nacdır. d. R.Verſ. A. 1903, S. 218—238. Bei den obigen Angaben iſt vom 
Saarbrüder Knappicaftsverein abgeiehen worden, der von feinem Bejamtvermögen 
Ende 1902 2 731 093 Mt. zur —— ———— Zwecke ausgeliehen hatte. 

RZacher, a. a. O. Heft VI 53 

) Verb. d. Reichst. zu den he "06. 2.1897 und 19.1. 1899 vorgelegten Entwürfen 
eined Invalidenverſicherung je nebjt gg ri Inäbejonder® die Motive zu dem 
(eßteren Entwurfe, Verh. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 671—69 und Denkicrift 
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anftalten überlaffen worden und nur für die erfte, zehn Jahre umfaſſende 
Beitragäperiode eine diesbezügliche Feſtſetzung erfolgt, die aber nur gelten jollte, 
inſoweit nicht jeitens der Verficherungsanitalten eine Aenderung beſchloſſen würbde?). 
Man glaubte jedoch, dat die Durcichnittszahlen für das Reich, auf Grund 
deren die Beiträge für die erſte Periode berechnet waren, im großen und ganzen 
aud für die Bezirke der einzelnen Verficherungsanftalten gelten und die Anftalten 
daher eine im mejentlichen gleichartige finanzielle Entwidelung haben würden ?). 
In diefer Annahme hatte man fich getäuicht. Die Geichäftsergebnifje der einzelnen 
Anftalten waren jehr verichieden. Zwar überftiegen bei jämtlichen Anftalten die 
Einnahmen die Ausgaben bedeutend. Während aber alle Anftalten zujammen= 
genommen in den eriten Jahren jo hohe Dedungsfapitalien aufbradhten, daß bei 
‚sorterhebung der gleichen Beiträge die Verficherungslaft vorausfichtlich dauernd 
gedeckt jein wird, jammelten die einen erheblich mehr Kapitalien an, als dazu 
nötig geweſen wäre, andere dagegen erreichten die hierfür erforderlichen Deckungs— 
fapitalien lange nicht. Günftig fanden durchweg die Anstalten mit überwiegend 
induftrieller, ungünftig die mit vorherrichend landwirtichaftlicher Bevölkerung. 
Bejonder8 hohe Kapitalien haben Berlin und die Hanjeftädte zulammengebradht, 
während die für Oftpreußen und Niederbayern errichteten Anftalten die einzigen 
waren, die nicht einmal das Dedungsfapital der laufenden Renten erreichten?). 


Für die Verichiedenheit in der Vermögensanlammlung liegen eine Reihe 
von Urſachen vor. Der wichtigſte Faktor in diefer Beziehung ift die verjchiedene 
Alterögruppierung in den einzelnen Anjtalten. In den ländlichen Gebieten 
erreicht ein viel größerer Teil der Verficherten in der Berufstätigkeit das fiebzigfte 
Lebensjahr ala in nduftriegegenden und erlangt dadurch Anſpruch auf Alters: 
vente. Auf Grund der Berufszählung vom 14. Juni 1895 ift ermittelt worden, 
daß fich für die Land: und Forſtwirtſchaft faſt doppelt joviel Altersrenten ala 
für den Durchſchnitt aller Berufszweige im Reiche und jaft viermal foviel Alters: 
renten als für die Induſtrie ergeben‘). Ferner ift durch eine ſeitens bes Reichs— 
Verfiherungsamts veröffentlichte Invaliditätsftatiftif feftgeftellt worden, daß die 
Invaliditätsgefahr für Männer in den einzelnen Altersflaffen für den Gejamt: 
durchichnitt des Reiches in der Land: und Tyorftwirtichaft im weſentlichen ebenjo 
groß ift wie in der Induſtrie. Da aber die in der Landmwirtichaft beichäftigten 
Perionen durchſchnittlich älter find als die indbuftriellen Arbeiter und die Invali— 
ditätsgefahr mit dem Alter fteigt, jo fommen für den Gejamtumfang des Reichs 


— — 


S. 178—7%; v. Landmann und v. Raſp, Kommentar, 2. Aufl., Einleit. SW ff. und 
Anm. zu 8 33; v. Woedtte, Kommentar, 6. Aufl,, Anm. zu 8 33; v. d. Borght, in 
Contads Jahrbüchern, II. Folge, Bd. XII, 1897, ©. 413—416; Freund, in ber 
Sozialen Praris, 8. Jahrg. 1898/99, ©. 83 fi., 472 ff.; Gebhard in der Arbeiterver- 
forgung, 16. Jahrg., 1899, ©. 121—140. 

1) G. v. 22. 6.1889 SS 96— 98. 

) Verh. d. Reichöt. 1898/1900, Anl. Bd. I, S.684;0.Woedtle, Kommentar, S. 75. 

2) Bergl. die umjtehende, aus den Motiven der Novelle (Verh. d. Reichst. 1898/1900, 
Anl. Bd. I, ©. 672) entnommene Tabelle. Das Vermögen der einzelnen Verſicherungs— 
anjtalten ift in der Tabelle faft durchweg zu niedrig gejhäßt worden. Da das Vermögen 
lämtliher Anftalten (ohne die Kafjeneinrichtungen) am Sclufie des Jahres 1899 aus» 
ihliehlih Inventar 700 302 034,65 Mt. betrug, ift die Schätung um etwa 16 Millionen 
binter dem wirflihen Ergebnifie zurüdgeblieben. Zum Zeil iſt die Differenz auf die unge- 
wöhnlich hohen Beitragdeinnahmen des Jahres 1899 zurüdzuführen, die 118 303 793,84 Mt., 
d.h. 8916 801,43 ME. mehr als im Borjahre betrugen. A. Nacır. d. R. Verſ. A. 1901, 1. Bei- 
beit, ©. 131 192, ©. 126. 

*) Verb. d. Reicht. 1898/1900, Anl. Bd. I, S. 678. 
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Tabelle zu ©. 763 (Anm. 3). 


Die Aufbringung der Mittel der deutichen Invalidenveriicherung. 





Bezeihnung 
der 
Berjiherungdträger 


. Ditpreußen . 

. Weitpreußen 

. Berlin . 

. Brandenburg 

. Bommern 

Pojen . 

. Schlein . . 

. Sadjen-Anbalt 

. Schleswig-Holftein . 
. Hannover 

. Weitfalen 

. Hellen-Nafjau . 

. Rheinprovinz 
1—13 zuſammen 


SOSE —- 


. Oberbayern 
. Niederbayern 
. Pla . 

. Oberpfalz 

. Oberfranten 
. Mittelfranfen 
. Unterfranfen 
. Schwaben . 


14-31 zufammen 


Konigreich Sadjen 
. Württemberg 

- Baden . 

. Großherzogt. Heſſen 
Mecklenburg 

27. Thüringen . 

. Oldenburg . 

. Braunjchweig 

. Hanjejtädte . 

s Eljaß-Lothringen 





22—31 zufammen| 225 260,3 | 


1-31 zujammen 


32 —40 Kaflen 


1—40 zulammen 


Mutmaßlicher 
Bermögend- 


beitand am 


1. Jan. 1900 


in 1000 Mt. 


2 


Mutmaßliches 





Dedungs: 
fapital der 








78185 | 181074 
10685, | 10183,3 
45 395,6 5 745.2 
34 881,1 | 17 288,e 
16416» | 10572, 
11 776,0 | 11233, 
518571 | 32597 
39 837 ı 14 581,3 
14 802,: | 10497, 
28030» | 16 982,1 
361538 | 11811, 
24 835,5 7 205,0 
77612, | 25580, 

400 102,5 | 192 385, 

16 943,0 8027, ı 

34225 4 742,9 

8421, 2 544,1 

31174 25795 

4337, 3 156,9 
110337 | 3053, 

4183 1 2809. 

76264 38441 
590853 | 30757,» 
75516, | 166195 
23 714,3 9 500,0 
24 598 6 7 732,6 
14 068 3 4177, 

8 446% 5114s 
18 948,0 55285 

3 680,1 1046, 

71543; 2138, 
27 912; 38754 
20 8314 6 768,8 

62501.s 
684 448,1 | 285 645,5 
62 436,7 15 046,6 
746 884,8 | 300 692,1 


Differenz 


zwiichen 


lauf. Renten [Spalte 2 u. 3 
J 


in 1000 Mk. 


—— 


4 


10 288,5 
501, 
39 650,4 
17 592,» 
58445 
542,6 

19 259,5 
25 255,8 
4 304,3 
11 048 a 
24 3415 
17 650,5 
52 031,5 


+907 716: 


FF HH O HHHFHF HH HH 


+ 


8 915,3 
1 320,4 
5877, 

537,5 
1180,: 
7 980,0 
1373,93 
3 782,3 


283274 


58 897 ı 
14 214,5 
16 866 0 
9890, 
3 332,0 
13419 5 
2 633, 
5405 ,s 
24 037,3 
14 062, 





+162 758,5 


— 


+ 


F398 802,01 


47 290 ı 


+446 192,1 


Auf jeden 


2 
* 


terungs: 


pflichtigen (nach ber 

Berufözäblung vom 
14. Juni 1895) fommen 
von den Beträgen in 





Opalte 2 epalie 3lSpalte 4 
2. 


» 


19,04 
35,0 
100 ,.s 
94,36 
49 00 
32,55 
49 so 
62,99 
50,72 
5,58 
77,08 
69 01 
78,06 
58,51 


öl,sı 
21,08 
54,22 
26,08 
32 19 
62,09 
34,70 
47 19 
43,16 
80 11 
61,55 
67,85 
66 
47,07 
64,03 
62,58 
70,21 
114 50 
63,83 


72, | 


60 ‚16 


114 01 
63,08 


6 


44,09 
33,99 
12,69 
26,94 
31,56 
31,05 
31,31 
23,03 
35,97 
33,64 
25,18 
20,83 
25,73 


283 


24 31 
29,31 
16,38 
22,08 
23,38 
17,19 
23,30 
23,9 


22,08 





- 


— 25,05 
l,e: 
ST .o 
27,0 
u 
1,50 
18 4 
39 30 
14:5 
21, 
51,» 
49 55 
52,5: 
30,58 
27,0 
— 510 
57T, 
4.0 
et 
44 20 
il. 
23,0 


20 4 
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in der Land: und Forſtwirtſchaft auf die gleiche Zahl von Verficherungapflichtigen 
faft doppelt jo viel Invalidenrenten als in der Induftrie'). Die Alterögruppierung 
hat ſich nad) Erlaß des Gejeßes von 1889 durch die Abwanderung hauptjächlich 
von jüngeren und fräftigeren, der Imvaliditätsgefahr am wenigften ausgejeten 
Perjonen vom Lande nad den großen Städten und Jnduftriegegenden nod) mehr 
zu Ungunften der ländlichen Anftalten verichoben ?). Dieje Verhältniffe hatten 
zur Folge, daß die landwirtſchaftlichen Anftalten überlaftet waren und umgekehrt 
die induftriellen eine beſonders günftige Altersgruppierung zeigten und darum 
auch entiprechende finanzielle Ergebnifje aufwieſen. 

Ein meiterer Grund für die BVerichiedenheit der finanziellen Lage ift in 
der Lohnklaſſengruppierung zu juchen. Die in dem Gejege von 1889 
für die Lohnklaſſen II bis IV feftgejegten Beiträge enthielten Sicherheitszuichläge 
von etwa 15, 25 und 35 Prozent”). Die Beiträge waren alſo wohl in den 
höheren Lohnklaffen im Verhältniffe zu den niederen zu hoch angejegt worden‘). 
Ferner ftand bis zur Novelle von 1899 den Beiträgen ber höheren Lohnklaſſen 
nicht eine entiprechend höhere Rentenbelaftung gegenüber, da der Grundbetrag 
der Invalidenrenten, deren Steigerungsjäße zunächſt wenig in Betracht famen, 
in allen Lohnklaffen gleich hoch war. Es ift daher natürlich, daß die induftriellen 
Anitalten, in denen die höheren Lohnklaſſen ſtärker vertreten waren, mehr Kapital 
ala die landwirtſchaftlichen Anftalten anjammelten. 

Außerdem mögen noch eine Reihe minder wichtiger Momente auf die 
finanziellen Ergebniffe der einzelnen Anjtalten eingewirtt haben. Die die Höhe 
der Einnahmen und Ausgaben beeinfluffenden Bermwaltungsgrundjäge werben 
nicht völlig übereinftimmend geweſen jein?). Insbeſondere ih e8 möglich, daß 
in einzelnen Bezirken bei Bewilligung der Altersrenten jehr milde verfahren und 
nicht immer ein genauer Beweis einer hinreichenden vorgejeglichen Beihäftigung®) 
verlangt iſt.) Zum Zeil beruht die jchlechtere Lage der landwirtſchaftlichen 
Verfiherungsanftalten wohl aud) auf Schwierigkeiten, die bei der Durchſührun 
des Geſetzes auf dem Lande hervortraten. Hier lebte ſich das Geſetz ide 
viel ichwerer ein als in den Städten, in denen die Bevölkerung durch bie 
Rranfenverficherung bereit? an Werficherungsbeiträge gewöhnt war. Darum 
mögen auf dem Lande, namentlich in der erften Zeit, beionder8 viele Beitrags- 
hinterziehungen vorgefommen jein. Sie werden in den dünn bevölferten länd- 
lichen Bezirken noch beſonders dadurch begünftigt, daß fich hier die ordnungs— 
mäßige Verwendung der Marken nur jchwer fontrollieren läßt. Bejonders gilt 
dies bezüglich; der in der Landmwirtichaft des Oſtens zahlreich vertretenen um: 
tändigen Arbeiter. Aber auch von Hinterziehungen abgejehen find die Ein— 
nahmen aus den Beiträgen der ländlichen Arbeiterbevölterung des Oſtens deshalb 
geringer, weil ein großer Zeil diefer Bevölkerung nicht das ganze Jahr hindurd) 
in einer verficherungapflichtigen Stellung fteht*), ohne daß die Renten in dem: 
ſelben Verhältniffe niedriger ausfallen. 


A 2 
A. a. O., ©. 682, 683. 
A. a. O., 1888/89, Bb. VI Ant., S. 1230, 1231. 2 
v.d.Borght, in Conrads Jahrbüchern, III. Folge, Bd. XIII, 1897, ©. 414. 
Verh. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, ©. 673 
% 141 Woden in den Jahren 1888—1890 6G. v. 22. 6. 1889 88 157, 158; G. 
v.8.6.1891, R.G.Bl. S. 337). : 
Bergl. über die Zahl der in den einzelnen Berjiherungsanitalten 1891— 189 
feitgeießten Aitersrenten, Ü. Nacht d. R.Beri. A. 1901, 1. Beiheft, ©. 37, 40, 42, 164—173. 
*) Berh. d. Reichst. 1898/1900, Anl. Bd. I, S. 674. 
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Der finanzielle Nachteil, in dem fich die Verfiherungsanftalten überwiegend 
ländlicher gegenüber denen vorherrichend induftrieller Bezirke befanden, berubte 
zwar nicht ausjchließlidh, jo doch zum großen Zeil auf dauernden Verhältnifien. 
Darum erſchien ein Ausgleich unter den Anftalten erforderlih. In dem Geſetz— 
entwurfe vom 26. Februar 1897’) wurde deshalb vorgeichlagen, es jolle jeder 
Berfiherungsanftalt die Hälfte derjenigen Belaftung zufallen, die aus den von 
ihr jeitgejegten Renten erwüchje, während die andere Hälfte von den Anitalten 
gemeinjam zu tragen wäre, wobei als Verteilungsmaßftab das von den Anjtalten 
angelammelte Vermögen — unter gewiljen Modalitäten — zu Grunde gelegt 
werden ſollte. Dieje etwas willfürliche Teilung wurde mit Rüdfiht auf den 
lebhaften Widerſpruch, den fie im Reichötage und bei den Beteiligten hervorgerufen 
bat,?) fallen gelaffen. Statt deſſen weift der Entwurf vom 19. Januar 1899°) 
der „Gemeinlaft“ den SKapitalwert derjenigen Zahlungen zu, welche die Ber: 
fiherungsanitalten für Altersrenten und die Grundbeträge der Jnvalidenrenten, 
für Rentenfteigerungen infolge von Krankheitswochen und für Rentenabrundungen 
zu leiften haben, während alle übrigen Verpflichtungen die „Sonderlaſt“ bilden. 
Das Vermögen der Anftalten wird in der Art in ein „Gemein“ und ein 

„Sondervermögen“ geteilt, daß das erjtere drei, das letztere zwei Fünftel erhält. 
Bermögenöteile, welche einer Verfiherungsanftalt durch freiwillige Zuwendungen 
ge find, fallen in vollem Betrage dem Sondervermögen zu. Dasielbe 
Verhältnis ift bis zu anderweiter Beihlußfaffung des Bundesrat für die Teilung 
ber Beitrageinnahmen maßgebend. Der Reichstag‘) hat bezüglich der Teilung 
in Gemeinlaft und Sonderlaft injofern eine Aenderung getroffen, als er der 
Sonderlait außer den ihr nad) der Regierungsvorlage zufallenden Leiftungen 
ein Viertel der Altersrenten zuwies. Er bat ferner das bisher angelammelte 
Vermögen den einzelnen Anstalten belaffen und nur die fünftigen Beiträge in 
der Weile geteilt, daß das Gemeinvermögen vier Zehntel und das Sonderver: 
vermögen ſechs Zehntel erhält. Die Teilung in Gemein- und Sonderlaft bezieht 
fi) aber nicht bloß auf die nad) dem Inkrafttreten der Novelle bemilligten 
Renten, jondern auch auf die früher zuerfannten, injoweit fie für die Zeit nad) 
dem 1. Januar 1900 gezahlt werden. 

Die Trennung des Vermögens in Gemein: und Sondervermögen iſt eine 
rein buchmäßige. Rechtlich bleiben die der einzelnen Anstalt zufließenden Ka— 
pitalien ihr Sondereigentum, über das fie freie Verfügung Hat. Sie jcheidet 
auch nicht beitimmte Vermögenswerte als zum Gemeinvermögen gehörig aus; 
e8 wird vielmehr nur berechnet, auf wie body ſich der Anteil des Gemeinver: 
mögens an den der Verficherungsanftalt gehörenden Kapitalien beläuft. Von 
diejem Anteile werden dem Gemeinvermögen Binjen —— Ihre Höhe 
zu beftimmen, ift dem Bunbdesrate überlaffen worden”). Diejer hat demgemäß 
vorgeichrieben, daß die Verzinſung für den Beſtand x Anfang des Rechnungs: 
jahres und für die Einnahmen aus Beiträgen im Laufe des Rechnungsjahres 
mit drei vom Hundert, für die letzteren Einnahmen jedoch nur für drei Achtel 
Jahre zu erfolgen habe“). Die Verzinſung ift alſo jo mäßig gehalten, daß die 


Ua. en 1895/97, Ant. Bd. VI, ©. Ana 3493, 3494, 
) A. a. 1898/1900, Ant. Bd. I, ©. 689. 
2) A. a. % ©. 599, 600 
ı®.v. 13. 7. 1899, 88 33, 125. 
) G. v.1 3.7.1899 8 33 Abi. 3. 
9 Bet. d. Reichskanzlers dv. 31. 1. 1901, Centralblatt für das Deutiche Reich 1901, 
©. 24, A. Na acht. d. R.Verſ. A. 1901, ©. 268. 
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Anftalten bei der Ausleihung des Geldes einen Ueberſchuß erzielen fönnen '). 
Die buchmäßige Abtrennung des Gemeinvermögens ftellt eine Art zwangsweiſer 
Nüdverfiherung dar?). 

Der finanzielle Ausgleich ift aucd auf die bejonderen Kaffeneinrichtungen 
unter Berüdfihtigung der bei diejen vorliegenden abweichenden Verhältniſſe aus: 
gedehnt worden °). 

Es iſt klar, daß die Schwierigkeiten hauptſächlich dadurd entftanden find, 
daß das Prinzip jpezieller Entgeltlichkeit nicht rein durchgeführt ift. Wären die 
Beiträge genau nad) den Rifikos, die die Anftalten mit den einzelnen VBerficherten 
eingehen, abgeftuft worden, jo hätten große Unterjchiede in der Vermögenslage 
der Anstalten kaum entjtehen können. Es find aljo Vorſchriften des Gejetes, 
die wider den Willen des Geſetzgebers im Vereine mit den örtlichen Verjchieden- 
beiten im wejentlichen die Unterjchiede veranlaßt haben. Darum war e8 aud) 
Pflicht des Gejeßgebers, einen billigen Ausgleich herbeizuführen. Ohne dieſen 
Ausgleich wäre ein Zeil der Anftalten genötigt gemejen, die Beiträge erheblich 
heraufzuſetzen, während andere fie bedeutend hätten ermäßigen müſſen, falls den 
Anftalten nicht eine Aenderung ihrer Gegenleiftungen geitattet worden wäre, und 
zwar würde die Erhöhung der Beiträge gerade die ärmften, die Ermäßigung 
die reichiten Bezirke getroffen haben. Dies war aber jedenjall® zu vermeiden. 
„Wejentliche Ungleichheiten in der Bemeſſung der Beiträge oder der Renten: 
leiftungen bei den einzelnen, lediglich nad) örtlichen Bezirken abgegrenzten An: 
italten würden mit der Bedeutung der Invaliditäts- und Alteröverfiherung als 
einer allgemeinen, für alle Bewohner des Reichs ohne Unterfchied ihres örtlichen 
Wohnfiges gleihmäßig wirkenden Reichseinrichtung nicht vereinbar jein*).“ Die 
Ausgleihung der Verjchiedenheiten ericheint als Korrelat der Freizügigkeit °). 

Es hat an Vorſchlägen zur Beleitigung der finanziellen Schwierigfeiten 
einzelner Anftalten nicht gefehlt‘). So hat man ſich dahin ausgeiprodhen, es 
jollten die jämtlichen für die Invalidenverſicherung erforderlichen Mittel durch 
eine allgemeine Steuer aufgebradht werden. Die Beleitigung der Beiträge ver: 
bietet fich aber nach dem über ihre Bedeutung oben Gelagten. ferner iſt vor— 
geichlagen morden, den Berficherungszwang für die Arbeiter der Land» und 
iyorftwirtichaft, im Handwerk und in Eleingewerblicdyen Betrieben jowie für das 
Gefinde aufzuheben. Es erjcheint jedoch nicht annehmbar, ganzen Klafjen der 
Bevölferung die Wohltaten der Invalidenverſicherung wieder zu entziehen. Man 
wollte weiter unter Aufhebung der territorialen Berficherungsanftalten eine Reichs: 
anftalt ſchaffen. Durch eine derartige Zentralijation würde aber die Verwaltung 
fomplizierter und jchwerfälliger geworden jein. Der Vorſchlag, den finanziellen 
Ausgleich) durch eine andere Verteilung des Reichszuſchuſſes herbeizuführen, hätte 
auch faum eine befriedigende Löjung ergeben. Ferner wäre ein wirfjamer, der 
Billigfeit entiprechender Ausgleich nicht dadurch zu erreichen geweſen, daß ber 
Grumdbetrag der Rente oder ein Zeil von ihm nad) der Zahl der Berficherten 


) Der durhichnittliche jährliche Zinsertrag der in Wertpapieren, Darlehen u. ſ. w. 
angelegten Kapitalien jfämtlicher Berfiherungsanjtalten und Kafjeneinrihtungen bat im 
Sabre 1901 3,56 °/o des Anlaufspreifes betragen. U. Nacdır. d. R. Verſ. A. 1903, ©. 147. 

*) Daneben jind auf Bereinbarung beruhende Rüdverjiherungsverbände der Ver: 
fiherungsdanitalten zugeioften. G. v. 13.7.1899 8 99 (G. v. 22. 6. 1889 $ 65). 

a .d. 13. 899 88 173 Abſ. 1, 174 Abſ. 1. 

) Bert, d. Reichät. 1898/1900, Anl. Bb. I, ©. 684. 

) Graf v. Poſa dowsky, a. a. D. 1898/1900, Bd. I, ©. 816 (A). 

) A. a. O. Anl. Bd. T, ©. 685—688. 
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verteilt oder dadurd), daß das „Heimatprinzip“ angewandt worden wäre, nad) 
dem die Anftalt, der der Verficherte angehört hat, alle von ihm auch |päterhin 
entrichteten Beiträge erhält und allein die Rente übernimmt. 

Nah den Beitimmungen ber Novelle find der Gemeinlaft bis auf ein 
Viertel der Alterörenten die Leitungen zugewiejen worden, die von ber Dauer 
der Beitragsleiftung unabhängig find und in voller Höhe gewährt werden müſſen, 
jobald die Vorausjegungen des Anſpruchs erfüllt find. Damit find im wejent: 
(ihen die Leiftungen zu gemeinjamen gemadjt worden, durch die die einzelnen 
Anftalten im Verhältniffe zu ihren Einnahmen verichieden belaftet werden würden. 
Zur Sonberlaft gehört von den einzelnen Renten jo viel, daß die Anftalten dur 
ihr eigenes Intereſſe zu einer jorgiältigen Prüfung der Rentenaniprüche ver: 
anlaßt werden. Dabei befteht die Sonderlaft hauptſächlich aus dem Zeile der 
Renten, deſſen Höhe fi) nach den Beiträgen richtet, dem aljo beitimmte Ein- 
nahmen der Anitalten gegenüberftehen. Ferner haben die einzelnen Anitalten 
ihre Verwaltungskoſten zu tragen, jo daß ihnen der Antrieb zu einer ſparſamen 
Geihäftsführung bleibt, und die Koſten des SHeilverfahrens, deren Höhe in 
gewiſſen Grenzen den verfügbaren Mitteln angepaßt werden darf. 

E3 war wohl faum erforderlih, daß der Reichötag der Sonderlajt ein 
Viertel der Alterörenten übertrug, um einer Bewilligung joldyer Renten an Un: 
berechtigte vorzubeugen, da die Tyeititellungen, die der Zuerfennung von Alters: 
renten vorausgehen müfjen, nach den Beitimmungen ber Novelle‘) verhältnis- 
mäßig einfach find, jo dak die unridhtige Bewilligung einer Altersrente fait 
ausgeſchlofſen iſt. Anberjeits befteht die Gefahr, daß infolge der Ueberweilung 
von einem Viertel der Altersrenten an die Sonderlaft die finanziellen Schwierig: 
feiten nicht bei allen Anftalten behoben werben‘). 

Nach den von jeiten der Regierung angeftellten verficherungstechniichen 
Berechnungen wären 44°/o der Beiträge dem Gemeinvermögen zu überweijen 
gewejen. Hierbei ift in Betracht gezogen worden, daß dad Gemeinvermögen 
nur die künftigen Beiträge erhalten und zur Sonberlaft ein Viertel der Alters- 
renten gehören ſollte. Auch find die Aenderungen der Reichstagskommiſſion 
bezüglich der Grundbeträge und Steigerungsjäße der nvalidenrenten, die Ge 
ſetzeskraft erlangt haben, berüdfichtigt worden”). Es ift daher zweifelhaft, ob 
bie tatſaäͤchlich dem Gemeinvermögen zufallenden 40% ausreichen werden. Sollte 
dies aber nicht zutreffen, jo it in jofern Abhilfe möglich, ala der Bundesrat 
bei Ablauf der für die Revifion der Beiträge beftimmten Perioden von je zehn 
Jahren erforderlichen Falls den für da8 Gemeinvermögen buchmäßig auszu— 
icheidenden Zeil der Beiträge anderweit feftzuftellen Hat. Dabei ift, wenn dieſer 
Zeil der Beiträge erhöht werden joll, die Zuftimmung des Reichätages erforder: 
ih. Doch ift ausdrüdlich beitimmt, daß das Vermögen, dad vor dem Zeit- 
raume, für den die Neufeftjegung erfolgt, angefammelt ift, ſoweit es nicht buch— 
mäßig für die Gemeinlaft ausgeichieden ift, zur Dedung der Gemeinlaft nicht 
herangezogen werden barf?). 

Wichtiger erjcheint die Trage, ob es nicht vorzuziehen geweien wäre, dem 
Regierungsvorſchlage entipredhend, au) von dem vorhandenen Vermögen einen 
Zeil dem Gemeinvermögen zuzumeilen. Rechtliche Bedenken, die hiergegen er: 





!) Bergl. insbeſ. G. v. 13. 7.1899 88 1%, 

2 a Verb. d. Neichst. 16981800, Anl. Bd. II, ©. 1739—1722. 
Ma S. 1798— 1804. 

9 G. v. 1 . 1899 $ 33 Abi. 4—6. 
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hoben werden fönnten, ericheinen nicht durchſchlagend. Vielmehr wird dem 
Standpunfte der Regierung beizupflichten jein, daß es fih um Vermögensmaffen 
handelt, die für einen allgemeinen Reichszweck beftimmt find, und darum der 
privatrechtliche Standpunkt, nad) welchem die einzelne Anftalt Eigentümerin der 
von ihr angefammelten Kapitalien jei, nicht außichlaggebenb fein kanny. Nun 
muß es zwar zugegeben werben, baß es leiht Mikftimmung erregt hätte, wenn 
Kapitalien, die die einzelne Anftalt unter der Herrichaft des alten Geſetzes ge- 
jammelt hatte, zum Gemeingute erklärt worden wären. Anderſeits ift es zmeifel- 
haft, ob es ohne die von der Regierung vorgejchlagene Ausgleichung der An: 
ftaltövermögen den minder bemittelten Anftalten möglich jein wird, ſich all: 
mäblidy finanziell zu arrangieren. Es ift daher faum ala eine Berbeflerung 
der Regierungsvorlage aufzufaflen, daß der Reichstag die Verteilung auf die 
fünftigen Beiträge beichränft hat. 

Wenn nad) dem Gejagten die Vorjchriften über den Ausgleich auch viel- 
leicht einer Korrektur zu unterziehen jein werden, nachdem die Wirkungen der 
getroffenen Beitimmungen erft hinreichend zu überfehen find, jo fann die in ber 
Novelle gefundene Löſung doc im ganzen als eine glücliche bezeichnet werben ?). 
Ihr Hauptvorzug befteht darin, daß fie ermöglichte, die Selbitändigfeit der 
einzelnen Anftalten unangetaftet zu lafjen, die nur erhalten bleiben Eonnte, 
wenn die Anftalten ein hinreichendes Intereſſe an den finanziellen Ergebniffen 
ihrer Verwaltung behielten. Ein weiterer Vorteil der Neuordnung ift darin zu 
finden, daß die Beiträge einheitlich feitgeftellt find, ohne daß eine abweichende 
Normierung ſeitens der Verſicherungsanſtalten zuläffig ift. Die Gleichheit der 
Beiträge in allen Anftalten it eine Folge des Ausgleichs, wenngleich ein Aus— 
gleich, der fih nur auf einen Zeil der Einnahmen und Ausgaben erjtredte und 
die bisherigen Kapitalanfammlungen nicht berührte, nicht unbedingt zur völligen 
Uebereinſtimmung der Beiträge führen mußte. Diele Gleichheit der Beiträge 
war vor allem deshalb dringend erwünjcht, weil Unterſchiede in der Beitrags: 
höhe von den Berficherten als Ungerechtigkeit empfunden werden würden und 
dahin führen könnten, daß an den Grenzen der Bezirfe mehrerer Anftalten, 
namentlich von unitändigen Arbeitern, vielfach unrichtiger Weile die Marken 
der Anftalt verwendet werden würden, die geringere Beiträge fordert). Die 
jelbftändige Tyeitiegung der Beiträge ſteht nur den beionderen Kafjeneinrich- 
tungen zu*). 

Da die Beiträge der Verfiherungsanftalten nicht verjchieden body jein 
dürfen, jo mußte den Anftalten, die überjhüjfiges Vermögen haben, die Mög: 
lichkeit gegeben werden, es zu Gunften der Verficherten anzuwenden. Wäre 
dies nicht zuläſſig, ſo würden die reichen Anftalten Kapitalmaffen anfammeln, 
für die fie feine Verwendung hätten, und ihnen jeder Anſporn zur Führung 
einer guten Finanzwirtſchaft fehlen. Darum jchreibt $ 45 der Novelle vor, es 


') Graf v. Poſadowsky, in d. Berh. d. Reichst. 1898/1900, Bd. I, ©. 816 (A); 
v. Sandmann und v.Raip, Kommentar, 2. Aufl, S. 130, 147. 

?) Ueber die Wirkungen des Ausgleichs vergl. U. Nachr. d. R.Verj.. 1902, 
2.568, 569. 

*) Died wäre bejonders in Berlin und feinen Vororten, in Hamburg und den bei 
Hamburg liegenden preußiihen Orten (Altona u. j. w.) zu erwarten. 

*) Bergl. die genaueren Borjchriften: ©. v. 13. 7. 1899 8 8 Abi. 1 Nr.1,$ 11 
Abi. 3, $ 12 Ubi. 1; Motive zu $ 5 d. Entw., Verb. d. Reichst. 1898/1900, Ant. 
Bd. 1, ©. 701. 

Annalen des Deutfchen Reichs. 1902. 49 


770 v. Xoeper. Die Aufbringung der Mittel der deutſchen Invalidenverfiherung. 


könne durch übereinftimmenden Beſchluß des Vorftandes und Ausſchuſſes einer 
Verſicherungsanſtalt unter Genehmigung des Bundesrats beſtimmt werden, daß 
die Ueberſchüſſe des Sondervermögens der Anſtalt über den zur Deckung ihrer 
Verpflichtungen dauernd erforderlichen Bedarf zu anderen ald den im Geſetze 
porgejehenen Leiftungen im wirtichaftlichen Intereſſe der der Anftalt angehörenden 
Rentenempfänger, Berficherten jowie ihrer Angehörigen verwendet werden. Hier: 
bei ijt unter anderem an eine Erhöhung der Angehörigenunterftügung während 
der Verpflegung des Verficherten in einem Krankenhauſe und des zuläffigen 
Höchſtbetrages beim Zujammentreffen von Imvalidenrente mit Unfallrente oder 
Penfionen ’) zu denken. Ausgeichloffen ift dagegen eine Veränderung der Haupt: 
leiftungen des Geſetzes, insbelondere der Renten, nad) Höhe und Vorausjegung, 
da dies mit dem Charakter der nvalidenverficherung als einer für das ganze 
Reich gleihmäßigen Einrichtung unvereinbar fein würde ?). 


B. Die Aufwendungen von Zwangögemeinwirtichaiten. 
I. Der Reichszuſchuß von jährlih 50 Mt. für jede Rente. 


Schon bei der Unfallverfiherung hatte die Trage, ob das Reich einen 
Zuſchuß gewähren jolle, injofern eine gewiſſe Rolle geipielt, als die erften beiden 
Gejegentwürfe der Regierung einen Reichszuſchuß vorgeiehen hatten’). Erſt der 
dritte Entwurf eines Unfallverfiherungsgeieges *) hat ihn fallen gelaffen. In 
dem Gejegentwurfe, betr. die Alters: und Invaliditätsverfiherung, vom 22. No: 
vember 1888 war der Reichszuſchuß auf ein Drittel der Renten feſtgeſtellt 
worden’). Die geſetzliche Vorſchrift, nach der er für jede Rente 50 ME. jährlich) 
beträgt, beruht auf einer Nenderung der Reichstagskommiſſion ?). 


Wenn nad dem früher Dargelegten auch gewichtige Gründe bafür jprechen, 
daß Arbeiter und Arbeitgeber zu den Koften der Invalidenverfiherung mit Bei: 
trägen herangezogen werden, jo iſt es anderſeits gerechtiertigt, daß das Reid, 
zu diefer Verficherung eine Beihilfe leifte. Indem das Reich für einen Zweig 
der Arbeiterverficherung eigene Mittel flüſſig macht, bekundet e8 das ftarfe In— 
tereſſe, das es an der Wrbeiterverficherung und damit überhaupt an der Ge- 





1) Bergl. G. v. 13.7.1899 8 48, 
*, Derh. d. Reichst. 18981900, Anl. Bd. J. S. 711, 712. 
*) Nadı dem Entwurfe eines Geſetzes, betr. die Unfallverfiherung der Arbeiter, v. 
8.3.1881 ($ 13, Verb. d. Neichät. 1881, Bd. IH Anl., ©. 223, ſollte das Reich für die 
BVerlicherten, deren Jahresarbeitöverdienit 750 Mf. und weniger beträgt, ein Drittel der 
Berfiherungsprämie aufbringen, während Berficherte mit einem Jahresarbeitöverdienite 
von mehr al& 750 bis 1000 ME. ein Drittel und von mehr ald 1000 Mt. die Hälfte der 
Prämien und die Unternehmer bei allen Berficherten den Reit tragen follten. Der Ent: 
wurf d. 8.5.1882 ($ 7, Derh. d. Reichst. 1882/83, Bd. V Antl., S. 174) legte dem Reiche 
25% und den Unternehmern 75°/o der zu gewährenden Entihädigungen auf. 
4) Der Entwurf v. 6. 3. 1834 8 10 (Berb. d. Reichst. 1881. Bb. III Anl, ©. 52) 
weift die fämtlihen Koften der Unfallverfiherung den Unternegmern zu. 
5) Entw. 8 14, Verb. d. Reicht. 1888/89, Bd. IV Anl., S. 33. 
) A. a. O. Bd. V Anl, S. 1010, 1011 ($ 19); ©. v. 22. 6. 1889 88 25, 36: ©. 
.13. 7.1899 8 35. Die Kafjeneinrichtungen erhalten zwar den Reichszuſchuß, doch findet 
d. G. v. 13.7.1899 nah $ 173 auf fie feine Anwendung. Bergl.a.a.D.88 Abi. 1 
Abſ. 2, $ 174 Abi. 2; v Randmann und v.Rajp, Kommentar, 2. Aufl., 
7, 263 (Anm. 18), 264 (Anm. 20). 
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jundung unferer jozialen Berhältnifje nimmt. Es hat alfo da8 bei der Arbeiter: 
verfiherung neben dem Privatintereffe der Verficherten beftehende öffentliche In— 
tereffe zu dem Reichszuſchuſſe geführt. Dabei ift von der Anſicht ausgegangen 
worden, daß ohne den Reichszuſchuß die Laft, wenigftens für einzelne Berufs— 
— unerſchwinglich wäre. 

Es iſt zur Rechtfertigung des Reichszuſchuſſes angeführt worden, daß 
durch die Invalidenverſicherung eine erhebliche Erleichterung einer anderen öffent: 
lichen Laft, der Armenpflege, eintreten würde. Doc ift dies eigentlich fein 
Grund für einen Reichszuſchuß. Es ift ja gerade als Ungerechtigkeit empfunden 
worden, daß der Unterhalt des Arbeiters in den Tagen der Arbeitsunfähigkeit 
auf die Allgemeinheit abgemälzt wird. 

Dagegen jpricht für den Reichszuſchuß der Umſtand, daß dur ihn uns 
gefähr die Mehrbelaftung ausgeglichen werden mag, die die günftigen Riſikos 
dadurch erfahren, daß den ungünftigen feine — auferlegt ſind. Zu 
dieſen ungünftigen Riſikos find insbeſondere die Arbeiter zu rechnen, die bei 
Erlaß des Geſetzes vom 22. Juni 1889 bereits älter waren ?). 


Gegen den Reichszuſchuß könnte geltend gemacht werben, daß die FKoften 
der verjchtedenen für die Arbeiter erforderlichen Verficherun ngen duch die Löhne 
gededt werben jollen. Wenn das Reid) einen Zeil diejer Koften trüge, jo ver: 
bindere es nur, dab die Löhne allgemein die notwendige Höhe erreichen‘). 
Faßt man den Reichszuſchuß allein als ein Aequivalent für die Aufnahme der 
ungünftigen Riſikos auf, jo ift der Einwand überhaupt Hinfällig, da nur er— 
wartet werden darf, daß gejunde, rechtzeitig verficherte Arbeiter Prämien, die 
ihrem Rifito entiprechen, durch die Löhne deden. Aber auch abgejehen hiervon 
fann dem Einwurfe eine Berechtigung nicht zuerfannt werden. Es wäre zwar 
möglich, daß, wenn der durch den — gedeckte Rententeil durch er— 
höhte Beiträge der Verſicherten aufzubringen wäre, infolge der oben erörterten 


') Berh. d. Reichst. 1888/89, Bd. IV Anl, S.58. Ueber die Frage, inwieweit eine 
Erleihterung der Armenlaften eingetreten ift, vergl. v. d. Borght, in der Sammlung 
nationalöfonomijcher und jtatiftiiher Abhandlungen des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars 
zu Halle von Conrad (Feſtgabe v. Paaſche), 1898, S. 252—264. 

In der Dentichrift zum Geſetzentw. v. 1888 (Verb. d. Neichät. 1838/89, Bd. IV 
Anl., S. 123) heißt ed ausdrüdlid, die Mehrbelaftung, welche die Verfiherungsanitalten 
dur die unverfürzte Aufnahme der älteren Arbeiter erfahren, werde lediglich durch ſolche 
Beitragsanteile gedeckt, welche durch das Reich aufgebracht werden. Selbſtverſtändlich 
ging dieſe Bemerkung von den Vorſchriften des Entwurfs aus. vd. Bortfewitidh, in 
Conrads Jahrbüchern, III. Folge, Bd. XII, 1896, S. 551—563. 

Nah dem ihwediichen Gejegentwurf vom Jahre 1893, betr. Ynvaliditäts-, Wlters- 
und Baijenverjiherung, jollte der Staat u. a. die Mehrbelaftung übernehmen, die dadurd) 
entitehen würde, daß zu Anfang der Verfiherung die im Alter von 18—55 Jahren bes 
findlihen PBerjonen unter denjelben Bedingungen aufgenommen werden jollten wie die 
zufünftigen Kafjenmitglieder. Zacheer, a. a. O. Heft II, ©. 16, 28; vergl. auch S. 40 und 
43 (Entwürfe v. 1895 und 1895). In dem für den Kanton Neuenburg erlaflenen Geſetz 
v. 29.3. 1898 (loi instituant une ('aisse cantonale d’assurance populaire) umfafjen die 
Staatszuſchüſſe u. a. die Dedung der erhöhten Rijifos, die dadurch entitehen, dab Ver: 
iherte mit nicht normaler Sejundheit | ohne Prämienerböhung zugelafien werden. Zacher, 
a. a. D., Heft XT ©. 43, vergl. au ©. 44 

n In England ift eine Staatsbeihilfe für die geplante Altersverſorgung jeitens 
der organifierten 9 Arbeiterichaft befämpft worden. Eines der engliihen Genofienichafts- 
blätter, “The Unity” erklärte ausdrüdlih: „Uns eine ftaatlihe Subvention verleihen, 
heißt zugeftehen, dak die Löhne der Arbeiter tatjächlich unzureichend find.“ Dagegen tritt 
neuerdingd das führende Organ der N Soeieties fir Nlterdverficherung mit 
Staatöbeihilfe ein. Zacher, a.a. D., Heft V, ©. 32 
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Ueberwälzungsverhältniffe die Löhne entiprechend fteigen würden. Diejer Erfolg 
ift aber unficher und wäre vielleicht gerade vielfach bei den am geringiten ge: 
lohnten Arbeitern ausgeblieben. 

Es ift gegen den Reichszuſchuß der Einwand erhoben worden, daß ihn die 
minder bemittelten Klaſſen zum größten Zeile tragen müßten, da dieſe durch 
die Neichöfteuern am meiften belaftet ſeien. Dieſer Einwand ift aber nicht 
ſtichhaltig. Selbft wenn megen ber durch den Reichszuſchuß eingetretenen 
Mehrbelaftung der Reichskaſſe eine Steuer auf notwendige Gegenjtände des 
Maſſenverbrauchs neu eingeführt oder erhöht oder von ber Bejeitigung oder 
Ermäßigung einer derartigen Steuer Abſtand genommen würde, jo wäre dieſe 
Steuer nicht ungerecht, da fie als eine Erhebungsart für einen Arbeiterbeitrag 
betrachtet werden könnte. Tatſächlich wird diejer Fall jedoch faum eintreten. 
Im übrigen dient e8 aber mit zur Rechtfertigung der auf Gegenitände des 
Maſſenkonſums gelegten Steuern und Zölle, wenn das Reid) die Einnahmen 
daraus durch Ausgaben mie den Reichszuſchuß den minderbemittelten Bolts- 
Hafjen direkt zu gute fommen läßt.*) 


Der Reichszuſchuß wird auch für die Renten der Perjonen gewährt, die 
freiwillig in die Verficherung eingetreten find oder fie freiwillig fortgeſetzt oder 
erneuert haben. Dafür hatten fie nad) dem Gelege von 1889 für jede Bei: 
tragswoche eine Zufaßmarfe beizubringen. Der Nennwert der Zujagmarfen, die 
für Rechnung des Reichs hergeitellt wurden, war bis zur anderweiten, durch 
den Bundesrat erfolgenden Tyeitiegung auf acht Pfennige beftimmt worden. 
Schon das Geſetz von 1889 hat gewiſſe Beireiungen von der Beibringung der 
Zujagmarke zugeitanden?). Die Novelle von 1899 hat die Zujagmarfen ganz 
bejeitigt!), namentlih mit Rüdfiht auf den Umftand, dab die Perjonen, die 
die Anwartſchaft auf Rente befigen und freiwillige Beiträge nur zum Zwecke 
der Steigerung ihrer Rente entrichten, für die Zujagmarfen vom Reiche feine 
Gegenleiftung erhalten?). 


Indem das Reich jährliche Zuſchüſſe zu den Renten leiftet, wendet es das 
Prinzip der Ausgabendedung an. Es wird auch bezüglich des Reichszuſchuſſes 
von „Umlageverfahren“ geiprochen ®), trogdem von einer „Umlegung“, etwa auf 
die Steuerzahler, bei Summen, die ungetrennt von den übrigen Reichsausgaben 
durch die Reichdeinnahmen gededt werden, nicht wohl die Rede fein kann. Es 
fommt jedod in Frage, ob es nicht beifer wäre, das für die Beiträge der Ar: 
beiter und Nrbeitgeber geltende Prämiendurchſchnittsverfahren auch auf den 
Reichszuſchuß auszudehnen. Dies könnte dadurd geihehen, daß das Reich ftatt 
des Zuſchuſſes zu den Renten einen verficherungstechniich Teitzuftellenden Zuſchuß 
zu den Beiträgen entrichtete. In der Tat hat das gemwäblte Verfahren der Aus- 
gabendefung das Mißliche, daß die Zuſchüſſe, wenn fie aud) mit niedrigen Be— 
trägen anfangen, jpäter erheblich) höher find, als wenn das Reich den Ber: 
jicherten den gleichen Vorteil in Geftalt von Zuſchüſſen zu den Beiträgen ge: 
währte. Deilenungeadhtet it das Prinzip der Ausgabendedung zweifellos das 


N) Verh. d. Reichdt. 1888/89, Bd. V Anl., S. 909. 

N Wagner, Finanzwiflenihaft, Teil II, 1880, ©. 491. 

2) G. v. 22.6.1889 8 117— 121. 

+, G. v. 13. 7. 1899 8 145. 

5) Verb. d. Reichst. 1398/1900, Anl. Bd. 1, ©. 738, 739 (zu $ 111a). 

) v. Woedtke, Kommentar, 6. Aufl, 5.62 Anm. 4 zu $ 27; v. Landmann 
und vd. Raip, Kommentar, 2. Aufl., ©. 4. 
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richtige. Die Aufwendungen des Reichs für die nvalidenverfiherung find wie 
die für andere vom Meiche übernommene Aufgaben erſt in dem Jahre zu deden, 
in dem fie erforderlich werden. Das Reich) muB allerdings im Laufe der Jahre 
mehr zahlen, wenn es Zuichüffe zu den Renten, als wenn es jolche zu den Bei: 
trägen entrichtet. Der Unterjchied ijt eine Folge davon, dab die Zuſchüfſe zu 
den Beiträgen früher zu leiften wären, aljo die Berfiherungsanitalten jahrelang 
die Zinjen beziehen würden. Für die Belaftung des Reichs ift e8 aber gleich 
gültig, ob es bei Eintritt des Rentenfalls den vollen Betraa des Zuſchuſſes 
oder vorher diejen Betrag abzüglich der Zwiſchenzinſen zahlen muß. 


IL. Rebenleiftungen von Zwangsgemeinwirtjchaften. 


a) Der Zujhuß des Reichs für militärijche Dienftleiftungen?). 


Als Beitragswochen werden, ohne daß Beiträge entrichtet zu werden 
brauchen, diejenigen vollen Wochen in Anrechnung gebracht, während deren Ver— 
ſicherte behufs Erfüllung * Wehrpflicht in Friedens-, Mobilmachungs- oder 
Kriegäzeiten zum Heere oder zur Marine eingezogen geweſen find oder in 
Mobilmahungs: oder Kriegäzeiten freimillig militärische Dienftleiftungen ver: 
richtet haben. Vorausjegung ift jedoch, daß dieje Perjonen vorher berufsmäßig 
eine die Verſicherungspflicht begründende Beihäftigung nicht Lediglich vorüber: 
gehend aufgenommen haben. Für die Zeiten des Militärdienftes wird bei Be: 
rechnung der Renten die Lohnklaffe II zu Grunde gelegt. Es iſt nur billig, 
daß die Perjonen, die durch Militärdienit verhindert werden, Verficherungs: 
beiträge zu entrichten, ebenjo geftellt werden, wie wenn fie dies getan hätten, 
und daß das Reich den auf die Dauer militäriicher Dienftleiftungen entfallenden 
Anteil der Rente trägt. Durch die Uebernahme dieſer Laft auf Reichsfonds 
unterjcheiden ſich die Zeiten des Meilitärdienftes von denen der Krankheit. 


Das Reich hätte feiner Verpflichtung dadurch gerecht werden können, daß 
es für die zum Militärdienfte eingezogenen Verficherten die Beiträge der Lohn: 
Haffe II an die Verficherungsanftalt — etwa bes leßten Beihäftigungsorts — 
abführte. Statt defjen übernimmt das Reich einen entiprechenden Teil der Rente, 
der in der Novelle von 1899 auf Grund der angeitellten Berechnungen bis zu 
andermeiter, durch den Bundesrat erfolgender Yeititellung auf 18 ‘Pig. für jede 
Beitragswoche beftimmt ift?). In diejem Betrage ift außer der Steigerung von 
6 Pig., die die Invalidenrente gemäß 88 36, 40 der Novelle erfährt, der An 
teil de3 Reichs an dem Grundbetrage der Invalidenrente und an ber Alters- 
tente enthalten. Indem das Reich, ftatt Beiträge zu entrichten, einen Zeil der 
Renten zahlt, findet auch hier das Prinzip der Ausgabendeckung Anmwendung. 


b) Sonftige Nebenleiftungen von Zwangsgemeinwirtſchaften. 


Außer den Zuſchüſſen zu den Renten hat das Reid) für die Zmede der 
Invalidenverfiherung gemiffe Leiftungen auf fid) genommen; andere find den 
Einzelftaaten, Kommunalverbänden und Gemeinden übertragen worden. Daß 
die hierfür erforderlichen Mittel von den genannten Zwangsgemeinwirtſchaften 


i) G. v. 13.7. 1899 88 30, 31, 40, 125, 191(®. v. 22, 6. 1889 88 17, 18, 28, 89, 158). 
) &.v. 13. 7.1899 $ 125 Abi. 1; Berh. d. Reichst. 1898/1900 Anl. Bb.I, ©. 796, 
797 (Dentichrift). 
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aufgebracht werden, rechtfertigt ſich durch das öffentliche Intereſſe, das die In 
validenverficherung in Anjprucd) nimmt. Im einzelnen fommen die nachfolgenden 
Aufgaben in Trage: 

Während die Verwaltungsloſten der Verſicherungsanſtalten durch die 
Beiträge mit aufgebracht werden '), trägt das Reich die Koſten, die ihm durch 
die Beauffihtigung der nvalidenverfiherung erwachſen. Insbeſondere bat 
es die Koften der Unterhaltung des Reichs» Verfiherungsamts übernommen. 
Der Reichö-Poftverwaltung entftehen ferner dadurch Koften, daß durch fie der 
Verkauf der Verfiherungsmarfen und die Auszahlung der Renten erfolgt, ohne 
daß fte hierfür eine Entihädigung erhält. Während aber die Poftverwaltung 
die Unfallrenten aus eigenen Mitteln zu verauslagen hat, jo daß ihr Zinäverlufte 
erwachſen, ift fie bezüglich der Invaliden- und Altersrenten dadurch günftiger 
geftellt, daß die Zentral-Poftbehörden berechtigt find, von jeder Verficherung: 
anftalt einen Betrieböfonds einzuziehen ?). 

Die einzelnen Bundesftaaten und Gemeinden Haben zur Durchführung 
der nvalidenverficherung injofern finanziell beizutragen, als ihnen gewiſſe Ber: 
waltungsaufgaben überwieſen find, deren Erledigung Koften veruriacht. Weiter 
treffen die Staaten, die Landesverficherungsämter errichtet haben, die Koſten 
ihrer Unterhaltung). Bayern und Württemberg tragen die Koften, die ihren 
Poſtverwaltungen durch die der Post überwiejenen Aufgaben erwachſen. 

Eine vorübergehende Belaftung für die Zwecke der npalidenverficherung 
enthält die Vorjchrift, daß die durdy bie erfte Einrichtung der Verficherungsen: 
ftalt entitehendemr Koften von dem Kommunalverbande oder dem Bundesſtaate, 
für welchen fie errichtet wird, vorbehaltlich demnächſtiger Erftattung vorzuſchießen 
find. Für gemeinſame Berficherungsanftalten find die Vorſchüſſe beim Mangel 
einer Wereinbarung nad) der Bevölkerung zu verteilen *). Da dieſe Vorſchüſſe 
zinsfrei find, entjtehen auch hier Zinsverlufte?). 

Meiter kann der Tall eintreten, daß Bundesftaaten und Kommunalver: 
bände jür die Invalidenverfiherung noch weitere Mittel aufbringen müflen. Es 
haftet nämlich für die Verbindlichkeiten der Verficherungsanftalt, joweit das An: 
ftaltsvermögen nicht ausreicht, der Kommunalverband, für welchen die Ber: 
fiherungsanftalt errichtet ift, im Falle jeine® Unvermögens oder, wenn bie Ber- 
fiherungsanftalt für den Bundesftaat oder Zeile desjelben errichtet ift, der 
Bundesſtaat. Iſt die Verficherungsanftalt für mehrere Kommunalverbände oder 
Bundesftaaten oder Zeile joldher errichtet, jo verteilt fid) die Haftung nach der 
Größe der Bevölkerung). Endlich hat, wenn die Verficherungsanftalt feine be 


) Nach dem jchtwediichen Gejepentwurfe von 1893, betr. Jnvaliditäts- u. j. w. Ver: 
fiherung, jollte der Staat die Verwaltungstoften übernehmen. Zacher, a.a. O., Heft IL 
©. 17, vergl. auch S. 40 und 43 (Entwürfe v. 1895 und 1898). Ebenio umfaſſen im dem 
für den Kanton Neuenburg erlajienen Gejege vom 29.3.1898 die Staatszuihüfie auch 
die Se en der Caisse cantonale d’assurance populaire. Bader, a.a.{, 


Heft XI, ©. 48. 

x ®. v. 13. 7. 1899 88 123—127, 130; Gem.linf.Berj.®. „v. 30. 6. 1900 (R.E.BL 
©. 685) ss 97, 98, 106. Ueber die RKafjeneinrichtungen G. v. 13. 7.1899 $ 174 Abi. 2 

) A. a. O. 8 111; Geiek, betr. die Abänderung der Infallverfiherungsgeiege, ». 
30. 6. 1900 (RG.Bl. ©. 573) 8 21; v. Landmann und v. Raſp. | Bi 
2. Aufl., ©. 59. 

) G. v. 13.7.1899 $ 69. 

9. Landmann und v. Raſp, a. a. O. ©. 49. 

6) G. v. 13. 7. 1899 8 68. Wegen Uebernahme von ar und Pflichten eimer 
Berjiherungsdanitalt im Falle ihrer Auflöſung vergl. a. a. O. 8 
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reiten Mittel hat, um der Poftverwaltung die verauslagten Summen zu er: 
ftatten, der weitere Kommunalverband oder der Bunbesitaat die erforderlichen 
Beträge vorzuſchießen ?). 

Die Haftung für die einer Kaffeneinrichtung obliegenden Leiftungen — 
auch der Poftverwaltung gegenüber — liegt, ſofern die Kaffeneinrihtung für 
Betriebe des Reichs oder eines Kommunalverbandes errichtet ift, dem Reiche 
oder dem Kommunalverband, im übrigen demjenigen Bunbesftaat ob, in dem 
der Betrieb, für welchen die Kafleneinrihtung errichtet ift, jeinen Sit hat. 
Iſt die Kaffeneinrichtung für mehrere, in verjchiedenen Bundesſtaaten belegene 
Betriebe errichtet, jo haften dieſe Bundesſtaaten nach der Zahl der bei ber 
Kaffeneinrichtung verficherten Perjonen, welche in den beteiligten Betrieben am 
Schluffe bes legten Rechnungsjahres beichäftigt waren ?). 


C. Sonitige der Invpalidenverficherung dienende Mittel. 


Unter den Einnahmen der VBerficherungsanftalten und Kaffeneinrichtungen 
gewinnen neben den Beiträgen die Binserträge von Jahr zu Jahr erhöhte Be— 
deutung. Im Jahre 1901 haben fie 29645895,06 ME. betragen, während 
die Einnahmen aus Beiträgen ſich auf 134813505,35 ME. belaufen haben, 
alio etwa viereinhalb mal jo hoch waren. Die hohen Zinseinnahmen find eine 
Folge des gewählten Prämiendurchſchnittsverfahrens. Geringere Beträge fließen 
den Berfiherungsanftalten an Miet: und Pacteinnahmen für Grundbefig, an 
Strafgeldern, durch Kursgewinne und an „anderen nicht vorgejehenen Ein- 
nahmen“ zu”). Zu den legtgenannten würden aud Einnahmen durch etwaige 
freiwillige Zumendungen gehören. Sie hatte der Entwurf vom Jahre 1899 
beionderd berüdfichtigt, al3 er von der Teilung des Vermögens in Gemein= und 
Sondervermögen die Vermögensteile ausnahm, welche eine Verficherungsanitalt 
durch freiwillige Zumendungen erhalten hatte *). 

Eine Einnahme bieten auch die beitragähnlihen Zahlungen, die Arbeit: 
geber nad) der Novelle unter Umftänden dafür zu leiften haben, daß fie um: 
verficherte Ausländer beichäftigen. Someit Ausländer nur vorübergehende Dienft- 
leiftungen im Inlande verrichten, Fonnten fie wie Inländer jchon nad) dem 
Gelege von 1889 durch Beichluß des Bundesrat? von der Verficherungspflicht 
ausgenommen werden). Die Novelle*) hat aber ferner dem Bundesrate bie 
Befugnis erteilt, zu beitimmen, daß Ausländer, welchen der Aufenthalt im 
Inland nur für eine beitimmte Dauer behördlich geftattet ift und die nad) Ab— 
lauf dieler Zeit in das Ausland zurüdfehren müſſen, der Verſicherungspflicht 
nicht unterliegen). Damit durch dieje Beftimmung aber nicht die Arbeitgeber, 


ijJ A. a. O. 8 127. 

2) N.0.080.8 173. 

) A. Nacdır. d. R.Berj.l. 1903, ©. 156—159. 

) Entw. $ 21a, Verh. d. Neichst. 1898/1900, Ant. Bd. I, ©. 600. Sole Zus 
wendungen liegen inäbejondere vor, wenn SKajleneinrichtungen ihre Verwaltungstoften 
nicht jeibjt tragen. A. a. D., S. 693. 

>) 8.0. 22.6.1889 $ 3 Abi. 3; G.v. 13.7. 1399 84 Abi. 1; Bel. d. Reichskanzlers 
v. 27. 12. 1899, R.G. Bl. ©. 725. 

% G. v. 13.7.1899 $ 4 Abi. 2. 

) Der Bundesrat hat am 21.2.1901 eine derartige Beſtimmung für polnische 
Arbeiter ruſſiſcher und dfterreihiiher Staatsangebörigkeit, welche in inländiſchen lands» 
oder jorjtwirtichaftlihen Betrieben oder deren Mebenbetrieben beichäftigt werden, be— 
ichlofien. Bek. d. Reichäfanzlerd v. 7.3. 1901, Centralblatt für das deutiche Reich 1901, 
5.78, U. Nadır. d. R.Verſ. A. 1902, 5. 330. 
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die Ausländer beichäftigen, begünftigt werden, gewiſſermaßen eine Prämie auf 
die Beihäftigung von Ausländern gejegt wäre, hat die Reichstagskommiſſion 
den Zujag gemacht, daß, jofern eine jolche Beſtimmung getroffen jei, Arbeit: 
geber, welche jolche Ausländer beihäftigen, denjenigen Betrag an die Verſicher— 
ungsanftalt zu zahlen haben, ben jie für die Verficherung der Ausländer aus 
eigenen Mitteln würden entrichten müffen, wenn deren Verficherungspflicht be: 
ftände'). In dieſer Vorſchrift drückt ſich das berechtigte Beſtreben aus, die 
nationale Arbeit zu ſchützen?). 


Schließlich fließen den Berficherungsanftalten infolge gewiſſer Erſatz— 
anſprüche Mittel zu. So geht ein geſetzlicher Anſpruch auf Erjag des durd die 
Invalidität entftandenen Schadens, ber einer nad) Maßgabe der reichägeieh: 
lichen Beitimmungen zum Bezuge von Invalidenrente berechtigten Perjon gegen 
einen Dritten zufteht, auf die Verficherungsanftalt bis zum Betrage der von 
diejer zu gewährenden Rente über”). Unterwirft ferner eine Verficherungsanitalt 
einen Berficherten, welcher ber reichs- oder landesgeſetzlichen Krankenfürſorge 
unterliegt, einem Heilverfahren, jo gehen während bdesjelben die Verpflichtungen 
der Krankenkaſſen gegen den Berficherten auf die Berficherungsanftalt über. 
Diejer hat die Krankenkaſſe Erſatz zu leiften in Höhe desjenigen —— 
welches der Verſicherte von der Krankenkaſſe für ſich beanſpruchen konnte In 
gewiffen Fällen erwachſen aud Anſprüche auf Erſatz ber Koften bes Heilver- 
fahrens gegen die Träger der Unfallverfiherung’). Die Annahme, daß die Er: 
werböunfähigfeit durh einen nad) ben Unfallverficherungsgejegen zu ent: 
ihädigenden Unfall verurfacht tft, begründet nicht die Ablehnung des Anſpruchs 
auf nvalidenrente. Iſt infolge diefer Vorjchrift die Imvalidenrente für einen 
Zeitraum gezahlt, für melden dem Empfänger ein Anſpruch auf Unfallrente 
zufteht, jo geht dieſer Anſpruch injoweit auf die Verfiherungsanftalt über, als 
die gewährte Invalidenrente die zu gewährende Unfallrente nicht überfteigt °). 


Schlußbetrachtung. 


Wenn die Mittel zur Durchführung der deutſchen Invalidenverſicherung 
auch von verſchiedenen Seiten zuſammenfließen, ſo werden ſie doch alle von der 
werbenden, ſchaffenden Kraft des deutſchen Volkes aufgebracht. Darum iſt die 
Frage gerechtfertigt, ob die Aufbringung dieſer Mittel etwa die Leiſtungsfähig— 
keit der deutſchen Volkswirtſchaft überſteigt. Es iſt von vornherein klar, daß 
die Tragung der Laſt durch ihre Verteilung auf Arbeiter, Arbeitgeber und 
Zwangsgemeinwirtſchaften erleichtert wird. Die Frage läht fi im übrigen nur 
beantworten, wenn wir die einzelnen Arten der Einnahmen der Verficherungs: 
anftalten gelondert betrachten. Doch fpielen allein die Beiträge und die Reichs: 
zuſchüſſe eine Rolle. Bezüglich der Beiträge werden wir zwilchen Induſtrie und 
Landwirtichaft unterjcheiden, dabei aber auf die Belaftung der Produktion durch 


; " hg d. R.Berj.l. v. 31. 3. 1902, U. Nadır. d. R.Verſ. A. 1902, ©. 380 ; vergl. aud 
©. 381—383 

) v. Landmann und v.Rafp, Kommentar, 2. Aufl, 5.224, 235; Verb. d. 
Reicht. 1898/1900, Ant. Bd. III, S. 1709, 1710, 1809, 1811 ($ 3a). 








) &. v. 13.7.1899 8 54. 

—— ——— 

) A. a.O.82 

)RA. a.O.81 18, vergl. auch 8 15 abſ.⸗ 
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die übrige Arbeiter-Verſicherungs- und die Arbeiter-Schutzgeſetzgebung Rückſicht 
nehmen müſſen. 

Kaiſer Wilhelm II. hat in dem Erlaſſe vom 4. Februar 1890 ') erklärt: 
„Ss bin entichloffen, zur Verbefferung der Lage der beutichen Arbeiter die 
Hand zu bieten, joweit die Grenzen es geftatten, welche Meiner Fürſorge durch 
die Notwendigkeit gezogen werden, die deutiche Induſtrie auf dem Weltmarfte 
fonkurrenzfähig zu erhalten und dadurch ihre und der Arbeiter Eriftenz zu 
fichern. Der Rüdgang der heimiichen Betriebe durch Berluft ihres Abjages im 
Auslande würde nit nur die Unternehmer, jondern aud) ihre Arbeiter brotlos 
machen.“ In diefen Worten iſt die Grenzlinie angegeben, bis zu der eine auf 
die realen Anforderungen des Lebens Rüdfiht nehmende Arbeiter-Berficherungs- 
und Scußgejeßgebung nur gehen darf, joll dem Arbeiter das, was ihm zum 
Segen beitimmt ift, nicht zum Fluche werden. Die Rüdjichtnahme auf die 
Konkurrenzfähigkeit der deutichen Produktion dem Auslande gegenüber zwingt 
und, bei Bemeffung der Anforderungen für die foziale Arbeiterfürjorge Vor: 
fiht walten zu laſſen. Dabei ift nicht bloß an den Marft im Auslande zu 
denken. Auch im Inlande ift der Wettbewerb fremder Waren zu fürdjten. Es 
könnte allerdings durch die Zollgejeggebung dafür geforgt werden, daß die ein: 
heimiſchen Waren troß hoher jozialer Belaftung der deutichen ‘Produktion mit 
den ausländiihen Erzeugniſſen konkurrieren fönnen. Aber ein „jozialer Schuß: 
zoll“ ?), der die auf die deutichen Waren gelegten jozialen Laften auszugleichen 
jucht, hat auch jeine Grenze, da er, wie alle Zölle, dazu führen fann, daß 
andere Staaten auf unjere Erportartifel ebenjalla hohe Zölle legen, jo daB der 
Abſatz deuticher Waren zum Schaden des beutjchen Arbeiter leidet. Ferner 
führt eine zu große Verteuerung der Inlandswaren leicht zu einer Einſchränkung 
des Verbrauchs, während anderjeits die Verſicherungsgeſetzgebung durd die 
Rentenzahlungen auch wieder belebend und fteigernd auf den Verbraud wirft. 

Nach einer eingehenden, vom Fabrikdirektor Greißl angeftellten Unter: 
juhung °) iſt die deutſche Induſtrie durch die Arbeiter-Verficherungs- und Schuß: 
gejeßgebung in feiner Weiſe überbürdet. Greißl — die höchſte Belaſtung 
der Arbeitgeber durch die drei Verſicherungen auf 5"/s Pig. und durch die Ber 
fimmungen über die Sonntagsruhe auf 3 Pig., zulammen auf 8'/s Pig. für 
eine Mark Lohn. Dieje Belaftung, jo führt er aus, trete zurüd einerjeits 
gegenüber ben Produftionsverteuerungen durch Lohnerhöhungen, anderjeitd gegen= 
über den Vorteilen, die die FFortichritte der Technik faſt allen ei 
gebracht hätten. Für das Blühen und Niedergehen der Induſtrien und auch 
für ihre Exrportfähigfeit jeien mächtigere Faktoren von Einfluß als die Laften 
der Arbeiter-Verficherungs: und Schußgeleßgebung. 

ZTatfählih hat denn auch unjere Induſtrie in dem letzten Jahrzehnte 
des neunzehnten Jahrhunderts, aljo nad) Einführung der Kranfen-, Unfall: und 
Invalidenverficherung, einen hohen Aufihwung genommen und, wenn jeßt ein 
Rückſchlag eingetreten ift, jo it diefer eine notwendige Folge der Hochkonjunktur 
und ſteht mit der jozialen Belaftung in feinem Zujammenhange. Es darf 
jedoch nicht überiehen werden, daß die ſozialen Laften jelbitverjtändlicher Weile 
in Zeiten des wirtſchaftlichen Niedergangs färfer empfunden werden, und daß 


9 Deutſcher Reichs- und Kgl. Preuß. Staatsanzeiger v. 5. 2. 1890. 
IR v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 5. Aufl, 1885/56, Teil 112 


7. 
) Greißl, in Schmollerd Jahrbuch, 1899, ©. 855— 912. 
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fie auch die einzelnen Unternehmungen nicht gleichmäßig treffen. An ihnen haben 
Betriebe, die viele Arbeiter beihäftigen, wenn fie an ſich jchon unter ſchwierigen 
Eriftenzbedingungen arbeiten, bei allgemeiner Geſchäftsſtockung immerhin recht 
ichwer zu tragen. Unternehmungen aber, die die Ausgaben der jozialen Für— 
jorge, wenn auch nur in jchlechten Zeiten, nicht zu leiften vermögen, haben feine 
Eriftenzberehtigung und feine wahre Lebenzfähigkeit '). 

Anders ala bei der Induſtrie liegen die Berhältnifje bei der Landivirt: 
ihaft. Für diefe hat die joziale Gejeggebung eine große Belaftung gebradit, 
die im allgemeinen nicht, wie vielfach; bei der Imduftrie, durch hohe Gewinne 
aufgewogen wird oder durch techniſche Verbeſſerungen wett zu machen iſt. Die 
Landwirtichaft durfte aber nicht aus diefem Grunde von der nvalidenverficherung 
ausgenommen werden. Es wäre nidht nur unbillig, den Landwirtichaftlichen 
Arbeiter von ihren Segnungen auszuichließen, jondern eine Zurüdjeßung des 
Landarbeiters könnte auch der Landwirtichaft jelbft Schaden bringen, da fie 
geeignet wäre, die Landfluht und damit den Wrbeitermangel auf dem Lande 
noch zu jteigern. Es muß vielmehr gejucht werben, für die Landwirtichaft auf 
andere Weile einen Ausgleich zu finden. 

Die Belaftung des Reichs durch die Reichszuſchüſſe ift infolge des Ber: 
fahrens der Ausgabendedung in rajhem Wachſen begriffen. Der Anteil des 
Reichs an den Rentenzahlungen bat im Jahre 1891 6049848,41 Mk. dagegen 
im Jahre 1901 33870 185,65 ME. betragen?). Eine weitere erhebliche Steigerung 
ift zu erwarten?). Die Summen, die hiernach das Reid) aufzubringen hat, 
find zwar nicht unbedeutend, jedenfall® aber nicht unerſchwinglich. Zu berüd: 
fihtigen ift auch, daß die Eriparungen an Armenpflegefoften bei den engen 
finanziellen Beziehungen des Reichs zu den Einzelftaaten und Kommunen dem 
Reiche indirekt zu gute fommen. 

ı) Greißl, a. a. O. ©. 902. 

”) A. Nachr. d. R.verſ. A. 1903, ©. 142. 

) Vergl.v. Landmann und v. Rajp, Kommentar, 2. Aufl., S. 77, 78. 


Bemerkung: 


In Annalen Heft Nr. 9 ift auf ©. 709 Zeile 8 hinter „25 Pig.“ einzuicalten: 
„und für weibliche Berjonen in den einzelnen Ortsklaſſen auf 8, 10, 12, 14 und 16 Fig.“ 
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Mitteilungen zur deutfchen Genoſſenſchaftsſtatiſtik 
für 1900. 


Bon Dr. A. Peterfilie, Geh. Reg.-Rat und Profefjor, Leiter der ſtatiſtiſchen Abteilung 
der Preußiſchen Zentral-Genoflenjchaftstafie. 
(Schluß.) 


2. Die Genoſſenſchaften mit beihränfter Haftpflicht im bejonderen. 


Im Zujammenhange mit den vorjtehenden Ausführungen ift nun die Ber: 
bindung des Geihäftsanteils mit der Haftſumme bei den Genoſſen— 
haften mit beichränkter Haftpflicht bejonders Iehrreih. Die Tabellen 4 und 
4a!) find diefem Zwecke gewidmet. Die Tabelle 4 bezieht fid) auf das gejamte 
Gebiet der gemeiniamen Genofjenichaitsitatiftif und untericheidet neben der Ge: 
iamtheit der Genoſſenſchaften mit beichränfter Haftpflicht noch beionders Die 
Kredit: und die Produktivgenoſſenſchaften. Die Tabelle 4a jtellt die gleichen 
Verhältniffe der Genoſſenſchaften derjelben Haftpflichtform nach den einzelnen 
Bundesftaaten und preußiichen Provinzen dar, jedod) ohne Hervorhebung der 
genannten Gruppen. 

Ein Blid auf dieſe Tabellen läßt jofort erkennen, daß der äußerft vor- 
ſichtige Grundiag, die Haftiumme auf die Höhe des Geſchäſtsanteils feſtzuſetzen, 
in jehr weitem Umjange Pla greift: von 3924 Genofjenichaften haben ihn 
1732, aljo über 44 v. 9., in ihre Statuten aufgenommen. Allerdings fehlt 
bierbet noch der Nachweis, in welchem Umfange mehrere Geichäftsanteile erworben 
werden fünnen und erworben worden find. Daneben erfieht man aud aus 
der Tabelle, wie die Genofjenichaften der beiden unterften Stufen der Geichäfts- 
anteile, auch vielleicht die dritte noch, zu unverhältnismäßig hohen Haftſumme⸗ 
lügen greifen, wohl um ihrem Geichäftsbetriebe die gehörige Unterlage zu geben. 
Co hatten von je 100 der 311 bezw. 611 Genofienichaften der unterften bzw. 
weiten Stufe der Geichäftsanteile die Haftſumme feitgejeht 


in der Stufe in der Stufe — von 


auf (ler 

0,0 —2 MA 3—5 u Genoflenid. 
),n— 7 2,» — O,ıs 
3— — 0 — L 7,20 1,.s 
6— 10 „» : ».. 25,08 L,sr 4,10 
1l— 20 l,.o L,ar N, 
231— 50 5: +... 7,0 S,ss 19 ‚v0 
5i— 10 „ . ... 13, ı8 9,» 11,0» 
101— 200 „ . +... 38,01 25,4 17 ‚ss 
201— 300 „. : ..».. 6,43 37,51 13,55 
301— 400 „ .... 0,06 1,04 1,» 
401 - 00 5. .: .:.%. 1,:» 5,10 6,57 
501 - 60 5» > 2... — — 2,22 
601— 300 „» . .:.. 0,3: 0,40 0, 
s01—1000 „ . ... 0,ss 0,08 3,7 
1001—2000 „ . . .. — O,ss 2,06 
BOBERE 5 2 u var a. — — 1,6 
unbeitimm .. 2... . O,se — 0,08. 


*) Auch bezüglich diefer umfangreichen Tabellen iſt daS Quellenwerk heranzuziehen. D. R. 
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Daß bei jo geringfügigen Geichäftsanteilen jelbft das Zehn: und Zwanzig: 
fache ala Haftſumme eine große Gefahr nicht bedeutet, weder für die Genoflen 
ſchaft nocd für den etwaigen Kreditgeber, mag zugegeben werden. Das wird 
aber nicht zu beftreiten fein, daß das Hundert: und Mehrhundertiache des 
Geihäftsanteile8 eine Gefahr werden kann und geſunden genofjenichaftlichen 
Borausiegungen kaum entipricht, vollends nicht, wenn die Haftpflicht des Ein: 
zelnen durch die Erwerbung mehrerer Geichäftsanteile vervielfaht wird. Wie 
langſam bilden ſich in den meiften Fällen Rejerven und eigenes Vermögen bei 
jehr niedrigen Geichäftsanteilen! Und wie wenig vorfidhtig wäre e8, den Kredit 
lediglih auf der Grundlage übertrieben hoher Haftiummen aufzubauen! So 
wenig wie die Preubiiche Gentral-Benofjenihafts:Kaffe ihren Kredit einräumt 
nad ben ftatutenmäßigen Gejamthaftiummen — fie verlangt meientlich andere 
Unterlagen — jo wenig werden andere Kreditgeber die Unvorfichtigfeit begehen, 
fih allein nad den Saftiummen zu richten. Wozu alio bei geringfügigen 
Geichäftsanteilen jo hohe Sätze für jene feititellen ? 


Bon allen Genofjenichaften mit beichränfter Haftpflich — 3924 — 
entfallen auf die Haftſummenſtufen: 


010— 10 A. . . . 1756 Genojienihaften = 4,7 v. 9. 
1011— 500 „ . . . .. 175 = —=4n „n 
501— 100 „ . 2...» 264 — = 6n „„ 
1001—10000 „ » . . . 144 J = 3, 


Außerdem beſtehen 2 Genoſſenſchaften mit der Einzelhaftſumme von über 
10 000 Mk. und 1 mit unbeſtimmter Höhe der Haftſumme; letzteres iſt 


ungeſetzlich. 
Bei den 935 Kreditgenoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht 
insbejondere fommen auf die Haftiummenftufen : 


6 WM .: 2.22 20. 51 Genojjenidaften = 5,5 v. 9. 
101— 500 „ : 2 2 2 200.0 736 ” = Tr u» „ 
501I— 100 m: 2 nn 112 " ll, „ 


1001-1000 m 2 2 nn 36 R In 


Bon den 823 Produftivgenojjenihaften mit beicränfter Haft: 
pfliht hatten die Haftiumme für den Geichäftsanteil jeftgejegt 


auf Pa 100 GER en 315 Genojienihaften — 38,7 dv. 9. 
Pr 101— 50 „ : 2» 2 2 2.2. 347 = = Mu u 
” 501— 1000 „ > 2 2 2 2... 833 “ — 10,0 „ » 
* 1001—10000 „ = 2 2 76 " = son 
— über 10000 » - » : . 0... ; 2 ” = 0 un 


Bedeutende grundjägliche Unterjchiede in ber Feſtſetzung der Haftſummen 
und Geihäftsanteile beitehen, wie befannt, in den einzelnen Verbänden. Für 
dad ganze Gebiet der gemeinfamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik Liegen ziffermäßige 
Nachrichten diesmal noch nicht vor; fie werden aber künftig beigebracht werden. 
Für Preußen, und zwar für den Stand vom 30. Juni 1900, find ſ. 8. die 
betreffenden Auszählungen angeftellt, und ihr Ergebnis mag, da Preußen in 
der gemeinſamen Genofjenichaftsftatiftit jaft vier Fünftel bedeutet, nachrichtlich 
bier Pla finden. 

Es entfielen in Preußen von 100 Genoſſenſchaften aller Haftpflichtarten 
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ber Ber- 
anf die Stufen des — —— Hände, die Die feinem 
der Bean were — ur 2. — 
as· alffeiſen⸗ 

Geſchäftsanteile Deligie — Pia einigungen — 
0,10— 2 .. 0,18 7,4 l,ar 5,10 5,17 
3— 5, 0,1 13,38 13,00 44,» 9aı 
6— 10 „ 2,00 13,06 78,50 14,10 11,ss 
11— 20 „ 17 42 7,5 1,35 3,18 9,74 
2l— 50 „ 9,87 16,ss 2,10 4,4 15,0 
53l— 100 „ 4,53 0 ,oo 1,07 9,11 16,20 
101— 200 „ 14,40 S,51 O,:s 6,00 13,4 
201— 300 „ 24,1 3.09 0,1 D,.5 T,rs 
30l— 40 „ l,5ı 0,00 — O,r 0,54 
401— 500 „ 9,0 7 as 0,14 3,58 4,0s 
501— 600 „ 6,16 0,0 — 2,01 1,61 
601— 800 „ 0,8 0,08 — 0, O,e 
s0ol— 1000 „ 4,ıs 0,18 O,.s 0,4 2, 
1001— 2000 „ 3,14 0,13 — O,ır 1,4 
2001— 5000 „ l,5ı O,ıs O,1a 0,1 0,74 
5 01—10 000 „ 0,18 0,08 0,05 — O 
über 10000 „ — O sa 0,05 — 0,07 
unbeitimmt . „ ap — 0,08 0,05 0,5 0,54 
Summe 100,00 100,00 100,0 100 0 100... 


Durch die größere oder geringere Berbreitung entweder der Genoſſen— 
ihaften beitimmter Unternehmungszwede oder beftimmter Richtungen wie Schulze: 
Delitzſch, Raiffeifen u. }. w. wird aud der genoffenichaftliche Charakter der 
preußiihen Provinzen und der einzelnen Bundesftaaten jo be 
einflußt, daß die Stufen der Geichäftsanteile mit jehr verjchiedenem Schwer: 
gewicht auftreten. Die Tabelle 4a gibt hiervon ein Bild, welches man ſich 
durch die Zahlen ber Tabellen 1, 1a, 2 und 2a ergänzen wolle. An dieſer 
Stelle muß auf weitere Ausführungen darüber verzichtet werden. Es darf nur 
noch darauf hingewieſen werden, daß die Tabelle 4a auch eine ungefähre 
Berechnung darüber zuläßt, in wie viel Fällen die Haftiumme das Ein- oder 
Vielfache des Gelchäftsanteils bildet und um melde Vielfachen es fich dabei 
unter Umftänden handelt; eine ungefähre Berechnung allerdings bloß; denn 
es wäre ftatiftiich falih und den tatjächlichen Verhältnifien nicht entiprechend, 
wenn man für diefen Zwed das arithmetiiche Mittel aus den Grenzwerten der 
einzelnen Stufen als die durchſchnittlichen Gejchäftsanteile und die durchſchnitt— 
lihen Haftfummen anjehen wollte. Beide Durdichnittszahlen find in Wirklichkeit 
offenbar höher als das arithmetifche Mittel. 


IV. Die Zentralgenofenichaften nad dem Stande vom 31. Dezember 1900. 


Die Zentralgenoſſenſchaften find, wie in der Vorbemerkung bereits angegeben, 
in den vorhergehenden Tabellen nicht mit enthalten. Sie werden in den Tabellen 
5 und 5a beſonders dargeftellt. In dieje find nicht alle Genoſſenſchaften auf: 
genommen, die ſich in irgend einer Weile als Zentralgenofjenihaften und dgl. 
bezeichnen. Bei manchen der jo benannten Genoſſenſchaften fehlen alle weſent— 
lichen Merkmale einer Zentralkaffe oder Zentralgenoflenichaft, und die Aufnahme 
de3 „Zentral“ in die firma ſcheint in einzelnen Fällen mehr dem Wunjche nach 
einer vollflingenden firma als dem Verſtändniſſe des Wejens einer Zentral: 
genoffenichaft entiprungen zu fein. In unferer Tabelle find vielmehr nur Zentral: 
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kaſſen (Zentral-Kreditanftalten), Zentralgenoffenichaften für landwirtſchaftliche und 
gewerblihe Rohſtoffvereine und Zentralgenofienihaften für den Abſatz landiwirt: 
ihaftlicher Artikel behandelt. 

Unter ihren Mitgliedern jollen dem Wejen der Sache nad) die Genoſſen— 
Ihaften überwiegen, die Einzelmitglieder zurüdtreten.. Das trifft auch, mie bie 
Zabelle 5b erkennen läßt, in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle zu. Indeſſen 
beitehen auch Ausnahmen, die unmittelbar aus der Ießtgenannten Tabelle zu 
erkennen find. Bei einigen Zentralgenoffenichaften uſw. ift Die Unterſcheidung der 
Mitglieder nad) ihren Arten nicht angängig geweſen, da für dieje, mit ber 
Preußiichen Zentral⸗Genoſſenſchafts⸗ Kaſſe nicht in Geſchäftsverbindung ſtehenden 
Zentralgenoſſenſchaften in den Akten einſchlägige Angaben nicht vorlagen. Es 
find dies 6 Zentralgenoſſenſchaften mit dem Sitze in Preußen und außerdem 
7 in anderen Bunbesftaaten beitehende.. Es iſt recht lehrreich, wenigſtens für 
die preußiichen Zentralgenofjenichaften, joweit deren Mitglieder der Art nad 
unterjchieden werden können, und für den Zeitraum rüdmwärts bis 1896 die 
Beitandteile der Mitgliedichaft zu vergleihen und den Wandel darin bis 1901 
zu beobachten. Dazu diene nachſtehende Ueberſicht. 

Bei den in Preußen beitehenden Zentralgenoffenichaften betrug 


die Zahl der 1896 1897 1898 1899 1900 1%1 


gentrolgenofi —— 33 43 53 60 66 68 
itglieder . . . ...58317 419 51 565 7262 9741. 
Don den Mitgliedern waren: 
Genojienihaften . . : 2 2. .21449 3006 3664 A057 505 6272 
und zwar folhe m. u. . . 1521 1994 2385 2616 3414 3 950 
m. u. Gr 24 25 36 39 43 47 
m.b.9. .. 604 986 1243 1402 1628 2275 
— Handelsgeſellſchaften 
dgl a A eine 15 24 34 39 62 54 
Einzelm tglieder . . » ». ... 1013 1170 147 1579 2115 398. 
Bon 100 — waren alſo: 
Senojienfhaften . . . 67,84 T,se Tl,ss Tl, 70,08 64, 
und zwar joldhe m. u. 9. 47,8 47 0 46,03 46 ‚10 47 91 40,55 
= un .. Ö,1s Ö,s0 O,r0 OÖ, O,s# Oss 
Ib. H. 19.01 23 as 24.0 24,10 22 u 23 ss 
— Sandelsgefefiaften 
. dgl. a ——— Or O,s7 0,85 U,.s 
Eingelmitglieder —— 31 27 ‚ss m Pop 29 18 Strs. 


Wenn hiernach * Anteil der „Genoſſenſchaften an der geſamten Mitglied— 
ſchaft im Jahre 1901 auf 64,3» geſunken iſt, nachdem er auch im Vorjahre 
bereits zurückgegangen war, dagegen umgekehrt der Anteil der „Einzelmitglieder“ 
ſich von Jahr zu Jahr bis auf 34,5 gehoben hat, wird nicht zu beſtreiten jein, 
daß ſich das Weſen der Zentralgenoffenichajten in neuerer Zeit geändert hat und 
daß in der Auffaffung von dem eigentlichen Inhalte und Zwecke der Zentral: 
genoflenihaften ein Wandel eingetreten ift, der fi) nad der in den Zahlen 
angedeuteten Bewegungsrichtung weiter fortjegen zu wollen jcheint. Das gilt 
indeffen nur bei Zujammenfaffung aller Zentralgenoffenihaften. Anders wird 
das Bild, wenn die Verbandskaſſen von den übrigen Zentralgenofjenichaften 
getrennt werben. 


= ') Mit Fortlaflung derjenigen, deren Mitglieder der Art nad nicht gefondert werden 
nnen. 
(Fortfegung des Tertes auf ©. 785.) 
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IV. Die Bentralgenofienihaften nad dem Stande vom 31. Dezember 1900. 785 


Die genoffenihaftliden Berbandsfafjen (Zentralkaffen, Zentral: 
Kreditanftalten) unterjcheiden fid) in der Zuſammenſetzung ihrer Mitgliedichaft 
iehr erheblich von den übrigen Bentralgenofjenichaften (Hauptgenoſſenſchaften zc.). 
Sie fommen darin dem Zuftande ganz nahe, der dem eigentlichen Weſen und 
Ziele der Zentralkaſſen entipricht, nämlich, daß ihre Mitgliedihaft ſich vorzugs— 
weile aus Genoſſenſchaften zufammenjegt, während die Einzelmitglieder ganz 
zurüdtreten. Die mit der Hreubifchen Zentral:Genofjenichafts-Kaffe arbeitenden 
genoffenichaftlichen Zentral-Kreditanſtalten (Verbandskaſſen), von denen die Zu— 
Jammenjegung der Mitgliedichaft bekannt ift (i. J. 1897 33, 1898 39, 1899 41, 


1900 45, 1901 43), 
a hatten 1897 1898 1899 1900 1901 


Mitglieder Überhaupt . » 2 2 2 2 a 2862 3379 3604 4422 4971, 
davon waren 


Genofienihaften - > 2 2 2 2 2 nn ’h 90, 90,7 92,17 92 93, 
Korporationen u. dgl.. . . . » ar De ı 0,8: 0, 0,10 0, 
Einzelmitglieder - - > 2 2 2 2 00a Y 8,13 8,1 T,ıo 6,54 5,00. 


Die Einzelmitglieder bilden bier mit 8,73 v. 9. (1897) bis 5,6 dv. 9. 
(1901) einen jo unerheblichen Bruchteil, daß dieſer füglich nicht viel geringer 
ſein kann, da ja die Vorftandsmitglieder der Zentralgenoffenihaften als Einzel 
perionen, deren Mitglieder, wenn auch nicht jein müſſen, jo doch meiftens find; 
bei vielen genofjenichaftlichen Zentralfafjen kommen andere Einzelmitglieder als 
der Voritand kaum vor. Umgekehrt ift der Anteil der Genofjenjchaften an der 
—— ſehr hoch und im Steigen begriffen, ſoweit dafür Spielraum ge— 
geben iſt. 

Entgegengeſetzt verhalten ſich die übrigen Zentralgenoſſenſchaften. Die 
Art der Mitglieder ift befannt von 10 folder i. J. 1897, 19 1898, 19 1899, 
21 1900, 25 1901. Dieje zählten J aaa Sams Anaı 


Mitglieder überbaubt - . . 2» 2 2 2 2. 1337 176 2071 2840 4770, 
davon waren 

Senofienshaften . . : 2 2 2 2 0. . ’h 30, 34,0 35, 34,sı 34,00 

Korporationen u. dgl. » -» > 2 200. a  Ous 0,15 U, 1,00 O,er 

Einzelmitglieder a ee N 68,5 64,56 63,78 64,50 65,08. 


Der Zahl der Mitglieder nad find beide Gruppen von Sentralgenofjen- 
haften zuletzt ungefähr gleich ſtark. Aber die Entwidelung und die Zuſammen— 
gung der Mitgliedichaft nimmt bei beiden einen ganz entgegengeleßten Gang. 
Ber den Verbandskaſſen (Zentral:Kreditanftalten) wird der jtark überwiegende 
Anteil der Genoſſenſchaften an dem Mitgliederbeftande wohl durch die 
Geihäjtsbeziehungen zu der Preußiihen Zentral-Genoſſenſchafts-Kaſſe bedingt. 
Bei den übrigen Zentralgenoſſenſchaften finden ſich dagegen verhältnismäßig 
viele Einzelmitglieder, weil größere Befiger und Unternehmer die Mit: 
gliedihaft bei Hauptgenoffenichaften für Betrieb, Abſatz, Bezug u. dgl. wohl 
lieber erwerben ala bei fleinen örtlihen Genoſſenſchaften mit ähnlichem Gegen: 
ſtande des Unternehmens. 

Im ganzen Gebiete der gemeinjamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik beitanden 
79 Zentralgenofjenihaften‘), die ohne Ausnahme der beichränften Haftpflicht 


) Die Mitgliederzahl betrug nad) Tabelle 5:7958; wer fi die Mühe nimmt, die 
Mitglieder der Tabelle 5b aufzurechnen, findet eine davon etwas abweidhende Zahl. 
Tas ift dadurch zu erflären, daß die Tabellen 5 und 5b ich nicht genau auf denjelben 
Zeitpunkt beziehen, aud aus verjchiedenem Urmaterial aufbereitet find; die Heinen Un: 
timmigfeiten find aber ohne Bedeutung. (Fortfegung des Tertes auf ©. 79.) 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1909, 0 
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IV. Die Zentralgenofienihaften nad) dem Stande vom 31. Dezember 1900. 793 


angehörten.) Deshalb wird Hier auch eine Weberficht über die Abftufung ber 
Geihäftsanteile und der Haftiummen willtommen fein. Bon den 79 Zentralgenoifen- 


iaften — feſtgeſetzt die Haftſumme für den Geſchäftsanteil auf A 
6 D 


21 51 101 401 801 1001 2001 5001 
Geihäftdantell bis Bis bi bi bi bi bi bi bis über 
auf «A 10 50 100 200 500 1000 2000 5000 10000 10.000 
J a ee ee 
= SR: a u u u a 
b— 10. — — — 1 2 4 3 — — — 
J ae a 7 De. er DE 
1—- 50. rt = = 1 1 J 
s1-— 100 . — — — 3 9 3 3 — 
111— 200 . Br ie 5 1 t = 
®1-- 300 . — — 1 Bir m 
401— 500 . = 2 — re 1 
501l— 600. — — 1 — — 
801— 1000 . J — u 
1001-—- 2.000 . a = = 
2001— 5.000 . 1 J = 
5001—10 000 . . A ; i A E - , . — 1 
zujammen .. . 1 1 1 1 4 18 212 20 10 2, 


Ueberwiegend ftädtiihen Charakters waren 21, überwiegend ländlichen 
Charakters 58 dieſer Zentralgenofjenichaften. Bei jeder dieſer beiden Gruppen 
it das Verhältnis des Geichäftsanteil® und der Haftſumme in nachitehender 
leberficht dargeftellt. Es hatten feitgelett 

* die Haftſumme für den Geſchäftsanteil auf «# 


auf M bi8 bi bis bis bi bi bis bis bis über 
10 50 100 200 500 1000 2000 5000 10 000 10 000 


a) die Zentralgenofjenihaften überwiegend a ia 
100. . ; : — — — 1 — 


51l— — _ 
W1—- 20. . } j . — — — 3 —1 — — 
WI—- 300. . ; b ; . — — — 2 — — 
#1— 500.. — — — 3 — 
01- 600. — — 
s01— 1000 . — — 2 4 — 
I001- 2000. — — — — 
2001— 5000. 1 1 -- 
5001—10 000 . . i ß : j ö i i . — —1 
zuſammen — — — -- — 1 5 9 5 l, 
b) die Zentralgenoſſenſchaften überwiegend ländlichen Charakters 
U,n— 1 — — — — — — — — — 
5.. — — — — — — — — — 
u 30... — — — 1 2 4 3 — — — 
114 2. . — — — — 7 —1 — — — 
21— SW. 1 1 — —1 1 2 3 — — 
51- 10. — — — 2 7 3 3 — 
101— 200. — — — 2 — —1 — 
201— 300 — — 1 - — — 
401— 500, — 2 — 1 _ 1 
Aul— 600 . _ — l — — 
I- 1000 . 1 — 2 1 — 
1001— 2000 . i — —1 _ — 
2001— 5000 . — — — 
5001—10 000 . . i . . P . ä — 
jufammen . . 1 1 1 1 4 17 16 1 > 1, 


) Die nicht genoſſenſchaftlich organifierte Landw. Zentral-Darlehnätafie Neuwied 
und die Landw. Genojjenihaftöbant zu Darmitadt, dieie, weil nicht im Gebiete der ge: 
meinfamen Genoſſenſchaftsſtatiſtik liegend, jind trotz ihrer Bedeutung hier nicht berüdfichtiat. 


794  Beterjilie. Mitteilungen zur deutihen Genofjenihaftsftatiftit für 1900. 


Dieſe Zahlenbilder weiſen mande Seltjamfeiten auf. Die Statiftif hat 
ihre Schuldigfeit getan, wenn fie darauf hinweist. Weiteres darf den Genoflen: 
ſchaftspolitikern überlaflen bleiben. 

Sn dem in der Tabelle 5b gegebenen namentlicen Verzeichniſſe der 
Zentralgenofjenichaften find bei denen überwiegend jtädtiihen Charakterö die 
Ziffern der Spalten 3 bis 12 in KHurfivichrift gelegt, während bei denen mit 
überwiegend ländlichem Charakter die Ziffern von gewöhnlicher Schrift find. 

Die Ziffernbezeihnung in der Spalte 13 entipricht der Reihenfolge und 
Bezeichnung, in der die Revifionsverbände im Abjchnitte IT Ziffer 1 namentlich 
anfgeführt find; mit IV. find die den großen Verbänden nicht ausgeſchloſſenen 
beziffert. 

Schließlich noch eine kurze Nachricht über Neugründungen oder Auflöfungen 
von Zentralgenofjenihaften nad dem Scluffe des Berichtsjahres. Des be 
fonderen Intereſſes wegen, das gerade die Bentralgenoffenihaften haben, ſind 
die Nachrichten bi3 zur Gegenwart (DOftober 1902) fortgeführt. 

Nah dem 31. Dezember 1900 find neu gegründet’): 


a) In Preußen: 
. Rheiniiche Betriebsgenofienichaftstajie, e. G. m. b. 9. in Cöln (1901). 
. THaupt-Bezugd- und Abſatzgenoſſenſchaft des Rheinifchen Bauernvereins, e. ®. m. 
b. 9. in Cöln (1901). 


t0 —⸗ 


3. Zentral-Verband deutſcher Schuhmacher-Rohſtoff-Genoſſenſchaften, e. &. m. b. 9. in 
Düſſeldorf (1902). 
4, Zentral-Eintaufsgenojienichaft der chriftl. Gewerkſchafts Konſumvereine, e. $. m. b. 9. 
in M-Gladbadh (1902). 
b) In den übrigen Bundesftaaten: 
1. Elſaß-Lothringer Genojjenihaftsbant, e. &. m. b. 9. in Straßburg i. E. (1901). 
2. Elſaß-⸗Lothringer Zentral-Winzer-Genoflenihaft, e. ®. m. b. 9. in Straßburg i. €. 


(1801). 


Außerdem find von den Einzelgenofjenihaften nad) den Zentralgenofien 
ſchaften überführt worden: 
1. 7 Die Zentrale für Viehverwertung (Bieb-Zentrale) e. G m. b. H. in Berlin. (Fir— 
mierte bis 7. Februar 1902: Genofienichaft für PViehverwertung in Deutichland. 
e. G. m.b. 9. in Berlin). 
2. * Die Pommerſche Spiritus Berwertungs-Senofjenihaft, e. G. m. b. 9. in Stettin. 
(Steht jeit Juli 1902 mit der 2. C.eGK. in unmittelbarer Geihäftsverbindung. 


Der nad) dem 30. Juni 1900 gegründete, in den leßten „Mitteilungen 
zur Genofjenichaftsjtatiftit” (Zeitjchrift des Königlich preuß. ftatiftiihen Bureaus 
Jahrg. 1901 ©. 270) aufgeführte „Allgemeine Kreditverband, e. G. m. b. 9. in 
Berlin“ iſt aus der Lifte der Bentralgenoffenihaften wieder geſtrichen worden, 
da er lediglich Einzelperfonen ala Mitglieder zu verzeichnen hat. 


') Die mit + verjehenen Zentralgenojienichaften ſtehen mittelbar (d. h. durch Ber- 
mittelung einer anderen Zentralgenojienichaft), die mit * verjehene unmittelbar mit der 
Preuß. Sentral-Benofienidaftö-ftaffe in Geichäftsverbindung. 
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Skisgen und Notizen. 


Unte richlagung von durch Poſtanweiſung überſandtem 
Geld. 


Von Referendar Mar Alsberg in Bonn. 


Das Urteil des Schöffengerichts in Cöln, das einen Angeklagten, der 
einen ihm durch Poſtanweiſung überſandten Geldbetrag auftragswidrig zu ſeinem 
eigenen Vorteil verwandt hatte, von der Anklage der Unterſchlagung freiſprach, 
hat ganz bejonders in nichtjuriftiichen Kreiſen, aber aud in juriftiichen Kreijen 
(ebhaften Widerſpruch erfahren. So hat ſich namentlich Staub in der „Deutichen 
Juriftenzeitung“ vom 15. Mai 1903 ©. 240 gegen das Urteil ausgejproden ; 
ihm ift jet, nachdem die Straffammer das Urteil des Schöffengerichts auf: 
gehoben hat, Kaufmann in der Nummer vom 1. Juli 1903 ©. 317 gefolgt. 
Kaufmann jchließt fi in jeiner Beiprehung den Gründen des Cölner Land: 
gerihts an. Bei der Wiedergabe der Gründe desjelben zeigt ſich eine Ueberein: 
fımmung der Anſicht des Berufungsgerichts mit derjenigen Staub injoweit, 
als beide die für den Zatbeitand der Unterichlagung enticheidende Frage, ob 
der Abiender Eigentümer der dem Adreſſaten ausgehändigten Geldjtüde ge- 
worden ijt, auf Grund des zwilchen Abjender und Empfänger beitehenden Ver: 
tragsverhältniffes im bejahenden Sinne enticheiden zu können glauben. Auf 
demjelben Standpunft jteht auch das bisher in diejer Frage noch nicht an— 
gezogene Urteil des Neichägerichtö vom 10. Juni 1890 (Entſch. in Strafſ. Bd. 20 
€. 436), wo (S. 441 unten) ausgeführt ift, daß „wenn der Abjender bejtimmt 
bat, der Empfänger jolle das Eigentum an dem ihm zu zahlenden Gelde nicht 
für ſich, ſondern für einen anderen, oder aud) für den Abjender jelbit er- 
werben, der Eigentumsübergang ſich diejer Beftimmung gemäß vollzieht.“ Dieje 
Anfiht enthält indes lediglich eine pelitio principii, pofitiven Rechts iſt fie 
nit. Eine Verpflichtung, einen dinglichen Rechtsakt in beftimmter Weile vor: 
zunehmen, ift nicht dieſer Rechtsakt jelbit. Wenn aljo das Urteil, wie Kauf: 
mann mitteilt, feftitellt, „der Wille des Abſenders jei nicht darauf gerichtet 
geweien, den Empfänger zum Eigentümer der Geldftüde zu machen, jondern 
dur die Auszahlung an ihn und bei derjelben den Empfänger zum unmittel- 
baren Befiger der bisher der Poft gehörigen Stüde zu machen, jelbit aber 
Eigentümer zu werden,“ jo beweilt das gar nichts für die vom Landgericht 
daraus unmittelbar gezogene Folgerung, daß „der Angeklagte dem durd Die 
Zufendung an ihm gerichteten Auftrag entſprochen und die bezeichnete Rechtslage 
geihaften habe.” Das Urteil geht richtig davon aus, daß die übergebenen 
Stüde bisher der Poſt gehört haben. Durch die Auszahlung will die Poſt, was 
ganz zweifellos ift, und auch das Reichsgericht in der zitierten Entſcheidung 
annimmt, an diejen Geldjtüden Eigentum übertragen. Die Poſt ift aljo die 
dem Empfänger gegenüberftehende Kontrahentin bei dem dinglichen Geſchäft, 
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das fie in eigenem Namen abichließt, wofür Beweis der Umitand ift, daß 
fie fi „eine lediglih auf ihren Namen lautende Quittung geben läßt“ (i. 
Schmidt in Gruchots Beiträgen Bd. 34 ©. 194, v. Mayr, Bereicherungs- 
anſpruch ©. 264). Da der Adreſſat ihr gegenüber ala Selbfttontrahent auftritt, 
wa3 daraus hervorgeht, daß er mit feinem Namen quittiert, oder, wenn ein 
Stellvertreter für ihn handelt, die Vertretung aus der Quittung erhellen muß, 
jo kann nur der Adreſſat diejenige Perjon jein, welche durch die von ber Poit 
gewollte Eigentumsübertragung Eigentümer wird. Daran kann unmöglid, 
womit das Reichsgericht in der angeführten Entieidung (S. 440 unten) zu 
Unreht argumentiert, der Umſtand etwas ändern, daß die Poftanitalt nad 
8 37 ber a re vom 8. März 1879 berechtigt ift, ohne Prüfung der 
Echtheit der Unterichrift an denjenigen zu zahlen, der ihr die unterichriebene 
Poſtanweiſung aushändigt. Die Poit will dem — ten zahlen, ſie braucht 
nur die Echtheit der Legitimation nicht zu prüfen. Noch weniger aber als 
dieſes Moment jteht dem gefundenen Ergebnis der Umftand entgegen, daß, 
worauf bejonders bei Kaufmann hingewieſen ift, die Poft nur mit dem Ab— 
jender in einem Vertragsverhältnis fteht. Diefer Vertrag. der ein Vertrag auf 
Leiftung an einen Dritten it (ſ. Hellwig, Verträge auf Leiftung an Dritte 
©. 518 f}.) geht gerade auf Vornahme des Traditionsgeihäfts mit dem Adreſſaten 
und gibt diefem gegen die Post jogar ein unmittelbares Recht auf die Leiftung 
BGB. 8 328 (f. Hellwig a. a. O. ©. 520 ff., v. Mayr, Bereicherungs- 
aniprud ©. 263.) 

Der Aft der Aushändigung des Gelded an den Adreſſaten verichafft 
demnach als jolcher dem Abjender — mag das Rechtöverhältnis zwiichen dieſen 
Perjonen jein, welches es will — feinesfalld das Eigentum an dem Gelbe. 
Eigentümer desjelben kann der Abjender vielmehr nur auf Grund eines weiteren 
jelbftändigen Rechtsaftes werden. Der einzige Weg, der ſich Hier nad Lage 
der Sadje bietet, ift der, daß zwiſchen Abjender und Empfänger gemäß BEP. 
$ 930 ein Rechtsverhältnis vereinbart wird, vermöge deflen der Abſender mittel: 
barer Befiter des Geldes wird. Wann aber wird die Vereinbarung eines jolchen 
Rechtöverhältniffes angenommen werden fönnen ? 

Sicherlich werden die Parteien nur in den menigften Fällen hierüber 
eine ausdrüdliche Einigung treffen. Eine Beredung durch konkludente Handlung 
wird dagegen jchon häufiger fein. In der Offerte des Abjenders, das Geſchäft 
auszuführen, it, wenn der Adreſſat gehalten ift, gerade dieſe Gelditüde für die 
Zwecke des Abſenders zu verwenden, notmendigermweile zugleih das Angebot 
enthalten, das überjandte Geld bis zur Effeftuierung des Auftrags zu ver: 
wahren. Geriert fid) alfo der Empfänger entipredhend einem VBerwahrer, 3. B. 
indem er das Geld in eine bejondere Kafie legt, jo wird dadurch ein Wer: 
wahrungävertrag geichloffen, der gemäß $ 868 BGB. ein Rechtöverhältnis im 
Sinne de3 $ 930 BGB. erzeugt. Die Möglichkeit einer Unterichlagung im 
Sinne des $ 246 Str.G.B. iſt aljo von eimer doppelten Vorausjegung ab: 
hängig. Der Empfänger muß verpflichtet geweſen fein, gerade die ihm über: 
ſandten individuellen Geldftüde für die Zwecke des Auftraggebers zu verwenden 
und er muß tatſächlich diefer Verpflichtung auch durch Herftellung eines Rechts- 
verhältniljes im Sinne des $ 930 BGB. entſprochen haben. Gerade das letztere 
wird derjenige, der das Geld nachher für ſich verwendet, nur in den aller: 
jelteniten Fällen getan haben. Vor allem aber wird die Feſtſtellung des Tat: 
beftandes der Unterichlagung in der Mehrzahl der Fälle ſchon daran ſcheitern, 
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daß der Empjänger re vera nicht gehalten war, gerade bie ihm überjandten 
Geldjtüde für die Zwecke des Auftraggeber zu verwenden. Einem Gewerbe: 
treibenden fann man gar nicht dieſe Verpflichtung auferlegen, bei ihm fließt 
alles eingehende Geld in eine gemeinjame Kaffe, an der jeine Auftraggeber 
gewiß nicht ein gemeinjames Miteigentumsrecht erwerben. Der Kreis der mög- 
lichen Subjefte wird aber weiter auch dadurch eingeengt, daß der Abjender nur 
bei einem injolventen Mandatar vernünftiger a darauf Gewicht legen wird, 
daß er gerade die ihm ausgehändigten Stüde für die Ausführung des Auf: 
trag3 verwendet. Einen joldhen Menſchen wird man aber in der Regel über: 
haupt nicht betrauen. 

Die auftragswidrige Verwendung von Geld, das dem Mandatar durch 
die Poſt angewieſen ift, wird ſich alſo bei korrekter Feſtſtellung nur jehr jelten 
als Unterihlagung Eonftruieren laflen. Damit entfällt denn jede Möglichkeit, 
dieſe Aneignungshandlung zu ftrafen. Denn der ZTatbeftand der Untreue 
(5 266 Str.G.B.), an den man auch denfen möchte, ift jchon deshalb nicht an- 
wendbar, weil die Forderung, über die der Adrefiat dur die Annahme „ver 
fügt“, jeine eigene ift. Aber auch ganz abgejehen davon, ließe ſich ſchwerlich 
davon reden, daß er deshalb „abfichtlid zum Nachteile des Auftraggebers ver: 
fügt habe“, weil von ihm von vornherein die Verwendung für jeine eigenen 
Zwecke depiam geweſen ſei. Der Charakter des in der Annahme des Geldes 
liegenden Verfügungsaktes wird durch dieſes ſubjektive Moment nicht berührt. 

Für die Beſtrafung der Aneignungshandlung bietet fi) alſo nur ganz 
ausnahmameije eine Handhabe. Trotzdem wird aber der Vertrauensbrudy in 
nicht wenigen Fällen zur ſtrafrechtlichen Verantwortung führen fönnen. Ver— 
ſucht der Mandatar, und das wird er in ber Mehrzahl ber Faͤlle aud tun, 
den Mandanten über die Ausführung des Auftrags zu täujchen, jo macht er 
fi eines Betrugsverſuchs jchuldig, und wenn ihm die Täufchung gelingt, eines 
vollendeten Betrugs. Der Mandant hat gegen den Mandatar einen Erjaß- 
anſpruch, wenn diejer das überjandte Geld nicht zur Ausführung des Auftrages 
verwendet. Erreicht der Mandatar dur die Täuſchung, daß der Mandant zur 
Zeit einen Anſpruch nicht geltend macht, jo erwirbt er auf Koften jeines 
Gläubigers einen Vorteil, auf den er feinen Anjpruch hat!) und macht ſich alfo 
gemäß Str. G. B. $ 263 ftrafbar. 

Der im vorftehenden behandelte Fall hat nicht nur wegen der formal: 
juriftiichen Tragen, die durch ihn angeregt werden, das Intereſſe gewedt, von 
dem jchon eingangs geſprochen worden iſt. Der Fall wurde dadurch aftuell, 
dag man in dem freilprechenden Urteil eine grobe Verlegung des Rechls— 
bewußtſeins erblicdte, die man dem erften Richter zur Laft legen zu müſſen glaubte. 

Kaufmann meint dazu, daß „der Yurift verſchwommenen Begrife en wie 

Rechtsbewußtſein“ ſehr —* gegenüberſtehe. Ich möchte dem im all: 
gemeinen nicht zuftimmen, aber, joweit der Strafredhtsjurift in frage 
fommt, bleibt ihm zum Zeil gar nichts anderes übrig. Wer über jolche Urteile, 
wie das des Cölner Schöffengerichtd lamentiert, der beadjtet nicht, daß fie bei 
einer Strafrechtäpflege, deren oberfter Grundjag der Ausichluß der Analogie 
zwecks Ponalifierung iſt (Str.G.B. $ 2), ganz unvermeidlich find. Da kann es 


) Daß er ihm für die Stundung Erſatz leiſten muß, ſchließt nicht aus, daß der 
Gläubiger zur Zeit gefhädigt ift. Der Betrug jegt nicht voraus, dab die Stundung die 
zur Beit no vorhandene Einbringlichkeit der Forderung vereitelt oder beeinträchtigt (i. 
Binding, Lehrbuch I 2. Aufl. $ 85 S. 361 Anm. 3). 
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nicht ausbleiben, daB im einem Straffall Verurteilung erfolgt, in einem anderen 
dagegen, der ihm jo ähnlich fieht wie ein Ei dem anderen. Treigejprochen werden 
muß. In Bindings Lehrbuch des „Beionderen Teils des Strafrehts“ ift zu 
ungezählten Malen gezeigt, zu melden materiellen Ungerechtigfeiten der Aus- 
ſchluß der Analogie ſowohl bei der Beitrafung überhaupt wie jpeziell auch bei 
der Strafihärfung führt. Aber wir fönnen ruhig bei unjerem all bleiben. 
Man vartiere ihn nur ein Elein wenig und nehme an, daß das überjandte 
Geld eine Bauichalfumme für Auslagen und Honorar gemwejen jet, wie das bei 
Aufträgen an Auskunfts: oder Detektiv-Bureaus, Patentanwälte x. regelmäßg 
der Fall ift. Sn ſolchem Falle muß der Beauftragte notwendigerweile Eigen: 
tümer des ganzen Geldes werden. Eine „Unterihlagung“ it dann fchlechter: 
dings undenkbar. Ich glaube aber, daß für das Rechtsgefühl, und zwar ſowohl 
des Juriften wie des Laien dieſer Fall nicht die geringfte Differenzierung von 
dem unjerigen bietet. Wenn man aljo eine Freiſprechung in jolchen Fällen für 
jo ungeheuerlih findet, dann fordere man die Aenderung des J 2 Str.G.B., 
wie das ja aud Binding tut. Es fragt fih nur, ob der Preis damit nicht zu 
hoch bezahlt it. 

Wie heute die Sache liegt, bleibt dem Richter nicht? anderes übrig als 
zu prüfen, ob der Beauftragte ſich das Geld erft angeeignet hat, nachdem er 
den Abjender vorher in äußerlich erfennbarer Weiſe zum mittelbaren Beſitzer 
gemacht hatte. Nur wenn dieje Feititellung möglich ift, darf er wegen „Unter— 
ſchlagung“ verurteilen. Und ſicherlich wäre es vom Standpunkte des Geredhtig: 
feitögefühla beflagenswerter, wenn ein Richter, um durch eine unantechtbare 
Verurteilung dem momentanen Rechtsbewußtjein zu genügen, in feinen Feſt— 
ftellungen etwas mweitherzig zu Werfe ginge '), als wenn er wegen Unerwieſen— 
heit des Eigentumserwerbs durch den Ablender ein freiiprechendes Urteil fällt, 
das ſich mit dem Laienbegriff der Unterſchlagung vielleicht nicht dedt. Ob in 
dem Gölner Tall dieſe Tyeititellung möglich gemeien wäre, läßt ſich nicht er: 
meſſen, da das Gericht, wie ſchon ausgeführt, die dingliche und die obligatoriiche 
Frage für eine angelehen, indem es in der Verpflichtung zur Eigentumsver— 
ſchaffung dieje jelbit erblidt hat und deshalb mit der Feltitellung dieſer Ver: 
pflichtung auch die Eigentumsfrage für erledigt angejehen hat. Inwieweit dieſe 
Verpflihtung zu Recht angenommen ift, kann auf der Grundlage des 
kurzen Berichte von Kaufmann nicht nachgeprüft werden. Jedenfalls vermag 
ich fein enticheidendes Moment in dem von Kaufmann hervorgehobenen Umftand 
zu erbliden, „daß der Abſender wohl vorwiegend ſeine Ausſtellerſchuld hat be— 
gleichen laſſen wollen.“ 


s. über ſolche Seititellungen die iharfen Worte von Kroichel, Die Abfaſſung der 
Urteile in Strafiahen 3. Aufl. ©. 52. 
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(Das Zentralblatt für dad Deutihe Reich, Miniſterialblätter ıc. find nicht einbezogen.) 
I. Inhalt des Beidhs-Gefekblattes. 


Nr. 35: Staatsvertrag zwiichen dem Deutichen Reiche und Oeſterreich-Ungarn wegen 
—— der Eiſenbahnverbindung von Friedeberg a. DO. nad Heinersdorf v. 20. 11. 
1902 ©. 261—268. — Bel., betr. die Vereinbarung erleichternder Vorſchriften für den 
mechieljeitigen Berfehr zwiichen den Eiſenbahnen Deutichlands und Luremburgs v. 
12. 8.1903 ©. 268. — Beſondere Beilage: Bek, betr. die Eichung von chemiſchen Meh- 
geräten v. 9. 7. 1903. — Ar. 36: Bek. betr. die Anlage B zur Gifenbahn-Berkehröordnung 
v. 15. 8. 1903 ©. 269. — Bet., betr. die dem Internationalen Uebereintommen über den 
Eifenbahnfrachtverlehr beigefügte Lifte v. 15. 8. 1903 ©. 269, 270. — Bet, betr. den 
Aufruf und die Einziehung der Noten der Landitändifchen Ban ded Königlich Sächſiſchen 
Markgraftums Oberlauſitz in Bautzen v. 17. 8. 1903 ©. 270, 


II. Inhalt des Gefehblattes für Elfaß-Lothringen. 


Nr. 9: Gei., betr. die Errichtung und den Betrieb _bon Apotheken v. 14. 7. 190% 
8.4547. — Gef, betr. die Grundftener v. 14. 7. 1903 ©. 47—49. — B.D., betr. Ab— 
—— des Regulativs über die juriſtiſchen Prufuugen und die Vorbereitung zum 
öheren Yuftidien vom 24. März 1900. ®. 19. 7. 1903 ©. 49. — Nr. 10: Gei., betr. die 
schtöverhältniffe der Dienftboten (Geiindeordnung) v. 26. 7.1903 & 51-56. 


III. Geſetze, Stantsverträge und landesherrlice Verordnungen 
der Bundesftaaten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Geſetz Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 24: Staatövertrag zwiſchen dem Deutihen Reihe und Oeſterreich-Ungarn wegen 


Heri ra an Eiienbahnverbindung von Friedeberg a. D. nad) Heinersdorf v. 20. 11. 1902 
S. 203 


Gejeg- und Verordnungs-Blatt für das Königreich Bayern. 


Ar. 36: Kgl. Allerh. BO., die — — der Stener: und Gemeindeein- 
nehmer der Pfalz betr. v. 23. 8 1903 5. 461—464 


Regierungsblatt für das Königreich Württemberg. 


Ar. 16: Gei., betr. die Haftung für Sachſchaden bei u Gifenbahnbetrieb v. 
4 6. 1903 [Folgt nachſtehend im Abdrud] S. 213, 214. — Nr. 19: Kal. BD. betr. die 
Errihtung einer zweiten Kammer für Handelsſachen bei dem Landgericht Stuttgart v. 
12.7.1%03 ©. 2%, 2236. — Nr. 20: Fe358 für die Finanzperiode 1. April 1903 
bis 31. März 1905 v. 25, 7.1903 ©. 2331239 Nr. 21: Verfügung des Minifteriums 
des Innern, betr. die Abänderung Sr Polizeiordnung für die Schiffahrt umd Flößerei 
auf dem Redar v. 27. 7. 1903 (Auf Grund Bereinbarung mit Baden und Heſſen er: 
lajien] S. 241—248. 


Gejegeö: und Verordnungs:Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Ar. XVII: Landes. 82 — Gerichtsſchreiberdienſt und dem Sanzleidienit bei 
Jukighellen betr. v. 18. 7. 1903 5.147. — B.D., die Schiffahrt und Flößerei anf dem 
dar betr dv. 24 7. 1903 [Bgl. "Bürttemberg] S. 150-159. 
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|. Heffiſches Regierungäblatt. 


Ar. 40: a latest des ar die ae Fr e der Gen: 
darmen betr., * NAu uſt 1902, V. 22. 7. 1903 ©. —* die 
Rolizeisrbunn für die S abet und Slökere, auf dem Nedar betr. v. 97. 7. 1903 
(Bol. Württemberg] S. 307--3 


MWürttembergiiches Gele, betr. Die Saftung für Sachſchaden bei dem Eifen: 
bahnbetrieb vom 4. Juni 1903. 


Wilhelm I1., von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


Nach Anhörung Unjeres Staatäminijteriums und unter Zujtimmung Unjerer 
getreuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt: 


Urt. 1. 

Für den bei dem Betrieb einer Eijenbahn entitehenden Schaden an Saden haftet 
der Betrieböunternehmer, fofern nit ber Schaden durch höhere Gewalt oder durch ein 
Verihulden des Beſitzers der Sache verurſacht if. Dem eigenen Verſchulden des Be- 
jigers ſteht gleich * Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und der Perſonen, welche 
die tatſächliche Gewalt über die Sache für den Beſitzer in deſſen nd ig oder Erwerbs: 

eihäft oder in einem ähnlichen Verhältnis ausüben, vermöge deſſen fie den fich auf die 
Sande beziehenden Weiſungen des Beſitzers Folge zu leiften haben. 


Art. 2. 
Der Anſpruch auf Schadenseriaß verjährt in zwei Jahren von dem Unfall an. 


Urt. 3. 


Die Haftung des Betriebsunternehmers (Urt. 1) kann dur Vertrag im voraus 
weder ausgeſchloſſen noch eingejchräntt werden, es jei denn, daß die Ausichliegung oder 
Beihränfung der Haftung als Gegenleiftung für eine an den anderen zu beivirtende 
befondere Leiſtung oder ald Bedingung einer dem anderen gewährten en Ber: 
günftigung des Betriebsunternehmers ausdrüdlich vereinbart wird. 


Art. 4. 


Auf die Beihädigung von Saden, die der Eifenbahn zur Aufbewahrung oder zur 
Beförderung übergeben worden find oder die ald Neilegepäd mitgeführt werden, findet 
dieſes Gejep keine Anwendung. 


Unjere Minifterien der Juſtiz und der auswärtigen Angelegenheiten, Abteilung 
für die Vertehrdanftalten, find mit der Vollziehung dieſes Geieges beauftragt. 


Gegeben Stuttgart, den 4. Juni 1903, 
Wilhelm. 
Breitling. Piſchet. Zeyer. v. Soden. Weizſäcker. v. Schnürlen. 
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Hermann, Prf.d. Refte in Ehrakbung i. €. | 
n der Aftiengefellichaften und Gefell: 


Rehm, Dr. 
 faften m. b.9., Nommanbditgefellihaften auf Aftien, eingetragenen Genoffen: 
iten, ® gövereine auf Gegenjeitigfeit, Supsthefen: und u⸗ 
banten und Handelsgeſellſchaften überhaupt nach deutſchem und öſterreich. 
Handels⸗, Steuer⸗, Verwaltungs⸗ und Strafrecht. 8°. (XX u. 938 ©.) Ungebd. 
ME. 27.—, in Halbfranz geb. Mi. 30.—. 


Das umfafjende Werk bebandelt flar und verftändlih unter Berüdfichtigung aller einzelnen Punkte: 
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eingewinn berednet s Wer von gleiher Wichtigkeit für Ha eſell ten Xx. wie für 
Juriften, Gerlchts· Verwaltungs: und Steuerbebörden. , v a j 













| Seydel, Mar von. 
Borträge aus dem allgemeinen Staatsrecht. 


Separatabdrudf aus den Annalen des Deutjchen Reichs. gr. 8°. (96 S.) Mt. 2.40. 


Dieje Vorträge, eine ber jhönften und reifften Gaben des berühmten Staatsrechtslehrers, 
find in den Jabrgängen 1898—1900 der Annalen erſchienen. Die Separatausgabe, zu ber 
ich mich, einer Anregung aus akademischen Kreifen folgend, entichloflen habe, wird der großen 
Bahl von Seydel's Berehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willlommen jein. 


Meurer, Dr. Chr., ord. Profeſſor an der Univerfität Würzburg. 


leberficht über die Arbeiten der Haager 
F riedenskonferenz, insbeſondere das Abkommen zur [nee 


— Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 8°, (60S.) Mt. 1 


he Mitteilungen der Annalen des Deutjchen Reichs. 1903. Nr. 9, 

Die vorliegende Rektoratsrede orientiert in vorzüglicher Weiſe über dad in feiner 
Bebeutung vielfach unterjhäßte, aber des allgemeinften Intereſſes würdige Ablommen zur fried⸗ 
lichen Erledigung internationaler Streitfälle, wie e8 aus der Haager Friedenslonferenz hervor⸗ 
gegangen ift. 


Dunenfing, Dr. Fr. 


die Verletzung der Fürlorgepilicht gegen: 
über Minderjährigen. Ein Verſuch zu ihrer ſtrafgeſetz⸗ 


lichen Behandlung. gr. 8°. (IV u. 126 ©.) ME. 2.80. 


Defele, F. X., fol. Regierungsrat in Landshut, Vorfigender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


dns Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetz und 
das Bau Unfallverſicherungsgeſetz nach dem 


Geſetze betr. die Abänderung der — — v. 30. Juni 1900. 
Ser. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. ME. 10,— 
für das Sue, Hütten- und Salinen-Wejen im Preußiſchen Stante Heft 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sachtenntnis und Geſchick berfaßten 
Kommentar, der beſonders jhäßenswert tft, weil eine derartige Bearbeitung bed Bauslinfall- 
berfiherungägejeßes bisher noch nicht erfolgt war. Ueberall iſt in den Erläuterungen bie ein» 
ige Literatur, jowie bie Rechtiprehung der verjhiedenen Inftanzen der Unfallverfiherung 
tigt und in ihren für bie praftifhe Handhabung bes Gejepes wichtigen Ergebnijjen 
überfichtlic zur Darftellung gebracht. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
das Bud, bad weiten Kreifen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet iſt. 
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3. Schweiger Verlag (rk 


Im Erjcheinen iſt begriffen: 


Die zweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


8.0. Staudinger’s 
Kommentar zum Bürgerlihen Geſetzbuch 


und dem Einführungsgejeß herausgegeben von 








Dr. Theodor Loewenjeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mapring, 
Univ.⸗Profeſſor und Rechtsanwalt in Profefior an der liniverfität t. Oberlandeögnerichtörat ın 
ünden Freiburg i. B. Munchen 
Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Serzfelder, 
k. Landgerichtsrat in Münden f. Landgerichtsrat in Münden NRedtsanmalı in Münden 


Joſepyh Wagner, 
f. Oberlandesgerichterat in Mugsburg. 


Soeben eridien die 10 Bogen ftarte 8. Lieferung. Sie enthält: 


Die Einleitung n. von Allgemeinen Zeil die SS 1—33 erläutert von Prof. Dr. Loewen: 

feld. Preis Mt. 3.50. 

Das Sarhenrecht erläutert von K. Kober liegt vollitändig vor. Gr. 8”. (VIII, 664 ©) 

Broich. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17.50. 

Bon Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, iind 3 Lieferungen (88 1297 
bis 1493) ausgegeben. 

Das vorliegende Manuffript ermöglicht, die Fortiegung des Allgemeinen Teild und 
Familienrechts in den nächſten ſich rajch folgenden Lieferungen zu bringen. 
Ebenjo wird binnen furzem das Erbrecht zu ericheinen beginnen. 

Das von juriftiiden Autoritäten als „bortrefflihe Darftellung‘ an- 
ertannte Koberihe Sachenrecht wird von jeder Buchhandlung gerne 
zur Unjiht vorgelegt. 





Gentralblatt für Rechtöwiſſenſchaft 1903). XXIT. Bd. 11/12, Heft. 
... Der Kommentar iſt dem Blandjchen duichaus ebenbürtig. Es unterliegt feinem Ameifel, daß 
er gleich dieſem ausgezelchneten Werfe zu den standard works der deutſchen Juriftenwelt zäblen wird 
Schüchk. 


Der Staudinger'ſche Kommentar, deſſen erſte Auflage in verbältniemäßig kurzer Zeit, noch vor ihrer 
Vollendung, vergriffen war, bar es bon allen aroßen Kommentaren zum BER. zu allererſt erreicht, in 
allen Zeilen in zweiter Auflage zuerfbelnen. Dieje Tatfahe ift die beite Beitärigung der überaus 
freundlichen Aufnahme, die dem Kommentar bei Budlitum und Kritik zu teil geworden ift. 

Die Ziele und Zwecke der neuen Nuflage — iiber Die der erſien orhedlich hinaus. Wabrend es ſich dei 
dieſer vielfach nur um markante Darſtellung der Grundzüge des Geſetzes handeln konnte, mußte nunmedr au 
den inzwiſchen in gewaltiger Anzabl aufgetaudten Detallfragen und Kontroverſen Stellung genommen werden. 

Beiondere® Augenmerk iſt der landesrehtiiden Ansfübrungsgejeggebung jugemendet 
worden. Die Augfübrungsgeiese von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden find 
fhändig, die der übrigen Bundesitaaten, ſowelt es die Wichtigkelt der einzelnen Materie erbeiichte, in Berüd- 
fiHtigung gezogen; Daneben iſt auch der Vergleihung des neuen Rechtes mit dem bisherigen Redısjuftand in 
erweitertem Umfange Nechnung netranen worden 

Als eine Verbeijerung außerer Art darf bervorgeboben werden, daß — mehrfach geäußerten 
Wünſchen entiprebend — die Vorbemerkungen in überſichtlicherem Drude gebalten find ale bisher. Im üdrigen 
iſt die Saganordnung der 1. Auflage, Die ſich wegen ibrer swecdmäßiafeit und Ueberſichtlichkeit ungeteilten Beis 
falls erfreute, beibebalten worden. 


Der Gejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Wer. 80.— betragen. Zu jedem 
Bande werden geihmadvolle Halbfranzdeden ausgegeben. 
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Sechsunddreißigſter Jahrgang. 
Jahrlich 12 Hefte. Halbjährl. Wbonnementspreis: 3 ME, Pr It 


12 Hefte bilden einen Band, 
Boftzeitungsliite für dad Reich NRr.569, für Bayern Nr. 1274. 
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Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſehgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft. 
Redhts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfchrift und Materialienſammlung 


Begründet von 


Dr. Georg Sirth und Dr. Mar von Seypel 


Heraudgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1903 
J. Schweiter Berlag (Arthur Sellier) 





Mit der ftändigen Beilage: 


Literarifche Mitteilungen 
der Annalen des Deutfchen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerfheinungen auf dem Gebiete der Rechts u. Staatswifienicaften 


Unter ftändiger Mitarbeiterjchaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 


berausgegeben von 


Prof. Dr. 8. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. U. Dyroff in München. 








Kusgegeden am 1. November 1908, Inhaltöverzeichnis umftchend. 


Inhalt von Air. 1: 





Seite 
Die Penfiondverfiherung der Pri: Zur Geſchichte von Turgots Mu- 
datangeftellten von Wilhelm nizipalitätenentwurf von Dr. 
AUrens, Ghefredatteur in Adalbert Wahl, Privatdozent . 
lt RE 801—810 in Freiburg .®B.. . .. . 866— 878 
Staat und Net. Verſuche über = a 
allgemeines Staatsrecht von Ans deu Gefegblättern . . . . 879-880 
Dr. 4. Affolter in Solothurn 811848 
Mifzellen. 
Die Förderung des Baues von 
Arbeiterwohnungen anf dem Der Auhenhandel der Länder 
Lande von Profeſſor Dr. Otto der Eee . .» 2 2 202. 


Gerlach in Königsberg . . 849865 


Abhandlungen volks- und finanzwirtſchaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wollen 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, jolhe ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder fonftigen rechtswiffenichaftlihen Inhalts an Herrn Profeflor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Robelltraße 4, eingejandt werben. 

Die Rüdfeiten der Manuifriptblätter jollen unbeſchrieben ſein. Das Honorar 
wird nad Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrud erfolgte. Von Ab- 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder- 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine befonbere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle ber Ablehnung für baldige 
Rückſendung Sorge getragen. 

Durch Annahme zum Abdrud erwirbt die Berlagsfirma das alleinige un: 
beſchränkte Vervielfältigungsrecht. 


Münden 43. 3. Schweiher Verlag 


(Arthur Sellier). 








Die Firma 3. Schweiter Sortiment in Münden, Karlöplak 29, hat bie 
Jahrgänge 1—33 (1868—1900) fowie die Separatabdrüäde der „Annalen“ über- 
nommen und offeriert, jo lange die Vorräte reichen, 

Jahrg. 1868—1902, vollftändige Serie mit den vergriffenen und 

feltenen Jahrgängen 1868, 1869 u. 1880 


gut gebunden für . » 2 2 2 2.2. MH.180.— 
„ 1870-1902 gut gebunden für . . 2 2.222020. 130.— 
„ 1881-1902 „ " ee ee ee — 
„ 1891—1902 „ . ee „ 50. 





Kleinere Serien, einzelne Bände, einzelne Hefte und Separatabdrüde je 
nad Borrat zu entiprechenden Breiien. 
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Die Penſionsverſicherung der Privatangeſtellten. 
Don Wilhelm Arens, Chefredakteur in Hagen i. W. 


| Der Stand der Privatbeamten und feine Lage. 


1. Die legte Berufs: und Gewerbezählung vom Yahre 1895 wies für ben 
Umfang des Deutichen Reiches 621825 Angeftellte bei privaten Dienftgebern 
nad. Die Zählung vom Jahre 1882 hatte nur die Zahl von 306 668 Privat- 
angeftelften ergeben, jobaß in ben zwiſchen ben beiden Zählungen liegenden 
13 Jahren ein Anwachſen diefes Berufsftandes um mehr als das Doppelte zu 
verzeichnen war. Ungejähr die Hälfte diejes Zuwachſes entfällt auf die Induftrie 
und das Gewerbe: an Stelle der 99076 Privatangeftellten bed Jahres 1882 
arbeiteten im Jahre 1895: 263 745 — rc in induftriellen und ges 
werblichen Betrieben. In Handels: und Berkehrsinftitutionen ftieg die Zahl 
der Angeftellten von 141548 im Jahre 1882 auf 261907 bei ber legten 
Berufszählung und bei ber Landwirtſchaft war ein Anwachſen ber Zahl ber 
Angeftellten um ca. 30000, von 66074 auf 96173 zu verzeichnen. Bei diejen 
Zahlen handelt es ſich lediglich um die Angeftellten; wie viele Betriebäleiter 
noch auf bie — ——— rivatbeamter Anſpruch zu machen berechtigt find, 
läßt fi) aus den Publikationen des ſtatiſtiſchen Amtes nicht erſehen. Unter 
Berückſichtigung der ftarken Entwidlung bes gewerblichen Lebens gerade während 
der auf bie iepte Berufs: und Gemwerbezählung folgenden Jahre und unter 
Hinzurechnung der vermutlich auf die Betriebsleiter entjallenden Zahlen darf 
man heute vielleiht mit 1 Million Privatbeamten rechnen. Legt man an 
dieſe Zahl den Maßſtab des bei ber letzten Berufs: und Gemerbezählung er: 
mittelten Berhältnifjes zwiſchen berufstätigen und nichtberufstätigen Perjonen 
an und bedenkt man ferner, daß die Privatangeftellten einer höheren jozialen 
Schicht angehören, alſo zu einem jehr wejentlichen Teile ihre Familienangehörigen 
der Berufsarbeit Be vermögen, jo fommt man zu dem Ergebnis, daß 
ca. 3 Milfionen Bewohner des Deutichen Reiches ihren Unterhalt aus ber 
Tätigkeit ber Privatbeamten jchöpfen. 

2. Ein Stand, der fi durch eine jo erhebliche Zahl von Angehörigen 
auszeichnet, erfüllt im vwoirtichaftlihen Leben bedeutende Funktionen; wäre das 
nicht der Fall, jo wäre bei der fteigenden Intenſität des wirtichaftlichen Lebens 
ein weiteres Anwachſen von vornherein ausgeſchloſſen. Wenn in ben leßten 
Jahren die Aufmerkſamkeit der Gejamtheit des Volkes in bejonderem Maße 
auf die Privatbeamten gelenkt worben ift, jo ift da8 neben ber fteigenden Aus: 
dehnung dieſes Standes vor allem dem Umftande zuzuichreiben, daß man ſich 
immer mehr daran gewöhnt hat, von ben Privatbeamten in jozialer Hinficht 
Belondered zu erwarten. Profeffor Schmoller hat das Schlagwort von bem 
Privatbeamtenftande ala dem „Sern bes neu fich bildenden Mittelftandes“ ge- 
prägt. Man er fönnen, daß der Privatbeamtenftand dereinſt vielleicht 
von allen zum Mittelftand zu rechnenden Berufsjtänden ber Zahl nad) ber 
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ftärfjte jein wird; ob er aber berufen erjcheinen kann, die Funktionen des 
alten Mittelftandes im jozialen Leben zu übernehmen, ericheint doc in hohem 
Grade zweifelhaft. Man kann den Vorkämpfern des Kleingewerbes jo ganz 
unrecht nicht geben, wenn fie einen Vergleich zwijchen dem kleinen Detailiften 
und dem Angeftellten irgend eines Warenhaujes ziehen und dem erfteren eine 
größere Bedeutung im wirtichaftlichen und beſonders im fozialen Leben zujprecen. 
Das, was den Kleinen jelbftändigen Gewerbetreibenden in erfter Linie zur Ver: 
ftärfung des Ausgleichs zwiſchen den befigenden und den arbeitenden Klaſſen be 
fähigt, it feine Unabhängigkeit von beiden; dieſe aber fehlt dem Privatbeamten 
und da fie nicht geichaffen werden fann, wird es fich fragen, ob die Möglichkeit 
befteht, die einzelnen Glieder des „neuen Mittelftandes” in anderer Beziehung 
jo zu fräftigen, daß diefer wirklich die vom fozialen Gefichtspunfte aus jo be 
deutſame Aufgabe des Ausgleichs zwiſchen Reich und Arm übernehmen fann. 
3. In Deutichland befteht ein auch nur halbwegs ausreichende Material 
über die Verhältniffe der Privatbeamten nicht; Hingegen hat Oeſterreich im 
Jahre 1896 eine Erhebung veranftaltet, deren Refultate im k. k. Minifterium 
des Innern bearbeitet worden find. Eine Reihe von Momenten deutet darauf 
bin, daß die Verhältniffe der Privatbeamten in Oeſterreich in materieller Be 
ziehung wejentlic Hinter denen ihrer reichsdeutſchen Standesgenoſſen zurüd: 
bleiben. Der Bearbeitung unterlagen in üefterreih ala das Rejultat jener 
Erhebungen die Angaben von 99537 Privatbeamten bei 25922 Dienftgebern. 
Davon entfielen auf Gewerbe und Handel 61900 bei 15206 Dienftgebern; 
auf Forft: und Landwirtfchaft 17154 bei 3851 Dienftgebern; auf Berg: und 
Hüttenwerfe 4204 bei 435 Dienftgebern; auf Korporationen ohne Erwerbs: 
haratter 7399 bei 2156 nftitutionen; 8057 waren bei 3639 Advokaten und 
Notaren beichäftigt und 823 bei 635 Privaten. Bei der Berteilung der An: 
geitellten auf die einzelnen Berufe erreichen die niederen adminiftrativen und 
fommerziellen Beamten mit 35589 die hödhfte Zahl; dann folgen die Bud: 
halter und Kaſſierer mit 15622, die niederen techniichen Beamten mit 13134, 
die höheren tedjniichen Beamten mit 5718, die höheren Landmwirtichaftsbeamten 
mit 4840, die höheren abminiftrativen und kommerziellen Beamten mit 4507, 
die niederen foritwirtichaftlichen Beamten mit 4263, die höheren forftwirtichaft: 
lihen Beamten mit 3888, die Neifenden mit 2320 Perjonen; die anderen 
Berufsftände weiſen geringere Zahlen auf. Ihrer Borbildung nad) entfielen 
8°/o ber gezählten Privatbeamten auf die Bevölkerung mit Hochſchulbildung; 
dabei ift zu bemerken, daß bei Advofaten und Notaren 1409 Konzipienten an: 
geitellt waren, die ausnahmslos Hochſchulbildung hatten. 42°/ hatten Fach— 
ihulbildung, 18° Mittelfchulbildung und 29°/ Volksſchulbildung genofien. 
23,7°/o ftanden nod in den erften 5 Jahren ihrer Berufstätigkeit, 48%/0 ge: 
hörten ihrem Beruf 5-20 Jahre und 28,3% über 20 Jahre an. Beim 
„gegenwärtigen Dienftgeber” waren 51,6°/o länger als 5 Jahre beichäftigt, davon 
13,9”/o länger ala 20 Jahre. Von denen, die bereits mehr als 5 Jahre in 
ihrem Beruf ftanden, hatten 67,8°/o ihre Stellung in den letzten 5 Jahren nicht 
gewechſelt; bei den niedrigen forftwirtichaftlichen Beamten ftellte ſich diejes Ver: 
hältnis gar auf 86,6°%/. Die Erhebungen über die Stellenlofigkeit innerhalb 
der legten 5 Jahre ergab die Tatſache, daß auf jeden Privatbeamten durd: 
ſchnittlich jährlich 2,93 ftellungslofe Tage fommen, daß ferner die Stellenlofig: 
feit im Durchſchnitt 167,4 Tage andauert. Die Angaben über das Alter zeigen, 
daß von den 99537 Privatbeamten nur 2179 = 4,8°o ein über 65 Jahre 
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binausgehendes Alter erreichten. Die Penfionsverhältniffe der Privatbeamten 
Oeſterreichs, auf die dieſe Erhebungen gleichfalls Bezug hatten, ericheinen als 
durhaus ungeregelt.. Wenn man von den Angeftellten der Privateiienbahnen 
und der Seeihiffahrtsunternehmungen abfieht, weil dieſe wegen der mit ihrer 
Berufsarbeit verbundenen höheren Gefahr in höherem Maße auf eine Verforgung 
bingearbeitet haben, jo findet man, daß von den 99537 in die Erhebungen 
einbezogenen Privatbeamten nur 24937 — 25,050 einige Penfionsanfprüche 
haben. Selbit wenn man die Eilenbahn: und Eciffahrtsangeftellten, für die 
bejondere Erhebungen veranstaltet wurden, Hinzuzieht, erhält man nur 30,7°/o 
aller Privatbeamten, die irgendwelche Verſorgungsanſprüche haben. Dieje Zahl 
ift jo gering, daß man auf eine Kritik der Art diefer Ansprüche, die zum Teil 
durh das Wort „Sparkaffe” als einfache Spar-Einlagen charakterifiert werden, 
leiht verzichten kann. 

4. Will man unter den obwaltenden Berhältniffen den Privatbeamten- 
fand jeftigen, ihm die zur Uebernahme der jozialen Aufgaben des Mittelftandes 
notwendige materielle Kraft verleihen, jo dürfte das im melentlichen, da bie 
Unficherheit des Dienftverhältniffes im einzelnen mit dem Stande untrennbar 
verbunden ift, nur zu erreichen fein durch die Beleitigung der Nachteile, die bie 
Einfommensverhältniffe des Privatbeamten aufweilen. Die Nachteile des nicht: 
fundierten Einfommens find hinlänglich befannt und e8 genügt ber Hinweis, 
daß der Staat für feine Beamten eine Alter: und Inpvaliditätsverſicherung 
jowie eine Witwen: und Waifenverjorgung geichaffen hat, um die Abhängigkeit 
de3 Beamten und deſſen Familie von der Arbeitskraft allein auszugleichen. 

Eine gleihartige, ebenjo fichere Verjorgung des Privatbeamten und feiner 
Angehörigen würde ihn zu einer ruhigeren, weniger von Eriftenziorgen beein- 
trädtigten Arbeit bringen, die Bedeutung feiner Arbeit für das große Ganze, 
für Handel, Induftrie und Landiwirtichaft fteigern und auf ben Gang der Vor— 
bildung des heranwachſenden Privatbeamten von wohltätigem Einfluß fein. 

5. Die Fürſorge des Staates für jeine Beamten jei hier im folgenden 
in Anlehnung an die Beitimmungen des Reichsbeamtengejeges kurz gekennzeichnet. 
Die Penfionsberedhtigung des Reichsbeamten beginnt, jofern nicht ein Unfall 
bei Ausübung des Dienftes vorliegt, mit dem vollendeten 10. Dienftjahre ; die 
Benfion beträgt aladann "?/so des Gehalts und fteigt von da an mit jedem 
Jahre um "/so bis zum Köchftbetrage von *°/so des Gehalte. Mit dem 
65. Lebensjahre hat der Beamte das Recht, in den Ruheſtand zu treten, auch 
wenn er noch arbeitsfähig ift und ebenio fteht der Behörde das Recht zu, ben 
Beamten mit ber ihm nad jeinem Dienftalter zuftehenden Penfion in den 
Ruheſtand zu verfegen, jobald er 65 Jahre alt ift. Die Witwenverforgung 
bejteht in zwei Fünfteln derjenigen Penfion, die der Beamte erhalten haben 
würde, wenn er im Augenblide jeines Todes arbeitsunfähig geworden märe. 
Das Waijengeld beträgt bei Waifen, deren Mutter Witwengeld bezieht, '/s bes 
Witwengeldes für jedes Kind, bei Vollwaiſen "/s des event. Witwengeldes. 

6. Der Privatbeamte vermag fid) eine ähnliche Sicherheit auf feine Weije 
zu verichaffen, jofern er nicht von Haus aus vermögend und fo in der Lage 
ift, fi duch Ankauf einer Rente durch einmalige Einzahlung den notwendigen 
Einfommenserjag für den Fall mangelnder Arbeitsfähigfeit zu erwerben. Alle 
anderen Hilfämittel haben nur einen bedingten Wert; fie verfagen in dem Augen- 
blide, in dem die bei allen notwendigen regelmäßigen Leitungen fortfallen. 
Der Privatbeamte fteht auch in Bezug auf die eigene Verſorgung dem Beamten 
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der öffentlihen Körperſchaften gegenüber insbejondere infolge der Unbeſtändigkeit 
ſeines Arbeitsverhältniffes im Nachteil. Das Schidjal der Angeftellten bei den 
in den letzten Jahren verfradhten Banken und Induſtrieunternehmungen bemeilt, 
daß es eine unbedingt fefte Stellung auch für den gut vorgebildeten, ben Aufgaben 
feines Poftens durchaus gewachſenen Privatbeamten nicht gibt und daß jeder 
Privatbeamte mit der Möglichkeit der Stellenlofigkeit rechnen muß. ine jede 
Stellenlofigkeit, auch wenn fie nicht die in Oeſterreich ermittelte Durchichnitts- 
dauer von 167 Tagen erreicht, muß die Möglichkeit des regelmäßigen Auf: 
wandes entiprechender Beträge für eine Invaliditätsverfiherung und Relikten- 
verjorgung Jofort in frage ftellen. Aus dem Grunde fann die Bebensverficherung 
in allen ihren Formen, mag fie nun von Aktien- oder Gegenjeitigfeitägejell: 
ichaften oder von Inftituten der Berufsverbände geboten werden, für den Privat: 
beamten nicht ala eine ausreichende TFürforge-Gelegenheit angejehen werden. Das 
gleiche gilt von den Haus Penfionsfaffen verjchiedener großer Unternehmungen 
der Induſtrie, des Handels oder des Verkehrs. Sie alle ohne jede Ausnahme 
rauben direkt oder indireft dem aus dem Dienftverhältnis freiwillig oder un: 
freiwillig ausſcheidenden Angejtellten die unbedingte Sicherheit und verweilen 
ihn in hohem Grade auf den guten Willen der Kaffenorgane und der Hinter 
diejen ftehenden Unternehmungen. Das Sparen aber, das dem Gewerbetreibenden 
eine gewiffe Möglichkeit der Alters: und Reliktenverforgung bietet, Fällt bei dem 
Privatbeamten von vornherein aus, da einmal das Einkommen bei den ge 
fteigerten Preifen der Qebensbedürfniffe und den hohen Anforderungen der weitaus 
meiften Stellen an die Lebenshaltung irgendwie nennenswerte Ueberſchüfſe nicht 
ermöglicht und auf der anderen Seite das Eriparte bei dem Privatbeamten 
nicht entfernt jene erwerbende Kraft hat, wie die in das eigene Geſchäft ein: 
gelegten Erjparniffe des Gewerbetreibenden. 


Die Beftrebungen in Oeſterreich. 


1. In Oeſterreich haben die Privatbeamten bereit8 Anfang der 90er 
Jahre die Schaffung einer ftaatlichen Penfionsverfiherung und Hinterbliebenen: 
verjorgung gefordert. Ihre Beitrebungen waren dort von Anfang an ausfichts- 
voll, weil ein jehr wichtiger Stand, der einer außerordentlien Imvaliditäts- 
gejahr ausgefegt ift, der Stand der Eifenbahnbebdienfteten, in Oeſterreich ein 
jehr bedeutendes Kontingent der Privatbeamten ausmacht. Auch ftand in 
Oeſterreich nicht, wie das in Deutihland der Fall ift, der Schaffung einer 
PBenfionsverficherung der Privatbeamten eine Zwangs-Verſicherung eines Teiles 
der Privatbeamten bei einer Arbeiterinvalidenverfiherung entgegen. Dazu darf 
man ben öfterreichifchen Privatbeamten, insbejondere ihrem ergrauten führer 
Anton Blehihmidt in Wien, der bereits heute zu alt ift, um jemals von einer 
ſolchen Verſicherung einen Vorteil haben zu können, das Zeugnis nicht verfagen, 
daß fie unermüblid und mit großem Geſchicke mehr ala ein Jahrzehnt hindurch 
die öffentliche Meinung bearbeitet und jo auf die Regierung eingewirkt haben. 
1896 gab die Regierung diejen Beftrebungen injofern nad, als fie umfaffende 
Erhebungen einleitete. 1901 Iegte fie als Rejultat der an die Ergebniffe der 
Erhebungen angelnüpften Vorarbeiten dem öfterreichiichen Abgeordnetenhaufe 
einen Gejeßentwurf betreffend die gelegliche Regelung ber ru Vi San 
der Privatbeamten und ihrer Hinterbliebenen vor. Bis zur-Stunde ift dieſer 
Entwurf noch nicht zur definitiven Verabjchiedung gelangt. Nachdem ihn das 
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öfterreichifche Abgeordnetenhaus fofort nad) feinem Eintreffen im Mai 1901 
dem jozialpolitiihen Ausſchuſſe zur Weiterberatung überwieſen hatte, ließ dieſer 
ihn, da aus den Kreifen der Handelsfammern ein nicht geringer Wiberfpruc 
faut wurde und ber Privatbeamtenftand jelber verjchiedene auf die Umgeftaltung 
gerichtete Wünjche geäußert hatte, über ein Jahr lang liegen. Als das Ab- 
geordnetenhaus den Ausihuß darauf auf eine nterpellation Hin zur Weiter: 
arbeit veranlaßte, gab der Referent bes Ausichuffes, der jungtſchechiſche Ab— 
eordnete Dr. Fort einen neuen Entwurf heraus. An diefen knüpften ſich im 

ai und Juni 1903 im fozialpolitiihen Ausihuffe Verhandlungen mit ben 
Regierungsvertretern, die jehr bald zu einer Einigung führten und im Augen— 
bli der Vertagung des Parlaments im Juni bei einem in feinen mejentlichen 
Teilen fertigen Entwurf abgebrodhen werben mußten. In der kommenden Seifion 
wird der Entwurf ohne Zweifel von dem Ausſchufſe definitiv feftgelegt werben ; 
alsdann fragt e3 fih, ob das Plenum bei all ben unliebjamen Außeinander- 
fegungen, die gerade das öfterreichijche Abgeordnetenhaus zu beichäftigen pflegen, 
—— finden wird, auch einmal zu einer ſozialpolitiſchen Frage Stellung 
zu nehmen. 

2. Der Einfluß der deutſchen Arbeiterverſicherung auf bie öſterreichiſchen 
Entwürfe betreffend die Penfionsverficherung der Privatbeamten ift unverkennbar. 
Somohl die Verteilung der Laften der Verſicherung auf Prinzipal und Ange: 
ftellten als auch die Einteilung der Berficherten nad ihrem Einfommen in 
verſchiedene Klaffen zeigt dad. Nur ben Staatözuihuß, den das beutiche 
Invalidenverſicherungsgeſetz jeinen Verficherten bietet, kennt man in Oeſterreich nicht. 

Eine jehr bedeutende Arbeit ijt in Defterreich Darauf verwandt worden, die 
bis dahin wohl faum in die Erwägung gezogene Grenze bes Standes ber 
Privatangeftellten abzufteden. Der urjprüngliche Regierungsentwurf wollte 
alle diejenigen in den Bereich ber Verficherungapflicht ziehen, welche bei ein und 
bemjelben Dienftgeber mindeftens 600 Kronen jährlich in Monats: ober Yahres- 
gehalt beziehen und nicht unter die Gefindeorbnung fallen. Nun konnte es 
aber faum einem Zweifel unterliegen, daß auch bie auf Tagegelder geftellten 
Schreiber x. verfihert werden follten. Daneben proteftierten die Handlungs— 
gehilfen gegen bieje Faſſung, weil fie befürdhteten, e8 möchte von den Prinzipalen, 
die die Verfiherungsprämien nicht zu zahlen gemwillt fein würben, einfach bie 
wöchentliche Cohnzahlung eingeführt werden, ſodaß fie dann der Wohltaten einer 
ſolchen Verſicherung verluftig gehen würden. Der Referent bes fozialpolitichen 
Ausichufles, der Prager Handelsfammerjefretär Dr. ort, fette in feinem Ent: 
wurf den Eintritt der Verficherung auf das vollendete 20. Lebensjahr hinauf 
und glaubte dann den Kreis ber Verficherten richtig begrenzen zu fönnen, in— 
dem er fagte: „Alle zur Verrihtung vorwiegend geiftiger Arbeiten in privaten 
Dienften Angeftellten, foferne fie nicht ala gewerbliche, bergbauliche, land» 
und forftwirtichaftliche unmittelbar bei der Warenerzeugung und fonftigen vor: 
wiegend phyfiichen Arbeitöverrichtungen verwendete Hilfsarbeiter anzuſehen find 
und infoferne nicht auf bdiefelben die Geſindeordnung Anwendung findet, falls 
deren Bezüge bei ein und demjelben Dienftgeber mindeftens 900 Kronen jähr- 
fi erreihen.” Der neue Entwurf des Ausihufles und der Regierung ſetzt die 
Alterägrenze wieder wie bei dem urfprünglichen Entwurf auf 18 Jahre herab 
und fieht dann als Angeftellte an „alle in Gehalt ftehenden Bebienfteten mit 
Beamtendarafter; ferner ohne Rüdficht auf einen ſolchen alle jene bedienfteten 
Perſonen, welche ausſchließlich oder doch vorwiegend geiftige oder höhere Dienft- 
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leiftungen zu verrichten haben, einjchließlich des faufmännijchen Hilfsperjonals“. 
Dan jcheint jedoch jelbit ein bejonderes Vertrauen zu der abjoluten Zuverläſſig— 
feit diejer Auslegung zu haben; denn man fett ſchließlich die politiiche Bezirks: 
behörde als Schiedägericht darüber ein, ob jemand unter das Geſetz fällt oder 
nit. In Deuticland hat die Auseinanderfegung über den Begriff „Privat: 
angejtellter“ jeine Bebeutung verloren. Ein von den großen Berufsorganilationen 
eingejeßter Ausſchuß hat kürzlich beichlofien: „ . . . . veriteht der Ausſchuß 
unter PBrivatangeftellten alle in Dienften Privater, bei ftaatlidhen und Gemeinde: 
behörden nicht penfionsberehtigte gegen Entihädigung Angeftellte, deren Be: 
ihäftigung höherer Art ift und deren Arbeitöverhältnis nad) ben 88 59 des 
Sandelögeiehbuhes, 133a der Reichögewerbeordnung, 88 des Allgemeinen Berg: 
gejeges und 622 des Bürgerlichen Gejebuches beftimmt wird.“ Dieſe Ab: 
grenzung ift nun feineswegs über allen Zweifel erhaben; einmal gibt e8 wahr: 
ſcheinlich noch andere Angeftellte, die durch dieſe Abgrenzung nicht betroffen 
werden; dann auch fann die wirtichaftliche Entwidlung jeden Tag ſolche Ichaffen. 
Die Abgrenzung des Ausſchuſſes aber läßt ſich für das Gejeh verwenden, wenn 
man einfach * die Abgrenzung des Begriffs „Privatangeſtellter“ oder „Privat: 
beamter“ verzichtet und jtatt deſſen jagt, daß die oben abgegrenzten Kreiſe ver: 
fihert werden Jollen. Wenn dann nod dem Reichskanzler die Vollmacht ge: 
geben wird, andere Berufsgruppen unter das Geſetz zu jtellen, dann ift für ein 
geießgeberiiches Vorgehen die erſte Borausfegung erfüllt. 


In den geſamten öfterreihiihen Verhandlungen hat erfreulichermweife der 
Begriff Eriftenzminimum feinerlei Rolle geſpielt. Man war ſich von vorn: 
berein auf allen Seiten darüber Har, daß das, was man den Berficherten 
bieten wollte, auch wirklich eine Verſicherung jein müfle, deren Rejultate im 
allgemeinen den invaliden Privatbeamten oder die Hinterbliebenen eines ver: 
ftorbenen Angehörigen diejes Standes vor der Verarmung zu bewahren ver: 
mögen. Der urſprüngliche Regierungsentwurf teilte die Verſicherten nach dem 
Gehalt in 3 verjchiedene Klaſſen ein (1. Klaſſe 600—1200, 2. Klaſſe 1200— 
2400, 3. Klaſſe über 2400 Kronen) und nahm dann folgende Jahresrenten 
in Ausficht: 


1. Klafie 2. Klaſſe 3. Klaſſe 
Alterörente 900 Kronen 1350 Kronen 1800 Kronen 
Sinvalidenrente 600 „ 900 „ 120 „ 


MWitwenrente 300  „ 450 „ 60 „ 


Das Waijengeld jollte für jedes Kind 10°, für jede Vollmaije 20°/o 
jener Invalidenrente ausmachen, auf die der Verftorbene Anſpruch gehabt hätte, 
wenn er im Moment feines Todes invalid geworden wäre. Die Wartezeit, 
die dieſen Leiftungen der Verſicherung vorauszugehen hätte, war bei ber In— 
validenrente auf 60 Beitragsmonate = 5 Jahre, bei der Altersrente für mweib- 
liche Verficherte auf 35, bei männlichen auf 40 Jahre feftgejegt. Wer alfo mit 
jeinem 18. Qebensjahre bereits in einem verficherungapflichtigen Verhältnis ftand, 
fonnte mit 58 Jahren (Frauen mit 53 Jahren) die Altersrente beanjpruchen. 
Neben diefen Renten jah der Regierungsentwurf noch eine Stellenlojenunter: 
ftügung vor; fie jollte nad) einer dreimonatigen Karenzzeit auf die Dauer eines 
Jahres gewährt werden und */ız der Invalidenrente ausmachen. Der Entwurf 
des Referenten Dr. Fort ließ die Stellenlojenrente als ausfichtslos fallen und 
berechnete die anderen Leiftungen nah dem Mufter der Beamtengefege in 
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Prozenten des Gehalte. Den Beginn der BVerfiherungapfliht rüdte er auf 
20 Jahre hinauf und gewährte dann nad einer 1O jährigen Wartezeit für den 
Fall der Invalidität eine Invalidenrente von 40°/o bes Gehalts. Mit jedem 
ferneren Jahre jollte diefe Rente um 1°/o fteigen, jodaß mit dem 55. Qebens- 
jahre ein Anſpruch auf eine Anvalidenrente von 65° des Gehalts erreicht 
worden wäre. Das 55. Lebensjahr jah Dr. Fort auf Grund der Ergebniffe 
der 1896er Erhebungen als die Grenze der jteigenden Exrwerböfähigfeit an; 
von diejem Jahre ab fiel nämlich der Durchſchnittsgehalt. Der Entwurf beftimmt 
daher, daB jeder Verficherte berechtigt fein jollte, mit 55 Jahren eine Alterö- 
rente von 65”/o des Gehalts zu beziehen. Um jedoch denjenigen, bie fi in 
einem ſolchen Alter noch arbeitsjähig fühlen, entgegenzufommen, beftiminte der 
Fortſche Entwurf weiter, daß diejer Rentenanſpruch alle Jahre vom 55. Yahre 
ab um 7°/o fteigen follte, jodbaß mit 60 Jahren ein Anſpruch auf eine Rente 
in Höhe des vollen Gehalts erreicht jein würde. Die Witwenrente follte nad) 
Dr. fort die Hälfte ber Invalidenrente ausmachen, während in Bezug auf das 
MWaijengeld die Vorſchrift des Regierungsentwurfes beitehen blieb. Der Einigungs- 
entwurf fehrt jedoch wieder zur Klafſeneinteilung zurüd, hat aber an Stelle 
ber 3 Klaffen des Regierungsentwurfs den Wünjchen ber Angeftellten ent: 
iprechend deren 6, enthält auch feine Stellenlojenverficherung, läßt aber im 
welentlichen die Leiltungen unter Berüdfichtigung der 6 Klaffen die gleichen 
bleiben. Einen Weberblid über die in dem Einigungsentwurf vorgejehenen 
Renten bietet die folgende Zufammenftelfung : 

Gehalt in Kronen Alters⸗ Invaliden⸗ Witwenrente 
Klaſſe — 900 675 Kronen 450 Kronen 225 Kronen 
Klaſſe 900-1200 900 600 300 „ 
.Klaſſe 1200-1800 1125 z 750 z 375 „ 

Klaſſe 1800 —2400 1350 = 900 ie 450 „ 
. Slaffe 2400—3000 1575 n 1050 . 525 „ 
. Klaffe über 3000 1800 a 1200 J 600 


Auch hier find die Vorſchriften des Regierungsentwurfs über die Er— 
ziehungsbeiträge für die Kinder dieſelben geblieben. — In Deutſchland ſtehen 
bis heute die Leiſtungen der angeſtrebten Verſicherung noch nicht zur Debatte. 
Die Führer der Bewegung vertrauen auf die Regierung, daß das, was geſchaffen 
werden joll, den Wunſchen der Privatbeamten einigermaßen entiprechen mwerbe. 
Vorausjegung ift jedoch bei allen, die fi mit der Materie bejafien, daß bie 
Renten mindeitens jo body werden, daß fie ein Herabſinken ins Proletariat auch 
in SE Tällen verhindern. In Bezug auf die Dedung ber Laften 
ber VBerjiherung vertrat bie Öfterreichiiche Regierung ganz wie |. 3. bei ber 
Schaffung des deutſchen Invalidenverficherungsgejeges ein bedeutender Zeil der 
beutihen NReichötaggabgeordneten den Standpunkt, daß ein Reichszuſchuß zu 
einer Verfiherung nur eines Teiles des Volkes unzuläffig je. Auf diejem 
Standpunkt hat die Regierung verharrt. Der urſprüngliche Regierungsentwurf 
legte den größeren Zeil der Laften dem Dienftgeber auf. Er verlangte von 
ihm in ben 3 Gehaltäklaffen monatlid 4.50, 6.75 bzw. 9 Kronen gegen 
3, 6, 9 Kronen, die der Angeftellte jelbft zahlen ſollte. Daneben verlangte er 
vom Dienftgeber noch bejondere Zulagen für den Fall, daß die Prämien nicht 
reihen würden. Der Entwurf von Dr. Fort fam den Prinzipalen weiter ent- 
gegen; er legte beiden Zeilen gleiche Prämien auf, nämlich je 6°/4”/o bes 
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Gehalts, verlangte aber von dem Angeftellten noch außerdem "/s jeber Gehalts: 
erhöhung als he Leiftung. In dem Einigungsentwurf fteht die Verteilung 
der Laften noch nicht feft, da die Vertagung des Parlaments gerade in die 
Beratung biefer Beltimmungen fiel. Doch läßt fich ſchon jet erferinen, da 
das Recht bejonderer Umlagen, jogenannter Ergänzungsbeiträge beibehalten 
werben wird; bie bezügliche Beſtimmung wird nur infofern erweitert, als bie 
Ergänzungsumlagen, jobald fie die regelmäßigen Leiftungen überfteigen, auch 
auf die Angeftellten ausgedehnt werden fünnen. In den legten Beratungen 
unternahmen verjchiedene Ausſchußmitglieder einen erneuten Vorftoß zuguniten 
eines Neichszufchufles, doch erklärten die Regierungsvertreter jehr entichieden, ein 
ſolcher werde höchſtens dann in Trage kommen, wenn die Regierung ein all: 
gemeines Arbeiterinvalibengejeß ſchaffen werde; aud dann ſei der Zuſchuß nur 
für Diejenigen Privatangeftellten zu erreichen, die ihrem Einkommen nad) in den 
Bereich dieſes zu erwartenden Geſetzes fallen würden. Die öfterreichiichen Privat: 
beamten jelbft verlangen ben Staatszuſchuß nicht, fie find zufrieden, wenn fie 
überhaupt nur die Verfiherung erhalten. — In Deutichland bewegt id die 
Debatte über die Dedung ber Laften in einem anderen Rahmen. In Deutih- 
land fällt der größte Teil der Privatbeamten in ben erften Jahren feiner Berufs: 
tätigfeit unter den Verficherungszwang und e3 ift ein verſchwindend Heiner Zeil, 
ber fofort nad) feinem Eintritt in eine Berufstätigkeit ein über die obere Grenze 
der Verficherungsberechtigung, aljo über 3000 ME. hinausgehende Einkommen 
erhält. Dieſe alle aber haben zum großen Zeil bireft, zum Zeil auch indirekt, 
einen Anſpruch auf den im Invalidenverſicherungsgeſetz vorgejehenen Reichszuſchuß 
von 50 ME. zu jeder Rente per Jahr. Die Regierung erklärte zwar am 
28. Februar 1903 in einer Beiprehung mit mehreren Vertretern der Privat: 
beamten, ein Reichszuſchuß ſei gänzlich ausgeichloffen; aber bei näherer Er: 
wägung wird fie nicht umhin können, wenigftens für den. größten Zeil der 
Privatbeamten das Recht auf den Reichszuſchuß von 50 ME. anzuerkennen. 
Es braucht hier nicht verjchwiegen zu werden, daß weite Kreije der reichsdeutſchen 
Privatangeftellten gerne auf den Reichszuſchuß verzichten, wenn nur recht bald 
eine Verficherung nad) dem öfterreihiichen Mufter geichaffen wird. Darüber, 
daß Arbeitgeber und Angeftellte Prämien von gleicher Höhe leiften ſollen, it 
man ſich allgemein einig; die Gewohnheit, herrührend aus der Berficherung 
nad) dem Arbeiterinvalidenverficherungsgeieg, hat da vorgearbeitet und aud in 
den Kreiſen der Prinzipale, ſoweit fie bis jet zu der Frage Stellung genommen 
haben, ift man mit einer derartigen Verteilung der Laſten einverftanden. 


Die Organijation, der man in Defterreih die Ausführung der 
Verjiherung übertragen will, ift, joweit es fich bis jetzt überjehen läßt, eine 
auf demokratiſchen Prinzipien — Selbſtverwaltungsinſtitution. Nach 
reichsdeutſchem Muſter wird eine Verſicherungsanſtalt geſchaffen werden; dieſe 
* ſich über das ganze Reich erſtrecken, aber von einer aus Delegierten der 

erficherten in den verjchiedenen Landesteilen beftehenden Körperſchaft verwaltet 
werden. Nur die Oberleitung ſoll in ben Händen eines von der Regierung 
zu beftelfenden Beamten liegen, der rechtsfundig jein muß. Auch in Deutichland 
— man eine ſolche Organiſation allgemein für das Ideal; man zweifelt aber, 
aß die Regierung eine ſolche Verſicherung ſchaffen würde, ohne ſich durch die 
Uebernahme der Verwaltung einen ausſchlaggebenden Einfluß auf die Aus— 
führung des Geſetzes zu ſichern. 
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Stand der Bewegung in Deutichland. 


1. Im deutichen Reichstage haben Vertreter verjchiedener Parteien, jo der 
fonjervative Abgeordnete v. Rıchthofen und ber Abgeordnete Lehrer Eittart 
(Zentrum) die Aufmerkjamteit der Regierung auf den Privatbeamtenftand und 
jeine Lage gelenkt und dann eine Invaliden- und Hinterbliebenenverfiherung 
gefordert. Am 9. Februar 1903 nahm dann der Staatsjefretär im Reichdamt 
des Innern, Herr dv. Poſadowsky, zu der Anregung Stellung. Er erklärte, die 
Frage fei für die Regierung volltommen erledigt. Diejenigen Privatbeamten, 
die weniger als 2000 ME. verdienten, jeien ja zwangsweiſe in das Invaliden⸗ 
verficherungsgejeg inbegriffen und jene, die mehr verdienten, fönnten ſich freis 
willig verfihern. Die jchon mitgeteilte Tatjache, daß am 28. Februar 1903, 
aljo nur wenige Wochen fpäter, das Reichsamt des Innern verjchiedene Vertreter 
der Privatbeamten empfing, deutet auf einen gründlichen Umſchwung in ber 
Anfiht der in fozialpolitiihen Dingen in Deutthland ausjchlaggebenden ‘Ber: 
jönlichkeit des Etaatsjefretärs v. Poſadowsky hin. Tatſächlich ftellten fich Die 
Vertreter der Regierung, bie Negierungsräte Dr. Kaufmann und Dr. Bedmann, 
auf den Standpunkt, daß die Regierung diefe Beftrebungen auf das Entichiedenite 
zu fördern habe. Sie regten die Veranftaltung einer privaten Enquete über die 
Stanbesverhältniffe an und erklärten ſich bereit, die Bearbeitung zu übernehmen; 
ferner verlangten fie, die Privatbeamten jollten ſich im allgemeinen vorher klar 
darüber werden, wie fie ſich eine ſolche Verſicherung dächten. In ben Kreifen 
der Mitglieder des Reichstages herricht eine jehr günftige Stimmung. Eine Um: 
frage, die bald nad) den Neuwahlen im Juni 1903 von der Redaktion der 
Zeitichrift für Penfionsverficherung der Privatbeamten in Eberöwalde veranitaltet 
wurde, veranlaßte führende Abgeordnete jämtlicher großer Parteien mit Aus: 
nahme der Sozialdemokratie, ſich in einer für die Beitrebungen der ‘Privat- 
beamten ſehr günftigen Weije zu äußern. 

2. In Oefterreih haben die Dienftgeber der Verfolgung der Beftrebungen 
viele Steine in den Weg geworfen. Zur Ehre der deutihen Brinzipale fann 
hier konftatiert werden, daß aus ihren Kreifen bis jegt nur zuftimmende Aeußer— 
ungen in die Oeffentlichkeit gedrungen find. Das Arbeiter-Invalidenverficherungs- 
a bat da durch jeine fortgejette jahrelange Gewöhnung einen jehr günftigen 
Einfluß ausgeübt. Auch Hat eine große Zahl von Arbeitgebern aus eigenem 
Antriebe, zum Zeil bereits vor Jahren, für die Angeftellten eigene Verficherungs- 
faffen begründet oder bei anderen Verficherungsanftalten Verficherungen für die 
Angeftellten aufgenommen und endlich darf hingewiefen werden auf die große 
Zahl jener Dienftgeber, beſonders in der Land» und Tyorftwirtichaft, die ihren 
Angeftellten aus eigenen Mitteln eine Penfion zahlen. Wenn von einer den 
Dienftgebern naheftehenden Seite der Bewegung Gefahren drohen, dann find 
daran die gleichartigen Beftrebungen der Handwerker ſchuld, die durch die Art 
der Propaganda ihrer Wünſche verichiedene Verficherungstechnifer auf den Ge— 
danfen einer allgemeinen Bolksverfiherung gebracht haben. Die Privatbeamten 
jehen in einer ſolchen Verfiherung nicht die Erfüllung ihrer Wünjche, da fie 
unter mwejentlic; anderen Eriftenzverhältniffen arbeiten. 

3. Die Privatbeamten jelber find jehr bald in ihrer großen Mehr: 
zahl zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine Penfions- und Hinterbliebenenver- 
fiherung ihre Poſition ganz außerordentlich heben muß. Anfangs ftand die 
offizielle Vertretung eines jehr erheblichen Zeiles der Privatangeftellten der Be: 
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wegung feindlich gegenüber. Die meilten großen Verbände der Handlungs: 
gehilfen ꝛc. haben eigene Alters: 2. Verſicherungskaſſen, deren Beltand durch 
eine ftaatliche Invalidenverfiherung feine Förderung erfährt. Mit der Berufung 
auf die Selbithilfe, auch mit der bis jet unbewielenen Behauptung einer 
geringeren Invaliditätsgefahr der faufmänntichen Angeftellten verſucht man die 
Bewegung zu hemmen. Von anderer Seite verfuchte man, die Sache zu ver— 
ichleppen, indem man zuerft eine von der Regierung und ihren Organen aus— 
geführte Standeserhebung forderte; da 1905 die nächte Berufs: und Gewerbe: 
zählung ftattfinden wird und vorher an eine bejondere Erhebung über die Lage der 
Privatbeamten nicht zu denken ift, würde die Forderung ftaatlicher Erhebungen 
eine bedeutende Verſchleppung der ganzen Trage im Gefolge haben fünnen. Die 
Regierung hat die Veranftaltung privater Erhebungen angeregt. Wenn die Re: 
gierung es für möglich hält, daß auf diefem Wege ein ausreichendes Rejultat 
erzielt werden kann, dann, jo folgern die Führer der Bewegung, braudht man 
auf die Berufs: und Gewerbezählung von 1905 nicht zu warten. Ein Ausſchuß 
der großen Verbände von faufmänniichen, techniſchen und ſonſtigen Angeftellten 
hat in dieſem Sinne beihloffen, die gewünjchten Erhebungen am 15. Oktober 
vorzunehmen. Das ift geichehen; bei der Bearbeitung ihrer Rejultate im Reichs: 
amt des Innern wird es ſich jet zeigen müfjen, ob die Berufs: und Gewerbe: 
zählung von 1905 abgewartet werden muß oder ob die Regierung auf bie 
Refultate dieſer privaten Erhebungen am 15. Oktober ein gejeßgeberiiches Bor: 
gehen aufbauen fann. 
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Staat und Recht. 
verſuche über allgemeines Staatsredt. 
Bon Dr. A. Affolter in Solothurn. 
ESchluß.)) 





V. Die Geſetzgebung. 


z 36. Begriff des Geſetzes. 
Drei ift Beſchlußfaſſung ftaatliher Organe;“) der Beihluß, das 
Geſetz, iſt Anordnung von Recht;“) das Geſetz hat zum Inhalte Rechtsregeln 


) Sırtümli wurde die Fortjegung in Heft 3 ald Schluß bezeichnet. (Red.) 

2) Beichluß ift Wille und zwar der Wille, welcher nicht oder nicht bloß für den 
Uollenden jelbft, jondern für andere Perſonen enticheidend fein foll, während Entihluß 
Wille ijt, der ein eigenes zufünftiges Verhalten umfaßt. Der Beſchluß kann nur dadurd 
für andere entjheidend werden, daß geltende Rechtsſätze vorhanden find, melde bieje 
Wirkung an den Beſchluß knüpfen. Der Beichluß kann von einem einzelnen Menſchen 
ausgehen. Das beitehende Recht kann aber auch eine Mehrzahl von Menſchen derart in 
ein rechtliches Berhältnid zueinander feßen, daß diefe ald ein Ganzes zufammengefaßt er- 
idieinen und die Einftimmigfeit oder die übereinftimmenden gleihen Erklärungen ber 
Mehrheit ald Beſchluß des Ganzen gelten. Wann dies der Fall ift, das entjcheidet das 
beitehende Recht. Bei den Organen des Staated wird das grundlegende oder Ber- 
faſſungsrecht bejtimmen, welche Einzelorgane und melde Kollegialorgane wirkungsvolle 
Beichlüffe faffen können. Der Beihluß ald Wille Hat ftet3 einen bejtimmten Inhalt. Die 
beionders gearteten redhtlihen Wirkungen desfelben mahen ihn zum Geſetze. Das Cha— 
takteriftiiche ded Geſetzesinhaltes iſt das Planmäßige der Organijation und der Durch— 
führung der Organifationdzwede; was alſo zwar planmähige Anordnung ift, aber nur 
mittelbar den jtaatlihen Zwecken dient, d. h. die Technit der Ausführung beichlägt, iſt 
niht Recht; jo zum Zeil der ftaatlihe Haushaltungsplan, die Anordnungen über Bau 
öffentlicher Gebäude, über Betrieb ftaatliher Gewerbe (Eijenbahnen, Waffen- und Bulver: 
fabrifation 2c.), über Benugung öffentlicher Anitalten, wie Bibliothefen, Mujeen, iiber 
Bureaudienft, Dienjtverkehr, Waffendienſt, über Einrichtung der Grundbücer ujm. Die 
Grenze zwiichen Rechtsanordnungen und tehniihen Anoronungen kann allerdings nicht 
genau gerogen werden. Die Rehtsanordnungen, in Sprachlägen ausgedrüdt, find Rechts— 
tüge. Das Geſetz enthält Rechtsſätze. Das Charakteriftiiche des Rechts liegt darin, da für 
Organe oder Bürger rechtliche Bejugnifie und Pflichten begründet werden, d. b. foldhe Be— 
fugnifie und Pflichten, die auf ein wirtichaftliches, ſoziales oder politiſches Intereſſe 
auslaufen, 

) Laband II, S. 3 und 4 definiert das Gejeg ald Anordnung einer Rechtöregel. 
Danach wäre die Rechtöregel DObjelt der Anordnung. Unordnung und Rechtsregel jtehen 
fih aber nicht gegenüber. Man fann eine Rechtsregel anordnen: die Anordnung jelbit 
aber, ala Vollendung des Anordnens, umfaht das Angeordnete: die Regel wird Inhalt 
der Anordnung. Es fann deshalb das Geſeg nicht in zwei Elemente zerlegt werden, in 
den Gejegesinhalt und in den Geſetzesbefehl (Kaband II, ©. 3). Wllerdina® fann es 
Säge geben, die nicht angeordnet oder befohlen find; allein e3 gibt feinen Geſetzesbefehl 
ohne Geſetzesinhalt, weil fein Wille, fein Beſchluß oder Entihlug möglich tft, ohne das 
Bad. Laband Il, © 5 Anm. I bemerft zwar: „Selbitveritändlich ergreift der Befehl 
ita jus estu aud den Inhalt“; Befehl und Inhalt find aber auch nicht für einen Moment 
io auseinanderliegend, das zwijchen hinein noch das Ergreifen möglich wäre. Befehl ohne 
Inhalt tft undenkbar; deshalb fann man beide einander nicht gegenüber jtellen. Wenn 
man von Anordnen einer Rechtsregel pricht, jo wäre ferner der Schluß möglid, dak 
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oder Rechtsſätze; es wird durch den Beſchluß Recht geießt.‘) Die Berechtigung 
zum Beichluffe gründet ſich auf beftehendes Recht; gemäß leßterem joll der Be: 
ihlußinhalt verbindlich, gültig jein.?) 

Die Geleßgebung geht von Organen aus, nicht vom Staate jelbit. Es 
ift durchaus unrichtig, zu jagen, der Staat jei Gejeßgeber, der Staat made die 
Gejege. Die Tätigkeit der geleßgebenden Organe ift —* das Innere des Staates 
berechnet; in ihr kann deshalb nicht das Ganze, der Staat ſelbſt, zum Ausdrucke 
gelangen; die erg geht vielmehr von den Organen ala jolden aus und 
richtet fi) an die Organe und Glieder. 

Das Geſetz enthält Rechtsſätze. Es ift nicht nötig, daß der Rechts— 
ja eines Gejeges eine allgemeine Regel enthalte, welche auf eine unbeftimmte 
Anzahl von Fällen anwendbar ift.”) Es kommt aud vor, daß Anordnungen, 





dieſe Rechtsregel jichon vor dem Anordnen beitände, daß das letztere die eritere als vor: 
bandenes Objett ergreife, während doc die Rechtsregel erſt durch das Anordnen jelbit 
entſteht. Vor dem Anordnen iſt zwar ſowohl das Stoffliche, wie auch die Form der 
Regel da; bevor man anordnet, muß man wiſſen, was und wie man anordnet. Allein 
die in der Form von Regeln aufgejtellten Säße find vor dem Anordnen, wenigjtens in 
den meilten Fällen, feine Hechtöregeln; fie werden es erſt durch das Angeorbnetiein. 
Das verbindlihe Anordnen mitt aljo zur formulierten . hinzu, verleift der legteren 
die rechtlihe Eigenihaft, macht fie erjt zur Rechtsregel. Auch da, wo das — Regeln 
aufnimmt, die bereits der beſtehenden Rechtsordnung angehören, werden dieſelben nicht 
als bereits beitehende, jondern als neu entitehende Rechtsregeln angeordnet. 

i) Als Rechtsſatz bezeichnet Dyroff (Rechtsſatzung und Gejeg, Annalen 1889, 
©. 822) jeden Saß der Redtsordnung, d. h. jeden Saß, von dem man fagen will, er ge 
höre jeinem Inhalte, wenn aud nicht feiner Form nad, der jeweils in Rede ſtehenden 
Rechtsordnung an. Rechtsſätze find danach ſowohl die im Gejepe der Form nad firierten 
Rechtsſätze, als auc die aus der logiſchen Verarbeitung des Wejekestertes gewonnenen 
oder gewohnheitsrechtlich ausgebildeten Rechtsſätze. Der im Gefep firierte Rechtsſaß, alio 
ber Rechtsſatz in feiner gejeklihen Erfcheinungsform ift die Rechtsſatzung. Zum Begriffe 
bes Geſetzes gehört nur, daß ed Rechtsſätze enthält, daß es Rechtsſahung ift, gleihviel ob 
die Nechtsjäge bereits in der gleichen oder im irgend einer andern Form oder in ab- 
eleiteter oder gewohnheitlicher Weije gültig waren oder nit, Dyroff, a. a. O. ©. 824. 

enn jedoch diejer Schriftiteller Säße, die der Rechtsordnung nicht angehören mit „Rechts— 
gedanken“ oder „Säße mit Rechtsinhalt“ bezeichnen will, jo jcheinen mir dieſe Ausdrüde 
nicht zutreffend. Mit Nechtögedanten will man den Gedanken bezeichnen, der zivar im 
Geſetze nicht zum formellen Ausdrude gelangt ift, aber darin doch gefunden werden fann. 
Sap mit Rechtsinhalt unterfheidet jih vom Rechtsſatz zu wenig; auch lesterer ift das 
erjtere und eigentlih nur das. Das Attribut des Rechtlichen follte, um Mikverftändniiie 
u vermeiden, nur geltenden Säpen und Regeln beigelegt werden. Laband II, ©.5 
nm. jpridt von Sägen mit juriftiihem Inhalte; man jollte aber nicht einmal jo weit 
geben und nur von Sägen reden, die vermöge ihres Jnhaltes fähig oder geeignet wären, 
Süße einer geltenden Rechtsordnung zu werden (Rojtulate, Refolutionen, Geſetzesvor— 
ſchläge, ——— und Entwürfe). 

?) Die Wirkſamkeit des Geſetzes, bzw. deſſen Ausftattung mit äußerer Berbindlid- 
feit beruht aljo bei normalen Berhältnifjen auf der Anordnung des bereits bejtehenden 
Rechts, das wieder Ausflug eines Geſetzgebungswillens ift ujw. Wir gelangen zulegt zu 
einem Bejepgebungsmwillen, defien Berehtigung nicht mebr geprüft werden fann, weil er 
mit der Entitehung des Staate8 zufammenfällt. Bei revolutionären Umwälzungen tritt 
ein Geſetzgeber auf, defien Berechtigung fich nicht auf beftehendes Recht ftüpt, defien Wille 
aber Gejep it, jofern er die gejegmäßige Wirkung, Gültigkeit, ohne Hilfe des bisherigen 
Rechts erlangt. 

) Saband II, ©.2 bemerkt: „Zwar liegt e8 in der Natur des Rechts, daß das 
jelbe gewöhnlich ſolche Regeln bildet, welche in allen Fällen Anwendung finden jollen, in 
denen ein beſtimmter Tatbeitand gegeben ift, und da das Geſetz eine Rechtsquelle ift, io 
bat es gewöhnlich, diejer Natur des Rechts entiprechend, einen allgemeinen Rechtsſatz 
um Inbalte Mit dem Begriffe des Geſetzes ift es vereinbar, daß dasfelbe einen Rechts— 
* aufſtellt, der nur auf einen einzigen Tatbeſtand anwendbar iſt oder nur ein einzelnes 
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welche nicht Rechtsjäge enthalten, nicht Rechtsſatzungen find, in ber Form des 
Gejeged getroffen werden. So betrachtet man das Budget, welches ın den 
meiften Staaten in der Form bes Geſetzes erlafjen wird, als bloßen Verwaltungs: 
aft.) Man unterſcheidet demnach etz in formellem Sinne. im Gegenſatz 
zum Geſetze, das Rechtsſätze enthält und als ſolches im materiellen Sinne be 
zeichnet werden fann.?) 

Das Geſetz als Willenserklärung unterjcheibet ſich von ber rechtögeichäft: 
lichen Erklärung; das Gele ala Beſchluß wirkt verbindlich nicht nur fin den 
Erflärenden, jondern auch Dritten gegenüber, während die rechtögeichäftliche 
Erklärung immer nur den Erflärenden binbet.?) 


Rechtsverhältnis regelt” Dyroff, a. a. DO. S 826 bezeichnet ſolche Rechtsſähe als 
„Einzelheitsjagungen“, vgl. au G. Meyer, Staatdreht, ©. 22 und die ın Anmerkung 
angeführten Meben den Rechtéſätzen, die Regeln enthalten, melde in den Fällen Ans» 
wendung finden jollen, in denen ein beftimmter Tatbeſtand gegeben ifl und neben den 
Einzelheitsſatzungen müſſen noch die organijatorifchen Rechtsſähße hervorgehoben werden. 
die Fi weder auf unbeitimmt wie oft miederfehrende, noch auf konkrete Zatbeftände be» 
ziehen. jondern eine dauernde Einrichtung rechtlich firieren (z. B. die Reichögejepgebung 
wird ausgeübt duch; den Bundesrat und Neichdtag; der Vorfig ım Bundesrate und Die 
Leitung der Geſchäfte jteht dem Reichdlanzler zu, vgl. meine Bemerkungen, Annalen 1903. 
© 165 Anm. 1. Ueber Gejepesinterpretation durch Geſet (authentiſche Interpretation) |. 
Dyroffa a. ©. ©. 825 und 826 Anm 2 

) Die beigiiche, franzöfifche, preußiſche und deutſche Berfafiung bezeichnen den 
Etat ald Geſetz und es wird die Frage erörtert, was geichehen joll, wenn das Parlament 
den Etat gen oder teilweife nicht ——— Vgl. über dieſe Frage und die umfangreiche 
Literatur Laband IV, ©. 481 ff. und 532 ff. Das Budget fann nicht einheitlid da» 
rafterifiert werden, es ift nıdht nur Berwaltungdalt, fondern enthält zum Teil die 
rechtliche Umfhreibung und Feitiegung der Regierungdfompetenzen in Bezug auf das 
Finanzweſen. Die Wufftellung der Einnahmen. ift regelmäßig Berwaltungsatt, fie ift 
geſetzgeberiſcher, d. h. rechtdanordnnender Natur, ſoweit der Megierung die Ermädtigung 
erteilt wird, bejtimmte Einnahmen, wie Steuern. die nicht ſchon durch beſtehende Geſehe 
oder tatjählihe Verhältniſſe feftgeiegt find, zu erheben Die Aufftellung der Ausgaben 
ıft Verwaltungsatt, ſoweit es fih um Ausführung beftehender Verpflichtungen oder um 
notwendige Verwendungen handelt; fie ift Rechtdanordnung. ın Bezug auf Ausgaben 
wofür eine rechtliche oder tatſächliche Nötigung nicht befteht 

2) Die Unterfheidung zwiſchen Gejep im materiellen und formellen Sinne wird 
heute faft durchwegs anerlannt, vgl. Laband II. ©. 56-62 Die von diefem Schrift- 
Heller aufgeftellte Definition des materiellen Geſetzes als der verbindlichen Anordnung 
eıned Rechtsſates geht dahin, dag die geießgeberiiche Tätigkeit weſentlich Recht erzeuge. 
Rehtsfäge im Sinne von verbindlichen Borihriften Ihaffe. wıe denn auh Binding. 
Kritiihe Viertelsjahrsſchrift 4, ©. 569 ff. den Geſetzesbefehl ald einen Schöpfungsaft be» 
zeichnet. ald eine Willenserflärung, dak etwas, was Recht bis anhin nicht war, die 
Dualität eines Rechtsſatzes fürderhin an fih tragen folle. Aus dieſem Gedanken, daß 
das Geſet etwas Schöpferiiches jei, Hat Seligmann (Der Begriff des Geſetzes 1886. 
© 131 ff.) die Konfequenz gezogen, daß ſolche Geſehe, welche eine bereitd geltende Rechts 
norm nur wiederholen, rein formelle Bejepe feien. Dagegen namentlih Dyrofjj.a.a D. 
© 820, melder betont, daß die Gejepgebung als Rechisſetzung mit der Kategorie der 
Rechtsſchaffung begrifflih nichts zu ſchaffen habe, daß Geſetz ein im firerter Erſcheinungs 
form erlaſſenes Rechtsgebot jei. gieichviel ob dasſelbe inhaltlich bereits vorher in Geltung 
war oder nicht. Geſetze in bloß formellem Sinne enthalten überhaupt feine Rechtsſähze, ſondern 
Anordnungen techniicher Natur, die mit dem Rechte zwar in Beziehung ftehen, aber nicht 
Recht jelbit find 

*) Das Gerey hat mit dem Rectögeihäfte dad Gemeinſame, dak es ſeine Rechts⸗ 
wirtung vom beftehenden Rechte erhält, und wie da& einfache Geſetz ſich innerhalb der 
Dispofttion der Verfaſſung die Verordnung innerhalb derjenigen des Geſehes zu be 
wegen bat, jo darf die rechtsgeſchäftliche Errlärung fi nur auf Grundlage des beftehenden 
Rechts bewegen, deh nur ſo weit, als das Recht der Dispofition Raum gemährt Der 
Unterſchied zwiſchen Wedjtstepungsbeihluß und Rechtsgeſchäft liegt allgemein darın. dab 
der Beſchluß Wirkungen hat auch gegen ſolche, dıe damit nicht einverftanden And. während 
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Da bie Gejeßgebung die wichtigſte Urganfunktion ift, fo wird fie im 
fonftitutionelfen Staate auf breitefte Grundlage geftellt; es jollen dabei möglichſt 
alle Zeile des Volkes mitbeteiligt werden. Zum Zuftandelommen des Gejehes 
werden in den Eonftitutionellen Monarchien regelmäßig der Beſchluß des 
Parlamente (Ober: und Unterhaufes) und die Zuftimmung des Monarchen als 
erforderlich erklärt.) In den Republiken genügt die Uebereinftimmung des 
Repräjentantenhaujes mit dem. Staatenhaufe; die Zuftimmung ber Regierung 
bzw. des Präfidenten ift grundſätzlich nicht erforderlich.) Im Deutſchen Reiche 
genügt Uebereinftimmung bes Reichstage8 und Bundesrates; die Zuftimmung 
de3 Kaiſers wird nicht verlangt.?) 

Wir betrachten in folgendem ben gewöhnlichen Fall, daß das Gejeß einen 
Tatbeftand erfordert, der aus den inhaltlich gleichen Willensbeichlüffen der Volks— 
vertretung, des Oberhauſes und des Monarchen beiteht. Dieſer Tatbeſtand, 
zufammengejegt aus Beichlüffen, ift felbft wieder ein Beſchluß; er ift ber ein 


das Rechtsgeſchäft nur bindet, wer gebunden fein will. Laband I, ©. 2 fieht den 
Unterjchied zwiihen dem Willensafte des Gejeges und des Rechtsgeſchäftes darin, daß 
eriterer Rechtsſähe, letzterer fubjeltive Rechte und Pilichten zum Inhalte habe. Dieie 
Gegenüberftellung überfieht, daß das Gejep ebenfalls jubjeltive Rechte und Pflichten zum 
Inhalte Hat und andererjeit3 die Willenserklärung des Rechtögeichäftes oft au der Form 
nach Säße oder Regeln enthält, die fih von Rechtsſätzen oder Rechtsregeln nicht unter: 
erg bente an die Vereinbarung, die ihrem Begriffe nad Rechtsſätze zum 
nbalte hat. 

) Der Monarh kann feine eg, ausfpreden ober fein Veto einlegen. In 
Bezug auf England bemerkt Laband II, ©. 14: „Das Recht der Krone, die von beiden 
Häufern genehmigten Bills zu fanktionieren, ift ein Sceinreht, da nad einem unbe- 
zweifelten Rectsjage die Krone die Genehmigung nicht verweigern darf.“ Dagegen 
Jellinek, Allg. Staatölehre, S. 623. Die norwegiſche Verfafiung ſchwankt zwifchen der 
dee einer Sanktion des Königs und dem Begriffe eines bloßen beichränkten Vetos des— 
jelben; doc ift jept der normwegiiche Staatsgerichtshof von der Anficht ausgegangen, daß 
auch bei Verfaffungsänderungen dem König nur ein jujpenfives Veto zuftehe, Coening 
in Bluntſchlis Allg. Staatsrecht, ©. 108. Ce 

In den Nepubliten jteht ten Regierungen gewöhnlid fein Recht auf Nicht- 
billigung (Veto) zu. In den Bereinigten Staaten fann der Präſident durch Nichtbilligung 
eines Geſetzes eine neue Prüfung des Kongreſſes veranlafien und bie Wirkſamteit des 
Geſetzes hindern, wenn dasjelbe nit zum zweitenmale und mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteilen der Stimmen in beiden Häufern bejchlofjen wird. In Frankreih kann der 
Präfident der Republik eine nochmalige Beratung in beiden Kammern verlangen, Geſetz 
vom 16. Juli 1875, Urt. 7. Im ſchweizeriſchen Bundesftaate ift bie — der 
Bundesregierung (des Bundesrates) nicht erforderlich, wohl aber die —— der 
Mehrheit des Volkes und der Standesſtimmen bei der Verfaſſungsgeſetzgebung und, ſofern 
es von 30000 Stimmberechtigten verlangt wird, auch die Zuſtimmung bed Vollkes bei 
gewöhnlichen Gejegen. Dieje Wolke uftimmung ift dann, nebjt dem Beichluffe des National- 
und bes Ständerates das dritte ertorberliche oment zum Buftandelommen bed Gejepes. 
In den Kantonen, wo das obligatorische Referendum befteht, d. h. die Geſetze dem Volle 
zur Genehmigung vorgelegt werden müfjen, wird aljo die Gejepgebung durch Parlament 
und Bolt gemeinlam ausgeübt. 

) Die Zuftimmung der Kammern und bed Königs oder auch nur des leßteren wird 
häufig als Einverftändnis (consentement) bezeichnet. Dabei darf man aber weder an einen 
Vertrag, noch an eine Vereinbarung denten. Auch der von Kuntze aufgeitellte Begriff 
des Geſamtaktes jcheint mir feine zutreffende Bezeichnung. Die verihiedenen Beihließungen 
find Momente ein und desjelben Tatbejtandes, nämlich eines einftimmigen Beſchluſſes der 
Faktor en. Jeder Faktor bekundet dur feinen Beſchluß den Zuftimmungsmwillen zum Bes 
ſchluſſe; zunächſt vereinigen fih die beiden Kammernbeſchlüſſe zu einem (einftimmigen) 
Beihluffe und der Barlamentsbeihluß bildet dann in Verbindung mit dem Beſchluß des 
Monarchen wieder einen (einjtimmigen) Beſchluß. 
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flimmige Beichluß der durch Beichluß ſich Außernden Organe. Dieſer Beſchluß 
ift joldher des Kollegiums, defjen drei Mitglieder aber nicht gemeinichaftlich und 
gleichzeitig verhandeln, jondern gejondert und nacheinander, mit gegenjeitiger 
Kenntnisgabe von ihrer Tätigkeit. Die Willensbeichlüffe diejer drei Mitglieder 
find rechtlich gleichwertig, feiner hat einen Vorzug vor dem andern; dagegen 
fann, politijch betrachtet, der Wille der zweiten Kammer in den Vordergrund 
und berjenige des Monarchen in den Hintergrund treten.!) Jeder einzelne Be: 
ihluß der drei Faktoren wird mit dem Bemußtiein gefaßt, daß er nicht für 
fid), jondern nur in Verbindung mit gleichen Beichlüffen der beiden anderen 
Taftoren geiegesmäßige Wirkung hat. Wie ber einzelne Gejeßaebungsfaktor zu 
jeinem Willensbejchluffe gelangt, bat für das Nejultat feine bedeutung; nötig 
it nur, daß durch Nachgiebigkeit bes einen — ————— gegen das 
andere drei gleiche Willensbeſchlüſſe, die einen einheitlichen Kollegiumsbeſchluß 
begründen, zuſtande fommen. Die Taätigkeit eines jeden dieſer drei Mitglieder 
iſt formell die gleiche, jede gelangt zu dem Beſchluſſe mit gleichem Inhalte.?) 


N) Bornhal, Allgemeine Staatslehre, S. 177: „Bei dem Geſetzgebungsakte jelbit 
fol nun die Willenserflärung ber drei gejeßgebenden Faktoren eine gleichwertige fein... 
Aber unter dem Einfluß der fonftitutionellen Theorie von der Teilung der Gewalten er: 
ſcheint doc als das eigentlihe Organ der Gejepgebung die Bolfävertretung und bem 
Monarchen, ald Träger der Erekutive, wird nur ein Betorecht, d. h. bie —— das 
Inkrafttreten eines von der geſetzgebenden Gewalt beſchloſſenen Geſetzes zu hindern, bei- 
gelegt. Die Sanltion bedeutet in diefem Zufammenhange nicht mehr ein monardijches 

ejeßgebungsredt, jondern nur bie Erklärung, von dem Vetorechte keinen Gebraud 
machen zu wollen.” 

2) Bon der Unterfheidung zwiſchen Geſetzesinhalt und Gejepesbefehl ausgehend, 
bat namentlih Laband I, S.5 ff. die Lehre vertreten, dab in der Ffonftitutionellen 
Monardie die Feſtſetzung des Gefegesinhaltes hauptjählih dem Parlamente, der 
Sch! aber ausjchlieglih dem Monarchen zuftehe. Siehe dagegen Dyroff, a.a. 
D. ©. 842. Es wird überhaupt auf den ſog. Gejepesbefehl zu viel Gewicht gelegt. Das 
Beje wirft nicht wegen eines Befehles, der ihm einverleibt tft, jfondern weil das be- 
ſtehende Recht anordnet, daß Beſchlüſſe, die jo und fo zuftande kommen, Rechtskraft haben, 
Beiege find. Der Beihluß des Barlamentes hat nicht die Bedeutung, dem König einen 
Zert zu liefern, an welden der Befehl angelnüpft werden kann, fondern er hat die Be- 
deutung, — Geſetze zu werben, ſofern der gleichlautende Beſchluß des Monarchen hin— 
zutritt. an fann ja zu einer Konftruftion greifen, wonach ein Organ den Gejegesinhalt 
aufjtellt, ein anderes darüber enticheidet, ob diejer Inhalt angeordnet werden jolle oder 
nit. Wllein im Grunde genommen entſcheidet dann auch das erjte Organ, daß ber 
Gejegesinhalt angeordnet werden jolle; die Anordnung ift bloß bedingt durch die nad 
olgend auftretende ger | bes zweiten Organes, gleichiwie die leptere zur Voraus— 
egung bie erjtere hat. Jene Konjtruftion beruht lediglich darauf, dak ein Organ ftändig 
als daß le tentiheidende gedadt wird, man ift dann geneigt, dem lehten Entſcheide die 
Höhere Weihe beizulegen, während e3 fi in der Tat bloß um ein rechtlich) unerhebliches 
Nacheinander handelt. Die "a des Monarchen erfolgt aber nicht ſtets in letzter 
Linie. Nehmen wir den Fall, wo der — bei den Kammern einen Geſetzesvorſchlag 
einbringen läßt, der von denſelben unverändert angenommen wird. Man darf auch hier 
nicht jagen, der Monarch habe den Geſetzesinhalt fixiert, das Parlament aber demſelben 
bie Geſetzeskraft, den Geſetzesbefehl verliehen. Ob dem Monardien jtet3 die ſchließliche 
Entſcheidung zulomme, jo daß derjelbe aud in dem alle, wo fein Geſetzesvorſchlag von 
den Kammern unverändert angenommen wurde oder wo er durch jeine Minijter den 
Kammern ausdrückliche Erklärungen abgegeben hat, feine Zuftimmung nadträglih nod) 
verweigern kann, hängt von dem jpeziellen Verfafjungsrechte ab, vgl. Dyroff,a. a. D. 
S. 863 ff. Die Frage tft jedenfalls, fofern das Gegenteil nicht ausdrücklich aus der Ber- 
peffung hervorgeht, zu verneinen. Dem Monarden jteht in diejer Beziehung fein anderes 

echt zu ald dem Parlamente; biß zum Momente, wo ber —— Beſchluß des 
Parlamentes mit dem Monarchen zuſtande gekommen ift, kann jeder Teil, auch das Parla— 
ment, wieder vom Zuſtimmungsbeſchluſſe zurücktreten. Jede Kammer kann einzeln zurück— 
treten, ſolange die andere Kammer den ———— nicht gefaßt hat; dagegen 
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Des näheren betrachtet, bilden die beiden übereinftimmenden Beichlüfle der 
Kammern zunächft wieder einen Beſchluß. den Parlamentsbeichluß; der letztere 
bildet dann ın Verbindung mit dem Beſchluſſe des Monarchen den endgültigen 
Beſchluß Der Willensbeichluß des Monarchen wirb gewöhnlich als Sanktion 
bezeichnet) Man kann gegen dieſe Bezeichnung nichts einwenden, ſolange man 
nicht die Sanktion als etwas von der Zuſtimmung der Kammern rechtlich Ver— 
ſchiedenes auffaßt Sehr verbreitet iſt die Meinung, daß bie Zuſtimmung des Monarchen 
der eigentliche Geſetzgebungsakt ſei, der bie Ausſtattung des vom Parlament Be: 
ſchloſſenen mit verbindlicher Kraft bewirkte. Man ftüßt fich hiebei auf hiftorıjche *) 





kann nicht die einzelne Kammer zurüdtreten, wenn ein übereinjtimmender Beihluß beider 
vorliegt, jondern nur ım Einverftändnis beider Kammern kann in diefem Falle Rüdtrıtt 
beichloffen werden, jolange die Zuftimmung des Monarhen ausſteht Es tft unrichtig. 
den Zuftimmungsbeichluß des Monarden erſt in feiner Unterfhrift unter da® dofumen» 
tariſch ausgefertigte Gefeg zu erbliden; diefe Unterichrift hat die Bedeutung der Beur: 
fundung, der Konſtatierung; fie hat deflaratorifche, nicht fonftitutive Bedeutung; fie kann 
allerdings aud Zeugnis ablegen über die bereit erfolgte, aber nicht erfennbar vorliegende 
Zuftimmung des Monarden. 

) Bluntihli. Allg. Staatsrecht, S. 108 jagt über den Begriff der Santtion: „Man 
hat fich in neuerer Zeit gewöhnt, die Santtion des Königs das Veto desjelben zu nennen. 
Dieſer Sprachgebrauch, von dem negativen Rechte der römiſchen Vollstribunen entlehnt, ift 
durchaus verwerflich. wie ſchon die Hinweifung auf jeinen Urjprung zeigt. Die Sanftion 
der Geſetze ift ein weſentliches politiiche® Recht des Königs. "Sie ift die Erfüllung und 
Vollendung, der vberfte Ausdrud der gejepgebenden Gewalt und keineswegs ihre Ber 
Ihräntung. Gie ıft auch nicht Bollzug des Geſetzes, jondern Schaffung desjelben. Vor— 
ber war es kein Geſetz. Erft durch fie wird e& dazu. ES gilt das aud von dem eng« 
liihen Staatsrechte unzmeifelhaft, ungeachtet die engliihe Theorie von einem abjoluten 
Veto jpricht, wie ſchon die Sanftiondformel, le roy le vent und die Berweigerungäformel, 
le roy s'avisera, beweift. Auch ift der ridjtige Ausdrud in mande neue Berfaflung über- 
gegangen“ Bluntſchli verweilt auf die franzöfiihe Verfajiung von 1814 und 1830: 
«Le roi seul sanctionne et promulgue les lois» und don 1850: «Il (l’empereur) sanctıonne 
et promulgue les lois et les senatus consultes». Das Wort sanctionner hat m E biok 
die Bedeutung von Zuftimmung und weil diefe ın der Hegel der Schlußſtein ift. 10 iſt 
auch das Geſetz perfelt; micht aber joll der Sanktion eine Böhere Kraft innewohnen als 
den Beichlüffen der Kammern. So aud Art. 62 der preukiihen Berfafiungsurtunde: 
„Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinicaftlidh durch den König und zwei Kammern aus— 
geübt. Die Uebereinftimmung des Königs und der zwei Kammern ift zu jedem Geſetze 
erforderlih.“ Ueber den Begriff der Sanftion vgl. au Jellınef, Gele und Verord— 
nung, ©. 316 ff. 

") Bei denjenigen Staaten, die fi von der abjoluten zur tonititutionellen Monardie 
entwidelten, liegt die Anſchauungsweiſe nahe, daß, wie hiftoriih das Berfaliungsredt, jo 
alles Recht fi vom Monarden ableıte. Bornhak, Allg. Staatdlehre S. 37: „Es ers 
gibt fih, dab das Recht bes Monarden ſich nit aus der Berfaiiung berleitet, jondern 
dıe Berfaflung aus jeinem Willen. Der Monarch ift daher zwar verpflichtet, in Ueber 
einftimmung mit der Verfaſſung zu regieren, aber er regiert nicht kraft der Berfafiung. 
Der Monard) hat nicht nur diejenigen Rechte, welche ihm die Verfaflung ausdrüdlic zur 
Ipricht, jondern wie alles ftaatlihe Recht ji in feiner Perſon vereinigt, jo find ihm aud 
alle dieſenigen Beſfugniſſe verblieben, ın deren Ausübung er durch die Berfaflungsurkunde 
nicht bejonderen Beſchränkungen ſich unterworfen bat.“ Das Gegenteil jcheint mir zus 
treffend zu jen Nachdem einmal die Verfaflung bejteht. leitet fih das Recht des 
Monarchen aus der Berfaliung ab und wenn bie nämlihe Berfajiung einem andern 
Organe eine rechtlich —* gleichwertige Kompetenz eınraumt, jo hat die Kompetenz des 
Monarchen feine höhere Weihe Der Monarch regiert kraft der Berfafiung Wem Rom» 
petenzen zuftehen, worüber die Berfaflung ſchweigi, ıft Interp efationdfrage Anıdhüp, 
die —— — Theorien etc 2 Aufl 1901,65 4 „Die Dertaflung iſt — unmider» 
rufliche — Selbitbeihräntung der abjoluten Monaschte und ım ganzen, wie im einzelnen 
dahin zu interpretieren, dab die abjolute Monardie die Füle ihrer Gewalt nicht weıter 
habe einſchränten wollen, als der Tert der Verfaſſung beſagt“ Es ſcheint wur dieſe Aufe 
fafjung nur tür diejenigen dentichen Staaten Geltung zu haben. deren Bertafiungs- 
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oder dogmatiſche) Motive; die Annahme aber, daß bie Zuftimmung bes 
Monarhen eine höhere Kraft und Weihe habe, ift lediglich Fiktion. *) 


Der Geſetzesbeſchluß ift da, ift perfekt, jobald die drei übereinftimmenden 
Beichlüffe der gejeßgebenden Tyaktoren mit dem Bewußtſein der Erfennbarkeit 
und erfennbar abgegeben find. Von dem Momente an, wo die drei gleid)- 
lautenden Beichlüfle erfennbar vorliegen, kann feiner der Faktoren mehr zurüd- 
treten; das Geſetz ift erlaffen, it da. Was noch weiter gejchieht, ift nützlich 
urfunden die zweifache Beitimmung enthalten, daß der Monarch alle Rechte in fich ver- 
einigt und daß die Bollövertretung nur über diejenigen Gegenftände beraten und be— 
ihließen kann, welde ihr ausdrüdlich zugeiwieien find. Anſchütz nennt als ſolche Ber- 
fafjungen diejenigen von Bayern, Sachſen, Baden und Heſſen. In Bezug auf die preußiiche 
Berfajjung, welche jene zweifache Beitimmung nicht enthält, ſprechen ſich troßdem die 
—— chriftſteller für die Vermutung zu Gunſten des Monarchen aus; dagegen 

chulze. 

) So die Theorie von ber Unteilbarkeit der Staatsgewalt. Der Träger der Staats— 
— allein habe das Geſetzgebungsrecht und da in der Monarchie der Monarch als 

räger dieſer Staatsgewalt erſcheine, jo ſtehe ihm ausſchließlich das Geſetzgebungsrecht 
zu, andernfalls werde die „Einheit des Staates“ geftört, vergl. Laband II, ©. 6 fi. 
Die Staatdgewalt und damit die Trägerichaft derjelben ift aber etwas rein fiktives. Die 
foziologtihe Betrachtung des Staatslebend zeigt und ja Kräfte, die im Organismus 
freijen und treiben, nicht aber geist fie uns eine Akkumulation, eine Einheit folcher, die 
als ein unteilbares, eritarrte® Ganzed don einem Organe getragen wird. Die Einheit 
bed Staates ferner fommt zudem nicht in feinem Innern, in feinem — vegetativen 
Leben, ſondern nur nach außen, im Verkehr mit andern Staaten zum Ausdruck. 

2) Bon dem Gedanken ausgehend, daß die Geſetzgebung dem Träger der Staat#- 
gemalt zuftehe, und al® Träger im Deutſchen Reiche der Bundesrat ericheine, jchreibt 
Laband das Geſetzgebungsrecht dem leptern zu; die Zuftimmung des Bundesrates jet 
die Sanftion. Laband II. ©. 30 argumentiert namentlich damit, daß, wenngleid der 
Bundesrat jchon früher ald der Reichstag mit dem Inhalt des Geſetzesentwurfes ſich ein: 
verſtanden erflärt Hat, dennoch ein zweiter Beichluß notwendig ſei mwodurd der gemein- 
fame Beihlug dem Kaiſer zur Ausfertigung und Verkündung unterbreitet werde; biejer 
Beſchluß jei der eigentliche Gejepgebungsakt, die Sanktion, und es jei rechtlich möglich, 
daß der Bundesrat in diefem Stadium noch zurüdtreten und die Gejepesfraft verweigern 
dürfe. Ohne mir ein Urteil über diefe Fragen anmahen zu wollen, jcheint e8 mir dod, 
dab die Laband' ſche Konjtruftion durch den Wortlaut der Verfafiung nicht geftüßt ſei. 
Reichstag und Bundesrat werden als gejepgeberiich völlig gleichberechtigt einander gegen 
übergejtellt. Art. 7 Ziff. 1 will nur jagen, daß der Bundesrat dem Neichdtage Vorlagen 
mache und anbererjeit# über die vom Meichätage ihm zugehenden Vorlagen beichliehe. 
Über aud angenommen, der Bundesrat beichliehe über eine vom Neichdtage unverändert 
angenommene bundesrätliche Vorlage noch einmal, jo könnte diefer Beſchluß fich doc nur 
ald eine Beitätigung des frühern Beſchluſſes darftellen. Ein Recht des Bundesrates, 
jeinen Beihluß, dem ein übereinftimmender Beſchluß des Reichstages gefolgt ift, wieder 
zurüdzuziehen, ſcheint mir nah Art. 5 als ausgeichlofieen. Sobald die überein- 
ftimmenden Beichlüffe des Bundesrates und Meichstages erfolgt find, ift das Reichs— 
geieg eriftent; das weitere, die Ausfertigung und Verkündung find Mecedentien, die 
pflichtgemäß zu erfolgen haben. — In der Schweiz beitebt für die Verfaſſungsgeſetz— 

ebung die Vorſchrift, daß nebſt der Uebereinftimmung der beiden Räte aud die Zu— 
immung ber Mehrheit des Boltes und der Stände vorliegen müſſe. Weder die ae 
ftimmung des Volles, noch diejenige der Stände ift aber Sanklion im Sinne eines höhern 
Rechts oder des eigentlihen Geſetzgebungsrechts; wir haben es vielmehr mit vier rechtlich 
(nicht politiich) gleichwertigen Beſchlüſſen des Nationalrates, des Ständerates, des Volkes 
und der Stände zu tun. Die Beichlüffe bewirken den einftimmigen Beſchluß des Kollegiums, 
bejtehend aus den vier genannten Organen. Dabei bilden die übereinftimmenden Be- 
ſchlüſſe des National» und Ständerates zunächſt einen Beſchluß und andererjeit3 das Mehr 
der abjtimmenden Bürger und der Stände wieder einen Beſchluß. Beide Beſchlüſſe be- 
wirfen den perfeften Beſchluß. Durd Volksinitiative ift die Verfaſſungsgeſetzgebung durch 
bie übereinftimmenden Beſchlüſſe des Volles und der Stände möglich. Bei der gewöhn— 
fihen Gejepgebung ift die Teilnahme des Volkes am Geſetzgebungsbeſchluſſe fahıltativ, 
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und zwedmäßig, gehört aber nicht zum Wejen des Gejeges ſelbſt, iſt micht ein 
Effentiale desſelben. Der Geſetzesbeſchluß ſoll aber feine unzmeifelhafte Kon— 
ftatierung oder Beurkundung erhalten; dieje Beurkundung geichieht regelmäßig 
durd den Monarchen. Man nennt diefe Beurkundung auch Ausfertigung oder 
Promulgation; ihre Vornahme ift, jofern die Vorausfegungen vorhanden, Pflicht 
des damit betrauten Organes.!) Die Unterichrift de8 Monarchen unter das 
Gele hat in der Eonftitutionellen Monardjie nur beurfundende Bedeutung; fie 
enthält auch nicht den Zuftimmungabeihluß des Monarchen, jondern läßt nur 
auf legteren, al8 auf etwas Vorausgegangenes ſchließen. Das Gejeg muß für 
jedermann, den e8 angeht, erkennbar jein, was durd) die Veröffentlihung ermög- 
licht wird.) Da ber legteren der genaue Text zu Grunde gelegt wird, jo 


) Die Beurkundung (Ausfertigung, Bromulgation) ift kein Effentiale des Gejep- 
gebungsbeichlufjes jelbft, fein Erfordernis für das AZuftandelommen des Geſetzes, wohl 
aber eine Ordnungsmaßregel, die ihre wohlbegründete Urſache hat. Die Beurkundung ijt 
nicht etwa die Form, in welder die Zuftimmungsbeichlüfie zu geichehen haben, iondern 
etwas nachträglich Hinzutretendes, das jede glaubhafte Perjon vorzunehmen vermöchte, 
aber nad Vorſchrift durch beitimmte Perſonen gejchehen joll. Die Form der Zuftimmungs- 
beihlüfje der Kammern werden durch die parlamentariihen Gefchäftsreglemente geregelt; 
für die Zuftimmung des Monardien ift eine beftimmte Form nicht vorgejchrieben (man 
erblide denn in der Beurkundung jelbit die Zuftimmungserflärung). Die Konjtatierung, 
daß drei übereinjtimmende Willensbeichlüfie vorhanden find, ift nicht eine freie Willene- 
erklärung, jondern das Reſultat einer gewifienhaften Prüfung. Die Willenserflärung, als 
welde ſich das Geſetz darjtellt, liegt nit in der vom König unterzeichneten Urkunde, 
jondern in der Erklärung der Mehrheit der Mitglieder der beiden Kammern und im der 
Erklärung des Königs, welhe Erklärungen dur jene Urkunde unzweifelhaft bezeugt 
werden jollen. So könnte denn aud die Unterlafjung diejer Beurkundung die Wirkung 
des Geſetzes nicht hindern und in dem immerhin möglihen Falle, daß die Beurfundung 
eine unrichtige wäre, würde nicht das in diejer Urkunde Enthaltene, jondern da® von den 
Kammern und dem König wirklich Beichlofjene Gültigkeit haben. Die mit der Beurkundung 
(Ausfertigung, Promulgation) da und dort noch verbundenen Förmlichkeiten und Zere— 
monien, erflären fich aus hiſtoriſchen Eigentümlichleiten und find ohne juriftiihen Wert. 
— Für das bayerijche Staatsrecht unteridjeibet Dyroff, a. a. O. ©. 852 ff. in Bezug auf 
den König das Wollen des Gejepesinhaltes, die Sanktion und die Erlafjung des Gejehes. 
Das Wollen des Gejepesinhaltes „steht mit der Zuftimmung ded Landtages auf einer 
Stufe; es bezieht fi wie diejer auf den Rechtsgedanken, auf die ihm zu gebende Er- 
ſcheinungsform und darauf, daß derjelbe ald Rechtsgebot autoritativ ausgeſprochen und 
publiziert werde . .. . es ijt ein jeeliicher Zuftand des Königs, ein Begehren, das jogar, 
ſchon lange bevor der Geſetzesentwurf dem Landtage vorgelegt wird, vorhanden jein und 
fi) jofort beim Hervortreten einer Modifilation in einer Kammer auf den modifizierten 
Sap übertragen kann“. Die Sanktion iſt ebenfall® ein rein innerlicher, piyciicher Vor— 
gang, nämlich der Entſchluß das Gejep zu erlafien. Die Erlafjung ift die in Ausführung 
der Sanftion vom König jchriftli abgegebene eigentliche geſetzgeberiſche Willenserklärung. 
Es jcheint mir jedoch, daß von diejen drei Stadien, Wollen des Gejegesinhaltes, Santtion 
und Erlafjung, nur das erite, welches als Zuftimmung bezeichnet werden kann, zum Ent: 
Befunsäprnielfe des Geſetzes gehöre und nur foweit, als dieje innerlihe Zuftimmung mit 
dem Wollen der Erkennbarkeit erfennbar abgegeben worden if. Was hier ald Santtion 
bezeichnet wird, ift lediglich Wille, gerichtet ————— das Auseinanderhalten von 
beidem, Wille und Tat, wovon jedem eine beſonders rechtliche Eigenſchaft beigelegt wird, 
ift nicht wohl durchführbar. Die Erlafjung hat meines Erachtens nur die Bedeutung der 
Beurkundung, in einer Form allerdings, welde die hiſtoriſche Ableitung der kon» 
ftitutionellen von ber abjoluten Monardie vor Augen führt. 

2) Der Gejepgebungsbeihluß muß, da ein jeder Beihlu nah außen Wirkung 
haben joll, für diejenigen, die er angeht, erfennbar jein. Zum Begriffe des Beſchluſſes 
gehört die auf die Erkennbarkeit hinzielende Abjicht und das Rejultat derjelben, der Tat- 
beitand der Erkenn- oder Wahrnehmbarkeit jelbit. Die Mitteilung (Infinuation oder 
Intimation) gehört nur dann zur Berfeftion des Beichlufjes, ift nur dann eine Eflentiale, 
wenn dies rechtlich bejtimmt ift. Es entipräde einem idealen Zuſtande, wenn allen, die 
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enthält die offizielle Veröffentlichung zugleich; auch die Bedeutung einer Bes 
urfundung.?) 

Die rechtlihe Wirkung, melde der in der heftimmten Form erlafiene 
Beſchluß der gejeßgebenden Organe aufmeift, hat er vom beftehenden Rechte 





es angeht, nicht bloß Gelegenheit geboten würde, fich über Gelege zu informieren, fondern 
der Inhalt des Geſetzes auch zum Bewußtſein gebradt würde; denn das Recht lebt ja 
nur im ®ijjen; um —* Gültigkeit zu haben, muß es als gültiges — gewußt werden. 
Allein diejer Zuftand ift nicht völlig erreihbar und jo muß ſich der Gejepgeber damit 
begnügen, die Erfennbarkeit zu erleichtern, möglichſt günftige Informationsmöglichteiten 
zu verichaffen. Der Einzelne darf n2 nicht damit entichuldigen, daß er das Geſetz nicht 
rg babe; es befteht für ihn die Informationspflidt. Allen Interejienten wird man 
as Geſetz nit zugänglich machen fünnen. Die Verkündigung der Reichsgeſetze richtete 
jih früher danach, ob diejelben nur die Reichsſtände und unmittelbare oder mittelbare 
Reichdangehörige betraien; nur dem Kammergerichte wurden fie durch den Reichserzkanzler 
zugejtellt. Wenn von PDionyfius und aligula (Suet. C. Caes. Caligula C. 41) erzählt 
wird, daß jie die Gefege unleſerlich aufitellen ließen, um infolge des mangelhaften Ver— 
ftändnifjes defto mehr Strafgelder einziehen zu fünnen, erjcheint uns dies wirklich als 
ein Narrenjtreih (Shmitthbenner II. S. 130) Es frägt fih, was von demjenigen 
allem, das getan wird, um die Gejege zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, zum wejent- 
lihen Erfordernis des Geſetzes jelbjt gehört und was Zutat ift, um die Erfennbarleit zu 
fördern. Es genügt zum Begriffe des Geſetzes, dab dasjelbe der Erfundigung über jeinen 
Inhalt allen denjenigen, die ſich danach richten jollen, zugänglich ift; alles weitere, die 
Vervielfältigung, die Bublilation in amtlihen Blättern H Butat, die uns als jehr not- 
wendig erjheint, aber zum Begriffe des Geſetzes nicht gehört. Im konftitutionellen Staate 
werden die Barlamentsbeihlüfje öffentlih gefaßt, alfo in der Abjicht der Erfennbarkeit 
für jedermann. Die Zuftimmung des Monarchen ift, wenn fie nur an den Minifter ge 
richtet ift, noch nicht ald allgemein erfennbar anzufehen und deshalb widerruflid; fie ift 
aber vollendet, wenn jie dem Parlamente zur Kenntnis gebracht ift, weil hier jowohl die 
Abſicht, gerichtet auf die allgemeine Ertennbarteit, wie auch die legtere jelbjt vorliegen, 
vgl. Dyroff,a. a. ©. ©. 865. Sobald aljo die Parlamentöbeihlüffe und die Zu— 
ftimmung des Monarchen ertennbar abgegeben jind, it das Gejeg, jojern verfaſſungs— 
mäßig nichts anderes angeordnet ijt, ohne jpezielle Beurfundung und Publikation perfekt. 
Benn das Parlament oder der Monardy vorläufig geheime Beſchlüſſe gefaßt hätten, jo 
wäre das Gejeg erjt entitanden, wenn der Schleier ded Geheimen weggezogen wird. 
Nach der Deutihen Reichsverfaſſung, Art. 2, erhalten die Reichsgeſetze ihre verbindliche 
Kraft erjt durch ihre ge ing im NReichögejepblatt; trogdem kann man wohl nicht 
jagen, dab vorher noch gar fein Geſetz, jondern bloß ein Geſetzesentwurf vorhanden jet; 
die Reichsverfaſſung will bejtimmen, daß das an und für fich perfefte Gejeg in feinem 
Falle jeine materielle Wirkſamteit beginnen dürfe, bevor e8 publiziert jei. Dyroff,a.a.dD. 
vertritt den Standpunft, daß die Publikation überhaupt zur Berfeltion des Geſetzes 
gehöre. — Die Unionsverfafjung enthält über Beurkundung und Publikation des Geſetzes 
feine Beitimmungen. Die jchweizerifche Bundesverfafiung und die meilten kantonalen 
Berfafjungen erwähnen die Ausfertigung und Publikation ebenfall® nicht; es wird zwar 
jelbjtverjtändlic publiziert, dagegen wird die Publikation nicht als abjolute Bedingung 
der Wirtſamleit angejehen. 

!) Die amtliche Publikation enthält zugleich die amtlihe Beurfundung; denn die 
in offizieller Weife vorgenommene Berkündigung umfaßt den autbentiihen Tert; die Ver— 
Öffentlihung bezwedt, das Gejeg nicht bloß zu veröffentliden, jondern auch jo zu ver- 
öffentlichen, dab der wahre und richtige Tert aus der Veröffentlihung hervorgeht. Nicht 
aber ift das Umgelehrte der Fall, daß die Beurkundung auch die VBeröffentlihung ent- 
hält. Der Ausdrud Promulgation bedeutet die BVBeröffentlihung des amtlichen authen— 
tiichen Textes. Schmitthenner UI, ©. 310 Anm.: „Promulgare, wenn auch ichwerlich 
wie Feſtus meint, von provulgare, heißt in der Rechtsſprache der Römer öffentlich be— 
tannt maden, ward aber tehniih von der Aufitellung der Geſetzesvorſchläge vor den 
Eomitien gebraudt. Liv. III, 9. IV, 1. In der Kaijerzeit fielen natürlich die latio, 
sanctio und publicatio legis in einem Alte zujammen, der aud) wohl durch promulgatio 
bezeichnet wird. [Omnes vero populi legibus jam a nobis promulgatis (nad) von uns 
erlaffenen Geſetzen) vel compositis reguntur. Proem. Inst. $ 1.) So ähnlich auch die 
franzöfiihe Ordonnang vom 27. November 1876, Art. 1: «A l’avenir la promulgation des 

62* 
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erhalten. Man unterjcheibet eine formelle und materielle Rechtswirkung (Gejetes- 
kraft). Die formelle Wirkung (Geſetzeskraſt) beginnt mit der Perfektion des 
Gejeesbeichluffes, fie befteht darin, daß das Gejeg nur wieder im Gejeggebungs- 
verfahren abgeändert oder aufgehoben werden fann.') Die materielle Wirkun 
Geſetzeskraft) beftimmt fi nad) dem Inhalte, ift aljo mannigfaltiger Natur.”) 
Wann diefe materielle Wirkung zeitlich beginnt, wird vom beitehenden Rechte 
angeordnet; dabei kann letzteres eine allgemeine Regel aufftellen, bzw. eine 
Minimalfrift feitjegen, vor deren Ablauf die materiellen Wirkungen nicht be 
innen fönnen oder die Feſtſetzung des Eintrittes der Wirfungen dem Gejeße 
—* anheimftellen.?) 


8 38. Arten der Gejeße. 
Ye nad) ihrer Bedeutung werden die Gejege eingeteilt in Verfaſſungs— 
geiege, einfache Gelege und Verordnungen. 
Der Unterjchied zwiichen Berfaflungsgeje und einfachem Geſetz ift ein 
materieller und formeller.‘) Vom rechtövergleihenden Standpunkte aus ift es 
aber nicht möglich, eine genaue Abgrenzung zu geben, melden Rechtsinhalt die 


lois et de nos ordonnances resultera de leur insertion au Bulletin ofliciell.» Laband 
II. ©. 11 ff. will den Ausdruck Promulgation nur auf die Beurkundung (Ausfertigung 
beſchränken und ſucht diefe Beſchränkung geihichtlih zu begründen. — Der Sap der 
franzöfiihen Charte von 1814 und 1830: „Le Roi seul sanctionne et promulgue des 
lois“, tft für die deutichen Berfaflungen vorbildlih geworden; man bat dieien Saß io 
gefaßt: „Der König allein janktioniert die Geſetze und erläßt dieſelben.“ Unter Erlafjung 
des Geſetzes ift aber hier nicht der eigentliche gejetgeberiiche Alt, die Abgabe der geieg: 
eberiihen Willenderflärung zu verftehen, jondern bloß diejenigen Handlungen, melde 
fir eine gehörige Belanntmahung des authentiichen Tertes jorgen. 

Bol. Laband II ©. 82. fi. Dyroff, a. a. O. ©. 89% fi. unterfcheidet 
innerhalb ber formellen Gejepesfraft die Beitandögarantie, d. 5. „bie Geſetze können nur 
im Gejeggebungsverfahren abgeändert oder aufgehoben werden“, und die Gültigfeits- 
garantie. In legterer find gelegen die Kompetenzgarantie, d. h. „bie Geſetze find gültig, 
gleihviel was ihr Inhalt ift“, und die Aenderungskraft, d. 5. „die Gefepe find gültig, 

feihviel ob fie mit älteren gejeßgeberijchen oder nicht geießgeberiichen Willensaften in 

iderſpruch ſtehen oder nicht“. — Die rechtlihe Wirkung, von dem beftehenden Rechte 
einmal an einen Organbeichluß geknüpft, bleibt diefem Beſchluſſe, jofern fie nicht wieder 
durch einen Organbeihluß, dem das geltende Recht dieje Bedeutung beilegt, aufgehoben 
ober abgeändert wird. In der Megel wird das gleiche Organ, das den Beihluß erlafien 
bat, auch wieder zur Aufhebung des Beichluffes ermächtigt fein. Nihil tam naturale est 
quam eo genere quidque dissolvere, quo colligatum est (Ulpian, 1. 36 D. 50,17). 
Allein das beitehende Verfaſſungsrecht fann ſich inzwiichen verändert haben; fo kann der 
Monarch, nahdem er fonftitutionelle Zuftände herbeigeführt hat, die Verfajlung, die er 
beichlofien, nicht wieder durch jeinen Beſchluß ändern; er kann Gejege und Verordnungen, 
die er erlajien, nad Eintritt der Verfaſſung nicht mehr aufheben, jofern der Inhalt jemer 
einen Gegenſtand beichlägt, deſſen —— Behandlung der Zuſtimmung der 
Kammern bedarf; dagegen kann der Monarch Beſchlüſſe, die er als Geſetz bezeichnet bat, 
deren Inhalt aber Segenjtände betrifft, die nach der neuen Verfaſſung auf dem Ber: 
ordnungswege durch den Monarchen geregelt werden fünnen, wieder abändern. Weder 
auf die Jdentität der Organe, noch auf die Bezeihnungsweije des Beichlufies kommt es 
aljo für die Frage an, auf melde Weiſe ein Geſetz aufgehoben oder verändert werden 
fann. Es ift nicht zu verfennen, daß die Geſetzeskraft nicht etwas ift, das dem Beſchluſſe 
naturgemäß innemwohnt, ſondern daß fie eine Ausftattung ift, welche das Recht (das Ber: 
faſſungsrecht) lange jhon vor dem Beſchluſſe in Bereitihaft hält. Nicht aus dem Gejeges- 
begriffe jelbit heraus iſt alfo die Geſetzeskraft zu beurteilen, jondern aus den abjeit® des 
Geſetzes beitehenden Normen über Bedeutung und Wirkung der Geſetze. 

2; Vgl. Laband II, ©. 67 f., Dyroff, a. a, O. ©. 893. 

®) Vgl. Laband II, ©. 73 fi., Dyroff, a. a. O. ©. 870 fi. 

9) Bol. Jellinef, Allg. Staatdlehre, ©. 461 ff. 
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Berfaffung und melden das Geſetz hat; man wird dabei über ganz allgemeine 
Säte nicht hinausfommen. Die Definitionen der allgemeinen Staatälehre find 
bloß Poftulate, welchen eine praftiihe Bedeutung nicht zulommt. Zum Ber: 
Tafjungsrechte werben vorab die grundlegenden organijatoriihen Beftimmungen, 
die Abgrenzung der Kompetenzen, die grundlegenden Rechtöprinzipien gerechnet.') 
In jedem Staate hat man im einzelnen andere Anfıchten. Nach den formellen 
Unterjheidungsmerfmalen find Berfaffungsgejege ſolche, deren Erlaß unter 
erichwerenderen Bedingungen als derjenigen gewöhnlicher Seleye geſchieht; Ber: 
Taffungsgejegen dürfen einfache Geſetze nicht widerſprechen, das frühere Ber: 
fafjungsgejeg geht dem jpäteren nicht harmonierenden Gejege vor.”) 

Der Unterfchied zwiſchen einfahen Gejegen und Verordnungen ijt wie 
derjenige zwilchen Verfaffung und Gejeß, ein materieller und formeller. Der 
materielle Unterjchied it kaum feftftellbar; formell ergibt jih, daß der Erlaß 
der Verordnung an einfachere Vorausjegungen geknüpft wird, als beim Gele 
und daß bei Widerſpruch die ſpätere Verordnung unbedingt nachgeht. 

Die Verordnungen werden ohne Mitwirkung der Parlamente von den 
Regierungsorganen erlaffen.) Die Kompetenz zum Erlaffe der Verordnung 


!) Jellinek, a. a. O. ©, 461: „Die Verfaſſung des Staated umfaht demnach 
in der Regel die Rechtsſätze, welche die oberjten Organe ded Staates bezeichnen, die Art 
ihrer Schöpfung, ihr gegenjeitiges Verhältnis und ihren Wirkungsfreis feitießen, ferner 
die grundfäplide Stellung des einzelnen zur Staatögewalt.“ 

2) Yellinel a. a. O.: „Das weſentliche rechtlihe Merkmal von Verfaſſungs— 
gejegen liegt ausſchließlich in ihrer erhöhten formellen Gejepeöfraft. Irgend melde 
praftifche juriftiihe Bedeutung fommt den Berfaflungen in den Staaten, die feine bes 
fonderen erjchwerenden Formen für deren Feititellung und Abänderung haben, nicht zu.“ 
Laband II, S.66 Anm. 3: „Die ftaatsrehtlihde Lehre von dem Berhältnis der Ver— 
fafjungsgejeße zu einfadhen Gejegen und von der Bedeutung materiell verfafiungswidriger 
Gejege leidet an erheblihen und zahlreihen Unklarheiten, weil man den Gegenjaß for- 
meller und materieller Gejepestraft, der gerade für die Löjung diejes Problems von maß— 

ebender Bedeutung ift, nicht genügend gewürdigt hat. Statt dejien hat man den Ber: 
ajjungsiägen eine „höhere Autorität“, „eine größere Intenfivität des jtaatlihen Willens“, 
eine „bejondere Unverbrüchlichkeit“ u. dgl. zugejchrieben, wodurh man in Widerjpruch mit 
der Behauptung kommt, dab das Gejeg, auc das einfache, die unmittelbare und hödıite 
Willensäußerung des Staates ſei.“ Vgl. auh Dyroff a. a. D. 6 WI fi. Die er- 
heblichſten Erihwerungen für die Verfaffungsgejepgebungen treffen wir in den Vereinigten 
Staaten und in der Schweiz. Nach dem Borgange ber belgiihen Berfafjung von 1831 
fennen einzelne Staaten eine bejondere Konitituante. Danach wird in der Bejekesform 
nur erflärt, daß zur Revijion bejtimmter VBerfaffungsartifel Anlaß vorliege, woraufhin die 
Kammern neu zu berufen find, welche jodann in den Formen der einfachen Gejeßgebung 
die Berfaffungdänderung vorzunehmen vermögen; jo die Niederlande, Dänemark, Schweden 
und Norwegen, Rumänien und Portugal. In — gehört zu einer Verfaſſungs— 
änderung zunädjft ein Beichluß jeder der beiden Kammern, dab Anlaß zur Reviſion vor- 
liege, worauf die beiden Kammern zur Nationalverfammlung zufammentreten, die dann 
mit abjoluter Mehrheit der Mitglieder bejchlieft. In den monardhiihen Staaten Deutſch— 
lands, jowie in Oeſterreich befteht für Verfafjungsänderungen entweder die Notwendigkeit 
einer mehrfahen Beſchlußfaſſung der Vollävertretung oder die einer veritärften Majorität, 
Die Deutihe Reichsverfaſſun Heut das negative Erfordernis auf, daß im Bundesrate 
nicht 14 Stimmen dagegen abgegeben werden. Einige Staaten haben zwar gejchriebene 
Berfafjungen, kennen aber feine erfchwerenden Formen für deren Abänderung, jo Italien, 
Spanien und einige kleinere deutiche Staaten Gachſen-Meiningen, Sahjen-Altenburg, 
Anhalt, Reuß jüng. Linie). England bat bis heute feine befondere Berfajlungsurfunde 
und unterjcheidet demgemäh Berfallungsgejege nit von andern Belegen. 

°) Diefer Umftand hat dazu verleitet, die Verordnung als einen AH der Regierungss 
tätigfeit oder Abminiftration anzujehen. Bgl. über die entgegenjtehenden Anſichten 
Laband II, S. 78. Die Verordnung hat, wie das eigentliche Geſetz, regelmäßig Rechts— 
fäge zum Inhalte, allein fie fann auch, wie das lektere bloß Berwaltungsdaft jein. Ob 
das eine oder andere vorliegt, ergibt fih nur aus der Prüfung des Jnhaltes, nicht aber 
aus der formellen Bezeichnung. 
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bedarf der rechtlichen (veriaffungsmäßigen oder gejeglichen) Ermädtigung.') Die 
Ermädtigung wird entweder allgemein in beitimmtem Umfange, 3. B. auf dem 
Gebiete der Verwaltung erteilt oder fie wird von dem Geſetze, welches jeine 
Nusjührung durch Verordnung vorausfieht, ſpeziell angeordnet.?) 

Ye nad) dem Inhalte kann man die Geſetze im weiteren Sinne bes 
Wortes einteilen in Organijationsgefege, Juſtizgeſetze und Adminiſtrativgeſetze. 
Die Organijationsgefege behandeln die Organijation des ftaatlihen Verbandes 
und die Feſtſetzung der Kompetenzen der Organe; fie find in ber Regel Ber- 
faſſungsgeſetze. Auch wenn die organijatoriihen Beitimmungen die einzelnen 
Bürger nicht berühren, jondern Verhältniffe von Organen zu Organen feftiegen, 


!) Wenn die Berfaflung den Regierungdorganen allgemein die Ermächtigung erteilt, 
Verordnungen zur Ausführung von Gejepen zu erlajjen, jo ift diefe Ermädtigung Zeil 
der verfafiungsmähigen oder geieplichen Kompetenzen der betreffenden Organe jelbit. Die 
Ermädtigung zu Verordnungen auf dem Gebiete der Berwaltung begründet fi ſchon 
durch die Erwägung, daß die Leitung der gejamten Verwaltung den Regierungdorganen 
nad) beſtimmtem freien Ermefien überlafien iſt. Statt dieje — durch einzelne Ver— 
fügungen, Weiſungen und Ermächtigungen durchzuführen, können ſelbſtverſtändlich auf dem 
Verordnungswege auch allgemeine Maßregeln angeordnet werden, freilich nur intra und 
nicht praeter oder gar contra legem. Man nennt die Verordnungen auf dem Gebiete 
der Juſtizgeſetzgebung Rectsverordnungen. Solche Berordnungen ſind der berrichenden 
Anfiht nad im Lonjtitutionellen Staate nur als Ausführungsverordnungen zuläffig ; alſo 
nur intra nicht praeter legem, vgl. namentlich Anſchütz, die gegenwärtigen Theorien ıc.. 
Die einig hiezu kann, wie in der preußiichen Verfaſſung, allgemein erteilt jein. Eine 
Reihe älterer Berfafjungen erwähnt das landesherrliche Recht, unter dringlihen Umftänden 
aus Rüdfiht auf das Staatswohl oder die Sicherheit ded Staates Verordnungen zu er: 
lajien, vgl. Zoepfl, Staatsreht $ 441. In Bezug auf diefe jog. Notverordnungen be— 
mertt Boörnhak, Allg. Staatdlehre S. 151: „Typiſch iſt in diefer Beziehung namentlich 
Art. 63 der preußiichen Berfafjungsurktunde. In den meiften deutichen Staaten, in 
Deiterreih und Dänemark ift die Notverordnung nur zuläffig beim Vorhandenjein eines 
ungewöhnlihen Notjtandes, der jedoch nur dann angenommen werden fann, wenn bie 
Vollsvertretung nicht verjammelt ift. Sie darf ferner der Verfaſſungsurkunde ſelbſt nicht 
widerjprehen und kann daher niemal® zum Umſturze der verfafjungsmäßigen Ordnung 
die Handhabe bieten. Endlih mu fie der PVollövertretung bei ihrem näditen Zu: 
fammentreten zur Genehmigung vorgelegt werden und ift, fall$ dieje verjagt wird, außer 
Kraft zu ſetzen.“ Bol. aud g eltinet, Gefep und Berordnung, ©. 376 fi. In den 
neuern Berfafjungen find die Notverordnungen ausgeſchloſſen, aud im Deutſchen Reiche. 

Wo das Gejep jpeziell das Regierungsorgan zum Erlajje einer Verordnung mit 
Rechtsinhalt ermächtigt, wird (von Qaband, gellinet, Hänelu.a) von einer 
Delegation der Gefehgebung geiprohen. Dagegen Dyroff, a. a. O. ©.877 vom Stand: 
punkte derjenigen Verfaſſungen aus, die vom abfjoluten Monarhen erlafien find. Die 
Konjtruftion Dyroffs geht dahin, daß der gejepgebertiche Wille, der gewiſſe Gebiete 
auf den Berordnungsweg weift, au das in diejen Verordnungen Enthaltene umfafje, dab 
aljo der in den Verordnungen erklärte Wille eigentlih Wille der gejeßgebenden Faktoren 
jei. Gefege, welche jo auf Verordnungen verweijen, jeien bezugnehmende Gejepe (Korrelat: 
in Bezug genommene Redtsverordnungen) und enthielten ein Blanfett für eine ander: 
weitige Willenserklärung. Es ſcheint mir dieje Konjtruftion auf einer Fiktion in Bezug 
auf den geiehgeberifhen Willen zu beruhen. Der leßtere geht nicht dahin, aud dasjenige, 
was er zur näheren Ausführung einem anderen Organe überlafjen hat, zu umfajien, 
fondern jchlehtweg dahin, fih um die nähere Ausführung gar nicht zu kümmern, diejelbe 
einem anderen Organe gutfindend zu überlafien, jo daß letzteres aud zu einer Geftaltung 
berechtigt ift, die vielleicht, wenn fich der gejeßgeberiihe Wille jelbit zu äußern hätte, gar 
feine Gnade finden würde. Die gejegliche — zur Verordnung iſt meines 
Erachtens zwar auch nicht eigentliche Ermächtigung oder Delegation, wohl aber Spezial— 
geiebgebung in Bezug auf die Kompetenzen des verordnenden Organes; fie tft, um den 

usdrud Dyroffs, a.a. O. S. 826 zu gebrauchen, Einzelheitsjagung, wodurd der 
Kompetenzkreis eines Organes eine Erweiterung für einen fonfreten Tatbeitand enthält. 
E3 wird dem Organe eine Befugnis, ein iubjeftives Recht begründet, die Verordnung zu 
erlajien. Der in dem lepteren enthaltene Wille ift dann Wille des verordnenden Organes 
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find fie doch ſtets Rechtsſätze. Die Juſtizgeſetze find diejenigen, welche das 
Privat: und Strafrecht, ſowie das Prozeßrecht enthalten; fie find in der Regel 
einfache Geſetze, jelten bloße Berordnungen und regelmäßig auch Geſetze im 
materiellen Sinne. Adminiftrativgejeglihe Beftimmungen kommen nur aus— 
nahmsweije in der Verfaſſung vor, regelmäßig find fie durch einfache Geſetze 
und Verordnungen feſtgeſtellt. Die Adminiftrativgejege find, ſoweit fie organi= 
ſatoriſche Beftimmungen enthalten, Gelege im materiellen Sinne; fie find dies 
auch, joweit Kompetenzen und Pflichten von Organen begründet werden. So: 
weit die Adminiftrativgejege techniſcher Natur find, d.h. bloß mittelbar fich mit 
den ftaatlihen Zwecken beichäftigen, lediglich das Zweckmäßige der Ausführung 
beichlagen, haben wir e8 mit Gejegen im formellen Sinne zu tun.‘) Die Ver: 
waltungsverordnung insbejondere enthält gewöhnlich nicht Rechtsſätze. 


jelbjt und zwar rechtöfräftiger Wille, geſtützt auf eine Gejepeöbeftimmung, welche dieſe 
Rechtswirkung ausiprigt. Man kann diejer Konſtruktion allerdings entgegenhalten, daß, 
weil es die Berfafjung fei, melde diejes Gebiet der Beihlußfafiung den geſetzgebenden 
Faktoren vorbehalte, Die Kompetenz nicht durch einfache Geſetze wieder verihoben werden 
fönne. Wllein diejer Einwand richtet ſich auch gegen die Konftruftion einer Delegation. 
Bie können durd Delegationen verfafjungsmäßig feitgejtellte Kompetenzen einem anderen 
Organe übertragen werden ? Der innere Grund der Zuläffigfeit befteht darin: die Ver: 
fafiungäbeftimmungen, weldye das Gejepgebungsrecht erteilen, find inſoweit bi8pofitiver 
Natur, als die geſetz ebenden Organe nicht verpflichtet ſind, von ihren Kompetenzen bis 
in alle Einzelheiten Gebrauch zu machen, ſondern die Befugnis haben, durch Geſetzes— 
beihluß einem anderen Organe in beftimmtem Umfange die Kompetenz zum Erlafje von 
Rechtävorichriften zu begründen. Dieje Kompetenz ijt dann ein eigenes, auf das Geſetz 
ſich früßendes, nicht abgeleitetes, d. 5. fremdes und nur zur Ausübung übertragenes Recht. 

!) Ueber den begrifflihen Gegenſatz zwijchen Rechtsvorſchrift und ge 
porjchrift Iehrt Laband II, S. 167 ff. und 185 fi. folgendes: Unzutreffend ift die Ans 
fiht, dab das Geſetz im materiellen Sinne allgemeine Borjchriften enthalte, die Ber- 
waltung dagegen in der Regelung individueller oder konkreter Angelegenheiten beſtehe; 
denn es gibt Berwaltungäverordnungen, die auf eine Mafje von Einzelfällen Anwendung 
finden und es hinſichtlich der gerne mit jedem Gejege aufnehmen fünnen. Es 
bandelt jich bei Feſtſetzung des Unterjchiedes vielmehr darum, ob eine Borfjchrift ſich 
innerhalb des Berwaltungsapparates halte oder ihre Wirkungen fih auch außerhalb des— 
jelben erjtreden, Subjeften Beſchränkungen auferlege oder Befugnijie einräume. So fann 
man die Anordnungen über die Einrichtung des Verwaltungsapparates jelbft, die Or- 
ganijation des Behörbeniyjtems unter dem Gejichtöpunfte der materiellen Gejeggebung 
auffafien; ob aber die weitere Ausbildung, Bervolljtändigyung und Spezialifierung der 
Organijation und die Abgrenzung des Gejchäftäfreifes der Rechtsordnung angeböre oder 
bloß Verwaltungsvorſchrift jei, hängt davon ab, ob die Wirkung ſich nad) —J erſtrecke 
oder nur im Innern des Verwaltungsapparates ſich zeige. — Ich halte dieſes Grund— 
prinzip nicht für zutreffend; auch innerhalb des Verwaltungsapparates ſelbſt gibt es ver— 
ſchiedene Behörden mit beſonderen Zuſtändigkeiten, Behörden, deren Willensſphäre ſich 
gegen diejenige anderer Behörden abgrenzen muß. Soweit die Organiſation der Ver— 
waltung reicht, gehören die bezüglichen Vorſchriften der Rechtsordnung an; derſelben ge— 
hören aber auch an alle Anordnungen über Abgrenzung des Geſchäftskreiſes, d. h. über 
die Kompetenzen der Behörden. Es kann dabei nicht darauf ankommen, ob irgend jemand 
außerhalb der Berwaltung bezügliche Rechte oder Verpflichtungen erhalte. Eine Vorſchrift 
3. B., welde eine Berwaltungsbehörde verpflichtet, bei beftimmten Geſchäften vor Ent 
ſcheidung die Weijung einer oberen Behörde einzuholen, iſt Rechtsvorſchrift, obgleich der 
einzelne Bürger dadurch unmittelbar gar nicht berührt wird. Die Wirkungen der Rechts— 
vorſchriften können ſich überhaupt innerhalb eines geichlofjenen Organes erihöpfen; jo 
find die Gejchäftsreglemente der Parlamente Rechtsvorichriften, obgleih fie zum größten 
Zeile interne Angelegenheiten ordnen. (So auch Laband I, ©. 319). Undererjeit3 fünnen 
Berwaltungsvoridriften auch Bezug haben auf die einzelnen Individuen, ohne daß 
dadurch Rechtsſätze entftehen; man denke an Borichriften über den Eiienbahnverfehr, 
Beſuch ftaatliher Mujeen, Benügung öffentliher Bibliothelen, Einrichtung der Grund— 
biicher ufw. Der Unterſchied ift vielmehr darin zu ſuchen, daß die Rechtsvorſchriften ſich 
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Kleinere Staaten haben oft das Bedürfnis ſich zuſammenzuſchließen, um 
im Bunde miteinander, beftimmte ftaatlihe Zwecke intenfiver pflegen zu können. 
Die Iofere Form eine® jolhen Bundes nennen wir Staatenbund, bie ge 
ichloffenere und feſtere Form Bundesftaat. Beiſpiele von Staatenbünden 
find die Vereinigten Staaten unter den SKonföderationsartifeln, der Deutiche 
Bund und die Schweizeriiche Eidgenoffenihaft unter dem Bunbdesvertrage. Als 
Bundesftaaten können wir anführen die Vereinigten Staaten, das Deutiche 
Reid und die Schweizeriiche Eidgenoffenihaft. Wir beichränfen uns bei unjerer 
vergleichenden Darftellung auf diefe Staaten und laffen außer Betracht die 
Bünde des Altertums, die ſüdamerikaniſchen Staatenvereinigungen und bie 
Kolonien Englands. ') 

Unjere Betrachtung bejchränft fi) im ferneren bloß auf die juriſtiſche 
Seite diefer Verbindungen und wir laffen die politiiche Würdigung derjelben 
beifeite. Bei diefem Vorgange find deshalb rechtlich inhaltslofe Bilder, mie 
diejenigen der Staatögewalt, Herrihergewalt, Herrſchaft, des Herrſchaftsrechts 
und ber Herrſchaftsmacht völlig beijeite zu laſſen. Den Begriff der Sou— 
veränität faſſen wir dabei ebenfall® nur nad) feiner juriftiichen Seite bin ala 
die völferrechtliche Rechts: und Handlungsfähigfeit und bie innere Funktionsfähigkeit 
bes Staates auf. Diefem Begriffe fehlt vollitändig das Merkmal der Relativität, 
weshalb er eine umfängliche Beſchränkung durchaus zuläßt.*) 


auf die Organijation, die Umjchreibung der Organtompetenzen und das zur Sicherung 
der ftaatlihen Zwecke vorgejehene Berhalten der Bürger beziehen, während die Ber: 
waltungsporichrift ein Berhalten der Organe anordnet, das dem rein Techniichen der 
Organilationszwede gewidmet ift. Diejed Techniiche tft deshalb einer Veränderung, bzw. 
Bervolllommnung —— fähig, ohne daß dadurch eine Veränderung der ſtaatlichen Auf— 
gaben bedingt wird, vgl. au oben $ 36 Anm. 1. 

„) Bgl. hierüber Le Fur und PBojener, Bundesjtaat und Staatenbund 1902, 
Bb. 1, ©. 15—45, 52—63 u. 217 ff. Weftertamp, Staatenbund und Bundesitaat 1892, 
©. 82—118, 171—191 ec. ©. Meyer, Staatöreht S. 38 bemertt: „Die Berüdjichtigung 
der mittel- und jüdamerifaniihen Republiten, auf welche Weſterkamp und Le Fur 

oßes Gewicht legen, hat geringen Wert, dba die Verfaſſungen derjelben fih nur als 

ahbildungen des nordamerifaniihen Muſters darftellen und die Länder jelbit größten- 
teild zu gar feiner feiten Konjolidierung ihrer Berhältnifie gelangt find. Außerdem ift 
bei Behandlung dieſer Staaten jehr jorgjam zu prüfen, ob wirklih Bundesitaaten oder 
nur dezentralifierte Einheitsitaaten vorliegen. Die engliihen Kolonien (Kanada, Kapland, 
Auftralien) endblih, deren Einrihtung man ebenfalld für die Theorie des Bundesſtaates 
zu verwerten gejucht bat, jind wegen der Unterordnung unter die britiihe Staatögewalt 
überhaupt nicht ald Bundesftaaten anzujehen.“ 

?, Der Urheber ded Souveränitätöbegrifie® Jean Bodin jagt, (Six livres de la 
republique, liv. I, chap. VIII): „La souverainetö est la puissance absolue et perpetuelle 
d'une republique“. Die Souveränität ift demnach zunädjit etwas im Staate; ſie jteht im 
Staate demjenigen Teile zu, der fie unabhängig von andern Teilen und unwiderruflich 
ausübt, dem Bolfe oder dem Fürften. Die Souveränität cdarafterifiert aber eigentlich 
den Staat ald Ganzes, ald Einheit in feinem Berhältnifie nah außen: cette puissance 
est absolue et souveraine, car elle n'a autre condition que la loi de dien et de nature 
ne commande (a. a. O.). Ein Staat mit Souveränität tft aljo ein ſolcher, welchem eine 
Gewalt innewohnt, die außerhalb des Gemeinweſens von feinem andern als dem gött⸗ 
lihen und natürliden Rechte beeinflußt wird. Sehen wir vom göttlihen Rechte cb und 
betradhten wir ala das natürliche Recht das Böllerrecht, jo ergibt fih nah Bodin bie 
Souveränität ald die Eigenihaft eined Gemeinweſens, wonach — von keinem Geſetze 
eines höheren Verbandes abhängig iſt, ſondern nur dem Völlkerrechte unterſteht Wo dies 
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Neben dem Staatenbunde und dem Bunbesftaate werden noch ala Staaten: 
verbindungen angeführt die Perjonalunion und die Realunion. Erftere 
ift vorhanden, wenn durch zufällige Ereigniffe, namentlich durch zufällige Ueber: 
einftimmung der Erbfolgeordnungen in zwei oder mehreren Staaten die nämliche 
Perion ald Monarch berufen wird.) Als NRealunionen werben ſolche Ber: 
bindungen bezeichnet, welche auf einem, die mehreren Staaten gemeinjam ver- 
pflichtenden Rechtsgrunde beruben.?) Dieje jog. Realunion ift aber etwas anderes 
nicht, als Staatenbund oder Bunbesftaat.?) 


1, Der Staatenbund. 


$ 40. Entjtehung und Aufhebung. 


Die Entitehung der erwähnten Staatenbünde beruht auf Vertrag. 

Diejer Vertrag iſt ein völferrechtlicher, d. h. jeine Verbindlichkeit beruht 
auf dem Völferrechte.‘) Der Vertrag ift teils eigentlicher Vertrag, Begründung 
zutrifft, können fih die organijatorifchen Kräfte im Innern ins Unbegrenzte entwideln, 
fie ftoßen nirgends an und die Glieder des Gemeinweſens haben ihnen gegenüber feinen 
Rüdhalt an dem Rechte eines höheren Gemeinwejend. Souveränität ift aljo Bewegungs: 
fähigkeit und Freiheit eines Gemeinweiens innerhalb der Schranten des Völterrechtes ; 
negativ ausgedrüdt ijt Souveränität Unabhängigkeit. Das Abjolute der Unabhängigkeit 
erträgt feine Beimiihung anderer Bedingungen als derjenigen des Völkerrechts; e8 er: 
fordert in dieſem Sinne die Reinheit jeines Inhaltes, aber ed macht feine Anſprüche auf 
Umfang. Die Eigenschaft der abjoluten Unabhängigkeit eines Subjettes fann jeiner Aus— 
dehnung nad) beigiräntt jein, fie verträgt das Vorhandenjein entgegengejegter Eigenſchaften 
des Subjeftes in anderen Beziehungen. Ein Subjekt fann allerdings zugleich nicht nad) 
ein und derielben Richtung bin abjolut unabhängig und abhängig fein. Der Begriff der 
Souveränität als Unabhängigkeit eines Subjettes läht alfo nit dem Inhalte, wohl 
aber dem Umfange nad Beihränfungen zu. Ebenjo fünnen im Innern die maßgebenden 
Organe nad bejtimmten Richtungen bin abjolut frei, nad) anderen Richtungen bin von 
dem Gejege eines höheren Gemeinweſens abhängig fein; auc die innere Funktionsfähigkeit 
oder innere Souveränität fann eine teilweiie fein. Die Bewegungsfreiheit oder Unab— 
hängigkeit kann beichränft oder eingeengt fein. Beſchränkt fann fie fein durch teilweiſe 
Abhängigkeit vom Rechte eines höheren Gemeinweſens, jo die Bliedftaaten des Staaten 
bunded und des Bundesſtaates. Eine Einengung der Bewegungsfreiheit oder Unab— 
bängigfeit liegt vor beim Staatenbunde und Bundeäftaate jelbit. Beide find feine voll- 
fommenen Staaten, der erftere nicht, weil er durch den Vertrag der Sliedftaaten einge— 
engt ift, der legtere nicht, weil er fraft völkerrechtlich erflärtem Willen den Bliedftaaten 
bis auf weiteres eine gewiffe Bewegungsfreiheit oder Unabhängigkeit beläht, die er für 
fich nicht beaniprudt. Soweit Beweqaungsfreiheit oder Unabhängigkeit eines Staates be= 
fteht, a > Souveränität, völlerrechtliche Rechts- und Handlungsfähigkeit vor und umge: 
kehrt. Soweit Unabhängigkeit und völlerrechtlihe Rechts: und Handlungsfähigfeit vor— 
handen find, beiteht auch innere Funftionsfähigfeit oder innere Souveränität, d. h. die 
Organe des Staates fünnen im Innern auf den nämlichen Gebieten tätig jein, worüber 
fie völterrechtliche Vereinbarungen treffen fünnen. Ueber die Junftionstähigteit hinaus 
kann noch Autonomie bejtehen. 

!) Bol. G. Meyer, Staatdredht, ©. 33. 

2) Jellinef, Allg. Staatsiehre S. 680: „Die Realunion ift ein, auf einer Ber: 
einbarung bejtehender Bund zweier oder mehrerer Staaten, fraft defien die phyſiſche 
Berjon des Monarchen gemeinjam iſt. . . . Bereinbarung ift der einzige Rechtsgrund, 
der mit unjern modernen jtaat3= und völkerrechtlichen Begriffen zu beurteilenden Realunion.“ 

2) Dagegen G. Meyer, Staatsrecht, S. 34 Anm. 2. Laband, I. ©. 51: „Alle 
Staatöverbände, jo verjchiedenartig ihre Organijation und ihr Zweck aud jein mögen, 
laſſen fih auf zwei Begriffätategorien zurüdzuführen ; fie find entweder Skins I 
(völferrechtlihe) oder Lorporative (ftaatdrechtliche).” Er untericheidet demnach zwiichen 
Staatenbund und Bundesſtaat. 

*) Die völterrehtlihe Natur des Staatenbundvertrage8 betont Art. 1 der Wiener 
Schlußakte vom 15. Mai 1820: „Der Deutihe Bund ift ein völferrehtliher Berein.“ 
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von gegenfeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen, teils Vereinbarung von 
Rechtsfägen. Der Vertrag bewirkt aljo einerjeit3 ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
den Parteien mit gegenjeitigen Rechten und Pflichten, andererjeit3 die Entitehung 
von Rechtsjägen. Der Vertrag, wonad ein Staatenbundsverhältnis eingegangen 
wird, fieht feine Erfüllung durch jeden einzelnen Staat vor, es handelt ich um 
Einzelafte, nit um einen jog. Geſamtakt. Die Erfüllung beginnt mit ber 
Ausübung der politischen Mitgliedrechte der Staaten, aljo durch Wahl ber 
Mitglieder der neu gegründeten Organe, des Kongrefjes, der Bundesverjamm: 
lung, der Tagjatung. Sodann zeigt fi die Erfüllung durch Achtung vor dem 
vereinbarten Recht, jomweit die Organe der einzelnen Staaten damit zu tun haben. 

Es wäre auc die Entftehung eines Staatenbundes aus einem Bundes: 
fiaate oder Einzelftaate denkbar, aber nur vermittelft Verfaſſungsgeſetzgebung. 
Die neu geichaffene Organifation des Gejamtitaates müßte die Beitimmung ent: 
halten, daß fie ohne Zuftimmung aller Einzelftaaten nicht abgeändert werden 
dürfe. Die Notwendigkeit diefer Zuftimmung wäre dann juriftiich gleichbedeutend 
einem Vertragsverhältnis der Einzeljtaaten unter ſich. 

Den Staatenbund führt jeine Weiterentwidlung gewöhnlic zum Bundes: 
ftaate.. Es kann aber aud eine Zurüdbildung dahın ftattfinden, daß der 
Staatenbund aufgelölt und die einzelnen Staaten wieder völlig unabhängig 
werden. Zu diefer Rüdbildung genügt die Aufhebung des Staatenbundvertrages 
durch gegenfeitiges Einverjtändnis, d. h. durch einen Aufhebungsvertrag. Damit 
hören die Einzelftaaten auf, und zwar jeder für fi, das oberfte Organ zu 
beſchicken; der Vereinbarungsinhalt zerfällt und der Bunbesfisfus wird [iquibdiert. 


z 41. Der gegründete Berband. 


Die vereinbarten Rechtsſätze find zum größten Teil organiſatoriſcher Natur; 
es werden durch dieſelben Organe vorgejehen‘) mit beitimmten Kompetenzen; 
e8 entiteht eine Organijation, die einen bejonderen Verband bewirkt. Der durch 
die Rechtsjäge der Vereinbarung gebildete Verband ift ein neues politiiches Ge 
meinmwefen. Die Organe dieſes Gemeinmwejens haben politiiche (ftaatliche) Auf: 
gaben; die Zwecke, welche durch die Organijation erzielt werden jollen, find 
politifcher, ftaatliher Natur. Es kann die Trage — werden, ob es 
möglich ſei, daß eine beſtimmte Anzahl politiſcher Gemeinweſen ein neues Ge— 
meinmwejen zu jchaffen vermöge. Diefe frage muß bejaht werden. Das politiiche 
Gemeinwejen ift ein Verband von Menichen, in welchem ftaatlihe Aufgaben 
gepflegt werden. Der Organismus des Gemeinweſens ift ein geiftiger Organis- 
mus, ftüßt fi auf das Willensvermögen der Menſchen. Der einzelne Menſch 
kann infolgedeffen verjchiedenen Verbänden angehören; eine beftimmte Anzahl 
von Menſchen vermag eine unbegrenzte Anzahl von Verbänden zu gründen. 
Vorausgeſetzt wird dabei bloß, daß die in den verjchiedenen Verbänden gepflegten 


!) Die Organe des Deutjhen Bundes waren die Bundesverfammlung und der mit 
verhältnismäßig ausgedehnten Befugniljen verfehene engere Rat. Die Organe bei 
ichweizeriihen Staatenbundes waren die Tagjagung, der Vorort und die eidgenöfiiihen 
Repräjentanten. Die Konföderationsartifel fannten ald Organe den Kongreß, defien Aus— 
ſchuß und den Präfidenten. Die Beſchlüſſe erfolgten grundiäglih duch Mebrbeit der 
Stimmen; ausnahmsweiſe wurde größere Stimmenzahl erfordert, vgl. Urt. VII der 
Deutihen Bundedafte vom 8. unt 1815, $ 8 des Bundeövertrages ziwiichen den 22 
Kantonen der Schweiz dom 7. Augujt 1815 und Art. 9, 88 5—7 ber Konföderations- 
artifel vom 8. Juli 1778, 
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Aufgaben nicht in Kollifion geraten, jondern harmonieren'). Es ift ferner 
möglid, daß auf einem und bdemjelben Zerritorium mehrere Verbände, mehrere 
politiihe Gemeinwejen ihre Betätigung ausüben, denn das Territorium ift fein 
Moment im Wefen des politiihen Gemeinwejens, es ift etwas, wozu das Ge- 
meinwejen Stellung nimmt, das Feld, auf welchem der Verband —* innere 
Wirkſamkeit entfaltet. Das Gebiet kann alſo mehreren Gemeinweſen gehören 
nad) dem über diefen Gemeinmwejen herrichenden Rechte. 

Die Organe des durch ben Bunbesvertrag gebildeten neuen Organismus 
pflegen Aufgaben, von denen die Organe ber Vertragsftaaten durch den Vertrag 
zurüdgetreten find. Das neue bolitifihe Gemeinmwejen und die Vertragsſtaaten 
barmonieren in ihren innern funktionen. Was das Recht des Staatenbundes 
verlangt, verlangt das Recht der einzelnen Staaten nidyt und wo das erftere 
Ipricht, ſchweigt das letztere. Das Völkerrecht, ald das über den Vertragsſtaaten 
geltende Recht, hat auch feinen Anftoß daran zu nehmen, daß auf dem näm— 
lichen Territorium, das den vertragsjchließenden Staaten gehört, von leßteren 
vertraglich ein neues Gemeinmwejen gegründet worden ift, da8 auf das nämliche 
Gebiet Anſpruch macht, aber ſich mit den verbündeten Staaten verträgt. Der 
dinglihe Anſpruch an dem Territorium erſcheint aljo völkerrechtlich geteilt 
zwijchen den verbündeten Staaten und dem neuen Gemeinwejen. Einzelne Be— 
fugniffe des dinglichen Anfpruches ftehen nunmehr nad; Völkerrecht dem neuen 
zu, die übrigen Befugniffe find völferrehtlid) den Staaten ver- 

ieben. 


5 42. Die Mitglieder des Staatenbundes. 


Durch den völferrechtlichen Vertrag erklären ‚fi die Fontrahierenden 
Staaten ald Mitglieder des neuen Gemeinweſens. Die Mitglieder werben 
durch das vereinbarte Recht berechtigt und verpflichtet. Es tritt aber die Frage 
auf, ob nur die einzelnen Staaten ala ſolche Mitglieder des neuen politijchen 
Berbandes werden oder ob nicht auch zugleich die Bürger ber einzelnen Staaten 
in dieſen Verband ald unmittelbare Glieder treten. Mit anderen Worten um: 
Taßt die neugegründete Organifation nur die einzelnen Staaten al ſolche oder 
zugleid) auch die Bürger dieſer Staaten; berührt, d. h. berechtigt und verpflichtet 
das Recht des neuen Verbandes nur die Staaten oder zugleich auch die Ange: 
hörigen derjelben ; beftehen jür die neugeichaffenen Organe nur Beziehungen zu 
den Staaten oder aud zu den Mitgliedern derſelben; richten ſich die Kompetenzen 
und damit die maßgebenden Willensäußerungen der neuen Organe nur an die 
Staaten oder aud an die Individuen; gibt e8 beim Staatenbunde nur ein 
Bürgerrecht der einzelnen Staaten oder auch eine Mitgliedichaft, ein Bürgertum 
des neuen Verbandes? Wir enticheiden uns bei allen Tragen für die zweite 
Alternative. Zwar begründet der Einzelftaat die Mitgliedſchaft zunächſt für ſich; 
er bringt aber zugleich auch jeine Mitglieder mit in den Verband. Der Wille 


) Bol. 3. B. Deutihe Bundesafte Art. XI, Wiener Schlufalte Art. 24, 36 Abj. 2, 
Art. 47; Schweizeriiher Bundesvertrag 88 4 und 6; SKtonföderationsartifel 3 und 6. 

?) Es befteht nicht Miteigentum an ideellen Teilen in der Weije, daß jedem eın= 
zelnen Subjelte Alleineigentum an einem der Größe nad beftimmten, aber nicht ausge— 
ichiedenen Gebiete zufteht, jondern dad Eigentumsrecht ſelbſt ift geteilt, in feine Be— 
fugnijje aufgelöft: die Mehrzahl dieſer Befugniſſe verbleiben dem Einzeljtaate an jeinem 
bisherigen Territorium, die übrigen Befugnifie ftehen dem neuen Gemeinwejen an dem 
Geiamtgebiete (gebildet aus den bisherigen jämtlihen Gebieten der einzelnen Staaten) zu. 
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des Einzelftaates, welcher da8 Bündnis begründen hilft, unterwirft gleichzeitig 
auch die Bürger dem vereinbarten Rechte, der neuen Organilation. Die Bürger 
ber Einzelftaaten find Mitglieder de8 Staatenbundes kraft und gemäß dem 
Willen der Einzelftaaten, joweit diefer Wille im Imbalt des Vertrages zum 
Ausdrud gelangt. Bei jämtlihen von und zur vergleichenden Betrachtung 
berangezogenen Staatenbünden bemerfen wir die unmittelbare Beziehung des 
ftaatenbundlichen Rechts zu den einzelnen Bürgern. Schon bie Bertrags: 
beitimmungen jelbft, die vereinbarten Rechtsſätze, beichäftigen fich häufig mit dem 
Individuum direkt.) Sodann richtet fi) au, die von den Organen des Ber: 
bandes ausgeübte Rechtsbildung“) zum Zeil an die Bürger jelbit;?) die Ber: 
waltung*) und Erekution?) madt ebenfalls nicht Halt vor den Einzelftaaten als 


) Died wird beftritten. Man findet gerade die juriftiiche Eigentümlichleit bes 
Staatenbundes darin, dab da& vereinbarte Recht nur die einzelnen Staaten als ſolche 
bereditige und verpflichte; vgl. &. Meyer, Staatöreht ©. 36 und 38 Anm. 2 und 
©. 39 Unm. 4. Brie, Theorie der Staatenverbindungen 1886, S. 89 und 90. Wenn 
aber jhon der gewöhnliche Staatävertrag unmittelbare rechtlihe Wirkungen auf die In— 
dividuen der Vertragsftaaten bat, jo ift nicht einzujehen, warum dieje Wirkung dem viel 
intenfiveren Staatenbundvertrage verjagt jein joll. Wir führen bier einzelne Beijpiele 
an aus dem fchweizeriihen Bundesvertrage: 8 11 „Für Lebensmittel, Landeserzeugniiie 
und Kaufmannswaren ift der freie Kauf, und für diefe Gegenftände, jowie aud für das 
Vieh die ungehinderte Ause und Durhfahrt von einem Kanton zum anderen gefichert, 
mit Borbehalt der erforderlihen Polizeiverfügungen gegen Wucher und jchädliden Bor: 
fauf . . . Die Abzugsrehte von Kanton zu Kanton And abgeihafft"; $ 12 „Der Fort⸗ 
beftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres Eigentums, joweit es von den 
Kantongregierungen abhängt, find gewährleiftet“. Bol. auch Deutihe Bundesafte 
Urt. XII Ubi. 4 (Recht der Parteien auf PVerihidung von Akten), Urt. XIV (betr. die 
Kechtöverhältniffe des Models), Art. XVI „Die Verſchiedenheit der criftlihen Religions: 
parteien fann in den Ländern und Gebieten ded Deutihen Bundes feinen Unterichied 
in dem Genujie der bürgerlichen und politifhen Rechte begründen“ ; in Art. XVIII werden 
den Bürgern der Deutichen Staaten verichiedene individuelle Rechte zugefichert. Die Kon: 
föderationsartifel beftimmen in Art. 4 die freie Niederlafjung aller Einwohner und bie 
Freizügigkeit; in Art. 9 SS 4 und 5 wird der Erlaß einbeitliher Vorſchriften über 
Währung, Maß und Gewicht, jowie über Pojttaren vorgeiehen uſw. 

?) Vgl. Urt. VII und VIII der Deutihen Bundesalte, Art. 10 der Wiener Schluß: 
afte, 8 8 des jchweizeriihen Bundesvertrages und Art. 9 der Konföderation. Die Rechts— 
bildung durd; Organe des Staatenbundes ift nur ſoweit zuläffig, al® es der Staatenbund- 
vertrag geitattet, joweit e8 im Rahmen des legteren geihehen kann. Sie fann aber keine 
Säße der Vereinbarung jelbit abändern oder aufheben. 

®) Die Behauptung G. Meyer s a. a. O. ©. 36: „Der Staatenbund fann daber 
ner eine Bejeggebung haben, aber er ift nur berechtigt, die Gejege fejtzuitellen, die ver- 
indliche Einführung derjelben erfolgt durch die Staatögewalten der Einzeljtaaten“, ift un— 
zutreffend. E83 kann beim Staatenbunde nicht auf das Belieben des einzelnen Staates 
antommen, ob er das Bundesgejep einführen will. Die Deutihen Bundesalte (vgl. 
Art. VII und die Wiener Schlußatte, Art. 10 und 11), die Konföderationsartitel und der 
jchweizeriihe Bundesvertrag jehen nicht vor, daß zur Einführung der Bundesbeihlüfle in 
den einzelnen Staaten ein bejonderer Alt notwendig oder zuläflig je. Brie a a. ©, 
S. W bemerkt zwar: „So jepten zahlreihe Bundesverfafiungen zur Zeit bed Deutichen 
Bundes feit, daß die Bundesbeſchlüſſe durch bloße landesherrliche Verkündigung für die 
gehörigen verbindliche Kraft erhielten.“ Dieſe Feitiegungen waren aber gewiß 

erflüſſig 

9 Es iſt namentlich das Recht, Krieg, Frieden und Bündniſſe zu ſchließen, welches 
den Organen des Staatenbundes zukommt. Dieſes Recht ſchließt in gewiſſem Umfange 
eine Militär- und Finanzverwaltung in ſich, vgl. Urt 51 der Wiener Schlußakte, 88 2 u. 3 
des jchweizeriihen Bundesvertrages und Art. 9 & 1 der Konföderation. 

2) In Bezug auf die Eretution äußert fih Urt. 32 der Wiener Schlußafte: „Da 
jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf she ia der Bundesbeihlüfie zu 
halten, der Bundesverjammlung aber eine unmittelbare Einwirkung auf die innere Ber- 
waltung der Bundesitaaten nicht zuiteht, jo fann in der Regel nur gegen die Regierung 
jelbjt ein Exekutionsverfahren ftattfinden. Ausnahmen von diejer Regel ꝛc.“ 
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ſolchen.) Die Organe des Verbandes ſodann beftehen aus einzelnen Individuen, 
nicht etwa aus den Staaten als ſolchen. Diele Tatſache fteht in unlösbarem 
Widerſpruche zu der Annahme, daß der Verband bloß aus Staaten beftehe; 
ed muß angenommen werden, daß die Organilation des Verbandes auch die 
Individuen ala ſolche umfaſſe.“) Nebft den Staaten find auch jämtliche Bürger 
der Staaten Mitglieder des gegründeten Verbandes; das Staatsbürgertum des 
Einzelftaates bewirkt das Bürgertum des Staatenbunbes.’) 


5 43. Charakter bes Staatenbundes. 


Iſt der gegründete Verband, das neue politiiche Gemeinweſen, Staat? 
Mir bejahen diefe Trage. Im Innern des Verbandes werden ftaatlihe Auf: 
gaben gepflegt und nad außen ift berfelbe völferrechtliches Subjekt. Es wird 
zwar beftritten, daß der Staatenbund völferrechtliche Perjönlichkeit fei; allein 
die Gründe, welche hiebei geltend gemacht werben, beruhen hauptjächlich auf der 
Annahme, daß der Staatenbund lediglid) ein Verband von Staaten, nicht von 
Menſchen ſei. Bon diefem Standpunkte aus ift allerdings die Konftruftion 
eines völkerrechtlichen Subjektes des Staatenbundes, wenn aud nicht unzuläffig, 
jo doch entbehrlih; man kann fich dabei behelfen mit der Auffaffung, daß unter 
dem einheitlihen Namen tatſächlich mehrere Völferrechtsfubjelte, zwar gemein- 
Ichaftlidh, aber doch jedes wieder für ſich auftreten, daß es fich alfo nad außen 
nicht um ein ausjchließendes Eins, jondern um ein Vieles Handelt und daß 
damit die Rechte und DVerbindlichkeiten in Tat und Wahrheit für die einzelnen 
Staaten begründet werden. Sobald wir aber eine Organijation annehmen, die 
zu Mitgliedern aud die einzelnen Bürger ber Staaten hat, ergibt fich bie 
Formierung diefer rechtlich organifierten Menjchenmaffe zu einer nad außen 
auftretenden Einheit, einem Subjefte, da8 mit anderen Staaten in ein Ver— 
hältnis tritt, mit Notwenbigfeit.*) 


) Die Rehtiprehung iſt gewöhnlih nur ſolche über Streitigkeiten der Einzel- 
ftaaten unter fich, dgl. Urt. XI der Deutihen Bundesafte, $ 5 des ſchweiz. Bunbesver- 
trages und Art. 9 8 2 der Konföderation. 

) Wenn man annehmen wollte, was aber nicht zutreffend wäre, daß der amerifanijche 
Kongreh, die Deutſche Bundesverfamminng und die ſchweizeriſche Tagjagung bloß eine 
— von Organen der Einzelſtaaten, alſo ein ſtaatenbundliches Kollegialorgan, ge— 
bildet aus den Staaten ſelbſt, nicht ein Kollegium der Abgeſandten als Individuen ge— 
weſen jei, jo tft doch zu verweiſen auf die Inſtitutionen des Präſidenten und des Kon— 
greßausſchuſſes in Amerika, des Engern Rates des Deutihen Bundes und der Eidge- 
nöffiijhen Repräjentanten. Es ift aber nicht wohl erflärlih, wie ein Verband, der aus 
lauter Korporationen beitehen joll, wieder einzelne Menihen zu Organen haben fann; 
= Pi umfaßt dann eben nicht bloß Korporationen, jondern auch einzelne 

enſchen. 

2 Died wird von der herrſchenden Anſicht beſtritten. So jagt G. Meyer, Staats— 
recht ©. 36: „Als Glieder des Staatenbundes erſcheinen nur die einzelnen Staaten“ 
Brie, a. a. O. 6. 89: „Die Glieder des Staatenbundii find die einzelnen, ihm ange. 
börenden Staaten. Er iſt nit aber aud ein Gemeinwejen von einzelnen Meniden, er 
bat feine Menihen als Glieder“. Jellinet, Allgemeine Stantöledre, ©. 699: „Die 
Vereinsgewalt ded Bundes wird nur über die Mitglieder, d. h. die Staaten geübt. Daher 
wendet fie ji) nur an die oberſten Staatdorgane; eine Gewalt über die einzelnen Staats- 
angehbörigen ift dem Bunde nicht gegeben. Daher gibt es im Staatenbunde aud feine 
Bundesangehörigleit der Einzelnen“. 

*) Der Abſchluß völlerrechtlicher Verträge durch den Staatenbund jelbit war vor— 
gejehen in Art. 35 der Wiener Schluhafte, Art. I $ 1 der Konföderation und Art. 8 Abj. 3 
und 4 des jchweizeriihen Bundesvertrages. Der völkerrechtliche Verkehr war teilweife ein 
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Die Rechtsordnung des Staatenbundes grenzt unmittelbar an das Völker: 
recht an. Der Organismus des Staatenbundes ift allerdings durch Vereinbarung 
von Staaten gebildet; allein diefe Vereinbarung fteht nicht über ihm, ſondern 
der Inhalt der Vereinbarung bildet jeine innere Organifation und Rechtsordnung. 
Die Rechtsordnungen ber verbündeten. Staaten ftehen ebenfalls nicht über dem 
neugebildeten Verbande. Der lettere ift allerdings in jeinem Beftande bedingt 
durch das Vertragsverhältnis, allein jomweit und folange er beiteht, ift er frei 
von jeder anderen Rechtsordnung außer dem Völkerrechte. Man kann den 
Staatenbund aljo als unabhängig, und wenn man die Unabhängigkeit eines 
Gemeinmwejend von der Rechtsordnung eines höheren Gemeinwejens mit Sou— 
veränität bezeichnet, ala jouverän erklären. Der Stantenbund als Staat ift 
aber fein vollfommener Staat; feine Funktionsfähigkeit iſt eine beſchränkte in- 
folge des beftehenden Vertragsverhältniſſes, das nur ganz beftimmte Bewegungs: 
freiheit den Organen des Staatenbundes erlaubt. Dieje Unvolltommenheit im 
Innern beichränft auch die Rechts- und Handlungsfähigkeit nach außen, nament: 
lid) die Vertragsfähigkeit. Der Staatenbund kann, wenn 3.8. das Poftwejen 
oder Münzweſen noch Sache der einzelnen Staaten ift, feine Poft: und? Münz: 
fonventionen abjchließen, es wäre ihm denn dieſe Befugnis ausdrüdlich zu: 
geftanden. Der Staatenbund ift völferrechtlih in der Souveränität beſchränkt; 
die Beſchränkung ergibt fi) durch den ftaatenbundlichen Vertrag. Das Völter: 
recht hat diejen Vertrag anzuerkennen, weil derjelbe ein völferrechtlicher Vertrag 
ift; die Organe jedes einzelnen Staates dürfen die Wirkjamfeit eines vom 
Staatenbunde abgejchlofjenen völferrechtlihen Vertrages, der dem Bundesvertrage 
widerftreitet, ablehnen; es wäre denn, daß der Einzeljtaat jeinerjeit3 dem Ber: 
trage ausdrüdlich zugeftimmt hätte. 

Soweit die Funktionsfähigkeit im Staatenbunde befteht, üben die Bundes: 
organe die Funktion Eraft eigenen, ihnen von der Berfaffung eingeräumten 
Rechtes aus und nicht etwa bloß ala Vertreter der Staaten im Namen, aus 
dein Rechte der leßtern. 


jehr intenfiver, jo bemerft Otto Mejer, Einleitung in das Deutſche Staatörecht, 1884, 
S. 176 Unm. 3: „Beiipiele völferrechtliher Verhandlungen des Bundes gibt es nicht 
wenige.” Brie a.a. O. ©.85 weiſt aud darauf Hin, daß eine Matifitation der vom 
Staatenbunde abgeſchloſſenen Verträge duch die einzelnen Staaten nicht als er 
forderlid; betrachtet wurde. Die völferrechtlihe Perſönlichkeit des Staatenbundes wird 
beitritten von Yaband I, ©. 35: „Der Staatenbund iſt ein Rectöverhältnis unter 
Staaten, aljo fein Rechtsſubjekt.“ Die Begenüberftellung von Recdtsverhältnis und Rechts— 
jubjeft ift jedoch nicht zuläfiig; das Mechtöverhältnis iſt etwas internes, die Rechts— 
jubjeftivität etwas Erterned. Alle menihliden Verbände weilen im Innern Rechtsver— 
hältnifje zwiſchen den Mitgliedern auf; das jchlieht nicht aus, dak das durch die Rechts— 
verhältnifje Verbundene, da8 Ganze nad außen Individualität wird. Auf die Verhält— 
niſſe und die Geftaltung diejer Verhältnifje bei Verbündeten fommt es bei der Frage 
nad der Rechtsſubjektivität nicht an, jondern nur darauf, ob das durch das Berhältnis 
Abgeſchloſſene feine Unteriheidung nah außen kehrt, ſich als ausichliehendes Eins auf- 
ipielt und als ſolches vom äußeren Rechte anertannt wird. (Bgl. He gel Philoſophie des 
Rechts $ 271.) Auch Art. 2 der Wiener Schlußakte jpridt von dem Beitehen des Vereins 
in feinen äußeren Berhältnijjen als eine in politiicher Einheit verbundene Gejamtmadıt. 
Die Einheit und Subjettivität des Staatenbundes nad außen ift feine Gefihtstäufchung, 
wie Seydel, Zur Lehre von den Staatenverbindungen, Abhandlungen I 1893,. ©. 17 
bemerkt. Eine jolde wäre nur da, wenn das Handeln der Bundesorgane nad aufen den 
Staatenbund nicht mit all’ feinen Teilen unmittelbar binden würde. Einzelne Schrift: 
fteller unterſcheiden zwiichen völkerrechtlicher und ſtaatsrechtlicher Perſönlichkeit. Eine ſtaats— 
rechtliche Perſönlichkeit des Staates, die im Inneren desſelben eine Rolle ſpielt, gibt es 
überhaupt nicht, außer man greift zu bloßen Filtionen. 
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Der Staatenbund als Staat hat einen bejonderen Fiskus, ber mit dem 
Fiskus der Einzelftaaten nicht identisch ift.") 

Wenn aud) Glieder des Staatenbundes ſowohl die Staaten, als aud) bie 
Bürger der Staaten find, jo verbleibt doc die Mitwirkung bei den ftaatlichen 
Aufgaben, der Genuß ber politiihen Rechte einzig den Staaten ala Mitgliedern. 
Die Einzelftaaten find nicht bloß Mitglieder, jondern auch Wahlorgane des 
Staatenbundes; es fteht ihnen das Wahlrecht der Abgeordneten in den Kongreß, 
die Bundesverfammlung, die Tagjagung zu.) Die einzelnen Bürger haben 
feine aftiven politifchen Rechte ala Mitglieder des Staatenbundes. 


8 44. Die einzelnen Staaten. 


Die einzelnen Staaten verlieren durd Eintritt ala Mitglieder in einen 
neuen Verband ihre Eriftenz und die Identität mit ihrer bisherigen völferrecht: 
lichen Perjönlichkeit nit. Al Mitglieder des neuen Verbandes werden fie 
vom Redjte des Verbandes beherricht. Diejes Recht fteht ala interftaatlicy ver: 
einbartes Recht höher als das eigene, das Landesrecht. Die einzelnen Staaten 
werden durch den Eintritt in den Verband und die dadurch bewirkte Unter: 
ftellung unter das Verbandsrecht berechtigt und verpflichtet, fie find rechtsfähig 
und handlungsfähig nad) dem Rechte des Staatenbundes. Allein fie werden 
durch ihre Mitgliedihaft nicht ausjchließlich zu Rechtsſubjekten bes ftaatenbund- 
lichen Redts, Jondern fie bleiben auch noch Perjönlichleiten nad) Völkerrecht. 
Die Möglichkeit, daß ein Subjekt gemäß verichiedenen Rechtsordnungen Perjön: 
lichkeit iſt, kann nicht beftritten werden; vorauszujegen ift dabei nur, daß dieſe 
Rechtsordnungen nicht im Wibderftreite liegen. So gut ein Individuum mehreren 
Verbänden angehören und nad) dem Rechte jedes dieſer Verbände berechtigtes 
und verpflichtetes Subjekt jein kann, ebenjogut fann ein Gemeinwejen in jeiner 
nad außen ſich fehrenden Individualität nach dem Rechte verjchiedener höherer 
Gemeinwejen oder nad) dem Rechte eines höheren Gemeinweiend und nad) dem 
Völkerrechte Rechtsſubjekt fein, Perjönlichkeit haben. Der Einzelftaat gibt da= 
dur, daß er Mitglied des ftaatenbundlichen Verbandes wird, feine bisherige 
Berjönlichkeit nicht des Gänzlichen auf; er wird nicht in der Weile Mitglied, 
daß er nad jämtlihen Richtungen hin, univerjell, von dem Rechte des Ber: 


ı) Der Deutihe Bund hatte Bundestafien Kanzleikaſſe und Matrikularkaſſe), welche 
einem Rehnungsausihufle der Bundesverfammlung unterjtellt waren. Der fchweizeriiche 
Staatenbund bejah eine Bundeskaſſe und als bejondere Abteilung derjelben die Kriegs— 
kafie, vgl. $ 3 des Bundesvertraged. Urt. 3 der Konföderation fieht ebenfalld eine 
Bundeskaſſe vor. 

) Brie a.a.D. S. 92: „Jedem Gliedftaate wird ein möglichft ausgedehnter 
und mahgebender Einfluß auf die Bundesangelegenheiten gewährt. Demzufolge wird 
nicht nur das regelmäßige Organ des Bundes, die Bundesverfammlung, aus Delegierten 
jämtliher Bundesglieder gebildet, jondern es find auch die Mitglieder der Bundesver- 
jammlung von ihren Auftraggebern unbedingt abhängig, insbejondere zur Einholung 
von Inſtruktionen verpflichtet. Wenn nicht, wie in den Staatenbünden der Bereinigten 
Niederlande, der jchweizeriihen Kantone, der nordamerikaniſchen Staaten allen Bundes 
gliedern gleiches Stimmrecht zufteht, jo ift doch wenigjtens, wie im Deutihen Bunde, eine 
verhältnismäßig geringe Rüdfiht auf die Macdtunterichiede genommen, jo dab auch den 
fleineren und Heinjten Staaten ein erhebliches Stimmrecht zukommt.“ Die Einzeljtaaten 
bilden nit zufammen ein Kollegium; jeder Staat wählt als ftaatenbundliches Wahlorgan 
einzeln, nur die Gemwählten bilden ein Kollegium. Betrachtet man aber die Bunbeöver- 
ſammlung ald Gejandtenfongreß ber Einzeljtaaten, jo find dieſe nicht Bahlorgane des 
Bundes, jondern als Kollegium das Organ der Bundesverjammlung jelbft. 
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bandes beherricht wird. Er wird Mitglied nur nad) einzelnen beftimmten Be- 
ziehungen, behält aber im übrigen die bisherige Rechtsftellung, bzw. völkerrecht: 
liche Unabhängigkeit oder Souveränität bei.) Die Einzelftaaten büßen aber 
ein beftimmtes Maß von Unabhängigkeit, von Souveränität ein. Daran ändert 
der Umſtand nichts, daß ihre Mitgliedichaft des Staatenbundes auf Vertrag, 
aljo auf jelbft eingegangenen Verpflichtungen beruht; denn die Aufgabe der 
Mitgliedihaft jteht nicht mehr in der Macht des einzelnen Staates. Durd 
jeine Mitgliedihaft verliert aljo der einzelne Staat einen gewiflen Umfang der 
Unabhängigkeit; verliert er dadurch die Eigenihaft ald Staat überhaupt? Der 
normale Staat ift allerdings völlig von dem Rechte eines höheren Gemeinmejens 
unabhängig, er unterfteht bloß dem Völkerrechte und ben Berpflichtungen, die 
diejes ihm auferlegt. Dieje volle völkerrechtliche Rechts: und Handlungsfähigkeit 
ober Souveränität fehlt dem Staate, ber ein Staatenbundverhältnis eingegangen 
ift, aber er ift und bleibt dennod Staat, er iſt und bleibt völferrechtliche Per: 
fönlichkeit, allerdings in jeiner Rechts: und Handlungsfähigkeit, in feiner Sou— 
veränität etwas beſchränkt.) Der Einzelftaat kann völferrechtlihe Verträge 


!) Die völferrehtlihe Handlungsfähigkeit der einzelnen Staaten wird namentlich 
in der Deutihen Bundesafte, Urt. XI betont: „Die Bundesglieder behalten zwar das 
Net der Bündniffe aller Urt, verpflichten fi jedoch feine Verbindungen einzugeben, 
welche gegen die Sicherheit de8 Bundes ober der einzelnen Bundesftaaten gerichtet wären“, 
Der jchmweizeriihe Bundesvertrag jagt in $ 8 Abi. 5: „Militärfapitulationen und Ber: 
träge über ölonomiſche und Bolizeigegenftände mögen von einzelnen Kantonen mit aus- 
wärtigen Staaten gejhlofjen werden. Sie follen aber weder dem Bundeövereine, nod 
beitehenden Bündniſſen, noch verfafjungdmäßigen Rechten anderer Kantone zumider jein 
und zu dieſem Ende zur Kenntnis der Tagesjapung — werden“. Nach Art. 6 der 
Konföderation ift ed den Staaten unterfagt, Geſandtſchaften abzuordnen oder zu em— 
pfangen, jowie Verträge oder Bündniffe mit einer fremden Macht abzuſchließen. Dieie 
Beitimmung ift aber nicht jo aufzufaflen, daß den Staaten die völlerrechtliche Rechts- und 
Handlungsläpigfeit gänzlid; benommen fei, ſondern es wird für fie bloß die Verpflichtung 
ſtatuiert, fih nad auswärts nicht einzulaflen. 

) Der Staatenbunddvertrag ift mit anderen völferrechtlihen Berträgen nicht auf 
eine Linie zu jtellen. Der gewöhnliche Vertrag kann gekündigtinverden, der Bundesver— 
trag ſoll ein „ewiger“ fein, d. h. er ſoll nicht gelündigt werden können. Mit diefem Ver— 
zihte auf die Kündbarkeit begibt fich der Vertragsichließende eines Teiles jeiner Freibeit, 
Yeiner Unabhängigkeit. Das Civilrecht ift den ewigen, untindbaren Verträgen, welche die 
Bewegungsfähigfeit der Kontrahenten beichränfen, nicht hold; es erflärt fie ungültig mit 
Rüdfiht auf die Unantajtbarkeit der individuellen Freiheit. Das Völlerreht verbietet un- 
fündbare Verträge nit, und wo ſolche deshalb eingegangen werden, verliert der kontra— 
hierende Staat etwas von feiner Souveränität. Seydel, Lehre von den Staatenver 
bindungen, Abhandlungen I, ©. 76 lehrt, da der Staatenbundsvertrag zwiichen den 
Staaten nur ein Gejellihaftsverhältnis begründe, das die Souveränität der Berbündeten 
unveriehrt laſſe. Seydel weiſt auf die Möglichkeit der Auflöjung des Bertrages bei 
Einjtimmigkeit bin, aber gerade in dem Erfordernis der Einftimmigfeit liegt eine Be 
ſchränkung der freien Individualität und wenn Seydel bemerkt, dab die Ewigkeit des 
Vertrages nach der Lage menjchlicher Dinge ſtets eine unfichere Sache jei, jo bildet diefer 
Hinweis auf äußere Eventualitäten fein Argument für die rechtlide Beurteilung. Bon 
größerem Gewichte tft die Bemerktung Seydels, daß, wenn ein Staat den Mustritt aus 
dem Bunde erkläre, jeder weiteren Tätigkeit der Bundedorgane im Staate auf dem Ge 
biete der Gejepgebung, der Verwaltung 2c. der Rechtsboden entzogen jei; es liege zwar 
Vertragsbrud vor, aber das Bundesverhältnis jei ſtaatsrechtlich gelöſt. Der Vertrags 
bruch, den ein Staat durdy Austritt aus dem Bundesverhältntß begeht, unterjcheidet —* 
aber doch von dem Bruche eines andern völkerrechtlichen Vertrages. Der Gliedſtaat tft 
Mitglied eines organifierten Verbandes, wird dom Rechte bedjelben umſchloſſen; bie 
DOrganilation ded Verbandes dringt in den einzelnen Staat hinein, berührt und bindet 
die Individuen des letztern. So ſehen wir bei allen Staatenbünden eine militärtiche 
Organifation, welche die Truppenkörber der Einzeljtaaten umfaßt. Der Bruch des Staaten» 
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abſchließen mit den übrigen Einzelftaaten, mit dem Staatenbunde felbft und 
mit dritten Staaten; immer aber muß babei eine Verlegung des Staatenbund- 
vertrages vermieden werden. Der Einzelftaat kann nur als völferrechtliches 
Subjeft mit dem Staatenbunde in Beziehung treten, nicht aber find Beziehun- 
gen des Einzelitaates als ftaatenbundliches Rechtsſubjekt zum Staatenbunde dent: 
bar. Es frägt ſich, wie fi das Verhältnis der vom Einzelftante vor dem 
Staatenbundsvertrage abgeichloffenen Staatsverträge zum Staatenbundesvertrage 
jelbft geſtalte. Selbjtverftändlih geht der frühere Vertrag dem jpäteren vor 
und es ift aljo Aufgabe des Einzelitaates, vor jeinem Eintritt in das Staaten: 
bundsverhältnis, frühere, nicht mit dem neuen Vertrage harmonierende Verträge 
zu löfen. 


Durch den Eintritt in das Staatenbundverhältnis verliert der Einzelftaat 
nicht nur emen Zeil feiner völferrechtlichen Periönlichkeit oder äußeren Sou: 
veränität, jondern auch einen Zeil feiner inneren Funktionsfähigkeit oder inneren 
Souveränität. Das Recht des neuen Verbandes dringt in das Innere bes 
Einzelftaates ein, verpflichtet Organe und Bürger unmittelbar und verdrängt 
dadurch das eigene Recht des Einzelftaates; die Organe können fi in Geſetz— 
gebung und Verwaltung nicht mehr völlig frei bewegen und vermögen aud) die 
rechtlichen Hinderniſſe nicht von fi) aus zu befeitigen. Die völferrechtliche 
Rechts- und Handlungsfähigkeit, die Unabhängigkeit oder äußere Souveränität 
und die innere Funktionsfähigkeit oder die innere Souveränität des Staaten: 
bundes und der einzelnen Staaten ergänzen ſich gegenfeitig zu derjenigen vollen 
Souveränität und inneren Funktionsfähigkeit, wie ie dem normalen Einheits- 
ftaate zufommen. 


8 45. Das Bertragdverhältnis unter den Staaten. 


Die völkerrechtliche Perjönlichkeit der Einzelftaaten bewährt ſich aud) darin, 
daß der abgeſchloſſene Staatenbundävertrag ala völferrechtliches DVertragsverhält- 
nis wirft. Mit dem Ausdrude Staatenbund bezeichnen wir aljo nicht bloß das 
durch die Rechtsſätze des Vertrages oder Bereinbarungsinhaltes begründete neue 
Gemeinweſen, ben Staat, welcher die einzelnen Staaten und deren Bürger ala 
Mitglieber umfaßt, jondern aud) den Vertrag jelbit, das Bündnis und das 
daraus rejultierende, dauernde Vertragsverhältnis.') Der Inhalt des letzteren 
it ein begrenzter; er befteht in der gegenjeitig eingegangenen Verpflichtung, vom 
Vertrage nicht zurüdzutreten, d. 5. den Austritt aus dem Gemeinwejen nicht zu 


bundvertrages erfordert alſo auch den Austritt aus der Organilation, die Löſung aller 
Berbindungen, die nicht bloß rechtlich, ſondern auch tatjächlih mit der Organifation des 
Gejamtitaates beitehen. Das ftaatenbundliche Recht fieht, wie das Recht des Einheits- 
ftaate® gegenüber Individuen Gewaltmittel, bzw. Erefution gegen miderftrebende Glied- 
ftaaten vor. Beim gewöhnlichen völferrechtlihen Vertrage Danbelt es fih um Löfung 
rein rechtlicher Beziehungen, denen feitftehende Einrichtungen nicht zu Grunde liegen; es 
handelt fi nicht um Austritt aus einer Organifation, um Widerftand gegen vborgejeßte 


ante. 

1) Ich nehme alſo das Beitehen eines Rechtsverhältniſſes, bzw. Vertragsverhält- 
niſſes zwiſchen den einzelnen Staaten neben dem Beitehen des Staatenbund-Staates an. 
Aus dem Vertrage ift das vereinbarte Recht, der vereinbarte Organismus ded Staaten: 
bund-Staates entſtanden; damit hören aber die Wirfungen des Vertrages nicht auf, es 
bleibt das Bertragäverhältnis, deſſen Wirkungen ſich darin zeigen, daß eine Aenderung 
der Vereinbarung nur wieder durch Vertrag geihehen kann. 

Aunalen des Deutſchen Reichs. 1909, b3 
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nehmen’) und feinen das Vertragsverhältnis verleßenden Aenderungen zuzu: 
ftimmen.?) Im fernern begründet der Inhalt des Vertragsverhältniſſes die 
Berechtigung des einzelnen Staates, jede Abänderung der Vereinbarung ala 
völferrehtswidrig zurüdzumeifen®), er ftatuiert alfo auch die Berechtigung, von 
den übrigen Bertragdftaaten zu verlangen, daß fie bei Anftruierung ihrer Ab: 
geordneten in den Kongreß, in die Bundesverfammlung oder Tagjagung auf 
die Vermeidung der Verlegung des Wereinbarungsinhaltes Bedacht nehmen. 
Das BVertragsverhältnis befteht nur zwiſchen den einzelnen Staaten, nicht zwiſchen 
diefen und dem Staatenbunde ala Staat. 


2. Der Bundesftaat. 


$ 46. Entftehbung und Aufhebung. 


Das Bedürfnis, die beim Staatenbunde vorhandene Schranke ber Rechts— 
bildung, das Bertragd: und Bereinbarungsverhältni® der einzelnen Staaten 
untereinander aufzuheben, führt zur Bildung des Bunbdesftaates. Der Bundes: 
ftaat ijt ein Staat, deſſen Rechtsbildung an feine vertragliden Schranken ge 
bunden ift, deffen Organe alfo ın der Verfaffungsgefeßgebung nicht von dem 
übereinftimmenden Willen der einzelnen Staaten abhängig find. 

Der Bundesftaat der nordamerifaniichen Union, des Norddeutihen Bundes 
und des Deutichen Reiches find vertragsmäßig entitanden.*) 


ı) Vgl. Urt. 5 und 6 der Wiener Schlußakte: „Der Bund tft als ein unauflöslicher 
Verein gegründet und es fann daher der Außtritt aus diefem Verein feinem Mitgliede 
desjelben freiftehen. .... Die Aufnahme eines neuen Mitgliedes fann nur ftatthaben, 
wenn die Sejamtheit der Bundesglieder ſolche . . . angemejien findet.“ BaL nod Art. VII 
Ubi. 3 der Deutihen Bundesalte. Nah Urt. 13 der Konföderation joll diejelbe ewig 
dauern, d. h. ein Sezefjionsrecht der einzelnen Staaten unjtatthaft jein; eine Menderung 
der Konföderationdartifel ift nur zuläfiig, wenn ſämtliche Staaten zuftimmen; dagegen 
fönnen neue Staaten nad) Art. 11 mit einer Mehrheit von 9 Stimmen aufgenommen 
werden. Der jchweizeriiche Bundesvertrag enthält feine Beitimmungen über das Beitchen 
eines Vertragsverhältnifies; man bielt aber dasjelbe als jelbftverftändlid, vgl. Fleiner, 
die Gründung bes jchweizeriihen Bundesſtaates 1898, ©. 5. 

Vgl. z. B. Art. 6 der Wiener Schlußahe: „Veränderungen in dem gegenwärtigen 
Befitftande der Bunbesglieder können feine Veränderungen in ben Redten und ®er: 
pflihtungen derjelben in Bezug auf den Bund ohne ausbrüdliche Zuftimmung der Ge— 
famtheit bewirfen. Eine freiwillige Abtretung auf einem Bundesgebiete baftender Sou— 
re fann ohne jolde Zuftimmung nur zu Gunjten eines Mitverbündeten 
eſchehen.“ 

) Es iſt das Charakteriſtiſche des Staatenbundes, daß das Recht und damit die 
anze Organiſation des Staatenbund-Staates auf Vereinbarung beruht und ohne neue 
ereinbarung nicht abgeändert werden kann, vgl. auch Wefterfamp a. a. O. ©. 458 fl. 

Dieje Anficht ift aber beftritten. G. Meyer, Staatsrecht S. 37 bemerkt bloß: „In Bezug 

auf die Erweiterung der Kompetenz; bejtehen an und für ji zwei Möglichkeiten. Für 

diejelbe kann entweder jchon ein Alt der Bundesgewalt genügen oder es fann dazu die 

Einwilligung aller beteiligten Staaten erfordert werden. Letzteres iſt das der Natur des 

Etaatenbundes Angemeſſene und bat biöher die ausnahmsloje Hegel gebildet.“ 

*) Der Bertrag iſt ein dvölferrechtliher. Ueber die Bertragsmähigfeit der Unions— 
verfafjung vgl. Rüttimann, Das amerifaniihe Bundesrecht, I. ©. 44; Brie, Theorie 
der Staatenverbindungen 1886, ©. 132 und 133. Die Vertragsmäßigkeit der Entſtehung 
des Nordbeutihen Bundes und des Deutichen Reiches betont Brie a. a. O. ©. 132; 
vgl. au ©. Meyer, Deutihes Staatsreht S. 43 Anm. 18. Dagegen Yaband |, 
©. 31 ff.; derjelbe bemerkt: „Die Gründung des Bundes, bie Feitftellung und Anerkennung 
feiner Verfafjung und die Unterwerfung der Einzelftaaten unter die von ihnen gegründete 
ar war eine und diejelbe Tat der Einzeljtaaten.*“ Jellinel, Allg. Staat# 
lehre ©. 709: „Die Gründung des Bundesjtaates iſt eine nationale Tat, die wie der Alt 
der Staatengründung überhaupt nicht juriftiih Fonftruiert werden fann.* Binding, 
Die Gründung des Norddeutihen Bundes jpridt S. TO von einem „Myjterium der Tat“. 
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Der Bertrag ift teils eigentlicher Vertrag, Begründung von gegenjeitigen 
Verpflichtungen, teild Vereinbarung von Rechtsſätzen. Die Verpflichtungen be: 
ftehen bloß darin, bei der eritmaligen Beitellung der neuen Bundesorgane jomeit 
mitzuwirken, als die vom einzelnen Staate abhängt, aljo Vornahme der An: 
ordnungen zur Ermöglihung der Wahl der Volksvertreter und Vornahme der 
Abordnungen in den Senat oder Bundesrat. Sobald dies von jedem einzelnen 
Staate en iſt, ift der Vertrag erfüllt, das PVertragsverhältnis erlojchen, 
fernere Verpflichtungen bejtehen nicht mehr. Die weiteren Wahlen und Er: 
nennungen geichehen nicht mehr gejtügt auf den Vertrag, ſondern geftüßt auf 
bindendes Gele. Die Bereinbarung ferner enthält das Einverftändnis ber 
Staaten, daß die Fortdauer des PVereinbarungsinhaltes von dem Willen der ge: 
Ihaffenen Organe abhängig werde, wie ein (Verfaſſungs)Geſetz. Die Verein: 
barung wird Gejeß, jobald die neuen geleßgebenden Organe den Vereinbarungs— 
inhalt als —* —2 — und damit ſtillſchweigend den Geſetzeswillen erklären; 
daß die neuen Organe den Vereinbarungsinhalt ſofort formell als Geſetz erfären, 
wäre denkbar, iſt aber unnötig. Mit der Beſtellung und der Infunktiontretung 
der neuen Organe iſt alſo der Vertragsinhalt völlig erichöpft, der Vereinbarungs— 
inhalt hat ebenfalls feine Bedeutung, Geje zu werden, erfüllt. 

Das Weſentliche der Vereinbarung geht aljo bei Gründung des Bundes- 
ftaates dahin, daß die Weiterbildung und Abänderung des Vereinbarten ohne 
Einwilligung ſämtlicher Staaten möglich jei. Die einzelnen Staaten verzichten 
aljo auf ein vertragliches Recht, das auf Sicherung des Bereinbarten gerichtet 
ft. Durch die Vereinbarung, daß die Organe in der Abänderung und Er: 
weiterung ded Rechts unabhängig von dem Willen der einzelnen Staaten werden, 
fällt die jonft gewöhnliche rechtliche Wirkung des Vertrages, bzw. der Verein: 
barung, daß zur Abänderung des Bereinbarten der Konjens der ‘Parteien not- 
wendig jei, dahin; es beftehen feine Kontrahenten mehr; das Vertragsverhältnis 
zwilchen den Staaten hört auf, e8 wird durd) den Vertrag jelbft ausgeichloffen; 
die Mitgliedichaft des Bundesftaates wird eine bedingungsloſe. Es ift nicht 
mehr der Vertrag, jondern der Wille der geichaffenen Organe ſelbſt die oberjte 
Quelle und der äußere Verpflichtungsgrund des Rechts. Das Bereinbarte wird 
durch den Willen der gejeßgebenden Organe, e3 wenigftens vorläufig zu halten, 
zum Gejeße. Die Bereinbarung liefert das erſte Verbandsgeſetz, iſt aber nicht 
Grund, nit fortwirfende Urſache der Rechtögeltung; der Vereinbarungswille 
wird abgelöft durch den Willen der geletggebenden neuen Organe; auf leßterem 
Willen beruht der fortdauernde äußere Verpflichtungsgrund und die Geltung des 
bundesjtaatliden Rechts.') 

) Seydel, Der Bunbesjtaatäbegriff a. a. DO. ©. 28 ff. bemerft zwar mit NRedit: 
„Ein und dasjelbe Ding ift nur entweder ein Verfafiungsgeieg oder ein Vertrag. Denn 
Geſetz und Staatövertrag find unvereinbare Gegenjäpe, da ſchlechterdings das eine in 
dad andere nicht übergehen kann. Das eine ift eine Norm im Gtaate, das andere iſt 
eine Vereinbarung zwiſchen Staaten.” Dagegen erſcheint es nicht als zutreffend, wenn 
diefer Schriftjteller weiter anführt, da aus einem Vertrage nichts anderes werden fünne 
und dab der Bunbdesvertrag, weil er eine perpetua causa habe, nicht erlöſchen könne, 
außer durch vertragsmäßige oder gewaltiame Auflöjung des Bundes, daß er aljo mit 
biefem beſtehe und endige. Es ijt gewiß möglich, daß mehrere Perſonen bei Gründung 
eine Verbandes vereinbaren, was zunädft Inhalt der Verfafjung, der Sapung jein ſoll 
und daß diefer Vereinbarung nicht eine perpetua causa innewohnen jolle, jondern daß 
das Bereinbarte nur gelten jolle, weil und ſolange bie geſchaffenen Organe des Ber- 
bandes den Inhalt der Vereinbarung ald Verbandsgeſetz gelten laſſen wollen. Der ver- 
einbarte Inhalt des erjten Vereinsgejepes bildet dad Motiv für den Beitritt zum Verein. 
53* 
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Die Entitehung des Bundesftaates aus dem Staatenbunde ift in der 
Schweiz ohne Vertrag in der Weiſe geichehen, daß die Organe des Staaten: 
bundes da3 bisherige Recht, geitübt auf den überwiegenden Willen der Kantone 
und des Volkes, in dem Sinne abänderten, daß die neuen Organe die Kompe— 
ten; der Ausbildung und MWeiterentwidlung bes Rechts erhielten.') . 


Die Entftehung eines Bundesftaates ift auch in der Weile möglich, dab 
die Verfaffungsgeleßgebung eines Einheitsſtaates Gliedftaaten einführt, deren 
rechtliche Lage untereinander zu den Organen des Gejamtjtaates und zu dritten 


Der einzelne will vorerft wiljen, wie es in dem Bereine gehalten werde, welde Ein: 
rihtungen, welche Vorjchriften zu gelten haben. Der einzelne weiß aber aud, dab der 
vereinbarte Inhalt nicht von einem Vertrags- oder Bereinbarungsverhältnis umfaht wird, 
fondern, daß diejer Inhalt zum Vereinsgeſetz wird, deſſen Fortdauer im wejentlichen zwar 
erwartet wird, dejjen Abänderung aber dur die Organe ohne jeine Zuftimmung morgen 
ihon möglih iſt. Jellinet, WUlg. Staatslehre S. 711 verwirft die Erklärung bes 
Gründungsvorganges beim Bundesjtaate durd Vertrag mit der Motivierung: „Jede, wie 
immer geartete Zurüdführung des neu gebildeten Berbandes auf den Willen der Kon: 
jtituenten madt ihn dauernd zu ihrem Gejchöpf, da die höhere Rechtsordnung über den 
Staaten fehlt, die dad Gebilde jenes Vertrages, jener Vereinbarung, jenes Gejamtaftes 
oder wie man jonjt den Gründungsalt nennen mag, von ihrer Grundlage loszulöjen im— 
itande wäre. So wäre denn aud nicht abzujehen, warum der Bundesjtaat nicht durd 
Löjung jener Vereinbarung oder dur einen neuen Gejamtalt wieder in jeine Teile zer: 
fallen könnte.“ Demgegenüber ift zu betonen, daß nur bei Fortdauer des Bertragäver- 
hältniſſes (mie beim Staatenbunde) von einer Abhängigkeit des Geſchöpfes geiprocen 
werden fann. Die Möglichteit eines Vertrages aber, wonach die Aenderung des Vertrags— 
inhaltes, ja jelbjt der Ausihluß eines Konjtituenten einem vereinbarten Organe über: 
lafien wird, fann wohl nicht bejtritten werden, haben wir ja auch Analogien im Privat: 
rechte, beim Genoſſenſchaftsvertrage. Es fällt bei diefer Rechtserſcheinung eben das dauernde 
Vertragsverhältnis kraft Vertragswillen jelbit dahin. Die Aufhebung des Bundesitaates 
durch Vereinbarung ift rechtlich deshalb nicht zuläflig, weil eben die Einzelftaaten bei 
Sründung des Bundesjtaates ſich Rechte begeben haben, die ihnen nur wieder die Ber: 
fafiungsgejeßgebung des Bundesjtaates zurüdgeben fann. — Der Vertrag, bzw. die Ber: 
einbarung jtellt fi) bezüglich der Möglichkeit des Widerrufes oder der Abänderung durch 
die Erflärenden auf eine Linie mit dem Beſchluſſe. Auch letzterer iſt regelmäßig durch 
den Bejchließenden widerrufß- oder änderungsfähig. Nehmen wir aber das Beiipiel, wo 
der abjolute Monard die Einführung konjtitutioneller Verhältniſſe beſchließt; dieſen Be— 
ſchluß kann der Monard nit mehr von ſich aus Ändern oder gar aufheben. Mit dem 
Beſchluſſe hat er den Beihlußinhalt zum Teil aus jeiner Hand gegeben; gemäß dieſem 
Inhalte jelbit kann er über denjelben nur noch mit Beiftimmung des Parlamentes Ber: 
fügungen treffen. 

!) Die Tagjagung, das Organ des jchweizeriihen Staatenbund-Staates® hat im 
Jahre 1848 eine neue Bundedverfafjung mit bundesjtaatlihem Charafter beraten. Der 
am 17. Juni 1848 beſchloſſene Entwurf enthielt in den Uebergangsbejtimmungen zugleich 
die Anordnung, daß fi die Kantone über Annahme oder Berwerfung des erfaflungs 
entwurfe® auszufprechen hätten und daß jodann die Zogfabung enticheide, ob die neue 
Berfafjung angenommen jei. Der Anordnung, über den Verfafjungsentwurf abzuftimmen, 
haben ſich alle Kantone gefügt. Die Annahme erfolgte in der großen Mehrheit (15'/ Kan- 
tone), jedod nicht einftimmig. Geftüßt auf diefes Abftimmungsverhältnis erklärte dann 
die Tagjagung am 12. September 1848 die Verfafjung als in Kraft getreten und ordnete 
die Wahlen der neuen Organe an. Es fehlte niht an Stimmen, welde gegen diejen 
Beihluß Verwahrung einlegten; in der Folge haben fih dann aber aud die prote- 
itierenden Kantone freiwillig gefügt. Der Tagfagungsbeihlug vom 12. September 1848 
it die Gründung des Bundesftaates; die boraufgegangene Abjtimmung, bzw. deren 
Rejultat bildete bloß das Motiv jenes Beichlufies. leiner, Die Gründung ꝛc. 
©. 36 ff. führt die Gründung des ſchweizeriſchen Bundesftaates auf einen Gejamtaft (im 
Sinne Kuntzes) zurüd. Ein Gejamtalt jept aber das Einverftändnis jämtlicher Be- 
teiligten voraus; dieſes Einverftändni® war aber am 12, September 1848 nicht vor— 
handen, das nadträglihe Sichunterziehen der widerftrebenden Kantone war Anerkennung 
eines fait accompli. 
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Staaten derjenigen der Glieder des aus einem Staatenbunde entwidelten Bundes— 
ftaates entſpricht (Brafilien ?). 

Die Aufhebung eines Bundesftaates kann in der Weile gefchehen, daß er 
in einen @inheitsftaat übergeht oder fi rückwärts zu einem Staatenbunde 
bildet oder fich in die einzelnen Staaten ala völlig jouveräne Gemeinweſen auf: 
föft. Alle diefe Veränderungen find rechtlich (abgejehen von unorganiſchen Um: 
mwälzungen) nur möglich durch bundesftaatliche Verfaſſungsgeſetzgebung. 

Bei der Entwidlung eines Bundesftaates aus einem Staatenbunde wird 
da3 völkerrechtliche Rechtsſubjekt des erfteren ala Fortſetzung des letzteren, als 
identiſch mit diefem angejehen. Völkerrechtliche Verträge, die der Staatenbund 
abichloß, beftehen deshalb aud, für den Bundesftaat. inwieweit im Innern 
das frühere ftaatenbundliche Recht durch das bundesftaatliche unwirkſam gemacht 
wird, ift Trage der Auslegung. Der Bundesfiskus des Staatenbundes wird 
grundfäglid zum Fiskus des Bundesftaates; freilich erfordert dieſer Uebergang 
da eine Auseinanderjegung, wo frühere Glieder des Staatenbundes nicht mehr 
in den Bundesftaat eintreten oder wo in den letztern Mitglieder aufgenommen 
werden, die dem früheren Staatenbunde nicht angehörten. 


5 47. Die Mitglieder und Organe des Bundesitaates. 


Mitglieder des Bundesftaates find teils die einzelnen Staaten, teils die 
Bürger diefer Staaten. 

Bei Gründung des Bundesjtaates durch Vertrag werden die Bürger der 
einzelnen Staaten unmittelbar zu Bürgern des Bunbesftaates. Umgekehrt würde 
bei Umbildung eines Einzelftaates in einen Bundesftaat die Bürger des erftern 
zu Bürgern der einzelnen Staaten. Die Neuaufnahme (Naturalifation) von 
Bürgern des Bunbdesftaates kann jo geichehen, daß diejelbe den einzelnen Staaten 
überlafjen bleibt; durch die Erwerbung des Bürgertums des Gliedftaates tritt 
dann auch die Mitgliedichaft des Bundesftaates ein. Es kann bei diejem 
Syſteme jede Mitwirkung von Bundesorganen ausgeichloffen fein, jo im Deutichen 
Reiche, oder es fann eine ſolche ftattfinden, jo in der Schweiz.) In den Ber: 
einigten Staaten geidieht die Aufnahme in das bundesftaatlidhe Bürgerrecht 
ausſchließlich durch die Bunbesorgane.?) 

Im Gegenſatz zum Staatenbunde ftehen im Bundesftaate politische Rechte 
in Bezug auf die Funktionen des Bundes nicht bloß den Staaten als jolchen, 
ſondern auch den einzelnen Bürgern zu. Im Staatenbunde ift eine Mitwirkung 
der Bürger bei der Ausübung der Bundesaufgaben deshalb ausgeichloffen, weil 
es nur den Staaten zuftehen kann, darüber zu wachen, daß der Vertragsinhalt 
nicht verlegt wird; die Staaten haben ſich hiezu verpflichtet, und wer ſich ver: 
pflichtet und wen die Pflichten obliegen, dem kommen aud) die Rechte zu. Im 
Bundesftaate fällt diefe Rüdfichtsnahme weg und e8 ift derjelbe der konſtitutio— 
nellen, bzw. parlamentariichen Einrichtung fähig. 

Die Staaten find im Bundesftaate neben ihrer Eigenichaft als Mitglieder 
zugleich Organe des Bundesftaates.”) Sie find Wahlorgane für die Mitglieder 


!) Die Aufnahme bedarf einer Bewilligung des Bundesrates. 

N Vgl. Rüttimann, Das nordamerifanifhe Bundesrecht, I S. 92 und neueſtens 
Sieber in der Zeitichrift für jchweiz. Recht, 1903 ©. 29 ff. 

®) Laband, LS. 56: „Es gibt fein einziges Beijpiel eines zujammengejegten 
Staatöwejend, welches man ald Bund oder Bundesjtaat je bezeichnet hätte, in welchem 
nit den Einzelftaaten ein Anteil an dem Zuftandelommen und der Betätigung des 
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des Senates, Ständerates, Bundesrates. Die Staaten find hiebei Einzelorgane, 
d. h. jeder Staat wählt für fi, nimmt nicht etwa ala Mitglied eines Kollegiums 
an ber Wahl teil. In der Schweiz haben die Einzelitaaten nicht bloß Wahl: 
rechte, jondern auch Abftimmungsrechte bei der Geſetzgebung. Die Kantone 
nehmen aber an der Abftimmung nicht als Einzelorgane teil, jondern nur ala 
Mitglieder eines Kollegiums, gebildet aus den Kantonen. Bei Verfaflungs: 
änderungen ift die Mehrheit der Standesftimmen notwendig, d. h. die Mehrheit 
der Mitglieder des Kollegiums der Kantone haben fi für das Verfaſſungs— 
geieß auszufprehen. Daß dabei die Bildung der Standesftimme bundesgeſetzlich 
geordnet iſt (das Mehrheitsvotum der im Kanton abftimmenden Bürger gilt als 
Standesftimme), benimmt den Kantonen die Eigenihajt als Mitglieder eines 
Geſetzgebungskollegiums nicht.) In gleicher Weije bildet in den Vereinigten 
Staaten das Kollegium der Einzelitaaten ein Organ der Verjaffungsgefeggebung.”) 
Im Deutihen Reiche find die Staaten nur Wahlorgane des Reiches für die 
Bildung des Bundesrates; fie find ala jolche Einzelorgane. Ein Kollegium der 
Staaten als Gejeßgebungsorgan ift im Deutjchen Reiche nicht vorhanden; bloß 
find Diejenigen Staaten, welche verfaflungsmäßige Sonderrechte haben, außer: 
ordentliche Gejegebungsorgane, wenn es fi um Abänderung der Sonderredjte 
handeln würde. 

Die politiihen Rechte der einzelnen Bürger können fih auf die Wahl- 
rechte beichränfen, jo in den DBereinigten Staaten und im Deutjchen Reiche. 
In der Schweiz umfaffen die politiihen Rechte auch Abftimmungs: bzw. Zeil: 
nahmerechte bei der Gejegebung. 

Wir jehen im Eonjtitutionellen Bundesftaate zwei Hauptorgane, die Volks: 
vertretung, beſchickt von den ftimmfähigen Bürgern und das Staatenhaus?), be: 


Sejamtwillen® zugeitanden hätte.” Allerdings ift der politiiche Einfluß der Einzeljtaaten 
auf das ftaatliche Leben des Bundesjtaates ein unbegrenzter, dagegen reduziert ſich die 
rechtliche Anteilnahme und Betätigung der einzelnen Staaten auf Wahlen und (Schweiz 
und Bereinigte Staaten) auf Abſtimmungsrechte bei der Berfaflungägejehgebung. Die 
einzelnen Staaten find in diefer Beziehung Organe des Bundesjtaates, vgl. Jellinet, 
Allg. Staatslehre S. 707; Mar Beith, Der rechtliche Einfluß der Kantone auf die 
Bundesgemwalt 1902, ©, 56 fi. Die Auffaffung, dab „die Beteiligung der Einzelftaaten 
an der Gerftellung des Geſamtwillens“ aband, I ©. 56) den Bundesjtaat begrifflich 
beitimme, ift die herrichende. Durch diejes Merkmal will man nit den Bundesftaat vom 
Stantenbunde (wo die Beteiligung in nod größerem Maße vorhanden ift), jondern vom 
Einheitsſtaate unterfcheiden (j. Borel, Sur la souverainet6 et l’ötat föderatif 1886, 
S. 173 ff). Durch Abſchaffung des Senates, Ständerates oder Bundesrates oder Wahl 
diefer Organe durch andere Körper als die Einheitsftaaten aber würde der Bundesitaat 
noch nicht zum Einheitsjtaate, ebenjowenig wirde der Einheitsjtaat zum Bundesjtaate, 
wenn die erjte Kammer durch (inftruierte oder nicht inftruierte) Abgeordnete der Gemeinden 
oder Kreiſe gebildet würde. 

) Nicht als Einzelorgane, fondern in ihrer Eigenihaft als Mitglieder eines 
ee üben die Kantone nod folgende gefepgeberlice Rechte aus: das Recht (von 
fünf Mitgliedern) auf außerordentliche —— er Bundesverſammlung, Art. 86, das 
a Ye (von acht Mitgliedern), Art. 89 und dad Redt auf Jnitiative, 
rt. 93, 

) Briea. a. ©. ©. 105 bemerkt zutreffend: „Darin (in der Regelung der Ber- 
fafiungsgejepgebung der Union) liegt aber nicht eine — der Verfaſſungs— 
änderung aus der Rechtsſphäre der Geſamtheit, ſondern die Organiſation des Gejamt- 
ftaates in nur für Berfafjungsänderungen teilweije eine andere al8 für die Ausübung 
der demjelben aktuell zuitehenden verfaliungsmäßigen Befugnifie.* 

2) Es ift diefes Syitem unverhüllt vorhanden in den Vereinigten Staaten (Re— 
präjentantenhaus, Senat) und in der — (Nationalrat und Ständerat). In Deutich- 
land verjieht der Bundesrat die Funktionen des Staatenhaufes. Es wird dies beitritten. 
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ihiet von den Staaten. So wie aber die Volksvertretung nicht eine ftaat8- 
rechtliche Vertretung des Volkes ift und ihre Beichlüffe eigene, nicht Beichlüffe 
des Volkes find,') jo ift auch das Stantenhaus eine Vertretung der Staaten 
nicht in dem Sinne, daß jeine Beſchlüſſe ala joldhe der Staaten zu gelten haben ; 
dieje Beſchlüſſe find vielmehr eigene Beichlüffe des Bundesorganes.”) 


Der Umftand aber, dab die Abgeordneten nah Inſtruktionen jtimmen und daß dem 
Bundesrate noch eine Reihe weiterer Funktionen zuitehen, benimmt ihm den Charafter 
eines Staatenhaufes nit. Yaband, 1.5. 215 gibt bloß zu: „Gleichwohl ift nicht aus— 
geisiohen, dab der Bundesrat tatjählih im Reiche in einzelnen Richtungen ähnliche 

ienjte wohl zu leiften vermag, wie fie von einem Oberhauje oder Staatenhauje geletjtet 
werden fünnen.“ 

Die Anficht, daß eine eigentliche Bollsvertretung ftattfinde, daß dad Necht beim 
Volke jet und nur zur Ausübung übertragen werden fönne, iſt in der deutjchen Literatur 
nabezu verihwunden. Sie wird nod vertreten durch Bornhak, Allg. Staatälehre, 
S.100: „Die Bollövertretung ijt Vertretung der Gejamtheit der Staatdangehörigen.“ 
Da aber die Bertreter ohne Inſtruktion ftimmen, aljo fein imperative8 Mandat beiteht, 
fo finde dieſe Vertretung „ihre privatrechtlihe Analogie nicht in der Vollmacht oder dem 
Anftrage, jondern der gejeplichen Vertretung der Handlungsunfähigen“. Bluntſchli 
ſpricht zwar von einer jtaatdrechtlihen Repräjentation, bemerkt aber im übrigen (Allg. 
Staatäredt, S. 55): „ES beiteht zwiichen dem Vertreter und den Wählern wohl ein Vers 
trauend= aber keineswegs das Rechtsverhältnis des Mandate. Die Wahl ift nur ein 
Mittel, um die richtige Volksvertretung zu erzielen. Wahl ift nicht Vollmacht und nicht 
Auftrag. Der Gewählte ift daher nicht an die Anftruftion der Wähler gebunden und 
denjelben nit zur Rechenſchaft verpflichtet. Er fann nicht beliebig von denſelben ab— 
berufen, ihm nicht willkürlich der Auftrag gekündigt werden. Seine Abſtimmungen 
binden weder ihn perſönlich, noch ſeine Wähler. Sie wirken verbindlich nur, inwiefern 
das Geſetz durch dieſelben zuſtande kommt und dieſes verpflichtet alle gleichmäßig, die, 
welche dafür und die, welche dagegen geſtimmt haben, die Repräſentanten, ihre Wähler 
und alle übrigen Staatsgenoſſen.“ In Bezug auf die rechtliche Natur des Deutſchen 
Reichstages bemerkt Laband, J. S. 272: „Die Reichstagsmitglieder find überhaupt feine 
Vertreter in dem Sinne, wie dieſer Ausdruck in Urt. 6 von den Bundesmitgliedern und 
wie in der Rechtswiſſenſchaft techniich gebraudt wird. . .. Eine pofitive juriſtiſche 
Bedeutung hat die Bezeihnung der Neichstagämitglieder als Vertreter des ganzen Volles 
daher nidt; im juriftiihen Sinne find die Reihstagsmitglieder niemandens Vertreter; 
ihre Befugnifie find nicht don einem andern Rectöjubjelte abgeleitete, fie beruhen un— 
mittelbar auf der Berfafjung. ... Der Sinn ber Redewendung, daß die Mitglieder 
des Reichdtages Vertreter des gefamten Volkes find, ift vielmehr ausſchließlich ein poli— 
tiiher. ... Als unjuriftiih muß dagegen die Auffafjung bezeichnet werden, daß das 
Volk durch den Reichstag als eine Vertretung fortlaufend Anteil an den Staatögeichäften 
des Reiches ausübt.... Man muß feithalten, daß der NReichdtag nur in dem Sinne 
und nur beöhalb eine Volfävertretung heißt, weil jeder einzelne Reichdangehörige, der 
den Erforderniffen des Wahlgejepes genügt, an der Bildung diejed Organes des Reiches 
fich zu beteiligen vermag“. Yellinel, Allg. Staatdlehre, S. 532 nimmt an, daß Volt und 
Volksvertretung juriftiih eine Einheit bilden, daß die legtere ein Organ, bzw. ein Aus— 
ſchuß des erjtern jei. 

?, Die Auffaffung, daß der nordamerifaniiche Senat und ber —— Ständes 
rat Bundesorgane jeien, ijt, jomweit ich jehe, nicht bejtritten. Dem Bundesrate des 
Deutihen Reiches fpriht Zaband, I, ©. 214 ff. eine Doppelnatur zu, einerſeits ſei der 
Bundesrat ein Organ des Reiches, andererjeitö diene er zur Musübung und Geltend- 
madhung der Mitgliedichaftsrechte der einzelnen Bundesſtaaten. Dieſe leptere Eigenschaft 
ichließt alio nah Laband den Charakter ald Organ des Reiches nad) gemwijien Ride 
tungen hin aus. cd möchte dagegen darauf hinmweijen, daß die Ausübung und Geltend— 
a der Rechte der Staaten ald Mitglieder des Reiches nicht im Bundesrate in Er— 
jheinung tritt, Die Rechte der Staaten beftehen bloß darin, die Abgeordneten in den 
Bundesrat zu bezeichnen. Der Bundesratsbeihlug ift Beſchluß der Räte, nicht Beſchluß 
der Staaten, die Befugnifie der Mitglieder des Bundesrates find nicht von einem andern 
Rechtsſubjelte abgeleitete, fie beruhen unmittelbar auf ber Verfaſſung. Dies bejtreitet 
Sendel, Abhandlungen, Neue Folge 1902, ©. 93: „Der Bundesratsbeihluß ift hienach 
rechtlich nicht Beihluß der Mitglieder des Bundesrates, er ift Beſchluß der Mitglieder des 
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Als ftändig leitende Organ, als die Spitze der Regierung beiteht in den 
Dereinigten Staaten der aus allgemeinen, aber indireften Wahlen für eine be- 
ftimmte Amtsdauer gewählte Präfident, welchem die Wahl der Beamten (der 
ribterlihen Behörden mit Zuftimmung des Senates) zuſteht. Im Deutichen 
Reiche ift das oberfte leitende Organ der König von Preußen unter dem Titel 
eine Deutichen Kaiſers, die Wahl der Reichsbeamten fteht letzterem zu. Die 
Regierung des jchweizeriihen Bundesftaates iſt ein Direftorium, deſſen Mit: 
glieder von der Bundesverfjammlung auf Amtsdauer gewählt werden; die Wahl 
der Beamten fteht teil der Bundesverfammlung, teild dem Bunbdesrate zu. 


$ 48. Das bundesſtaatliche Redt. 


Staatenbund und Bundesjtaat unterjcheiden fi dadurch, daß beim eriteren 
das Recht einer Ausbildung nicht weiter fähig ift, ald der Vertrag es geitattet, 
beim Bundesftaate dagegen der Organismus die Möglichkeit in ſich trägt, das 
Recht zu erweitern und zu ändern bis zur völligen Vernichtung der bejonderen 
Organismen der einzelnen Staaten.) Die Gefeßgebung, aud die Verfaffungs: 
geſetzgebung fteht ausſchließlich den Bundesorganen zu.?) 

Das Recht des Bunbesftaates kann ſich verfchieden verhalten. Es fann 
fi) gegen die Bürger unmittelbar richten, dieje beredjtigen und verpflichten, die 
Organe des Bundesftaates mit direften Kompetenzen gegenüber den Bürgern 
ausrüften. Die Gejeßgebung des Bundesftaates braudt fi dann nicht von 


Bundes. Wenn daher Art. 5 der Berfafjung in allerdings ſehr unglüdliher Stilifierung 
dem Bundesrate die Beichlußfaffung über die Erlafjung von Reichdgejegen, in Art. 7 über 
die dem Reichsſtage zu machenden Vorlagen, über Reichsverordnungen uſw. zuichreibt, io 
bejagt dies volllommen dasjelbe, wie wenn es hieße, daß dieſe Beihlüfie von den Ver— 
bündeten ausgehen.“ Die Inftruftion des Bepollmäcdtigten zum Bundesrate beruht 
lediglich auf dem Verhältnis der Regierung zum Bevollmädtigten; wenn leßterer auch 
ohne Inſtruktion oder entgegen einer Inſtruktion jtimmen würde, jo wäre jeine Stimme 
dennoh nicht ungültig und dies deshalb, weil eö eben feine Stimme ift und nicht diejenige 
feines Staates oder Bene Regierung. 

) Briea.a. D. ©. 104: „Die fog. Kompetenz-flompetenz ijt für den Bundes— 
ftaat notwendiges begriffliches Erfordernis, während diefelbe mit dem Weien eines 
Staatenbundes unvereinbar wäre.” Bol. Hänel, Deutiches Staatsrecht, I S. 221. Dieier 
Unterjchied wird bejftritten, &. Meyer, Staatöredt, ©. 41 Anm. 11, Laband, I. 
S. 56. XLepterer lehrt S, 52 ff., der Untericied zwiichen Staatenbund und Bunbdesjtaat 
fei der gleiche, wie derjenige zwiſchen dem bloßen Rects(Sozietätd-)verhältni® und ber 
juriſtiſchen Perſon. Mit der Bezeihnung ald Rechtsſubjekt wird jedoch nur die jich nad 
außen fehrende, von anderen untericiedene Individualität hervorgehoben; über die innere 
Verfaſſung diejer Individualität gibt der Begriff der Nechtsiubjeltivität feinen Aufſchluß. 
— Die herrſchende Anfiht findet den Unterſchied zwiichen Staatenbund und Bundesitaat, 
im Anſchluß an die im Federaliſt (The federalist on the new constitution written in 
the year 1788 by Hamilton and Jay) entwidelte Auffaſſung darin, dab den Organen 
des Staatenbundes nur Kompetenzen gegenüber den Glieditaaten, den Organen des 
Bundesjtaates aber Kompetenzen gegenüber den einzelnen Bürgern zuftehen, vgl. ©. 
Meyer, Staatsrecht, ©. 38. Gegen dieje Unterjcheidungsbeftimmung wendet fi namentlich 
das Wert von Wefterfamp, Staatenbund und Bundesftaat, vgl. ©. 451 ff. 

) Brie a. a. O. ©. 105: „Am unzweideutigften bat die Veutfche Reichsverfaſſung, 
im Anſchluß an die norddeutſche Bundesverfaſſung dem Geſamtſtaate die Befugnis der 
Kompetenzerweiterung zugewieſen, indem fie die ——— von Verfaſſungsänderungen 
lediglich den zur gewöhnlichen Geſezgebung berufenen Organen des Geſamtſtaates an— 
vertraute.“ Bei der Verfaſſungsgeſetzgebung des Deutſchen Reiches kommen die Einzel- 
ſtaaten weder einzeln, noch in ihrer Geſamtheit als Kollegium in Frage; nur wo es ſich 
um Bejeitigung von Rejervatredhten handelt, bildet der betreffende Staat ein Geſetz— 
gebungsorgan, vgl. unten $ 51. 
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derjenigen eines Einheitsftaates zu unterjcheiden und auf den Beftand ber 
einzelnen Staaten feine Rüdfiht zu nehmen. Sie kann fi) aber auch mit den 
einzelnen Staaten als ſolchen, als Mitgliedern des Staates befaffen, Ichtere be: 
rechtigen und verpflichten. Die dur das bundesftaatliche Recht den einzelnen 
Staaten eingeräumten Berechtigungen und auferlegten Verpflichtungen richten 
fid) zum Zeil gegen die Organe des Bunbesftaates,') zum Zeil gegen die Mit: 
ftaaten untereinander.”) Aus diefen Verpflichtungen entftehen dann unter Um: 
ftänden individuelle Rechte der Bürger.) Someit Verpflichtungen der Glied- 
u ald Mitglieder beftehen, üben die Bundesorgane Auffiht und Son: 
trolle aus. 

Das Verhältnis des Bunbdesrechtes zu feiner Ausführung (Verwaltung und 
Rechtſprechung) kann danach verjchieden geitaltet ſein. Das Einfachſte ift, wenn 
die Ausführung des Bundesrechtes den Bundedorganen übertragen wird, jo daß 
aljo bei Neuihaffung von Recht zugleich auch die Bunbesorgane beftimmt 
werben, welche das Recht auszuführen haben. Allein diefer einfache Weg wird 
nicht immer eingeichlagen. Es fommt vor, daß Bundesorgane zur Anwendung 
von Landesrecht der einzelnen Staaten berufen werden, weit häufiger geichieht 
es aber, daß ſich der Bundesgejeßgeber mit der Aufftellung materieller Rechts- 
jäge begnügt und die Ausführung, Verwaltung und Rechtſprechung den Einzel: 


) Beiipiele aus der fchweizeriihen Bundesverfajlung: Art. 6 „Die Kantone find 
verpflichtet, für ihre Verfajiungen die Sewährleiftung de8 Bundes nachzuſuchen“; Art. 7 
„den Kantonen ſteht da8 Recht zu, Verkommniſſe abzuſchließen“; „die Kantone find 
bereditigt, zur Vollziehung die Mitwirkung der Bundesbehörden anzuſprechen“; Art. 9 
„ausnahmsweile bleibt den Kantonen die Befugnis, Verträge ... . abzuichließen“ ; Art. 13 
„fein Kanton fann ohne agree ii. der Bundesbehörden mehr ald 300 Mann ftehende 
Truppen halten“; Art. 32 „die Kantone find befugt 2c.“; Art. 33 „den Kantonen bleibt 
es anheim geftellt zc.“. Bol. auch Urt. 45 Abi. 4, Art. 50 Abi. 2, Art. 55 Abj. 3, Art. 56, 
Art. 64 Abi. 2. Ferner Art. I, 10 $$ 1 und 2 der Unionsverfafjung und Art. 4, 42 und 
43 der Deutſchen Reihsverfafjung. Die Rechtöbeziehungen der Einzelftaaten zu den 
Organen des Bundesjtaates dürfen nicht als ſolche zum Vundesſtaate jelbit bezeichnet 
werden, weil leßterer nur nad außen, auf dem Gebiete des Böllerrechtes Rechtsſubjekt 
it; Rechtsverhältniſſe zwiihen Einzelitaat und Bundesjtaat find bloß als völkerrecht— 
liche möglich. 

2, Solche Verpflichtungen beftimmt 3. B. die jhweizeriihe Bundesverfaffung: Art. 14 
„die Kantone find verpflichtet, wenn Streitigkeiten unter ihnen vorfallen, jich jeder Selbit- 
hilfe, fowie jeder Bewaffnung zu enthalten und ſich der bundesgemähen Entiheidung 
zu unterziehen; Art. 15 „wenn einem Kantone vom Auslande plöglic Gefahr droht... 
find die gemahnten Kantone zum Zuzug verpflichtet”; Art. 45 Abſ. 5 „jede Ausweijung 
wegen VBerarmung muß von jeite der Negierung des Niederlaſſungskantons genehmigt 
und der beimatlihen Regierung zum voraus angezeigt werden“. Bgl. Urt. 59, 60, 61 
und 67. Die Einzelftaaten jtehen als Mitglieder des Bunbesftantes in Rechtsverhältniſſen 
zu einander und in Rectöbeziehungen zu den Organen des Bundesftaated. Das Ber- 
hältnis der Bundesjtaaten zu einander tit das jog. interjtaatliche (in der Schweiz inter- 
fantonale) Verhältnis. Das Weſen des Bundesftaates bringt ed mit fi, dab die Einzel- 
jtaaten auf den Rechtsgebieten, die ihnen verblieben find, einander nicht ald völlig fremd 
betrachten, gegenjeitig ald Ausland tagieren, jondern daß wechſelſeitige —— ae 
beitehen, wie Ne zwiſchen fremden Staaten durch Bereinbarung begründet werden. en 
volltommenjten Ausdrud gibt diefem Gedanken Art. IV, 2, 1 der Unionsverfajjung : 
“The eitizens of each state shall be entiteld to all privileges and immunities of 
eitizens in the several states” ; ferner Art. 60 der ſchweizeriſchen Bundesverfaſſung: 
„Sämtlihe Kantone find verpflichtet, alle Schweizerbürger in der Geſetzgebung fomoß, 
als im gerichtlihen Verfahren den Bürgern de3 eigenen Kantons gleich zu halten“, vgl. 
auch Art. 3 der Deutihen Reichsverfaſſung. 

°, 3. B. Schweizeriihe Bundesverfafiung Urt. 44: „Kein Kanton darf einen 
Kantondbürger aus feinem Gebiete verbannen (verwetjen) oder ihn des Bürgerredites 
verluftig erflären“, vgl. auch Urt. 60. 
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ftaaten, d. 5. deren Organen überläßt.‘) Dadurch werben aber weder bie ein= 
zelnen Staaten, noch deren Organe zu Bundesorganen; die Staaten erhalten 
lediglich die Verpflichtung, durch ihre Organe das Bundesrecht anwenden zu 
laſſen. Die Verpflichtung trifft die Staaten ala Mitglieder, nicht ald Organe. 
Der Begriff des Organes jet voraus, daß dasielbe in Beziehung fteht zu 
andern Organen oder zu den Bürgern jelbit, daß das Organ jeine Wirkſamkeit 
nad außen entfaltet. Ein menjchliher Verband ift aber niemals Organ eines 
höhern Verbandes, jofern er bloß Aufgaben erhält, die durd) feine Organe im 
Innern des Verbandes, gegenüber feinen Angehörigen zu erfüllen find.?) 


8 49. Der Bunbesftaat nad außen und innen. 


Man ift allgemein darüber einig, daß der Bundesftaat völferrechtliches 
Rechtsſubjekt ſei. Der Bundesſtaat ift unabhängig von einem höheren Gemein: 
weſen, er iſt völferrechtlicy rechts: und handlungs-, insbeſondere vertragsfähig ; 
er ift in dieſem Sinne jouverän. 

Das bundesjtaatlihe Recht gejtattet aber den Gliedftaaten, auf gewiſſen 
Rechtögebieten völferrechtliche Perfönlichkeiten zu jein. Auf dieſen Rechtögebieten 
fann ſich deshalb der Bundesftaat im völferrechtlichen Verkehre nicht bemegen, 
wenn er Bundesſtaat bleiben und ſich nicht als Einheitsftaat ausbilden will.) 
Der Bundesftaat ift deshalb nicht vollkommen Handlungs: und vertragsfähig, 
nit völlig jouverän; allerdings beruht dieſe Unvollkommenheit auf Selbft: 
beichränfung der bundesitaatlihen Organe; diefe Selbitbeichränfung ift aber 
eine Vorausſetzung des Bundesftaates jelbft. Fehlt diefe Vorausſetzung, jo ift 
fein Bunbdesftaat mehr da. Diefer kann nicht vollkommen rechtsfähig und zu: 


NBrie a. a. O. ©. 106 und 107: „So kann insbeiondere die Geltung einbeit- 
liher Normen hinfichtlih einer Materie als Bedürfnis erfcheinen, ohne daß aud die 
Handhabungen diejer Beſtimmungen zentralijiert zu fein brauchten. Dieſem Gefihtspunfte 
bat die gegenwärtige Berfaffung der Schweiz und in noch höherem Maße die Deutice 
Reichöverfafung Rechnung getragen, während allerdings die nordamerifaniiche Unions— 
verfafiung, welche andererjeit8 die Wirkungsſphäre der Bundesgewalt fachlich jehr begrenzt, 
— ber Unionsgewalt regelmäßig auch die Ausführung des Unionsgeſetzes über— 
tragen hat.“ 

») Ein Verband in einem Verbande fann nur Organ fein nah außen in Bezug 
auf die Organifation des höhern Verbandes, nur als Wahl: oder Geſetzgebungsorgan 
des legteren figurieren. Nicht aber ift ein Verband ald Mitglied des höhern Verbandes 
Organ gegenüber jeinen Angehörigen nah innen, denn ber Verband umſchließt die An- 
— und kann fi nicht als Ganzes wieder zu feinen Teilen verhalten. Wenn alſo 

erbänden im Staate gewiſſe öffentlihe Aufgaben zugemwiejen werden, jo haben wir es 
mit Berechtigungen und Berpflihtungen des Verbandes zu tun, welche den legtern durch— 
dringen und fomit diejenigen Organe berechtigen und verpflichten, welche nad ber Ver: 
bandsorganijation die Kompetenz der bezüglichen Anordnungen haben. Es iſt auch nicht 
zutreffend, wenn man die Organe eines Verbandes im Staate bloß deshalb, weil fie 
ftaatliches, bzw. bundesftaatlihes Recht auszuführen oder anzuwenden haben, ald Organe 
des Staates, bzw. Bundesjtaates bezeichnet, vgl. Annalen 1903, ©. 126. Dagegen ift 
es möglich, dak das Organ eines Verbandes zugleih Organ bed Staates, bzw. Burndes« 
ftaate8 ift, dann nämlich, wenn die Organifation des letztern beftimmte Verbandsorgane 
unmittelbar mit Kompetenzen außsftattet. 

2) Es iſt in dieſer Hinficht allerdings zu unteriheiden zwiſchen Rechtögebieten, 
welhe nad der Bundesverfafjung ausfchliehlih den Gliedftaaten vorbehalten find und 
Rechtsgebieten, welche zwar der Geſetzgebung und Bertragstätigleit der Bundesbehörden 
ugeihrieben, aber von dieſen noch nicht Beten find. Hier kann die völferrechtliche 
Sandlungsfähigteit ſowohl den Bliedjtaaten, wie dem Bundesftaate zuftehen, nur bat 
legterer den Vorzug. 


VI, 2. Der Bundesftaat. $48. Das bundesitaatlihe Recht. $49. Der Bundesitaat ıc. 843 


glei) Bundesftaat fein; das eine jchließt das andere aus. Dieje Selbft: 
beichränfung wird völkerrechtlich erflärt, indem den Gliedftaaten die völferrecht: 
lihe Stellung gewährt wird. Das Verharren als Bundesſtaat zwingt dieſen 
unvolltommen rechts- und handlungsfähig zu fein. Der Bunbesftaat ift deshalb 
auf denjenigen Rechtsgebieten, auf welchen er ben völferrechtlichen Verkehr ber 
Gliedftaaten geftattet, in feiner Bewegungsfreiheit eingeichräntt, d. h. er ift weder 
unabhängig, noch abhängig, weil jeine Rechtsperſönlichkeit auf diefen Gebieten 
gar nicht beiteht. 

Es fteht nun außer Zweifel, dab ber Bunbesftaat es zuftande bringen 
fann, völferrechtlich gültige Verträge auch auf denjenigen Gebieten abzujchließen, 
die er den Einzelitaaten zu deren völferrechtlichem Verkehre überlaffen hat. Iſt 
dieſe Ueberlaffung eine verfaffungsmäßige, jo können bie bunbesitaatlichen Organe 
die Verfaffung zu dem Behufe revidieren; beruht die Ueberlaffung bloß auf 
Geſetz, jo ift nicht einmal eine formelle Gejegesänderung notwendig. Dadurd) 
aber, da& der Bundesftaat durch Berfaffungsänderungen und durch völferredht- 
liche Verträge da3 Rechtsgebiet, auf welchem die Gliedftaaten ſich bis anhin 
ausſchließlich völferrechtlich bewegen durften, einengt ober ganz aufhebt, erklärt 
der Bunbesftaat völferrechtli, daß er jeine Geftattungen an die Gliedftaaten 
in gewiffem Umfange oder gänzlich zurüdziehe und fi) danad) aus eigenem 
Willen völterrechtlich erweitere, feine Rechtsfähigkeit ausdehne, ſich dem Einheits— 
ftaate noch mehr nähere oder ſich geradezu zu leßterem ausgebildet habe.”) 


) Der normale Einheitsitaat ift völferrehtlich vollfommen Handlungs» bzw, ver: 
tragsfähig, jelbit dann, wenn die Staatäverfafiung beitimmt, dab die vertragsichließenden 
Organe zum Abſchluß folder Verträge, welche der Verfaſſung widerjtreiten würden, nicht 
befugt jeien. Verträge, welche unter Verlegung der Berfafjung von diejen Organen ab» 
geichloffen werben, find völferrehtlid ungültig, aber nicht, weil dem Staate die bezügliche 
Bertragsfähigkeit überhaupt fehlt, jondern weil der Vertrag von infompetenten Organen 
abgeihloffen wurde und jomit der Staat den Bertragdwillen gar nicht geäußert hat. Das 
Bölterrecht fteht auf dem Standpunkte, daß es bie jtaatlihen Rechtsſätze, welche die ver- 
tragsihliejenden Organe und deren Kompetenzen bejtimmen, als maßgebend anerkennt; 
baben aljo Organe nad eigenem Recht ded Staates unbefugt gehandelt, jo handelten fie 
auch nad Völkerrecht — Wenn alſo ein Staat ſeine voͤlkerrechtliche Vertragsfähigkeit 
ai; ausnügen will, jo müſſen die bezüglichen Organe geihaffen und die Kompetenzen 
erteilt jein; das fann ber Staat jederzeit, indem er durch jeine Organe das bindernde 
Verfaſſungsrecht zwedentiprehend außgeftaltet. Immerhin ift zu bemerfen, dab es den 
Organen eined Staated nicht zuftehen fann, die Frage zu prüfen, ob der andere Staat 
nad) jeiner Verfaſſung den Vertrag gültig abgeichlofien er Die Organe eines Staates 
fönnen nur in den Fall fommen, die Prüfung der Gültigkeit eines Vertrages nad dem 
eigenen Berfafjungsrechte vorzunehmen. Selbit diefe Prüfung kann nah dem eigenen 
Verfaſſungsrechte ausgeichlofien jein und jo ift es möglid, daß völferrechtlih ungültige 
Verträge doch als gültig behandelt werden. Der Bundesitaat aber, jolange er Bundes» 
jtaat bleiben will, iſt völferrechtlih beihränft handlungsfähig, nicht etwa deshalb, weil 
ben eigenen Organen bie Kompetenz abgeht, mit voller Freiheit vorzugehen, jondern weil 
fein inneres Weſen, jolange er es nicht ablegt, die zu Bertragsfreiheit behindert. 
Buerft muß der Bundesftaat den Willen haben, jih dem normalen Einheitdftaate zu 
nähern oder ein joldher zu werden; erjt die Ausführung dieſes grundlegenden Willens 

ibt ihm die weitere Vertragsfähigleit. Der Bundesftaat jteht hier allerdings nicht an- 
er8 da, als der normale Einheitsjtaat; beide vermögen aus eigenem Willen heraus ſich 
die volle völlerrechtliche Vertragsfähigfeit zu verichaffen; beim legtern geht die® aber vor 
ſich ohne Aenderung jeines Weſens, während beim erjtern jener Wille einen andern Willen 
—— nämlich den Willen, ſein Weſen als Bundesſtaat aufzugeben. Ju den Ver— 
einigten Staaten und in der Schweiz find die vertragsſchließenden Organe nicht fompetent, 
Verträge abzuſchließen, welche dem Verfaſſungsrechte wideritreiten; fie find aljo auch nicht 
fompetent, erträ e abzuichließen, welche verfaflungsmähig eingeräumte Rechte der Glied- 
ftaaten in derem Bertehr mit dem Nuslande aufheben. Während aber in den Bereinigten 


844 Aifolter. Staat und Redt. 


Der Bunbdesftaat hat ala völferrechtliche Perjönlichkeit völferrechtliche Eigen: 
tumöbefugniffe am Gebiete der jämtlichen Einzelftaaten, entſprechend der Aus: 
dehnung jeiner Wirkſamkeit. 

In feinem Innern ift der Bundesftaat nicht völlig funktionsfähig, nicht 
völlig ſouverän, jofern und jolange er Bundesitaat bleiben will. Der Wille 
Bundesftaat zu bleiben, jchließt den Willen auf völlige Funktionsfähigkeit aus. 
Wir jehen deshalb bei allen Bundesftaaten, daß die Durhführung wichtiger 
Aufgaben, die der moderne Einheitsftaat unzweifelhaft zu erfüllen hätte, gänzlich 
fehlt. Und zwar ift die Sadjlage nicht etwa fo, daß das Bundesrecht bloß die 
Detailgejeggebung, die untergeordnete Verwaltung und Rechtſprechung den Glied: 
ftaaten überläßt, wie etwa im Einheitöftaate den Gemeinden gewiſſe Belonder: 
heiten der Rechtsbildung und Verwaltung übertragen find, vielmehr jehlen im 
Bundesftaate beftimmte Zweige der ftaatlichen Funktionstätigkeit gänzlich, jo 3.2. 
in den Vereinigten Staaten die geſamte Juftizgefeßgebung, im Deutſchen Reiche 
3.8. die jo wichtige Schulgejeßgebung und Erziehungsverwaltung, in der Schweiz 
3.B. nebft der Schulgefeßgebung ein großer Zeil der Juftizgeleßgebung um. 
Das find Mängel, die die innere Vollkommenheit eines Staates ausſchließen. 
Verſchwindet der Wille der bundesftaatlichen Organe, die bundesftaatliche Organı: 
jation beizubehalten, jo wächſt in dem Maße, wie diefer Wille abnimmt, die 
Hunktionsfähigfeit und damit die Entwidlung zum Einheitsjtaate. 
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Die Einzelftaaten find Mitglieder des bundesftaatlihen Gemeinwelens. 
Als jolhe haben fie Rechte und Verpflichtungen. Sie find alſo Rechtsſubjekte 
nad) dem bundesftaatlihen Rechte und abhängig von diefem. Die innere 
Funktionsfähigkeit ift eine beichränfte; die Organe der einzelnen Staaten haben 
nicht mehr die unbeſchränkte Gejeßgebung, Verwaltung und Rechtſprechung. 
Das einzelftaatliche Recht ift zum Zeil zurüdgedrängt und ausgeſchloſſen durch 
das bundesſtaatliche Recht; leteres hat ala das höhere den unbedingten Vorzug ; 
das einzelftantliche Recht hat fih dem bundesſtaatlichen anzujchmiegen, jeine 
Harmonie mit letterem zu juchen. Die Ausübung der ftaatlihen Aufgaben iſt 
in diefem Sinne zwiſchen Bundesftaat und Einzelftaat geteilt.) Rechtlich iſt es 
gleichbedeutend, ob man annimmt, die den einzelnen Staaten verbliebene Geieh- 
gebung, Verwaltung und Rechtſprechung ſei eine nicht entzogene, fie bleibe ge- 
wahrt oder ob man das noch Berbliebene, jei e8 in beitimmten oder unbe: 


Staaten die Organe, namentlih die richterlichen befragt find, abgeichlojiene Verträge auf 
ihre Verfaſſungsmäßigkeit bin zu prüfen, fehlt diefe Befugnis den richterlihen Behörden 
in der Schweiz. Im Deutſchen Reiche, wo die Berfafjungsgejepgebung fih durch die 
nämlihen Organe und in den nämlidhen Formen vollzieht, wie die einfache Geſetzgebung, 
find die vertragsichliefenden Organe ſtaatsrechtlich nicht beſchränkt, Verträge abzuſchließen, 
die dem Verfafiungsrechte mwiderjtreiten, jofern die Beitimmung des Art. 75 der Berfaflung 
beobachtet wird, vgl. Qaband, II, ©. 126 und 149 ff. ch in Deutihland nimmt 
man * daß die Gerichte nicht befugt ſeien, die Verfaſſungsmäßigkeit der Staatsverträge 
u prüfen. 

— 1) Dieſe Anſicht ſtimmt mit der früher herrſchenden Bundesſtaatstheorie überein. 
Den draſtiſchen Ausdruck gab dieſer Theorie Rüttimann, I, S. 49: „Jeder Teil be— 
wegt ſich in der ihm zugewieſenen Sphäre mit der gleichen Freiheit, wie wenn der andere 
Teil gar nicht vorhanden wäre.“ Vgl. hierüber Brie a. a. O. S. 100. Rüttimann 
geht hier weiter als Tocqueville, auf deſſen Definition (les peuples se fondent réelle 
ment en un seul quant à certains interets communs et restent separés pour les autres) 
er ſich beruit, 
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ftimmtem Umfange als vom bunbesftaatlichen Rechte verliehen anfieht.‘) Bei 
der Entftehung des Bundesſtaates durch Vertrag ift man geneigt, alles was den 
Einzelitaaten noch an Recht verblieben ift, ala ein völlig unabhängiges, freies, 
nicht eingeräumtes, ſondern bloß nicht entzogenes Recht anzujehen, während bei 
der Entjtehung des Bunbesftaates aus einem Einheitsftaate die umgekehrte An— 
Ihauung Pla greifen würde; alles was die Einzelftaaten haben, haben fie von 
der Geſetzgebung des Gejamtitaates. Allein dieje Verſchiedenheit der Anſchauung 
beruht bloß auf dem hiſtoriſchen Entwidlungsgange, nicht auf grundjäßlichen und 
rehtlihen Merkmalen; lediglich da8 wird durch die Entftehungaweije des Bundes- 
ftaates bedingt, daß bei vertragsmäßiger Gründung die Vermutung gegen bie 
Kompetenz der bundesftaatlihen Organe jpricht.*) 

Die Einzelftaaten werden Mitglieder des Bundesftaates, Rechtsiubjelte des 
bundesftaatlichen Rechts, allein nicht in vollem Umfange. Sie verbleiben nod) 
nad beitimmten Richtungen hin Mitglieder der Staatengejellidyaft, der Völker— 
gemeinſchaft, völferrechtliche Rechtsjubjefte. Sie verbleiben das allerdings nur 
durch Gewährung von feiten des bundesftaatlichen Rechts; allein jolange dieſe 
Gewährung dauert, find fie völferrechtliche Perjönlichkeiten und im Umfange 
ihrer Bewegungsfreiheit unabhängig, jourerän.”) Es frägt ſich, ob die Fähig— 
feit der Glieditaaten zu Verträgen unter fi) bundesrechtlicy eingeräumt jet, 
jo daß aljo die bezüglichen Verträge durch das Bundesrecht beherricht werben, 
oder ob auch dieje Vertragsfähigkeit eine völkerrechtliche ſei. Dieje Frage kann 


) Briea.a. D. ©. 108 bemerkt: „Die den Gliedftaaten verbliebenen Hoheits— 
tete verloren auch nicht etwa durch die Einfügung dieſer Staaten in ein höheres 
Gemeinmwejen den Charakter eigener Rechte und find insbefondere nicht etwa deshalb, 
weil fie durch den höheren Gejamtmwillen entzogen oder gejchmälert werden können, als 
nur fraft einer Delegation von jeiten der Gejamtheit und demgemäß nur der Ausübung 
nad den Einzeljtaaten zujtehend anzujehen.” Ob die Nechtsiphäre der Einzeljtaaten vers 
blieben oder eingeräumt fei, fann einen anderen Unterſchied nicht begründen, als etwa den— 
jenigen zwijchen einer ftillfchweigenden und ausdrüdlichen Einräumung. Tatſöchlich finden wir 
im Deutihen Reihe und in der Schweiz genugiam Beilpiele, daß der einzelftaatlichen 
Gejepgebung durch das Bundesrecht ausdrüdlich gewiſſe Gegenſtände überlafen werden. 
Inſofern der einzelftaatliche Gejekgeber hier Anordnungen trifft, fo it nicht anzunehmen, 
daß leßtere nicht etiva „eigenes“ Pecht des Einzelftaates find. Unter eigenem Rechte ift 
nicht das, dem Einzeljtaate verbliebene, im Gegenjap zu dem bloß auf ftaatliher Ers 
mädtigung berubendem Recht, jondern überhaupt dasjenige Recht zu verftehen, das in 
einem Berbande dur die eigenen —— desſelben produziert wird. Auch die Gemeinde 
bat eigenes Recht (Kaband, I. S. 62). Gegenſatz zum eigenen Rechte des Verbandes 
iſt das übergeordnete ſtaatliche oder das Völlerrecht. 

”, Bu weit geht Brie a. a. O. S. 101: „Daß der Beruf des Geſamtſtaates (Bund) 
ee den Einzelftaaten nur ein ergänzender fein joll, ergibt fi unmiderleglid aus 

en Beitimmungen über die Kompetenz der Zentralgemwalt, insbefondere aus der pofitiven 
Aufzählung der ihr zukommenden Befugniffe. In der Tat liegt die juriftiiche Bedeutung 
des Grundiages der Subfidiarität des Geſamtſtaates gegenüber den Einzelftaaten in der 
iii € er Zuftändigfeit der Zentralgewalt gegenüber den Einzelitaatengemalten.* 

) Brie a.a. DO. ©. 107 Anm. 5: „Die deutihen Einzelftaaten haben nicht nur 
das Geiandtichaftsreht und das Recht, fremden Konjulen das Erequatur zu erteilen, bes 
wahrt, jondern auc (der Subſtanz nad) das Vertragsrecht, ſoweit nicht der Gegenſtand 
des Bertrages in die ausfchlieglihe Kompetenz des Reiches fällt; nicht einmal das Kriegs- 
recht ijt ihnen entzogen (ander8 die herrihende Meinung), jondern nur die Ausübung 
desjelben unmöglid gemadt. Die jchweizeriihen Kantone jind wenigitens befugt, Ber: 
träge über gewifje, nicht politiihe Gegenjtände aud mit auswärtigen Staaten abzu— 
ichließen. Die norbamerifaniihen Einzelftaaten dürfen mit Zuftimmung des Kongreſſes 
nit nur politiihe Berträge ſchließen, jondern fih aud in einen Krieg einlafien, 
leßteres im Falle einer feindlichen Anvafion oder unmittelbaren Gewalt fogar ohne Zus 
ftimmung des Kongrejjes.“ 
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nur nad) dem jpeziellen Bunbesrechte beantwortet werden, möglich ift das eine 
ober andere; möglich iſt auch, daß dieſes Vertragsrecht nur zum Zeil durch das 
Bundesrecht normiert und im übrigen völferrechtliher Natur ift.) Der Glied: 
ftaat iſt als Perfönlichkeit auch fähig, mit der Perſönlichkeit des Bundesftaates 
Verträge abzuſchließen; die legteren find nur ala völferrechtliche denkbar, der 
Bunbdesitaat kann nicht nad) eigenem Rechte Beziehungen eines Mitgliedes zu 
ſich ala dem Ganzen jchaffen.?) 

Der Einzelftaat ift aljo in jeiner Souveränität, d. h. in jeiner Unab- 
hängigkeit, jeiner völferrechtlichen Rechts: und Handlungsfähigkeit, insbeſondere 
Vertragsfähigkeit beichränkt. Dieſe Beſchränkung der äußeren Souveränität be- 
dingt aud) entiprechend die Einſchränkung der inneren Souveränität, der Funktions: 
fähigkeit. Ueber die Funktionsfähigfeit, die innere Souveränität hinaus, er: 
halten jedoch die Gliedftaaten bundesrechtlich nod) in weiterem Umfange Autonomie 
und Selbftverwaltung.?) 

Der Gliedftaant hat ala völferrechtliche Perjönlichkeit Eigentumsbefugnifie 
am Territorium nad) gewiſſen, vom Bundesftaate nicht beanſpruchten Be: 
ziehungen.*) 

Die Unabhängigkeit und Tyunktionsfähigfeit des Bundesſtaates und der 
Gliedftaaten bilden aljo Komplemente, zujammen ein ganzes, wie ed dem 
normalen Einbeitsftaate zukommt. 

Es frägt fi, ob bei diefer Sachlage die Gliedftaaten noch als Staaten 
bezeichnet werden dürfen, ob fie fich überhaupt noch von den autonomen Ge: 
meinden, Provinzen und Kreiſen eines Einheitsftaates juriftiih unterjcheiden. 
Wir glauben, daß die Gliedjtaaten noch unter den Begriff des Staates fallen 
und daß diejelben fi) von anderen Gemeinmwejen auch rechtlich unterjcheiden. 
Dieſe Unterfcheidung liegt zunächſt darin, daß die Gliedftaaten noch beichränfte 
völferrechtliche Perfönlichkeit mit völferrechtlichen Rechten und Pflichten, alfo eine 
beitimmte Unabhängigkeit haben, während die Gemeinden nur Rechtsſubjekte des 


') In der Schweiz ift das Vertragsrecht der Kantone untereinander zum großen 
Teil bunbesftaatlic geordnet, vgl. Art, 7, 85 Biff. 5, 102 Ziff. 2 und 7; im übrigen gilt 
Bölferredt, vgl. Dubs, Das öffentlihe Recht der jchmweizeriihen Eidgenoſſenſchaft 1878, 
I, ©. 25: „Der Vertrag zwiſchen zwei und mehreren Kantonen fällt förmlid nad jeiten 
der Eingehung, der Aufhebung, der Wirkung ujw. unter die Regeln der internationalen 
Berträge, joweit nicht ausdrüdlih etwas anderes bejiimmt iſt.“ Bol. auch Triepel 
a. a. O. S. 204; anderer Anfiht Bluntjihli, Das moderne Böllerreht 1878, ©. 92. 

) Anderer Anfiht Triepel, Völkerrecht und Landesrecht, ©. 187, 

2) Nach dem Gejagten betrachten wir die Gliedſtaaten des Bundesjtaates ala be- 
Ichränft jouverän. Die Souveränität, begriffen als die äußere Bewegungsfähigkeit oder 
Unabhängigfeit und die innere Funttionsfähigfeit, ift durchaus einer Beihränfung oder 
Teilung fäbig, weil jie nichts Relatived, Vergleihendes enthält. Diejenigen Schrijtiieller, 
weiche die Souveränität ald etwas Relatives auffajien, als eine höchſte, oberite Gewalt 
(vgl. Laband, I, ©. 68), können dem Gliedjtaate Souveränität nit zufprechen, weil 
der Organismus des Bundesjtaates gegenüber demjenigen des Glieditante® das Höchſte 
ift und diejes eine Teilung nicht verträgt. Man gelangt dann zur Unterſcheidung bon 
fouveränen und nichtſouveränen Staaten, 

*) Das völferrechtlihe Eigentumsrecht in feine einzelnen Befugnifie aufgelöft, ftebt 
zum Teil noch den Gliedftaaten zu und zwar lepteren ſoweit und jolange, al® der maß— 
—— Organwille des Bundesſtaates es zuläßt. Die Entziehung des völkerrechtlichen 

igentums der Gliedſtaaten durch Anordnungen der bundesſtäatlichen Organe iſt vom 
völlerrechtlichen Standpunkte aus deshalb zuläſſig, weil die Gliedſtaaten Mitglieder des 
Bundesſtaates find uno die Belaſſung ſowohl der völkerrechtlichen Perſönlichkeit, als auch 
des völferrechtlihen Eigentums am Territorium als eine einſeitige aufhebbare Gewährung 
des bundesjtaatlihen Rechts ericheint. 
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ftaatlichen Rechts, nur Mitglieder des Staates find.) Sodann hat der Glied: 
ftaat des Bunbesftaates in feinem Innern Organifationdzwede und Aufgaben 
zu erfülfen, die ſich als komplette Zeile ftaatlicher Funktionen darftelfen, ohne 
deren Bejorgung ber Gejamtitaat gar nicht beftehen könnte. Zwar beforgen 
auch die Gemeinden Organijationszwede, welche fid) als Ergänzung der ftaat: 
lien Funktionen darſtellen, allein dieſe Ergänzung ift eine ſolche nad) unten, 
ift Detail ftaatlicher Einrichtung, die eine verhältnismäßige Vollſtändigkeit auf: 
weift, während die Ergänzungsfunftionen der Gliedftaaten ganze Teile des 
ftaatlichen Apparates umfaſſen, nicht Detailergänzungen find, jondern mit den 
Funktionen des Gejamtitaates parallel laufen. Neben diefen juriftiichen Unter: 
Icheidungen gibt e8 noch andere, die auf hiftorifcher und politiiher Beurteilung 
und Wertihäßung beruhen. Gliedftaat und Gemeinde ftehen ſich dagegen in 
vielen Beziehungen rechtlich gleich; beide find Glieder eines höheren Gemein: 
wejens und beide erhalten vom Rechte des letzteren ein beitimmtes Maß von 
Autonomie bzw. Selbftverwaltung. 


5 5l. Die Frage der vertragsmäßigen Elemente. 


Im Bundesftaate finden fich feine vertraglihen Elemente mehr vor, bie 
Organe find völlig frei in der Ausgeſtaltung des Verfaſſungsrechtes, ohne die 
Einwilligung der Glieditaaten einholen zu müſſen. Es wird die Frage erörtert, 
ob bie — oder Ausſcheidung eines Einzelſtaates außer der bezüglichen 
Abänderung der Bundesverfaffung, noch die Einwilligung ſämtlicher Gliedftaaten 
erfordern würde. Wir halten gemäß unjerer Auffafiung des Bundesftaates dieje 
Einwilligung nicht für notwendig, jelbft nicht diejenige des auszujchließenden 
Staates. Auch die Aufnahme neuer Glieditaaten bedarf der Einwilligung der 
bisherigen Staaten nicht.?) Ebenjowenig haben die einzelnen Staaten ein ver: 


) Stöber im Nrdiv f. öffentl. Nedt, I. ©. 644; Rehm, Allg. Staatslehre 
©. 28: „Wad den abhängigen Staat von der abhängigen Gebietskörperſchaft, Provinz, 
Gemeinde uſw. unterjcheidet, ift feine Eigenichaft als völterrechtlihe Perſönlichkeit.“ 
Laband, I, ©. 67 findet den Unterichied zwifchen Staat und Gemeinde darin, „dah 
der Staat eigene Herrichaftsrechte, d. h. das Recht hat, freien Perjonen mit zwingender 
Gewalt zu befehlen, die Gemeinden aber nicht“. Abgeſehen davon, dab die Begriffe der 
freien Perſon und des Befehlend mit zwingender Gewalt jehr relativer Natur find, und 
einen präziien Standpuntt nicht zu gewähren vermögen, tritt hier jofort die frage auf: 
woher fommt es, daß die Organe in einem Gemeinweſen mit zwingender Gewalt befehlen 
fönnen, in einem andern aber nidt. Im Willen der Berbandsorgane jelbjt kann es 
nicht liegen, ſonſt vermöchte jich jede Gemeinde zum Staate zu erheben, es muß alſo diejer 
Unterfcdied von außen ber kommen, von dem über dem Berbande berrichenden Rechte, 
davon, dab dad Bundesrecht beim Gliedftaate ein Mehr aejtattet, ald das ftaatlihe Recht 
bei der Gemeinde. Diejes Mehr liegt darin, daß das Bundesrecht dem Gliedftaate ge: 
währt, als völterrechtlihe Perjönlichkeit aufzutreten. Das Bundesrecht verleiht nicht die 
völferrechtliche Perſönlichkeit jelbft, dies tut einzig das Völkerrecht, aber indem das Bundes— 
recht die Gewährung ausdrüdlich oder implieite ausipricht, nimmt das Bölterreht Rüd- 
ficht darauf und verleiht die Perfönlichkeit in dem gejtatteten Umfange. Das Bundesrecht 
bezeichnet gewiſſe Rechtögebiete des eigenen Rechts des Gliedſtaates, auf welchem ſich die 
völferrechtlihe Perjönlichkeit desjelben bewegen kann; denn Perſönlichkeit ohne Gebiet der 
freien Bewegung ift nicht denkbar. Diejes Rechtsgebiet wird dadurd ein unabhängiges, 
unmittelbar an das Völkerrecht grenzendes, es iſt dasjenige Necht, welches vom Bundes— 
rechte nicht umſchloſſen ift, fich zu leßterem nicht verhält wie die Ausführung zum Grund 
fage, wie dad Einzelne zum Allgemeinen, wie das Untergeordnete zum Webergeordneten, 
fondern wie etwas neben dem anderen. 

) Die Literatur über dieje Frage ift angegeben bei &. Meyer, Staatsrecht, S. 530. 
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tragsmäßiges Recht auf das Beftehen des Bundesftaatsverhältnifjes; ohme der 
Einwilligung der einzelnen Staaten zu bedürfen, kann ſich der Bundesitaat zum 
Einheitsſtaate ausbilden.') Endlich find auch die Bundeszwede feine vertrags— 
mäßigen, jondern einer Abänderung duch die Verfaffungsgeieggebung fähig.”) 

Man könnte dagegen diejenigen Verfaſſungsbeſtimmungen, welche einer 
Abänderung nur fähig find, wenn einzelne Staaten zujtimmen, als Bertrags: 
beitandteile anjehen. Sie find das aber nicht. Die Abänderung der Verfafjung 
wird bier lediglich von einem Faktor abhängig gemacht, der bei der gewöhn- 
lihen Verfafjungsänderung feine Rolle jpielt; dieſer Faktor erjcheint hier als ein 
außerordentliches Organ der Verfafjungsgejeßgebung, deſſen Zuftimmung zur 
Perfektion einer jpeziellen Aenderung notwendig ift.?) 


1) Anderer Unfiht G. Meyer, Staatäredit, ©. 533. 

*) Vgl. über dieje Frage G. Meyer, Staatsrecht, S. 333. 

9) Bol. Laband, I. S. 110: „Das Weſen der Sonderrecdhte beiteht darin, daß fie 
nur mit Buftimmung der berechtigten Staaten aufgehoben werden fünnen.“ Freilich ums 
faht bier Laband mit dem Ausdrud Sonderredhte nicht bloß diejenigen, welche durch die 
Berfajiung begründet find, ſondern aud diejenigen, weldhe aus einem einfachen Gejege 
ober einem Deichtuffe des Bundesrates hervorgehen. Dagegen namentlih Hänel, 
Staatsrecht, I. S. 817 fi. E38 ericheint nicht wohl ald möglich, daß durd ein Geſetz oder 
Bundesratbeihluß beiondere Faktoren oder Organe jpeziell für Abänderung dieſes Geſetzes 
oder Beichluffes in, für die Zukunft, d. 5. gegenüber jpätern Geſetzen und Beſchlüſſen 
bindender Weiſe aufgeftellt werden fünnen; ein Geſetz kann nicht den Gejeßgeber, ein 
Beſchluß nicht den Beichliehenden in Bezug auf fpätere Gejege und Beſchlüſſe verpflichten. 
Dan wird vielleicht noch weiter jagen, auch der Berfafiungägeiepgeber fönne durd die 
Verfafjung nit für die Zukunft verpflichtet werden. Dabei wäre die frage ganz; ohne 
Bedeutung, ob durd die Berfafjung mit den Sonderrechten wirkliche jubjeftive Rechte 
oder nur Reflereriheinungen begründet werden, denn auch jubjeltive Rechte können jo 
gut wie Reflereriheinungen durch Anordnung des objektiven Rechts zum Verſchwinden 
gebradht werden. Allein es handelt fi bei den verfafjungsmäßigen Reſervatrechten nicht 
um Aufjtellung einer Verpflihtung für den zukünftigen Berfaliungsgejeggeber, nit um 
eine Selbjtbindung, fondern um Aufftelung eines auferordentlihen Organes, ohne deſſen 
Buftimmung die Menderung ebenjo unzuläjiig wird, wie die gewöhnliche Verfaſſungs— 
änderung ohne Zujtimmung z. B. des Neichstages. 
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Die Förderung des Baues von Arbriterwohnungen 
auf dem Lande, 
Bon Profeſſor Dr. Otto Gerlach in Königaberg. 


Die Landes-Verficherungsanftalt Oftpreußen hat ſich entichloffen, zum Bau 
von Wrbeiterwohnungen Darlehen zu gewähren. In einer Provinz, in welcher 
der Bandes:Verficherungsanftalt die größere Hälfte ber Beiträge ar ländliche 
Arbeiter zufließt, gebietet die Gerechtigkeit, daß fie ben Bau von Arbeiter: 
wohnungen nicht nur in ben Städten, jondern in gleicher Weile auf dem 
platten Lande durd ihre Darlehen fördert. Bei der nun einmal vorhandenen 
Neigung der ländlichen Arbeiterfhaft nad) den Städten und Induſtriebezirken 
zu wandern, ift e8 von bejonderer Wichtigkeit, dab die Fürſorge für gejunde 
Arbeiterwohnungen auf dem Lande nicht hinter den Städten zurüdbleibt. Dort 
aber muß der NArbeiterwohnungsbau auf den Gütern, wie in den Dörfern 
gleichmäßig unterjtügt werben. 

Die Erwägung darüber, in welcher Weife die Mittel der Landes-Ver— 
fiherungsanftalt dem Bau von Arbeiterwohnungen zugeführt werden können, 
müfjen ihren Ausgang nehmen von den „Allgemeinen Grundjägen für die 
Gewährung von Darlehen ſeitens der Landes Verſicherungsanſtalt Oſtpreußen 
zum Bau von Arbeiterwohnungen“, welche die Landes-Verſicherungsanſtalt mit 
Genehmigung des Reichs: ig ge rg aufgeftellt hat. In erfter Linie find 
die Bedingungen unter Ziffer 1 und 12 von Bedeutung: 

1. Die Verleihung von nicht münbdelficheren — darf nur an 
Gemeinden oder weitere Kommunal-Verbände, öffentliche für mündel— 
ficher erklärte Sparkaſſen, milde Stiftungen, Korporationen, an gemein: 
nützige Baugejellihaften oder an Genoſſenſchaften mit juriftiicher ‘Per: 
— innerhalb des Bezirkes der Landes-Verſicherungsanſtalt er: 
olgen 

12. Die Darlehen werben an Gemeinden, meitere Kommunal-Berbände 
und öffentliche Sparfaffen gegen Schuldurkunde, an die übrigen unter 
Ziffer 1 genannten Körperichaften und Vereinigungen nur gegen erft 
ftellige Hypothek gewährt. 

Bon mander Seite ift e8 beklagt worden, daß die Landes-Verficherungs: 
anftalt nicht auch an einzelne Privatperjonen Darlehen zum Bau von Arbeiter: 
wohnungen ausgibt, weil dadurch gerade auf dem platten Lande erhebliche 
Schwierigkeiten für die —* der von der Landes-Verſicherungsanſtalt bereit 
geſtellten Mittel entſtehen ie wir ſehen werden, iſt es ganz — daß es 
viel ſchwerer hält, geeignete Organiſationen für den gemeinnützigen Wohnungs: 
bau auf dem Lande, wie in ben Städten zu ſchaffen; trogdem muß man bie 
Berechtigung der von der Landes-Verficherun Santalt aufgeitellten Beleihung3- 
bedingungen anerkennen. Wollte die Bandes-Berficierungsanftolt Darlehen un 
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mittelbar an ländliche oder ftäbtiiche Arbeitgeber zum Bau von Arbeiter: 
wohnungen gewähren, jo würde fie fich mit einer ungeheuren Arbeit und mit 
einem jehr großen Riſiko belaften; in jedem einzelnen alle müßte fie prüfen, 
ob die Verwendung des Darlehns auch tatſächlich im Intereſſe der Arbeiter er: 
folgt, ob in jedem einzelnen Falle ihr nicht nur durch die zu beftellende Hy: 
pothef, jondern auch durch die Perjönlichkeit des Darlehnsnehmers die erfor: 
derliche Sicherheit geboten würde. Sie müßte darüber wachen, daß die in der 
ganzen Provinz verjtreuten Arbeiterhäufer von den Berpflichteten in ordnungs— 
mäßigem Zuftande erhalten und daß bei der Benutzung dieſer Gebäude die 
Vorſchriften erfüllt werden, melde fie in ihren Berg ir aufftellt. 
Auch würde fie, wenn ber einzelne Darlehnönehmer mit feinen Leiftungen in 
Verzug gerät, jelber das Beitreibungsverfahren durchführen und möglicherweiſe 
die Baulichfeiten im Zwangsverſteigerungsverfahren erwerben müflen. Es liegt 
auf der Hand, daß diefe Schwierigkeiten davon abjchreden müßten, den Arbeiter: 
wohnungsbau zu fördern, zumal wenn die Bauten über das ganze weite Gebiet 
ber Provinz verftreut liegen.) An eine Aenderung der Darlehnabedingung Nr. 1 
wird daher nicht gedacht werben können, und man muß verjuchen, ob nicht 
trotzdem die Unterftüßung des Arbeiterwohnungsbaues auf dem Lande möglich ift. 

Eine Mitwirfung der Gemeinden und mweiteren Kommunalverbände, der 
Eparfaffen, milden Stiftungen und Sorporationen beim Bau von Arbeiter: 
wohnungen kann wohl vereinzelt ftattfinden; daß diejelbe aber auf dem platten 
Lande in Oftpreußen eine größere Rolle jpielen wird, halte ich wegen der dünnen 
Bevölferung, wegen der geringen finanziellen Leiftungsfähigkeit und wegen der Ueber— 
laftung der Gemeinden und höheren Kommunalverbände mit Leiftungen für 
die heute bereit3 von ihnen zu erfüllenden Aufgaben nicht für wahricheinlid. 
Eine allgemeine Förderung des Arbeitermohnungsbaues auf dem Lande kann 
meines Erachtens nur auf dem genofjenjhaftlihen Wege erreicht werden; 
denn dieſer allein ermöglicht es, dab überall dort, wo ein dringliches Bedürfnis 
nad) dem Bau von Arbeiterwohnungen auftritt, und wo die Intereſſenten bereit 
find, angemefjene Opfer zu bringen, ein Vorgehen unabhängig von außen 
ftehenden Inftanzen ftattfinden kann. 

Das Problem des genoſſenſchaftlichen Baues von Arbeiter: 
wohnungen kann man heute al& gelöft betrachten, ſoweit e8 fih um Städte 
und ftadtähnliche Gebiete handelt. In der Regel erwirbt dort die Baugenoffen: 
ihaft Eigentum oder Erbbaureht an dem für den Bau erforderlichen Lande. 
Sie führt den Bau unter eigner Leitung auf und verwaltet und vermietet die 
Häuſer ſelbſt. Meiftens handelt es ſich um bie Herftellung von Miethäujern, 
welche die Genoſſenſchaft niemals zu veräußern gebentt; bisweilen freilich werben 
aud Käufer errichtet, welche in das Eigentum der einzelnen Genofjen übergehen 
jollen. Dieſe Art de8 Vorgehens ift möglich, weil in den Städten und in ben 
dichter bevölferten Bezirken überall Bauland zum Verkauf fteht, und weil auf 


) Die Landes-Verfiherungsanftalt Hannover gewährt nad ihren im September: 
beit des Heichd-Arbeitäblattes ©. 486 abgedrudten Grundjäpen für Darlehen an Land» 
wirte zum Bau von Arbeiterwohnungen für landwirtichaftliche Arbeiter au Darlehen an 
einzelne Landwirte. In Oftpreußen könnte aus den oben angeführten Gründen eine um= 
fefiendere Förderung des Landarbeiter-Wohnungsbaus auf diefem Wege nicht erzielt 
werden; nur ganz ausnahmsweiſe liebe fie fich durchführen. Ob die Berhältnifie in 
Hannover dafür günjtiger liegen, vermag ich nicht zu überjehen. Am 1. Januar 1903 
befanden ſich aber nur 5 „Arbeitgeber und Unternehmer“ unter den 1041 Darlehns— 
nehmer (ebenda ©. 484), wieviele unter den fünfen Sandwirte waren, tft nicht zu erſehen. 
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dem räumlich eng begrenzten Wirfungsgebiete ber eigene Bau und die eigene 
Verwaltung von jeiten des Genofjenichaftsvorftandes durchführbar ift, weil endlich 
die Nachfrage nach Wohnungen eine jo große und vieljeitige ift, daß durch fie 
die ununterbrodene Verwertung der bergeftellten Wohnungen geficbert werden 
fann. Auf dem Bande in dünn bevölferten Gegenden find diefe Borausjegungen 
gar nicht, oder nur in beichränktem Umfange gegeben. Die Sandarbeiterwohnungen, 
welche man errichten wollte, müßten über weite Gebiete verftreut, in Dörfern 
und auf Gütern liegen. Die Leitung des Baues durch den Vorſtand würde 
meiftenteil3 jehr erichwert und mit großen Unkoſten verknüpft fein. Das gleiche 
gilt von der baulichen Inftandhaltung der Wohnungen und von der Vermietung 
derjelben. Eine größere, von beftimmter örtlicher Arbeitögelegenheit weniger 
abhängige Nachfrage wird nur in den Dörfern zu erwarten jein. Auf den 
Gütern dagegen wird in der Regel nur derjenige Wohnung juchen, welcher dort 
auf Grund eines Vertragsverhältniffes für längere Zeit Arbeit angenommen 
bat. Aucd die Beſchaffung des Baulandes ift, namentlich auf den Gütern, 
nicht leicht, zumal das betreffende Grundbuchblatt Hypothefenfrei gemacht werden 
muß, wenn mit Hilfe geliehener Kapitalien der Bau durchgeführt werden foll. 

Die Hinderniffe, welche fi dem genofjenihaftlihen Wohnungsbau auf 
dem Lande entgegentürmen, find ſonach außerordentlich große. Und doch ift 
gerade hier genofienihaftlihe Selbithilfe dringender erforderlih, ala in ben 
Städten; denn einzelnen Privatperjonen wird e8 außerordentlich ſchwer werden, 
auf dem Lande für den Bau von Arbeiterwohnungen hinreichend große hypo- 
thefariiche Darlehen zu erhalten; und wo es ihnen gelingt, find die Darlehns— 
bedingungen außerordentlich) ungünftige. 

Die geihilderten Schwierigkeiten werden fi zum Zeil dadurch überwinden 
laffen, daß man eine Mittelöperjon gewinnt, melde an der guten und 
billigen Durchführung des Baues an der baulichen Inftandhaltung und an der 
Verwertung der Gebäude jelbit interejfiert it. Während in den Städten 
der —0 Bau von Erwerbshäuſern eine Ausnahme 
bildet, muß er auf dem platten Lande die Regel ſein. Die von 
der Baugenoſſenſchaft herzuſtellenden Gebäude müſſen in den Dörfern Eigentum 
der Bauern oder der Tagelöhner, auf den Gütern Eigentum des Gutsherrn ſein 
oder in einer abſehbaren Zukunft werden. Nur wenn dieſer Satz als ein die 
ganze Organiſation beherrſchendes Prinzip angenommen wird, iſt der genoſſen— 
ſchaftliche Bau von Arbeiterwohnungen auf dem Lande durchführbar. 

Man könnte hier die Forderung aufſtellen, daß auch bei Arbeiterhäuſern 
auf den Gütern ein Eigentum der Arbeiter angeſtrebt werden ſoll; es ſprechen 
aber gewichtige Bedenken dagegen. In der Nähe des Gutshofes pflegt alles 
Land zum Gute jelbft zu gehören, und e8 würde nicht leicht fein, Land für den 
Bau von Arbeiterwohnungen, die in fremdes Eigentum übergehen jollen, pfandfrei 
bereit zu ftellen. Für die Wirtichaftsführung des Gutäbefigerd kann die un— 
mittelbare Nachbarſchaft von Arbeiterbefigungen jehr unerfreuliche Folgen zeitigen. 
Wenn der Gutsbejiger aud) bei der Wahl des eriten Eigentümers mit der größten 
Vorſicht vorgehen kann, jo ift er doch nicht in der Lage, fpäterhin den Eigentums- 
oder Beſitzübergang an zweifelhafte Eriftenzen zu verhüten. Ferner hängt die 
Höhe der landſchaftlichen Beleihung davon ab, daß die Güter mit dem 
erforderlichen Gebaͤude-Inventar bejegt find; zu dieſem gehört auch ein hin- 
reihender Beltand an Arbeitermohnungen. Auf der andern Seite liegt eine 
Anfiedelung von Arbeitern zu Eigentum fern von den Dörfern ganz und gar 
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nicht im Intereſſe der betreffenden Arbeiter. Da dieſe Stellen eine wirtichaftliche 
Selbitändigkeit nicht befiten, würden fi) ihre Eigentümer in manden Be 
ziehungen in einer unerfreulichen wirtihaftlichen Abhängigkeit von dem benad) 
barten Gutöbefiger befinden. Man denke nur an die Leiftung von Geipannhülje, 
an die Stellung von Fuhrwerk zum Arzt und zur Hebamme, an die Gewährung 
von Weiden und dgl. mehr. Auch würden ſich jchwerlich ſolche Parzellen: 
eigentümer in ihrer Vereinzelung und Loslöſung von allem Gemeindeleben wohl 
fühlen. Es ift ja eine befannte Erfahrung, daß ſich reine Arbeiter-Kolonien 
bei der inneren Kolonilation nicht bewährt haben. Sprechen jchon alle dieſe 
Gründe dagegen, beim Arbeiterwohnungsbau in der Nähe des Gutshojes und 
fern von Dörfern Arbeitereigentumsftellen zu ſchaffen, jo fommt nody dazu, daß 
die Genofjenichaft bei der Begründung ſolcher Stellen cin jehr großes Rifiko 
tragen würde. Wenn der mit Ausficht auf Eigentumserwerb angelegte Arbeiter 
jeinen immerhin erheblichen Verpflichtungen gegenüber der Genofjenichaft nicht 
nachkommt, müßte die Genoffenihaft über furz oder lang die Verwaltung des 
betreffenden Gebäudes jelbit übernehmen, ohne wie beim Inſthausbau hinreichend 
wirffame Machtmittel dem Gutseigentümer gegenüber zu haben. 

Es liegt nahe, daß man die Unterftügung des Baues von Infthäufern, 
welche jchließlich in das Eigentum des Gutseigentümers übergehen und mit dem 
Hauptgute verbunden werden jollen, aus Mitteln der Landes-Verfiherungsanftalt 
unter dem Gefichtspunfte befämpfen wird, daß hierdurch Intereſſen der Guts- 
befiger, nicht aber Intereſſen der Arbeiter gefördert werden. Diejer Einwand 
ift unbegründet. Die Gutöarbeiter tragen, ebenio wie alle andern Arbeiter, zur 
Landes-Verfiherungsanftalt bei. Sie haben einen wohlbegründeten Anſpruch 
darauf, daß, wenn die Arbeitermohnungen aus den Mitteln der Anftalt verbefiert 
werden, auch ihre Wohnungsverhältniffe eine günftigere Geftaltung erfahren. 
Diejes ift aber bei den gegebenen Berhältniffen auf dem platten Lande nur 
dadurch möglich, daß der Anfthausbau eine Förderung erfährt. Die Koften 
hierfür trägt überdies der Gutsbeſitzer allein, da er jeinen fontraftlich ge 
bundenen Arbeitern freie Wohnung gewährt. Auch ift zu beachten, daß leiftungs- 
fähige Genofjenichaften, welche in den Dörfern Eigentümerftellen für Tagelöhner 
Ihaffen und die auf die Gründung von mittleren und kleineren Bauernftellen 
beichränfte Wirkſamkeit der Generaltommilfionen nad) unten ergänzen jollen, 
fi) in unferer Provinz zur Zeit nur jchaffen Laffen, wenn fi die Guts— 
befiger daran beteiligen; denn hauptjächlich dieje können ja nur die erforderliche 
Haftfumme vertreten und die Arbeit in der Leitung der Genofjenihaft über: 
nehmen. In einzelnen Gebieten mit vorherrichender bäuerliher Bevölkerung, 
in welchen die Bauern bereits eine gute genoſſenſchaftliche Schulung durchgemacht 
haben, werden allerdings auch dieſe die Hauptitügen der genofjenjchaftlichen 
Organiſation werden können. 

Das Ziel ift hiernady Elar geftellt: 

Genojjenihaftlider Bau von Arbeiterwohnungen, welde 
in den Dörfern in daß Eigentum von Tagelöhnern oder Bauern, 
auf den Gütern in das Eigentum der Gutsbeſitzer übergeführt 
werben jollen, und Berbindung des Baues von Inſthäuſern 
und von Tagelöhnerhäujern in derjelben Genofjenjdaft. 

Worin würden hiernach die Aufgaben der Genoſſenſchaft beftehen? 

Zur Begrenzung berjelben halte ich zunächſt den Grundjaß für empfehlens— 
wert, dab die Genoſſenſchaft jelbit Feine eigenen Mittel in den Erwerb des 
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Landes und in den Bau der Häufer hinein ftedt. Nah Nr. 11 der „All: 
gemeinen Grundjäge” werden die Darlehen der Landes-Verficherungsanftalt bis 
75°/, des Bau⸗ und Plabwertes gewährt. Was darüber hinaus erforderlich 
ift, ſoll der Intereſſent jelbft, der Tagelöhner, welcher ſich ein Grundftüd zu 
erwerben wünſcht, oder der Gutäbefiter, welcher ein Infthaus gebaut haben 
will, aus eigenen Mitteln hergeben. Die Genofjenichaft hätte aljo in eriter 
Linie die Aufgabe, die Kapitalbeihaffung, ſoweit fie dur die Darlehen 
der Landes-Verſicherungsanſtalt erfolgt, zu vermitteln. Da fie ſelbſt Schuldnerin 
der Landes-Verfiherungsanftalt wird, haftet fie dieſer mit ihrem gejamten 
Vermögen und mit den Haftſummen der Genofjen für die Erfüllung der 
übernommenen Find: und ZTilgungsverpflichtungen, für die bauliche Inſtand— 
haltung der Häufer und für die Benugung berjelben nad) ben von ber 
Lanbes:Berfiherungsanftalt aufgeftellten Bedingungen. Zu ihren Aufgaben gehört 
daher ferner, daß fie die Anträge auf den Bau von Häufern darauf hin prüft, 
ob die von ben Intereſſenten zu übernehmenden Verpflichtungen hinreichend 
ficher geitellt werden, und daß fie die Inftandhaltung und Benußung der Gebäude 
überwadt. Die Genoflenihaft würbe ſich aljo etwa in der Weiſe zwijchen die 
Landes: VBerfiherungsanftalt und die Intereſſenten einichieben, wie die Zentral: 
genofienihaften zwiſchen die Preußiiche Zentral-Genofjenichaitsfaffe und die ein: 
zelnen Genoſſenſchaften. 

Wie müflen die Eigentumsverhältniſſe geregelt werden, damit die zu 
gründenden ländlichen Baugenoffenichaften ihren Aufgaben gerecht werden können ? 

Am einfachften wäre es, wenn die zu bebauende pfandfrei geitellte Parzelle 
im Eigentum de3 ntereffenten bliebe, und wenn an ihr eine Hypothek für 
das Darlehn nebit den Zins: und Tilgungabeträgen beftellt würde, welches bie 
Lanbdes-Berficherungsanitalt der Genoffenihaft gewährt. In diefem Falle aber 
hätte die Genoſſenſchaft jelbit fein dingliches Recht an der bebauten Parzelle, 
und es könnte ihr jehr jchwer werden, den Eigentümer, welcher jeine Ber: 
pflichtungen nad) der einen oder anderen Richtung hin nicht erfüllt, zu vertrags: 
mäßigem Verhalten zu zwingen. Dem großen Riſiko, welches fie übernimmt, 
würden feine hinreichenden Rechte und Machtbefugniſſe gegenüber ftehen. Da 
die Landes: Berficherungsanftalt nicht in direfte Beziehung zu den einzelnen 
Grundeigentümern treten fann und fi) an die Genoſſenſchaft halten muß, jo 
kann fie der Genoffenichaft Darlehen nur gewähren, wenn durd die gejamte 
Organijation Sicherheit dafür geboten ift, daß die Genofjenihaft den über: 
nommenen Verpflichtungen jederzeit wird entiprechen fünnen. Wo bereitö beftehende 
freditwürdige Genoflenihaften, etwa fichere Kreditgenoffenichaften die Förderung 
des Arbeitermohnungsbaues mit zu ihrer Aufgabe machen jollten, würde ber 
bejchriebene einfache Weg der Landes=Berficherungsanftalt allenfalls genügen 
fünnen; ob aud der Genoffenihaft, das läßt ſich nur im Einzelfalle beurteilen. 
In der Regel aber wird darauf zu halten fein, daß die Genoſſenſchaft ſich 
weitergehende Rechte dem Intereſſenten gegenüber fichert; fie jelbft wird Eigentum 
ober ein dem Eigentum ähnliches Recht an dem Grund und Boden und an 
dem Gebäude erwerben müffen, damit fie auf Grund dieſes Rechtes einem 
vertragswidrigen Verhalten des einzelnen Genofjen erfolgreid) entgegen treten 
fan. Die Genoſſenſchaft muß aljo Eigentümerin oder Erbbauerin 
des mit den Wohngebäuden zu bejegenden Landes werden. 

Die Eigentumsbeſitz- und Bertragsverhältnijje werden nad) 
folgenden Grunbjäßen zu ordnen fein: 
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Die Genoffenihaft erwirbt hypothekenfreies Eigentum oder Erbbauredt an 
der zu bebauenden Parzelle. Sie errichtet darauf daB in ihrem Eigentum 
ftehende Wohngebäude. Die Landes-Verſicherungsanſtalt beleiht diejes Grunditüd 
oder Erbbaurecht bis zu °/a des Pla: und Baumwertes, während der Tagelöhner 
oder Gutöbefiter die dieſes Darlehn überfteigenden Koften aus eigenen Mitteln 
bejtreite. Das Darlehn der Landes-Verfiherungsanftalt ift von der Genoſſen— 
ſchaft innerhalb der Grenze der Münbelficherheit mit 3°/o, der dieje überfteigende 
Zeil des Darlehns mit 3'/20/o zu verzinjen. Die Verzinfung und Tilgung der 
Darlehen von jeiten der Genofjenihaft erfolgt durch Annuitäten, welche 5°/o 
des urjprünglichen Darlehns betragen. Dadurch würde da8 Darlehn in etwa 
31 Jahren getilgt werden. Der Tagelöhner, beziehungsweife der Gutsbeſitzer 
übernimmt der Genofjenihaft gegenüber die Verpflichtung, diefe Annuität zu 
tragen und durch die Vermittelung der Genoſſenſchaft an die Landes: Berficherungs: 
anftalt abzuführen '), ſowie jährlich einen Heinen Beitrag zu den Verwaltungs: 
foften der Genofjenichaft zu Ieilten. Dafür räumt ihm die Genoſſenſchaft die 
Nubung des Gebäudes und des zugehörigen Landes unter der Bedingung ein, 
daß er die Gebäude im baulichen Zuftande erhält, die Abgaben und Laſten, 
lowie die Tyeuerverficherungsprämie trägt, daß er ferner bei der Benußung des 
Grundftüdes die von der Landes: Verficherungsanftalt in ihrem Darlehensvertrage 
aufgeftellten Bedingungen erfüllt, und daß er, beziehungsmeije fein Rechtsnach— 
folger der Genofjenichaft mit einer beitimmten Zahl von Geſchäftsanteilen beitritt 
und Genoffe bleibt. Erfüllt er diefe Bedingungen nicht, jo hat die Genoſſen— 
ihajt das Recht, von ihm die jofortige Tilgung des ganzen Reſtdarlehns zu 
fordern oder ihm die Benugung des Gebäudes und Landes zu entziehen. Wenn 
er das Darlehn getilgt und die Nebenbedingungen erfüllt hat, geht ohne weitere 
Entihädigung das Eigentum an dem Grundftüde auf ihn über, beziehungsweije 
das Erbbaurecht erliicht, und das Eigentum an den Gebäuden wird auf ihn 
übertragen. 

Es bleibt nun übrig zu erwägen, in melde Rechtsformen die Verein: 
barungen zu bringen find, damit der gewollte Zmwed erreicht wird, und welchen 
Wert die verjchiedenen möglichen Einrichtungen für die Sicherheit der Genoſſen— 
ſchaft haben. 

Berhältnismäßig einfach geftalten ſich die Verhältniffe in den Dörfern. 
Wenn der Zagelöhner der Plab: und Baufoflen jelbjt getragen hat, jo 
dürfte die Genofjenichaft hinreichend gefichert fein. Wenn man 3. B. auf 
einem Grundftüf von 2 ha, deſſen Platwert etwa 2400 ME. beträgt, ein 
Wohngebäude für 2 Arbeiterfamilien mit zirka 5000 ME. Koften errichtet und 
dieſes Grundftüd an 2 Familien aufteilt, jo würden auf jede (Familie 3700 ME. 
Bau: und Platkoften fommen. Für die Beleihung durch die Bandes-Verficherungs: 


i) Wenn im nadjtehenden bes kürzeren Ausdruds halber immer nur von der 
Zahlung der Annuität durch den Tagelöhner oder Gutsbefiger an die Genofjenichaft 
geiprochen wird, jo ift darunter doc ſtets zu verftehen: daß der betreffende Genofje und 
die to binfichtlih der Jahresleiftung Gejamtihuldner der Randes-Berfiherungs- 
anftalt find, daß der Genoſſe fi durch feinen Vertrag mit der Genofjenichaft verpflichtet 
bat, dieje Beträge an die Landes-Berficherungsanftalt allein zu leijten, und dab die 
Senojlenichaft die Zahlung ihrer Genofjien an die Landes-Berfiherungsanftalt nur ver« 
mittelt. Es joll dadurch die Tilgung des Anjtaltsdarlehns durch die Jahreszahlungen des 
Genofien auch für den ja immerhin denfbaren Fall gefichert werden, dab die Genofjen- 
ihaft in Vermögensverfall gerät, und daß ihre jonftigen Gläubiger die ihr zuſtehenden 
Forderungsrechte pfänden. 
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anftalt iſt es gleichgültig, ob die Genoſſenſchaft Eigentümerin be 
Landes ift, oder ob fih dasjelbe im Eigentum des Tagelöhners 
befindet und die Genojjenihaft ein Erbbaureht daran hat, vorausgefekt, 
dab die Hypothek für die Landes-Verfiherungsanftalt in dem legten Falle 
jowohl auf dem Eigentum, ald auf dem Erbbaurechte beftellt wird. 
Die Landes:-Verficherungsanftalt würde dann *4 des Wertes, aljo etwa 2750 ME. 
Darlehn gewähren, während der Tagelöhner 950 ME. herzugeben hätte. Die 
Annuität, welche zur Berzinfung und Zilgung dieſes Darlehns 31 Jahre 
hindurch bezahlt werden müßte, würde fih auf 137.50 ME, belaufen. Die 
Jahresleiſtung de3 Tagelöhnerd an die Genoſſenſchaft wäre mit Rüdficht auf die 
Verwaltungsfoften derielben etwas höher, etma auf 134 ME. zu bemeffen. 
Für diejen Betrag würde die Genoflenihaft in der Regel wohl die Wohnung 
nebft den 4 zugehörigen Morgen Landes auch anderweit vermieten können. 
Immerhin würde e8 im Intereſſe der Sicherheit der Genoffenihaft und der 
möglichit geringen Belaftung des Wrbeiterhaushaltes mit der Annuität befjer 
jein, wenn die Anzahlung etwas höher ausfallen könnte. Wo fich die Grenze 
ziehen läßt, muß in jedem einzelnen alle unter der Erwägung geprüft werben, 
auf eine wie hohe Miete man in dem betreffenden Dorfe mit Sicherheit rechnen 
fann, wenn die Genoſſenſchaft das Grundftüd jelbft verwerten muß. 

Anders geftalten fi die Darlehnöverhältniffe, wenn der Arbeiter Eigen: 
tum an der Parzelle, die Genoſſenſchaft ein Erbbaurecht an ihr erhält, 
und wenn die Hypothef für das Darlehn der Landes-Verſicherungsanſtalt 
nur auf dem Erbbauredht beftellt wird, das Eigentum dagegen nur mit 
der Annuität zuzüglich des Berwaltungsfoftenbeitrages zugunften der Genofjen= 
ihaft dinglich belaftet wird. In diefem Falle jcheidet det Platzwert bei der 
Bemeſſung der Höhe des Anjtalts-Darlehns aus, an feine Stelle fönnte allenfalls 
der Wert des Erbbaurechtö geſetzt werden, welcher aber doch nur gering bemeffen 
werden kann. Das Darlehn der Lanbes-Verfiherungsanftalt würde dann 750/o 
des Baumertes nur unbedeutend überjteigen fünnen und etwa 1900— 2000 ME. 
betragen; in biejem alle hätte der Arbeiter jofort 1700 ME. aufzubringen, 
jährlich; aber nur 102,50 ME. zu zahlen. Das Rifiko für die Baugenoffenihaft 
wäre dabei auf ein Mindeſtmaß zurüdgeführt. 

Für die Beurteilung, welcher der drei joeben jfizzierten Wege gangbar ift, 
fällt e8 jchwer ins Gewicht, daß man dem betreffenden Zagelöhner nur die 
Ausfiht auf den Erwerb freien Eigentums eröffnen und einen Anſpruch darauf 
unter der Bedingung gewähren fann, daß die von ihm übernommenen Der: 
pflihtungen erfüllt werben; dagegen würde es nicht angehen, ihm eine Löjung 
des Vertragsverhältniffes derart zu ermöglichen, daß er von dem ertrage 
zurüdtreten und die Anzahlung ſowie die bisher geleifteten Amortiſations-Quoten 
zurückfordern fönnte. 

Hiernach ftellen fich die drei Fälle folgendermaßen : 

1. Die Genoffenihaft X. wird Eigentümerin der Landparzelle P. und des 
darauf errichteten Gebäudes. Für die Qandes:Berfiherungsanftalt wird auf dem 
Eigentum eine Hypothek für 2750 DIE. Darlehn und 137.50 ME. Annuität beftellt. 
Der Tagelöhner T. zahlt 950 ME. bar an und übernimmt die Verpflichtung, 
jährlih 140 Mi. an die Genofjenichaft zu zahlen, ſowie da8 Gebäude in 
Stand zu halten und die übrigen Nebenleiftungen pünftlid; zu erfüllen. Er 
erhält dafür jofort die Nutzung des Grundſtückes eingeräumt und außerdem den 
Anſpruch, daß er, oder ſeine Rechtsnachfolger, nachdem ſie 31 Jahre hindurch 
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die Yahresleiftungen erfüllt haben, (abgejehen von den Auflaffungskoften) ohne 
weitere Leiftung ihrerjeits das Grundftüd bypothefenrein a erhalten. 
Es wäre aud möglich, die Auflafiung etwa ſchon nad 19 Jahren ftattfinden 
zu laffen; in diefem Falle wäre noch ungefähr die Hälfte * Anftaltsdarlehns 
of \chuldnerifch zu übernehmen. Der Anſpruch des Tagelöhners auf Auflafiung 
wird durch eine Vormerkung im Grundbude von PB. nad) $ 883 BGB. 
fichergeftellt. 

Wenn nun aber T. die übernommenen Verpflichtungen nicht erfüllt, und 
die Genoſſenſchaft ihm die Benutzung des Grundſtückes entziehen muß, ſo kann 
ſie ſich, wie wir ſahen, zu einer Rückgewähr der von ſeiten T. ſchon geleiſteten 
Beträge nicht verpflichten, ſie kann nur dem T. das Recht auf die Eigentums— 
übertragung noch für eine längere Zeit hindurch wahren. Wenn z. B. T. 10 
Jahre hindurch die Annuität bezahlt hat, dann aber in Verzug gerät und aus 
der Nutung des Grundftüces entfernt werden muß, jo fann fie ihm geftatten, 
einige Jahre jpäter die Leiftungen, jowie die Nutzung des Grundftüdes wieder 
aufzunehmen. In einem ſolchen Falle würde der Eigentumserwerb von jeıten 
des T. um die Jahre, während welcher er nichts geleiftet hat, hinausgeichoben 
werden, berart, daß er volle 31 Jahre die Annuität tatſächlich geleiftet haben 
muß, um jeinen Anſpruch auf Auflaffung verwirklichen zu können. Die Nugung 
in der Zmwilchenzeit würde dann ber Genoſſenſchaft allein zugute fommen. Das 
wäre nicht unbillig und immerhin ein wirffamer Sporn für T., die von ihm 
übernommenen Verpflichtungen pünktlich zu erfüllen. 63 würde natürlich dem 
nichts im Wege jtehen, aus Billigkeitögründen einen Zeil der Zwilchennußungen 
dem T. zugute fommen zu laffen. 

Diejes Recht, die unterbrochenen Leiftungen zum Eigentumserwerb wieder 
aufzunehmen, kann aber nicht unbegrenzt eingeräumt werden. Wenn dasielbe 
während einer längeren Periode, etwa während 10 oder 15 Jahren nicht aus: 
geübt wird, müßte es untergehen, der Anſpruch auf Eigentumsübertragung 
müßte erlöjchen und die VBormerfung im Grundbuche bejeitigt werden, damit 
die Genofjenichaft anderweit über das Grundſtück verfügen kann. Someit der 
Verkaufspreis des Grundftüdes dann den Betrag des Reſtdarlehns der Landes: 
Verfiherungsanitalt in demjenigen Zeitpunkte, in welchem T. mit jeinen Leiftungen 
aufgehört hat, überfteigt, könnte er dem T. als Entſchädigung für feine früheren 
Leiftungen zugewieſen werden. 

2. 2. iſt Eigentümer des Grundftüdes P. und beitellt darauf ein Erb- 
baurecht für X., welches erliſcht, — nachdem von dem Eigentümer von P. 31 
Jahresraten in Höhe von je 140 Mk. unter gleichzeitiger Erfüllung der 
Nebenbedingungen an den Erbbauer gezahlt find. Auf dem Eigentum von P. 
und auf dem Erbbauredt an P. wird eine Gejamthypothef zugumften der 
Landes-Verfiherungsanftalt für da3 Darlehn von 2750 ME. nebft 137.50 Mt. 
Annuität beitellt. Auf dem Eigentum an P. wird ferner die Verpflichtumg, 
jährlidy diefe Annuität allein zu leiften und außerdem 2.50 ME. an die Ge 
nofjenihaft zu zahlen, ala Reallaſt eingetragen. Im normalen Berlanie 
werden alle dieſe Eintragungen nad 31 Jahren bejeitigt. Für den Fall, daß 
T. in Verzug gerät, werden im Begründungsvertrage dielelben age 
wie in dem eriten falle zu Zonftruieren fein. Sein Eigentum an P. wird 
Hinderniffe nicht bereiten, da auf bemjelben aud) die Leiftung der 137.50 + 
2.50 ME. jährlich nebft den Nebenverpflihtungen als Reallaft eingetragen 
iſt, und bei Nichtleiftung Zmangsvollftredung in das Eigentum beantragt werben 
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fann. Das Erbbaurecht aber befteht weiter, bis die Eigentümer von P. 31 
Annuitäten an die Genoſſenſchaft entrichtet haben. 

3. T. ift Eigentümer von P. und beftellt für die Genoffenihaft X. ein 
Erbbaurecht, welches erliicht, nachdem 31 Jahresraten von 102.50 ME. unter 
Erfüllung der Nebenbedingungen an den Erbbauer geleiftet find. Auf dem Erb: 
baurechte, nicht aber auf dem Eigentum an P. wird für das Anftaltsdarlehn 
von 2000 ME. Hypothek beftellt. Die Yahresleiftungen von 100 ME. und 
2.50 Mt. werden wie unter 2. gefihert. Auch bier find die Rechtsfolgen bei 
Nichterfüllung der Bedingungen analog den beiden vorherigen Fällen auszubilden. 

Aus vorftehenden Erwägungen ergibt e8 fih, daß e8 der Genoſſen— 
ſchaft und der Landes-Verſicherungsanſtalt gleihgültig fein kann, 
welcher ber drei Wege beſchritten wird, natürlid mit bem Unterfehiebe 
daß bei dem dritten Wege infolge der größeren Borausleiftung des Tagelöhners 
das Riſiko am geringften iſt. Anders liegt die Sade für den Tage» 
löhner. Wenn auch für ihn e8 materiell gleichgültig fein fan, ob er von 
vornherein nur einen Anſpruch auf Eigentumsübertragung erlangt, oder ob er 
jofort Eigentum erhält, diefes aber mit dem Erbbauredhte belaftet, jo dürfte es 
doch meiftenteil3 jeinem perfönlichen Empfinden angemefjener ericheinen, daß er 
auf Grund der immerhin beträchtlichen Geldleiftung, die er jofort gewährt, als 
Eigentümer eingetragen wird. 

Die Regelung des genofjenihaftlihen Baues von Inſthäuſern ſtößt 
aus zwei Gründen auf größere Schwierigkeiten. Es iſt notwendig, daß bie 
Inſthäuſer in unmittelbarer Nähe des Gutshofes und daher in ber 
Regel auf Land errichtet werden müſſen, welches zur Zeit zum Gute 
gehört und ben Hypothefengläubigern mit verhaftet if. Sodann muß die 
MWiedervereinigung der neu zu errichtenden Inſthäuſer mit dem 
Hauptgute nad Abtragung der aufzunehmenden Schuld durch die Annuitäten 
gejihert werden fowohl im Intereſſe des Realkredites des Hauptgutes aus 
den Gründen, die wir oben anführten, als auc deshalb, weil die Genoſſenſchaft 
auf eine glatte Abmwidelung des Geſchäftes nur dann rechnen fann, wenn ber 
jedesmalige Eigentümer des Hauptgutes ihr als Kontrahent gegenüber fteht. 
Auch hier kann ſowohl ein Erbbaurecht ber Genoffenihaft an der zu be= 
bauenden Parzelle, ald au ihr Eigentum an derjeben in Frage kommen. 

Wird ein Erbbaureht an dem Hauptgute beftellt, welches nad; Leiſtun 
von 31 Yahresrenten und Erfüllung der Nebenbedingungen erliidht, jo wäre * 
dieſem Wege die Vereinigung der Inſthäuſer mit dem Hauptgute am einfachſten 
ficher geſtellt. Die Begründung des Erbbaurechtes Hinter den das Gut bereits 
belaftenden Hypotheken dürfte aber eine hinreichende Sicherheit für die Genoffen: 
ichaft nicht bieten. Es ift die Anficht vertreten worden, daß, wenn das Erb: 
baurecht fi) nicht auf Gebäude erftredt, welche bereit? auf dem verpfänbeten 
Grundftüde beftehen, ſondern wenn erſt unter feinem Schuß Gebäude errichtet werden 
ſollen, den am Hauptgute Hypotheken- und jonftigen Nealberechtigten Feine irgendwie 
gearteten Rechte zuftehen: weder dem Grundftüdeigentümer gegenüber bezüglich 
der Einräumung des Erbbaurechtes, noch dem Erbbauberechtigten gegenüber 
betreff3 der vollen Nutzung und Bewahrung jeines Rechtes.) Ich vermag mid 
diefer Auffaffung nicht anzufchließen, denn wenn bei einer Zwangsverſteigerung 
das Meiftgebot den Wert des Erbbaurechts nicht mit umjpannt, ſo könnte 


BE 1) Bgl. Eſchenbach in den Jahrbüchern für National-Defonomie und Statiftit III 
Folge, Band 20, Seite 658. 
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dasjelbe ausfallen. ch Halte es daher für geboten, daß das Erbbaureht ver 
jeder hypothekariſchen und dinglichen Belaftung oder doch menigitens an einer 
zweifellos ficheren Stelle (innerhalb der Mündelficherheit) eingetragen werben 
muß. Bei jchon belafteten Gütern ift das nur möglich, werın die Hypothelen— 
gläubiger dem Erbbaurechte den Vorrang einräumen. Eine dahin gehende 
Vereinbarung dürfte fi) wohl in der Regel erzielen laffen, wenn gleichzeitig 
für das Hauptgrundſtück eine Grumbddienftbarfeit an dem Erbbauredte derart 
beftellt wird, daß der jedesmalige Eigentümer des Hauptgrundftüdes die auf 
dem Erbbaurechte errichteten nfthäufer unter der Bedingung als Arbeiter: 
wohnungen benußen fann, daß er die Annuität und den Berwaltungsfoftenbeitrag 
an den Erbbauern abführt und die Nebenbedingungen erfüllt. Da der den 
Bertrag ſchließende Gutsbefiger überdies noch "/a der Koſten aus eigenen Mitteln 
trägt, jo würde durch die vorgeichlagene Regelung der Wert des Gutes, truf 
der Belaftung mit dem Erbbaurechte und der Annuität zur Tilgung des Bau: 
darlehns nicht herabgemindert, jondern erhöht werden; die Hypothefengläubiger 
hätten ſonach feinen begründeten Anlaß, die Prioritätseinräumung zu verlagen 

Sollten ſich aber in einzelnen Fällen die Hypothefengläubiger und jonitigen 
Realberechtigten zu der Prioritätseinräumung nicht bereit finden, jo wäre & 
erforderlich, die mit den Inſthäuſern zu bejeßenden Parzellen auf Grund eins 
Unſchädlichkeitsatteſtes von der Pfandverbindlichkeit zu befreien, und fie 
an die Genojjenjhaft zu veräußern. 

Auch in diefem Falle könnte man an die Benutzung de8 Erbbauredtes 
denken, dieſelbe würde hier jedod nicht die Wiedervereinigung der abgetrennten 
Parzelle mit dem Hauptgute unmittelbar fihern. Die abgetrennte Parzelle P. 
müßte von der Genoffenihaft unter der Bedingung an den Eigentümer €. de 
Hauptgutes A. zurüc verkauft werden, daß diejer unter den befannten Bedingungen 
ein Erbbaurecht an ihr zu Gunften der Genoflenihaft X. beftellt. Gleichzeitig 
müßte €. die Parzelle P. mit der Annuität uſw. als Reallaft zugunften dei 
Erbbauern belaften. Der jofortigen Wiedervereinigung der jo belafteten Parzele 
PB. mit dem Hauptgute A. durch Zuichreibung als Beltandteil fteht nun aber 
der $ 6 der Grundbudpordnung im Wege: 

„Soll ein Grundftüdsteil mit einem Rechte belaftet werben, jo it er 
von dem Grundftüd abzujchreiben und ala jelbjtändiges Grundftüd einzu: 
tragen. Iſt das Recht eine Dienitbarkeit oder eine NReallait, jo fann 
die Abichreibung unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu be 
ſorgen ift.“ 

Aus diefer Vorſchrift muß die Folgerung gezogen werden, daß bie Ju: 
ſchreibung einer bejonders belajteten Parzelle ala Beitandteil zu einem ebenfalls 
ſchon belafteten Gute nicht zuläjfig it. E& würden hiernad das Eigentumsrecht 
von €. an U. und an P. als zwei jelbitändige Rechte nebeneinander berlaufen 
und verjchiedene Schidjale haben können, deren Folgen fi im voraus nicht 
überjehen laffen. Die Sicherung eines Zujammenfallens der beiden Rechte wäre 
jedenfall auf diefem Wege nicht erfolgt. 

Machen es die Verhältniffe notwendig, die zu bebauende Parzelle auf 
Grund eines Unjhädlichkeitsatteftes pfandfrei an die Genoſſenſchaft zu veräußern, 
jo wird das auögeftedte Ziel auf anderem Wege erreicht werden müſſen: Die 
Parzelle P. bleibt im Eigentum der Genofjenihaft und mird 
von diejer bebaut. Der Eigentümer des Grundjtüdes A. leiſtet denjenigen 
Teil der Erwerbd: und Baufoften an die Genoſſenſchaft, welcher nicht durch das 
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Darlehn der Landes-Verfiherungsanftalt gededt wird. Er übernimmt die auf 
dem Hauptgute A. zur bereiteften Stelle ala Reallaft einzutragende Pflicht, an ben 
Eigentümer von P. die Annuität, den Verwaltungskoftenbeitrag 2c. zu leisten, wogegen 
Eigentümer von W. das Recht der Nußung von P. für Arbeitermohnungszmede 
unter den Bedingungen der Landes-Verſicherungsanſtalt erhält. Er erwirbt ferner 
für den jedesmaligen Eigentümer des Hauptgutes U. das Redt, 
ohne ein weiteres Entgelt, jedoh unter Tragung der Auflaſſungskoſten hypo— 
thefenfreie Auflajiung der Parzelle P. zu verlangen, nadhdem 31 
Jahresrenten unter Erfüllung der Nebenbedingungen durch die Vermittelung des 
Eigentümers von P. an die Landes: Verfiherungsanftalt geleiftet find. Diejes 
zugunften eines Dritten erworbene Recht wird dur eine Bormerfung im 
Grundbude von ®. ſicher geitellt. 

Immerhin kann das Recht des Gutöbefigers auf den Eigentumserwerb am 
Inſthauſe gepfändet werden, wodurch der Rückfall des Infthausgrundftüds an 
das Hauptgut gepfändet werden würde. Das Erbbauredht verdient daher 
in diefer Beziehung den Vorzug und follte überall dort angewendet werben, 
wo die Hypothefengläubiger bereit find, ihm den Vorrang einzuräumen.') 

Es bleibt hiernach noch zu prüfen, weldhes die wirtihaftliden Folgen 
dbiejer Regelungen jein würden, und ob die Baugenofjenjhaft Hin: 
reichende Sicherheit findet. Nehmen wir ala Beiſpiel ein Gut in Größe 
von 100 ha an, beffen Verkehrswert 120 000 ME. ift. Die landichaftliche Tare 
befaufe fi) auf 90000 ME., und das But jei von ber Landichaft bis zu */s des 
Zarwertes, aljo mit 60000 ME. beliehen. In diefem alle wird der Eigentümer 
etwa in ben eriten 10 Jahren, bis jeine Schuld auf ”/s des Taxwertes getilgt 
ift, jährlich '/a "/o der ganzen Schuld, alfo 300 ME. ber Landichaft gegenüber 
a tilgen haben; in ber darauffolgenden Zeit dagegen nur den die Hälfte des 

axwertes überjteigenden Betrag der Hypothek mit jährlih 56,25 Mf. Die 
ZTilgungäbeträge werden zu einem ein Zubehör des Grundjtüdes bildenden 
Tilgungsfonds bei der Landichaft angefammelt. Ueber diejen kann der Eigen: 
tümer verfügen, jobald 10°/o bes Blanbbriefbarlehns, in unferem Beiſpiel alfo 
6000 ME., getilgt find. Die Tilgung kann durch freimillige Zuzahlungen ver: 
ftärft werden, dod darf die Verfügung über den Tilgungsfonds nicht früher als 
nach dreijähriger ordentlicher Tilgung erfolgen. 

Nehmen wir nun an, daß der Befiger diejes Gutes mit Hülfe einer Baus 
genofienihaft ein Inſthaus für 8 Familien bauen will, jo wird hierzu aus 
Gründen, die ich nod) jpäter erörtern werde, ein Areal von mindeltens 2 '/s ha 
bereit geftellt werben müffen. Die Baufoften werben fi), einjchließlich der 
—— der Arbeiter und Geſpanne des Gutsbeſitzers ſelbſt, auf ca. 16 000 ME. 
belaufen. 

Findet die Bebauung auf Grund eines Erbbauredjtes der Genoffenichaft 
ftatt, welchem Vorrecht vor allen Hypotheken ꝛc. eingeräumt ift, jo fäme für die 
Beleihung der Landes: Berfiherungsanftalt nur der Baumwert von 16000 ME. in 





) Mit Reht macht Andre (Schriften der Zentralftelle für Arbeiter-Wohlfahrts— 
einrihtungen Nr. 22 S. 116.) auf das Auseinanderfallen der Intereſſen des Eigen» 
tümers und des Erbbauern und auf die fih Hieraus fir den Erbbauvertrag ergebenden 
Schwierigkeiten aufmerffam. Bei der von mir vorgejchlagenen Benüßung des Erbbaurehts 
zur Förderung des Landarbeiterwohnungsbaus treten dieje Bedenken zurüd, da es der 
Eigentümer des Grunditüdes und der zufünftige Eigentümer der Gebäude ift, welder 
dieje bereitö während des Beſtehens des Erbbaurechts nupt nnd unterhält, 
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Frage. Die Landes:Verfiherungsanftalt würde 12000 ME. leihen, die Annuität 
würde 600 ME. betragen, wozu ein Beitrag zu den Berwaltungstoften der 
Genofjenihaft von 8 X 2,50 Mk. — 20 Mi. füme. Ich nehme an, daß die 
Landſchaft und bie übrigen Hppothefengläubiger auß den oben ausgeführten 
Gründen bei der Einräumung der Priorität eine bejondere Sicherheitäleiitung 
nicht verlangen werden, vielleicht würde die Landihaft die Einräumung der 
Priorität davon abhängig machen, daß der Eigentümer fich verpflichtet, feinen 
Tilgungsfonds bei der Landſchaft in näher zu beftimmenden Grenzen nicht ab: 
zubeben. Für den Gutseigentümer würde fi) alsdann ergeben, daß er aus 
eigenen Mitteln 4000 ME. für den Bau des Inſthauſes aufzumenden hat; 
davon dürften ungefähr 2000 ME. auf Hand: und Spannbienfte verrechnet 
werden, welche er beim Bau mit feinen Arbeitern und jeinen Geipannen leiitet, 
jo daß er einen Baraufwand von nur 2000 ME. zu machen hätte. Dazu 
kämen dann die ahresleiftungen an die Genofjenihaft in Höhe von 620 Mit. 
und die Nebenleiftungen. 

Wird e8 dagegen erforderlich, die Bauparzelle auf Grund eines Unſchäd— 
lichkeitsatteftes frei zu ftellen, jo muß der Grundwert diefer Parzelle mitbe- 
rüdfichtigt werden. Die Genoffenihaft muB die Parzelle von 2'/s ha für bei- 
Ipielmeije 2000 ME. vom Eigentümer erwerben; fie hat ferner 16000 ME. 
Baufoften, im ganzen aljo 18 000 ME. aufzuwenden. In diefem alle würde 
das Darlehn der Landes-Verficherungsanftalt 13 500 ME., der Baufoftenbeitrag 
des Eigentümers 4500 ME. betragen, die Annuität würde fi auf 675 ME. 
und die Leiltung des Eigentümers an die Genofjenihaft jährlid auf 675 ME. 
+20 Mf. = 695 Mt. belaufen. In diefem Falle hätte der Eigentümer jonad) 
an bie Genofjenihaft 4500 ME. zu zahlen, er hätte ferner 2000 Mk. zu: 
guniten der Hppothefengläubiger zu Hinterlegen, zujammen aljo 6500 ME. auf: 
zuwenden. Demgegenüber ſteht jeine Einnahme von 2000 ME. fürs Land und 
von 2000 ME. für die beim Bau geleifteten Hand: und Spanndienfte, zu— 
jammen von 4000 ME., ſodaß ſich der Barbedarf auf 2500 ME. ftellen würde, 
das find 500 ME. mehr wie im erften Falle. Die jährliche Leiftung an Raten 
und Berwaltungsfoftenbeiträgen beträgt hier 75 ME. mehr wie dort, dem fteht 
aber das Zinseinkommen aus den hinterlegten 2000 ME. gegenüber. Sind dieſe 
zu 31/2 "/o angelegt, jo würden fie 75 ME. jährlich liefern, jodaß hieraus der 
Mehrbetrag der jährlichen Leiftung an die Genoſſenſchaft beftritten werden könnte. 

Hinfichtlich der finanziellen Leiftungen des Gutsbeſitzers ftellen ſich hier: 
nad) die beiden Regelungen annähernd gleich; bei dem zweiten Wege hat er 
nur einen Betrag von etwa 500 ME. mehr bei der Einleitung der Operation 
zu entrichten. In jedem Falle aber ift die Inanſpruchnahme der Genoffenichafts: 
hülfe zum Infthausbau für den Gutäbefiger eine ganz erhebliche Erleichterung. 
Mährend cr anderjalla 16 000 ME. und nad) Abzug des Wertes der Hand: 
und Spanndienite 14000 ME. auß eigenen Mitteln hergeben oder andermeit 
im Wege des Kredites beichaffen müßte, braucht er beim genofjenjichaftlichen 
Infthausbau nur 2000 ME. bzw. 2500 ME. bar aufzumenden, und ber Reit 
des Geldbedarfes wird zu jehr günftigen Verzinjungs- und Zilgungsbedingungen 
von jeiten der Landes-Verficherungsanftalt bereit geftellt. 

Für die Beurteilung der Sicherheit, welche der Baugenoffenihaft geboten 
wird, find die folgenden Punkte von Wichtigkeit. 

Der Baugenofjenihaft ſteht als Gegenpartei ſtets der Eigentümer eines 
größeren Gutes gegenüber, welcher doch in der Regel eine Reihe von Ber: 
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mögensobjeften in jeiner Hand vereinigt, jodaß ihm die Erichwingung ber 
Leiftung von Annuität, Verwaltungskoſtenbeitrag ac. möglich fein wird. Hier 
iit e8 daher bedeutiam, daß durd) den Begründungävertrag der Befiger ſich und 
jeine Rechtsnachfolger der jofortigen Zwangsvollſtreckung bezüglich der Anſprüche 
ber Genoſſenſchaft unterwirft. 

Wenn die Genofjenihaft aus irgend welchem Grunde, jei es, daß der 
Befiger mit den Geldleiftungen wiederholt im Rückſtande bleibt, oder daß er 
das Inſthaus in vertragswidriger Weije benußt, oder daß er nicht die Mit: 
gliedihaft der Genoffenichaft erwirbt und bewahrt, — dem Gutöbefiter bie 
Benutzung des Infthaufes entziehen und diejes anderweit verwerten muß, jo ift 
es von größter Bedeutung, daß fie zu den einzelnen Wohnungen eine hin: 
reihend große Landflähe mitgeben fann, auf welcher der Mieter etwas 
Gemüſe und Kartoffeln zu bauen und auc Futter für Kleinvieh zu werben 
vermag. In der Regel wird daher daran feitgehalten werden müflen, daß zu 
jeder zu errichtenden Wohnung 25—40 ar Aulturland in der Nähe des nit: 
hauſes dem Erbbauredhte oder Eigentum der Genofjenihaft mit unterworfen 
werden müſſen, daß ferner Wegerechte zu diefem Lande wie zum Inſthaus und 
Brunnenrechte gefichert werden. 

Für die Sicherheit ift weiterhin bedeutijam, ob der Gutäbefiter auf die 
Nußung der neu zu errichtenden Inſthäuſer angewieſen ift, oder ob er zur Not 
auch ohne diejelben würde ausfommen fünnen, d. h. alſo, ob die Entziehung der 
Nutung wegen Vertragdverlegungen jeinerjeitö feine Wirtihaftsführung mwejentlich 
erichweren würde. Sind die der Genofjenihaft gehörigen Wohnungen für den 
ordnungsmäßigen Gutsbetrieb notwendig, jo fann es wohl, wenn einmal ein 
Eigentümer abwirtichaftet, vorübergehend vorkommen, daß die Genoſſenſchaft 
über die Wohnungen anderweit verfügen muß. Sobald aber der Nadjfolger 
wieder eine ordentliche Wirtjchaft einrichtet, wäre er dann auch gezwungen, die 
Inſthäuſer der Genoffenihaft wieder zu benuten und die Leiftungen ihr gegen- 
über wieder aufzunehmen. Auch ift es wichtig, daß jeder tüchtige Wirt alles 
daran jegen wird, einen Zuftand zu bejeitigen, bei welchem in nächfter Nähe 
jeined Hofes fremde Arbeiter wohnen, bie ihm doch in vieler Beziehung läſtig 
werden und Schaden zufügen fönnen. Alle dieje Umstände verleihen, wo der 
Bau des Inſthauſes einem dringenden Bedürfnis entipricht, der Genoſſenſchaft 
ald Eigentümerin des Inſthauſes eine bedeutjame wirtiaftlihe Macht, mit 
Hülfe derer fie die Erfüllung der Vertragspflichten durch den jedesmaligen Guts— 
eigentümer erzwingen fann. 

Wenn die Hypotheken- und jonftigen Realberechtigten dem Erbbaurechte 
jowie den Jahresleiftungen an den Erbbauern den Vorrang einräumen, jo iſt 
die reale Sicherheit, welche der Genofjenichajt geboten wird, eine jo vorzügliche, 
daß in diefem Falle irgend welche Bedenken gar nit Pla greifen können. 

Wie liegt e8 nun aber, wenn fich die —— gen bereit finden, 
dem Erbbaurecht die Priorität einzuräumen, nicht aber der Reallaft bezüglich) 
der Yahresleiftungen, wenn alſo diefe Reallaft erft Hinter den jchon beftehenden 
Hypotheken zur Eintragung gelangen kann? 

Wie wir oben jahen, wird die Einräumung der Priorität für das Erb: 
baurecht dadurch bedingt ſein, daß das Erbbaurecht in einer abſehbaren Zeit 
erliſcht, wenn eine beſtimmte Anzahl von Jahresleiſtungen an den Erbbauer 
entrichtet worden find. Die Hypothekengläubiger, in erſter Linie bie vandſchaft, 
werden hiernach ein lebhaftes Intereſſe daran haben, daß der Eigentümer mit den 
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Jahresleiſtungen nicht im Rüdftande bleibt und die Dauer des Erbbaurectes 
nicht verlängert. Es fteht daher zu erwarten, baß von jeiten der Hypotheken— 
gläubiger ein Drud auf den Gutseigentümer ausgeübt werden wird, jeine Ber: 
pflihtungen der Genoffenichaft gegenüber pünktlich zu erfüllen. Doch wird bier: 
durch der Genofjenichaft eine dingliche Sicherheit nicht geboten; fie wird in 
einem ſolchen alle jorgfältig zu prüfen haben, ob die zu ihren Guniten 
eingetragene Reallaſt, wenn alle vorher erörterten Gicherheitsmomente in 
Betracht gezogen werden, noch die hinreichende Sicherheit biete. Sollte dieſes 
nicht der Fall jein, Jo wäre es vielleicht nod) möglich, die Sicherheit Dadurch zu 
erhöhen, daß im Einverftändnis bzw. auf Antrag des Eigentümers der bei der 
Landihaft angefammelte Zilgungsfonds de8 Hauptgutes zugunften der An: 
Iprüche des Erbbauern gejperrt bleibt, und daß bderielbe periodiſch zur Leitung 
mehrerer Annuitäten verwendet wird, jobald er die Höhe erreicht hat, bei 
weldyer ohne eine ſolche Sperrung der Guteigentümer jelbit den Zilgungsfonds 
abheben könnte. 

Sind die Inſthäuſer auf einer abgezweigten, in das Eigentum der Ge 
noſſenſchaft übergegangenen Parzelle errichtet, jo wird die Reallaft zuguniten 
der Genofjenihaft auf dem Hauptgute meiltens nur hinter den vorhandenen 
Hypotheken eingetragen werden fünnen; die Prüfung der Sicherheit und bie 
etwaige Erhöhung derjelben wird von denjelben Gefichtspunften beherricht werben, 
wie in dem ſoeben behandelten Falle. Hier ift aber die dinglihe Verbindung 
ber Infthausparzelle mit dem Hauptgute nicht jo feit, wie bei der Beitellung 
des Erbbaurechtes. Der durch eine Vormerkung im Grundbuche der Inſthaus— 
parzelle geficherte Anjprud des Eigentümers des Hauptgutes auf Eigentums- 
übertragung der Inſthausparzelle wird im Intereſſe der Genoffenichaft, genau 
jo, wie es bei den Zagelöhnerparzellen im Dorfe erforderlich war, begrenzt werden 
müffen, derart etwa, daß wenn von den Eigentümern des Hauptgutes während 
10 Jahren die Annuität ac. nicht geleiftet worden ift, der Anſpruch auf künftigen 
Eigentumserwerb hinfällig wird und gelöjcht wird. Die Hypothefengläubiger, 
im bejonderen die Landſchaft, haben auch diefem Falle ein lebhaftes Intereſſe 
daran, daß der Eigentumderwerb an der Inſthausparzelle in der vorgejehenen 
Zeit von 31 Jahren erfolgt, dab unter feinen Umftänden aber der Anipruc 
auf denjelben verloren geht. Solange die Annuitätszahlungen an die Genoflen- 
ſchaft pünktlich erfolgen und dadurch die Vorbedingung für den Eigentumserwerb 
am Inſthauſe innerhalb einer abjehbaren Zeit geichaffen wird, fann die Land— 
ſchaft e8 mit anjehen, daß die alten Inſthäuſer, welche allmählich verfallen, 
nicht durch neue auf dem Hauptgute jelbft erjeßt werden Sobald aber der 
Eigentümer die Jahresleiftungen an die Genoſſenſchaft ausjegt und dadurd den 
Eigentumserwerb hinausſchiebt oder gar den Anſpruch auf ihn gefährdet, wird 
die Landichaft wahricheinlich einjchreiten und von ihrem Rechte Gebraud) machen : 
das Landichaftsdarlehn mit dreimonatliher Frift zu kündigen, wenn „ber Wert 
des verpfändeten Gutes durch Verfall der Gebäude vermindert wird“. 

Bei den vorftehenden Erörterungen konnte e8 fi nur darum handeln, 
die wichtigſten Wege abzuleuchten, auf denen ber genofjenichaftliche Zagelöhner: 
und Inftmanns Wohnungsbau möglich ift, und diejenigen Punkte hervorzubeben, 
auf welche bei Beurteilung der Sicherheit bejonders Acht zu geben if. Ob num 
in den einzelnen gerade vorliegenden Tyällen der eine oder andere Weg gang— 
barer ericheint, und ob die erforderliche Sicherheit tatjächlich vorhanden ift, das 
müffen die Organe der zu gründenden Genoffenihaften prüfen. Damit aber dieje 
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Prüfung auch ſachgemäß erfolgt, wird man das Intereſſe jämtlicher Genofjen 
an einer vorfidhtigen Geichäftsführung dadurch mweden und rege halten müfjen, 
daß die einzelnen Geichäftsanteile mit einer hinlänglich hohen Haftſumme ver: 
bunden werden. Darauf komme ih noch in dem Schlußabſatz zu ſprechen. 
Hier möchte ich nur betonen, daß die zur Erwägung geitellten Formen ber 
Regelung nicht als die ausſchließlich anwendbaren angejehen werden wollen. So 
fann ich e8 mir 3. B. jehr wohl denken, daß auf Gütern die Eintragung der 
Annuität 2. als Reallaft untunlich ift, weil beifpielmeife das betreffende Gut 
fideiflommiffariich gebunden ift; e8 würde in einem ſolchen Falle wohl auch 
möglich fein, daß die Leiftungen des Gutsbeſitzers an die Genoſſenſchaft, welche 
die Verzinfung und Tilgung des Anftaltsdarlehns durch die Genofjenichaft er: 
möglichen jollen, in der Form des Perjonalkredites Sichertellung finden. 

Wo bereits beitehende Genoſſenſchaften, melde leiftungsjähig 
find, den Arbeiterwohnungsbau in den Kreis ihrer Aufgaben einbeziehen wollen, 
wird man dies nur freudig begrüßen können; ich zweifle aber daran, daß dies 
in größerem Umfange geichehen wird, im bejonderen, daß Kreditgenoſſenſchaften 
mit ihrer unbeichränften Haftung ſich gleichzeitig dem Arbeitermohnungs- 
bau midmen merden. Doch märe es jehr erfreulid, wenn Die vor: 
bandenen Genoſſenſchafts-Verbände ihre Perjonal: und Sadfenntnis in den 
Dienft der Gründung von Arbeiterwohnungsbau:Benofjenichaften auf dem Lande 
ftellen würden. Bei jolhen Arbeiterwohbnungsbau:Genofjenihaften 
kann es ſich natürlih nur um Genoffenihaften mit beſchränkter Haft— 
pflicht handeln. Die Höhe des Geſchäftsanteils, der Einzahlungen und ber 
Haftjumme wird man dem Bedürfnis an eigenem Betrieböfapital, dem Riſiko 
und der Bermögenälage derjenigen Perjonenkreife anpaffen müffen, aus denen ſich 
die Genoſſenſchaft bilden ſoll. 

Nach der geplanten Organijation bedarf die Genofjfenichait eines eigenen 
Betriebsfapitald zum Erwerb der Grundftüde, zum Bau und zur Unterhaltung 
der Häufer nicht, denn die gefamten Erwerbs: und Baufoften jollen ja, ſoweit 
fie das Darlehn der Landes-Verfiherungsanftalt überfteigen, von den Intereffenten 
aufgebradit werden. Ein Geldbedarf der Genoffenihaft an eigenen oder im 
Wege des Perjonalfredites aufzubringenden Fonds kann nur aus folgenden 
Anläffen entftehen: 

1. Die Leiftungen der Tagelöhner und Gutäbefiger gehen ſpäter ein, als 
die Genofjenihaft die Zins: und Zilgungsraten an die Landes-Ver— 
fiherungsanftalt abführen muß, 

2. die a art hat Prozeßkoſten u. dgl. auszulegen, 

3. die Genoffenihaft muß die Berwaltung einzelner Käufer jelbft über: 
nehmen und wirtſchaftet dabei nicht den vollen Betrag der von ihr an 
die Landes:Verfiherungsanftalt zu zahlenden Annuität heraus. 

Bon größerer Bedeutung dürfte nur der zu 1 bezeichnete Geldbedarf 
werden. Er könnte dadurch Herabminderung erfahren, daß man die Zahlungs: 
termine der nterejlenten einige Wochen früher legt, wie die Zahlungstermine 
für die Leiftungen der Genofjenichaft an die Landes-Berfiherungsanftalt. 

Es ericheint billig, daß die von den Einzelnen zu übernehmenden Gejchäfts- 
anteile und Haftjummen abhängig gemacht werden von den Leiftungen, welche 
die Genofjenichaft für fie übernimmt. Das ift auf dem Wege möglich, daß ein 
Genofje, für melden Wohnungen mit Ausfiht auf Eigentumserwerb errichtet 
werden, für jede einzelne Wohnung, mindeitens ein Geſchäfts— 
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anteil erwerben und voll einzahlen muß. Nach unjeren überichlägigen 
Berechnungen wird die Genoffenihaft für jede Wohnung einen Realfredit von 
1500 —2500 ME. in Anſpruch nehmen und fih mit einer Annuität von 75 
bis 130 ME. belajten müffen. Es dürfte ausreihen, wenn der Geſchäfts— 
anteil auf 15 ME., die Haftjumme auf 150 ME. feftgeftellt wird. Um 
den Arbeitern den Beitritt zur Genoſſenſchaft zu ermöglichen, wird man ihnen 
die Einzahlung des Geihäftsanteild in Monatsraten von 50 Pig. geitatten dürfen, 
wobei jedoch immer daran feitzuhalten ift, daß bderjenige, für welchen eine 
Wohnung gebaut werden joll, den oder die Geſchäftsanteile voll einzahlen muß. 
Ein Geihäftsanteil von 15 ME. und eine Haftjumme von 150 ME. kann man 
jehr wohl aud; dem ZTagelöhner zumuten, welder mit Hilfe der Genoſſenſchaft 
fi) ein eigene® Grundſtück beihafft. Wenn ein Gutäbefiger für 8 Familien 
Wohnungen gebaut wünſcht, jo hätte er 120 ME. an Geichäftsanteilen ein- 
zuzahlen und 1200 ME. Haftiumme zu übernehmen; das find immerhin Be: 
träge, welche für die betreffenden Perjonen erſchwinglich find, welde in ihnen 
aber auch das Intereſſe an einer vorfichtigen Geihäftsführung von jeiten des 
Vorſtandes wad) erhalten werden. Ber der Geringfügigfeit der erforderlichen 
Geſchäftsguthaben ift e8 möglich, Dividendezahlungen an die Genojjen 
auszuſchließen. 

Da es ſich bei den Arbeiterhäuſern um verhältnismäßig Heine Wert: 
objefte handelt, deren Ueberwadhung und Verwaltung nur aus der nädhiten 
Nachbarſchaft möglich ift, jo empfiehlt es ſich, das räumlidhe Gebiet für 
die Wirkſamkeit der Genojjenihaft jo eng zu begrenzen, als ei 
im Hinblid auf ihre Handlungsjähigfeit überhaupt nur mög: 
lich tft. In der Regel wird der Umfang eines Kreijes als das Marimum für 
das Arbeitsgebiet einer Genofjenihaft anzufehen fein. Gmpfehlenswerter wäre 
es noch, wein ſich die einzelnen Benoffenichaften nur auf Hleinere Gebiete von 
2—4 [ Meilen erjtredten. Für die Herausarbeitung von Muſterſtatuten, Bertrags- 
und Antragsformularen, jowie für die Verwertung der bei der Durchführung 
gemachten Erfahrungen könnte ein provinzieller Berband der örtlichen 
Organijationen geihaffen werden. Bei Genoſſenſchaften mit einem räumlich 
Heinen Arbeitsgebiet ift e8 möglid, die Verwaltung ehrenamtlich zu 
führen, ſodaß nur fachliche Verwaltungskoſten und Reviſions-(Verbands Koſten 
entftehen dürften; zur Dedung dieler würde ein Keiner Berwaltungstoftenbeitrag 
von den errichteten Wohnungen (2.50 ME. für die Wohnung haben wir an- 
genommen) ausreihen. Eine Rejervefondsbildung muß natürlich ins 
Auge gefaßt werden. Sie würde erfolgen durd die Erhebung von Eintritts- 
geldern (10 ME., von deren Zahlung aber Arbeiter befreit werden können), und 
von einmaligen Beiträgen (in Höhe von je 5 ME.) für jede von der Genoffen= 
ihaft zu erbauende Wohnung, durd die dividendenfreie IR ber Geichäits- 
uthaben, die Ueberſchüſſe der Verwaltungstoftenbeiträge über die tatjächlichen 
Berwaltungstoften, endlid) aus den Zwiſchennutzungen auf denjenigen Grund: 
ftüden, deren Verwaltung die Genoſſenſchaft zeitweile jelbit übernehmen muß. 

Der Erfolg des hier vorgejchlagenen Vorgehens wird weſentlich davon 
abhängen, ob ſich in dem einzelnen Bezirken geeignete Männer finden, 
welche die Gründung und Leitung der Genoſſenſchaften in die Hand nehmen. 
Bei der Entwidlung des Genofjenihaftswejens im Kreiſe unjerer Gulsbeſitzer 
und in manden Bezirken auch der Bauern, bin ich der Leberzeugung, daß die 
Perjonenfrage fein Hindernis bildet. Geht man bei der Uebernahme von Bauten 
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vorsichtig vor und berüdfichtigt nur Antragfteller, welche ſowohl in ihrer Perfon, 
al3 auch in ihrer gefamten Bermögenslage die erforderlihen Garantien ‚bieten, 
io hege ich wegen der Sicherheit feine Bedenken; denn wenn die für ficher 
befundenen Antragfteller erft eine Reihe von Jahren hindurch die Annuitäten 
gezahlt haben, verringert fich durch das immer jchneller werdende Fortſchreiten 
der Tilgung das Riſiko ganz erheblich; und find die Anftaltsdarlehen erſt zu 
25—30/o getilgt, was in ca. 12 Jahren geichieht, jo hat jeder neue Erwerber 
ein jo großes ntereffe an dem Eigentumserwerb durch die Tilgung des Reſt— 
darlehns, daß ein vertragämwidriged Verhalten wohl nur noch in Ausnahme: 
fällen zu befürchten fteht und, wenn e8 einmal vorfommen follte, die Genoſſen— 
ihaft in feiner Weile gefährden fönnte. Bon ganz wejentlicher Bedeutung wird 
ed bei den Gütern jein, wie fi die Landichaft zu diefem Werke ftellt, ob fie 
es auf den Wegen, weldje oben angedeutet waren, und aud dadurch unterjtügt, 
daß fie in Fühlung mit den Genoffenichaften bleibt und einen Drud auf die 
Eigentümer der von ihr beliehenen Güter dahin ausübt, daß dieje ihren Ver: 
pflichtungen der Genoffenichaft gegenüber gerecht werden. Die Landſchaft jelbit 
bat das allergrößte Jntereffe daran, daß in umfaßendem Maße die von ihr 
beliehenen Güter mit neuen und guten Inſthäuſern bejegt werben. 

Gelingt es durch ein über die ganze Provinz ausgedehntes Ne von 
Baugenoffenihaften den Arbeiterwohnungsbau auf dem platten Lande mit Hilfe 
der Yandes-Berfiherungsanftalt zu fördern, To fann in wenigen Jahrzehnten 
das Land mit guten und gefunden Arbeiterwohnungen auögeftattet fein, es kann 
in den Dörfern ein grumdbeitgender Tagelöhnerftand geihaffen und ein nicht 
zu unterjchäßender Anlaß zur Abwanderung ber Arheiterihort nad) den Städten 
und Induſtriebezirken bejeitigt werden. 
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Zur Geſchichte von Turgots Munizipalitätenentwnrf. 
Bon Dr. Adalbert Wahl, Privatdozent in Freiburg i. B. 





Ein bedeutendes Werf aus einem Guß, reih an Stil und Charafter, bie 
interefjantefte — selling a Phyfiofraten, jo wird fi wohl faum jemand 
mweigern, die von Dupont de Nemours verfaßte Denkichrift, welche als Zurgots 
Munizipalitätenentwurf_ bezeichnet zu werben pflegt, zu nennen. Der glühende 
Glaube an die eigene Sache, der fie ziert, ihr Reichtum an Ideen, bas rüd: 
ſichtsloſe Ergreifen bes immer gültigen Gedankens, daß jedes gejunde Kultur: 
volk fich jelbft an feiner Verwaltung beteiligen muß, wenn es anhaltend ge 
beihen will, die Tiefe des Blickes ihres Verfaſſers, welcher gleich Stein erkannte, 
daß eine Reform des Staats mit einer Wiedergeburt des Bürgerd beginnen 
müſſe — dieſe und andere Vorzüge verleihen ihr dauernden Wert. Aber nicht 
ihr Lob zu fingen, ift heute unjere Aufgabe. Ebenjo wenig freilich” die, ihre 
Schwächen hervorzuheben, die nicht weniger Har zu Tag liegen, und von benen 
wohl mangelnder Sinn für das Hiftorifche im ftaatlichen Leben und jchulmäßiger 
Doltrinarismus die größten fein dürften. Dupont glaubt allen Ernftes, daß 
jene Wiedergeburt des Bürger durch ein gleihförmiges Syftem ber Erziehung 
nad) Katechismen der Bürgertugend in zehn Jahren erreicht werden fönne! 
In den folgenden Seiten jollen nur Beiträge zur Geihichte der Denkſchrift 
gegeben werden. Woher fam fie? fragen wir zuerft (I). Iſt fie dem Geifte 
der beiden freunde Turgot und Dupont allein entiprungen oder Hatte fie Bor: 
läufer? Und wenn jo, ift dann in der Tat der ältere Mirabeau der Urbeber 
ihrer Ideen, wie er jelbit da8 annahm und wie es vielfach behauptet worden 
it? Wir beichäftigen uns dann mit der Kritik, die Ludwig XVl. an dieſer 
Denkſchrift übte (1) und fragen jchließlich nad) dem Einfluß, den fie etwa auf 
andere ähnliche Projekte und auf die Gejetgebung übte (II). 


J. 


Zwei große Tendenzen ſtanden ſich im Frankreich des 16., 17. und 18. Jahr— 
hunderts feindjelig gegenüber: der Gedanke der Itaatlichen Einigung auf politi- 
ſchem, adminiftrativem, wirtichaftlihem Gebiete auf der einen Seite, der Gebdanfe 
der Berechtigung der partifularen Gewalten, der Provinzen, der Stände, ber 
Korporationen, der ftaattrennenden Mächte, auf der andern. Der erftere 
vertreten durch das Königtum und feine Beamten, meift unterftügt durch den 
Bürgerftand; der letztere durd den Adel, die Geiftlichkeit. Mit verichiedenen 
Graden von Leidenschaft wurde diefer Kampf geführt, anderd von franz !., 
Heinrih IV. und Ludwig XIV., denen e8 immerhin ein Ebrentitel war, ein 
franzöſiſcher Edelmann zu jein, als von Richelieu und Mazarin, diefen Männern, 
wie ein franzöfiicher Jurift des 18. Jahrhunderts jagt, „teuer den Königen und 
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Völkern, vor denen aber jeder Edelmann zittern mußte.“ *) Aber immer mwurbe 
gefämpft und immer, abgejehen von den Zeiten der Wirren, auf ber Seite des 
Königtums gefiegt, bis ſchließlich der größte Teil des Kampfobjektes errungen 
war. Zum Segen des Landes lange Zeit!) Das franzöfiiche Nationalbemußtfein 
war befeftigt und ftaatlihe Gefinnung geichaffen worden. Glänzender Waffen: 
ruhm ward errungen. Die Verwaltung des Königreichs wurde vorbildlich für 
viele Yänder. Seine Literatur, jein Geift, jeine Kultur riffen alfenthalben zur 
Nahahınung hin. Sein Bürgerftand fam zu unerhörtem Wohlftand und von 
dem Adel wurde wenigitens ein Zeil nicht ruiniert, ein Kleiner Teil am Hof 
ſogar in glänzenden Stellungen erhalten. Die Kirche blieb frei von Ultra- 
montaniamus, ein großer nationaler Zug erfüllte viele ihrer bedeutenden Häupter. 
Freilich fehlte auch eine Kehrſeite nicht: das Los ber bäuerlichen Bevölkerung, 
das, wenigitend von der Mitte der Regierung Ludwigs XIV. an, auch abgejehen 
von SKriegsläuften, ein hartes war. Das Ganze ftellt aber troß dieſer Ein- 
Ihränfung ein überaus glänzendes Bild dar. 

Alle dieje Erfolge der ftaatbildenden Tendenzen waren errungen worden 
dadurch, daB das Königtum durch eine tüchtige Beamtenſchaft alles, was er: 
forderlich war, jelbft unternahm und durchſetzte. 

Unter Ludwig XV. trat ein Rüdichlag ein aus einer Reihe von Gründen, 
die hier nicht zu erörtern find. Unter den Beamten fingen mande an, an der 
Richtigkeit des Weges, auf dem die Krone fi) befand, zu zweifeln. In ber 
Literatur famen die Lokalen Gemwalten wieder zu Wort. Eine frühe politische 
Romantik jehnte den Zuftand wieder herbei, wo der Grundherr noch wahrer 
Herr feiner Hinterjaffen war, zugleich; aber aud) ihr Vater; wo die Provinzen 
Mächte gebildet, mit denen die Krone zu paktieren hatte; wo die Leiftungen an 
den Staat und König auf Verabredung, nicht auf Befehl beruhten. Aber auch 
ſonſt erhob fi) gegen die ſchwach gewordene Monarchie Widerſpruch allenthalben, 
Widerſpruch vor allem gegen die Befteuerung: bei den Parlamenten, bei ben 
Schriftitellern, im Volke. Nur mit Murren wurden bie ftaatlihen Laften ge: 
tragen. Das Werk der legten drei Jahrhunderte jchien in der weichen Hand 
Ludwigd XV. zu zerbrödeln. 

Aus derlei Beobachtungen heraus wurde die und beichäftigende Arbeit 
Duponts geboren. Sie ift durchdrungen von dem Gedanfen — wie einft Steins 
Naffauer Denkichrift es fein follte?) —, daß eine Belebung der ftaatlichen 
Gefinnung, des Gemeingeiftes, das hauptſächlichſt zu erftrebende Ziel ſei. 
Zwei Mittel jollten diefem Zwecke dienen: das erfte — ein ganz und gar ver— 
febltes, wie wir jagen müſſen — war die nationale Erziehung nad) Katechismen 
der Bürgertugend; das zweite dagegen ein Gedanke von unermehlihem Wert: 
der Gedanke, daß durch gemeinjame Mitarbeit an den Aufgaben des Staates 
die Bürger untereinander und mit dem Staate innerlic) verbunden werden 
müßten. Dem jollte dienen die überall einzuführende Selbitverwaltung, mie 
wir das der Kürze halber mit einem viel |päter entitandenen Ausdrude be: 
zeichnen fünnen. Gemeinde, Kreis und Provinz jollten durch gewählte Organe 
(municipalites oder assemblees de ville und village, d’arrondissement oder 
district, de province) ihre vom König ihnen auferlegten Steuern jelbft auf: 
bringen und follten Wohlfahrtäpflege, Armen-Polizei und =Unterjtügung, Wege: 


) Renauldon, Trait& des Droits Seigneuriaux, Paris 1765, ©. 2. 
2 ©. für das 16. Jahrhundert E. Mards, Coligny ©. 159 ff. 
) ©. vor allem die Stelle Perg 1, 426. — 
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bau und öffentliche Arbeiten in die eigene Hand nehmen. Eine aus ben 
Provinzialverfammlungen zu bildende Reichsverſammlung jollte, die Einheit des 
Staates verförpernd, dad Werk krönen und dem König, beffen abjolute Gewalt 
indeflen in feiner Weile angetaftet werden jollte, beratend in allen Saden ber 
Verwaltung zur Seite ftehen. 

Wir jehen alfo: Zurgot will die Tendenzen der Könige Frankreichs von 
Ludwig XI. bis Qudwig XV. nur fortjegen, bie Arbeit jener, die ein geeintes 
Frankreich Ichufen, nur zu Ende führen und vervollflommnen. Er mweidht von 
ihnen ab nur durch das Mittel, das er zu benfelben Zmeden verwenden 
will. Jene jchufen bie Einheit durch ein überall eindringendes Beamtentum ; 
er will fie innerlich neufchaffen durdy Mitarbeit der Bürger am Staate. 

Nachdem dieſes Klar geftellt ift, dürfte e8 nicht mehr jchwer fallen, auf 
die Trage zu antworten, ob der Marquis von Mirabeau mit jeiner Schriit 
über die Provinzialftände Y) der Vater der Gedanken Turgot-Duponts war oder 
nit. Mirabeau ift in ‚einer Jugend, der dieſe Schrift angehört, einer ber 
oben erwähnten [eibenfdjaftlichen Vertreter des Alten, wie Boulainvilliers, dem 
er die meiften jeiner Gedanken entlehnt, ein Verfechter der Berechtigung der 
Iofalen Gewalten, der Seigneurie, einjchließlich der Gerichtsbarkeit, der Sonder: 
rechte der Provinzen. Der Geift der Schrift ift dem unſeres Munizipalitäten: 
entwurfes diametral entgegengejett. Aber nicht nur der Geiſt, fondern auch 
alle mwichtigeren Einzelheiten. Zum Beweiſe für beide Behauptungen mögen 
folgende Belege dienen. 

Turgot nennt die noch beftehenden Provinzialftände ein notwendiges Uebel, 
von dem er hofft, daß es infolge jeiner geplanten Neuerung — Einführun 
der Provinzialderjammlungen — verjchwinden werde. Für Mirabeau‘) 
find dieſe Provinzialftände (und zwar ſpeziell die von Languedoc) das jchlechthin 
gute; fie möchte er in jeder Provinz Frankreichs eingeführt wiſſen. Zurgot ift 
ein leidenichaftlicher Gegner der Steuerprivilegien. Mirabeau hält an ihnen 
feſt. Turgot baut jeine Mtunizipalitäten kunſtvoll auf einander auf. Die Bafıs 
der ganzen Einrichtung bilden bei ihm die Selbftverwaltungsförper der Städte 
einerjeits, der ländlichen Gemeinden andererjeits: über ihnen ftehen die Diftrikte- 
verfjammlungen; darüber die Provinzialverfammlungen; über dieſen endlich die 
Reichsverſammlung. Deirabeau kennt außer den Provinzialftänden nur darunter 
ftehende Diözelen-Berfammlungen. In ihnen jollen Vertreter der Stäbte — 
bezeichnendber Weile empfiehlt er hiezu Adlige — mitwirken, dieſe aber zu 
glei die ländliden Gemeinden mitvertreten. Man fieht, der bei 
Dupont bemerkbare phyſiokratiſche Gedanke, daß die ländlichen Gemeinden 
ſelbſtändig zu machen ſeien, fehlt damals durchaus bei der ſpäteren Leuchte ber 
Phyſiokratie. Mirabeau läßt ferner in ſeinen Etats Provinciaux bie Unter 
ſcheidung in Geburtsftände beftehen; allerdings ſollte nach dem Vorbild Lan: 
guedoc ber dritte Stand ebenjo ftarf vertreten jein, wie die zwei eriten zufammen. 
Zurgot will den Geburtöftand feine Rolle jpielen laffen und die neue Selbft- 
verwaltung auf alle Eigentümer von Immobilien gründen (wie im einzelnen, 


ı) Mömoire sur les Etats Provinciaux, 1750. Später oft als vierter Teil bes 
Ami des Hommes. Man vergleiche über bie Schrift gomenies — 5* Bud, Les Mira- 
beau 2, 103 ff. und die Theje Ripert®, Le Marquis de M. Paris 1901 S. 83 ff. 431 ff. 
(ein empfehlenswertes Verf, dad Loménie außerordentlich viel en, 

) Mömoire, dritter Teil. Hier auch da8 Folgende. Bon einer Angabe der Seiten» 
zahl jehe ich bei der großen Mannigfaltigfeit der Nuögaben ab. Nur wenige Seiten fommen 
überdies in Betracht, nämlich Teil III, Abſchn. 2—4. 
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gehört nicht hierher), ein phyfiofratiicher Gedanke, der wiederum dem Ami des 
Hommes in jeiner Jugend vollftändig abging. Was ſchließlich die Funktionen 
der Provinzialverfammlungen (und der anderen „Grade von Munizipalitäten“) 
angeht, jo jollten fie, wie wir jahen, nad) Turgot Steuerverteilung, Wohlfahrts- 
pflege, öffentliche Arbeiten, Wegebau und Armenpflege jein; jede Teilung ber 
Macht aber zwilchen den Berwaltungskörperichaften und der Monarchie ift ftreng 
verpönt. Bei Mirabeau hat dagegen jede Provinz das Steuerbewilligungsredht. 
Nichts könnte den Geiſt des Ganzen beutlicher Fennzeichnen, ala bieje Forderung. 
Diejes Recht mußte zur Vernichtung jedes ftaatlichen Gefühle führen, zu einem 
Wettbewerb zwilchen ben einzelnen Provinzen in Knauferei dem Staat gegenüber. 

Es bedarf jchwerlich weiterer Beweiſe dafür, daß von einer Abhängigkeit 
des Munizipalitätenentwurfs von Mirabeau feine Rede jein kann. 

So wäre er denn in ber Tat eine ganz originale Leiftung? Ein Ber- 
dienſt allein der phyfiofratiichen Schule? 

he man ein derartiges Urteil fällte, müßte man fi) immer mit ben 
Merken eines der fruchtbarften politiichen Köpfe des achtzehnten Jahrhunderts 
befafjen, ber neben mandem Bizarren eine große Zahl derjenigen Gedanken 
hervorgebracht hat, die jpäter in der Geichichte wirfiam wurden, des Marquis 
d'Argenſon. Den Einfluß, den biefer Dann auf die Verbreitung der jpäter 
phyfiofratiichen Devije laissez faire, laissez passer, gehabt, hat A. Onden nad; 
gewieſen.) Da liegt es denn nahe, dag Phyſiokraten auch ſonſt aus ihm ge: 
Ihöpft haben. 

Schon einmal wurde jeine große Bedeutung für die Verbreitung der 
Ideen, welche die Einführung der Selbftverwaltung erftrebten, behauptet, freilich) 
von jeinem Sohne, dem befannten Bücherfammler Marquis de Paulmy, ala 
er im Jahre 1784 die Considerations ſeines Vaters zum zweiten Dale, 
herausgab. Er findet die Spuren ber Gedanken Argenjons bei Montesquieu, 
Roufleau, in den Denkſchriften über die Provinzialftände, ben 
Werken der Oekonomiſten u. a. m. Bon allen andern find indeſſen die Gedanten 
des Marquis über die Verwaltungsreform weniger body eingejhäßt morben. 
So von H. Martin.) 2. de Lavergne widmet ihnen im feinem Buche über 
die Provinzialverfammlungen nur eine Bemerkung.) Die Mehrzahl ignoriert 

. Ogle*), der warme Bewunderer b’Argenjons meint, nachdem er deſſen Hierher 
gehörige Anfichten analyfiert und panegyriſch behandelt, doch auch, fie jeien mit 
ihm geftorben. 

Das ift nun aber nicht der Fall, oder fie haben menigitens in Duponts 
Denfichrift eine Auferftehung gefeiert. 

Will man Argenjons Gedanken über unjeren Gegenftand kennen lernen, 
jo muß man beide Auflagen des Werkes zur Hand nehmen, in dem fie nieder: 
gelegt find, der Considerations sur le Gouvernement de la France, die vom 
Jahr 1764°) und die von Paulmy bejorgte vom Jahre 1784.°) Beide Auflagen 
enthalten einen in Paragraphen geteilten Entwurf einer Verwaltungsreform. 

') Die Marime laissez faire ıc. Bern 1886. Bgl. feine Geſchichte der National- 
öfonomie I, zeinatg 1902, ©. 273 ff. 

”, Histoire de France, XV., 356. 

) Les Assemblöes Provinciales sous Louis XVI. S. 5. 

9 The Marquis d’Argenson. Zondon 1893. 

) Amfterdam. 

°, Ebenda. Dieje Auflage wurde auf Wunſch und Koften der Notabeln-Berjammlung 
vom Jahre 1787, welche ihre Reformbebatten jehr ernft nahm, in dieſem Jahr noch ein- 
mal gedrudt (Lüttich). 
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Der frühere, 1764 gedrudte, aber jhon 1737 niedergejchriebene‘), umfaßt zwar 
mehr Artikel ala der jpätere, 1784 gedrudte, ift aber, was ben Inhalt angeht, 
jehr viel weniger ausführlid. Während der leßtere in fyorm eines von Yub- 
wig XV. erlaſſenen Gejeßes abgefaßt ift, finden fih in der erften Berfion von 
einer derartigen Einkleidung nur Spuren.”) PBaulmy wandte fi in der Bor: 
rede zu jeiner Ausgabe tadelnd gegen die erſte Auflage des Werkes, die von 
groben Fehlern wimmle und die die Anfichten des Verfaſſers verborben und 
verdreht wiebergäbe. Allein Ogle?) teilt uns mit, daß bie in der Bibliotheque 
de l’Arsenal — es iſt eben die noch eriftierende Bücherlammlung Paulmys — 
aufbewahrten Manuffripte Argenjons gerade den Reformplarn von 1737 (1764) 
von ded Marquis eigener Hand enthalten. In diefer Sachlage ift aber nicht, 
wie Ogle meint, eine Schwierigkeit zu jehen. Argenjon bat nachweislich an 
jeinem Projeft weiter gearbeitet. Auch hat er es vielfah Handichriftlih an 
freunde verſchickt. Nach einem derartigen verbeflerten Eremplar hat wahricheinlich 
Paulmy jeine Ausgabe des Projektes bejorgt, ohne fi weiter um die in der 
Zat unfertigen Niederichriften feines Vaters vom Jahre 1737, die 1764 
veröffentlicht worden waren, zu fümmern. Es ift aber auch möglich, dab das 
in der Ausgabe der Considerations vom Jahre 1784 gebrudte Projekt, ala 
Geſetz fertig ausgearbeitet, wie es ift, dasjenige jei, welches Ludwig XV., nad 
Argenjons 1757 erfolgten Tod, 1769 vorgelegt wurde und zwar von dem Sn: 
tendanten von Caen, Fontette, auf Wunſch von Argenjons Freund Balleron 
der es jelber nad) Gejprächen mit dem Berftorbenen niedergeichrieben hatte.*) 
In diejem Falle hätte aljo Balleroy einen gewiſſen Anteil an dem Projekt in 
jeiner zweiten, uns überlieferten Faſſung. 

Bon dem Reformpları des Marquis, wie er 1737 niedergeichrieben wurde, 
bis zu Duponts Dtunizipalitätenentwurf ift noch ein weiter Schritt. Argenion 
wünjcht in der Hauptſache folgendes: In den ländlicdyen Gemeinden, Markt— 
fleen und Städten jollen Boltsbeamte (magistrats populaires) eingeführt 
werden,°) die von den königlichen Intendanten aus von der Bevölkerung vor: 
geichlagenen Kandidaten zu ernennen feien®). Diejen Beamten war die Be: 
rechtigung zu verleihen, mit Genehmigung der Intendanten zu Slantonalver: 
jammlungen zulammenzutreten, um bier über die Angelegenheiten größerer über 
den Städten und Gemeinden ftehender Bezirfe zu beraten '). Dreierlei Fun: 
tionen jollten dieſe Volksbeamten haben: 1. Steuerverteilung, 2. Erhebung 
der Gelder, weldhe für die Beamtengehälter und für öffentliche Arbeiten not: 
wendig waren, 3. PBolizei.*) 

Bei beträchtlichen Abweichungen gegen Dupont (Ernennung der Wolke» 
beamten durch die königlichen Beamten, Kontrolle der Kantonalverfammlungen 
durch dieje, Bejoldung) doch auch merkwürdige Uebereinftimmung! Dieje dürfte 


!) Ogle ©. 174 f. Der Anlaß der Abfaſſung der Considerations war das Erfcheinen 
von Boulainvillierd® Ancien Gouvernement de la France (dem Argenjon jeine Gedanten 
entgegenfeben wollte) ebb. 253. 

©. 3, > Artikel 31. 35. „L'intention de S. M. est“; „S. M. se proposant“. 

©. 175. 

9) Lavergne, a. DO. ©. 5. Anm. Soulaive, M&moires du règne de Louis XVI. 4 S. 
122. Biogr. Univ. ſ. dv. Balleroy. 

5) Artikel 1. 

9 Art. 37. 

?) Art. 26. 

®) Art. 5, 8, 9, 10, 18. 
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hauptjählich in fünf Punkten zu finden jein: in dem Grundgedanken (Beteiligung 
der Regierten an der Verwaltung) ; in der Ueberzeugung, daß durch derartige 
Einrichtungen die Macht des Staates nicht abnehme, jondern wachſe; im 
Aufbau der neuen Adminiftration; in der gleihmäßigen Bertretung der 
ländlichen Gemeinden und der Städte (lchteres der ſtets ala phyſiokratiſch 
bezeichnete Gedanke, der bei Mirabeau durchaus fehlt); in den Funktionen, 
welche der neuen Berwaltung übertragen werden ſollen (j. o.), bei denen freilich 
auch Unterjchiede nicht fehlen (polizeiliche Funktionen fehlen bei Turgot-Dupont, 
außer ber Armenpolizei.') 

Viel größer ift die Uebereinftimmung, wenn wir uns der jpäteren, erft 
1784 gedrudten, aber ohne Zweifel Dupont ſchon längft handichriftlich bekannten 
Fafſung zuwenden. Aucd hier wird die Mitwirkung bes Volkes bei Löjung der 
ftaatlichen Aufgaben jofort in der Einleitung des Gejegesvorichlagg — die 
Form eines ſolchen hatte der Plan von 1784 — als En Hauptzwed hin: 
geſtellt. Zu den eben zwiichen der früheren Faſſung und dem Munizipalitäten= 
entwurf nachgewiejenen Webereinjtimmungen treten dann nod folgende hinzu: 

Im Abjchnitt T wird von —— die Gleichheit aller Stände vor der 
Steuer dekretiert. Dann wird dieſelbe Reihenfolge von Selbſtverwaltungs-Körper— 
haften vorgeichlagen wie von Dupont — nur, daß bie nen 
fehlt: Gemeindeverfammlungen ber Städte und ber ländlihen Kommunen, 
Diftriktsverfammlungen, Provinzialverfammlungen.?) Genau wie bei dem Freunde 
Turgots finden wir hier ſchon den phyfiokratiichen Kerngedanfen, der die Eigen: 
tümer von Land die Träger der neuen Verwaltung jein läßt. Im diefem Punkte 
it Argenſon injoferne etwas ariftofratiicher als jein Nadjfolger, als er einigen 
Befigern von jehr großen Landgütern (nicht notwendig Adligen) das dauernde 
Anreht auf Mitwirkung in den Provinzialverjammlungen einräumt. 
Sonft heißt e8 von der Zufammenjegung diejer letzteren Verſammlungen bei 
ihm°), fie jollten beftehen (in der Hauptſache) d’un certain nombre de deputes 
de chaque distriet, bei Zurgot: Aus je einem depute de chaque district. 
Der Organe der Provinzial: und Diftrifts-Verfammlungen find bei Argenfon 
drei‘): Syndice (=President), Secretaire ober Greffier, Tresorier (receveur). 
Zwei davon, Präfident und Greffier ehren bei Turgot wieder. Die Funktionen, 
die Argenjon in der zweiten Faſſung den neuen Körperſchaften geben will, find 
3. T. (f. das gejperrt gedruckte) ganz identijch mit denen des Munizipalitätenent- 
wurfes. Polizeilihe Aufgaben werden ihnen nun nicht mehr geftellt: fie jollen 
die Verteilung ber vom König befohlenen Steuern vornehmen, 
den Monarhen über die Bedürfniſſe der Provinzen aufklären 
und jelbjtändige Wohlfahrtspflege innerhalb gewiffer Grenzen treiben.) Beide 
betonen,°) daß dem König die ungeteilte Regierungsgewalt verbleiben müffe,’) 





!) Ausg. v. 1764, ©. 1. L’administration populaire sous l’autorit& du Souverain 

ne ey — puissance publique, elle l’augmente möme. 
rt. 5—1. 

®) Art. 6. 

9 Art 8. 

®) Sfrt. 7, 9, 10, 18. 

®) Arg. Art. 7. 

?, Es iſt nach diefer und anderen Stellen (z.B. S. 8 beider Aufl., S.219 der v. 1764, 
& 19% der v. 1784) unbegreiflih, wie man — es geichieht jehr häufig — Argenjon für 
einen Republikaner erflären kann oder jagen, er habe Frankreich in eine Reihe jelbjtändiger 
Republiten auflöfen wollen! Ein weiterer Beleg dafür, wie wenig viele Hiftorifer über die 
Kernfragen der Politik nachzudenken pflegen. 
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daß nur bie Verwaltung den neuen Organen übertragen werden, daß fie bem 
Monarchen gegenüber nur eine beratende Stimme haben jollten. 

Trog Abweichungen an einzelnen Stellen ift die Uebereinftimmung im 
Geifte des Ganzen und in vielen Einzelheiten jo groß, daß der Schluß gefichert 
eriheint: das Wejentlihe in Dupont3 Entwurf ftammt aus Argen- 
fon. Paulmy hat mit jener (S. 869 zitierten) Bemerkung, ſoweit fie ſich auf 
dieſe Denkſchrift bezieht, Recht behalten. 

Durch Argenjon ift au die Anknüpfung der unter Zurgot und im 
weiteren Verlauf der Regierung Ludwigs XVI. jo eifrig betriebenen Verwaltungs: 
reform an das englijhe Vorbild gegeben. Während bei den Phyfiofraten, 
wegen ihrer Abneigung gegen alles Hiftoriiche, diefer Punkt mindeſtens zmeifel: 
haft bleiben müßte, ift Argenfon ein offener und warmer Bewunberer der eng: 
liſchen Inſtitutionen. 


II. 


Soulavie hat bekanntlich in ſeinen i. J. 1801 erſchienenen Mémoires 
Historiques et Politiques du regne de Louis XVI. (Band III ©. 139—154) 
Bruchſtücke der uns beichäftigenden Denkjchrift und dazu jehr wertvolle Rand» 
bemerfungen Ludwigs XVI. veröffentlicht, in denen diejer den Entwurf einer 
berben Kritif unterzieht. Nad; dem 10. Auguft 1792 hatte er Gelegenheit, 
fi eine Abfchrift von beiden, der Bruchſtücke wie der Randbemerfungen, zu 
verihaffen.') Am eingehendften hat ſich mit diefen meift jträflich vernachläſſigten 
Randbemerfungen U. Onden befaßt.) Er kommt zu folgenden Rejultaten: 
1. die Randbemerkungen Ludwigs XVI. find echt. 2. Sie fallen troß des 
Datums, das fie tragen (15. Febr. 1788), in da8 Jahr 1775 ober 1776. 
3. Da wir hier den Munigipafitätenentwurf mit Randbemerkungen des Königs 
verjehen vorfinden, jo ift es Elar, daß er ihm von Turgot vorgelegt worden jein 
muß. 4. Der Sturz Turgots erfolgte im Zujammenhang damit, aljo wegen 
ſachlicher Gegenſätze der bedeutenditen Art zwilhen ihm und dem König. 
5. Dupont be Nemours, der berichtet, der Entwurf jei niemals dem König vor: 
gelegt worben, erweift ſich als jehr jchlecht informiert über Turgots Maßnahmen ; 
eswegen find feine ausführlichen Berichte über deſſen Minifterum mehr oder 
weniger wertlos. Wie man fieht, außerordentlicd; wichtige Rejultate! Sie find 
inbeffen, wie ſich zeigen wird, abgejehen von dem erften, nicht haltbar. Was 
die Echtheit der Randbemerkungen angeht, jo it fie über jeden Zweifel erhaben. 
Der Umftand, daß fie nichts Ueberraſchendes und nur wenig den Durchſchnitts— 
leſer Interejfierendes enthalten, daß fie zu Ludwigs Art vorzüglich ftimmen, vor 
allem aber, daß fie nicht frei von Wiederholungen find unb daß fie 
jene Schwierigfeit mit dem Datum enthalten — beides hätte jeder 
Tälicher unbedingt vermieden — läßt den Gedanken an eine Täuſchung voll- 
fommen ausſchließen. Dazu fommt das Wort Soulavies, daß er die Bemerkungen 
in Ludwigs eigener Hand gejehen und davon jeine Abichrift genommen habe. 

Daß dennod die übrigen Schlüffe Ondens hinfällig find — ein an fid 
ja höchſt überraſchendes Reſultat — ergibt fi) auß einer genauen Prüfung 
des Tertes von Soulavies Bruchftüden. Onden bat dieſe legtere Arbeit trotz 
allen Scharffinnes doch nur angefangen. Bier ſei fie fortgeführt. 


") Soulavie, vol. I. Preface. 
N, Beitichr. für Lit. u. Geſch. der Staatswiſſenſch. I S. 37 ff. 
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Die Bruchftüde enthalten eine Reihe von finnftörenden Fehlern, die nicht 
in der Denkichrift geftanden haben fünnen, wie fie dem König vorgelegt worden 
tt. Es find das hauptſächlich folgende ſechs: 1. Soulavie 3 ©. 139 unten 
u. 140 oben leſen wir: Vous avez été plusieurs fois, Sire, oblige de re- 
primer cet esprit qui caracterise actuellement les villes, et auquel leur 
administration presente est lidee. Comme conservatrice, au moins, votre ma- 
jest sent la necessit& de substituer à cet esprit de desordre et d’exclusion 
un esprit d’union, de paix et de secours reciproques. Hier ift offenbar 
die Interpunktion falſch. Der Punkt muß ftehen nad) au moins, woburd ein 
guter Sinn ſich ergibt, während das, was hier fteht, vollfommener Unſinn ift 
(€. M. muß ändern, wenigftens als foniervative Macht!!! Außerdem erforderte 
der Sprachgebrauch wenigftend conservateur. 2. ©. 140 unten und 141 oben 
heißt e8 Pour faire disparaitre l’esprit de desunion qui decuple les travaux 
de vos serviteurs et de votre majeste, et qui diminue necessairement 
votre puissance, pour y substituer, au contraire, un esprit d’ordre et 
d’union, qui fasse concourir les forces et les moyens de votre nation au 
bien commun, les rassemble dans votre main et les rende faciles à con- 
duire, il faudrait imaginer un plan qui les liät par un interöt commun trös 
#rident par la necessit6 de connaitre cet interet, d’en deliberer et de 
s’y conformer, qui liät les individus à leurs familles, les familles aux 
villages ou ä la ville ä laquelle elles tiennent;; les villes et les villages à 
l’arrondissement, dans lequel ils sont compris; les arrondissements aux 
provinces et les provinces à l’Etat. — „Kräfte und Mittel, die durch ge— 
meinſames Intereſſe verbunden werden“, — ift eine SKorruptel. Das zweite 
liät gibt den Fingerzeig, daß nad) der Abficht des Autors auch ſchon das erfte 
auf Menſchen oder menjchliche Verbände bezogen worden jein wird. 3. ©. 142. 
In dem Saße cette instruction morale et sociale exige des livres faits 
expres au concours, un maitre d’&cole dans chaque paroisse, qui les en- 
seigne aux enfants, avec l’art d’ecrire, de compter, de toiser et les premiers 
principes de la mecanique fehlt et vor un maitre d’ecole. 4. © 143. Mal- 
heureusement qui ne possede point de terres ne saurait voir de patrie 
que par le coeur et par l’opinion. Hier fteht voir für avoir. 5. ©. 146 
unten und 147 oben heißt e8: Pour savoir s’il convient d’etablir des 
municipalites, s’il faut perfectionner ou changer celles qui existent déjà 
et comment constituer celles qu’on croira necessaires, il ne suffit pas de 
remonter à l’origine de ces administrations municipales. Hier fteht suffit 
für s’agit,') das der Sinn unbedingt verlangt, da im folgenden alle hiſto— 
riſchen Argumente rundweg abgelehnt werben. 6. ©. 151. La muni- 
cipalit& generale serait composee des deputes de chaque assemblée pro- 
vinciale, à qui l’on permettrait d’avoir un adjoint pour le supplier. 
Hier ift ſelbſtverſtändlich d’un depute zu leſen. 

Jeder wird zugeben, daß derartige Tyehler, zum Zeil an ganz wichtigen 
Stellen befiundlich, unmöglich in der dem König eingereichten Denkſchrift geftanden 
haben können. Zunächſt wird fich aber jedermann auch jofort die Vermutung 
aufdrängen, daß wir e8 hier mit Schreib: oder Druck-Fehlern Soulavies zu tun 
haben. Ein Vergleich indeffen von bes leßteren Text mit anderen Druden führt 
zu einem abweichenden Ergebnis. Will man diejen Vergleich vornehmen, jo wird 





widrig ift. 
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man zunächſt zu den beiden von Dupont berrührenden Berfionen greifen: Der: 
jenigen, die er 1809 in jeiner Ausgabe von Turgots Werfen veröffentlicht hat!) 
und derjenigen, welche er 1779?) dem Markgralen Karl Friedrich zuſchickte) 
Von dieſen iſt die letztere ſtiliſtiſch beſſer gefeilt. Von ſachlichen Unterſchieden 
beſteht nur der eine, daß nach der badiſchen Verſion fädtiiher Grundbeſitz im 
MWert von 18000 Livres (= 900 Setierd Getreide) eine Virilſtimme in ber 
Stadtverfaffung verleihen fjollte, während nad) der anderen Berfion 15000 
Livres (= 750 Setiers) genügen. Bergleiht man nun Soulavie mit den 
beiden, ſo wird man finden, daß ſeine Bruchſtücke durchaus auf die badiſche 
Verſion in letzter Linie zurückgehen (die vor 1892 nicht gedruckt ward.) Jene 
ſechs Fehler aber, die Soulavie enthält, finden ſich weder in 
der einen noch in ber anderen Verſion. Vielmehr finden wir in beiden 
ganz richtig, bei 1. den Punkt nah au moins; bei 2. ſchon das erfte liät 
richtig bezogen (auf parties du royaume); bei 3. et wo ed vermißt wird; 
bei 4. avoir, richtig ſtatt voir; bei 5. il ne s’agit pas; bei 6. d’un depuie. 
Aber e8 gibt noch einen Drud der Denkichrift, der zum Berglei heran: 
gezogen werden muB. Im Jahre 1787 erjchien anonym eine Schrift unter dem 
Zitel Oeuvres Posthumes de M. Turgot ou Memoire de M. Turgot x. 
(Laufanne), welche nichts anderes enthält, ala unjere Denkſchrift. Vermutlich 
ging diefe Veröffentlichung auf ©. R. Grafen v. Mirabeau zurüd, der ja auch 
ſonſt durch ähnliche Unternehmungen Geld zu verdienen liebte.) In dieſem 
Drud, der ebenfalls, wie ein Vergleich zeigt, auf der badiſchen Berfion beruht, 
finden fid alle jene ſechs Fehler mwieder.‘) Bei diejer Sadjlage läßt 
fih nun mit Beitimmtheit folgende Beweisführung anwenden: In einer dem 
König eingereichten Denkichrift können diefe Fehler nicht geftanden haben. 
Ebenjo unmöglic it es, daß zwei Herausgeber unabhängig von einander die— 
jelben ſechs Schreib: oder Druck-Fehler gemacht haben jollten. Alſo ift es 
ſicher, daß ber fpätere Drud auf den früheren zurüdgeht, der Soulavie8 dom 
Jahre 1801 auf den vom Jahre 1737. Und weiter: Die Randbemerfungen 
Ludwigs XVI. find auf diefe Druckſchrift gemacht worden, nicht 
auf die Denkichrift jelbit. Dazu ftimmt ausgezeichnet das Datum 15. yebruar 
1788. Was Soulavie über diejes Datum jagt, hat Onden mißverftanden ; er 
meint, Soulavie jelber jege die Randbemerfungen Ludwigs XVI. in die Zeit 
ber Abfaffung der Denfihrift. (Onden erklärt fi) das Datum folgendermaßen : 
er meint, die Denkſchrift jei 1788 einmal vorgeholt und damals „15. Februar 
1788" darauf gejchrieben worden.) In Wirklichkeit hält aber Soulavie an dem 


) Sept auch bei ri Oeuvres de Turgot, ©. 502550. 

2, Onden a. O. ©. 4 

2) Karl Friedrichs —* Verkehr ꝛc. dv. C. Knies 1, S. 244283. 

9 Much bei Soulavie finden ſich die 18000 Livres (f. Tert). Bol. ferner Soul. 3 
er l’autorite (= Knies 1, 246), während Dain 2,505 bat: Vous tromper; 
ähn oft 

5) Dieſe alte Vermutung iſt mir inzwiſchen zur Gewißheit gen worden. In der bes 
rühmten, kurz * hei «Oeuvres Posthumes> erihienenen Schrift Mirabeaus über l'Agio—⸗ 
tage finden ſich r ir und Gedankenreihen aus unjerer Denkſchrift, die Mirabeau 
alſo — 5 ee bat. 

22 ne 25. 5. 81. Bei 2. ift die Ausgabe von 1787 breiter als der 
häufig —— FIR Soulavie, aber fie bat, wie er, die faljhe Beziehung von liät 
auf forces et moyens, Die Abweichungen zwiſchen Soulavie und der Ausgabe von 1787 
find unbedeutend; fie beruhen teils nu Kürzungen, teild auf Schreib» oder Drudfehlern, 
teild auf BVerbefferungen allzu auffälliger Fehler durch Soulapie. 
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genannten Datum als dem der Randbemerkungen des Königs, die er jelbft kopiert, 
— feſt und jagt nur, er gebe fie in dem Kapitel „Turgots Sturz” 
wieder. 

Damit dürfte unfer Schluß abjolut gefichert fein und eine ſcheinbare 
Schwierigkeit kann nichts dagegen wollen. Ludwig XVI. braudjt in feinen Ranb- 
notizen einmal die Wendung: regime que M. Turgot propose actuellement. 
Auch daraus ſchließt Onden, daß die Bemerkungen zur Zeit von Turgots Mini- 
fterium gejchrieben worden fein müffen. Aber sactuellement» heißt bier nicht 
mehr ala „in diefer Stelle”, in welcher Bedeutung e8 jehr Häufig ift. 

Das Relultat, das jomit auf Ummegen gefunden wurde, ift nicht un- 
bedeutend. Einerjeits fallen damit die Ondenihen Schlüffe über den Sturz 
Zurgot3 und die frage, ob Dupont gut oder jchlecht unterrichtet geweſen über 
die Pläne und Maßnahmen jeines größeren Freundes, in fi zufammen. 
Dupont3 Urteil gewinnt wieder beträdtlih an Wert (auch jein Tadel gegen 
die Liederlihe Ausgabe von 1787 bleibt ganz und gar beftehen). 

Sehr viel wichtiger aber ift folgendes: Ludwigs XVI. Randbemerfungen, 
aus dem Jahr 1775 oder 1776 ftammend, wären zwar ohne Zweifel wertvoll; 
aber, im Jahr 1788 geichrieben, find fie von noch viel größerem Intereſſe. 
Die Generalitände waren damals veriprochen. ch wies früher einmal auf die 
ſchmerzliche Lücke in unferer Ueberlieferung hin, daß wir nit eine brauchbare 
Notiz darüber bejäßen, was für Gedanken über die fünftige Verfaſſung Frank— 
reich® die Regierung bei der Berufung der Stände hegte. Nun ift diefe Lüde 
zum Zeil ausgefüllt; wir befißen jet ganz intime Aeußerungen des Königs, 
die Hierher gehören, und zwar vor allem zwei. Qubwig XVI. fagt:”) I faut 
aux amateurs des nouveaules une France plus qu’anglaise. Wir finden 
bier aljo eine deutliche Abneigung gegen die englijche Verfaſſung, gerade die, 
welche die Beften des Volkes in Frankreich einzuführen trachteten. Viel inter: 
eſſanter noch iſt folgende Bemerkung: ®) L’idee de former des Etats- 
Generaux perpetuels est subversive de la monarchie, qui n'est absolue 
que parce que l’autorite n’est point partagee. Des le moment de leur 
ouverture il n’existe plus entre le roi et sa nation des intermediaires 
qu’une armee. — Das jchier Unglaubliche ift alfo Wahrheit! Ludwig XVI. 
und jein phyſiokratiſcher Minifter Lomenie wähnten inmitten der unbejchreib- 
lihen Gärung und der wilden Leidenſchaft, mit der von allen Seiten eine 
Verfaſſung gefordert wurde, nachdem jelbit die aus wenigen, vom Hof ernannten, 
vornehmen Herren beitehende Notabelnverfammlung nichts eifriger betrieben 
hatte, als die Beichränfung de8 Monarchen, daß die erjehnten Generaljtände 
nad einmaliger Sigung, ohne eine Verſaſſung gegeben zu haben, wieder nad 
Haufe geichidt werden könnten! Schier unglaublich ift dann aud) das weitere, 
daß ein König, der über bie engliiche Verfaſſung dachte wie Ludwig XVI., 
im Auguft 1788 Neder an die Spite der Geſchäfte rief, der die Einführung 
der englischen Verfaſſung für das Heil Frankreichs hielt, der aljo im ent: 

1) &. 154: La date des observations de Louis XVl. et celle de la d&mission de 
M. Turgot, sont bien éloignées. Je place n&anmoins les röponses du roi à l'époque de 
la composition du m&moire pour conserver à l’histoire les formes chronologiques etc. 
Wollte man an der obigen Deutung diefer freilih nicht jehr Maren Worte zweifeln, fo 
würde eine andere Soulavie-Stelle (6, 278) enticheiden, wo Soulavie zum Jahre 1788 
jagt, der König habe trös-röcemment Turgot3 Projekt als abjurd bezeichnet. 

5 Soulavie 3, 148. 

) Ebd. 152. 
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icheidenften Punkt entgegengejegter Anfiht war; unglaublih auch von Neder, 
in feinem blinden Ehrgeiz die Stellung übernommen zu haben, ohne, wie er 
ſelbſt berichtet, über dieſen enticheidenden Punkt ſich mit dem König auseinander: 
gejegt zu haben. 

Doch allzumweit entfernen wir uns von Turgots Denkichrift. 


III, 


Der Einfluß, den Duponts Entwurf auf die Gejeggebung weiterhin 
ausübte, muß als ein jehr bedeutender bezeichnet werden. Bon der Einwirkung 
auf das Ausland jol hier nicht weiter geredet werden; aber auch fie ift nidt 
u unterſchätzen. Ohne Zweifel hat die Denkſchrift Gianni, dem hauptjädhlichtten 
Ratgeber des Reformatord von Toskana, Großherzog Peter Leopold, vor: 
gelegen.) Wenigitens indireft, durch d'Ivernois einerſeits und die Geiche 
der Constituante anderſeits befteht auch ein Zufammenhang mit der preußiſchen 
Städteordnung. 

In Frankreich felbit?) jah ſich Neder, ſonſt em bewußter Gegner Zur: 
gots, veranlaßt, menigftend zwei Provinzialderfammlungen einzurichten, die 
äußerft jegensreich wirkten, freilid) aber ganz anders eingerichtet waren, al& 
Dupont e8 vorgeichlagen. Calonne griff i. J. 1787, ala er in ganz Frankteich 
joweit nicht nody Stände vorhanden waren, die Selbftverwaltung einführen wollte, 
ganz und gar auf Turgots Vorſchlag zurüd, mit nur zwei mwejentlichen Aende— 
rungen: die Reichsmunizipalität findet ſich bei ihm nicht; zweitens wollte er 
die vorhandenen Stabtverfaffungen weiter beftehen laſſen und nur neu beleben”) 
Mit einigen, 3. T. jehr mwejentlihen Modifikationen und im einzelnen jehr viel 
jorgfältiger ausgearbeitet, wurde diejer Vorſchlag noch 1787 zum Geſetz.“) Wenn 
es dann auch in der allgemeinen Gärung zur Einführung von Diſtrikts- und 
Gemeindeverfammlungen nicht mehr überall fam, jo traten dody im ganzen 
Königreich die neuen Provinzialverfammlungen zujammen und warfen fid mit 
ihönem reformatorifchen Feuereifer auf die ihnen anvertrauten Aufgaben. Der 
greife Ami des Hommes begrüßte fie — indem er die Vaterſchaft biejer Ein- 
rihtung durchaus bona fide, aber, wie wir jehen, nicht ganz mit Redt be 
anfpruchte — mit lautem Jubel und hob vor allem ſehr richtig zweierlei hervor‘): 
Daß nunmehr dur die Arbeit diefer Verſammlungen die Steuerprivilegien 
fallen mußten und daß durch fie die wirtichaftliche Lage Frankreichs überhaupt 
erft aufgehellt und erkannt werden würde. 

Die Gejege der Revolution, vor allem die vom 14. und 22. Dezember 1789, 
bedeuten nur eine Ausdehnung diefer Vorſchläge und Maßnahmen‘), wie ein 
Blick auf fie beweilt. Vor allem unſer Dktunizipalitätenentwurf und das Geſet 


) ©. Zimmermann, Dad Verfafjungsprojeft des Großherzogs Peter Leopold ver 
Tostana, ©. 79 ff. (Was BVerfafjer bier ald Vermutung ausjpricht, ift abjolut jicher. Für 
franzöfifches Vorbild j. auch ©. 20 (Kırdenpolitif), 25 (Getreidepolitif), 32 2c.). 

9 Für näheres über Neder, Galonne u. das Geſetz v. 1787 ı. meine Schrift über 
die Notabelnverjammlung vd. 1787, ©. 23—25, 41l--43, 78, 82—84, 91—98, 

3) Vermutlich hat man die Städte nicht reformiert aus zwei Gründen: 1. wegen ber 
Schwierigkeit des Unternehmens, 2. weil jehr zahlreihe Städte unter dem alten Regime 
eine jehr hohe Blüte erreicht Hatten 

) Ripert a. D. ©. 440. 

5, Iſambert 28, 364— 374, 

6, S. Motabeln &.23. C. Bloch, Etudes Economiques ©. 152 ff. 





Bahl. Zur Geſchichte von Turgots Munizipalitätenentivurf, 877 


von 1787 wurden ausgiebig nachgeahmt. Freilich war der Geift der Schöpfungen 
der Constituante infofern ein anderer als der der Vorgänger, ala nun das 
Gedeihen des Staates ald Selbftzwed aufgegeben warb und Mißtrauen gegen 
den Staat alle Maßnahmen diktierte. Und fo jollte denn aud die Verwaltungs: 
reorganijation dienen der Sicherung der Bürger gegen den Staat.) Es war 
das der Geift, den fich jpäter die Girondiften — Föderaliſten nannte man fie 
deswegen — zu Nuße machten und den die Bergpartei, als fie eine ftarfe Zentral: 
gewalt, die erjte jeit Qubwig XIV., wieder herjtellte, blutig niederwarf. 

Dei allen Abweichungen zwilchen den ve = der Nationalverfammlung 
und den von uns bisher betrachteten Arbeiten find die Vergleichspunfte ſehr 
zahlreih. Nur auf wenige davon ſei im folgenden hingemwiejen?), wobei wir 
Argenjon, Zurgot, und das Geje von 1787 — das jeinerjeitd, wie jchon gejagt, 
jehr viel aus dem Munizipalitätenentwurf Stammendes enthält — heranziehen. 

Die Reihenfolge der Verwaltungskörperichaften, die wir in dem Dekret 
vom 22. Dezember 1789 finden — 1. Departements, 2. Diftrifts-, 3. Kan: 
tonal⸗ (Arrondiffements-), 4. Dtunizipal-, 5. Wahl-Berfammlungen aller Bürger 
der Gemeinden mit einem gewiſſen Eintommen —, ftammt in ihren Grundzügen 
(1. 2. 4.) durchaus aus Argenjon-Zurgot; aus dem Gefe von 1787 bagegen 
die zwei bei den Genannten noch nicht vorgeſchlagenen Berfammlungen bes 
Kantons und der ganzen Gemeinde zum Zweck der Wahl. Nur ift 1789 an 
die Stelle der Provinzialverfammlung bekanntlich die des Departements getreten. 
Freilich auch dieſe Neuſchöpfung kein eigentlich originaler Gedanke der Constituante. 
Diefe Einteilung des Königreich wird jchon von d'Argenſon in feinem eriten, 
1764 gedrudten, Projekt gefordert, deſſen Artikel 27 mit folgendem Satze be- 
ginnt: Le royaume sera divise en departements moins etendus que 
ne le sont aujourd’hui les generalites?). Die Einzelheit jogar, daß zwiſchen 
den Diftrifts- und den Munizipalverfammlungen ſolche des Kantons (Arron= 
diſſements) erftehen jollten, die lediglih Wahlzweden zu dienen hätten, 
entftammt dem Gejeg von 1787. Freilich jollten da nad) letzterem nur bie 
Mitglieder der Diſtriktsverſammlungen, nad) dem von 1789 aber die Abge— 
ordnieten zur Nationalverfammlung gewählt werben. 

Bon den uns befannten Funktionen ber neuen Verwaltungskörperſchaften 
fehren Steuerverteilung und Wegebau 1789 wieder. 

Für die Ausübung des Wahlrechts findet ſich ein Zenſus in beiden Ge- 


') Das ſcheint Lehmann in jeinem ſchönen Aufſatz über den Urjprung der Stäbte- 
ordnung don 1808, Preuß. Jahrb. 1893, nicht ganz hinreichend zu würdigen. Troß allen 
redaftionellen Entlefnungen Steins und Freys aus den franzöfiihen Gefehen bleib‘ — 
bei erfterem wenigſtens — der Grundgebanfe doch der von der Revolution verworfene: 
„alles für den Staat”. Auch in dem eriten Band ber Stein-Biographie, mit dem Lehmann 
und fürzlich bejchentt, jcheint — das einzige, was Verfaſſer dagegen einwenden mödte — 
des Gewaltigen Verhältnis zur Revolution nicht ganz treffend dargeftellt. Wir hören zu viel 
davon, daß ihm eigentlich die Revolution hätte jympathiich fein müflen, und zu wenig 
darüber, wie verhaßt fie ihm war. (Streitig möchte es übrigen? auch jcheinen, ob bei 
Abfafiung der Naſſauer Denkſchrift ihon das franzöſiſche Gejep Stein vorgelegen. Die 
von 2. nebeneinandergejeßten Stellen jcheinen in diejem Falle nicht beweifend. Das 
Bort Communautö:ftammt aus der hier von Stein felbft zitierten Stelle d’Jvernois, des 
grimmigen, blinden Feindes der Revolution. — Der zweite Band von Lehmanns Wert war 
zur Zeit der Abfafjung diefes Artikels noch nicht else) 

) Als Ergänzung fann Blody a. O. dienen. 

®) Lavergne a. DO. ©. 491 ff. weiſt nad), daß auch bei der Schöpfung der ein— 
zelnen Departements in Wirklichkeit, entgegen dem urſprünglichen Projett Thourets, 
überall Borarbeiten der Monarchie benügt und Hiftoriiche Faktoren berüdjichtigt wurden. 
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jegen: eine direkte Steuer im Wert von brei Arbeitätagen in dem vom 22. De: 
zember 1789; 10 Livres direkter Steuer — ein nicht allzuviel höherer Sat — 
in dem von 1787. (Wenn Frey!) in feinen Vorjchlägen für die preußiichen 
Städte eine Jahreseinnahme von 200 Thalern verlangt, jo hat er diefen Zenſus 
gewiß nicht, wie Lehmann annimmt, mit Anlehnung an den oben genannten 
von der Constituante eingeführten fi) gebildet, jondern direkt aus Duponts 
Denfichrift entnommen. Nach diefer hat droit de cite?) jeder Bewohner einer 
ländlichen Gemeinde, der eine Einnahme von 600 Livres (=200 écus) hat; in 
der Stadt jeder, der ein Grundftüd im Wert von 15000 oder 18000°) befigt, 
was, wie ausdrüdlich hervorgehoben wird, dem Einfommen von 600 Lipres 
etwa entipräche.) i 

Aus dem Gejeße von 1787 ftammt die von der Constiluante verfügte 
Einrichtung, daß die Zahl der Mitglieder der Dlunizipalverfammlungen je nad 
der Größe der Gemeinde verjchieden jein follte, wobei aber natürlidy 1789 die 
Einzelheiten des früheren Gejegest) nicht alle übernommen werden konnten, da 
es fih nun ja auch um Städte handelte. 

Aus Turgots Denkſchrift entnahmen die Gejege der Conslituante brei 
weitere Gedanken von Fapitaler Bedeutung: die gleihmäßige Behandlung von 
Stadt und Dorf; die Bejeitigung der Privilegien des Adels und der Geiftlichkeit; 
die Ausnahmeftellung von Paris. 

Daß königliche Beamte nicht Mitglieder der Munizipalitäten jein können, 
findet fich Schon in Argenſons erſtem Entwurf?) angedeutet, und wird in allen 
den Arbeiten, die uns beichäjtigt Haben, ftillichweigend vorausgeſetzt. Ebenio 
findet fi jchon in demjelben erften Projeft des Marquis“) der 1789 jo ftarf 
betonte Gedanke, daß die Organe der Gemeinden und Städte nur auf kurze 
Zeit (ein Jahr bei U.) gewählt werden jollten. Das jährliche Ausfcheiden 
eined Teiles der Mitglieder der Selbſtverwaltungskörperſchaften ſtammt aus dem 
Geſetz von 1787. 

Wie man fieht, Vergleichspunkte, die alles oder faft alles Wejentliche der 
Geſetze der Constituante betreffen, und die ſich noch ftarf vermehren ließen! 
Es ermeift ſich auch hier, daß die Nationalverfammlung in reichſtem Maße ſich 
der Vorarbeiten — oder auch vollendeter Arbeiten — bedient hat, welche das 
Ancien Regime ihr hinterlaffen. Sie hat es meiſterhaft verftanden, den ganzen 
Ruhm für fi in Anfpruch zu nehmen. Bon „been von 1789“ kann man, 
wenn man näher zufieht, nicht, oder doch nur jehr jelten reden, wenn man 
darunter verfteht Ideen, die damals entitanden ſind. Den Männern 
dieſes Jahres bleibt aber das unvergekliche Werdienft der ftürmijchen Ueber: 
führung ſchon verbreiteter Ideen in die Wirklichkeit des politiichen Lebens, wobei 
ihnen freilid) der Vorwurf nicht zu erſparen ift, daß fie durch ihre doftrinären 
Hebertreibungen den eigenen Schöpfungen jelbit den Todeskeim einpflanzten. 


!, Lehmann, Preuß. Jahrb. 93, 502. 

) Auch diejer Ausdrud der Inſtruktion vom 14. Dezember 1789 ftammt aus 
Turgots Denkichrift. 

®) Ye nach der Fafiung der Denkichrift, ſ. o. S. 21/22. 

*, 3, 6 oder 9 gewählte Mitglieder (dazu Seigneur und Cure, die 1789 natürlic 
wegfielen) — — die Gemeinde unter 100, 100—200, oder über 200 Feuer zäblte 

) Urt 20. 


s) Art. 2. 
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Aus den Gefehblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutfche Reih, Minifterialblätter ꝛc. find nicht einbezogen.) 


I. Inhalt Des Beidhs-Gefehblattes, 


Rr.37: BD, betr. die Aufhebung bes ‚Verbot? der Ausfuhr von Waffen und 
Kriegsmaterial nad ‚China v. 23. 8. 1903 ©. 273. — Bel., betr. — ber Bes 
ftimmungen _ — Geihä tsbetrieb der J und Agenten v. 
23. 8.1903 ©. 274. — Nr. 38: Bek. betr. die Mündelſicherheit von ge a rg 
ber Deutſch⸗ Shafritantigen Gejellihaft v. 24 8. 1903 ©. 275. — Rr. 39: Bel, betr. den 
Beitritt des Großherzogtums Luxemburg und der Republit Bern zu dem wiſchem dem 
Deutſchen Reihe und mehreren anderen Staaten geſchloſſenen Vertrage vom 5. März 1902 
über die Behandlung des Zuders v. 4. 9. 1903 ©. 277. — Wr. 40: en betr. den inter« 
nationalen Verband zum Schuße des gewerblichen Eigentums v. 17. . 1903 ©. 279. 


I. Inhalt des Gefehblattes für Elfah-Lothringen. 


Rr. 11: B.D., beir. die Kaifer-Wilhelms:Univerfität Straßburg v. 9. 8. 1903 
S. 5759. — Bet., betr. die Faſſung des Univerfitätöftatutd, vom 24. Februar 1875. 
V. 22. 8. 1903 (Mit der neuen Faſſung des Statut3] S. 59-76. — BD. betr. Be- 
— ———— der Baufreiheit in der Stadt Saarburg v. 9. 8. 1903 S. 76, 1.— BD, 
betr. die Einberufung der Bezirkötage und der Kreistage v. 22. 8.1903 ©. 77. — Nr. 12: 
B.D., betr. die Beiteuerung der 3.18: ©, ber, in der Stadt Mülhauſen, Bezirk 
Ober-Elja v. 8. 9. 1903 ©. 79, — . er ‚Seltiepung der Wahltermine 
für die Wahlen zum Landedausichufle v. 26. 9. 1903 S 


III. Gefeke, Staatsverträge und landesherrliche Verordnungen 
der Bundesftanten mit mindeftens 1 Million Ginmohnern : 


Geſetz- und Verordnungs-Blatt für das Königreich) Bayern. 


Ar. 40: En Allerh. 5 den Verkehr mit Geheimmitteln und ähnlichen Arznei: 
mitteln betr. v. 19. 9. 1903 ©. 479484. — Nr. 4: Kgl. Allerh B.D., den Güterftand 
der vor dem Iutraittreten des Bürgerlichen m Gefehbud_gef — nach dem badiſchen 
Landrechte zu beurteilenden Ehen betr. v 


Gejeg: und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen. 


20. Stüch: Nr. 62. Bet., * anderweiten Nachtrag zu den Statuten bed Albrechts⸗ 
ordens betr. v. 28. 8. 1903 ©. 625, 526. 


Regierungsblatt für das Königreih Württemberg. 


Ar. 22: Gei., betr. die Beihaffung von Geldmitteln für den Eiienbahnbau und 
für — Bedürfniſſe der Verkehrsanſtaltenverwaltung in der Finanzperiode 
1903/04 v. 27. 7. 1903 ©. 249—2 53. — Gef., betr. die Entihädigung der Gemeinderats: 

mit ber v. PN 7. 1903 ©. 34. — Gef., betr. die Auſſicht über die höheren Mädchen- 
* en d. 27. 7. 1903 ©. 34, 266. — Ar. 38: Geſ. betr. die Ginfommenftener v. 
8. 8.1903 ©. 261-311. — Rr. 4: Gef., betr die Rapitalftener v.8.8.1903 S. 313--328. 
— Rr.25: Gef., betr. Abänderungen des Geſetzes dv. 28. April 1873 über WE Grund:, 
Gebäude: und Gewerbeftener v. 8. 8. 1903 ©. 329-343. — Bel. der Minifterien der 
Juftiz und ber Finanzen, betr. dem Text des Geſetzes über die Grund, Gebäude: und 
Gewerbeftener v 8. 8. 1903 [Mit der neuen Faſſung] ©. 344—3%. — Hr. 26: Gei., 
rn m a der Gemeinden nnd Amtölörperfchaften v. 8. 8. 1903 
©. 


880 Aus den Gejegblättern. — Mifzellen, 


Gejeges- und Verordnungs-Blatt für das Großherzogtum Baden. 


Nr. XIX: Landesh. V.O., die Vorbereitung ar höheren öffentlichen Dienft in 
der Juſtiz und der inneren Verwaltung betr. v. 27. 8. 1903 ©. 163—166. 


Großherzoglich Heſſiſches Negierungsblatt. 


Ar. 46: BD., die „gelaflung von Bolksſchullehrern zu alademifchen Studien betr. 
v. 29, 8. 1903 ©. 323, 


Mifzellen. 


Der Außenhandel der Länder der Erde. 


Der Gejamtaußenhandel des deutichen Zollgebiets (aljo Einfuhr und Aus 
fuhr) ift von 1885 bis 1902 dem Wert nad) von 5789 Millionen Mt. auf 
10309 Millionen ME. geftiegen, hat ſich aljo nahezu verdoppelt. Der Geſamt 
außenhandel Großbritanniens hat fi in dem — Zeitraum don 10740 
Millionen ME. auf 15230 Millionen ME. gehoben, d. h. der deutiche Außen: 
handel bat fih um etwa 80°, der engliiche Außenhandel um 40°/o vermehrt. 

Der Gejamtaußenhandel der Vereinigten Staaten von Amerika ift von 
5413 auf 9377 Millionen ME. d. h. um 75° gewadjen. Der Außenhandel 
von Japan aber ift in feiner Gejamtheit von 290 auf 1107 Dkillionen Mt 
geftiegen d. h. er hat ſich vervierfaht. Auch China hat jeinen Gejamtaußen: 
handel von 993 auf 2838 Millionen ME. (1901) vermehrt. Dagegen zeigt 
Frankreich hinfichtlich feines Na are rigen ein Anwachſen von 5813 auf 
nur 6922 Millionen ME. d. h. um nicht einmal 20°. Italien vermehrt: 
feinen Gejamtaußenhandel in der angegebenen Zeitperiode von 1952 auf 2630": 
Millionen Mk., Oeſterreich-Ungarn von 2091 auf 3089 Millionen Me., die 
Schweiz von 1123’/s auf 1602 Millionen ME. und Rußland (in Europa) von 
3152 auf 4296 Millionen ME. i. J. 1900, ift aber in den Jahren 1901 und 
1902 auf 2728 und 2921 Millionen ME. zurüdgegangen. 





Großbritannien hat 3. 3. 18°/ vom Gefamtaußenhandel der Erbe, Deutic- 


land hat 12°/o, die Vereinigten Staaten von Amerifa haben etwas über 11°, 
Frankreich hat 5%, Holland 7'/a°/o, Defterreich:Ungarn 3"/2%/o, alien 3%, 
Ehina jogar 3'/2°% und Japan 1°/o, Mexiko auch 1°/o vom Geſamtaußen 
handel der Erbe. Deutſchland hatte i. J. 1885 nur 10,3°/o, iſt aber auf 
11,7°/o geftiegen, während Großbritannien von 19,2 auf 17, 80/0 berabgegangen ift. 
(Aus dem Statiftiihen Jahrbuch für das Deutiche Reich von 1908.) 





Rehm, Dr. Hermann, Prof. d. Rechte in Straßburg i. €. 


Die Bilanzen der Aftiengejell ſchaften und == 


len m.b. H. Kommanditgeſellſchaften auf Afti ngetragenen Genoflen: 
aften, Berfiherungsvereine auf Gegefetigtei, Sypotheten- und Noten: 
Die und Handelögefellihaften überhaupt nad deutſchem und öſterreich. 
Hanbels-, Steuer, Verwaltungs: und — 8°. (XX u. 938 ©.) Ungebd. 
Mt. 27.— in Halbfranz geb. ME. 30.— 


Der Altionär, 1903, Nr. 2906 (22. X. 03): 

Ein ebenfo tbeoretlſch —— wie praktiſch überaus wertvolles, umfangreiches Werk, —— 
wobl zum. eriten Male überhaupt in erihöpfe nder Welfe eine wiſſenſchafliche, füftematifehe or und Bllony 
or ſowie vom öffentliden Bilanzrecht, von Bilanzfteuerrecdht, Bilangverwaltungsredit und B —— 

raftecht gib Dr. 


Seydel, Mar von, 


Borträge aus dem allgemeinen Staatsrecht 
Separatabdrud aus den Annalen des Deutjchen Reich. gr. 8°. (96 ©.) Mt. AO. 


Dieje Vorträge, eine der jhönften und reifften Gaben bes berühmten Staatsrechtslehrers, 

find in den Jahrgängen 1898—1900 ber Annalen erjhienen. Die Separatausgabe, zu ber 

- ih mid, einer Anregung aus alademiſchen Kreifen folgend, entſchloſſen habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willfommen jein. 


Meurer, Dr. Ehr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg. 


Weberficht über die Arbeiten der Haaa⸗r 
Friedenskonferenz, insbeſondere das Abkommen zur friedliche 


Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 8°. (60 &.) Mt. 1. 


Literariſche Mitteilungen der Annalen des Deutichen Reichs, 1903. Nr. 9. 
Die vorliegende Reftoratörede orientiert in vorzüglicher Weife über das in feiner 
Bedeutung vielfah unterihäßte, aber des allgemeinften Anterefied würdige Ablommen zur fried« 
lichen Erledigung internationaler Streitfälle, wie e8 aus der Danger FFriedensfonferenz hervor» 
gegangen it. 


Duenfing, Dr. Fr. 


Die Verlegung der Fürforgepflicht gegen: 
über Minderjährigen. a. — zu ihrer ftrafgejeß- 


lichen Behandlung. gr. 8°. (IV u. 126 ©) M 


Defele, F. X., kgl. Regierungsrat in Landshut, Vorfigender des Schieds- 
gericht3 für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe: Dual ner ker ungögeiet und 
das Bau:linfallverficherungsgeie en uud, dem 


Gejeße betr. die Abänderung der — — e en nel 
Lex. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen rg 
Zeitſchrift — ar ae ‚ Hütten: und Salinen-Wefen im Preußiſchen nn: gr 3, Band 50. 
eiten ftarfe Buch bildet einen mit Sadfenntnis und Geſchick verfaßten 
—— por bejonders jhäßenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des Bau-Unfall» 
verficherungsgejeßes bisher noch nicht erfolgt war. Ueberall Äh in ben Erläuterungen die ein« 
ſchlägige Literatur, jowie die Rechtſprechung der verſchiedenen Instanzen der Unfallverficherung 
berüdfihtigt und in ihren für die praftiihe Handhabung des Gejehes wichtigen Ergebnijjen 
überfihtlih zur Darftellung gebracht. Ein jorgfältiges, jehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
das Buch, das weiten Kreiſen ein wertvolles Hilfsmittel zu werden geeignet iſt. 


T — —— | 


Im Erfeheinen ift begriffen: ns 


e zweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


J. v. Standinger’s 
Kommentar zum Vürgerlichen Gehluh 


und dem Einführungsgeſetz herausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenſeld, Dr. Erwin Riezler, 


Univ.Brofeffor und Nedtsanmwalt in BProfeffor an der Univerfität 
Münden Freiburg 1.8. 


Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Selig Herzlel 
f. Laudgerichtsrat In Münden f. Sandgeritsrat in Münden‘ 


Jojenh Wagner, 
f. Oberlandesgeridhtsrat in Augsburg. 


Soeben erjhien die 10 Bogen ftarfe 8. Lieferung. Sie enthält: 


Die Einleitung u. vom S———— Zeil die 8$ 1—33 erläutert von Prof. Dr. £ 
feld. Preis Mt. 3.50 


Das Sachenrecht erläutert von KK. ober ie vollftändig vor. ®r. 8°. (VII, 664 5.) 


Broich. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17.50. 
Bom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, find 3 Lieferungen (88 1 
bis 1495) ausgegeben. 


Das vorliegende Manuftript ermöglicht, die Fortjegung des Allgemeinen Teile ı r 
milienrechtd in den nächſten jih raſch folgenden ee zu bringe 
benjo wird binnen kurzem das rbrei zu ericheinen —— 


Das von juriſtiſchen Autoritäten als — Mae 
erkannte Koberſche Sachenrecht wird von AR er: B — J 
zur Anſicht vorgelegt. 


Gentralblatt für Rechtöwifienjchaft (1903). XXIL. Bb. 11/12, eft. a 
Der Kommentar ift dem Planckſchen durchaus ebenbürtig. Es unterliegt feinem —X 


er gleich diefem ausgezeichneten Werke zu dent standard works ber heutigen Jurikenmeit Ben ji ir 


Der Staudinger'ſche Rommentar, deifen erfte Auflage In verbältnis ” 
Bollendung, vergriffen war, bat es von allen großen Rommentaren Ri erer 
allen Teilen In zweiter Auflage au erfdelnen. Diele ee *e 
—— >» Aufnahine, die dem Kommentar bei Publikum und Kritl { gewor 
ie Biele und Zwecke der neuen Auflage geben über die der cl erehlie 5 ——— — J— 

biefer bielfa® nur um markante Darftellung ber Grundzüge des Geſeßes bandeln konnte, mußte } 
den inzwiſchen In gewaltiger Anzahl aufgetaudten Detallfragen und Ktontroverfen Stellung 9 

Befondered Augenmerk iſt ber landesredtliden —— 8 
worden. Die Ausführun 338 von Preußen, Days Sadjen, Württemb erg nd 
ftändig, bie der übrigen Bundes ſtaaten, foweit es die Wichtigkelt der —— 
fidtigung geam: daneben ift aud der Bergleihung des neuen Rechtes mit dem Diäberigen iR 
eıweitertem fange Rechnung getragen worden. —— 

Als eine Berbefferung außerer Art darf a en 7 x 
Wunſchen entſprechend — bie em ng in überfichtliderem Drude — als m übel, 
ift die Sakanordnung der 1. Auflage, die wegen ihrer Smedinäßtafeit und Weberfichtlichkeit ı 
falls erfreute, beibehalten worden. 


Der Gejamtpreis der 2. Auflage wird etwa WE 80,— Ken. Bu 
Bande werden geihmadvolle Halbfranzdeden ausgegeben, 













Sechsunddreißigſter Jahrgang. J iu c / 
Fährlich 12 Seite. Salbjährl. Abonnementspreis: 5 ME. ! 1) 


12 Sefte bilden einen Band. 
Poftzeitungsliite für das Reich Nr.569, für Bayern Nr. 127n. 
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Annalen des Deulſchen R Kids 


für Gefebgebung, Verwaltung und Volkswirtfchaft. 
Rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Beitfhrift und Materialienfammiung 


Begründet von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar von Seydel 


Heraußgegeben von 


Dr. Karl Theodor Eheberg und Dr. Anton Dyroff 





Münden 1903 
%. Schweißer Berlag (Arthur Sellier) 


wer * ſtändigen Beilage: 
Literariſche Mitteilungen 
der Annalen des Deutſchen Reichs. 


Monatsberidt über Nenerihbeinungen auf dem Gebiete der Rechts- u. Staatswilienicaften 


Unter jtändiger Mitarbeiterichaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Philipp Alfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. 8. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. U. Dyroff in München. 





Uintgegeben am 1. Degember 1008. Anhaltöverzeihnis umftehend. 


Inhalt von Ar. 12: | 


Seite N Exit: 
Betrachtungen zur Reichöfinangre: '  Sfiggen umd Notizen. 
Sr — —— S81—901 | Die Abihreibungen für Abnutzung 


als Einkommensabzüige und die 
Entwertung von Vermögens 


Die Henderungen des deutſchen sbletten burn Miter ab: Ger 


Gilenbahntransportrehts durch 


— Handel is — he —* — der Yunungs bzw. 

en Sandelögeiehbn o Er 

10. Bai 1897 und der Eiſen | Hanbwerfötammerbeiträge . . 26-2 
ger bi, vom 26. Aus den Gejeßblättern . . - . PS 
Oftober 1899 von Dr. Georg | 
Eger, Regierungsrat in Berlin 902—912 — Jahrgänge 1568. 1 

Die Verfiherungspflicht des Büh- der „Aunalen“ . 9989-971 
aenperienald von Rechtsanwait zn un —— aa Jahrgang 
Dr. Fuld in Main . . . . 913—922 ; I—IX 


je ee Zee ne ee ee Eee ne Ep en 
Die erften Hefte des I. BHalbjahres 1904 werden u. a. folgend 
Arbeiten bringen: 


Zit eine Erhöhung der Reviſionsſumme zu Dad Weich des abnehmenden Bodenertragrs 
billigen? von Dr. M. Scherer, Rechtsanwalt bis John St. Mill von Dr. jur. Hans Bi:t 
beim Reichsgericht in Leipzig. in Dünden. 

Was ift unter dem im deutſchen Poſtgeſe Die württembergiiche Steuerreform. imsbeise: 
—— Begriffe — * dere das Einkommenſteuergeſetz v. 8. Augaß 
ſchaftlichen Sinne zu verſtehen? von Poft- | 1903 von Finanz-Affefjor Dr. Eihmarr 
inipeltor A. Shmidt in Dresden. in Münſter. 

Die Beiladung in dem preub. Berwaltungs- dDas Bermögen. Juriſtiſche Feſtlegung — 
Sehe von — Aria Wer ie Wirtihaftsgrundbegriffe von Dr. Frig 8 
in Torgau. rolzbeimer in Münden. 

Die Banken der Pfalz und ihre Beziehungen a. Fe sung fernerer Benußung gewerb 
zur Pfälzer Induftrie von Dr. €. Herz in her Anlagen nach Gew.D. $ 51 von Prr 





Ludwigshafen a. Rh. De H. Rehm in Straßburg ı. €. 
EEE PER EEE 

Abhandlungen volks- und finanzwirtichaftlichen, ſowie ftatiftiichen Inhalts wolle 
an Seren Profefior Dr. Karl Theodor Eheberg, Erlangen, ſolche ftaats- und 
verwaltungsrechtlichen oder Tonftigen rechtswifjenichaftlihen Inhalts an Herrn Profeffor 
Dr. Anton Dyroff, Münden Robellitraße 4, eingejandt werben. 

Die Rüdjeiten der Manuifriptblätter jollen unbejchrieben jein. Das Honora: 
wird nad Ablauf jenes Halbjahrs gezahlt, in welchem der Abdrud erfolgte. Bon Ab 
handlungen werden, wenn nicht eine bejondere Vereinbarung getroffen ift, 20 Sonder- 
abzüge koſtenlos geliefert. 

Bei Annahme von Beiträgen für die Rubrik „Skizzen und Notizen“ erfolgt 
eine bejondere Erklärung nicht, dagegen wird im Falle der Ablehnung für baldige 
Rüdiendung Sorge getragen. 

Dur Annahme zum Abdrud erwirbt die Verlagsfirma das alleinige um: 
beichränfte Vervielfältigungsrect. 


Münden 43. . 3. Schweiter Verlag 


(Arthur Sellier). 
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Betrachtungen zur Beichsfinangreform. 
Von Dr. Frit Kehner in Halle a 9: LIE, 


* 


1. Mängel des Reichsfinanzweſens. DEC 18 772 u 


51. Die Reihsfinanzen 18711908. 


Faſt bis zum Weberdruß, möchte man meinen, ift die ' 
finanzrejorm bereit8 in Zeitungen und Zeitiriften behandelt worden. Aber die 
Frage ift aud) wichtig und dringend; zudem iſti in letzter Zeit durch die Zuſammen— 
ſtellung Zahns) ein teilweiſe neues Material vorgebracht worden. Hier ſollen 
nicht neue Vorſchläge gemacht, ſondern nur die materiellen und formellen 
Schwierigkeiten der Sache dargelegt, ſowie die verfchiedenen Reformvorichläge be: 
ſprochen werden. 

Die Perioden in der Finanzgeſchichte des Reichs deden fich nicht durchaus 
mit den wirtſchaftlichen Schwanfungen. 

Die Jahre bis 1876 ftehen unter dem Einfluß der franzöfiichen Zahlungen, 
die fi 1876 noch auf 100 Millionen ME. beliefen.?) Die eigentlichen Ein- 
nahmen fönnen die Ausgaben nicht deden; der Reft wird teil durd die Kriegs— 
foftenentichädigung, teild durch Matrikularbeiträge beftritten (1873—-1877 durch⸗ 
ihnittlih 75 Millionen ME). Im Etatsjahr 1877/78 gehen die franzöſiſchen 
Zahlungen auf 30 Millionen ME. zurüd, während die Ausgaben erheblid) 
wachſen; man muß daher Schulden maden: 1876: 16,3 — 1877: 51,8 — 
1878: 66,3 — 1879: 77,3 Millionen ME., überwiegend für unrentable Zwecke. 

Das Reid war aljo nad) dem Aufhören der franzöfiichen Zahlungen außer: 
ftande, fich jelbft zu erhalten; es war angewiejen auf Anleihen und auf Bei: 
träge der Einzelftaaten. Dem jollte die große Zolle und Finanzreform von 
1879 abhelien durd; Erhöhung der Einnahmen aus Höllen, der Tabak: und 
Braufteuer. Die letztere wurde abgelehnt, dagegen noch ein Getreidezoll ein- 
geführt. Dazu traten dann noch 1881 das Stempelfteuergeieg und jpäter die 
Branntweingeſetze. 

Die Abſicht wurde auch inſofern erreicht, als die effektiven Zuſchüſſe der 
Einzelſtaaten, d. h. nunmehr der Mehrbetrag der Matrikularbeiträge über die 
Ueberweiſungen, von 1881 an im weſentlichen aufhörten. Nicht dagegen ver— 
ſchwanden die Anleihen: die Schuldenlaft des Reiches ſtieg zwiſchen 1879 und 
1894 von 218 Millionen ME. auf 1915 Millionen ME. Dies wäre großen- 
teils nicht nötig gemwejen, wenn das Reich feine Einnahmen für ſich behalten 
hätte; aber die Erträge der Zölle und Verbrauchsſteuer wurden, jomweit fie 
130 Millionen ME. überftiegen, den Einzelftaaten überwiejen. Im ganzen Zeit: 
raum 1879—1892 erhielten dieje 378 Millionen ME. vom Reiche. Die dem 
Reich verbleibenden ordentlichen, eigenen Einnahmen aber wuchſen in diejer Zeit 
nur don 348 auf 383 Millionen DEE. 


) „Finanzen des ur * der Einzelſtaaten“ in den Vierteljahrsheften zur 
haicen Statiſtik 1902, II, ©. 
?, Die Zahlen find den Statifeihen Jahrbüchern für das Deutiche Reich entnommen. 


— des Deutſchen Reichs. 1908, 56 
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Unterdeffen waren die eigenen Ausgaben des Reichs wejentlich geitiegen, 
von 551 Millionen ME. 1879 auf 885 Millionen ME. 1892, unter Abzug der 
rechnungsmäßig im Etat erjcheinenden Ueberweilungen; die Einnahmen hatten 
bis 1892 zu folgen vermocht, blieben dann aber infolge der wirtichaftlichen Not: 
lage dahinter zurüd. Dazu kam die große Heereövermehrung von 1893. Die 
Matrikularbeiträge mußten daher wieder einjpringen, und ſofort erhob fich das 
Verlangen nad) einer Tyinanzreform von neuem. Der Entwurf der Regierung 
von 1893 wollte das Syitem von Mtatrikularbeiträgen und Ueberweifungen zwar 
nicht bejeitigen, jondern nur ihr Verhältnis gejeglich feftlegen, vor allem aber 
neue Einnahmen durch Erhöhung der Tabak: und durch eine Weinfteuer 
zuführen. 

Beides verjagte; das Ueberweiſungsſyſtem blieb unverändert und die Steuer: 
projekte fielen. Und zunädit ging es auch jo. Es folgten bis 1900/01 wirt: 
ſchaftlich günftige und jehr günſtige Jahre, jo dat ſich Matrikularbeiträge und 
Ueberweifungen die Wage hielten. Die Aufnahme von Schulden hielt ſich 
in mäßigen Grenzen; fie ftieg zwiſchen 1895 und 1900 von 2081 auf 
2298 Millionen ME. Gleichzeitig wurden in geringem Maße Schulden getilgt. 

Dann aber folgte 1901 die letzte Kriſe und bei weiterer Steigerung der 
Ausgaben ein Rüdgang bzw. Stillitand der Einnahmen. Die Folge ift ein 
rapide Anwachſen der Schuld, auf 2813 Millionen ME.; 1902 wurden jogar 
zur Dedung nicht ungewöhnlicer Ausgaben Anleihen aufgenommen. ferner 
überfteigen die Matrifularbeiträge die Heberweifungen 1902 um 37 Millionen ME., 
1903 um 24 Millionen ME. 

Und damit ift zum dritten Mal in der Finanzgeſchichte des Deuticen 
Reich die immer latente Frage der Reichäfinanzreform akut gemorden.') 


Ss 2. Schulden und Matrifularbeiträge. 

Auf Grund diejer Heberficht läßt ſich zumächft feititellen: Die eigenen Ein: 
nahmen des Reiches genügten zur Dedung normaler Bedürfniſſe bis 1893, jeitdem 
aber nicht mehr oder wenigſtens nur vorübergehend. Denn jeit 1892 find 
1127 Millionen ME Schulden gemadjt und außerdem 186 Millionen Mt. 
Matritularbeiträge über die Ueberweiſungen hinaus bezahlt worden. Dieſe beiden 
Einnahmequellen aber find feine brauchbaren Dedungsmittel. 

Eine weitere Zunahme der Schulden zu verhindern ift die erfte 
Aufgabe der Reichsfinanzreform. Es ift allgemein anerkannt, auch in Art. 73 
der Reichöverfaflung ausdrüdlich bejtimmt, daß Schulden — außer zur Ser: 
ftellung produftiver Anlagen — nur zur Dedung anormaler Bedürfniffe geftattet 
find. Die für jet notwendigen Ausgaben aber müfjen auch von der jegigen 
Generation getragen werben. 

Eine Unterſuchung der vom Deutichen Reiche eingegangenen Schulden zeigt. 
daß nur ein fleiner Teil derjelben produktiven oder, wie Wagner jagt, rentablen 
Zweden gewidmet war.) Dahin find zu rechnen die für Verwaltung der Reichs: 
eifenbahnen mit 139,5 Millionen Mk., großenteild die für das Münzweſen mit 
48,2 Millionen ME. (kontrahiert 1879 und 1880), die NReichädruderei mit 
4,9 Millionen ME., den Nordoitjeefanal mit 106 Millionen ME. Untentabel 


) Vgl. für die preuß. Finanzen aud v. Zedlitz „Dreißig Jahre preußiſchet Finanz 
und Steuerpolitif”, Berlin 1901. 

) Val. aud v. Mayr, Handwörterb. der Staatswiſſ., Bd. II, S. 380 ff. Art „Reicht 
finanzen“. 
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find dagegen ficher die Schulden für das Reichsheer 1552 Millionen ME., für 

die Marine 382,4 Millionen Mk., alfo zujammen 1934,6 Millionen Mk., 

außerdem aber nod ein großer, nicht auseinander zu rechnender Zeil der übrigen 

Schulden, joweit als fie nicht Erwerbözwede verfolgen. Zu den ganz anormalen 

ne anbererjeitö die Erpedition nad Oftaften: 257 Millionen ME. 
0— 1902. 


Ganz überwiegend find aljo mit den Anleihen Ausgaben beftritten worden, 
die ſich zwar nicht jährlich, aber periodijch wiederholen und nicht rentabel find.') 

Aber nicht nur ift die regelmäßige Aufnahme weiterer Schulden zu ver: 
hindern, jondern es müſſen auch beitimmte Einnahmen zur Tilgung der einge: 
gangenen Schulden geichaffen werden, — etwa jo wie in Preußen, wo bie 
Schulden doch jogar größtenteils zur Herftellung rentabler Anlagen aufge: 
nommen find. 

Das Schuldenmahen ift nun ein dauernder, fein vorübergehender Miß— 
ftand, denn er beruht nicht auf einem zeitweiligen Verſagen der Einnahmen, 
jondern auf einem regelmäßigen Wachſtum der Ausgaben. Zwar ift e3 richtig, 
daß die Einnahmen 1902 und 1903 gegenüber den vorangegangenen Jahren 
abgenommen haben, aber einmal nicht in erheblidem Maße, und jodann ift zu 
bedenten, daß die legten Jahre vor 1902 anormal günftige Jahre waren, mit 
denen der Staatshaushalt nicht immer rechnen darf. Berechnet man nun den 
Durdichnitt der normalen eigenen Einnahmen, d. h. ohne Anleihen und 
Matritularbeiträge, in den Jahren 1894—1902, unter Berüdfihtigung der in 
diejer Zeit neu hinzugelommenen Einnahmen, jo ergibt fi, daß fie nicht zur 
Dedung der jeßigen nicht außergemöhnlichen Ausgaben hinreichen, nämlich fnapp 
1300 Millionen ME. gegenüber reichlid 1360 Millionen MEN) Dazu 
werben beftändig neue Forderungen geftellt; man fann feine Zeitichrift jozial- 
politiihen Inhalts aufichlagen, ohne ſolche zu finden. 

Dan muß aljo annehmen, daß man e8 nicht mit einer vorübergehenden 
Notlage, jondern mit einem dauernden Dlinus der Einnahmen gegenüber den 
Ausgaben zu tun hat, und daraus folgt die Notwendigkeit, die eigenen Reichs— 
einnahmen zu veritärfen. Um wieviel, das feftzuftellen, wird Aufgabe einer 
jorgfältigen Berechnung jein; nad) der obigen würden etwa 60—65 Millionen 
ME. erforderlich jein. 


Der andere zu bejeitigende Mißſtand liegt in den Matrifularbei: 
trägen, jowie in dem ganzen Ueberweiſungsſyſtem. Ein daraus rejultierender 
Uebelftand ift die Unüberfichtlichkeit des Etats. In diejer Beziehung darf man 
die Kritik nicht übertreiben, wie e3 vielfach geichieht. Sind die Schwierigkeiten 
nur rechnungsmäßige, jo ftören fie nur den Beamten und Statiftifer, nicht aber 
Reich und Volk, und einer Reform an Haupt und Gliedern bedürfte e8 dann nicht. 


!) Ebenjo urteilen im ganzen v. Mayr, „Zur Reichsfinanzreform“ 1893 und Scäffle 
„Die Steuern. Beionderer Zeil“, Leipzig 1897. Dagegen jieht Ad. Wagner „Finanze 
Wifjenihaft. IV. Teil. Spezielle Steuerlehen“, befonderd ©. 764 die Schuldenhöhe des 
Deutihen Reichs jehr viel weniger bedenklih an. Der Aufwand für die Verzinjung der 
Staatäihuld jei noch nicht jo hoch, wie die privatwirtichaftlihen und halb privatwirtichafts 
lichen Einnahmen des Reiches. — Auf das Verhältnis von Reichsvermögen und Reichs— 
ichulden zu einander fann bier nicht eingegangen werden. Vgl. dazu nod Abg. Müller: 
Fulda „Die Schulden des Deutichen Reichs und der Antrag Dr. Lieber‘, Fulda 1896. 

?) Dabei ift angenommen, daß die Börienftener bis 1900 jährlih 30 Millionen ME, 
mehr, die Schaummeinjteuer 4,5 Millionen ME. ergeben haben würde. Abgerechnet find 
die Ausgaben für die Erpedition nah Ditafien. 
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Tatſächlich bedeuten aber die Matrifularbeiträge auch eine ſachliche Schä- 
digung: Einmal die Unficherheit der Einzelftaaten, in welder Höhe fie zu den 
Matritularbeiträgen herangezogen, bzw. an den Ueberweiſungen teil haben 
werden. Und zwar ift biefe Störung bejonders jtarf bei den Mittel- und 
Kleinitaaten mit mehrjährigen Etatsperioden. 

Außerdem bilden Matriktularbeiträge unter allen Umftänden eine ungerechte 
Verteilung, da fie lediglich auf die Kopfzahl Rüdficht nehmen. Die berühmten 
100000 Bremer Miquels find jeit 1867 nicht ärmer, die Thüringer nicht viel 
reicher geworben. 

Diefe beiden Fehler der Matrifularbeiträge beitehen jeit der Gründung 
des Reichs. Sie hätten ſich 1879 bei der Schaffung neuer Reichseinnahmen 
bejeitigen laffen, aber man ließ fie aus politiichen Gründen beftehen. Der fyehler 
wurde noch vergrößert durch das Hinzukommen des Leberweijungsverfahrens und 
das Verrechnungsſyſtem der Claufula Yrandenitein. Bisher waren die Finanzen 
der Einzelftaaten nur in ſchlechten Jahren durch die Matrikularbeiträge geftört 
worden, jet wurden die Störungen auch auf die guten Jahre ausgedehnt. Denn 
die Unficherheit über die Höhe der Einnahmen iſt ebenfall3 eine Störung für 
den Staat, der feine Ausgaben auf jene bafiert, wenn auch vielleicht nicht jo ge 
fährlich, wie die Unficherheit in den Ausgaben jelbit. 

Des weiteren führt die mangelhafte Regelung der NReichsfinanzen, wie 
Preuß”) richtig ausführt, zur Durchbrechung der Regel von der Einheit des 
Budgets: für neue Bedürfniffe werden ganz zulammenhangslos neue Steuern 
eingeführt. Das Syſtem führt „zu ruckweiſem Wechjel von mehr oder minder 
kachierter Defizit: und Ueberſchußwirtſchaft“ (©. 52). 

Es ſprechen ſich daher aud faſt alle finanzwiſſenſchaftlichen Schriftfteller 
ſowohl gegen die Matrikularbeiträge allein, als auch gegen das Ueberweiſungs— 
ſyſtem der Clauſula Franckenſtein aus; jo vor allem Wagner,?) ferner auch 
v. Mayr?), Schanzt), v. Zedlitz), Preuß, Köppe®), Kittel‘), Eheberg‘). Es gibt 
faum einen, der es verteidigt. 


$3. Ziele der Reform. 


Die Notwendigkeit, dieje beiden Webelftände: Mangel ber eignen Reiche: 
einnahmen und Unordnung des Finanzweſens zu bejeitigen, ijt in der finanz— 
wifjenichaftlichen Literatur allgemein anerkannt. Darüber hinaus aber werden 
num von einzelnen Seiten nod weitere Aufgaben der Reform vinbdiziert. 

Sie ſoll nämlich weiter dazu dienen, den Einzelftaaten aus den Reichs- 
einnahmen feite Zuſchüſſe zuzuführen, aljo den Zuftand wieder berftellen, den 
die Reform von 1879 und das Projekt von 1893 bezwedten. 1879 follten die 
Einzelftaaten alles erhalten, was den Betrag von 130 Millionen ME. überftieg, 
„Reichs- und Landesfinangen“, Berlin 1894, ©. 23 ff. 

) A. a. O. ©. 655 

) A. a. O. ©. 362, 382 und „Zur Reichsfinanzreform“, Stuttgart 1893. 

) „Der Reichshaushalt und das Finanzweſen der Einzelſtaaten“ im Finanzarchiv 
1895, ©. 88 ff. 

) v. Zedlig „Die Notwendigfeit einer Reichsfinanzreform“, Zeitichrift für Sozial- 
Wiſſenſchaft, Bd. IV, 1901, ©. 788 ff. 

0, Die Reihöfinanzreform, Leipzig 1902. 

) Die Frandenfteiniche Klauſel und die Reichsfinanzreform, Würzburg 189. 

s, Finanzwiſſenſchaft, 6. Aufl., S. 452. 
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abzüglich der Matrikularbeiträge, 1893 regelmäßig 40 Millionen ME. Tatfählich 
haben fie aud) in den Jahren 1879— 92: 378 Millionen ME. erhalten und dann 
nohmal 7 Millionen ME. 1895-—1897. 

Das Verlangen nad dauernden, wirklichen Weberweilungen begründet 
man damit, daß das Reich den Einzelftaaten für die Wegnahme der ergiebigiten 
Einnahmequellen Erjaß leiften müßte. Aber die Anjprüche find im Laufe der 
Zeit bejcheidener geworden: 1879 wollte man den Einzelftaaten jährlich mindeftens 
50 Millionen ME. zuführen, 1893 nur nod 40 Millionen ME. und 1902 hat der 
Jächfiiche Finanzminiſter erklärt, man jolle gar nichts mehr vom Reid) erwarten. 

Tatſächlich hält auch das Verlangen nad) Reichszuſchüſſen der Kritik nicht 
iftand. Denn e8 kommt im Grunde auf nichts anderes heraus, als auf eine 
Begünftigung der direkten durch die indirekten Steuern. Um leberweijungen 
vorzunehmen, müßte das Reich neue Steuern erheben oder alte erhöhen, und 
dazu ftehen ihm zwar nicht verfaffungsrechtlich, aber tatſächlich nur die indirekten 
zu Gebote; erhält der Einzelftaat feine Ueberweilung, jo ift er auf die direkten 
Steuern angewiejen. Nun foll hier gewiß nicht der Streit audgefochten werden, 
ob direkte oder indirefte Steuern an ſich den Vorzug verdienen; der Staat 
braucht fie beide. Aber dab durch indirefte Steuern die minderbemittelten 
Klaffen Ichärjer betroffen werden, als durch direkte, ift unftreitig. Und eine 
Reform, die grundſätzlich die direkten Steuern durch indirekte entlaften wollte, 
wäre unmöglich gegenüber der modernen Sozialpolitif, wie fie auch ihren Aus: 
drud gefunden hat im Tlottengefeg vom 14. Juni 1900. ($ 6: ... . nit 
durh Erhöhung oder Vermehrung der indirekten, den Maſſenverbrauch be— 
(aftenden Reichsabgaben aufgebracht werden.) 

Bei hijtoriicher Betrachung findet man außerdem, daß die Ueberweiſungen 
den Einzeljtaaten nicht gerade zum Segen auögeichlagen find; mwenigftens ift dies 
bezüglid; der lex Huene die Meinung vieler preußiicher Finanzpolitiker. 

Es wird daher jhon ald ein ausreichender Erfolg anzujehen jein, wenn 
die Reichsfinanzreform bewirkt, daß die Einzelftaaten dem Reid) niemals etwas 
zu zahlen haben; daß fie etwas von ihm befommen, ift ausfichtslos.') — 

Endlid) könnte die Reichäfinangreform noch anjtreben, die im jegigen 
Steuerfyitem des Reich vorhandenen Ungerechtigkeiten auszugleichen, etwa in 
der Richtung, daß die Befteuerung mehr von den Nahrungs: auf die Genuß: 
mittel hinüber gelegt würde, oder auch in der Richtung einer Entlaftung der 
unteren Klaſſen von der Einkommenfteuerr. Mit der eigentlichen Reichsfinanz- 
reform können dieje Beitrebungen verbunden werden, brauchen e8 aber nicht. — 
Im folgenden wird auf diefe weitere Reform bei den einzelnen Punkten Bezug 
genommen werden. 


B. Wirtſchaftliche Abhilfe. 
Ss 4. Direkte Steuern. 
Zur Erreichung bes erſten Zieles, Vermehrung der eigenen Reichseinnahmen, 
find verichiedene Wege vorgeichlagen worden. 
Von linksliberaler und jozialdemokratiiher Seite aus wird zunädft eine 
Reihseintommenfteu er verlangt. 


1) Dagegen will 5. B. Köppe a. a, O. S. 112 ff. noch etwa 40 Millionen ME, 
jährliche Ueberweilungen herausbringen, 
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Eine Uebernahme der Eintommenjteuer mit denjelben Säßen, wie fie in 
den größeren Bunbesftaaten beftehen, auf das Reich wäre nur eine zweckloſe Ber: 
Ihiebung. Können nun aber die Einfommenfteuerjäße ohne Schaden nod er: 
böht werden? Darauf ift ganz furz hier einzugehen. 

Durd die Zufammenftellung Zahns’) ift e8 uns neuerdings ermöglicht, zu 
jehen, bis zu welchem Grade die Steuern in den Einzelftaaten angeftrengt find. 
1899 erhoben die Einzelftaaten zulammen an Einfommenfteuern 270 Millionen 
Mk., gleih 4,79 Mi. pro Kopf, glei 47,05 °/o des Gejamtfteuertrages. 
Dazu kommen aber noch ganz die Ergänzungsfteuern in Preußen, Heſſen und 
Braunihweig mit 35,3 Millionen Mk., die Kapitalrentenfteuer in den füb 
deutichen Staaten, Medlenburg- Schwerin, Braunſchweig und Anhalt mit 
14,1 Millionen ME., die |peziellen Einfommenfteuern in Bayern, Württemberg, 
Medlenburg und Bremen mit 6,8 Millionen ME., ferner ein Teil der übrigen 
ſüddeutſchen Ertragsfteuern (zuſammen 37,3 Millionen ME.) Alfo alles in allem 
etwa 340 Millionen ME. In den weitaus meiften Staaten macht die Ein: 
fommenfteuer zwei Drittel des Gejamtfteuerertrages aus; fie erbringt jamt den, 
ihr in der Sache identischen, Steuern weit mehr ala alle übrigen zujammen. 
hr Nettoertrag nähert fi) dem Nettoertrag aus den Erwerbseinkünften der 
Einzelftaaten mit 432 Millionen DE. (Die Eifenbahnen erbringen 597,1 Mil: 
lionen ME., die übrigen 174,9 Millionen ME. rein; davon gehen aber ab 
mindeſtens drei Viertel der für die Staatsfhuld erforderlihen VBerzinjung mit 
450,7 Millionen Mt. 597,1+174,9 — ca. 340 = 432.) Davon entfällt jaft 
die Hälfte allein auf die preußiichen Eifenbahnen. (1441 — 976,6 — ca. 260 = 
205 Millionen ME.) Und das Rechnungsjahr Zahns war für die Eifenbahnen 
ein beſonders günftiges. Aus diefen Zahlen erfieft man einmal, welch über: 
wiegende Rolle heute die Einkommenfteuern im Haushalte der Einzelftaaten 
ipielen, und außerdem auch die jtarke Anjpannung der Steuer, wenn es aud 
einen fiheren Maßſtab für die Grenze dabei nicht gibt. 

Dazu fommt, daß die weitaus meilten Gemeinden jehr erhebliche Zu: 
Ihläge erheben; nun könnten fie allerdings durch Erhebung einer Konjunktur: 
gewinn: und Bauplaßfteuer, jowie durch Bemejjung der Grunditeuer nad dem 
gemeinen Wert ſich andere Einnahmequellen veridhaffen. Aber die Gemeinden 
hierauf zu verweilen und ihnen dafür die Einfommenjteuer zu nehmen, ift mitt 
angängig; denn man darf fie nicht außer ftand ſetzen, ihre ftändig wachſenden 
Aufgaben auf jozialpolitiihem und hygieniſchem Gebiete zu erfüllen, um io 
weniger, als vielen Gemeinden mit dem Inkrafttreten des neuen Zolltarifgeiege: 
($ 13) aus jehr gewichtigen fozialpolitifchen Gründen die Einnahmen aus Schladt: 
und Mehlſteuer möglicherweile mweggenommen werden. Es würden davon 
ſächſiſche, ſüddeutſche und einige preußiſche Städte berührt. 

So richtig alfo der Gedanke vom modern jozialpolitiihen Standpunkt au: 
ift, die Einfommenfteuern gegenüber den auch die ärmeren Klaſſen treffenden 
Aufwandsfteuern auszubilden, jo it er doch für die Aufbefjerung der Reihe 
finanzen nicht verwertbar. 

Wagner, Schanz, Preuß u. a. m. heben die großen Vorteile einer reich‘ 
geieglichen Regelung der einzelftaatlichen Einfommensteuern hervor. In ummittel: 
barem Zujammenhang mit der Reichöfingnzreform fteht das Problem nur für 
diejenigen, die wie Preuß die Verftärfung der Reichseinnahmen durch Zujchläge 
zu den Steuern der Einzelſtaaten gewinnen wollen.?) 


— AaA. O. S. 9 fi. 
SEID N. 
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Viel eher zu berüdfichtigen wäre der nationaljoziale Lieblingsgedanke einer 
Reichserbſchaftsſteuer um bdeswillen, weil dieſe Quelle von den Einzel- 
ftaaten viel zaghafter ausgeihöpft worden ift. Die Zahnſche Zulammenftellung 
ergibt darüber '): Aus den Erbſchafts- und Schenkungsfteuern erzielen die Einzel- 
ftaaten zufammen nur 22 Millionen ME., und zwar Preußen 9,6 Millionen, 
Bayern 2,3, Sadjen 1,2, Eljaß-Lothr. 3, Hamburg 1,9, Württemberg und 
Baden je 0,9, Heften 0,6. Nur in den SHanjaftädten und Eljaß-Lothringen 
geht der Betrag über '/s Mark auf den Kopf der Bevölkerung hinaus. Die 
Erbichaftäfteuer bringt mehr ala 6° des Gejamtertrage nur ein in Eljaß- 
Lothringen (10,4 °/o), Lübeck (6,8) und Braunfchweig (6.6), in Preußen dagegen 
nur 3,78, in allen Bunbdesftaaten zujammen 3,38 °/o. 

Sicher ift, dab die Erbichaftäfteuer eines weiteren Ausbaues und Ertrages 
jehr wohl fähig wäre, aber doch nur bis zu einer gewiſſen Grenze, da ſich die 
Erbjälle von Aſ- zu Deizendenten und zwiſchen Ehegatten kaum nennenswert 
werben bejteuern laſſen. Man braucht zu dem Zwecke gar nicht pathetiich zu 
werden, wie Köppe,?) der in dem Wiberwillen gegen eine Erbichaftäfteuer naher 
Grade einen „gegenüber dem Materialismus der gegenwärtigen Beitjtrömung be: 
fonders zu beachtenden Idealismus des Volkes“ erkennt. Aber in der überaus 
größten Zahl diejer Erbfälfe wird der Erbe feinen außergewöhnlichen Vermögens: 
zuwachs erfahren, worauf der Gedanke der Erbichaftäfteuer doch beruht, vielmehr 
höchſtens das an Einkommen haben, was er vorher ſchon hatte?) Unter den 
übrigen Erbfällen zwijchen weiter verwandten Graden wird nocd eine große An— 
zahl auszuſcheiden haben, wo der Erblafjer bereits zu Lebzeiten die Erben unter: 
ftüßt hatte; und allgemein wird man wohl aud die gemeinnüßgigen Stiftungen 
im meiteren Umfange unbefteuert laffen müfjen. 

Was dann nod übrig bleibt, ift allerdings mit gutem Recht zu ftärferer 
Befteuerung heranzuziehen, wie denn auch in England die fomplizierte Erbichafts- 
fteuer wejentlich größere Erträge, fat 300 Millionen Mk., ergibt als bei uns. 
Allerdings hat England Feine Vermögenäfteuer. 

an wird nun aber große Bedenken haben müſſen, dieſe Steuerquellen 
ben Einzelftaaten zu entziehen, da ihre Ausgaben im ganzen noch ungleich mehr 
geftiegen find, als die des Reichs; und die Aufgaben, die der Einzelftaaten harten, 
(val. dazu Schäffle, Steuern, bejonderer Teil, Leipzig 1897, ©. 517) find 
jehr groß. So wenig einerſeits die Einzelftaaten verlangen dürfen, regelmäßig 
durch Weberweifungen an den Einnahmen bes Reichs teilzunehmen, jo wenig 
werben anbdererjeit3 ihnen teilmeile jchon beitehende Direkte Steuereinnahmen 
mweggenommen werben fönnen.‘) 

Auch bier wird eine reichögeleglihe Regelung mit gutem Grunde zu 
befürworten fein. — 

Ebenjomwenig jtellt die vom Neichätag zweimal abgelehnte Wehrjteuer 
ein Hiliämittel dar. Ihre meiften Anhänger empfehlen fie hauptſächlich aus 
Gründen der Gerechtigkeit zum Ausgleich von Schädigungen, und wollen fie da— 


A. a. O. S. 260 ff. 

) A. a. O. S. 78. 

9) Die Frage iſt in der Literatur jehr beſtritten. Dafür u. a, Wagner a. a. ©, S. 604ff. 
bei Beiprehung der Hamburger Erbichnftäjteuer; aber auch dort beiteht, wie er andeutet, 
feine Bermögengiteuer, 

4) Ebenſo v. Mayr a. a, O. ©, 17, 18, Wagner a, a, O. ©. 811 findet direkte 
Reichäiteuern an ſich unbedenflicd, ohne fie zu befürworten, 


bj 
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her manchmal aud) den angeblich Geihädigten zugute fommen laſſen. Schon 
die Verteilung der Erträge wäre unmöglid. Ye mohlhabender der Dienende ift, 
befto mehr wird er meift aeichädigt, deſto mehr müßte er entichädigt werden! 
Ganz abgejehen davon, daß eine allgemeine Schädigung gar nicht behauptet werben 
fann.') Gerechtigkeitöfteuern find jchon an ſich bebenflih. (cf. Warenhausfteuer, 
Konfumvereinsfteuer!). Bor allem aber wirb die Wehrfteuer wirklihe Einnahmen 
nicht bringen, denn fie trifft nicht die Leiftungsfähigen. Die ungeheure Mehr: 
zahl der Nicht-Wehrpflichtigen kann fie nicht bezahlen, weil ihr Einfommen das 
Eriftenzminimum nicht überjchreitet, und von den anderen ſcheiden wieder jehr 
viele wegen förperlicher und geijtiger Gebredhen aus. Die Refultate anderer 
Länder find denn aud) kläglich; jo erbringt der fompfizierte Apparat der franzöftichen 
MWehrfteuer 2,3 Millionen Francs?). 

Somit ergibt fih, daß aus den direkten Steuern eine Verbeflerung ber 
Reichsfinanzen nicht gewonnen werden kann. 


85. Indirekte Steuern. 


Auf dem weiten Gebiete der jog. indirekten Steuern findet man feinen 
fteuerbaren Gegenftand ohne Abgabe mehr. Die Reichweinfteuer ift aus techniichen 
Gründen undurchführbar.“) Nach angeftrengtem Suchen vermißte 1893 v. Mayr‘) 
nur noch eine Steuer auf den Verkehr mit ausländiichen Werten, einen Lotterie 
ftempel und eine Befteuerung des Kunſt- und teueren Flaſchenweins. Aber aud 
dieje Löcher im beutichen Steuerjyftem find durch die Gejege vom 27. IV. 1894, 
vom 14. IV. 1900 (jog. Börjengejeg) und vom 31. Januar 1901 reichlich aus- 
gefüllt worden. Dagegen haben einzelne der Steuern, wie die jog. Börjenfteuer, 
nad) Anficht der meiften Sachverftändigen bereits das richtige Maß überichritten?) 
und, ftatt zu einer Erhöhung, zu einem Rüdgang der Erträgniffe geführt. Auch 
dieje war eben nicht nur Fyinanziteuer. — Die eigentlichen Aufwandsſteuern find 3. T. 
ihon „abgegraft“, 3. T. laffen fich die Lüden nur durch Gemeindeiteuern ausfüllen. °) 

Verbrauchsſteuern und Zölle find daher die einzig möglichen Hilfsquellen. 

Mean meint vielfach, die Reichsfinanzreform bis zur definitiven Geftaltung 
der Handelspolitik zurüditellen zu jollen, weil man von der neueiten Zollgejeg- 
gebung ein Wachſen der Einnahmen erwartet. M. E. mit Unredt.‘) Denn einen 
wirklichen Mehrertrag werden nur die Getreides, Vieh: und Fleiſchzölle abwerfen 
und biejer ift bereit3 zum weitaus größten Zeile durch $ 15 des Zolltarifgeſetzes 
für die Witwen: und Waijenverficherung feftgelegt worden, wenn auch erit von 
1910 ab.) Die Induftriezölle werden in der Höhe, in ber fie im Tarif jtehen, 
niemals wirklich erhoben werben; fie follen nur als Kompenjationsobjefte für 
ben Abſchluß günftiger Hanbelöverträge zwecks Durchſetzung der Bollerhöhungen 


') Wagner a.a. O. ©. 852 meint, daß fi die prinzipiellen und praftiihen Gründe 
für und wider die Wehrfteuer ziemlich auftwögen, betont aber auch neuerbing® wieder 
ſcharf die Produktivität der allgem. Wehrpflicht. 

9) Der deutiche Beiegentwurf von 1881 wollte durch jehr hohe Säge 19— WO Millionen 
Mt. Erträge erreichen. Ar: Fin. Wifl., 6. Aufl., S. 873 fi. 

8) ass a. a. O. ©. 121 bedauert e8 aus jteuerpolitiihen Gründen. 

A. a. O. S. 18 5,65 17T fi 

9) So auch der Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes 1902. 

9) Dahin gehören die mitunter vorgeſchlagenen Luxusſteuern. 

’) Ebenſo Köppe a. a. ©. ©. 130. U. M. v. Zedlitz a. a O. ©. 9. 

*) Genaner der Mehrertrag aus den Zöllen auf Roggen, Weizen, Mehl, Rind» 
vieh, Schweine, Fleiſch und Schweineiped, 
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auf Getreide und Vieh dienen. In den endlichen Handelsverträgen wird faum 
einer höher normiert jein als jeßt, gejchtweige denn einen höheren Ertrag ab— 
werfen. Zu den Schußzöllen, die weder für jozialpolitijche Zwecke feitgelegt, noch 
aud in Handelsverträgen herabgelegt werden jollen, gehören die auf Holz mit 
18 Millionen ME. Erträgnis), Wein mit 16, Schmalz mit 11, Heringe 3,3, 
Eier 2,7, Butter 2,4, Obft 3 Millionen ME. Bon diejen werben aber mehrere 
wirflih als Schubzölle wirken und die Einfuhr verringern, damit aud ben 
Zollertrag ; einige werden gar nicht erhöht. 

Wirklich ergiebig find — außer den Getreidezöllen — nur die eigentlichen 
Finanzzölle, in erfter Linie die auf Kaffee (64 Millionen ME.) und Petroleum 
(68 Millionen ME.), daneben noch die auf Südfrüchte, Kakao, Reis, Oelfrüchte, 
Gewürze, und dieſe find faft alfe nicht erhöht worden. Sie bürfen e8 aber 
auch nicht,?) denn fie treffen großenteil und gerade die ergiebigften, unentbehrliche 
Unterhaltsmittel der minderbemittelten Klaffen, die ohnehin bon durch die Ge- 
treidezollerhöhung jehr jchwer betroffen werben. Aendert man die Finanzzölle 
überhaupt, jo fann man fie nur herabmindern, 

Bon der Zollreform ift aljo eine wirkfiche Aufbeſſerung der Reichöfinanzen 
nit zu erwarten: die fyinanzzölle find nicht erhöht, der Ertrag der Getreide: 
zölle ift anderweit feftgelegt, die übrigen Schußzölle werden in Wirklichkeit nicht 
erhöht, oder wenn, erbringen fie feine Mehrerträge. — Geht es politiich nicht 
anders, jo fann man natürlich die nächften Jahre mit Anleihen wirtichaften 
unb die vorübergehend frei liegenden Mehrerträge aus den Getreidezöllen ver— 
werten. Die Bedenken gegen ein Sinausziehen der Reform mit jolden 
Mitteln liegen auf der Hand. — 

Auf dem Gebiet der eigentlichen Verbrauchsſteuern it num zunächſt aus— 
zuicheiden die Möglichkeit einer Erhöhung der Zuderfteuer (14 ME. pro 
Doppelzentner), einmal, weil der Zuder, nicht mehr wie früher als Genußmittel, 
jonbern ala ein jehr wertvolles Nahrungsmittel anzufehen ift, und dann, weil 
nad Abihaffung der unfeligen Erportprämien der Zuderinduftrie die Möglich- 
feit, den Inlandskonſum zu erhöhen, nicht burd eine Steuererhöhung erjchwert 
werden darf. Ebenjo die Salziteuer, die ſich ald umgekehrt progrefiive Steuer 
niemals vom jozialpolitiihen Standpunkt, jondern nur aus ihrer Ergiebigkeit 
rechtfertigen läßt.ꝰ) 

Das geeignetite Steuerobjett ift unzweifelhaft der Branntmwein, deſſen 
Konjum in feiner Weile des Schutes bedarf; er ift daher aud mit 125 Milfi- 
onen ME. Bruttvertrag im Durchſchnitt der Jahre 1898—1901 erheblich be- 
fteuert. Nachdem joeben ein neues Geſetz erlaflen ift, wird ſich eine meitere 
Stenererhöhung aus wirtichaftspolitiihen Gründen zunächſt nicht durchſetzen Laffen. 
Natürlich ift aber eine Steigerung der Verbrauchsabgabe meiter feſt im Auge 
zu behalten.*) 

Es bleiben daher zur MWiederheritellung der Reichäfinanzen nur übrig die 
berühmten Steuern auf Bier und Tabak, jo unbeliebt deren Erhöhung im all: 
gemeinen aud) ift. 





11 Im Durchſchnitt der Jahre 1898— 1901. 

?; Ebenio v. Mayr a. a. D. ©. 59, 

®» Ebenjo fajt die geiamte Literatur. 

*) Wagner a. a. O. ©. 717 hält dieielbe auch bei Berüdjihtigung landwirtichaft- 
licher Intereſſen für möglich. 
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S6. Insbeſondere Tabak: und Bierfteuer. 


Die Tabakfteuer, beruhend auf dem Gejeß vom 16. Yuli 1879, Hat ent: 
Iprehend dem Wachstum der Bevölkerung wachſende Erträge gebradt. m 
Durdichnitt der Jahre 1898—1901 ergab fie 13 Millionen ME, der Zoll 
53 Millionen Mk., zujammen 67 Millionen ME, unter Abzug der Rüd: 
vergütungen 66,5 Millionen ME. 

Diefe Summen find äußerit gering im Vergleich zu den Abgaben, bie 
andere Kulturvölker vom Tabak erheben. Frankreich erzielt aus feinem Monopol 
315 Millionen ME., Jtalien 160 Millionen ME, Rußland gewinnt etwa 80, 
England 225, die Vereinigten Staaten von Amerifa ca. 295 Millionen ME. 
Auch in Spanien, Defterreih, Rumänien, Ungarn, Serbien, Norwegen ift der 
Nettofteuerertrag pro Kopf der Bevölkerung höher.) Die zahlreichen Gründe für 
eine hohe Befteuerung des Tabaks find jo oft erörtert, daß ihre Wiederholung 
nur eine Raumvergeudung bedeutete. Faſt amtliche finanzwiſſenſchaftliche Schrift: 
fteller jprechen fich dafür aus; ich nenne u. a. Adolf Wagner ?), (er meint, da 
Tabak: und Bierfteuer „eine weitere, fie ftärfer ergiebig machende Entwicklung nicht 
nur erlauben, jondern förmlich fordern”) v. Mayr’), Echäfflet), Köppe?), Conrad”). 
Ebenſo find die gegneriichen Gründe allgemein bekannt. Die Schwierigkeiten 
bei allen diejen Steuern liegen, wie Wagner jagt, „in der Verquickung fiskaliicher 
und vollswirtichaftlicher Interefien“. Auch auf die zwedmäßigfte Art der Be 
fteuerung kann hier nicht eingegangen werden;) hier jei nur einmal kurz aus 
geführt, wie fih die Reichsfinanzen geftaltet hätten, wenn die Tabafbefteuerung 
nad) den verjchiedenen Vorjchlägen der Regierung in den Jahren 1879, 1882, 
1893, 1895 durchgeführt wäre. 


Bekanntlich wurde 1879 eine Rohmaterialfteuer nad) dem Gewicht vor 
geichlagen und zwar 120 ME. Eingangszoll und 80 ME. Inlandftener auf 
100 Kilogramm; dazu eine Lizenz und eine Nadjiteuer. Der Reichstag ftrich, den Be 
Ihlüffen jeiner Kommiſſion folgend, die beiden letzteren und ſetzte die Rohmaterial: 
fteuer auf 45 ME., den Zoll auf 80 ME. feft. In diejer Form ift das Geiek 
troß aller Reformvorſchläge unverändert geblieben. 


Die Begründung des Regierungsentwurfs 1879 ftellte folgende Beredynung 
auf:?) Der Konſum ausländiihen Tabaks würbe fich infolge der Befteuerung 
um etwa 25 °/o vermindern, von etwa 47 800 Tonnen (aus Zentnern umgerechnet) 
in Zukunft zurüdgehen auf 35800 Tonnen. Dieje würben bei 120 ME. Zoll 
pro 100 Kilogramm 45° Millionen DE. ergeben. Nehme man weiter an, 
daß die im Inland mit Tabak bebaute Fläche von 18000 auf 15000 Hektar 
zurüdginge und letztere durchichnittlich einen Ertrag von 14 500 Tonnen brädhte, 
jo würde die Inlandfteuer bei einem Sa von 80 Mi. pro 100 Kilogramm 
11,6 Millionen ME. ergeben. Dazu kämen noch etwa 3 Millionen ME. Lizenz 


hp. Mayr, HWB. der Staatswiſſ. Bd. VII, S. 1 ff. Berehnungsjahr meiſt 189. 

MM. a. O. ©. 672; vgl. dort auch S. 811 der Literatur. 

’) Zur Reichsfinanzreform ©. 22 fi. 

+, Die Steuern Bejond. Teil. Leipzig 1897, S.311, („Finanzpolitiiches Unding“). 

9.0.0.6. 98. 

9) Conrad, Finanzwifjenichaft, 1900, S. 9. 

) Ad. Wagner hat jowohl gegen die jegt bejtehende Rohfabrikat-, al$ auch gegen 
eine Fabrifatfteuer unter Berüdfihtigung des Wertes Bedenken; am wenigften noch gegen 
dad Monopol. 

) Drudiachen des deutihen Reichstags 1879, Bd. V, Nr. 136, 





8 6. Insbejondere Tabak: und Bierfteuer. 891 


gebühren. — Die Berechnung an ſich wurde von der Reichtagsfommisfion nicht 
beanſtandet.) 

Die Folge zeigte, daß die Schätzungen der Regierung vorſichtig waren. 
Bon 1884 an war bie Einfuhr weſentlich höher ala angenommen; im all: 
mählichen Wachstum ftieg fie bi8 auf 61000 Tonnen; demgemäß die Erträge 
des Zoll von 29 Millionen DE. im Durdichnitt der Jahre 1881—1885 auf 
54 Millionen ME. 1900. Hätte der Zoll ftatt 80 ME. 120 Mk., alfo um bie 
Hälfte mehr betragen, jo würden nad der Regierungsihäßung, die fi im 
übrigen als richtig erwiejen hat, die Zollerträge für 1901: 81 Millionen DEE, 
ergeben ; für die ganze Epoche 1881 — 1901 aber hätten fi) 1285 Millionen ME. 
ergeben ſtatt 857 Millionen Mk., aljo mehr 428 Millionen ME. Eine ähnliche 
Berechnung für die Inlanditeuer aufzumachen, ift bei dem Schwanken ber Er- 
aeugung unmöglich, fie wirft aud kaum ein (Fünftel des Gejamtertrages ab. 

ühnere Wege betrat der Monopolentwurf von 1882. Die Begründung?) 

ichäßte den deutichen Jahresverbraud; auf mindeitens 75000 Tonnen. Zur Ein: 
führung des Monopol3 jeien an Anlage: und Betriebsfapital jamt Reſerven 
220 Millionen ME, nötig. Deren Zinfen jamt allen Ausgaben erforderten 
173 Millionen ME., ferner die zu zahlende Entihädigung (257 Millionen ME.) 
an Zinjen und Amortijation 10,9 Millionen ME. Tolgender Voranſchlag wurde 
aufgemadt :°) 

Einnahmen -. - : 2 2 2 2 4388570 324 ME. 

davon ab Berichleißgebüht . . » » » . — 40799 882 Mt. 


I. Roh:Einnahmen . » >» 2 20202020. 347 770442 ME. 
1. Ausgaben . » » 2 2 200202000. — 173 174 775 ME. 
II. Entſchädigungs-Zinſen inkl. Amortijation. — 10 922 500 ME. 
Reinertrag . » » . .» eo . 163 673 167 Mt. 


Die Reichstagskommiſſion“) hielt den berechneten Reingewinn für gewagt; 
fie jelbjt ftellte eine andere Schägung nicht auf. Wagner”) meint, da die Erträge 
nad) kurzer Zeit wahrſcheinlich noch viel höhere geweien wären. Aber jelbit wenn 
der Reinertrag nur die angegebene Summe erreicht hätte, jo mwürbe fich bie 
Tinanzlage des Reichs bei Annahme des Monopol doch völlig anders geftaltet 
haben. Das Reich hätte 1881—-1901 nicht 1129 Millionen ME. aus dem 
Tabak vereinnahnt, jondern 3400 Millionen ME., oder 2200 Millionen ME. 
mehr, ganz ungerechnet aljo die Zunahme des Verbrauchs durch Anwachſen 
der Bevölferung. 

Biel beſcheidenere Anſprüche erhoben die Gejegentwürfe von 1893 und 
1895: ber erjtere jah einen Bruttoertrag von 104,2 Millionen Mk., Netto 
99,2 Millionen ME. vor, der letztere eine Nettoeinnahme von 86,8 Millionen ME. 
Wenn aud nicht in jo hohem Make, wie das Monopol, würden doch auch 
dieje Projekte das Bild unjeres Reichshaushalts weſentlich verändern. 

Welhem diefer Steuerprojefte man jet den Vorzug geben will, mag hier 
unerörtert bleiben, ficher ift aber joviel, daß der Tabak bisher einer abnorm 
geringen Befteuerung unterworfen war und eine höhere jehr wohl vertragen kann. — 


) Bgl. Drudjahen des deutichen Reichstags 1879, Bd. V, Nr. 345 (S. 1806). 
2) Bgl. ebenda 1882, V. Anl, Bd. Nr. 7 (S. 72 ff). 

2) Bol. ebenda Beilage H ©. %. 

) Ebenda 1882, Drudiadyen Nr. 35. 

) A. a. O S. 6% ff. 
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Dies gilt aber erft reht vom Bier. Wie Tabak ift e8 überwiegend ein 
Genuß:, nicht ein Nahrungsmittel. Aber es ift jogar nod geeigneter zur Be— 
iteuerung. Bei allen Verbrauchsſteuern muß man befürchten, daß ihre Erhöhung 
den Konjum zurüddrängt; dann verliert die Steuer ihren Zweck. Bei Bier 
aber bedeutete dieſer Verbraudjsrüdgang einen volfswirtichaftlichen Fortſchritt, 
der fich fogar nad) feiner finanziellen Seite hin ziffernmäßig ausdrüden läßt.') 

Deutihland hat von diefer Steuer aber nur einen ganz geringen Gebraud) 
gemacht, wenigitend Norbdeutichland, beionderd wenn man damit die Brau— 
iteuererträge Englands und ber Vereinigten Staaten vergleiht. In England 
erbringt die Braufteuer ſamt Brauereilizenz etwa 250 Millionen Mk., in Nord: 
amerifa bis 1898 etwa 130 Millionen ME. ohne Zoll; jeitdem ift fie noch er- 
höht worden. 

In der norddeutihen Braufteuergemeinihaft ift noch immer das Geſetz 
vom 31. Mai 1872, nur unweſentlich modifiziert, in Geltung: alle Verſuche, 
die Steuer zu verjtärfen, beſonders 1879, find geicheitert; nur der Bierzoll 
wurde 1900 von 4 auf 6 ME. pro Doppelzentner erhöht. Die Bierfteuer er: 
gibt einſchließlich Zoll den lächerlich Kleinen Betrag von 40 Millionen ME. oder 
0,91 ME. auf den Kopf der Bevölkerung. 

Es ſprechen ſich denn aud) hier daft alle finanzwiſſenſchaftlichen Schrift: 
fteller grundjäglid für eine Erhöhung der Bierfteuer aus, jo Wagner?) (er 
plädiert lebhaft für Erhöhung der „faſt komiſch geringfügigen“ Steuer auf den 
bayerijhen Satz), ferner v. Mayr’), Conrad‘), prinzipiell auch Köppe‘) u. a. m. 

Im übrigen find aud hier die Argumente für und wider erichöpfend be- 
handelt. Feſtgeſtellt joll nur werden, welches Ergebnis die von der Regierung 
vorgeichlagene Verdoppelung der Steuer — von 4 auf 8 ME. pro 100 Kilo: 
gramm verwandten Getreides, unter entiprechender Erhöhung der Ausfuhrver: 
gütung und Anpaffung des Steueriyftems an das ſüddeutſche — gehabt hätte. 
Bekanntlich lehnte ber Reichdtag, den Beichlüffen feiner Kommiffion folgend, die 
Braufteuererhöhung ab. 

Die Regierung führte in der Begründung des Entmwurtes aus,°) daß die 
Steuererhöhung den Verbrauch nicht weſentlich beeinfluffen würde. Dies zeige 
dad Beilpiel von England und Bayern, wo da8 Bier 4 bzw. 2 mal jo hoch 
befteuert würbe. Die Mehrbelaftung würbe nur 0,63 Pig. für den Liter ober: 
gärigen und 0,95 Pfg. für den untergärigen Bieres, aljo noch nicht 1 Pig. 
auf den Liter betragen, und wahrjcheinlic; von den Brauereien durch vermehrte 
Sorgfalt, Erjparungen und Perbefferungen im Betriebe ausgeglichen werden. 
Selbft wenn dieje aber die Steuer auf die Konfumenten abwälzten, würde dies 
nod nicht zur Beichränfung des Verbrauchs führen, da die Preiserhöhung viel 
zu gering jei. Endlich habe man in der Pfalz ein Beilpiel dafür, daß die 
nr a der Bier-Produftion und Konſumtion feinen Nachteil ge: 
bracht abe 


5 Aſchaffenburg, Das Verbrechen und ſeine Bekämpfung, Heidelberg 1902, S. 180 
ſchätzt den durch gefährliche Körperverletzungen jährlich verurſachten Verlun an unmittel- 
barer Arbeitsleiftung auf 1834 Jahre und heit ihn mit Recht großenteild den Wirkungen 
des Alkohols zur Laſt. = bez. anderer Berechnungen Urt. Truntiuht in HWB der 
Staatsiwiftenfdaften, Bb. VII, ©. 204 (Bode). 

2) 


U. a. ©. 692; vgl. dort aud) die Literatur. 
Aa. 0.6.30 fi. 
9 A. a. O. S. 7. 
A. a. O. S. 83. 


° Druckſachen des deutihen Reichſstags 1879, Bd. V, ©. 135. 
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Diefe Beweisführung der Regierung wird man als ftihhaltig anerkennen 
müffen. Es wird dagegen vorgebradht, daß jelbit eine Keine Mehrbefteuerung 
die Mlinderbemittelten belafte und daß die Hleineren Brauereien die Steuer nicht 
würden ausgleihen oder abwälzen können. Daß der Konjum erheblich bei 
einer jo geringen Steuererhöhung zurüdgehen würde, hat man kaum zu behaupten 

ewagt. Uebrigens hat auch der Bierzoll von 1900, ein neues Beiſpiel, feine 
bein hervorgerufen (1899—1902: 75,2 — 73,3 — 70,7 — 71,4 
Tauſend Tonnen). 

Auf die jozialpolitiichen Gründe wird jpäter nod) eingegangen; und bezüg: 
lich de8 andern Argumentes jei nur darauf hingewiefen, daß ſich der Konzen— 
trationsprozeß, bzw. der Rüdgang ber Heinen Betriebe im Brauereigewerbe 
auch ohne die Steuererhöhung vollzogen hat.) 

Kann man nun annehmen, daß der Verbrauch nicht zurüdgegangen wäre, 
jo würde das Ergebnis eine Verdoppelung ber Erträge aus der Bieriteuer ge— 
weſen jein. Das bedeutete für 1880 eine Steigerung des Ertrages von 18 auf 
36 Millionen ME. (dazu 1,5 Millionen ME. auf Elſaß-Lothringen,) für 1901 
aber bei dem ſtarken Anwachſen der Bevölkerung und der allmählichen Zunahme 
des Konſums einen Ertrag von 80,8 Millionen ME, durchſchnittlich für Die 
legten 5 Jahre von 76,5 Millionen ME. Für die ganze Epoche 1882—1901 
aber hätte da8 Reich aus der Bierfteuer ftatt 620 Millionen DE. 1240 Milli: 
onen ME. gezogen. Wie anders wäre dann heute unjer Reichafinanzmwejen ! 
Die Befteuerung nad dem 1879 vorgeichlagenen Satze würde jeßt aljo jährlich) 
einen Mehrertrag von 40 Millionen ME. erbringen. 

Der Grund, warum die 1379 ohne lange Erörterungen abgelehnte Bier: 
fteuer nicht wieder auf ber Bildfläche erjcheint, liegt aber wohl weniger in 
volfswirtichaftlihen, ala vielmehr in jtaatsrechtlichen Bedenken, den Rejervat: 
rechten der jüddeutichen Staaten. 

Bekanntlich ftehen die ſüddeutſchen Staaten außerhalb der Braufteuer: 
gemeinſchaft; fie erzielen, einmal wegen viel größeren Verbrauchs, ſodann auch 
auf Grund weſentlich höherer Steuerfäge viel bedeutendere Einnahmen aus der 
Beiteuerung bes Biered. Bayern hatte 1901 einen Verbrauch von 15 Millionen hi, 
faft ein Drittel von ganz Norddeutichland, auf den Kopf 245 I gegenüber 106 
im Braufteuergebiet, und einen Steuerertrag von 36 Millionen Mk.; Württem— 
berg mit 4 Dillionen hi — 184 1 pro Kopf — erzielt 8,7 Millionen Mk., 
Baden mit 3 Millionen hi — 158 1 pro Kopf — 7,7 Millionen ME. 

Sie laffen daher die Bierfteuer niemals im ganzen Umfange zur Reichs: 
fteuer werden, jondern bezahlen nur auf den Kopf ber Bevölkerung berechnete 
Yequivalente an das Reich, in denen aljo weder der höhere Konjum, noch der 
höhere Steuerfuß zum Ausdrud kommt. Diejes Reht ift von der Reichäver- 
faffung ausdrüdlicd anerfannt in Art. 31 und gegen Majorifierung durch 
Art. 78 geſchützt. 

Dan kann über die Berechtigung diefer Zurückhaltung denken, wie man 
will; man fönnte darauf hinweiſen, daß die jüddeutichen Staaten ihrerjeit3 aus 
der als Reichgeinnahme verwandten Branntweinfteuer Gewinn erzielen, da ihr 





ı Zwiſchen 1881 und 1900 ging die Zahl der gewerblichen Brauereien im Brau— 
fteuergebiet von 10068 auf 6283 zurüd. Bis 15 Mi. Braufteuer entrichteten 2083 bzw. 1007 
Brauereien, 15—60 Mt. 1085 bzw. 374, 60-300 Mt. 2609 bzw. 1170, 300-600 ME. 
1460 bzw. 828; dagegen 6000—15000 Mt. 376 bzw. 615 und über 15000 Mt. 
189 bzw. 495. 
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eigener Verbrauch minimal ift, oder darauf, daß die Küftenländer, die Hanſa— 
ftädte, Sachſen jehr viel jchwerer an den Zöllen auf Kolonialwaren tragen. 
Aber wie dem auch jei, — des Widerſtandes der ſuddeutſchen Staaten 
muß die Reform auf diefe Rechte Rückſicht nehmen. 

Daran braucht aber die Erhöhung der Bierfteuer nicht zu jcheitern.') 
Man kann die Braufteuer in Norddeutichland erhöhen und die Aequivalente 
entiprechend heraufjegen. Denn es bedeutet dies für die Einzelftaaten feine 
größere Belaftung, als die Schaffung anderer Einnahmequellen für das Reid. 
Erhöhen fie die Nequivalente nicht, jo müſſen ihre Angehörigen irgend melde 
andere Steuern an das Reid) zahlen, — erhöhen fie diejelben, jo vermindern 
fi ihre eigenen Einnahmen aus der Bieriteuer und müſſen durch neue Steuern 
ergänzt werden. In beiden Fällen muß die Steuer bezahlt werden, nur im 
einen Fall an das Reich, im andern an den Einzelftaat. Die Abneigung gegen 
die Erhöhung der Aequivalente wäre nur dann verftändlich, wenn fich die für 
das Reich erforderlihen Mehreinnahmen aus Quellen fpeifen ließen, die nidt, 
oder wie der Branntwein kaum, in Süddeutichland fließen. Aber ſolche gibt & 
nit. — Durd) die Erhöhung der Aequivalente würden natürlich die Rejervat: 
rechte jelbft nicht berührt. 

Da nun troßdem die Einzelftaaten Widerftand leiften, jo Hat Schanz 1895 
vorgeichlagen ,?) die Einnahmen aus Bier, ſoweit fie bis dahin beftanden, allen 
Einzelftaaten, auch denen der Braufteuergemeinichaft zu überweilen, und dafür 
die jüddeutihen Aequivalente fortfallen zu laſſen. Erft wenn dann die Bier: 
fteuer erhöht würde, jollte das Mehr gegenüber dem heutigen Stand an bie 
Reichskaſſe fallen und die Nequivalente im bisherigen Recynungsverhältnis wieder 
in Kraft treten. — Der Vorſchlag beruht, wie mir jcheint, auf der damals noch 
allgemein herrſchenden Borftellung, daß das Reich verpflichtet jei, aus jeinen 
Einnahmen die Einzelitaaten zu alimentieren. Briht man mit dem Shyſtem 
der Ueberweiſungen, weil e3 eine ungerechtfertigte Entlaftung der direkten durd 
die indireften Steuern enthält, jo wird aud der Schanzſche Weg ungangbar. 

Natürlich läßt fi in Erwägung ziehen, ob man die Bierfteuer en des 
verichieden hohen Bierverbrauchs nicht überhaupt ala Reichsſteuer ausſcheiden 
und den Einzeljtaaten als Landeöfteuer überlaffen joll; ihre Lüde könnte etwa 
durch eine ausſchließliche Reichserbichaftsfteuer ausgefüllt werden. Hält man 
aber an der Scheidung feit: für das Neid, die indirekten, für den Einzelftaat 
die direkten Steuern, jo bleibt nichts übrig, ala mit der Bierfteuer auch die 
Aequivalente zu erhöhen. 

Die Einwilligung der jüddeutihen Staaten müßte, wenn auf feine andere 
Meile möglich, durch eine indirekte Bevorzugung erreicht werden, wie fie Schanz’) 
vorſchlägt: Sie brauchen ein Mequivalent erft dann zu zahlen, wenn ber in die 
Reichskaſſe fließende Betrag der Bierfteuer einen beftimmten Sat pro Kopf der 
Bevölkerung überfteigt. 

An diefem Hindernis brauchte aljo die Erhöhung der Bierfteuer nicht zu 
iheitern, und ebenjowenig kann man dagegen die Sntereffen der Gemeinden ins 
Feld führen. Die Einnahmen der norddeutſchen Städte aus den DOftrois 
auf > Dier ſpielen in ihrem Haushalt feine erhebliche Rolle.) 1899/00 gewann 


) Köppe hält fie a. a. ©. ©. 84 nod nit für angreifbar. 
A. a. O. ©. er ff. 
n A. a. O. ©. »ff. 
9 Bal. die ae im Stat. Jahrbuch deuticher Städte Bd. X ©. 423, 425. 
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Berlin 769, Breslau 276, Köln 390, Dresden 416 taujend Mark. Auch ift 
der doppelte Sat der Bieriteuer feineswegs ſchon jo hoch, daß nicht nod ein 
mäßiger Zujchlag darüber hinaus erhoben werden könnte. Auf die von den 
Kommunen bisher fait ungenußt gelaffenen Einnahmequellen wurde ſchon ©. 886 
bingewiejen. — 

Die materielle Wiederherftellung des Reichsfinanzweſens wird aljo beruhen 
müſſen auf einer Erhöhung der Bier: oder Tabakſteuer oder beider, jobald an- 
gängig auch der Branntweinfteuer. 

Dies bedeutet eine Belaftung auch der minderbemittelten Klaffen. Aller: 
dings wirken Bier- und Tabakjteuer nicht umgekehrt progreifiv, wie der en 
zoll und die Salzfteuer. Denn aus ben aufgenommenen Einzelhaushalten ‘) 
gibt fi), daß der Alkoholkonſum wie der Tabakverbraud) mit wachjendem Ein. 
fommen nicht abnimmt, jondern meiftenteil® abjolut, der von Tabak vielleicht 
auch relativ, fteigt. Es werden aljo zwar die ärmeren Klaffen auch durch die 
Steuer belaftet, aber doc) in einer Weije, die ſich verhältnismäßig leicht tragen läßt. 

Zum Ausgleich dieſer Belaftung — und damit fommt man zu ben ©. 885 
bezeichneten Zielen einer weiteren Reform — könnte man daran denken, bie 
untere Grenze für die Steuerpflichtigkeit der Einfommen_ beraufzujegen, wie es 
Fuiſting“) — aud aus fteuertechniihen Gründen — vorichlägt und wie es in 
England längſt durchgeführt it. (Untere Steuergrenze: 3200 ME.) Dies könnte 
mit demjelben Rechte reichögejeglih für die einzelnen Staaten und event. aud) 
Kommunen angeordnet werden, wie die Aufhebung der Oftroiß duch $ 13 des 
Zollgeſetzes.) Natürlih müßte man Vorſorge treffen, daß dadurch politijche 
Rechte, insbejondere das Wahlrecht, nicht beeinträchtigt würden. 

Will man diejen radikalen Weg nicht beichreiten, jo wäre, jomweit finanziell 
möglid, eine Ermäßigung des Kaffee: und Petroleumzolls ins Auge zu faſſen, 
da bdiejer die Minderbemittelten ſchwer belaftet. Denn wenn Wagner aud) jonft 
mit jeinem günftigen Urteil über unjer Befteuerungsiyftem recht haben mag 
io liegt doc eine ftarfe Anomalie darin, daß die Genußmittel viel weniger be— 
fteuert find, als umentbehrliche Unterhaltsmittel wie Kaffee und Petroleum?). 
Wie der Ausgleih in praxi vorzunehmen wäre, darüber unten ©. 900 nad) 
Beſprechung der formellen Regelung. 


C. Rechtliche Abhilfe. 
5 7. Die Elaujula Frandenftein. 
In formeller rue. war das Ziel der Reform: Bejeitigung der 
Matrikularbeiträge und des ganzen Ueberweiſungsſyſtems auf Grund der Elaufula 
Srandenftein. Die Schwierigkeiten diefer Reform liegen nicht auf wirtichaftlichen, 


y Bol. Gruber, Haushalt der arbeitenden Slafien. Januar 1887. Engel, Die 
Lebenskoſten beigiicher Arbeiterfamilien. Dresden 1895. Haushaltungsrehnungen Nürn— 
berger Lohnarbeiter. 1901 

) Die Einfommensbejteuerung der Zukunft. Berlin 1903. Fuiſting jchlägt vor, 
die Einfommen unter 1500 ME ganz frei zu laſſen, die von 15003000 ME. geringer, 
als bisher zu beiteuern. 5.259 ff. Erſatz findet er in einer ichärferen Progreſſion des 
Steuerfußes in den höheren Stufen. 

® Auch verlangt Wagner a. a. O. ©. 800 ff. „eine Harmonie des beutichen Ge— 
jamtjteuerinitem& von Reid und Gliedjtaaten zulammen“. 

Ri Ö Eu et die Bedeutung derielben im Arbeiterhaushalt die Nürnberger Enquete. 
. 0. . 
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jondern auf politiihem Gebiete. Es wird gefürdhtet, daß durch Hinmwegräumen 
ber Klauſel audy in ihr eingejchlofjene Rechte tangiert würden. 

Bekanntlich ift der Streit um die Bedeutung der Elaufula Franckenſtein 
ein lebhafte. Fürſt Bismard hat fie immer für eine Fiktion erflärt, ebenjo 
Laband'); Kittel?) Spricht fogar von Phrafen u. a. m. Yu bedauern ift viel: 
leicht, vah die Urheber der Beitimmung, bejonders Windthorft, fie im Plenum 
be3 Reichstags nur ganz kurz und obenhin begründet haben,”) in der ficheren 
Erwartung ihrer Annahme. Sie ift daher 1879 zwar eingehend angegriffen, aber 
ſachlich faum verteidigt worden. 

Man verfolgte bei der Einfügung dieſer Beſtimmung in das Zollgejeß zwei 
verſchiedene Zwede, einmal die Wahrung parlamentarifher Rechte und 
lodann die Pflege fürderativer Intereſſen. 

Inwiefern fie zunächſt zu der leßteren Aufgabe an ſich befähigt war, mag 
dahingeitellt bleiben. Sie beruhte auf dem Gedanken, den Einzelftaaten aus 
dem Beltehen des Reichs finanzielle Vorteile zuzuführen. Die Abficht wurde 
aber zunichte, in dem Augenblid, in dem die Matrikularbeiträge größer wurden 
als die Heberweilungen. Da wir damit aber jet dauernd rechnen müſſen, io 
ift diefe Bedeutung der Clauſula Frandenftein illuſoriſch geworden. 

Aktuell geblieben it dagegen die Tyrage, ob die Claufula Frandenftein *) 
fonftitutionelle Garantien bietet, d. h. Rechte des Reichſstags wahre. Der ihr 
zu Grunde liegende Gedanfengang iſt etwa folgender: 


Bis 1879 hatte der Reihätag ein Einnahmebewilligungäredt 
gehabt, denn da die vorhandenen gejeßlich feititehenden Einnahmen niemals aus- 
reichten, um die Ausgaben zu deden, bedurfte es der jaktiihen Zuftimmung des 
Reichstags — außer zur Aufnahme von Anleihen — aud zur Erhebung von 
Mtatritularbeiträgen. Yet nahm man ald fiher an, daß die Einnahmen 
bauernd die Ausgaben überjteigen würden und jo der Reichstag — außer in 
den ungewöhnlichen Fällen der Anleihen — niemals in die Lage kommen 
würde, von jeinem bisher geübten Bewilligungsrecht Gebrauch zu maden. Um fi 
dieſe Möglichkeit zu erhalten, ftrich der Reichstag die eigenen Reichgeinnahmen durch 
Ueberweifung an bie Einzeljtaaten um jo viel, daß fie dauernd unzulänglich zur 
Ausgabendekung waren, ftellte aljo fünftlic ein chroniiches Defizit her und 
hatte auf dieſe Weile num auch weiterhin die Möglichkeit, über die Erhebung 
von Matrifularbeiträgen, aljo von Einnahmen, zu enticheiben. 

Hat fi) der Reichätag nun wirklich durch dieſe Beitimmung ein Recht 
geſchaffen bzw. konſerviert? Zunächft ift zweierlei zu betonen. 

1. In der Verfaſſung ift dem Reichstag fein Recht zur Einnahmebe- 

willigung zugeſprochen. 
2. Nach modernen Etatsgrundjägen ift ein jolches Recht formell finnlos. 

Saband?) bat überzeugend nachgewieſen, daß der Reichstag nicht die Er- 
hebung von Einnahmen verweigern darf, die einmal durch Gele beichlofien 
find. Das Gefek, das die Erhebung von Einnahmen ftändig anordnet, kann 


') — des — Reichs. 3. Aufl. Bd. I, ©. 938 ff. 
a ©. 2 
* ———— Berichte des Reichſstags 1879, Bd. II, ©. 2177 ff. Sitzung 
vom 9. Juli 1 
Eine Berka enthielt fie meines Erachtens nidt. So Bennigien, 
Laband, Preuß, Kittel, anders Hänel. Eine Erörterung der frage gehört nicht hierher. 
) A. a. 
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nur durch übereinjiimmenden Beſchluß von Bundesrat und Reichstag aufgehoben 
werden. Ebenjowenig kann der Reichstag einmal durch Geſetz dauernd be- 
ichlofjene Ausgaben einfeitig verweigern.‘) Das Recht des Reichstags befteht 
darin, daß er geſetzlich noch nicht feitgelegte Ausgaben nad) Belieben bewilligen 
oder nicht bewilligen kann. 

Dieſes Recht involviert jelbftverftändlih die Pflicht, Einnahmen zur 
Deckung der Ausgaben zu ſchaffen. Da wir nun den Grundjaß der Speziali- 
fierung der Boten — Appropriation — haben, d. h. da jede Ausgabe feft 
beitimmt ift und für den feitgejeßten Zweck von der Regierung weder mehr nod) 
weniger veraußgabt werden darf, jo umfaßt juriftiih das Redt zur 
Bewilligung der Ausgaben aud daß, die Einnahmen zu be— 
willigen. Lebteres hätte nur dann jelbftändigen Wert, wenn die Regierung 
mit den Einnahmen machen fünnte, was fie wollte. Dann wäre fie imftanbe, 
Ausgaben zu machen, Zwecke zu verfolgen, die ber Reichätag nicht gebilligt hat. 
Sie darf aber vereinnahmte Gelder nur zu den durch das Etatögejeg beftimmten 
Sweden verwenden, und wenn fie höhere Einnahmen hat, ala fie dafür braucht, 
fann fie damit nichts anfangen. Betrachtet man die Sade aljo vom rein 
juriftiihen Standpunkt, jo ift nicht einzufehen, warum der Reichdtag Wert 
darauf legte, ſich dur die Clauſula Frandenftein ein Einnahmebewilligungs: 
recht zu ſchaffen bzw. zu erhalten. 

Man muß ſich nun aber auf einen andern, auf den politiſchen Stanb- 
punft ftellen. Tatſächlich hat in der Gejchichte die Macht des Parlamentes 
immer auf dem Recht zur Einnahmebewilligung beruft. Das ift zwar geändert, 
aber nicht aufgehoben, ſeitdem wir den Srunbiat ber Spezialifierung der Voten 
haben. Hat die Regierung jo viel eigene Einnahmen, daß fie auch Mehraus- 
gaben deden kann, jo ift e& für den Reichstag politiich jehr jchwer, neue Aus: 
gaben zu verweigern. it Geld da, jo kann e8 auch auögegeben werden. Sit 
es dagegen nicht da, jo braucht die Regierung die Zuftimmung des Reichstags und 
biefer kann feine Macht gebrauchen. Der Zuftand, daß die Regierung immer 
meniger Geld hat, ala fie zur Ausgabendeckung haben muß, hat aljo zwar feine 
rechtlichen, aber politifche Folgen, und die Elaujula Franckenſtein ift daher feine 
Fiktion“), jondern eine, wenn auch ziemlich unbedeutende, jo doch greifbare 
politiihe Maßregel?). 

Aber fie ift das nicht immer, jolange nämlich nur, als die Ueberweiſungen 
größer waren als die Matrikularbeiträge. Die Reichstagsmehrheit glaubte 1879 
offenbar, daß dies in aeternum der Tall jein würde; aber fie irrte fih. Co: 
bald und ſeitdem die Matrifularbeiträge die Ueberweiſungen überitiegen haben, 
hat die Clauſula Franckenſtein feinen Sinn. Jetzt ift fie kein politiiches Recht des 
Reichstags, denn der Zuftand des Defizits — am eigenen Einnahmen —, den 
fie fünftlich Herftellen wollte, befteht auch ohnebies. Die Klaufel erhielt, um es 

') Vgl. Laband im Anhang a. a. D. ©. 988 ff. und zum folgenden v. Hedel, 
Das Budget. Leipzig 1898 bei. ©. 108 ff. 

) So töricht übrigens, wie Köppe a. a. D. ©. 26 ff. glaubt, waren die Bäter der 
Beitimmung, Windthorft und Gen., doch nicht. 

) Laband a.a.D. ©. 934 Unm. legt ihr auch feine politiihe Bedeutung bei. Denn 
„ohne den Grundjaß des $ 8 würde durch das Neichetatägeiep (die Ausgabenbemilligung) 
feitgeiegt werden, welhe Summe zur Verteilung an die Einzelftaaten übrig bleibt; mit 
dem Grundſatz des $ 8 wird durch das Etatägejep bejtimmt, weldher Fetrag in der Form 
der Matritularbeiträge compensando von dem Anteil der Einzelftaaten (oder vice versa) 
in Abzug gebradt wird. Dies kommt auch politiich auf dasjelbe hinaus“. 

Annalen des Dentfchen Reichs. 1908. 57 
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furz zufammenzufaflen, nur das in ungünftigen Jahren nicht rechtlich aber tat: 
ſächlich beſtehende Einnahmebewilligungsredht des Reichstags aud) für die mirt- 
ihaftlicy günftigen Jahre. 

Der in der ftaatsrechtlichen Literatur vielfach wiederkehrende Hinweis, da} 
jelbft in rein Eonftitutionellen Ländern wie England, das Parlament nur ein 
beichränktes Einnahmebewilligungsreht bat, ift belanglos.. Man darf nie den 
grundjäglichen Unterjchied zwiſchen der engliichen und deutſchen Regierungsform 
vergefien: Dort braucht da8 Parlament fein Recht gegenüber der Regierung zu 
wahren, da diefe aus der Majorität genommen wird und ein Gegenſatz baber 
nicht beftehen kann. In Deutichland dagegen, wo eine Parlamentsherridaft 
weber befteht, noch beftehen kann, find Regierung und Parlament nicht ein 
idern, fondern ein aliud; und es ift natürlich, daß fich jeder Machtfaktor jein 
Recht gegenüber dem anderen wahrt. — Preuß bat ganz recht,) daß allen 
unferen jtaatsrechtlichen Einrichtungen und Erwägungen immer die Erinnerung 
an die preußiſche Konfliktszeit zugrunde liegt, und daher zwiſchen ben Rechts: 
Iphären Abgrenzungen vorgenommen werden, die in politiichen Friedenszeiten 
eigentlic; ohne große Bedeutung find. 

Sicher ift, daß die Wichtigkeit der Claufula Frandenftein jehr 
überſchätzt wird, wenn fie auch nicht inhaltslos ift. Preuß”) fett treffend 
auseinander, daß, weil Dtatrifularbeiträge und Anleihen von vornherein als 
das einzige bubgetmäßige Einnahmebemwilligungsrecht angejehen wären, ſich all: 
mäblich der Glaube entwidelt habe, fie jeien „ein Palladium des deutichen Kon: 
ftitutionalismus“. Sie find aber alles weniger ald das. Denn auch abgeiehen 
davon, daß das durd) die Clauſula Frandenftein hergeftellte fünftliche Defizit dem 
Parlament nicht annähernd jo viel Macht verleiht ala ein natürlicher Gelb: 
mangel, jo ift jedenfalls eine Eonftitutionelle Garantie für ernjte Zeiten nur 
dann gegeben, wenn fie in der Verfaſſung fteht, nicht jchon bier, wo fie von 
ſozuſagen piychologiicher Wirkung ift. 

immerhin iſt die Bedeutung der Klauſel aber derartig, daß ber Reichs 
tag fie nicht fallen laffen wird, und da die Reform ſonſt unausführbar ift, muß 
die Befreiung der Einzelftaaten von den Störungen durh Matrikularbeiträge 
und MUeberweilungen auf eine Art gejchehen, die jenes Recht des Reichstags 
nicht berührt. 


8 8. Die „bewegliche“ Steuer. 


Ein ſolches Mittel ift bisher nur gefunden worden in der Einführung 
einer beweglichen Einnahme, wie fie Bennigien 1879 beantragt hatte und mie 
fie in England jeit langem beiteht. 

An ſich ift eine verfaffungsrechtlichh bewegliche Steuer bei den natur: 
gemäßen Schwankungen der Ausgaben im Etat das einzig zweckentſprechende. 
Es ift ein innerer Widerſpruch: ftarre Einnahmen bei veränderlichen Ausgaben. 
Im Reich tritt er beſonders hervor, da deſſen Ausgaben wegen der unvorber: 
zufehenden Ereignifje der äußeren Politik weit mehr ſchwanken, als die ber 
Einzelftaaten. 

Vom Standpunkt ber Etatöpolitif werden denn auch faum Bedenken 
dagegen geltend gemacht; vielmehr jprechen ſich die meiften Finanzichriftiteller 


94.0.0. 6.19. 
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dafür aus, jo Wagner!), Schäffle‘), Schanz?), Preußt), Köppe?). — v. Mayr‘) 
und v. Zeblig”) finden eine ftantsrechtliche Nötigung nicht vorliegend. Auch die 
amtliche Denfihrift zur Begründung der Vorlagen vom 21. November 1893 
erfannte die Nülichkert beweglicher Einnahmen ausdrücklich an.*) 


Andere Befürchtungen werden aber erhoben, zunächſt die wirtjchaftliche, 
daß eine bewegliche Steuer — oder Zoll — die Spekulation anreize. Auf die 
Streitirage kann hier nicht ausführlich eingegangen werden. Es wird ſich da= 
rum handeln, ſolche Steuerobjefte beweglih zu machen, die an fi nicht in 
hohem Maße der Spekulation unterliegen. Daher würde fid) der von Bennigjen 
vorgeichlagene Kaffeezoll wohl kaum eignen, eher Salz und Bier mit gleich— 
bleibendem Konſum und geringen Preisihwantungen. Die erwähnte Denk— 
ichrift Hatte Bedenken wohl gegen veränberliche Zölle, nicht aber gegen Ber: 
brauchs- und Berfehröfteuern. Sie nahm bewegliche Zujchläge für die Reichs— 
ftempelabgaben in Ausſicht. Schanz plädierte 1895 für die Beweglichkeit von 
Börjen: und Zuderfteuer, ähnlich Schäffle, v. Mayr?) 1893, wenn überhaupt, 
von Verkehrsabgaben. Die Erfahrungen anderer Länder lehren, daß bei richtiger 
Auswahl des Steuerobjefts die Vorteile beweglicher Einnahmen viel größer find 
als die Gefahren der Spekulation. 


Bon manchen Seiten wird ein Unterfchied gemadjt:'”) bewegliche Steuern 
jeien bebenflih, beweglihe Zujhläge unbedenklich. Meines Erachtens 
befteht dazwiichen aber fein Unterſchied. Wenn ich die Bierfteuer dauernd auf 
6 Mk. pro Doppelzentner Malz jeitjege und jährlich beftimme, wieviel Mark 
mebr zu erheben, aljo zuzufchlagen ift, jo habe ich eben eine bewegliche Steuer. 
Selbftverftändlicy kann man aus verwaltungstechnijchen Gründen nicht das eine 
Jahr eine Steuer gar nicht, das nächſte Jahr dagegen wieder erheben. Aber 
weder verfaſſungsrechtlich noch praktiſch ift zwiſchen beidem ein Unterichied. 


Gewichtiger ericheint das von anderer Seite erhobene ftaatsrechtliche Be— 
denken: Man ſcheut fich, dem Reichstag ein wirkliches, verfaflungsmäßiges Ein- 
nahmebewilligungsrecht zu gewähren. Darüber entjcheiden ſchließlich politiſche 
Erwägungen, die die Grenze für finanzmwifjenichaftliche und ftaatsrechtliche Unter: 
ſuchungen bilden. Es ſoll hier nur nochmals darauf hingewielen werden: 
Faktiſch Hat der Reichötag vermöge der fomplizierten Clauſula Franckenſtein die Be- 
fugnid zur Einnahmebewilligung und er wird fie fi nicht entreißen laſſen. 
An Stelle des tatjächlichen Zuftandes ein Recht zu jegen, ericheint nicht jehr be— 
denklich oder von meittragender Bedeutung, mag man über die wünjchenswerte 
Machtſtellung beider Tyaktoren denken wie man will. Um jo weniger, als, wie 
nochmals hervorgehoben jei, die Bewilligung der Ausgaben durch den Reichätag 
auch jeine Pflicht einjchließt, die notwendigen Einnahmen zu bemwilligen. Bon 
jedem Standpunkt aus ift jedenfalls der Fortbeſtand des bisherigen Zuftandes 
) Finanzwiſſenſchaft Bd. III, S. 252. 

U aD. ©. 529. 

) A. a O. ©. 9. 

) A. a. O. ©. 21. 

) a. 5. ©. 119 ff. 

2) Zur Reichsfinanzreform ©. 44. 

) A. a. D ©. %. 

) Druckſachen des deutichen Reichdtags 1893 Nr. 53. Anl. Bd. I, S. 370 ff. 
) A. a. O. S. 41. 

10) 3. B. Köppe ©. 110. 
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weit bedenflicher. Ein anderer brauchbarer Vorſchlag iſt bisher aber nicht ge 
macht worben.') 

Man darf übrigens nicht etwa glauben, dat das Zentrum ſich 1879 einer 
beweglichen Steuer an ſich widerſetzt hätte. Windthorft wäre ficher der Antrag 
Bennigjen auch Fieber gemejen, als der Antrag yrandenftein; nur weil erfterer 
von ber Regierung entichieden abgelehnt wurde, entichied er fich für den leßteren, 
ein minus, um die Zarifreform nicht jcheitern zu laſſen. 


8 9. Das Ergebnis. 


Die Durchführung der Reform würde alſo jehr einfache Ziele haben: 

l. Zunädft völlige Trennung der Finanzen des Reichs und 
der Einzelftaaten, unter gleichzeitiger Bejeitigung von Matti: 
fularbeiträgen und Ueberweiſungen. Berzichten braucht und darf das 
Reich natürlich nicht auf dad Recht, Dtatrikularbeiträge zu erheben, denn darin 
hat es, wie Wagner?) jagt, ein unentbehrliches Preifionsmittel. 

IH. Die Steuern auf Tabaf und Bier werden — unter Aufredht⸗ 
erhaltung der jüddeutichen Rejervate — joweit erhöht, da fie den Reid 
bedarf in normalen Zeiten deden.”) Abgelehnt wird die Wiederherftellung 
dauernber Ueberweilungen an die Einzelftaaten. 

I. Um die Möglichkeit zu haben, auf der Einnahmenfeite den 
Schwankungen der Ausgaben zu folgen, und das Einnahmebewilligungsreht dei 
Reichstags aufrecht zu erhalten, wird die Steuer auf einen Verkehrsakt oder 
einen, der Spekulation wenig unterliegenden Gegenitand, beweglich gemalt. 

IV. Will man mit dieler beichränkteren Reform zugleich eine gerechtere 
Verteilung der Steuerlaften vornehmen, jo fann man zum Ausgleid 
für die Belaftung der minderbemittelten Klaffen auch durh Bier: und Tabel: 
fteuer, joweit finanziell möglich, den Petroleum: oder Kaffeezoll erniedrigen oder, 
wenn politiſch möglich, durch reichsgejegliche Regelung die unteren Stufen von 
Kr Einkommensteuer befreien, natürlih unter vorfichtiger Wahrung politiicher 

te. 

Zu erwägen ift nur noch, ob durch dieje Reform nicht die ſüddeutſchen 
Rejervate beeinträchtigt würden. Bezüglich der Bierfteuer ift es nicht der Fall; 
denn für dieſe wird durch den Fortfall des Ueberweiſungsſyſtems ja micts 
geändert; fie bleibt Landesfteuer für die ſüddeutſchen Staaten, und dieſe haben 
nur nad) wie vor Aequivalente zu bezahlen. 

Etwas anders liegt es bei der Branntweinftener, wo das Rejervat nich 
die Verhinderung eines Nachteils jondern die Gewährung eines pofitiven Bor: 
teil8 bedeutet. Infolge des in Süddeutſchland wejentlich niedrigeren Branntmwein: 
verbrauchs gewinnen die Jüddeutichen Staaten dadurch, daß der Ertrag der Bramnt: 
weinfteuer mit zu ben Weberweilungen verwandt wird. Aber den Vorteil haben 


!) Auch der Entwurf von 1893 enthielt feinen jolhen. Er erhielt zwar — unter 
Vermehrung der eigenen Einnahmen — die Clauſula Frandenftein, bejeitigte aber durs 
Schaffung des Ausg eichfonds daß, worauf der Reichstag gerade Wertlegte, das parlamentariſche 
Recht jährliher Einnahmebewilligung, troß beweglicher ‚guläläge andererjeitd. Bal bie 
etwas jcharfe Kritif bei Preuß a. a. D. ©. 64, aud dv. Mayr 1893 a. a. ©. 

NY a. O. ©. 808. 

2) Auf S 883 war als ungefähr notwendige Mebreinnahbme 60-65 Millionen Mi 
berechnet. Dieje ganz zu deden wird nicht erforderlich jein, da ein Teil der Heereslaſten 
auf die Zukunft dur Anleihe genommen werden darf. 
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fie nur, wenn diefe die Matrikularbeiträge überfteigen; ift das nicht der 
Tall, jo ift das Reſervat wirtichaftlich wertlos. Da nun der Fall ausgeſchloſſen 
jein dürfte, daß jemals wieder die Ueberweifungen dauernd höher ftehen, als 
die Matrikularbeiträge, jo iſt es für fie gleichgültig, ob fie das Rejervat, das ja 
grundſätzlich fortbeitehen kann, behalten oder nicht. 

Preuß bat noch andere Vorſchläge gemadt.‘) Er findet die völlige 
Trennung von Reiche und Landesfinanzen nicht organiſch, ſondern wünſcht, ihre 
Verbindung zu belaffen und gleichzeitig jozialpolitiich gerecht vorzugehen, indem 
er vorichlägt, die Einfommenfteuern gleichmäßig zu regeln und je nad Bedarf 
wechſelnde Zuichläge von den Einzelitaaten für das Reich zu erheben; die damit 
zugleich erreichte gleihmäßige Regelung ſei ſchon allein ein Vorteil. 

Der Preußiche Vorſchlag hat natürlich viel für fih. Aber es jcheint fraglich, 
ob die notwendige Reform nicht jehr aufgehalten würde, wenn man bis zu der 
gleihmähigen Regelung der verjchiedenen Einfommenfteuern, insbeiondere bis zur 
Aenderung der ſüddeutſchen Ertragsfteuer-Syfteme warten müßte. Und die 
„organifche” Verbindung jcheint mir auch nicht nötig. Gewiß hat Preuß damit 
recht, daß an ſich fein in dem Dingen liegender Grund befteht, Reiche: und 
Einzelfinanzen von einander unabhängig zu madyen. Denn es wäre durchaus 
verfehlt, dem Reich grundjäglich die indirekten, den Einzelftaaten grundſätzlich 
die direften Steuern zuzuweiſen. Aber ebenjo wenig, wie ein innerer Grund 
für die Trennung Ipricht, jondern dieſe lediglich eine praktiſche Maßregel wäre, 
ebenjo wenig ſpricht ein innerer Grund für die Abhängigkeit und Verquickung, 
gegen bie Trennung. Denn daß das Intereſſe der Einzelitaaten am Reid) er: 
mattet, wenn die Reichsfinanzen nicht in jebem ihrer Budgets fühlbar werben, 
noch dazu auf der Ausgabenjeite, ift doc mohl ein Moment, das für einen 
Staat von achtjähriger Dauer allenfalls von Bebeutung fein mag, aber nicht 
für einen Staat von 32jähriger. 


) A. a. O. S. 72 ff. 
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Die Arnderungen des dentfchen Gifenbahntransport- 
redjts durch die Einführung des neuen deutfchen 
Handelsgefehbuds vom 10. Mai 1897 und der 
Eifenbahn-Berkehrsorduung v. 26. Oktober 1899. 


Bon Dr. Georg Eger, Regierungsrat in Berlin. 





Der große Einfluß, melden das deutſche Bürgerlihe Gejegbud 
vom 18. Auguft 1896 auf alle Gebiete des beutichen Rechts ausübte, 
machte fi in hohem Grade auch auf dem Gebiete des Handelsrechts geltend 
und hatte eine wejentliche Umgeftaltung der handelsrechtlichen Normen zur Tyolae. 
Einerſeits diefer Umftand und andererſeits das Bedürfnis, eine tunlichft weit: 
gehende Uebereinftimmung der internen Normen de3 deutſchen 
Eiſenbahnfrachtrechts mit denen des internationalen Weberein: 
kommens über den Eijenbahnfrachtverfehr herbeizuführen, ließ die Zeit für 
eine entiprechende Abänderung der bezüglichen Abjchnitte des Handelsgeſetz— 
buchs gefommen erjcheinen. 

Das neue beutihe Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 bat fi 
nicht allein darauf beichränft, die möglichite Uebereinftimmung der internen 
und internationalen Normen des Fracht- bzw. Eiſenbahnfrachtrechts her: 
beizuführen, jondern au mehrere prinzipiell widhtige Aenderungen 
des beftehenden Syſtems bes Eiſenbahnfrachtrechts eingeführt. 


L 


Die in ſyſtematiſcher Hinficht äußerlich zunächſt hervortretende Aenderung 
befteht darin, daß die bisher eine Unterabteilung des Abſchnitis vom Fracht— 
geihäft darftellenden Beftimmungen des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts im 
neuen Handelsgeſetzbuche einen J——— Abſchnitt bilden, auf welchen 
jedoch nad) wie vor die allgemeinen Vorſchriften über das Frachtgeſchäft ſubſidiär 
Anwendung finden. Während das dritte Buch des neuen Handelsgeſetzbuchs 
(Hanbdelsgeichäfte) im jechiten Mbjchnitte die allgemeinen Beitimmungen über das 
„Frachtgeſchäft“ enthält, find nunmehr in dem jelbftändigen fiebenten Ab— 
Ichnitt die befonderen Beitimmungen über die „Beförderung von Gütern 
und Perſonen aufden Eiſenbahnen“ zufammengefaßt. Dieje ſyſtematiſche 
Henderung war dadurd) notwendig geworden, daß das alte Handelsgeſetzbuch fich 
auf die Regelung der allgemeinen Verpflichtung der dem öffentlichen Transport 
dienenden Eifenbahnen zur Uebernahme der ihnen angetragenen Güterbejörderungen 
und ihrer Haftpflicht für Frachtgüter beichränkte, während das neue Handels: 
gejegbud; auc) die Perjonenbeförderung zum Gegenftande einer allgemeinen 
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Vorſchrift macht. Diejes Hinausgehen über den auf die Güterbeförderung ein— 
geichräntten Rahmen bes jechiten Abichnittes hatte zur Folge, daß der fiebente 
Abſchnitt nicht mehr eine bloße Unterabteilung desſelben bilden fonnte.) Mit 
Recht ift bereits gegen das alte Handelögejegbucd der Vorwurf erhoben worben, 
daß man wegen der bedeutenderen materiellen Intereſſen, welche in Frage ftänden, 
ein weit größeres Gewicht darauf gelegt habe, die Rechtäverhältniffe bes 
Bütertransports gejeglich zu regeln, als die de Perſonentransports, mit: 
bin die Güter höher geitellt habe, ala die Menſchen; und immer dringender 
ift die Forderung einer gejeglichen Regelung des Perjonentransports 
erhoben worden.“) Demungeadtet ift die Regelung leider unterblieben bzw. 
durch 8 472 des neuen Handelsgeſetzbuchs lediglih der Eiſenbahn-Verkehrs— 
Ordnung überwiefen worden, welde — ohne jede umfaſſende und 
ſyſtematiſche Ordnung — ſich lediglid, wie die biäherige Verkehrs— 
Ordnung, auf die Aufnahme einiger Normen teil privatrechtlicher, teil ad- 
miniftrativer und polizeilicher Natur beichräntt, aljo den bisherigen un— 
genügenden Rechtszuſtand faſt unverändert gelafjen hat. 


II. 


Bon einſchneidenderer Bedeutung iſt die Aenderung des Rechtscharakters 
der Eiſenbahn-Verkehrsordnung. Zwar blieb ihr nach wie vor die 
weitere Ausführung und Ausgeſtaltung der eiſenbahntransportrechtlichen Be— 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs vorbehalten. Aber die Verkehrsordnung trug 
bisher lediglich den Charakter einer Verwaltungsverordnung, durch welche zur 
Herbeiführung gleichmäßiger Frachtvertragsnormen in den vom Handelsgeſetzbuch 
gezogenen Grenzen den Eiſenbahnverwaltungen die von ihnen zu ſtellenden Ver— 
tragsbedingungen einheitlich vorgeſchrieben waren.“) Ihre Beſtimmungen waren 
nicht Rechtsvorſchriften, ſondern Anweiſungen und wurden dadurch, daß die Ver— 
träge auf Grund derſelben abgeſchloſſen wurden, zu integrierenden Beſtandteilen 
der Tyrachtverträge.*) Daraus folgte, daß unrichtige Anwendung und Auslegung 
ber Berfehröordnung eine Gejegesverlegung nicht enthielt, mithin der Revifion 
nicht unterlag,°) jowie daß ein Irrtum über die Beitimmungen der Verkehrs: 
ordnung einen Rechtsirrtum nicht involvierte.°) Durch das neue Handelsgeſetzbuch 
ift der Eiſenbahn-Verkehrsordnung ſowohl für die Güter wie für die ah ap 


ı) Förtih, D. JurZeitg. II Nr. 9. S. 180, 181; Mittelftein, Eiſenbahnrechtl. 
Entid. XII. ©, 172. 

2) Randa, Allg. Oeſterr. Ger. Zeitg. 1869, Nr. 48; Riefler, Revifion des H.G.B. J 
©. 95; Eger, Einführ. eines internat. Eijenb, Frachtrechts S. 54 ff.; Coermann, Eijenb.= 
Entih. XV ©. 176, 372; Gierfe, Zeitichr. f. d. gei. HR. Bd. 45, ©. 539; Mittelftein, 
a. a. O. ©. 178 ff.; ®öppert, zu rechtl. Natur der Berfonenbeförd. S. 15—20; Beichorner, 
Seiten. f. zivile. Praxis, Bd. 41, ©. 405. u. Perl, Bulletin de la commiss. internat. 1889 

rudi. 56 ©. 18 ff.; Motive z. Entw. einer Reichdeilenb.-Gei. Abſchn. 6a von 1873. 

) „Berwaltungsbefehl“ an die Eifenbahnen. v. Hahn H.G. B. II ©. 69; Laband 
Staatär. 2. Aufl. II S. 127; Arndt, Kom. 3. Reichsverf. S. 200 ff.; Endemann, Rechtsgrundl. 
S. 2236. R. d. E. ©. 515; Reichsgericht Eijenb.-Entih. Bd. 4 S. 427, Bd. 5 S. 249. 

) Entich. d. Reichsger. v. 6. März 1886, Eijenb.-Entih. Bd. 4 ©. 424, 427, 428. 

®) Dentichrift 5. Entw. eines 9.8.8. ©. 536538, Entid. d. RO.H.G. Bb. 6 
©. 175, Bb. 11 ©. 186, 187 und d. Reichsgerichts Bd. 10 ©. 105, 107, Thöl H.R. III 
847 ©.91. 

9) Endemann, Rechtsgrundl. S. 247, R. d. Eilenb. ©. 516, Entid. d. R.O.H. G. 
Bd. 13 ©. 304. A.M. Schott, in Endemanns Hdbud. d. H.R. III ©. 466. 
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beförderung ber Charakter einer Rechtsverordnung beigelegt worden, ') 
zwar nicht ausdrüdlich, aber nad) der Abficht des Gejeßes dadurch, dab den 
Beftimmungen berjelben nad) den 83 454 und 471 innerhalb gewiſſer Grenzen 
der Vorrang vor den allgemeinen Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs eingeräumt 
und auch jonft mehrfach auf ihre Beftimmungen zur Ergänzung der geſetzlichen 
Vorſchriften verwiejen ift.?) Dadurch ift erreicht, daß die Normen, welche für 
das Verhältnis der Beteiligten maßgebend jein jollen, unmittelbar ala Rechts: 
ſätze und nicht mehr auf dem Ummege einer Nötigung zu vertragsmäßigen Fefſt⸗ 
jegungen zur Geltung gebracht werden, mithin die Verfehröordnung fortan zur 
Anwendung fommt Eraft des gejeggeberijhen Willen 8, nicht fraft des 
Willens der Vertragichließenden, alfo ald Rechtsnorm, nicht ala Vertrags 
beftimmung.°) Und demgemäß begründen nunmehr Verlegungen der Verlehrs— 
ordnung die Revifion und iſt ein Irrtum über ihre Beitimmungen als Redts- 
iertum unerheblich. Als wejentliches Motiv für dieſe Aenderung ift angeführt, daß 
bei der Wichtigkeit der in Betracht fommenden fragen dem höchſten Gerichtähote 
die Enticheidung über die Auslegung der Eilenbahnverfehrsordnung jedenfalls 
nicht entzogen werden dürfe und ihr ſchon aus diefem Grunde notwendig die 
Bedeutung einer eigentlichen Rechtsverordnung beizulegen je. Man wird aber 
wohl nicht fehlgehen, wenn man ala nicht minder wichtiges Motiv die Abſicht 
bezeichnet, für diejenigen Menderungen des internen Eiſenbahnfrachtrechts, welde, 
jet e8 durch das Bedürfnis des internen Verkehrs, jei e8 durd die Modifikationen 
des internationalen Eiſenbahnfrachtrechts erforderlid; werden, nicht mehr den 
Apparat der Gejeßgebung in Anſpruch nehmen zu müflen, fondern fich einfach 
auf die Beihlußfaffung des Bundesrats beſchränken zu können. Es wird freilich 
mehrfach mit guten Gründen beftritten, daß es zweckmäßig und richtig gemeien 
jei, der Verfehrsordnung den Charakter einer Rechtöverordnung zu verleihen und 
damit der Gejeßgebung ein wichtiges privatrechtliches Gebiet zu entziehen und 
lediglich) den Beltimmungen des einen Faktors der Reichsgeſetzgebung, de 
Bundesrats, zu überlaffen, zumal deffen Kompetenz zum Erlaß der Berfehr:: 
ordnung nicht auf der Verfaffung, jondern dem übereinftimmenden Willen der 
Bundesitaaten und Eilenbahnverwaltungen beruht. aband II S. 124, 125.) 
Es wäre unſchwer möglich gewejen, alle prinzipiell und materiell wichtigen Be 
flimmungen der Verkehrsordnung in das Handelsgeſetzbuch jelbit aufzunehmen 
und nur die rein adminiftrativ polizeilichen Vorjchriften der alleinigen Kompetenz 
des Bundesrats zu überlaffen. (Mittelftein, Eiſenbahnrechtl. Entſch. XI 
©. 173; Bappenheim, Das Transportgeihäft x. S. 20 ff.) 

Zugleich ift au im neuen Handelsgeſetzbuche ($ 471 Abi. 2 Sak 2) 
der wichtige Grundjag ausgeſprochen, daß Vereinbarungen, welde mit 
der Eijenbahn=Verfehrsordnungim Widerjprud ſtehen, nichtig 
find. Dieje Beftimmung bezwedt im Zujammenhange mit der Aenderung des 
Rechtscharakters der Eijenbahnverkehrsordnung, ihren Vorſchriften in bezug auf 
1) Denkſchrift S. 537. Auch für Bayern, defien Verlehrsordnung für fein Gebiet 
die gr Kraft hat, wie die des Reiches. (Art. 46 Abſ. 2 Reichsverfaſſ.) ‚Hänel, D. Staatir. 
©. 660 ff.; Gorden, Eifenb.-Entih. XIV. ©. 177. Die Kontroverie über die Recht 
gültigkeit der Eifenbahn-VBerfehrsordnung (ſ. Laband D. Jur.sZeitg. V S. 509) wird an 
anderer Stelle erörtert werden. 

2) Denkſchrift S. 538. Vgl. auch Staub, H.G. B. 8 453 (Ziff. 1); Gierte, Zeiticr. f 
d. gei. Hand.:R. Bd. 45 ©. 534, 535. 

) Förtſch, D. YJur.-Zeitg. III Nr. 9 ©. 181, 182; Laband, D. Jur.-Zeitg. III 
Nr. 20 S. 39; Gareid, D. Hand.-Redt 6. Aufl, S. 666. 
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die den Eijenbahnen aufzuerlegenden Verpflichtungen die gleihe Kraft ein- 
zuräumen, wie den vom Handelsgeſetzbuche jelbft auferlegten, d. h. jede ver: 
tragsmäßige Ausſchließung oder Beihränfung ber durd die Ber: 
fehrsordnung auferlegten Verpflichtungen in gleicher Weile für nichtig zu er: 
klären, wie der durch das Handelsgeſetzbuch jeitgejegten- 

Eine weitergehende Bedeutung beſitzt die in Rede ſtehende Beſtimmung 
nit. Es darf ihr insbejondere nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß da— 
mit der Eijenbahnverfehrsordnnung die Kraft zwingenden Fedıts in höherem 
Grade habe verliehen werden jollen, als ben Beitimmungen des Handelögejeh- 
buches jelbft, und ihr Zwangscharakter nicht bloß für die Pflichten, ſondern auch 
für die Rechte der Eifenbahnen gelten, d. h. nicht bloß zuungunften, ſondern aud) 
zugunften der Eijenbahnen wirken ſolle.) Vielmehr find Lediglich in gleicher 
Weile Vereinbarungen verboten, welche die in ber enge \ beftimmten 
Verpflichtungen der Eijenbahnen ausſchließen oder beſchränken. Dagegen find 
Vereinbarungen geftattet, welche die Verpflichtungen der Eijenbahnen zugunften 
des Publikums erhöhen, inſoweit diefe Vergünftigungen allgemein, nicht einzelnen 
gewährt werben. 

Dafür ſpricht zunächft die Entſtehungsgeſchichte der eilenbahnfradht- 
rechtlichen Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs. Darnad) war für die Auf: 
nahme derjelben in das Handelsgeſetzbuch von Anjang an lediglich die Abficht 
entjcheidend, die übermächtige Stellung der Eilenbahnen gegenüber ihren Mit- 
fontrahenten bei Abſchluß der Frachtverträge zu ſchwächen und in Rüdficht auf 
das Tranaportmonopol der Eijenbahnen da3 Publitum gegen den Zwang von 
Vereinbarungen zugunften der Eijenbahnen zu jchüßen, feineswegd aber ben 
Eifenbahnen Vereinbarungen zugunften des Publikums zu verbieten. 

Dafür jpricht ferner der enge Zufammenhang und die Auf: 
einanderfjolge der Beitimmungen des $ 471 des neuen Hanbdelögejeßbuches. 
Es lag fein Grund vor, ber Verfehrsordnung eine über die Vorjchriften des 
Handelsgejegbuches jelbft noch hinausgehende Kraft beizulegen, wie ja auch durd) 
5 454 beide gleichgeftellt find. Wäre dies die Abficht des Gejeges geweſen, 
jo hätte e8 Kar und beitimmt pofitiven Ausdrud in demjelben finden müfjen. 
Und endli haben aud) die Motive eine derartige Konjequenz weder aus— 
geiprodhen noch begründet, vielmehr im Gegenteile wiederholt hervorgehoben, daß 
— abgejehen von der Erhebung der Verkehrsordnung zur Rechtsverordnung — 
„an ihren rechtlichen und verfafjungsmäßigen Grundlagen 
nichts geändert und der beftehende Rechtszuſtanderhaltenwerden 
jolle“. Indem das neue Handelsgeſetzbuch nur diejenigen Vereinbarungen für nichtig 
erklärt, welche mit den Vorſchriften der Eijenbahnverfehrsordnung im Wider: 
ſpruch ftehen, will e8 nur verhüten, daß Vereinbarungen getroffen bzw. er- 
zwungen werden, weldhe die Verpflichtungen ber Eijenbahnen aus der Ver— 
kehrsordnung verringern. Vereinbarungen aber, welche dem Publitum günftigere 
Bedingungen gewähren, find darunter nicht zu verftehen, fie widerſprechen 
nicht den Vorjchriften der Verkehrsordnung, jondern ergänzen biejelben ledig: 
ih. Die Zendenz ber eijenbahntransportrechtlihen Beftimmungen geht im 
alten wie im neuen Handelsgeſetzbuch Iediglich dahin, dem Publifum mit Rüd- 
ſicht auf die mächtigere Stellung der Eilenbahnen die volle Sicherheit dagegen 


!) Die gegenteilige Annahme Staubs (9.8.8.8 453 Ziff. 2) entbehrt ausreichender 
Begründung. 
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zu gewähren, daß dieſe die ihnen geſetzlich auferlegten Verpflichtungen im Ber: 
trags⸗ bzw. Reglementswege beſchränken oder ausſchließen. Dieje Verpflichtungen 
bilden aljo das Mindeſtmaß und dürfen nicht verringert werden. Die Er: 
höhung der ben Eijenbahnen durd) das H.G.B. und die Verkehrsordnung auf: 
erlegten Verpflichtungen — unter Aufrechterhaltung des Prinzips der Nicht: 
begünftigung einzelner — zu verbieten, lag fein Grund vor und ift nicht 
beabſichtigt. Doc dürfen derartige Beftimmungen lediglih ergänzenden 
Charakter haben, d. 5. nur neben den Beitimmungen des H.G. B. und ber 
Verkehrsordnung eingeführt werben, derartig, daß der Beitand und die Grundlage 
derielben nicht modifiziert, verringert ober beeinträchtigt wird, mithin die gün— 
ftigeren Beftimmungen das Mehr bilden, welches die allgemeinen Beftimmungen 
de3 H.G. B. und der Verkehrsordnung als das Weniger in fi Ichließt, alſo nicht 
ftatt oder im Widerſpruch mit denjelben und ohne jede Beichränkung der dem 
Publikum dur das H.G.B. und die Verkehrsordunng gewährten Vorteile. Auch 
dürfen dieſe Vorteile nicht irgendwie aus bem Grunde verringert werden, weil als 
Aequivalent dafür andere vielleicht größere — gewährt werden jollen. 
Es darf aljo 3.8. nicht eine erhöhte Haftpflicht für Verluft oder Beichränkung 
unter der Bedingung ftipuliert werden, daß das Verfügungsredht bes Abjenders eine 
Beihränfung erfährt oder die Lieferzeit verlängert wird. Die dispofitiven Vor: 
Ichriften des 9.6.8. und der Verkehrsordnung find vielmehr unabänderlid, fie find 
das geringfte Maß von Vorteilen, an weldem überhaupt nicht gerüttelt und 
unter welches nicht herabgegangen werden darf, aud nicht im Austauſch mit 
anderen VBergünftigungen, deren Mehr: oder Minderwert fi nicht über- 
jehen läßt. Weber die Materialien de3 alten und neuen H.G. B., noch bie 
Tendenz und Faſſung des Art. 423 des alten und des $ 471 des neuen H. G. B. 
ſprechen für eine andere Auffaffung. Die Annahme, daß unter „Vereinbarungen, 
welhe mit den Vorſchriften der Eiſenbahn-Verkehrsordnung im Widerjprud 
ftehen“, aud für das Publikum günstigere gemeint feien, ift alſo unbegründet 
und fteht auch mit der einleitenden Borjchrift des früheren Betriebsreglements 
nit im Einklang, weldye unter den „mit dem Reglement nicht im Widerſpruch 
ftehenden Beitimmungen ausdrüdlich aud) folche begriff, welche dem Publikum 
günftigere Bedingungen gewähren. Dieje ausdrüdliche Hervorhebung ift jpäter: 
bin als jelbftverftändlich fortgefallen. Dem Publitum günftigere Beitimmungen 
fügen den Vorichriften der Verkehrsordnung nur ein Mehr, aber nichts 
Widerjprehendes hinzu. Dies wird nicht in Abrede geftellt werden können. 
Es liegt nad der Tendenz und den Normen des 9.6.8. 3. B. kein Grund zu 
der Annahme vor, daß eine Eifenbahn in ihren Tarifen x. für ihre Strede 
oder ein Eijenbahnverband für feinen Bereih die Haftpflicht nicht über das 
in den 88 456 ff. H. G. B., 88 75 ff. Verk.Ord. bezeichnete Maß folle erhöhen, 
3. B. aud für Fälle der höheren Gewalt gewähren oder auf die Haftpflicht: 
Beihränktungen des $ 459 H.G. B. 8 77 Verk.Ord. oder auf Erſatz der Koften 
für nachträgliche Verfügungen ($ 64 Abi. 8 Verk.Ord.) verzichten oder im 
Falle der zollamtlihen Behandlung nicht größere, als die im $ 59 Abſ. 3 
auferlegten Verpflichtungen übernehmen dürfen ac. 

Eine derartige Annahme würde den bisher geltenden Prinzipien des Eijen: 
bahntransportrechts durchaus widerjprechen, fie würde gegen den allgemeinen 
Rechtsgrundſatz verftoßen: beneficia non obtruduntur, und fie würde ohne 
ausreichenden Grund den Eifenbahnverfehr in ftarre Formen zwingen, 
bzw. die Eijenbahnen verhindern, dem Publitum über die Grenzen der 
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Verkehrsordnung hinaus Vorteile, Vergünftigungen und Erleichterungen zu ge: 
währen, die fie bereit und in ber Lage find, gewähren zu fönnen. 


III. 


Eine weitere, mwejentliche Aenderung des bisherigen Rechtszuftandes liegt 
in den Beitimmungen, welche über die Beförderungsbedingungen der Klein: 
bahnen getroffen find. Die Kleinbahnen, d. h. diejenigen dem öffentlichen Verkehre 
dienenden Eijenbahnen rein örtlicher Bedeutung, welche nicht zu den Kategorien 
der Haupt: und Nebeneilenbahnen gehören, waren bisher lediglich den Be: 
ftimmungen des Handelsgeſetzbuchs über das Fracht- und Eiſenbahnfrachtgeſchäft 
unterworfen geweien, und ihre Bejörderungsbedingungen mußten ſich im Rahmen 
des Handelsgeſetzbuchs bewegen. Die Verkehrsordnung erftredt fi) auf die Klein— 
bahnen nicht. Daher gelten für diefelben auch nicht die Hinweiſe des Handels— 
geſetzbuchs auf die ergänzenden Vorſchriften der Verkehrsordnung; vielmehr treten 
nad 8 473 I. c., wo auf dieſe in den 88 453, 459, 460, 462—466 ver: 
wieſen ift, an ihre Stelle die Beförberungsbedingungen der betreffenden Klein: 
bahn. Dadurch ift in den beregten Beziehungen den Stleinbahnverwaltungen 
bzw. ihren Auffichtsbehörden die Befugnis zum Erlaß privatrechtlicher Normen 
mit Geſetzeskraft in derjelben Weile beigelegt worden, wie dem Bunbesrat in 
Betreff des Erlafjes der Verkehrsordnung. Auch diefe Regelung ift mit Recht 
beanftandet worden, weil fie die Kompetenz zu Eingriffen in das Privatrecht joldhen 
Traktoren gewährt, welche hierzu in feiner Hinficht qualifiziert find. Zutreffend 
mweift Pappenheim (S. 22) darauf hin, dab, wenn ben Beförderungs- 
bedingungen ber Kleinbahnen diejelbe rechtliche Bedeutung beigelegt wird, wie der 
Verkehrsordnung, damit das Fortbeſtehen eines einheitlichen deutſchen Privat: 
rechts hinſichtlich des Eilenbahntransportgeihäfts von der zufälligen Ueber— 
einftimmung partifulärer Beliebungen abhängig gemadt ift (j. auch Gierfe a. 
a. O. ©. 539, 540 und Wanninger, Abänder. d. Eiſenb. Fradtr. ©. 81.) 
Ferner ift, während die Transportpfliht der Haupt: und Nebenbahnen auf die 
Uebernahme der Güter zur Beförderung nad) allen Stationen innerhalb des 
Deutichen Reiches ausgedehnt iſt,) die Verpflichtung der Kleinbahnen ihrer 
Natur und ihrem Verkehrszweck nad auf die Uebernahme von Gütertransporten 
innerhalb der eigenen Bahnitrede beſchränkt geblieben. 


IV, 


Endlich haben eine Reihe materiell-rechtlicher Beltimmungen des bis: 
berigen Eiſenbahntransportrechts grundjäglihe Aenderungen erfahren, 
um die tunlichfte Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften des in— 
ternationalen Uebereinkommens über ben Eijenbahnfradtver: 
fehr herbeizuführen.) Dies ift nicht nur dur die Sondervorſchriften 
des fiebenten Abſchnittes des III. Buches gejchehen, welche die Beförderung auf 
den Eiſenbahnen betreffen, jondern aud durch die allgemeinen Vor— 
ſchriften des ſechſten Abichnitts vom Frachtgeſchäft, welche jubfidiär für Die 
Eiienbahnbeförderung zur Anwendung kommen. 


2908. 8 453, Bert.-Ord. $ 49. 
) Denkſchrift ©. 515, 516. 
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a) Zu diefen allgemeinen Vorſchriften gehört vornehmlich, daß 
zur Begründung des Anjpruches auf den Erſatz des vollen Schadens gegen den 
Frachtführer nicht mehr wie bisher böslihe Handlungsweife erforderlich ift, 
jondern Borjat und grobe Fahrläſſigkeit genügt.') Ferner ift der Rück— 
griff des wegen Schabenserjages in Anſpruch genommenen Frachtführers gegen 
die am Transport mitbeteiligten Frachtführer geregelt.) Es find mehrere Un- 
genauigkeiten der Beitimmungen über dad Verhältnis des Frachtführers 
zum Empfänger bei Erfüllung des Frachtvertrages dadurch bejeitigt, daß die 
Aushändigungspflicht des erfteren nicht mehr von jeiner Ankunft, jondern von 
der des Gutes abhängig gemacht ift und die Verpflichtungen des Empfängers 
ih nicht mehr nad) dem Tyradhtbriefe, jondern nad) dem FFrachtvertrage be 
ftimmen.?) Für den Fall von Ablieferungshinderniiien iſt die Ber: 
pflihtung des Frachtführers zur unverzüglicen Benachrichtigung und Einholung 
der Dispofition des Abjenders feitgeitellt. Nur wenn dies nicht tunlich oder ſich 
die Anweiſung verzögert, ift dem Frachtführer dad Recht zur Hinterlegung und 
event. Beräußerung unter unverzüglicher Mitteilung an den Abjender gegeben.*) 
Der Beginn der Berjährung für Anjprüche gegen die Eiienbahn wegen ver: 
jpäteter Ablieferung ijt abgeändert. An die Stelle des Ablieferungstages ift der 
Tag des Ablaufs der Liejerfrift gejegt, und zugleich ijt die Aufrechnung bereits 
verjährter Anjprücde nur im Falle der Anzeige oder Abjendung der Anzeige vor 
vollendeter Verjährung für ftatthaft erflänt.®) Endlich ift der Grundiag des 
Erlöjhens der Anſprüche gegen den Frachtführer dur) Annahme des Guts 
und Zahlung der Fracht ꝛc. ergänzt. Der Empfänger kann trog Annahme und 
Zahlung jeine Anſprüche durch vorgängige Tyeftitellung des Zuftandes des Gutes 
mittelſt amtlich beſtellter Sacdverftändiger ſich erhalten; bei äußerlich erfenn- 
baren Mängeln auch noch nachträglich, wenn die Feſtſtellung unverzüglid nad) 
der Entdeckung und jpätejtens eine Woche nad) der Annahme beantragt wird. 
Doch ſchließt Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit des Frachtführer dieje Ver: 
günftigungen aus.) 

b) Zu den Sondervorjhriften gehört in erſter Reihe die Aen— 
berung der Haftung der Eijenbahnen. Während der gewöhnliche 
Frachtführer jeine geiegliche Haftpflicht beliebig durch Verträge beichränten 
fonnte, war dies den Eijenbahnen nad) dem alten Handelögejegbud verboten. 
Es war ihnen nur in gejeglid beftimmten Grenzen die Beichränfung ber all: 
gemeinen Yrachtführerhaftpflicht geitattet.‘) Diefe Befugnis ift von den Eijen- 
bahnen von jeher in der Weile ausgeübt worden, daß die betreffenden Haft: 
pflichtbeichränkungen in die Beförderungs- und Vertragsbedingungen der Eiſen— 
bahnen aufgenommen und hierdurch zum Beftandteil eines jeden einzelnen 


') Internat. Uebereint. Art. 41, N.H.G.B. 8 430 Ubi, 3, 8 438 Abi.5 ($ 457 
Abi. 3, 8 461 Abſ. 2, 8 464 Abſ. 2, 8 465 Abi. 2, 3 466 Abi. 4); Denkſchrift ©. 592; 
Gierte a aD. ©. 538; Gorden ©. 181. 

?) Internat. Uebereint. Art. 47 ff.; N.9.6.B. 8 432 Abi. 3; Dentihr. S 523. 

) internat. Uebereint. Art. 16; N.H. G. B. $ 435; Dentidhr. S. 545%; Mittel: 
itein ©. 73; Wanninger ©, 21 ff. 

*) Internat. Uebereink. Art. 24: N.H.G.B. 8 437; Dentſchr. S.526; Pappenheim 
S. 78; Staub zu $ 437. 

°) Internat. Uebereink. Art. 45 Abi. 2; N.H.G.B. 88 414, 439, Dentichr. zu 8 388 
de Entw. ©. 501 ff. u. zu $ 413 ©. 528; Mittelitein S. 76; Gorden ©. 181, 182. 

®, Internat. Uebereint. Art. 44; NH.G. B. $ 438; Dentihr. ©. 596-5238; Mittel 
jtein S. 75; Pappenheim ©. 47, 48; Staub zu $ 438. 

) A.H G. B. Art. 423—430. 
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Trachtvertrages gemacht wurden. Auch die Vorjchriiten der bisherigen Verkehrs— 
ordnung vom 15. November 1892 erlangten nur ala integrierender Teil des 
einzelnen Frachtvertrages verbindliche Kraft. Mit der wirklichen Sachlage ftand 
diefe Regelung aber nicht mehr im Einklang, da tatjädhlic die Befugnis der 
Eijenbahnen, den Umfang ihrer Haftpflicht innerhalb der im Handelsgeſetzbuche 
gezogenen Grenzen durch Vertrag feitzujegen, weggefallen war, jeitdem die den 
Vertragsinhalt bildenden Beltimmungen im Verordnungswege in bindender 
Weiſe vorgeichrieben waren. Unter diefen Umftänden erſchien e8 einfacher, die 
Haltung der Eifenbahnen derart zu regeln, daß die betreffenden Vorjchriften um- 
mittelbar, d. h. ohne den Ummeg einer Aufnahme in den Frachtvertrag, zur 
Anwendung kommen. In Webereinftimmung mit den bezüglichen Vorſchriften 
des internationalen Uebereinkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr,) melde 
in Bezug auf den Umfang der Haftpflicht der Eijenbahnen für Berluft, Be— 
Ihädigung oder verjpätete Ablieferung der Frachtgüter den Feſtſetzungen des 
Trachtvertrages feinerlei Raum gewähren, find daher die bisher nur im Ber: 
ordnungswege den Eilenbahnen gleihmäßig vorgeichriebenen Haftpflichtbedingungen 
unmittelbar in das Gejeß jelbit aufgenommen, aljo zu getegrichen Be⸗ 
ſchränkungen erhoben worden. Neben dem prinzipiellen Verbote der Aufſtellung 
von Bedingungen, welche mit der Eifenbahnverfehrsordnung im Widerſpruch 
ftehen, ?) find nunmehr die Fälle der Haftpflichtbeihränkung der Eijenbahnen 
im neuen Handelsgeſetzbuche einheitlih und gejeglic jiriert, derartig, 
daß die Eilenbahnen in diejen Fällen fraft des Geſetzes und ohne daß es einer 
weiteren tariſariſchen oder reglementariſchen Vereinbarung bedarf, nicht haft— 
pflichtig find.” 

Eine weitere erhebliche Aenderung betrifft die Ausdehnung des Umfangs 
der geſetzlichen Transportpflidt ber Eijenbahnen. Zwar find die 
Borausjegungen, unter welchen den dem öffentlichen Güterverkehr dienenden Eijen- 
bahnen eine auch privatrechtlich wirkſame Verpflichtung zur Uebernahme der 
ihnen angetragenen ®üterbeförderungen obliegt, im wmelentlichen diejelben ge- 
blieben.) Mit Rüdficht aber auf die für den durchgehenden Verkehr beftehenden 
Einrihtungen ift die bezügliche Verpflichtung den Eifenbahnen nicht, wie im 
alten Handelsgeſetzbuche, nur in Anjehung der Eingehung von Fradtgeichäften 
für ihre eigene Bahnftrede auferlegt, jondern auf die unmittelbare Be: 
förderung nad allen für den Güterverfehr beftimmten Stationen 
innerhalb des Deutjhen Reichs ausgedehnt worden.) Es iſt damit eine 
durch die Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1892 bereits im Verordnungswege 
getroffene Beftimmung zu einer gejeglichen erhoben worden. 

Sodann erfuhr der beftehende Rechtäzuftand dadurch eine mejentliche 
Aenderung, daß, während bisher der Grab ber Haftpflicht des gewöhnlichen 
Frachtführers und der Eifenbahn für Verluſt, Beichädigung und Verſpätung 


!) Art. 31 u. 32. 

) NH.G.B. 8 471 Abi. 2. 

2) N.H. G. B. 459, 460; Denkſchr. ©. 535, 536; Wanninger ©. 38. Eine Aus— 
nahme Bilden die Fälle ber 8 461 u. 468; vgl. nod Bappenheim ©. 18 fi. 

NH. 8 453. Gie entipreden dem bisherigen Art. 422 A.H.G. B. in 
Verbindung mit — SS 6, 49 u. 50 der Verk⸗Ord. und den Art. 2—5 des Internat. 
Uebereinfommeng (Dentihr. S. 538.) 

) M.H.G. B. $ 453 Abi. 1: Gierfe S. 535; Mittelftein S. 174, 175. Pgüslig 

bes Umfanges der Trandportpflicht im internationalen Eifenbahnverfehre ſ. Art. 1, 5 u. 
des Internat. lebereinfommens. 


910 Eger. Die Aenderungen des deutſchen Eiienbahntransportredts x. 


grundjälich der gleiche war (ex recepto), das neue Handelsgeſetzbuch die Haft- 
pflicyt des erfteren für alle Fälle auf die Sorgfalt eines ordentlichen Tradt- 
führerd herabgemindert, dagegen für die Eijenbahnen das bisherige ftrenge 
Haftpflihtprinzip bei Berluft und Bejhädigung beibehalten 
und mit gewifien Mobdififationen aud) auf die Berfäumung der Lieferzeit 
ausgedehnt hat.') 

Nicht minder einjchneidend ift die den Umfang des Schadenerjages 
betreffende Aenderung. Für die regelmäßige Bemeſſung desjelben war biäher 
der gemeine Handelswert bzw. gemeine Wert des Gutes am Ort und zur Zeit 
ber Ablieferung maßgebend. Das internationale Uebereintommen für den Eiien- 
bahnfrachtverkehr (Art. 34) hatte den gemeinen Handelöwert bzw. gemeinen Wert am 
Ort und zur Zeit des Verjandes adoptiert. Dieſer Grundjag ift im neuen 
Handelsgeſetzbuch (8 457) auch für die Eijenbahnen angenommen, dagegen für 
den gewöhnlichen Frachtführer — der Haftung des Binnenfchiffers entiprechend — der 
bisherige Modus beibehalten worden ($ 430). freilich ift dadurch nunmehr die 
höchſt mißliche Verjchiedenheit entitanden, daß im internen TFrachtverfehre für 
das gewöhnliche Frachtgeſchäft der Wert am Ort und zur Zeit der Ablieferung, 
für das Eijenbahnfradhtgeichäft der Wert am Ort und zur Zeit des Berfands 
maßgebend ift.”) 

Die bisherige allgemeine Beſchränkung des Werterjaßes auf einen 
Wert, der einen im voraus beitimmten Normaljfag nicht überfteigen joll,’) if 
fortgefallen und nur nad) Analogie des internationalen Uebereinfommens die 
Einführung von Höhftbeträgenin Ausnahmetarifen unter ber Voraus— 
jegung geftattet, daß diejelben eine Preisermäßigung für den ganzen Zranäport 
gegenüber den gewöhnlichen Zarifen enthalten und der gleihe Normaljat au 
die ganze Transportitrede Anwendung findet.) Auch für den Fall bes Ber: 
[uftes oder der Beichädigung von Geldern, Wertpapieren, Koftbarfeiten und 
Kunftgegenftänden ift e3 aus Gründen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit geftattet, 
die Erjaleiftung für einen nicht durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit 
ber Eıjenbahn entjtandenen Schaden nad näherer Beitimmung der Verkehr: 
ordnung auf einen bejtimmten Höchſtbetrag zu beichränten.“) Das gleiche gilt 
für das zur Beförderung aufgegebene Reilegepäd.‘) 

Ebenjo find die Normen über die Erhöhung des Werterjages ent 
ſprechend dem internationalen Uebereinfommen geändert worden. An Stelle der 
bisherigen Wert: und Intereffedeflaration ’) ift eine neue Angabe des Inter— 


) N.H. G. B. 883 456, 466. Zur Begründung wird darauf hingewieſen, daß die 
Milderung der Haftpflicht des gewöhnlichen Fradtführers für die Bedürfnifie des Ber: 
kehrs genfige und auch bereit3 im Binnenichiffahrtögejep eingeführt worden jei. Dagegen 
ericheine bei den Eijenbahnen mit Rückſicht auf ihr tatjächliche® Beförderungsmonopol und 
ihre größere Leiftungsfähigfeit die Beibehaltung der bisherigen weitergehenden Haftung 
für Verluſt und Beihädigung, jowie die Aufnahme des jtrengeren Haftungsgrundiages 
des Art. 39 des Internat. Uebereinfommens für Verſpätung gerechtfertigt. In den Einzel 
heiten der Faſſung find hierbei die Art. 50 u. 39 1. c. maßgebend geweien. (Denticr. 
©. 519, 539 ff., 543 ff.) Gorden ©. 179; Staub $ 429 Ziff. 3; Wanninger S. 54 — 
Gegen die Abweihungen vom allgem. Frachtrecht erklärt jih Pappenheim S. 70-75. 

2) Gorden, Eiſenb.Entſchl. XVI, AnlagesHeft IH, Seite 17; Mittelftein S. 71, 176: 
Dentihr. S. 541, 542. 

>) 1.9.6.8. Art. 427. 

*, Internat. Uebereinf. Art. 35; N.H. G. B. $ 461, Denfihr. S. 541, 542. 

9 N.H.G. B. 8 462, Verk⸗Ord. 8 81 Abi. 2; Denkſchr. S. 541, 542. 

% N.H.G.B. 8 465 Abjap 2; Verk.-Ord. $ 34 Abi. 4. 

7, 4.9.8.8. Art. 427. 
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eſſes an der Lieferung getreten, welche den Deklarierenden berechtigt, nicht 
nur den Erſatz des wirklichen Schadens, d. h. des gemeinen Handelswerts bzw. 
gemeinen Werts zu verlangen, ſondern darüber hinaus auch den nachweislich 
weiteren Schaden (entgangenen Gewinn) bis zur Höhe des deflarierten Betrages 
und das Intereſſe an der rechtzeitigen Lieferung umfaßt.') 


Sodann ift auch bie Friſt, binnen welcher die Eifenbahn wegen einer 
Minderung oder Beihädigung des Gutes, Die bei der Annahme bdesjelben 
Außerlih nit erfennbar war, in Anjpruc genommen werden fann, im 
Einklang mit dem internationalen Webereintommen von vier Wochen auf eine 
Woche herabgejett.?) 

In Uebereinftimmung ferner mit dem internationalen Uebereinkommen ift 
eine Beftimmung neu hinzugefügt, wonad) jeder Haftpflihtanjprucd gegen 
die Eijenbahn auf Grund bes Tyrachtvertrages verwirkt ift, wenn von ber 
Beförderung audgeichloffene oder nur bedingungsmeile zugelaffene Gegenjtände 
unter unrichtiger Bezeihnung zur Beförderung zugelaffen oder die vor: 
gelehenen Sicherheitsmaßregeln vom Abſender unterlaſſen werden. 
Dadurch ift der bezüglichen, bereit3 in der Verfehrsordnung vom 12. November 
1892 enthaltenen Vorſchrift nunmehr die gejeglihe Grundlage gegeben. °) 


Des weiteren haben im Anſchluß an das internationale Uebereinfommen 
die Vorſchriften über die furze Verjährung mehrere wejentliche Nenderungen 
erfahren. Einerjeit3 ift die einjährige Verjährungsfrift nicht nur auf Anjprüche 
gegen die Eilenbahn wegen Rüderftattung zu viel, jondern aud auf Ans 
Iprüche der Eifenbahn wegen Nachzahlung zu menig erhobener Fracht oder 
Gebühren ausgedehnt, andererfeits ift der Reklamation die Wirkung einer 
Hemmung der Berjährungsfrift beigelegt worden.*) 


Endlich ift nach Analogie des internationalen Eiſenbahnfrachtrechts die 
Berechtigung des Abjenders, fich von der Eifenbahn den Empfang des Gutes 
auf einem Duplifate des Frachtbriefs beſcheinigen zu laſſen und den 
Empfänger durch Ueberjendung dieſes Duplifats jchon vor der Ankunft des 
Guts am Beſtimmungsorte eine Sicherheit gegen nachträgliche Verfügungen über 
da3 Gut zu verihaffen, im neuen Handelsgeſetzbuche anerkannt. Es iſt bejtimmt, 
dad dem Abjender im Falle der Ausftellung eines Duplifats ein Verfügungs— 
recht nur zufteht, wenn er das Duplikat vorlegt, und die Eijenbahn für Be: 
jolgung von Verfügungen ohne Vorlegung desjelben haftbar iſt.“) 


1) Internat. Uebereint. Art. 38; N.H.G. B. $ 463, und Denkſchr. S. 542. 

2) Internat. Uebereint. Art. 44 Abi. 2 Ziff. 4a; N.H. G. B. 8 464; Denktſchr. S. 542; 
Banninger S. 60; Gareid ©. 676; Pappenheim ©. 47. 

) internat. Uebereint. Art. 43; N.H.G. B. 8 467; Verk.Ord. $ 89; Denkſchr. zu 
$ 440 d. Entw. ©. 544. 

*) Internat. Uebereint. Art. 12 Abi. 4; N.H.G.B. $ 470; Verk-Ord. $ 61 Abi. 5 ff., 
8 9; ee 3. 8443 d. Entw. S. 545, Gorden ©. 181; Pappenheim ©. 83, Banninger 
©. 74 


6) Internat. Uebereint. Art. 8 Abſ. 5 u. Art. 15 Abi. 2; N.H.G. B. 8455, Bert. 
Orb. 8 54 Abi. 5, 8 64 Abſ. 2, Denkſchr. zu 8 429 d. Entw. ©. 539, Gierle S. 536, 
Mittelftein S. 175, Staub z. $ 455. Ein wejentliher Unterſchied iſt jedoch, daß 
nach dem Internat. Uebereintommen das Duplifat obligatorijh, nah dem N.H.G. B. 
und der Bert.:Ord. fakultativ iſt. 
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V. 


Die Emanation des neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches und die erheblichen 
Aenderungen, welche durch dasſelbe ſowohl die Normen des Frachtgeſchäfts im 
allgemeinen (8 452—452), wie auch des Eiſenbahntransportrechts im be: 
jonderen ($$ 453— 473) erfuhren, machten die Einführung einer neuen Verkehrs: 
ordnung für die Eijenbahnen Deutichlands notwendig, welche unter der Be- 
zeichnung Eiſenbahn-Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 vom 
Bundesrate beichloffen und durd Bekanntmachung des Reichskanzlers im Reichs: 
Gejegblatt von 1899 Nr. 41 ©. 557—659 publiziert worden iſt.) Die neue 
Eiſenbahn-Verkehrsordnung, welche an die Stelle der bisherigen Verkehrsordnnung 
für die Eijenbahnen Deutichlands vom 15. November 1892 gejegt und zugleich 
mit dem neuen Handelögejegbudye vom 10. Mai 1897 am 1. Januar 1900 
in Kraft getreten iſt, hat einerjeits die durch dasſelbe bewirkten vorerörterten 
Aenderungen des alten Handelögefegbuches aufgenommen, andererjeits aber aud) 
die Modifikationen, welche das internationale Uebereinkommen über den Eijen: 
bahnfrachtverlehr durch das zu Paris vereinbarte Zufag:Uebereinftommen 
vom 16. Ju ni 1898 erfahren hat, ſoweit fie nicht bereit in das neue 
deutiche Handelögejegbuch übergegangen find und dies im Rahmen besfelben 
tunlich erichien, in Berüdfichtigung gezogen.?) Auch wurde diefer Anlaß benukt, 
um zugleich einige jonftige Aenderungen und Ergänzungen, welche zweckmäßig 
erichienen, vorzunehmen und einzufügen. 

Ubgejehen von der prinzipiellen Aenderung des Rechts— 
harafters der neuen Eilenbahnverkehrsordnung vom 26. Oktober 1899, 
welche zu einer Rechtsverordnung erhoben worden ift, und abgejehen von der durch 
die Umgeftaltung der Abſchnitte 6 und 7 des Buches III des neuen Handels 
geſetzbuches über das Frachtgeſchäft und die Eiſenbahn-Perſonen- und Güter: 
ag! gebotene Aenderung einer Reihe materiellrehtliher Normen, 
lehnt fi) die neue Eijenbahnverfehrsordnung in Form, Faſſung und Einteilung 
vollftändig an die bisherige Verfehrsordnung an. Die Nenderungen der Ber: 
fehrsordnnung zogen notwendig auch entiprechende Aenderungen und Ergänzungen 
der von der Generalfonferenz der deutſchen Eifenbahnverwaltungen ausgehenden 
Allgemeinen Zujagbejtimmungen fowie der Allgemeinen Ab— 
fertigungsvorſchriften nad) fi, an welche ſich folgeweie bezügliche Aen⸗ 
derungen der befonderen Zujagbeftimmungen ber einzelnen Staats und 
Privatverwaltungen angeichloffen haben. 

Auf diefen Grundlagen beruht jeit dem 1. Januar 1900 das Deutjche 
Eifenbahntransportredit. 


) Damit ftimmt die von Bayern für jein Gebiet am 16. Dez. 1899 erlafiene und 
jeit 1. Jan. 1900 eingeführte Vert.-Ord, — bis auf die Aenderung der Behörden — über: 
ein. ni BD. u. Anz.⸗Bl. 1899 Nr. 81.) 

) Vgl. Erl. des Preuß. Dintft. d. öffentl. Arb. v. 26. November 1899; E. V. Bl. 1899 
Nr. 44 ©. 333, 334; Gorden, Eiienb.-Entih. XVI, Anlageheft TI ©. 3 ff.; Coermann, 
Eijenb.-Entih. XVIS. 175 ff. — Das Defterr.-IIngar. Betr.Regl. v. 10. Dez. 1892 ift dur 
4 Nadjträge: I. 1. Sept. 1893 und II. 1. März 1895 (betr. Anl. B), III. 15. April 1898 
(betr. 58 16, 42, 44, 47, 51, 53, 56, 63, 84 und Anl. B. C, D, R.G. Bl. 1898 Nr. 48), 
IV. 3. Juli 1900 (betr. Eingangs-Beft. u. 88 1, 6, 7, 10, 14, 16, 21, 24, 25—82, 34 u. 
86 u. Anl. B, R.G.Bl. 1900 Nr. 104) mit der deutihen Berfehrsordnung tunlichſt in 
Uebereinftimmung erhalten worden. 
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Die Berficherungspflid;t des Bühnenperfonals. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Fuld in Mainz. 


Die Trage, ob das bei Theater, Schaufpiel- und ähnlichen Unternehmungen 
mitwirfende Perſonal nad) Maßgabe der VBorjchriften des Invaliden- und Alters- 
verſicherungsgeſetzes der Verſicherung unterworfen jei, ift unter der Herrſchaft 
der älteren Redaktion desjelben in übereinftimmender Weiſe beantwortet worden 
und zwar in demjelben Sinne, in dem ſich die Anleitung des Reichs-Ver— 
fiherungsamtes über den Kreis der verficherungapflichtigen Perſonen aus- 
geiprochen hatte. Das Amt hatte erflärt, daß diejenigen Perjonen, welche nicht 
mit ausführenden Arbeiten vorwiegend materieller Art, jondern mit einer ihrer 
Natur nad) mehr höheren, mehr geiftigen, wiffenichaftlichen oder fünftleriichen 
Tätigkeit beijchäftigt werden und durch ihre joziale Stellung fi über den 
Perſonenkreis erheben, der nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauch und vom 
Standpunkt wirtichaftliher Auffaffung dem Arbeiter: und niedern Betriebsbe— 
amtenftanbe angehört, der Verficherungspflicht nicht unterliegen. Hierauf fußend 
gelangte man zu folgenden Grundjägen, welde, ſoweit erfichtlih von ben 
Regierungen ſämtlicher Bundesftaaten angenommen und aud in ber Redt: 
ſprechung der VBerwaltungsgerichte und Gerichte in der Hauptjache durchaus be= 
folgt wurden. Das Perjonal der bei Unternehmungen von künftleriichem Werte 
mitwirfenden Perjonen ift ala nicht verfiherungapflichtig bezeichnet worden ohne 
Unterjchied zwijchen dem auf der Bühne oder in dem Orchefter mitwirfenden 
Perjonal und ohne Rüdfiht auf die indivibuelle Leiftung bes einzelnen aus— 
übenden Künftlers, dieſes Wort im meiteften Sinn gebraudt. Im * 
hierzu hat man das Perſonal der Schauſtellungen ohne höheres Kunſtintere 
ſchlechthin für verſicherungspflichtig erklärt und zwar ebenfalls wiederum, ohne 
auf die individuelle Leiftung irgendwie Gewicht zu legen, bier wie dort wurde 
der Gejamtcharatter des Unternehmens ala maßgebend erachtet und zwar aus 
ſchließlich. Was die Frage betrifft, bei welchen Unternehmungen man das Vor: 
handenjein eines höheren Intereſſes der Kunft oder Wiſſenſchaft annehmen konnte 
oder verneinen mußte, jo war man der Auffaffung, daß hierbei die befannten 
BVorichriften der Gewerbeordnung, 88 33a, 33b und 8 55 Ziffer 4 entiprechend 
zu verwerten jeien. Eine Ausnahme von der Berficherungspflicht der Inter 
nehmungen ohne höheres Intereſſe der Kunft ober Wiſſenſchaft wurde indefjen 
bezüglid der jogenannten Spezialitäten gemacht, da hierbei den Ausübenden zu— 
meift der Charakter von jelbftändigen Gewerbetreibenden beigelegt wurbe; jelbft- 
verftändli wurden aber die Diener jowie die Gehilfen bei den Produktionen 
ber Spezialitäten der Berficherungspflicht umterftellt. Kein Zweifel beitand 
darüber, daß aucd bei Bühnen und ähnlichen Unternehmungen, deren Charakter 
ala Kunftinftitut nicht zu beftreiten ift, die Perjonen, die Dienfte niederer Art 
leiften, wie Statiften, Qampenanzünder, Garderobebiener, Beichließer und ber: 
gleichen mehr, aljo überhaupt die zu dem techniſchen Perſonal gehörigen ‘Per: 
jonen der Verficherungspflicht unterworfen find. Es läßt fich wohl nicht leugnen, 
daß dieje Stellung der Recdtsübung nicht nur den Anjihauungen der — 
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jondern aud der Auffafjung der ordentlichen Gerichte entipriht. So hatte ſchon 
das Neichögericht in der Entſcheidung vom 21. März 1887, abgebrudt in Bd. 17 
©. 91 der Entſcheidungen in Zivilſachen, welche ſtets bei der N er der 
Frage herangezogen worden ift und heute noch herangezogen wird, den Sab aui: 
geftellt: „Zu feiner Zeit hat man die Sänger, Schaufpieler und Ballettänzer 
und Orcheftermitglieder als die Arbeiter des Theaterunternehmers, letztern als 
den Arbeitgeber der Bühnen: und Oxceitermitglieder bezeichnet; ebenjo ferne 
lag und liegt die Bezeichnung diefer vom Theaterunternehmer engagierten Künftler 
ala Gewerbegehilfen.” Auch die Anwendbarkeit des Begriffs des Betrieböbe: 
amten auf das Bühnenperjonal lehnt das Reichsgericht ab, das daran fefthält, 
e8 beftehe zwiſchen den Iheatervorftellungen als jolden und dem Xheaterunter- 
nehmen ala Gewerbe fein innerer, jondern nur ein äußerliher Zufammenbang, 
nämlih inſoweit als der Unternehmer beabfichtige, mittels Benutzung jeiner 
ag einen Erwerb zu erzielen. In der Literatur hat man, den Aus- 
führungen Rofins folgend, zumeift Wert darauf gelegt, dab bie ihrer ganzen 
Natur nach höhere, d. h. den Erwerbszweck überragende, immaterielle Tätigkeit, 
beſonders die freie geiltige Tätigkeit des Gelehrten und Literaten, jowie die 
Tätigkeit bes Künſtlers niemals den Begriff des Arbeiterd zu erfüllen vermöge, 
biefe Perjonen jeien nicht Objeft der Arbeiterfrage, mit der fid) die Spezial: 
gefeßgebung über die öffentlicherechtliche Verſicherung beichäftige. Dieſe Rechts 
auslegung hatte nicht nur Bedeutung für die Anwendung des Invaliden: und 
Altersverſicherungsgeſetzes, ſondern aud, wenn ſchon nicht im gleichen Grabe, 
für bie Anmwendung des Kranfenverficherungsgejeßes. Es wurde num nidht wer: 
fannt, daß bie Ignorierung des individuellen Moments bei diefer Frage einen 
gewiflen Widerſpruch mit der Rechtsübung und Rechtsauslegung enthalte, bie 
fih in Anfehung anderer Vorichriften der Berficherungsgeiege entwidelt Hatte; 
man täufchte ſich darüber nicht, daß ſonſt die Beichäftigungsart des Einzelnen 
da8 Entjcheidende jei und es ihr gegenüber auf den Charakter eines Unter: 
nehmens nicht anfomme; jo ift beilpielaweije die Verwaltung eines engern ober 
weitern Kommunalverbandes ficherlich nicht ala der Kompler einer Summe von 
Tätigkeiten aufzufaflen, die auf einen Erwerbszweck gerichtet find und ſich durch 
die hierauf ſich richtende Abficht kennzeichnen laffen und doch fehlt e8 nicht an 
in den Bureaus diejer Verbände beichäftigten Perjonen, fir welche die Ver— 
fiherungspflicht ſchon nad) der älteren Redaktion des Geſetzes in Kraft zu treten 
hatte. Die ſich aus diefer Erwägung ergebenden Bebenten waren aber ebenio- 
wenig imftande, die Rechtsübung zu einer Modiftfation ihrer Haltung in An: 
ſehung ber Verficherungäpflicht des Bühnen= und Orchefterperfonals zu beftimmen, 
wie bie unter dem Gefichtspunfte der Bedürfnisfrage erfolgenden Darlegungen. 
Daß ein Bedürfnis für die Verficherung eines großen Teils des Bühnenperjonals 
beftand und aud) noch beiteht, läßt fich allerdings nicht beftreiten ; aber diefem Ilm: 
ftande kann für die Auslegung der dem geltenden Rechte angehörigen Interpretations: 
frage eine juriftiiche Bedeutung nicht zukommen, derjelbe würde nur für den 
Geſetzgeber bei einer eventuellen Ausdehnung der Tragweite der Berfiherungs- 
pflicht von Wichtigfeit jein. Uebrigens konnte, wenigftens unter der Herrichaft 
des älteren Rechts, gerade diejen Argumentationen mit einigem Recht entgegen 
gehalten werben, dab der Gejetgeber nicht beabfichtigt habe, den Normen über 
die objektive Verficherungspflicht eine derartige Ausdehnung zu geben, daß bie 
BVerfiherung den Charakter als Arbeiterverfiherung verliere und zu einer Ver— 
fiherung würde, der aud) jolde Perjonen kraft des gejeglichen Zwangs anzu— 
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gehören hätten, welche zwar nicht Arbeiter jeien, noch von der Geleßgebung und 
- allgemeinen Rechtsüberzeugung ala ſolche betrachtet würden, die ſich aber gleich 
wohl nicht wejentlich über das Niveau des Eintommens des Arbeiterd erheben 
fönnten. So wenig in Anfehung dieſer Trage die herrichende Lehre zu einer 
Modifikation ihrer Auffaflung zu bringen war, ebenjowenig war dies zu er: 
reichen in Bezug auf die Unterfcheidung zwiichen Unternehinungen, die mit einem 
höheren Intereſſe der Kunft oder Wiſſenſchaft verbunden find und ſolchen, denen 
dies Intereſſe ſehlte. Es war gewiß nicht unberechtigt, werın bemerkt wurde, 
daß dieſe gewerbepolizeiliche Unterfcheidung doch nur für die Gewerbepolizei Wert 
befige und ihre Verwertung auf dem bes Zufammenhangs mit dem Gewerbe 
polizeirecht entbehrenden Gebiete der öffentlich-rechtlichen Verſicherung daher nicht 
zu fruchtbringenden Ergebniffen für diejes führen könne. Die Praris ließ ſich 
auch hierdurch nicht beirren, an dem allerdings jehr bequemen und im Einzel: 
falle mit Leichtigkeit die Abgrenzung geftattenden Merkmale feitzubalten, deſſen 
Anwendung allerdings dahin gelangen mußte, daß in der Praxis gewiffe innerlich) 
nicht zu rechtiertigende Widerſprüche in Anjehung ber Unterftellung des Bühnen: 
perjonald unter die Verficherungspflicgt hervorgerufen wurden. Diejer Rechts- 
lage bejand ſich die Gejeßgebung gegenüber, als fie bei Gelegenheit der Revifion 
des Invaliden- und Altersverfiherungsgeieges fich veranlaßt jah, in dem an 
Stelle diejes tretenden Invaliden-Verſicherungsgeſetz den Kreis der der Ber: 
fiherungäpflicht unterftellten Perſonen zu erweitern und zwar mit Rüdficht auf 
Perſonen zu erweitern, welche nicht ſowohl eine materielle, ala vielmehr eine 
immaterielle Zätigfeit ausüben und zwar eine ſolche, die auf geiftigwiflenichaft- 
lichem Gebiete liegt und wenigstens teilweiſe über den Erwerbszweck hinausragt. 
In $ 1 Ziffer 2 des Gejeßes vom 13. Juli 1899 werden als verficherungs- 
pflichtig genannt einmal, wie jhon in dem älteren Gejege, Betrieböbeamte, 
Handlungsgehilfen und Lehrlinge mit Ausnahme der in Apotheken beichäftigten 
Gehilfen und Lehrlinge, ſofern fie Lohn und Gehalt beziehen, aber nicht über 
2000 ME. im regelmäßigen Jahresdurchſchnitt hinaus, ſodann aber Werkmeifter 
und Techniker und jonftige Angeftellte, deren dienftliche Beſchäftigung ihren 
Hauptberuf bildet, jomwie Lehrer und Erzieher, alle unter der gleichen Voraus— 
Am wie jene. Für die Aufnahme der Werkmeifter und Techniker und ihre 
beiondere Namhaftmahung neben ben Betrieböbeamten war ber Umſtand be- 
ftimmend, daß aud in der Novelle zu dem Krankenverfiherungs-Gejege vom 
10. April 1892 diefe Perjonen beſonders genannt worben waren und aud die 
Gewerbeordnung in der Faſſung des Gejeges vom 1. Juni 1891 fich hierzu 
veranlaßt geſehen hatte; eine jachliche Aenderung der Tragweite des Geſetzes ift 
mit diejer Redaktion nicht verbumden gemweien, da ſchon bisher Werkmeiiter und 
Techniker als Betriebsbeamte im allgemeinen ala verficherungspflichtig betrachtet 
wurden ; demgemäß jahen auch die Motive zu $ 1 des Entwurfs davon ab, 
diefe Modifikation des Eingehenden zu begründen. Dagegen ijt dies geichehen, 
um die Aufnahme der weiteren Kategorie, der jonftigen Angeftellten, in das 
Geſetz zu rechtfertigen. In diefer Beziehung weiſen die Motive darauf hin, 
daß die Rechtiprehung den Begriff des Betriebsbeamten im $ 1 bes Gejeßes im 
wejentlihen ebenjo aufgefaht habe wie in den anderen Berficherungägejeßen, 
insbefondere dem Unfallverficherungsgejeg und unter Betrieb einen nbegriff 
fortdauernder wirtichaftlicher Tätigkeit veritanden habe; daher jeien Perſonen, die 
ſich nad) Art ihrer Tätigkeit über den Kreis der Arbeiter und Gehilfen erheben, 
aber ihrer jozialen und wirtichaftlichen Stellung nad den verfidherungspflichtigen 
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Betriebsbeamten gleichftehen, aus der Verficherungapflicht herausgefallen, wofür 
ein haltbarer Grund nicht — ſei. Es wird des weitern darauf hinge— 
wieſen, daß auch über die Verſicherungspflicht der Hausbeamten beiderlei Ge— 
ichlechts, welche über den Stand der Dienſtboten hinausragen, häufig Zweifel 
in ber Praris beftanden hätten. Um dieje für die Zukunft unmöglich zu machen, 
wird die Aufnahme der Kategorie „jonftige Angeitellte“ empfohlen, die um: 
fafjend genug fei, um ſolche Hilfsperionen eines Arbeitgebers im Haushalt oder 
bei jonftigen Verrichtungen und joldhe in Dienften von Kommunalverbänden 
ftehende Beamten ohne Penfionsanwartihaft in die Verficherungspflicht einzu: 
beziehen, deren Tätigkeit in wirtichaftlicher und jozialer Beziehung diejenige des 
Arbeiterd und Gehilfen überragt und derjenigen des Betrieböbeamten gleich oder 
nahe ſteht. Die Motive führen ala Beiſpiel an, daß hiernach aud ala Hilfs— 
arbeiter der inneren Miffion demnädft als verficherungspflichtig zu betrachten 
jeien, welche feine höhere, mehr wiſſenſchaftliche Tätigkeit ausüben. m weiteren 
Verlaufe der Ausführungen beichäftigen fich die Motive damit, daß nad bis- 
berigem Recht auch ſolche Perjonen der Verſicherungspflicht entzogen jeien, welche 
nicht vorwiegend körperlich arbeiten, jondern ſich einer ihrer Natur nad mehr 
höheren, mehr geiftigen, aljo wiffenichaftlichen oder fünjtleriichen Tätigkeit widmen. 
Sie führen dann ausführlid die Gründe an, die dafür jprechen, die Lehrer und 
Erzieher der Verficherungapflicht zu unterwerfen. Ein Saß, der ſich dajür ver: 
werten ließe, daß es die Abficht der Gejeggebung geweien wäre, grundſätzlich 
mit dem Ausſchluß derjenigen Perſonen von der Verficherungspflicht zu brechen, 
welche nicht vorwiegend körperlich, jondern geiftig arbeiten, ijt in den Motiven 
indefien nicht enthalten; denn die Behauptung, es jei grundlos, zu befürchten, 
daß die joziale Stellung der Lehrer und Lehrerinnen durch Einbeziehung in die 
reichögejegliche Verficherung würde herabgejettt werden, kann unmöglich in diejer 
MWeife verwertet werden, mag man bdiejelbe aud in weiteitgehendem Sinne 
auffaffen. Das Reichöverfiherungsamt hat nun auch unter der Herridaft des 
neuen Rechts an jeiner früheren Stellung zu der Verfiherungapflicht des Bühnen- 
perjonals feſtgehalten; eine Revifionsenticheidung, die ſich damit befaßte, jcheint 
allerdings bisher noch nicht ergangen zu fein, aber die allgemeine Anleitung 
über den Kreis der nad) dem nvalidenverficherungs-Gejege verficherten Per: 
jonen vom 19. Dezember 1899 nimmt vollftändig den gleichen Standpunkt ein 
wie früher und aud) Rofin fteht auf dem Standpunkt, daß die Mitglieder der 
Bühnen. die einem höheren Intereſſe der Kunſt oder Wiflenichaft dienen, nicht 
zu den ſonſtigen Angeitellten des $ 1 zu rechnen jeien; die immaterielle, den 
Erwerbszweck überhaupt überichreitende und daher nach der Volksanſchauung gar 
nicht ala Lohnarbeit zu qualifizierende, rein geiftige, wifjenichaftliche, fünftlerijche 
religiöje Arbeitstätigfeit ſei unbedingt verficherungsfrei, au) dann, wenn ber 
Tätige einen geringeren SJahresgehalt ala 2000 ME. empfange, weil eben 
bier, wo die Arbeit nicht für den Lohn geleiftet werde, auch der geringere Be— 
trag des leßteren feinen Schluß auf die niedrigere Qualififation der Leiftung 
und der jozialen Stellung des Leiftenden geſtatte. Dieje Auffaſſung ift neueftens 
mehrfach angegriffen worden und man hat behauptet, daß einerjeit3 die Ge— 
Ihäftsanmweifung des Reichs-Verſicherungsamts ſich mit dem Willen des Gejetes 
in Widerſpruch jeße, das die Verſicherungspflicht auch auf Perfonen in Berüd- 
fihtigung ihrer ſchlechten wirtichaftlichen Lage ausdehnen wolle, welche eine vor- 
wiegend geiftige Tätigfeit entjalteten, anderjeits hat man gejagt, daß die Rofinjche 
Anschauung an einem übertriebenen dealismus leide, welcher den wirklichen 
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Lebensverhältniffen fremd gegenüberftehe und durch fie geradezu verleugnet werde; 
die Verficherungapflicht der Bühnenangeftellten, deren Jahreseintommen 2000 ME. 
nicht überfteige, alſo in erfter Linie der Mitglieder des Chors und Balletkorps, 
jei durch die neue Faſſung des Svalibenverfiherungs-@efches gegeben. Es ift 
dem gegenüber vor allem zuzugeben, daß vom Standpunkt des Bebürfniffes die 
Erftredung der VBerfiherungspflicht auf die genannten Berjonenklafjen nicht ernftlich 
beitritten werden fann und es dürfte hierüber auch da faum eine Meinungs: 
verfchiedenheit beftehen, wo man der Anficht ift, daß auch das geltende Geſetz 
fi in der Stellungnahme zu der frage nicht von dem früheren unterjcheide. 
Zur Genüge ift bekannt, daß die Angehörigen des Bühnenperjonal® nur jelten 
imftande find, durch eigene Spartätigkeit ſich eine Sicherung gegen die Zeiten 
der Ermwerbsunfähigkeit zu verichaffen und man weiß aud, daß die Leiftungen 
der Genofjenichaft deuticher Bühnenangehörigen nicht ausreichen, um die Ber 
dürfniffe und Anjprüche zu befriedigen, welche in dieſer Hinficht beftehen und 
feineswegd als ungeredhtiertigte oder übertriebene bezeichnet werden fünnen. 
Allein diejer Gefihtspunft kann für die Auslegungsfrage feine Bedeutung haben ; 
wenn auch naturgemäß bei der Auslegung der Vorſchriften eines jozialpolitiichen 
* in eminenteſtem Sinne, wie es das Invalidenverſicherungs-Geſetz ohne 
Zweifel darſtellt, den ſozialpolitiſchen Erwägungen neben den juriſtiſchen in aus— 
giebigem Maße Rechnung getragen werden kann, ja geradezu Rechnung ge— 
tragen werden muß, ſo kann doch auch bei der Berückſichtigung der ſozial— 
politiſchen Intentionen des Geſetzgebers nicht ſo weit gegangen werden, daß die 
Interpretation ſich an Stelle desſelben ſetzt und aus deſſen Grundgedanken eine 
Konſequenz zieht, an welche er wohl gedacht hat, die er aber nicht hat ziehen 
wollen. Selbſt wenn man nun die von Roſin vertretene Anſchauung, wonach 
bei der Tätigkeit auf der Bühne oder in dem Orcheſter der Erwerbszweck nicht 
derart in den Vordergrund trete wie bei der materiellen-manuellen Arbeit, ala 
eine richtige nicht bezeichnen kann, vielmehr hervorzuheben verpflichtet ift, daß 
diejelbe mit den tatjächlichen Verhältniffen nicht im Einklang fteht, muß dod 
anerkannt werden, daß die höhere geiftige, jei es wiflenichaftliche, ſei es künſtleriſche 
Arbeit, die Vorausjegung für die verficherungspflichtige Beichäftigung nicht ent: 
hält, joweit nicht das Geſetz dies in unzmweideutiger Weife anerkannt hat; dies 
ift aber nur geſchehen in Anjehung der Lehrer und Erzieher, deren Tätigkeit 
von der Gejeßgebung, wie aus den oben mitgeteilten Ausführungen der Motive 
hervorgeht, al3 eine rein geiftige betrachtet wird; die Rüdfiht auf die prefäre 
mwirtichaftliche Lage diejer Perſonen hat die Gefeggebung bewogen, fie ungeachtet 
diejes Charakters ihrer Tätigkeit für verficherungspflichtig zu erklären; es ift 
aber nicht nur nicht erfichtlich, daß man damit prinzipiell den Unterſchied zwiſchen 
materiellemanueller und immateriellsgeiftiger Arbeit als Vorausſetzung der Ver: 
ficherungspflicht habe bejeitigen wollen, ſondern e8 laffen im Gegenteil die oben 
mitgeteilten Aeußerungen der Motive feinen Zweifel darüber aufflommen, daß 
man an dem Standpunkte der Rechtſprechung, wonach die rein geiftige Arbeit 
grundjäglich außerhalb des Rahmens verficherungäpflichtiger Beſchäftigung falle, 
nad) wie vor feithalten und nur zu Gunften der Iehrenden und erziehenden 
Zätigfeit eine Ausnahme machen wollte. Ausnahmen find aber ftrengitens 
auszulegen und dies muß auch für die jozialpolitiihe Verſicherungspflicht— 
geießgebung als maßgebend angelehen werden. it dies richtig, jo ermeift 
ſich aber der Verſuch, die Bühnenangeftellten und Orcheftermitglieder zu ben 
ſonſtigen Angeftellten des $ 1 Inv. Verſ. Geſ. zu rechnen als verfehlt. Die Bei- 
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ipiele, welche in den Motiven bei der Rechtfertigung der Aufnahme diejer neuen 
Kategorie verfiherungspflichtiger Perjonen angeführt werden, beweiſen, dat man 
dabei an ſolche Perſonen gedacht hat, welche eine den Betriebsbeamten ähnliche 
Stellung befigen, aber doch nicht zu ben Betriebsbeamten gerechnet werden 
können ; die Unterjcheidung zwiſchen verficherungspflichtiger und verſicherungsfreier 
Tätigkeit darf jelbftverftändlich auch bei diefem Punkt nicht außer acht aelafien 
werben, fonft könnte auch der auf Kündigung angeftellte Magiftratsafleflor zu 
den jonftigen Angeftellten gerechnet und der Verficherungspflicht unterftellt werben. 
Hätte der Gejegeber bei der Aufnahme der fonftigen Angeftellten auch an die: 
jenigen Perjonen gedacht, deren Tätigkeit eine rein-geiſtig-künſtleriſche oder willen: 
ihaftliche ift, jo würde ein bejonberer Hinweis auf die Lehrer und Erzieher nicht 
mehr notwendig gemejen jein, da ja alsdann auch dieje zu den Angeitellten 
hätten gerecjnet werben müffen; aus dem Umftand, daß das Geiek neben ben 
jonftigen Angeftellten ausdrüdlich die Qehrer erwähnt, gebt aber hervor, daß bie 
geiftige Tätigkeit bei dem Begriff Angeitellte außer Betracht gelaffen wurde; 
man bat dabei lediglich an ſolche Perſonen gedadjt, welche zwar nicht mehr zu 
den eigentlichen Betriebsbeamten zählen, aber doch, ſei e8 geiellichaftlich, jei es 
mwirtichaftlich, eine benjelben ähnliche Stellung einnehmen. Bühnenmitglieder 
und Orceftermitglieder find aber, wie das Neichgericht in dem am Eingang 
angeführten Urteil ausgeiprochen bat, auch niemals ala Betriebsbeamte qualifiziert 
worden und es ericheint daher auch nicht wohl möglich, fie denjenigen Perjonen 
binzurechnen, welche als „Jonftige Angeftellte” den Betriebsbeamten gleich oder 
ähnlich find. Man hat num Bu a daß in den Motiven ipeziell auf die Hilfs- 
arbeiter der inneren Miffion hingewieſen werde, welche der Verſicherungspflicht 
zu unterftellen jeien; die Tätigkeit derjelben ſei durdaus eine immaterielle, fie 
werde auch nicht durch den Erwerbszwed charakterifiert, geichehe vielmehr zumeiit 
aus religiöjer Ueberzeugung, trogdem begründe fie die Verficherungspflicht; um 
jo mehr müſſe dann aber die Verfiherungspflicht bee Bühnen: und Orchefter: 
perjonals grundjäßlic; angenommen werden. Diejes Argument ift geeianet, auf 
den erften Blid einen beftechenden Eindrud zu machen, aber bei näherer Prüfung 
erweift ſich, daß die Schlußfolgerung feine zwingende ift. Die Tätigkeit des 
Hilfsarbeiters der inneren Miſſion ift allerdings eine immaterielle, aber fie iſt 
doch nicht vorwiegend eine geiftige höherer Art, fie fteht weder der wiſſenſchaft— 
lichen, noch der Fünftleriichen gleich und dies kann ruhig ausgeiprochen werben, 
ohne daß diejerhalb die Leiftungen der inneren Miſſion unterſchätzt werden follen. 
Ob es vom Standpunkte der jozialpolitiichen Füriorge beredytigt und wohlgetan 
war, die Hilfsarbeiter der inneren Miffion der DVerficherungspflicht zu unter: 
ftellen, andere Perjonen in ungefähr gleicher Stellung dagegen hiervon auszu— 
ihließen, bedarf im Rahmen diejer Erörterung feiner Unterſuchung, da die Aus- 
legungsfrage vollftändig unabhängig von diefen Erwägungen it. Aus alledem 
ergibt fi, daß auch auf dem Boden des neuen Invalidenverſicherungsgeſetzes 
die höhere geiftige Arbeit, möge fie dem wiffenjchaftlichen oder dem künftleriichen 
Intereſſe nutbar gemacht werden, die Berficherungspflicht nicht begründet mit 
alleiniger Ausnahme der Arbeit des Lehrers und Erzieher, welche zufolge 
pofitiver Beftimmung des Geſetzes der materiellen Arbeit gleichgeitellt worden ift. 

Die Ausſchließung der wiſſenſchaftlichen und fünftleriihen Tätigkeit von 
der die Verficherungspflicht begründenden Arbeit würde nun nod nicht mit 
Notwendigkeit dazu führen, den, wie bemerkt, in der Verwaltungspraris ange: 
nommenen Standpunft zu billigen, daß der Charakter des Unternehmens dafür 
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enticheidend fein joll, ob die Leiftungen der an ihm tätigen Perjonen künftleriiche 
bzw. miflenjchaftlihe find oder nit. Die Bedenken, melde gegen diejen 
Standpunkt geltend gemacht werben, find ſchon alt; daß fie grundlos erjcheinen, 
fann um jo weniger behauptet werben, als im übrigen durchaus anerkannt und 
feititehend ift, daß bie individuelle Arbeitäleiftung dafür enticheidenb ift, ob eine 
verficherungspflichtige Tätigfeit vorliegt oder nicht; weshalb joll dieſer Grund- 
ja gerade auf dem Gebiete nicht zur Anwendung fommen, auf welchem bie 
Unterſchiede zwiſchen ben einzelnen Leiftungen jo bejonders groß find? Daß mit 
der Verwertung der individuellen Tätigkeitsleiftung als entſcheidendes Kriterium 
erhebliche Schwierigkeiten bei den in frage fommenden Enticheidungen verbunden 
find, ift richtig, allein dies bildet feinen Grund, auf die Benügung des Unter: 
icheidungsprinzips zu verzichten, das jonft allgemein zur Verwendung fommt 
und auch aus begrifflihen Gründen fich als das richtige erweilt. Der Umſtand 
aber, daß hierbei eine gewiſſe Unficherheit entftehen würde, indem es fraglich 
wäre, welche Perionen der Berficherungspflicht unterworfen find und welche nicht, 
fann um jo weniger in Betradt fommen, ala die Nichtberüdfichtigung des in- 
dividuellen Moments dazu geführt hat, daß dieſelbe Perjon bald verficherungs- 
pflichtig ift, bald nicht, je nachdem fie an einem Unternehmen tätig ift, das als 
Kunftinftitut betrachtet wird oder nicht, mag auch ihre Leiltung in dem einen 
wie in dem andern Falle ganz die gleiche jein. Daß hieraus nicht nur aus- 
nahmsweiſe Mihftände mandherlei Art entitanden find, kann nicht geleugnet 
werden und es dürfte daher geboten jein, daß die Rechtiprechung ſich erneut Die 
frage vorlege, ob es nicht richtiger wäre, auch bei der Enticheidung der dieſem 
Gebiete angehörigen Streitfragen dem individuellen Moment die Bedeutung des maß 
geblichen und leben Kriteriums zuzuerfennen, die ihm jonft nicht verweigert 
wird. Ein gejeßlicher Hinderungsgrund beiteht für die Rechtſprechung und Verwaltung 
mitnichten und bie oft geäußerte Anficht, daß alsdann die Grenzlinie zwijchen 
materieller und immaterieller Tätigfeit werbe verwiſcht werden, ift durchaus uns 
begründet und fann nur als Irrtum bezeichnet werden; auch bei der Berüd- 
fichtigung der Art der individuellen Tätigkeit kann jehr wohl daran feitgehalten 
werden, daß die geiftige Tätigkeit im allgemeinen eine verficherungsfreie ift; 
es geichieht dies ja auch ſchon jeit dem Inkrafttreten ber urjprünglichen Redaktion 
des Invaliden- und Altersverficherungägejeges und e8 geichieht in noch weſentlich 
höherem Maße jeit dem Inkrafttreten der neuen Redaktion desjelben, wofür die 
Spruchpraris des Reichöverficherungsamtes genügenden Beweis liefert. Unrichtig 
iſt e8 auch zu behaupten, das Weien der Gejamtleiftungen der Bühne oder des 
Orcheſters ald Kunftproduft ſiehe einer ſolchen Berüdfihtigung der Yndividuali- 
tät der Leiftung des Einzelnen entgegen ; auch das Gemälde iſt ein Kunſtprodukt 
und ebenjo die Bildjäule; für die Herltellung jenes ıft die Tätigkeit des Farben— 
reiberö ebenjo notwendig, wie die Tätigkeit des Mobellftehers für die Schaffung 
dieſer. Gleichwohl bezweifelt niemand, daß fyarbenreiber und Modellfteher unter 
den geieglihen VBorausjegungen als verficherungspflichtige Arbeiter oder Gehülfen 
des Malers oder Bildhauer zu betrachten find, ſofern fie nicht, was allerdings 
bei dem Mobdellfteher fich häufiger fonftatieren läht als bei dem fyarbenreiber, 
ber Klaſſe der jelbitändigen Gewerbetreibenden zuzurechnen find. Daß aber die 
Tätigkeit diefer Perjonen für die Herſtellung des Kunſtproduktes ebenjo wichtig 
ift, wie die Leiftung des Chorſängers bei der Aufführung einer Oper oder bie 
Leiftung des Paufenjchlägers für die Aufführung einer Symphonie, kann mit 
Fug und Recht behauptet werden. Wenn nun die Rechtsübung fich entichließen 
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fönnte, au in Bezug auf das Bühnen: und Urchefterperfjonal den Maßſtab 
der individuellen Tätigkeit für die Verficherungspflicht als den entjcheidenden 
anzujehen, jo würde zweifellos ein ſehr erheblicher Teil diefer der Verficherungs: 
pflicht zu unterftellen fein, vor allem wohl das Chorperjonal und diejenigen 
Perjonen, welche dem Balletforps angehören; in Bezug auf die Verſicherungs 
pfliht der an den jogenannten Spezialitätenbühnen tätigen Perſonen würde aber 
eine Aenderung in der bisherigen Praris hierdurch, wenn überhaupt jo doch 
nur ganz ausnahmsweiſe herbeigeführt werden, da die Leiftungen derielben, ſo— 
weit fie nicht überhaupt jelbftändige Gewerbetreibende find, mögen fie aud an 
fi) als hervorragende zu erachten fein, doch des künftleriichen Charakters ent: 
behren; die injomweit vollfommen begründete Anſchauung ber Bevölkerung unter: 
jcheidet ſcharf zwiſchen diejen Leiftungen und den fünftleriichen, während fie die 
Leiftung der auf einer Spezialitätenbühne auftretenden Tänzerin mit der Leiftung 
des weiblichen Mitglieds des Balletkorps auf gleiche Stufe ftelt. Mit der 
Unterftellung des leßtern unter die Verficherungsflicht im allgemeinen verträgt 
es fich aber ganz gut, eine wirklich künſtleriſche Tätigkeit auf dem Gebiete der Tanz— 
funft als verficherungsfreie zu betrachten und man fann hierin nicht einen Wider: 
ſpruch mit obigem erbliden. Es fommt eben ganz auf die Individualität der 
Zätigfeit an; erhebt ſich diejelbe zu künſtleriſch-wiſſenſchaftlicher, jo ſcheidet fie 
aus dem Kreiſe der verficherungspflichtigen aus, während fie demjelben einer: 
leibt bleibt, wenn fie fi ala eine mehr mechaniſch-materielle qualifiziert. Mit 
den legten Intentionen, welche die Gejeßgebung bei Einführung der Jmvaliden: 
und Alteröverfiherung geleitet haben, bürjte dieje Auffaffung doch jedenialls 
mehr im Einklang ſich befinden, als die ſich der Unterjcheidung der betreffenden 
Unternehmungen nad) gewerbepolizeirechtlichen Gefichtäpunften befleifgigende, bei 
welcher das individuelle Moment naturgemäß vollftändig ignoriert werden mußte. 
Daß die Ignorierung diejes Umftandes in letzter Linie auch dafür verantiwort: 
lich zu maden ift, daß man dem Begriff des ausübenden KHünftlers eine nah 
Lage der Verhältniffe nicht zu rechtfertigende Ausdehnung vielfach gegeben und 
auch Perjonen hierher gerechnet hat, deren Leiftungen nicht über das Gebiet der 
mechanijch:materiellen hinausragen, wird inhaltlid) der Rechtsübung ebenfalla 
faum beftritten werben dürfen. Die VBerwaltungspraris hat nicht nur ausnahmaweiie 
die Verficherungspflit der an den Bühnen angeitellten Souffleur® und Sout: 
fleujen verneint, weil fie annahm, daß es ſich auch hierbei um geiftige Leiftungen 
handle. Selbſt auf dem Boden ber biöher jeftgehaltenen Anſchauung ift aber 
bieje Qualififation mehr als bedenklich; zwiſchen dem techniichen Perjonal und 
bem ausübenden Perjonal ift ftets jcharf zu unterjcheiden und aud das Reich— 
gericht Hat in der mehrfach, erwähnten Enticheidung hierauf hingewieſen. Die 
Tätigkeit des Souffleurs und der Souffleufe ift ohne Zweifel für die Bühne eine 
höchſt wichtige und vorbehaltlos kann und joll zugegeben werden, daß bie Täüchtig— 
feit dieſer Perjonen für die erfolgreiche —2 einer Aufführung, gleich 
viel, ob Schauſpiel oder Oper, ein mitnichten zu unterſchätzender Faktor it. 
Aber gleichwohl ift diejelbe eine rein mechanilche, des geiftigen Gehaltes ent: 
behrende, die weder eine bejondere Vorbildung, noch ein höheres Willen erfordert. 
Auch die Tätigkeit des Garberobiers ift für den Erfolg einer Bühnenvorftellung 
von größter Bedeutung, auch fie bildet ebenfalls einen für die Bühnenunter: 
nehmung unentbehrlihen Faktor und doch Hat, joweit ſich überjehen läßt, die 
Praris bislang kein Bedenken dagegen gehabt, die Verſicherungspflicht desielben 
zu bejahen. Die Konjequenz erfordert, daß dies auch in Anjehung obiger 
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Perſonen geichieht, die geiellichaftlich und wirtichaftlih auf der Stufe des tech— 
nijhen Perjonals ftehen und wenn man fich bei der Behandlung diejer Streit- 
fragen oft mit einer gewiſſen Vorliebe auf die zwar verwertbare, aber doch nur 
mit Vorficht zu benügende Anſchauung der Bevölterung beruft, jo dürfte fich 
auch hieraus Fein Grund entnehmen laſſen, der eine gegenteilige Enticheidung 
rehtjertigte. Die bisherige Rechtsübung ift nicht nur bei der Anwendung ber 
geieglichen Vorichriiten über die Tragweite der Invaliditäts: und Alteröverficherung 
davon ausgegangen, daß dad an den jogenannten Kunftftätten beſchäftigte Bühnen- 
und Orcheiterperjonal nicht unter die Verfiherung falle, jondern auch mit Be: 
zug auf die Anwendung der Vorichriften über die Begrenzung der Kranken— 
verfiherungspflicht, die Auslegung der leßteren ift jogar der Anwendung der erjtern 
in diejer Beziehung vorangegangen. Es fragt ſich num, ob, falls man von der Maß— 
geblichfeit der individuellen Tätigkeit für die Enticheidung der Verficherungspflicht 
ausgehen würde, dies auch die Anwendung der Borichriiten über die Kranfenver: 
ſicherungspflicht beeinfluffen müßte. Zwiſchen dem Invalidenverfiherungsgejeg und 
den Beitimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes beiteht num injofern ein Unter: 
ihied, als letzteres nicht die Gejamtheit der gegen Bohn oder Gehalt arbeitenden 
Bevölkerung für verfiherungspflichtig erklärt, jondern nur einen beitimmten Zeil 
derjelben, der in den in dem Gejege namentlich auigezählten Betriebsunter: 
nehmungen beihäftigt iſt. Nah $ 1 Ziffer 2 find verficherungspflichtig die im 
Handelögewerbe, im Handwerk und in jonftigen ftehenden Gewerbebetrieben gegen 
Lohn oder Gehalt beichäftigten Perjonen; die Praris müßte fich alio erft ent: 
ihließen, die Bühnen ala jtehende Gewerbebetriebe anzujehen, bevor fie die Ver: 
fiherungspflicht derjenigen Perjonen bejahen könnte, welche in Gemäßheit der 
vorjtehenden Ausführungen nicht eine ausgeiprochen fünftleriiche Tätigkeit aus- 
üben. Nach Inhalt der Gewerbeordnung ift dies ohne weiteres möglich; der 
auf die Schaujpielunternehmungen bezügliche jogenannte Theaterparagraph, $ 32 
der Gewerbeordnung, ift in dem von dem ftehenden Gewerbebetrieb handelnden 
Titel der Gewerbeordnung enthalten, woraus hervorgeht, daß die Gewerbegeieh- 
gebung das Bühnenunternehmen als Gewerbe betradtet. Somit würde aud) 
der Kreis der der Krankenverfiherung unterworjenen Perjonen durch eine Ent: 
widlung ber Praris im Sinne der obigen Ausführungen ein etwas erweiterter 
werden, allerdings würde die Bedeutung diejer Modifikation nicht die gleiche 
jein wie in Anjehung der Invaliditäts- und Altersverficherung, für melde 
jweifello8 die Frage bei weiten die größte Bedeutung beſitzt. Ob ein Bebürf- 
nis vorhanden ijt, das Bühnen: und Orcheflerperjonal auch injomweit der Ber: 
ſicherung zu unterftellen, als es fich nicht um die den beſſer gezahlten Arbeitern 
und Betrieböbeamten gleichitehenden unteren Kategorien desjelben handelt, bedarf 
hier feiner Ausführung, jedenfalls läßt ſich das in Anjehung dieſer Kategorien 
beitehende bejonders dringliche Bedürfnis befriedigen, ohne dab es einer Aenderung 
der Gejegebung, noch einer Ueberichreitung der Schranfen bedarf, welche ber 
Geiegesauslegung gezogen find. Es iſt nun nod zu dem Argument Stellung 
zu nehmen, daß bie Invalidenverjicherung wie überhaupt die jozialpolitiiche Ver: 
ſicherung den Charakter einer Arbeiterverfiherung habe und es mit diejem im 
Widerfpruch ftehe, wenn man die Verficherungapfliht auf Perſonen durch eine 
weitgehende Auslegung erftrede, die nicht zu der arbeitenden Bevölkerung ge 
rechnet würden. Zweifellos war die jozialpolitiiche Verficherung urſprünglich ala 
reine Arbeiterverficherung gedacht und ausgeftaltet; ebenio zweifellos iſt aber, 
dab fie im Laufe der Entwidelung dieſen ihren Charakter — eingebüßt wäre 
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zuviel gejagt — etwas modifiziert hat. Die Ausdehnung der Invaliditäts- und 
Altersverficherung auf Lehrer und Erzieher, die Erweiterung der Befugnis der 
Selbftverfiherung zugunften von Gemerbetreibenden und jonftigen Betriebs: 
unternehmern, die regelmäßig nicht mehr ala zwei verfiherungspflichtige Lohn: 
arbeiter beihäftigen, ohne Rüdfiht auf das von diefen Perjonen bezogene Ein: 
kommen, ift hierfür nicht minder bebeutungsvoll und beweisfräftig, wie die den 
Betriebsbeamten, Technikern, Werkmeiftern, Lehrern, Erziehern, Handlungsgehilien, 
und Schiffsführern gewährte Befugnis, ber Verficherung aud dann freiwillig 
beizutreten, wenn fie an Lohn und Gehalt im Jahresdurchſchnitt einen Betrag 
über 2000 und unter 3000 ME. beziehen. Perjonen, weldye fich biejes Ein- 
fommens erfreuen, gehören nicht mehr zu ber Arbeiterklaffe im technifchen Sinne 
und mit vollem Recht ift daher auch wiederholt betont worden, daß der Eharafter 
der Invaliditäts- und Altersverficherung durch dieſe Vorſchriften eine merklice 
Modifikation erlitten habe. Aber auch bie bei der Revifion der Unfallverficherungs- 
gejege vorgenommene Erweiterung des Kreiſes der ber obligatoriichen Ber: 
fiherung unterworfenen Perjonen wie auch der zu der Selbftverficherung be: 
rechtigten läßt fich zugunften dieſer Behauptung geltend machen. Handlungs— 
gehilfen mit einem Gehalt von 2800 oder 2900 ME. können gewiß mit ge: 
ringerem Recht der arbeitenden Bevölkerung zugezählt werden, als Mitglieder 
des Theaterchors, deren Monatögehalt bei einer Spielzeit von fieben Monaten 
den Betrag von 150 ME. verhältnismäßig nicht oft überfteigt. Der Charakter 
der jozialpolitiichen Verſicherung ift alſo Heute nicht mehr der einer Arbeiter: 
verficherung im ftrengften und eigentlichen Sinne des Wortes und daher kann 
aus demjelben auch fein Einwand gegen eine Interpretation erhoben werden, 
welche unter Berüdfichtigung ber Eigenart der individuellen Arbeitstätigfeit die 
Verficherungspfliht der unteren —— des Bühnen: und SOrchefter: 
perjonal8 annimmt. Genau genommen hat fidy der Charakter der Arbeiter: 
verfiherung im ftrengften Sinn wenigitend auf dem Gebiete der Inwaliditäts— 
und Altersverficherung von Anfang an nicht aufrecht erhalten laffen, die Richtigkeit 
diefer Behauptung kann durch Verwertung des reichen Materiald, das in der 
Spruchpraris des Reichöverficherungsamtes enthalten ift, voll und ganz bewieſen 
werden; e8 bebarf aber deſſen auf bem Boden bes geltenden Rechts nicht, da 
nah Maßgabe deſſen Vorichriften ſowohl über die obligatoriihe als auch die 
fafultative Verfiherung die Gejeßgebung den Rahmen der Berficherung als 
Arbeiterverfiherung durchbrochen und den eriten Schritt getan hat, aus ber: 
jelben eine Verficherung zu machen, welche auch für andere Berufe und Erwerb# 
ihichten ihre wohltätige Wirkſamkeit ausüben fol. Die Bedeutung des ganzen 
Arguments braucht für die Zwecke der Interpretation weder über: noch unter: 
ihäßt zu werden; aber mit Rüdficht auf die vorftehend hervorgehobene Weiter: 
entwidlung des Charakters der öffentlich-rechtlichen Berfiherung läßt ſich aud 
unter dieſem Gefichtspunfte nicht behaupten, daß die Beurteilung der Ber: 
fiherungapflicht nad) der Art der individuellen Tätigkeit zu Ergebniflen führe, 
mit denen der Charakter der Verficherung nicht in Einklang zu bringen jei. 
Es dürfte ſonach, auch wenn die Praris e8 für ihre Pflicht erachtet, mit der 
größten Aengftlichkeit die geſetzgeberiſchen Intentionen als die bei der Auslegung 
der Borichriften des pofitiven Rechts in Betracht zu ziehende Richtſchnur zu be 
achten. gleichwohl möglich fein, die im obigen vertretene Auffafjung gegenüber 
dem Bühnen: und Orchefterperjonal zur Anwendung zu bringen. Daß bierdurd 
die Bühnenunternehmungen in einer für viele unerträglichen Weije belaftet werden 
würden, ift durchaus nicht anzunehmen; aber wenn dies auch der Fall wäre, 
jo könnte fich die Auslegung Hierdurch in feiner Weile beeinfluffen laſſen. 
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Die Abfchreibungen für Abnutzung als Einfommend: 
abzjüge nnd die Entwertung von Bermögendobjelten 
Durch Alter und Gebraud. 


Von A. Langhans, Ingenieur zu Köln. 


Die ee Arbeit des Herrn Dr. Blum über die Abjchreibungen 
und ihre Zuläſſigkeit als Eintommensabzüge im heurigen erften Hefte biejer 
„Annalen“ beichäftigt ſich zwar hauptſächlich mit dem preußiichen und dem 
beifiichen Einfommenfteuergeiege und mit den dazu erlalfenen Beitimmungen 
und gerichtlichen Entſcheidungen, greift aber naturgemäß auch auf die mathe: 
matiſche Prüfung der Abjchreibungen für Abnutzung über. Hiermit im innigften 
— ſteht die Frage der Entwertung von Gebäuden und beweglichen 
Gegenſtänden durch Alter und Gebrauch. Denn der jeweilige oder zeitige Wert 
eines Objektes und die Abſchreibung darauf ſind ohne Zweifel komplementäre 
Größen, die ſich einander zum Betrage des Anſchaffungswertes ergänzen ſollten. 
In dem Maße der Wert infolge von Alter und Gebrauch abnimmt, in 
gleichem Maße ſoll die Abſchreibung, bzw. die Summe der jährlichen Ab— 
ſchreibungen wachſen. Die Abſchreibung für Abnutzung ſoll alſo gleichen Schritt 
halten mit der normalen wirklichen Entwertung der Gegenſtände. Wie dieſe 
allmähliche Entwertung verläuft, möge im folgenden einer Betrachtung unter: 
zogen werben. 

Don außergewöhnlichen Entwertungsurfachen, wie von Aenberungen des 
Syſtems, der Mode, der Tyabrifation, der Materialpreije und der Konjunktur, 
von Unfällen wie Maſchinenbruch u. dgl. muß hierbei abgejehen werben, wie 
Herr Dr. Blum ſchon gezeigt hat; nur die unter normalen Verhältniſſen durch 
Alter und Gebrauch entitehende Entwertung kann in Betracht gezogen werden, 
wobei ein gewifler regelmäßiger Aufwand für Erhaltung der Sache in gebrauchs— 
fähigem Zuftand, die Inſtandhaltungskoſten, nicht ala Werterhöhung jondern 
zu den laufenden Unfoften zu rechnen ift. 

Es walten nun Zweifel ob, und aud Herr Dr. Blum löſt fie nicht, ob 
es richtiger ift, die jährlichen Abichreibungen für Abnutzung in Prozenten des 
jeweiligen Buchwertes oder in Prozenten bes Anſchaffungswertes vorzunehmen. 
Um dies zu enticheiden, jei das auf ©. 42 und 43 des erften Heftes gegebene 
Beijpiel eines Hauſes gewählt, das einen Bau: oder Anſchaffungswert K von 
20 000 ME., eine Nußungs: oder Lebensdauer n von 125 Jahren und einen 
End: oder Altmaterial-Wert k von 1400 ME. hat, und bei weldhem die Ab— 


924 Skizzen und Notizen. 


ihreibung a jährlih vom Buchwert erfolge und 2,1°/o betrage. Der je: 
mweilige oder Zeit:Wert w würde fi, wenn die bisherige Gebrauchszeit z ge 
nannt wird, dann aus der Gleihung w — K (1—0,0a)z ergeben und bei 
z = 10 Yahren 16175 Mk., bei z = 20 Jahren 13 082 ME., bei z = 30 
Jahren 10580 ME., bei z—= 40 Jahren 8537 Mk., bei z= 50 Jahren 
6921 ME., bei z = 60 Yahren 5597 ME., bei z = 80 Jahren 3661 Mt. 
bei z= 100 Yahren 2394 ME. und bei z = 125 Jahren rund 1400 Mt. 
betragen. Dielen Verlauf der allmählihen Entwertung fann man fich weſentlich 
flarer machen, wenn man die analytiihen Rejultate nod durch die graphiſche 
Darftellung vor die Augen führt und die verjchiebenen Zeitabichnitte z der 
Lebensdauer (die Gebrauchszeiten) ala Abiziffen auf der horizontalen, die je 
weiligen Werte w (die Zeitwerte) aber als Ordinaten aufträgt, wie die folgende 
Figur zeigt. Die Entwertungslinie verläuft dann von K nad) k über die Puntte 






M. 20,000 


Cebrauchszeiten o 


bedefghi, bildet aljo eine anfangs ftark fallende, jpäter immer mehr 
der horizontalen ſich nähernde, dieje indes niemals erreichende Kurve. 

Erfolgt dagegen die jährliche Abjchreibung gleihmäßig vom Anſchaffungs— 
wert, jo gilt für dem jeweiligen Wert die Gleihung w — (K — k)" — -k 
und er beträgt für z = 10 Jahre 18512 Mk., für z= 20 Jahre 17024 Mt., 
für z— 30 Jahre 15 536 Mk., für z = 40 Jahre 14 048 ME., für z = 50 Jahre 
12560 ME., für z = 60 Jahre 11072 ME., für z = 30 Jahre 8096 Mt., 
für z = 100 Jahre 5120 ME. und für z = 125 Jahre 1400 ME.; die Ent: 
wertungslinie ſtellt ſich demnach ala Gerade von K nad) k bar. 

Die vergleihende Betrachtung beider Entwertungslinien wird faum im 
Zweifel Iaffen, dat die Entwertung eines Hauſes nicht nach Prozenten des 
Buchwertes vor fid) geht. Mit Zugrundelegung derjelben könnte weder der 
Eigentümer im Falle der Enteignung oder der Belibabgabe oder einer Brand- 
ichadenregulierung einverftanden jein, nod dürfte die Steuerbehörde die ent: 
iprechende Abjchreibung als Einfommensabzug, bzw. bei der Vermögenäfteuer 
die entiprehenden Scäßungen de8 Gebäudewertes gutheißen fünnen. Ser 
Dr. Blum traut der Abjchreibung vom jeweiligen Buchwert auch nicht, denn 
lonft würde er auf Seite 43 nicht darauf Hinmweijen, wie jehr bei der Abiegung 
am Buchmwerte die Höhe der prozentualen Abichreibung vom Endmwert des Gegen: 
ftandes abhängt, während dies bei der Abichreibung vom Anſchaffungswert nicht 
der Fall iſt. Tatſächlich hat aber der Endwert auf den Verlauf der Ent: 
wertung gar feinen Einfluß; der Endwert ift vielmehr eine konſtante, in dem 
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Objekte von Anfang bi3 zu Ende vorhandene Größe, wie die Figur auch angibt, 
eine Größe, die der Entwertung durch Alter und Gebraud an ſich nicht unterliegt. 

Aehnlich wie mit dem Haufe verhält es ſich mit der auf Seite 45 ebenda 
behandelten Lokomobile, deren Anjichaffungswert zu 5000 ME. angelegt ift. 
Nimmt man bier n = 20 Jahre, jo ftellen ſich die jeweiligen Werte bei jährlicher 
Abichreibung am Buchwerte bzw. am Anſchaffungswerte 


nah 5 — Gebrauchszeit auf in ME, bzw. auf 3800 ME. 


” 10 " „ " " " 2600 " 
” 15 oO " ” " 7 " " ” 1 4 00 " 
" 20 ” "” ” 200 "” "” " 200 n * 


Die bei der Abichreibung vom Buchmwerte fi) ergebenden Zeitwerte entſprechen 
etwa den Preijen, die ein Althändler jeweils für die Lofomobile zahlen würde, 
mährend dod die jeweiligen Gebrauchöwerte derjelben, ihre Werte für den Beſitzer 
und Benu ae ohne Zweifel bedeutend höher find und von ben Werten, die ſich 
nad der Abjchreibung vom Anjihaffungspreis ergeben, nicht weſentlich abweichen 
dürften. Bei graphiicher Darftellung würde ſich hier ein ähnliches Kurvenbild 
ergeben, wie bei dem Hauſe. 

Die jeweiligen Werte von Gegenitänden gleicher Art und von gleichem 
Anihaffungspreis, aber verichiedenen Alters differieren hauptſächlich im Verhältnis 
der Zeiten, während deren fie nach menſchlicher Vorausſicht noch ihren Zwecken 
dienen werben, d. h. noch gebraucht werden können, und dieſe Tatſache weiſt 
entichieden auf die Abſchreibung vom Anihafiungswerte als auf die 
rihtigere von beiden Methoden hin. Weberdies rühren die bisher üblichen 
Abnugungs-Prozente an den verſchiedenen Objekten nur aus dieſer Erwägung 
ber, indem man eine beftimmte Lebensdauer derielben auf Grund der Erfahrung 
mit gleichen und ähnlichen Objekten, die in gleicher Lage dem gleichen Gebrauche 
dienten, annahm umd zugrunde legte. Erſt ipäter führte die graue Theorie und 
die irrige Meinung, man wahre damit das Intereſſe des Beſitzers beffer, zur 
Abſchreibung mad; dem Buchwerte, e8 wurden dabei aber jälihlich die gleichen 
Prozentjäge wie vorher angenommen und ganz überjehen, daß man auf biejem 
Wege zu überhohen, mit der Wirklichkeit gänzlich unvereinbaren Endwerten 
gelangte. Uebrigens fteht e8 dem Kaufmanne frei, in jeinen Bilanzen jo reichlich 
abzuichreiben, wie e8 jeine Verhältnilfe geftatten und er es zur Erhöhung der 
Solidität feines Geichäftes für gut findet. Kommt e3 doch beiſpielsweiſe nicht 
jelten vor, daß die Koften für neu beichaffte, jelbft wertvolle Gegenftände des 
gewerblichen Gebrauds alabald gänzlich abgejchrieben werden, indem fie ala 
laufende Betriebsausgaben mitverbucht werben. Solche willkürliche Abjchreibungen 
fönnen indes bier überhaupt nicht in Betracht fommen. 

Bezüglich) der Gebäude jei noch hervorgehoben, daß viele Sadjverftändige 
von anerkannter Autorität und Erfahrung namentlich bei Wohnhäufern für die 
eriten Jahre eine weit geringere Abnugung annehmen, als für die jpäteren 
Jahre. Selbft die Anweiſungen mander öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten 
für ihre Abſchätzungskommiſſare lauten in dieſem Sinne. Am weiteſten geht 
darin wohl die Gothaiſche Landesbrandkaſſe, indem ſie vorſchreibt, daß auf 
maſſive ſtädtiſche Wohnhäuſer, deren Lebensdauer auf 200 Jahre angenommen 
wird, in ben erften 45 Jahren im ganzen nur 1°/o und in den erften 
100 Jahren im ganzen nur 10° Abnutzung zu rechnen jei. Andere Sad: 
verftändige behaupten, die Entwertung der Gebäude dur Alter und Gebraud 
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ichreite nicht im einfachen Verhältnis (nad) der Geraden Kk), jondern im 
quadratiichen Verhältnis von bisheriger Gebraudjszeit und Vebensdauer, aljo etwa 


nach der Kurve KImnopyrsk, voran, jo daß a nicht glei K -, ſondern 
gleich K- 69 und der jeweilige Wert w — K (! -7) jei. Bei gutgehaltenen 


Mohngebäuden mag die Entwertung nad) leßterer Formel der Wahrheit am 
nächſten fommen, zumal die Inftandhaltungskoiten in den eriten Jahren geringer 
find al8 ſpäter und auch bei Hausfäufen während der eriten Zeit des Beſtehens 
der Gebäude in der Preisbeftimmung nur geringe Rüdfiht auf Entwertung 
durch Alter und Gebrauch gelegt wird. Es muß aber immerhin beachtet 
werden, daß das Auge die ftattgefundene Abnutzung häufig nicht genügend 
bemerkt; Dad, Balken, Fußböden, Fenfter und Türen, alles den atmoſphärüſhen 
Einflüffen Auögejegte und alles Holzwerf leidet allein jchon durd die Länge 
der Zeit, das Altern, und nicht bloß durch den Gebraud oder Verſchleiß. 

Es bürfte nach alledem nicht zweifelhaft fein, daß man der Wahrheit in 
den meiften Fällen am nädften fommt, wenn man die Entwertung oder 
Abnutzung im einfahen geraden Berhältnis mit der Zeit zu: 
nehmend betrachtet. 


Berjährung der Innungs⸗- bzw. Sandwerfätammer: 
beiträge. 
Bon Dr. Hilfe, Kreisgerihterat in Berlin. 


Die vornehmfte Aufgabe eines Gejeßgebers ift darin zu erbliden, dab be 
ftimmt, Har und unzweideutig jein Wille in jeder der von ihm erlafjenen Rechts 
regeln zum Ausdrude gelangt. Nach diefer Richtung hin vollkommen zu jein, 
fann von der Gewerbeordnung nicht behauptet werden. Denn es gibt wenig 
Geſetze, welche zu jo vielen Zweifeln bei ihrer praftiichen Handhabung Anlaß 
bieten, wie gerade dieſe. Urſache deſſen mag der Umftand jein, daß jo oft Aende 
rungen des geltenden Rechtes daran vorgenommen, leitende Grundjäge aufgegeben 
und durch neue erjet, bisher unbekannte Einrichtungen neu eingefügt murden, 
wobei nicht immer im Auge behalten wurde, ob dadurch Unklarheiten gejchaffen, 
Widerjprüche hervorgerufen, oder ein Glied zu der logifchen Kette fehlen könnte. 
Deshalb darf es auch nicht wundernehmen, wenn ftetig neue Streitfragen auf: 
tauchen und zu widerſtreitenden Redhtsanjchauungen führen. Neuerdings ift die 
Trage in den Vordergrund getreten, ob die Verpflichtung zur Entrichtung von 
Beiträgen an bie Innung bzw. an die Handmwerfsfammer infolge Beitablaufes 
überhaupt, injonderheit in welcher Verjährungsfrift untergeht. Vergebens ſucht 
man nad einer diesbezüglichen Rechtöregel in dem Gejeße jelbit; denn feiner der 
Paragraphen enthält eine darauf abzielende Beitimmung. Deshalb muß auf 
verwandte Vorſchriften in anderen Gejegen zurüdgegriffen werden, um nach dieier 
Richtung Hin den geießgeberiichen Willen zu ergründen. 

Am nächften liegt es, der Rechtsüberzeugung derer ſich zu unterwerfen, 
welche bei dem Zuftandefommen des Geſetzes injonderheit an den Vorarbeiten 
für dasjelbe fih in autoritativer Stellung beteiligt haben. Dahin gehören vor 
alfem der württembergijche Minijterialdireltor von Schider und der preußiſche 
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vortragenbe Rat Dr. Hoffmann. Hoffmann (Brauditich, die preuß. VBerwaltungs- 
geiee Bb.5 ©. 142) meint, daß wegen — einer beſonderen Beſtimmung 
die Rechtsregel des BGB. 5 195 platzgreiſe, nach der die regelmäßige Ver— 
jährungafrift 30 Jahre beträgt. Ihm ftimmt Nelken (Die beutichen Handwerker: 
und Arbeiterſchutzgeſetze ©. 78) anſtandslos bei, während v. Schider (Die Organi- 
jation des Handwerks ©. 35) bereit# in Zweifel zieht, ob die allgemeinen Ver— 
jährungsfriften des Bürgerlichen Gejegbudges vom 1. Januar 1900 entiprechenbe 
Anwendung auf die Innungsbeiträge finden. Damit hat er das Richtige getroffen. 
Denn nad) Eini®. zum BGB. Art. 32 bleiben die Vorjchriften der Reiche- 
gelege in Kraft und treten nur fie injoweit außer Kraft, als fi) aus dem 

ürgerlicyen Gejegbuche oder aus dieſem Gejege die Aufhebung ergibt. Es würde 
deshalb blos dann der für das Privatrecht geltende Grundjag im BGB. $ 195 
auc für das öffentliche Recht der Gewerbeordnung gelten, wenn in diejer leßteren 
nicht die Rechtsfrage jelbitändig geregelt wäre. Nun beitimmt aber Gewerbe: 
Ordnung $ 103n, dab auf die Handwerkskammern die Beitimmung bes $ 89 
Abi. 3 und 4 Anwendung findet. Zufolge $ 89 Abſ. 3 werden jedod) die auf 
Grund des Statutö oder der Nebenitatuten umgelegten Beiträge auf Antrag bes 
Innungsvorſtandes auf dem für die Beitreibung der Gemeindeabgaben landes— 
rechtlich vorgejehenen Wege zwangsweiſe eingezogen. Daraus folgt, daß auf bie 
Beiträge für die Innung und die Handwerkskammer gleihmäßig diejenigen Grund: 
ſätze Anwendung finden follen, melche landesgejeglich für dad Verwaltungszwangs- 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen erlaffen find. Für Preußen ift 
mithin die Verordnumg vom 7. September 1879 nebft Ausführungsanmweilung 
vom 15. September 1879, für Bayern Art. 48 der biesrh. und Art. 38 der 
pfälz. GemO. nebft Art. 4 bis 8 des AusſG. zur CPO. vom 23. Februar 
1879, jowie BO. vom 14. Juli 1879, für Sachſen Gef. betr. die Zmangsvoll- 
ftredung wegen Gelbleiftung in Verwaltungsiahen vom 7. März 1879 nebit 
AusfBD. vom 2. Mai 1879, für Württemberg $ 15 der Min. Verf. vom 
14. März 1898, für Baden BO. vom 14. Januar 1893, für Heflen VO. 
vom 12, April 1853 nebft Inſtr. vom 24. Mai 1853, ferner Jnftr. vom 8. März 
1837, Geſ. vom 12. November 1852 und Gef. vom 2. Februar 1881 außjchlag: 
gebend. Sie regeln im welentlichen übereinjtimmend die formellen Verfahrens: 
grundjäge. Das materielle Recht wird in dein preußiichen Ge). vom 18. Juni 1840 
über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben 88 8, 14 dahin ergänzt, 
daß zur Hebung geftellte direkte und indirefte Steuern ſowie öffentliche Abgaben 
an Gemeinden und Korporationen, welche im Rüdftande verblieben oder Ereditiert 
find, in 4 Jahren von dem Ablaufe des Jahres an gerechnet, in welches ihr 
Zahlungstermin fällt, verjähren. Daß bieje, übrigens mit $ 197 des BGB. 
übereinftimmende, abgefürzte Verjährungsfriſt, nicht die ordentliche 30jährige, dem 
geſetzgeberiſchen Willen entipricht, ergibt die Entftehungsgeichichte des $ 89 G. O. 
Derjelbe beruht ebenjo wie $ 103n auf dem Handwerksorganijationsgejege vom 
26. Juli 1897. Er ftimmt wortgetreu überein mit bem auf der Innungsnovelle 
vom 18. Juli 1881 beruhenden $ 100b Abi. 3. Während zufolge $ 91 der 
6.D. vom 21. Juni 1869 die exekutiviſche Beitreibung der Innungsbeiträge 
und der von Innungsgenoſſen wegen Verlegung ftatutariicher Vorſchriften ver- 
wirkten Gelditraien im Verwaltungswege nicht mehr ftattfinden jollte, wurde den 
durd) das Gej. vom 18. Juli 1881 neugejchaffenen freien Innungen ausweislich 
der Motive S. 24 das den Innungen damals entzogene Recht wieder verliehen. 
Damals ift jedoch überjehen worden, den $ 91 dementiprechend zu berichtigen, weshalb 
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bi3 zum Inkrafttreten des Ge. vom 26. Juli 1897 die Anomalie beftand, daß 
für alte und für neue Innungen unterſchiedliche Grundjäße über Beitreibung 
vorenthaltener Beträge rechtens waren. Neuerdings ift dies bejeitigt, indem ganz 
allgemein der Grundjag des $ 89 Abi. 3, mithin auch die auf dem Gel. v. 
18. Juni 1840 $ 8 und BGB. $ 197 beruhende abgefürzte 4jährige Ber: 
jährungsfrift zutrifft. Es würde dem leitenden Grundgedanten und der auf 
der Verfehräfitte beruhenden Rechtsanihauung diametral entgegenftehen, wollte 
man an der SOjährigen Verjährungsfrift des $ 195 BGB. für Beiträge an 
die Innung oder an die Handwerkskammer fefthalten, indem die gleichen Er: 
mägungsgründe, welche für die ljährige Friſt für Krankenkaſſenbeiträge in 
KrVG. 8 55 ſowie die jährige der Beiträge zur nvalidenverficherung 
(IBG. $ 168) und zur Unfallverfiherung (GewUB®. $ 103) ausichlag- 
gebend waren, aud für jene ftihhaltig jein müflen. Wird von dieſem um: 
trügeriichen Vorderſatze ausgegangen, jo wird in logiſcher Gedanfenfolge das 
Endergebnis gerechtfertigt: „Die Beiträge zur Innung und zur Handwerks— 
fammer verjähren nicht in 30, vielmehr in 4 Jahren vom Schluffe desjenigen 
Jahres ab gerechnet, in welchem der Anſpruch entitanden ift.“ 


Aus den Gefebhblättern. 


(Das Zentralblatt für das Deutſche Rei, Minifterialblätter zc. find nicht einbezogen.) 
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Nr. 41: Bet. betr. den Verkehr von Arzneimitteln v. 1. 10. 1903 ©. 281. — Ar. 42: 
B.O., betr. das Auderfommande v. 18. 10. 1903 ©. 283. — BO. über das jpätere Jn- 
frafttreten von Vorſchriften des Gejepes, betr. weitere Abänderungen des Kraufenver: 
—55 vom 25. Mai 1903 (Reichs-Geſetzbl. S. 233) für die preußiſchen Knapp⸗ 
ſchaftstaſſen v. 2. 11. 1903 ©. 284. 


Il. Gefebe, Staatsverträge und landesherrliche Verorduungen 
der Sundesftanten mit mindeftens 1 Million Einwohnern : 


Gejeg- Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Ar. 27: Staatövertrag zwiihen Preußen und —— wegen Herſtellung einer 
vollſpurigen Nebeneifenbahn von Braunichweig (Nordbahnhof) über Flechtorf nach Fallers— 
leben v. 23. 6. 1903 ©. 219— 223. 


Gejeg: und Verordnungs-Blatt für das Königreih Bayern. 


Nr. 44: Urkunde über eine Suftiftung zu der — Luitpold⸗Stiftung für 
arme Kinder“ in Berchtesgaden v. 17. 10. 1903 S. 498. 


Gejeges- und Verordnungsblatt für das Großherzogtum Baden. 


Nr. XXIIL: Landesh. BD. die Verwendung don —— als Jen an zn 
Lehranftalten betr. v. 3. 10. 1903 ©. 197, 198. — Landesh. BD. Pflichten der 
gr Betr. v. 9. 10. 1903 ©. 19. — Landesh. BO. bie Sagerbügr betr. v. 

03 S. 200. 


Alphabetiſches Gejamt:Regifter 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1905 der „Annalen“. 


Borbemerlung. Das folgende Regifter joll die Benußung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber ben durchweg jachverftändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiicher Umſtändlichkeit Tauſende 
von Stichwörtern aufzählt; e8 wird ihnen ein Leichtes fein, das gefuchte Beſondere 
unter Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten Zahlen 68 bis 
99, 1900 bis 1903 bedeuten die ſechſsunddreißig Jahresbände 1868 bis 1903; 
die mageren die Seitenzahl des Bandes. 


Wir bitten zu beadten, daß im Laufe der —— Yahr: 
gänge oft derielbe Gegenftand wiederholte Bearbeitung gefunden 
bat. Beim Nachſchlagen wird es fich baher empfehlen, die legten bezüglichen 
Veröffentlichungen zuerft nachzuſehen, und erft, wenn dieje die gewünjchte Aus- 
kunst nicht oder unvolfftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. Man 
wolle auch die bejonderen alphabetiſchen Regifter nachſehen, melde einzelnen 
größeren Abhandlungen beigegeben find. 

Eine erwünjchte Ergänzung hat das alphabetiiche Gejamtregifter durch das 
iyftematifche Gefamtregifter gefunden, das heuer für die Jahrgänge 1868— 1902 
auögegeben wurde und auf Wunſch jedem Interejjenten gratis vom Verlage 
geliefert wird. 

Der ungewöhnliche Reichtum der Annalen des Deutſchen Reid) an recht: 
und ſtaatswiſſenſchaftlichem Stoffe ließ e8 als nicht unangebradht ericheinen, eine 
igftematiiche Ueberficht herzuftellen, die e8 nicht nur ermöglicht, fich in der Menge 
des Gebotenen rajch zuredhtzufinden, jondern aud einen Einblid in die Biel: 
jeitigfeit des reichen und meitverzweigten Inhalts geftattet. Insbeſondere war 
es wünſchenswert, die intereffanten und wichtigen älteren Bände mit den wertvollen 
Aufihlüffen, die fie über das Werden und Wachen ber deutichen Reichsgeſetz— 
gebung und die innere Ausgeftaltung des Deutichen Reiches geben, wieder in 
belleres Licht zu jegen. Aber auch die neueren Bände, die ein größeres und 
weiteres Gebiet der jchriftftelleriichen Behandlung unterworfen haben, verdienen 
bejondere Beachtung. Ein jyftematiiches Regifter erjchien übrigens aud aus 
praftiihen Gründen umentbehrlih, um die Benügung der Annalen bei rechts- 
wiſſenſchaſtlichen Arbeiten und in den juriftiichen Prüfungen zu erleichtern. 


Die Herausgeber. 
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Alphabetiſches Bejamt-Regifter. 


A. 


Abgaben. Die öffentlichrehtliche Verjäh— 
rungnachdenAbgaben ejepen besDeutichen 
Reiches (Hoffmann) 8, 194. 
Finanztecht, Steuern, Zölle :c. 

Abrehnungsweien der Zoll- und Steuer: 
verwaltung 68, 13 und 32. 72, 1489. 78, 
487. 74, 97. 98, 385. ©. auch Kaſſen— 
meien, Zölle. 

Abzahlungsgeſchäfte, — der⸗ 
ſelben (Kudw. Fuld) 94, 

———— Fürſorge 
für entlaſſene Sträflinge (Flärl) 883,1. 73. 

Acquits-A-caution 77, 535. 

Adreife des nordbd. NReihstagd an den 
König von Preußen in Berjailles 70, 765. 
Antwort des Königs daſ. 767. — Adreſſe 
an den Kaiſer 71, 317. 74, 145. 

Yemter, ſ. Behörden. 

ut in Breußen 76, 637. Abnahme 
im Reiche 81, 152. Verzte in Deutihland 
1900, 476. Ueber die rechtliche Stellung 
der ärztlichen Standesvertretungen gegen= 
über den Standedgenoiien, den Kranten« 


= 


— 58. &. 





fafien und den jtaatlichen Aufſichtsbehör- 


den (Schanze) 1901, 182. 266. 
Stellung der Aerzte in der deutihen Ar— 
beiterverficherung G. von Frankenber A 
1902, 321. — Aerzte in Deutſchland 19 
552, -- ©. a. Medizinalperionen, Gewerbes 
ordnung und Freizügigfeit. 
Neußere Berhältnijie, ſ. Gejandt- 
ihaften, Ronfulatweien, Seeredt ıc. 
Afrika, internationale Berhältnifie, 85,829. 
©. auch Schußgebiete. 
Agrarpartei, Programm 76, 103. 
Agrarverbältnijie, deutiche. Ein franz 
aöfijches Bud über diejelben (Kaufmann) 
306. 


ne efsliiwerten, —— 
über dieſelben 71, 216. 381. 72, 127. 
Mißbräuche des Atienwefens, Benkihrift 
der Handeläfammer zu Chemnik 78, 609. 


— es oh. im Reichstag 1873 74 | 
ie 


306. — Materialien zur Reform des Aktien⸗ 
weſens 74, 359. (Unteriuhungstommii- 
fion, Leipziger Handeldfammer, Ad. Wag- 


— Die | 


ner, Ber. f. Sozialpolitif, Jurijtentag. 
Rerrot.) — Erörterungen von ®. Ende 
mann 74, 388. 75, 1196. Statiftit der 
preufiichen N. 76, 640. 892. — Altien- 
gründungswejen 77, 19. 240. — Um— 
wandlung ber Altien in Reihswährung 
77, 638. — Statiſtik der Kurje und Dis 
videnden preußiiher Wltiengefellichaiten 
1858—75 77, nn ff. — Denkſchrift der 
preußiihen Regierung 78, 4. — Gut— 
adten der Handeldfammer zu Stuttgart 
78, 1. — Bur Reform des Altienrechts 
(Endemann) 81, 417. — Betrieb kon— 
jefionspflichtiger Gewerbe durh A. 82, 
20. — Materialien zur Reform des 
Aktiengeſellſchaftsrechts 84, 79. — Guts- 
achten der Handelstammer zu Hamburg 
84, 121. — Weußerungen Yes rheinl.= 
wejtjäl. Intereſſenvereins 84, 139; der 
Leipziger Handeldfammer dai. 235; der 
Mündener Handeldtammer daf. 247; der 
Breslauer Handeldfammer daj. 253; Be— 
richt für den 12. Deutichen Handelötag 
dai. 265. — Sanierung notleidender Aktien⸗ 
ee \ (I. Kohler) 1902, 633. — 
ie Reorganijation des Auflichtsratd- 
wejen® in Deutichland (Graf von Brod: 
dorff) 1902, 735. — Vergl. a. Bodentrebdit, 
Emiſſionen, Konkurs, Kriſis ıc. 
Aktienkurſe und — Preisbildung 
(Gärtner) 86, 1. 
Altienftempel ij. RER 


Alkoholismus und Lebensdauer 1901, 





554. — S. a. Bier, Branntwein, Wein ıc. 
Altersverjidherung, j. Jnvalidenver- 
fiherung. 


| a 


Lothringen (Eh. Grad) 8 ‚ 760, 
Amerika, Bereinigte Staaten von, Staats⸗ 
angeßörigteitänertrag vom 22. Februar 
ft Erläuterungen und dem Aus— 
— ———— von 1852,68, 959. — 
Die Ueberwanderung in ber norbameri« 
faniihen Union (von Sandgrafj 72, 503. 
— Konjularvertrag 74, 225. ur Kritik 
des Stantsangehörigteitsvertrags (von 
gen 75, 793. 1113. (6. Wejendond) 
17, — Die wirtihaitlihen Zuſtände 
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in den Vereinigten Staaten 77, 1052. 
1123. — Wirtſchaftliche Konkurrenz; mit 
Deutihland 80, 965. — Die Unionäver- 
faffung (9. Haenel) 78, 796. — Die Wir: 
fungen des Schupzolliyitems in den Ver: 
einigten Staaten 79, 805. — Handeld- 
und Sciffahrtövertrag 98, 439. 464. ©. 
a. Auswanderung, Krijis, Berwaltungs- 
organijation. 
Anleihen, |. 
fojten ıc. 
Unnalen, deren Aufgabe, Vorwort zum 
—2 1872. — Ein Vorwort aus 
Oeſterreich (2. v. Stein) 76, 1. — Wiſſen— 
ſchaftliche Weiterbildung des öffentlichen 
Rechts durch Monographien i. d. Annalen 
76, 213. — Vorwort (Seydel) 81, 1. — 
Vorwort zum Jahrgang 1901 1901, 1. 
— Preußen. 
Antragsdelikte 76, 83. 
Anwaltsweſen 75, 1205. 
Apothekenweſen, ereichsrechtliche Ord— 
nung 74, 1809. Geſetzentwürfe und Dent- 
i it vom Jahre 1877 77, 926. 
Arbeit, voll3wirtihaftliher Begriff 72, 
529. 78, 809. 74, 11. oesler 75, 36. 
Häusliche Arbeit (Wert derjelben, Birth) 
75. 912. Preis und Ertrag der Arbeit 
(Hirth) 75, 1296. — Preis der Arbeit im 
Staatödienjte 78, 439. — Belaftung der 
Arbeit in den zipilifierten Staaten 80, 
79. — S. a. Gewerbeordnung. 
Arbeiter, jugendliche 2c. 81, 6%. 
Arbeiterbudgets, Elſäſſiſche. (Dehn) 79, 
100. Schlefiiche 80, 581. Bayeriiche 80, 843. 
81, 540. — ©. a. Löhne. 
Wrbeiterfrage, Materialien 78, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beichäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
im Großherzogtum Heſſen 77, 253. — 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs— 
lande (Ch. Grab) 82, 714— 768. — Zur 
Theorie und Praxis des —— 
(Dehn) 86, 493. — Arbeiterfammern. Ges 
jegentwürfe für Defterreih 87, 115. — 
Der internationale Schuß der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. —— von 1890 91, 
235. — Das gewerbliche Arbeitsverhältnis 
(E. Bornhal) 90, 647. — Jahresarbeits: 
verdienft land» und forftwirtichaftlicher 
Arbeiter in Deutichland 98, 720.— Woh— 
ing aa gewerblicher Arbeiter 
in Braunjhweig (Zimmermann) 98, 721. 
925; Geminnbeteiligung in einer Mas 
ichinenfabrit 98, 883. — Die Arbeits: 
verhältnifie in der Kleider: und Wäſche— 
fonfeftion und die geſetzliche Regelung 
der KRonfeltionsarbeit (Frantenftein) 98, 
1. — Die foziale Lage der Heimarbeiter 
(Ruland) 98, 608. — Die Eröffnung des 
öfterreih. Arbeiterbeirat3 vom 25. Sep— 


Sculdenweien, Kriegs— 


— — —— — — 





Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


tember 1898 99, 483. — ZFentralverein 
für Arbeitsnachweis in Berlin 1898 1900, 
79. — Lage der Koblenbergarbeiter in 
Deiterreih 1900, 479. — Die Arbeiter: 
jefretariate im Deutichen Reiche im Jabre 
1901 1902, 710. — Bgl. a, Hilfskaſſen, 
Invalidenverjiherung, SKoalitionsredt, 
Kontraftbrud, Krankenverſicherung, Un: 
fallverfiherung ꝛc. 

Arbeiterbilistajien 78, 159. 74, 
119. Gejegentwurf 75, 873. 

Arbeitertolonien in Preußen 86, 508 

Arbeiterreht, deutihes (E. Bornbal 
92, 501. 

Arbeiter: und Arbeitsftatiftit, M, 
752 (Regulativ der Kommiſſion für). 98, 
157. 94, 484. 95, 80. 99, 209; die Fabrit 
arbeiterzählungen vom 1. Oktober 1892 
und 1893 in Baden 95, 243. 

WUrbeiterverjiderung 80, 492. Die 
Urſachen der Wrbeiterinvalidität 95, 407. 
— Die Berjiherung der landiwirtichafti. 
Urbeiter (9. v. Frankenberg) 1900, 393. 
— Die Bedeutung des Beihäftigungs- 
orte8 in der deutichen Arbeiterverficherung 
(9. von Frankenberg) 1902, 743. — ©. 
a. Verzte, Invalidenverſicherung, Kranten: 
verjiherung, Unfallverfiherung, Reichs⸗ 
verficherungsamt, Verfiherungsweien. 

Urbeiterwohnungen in Elſaß-Loth— 
ringen 82, 732; in Braunihmweig 98, 
721. 925. — Die Förderung des Baues 
von Wrbeiterwohnungen ne dem Lande 
(Gerlach) 1903, 849, — Oeſterreichiſcher 
Gejepentwurf über Arbeiterwohnungen 
1902, 239. — S. a. Urbeiterfrage, Wob- 
nungsfrage. 

Arbeitgeber, ländliche, Theien der Ber: 
liner Konferenz derielben, 73, 1536. 

Arbeitsbücher 74, 427. 119. 

Arbeitslohn 74, 3. 75, 1296.— ©. a. 
Löhne. 

Arbeitsloſigkeit, die Bekämpfung durch 
die Arbeitervereine (Simon) 1908, 561. 

AUrbeitsnahmweis, die Regelung des 
gewerbsmähigen Arbeitsnachweiſes in den 
größeren deutihen Bundesitaaten (Beinr. 
Schanz) 1908, 11. 

Arbeitsteilung im Haufe 75, 928. 
Urbeitsvertrag 78, 1541, 75. 40. — 
S. a. Koalitionsredt, Kontraktbruch. 
Arbeitszeit 78, 1474. 74, 33. 450. — 
Die ungeteilte Arbeitszeit in deutichen 
faufmännijchen Betrieben nah den Er— 
bebungen der Reihstommiffion für Ar: 

beiterjtatiftif 1902, 871. 

Archivweſen, ſ. Reihsardiv. 

Argentinien, Handelsvertrag B, 174. 
438. 459. 

Armeekorpsbezirke 73, 91. 1556. 74, 
500. 77. 486. 82, 159. 89, 1020. 92, 746. 








Alphabetiiches 


Armenpflege, Organijation (Seyffardt— 
Grefeld) 82, 704. — Statiftit 87, 302. — 
Ausgaben 1885 in Frankreich und Deutich- 
land 90, 4%. Armenfürſorge für Aus— 
länder,in&bejondere inDeutichland(Reipen=- 


Gelamt-Regiiter 


jtein) 95, 1. — Nusgeftaltung der ges | 


meindlichen Armenpflegein Bayern (Rehm) 
1903, 421. 
Armenrechtliche Familieneinheit 88,449. 
Armenmwejen, ſ. Unterftüpungswohnfig. 
Armut und Arbeit 88, 572. 
Artillerie, Neuformation 78, 32. ©. a. 
Militärverwaltung. 
Arzneien, unentgeltlihe leberlafiung, 
Au fen th a J. Freizügigleit. 
Ausfuhr, j. Exporthandel, Zölle. 
Ausgaben dei Reichs 73, 490. Dal. a. 
Finanzweſen x. 


Austunftsweien Das kaufmänniiche 


Auskunftsweſen. Seine Entwidlung und | 
ieine Beziehungen zu Kaufmannihaft und | 


Bebörden. (Rohe) 1901, 617. 670. 760. 
Ausland, Vertretung des Reichs, ſ. Aus— 
wärtige Berhältnifie, Konſulatweſen, Ge: 
jandtichaften. 
Außlieferungsverträge 75, 
Die NAuslieferungsverträge des Reiches 
Reit) 95, 897, 
Ausmwärtiged Amt 70, 165. 71, 300. 


715. Etat 80, 20. — ©. a. Verträge, Ge— 


iandtihaften, Konſulate ꝛc. 

Auswärtige Verhältniſfſſe, 
ſungsmäßige Regelung und Leitung, 71, 
87. ©. a. Geſandtſchaften, Konſulatweſen, 
Vertragsrecht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung Neßmann) 78, 1455. 75, 
1049, 76, 243. 96, 651. — Berichte der 
Reihdtommiffare 75, 1107. 76, 214. 77, 
699. 78, 461. 79, 552, 80, 593. 81, 346. 
83, 189. 84, 515. 85, 368. 86, 817. 87, 
285. 398, 88, 454. 89, 933. 90, 566. 91, 
432. 92, 441. 98, 609. 94, 462. 95, 804. 
96, 798. 97, 806. 98, 624. 99, 469, 

1900, 795. — Ueberficht 77, 805. 81, 245. 

246. 350. — Einwanderung in Amerika 
1874 75, 1549. — Auswanderung nad 
Amerila 82, 239. 85, 299. — Geſetz vom 
9. Juni 1897, Materialien 97, 587, 777. 
— Die Einwanderung nah den Ber- 
einigten Staaten von Amerila im Fiskal— 
jahre 1901/02 1908, 480. — ©. a. Reichs— 
angehörigfeit. 

Ausmweifung, j. Freizügigkeit, Gothaer 
Bertrag, Oeſterreich, Unterſtützungswohn— 


fiß. 
Aderja für Zölle und Steuern 69, 223. 


verfaſ⸗ | 





1173. 








71, 593. 72, 1622. 78, 509. 80, 531. 644. 


778. 98, 205, 396. — ©. a. Zollausichlüfie. 
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Baden. Beitritt zum Deutihen Bund 70, 
768; zur Berfafiung des Deutſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigkeit 
gebliebene Beftimmungen des Vertrags 
vom 15. November 1870 71, 359. — Ein— 
führung nordd. Bundesgeiepe 71, 389. — 
Berechnung der Matritularbeiträge 71, 702. 
72, 1624. — Bettel und Landjtreicherei 
1885 87, 305. — Berhältnis zum Boll: 
verein und Reich 98, 164. 194. 417. — 

Jahresbericht des Minifteriums d. Innern 

9, 776. — Bal. a. Einfommeniteuer, 
— — Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 

Bahnpolizeireglement 78, 338. 

Bantweien. Dentſchrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Gejep über die Ausgabe von Banknoten 
bom 27. März 1870 70, 107. — Bros 
memoria der Direftoren der Braunichweiger 
Bank :c., betreffend gemeinſame Noten- 
ausgabe der Privatbanfen 70, 119. — 
Das Geld, fein Weſen und feine wirt 
ihaftlihen Funktionen. Ein Beitrag zur 
Löſung der Bank, Münz- und Währungs 
frage von F. Berrot 70, 299. — Die Ber: 
waltung der Preußiſchen Bant 70, 216. — 
Erklärung des Minifterd Delbrüd über 
die Bettelbanten in Württemberg und 
Baden 70, 757. — Reichskompetenz über 
da8 Bankweſen 71, 192. — Die Bant- 
frage. Bon G. D. Augspurg 71, 1045. — 
Die Berlängerung der Bantnotenjperre 
72, 1334. — Rechtsgutachten in der Bapier- 
geld- und Banfnotenfrage (von ®. Ende: 
mann) 78, 361. — Materialien zur Bant- 
frage 78, 615: Dentichrift der Bankkom— 
million des Handelätags (1870) 78, 617; 
vom fünften deutſchen Handelstag (1872) 
78, 685; vom deutichen Landwirtſchafts⸗ 
rat (Denkſchrift Richters) 78, 695; Stati« 
jtifches über die beutichen Bettelbanfen 
78, 721 (hiezu graphiiche Darftellung am 
Schlufie des Jahrganges 1873); Geichäfts- 
verkehr der Breuf. Bank 1862—71 73, 728; 
der Wechſelverkehr im Deutichen Reiche 1872 
78, 736. — Abermalige Verlängerung der 
Banknoteniperre 74, 300. — Ueberſicht 
der gejeglichen ıc. Beitimmungen über die 
deutichen Zettelbanten (amtlich) daj. 633. — 
Statiftit der Notenemiſſion 1871— 73 (W. 
Herberg) daf. 709. — VBerwaltungsbericht 
der Preußiſchen Banf 1872/73 74, 1111. — 
Eriter Entwurf eines Reichsbankgeſetzes 
(Jult 1874) daf. 1611. — Löfung der Bank⸗ 
frage vom redhtlihen Standpunkt (Birth) 
daj. 1631 und 1816. — Notenzirkulation 
der beutfchen Banken Mitte 1874, 75, 151.— 
Materialien zum Reichsbantgeſetz: Bericht 
der Reichstagskommiſſion (Bamberger) 7», 
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335. 945. Anlage 996. Das Geſetz jelbit, 
daj.999. Das preußiiche Bejep vom 27.März 
1875, daj. 1019. Bertrag mit der Baper. 
Hypotheken- und Wecielbant, dai. 1021. 
Bemerkungen zum Reichsbankgeſetz (L. 
Sonnemann) 75, 1027. Vertrag über Ab— 
tretung der Preuß. Bank an das Reid, 


Bejamt:Regiiter. 


daj. 1568. Statut der Reichsbank, dai. 1585. | 


Statuten der Bayer. Notenbant daj.1581.— 
Das Bantgejeh Ueberſicht dv. Endemann) 
75, 1187. — Aus dem Berwaltungsbe- 
richt der Preuß. Bank pro 1374 75, 1385. 
— Verordnung betr. die Unftellung der 
Reichsbankbeamten 76, 385; Benfonen 
und Kautionen der legteren daj. 387. Die 





drei großen tontinentalenBanfen (v.Lucam) 


76, 862. — Die Preußiſche Bank in den 


Jahren 1874 und 75 76, 943. — Abs 


ichlüffe der deutichen Banfinjtitute pro 
1875 76, 986. — Einheit in Münz- und 
Bantwejen (Wehrenpfennig) 77, 217. — 
Jahresbericht über Bantıweien und Geld— 
verkehr im Reiche für 1876 (E. Slevogt) 
17,705. — Berwaltungsberichte der Reichs⸗ 
bant für 1876—1896 77, 736. 78, 673. 
79, 577. 80, 434. 81, 354. 82, 329. 83, 
600. 84, 193. 85, 375. 86, 638. 87, 514. 
ss, 709. 89, 770. 90, 917, 91, 442. 92, 
450. 983, 561. 94, 663. 95, 817. 97, 169. 


122. 98, 759. 99, 857. 1900, 601. — 
Die Reihsbant 1876—1900 1901, 79. — — 


lieberficht der Seiege und Berordnungen | 
Dividenden der Banken 


77. 320. — 
1858/75 77, 1075. — Statiſtik der deut— 
ihen Notenbanten 83, 646. 86, 824. — 
Organifation der bedeutenderen Zettel— 
banten Europas (Jacoby) 88, 368. — 
Ueberficht der Bejtimmungen über Zettel 
banten und Banknoten in Deutichland 
90, 1. — Statiftifhe Unterfuhungen über 


die Entwidlung und Wusbreitung des | 


Siroverfehrs der Deutihen Reichsbank 
(Blum) 96, 165. — Der Streit um bie 
Veritaatlihung der Reichsbank (Log) 98, 
161. — Entwurf eines Gejeges, betr. Ab⸗ 
änderung des Bankgeiepes vom 14. März 
18375 (1899) 99, 445. — lieber die Ans 
nahme von Banknoten an öffenlichen 
Kafien (E. 8. Mayer) 1900, 243. — Gold 
eriparende Zahlungsmethoden in dem 





heutigen Bankverkehr Deutichlands. Unter 


bejonderer Berüdfichtigung des Hamburger 
Giro:, Check⸗ und — 
(Dunter) 1901, 167. 251. 364. 447. — 
Studien über die Diskontpolitifder Zentral= 
notenbanfen unter näherer Berüdiihtigung 
der Bank von England, Bank von Frank⸗ 
reih und Reichsbank (Richter) 1901, 417. 
509. 598. — 
tontrollen (Rojendorff) 1902, 182. — 


Die Notenbanten in Württemberg 1376— | 


Bankbrüche und Ban: | 


1900 (Breslauer) 1903, 241. 361. — 
Bank von England 1903, 240. — Bal. 
a. Münzfrage, Papiergeld. 


Barzahlung, j. Zahlungdreform. 
Bauffremont (Redtsjall) 76, 139. 1022, 
Baummolleninduitrie. 


Geichäftliches 
und Statijtifche3 über deren Lage im Zoll 
verein vor, während und nad der Krifiä 
Girth) 70, 5335. — Die B. in Elſaß— 
Kothringen 71, 999. — Deutihe B. 1865 
bis 1874 75, 1391. — Die deutihe Baum: 


wollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 691. — Amerikaniſche 
Baumwollen-Produftion 82, 615 — TDie 


deutihe Baummwollinduftrie (1898, 1901) 
1902, 239. — S.a. Tertilinduftrie, Zoll 
tarif ac. 


Baupolizeirecht,das deutiche Leuthold) 
79, 809 


’ 


Bayer n. Ausnahmebeitimmungen bes Ber: 


trages vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
Deutihen Reih 71, 37. — Einführung 
nordd. Bundesgeiege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Neichstage daſ. 382. 
Tabellariſche Ueberjiht 389. — Die baver. 
Geſetzgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Verebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrikular —— für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayer. 
Regierung vom 14. Oltober 1871 (Unfebl- 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reiche: 
poft und bayeriihe Poſtverwaltung 72, 
597. 82, 617. — Militärverwaltung 73, 
38. — Einführung der Gewerbeordnung 
73, 759. — Kriegsdienſtgeſeß 74, 186. — 
Benoflenichaftsgeieg daj. 382. — Reform 
der direkten Steuern (8. Burkart) 74, 1681. 
— Bierbejteuerung 76, 61. — Handels— 
und Genojjenichaftsregifter 76, 894. — 
Neihsreht und Yandesreht in Bayern 
(2. U. Müller) 76, 840. — Verkehrs—⸗ 
anjtalten 1877 79, 1077. — Die ſtaatlich 
—— Verſicherungsanſtalten Haag 
4, 65. — LandestultursRentenanitalt 84, 
316. — Verwaltungsrechtspflege (Seydel) 
85, 213. — Bwangsweije Veräußerung 
landwirtichaftlider MAnmweien 85, 842. — 
Heimatredht (Seydel) 86, 719. — Staatö- 
bahnen 88, 803. — Rechtsſaßzung und 
Geſetz zunächſt nad bayeriihem Staats— 
recht (Dyroff) 89, 817. — Verhältnis zum 
Bollverein und zum Neid 98, 164. 174. 
194. 417. — Juriſtiſches Brüfungsweien 
98, 910. — Verfaſſung und Reform der 
direften Steuern 98, 79. — Die Schaffung 
eines Reihsmilitärgericht® und die ag 
Nejervatrehte (Seydel) 98, 151. — Die 
gen | des bayeriihen Heeres und 
das Reichsmilitärgericht Graßmann) 98, 
721. — Die Revifion der Grund- und 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter. 


Hausſteuer in Bayern (Eheberg) 1902, 
161. 263. 342. — VBgl. a. Armenpflege, 
Beamte, Budgetredht, Yandwirtichaft, Re— 
jervatrechte, Unterſtützungswohnſitz, Ver— 
faſſung, Vollszählung, Wahlgeſetze, Waſſer⸗ 
recht, Zollverein ꝛc. 


Beamte, Reichsbeamte 71, 304. — Beſol— 


dungäverbeflerungen 73, 80. — Rechts- 
verbältnifie der Reichsbeamten 78, 345. | 


74, 223. 254. Erörterungen von ®. Endes 
mann dai. 400. 75, 1201. — Beamteneid 
76, 84. — Das Reichd-Beamtenrecht (Thus 


dihum) 76, 265, fpezielle Ueberfiht 76, | 


397. — Hlaffifilation der Reichsbeamten 
76, 361. 374. — Urlaub der Reiche: 


beamten 76,376. — Berzeichni® der Reichd- 


bebörden 76, 378. — Labands Auffaffung 


des Beamtenrehts (Meyer) 76, 667. — 


Ueberjicht der über die Reichsbeamten ers 
lafienen Gelege und Verordnungen 77, 
841. 81, 439. — Bitwen- und 
fürlorge (Thudihum) 81, 551. — Grund» 
fäge für die Bejepung der Subaltern- und 
Unterbeamtenjtellen bei den Reichs- und 
Staatöbehörden mit Militäranmwärtern 82, 
556.— Die Borenticheidung bez. der gerichtl. 
Verfolgung öffentl. Beamter aus Amts— 
bandlungen nad Reichsrecht und baper. 
Landesrecht (Lippmann) 85, 421. — Neichd« 


aifens | 
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unter „Beamte“, jowie die einzelnen Bes 
börden und Beamten. 

Belagerungdzuitand. Das preuf. Ge— 
ie vom 4. Juni 18651 68, 1055. 

Dean Dandelöverträge 98, 170. 174. 
182. 186. 158. 438. 446. 

Bergwerksproduktion im Deutichen 
Reiche 75, 637. 1728. 78, 664. — Berg⸗ 
arbeiterlöhne 1889 und 1890 in Preußen 
9%, 574. 98, 718. — Bergbau der Welt 
91, 415. — ©. a. Fabrikinſpektoren, Stein- 
lohlenförderung. 

Berlen. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868 69, 342; desgl. im Jahre 1869 70, 
437 ; deögl. im Jahre 1870 71, 833; desgl. 
im Jahre 1871 72, 971. — Berlins Ges 
werbefleiß 78, 110. — Finanzen von Baris 
und Berlin im Jahre 1888 bezw. 1887/88 
88, 708. 

a a a ar 
ergebnilje für 1885—1895 87, 79%. 88, 
272. 89, 397. 90, 206. 91, 534. 98, 700. 
142. 94, 443. 95, 785. 96, 307. 97, 147. 
98, 929. 99, 296. 1900, 517. 1902, 314. 


| Berufszäblung, vom d. Juni 1882 84, 


geieg vom 15. März 1886, betr. die Für 


forge für Beamte und Berfonen des Sol 
datenitandes infolge von Betriebsunfällen 
87, 1. — Haftpfliht des Staates für 
rehtöwidrige Handlungen und Unter— 
lafiungen der Beamten (Piloty) 88, 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates 


über jeine Beamten (Labes) 89, 213. — | 


Beamtenbeioldungen in Preußen und 
Bapern 77, 5230; in Bayern 78, 484. 9, 
93. 98, 889 (Gehaltäreqgulativ); Witwen⸗ 
und Waiienfürforge (Zimmermann) 98, 
140. — Der Beamtenbegriff des Bürgerl. 
Gejepbuches (Herm. Rehm) 1900, 369. — 
Die Haftung des Staates für den durd 
feine Organe und Beamten Dritten 


Us 
geflgten Schaden (Stengel) 1901, a1. | 





1. ©. a. Behörden, Disziplinarbehörden, 


Benfionen, Zollverwaltung ıc. 
Begleitihein-Regulativ 69, 997. 78, 
166. 86, 60. — Bgl. a. Zollgejeg, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Per— 
fonalien der oberen Behörden des Norbd. 
Bundes und der einzelnen Bundesitaaten 


70, 147. 671. — Die Reichsämter und . 


die NReichöbeamten 71, 375. — Bezeid- 
nung „Kaijerlih”“ ꝛe. 76, 351. — Ver— 
zeichnis der Reichsbehörden 76, 378. — 
Ueberiicht aller Bejepe und Berordnungen 
über Reichsbehörden 77, 338. — Die 
Reichd: Zollbebörden 98, 358. — S. a. 


43. — Bom 14. Juni 189% 97, 217 
(Preußen), 633 (Reich). — Beruflihe und 
loziale Gliederung des deutihen Volkes 
nah der Zählung 1895 (Dr. 3. W. R. 
Zimmermann) 1900, 195. — Gewerbe 
und Handel im Deutichen Reich nad der 


Betriebszählung 1895 (Zimmermann) 
1900, 483. 

Beihlagnahme, j. Löhne, Pojtverwals 
tung ꝛc. 


Bejip, vollswirtichaftliher Begriff des— 
jelben 72, 526. 73, 849. Geichichtl. Ent» 
widlung des Beſitzes (Roesler) 75, 27. 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
78, 415. 

Betriebsunfälle (Reichögeiek v. 15. März 
1886) 87, 1. 

Bettel und Landſtreicherei in Baden 1885 87. 

Bevölkerung. Faltiihe und Zollabred- 
nungdbevöllerung nad der Zählung von 
1867 68, 779. 798. — Staatsangehörige 
Bevölferung 68, 1101. — Ueberſicht der 
Bevölferung des Zollvereind (amtliche 
Aufftellung vom Zentralbureau des Zoll- 
vereins) 69, 855. — Statiſtik der Be— 
wegung der Bevöllerung 70, 51. — Bes 
wegung der Bevöllerung im preußiſchen 
Staate 1885 86, 949. — Die Bevöl— 
ferungszahl in der Bundesverfajjung 70, 
445. — Die —— von Elſaß⸗ 
Lothringen 71, 989. — Voltswirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung der Bevölterung (Roesler) 
75, 281. — Natürlihe Zunahme der preuß. 
Bevölkerung von 1872—1875 76, 526. — 
Zuiammenftellung der produftiven Be— 
völferung in Europa 76, 783. — Wan— 
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derungen ber gewerbtreibenden Bevölle— 
rung Preußens 76, 891. — Die Art des 
ben a 8 der Bevölferung Preus 
ens 1885 87, 803. — Bevöllerung des 

[gebiet 98, 195. 205. — Die groß 
En ſche Bevölterung als Teil *; e⸗ 
ſamten in Europa und Nordafrika 95, 
815. — Abnahme der Sterblichkeit der 
weiblichen Bevölferung in Bayern 1902, 
480. — ©. a. Bolfszählungen, Statiftit. 





Bibliothefordnung de Reichstags 


77, 501. 

Bier, 
Bayerns 1891—1W0 190%, 556. — ©. 
a. Wein. 

Bierbejteuerung, j. Braumal;. 

Binnenihiffahrtsgejep, ein deut— 
ſches 90, 195. — Die privatredtlichen 
Verhältniſſe der Binnenihiffahrt und der 
Flößerei (J. Keidel) 97, 289. 360. 

Birma, Metjtbegünftigungsvertrag 98, 459. 

Bismard, Fürſt, Grundzüge einer allg. 
Staatdlehre nah den politifhen Reben 
und Scriftftüden des Fürften Bismard 
(Rofin) 98, 81. — S Reichskanzler. 

Blodade. Korrefpondenz der Regierung 
in Waſhin : mit dem Minifter von 
Eolumbia 85, 812. 

Bodenfredit und Bobdenfrebitanftalten 
mit bejonderer Rüdficht auf ——— 
banken (K. v. zn 78, Die 
Landſchaften und die preuß. Snboeten 
aktienbanten (Wegener) 98, 544. 


Bierproduftion und Biekhandel | 





Geſetzentwurf über die Errichtung. — | 


beifiihen Pfandbriefbant nah der Bes 
gründung dargeftellt (Seidel) 1901, 350. 
— Der Bejepestert jelbit 1902, 699. — 
Die Ausgabe von Hypothetenpfandbriefen 
und die Hypothelenregiſter nad dem 
(Seidel) 1902, 

Bodenjee, Hoheitsrechte über denielben 
(v. Martik) 85, 278; Verkehr 93, 232. 245. 

Börfen, vollswirtichaftl. Bedeutung 75, 
383. — Die VBorihläge der Börien-En- 
quötesfommiifion 94, 470. — Entwurf 
eines Börſengeſetzes 95, 863; Reichstags⸗ 
fommilfionäberiht 96, 657. 
ordn 

Errichtung einer Börie nad) dem Reich» 





— Börien: | 
f. Berlin 97, 348. — Begriff und | 


—— vom 22. Juni 1876 (Tiſcher) 


9, 1. — Der Börſenverkehr und ſeine 
geiegline Nege Regelung (Schweyer) 1902, 81. 
rminhandel. 


Braumalz. 


Alphabetiſches Geſamt⸗Regiſter 


75, 905. 76, 99. 804. 806. — Vertrieb 
und Ausſchank in Preußen 78, 366. — 
Reform der Spiritusbeiteuerung (Berrot) 
78, 6138 — Die Branntweinfteuer in 
Württemberg (Reub) 85, 620. — Reichs⸗ 
einnahmen von 1870—1883/84 86, 283. 
— Das Branntweinmonopol (Geſetzent⸗ 
wurf vom Februar 1886 und ſtatiſtiſche 
Materialien) 86, 421. — Reform der 
Branntweiniteuer 87, 30. — Reichögeieg 
vom 4. Juni 1837 87, 644. 725; initem. 
Darftellung von Haushalter 90, 761. — 
Branntweinbrennerei und Beſteuerung 
9, 247. — Reichsgeſetz vom 16. Juni 
18% 96, 377. — Das Berhältnis zwiſchen 
Luremburg und dem Deutihen Reiche 
binfihtid des 2 Branntweinverfehrs 
(Schmauier) 1902, 622. — Bgl. a. Finanz- 
wejen, Verbrauchsſteuern, Wein. 
Beitimmungen des Sollver: 
einsvertragd 68, 8. Zu. 44. Steuer: 
geieg vom 4. Juli 1868 68, 691; desgl 
vom 8. Juli 68, 699. — Statiitif der 
Braumalziteuer 71, 585. — Reform der 
Bierbejteuerung 22, 609; Geſetzentwurf 
636 Die Beitimmungen über bie 
Braufteuer (v. Aufſeß) 75, 889. 76, TA. 
‚2%. -- Statiitit 74, 922. 75. 908. 
6, 98. 807. 97, 248. — Zur Reform 
ber Bierbeiteuerung (Boceius) 76, 52. — 
Bur Geſchichte der mwürttemb. Bieriteuer 
(Daudert) 97, 85. — Ueber eine allgem. 
ReichSbieriteuer (Bocciuß) 97, 109. 651. 
— GStatijtil der Bierbefteuerung in Bayern 
1901 1902, 792. — Bgl. a. Verbrauch: 
jteuern, Finanzweſen ıc. 
Braunihmweig. Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 671. — Verhältnis zum 
ollverein 98, 166. 194. 413. — Das 
— (Dr. F. W. R. Zimmer: 
mann 17. — Erziehg. nicht voll⸗ 
ſinniger Kinder (Zimmermann) 95, 64. 
— Fer ger (Zimmermann) 
— ©.a. Kontrattbrud, Wahlzwang. 
Br : * en. Organifation der Handelsſtatiſtit 
70, 407. — NReflortverhältnifie der Be 
börden ’0, 699. — Berbältnis zum Zoll 
verein und Reich (Aufſeß) 98, 166. 183. 
187. 194. 401. 419. — Zollorganijation 
98, 359. — Statiftit (Aufjeh) 93, 379. 
— ©. a. Auswanderung, Handelsitatiftik, 
Preiſe, Zollausichlüfie zc. 


Buchführung, häusliche (Hirtb) 75, 931. 


Branntwein, Beitimmungen bes — — 
20. 28. | 


vereinsvertrags 68, 8. 20. 
—— e db. J. 1868 68, 01. 708. 


m — Die Beitimmungen über die 
— — (von d. Aufſeß) 75, 890. 


tatiftit der Branntweinſteuer | 


76, 79%. 98, 307. — Etatiftit 74, 920, | 


Budgetreht, des Reiches (P. Laband) 
78, 524. Geſetz. Verordnung, Budget, 
Staatövertrag (Ph. Zorn) 89, 344. 
—5* Geſeß und Verordnung Arndt) 
91, 225. — Das Budgetreht des baneri- 
ſchen Landtages. Zugleih ein Beitrag 
zum Budgetrecht der Vollävertretung nad 
den älteren deutihen Berfafiungen über: 


Alphabetiihes Geſamt⸗-Regiſter. 


haupt (Rehm) 1901, 641. — Das redit- 
lihe Zuftandelommen des bayer. Militär: 
etats (Rehm) 1901, 792. — ©. a. Finanz« 
wejen, Militärbudget. 
Enipasten, Dandelävertrag 98, 438. 
Bund, norddeutſcher, ſ. Verfafiung, Reichs— 
tag uſw 


Bundesalte, deutiche, 71, 4. Der eher | 


malige Deutihe Bund nah der Wiener | 
Schlußakte dai 5. Auflöjfung des Deutichen | 


Bundes it. 3. 1866 71, 19. 
Bundedangehörigkeit, j. 
gebörigfeit 
Bundesbehörden, j. Behörden. 
Bundesgebiet 71, 51. 325. 
Bundesgeridt, j. Gerichtshof. 
Bundesgeſetze, norddeutiche, Termine 
der Einführung bderjelben 71, 359. 371. 
Tabellariiche Ueberſicht daſ. 389. 72, 485. 


Reichdans 


S. a. Juſtizgeſezgebung, Finanzweſen zc. | 





Bundeöglieder 71, 54. — ©. a. Re 
jervatredhte. 
Bundespräfidium, ſ. Kaiſer, Ber: | 


fafiung, Thronreden. 


Bundesrat, verfaflungsmäßige —— 


desſelben 71, 221 Seine Tätigkeit da 
224. Weberfiht der Entihliehungen des⸗ 
ſelben auf Beſchlüſſe des Reichstags aus 


der Seſſion von 1872 78, 863; desgl. 


aus der Geffion von 1873 74, 727 
Stellung des ————— zum B. 82, 
9.—©.a. Serfefteng, erordnungäredt, 
Reichskanzler, Elſaß⸗Lothringen :c. 

Bundesihulden-Kommiiiion, j. 
Schuldenweſen. 

Bundesſtaat und Staatenbund 71, 7. 
50. Die neueſten Geſtaltungen des Bun— 
— —————— — (Seydel) 76. 641. — 
Labands Auffaſſung des Bundesſtaats 
(G. Meyer) 76, 667. — Zur Kritik der 
Begriffsbeſtimmung des Bundesſtaats 
(Hänel) 77, 78. — Neue Beiträge 
Lehre vom Bundesſtaat (Zorn) 84, 458. 
— 5. a. Bundesrat, Vertragsrecht, Ver: 
faflung ꝛec. 

Bundedftaaten, j. Berfajiung, Verord— 
nungsrecht ꝛc. 





ur. 
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Chemiſche Induſtrie 72, 394. 

Chile, Handelsverträge 98, 174. 438. 460, 

China, Handeldverträge 983, 174. 186. 459. 
— ©. a. Boltszählung. 

Eholera. Unterſuchungsplan zur Erfors 
ihung der Urſachen derjelben ıc. (Dents 
ichrift der Reihs-Eholeralommijfion) 78, 
1611. Gejundheitäpolizeilide Anord— 
nungen 1892 98, 781. 

Eolumbien, Dandeldvertrag 98, 465. 

Eofta Rica, SHandeldverträge 98, 183. 
438. 460. 


D. 


Dänemark, Markenſchutz 81, 404. Zoll— 
verhältniſſe 93, 439. 466. 

Darlehendtajjen 72, 1397. — Die länd- 
lichen Darlehensfafjenvereine 1875 88, 243. 
S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Dechargierung, ſ. Kontrolle. 

Defekte der Reichsbeamten 76, 332. 

Dentmalihup. Heli. Gef. den Dentmals 
{huß betr. 1902, 700. 

Desinfeltionsverfahren, ſ. Veteri— 
närpolizei. 

Diäten, für den Reichstag, 74, 159. 166. 
249. — Diätenverbot der Reichsverfaſſung 
(Ioäl) 86, 613. — Urteil des preukiichen 
DOberlandesgerichts Königsberg v. 14. April 
1886, 86, 624. 

Diensteid der Reichsbeamten 76, 346. 84. 

D an ſtenthebung ber Reih8beamten 76, 


ı Die nfto ergeben, ſ. Disziplinarbehörden, 


Beamte. 
Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917. 
Dienjtinjtruftion für die Konſuln 71. 
595. 72, 1268. Für Zollämter 86, 184, 
Differenzgeihäfte, Weſen und Bes 
deutung der D. in rechtlicher und wirt- 
ichaftliher Hinficht (Wermert) 1908, 401. 
498. 593. ©. a. Terminhandel. 


Diplomatiſcher Ausfhuf im Bundes- 


Bundesfteuern, ein ſchweizeriſches Urteil | 


über, 75, 785 
— ke ſ. Verfaſſung 
Bundesver 


ammlung, ſ. Bundesakte. 


Bürgerliches Geſetzbuch, Bürger 


lies Recht, j. Zivilrecht. 


C. 


Camera apostolica 90, 823. 

Ehaufieegelder 98, 207. 

Ehemilalien. Zölle auf diefelben, ſowie 
auf Farbwaren 69, 632. Vgl. a. Zolltarif. 


rat 70, 759. 71, 229. 

Disziplinarbehörden 76,308. 367. Ger 
ſchäftsordnung daſ. 369. 377. — Laband, 
Auffafiung der Disziplinargemwalt (Meyer) 
76, 672. — Geihäftdordnung für die 
Disziplinarbehörden 80, 489. — ©. a. 
Beamte. 

Dispojition, Offiziere zur, 71, 1006. 


Dominikaniſche Republik, Handeld« 
60. 


verträge 98, 188. 489. 4 
Doppelbefteuerung, Bejeitigung ber, 
71, 168. 76, 177. — NReichdgeieh vom 
13. Mai 1870 (R. Blochmann) 87, 773. 
Dotation der Kreiſe und Provinzen in 
Preußen, ſ. Kreißordnnung 78, 1392, 1444. 
75, 1685. An Sadien 75, 12391. 
Dotationen der Feldherren 74, 158. 
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Gejamt-Regiiter. 


ee v. Jahre 1849 | 


71, 


Durchſchnittspreiſe, j. Preiſe. 


E. 
Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 


Eghypten, Handelsvertrag 9, 438, 465, | 


j. a. Konfulatweien. 
Eheiheidungen in Sadien 77, 252. 


Eheſchließung, Aufhebung der polizei« 1 


lichen Beihräntungen 68, 901. 71, 166. 


Preußiiche Verfügung vom 20 Auguft 1868 


68, 927. — Nusnahmebeitimmungen des 
Vertrags mit Bayern 71, 366. — Das 
bayeriihe Gejeh über Heimat, Verehe— 


—5 und Aufenthalt 71, 469. 487; BL, 
61. 72 (Seydel). — Geihichtlihes (von 


‚sriedberg) 74, 485 — Statiſtik 75, 1725. 


76, 220. 78, 108. 79, 109. 378. — Ehe⸗ 
—— Pe Blutsverwandten 82, 
30, — Vergl. Zivilehe. 

Ehrenämter. Der Mangel an allgemeinen 
Vorſchriften über die Fähigkeit zur Bes 
kleidung von Ehrenämtern und die Streit« 
frage über den Einfluß des Konkurſes auf 
die Eigenichaft ald Abgeordneter (Bauke) 
1901, 401. 

Ehrengeridte (j. Offiziere) 74, 1803. 

Eihämter, j. Maaß- u. Gewichtsordnung. 

Eid der Beamten 76, 84. 346. 

Einigungsämter 74, 434. 

Eigentum (wirtſch. Begriff), j. Beſitz; des 
Reiches, j. Vermögen. 

Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt mit 
Zeugnisberehtigung 76, 765. 

Einfuhr, ſ. Handelsſtatiſtik, Zölle. 

Einfommen, Begriff desjelben, 72, 536. 
74, 997. 1793, (Üoester) 75, 271. Ber 
teilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Birth) 75, 1270, 1283. 
Die vier Grundtypen der Eink.-Berteilung 
75, 1305. (Hierzu Tafel nad ©. 1312.) — 
Einfommendunterihiede in Preußen und 
Sadjen 76, 239. Einfommensverhältnijie 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandäbed, 
Geeftemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. — Die großen Ein- 
fommen in Deutichland und ihre Zunahme 
(Heik) 98, 1. Einfommensverhältnifie in 
Preußen 1892—99 1901, 74. 158. — Die 
Mittelllafien in Deutichland 1901, 563. 


—  — —— 


Einkommenſteuer 78, 846. 74,2. — ı 


Materialien zu einer Reichs-Einkommen— 
iteuer: Die Einfommenfteuer in Hamburg 


74, 101. 75, 335. Preußiſche Steuerver: | 
waltung 1870/72 daj. 897. Die preußiiche 
Klaſſen- und Eintommenfteuer daj. 927. | 


944. 1029. Aus den Gutachten des Ber: 


eins für Sozialpolitik daj. 979. Vom land- 
wirtihaftlihen Kongreß dai. 986. Die 
Reihseinlommenfteuer und ihre Gegner 
daj. 987. Vorſchläge zum Progrefiionk 
modus daj. 1015; zur Selbiteinihägung 
1022. — Die Steuerreform im Königreih 
Sadien (Geniel) 74, 1373. 75, 1519. — 
Die Reform ber direften Steuern (Burkart) 
daj. 1681. — Meatritularbeiträge oder 
Reihs-Eintommenjteuer ? (Hirtb) 75, 115. 
— Der deutſche Steuerreformperein 75, 
483. — Klaſſenſteuer in Berlin pro 1875 
75, 485. — Ein jchweizeriiches Urteil über 
Bundesfteuern daj. 785. — Die Hödit: 
beiteuerten in Berlin 75, 791. — Ein 
ſchätzungs⸗Inſtruktion für das Königreih 
Sadien 75, 1534. — Die beitebenden Ein: 
fommenfteuern (vergl. Darjtellung v. & 
Burkart) 76, 21. 682. 77, 219. 79,1. 0, 
914. 960. — Einfommendunterihiede von 
Stadt und Land in Preußen und Sadien 
76,239, — Denkſchrift und Betition bett. 
den badiſchen Gejepentwurf über Erwerb 
jteuer (Hecht) 76, 400; Erwiderung jur 
ra der Regierungsvorlage ib. 
695 ; Replit der Handelskammer zu Wann: 
heim (Hecht) daj. 707, — Die Stellung 
der Vermögens- und Verkehrsſteuern im 
Steueriyiteme (v. Bilinsfi) 76, 719 — 
er in Preußen für 1876 77, 
1014 78, 262. — Fit die direkte Stener 
ein überwundener Standpunft? 79, 153. 
— Einfommenjteuer in Hamburg 1875/16 
79, 600. — Erträge der Eintommeniteuer 
in Sadjen 1877 79, 1066; 1378/79 80, 
833. — Einfommenäverhältnifie des breußi⸗ 
ihen Volles 1877—81 82, 484. reuf, 
Geſetz v. 24. Juni 1891 91, 909. 9, 816. 
Ergebnifje der Veranlagung 9, 791. — 
Statiftif der badiſchen Einktommenfteuer 
1901, 312. — Die höheren Einkommen 
in den Stadtfreijen Preußens 18%6—1W 
1901. 953. — Statiftil der Einkommen: 
befteuerung in einzelnen Ländern 190%, 
863. — Die Abichreibungen und ihre Zu 
läffigfeit al® Eintommensabzüge nad dem 
preuhifchen und dem heſſiſchen Einfommen: 
fteuergejege(Blum)1903, 32,— Desgl dann 
Entwertung von Bermögensobjelten durd 
Alter u. Gebrauch (Langhans) 1908, 92. 

Einnahmen des Neihs 78, 4%. — — 
Zölle ꝛc. 

Eijen und Stahl. Zölle und Broduftion 
im Zollverein 69, . 70, 369. 74, 4. 
Deutihe Eifenindujtrie i. Jahre 1874/75, 
1547. 1661.1695. 1728. — Bejiemer-Stabl- 
fabritation 76, 86. 78, 96. Eiſeninduſtrie 
und Submiifionen 77, 237. 1119. — Lage 
der Eijeninduftrie (Handeläfammer Köln) 
77, 1054. — Dividenden der Eijenbütten: 
werte ıc. 77, 1076. 1078. — Preuß. Eiien: 


Alpbabetiiches 


industrie im Dezbr. 1875 (Engel) 77, 1099. 
— Ein: und Musfuhr 1877 78, 46 — 
Eijeninduitrie und Eijenenquete (Phi— 
lippion) 79, 649. — Botum der Minder- 
heit in der Zolltariflommiffion 79, 664. 
— Motive zum neuen Zolltarif 79, 713. 
— Deutihlands Eijeneinfuhr und «Durch 
fuhr (Laspeyres) 80, 255. — Eifenin- 
dujtrie, Lage 91, 945. — Eiſen- u. Stahl« 


erzeugung der Welt 1902, 73. — Eifens 


verbrauh im Deutihen Reih in den 
Jahren 1861—1901 1903, 479. — Bergl. 


a. Bergwerfäproduftion, Zolltarif, Zölle. | 
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Entwurf eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes 
(April 1875) nebit amtlihen Bemerkungen 
75, 1225. — Betrieböergebniije der Eifen« 
bahnen Deutihlands 1875 76, 244, der 
preußiihen Bahnen 1874 76, 245. — 
Kautionen der eljaßslothringijchen Reichs— 
eiienbahnbeamten 76, 352. — Statiitif 
der preußiihen Eifenbahnen für das Be— 
triebsjahr 1875, 76, 425, ıI. Ausdehnung 
425, Il. Anlagetapital 426, III. Trans 
portmittel und Leijtungen derjelben 427, 
IV. Berfebr 428, V. Finanzergebniſſe 431, 
VI. Reſerve- ꝛc. Fonds, Beamten ıc., Uns 


Eijenadher Uebereinkunft 90, 178 
(Seybdel). | 

Eijenbahnen. a über 
das Gijenbahnweien 71, . 12, 128. 
4, 302. 1087. — Deutiche Eiſenbahn— 


fälle 441). — Ausdehnung und Anlage: 
koſten des deutſchen Eiſenbahnnetzes zu 
Anfang 1876 76, 445. — Bericht des 
Reichs-Eiſenbahnamtes 1875 76, 460. 
(Anlage: Gutachten der Tarif» Enquötes 


jtatijtit für das Betriebsjahr 1867, 69, 


947. — Deutihlands Eijenbahnen 78, | 


575. — Eiſenbahnbeſchlüſſe des Handels 
tags 73, 887. Gründung des Neichs- 
eilenbahnamts 74, 302. 76, 358. — Eiſen— 
babhnellnterfuhungstommiifion(preußiiche) 


Kommiljion vom 13. Dezember 1575 
463. Unträge des Herrn Bergmann 
467. Berzeihnid der vernommenen Sadı: 
verjtändigen 468.) — Gejepentwurf, betr. 
die Erwerbung der preußiihen Eijen- 
bahnen dur das Deutiche Reih. Nebit 





74, 359. — Reichs-Eiſen bahngeſetzentwurf 
ib. 891. — Die Kontrolle des Reichs über 
das Eijenbahntarifweien (FF. Perrot) 74, 


Motiven 76, 470. — Für und wider die 
Erwerbung der Eijenbahnen durch das 
Reid, 76, 487, (Borbemerfung 457, An- 


1087. — Betriebsreglement für die Eiſen— 


bahnen Deutihlands 73, 340 74, 1147. 


73. 1195. — Bericht des Reichs-Eifen- 
bahnamts 74, 1525. — Die Eijenbahn- 


tarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — | 
Kritiihe Beiträge zum Verjtändnis des | 


Eifenbahnweiend (Trommer) 75, 105. 
(I. Der kommerzielle Betrieb, II. der 
Univerjaltarif.) 569. (II. Tarifſyſteme, 
IV. über Güterverfiherung, V. Einnahmen 
und Ausgaben, VI. von der Erzielung 
einer guten Bilanz, VII. Vergleihsmaß- 
jtäbe, VIII. vom Sparen, IX. Auffaſſung 
ded Transportweſens.) 75, 1057. X.Staat8- 
oder Privatverwaltung? XI. Univerjal- 
tarif gegen Publikum und Bahnverwaltung, 
XHO. Zolleinrihtungen und Eijenbahn, 
XII Schlußfolgerungen.) Neue Folge 76, 
121. (Il. Bom Nationalismus im Giüter- 
Tarif= Erpeditionöwejen, II. Wertnade 
nahmen, III. An» und Abfuhr, Beladen 
und Entladen der Güter, IV. Trans» 
portvorbereitung der ag x. 
V. der Univerjaltarif, VI. der Piennig- 
tarif, VII. Balet: und Einzelgut:Beförs 
derung, VIII. Wertverfiherung, IX. Fols 
gen, X. Schluß). — Gutachtliche Ausiagen 
des Präſidenten Maybad vor der Laster: 
ihen Unterſuchungskommiſſion 75, 403. 
— Dentkſchrift ded Reichs-Eiſenbahnamts 


über die Tarifreform vom 3. Dezember | 


1874 75, 551. 1701. — Deuticher Eijen- 
badnı.Reformverein 75, 935. — Eijenbahns 
Rolizeireglement 75, 1175. — Borläufiger 





faufswert und Börſenkurswert der preu— 
Bilhen Attien-Eifenbahnen 488, Prome- 
moria des Dr. Viktor Böhmert 489, Rede 
des Grafen Udo Stolberg im preußiſchen 
Herrenhauje 494, Nede des Dr. Elben im 
württembergijhen Landtag 498, Verſuch 
einer objektiven Erwägung der entgegen» 
geiepten Standpunfte 513, Erklärung des 
Herrn G. Bergmann 523. — Die Gejep- 
ebung über das Eijenbahnwejen in 
Ban und im Deutihen Reiche 76, 
529: Das preußiſche Gejeg über die Eijen- 
bahn-Unternefmungen vom 3. November 
1838 529, Regulativ, bie Eijenbahn- 
Kommifjariate betr. 538. Aus dem all: 
—— deutſchen Handelsgeſetzbuch 540. 
us dem Bundesgeſetz, betreffend die 
Kommandit-Geſellſchaften auf Aktien und 
die AltiensGejellihaften 542. Aus der 
Berfafjung des Deutſchen Reichs 543. Ber- 
fügung des Minijterd für Handel, Ge— 
werbe und öffentliche Arbeiten, d. d. 
Berlin den 6. Sept. 1871 an den Aus— 
ſchuß der Brivat-Eijenbahnnen im Deutichen 
Reiche 544. Bericht der XIII. Kommiifion 
des preußiſchen Abgeordnetenhaujes über 
den Entwurf eined® Geſetzes über bie 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 550. Die gegen 
wärtige Lage der Eijenbahngejepgebung 
Preußens 551, die jeitherige Stellung 
der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eifenbahnsstommifjariate 564. Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General⸗Diskuſſion 
557, Spezial⸗Diskuſſion und Petitionen 
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561. Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Res 
ulativ für das durch Richter verjtärkte 
eih8-Eijenbahnamt daj.563. Eiſenbahn⸗ 

Betriebsreglement vom 11. Mai 1574 564. 

Bahnpolizeireglement für die Eifenbahnen 

Deutihlands vom 4. Januar 1875 564. 

Eiſenbahn-Poſtgeſetz, betr. die Abänderung 

des 8 4 des Geſetzes über das Poſtweſen 

des Deutihen Reichs vom 8. Oft. 1871, 

vom 20. Dez. 1875 580 (Einleitung aus 

einer Rede des Generalpoftmeifterd Ste— 
phan), 580, das Gejep 583. Vollzugs— 


beitimmungen zum Eijenbabn-Boftgeiege | 


vom 20. Dezember 1875 587. Reglement 
über die Benußung der innerhalb des 


deutihen Reichstelegraphengebiets geles 


genen Eiienbahn-Telegraphen zur Beför- 
derung folder Telegramme, welche nicht 
den Eijenbahndienft betreffen, v. 8. März 
1876 59. Aus dem Bericht der Tarif: 
reform-⸗Enquẽte-Kommiſſion vom 13. Dez. 
1875 596. (1. Stellung der Anhänger 
des natürliben Syſtems zu diejer Frage 
596, 2. Stellung der Anhänger der Klaſſi— 
fifation zur Syitemfrage 609, 3. die Stel- 
lung der Anhänger des gemijchten Sy- 
ſtems zur Syſtemfrage 620.) — Der Etat 
der preußiichen Eijenbahnvermwaltung für 
1576 622, Allgemeine Erläuterungen zum 
Etat 1876 622. A. Staat3-Eifenbahnen 622. 


B. Privat-Eifenbahnen, bei welhen der 


Staat beteiligt ift 630. Nachweiſung über 
das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Staatseifenbahnen verwendete 
Anlagelapital unter Bergleihung mit dem 


etatSmähigen Neinertrage der einzelnen 


Eiienbahnen für das Jahr 1876 6831. 
Ueberfiht der im un des Staats be 
findlihen Eijenbahn-Aftien 532. Ueber— 
Nicht der vom Staate übernommenen Zins— 
garantien für Eiſenbahn-Unternehmungen 
633. — Vergleih der preußiichen und 
englifhen Eiſenbahnen in den Jahren 
1872—1874 76, 636. — Objektive Be- 
merkungen eines Ausländers zur deutichen 
Eiſenbahn-Reichsfrage (Al. v. Dorn) 76, 
738. — Ein englifches Urteil über (für) 
Staatdeifenbahnen 76, 776. — Die Lands 
wirtichaft und die Eifenbahnen, Rede des 
ger Miniſters Dr. Friedenthal. 958. 

us den Böhmertihen Engöteberichten. 


(5. Die a vor dem | 


preußiſchen Landtage 967. 6. Die Stellung 





des Fürſten Bismard und des Minifterd 


Delbrüd zur — ————— 974. 
7. Die Stellung des preußiihen Abge— 
ordnetenhaufes zur Reihs-Eijenbahnfrage 
981). — Gutachten der Münchener Hans 
dels- und Gewerbefammer 77, 109. — 
Bericht über Eijenbahn- und Verkehrs— 
weien (Wehrenpfennig) 77, 292. — Ges 


€ 
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ſchäftstätigleit des Reichs-Eiſenbahnamts 
bis Ende 1876 77, 683 Die preußi⸗ 
ihen Staatdeilenbahnen im Jahre 1875 
77, 696. — Ueberficht der Reichsgeſetze ꝛc. 
77, 812. — Tarifvorſchriften für den 
Gütertransport 77, 874. — Enticheidung 
des Lübeder Oberappellgerichts bez. der 
Berlin-Dresdener Eiſenbahn 77, 993. — 
Fahrgeihwindigteit der Eijenbahnzüge u. 
Dampfichiffe auf verichiedenen Routen der 
Erde 77, 1044. — Betriebdergebnifie, 
Kurie und Dividenden der preuß Eiien- 
bahnen 1855 —75 77, 1073. 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submifjionen auf Eiſenbahnſchienen 77, 
1119. — Neues Syftem der Sekundär— 
bahnen beionderd normal- und jchmal- 
ipuriger Eiienbahnen mit Dampfbetrieb 
auf Straßen und Chaufleen 78, 101. — 
Eijenbabnitatiftit für 1876 78, 814. — 
Der zollpflihtige Eiienbahnverfehr 80, 
618. 659. 86, 20. 61. — Bwangdvoll« 
itredung gegen Eiſenbahnen S1, 402. 411. 
— Der Teansöftiche Eiſenbahnausſchuß 81, 
566. — Deutihlands Eifenbahnen 1868 
bis 1881 88, 642. — lieber einige Er- 
leihterungen in der Berjonenbeförderung 
auf den Eiſenbahnen (Wermert) 88, 624. 
— Die Staatöbahnen in Bayern 88, 
803. Die Eijenbahnen Deutichlands, Eng: 
lands und Frankreichs 1888/89, bez. 1886 
— 1888 91, 166. 94. 159. — Die Reform 
der Perfonentarife PL, 490. — Der inter: 
nationale Eiſenbahnfrachtverlehr 91, 554. 
— Die Eifenbahnen der Erde 91, 587. 
94, 399, — Das internationale Ueber- 
einfonmen über den Eifenbabnfradt 
verfehr (Eger) 92, 308. 691. 753. — 
Statiftil der preuf. Staatseiſenbahnen 98, 
798. — Denticdrift, betr : Umgeitaltung 
der preuß. Eiſenbahnbehörden 94, 610. 
Die geihihtlihe Entwidlung des 
Eiienbahn = Trandportredts in Preußen 
(Eger) 95, 333. Die Eiienbahnen 
Deutichlands, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414. — Die Eifenbahnpolitit 
Frankreichs (v. Kaufmann) 97, 350. — 
Die Tarifgrundfäge der neuen Eiſenbahn— 
verfehrdordnung dom 26. Oftober 1899 
(Eger) 1901, 241. — Die Eifenbahnen 
der Erde 189--1899 1901, 98. — 
Venderungen des deutſchen Eilenbahn- 
transportrechts durch d. Hanbelägeiekbudhr. 
10. Mai 1897 und Eiſenbahnverkehrs— 
ordnung d. 26. Oftober 1899 (Eger) 1908, 
902. — Bgl. a. Eliah-Lothringen, Boit, 
Zollgeieg, Zölle 

ifenzölle, . Eiſen. 


Ektuador, Handelsvertrag 98, 189. 439, 460. 
| Elbzoll, i. Stromidiffabrt. 
‚ Elementaridulen, j. Boltsichulmweien. 


Alphabetiiches 


Elſaß-L ——— n, Die Wiedervereinis 
gung mit dem Deutichen Reiche. (Ber- 
bandlungen im Heichdtage) 71, 545— 958. 
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Beſtellung des 334 -Dberhandels “| 


riht8 zum oberiten @erichtähofe 9. 
—2 ung von Betriebsmitteln für die 
Eiſenbahnen in Elſaß und Lothringen 
568. — Statiſtiſches über Elſaß und 
Lothringen: natürliche Beſchaffenheit, 
Waſſerſtraßen, franzöſiſche Berwaltun 

Kreid- und Ortsbevölkerung, Induſtrie 
Brämer) 71, 969. — Die Geſetzgebung 
vom 9. Juni 1871 bis Mitte Februar 
1872 72, 553—598. — Erſter Bericht des 
Reichskanzlers über Geje und 
Verwaltung für 1871/72 72, 861. (Re: 
gelung der Beziehungen zu Frankreich 
63.) — Gründung der Univerſität Straß: 
burg 72,959. — Werlingerung der Dil: 
taturperiode (Geſetz vom 20. uni 1872) 
72, 1291. — Die Reichs-Eiſenbahnen 


is, 


(reichö=, ag wen 8, 414. — Stel- | 


lung von Eljah-Lothrin a im Reichs⸗ 
finanzrecht (Raband) 73, — Geſetze 
und 
jahr 1872—1873 78, 939. — Zweite 
Jahresüberſicht über die Geſetzgebung und 


erordnungen aus > er | 


Verwaltung für 1872/73 73, 967. — Ver: | 


bandlungen n Reichſstage über Elſaß— 
Lothringiſche a 1 enbeiten in den 
Seilionen 1871— 4, 155. 2392. — 
Einführung der Reichsverfaſſung 74, 29. 
— Die ftaatörehtliche Gültigkeit der 1870 
bis 1871 von der franzöſiſchen Regierung 
—— Geſetze (v. Hihthofen) 74, 521. 
— Dritte Jahresüberficht über ar 
ebung und Berwaltung für 1873 

73; Gejepe und Berordnungen hierzu 
daj. 810. — Laband über die Sonder- 
ftelung E.«“L.s im Neihe (Meyer) 76, 


677. — Deffentlihed Recht und Berwal- | 


tungögerichtöbarfeit in E.L. (v. Stengel) 
76, 808. 897. — Entwidlung der Ge ep 
gedung bi8 1876 (Wehrenpfennig) 77, 

— Madtbefugnis des Oberpräfi- 
denten nad $ 10 des ESEHSRLHNBDBETEER 
(v. Stengel) 78, 113. — Laband über 
dad Weſen der reihäländiihen Gejeh- 
gebung 78, 377. — Die direften Steuern 
tn Elfah-Lothringen (von Eh. Grad) 79, 
114. — Geſetz betr. die —— und 
— ————— ens v. 4. Juli 
1879 79, — Die Stiftungen für 
das 2 jo im Reichslande 82, 714. 
— Elſ.Loth. - und Steuerwejen 98, 
194. 311. 416. 418. — Bewegung der 
Bevölkerung 9, 887. — Staatsgewalt 
und Gelepgebung in —— — 
Ernſt Maher) 249. — Reichsgeſetze 
und Landesgeſetze in Elſaß-Lothringen 
(Roſenberg) 99, 382. — Die ſtaatsrecht⸗ 
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liche Stellung der Reichseiſenbahnen 
(Roſenberg) 1902, 1. — Aufhebung der 
außerordentlichen Gewalten des Statt— 
halters (Diktaturparagraph) 1902, 628. 
— Enre ——— in Elſaß-Loth⸗ 
ringen — 1908, 515. — ©. a. Ar— 
beiterbudgets, Löhne, Territorium, Unter: 
“— Swohnfig ꝛc. 

Elſaß— les 3 
und ee. jeit 1 Be: 
richte des Reichslanzlers, Gejege und ge 
ordnungen.) Geieg, betr. die Verkündung 
der Geſetze und erordnungen 72, 563. 

I. Organijation der Verwaltung im all- 
ee, Berichte des Reichslanzlers: 72, 
74. 78, 967. 74, 773. Bereidigung der 
Staatsbeamten 2, 554. Einrichtung ber 
Verwaltung (Gejeg v. 30. Dez. 1871) 12, 
555. Zagegelder der Civilbeamten 72, 
50. Verlängerung der Diftaturperiode 
72, 1291. Berfahren vor den Bezirksräten 
78, 939, vor dem kaiſerl. Rat daj. 945 
Befähigung für den höheren Verw.Dienſt 
73, 951. Umzugskoſten der Civilbeamten 
73, 951. Umtl. Geihäftsiprahe 73, 97. 
Kreiädireltoren 74, 774. 811. Rechtäver- 
hältniſſe der Beamten und Lehrer 74, 
813. Benfionen der Witwen und Waiſen 
dai. 816. Kautionen der Beamten 74, 819. 
823. Verordnung betr. den Landesausſchuß 
75, 481. 

II. tr und ar ge ı 
Berichte des Reichsklanzlers: 72, 869 
975. 74, 781. Oberſter Gerichts hof 71, 
959. 72, 565. Abänderung der Gerichts: 
verfafiung 72, 566. 570. Etat der Juftiz- 
verwaltung für 1871/72 72, 572. Eine 
rührung des Reichsitrafgejepbuchs 72, 573. 
Kompetenz der Kriegsgerichte 72, 575. 
gg um höheren Juſtizdienſt 

2, 591. 3 pa und Handels— 
— 72, 1318. Erforderniſſe der Ge— 
Achioſchreiber und Gerichtsvollzieher 73, 
955. Reiſegebühren der Friedensrichter 
daſ. 957. Verfügungen zur toten Hand ıc. 
74, 810. Aufhebung der Kriegsgerichte 
74, 781. 826. Notariatsordnung 74, 828. 
Imwangsvertauf von Siegenicdaften 74, 

Außergerichtliche Teilungen und ge— 
richtliche Verkäufe von a 74, 
843. Bormundichaftsverwaltung 74, 847. 
Te 74, 849. Verſchollenheits— 
erflärun 

II. td ingeegeneien, Berichte 
des Reichskanzlers: 72, 867. 73, 973. 74, 
779. Quartierleiftung 72, 576. Einführung 
reichsgeſetzl. Beitimmungen 72, 576. 1329. 
Koften der Garnilonen 72, 596. Militär: 
a ae 72, 868. Kriegsgerichte 


826. 
IV. Yinanzwejen, Zölle, Steuern. Ber 
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richte: 72, 885. 78, 992. 74, 801. tat 
für 1872 72, 564. Einführung d. deutichen 
Zoll⸗ und Steuergejepgebung 72,578, des 
Art. 33 der R.-Verf. 72, 579. Zollvertehr 
2, 580. Bedjelftempelfteuer 2, 580. 
Doppelbefteuerung 72, 581. Etat der Zoll» 
verwaltung 72, 581. Sandeshauspalt für 
1872 72, 1299. 1317; für 1874 74, 858. 
Zumiderhandlungen gegen Zollgeiepe 2c. 
72, 1330. Depofitenverwaltung 78, #9. 
Weinſteuer 73, 960. 966. Enregiitrement 
73, 1001. 74, 802. — leberblid der 


—— in Elſaß⸗Lothringen Aron) 


1902, 

V. — Verwaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegenheiten. Berichte des Reichs— 
—— 72, 874, 78, 967. 978. 74, 784. 


Kriegergrabjtätten 72, 596. Einrichtung | 


der Sendarmerie 72, 1326. Bezirfd-, Kreis—⸗ 
und ®emeindevertretungen 78, 952. 93. 
74, 773. Statiſtit 74, 785. 787. Gefängnis 
weien 74, 79%. 


VI. Unterrihtöweien und Rultus=- Bes | 


richte des Reichsklanzlers: 72,882. 78, 987. 
74,795. Gründung ber Univerfität Straß- 
burg 72, 959. Geſetz betr. das Unterrichts— 
weſen 78, 958. Ausführung bdesjelben ee 


852. Nechtöverhältnifie der Lehrer 74, | 


813; deren ®itwen und Waiſen daf. 816. 
Witwen »Penfionen der 74, 
856. — — 72, 882. 78, 991. 
74, 800 —— es Bier ar een 
Seminars 74, 857. 

vo. Boltswirtichaftliche Berwaltung. 


(Forftweien, Bergwerfe, Eifenbahnen, Bau= | 


ten, Landwirtſchaft). Berichte des Reichd- 
tanzlers: 72, 879. 78, 967. 74, 773. Ein- 
richtung der Forftverwaltung 72,582. Etat 
derielben daſ. 584. Einrichtung und Zus 
ftändigfeit der Bergbehörden 72,584. Forit- 
weien 72, 582, 534. 73, 1001. 74, 805. 
Eifenbahnweien 71, 968. 72, 586. 78, 414. 
74, 792. 76, 8352. 856. 377. Straßen, 
BWaflerbauten und Kanäle 78, 983. 74, 
7%. Bergverwaltung 72, 584. 78, 1004. 
74, 808. Hochbauweſen 72, 561. 587. 
73, 982. 74, 792. Sandwirtichait 73, 985. 
74, 798. Poſt- und Telegraphenweien 12, 
587. Maß—-, Geld» und Bankweſen 72,588, 
73, 984. Patentweſen 78, 985. 74, 798. 
Die Grundfteuerausgleihung und 
Katafterweien (Ch. Grad) 85, 471. 


— 
unge b. Mayer) 87, 

Regelung der — 5 en zu 
rt, 72, 868. 78, 968. 74, 775. 
Option 72, 1293. 78, 971. 

IX. Bejeitigung, * Kriegsſchäden 72 
865. 78, 972. 74, 
Emiffionen von 187078 78, 437. 


is, | 


' Fabrifiniveltoren, preußiihe 76, 997. 


| Ernteitatiftit, 


Alphabetiihes Gejamt-Regiiter. 


der Bolfövertretung (Aug&purg) 499. al. 
Bantweien, Berwaltunadorganifation. 

Enregiitrementämweien, Sf. Elſaß— 
Lothringen. 

Enteignungsredt im Großherzogtum 
Hefien (2. Fuld) 85, 58. — Das öffent⸗ 
liche Recht bei der Enteignung (Neumann) 
S6, 357 

Entlaijungdzeugniiie, Gejegentwurf 
75, 789. 

Erbrecht (Preisaufgabe) 74; 748. VBolte- 
wirtichaftliche Bemerkungen zur Reform 
des €. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (von Helferich) 83, 702. 
— Entwurf eines Gejepes für die bäuer— 
lihe Erbfolge von K. da v. Heimftätt 
84, 482. — Reform des bäuerl. Erbrechts 
in Baden (9. Schulze) 84, 484. 

Erbſchaftsſteuer —*8 75, 1309. Ueber⸗ 
tragung derſelben auf das Reich preuß. 
Antrag) 77,1036. Ueberſicht der deutſchen 
———— 79, 955. Tabelle hinter 
S. 990. — Erbſchaften in Frankreich 78, 
60. — Erbſchaftsſteuer in Heilen 86, 
745. — Eine Erbichaftd- und Schenkung: 
—— * Deutſchen Reich (Otto Bader) 

7, 2509. 

Erfurter Parlament 71, 14. 

Erlafje, ſ. Berordnungsredt. 

Ermland, Biihof von, j. Kremenp. 

j. Getreide. 


 Erjiaggeidäft —* 75, 1447. 1513. 


Erwerbs 





enojjenfhaften, j. Ge 
noflenichaftsweien u. Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften. 

Erz — ⏑—— Geſetzgebung über 
die Ausbil ung nicht volljinniger, ſchwach⸗ 
oder blödſinniger Kinder im Herzogtum 
Braunſchweig (Zimmermann) 95, 64 

Etatsgeſetze, ſ. Finanzweſen, Budget- 
recht ꝛc. 

ah a ar 78, 337. 

Erportbandel, beutider 86, 708. 


' Erpropriation, ſ. Enteignung. 
| Erterritorialität der deutihen Landes⸗ 


das | 
Ein | 
zur Satajter- > Grundbudhs- | 


England. Ueber die Entftehung und Praxis 


herren (Thudihum) 85, 320. 


F. 


Fabrikatſteuer B, 271. 277. 326. 
Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Ge— 
werbeordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 
een 72, 901. 78, 1471. 
» — Die verwaltungds 
rechtliche Bebeutung der Fabrikordnung 
(Herm. Rehm) 94, 132. — ©. a. Unfall» 
verfiherung ac. 


Die deutihen Fabrifinjpeftoren (Ueberſicht 
von P. Dehn) 81, 153. 441. — Geſetz— 


Alphabetiſches 


gebung (Sendel) 81, 714. — Die Zukunft 
der beutichen Fabrifinipeftion (P. Dehn) 
s2, 527. — Die deutihe Fabrikinſpektion 
im Fahre 1890 (K. Frankenſtein) 92, 349. 
— Aus den Jahresberichten der deutichen 
Semwerbeauffichtöbeamten und ng 
den für da® Jahr 1901 1908, 78. — 
a. Gewerbeordnung, 
Fabrif- und Warenzeihen 74, 305. 
Fälſchung von Lebensmitteln 78, 106. 
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Familienbudget en Häusliche Bud | 


führung (Hirth) 75, 907. 
Zamilienfideitommiite, j. Fideikom— 
miſſe. 
Fauſtp EA, ndredt für — par Ya (Het) 
80, 304. (Endemann) 81, 410 
Feldbereinigungswefen, Reformen 
auf dem Gebiete desjelben (Haag) 88, 161. 
Feitungen, Reihdeigentum an denfelben 
73, 433. — Umgeftaltung derſelben 74, 
262. — Garnijonen 74, 263. — Beihrän. 
ng des Grundeigentums 78, 342. 74, 
Feſtun —* 77, 387. 982. 
— Ueber die Berechnung der Erſatzſumme 
nach $ 35 des Geſetzes vom 21. Dezember 
1871 (Regelöberger) 80, 241 
Feſtungskommiſſion, deutſche ge 1579. 
Feuerverſicherung 78, 786. 1117. 
— Denkſchri zu —— der Berftaat. 
lihung der Mobiliar-Feuerverjiherung in 
Bayern 86, 781. — Die Entwidlung des 
Immobiliarsfgeuerverfiherungsweiens in 
Preußen (Simon) 88, 62. — Borzüge und 





Nachteile der Organijation des Feuerver- 


ſicherungsweſens auf Öffentliher und auf 
privatrechtliher Grundlage (Simon) 88, 
231. — Berband deutiher Privatfeuer- 
verfiherungsgeiellihaften 98, 464. — Die 


Öffentlichen Feuerverfiherungsanftalten in 


Preußen 1900, 816. — FFeuerverfiherun 
in Preußen bei Privatgeiellichaften = 
Gegenjeitigteit 1900,818. — Die Geſchäfts⸗ 
— ebniſſe der deutfchen Feuerverſicherungs⸗ 


— 1599 1900, 916. — 


erjiherungswejen x“. 

Air hr d e i fommi B des heſſiſchen Kurhauſes 77, 
844. 1040. Die in den deutihen Staaten 
beitehenden geieglichen Beftimmungen über 
Hamilienfideifommifie (W. Lewis) 79, 465. 


— Die Fideilommißbejige in Preußen | 


1902, 80. 

Finanzrecht, Finanzweſen. Dad 
Finanzweſen des Norddeutſchen Bundes 
ollſtändige Kodifizierung aller geſetz— 


lichen Beſtimmungen und der Etats pro | 


1868 und 1869 ꝛc.) 69, 161. Anhang: 


Die gg een der Bundesjtaaten 


69, 303. — Dentihrift des Kgl. preuß. 
Finanzminifters vom 18. Mai 1869 69, 

— Preußens Staatöfinanzen 1849 
sis 1867 69, 593. — Inſtruktion für 


den Bundes: Wehnungshof 70, 157. — 
Beriht des Borftandes der national» 
liberalen Partei 70, 601. — Die ver: 
fajiungsmähige Regelung der Reichs» 
finanzen 71,1 eichshaushalts⸗ 
etat für 1871, nebſt Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des Deutichen Reichs 
(P. Laband) 73, 405. — Steuerkompetenz 
des Reichs 74, * Verhandlungen des 
Reichstags über Finanzvorlagen 1871—73 
74, 167. 206. 274. — Preußens Finanz- 
lage 1873 74, 349. 1105. — Einnahmen 
des Reichs 1873, 74, 887. Steuerber- 
waltung in Preußen 1870—1872 (Bericht 
des Finanzminiſters) 74, 897. — Zur 
Provinzials, Kreis⸗ und Kommunalfinanz- 
jtatiftit in Preußen 75, 1261. — Reichs 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422. 
— Mbihluß der Reichshauptkaſſe für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 
Reihshaushalts fir 1879/80 80, 1. 104. 
161. — Die Zölle und Steuern, jomwie 
die auswärtigen Handelöbeziehungen des 
Reiche (v. Aufſeß) 98, S. 161 (Megifter 
©. 468), — Einfluß des Reichötanglers 
auf die Finanzverwaltung 82, 45. — 
Laband's Finanzrecht 82, 776. — Das 
Reichsgeſetz wegen ———— der Dop⸗ 
pelbeſteuerung vom 13 ai 1870 (MR. 
Blochmann) 87, 773. — Die öffentlichen 
Ausgaben der größeren europätichen Län— 
der 94, 241. — Die Reichdfreuergeiep- 
entwürfe von 1893 94, 292. 325. 539. 
565. — Reichshaushalt für 1894/95 94, 
737. — Zum — ——— egeieh für dad 
Neih (Joel) 95, 81. tie geichicht- 
liche Entwidelung des Kommunalabgabe 
weien® in Preußen (Schön) 95, 24 
Entwürfe zur Reihsfinanzreform von 1895 
9, 454. — Bericht über die Finanzver— 
waltung Preußens vom 1. Juli 1890 bis 
1. April 1897 98, 809. 1900, 234. — 
Preußiſches Geſetz betr. BWarenhaußfteuer 
vom 13. Juli 1900 1900, 884. — Zum 
ig Geſetz „über die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben bes 
Deutihen Reichs“ (Bejek betr. den Reichs— 
haushalt oder Reichswirtſchaftsgeſetz) 
(Thrän) 1908, 1. 81. — Betradhtungen 
zur Neichöfinanzreform (Keftner) 1908, 
881. Vgl. a. Einfommenfteuer, Kabinett3- 
ordres, Kaſſenweſen, Kontrolle, Kriegs— 
entihädigung, Kriegskoſten, Matrikular⸗ 
beiträge, Rechnungshof, Reſervatrechte, 
Schuldenweſen, Verfaſſung, Zölle ꝛc. 


Be * Reichs 73, 408. 74, 403. 75, 


1493. 77, 8836. 


aleiihtonfum und Fleiſchpreiſe 96, 
Flöheret, Ab — von der, Aufhebungen 


in Preußen 68, 283; im Nordd. Bunde 
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71, 183. 380. 77, 813. ©. a. Binnen 
Iöiffabrtögeien, Stromſchiffahrt. 
Flotte, ſ. Marine, 
Flußſchiffahrt, deutihe 75, 332. 
Flüſſe, zollpflichtiger Verlehr 98, 226. 
Forſtſtatiſtit, deutiche, 74, 1677. 


Alphabetiſches Geſamt⸗-Regiſter. 


1903, 866. — S. a. Bantweſen, Ktrriegs— 
entihädigung, Bermwaltungsorganiiation 


Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 


Fortbildungsihulen 78, 837. 1504. 
1543, 74, 29. 1195. — Berordnung des 


preub. Kultusminiſters 74, 1674. 
Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332. 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ıc. 
Frankenheim, traurige Juftände 76, 247. 
Frankfurta. M. ſ. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ꝛc. 
Frankreich. Notiz über den Handels— 
vertrag 68, 226. 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68, 156 bis 
218. — Organijation der Zoll» und Hans 
deläjtatiitit 70, 410. 76, 88. — Die Ver: 
failler Bräliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede des Fürften 





Bismard über den Frankfurter Frieden : 


daj. 876. — BWirtihaftlihe Beziehungen 
zu frankreich 71, 835. 72, 976. — Kon 
vention vom 12. Oftober 1871 72, 163. 
Denfichrift dazu daj. 169, Separattonven- 
tion daf. 173, Rede des Fürften Bismard 
176. Die Zufaglonvention vom 11. Dezbr. 
1871, 72,437. — Beziehungen zu Elſaß— 
Lothringen 72, 863. ie Spezial» 
fonvention vom 29. Juni 1872 72, 1467. 
— Die Drei-Milliarden-Anleihe daj. 1476. 
— Die Uebereintunft vom 15. März 1873 
3, 893. — Ordnung der Beziehungen 
Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 775. 
— Einfluß des et auf die Bewegung 
der Bevöllerung 75, 626. — Franzöſiſches 
Geſetz zum Schuß der Kinderarbeit 76, 
231. — Die franzöſiſche Refruteneinftellung 
76, 233. — Die Pariſer Omnibusgeiell- 


ihaft 76, 234. — Die Steuern %.8 im | 


Jahre 1875 76, 249. — Finanzielle vag 
Frankreichs 77, 233. — Tabalmonopol 78, 
260. — Erbihaften und Staatdeinnahmen 
78, 262. — Haundelsverkehr Deutſchlands 
mit Frankreich 79, 383. 80, 576. — 
—— 93, 172. 438. 465. — 

iſenbahn-Ausſchuß 81, 566. — Stempel- 
jteuern 81, 799. — Bewegung der Bes 
völferung 82, 614. — Die Fremden in 
Frankreich 88, 316. — Finanzen don 





Paris und Berlin im Jahre 1888 bezw. 


1887/88 88, 708. 901. — Hanbelßjlotte 
Ende 1887 90, 416. — Franzöſiſche Han— 
deläfammern im Ausland 93, 158. — 
Die Deutſchen in Frankreich 95, 405. — 
Das franzöfiihe Fremdenrecht (Dtto 
Mayer) 96, 329. — Eifenbahnpolitit 97, 
250. 98, 127. — Landwirtſchaftliche Pros 
duktion 97, 771. — Zur Geſchichte von 
Turgots Munizipalitätenentwurf (Wahl) 


73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75, 43. — 
S a. Familienbudget. 

Freihäfen 98, 183. 27. — S. a. Ham: 
burg, Zollausſchlüſſe ac. 

a andel, ſ. Zolltarif, Zölle ꝛc. 
reihändler, da® Programm der deut: 
ichen 72, 895. 78, &40. 

Freizügigkeit. Gefeß vom 1. Nov. 1867 
nebjt Erläuterungen und Ausführung: 
verordbnungen 68, 467. 71, 408. — Die 
Landesverweiſung im Gebiete des Nordd. 
Bundes 68, 923. — Berfügung betr. den 
YAusdrud „Unterfommen“ 68, 928. — 
Freizügigkeit der Aerzte 68, 995. — Aus 
führungen von 2. v. Rönne 71, 161; von 
M. Sendel 76, 159. 90, 90. 173 (zu 83 
des Freiz.Geſ.); von E. Mayer (zu 83) 
v0, 562. — Einführung in Süddeutid- 
land 71, 374. — Erläuterungen von 9. 
Stolp 71, 408. — Baheriſche — 
71, 469. 491. — Ueberſicht 77, .—_ 
©. a. Reichsangehörigkeit, joziale Frage, 
Unterftüßungswohniig. 

Friedendleiitungen (militärijche) 74, 
1037. 75, 1081. 

Friedendverträge. Vom Jahre 1866 
71, 21. 34. Bom Jahre 1871 71, 507. 
876. 72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich 

FriendlySocietiesin England 76, 229. 

Fuhrkoſten, j. Taggelder. 

Fürſten, deutiche, gterritorialität der: 
jelben (Thudihum) 85, 320. 

Fürſtenkongreß zuffranffurta. WR. 71,16. 


Garantie zu Laſten des Bundes, ſ. Schul: 
denweien. 

Gafteiner Konvention 71, 17. 

Gebäude, Zahl der Gebäude in Preußen 
v1, 414. — ©. a. Volkszählung. 

Gebäudefteuer in Preußen 74, 901; 
Gebäudeiteuer in Bayern 74, 1688, 1902, 
161. 263. 342. 

Gebiet des Zollvereins 69, 885. 98, 195. 
— Gebietöhobeit (Banfi) 98, 641. 

Gebührenordnung, ſ. Redtsanmwalts- 
ordnung ꝛc. 

Gebühren: und Steuerwejen, bat 
ee Intereſſe dabei (Neumann) 86, 
357. 


Geburtsregijiter, ſ. Zivilehe. — Sta: 
tiftit 75, 1725. 76, 220. 79, 109. — Ge 
burts⸗ und Sterblidfeitsverhältnifie in 
den fünf deutihen Großjtädten im Jahre 
1893 95, 408. 

Gefangene, Beihäftig. in Preußen 76,999 

Gehorſamspflicht, die rechtlichen Gren- 
zen der Geboriamspfliht und die Ber: 


Alphabetiiches Gejamt-Regiiter. 


antwortlichteit für auf Befehl begangene 
Handlungen (P. Bauer) 1902, 856. 
Geiſtige Getränke, ſ. Branntwein. 
Geiſtliche Amtshandlungen 76, 78. 
Geiſtliche, Borbildung derjelben 74, 118. 
Geiſtliches Amt, Mißbrauch desſelben 
Kanzelparagraph) 72, 983 
Geld, Geldwirtſchaft Moesler) 75, 265. 
288 if. Girth) 75, 918. 1266. — ©. a. 
Bankweien, Münzfrage, Papiergeld. 
ee ‚ Erwerb (H. 
Rehm) 92, 1 
Gemeindeiteuern j. Kommunaliteuern. 
Gemeindeverwaltung, j. Schulden- 
weſen, Selbjtverw. 
Generalzgollfonferenzen des Zoll 
vereind, Aufzählung derjelben 98, 167. 
Genoiienihaftsweien, das, in Deutich- 
land, Frankreich und England (Schulzes 
Delipih) 72, 947. — Geſetz vom 4. Juli 
1868 68, 825; 72, 130. Statiſtik für 
18591867 68, 843, für 1873 (Pröbft) 
75, 321, für 1892 98, 939. — Reids- 
ejeßgebung 74, 152. 382. 77, 637. — 
R Bayern 76, 894. — Reviſion des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes 88, 754. 848. 89, 
711. — Gejeg vom 1. Mai 1889 ı erläutert 
von M. Joel) 90, 417. — Entwidlung 
d. G. unter bem neuen Genofjenichafts- 
geieg 92, 500. 98, 938. — Die lanbd- 
wirtichaftlihen Genoſſenſchaften im Deut- 
ſchen Neiche und ihr derzeitiger Beſtand 
99, 950. — Die auf Selbithilfe beruhen: 
den Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ichaften im Jahre 1901 1902, 869. 1908, 
158. — Mitteilungen zur deutichen 
— mn 1900 (Beterjilie) 
19083, 452. 629, 

Genußmittel, j. —— 
Gerichtsbarkeit, inländiſche, über fremde 
Staaten. Bayer. Erkenntnis 85, 325. 
Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die 

Errihtung des Bundes -Oberhandels- 
gerichts 69, 1057. 71, 297. 377; Forts 
entwidlung 72, 150; ®Berjonal 70, 161; 
— Etat für 1871 71, 722. — Tätigteit 
desjelben (Kritik) 73, 352. — Disziplinar- 
befugnifie desielben 74, 407. — Regulativ 
für den Geſchäftsgang desjelben 74, 1537. 
— Das jchweizeriihe Bundesgericht (Land⸗ 
graff) 76, 105. — ©. a. Elja-Lothringen. 
Gerihtlihes Berfahren 72, 141. 78, 
348. 354. Ueberficht der bis 1877 hierüber 
erlafj enen Reichögeiege und Verordnungen 
77, 828. — Der Nusägelieferte vor dem 
Gerichte (E. Miller) 87, 565. — Bal. a. 
Zivilprozeß, Schiedö- und Handelögeriite, 
Schöffen: und Schwurgeridte :c. 
Gerichtsverfaſſung des Reichs 71, 85. 
72, 150, 78, 348. 354. 75, 420. 1533. — 
in Preußen 70, 249. 


Annalen des Deutichen Reichs. 1908, 
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zum Entwurf der Gerichtsverfaſſung (Go— 

rius) 75, 97. — Wllgemeine Begründung 

zum 1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen» 
und Schwurgerichte 75, 239. — Bemer- 

tungen über das Reichdgeriht von W. 

Endemann 75, 1208. — Reichsjuſtizamt 

75, 1216. — Verlauf der Verhandl. 77, 

646, 79. 502. 81, 394. — Uebergang von 

Geihäften auf das Reichsgericht 81, 397. 

— Die Stellung des auflichtführenden 

Richters 1908, 231. — Bol. a. Juftize 

geieggebung, SHandelögerichte, Verwal- 

tung arte c. 

tſchaften im Auslande 70, 167. 

72, 1105. 78, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 

Beuäeh. berjelben 80, 646. 86, 44. — 
eutſches Geſandtſchaftsrecht (Zorn) 82, 

©. a. auswärtige Verhältniiie. 

Weisaftstrifen. j. Kriſis. 

Beihäftsordnung, j. Reichätag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des Nord⸗ 
deutichen Bunbes und des Deutjchen Reiches 
71, 1—44. ©. a. Reichstag, Verfaflung, 
Bollverein ac. 

Geſellen, j. Arbeiter. 

Gejep, Zu den Streitfragen über Geſetz 
und Berordnung (Born) 85, 301; 89, 
344. (Arndt) 91, 225. — Rechtsſatzung 
und Gejeg zunädit nah bayeriichem 
Staatsreht (Dyrofi) 89, 817. — Be 
rihtigung eines Reichsgeſeßes 98, 480. 
— Ueber den konftitutionellen — 
begriff (Preuß) 1908, 522. — ©. a 
ordnungsrecht, Staatsrecht ıc. 

Geſetzgeber, Begriff (Endemann) 75, 
1206. (Xaband) 78, 369. 

Gejeggebung. Ueberſicht der Gejege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Reichsverfaſſung 72, 485. — Bericht 
über die Geſetzgebung 1867— 70 (Casker) 
70, 553; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
257 fi. — Ueberficht aller Geſetze und Ber- 
ordnungen von 1867—1877 (Harburger) 
77, 801. — Die Santtion der Reichs— 
geiepe (WB. Rojenberg) 1900, 577. — ©. 
a. Bundesgeſetze, ZJuftiggefeßgebung, Ber: 
fafjung, Reichstag, Reichskanzler, Bivil- 
ar Sollparlament, Preußen ıc. 

usden Gejepblättern. I. Inhalt 
des Reichs-Geſetzblattes. II. Inhalt des 
Gejepblattes für Elſaß-Lothringen. III. Ge— 
feße, Staatöverträge und landesherrliche 
Verordnungen der Bundesftaaten mit 
mindejtens 1 Million Einwohnern. Zus 
jammenftellungen jeit 1902 fort 
laufend mitgeteilt u. zwar 1902, 
237. 312, 399, 477. 550. 626. 697. 784. 


862. 903. — 1908, 71. 157. 235. 320. 
399. 478. 556. 639. 720. 799. 879. 928. 


Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele 
desjelben 78, 466. Etat 80, 12. 
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Getreide, Betreidezölle 78, 839. 80, 
619. 86, 53. — Ernährungsbilanz des 
Deutihen Reichs für 1878/79 79, 462. — 
Erntemengen und Anbauflähen 1878 79, 
552. — Motive zum neuen Bolltarif 79, 
719. — Internationale Statijtit 79, 1073. 
— Bodenbenußung in Preußen, 79, 1075. 
— ÜErnteertrag 1890 in Preußen und 
Banern 91, 904. 906. 1892 in Oeſterreich 
93, 944. — Getreidezoll und Fdentitätd- 
nachweis (W. Tröltſch) 92, 709. — Dent: 
ichrift, betr. da® Ergebnis der Berhand- 
lungen des preußiſchen Staatsrats über 
Maßregeln zur Hebung des Getreide— 
preiſes 95, 446. — Ernteergebniſſe in 
Deutihland 1891—97 98, 160. — Die 
Getreidezölle jeit Begründung des deut- 
ſchen Bollvereins 1901, 941. — Das Ge: 
treide im Weltverkehr 1901, 942. — Bol. 
a. Preiſe, Zolltarif ꝛc. 

Gemwerbeanlagen (Seybel) 81, 624. 

Bewerbegeridhte. Eine Anregung 78, 
1546. Gewerblihe Schiedsgericht 74, 430. 
434. 1195. Gejepentwurf u. Kommiſſions— 
bericht daf. 1219. 1317. — Die g. Schieds⸗ 
gerichte in Preußen 77, 96. — Gewerbes 
gerihte in Deutihland (Fuld) 93, 481. 
— Die AZuftändigkeit der Gewerbegerichte 
v. Frankenberg) 97, 329. — ©. Arbeiter: 

age. 

®e * rbekammern, Organiſation und 
Verzeichnis derſelben 78, 925 83, 201. 
714. 84,294. — ©. a. Handelskammern, 
Handwerk. 

Gewerbeordnung. Das Notgewerbe— 
geſetz v. 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen 
und Ausführungsverordnungen 68, 849. 
— Die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 (nebſt —— und alpha⸗ 
betiſchem Sachregiſter) 69, 441. — An— 
a Ba ge derjelben in ber 
preuß. Monarchie 69, — Borichriften 
über die Prüfung der Merzte, Zahnärzte 
und Apotheker 69, 919. — Desgl. der 
Seeſchiffer, Seejteuerleute auf deutichen 
Rauffahrteiichiffen 69, 939. — Anweiſung 
der preuß. Minifter für Handel ꝛc. zur 
Ausführung des Tit. III der Gewerbes 
— — (Gewerbebetrieb im Umherziehen) 
68, 987. — Belanntmahung betr. ärzt 
lihe und veterinärärztlide Prüfungen 
68, 994. — Tätigfeit der Reihdgewalt 
für die Ordnung des Gemerbebetriebes 
71, 194. — Das bayerifche Gewerbegeſetz 
71, 469. — Einführung der deutichen 
Gewerbeordnung in Bayern 78, 759. — 
Materialien zur Reform der Gewerbe— 
ordnung 73, 1471 74, 425. 11%. — 
Entwurf eines Geſetzes, betr. Abänderung 
einiger Beitimmungen der Gewerbeord« 
nung 7%, 1219. Verhandlungen des Reichs— 


tags darüber daſ. 1233. Kommiifionsbericht 
darüber daſ. 1317. — Fragen zur Enauöte 
über das Gemwerbemweien 75, MO. — Ber: 
bandlungen 1874 75, 1199. — Wufizieren 
im Umberziehen 76, 80. — Die Geieg- 
ebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
87. (Endemann) 77, 643. — Ueberſicht 
der Geſetze ıc. bis 1877 77, 805. — Geſetz⸗ 
entwurf der ga Fraftion 
77, 885. — Referate von Schmoller und 
Dannenberg vom Berein für Sozialpolitif 
78, 129. — Novelle zur Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 78, 953 79, 534 — 
Hamburger Dentichrift 79, 570 — Zur 
Reform der Innungen 81, 171. 600. ®ort: 
laut der Gew.⸗Ord. nah dem Stande von 
1880 81, 724. — Gemerbepolizeirecht des 
Reichs (Seybel) 78, 529. 92%, 952. — 
Neue Bearbeitung (Seydel) 81, 569; al- 
phabet. Regifter 81, 719. — Der Betrieb 
fonzejlionspfliät. Gewerbe durch juriit. 
ſonen (Seydel) 82, 620. — Normal: 
nnungsitatut 82, 644. — Bericht der 
Reichstagskommiſſion über die Novelle von 
1891 91, 253. — Die Schaffung ärztl. 
Ehrengerichte und deren reichsrechtliche Zu— 
läifigfeit (Seydel) 97, 393. — Die We 
richtöbarkeit der Innungen und ber In— 
—— erichte (H. v. Frankenberg) 
99, 58. — dur Auslegung des $ 25 der 
Gewerbeordnung (v. Landmann) 1903, 641. 
— Redtöunmirkfjamteiteiner Bereinbarung 
fündigungßslofer Arbeitsentlafjung wegen 
Anſchluſſes an eine Arbeiterorganifation 
1903, 545. — ©. a. Xrbeiterfrage, Ar: 
beiterredht, Kontraftbrud, Handwerk, Ge 
werbejtatiftif, Fabrikgeſetzgebung, Fabrik: 
injpeltoren, Scauftellungen, Straßen— 
muſik, joziale Frage ꝛc. 


Gewerbeſchulen (Birth) 77, 793. 
Gewerbejtatiftif, Grundzüge zur Or 


anijation berjelben 70, 58. — Die deut: 
hen Gewerbe und ihre jtatiitiiche Dar: 
ftellung 72, 363. Syſtematiſche Ueberſicht 
ber Gewerbe 391. — Die Bedeutung der 
Gewerbeſtatiſtik (Engel) 76,101. Ergebnifie 
ber — .. Preußen vd. 1 Dez. 
1875 77, 987. — Die Teilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemertungen über die preuß. Gewerbe: 
zählung (Samter) 78, 209. (Aufieh) 98, 

9. — Berhältnis der jelbjtändigen 
Gewerbetreibenden zu den Arbeitnehmern 
im Kleingewerbe in Preußen 86, 950. — 
Gewerbe und Handel im Deutihen Reich 
nad der gewerbl. Betriebszählung 1895 
(Zimmermann) 1900, 483, 


Gewerbeiteuer 74, 905. 999. 1690. 75. 


129. 76, 400. 695. 77, 241. ©. a. Steuern, 


Gewidte, ſ. Maß- und Bewidhtdordnnung. 
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nn nbeteiligung der Arbeiter 82, 
153. 
Gleichheit, wirtſchaftliche (Hirth) 75, 1276. 
Goldbmwährung, j. Münzfrage. 
Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebit ipäteren Berabredungen 68, 478. 
Anwendung in Bayern 71, 366. 472. Sy 
jtematifhe Daritellung (Seydel) 90, 178, 
Gothaer Vertrag und Bürgerliches Gejep- 
buch (Neumeyer 1902, 390. — ©. a. 
Unterftügungsmohnfiß. 
Sotthardbahn. Denkſchrift an den Bun— 
dedrat und Reichstag 70, 457. Reichs: 
finanzrechtliches darüber 78, 443. 
Grenzbewahung 98, 225. 252. 360. 
Griehenland, Handeldverträge 93, 186. 
438. 458. 


Großbritannien. Statijtit der Zölle 
und Berbrauchäiteuern 68, 155— 218.79, 
571. Organifation der Handelsſtatiſtik 70, 
407. — Stempeljteuern 81, 803. — Hans 
deläverträge 93, 174. 454. 

Großinduftrie, jiehe Jnduftrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Grohitädte im 19. Jahrhundert 98, 808, 
des Deutihen Reichs 98. 638. 

Grundbejiß, die drei ragen desſelben 
und feiner at, v. 2. v. Stein (beipr. 
vd. Stengel) 82, 70.— Berteilung in Breußen 


91,498. — Abgabe von Hofübertragungen | 


in einer rechtsrheiniſchen Landſchaft des 
vorigen Jahrhunderts 91, 499. — Ber: 
jhuldung in Preußen 92, 91. — Die 








Berihuldung des Grund: und Gebäudes | 
beiiges in den vorwiegend ländlichen Be- | 


irfen des Königreichs Sachſen 1884—90, 


5, 167. — ©. a. Landwirtſchaft, Statiftit, | 


Volkszählung ıc. 
®rundeigentum, j. Feſtungen. 
Grundrechte, Aufnahme in die Bundes— 
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H. 


el a 93, 201. 

afenregulative, Normativbejtimmun- 
gen für bie, 72, 1507. 98, 230. 

—— 74, 150. 81, 413. Statiſtit 

i, . 

Haftung, des Staates, der Beamten ıc. ıc. 
j. Beamte. 

Hagelverfiherung. Bayeriiher Ent» 
wurf 88, 587. — Deutihe Dagelverfiches 
rungsdanitalten 1900, 888. 

Hagelmwetterund Hagelihäden in Breußen 
1883/84 85,843; 1894 96,328. — Hagel- 
ihäden in Bayern 91, 906. 

Hamburg. Handeld- und Berfehröjtatiftif 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — DOrganijation der Handeld- 
jtatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein: 
fonımeniteuer 74, 101. 75, 835. 79, 600. 
80, 568. 589. 81, 336. 90, 914. 94, 736. 
— Gewerbejleih 78, 110. — Hauptiteuer- 
amt 80, 663. 748. 86, 177. — ey 
Freihafenſtellung und Zollanihluß (H. A. 
Bued) 81. 314. GAufſeß) 93, 183. 187. 
193. 414. — Uftenftüde betr. den Zoll— 
anſchluß 81,489. 516. — Bollorganijation 
(Aufieh) 98, 359. 401. 416. — GStatiitif 
(Aufjeh) 93, 379. — Das ehemalige Ham— 
burger Amtögeriht (Dr. S. Hedicher) 99, 
264. — Hamburgs Handelslage nad) dem 
eriten Barijer Frieden (Seelig) 1902, 688. 
— Bgl. a. Auswanderung, Bantwejen, 
Handeldmarine, Handelsitatiftif, Preiſe, 
Volkszählung, Zollausſchlüſſe ıc. 

Handel. Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870 71, 549. 853; im Jahre 1871 72, 

971. — Der deutihe Handel in jeiner 

Entwidlung und Organijation (Schön 

born) 86, 683. — ©. a. Berlin, Hamburg, 

Handelsſtatiſtik, Zölle zc. 


Handelsamt des Reichs 86, 716. 


verfaſſung 70, 750. 71, 50. 329. 74, 146. | 


Grundfteuer in Preußen 74, 897. 79, 
991. 81, 9; in Bayern 79, 1682. 1902, 
161. 263. 342. — Grundjteuerausgleihung 
und Satafterweijen in Elſaß-Lothringen 
(Eh. Grad) 85, 471. — Zur Kataſter⸗ 
und Grumdbuhsfrage in Elſaß-Loth— 
ringen (Th. Mayer) 87, 606. 

Gründungsmwejen, ſ. Altiengeſellſchaften, 
Kriſis ac. 

Guatemala, Zoll und Handelsverträge 
98, 439. 460. 


Guinea, ſ. Schußgebiete. 

Güterumlauf (Roesler) 75, 263. ©. a, 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Wert. 

GHymnajien, Reifezeugniffe 74, 1671. 76, 
165. — Statiftit 96, 243. 





Dandelsbilanz, dbeutiche (Naſſe) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. — 
Bemerkungen über die H. Deutihlands 
Ad. Soetbeer) 75, 731. S. Handelsſtatiſtik. 

Handelsgerichte, Beſchluß des Handels— 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung 
eines oberiten Bundes-Gerichtshofes für 
Handelsſachen 69, 1057. — Die Organi- 
lation der Handelägerichte (aus dem 1874er 
Entwurf) 75, 199. — Bol. auch Gerichts- 
hof, Handelsrecht. 

Handelslammern. DOrganijation und 
Verzeichnis derielben 78, 78.925 — Die 
Beitimmungen über die Handeld- und 
Gemwerbefammern in den deutihen Bundes: 
ftaaten 88, 201. 714. 84, . — Er 
rihtung deutſcher H. im Auslande 89, 
391. — Franzöfiiche H. im Ausland 98, 
158. — Die sn im Deuts: 
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ſchen Reich 95, 245, in Preußen 95, 483. 
— Bur Geidichte und Reform der preuß. 
Handelsfammern (Reit) 96, 1. — ©. a. 
Handel, Handelätag. 

Handelsmarine des Reiches, Einheitlich- 
feit derielben 71, 179. — Dienftinjtruftion 
für die Konjuln 71, 607. — Geſetz, betr. 
die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe 71, 
657. — Die Rechtöverhältniffe der deut- 
ihen Handelsmarine (J. Rei) 74, 55. — 
Regiftrierung der Kauffahrteiſchiffe 74, 306. 
381. — Die deutihe Handelsflotte 1874 
75, 1709. — Beitand im Jahre 1875 76, 
216. — Anteil der deutſchen an der alls 
gemeinen Handeldmarine 91, 80. — Ans 


—— von Vollmatroſen und Schiffs- 


jungen 844. — Die europäiſche Han— 
delßmarine i. 3. 1900 1902, TI. — Die 
größten Reedereien der Welt 1902, 160. 
— Üntwidelung der Handeläflotten in den 
wichtigſten — treibenden Ländern 
und Anteil der einheimiihen Flotten an 
dem Gejamt:-Sciffsvertehr ihres Landes 
(1850—1900) 1902, 555. — Hamburgs 
Schiffahrt im Jahre 1901 1902, 866. — 
©. a. Konſulatweſen, Schiffdunfälle ꝛc. 
Handelspolitif, künftige, mitteleuros 
pätiche 89, 634; j. ferner Handel, Handels: 
verträge, Zölle, Zolltarif, Zollverein, Hans 
delsſtatiſtik 2c. 
Handelsrecht. Die Einführung der all 
—— deutſchen Wechſelordnung, der 
ürnberger Novellen und des allgemeinen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs als Bundes— 
geſetze 69, 1047. — Einführung in Süd— 
deutſchland 71, 375. —— des 
Handelsrechts bis Ende 1871, 72, 12 
Zukunft desſelben (Endemann) 74, 417; 
Juſtizausſchuß) daſ. 1370. — Ein-, Durch⸗ 
und Ausfuhrverbote und deren rechtliche 
Natur (Arndt) 95, 181. — Entwurf eines 
Geſetzes zur Belämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs 95, 427. — Vgl. a. Altien- 
geſellſchaften, Handelsgerichte, Schanfge- 
werbe, Berfaflung ꝛc. 
Handelsregifter in Bayern 76, 894. — 
©. a. Handelsgerichte. 
Handelsjtatiitif. Zurkiteratur derjelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutihen Dandelsitatiftit 
(Hirth) 69, 67. — Bon Berlin 69, 423. 
70, 437. — Grundzüge zur Organifation 
der Handelsſtatiſtik des Zollvereins 70, 
65. — Methoden der Zolle und Handels— 


ftatiftif in England, Frankreich, Holland, 


Hamburg, Bremen und im Bollverein 
(Birth) 70, 407. — Thejen zur Reform 
der Handelsſtatiſtik des Zollvereins 70,433. 
— Bertbetrag der Wareneinfuhr in Ham— 
burg und Bremen 1851—69 70, 621. 
Deutihe Handelsſtatiſtil pro 1872/73 75, 


Geſamt⸗Regiſter. 











685. 731.— Deutſche Handelsbilanz (Soet⸗ 
beer) 75, 731. — Spezialhandel Frank— 
reichs mit Deutichland daj.943. — Bremens 
Wareneinfuhr 1874 75, 1388. — Die 
age Kommifjion des valeurs 76, 

. — Bert der Warenausfuhr Deutich- 
lands an Ganzfabritaten 1868—75 77, 
343. — Handelöverfehr zwiihen Deutſch— 
land und Franfreih im Jahre 1875 77, 
531. — Ein und Ausfuhr von Halb» 
und Ganzfabritaten 1875/76 77, 1051. — 
Ueber die ftatiftiihe Gebühr bei der 
Waren-Ein= und Ausfuhr 78, 526. 98, 
375. — Ausweiſe für Januar und Februar 
1878 78, 666. — Ungeblihe Zunabmen 
bes engliihen Erport3 nad Deutichland 
78, 837. Deutichlands Waren-Ein- und 
Ausfuhr 1854—77 78, 902. 934. — Ein- 
und Ausfuhr der wichtigeren Artikel 1377 
und 1878 79, 421; — 679. — 
Deutihe Handelsbilanz für 1877 79,657. 
— Bert der Ein: und Ausfuhr 1876/78 
79, 904. — Hanbeldverlehr mit Frank: 
reich 79, 383. — Deutiche Handeläbilanz 
für 1879 81, 249. Ein= und Ausfuhr in 
den Jahren 1872—1879 81, 276. — Ein: 
und Ausfuhr wichtiger Artikel i. J. 1530 
81, 284. Reform der Handelsitatiftit vom 
1. Januar 1880 81, 279. — Einfuhr und 
Ausfuhr im Jahre 1881 82, H65. — 
Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1882 
83, 107. — Bremend Handeld- und 
Schiffahrtöverfehr 1882 83, 390. — Deut: 
ſche Ein» und Ausfuhr 1883 (Haupt- 
ergebnifje) 84, 447. (Spezialüberiht) 
ba). 523. Der auswärtige Handel Eng- 
lands und Deutichlands 85, 342. — Ein- 
und Ausfuhr im Jahre 1884, 85. 772. 
775; für 1885, 86, 881; für 1886 87, 
681; für 1887 88, 415; für 1888 89, 
901; für 1890 91, 859. — Spezialhandel 
des öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebietes 
1883—1885 über die Grenzen gegen 
Deutihland 87, 562. — Ein- und Aus 
fuhr für die Jahre 1880— 1886 nad) Waren: 
gruppen 87, 1007. — Verbrauchsberech— 
nungen des Deutichen Reiches 88, 961. — 
Der auswärtige Handel des Deutichen 
ei este 1893 (Wiefinger) 95, 149. — 

ie Handels- und Gewerbelammern, io: 
wie die faufmänniichen Korporationen des 
Deutichen Reiches 95, 245. — Die Dar- 
ftellung der Handelsſtatiſtik in Defterreic- 
Ungarn (Wiefinger) 96, 26. — Die deut 
iche Handelsſtatiſtik Wiefinger) 96, 417. — 

andel Deutichlands mit den notleidenden 

taaten 97,243. — Die Grundlagen der 
Dandelsjtatiftit einiger fremden Staaten 
(Otto Richter) 1900,538 — Die Steige 
rung der deutichen Seeinterefien von 18% 
bis 1598 1900, 655. — Außenhandel 
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Deutihlands im jahre 1900 1901, 160. | Hausinduftrie im Deutichen Reihe(Stieda) 


— Welthandelsartikel 1901, 631. — Die 
Ein- und Ausfuhrwerte des Spezialhandeld 
des deutichen Zollgebietes mit den einzel: 
nen Ländern im jahre 1901, 1902, 556. 
— Beteiligung der wichtigſten Länder am 
Außenhandel der Schweiz im Jahre 1901, 
1902, 710. — Der Handel Hamburgs mit 
den deutihen Schußgebieten im Jahre 1901 
2, . — Der Außenhandel der 
Länder der Erbe, 1908, 880. — Bal. 
auh Handeldmarine, Preiſe, Statiftif, 
Wertberehnung, Zölle ac. 
Handelsſyſtem des MNeiches, ſ. Zölle, 
Zolltarif, Zollverein, Handelsſtatiſtik ꝛc. 
Handelstag, deuticher. Statut und Be— 
ichlüffe desjelben im Oktober 1868 68, 
971. — Statut vom Jahre 1874 78,89, — 
Geihäftsordnung 78, 91. — Wirkjamteit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkſchriften 
des Handelätages bei den betr. Materien.) 
Handeld-und Zollverträge, ſ. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Ber- 
träge abgeihloffen wurden. — Bgl. die 
Ueberfiht 68, 230. 70, 732. 72, 921. 98, 
455. 94, 747. — 5. a. Vertragsrecht, 
Bollverein ıc. 
Dandelsverträge, internationale 79, 


| 


562. 80, 812. 350. Die Handeldverträge 


der europäiihen Staaten (N. Schreiber) 
90, 745. — Die vertragsmähjigen Handels- 
beziehungen der europäiiden Staaten 
(3. Kahn) 94, 485. — Handeläverträge 


und Handelspolitif (Wiefinger) 1901, 701. | 


772. 843, 1902, 32. 114. — ©. 
betr. Länder und Zollverein. 
"Sei ei nd Arge Lage der 91, 1. 
Handwerk, moderne Arten 77, 787, deſſen 
Regelung, Handwerferfammern, Fachge— 
— ꝛc. 74, 1195, 98, 801. — 
Gejegentwurf, betr. die Erridtung von 
Handwerkskammern 96, 524. — Berhält- 
niffe im bayer. Handwert 96, 816. — 
Jahreöberiht der Handwerkskammer für 
Oberbayern 1902, 903. — Die Erhebung 
der Handwerfätammerbeiträge 1903, 391. 
—— des Handwerks 1903, 635 


erjährung der Innungs⸗- bezw. Hand⸗ 


werfäfammerbeiträge 1908, 926, 


Hannover. Die hauptſächlichſten Staate- | 


einkünfte des ehem. Königreichs H. 69, 
619. Verhältnis zum Zollverein 98, 166. 
171. — ©. a. Preußen. 

J——— ſ. Finanzweſen. 
aushaltungen im Reiche 78, 69. 

Haudhaltungdbudgets Dehn) 79, 100. 
80, 577. 843. 81, 
budget3, Buchführung ꝛc. 

Hauſierhandel 81, 665. 9, 760. ©. a. 
Gewerbeordnung. 


a. die 








. 82,163. Arbeiter: | 


| 
| 


4, 1, 

Haußfteuer, j. Bebäubdeiteuer. 

8 a wai, Handelsverträge 98, 183. 438. 461. 
eere, deutſche, Kriegsitärte 18570/71,72, 928. 

Heeresformation,j.Militärverwaltung. 

Heeresftatijtif 98, 767. 

Heilgewerbe 78, 607. 

Heimatredt ) ſ. Unterſtüßungs— 

Heimatweſen wohnſitz. 

Herz, Interpellation betr. das Unfehlbar— 
teitsdogma ꝛc. 72, 3. 

Heſſen. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beiteuerung des Branntweind und 
Biers betreffend, vom 9. April 1568 68, 
725. — Organifation und Berjonalien 
der oberen Behörden 70, 283. — Bei— 
tritt zum deutihen Bund 70, 768, zur 
Bundesverfaffung 70, 771. 71, 37. — 
Aufrechterhaltene Beitimmungen des Ber- 
tragd vom 15. November 1870 71, 359. 
Einführung nordbdeutiher Bundesgejege 
daj. 389 — Militärtonvention mit Preußen 
72, 57. — Steuerreform 77, 538. — Erb— 
ihaftsiteuer 86, 745. — Heſſiſches Geſetz 
vom 15, Mai 1885 über die Wahlen zur 
Vertretung und Berwaltung der Ges 
meinden, Sreife und Provinzen (Zeller) 
87, 89. — Waſſergeſetz vom 30. Juli 1887 
(Beller) 88, 635. — Verhältnis zum Yoll- 
verein und Neid 98, 164. 194. 416. Bal. 
a. Bodenfredit, Enteignungsdreht, Spars 
fafien, Volkszählung, Zollverein ꝛc. 

Heilifhes Kurhaus, j. Fideikommiß. 

Heuervertrag 74, 65. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 
1872 72, 983. 

Holkendorff-Stiftung 98, 558. 

Holzindujtrie 72, 398. Holz.Ein- und 
Ausfuhr 76, 223. 

90 — (Produktion und Verbrauch) 75, 
1732. 


Hülfskaſſen (Arbeiter-) 73, 1529. 74, 322. 
Geſetzentwurf des Reichskanzleramts 75, 
573. — Statiftit (Preußen! 75, 1722. 77, 
544. 643. — Der forporative Hülfskaſſen— 

wang 82, 602. — Vrbeiterhülfstaflen in 
Effap-@othringen 82, 723. 

Hüttenwerfe, j Eiien. 

Hygiene, j. Cholera. 

Hypothekenbanken, j. Bodenfrebit. 


I. 


Japan, Handelöverträge 93, 164. 461. 
Impfgefeg 75, 1173. 1, 435. 
Indigenat, S. Freizügigkeit, Rechtshülfe, 
Neichd- und Staatdangehörigkeit ıc. 
Induftrie. Die Lebensbedingungen der 
deutihen Induſtrie jonft und jept (Hirth) 
77, 777. — Die deutihe Induſtrie und 
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die Reichsregierung 77, 1032. — Umfa es 
der ——— im Deutichen Reihe 8 
e Organijation ber Induftrie 
in "Deutichland ( (Fuld) 1902, 252. — ©. 
a.Arbeiterfrage, Baummwollindujtrie, Eljah- 
Lothringen, Kahriten, Gewerbe, Danbel, 
Handelsſtatiſtit, Hausinduftrie, Löhne ze. 
Infanterie, j. Militärverwaltung. 
Snhaberpapiere 72, 138. 78, 342. 
Innungen, gewerbliche j.Sewerbeorduung. 
Interelfenbertretung, wirtichaftliche 84, 
553. — S. a. Gewerbes, Handeläfammern, 
Handwerk, Induſtrie, Landwirticaft. 
Interpretation, ſ. Motive. 
Invalidenfonds des Reichs 74, 267. 
75, 88. 77, 316. 383. 391. 979. — ©. a. 
Benfionen. 
Invalidenftiftung, deutiche, 71, 1035. 
S. a. Benfionen. 
Invalidenverjiherung, die Alters 
und Invalidenverjiherung der —58* 88, 
21. 673. 89, 411. 90, 799. (W. Zeller). 
— Die Verfiherungspflicht der Hausfinder 
(D. Rofin) 90, 910. — Umfang der Ber- 
—— ngöpjlicht (Fuld) 91, 392. — Denk: 
ſchrift über Errichtung der Alters-, In⸗ 
validen⸗ und Reliftenverjorgung für das 
Urbeiterperjonal der bayer, Staatsbahn- 
verwaltung 88, 42. — Invaliden- und 
Wlterdrenten (1891—1901) 1902, 151. — 
Nachweiſung der Geſchäfts und Rechnungs⸗ 
ergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts- 
und Altersverſicherungs-Geſetzes errich- 
teten re für 1892 94, 
710; für 1893 95, für 1895 97, 
920: für 1896 98, 389: für 1897 99. 
506; für 1898 1900, 436; für 1900 1902, 
313. — Entwurf eines Invalidenverjiche: 
rungögeiepes (Januar 1899) 99, 546. — 
Die Aufbringung der Mittel der deutichen 
onen (v. Xoeper) 1908, 
6%. 74 iherungspfliht des 
Büßnenperfonals (Fulb) 1908, 913. — 
©. a. Arbeiterfrage, Berjicherungsmefen, 
Irrenanftalten in Preußen 78, 443. — 
Preuß. Minift.-Anmwetfung v.20. Sept. 1895 
über Aufnahme u. Entlafjung, Einrichtung, 
Leitung und Beaufihtigung 96, 160. 
Italien, Stempelfteuern S1, 808. — Länge 
der Örenzen Italiens 88, 464. — Handels-, 
u. Sciffahrtövertrag 9, 3552. — 
andelöverträge 98, 174. 182. 186. 188, 
438, 444. 


Jeſuiten, Petitionen im Reichstage 72, 
1121. 74, 230. Das Gneiftiche Referat 72, 
1121. Das Verbot des Ordens daſ. 1171. 
Zur Ausführung daj. 1233. 71, 230. 

Jungbolz, öfterr. Gemeinde 98,194. 417. 

Jura singulorum, j. Rejervatredte. 

Juſtizkommiſſion des Reichstags 75,1202. 

YJuftizgeieggebung. Die J. des Nord» 











Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


deutſchen Bundes (Endemann) 69, 1. — 
Ueberfiht der Tätigfeit der Juſtizgeſetz— 
ebung im Nordd. Bunde im Jahre 1869 
(En Endemann) 70,5. — Die Gerichtsorgani— 
jation des Reichs 71, 85. — Ueberſicht 
der Reichd-Juftizgefepgebung 71, 212. — 
Berichte über die Entwidlung der Juſtiz— 
ejeß Bene und Rehtöpflege (Endemann) 
bie nde 1871 72, 113; für 1872 78, 
331; für 1878 74, 379: für 1874 75, 
1171; für 1875/76 77, 631; für 1877 und 
1878 79, 501; für 1579 und 1880 81, 
394. — Die großen Gejegentwürfe vom 
Sabre 1874 (Endemann) 75, 1201. 
Die Rechtseinheit (Wehrenpfennig) 77,274. 
— Anſprache bed nationalliberalen Zentral 
fomit6s 77, 444 Nüchterne Betrad- 
tungen über die 18 Punkte des Kom 
promifjes (3. Bölf) 77, 450. — Bericht 
von ®. Endemann 77, 647. — Die Auf— 
aben des Reichsjuſtizamts 77, 680. — 
©. a. Finanzrecht, Rechtshülfe, Strafredt, 
Zivilprozeß, Zivilrecht :c. 


R. 


Kabinettsordres, juitifizierende (MR. 
Joel) 88, 805, 90 Der gnabdenmeiie 
Erlai von Steuern und Stempeln (M. 
Joël) 91, 417. — Dad Gnadenredht in 
Finanzſachen (M. Joël) 92, 283. — Kron⸗ 
rechte und Steuererlaßrecht in Preußen 
(Eurtius) 93, 670. 

KRadettenanjtalten 74, 218, 264. 

Kaffee. MUeberfiht der Preiie, des Ber: 
brauchs und des Zolles von Kaffee 1847 
bis 69 70, 351; für 1847/77 79, 804. 
Terminhandel in — Denkſchrift 
der Handeläfammer) 89, 92. Bol. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Kaiſer, Deuticher, 70, 764. Anſprache an 
dad deutjche Bolt 70, 770. Verfaſſungs— 
mäßige Rechte und Pflihten 71, 87. 104. 

235; 72, 434; 76, 666; 78, 374, Seine 

Stellung in ElfaßeLothringen 71, 847. 920. 

Bol. a. Bunbdesitaat, Reichskanzler, 
Reichstag, Verfafiung, Verordnungsrechtec. 

Kamerun, ſ. Schupgebiete. 

Kanalihiffahrt, deutiche, 75, 332; 80, 
646; 86, 44. 

Kanzelparagraph, ſJ. eg 

Kapital (Begriff) bei Roesler 
©. a. Wert, Eintommen. 

Kapitalrentenftewer (Bayern) 74, 1703. 

| Kartellmwejen, Vorbeſprechung über das 
Kartellweijen vom 14. November 1902 


1908, 129. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wedel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landes 
fafien 72, 1481; 98, 185. 188. 410. — 


S. a. Abrehnungsdweien, Finanzweien. 


Alphabetiſches Gejamt-Regifter. 


Kathederſozialismus 78, 851. 

Katholiſche Kirche, j. Uniehlbarkeit, Je— 
fuiten, Orden uſw. 

Kauffähigkeit, j. Einlommen. 

Kauffahrteijhiffe, j. Handelämarine, 
Konjulatwejen. 

Kaufmannsftand, die Sozialreform und 
der, (©. Adler) 91, 1. — Geſetzentwurf, 
betr. die Pflihten der Kaufleute bei 12 
bewahrung fremder Wertpapiere 96, 129. 
S. a. Auskunftsweſen. 

Kautionen 78, 440. Geſetz vom 2. Juni 
1869 76, 341. Sonſtige bez. Beitim- 
mungen baj. 344. 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387. 

Kinderarbeit in Fabriken 78, 1471; 74, 
1545; 80, 969. Franzöfiiches Geſetz 76, 
231. ©. a. Arbeiter, Gewerbeordnung ꝛc. 

Kirche, Verhältnis des Staats zur, j. Je— 
juiten, Namszanowsth, Schulaufſicht, Straf⸗ 
geieg, Unfehlbarkeit ꝛc. 

———— in Preußen 
76, di. 

Kirchenſtaat. Handeld- und Schiffahrts— 
vertrag mit dem K. 68, 675. 


Kirhenverfajiung, evangeliiche (Wehren- 


pfennig) 77, 304, 
Kirchlich-politiſche Gejeßgebung, preuß. 
Maigejepe 74, 117. 184. 228. 1151. 1678, 


1576; 75, 1174; 77, 297. — Defters | 


reichijche Kirchengeſetze 74. 1584. — Zorns 
„kirchenſtaatsrechtliche Geſetze“ 77, 349. — 
©. a. Schulauffiht, Eivilehe zc. 

Klage, öffentliche, im Berwaltungsrechte 
(Leuthold) 84, 378. 

Klajienfteuer, ſ. Einfommenjteuer. 

Klauenjeude, j. Beterinärpolizei. 

Knappihaftspereine in Preußen 76, 
989; 82, 610. 

Koalitionäfreiheit 68, 861. 872; 69, 
475. 507. Das Koalitiondredht der 
Arbeiter. Ein Beitrag zur Geſchichte uns 
jerer Sozialpolitit (Goldihmidt) 1901, 
322, 431. 536. — ©. a. Ürbeiterfrage, 
Kontraftbrud ꝛc. 

Koblenz, Kommunaljteuern 76, 91. 

Koburg-Gotha. Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 678. 

ſtohlen-Induſtrie, deren Lage 91,945. 
Vorräte in Europa und Nordamerifa 98, 
450. — Lage der Kohlenbergarbeiter in 
Defterreih 1900, 479. — Kohlenhandel 
1900, 566. — Die Unzuläſſigkeit eines 
Kohlenausfugrverbots (Fuld) 1901, 3. 

Kolonialjtaatdredt, j. Schußgebiete. 

Kommunaljteuern. Im Reg «Bez. 
Koblenz 76, 91. — Theſen und Reſolu— 
tionen vom Verein für Sozialpolitik 78, 
248. — Statijtit der &emeindeabgaben in 
Preußen 78, 265. — Die finanzielle Be- 
drängnis der preuß. Kommunalverbände 
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82, 608. — Die Finanzlage der preuß. 
Gemeinden 84, 320. 564. 644. 

Kommunismus 75, 23. 1280, 

Kompetenz des Reiches und die Erwei— 
terung derjelben 71, 62; 74. 193. 240. 
310. 412. — ©. a. Verfafjung, Juſtiz— 

ejepgebung, Reſervatrechte, Schulweſen, 
inanzweſen ꝛc. 

Konfeſfionen, ſtaatsbürgerliche Gleich— 
berechtigung 71, 169. Einfluß der Kon— 
feſſion bei den Wahlen 72, 338. 359. 1018. 
Konf. in Preußen 75, 634. 

Ko g ſtaat, Meiſtbegünſtigungsvertrag 

5 


Kongregation, ſ. Orden. 

Konkurs, Konkursordnung 68, 978; 72, 
149; 75, 1220; 81, 405. — Konkurs der 
Attiengeſellſchaft (Goldſtein) 1901, 721. — 
Die Ausjonderung anvertrauter Werte 
(Treuhandverhältnijje) (Weinberger) 1902, 
401. — Der Konkurs de Verſicherungs— 
vereins auf Gegenjeitigfeit (Thaler) 1902, 
805. — Zurüdbehaltung der Handalten 
im Konkurſe 1903, 150. — Die Art der 
Ausübung des Anfechtungsrechts nad) der 
Konkurdordnung und dem Anfechtung 
geſetze 1903, 224. 

Konjulatweien. Berzeichnig der nordd. 
Konjuln im Jahre 1570 70, 170. — Ein 
heitlihes Reichs-⸗Konſulatweſen 71, 183. — 
Abänderung des Geſehes vom 8. November 
1867 71, 376. — Allgemeine Dienitinitruls 
tion für die Konfuln des Deutihen Reichs 
(vom 6. Juni 1871) enthaltend alle bez. 

ejeglihen und Verwaltungsvorſchriften 
1, 59. — Etat für das Konſulatweſen 
69, 171; 71,719. — er: ber Kon⸗ 
fulate (Januar 1872) 72, 457. Alpha— 
betiſches Ortsregifter dazu 72, 481 — 
Inſtruktion vom 1. Mai 1872, betr. den 
Schutz im Türkiſchen Reiche, China und 
Japan 72, 1263. — Gejep, betr. die Ge— 
bühren und Koſten bei den SKonjulaten 
72, 1268; 74, 81. — Die Konfularbers 
träge des Deutſchen Reichs von J. Reitz, 
72, 1281. Organiſation der Bundeskon⸗ 
fulate 74, 70. — Konſulargerichtsbarkeit 
in Aegypten 75, 1176; 77, 636. — Ueber⸗ 
fiht jämtliher Geſetze ꝛc. 77, 809. — 
Konjulatsetat 80, 26. — Konjularverträge 
0, 827; 86, 271. — Das Geſetz vom 
10. Juli 1879 über Konjulargeridtöbar- 
feit 81, 400. — Das deutihe Konjulars 
recht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — Das 
Reichsgeſetz über die Konſulargerichtsbar— 
feit vom 10. Juli 1879 (Kommentar von 
Goes) 97, 493. — ©. a. Geſandtſchaften, 
Handelömarine ꝛc. 

Konjumtion (Roesler) 75, 283. (Dirth) 
daj. 1269. 
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Konſumvereine in Elſaß-Lothringen 82, 
745. — ©. a. Genoſſenſchaftsweſen, Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften ꝛc. 

Kontingentsherrlichkeit 80, 343. 

Kontraktbruch der Arbeiter 73, 1494. 
1514. 1528. 1541. 1547; 74, 323 (Reichs⸗ 
tagsverh.), 410 (Endemann), 427 (Guts 
achten der Leipziger Handelätammer), 1219, 
1233. 1340 (Gejegentwurf, Reichstags 
verh. und Kommiſſionsbericht). — Die 
neuere Spezialgejeggebung gegen den Ver⸗ 
tragäbrud in landwirtſchaftlichen Arbeits- 
verhältnifien unter bejonderer Berüdjich- 
tigung der für dad Herzogtum Braun: 
ſchweig erfolgten — (Zimmermann) 
1902, 211. — ©. a. Nrbeitövertrag, 
Koalitionsrecht. 

Kontrolle des Bundesfinanzweſens 69, 
283; 71, 146. 689; 73, 552; 74, 99. — 
Die Kontrolle des Haushaltes des Deut- 
ſchen Reichs. (Thrän) 1902, 481. — 
©. a. Zollbehörden, Rechnungshof ıc. 

Konzejjionspflihtige Gewerbe, Be- 
trieb derjelben, 82, 620. S. a. Gewerbe: 
erdnung ıc. 

Korea, Handelsverträge 93, 186. 438. 462. 

Krantenpflege,s. Unterſtützungswohnſitz. 

Krantenverjiherung der Ürbeiter. 
Gejep-Entwurf vom April 1832 88, 223. 
Reichsgeſetz vom 15. Juni 1983 84, 728. 
— Gtatutenentwürfe für Orts: und Be 
trieböfrantentafjen 84, 750. Statijtit über 
ben gegenwärtigen Beftand 85, 418. — 
Die Kranken» und Unfallverjiherung der 
Ürbeiter nah der Reichsgeſetzgebung 
(PBroebft) 88, 317.— Die Arbeiter⸗Kranken⸗ 
verfiherung nad deutſchem Reichsrecht 
(init. Darftellung von R.Lewed) 90, 101. 
— Die Berfiherungspflidt der Hauskinder 
(H.Rofin) 90, 910. — Zur Reform der 
Krankenverfiherung 1903, 312. — ©. a. 
Aerzte, Urbeiterverjiherung ꝛc. 

Kredit (Volksw. Weſen und Bedeutung, 
Roedler) 75, 371. Sreditanjtalten und 
Bereine daj. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775; 86, 48. 203. 209. 
©. a. Bahlungäverfahren. 

Kredite, ſ. Zoll und Steuerfrebdite. 

Kreditlager, 98, 233. 236. 

Kreißordnung, preußiiche. Geſetz vom 
13. Dez. 1871 nebſt Inftruftionen und 
erläuternder leberfiht 78, 1271—1456. 
S. a. Provinzialordnnung. 

Kremenp, Biihof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegdentihädigung, die franzöſiſche, 
ihre Verwendung und Verteilung 72, 1417; 
73, 417. 889; 74, 171. 217. 286. Dent: 
ichrift vom Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
Vollswirtſchaft (Nafje) 75, 606. (Birth) 
924; 77, 192. Die Milliarden und ihre 





Berwendung (Wehrenpfennig)77, 260.265. 
— Amtliche Ueberfiht ded Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberſicht vom 
März 1879 79, 1034. Vachweiſung der 
Ausgaben bis 1878 79, 1042. S. a 
Kriegskoſten. 

Kriegskoſten. Denkſchrift über die Aus— 

kin der den Geldbetrag für die Krieg- 
brung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 
1371. %abellartiche Ueberficht der Kriegs— 
toften daj. 139. — ©. a. Frranfreid, 
Schuldenweſen, Kriegsentihädigung. 

Kriegäleiitungen, 74, 406. 1050; 75, 
1200; 77, 645. ©. a. riegdentichädigung. 

Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweſen. 

Kriegsſchatz des Reiches 78, 415. 459; 
74, 169; 77, 986. 

Kriegsweſen des Reiches, verfaflungs- 
mäßige Ordnung desjelben 71, 99. 351. 
Ergänzende Beitimmungen der Berträge 
mit den Sübdjtaaten 71, 36%; 72,57. 1557. 
Die PBräienzitärte und die Militäraus- 
gaben 72, 426. — Die beutihen Mili- 
tärgeiege (Ueberfiht) 72, 498. — Das 
Pauſchquantum für 1872 -74 73, 2. — 
Die Nahläffe an den Militärausgaben 
73, 17. — Etatdjtärte und Formation 
des Neichdheeres für das Jahr 1873 73, 
21. — Die proviforiihe Neuformation 
der Artillerie 78, 32. — Der Dauptetat 
für 1873 78, 36. — Das Ertraordinarium 
von 1851—1873 78, 49, — Militäraud- 

aben neben dem Pauſchaletat 73, 69. — 
eldverpflegung im Frieden 73, 73. — 
Beioldungsverbeflerungen für Offiziere 78, 
76 ; für Beamte 78, 80. — Geldverpflegung 
ä— je ein Infanterie-, Ravallerie- und 
rtillerie-Regiment 73, 84. — Naturals 
verpflegung im Frieden 78, 87. — Eigene 
Einnahmen der Militärverwaltung 78, 
90. — Friedensdislolfation des deutichen 
Heeres mit Angabe der Bataillons-Stanb- 
quartiere ıc. 78, 91. 95. — Reichseigen— 
tum in ber Militärverwaltung 73, 429. 
— Entwurf eines Reihsmilitärgeietes 
vom Mai 1873 78, 1549. — Berband- 
lungen des Reichstags über den Militär- 
etat in den Jahren 1871—1873 74, 173, 
264. — Die Organijation des preußifchen 
Kriegdminifteriums 74, 487. — Bevöl— 
ferung der Armeekorpsbezirke 74, 500. — 
Die preußiichen — ger reset” dai. 
1803. — Entwurf eines Reihsmilitär= 
geiepes 73, 1449. — Das Kriegsweſen 
bed Deutichen Reichs (M. Seydel) Inhalt 
75, 1393. — Ergebnifje des Militär- 
Erjapgeichäftes 1871/74 75, 1513. — 
Kautionsweien 76, 347. — Ueberſicht der 
auf Widerruf anzuitellenden Beamten daſ. 
853. — Entwidlung der Gejepgebung 
1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 268. — 


Alphabetiſches Geſamt-Regiſter. 


Ueberſicht ſämtl. Geſetze u. Verordnungen 
77, 833. Etat für die Verwaltung 

Reichöheeres 1879/1880 80, 47. 104. 161. 
— Schulbildung der Rekruten 80, 238. 
— Das Kriegsweſen in Labands Reichs⸗ 
ſtaatsrecht eyer) 80, 337. — Die 
Marihrouten für Kriegsverhältniſſe 82, 
668. — Das Militärjeptennat 87, 123. 
Dice Ausdehnung der Wehrpflicht 88, 
236. — Ueber die Verpflichtung der altiven 
Offiziere, zur Unterhaltung der gemeinen 
(Sozietäts-)Schulen ihres ohnſitzes 


Hausväterbeiträge zu leiſten (Curtius) 


91, 947, — Die Militärverhältniſſe der 
Studierenden in Preußen 95, 490. — Die 
preuß. KabinettSordre vom 7. Juni 1853 
über eidliche Berjprechen evangel. Offiziere 
hinſichtlich der religidjen Erziehung ihrer 
Kinder 96, 42. — Zur Entwidlung der 
„Etats f. d. Verwaltung des deutſchen 
Neichäheeres“ (WB. Thrän) 1900, 409. 
891. — ©. a. Budgetrecht, Benjionen. 


Krijis, vollswirtichaftliche, in Deutichland. | 


Ein franz Urteil 76, 95. — Ameritaniiche 
Geſchäftskriſen 76, 235. — Unſere volfds 
wirtichaftlihe Kriſis (Hirth) 77, 187. 
(Wehrenpfennig) 77, 319. 
Stimmen über die Kriſis in Deutichland 
77, 346. ©. a. Induſtrie, Kriegdent- 
ihädigung ꝛc. 
Kulturtampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
a EN ar ra (Birth) 
73, 79%. 82 auch Bolfsbildung. 
Kulturzujtände (Srantenheim) 76, 247. 
Kunftbandwert, j. Handwerk. 


8, 
Labands ar — | 
von Meyer) 76, 656; 78, 369; 80, 337; 
823, 771. 


2adungdverzeihnifje 70,419. — Bal. 
a. Bollgejep, Eijenbahnen ıc. 

2 ager (zollamtlide) 98, 233. 

Land, Stadt und, 74,17; 76, 239; 

Randestajien, i. Kaflenweien. 


78,73. 


Franzöſiſche 


| 





Löhne. 





Lan ee BBFRS REICHEN | 


(Seydel) 74, 1143; 

Lan besvermweifun * ſ. Freizügigkeit, 
Gothaer Vertrag. 

Landſtreiche rei in Baden 87, 305. 

re 75, 655. 

Landtage der 
über die Bundesverfaſſung 71, 29. 41. 
en Tagen mit dem Reichstage 
74, 202. 251. — ©. a. Budgetredt. 

Landwehr, j. Wehrpflicht. 

Landwir tiaft, ‚Broduftion der Welt 93, 

943. — Die Landwirtihaftsfammern in 

Preußen 95, 75. — Unterjuhung der 
wirticaftlichen Verbältnifie in 24 Ges 
meinden von Bayern 96, 547. — Stand 


undesftaaten, Beratungen | 
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der Landwirtihaft in Württemberg 96, 
551. — Landwirtichaftlihe Verſchuldung 
in Baden 96, 565. — Reinerträge in der 
Landwirtihaft 96, 569. — Verhältnis 
des Bebäubdelapitald zum Grundkapital 98, 
315. — Die Landwirtichaft im Deutichen 
Neih nad) dem Ergebniß der Betriebs 
zäblung vom 14. Juni 1895 99, 517. 
489. — Die Bobenbemupungsarten in 
Preußen 1902, 318. 320 Bol. a 
Arbeitgeber, Land— -Betreide, Böll, Um: 
— ꝛtc. 

—— Re ug 71, 52. 709; 80, 
622. 792; 86, Behörden 70, 266. 

ee T Nahrungsmittel. 

Lebensverjiherung,s. Verſicherungs— 
weſen. 

— parlamen⸗ 
tariſche oder richterliche (M. Seydel) 80, 
273. — S. a. Wahlprüfungen. 

Lehranſtalten, ſ. Schulen, Einjährig— 


freiwillige. 
Lehrlingsfrage 77, 790; 78, 25; 81, 
715. — S. a. Gewerbeordnung, Urbeiter- 


frage, Entlafjungszeugnifie. 

Liberalismus, Einfluß auf die Geſetz— 
gebung 77, 259. 

Liberia, Zoll- und Handeldvertrag 98, 
439, 462. 

Lippe- Detmold, Refiortverhältnifje der 
Behörden 70, 693. Berfafiungszuftände 
74, 320, 

Die Beihlagnabme der Löhne 
(Erläuterungen zum Geieh vom 21. Juni 
1869) 69, 1069. — Taglohnſätze für länd» 
liche Arbeiter in Deutichland 75, 629 — 
Löhne i in Württemberg daf. 633. — Löhne 
in Elſaß-Lothringen (Grad) 77, 
Köhne für weibl. Handarbeiter im land— 
wirtichaftlihen Gewerbe bed Deutichen 
Reichs (v. d. Goltz) 77, 863, — Die Ges 
findelöhne im landwirticaftl. Gewerbe 
des Deutihen Reichs (v. d. Goltz) daj. 897, 
— Arbeitslöhne in den Fabriken (Eh. Grad) 
77, 712; 82,61. — ©. a. Arbeit, Arbeits 
geber uſw. 

Lothringen, ſ. Elijah. 

Rotterieftempel, j. Stempeliteuer. 

Lumpenzoll, 80, 623. 

Lübed. Anſchluß an den Zollverein 68, 
1117. — Refjortverhältnifje der Behörden 
70, 696. — Verhältnis z. Zollverein 93, 
194. 309. 414. 

Zuremburg. Eifenbahnen 74, 226. 291. 
— Auslieferungsvertrag 77,636. — Ueber— 
einkunft betr. Armenrecht 81, 402. — Vers 
bältni® zum Zollverein 98, 166. 169. 
193. 415. 423. — ©. a. Branntwein. 

Zurus, Begriff (Roesler) 75, 280. 


u — 
.. 


' Rurusfteuer Gilinsti) 76, 719. 
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M. 


Maiſchraumſteuer 98, 307. 

Malthuſiſches Geſetz (Hirth) 75, 1281. 

Malzauffhlag 98, 416. Malzjurrogate 
93, 298. 303. 


Marine Entwidelungsplan vom Jahre 
1367 69, 194. Haushaltsetat der 
Marineverwaltung 69, 194; 71, 693, 721. 


— Bericht des Bundestanzlerd über den | 


Stand der Kriegsmarine im Beginn des 
Jahres 1870 70, 127, — Reflortverhält- 
niſſe und Berjonalien der Zentral-Marine- 
verwaltung 70, 188. — Verfajjungsmäßige 
Veitimmungen 72, 125. — Die deutjche 
Marine-Alademie 72, 925. Neuer 
Alottengründungsplan 74, 272. — Ein- 
jährig-Freiwillige der Matrojendivifion 76, 
85. — Kautionsweſen 76, 349. — lieber: 


fiht der auf Widerruf anzuftellenden Bes | 


amten 76, 354. — Ueberjicht der Geſetz— 
gebung 77, 833. — Das Reichsmarine— 
amt 95, 243. — Flottengeſetz 98, 336. 
693. — Die Entwicklung des Etats für 
die Verwaltung der Kaiſerl. Deutſchen 
Marine (Thrän) 1901, 12. 103. 198. 234. 
— Bgl. aud) Handelömarine, Finanzrecht, 
Verfaſſung ꝛc. 

Markenſchutz. Beſchluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſehz (Endes 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Beihen zu beobadtenden Fürmlich- 
keiten 77, 527. — Das Geſetz über die 
Barenbezeihnungen (2. Fuld) 95, 413. 
S. a. Muſterſchuß, Dänemark ꝛc. 

Marktverkehr 78, 603; 82, 677; 86, 78. 

— En: Handelsvertrag 98, 189. 439. 
62. 


M > ihrouten, j. Kriegsverhältnijie 82, 
668. 


Maidineninduftrie 72, 393. 

Maß: und Gewidtsordnung vom 
17. Aug. 1868 68, 1007. — NReduttions: 
tabelen zur Einführung derielben von 
Herger und Duste, Anhang zu Jahrgang 
1870 der „Annalen. — Die neuen Maße 
und Gewidte 72, 185. Konferenz; von 
Wihungsbeamten 74, 1813. — Ueberſicht 
aller Gelege und Verordnungen 77, 817, 
— Die Tätigleit der deutſchen Aichämter 
1870/75 77, 1111. Desgl. im Jahr 1883 
85, 504. — Tätigkeit der Aichämter in 
Bayern 87, 232. — Wbänderungen der 
Maß⸗ und Gewichtsordnung (audy neue 
— — von 1884) 85, 545-619. 
824 


Maßweſen (wirtſchaftl. Bedeutung) 75,286. 
Matritularbeiträge. 
— Berichte ded Ausichufles des Bundes- 
rat? für Rechnungsweſen von 1868 über 
die Zuläffigkeit der Erhöhung derjelben 
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69, 274. — Statijtit 72, 690; Berechnun 

fiir 1871 72, 698; — Berechnung für IK 

ı 72, 1621. — Die Matrikularbeiträge vom 

finanzrechtlichen Standpunkt (Raband) 7%, 

ı 519. — Gtatiftit für 1868-1875 74, 

' 1010. — Erjegung durd Reichseintommer- 

jtener Hirth) 75, 115. — Berechnung für 

1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; fir 

1879/80 79, 891; für 1880,81 80, 4%: 

für 1883/84 88, 563; fiir 1887/88 87, 69; 

für 1888/89 88, 306; fiir 1889/90 89, 9%. 

ı Maturitätszeugnijie der Gymnafien 
74, 1671. 

Medlenburg. Boll-Uebereintommen mit 
Frankreich 68, 233. Anſchluß an den Bol: 
verein 68, 1117. Verhältnis zum Jal- 
verein und Reich 98, 194. 416. — Irgani- 
fation und Berfonal der oberen Behörden 
0,291. — Milttärtonvention mit Preusen 
2, 1569. — ©. a. Auswanderung, Bolt 
vertretungen 2c. 

Medizinalperjonen im preuß. State 
76, 627. ©. a. Aerzte. 

Medizinalpolizei, Ueberſicht 77, 8. 
Kurpfufcerei 81,435. Heilgemerbe 8, 681. 

Meßkonten 98, 244. 


ı Metallinduftrie 72,392. — S.a.Eiimx. 


Mexiko, Handelöverträge 98, 174. 186.49%. 
463. Staaten 90, 239. 

Militäranmwärter 76, 76. 82, 556. 8a 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 150. - 
©. a. Budgetreht, Kriegsweſen. 

Militärgejeggebung, f. Kriegsweſen 





Etat 69, 258. | 


Benfionen, Invaliden, Berfafiung (Il 
Abſchnitt). 
Militärhoheit und Bundesfeldhertnamt 
nad deutſchem Staatsrecht (Karl Gümbel) 
9, 131. — ©. a. Kriegsweſen. 
Miltitärlonventionen (Preußens mi 
beutichen Bunbesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
Zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
86, 946. — ©. ferner unter den bettef. 
Bundesitaaten. 
WE AEIERIONBTE! (Seydel) 75, 


Militärpflichtige, Körperbeichaffenkeit 
81, 483. 


Militärjeptennat, f. Kriegsweien. 
Militärfonderrecte (Gendel) 75, 1488. 
Militärftrafgejegbud73,337;74,20. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärverwaltung, j. Kriegsweſen x. 
Milzbrand, ſ. Beterinärpolizei. 
Minifterantlagenadgeltendem deuticen 
Recht und ihre Unrätlichkeit in Reich 
ſachen (F. Thudichum) 85, 637. 
Minifteriender Bundesfiaaten, |. Behörden 
fowie unter Preußen, Sachſen uſw 
Minifterverantwortlidhfeit 71, Ni. 
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74, 242. — ©. a. Minifteranflage, Reichs⸗ 
tanzler. 

Mittelberg,öfterr. Gemeinde, Zollanſchluß 
983, 187. 194. 196. 204. 

Monopol, j. Tabal, Zölle ıc. 

Motive zu Geſehentwürfen. Bedeutung 
derſelben (Endemann) 75, 1205. 

Münzboheit des Staats 73, 363, 

a ee vom 24 Jan. 1857 68, 


Münzmejen. Beihlüjie des deutichen 


—— — vom Oktober 1868 68, 974. 


— Währung und Münze, von John 
PBrince-Smitb 69, 143. — Denticrift, 
betr. deutiche ——— ng vom Aus— 
ſchuſſe des deutichen Hanbelstags (Bericht- 
eritatter Dr. Soetbeer) 69, 729. 
wägungen und ragen zur Münzenquete 
(Promemoria des nordd. Bundesrats) 70, 
451. — Die wirtihaftlihen Geſetze des 
Uebergang$ zur Goldwährung (Augspurg) 
1, 757. — Bur ig Gutachten 
der Handeldfammer zu Köln 1, 825. — 
Geſetz, betr. die Ausprägung von Reichs⸗ 
oldmünzen, vom 4. Dez. 1871 (volle 
jtändige — abe der ——— 
handlungen) 647—88 Ver: 


— = 





längerung & a ra (Mede | 


Bambergers) 71, 1333. — Gutachten der 
Kölner En beläikenee (Juni 1872) daſ. 
1351. — Verhandlungen bed Reichstags 
über die Münzfrage 1871—73 74, 180. 
297. 354. — Münzgejep vom 9. Juli 1873 
gr von einem Mitgliede des Reichs— 


an 74, 545. — Denlichriften über Aus- 


— * Munzgeſetze 71, 858; 74, 
Er 77, 353; 79, 905, 993: 
so, Pr rn 134. — "Seieg betr. Ab- 
änderung des Urt. 15 des Münzgeſetzes 
76, 208. — Bertrelation der Edelmetalle 
(wirtihaftsgeichichtlihe Skizze von Soet- 
beer) 75, 297. — Münzreform und Wechſel⸗ 
furie (E. Nafje) 75, 595. — Umrechnun 
der Altien in Reichsmarkwährung 75, 197. 
76, 202. — Gilberabflug nah Dftafien 
daj. 1708. — Sinten des Silberpreijes 76, 
527. — Einheit im Münzmweien (Wehren- 
pfennig) 77, 277. — Ueberſicht aller Ge— 
jeße 77, 817. — Das deutihe Münzſyſtem 
in Gejahr? (Soetbeer) 80, 76. — Deutiche 
gg zur Barifer Münzfonferenz 81, 
474. — Zur Währungsfrage (v. Dedyend) 
6, 401. — Anfechtung der deutichen Gold- 
währung 85, 628. — Ausſichten ber bi— 
metalliftifdyen Beitrebungen für das Ber: 
fehräleben (Jacoby) 88, 97. — Gold» und 
rg er, 1891 und 1892 95, 410. 
ankweſen, Geld, Papiergeld ꝛc. 
RAREITARDRSIT N: das deutiche. (3. 
Landgraf) 76, 743. — Beridt von ®. 
Endemann 77, 840. 
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Nachläſſe an den BRUMETENDGRDEN 69, 
191; 71, 706; 78, 17. 
Nahrungsmittel, Narr | 78, 106. 
Feen) Dentichrift des d. Landwirt⸗ 
ſchaftsrats 77, 1079. Geſetz von 1879 81, 
433. Geieg nebft Erläuterungen ıc. 82, 781. 
Namszanoweski, Armeeprobjt 72, 1113. 
Nationalitätspring Ip, das, in der 
Staatenbildung (Gneit) 12, 929. 
Rationalverfammlung, Frankfurter, 
‘ 
Naturalijation, 1. Reihsangehörigfeit. 
Naturalleiftungenim Frieden (Seybdel) 
75, 1081. 1200, 
Niederlage-Regulativ 69, 995; 98, 
235. Vgl. a. Zollgeſetz, Zölle. 
Niederlande, Zoll und eg 
93, 438. 452. Ctempeliteuern 81 
— Bund, ſ. Reichstag, Ber: 
Meng = 
Nord itiee-Ranal 74, 273, 
Normal:Nihungstommiffion$o,1t. 
Norwegen, Zollverhältniſſe 98, 439. 466. 
Notariatordnung 72. 157. 
Notbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293 


O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 

Oberkirchenrat, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213 

Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
218. — ©. auch Finanzrecht, Kontrolle. 
Rechnungshof ꝛc. 


Deffentliches Intereſſe, das Meu— 


mann) 86, 354 

Deffentlihes Recht, das Recht ber 
Riüdforderung im Gebiete des deutichen 
öffentlichen Rechts (Gläffing) 96, 46. 81. 
279. — ©.i. übrigen Staat, Berwaltungs« 
recht ujmw. 

Dffiziere. f. Kriegsweſen. 

Oldenburg (Zollverein) 98, 168. 171. 
194. 416. 


Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsſub— 
vention hierzu 80, 35. 

Omnibusgeiellihaft, Pariſer, 76, 234. 

nn in Elfah-Lothringen 72, 1293; 

‚ 971. 

Orden und Kongregationen der fatholiihen 
Kirche in Deutichland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten ꝛc. 

Oeſterreich-Ungarn. Frühere Verträge 

8, 235. Handels⸗ und Bollvertr 3 vom 
9. März 1868 68, 545; 71, 546; 7 
— AUblommen wegen "Uebernahme Aus. 
zumeifender 76, 85. — Die öſterreichiſche 
Bank (Rucanı) ;6, 862.— Denkſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelövertrags 78, 
422. — Handeldvertrag vom 16. Dezember 
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1878 79, 385. 609. — Uebereintunft wegen 


Urtundenbeglaubigung 81, 404, — Handeld= | 


vertrag von 1881 81, 517. — Zur Frage 
der Zolleinigung zwiichen dem Deutichen 
Reiche und Defterreich-lIngarn 86, 508 ; 87, 
81. — Urbeiterfammern 87, 115. — Ein- 
und Wusfuhr 1883—85 87, 562. 
Dandeld- und Zollverträge 92) 796; 98, 
171. 173. 182. 186, 183. 438. 440. — 
Der öſterr. Bejeg-Entwurf betr. die direften 
Perjonalfteuern (Struß) 98, 108. — Poft- 
ipartafien 97, 168. — Altohol. Setränfe 
und Trunfenheitägejeggebung 97, 773. — 
Arbeitseinftellungen und Ausiperrungen 
1895 98, 154. — Wrbeiterwohnungen 
1902, 239. 


P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konfolidation des deutſchen Staats— 
papiergeldes (Birth) 71, 1103. — Rechts—⸗ 
gutadhten von W. Endemann 73, 361. — 
Verhandlungen des Reichsſstags 1873 74, 
300 Ausgabe von Reichöpapiergeld 

Hirth) 78, 715. — Neichätafienicheine, 

Münzreform und Reichsbank (Bamberger) 

74, 1601. — Weſen des Bapiergelds 

(Roesler) 75, 374. — Reichskaſſenſchein⸗ 

geieg (Endemann) 75, 1186. Ent⸗ 








wickelung der Pfandbriefſchuld in Preußen 


88, %. — S. a. Bankweſen, Münzfrage 

Bapft. Die deutihe Gejandtichaft ** 
Papſt (Kandidatur des Kardinals Hohen: 
lohe) 72, 1105. — Bapit Pius IX. und 
das Deutiche Reid (der Koloß und das 
Steinden) 72, 1227. — Kaiſer Wilhelm 
und der Bapjt (Briefiwechiel) 74, 135. 

— —— — 98, 174. 189. 
43 

P um Nahrungsjorgen des Pariſers 
‘id, 2 

Partei, deutich-freifinnige 86, 350. — ©. 
. Wahlen 

Geſetz vom 12. Oftober 1867 


a. Wa 
Bahwelen. 
68, 903. — Ueberfiht der Stempel» und 
pre are 68, 905. — Reichs⸗ 
gefepgebung 71, 210. — Mufterpäfle 86, 
180. 


teilung von Erfindungspatenten und 
Privilegien vom 21. September 1842 68, 
139. — Untrag des Bundesfanzlerd be— 
trefi8 die Reform der Patentgejepgebung 
69, 33. Denfihrift von W. Siemens 69, 

41. — Reich3paten tgeieh 78, 357. Patent: 
tare im Deutichen Reiche 75, 625. — Ent» 
wurf eines Patentgeſetzes 77, 325. 
Denkſchrift des Patentſchutzvereins 77, 505. 
— Reich8-PBatentgejeg vom 25. Mai 1877 
nebit Verordn. 77, 914. 921. 924. 1011. 
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Erfahrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 
Etat des PBatentamtes 80, 14. — Bericht 
des Patentamtes für 1878 80, 479. — 
Ueberiichten über die Entwieiung dei 
beutihen Patentweſens 1877 bis 18% 
91, 240. — Die patentredtlidhen Be 
fimmungen de8 deutich = Öfterreichtihen 
Uebereintommens vom 6. Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Dentichrift über dad 
Patentgeie vom 7. April 1891 und das 
Gejep, betr. den Schuß von Gebrauds: 
muftern vom 1. Juni 1891 94, 618. — 
Dentichrift über die en feit des 
Batentamts 1893/95 96, 3567. — An: 
Ipruc bes Erfinderd auf Patent (R. Piloty) 
9,4 Erfindung und ntdedung 
(Schanze) 97, 653. 
Bauihiummen-Etat, j. Kaſſenweſen, 
Militärverwaltung, Zollverein uſw. 
PBeniionen Das Reichs - Militär - Ken: 
fiondgejeg vom 27. Juni 1871 und die 
Kaijer » Wilhelms : Invalidenitiftung 71, 
1001. — Erlaß des Kriegsminiſters vom 
27. Juni 1871, 72, 181. — Finanzredt: 
lihe8 über Penſionen 73, 441. — Das 
Militärpenfionsreht 75, 53. 1507. 
Wiedergemwährung der Benftion 76, 83. — 
Das Penſionsrecht der Neih&beamten 76, 
292, 387. — Penſionsweſen in Bayern 
78, 484. — Gejeg betr. Berjorgung der 
Kriegeinvaliden und der Sriegäbinter: 
bliebenen vom 31. Mai 1901 1901, 556. 
— ©. a. Beamte. Jnvalidenfonds uim. 
Benjiondverjiherung der Privat 
angeitellten (Arens) 1903, 801. 
hie: Handel3verträge 74, 100, 0: 
80, 816; 86, 255; 98, 174. 182. 438. 464. 
Berjonalunion 71, 60. 
Berjonenjtand, Vorſchriften zur fyeit- 
ftellung desjelben in den einzelnen Bun- 
desitaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 
74, 437. 1551. — Taufen und Trauungen 
in Preußen 77, 245. — Bgl. a. Zivilebe. 
Betroleumlager 80, 665; 86, 70. 
Betroleumfteuer, ſ. Bolltarif. 
Bfandbriefbanten, j. Bodenkrebit. 
Piandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
rechts (Hecht) 80, 304 


| Pferdebeitand, militär., in Preußen 77, 
Patentwejen. Uebereintunft wegen Er- | 247. 


Photographbien, Urheberrecht 77, 640. 

Polizeilihe Geiehgebung des Reiches 
71, 209. S. a. Öewerbeordnung, Beteri« 
närpolizei ꝛc. 

ti In Danbdeldvertrag 98, 189. 459. 
457. 


Boitdampfihiffverbindung, deutide, 
mit Dftafien und Auſtralien (Vertrag) 
85, 689. 

Poſtſparkaſſen 78, 307. — Zur Frage 

der Einführung derjelben (Dehn 88, 649 


Alphabetiiches 


Entwurf eines Gejeted vom Januar 1885 
85, 1. Begründung desjelben daj. 25. 
Staatsrehtlihe Bemerkungen von Seydel 
ee 48. — Defterr. P. im J. 1895 97, 
Poftüberjhüfie, Anteile der Bundes 
ftaaten daran 69, 241; 71, 706; 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 
Poſt- und Telegraphenmweien, ver- 
teil fung! Smähige *3 desſelben 71, 
eſetzgebung 72, 4 Reichseigen⸗ 
—— 783, 428. Berwaltungßfonipetenz bes 
Reiches 73, 492, Verſchmelzung der 
Telegraphie mit der Poſt 75, 1730; 76, 
205. — Amtsblatt 76, 104. — Abgrenzung 
des Geſchäftskreiſes des Generals Pojt- 
meifterd ıc. 76, 205. — Bezirks-⸗Poſt⸗ und 
Zelegraphenbehörden 76, 210. — Kauti— 
onen der Boft- und Telegraphenbeamten 
76, 344, 350. 368. — Ueberficht aller Ge 
jege und Verordnungen bis 1877 77, 815. 
— Revidierte Reichd » Boftordnun 3 von 
1879/83 88, 491. Berichtigung 765. 
— Deutiches Poſt⸗ und Telegraphenwefen 
jeit 20 Jahren 91, 955. — Das deutiche 
Reichs⸗Poſt- und Telegraphenwejen 1892 
94, 239. — Die Entwidlung des Reichs— 
poft: und Telegraphenwejens 1896—1901 
1902, 156. — ©. a. Poftverwaltung, 
re ? 
PBoitverwaltung. tat derjelben 69, 
224; 71, 693. — Statijtil der Poftverwals 
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tung pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 


70,493. — Refi ortverhältniffe der Bunded= | 


poftbe örden 70, 161; 71, 286. — Gehalts: 
aufbeflerungen und "Reorganifation des 
Beamtenweſens 71, 725. — Auszug aus 
dem Reglement für die Annahme und An— 
ur Da von Zivil: und Militäranwärtern 
Grundjäße für die Neberleitung 
der vorhandenen Beamten in die neue 
Organifation 71, 738. — Herftellung eines 
Dienjtgebäudes für das Generalvoftamt 
daj. 741. — Die gemeinjamen Zentral: 
Roftverwaltungsfoften 71, 746. — Dent- 
ichrift, betr. den allgemeinen Boftfongreh 
71, 751. — Deutiche Reichspoſt und 
eriihe Boftverwaltung 72, 597. — 
Reichspoſtgeſetz vom 28. Oftober 1871 ** 
339; 74, 154. Wortlaut desſelben 78, 
1003. Erläuterungen dazu daſ. 1237. — 
Reorganifation des kaijerliben General- 
poftamts 73, 591. — Beitimmungen ber 
den Verkehr mit der Reichspoſt 73, 1003. 
— Mojftreglement nebjt Ausführungs— 
beitimmungen 78, 1017. — Beitimmungen 
über den Bojfttarif 78, 1127. — Zollamt- 
liche nn im Bojtverfehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsvertehr daſ. 1163. — 
Portofreiheitäwejen 73, 1217. — Beſchlag⸗ 
nahme von Bojtiendungen 73, 1248. — 





Garantieleiftungen 73, 1250. — Wechſel⸗ 
vertehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
reih und Luxemburg 78, 1255. — Ber: 
feßung von Roftiefretären 74, 155. — Sit 
die Poſt im Sinne des Handelögejepbuches 
ald Kaufmann zu betradhten ? baj. 1530. 
— Internationaler Bojtvertrag vom 9. Ott. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesratd- 
ausſchuſſes dazu daf. 464. —- Erlah einer 
neuen Poſtordnung 75, 621. 119%. — 
Neue Poittarifbeitimmungen daj. 622. — 
Ueberficht der auf Widerruf anzuiftellenden 
Beamten 76, 855. — Berner Bojtlonferenz 
1876 76, 780. — Ergebnifie der Reichs— 
Boftverwaltung während der Jahre 1872 
bis 1875 77, 120. 1069; im Jahre 1876 
78, 36. — Poſtgeſetz vom 20. Dez. 1875 
76, 583. 587; 77, 642. — Aufnahme von 
Wechſelproteſten durch Poſtbeamte 78, 42. 
— ®ortofreiheit in Zolle und Reichsdienſt— 
fahen 80, 674. — —— von 
Poſtgütern 80, 662. 750; 86, 65. 178. 
2 Beltpofiverein: ; Uebereintunft betr. Poſt⸗ 
pafete 81, 477. — Die deutſchen Poſt— 
wertzeichen (Seybdel) 82, 617. — Brief: 
poftverfehr der Erde im Jahre 1881 (MW. 
—— 83. 393. — Weltpoſtverein 86, 
— Wohlfahrtseinrichtungen der 
— Voſt⸗- und Telegraphenverwal— 
tung im Jahre 1890 91, 248. 

Prämienverlofungen 72, 138, 74, 151. 

Bräjenzitärte des Reichöheeres 72, 426, 
73, 21. 1552. — ©. a. Kriegsweſen, Mili- 
tärverwaltung. 

Präzipuen, 98, 171. — Wegfall derj. 

‚545. 

Preisausſchreibung der Lamey-Preis— 
ſtiftung 1902, 709. 

Preiſe. Preisbildung (Roesler) 75, 392. 
Urſachen der Teuerung (Hirth) 75, 918. 
Das jouveräne Geſetz der Preisbildung 
(Birth) 75, 1265. — Das Geſetz des Preiſes 
72, 532. — Warendurdichnittspreije in 
Hamburg (1847—1868) 69, 85 und 435; 
für 1869 70, 399; für 1870 71, 537; für 
1871 —1875 77, 165; für mehrjährige Beit- 
räume von 1847—75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81. 87; für 1877—1879 
80, 81. 856; für 1880 82, 127; für 1881 
82, 676; in Bremen (1851— 1868) 69, 
79 und 645. — Preiſe und Löhne in 
Württemberg 75, 631. — Preiſe für den 
deutihen auswärtigen Handel 1872/73 
75, 689. 695. — Durdichnittspreife wich— 
tiger Waren im Großhandel 1879/50 81, 
195; 1881 82, 517; 1882 83, 739. — 
Hamburger BWarendurdicnittöpreife 1847 
— 1882 83, 753; 1882/83 84, 560; 1883,84 
85, 628; 1884/85 86, 877; 1885/86 87, 
720. — "Lehre von der Preisbildung auf 
Grund der Altienkurje (Gärtner) 86, 285. 
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— Getreide: Preiögeitaltung im 19. Jahr: 


hundert 1908, 476. — ©. a. Kartellweien, 


Bertberehnung. 
Preſſe. Grundlagen eined Reichsgeſetzes 
über die Preſſe, Referat von K. Bieder- 


mann 72, 85; Entwurf des Bereind „Ber: 


liner Preſſe“ 72, 107. 78, 357. — Ber: 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Endenann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Ungehoriam 76, 84. — Das Reihspreh- 
ejeg (Wehrenpfennig) 77, 178. — Die 
mmunität der parlament. Berichterjtat- 
tung (Hubrich) 97, 1. — Aufhebung des 
„fliegenden Gerichtsſtands“ 1902, 627. 
Preußen Neflortverhältnifie, Berjonalien 
der Minifterien und Provinzialbehörden 
70, 191. — Beriht des Vorſtandes der 
national=liberalen Partei über die Legis— 
laturperiode 1868—70 des preußiichen 
Abgeordnnetenhaufes 70, 563. — Aus dem 
Berwaltungsberiht des Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
für 1867—69 70, 650. — Die Eigenart 
des preuf. Staats (R. Gneijt) 74, 5083. 
— GSteuerlajt 77, 244. — Beamtenbejol- 
dungen 77, 520. 78, 439. Zur Wohl⸗ 
habenheits- und Gteuerftatijtit preuß. 
Städte 78, 442. — Erwerb und Berlujt 
der Staatdangehörigfeit 82, 611. — Ber: 
bältnis zum Jotuerein 93, 164. 194. 416. 
— Eijenbahnitatijtil 93, 798. — *— 
verſteigerungen in Preußen 1881—87 88, 


| 
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weien, Ebrenämter, Einkommen, Ein- 
fommeniteuer, Fideilommisie, FFinanzweien, 
Gewerbeordnung, Gewerbeiteuer, Grund- 
fteuer, Kabinetdordres, Kirchenpolitiihe 
Geiepgebung, Kommunaliteuern, Yan): 
wirtichaft, Provinzial- und Kreisordnung, 
Reichsangehörigkeit, Schulaufficht, Spar: 
fajien, Städte, Subhaftationdordnung, 
Unterſtütungswohnſitz, Verwaltungẽ⸗ 
reform, Vollsſchulen, Volkszählung, Bahl- 
geſetze, Waſſerrecht Zwangsverſteigerungt. 


Privatangeſtellte, ſ. Penſionsvder— 


J 


706. — Was koſtet der öffentliche Unter— 


richt in Preußen? 88, 802. — Gutöbes 
zirte in Poſen 90, 663. — Steuerreform 


91, 909. 93, 475. 791. 94, 63. 81. 161. | 


Steuerreform (Struß) 94. 207. 405. — 
Bevölkerung: Altersitufen 78, 658; innere 


Banderungen 82, 607; Art des Jufammen= | 


lebens 1885 87, 803; Stammeszugehörig- 
teit 98, 559. — Statiſtiſches Bureau 98, 
797. — Ergebnifie der Gewerbe- und Bes 
triebsfteuerveranlagung für 1893/94 in 
Preußen 94, 400. — Die Amortijation 
der preußiichen Staats- und Eijenbahn- 
jhuld 98, 311. — Verteilung des ergän— 
zungsjteuerpflichtigen Vermögens 98, 318. 

Rreubiiches Gejeg, betr. den Staats— 


hand Ir vom 11. Mai 1898 99, 197. — ı 


Preußiſches Geſetz, betr. Warenhausfteuer 
vom 18. Juli 1900 1900, 884. — Die 
Tätigkeit der Anfiedelungslommilfion in 
den Provinzen Weſtpreußen und Bojen 
von 1886— 1900 1901, 318. — Die Tätig- 
feit der Bauabteilung des preuß. Minis 
fteriums der Öffentlihen Arbeiten im legten 
Jahrzehnt 1901, 395. — Die Krone in 
Preußen und der Rechtsſtaat (Stier-Somlo) 
1903, 528. — Reform der preußiichen Ge— 
werbefteuer 1903, 553. — ©. a. Bank— 





fiherung. 


' Privatrecht, Scheidung vom äffentliben 


Recht (Neumann) 86, 357. — ©. Rechts 
gebiete, Zivilrecht ac. 
Produktion (Begriff) 75, 8. 3. 12%. 
©. a. ee Wert xc. 
Produktivität (Roedler) 75, 259. 
PBromulgation (Taband) 78, 372. 


| Brovinzialbebörden in Preufen 70, 


219. 249. — ©. a. Kreidordnnung. 

Provinzialordnung, preußiihe, 75, 
1593. 77, 305. 

Prozehordnung, ſ. Zivilprozeß, Strai- 
prozeh. 

Prüfungswejen, juriftifches, in Preußen 
91, 412; in Bayern 98, 910. 


O. 


Duartaldertrafte 93, 388. 
Duartierleiftungen im Frieden 74. 
1037. 75, 1081. 1201. 


N. 


Reaktion, die mirtichaftlihe (Wehren- 
pfennig) 77, 319 

Realunion 71, 60. 

Reblauseinfuhr 81, 434. — Inter 
nationale Reblausfonvention 82, 635 
58, 544. 

Rechnungshof 70, 157; 74, 214. 7 
— Inſtruktion 75, 1253. — ©. a. Finanz 
weſen, Kontrolle x. 

Rehnungsmwejen, j. Kafienweien. 

Rechtsanwaltsordnung 79, 508. 
bührenordnung 79, 1016; 81, 39. 

Rehtihreibung, einheitliche deutjſche 
1908, 156. 

Rechts > tete, privatrechtliche, in Deutſch 
land 88, 575. 

Rechtsgleichheit. Ueber Kulturpolizei 
und Rectsgleihheit (Hirtb) 78, 795. 839. 
ir a der Rechtögleichheit (Endemann) 
74, 419. 

Rechtshilfe. Bundesindigenat und Rechts— 
pflege (Uusihußberiht des Bundesrats) 
69, 13. — Die Gewährung der Rechte 
bilfe im Nordd. Bunde 69, 1031; 7L, 378; 
«2, 158. — Rechtshilfe für Reihdange- 
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hörige (Sendel) 76, 170. — Ueberſicht 
17, 833. 

'ehtäpflege. Zur Entwidlung der Un— 
— der Rechtſprechung Siegel) 
98, 221. — ©. a. Juſtizgeſetzgebung ujw. 
echtswiſſenſchaft, „dlbungen 5 = 
Vollswirtſchaftslehre 72 

74, 8. Aufgaben derfelben im Reiche 76 
6.— Marquardſens Handbuch bes öffent: 
lichen Rechts und die moderne Staats— 
lehre (E. Mayer) 87, 550. 

eederei, j. Handeldmarine, Konfulat- 
weſen ıc. 


egentidaft, Regentihaft und Bers 
tretung des Staatdoberhauptes (M. Zeus 
nert) 1900, 287. — Heſſiſches Gejep 
1902, 478. 


egierung, — — und parla⸗ 
mentariiche (Seydel) 87, 

eich, deutſches, —— desſelben 
(2. v. Stein) 76, 5. — Soziale und öko— 
nomijhe Bewegung in franzöfiiher Be- 
leuchtung (Bielinger) 93, 641. — ©. a. 
Reihstag, Berfafiung, Zollverein ujw. 
eihsangehörigkeit. Zum Keidhd- und 
ga Fee (Randgraff) 70, 
625 eichs⸗ und Staatdangehörigkeit 
(Rönne) 71, 151. — Abänderung des Ge: 
ſetzes 71, 381. Wortlaut des Geſetzes daj. 
653. — Das Net der Staatsangehörig- 
keit im internationalen Verkehr (v. Martiß) 
75, 793. 1113. — Die deutiche Reichs— 
und Staatdangehörigfeit (Sendel) 76, 135; 
s1, 67; 88,577. — Koſten der Naturali« 
lattionsurtunden (Landgraff) 76, 729. — 
Da8 deutſche Naturalifationsverfahren 
(Senbel) 76, 733. — Der Fall Bauffre- 
mont (Landgraff) 76, 1022. — Ueber den 
deutich-amerifan. Vertrag dom 22. Februar 
1868 (Wejendond) 77, 204. Zur frage 
der Entlafjung don Reſerviſten 20. aus 
dem Reichäverbande 81, 67. — Statijti« 
ihes 81, 482; 82, 611. — Erwerb und 
Berluft der Neichd- und Staatdangehörig- 
feit in Preußen 1878 75, 1383; 1855 86, 
144; desgl. 1886 87, 724; desgl. 1887 
89, 379. — Die deutihe Reihsangehörig- 
keit vom nationalen und internationalen 
Standpuntt (Bodo Lehmann) 99, 776. — 
©. a. Staatdangehörigteit. 


eichsſarchiv. Wiederheritellung eines 


R's und Rei im Archivw | 

und Reformen im Archivweſen (Frhr | Reichatal 

Reichskontrolle für Zölle und Steuern 
‚ 420. 


v. Hagke) 68, 451. 
eih3armenredt, |. 
wohnſitz. 

eichsbank, ſ. Bankweſen. 
eichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ıc. 
eichsbevollmächtigte für Zölle und 
Steuern 98, 423. 


Unterſtützungs⸗ 
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Reichsbürgertum 74, 20. — Bgl. a. 
Reichsangehörigkeit ꝛc. 

a 72, 1447; 78, 412. 
422; 74, 255. 4083. 

Reihseintommenfteuer, j. Einkom⸗ 


menjteuer. 

Reichseiſenbahnamt, ſ. Eijenbahnen. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgeſetzblatt, 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Gefebgebung. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei 
L. v. Rönne 71, 45. 62. — ©. a. Ber: 
faflung. 

Reichshaushalt, Reihshaushalts- 
etat, ſ. Finanzweſen, Kontrolle, Matri- 
fularbeiträge. 

Reihäheer, ſ. Kriegsweſen, Militärver— 
waltung ıc. 

Reichsjuſtizamt 75, 1216; 77, 335. Die 
Aufgaben —— (Rede des Bräi. Fried⸗ 
berg) 77. 

(G. v. Reitzen— 
ſtein) 94, 42. 

Reichskanzlei, Etat derſelben 80, 3. 

Reichskanzler. Verfaſſungsmäßige Stel— 
lung und Berantwortlichteit 71, 275. Sub» 
ftitutionsbefugnis des Reichskanzlers (M. 
Joel) 78, 402. — Rebe bes Füriten Bis- 
mard 78, 503. — Gtellvertretungsgeieg 
vom 17. März 1878 (M. Joöl) 78, 761. 
Dad neue Birfihaftäpro ramm des Fürjten 
Bismard 79, 219. — Neben des Fürſten 
Bismarchk: über die Reviſion der Reichs— 
verfaſſung 70, 324. 326; über die Kriegs— 
koften-Anleihe daj. 686; über den Frieden 
mit Frankreich daj. 876; über den Anjchluß 
von Elſaß-Lothringen dai. 851. 928. 948; 
über die Konvention mit Frankreich 22. 
176. — Finanzreformpläne des Fürſten 
Bismard 80, 626; 81, 338. — Stellung 
des Reichötanzlers nach deutſchem Staats⸗ 
rechte (P. Henſel) 82, 1—60. — Materia⸗ 
lien zum Reichskanzlerrecht ıc. 86, 321. — 
©. a. auswärtige Berhältnifie, Bundesrat, 
Eljaß - Lothringen, Katjer, Miniſterankla— 
gen, Reichdtag, Verfaſſung, Berordnungss 
recht ꝛc. 

Reichskanzleramt. Etat 69, 165; 71, 
707. — Reflortverhältnifie 70, 156; 71, 
285. — DOrganijation und Etat 77, 335. 
838; 80, 4. 


| Be j. Kaſſenweſen. 


enjicheine, j. Papiergeld. 


Reihsmilitärgericht 98, 151. 721. 

Reihsmilitärgejeg, Entwurf desjelben 
78, 1549, 

Neihsoberhandeldgeridht 73, 351. 
©. a. Gerichtshof. 
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NReihspoitdampferlinien 98, 855. 


— (S. a. Verfaſſung.) Der kon⸗ 
en 


ſtituierende nordd. Reichstag 71,28. Recht: 
liche Natur des Reichsſtags 71, 243. — 
Mitglieder im Jahre 1865 68, 433. Ge— 
jhäftsordnung vom 6. Juni 1868 68, 913. 
— Gejhäftsordnung des deutichen Reichs— 
tags 71, 267. — ones 68, 1061. 
1066. 1068; 69, 1095; 70, 1. 617. 717; 
93, 171. — Etat des Reichstages 69, 170. 
— Beriht des Borftandes der national- 
liberalen Partei (Laster) über die Legis- 
laturperiode 1867/70 70, 563. — Ueber: 
fiht der Gejeßgebung des Nordd. Bundes 
und des Bollvereind 1867 70, 721. — 





— Nihhtgemeinihaftlichleit bei den Ber | 
ratungen der einzelnen Gegenftände 70, | 


735. — Eröffnung (Thronrede und Adreſſe) 
und Schlu des erjten deutſchen Reichs— 
tags 71, 313. 1041. — Thronreden von 


1871 und 1872 72, 51. 1629. — Die Mit: 


glieder des deutichen Reichstags (bivgraph. 
Notizen 72, 191; Fraftionsverzeichnis 
daſ. 2852. — Statiftit der Wahlen zum 
erften deutichen Reichdtag (J. Knorr) 72, 
287. — Thronrede von 1873 78, 1641. — 
Rüdblid auf die I. Legislaturperiode des 
deutichen Reichstags (1871,73) 74,130. — 
Vorläufiger Beriht über die 1. Seſſion 
IV. Legislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede daf. 1129. — Verhaftung 


Situngsperiode 76, 82. — Bericht über 
die Gejepgebung 1871—76 (Wehren- 
pfennig) 77, 257. — Geſchäftsordnung 
nebſt Bibliothefordnung 77, 490. — Ueber: 
fiht der Gejege und - Ahlen en über 
den Reichsſtag 77, 843. Ergebniß der 
Reichstagswahlen 1878 79, 574. — Etat 
des Neichdtags 80, 18. — Die Wahlen 
> Dr ig ker bis 1878 80, 333. — 

er deutiche Reichstag (rechtswiſſenſchaft— 
lihe PBarftellung, Seydel) 80, 352. 
Stellung des Reichskanzlers zum Reichs— 
tag 82, 15. — Statiſtik der Reichstags— 
wahlen 1831 82, 542. — Gtraffreiheit 
waßrheitögetreuer Reichstagsberichte( Fuld) 
87, 31. — — | der 
Neichstagsmitglieder (Fuld) 88, 6. — 
Reichstagswahl und age er, 
(Zonge) 88, 669. — Beiträge zur Wahl- 
prüfungsftatiftit (PBrengel) 92,1. — Zur 
Wahlſtatiſtik (Siegfried) 98, 483, — Ge— 
heime Reichstagsſitzung vom 17. März 1900 
betr. Lex Heinze (Müller-Meiningen)1900, 
567. Beichlupfähigkeit, Legislatur- 


— 


periode, Redefreiheit, Geſchäftsordnung, 


Müller-Meiningen) 1902, 713. -- Kün— 


digung der Dandelöverträge ohne Zus | 
ftimmung des Reichſtags daj. 733. — | 
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Statiſtiſche Randgloſſen zu den Reihe 
tagswahlen 1903, 385 


| Reihstagsgebäude 74, 289. 


Reihsverfajjung, ſ. Verfaijung. 

Neihsverordnungsredt, ſ. Verotd— 
nungsrecht. 

— —— Charakter derielben, 
7 


Reichsverſicherung samt, Geſchäſts— 
berichte 91, 521; 92, 421; 93, 618; 9, 
504; 95, 922; 96, 765; 97, 459; 99,9. 
907; 1900, 819. — Die rechtiptechende 
Fee ag des NReichöverficherungsamtet 
(Fuld) 94, 536. 


 Religionsbelenntnis in Preußen 75, 
Die Gründung des neuen Reiches 70,735. | 634 


Religionsunterridt, preuß. Redt 8, 
934 


Rentenlonvertierung (Zahn) M,22. 

NReiervatredte in der Reichsverfaſſung 
72,423. — Authentiſche Erfärungen jüdb. 
Minifter 72, 1585. — Begriff der Sonder 
rechte nad) deutichem Reichsrecht Laband 
74, 1487. — Die Sonderredhte der deut: 
jhen Staaten und die Reichäverjaflung 
Loening) 75. 537. — S. a. Bayem, 

undesitaat, Berfaflung, Verordnungs 

recht ꝛc. 

Reitverwaltung 73, 545. 

Retablijjfementsfoften 72, 1371.13. 
1466; 78, 70; 74, 261. 


ı Rettungsanftalten 83, 41. 
bon ah gr are während der | 


Reuß (Fürſtentümer). NReflortverbältnife 
der Behörden 70, 691. — Verhältnis zum 
Zollverein und Reich 93, 166. 194. 416. 

Rheinbund, Geichichte 71, 2. 

Rheinihiffahrt 90, 3%; 93, 236. 

Rinderpeijt, Gejeßgebung darüber 71, 210: 
77, 685. — Denkſchrift über deren Vor— 
tommen 1872 bis 1877, 78, 512. 6299. — 
Belanntmahung, Gebührnijje und Koiten- 
erftattung betr. 79, 602. ©. a. Beterinär- 
polizei. 

Robben. Schonzeit 77, 636, 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Ro, ſ. Veterinärpolizei. 

Rübenzuder, ſ. Zuder. 

Rumänien, Zolle und Sandeläverträge 
93, 185. 189. 438. 458; 94, 757, 

Rußland. Ueber einen Sandel&vertras 
mit Rußland 69, 1081. — Hinterlafien- 
ichaftsregulierung 75, 1175. — Erbredt# 
verhältnifje NReichsangebhöriger nad der 
Konvention von 1874 (FFrommelt) 78, 385 
— Bollverbältnifie 98, 466. — Bertras 
mit Rußland 94, 853.. 


S. 
Sachſen (Königreich). Behördenorgani— 
ſation und ———— 70, 258. — Mili⸗ 
tärvertrag mit Preußen 71, 106. — Steuer: 
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reform (3. Genjel) 74, 1373; 75, 1619; 
76, 95. — Dotation der Bezirföverbände 
75, 1391. — Eintommeniteuer 94, 402. — 
Die Reform der jähjtihen Steuern (Stub— 
mann) 1902, 793. — S. a. Aerzte (Schanze). 

Salvador, Handeldvertrag 98, 189. 439. 
464 


Salz. Uebereintunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgejeg vom 12. Oktober 
1867 68, 141. — Die Denaturierung des 
Salzes 68, 1097. — Statiftit 71, 575; 
74. 916; 75, 902; 76, 93. 802; 97, 248. 
— Beitimmungen über die Salzfteuer 
(vd. Aufſeß) 98, 175. 287. 382. 392. 

Samoa, Zoll und Handelsverträge 98, 
156. 464. 

Sanktion ber Play * (Zaband) 78, 351. 

Schanftgewerbe, Begriff nad ber Ge- 
werbeordnung (Seydel) 85, 51; 88, 955. 

ren Pop 3, 444. — ©. a. 
Anleihen, Schuldenweien ꝛc. 

Schauſtellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte. Das jchiedärichterliche 
Verfahren nad dem Entwurf der Zivil 
prozehordnung 75, 158. — ©. a. Urbeiter- 
verjiherung ıc. 

Schiffer, Dandeldmarine, 
weien ꝛc. 

Schiffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 235. ©. a. Flößerei. 

Schiffahrtsſtatiſtik. Organijation ders 
jelben 70, 70. Beſtand der deutichen See- 
fchiffe Anf. 1883 84, 62. Dampfkeſſel und 
Dampfmaihinen der Schiffe in Preußen 
1879 und 1889 90, 99. Die Steigerung 
der beutichen Seeinterefjen von1896— 1898. 
1900, 655. 

Schiffahrtsverträge WM, 435. 

Schiffsbau. Beitimmungen über die Ge— 
währung einer Zollvergütung für die ver: 
wendeten Materialien 71, 1530; 78, 186. 

Schiffsmeldungen 81, 437. 

Schiffsunfälle an der deutihen Küſte 
1867—73 76, 218. — Gejellihaft zur 
Rettung Sciffbrüdiger 78, 111. Ber: 
rer des Zuſammenſtoßens auf See 
81, 457. 


Schleswig-Holjtein. Anlaß zum Kon— 
flikt zwiſchen Preußen und Oeſterreich 71, 
17. — Offiziere der ehemaligen Schles— 
wig-Holfteiniihen Armee 78, 441. 

Scleufengelder 9, 207. 

Schlußnotenjtempel, j. Stempeliteuer. 

Schöffengerichte, Zuftändigkeit nach dem 
74er Entwurf 75, 239. 


Konſulat⸗ 


Schulaufſichtsgeſetz, preußiſches 72, 
1029; 74, 24 
Schulbildung, in Preußen 75, 634. 


Schulbildung der 1875—79 im deutſchen 
Heer eingejtellten Rekruten 80, 238. — 


Unnalen des Deutſchen Reichs. 1908, 
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Ein Blid auf den Stand des Unterrichts 
im Deutichen Reihe 1900, 653. 

Schuldenmwejen bes Reiches 69, 287; 
71, 147. Schulden der Bundesftaaten 69, 
309. Preußiſche Staatsihulden 69, 607; 
— Bundesihuldensfommiifion 70, 160. 
— Die eriten drei Berichte der Bundes— 
ichulden-Kommiifion für 1868, 1869 und 
1870 71, 665. — Kriegskoſtenanleihe vom 
Jahre 1871 71, 650. — Bericht der Reichs— 
ichulden-Kommiffion für 1871 72, 1359, 
für 1875/76 und 1876/77 77, 380. 973. 
— Die Reihsihulden (Laband) 78, 435. 
460. — Entwidelung der Pjandbriefihuld 
in Preußen 88, 96. — Die Anleihen 
bayeriiher Städte und Märkte 1902, 864. 

Schuld haft, Geſetz über deren Aufhebung 
vom 29. Mai 1868 68, 806; 72, 135. 
Frage der Wiedereinführung 81, 402. 

Säule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnaſien, 
Volksſchule 2c. 

Schulgejeggebung 78, 824; 74, 3. 

Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14. 

TAT deutihe. Denkſchrift von 
1886 86, 483. — Geiep, betr. die Rechts— 
verhältnijje der deutihen Schußgebiete, 
vom 17. April 1856 (Joel) 87, 191. — 
Deutihes Kolonialſtaatsrecht (v. Stengel) 
87, 309. 805. Berichtigung 88, 244. — 
Reihögeieh vom 15. Mär; 1883 88, 343. 
— Die deutihen Schupgebiete, ihre recht 
liche Stellung, Verfaſſung und Verwaltung 
(v. Stengel) 89, 1; 95, 493— 782. — Uns 
leihen für die Scußgebiete (Joel) 91, 
986. — Geſchäftsordnung des Kolonials 
rats 92, 751. — Sammlung der Gejepe ıc. 
93, 800. — ©. a. Territorium. 

Schußzoll, ſ. Zolltarif. 

Shußsund Trupgbündniife, Preußens 
mit den Südjtaaten 71, 33. 

Schwarzburg-Sondershaujen. Rei- 
jortverhältnifie der Behörden 70, 687. 

——— Zoll⸗ und Handelsvertrag 73, 

Schweiz, Zoll- und Handelsverträge 92, 
881; 98, 183. 186. 188. 438, 
Die Bundesverfafjung der Eidgenofjen- 
ichaft (Gareis) 75, 489. — Bundesfteuern 
daj. 785. — Das Bundesgeriht (Land- 
graff) 76, 106. — Nefrutenprüfungen 96, 
942. — Vgl. a. Handelsſtatiſtik, Volls— 
zählung. 

Schwurgerichte (1874er Entwurf) 75, 
239. — Die Schwurgerichte (Unger) 1908, 
935. 

Seebehörden, Seeunfälle (Bereld) 76, 
1001. — Verzeichnis der deutichen See- 
bäfen 1900, 654. 

Seeleute, ſ. Marine, Handeldmarine, 
Konjulatwejen ꝛc. 
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Seemanndordnung 78, 343; 74, 68. 
224. 380. 

Seeredt, j. Strandungsordnung ıc. 

Seeverlehr, ſ. Hafenregulative, Schiff— 
fahrt ıc. 

Seide, rohe, Erzeugung jeit 1837 98, 942. 
— Ürefeld, Seideninduftrie 1896 97, 
651. — — Seideninduſtrie der Welt 
1902, 7 

—— ſ. Unfälle. 

— Begriff 783, 1444; 
4, 28; 88, 283; 
(Wehrenpfennig) 7 1, 3056. — Heſſiſches 
Geſetz vom 15. Mai 1885 87, 89. 

Serbien, Zoll: und Handelöveriräge 93, 
186. 438. 458; 94, 747. 

Servis, j. Militärverwaltung. 

Seudengefeßgebung, ſ. Medizinal- 
und Beterinärpolizei. 

S Ih del, Marv., }, Nachruf (Dyroff) 1901, 


Siam, Handelsverträge 98, 174. 465. 

Silberwährung, f. Münzfrage. 

Sonderredte, . Kriegäwefen, Reſervat⸗ 
rechte ꝛc. 

Sonntagsarbeit 73, 1471;91,236. 258. 

Sonntagsruhe Störung derſeiben 76, 76. 

Souveränität und Selbſtverwaltung 
(Roſin) 83, 265. 

— Fra e 73, 795. 1471, 1536; 
74, 9. 33. 322. — 
lehre, Arbeiterfrage, Freihändler, Bolt: 
bildung ꝛc. 

Sozialdemofratie 73, 812; 74, 33; 
75,23. 1715. 1716; 76, 226; 77,885. — 


Geſetz zur Abwehr foztafdemofratifcher 
Ausichreitungen : Entwurf vom Mat 1878 | 


78, 7575 Preußiſcher Entwurf vom Auguit 
1878 78, 921; Borlagen an den Reichs» 
tag 78, 959; Beriht der Reichstags— 
ftommijfion 79, 27; aus den Verhand— 
lungen im Reihötage «9, 161. 225; 
Kommentar (KR. Gareis) 79, 285; Nach— 
tragsgeſetz von 1880 80,600; Charakteriſtil 
bed Gejepes (Endemann) 79, 543; 81. 
437, — Ueberſicht der verbotenen Vereine 
und Schriften 80, 295. 324. — Sozialdem. 
PBarteiprogramm 91, 561; MB, 477. 
Wsctatgelenncbang ſ. Arbeiterfrage, 
Urbeiterverfiherung, Bayern, Gewerbes 
ordnung, Verſicherungsweſen ze. 
Spanien. Zoll und Handeldverträge 68, 
669; 98, 186. 188. 438. 456. 
Sparkaſſen in Preußen 76, 89; 77, 248. 
541. 1115; 80, 157; 94. 398; in Württem- 
berg 76, 1057. — "Einführung der Poſt⸗ 
iparfafien in Deutihland 78, 
Sparlafjenweien und Boltsbanten in Elſaß— 


Lothringen (Ch. Grad) 68, 426. — Die | 


preußiichen Sparkaſſen im Rehnungsjahre 
1885 bezw. 1885/56 77, 303; 1894 bezw. 


©. a. Voltswirtichafts- | 


305. — ©. in Breußen | 
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1894/95 96, 247; im Jahre 1899 1981, 
555. — Schuliparkaflen in Braunſchweig 
(Zimmermann) 96, 235. — Spartafien 
in der Schweiz 97, 246. — Der beiitihe 
Geſetzentwurf über die öffentlichen Spar- 
fajien (Seidel) 1901, 161; der Geſetzes 
text jelbft 1902, 786. — S. a. Roitipar- 


aſſen. 
Spielbanken, Geſetz vom 1. Juli 183 
nehft Erläuterungen 68, 819. 
Spiellartenitempel 9, 183. 155.36 
409. 


Spiritwöbefteuerung, j. Branntwein. 

Staat, Begriff (Hirth) 74,9. — Das Ro: 
tionalitätsprinzip in der Staatenbildung 
(Gneift) 72, 929. — Der Werdegang dei 
Staatsgedantens bei den Beitgermanen 
(Dahn) 91, : Fpealitaaten der 
Renaijjance (Dr. Gg. Adler) 99. 49. — 
Regentichaft und Vertretung des Staatk- 
oberhauptes (M. Zeunert 1900, 2387. — 
Die wiljenichaftlihe Bedeutung der allge 
meinen Staatdlehbre und Jellinels Recht 
bed modernen Staates (FF. Tezner) 1902, 
638. — Staatu. Kirche, j. Jeiuiten, Ramdza- 
nowskti. Schulaufjiht, Unfehlbarteit x. — 
©. a. Bundesjtaat, Regentichait, Selb: 
verwaltung, Souveränität. 

Staatsangehörigfeit, das Hecht der- 
jelben im internationalen Bertehr (Martif) 
75, 763. 1113. Ueberfiht der Geſche ıc. 
77,803. — Der Erwerb von Staats- und 
Gemeinbeangebörigfeit nach römiicgem und 
deutſchem Staatsrecht (Rehm) 92, 137 
©. a. Reichsangehörigkeit. Volkszählung. 

Staatsbürgerredt,i. Reihdangeböri« 
feit. 

Staatsdienſt, rechtliche Natur desſelben 
nach deutſchem Staatsrecht Mehm 84 
565. 645; 85, 656. — Staats beamte in 
Preußen 77, 250. — Beſoldung im Bayern 
92, 93; 93, 889. 

Staatspapiergeld,j. Banfıreien, Rünz- 
frage, Bapiergeld. 

Staatsreht, allgemeines (Senden 9, 
321.481.641.746;99,249; 1900, 177.351 
— Staat und Recht (Affolter) 1908. 51 
113. 161. 811. 

Staatöjhuldentommiffion, j. Schul 
denweien. 

Staatdvertrag Zorn) 89, 374. 

Stadt und Land 74, 17; 76, 239; 78, 73. 

Städte. Die Organifation der jtädtiichen 
Verwaltung in Preußen (B. Schön) 9, 
707. — $ 16 der preußiihen Städteord- 
nung und die Haudbefiter unjerer Gr}: 
ftädte (G. Dryander) 1903, 430. — 5a 
Preußen ꝛc. 

Stahl, ſ. Eifen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 


— 


| Stände, ſ. Wahlgeſeße, Vollsvertretungen 
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Stanbdbedbeamte \ j. Perſonenſtand, 

Standedregifterf Bivilebe. 

Stationdlontrulleure 98, 420. 

Statiftil. Bericht an den Zollbumdesrat 
über die Reform der Statiſtik ded Zoll: 
vereind vom 28. Mai 1869 69, 641. — 
Kommiflion zur weiteren Ausbildung ber 
Statiftit des HZollvereind und ihre Ar: 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einerReihsbehörde für deutiche 
Statijtit 72, 69. 1547. — Organiſation 
der Statiftif der BZoll- und Steuerver- 
waltung und bed Warenvertehre (v. Auf: 
ieh) 93, 367. — Organiſation der Statiftif 
in Italien und den Niederlanden 79, 807. 
— GStatiftifche Gebühr 93, 375. — Die 
Waldungen in Baden 91, 907. — Statift. 
Jahrbuch 1899 1900, 75. 815. — Produk 
tionsjtatiftit 1900, 737. — Statiſtiſches 
Jahrbuch 1902 1902, 906. — Bergl. aud) 
Urbeiterftatijtit, Berufszählung, Bevöl- 
ferung, Eifenbabnen, Finanzweſen, Ge— 
nofjenichaftöweien, Gewerbe, Handelsſta— 
* Münzfrage, Sparkaſſen, Telegraphen— 

u. Poſtverwaltung, Verbrauchsſteuern, 

Viehzählung, Volkszählung, Wahlen uſw. 

Statiſtiſches Amt des Reiches 72, 69. 
1547; 98, 420. — ©. Statiſtik. 

Statiſtiſches Bureau in Berlin, Biblio- 
thek 75, _ Seminar 80, 831. Beits 
ſchrift 98, 


Stein, - Sie Buhunft der Staatd- und | 


Rehtswitienichaft in Deutihland, beipr. 
von 8. v. Stengel, 76, 251. 
REIN IRN ER —— 


75, 637: 77, 1055. Bgl. a unter | 


Preußen (Bericht des Sandelöminifters 2e.). 
— —— Steinkohlenbergbau 1881/90 


Stempeleinnah men in Preußen 76, 222. 

Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den deutſchen Bundeaftaaten 79, 955. 
Reichsgeſetz und Verordnungen 81, 768. 
83. 198. — Ueberfiht ausländiicher Be- 
ftimmungen 81, 799. — Abänderung des 
Geſetzes 85, 755. — Geſetz betr. —— 
d. R. 85, 761; 98, 185. 349. 

Sterbregifter, j. Zivilehe. 


‚9, 1 


Start 76, 


Steuern, j. unter den einzelnen Steuern 
und Staaten, Finanzweien, Verbrauchs— 


fteuern ıc. 
a (Schäffle), 


Steuerpolitif, 
beipr. v. Gefiden, 8 

Steuerreform im Reiche, Denkſchrift des 
ie au vom 17. März 1881 81, 


MTEEISETLUD AN ee an 
— Zur Kritik des Gejepes 70, ? 


‚ı Syrup, 
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— Einführung in Bayern 71, 379. 
Kanzelparagraph ($ Po. Mipbrauc des 

geiftlihen Intes 71, 74, 187. 
ne Strafgeiegnovelle = 26 Febr. 1876 
388. — Vgl. aud) Sufnaneheb ebung. 
Strafteinnien und Fürſorge für ent- 

laſſene Sträflinge (Flärfl) 88, 1. 73. 
Strafprozgekordbnung, Vorbereitung 
dazu 72, 148; 78, 348; 74, 421. 1533. 
— Einleitung zum T4er "Entwurf 75, 2351. 
Bemerkungen zum Entwurf von 
W. Endemann 76, 1218. — Berlauf der 
Berhandiungen 77, 646. — Strafverfahren 
in Zollfaden 80, 679. 685. 696. 712. 730. 


— afregifter und wechſelſeitige Mit- 
teilung der Urteile im Deutichen 100% 
82, 685. — WUbänderung bed & 7 190 

627. — Rommifiion zur Reform des 


Strafprozefies 1903, 71. — Ungelöſter 
Widerjpruc zweier Strafurteile 1908, 150. 
551. — Koſten des Verfahrens im Straf: 
prozeß ($ 497 StBP.D.) 1903, 318. 
— ————— und Rechtsmittel 1903, 
471. 


—— Entwicklung 72, 121; 78, 
337; 75, 1172; 77, 632; 79, 519, — 
Weberficht der bis 1877 erlaffenen Reichs⸗ 
Geſetze und Verordnungen 77, 825. 
Langjährige Einſperrung oder Deporta— 
tion ? 1908, 152. — Die Begnadigung 
jugendlider Berurteilter nad) öſterreichi— 
ihem Rechte 1908, 228. — Vorſchläge 
zur Erzielung einer Einheit der Stra E 
rechtiprediung 1908, 313. — Unterſchlag⸗ 
ung von burd) Boftanweifung überjandtem 
Geld 1908, 795. 

Strafregijter (Nachweiſun — — 
Ts berjelben beftimmten Behörden) 83, 


Strandungsordnung 75, 1177; 80, 
H ‚68. 
Straßburg, Gründung ber Univerſität 
72, #9 


Straßenmuiit, 76, 80. 

Strikes 74, 33. — enge) 7 
im Gewerbebetrieb in Defterreih 1894 
96, 538. — Die deutjhe Streifitatiftil 
(EI. Heiß) 1900 271. — Tendenzen in der 
internationalen Strifebewegung (Halevy) 
1908, 321. — © a. Urbeiterfrage. 

Stromſchiffahrt, Beichlifie ded Handels— 

tags vom Dftober 1868 68, 975. — Elb- 
oll 69, 430; Ablöjung (Etat der Ent- 
päbigun en) 71, 709. — Gülerverkehr 
auf den aferitrahen Elſaß⸗Lothringens 
1880 bis 97 1900. 

Sub9aßationsorbnung, preußijche vom 
15. März 1869 69, 655. 

role an —— Handels⸗ 
vertrag 93, 188. 

wer 
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Tabaf. Materialien zur Tabaliteuerfrage 
(Gejeßgebung bis zum Jahre 1868 und 
Statiſtik) 68, 357. Beſteuerungsgeſetz vom 
26. Mai 1868 und Entwurf 683. Statiſtik 
1867 68, 1093; 1868—1870 71, 578. — 
Zur Tabatiteuerreiorm (Statijtiihes und 

eiteuerung&modus) 78, 741; 74, 93. — 
Statiftit 74, 919; 75, 901. 1713; 6 801. 
— Der Tabat im deutihen Yollgebiete 
(amtlihe Statiftit für 1876/77) 78, 214. 
— Zur Frage der Veitenerung des Ta— 
bates (Schleiden) 78, 283. 273. — Das 
Tabatmonopol und die amerilaniiche 
Tabaliteuer (Felſer) 78, 300. 449. — Das 
TZabatmonopol in Frankreich 78, 260. 
658. 671. — Zur Frage der Einführung 
des amerifaniihen Tabakſtempels in 
Deutichland 78, 621. — Wie ſteht fich der 
Konjument beim Tabatmonopol 78, 672. 
— Ein neues Tabaffieuerprojeft 78, 749. 
— Fragebogen zur Tabafenquöte 78, 834. 
— Aus dem Berichte der Enquöte-flom- 
miffion 79, 456. — Gejepentwurf vom 
April 1879 79, 627. — Die Befteuerung 
von 1879/80 Geſetz, Belanntmadhung, 
Dienftvorichriften, Niederlageregulativ 80, 

689, 875.  Strafgefeplice Beftimmungen 
81, 435. — Materialien zur Monopol- 
frage 82, 177. 371. 489; 86, 103. — 
Ergebnis des dfterreichiichen Tabakverkaufs 
85, 845. — Denkſchrift über Menderungen 
des ei. 91,933. — Die —— 
in deutſchiand (Graf) 98, 9, 1; 
95, 170; 1900, 81. 739; ioo1. 751. 818. 
891; 1902, 435. — Entwurf eines Tabak⸗ 
ſleuergefebes 95, 458. — Die Beſteuerung 
des Tabaks (Frhr. von Aufſeß) P, 276. 
— Statiſtil des öſterr. Tabakmonopols 
96, 412. — Tabakbau im deutſchen Zoll⸗ 
gebiete 1895/96 97, 247. 

Taggelder der Neihsbeamten 76, 381. 
354. ©. a. Diäten. 


Tara, Behtemungen über die, 72, 
74, 90; 76, 790; 86, 58; 98, 923, 


Tarifre f orm, ſ. Zolltarif, Eifenbahnen ıc. 


Telegraphbenmweien, Etat 69, 243. — 
Statijtit pro 1868 69, 719. — Zentral— 
verwaltung (Berjonalien)7O, 164. — Rang 
der Telegraphendireftoren 76, 851. — 
Vorttarif 77, 1088. — Ergebnis der Ber: 
waltung für 1876 78,39, — Entwidelung 
des Reichstelegraphenweſens 79, 157. — 
Telegraphenftationen und Apparate 81, 
486. — Zelegraphenwejen im Deutichen 


1541; 


Reiche 82, 237. — Deutiche Telegraphen: 
ordnun :8, 340: 76, 761; vom 15. Juni 
1891 91, 


6, — Reichs⸗ Tele e 
91, 589: 93, 499. — Der Telegraphen- 
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verfehr in Europa 1901, 952. — ©. a. 
Poſt- und Telegraphenweien. 

Telephonie 78, 254. — ©. a. Telegraphen- 
weien ꝛc. 

Terminhandel. Zur Würdiqung der 
volföwirtichaftlihen Bedeutung des Ter- 
minbandels in Produften (Bermert) 1902, 
518. 579. — ©. a. Differenzgeichäfte. 

Territorium, Schuß ee und Reichs⸗ 
land (Rofenber ) 190 653 

Teuerung, ſ. Breisbildung. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Lage ber: 
jelben 1872—77 78, 751. — ©. Baum: 
wollipinnerei ꝛc. 

Thüringiiher Zoll» und Handels— 
ee 68, 33. 44, 241; 98, 358. 413. 
4 


Todesderflärung Berichollener nach dem 
Bürgerlihen Gejegbudhe (Lehmann) 1901, 
18. 121. 228. 

Tollwut, f. Beterinärpolizei. 

Tranjitlager 98, 233. 

Transportweien. Denfihrift des Han— 
delstags 69, 51. 

TZreubandverbältniiie, i. Bodenkredit, 
Konkurs, Piandbriefe. 

Trihinen 97, 66. 

Türkei, SDandelöverträge 98, 174. 189. 
438, 453. 


u. 


ae Sabgaben 68, 11. 21. 38. 
43; 71, 585; 74, 98; 75, 893; 98, 185. 
207. 230. 238. 410. 416. — Zur Frage 
derielben (Petition deutiher Handel 
tammern) 85, 352. 
Umzugskoſten, j. Taggelder. 
Unfallverfiherung in Preußen 76, 99. 
Geſetzentwurf nebjt Motiven von Baare- 
Bodum 81, 69. — Reichs-Unfallverſiche— 
rung, erfter Entwurf 81, 97. 139; zweiter 
Entwurf 83, 323; Grundzüge vom Januar 
1884 84, 12; Gejeg vom 6. Juli 1884 
84, 688. — Entwurf eines Gejepes für 
die Unfallverfiherung der land» und forft- 
wirtichaftlihen Betriebe 85, 712. — Geſetz 
über Ausdehnung der Unfallverficherung 
vom 28. Mai 1885 85, 751. — — 
nung betr. das Verfahren des MR.» Ber: 
fiherungsamtes 85, 819. Reihögeich vom 
15. März 1886 Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenftandes) 87,1. — 
Reihdgejep vom 5. Mai 1886, betr. die 
Unfalle und Krantenverfiherun der in 
land» und forjtwirticaftlihen Betrieben 
—— Perſonen (Zeller) 87, 400. 
69. — Reichsgeſetz vom 11 Yuli 1887, 
* die Unfallverſicherung der bei Bauten 
beſchäftigten Perſonen (Zeller) 88, 105. — 
Die Kranken» und Unfallv icherung der 
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Arbeiter nah der Reichsgeſetzgebung 
(Broebft) 88, 317. — Der internationale 
Schuß der Arbeiter (Adler) 88, 465. — 
Reichsgeſetz vom 12. Juli 1887 über die 
Unfallverfiherung der Seeleute ꝛc. (Zeller) 
89, 381. — Zur Reform der Unfallver- 
fiherung (Biloty) 92, 290. — Statiſtik 
der Unfälle in der Landwirtſchaft (Qudw, 
Fuld) 94, 58. — Entwurf eines Gejepes 
betr. Erweiterung der Unfallverfiherung 
9, 192. 285. — Die Nufbringung der 
Mittel im Reichs-Unfallverſicherungsrecht 
(H. Poeverlein) 1900, 1. — ©. a. Berufs- 
genofjenichaften. 

Unfälle ıc. in Preußen 1874 75, 1724; 
1879 81, 342. 

Unfeblbarteit, Dogma der päpftlichen, 
Erklärung der bayeriigen Regierung vom 
14. Oftober 1871 72, 5. — Stellung der 
preußiichen Regierung 3 zur katholiſchen Be- 
mwegung 72, 1011 eden bes Fürſten 
Bismard ıc. 1015. — Wer hat den Krieg 
begonnen? (Ein Zeugnis der beutichen 
Biichöfe) 72, 1288. 

Union®parlament zu Erfurt 71, 14. 

REDE SHIRBIENG Beſuch durch Ausländer 


unlerhaltspflicht, sefeptiche deren 
Verihärfung Ale 98, 618 
ae erbefferung ihrer Lage 


Unterridtsanftalten für Arbeiter im 
Reichslande 82, 715. 
Unterrihtsweien, ſ. Wrbeiterfrage, 
Kulturpolizei, Vollsſchulen ıc. 
Unterftügungswohnfig 71,169. Zu— 
fammenftellung des Reichsgeſetzes vom 
6. Juni 1807 mit dem preußiihen Armen— 
pilegegeieh vom 8. März; 1871 (Stolp) 
‚39. — Inſtruktion des preußiichen 
einifiers des Innern vom 10. April 1871 
1, 443. — Das bayerifhe Heimat: und 
UArmenpflegegeieb 71, 469. 480. 495 
Unterftügung Reihsangehöriger im Aus— 
land 71, 639. — Etat des Bundesamts 
für da8 Heimatweien 71, 713. — Prä— 
judilate 76, 81. 86. — Das Reichsarmen— 
recht (Sendel) 77, 545. — Wbänderung 
bes Geſetzes über den U. 77, 1042. 
a. bayerifche Heimatrecht (Sendensß, 719; 
1, 72. — Urmenftatiftif für Preußen 76, 
* Statiſtik der Armenpflege in 


Koburg-Gotha im Jahre 1885 87, 302. — | 


Gothaer sh und Eiſenacher Ueber: 
einfunft (Sendel) 90, 178. — Können 
bayeriiche Staatsangehörige oder Eliah- 
Lothringer, welche den Unterftüßungs- 
wohnfig erworben haben, wegen bauern= 
der Hilfsbedürftigfeit aus dem Geltungs— 
bereiche des Unterſtützungswohnſitzes aus- 
gemwiejen werden ? (Otto) 1901, 355. — 
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Armenunterftügung nichtbayer. — 
in Bayern (Sühheim) 1902, 538 
a. Armenpflege, Gothaer Vertrag. ic. 
Urheberrecht, Gejeg zum Schuß des 
getftigen Eigentums 71, 217. 382; 72, 
132; 77, 638. — Ueberſicht der Geiege ꝛc. 
77, 809. — Geſetz betr. das Urheberrecht 
an Werfen der Literatur und der Ton 
funft. Vom 19. Juni 1901. 1901, 711. 
Urugauay, Auslieferungsvertrag 81, 404. 
— Handelsvertrag 98, 182. 


B. 


Berbrauhßberehnungen 88, 961. 

Verbraudhsfteuern. Ötatiftit bis zum 
Jahre 1866 68, 155—218. — Geſetz⸗ 
gebung bon 1868 68, 689. Statiftit für 
867 68, 727. Statiſtik für das erfte 
Semeiter 1868 68, 997. — Bunbesein= 
nahmen aus denielben 69, 216. — Geſetz⸗ 

ebung des Reiches 71, 30. — Statiftil 

Air 1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die 
Zölle und Verbrauchsſteuern ıc. des Deut- 
ihen Reichs, von Sehen. von Aufſeß 78, 
117; ‚ 86, 3, 161. — Ber: 
waltungsfompetenz des Reichs (Yaband) 
73, 471. — Entwidelung der Geſetzgebung 
1837 (v, Aufſeß) 74, 81; 75, 881. — Ein 
fluß der Steuern auf den Familienhaus- 
halt (Hirth) 75, 95. — Statiſtit für 
1870/74 74, 914. 887; 75, 897. — Geſetz⸗ 
ebung 1871 bis 1876 (Behrenpfennie) 
5, 282. — Ueberſicht 77, 820. — Zur 
Charakteriftit der Verbrauchsſteuern 78, 
927. — Die Laft der indirelten Steuern 
(Rod) 1901, 881. — S. a. Branntwein, 
Bier, Zölle ꝛc. 

VBerbrehertum in Preußen, Statiftil 79, 
74. — ©. auch Straftolonien. 

Veredlungsverkehr 80, 673; 86, 80. 

Berebelihung, ſ. Eheichliehung. 

Vereinigte Staaten, |. Amerika. 

A a in 
74, 197. 242. 38 rteile des preuß. 
Obertribunals über politifhe Vereine 75, 
145. — Das deutiche Bereind- und Ver— 
fammlungsreht 96, 817. 

Berfafjung. Gründungsgeſchichte des 
Nordd. Bundes 71, 2. Verfafjung des 
Nordd. Bundes mit Anmerkungen (Wege) 
68, 1017. — Gründung des Deutichen 
Neihes (zur Geſchichte und Interpre— 
tation der Verträge mit den Südſtaaten) 
70, 735. — Verfafiung des Deutjchen 
Reiches (Zufammenftellung mit der nords 
deutihen Bundesverfaflung) daf. 771. — 
Das Verfaſſungsrecht des Deutſchen Reiches, 
hiſtoriſch-dogmatiſch dargeſtellt (v. Rönne) 

71, 1; 72, 421. Revid. Reichsverfaſſung 

vom 16. April 1871 nebſt den ———— 

Vertragsbeſtimmungen 71, 321. — Befug⸗ 
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nifie des Reichs ıc. ezug auf bad 
Kriegsweſen Sach! 25, er 8. — Konſti⸗ 
tutionelle und parlamentarifche Regierung 
(Seydel) 87, 237. — Straffreiheit wahr: 
heitögetreuer Reichſstagsberichte (Fuld) 87, 
251. — Verfafjungsänderung während der 
Regentichaft (Kohler) 88, 1. — Deutiche 
Verfaffungen und Verfaſſungsentwürfe 
(Frhr. v. Bölderndorff) 90, 241. — ©. a. 
Bayern, Bundesgejepe, Bundesitaat,Elfah- 
Lothringen, Finanzweſen, Juftizgejep- 
gebung, Kabinettöordres, Kaijer, Reichs» 
tanzler, Reichsta * Reſervatrecht ꝛc. 
— — injährige Friſt 77, 228. 
— ©. a. Abgaben x. 
Verkehr, "oltewirtichaftfiche Bedeutung des: 
ſelben (Roesler) 75, 385. — Die Steige: 
rung der deutichen Seeintereffen von 1896 
bis 1898 1900, 655. — ©. Handel, Trans⸗ 
portweſen, Poſwerwaltung Eiſenbahnen, 
Telegraphen, Stromihiffattt x. — Die 
Anliegerbeiträge bei a Fe 
bayeriihem Rechte (Bd. Rehm) 95 
Verlagsrecht. Verleger und Autor nad 
dem Verlagsrechtsentwurf(E. Mayer)1901, 
94. — Geſetz über das Verlagsrecht. Vom 
19. Juni 1901 1901, 633. 
Bermögen bes Reichs 73, 412. 422; 74, 
255. 403; 75, 1498. 
Verordnungsreht7ä, 1143; 76, 7. - 
ERREGER. (Sevdei) 76, 11. 
(Laband, Meyer) 78, 376, Bu den 
Streitfragen über Gejeg und Verorbnung 
Zorn) 85, 301; 89, 349. — Steht dem 
undesrate ein jeldftändiges B.Recht zu ? 
(Arndt) 85, 701. — Das preufiiche Ber: 
ordnungärecht in feiner Einwirfung auf 
da8 Reichsrecht (Arndt) 86, 311. — S 
a. Geſetz. 
Beriailler Berträge 71, 37. 359; 72, 
1585. 


Verſetzung der Reichsbeamten 76, 287. 
a Beichlüffe des 
Handeldtags 1868 68,979. — Die Lebens⸗ 
—— in Deutſchland (Statiſtiſches) 
1011. — Geſeßgebung über Ver— 
Eee 77, 19; 72, 129. — Ueber: 
fiht der Verſicherungs ögemwerbe 72, 403; 
73,358. — Zur Reiche: —— 
gebung (von Sendtner) 73, 733 eſen 
und Arten der Verficherung Moesler) 75, 
388. — Das ——— geſchäft 
1878 80, 74. — Reichsgeſetzliche Regelung 
des Berfiherungsweiens 80, 138. — Die 
ſtaatlich geleiteten ————— 
in Bayern (Haag) 84, 65 — Die Ver— 
fiherung der nr ee Urbeiter NR 
von Frankenberg) 1900, 393. — 
Frage ber Berliherung gegen 1 ueber 
ihwemmungsihäden 9 
Gleichheit der Kontrahenten und bie . 


ee — — — — — — — 


Alphabetiſches Gejant-Regifter. 


rechtigleit im Verſicherungsvertrage Au⸗ 
guſt) 1902, 672. 770. — Die Fortſchritte 
der deutichen Kebendverjicherungsanitalten 
im Sabre 1901, 1908, 556. — ©. a. Ur- 
beiterverjiherung, Invalidenverfiherung, 
Konkurs, Krantenz-, Unfallverfiherung x. 

Berträge, ſ. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen dieſelben abgeichlofien iurden. 
Vgl. die Ueberficht 68, 230: 70, 731; 72, 
921; 78, 311: 80, 812; 86, 250. ©.a. 
auswärtige Berhältnifie, Frieden&verträge, 
Handelsverträge, Staatövertrag, Boll 
verein ꝛc. 

Vertra gsrechtdedDeutihenHeih&Gorius) 
74, 759; 75, 531. — (Laband u. Meyer) 
78, 378. — Der Abſchluß völkerrechtlicher 
Verträge durch dad Deutihe Reih und 
dejien Einzeljtaaten (Proebit) 82, 241 

Berwaltungdgerichte. Webertragung 
der Verwaltungsrechtſprechung an die 
ordentl. Gerichte (Frhr. dv. Stengel) 75, 
1313. — Preuß. —— vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Verwa tungsgerichtsbarleit 
in Elſaß-Lothringen (Stengel) 76, 808, 
897. #- Geſetzgebung in Preußen (Wehren: 
piennig) 77, 305. — Berwaltungsrechts- 
pflege in Bayern (Seydel) 85, 203. — 
©. a. Berwaltungdorgantjation. Bermwal- 
tungsrecht x. 

VBerwaltungdtompetenz des Reiches, 
von P. Laband 73, 458. L. v. Stein 76,5 
— Meyer über Saband 18, 36%. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungsorganiſation. — Die 
in Elſaß-Lothringen 72, 554. — Die 
Organilation der inneren Verwaltung auf 
rechtövergleihender Grundlage (Deutic- 
land, Frankreich, England, und Bereinigte 
Staaten) Bornhak)] 1901, 801; 1902, 59. 
198. 286. 355. 

VBerwaltungdreht, Reform 72, 538; 
75, 1307. — Deffentl. Interejie und 
öffentl. Klage im Berwaltungsrechte (Leut⸗ 
Hold) 84, 321. — Verwaltungsrechtspflege 
in Bayern (Sendel) 85, 213. — Das Ber: 
reg nad) preuß. Rechte 
(&. Bornhaf) 99, 

ehem Preußen (Ueber: 
blid) 75, 329 — Denkſchrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver: 
bände (Kreile und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444; 75, 1685. — ©. a. Kreis⸗ 
und Provinzialordnung. 

VBeterinärpolizei. Juſtruktion zum Ge— 
jepe vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
VeterinärpoligeisGeiepgebung nah den 
reihögeieglihen Beitimmungen (®b. 
Göring) 81, 809. — Beterinärpolizeilice 
Gejepgebung 81, 432. — ©. a. Rinderpeit. 

VBiebausfuhr, deutidhe, nah England 
und Frankreich 90, 236. 


Alphabetiiches Gefamt-Regifter. 


Viehhandel, Gewährleiftung im 78, 359. 

Viehſeuchen, j. Beterinärpolizei. 

Biebtransporte 77, 63. 

Viehzählung. Ergebniffe der deutichen 
Biehzählung am 1. Dezember 1892, 95, 
411. — Am 1. Dezember 1897 98, 888. 
— Um 1. Dezember 1900, 1901, 394. 

Viviſektion 91, 435. 

Voltksbanken, j. Sparlafienwefen, Ges 
noſſenſchaften ıc. 

Boltsbildung, Kulturpoligei und u 
—— (Birth) 78, 795. 828. Das 

eutiche Reich und die Schule 74, 3 


Volksſchulen, ftaatdrechtliche Stellung 
berjelben 73, 828. — Reform der preuß. 
Boltsihule vom 15. Oktober 1872 78, 
397. — Petition, betr. reichörechtliche 
Ordnung des Volksſchulweſens 74, 889. 
— Gtatiftil der preußiichen Boltsihul- 
lehrer 76, 237. — Das Volksſchulweſen 
in Preußen 77, 93, 311; 82, 407. — Was 
kojtet der öffentliche Unterricht in Preußen? 
— 2* Volksſchulſtatiſtik in Preußen 
9 


Bollsvertretungen in den Bunbdes- 
ftaaten 74, 19%. 319. — Be a 
deutſcher vundesſtaaten L. A. v. Müller) 
81, 3. — Immunität der parlament. Be— 
richterſtattung (Hubrich) 97, 1. — Ueber 
Anfang, Unterbrechung und Schluß der 
Legislaturperioden oder: comment le 
pouvoir executif arrete le pouvoir lögis- 
latif (Arndt) 1908, 721. 

Boltäwirtjihaftslehre, Beziehungen 
zur Rechtswiſſenſchaft Roesler) 72, 5U9. 
Ueber die Sejepmäßigkeit der vollswirt— 


— — (Roesler) 75, | 


1. 259. — Die Boltswirticaftslehre 
als Biltenfhaft (Hirth) 75, 1810. — Der 
Entwurf eines Bürgerlihen Gejegbuches 
für das Deutſche Neih. Auf voltswirt- 
ar Grundlage beiproden (Jacoby) 
88, 581. — ©. a. Toziale $ Frage. 

Boitawirtſgaftstan preußiſcher 80, 
961. Ernennungen hierzu 81, 91. 


Bolkszählung. Ergebniſſe der V. von 
1864 68, 149; 1867, 68, 501. 779; 1871 
2, 902; 78, 1271; 1875 75, 1720; 76, 
888; 77, 471; 78, 49. 178. 491; 1880 
82. 146; 1885 89, 1004; 1890 91, 626; 
9, 132. — Die ftaatdangehörige Be 
völferung jämtliher Staaten des norbd. 
Bundes (Engel) 68, 1101. — Die jee- 
männijche Bevölferung Preußens 68, 1005. 


— Ueberſicht der Bevölferung des Zolls | 


verein® —— vom Zentralbureau 
des Zollvereins) 69, 856. — Zollabrech- 
nungs-Bevölterung für 1868—70 71, 544. 

rganijation be Boltszä lung für 
1871 70, 24. — Bundesverfa ung und 
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Bollszählung (Gutachten der norbd. Mit- 
—— der Kommiſſion zur weiteren Aus— 
u. dcr Statiftit des Zollvereins) 70, 
— Anhäufung und Bewegung der 
— ——— in — 78, 268. — 
rag der preuß. Bevölkerung 48, 
658 edeutung für die Zollabrechnung 
80. 645, 757. — Gtäbtebevölferungen in 
Preußen 81,92. — Bevölterungsbewegung 
in Deuticland und Frantreich 82, 614. 
— Vollsvermehrung 1879/58 in Preußen 
90, 98. — Männliche und weibliche Be— 
völferung Preußens 189%, 91, 586. — 
Großſtädte des Deutichen Reiche 98, 638. 
im 19. Jahrh. 98, 808. — Volkszählung 
1900 im Hamburgiichen Staate 1901, 159 
— im Deutſchen Reich 1901, 237 — in 
der Schweiz 1901, 480. — Flächen, Wohn⸗ 
häuſer, Einwohner des ‚Deutigen Reichs 
(1. Sept. 1900) 1902, 76. Geſchlecht, 
Alter und Familienftamd der Bevölkerun Mi 
ee am 1. Dezember 1900 190% 
— Die Bevölterung Chinas 1902 
918, — Bgl. auch Berufszählung, Bevöl- 
ferung, Statiftit, Zollverein ac. 
Vorlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 
— in Frankfurt a. Main 


* 


W. 


Bahlberechtigung 72, 323. 
Wahlen, Statijtil 72, 287. ©. a. Reichstag. 
Bahlgefepe deutiher Bundesitaaten (& 
A. v. Müller) 81,3. — Preukiiches Reichs: 
—— dom 15. Oftober 1866 68, 
1053. — Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869 
71, 245. — Bal. aud Ehrenämter. 
Wahltreife zum Reichstag 72, 291. 213. 
Wahlprüfungen 72, 7; 80, 886; 
2,1.—6©.a. Segitimationsprüfung. 
Wahlredt, Proudhons Theorie des all- 
gemeinen (Mülberger) 91, 169. — Pro—⸗ 
portionalwahl und Minoritätenvertretung 


9, 168. 

Wah — an durd; Geldjtrafe für unent- 
ſchuldi Wahlenthaltung ſpeziell unter 
Berü der bezüglichen Neu— 
regelun ablgeieß für den Braun— 
Idmweigi nen Landtag Zimmermann) 1901, 

rue ſ. Münzweſen. 

— 28 — j. Beamte, 

Banderlager 1064; 78, 707. 

Wappen, taiferliches 76, 351. 

Waren (Ein- und Ausfuhr 2c.), j. unter 
Handelsſtatiſtit, Preife, Zölle, Zolltarif ze. 

Warenauftionen 77, 1064; 78, 738. 

an amtliches 75, 883; 
16, 82; 223. 378. 

W arenzgeiden, ſ. Markenſchutz. 

Waſſerrecht, deutſches. (Brüdner) 77, 1. 
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— Heſſiſches Waſſergeſetz vom 30. Juli 
1887 (Zeller) 88, 635. — Urt. 4. Ziff. 9 
ber Reichöverfaflun (Frhr. v. Völdern— 
dorff) 90, 825. — Entwurf eines preußi— 
ſchen Waſſergeſetzes (Zeller) 94, 587. — 
Beihülfen zu 
Sommer 1397 99 


| 


u den dogwafierichiden vom | 


Alphabetiicher Gejamt-Regiiter. 


Wettbewerb, unlauterer (Fuld) 96, 918. 

Wiener Schlußatte 71, 4. 

Wirtſchaftliche FJnterejjenvertre 
tung, ſ. Interefjenvertr. 

Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, j. Ge 
noſſenſchaftsweſen. 


Wirtſchafts fyiteme, geihichtl., (Roesler) 


weni el (Weien Verleihen, Roesler) 75, | 


©. a. Bankweſen, Papiergeld. 
———— Einholung durch Poſt— 
auftrag 77, 2 
Wegielfähigteit, Beſchränkung 81, 418, 
Wechſelkurſe (Naſſe) 75, 59. 
Wechſelordnung, I. Handeläredt. 
Wechſelproteſte, var aa derjelben 
durch Roftbeamte 78, 4 
Wechſelſtempel. Denfierift des Handels⸗ 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im Nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. — Modifikation des Gejeped vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Gtatijtif pro 
1870 71, 592. — Berwaltungsfompetenz 
des Reichs (Laband) 78, 467. 497. — 
Statiftil der Wechſelſtempelſteuer 73, 736; 
74, 725. Präjudilate <6, 81. Lage 
der Gejeßgebung 98, 183. 185. 338. 
Begabgaben 86, 35. 45, 
Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 
Wehrpflicht, allgemeine 71, 109; 75, 
1431. — Ausdehnung ber Wehrpflicht 88, 
256. Ueber die Wehrpflicht nad) Erwerb 
u. Berluft der Neihsangehörigkeit (Siegel) 
sl 


Wein. Gejek betr. den Verkehr mit Wein, 
weinhaltigen und weinähnliden Getränken 
vom 24. Pai 1901 1901, 475. — Bein, 
Bier: und Branntwein-Broduftion und 
:Berbrauh in den widtigiten Ländern 
der Erde 1902, 238. — Der Konjum von 
Bein, Bier und Spirituojen in den haupt- 
fädhlichiten Ländern 1902, 911. 

Weingroßhandel 80, 666; 86, 71. 

VWeinjteuer in Elſaß— ‚Botbeingen 78, 18, 960. 
Projekt einer Reichsſteuer 7 
Einfuhr und Bollertrag von Ban im 
deutihen Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zoll- 
tarif ac. 

ee A in ®ien 1873 (Bros 
gramm ıc.) 72, 9 

——— ip Poſtverwaltung. 

Wert (Begriff) 75, 10. — Der Bert in 
jeiner vollöwirtiaftlihen und gejellichaft- 
lihen Bedeutung (Ad. Samter) 88, 457, 
— ©. a. Preisbildung. 

Wertberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Zollvereins 69, 67. 438. — Ueber 
Wertermittelungen in der Handelsitatijtif 
70,429. — Bgl.a. Handelgftatijtit, Preijezc. 

Wertpapiere, f. Preiſe, Altienturſe zc. 

Wertverteilung (Roesler) 75, 268. 


75, 15. ©. a. Zollverein. 
Witwenfürlorge . Beamte. 
VBohnungdfrage Die großftädtiice 

Wohnungsnot und die Habrifenverlegun- 

en, insbejondere die Londoner, Berliner, 

eipziger 1908, 710. ©. a. Arbeiterwoh: 
nungen. 

— le 74, 267 ; 76, 
359. 361; 86, 213. 

Budergeiehe, Aufbebung derjelben und 
der Sculdhaft 68, 799. — Wuchergeſeß 
von 15530 81, 423. — Die Beitrafung des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 

Württemberg. Anſchluß an den deut 
ihen Bund 70, 769, an die Reichsver— 
faffung 70, 771; 71, 37. 41. Militär 
tonvention 71, 120. — Aufrechterhaltene 
Beitimmungen des Vertrags vom 25. Nov 
1870 71, 359. — Einführung nordd. 
Bundes ejeße 71, 389. — Berechnung der 
Matriku arbeiträge für 1871 71, 701. 
Militäretat 78, 46. — Bierbeiteirerun :6, 
65; 97, 85. — Branntweinfteuer (Reuh) 
85, 60. — Verhältnis zum Zollverein 
und Reich 98, 164. 174. 194. 417. — 
Proportionalwahlen zur Abgeordneten: 
fammer 97, 326. — ©. a. Banfweien, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein x. 


2. 


Bahlungsverfahren, Reform 76, 1031; 
77, 228, vgl. Bankweſen 
8 — bar, Handelsvertrag 98, 188. 439. 


Bentalbureau des Bollvereins 72, 1556; 
93, 367. 385 

Bentralgemalt, 
367. 385; 1848 7 

Bentrum, 353. —** 72, 1. 283. 
335. 1018; 74, 144. 

er ſ. Bankweſen. 
eugenpflicht 82, 776. — Zeugnisver— 
a der Reihstagsmitglieder (Fuld) 


Sinafup 76, 889: 1892 98, 797. 

Zinsfuß 76, 882; 91, 959. ©. a. Bank— 
weſen. 

Zinſen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
vom 14. Nov. 1868 68, 800; 72, 1: 

Bivilehe, obligatorifche T4, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommifii ondbericht von 
1873 74, 437. Preuß. Gejeg von 1874 
‘4, 1551. Reichsgeſetz vom 6. Februar 


— oriſche von 98, 


Alphabetifhes Geſamt-Regiſter. 


1875 75, 641. 1181. 1553. — Ummwand- 
lung von Geld» in Freiheitäitrafen 76, 
84. — Standesamtöbezirte in Bayern 76, 
85. — NWusführungen von Seydel 76, 
172. ©. a. Eheſchließung. 
Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. — 69. 649. Vor⸗ 
arbeiten für diejelbe 72, 143; 78, 348. 
Aus dem 1872er Entwurf 78, 467, — 
Aus dem 1874er Entwurf: Das jchieds- 
richterlihe Verfahren 75, 153. 1219. — 
Verlauf der Verhandlungen (Endemann) 
77. 646. — Bur frage der Prozehver- 
fhleppungen 1908, 315. 474. — Zur Bes 
handlung der Zahlungsbefehle 1908, 473. 
— Kleine Sorgen der Prarid 1908, 637. 
— Bgl. a. Juitizgejeßgebung. 
Bivilreht, Entwidelung desjelben 71, 
125; 78, 339; 74, 193. 310. Verhand— 
lungen im bayer. Landtag 74, 330 (Mis 
nifter Fäuſtle), 339 (Reichörat v. Neumapr). 
— ®. Endemann daj. 412. — Eine Feſt⸗ 
rebe Laskers daj. 743. — Bericht bes 
Juſtizausſchuſſes über Plan und Methode 
bei Ausarbeitung eines Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buchs 74, 1329. Die Mitglieder der Zivil- | 


 hesgpienug error daj.1680.— Weiteres 
ber den Entwurf des Geſetzbuchs (Endes 
mann) 77, 1222; 77, 678. — Stand ber 


Ürbeiten für das Zivilgejegbuh im —— 


mer 1876 (P. v. Roth) 76, 940. ut« 
liher Bericht über die Arbeiten der Kom— 
miljion bi8 1876 77, 423, — Ueberſicht 
der biß 1877 erlajjenen zivilrehtlihen 
Gelege und Verordnungen 77, 822. — 
Der Entwurf eined Bürgerlichen Geſetz 
buches für das Deutiche Reich. Auf volls« 





wirtihaftliher Grundlage in Einzelerörtes | 


zungen bejprochen (Jacoby) 88, 581; 89, 
293. 6937; 34. 834; 91, 81. — Der 


Entwurf des Bürgerlichen Geiegbuches und | 


das Öffentliche Recht (Bornhal) 91, 212. 
— Zur Haftung des Tierhalters ($ 833 
BGB.) 1908, 155. — Räumlichkeiten als 
Orte des Berlierend und Findens 19083, 
310. — Zeugnis über fortgejepte Güter— 

emeinichaft 19083, 317. — Zubehör eines 

andguts (SS 97, 98 Nr. 2 BGB.) 1908, 
475. — Die Berjährung der Frachtzu— 
rg 1903, 547. — Kann 
8 BGB bei Tauihgeihäften Anwen- 
dung finden? 1903, 550. ©. a. Gothaer 
Vertrag, Juftiggeiepgebung, Konturdords 
nung, Zodeserllärung ꝛc. 
tvilftandsregiiter, j. Berjonenjtand. 
oltausthläfte, 983, 196 (Hufieh). Be⸗ 
richt der Kommiſſion zur Erörterung der 
Frage betr. die Averja 80, 531, 


Boll»: und Handelsfyſtem bes Reiches, 
Einheitlichfeit desjelben 71, 171; 98, 196 
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auffeh). — Ueberſicht jämtlicher Geſetze ıc. 
7, 807. — ©. a. Zolltarif ꝛc. 


Boll und Steuerfredite, Abbürbung 


derjelben 72, 1481; 74, 170. — Beitim« 
zu. über diefelben 983, 206. 388, 


. Kredite. 
Bölle, Statiftit für die Zeit bid 1868 68, 


165— 222. Statiftit fir 1867 68, 729. 
— Gtatiftif für das erjte Semefter 1868 
68, 998. — BWaren-Ein» und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — DOrganifation der 
Statiftif der Zölle 70, TI. — Ze 
der Zolleinnahmen zc. 1862—1869 70, 
343. — Die Reichs-Zollgeſetzgebung 71, 
130; 72, 389. — Statiſtik der Zölle und 
Baren-Ein- und Ausfuhr 1868— 70 71, 
543. — Die Zölle und Berbrauchsfteuern ıc. 
des Deutichen Reich8, von Frhrn. dp. Aufſeß 
93, 161. — Berwaltungslompetenz des 
Reiches (Laband) 78, 471. 498. — Statiftif 
74, 911; 75, 897. 1389. 1701; 76, 799. 
— Werts ober ng te (Senfardts 
Krefeld) 77, 185. — Die Gejepgebun 
über Zölle und Steuern 1871—187 
——— 77,282. — Ueber Schutz⸗ 
ölle (Hirth) 77, 896. — Handelspolitiſche 
rflärung von 203 Reichdtagsmitgliedern 
79, 460. — Das handelspolitiſche Pro— 
gramm des Reichskanzlers (Schreiben an 
den Bundesrat) 79, 219. — Eingabe des 
Freihandeldvereind an den Bundesrat 79, 
358. 571, — Rede bes Herrn dv. Riede in 
ber württembergiichen I. Kammer 79, 370. 
— Die wichtigiten Finanzzölle in Deutich- 
land und Großbritannien 79, 571. — 
Einnahmen 1879/80 80, 591. — Leber 
die Vorausſetzungen eines Ausfuhrzolles 
auf Kaliſalze (E. Kohler) 1902, 69. — 
Zölle und Aufwanbdfteuern bzw. Mono: 
poleinnahmen in d. Schweiz, im Deutichen 
Reich, in Franfreih, Jtalien und Oeſter— 
reich⸗ Ungarn 1902. 152. — Die Erträg- 
nifje des Einfuhrzolled in den wichtigften 
Ländern 1902, 865. — S. a. Finanzweſen, 
Handelspolitif, Handelsſtatiſtik, Handels- 
verträge, Kaſſenweſen, Statiftil, Zollauss 
ſchlüſſe, Zollgejeß, Zolltarif, Zollverein ꝛc. 


Zollbehörden in Deutichland. Reſſort⸗ 


verhältniffe, Ueberficht der Aemter ıc. 68, 

405. — Die Bereinsbeamten des deutichen 

Bollvereind (Anfang April 1870) 70, 139. 

— Drganifation der dot und Steuer: 

— und Reichskontrolle (v. Aufſeß) 
3, 367. 420. 


olltartell vom 11. Mai 1833 68, 125. 
ollgebiet 74, 79. 493; 75, 881. — 
Begrenzung und Bevölkerung der Boll 
direftiobezirfe 77, 478; 89, 1010. 


Botigeieh vom 23. Januar 1838 68, 51, 


ereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 69, 
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511. — Bur —— — des Zollgeſetzes 
69, 995; 98, 211. 

Zollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Denkſchrift des Handeldtags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beſtimmungen der 
Bollordnung und der Bollitrafgejeg —— 
vom 18. Mai 1868 68, 679. an. 
Bollgejeß. 

Bollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 
glieder 1868 68, 433. — Thronreden der 
eriten Seifion 68, 1070, der zweiten Seifion 
69, 1100, der dritten Seifion 70, 713. — 
Bericht des Vorſtandes der nationallibes 
ralen Partei über die LXegislaturperiode 
1867 bis 1870 70, 563, — Weberficht der 
Gejepgebung des Nordd. Bundes und 
deö Zollverein in den Jahren 1867—70 
70, 721. 

Bollftrafgejeg, Grundjäße, betr. das 
vom Jahre 1836 68, 115, — Straffälle 
1892/93 98, 90, — Wal. a. di: 

Bolltarif vom 1. Juli. 1865 68 
Dentichrift des deutſchen Hanbelötags über 
Reform des Zolltariid 68, 249. Geſetz 
vom 25. Mai 1868 68, 649. Bolltarif 
vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. — 
Material zur Betroleumfteuerfrage 69, 
391. — Ber Zolltarif u Anfang des 
Jahres 1870 70,92. — Reform des Ber: 
eins-Bolltarif8 vom Mai 1870 70, 325. 
— Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 
70, 379. — Bejtimmungen über die Tara 
72, 1541. — Tarifreform von 1873 74, 
83. 282. — Redaktion ded Zolltarifd vom 
1. Ottober 1873 (in der Martwährung) 
77, 144 — Freihandel oder Schupzoll ? 
Denkſchrift des Vorjteheramts der Königs- 
berger Kaufmannſchaft 75, 1549. ur 
Verteidigung gemäßigter Schußzölle J. 
Schulze) 75, 1681. Ar Dentichrift des 
Bereins der Eijeninduftriellen daſ. 1695. 
— Ueberſicht der hauptſächlichſten Schuk- 
ki ded Bollvereind 77, 200. — Die 

al. der „meiftbegünftigten Nation“ 
— Die acquits-Acaution 77, 


3* — 5——— vom 4. April 1879 | 


mit Motiven 79, 617. 681 (jpezielle Ueber: 
fiht im Inhaltsverzeichnis des Jahrg, ee. 
1879). Tarifgeieg vom 15. Juli 1879 
993. — Lage ber Gejehgebung 1880 80, 
623. 627. 653. — Wbänderungen des Boll 
tarifgeiepes in den Jahren 1580—82 82, 
674. Abänderungen des Zolltarifgejches 
vom 15. Juli 1879: Gejepe von 1583 bis 
1885 85, 505. — Nedaltion des Bolls 
tarif8 (Mai 1885) 85, 521. — Erörte- 
rungen bon Aufieh 93, 176. 214. — Zur 
Frage der Zolleinigung zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reiche und Deſterreich-Ungarn 87, 
81. — Bolltarif — — * — 








aa des deutſchen Reiche: 
(E. Müller) 1902, 713. — BZolltarif- 
= vom 25. Dez. 1902 1908, 142, — 
iezu (Zolltarif) 1908, 194. 265. 
a. Handelsverträge, Zölle, Zouverein = 


Bollverein, Zollverträge. Mittel- 


bare Bollvereinäglieder. Vertrag vom 
8. Juli 1867, die Fortdauer des Zoll 
und Handelövereind betreffend. Bericht 
für den nordd. Bundesrat 68, 1. 15. — 
Literatur über den Zollverein 68, 232. — 
Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109; 71, 171. — Die Bollvereins- 
gejebgebung ala Beſtandteil des Reichs: 
verfaſſungsrechts 71, 357. — Zollvereins⸗ 
bevolmäi tigte 73, 306. — Aus der En- 
quäte über die Hanbelöverträge 77, 3%. 
Gutachten der Handeläfammer zu Köln 
daf. 1049. — Ueberficht der deutihen Hans 
delöverträge 79, 384. 562, — Einige Be 
trachtungen über einen mitteleuropätichen 
Bollverein 88, 943. — Handels- und Boll» 
verträge mit Defterreih-Ungarn, Schweiz, 
Italien 92, 796. — Geſchichte des Zt. 
vereind (v. Aufieh) 98, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Boll» Jen 
— des Deutſchen Reichs 98, 
— Zoll-, Handels- und Schiffahrts— 
— des Deutſchen Reichs mit fremden 
Staaten 98, 435. — Handels-, Zoll- und 
Sciffahrtövertra 4} mit Rumänien und 
Serbien 94, — Bertrag mit Ruß 
land 94, Bis. — Bgl. a. Getreidezölle, 
Handelspolitit, Handelsftatiftil, Handels— 
verträge, Statiſtik, Verfaſſung, Zollgeieg, 
Bollparlament, Bolltarif ꝛc. 


Bollvermwal —* ng, deutſche, Organiſation 


(Aufſeß) 98, 3 


Buder. — wegen Beſteuerung 


des Rübenzuckers vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beſteuerung im Zollverein, in Groß⸗ 
britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
ichrift der Handeläfammer zu Hambur 
über Reform der Zuderbejteuerung 68, 
808. — Beihluß des Handelstags 68, 
983. — Denkſchrift zur Reform der Buder: 
Zoll- und Steuergejepgebung von €. 
Bench 69, 361. — Die Auderbeßenerang 
im Zollverein nach dem ve vom 26. Juni 
1869 69, 906. — Rübenzuderjteuerjtatiftit 
für die Jahre 1868— 70 71, 573, — Stati- 
ſtik 75, 899. 1551; 76, 248. — Dentichrift 
über die Reform der Zuder- Steuer von 
Witte-Roftod 88, 142. — Amtlihe Be 
Ahtigung zur Rübenzucker-Statiſtik 84, 
ericht der Enquete-Kommiſſion 
vom März 1886 86, 517. — Geil. vom 
1. Juni 1886 und Materialien 86, 826. 
857. 864. 867. — Nachweiſung der vom 
1. Auguſt 1886 bis 31. März 1887 inner- 
halb des deutihen Zollgebietes mit dem 
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Anſpruch auf Zoll-e und Steuervergütung 
abgefertigten Zudermengen 87, 306. — 
Reform ber Zuderfteuer Reichsgeſetz vom 
9, Juli 1887) 87, 967; Reichsgeſetz vom 
31. Mai 1891 91, 642. — Die efteues 
rung be& Rübenzuders (Fehr. v. Aufſeß) 
98, 262. — Gef. vom 27. Mai 1896 und | 
Materialien 96, 577. — Buderftatiftil 
1900, 814. — Zuderprobuftion in den 





hauptiählichiten Produltionsländern Eu— 
un re 160. — Rübenzuderinduftrie 


dmangeverfiderung, j. Berfiherung ıc. 

wangäverjteigerung von Grundſtücken 
in Preußen im Jahre 1902 1908, 480. 

Bwangsdpvollftredung gegen Eiſen— 
bahnen 81, 411. 


3. Schweiger Verlag (Arthur Gelier) © Rün 


















Rehm, Dr. Hermann, Prof. d. Rechte in Straßburg i. €. 


Die Bilanzen der — — u 


Int en m.b. H. Kommanditgefellichaften auf Altien, eingetragenen Gen 
aiten, Berfiherungsvereine anf Gegenfeitigleit, Sypothefen: * 

wei und Handelögejellichaften überhaupt nad deutſchem und d 
Handels-, Steuer, Verwaltungs: und ROTOR. 8°. (XX u. 938 IX Ing 
Me. 27.—, in Halbfranz geb. Mt. 30.— 


Der Altionär, 1903, Nr. 2906 (22. X. 03): 
. - Ein ebenfo tbeoretifch bedeutendes, wie praftifch überaus wertvolles, ae Sad 
mwobl zum erften Male überbaupt in erſchöpfender Welfe eine wiffenichafliche, foftematii 
—B— ſowle vom Öffentliden Bllanzrecht, von Bllanzſteuerrecht, Bilanzverwaltungsrcht — 
rafrecht glbt Dr. Round. 


Seydel, Mar von. 
Vorträge aus dem allgemeinen Stantäre 


Separatabdrud aus den Annalen des Deutſchen Reiche. gr. 8°. (96 ©.) 


Dieje Vorträge, eine der jhönften und reifften Gaben bes berühmten Staatsrehtäle 
find in den Jahrgängen 1898—1900 ber Annalen erfhienen. Die Separatausgabe, 
ih mid, einer Anregung aus alademifhen Kreifen folgend, entichlofjen habe, wird der z 
Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willfommen jem. 


Meurer, Dr. Ghr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg. 


Weberficht über die Arbeiten der Hang 
Friedenskonferenz, insbeſondere das Abkommen F ftiebſer 


Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 8°. (60 © JMLIM 
Literarifche Mitteilungen der Annalen ded Deutjchen Reichs. 1903. Nr. 9. 

Die vorliegende Reftoratsrede orientiert in vorzüglicher Weife über das in ne 

Bebeutung vielfach unterjhäßte, aber des allgemeinften Interefjes würdige Abkommen zur 7% 

lichen Erledigung internationaler Streitfälle, wie es aus der Haager FFriedensfonfereng 

gegangen ift. 


Pfleger, Dr. Fr. J., Rechtsanwalt. 


Die Güterzertrümmerung in Bayern m 
Borichläge zur Belämpfung des Güterhandels. gr. 8°. (95 S.) M. 
















Defele, F. X., kgl. Regierungsrat in Landshut, Vorſitzender des 
gericht für Arbeiterverficherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe:linfallverficherungs eh nt 
das Ban: Unfallverficherungsne et 


Geſetze betr. die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſehze 

ger. 8°. (VII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebb. ". —. 

Zeitſchrift für dad Berg⸗, Hütten- und Salinen-Weſen im Preußiſchen Staate Heft 3. 

Das 447 Seiten ftarfe Buch bildet einen mit Sachlenntnis und Geſchid 

Kommentar, der bejonders ſchätzenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung des 

eg bisher noch nicht erfolgt war. Weberall ift in den Erläuterungen bie 
ſchlägige Literatur, ſowie die Rechtſprechung ber lien Inftanzgen ber Unf 

berüdfichtigt und in ihren für die praftiihe Handhabung bes Geſetzes wichtigen 

——— zur Darſtellung gebracht. Ein ſorgfältiges, ſehr eingehendes Sadıregifter 

das Bud, das weiten Kreijen ein wertvolles Hilfsmittel zu werben geeignet if. 


VEuBTETT ee en Du 


3. Schweiger Verlag (Artur Sclier) München 
Rehm, Dr. Hermann, Prof. d. Rechte in Straßburg i. €. 


Die Bilanzen der Aftiengeiellichaften um seien: 
ſchaften m. Wer Kommanditgefellichaften auf Aftien, eingetragenen Genoflen: 
ſchaften, Berfiherungsvereine auf Gegenfeitigfeit, Hypotheken- und Roten: 
banken und Handelögefellihaiten überhaupt nad) deutichem und öfterreich. 
Handels-, Steuer:, Verwaltungs: und Strajredht. 8°. (XX u. 938 ©.) Ungebb. 
Mt. 27.—, in Halbiranz geb. Mt. 30.—. 


Ter Altionär, 1903, Nr. 2906 ı22. X. 03): 

. . . Ein ebenfo tbeorerlich bedeutendes, wie praftiich überauß wertvolles, umfangreides Merk, das 
wohl zum erften Dale überbaupt in erſchöpfender Meife eine miffenichaftiche, ſyſtematiſche Darftelung von 
Bilanzbandelsrecht forwie vom öffentlichen Bilanzredt, von Bilanziteuerrecht, Bilanzverwaltungse recht und Bllanz⸗ 
ſtraftecht albt. Dr. Manes. 


Seydel, Max von, 
Borträge aus dem allgemeinen Staatsredt. 


Separatabdrudf aus den Annalen des Deutichen Reichs. gr. 8°. (96 ©.) MI. 2.40. 
Dieſe Vorträge, eine der ſchönſten und reifften Gaben bes berühmten Staatörechtälehrers, 
find in den Jahrgängen 1898— 1900 ber Annalen erſchienen. Die Separatausgabe, zu der 
ih mich, einer Anregung aus alademiſchen Kreifen folgend, entichlofien habe, wird der großen 
Zahl von Seydel's Verehrern, namentlich aber der ftudierenden Jugend willtommen jet. 


Meurer, Dr. Ehr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg. 


Meberiicht über die Arbeiten der Haager 
Friedenskonferenz, insbeſondere das Abkommen zur friedlichen 


Erledigung internationaler Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. 8°. (60 &.) ME. 1.80. 
Literarijche Mitteilungen der Annalen ded Denifchen Reiche. 1903. Nr. 9. 
Die vorliegende Neftoratsrede orientiert im vorzüglicher Weiſe über das in jeiner 
Bedeutung vielfach unterichäßte, aber des allgemeinften Intereſſes würdige Abfommen zur fried« 
lihen Erledigung internationaler Streitfälle, wie ed aus der Haager Friedenslonferenz hervor: 
gegangen iſt. 


Plleger, Dr. Fr. 3, Rechtsanwalt. 


Die Güterzertrimmerung in Bayern un die 
Borichläge zur Belämpfung des Güterhaudels. gr. 8°. (95 ©) Mt. 2.80. 








Seele, F. X., igl. Regierungsrat in Landshut, Vorfigender des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverfiherung in Niederbayern. 


Das Gewerbe:linfallverficherungsgeieh und 
das Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz nas dem 


Gejeße betr. die Abänderung der Unfallverfiherungsgeieße d. 30. Juni 1900. 
er. 8°. (VIII, 447 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. i0.—. 
Zeitihrift für das Berg-, Hütten: und Salinen-Wefen im Preußiſchen Stante Heft 3. Band 50. 
Das 447 Seiten ftarle Buch bildet einen mit Sachkenntnis und Geſchick verfahten 
Kommentar, der bejonders ſchätzenswert ift, weil eine derartige Bearbeitung ded Bau-Unfall- 
verfiherungsgefeßes bisher noch nicht erfolgt war. Ueberall ift in ben Erläuterungen die ein« 
ſchlägige Literatur, jowie die Rechtſprechung der verſchiedenen Inftanzen ber Unfallverfierung 
berüdfihtigt und in ihren für die praftiihe Handhabung des Geſetzes wichtigen Ergebniijen 
überfichtlih zur Darftellung gebracht. Ein jorgfältiges, ſehr eingehendes Sachregiſter ſchließt 
das Bud, das weiten Kreifen ein wertvolles Hilfsmittel zu werben geeignet ift, 











Im Erſcheinen ıft — 


Die zweite vollftändig neubearbeitete Auflage von 


J. v. Staudinger's 
Kommentar zum Vürgerlichen Geſetzhuch 


und dem Einführungsgeſetz herausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Thilipp Mayring, 
Univ. Profeijor und Rechtsanwalt in Trofeffjor an der Univerfität f. Oberlanbeägerichtsrat ın 
Münden Freiburg i. B. Münden 
Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Herzfelder, 
ft. Landgerichtsrat in Münden ?. Landgerichterat in München Redtsanmwalt in Münden 


Joſeph Wagner, 
f. Oberlandesgeridtäratfin Augsburg. 


Soeben erſchien die 10 Bogen ftarfe 9. Lieferung. Sie enthält: 


Bom Allgemeinen Zeil die 88 34—110 erläutert von Prof. Dr. Loewenfeld und Prof. 
Dr. Niejler. Preis Mt. 3.50. 


Die früheren Lieferungen enthalten: 
Die Ginleitung u.vom Ailgemeinen Teil die $$ 1—33, erläutert von Prof. Dr. Loewen⸗ 
feld. Preis Dit. 3.50. 


Das Sahenredht erläutert von FH. Kober (vollftändig). Gr. 8°. (VIII, 664 ©.) Broid. 
Me. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17.50; 


Bom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, die SS 1297— 1493. Mt. 8.80. 


Die nächſten binnen kurzem eriheinenden Lieferungen werben den Schluß bes Allge— 
meinen Teils, die Fortſetzung des URMMRGERER, fowie ben Anfang des Erbrechts enthalten. 





Gentralblatt für Rechtöwiffenfchaft 1903). XXII 9. 11/12. Heft. 
... Der Kommentar ift dem Blandieen durdaus ebenbürtig. E8 unterliegt feinem Zwelfel, dai 
er aleich dieſem ausgezeichneten Werte zu den standard works der deutſchen Juriſtenwelt TYram 
Shüd. 





Der Staudinger’ihe Kommentar, deſſen erite Auflage in verbältnismäßia furger Zeit, no vor ihrer 
Volendung, vergriffen war, bat es von allen großen Stommentaren zum BGB. zu allererit erreicht, in 
allen Teilen in zweiter Auflage au erfheinen. Diefe Tatſache ift die befte Betätigung ber überaus 
freundliden Hufnabme, die dem Kommentar bei Publifum und Kritik zu teil geworden iſt. 

e Ziele und Zwecke der „neuen Auflage neben über bie ber eriten erbeblich binaus, Während es ſich bei 
diefer vielfach nur um marfante Darftellumg der Grundzüge des Geſetzes bandeln konnte, mußte nunmehr zu 
den inzwiſchen in gewaltiger Anzabl aufgetaucpten Detallfragen und Kontroverfen Stellung genommen merden. 

Bejonderes Augenmerk dit der landesrechtlichen Ausfübrungsgefetgebung zugewendet 
worden. Die Ausfübrungenelege von Breußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden find 
ftändig, die der Übrigen Bundesftaaten, ſoweit es die Wichtigkeit der einzelnen Materie erheiſchte, in Berüdı 
ſichtigung gezogen; daneben ift auch der Vergnleihung des neuen Rechtes mit dem bisherigen Rechte zuſtand in 
erweitertem Umfange Rechnung getragen worden. 

As eine Berbefficrung äußerer Art darf hervorgehoben werden, dab — mebrfadh geäufßerten 
Wunſchen entſprechend — die Borbemerfungen in überfichtlidderem Drude gebalten find ala biäber. Im übrigen 
ift Die Saganorönung der 1. Auflage, Die fihb wegen ihrer Zweckmäßigkeit und Ueberfichtlichfeit ungeteilten Bel: 
falls erfreute, beibebalten worden. 


Der Gejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Mf. 80.— betragen. Zu jedem 
Bande werden geihmadvolle Halbiranzdeden ausgegeben. 


Dr. Franz; Raul Datterer, & Ele, Freifing. 








ee Dr 
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Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 


herausgegeben von 
Prof. Dr.K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
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Bürgerliches Recht. 


1. Boschan, Wilh., Amtsrichter in Berlin, | gegebenes Sachregister und Gesetzesregister 
Die Nachlasssachen in der gerichtlichen | erleichtert den Gebrauch des Werkes, das 
Praxis. 1. Tl.: Der Erbschein und das | wohl die wissenschaftlichste Darstellung des 
Recht der Erbfolge. 8°. (XVII, 329 S.) | Grundbuchrechtes bildet, die zur Zeit vorliegt. 
Berlin (O. Häring) 6.— | 

Das Werk bildet Bd. VII der unseren | 
Lesern wohl bekannten Peters’schen Samm- , 0. \ 
lung von „Hilfsbüchern für die gerichtliche | (Struppe & Winckler) 2.40 
Praxis“, Es wendet sich dementsprechend | Die Abhandlung — wie es scheint, eine 
in erster Linie an Richter, Rechtsanwälte | Dissertation — entwickelt die Lehre vom 
und Notare. Durch zahlreiche Beispiele und Wiederkauf unter dem Gesichtspunkt eines 
Entwürfe von Verhandlungen und Verfü- bedingten Kaufes. Die ältere und neuere 
gungen wird die Anwendung der behandelten | Literatur ist in weitem Umfange berück- 
Rechtssätze veranschaulicht. Rechtsprechung ' sichtigt. 
und Literatur sind gründlich benutzt; letztere 
dürfte ausgiebiger eitiert sein. Dem Bande 
ist ein gutes Sachregister beigegeben. 


3. Hahn, Dr. Heinr., Der Wiederkauf. Eine 
eivilist. Studie. (112 S.) gr. 8°. Berlin 


A. Neumann, Dr. Hugo, Rechtsanwalt, Hand- 

ausgabe des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
| für das Deutsche Reich unter besonderer 
| Berücksichtigung der sonstigen Reichs- 
| 


2. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanw., Grund- gesetze und der Gesetzgebungen aller 


buchrecht. Komm. z. d. grundbuchrecht!. | 

Normen d. B-G.-B. und zur Grundbuch- | 

ordnung H.8. gr. 3%. (8. 609-744.) 

Berlin (J. J. Heine) 3.50 

Mit dem nun erschienenen achten Hefte 
liegt der erste Baud des Fuchs’schen Grund- 
buchrechts vollendet vor. Das neue Heft 
bespricht vom Hypothekenrechte die $$ 1187 
bis 1190 B.-G.-B., woran sich in einem An- 
hang eine Darstellung der Vollstreckungs- ' 
hypothek anreiht, erläutert sodann die Be- 
stimmungen des B.-G.-B. über das Recht der 
Grund- und Rentenschuld und bringt einen 
Überblick über das Pfandrecht an beweglichen 
Sachen und Forderungen, In einem Exkurse 
behandelt Verfasser die Übernahme der Hy- 
pothekenforderungen. Ein am Schlusse bei- 


Bundesstaaten insbesondere Preussens für 

Studium und Praxis. gr. 8°. 3 Bände. 

Berlin (Franz Vahlen) 26.—, geb. 51.— 

Einer der hervorragendsten Juristen der 
Gegenwart hat das Neumannsche Werk „ein 
Lieblingsbuch der Praktiker‘ genannt. Dies 
ist es in Wahrheit und in der schönsten Be- 
deutung des Wortes. Ausserordentlich über- 
sichtlich, klar und genau in der Fassung 
und vielfach vollständiger als die grossen 
Kommentare bildet das Werk zunächst für 
Riehter und Rechtsanwälte ein wertvolles 
Hilfsmittel. Nieht minder branchbar ist es 
aber für den T'heoretiker. Ich benütze diesen 
Handkommentar seit seiner ersten Auflage 
fast täglich und habe-mich in meinem juri- 
stischen Seminar davon überzeugt, dass ge- 
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rade auch das Studium des Gesetzes durch | 


diese knappen, systematisch im Rahmen der 
einzelnen Vorschriften entwickelten Erläute- 
rungen besonders gefördert wird. Für die 
Gediegenheit und Zuverlässigkeit des Inhalts 
bürgt die hohe wissenschaftliche Befähigung 
des Verfassers. Auch liegt darin, dass dieses 
ganze Werk von ein und demselben Autor 
stammt, ein besonderer Vorzug. Die dritte 
Auflage ist vielfach verändert und ergänzt. 
Sie berücksichtigt Literatur und Recht- 
sprechung bis Mitte August 1902. 
den wohlverdienten Beifall finden! 
E. Jaeger. 


5. Pfordten, Th. von der, k. Amtsrichter | und den Inhalt sei folgendes berichtet: 


| 
| Testament im allgemeinen, sodann die ordent- 


in München, Das bayer. Gesetz betr. die 
Zwangserziehung v. 10. Mai 1902 nebst 
den Ausführungsbestimmungen. Mit Ein- 
leitung, Erläuterangen und Sachregister. 
8°. (125 8.) München (J. RE 
Verlag) geb. in Ganzleinen 2.— 
Der Verfasser, dessen trefflicher Hand- | 
kommentar zum Feldschadengesetz kürzlich | 
in diesen Blättern angezeigt worden ist, 
hat auch mit dem vorliegenden Werke zur 
Literatur des bayerischen Landesrechtes einen 
wertvollen Beitrag geliefert. Er entwickelt 
zunächst in einer systematischen Einleitung 
Begriff und Arten der Zwangserziehung im 
allgemeinen. den Gang der Rechtsentwicke- | 
lung, den Standpunkt des B.-G.-B. und des 
EG. z. B.-G -B., die leitenden Grundsätze 
des Zwangserziehungsgesetzes, seine Grenzen 
und seine soziale Bedeutung, endlich die Ge- 
setze anderer Bundesstaaten. Hieran reiht 
sich ein ausführlicher Kommentar des Ge- 
setzes. Es folgen Ausführungsbestimmungen 
(gleichfalls erläutert) und ein Verzeichnis der 
bayerischen Anstalten, Ein Sachregister er- 
leichtert die Benutzung. 





6. Riess, Ernst. Der Anspruch des Berech- 
tirten aus Rechtshandlungen eines Un- 
berechtigten i$ 816 B.G.-B.). Zugleich 
e. Beitrag zur Lehre v. der ungerecht- 
fertigten Bereicherg. gr. 8°. (AT, 36 S.) 
Breslau (M. & H. Marcus) 2.40 

Die Arbeit, eine Breslauer Dissertation, 
liefert schätzbare Beiträge zum $ 816 B.-G.-B. 
Sie behandelt den im $ 816 anerkannten An- 
spruch nach seinen Voraussetzungen, nach 
seinen Beziehungen zu den allgemeinen Kon- ' 
diktionsnormen und nach seinem Umfange. | 


7. Sauer, Karl, k. Landgerichtsrat in Würz- 
burg, Testamente und Erbverträge in 
Bayern nebst einer kurzen Darstellung 
des gesetzlichen Erbrechtes, des Pflicht- 





‚ Annahme, 
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teilsrechtes und Nachlassverfahrens, sowie 
einem Anhang enthaltend Muster für 
Testamente und Erbverträge. 1.u.2. Lig. 
gr. 8°(S. 1—160). München (J. Schweitzer 
Verlag) 3.60 
Während für das preussische Rechts- 
gebiet bereits eine ganze Reihe von Werken 
tiber Testamentenrecht, Erbverträge und 
Nachlassbehandlung vorliegen, fehlte bisher 
eine systematische Darstellung mit besonderer 


‚ Rücksicht auf Bayern. Diese Lücke wird 
Möge sie 


das Sauer'sche Werk ausfüllen. Die beiden 
vorliegenden Lieferungen berechtigen zu der 
dass sich hier ein sehr tüchtiges 
Werk entwickeln wird. Über die Anlage 

Das Werk behandelt im I. Teile das 
lichen und ausserordentlichen Testaments- 
formen (namentlich die Dorftestamente) im 
besonderen, sowie den Inhalt der Testamente 
| unter Hervorhebung der allgemeinen Gesetzes- 
bestimmungen und der für Bayern mass- 
gebenden Vorschriften, ferner die gemein- 
schaftlichen Testamente und die Aufhebung 
der Testamente. 

Der II. Teil umfasst die Erbverträge 
unter Berücksichtigung des ehelichen Güter- 
rechtes, wie es durch die bayerischen Über- 
leitungsnormen gestaltet ist. 

Im III. Teile wird in Kürze, die mit der 
Lehre von den letztwilligen Verfügungen eng 
zusammenhängende gesetzliche Erbfolge, das 
Ptlichtteilsrecht und die Erbunwürdigkeit 
dargestellt, während im IV. Teile das Nach- 
lassverfahren zur Erörterung gelangt, wobei 
der neuesten bayerischen Gesetzgebung hin- 
sichtlich der Eröffnung der Testamente und 
Erbverträge sowie hinsichtlich der Nachlass- 
auseinandersetzung Rechnung getragen ist. 

Den Anhang bildet eine grössere Anzahl 
von Formularen, welche Muster von Testa- 
menten und Erbverträgen für die verschie- 
denen Fälle enthalten. 

Das Verständnis der Gesetzesbestim- 
mungen ist durch sehr viele, dem täglichen 
Leben, der Gerichtspraxis und der Recht- 
sprechung entnommene Beispiele erleichtert. 
In dieser Anlage wird das aus der Praxis 
hervorgegangene und für die Praxis be- 
stimmte Werk sowohl dem Notare und 
Richter wie den Bürgermeistern und Privat- 
personen ein willkommenes Hilfsmittel überall 
da sein, wo rasch Rat zur Hand sein muss. 

Der gesamte Umfang des Werkes wird 
etwa 20 Druckbogen, der Preis etwa Mk. 7.— 
betragen; die weiteren Lieferungen sollen 
rasch nachfolgen. 


Rechtsgeschichte. 


Koch, Joh. Bapt., Nikolaus Thaddäus 
von Gönners Staatslehre. Eine rechts- 
historische Studie. 8° (184 8.) Leipzig 
(Duncker & Humblot) 4.20 


„Auch eine Säkularbetrachtung, und zwar 
eine besonders interessante und lehrreiche '“ 
möchte man bei der Lektüre dieses Buches 
ausrufen. Setzte doch zu Beginn des 19. Jahr- 


hunderts die fruchtbare publizistische Tätig- 


—— — a 
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Die Lehre vom Staatszweck (soziale Staats- 


keit des hier retrospektiv gewürdigten baye- | theorie), die Entstehung bezw. den Rechts- 


rischen Gelehrten und späteren Staatsmannes |; grund des Staates, 


die organische Staats- 


Nikolaus Thaddäus von Gönner ein, der, wie- auffassung, den Sonveränitätsbegriff mit Ein- 
wohl im allgemeinen auf dem Boden der Natur- | schluss der Souveränitätsrechte und die Lehre 
rechtsphilosophie im Sinne Kants stehend, als, von den Staatenverbindungen (den Bundes- 


„weitaus bedeutendster Vertreter der positiven staatsbegriff); 


in dem Abschnitt über die 


Staatsrechtswissenschaft jener Zeit“ auf der Sonveränitätsrechte sind die verschiedenen 
Grundlage empirisch-praktischer Behandlung Hoheitsrechte im einzelnen besprochen, so dass 
des Staatsrechts auch zu neuen, selbständigen | eine sehr ansehnliche Zahl von Materien in 
Ergebnissen zu gelangen wusste. Die dar- | die Untersuchung einbezogen erscheint. 


gestellten Anschauungen Gönners betreffen : 


Handels-, 


1. Basch, Jul., Justizr. Rechtsanw. Not, 
Handelsgesetzbuch vom 10. V, 1897 u. 
allgemeine 


deutsche Wechselordnung, | 


nebst Einführungs- und Ergünzungs- 
gesetzen. (Ausg. m. Seerecht.) Erläutert 


durch die Rechtsprechg. des Reichs- 
gerichts und des vormal. Reichs-Ober- 
handelsgerichts. 5., verb. Aufl. 12°, 
(XL, 643 8) Berlin (H. W, Müller) 
geb. in Leinw. 4.— 
Dieser wohlbewährte und beliebte Hand- 
kommentar liegt bereits in 5. Anflage vor, 


Er enthält in der jetzigen Gestalt insbeson- | 


dere auch die Seemannsordnung und die 
Novelle zum H.-G.-B. von 1902. Im ganzen 
sind 49 Gesetze aufgenommen und damit das 
Wesentlichste des handelsrechtlichen (iesetzes- 
stoffes zusammengestellt. Der Preis ist bei 
der trefflichen Ausstattung auffallend niedrig. 


2. Curti, Dr, A., Rechtsanwalt in Zürich, 
Schweizerisches Handelsrecht, Nach Ge— 


setzgebung und Gerichts-Praxis für den | Alena — 


praktischen Gebrauch bearbeitet. I. Teil. 
gr.8°. (163 8.) Zürich (Art. Institut 
Orell Füssli) 4.— 


Der Verfasser bietet in diesem Werk eine 





übersichtliche und zuverlässige systematische | 


Darstellung des Schweizerischen Handels- 
rechts. Besonders schätzbar ist die eingehende 
Berücksichtigung der bundesgerichtlichen und 


kantonalen Rechtsprechung. Von der deut- | 


4 : ; ag | 
schen Literatur sind namentlich die Werke ‚ Sehriftiwohl Dissertation‘ zunächst die recht- 


von Staub und Cosack verwertet. 


burg, Deutsches Seehandelsrecht (Han- 
delsgesetzbuch ; 
der Fassung des Ges. v. 10. Mai 1897 und | 
des Abänderungsgesetzes vom 2. Juni 
1902) nebst einem 


Weechsel- und Seerecht. 


zum Seerecht liegt nun vollendet vor. Die 
Schlusslieferung bringt die $$ 762 — WS 


H.-G.-B. und elf ergänzende Gesetze oder 
Verordnungen, darunter die neue Seemanns- 
ordnung und die Strandungsordnung. Ein 
ausführliches Gesamtregister ist beigegeben. 
Das Werk ist als Fortsetzung des Franken- 
burger'schen H.-G.-B. gedacht. Die Aus- 
stattung ist hier wie dort vorzüglich. 


4. Makower, H., Handelsgesetzbuch mit 
Kommentar. I. Bd. 2. Teil: Buch III 
(Handelsgeschäfte) Lfg. VI: 58 343— 382 
(Allgemeine Vorschriften, Kauf). gr. 80. 
(S.893— 1243. Berlin (J. Guttentag) 6.— 

Die Lieferung bringt eingehende Erläu- 
terungen der $$ 343— 382 H.-G.-B. (allgemeine 
Vorschriften über Handelsgeschäfte, Kauf). 
Die Erläuterungen haben äusserlich eine auf- 
fallende Ähnlichkeit mit dem Staub'schen 
Kommentar. An Selbständigkeit und Scharf- 
sinn stehen sie ihrem Vorbilde nach, ver- 
in ihrer Klarheit und Voll- 
ständigkeit alle Anerkennung. 


5. Rettig, Dr. Walth., Die stille Gesellschaft 
des Handelsgesetzbuches ira Verhältnis 
zu der Gesellschaft des bürgerlichen 
Gesetzbuches. gr. 8°. (IV, 48 8.) Berlin 
(Struppe & Winckler) 1.50 
Der Verfasser erörtert in dieser kleinen 


‚liche Natur der stillen Gesellschaft im all- 
' gemeinen, daun die Rechtsverhältnisse wäh- 
3. Leo, Dr. Martin, Rechtsanwalt in Ham- 


Anhang, enthaltend | 


die Nebenresetze. Handausrabe mit Er- 
ie) i 


läuterangen und ausführlichem Sach- 
register. 8°. (X, 417 8) München | 
(J. Schweitzer Verlag) 

in elegant. Ganzleinen geb. 7.60 


Der treffliche Leo’sche Handkommentar | tisches Hilfs- 


rend des Bestehens und im Falle der Auf- 
‚lösung der Gesellschaft. Die Literatur ist 


Buch IV, Seehandel, in | gut verwertet. 


6. Riesenfeld, S., Rechtsanw., Das Wechsel- 
recht in Frage u. Antwort. Nach dem 
System der Wechselordng. geordnet. 
er. 8°. (VIL 141 8.1 Berlin(A.W. Hayı 8 
Erben) 2.— 


Das Büchlein will „nieht nur ein prak- 
und Handbuch für jeden In- 


= 
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dustriellen, Handel- und Gewerbetreibenden, 


somleın auch ein fürsorglicher Berater und 


Leitfaden für die Handelsschulen und kauf- | 
männischen Fortbildungsschulen und ähnliche , 
Diesem Zwecke wird es‘ 
wohl gerecht. Auch dem jüngeren Juristen 


Anstalten sein“, 
dürfte es von Nutzen sein. 


7. Scherer, Dr. M., Rechtsanw., Das deut- 
sche Seerecht: Textausg. des neuen 
Handelsgesetzbuchs (4. Buch 88474— 905) 
vom 10. V, 1897, den vier neuen Reichs- 
gesetzen v. 1902 m. Gesetzeskraft vom 
1. IV 19083, dem neuen Flaggengesetz 
v. 1899, nebst Anmerkgn., den seerechtl. 
Nebengesetzen, den allgemeinen Seever- 
sicherungs-Bedinggn. v. 1867, der ham- 
burg. Hafengesetzgebg. u. dem hamburg. 
Ausführungsgesetz zum neuen Handels- 
gesetzbuch. 2. verb. u. verm. Aufl. 8°, 
(X, 278 u. 142 5.) Leipzig (0. Wigand) 


Das vorliegende in zweiter Auflage er- 
schienene Buch bietet eine übersichtliche 
Zusammenstellung der auf dem Gebiete des 
deutschen Seerechts geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen. Die neue Auflage berück- 
sichtigt insbesondere die vier neuen Reichs- 
' gesetze seerechtlichen Inhalts, welche am 

1. April 1905 in Kraft treten, nämlich das 
| Gesetz betr. Abänderung seerechtlicher Vor- 

schriften des Handelsrechts, das Gesetz betr. 

die Seemannsordnung, das Gesetz betr. die 

Stellenvermittelung für Schiffsleute und das 
‚ Gesetz betr, die Verpflichtung der Kauf- 
 fahrteischiffe zur Mitnahme heimzuschaffen- 
'der Seeleute. Die Ausgabe enthält ferner 
das neue Flaggengesetz nebst den sich an- 
: schliessenden Verordnungen und einen Nach- 

trag betr. dieVerhitung von Schiffskollisionen. 

Am Schlusse des zweiten Teiles des Seerechts 
ı sind die seerechtlichen Nebengesetze von unter- 
‚ geordneter Bedeutung verzeichnet Sch. 


geb. in Leinw. 4.— 


Civilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


. Hellwig, Dr. Konrad, Geh. Justizrat u. 
Prof. in Berlin, Lehrbuch des Deutschen 
Civilprozessrechts. 1. Band. gr. 8°. 
(XIX, 400 8.) Leipzig (A. Deichert’sche 
Verlagsbuchh. Nachf.) 10.— 

Der Verfasser hat durch seine rasch nach- 

einander erschienenen Werke „Anspruch und 

Klagerecht“ (1900) und „Rechtskraft“ (1901) 


gen für Erteilung des urteilsmässigen Rechts- 
schutzes. Das dritte Buch zerfällt seiner- 
seits wieder in 5 Kapitel, unter denen „Die 
Lehre von den materiellen Klagevoraus- 
| setzungen“ und der Abschnitt über „Sach- 
legitimation, Prozessführungsrecht und blosse 
. Prozessführungsmacht‘ besondere Beachtung 
verdienen. Viele vom Verfasser in seinem 


berechtigtes Aufsehen in der juristischen | „Auspruch“ angedeutete Gedanken werden 
Literatur erweckt. Seine Befähigung für eine , hier fortentwickelt, manche berichtigt. Möge 


tiefgründige Gesamtdarstellung des Civil- 


das bedeutende Werk eine baldige Voll 


prozessrechtes war damit vollauf erwiesen. | ndung finden ! 


Den ersten Teil eines solchen Systems bildet 
das vorliegende Werk. Es will ein „Lehr- 
buch für solche Studierende sein, die den 
Schwierigkeiten der Materie nicht aus dem 
Wege gehen wollen, und ein Hülfsmittel für | 
die jungen Praktiker, die sich mit ihnen | 
abfinden müssen.“ Was vorliegt, ist aber 
höchstens '/s bis '/s des ganzen Stoffes. Wir 
behaupten sicher nicht zu viel, wenn wir 
voranssagen, (dass kein Studierender und nur. 
sehr wenige Praktikauten bei der Fülle dessen, | 
was heutzutage verlangt wird, Zeit finden 
werden, ein se grosses (resamtwerk durch- 
zuarbeiten, Dabei ist es keineswegs leicht ver- 
ständlich geschrieben. Sein Studium erfordert 
äusserste Anspannung. Mit diesem Einwande 
deuten wir zugleich die Vorzüge des Werkes 


an Es ist ein überaus geistvollangelegtes, tief- | 


dringendes System, das schon in diesem ersten 
Band eine Fülle selbständiger Forschung dar- 
bietet und keiner Schwierigkeit aus dem Wege 
geht, Der vorliegende Band behandelt in drei 
Büchern das Civilprozessrecht, den Inhalt 
und die Begrenzung der ordentlichen strei- 
tiren Civileerichtsbarkeit, die Voraussetzun- 


2. Rintelen, Dr. V. Geh. Ob.-Justiz-R., Das 
Konkursrecht, nebst Anh., betr. die An- 
fechtg. v. Rechtshandlgn. e. Schuldners 
ausserhalb des Konkursverfahrens Syste 
matischer Kommentar. 2. umgearb. Aufl. 
gr.S0. (XV, 356 S.) Halle (Buchh. des 
Waisenhauses) 9.—; geb. 10.— 


Das Buch, das bereits 1890 in erster 
Auflage erschienen ist, hatte in der Literatur 
und Praxis keine besonderen Erfolge zu ver- 


zeichnen. Die besten Werke des neuen Kon- 
kursrechts sind achtlos an ihm vorüber- 
gegangen. Daran ist einerseits der Mangel 


wissenschaftlicher Tiefe, andrerseits die un- 
glückliche Anlage des Buches schnid. Es 
nennt sich „systematischer Kommentar“, ist 
aber in Wahrheit weder ein System noch ein 
Kommentar. Auch die nene Auflage wird 
schwerlich einen grösseren Beifall finden, 
wenn auch anerkannt sei, dass die Dar- 
stellung manches Wertvolle enthält und eine 
reiche Judikatur wiedergibt. 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Dorst, Frz., Not. Justizr., Die notarielle 
Urkunde nach Forın un. Inhalt. gr. 8°. (X, 
231 S.) Köln (P. Nenbner) 


Im Auftrage des Vorstandes des Vereins | 
für das Notariat in Rheinpreussen hat ein 


bewährter Fachmann, Notar Justizrat Franz 
Dorst in Köln, in diesem Werk eingehende 
Anleitungen für die Beurkundungsfähigkeit 
des Notars unter Ausschluss handelsrecht- 
licher Beurkundungen herausgegeben. Diese 


Anleitungen beruhen auf Beratungen einer 
Kommission des Rheinischen Notariatsvereins, 
deren Ergebnisse Justizrat Dorst teils neu 
bearbeitet teils ergänzt hat. Somit ist das 
Werk unmittelbar aus der Praxis erwachsen 
und wird dementsprechend auch der Praxis 
von besonderem Nutzen sein. Wir möchten 
es insbesondere auch dem süddentschen Notar 
warm empfehlen 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Herz, Dr. Paul, Reichsmilitärger.-Senats- findlich, inwiefern eine Kreditgefährdung 
Präs., Militärstrafgerichtsordnung nebst durch Verneinung der Erfüllungs pflicht 
Einführungsgesetz u. Gesetz, betr. die 


Dienstvergehen der richterl. Militärjustiz- 


beamten u. die unfreiwill. Versetzg. der- 


selben in eine andere Stelle od. in den 

Ruhestand. 

u. Sachregister. 3,, verm. u. verb. Aufl. 

gr.16°. (6548.) Berlin (J.Guttentag) 4.— 

Das Büchlein hat einen ziemlich reichen 
Inhalt. Dieser umfasst ausser den im Titel 
angegebenen Gesetzen die Ausführungs- 
bestimmungen für die Marine vom 1. De- 
zember 1898, die Verordnungen betr. das 
strafgerichtliche Verfahren gegen Militär- 
personen der Kaiserlichen Schutztruppen vom 
18. Juli 1900 mit Ausführungsbestimmungen 
vom 23. Juli 1900, das Gesetz betr. die 
militärische Rechtspflege im Kiautschou- 
Gebiet vom 25. Juni 1900, die Geschäfts- 
ordnung des Reichsmilitärgerichts und die 
kriegsministerielle Verfügung vom 18. No- 
veınber 1W1 zu $ 144 M.-St.G.-O. Die An- 
merkungen enthalten Verweisungen auf Be- 
zugstellen und kurze Erläuterungen, für 
welche u.a. die in den beiden ersten Bänden 
veröffentlichten Urteile und Beschlüsse des 
Reichsmilitärgerichts, die bei der Durchsicht 
der rechtskräftigen Urteile und Ausstellungen 
der Vorinstanzen gefundenen Prüfungsergeb- 
nisse (M.-St.-G.-O. $ 113) und einzelne Urteile 
des R.-G. benutzt sind. 


2. Passow, Dr. phil. et jur. Rich., Die 
Kreditgefährdung des $ 187 Str.-G.-B. in 
historischer, dogmatischer und kritischer 
Darstellung. gr. 8°. (42 8.) Breslau 
(Schletter'sche Buchh ) 1,— 

Nach einer kurzen historischen Einleitung 
erörtert Verfasser das Wesen des geschlitzten 
Rechtsgntes, des Kredits. Er versteht darunter 


Text-Ausg. m. Anmerken. | 


möglich sein sollte. In der Besprechung der 
einzelnen Tatbestandsmerkmale, die sonst 
kaum neues bringt, nimmt Verfasser Stellung 
zu der Streitfrage, ob $ 193 auf die Fälle 
des $ 187 anwendbar sei; er bejaht diese 
Frage in formeller Beziehung, verneint sie 


‚aber in materieller Hinsicht, da diese Fälle 


das Vertrauen, dass jemand seine vermögens- 


rechtlichen Verptlichtungen erfüllen kann, 
erfüllen will und event. erfüllen muss. 


Dass letzteres bei Auslegung des $ 187 bisher 


übersehen, wird vom Verfasser bemängelt — 
kaum mit Recht, denn es ist schwer er- 


von selbst rechtswidrig seien. Die den Ab- 
schluss bildende Kritik (des geltenden Rechtes 
lautet in der Hauptsache zu dessen Gunsten ; 
nur tadelt Verfasser in mehrfacher Hinsicht 
die Fassung der einschlägigen Vorschriften 
und wünscht eine Angliederung der Straf- 
bestimmung gegen Kreditgefährdung an die 
Vermögensdelikte. 


3. Rohland, W. v., Prof., Strafrechtsfälle. 
Zum akadem. Gebrauch. 12*. (XI, 1458.) 
Leipzig (Duncker & Humblot‘ 

geb. in Leinw. 2.80 


Die Sammlung enthält weit über 100 
Fälle, deren Tatbestände allen wichtigeren 
Materien des Strafrechts entnommen sind, 
im besonderen Teile allerdings unter Be- 
schränkung auf das St -G.-B., obwohl gerade 
in Ansehung der in den strafrechtlichen 
Nebengesetzen behandelten Delikte ein fühl- 
barer Mangel an Ubungsmaterial besteht. 
Mehrfach haben sensationelle Fälle, welche 
in der Literatur eine Besprechung erfahren 
haben, Aufnahme gefunden, so der Fall Ihle. 
Manchen Fällen begegnen wir wieder, die 
wir schon aus anderen Sammlungen kennen. 
Die Fälle sind grösstenteils sehr instruktiv 
und in anregender Form wiedergegeben. 
Die Sammlung wird dem Gebrauche bei 
praktischen Übnngen treffliche Dienste leisten 


4. Staudinger, Dr. Jul. v., Geh. Rat, Senats- 
präs a. D., Strafgesetzbuch f. d. Deutsche 
Reich nach dem nenesten Stande. Nebst 
Anh., enth. die wichtigsten strafrecht- 
lichen Nebengesetze. Mit Einleitg., An- 
merkgn. u. Register. 8. durchgeseh. n. 
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ergänzte Aufl. 12°. (XXTI,2408.) München | 


r 6. Weigel, Dr. Glob., Kriegsger.-R., Die Zu- 
(C. H. Beck) geb in Leinw. 1.— 


ständigkeitsgrenzen zwischen Militär- u. 
Diese beliebte Textausgabe erscheint hier Civilgerichtsbarkeit im Deutschen Reiche. 
zum ersten Male in einer Neuauflage, die ı 8°, (IX, 360 5.) München (C. H. Beck) 
der zu früh verstorbene Verfasser nicht mehr | geb. in Leinw. 6.50 
selbst dem Drucke übergeben konnte. Das| Verfasser hat sein älteres, viel benutztes 
Werkchen ist auf den gegenwärtigen Stand | Werkchen „Zuständigkeitsgrenzen zwischen 
der Gesetzgebung gebracht. Nen ist die den Militär- u. Civilstrafgerichten in Bayern“ 
Beifügung eines Auszugs aus dem G.-V.-G., | entsprechend der neuen Gesetzgebung des 
ferner von Citaten aus einzelnen Entschei- | Reichs im Gebiete der Militärgerichtsbarkeit 
dungen der obersten Gerichte. Ob diese nmgearbeitet und namhaft erweitert, Das 
letztere Neuerung den Wert des Büchleins Buch erscheint jetzt als ein ziemlich aus- 
wirklich erhöht, erscheint fraglich; ist es führlicher, sehr brauchbarer Kommentar zu 
doch nur ein Zufall, wenn bei Anwendung den sämtlichen seinen Gegenstand betreffen- 
des Gesetzes im Einzelfalle gerade die Fragen | den Gesetzesvorschriften. Zunächst finden 
auftauchen, welche in diesen wenigen an- wir die auf die Organisation des Heeres 
geführten Entscheidungen behandelt sind. | bezüglichen Bestimmungen vorangeschickt. 
Das Werkehen wird voraussichtlich auch | Daran reihen sich die $$ 1 und 10 des St.- 
fernerhin seinen Ehrenplatz unter den kleineren | G.-B., die $$ 1—3 und 29 des M.-St.-G.-B. 
Ausgaben des St.-G.-B. behalten. | mit eingehender Erörterung des Verhältnisses 
der militärischen zu den gemeinrechtlichen 

‚ Delikten. Es folgt eine Gegenüberstellung 

5. Sturm, Dr. Friedr., Die strafrechtl. Ver- | einzelner verwandter militärischer und ge 
schuldung. gr 8°. (825.) Breslau (Schlet- | meinrechtlicher Delikte, wie z. B. Wehr- 
ter'sche Buchh.) 2.40 | pflichtverletzung einerseits, unerlaubte Ent- 
Verfasser geht in dieser viel bearbeiteten | fernung und Fabnenflucht anderseits, Selbst- 
Lehre grossenteils seine eigenen Wege, die | verstümmelung im St.-G.-B. und im M.-St. 
aber mitunter 30 eigenartig sind, dass er eine | G. B. ete. Hieran schliessen sich die den 
Nachfolge kaum durchweg finden wird. Er Kern der Materie bildenden Bestimmungen 
vertritt die Willenstheorie und bekämpft die | der M -St.-G.-O. und des Einführungsgesetzes 
Vorstellangstheorie. Fahrlässigkeit ist ihm | hiezu. Im einzelnen sind dann noch be- 
Willensschuld; das Schuldhafte liegt darin, | handelt die gesetzlichen, verordnäungsmäs- 
dass der Täter nicht wollte, was er sollte. | sigen und ministeriellen Vorschriften über 
Dem kann man zustimmen. Aber Verfasser | Rechtshilfe, gegenseitige Benachrichtigung. 
nimmt weiter an, auch beim Vorsatze liege | Nachverfahren wegen Ehrenstrafen, Straf- 
die Schuld darin, dass etwas nicht gewollt | Vollzug, vorläufige Entlassung, Begnadigung, 
ist: die Zurückdrängnng der Begierden. Vor- | Strafaufschub, Strafunterbrechung, Kosten, 
satz und Schuld seien eben durchaus nicht | Kriegs- und Belagerungszustand, Standrecht, 
identische Dinge; ersterer sei nur der psy- soweit sie mit dem Thema zusammenhängen. 
chologische Zustand des Täters, der böse | Aber das Buch beschränkt sich nicht auf die 
Wille, zu dem die Schuld erst hinzukomme. | Strafrechtspflege; denn die Militär- und Civil- 
Dieser Schuldbegriff führt natürlich zu der | gerichtsbarkeit berühren sich auch auf an- 
Annahme, dass die Rechtsordnung eigentlich | deren Gebieten, insbesondere dem der frei- 
nicht aus Geboten und Verboten, sondern | willigen Gerichtsbarkeit. Demzufolge finden 
nur aus (Geboten bestehe. Der unterste Grad | wir zum Schlusse auch noch das Reichsgesetz 








des Vorsatzes braucht nach Sturm’s Meinung | vom 28. Mai 1901, betr. die freiwillige Ge- 


nicht gerade an den obersten Grad der Fahr- 
lässigkeit zu grenzen; vielmehr könne sich 
der Täter in Bezug auf ein und dasselbe 
Tatmoment gleichzeitig eines Vorsatzes und 
einer Fahrlässigkeit schuldig machen. Dies 


glaubt Verfasser durch ein Beispiel zu be-| 


weisen (8. 57); aber handelt denn der noch 
vorsätzlich, der „nicht so gehandelt hätte, 








richtsbarkeit und andere Rechtsangelegen- 
heiten in Heer und Marine. Ein Sachregister 
vervollständigt das treffliche Werkchen. 


7. Wuttig, Dr. jur. E., Fahrlässige Teilnahme 
am Verbrechen. gr. 8°. (130 8.) Bres- 
lau (Schletter'sche Buchh.) 3.20 


Die Schrift lehnt sich, wie Verfasser selbst 


wenn er gewusst hätte, dass der Eintritt |erklärt, enge an die von Zöning in seinem 


des Erfolges so wahrscheinlich ist“? 


sch nicht bestimmbar sein; ob noch Schuld 


vorhanden, müsse in jedem einzelnen Falle 


vom Richter nach seinem Ermessen festge- 
stellt werden. Arten des Vorsatzes lässt Ver- 
fasser nicht gelten; auch der dolus even- 
tnalis ist ibm keine besondere species des 
Vorsatzes. 


Die 
unterste Grenze der Schnld beim Vorsatze 


Grundriss und in seiner Schrift „Die straf- 
rechtliche Haftung des verantwortlichen 
Redakteurs‘‘ aufgestellten Leitsätze an, die 
Verfasser spezieller darstellen und ausführen 
will, wobei er aber eine Reihe von selbst- 
ständigen Gedanken entwickelt. Der Be- 
handlung des eigentlichen Themas geht die 
Erörterung verschiedener Vorfragen voran. 
Er nimmt u. a. Stellung zur Kausalitäts- 
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lehre, in welcher er sich zur herrschenden 
Meinung bekennt. In seinen Ausführungen | 
tiber mittelbare Täterschaft finden sich sehr 
richtige Bemerkungen über das sog. dolose 
Werkzeug. Eingehend ist der Unterschied 
zwischen Täterschaft, Mittäterschaft und 
Beihilfe nach positivem Rechte untersucht, 
wobei Verfasser zur Annahme teilweise ver- 
schiedener Kriterien gelangt, je nachdem 
man es mit „schlichten Verursachungs 
delikten“ oder mit solchen Erfolgsdelikten 
zu tun hat, die eine besondere Qualifikation 
des Täters oder eine besondere Zweck- 
absicht erfordem. Das Erfordernis des 
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zur Annahme einer fahrlässigen Mittäter- 
schaft. Diese einzige Teilnahmeform lässt 
er bei fahrlässigen Handlungen gelten; alles 
Übrige, also fuhrlässige Veranlassung und 
Unterstützung einer fahrlässigen Handlung 
erachtet er für straflos, ein Ergebnis, 
welches namentlich in Ansehung der Ver- 
anlassung fahrlässigen Handelns — man 
denke nur an die Fälle des Missbrauchs der 


-| Autorität — zu praktisch unbrauchbaren 


Resultaten führt und weder mit der vom 
Verfasser vertretenen Kausalitätslehre im 
Einklange steht, noch aus der dem $ 48 


8t. G. B. zu Grunde liegenden Anschauung 


Einverständnisses der Mittäter bestreitet des Gesetzgebers, wie Verfasser meint, ab- 


Verfasser. Damit gewinnt er die Brücke 


Staatsrecht. 





geleitet werden kann. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Eschstruth, Dr. jur. M. von, Forst 
assessor, Der öffentliche Weg. Versuch 
einer Darstellung des Begriffes nach 
dem heutigen preussischen und fran- 


zösischen Recht. gr. 8°. (VIII, — 


Berlin (E. Ebering) 


Eine interessante dogmatische und rechts- 

vergleichende Studie! Hier nur die Schluss- 
ergebnisse. Die Definition für das preus- 
sische Recht lautet: „Öffentlich ist ein 
Weg, wenn und soweit er im Interesse des 
allgemeinen Verkehrs den Einwirkungen des 
Privatrechts entzogen ist,“ für das fran- 
zösische Recht: „Öffentlich ist ein Weg, | 
der im Interesse des allgemeinen Verkehrs 
von allen Privatrechten rechtsgültig befreit | 
ist.“ Die Untersuchung im einzelnen ist 
scharfsinnig und anregend geführt. Zum | 
Schlusse sind die Unterschiede beider Be- 
griffe und die Hauptvorzüge der einen wie 
der anderen Auffassung dargelegt. 


2. Herwegen, Aug., Referendar, Reichs- 
verfassung und Bundesrat. gr. 8°. 


(89 8.) Köln (J. P. Bachem) 2.— | 
Eine gute Bonner Dissertation, welche | 
nach Erörterungen über Natur und Wesen | 
des Staates und des Deutschen Reichs die 
Stellung und Bedeutung, dann die Organi- 





sation und die Funktionen des Bundesrats 


ı behandelt. 


3. Schollenberger, Dr. J., Professor für 
Schweizerisches öffentliches Recht in 
Zürich, Das Bundesstaatsrecht d. Schweiz. 
Geschichte und System, 8°. (VIII, 2798.) 
Berlin (O. Haering) T.— 


Dieses Buch bedarf keiner weiteren Emp- 
fehlung, da es eine wirkliche Lücke in der 
Literatur ausfüllt. So seltsam es erscheint, 
‚eine wissenschaftliche Darstellung des schwei- 
‚ zerischen Bundesstaatsrechtes war bisher nicht 
vorhanden. Es gab nur Handbücher für die 
Praxis oder für allgemeine Bildungszwecke. 
Daher wird die vorliegende Bearbeitung nicht 
nur in der Schweiz, sondern auch in Deutsch- 
‚land und Oesterreich freudig begrlisst werden, 
zumal da auch der Umfang des Buches sich 
in mässigen Grenzen hält. Nebenbei sei be- 
merkt, dass der Verfasser sich zu den in 
neuerer Zeit wieder mehrfach vertretenen 
Anschaunngen bekennt, wonach im Bundes- 
staate sowohl der Bund als die Einzelstaaten 
souverän sind (S 3 fl.) und das Deutsche 
Reich eine Monarchie unter dem deutschen 
Kaiser ist. Die Bundesstaaten und freien 
‚ Städte seien, wie in der Schweiz die Kantone, 
im Verhältnis zum Reich nur Organe der 
Reichsgewalt (S. 142 Note 1). 


Kirchenrecht. 


1. Hoffmann, Dr. Herm. Edler v., Priv.-Doz., 


Das Kirchenverfassungsrecht der nieder- 
ländischen Reformierten bis zum Beginne 
der DordrechterNationalsynode v.1618/19. 
gr. 8°. 
Hirschfeld) 
Eine tüchtige, von Karl Rieker angeregte, 


Arbeitzur Geschichte derreformiertenKirchen- 
verfassung! Da die in den Niederlanden ent- 
wickelten Rechtssätze in die Kirchenord- 
nungen für die reformierten Protestanten am 


(VIII, 168 8.) Leipzig (C. L. | Niederrhein und in Westfalen übergingen und 
3.80 | von hier ausdie rheinisch-westfälische Kirchen- 


ordnung, das Vorbild der presbyterialen und 


auf gründlichen Quellenstudien beruhende | synodalen Einrichtungen in den deutschen 


15 “ 
protestantischen Landeskirchen, beeinflusst ' Sonderabdruck weiteren Kreisen zugänglich 
haben, sind von Hoffmanns schon an sich gemacht ist. Im Hinblick darauf, dass am 
wertvolle Untersuchungen auch für die Ver- 1. Oktober 1902 seit der endgültigen Tren- 
fassungsgeschichte der evangelischen Kirchen nung der evangelischen Kirchenverwaltung 
Deutschlands von besonderer Bedeutung. Die in den älteren preussischen Provinzen von 
„Vorstudien‘“ im ersten Teil des Buches be- | der allgemeinen Staatsverwaltung 25 Jahre 
fassen sich mit der Entstehungsgeschichte verflossen sind, bietet der Verfasser zunächst 
der Verfassung der Fremdengemeinden in | eine übersichtliche rein verfassungsrechtliche 
London (1550), dann mit einigen die franzö- Darstellung der Organisation der altpreussi- 
sische und niederländische Verfassungsent- 'schen Landeskirche, wobei eine kurze Be 






wickelung betreffenden Spezialfragen. Die 
Absonderung dieser Partien von der Dar- 
stellung der allgemeinen Verfassungsent- 
wickelung ist als zweckmässig anzuerkennen. 


‚2. Niedner, Dr. ]., Professor in Jena, Grund- 
züge d. Verwaltungsorganisation d. alt- 
preuss. Landeskirche. gr. 8°. (126 8.) 
Berlin (Carl Heymann) 2.40 

Eine vortreffliche Abhandlung aus dem 
Verwaltungsarchiv, die durch vorliegenden 





handlung der für die Klarlegung ihrer Grund- 
züge wichtigeren Streitfragen nicht fehlt. 
Hierauf folgt der Hauptteil der Arbeit, die 
Vorführung der „Grundzüge der Ürgani- 
sation“ unter besonderer Berücksichtigung 
des verwaltungsrechtlichen Gesichtspunktes 
der Bedeutung der einzelnen Organe für die 
verwaltende Tätigkeit der Kirche. Interes- 
sante Streiflichter fallen auch auf allge 


meinere Probleme der Verwaltungslehre. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Berger, T. Ph., Regier.-Rat, u. Geh. Ober- 
Regier.-Rat Dr. L. Wilhelmi, Gewerbeord- 
nung f. d. Deutsche Reich nebst allen 
Ausführungsbestimmungen. J——— 
m. Anmerkungen u. Sachregister. 16. Aufl. 
bearbeitet von Oberverwaltungsger.-Rat | 
H. Spangenberg. 16°. (XXIV, 773 8.) 
Berlin (J. Guttentag) geb. 3.— | 

Die bekannte, zur Guttentag’schen Samm- | 
lung deutscher Reichsgesetze gehörige Aus- 
be der Gewerbeordnung von Berger- 
ühelmi-Spangenberg hat durch die statt- 


liche Zahl der erlebten Auflagen ihre 
Existenzberechtigung voll bewiesen. Die | 
knappen, gediegenen Erläuterungen ent- 


halten wirklich alles, was man bei einer ver- 
hältnismässig billigen „Textausgabe mit An- 
merkungen“ verlangen kann. Der Hauptteil 
des Buches (Text mit Erläuterungen) umfasst 
506 Seiten. Es folgen 202 Seiten Ausführungs- 


bestimmungen des Reichs und ein gntes 
Sachregister. 


2. Hoffmann, Dr, F., Geh. Regier.-Rat, Die 
Gewerbe-Ordnung mit den gesamınten 
Ausführungsbestimmungen f.d. Deutsche 
Reich und Preussen. gr. 16°. (XX, 1019 8.) 
Berlin (Carl Heymann) 

Der 1898 erschienenen ersten folgt nun 
schon die 3. Auflage. Das Buch bietet denn 
auch in der Tat eine zunächst für den Ge- 
brauch in Preussen vorzüglich geeignete Be 
arbeitung der Gewerbeordnung und vereinigt 
eine Fülle von Material in einem handlichen 
Bande kleinen Formats. Die Gewerbeordnung 
und die Erläuterungen nehmen 390 Seiten 
in Anspruch, die Ausführungsbestimmungen 
542, das Sachregister volle 87 Seiten. Die 
Ausgabe gehört zu Carl Heymanns „Taschen- 
Gesetzsammlung‘“. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Forschungen, staats- u.socialwissenschaft- 
liche, hrsg. v. Gust. Schmoller. XXI. Bd. 

3. Heft. (Der ganzen Reihe 97. Heft.). 

gr. 8°. Leipzig (Duncker & Humblot) 
Kestner, Fritz, Die deutschen Eisen- 

zölle 1879 bis 1900, (IX, 132 5.) 3.40 

Der Verfasser bespricht im 1. Abschnitt 
seiner Abhandlung die Eisenzölle bis 1879, 
die Produktionsbedingungen und die wirt 
sehaftliche Lage der Eisenindustrie in diesem | 
Jahr, die Verhältnisse der Einfuhr, Ausfuhr 
und Produktion 1879—1900, den Zoll auf 
schmiedbares Roheisen und Giessereiroheisen, 
die Entwicklung der Produktionskosten 1879 
bis 1900, die Ursachen der jeweiligen wirt- 
schaftlichen Lage und die Wirksamkeit der 





Kartelle, endlich die Wirkungen des Zolles 
auf die Roheisenverbraucher und die Export- 
industrie. Der 2. Abschnitt handelt von den 
Zöllen auf Eisenfabrikate und Eisenwaren. 
Der 3. Abschnitt erörtert kurz die Produktions- 
bedingungen der Eisenindustrien anderer 
Länder. Der Arbeit sind 9 statistische Ta- 
bellen über Produktion und Aussenhandel 
in Roheisen, in Eisenfabrikaten, Gusswaren 
u. 8. w. beigegeben. Auf Grund sorgfältiger 
Benützung und Verarbeitung eines umfang- 
reichen Quellenmaterials kommt der Verfasser 
zu dem Schlusse, dass in Deutschland Schutz- 
zölle nur noch gegen Länder mit Export- 


prämien nötig seien, dass es weniger auf 
Zölle als auf Absatzbeziehungen und Produk- 
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tionskosten ankomme, dass ein Minimalzoll 
oder eine Zollerhöhung auf Roheisen unbedingt 
zu verwerfen sei. In ihrem gegenwärtigen 
Stande könne die deutsche Eisenindustrie 
nur durch Ausbildung des Schutzzoll- zu 
einem Exportprämiensystem oder noch besser 
durch Verminderung der Produktionskosten 
(Steigerung der Leistungsfähigkeit der Ar- 
beiter und Verkehrserleichterungen aller Art) 
gefördert werden. 


2. Franz, Rob., Die landschaftlichen Kredit- 
institute Preussens. Ihre rechtl. u. finan- 
ziellen Verhältnisse u. ihre geschiehtl. 
Entwickelg. gr.8°. (XVI, 401 8.) Berlin 
{F. Schneider & Üo.) 123.—. 

In dem ersten Teil des vorliegenden 
Werkes ist die Geschichte der preussischen 
Landschaften von ihrer Entstehung bis zur 
Gegenwart in grossen Zügen dargestellt, 
wobei der Verfasser die Kabinettsordre Frie- 
drich des Gr. vom Jahre 1769 und einige 
Reglementsz aus der ersten Zeit der Ent- 
stehung der Landschaften zum Abdrucke 
bringt. Der zweite Teil enthält eine ein- 
gehende und sorgfältige Darstellung der ein- 
zelnen landschaftlichen Kreditinstitute nach 
ihren gegenwärtigen rechtlichen und finan- 
ziellen Verhältnissen. Als Quellen sind die 
Reglements und Statuten der Landschaften , 
benutzt. Die Arbeit ist rein beschreibend ; 
kritische Bemerkungen hat der Verfasser 
unterlassen. Mit der vorliegenden Arbeit ist 
dem häufig empfundenen Mangel, dass diese 
wichtigen und ältesten landschaftlichen 
Grundkreditinstitute bisher nirgends im Zu- 
sammenhange behandelt worden sind, ab- 
geholfen. Der Verfasser hat sich durch seine 
mit viel Mühe verbundene und mit grossem 
Fleiss durchgeführte Arbeit Anspruch auf 
Dank und Anerkennung erworben. | 


3. Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Hrsg. 
von Dr. Otto Dammer. gr. 8°. 3.—5.Lfg. 

S 321—880.) Stuttgart (F. Enke) 14.— 
Wir haben bereits in Nr. 10, 1902, der 
Literarischen Mitteilungen dieses verdienst- 
vollen Werkes gedacht und an der Hand 
des Prospektes eine Übersicht über den In- 
halt des ganzen Werkes und insbesondere 
über den Inhalt der beiden ersten Lieferun- 
gen gegeben. In der dritten Lieferung wird 
das Kapitel über die Fabrik von Professor 
Büsing-Berlin fortgesetzt und abgeschlossen. 
In dieser und der vierten Lieferung bespricht 
Kreisassistenzarzt Dr. Ascher-Königsberg die 
Beschädigungen der Arbeiter bei der Arbeit, 
sowie die Behandlung von Verunglückten 
und deren Transport. Lieferung 4 enthält 
ausserdem eine Abhandlung von Gewerbe- 
inspektor Dr. Fischer-Berlin über „Spezielle 
Gewerbehygiene“ und „Unfallverhütung“, 
die auch die ganze fünfte Lieferung aus- 
füllt. Die Abhandlungen sind mit zahlreichen 
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Abbildungen ausgestattet. Damit ist der 
erste Band des umfangreichen Werkes voll- 
endet. Ein ausführliches Sachregister iet 
ihm beigegeben. Wir können nur das gün- 
stige Urteil wiederholen, welches wir be- 
reits bei Besprechung der beiden ersten Lie- 
ferungen abzugeben in der Lage waren und 
empfehlen das Werk neuerdings den Fabrik- 
besitzern, Gewerbebeamten, sowie allen Ver- 
waltungsbeamten, welche ihre Stellung mit 
dem Arbeiterwesen in Berührung bringt, 
aufs Wärmste, 


4. Köppe, Dr. phil. Hans, Gerichtsassessor 

a. D., Die Reichsfinanzreform. gr. 8°. 
(137 8.) Leipzig (C. L. Hirschfeld) 3.— 

Die vorliegende Abhandlung verbreitet 
sich über die Grundübel des Reichsfinanz- 
wesens im Lichte der Etatsaufstellung, über 
die Entstehung und Entwicklung der Übel 
von der Gründung des Norddeutschen Bundes 
bis zur Gegenwart und von der Heilung der 
Übel. In ruhiger, sachlicher Weise schildert 
der Verfasser die Missstände, welche nament- 
lich durch die Franckenstein’sche Klausel im 
Reichsfinanzwesen sich herausgebildet haben 
und weist auf die Wege hin, um sie zu be 
seitigen. Wir können dem Verfasser fast vor- 
behaltlos zustimmen und stehen nicht an, 
seine Abhandlung als eine der gediegensten 
zu bezeichnen, die wir über diese wichtige 
Frage besitzen. 


>. Schriften der österr. Gesellschaft f. Ar- 
beiterschutz. 2.—3. Hft. gr. 8°. Wien 
(F. Deuticke) 
2. Kögler, Karl, Reg.-R. Dir, u. 
Kommerzialr. G@ust. Pacher v. Thein- 
burg, Bericht üb. e. einheitliche intern. 
Unfallstatistik zu Zwecken der Ver- 
hütung v. Unfällen bei der Arbeit. 
(22 8.) —80. — 3. Kaup, Dr. Ign., 
Amtsarzt, Blei- und Phosphorver- 
giftungen in den gewerblichen Be- 


trieben Osterreich®, Tatsachen und 
Aufgaben der Gesetzgebg. Bericht, 


erstattet der internationalen Vereinigg. 
f. gesetzl. Arbeiterschutz.( 79 $.) 1.80 


Heft 2 dieser neuen Publikation der österr, 
Gesellschaft für Arbeiterschutz bringt ein 
von Regierungsrat Karl Kögler und Kommer- 
zienrat (rustav Pacher von Theinburg an 
die Internationale Vereinigung für gesetz- 
lichen Arbeiterschntz erstattetes Referat über 
eineeinheitlicheinternationale Unfallstatistik; 
Heft 3 enthält einen an dieselbe Stelle er- 
statteten Bericht des k. k. Amtsarztes Dr. 
Kaup über die Blei- und Phusphorver- 
giftungen in den gewerblichen Betrieben 
Österreichs und diedamitzusammenhängenden 
Aufgaben der Gesetzgebung. Die zweite 
Arbeit ist eine sorgfültige Monographie über 
die in einzelnen Betrieben vorkommenden 
Gefährdungen der Gesundheit durch Blei- 
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und Phosphorvergiftungen, während das! 
erstgenannte Heft die schwierige Frage einer 
internationalen Unfallstatistik mit Geschick 
zu lösen versucht. | 


1 
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7. Waechter, Dr. Max, Die Kleinbahnen in 
Preussen. Lex. 8°. (VI, 268 8.) Berlin 

(J. Springer) 5.⸗ 
Die vorliegende, von der Verlagshandiung 


‚trefflich ausgestattete Arbeit ist eine vor- 


6. Scobel, A., Handels- Atlas f. Verkehrs- 
und Wirtschaftsgeographie. Für Handels- | 
hochschulen, kaufmänn., gewerbl. u. land- | 
wirtschaftl. Lehranstalten, sowie f. Kauf- 
lente u. Nationalökonomen. 68 Haupt- 
und 73 Nebenkarten sowie 4 Diagramme 
auf 40 (farb.) Kartenseiten. (VI S. Text.‘ 
gr. 4°. Bielefeld (Velhagen & Klasing) 

kart. 5.50; geb. in Leinw. 6.— | 


Dieser Atlas verfolgt nach dem Vorwort 
zwei Ziele: den Studierenden der Handels- 
hochschulen, sowie allen kaufmännischen, ge- 
werblichen und landwirtschaftlichen Schulen | 
ein Hilfsmittel zu bieten, das an Reich- 
haltigkeit über alles hinausgeht, was bisher 
für solchen Zweck vorhanden war, und dem 
deutschen Kaufmann die Produktionsverhält- 
nisse in ihrer Einwirkung auf die Ent- 
wicklung der Verkehrslinien und der wich- 
tigsten Handelsrichtungen zu zeigen. Zu- 
erst sind Mittel und Wege des Welt. 
verkehrs und die gesamte Rohproduktion 
der Erde zur Darstellung gebracht (Verkehrs- | 
sprachen und Staatsformen, Weltverkehr, 
Kolonien und Handelsflotten, Verkehrsmittel, 
klimatische Krankheiten, deutsche, britische 
und französische Kabel, Weltpostverein, 
Währungen, Mineralien, Nutzpflanzen, Vege- 
tationsformen, Meeresströmungen, Haupt- 
wirtschaftsformen, Wildtiere, Kulturtiere); 
daran schliessen sich Karten, welche die 
Berufstätigkeit, Volksdichte und Boden- 
benutzung im Deutschen Reich darstellen; | 
es folgen Karten über den Standort der 
Industrie in Mitteleuropa, die wichtigsten | 
Industriegebiete Europas, Wasser- und Eisen- 
bahnverkehr Europas, Deutschlands Aussen- 
handel im Jahre 1900; weitere Karten sind | 
der Produktion und dem Verkehr von Europa | 
und den aussereuropäischen Erdteilen ge 
widmet; 3 Blätter enthalten Darstellungen 
der wichtigsten Seehäfen der Erde, 2 sind der 
Geschichte der Kolonisation und des Handels 
gewidmet. Die Schwierigkeiten einer karto- 
graphischen Darstellung der Handels-, Ver- 
kehrs- und Wirtschaftsverhältnisse, wie sie 
in dem vorliegenden Werke versucht ist, 
sind ausserordentlich gross. Mühsame Vor- 
studien und eingehende (uellenstudien sind | 
die unerlässliche Vorbedingung einer solchen | 
Arbeit. Die Karten sind sehr lehrreich, für 
Unterrichtszwecke und zur Selbstbelehrung 
sehr geeignet, sie sind übersichtlich und | 
erschöpfend. Kleine Ungenauigkeiten sind | 
bei einer «lerartigen Arbeit nicht zu ver— 
meiden. Die Ausstattung ist vortrefflich und 
der Preis niedrig. Wir können diesen Hand- 
atlas bestens empfehlen. 





'Zweck überwachen und etwa 


wiegend beschreibende und statistische. 
Nach einer Erörterung über die Haupt- und 
Nebenbahnen bespricht der Verfasser die 
Entwicklung des Eisenbahnrechtes für 
Kleinbahnen, sowie die Unterstützungen, 
welche Staat und Provinzen den Kleinbahnen 
haben zufliessen lassen. Mit einigen Worten 
wird der Reform des Kleinbahnwesens ge- 
dacht. Daran schliesst sich eine kurze 
Darstellung des Kleinbahnwesens in anderen 
Staaten und ein Schlusswort Die Anlaren 
enthalten: Das Gesetz über Kleinbahnunter- 
nehmungen vom 3. November 1838, das 
Gesetz über Kleinbahnen und Privatanschluss- 
bahnen vom 28. Juli 1892 nebst der Au— 
führangsanweisung, das Gesetz betr. das 
Pfandrecht an Privateisenbahnen und Klein- 
bahnen und die Zwangsvollstreckung in die- 
selben vom 19. August 189 und die all- 
gemeinen Bestimmungen für den Wagen- 
übergang auf Kleinbahnen. Neben der sorg- 
fältigen Darstellung des Kleinbahnwesens 
und der hiefür geltenden Rechtsvorschriften 
macht der Verfasser auch beachtenswerte 
positive Vorschläge, dahingehend, dass in 
Preussen ein besonderes, direkt unter dem 
Ministerium stehendes Kleinbahnamt er- 
richtet und damit ein staatliches Finanz- 
institut verbunden werde, welches die Ge- 


 währunge von Mitteln zu Kleinbahnbauten 


und die Ausgabe von Obligationen für diesen 
nach Art 
der prenssischen Zentralgenossenschaftskasse 
organisiert werden sollte, 


3. Die Wohlfahrts-Einrichtungen der Arbeit- 
geber zu Gunsten ihrer Angestellten und 
Arbeiter in Österreich, herausgegeben 
vom k. k. Arbeitsstatist. Amte im 
Handelsministerinum. 1. Teil: Wohl- 
fahrts-Einrichtungen der Eisenbahnen. 
1. Heft: Privateisenbahnen. Lex. 8”. (X, 
23958.) Wien (Alfr. Hölder) 4.— 
Die vorliegende Publikation des rührigen 

österreichischen Arbeitsamtes gibt neben 
einer Übersicht über die Anzahl der he- 
handelten Unternehmungen und deren Per- 
sonalstand eine sehr ins Einzelne gehende 
und sorgfältige Beschreibung der Gehalts- 
und Lohnzahlungs - Einrichtungen, der auf 
die Arbeitszeit, die vertragsmässigen Be- 
stimmungen zwischen Arbeitgebern und 
‚nehmern bezüglichen Verhältnisse, der Vor- 
schuss- und Spareinrichtungen, des Unter- 
stützungswesens u. s. w., kurz aller Wohl 
fahrtseinrichtungen der Arbeitgeber im 
Privateisenbahnwesen zu Gunsten ihrer 
Arbeiter und Angestellten. Der demnächst 


' erscheinende zweite Teil soll eine konforme 


ae 
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Darstellung der Wohlfahrtseinrichtungen der 
österreichischen Staatsbahnen enthalten. 


9, Zacher, Dr., Geh. Reg .-Rat., Sen.-Vors., 
Die Arbeiterversicherung im Auslande. 
H. 4a: Die Arbeiterversicherung in 
Frankreich. 1. Nachtrag zu H. 4. Hoch 4*. 
(88 8.) Berlin- Grunewald (Verlag der 
Arbeiter-Versicherung, A. Troschel) 3.— 


An diesem 1. Nachtrag weıden die neuesten 
Vorgänge auf dem Gebiete der Kranken-, 
Unfall- und Alters- und Invaliditätsver- 
sicherung der Arbeiter in Frankreich ein- 
zehend besprochen. Bezüglich der Kranken- 
versicherung wird die Tätigkeit der Hilfs- | 
vereine seit der Neuregelung durch Gesetz | 
vom 1. April 1898 und die Entwicklung | 
der Schülerversicherungen geschildert, sowie | 
eine Statistik der genehmigten Hilfsvereine, | 
der freien Hilfsvereine, der Berufsvereine | 
und der Bergmannskassen gegeben. Bezüg- | 
lich der Unfallversicherung werden die Aus- | 
führungsvorschriften zu den Art. 26—28 
des Unfallentschädigungsgesetzes vom 9. De 
zember 1898, welche vom 28. Februar 189) 
datieren, die daran sich schliessenden Ver- 
handlungen und gesetzgeberischen Mass- 
nahmen und andere mit der Unfallversiche- 


22 
rung zusammenhängende Neuerungen be- 
sprochen. Eine ausftihrliche Darstellung 
ist den nenen Gesetzentwürfen über die 
Alters-- und Invalidenversicherung aus der 
parlamentarischen Behandlung derselben ge- 
widmet. Am Schlusse des Heftes findet 
sich ein Nachtrag zur Statistik der staat- 
lichen Versicherungskassen (Statistik der 
Altersrentenkasse und der Lebens- und Un- 
fallversicherungskasse). 


10. Zeitfragen, volkswirtschaftliche. Vor- 
träge u. Abhandlgn., hrsg. v. der volks- 
wirthschaftl. Gesellschaft in Berlin. 
192. Heft. 24. Jahrg. 8. Hft. gr. 3”. 
Berlin (L. Simion) 1: 

8. Crüger, Dr. Hans, Anw., Handels- 
u. Genossenschaftswesen. Nach dem 
in der volkswirtschaftlichen Gesell- 
schaft in Berlin geh. Vortrag. (36 5.) 


Der Verfasser sucht nachzuweisen, dass 
die Genossenschaften den Handel nicht schä- 
digen, falls nur der Handel sich diesen nenen 
Organisationen anzupassen vermag. Sehr 
schlecht kommen in der kleinen Abhandlung 
die landwirtschaftlichen Genossenschaften 
weg, gegen welche der Verfasser auch bei 
dieser Gelegenheit eine heftige Polemik führt. 


Politik. 


Unold, Dr. J., Die höchsten Kulturauf- 

gaben des modernen Staates. gr. 8°. 

(VIEL, 1718.) München (J. F. Lehmann’s 

Verlag) 2.40 

Der Verfasser behandelt sein Thema in 
3 Abschnitten: „Der moderne Staat und die 
geistig-sittliche Kultur“, „Werden, Wesen | 
und Ausbau des modernen Staates“, „Grand- | 
lagen und Grundzüge staatsbürgerlicher Er. | 
ziehung“. Er sucht darzutun, „dass die 
deutschen Gemeinwesen auf den höchsten 
Kulturgebieten, auf dem geistig-wissenschaft- 
lichen, dem ethisch-religiösen und besonders 
auf dem innerpolitischen, hohe, dringende 
Aufgaben zu lösen haben, wenn unsere Kultur- 
entwicklung Einheit und Harmonie er-, 
langen, ja wenn überhaupt ihr Bestand und 
Fortschreiten gesichert bleiben soll“. Ausser 
vielfältigen, von lebhaftem Temperamente 
und grossem Freimute zengenden Ausfüh- 
rungen aus dem Gebiete des Unterrichts- 
und Kultuswesens bietet das Buch nament- | 
lich auch politische Erörterungen über die 
Staatsformen und über Wahlrechtsfragen. 
Der Verfasser bezeichnet als das innerhalb | 
des Rahmens der konstitutionellen Monarchie 
anzustrebende politische Ideal die „Panarchie‘“, 
d. i. die Regierung des Ganzen, des Gesamt: 
interesses, des Gemeinwohls, nicht Demo- 





kratie, nicht Klassen- oder Massenherrschaft, 
sondern „einen Rechts- und Kulturstaat, in 
dem alle sozialen Interessen ihre zum Wohle 
des Ganzen dienende Verwirklichung finden, 
in dem gleiches Recht für alle immer voll- 
kommener verwirklicht werden soll, in dem 
jede für die Förderung der Gesamtkultur 
brauchbare Freiheit Spielraum finden wird, 
in dem durch verständiges und verträgliches 
Zusammenwirken aller Bürger und aller poli- 
tischen Machtfaktoren: Regierung, Oberhaus 
und Volksvertretung, die kräftige, gesunde 
Erhaltung sowie die kulturgemässe Ausge- 
staltung unseres Gemeinwesens mächtir ge- 
fördert werden soll“. Ein Hauptmittel zur 
Erreichung dieses Zieles glaubt der Verfasser 


jerblicken zu dürfen in dem auch von anderer 


Seite empfohlenen (vgl. die Citate bei Georg 
Meyer, Das parlamentarische Wahlrecht 8430) 


 Aufban der Volksvertretung auf Grund mo- 


derner Berufsstände und wirtschaftlicher In- 
teressengruppen. Es werden hier die An- 
schauungen und Ratschläge, die der Verfasser 


ı 1897 in seiner Schrift: „Ein neuer Reichstag 


Deutschlands Rettung“ vorgetragen hat, näher 
begründet und namentlich auf die aktuellen 
Fragen der Umbildung der Landtagre in den 
deutschen Einzelstaaten angewendet. 


— ⸗* 
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Varia. 


1. Daniel, Arthur, Mein eigener Rechts- 
(173 8.) Berlin (Ullstein | 


anwalt. 8°. 


& Co.) geb, 1.— 


Das schön ausgestattete und billige Büch- 


lein will dem Laien für einfache Rechtsfälle 
die Anwaltskosten ersparen. Es enthält ver- 
ständliche Ausführungen über wichtige Fragen 
des Civil- und Strafrechts mit 58 Formularen. 


2. Mohr, Dr. Paul, Marokko. Eine politisch- 
wirtschaftl. Stndie. gr. 8°. (IV, 62 8.) 
Berlin (F. Siemenroth) 1.40 


Eine beachtenswerte Broschüre, die sowohl | 


die wirtschaftliche wie die politische Be- 


deutung Marokkos ins rechte Licht setzt 


und insbesondere auch die Interessen be- 
leuchtet, welche Deutschland an dem künf- 
tigen Schicksal des Sultanats hat. 


Sammelwerke. 


1. Rassow, Dr., Reichsger.-R. a. D., Reichs- 
gerichtsentscheidungen ans den Beiträgen 
zur Erläuterung des deutschen Rechts 
(Red.: DD. Rassow, Küntzel u. Eccius). 


Bd. 24 bis 43 (18801900), soweit sie | 


f. das geltende Recht v. Bedeutung sind, 

zusammengestellt. 2 Bde. gr. 8°. (IV, 
2551 8.) Berlin (F. Vahlen) 

26.—: geb. 30.— 

Bereits seit dem Jahre 1880 werden in den 

Gruchot'schen Beiträgen regelmässig und in 


grossem Umfange Entscheidungen des Reichs- | 


gerichts . veröffentlicht, die insoferne eine 
wertrölle Ergänzung der oftiziellen Samm- 
lung bilden, als viele Entscheidungen aus 
dem (Gebiete des preussischen Rechtes 
zum Teil aus Rücksicht auf die nichtpreus- 
sischen Juristen Deutschlands aus der 
amtlichen Sammlung fortbleiben mussten, 
und diese auch die übergrosse Zahl interes- 
santer Entscheidungen von Prozessfragen- 
nicht hat bewältigen können, 
halten diese vor dem 1. Januar 1900 ver- 
öffentlicehten Entscheidungen auch für die 
Zukunft ihre Bedeutung. Beispielsweise wer- 
den zahlreiche Fragen des allg. Berggesetzes 
vom 24. Juni 1865, des Enteienungsgesetzes 
vom 11. Juni 1874, des Baufluchtlinienge- 
setzes vom 2. Juli 1875 u, s. w. nicht ohne 
Zurückgehen auf die in den verschiedenen 
Bänden der Beiträge verstreuten älteren Ent- 
scheilungen von neuem erörtert werden 


können. Und es ist bekannt, dass einer der. 


berühmtesten Prozessrechtslehrer die in den 
Beiträgen abgedruckten eivilprozessnalischen 
Urteile als geradezu unentbehrlich für den 
Civilprozessrichter bezeichnet hat 

Deshalb hat sich der Herausgeber der Mühe 


3. Schweitzer’s Terminkalender {. d. bayer. 
Juristen. 1903. Hrsg. von Ob.-Landes- 
ger-Rat G. Wunderer und Landger- 
Rat O. Reber. 40. Jahrg. 12%. (472 8) 
München (J. Schweitzer Verlag) geb. 3.— 
Der vorliegende 40. Jahrgang des Termin- 
een hält an der bewährten bisherigen 
Anlage fest. Wesentliche Erweiterungen 
‚waren bei den Beilagen XVIII (Anwalts- 
gebühren) und XXXII (Notariatspensions- 
' verein) erforderlich. Überall ist der neneste 
Stand der behandelten Fragen dargestellt 
Die beliebten und wertvollen Gesetzesbeilagen 
enthalten die Novelle zur St-P.-O. vom 
13. Juni 1902 und von neuen Landesgesetzen 
das Zwangserziehungsgesetz, das \achlass- 
gesetz, das Feldschadengesetz, die Deklaration 
von 1902 betr, Anderung des Gesetzes über 
die öffentliche Krankenptlege. 


Eneyklopädien. 


unterzogen, die früheren Veröffentlichungen, 
soweit die Urteile noch für die künftige 
Rechtsprechung von Bedeutung sind, neu zu- 
samenzustellen. Ohnehin sind einigeJahrgänge 
der Beiträge vergriffen. Die Zusammenstellung 
ı begreift zum Teil auch solche Urteile, welche 
sich auf Rechtssätze stützen, die aus dem frü- 
heren Rechte im wesentlichen unverändert 
in das neue Reichsrecht übernommen sind, 
oder welehe Ausführungen über das alte 
Recht enthalten, die zur richtigen Auffassung 
und Auslegung des neuen Rechtes beitragen 
können. 

Die Aufgabe erforderte nicht bloss einen 
grossen Fleiss, sondern auch tiefes Sachver- 
ständnis. Sie ist dem hochverdienten Herans- 
geber glänzend gelungen. Sein Werk ermög- 
licht es, die noch heute verwerthare ältere 
Praxis mihelos zu überblicken. Ausgezeich- 
nete Register erleichtern die Handhabung. 


Vielfach be- : 


2. Schmitt, $., kgl. Reg.-Rat im Justiz- 
ministerium, Bayerische Justizgesetze 
Sammlgz. v. Landesgesetzen für die 
Rechtspflege nach dem Stande der Zeit 
des Inkrafttretens des B.-G.-B. 3. Ltg. 
gr. 8°. (8. %57—984,) München 1103 
(J. Schweitzer Verlag) 1.60 


Nach längerer Pause führt die dritte Lie 
ferung das Werk bis zum ‚Jahre 1868 fort. 
Sie enthält insbesondere die Wassergesetze, 
' die Ablösungsgesetze und das Heimatgesetz. 
Es wäre sehr zu wünschen, dass diese in 
ihrer Zuverlässigkeit und Vollständigkeit 
den bayerischen Juristen geradezu unent- 
behrliche Sammlung bald vollendet wird. 


a eh e.. 
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Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche ' 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründetv.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. | 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1908 
Nr.1. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Das erste Heft des Jahrganges 103 ent- 
hält: Zum kfinftigen Gesetz „über die Ver- 


waltung der Einnahmen und Ausgaben des 


Deutschen Reichs“, von W. Thrän, Geh. 
Oberregierungsrat und vortragendem Rat bei 
dem Rechnungshofe des Deutschen Reichs 
in Potsdam. (Fortsetzung folgt) — Die 
Regelung des gewerbsmässigen Arbeitsnach- 
weises in den grösseren deutschen Bundes- 
staaten, von Dr. Heinrich Schanz in Würz- 
burg. — Die Abschreibungen und ihre Zu- 
lässigkeit als Einkommensabzüge nach dem 
preussischen und dem hessischen Einkommen- 
steuergesetze, von Dr. Rudolf Blum, Vor- 
sitzender der Veranlagungskommission zu 
Östhofen. — Staat und Recht {Versuche ſher 
allgemeines Staatsrecht, von Dr. A. Affolter 
in Solothurn. (Schluss folgt.) — Aus den Ge- 
setzesblättern. Miscellen: Kommission zur 
Reform des Strafprozesses. Aus den Jahres- 
berichten der deutschen Gewerbeaufsichts- 
beamten und Bergbehörden für das Jahr 1901. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1902. Nr. 38—47. Leipzig(Jüstel & Göttel) | 
vierteljährlich 9.— 

An grösseren Artikeln heben wir aus den 
vorliegenden Nummern folgende heraus, und 
zwar in Nr. 38: Die Kapitalsanlage-Ver- 
sicherung mit garantierter 4 prozentiger Ver- 
zinsung der New-Vork, von Dr. Öster- 
Mannheim: Nr. 39: Die Haftung für Anuto- 
mobile; Die österr. -ungarischen und die 
schweizerischen Unfall-Versichernngs-Gesell- 
schaften im Jahre 1901; Nr. 40: Der Kongress ı 
für internationales Seerecht (Fortsetzung in 
Nr. 40); Die ausländischen Versicherungs- 
Gesellschaften in Österreich im Jahre 1901; 
Nr, 41: Gründungsfonds; Nr. 42: Ameri- 
kanische Versicherungs - Gesellschaften im 
Reich; Hauptbevollmächtigte ausländischer | 
Versicherungsunternehmungen; Versicherung | 
durch Zeitungsabonnement ; Nr. 43: Die Kodi- 
fikation des Versicherungsvertragsrechts und 
die öffentlichen Versicherungsanstalten ; Über 
Fenerversicherungsstatistik; Nr. 44: Nr. 4 
der „Veröffentlichungen“ des K.A. f. P.-V.; 
Svenska Lifförsäkrings bolaget zu Stockholm | 
(Versicherung minderwertiger Leben); Nr. 45: 
Zur Konzessionierungspraxis des K.A. f. P.-V.; 
Die Entwicklung der Lebensversicherung in 
Deutschland im Jahre 1901; Nr. 46: Zur 





Aufsichtstätigkeit des K.A. f. P.-V.; Nr. 47: nungen, Vollzugsvorschriften u 8. 


Zum & 10 Abs. 1 des Pr. V.-G. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1902. Nr. 30—32. Hoch 4°. Berlin (Vlg. 

d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
—— : Welche Rechte gewährt 
die reichsg®setzliche Unfallversicherung den 
arbeitenden Klassen ? (Klein). Rentenstellen 
(Seelmann). Die Quittungskarte und ihre 


: Aufbewahrung (BRothholz). Das Gesinde und 
‚ die Novelle zum Kr.-V.-G. (Fuld). Zur Begut- 


achtung der Ansprüche auf Invalidenrente 
durch die unteren Verwaltungsbehörden /Ba- 
zille). Zu der Erstreckung der Anwendung 
der reichsgesetzlichen Krankenversichernngs- 
pflicht auf sog. Gelegenheitsarbeiten. — Ver- 
waltung und Rechtsprechung, Mitteilungen, 
Beantwortung von Anfragen. 


4. Archiv für katholisches Kirchenrecht. 
82. Bd. 2.—3. Quart.-Heft. gr. 8°. Mainz 
(Franz Kirchheim) pro Bd. 10.— 
Das zweite Heft ist gesondert paginiert 

und bildet mit seinen 515 Seiten schon für 


‚sich allein einen ansehnlichen Band unter 


dem Titel: „Der sog. Toleranzantrag 
oder Gesetzentwurf über die Freiheit der 
Religionstibung im Deutschen Reiche, ent- 
haltend die betr. Reichstags- und Kom- 
missionsverhandlungen nebst einer Zusammen- 
stellung der bestehenden Reichs-, Bundes— 
und Landesgesetzgebung in Deutschland, 
herausgegeben von Dr. Franz Heiner“. Es 
ist höchst dankenswert, dass dieses ebenso 


‘reiche als interessante Material, insbesondere 


die bezeichnete — ————— welche 
von den Abgeordneten Gröber und Dr. Pichler 
für den Reichstag hergestellt wurde, in so 
handlicher Form dargeboten ist, 

Das dritte Heft enthält die Abhandlungen 
bezw. Fortsetzung oder Schluss der Abhand- 
lungen: Geschichte und Organisation der 
Pachomianischen Klöster im 4. Jahrhundert 
(Schiwietz). Die katholische Autonomie in 
Ungarn (Günther), Die Entwicklung des 
Parochialsystems bis zum Ende der Karolinger- 
zeit (Zorell), Der kanonische Gehorsam 
(Schneider). Der kirchenrechtliche Inhalt 
der bundesstaatlichen Ausführungsgesetze 
zum B.-G.-B. (Geiger). Kirchliche und staat- 
liche Aktenstücke und Entscheidungen. Mit- 
teilungen. Literatur. 


5. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k, 
Handelsministerium. II. Jahrg. (1902). 
1. Legislativer Teil. Nr. 3. Wien (Manz) 

jährlich 20.— 

Die vorliegende Lieferung bringt den 
Text von Staatsverträgen, Konventionen, 
Übereinkommen, von (iesetzen, Verord- 
w. auf 
dem Gebiete des Handels-, Verkehrs- und 


— — —— — 
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Zollwesens, des Steuerwesens, der Pro- 


duktion, der Industrie, Gewerbe-, Handels- 
und Verkehrsförderung, des Patentwesens, 
Marken- und Musterschatzes, des Autorrechtes 
und verwandten Gebiete. Wir erwähnen 
daraus den österr. Tarif für Patentanwälte, 
das deutsche Schlachtvieh- und Fleischbeschau- | 
gesetz nebst den Ausführungsbestimmungen, 
die italienischen Gesetze über Abschaffung | 
der Verzehrungssteuer auf Mehlwaren, über 
sonstige Reformen bezügl. der Verzehrungs- 
steuern und die Reform der Besteuerung von | 
Schiesspulver und Explosivstoffen, das portu- 
giesische Gesetz über alkoholische Getränke, 
die russische Wechselordnung, das schweize- 
rische Bundesgesetz betr. die elektrischen 
Schwach- und Starkstromanlagen. 


6. Beiträge zur Auslegung des B.-6.-B. Her- 

ausgeg. von Proff. Dr. Franz Bernhöft u. 

Dr. Julius Binder. Heft2. 8°. (3.87—166) 

u. Heft 3. 8*. (8. 167—236\. Leipzig 

(A. Deichert'sche Verlagsbuchh. Nacht.) 

a 1.60 

In Heft 2 der Beiträge findet sich zu- 
nächst eine Fortsetzung der Abhandlung von 
Oberamtsrichter Bunsen „Die Rechtsprechung 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche im Jahre 1900“, 
welche die auf dem Gebiete des Sachenrechts 
ergangenen Entscheidungen darstellt. Hieran 
reiht sich eine längere Untersuchung von | 
Professor Dr. Binder über Prozessführung | 
und Verfügungsmacht (B -G.-B. $ 1380). 
Weiterhin bringt das Hert eine Fortsetzung 
der Übersicht über die Zeitschriften des 
Jahrgangs 1W00 von Professor Dr. Binder, 
die sich auf das Sachen- und Familienrecht 
erstreckt. Im Sprechsaale ist eine Lösung | 
der in Heft 1 Nr. 6—14 zur Diskussion ge: 
stellten Aufgaben enthalten sowie ein weiterer 
Fall aus der Praxis besprochen. 

Das dritte Heft eröffnet ein Aufsatz 
von Landgerichtsrat Dr. Rönnberg „Den 
Anspruch des Dienstverpflichteten auf Ent- 
schädigung für Zeitversäumnis nach dem 5 2 
der Gebührenordnung für Zeugen und Sach- 
verständige“. In einer weiteren Abhandlung 
über die Rechtsprechung zum B.-G.-B. in den 
Jahren 1900 und 1901 bespricht Oberamts- 
richter Bunsen die auf dem Gebiete des 
Familienrechts ergangenen Entscheidungen. 
Sodann enthält das Heft eine Abhandlung 
von Professor Dr. Bernhöft, welche sich zur 
Frage (er Haftpflicht äussert. Der Sprech- 
saal bringt eine Lösung der in Heft 1 Nr. 
1—5 gestellten Aufgaben und stellt einen 
weiteren Fall zur Diskussion. Sch, 


7. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 3/5. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.— 
Heft 3: Welcher Dialekt der Evhesprache 

verdient zur Schrift- und Verkehrssprache in 
Evheland (Togo) erhoben zu werden? von 


nn 
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W, Schmidt; Von der Westküste unserer ost- 
afrikanischen Kolonie, II, von Dr. Rich. 
Kandt (Fortsetzung in Heft 4); Koloniale 
Anleihen, von Dr. Herm. Hesse; Die recht- 
liche Stellung der Bastards in Deutach-Süd- 
westafrika, von Gentz-Windhuck; Die wirt- 
schaftliche Entwickelung Samoas, I, von 
Dr. Reinecke (Fortsetzung in Heft 4 n. 5); 
Heft 4: Schriftreform in China und Japan 
und ihr Einfluss auf die kulturelle Entwicke- 
lung Östasiens, von A. Seidel ; Gibt es eine 
unmittelbare Reichsangehörigkeit?von Herm. 
Hesse (Fortsetzung in Heft 5); Heft 5: Die 
Örganisation von Eritrea, von Öberltn. Bayer; 
Auf der Reise nach Saypan (Mariannen), 
Tagebuchblätter, von Hans Schreder. 


8. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
X. Band. Nr. 15—16. München (C.H. Beck) 
jährlich 6.— 
Von den vorliegenden zwei Doppelnum- 
mern enthält die erste einen Artikel: Noch 
ein Nachteil für die Rentamtmänner; ausser- 
dem eine zerichtliche Entscheidung in Erb- 
schaftssteuersachen und andere gerichtliche 
Entscheidungen. Die zweite bringt einen 
Artikel: Rechtsverhältnisse des öffentlichen 
Rechtes, sowie Entscheidungen aus dem Ge 
biete der Reichsstempelabgaben, der Erb- 
schaftsstener, der Personalsteuer und de 
Gebühren wesens, 


9. Blätter für Genossenschaftswesen. 1%02. 
Nr. 39—46. Berlin (J. Guttentag) 
halbjährlich 3.— 
Aus den vorliegenden Nummern heben 
wir folgende Artikel hervor und zwar in 
Nr. 39: Die Besprechung auf dem 43. Allgem. 
Genossenschaftstag in Kreuznach, betr. die 
Deutsche Genossenschaftsbank von Sörgel, 
Parisius & Co.; Die 2. Generalversammlung 
der DeutschenGenossenschaftsbank von Sörgel, 
Parisius & Co., von H. Jäger; Der Rabatt- 
verein als Erzieher, von M. May; Mittei- 
lungen über die Verbandstage des Jahres 
1902 (Fortsetzung in Nr. 41); Nr. 40: Lese- 
früchte, von Fr. Pr.; Anfechtung im Kon- 
kurs; Nr. 41: Der engere Ausschuss (des All- 
gem. Genossenschaftaverbandes) von Fr. Pr.: 
Der Gesamt-Ausschuss (desselben), von Fr.Pr.; 
Theorie und Praxis, von Dr. Alberti; Revi- 
sionsangelegenheiten, von Wm. F.; Nr. 42: 
Die eingetragenen Gienossenschaften in Berlin 
und dessen Vororten, von H. Jäger; Tätig- 
keit der Handwerkskammern auf dem Gebiete 
des Genossenschaftswesens (Schlass in Nr. 45): 
Zur Einriehtung von Bibliotheken bei Ge- 
nossenschaften ; Nr. 44: Die Besprechung der 
Verbandsrevisoren auf dem 43. Allg. Genossen- 
schaftstag in Kreuznach, von H. Jäger; Zu 


dem Ausschluss von Konsumvereinen anf dem 


Kreuznacher Genossenschaftstag; Nr. 45: 
Resultate der Statistik bez. der von 1165 
Genossenschaften des Allg. Verbandes i.J. 1900 


2) 


gezahlten Steuern; Nr. 46: Vorschuss oder 
Kontokorrentkredit, von Win. F'.; F. W. Raiff- | 
eisen; Zum internationalen Genossenschafts- 


kongress; Ueber die beste Methode des dop- 
pelten Systems von H. Jäger; Buchführung, 
von Verbandsrevisor Michlmann. 


und Anhalt. Der ganzen Folge 49. Bd. 
4. H. 8°. Jena (Hermann Pohle) 
pro Band 10.— 


Das vierte Heft enthält namentlich: von 
Ketelhodt, Die Frau als Gemeindewaisenrat. 
— Simon, Örtliches und zeitliches Anwen- 
dungszgebiet des Meiningischen und Cobur- 
gischen Ehegüterrechtsgesetzes. — Blomeyer, 
Aus dem I, Civilsenat: Gerichtszuständigkeit 
für das Nachverfahren des $ 600 C. P. O. — 
Kein Klagerecht des einzelnen Gesellschafters 
auf Amtsenthebung des Geschäftsführers einer 
Gesellschaft m. b. H. — Zu $ 1632 D.-G.-B. 
— Zu $ 1353 B.-G.-B. — von Brüger, Aus 
dem Strafsenat: Zustellung des nach $ 4 
Abs. 2 des Reichsgesetzes vom 20. Mai 1898 
gefassten Gerichtsbeschlusses. — Stichling, 
Entscheidungen in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts: 
Berechnung der Gerichtskosten für Uber- 
eignung eines mit einem Apothekerprivi- 
legium verkauften Hauses. — Kinner, Erb- 
recht der Brautkinder, Rechtsgültigkeit eines 
Verlöbnisses nach Anhaltischem Recht. — 
Wirkung der Zurücknahme des Zahlungs- 
befehls durch den Gläubiger. — Rechts- 
wirksamkeit des Pfündungsbeschlusses und 
der Überweisung zur Einziehung. — Helm- 
rich. Bevölkerungsnachweis in den Thürin- 
gischen Staaten. 


11. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
u. Notariat, herausgegeben von Ober- 
landesgerichtsrat Dr. A. Lobe. 1903. 
Nr. 1—9. Leipzig (Dieterich'sche Ver- 
lagsbuchh.) pro Jahrgang 15.— 
Die Nummern enthalten folgende Ab- 

handlungen: Die Bekanntmachung der ge- 

richtlichen Verfügungen im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Von Oberlandes- 
gerichtsrat Dr. Werle in Darmstadt. — Die 

Grundstückszusammenlegung in Preussen. 

Von Landgerichtsrat Spiess in Halle a. S. 

Streifzüge ins Gebiet des Zwangsver- 

steigerungszesetzes. Von Oberlandesgerichts- 

rat Reinhard in Dresden, — Der Nachlass- 

richter hat formell ungültige Testamente u. 

Erbverträge nicht zu eröffnen; ihr Inhalt 

ist dagegen grundsätzlich für die Frage der 

Eröffnung gleichgültig. Zu $$ 2260 ff., 2273, 

2252 ff. B.-G.-B.; 36 G.-O.; 107 Abs. 2, F- 

G.-G. Von Amtsrichter Goslich in Hamburg. 

— Unterhalt eines unehelichen Kindes und 


Annahme an Kindesstatt. Von Landrichter : 


E. Dronke in Köln. — Die Grundstücks- 
zusammenlegung in Preussen. Von Land- 


ı Nassauischen Rechts) zustehen ? 
10. Blätter für Rechtspflege in Thüringen | 
‚gut der fortgesetzten Gütergemeinschaft? 
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gerichtsrat Spiess in Halle a. S. — Erstreckt 
sich die Verzeichnispflicht des $ 1640 B -G.-B. 
auch auf solches Vermögen, woran dem 
überlebenden Elternteile nach Partikularrecht 
oder letztwilliger Verfügung lebenslänglich 
Niessbrauch und Verwaltung (Leibzucht des 
Erstreckt 
sich die Verzeichnispflicht auf das Gesamt- 


Entziehung der Verwaltung in diesen Fällen 
und andere Zwangsmittel. Von Justizrat 


Schenk in Wiesbaden. — Greift bei Erneue- 


rung einer im Hpypothekenregister einge- 


'schriebenen gerichtlich. Hypothek (Art. 2123 


Code eivil) — durch Eintragung in das 
Grundbuch — nunmehr die Vorschrift des 
—— Abs. 2 C.-P.-O. Platz? Von Amtsrichter 

. Iwand in Mühlhausen. — Fürsorgeer- 


ziehung und Kammergericht. Von Amts- 


richter Altona in Kiel. — Der preussische 


Vormundschaftsrichter und das Fürsorge- 
erziehungsgesetz vom 2. Juli 1900. Von 
Landrichter Dr. Winter in Meseritz. — Vater, 
Waisenrat, Vormundschaftsrichter. Von Amts- 
gerichtsrat Zaue in Leobschütz. — Der Nach- 
weis der obervormundschaftlichen Genehmi- 
—— Grundbuchverkehr. Von Amtsrichter 

r. Schultheis in Amöneburg (Bz. Cassel), — 
Die vormundschaftsgerichtlicheGenehmigung, 
deren Erklärung gegenüber dem Vormund 
und Wirksamkeit gegenüber dem Dritten. 
($ 1828 ff. B.-G.-B., 8 55 ff. F..G) Von Amts- 
richter Dr. F. Schmid in Jena. — Findet bei 
gerichtlichen Auseinandersetzungen von Mit- 


. erben, deren Erblasser vor dem 1. Januar 


1900 verstorben ist, das Reichsgesetz über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit Anwendung’? 
Ein Beitrag zu verschiedenen Übergangs- 
fragen. Von Rechtsanwalt Dr. Max Wolff 
in Lissa. — Die Form der rechtsgeschäft- 
lichen Beurkundungen im anhängigen Ver- 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit Von 
Rechtsanwalt Dr. Eugen Josef in Freiburg 
im Breisgau. — Die Zustellung der gericht- 
lichen Verfügungen im Verfahren der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. Von Oberjustizrat 
Dr. Frese in Meissen. — Das Beschwerde- 
recht in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Von Landrichter du Chesne 
in Leipzig. — Ist nach B.-G.-B. die Güter- 
trennung ein besonderer ehelicher Güterstand ? 
Wann begründen Bestimmungen eines Ehe- 
vertrags Gütertrennung, wann einen vertrag- 
lichen Güterstand? Inwieweit sind Bestim- 
mungen des Ehevertrags der Eintragung in 
das Güterrechtsregister fähig und bedürftig? 
Von Amtsrichter Metzges in Elberfeld. 


12. Deutschland, Monatschrift für die ge- 
samte Kultur. Nr.2. Lex.-8°. Berlin 

(C. A. Schwetschke & Sohn) 
vierteljährlich 6.— 
Unser Gebiet berühren: Der Volksschul- 
lehrer auf der Universität Rehmke). Probleme 
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des Verbrechens und der Strafe Tönnies). Das 
deutsche Volkstum in seiner Bedeutung für 
Deutschlands Wirtschaftsleben (Sombart). 
Streiflichter (Graf von Hoensbroech). 


13. Dokumente des Sozialismus, Bd. II. H. 13. 
Berlin (Verlag der sozialist. Monatshefte) 
einzeln 1.25; vierteljährlich 3.75 

I. Kritische Bibliographie des Sozialismus; 

II. Aus der Geschichte des Sozialismus: Rudolf 
Virchow und der Sozialismus, eine Reminis- 
zenz aus den Jahren 1848—49; Der Zusammen- 
hang der Dichtungen des Aristophanes mit den 
sozialen Ideen seiner Zeit; Thesen G. Sorels 
zur materialistischen Geschichtsauffassung ; 
II. Urkunden des Sozialismus: Urkunden 


aus der Arbeiterbewegung der Jahre 1848 


—4%; Resolutionen der Konferenz sozialisti- 
scher Frauen; IV. Der Sozialismus in den 
Zeitschriften; V. Anfragen und Nachweise; 
VI. Notizen. 


14. Eisenbahnrechtliche Entscheidungen und 
Abhandlungen. XIX.Bd. 1.H. Breslau 
(J. U. Kern's Vlg.) pro Band 10.— 


Abhandlungen: Zusammenstellung und 
Befugnisse der preussischen Bezirkseisenbahn- 
räte (Dove). Die Eisenbahnhaftpflicht ((oer- 
mann). Das Verschulden bei Eisenbahn- 
unfällen e Weber). Zur Frage a) der Rechts- 
stellung der Eisenbahn - Gepäckträger b) 
der Haftpflicht der Schlafwagengesellschaft 
ı Reindl). — Entscheidungen in 65 Nummern, 
Literatur, Gesetzgebung. 


15. Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- 
setzgebung der Verwaltung. Bd. 25. 

H. 1/2. Leipzig (Rossberg'sche Verlags- 
buchhandlung) pro Band 8.— 
Abhandlung: Das Enteignungsgesetz für 
das Königreich Sachsen vom 24. Juni 1902 
(Schelcher). — Verordnungen und Entschei- 
dungen sächsischerVerwaltungsbehörden. Ent- 
scheidungen bürgerlicher Gerichte. Literatur. 


16. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVII. Jahrg. 1902. H. 20—21, 
Dresden (E. Pierson) jährlich 16.— 


Unser Gebiet beriihren die Artikel: Volks- 
ernährung (May). Über die politische Lage 
in Österreich-Ungarn (Herbatschek). 
wider Trust! Zur Währungsfrage (Küster). 
Über den Selbstmord /Seiling). 


17. Gewerbe -Archiv. II. Bd. 1.H. Berlin 
(Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 12.— 


Das Gewerbearchiv, das mit seinem ersten 
Bande sich so gut eingeführt hat, bringt in 
dem vorliegenden ersten Hefte des II. Bandes 


wieder eine Fülle von Erlassen und Erkennt- 


nissen zur Gewerbeordnung, sowie einige Ent- 


‚Zanzibar, Bahia Blanca, Barranquilla, Val- 


Trust 
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scheidungen zum Gewerbegerichtsgesetz und 
zum Gesetz über unlauteren Wettbewerb. 
Den Schluss bilden Bücherbesprechungen. 


18. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 

amt d. Innern. 1902. September- u. 
Öktoberheft. Berlin (Mittler & Sohn‘ 
jährlich 12 Hefte 18.— 

Im gesetzgeberischen Teil des September- 
heftes finden sich zahlreiche Mitteilungen 
über Gesetze und Verordnungen auf dem 
Gebiete des Zoll- und Handelswesens, unter 
denen besonders der britische Zolltarif nach 
dem Stande vom 1. August d. J. hervorge- 
hoben werden soll. Der statistische Teil ent- 
hält u. a. eine Statistik des Eisenverbrauchs 
im deutschen Reich I[861—1901, sowie des 
Aussenhandels Oesterreich-Ungarns i. J. 1:01. | 
Dem Hefte sind Handelsberichte der Kaiserl. | 
Konsuln aus Schweden, Formosa, Linga 
(Persien), Macao, Saiyon, Tschifu, San Juan 
(Porto Rico) und Auckland beigegeben. Der 
Gesetzgebungsteil des Oktoberheftes enthält 
u.a. die Zolltarife der Dominikanischen Re- 
publik sowie von Antiqua und den Bahamas. 
Aus den statistischen Mitteilungen sind her- 
vorzuheben das vorläufige Ergebnisdes Aussen- 
handels der Vereinigten Staaten von Amerika 
für das verflossene Fiskaljahr, Hamburgs 
Handel und Schiffahrt i. J. 1901, Bergbau 
und Hüttenindustrie Frankreichs und Al- 
geriens i. J. 1900, der Aussenhandel Gros- 
britanniens j. J. 1901 und der Aussenhandel 
Siams i. J. 1901. Besonders umfangreich sind 
in diesem Hefte die Jahresberichte der Kaiserl. 
Konsuln. Es liegen vor die Jahresberichte 
aus Norwegen (Aalesund, Bergen, Uhristian- 
sand, Christiansund, Drammen, Frederiks- 
stad, Hammerfest, Kragerö, Moss, Namsos, 
Stavanger, Tönsberg, Vardö\, Bari, Björne- 
borg, Kopenhagen (Dänemarks Handel und 
Schiffahrt), Dover, Genf, Gloucester, Hangö, 
Jerez de la Frontera, Kotka, La Valette | 
(Malta), Nyborg, Odessa, Palermo, Plymouth, 
Randers, Tarragona, Uleaborg, Bahrein, 
Buschär, Caleutta, Hongkong, Moulmein, 
Padang, Wutschau, Beira, Mogador, Mozan- 
bique, Saffi, Kairo (Handel und wirtschaft 
liche Lage des Sudans), Tanger, Tunis, 





paraiso (Chiles Finanzen, Industrie, Handel, 
Landwirtschaft und Verkehr), Ciudad Bolivar, 
Concepeion (Chile), Halifax, Monterey (Mexiko), 
New-York, Paramaribo (Surinam), Santa Elena, 
Santiago de Chile, Tapachula (Mexiko, Leruka 
(Fidschi-Inseln), Dunedin (Neuseeland) u.a. m., 
ferner Berichte der Kaiserlichen Konsulate 
in Bradford (Lage der Industrie im West- 
Riding von Yorkshire 1901), Konstantinopel 
(Entwickelung des Verkehrs und der Schiff- 
fahrtsbewegungen im Jahre 1901), Montreal 
(Bergwerksindustrie Canadas in den Jahren 
1900 und 1901). 
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19, Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 39—46. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- | 
Museums) halbjährlich 8.— | 


Die vorliegenden Hefte bringen folgende 
grössere Artikel und zwar Nr. 39: Das Kartell- 
problem auf dem 26. deutschen Juristentage; | 
Nr. 40: Der gegenwärtige Stand der Zoll- 
tariffrage im Deutschen Reiche; Die Frage 
der Erneuerung der Handelsverträge in Italien; : 
Nr. 41: Die Düsseldorfer Industrie. und Ge- 
werbeausstellung ; Nr. 42: Heimische Fleisch- 
versorgung und Export (Forts. in Nr. 43); 
Die Herabsetzung der Transvaalzölle; Nr. 44: 
Der neue schweizerische Zolltarif; Der inter- 
nationale Schiffahrtskongress in Düsseldorf; | 
Nr. 45: Handlungsreisende und Agenten, I; | 
Italienische Exportförderung; Nr. 46: Mari- 
time Reformen. In fast allen Nummern finden 
sich kleinere Mitteilungen über die Zolltarif- | 
reform im Deutschen Reiche und in allen 
sind zahlreiche Notizen aus dem Gebiete der 
Handelspolitik, der Industrie und Landwirt- 
schaft, des Verkehrswesens u. s. w. enthalten. | 





20. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
38—46. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1.50 
In den vorliegenden Nummern sind fol- 
gende grössere Artikel enthalten und zwar 
in Nr. 38: Fünfzig Jahre Diskontogesellschaft | 
(Schluss in Nr. 39): Streiks und Aussperrungen 
(Schluss); Vorschriften für Handelsreisende 
im Auslande (Schluss); Deutschlands Aussen- 
handel im Jahre 1901: Nr. 39: Kartellgesetz- 
gebung; Erster Allgemeiner Deutscher Ban- | 
kiertag zu Frankfurt a. M. (Fortsetzungen in 
Nr. 40—44); Nr. 40: Die Landwirtschaft in 
Bayern 1%1 (Fortsetzung in Nr. 41 und 42); 
Nr. 41: Die Kartellfrage auf dem Juristen- | 
tage, von Dr. Fuld-Mainz; Nr. 42: Die Auf- 
rechnung des Kontingentswertes; Nr. 43: | 
Eisenbahnverstaatlichung in Preussen; Be- 
sichtigung deutscher Industriebetriebe durch 
Ausländer; Nr. 44: Die neue Ernte in Brot- 
getreide und deren Verwendung; Deutsch- 
lands Aussenhandel in den neun Monaten 
Januar bis September 1902; Nr. 45: Die 
Bierbrauerei in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika; Handel und Industrie der 
Schweiz; Nr.46: Auskünfte in Zolltarifsachen;; 
Volkswirtschaftliches aus dem Mikadoreich, 
von Leop. Katscher-Wien; Das Wachstum 
der Fabrikorte in Oberfranken. 


21. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 26. Jahrg. 
4. Heft. gr. 8°. (XI, 404 S). Leipzig 
(Duncker & Humblot) 10.— 
Das vorliegende 4. Heft bringt folgende | 

grössere Aufsätze: Ich und Welt in der 

Geschichte, von Kurt Breysig; Die ameri- 

kanischen Law schools und die Reform des 

Rechtaunterrichts in Preussen, von Heinr. | 


ı wissenschaft. 
‚ verwaltungsgerichtsrat, Interesse und Bür- 


‚ staat 
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Wäntig; Eine theoretische Begründung der 
Berufs- und Gewerbezählungen, von Karl 
Seutemann; Die Überwachung der Renten- 
empfänger, von H. v. Frankenberg; Geschichte 
des Bettelwesens, von Olshausen; Zur Ober- 
lehrerfrage, von Franz Eulenburg; Land- 
wirtschaft und Kolonisation im spanischen 


'Sitdamerika, II, von €, Ballod; Zur Frage 


der städtischen Selbstverwaltung, mit be- 
sonderer Beziehung auf die englische Lokal- 
verwaltung und ihre neueste literarische Be- 
handlung, von E. Münsterberg; Der Schiff- 
bau Deutschlands und seiner Konkurrenz- 
länder, von J. Fritz; Deutschland am Scheide- 
wege, eine Entgegnung, von L. Pohle. 


22. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1902. Berlin 

(0. Liebmann) vierteljährlich 3.50 

Die Nr. 22 enthält folgende Aufsätze: 
Schwann, Dr., Chamberlain und die Rechts- 
— Schultzenstein, Dr., Ober- 
gerliches Gesetzbuch. — Mitteistaedt, Dr., 
Rechtsanwalt, Kollision zwischen Untreue 
und Verschleierung. — Schiffer, Landgerichts- 
rat, Die Reform des amtsgerichtlichen Ver- 


'fahrens. Eine sozialpolitische Notwendigkeit. 


— Kade, Landgerichtsrat, Die Gehaltsver- 
hältnisse der Richter und der Staatsanwälte 
in Preussen. — Goldstein, Dr., Das Schicksal 
des Reservefonds im Konkurse der Aktien- 
gesellschaft. — Brückmann, Referendar, Die 
Frage nach dem Rechtsmittelverzicht. — 
Fraenkel, Dr., Apotheker, Apotheker-Privi- 
legium und Enteignung. — Appelius, Landes- 
rat, Sind die in Invalidenrentensachen von 


‚den Feststellungsinstanzen getroffenen Ent- 


scheidungen für die ordentlichen Gerichte 
bindend ?— Prange, Dr., Real- und Beschlag- 
nahme-Glänbiger und die Feuerversicherung 
eines Grundstücks. — Schultze-Görlitz, Refe- 


' rendar, Eidesleistung zu Ungunsten des Eides- 


pflichtigen. 


23. Monatshefte, sozialistische. 1902. Nr. 10 


u. 11. Berlin (Administration der Soz. 
Monatshefte) äa Heft —.50 
Nr. 10: Dr. E. David, Das Gericht in 


München; Dr. Leo Arens, Die Beteiligung 


an den preussischen Landtagswahlen; Wolfg. 


Heine, Eine Frage der parlamentarischen 
Arbeitsweise; A. v. Elm, Freisinnige Mittel- 
standspolitik im Allg. Genossenschaftsver- 
band; Dr. Hugo Lindemann, Der Polizei- 
in der Kommnnalverwaltung; Lily 
Braun, Die Frauenfrage auf dem Münchener 
Parteitag; P. Löbe, Volksbildungsversuche 
durch Arbeitervereine in Schlesien; Fanny 
Imle, Die Ergebnisse der gewerkschaftlichen 
Arbeitslosenunterstützung; Dr. Ign. Zadek, 
Auch ein Beitrag zur Alkoholfrage; Nr. 15: 
P. Umbreit, Der gegenwärtige Stand des 
Problems der Arbeitslosenversicherung; £. 
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Bernstein, Parteien und Klassen ; Heinr. Paul, 
Die sozialdemokratische Presse und das Ge- 
nossenschaftswesen ; Dr. Kasimir vo. Keller- 


Krauz, Comtismus und Marxismus; Fr. 
Hertz, Moderne Rassetheorien; Zudw. Radolf, 
Die Aufgaben der Arbeitersekretariate und 
des Zentralarbeitersekretariats; Ria Claassen, 
Nicarda Ruch; Dr. Rud Wlassak, Trinker- 
behandlung und Delirium. 


24. Recht, Das. 1902. Nr. 20—21. Hannover 


(Helwingsche Verlagsb.) 
vierteljährlich 3.- 
Die Nummern enthalten abgesehen von 


Entscheidungen und Besprechungen: lleber 


Gebühren, besonders Kurtaxen. (Geh. und 
Oberbergrat, Univ.-Prof. Dr. Ad. Arndt, 
Königsberg). — Zurücknahme des Einspruchs 
und des Antrags auf gerichtliche Entschei- 
dung. (Zur Auslegung der 88 451, 456 
Abs. 2 u. 462 Abs. 2 Str.-P.-O.). (Amtsgerichts- 
rat Dr. Ginsberg, Dresden.) — Wann ist im 


Civilprozess die Behauptung einer Partei, | 


dass der (iegner durch Leistung eines Partei- 
Eides sich einer Verletzung der Eidespflicht 
schuldig gemacht habe, zulässig, und wie 
gestaltet sich alsdann das weitere Verfahren ? 


(Schluss.) (Landgerichtsdirektor Blanckmei- | 
ster, Graudenz.) — Berliner Anwaltsverein. 


(Rechtsanwalt Dr, Korn, Berlin.) — Das 
angeblich neutrale Gebiet von Moresnet und 
sein Recht (Geh, Justizrat, Landgerichts- 
direktor Fr. Crünert, Halle.) — Die preussi- 
sche Gerichtsvollzieherordnung. — Hat das 
Vollstreckungsgericht im Falle des $ 143 
Zw.V.-G. die Eintragung von Sicherungs- 
hypotheken für die Forderung des Erstehers, 
soweit das Bargebot nicht berichtigt wird, 
von Amts wegen zu veranlassen? (Geh, Rer.- 
Rat Dr. J. Krech, Berlin.) — Eine ewige 
Pflegschaft. (Rechtspraktikant Hans Kastner, 
München.) — Die Widerklage aus dem Recht 
im Besitzprozess. (Landgerichtsrat Hussong, 
Deggendorf.) — Genügt bei Einlegung des 


Einspruchs gegen ein Versäumnisurteil die | 


Ladung zur mündlichen Verhandlung „über 
den Einspruch“ oder muss ausdrücklich zur 
mündlichen Verhandlung „über die Haupt- 
sache“ geladen werden? (Landrichter Brog- 
sitter, Elberfeld.) — Das Jus primae noectis. 
(Oberlandesgerichtsrat Wilutzky, 
Darf sich der Verteidiger während 
der Hauptverhandlung mit seinem Klienten 
unterhalten? (Geheimrat Dr. v. Bomhard, 
Reichsgerichtssenatspräsident a. D, Mün- 
chen.) — Die Voraussetzungen für die Zu- 
lässigkeit der Verbindung der Sachen und 
das regelmässige Verfahren. (88 18 u. 63 
Zw.-V.-G.). ———————— aD, 
Geh. Ober-Justizrat /. Günther, Yriedenan- 
Berlin.) — Wann ist im Civilprozess die 
Behauptung einer Partei, dass der Gegner 
durch Leistung eines Partei-Eides sich einer 
Verletzung der Eidespflicht schuldig gemacht 


Breslau.) 
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habe, zulässig, und wie gestaltet sich alsdaun 
das weitere Verfahren ? (Landgerichtsdirektor 
Blanckmeister, Graudenz) — Verbilligung 
der Rechtspflege — Statistische Mitteilungen 
über die preussischen Justizbeamten. 
Schliesst die staatliche Unfallrente die civil- 
'rechtlichen Entschädigungsansprüche der 
Hinterbliebenen gegen den Betriebsunter- 
nehmer aus? — Besteht eine Rügepflicht bei 
| einseitigen Handelsgeschäften ? (Oberlandes- 
gerichtsrat Schönfeld, Breslau.) — Verteilung 
der Beweislast beim Verluste einer Geld- 
' sendung. (Privatdozent Dr. jur. Ludwig Beer. 
| Leipzig.) — Darf eine Prostituierte in dem 
Strafverfahren gegen ihren Zuhälter (8 1814 
R.-Str.-G.-B.) als Zeugin beeidigt werden? 
‚(Rechtspraktikant Hans Schneickert, Mün- 
chen.) — Sicherung des Anfechtungsberech- 
tigten im Falle einer Grundstücksveräusse- 
rung gegen Verfügungen des Erwerbers. 
(Rechtsanwalt Bendir, Breslau.) 


25. Standesamt, Das. I. Jahrgang, 1902, 
Nr. 13—21. Meiderich am Niederrhein 
(Arthur Heiland) jährlich 5.— 
Abhandlungen: Die Voraussetzungen der 

Anfechtbarkeit der Ehe nach $$ 1333 und 

1334 B.-G.-B. Die Bedeutung der Rückver- 

weisung in Art. 27 Einf.-Ges z. B.-G.-B. 

Grenzen für die Pflicht des Standesbeamten 

zur Eintragung der Anerkennung eines un- 

ehelichen Kindes in das Geburtsrerister 

(sämtl. von Priester). Bestrafung falscher 

Angaben auf dem Standesamte (Schmidt), 

Das Beerdigungswesen in Verbindung mit 

dem Standesamt in Frankfurt a/M. ı Mülleri 

Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Entschei- 

dungen, Fragebeantwortungen, Mitteilungen 

etc. 





26. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 
| vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
4. Jahrg. Nr. 13—15. gr. 8°. Berlin 
(Wilh. Baensch) vierteljährlich 2.50 
Aus den vorliegenden Nummern heben 
‚wir folgende, unsere Leser interessierende 
Artikel hervor und zwar aus Nr. 13: Trübe 
Aussichten; Der deutsche Katholikentag in 
‚ Mannheim; Hundertfünfzig Millionen Detizit: 
Das bayerische Schulbedarfisgesetz vom 28. Juli 
1902, von H. Kuppert-Augsburg;; Zersetzung 
der französischen Armee, von Öberstltn.a D. 
| Fabrieius-Berlin; Das Personalwesen in der 
‚ Reichspost- und Telegraphenverwaltung ; Die 
‚deutsche Frau im Berufe, I, von Alice Salo- 
mon (Schluss in Nr. 14); Nr. 14: Die National- 
‚liberalen in Eisenach; Sozialdemokratie und 
ı Zentrum ; Deutsche Handelskammern im Ans- 
'lande, von Herm. Röder-Charlottenburg; Die 
industrielle Verwertung der Torfimoore, von 
M. Hess-Posen; Der erste allgem. deutsche 
Bankiertag, von 4. Wittner-Berlin; Vom In- 
dustrie- und Geldmarkt, von demselben: Die 
Auszahlung der Alters- und Invalidenbezüge 











an 
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durch die Post; Nr. 15: Eine Wenduusr; Das 
Deutschtum in Böhmen; Der parlamentarische 
Kampf um das bayerische Schnlbedarfsgesetz, 
von H. Ruppert-Augsburg; Der Kampf gegen 
den Alkoholismus, I, von Dr. A. Esche- 
Dresden. 


27. Veröffentlichungen des kais. Aufsichts- 


amtes für Privatversicherung, 1, Jahrg., 


Nr. 2—4. Hoch. 4". Berlin (J. Gutten- 
tag) jährlich 2,50 
Nr. 2 enthält eine Verordnung betr. die 
Beaufsicehtigung hessischer und bremischer 
privater Versicherungsunternehmungen, so- 
wie einige Beschlüsse und Entscheidungen 
der Senate; Nr. 3 bringt die Vorschriften 
über die Rechnungslegung der grösseren 
privaten Versicherangsunternehmungen ($ 55 
des Pr.-V.-G.); Nr. 4 eine Bekanntmachung, 
betr. die zur Beaufsichtigung priv. Versiche- 
rungsunternehmungen zuständigen Landes- 
behörden vom 29. Mai 1902; ferner Nach- 
weisungen der bis jetzt ernannten Haupt- 
bevollmächtigten ausländischer Unterneh- 
nungen und derjenigen ausländischen Unter- 
nehmungen, die seit 1. Januar 1902 keine 
neuen Versicherungsverträge mehr im Reichs- 
gebiete abschliessen, Mitteilungen über Zu- 
lassungen zum Geschäftsbetrieb, über Unter- 
sagungen derselben und über dieGenehmigung 
von Aenderungen des Geschäftsplans auslän- 
discher Unternehmungen durch den Herrn 
Reichskanzler, Beschlüsse und Entscheidungen 
der Senate, 


28. Zeitschrift für Arbeiter-Versicherung. 
XV. Jahrg, Nr. 9/10. Stuttgart (W. Kohl- 
hammer) jährlich 5.— 

Inhalt: Entscheidungen zur Kranken-, 

Unfall- und Invalidenversicherung. Kleine 


Mitteilungen, Literarisches, Beantwortung | 


von Anfragen. Anzeigen. 

29. Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. 
Schäfle und Dr. K. Biicher. 58. Jahrg. 
1902. 4. Heft. gr. $'. Tübingen (Laupp) 

pro Jahrgang 16.— 

I. Abhandlungen: Hirzel, Die verwaltungs- 
rechtliche Stellung des Mittelschulwesens in 
seinem Verhältnis zu Staat, Gemeinde und 


Kirche in Württemberg; Dr. Fr. Prinzing, ' 


Die Erkrankungshäufigkeit nach Beruf und 
Alter, II; Dr. @. Cassel, Der Ausgangspunkt 
der theoretischen Okonomie; Othmar Pfau, 
Die Lehre Stammlers vom sozialpsychelo- 
gischen Standpunkt aus betrachtet; Dr. 
Schäfle, Ein bedeutsamer Vorschlag zur 
Schlichtung des Nationalitätenstreites in 
Österreich. II. Miszellen: Dr. Schäffte, Ein 
nener Beitrag zur Lösung des Zinsproblems; 


Die Brüsseler Konvention vom 5. März 1902 
ı pflichtgesellschaften; Nr. 45: Die Metliode 


zur Aufhebung der Zuckerprämien. III. Li- 


teratur. 
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0. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
| stik. 38. Jahrg. 4. Lieferung Bern (A. 

Francke). 

Diese 4. Lieferung enthält einen interes- 

santen und eingehenden Artikel von Dr. J. 
Steiger über: Grundzüge des Finanzhaushalts 
der Kantone und Gemeinden (der demnächst 
auch in erweiterter Form als Buch erscheinen 
soll), eine Übersicht über die von der Stati- 
‚ stisch- volkswirtschaftlichen Gesellschaft zu 
Basel im Wintersemester 1901/02 veraustal- 
. teten Vorträge, einen Artikel von Ratschreiber 
J. J. Tobler-Herisau über: Finanzstatistik 
‚der Gemeinden von Appenzell und endlich: 
Statistische Notizen aus dem luzernischen 
Erziehungswesen 1876 — 1900, mitgeteilt vom 
‚ Erziehungsdepartement. 





31. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
Jahrg. 1902. Heft 10. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5.— 


Das Heft enthält: I. Sartorius Freih. von 
Waltershausen-Strassburg. Beiträge zur Be- 
urteilung einer wirtschaftlichen Föderation 
von Mitteleuropa, III; Dr. Orüger-Berlin, Die 
Entwicklung der Konsumvereine in Deutsch- 
land; Dr. A. Vierkandt-Berlin, Amerikanische 
‚ Rassefragen; Dr. Otto Prange-Berlin, Über 
Feuerversicherungsstatistik; II. Sozialpolitik; 
Die soziale Wohlfahrtspflege auf der Düssel- 
dorfer Ausstellung, von Dr. vw. Rohden- 
Düsseldorf; III. Miszellen, darunter: Die 
vierte Eisenbahnklasse, nach F. C. Huber; 
Geistiger Tiefstand der russischen Bauern, 
nach Gravelius: Zur amerikanischen Weizen- 
konkurrenz; Zur kleinasiatischen Weizenkon- 
kurrenz; Die Schwankungen der Welternte 
55 die Landesernten; Periodizität der 
Mods. 


32. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 38—46. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 


Aus dem sehr reichen, auf zahlreiche 
' Gebiete des Versicherungswesens sich er- 
streckenden Inhalt der vorliegenden Hefte 
| heben wir folgende Aufsätze und Mitteilungen 
hervor und zwar in Nr. 38: Internationaler 
Transport-Versicherungs- Verband; in Nr. 39 
inusser der Fortsetzung des Artikels von 
Nr. 38 einen Aufsatz über: Beseitigung der 
Haftung der Reeder für Kollisionsschäden; 
in Nr. 40: Transportversicherungs-Ergebnisse 
im Jahre 1901; Nr. 41: Die Höhe der Abgang»- 
vergütung der Lebensversicherung, von ** 
Goldschmidt-Gotha; Nr. 42: Kreditversiche- 
rung; Nr. 43; Altes und Neues über die 
Zillmer'sche Methode; Die deutschen Lebe ns- 
versicherungsgesellschaften im Jahre 1901 
(Fortsetzungen in Nr. 44 u. 46); Nr. 44: Be- 
denken geren die Neugrlindungen von Haft- 


der „ausreichenden Prämien“ in der Lebens- 
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versicherung; Fahrnisversicherung in Baden; 
Nr. 46: Feuerversicherungsgenossenschatt | 


deutscher Buchdrucker. | 


33. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
Wissenschaft. Bd. III. 1. Heft u. Erg.- 
Heft. gr. 5°. Berlin (E. 8. Mittler & Sohn) 

jährlich 9.— | 
I. Abhandlungen: Vorschläge zur Än- 
derung der gesetzlichen Vorschriften betr. die 

Haftung der Reeder (eine Erwiderung); Zur 

neueren Entwicklung der Unfall- und Haft- | 

pflicht- Versicherung, von Dr. Paul Hiestand- 

Zürich; Besteuerung der Versicherung in‘ 

England, von Dr. A. Manes-London; Die 

Statistik der Arbeitslosenversicherung, von 

H. Unger-Lankwitz; Die doppelte Gmp- 

pierung der Versicherungen für Berechnung | 

der Prämienreserve, von Dr. K. Diekmann- 

Stockholm ; II. Rechtsprechung: Die Aus- 

legung der Selbstmordklausel in der öster- 

reichischen Rechtsprechung, von Dr. Bernh. 

Brecher-Wien; Die Auslegung der Selbst- 

mordklansel in der italienischen Recht- 

sprechung, von A. Rüdiger; Der Fall Pedraza 
de la Pascua (Betrügerische Lebensversiche- 
rung über Beträge, die mit den Vermögens- 
verhältnissen nicht in Einklang stehen); 
Feuerversicherung (Anfechtung der zufolge 


Vereinbarung der Parteien „mit verbindlicher 
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Kraft“ durch Sachverständige vorgenom- 
menen Schadensfestsetzung). ILL Literatur. 


34. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtpflege.e XXXIV. Jahr- 
gang. No. 19—21. Heidelberg (Emmerling 
& Sohn) J jährlich 8.50 

Abhandlungen: Über die Prüfung der 
parlamentarischen Wahlen (Walz). Aktien- 
gesellschaften (Weiss). — Entscheidungen, 

Rechtsgrundsätze, Entschliessuangen, Lite 

ratur. 


35. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Öberzolldirektor 
Kunckel in Schwerin. 1902. Nr. 6 u. 7. 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 8— 


Nr. 6 bringt den 1. Teil eines eingehenden 
Artikels über: Die Zoll- und Steuerkredite, von 
Finanzrat Dr. Zimmermann - Braunschweig, 
Nr, 7 den Schluss dieses Artikels, sowie eine 
Abhandlung von Steuerrat Otto-Köln über: 
Die wichtigeren Spinnstoffe und Gespinnste 
unter Berücksichtigung der zolltarifarischen 
Unterscheidungen. Ausserdem enthalten beide 
Nummern zahlreiche Mitteilungen über neue 
Gesetze und Verordnungen aus dem Gebiete 
des Zoll- und Reichssteuerwesens, Zolltarit- 
entscheidungen und -Auskünfte, Entschei- 
dungen des Reichsgerichts, kleinere Mit- 
teilungen und Buchanzeigen. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nammer besprochenen Werke haben hier keins Aufnahme gefunden 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, nuch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und „Varin'*, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Becker, Dr., Miniat.-R., Entscheidungen höherer | 
Gerichtshöfe in hessischen Stenersachen. 3. Hft. 
gr. 8°. (IV. 108 8.) Mainz (J. Diemer) 2.— 
Bertin, das hülfreiche, Central-Organ f. Wohlthiütie- 
keits-Bostrebgn. in der Reichshsuptstadt. Chef- 
Red.: Uir, Kracht, 1. Jahrg, Novbr. u. Dezbr. 1902. 
9 Nrn. gr. 4°. (Nr. 1.128.) Berlin (TV, Kracht) 1.— 
Mitteilungen des k. k. Finanz-Ministerlums. Red, | 
im Präsidial-Burean desk. k, Finanz-Ministeriums. | 


Sammelwerke, 


Encyklopädie der Rechtswissenschaft in syate- | 
matischer Bearbeitung. Begrlindet von Dr. F. r. 
Holtzendorff, Unter Mitwirkung v. @. Anschütz, 
L.v. Bar, E, Belina u. a. hrag. v. Prof, Pr. J. Kohler, 
6., der Neubearbeitung 1, Aufl. (In etwa 21 Lim.) 
1. Lig. +1. Bd. gr. 8°. 8. 1-80.) Leipzig (Duncker & 
Humblot) 1.80 


Meyer’ grosaca Konversations-Lexikon. Ein Nuach- 
schlagewerk des allgameinen Wissens. 8, gänzlich 
neubearb, u. verm. Autl. Mit mehr als 11,000 Ab- 
bilden. im Text u. auf üb. 1400 Bildertaf,, Karten | 





8. Jahrg. 3. Hft. Lex. 8%. (8. 1019— 1482.) Wien 
(Hof- u. Stastsdruckerel) 3,— 
Sammıel-Akten, Zeitschrift. Mitteilungen ab, die 
gesaımmten veröffentlichten Entscheidgn. u. Notizen 
üb, nen erschienene Abbandlen, insbesondere des 
bürgerl. Rechts u. d. Civilprocesses. 3. Jahre. 
Oktbr, 1002—Septbr. 1903. 2 Abthlen. Je 4 Nm. 
gr. 4°. (Nr. 1. %0 perforierte u. gummierte Bl.) 
Berlin (K. Hoffmann) 18. — : einzelne Abthlgn 9. 


Encyklopädien. 


u, Plänen, sowie 130 Textbellagen. 1. Bd Lex. #. 
(vIl, 904 S.) Leipzig (Bibliograph. Institut) 

geb. in Haibfrz. 10.— : Prachtaugg. 12. -: 

such in 320 Lfgn. je —5) 

Reichs- Gesetzbuch, deutsches, f, Industrie, 

Handel u. Gewerbe, einschliesslich Handwerk u 

Landwirthschaft. Vollständige Sammig. aller ein- 

schläg. Reichsgesetze, Veroringn.. Ansführungsbe- 

stimmen. etc, ın. Erläutergn., Formularbuch u. 

Sachregister. Bearb. u. hrag, v. der Red. des Reich« 


Gesetzbuches f, Industrie, Handel u. Gewerb»s, Bür- 
gerinstr, a.D. W. Maraun — Geh. Justizr. E. Grüne 
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wald, Mit e, einl. Wort v, Prof, Dr. Conr. Bornhak. 


2 Bde. 37. Aufl. gr. 8°. (XXI, 1860 u. XX, 910, For- | 


mnlare 184 u. 278 u. Register 322 8.) Berlin (Brauer 
& Oo.) geb, in Halbfrz. 20.—; in Lex. #9 25,— 
Wandelt, Dr. Hans, Das gesamte Recht des 
Deutschen Reiches in Frage u. Antwort, zur Vor 
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bereilg. f. das Beoferendarexamen u, die jurist. 

Doktorprüfg. bearb. 1. u. 2. Bd. 8°. Berlin (H. Nabel) 

je 3.—; geb, je 8.50 

1. Allgemeiner Teil. (X, M7 #8.) — 2. Recht der 

Schuldverhältnisse einschliesslich Handelsrecht. 
(VI, 219 8.) 


Rechtsgeschichte. 


Stadtrechte, oberrheinische. Hrag. v. der bad, 
histor. Kommision. I. Abtle: Fränkische Rechte. 
6. Hft. gr. 8. Heidelberg (C. Winter, Verl.) 


| 


B. Koehne, Carl, Ladenburg, Wiesloch, Zuzen- 
hausen, Bretten, Gochsheim, Heidelsheim, Zeu- 
tern, Boxberg, Eppingen. (158 8.) 5. - 


Bürgerliches Recht. 


Cnno, Dr. Wilhb., Uebergang der Gefahr bei Gat- ' 
tungsschniden nach dem bürgerlichen Gesetzbuche. 
gr. 8°. (IV, 76 8.) Berlin (Steuppe & Wineklerı 2.— | 


Düriuger, Dr. &., Reichsger.-R., Das badische 
Gesetz betr. die Überleitung der ehelichen Güter- 
#“tände des älteren Rechts in das Reichsrecht vom 
4, VIII. 1902, erläutert u. m. den Gesotzesmaterlalien 
hrag. Nebst e. Anhı., enth. d. Überleitungsbestimmgn. 
der grösseren Bundesstaaten. gr. 5. (VI. 218) 
Karlsruhe (G. Braun’sche Hofbuchdr.) | 

geb. in Leinw. 8.— 

Eck, Dr. Ernst, Geh. Justizr, Prof., Vorträge üb. 
das Recht des bürgerlichen Gesstzbuchs. Nach des 
Verf. Tode durch Feststellung des Wortlautes fort- 
geführt u. m. Anmerkgn. versehen v. Geh. Justizr. 
Prof. Dr. R. Leonhard. 2. Lfg. 1. u. 2. Aufl. gr. 9. 
IVIII. u. 8. 124—432.) Berlin (J. Guttentag) 6.— 


Haberstumpf, Dr. Alb., Amtsricht., Bayerisches 
Gesetz vom ®. VIII. 1902, das Nachlasswesen betr, 
Mit Erläuteren. (In 2 Lfgn.) 1. Lig. 12%. (122 8.) 
München (C. H. Beck) 1.20 

Huber, Eug., Die Eigentümerdienstbarkeit. Ein 
Beitrag zu ihrer Rechtfertigung. Festschrift, dem 
Geheimen Justizrat Herrn Professor Dr, Hormanı 
Fitting zur Feier des S0jähr. Doktorjubiläums am 
27. X. 1902 dargebracht v. der jurist, Fakultät der 
Universität Bern, (74 8.} Bern (A. Francke} 1.60 


Lenel, Otto, Prof., Praktikum des bürgerlichen 
Rechts. Praktische Rechtsfragen zum Gebrauch bei ! 





Übgn. u. Vorleagn. 2. verm. Aufl. 12%. {VIIT, 208 8. 
Leipzig (B. Tauchnitz) geb. in Leinw. 2.80 
Littmann, Dr. J., Das gesetzliche Rücktrittsrecht 
vom Vertrage nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. 
ger. 8°. (XI, 154 8.) Berlin (E. Ebering) 4. — 
Ludwig, Karl, Neues Recht. Scherzhafter Ernst 
aus dem bürgerl. Gesstzbuch. gr. 8°. (VII, 128 8.) 
N-uwied (Heuser's Verl.) 1.80 
Mayer, H., Lehrbuch des Familien- u. Erbrechts, 
Auf Grundiage des Reichsrechts neu bearb, v. Not. 
H,. Mayer u. Rechtsanw. Dr. R. Reis. 4., umgearb. 
u, rerm. Aufl. 2. Bd, Das Erbrecht. gr. &°, (XI, 400 8.) 
Stuttgart (W. Kohlhammer) T.—; geb. 8— 
Ofner, Dr. J., Das Recht des Andern erläutert am 
Schutz des Dritten. Vortrag. gr. 8, (40 8.) Wien 
(A. Hölder) — 50 
Paunier, Karl, Bürgerliches Gesetzbuch f. das 
Deutsche Reich nebst dem Einführungagesstz zum 
bürgerlichen Gesestzbuche vom 18, VIII. 1896. Terxt- 
ausg. m. Einleitg. u. Sachregister. 4. Aufl. (574 8.) 
Leipzig (Ph. Reclam jun.) geb. 1.25; eleg. geb. 1.50 


Tumpowsky,Dr. Adf., Der Mängelanspruch des 
Misterse nach dem bürgerlichen Gesetzbuch f. das 
Deutsche Reich, gr. #. (VIII, 117 8.) Leipzig (C. H. 
Hirschfeld) 2.80 

Wrzeszinski, Dr. Rich., Die Konkurrenz der 
Ansprüche nach gemeinem Recht u. dem Recht des 
bürgerlichen Gesetzbuches. Kin Beitrag zur Lehre 
v. der Rechtsverwirklichg. gr. 8°. (VII, 57 8.) Berlin 
(Struppe & Winckler) 1.60 


Handels-, Wechsel- und $ee-Recht. 


Berliner, M., Handelsschul.-Dir. u. Rechtsanwalt | 
Dr. P, Meyer, Das Handelsgesstzbuch (mit Aus- | 
schluss des Seerechts) ergänzt durch die einschlä- 
gigen Vorschriften des bürgerlichen Gesetzbuchs 
u. anderer Gesetze. Für Handelsschulen u. zum 
prakt. Gebrauch der Kaufleute. gr. 5°. (VIE, 210 8.) 
Hannover (Hahn) geb. in Leinw. 3.— 

Kotze, Otto, Bürgarmstr. a. D, Die Seomanns- 
ordnung vom 2. VI. 192, nebst Gesetz, betr. die 
Verpflichtg. der Kauffahrteischiffe zur Mitnahme 
heimzuschaffender Seeleute, vom 2. VI. 1002, Ge- 
setz, betr. die Stellenvermittelg. der Seeleute, vom 
2. VI. 1902, Gesetz, betr. Abinderg. seerochtl. Be- | 
stimmgn. des Handelsgesetzbuchs, vom 2. VI. 1902, | 
80. (59 8.) Berliu (A. W. Hayn's Erben) —.i5 

Lüerssen, Dr. Heinr., Das Schiffseläubigerrecht 
u. die übrigen seerechtlichen Pfandrechte. gr. ®*. 
(69 8.) Berlin (Struppe & Winckler) 1.60 ı 


Methaer, C., Landricht, Aktionär, Aufsichtsrat 
u. Vorstand u. ihre Rechte u. Pflichten bei Aktien- 
gosellschaften bezw. Kommanditgesellschaften auf 
Aktien. Eine umfass, Darstellg. des gesamten anf 
Vorstand, Aufsichtsrat u. Aktionär bezügl. Rechts- 
stoffes einschliesslich der die Aktiengerellschaften 
berühr, Stener- u. Stempelfragen, unter Benutzg. 
der vinschläg. Rechtsprechg. f. den prakt. Gebrauch 
dargestellt, iDr. Ludw. Huberti's moderne kanf- 
männ. Bibliothek.) gr. 8°. (VII, 180 8, m. 1 Ab- 
bildg.) Leipzig (Dr. L. Huberti) 

geb. in Leinw. 2.75 

Schwarz, Dr, Ernst, Dir.-Stellvertret., Das all- 
gemeine «deutsche Wechselrecht auf Grundlage der 
nenen Gesetzgebung, Unter Berlicksicht. der Han- 
delskorrespondenz u. der internationalen Beziehen. 
f. die Praxis bearb. gr. 8°. (IV, 223 S.) Karlsruhe 
(G. Braun sche Hofbuchdr.) geb. in Leinw. 4.60 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Brand, Dr. Ernat, Fürsprech, Das Aufschtungs- 
recht der Gläubiger nach dem Bundesgesetz üb, | 
Schuldbstreibung u. Konkurs (vom 11. IV. 183%). 
Mit e. histor. Einleitg. gr. 8%, (XI, 325 8.) Bern, 
(A. Francke) 2 

Buder, Dr. Ernst, Rechtsanw., Die Wiederein- | 
setzung in den vorigen Stand nach der Reich»- | 


zivilprozessordnung. gr. ®. 74 8.) München 
(C. H. Beck) 1.80 
Formulsnrienbneh zur Civilprocessordnung u. 
Exwntionsordnung. Hrsg. vom k. k. Justizmini- 
storium. 2. Aufl. gr. 8. (XXXVI 23568) Wien 
'Man+ in Komm.) geb. in Leinw. 5.2") 


(IV, 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Franz, Dr., 1. Stasatsanw,, Gerichtsvollzieher-Ge- | Kommentars (1. Aufl, der Neubearbeitung) 2. Abt. 
bührenwesen in Elsass-Lothringen. gr. 8°. (V, 261 8.) ger. 8%, (8. 161-320.) Berlin (H. W, Müller . 
Strassburg (Strassburger Druckerei n. Verlagsanstaltı Keidel, J., Bezr.-Amtsassess., Der Wirkungskreis 

6.—; geb. 6.50 der Amtsanwälte in Bayern. Sammmlang v. Ver- 

— Die Reichs-Gebührenordnung f. Gerichtavollzicher | ordngn. u. Ministerialerlassen üb. die Behandle 
erläutert. gr. 8°, (IV, 110 8.1 Ebd, 3.—; kart. 3.50 der den Amtsanwälten zugewiesenen Ge-chäfte 

Joachim, Alb., Rechtsanw., Die Gebühren- | (X, 237 8.) München (J. Schweitzer Verl.) kart. 4.— 
ordnung f, Rechtsanwälte vom 7, VII. 1879 in der | Thiel, Ger.-Sekr., Handbuch zum Vorbereitungs- 
Fassung som 20. V. 1898, nebst den landesgeretzl. | dienst als Gerichtsschreibergehilfe f. Militäran- 
Gebühren-Vorschriften der Bundesstaaten. Anf der wiirter. gr. 8°. (VII, 215 8.) Berlin (8, Gerstmans) 
Grundlage des Kommentars v. Rechtsanw. Not. a. D. 3.50; kart. 3.75 
H. Walter erläutert. 4. Aufl, des Walter'schen | 


Strafrecht und Strafprozess. 


Beling, Dr. Erust, Prof., Grundzüge des Straf-| d. Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen Gestalt 
rechte. 2. verb. Aufl. gr. 8%, (XII, 120 8.) Jena Handausg. m. Erläutergn. aus der Rechtsprechg. 4. 
(G. Fischer) 2.—; geb. 2.80| Reichsgerichte, sowie aus Gesstzgeb. u. Rechtsptilare 

Helbing, Frz.. Die Tortur. Geschichte der Folter, der grömeren Bundesstaaten. 2. nenbsarb, Auf, 
im Kriminalverfabren aller Völker u. Zeiten. Mit hrag. v. Dr. Fr. Schierlinger. 8°. (XXVI. 444 8. 
43 Ulustr, 2 Bde. Lex. 8%. Berlin (J, Gnadenfeld München {C. H, Beck) geb. in Leinw. 4.- 


& Co.) 12.—; gebd. in Halbfrz. 15.-- 2 i 
t. Vom Altertum bin zur Reformation. (VII, 208 8,)  Pehmölder, B., Oberlandenger. R., Die Galdstrafe 


— ?2. Von der Reformation bis zur Gegenwart Vortrag. gr. 8°. (29 5.) Hanau (E. Griebsch) ——.w 

(208 8.) | Vorberg, Dr. Axel, Der Zweikampf in dem Straf- 

Henle. Wilb., Minist.-R. und Oberlandesger. -B. | gesetzbuch f. das deutsche Reich, gr. 8°. [6 8) 

Dr. Fra. Schierlinger, Das Strafgesetzbuch f. | Berlin (Schall & Rentel) -.60 
Kirchenrecht. 

Abhandinngen, kirchonrechtliche. Hreg. v. Prof. | Korn, Dr. Vict,, Hofr. Fianzprocur., Weber den 

Dr. Ur. Stutz. 1. Hft. gr. 8°, Stuttgart (F. Enke), | dinglichen Mitpatronat nach katholischem Kirchen- 


1. Bonin, Dr. Burkhard v., Kammerger.-Befer., rochte n. d, Österreichischen Gemntzgebung. Ans: 
Di» praktische Bedeutung des ius reformandi. Eine „Ust. Zeitschr. f. Verwaltg.') gr. 8°, (76 8.) Wien 
rochtsgeschichtl. Studie. (VIIL, VI, 134 8) 4.— (M. Perles) 1.0 
Chalybaens,Dr H. F.. Konsist.-Präs. Kurat, D., | Silbernagl, Dr. J., Prof., Lehrbuch d, kstholisch. 
Sammlung der Vorschriften u. Entscheiden. betr. | Kirchenrechts, zugleich m. Rücksicht auf das im 
das schleswig-holsteinische Kirchenrecht. Ein Hand- jetzigen Deutschen Reiche geltende Staatakirchen- 
buch f, Geistliche, Rirchenälteste n. Synodale. 2. Aufl. recht. 4,, verb. Aufl. gr. 8%. (XIL 797 8.) Begen- 

gr. 5", (XI, 1027 8.) Schleswig 2 Bergas Verlag) burg (Verlagsanstalt vorm. G. J. Manz) 
17.—; geb. 19,— 8,50; geb. in Halbfrz. 10.40 





Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Eger, Dr. G., Reg.-R., Das internationale Überein- Jagd u. Fischerei. 2. Bd. Schulfz, Landforstmstr, 
kommen üb. d, Eisenbahbn- Frachtverkehr in der #.D, W., Die Forstwirtbschaft. (XIL. 48 8.) 7.— 
Fansung des Zusatz- Übereinkommens vom 1%. Vt. Handbuch f. Staatsbürger, Stasts- u. Gemeinde 
1598 u. in Verbindung m. dem nenen Betri=bs-Re- beamte, im Grossherzogth. Baden, in 3 Abschnitten : 
glement des Vereins deutscher Eisenbahn -Verwal- Die Reiche. u. Staatsvorfaseg., bad. Verwaltungsgesetze 


tungen, zültig vom 10. X. 1901. Kommentar. 2. Aufl.| u. Vorordngn. v. allgemeinem Interesse, anwie 
gr. 8°. (XXIV, 672 8.) Berlin (d. Guttentag) neueste Gesetze vom J. 1902. 1. {VII 975 8.) 
15 —; geb. in Halbfrz. 17.— | Karlsruhe (K. Scherer) geb. in Leinw. 3.— 


— Das Grsetz üb, die Enteignung v. Grundeigentum N 
vom 11. VI. 1874. Erläutert m. Benutze. der Akten | Braune, Dr. Alfe, Carl, Ist das preussische 


des königl prenss, Ministerinms der öffentl Arbeiten, Stastsrinisterium o. collegial eingerichtete oberste 
2, Bd. 2 Auf. gr. 5°. (XXIV, 646 8.) Breslau ig, U. | Staatsbehörde ? gr. 8°. (54 8.) Königsberg (B. Teichert, 
Kern) 15.—; geb. in Halbfrz, 17.— 1.2 


. |Pensions- Ansprüche, die gesstrlichen, der 
Ehrlich, Herm., Landwirtschaftsk.-Beamt., Die | prunssischen Staatabeamten u. ihren Familien-An- 


Schlachtvieh- u. Fleischbeschau nach dem Reichs- gehörigen. 8. neubearb. Ausg. gr. 8°. (52 8.) Elber- 





gesetz vom 3. VI. 1900 u. dem preussischen Aus- | feld (Bandeker) _ 4 
führungsgesetze vom 28. VI, 1902. Unter besond. Be- | Quellensammiungen zum Staats-, Verwaltungs 


rücksicht. der f. Landwirte n. Fleischer in Betracht 5 Völkerrecht. Vornehmlich zum akadem. Gebranch® 
kommend. Bestimmen. erläutert. 5%. (VI, 608.) Berlin | hrag. v. Prof. Dr, IH, Triepel, 6. Bd, gr. 8°. Leipzig 


{P. Parey) . | ©. L. Hirschfeld). 

Handausgnbe der österreichischen Gesetze u, ' 6. Ih. "Dr. IL, Prof., Quellensammilung zum 
Verordnungen. 197. Hft. 12%, Wien {Hof- n. Stants- | Stants- u. Verwaltungrecht des Königr, Bayern 
druckerei). (XIV, 382 8,) 6.50; geb. 7.9 


137. Vorschriften üb, die Erzeugung u. den Ver- | 'Reikt, H., Oberreg.-R., Neue allgemeine Bauordum 
kehr v. Waffen u. Munitionsgegenständen. (50 Pe f. das Königr. Württemberg get den —— 
—.40 stimmungen u. weiteren auf das Bauwesen sich be- 
Handbnech der Gesstzgebung in Preussen u. — ziehenden Gesetzen, Verordnungen u, sonstigen Vor 
Dautschen Reiche. Hrsg. von Wirk] Geh. Ob.-Rez-R. schriften. Handareg. ın. Erläutergn. 8°. (VII, 564 8.) 


Roy.-Präs, a. D. Graf Tue de Grais. gr. 8°. (IV, Im. Stuttgart (W, Kohlhamıner) 4.—; geb. 4.70 
XIV, 2.) Berlin (J. Springer) geb. in Leinw. Sehriften üb. Verkehrswesen, Hregz. vom Club üster- 
IV, 1. Hue de Grais, Wirkl. Geh. Oberreg.-R. Reg.- reich. Eiseubahnbeamten. I. Reihe, 1. Hit. u. II. Reihe, 
Präs. a. D. Graf, Der prenssische Staat, I. Staats- I. Hft. Wien (A. Hölder), 
verfassung u, Stantsbehürdlen. (XI, 608 8.) 4.—. 1,1. Rank, Emil, Eisenb.-Irsp., Die Eisenbahn- 
— XIV, 2. Land- u. Forstwirthachaft, Viehzucht, Tariftechnik. 8%. (V, 139 8.) 1.40. — DO, 1. Hilscher, 


nn Ze % 
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Dr. Frz., Eisenb.-Sekr. Doz., Das österreichisch- 

ungarische u. internationale Eisenbahn-Transport- 
recht. gr. 8°. (XXL, 316 8.) 4.40. 

Taschennusgnabe, Manz'sche, derösterreichischen ! 

Gesetze. 31. Bd. 1%. Wien (Manz). | 

31. Patzauer, Dr, Hans, Gesetze, Staatsverträge 

a Verordnungen betr, das Binnenschiffahrtswesen | 

in Österreich. Nebst e. Anh.: 


Überfuhranstalten | 
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u. Bau der neuen Wasserstrassen. 
8.60; geb, 9,60, 

Wwiid, A.. Pir., u. Schmid, Dr. C. A., Armen- 
sekr., Materinlien zum „Ratgeber f. Armenpfleger‘*. 
gr. 8» (65 8.) Zürich (Fäsi & Beer) - -,% 

Zitelmann, Erust, Zum Grenzstreit zwischen 


(XXU, 818 5.) 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Lipin«ki, Rich., Das Recht im gewerblichen 
Arbeit#-Verhältnie. Bearb. auf Grund des bürgerl. 
Gesetzbuchs, der Reichsgewerbeordn., Verordngn. | 
des Bundesrats u. den Eutscheidgn. der Gewerbe- 
Kerichte sowie des Reichsgerichts. {In 15 Hftn.) 
1—3. Hit, gr. 8%. (8. 1-48.) Leipzig (R. Lipinski) 

-,15; Volkanueg. je —.10 

Verorduung, königl. sächsische, üb. den Gewerbe 


Reichs- u. Landesrecht. gr. 8°. (80 8.) Leipzig 
{Duncker & Humblot) 2.— 
betrieb der Gesindevermietor u, Stellenvermittler 


vom 6. VII. 192, Vorschriften f. die Peraonen, die 
fremde Rechtsangelegenheiten u: bei Behörden wahr- 
zunehrm. Geschäfte gewerbsmässig besorgen, od. die 
üb, Vermögensverhältniase od. persönl. Angelegen- 
heiten gewerbsmissig Auskunft erteilen; vom 15, 
VIII. 1902, Text-Auag. gr. 8°. (23 8.) Flöha (A. Peitz 
& Sohn) — 0 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


RBartlin, Wern., Das allgemeine Volkswohl n. 
dessen Schädigung durch die Volksversicherung der | 
Versicherungs-Gesellschaft Victoria zu Berlin. gr. . 

(24 8.) Köln (Antisemit. Buchh.) — 40 

—— Mer., Dir, Ueber Reingewinn, Gewinn- 
Vortrag n. Tantiöıne - Berechnung bei Aktiengesell- 
schaften. gr. 3%. (28 8.) Nürnberg (J. Zeiser) — 40 

KBendiin, Rentmatr., Die künigl. Rentmeister im 
Preussischen Staate, gr. 9. (358) Neumark (J, 
Koepke) 1.— 

Bericht üb. dis Thätigkeit der Arbeitr- Unfall- 
versicherungsanstalt f. Mähren u. Schlesien in 
Brünn f. d. Verwaltuugsj. 1901. gr. 4%. (58 8. m. 
1 Tab.) Brünn Ik. M. Rohrer) 4.— 

Bericht üb, die Verhandlungen der 27. General- 
versammlung der Vereinigung der Steuer- u Wirth- 
schafts-Reformer zu Berlin am 11. IL. 1002, erstattet 
vorm Bureau des Ausschusses. Als Anh.: Excerpte | 
aus Zeitzn., Statnt u. Verzeichniss der Mitglieder. 
gr. 8°, (IV, 192 8.) Berlin (Wilmersdorf, Allgemeine 
Verlag#-Agentur) 2.— 

Böhinert, WVict,, Prof., Die Gewinnbeteiligung 
der Arbeitnehmer in Deutschland, Oesterreich u. 
der Schweiz, gr. 9, (128 8.) Dresden (0, VW, | 
Bühmert) 3.— 

Borchardt, A., Landw., Die bäuerlichen Ver- | 
hältnisse im »üdwestlichen u. zentralen Russland, ı 
(Berichte üb. Laud- u. Forstwirtschaft im Auslande 
Mitgeteilt vom suswärt. Amt. 2. Buchauag.) gr, 8°. 
(IV, 62 8.) Berlin (P. Parey in Komm.) 2. 

Branntweinsteuer-Ausführnugsbestim- 
mungen. Amtl. Ausg, Deekblätter zum 1., 5. ı, 
9 u. zum ?2. TI. Berlin {R. v. Decker) — 30 

1., pa ‚9. (4 BL) 1%. —.10 2. (13 BL u. 8.) 
er.8. —.20 

— Su. 10, Th. Berlin (R. 
v. Decker) 1.30 

8. Branntweinsteuer-Befreinngsordnung. Neuabdr, 
unter Berfcksicht. der Bundesraths-Beschlüsae vom 
28. II, 1901 u. 18. IX. 1902. (116 8.) A) 

10. Kontingentirungsordnung. (40 8.) — 40 | 

Branntweinsteuer-Befreiungsordnung, 
die. Nach den Beschlüssen des Bundesrats vom 28. 

VI. 1000, 28, I11. 1901 u. 18, IX. 1%2 [Aus: „Plar- 
inazeut. Zeitg.''| 12%. (25 8.) Berlin (J. Springer) | 
— 

Egner, H., Zollinep. u. Zolldir.-Bev. K. Schue- 
snacher, Brennende Agrar-, Zoll- und Handels: | 
Fragen. Bearhb. u. hreg. gr.» (478 8.) Karlerube 
(3. J. Reif) 8⸗ 

Evels, Dr. F. W.. Wie sichern sich junge Eheleute 
nu. wiche, die es werden wollen, e ruhige Zukunft? 
Ein Beitrag zur Lörg, der «ozialen Frage. gr. ®", 
(16 5.) Neuwied (Heuser's Verlag) —.,30 

Festschrift des rheinischen Vereins zur Förderung 
des Arbeiterwohnungswesens in Düsseldorf ans An- 
lass des VL. internationalen Wohnungskongresser u. 
der Industrie-, Gewerbe- n. Kunstausstellung zn 
Düsseldorf 1902. 11. T1. gr. 4%. Düsseldorf {F. Wolfrum 
in Komm). 


Amtliche Ausg. gr. 8°, 





IT. Stübben, J., Geh. Baur., Ausgeführtse Arbeiter- 
Wohnhäuser der gemeinnützigen Bauvereine, der 
Stiftungen u. Gemeinden in der Rheinprovinz. 
40 8. n. 149 8, Abbilden.) 12.— 
Fischer, Arnold, Die Entstehung des socialen 
Problems. Wohlfeile, unverind,. Ausg. gr. 8°. (XV1, 
781 8.) Rostock (C. J. E. Volckmann) 7.50 


Goliz, Dr. Thdr, Frhr, vw. der, Geh. Reg.-R. 
Prof. Dir., Geschichte der deutschen Landwirtschaft. 
1. Bd, Von den ersten Anfängen bis zum Ausgang 
des 18. Jahrh. gr. 8°. (VIII, 485 8.) Stuttgart (J. G. 
Cotta Nachf.) 10,—;, geb, Halbfrz. 12.— 

Gruber, Dr. Christian, Deutsches Wirtschafte- 
leben. Auf geograph. Grundlage geschildert. Mit 
4 (farb.} Karten, (VI, 137 8.) Leipzig (B.G. Teubner 

1.—; geb. in Leinw. 1.25 

Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlands. 

Bearb. von Red. Baetz, Reg.-Assoss, Bartels, Prof. 

Dr. Biermer u. a. Hrsg. im Auftrage des deutschen 

Verbandes f. das kaufmännische Unterrichtswesen, 

U. Bd. Mit zahlreichen Tab. u. Abbildgn. im Text 

sowie 22 Karten auf Beilagen. 1. Lig. ar. 8°. (IX, 

240 5.) Leipzig (B. G. Teubner) 6.— 


Handelsberichte üb. das In- u. Ausland. Sonder- 
sbdrücke aus dem im Reichmsamt des Innern hrag. 
dtschn. Handelsarchiv. I. Serie. Europa. Nr. 61—63, 
gr. »®, Berlin (E. $. Mittler & Sohn), 

61, Dänemark. Bradford, (418.) —.55. — 62. Odessa, 


178) —. I0. — 63. Palermo. ($ 8.) —.15. 
— dasselbe, II. Serie. Asien. Nr. 32. gr. 8°. Ebd. 
32. Kalkutta. (8 83 —.10. 


— dasselbe. III. Serie. Afrika. Nr. 13 n. 14. gr. 8°. Ebd. 


13, Sudan. (108.5 —.15. — 14. Tunis, Mogador. 
Tanger, Zanzibar. (46 8.) —.60. 

— dasselbe. IV. Serie. Amerika, Nr, 35, gr. 8. Ebd, 
35. Chile. Concepcion, Tapachula. (17 8) —.22. 


Jahrbuch der Hamburger Börse sowie Bremen 
und Hannover. Ausg. 1902/1003. Handbuch der 
Aktien-Gesellschaften v. Hamburg, Bremen, Lübeck, 
Schleswig-Holstein, Hannover, Oldenburg u. Mecklen- 
burg. 10. vollständig umgearb. Aufl. gr. #®, (XX, VIL, 
760 8.) Leipzig (Verlag f. Börsen- u. Finanzliteratur) 

geb. in Leinw. 10.— 

Jahresbericht der Handelskammer zu Lüneburg 
vom J. 1901. gr. 8°, (II, 65 8.) Lüneburg (Herold 
& Wahlstab) 1,50 
- der Handelskammer f. Ostfriesland u. Papenburg 
f.d. J. 101, 2 Thl. (IV, 60 8, Fol. Leer. Emden 
(WV. Haymel) 3.— 

Jahresbericht, 24., des lippischen Handels- u 
Gewerbe-Vereins in Detmold über das Gnschäftsj. 
vom 1. V. 1001 bis 30. IV, 1002. gr. 5°. (129 8.) Det- 
mold (H. Hinrichs) 1.40 


Kautsky, K., Die Agrarfrage. Eine Uebersicht 
üb. die Tendenzen der modernen Landwirtschaft 
u. Agrarpolitik der Sozialdemokratie. 2. Aufl. 
3. Tausend. gar. 8”. (VIII, 451 8.) Stuttgart (4. H, 
W, Dietz Nuchf,) — ; geb. in Leinw. 6.50 
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Küssner, Gnst., Was können Maugistrate kleiner | 
Städte gegen den Missbrauch geistiger Getränke 
thun? Zugleich e. Wort an alle, denen die Volks- 
Wohlfahrt in kleinen Städten am Herzen liegt. 
gr. 8°, (IV, 91 S.) Mölln (L. Alwart) 1.50 | 

Lebens-Versicherungs - Gesellschaften, 
die deutschen, im J. 1901. Aus: „Berl. Börsen- 
Zeitg.‘‘) gr. 8. (60 8. m. 3 Tab.) Berlin (W. H, Kühl) 

1.50 

Lehmann, Gust., ÖOberkontrol,, Die Reichs- 
Branntweinsteuer - Gesstze m. den vom Bundesrat 
erlassenen Ausführungsbestimmungen. Hrsg. u. zum 
Gebrauch f. Brenner-itreibende erläutert. 2., unter 
Berücksicht. des Gesetzes vom 7. VII. 1902 bearb. | 
Aufl. gr. 8°. 
Verl,) kart. 2.50 

Lehmann, Dr. ©., Stadtr., Das slichsische Ein- 


kommensteuer-Gesetz, erläutert an praktisch durch- | 


geführten Beispielen. Mit Hülfstafel zur Berechnung 
d. Steuerbetrages f. Einkommen bis zu 82000 Mk. 
(Wie schätze ich mich richtig ein? Wie reklamiere 
ich m. Erfolg?) 5. unveränd. Aufl, 8%, (52 8.) 
Dresden (A. Kübler; —. 50 
Leitiaden f. den Fachunterricht der Steuer-Auf- 
scher üb. die Branntweinsteuer, 8°. (126 8,' Berlin 
(0. Drewitz) 1.50 
Maier, Gunt., Soziale Bewegungen u. Theorien bis 
zur modernen Arbeiterbewegung. 2. Aufl. (IV, 
160 8.) Leipzig (B. G. Teubner) 
1.—; geb. in Leinw. 1.25 | 
Materialien zur Arbeiterfrage. Das russ. Gesetz | 
u, die Arbeiter, Denkschrift des russ, Finanz- 
ministeriums über die Revision der Strafgesetze, 
betr. Arbeitseinstellen. u, Kontraktbruch, sowie | 
üb. die Nützlichkeit v. Arbeiterorganisationen zum | 
Zwecke der Selbsthilfe. Mit e. Vorrede vom Hrag. 
P. v. Struve. (In russ, Sprache.) 8%, (VL, 46 8.) 
Stuttgart (H. W. Dietz Nachf.) —.,80 
Meuzel, Dr. A., Prof., Die Kartelle u. die Rechts- 
ordnung. 2., vermehrte Aufl. gr. 8”. (VII, 79 8.) 
Leipzig (Duncker & Humblot) 
Oppel, Dr. A., Prof., 


Die Baumwolle nach Ge- 


(XI, 214 8.) Breslau (J. U. Kern’s | 





schichte, Anbau, Verarbeitung u. Handel, sowie nach | 


ihrer Stellung im Voiksleben u. in der Staatswirt- 
schaft. Im Auftrage u. m. Unterstützg, der Bremer 
Baumwollbörse bearb, u. hrag. Mit 236 Karten u. 


Rs 
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form, Hrag. vom Vorstand. ]. Hit, gr. 8°, Dresden 
(0. V. Böhmert). 

1. Untersuchungen üb. die Heimarbeit der Frauen 
in Dresden. (Von Paul Scheren u. Rob. Wuttkz.) 
(41 8.) —.50 

Steiger. Dr. J., Grundzüge des Finanzhaushaltes 
der Kantone n Gemeinden. Hrag. unter Mitwirkz 
des eidgenöss. statist. Bureaus u. kantonaler Be- 
hörden. 2 Tle. gr. 8'. (VIIL, 281 un. V, 437 8.) Bern 
(A. Francke) 8. ⸗ 

Streit, der, üb. die Zillmer'sche Methode in der 
Lebensversicherung. Eine Antwort an den Versicher- 
ungstechniker v. Logophilus, gr. 9°. VIl. 1125) 
Berlin 8, W., Lindenstr. 47 (Verlag der Zeitschrift 
f. Versicherungswesen) 2.— 

Studien, Münchener volkswirtschaftliche. Hrsg. v. 
Liwjo Brentano n. Walth. Lotz. 53. u. 54. Stück 
gr. 8%. Stuttgart (J. G. Cotta Nachf.). 

58. Jonas, Dr. Steph., Handelspolitische Interessen 
der deutschen Ostsseestädte 1890—1900. Eine Unter- 
suchg. üb. d. Wirkgn. der deutschen Handels- on, 
Verkehrspolitik auf Getreidehaudel, Mühleninda- 
strie, Holzhandel u. Reederei in den grössten 
deutschen Ostssestädten. (VI, 92 8) 2 
54. Jörgens, Dr. Marz, Finanzielle Trustgesell- 
schaften. (XII, 160 8.) 3.60 

— — 55. u. 56. Stück. gr.$. Stuttgart (J. G. Cotta Nächf.). 
55. Engel, Dr, Aug., Die westfälische Gemeind« 
Eversberg. Eine wirtschaftl. Untersuchg. (VII, 
144 8.) 3.—. — 56. Leru, Dr. Herm., Die Not der 
englischen Landwirte zur Zeit der hoben Getmide 
zölle. (V, 132 8.) 3.— 

Sydow, Dr. Gee., Thoorie u. Praxis in der Ent- 
wicklung der französischen Staatsschuld seit dem 
J. 1870. Mit e. Vorwort v. Prof. Dr. Adph. Wagner. 
Lex. 8°. (VII, 215 S. m. 2 Fig.) Jena (G. Fischer) 5.— 

Tietze, H. %., Die Erwerbsfähigkeit des weiblichen 
Geschlechts in Deutschland, m. besond. Berücksicht. 
der Posener Verhältnisse, u. die Wohnnngsfrage. 
gr. 8°. (48 8.1 Posen (E. Rehfeld) L.- 


2.— | Tolstoj, Leo N., Au die Arbeiter Mit Anh. Übers. 


v. Raph. Löwenfeld. 1.—4. Taus, 8’. (76 8.) Leipzig 
{E. Diederichs) — * 
Uhland, Eduard, Buchhaltgsdir,, Die Finanz 
Organisation der deutschen Städteverwaltungen. . 
(VII. 1715.) München (J. Lindauer) 2.50; geb. 3.» 


Abbildgn. gr. 8%, (XV, 745 8.) Leipzig (Duncker & | Untersuchungen tb. Arbeitslühne aus dem volks- 


Humblot) geb. in Leinw. W. — 
Parent-DuchäAtelet. Die Prostitution in Paris, 
Eine sozial-hygien. Studie. Bearb. u. bis auf die 
neueste Zeit fortgeführt v. Dr. G. Montanno. gr. 8. 
(VIII, 262 8.) Freiburg i. B. (F. P. Lorenz) 
4.50; geb. 5.50 
Pohle, Dr. Ladw., Doz. Prof,, Bevölkerungsbe- 
wegung, Kapitalbildung u. period. Wirtschaftskrisen. 


Eine Betrachtg. der Ursachen u. sozialen Wirken. | 


der modernen Industrie- u. Handelskrisen ın, besond. 
Berücksicht, der Kartellfrage. Erweit. Ausg. e. auf 
dem 13. evang.-sozialen Kongress in Dortinund geh. 
Vortrags. gr. 8°. (92 8.) Göttingen (Vandenhosck & 
Ruprecht) 1.60 
Schriften der Dresdner Gesellschaft f. soziale Be- 





wirtschaftlich statistischen Seminar der kgl. tech- 
nischen Hochschule zu Dresden, hrsg. v. Prof. Dr. 
Viet. Böhmert. 2. Hft. gr. 8%. Dresden (0. V. Böhmert). 
2. Beck, Dr. Herm., Ingen., Lohn- u. Arbeitsver- 
hältnis<e in der deutschen Maschinenindustrie am 
Ausgang des 19, Jahrh. (III, 71 8.) 1.50. 
Vigellus, Dr. Carl, Kreis-Spark -Vorst. Synd., 
Handbuch f. Sparkassen, gr. 8°, ıVilI, 375 8.) Bres- 
lau (M. & H. Marcus) 5.—; geb. in Leinw. 6.— 
Wo ist die Grenze? Ein Mahnwort an den deutschen 
Arbeiter. Von e. Vaterlandafreunde. 8”, (43 8.) Laipeie 
(Dürr'sche Buchh.) = 
Zustand u. Fortschritte der deutschen —— 
versicherungs-Anstalten im J. 1901. gr. S. (72 8. m. 
2 Tab.) Jena (G. Fischer 2.40 


Statistik. 


Aurich, Jon., Reg.-Rechn.- Revis.,, Statistisches 
Amtahandbuch für d. Reg.-Bez. Unterfranken und 
Aschaffenburg. gr. 8°. (VIII, 275 8.) Würzburg 
(0. Tzschaschel) geb. in Leinw. 3.50 


Jahrbuch, statistisches, des k, k. Ackerban-Mini- 
steriums f. 1900. 1I. Hft. 3. Lfg. gr. 4%. Wien (Hof- 
u. Stastsdruckerti). 

1I. Der Bergwerksbetrieb Österreichs im J. 10. 
3. Lfg. Die Gebarg. u. die Ergebnisee der Krank- 
heits-, Mortalitäts- u. Invaliditätsstatistik der Berg- 
werksbruderladen im J. 1590. Zugleich als Bericht 
vom Ackerbauminister dem Reichsraths mitgetheilt 
in Geinässheit des Gesetzes vom 25. VII. 153%, 
R.-G.-Bl. Nr, 127. (101 8.) 4.— | 
— dasselbe f. d. J. 1901. I. Hit. 1. Lfz gr. $*. Ebd. 
11. Der Bergwerksbetrieb Österreichs im J. 1001. 
1. Lfg. Die Bergwerksproduktion. (203 8.) 3.— 


Städtebuch, österreichisches, Statistische Berichte 





| 


statist. Cantral-Commission. 9. Jahrg. Red. unter 
der Leitung des Präsidenten der k. k. statist. Oentral- 
Commission, Sekt.-Chef Dr. K. Th. v. Inama-Sterneg0 
u. Hofeconeip. Dr. R. Fuhrmann, (CXXI, 905 5.1 
Lex.-8°%. Wien (Hof- u. Stantsdruckerei) 


I 
2. 


' Statistik des Deutschen Reichs, Hrsg. vom kaiserl. 


statist. Amt. Neue Folge, 145. Bd. Imp. 4*. 
(Puttkammer & Mühlbrecht). 
145. Binnen-Schiffahrt, die, im J. 1901. (IV, 223 5.) 


5 — 


Berlin 


— preussische, (Amtliches Quellenwerk.) Hrag. in 
zwanglosen Heften vom künigl. statist. Bureau in 
Berlin. 142. Heft. 2. Thl. Imp. 4”. Berlin (Verlag 
des k. statist. Bureaus, 

112. Berufs- u. Gewerbezählung vom 14. VI. 18%. 
II. Thl. Die landwirthschaftl. Betriebe, insbesondere 
. landwirthschaftl. Hauptbetriebe. (V, 43 8.) 


v. grösseren Österreich, Städten, hrag. dch. die k. k. | Statistik des Ham'surgischen Staates Bearb. u. 


— — — — — — 
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hreg. v. dem statist. Bureau der Steuer-Deputation. | 
XXI Hft. 1. Hälfte. gr. 4°. Hamburg (O0. Meissner’s | 
Verl.). 
1. Volkszählung, die, vom 1. XII. 1900. 1. Thl.: 
Die Ausführg. der Zählg. u. d. Featstellg. der Er- 
gebnisse, 2. Thl.: Die Zählg. der Personen. (140 8.) 
6.— 


Sintistik, österreichische, Hreg. v. der k. k. statist. | 
Central-Commission. 60. Bd, 1. u.2.Hft. Imp. 4. | 
Wien (C. Gerold’s Sohn). 


1. Statistik des Sauitätswesens f. d. J. 1899. (II, 
XXXIV, 251 8.) 8.50. 2. Statistik der Banken 
f. die J. 1898 u. 1899. (III, XXXVI, 35 8.) 2.20 


Statistik, Österreichische. Hrag. v. der k. k. statist. 


Politik. 
Abrüntung! Vorschlag Kaiser Nikolaus II. v. Russ- | 
land an die Regiergn. vom 24. VIII. 1898. Von L. | 
F. v. @. gr. 8°. (42 8.) Dresden (E. Pierson) —.75 | 
Commoda, A., Lasker, Liebknecht, Beyschlag. 

Drei Zwiegespräche, gr. 8°. (III, 187 $.) Stuttgart 
(Süddeutsche Verlagsbuchh.) 1.— 
Flugschriften der deutschen Volkspartei. Hrag. | 
vom engeren Ausschuss. 6. gr. #°. Frankfurt a/M. 

(J. D. Sauerländer). 


Central-Commission. 62. Bd. I. Hft. Imp. 4%. Wien 
(C. Gerold’s Sohn). 
I. Statistik der Unterrichts-Anstalten in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen u. Ländern 
f. d. J. 1808/99. (II, XXXIV, 286 8.) 7.60. 
— dasselbe. 64. Bd. I. Hft. Imp. 4%. Ebd. 
I. Ergebnisse, die, der Volkszählung vom 31. XI. 
1900 in den im RBReichsrathe vertretenen König- 
reichen u. Ländern, 2. Bd, 1. Hft, Die anwes. Be- 
völkerg. nach ihrer Heimatsberechtigg. (XXXIV, 
147 8.) 5.50. 
Veröffentlichungen does statistischen Seminars 
| der Universität Graz, 1. Hft. gr. S. Graz (Styria)- 
1. Schwechler, Karl, Die städtischen Hausdienst. 
boten in Graz. Beiträge zur Dienstboten-Statistik, 
(IV, 41 8.) 1.—. 


des 20, Jahrh. (VII, 125 8.) 23—. — I. Strantz, 
K. v., Das verwelschte Deutschtum jenseits der 
Westmarken des Reiches (der französischen Nieder- 
lande, des französisch gebliebenen Lothringens u. 
elsässischen Sundgaues, der Freigrafschaft Hoch- 
burgund, sowie der Westschweiz). Antwort auf das 
französ. Rachegeschrei, 2. ergiinzte Auflage. (XV, 
76 8.) 1,50. — UI. Pfister-Schwaighusrn, I. v., 
Alldeutsche Stammes-Kunde nach Mundarten u. 
6. Oeser, Rud., Landt.-Abg., Wie stellen wir uns Geschichten m. genauen Grenzen aller Stämme, 

zu den Kartellen u. Syndikaten ? Vortrag. (29 8.) —,60 (UI, XVI, 128 8.) d.— 
Jäntsch, H., Landricht., Der anhaltische Landtag. Protokoll üb. die Verhandlungen des Parteitages 
12°. (75 8.) Dessau (©. Dünnhaupt) geb. in Leinw. 1.50 | der »ozialdemokratischen Partei Deutschlands. Ab- 
Luckhardt’s zeitgeschichtliche Bibliothek. gr. &. | geh. zu München vom 14. bis 20. IX. 1902. Mit e., 





I—III. Leipzig (F. Luckhardt), 
1. Mann- Tiechler, X. H. v,, Deutschland u. Frank- 
reich. Politische u. militär. Betrachtg. am Anfang 


Anh.: Bericht üb. die 2. Frauenkonferenz am 13. u. 
14. IX. in München. gr. 8°, (812 8.) Berlin (Buchh. 
Vorwärts) 


Varia. 


Benmten, die pragmatischen n. nichtpragmatischen, 
der kgl. bayer. Posten u. Telegraphen nach dem 
Stande vom 1. IX. 1902. Zusammengestellt nach 
amt], Quellen. 5. Aufl. gr. ®. (160 8.) München 
(J, Lindauer) 1.50 

Giene, Dr. A., Oberlehrer, Deutsche Bürgerkunde. 
Einführung in die allgemeine Lehre vom Staate, in 
die Verfassg. u. Verwaltg. des Deutschen Reiches 
u. des Preuss. Staates u. in die Elemente der Volks- 


wirtschaftslehre. 3.. verm. u. verb. Aufl, 8°. (VIII, 
152 8.) Leipzig (R. Voigtländer) kart. 1.50 
Hoffmann, Geo, u. Groth, Ernst, Deutsche 
Bürgerkunde. Kleines Handbuch des politisch | 


Wissenswerten f. jedermann. 3., verm. Aufl. 23. bis | 
28. Taus, 8°, «VIII, 382 8.) Leipzig (J. W. Grunow) | 


geb. in Leinw. 2.50 


Jhering, Rad., v., Das Trinkgeld. 5. verm. Aufl. | 
1.20 | 


gr. 8°. (93 8) Braunschweig (G. Westermann) 
Iro’s, Karl, Reichsr.- u. Landtagsabg., deutsch- 
völkischer Zeitweiser (e. Taschenbuch f. das deutsche 
Volk) auf d. J. 1903) 2016 seit dem ersten Auftreten 
der Germanen in der Weltgeschichte). 916. Jahrg. 


| 16%. (258 8. m. Titelbild). Wien (12/1, Ruckergasse 20, 


Selbstverlag) geb. in Leinw. 1.20; in Ldr. 2.30 
Minerva, Jahrbuch der gelehrten Welt. Hrag. v. 
Dr. K. Trübner. 12. Jahrg. 1902—1903. 12". (XL, 


1332 8. m. 1. Bildnis.) Strassburg (K. J. Trübner) 
13.— ; geb. in Halbperg. 14 — 

Neu-Jndäa, Entwurf zum Wiederaufbau e. 
selbstst. jüd. Reiches v. €. L. K. 2. Aufl. Als 
Beitrag zur Vorgeschichte des Zionismus hreg. v. 
H. Loewe. gr. ®, (VIII, 23 8.) Berlin (Verla: Jüd. 
‚ Rundschau) — .60 
‚Perlis, Arnold, Stadtverordn., Vom Zopf zur 
Schnurrbartbinde. Von Jena bis Löhning. Kultur- 
geschichtliches u, Zeitgeistiges, gr. 8°. (48 8.) Berlin 
(Herm. Walther) —.,50 
'Reichenan, W., v., Judentum u. Deutschtum. 
Ueber den Einfluss der jüd. auf die deutsche ma- 
terielle u. besonders höhere Kultur. gr, 8°. (II, 
32 8) Stuttgart (Süddeutsche Verlagsbuchh.) —.50 
 Tolstol, L. N. u. A. Herzen, Über Gewalt- 
tätigkeiten. (In russ. Sprache.) 8. (60 S.) Berlin 

|  (H, Steinitz) 1.— 


Jd. Schweitzer Sortiment (Arthur Seller) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für 


Rechts- und Staatswissenschaften. 








Erschienen sind: 


Antiquariatskatalog Nr. 36 


Rechtswissen- 
die Bibliothek 


enthaltend: 
schaft u.a.: 


des f kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


Antiquariatskatalog Nr. 37 


mus, Statistik. 1500 Nummern. 


enthaltend: Volkswirtschaft, 
Finanzwissenschaft, Sozialis- 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 





Ludwig Thoma 
Die Lokalbahn Komödie in 5 Alten. 3. u. 4. Taufend. 


Umschlag: Zeihnung von Bruno Paul. Preis geheftet 


2 Marf, elegant gebunden 5 Marf. 


Thoma’s neue Komödie „Die Lokalbahn“ ift ein köjtliches Werk voll echtem 
Humor, dabei von ftreng dramatiicher Konzentration und Straffheit. Schlicht 
und reich, von verblüffender Echtheit in_der Charafter- und Milieuzeihnung und 
dabei voll von amitjanter, ungejuchter Situationskomik, jo zeigt fich dieſe deutiche 
Kleinſtädterkomödie ald das fröhliche, herzerfriichende Reiultat erniter aber freu— 
diger fünitleriicher Arbeit. 


hochz eit Eine Bauerngeſchichte. 5. u. 6. Tauſend. Umſchlag 
und Buchſchmuck von Bruno Paul. Preis geheftet 2 Mark, 
elegant gebunden 3 Marf. 


Münchener Neueſte Nachrichten: Ihoma’s neue Bauerngeſchichte „Hochzeit“ 
ift in ihrer Art geradezu klaſſiſch zu nennen; jie ſteht in der jpezifiich bayeriichen 
„Bauern»Fitteratur‘ mit an erjter Stelle... . Selbit wenn man die „Hochzeit“ 
als novellitiiches Kunſtwerk nicht gelten lafſen fann, darf den Verfaſſer als 
einen würdigen Nachfolger Reuters aud derjenige hochſchatzen, welcher in dem 
DMedlenburger den großen und in jeiner Art feinen Künſtler jiebt, der er wirklich war. 


Aſſeſſor Karlchen und andere Geſchichten. 6. u. 7. 
Tauſend. Geheftet ME. 1.—, eleg. gebunden ME. 2 


Die Poſt, Berlin: Die präcdtige Friihe feiner Geichichten, Er — 
Künſtlerauge, mit dem er beobachtet, und die verblüffende Sicherheit und Originalität, 
mit der er das Beobachtete wiedergiebt, jein urdeutjher Humor und die Straft 
ehrlicher Entrüftung in jeiner Satire, das alles macht diejes höchſt amüſante Bud 
zu einem erfreulichen Zeugnis dafür, daß es unter unſeren jüngeren Schriftſtellern 
noch ganze Kerle giebt mit derben Knochen und feſten Muskeln. 


Die Medaille Komödie in 1 Alt. Zweite Auflage. Ge: 


heftet Mk. 1.50, eleg. gebunden Mk. 2.50. 

Der Tag, Berlin: Ich las und habe gelacht bis ich — er fonnte . 
die Gejtalten jind „geſehen“. Sind prachtvoll gejehen.... Ich Halte Yudıwig 
Thoma für einen, mit dem zu rechnen iſt: weil er jo ſieht. 


Grobheiten Simpfieifiimus-Gedichte 46. Cauſend. Ge 
heftet ME, 1.—, eleg. gebunden ME. 


sranffurter Zeitung: Wem die Natur einen — verliehen hat, der die 
Würze von Pfeffer und Salz dem Zuder vorzieht, der greife getroſt nach dem 
Buche des Münchners, den man im Süden Ion aus dem „Simpliciſſimus“ 
unter dem Namen „Beter Schlemihl” kennt. ... E3 ift ein neues Genre und 
eine neue Saite. Aber aus der Vielfältigkeit der Ausdrudsmittel erfennt man 
bald ein reiches und überiprudelndes Talent. 





Albert Langen Derlag für Eitteratur und Kunft. in München 








Helwingfdye Derlagsbudyhandlung Hannover 


(Segründet vor 1606). 


Das Recht 


Rundſchau für den deutfdyen Juriftenftand 
fierausgegeben von Dr. Hs. Th. Soergel, München 

will eine juriftifhe Fadyzeitfchrift fein, die durch 

Originalartikel den Praktiker unterftütt und ihm 

das bietet, was er tagtäglidy braudjt. rorororaons 


Das Redjt 


bringt deshalb eine raflye, erfchöpfende, überfichtlich ge— 
ordnete Überfidyt über die Redytfprehung und 3eit= 
föhriftenlitteratur. rorsrsrarsrorsororsororono 


Das Recht 


bringt u. a. eine vollftändige Überficht über die Recht= 
[prechung des Bayr. Oberften Landesgerichts. rororo 


Das Redjt 


koftet bei monatlich 2maligem Erfcheinen 
nur vierteljährlidy Mk. 3.50 und kann bei allen Buchhandlungen 


und Poftanftalten beftellt werden. 


Das Recht 


ift im Derhältnis gegenwärtig die billigfte und inhaltsreichfte 
juriftifhe 3eitfchrift. orsrorsorsrorsraroraro 
(Der laufende Jahrgang wird etwa 700 Selten groß Quart enthalten.) 
i 
Probenummern u ang und 











Jaeger, BGB. » 


mit Nebengejegen und einem Gejamtregifter 
> für den alademifchen und praftiihen Gebrauh. 


Erſchienen find die Ausgaben für: 





Das Deutihe Reich 30 Reichsgeſetze 
(IV, 801 ©.) In Ganzleinen geb. 
Dit. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Gejete 


(VIII, 1408 &.) In Halbfranz gebb. 
Mt. 11.—. : 


Das Königreih Banern 60 Geſetze 
EN ©.) In Halbfranz gebb. 


Das Königreih Sachſen 70 Gejete 
(VIII, 1370 ©.) An Halbfranz geb. 
ME. 1.—. 


Das Großherzogtum Baden 7 6Geſetze 
Gi 1330 ©.) In Halbfranz gebbd. 


Die Reichslande Eljaß: Lothringen 


65 Gejeße. (VIII, er ne In Hald- 
franz gebunden ME. 1 


Die Ausgaben — ſich durch praltiſche Anlage, forreften Geſetzes⸗ 


ki großen, deutlichen Drud, elegante Ausftattung und außerordentlich 
illigen Preis aus. Sie erfreuen ch infolgedeflen in der Praris aroher 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 





3. Schweißer Derlag (Arthur Sellier Münden 


— 
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omojerualität 


u. Strafgeſetz. 


Ein Beitrag zur Unterjuchung der Res 
formbedürftigfeit des $ 175 St-G.B. 


Prof. Dr. Friedrich Wachenfeld. 


Geheitet 3 ME; gebunden 4 Mi. 








So jehr man jich gerade in leßter Zeit 
mit der jtrafaejehlichen Behandlung der 
jogen. Perverjen von verſchiedener Seite 
befaßt hat, jo wurde dieje wichtige Frage 
gerade von den Kriminaliſten wijlenjchaft- 
lih vernadläfligt. Die orientierende und 
gründlich abgeiahte Arbeit Wachenfelds ift 
daher mit Intereſſe und namentlich deshalb 
mit größternerfennung zu begrüßen, weil 
dad widerhaarige, höchſt unangenehme 
Thema ebenjo wichtig als nur mit UÜber— 
windung zu bearbeiten it. 


Soeben erschien! 


Hellwig, »roror x, Lehrbuch des 


Deutschen Givilprozessrechts. 


I. Teil. 26 Bogen. Mk. 10.—, eleg. geb. 
Mk. 12.—. 

Das Werk ist in seiner Art konkurrenzlos 

und füllt tatsächlich eine längst empfundene 


das formelle Civilprozessrecht 
enthaltend, soll in annähernd gleichem Umfang 
baldmöglichst folgen. 


Rostocker Rechtswissenschaft- 
liche Studien. Herausgeg. von Prof. 


Dr. B. Matthiass, u. 
Prof. Dr. H. Geffcken. 

I. 1. Brunswig, Dr. P,, Die Handlungs- 
fähigkeit der Geisteskranken nach dem 


Bürgerlichen Gesetzbuche. Mk. 3.—. 
I.2. Krick, Dr. A., Der Bundesrat als 

Schiedsrichter zwischen deutschen 

Bundesstaaten. Mk. 1.—. 

Die „Rostocker rerhtswissenschaftlichen 
Studien** verfolgen den Zweck, solche Arbeiten 
jüngerer Autoren, die wissenschaftlichen Wert 
besitzen, aus allen “ebieten der Jurisprudenz 
zu sammeln nnd ineiner Weise zu veröffentlichen, 
welche sie den Fachkreisen näher bringt und 
ihre Benutzung erleichtert. 


A. Deichert'sche Verlagsbuchh. (Georg Böhme) 
Leipzig. 
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Dieterich'ſche Verlagsbuchhandlung, Theodor Weider, Leipzig. 


Zuſammenſtellung 
ſämmtlicher 


Feichsgeſetze ſtrafrechtl. Iuhalts 
(mit Ausnahme des Strafgeſetzbuches) 
nebſt Anführung der dazu ergangenen 
Entſcheidungen des Reichsgerichts 
von 


Candrichter Johannes Neuberg, 


Unterſuchungsrichter beim Kal, Landgericht 
Zwidau. 


Preis gebunden 6 Mark. 


Grundzüge derstrafvollitredung 


nach Reichsrecht. 

Eine kurze inftematiiche Daritelluna des geltenden 
Neibäftrafvollitretungsrecbts mit Einfluß der 
MRechtshilfe und der Auslleferung. 

Zum Gebraude für die Praxis 


bearbeitet von 


Dr. jur. £. Weichert, 


Staatdanwalt beim Landgericht Dresden. 


Preis geheftet 5 ME.; gebunden 6 Mt. 





3.6. Eotta’fcdye Buchhandlung Nadyfolger 6. m.b. S. 
Stuttgart und Berlin 


Soeben erjdienen: 


Geſchichte, Theorie und Technik 
der Statiltif 


Grundriß zu Vorlefungen 


von 


Auguft Meihen 


| Dr. ph. Gcheimer Negierunasrat a. D.. Honorarprofeifor 


der Univerfität zu Berlin. 
Mit Tafeln — Zweite Auflage 
Geheftet 6 Mark. 7 Mark. 


Der vorliegende'Grundriß hat ſich als ſehr 
geeignetes Lehr- und Hilfsbuch der Statiſtik 
erwieſen. Die zweite Auflage iſt u. a. durch 
eine vollftändige Sterbetafel und Angabe 
der neueren allgemeinen und inter= 
nationalen fowiederamtlidhen ftatijtis 
ihen Literatur vermehrt. 


Zu beziehen durch die meisten Buchhandlungen 


An Leinenband 


— mm me zz, 
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Verlag von n Franz Vahlen in Berlin W. 8. 














Soeben ericdienen: 


Reichsgerichtsentſcheidungen 


aus den 


Beiträgen zur Grläuterung des Deutſchen Rechts 


(Red.: Dr. Raſſow, Dr. Künkel und Dr. Eecius 
Band 24 bis 43 (1880 bis 1900), foweit fie für dad geltende Recht von Bedentung find, 
zulammengejtellt von 


Dr. Raſſow, Reichsgerichtsrat a. D. 
2 Bände von 160 Bogen gr. 8°. Geh. 26 ME, geb. in Halbfranz 30 Mt. 


Die Sammlung enthält 1177 reihsgerihtlihe Entſcheidungen, 
welde für dad geltende Recht und die künftige Rechtſprechung von 
Bedeutung jind Dem Herrn Herausgeber dürfte es gelungen sein, durch die 
Art der Verarbeitung des großen Materials, und insbejondere auch durch die beiden 
ausführlichen Regiiter, den Juriſten die unentbehrlidhe AUsnutzung der 
bisherigen Nedtipredung des Reichsgerichts zu erleichtern, indem 
er in diejem Werte ein Mittel bietet, ohne langes Nadichlagen die frühere Praxis, 
ſoweit fie auch jet noch erheblich ift, zu überbliden. 


Dandansgabr 


Bürgerlichen Geſehßbuchs 


für das Deutſche Reich 


unter Berüdfichtigung der jonftigen Neichägeiege und der Gejeggebungen aller 
Bundesitaaten insbejondere Preußens 


für Studium und Praxis 


bearbeitet von 
Dr. Hugo Yenmann, 


Rechtsanwalt am Königl. Kammergericht zu Berlin. 


1903. Dritte vermehrte und verbeiierte Auflage. 
Drei Bände. 136'/. Bogen gr. 8°. Geh. 26 ME., geb. in Halbiranz; 31 Mt. 


— — „Seine Aufgabe bat der Verfafier bocteefflich gelöjt. Die Renmann’iche 
Handausgabe dürfte von allen die beſte ſein. Dieſes Urteil ſcheint auch in den 
Streifen der Juriiten allgemein geteilt zu werden.” 

(Deuticher Reichsanzeiger v. 19. IX. 1900.) 

— — „Das Werk iſt in ſolchem Maße befannt und anerfannt, daß nicht mehr 
nötig ijt, e8 den Leſern der „Beiträge“ zu empfehlen.” — 

Eccius Gruchot's Beiträge 1900 Heft 6.) 











— Balm & Ente, Berlogsbuhbandlung in Erlangen. 


Raſche und fihere Auskunft über die Auslegung und Anwendung einer 
Gejeeöftelle im BEB. und defien Nebengefehen ſowie über die diesbezügl. 
Judifatur erhält der Praktiker durch 


Die geſamte Rechtſprechung 
1900 1901 


zum 
BGB., EG. z. BGB., CPO., FG., GBO., 3BG. und KO. 


von 


Dr. M. Scherer, 


Rechtsanwalt am Neihägericht In Leipzig. 













betitelt 
5 Erſte Juhr des BOB. Das Zweite Jahr des BOB. 
gr. 8°. XLII u. 156 Seiten gr. 8”. CXXII u. 560 Seiten 
geh. ME. 4.—, geb. Mi. 5.50. geh. ME. 11.—, geb. ME. 13.—. 


DE Ohne Zeitverluft findet man hierin alled wichtige Material über: 
fihtlich und erichöpfend zuiammengetragen. Sorafältig bearbeitetes Regiſter und 
Inhaltöverzeihnis ermöglicht jofortiges Auffinden des Gejuchten. 


Beitend empfohlen von der gejamten Fasprefie! 










Soeben eridien: 
‚Berzeihnid der im Juriſt. Staatskonkurs 1902 verlichen 
jewejenen gebundenen Werke zu herabgeichten Preijen“. 
— AZujendung erfolgt foftenlos. ch bitte zu verlangen. — 
Münden 3%. Schtweiter Sortiment (Arthur Sellier) 


Sarlaplas 9, Buchh., Anıiq. u. Yeibinftieut für Rechts⸗ u. Staatewiſſenſchaften. 





I. Schweißer Derlag girthur senier, Münden 


Soeben eridien: Dr. Hans Groß, 
o. d. Profeſſor des Strafrehts an der Deutichen Iniverfität Prag, 


Die Erforfchung des Sachverhalts 
Arafbarer Handlungen. 


Ein-Leitiaden für Beamte des Polizei: und Sicherheitsdienftes 
des Deutichen Reichs. 


— Zweite Auflage. gr. 8°. (12° Bog.) in Ganzleinen geb. Mt. 2.50. 


Landgerichtsrat M. in der Augöburger Abendzeitung v. 16. 8.1902 über die I. Aufl.: 

. . .. Diefe höchſt inſtruktive Darftellung gliedert ſich In einen allgemeinen u. beionderen 
Zeil nad) den einzelnen Reaten, berunter bi® zu linfällen bei großen Betrieben, und tft eine 
unerfcböpflide Fundarube, ein ſicherer Ratgeber, und ein nicht buch nenug au ſchätendes Hilfs— 
mittel auf dem Gebiete der Kriminaliftit. Das Buch follte bei feinem deutfchen Polizei: und Eicher- 
Beitsorgan feblen. 













Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. 











Geschichte der Nationalökonomie. Von Prof. Dr August Oncken, Bern. 
I. Teil, Die Zeit vor Adam Smith. M. 16.50, gebd. M. 18% 


Die Grundbegriffe der Nationalökonomie, von weil. Prof. Dr. Jul. Lehr, 
München. Zweite Auflage, herausgegeben von Prof. Dr. Max von Heckel, 
Münster, M. 9.—, gebd. M. 11.— 


Lehrbuch der Nationalökonomie, von k. k. Hofrat Professor Dr. F. Klein: 
wächter, Üzernowitz. M. 8.40, gebd. M. 10.— 


Quellensammlung zum Deutschen Reichsstaatsrecht. Zusammengestellt 
von Dr. Heinrich Triepel, Professor in Tübingen. M.5.—, gebd. M.6.— 


Quellensammlung zum Verwaltungsrecht des Deutschen Reiches. zu. 
sammengestellt von Pr. Karl Freiherrn von Stengel, Professor in 
München. M. 8.40, gebd. M. 9.40 


Quellensammlung zum Staats- und Verwaltungsrecht des Königreichs 


Bayern. Zusammengestellt von Dr. Hermann Rehm, Professor in Er- 
langen. M. 6.50, gebd. M. 7.5 


Das Urheberrecht (Autorrecht) und das Verlagsrecht unter fortlaufender 
Erläuterung der neuen einschlägigen Reichsgesetze und umfassender Beräck- 
sichtigung der bisherigen Praxis und Wissenschaft. Von Dr. Ludwig 
Kuhlenbeck, Professor in Lausanne. M. 8—, gebd. M. W.— 




































Verlag von €. Brügel K Sohn, Ansbach. 


In unſerem Verlag it erichienen und durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


für das Deutjche Reich in 
Gewerbeordnung ihrer neueſten Faſſung. 
Dritte Auflage von A. Reger's Handausgabe neu bearbeitet von Th. 


Stöhſel, kgl. Regierungs-Aſſeſſor. 2. Band. 283 Seiten. 8°. Elegant 
geb. Preis 3.60 DIE, 


Der zweite und Schlußband der Reger-Stöhſel'ſchen Handausgabe 
der Gewerbeordnung (der erſte Band iſt im Jahre 1901 erſchienen, 594 Seiten um— 
fajiend, geb. Preis 5.50) enthält die wichtigiten bis im die jüngite Zeit erjchienenen 
Vollzugsvorſchriften des Neidhs und des Königreichs Bayern in 
weit größerem Umfange als in den bisherigen Auflagen, ſowie die auch in Bayern 
gut verwertbare Preuß. Techniſche Anleitung er Genehmigung gewerblicher 
Anlagen, einen Auszug aus dem Gemwerbegeri gejeße in neuejter Faſſung 
und ein ausführliches Seja mmitregiiter für Babe ände. 

Bei der beionderen Bedeutung, welche einer überiihtlihen Zuſammen— 
jtellung der zahlreihen Ausführungsporichriften der Gewerbeordnung für die Praris 
zukommt, bei der Neichhaltigfeit des Inhalts des zweiten Bandes und der 
Bollitändigfeit des hierin zum Abdrud gebraten Materiald (etwa SO Vollzugs— 
befanntmadungen und ſonſt zur Gewerbeordnung einichlägige Beitimmungen) 
fann derjelbe den mit dem Bollzuge der Gewerbeordnung betrauten Staat s— ımd 
Semeindebe hörden, ferner allen Beſitzern des Hauptbandes, jomwie aud 
den en größerer Kommentare zur Gewerbeordnung (v. Yandmann = Robımer, 
v. Schider 20.) angelegentlihit empfohlen werden. 






„Association Berliner Schneider" 

Friedrich Modler & Co. 

BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 


Amtstrachten 
für 


Professoren u. Justizbeamte, 
Robe und Barett: 
Für Richter und Rechtsanwälte von 22—45 Mk. 


Fü* Gerichtaschreiber . . . 20-35 , 
Einzelne Bar-tt#s . . . 2 2 20 4— 6 
bei freier Zusendung. (166). 





Blätter für Rechtspflege 


in Thüringen u. Anhalt 
herausgegeben 
von A. Unger, Geh. Juitizrat. 
Anfang 1903 beginnt zu ericheinen der 
50. Jahrgang, 
reid pro Jahrgang (mindeitens 24 Drud- 


gen) ME. 10.—. Durch alle Buchhandlungen, 
itanftalten zu beziehen und durch 


Iena. Hermann Bohle 














— —— und —— 









— 





SeCccceccse: #393333335353 


Bismarck 







und der 








Preis: 2 Mark. 
Verlag von (.0, Lehmann, halle -. 


— — 5 


V3333333333 4 eeeeeceeee® 


3. Schweiber Derlag (Arthur Zellier) 
Münden 
Demnädft erſcheint: 


Dar von Seydel, 
Vorträge aus dem 


allgemeinen Stnntsredht. 


Separatabdrudf aus den Annalen des 
Deutihen Reiche. 


gr. 8°. (6 ©.) ME. 2.40. 















— ben — 


— Nr. 61: Rechts U. Stastswissenschaften. 


Enthaltend u. a. 
die Bibliothek des f Staatsrats Univ.-Professors Dr. von Mandry in Tübingen. 
— Dieser reichhaltige Katalog wird gratis und franko abgegeben. — 





Die bayeriihen Landesgeſetze und Verordnungen 
zur Ausführung und Ergänzung j 
der Givilprozehordnnung und des Ziwangsveriteigernngsgeiehes 
Zufammengeftellt und im Anſchluß an die CPO erläutert von 


Dr. F. Schhierlinger, 


Rat am f. Oberlandesgerichte J— 
Dritte umgearbeitete Auflage 
der „Normen des bayeriihen Landesrechts“. 
8. 192. Mt. 5.—. Geb. Mt. 6.—. 














I.N. Bern’s Verlag (Mar Müller) 


__ inöresin (8 Smith Premier 


Soeben volljtändig geworben: 


as Geſetz über die Enteignung | Schreihmaschine 
von Grundeigentum — 


vom 11. Juni 1874. 


Erläuterung unter Benupung der Aften des Könlalic 
Preußlſchen Minifteriums der Öffentliden Arbeiten 


von Dr. jur. Georg Eger, Re-ierungsrat. 


Zweite vermehrte Auflage 1902. 


Erfier Sand, e 
Geh. 14 M. Geb. in Hulbfranz 16 M. Grand Prix Paris 1900. 
Zweiter Yand. J Referenzen : Kgl. bayer. Behörden, 
Geh. 15 M. Geb. in Halbfran; 17 M. Reichsbehörden, erste Firmen des 
„Der Eger'ihe Kommentar bildet die be: In- und Auslandes. 
deutendjte und gründlichite Arbeit auf dem [ 2 
Gebiete des Enteianungsrechtes überhaupt. Vertreter in grösseren 


Das Werk iſt nicht bloh für die preußische Städten gesucht. 
Braris, jondern auc für den Gebraud) in 


anderen Bundesitaaten und für die Theorie A . . 
von auferordentlihem Nuten So itebt Smith Premier Typewriter bo. 
das Werk in jeder Hinſicht auf der Höhe der Rud. Chr. Meyer 
Wiſſenſchaft.“ 

CEin. Mitteilungen d. Annalen d. D. Reichs.) | München, Weinstr. 14 a. Rathause. 








ges<e SELSSELEEEEEE 
FJ— J. Schweitzer Derlag (Arthur Seilie) Münden 


_M 
y Alfeld, Dr. Ph, Rh 
NY) ord. Profeſſor an der Univerfität Erlangen \ 
J 
V 
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Die Strafgeſetzgebung des Deutſchen Reichs. 


Sammlung aller Reichsgeſetze ſtrafrechtlichen und ſtrafprozeſſualen 
Inhalts mit einem Gejammtregifter. 


Für den akademiſchen Gebraud) und die Praris. 
Gr. 8° (VIII, 924 ©.) 1900. In Salbfranz gebd. Mt. 8.—. 
— Das Wert enthält 125 Gejeße. — 
Aus Urteilen der Preſſe: 
Hochſchuluacht ichten 1901. 


bemerkt, daß die vorliesende Sammlung einen weiteren Beweie dafür bietet, 
daß der — —* Geblete des Strafrechts, allfeitia als kompetent anerfannte Verfaſſet ein be 
fonderes Geſchick für Die Zufammenitellun« praftiicher Ausaaben bat. Gerade bei den praftiichen 
Uebunaen bat fi) das Bedürfnis nad einer wie der borlienenden Sammlung oft füblbar ge 
madt, da bier ein Ueberareifen von einer Materie in die andere fortwährend ftattfindet. Dem 
ift nun durch die Allfeld'ſche Ausgabe volllommen abgebolfen. 


Badiſche Rechtöpragis. 1900. Nr. 24 v. 24. XI. 
. .. Um jo verdienftlicher und wertvoller ift es, in einem Bande alles zur Sand mu 
haben, was das weite Gebiet des deutſchen Strafrechts aufweiſt. 


ee 





Sa 
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€. 5. Bed ſche Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 











Derbii:Ropitäten: 


fr. Brettreich, Oderregierungsrat im f. 6. Stackbminifterium des Innern: Geſetz, beireilend 
die Schladhivich- und Fleifhbeihau vom 3. Juni 1900. Zertausgabe mit 
Erläuterungen, Ausführungsbeftiimmungen, Einleitung und Sacregifter. 17 Bug. MH. 8". 
Geb. 2 Mt. 50 Bi, 


Dr. Ferd. Englert, Regierungsrat im f. b. Staatöminifterium db. I: Das bayerifche 
Zwangsderziehungsdaeleh vom 10. Mai 1902 nebit den Austübrungsbeftimmungen. 
Mit einer Einleitung, Erläuterungen und einem Anbange. 11 Bogen. 8%. Leimwandbd. 2 Mt. 0 Pf. 


Em. Babel, t Amtsrichter in Münden: Dad baneriiche Ausführungdgefen vom 23. Fe 
bruar 1879 zum Reihö>:Berihtöverlaifungsaneieh in der jeitdem 1. Januar 1900 
geltenden Faſſung. Tertausgabe mit Anmerkungen. 13 Bogen. f.8%. Roter Lwndbd. 2 ME, 


Emanuel Habel, ti. Amtsriöter: Die Hinterlegungseordbnung für das König: 
rei Bayern vom 18. Dezember 1899 mit der Hinterlegungsgebübrenorbnung und 
den geſamten Nusfübrungsporidhriften. Textausgabe mit Anmerkungen und Sad 
regifter. 14’; Bog. kl. s. In rotem Lwndbd. 2 Mi. 


Dr. Albert Haberſtumpf, t. Amtsciter in Münden: Bayeriiches Gefecht vom 9. Auguſt 190%, 

bass HNadlaßmwefen betr. Mit Erläuterungen. Erfte Lieferung. (Bog. 1-8). Geh. ME. 1.20. 

= Bolftändig in 2 Lieferungen. Die 2. Lieferung wird die noch aueftehende neue Radı- 
lakordnung enthalten, — 


Wilhelm Henle, Miniſterialrat im k. 6. Iuftigminiiterium und Dr. Frans Schierlinger, 
£. b. Oberlandesgeridtörat: Das Strafgefehbudh für das Deutſche Reich in 
feiner gegenwärtigen Geſtalt. Handausgabe mit Erläuterungen aus ber Rechtſprechung bes 
Reibsgerihts fowie aus der Geſetzgebung und Rechtspflege der größeren Bundesitaaten. Zweite 
neubearbeitete Auflage, herausgegeben von Dr. Franz Schierlinger. 283 Bogen. 8". In 
Lelauwanddand Mt. 4.—. 


Milhelm Henle, Minifteriairat im & 5. Staatsmintfterium der Juftls: Die Anlegung des 
Grundbucds in den Kandesdteilen rechts des Rheins. Bayeriſches Sees vom 18. Juni 
1898 und bie biezu erlaffenen Vollzugsvorſchriften eingeleitet und erläutert. Zweite umge: 
arbeitete nud vermehrte Auflage. 27', Bozen. 8°. Lelnwandband, 5 Mi. bo Bf. 


Dr. Bobert von Landmann: Kommentar zur Gewerbserdbnung für 
das Deutihe Reid. Bierte Auflage bearbeitet von Dr. Guftav Ronmer, Yegationsfefretär 
I. Klaſſe im f. 6. Staatäminifterlum des Hußern. In zwei Bänden Erſte bis dritte 
Lieferung (Bogen 1-30), — Erfcheint in 10 Lieferungen a DIE. 2.25. — 


- Mar von Müller, Oberſtaateanwalt des f. Berwaltungsgeridtähofes: Zayeriſches Gefecht vom 
8. Anguſt 1878 über den Berwaltungsgerihtehef mit ſyſtematiſcher Einſchaltung der 
in Band I-XXI der Sammlung von Enticheldungen des Berwaltungsgerichtäbofes veröffentlichten 
Rebtögrundiäge. Zweite umgearbeitete und erweiterıe Auflage. 29 Boy. ar. 8”. 
Leinwobd. 10 ME, 


Dr. £reiheren von Riedels Rommentar ıum Poliseiftrafgefetbud 
für das Königreih Bayern. 6. Auflage bearbeitet von I. v. Sutner, f. Reg.Aſſeſſot. 43 Bop. 
Se, Web. 8 Mt. 


Eugen Freiherr von Sartor, tıl. 1. Staatsanwalt in Münden: Das baysrifde 
Dereinsgefek. Tertausgabe mit Einleituna, Anmerkungen, Bollzunsvorichriften und 
fonftinen einichlägigen Geſezen und Verordnungen, ſowie Sadrealfter. Dritte, neubearbeitete 
Anflage. 16 Boa. M.S%. In totem Lwndbd. Mt. 2.50. 


Heinrid; Schneider, Miniteriafrat Im f. 5. Iuftigmintiterium: Das Gefek über das 
LZiegenfhafteresdht in ber. Bfals vom 1. Juli 1599 und die Verordnung bie 
Anlegung dcs Grundbuchs in der Bialz betr, vom 28. Auguſt 1898. 8, Auflage. 
35 Bog. 8%, Lwbd. 6 ME Do Bi. 


Guflau Seiler, t Besirtsamtsaffeffor in Hofheim: Das Shulbebarfegefek für 
Bas Rönigreid Bayern vom. Juli 1902 mit Einleitung, Erläuterungen, Vollzugs— 
vorichriften und Sachregiſter bearbeitet und berausgegeben. Erſte und zweite Kieferung. 
Mk. 180. Vollſtändig in 4 Lieferungen. 


Dr. ©. Meigel, Kriegasgerihtärat beim kal GBenerallommando IT. b. Urmeecorps: Die 
Zuftändigkeitögrensen zwiidben Militär: und Zivilgeridhtö- 
barkeit in Deutihen Reihe. 23 Dog. 8% Zeinwandband 6 ME. 50 Bf. 
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R. v. Deders's Derlag. Berlin SID. 19. 
Gegründet 1713. 


rchiv für Strafrecht 
und Strafprozeh. + 


— 40. Jabrgang. — 
Begründer durch 

Dr. Goltdammer, König! Vbertribunalsrath. 
Unter Mitwirfung hervorragender Autoritäten auf 

dem Gebiete der Strafrechtswiifenichaft u. a. 
Prof. Dr. v. Bar, Göttingen, Prof. Dr. Birkmeyver, 
München, Dr. Dorner, £andgeridytspräfident, Karls» 
ruhe, Prof. Dr Singer, Halle, Hübich. Geb, Ober» 


regierungsrath im Großb. Juftizminiiterium, Karls 
ruhe, Prof. D, Dr, Rabl, Berlin, Olbrict, I Staats: 
anwalt, £üneburg, Prof. Dr. Wetter, Würzburg, Prof. 


Ce Poittevin, Paris, Prof. Dr. Dierbaus, Dortragen: 
der Rath im Kgl Juftizminiiterium, Berlin, Dr. Dogt, 
Staatsanwalt, Colmar, Prof. Dr. Wab, £eipzig, 
Prof. Dr. Wacenfeld, Rottod, Prof. Dr. Weifenbach, 
Senatspräfident beim Reichsgericht, Berlin etc. 
unter ftändiger Mitarbeiterjchift von 

Dr. Olsbaujen, Oberreichsanwalt, £eipsig, 

Prof, Dr. Beilborn, Privat-Dozent, Berlin, 
herausgegeben von Prof. Dr, 3, Kohler, Berlin 

Jedes Heft entbält A: Ubhandlungen, B: Ent: 
fcheidungen des Reichsgerichts, der@®berlandesgerichte, 
des Oberverwaltungsgerichts und fonitige Enticheis 
dungen, C: £itteraturbericht 

Das ‚‚Urcio" erfcheint in Swifchenräumen von 2 
Nonaten und es umfaßt jeder Jahrgang 6 Befte 
a5 Drudbogen (80 Seiten) inzgefamt 30 Drudbogen 
— 480 Seiten. Dom 40. Jabraang ab beträgt der 
Abonnementspreio 15. . Die früheren 
Jahrgänge find zum Preis von & 12.— ME. zu haben. 

— nn ftehen gern zur Derfügung ! 
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3. 6. Eotta’fdye Buchhandlung Nachfolger G. m. b. h. 
Stuttgart und Berlin 











Soeben erſchienen: 


Münchener 


Wolkswirtihaftlihe Skudıen 


Herausgegeben von 


Lujo Brentano und Walther 2b: 


55. Stüd: Dr. Auguft Engel, Die wei: 
fälifhe Gemeinde Everäberg 

Eine mwirtichaftlihe Unterſusun 

Preis geheftet 3 Warl 

56. Stüd: Dr. Hermann Lenny, DieRst 
der engliichen Landwirte zur 


Zeit der hohen Getreidezölke 
Preis geheftet 3 Mar 


Zu beziehen durch die meiften Buchhandlungen. 


I. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) Mirnchen | 





stantenburger, Dr. Heinrich, Rechtsanwalt in Münden. 


t 


Handelsgeſetzbuch für das Dentiche Reich 


(mit Ausnahme des Seerechts) nebit dem Einführungsgejege. 
und ausführlihem Sacregiiter. 


mit Erläuterungen 


die allerjüngfte Zeit verwertet, 


In Ganzleinen gebd. ME. 7.60. 
Dr. 4. G. im Hamb. frremdenblatt. 


baben 


den die nötigen Fingerzeige bisher gefeblt. 
liebten Verfaſſers entipr icht dieſen Bedürfniffen volllommen. 


II ED U EL ALLEN. 


Augdburger Abendzeitung. 192. Nr. 225 vom 16,8, 


Leo, Dr. Martin, Restsanwalt in Hamburg. 


\ 
t 
Seehandelörerht Gandelsgeſetzbuch; Bud IV, Seehandel, in der | 


\ 
en 2 | N 
gearbeitete Auflage. 80. (XI, 724 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. Mt. 3.60. , 
| 
\ 
Faſſung des Gef. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgeſetzes vom 2. Jumi 

( 

N 


Handausgabe 
2. vollitändig um: 


- ++. Das Buch sit mun tie aftuellfte Ausaabe unierer Handelsgeſetzaebung und bat den Borjug 
da es in jorgfältiaer, aründlidier und doch Furzer Weile dir aciamte Yiteratur uno Judikatut rs in 


=. 





1902) nebjt einem Anhang, enthaltend die Nebengejege. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlihem Sadregifter. 80. (27 Bogen.) 1902. 


Nr. 179 vom 2.8. 1902, { 


+. Demienigen aber, der fich mit einzelnen Fragen eindringender zu beibäftigen wanct. 
Die vorliegende Arbeit des in weiten Kreiſen de 











> 


13 14 


— — — 


J. Schweitzer Verlag (Artur senier, München | 








K. Maenner, 
Beichsgerichtsrat in Leipzig. 


Das Recht der Grundstücke 


' nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 


gr. 8°. (VII, 408 8) 1899. 


Broschiert Mk. 9.—, in Halbfranz gebd. Mk. 11.— 


„Maenner’s Recht der Grundstücks entstammt zum Theil 
aus Vorträgen, die der Verfasser als Grundbuchaufsichtsbesmter 
zu halten hatte. Allein es ist eine vollständige aysate- 
mstische Bearbeitung des ganzen Sachenrechtes des 
Rürgerlichen Gesetzbuches geworden, die vor Allem 
bestimmt ist, den Bedürfnissen der Praxis zu dienen. Es enthält 
also mehr, ala der Titel sagt, und gibt, was ao manchem Buche 
fehlt, das jetzt über das neue Recht entsteht und bald wieder 
vergeht, dem, der es beim praktischen Gebrauchs oder beim 
Studium benützt, etwas Eigenes: die völlige Verarbeitung des 
Rechtsstoffes durch den erfahrenen Praktiker, Wir könnten 
dieser einheitlichen Darstellung des Sachenrechtes, 
des Rechtes derGrundbuchordnung und der Reichs- 
subhaststionsordnung nichts Besseres an die Seite 
stellen.‘ 

(Landger.-Rath M. in d. Augsburger Abendzeitung.) 


Karl Meyer, 


k. Landgerichterst in München, 


Die Konkursordnung 
für das Deutsche Reich 


nebst 
den zugehörigen Einführungsgesetzen 
und das Reichagesetz, 
betr. die Anfechtung von Reehtshandlungen eines 
Schuldners ausserhalb des Konkursverfahrens 
—- In der Fassung der Bekanntmachung vom 20, Mai 1898. —— 


Handausgabe 


mit Erläuterungen, ausführlichem Sachregister und 
einem Anhang, enthaltend die konkursrechtlichen Be- 
stimmungen des Genossenschaftsgesetzes, und des Ge- 
setzes, betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
eine vergleichende Zusammenstellung der Paragraphen- 
folge der alten und neuen Konkursordnung und Formulare. 
8°, (VIII, 459 8.). 1899. In Ganzleinen gebunden Mk. 6.— 


a; 





Verlag von Duncker 5 humblot in Leipzig. 
Die 


Kartelle und die Rechtsordnung. 


Uon Adolf Menzel. 


> Aweite, vermehrte Auflage —> 
1902. Preis 2 Mk. 


Otto Gierke, Das Wesen der menschlichen Verbände. 


| Preis 1.— Mk. 
Adolf Wach, Die kKriminalistischen Schulen und die Straf: 
rechtsreförm. Preis 80 Pf. 


Demnächst erscheint 
SZ Zitelmann, Lücken im Recht. Preis etwa 1.20 Mk. 


Er ar 


| J. Schweitzer Verlag (Arıbur Seilier) München 


aftpflichtrecht und Reichs- 
versicherungs-Gesetzgebung 


2. völlig umgearbeitete Auflage. 






















Herausgegeben von 
Dr. jur. Ludwig Lass, und Dr. jur. Rudolf Maier, 
Kair, Reg.- — R.-V.-A. und Professor Rechtsanwalt in München nu. 
. d, Univ. Berlin Syndik. mehrerer Versich. -Gesellsch. 


gr. 8°. (XX, 303 8.). Broschiert Mk. 7.20; in Ganzleinen gebd. Mk. 8.20, 


Allgemeine — 


... Sowo ohl für ee er den Laien ist das Werk von hohem Wert, ds 
es über ale re dieses weite Gebiet Einschlägige den besten Aufschluss erteilt. Die beiden 
'erfasse r arbeiten bereits 3a nn ang —— im Versicherungswesen und waren umsomehs 


berufen, sie sh an die achwierige Aufgabe zu wagen; sie haben dieselbe vorzüglich geile, 
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OTTO LIEBMANN, Verlagsbuchhandlung, BERLIN W. 35. 


Deutsche 
Juristen- Zeitung. 








Herausgegeben von 


Dr. Laband, Dr. Stenglein, Dr. Staub, 


Professor, Reichsgerichtsrat a.D. Justizrat. 


— Erscheint jeden 1. und 15. Preis vierteljährlich Mk. 3.50. — 

Die „Deutsche Juristen-Zeitung‘, längst die verbreitetste juristische 
Zeitschrift, ist nach Inhalt, Zweck und Charakter ein Fachblatt grossen Stiles. 
Als Central-Organ für den gesamten deutschen Juristenstand bietet sie einen 
Ueberblick über die fortschreitende Entwicklung der gesamten Rechtswissenschaft, 
des Verwaltungsrechts und der angrenzenden Disciplinen. 


Abonnements: Buchhandlungen, Postanstalten, Verlag. 
Probenummern und Prospekte gratis. 





















3. Guttentag, Verlagsbucdhandlung, 6. m.6.9. in Berlin W. 35. 








Vorträge über das 


Net des Bürgerlichen Geiekbuds. gesters: ar enmran sur hundene 

l N ) b Profeſſor der Rechte an der Univerirtät 

Berlin. Nach des Berfafiers Tode durch Feititellung des Wortlautes fortgefäht 

und mit Anmerkungen verjehen von Pr. R. Leonhard, Geh. Juſtizrath. en 

der Rechte an der Univerjität Breslau. Erfte und zweite Auflage. Liefg. 1 u.2. ar.” 
Preis 8 ME. 50 Pi. 


Fortſetzung und Schluß ber Borträge find fo weit vorbereitet, daß fie beftimme im mädts 
Jahre ericheinen werden. 


Konkursordnun mit Einführungsgejeb, 9 Nebengejepen und Ergänzungen. Rom 
N mentar von Dr. Th. Wolff, Oberlandesgerichtärath in Damm 
gr. 8°. Preis 11 ME, geb. in Leinen 12 ME. 


Das Reichsgeſetz betreffend die 


H * Kaf V 20. April 1892. S 
Geſellſchaften mit heſchränkter Kaftung. — Darftellung ı und Deal 
mentar nebjt Entwürfen von Gejellihaftöverträgen und praftiicher Anleitung rer 


die Negiiterführung. Bon Ludolf Barifins und Dr. Sans Grüger. Tritte mr 
mehrte Auflage. gr. 8”. Preis 8 ME, geb. in Leinen 9 Me. 


Cipil ro eBordnun für das Deutſche Reich nebjt den auf den Civilproze 

) 3 N zügliden Beitimmungen des Serihtsverfajiungsger 
und den Ginführungsgejeßen. ommentar von Dr. J. Stradmann und Dr. I 
Koch, unter Mitwirkung von K. Raſch, Pr. P. Koll und Pr. G. Ztrncdmaue 
Achtenmgearbeitete Anflage. Yer.S°. 2 Bände. Preis 30 Mt., geb. in Halbiramz 34 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer — (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie, G. m. b. H., München-Freismr 


—— 


Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr, E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München kKarisplatz 29. 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementapreis Mk. 2.-; für Abonnenten 


XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘ gratis. 1903 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516 a). Nr. 2 


Insertionspreis: ',spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilngen nach Übereinkunft. 


Ausgegeben am 1. Februar, 


Bürgerliches Recht. 


1. Biermann, Joh., Prof. in Giessen, Sachen- 
recht. 2. Aufl. gr. 8°. (XII, 527 8.) Berlin 
(Carl Heymann) 11.— 

Die vorliegende zweite Auflage ist ein 
öllig neues Werk. Sie zeichnet sich durch 
ine sehr gewissenhafte Verwertung der seit 

98 veröffentlichten Literatur und Recht- 

preehung, sowie durch klare, gründliche 

nd selbständige Erläuterungen aus. Be- 
mdere Anerkennung verdient, dass der 

'erfasser auch schwierige prozessrechtliche 

ragen in den Kreis seiner Darstellung ge- 

seen und sorgsam behandelt hat. 


2. Blau, Bruno, Verantwortlichkeit f. frem- 
des Verschulden nach dem bürgerlichen 
Gesetzbuch. gr. 8°. (XII, 525.) Berlin 
F. Siemenroth) 1.40 

Die Arbeit behandelt eine von der Ber- 
ser Juristenfakultät gestellte Preisaufgabe 
ıd wurde, wenn auch nicht mit dem Preise, 

doch durch das sog. Accessit auage- 
ichnet. Sie enthält in vier Abschnitten: 
rnndlagen, dogmatische Darstellung der 
aschlägigen Normen des B.-G.-B, Verant- 
srtlichkeit für andere auf Grund eigenen 

»rschuldens und die der Verantwortlichkeit 

r fremdes Verschulden zu (runde liegenden 

szerneinen Rechtssätze, 


Brunswig, Dr. Pet., Die Handlungsfähig- 
keit der Geisteskranken nach dem bür- 
grerlichen Gesetzbuche. gr. 8°. (VIII, 
152 8.) Leipzig (A. Deichert Nachf.) 3.-- 


Mit dieser Abhandlung beginnt eine von 
a Professoren Matthias und Gefken in 
stock herausgegebene Sammlung. 


An, 


„Ro- | 
cker rechtswissenschaftliche Studien“ be- 


titelt. Der Verfasser behandelt in zwei Ab- 
schnitten: 1. Geschäftsfähigkeit, 2. Delikts- 
fähigkeit und kontraktliches Verschulden. 
Besonders eingehend ist die Entmündigung 
dargestellt. Die Schrift enthält manchen 
wertvollen Gedanken. 


4. Düringer, Dr. A., Reichsger.-R., Das ba- 
dische Gesetz betr. die Überleitung der 
ehelichen Güterstände des älteren Rechts 
in das Reichsrecht vom 4. VII. 1902, 
erläutert u. m. den Gesetzesmaterialien 
hrag. Nebst e. Anh., enth. d. Über- 
leitungsbestimmgn. der grösseren Bun- 
desstaaten. gr. 8°. (VI, 221 8.) Karls- 
ruhe (G. Braun’sche Hofbuchdr.) 

geb. in Leinw. 8,— 


„Spät kommt Ihr, doch Ihr kommt“, 
darf man dem badischen Überleitungsgesetze 
zurufen. In der Erwartung, dass die Ehe- 
gatten selbst durch vertragsmüssige Fest- 
setzung ihre Güterrechtsverhältnisse dem 
neuen Rechte anpassen würden, hatte das 
badische A.-G. z. B.-G.-B. von der gesetz- 
lichen Überleitung der altrechtlichen Güter- 
stände abgesehen, obwohl sonst im ganzen 
Gebiete des rheinischen-französischen Rechtes 
eine solehe Überleitung stattfand. Die Er- 
wartung hat sich auch nicht annähernd er- 
füllt. Daher nun die nachträgliche gesetz- 
liche Überleitung. 

Die vorliegende Ausgabe stammt aus der 
Feder eines erstklassigen Juristen. Sie ent- 
hält eine systematische Einleitung, daran 
anschliessend vortreffliche Erläuterungen zu 
den einzelnen Paragraphen, ferner einen 
Abdruck der Gesetzesmaterialien und einen 
Anhang, der einerseits die güterrechtlichen 
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Normen des Bad. Landrechts, andererseits 
die Überleitungsvorschriften grösserer Bun- 
desstaaten zusammenstellt, 


5. Endemann, Dr. F., Prof., Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechts, I. Bd. 4. Teil. 
8. Aufl gr. 8°. (905—1382). 
(Carl Heymann) 


Mit der nunmehr erschienenen vierten 


Lieferung ist dereerste Band des vorzüglichen 


Eindemann’schen Lehrbuches des bürgerlichen ' 


Rechts in 8. Auflage vollendet. Die nene 
Lieferung behandelt speziell die Lehre von 
den einzelnen Schuldverhältnissen. Gleich 
den früheren Lieferungen sind anch hier die 
Vorschriften der Nebengesetze zum B.-G.-B., 
insbesondere der C.-P.-O. und K.-O., soweit 
sie mit dem bürgerlichen Recht zusammen- 
hängen, in die systematische Darstellung 
eingearbeitet. Desgleichen ist die Literatur 
in vollem Umfang herangezogen, so dass der 
Leser über den gegenwärtigen Stand der 
Streitfragen und über die wichtigeren Schriften 
unterrichtet wird. Die Rechtsprechung un- 
serer höheren Gerichte, insbesondere die des 
Reichsgerichts, welche gerade an verschie- 
denen Stellen des Obligationenrechts bereits 
klärend und sichernd eingegriffen hat, ist 
eingehend gewürdigt. Im speziellen sei be- 


sonders auf die treffliche Darstellung der 


Rechtsfolgen der Nichterfüllung für den 
Kaufvertrag (88 160 f.) hingewiesen, in wel- 
cher insbesondere die so schwierige An- 
wendung der in $$ 323 ff. B.-G.-B. aufge- 
stellten allgemeinen Grundsätze auf den 


konkreten Tatbestand des einzelnen Vertrags- | 


Berlin | 


— 


N 


überhaupt, von den Schuldverhältnissen an: 
Verträgen, dem Erlöschen der Schuläver- 


' hältnisse und dem Eintritt eines nenen Suh- 


jekts in das Schuldverhältnis. 


7. Joseph, Dr. Eug., Rechtsanw. Not. a. D, 

Rechtsfälle zum bürgerlichen Gesetzbuch 

2. auf Grund der neuen Kechtsprechg 

u. Litteratur verm. u. verb. Aufl. > 
(VIII, 209 8.) Berlin (Franz Vahlen 

kart. 2? 

In der vorliegenden Neuauflage sind «ir 

fachere Rechtsfälle durch schwierigere ersetzı, 

im übrigen aber die bewährte Anlage der 

ersten Auflage beibehalten. Die Sammlarr 

ist sowohl zum Privatstudium wie zum aka- 

demischen Gebranche warm zu empfehlen. 


8. Kuhlenbeck, Dr. Ludw., Das bürgerliei+ 
Gesetzbuch f. das Deutsche Reich ne! 
dem Einführungsgesetze. Im Auftrr 
des Vorstandes des deutschen Anwal! 
vereins erläutert. 2. neu bearb. u. verm 
Aufl. 1. Bd. gr.8°. (XXIV, 7848. Berlin 
(Carl Heymann) 10.—; geb. U— 


Die Erlänterungen sind in der zweite 
Auflage erheblich vermehrt und an viel 
Stellen berichtigt worden. Die neueste Recht 
sprechung, auch der Oberlandesgerichte, hat 
eine weitgehende Berücksichtigung vefunder 
Besonders schätzbar sind die reichhaltig 
Angaben über die monographische Literanr, 
die mit seltener Vollständigkeit aufgeführ 
wird. Die Brauchbarkeit des beliebten Werk- 
ist durch die Verbesserungen der Neuanflar- 


verhältnisses dargetan wird. Sch. bedeutend erhöht worden. Zunächst leet 
Band I (Allgemeiner Teil und Kecht der 
6. Eck, Dr. Ernst, Geh. Justizrat u. Prof., | Schuldverhältnisse) vor. 


Vorträge üb. d. Recht d. Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Nach des Verfassers Tode | 
durch Feststellung des Wortlautes fort- 
gl u. mit Anmerk. versehen. 2 Lig. 
(VIII, S. 129—432) Berlin (J. Bohn) 
5.- 


9, Leyden, Dr. v., Kammerger.-Refer.. Th- 
sogenannte Uulpa-Compensation im 
bürgerlichen Gesetzbuch gr. »°. «VIl 
105 S.) Berlin (Carl Heymann) 2- 


Die Abhandlung liefert schätzbare Be- 
träge zur Auslegung des $ 254 B.-G.-B. Di 
einschlägige Literatur, auch die strafrsch 
liche, ist sorgsam verwertet. 


Mit besonderer Freunde ist es zu begrilusen, 
dass die Herausgabe der rühmlichst bekannten 
Vorträge von Leck (1897 auf Anregung des 
Berliner Anwaltvereins gehalten und mit 
ganz ausserordentlichemBeitallaufgenommen) 
fortgeführt werden soll. Die verantwort- 


10. Rehbein, Dr. H., Reichgerichtsrat, D» 


liche, aber höchst dankenswerte Aufgübe Bürgerl. Gesetzbuch mit Erläoterungre 
hat Professor Leonhard in Breslau über- 5. L fg. (Bd. IT S. 161-—320. Berlin „s 
nommen. Er fügt Anmerkungen bei, die W. Müller) 3 
den Text mit Rücksicht auf die wissen- | Das fünfte Heft erläutert die $3 315» 


schaftlichen Fortschritte der Zwischenzeit 
brauchbar erhalten sollen. Jede Kritik des 
Textes hat er mit Recht unterlassen. Die 
Lieferung beschliesst das Kapitel über die 
Ausübung der Rechte, handelt sodann von 
der Vertretung, von Verschulden und Zufall, 
Zeitablauf und von der Ausübung der Rechte, 
hierauf im II. Buche (Recht der Schuldver- 
hältnisse) vom Inhalte der Sehuldverhältnisse : 


356 B.-G.-B. Seltene Gründlichkeit, wate" 
gehende Berücksichtigung der hishengt 
Judikatur und feines Gefühl für die Ber 
nisse des praktischen Lebens zeichnen a 
diesen Teil des Rehbein’schen Kommenur 
vor anderen Kommentarwerken aus. 


11. Staudinger, Dr.J. v., kgl. Geh. Rat, h 
mentar 2. B.-G.-B. t. d. Deutsche * 





nebst Einf.-Ges. 20. Liefg. gr. 8". München 
(J. Schweitzer Verlag) 3.50 
Die 20. Lieferung enthält die S$ 158 bis 
In6 (Prof. Dr. Riezler) und die $$ 2310 bis 
2395 iR.-A. Dr. Herzfelder). Zur Vollendung 
des Gesamtwerkes fehlen sonach nur noch 
wenige Bogen. Unterdessen ist bereits die 
zweite Auflage angekündigt worden — der 
deutlichste Beweis für die Brauchbarkeit und 
Beliebtheit dieses trefflichen Kommentars. Auf 
einenPunkt möchten wir die Leiter der Neu- 
bearbeitung aufmerksam machen. Bei der in 
Anbetracht des gewaltigen Stoffes wohl be- 
greiflichen Arbeitsteilung sind Widersprüche 
nicht ganz zu vermeiden. Über die grossen 
Prinzipienfragen sollten sich aber die Mit- 
arbeiter verständigen. Es ist ein ganz un- 
erträglicher Missklang, wenn die Vertreter- 
eigenschaft der Sondervermögensverwalter in 
der allgemeinen Lehre von der Vertretung 
verneint (Bd. I 8.402 f.), für die Hauptfälle 
des B.-G.-B. aber (Nachlassverwalter und 
Testamentsvollstrecker, Bd. V 8. 147 ff, 
440 ff.) bejaht wird. Die Ansicht, dass der 
„Dissens kaum grosse praktische Bedeutung“ 
habe (Bd. I 8. 403), beruht, wie ein Blick 
auf die Praxis des Prozessrechts zeigt, 
zweifellos auf Irrtam. Die gründlichen Aus- 
führungen von Herzfelder verdienen unbe- 
dingt den Vorzug. 


12. Studien zur Erläuterung des bürgerlichen 
Rechts, hrsg. v. Prof. Dr. Rud. Leon- 


hard. 8. u. 9. Hft. gr. 8°. Breslau (M. 
& H. Marcus). 
8. Hesse, Dr. Alb., Die rechtliche 


Natur der Miete im deutschen bürger: 

lichen Recht (IX, 38 8.) 1.20 

9% Othmer, Wilh., Die rechtliche 
Wirkung der Vormerkung nach Reichs- 

recht. (114 $.) 3.20 

Hesse liefert einen neuen Beitrag zu der 
viel erörterten Streitfrage nach der recht- 
lichen Natur der Miete. Er gelangt in 
gründlichen Erörterungen zu einer Bestäti- 
zung der herrschenden L,ehre, dass das Recht 
les Mieters weder die begrifflichen Merk- 
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male eines dinglichen Rechts an sich trage 
noch vom B.-G.-B. als solches aufgefasst werde. 


Othmer untersucht das Wesen der Vor- 
merkung. Der masslos arrogante Ton seiner 
Ausführungen steht in auffallendem Miss 
verhältnisse zum wissenschaftlichen Resultate 
Othmer hat durch Vergleichung der sehr 
ergiebigen Literatur und namentlich an der 
Hand der vorzüglichen Darstellung von 
Fuchs (Grundbuchrecht) die offenbaren Irr- 
timer der einzelnen Autoren zusammenge- 
stellt. Der Satz, den Othmer als eigene An- 
sicht in hohen Tönen preist, die Vormerkung 
Führe die angestrebte dingliche Rechtsänderung 
in unbedingter Weise herbei, dieser Satz wider- 
legt sich selbst. Völlig verkannt sind die 
SS 14, 24 K.-O. 


13. Tumpowsky, Dr. Adf., Der Müngelanspruch 
des Mieters nach dem bürgerlichen Gesetz- 
buch f. das Deutsche Reich. gr. 8°. (VIE, 
117 8.) Leipzig {C.L. Hirschfeld) 2.50 


Der Verfasser behandelt in eingehender 
Darstellung die Mängelansprüche des Mieters 


‚auf Wegfall oder Minderung der Zinspflicht, 


anf Schadensersatz wegen Nichterfüllung, 
auf Beseitigung des Mangels sowie das 
Recht dersofortigen Kündigung. Die praktisch 
bedeutsamen Fragen der Beweislast sind mit 
besonderer Sorgfalt behandelt. 


14. Wrzeszinski, Dr. Rich., Die Konkurrenz 
der Ansprüche nach gemeinem Recht 
und dem Recht des bürgerlichen Gesetz: 
buches. Ein Beitrag zur Lehre von der 
Rechtsverwirklichg. gr. 8°. (VIL, 57 8.) 
Berlin (Struppe & Winckler) 1.60 
Die neuerdings vielbehandelte Lehre von 

der Konkurrenz der Rechte wird in der vor- 

liegenden Abhandlung unter gründlicher 

Verwertung der Literatur entwickelt. Das 

geltende Reichsrecht komınt dabei gegenüber 

dem gemeinen Rechte freilich etwas zu kurz. 

Insbesondere hätte die Konkurrenz der 

Glänbigeranfechtung mit Deliktsansprüchen 

Beachtung verdient. 


Handelsrecht. 


1. Berliner, M., Handelsschul.-Dir. u. Rechts- 
anwalt Dr. P. Meyer, Das Handelsgesetz- 
buch (mit Ausschluss des Seerechts) er- 
gänzt durch dieeinschlägigenVorschriften 
(des bürgerlichen Gesetzbuchs u. anderer 
Gesetze Für Handelsschulen u. zum 
prakt. Gebrauch der Kaufleute. gr. ®®. 
‘ VIT,2198.) Hannover (Hahn’sche Buchh.} 

geb. in Leinw. 3.— 


In dieser zum Gebrauch an Handelsschnlen 
‚stimmten Ausgabe sind die zum Verständ- 
ıisse des H.-G.-B, erforderlichen Vorschriften 


des B-G.-B. und seiner Nebengesetze teils 
zwischen den Paragraphen des H.-G.-B. ein- 
geschaltet teils in einer besonderen Abteilung 


angefügt. Worte, auf denen ein besonderer 
Nachdruck liegt, sind durch Fettschrift 
markiert. Ein Sachregister bildet den Ab- 


schluss des für seinen Zweck wohlgeeigneten 
Buches. 


. Heinemann, Ernst, Das Grundprinzip d. 
Aktienform u. d Nachschusszwang bei 
Aktiengesellschaften. Eine aktienrecht- 





liche Untersuchung. 8°. (72 S.) Berlin 
(Haude & Spener) 1.20 
Der interessante, von hoher Sachkunde 
zeugende Aufsatz legt dar, dass Zwangs- 
sanierungen der verschiedensten Art bei 


Civilprozessrecht 


I. Jaeger, Ernst, Professor in Würzburg, 
Kommentar zur Konkursordnung, den 
Einführungsgesetzen und dem Anfech- 
tungsgesetze mit einem Anhang, ent- 
haltend die Ausführungsgesetze sämt- 
licher Bundesstaaten und die Geschäfts- 
anweisungen für Preussen und Bayern. 
2. Aufl. 1. Lig. (224 S.) Berlin (J. Gutten- 
tag). 

Das Vorwort bemerkt: Die 2, Auflage 
weist erhebliche Anderungen und Erweite- 
rungen auf. Namentlich die Darstellung 
des materiellen Konkursrechts ist gründlich 
durchgearbeitet und in wichtigen Teilen um- 
gestaltet worden. Die zum Zitieren be- 
stimmten Randanmerkungen sind jedoch, so- 
weit möglich, in der Zahlenfolge beibehalten. 
Neu aufgenommen ist namentlich die Er- 
läuterung des Anfechtungsgesetzes und die 
Zusammenstellung sämtlicher Ausführungs- 
gesetze in ihrer gegenwärtig geltenden 
Fassung. Auch die Geschäftsanweisungen 
für Preussen und Bayern sind beigegeben. 
Die konkursrechtlichen Vorschriften der neuen 
Reichsgesetze über Urheber, Verlags und 
Privatversicherungsrecht wurden eingehend 
beritcksichtigt. Die Neuauflage soll im 
Herbste dieses Jahres vollendet vorliegen. 
Die starke Erstauflage war innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Vollendung abgesetzt. 


2. Neumiller, Josef, Ratam kgl.Landgerichte 
Miinchen, DieCivilprozessordnung für das 
Deutsche Reich. In der Fassung des R.-G. 
vom 17.V.18VS nach der Bekanntmachung 
vom 20. V.1898. Handausgabe mit Er- 
läuterungen unter besonderer Berücksich- 
tigung der bayerischen Gesetzgebung und 
Rechtspflege nebst einem Anhange, ent 


Justizverwaltung. 


. Daubenspeck, Herm., Reichsger.-R. a. D., 
Leitfaden f£. die Revision der Geschäfte 
bei den preussischen Amts- u. Landge- 
richten. 2., umgearb. Aufl. 8°. (XV, 423 5.) 
Berlin (F, Vahlen) 8.-—; geb. 9.— 


Das sehr verdienstvolle Werk beschäftigt 
sich mit den Revisionen aller Art, wie sie 
bei den Gerichten erster Instanz vorkommen, 
einschliesslich der Bureaurevisionen. Es will 
vorwiegend als Reperterium für die bei der 
Revision zu berlicksichtigenden Gegenstände 
und als Hilfsmittel bei Führung der Auf- 






Aktiengesellschaften statthaft al im 
tibt werden könne aber der Zeug 
Schaffung einesentsprechend sta 
der Rechte zwischen dev bala 
gattungen‘. 


mit Konkursrecht. 


haltend das Gerichtsverlang 

die Kostengesetze und umüg wi 

Nebengesetze. 4. (Schlass- Lig 3 

680) München J. Schweitzer Veng 

Mit diesem Hefte liegt der ven 
Handkommentar vollendet vr EB 
wie bereits betont wurde, nam: 
bayerischen Praktiker ein änsest 
bares Hilfsmittel, da gerade die bat 
Gesetzgebung und Rechtspflege va 
gehende Berücksichtigung gefmi 
Allein auch in anderen Bundesiut 
das Werk vermöge seiner über 
haltigen und bei aller Prämaz 
Judikaturnachweise und vermüge z 
selbständiger Notizen, die von volk 
Beherrschung der Prozessprasis au 
beifälligen Aufnahme sicher sein. 





























3. Rottmann, Ed., Öberamtsrich 
Handbuch f. d. Gerichtsvolim 
nach dem bürgerlichen (setz 
Nebengesetzen, den revidiert 
justizgesetzen u. den lande 
Bestimmungen im Königr. Bawt 
Neuorganisation vom J. 1900. 2 
umgearb. Aufl. m. ausführl Ioh 
sicht, ausführl. Sachregister ı 
mularien in 25 Beilagen. 5.4 
(36 8.) Würzburg (Stahels Ve 

Die vorliegende Schlusslieferug 
2. Auflage enthält die Formularen. 
träge und ein sehr eingehendes Sachre 
In dieser (estalt bilder das Handbes 
erschöpfende und durchaus zuverläsg 
stellung der den Gerichtsvollziek 
regelnden Vorschriften, das wiederhe 
empfohlen sei. 


sieht dienen. Fir die Handhabın 
Justizaufsicht in Preussen ist das 
geradezu unentbehrlich. Es hat ab 
fir andere Bundesstaaten hohen We 


2. Keidel, J., Bez. - Amtsassess., 
kungskreis der Amtsanwälte in & 
Sammlung v. Verordngn. a. Mir 
erlassen üb. die Behanudlg. der dew 
anwälten zugewiesenen Geschäf 
(X, 237 8.) München (J. Schweitze 


Die trefflich ausgestattete und du 


. 


| A Don — — 


adendes Gesamtregister abgeschlossene 
"lung vereinigt in zweckmässigster An- 
ing alle Vorschriften über die Obliegen- 
a der Amtsanwälte in Bayern. Ta 
su hundert Verordnungen und Ministerial- 
w in Betracht kommen, die in den ver- 
densten Amtsblättern zerstreut sind, 
‚ht das Bedürfnis nach einem derartigen 
ie nicht besonders betont zu werden. 
$toff dürfte erschöpfend gesammelt sein. 
- Formulare sind mitabgedruckt. 


MM is, 
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Amtsrichter wissenswerten Vorschriften 
der Justizaufsicht u. Justizverwaltg. 3., 
verb. Aufl. gr.8°. (XI, 250 8.) Berlin 
(H. W. Müller) 5.— ; geb. 6.— 
Das Werk behandelt in systematischer 
Darstellung die Dienstaufsicht über Gerichts- 
beamte, das dienstliche Verhältnis des auf 
sichtführenden Richters zu Anwälten, Notaren, 
Schiedsmännern und anderen Personen, die 
Geschäfte der Justizverwaltung im einzelnen 
sowie die Rechte und Pflichten des Kassen- 


 kurators und des Gefängnisvorstehers. Aus- 


Magunna, P., Richt , Deraufsichtführende 
Richter bei den preussischen Amtsge- 
richten, seine Rechte u. Pflichten. Eine 
systemat. Darstell. der f, den aufsichtführ. | 


führliche Quellen- und Sachregister erleichtern 
den Gebrauch des zuverlässigen und beliebten 
Buches. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Haberstumpf, Dr. Alb., Amtsricht., Baye- 
risches Gesetz vom 9. VIII. 1902, das 
Nachlasswesen betr. Mit Erläutergn. (In 
2 Lfgn.) 1. Lfg. 12%. (122 S.) München 


(C. H. Beck) 


Die vorliegende Lieferung enthält ausser 
r systematischen Einleitung ausführliche, 
die Gesetzesmaterialien gestützte Er- 
erungen des bayerischen Gesetzes vom 
“august 1902 und einen Abdruck der nicht- 
#fentlichten J.-M.-B. v. 6. Okt. 1902 zum 
läufigen Vollzuge des Gesetzes. Die 
Insslieferung soll insbesondere die noch 
stehende Nachlassordnung und die Re- 
ter enthalten. Die Ausgabe wird dem 
erischen ‚Juristen von grossem Nutzen sein. 


Josef, Dr. Eug., Rechtsanw. Not. a. D., 
Lehrbuch des Verfahrens der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit im Deutschen Reich u. 
in Preussen. Auf Grund der neuesten 


1.20. 


Rechtsprechg. u. Rechtslehre bearb. 8. 
(XVT, 496 S.) Berlin (F. Vahlen) 
5.50; geb. 6.50 
Der Verfasser hat sich der schwierigen 
Aufgabe einer systematischen Darstellung 
des Rechtes der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
unterzogen. Abgesehen von dem 1900 er- 
schienenen Nussbaum'schen Leitfaden liegen 
systematische Gesamtdarstellungen nicht vor. 
Umsomehr verdient der Versuch unsere An- 
erkennung. Ein scharf gegliedertes, logisch 
entwickeltes System bietet uns der Verfasser 
freilich nicht. Zu einem „Lehrbuche“ felilt 
es vor allem an der Übersichtlichkeit der 
Gruppierung. Allein im einzelnen enthält 
das Werk, das die reichhaltige Kommentar- 
literatur gründlich berücksichtigt hat, 
mancherlei wertvolle Ausführungen. Na- 
mentlich in Prenssen wird es auf dankbare 
Aufnahme rechnen können. 


"Strafrecht und Strafprozessrecht. 


. Beling, Dr. Ernst, Prof., Grundzüge des 
Strafrechts. 2. Aufl. gr. 8°. (VIII, 120 8.) 
Jena (Gust. Fischer) 2.60 

Die vorliegenden „Grundzüge“ sollen 
ch der Erklärung, die Verfasser schon im 
rwort zur ersten Auflage gegeben hat, 
nen Ersatz für das Kollegienheft bieten, 
ın akademischen Lehrer das Diktat er- 
ren. Verfasser geht dabei mit vollem 
echt von dem Standpunkt aus, dass der 
udierende den wesentlichen Inhalt der 
orlesung, die Kernsätze derselben schwarz 
ıf weiss besitzen muss, um bei seinem 
tndium einen Überblick über das Ganze 
a gewinnen, bevor er sich an der Hand 
on Lehrbichern und Kommentaren ins 
ınzelne vertieft. Dem vom Verfasser ver- 
)lgten Zweck bleibt das Buch auch in der 
weiten Auflage treu. Sehr kurz ist der be- 


ik 2ER. 


sondere Teil gehalten, wo sich Verfasser 
hänfig mit der blossen Anführung der Ver- 
brechen im System unter ihrem technischen 
Namen begnügt und im übrigen auf das 
Gesetz verweist. Doch finden wir auch hier 
Begriffsbestimmungen und vereinzelt nimmt 
Verfasser auch zu einer Streitfrage Stellung, 
so beim Urkundenbegriff. Dagegen ist im 
allgemeinen Teil fast durchweg der Stand- 
punkt des Verfassers in kurzen Zügen ge- 
kennzeichnet; manche Materien sind sogar 
etwas mehr ins einzelne ausgeführt, so 
z. B. die Lehre von der Schuld, in welcher 
sich B. zu dem sog. „bedingten Inde- 
terminismus“ bekennt. Seine Zugehörigkeit 
zur sog. klassischen Schnle bringt Verfasser 
an den verschiedensten Stellen durch Be- 
kämpfung der modernen Richtung im Straf- 
recht, insbesondere der Ansichten von Liszt s, 
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sehr entschieden und lebhaft zum Aus- 
irucke. Das Werkchen wird natürlich stets 
hei Beling’s Schülern die meiste Verwendung 
finden, für die es wohl in erster Linie be- 
stimmt ist; vermöge der Klarheit und Uber- 
sichtlichkeit der Darstellung eignet es sich 
aber überhaupt treftlich zur Einführung in 
das Strafrecht. 


2. Byloff, Dr. Fritz, Das Verbrechen der 
Zauberei (crimen magiae). Ein Beitrag 
zur Geschichte der Strafrechtspflege in 
Steiermark. gr. 8°. (VIII, 440 8.) Graz 
‘Leuschner & Lubensky) 8.— 


Das Material zu diesem umfangreichen 


Werke schöpfte Verfasser, wie er in der‘ 


Vorrede angibt, teils den schon erschienenen 
Veröffentlichnngen über steirische Zauberei- 
prozesse, teils noch unbekannten und un- 
redruckten, vorwiegend im steiermärkischen 
Landesarchive und im Archiv des Zister- 
zienserstiftes Rein befindlichen Originalakten. 
Nach einer kurzen Einleitung, welche das 
sog. Verbrechen der Zauberei und namentlich 


den Gegenstand der eigentlichen Hexenver- 


folgung im allgemeinen charakterisiert, gibt 
der erste Abschnitt des Buches eine ge- 
schichtliche Übersicht über die Hexenprozesse, 
welche in der Steiermark während eines Zeit- 
raumes von etwa 300 Jahren, nämlich etwa 
von 1450 bis 1746 ihr grauenvolles Wesen 
getrieben haben. Der tatsächliche Verlauf 
der wichtigsten dieser Prozesse wird in Kürze 
dargestellt. Daran anschliessend zieht Ver- 
fasser aus diesen Prozessen statistische Er- | 
gebnisse. Im zweiten Abschnitt folgt die 
Betrachtung der rechtlichen Behandlung des 
Verbrechens der Zauberei im römischen Recht, 
in der C. C. C. und in der P.G.-O. für das 
Herzogtum Steiermark von 1574, Der dritte, 
umfassendste Abschnitt beschäftigt sich mit 
dem Verfahren beim crimen magine in Steier- 
mark. In diesem greift Verfasser, wie es 


die Natur der Sache mit sich bringt, mehr- 


fach über sein eigentliches Thema hinaus, 


Strafverfahren jener Periode überhaupt gibt, 
wobei aber in besonderem Masse diejenigen 
Erse heinungen Beachtung finden, welche 
gerade in den Zaubereiprozessen hervortreten. 
Von Interesse sind hier namentlich die be- 


ı machen, muss 





”> 


mythologisch zu erklären versucht, due 
friedigende Erklärung dafür aber erst won 
der historischen Forschung gefunden wurde. 
Bei der Darstellung der Ergebnisse dieser 
Forschung schliesst sich Verfasser im wesent 
lichen an die in der jüngsten Zeit er 
schienenen Arbeiten von Hansen an, ergänzt 
diese aber durch Anführung von Belegen 
aus dem steierischen Gebiete. Als Beilagen 
sind der wertvollen Schrift eine Anzahl Ur 
kunden betr. die strafrechtliche Behandlung 
des Verbrechens der Zauberei in Steiermark 
und eine Übersicht über sämtliche bisher 
bekannt gewordenen Prozesse gegen Zauberer 
und Hexen in Steiermark hinzugefügt ; letzter: 
ergibt, dass von 172 Fällen, soweit deren 
Ausgang bekannt, weitaus die meisten mit 
Hinriehtung der prozessierten Person a» 
geschlossen haben. 


3. Gross, Dr, Hans, Prof. in Prag, Gr 


sammelte kriminalist. Aufsätze yr. ". 
(VIII, 429 8) Leipzig {F. ©. W. Voge 
14.— 


Hans Gross nimmt unter den lebenden 
Kriminalisten eine eigenartige Stellung ein 
Er ist mehr als irgend ein anderer Spezialist. 
Das Gebiet, auf welchem er schriftstellerisch 
arbeitet, ist fast ausschliesslich die Krimi 
nalistik, „Die Lehre von den Realien de 
Strafrechts“ ; auf diesem hat er aber gerade 
zu eine führende Rolle übernommen. Was: 
ihn hiezu hauptsächlich qualifiziert, ist sein 
überaus reiche Erfahrung, die er als lang 
‚jähriger Praktiker gesammelt hat. Aber « 
gibt sehr viele Praktiker mit jahrelanger 
reicher Erfahrung, die einen solchen Schatz 
an Material zur Belehrung anderer nicht 
‚gewonnen haben. Dazu gehört eben, das 
man an die sich darbietenden mannigfaltiger 
Erscheinungen herantritt mit dem rechtm 
Blick für ihre Bedeutung und für das B* 
dürfnis des Kriminalisten, ihnen gerecht 
zu werden, dass man ausgestattet ist mit 


' einer so feinen Beobachtungsgabe, wie Grus 
indem er eine Übersicht über das steierische 


Und um den Schatz anderen zugänglich zu 
man es verstehen, = as 
schaulich und lebhaft darzustellen, wie der 
Verfasser der Aufsätze, die in dem wer 
‚liegenden Bande gesammelt sind. Die« 
Aufsätze sind ursprünglich in verschieden® 


sonderen Beweisarten beim erimen magiae | Zeitschriften und zwar grösstenteils im 


— so die fortdauernde Anwendung der Wasser- | 
die 
sog, Nadelprobe — und die Eigentümlich- 


probe unter dem Namen „Hexenbad‘“, 


keiten des Verhörs, wie z. B. die Vorsichts- 
massregeln gegen den „bösen Blick“ der 
Hexen, geren das Eingreifen des Teufels 
bei der gütlichen und peinlichen Frage. Im 
vierten (letzten) Abschnitte geht Verfasser 
der Entstehung der grossen Hexenverfolgung 
mit besonderer Berücksichtigung der Steier- 
mark nach und zeigt, wie der Ursprung des 
Zanberglanbens naturwissenschaftlich und 


„Archiv f. Kriminalanthropologie und Krie+ 
nalistik“ erschienen. Es sind im ganıe 
163, darunter freilich auch solche im U» 
fange von nur einigen Zeilen. Nahezu de 
Hälfte sind Besprechnngen von Büchern, 
deren Inhalt hauptsächlich gewissen Nachbar 
gebieten des Strafrechts, wie Medizin, Phil 
sophie etc. angehört. Die sonstigen Aufsätze 
sind meist Fragen der Kriminalistik gewl 
met, Doch finden sich darunter auch ander, 
insbesondere kriminalpolitische Erörterung", 
so z. B. über den Stooss’schen Vorentwurf 
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zu einem St,-G.-B. für die Schweiz, über die 
Geldstrafe im Entwurf des neuen öster- 
richischen Strafgesetzes (in welcher Frage 
(ross einen merkwürdigen, der Geldstrafe 
völlig feindlichen Standpunkt einnimmt), 
über Deportation etc. Da der grösste Teil 
der Aufsätze in erster Linie für praktische 
Kriminalisten bestimmt ist, welche die ver- 
schiedenen Zeitschriften nicht 
Hand haben, war es zweifellos ein guter 
Gedanke, diese Erörterungen, von denen ein 
grosser Teil bleibenden Wert hat, in der 
vorliegenden Zusammenstellung neuerlich ab- 
zudrucken. 


4. Hellweg, A., Reichsgerichtsrat, Straf- 
prozessordnung und Gerichtsverfassungs- 
gesetz nebst dem Gresetz, betr. die Ent- 
sehädigung der im Wiederaufnahme- 
verfahren freigesprochenen Personen 
Text-Ausg. m. Einl., Anmerk. u. Sach- 
register. 12. Aufl. 16°. (456 S.) Berlin 
(.J. Guttentag) geb. 2.— 
Diese treffliche Textausgabe wurde in 

diesen Blättern schon wiederholt besprochen. 
Sie hat in der neuen Auflage keine wesent- 
liche Veränderung erfahren. Natürlich ist 
der Gesetzestext dem neuesten Stande der 
Gesetzgebung angepasst (St.-P.-O. $ 7) und 
in den Anmerkungen, soweit sie die Recht- 
sprechung heranziehen, diese bis zur neuesten 
Zeit berücksichtigt. 


>. Henle, Wilh., Minist.-R. und Oberlandes- 
ger.-R. Dr. Frz. Schierlinger, Das Straf- 
zesetzbuch f. d. Deutsche Reich in seiner 
xegenwärtigen Gestalt. Handausg. m. 
Erläutergn. aus der Rechtsprechg. d. 
Reichsgerichts, sowie aus (Gresetzgeb. u. 
Rechtspflege der grösseren Bundesstaaten. 
2. neubearb. Aufl, hrsg. v. Dr. Fr. 
Schierlinger. &°. (XVI, 444 8) München 
.C. H. Beck) geb. in Leinw. 4.— 


Diese, wie sofort bemerkt werden soll, 
susgezeichnete Handausgabe des St.-G.-B. hat 
in der vorliegenden zweiten Auflage den 
spezifischen Zweck, dem Bedürfnisse der 
bayerischen Praxis zu dienen, fallen gelassen 
and berücksichtigt nunmehr ausser der Recht- 
;prechung des R.-G., zu deren Feststellung 
ılle bekannteren Sammlungen benützt sind, 
lie Entscheidungen der grösseren Bundes- 
'taaten überhaupt, wobei zugleich auch auf 
las Landesstrafrecht Prenssens und der 
Mittelstaaten Rücksicht genommen ist. Dass 
ıngresichts einer solchen Fülle des Stoffes der 
%ahmen einer bequemen Handausgabe ein- 
rehalten, ja sogar der Umfang des Buches 
regenüber der ersten Anflage noch einge- 
chränkt werden konnte, ist nur einer äusserst 
reschickten Anordnung zu verdanken. Wie 
chon in der ersten Auflage, schliessen sich 
neist an den Gesetzestext zunächst Be- 
nerkungen in kleinem Druck an, die den 


immer zur‘ 
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Zusammenhang der einzelnen Paragraphen 
mit anderen gesetzlichen Bestimmungen und 
ihr gegenseitiges Verhältnis vor Augen halten, 
z. B. bei Vorschriften des besonderen Teils 
die des allgemeinen Teils über Strafe, Ver- 
‚jährung, Idealkonkurrenz etc, dann die 
Grundsätze über die Zuständigkeit ent- 
sprechend anwenden. Dann folgen die eigent- 
lichen Erläuterungen, die nicht nur sehr 
übersichtlich gehalten sind, sondern auch 
trotz der Kürze ihrer Fassung das durch die 
‚Judikatur gebotene Material erschöpfen, wenn 
auch mitunter nur durch kurze Andeutung 
und Verweisung. Von der strafrechtlichen 
Literatur sind immerhin die wichtigsten 
Kommentare und systematischen Werke ver- 
wertet. In Fussnoten ist da und dort noch 
anf weitere Literatur verwiesen. Am Schlusse 
ı finden sich sehr zweckmässige und brauch- 
|bare Straftabellen, sowie ein vorzügliches 
Sachregister. Das Buch eignet sich nament- 
lich zur Benützung in der Hauptverhandlung 
behufs rascher Orientierung wie kaum ein 
' zweites. 


6. Hippel, Dr. Rob. v., Prof.. Zur Vaga- 
bundenfrage. 8°. (40 S.) Berlin (Otto 
Liebmann) 1.— 

Die vorliegende Schrift gibt einen in der 
letzten Jahresversammlung der Gefängnis- 
ı gesellschaft für die Provinz Sachsen und das 
ı Herzogtum Anhalt gehaltenen Vortrag wieder. 
Verfasser unterscheidet Gelegenheits- und 
Gewohnheits- oder gewerbsmässige Vaganten. 
Hieran anknüpfend stellt er die Forderung 
auf, es müsse mit allen Kräften danach ge- 
strebt werden, dass möglichst niemand durch 
Not zum Vagabundieren gezwungen wird; 
soweit solche Fälle doch vorkommen, müssen 
sie straffrei bleiben. Um der Not zu steuern, 
soll vor allem unsere Armengesetzgebung in 
der Weise geändert werden, dass die Kosten 
der Hilfeleistung für ortsfremde Wanderer 
und diese Hilfeleistung selbst grösseren ein- 
heitlichen Verbänden, z. B. den Landarmen- 
verbänden, übertragen werden. Verfasser 
bespricht dann die Wirksamkeit der Herbergen 
zur Heimat, der Naturalverpflegungsstationen 
und der Arbeiterkolonien. Von letzteren 
wünscht er die unwürdigen Elemente aus- 
geschieden, damit den Würdigen volle Für- 
sorge zugewendet werden könne. Mit aller 
Entschiedenheit soll strafrechtlich gegen das 
gewerbs- und gewohnheitsmässige Vaganten- 
wesen eingeschritten werden. Als Mittel 
dafür biete sich das Arbeitshaus dar, dessen 
gleichmässige Verwertung gesetzlich geregelt 
werden müsse. Dauernde Unschädlichmachung 
vielfach rückfälligerGewohnheitsdelinquenten 
sei zu wünschen, aber nicht einseitig in An- 
sehung der Vaganten, sondern gleichzeitig 
bezüglich anderer schwerer Verbrecher. Die 
minder strafwürdigen Fälle sollen mit em- 
ptindlichen Freiheitsstrafen getroffen, das 


3% 


gr 
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Strafverfahren gegen sie aber sorglicher ge- | los sein, wenn auch diese Lage durch Fahr- 
staltet werden, Bettel in Notlage soll straf- ‚ lässigkeit verursacht ist. 


Staatsrecht. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Binding, Dr. Karl, Prof., Deutsche Staats- de Grais, ist bereits auf S. 650 f. des Jahr 
grundgesetze in diplomatisch genauem gangs 1901 dieser Blätter aus Anlass des Er- 


Abdrucke. Zu amtl. u. zu akadem. Ge- 


scheinens des ersten Teiles (Das Deutsch 


brauche. 4. u. 6. Hit. 8°. Leipzig 02. Reich staatsrechtlich) angezeigt worden. Es 


(W. Engelmann.) Kart. 


liegt uns nunmehr ein weiterer Band vir, 


4. Verfassungs-Urkunde f. den preussi- mit dem der 4. Teil, den preussischen Staat 
schen Staat. Vom 31. 1. 1850. Nebst in seinen staatsrechtlichen Verhältnissen betr. 
ihren Abündergn. Samt 3 Anlagen. zu erscheinen beginnt. Der zweite und dritie 
2. verm. Aufl. (VI, 84 8.) 1.40. — | Banddes4. Teiles sollen die Staatsbeamten ınd 
6. Verfassungsurkunde des Königr. dieKommunalverbände in Preussen behandeln 


Sachsen. Vom 4. IX. 1831. Mit allen 


Im ganzen sollen 2 Teile mit zusammen 


Abänderen. bis zum Gesetz vom 30. 39 Bänden erscheinen (durch Zusamme- 


VI. 1902. Samt 3 Aulag 
Mit dem Wahlgesetze vom 28. 


en. 3. Aufl. fassungen auf dem Gebiete der Finanzen, 
III.1896 der Rechtspflege und der Land. und Forst 


X. 1896. (XII, 258 S.) 4.—. 


Die exakten, diplomatisch genaue Ab- 


Teile und Bände gegenüber dem ursprüng 
‚lichen Plane ohne Anderung der Stoffeinteilung 
‚einige Modifikation erfahren). Jedes Gebiet 


drücke bietenden Ausgaben deutscher Staats- wird in einem in sich abgeschlossenen Werk 
grundgesetze, wie sie Prof. Binding heraus: bearbeitet und jeder Band ist einzeln käuflich 
gegeben hat, sind so gut eingeführt, dass | Es werden für jedes Gebiet die Gesetze nni 
jetzt bereits 3 Bündchen in Neuauflagen vor- | Ausführungsbestimmungen in ihrem War: 


liegen : die früher angezeigten Verfassungen lante in zweckmässiger Anordnung mitgeteilt 
des Norddeutschen Bundes und des Deutschen und erläutert, während des Heransgeben 


Reichs (2. Aufl.)und dienunmehrerschienenen, 
oben näher bezeichneten Verfassungsurkunden 
der Königreiche Preussen (2. Aufl.)und Sachsen 
(3. Aufl.). In Vorbereitung befinden sich die 
Ausgaben: Hessen und Sachsen: Weimar. 





bekanntes „Handbuch der Verfassung und 
Verwaltung in Preussen und dem Deutsches 
Reiche“ für solche bestimmt ist, die ein 
auf einen Band zusammengedrängte erste 
matische Darstellung suchen. 

Der vorliegende Band bringt die Preussisc 
Verfassungsurkunde, weitere Gesetze, die 


2. Einsiedel, H. v., Amtsricht., Gesetz, die sich auf die Rechtsverhältnisse des Staat 
Einrichtung e.Adelsbuches u. die Führung | und des Königs beziehen, die Bestimmung“ 
des Adels u. der Adelszeichen betr. ; nebst | jiber Zusammensetzung und Geschäftsführenz 
Verordng. zur Ausführg. des (resetzes, | beider Häuser des Landtags, dann über die 


die Einrichtg. e. Adelsbuches u. die Führg. 


Organisation und das Verfahren der Staats 


des Adels n. der Adelszeichen betr.; sowie behörden, also namentlich die Gesetze äh 
Allerhöchste Verordng., die Anerkenng. | die Landesverwaltung, die Zuständigkeit um! 
nichtsächs. Adelsverleihgn. betr.; sämt- das Verwaltungszwangsverfahren, aber awi 
lich vom 19. IX. 1902. gr. 8°. (53 8.) | die älteren, vielfach veränderten Vorschrifte, 


Leipzig 02. (C. L. Hirschfeld) 


Die neuen Normen über den Adel 
Königreiche Sachsen haben bier in einer 
sehr brauchbaren Ausgabe eine handliche Zu- 
sammenfassung und eingehende Erläuterung 
gefunden. 


im 


3. Hue de Grais, Graf, Wirkl. Geh. Ober- 
regierungsrat, Der Preussische Staat. 

I. Bd. Staatsverfassung und Staatsbe- 
hörden. gr. 8°. /XII, 6088.) Berlin 03, 
(Jul. Springer) geb. Ganzleinen 9.— 

Das gross angelegte Werk: „Handbuch 
der Gesetzgebung in Preussen und im Deut- 
schen Reich“, herausgegeben von Graf Hue 


--— für die eine anderweitige erläuternde, nictt 


veraltete Bearbeitung zur Zeit nicht existiert 


Die Anmerkungen weisen die Anderung 
nach, belehren über Entstehung, Bedeutunz 
und Einteilung der Gesetze, verweisen w! 
sonst einschlägige Vorschriften, informie 
über grundlegende Entscheidungen der bar 
sten Justiz- und Verwaltungsinstanzen, üb 
Hauptergebnisse der wissenschaftlichen Be 
arbeitungen ete. 


Wir wünschen dem ebenso dankenswert 
als umfassenden Unternehmen wohlverdient= 
Erfolg. Fachleuten wie Laien werden dı 
das Normenmaterial in seinem jetzigen Stamir 
aufzeigenden und erläuternden handliche 
Bände die besten Dienste leisten. 





— 





4. Krick, Dr. Alfr., 
Schiedsrichter zwischen deutschenBundes- 
staaten. gr. 8°. (III, 488.) Leipzig 03. 
(A. Deichert Nachf.) 1.— 
Die Abhandlung betrifft einen Stoff, der 

die bekannten, aus Anlass des Lippischen 
Thronfolgestreits viel erörterten Streitfragen 


Der Bundesrat als 


in sich schliesst. Zunächst wird über die 
Notwendigkeit einer schiedsrichterlichen In- 
stanz in Föderativstaaten und die Ver- 
schiedenheit ihres Rechtsgrundes im Staaten- 
bund und Bundesstaat gehandelt. Sodann 
werden die materiellen und formellen Vor- 
aussetzungen und die Verwirklichung der 
schiedsrichterlichen Tätigkeit untersucht. 
Der Schlussparagraph erörtert die Frage des 
Reichsstaatsgerichtshofs. 


5. Laband, Dr. Paul, Prof., Das Staatsrecht 
des Deutschen Reiches. 3., neubearh. 
Aufl. gr. 8°. (VII, 313 8.) Tübingen 02. 
(J. C. B. Mohr) 8.—; geb. 9.— 
Nachdem wir vor kurzem den „grossen 

Laband‘“ in neubearbeiteter, vierter Auflage 
begrüssen durften, liegt nun auch die ge- 
drängte Darstellung des Reichsstaatsrecht, 
welche der „kleine Laband“ bietet, in neuer 
Bearbeitung und zwar in dritter Auflage 
vor. Dem Buche bleibt auch in dieser Auf- 
lage der Weg geebnet. Es ist in seiner Art 
zur Zeit ohne Konkurrenz und namentlich 
demjenigen, der die 4 Bände des „grossen 
Laband“ nicht benötigt oder nicht regel- 
mässie zu benützen in der Lage ist, als 
übersichtlicher Auszug aus diesem Haupt- 
werk der Literatur des Reichsstaatsrechts 
unentbehrlich. 


6. Rehm, Hermann, Prof., Quellensammlung 
z. Staats- u. Verwaltungsrecht des Kgr. 
Bayern. gr. 8°. (XIV, 3828.) Leipzig 03. 
(©. L. Hirschfeld) 6.50 

In der Reihe der von uns wiederholt an- 
gezeigten „Quellensammlungen zum Staats-, 
Verwaltungs. und Völkerrecht“, herausge- 
geben von Prof. Triepel in Tübingen, ist den 
Sammlungen zum Staatsrecht (Triepel) und 
Verwaltungsrecht (Frhr. von Stengel) des 
Deutschen Reichs nunmehreine dembayerischen 
Staats- und Verwaltungsrecht gewidmete 
Sammlung gefolgt, bearbeitet von Prof. Rehm 
in Erlangen. ü 

Der erste verfassungsrechtliche Teil (1668.) 
nthält in 63 Nummern die Verfassungs 
arkunde, ihre Beilagen und Anhänge sowie 
lie auf die Verfassungsurkunde bezüglichen 
Gesetze und Erlasse, in der Hauptsache in 
"hronologischer Reihenfolge. Der zweite, 
serwaltungsrechtliche, 32 Nummern um- 
'assende Teil (209 8.) ist, wie die Buchert'sche 
Sammlung von Verwaltungsgesetzen, nach 
lem Alpbabetederin der Praxis gebräuchlichen 
ibrekfirzten Bezeichnungen der Gesetze ge- 
rdnet. Diese Anordnung des Stoffes ist als 
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sehr zweckmässig anzuerkennen. Anmer- 
kungen weisen die Anderungen nach, ent- 
halten Verweisungen u. dergl. Eine syste- 
matische und chronologische Inhaltsübersicht 
und ein alphabetisches Sachregister erleichtern 
die Benutzung. 

Auch die Formationsverordnungen, die 
Vollzugsvorschriften zum Verwaltungsge- 
richtsgesetz, die Geschäftsvereinfachungs- 
vorschriften, das Gebührengesetz, die Ver- 
ordnung über die Gebühren der Rechtsan- 
wälte in Verwaltungs- und Verwaltungs- 
rechtsachen sind abgedruckt. 

Das sehr zu begrtissende Sammelwerk, 
welches die bis zum 10. August 1902 er- 
gangenen Normen umfasst, ist vornehmlich 
zum akademischen Gebrauche bestimmt, kann 
aber auch in der Praxis mit Nutzen ver- 
wendet werden. 


7. Seydel, Max v., Staatsrechtliche u. 
politische Abhandlungen. Neue Folge, 
nach des Verf. Tode hrsg. v. Ob.-Reg.-R. 
Karl Krazeisen, gr. 8. (VIII, 343 8.) 
Tübingen 02. (J. C. B. Mohr) 6.60 
Max v. Seydel hat bekanntlich 1893 bei 
J. ©. B. Mohr „Staatsrechtliche und politische 
Abhandlungen“ erscheinen lassen. Seine 
bedeutsame staatsrechtliche Erstlingsarbeit 
(„Der Bundesstaatsbegriff“ 1872) und andere 
Abhandlungen, die in verschiedenen Zeit- 
schriften, Tagesblättern etc. zuerst ver- 
öffentlicht worden waren, wurden hier in 
einem handlichen Bande vereinigt. 

Eine neue Folge solcher Abhandlungen 
bietet nun die vorliegende Sammlung, die 
Seydels Schwager, der nunmehrige Ministerial- 
rat Ärazeisen der wissenschaftlichen Welt 
und politischen Kreisen in verdienstlicher 
Weise vorlegt. Bei der Fülle der Publi- 
kationen des so früh dahingegangenen grossen 
Staatsrechtslehrers musste der Herausgeber 
sich auf eine Auswahl jener Abhandlungen 
von dauerndem wissenschaftlichen Werte be- 
schränken, die „in weniger verbreiteten Zeit- 
schriften, in Broschürenform oder in Tages- 
blättern erschienen sind und die infolgedessen 
für weitere Leserkreise nur schwer oder 
überhaupt nicht mehr zugänglich, sohin für 
die Wissenschaft so gut wie verloren wären“. 
Solches zu verhüten und „die gerade in den 
kleineren Schriften so fesselnd und anregend 
hervortretende schriftstellerische Persönlich- 
keit Seydels weiteren Kreisen im Gedächtnis 
lebendig zu erhalten“, dies sind ausge- 
sprochenermassen die Zwecke, die dem Heraus- 
geber der Sammlung vorschwebten. Die 
Existenzberechtigung der letzteren erscheint 
uns in der Tat in vollwichtiger Weise durch 
diese Zweckbestimmung dargetan, wenn wir 
die stattliche Reihe der durch die Sammlung 
weiteren Kreisen zugänglich gemachten Ab- 
handlungen mustern. Wir finden Aufsätze 
über vergleichende Rechtswissenschaft, Bud- 
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getrecht, Staatsrecht der Demokratie, Ver- ı den Begriff der öffentlichen Stiftungen m 
fassung und Verfassungsgeschichte der Ver- sein Verhältnis zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
einigten Staaten von Amerika, die belgische parlamentarisches Leben in Bayern (Rück 
Verfassung, deutsche Verfassungen und Ver- blick), bayerisches Budgetrecht, Revision d« 
fassungsentwürfe, das Recht der dentschen ' Landratsgesetzes, Getreidebesoldungen, pfäl 
Schutzgebiete, den Bundesrat, kaiserliche Er- | zisches Strassenpolizeirecht, juristisches ri 
lasse und Gegenzeichnung, den Reichskanzler, | versitätsstudium und theoretische Prüfung. 
die Frage der Reichsministerien, die Be- endlich über Rechtsstudium von Absolventer 
sprechung kaiserlicher Reden im Reichstage, des Realgymnasiums. 
Offiziersehrengerichte, den bayerischen Senat Ein Verzeichnis der von Mar von Seyda 
beim Reichsmilitärgericht, den lippischen yeröffentlichten, ungemein zahlreichen wis«er- 
Thronfolgestreit und Art. 76 der Reichsver- | schaftlichen Arbeiten ist als Anhang ki 
fassung (erster Abdruck des vollen Wort- | gegeben. 
lautes des bekannten Gutachtens für die | r . j z j 
fürstl. lippische Regierung und eine Reihe Ein treffliches Bild Seydels in Heliogravar- 


; ; hmücktdas Buch und wird besonders sinn 
anderer einschlägiger Abhandlungen), dann | re i 2 
über Arbeitseinstellung und Kontraktbruch, | Schülern und Verehrern hochwillkommen sein 


Kirchenrecht. 


Silbernagl, Dr, Isidor, Prof., Lehrbuch | von Silbernagl, Prof. in der theologischrn 
des katholischen Kirchenrechts, zugleich | Fakultät an der Universität Miünche. 
wit Rücksicht auf das im jetzigen | musste schon wieder nen anfgelegt werd 
dentschen Reiche geltende Staats- Der Charakter des Buches hat sich nicht 
kirchenrecht. 4., verbess. Aufl. gr. 8°. |geändert. Dagegen ist überall die mac 
(XII, 797 S.) Regensburg 03. (Verlags- | tragende Hand des Verfassers zu erkennen 
anst. vorm. G. F. Manz) 8.80; geb. 10.40 Das Werk wird unter den Lehrbüchern ds 
Das erst 1895 in 3. Aufl. erschienene, | katholischen Kirchenrechts nach wie wr 


beliebte Lehrbuch des kath. Kirchenrechts | einen ehrenvollen Platz einnehmen. 


Kolonial- und Völkerrecht. 


Boghitohevitch, Dr. M., Halbsouveränität. Stellung zu den heiss umstrittenen Frags 
Administrative u. polit Autonomie seit der Lehre von der Souveränität und wa 


dem Pariser Vertrage (1856). gr. 8°. 

(XI, 254 S.) Berlin 03 (Jul. Springer) 5. — 

Dieser tüchtigen Arbeit liegt eine Ber- 
liner Dissertation (1901) zu Grunde, die 
aber nur etwas mehr als ein Viertel des 
vorliegenden Buches umfasste. Im histori- 
schen Teil werden zunächst die einzelnen 
halbsouveränen Staaten in ausführlicher 
Verarbeitung des reichen tatsächlichen Ma- 
terials behandelt. Hierauf wird die Ge- 
schichte der Begriffe Suzeränität und Halb- 
souveränität dargestellt. Im dogmatischen 
Teil nimmt der Verfasser zunächst, soweit 
es für seinen Zweck erforderlich ist, 


den Staatenverbindungen; er tritt u. a für 
die Beschränkbarkeit der Souveränität en 
‚Alsdann wird der Begriff der Hal. 
veränität eingehend untersucht und gez» 
über anderen Abhängigkeitsverhältnisser 
abgrenzt. Erörterungen üher die Wirkung” 
der Halbsouveränität nach innen und nach 
aussen reihen sich an. Ein kurzes Kapiw 
über die Beendigung des Verhältnisses em 
politische Betrachtungen über den Zw 
der Institution und über die Stellung der 
modernen Diplomatie zu ihr bilden da 
Schluss des Werkes. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Landmann, Dr. Rob. v., Kommentar zur 
(Gewerbeordnung f. das Deutsche Reich 
4. Aufl., bearb. v. Legationssekr. 1. Kl. 
Dr. Gust. Rohmer. (In 10 Lfgn.) 1. bis 


3.Lfe. er. 8°. (1. Bd. S.1—480.) München | 
6.75 


03. (C. H. Beck) 
Zu den wenigen Werken, die sich seit 
vielen Jahren und bis zur Stunde in ganz 
Dentschland des ungeteilten Beifalles der 
Praxis wie der Theorie erfreuen konnten 
und als unentbehrliche Gebrauchsbicher in 


“ 


* ersten Reihe der juristischen Literett 
erzeugnisse stehen, gehört anerkanntermas=s 
der Kommentar Dr. Robert von Landmans ı 
zur Gewerbeordnung. Als der Verfasser ı" 
Leitung des bayerischen Kultusministerinss 
berufen worden war, besorgte unter sinr 
Mitwirkung Dr. Rohmer die notwendig 
wordene 3. Auflage. Letzterer hat denn aut 
inhaltlich der Ankündigung des Verlss 
das Manuskript der nunmehrigen 4. Au 
lage bis auf einen kleinen Rest fertig e— 
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stellt, so dass erirenlicher Weise dem Ab- 
schlusse der Neuauflage für Ostern 1903 ent- 
zegengesehen werden darf. 
liegenden, bis $ 56e führenden ersten 
3 Lieferungen lassen überall ersehen, wie 
sorgsam der Bearbeiter das neu angefallene, 
umfassende Material verwertet hat. Das so 
wieder auf der Höhe der Zeit stehende 
Werk wird zweifellos allseitig aufs freudigste 
begrüsst werden. Es wird, wie in seinen 
früheren Auflagen, allen anderen Kommen- 
taren überlegen sein. 


2. Taschen-Kalender 1903 zum Gebrauche 
bei Handhabung der Arbeiterversiche- 
rungsgesetze. Nach amtlichen Quellen 
zusammengestellt und heransgegeben 
von E. G@ötze, Generalsekretär der Glas- 
Berufsgenossenschaften und des Ver- 
bandes der Glasindustriellen Deutsch- 
lands {früher im Reichs-Versicherungs- 
amt), P. Schindler, expedierendem Sekre- 
tär und Kalkulator im Reichs-Versiche- 
rungsamt. XV. Jahrgang. 16°. 2 Tle. 


Die uns vor- 
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) (630 u. 728 8.) Berlin (Liebel’sche Buch- 
handlung) geb, Ganzleinen 9.— 
gesondert jeder Teil 5.— 
Dieser Taschenkalender, bestimmt für 
Behörden, Versicherungsanstalten, Berufs- 
genossenschaften ((renossenschafts- und Sek- 
tionsvorstandsmitglieder, Vertrauensmänner, 
Mitglieder der Entschädigungs-Feststellung*- 
Kommissionen, Genossenschafts- ete. Beamte), 
Schiedsgerichte, Kranken- und Hilfskassen- 
‚vorstände, Rechtsanwälte, Ärzte u. s, w. 
‚enthält nicht nur Nachweisungen über die 
organisatorischen Verhältnisse, statistische 
Notizen und Zusammenstellungen über die 
ortsüblichen Taglöhne und Jahresarbeitsver- 
dienste etc., sondern auch namentlich förm- 
liche erläuterte Handausgaben der Arbeiter: 
| versicherungsgesetze mit Ausführungsbe- 
'stimmungen und eingehenden Sachregistern. 
Teil I betrifft die Unfallversicherung, Teil II 
die Invaliden- und Krankenversicherung. 
Wir können auch den heurigen Jahrgang 
allen beteiligten Kreisen als praktisches 
 Nachschlagebuck empfehlen. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


i. Adams, Karl, Praxis des internationalen 
Speditions- und Schiffahrtswesens. gr. 8°. 
(IX, 216) Leipzig (Dr. jur. L. Haberti) 

geb. 2.75 
Die „Moderne kaufmännische Bibliothek‘ 


herausgegeben von Dr. Ludiw. Huberti, hat | 


durch das vorliegende Werk eine offensicht- 
liche Bereicherung erfahren. 
Buch von Karl Adams ist in der Tat, wie 


es auf dem Titelblatt heisst, „ein Kate- | 


chismus für Spediteure, Kaufleute und 
Fabrikanten in ihren Beziehungen zu ein- 


ander und zu allen wichtigsten Verkehrs- 
anstalten“. Besondere Berücksichtigung hat 
dabei die Buchführang des Spediteurs und 


der Briefwechsel zwischen Kaufmann und 
Spediteur gefunden. Das Buch wird auch 
dem Juristen und Verwaltungsbeamten, der 
sich in der verwickelten Praxis des inter- 
nationalen Speditions- und Schiffahrtswesens 
unterrichten will, gute Dienste leisten. 


2. Annuaire de la legislation du Travail, 
publ. par l’Office du Travail de Belgique 
se Annee 1901. gr. 8°. (XV, n. 632 8.) 
Bruxelles 1902 (J. Lebegue & Co. u. 

OÖ. Schepens u. Co.) 
Die vorliegende Publikation ist sehr wert- 
voll. Sie bietet in einem stattlichen Banı 


und in schöner Ausstattung die im Jahre 


1901 in allen beachtenswerten Staaten er- 
lassenen Gesetze und Verordnungen über 
Arbeitsverhältnisse. Die berücksichtigten 
Staaten sind: Deutschland, Oesterreich, Bel- 
srien, Dänemark, Frankreich, Grossbritannien, 
nebst Kolonien, Griechenland, Italien, Luxem- 
burg, Niederlande, Peru, Schweden, Schweiz, 


Das kleine | 


| Vereinigte Staaten. In einem Anhange sind 
einige Gesetze aus dem Jahre 1900 nach- 
‚getragen. 

' 3. Berkholz, Leo, Die Wirkung d. Handels- 
verträge auf Landwirtschaft, Weinbau 
u. Gewerbe in Elsass-Lothringen. gr. 8”. 
(VII, 208 8.) Tübingen (J. C. B. Mohr) 7.— 


Die aus dem Seminar des Prof. Fuchs in 
Freiburg hervorgegangene Arbeit des Herm 
Dr. Berkholz verdankt ihre Entstehung wie 
die zahlreichen Arbeiten der letzten Zeit 
aus dem Münchener staatswissenschaftlichen 
Seminar dem Gedanken, die Wirkungen der 
Caprivischen Handelsverträge fir die wich- 
tigsten Staaten und Provinzen im Deutschen 
Reiche zu untersuchen. Aber während die 
Münchener Arbeiten entsprechend der handels- 
politischen Anschauung derLeiter des dortigen 
Seminars, entschieden freihändlerischen Cha- 
rakter aufweisen, stehen die zwei bisher aus 
dem Freiburger Seminar hervorgegangenen 
Arbeiten auf verschiedenem Standpunkt; die 
eine über Württemberg von Bartens ist vor- 
wiegend freihändlerisch, die zweite, die vor- 
liegende, ist stark schutzzöllnerisch, ein Be- 
weis dafür, wie der Herausgeber selbst in 
einer Vorbemerkung sagt, dass dieser keinerlei 
Druck auf die handelspolitische Überzengung 
der Verfasser ausgeübt hat. Berkholz steht, 
wie eben erwähnt, auf schutzzöllnerischem 
Boden; er ist in Anbetracht der elsass-loth- 
ringischen Verhältnisse, namentlich der Ver- 
hältnisse in der Landwirtschaft und im 
Weinban, für einen ausgiebigen Zollschutz, 
Wir glauben auch, wie der Herausgeber 
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selbst, dass der Verfasser sich zu sehr von | schauliches Bild von der Lage des Gesisda 
den Klagen der elsass-lothringischen In- in den verschiedenen Perioden. Der Verla 
teressenten in Landwirtschaft und Industrie ist bei dem Mangel einer zusammenfusnda 
hat beeinflussen lassen, mögen aber der | Darstellung genötigt, ein umfangräcs 
Arbeit das Zeugnis nicht versagen, dass sie @mellenmaterial zu verarbeiten. Der statsti 
auf eingehendem Studium der einschlägigen sche Teil und die Darstellung der wr 
Materialien, Berichte, Verhandlungen u, s. w, schaftlichen Lage des Gesindes in der be 
beruht und die in Elsass-Lothringen herr- wart sind gleichfalls sehr beachtenen 
schenden Anschauungen wiedergibt. Mit guter Methode werden die einmis 
‚ Verhältnisse (Verteilung des häuslichen ve 
4. Metzler, Dr. Ludw., Sekr. d. Handels- sindes anf die einzelnen Berufe, Geschlaht 
kammer f.d. Herzogt.Sachsen-Altenburg, verhältnisse, Gebürtigkeitsverkältnise i# 
Rumänien, seine Handelspolitik und sein häuslichen Gesindes, seine Verteilung 2 
Handel 1890— 1900. Mit besonderer Be- Stadt und Land, in den einzelnen ländın 
rücksichtigung der dentsch-rumänischen und in den {srossstädten, seine wirthn 
Handelsbeziehungen. 8°. (66 8) Alten- | lichen und sozialen Verhältnisse, Verhratun, 
burg (0. Bonde) 2.— | persönliche Verhältnisse und wirtschaftbar 
Der Verfasser beabsichtigt mit dieser , Stellang des landwirtschaftlichen Gesin!= 
Broschüre den deutschen Lesern angesichts erörtert und dargestellt. 
des bevorstehenden Ablaufes des Handels- 
vertrages mit Rumänien und der voraus- | 
sichtlichen Neuregelung unserer handels- 
politischen Beziehungen zu diesem Lande 
einen Einblick in Rumäniens Handel und 
Handelspolitik zu verschaffen. Im letzten 
Abschnitt, der von der handelspolitischen 2 e a r 
Zukunft Rumäniens handelt, sind auch die 46 S.) Berlin (F. Siemenroth"  1= 
Produktionsverhältnisse eingehender berück- Verfasser beleuchtet die Angelagakii 
sichtigt. Die Broschüre, die sich hauptsäch-  yom Gesichtspunkte der Praxis und rt 
lich auf deutsche und österreichische amt-  pesonders die Reichagerichtsentscheidunge 
liche Publikationen stützt, ist recht instruktiv | yom 4. Januar und &. März 1902 her, = 
und lesenswert. an ihnen zu zeigen, dass inmitten des Ba» 
M ’ gerichtes ein Wandel bezüglich der biherga 
5. Morgenstern, Dr. H., Gesindewesen und Auffassung des Differenzgeschäftes Pi 
Gesinderecht in Österreich. 1. TI. Lex. | greife. Wir können der optimistischen Ar 
s“. (VH, 215 5.) Wien (Alfr. Hölder). | fassung des Verfassers nicht beistinmi. 
Der vorliegende 1. Teil der Arbeit /Z. | weil durch die genannten Erkenntnis = 
Morgenstern's über (esindewesen und Ge- | Differenzgeschäft überhaupt nicht berür 
sinderecht in Österreich bildet das 3. Heft. worden ist und nur, wie es gar nicht and 
der „Mitteilungen desk.k.arbeitsstatistischen sein konnte, das Kassageschäft, al va 
Amtes im Handelsministerium“. Nach einer | Differenzeinwande nicht getroffen, aus! '* 
Vorbemerkung in diesem Hefte finden in 'Schusslinie gestellt wurde. Allerdings = 
den „Mitteilungen‘‘ auch auf amtliche Ver- | hierdurch der entgegen den Ausführe 


6. Neander, M., Differenztheorie u. Bir 
geschäfte. Aus den Gesichtspunkten “ 
Praxis beleuchtet auf Grund der ges 
wärt. Rechtsprechg. des Reichsgen®* 
Urteile vom 4. I. u. 8. II. 1. Ds 
beiden Urteile im Anh.) gr. 9. ıl 


anlassung unternommene oder aus sonstigen 
(ründen einer Förderung würdige Privat- 
arbeiten Aufnahme. VUffenbar haben wir es 
hier mit einer solchen zu tun. Ihre Ver- 
öffentlichung in den „Mitteilungen“ ist höchst 
dankenswert. Der Verfasser gibt in dem 
vorliegenden 1. Teil einen geschichtlichen 
Überblick über die Stellung des Gesindes 
vom 13. Jahrh. bis 1810 und reiht daran 


der Regierungsvertreter vun der agransı® 
Mehrheit in das Bürgerliche Gesetr: 
hineingebrachte $ 764 seine wesentixkt 
Bedeutung verloren. Seine Anwendung & 
allerdings noch in gar nicht zu klems 
Umfange möglich. Nur das Kassngeci® 
ist endgiltig der Gefahr des Diffene== 
wandes entrückt, wenn es sich unzwatehe 
‚als ein solches darstellt. Wir sind entg® 











eine Statistik des Gesindes und eine Dar- den Anschauungen des Verfassers der Mens 
stellung der wirtschaftlichen Lage, wobei er dass trotz allen bisher stattgefunies 
zwischen häuslichem und landwirtschaft- ' Kritiken das Reichsgericht noch imme ® 
lichem Gesinde unterscheidet. Der 2. Teil seinem, dem Handel nicht gerecht w 

soll eine systematische Darstellung des | Standpunkte bezüglich des Differenz ea 
Rechtszustandes auf dem Gebiete des Ge- Registereinwandes festhält und das 
sindewesens geben und damit eine oft emp- Klinke der Gesetzgebung endlich in die Has 
{nndene Lücke in der Literatur ausfüllen. | genommen werden muss, um hier eine zer 
Was den 1. Teil anlangt, mit dem wir uns gemässen Wandel zu schaffen. 
hier zunächst zu beschäftigen haben, so ver-' Im übrigen verbreitet sich das Schritw2@ 
dient er volle Anerkennung. Der historische über Spiel und Wette, Spiel und Spekulim, 
!Iberbliek gibt bei aller Kürze doch ein an- die Abschlussformen des spekulativen let 
















sschäftes und die „Simulation“, 


urs und Ultimoabrechnung, Prolongation | 
nd Wette, konkludente Umstände und Contre- 
artie fietive, worauf als Anhang die beiden 
rkenntnisse wörtlich zum Abdruckegelangen. 

Wenn es auch vom wissenschaftlichen 
tandpunkte nicht als ausreichend erscheinen 
ann, so mag doch das Schriftchen, weil es 
it klarem Sinne für das praktische Leben 
eschrieben ist, der Lektüre warm empfohlen 
erden. 


Berlin. Dr. Georg Wermert. 


7. Protokoll über die Verhandlungen des 
Il. württembergischen Handelskammer- 
tages in Stuttgart am 5. Nov. 1902. 8", 
(151 8.) Stuttgart 1902. 


Auf der Tagesordnung des 2. württem- 
srgischen Handelskammertages standen 
ıwhrere Fragen, welche auch über Württem- 
rg hinaus anf Beachtung rechnen dürfen, 
‚ in erster Linie die Frage der Kartell- 
wegung und die Stellung der Reichs- 
gierung hiezu, worüber Prof, Dr, Gruber 
neingehendes, im Wortlaut wiedergegebenes 
eferat erstattete. Ferner die Frage der 
tenerreform. Die in Anlage I dem Protokoll 
ügefügte Eingabe an die Landstände betr. 
teuerreform gibt ein klares Bild von den 
eschwerden und Wünschen der Interessenten. 
uch das Referat des Handelskammersekre- 
irs Kuckuck über die staatliche Gebäude- 


Erfüllung, | 
örsenpreis der Lieferungszeit, Liquidations- 


brandversicherung sei der Beachtung emp- 


fohlen. 


8. Uhland, Eduard, Buchhaltgsdir., Die 
Finanz-Örganisation der deutschen Städte- 
verwaltungen. 8°. (VII, 171 8.) München 
(J. Lindauer) 280; geb. 3.20 

Eine vortreffliche Schrift, die nicht nur 
den städtischen Kassabeamten und den diesen 
vorgesetzten Behörden, sondern auch allen 
denjenigen zur Beachtung empfohlen wird, 
welche sich tiber das verwickelte Rechnungs- 
wesen der grossen Stadtgemeinden unter- 
richten wollen. 


9. Vosberg-Rekow, Dr., Der Schutz des 
industriellen und geistigen Eigenthums 
in den Handelsverträgen. gr. 8°. (50 8.) 
Berlin (J. Guttentag) 1.20 


Der Verfasser behandelt in der obigen 
Broschüre zum erstenmal die Frage, welche 
Beziehungen zwischen Handelsvertragspolitik 
und Schutz des industriellen und geistigen 
Eigentums bestehen, bezw. ob und in wieweit 
der letztere durch Handelsvertrüge verwirk- 
licht werden kann. Der Verfasser tut über- 
zeugend dar, dass dieser Schutz besser durch 
eigene Vereinbarungen, wie sie in der Berner 
Konvention und der Pariser Union bestehen, 
betätigt werde, dass aber der Handelsvertrag 
überall da zur Mitwirkung herangezogen 
werden solle, wo dies ohne Gefahr für den 
nächsten Zweck des Handelsvertrages ge- 
schehen könne, 


Varia. 


I. Hill, Constance, Die Fürstin Orsini, 
Camerera-Mayor am Hofe Philipp V. v. 
Spanien. Übers. v. Frida Arnold. Mit 
1 Titelkpfr. u. 6 Portr. gr. 8°. (XI, 
> S). Heidelberg (C. Winter, Verl.) 

; geb. in Leinw. 8.—; in Kalbldr. 16.— 


Wir haben das vorliegende kleine Buch 


ber die Fürstin Orsini, welche in historisch 
edentender Zeit in Spanien tatsächlich 
errschte, mit Interesse gelesen und können 
; zur Lektüre warm empfehlen. Die Ver- 
wserin stützt sich vorwiegend auf die 
‘emoiren des Herzogs von St. Simon, auf 
en Briefwechsel der Fürstin mit der Ma- 
ame de Maintenon, namentlich auf die von 
eoffroy herausgegebenen Briefe der Fürstin, 
ber auch auf zahlreiche andere Drucke und 
usgaben von Briefen wichtiger Persönlich- 
eiten jener Zeit. Ihr Buch ist mehr eine 
osammenstellung der über die Fürstin vor- 
andenen brieflichen Aufschlüsse und der 
rteile englischer Historiker, insbesondere 
'ahons und Macaulays, als eine kritische 
enrteilung ihrer Bedeutung und ihrer 
ätigkeit; aber zweifellos verdient auch 
ese zusammenfassende Darstellung Aner- 


kennung und zwar umsomehr als sie Ge- 
schmack und die Fähigkeit bekundet, aus 
der Menge der Details das Wichtige und 
Ausschlaggebende in den Vordergrund zu 
rücken. Die Ausstattung des Buches wie 
die deutsche Übersetzung verdienen alles Lob. 


2, Jahrbuch, statistisches, deutscher Städte, 
Hrsg. v. Dir. Dr. M. Neefe. 10. Jahrg. 
gr. 8°. (XI, 447 S.) Breslau (W. 6. 
Korn) 13.50; kart. 13.70 


Der 10, Jahrgang des Jahrbuchs deutscher 


: Städte enthält folgende Kapitel : 1. Gebiet, Bo- 


denbenutzung und Grundbesitz in den Jahren 
1899 und 1900, von M. Neefe; 2. Bautätig- 
keit i. J. 1899, von E. Hasse; 3. Strassen. 
reinigung und -besprengung i. J. 1809, von 
M. Flinzer; 4 Abfuhr und Kanalisation i. 
J. 1899, von demselben; 5. Öffent. Park-, 
Garten- und Schmuckanlagen i. J. 1899, von 
demselben; 6. Wasserversorgung (Wasser- 
werke) i. J. 1899, von K. Büchel; 7. Feuer- 
lösehwesen i. J. 1899, von @. Tschierschky ; 
8. Post- und Telegraphenverkehr i. J. 189, 
von @. Koch; 9. Personenverkehr i. J. 1899, 
von demselben ; 10. Bevölkerung i. J. 1900, 
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von Meinerich; 11. Lebensmittelpreise id. 
J. 1891—19%01, von K. Singer; 12. Arbeits- | geb. in Leinw. 1.40 
nachweis und Notstandsarbeiten i. d. J. 1899 Die Arbeit will ein für den Unterricht 
und 1900, von E. Hirschberg ; 13. Streiks | in der Gesetzes: und Verwaltungskunde an 
und Aussperrungen i. J. 1900, von M. Neefe; | preussischen landwirtschaftlichen Schulen 


14. Sparkassen i. J. 1899, von A. Fiack; 15. | geeignetes, dem Begriffsvermögen der Schüler 


Kreditgenossenschaften i. J. 1899, von F. X. 
Pröbst; 16. Öffentl. Leihhäuser i. J. 1899, 


'angemessenes Hilfsbuch in der Form eine 
' Grundrisses bieten und entspricht diesem 


von E. Würzburger; 17. Gerichtliche Kon- | Zwecke. 


kurse i d. J. 1899 und 1900, von M. Neefe; 
18. Verbrechen und Vergehen gegen Reichs- 
gesetze i. d. J. 1803—1897, von demselben ; 
19. Unterrichtswesen i. J. 1899/1900, von 
Sülbergleit; 20. Theaterwesen i. J. 1809, von 
H. Rettich; 21. Plakatwesen i. J. 1899, von 
4. Dullo; 22. Öffentl. Bibliotheken und Lese- 
hallen i. J. 1899, von @. Tenius; 23 Offent!. 
Bäder i. J. 1899, von E. Tretau; 24. Be- 
leuchtungswesen i. J. 1899, von K. Zimmer- 
mann; 25. Fortbildungsschulwesen i. J. 1899, 
vun X. Geissenberger; 26. Die Impfungen 
i. J. 1899, von M. Neefe; 27. Viehhöfe und 
Schlachthöfe i. d. J. 1899—1901, von E. 
Hirschberg; 28. Gemeindesteuern i. J. 1899 
oder 1899/1900, von E. Würzburger; 29. 
Stadtschuldenwesen i. J. 1899 oder 1899/1900, 
von @. Tenius. Wie ein Vergleich mit dem 
letzten Jahrgang ergibt, sind die Kapitel 
15, 18, 21 und 26 neu hinzugekommen, 
einige andere (3, 9, 16, 19, 22, 23 und 25) 
sind mit neuen Rubriken oder sonstigen Er- 
weiterungen versehen worden. Leider hat 
sich diesmal das Erscheinen des Jahrbuches 
etwas verzögert, so dass mehrere von den 
Kapiteln, die mit dem Jahr 1899 ab- 
schliessen, an Aktualität nicht unwesentlich 
verloren haben. Wie die Redaktion mit- 
teilt, soll in Zukunft die Bearbeitung und 
Veröffentlichung beschleunigt werden, was 
den Wert des vortrefllichen Jahrbuches be- 
dentend erhöhen würde. 


3. Löhnis, Dr. F., Landwirtsch.-Lehr., Grund- 


riss der Gesetzes- und Verwaltungskunde. 


Sammelwerke. 


1. Encyklopädie der Rechtswissenschaft in 
systematischer Bearbeitung. Begründet 
von Dr. F. v. Holtzendorff. Unter Mit- 
wirkung v. @. Anschütz, L. v. Bar, E. 


Beling. u. a. hrsg. v. Prof. Dr. J. Kohler. 


6., der Neubearbeitung 1. Aufl. (In etwa 
21 Lfgn.) 1./2. Lig. (1. Bd. gr. 8". S. 
9—160,) Leipzig (Duncker & Hum- 
blot) 
Das bertihmte Holtzendorff’sche Sammel- 
werk erscheint in einer unter Kohler's Lei- 
tung völlig neubearbeiteten Gestalt. Heraus- 
geber und Mitarbeiter sind fast sämtlich 
namhafte ‚Juristen. Eine ganze Anzahl von 
Disziplinen ist nen aufgenommen. Der Plan 
des Werkes ist folgender: I. Rechtsphilo- 
sophie nnd Universalrechtsgeschichte, von 


‚Anlehnung an Bruns 


3.60 | 


4. Schroeder, Ferd., Landger.-Dir., Das 
grenzstreitige Gebiet v. Moresnet =. £. 
Nentral- Moresnet. Eine Studie Ms 
terialien u. Rechtsgutachten gr. “ 
(37 8.) Aachen 02. (R. Barth, Verl.) 1— 


Die Verhältnisse des vielbernfenen, zwi 
schen Preussen und Belgien grenzstreitig® 
Gebietes von „Neutral - Moresnet‘“ sind in 
dieser Schrift auf Grund amtlicher Auskünft- 
erstmals in ihrer Entwicklung und dermaligea 
Gestaltung verlässig dargestellt. In einem 
„Rechtsgutachten“ erfolgt sodann die grand 
sätzliche Stellungnahme des Verfasser: zu 
den Haupt-Rechtsfragen auf Grund jener 
Materialien. Der hier verfügbare Baus 
gestattet keine näheren Mitteilungen au 
dem Inhalte der begrüssenswerten Arbeit. 
auf welche die interessierten Kreise der eiwil- 
und strafrichterlichen wie der öffentlich 
rechtlichen Judikatur, die Theoretiker de 


Völkerrechts, Strafrechts, internationalen 
Privatrechts ete. ohnehin zurückgreifen 
müssen. 


>. Ustrich, Dr. Friedrich, Institutsdirektor, 
Populäre Gesetzeskunde für Schule an< 
Haus. gr. 8°. (63 8) München 02. 

(J. Lindauer'sche Buchh. ) — 5. 
Diese ohne Beherrschung des Stoffes ver- 
fasste Jaienhafte Schrift enthält vielfach Tr 
richtiges, Schiefes und Veraltetes, sodass sıe 
keine Empfehlung verdient. (Belege ». B 
in $$ 14, 20,25, 26, 30 a. E., 32 Abs. 2, 40, #7 | 


Encyklopädien. 


J. Kohler. — II. Civilrecht. 1. Gresrbichr 
und Quellen des römischen Rechts unter Ar 
lehnung an Bruns und Pernicee von Oh 
Lenel (Strassburg i. E.). 2. Grundzüge dr 
deutschen Rechtsgeschichte, von HZ. Brunwr 
(Berlin). 3. Gemeines römisches Recht, unter 
und Eck, von |. 
Mitteis (Leipzig). 4. Grundzüge des deutsch® 
Privatrechts, von Otto Gierke (Berli: 


‘5. Geist unseres heutigen bürgerlichen Hecht. 
von J. Kohler 


(Berlin). Zusätze: a, Ve 
hältnis des Reichsprivatrechts zum Land- 
privatrecht, von J. Stranz (Berlin); b) Übe 
blick über ‚lie ausserdeutschen Privatrecht 
ordnungen : aa) Überblick über das englisch 
und amerikanische Privatrecht, von Zrm« 
Heymann (Berlin); bb) Grundzüge de r 


_ an nn m ea 
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wanischen Rechts, von K. Crome (Bonn); interessanten Aufsatze spielt die Rechts- 
ce) Überblick über das russische Recht, von vergleichung eine Hauptrolle. Mit der gänz- 
Ütto von Veh (Berlin). 6. Grundzüge des lichen Streichung der wertvollen Ausführungen 
Handelsrechts, von Otto Gierke (Berlin). von Merkel (5. Aufl.) sind wir nicht ein- 
i. Wechsel- und Scheekrecht, von Georg | verstanden. — die im 2. Heft beginnende 
Cohn (Zürich). 8. Hypothekenbankrecht, von | Darstellung des römischen Rechtes den 
F. Hecht (Mannheim). 9. Internationales | höchsten Anforderungen gerecht wird, dafür 
Privatrecht, von L. v. Bar (Göttingen). bürgt der Name von Otto Lenel. 

u —— und Konkursrecht, von J. 

"2 er ( lin). 11. Freiwillige Gerichtsbar- | 9 Grotefend’s Geh Reg.-R A G Ge- 
keit, von E. Dorner (Karlsruhe). — III Straf- setz-Sammlung 1806—1902. 4. Aufl. In 


recht. 1. Strafrecht mit Ausschluss des — 

Militärstrafrechts, bearb. von F. Wachen- systemat. Anordug. u. in gegenwärt. 

feld (Rostock), 2. Strafprozess, von E. Beling | Geltg. neubearb. unter Mitwirkg. v. 
i ’ . 4 1. Staatsanw. Cretschmar, Vortr. Rat 


Tübingen). 3. Militärrecht: a) Militärstraf- Geheimr. Hoffmann, Vortr. Ra : 
2: h j mann, . Rat Wirkl. 
recht; b) Militärstrafprozess, von Julius Geh Krieger. Mielcke, DD., Reg.-R. 


Weiffenbach (Berlin). — IV. Öffentliches Recht. : r . 

l. Deutsches Staatsrecht, von Gerhard An- Petersen. Vortr. Rat G eh. Ob.-Finanar. 
Dr. Strutz. (In etwa 50 Lfgn.) 3.—15. 

schütz (Heidelberg). 2. Verwaltungsrecht, von Lf 8°. Düsseldorf /L. Schwann) 

Ernst von Meier (Berlin). 3. Arbeiterver- 8. 81. D. Fa j 

sicherangsrecht, von Ludwig Lass (Berlin) Die überaus wertvolle Sammlung, über 


4. Kirchenrecht (Geschichte und System), | deren Anlage wir bereits eingehend be- 
von Ulrich Stutz Freiburg i. Br.). 5. Euro- |richtet haben, ist nun bis zum 1ö. Hefte 
päisches Völkerrecht, von P. Heilborn (Ber- fortgeschritten. Die Lieferungen bringen 
iin. Die vorliegenden beiden Hefte ent- | namentlich Normen des Verfassungs- und 
halten die unter I und teilweise die unter | Verwaltungsrechtes, teilweise auch des 
(I 1 bezeichnete Disziplin. In Kohler's | Privatrechts. 





Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs rür Ge- 2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 1902. Nr. 48—51. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
— Rechts- u. staatswissenschaftliche vierteljährlich 9.— 

itschriftund Materialiensammlung. B- An grüsseren Artikeln sind in den vor- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel.  ]jegenden Nummern die folgenden enthalten, 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg und zwar in Nr. 48: Zur Lion-Yorkshire- 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 Fusion; Die ausländischen Versicherungs- 
Nr. 1. München (J. Schweitzer Verlag) Gesellschaften in Österreich i. J. 1901 (Schluss); 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— Nr. 49: Die Haftpflichtversicherung — sitten- 


Das 2. Heft des Jahrganges 1903 enthält: widrig!; Die Feuerversicherungsgesellschaf- 
um künftigen Gesetz „über die Verwaltung | ten und die Hausbesitzer; Die Haftung der 
er Einnahmen und Ausgaben des Deutschen Reeder für Kollisionen von Schleppzügen; 
teiche“ (Gesetz betr. den Reichshanshalt Nr. 50: Das K.-A. f. P.-V. und die allgemeinen 
der Reichswirtschaftsgesetz), von W. Thrän, , Versicherungsbedingungen der Feuerver- 
'eh.Oberregierungsrat und vortragendem Rat Sicherung; Hypothekenversicherung; Ist die 
ei dem Rechnungshofe des Deutschen Reichs Zahlung der Strafsumme durch die Körper- 
ı Potsdam (Schluss). — Staat und Recht. Ver- verletzungs-Versicherungsgesellschaft als „Be- 
ıche überallgemeines Staatsrecht, von Dr. 4. günstigung‘“ strafbar?, von Ref. Kurt Wolf- 
\Folter in Solothurn. (Schluss folgt.) — Strassburg i. E.; Nr. 51: Zum Streit über die 
orbesprechung über das Kartellwesen vom Zillmersche Methode, von Dr. E. Oster-Mann- 
t. November 1902. — Zolltarifgesetz vom heim; Die Bedeutung der reichsgesetzlichen 
5. Dezember 1902. — Skizzen und Notizen; Invalidenversicherung für Privatversiche- 
arückbehaltung der Handakten im Kon- rungsgesellschaften. Ausserdem enthalten 
ırse. Ungelöster Widerspruch zweier Straf- die Nummern zahlreiche Notizen und Mit- 
teile. Langjährige Einsperrung oder De- teilungen aus allen Gebieten des Versiche- 
ırtation? Zur Haftung des Tierhalters Fungswesens. 

833 B.G.B.) — Aus den Gesetzblättern. | 
Miszellen: Allgemeiner Verband dey auf 3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 


ılbsthilfe beruhenden deutschen Erwerbs- 1902. Nr. 33—36. Hoch 4°. Berlin (Vig. 
ıd Wirtschaftsgenossenschaften für 1901. d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 
Rübenzuckerindustrie. Abhandlungen : Ueber die Krankenkassen- 


zugehörigkeit der Hausgewerbetreibenden 
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und ihres Hilfspersonals. (Hahn). Versiche- 
rungspflicht der Lagerungs- und der Be- 
förderungsbetriebe auf Grund des Gewerbe- 
Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juni 
1900. — Müssen die Beisitzer bei der unteren 
Verwaltungsbehörde vor der Entscheidung 
über das Ruhen einer Invaliden- oder Alters- 
rente gehört werden ? — Die Stellung der Ver- 
sicherungsanstalt in dem Streitverfahren. — 
Rechtsauskunftstellen. (Seelmann). — Noch- 
mals die Lohnklassen der Invalidenversiche- 
rung und $ 34 Abs. 3 1.-V.-G. (Rahm), — 
Zuständigkeit zur Entscheidung eines Streites 
über die Aufrechnung von Krankheiten und 
Militärdienstzeiten in den Quittungskarten. 
(Bazille). — Zu der Höhe der Kosten der 
Krankenversicherung der Dienstboten. - Be- 
stellung von Vertretern für handlungsun- 
fähige Rentenberechtigte. — Verwaltung und 
Rechtsprechung. Mitteilungen. Sprechsaal. 
Literarisches. Beantwortung von Anfragen. 


4. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. Hrsg. v. 5. Hofmann, Reichs- 
richtsrat, R. v. Sommerlatt u. 

. Wulfert, Ob.-Landesger.-Räten. XI. 

Bd. Heft 9—12. gr. 8°. Leipzig (Rossberg- 
sche Verlagshandlung) jährlich 14.— 


Diese Hefte enthalten: 1. Abhandlungen : 


Das Eigentum an Grundstücken, von Ober- 


landesgerichtsrat Aretzschmar in Dresden; 
Einige Bemerkungen zu $ 46 und Tarif- 
stelle 60 des S.-G.-K.-G, von Landgerichts- 
rat Hans Schmidt in Leipzig; Die Landes- 


gesetzgebung der deutschen Bundesstaaten | 


im Jahre 191, zusammengestellt von Land- 
richter Dr. ©. E. Mannsfeld in Leipzig. 
— 2. Im Jahre 1901 veröffentlichte Entschei- 
dungen, zusammengestellt nach dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch ete., von Amtsrichter Dr. 
Warneyer. — 3. Gerichtliche Entscheidungen : 
Aus dem Reichsgerichte: Instandhaltung des 
Mietgegenstandes; Zu $ 831 des B.G.-B.; 


Schadensersatzansprüche für fremde Rech- 


nung; Vertrag über Lotterielose, Eigentums- 
vorbehalt; Ubergang eines Handelsgeschäfts 
auf einen andern; Aktiengesellschaft, Haf- 


tung des Vorstands ete. B.-G.-B. $$ 421, 255; 
Haftung des Frachtführers =. Art. 39% 


(88 429, 466) des H.-G.-B.; Wechsel — Aus- 
füllung; Zu & 40 des Patentgesetzes, Un- 
lauterer Wettbewerb; Anfechtungsgesetz ; 
Anfechtung im Konkurse; 8 146 der K.-D. 
Aus sächsischen und aussersächsischen Ge- 
riebten: Mäklergebühr, Verstoss gegen gute 
Sitten; Zwangsvergleich, Nachzahlungsver- 
sprechen, Nichtigkeit. 


5. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen, II. Jahrg. Nr. 2 u. 3. Frank- 
furt a. M. (Reinhold Mahlan) 

pro Jahrg. 10.— 
Die vorliegenden Nummern haben fol- 
genden Inhalt, und zwar Nr. 2: Bedürfen 


Dr. 





Zinsscheine auf den Inhaber der staatliebin 
Genehmigung? von Justizrat Dr. Herm. 
Staub-Berlin; Rumäniens Staatskredit, vor 
Dr. Freihrn. von Brackel; Die wirtschaft 
liche Stellung und die Aufgaben des Bar 
kierstandes, Vortrag, gehalten auf den 
1 Deutschen Bankiertage zu Frankfnrt aM. 
von Geh. ÖOberfinanzrat Hartung-Berlin 
Schluss); Contra Patriam?', von Gerichts 
assessor a. D. Mar Wittner Berlin; N\r. 3 
Zur Revision der Börsensteuer, von Bart 
Arons-Berlin; Eine Regierungs-Enquete üb 
die im Auslande engagierten französische 
Kapitalien, von A. Raffalovich-Paris, Kauf 
männische Anweisungen im internationaler 
Verkehr, von Gerichtsassessor L. Keysmer- 
Berlin; „Contra Patriam?'‘. Ausserder 
bringen die Nummern auch gerichtliche Ext 
scheidungen, Verbandsnachrichten. Büchr 
besprechungen und Vermischtes. 


6. Beiträge z. Kolonialpolitik uw. Kolonia- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 6. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.- 
Inhalt: Die Besiedelung Deutsch - I“ 

'afrikas von F' vr. Helldorf; Die wirtschaft- 

‚liche Entwicklung Samoas, III, von Ir 

' Reinecke; Beiträge zur Arbeiterfrage, vo 

K. Wiese; Auf der Reise nach Sarpaz 

(Mariannen), Tagebuchblätter vor 22. 

Schröder , Giebt es eine unmittelbare Reich: 

angehörigkeit? III, von Dr. Herm. Ho 


T. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
X. Band. Nr. 17 u.18. München :C.H Berkı 
jährlich 6 — 
Diese Doppelnummer bringt einen 
grösseren Artikel über Tagegelder der am! 
lichen Tierärzte, sowie gerichtliche Ent 
scheidungen über Reichsstempelabratbn. 
Grerichtskosten, Erbschaftsstenersachen ne 
das bayer. Gebührenwesen. 


8. Blätter für Genossenschaftswesen. i®r 
Nr. 47—49. Berlin (J. Guttentag' 
halbjährlich 3 — 


Aus den vorliegenden Nummern heiws 
wir folgende Artikel hervor und zwar » 
Nr. 47: Kreditgenosseuschaften und Konsur 
vereine, von Behrend; F. W Raiffeisen, va 
IFr. Pr. (Schluss); Nr. 48: Die Gen" 
‘schaften in der Statistik deutscher Städı: 
von H. Jäger; Nr. 49: Sparkassen mi 
Genossenschaften, von Dr. Crüger; Bestellapr 
des Revisors durch das Gericht, von . K 





9, Blätter für administrative Praxis. Hre. 
| v. K. Krazeisen. Bd. LU. Nr. 12. 1% 
| 8°. München (Ü. H. Beck) pro Band & — 

Abhandlungen: Zu $ 49 der Bauordam 
vom 17. Februar 1901 (Reuter, Inbaler 
papiere der Gemeinden und Stiftungen ı it. 
Zur Eintragung der Sterbefälle in 
ı Standesregister (Sendtner). — Literarur. 


— 


a 





10. Bulletin des internationalen Arbeitsamts. 
Band I. Nr. 10. gr. 8°. Jena (Gustav 
Fischer) jährl. 7.50 


Nammer 10 des Bull. des Int. Arbeits- 
amts enthält Mitteilungen über Fortschritte 
des Arbeiterschutzes, Schiedsgerichte, Ge- 
werbeaufsicht, Arbeitsämter und Enqueten, 
ferner zahlreiche Gesetze und Verordnungen 
über Arbeiterschutz und verwandte Materien 
für das Deutsche Reich, Sachsen, Baden, 
Hessen, Lübeck, Österreich, Belgien, Frank- 
reich, Grossbritannien, Westaustralien, Bri- 
tisch-Kolumbien, Italien, Japan, Russland, 
Schweiz, Mitteilungen über parlamentarische 
Arbeiten, Beschlüsse nationaler und inter- 
nationaler Kongresse und eine Bibliographie. 


1l. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
u. Notariat, herausgegeben von ÖOber- 
landesgerichtsrat Dr. A. Lobe. 1903. 
H. 10—12. Leipzig (Dieterich’sche Ver- 
lagsbuchh.) pro Jahrgang 15.— 
Die Hefte enthalten folgende Abhand- 

Inngen: Zum Testamentrecht des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs, von Rechtsanwalt Julius 
Plotke in Frankfart a. M. — Das öffentlich« 
Testament und seine Vorzüge, von Land- 
gerichtsrat Bretiner in Cottbus. — Der 
Testamentsvollstrecker hat als solcher nicht 
das Recht, einen Erbschein zu beantragen 
$ 2853), von Amtsrichter Goslich in Ham- 
barg. — Streifzüge ins Gebiet des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes, von Überlandesge- 
richtsrat Reinhard in Dresden. 


12. Centralblatt,österr., für die jurist. Praxis 
nebst Centralblatt für Verwaltungspraxis., 
XX. Bd. 11.—12.H. Wien (Moritz Perles) 

halbjährig 10.— 

Abhandlungen: Freier Wille und un- 

widerstehlicher Zwang (Goller\. Der Ge- 

schäftsirrtum (Dernburg). — Rechtsprechung. 

Erlasse des Finanzministeriums. Aus der 

Wiener Juristischen Gesellschaft. Literarische 
Nutizen. 


13. Deutschland, Monatschrift für die ge- 
samte Kultur. Nr. 3. Lex.-8°, Berlin 
(C. A. Schwetschke & Sohn) 

vierteljährlich 6.— 


Diese Nummer berührt unser Gebiet nur 


Cohnstädt). 


TRUE mm 
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in der Öster- 
(„Bankmann“). 
Getreidezölle 


Zur Millionendefrandation 
reichischen Länderbank 
Unsere Arbeiter und die 
Feuerbestattung für Siüd- 
deutschland /Fischer). „Friede ward in 
Trojas Hallen!“ (Bayer. Kultusministerium). 


15. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1902. Novemberheft, 
Berlin (Mittler & Sohn) 

jährlich 12 Hefte 18.— 


Das vorliegende Heft enthält in seinem 
Gesetzgebungsteil eine grosse Reihe von 
Mitteilungen aus dem Gebiete des Zoll- und 
Stenerwesens (darunter die Abänderungen 
und Ergänzungen der Branntweinsteuer- 
Ausführungsbestimmungen und die Kon- 
tingentierungsordnung), ferner ausführliche 
statistische Mitteilungen über den Aussen- 
handel Belgiens, Bulgariens, Neufundlands, 
Norwegens und der Schweiz, endlich Handels- 
berichte der Kaiserl. Konsuln in Birmingham, 
Budapest, Uardiff,Constanza, Dundee, Funchal, 
Kalamata, Korfu, Patras, Reval, Riga, Sou- 
thampton, Spezia, Volo, Menado, Kairo, 
Kapstadt, Gabun, Inhambane, Port Said, 
Rufisque, Colima, Curitiba, Desterro, Guaya- 
quil, Joinville (Dona Franeisca), La Guayra, 
Manäos, Medellin, Mendoza, Montreal, Osomo 
(Chile), Paramaribo, St. Jago de Cuba, San 
Uristobal, Santo Domingo, Tepie, Vera Cruz, 
Vietoria (Brasilien), Wellington (Neuseeland), 
sowie eine Reihe von Spezialberichten aus 
Baku (Naphtaindustrie), Galizien, (Petroleum- 
industrie), Warschau (Wollmarkt 1902), Cin- 
|einnati (Bergbau Ohio), Monterey (Mexico- 
 Stahlwerke), Paraguay (Quebrachoindustrie) 
U. A. M. 


16. Handels-Museum, Das. Bd. 17. Nr. 47 
bis 50. Wien (Verl. d. k. k. österr. 
Handels-Museums) halbjährl. 8. — 


| Aus den vorliegenden Nummern heben 
wir die folgenden grösseren Artikel hervor: 
Nr. 47: Die Kartellfrage in Deutschland ; 
' Die Fleischnot in Deutschland; Nr. 48: Eisen- 
bahntarif und Handelsvertragspolitik; Das 
Importgeschäft in Sidafrika (Fortsetzung 
in Nr. 49—51); Nr. 49: Die Baumwollfrage 
| (Fortsetzung in Nr. 50); Nr. 51: Interbritische 





n den vom Herausgeber Grafen von Hoens- jlandelspolitik. Ausserdem bringen die 
woech herrührenden „Streiflichtern“ (Reichs- | Nummern zahlreiche kleine Artikel und 
ag, Zolltarif und Regierung, Bilow’sche Notizen über Zollgesetzgebung, Handel und 
‚Staatskunst“, Niedergang des Regierungs-  Handelspolitik, industrielle und landwirt- 
ınsehens, Kulturzustände in Trakehnen cte., schaftliche Angelegenheiten, technische Nene- 


Sisenbahnverstaatlichung). 


14. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 
schrift XVIII. Jahrg. 1902. H. 22 u. 23. 
Dresden (E. Pierson) jährlich 16.— 

Unser Gebiet berühren die Aufsätze: Das 

{redit-Unwesen unserer Tage (, Veritas“). 


rungen, Verkehrsmittel u. s. w. 


| 17. Handelszeitung, Bayerische. 1902. Nr. 
47—50. München ({Franz’sche Hofb.) 

vierteljährlich 1.50 

Diese Nummern enthalten folgende grössere 

Artikel und zwar Nr. 47: Die Bayerischen 


.ogmuw- 


nn m — nn ne — 


u 
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Staatseisenbahnen im Betriebsjahre 1901; 
Die Bayerischen Posten und Telegraphen im 
Betriebsjahre 1901; Schutz der Industrie; 


Österreichs deutsches Genossenschaftswesen, . 


von Leop. Katscher-Budapest; Xr. 48: Die 
Eisen- und Stahlindustrie in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika; Die Pfälzischen 
Eisenbahnen; Vorbesprechung über das Kar- 
tellwesen (Fortsetzung in Nr. 49 und 50); 
Nr. 49; Das rumänische Handwerkergesetz, 
von Dr. Schmelzle-Müuchen; Die elektrische 
Indnstrie in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika; Nr. 50: Arupp: Pneumatische 
Kassenanlagen in grossen Geschäftshäusern ; 
Lohrindengewinnung in Bayern. 


18. Invaliditäts- und Alters-Versicherung,die, 


im Deutschen Reiche. 12. Jahrg. Nr. 24, 

13. Jahrg. Nr. 1—3. Mainz (Diemer) 
vierteljährl. 2.— 
Abhandlungen: Ersatzansprüche der Ver- 
sicherungsanstalten (Fuld). Zur Anwendung 
der 88 155, 157 L-V.-G. Die Schiedsgerichte 
für Arbeiterversicherung als Aufsichtsbe- 
hörden über Krankenkassen (Seelmann). Die 


Strafbefugnis aus $$ 176, 177 L-V.-G. gegen | 


der Militärgerichtsbarkeit unterstellte Dienst- 
herren (Hilse). Berechnung der Wartezeit 
für Altersrenten der Versicherten aus dem 
Jahrgang 1833. Sind die an grösseren Theatern 
beschäftigten Choristen, Balleteusen ete. nach 
dem 1.-V.-G. versicherungspflichtig? (Simon). 


Zur Auslegung des $ 140 Abs. 2 und $ 157 


1L.-V.-G. (Mugdan). Honorarverhältnisse bei 
den Krankenkassen. Entscheidungen. Mit- 
teilungen, Briefkasten. — Titel, Inhalts- 


verzeichnis für 1901/1902. 


19. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Berlin 
(0. Liebmann) vierteljährlich 3.50 
Die erste Nummer des neuen Jahrgangs 

enthält: Dernburg, Dr, Geh. Rat, Professor, 





Ki 


schäften. — Liebmann, Dr.. Justizrat, Eratz | 
ansprüche des Gastwirts beim Ableben eine 
Gastes im Gasthofe. — Marwitz, Landgericht» 
rat, Die Erteilung des Rechtskraftzenguisses 
beim Vorliegen eines Antrags auf Wiederein | 
setzung in den vorigen Stand. — (rumbinner. 
Dr., Landgerichtsrat, Apotheker-Privilegiun 
und rag © — v. Kayser, Dr.,Syndiko: 
Dasselbe euer, Dr., Amtsrichter, Ist 
die Abtretung zukünftiger Forderungen nad | 
dem B.-G.-B. möglich ? — Hanfft, Dr, Aut 
richter, Rechtshilfeersuchen zwecks Ber 
kundung von Rechtsgeschäften. — Literatw | 
übersicht. Mitgeteilt von Dr. Schulz. Pr | 
fessor. 


20. Monatshefte, sozialistische, 1902. Nr. |: 
Berlin (Administration der Soz. Minat 
hefte) a Heft —# ' 

Inhalt: E. Bernstein, Das Prämienlohr | 
system und die Arbeiter; Otto Hue, Kleriks- | 
lismus und Gewerkschaftsbewegung; Fr { 

Stampfer, Reichsfinanzreform; 6. Sri. 

Soziale Ideen und Organisation der Arbeit 

Dr. M. Quark, Ein preussischer Junker x" 

dichterischer Revolutionär; Herm. Sie 

Die Geschichte vom Rauschen; Fr. Het 

Moderne Rassetheorien; Dr. Ign. Zadid 

Triukerbehandlung und Delirium ; Rundsc» 


21. Recht, Das. 1902. Nr.22 u.23. Haus 
(Helwingsche Verlagsb.) 
vierteljährlich >- 
Die Hefte enthalten folgendes: Heft” 
Begrindet ein Verschulden des Verkän” 
‚beim Verkaufe oder bei der Lieferung «= 
mangelhaften Sache die Verpflichtung : 
Schadensersatz nach Vertragsrecht? Fu 
| dieser Schadensersatz neben Wandelung 
gefordert werden? (Reichsgerichtarat 
‚Müller, Leipzig.) — Zur Lehre vom F 
forderungsreeht.Landgerientsrat Dr. M» 







Über das Rücktrittsrecht des Käufers wegen | Berlin.) — Zur Auslegung des S 1% ” ; 
positiver Vertragsverletzung. — Laband, Dr., | B.-G.-B. unter Berücksichtigung der I 
Professor, Parlamentarische Rechtsfragen. — |sprechung zu $ 1 Preuss. Verjährung 
Stenglein, Dr., Reichsgerichtsrat a. D., Die, vom 31. März 1838. (Rechtsanwalt 5» 
Reform des Strafprozesses. — Cohn, "Dr., . Breslau.) — Eine Lücke der .U.-P.-O. ud 
Geh. Regierungsrat, Professor, Über Kartelle | gerichtsrat W. Kulemann, Braunschweig 
und Kartell-Gesetzgebung. — Stooss, Dr., Entlassung gewerblicher Arbeiter weges 
Professor, Eine strafrechtliche Reform in gehen gegen Mitarbeiter. — Abkürsuı 
Österreich. — Staub, Dr., Justizrat, Das (Dr. Posener, Stettin.) — Zur Fra 
neueste Heft der Entscheidungen des Reichs- | prozessualen Vertretung des Kindes 
gerichts in Civilsachen (Band 51 Heft 1). | Geltendmachung der Unehelichkeit 
— Staub, Dr., Justizrat, ‚Juristische Rund- 8S 1593 B.-G.-B. (Rechtsanwalt Pr. 
schau. — Fischer, Dr., Geh. Justizrat, Pro- Breit, Leipzig.) — Findet $ 49 G.-B -U 
fessor, Die Terminsvereitelungen. Eine Replik. beim Niessbrauch Anwendung? (Rei 
— Mücke, Wirkl. Geh. Oberfinanzrat, Wer Dr. Spittel, Aachen.) — Zur Fruss 
hat gemäss $ 4 Nr. 4 und $ 7 Abs. 1 des Prozessverschleppung. — Ausschl Au 
Gesetzes, betr. das Staatsschnläbuch, Anträge, beim Unterbleiben der Testamen 
betr. eine Vormundschaftsmasse nach deren { (Amtsrichter Dr. Lafrenz, ——— 
Eintragung, zu stellen? — Kleinfeller, Dr., Heft 23: Meteorologie und Rec“ 
Professor, $ 104 des Genossenschaftsgesetzes. | (Professor Dr. V. Kremser, Berlin.) — 
— Sachse, Landgerichtsrat, Einwilligung zu Beweisanträge des Angeklagten in der 
einseitigen empfangsbedürftigen Rechtsge-  verhandlung. (Reichsgerichtsrate M° 











Leipzig.) Nochmals die Beweislast bei 
Befristungen (zu $ 271 B.-G.-B.). (Präsident 


der Justiz- Prüfungskommission Wirkliche | 


{eheime Rat Professor Dr. Stölzel, Berlin.) 
— Zur Auslegung der Vorschriften in $$ 1021, 
1022 B.-G.-B. (Oberlandesgerichtsrat Kretsch- 


nar, Dresden.) — Begründet ein Verschulden | 


les Verkäufers beim Verkaufe oder bei der 


Lieferung einer mangelhaften Sache die 


'erpflicehtung zum Schadensersatz nach Ver- 
rıgsrecht? Kann dieser Schadensersatz 
ben Wandelung noch gefordert werden ? 
Schluss.) «Reichsgerichtsrat E. Müller, 
#ipzig.) — Eine Lehre des Leipziger Bank- 
rozesses in strafprozessualer Hinsicht. 
)-L-G.-Rat Dr. Lobe, Dresden.) — Ver- 


eidung der Vorbereitung der Gerichte auf 


cht zur Verhandlung kommende Sachen. 


‚andriehter Birkenbihl. Frankfurt aM.) — 


rliner Anwaltsverein. (Rechtsanwalt Dr. 
orn. Berlin.) — Aberglaube im Recht. (Dr. 
%. Th. Soergel, München.) — Der Schadens- 
satzanspruch der körperlich verletzten 
efrau. (Öberlandesgerichtsrat Keinhard, 
esden.) — Mitwirkung bei der Errichtung 


: Testaments ($ 2239). (Landgerichtsrat 


ser, Danzig.) — Recht auf behuf Ein- 
lung der Zwangsvollstreckung hinterlegtes 
'd. (Geh. Justizrat Oberlandesgerichtsrat 


rm. Meyer, Breslau.) — Die Einreden | 


‚en die ursprüngliche Klage nach Erlass des 
Istreckungsbefehls. 
Schönfeld, Breslau.) 


Standesamt, Das. Zeitschrift und Rat- 
zeber für die mit Standesamtsgeschäften 
beauftragten Beamten. I, Jahrgang, 
1902, Nr. 2—24. Meiderich am Nieder- 
rhein (Arthur Heiland) jährlich 5.— 


ibhandlungen: Die Verweigerung der 
sschrift auf dem Standesamte (Schmidt). 
zes iiber den Begriff „Stand“ nach dem 
‚nenstandsgesetz (Lenders). — Gesetze, 
rdnungen, Erlasse; Entscheidungen, 
“lungen, Fragebeantwortungen. — Titel, 
\tsverzeichnis und Sachregister zum 
hrgang. 


stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 
‚aterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
. Jahrg. Nr. 17. gr. 8°, Berlin (Wilh. 
inensch) vierteljährlich 2.50 


ıs der vorliegenden Nummer sind fol- 

Artikel als für unsere Leser von 
sse anzumerken: Verständigung und 
It; Der Kampf gegen den Alkoholis- 
II), von Dr. A. Esche-Dresden; Boden- 
„ von Lu Märtens-Uharlottenburg ; Ur- 
=cht und Presse, von Dr. A Esche- 
nn; Aus der Frühzeit des preussischen 
li s us, von Dr. Hashagen-Sinerhagen. 
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24. Volksschularchiv, Preussisohes, I. Jahrg. 
4.H. 8° Berlin (Franz Vahlen) 
pro Jahrgang 5.— 

Abhandlung: Bau und Unterhaltung der 
Schul- und Kiisterhäuser im Gebiete des 
Preussischen Landrechts (Schreiber). 

Die reichen Mitteilungen aus Recht- 
sprechnng und Verwaltung erstrecken sich 
nicht nur auf eigentliche Schulsachen, sondern 
auch z. B. auf religiöse Kindererziehung und 
Fürsorgeerziehung. — Sachregister und In- 
haltsverzeichnis des nun abgeschlossenen 
ersten Bandes sind beigegeben. 


25. Weltmarkt, Der. 16. Jahrg. Nr. 19— 24. 
Braunschweig (A. Limbach) jährlich 1.— 


| Die vorliegenden Nummern enthalten 
neben zahlreichen Notizen über Industrie und 
Handel auf dem Gebiet des Maschinen-, 
Eisen- und Metallwesens grössere Artikel 
über die Düsseldorfer Ausstellung, einen 
Artikel über die Krisis in der Elektrizitäts- 
industrie, sowie über die wirtschaftliche An- 
näherung der Verein. Staaten von Amerika 
an Ostasien (Nr. 22), über Alfred Krupp, die 
Weltproduktion von Eisen und Stahl von 
1850— 1900 (Nr. 23), die deutsche Industrie 
auf der Weltausstellung in St. Louis und 
über deutsche Inlands- und Exportpreise 
| (Nr. 24). 


(Oberlandesgerichts- 


26. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 5. 
Jahrg. 1902. Heft 11 u. 12. Berlin (G. 
Reimer) pro Quartal 5.— 


Heft 11: I. Aufsätze: Dr. @. Stille-Ihlien- 
worth, Matthusianische Bestrebungen in 
Westeuropa I (Fortsetzung in Heft 12); Dr. 
P. Frauenstädt-Breslau, Aus der Geschichte 

‚der Zünfte, I, Der Hund in der Geschichte 
der Zünfte, Sartorius Freih.v, Waltershausen- 
Strassburg i. Els, Beiträge zur Beurteilung 
einer wirtschaftlichen Föderation von Mittel- 
enropa, IV, (Schluss); Jul. Wolf, Zollver- 
einigungen oder wirtschaftliche „Allianzen“ ? 
I. Sozialpolitik: Die soziale Wohlfahrts- 
pflege auf der Düsseldorfer Ausstellung II 
(Schluss), von Dr. von Rhoden-Düsseldorf; 
III. Sprechsal: Erklärung zu der Besprechung 
des Buches von Stephan Worms, Das Gesetz 
der Güterkonzentration in der individualisti- 
schen Rechts- und Wirtschaftsordnung, von 
Stephan Worms-Wien; IV. Miszellen, da- 
runter: Dezentralisation der Industrie in 
Belgien u. a. behufs Unabhängigmachung 
von den Kohlensyndikaten; Zur Geschichte 
der Frachten in Amerika; Gutsherr und 
Landarbeiter in Russland; Beseitigung der 
Leutenotin Südbaden; V. Buchbesprechungen. 

Heft 12: I. Aufsätze: Jul. Lippert-Leit- 
meritz, Über den Ursprung des Adels im 
Zusammenhang mit der ursprünglichen 
Familienverfassung; Siegm. Schilder-Wien, 
Das Kartellproblem in französischer Beleuch- 
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tung; P. Frauenstädt-Breslau, Aus der Ge- 
schiehte der Zünfte, II, Die Verrufungen; 
Il. Sozialpolitik: Kommunales Arbeiterbe- | 
amtentum von Heinr. Jenne- Würzburg; II. 
Sprechsal : Entgegnung auf Herrn Dr. Worms‘ 
„Berichtigung“ im vormonatlichen Heft, von 
Prof. Joh. v. Komorzynski-Wien; IV. Mis- 
zellen, darunter: Die Besteuerung der Ein- 
geborenen in den Kolonien der verschiedenen | 
Länder (nach Jacobi); Lehrverhältnisse in 
den Vereinigten Staaten; „Rumäniengänger“; 
Sterblichkeit in Australien gegen jene in 
Europa. 





27. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 23. Bde. 2. Heft. Berlin 
(J. Guttentag) pro Band 20, 


Das Heft enthält folgende Abhandlungen: 
Katzenstein, Die richterliche Bestechung ($ 
334 R.-St.-G.-B.}; v. Liszt, Die gesellschaftlichen 
Faktoren der Kriminalität. Vortrag, gehalten 
auf der Petersburger Tagung der J.-K.-V. am 
21. September 1902; Rosenberg, Zur Reform 


versicherung in Baden; ausserdem zahlreich? 





des 8 59 St.-G.-B.; Schlayer, Über den ein- 
seitigen Widerruf der Pensionierung eines 
Reichsbeamten und Eintritt des Pensions- 
verlustes infolge vor der Versetzung in den 
Ruhestand verübter strafbarer Handlungen ; 
Ignatius, Die juristische Natur der bedingten 
Verurteilung; Frauenstädt, Drei Malefiz- 
bücher; sodann Literaturbericht von Kohl- 
rausch, sowie Bibliographische Notizen. 


28. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1902. Nr. 47—50. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr- f. Vers..Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 


Die vorliegenden Nummern enthalten 
folgende grössere Artikel und zwar Nr. 47: 
Näherungswerte, von Just. Hähnel; Die 
Haftpflicht des Reeders aus dem Fracht- 
vertrage; Die deutschen Lebensversicherungs- 





Die Einreihung erfolgt nar unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Bubrikena kerli 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und „Varia'', 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Archiv, rheinisches, f, das Civil- u. Criminal- Recht. 
General-Register üb. den Gesamt - Inhalt der von 
1884 bis 1901 erschienenen 10 Bde. (87. bir ein- 
schliesslich 96. Bd.) 7. Bd. gr. 4°. (Tl, 184 8.) Köln 
(P. Schmitz Wwe.) 7. ⸗ 

Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechts, 
Begründet von Dr. J. A. Gruchet. Hrsg. v. DD. | 
Keichsger.-R. a. D. Rassow, Unterstaatssekr. Kiinfzel 
nnd ÖOberlandesger.- Präs. Wirkl. Geb, Oberjustizr. | 
Eceius. 46. Jahrg. Beilageheft, enth.: Urteile des 
Reichsgerichts, gr, 8°. {IX u. 8. 897—120%0.) Berlin 
(F, Vahlen) 4.— | 

Badwinski’s Sammlung der Erkenntnisse des k. 


'30, Zeitschrift für Zollwesen und Reichs 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier koine Aufnahme gefunden 
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gesellschaften i. J. 1901 (IV}; Xr. 38: Aui- 

sichtsamt und allgemeine Versicherungsbe 

dingungen; Sicherheitshypotheken und Haft 

pflichtversicherungs-Gesellschaften, von ®. 
von Königslöw; Nr. 49: Wesen und Be 
deutung der „negativen Prämienreserven“ 
in der Lebensversicherung, von Logophilus : 
Die deutschen Lebensversicherungs-(reall 
schaften i. J. 1901 (V); Nr. 50: Deutscher 
Verein fürVersicherungswissenschaft ; Fahrni= 


Notizen aus allen Gebieten des Versicherung: 
wesens. 


29. Zeitschrift für badische Verwaltung uni 
Verwaltungsrechtpflege. XXXIV. Jabı 
gang. No. 22-—25. Heidelberg (Emmerlinz 
& Sohn) jährlich 8% 

Inhalt: Bericht über den VIII. Städtetz; 
der mittleren Städte Badens. — Entsch« 
dungen, Rechtsgrundsätze, Entschliessung“ 

Literatur. Briefkasten. 























steuern. Hrsg. von Überzolldirek” 
Kunckel in Schwerin. 1902 Nr © 


Berlin (Carl Heymann) jährlich * 


Nr. 8 enthält folgende grössere Artı! 
Die Abünderung des Brauntweinst- 
gesetzes und der dazu erlassenen 
führungsbestimmungen ; Die Zollpflicht. = 
Steueramtsassistent Greiner; Aus der 7 
strafrechtlichen Praxis, von Oberzollinsp*“ 
Graf; Massverzollung von hartem 
von Revisionsoberkontrolleur Weber; ‘ 
bottichverschluss zur Verhinderunz 
Steuerhinterziehungen ; ausserdem zahim 
Mitteilungen über Gesetze, Verords 
u. 8. w., Zolltarifentscheidungen und 
tarifauskünfte Entscheidungen des — 
gerichts, Verschiedenes und eine Bücher 











k. Verwaltungsgerichtahofes. 25. Jahrg 
ministrativrechtlicherr Tl. Zusemmeng". 
Auftrag v. Sen.-Präs. Dr. Rud. Alter. gr. ® 
Wien (Manz) 13.40; geb. in ie 


— dasselbe. Finanzrechtliher TI. Zusam 
üb. Auftrag v. Verwaltgsger.-R. Pr. Has 
ger. 8°. (1145 8.) Ebd 144.40; geb. in Les 


Corruption, die. Hrsg.: 8. Agad, Reä 
2, Jahrg. Oktbr. 1002 bis Septbr. 14903. 
(Nr. 25. 16 8.) Wien (Administration! 
6.—; einzel "° 

H.Seujert. Bei 


. 


Meinnng, freie. Hrasg.: 
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lunder Novbr. 1902 bis Oktbr. 1908. 52 Nm. 8. Zeitschrift der Savigny-Stiftung f. Reehtsgeschichte. 
(Nr. 1.24 8.) Berlin (H. Schildberger) Hrag. v. E. I. Bekker, L. Mitteis, R. Schrüder, H. 
vierteljährlich 1.25; einzelne Nrn. -—.10 Brunner, U. Stutz 23. Bd. 36. Bd. der Zeitschrift 

Recht, das. Volkstümliche Zeitschrift f. österreichi- , f. Rechtsgeschichte. 2 Hefte. gr. 9. Weimar (H. 


«ches Rechtaleben. Hreg. : DD. J. Ingwer u. J. Rosner. Böhlau’s Nachf.) 24.— 
I. Jahr. Juli 1902 bis Juni 1903. 12 Nrn. gr. »". 1. Germanistische Abth. (XXXIX, 369 8.) 10,40, 
(Nr.1. 16 8.) Wien (Wiener Volksbuchh.) 4.— 2. Romanistische Abth. (IV, 5288.) 13.60. 


RBevne der Gerichtspraxis im Gebiete des Bundes Zeitschrift f. Wohnungswesen. Organ des rhein. 
eivilrechts. — Revue de la jurisprudence en matiere Vereins zur Fürderg. des Arbeiterwohnungswesens, 
de droit civil federal. 20. Bd. Beilage zur Zeit- des Verbandes der anf der Grundlage des gemein- 
schrift f. schweizer, Recht. Neue Folge. 21. Bd schaftl, Eigentums steh. deutschen Baugenossen- 
gr. 8°. (175 8.) Basel (RB. Reich) 6.— schaften u. des Verbandes schleswig-holstein. Bau- 

haften. Hrsg. u. red. v. Prof. Dr. H. 

Sammlung v. Entscheidgn. d. bayer. obersten  PENVssensc * 

Landengerichts in Civilsachen. 3. Bd. 8. u. 4. Hft., lörecht. 1. Jahrg. Oktbr. 1902 bis Septbr. 1903. 


2 h Nrn. +8’. (Nr. 1. k . 
Erlangen (Palm & Enke) je 3.80 | 24 Nrn. Lex. 8". (Nr. 1. 16 8.) u: rer 
— von Entscheidgn. d. bayer. obersten Landesgerichts . 
in Strafsachen. 1. Bd. 2. u. 3. Hft. Ebd. 6.10 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Bayern'« Gesetze u. Gesetzbücher privatrechtlichen, 1128 u. X, 960 8.) Dresden (J. Breyer) 
strafrechtlichen, administrativen u. finanziellen In- geb. in Halbldr. 22.— 
halter, General-Register zu Bd. 1— 41. 1.u.2.Lfg. Wandelt, Dr. Hans, Das gesamte Recht des 
»°. (8. 1—160) Bamberg (Ü. ©. Buchner's Verl.) je 1.— Deutschen Reiches in Frage u. Antwort, zur Vor- 

Gesetzgebung, die, des Königr. Sachsen seit dem bereite. f. das Referendarexamen n. die Jurist. Doktor- 
Frecheinen der Gesetzsaammlung im J. 1815 bis ein- prüfg bearb. 5 Bd. 8°. Berlin (H. Nagel) 


schliesslich des J. 1900. Neue Bearbeitg., besorgt 3.—; geb. 3.50 
v. ÖOberamtsricht. Wilh. Kranichfeld. (In etwa 5. Römische Rechtsgeschichte. Civilprozes=. Kon- 
40 Lfen.) 1. Lfg. gr. 4%. (S. 1—64.) Leipzig (Rom- | kurs. (VI, 221 8.) 

berg'sche Verlagsbuchh.) 1.50 Wolff, Landrichter, Sammlung der Reichs- u. 


iroon. u. R. Herti, DD, Der Rechtsbeistand. Landengesetze f. das Herzogth, Braunschweig. 2. Aufl. 
Sammlung deutscher Reichsgesetze, nebst ausführ- 33—35. Lfg. gr. 8°. (2. Thl. IV u. 8. 881—1100.) Braun- 


lichem Formularbuch, hraeg. unter besond. Berück- schweig (J. H. Meyer) je 1.— 
sicht. des f. Beamte der staatlichen u. städtischen 2. Thl.: 14.—; geb. in Halbfrz. 16.50; 
Behörden Wissenswerten. 2 Bde. Lex. 8%. (VI, vollständig : 36.— ; geb. 43,— 





Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


erke, ®tto, Das Wesen der menschlichen Ver- vıl. 1852 in erweiterter Übersetzg. neu hrag. gr. 80, 


\nde. Rektoratarede. gr. 80. (36 8.) Leipzig (Duncker (45 8.) Köln (J. P. Bachem) 2.— 
Humblot) 1.— Leonhard, Dr. R., ber Schutz der Ehre im alten 
tring, Rud. v., Die Jurisprudenz des täglichen Rom. Rektoratsrede. gr. 8. (49. 8.) Breslau (M, & 
!bens. Eine Sammilg. an Vorfülle des gewöhnl. H. Marcus) 1.— 


'bens anknüpf. Rechtsfragen, 12. Aufl., verm. u. Stndien, rechts u. staatswissenschaftliche, ver- 
‚Rücksicht auf das bürgerl. Gesetzbuch bearb. v. öffentlicht v. Dr. Emil Ebering. 17. Hft. gr. 8’. Ber- 
of. G. Detmold. 9, (VII, 136 8.) Jena (G. Fischer) | lın (E. Ebering\. 


geb, in Leinw. 2.— 17. Eschstruth, Oberlehr. Forstasses. Dr. M. v., 

ter, Dr. Cl. F., De treuga et pace Dei. Der Der öffentliche Weg. Versuch e. Darstellg. des Be- 
frieden. BRechtsgeschichtliche Studie, nach griffes nach den heut. preuss. u. französ. Recht 
"ner Diss. an der Akwdemie zu Münster vom 22. (XVI, 118 8.) 3.60 


Bürgerliches Recht. 


‚seh, Dr. H., Hofr., Das Österreichische all- | Münz, Dr. Jos., Die Voraussetzungen u. Wirkungen 
eine Grundbuchsgesetz in seiner praktischen An- der Notwehr, des Notstandes u. der Nothilfe im 
dung. 3., vollständig umgearb. Aufl, gr. 5°. (X, bürgerlichen Gesetzbuch u. ihre Unterschiede, Mit 
5.) Wien (Manz 20.—; geb. 22.60 e. histor, Ueberblick. gr. 8°, (VI, 568.) München 
07 inris civilis. Ed. ster. IX. Vol. 1. Institu- (Th. Ackermann) 1.20 


w recognovit Paul, Krueger. Digesta recognovit 
—— Lex. ®. (XXII, 8828.) Berlin Schmidt, H., Ref., DasgemeinschaftlicheTestament. 


et mann) 10.— Diss. gr. 8°. (48 8.) Göttingen (Vandenhosck & 
r, E., Verantwortlichkeit f. fremdes Verschulden Bupeoeht) 1.20 
dem bürgerlichen Gesetzbuche. Mit e. Vor- Schwartz, Rob.,, Refer., Das Wesen der Novation 
ıv. Prof. Dr. Th. Kipp. gr. 9. (XI, 126 8S,) u. ihre Anerkennung im bürgerlichen Gesetzbuche. 
1 (OÖ. Liebmann) 2.75 Diss, gr. 8°. (VIII, 68 8.) Göttingen (Vandenhoeck 
®e, Dr. Rud,., Grenzbestimmung zwischen & Ruprecht) 1.60 
u. Werkvertrag nach allgemeinen Grundsätzen T 
ge 2 reitel, Dr. R., Die Unmöglichkeit der Leistung 
* —— Rechte. gr 8°. (VI, 968.) Trier u. der Verzug bei Unterlassungsverbindlichkeiten, 
w. Dr. Karl, Das Heimfallsrecht des Fiskus 87 8°. (73 8.) Berlin (Struppe & Winklor) 2— 
derer juristischer Personen nach Lübischem | Winke na. RER INES juristische, im Sinne 
‚2 u. B.-G.-B. gr. 9%. ı116 8.) Rostock-Lübeck des B.-G.-B. v, Dr. A. (1. Bd.) gr. 8%. (IV, — 
se & es 6) 1.50 Bunzlau (G. —2 
‚er r. H., Refer., Die Mitbürgschaft. Mit 5 
a — — Bürgschaft u. Gesamtschuld. Wolff, Fel., Kammerger.-Ref., Die Befugnis des 
13 8.) Strassburg (K. J. Trübner) 2 | Testamentsvollstreckers zur Führung von Prozessen 
-wias, Dr. E., Justizr,, Behauptungs- u. um die Wirksamkeit od. Unwirksamkeit des Testa- 
Aust dei der Negative u. dem bedingten Ver- ımentes. Diss. gr. 8%. (508.) Göttingen (Vandenhoec 
zr. # «63 8.) Berlin (C. Heymann) 1.20 * Ruprecht) 1.20 
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Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Kielhorn, George Franeis, Refer., Die Kauf- | Panly, Walth.. Rechtsanw., Rechtshandbach de 
mannseigenschaft des Kommanditisten. Diss. gr. 8%. Kaufmanns. Eine Darstellg. der Pflichten u. Hecht 
'v,57 8) Göttingen, ı Vandenhoeck & Ruprecht) 1.40 des Kaufmanns nach dem neuen deutschen Handels 

Krawany, Carl, Bureau-Vorst., Wechsel, Checks recht u. den damit zusammenbhäng. Bestimman. de 
n. Anweisungen, Die wichtigsten Vorschriften der bürgerl. Gesstzbuches unter gleichzeit, Beräcksicht 
Wechsel- u. Wechselstempelgesetze aller Cultur- | der handelarcchtl. Nebengeaetze. gr... (VIII. 1448 
„tasten, 4., verm. u. verb. Aufl. gr. 8°. (304 8.) Wien Leipzig (H. Buschmann) 3.—; geb. in Leinw. 3" 
(W, Braumüller) 5.— ! Reichau, Dr. W.. Die Kommanditgeellschaft a7 

Panniter, Karl, Handolsgeretzbuch f. das Deutsche eg u. der „rechtsfähige Verein". . iF 
Reich vom 10. V, 1897 (nnter Ausschluss des Sew- 28.) Berlin (Struppe & Winckler) : 
rechts), nebst dein Reichshaftpflichtgesetz u. dem | Yelin, Paul, Justizrefer., Der Begriff des Kun 
Reichsgesetze, betr. die Inhaberpapiere m. Prämien. manns nach dem Handelsgesezbuch vom 10. V 
Textausg. m, kurzen Anmerken. u. Sachregister. 1897. (H.-G -B. 5 1— 7.) Diss. gr. &. (64 8.) Stuttge 
8. Aufl. gr. 169, (248 8.) Leiprig (Ph. Reclam) geb. —.80 | (Tübingen, F. Fuer) i- 





Civilprozess- und Konkursrecht. 


Erlinghazen, Dr. F. W. Der Rückgriff des des Wiener Landes- als Berufungs«- und Rekurm 
Bürgen anf den Schuldner im Konkursfalle des richtes, m. Verweisg. auf die Rechtsprechg. “= 
letzteren. Zur Kritik der Reichsgerichts-Entscheiden. | obersten Gerichtshofes. gr. 8°. (VI, 446 8.) Vin 
11. Civilsen, v. 24./IV. 1883 (Bd. 9, 8. 75) u. Verein. , (Manz) 11.90; geb. II 
Civilsen, v. 15. I. 1886 (Bd. 14, 8. 172). gr. 5%. #78) Peitz. Rob., lied., Königl. sächsisches Gesstı © 
Elberfeld (8. Lucas) 1— | die Zwangsvollstrockung wegen Geldleistungem ı 

Feilner v. Feldegg, Pet. Frhr. v,, Hofr. Verwaltung«sachen vom 18. VI. 1902, nebst Aw 
Landesger.-Vizepräs. u. Ger.-Adjunkt Dr. Camillo | Tführungs-Verordnnng vom 19. IX. 1902. Tert-ius 
Edler v. Ohmeyer. Die Österreichische Exe- in, Einleitg., Begründgn. sowie e. ausführl, Sschrr 
kntionsordnung vom 27, V, 1806 in der Spruchpraxis | zeichnis. &*, (67 8.) Fiöha ıA. Peitz & Sohn) kart 





Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Geschäfte, die, der Gefängnisbeamten. (Aus: „Ge- ! Habel, E., Aıntsrichter, Die Hinterlerungsends 
schäftsordng. f. d. kgl. sächs. Justizbehörden‘'.) f. das Königr. Bayern vom 18, XI 1899 m 
gr. 8°. (III u. 8. 1049-1116. Dresden (C. Heinrich) , Hinterlegungsgebührenordnung u. den Ausfäunsy 

kart. —.80 vorschriften. Textausg. m. Bermerkgn. u. Sactreg“ 

— die, der Gerichtsvollzieher, der Gerichtadiener bei | 12". (XXI, 215 8) München (C. H. Beck) 
Zustellungen v. Amts wegen u. bei Bestellungen u. geb. in Lein® ' 
der Diener. (Aus: „Geschäftsordng. f. d. kgl. »ächs, 
Justizbehörden‘‘.) gr. 8°. (IV, 8. 829-1156 u. 183— | Pörschel, Onk., Ger.-Sekr., Der Gerichts 


208.) Ebd. kart. 1.50 bei den sächsischeu Amtsgerichten, 3,, verm. a7 
“Gescbättsordnang f. die königl. sächsischen gr. 8, (XU, 984 8.) Leipzig (Rossberg’sche Var 
Justizbehörlen in Kraft seit dem 1. 1. 1903. gr. 9. buchh.) 15.—; geb. 1% 





(IX, 1142 u. IV, 213 8.) Dresden (C, Heinrich) ! 
8.50; geb. in Halbfrz, 10. 


Patent- und Urheberrecht. 


Hermann Edler v. Otavsky, Dr. K.. Prof, in ihren wichtigsten Bestimmungen. Für den m 
Der internationsle Urheberrechtsschutz zwischen Gebrauch übersichtlich zusammengestellt. Be 
Oesterreich u. dem Deutschen Reiche nach ri Civ.-Iugenieuren NHugo Pataly u Wüä 
Staatsvertrage vom 30. XII. 1899. gr. 8°. (VIE, -_. Y! 5, verb, u. verm, Auf. 12°. (VIII, 343 5} Ds 
Berlin (C. Heymann) — (G. Kühtmann) 3, aut 

Putentgesetze, sämmtliche, des In- u. — 






















Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandlungen, strafrechtliche, begründet v.' u.W. Frankl. 11. Bd. 4. Abtig. er. &® Leite) 
Prof. Pr. H. Rennecke, hrsg. v. Prof. Dr. F. Belinn. cker & Humblot: 


40.— 42, Heft. gr. 8%. Breslau (Schletter) 11,4. Lammasech, Dr. Heinr , Prof., (e=> 
Finzelpreis 6 60; des Strafrechts, 2., verm. u. verb Aufß. (Tk 
f. e. Serie v. etwa 6 Heften (Ju Bog.) 8.— 3-3; geb, 3.60. 


40. Wuttig, Dr. E. Fährlässige Teilnahme am | Hirschteid, Dr. Gotthard, Das dsut=ts 
Verbrechen. {131 8.) 7.20 — 41. Sturm, Dr. r.| recht. Eine Darstellge. unter besond. Ders 
Refer., Die strafrechtliche Verschuldung (IV, 82 8.) der geschichtl. Entwickelg. zur Varbereitg‘ 
2,40 — 42. Passow, Dr. R, Die Kreditgefäbrdung ' erste jurist. Prüfg. * (XU, 248 &) 
des 5 187 8t.-G.-B. in historischer, dogmatis-her (P Nitschmann) geb. in Leinw. 4. — . duması 
u. kritischer Darstellung (VI, 42 8.) 1.— liorn, Max, Refer, Der Vorsatz de a 

Aschsaffenburg, Dr. G.., Prof., Das Verbrechen nach geltendem Recht, insbesondere der anzm 

n. seine Bekämpfung. Kriminalpsychologie f. Me- | vocateur u. der Anstifter bei error in obierte & 
diziner, Juristen u. Soziologen, e. Beitrag zur Re- ratio ictus. Diss. gr, 89, (538.) Göttinger 
form der Strafgosstzgebg. gr. N. (XVI, 246 8.) Heidel- | hoeck & Ruprecht) 
bere (C. Winter, Verl.) 6.— | Link, Herm., Rafer, Die Stellung der 7 
Gros», Dr. Hans, Prof., Die Rrforschung des Sach- | im hentigen dentschen Strafvollzuzge. Ti 
verhalts strafbarer Handlungen. Ein Leitfaden f. | (0 8.) Mannheim (Göttingen, Vandeni==T 3 


Beamte des Polizei- u. Sicherheitsdienstes des Deut- recht) 

schen Reichs. 2. Aufl. (IX, 194 8.) gr. 8%. München | Merck, Staatsanw. à D. Prof. v., u # 

(J. Schweitzer Verlag) geb, in Leinw. 2.50 schafter. Kioss, DD., Die Stastsanw«i- 
“Grundriss des Geterreichischen Rechts in syste- den Land- u. Amtsgerichten in Pruen 

matischer Bearbeitung. Hreg. von Proff., DD, A. Finger, | Inhalt der Aıntshandign. der Stute 
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nach Reichs- u. Landesrecht, m. den einschläg. Sehwarz, Dr. Otto Geo., Grundriss des öffent- 


Bestimmungen im Wortlaut u. m. Verfügungsent- 


würfen, 2, völlig umgearb., bis auf die Jetztzeit | 


fortgeführte Aufl, 2. Halbbd, ger. =°%. (X u. 5. 49 
bis 605.) Berlin (C. Heymann) 6. 
Scheel, Dr. Willy, Das alte Bamberger Straf- 
recht vor der Bambergensis. Nach den Quellen 
dargemtellt. gr. 8%. (VIII, 96 8.) Berlin (F. Vablen) 

2.40 


lichen Rechts. Ein Hülfsbuch f. junge Juristen. 
1. Bd, 2 Tl. Strafrecht. Strafprozesa, gr. 9. (X1l 
u. 8. 2009-508.) Berlin (C. Heymann) 

3.60 (1. Bd. vollständige: 6,— : geb. 7.—) 


Wach, Adf., Die kriminalistischen Schulen u. die 
Strafrechtsreform. Bektoratsrede. gr. 8°. (30 8.) 
Leipzig (Duncker & Humblot) — 60 


Kirchenrecht. 


Rieker, Dr. Karl. Prof., Sinn u. Bedeutung des | Straub, K.. Rechtsgeschichte d. evangelischen 


iandesberrlichen Kirchenregiments. Vortrag, geh. 
auf der Landerpastoralkonferenz zu Klosterlauanitz 
3.A. gr. 9, (24 8.) Leipzig (Dörftling & Franke) — 40 


Kirchengemeinden der Landsch. Thurgau unter den 
eidgenössischen Landfrieden (1529-1798). gr. 9. (XIV, 
242 8.) Frauenfeld (Huber & Co.) 240 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Barth, &., Gemeindeschr., Der Gemeindesekretär. 
2., verb. Aufl. Ein nützl., unentbehrl. Handbuch f. 


jedermann, speziell aber f, die Gemeinden, enth. 
258 Formulare f. Gesuche u. Eingaben ete., welche | 


vornehmlich durch die Gemeindekanzlei verfasst 
werden‘ 8°. (XIX, 281 8.) Linz ıE. Mareis) 

geb, in Leinw, 5.— 
jenmiengenetz, das badische, u. die Gehalts- 


onlaung nebst Ergänzungsvorschriften. 2., neu bearb, | 


Aufl. 8*%, (llI, 219 8.) Karlsruhe (J. Lang) 


| 
geb. in Leinw. 150 


jerggesetz f. das Königr. Württemberg vom 7. X. 
1874 nebst Vollzugsvorschriften, 8°. (IX, 106 8.) 


Stuttgart (W. Kohlhammer; 1.25 | 


ergpolizeiverordnung f. die Braunkohlen- 

brriket-Fubriken u. Aufbereitungranstalten. |Aus: 

„Begierungsblatt‘‘, | gr.4°, (148.} Darmstadt ıG. Jong- 

haus) — 2 

ux, Dr. Huxgo,Konzip. Normen des österreichischen | 

itaats-, Verwaltungs- u. Finanzrechtes. Ein Leit- 

wen zur Vorbereitg. f. die Richteramts-(Advokaten ) | 

Prafg. 8°, (XI, 163 8.) Brünn (©. Winiker) 3.— 

“»idy, Wiih., Refer., Das Recht zur Verhäugung 

es Belagerungszustandes n. der Suspension v. Ver- 

sssungsgesstzen in Preussen. Diss. gr. 8°, «VII, 748.} | 
konn (Berlin, Maser & Müller) 1,60 | 
ımndausgabe der österreichischen Gesetze u. 

erordnungen, 139. Hft, 1%, Wien, Hof- und Staats. 

ruckerei. 

139. Verordnung des Handelsministeriams vom 


burg (H. Grau in Komm.) geb. in Leinw. 1.50 
Morgenunteru, K., Geh. Reg.-R., Die iin Königr. 
Sachsen geltenden Bestimmungen üb, Dampfkemwel. 
Zusammengestellt u. m. Anmerkgn. veraehen. 3. Aufl. 
8°, (VIII. 115 8.) Leipziz (Rossberg’sche Verliags- 
buchh.) geb, in Leinw. 2.40 
Musch, A., Die wichtigsten Bestimmungen des 
Gesetzes üb, Pensionirung der Reichspost- u. Tele- 
graphen-Beamten u, Unter-Beamten u. üb, die Für- 
sorge f. die Wittwen u. Waisen. Mit Pensions-Ta- 
bellen. ®. (11 8.) Dresden (Berlin, Berolina-Versand- 
Buchh.) —,20 
Roöll, P. v., Landr. 2.D. u. Dr. &. Epstein, 
Bismarcks Staatsrecht. Die Stellungnahme des 
Fürsten Otto v. Bismarck zu den wichtigsten Fragen 
des deutschen u. preuss. Stantarechts, nach amtl., 
privaten n. zeitgemässen Quellen bearb. u. hrag. 
gr. »°, (VIL 488 8.) Berlin (F. Dümmler' ® Verl.) 
7.50; geb. 4, — 
Sartor, Eug. Frhr. v., 1. Staatsauw,, Das baye- 
rische Vereinsgesetz vom 26. Il. 1850 in der Fassung 
nach dem Gesetze vom 15. VI. 1898 samt Vellzugs- 
instruktion u. e. Anh., enth. das Gesetz üb, d. Ein- 
schreiten der bewaffneten Macht, die Bestimmen. 
üb, die Polizeistunde, Veranstalte. v. Öffentl. Lust: 
barkeiten u. Sammlgen., sowie die Vorschriften des 
bürgerl. Gesetzbuches u. seiner Nebengesetze üb, die 
Vereine. Textausg. m. Einleitg., Anmerken. u. Sach- 
register. %. neubearb. Aufl, 12%. (VII, 250 8.) 
München (ÜC. H, Beck) geb. in Leinw. 2.50 


10. VI. 1902, womit auf Grund des $ 24 des Post- | Siller, Dr. Paul, Beg.-Amseas,, Die Grundlagen u. 


gesetzes vom 5. XI. 1837 neue Bestimmungen üb. | 
die Abgabe der Postsendungen erlassen werden 
(22 8.) —,30 
rızer, Dr. W., Handkommentar zur Eisenbahn- 
rkehrsordnung. Aus der Praxis f. die Praxis, 
=°. (X1, 169 5,) Berlin (0. Liebmann 
geb. in Leinw. 4.— 
truktion f, Polizeidiener. Vom 4. V. 1875. 
so, (32 8.) Darmatadt (G. Jonghaus)} — 50 
lesısıasan, W., Landger -R., Zur braunschweigi- 
et Regentschaftsfrage. Nebst 2 Anlagen. 1. Dem 
rtiaut nebst der Begründg. der Regierungsvor- 
e vorm 10. XI. 1402, 2. Dem Bericht der Justix- 
amisesion des Landtages üb, die Vorlage. gr. ®°, 
=.) Braunschweig (R. Sattler) — 50 
tentrag’s Sammlung preumischer Gesetze. 
£-Ausgaben m. Aumerkgn. Nr. 32. 3. Lfg. Berlin, 
Zuttontag. 
2. Ledermann, Magistr.-Assew. Dr. Walt: 
je Städte-Ordnung f. die sechs östlichen Provinzen 
:r preussischen Monarchie vom 30. V. 1853, nebst 
ren gesstzl. Ergäuzgn. erläutert. 2. u. 3. Lfe. 
«KXXXIV u. S. 121-614.) 4.50; vollständig : 
geb. in Leinw. 6.— 
em za nu,Dr. H., Die neue Gemeindeordnung. 
Kritik. gr. 8. (III, $0 8.) Stuttgart (J. H. W. 
z Nacht.) 1.20 
ner, KF., Die ort«polizeiliche Revision der ge- 
lichen Anlagen. Handbuch. Erweiterter Sonder- 
uck zsaus der Bayer. Gemeindezeitung. ın. ab- 
selbarer Revisionsübersicht (Stolzenberger Pa- 
Schnelihefter). 12». (VIL, 108 ou. 147 8.) Wasser- | 





Zahlen der Verhältniswahl, unter besond. Berück- 
sicht, der Vorschläge des preussischen Handels- 
ministers u. ihrer Einpführg. bei deu Gewerbegerichten 
erläutert. |Aua: „Verwaltgs.-Archiv‘ | gr. 5”. {IV, 
64 8) Berlin (C. Heymann) 1.— 
Stexner, Dr. Max, Ger.-Refer., Die rechtliche Natur 
des Postanweisungsgeschäftes nach geltendem Rechte, 
Insbesondere Erörterg. der Frage, ob der Postver- 
waltg. die Befugnis zusteht, die anf gefälschte Post 
anweiagn, aungertellteu Beträge vom Empfänger 
wieder erstattet zu verlangen. Wimsenschaftliche 
Unt-rsuchg. gr. 8°. (58 8.) Halle (Pfeflter) 1.20 
Sırauli, Dr. Hans, Oberger.-R., Verfassung (es 
eidgenössischen Standes Zürich vom 18. IV, 1569. 
Mit Anmerken, ı. e, geschichtl. Einleitg. brag. gr. 8”. 
(IX, 257 8.) Winterthur (Geschw. Ziegler) 3,00 
Tezoer, Dr. Erdr., Prof.. Die landesfürstliche Ver- 
waltungspflege in Österreich vom Ausgang des 15. 
bie zum Ausgang des 18. Jahrh. 2. Hft. Hr. SD, 
(17% 8.) Wien (A. Hölder) 3 
Vertnssung, die, des Königr,. Serbien vom 6. iv. 
1901. Deutsche Auag , besorgt v. Rechtsanw. Pr. Hugo 
Marcuar. gr. 8”. (42 8.) Berlin (Freier Verlag) 1. 
Verkelır m, Butter, Käse, Butterschmalz, Schweine- 
schmalz u. deren Ersatzmitteln, Gesetz vom 5. X. 
1301, R.-G.-Bl. Nr. 26 vom 2. 11. 190%, betr, den 
Verkehr m. Butter, Käse, Butterschinalz, Schweine- 


schmalz u. deren Ersatzmitteln (Bedactionelle 
Beilage des kärntner, Getneindeblattes.) gr. 8°. (8 8.) 
Klagenfurt (J. Heyn) —,.16 


Vorträge über Gesetzeskunde u. Verwaltung. 
Hülfsmittel zur Vorbereitg, f. die beamten-Prüfgn. 
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Hrsg. vcm Vereine der Finanz-Beamten zu Dresden. 
7. Hft. Lex. 8°. Dresden (C. Weiske). 
7. Verhältnisse, die, der Civilstaatsdiener im Königr. 
Sachsen Eine Zusammenstellg. der wesentlichsten 
gesetzl. Bestimmpm., unter besond. Berücksicht, 
der Vorschriften üb, die Pensionsverhältnisse u. 


—— 


12 
die Anrechng. v. Dienstzeit, 2, mmerarb, un ha 
Ende Juli 1902 ergänzte Aufl. (328) 24 

Zorn, Dr. Philipp, Geb. Justizr. Prot. Di 
deutsche Staatssprache. ? Abhandign. Aus: „Ver 


waltungs-Archiv‘*.) er. 8°. (IV, 52 8.) Berlin {C He 
mann; L- 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Knebel - Doeberlitz, H,. v., Geh. Oberreg.-R., 


vortr. Rat u. Reg.-R. Dr. H. Broecker, Das pri- | 
2. Bd. gr. 8. | 


vate Versicherungswesen in Preussen. 
Berlin (E. 8. Mittler & Sohn). 
2. Das Sterbekassenwesen in Preussen. 
(XI, 92 8. m. Tab.) 3.W. 
Seelmann, Hans, stellv. Magistr.-Komm., Die 
prenssische Ministerialanweisung betr, das Verfahren 


bei der Ausstellung u. dem Umtausch, sowie bei der | 
Erneuerung (Freetzung) n. der Berichtigung v. Quit- | 


tnngekarten (SS 131 WU. 158 160 des Invaliden- 
versicherungsgesetzes vom 19. VII. 1809. RBI. 8. 463), 
vom 17. XI. 159%, Textauag. m. Anmerkgn. gr. 8", 
(vII, 139 5.) 
beiter- Versorgg. 


A. Troschelı 3.— 


2. Aufl. : 


Berlin-Grunewald (Verlag der Ar- 


— Die preussische Ministerialanweisung, betr. du 
Verfahren vor den unteren Verwaltungsbehöri 
($5$ 57 bir 64 des Invalidenversicherungsgemt:- 
vom 6. XII. 1899, Mit Kommentar. gr. ®. WI 
180 8.) Ebd. 3. 


' Verordnung f. die Organisation des Gererie 
aufsichtsdienstes u. Dienstanweisnng f die Gemri- 
aufsichtsbeamten. Aus ‚„‚Rerierungsblatt‘‘.) ar. t 
(4 85.) Darmstadt (G. Jonghaus). u 


Versicherung, die, der Rindrichbeständs. Ge 
vom 26. VI. 1890/12. VIE. 1898, nebst den Vallrw- 
vorschriften. gr. 9°. (87 8.) Karlsrube (G. Braun » » 
Hofbuchdr } 1* 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Abhardliungen, volkswirtschaftliche und wirt- 
schaftsgeschichtliche, hreg. v. Prof. Dr, W. 
gr. 80%, 4-7, Hft. Leipzig (Jäh & Schunke.) 

4. Leonhard, Dr. Hans: Samuel Selfisch, e, deutscher 
Buchhändler am Ausgange des XVI Jahrh. Mit dem 
Bildnis Selfisch# u. 10 Feam.- Beilagen. {VL, 120 8.) 
4.=, b. Naumann, Dr. Welth.: Zur Wohnungs- 
frage im Künigr. Sachsen. (X, 155 8.) 
6. Spiekermann, Dr. Ther.: Der Teilbau in Theorie 
u. Praxis, Ein Beitrag zur Lösg. der ländl. Ar- 


a. — 


beiterfrage. (IV, 68 8.) 2. — 7. Sonudek, Dr. 
Kieh.: Die deutschen Arbeitersckretariate, (XI, 
98 8) 2.50. 


Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der badisch. 
Hochschulen, hrag. v. C. J. Fuche, K Kathuen, 
@,. v. Schulze-Güvernitz, M. Weber. gr. VI. Bd. 
3. Hft. Tübingen (J. C. B. Mohr.) 

3. Blaustein, Dr. A.: Die Entstehung der gewerk- 
schaftlichen Arbeiterbewegung Im deutsch. Sattler- 
gewerbe. Mit Tabellen. (VI, 139 u. III 8.) Einzel- 
preis 4,50; Subskr.-Pr. 3.60, 

Beiträse, volkswirtschaftliche, hrag. von Voratande | 
der Gemellschaft f. soziale Reform. Urtsgruppe Ham- 
burg. gr. »%. 1 Heft. Hamburg (OÖ. Meissner) 

1. Beiträge zur Wohnungsfrage in Hamburg. Anh. : 
Satzungen der Gesellschaft f, soziale Reform. Satz- 
ungen der Ortsgrmppe Hamburg, (58 8.) — 40. 

Bericht üb. den VI. internationalen Wohnungs- 
kongress, Düsseldorf, 15—19. VI. 1902, Hrag, vom 
Urganisationskomite, gr. 8%. (XV, 716 8. m 4 Taf.) 
Berlin <C. Hermann) 10,— 

Bodeischwinsh, frz. v., Ein Wort zur inneren 
Lage. 
Bundes 
in Düsseldorf. gr. &, 


der Landwirthe f. Kheinland u. Westfalen 
(22 8.) Berlin (Herm. Walther) 

—,30 
Bunzel,. Dr. Jul,, Studien zur Sozilal- Wirt- 
schaftspolitik Ungarns, 


u. Zelltarifverhandlgn. zwischen Ossterreich n. 


u. 


garn. gr. 8%. (VII 251 8) Leipzig (Duncker & 
Humbilot) 4,80 
Gesetze, Verordnungen u. Kundmachungen aus 


dem Dienstbersiche der k.k. Ackerbauministeriume. 
XXIX. Hit, (Jahre. 1901.) Hrag, vom k.k. Ackerbau- 
ministerium, $", 
3. 


Lange u. Gertr. Bäumer. H. 


Moeser.) 

3. Stand, der, der Frauenbildung iu den Kultur- 
läudern. (XI, 461 8.) 8.60; geb, 10.10. 

Handeisberichte üb. das In- u. Ausland. Sonder- 


abirhek,; ans dem im Tteichsamt des Innern hrag. 


gr. 8". Berlin (W., 


deutschen Handelsarchiv, I. Serie. Europa. Nr. 64 
bis 60. gr. #&%, Berlin (E. 3. Mittier & Sohn.) ' 
64. Riga. (93 8.) 1.20, — 5. Ungam. (118) —.15. | 
- 66. Coustantza (Rumänien), (78) —1M0. — 


Stieda. | 


Ungebaltene Ansprache zur Versammig. des | 


Beiträge zu den Ausgleich#s- | 
Un- | 


{XXI1, 628 8.) Wien (W. Frick} 3.60 | 
Handbuch (er Frauenbewegung, hrag. v. Helene 


67. Volo. (118.4 —.15. 68. Patras 

— 15. — 69, Dundes. (12 8.) -—.15. 

| — dasselbe. UI. Serie, Afrika. Nr. 15—17. gr. ®. 
15. Britisch Südafrika. (60 8.) —.75. — 16.7“ 
Said. (V S) —.13. — 17. Aegypten. (108) —| 

— dasselbe. IV. Serie. Amerika. Nr. 36 u. $7. gr. # 

N 36. Kanula, (258.) —.35. — 37.Curitiba. (10 8.) 

— dasselbe, V. Serie. Australien. Nr. 7. gr. %- 

| 7. Neusseland. (7 8.) —.10. 

Hirsch, Dr. K., Ger.-Assess., Die rechtlichr ’ 
handlung der Kartelle. gr. 5°. (III, 38 8.) + 
(G. Fischer) 24 

Hoffmann, Dr. Albr.. Finanzr., Deutsches 7 
recht. 1. Bd. Hechtageschichte. 2. Abtig. o ° 
(IX—XVI u. 8, 165-456.) Leipzig (Bossberz + 
Verlagsbuchh.) 3 

Jnhresberichte der Handelskammern in ®.” 
temherg f.d. J. 1901. Systematisch zusammeng- 7; 
veröffentlicht n. m. e. Anh. versehen v. der ir. 
Geutralstelle f. Gewerbe u. Handel. gr. $°. et 

| 429 8.) Stuttgart (C. Grüninger) H 

‚ Imie, Fauny, Die Arbeitslosenunterstützun: a 
den deutschen Gewerkschaften. Nach den Anz“ 
der Geowerkschaftsvorstände bearb. gr. &#. +" 
Berlin (Verlag der socialist. Monatshefte) 1 

Jahrbuch der Frankfurter Börse. Ausg. 1° 
15. Jahrg. (Früher Handbuch des Finanzt-.- 4 

) 
1 


m» 


Ein Hand-u.Nachschlagewerk f. Bankiers, Kapita.r 
u. Industrielle. Begrändet v. Heinr Emden. 

geführt v. der Red. des —— der dei 
Aktien - Gesellschaften‘. 15., vollständie me“ 
Autl. gr. 8%. IXXX. 1006 8 $.) Leipzig (Verlag t. Biel 
u. Finanzliteratur) geb. in Lein« 

' Julinsberg, Amtaricht., Die Rartelle u. die dei) 
Kartellgesetzrebung. gr. $*. (55 8.) Berlin (F. Vs... 


Kalender f. Zoll- u. Steuer-Beamte der = 
lichen Bundesstasten des deutschen Beichr+ »1 
des Grossherzogth. Luxemburg auf d. J. 
30. Jahrg. Hrag. v. Hauptzollamts Assist. Az | 
Treu. 12°. (V, 1748. u, Schreibkalender | 


brandenburg (O. Brünslow) geb in Lein® 
‚Körber. Dr. B., Prof., Die Stadt Dorpat 7 
in statistischer u. hygienischer Beziehung 
„Acta et commentationes imp. univ. Jrurierer 
gr. 8°. (VIII, 280 8. m. 15 Taf. u. 28 farb. Kat 
Jurjew [Dorpat] (E. J. Karow) J 


Mansufels, Vorschläge zur Hebung der »= 
| wirtschaftlichen Lage in Deutschland. A_ Ar) 
zur Gründg. e reichsdeutschen landhwirt=ni 
Kreditgenossensachaft in Verbindg. m e. Not 
unter Beihilfe u. Garantie des Reiches, net 
schlägen f. die Verwirklichg. dieser Auree. 
(VIII, 214 8.) Dresden (E. Pierson) N 
Mitteilungen der Centralstelle der we | 
; Handels u. Gewerbekammern u. ds der 
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bandes der Industriellen Oesterreichs zur Vorbe- | Sehriften der Centralstelle f. Arbeiter-Wohlfabrts- 
reitung der Handelaverträge. Nr. 5--7. gr. 1%. Wien einrichtungen. Nr. 2. er. ®®. Berlin (©. Heymann). 


V Braumßller. ) 22. Unterbringung bedürftiger Kranker in Heil- 
5. Ein- n. Ausfuhr, die, v. Flacha, Hanf, Jute n. stätten, Heimstätten n. Genesungsheimen. Erb- 
anderen vezetabilischen Spinnstoffen (m. Ausnahme banrecht u. Arbeiterwohngn. Vorberichte u. Ver- 
v. Baumwolle), sowie v, Waren daraus in den handlgn. der XI. Konferenz vom 5. u. 6. V. 1102 in 
wichtigsten Staaten aammt den rinschlägigen Zoll- Hamburg. (V, 2198) 4... 


tarifen. Zur Vorbereitg. der künft, Fig Schriften des dentachen Vereins f. Armenpflege n, 
träge zusammengestellt v, der Handels» nn. Ge- Wohltätigkeit. 61. u. 62, Ieft,. gr. 8°, Leipzig 
werbekammer in Reichenberg. (XIX, 163 8, 2 50. —— & Humblot). 


— 6. Ein- u. Ausfuhr, die, v. Eisen n. Eisen- ol. Siülbergleit, Dr. Heinr,, Dir, Finanzastatistik 
wären in den wichtigsten Staaten sammt den ein- der Armenverwaltungen v, 108 deutschen Städten. 
schlägigen Zolltarifen. Zur Vorbereitg. der künft. (VIII, 82 S. m. 2 Tab.) 2.20. — 62, Bericht, steno- 
Handelsverträge zusammengestellt v. der nied.-st grapbischer. üb. die Verhandlungen der 22. Jahres- 
Handels u, Gewerbekarnmer. (XX, 2878.) 3.00. — | versamtnlung des deutschen Vereins f. Armenpflege 
7. Kin- n. Ausfuhr, die, v. Holz n. Holzwaren in u. Wohltätigkeit am 18. n. 19. IX. 1002 in Colmar. 
den wichtigsten Staaten asmmt den sinschlägigen Mit e. die gesamten, bis 1902 erschienenen Schriften 
Zolltarifen, Zur Vorbereitg. der künft. Handels- des Vereins umfass. Sachregister, (V, 144 u. 
verträze zusammengestellt v. der Handels- u. Ge- XX 8) 3.40. 
werbekammerin Krakau. (XX, 1448. m.1 Tab.) 2.50, Schriften der Gewwllschaft f, soziale Reform. Hrsg. 
Mitteilungen üb. den 43. allgemeinen Genossen- v. dem Vorstande, 7. n. 5, Hft. gr. #9. Jena 
schaftstag der auf Selbsthilfe beruhenden deutschen (G, Fischer) 
Erwerbs- u. Wirthschaftagenossenschaften zu Baul 7.8. Pieper, Dr. Aug, u. Helene Simon, Die Herab- 
Kreuznach vom 3. bis 6. IX. 1402, Hrag. im Auf- setzung der Arbeitszeit f. Frauen u. die Erhöhung 
trage des allgemeinen Verbandes v. Anw. Dr. Hans des Schutzalters f. jugendliche Arbeiter in Fabriken. 
(rüger. gr. 8°, (VI, 4498.) Berlin (J. Gutteutag} 2.— ' Referate. Nebst e, Ber, üb, die Generalversammig. 
Nolike, ©. Graf, Landt.-Abe., Nord - Amerika, der Gesellachaft für soziale Reform in Köln. 
Beiträge zum Verständnis seiner Wirtschaft n. Politik. 164 8) 1L-. 


s.(V, 53 8.) Berlin (E. 8. Mittler & Sohn) 1.50, Simons, Dr. Herm. Veit, Justizr. Rechtsanw., 
’appritz, A.. Die wirtschaftlichen Ursachen der Die namenlosen Zinsscheine der Örderpapiere. gr. $°, 
Prostitution. gr. 8°. (24 8.) Berlin (Herm. Walther) (IV, 42 8.) Berlin (C, Heymann) 1.— 

— 50 | Spitzwüller, Dr. Alex., Minist.-R., Die üster- 
alomon, Alice, Socisle Frauenpflichten. Vor- reichisch- ungarische Währungsreform. (Aus:, Ztschr. 
träge, 8°. (136 8.) Berlin (0, Liebmann) 2.20 f. Volkswirtsch., Socialpolitik u. Verwaltg.'') Lex. 
sammlung; nationalökonomischer u. statistischer,  #°. (II, 118 8) Wien ıW. Braumitller) 4. 
Abhandlungen des staatswissonschaftlichen Seminars Stnand- u. Rangliste der königl. prenssischen 
zu Halle a.d.8, hree, v. ırof. Dr. Joh. Conrad. Verwaltung der Zölle u. indirekten Steuern. II. Tl. 


5, Bd. er. 8%, Jena (G, Fischer), gr, . Berlin (Eugen Schneider), 
5. Vone. Dr. Ernst, Über die Höhe der verschie- I. Rangliste der kgl. pr. Zoll- u Stenerrerwaltung 
denen Zinsurten u. ihre wechselsnitige Abhängig- f. d. J. 19023 Verzeichniss der in der Lokalver- 
keit. Die Entwicklg. des Zinsfuswser in Preussen walte. etatsınäsaig un:estellten Beamten von den 
von 1807 bis 1900. Mit 2 Curven. (VIL 9% 8.) 2. Ober-Inspektoren bis zu den Hauptamts-Assistenten 
‘borer,Dr. Hans, Die Wohlthätigkeits-Stiftungen u. Einnehmern 1. Klasse, sowie der Stationskontro- 
m Königr. Bayern. Mit e. namentl. Verzeichniss v. leure, Zollpraktikanten u. Supernumerare, hreg. 
ın 6500 Wohlthätigkeits - Stiften., nebst Angabe v. “ Ob.-Steuer.Kontrol. a. D. A. Struck. (VII, 103 
'weck, Begrenzg., Gründungsjahr, Vermögen. gr. ®. XI 8.) 2.25. 
47 8.) München, Odeonsplatz 5 (Kathol. Caritas- | West. Dr. Luadw. E.. Der moderne Mädchenhandel. 
erband) 3.30 gr. 8° (47 8.) Berlin (C. Mewer & Co.) 1,— 


bonten, P., Dis Prinzipien «der Lebensver- ı Wirz, Dr. Jak., Die Getreideproduktion u. Brot- 
cherungs-Mathematik, Aus dem Holl. v. T. Chr, F. versorgung der Schweiz Diss. gr. 8°. (VIII 175 8, 


zarhk. Vorwort v. (orneille L. Landre, gr. S. (VIII, m. 9 Tab.) Solothurn (A. Läthy) 3.— 
#8.) Jena (G. Fischer) 4.50 
Statistik. 

träge zur Statiatik des Grossherzogt. Hessen. | 3. III. Volke- u. Wohnungs-Zählung. die, vom 1. XII. 
gt. vw. der grossherzogl, Centralstelle f. die 100 in München. TIL Thl. — I Die Auwssen- 
ındeastatistik. 46 Bd. 1. Hft gr. 4%. Darmstadt u. Gebändezählg. vom. 1. XIL. 100 in München. — 
. Jonghans). II. Die Haushaltzähle. vom 1. XII. 1900ia München, 
L Statistik der Straf- u. Gefangen - Anstalten im Anh,: Der Bestand an Vieh- u. Obstbäumen am 
3roasherzogt, Hessen F d. J. vom 1. IV. 1894 bis | 1. XII. 19000 in München, (4 8.) l.— 
31. III. 1900 (IV, 5328) —.80. Statistik, Breslauer. Im Auftrage des Magistrats 


träge zur Statistik des Rigaschen Handels. der königl. Hanpt- u. Residenzstadt Breslau. Hrsg. 
gas Handel u. Schiffahrt.) Jahrg. 1900, Hrag vorm statist. Amt der Stadt Breslau. 1%. Bd. 3, Heft. 
d. hancdelsstatist. Section des Rigaer Börsen- gr. 8°. Breslau (E. Morgenstern, Verl.) 


zites unter Leitg. von Seer. Rruno v. Gernet, 3. Der Grunidbesitzwechsel. die Boden- n. Häuser- 
‚btblen Fol. Riga (E, Bruhus) je 7.— preise in Breslan während der letzten Jahrzehnte. 
‚ Riga» Handelsverkehr auf den Wasserwegen. Mit 4 Kurventaf. u. I Plane ub, die baul. Ent- 
kr, 137 n. 17801. — 2. Rigas Handeisverkehr wickelg. Breslans. (Vill, 140 8.) 2.— 
nf den Fisenbahnen. (XVl, 185 8.) Statistik des Deutschen Reich». Hrag. vom kaiserl. 
„selbe, Jahrg. 1901. 1, Abth. Fol. Ebd, 7— statist, Amt. Neue Folge. 143, Bd. Imp. 4”. Berlin 
Kieas Handelsverkohr auf den Waaserwegen (Puttkammer & Mühlbrecht). 

x. 140 u. 238.) 143. Handel, auswärtiger, des dentschen Zollgebiets 
eksmchen (es Beirats f. Arbeiterstatistik. im J.1901, 2. Thi. Darstellg. nach Waarengattgn, 
handlungen Sr. 1 Fol. Berlin (C, Heymann!, (IV, 4W 308) &.—. 


Protokolle üb. die Verhandlungen des Beirats | — Österreichische. Hrag. der k. k. statist. Central- 
Arbeiterstatistik vom 22. X, 1902. II, 32 8.| Commission. 56. Bd. 1 He. Imp. 4". Wien (Ü. Germld's 


or — 40 Sohn in Komm.). 

zou, Dr. Ang, Geh, R+g.-B. a. D. Prof., Ge- 1. Ergebnisse der Grundbesitzstatistik in den im 
chte, Theorie u. Technik der Statistik. 2. Aufl Beichsrats vertretenen Königreichen u. Ländern 
’ «X, 240 8. ın. Taf.) Stuttgart (J. G. Cotta Nachf.) nach dem Stande vom 31. XIL. 1896. 1. Hft.: Nieder- 

6.—; geb. in Leinw. 7.— Oesterreich. (Il. XLVI, 33 8.) 2.40, 

eälaumzgen des statistischen Amten der Stadt — dasselbe. 61. Bd. VI. Hft, Imp. 4%, Ebd, 

ehen. 17. Bd. 3. Heft. UI. Thl. gr. 1%. München IV. Übersicht, statistische, der Verhältnisse der 
indauer). österreichlachen Strafanstalten u. der Gerichte- 
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Gefängnisse im J. 1898. Bearb, im k. k. Justig- | 


Ministerium. (IL, XXYIL, 91 8.) 4.60. 


— preussische. (Amtliches Quellenwerk.) Hrsg. in 


zwanglosen Heften vom küönigl. statiet. Burean in 


Berlin. Hft. 175 u. 177. DI Tbl. Imp. 4°. Berlin | 


(Verlag des k. statist, Bureaus). 

175. Irrenaustalten, die, im prenssischen Staat» 
während der J, 189% (Umschlag 1808) bis 1900. 
(XVI, 90 8) 2,80. — 177. Erbegnisse, die end- 
gültigen, der Volkszählung vom 1. XII. 1900 im 
preussischeu Staate sowie in den Fürstenthliümern 
Waldeck u. Pyrmont III Thl. Die Muttersprache. 
(XXVIEL, 432 8.) 11.60. 


Statistik, österreichische. Hrag. v. der k. k. atatist. 
Central-Commission. 62. Bd. III. Heft. Imp,4*, Wien 
(C, Gerold’a Sohu in Komm.) 





RB 


Ilf. Bewegung der Bevölkerung der im Beiehs 
rathe vertretenen Königreiche u. länder im 
J. 1890. (TI, LXXV, 2698.) 10.— 

— preussische. (Amtliches Quelleuwerk.) He. o 
zwanglosen Heften vom königl. «tatist. Bumaı 
Berlin. 168. Heft. IL Thl. u. 176. Heft IL Mi 
Imp. 4°. Berlin (Verlag des k statist. Bureans | 

168. Statistik der Landwirthachaft (land- a. fs 
wirthschaftliche Bodenbenutzung ı im preussische. 
Staste f. d. J. 1%. 1]. Die Forsten u. Hals 
im besonderen. Mit 2 Taf. graph Darntelm 
(II, XXIL 918.) 3.60. — 176. Schulwesen, da 
gesammte niedere, im preusischen Staste ın 
J. 1901. IH. Thl. Die öffentl. Volksschulen in der 
einzelnen Kreisen u. ÖOberämtern des pres, 
Staates, m. Unterscheidg. der Schulen is de 
Städten u. auf dem Lande, (IV, 555) B@ 


Politik. 


Bebel, Aug.. Die bevorstehende Reichstagswahl. 


Rede. gr. 8°. (16 8.) Berlin (Buchh, Vorwärts} --.10 | 


Bibliothek f Politik u. Volkswirtschaft. Hrag. v. 
Reichst.-Abg. Prof. Dr. Hieberu, ©. A. Patzig. 6. Heft. 
gr.8%, Benin (V. Baensch). 

6. Hoffet, Fritz, Pfr, Das Vereins- u. Ordenswesen | 
in Frankreich u. die parlamentarischen Kämpfe 
um dar Gesetz vom 1. VII. 1901. (IV, 1608.) 4.— 

Jahrbuch, politisches, der Schweizerischen Eid- 
kenossenschaft. Hrsg. v, Prof. Pr. C. Hüty. 16. Jahrg. 
1902. (VIL 708 8.) Bern {K. J. Wyss) 9.— 

Kautsky, K., Die Sozialdemokratie u. die katholi- 
sche Kirche, 8°, 132 8.) Berlin (Buchh, Vorwärts) 

—,75 

Kiepert. Adf.,Geschäftsführ,, Rudolf v. Bennigsen, 

Rückblick auf das Leben e. Parlamentariers. Mit e. 


Brustbilde, 2, bedeutend verm. Anfl. gr. 8°, 1% 
Hannover (C. Meyer) 2. 


'Massow, W. v., Die Polen-Not im dentschben Uster 


Studien zur Polenfrage. gr. ®#. (1V, 412% 8. Berir. 
{A. Duncker) 5 


Protokoll üb. die Verhandlungen des Parteta- 
der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterps% 
in Oesterreich. Abgeh. zu Aussie vom 15.—1#& YIl 
1902. gr 5° (140 85.) Wien (Wiener Volksbuchh. 1 - 


Walz, Dr. Erust, Bürgenustr. Prof., Ueber ür 
Prüfung der parlamentarischen Wablen nach bwl. 
schem Recht. Aus: „Ztachr. f. bad Verwalt: « 
Verwaltungsrechtspflege‘‘.| gr. ®. {151 8) Haie 
berg (A. Enmerling & Sohn) l 


Varia. 


Almanach, de Gothu. Aumuaire genealogique, 
diplomatique et statistiqne. 1903. 140. annde, gr. 16°, 
(XXIV, 1200 8. m. 4 Stahl»t.) Gotha (J. Perthes) 

geb. in Leinw. &.—; Prachtausg. 12.— 

Dehn, Paul, Bismarck als Erzieher, In Leitatitzen 
aus seinen Reden, Briefen, Berichten u Werken 
zusammongestellt n. systematisch geordnet. gr, 8°. 
(IV, 584 8,) München (J. F. Lehmaun's Verl.) 

.-; geb. 6.— 

Fall Krupp, der! Von R.J. %#. (298.) Berlin (W. 
G. Grzymisch) 1.— 

Fried, A. H., Die Ausgestaltung der Friedensaktion 
in Deutschland. Eine Denkschrift zum löjähr. Be- 
stande der deutschen Friedens-Gesellechaft. Novbr, 
1892 — Novbr. 1902, hoch 4°, (168.) Berlin (Verlag 
der „„Friedens- Warte‘‘) 0 

Fried, Alfr. H., Die Grundlagen der modernen 
Wirtschaft u. der Krieg. (Der Krieg im Lichte der 
modernen Forschg.) gr. 8°. (328) Esslingen (W. 
Laugguth» —,30 

Die Lasten des bewaffneten Friedens u. der Zu- 
kunftskrieg. (Der Krieg im Lichte der modernen 
Forschg.) gr. 5%, (29 8.) Fbd. —.30 

Gurlitt, Dr. Ladw.,, Gyvmn.-Oberlehr., Der Deutsche 
u. sein Vaterland. Politisch-pädagog. Betrachtg. e. 
Mcodernen. 4, Aufl, gr. 8°. (VII, 1428. | Berlin (Wiegandt 
& Grieben) 1.70 

Herzi, Dr. Thdr., Der Judenstaat. Versuch e. 
modernen Lösg, der Judenfrage. 5. Aufl. Im Auftrage 
des österr. zion. Lander- Comites. gr. 9. (868.) 
Brünn (Verlag der jüud. Volkestimme) 1.— 

Hofkalender. Gothalscher genenlogischer, nebst 
diplomatisch - statist,. Jahrbuch. 1003. 140. Jahrg. 
gr. 160, (XXIV. 1127 8. m. 4Stabilst.) Gotha (J. Perthes) 

geb. in Leiuw. 8.—; Prachtausg, 12. — 

Hof- u. Stant«-Handbnech des Grossherzogt 
Hessen 100%, er. ®. (XXIV, 581 u. 54 8.) Darmstadt 


ıG&. Jonghaus) 6.— 
Klein, W,, Pfr., Die linksrbeinische Kirchhofsfrage. 
gr. 5%, (56 8.) Köln (J. P. Bachem) — 80 


Kowarz,Dr.W., Staatsb.-Konzip. Eisenb -Fach“ 2 
Lebr., Rechtskunde f, jedermann, ein Hilfsbach 
den Selbst- n. Schulunterricht. 12°, (XII 7» 8% 
Linz (E. Mareis) 3.50; geb in Lein«. i 

Sealsa, Rnd. v., „Waa uns not tmt'' Ein Ws 
zur Besserg. der Österreich. Verhältnisse gr. #. (al 
Leipzig (C. L. Hirschfeld) — — 

Schdanow, Selgius, Drei Monate Einzeiban 
Eindrücke u. Erinneren. (In russ. Sprache.) * 
Berlin (J. Räde) : 

Selinize, Alfr., Für Ehre u. Recht. Mein Pr 
gegen Hrn. Kommerzienrat Eugen Gnttmann on. o 
Verurteilg. gr. 8°. (1107 8.) Zürich (C. schmidt 1 

Spalding, Dr. J.L. Erzbisch, Die Frau u 
wiasenschaftliche Ausbildung. Uebere. vw. Lew 
F' Meremann. 2. verb. Aufl. 1.9. (208); Mi 
(Alphonsus-Buchh.} 

Taschenbuch, Gothaisches genealagise ea 
adeligen Häuser. 190%. Der in Deutschland = 
borene Adel (Uradel). 4. Jahrg. gr. 16%. VIL =" 
ın. 1 Stahlst.) Gotha (J. Perthes) 

geb. in Leinw. 3.—; Prachtaosg 

— Gothaisches gencalogisches, der freiherrlich Po 
1903. 53. Jahrg. gr. 16°. (VII, 926 8. m. 1 
Ebd. geb. in Leinw. 8&.—; Prachtaus«e. 1! 

— Gothaisches geneslogisches, der gräfichen "iD- 
1903. 76, Jahrg. gr. 16°. (VIH., 1031 8, m. 1 Sa)% 
Ebd. geb. in Leinw. 8&.—; Prachtaus 

Tolstoi, L. N, An das arbeitende Volk! 

v. Anna Lubinow, 8, (109 8.) Berlin (A. Stein:t 

Tolstoi. L. N., Die Bauernrevolten im nl 
Russland. (In russ. Sprache.) 9. (63 5 Bei 
(J. Räde) 

Verhandinngen der 49 Generslvemammls 
der Katholiken Deutschlands in Mannheim vn: 
bis 28. VIII. 1902. Hrag. vom Tokalkumite in | 
heim. gr.S°. (689 8. m. 9 Bildnistaf. 4 Man. 
(J. Gremm) 4,—: geb. in Leise. 

Wirth. Albr., Aus Uebersee n. Europa R 
(VI, 407 8.) Berlin (Gow & Tetzluff; 7.—. — 
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Schweitzer Berlag (Ariker delle, Münden 
Soeben beginnt zu ericheinen: 


Die zweite vollitändig neubearbeitete Auflage von 


J. v. Standinger’s 


Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche 


für das Deutſche Reich nebſt Einführungsgeſetz in 2. Auflage bearbeitet von 


























Dr. Theodor Loewenſeld, Dr. Erwin Riezler Philipp Mayring, 
Iniv,«Brofefor und Redtsanwalt in Brofeffor an der Univerfität f, Oberlandesnerictärat ın 
Münden Freiburg 1. B. Münden 
Karl Kober Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix Herzielder, 
!. Yandgerichtsrat in München f. Landgerichtsrat in Münden. RNechtsanwalt in Münden 


Jolevh Wagner, 


f. Oberfandesgerichtiärat in Augsburg. 


I. Lief.: Bd. IT! Sachenrecht 58 354-833, erläutert von K. Kober gr. 8° (5 Bogen) M. 1.80, 
2. xier.: Bd. IV Familienrecht B6 1207-1392, erläutert von Dr. Ih. Engelmann, gr. 8° 
(5 Bogen) Mk. 1.80 


Noch nit aanz in der völlig vergriffenen eriten Auflage vollendet, erreicht es der 
staudinger’ide Kommentar von allen groken Kommentaren zum BEB. zu allererit, in allen Zeilen 
n zweiter Nuflage zu eriheinen. Diefe Tatſache Ht die beite Beitätigung der überaus freundlichen 
iufnabme, Die dem Kommentar bei Publikum und Kritik zu teil geworden ift. 

Die Ziele und Iwecke der neuen Auflage geben über die der eriten erhedlich binaus. Wäbrend es ſich Dei 
teier vlelfach nur um markante Darftellung der Grundzüge des Geſezes bandeln fonnte, mußte nunmebr zu 
er inzwiſchen in gewaltiger Anzabl aufgetauddten Detailfragen und Stontroverien Stellung genommen werden. 

BDeionderes Augenmerk ift der landesrchtiihben «lusfübrungsaeieggebung augemenbet 
wıden. Die Nusführungsgeiege von Breußen, Bapvern, Sachſen, Württemberg und Baden find 
indig, Die der übrigen Bundesftaaten, fowelt es die Wichtigkeit der einzelnen Materie erbeiichte, in Beritd- 
Hrigunga gezogen; daneben ift audh der Vergleichung des neuen Rechtes mit dem bisherigen Rechtszuſtand in 
meitertem Umfange Rehnung getragen wurden 

Der Rame des inzwiſchen verftorbenen verdienitvollen Herausgebere der I. Auflage, Sebeimrats 
nt Staudinger, foll auch fernerbin dem Werke erbalten bleiben, Die Vertellung des Stoffes unter 
° einzelnen Mitarbeiter ift die gleiche geblichen, Bon den in eriter Auflage durch Gebeimrar von Staudinger 
läuterten Materlen wird nunmehr das cheliche Güterrecht von Landgerichtsrat Dr. Engelmann, der dem 
Algationenrecht angebörende Teil von Landgerichterat Kober bearbeitet. TDiefe beiden Derren baben aub 
Gemeinſchaft die redaktionelle Leitung des Befamtiverfes übernommen. 

Als eine Berbeiferung Äußerer Ar: darf bervorgehoben werden, dab — mehrfach geäußerten 
infchen entiprecbend — die Borbemerfungen in überfichtlicherem Drude gebalten find als biäber. Im übrigen 
die Zaganordnung der 1. Auflage, die fi wegen ihrer Zweckmäßigteit und Überfichtlichkeit ungetellten Bei- 
i2 erfreute, beibebalten worden, 

Da das Sachenrecht pollitändig, das Familienrecht teilweife drudfertig vorliegt und alle übrigen Teile 
eirs in Angriff genommen find, darf baldige Bollendung desganzen Werkes in Ausficht geftellt werben. 

Um wmeiteiten Kreiſen die Kenntnis von Art und Anbalt der neuen Auflage .zu ermögliden, werben Die 
sen erften Lieferungen, die den Beginn des Sachenrechte und Famillenrechts enthalten, aerolffermapen ala 
vbehefte in Neinerem Umfange bergeftellt. In der Folge werden nur gröhere Lieferungen ausgegeben werden. 
se Zieferung wird jeweils nur Drudbogen aus einem Bude des BOB, entbalten. 


Beftelungen auch zur Anficht, nimmt jede Buchhandlung entgegen. 





Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Soeben erschienen: Das 


Wesen der menschlichen Verbände. 


Rektoratsrede von Otto Gierke. 
Preis 1 Mk. 
Die kriminalistischen Schulen und die 
Strafrechtsreform. 
Rektoratsrede von Adolf Wach. 


Preis 80 Pf. 


Lücken im Recht. 


Rektoratsrede von Ernst Zitelmann. 
Preis 1.20 Mk. 





cr 


Derlan von €. T. Birfchfeld in Teipzin. 


Attenftüde zur Ginführung in Dad Prozeßrecht. Yon Dr. Friedrich Stein, 
Profeffor in Halle und Dr. Richard Schmidt, Geh. Hofrat, Profeilor in Freiburg. 
Givilprozeh. Bearbeitet von Friedrich Stein. 5. Anflage. 

M. 2.20, geb. M. 2.70. 

Die nenen Reichöcivilgeietge nebit den Preußiihen Ausführungsgeiegen und Vers 
ordnungen in ihrem gegenfeitigen Zulammenhange von M. Thiele, Oberlandes- 
gerichtärath. M. 18.—, geb. M. 21.—. 

Die Gewerbeordunng für Das Deutſche Reich in der Redaktion v. 26. Juli 1900 
mit fämmtlihen Ausführungsbeitimmungen für dad Reich und für Preußen von 
Kurt von Rohricheidt, Regierungsrath. M. 23.50, geb. M. 26.50. 

Dad deutſche Zollitrafreht. Yon Dr. Ernft Löbe, Kal. Sächſ. Geh. Rate und 
Zoll- und Steuerdireftor. 3. vollft. neubearb. Aufl. M. 7.50, geb. M. 8.50. 


Die Saftvflichtverfiherung. Ihre Geihichte, wirthichaftlihe Bedeutung und 
Technit ingbejondere in Deutichland. Bon Dr. jur. et phil. Alfred Manes. 

M. 7.20, geb. M. 8.20. 

Dad Reichsgeſetz über DieAngelegenheiten der freiwilligenGerichtsbarkeit 

vom 17. Mai 1898 unter Berüdfichtigung des Preußiſchen Geſetzes über Die 

freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899. Bon U. Fuchs, Oberlandes- 

gerichtsrath in Kaſſel. M. 17.20, geb. M. 19.20. 


Allgemeine Deutiche und Allgemeine Öfterreichifche Werhfelordunng von 
Dr. Wilhelm Bernftein, Rechtsanwalt. M. 9.—, geb. M. 10.—. 
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Soeben erschien: 


Hellwig, »S'5%, Lehrbuch des I Smith Premier 


Deutschen Givilprozessrechts, 
I. Teil. 26 Bogen. IM 10.—, eleg. geb. Schreibmaschine 


Mk. 12.—. 

Das Werk ist in seiner Art konkurrenzlox 
und füllt tatsächlich eine längst empfundene 
Lücke aus, 

Band II, das formelle Civilprozessrecht 
enthaltend, soll in annähernd gleichem Umfang 
baldmöglichst folgen. 


Rostocker Rechtswissenschaft- 
— e en B 
liche Studien. Di nina Kalt 
Prof. Dr. H. Geffcken. Grand Prix Paris 1900. 


I.1. Brunswig, Dr. P, Die Handlungs- - X * 
fähigkeit der Geisteskranken nach dem Referenzen: Kgl. bayer. Ki — 
Bürgerlichen Gesetzbuche. Mk. 3.—. Reichsbehörden, erste Firmen des 


I.2. Krick, Dr. A., Der Bundesrat als In- und Auslandes. 
Schiedsrichter zwischen deutschen ; * 
Bundesstaaten. Mk. 1.—. Vertreter in grösseren 


Die „‚Rostocker rerhtswissenschaftliche. ä 
Studien’ verfolgen den Zweck, solche Arbeiten Städten gesucht. 


jüngerer Autoren, die wissenschaftl’chen Wert 


besitzen, aus allen “ebieten der Jurisprudenz 8 n hP n T it H 
zu sammeln und in einer Weise zu veröffentlichen, mit remier ypewri pr 0. 
welche sie den Fachkreisen näher bringt und 

ihre Benutzung erleichtert. Rud. Chr. Meyer 


A. Deichert'sche Verlagsbuchh. (Georg Böhme) München, Weinstr. 14 a. Rathause. 
eipzig. 


„Die Gesellschaft“. 


(Herausgeber: Dr. Arthur Seidi in München.) , 


Seit 1, April 1001 wieder Münchner Halbmonatsschrift für Kunst und Kultur, koloniale und soziale 
Politik, Literatur, Satire, produktive Kritik ete. — modernes Diskussions-O gan für süddeutsches 
Geisteslehen. Erscheint um den 1. und 16. jeden Monats. — 

Abonnements werden von jeder Buchhandlung und von jedem Postamt angenommen. 
(Postzeitungse- Liste Bayern: Nr. 1064; Deutsches Reich: Nr. 2924.) 

Münchner Auslieferungsstelle : Jos. Ant, Finsterlin Nachf., Salvatorstr, 
Bezugspreis: 4 Mark vierteljährlich. 


Der letzte Jahrwanz brachte u. A. folgende Artikel: An den Kaiser (geplante Adresse in 
Sachen einer Begnadipmng Maximilian Hardens) ; Arthur Cohen, Sonntagsruhe und Volkswirtschaft ; 
Paul Dehn, Kommende Handelspolitik; K. H. Döscher, Der Kampf um die Getreidezölle — Wissen- 
schaft und tHolitik — Sozialwissenschaftliches — Kolonialkritik — Dr. Joh. B. Sigl F — Sozialdemokr. 
Parteitag in München; El Hasse, Waudlungen und Spaltungen im Sozialismus; Geh. Sanitätsrat 
Dr. Konra! Küster, Die Not der Landwirte und der Brotwucher — Landwirtschaft, Industrie und 
Handel — Wie ist der Not der Landwirte zu steuern” — Die Selbsthilfe der Landwirts — Die 
Kanalfrage — Zur Währungsfrags — Die Abhängigkeit der sittlichen von den wirtschaftlichen 
Zuständen ; Prof. Dr. Walter Lotz, Ein Rückblick auf Graf Caprivi’s Handelsverträge ; Kal. wirkl. 
Rat Dr. Friedl Martin, Zur Gruppierung der Mächte in Ostasien — Ein Wort zur deutschen Buren- 
begeisterung ; 8. Masur, Hands off! (zur Burenfrage); Max May, Konsumenten-Vereinigungen — 
Arbeitslosen-Fürsorge — Volksernährung ; Merkur, Finanzielle Schmerzen — 1001102 (eine finanzielle 
Plauderei) — Städtischer Grundbesitz — Amerikanisierung der deutschen Schifffahrtsgesellschaften ; 
W. Michel, Der Streit der Nationalitäten ; Polytropos, Kamerun oder Kiautschou” — Die deutsche 
ostafrikanische Bahn — China'!; Dr. Mathieu Schwann, Wie die Deutschen Chinesisch lernen; 
Veritas, Deutschlands inurre Verhältniss+ — Das Kreditunwesen unserer Tage — Ausserdem noch: 
vom Kgl. Regierungsassessor G. Krais, Über Theaterzensur (vom Standpunkte des Zensors); vom 
kk. Major a. D.A Hoffmann von Vestenhof, Das Problem der Luftschiffahrt — Submarine Fahr- 
zeuge und Werkstätten; von Dr. ©. H. Hopfen, Dr. med. H. Fischer und Dr. med. Ziegenspeck über 
das Duell; von Dr. W. Freder, Helene Lange und Helene Bonfort Beitrige zur brennenden Dienst- 
botenfrage; von Hofrat Prof. M. Seiling und Ph. Frei über den Selbstmord; von Dr. ıned. F. Siebert 
über die wirtschaftlichen Verhältnis-e des ärztlichen Standes, Dr. ıned. Alphons Fuld über Nerven- 
Sanstorien, Dr, med, Hans Fischer über Feuerbestattung in Süddeutschlaud ; von H. Herbatschek 
über die politische Lage Österreich-Ungarns; von Bankmann über die ‚Länderbank‘'-Defraudation; 
von Dr. ©. H. Hopfen über Prof, Vetters „Schweiz — eine geistige Provinz Deutschlands‘; von 
Karl Bleibtreu über neue militärische und kriegswissenschaftliche Litteratur ; von W. Cohnstädt 
über „Unsere Arbeiter und die etreidezölle‘‘, vom Herausgeber über den Fall Spahn und Mommsen, 
die kaiserliche Assthetik, „Der Herr Senator‘ (Würzburger Universität# Streit) und ‚Toleranz!‘ 
— sowie reichhaltiges Material in der „Kritischen Ecke**. 
NB. Probehefte unenterltlich und postfrei. 


































J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und Staatswissenschaft. 











Erschienen sind: 
Antiquariatskatalog NT. 36 enthaltend: Bechtswissen- 


schaft u. a.: die Bibliothrk 
des 7 kgl. Geheimrat Dr. Julius von Staudinger. ca. 5000 Nummern. 


7 1 enthaltend: Volkswirtschaft, 
Antiquariatskatalog Nr. 37 Finanzwissenschaft, Sozialis- 
mus, Statistik. 1500 Nummern. 


Interessenten stehen die Kataloge kostenlos zu Diensten. 


——— UN 


=> Derlag von Guftav Fiſcher in Jena. os 








Soeben erjchienen: 


Die Herabjegung der Arbeitszeit ..... 
und die Erhöhung des Schußalters für jugendliche Arbeiter in 
Fabriken. Referate der Generalverfammlung der Geſellſchaft 
für joziale Neform in Köln am 23. September 1902 eritattet 
von Dr. August Pieper, M.-Gtadbad, und Helene Simon, 
Berlin. Nebſt einem Bericht über die Generalverfammlung 
der Gejellichaft für foziale Neform in Köln. Preis: 1 Mark. 
(Bildet Heit 7/8 der Schriften d. Gel. f. joz. Reform.) 


hirſch, Karl, Dr., a Die recht- 
liche Behandlung der Kartelle. 7); 


Done, Ernſt Dr., Meber die Höhe 


wechtel: 
jeitige Abhängigkeit. Die Entwidlung des Zinsfuhes in Preußen 
von 1807—1900. Mit 2 Curven. Preis: 2 ME. 50 Pr. 


aft 
er 





or 





„Association Berliner Schneider" @ So lange der Vorrat reicht: 


Friedrich Modler & Co. ————— 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. Bismar cK 


Spezialität: ) 
Amwtstrachten er faah 
ur cialis im 
0er. Professoren u. Justizbeamte, Mus 
2 E Robe und Barett: PN en en. 
Für Richter und Rechtsanwälte von 22-— 45 Mk. | Preis: 2 Mark. | 


Für Gerichtsschreiber . . 2-35 „ 3 
Einzelne Bar-tt# Bu | Verlag von GO. Lehmann, Halle-$. | 
bei freier Zusendung. (166) er Es ee 


und der 








Bei uns ist 
Stempel aller Art 'fantiquarisch aber tadellos 


aus Kautschuk und Metall Conrad's 


Handwörterbuch der 
ötaatswissenschaften 


2. (neueste) Aufl. 
in 7 Original - Halbfranzbänden 
(Subskriptionspreis 142.50) 


für 106 106 Mk. zu haben. 


G.K. KOCHER WENLANDT Berlin AM. Str & Winckler 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. Rechts- u, staatswissenschaftl, 
Erete und älteste Fabrik Europas. Spezialbuchhandl, u, Mietbücherei, 


Troekerstempel 
Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 
besspladwalssaneg 'SlJRy9S]ag 
uoquiold “usdurzusgwo]g 
uslelsyaonuqg-usdÄL 














JI 


Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 





Fr. Krupp Essen 100 Masch. En Ei-, 


sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc — 
F..Schrey. Berlinsvwıg 
Wien]. Hamburg, 








Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldtüllteder. 





Otto Liebmann, Derlagsbucdyhandlung, Berlin W. 35. 
ie ftrafrechtlichen Jebengeſethe 
des Deutſchen Reidyes. > > 


Dritte, gänzlich neu bearbeitete und ver= 1 Preis etwa 
mehrte Ruflage von Reichsgerichtsrat a.D. Dr. Stenglein. Mi. 28. 
fieferung 5 erfdjeint in wenigen Wochen. Die Dollendung ift im Früh- 


jahr 1903 beftimmt zu erwarten. oo m 

Die dritte Auflage dieſes Hand= und Nahfhlagebudhes wurde einer 
oölligen Durdharbeitung unterzogen und ftellt ſich faſt als ein ganz neues Werk 
bar, das [ämtliche ftrafrechtlichen Tiebengefette in ausführlidher Kommentierung 
enthält. Don den 109 Gefetten find 35 gänzlich neu aufgenommen. €s urteilen u.a. 


Archiv f. bürgerl. Recht: „Die Bearbeitung ift muftergültig. Das 
Werk wird in der neuen Geftalt eine befondere 3ierde unferer ftraf* 
redhtlihen kommentierenden [Litteratur bilden.“ 

fitter. Centralblatt: „Die alte Meifterfchaft des in Wiſſenſchaft und 
Praxis erfahrenen Derfaffers wird den Rat und Belehrung ſuchenden Praktiker felten 
im Stich laffen.“ 

Badiſche Redıtspraxis: „Stenglein vereinigt in feltener Weife die Be= 
fähigung wiffenfhaftliher Dertiefung und praktifhher Ausgeftaltung. 
— Umftande verdankt fein Werk den ungeteilten Beifall der Praktiker und 

heoretiker.” 


oa Ausführlidye Profpekte und Derzeichnis der Gefehe gratis. ro 











3. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, 6. m.b.H. in Berlin W. 35. 


Zeitſchrift für Bergredt. 


Bis zu feinem Tode herausgegeben vom 
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Ausgegeben am I, März 


Bürgerliches Recht. 


1. Binder, Prof. Dr. J., Die Rechtsstellung 
des Erben nach dem Bürgerl. Gesetzbnch. 

U. Teil. gr. 8°. (VI u.2508.) Leipzig, 03. 

(A. Deichert Nachf.! 6.— 

Der Verfasser, der in dem I. Teil dieses 
bedeutenden Werkes den Begriff der Erb- 
schaft, Anfall, Annahme und Ausschlagung 
und die rechtliche Stellung des Erben vor 
der Annahme erörtert hatte, geht im vor- 
liegenden II. Teil auf die Stellung des Erben 
nach der Annahme über. Nach einer kurzen 
Darstellung der auf den Erbschein bezüg- 
lichen Vorschriften, aus der nur die Polemik 
gegen Hellwigs Ansicht über die Prozesse 
des Scheinerben (S. 15 f.) hervorzuheben ist, 
behandelt der Verfasser (S. 19— 250) das Pro- 
blem der Erbenhaftung, und zwar in einem 
von den bisherigen Darstellungen völlig ab- 
weichenden Sinne. Der Verf. bekennt sich 
zur beschränkten Haftung, legt aber diesem 
Ausdruck und der damit verbundenen Kontro- 
verse eine ganz andere Bedeutung bei, als die 
bisherigen Bearbeiter dieser Lehre. Während 
die Anhänger der unbeschränkten Haftung 
davon ausgehen, dass der Erbe grundsätzlich 
die Separation des Nachlasses vom Erben- 
vermögen herbeiführen muss, um den Nach- 
lassgläubigern den Zugriff auf sein Eigen- 
vermögen verwehren zu können, und sie nur, 
in einzelnen Ausnahmefällen auf den Nach- 
lass auch ohne Separation verweisen kann, 
andrerseits die Anhänger der beschränkten 
Haftung darin mit jenen übereinstimmen und 
nur in Bezug auf das diesen Sätzen zu Grunde 
liegende Prinzip von ihnen abweichen, was 
der Kontroverse allerdings die praktische 
Bedeutung nimmt, sucht der Verf. auf Grund 
einer Analyse der auf die Erbenhaftung be- 


züglichen Vorschriften der Reichsgesetze und 


‘insbesondere auf Grund der Entstehungs- 


geschichte den Nachweis zu führen, dass der 
Erbe grundsätzlich der Separation nicht be- 
darf, um beschränkt zu haften, sondern dass 
die Separation nur eines der Mittel ist, die 
das Gesetz dem Erben gibt, um die von 
vornherein bestehende beschränkte Haftung 
durchzuführen. Der Angelpunkt der Er- 
örterung ist der Satz: das allgemeine Prinzip 
der Erbenhaftung steht nicht im BGB,, 
sondern in der C.P.O. (S. 96). Freilich be- 
hauptet der Verfasser nicht, dass dieses 
Prinzip durchaus folgerichtig im BGB. 
durchgeführt sei; er behauptet vielmehr, dass 
sich zwei unvereinbare Gedanken neben 
einander finden, von denen der eine aus dem 
ersten Entwurf stammt und in den $$ 1993 
bis 2014 BGB. und $ 780 C.P.O. durch- 
geführt ist, während der andere mit der Be- 
seitigung der Abzugseinrede (E. I $ 2133) 
in das BGB. Eingang gefunden hat 
(S$ 1975 ff). Die erste Gruppe von Sätzen 
entspricht der beschränkten, die zweite der 
unbeschränkten Haftung. Die Operation der 


'zweiten Kommission am Systeme des ersten 


Entwurfs war demnach keine vollständige; 
der Jurist muss die Vervollständigung nach- 
holen, aber er kann es nicht im Sinne der 
zweiten Kommission, da der $ 780 C.P.O. 
und die materiellen Sätze des BGB. ihm 
dabei Widerstand leisten. So kommt Verf. 
zu dem Ergebnis: Der Erbe muss nicht den 
Weg des $ 1975 einschlagen, um die be- 
schränkte Haftung „geltend zu machen‘ oder 
„herbeizuführen“, sondern er kann, wenn ihn 
ein Nachlassgläubiger belangt, sich die be- 
‚schränkte Haftung im Urteil vorbehalten 


147 


lassen und auf dem Weg der Widerspruchs- 
klage die Zwangsvollstreckung von seinem 
Eigenvermögen abwenden. Es handelt sich 
also darum, dass die Abzugseinrede materiell 
geblieben ist, aber dass ihre formelle Durch- 
führung im ersten Entwurf beseitigt wurde. | 
— Unangefochten werden diese Aufstellungen | 
nicht bleiben. Sie beruhen aber auf einer 
so gründlichen und scharfsinnigen Durch- 
dringung der schwierigen Materie, dass sie 
fortab kein Schriftsteller des Erbrechts ausser 
acht lassen darf. 


2. Feder, E., Verantwortlichkeit f. fremdes | 
Verschulden nach dem bürgerlichen Ge- 
setzbuche. Mit e. Vorworte v. Prof. 
Dr. Th. Kipp. gr. 8°. (XI, 126 8) 
Berlin (0. Liebmann) 2.75 

Der Verfasser entwickelt in der Einleitung 
Begriff und Prinzipien der Verantwortlich- 
keit und umgrenzt demnach sein Thema 
„Verantwortlichkeit für fremdes Verschulden“ : 
dahin: eine solche liege vor, wenn jemand 
zur Tragung des durch die schuldhafte Hand- | 
lung eines anderen entstandenen Schadens 





= 


dieser Teil der Darstellung verdient alle 
Anerkennung. 


5. Kähler, Dr. Karl, Das Heimfallsrecht 
des Fiskus n. anderer juristischer Per- 
sonen nach Lübischem Rechte u. BGE, 
gr. 8°, (116 S.) Rostock-Lübeck (Lübcke & 
Nöhring) 1.50 

Die interessante Arbeit (wohl Dissertation) 
behandelt in ihrem Hauptteil das Recht des 
Fiskus auf den erblosen Nachlass in Lübeck 
vor Einführung des BGB. Der etwas 
knappe zweite Teil stellt dem älteren Jen 
neuen, durch das BGB. geschaffenen Rechts 
zustand gegenüber, der — wie die Alband- 
lung ergibt — für Lübeck nur geringe 
Aenderungen gebracht hat. 


6. Leske, Dr. Franz, Geh. Üb.-Justizrat, 
Vergleichende Darstellung des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich und des Preuss. Allgem. Land 
rechts. 1. u. 2. Aufl. 9. Lfg. gr. 8°. Berlin 
(Otto Liebmann) 4.- 
Mit diesem Heft ist das wertvolle System 


verpflichtet ist. Der erste Teil behandelt | pereits bis zur Lehre von der Erbunwürdig- 
die Verantwortlichkeit für fremdes Verschul- keit fortgeschritten, so dass eine baldige 


den innerhalb eines Schuldverhältnisses, der 
zweite diejenige ausserhalb eines solchen. 
Die Haftung juristischer Personen für Ver- 
schulden ihrer Organe ist ausgeschieden, da 
der Verfasser mit Gierke in diesem Falle 
Haftung für eigenes Verschulden annimmt. 
Die Arbeit ist von der Berliner Juristen- 
fakultät mit dem königlichen Preise gekrönt 
worden. Sie zeugt in allen Teilen von hohem | 
Scharfsinn und rühmenswertem Verständnis | 
für die Bedürfnisse des Rechtsverkehrs. 


3. Goldmann, E., und L. Lilienthal, Rechts- 
anwälte, Das Bürgerliche Gesetzbuch 
systematisch dargestellt. I. Bd, 4. Abtlg. 
(Die allgemeinen Lehren des Rechts 
der Schuldverhältnisse.) 2. Aufl. gr. 8°. 
(S.593—688.) Berlin (Franz Vahlen) | 

Diese Lieferung enthält vom besonderen | 
Teile des Rechtes der Schuldverhältnisse die | 
Lehren von der Pacht, der Leihe, dem Dar- 
lehen, dem Dienst- und dem Werkvertrag | 





' Vollendung zu erhoffen steht. 


7. Linckelmann, Dr. Karl, Rechtsanwalt a 
Notar, u. Dr. Ernst Fleck, Das Hannover- 
sche Privatrecht nach dem Inkrafttreten 
des BGB. Lig. 10. gr. 8°. (S. 721817 
Hannover (Helwing) 8 

Die Lieferung behandelt das Ritterrech! 
und die Einführungsvorschriften des EG. 
z. BGB. Damit liegt das verdienstvols, 
dem hannoverschen Juristen unentbekrliche 
Werk abgeschlossen vor. Ausführliche Be 


gister sind beigefügt. 


8. Rabel, Dr. jur. Ernst, Privatdozeut, Die 
Haftung des Verkäufers wegen Mangels 

im Rechte. I. Tl. Geschichtliche Studien 

üb. den Haftungserfolg. gr. 8°. (XVI, 

353 8.) Leipzig (Veit & Comp.) 10.— 
Der vorliegende Teil des Werkes (Leipziger 
Habilitationsarbeit) ist geschichtlichen Inhalus 
und behandelt im ersten Kapitel das römiseh® 


sowie der Auslobung. Mit einer für das Recht, im zweiten deutsche Rechte, insb» 
Frühjahr angekündigten 5. Abteilung soll | sondere die Kodifikationen von Preussen und 
der 1. Band des gründlichen und inhalts- | Oesterreich. Die Ausführungen bekunden «iz 


reichen Werkes abgeschlossen werden. 


4. Heinsheimer, Dr. Karl, Landger.-Rat, 
Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch 
mit seinen Nebengesetzen und das 
Badische Recht. II. Bd. 3. Liefg. Familien- | 
recht. Letzte Abtlg. 1. u, 2. Aufl. gr. 8°. 
(8. 225— 372.) Karlsruhe (Braun’sche 
Hofbuchdruckerei) 1.80 
Die Lieferung enthält das gesamte Ver- 

wandtschafts-und Vormundschaftsrecht. Auch 





eindringendes Quellenstudium und wre 
samste Verwertung auch der ausserdeutscher 
Literatur. 


9. Rosenberg, Das Vereinsrecht d. BuB 
und die Gewerkschaftsliewegung. gr. X 

(53 8.) Berlin (Struppe & Winckler. Li 

Die Arbeit (Dissertation) bietet, namm! 
lich in wirtschaftlichen Fragen, manch« 
Interessante. Die juristischen Ausführunes 
dürften vielfach gründlicher sein. Eine Rebe 


— 


— 


19° 


bedeutsamer Werke sind unberücksichtigt 
geblieben. So insbesondere die anerkannt 
tächtige Kommentierung von Löwenfeld 
(v. Staudinger) und die sehr beachtenswerte 
Abhandlung von Meurer (Juristische Personen). 


10. Schneider, Heinrich, Ministerialrat, Das 
(ses. über das Liegenschaftsrecht in der 
Pfalz v. 1. 7. 1898 u. d. Verordnung, die 
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erweiterte Aufgabe eine völlige Umgestaltung 
einzelner Teile erforderlich machte, wird auch 
bei flüchtiger Vergleichung der beiden Auf- 
lagen nicht ühersehen werden können. Be- 


‚sonderes Augenmerk ist der landesrecht- 


lichen Ausführungsgesetzgebung zugewendet 


ı worden. Die Ausführungsgesetze von Preussen, 


Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden 
sind ständig, die der übrigen Bundesstaaten, 


Anlegung des Grundbuchs in der Pfalz soweit es die Wichtigkeit der einzelnen 


betr., v. 28.8. 1898 m. Erl., einem Ab- 


Materie erheischte, in Berücksichtigung ge- 


drucke d. Grundbuchanlegungsordnung zogen; daneben ist auch der Vergleichung 


v.15. 9. 1902 u. Sachregister. 2. Aufl. 

s° (VII, 557 8.) München (ÜC. H. Beck) 
Geb. in Ganzleinen 6.50 

Die Neuauflage stellt sich schon äusser- 
lich als ein neues Buch dar. Sie weist trotz 
der erheblichen Formatsvergrösserung einen 
Zuwachs von etwa 150 Seiten auf. Insbeson- 


d i ie Anl d it 
ere ist auch die egungsordnung mi blieben. 


Formularen abgedruckt. Die Erläuterungen 
sind neubearbeitet und ergänzt. Einer be- 
sonderen Empfehlung bedarf es bei diesem 
für die pfälzische Grundbuchpraxis unent- 
behrlichen Werke nicht. 


11. Staudinger’s, J. v., Kommentar zum 
bürgerlichen Gesetzbuche f. das Deutsche 
Reich nebst Einführungsgesetz, hrsg. v. 
Prof. Rechtsanw. Dr. Thar. Löwenjeld, 
Prof.Dr. Erwin Riezler, Oberlandesger.-R. 
Philipp Mayring. Landger.-R. Karl 
Kober, Laudger.-R. Dr. Thdr. Engel- 
mann, Rechtsanwalt Dr. Fel. Herzfelder, 
Oberlandesger.-R. Landt.-Abgeord. Jos. 
Wagner. 2. vollständig neubearb. Aufl. 
1. Lig. 3. Bd.: Sachenrecht ($$ 854— 883) 
erl. v. K. Kober. (8. 1—80.) 2. Lfg. 4. Bd.: 
Familienrecht (SS 1297—1332) erl. v. 
Dr. Thädr. Engelmann. (S. 1—80.) gr 8°. 
München (J, Schweitzer Verl.) 3.60 


Der Ankündigung der Neuauflage ent- 
nehmen wir: „Noch nicht ganz in der völlig 
vergriffenen ersten Auflage vollendet, erreicht 
es der Staudingersche Kommentar von allen 
grossen Kommentaren zum BGB. zu aller- 
rst, in allen Teilen in zweiter Auflage zu 
rscheinen. Diese Tatsache ist die beste Be- 
stätigung der tiberaus frenndlichen Aufnahme, 
lie dem Kommentar bei Publikum und Kritik 
mm teil geworden ist. Die Ziele und Zwecke 
ier neuen Auflage gehen über die der ersten 
'rheblich hinaus. Während es sich bei dieser 
ielfach nur um markante Darstellung der 
irundzüge des Gesetzes handeln konnte, 





des neuen Rechts mit dem bisherigen Rechts- 
zustand in erweitertem Umfange Rechnung 
getragen worden. Der Name des inzwischen 
verstorbenen verdienstvollen Herausgebers 
der 1. Auflage, Geheimrats von Staudinger, 
soll auch fernerhin dem Werke erhalten 
bleiben. Die Verteilung des Stoffes unter 
die einzelnen Mitarbeiter ist die gleiche ge- 
Ven den in erster Auflage durch 
Geheimrat von Staudinger erläuterten Materien 
wird nunmehr das eheliche Güterrecht von 
Landgerichtsrat Dr. Engelmann, der dem 
Obligationenrecht angehörende Teil von Land- 
gerichtsrat Kober bearbeitet. Diese beiden 
Herren haben auch in Gemeinschaft die redak- 
tionelle Leitung des Gesamtwerkes ülber— 
nommen. Als eine Verbesserung äusserer 
Art darf hervorgehoben werden, dass — 
mehrfach geäusserten Wünschen entsprechend 
— die Vorbemerkungen in weniger engem 
Drucke gehalten sind als bisher. Im übrigen 


ist die Satzanordnung der 1. Auflage, die 


sich wegen ihrer Zweckmässigkeit und Ueber- 
sichtlichkeit ungeteilten Beifalls erfreute, 
beibehalten worden.“ 


Zunächst liegen uns zwei Lieferungen vor, 
welche die Erlänterung der 85 854— 883 (Kober) 
und der SS 1297—1332 (Engelmann) samt 


ı Einleitungen und Vorbemerkungen enthalten. 


nusste nunmehr zu den inzwischen in ge- 


valtiger Anzahl aufgetanchten Detailfragen 
ind Kontroversen Stellung genommen werden. 
Nissenschaftlich vertiefte 
\es Stoffes, tunlichst vollständige Verwertung 
er bisher erwachsenen Literatur und Recht- 


Durchdringung 


prechung und sorgfältige Rücksichtnahme | 


nf die Bedürfnisse der Praxis war oberster 
trnndsatz für die Neubearbeitung. Dass die 


Beide Hefte machen einen sehr günstigen 
Eindruck und sind wohl geeigmet, der zweiten 
Auflage einen breiten Weg zu bahnen. Schun 
die flüchtige Durchsicht zeigt, dass die Neu- 
bearbeitung ein vollkommen neues Werk ist. 
Literatur und Rechtsprechung sind bis auf 
die jüngste Zeit mit seltener Vollständigkeit 
und Gründlichkeit berücksichtigt. Rühmende 
Hervorhebung verdienen in der ersten Liefe- 
rung die sorgfältige und auf alle Einzel- 
heiten eingehende Behandlung der Besitzlehre 
(5 854 ff.) und die Erläuterung der S8 373, 
880 f, 883, in der zweiten die wertvollen 
systematischen Vorbemerkungen über das 
Verlöbnis S. 5 f. und über die Eingehung der 
Ehe 8. 20 ff. Da die Ausführungsgesetze 
aller grösseren Bundesstaaten durchgängig 
berücksichtigt sind, erscheint die Bezeichnung 
des Werkes als „bayerischer Kommentar“ 
(Dernburg Bürgerl. Recht I S. 24) nur mit 
Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Bearbeiter gerechtfertigt. Der Kommentar 
ist in Preussen, Sachsen, Württemberg und 
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Baden nicht minder brauchbar als in Bayern. 


Was aber Dernburg a. a. O. der ersten Auf- 
lage nachrühmt, dass sie klar und praktisch“ 
sei, das wird — wie schon die vorliegenden 
Lieferungen zeigen — erst recht von der Neu- 
bearbeitung gelten. Möge das bedeutende 
Werk in Theorie und Praxis den verdienten 
Beifall finden. 


12. Treitel, Dr. R., Die Unmöglichkeit der 
Leistung u. der Verzug bei Unterlassungs- 


‚m... room. 





zwischen Reichs- und Landesrecht. gr.®. 
(80 8.) Leipzig (Duncker & Humblot) 3,— 
| Der bekannte Meister des internationalen 
‚ Privatrechts erörtert in dieser — zuerst als 
ı Bonner Universitätsprogramm erschienen — 
Abhandlung insbesondere die Frage, welche 
Kraft den Vorbehaltsbestimmungen de EG. 
z. BGB. hinsichtlich der allgemeinen landes 
rechtlichen Vorschriften zukommt. Die scharf- 
sinnigen Untersuchungen ergeben die Unhalt- 
barkeit des in den Gesetzesmaterialien auf- 


verbindlichkeiten. gr. 8°. (73 8.) Berlin 

(Struppe & Winckler) 2.— | 

Die gutgeschriebene Dissertation behan- 
delt in drei Abschnitten das Unterlassen, die 
Unmöglichkeit insbesondere der Unterlassung 
und das Verschulden. Die reichhaltige 
Literatur ist grösstenteils verwertet. 


gestellten und vielzitierten Satzes: eine 
landesrechtliche Norm, die feststehender 
massen eine „allgemeine“ war, ist durch den 
A. 55 E.G. z. BGB. beseitigt. Auch zır 
Auslegung desA.4 E.G. (8. 48 ff) und zur 
Frage, inwieweit die internationalprivatrecht- 
lichen Vorschriften des Landesrechts fort 
bestehen (S. 67 ff.), liefert der geistvolle Auf- 


13. Zitelmann, satz schätzbare Beiträge. 


Ernst, Zum Grenzstreit 


Handels- und Seerecht. 


1. Cosack, Prof. in Bonn, Lehrbuch des 


Verein“. gr. 8°. (VI, 
Handelsrechts. 6. Aufl. gr. 8°. (X, 780 8) 


72 S) Ber 
(Struppe & Winckler) 2 


Stuttgart (Ferd. Enke) 16.— Der Verfasser führt in der vorliegendm 
Nicht nur als Lehrbuch, sondern — wie Dissertation aus, dass die Kommanditgesell 
die dentsche Rechtsprechung bekundet — | schaft auf Aktien eine juristische Persa 


als Handbuch des gesamten Handelsrechtes | und zwar im Sinne des BGB. (arg. $ 3 
erfreut sich das Cosack’sche System mit ein rechtsfähiger Verein, den Normen d« 
Recht des grössten Ansehens. Es ist mit, BGB. über rechtsfähige Vereine aber sw 
seltener Lehrgabe verfasst und von ausser- soweit unterworfen ist, als diese ausserhalb de 
ordentlich reichem Inhalte. Der Verfasser ' spezifisch aktienrechtlichen Regelung liegen 
hat die Sichtung des praktisch Bedentsamen Die Literatur dürfte eingehender berüc 
vom Minderwichtigen meisterhaft durch- sichtigt sein. Einzelne massgebende Werk- 
geführt, den Zusammenhang mit den übrigen |(z. B. v. Staudinger-Löwenfeld) sind gar 
Rechtsdisziplinen fest im Auge behalten und unbeachtet geblieben. 
überall auch die wirtschaftliche Tragweite 
der Rechtssütze klargelegt. Die neue Auf- 
lage bringt im einzelnen manche Berich- 
tigung und Ergänzung. Nicht nur die 
neueste Rechtsprechung und Literatur, son- 
dern auch eine Reihe wichtiger neuer Ge (S. 385— 464). Berlin (J. J. Heine) 1% 
setze, wie das Verlagsgesetz, das Privat- In dieser Lieferung wird der vortrefflich- 
versicherungsgesetz und die Neugestaltung | Kommentar bis zum $ 621 HGB. fortgeführt 
seerechtlicher Vorschriften, haben Berück- Hohe Selbständigkeit, Begriffsschärfe und 
sichtigung gefunden. Die bewährte Grund-  (ebersichtlichkeit der Darstellung zeichoe 
anlage des Buches ist beibehalten. 'auch diese Erläuterungen aus. Die For 
setzungen erscheinen nun in regrelmäsz 
2. Reichau, Dr. W., Die Kommanditgesell- halbjährigen Lieferungen. 
schaft auf Aktien u. der „rechtsfähige 


3. Schaps,Dr. Geo, Amtsricht., Das deutsch 
Seerecht Kommentar zum 4. Buche de 
Handelsgesetzbuches vom 10. V. 1897 u 
den seerechtl.Nebengesetzen. gr.8". Lig.& 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Habel,E., Amtsrichter, Die Hinterlegungs- 
ordnung f. das Königr. Bayern vom 18. 
XII. 1809 m. der Hinterlegungsgebühren- 
ordnung u. den Ausführungsvorschriften. 
Textausg. m. Bemerkgn. u. Sachregister. 
12°. (XXL, 213 8.) München (C. H. Beck | 
reb. in Leinw. 2 


-_. 


Der Verfasser, dem wir bereits eine Bes 
trefflicher Handkommentare verdanken, &# 
im vorliegenden Werkchen die bayericb 
Hinterlegungsordnung vom 13. and die Ha 
terlegungsgebührenordnung vom 25. De=s 
ber 1899 mit höchst sorgfältigen and eingri= 
— den Erläuterungen versehen und «dureh Ba 





fügung sämtlicher Ausführungsvorschriften 
ergänzt. Eine schützbare systematische Ein- 
litung und ein verbindendes Sachregister 


Civilprozessrecht 


1. Meyer, Hermann, Geh. Justizrat, An- 
leitung zur Prozesspraxis in Beispielen 


an Rechtsfällen. 6. Aufl. 8°. IX, 385 8.) 


Berlin (Franz Vahlen) 6.—; geb. 7.— 

Der um die Förderung der (ivilprozess- 
praxis sehr verdiente Verfasser hat seine nun 
indreizehn Abdrücken verbreitete „Anleitung“ 
auch in der vorliegenden Neuauflage nicht 
unbeträchtlich ergänzt und berichtigt. Wie 
wir bei Besprechung der 5. Auflage betonten, 
ist das treffliche und zuverlässige Werk na- 
mentlich dem die Hochschule verlassenden 
Jünger der Rechtswissenschaft aufs wärmste 
zu empfehlen. Es enthält nicht nur eine zu- 
sammenhängende, anschauliche Darstellung 


des ordentlichen Prozessganges und der be- 


sonderen Verfahrensarten, sondern auch eine 
instraktive Erörterung einzelner prozess- 
rechtlicher Fragen an praktischen Beispielen. 


Patent-, Urheber- 


Herrmann, Edler v. Otavsky, Prof. Dr.Carl, 
Der internationale Urheberrechtsschutz 
zwischen Oesterreich u. dem Deutschen 
Reiche nach dem Staatsvertrage vom 
30. XII. 1899. gr. 8°. (VII, 166 8.) 
Berlin (C. Heymann) € 
Verfasser gibt in dieser Schrift eine sehr 
eingehende, scharfsinnige und von voller 
Vertrautheit mit den einschlägigen mannig- 
fachen und schwierigen Fragen zeugende 
Erörterung (des Verhältnisses, das zwischen 
Dentschland und Oesterreich durch das 
Vebereinkommen vom 30. Dezember 1899 


u. 
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erhöhen den Wert des Buches, das Juristen 
und Bankbeamten warm empfohlen sei. 


mit Konkursrecht. 


Auch dem gereiften Juristen bietet das Werk 
Belehrung und Anregung. 


' 2. Tänzler, Dr. jur. Fritz, Das Ges. üb. die 
Zwangsvollstreckung wegen Geldleistun- 
gen in Verwaltungssachen für d. Königr. 
Sachsen v. 18. VII. 1902, nebst Aus- 
führungsverordnung vom 19. IX. 1902. 
16°. (116 8.) Leipzig (C. L. Hirschfeld) 

eart. 1.80 


Die gutausgestattete und preiswürdige 
Ausgabe enthält nach einer Einleitung den 
Text des sächsischen Gesetzes vom 18. Juli 
1902 mit erlänternden Noten und einen Ab- 
druck der Ausführungsverordnung vom 19. 
September 1902. Anhangsweise sind ergän- 
'zende Gesetze und Verordnungen beigefügt. 
Ein alphabetisches Sachregister erleichtert 
die Benutzung. 


I 
\ 


und Verlagsrecht. 


geschaffen wurde. Dabei ist in ausgedehntem 
Masse die einheimische Gesetzeebung der 
Vertragsteile nebst der dieselbe behandelnden 
Literatur berücksichtigt, um ein vollständiges 
Bild davon zu geben, welche Wirkungen das 
Vertragsverhältnis auf die Lage des dem einen 
oder anderen Staate angehörigen Urhebers in 
den verschiedensten Fällen ausübt. Die Schrift, 
welche auch zu einzelnen Fragen des Ür- 
heberrechts überhaupt Stellung nimmt, er- 
scheint zweifellos als eine wertvolle Be- 
reicherung der urheberrechtlichen Literatur. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


. Herz, Dr. Hugo, Ger.-Adjunkt, Unter- 
suchungsricht., Arbeitsscheu u. Recht 
auf Arbeit. Kritische Beiträge zur 
österreich. Straf- u. Socialgesetzgebg. 
(V, 1008.) gr. 8%. Wien(F. Deuticke) 3.— 
Die vorliegende Schrift, welche zunächst 
sterreichische Verhältnisse im Auge hat, aber 
ie Verhältnisse anderer Länder, insbesondere 
Jeutschlands, vielfach mit heranzieht, be- 
andelt das Thema mit grosser Gründlich- 
eit und Umsicht. In der Einleitung will 


er auf streng deterministischem Standpunkte 
'ehende Verfasser zeigen, dass die bisherige 
‘rafrechtliche Behandlung von Bettel, Land 
reicherei und Arbeitsschen das Uebel nicht 
ı heben vermochte, dass im Kampfe gegen 





diese nur durch das Zusammenwirken einer 
Reihe von Massregeln, unter denen die Strafe 
das letzte Glied der Kette sein soll, in erster 
Linie durch Massregeln der sozialen Präven- 
tion ein Erfolg erzielt werden könne. Nach 
einer kurzen Darstellung der Geschichte der 
Arbeitsschen und ihrer Bekämpfung wird 
das in Oesterreich für die Bestrafung der 
Landstreicherei und des Bettels geltende 
Recht erörtert; dabei hebt Verfasser ver- 
schiedene Uebelstände hervor, deren Bestehen 
auch nach deutschem Rechte nicht in Ab- 
rede gestellt werden kann. Verfasser be- 
mängelt weiterhin das summarische Straf- 
verfahren gegen Vagabunden, bei dem der 
Richter ausser stande ist, ein Bild von der 
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Gesamtpersönlichkeit des Angeklagten zu 
gewinnen. Grundsätzliche Trennung der 
Behandlung zufälliger und gewohnheits- 
mässiger Landstreicher wird im weiteren | 
Verlaufe der Darstellung verlangt. Be- 
kämpft wird ferner das System, wonach das 
Arbeitshaus von der Polizei auf Grund Er- 
mächtigung des Richters als Nebenstrafe 
verhängt, nicht vom Richter als Hauptstrafe 
ausgesprochen wird. Verfasser spricht sich 
des weiteren für andere Organisation der 
Polizeiaufsicht und für Entwicklung des 
Fürsorgewesens zu Gunsten entlassener Sträf- 
linge aus. Hieran reihen sich Ausführungen 
über die Notwendigkeit staatlicher Fürsorge 
für die verwahrloste Jugend und über die 
nenerlichen Bestrebungen der Gesetzgebung 
auf diesem Gebiete. Den Schluss bildet eine 
Erörterung der sozialen Prävention und der! 
verschiedenen Versuche ihrer Durchführung 
mittels des Armenwesens, der Natural- 
verpflegungsstationen, der Arbeiterkolonien, | 
des Arbeitsnachweises, der Arbeitslosen- 
versicherung. Einzelne recht erhebliche 
Druckfehler wirken bei der Lektüre der sehr 
tüchtigen Schrift störend. 


2. Marck, v., Staatsanw. a. D. Prof., u. 
Staatsanwaltschaftsr. Kloss, DD., Die 
Staatsanwaltschaft bei den Land- und 
Amtsgerichten in Preussen. Form u. 
Inhalt der Amtshandign. der Staats- | 
anwaltschaft nach Reichs- u. Landesrecht, 
m. den einschläg. Bestimmgn. im Wort- 
laut u. m. Verfügungsentwürfen. 2., völlig | 
umgearb., bis auf die Jetztzeit fort- 
geführte Aufl. 2, Halbbd. (X u. 8. 349 — | 
695.) gr. 8°. Berlin (C. Heymann) 6. | 
Wir haben das vorliegende Werk schon | 

beim Erscheinen des ersten Halbbandes in 
2. Auflage im allgemeinen gekennzeichnet | 
(vgl. XIV. Jahrgang Nr. 12 dieser Blätter). 


deren Beteiligung an Ehe, Kindschafts ı! 
Entmündigungssachen, sowie ihr Verklite 
im Falle der Kenntnisnahme von einer kr 
kurseröffnung. Die während des mis 
erschienenen Bestimmungen sind am Schles 
nachgetragen. Dem umfangreichen We», 
das seinem Zwecke in vorzüglicher Was 
dient, ist ein Verzeichnis der Bestimanm 
nach Zeitfolge und ein Sachverzeichnis us4 
Buchstabenfolge beigegeben. 


3. Overbeck, Alfr. Frhr. v., Das Straime! 
der französischen Enceyclopädie Fa 
Beitrag zur Geschichte der Aufklär 
im 18. Jahrh. Diss. (128 8.) gr.“ 
Karlsruhe (G. Braun’sche Haft 
druckerei) 3- 


Die vorliegende Freiburger Dissertanw 
verfolgt einen guten Gedanken in geschi 
ter Weise. Die auf das Strafrecht berig 
lichen Aeusserungen der französischen Eı 
zyklopädisten werden im Zusammenhsz 
und in systematischer Anordnung dargetli 
wobei in den Anmerkungen diese Am 
rungen je an entsprechender Stelle wärtlic 
wiedergegeben sind. Nach einer Einleituxz 
in welcher die Bedeutung der Enzykloplr 
und ihre Beziehungen zum Strafrechte '> 
allgemeinen erörtert werden, zeigt Verta#r 
im ersten Kapitel zunächst, wie die nat 
rechtliche Staatstheorie der Enzyklopädie 
auch deren Auffassung bezüglich der Stm> 
und ihrer Zwecke beeinflusst. Weiter» 
ist dargelegt, wie die Ethik der Em ı 
der Hauptsache unter der Herrschaft * 
Determinismus steht, die Lehre von de 
strafrechtlichen Schuld aber wenig entmekst 
ist. Es folgen dann die bei den verschiede“ 
Schriftstellern zu findenden Methoden Je 
Einteilung der Delikte und Strafen. !e 
zweiten Kapitel sind die einzelnen kit 
erörtert. Das dritte Kapitel befasst we 





Die Fortsetzung bewahrt vollständig den | mit dem» Verhältnisse der Enzyklopääste 
Charakter des ersten Teils. Wir finden in zu Beccaria und mit dem Einflusse des its 
diesem zweiten Halbbande die für die Staats- | teren auf das Suppläment zur Enzyklopädi, 
anwaltschaft geltenden Vorschriften in An- | Wodurch namentlich auch Reformbestrebunm 
sehung der Vorbereitung der Hauptverhand- | für den Strafprozess zum Ausdrucke gelangı= 


lung, der Vertretung der Staatsanwaltschaft | 
in dieser und des Verfahrens nach derselben, 
die Bestimmungen bezüglich der Rechts- 
mittel, der nach Rechtskraft des Urteils er- 
forderlichen Handlungen, insbesondere der 
Strafvollstreckung, hinsichtlich der Akte, 
welche sich als notwendig ergeben, wenn | 
Begnadirung, Strafaussetzung mit Aussicht 
anf künftigen Gnadenerweis, Strafaufschub 
oder vorläufige Entlassung in Frage kommen. 
Weiterhin sind behandelt Verjährung, gericht- 
liche Entscheidunzen während der Strafvoll- 
streeknng, Wiederaufnahme des Verfahrens 
und das Verfahren nach der Strafvollstreekung. 
Das Werk beschränkt sich aber nicht auf 
die Tätiekeit der Staatsanwaltschaft im 
Strafprozess, berücksichtigt vielmehr auch 


4. Schmölder, R., Oberlandesger.-R, > 
Geldstrafe, Vortrag. gr. 8”. (29 5.) Haur 

(E. Griebsch) — 5 
Die kleine Schrift tritt für weiteren Ar 
bau der Geldstrafe ein. Für alle (de 
tretungen, ausgenommen die Fälle des $ *! 
St.G.B., soll sie die ausschliessliche Bar 


'sehaft erhalten; bei Vergehen soll sie wak 


weise, bei Verbrechen und wiederum bei \r 
gehen fakultativ häufungsweise angedn# 
werden. Wer seine Einnahmen aus Az! 
oder Arbeitskraft bezieht, für den will @ 
Geldstrafe nur ratenweise zu festen Termis® 
fällig gestellt werden. Bei allen Recht 
brechern, die wirtschaftlich über die kratw 
Massen hinausragen, will Verfasser dem kur 


rn nn a — ge 





— ö — — — — 
157 158 


ter die Ptlicht auflegen, eine Erhöhung der | Iu der Anmerkung S. 237 sind die Worte 
an sich verwirkten Strafe nach Verhältnis des „Determinismus“ und „Indeterminismus‘“ 
Vermögens vorzunehmen. Wer die ihm auf- geradezu verkehrt gebraucht. 8. 243, 244 
erlegte Geldstrafenichterlegt, soll, biserseine ist der Gegensatz der Willens- und Vor- 
Schuld sühnt, vonder Ausübung des politischen  stellungs-Theorie nicht richtig verstanden; 
Wahlrechtes ausgeschlossen sein. Dagegen denn dass der vorsätzlich Handelnde die Tat 
soll die Umwandlung einer nicht beitreib- | alssolche, d.h. die Körperbewegung will, nimmt 


baren Geldstrafe in Freiheitsstrafe fortfallen 
und denjenigen, der nicht ohne Verschulden 
zahlungssäumig geblieben ist, nur der Nach- 
teil treffen, dass bei wiederholtem Rechtsbruch 
gegen ihn statt der Geldstrafe eine Freiheits- 
strafe verhängt wird. Dies sind die haupt- | 
sächlichsten Vorschläge, welche in der gewiss 
beachtenswerten Schrift gemacht sind und 
dort nähere Begründung finden. 


5. Schwarz, Dr. Otto Geo., Grundriss des 

öffentlichen Rechts. Ein Hülfsbuch f. 

jange Juristen. I. Bd., 2. Tl. Strafrecht. 

Strafprozess. gr. 8°. (XII u. S. 20-903.) 

Berlin (üÜ. Heymann) 3.60 

Das gesamte Werk soll, wie im Vorwort 
bemerkt ist, den Studierenden in knapper, 
ıber erschöpfender und übersichtlicher Form 
lie Grundzüge der einzelnen Materien, vor 
ıllem zur Vorbereitung auf die Prüfungen | 
larbieten und will nicht etwa das Studium | 
rrösserer Werke überflüssig machen. Diesem 
/wecke zu dienen, ist der vorliegende das 
Strafrecht und das Strafprozessrecht um- 
assende Teil wohl geeignet, soferne das | 
juch entweder zur Einführung in die Ma- 
erien mit darauf folgendem Studium eines | 
hrbuchs oder aber zur Repetition dieser | 
‚hren benutzt wird. Die Darstellung ist. 
Inrchweg klar und leicht verständlich, die 
3egriffsbestimmungen treffen in der Regel 
en Kern der Sache. Soweit über prinzipielle 
ragen des Strafrechts Kontroversen be- 
tehen, nimmt Verfasser meist in Kürze dazu 
tellung, indem er zugleich die Frage als 
estritten bezeichnet, zuweilen auch die ge- 
enteiligen Meinungen kurz andentet. Im 
trafprozess sind dagegen selbst wichtige | 
iontroversen, wie z. B. über den Umfang | 
er Beweisaufnahme in der Hauptverhand- 
ing, über die Tragweite der Rechtskraft 
es Strafbefehls gänzlich unberücksichtigt 
eblieben. An einzelnen Stellen sind ent-| 
';hiedene Mängel zu konstatieren, die bei 
iner Neuauflage beseitigt werden müssten. 
» z. B. ist es nicht logisch, wenn 8. 209 
ıerst «das Verbrechen als strafbares Unrecht 
efiniert und dann gesagt ist, dassein „solches“ 
nrecht sich als blosses zivilrechtliches Delikt 
u Gegensatze zum strafbaren Delikt dar- 
ellen könne. 8. 212 ist irrtiimlich die Be- 
ichnung „Generalprävention“ auf die Theorie 
»m psychologischen Zwang beschränkt und 
ie Vergeltung allgemein mit der Talion 
entifiziert. S. 221 ist das so wichtige, 
ıch im positiven Rechte teilweise aner- 
annte Real- oder Schutzprinzip übersehen. 


‚angestrebte Gesinnnngsstrafe 


auch die Vorstellungstheorie an. D 

soll nach der Willenstheorie der Erfolg ge- 
wollt sein, was Verfasser, der doch die Wil- 
lenstheorie vertreten will, für den Begriff 
des Vorsatzes nicht erfordert (s. S. 247).- 


6. Wach, Adf., Die kriminalistischen Schulen 
u. die Strafrechtsreform. Rektoratsrede. 
gr.8°.(308.) Leipzig (Duncker & Humblot) 

; —.80 


Wach kennzeichnet hier mit der durch 
den Zweck der Rektoratsrede gebotenen ge- 
drängten Kürze in glänzender Form seinen 
Standpunkt gegenüber der bevorstehenden 
Reform des Strafrechtse Den Ausgang nimmt 
er von einer kurzen, aber scharfen Charakte- 
ristik der sich widerstreitenden kriminali- 
stischen Schulen. Als entschiedener Vertreter 
der sogen. klassischen Schule nennt er die 
Bahn, auf der sich die sogen. positive Schule 
bewegt, namentlich insoferne sie die gesetz- 
mässig wirkenden Ursachen des strafbaren 
Handelns zu ergründen sucht, geradezu einen 
Irrweg. Die Strafe muss nach Wach Ver- 
geltungsstrafe bleiben; die Notwendigkeit 
des Strafrechts lasse sich allein mit Hilfe 
des Vergeltungsgedankens beweisen und ge- 
rade dieser führe zur richtigen Anerkennung 
der Verantwortlichkeit. Die von den Gegnern 
würde das 
Strafrecht dem Bankerott überliefern; auch 
bedeute eine solche Ethisierung des Straf- 
rechts die Verwirrung von Recht und Ethik. 
Der Boden der sogen. klassischen Schule soll 
also nicht verlassen werden, auch nicht auf 
dem Wege eines Kompromisses. Die Aufgabe 
der Zukunft ist demgemäss nach Wach nicht 
ein Neubau von Grund aus, sondern nur der 
Ausbau unseres Strafrechts. Dieses soll ge- 
reinigt werden von dem schädlichen Formalis- 
mus, der es da und dort beherrscht. Als 
formalistisch tadelt Wach insbesondere, dass 
häufig Niehtstrafwürdiges gestraft wird, dass 
überflüssige und zweckwidrige Strafen an- 
gedroht sind, dass nur dem jugendlichen 
Alter, nieht aber sachlich gleichwertigen 
Entwicklungshemmungen, degenerativen Mo- 
menten u. dgl. die Bedeutung eines gesetz- 
lichen Strafmilderungsgrundes beigelegt ist, 
dass die Delikte in ganz unzureichender Weise 
bewertet sind, namentlich das Vermögen im 
Vergleich zur Person und den idealen Werten 
unverhältnismässig überschätzt ist, dass Rück- 
fall, Gewerbs-, Gewohnheits- und Geschäfts- 
mässigkeit ungenügend und willkürlich be- 
rücksichtigt sind, dass der Gesetzgeber das 
Notrecht der Selbstbehauptung so schrankenlos 
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zulässt, dass man sogar, um sich im Besitz auf die Schädigung, die darans erwächst, 
geringwertigsten Gutes zu behaupten, töten keine Rücksicht nimmt. Als der Gipfel de 
darf; dass die Begriffsbestimmung bei Dieb- , Formalismus erscheint endlich dem Verfasse 
stahl, Unterschlagung, Raub auf die Ge- die Trichotomie der strafbaren Handlunge 
sinnung, der die Handlung entspringt und in Verbrechen, Vergehen und Tebertretunge. 


Gerichtliche Medizin. 


Schrenck-Notzing, Dr. Frhr. v., Kriminal- | seien, in denen Aerzte und Lehrer zusamne- 
psychologische u. psycho - pathologische | wirken, um aus haltlosen, abnormen Mensch 
Studien. Gesammelte Aufsätze aus den womöglich noch brauchbare Glieder für die 
Gebieten der Psychopathia sexualis, der | Gesellschaft heranzuziehen. In dem Vortm 
gerichtl. Psychiatrie u. der Suggestions- | Über die gerichtlich medizinische Bedentan 
lehre. gr. 8°. (VIII, 207 8. Leipzig (J. A. , der Suggestion bespricht Verfasser einerseits, 
Barth) 4.80 die Begehung von Verbrechen an hrpmt: 

. 3 i . ‚sierten Personen, anderseits die Möglichka: 

„ Diese Aufsätze sind ursprünglich grössten- der Begehung von Verbrechen durch hypmot- 
teils im Archiv für Kriminalanthropologie gierte Personen, sowie den Einfluss ie 


und Kriminalistik veröffentlicht worden. Den Suggestion im wachen Zustand, wodur: 
Anfang machen Beiträge zur forensischen | Zeugen zu falschen Aussagen bestimmt, ' 
Beurteilung von Sittlichkeitsvergehen mit sonders zugängliche Personen aber sogar 21 
besonderer Berücksichtigung der Pathogenese | yerbrecherischen Handlungen geführt werde 
psychosexueller Anomalien. Verfasser vertritt gollen. Die weiteren Aufsätze betreffen den 
gegen Krafft- Ebing und seine Schule die FallMainonein Köln, dann eine Freisprechnag 
Ansicht, dass sexuelle Anomalien ohne be- nach dem Tode (wegen nachträglich fest 
sondere erbliche neuropathische Prädisposition  gestellter Zurechnungsunfähigkeiti, terne 
erworben werden können und sucht dies an gexuelle Abstinenz (d. i. die Frage, ob völlige 
der Hand einer Kasuistik, die sich ihm in | geschlechtliche Enthaltsamkeit von normaka 
seiner Praxis und aus Anlass der Begut geschlechtsreifen Männern ohne Schaden für 
achtung forensischer Fälle darbot, nachzu- | die Gesundheit durchgeführt werden könne. 
weisen. Die folgende Reihe von Aufsätzen Es folgt ein experimenteller und kritischer 
betrifft die Frage nach der verminderten | Beitrag zur Frage der suggestiven Hernr 
Zurechnungsfähigkeit, Zunächst referiert rufung zirkumskripter vasomotoriseher Ver 
Verfasser über die Verhandlungen des Vereins änderungen auf der äusseren Haut, in d= 
deutscher Irrenärzte und über weitere | Verfasser zu dem Ergebnisse gelangt, das 
Meinungsäusserungen hervorragender Psy- die Behauptung sogenannter suggestiv er 
chiater und Rechtslehrer zu dieser Frage. zeugter Vesikation bis jetzt wissenschaftlich 
Verfasser selbst, der auch hier auf eigene nicht erwiesen sei. Von den beiden letztsa 
kommt zu dem Schlusse, dass die verminderte | des indischen Yogin, in den sogen. Yoga 
Zurechnungsfähigkeit gesetzliche Anerken- schlaf zu kommen und lebendig begral«a 


nung finden müsse und dass zum Zwecke |yu werden; der andere betrifft eine Gebur: 
des Strafvollzugs Anstalten zu errichten in der Hypnose. 


Kirchenrecht. 

1. Kirchenrechtliche Abhandlungen. Hrsg. | sehenden Orte verhelfen“. Der Herausgeber 
v. Prof. Dr. Ulr. Stutz. 1. Hft, gr. 8°. | hebt hervor, dass die Aufnahmebedingung® 
Stuttgart, 02. (F. Enke), — besonders für jüngere Mitarbeiter — als 

1. Bonin, Dr. Burkhard v., Kammer- | verlockend bezeichnet werden können. Anch 
ger.-Refer., Die praktische Bedeutung | Arbeiten von Nichtjuristen, insbesondere von 

des ius reformandi. Eine rechtsge- |, Theologen und Historikern sollen Aufnahm® 
schicht. Studie. (VIIT, V1, 1343.) 4.— | finden, ferner nicht bloss Beiträge von Autors 

Ulrich Stutz beginnt mit diesem Hefte einer bestimmten Richtung oder einer be 
eine Sammlung kirchenrechtlicher Abhand- stimmten Konfession. Das Unternehmen ist 
lungen herauszugeben, welche die mono- | lebhaft zu begrüssen. Die Bedürfnistragr 
graphische Arbeit auf dem Gebiete des ist mit dem verdienten Herausgeber ent 
Kirchenrechts fördern wollen, indem sieEinzel- schieden zu bejahen. Die Samminng + 
untersuchnungen, „die nach Inhalt und Um- scheint in zwangloser Folge von Einzelbeften. 
fang eine gesonderte Veröffentlichung ver- Das vorliegende erste Heft bringt «ne 
dienen, zu einer solchen an einem für Fach- rechtsgeschichtliche Studie über das inter 
genossen nnd Interessenten nicht zu über- essante Thema der praktischen Bedentunz 





res * 
— | 


des ias reformandi. Mit Fleiss und Geschick 
ist der jugendliche Verfasser seiner dank- 
baren Aufgabe gerecht geworden, wenn auch 
an manchen Stellen bezüglich des Mangels 
näberer Würdigung der Quellen oder bezüg- 


lich der Stellungnahme des Autors oder be— 
züglich der Nichtbenützung einschlägiger | 


Literatur (z. B. Hans, Gutachten und Streit- 
schriften über das ius reformandi etc., Augs- 
burg 1901, Seydel, Bayerisches Staatsrecht 


Bd. IT und III) Ausstellungen zu machen 


wären. 


2. Flade, Paul, Lic. theol., Pfarrer in 
Dresden, Das römische Inquisitionsver- 
fahren in Deutschland bis zu den Hexen- 
prozessen. gr. 3°. (X, 1228.) —— 
Dieteriebsehe Verlagsb.) 250 
Das obige Thema wird hier von einem 


Autor behandelt, der kein Neuling auf dem 
Gebiete der Geschichte der Inquisition ist. 


Quellen und Literatur sind mit grosser | 


Staatsrecht. 
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Gründlichkeit benützt. Die Darstellung ist 
fesselnd und verdienstlich, Es werden be- 
handelt die rechtlichen und tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Inquisition in 
Deutschland, sowie das deutsche Inquisitions- 
verfahren nach seinem Verlauf im einzelnen 
mit Einschluss der Urteilsvollstreckung, so- 
wie unter Einbeziehung des materiellen 


' Ketzerstrafrechtes. 


3. Krick, Ludw. Heinr., Domkapitul. geistl. 
Rat, Handbuch der Verwaltung des 
kath. Pfarramtes (im engeren Sinne), m. 
Rücksicht auf die im Königr. Bayern 
gelt. kirchl. u. staatl. Bestimmgn. 2., 
neubearh. Aufl. 1. Tl. Formelle Behandlg. 
der pfarramtl. Geschäfte. (III, 120 8.) 
gr. 8°. Kempten, 02. (J. Kösel}) 1.20 
Von diesem Werke beginnt eine Neu— 

auflage zu erscheinen. Wir kommen darauf 
zurück, wenn weitere Lieferungen vorliegen. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Beamtengesetz, das badische, und die’ 


Gehaltsordnung nebst den Ergänzungs- 
vorschriften. 2. Aufl. gr. 8°. (219 8.) 
Karlsruhe, 02. (J. Lang) geb. 1.50 


Eine handliche, gut ausgestattete Text- 
ausgabe, welche das badische Beamtengesetz, 
die Gehaltsordaung mit Nachtragsgesetz und 
Tarif, das Wohnungsgeldgesetz vom 12. Juni 
1902 mit Tarif, einen Auszug aus dem Etats- 
gesetz, Vollzugsverordnungen , das Diäten- 
reglement und die Zugskostenv erordnung 80- 
wie ein Sachregister enthält. 


2. Eger, Dr. &., Reg.-R., Das internationale 
Uebereinkommen üb.d. Eisenbahn-Fracht- 
verkehr in der Fassung des Zusatz-l'eber- 
einkommens vom 16. VI. 1898 u. in Ver- 
bindung m. dem neuen Betriebs-Regle- 
ment des Vereins deutscher Eisenbahn- 
Verwaltungen, gültig vom 10. X. 1901. 
Kommentar. 2. Aufl. gr. 8°. (XXIV,6723.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 

15.—; geb. in Halbfrz. 17.— 


Der von uns im Jahrgang 1901 dieser 
Blätter (S. 648 f£.) angezeigten zweiten Auflage 
seiner erläuterten Handausgabe des inter- 
nationalen Uebereinkommens über den Eisen- 


bahnfrachtverkehr lässt Regierungsrat Dr. 
Eger nunmehr die zweite Auflage seines | 
grossen Kommentars folgen. Diese kann sich | 
mit Recht als eine völlig umgearbeitete, in | 
vielen Beziehungen gänzlich veränderte be- 


zeichnen. Es ist nicht nur das äusserst um- 
fassende neu angefallene Material an Recht- 
sprüchen, Landesgesetzen und Verordnungen 
der Vertragsstaaten (Deutschland, Belgien, 


Dänemark. Frankreich, Italien, Luxemburg, 
Niederlande, Oesterreich-Ungarn, Russland, 
Schweiz), an Entscheidungen des Zentralamts 
für den internationalen Eisenbahntransport 
sowie an literarischen, insbesondere auch 
monographischen Erscheinungen bericksich- 
tigt, sondern auch eine Neubearbeitung wesent- 
licher Abschnitte des Kommentars infolge 
der neuen Vorschriften unter eingehender 
Verwertung der Protokolle der internatio- 
nalen Konferenzen vorgenommen worden. 
Jedem Artikel ist ferner (las gesamte dazu 
gehörige gesetzliche und reglementarische 
Material beigefügt (an Ausführungsbestim- 
mungen, Anlagen und Erklärungen der 
Schlassprotokolle, an internen Vorschriften 
der Vertragsstaaten, an Vorschriften des 
neuen Betriebsreglements des Vereins deut 
scher Eisenbahnverwaltungen nebst Hinweisen 
auf das neue Vereinsübereinkommen und die 
neuen gemeinsamen Abfertigungsvorschrif- 
ten). So steht der Kommentar wieder auf 
der Höhe allseitiger praktischer Brauchbar- 
keit und kann den Verwaltungsbehörden, 
insbesondere jenen des Eisenbahn- und Post- 
dienstes, den Gerichten, Anwälten sowie 
Fabrikdirektionen,Handelshäusern etc. bestens 
empfohlen werden. 


3. Grassmann, Dr. Jos., l,egationsrat, Hand- 
ausgabe d. Schulbedarfgesetzes v. 28.7. 
1902. Mit Erl. u Vollzugsvorschriften. 
Ansbach, 03. (C, Brügel & Sohn) geb. 3.50 

Der als publizistischer Schriftsteller wohl- 
bekannte und bewährte Verfasser legt dem 
grossen Kreise der Interessenten hier eine 
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sorgfältig durchgearbeitete komplette Hand- 


ausgabe des neuen bayerischen Schulbedarf- 
gesetzes vor, die zweifellos weiteste Ver- | 


breitung finden wird. 


4. Handbuch f. Staatsbürger, Staats- u. Ge- 
meindebeamte im Grossherzogth. Baden, 


in 3 Abschnitten: Die Reichs- u. Staats- 


verfassg., bad. Verwaltungsgesetze u.“ 


Verordngn. v. allgemeinem Interesse, 
sowie neueste Gesetze vom J. 1902. 12°, 
(V11,3758.) Karlsruhe, 02. (K. Scherer) 
geb. in Leinw. 3.— 

Der Inhalt und Zweck des Büchleins ist 

in vorstehendem Titel bereits bezeichnet. Die 
Auswahl ist gut getroffen. Besonders her- 
vorzuheben ist der Abdruck der neuesten 
Gesetze vom Jahre 1902 über Mobiliarver- 
sicherung, Ausführung der Unfall- 
Krankenversicherung, 
Beamte infolge von Betriebsunfällen. 


5. Riedel, Dr. Frhr. von, Kommentar zum 
Polizeistrafgesetzbuch fiir das Königreich 
Bayern v. 26. 12. 1871. VI. Aufl. hrag. 
v. Carl Aug. v. Sutner, k. Reg.-Assessor. 
8°. (XXVI, 690 S.) München, 03. (C. H. 
Beck) geh. 8.— 


In eine klaffende Lücke tritt diese Neu- | 


auflage eines wohlbewährten Buches. Es war 
bisher kein dem dermaligen Stande der Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung Rechnung tra— 
gender Kommentar zum bayerischen Polizei- 
strafgesetzbuche vorhanden. Wir haben die 
Ausgabe nun seit einigen Wochen in Hand- 
gebrauch genommen und können auf Grund 
der gemachten Wahrnehmungen bestätigen, 
dass die Bearbeitung Anerkennung verdient 
und jene Lücke nicht etwa bloss schlecht 
und recht, sondern wirklich gut ausfüllt. 


6. Sartor, Eug. Frhr. v., I. Staatsanwalt, 


Bayer. Vereinsgesetz v. 26. 12, 1850 in 
der Fassung nach d. Ges. v. 15. 6, 1898 
samt Vollzugsinstruktion u. einem An- 
hang, enthaltend d. (ses. über das Ein- 
schreiten der bewaffneten Macht, die 
Bestimmungen über die Polizeistunde, 
Veranstaltung öffentlicher Lustbarkeiten. 
und Sammlungen, sowie die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches u. seiner 
Nebengesetze über die Vereine. 16°. (VIII, 
250 S.) München, 03. (C. H. Beck) 2.50 


Diese schon in den früheren Auflagen s0 
beliebte und für jeden, der sich mit bayeri- 
schem Vereins- und Versammlungsrecht zu 
befassen hat, unentbehrliche Handausgabe 
orientiert in der 3. Auflage vortrefflich tiber 
den dermaligen Stand der Judikaturund Lite- 
ratur. Bei der grossen Zahl der Begritfe 
und Normen, die bekanntlich den deutschen 
Partikularrechten auf diesem Gebiete gemein- 
sam sind, wird das Büchlein auch ausserhalb 


und | 
dann Fürsorge für 


— a 


Bayerns mit vielfachem Nutzen verwertet 
werden können, zumal da es der ausser 
bayerischen Judikatur und Literatur volle 
' Aufmerksamkeit widmete. Die privatrecht 
liche Seite des Vereinswesens ist gleichfalls 
berücksichtigt. Wegen der Beigaben wird 
auf obigen ausführlichen Titel verwiesen. 


7, Seydel, Max von, Vorträge aus dem All- 
gemeinen Staatsrecht. gr. 8. (IV, % S} 
München, 03. (J. Schweitzer Verlag) 2.40 


Die Mar von Seydels Anschauungen und 
Eigenart so kristallklar widerspiegelnden 
Vorträge aus dem allgemeinen Staatsrecht 
waren bisher nur dem zugänglich, der die 
drei grossen Jahrgangsbände 1898, 1899 und 
1900 der Annalen des Deutschen Reichs zur 
Hand nahm und darin die einzelnen Ab 
teilangen der Vorträge an sechs verschiedenen 
‚Stellen aufsuchte. Nun liegen die bei Freund 
ı und Gegner angesehenen, ungemein flott und 
‚erfrischend zeschriebenen Darlegungen de 
| der Wissenschaft zu früh entrissenen Meisters 
|in einem handlichen Heft von rund 100 Seiten 
vor. So sind sie Studierenden, Praktiker, 
Politikern und sonstigen Personen, die den 
Erscheinungen des öffentlichen Lebens Tail- 
nahme entgegenbringen, leicht und allgemein 
zugänglich geworden. Wer eine nach dem 
‚Abdruck in den Annalen zitierte Stelle nach- 
'schlagen will, kann sie auch in dem Sonder- 
abdruck jederzeit sofort auffinden, da diesem 
die Seitenzahlen der Annalen am Rande hei- 
gesetzt sind. Die Vorträge behandeln folgende 
Materien: Begriff, Entstehung und Unterganz 
des Staates, die Staatsangehörigen, das (rebiet 
und die Staatsgewalt, die Staatsformen un! 
die repräsentative Regierungsform, das Staats 
oberhaupt und das Parlament, die Staatenver- 
bindungen und die allgemeinen Aeusserungs 
arten der Staatsgewalt. Möchte kein Int- 
ressent sich den Gennss dieser ebenso er 
quickenden als belehrenden und anregender 
Lektüre entgehen lassen! 





8. Siller, Dr. Paul, Reg.-Ass., Die Grani 
lagen und Ziele der Verhältniswahl unter 
bes. Berücksichtigung der Vorschläge d« 
preussischen Handelsministers und ihrer 
Einführung bei den Gewerbeger. gr. ®. 
(64 8.) Berlin, 03. (Carl Heymann) I— 


Der Verfasser bietet eine gute zusamme- 
fassende Darstellung des Systems der Pr» 
portionalwahl in gemeinverständlicher Fern, 
30 dass das Werkchen namentlich den staar- 
lichen und kommunalen Behörden bei Eir 
führung der Verhältniswahl für die Gewerbe 


_ gerichte die besten Dienste leisten wird. Aber 


auch sonstigen Interessenten und Freunden de 
Proportionalwahlgedankens wird die Schrid 
willkommen sein. 
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Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


l. Arbeitseinstellungen, die u. Aussper- 
rungen in Öesterreich während des Jahres 
1901. Herausgegeben vom arbeitsstati- 





seine Kommentare zu den neneren preussi- 
schen Steuergesetzen in weiten Kreisen vor- 
teilhaft bekannt gemacht. Auch in dem 


stischen Amte im k. k. Handelsmini- | vorliegenden Werk vertritt der Verfasser 


sterium. Lex.-8°. (165 u. 216 8.) Wien, 02. 
(Alfred Hölder) 2.40 
Das vorliegende Werk stellt den 8. Jahr- 
gang der früher im statist. Departement des 
Handelsministeriums, seit 1898 im Arbeits- 
statist. Amte verfassten Statistik der Arbeits- 
einstellungen und Aussperrungen dar. Was 


die Anlage des ganzen Werkes anlangt, so 


ist sie die gleiche geblieben wie früher; es 
umfasst: 1. die Arbeitseinstellungen nach 
territorialen Gesichtspuukten; 2. die A. nach 
Betriebsklassen ; 3. die A. im allgemeinen; 
4. die A. 1894— 1901 in vergleichender Dar- 
stellang; 5. Hauptergebnisse der Streikbe- 
wegung i. d. J. 1894—1901. Die der Ver- 
gleichung dienenden Tabellen haben eine 
Erweiterang erfahren. Das Werk ist bereits 
in seinen früheren Jahrgängen wegen seiner 
Gründlichkeit und Objektivität allgemein so 
anerkennend besprochen worden dass es 
m. besonderen Empfehlung nicht mehr 
edarf. 


2. Feuerschutz u. Feuerrettungswesen beim 
Beginn des XX. Jahrhunderts. Bericht- 
werk über die Internationale Ausstellung 
ftir Feuerschutz und Feuerrettungswesen 
in Berlin 1901. gr. 4°. (483 S. m. vielen 
Bildern.) Berlin, 03. (J.J. Heines Verlag) 

geb. in Ganzleinen 12.— 

Ein prächtig ausgestattetes, gediegenes 
Werk. Es enthält, wie der Titel besagt, 
einen-im Auftrag des preuss. Ministeriums 
les Innern bearbeiteten Bericht tiber 


and Feuerrettungswesen in Berlin 1901. Es 


zibt aber mehr als der Titel verkündet; es: 


enthält im Allgemeinen Teil neben einer Be- 


schreibung der Ausstellung eine geschicht- 


iche Entwicklung des Feuerlösch- und 
Fenerrettungswesens von Th. Kellerbauer- 
"hemnitz, während der zweite besondere 


feil in einer von verschiedenen Verfassern | 


ıerrührenden Darstellung sich über Organi- 
ation und Tätigkeit der Feuerwehr in den 
nodernen Kulturländern und die technischen 
ichutz- und Kampfmittel auf Grund der Er- 
ebnisse der Ausstellung verbreitet. Die 
Jarstellung ist durch zahlreiche Abbildungen 
rläutert. 


3. Fuisting, B., Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R. | 
Sen.-Präs., Die Grundzüge der Steuer- 


lehre. gr. 8°. (XVI, 415 8.) Berlin, 02. 
(C. Heymann) 11.— 
Der Verfasser ist Wirkl. Geh. ÖOber- 
:rierungsrat und Senatspräsident des preuss. 
berverwaltungsgerichts und hat sich darch 


entschieden den Standpunkt des Juristen und 
des Praktikers. Allerdings beschränkt sich 
Verfasser nicht auf eine Darstellung des zur 
Zeit in Deutschland bestehenden Steuer- 
wesens; wie schon der Titel besagt, will er 
eine Steuerlehre geben, d.h. eine systematische, 
anf wissenschaftlichen Grundlagen aufge- 
baute kritische Erörterung desselben. Es will 
‚ uns aber doch scheinen, als ob die Lehre sowohl 
in ihrer Berücksichtigung als in ihrer An- 
' wendung zu kurz gekommen sei gegenüber den 
Zugeständnissen an die Praxis. Der Unter- 
scheidung (es Verfassers in Bezug auf direkte 
‘und indirekte Steuern vermögen wir uns 
nicht anzuschliessen ; sie würde die Forderung 
‚der Gerechtigkeit im indirekten Steuerwesen 
ganz ausschalten. Wenn der Verfasser die 
‚bisher als Verkehrsstenern bezeichneten 
‚Steuern als solche vom Rechtsverkehr be- 
‚ zeichnet wissen will, so ist damit u. E. nichts 
|gewonnen. Auch den vom Verfasser kon- 
struierten Einkommensbegriff, insbesondere 
‚seiner aus der Steuerpraxis genommenen 
‚ Unterscheidung von Roh- und Reineinkommen 
‚können wir nicht zustimmen. Trotz dieser 
‘und manchen anderen Ausstellungen, auf die 
; wir an dieser Stelle nicht weiter eingehen 
können, verkennen wir nicht, dass der Ver- 
fasser manche Fragen der Stenerlehre neu 
angeregt hat und dass insbesondere seine 
‚ Ausführungen auf dem Gebiete des formalen 
'Steuerrechts von eingehenden Kenntnissen 
und kritischem Scharfsinn zeugen. 


die ! 
internationale Ausstellung für Feuerschutz | 


4. Grothe, Dr. Hugo, Die Bagdadbahn u. d. 
schwäbische Bauernelement in Trans- 
kaukasien und Palästina. Gedanken z. 
Kolonisation Mesopotamiens. gr. 8°. (538.) 
München, 02. (J. F. Lehmanns Verlag) 1.20 

Eine anziehend geschriebene und sehr be- 

'lehrende Broschüre, in der der Verfasser auf 

Grund eigener Anschauung und eingehender 

Benutzung der Literatur das Interesse Deutsch- 

lands an der Bagdadbahn darstellt, die Ko- 

lonien schwäbischer Bauern in Transkauka- 
sien schildert und für deutsche ländliche 

Siedelungen längs der Tracen der Bagdal- 

ı bahn eintritt. 





5. Jastrow, Dr. J., Priv.-Doz., Stadtr., Sozial- 
politik u. Verwaltungswissenschaft. Auf- 
sätze u. Abhandlgn. 1. Bd. Arbeitsmarkt 
u. Arbeitsnachweis. Gewerbegerichte u. 
Einigungsämter. gr. 8°. (XIV, 548 8.) 
Berlin, 02. G. Reimer) 10.—- 

Das vorliegende umfangreiche Werk han- 
delt auf 350 Seiten vom Arbeitsmarkt und 
Arbeitsnachweis, auf 150Seiten von: Gewerbe- 
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gerichten und Einigungsämtern; auf den 
ersten 52 Seiten versucht der Verfasser den 
Titel seines Werkes zu erklären und die 
Notwendigkeit zu erweisen, neben die anderen 
volkswirtschaftlichen und juristischen Diszi- 
plinen unter Anknüpfung an die alte Polizei- 
wissenschaft eine „Verwaltungswissenschaft‘“ 
zu stellen. Wir können uns zunächst mit 
diesem Gedanken nicht befreunden, wir 
meinen vielmehr, dass die spezielle Volks- 
wirtschaftslehre, richtig verstanden, das-| 
jenige Gebiet ist, welches auch die Verwal- 
tungspolitik mit zu umfassen hat. Jedenfalls 
kann sie und soll sie dem Hörer oder Leser 
die allgemeinen Grundlagen auch für die 
jenigen Gebiete der Sozial- und Verwaltungs- 
politik geben, welche wegen ihres Umfangs 
und ihrer Details im Rahmen der speziellen 
Volkswirtschaftslehre nicht mehr vorgetragen 
werden können und ihn zu deren Verständ- 
nis vorbereiten. Aber darauf ist unseres 
Erachtens weniger Wert zu legen, wie ein 
Gebiet genannt wird und ob es systematisch 
so oder so behandelt wird, als dass es klar 
und nutzbringend behandelt wird. Und das 
letztere ist in hohem Masse der Fall bei der 
Art und Weise, wie Jastrow die zwei ihm 
aus seiner praktischen Tätigkeit und speziellen 
Beschäftigung wie keinem vertrauten Gebiete , 
desArbeitsnachweises und derGewerbegerichte 
zur Darstellung bringt. Es sind zwei vor- 
treffliche Monographien, die beiall dem Detail, 
das sie bieten, immer den Blick auf die ganze 
wirtschaftliche Organisation offen halten, 
diese Einrichtungen entsprungen sind. 


6. Juliusberg, Amtsrichter, Kartelle und die 
deutsche Kartellgesetzgebung. 8° (55 S.) 
Berlin, 02. (F. Vahlen) 


— — 


sind und deshalb namentlich die akademischen 
Dozenten das Bedürfnis empfinden, das von 
ihnen im Unterricht erprobte System zur 
Kenntnis weiterer Kreise zu bringen. Einem 
solchen Bedürfnis ist wohl auch das neue 
Lehrbuch Kleinwächters entsprungen. Es hält 
sich im allgemeinen an die übliche Einteilung 
des Gebietes. Nach einer Einleitung über 
einige Grundbegriffe, über das Wesen der 
Volkswirtschaft und tiber die Wissenschaft 
der Nationalökonomie werden die Thesen der 
theoretischen Volkswirtschaftslehre im Rah- 
men der Lehre von der Produktion, vom 
Verkehr und vom Einkommen und seiner 
Verteilung vorgetragen. In manchen Punkten 
der Systematik kann man dem Verfasser 
nicht zustimmen, so wenn er seine Aus 
führungen über Individualismus und Kollek- 


'tivismus, die Bevölkerungslehre, die Bedeu 


tung des Staates in der Lehre von der Pr» 
duktion vorträgt. Aber für den Anfänger, 
namentlich den Studierenden, der naturgemäs 
weniger auf die Systematik als darauf sieht, 


‚dass ihm die Hauptlehren der Wissenschaft 


klar und verständlich vorgetragen werden 
dürfte das vorliegende Lehrbuch sich zweifellı- 
als nützlich erweisen 


8. Menzel, Dr. A., Prof., Die Kartelle u. die 
Rechtsordnung. 2., vermehrte Aufl. gr.S 
(VII. 79 8.) Leipzig, 02. (Duncker & 
Humblot) 2. 


In dem vorliegenden Schriftehen hat der 


der | Verfasser zwei Referate zusammengefasst. 


deren erstes für die Generalversammlung des 
Vereins für Sozialpolitik im Herbst 189%, 
deren zweites am 11. September 1902 in der 
III. Abteilung des 26. Deutschen Juristentag= 
erstattet wurde. Nun sind Ergänzungen zum 


Der Verfasser vertritt in der kleinen |ersten Referat hinzugekommen, welche siel 


Broschüre die Ansicht, dass die Frage des | auf das Verhalten des deutschen Reichs- 
Kartellwesens nicht durch die Rechtsordnung, | zivilrechts, der deutschen Rechtsprechung 
sondern durch Massnahmen der Wirtschafts- | und der zivilrechtlichen Praxis, auf die zivil 
politik (statistische Erhebungen, Einregi- | rechtliche Behandlung der Kartelle und di 
strierung, Publizität der Kartelle) zu lösen | legislativen Versuche in Oesterreich bezieh:n 
versucht werden müsse. Was der Verfasser | und die Literatur über die rechtliche Be 
iiber das Verhältnis der Kartell- zur Schutz- | handlung der Kartelle einer Besprechung 
zollfrage sagt, verdient besondere Beachtung. | unterziehen. Die Schrift hat rasch eine zweit 
Im ganzen eine lesenswerte, zur Orientierung | Auflage erlebt. Damit ist zum Ausdruck 
in der verwickelten Materie recht geeignete | gelangt, dass sie das Bedürfnis nach Au’ 
Schrift. klärung über das Verhältnis der Recht- 
ordnung in trefflicher Weise befriedigt In 
7. Kleinwächter, Dr. jur., Hofrat u. Prof. | der Tat verdient die Schrift auch den ihr 
in Özernowitz, Lehrbuch der National- zu Teil gewordenen Beifall. 
ökonomie. gr.8°. (XIV,478S.) Leipzig,02. 
(C. L. Hirschfeld) 8.40 
Das steigende Interesse an volkswirtschaft- 
lichen Fragen bekundet sich in dem fort- 
währenden Erscheinen von kleineren oder 
grösseren Lehrbüchern der Nationalökonomie. | 


9. Oeser, Rud., Wie stellen wir uns zu 
den Kartellen und Syndikaten? (Fiue- 
schriften der Deutschen Vo) ei 
Heft 6). 8°. (29 S.) Frankfurt a. . 
(J. D. Sauerländer) 


— ta! 


Diese Zunahme der Lehrbücher wird begün- 
stigt durch die Tatsache, dass bei der Jugend 
dieser Wissenschaft noch viele dogmatische 





Der Verfasser würdigt die Unternehmer 
verbände als ein notwendiges Produkt de 
gegenwärtigen Wirtschaftsstufe und verkeun’ 


und systematische Fragen im Flusse begriffen nicht, dass ihnen wichtige wirtschaftlich 





eis r 
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und soziale Funktionen zufallen können, for- ' 


dert aber möglichste Oeffentlichkeit und 
kontradiktorische Erhebungen über sie nach 
englischem Muster, Bestimmungen im Zoll- 
tariigesetz, welche es ermöglichen, die Zoll- 
sätze zu ermässigen oder ganz aufzuheben, 
falls der Zollschutz zur Steigerung der 
Inlandspreise zwecks Verbilligung der Aus- 
landspreise benützt wird, Gegenorganisation 
der Konsumenten und volle Koalitionsfreiheit 
der Arbeiter. Die Broschüre ist der Beach- | 
tung wert. | 





10. Reichesberg, Dr. jur., Prof. in Bern, Hand- 
wörterbuch der Schweizerischen Volks- | 
wirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. 
I. Bd. 1. Hälfte. Ablösung der Reallasten | 
— Beamtenvereine. Lex. 8°. (497 S.) 
Bern, 03. (Verlag Eneyklopädie) 13.50 


Der Zug der Zeit weist auf Arbeitsteilung 
auch in der wissenschaftlichen Arbeit; diesem 
Zug verdankt die Literatur der Handwörter- | 
bücher überhaupt und so auch das vorliegende | 
von dem Berner Professor Dr. Reichesberg 
herausgegebene Werk seine Entstehung. Die 
bisher erschienene 1. Hälfte des ersten Bandes 
zeigt uns, was wir von dem ganzen Werke 
zu erwarten haben. Sie enthält 47 Artikel 
von Ablösung bis Beamtenvereine. Ein Teil 
der Artikel stammt vom Herausgeber, der | 
andere von zahlreichen schweizer Gelehrten, 
Beamten, Äerzten, Fabrikinspektoren u. s. w., 
deren Namen wir hier nicht im einzelnen 
aufführen können. Wir haben eine Anzahl 
von Artikeln einer genauen Durchsicht unter- 
zogen und uns liberzengt, dass sie den besten 
Kräften anvertraut waren. Wir heben ins- 
besondere die Artikel über Arbeiterschutz, 
Arbeiterversicherung, Armenwesen, Bank- 
notenwesen, Bauernbefreiung hervor. Die 
Artikel sind objektiv und wissenschaftlich 
und dabei doch gemeinverständlich, sie be- 
rücksichtigen die Entstehungs- und Entwick- 
lungsgeschichte und bringen je am Schlusse 
eine sehr eingehende Bibliographie. Wer 
sich genauer und zugleich in bequemer Weise 
über die volkswirtschaftlichen, statistischen, 
sozialpolitischen und verwaltungsrechtlichen 
Zustände der Schweiz unterrichten will, der 
muss nach diesem Handwörterbuch greifen. 


vereinen. 8°. (136 S.) Berlin, 02. (Otto 
Liebmann) 2.20 


Das kleine Schriftchen, aus Vorträgen der 
' Verfasserin in verschiedenen Frauenvereinen 
zusammengestellt, isterfüllt, ‚von dem Glauben 
an die soziale Mission der Frau“. Es behandelt 
in den 5 Kapiteln: die soziale Hilfstätigkeit, 
die Frauen in der öffentlichen Armenpflege, 
die Stellung der Frau zum öffentlichen und 
privaten Kinderschutz, Arbeiterinnenschutz 
und Frauenbewegung, die Macht der Käufe- 
rinnen. In eindringlichen Worten weiss die 
Verfasserin den Frauen der besseren Stände 
die Beschäftigung mit den sozialen Frauen- 
problemen ans Herz zu legen; nicht um 
Frauenemanzipation handelt es sich, sondern 
darum, den Frauen statt einer nichtigen 
Scheintätigkeit eine ernste sittliche Aufgabe 
nahezulegen und zu empfehlen. Das Buch 
verdient aufmerksame Beachtung und weite 
Verbreitung. 


12. Weber, Dr. jur. et phil., Adolf, Depositen- 
banken und Spekulationsbanken. Ein 
Vergleich deutschen und englischen Bank- 
wesens. 8°. (XV, 303 8.) Leipzig (Duncker 
& Humblot) } 


6. 

Der Verfasser stellt sich in dem vor- 
liegenden Buche die Aufgabe, einen Ver- 
gleich zwischen den deutschen und englischen 
Banken rücksichtlich ihrer Tätigkeit, ihrer 
Mängel und Erfolge zu ziehen und daraus 
Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, ob das 
deutsche Bankwesen reformbedürftig sei und 
ob speziell die Einführung der englischen 
Arbeitsteilung im Bankwesen für deutsche 
Verhältnisse wünschenswert und möglich sei. 
Die Uutersuchung, die zu dem Resultat 
kommt, dass das deutsche Bankwesen im 


ganzen vor dem englischen nicht zurück- 


stehe und keine Veranlassung habe sich dort 
ihre Muster zu holen, gehört mit zu den 
besten Arbeiten, die über dieses Thema er- 
schienen sind und darf zur Lektüre warm 
empfohlen werden. Kleinere Versehen kom- 
men vor, auch die im letzten Abschnitt ent- 
haltenen kritischen Erörterungen sind unseres 
Erachtens nicht immer einwandfrei, aber das 


kann unser glinstiges Gesamturteil nicht er- 


11. Salomon, Alice, Soziale Frauenpflichten.  schüttern. 
Vorträge, gehalten in deutschen Franen- | 
Varia. 


1. Jahn, Wilh. Friedr., Wie erleichtern wir 
uns geistige Arbeiten? Psychologisches 

u. Hygienisches zur Methode der geistigen 
Arbeit. gr. Lex.-8°. Leipzig (ohne Jahr- 
zahl) (Sozialer Verlag) 
Diese frisch und anregend geschriebene | 
Plauderei eines denkenden Arztes gibt man- 


chen beherzigenswerten Wink. Ein Exzerpt aus 
dem Werk: „Ueber Lesen und Bildung“ (von 
Anton E. Schönbach) und das ironisch- 
humoristische Kapitel über die Schule des 
Erfolges aus Max Nordaus „Paradoxen“, 
sowie Bemerkungen über die soziale Aufgabe 
der Zeitschriften und der Presse sind den auf 
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das eigentliche Thema bezüglichen Er— 
örterungen anhangweise beigefügt, die Teile 
fremder Werke hoffentlich mit Genehmigung 
der Beteiligten, worüber eine Konstatierung 
am Platze gewesen wäre. 


2. Leonhard, Dr. R., Der Schutz der Ehre 
im alten Rom. Rektoratsrede. gr. 
(49 8.) Breslau (M. & H. Marcus) 1.— 


Eine nach Inhalt und Form vollendete 
Rede, die eine Reihe interessanter Einzel- 
heiten bietet. 


3. Seitz, Dr.A., Willensfreiheit u. moderner 
psychologischer Determinismus. gr. 8". 
(62 8.) Köln (J. P. Bachem) 1.20 


Verfasser tritt in dieser Schrift für die 
Willensfreiheit „im psychologischen, d. h. für 
den normalen Menschen empirisch festzu- 
stellenden Sinne“ ein, die er (S. 62) definiert 
als „die Fähigkeit eines vernünftigen Geistes, 
“nach selbstbestimmter Norm unter den 
gleichen Verhältnissen zwischen ver- 
schiedenen das Mass der natürlichen Kraft 
nicht übersteigenden Richtungen seiner 
Tätigkeit eine überlegte Wahl zu treffen“. 
Der Wille kann zwar nie ohne Motive 
handeln, aber er kann doch mit souveräner | 
Macht den Motiven seine Zustimmung er- 
teilen oder versagen. Es gibt daher zwar 
keinen absoluten, wohl aber einen relativen 
Indeterminismus. Diese Sätze sucht Ver- 
fasser zunächst positiv zu beweisen — vom 
Standpunkte der Ethik (der Indeterminismus | 
allein bietet eine sichere Stütze für Religion, 
Sittlichkeit und Rechtsordnung), der Psycho- 
logie (wobei das Freiheitsbewusstsein zum 
Ausgangspunkte genommen ist), der Meta- 
physik. In der negativen Begründung der 
Willensfreiheit, d. i. der Widerlegung des 
absoluten Determinismus. wendet er sich 
sowohl gegen den „Motivendeterminismus“, 
als auch gegen den „Charakterdeterminis- 
mus“. In der nun folgenden „Erläuterung“ 
verficht Verfasser die reale Verschiedenheit 
der Willenstätigkeit von der Denktätigkeit 


Sammelwerke. 


1. Staatslexikon. 2., neubearbeitete Auflage. 
Unter Mitwirkung von Fachmännern 
herausg. im Auftrage der Görresgesell- 
schaft zur Pflege der Wissenschaft im 
katholischen Deutschland von Dr. Jul. 
Bachem, Rechtsanw. 28. u. 29, H. Lex.-8. 
Freiburg i. Br.,03. (Herder'sche Verlagsh.) 

Vom vierten und vorletzten Band des 
Staatslexikons der Görresgesellschaft liegen 
uns zwei Lieferungen vor. Wir erwähnen 
aus ihrem Inhalte die Artikel Münzwesen, 
Nation, Nationalitätsprinzip, Naturrecht und 





8. religiösen Standpunkt 





und erörtert eingehend die Aktivität de 
Willens in den Erscheinungen der T'ebe- 
legung, der aktiven Aufmerksamkeit und 
der Reflexion, deren Resultat das Selbst 
bewusstsein oder das Ichgefühl ist. Die 
Abhandlung ist sehr sy greschrieben, b* 
kundet Gelehrsamkeit und lässt zwar da 
des Verfassers er 
kennen, hält sich aber von ausgeprägt kon 
fessioneller Richtung frei. 


4. Universitäts-Kalender, deutscher. 62 
Ausg. Winter-Sem. 1902/3. Hrsg. 
Prof. Oberbiblioth. em. Biblioth. Dr. F 
Aschrson. 2 Tle. 12%.  Schreibkalender 
u. IV,4238.) Leipzig (K-G. Th. —— 

In 1 Leinw.-Bd. 
II. TI. allein geh 35 
Der vorliegende Il. Teil des Universität«- 
kalenders für das Winterhalbjahr 102% 
weicht von der bewährten bisherigen Anlage 
nicht ab. Leider sind aber auch die vie. 
beanstandeten Ungenauigkeiten in den Pe 
sonalangaben stehen geblieben. Unsere Mab- 
nung, durch Rundschreiben zuverlässige Aus 
kunft bei den Beteiligten zu erholen, ist 
ungehört verhallt. Zur Zeit bereitet rin 


‚anderer Verlag, wie die an alle Dozenten 


verschickten Frag@bogen lehren, die Herau 
gabe eines deutschen Hochschulkalenders vur. 
Möchte Herr Professor Dr. Ascherson die 


notwendige Reform nicht aufschieben, bi 


ihn die Konkurrenz überholt hat. 


5. Verhandlungen des 26. Deutschen J» 
ristentages. Hrsg. v. d. Schriftführer 
Amt d. ständigen Deputation. TII. Bi 
1. Abt. (Stenogr. Bericht). gr. 8°. ‚3758 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 

Der Band enthält namentlich den Bericht 
über die Rechtsentwicklung in Deutschland 
während der beiden letzten Jahre und di- 
zum Teil sehr interessanten Referate uml 
Verhandlungen über die Themen: Schutz 
der Bauforderungen, Verwerfung der Zwisches 
prüfung, Haftpflicht der Kraftwagen, Straf 
gesetzreform, Massregeln gegen Kartelle. 


Encyklopädien. 


Rechtsphilosophie, Niederlande, Notrecht, 
Orden religiöse, Oesterreich-U Pacht 
(rechtlich und volkswirtschaftlich‘, Panslaris 
mus, Papiergeld, Papst, Papsttum und Kaiser 
tum im Mittelalter (begonnen. Im übrige 
verweisen wir auf unsere wiederholten Ar 
zeigen. 


2. Stephan, Geh. Reg.-R. Priv.-Doz. Dr E 
Handbuch des gesamten Rechts Em 
Rechtseneyklopädie f. Studierende a. um 
Selbstunterricht, als 3. Aufl. v. Strütra 
u. Genzmer, Leitfaden des preuss. Beach» 
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bearb. (XII, 548 8.) gr. 8". Berlin, 03. 

(F. Vahlen) geb. in Leinw. 16.— 

Das Buch setzt sich das Ziel, „die wich- 
tigsten Vorschriften des öffentlichen und 
des Privatrechts auch nicht juristischen, 
namentlich technischen, kaufmännischen und 
gewerblichen Kreisen in tunlichst einfacher 
Weise zu vermitteln“, wobei es „in der 
Darstellung und Ausdrucksweise zwischen 
Wissenschaftlichkeit und Volkstümlichkeit 
die Mitte halten“ will. Aus dem im Titel 
angeführten älteren Leitfaden sind nur Teile 


nommen. Dem Buche kommt es besonders 
zu statten, dass ihm die Vorlesungen über 
allgemeine Rechts- und Gresetzeskunde zu 
Grunde liegen, die der Verfasser, welcher als 
Abteilungsvorsitzender im Kaiserlichen Pa- 
tentamt und als Privatdozent an der Tech- 
nischen Hochschule Berlin - Charlottenburg 
wirkt, an dieser seit etwa einem ‚Jahr- 


ı zehnt gehalten hat, eine Art der Dozenten- 


des Straf- und Prozessrechtes herüberge- 


tätigkeit, die zur Lösung der dem Bearbeiter 
eines solehen Buches gestellten Anfgabe ge- 
radezu prädestiniert. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche | 


Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
zründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr.3. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das 3. Heft des Jahrganges 1903 enthält: 


Staat und Recht. Versuche über allgemeines 
Staatsrecht, von Dr. A. A folter in Solothurn 
(Schluss). — Anlage zum Zolltarifgesetz vom 
25. Dezember 1902’ Zolltarif] (Schluss folgt). — 
Skizzen und Notizen: Die Art der Ausübung des 


Anfechtungsrechts nach der Konkursordnung | 


and dem Anfechtungsgesetze. Die Begna- 
ligung jugendlicher Verurteilter nach öster- 
eichischem Rechte. Die Stellung des auf- 
echtführenden Richters. — Aus den Gesetz- 


‚ättern. — Miszellen: Volksschulstatistik in 


Preussen. — Bank von England. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1902 Nr. 52 u. 1903 Nr. 1—4. Leipzig 
(Jüstel & Göttel) vierteljährlich 9.— 


Nr. 52 von 1902 enthält einen Artikel: 


Zur Aufsicht über das Versicherungswesen. 


n den vier ersten Nummern des neuen Jahr- 
anges sind folgende grössere Aufsätze ent- 
alten, und zwar Nr. 1: Die Bedeutung der 





‚ebensversicherung für die Geschäftswelt, 
on Dr. Peters; Nr. 2: Zur Aufklärung über 


ie Zillmersche Methode, von Dr. Östen; 
ir. 3: Versicherungsrechtliche Entscheidungen 
on Dr. Deybeck-München ; Nr. 4: Der „Schutz 
er Schwachen“ in der Judikatur; „Nochmals 
ie Zillmerquote“, von Dr. Osten. Ausser- 
em enthalten die vorliegenden Nummern 
ahlreiche Mitteilungen und statistische Noti- 
on über zahlreiche Gebiete des Versicherungs»- 
esen8. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die XIX. Jahrg. 
1903. Nr. 1—3. Hoch. 4°. Berlin (Vlg. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 

Abhandlungen: Entwurf einer Anweisung, 


betreffend das Verfahren vor den unteren 
Verwaltungsbehörden (8 57—64 1.V.G.) (Seel- 
mann). — Die Versicherung der Bergarbeiter 


' in Deutschland (Stieber). — 8 21 und 8 135 des 


Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes /Rade- 
macher). — Bedarf die minderjährige Ehefrau 
zur Stellung des Erstattungsantrages aus $42 
I.V.G. der Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters? (Kuhröber). — Die Ehefrau als 
Arbeiterin des Ehemannes (Fuld). — Der 
Anspruch der Invalidenrentner auf Kranken- 
geld (Schmitz). — Zur Frage der Konkur- 
renz von Unfallfürsorge- und Privatentschä- 
digungsansprüchen (Ma co), — Weihnachts- 
gratifikationen (Prinz) — Ein Beitrag zur 
Frage der Auslegung des $ 76e K.V.G. — 
Verwaltung und Rechtsprechung. Mittei- 
lungen. Literarisches. Sprechsaal. Beant- 
wortung von Anfragen. 


4. Archiv f. er und 
Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Gross. 
10. Bd. 3. H. u. 11. Bd. 1.-H. 8°. Leip- 
zig (F. C. W. Vogel) pro Band 12.— 


Im dritten Heft des zehnten Bandes finden 
wir folgende Abhandlungen: Kratter, Ueber 
den forensischen Wert der biologischen Me- 
thode zur Unterscheidung von Tier- und 
Menschenblut; Uhlenhuth, Bemerkungen zu 
diesem Aufsatz; Näcke, Zeitungsannoncen 
von weiblichen Homosexnellen; Haberda, 
Ueber die Art des Vollzugs der Todesstrafe; 
Hans Gross, Zur Frage der gerichtlichen 
Voruntersuchung; Schwabe, Raubinord (Fall 
Ludwig-Chemnitz); Siefert, Der Fall eines 
Jugendlichen; ferner Kleinere Mitteilungen 
von Näcke und Bicherbesprechungen von 
eben diesem. 

Das erste Heft des nenen Bandes bringt 
an Abhandlungen: Baumgarten, Die Bezieh- 
ungen der Prostitution zum Verbrechen ; 
Schultze, Psychiatrische Gutachten I: Martin, 
Soll die Strafbarkeit der fahrlässigen falschen 
eidlichen Aussage vor Gericht im Strafgesetz- 
buch beibehalten werden? Näcke, Emile Zola. 
In memoriam. Seine Beziehung zur Kriminal- 
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Anthropologie und Soziologie; Mothes, Die 
Geldmängel im sächsischen Vogtlande. 


5. Archiv, 8 
Prozess. 


ächs. für Bürgerl. Recht und 
XIII. Bd. Heft 1 u.2. gr. 8°. 
Leipzig (Rossbergsche Verlagsbuchhand- 
lung) jährlich 14.— 


Die Hefte enthalten folgende Aufsätze: 
Die Verurteilung des Ehemanns zur Duldung 
der Zwangsvollstreckung in das ein ebrachte 
Gut der Ehefrau (Landrichter dw Chesne in 
Leipzig). — Zwangsvollstreckung insog.Bank- 
Safes [Stahlkammern] (Rechtsanwalt Dr. Felir 
Bondi in Dresden). — Das Vieh als Zubehör 
eines Landguts(Landrichter Dr. Otto Mangler 
in Freiberg). — Eingeborene deutscher Schutz- 
gebiete vor deutschen Gerichten (Referendar 
Dr. G. Wörner in Plauen i. V.). — Die Teil- 
barkeit der Grundstücke und die Hinzu- 
schlagung in Sachsen seit dem 1. Januar 1900 
(Landrichter Königsdörffer in Plauen LV.) 


6. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k.k. 
Handelsministerıum. 11. Jahrg. (1902). 
Statistischer Teil. 3. Lig. Legislativer 
Teil. 4. Lig. Wien (Manz) jährlich 20.— 


Der statistische Teil, Lieferung 3, ent- 
hält u. a. Angaben über: Die Weltproduktion 
und den Verbrauch von Kupfer und Blei, Die 
Hauptergebnisse des Tabakmonopols ineinigen 
Ländern in vergleichender Zusammenstellung 
für das Jahr 1900, Die Feuer- und Transport- 
versicherung in den im Reichsrate vertretenen 
er eichen und Ländern im Jahre 1899, 

en 
garischen Krone im Jahre 1901, Die Handels- 
marine der Vereinigten Staaten und ihre Be- 
deutung für deren Aussenhandel. Im legis- 
lativen Teil,- Lieferung 4: Eine Uebersicht 
tiber die wichtigsten neuen Gesetze und Ver- 
ordnungen auf dem ganzen Gebiete des wirt- 
schaftlichen Lebens, u.a.: Den Text der 
Vereinbarung mit dem Deutschen Reiche, 
betr. das internationale Uebereinkommen tiber 
den Eisenbahnfrachtverkehr, Das Gesetz der 
Vereinigten Staaten über den Bau des inter- 
ozeanischen Kanales, Die neuen Patent- 
vorsehriften Schwedens, Das rumänische Ge- 
setz über den kaufmännischen Konkurs, Die 
Durehführungsverordnung zu dem italieni- 


schen Gesetz betr. die Aufhebung der internen 
Steuer auf Mehlwaren, Die preussischen Vor- 


schriften über den Gewerbebetrieb der Per- 
sonen, die fremde Rechtsangelegenheiten be- 
sorgen. 


Zeitschrift für Bank- und 
nk- 


7. Bankarchiv. 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 4. 
furt a. M. (Reinhold Mahlau) 

pro Jahrg. 10.— 
Inhalt: Die neuere Rechtsprechung des 
Reichsgerichts betr. den Differenz- und Spiel- 


einwand gegen Kassaspekulationsgeschäfte, 


arenverkehr mit den Ländern der un 


— 
1% 


von Dr. Trumpler-Berlin; Die Entwicklung 
der deutschen Aktienbanken von 1W-IM, 
von W. Christians-Berlin; Das Österreichische 
Getreideterminhandelsverbot, von Dr. 6. r. 
Weiss- Wellenstein-Wien. Gerichtliche Est 
scheidungen Verbandsnachrichten. Sprechsaal 
Zeitschriftenübersicht. Bücherbesprechunger 
Vermischtes. 


8. Beiträge zur Erläuterung des Deutscher 
Rechts. 47. Jahrg. 1. Heft. 8°. 1% 
Berlin (Franz Vahlen) 

Subskr.-Preis pro Jahrg. (6 Hefte B- 
Das erste Heft enthält folgende Abhari 

l Wo liegt die Grenze der Haftıy 
des Tierhalters? (Amtsrichter @oslich in Hat 
burg). — Begründet das über ein Immobilisr 
recht formlos geschlossene Kaufgeschäft ip 
klagbaren Anspruch auf die Rechtsänderunz 
(Oberlandesgerichtsrat Dr. Th. Wo u 
Hamm). — Einigung und dinglicher Vertne 
'im Sachenreehte (Oberlandesgerichtspräsii«‘ 
Dr. Eceius). — Die Abgrenzung der Be 
‚nisse zwischen Provinzialverband, Vormu: 
'schaftsgericht und dem Inhaber der &= 
‘lichen Gewalt bezw. Vormund während = 
‚Dauer der Fürsorgeerziehung (Gen@"- 
|assessor Dr. Horion, Hilfsarbeiter bei © 

Provinzialverwaltung in Düsseldorf. — 

' Erledigung des Rechtsstreits in der Has 
sache (Landrichter Dr. Salinger in Karin 
— Sind Postanweisungsbeträge wegen =” 
Schuld des Adressaten pfändbar? Pr 
' Scheda in Berlin). 


9, Beiträge z. Kolonialpolitik u. Koles= 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 7. Bei 
(W. Süsserott) jährlich '- - 
Inhalt: Kartographische Arbeitm = | 
die deutschen Schutzgebiete, von H >= | 
'Auf der Reise nach Saypan (Maraz“ 
Tagebuchblätter von H. Schröder. {nF | 
eine unmittelbare Reichsangehörirke' 
von Dr. @. Hesse; Uebersicht über d» | 
deutendsten Forschungsreisen in Kumtr | 
afrika, I, von G. A. Kannegiesser. 


| 
| 


10. Blätter für Genossenschaftswesen. 
Nr.51 u.52, 1903 Nr. 1. Berlin ! 
tag) halbjährir‘ 

Folgende grössere Artikel find« 
neben zahlreichen kleineren Mitteiluar 
den vorliegenden Nummern, umd = 
Nr. 51: Vorschuss oder Kontokurrmti= 

Die eingetragenen Genossenschafter ** 

und dessen Vororten, II, von H. Jar 

teilungen über die Verbandstage d= 
‘1902 (Fortsetzung in Nr. 52}: Ni 
neuen Jahre, von Dr. Crüger; Zr * 
kassenfrage, von H. W. Wolf Im = 
lichen Grundlagen für die Erriehm 
Verwaltung von Baugenossemsche” 
Deutschland, von Dr. Crüger. 


. 
“ 
— 
1. 
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t1. Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
und Anhalt. Der ganzen Folge 49. Bd. 
Neue Folge. XXX. Bd. 1. u. 2. H. 8°. Jena 
(Hermann Pohle) pro Band 10.— 


Das Doppelheft enthält abgesehen von | 
einer sehr reichhaltigen Judikatur und vielen 


Bücherbesprechungen folgende Aufsätze: 
vr, Strenge, Zulässigkeit des Rechtswegs in 
Verwaltungssachen nach Coburg-Gothaischem 
Recht; Simon, das Sachsen-Meiningensche 
Tanzausschreiben vom 12. Dez. 1900 und 
seine Ungültigkeit. 


12. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
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für Beschädigung von Reisenden, verglichen 
mit der Eisenbahnhaftpflicht nach deutschem 
Reichsrecht (c. Weinrich). Die Haftpflicht 
der Eisenbahnen für Bruch von Gusswaren 
(Fuld). Beiträge zur Erläuterung des 
preussischen Enteignungsgesetzes vom 11. 
Juni 1874 (Eger). — Entscheidungen. — 
| Literatur. Gesetzgebung. 


16. Entscheidungen d. Gerichte u. Verwal- 
tungsbehörden. /Reger). 22. Bd. 3.5. H. 
München (C. H. Beck) 

Preis pro Band 10.— 


Der 22. Band der altbewährten Reger- 


u. Notariat. 1903. H. 14. Leipzig (Diete- | schen Sammlung, deren Gebiet bekanntlich 


rich'sche Verlagsbuchh.) 
pro Jahrgang 15.— 
Das Heft enthält folgende Abhandlungen: 
Die Beurkundung von Rechtsgeschäften im 
Verfahren. Eine Erwiderung. Von Öber- 
instizrat Dr. Frese in Meissen. — Die Grund- 
stückszusammenlegung in Preussen. Von 
Landgerichtsrat Spiess in Halle a. 8. 


13. Deutschland, Monatschrift für die ge 17 
Berlin | " 


samte Kultur. Nr. 4. Lex.-8*. 
‘C. A. Schwetschke & Sohn) 
vierteljährlich 6.— 


Unser Gebiet berühren die Artikel: Der | 


teligionsunterricht in den Schulen (Borne- 
ann). „Die bestehenden Verwaltungsgrund- 
itze‘‘ (Graf von Hoensbroech, Nichtvorlage 
sines Werkes an den Kaiser betr.). Ge- 
:hlechtliche Fragen in der Jugenderziehung 
rau Fürth). Staat und katholische Kirche 
Frantz). Streiflichter (Hoensbroech). 


4. Dokumente des Sozialismus, Bd.II. H. 14 
u. 15. Stuttgart (J. H. W. Dietz) 
einzeln 1.25; vierteljährlich 3.75 
Das vorliegende Doppelheft hat folgenden 
halt: I. Kritische Bibliographie des Sozi- 
smus; II. Aus der Geschichte des Sozialis- 
ıs: Briefe von Friedrich Engels über den 
dtungsbereich der materialistischen Ge- 
iichtsauffassung; Aus den Debatten eng- 
cher Sozialisten über die Werttheorie; Das 
brecht auf dem Basler Kongress der In- 





nationale; Ein kommunistischer Entwurf | 
Hofe Ludwig XIV.; III. Urkunden des | 


das auf reichsgesetzlichen und gemeinrecht- 
lichen Bestimmungen beruhende Ver- 
| waltungs- und Polizeistrafrecht einschliesslich 
‚ des gesamten Arbeiterversicherungsrechts ist, 
liegt uns nun vollständig vor. Wir benutzen 
‘gerne diese Gelegenheit, neuerlich den In- 


‚haltsreichtum und die sorgsame Redaktion 
‚der Sammlung hervorzuheben. 


Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- 
setzgebung der Verwaltung. Bd. 25. 


! H. 3/4. Leipzig (Rossbergsche Verlags- 


buchhandlung) pro Band 8.— 


Abhandlungen: Erfahrungen und Wünsche 
aus der Rechtsprechung des Oberverwaltungs- 


‚gerichts in Abgabesachen (Wachler). Das 


‚sächsische Gesetz 


| 


über die Zwangsvoll- 
streckung wegen Geldleistungen in Ver- 
waltungssachen (Tänzler). — Verordnungen 
und Entscheidungen sächsischer Verwaltungs- 
behörden. Rechtsprechung des sächsischen 
Oberverwaltungsgerichts. Entscheidungen 
aussersächsischer Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichte. Urteile in Verwaltungs- 
strafsachen. Entscheidungen bürgerlicher 
Gerichte. Vermischtes. Literatur. 


18. Gemeindezeitung, Bayerische, Organ für 
alle Gemeinde-Angelegenheiten des 
rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz. 
13. Jahrg. (1903) Nr. 1—5. München 
(J. Schweitzer Verlag) jährlich 8.— 


Auch der nene Jahrgang bringt Artikel 
aus allen Gebieten der (temeindeverwaltung. 


Jalismus: Die wichtigsten Beschlüsse des je Vielseitigkeit dieser Zeitschrift tritt 
nchener Parteitags der deutschen Sozial- jmmer mehr zu Tage. Aus dem reichen 
aokratie; Beschlüsse der sozialistischen | Inhalte heben wir folgende Abhandlungen 


„wwenkonferenz in München; Ein demo- | hervor: Unfallversicherung der bei Bauten 
- £isch-sozialistischer Volkskatechismus aus | beschäftigten Personen von Regier.-Assessor 


Epoche vor 1848; Einige Genossenschafts- | %, Meinel in München. — Namensführung 


„„echnungen der Arbeiterverbrüderung des und Namensänderung von Rechtsrat Körbel 
res 1848/49; IV. Der Sozialismus in den |jn Würzburg. — Gute Aussichten für die 


tschriften; V. Anfragen und Nachweise. | Baukunst auf dem Lande und in kleineren 
Städten von E. Kuch, städt. Oberingenienr 


in Nürnberg. — Ueber Azetylen- und Aerogen- 
Abhandlungen. XIX.Bd. 2.H. Breslau | gas-Anlagen von Ingenieur Hammer in 


.. (J. U. Kern's Vlg.) pro Band 10.— | Nürnberg Auf die Reichhaltigkeit des 
«Abhandlungen: Die Haftpflicht der Post | Sprechsaals jeder Nummer, der in seinen 


Eisenbahnrechtliche Entscheidungen und 
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Fragen und Antworten eine unerschöpfliche 
Fundgrube zur Erläuterung der Verwaltungs- 
gesetzgebung bietet, sei noch besonders hin- 
gewiesen. 


19. Gesellschaft, Die, Münchner Halbmonats- 


schrift XVIII. Jahrg. 1902. H.24. Dresden 


(E. Pierson) 
Unser Gebiet berühren die Artikel: 


jährlich 16.— 
Die 


Abhängigkeit der sittlichen von den wirt- 


schaftlichen Zuständen (Küster), Nerven- 
sanatorien fürs Volk (Fuld). Zum Kapitel 
der modernen Irrenpflege (Fischer). Der 
Traum vom „objektiven Verfahren“. Lese- 
friichte mit Randglossen. 

Während die Redaktion der Zeitschrift 


am Schlusse dieses Heftes ein Programm für 
die Zukunft entwickelt hatte, will nun „Die 
Gesellschaft“ ihr Erscheinen infolge unvor- 


hergesehener Umstände bis auf weiteres aus- 
setzen, indessen mit der Zuversicht, ihre 
Bestrebungen seinerzeit im angekündigten 
Umfang aufnehmen zu können. 


20. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1902. Dezemberheft. 
Berlin (Mittler & Sohn) 


jährlich 12 Hefte 18.— | 


Das vorliegende Heft enthält in seinem 
Gesetzgebungsteil u.a. den Mitte 1902 rati- 
fizierten rumänisch-türkischen Handelsvertrag 
vom 30. Juli bez. 12. August 1901, das unterm 
20. August 1902 vereinbarte Abänderungs- 
und Zusatzabkommen zu dem Handelsab- | 
kommen zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Frankreich vom 23. Mai 
1398, betreffend die Geltung des Handels- 
abkommens auch für Porto Rico und Al- 





girien, sowie den Vertrag zwischen Gross- 
britannien und den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 18. November 1901, betreffend 


die Herstellung eines Schiffahrtskanals zwi- 
Stillen | 


schen dem Atlantischen und dem 
Ozean. Aus ‚Japan dürften besonders die 


Bestimmungen über den Vertrieb von Geheim- | 


mitteln interessieren. Für Russland sind die 
Vorschriften für die Bestenerung der Hand- 
lungsreisenden zusammengefasst. Portugal 
hat die Schiffahrt zwischen dem Festlande 
und seinen überseeischen Besitzungen neu 
geregelt. Der statistische Teil enthält aus- 


führliche Mitteilungen über den Aussenhandel ; 


Griechenlands, Serbiens, Kanadas un. a. m., 
sowie über die Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Vereinigten Staaten 
von Amerika in den Jahren 1300 bis 1902. 





Handelsberichte der Kaiserlichen Konsuln | 
liegen vor ans Aberdeen, Bukarest (Handels- 
verhältnisse, Landwirtschaft, Industrie und | 
Bergbau in Rumänien in den Jahren 1900 
und 1901), Cadiz, Cartagena, Drontheim, 
Great Grimsby, (roningen, Hull, Jekaterinos- 
law, Kiew, Libau, Pernau, Livorno, Peterhead, 





4 


TE 


= 


Rom, San Miguel (Azoren), San Sebatar, 
Sheffield, Sunderland, Terranova, Warschan 
(wirtschaftliche Lage in den russischen Weich 


' selprovinzen), Bagdad, Saigon, Louren« Mar 


ques, Bahia, Baltimore (Handel und Industn- 
des Staates Maryland und des Distriku 
Columbia während des Jahres 1901), Cochs 
bamba, Galveston, Gonaives, Iquique, \ew 
Orleans, Paranagnä, Pernambueo, Philade 
phia, Port au Prince, Rio de Janeirv, Sa 
Luiz do Maranhao, Savannah, Vancouver, 
Brisbane und Adelaide, 


21. Handels-Museum, Das. Bd. 17. \r % 
u. Bd. 18 Nr, 1—5. Wien (Verl. d.kk 
österr. Handels-Museums) 

halbjährlich 8 - 

Nr. 1 enthält einen Artikel: 1903 und 
einen weiteren über: Die italienische Kos 
kurrenz in Albanien; Nr. 2: Schiffahrtsnb 
ventionen; Die überseeischen Absatzgebirt- 

im Jahre 1902; Nr. 3: Oesterreich-Ungarm: 

Handelsverkehr mit Persien; \r. 4: Pas 

Die zollpolitische Lage in Deutschland ; Nr.5 

Der deutsche Zolltarif als Gesetz; Das In 

portgeschäft in Südafrika. Wie in den frühe 

ren Jahrgängen so findet sich auch in diess 
ersten Nummern des neuen eine ausserordeat 
lich reiche Fülle von Notizen aus allen Ge 
bieten der Volkswirtschaft, inbesondere ds 

Handels, der Industrie und des Verkehr 

wesens. 


22. Handelszeitung, Bayerische. 1%02. \r. 
51 u. 52 und 1903 Nr. 1—4. Münches 
(Franzsche Hofb.) vierteljährlich 15 


Aus der vorliegenden Nummer heben wır 
folgende grössere Artikel bezw. Mitteilungen 
heraus: Nr. 51: Die Neukontingentierung der 
Brennereien (Schluss in Nr. 52); Die Füni« 
rung der Baumwollzucht (Schluss in Nr. 52 
Der Ludwigs-Donau-Mainkanal; Nr. 52: Die 
Ofotenbahn; Die Differenzierung des Gerster- 
zolls, von Z. Koch-Darmstadt; Nr. 1: Ds 
Wirtschaftsjahr 1902 (Fortsetzung in da 
folgenden Nummern); zur Revision des G* 
brauchsmusterrechts, von Dr. L. Fuld-Main:: 
Das Zolltarifgesetz (Fortsetzung und Schlus 
in Nr. 2 un. 3); Eisenbahnen und Industri 
Die deutsche Rhederei im Jahre 1902; \r.5 
Die russische Wechselordnungz vom 9. Jun 
1902, von Maxim Blumenau (Schluss in \r.t. 
Gesetzentwurf über die kanfmännische 
Schiedsgerichte; Nr. 4: Die neuen Zölle uni 
ihre Anwendung; Abänderung des Zucke 
steuergesetzes. 


23. Invaliditäts- und Alters-Versicherung. die. 
im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. Nr 
u.5. Mainz (Diemer) vierteljährlich 2 - 

Abhandlungen: Erteilung von Musi- 
unterricht als vorübergehende Dienstleistusz 

im Sinne des Bundesratsbeschlusses von 

27. Dezember 1899 (Seelmann). Zur Krank 








versicherung «ler Handlungsgehülfen (Fuld). 
Empfiehlt sich die freiwillige Fortsetzung der 
Invralidenversicherung für die mit Pensions- 
berechtigung angestellt werdenden Reichs-, 
Staats- oder Kommunalbeamten ? (Simon). 
Müssen die Krankenkassen Massagekuren ge- 
währen ?ıv. Frankenberg). — Entscheidungen, 
Mitteilungen etc. 


24. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Berlin 
(OÖ. Liebmann) vierteljährlich 3.50 


Die Nr. 2 und 3 des VIII. Jahrgangs 
bringen folgende Aufsätze: Hamm, Dr., 
Oberlandesgerichtspräsident, Die Reform des 
Strafprozesses. Il. Wiederaufnahme des 
Verfahrens. Berufung, Umgestaltung der 
Gerichte nnd Aenderung der sachlichen Zu- 
ständigkeit. Revision. Fischer, Dr., 
(reheimer Rat, Die Vorbereitung für den 
höheren Verwaltungsdienst in Sachsen und 
Prenssen. — Laband, Dr., Professor, Das 
neneste Heft der Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Civilsachen. Stranz, Dr., 
Justizrat, Zum Gesetzentwurfe 
„Kaufmannsgerichte“. — Staub, Dr., Justiz- 
rat, Juristische Rundschau, — Aschrott, Dr, 


Landgerichtsrat, Die englische Gefängnis- 


statistik für das Jahr 1901/2. — Eger, Dr., 
Regierungsrat, Das Zwangserwerhsrecht des 
Staates bei Privateisenbahnen. — Kade, Land- 
serichtsrat, Gehaltsverhältnisse der Richter 
ınd Staatsanwälte. — Klein, Dr, Sektions- 
:hef im österreich. Justiz-Ministerium, Eine 
iene Phase des deutschen Scheckrechts. 
Kceius, Dr. Oberlandesgerichtspräsident, 


{ondiktion des Wucherers nach Bürgerlichem | 


sesetzbuche. — Pappenheim, Dr., Professor, 
Sonnossementsklauseln. — Voss, Amtsge- 


ichtsrat, Die Handelsregisterptlicht derWirte. | 
— Eisser, Landrichter, Entwickelung der 


Yienstverhältnisse der reichsländischen Ju- 
isten. — Gumbinner, Dr., Landgerichtsrat, 
ur Frage der Reform des Amtasgerichts- 


’rozesses. — Schücking, Dr., Professor, Die 


ragweite des Art. 58 E.G. zum BGB. — 
langen, Dr, ÜÖberlandesgerichtsrat, Frist- 


estimmung bei Verweigerung der Erfüllung. 


- Gmelin, Dr.. Landgerichtsrat, Fortbestehen 
er Wirkung eines Strafantrags auch nach 
em Tode des Verletzten in den Fällen 
er vorm (resetz zugelassenen Zurücknahme- 
eingnis. — Staub, Dr, Justizrat, Eine 
wickmühle bei der Gründung von Aktien- 
esellschaften und Gesellschaften mit be- 
‘hränkter Haftung. — Boschan, Amtsrichter, 
‚echtliche Stellung des von einer Frau nach 
er Todeserklärung ihres Mannes geborenen 
indes. — Lazarus, Dr., Gerichtsassessor, 
nsammenlegung von Aktien unter Ein- 
derung von Zuzahlungen. — Kloss, Dr, 
mtsrichter, Einführung einer Benachrich- 
gungspflicht in Personenstandssachen. — 
'undstein, Dr. Advokat, 


über die | 


Die Retorsions- , 
stimmung des Art. 31 E.G. zum BGB. — 


Bernhardt, Referendar, Zur Auslegung des 
s 299 U.P.O. — Pfennig, Landrichter, Die 
Frage nach dem Rechtsmittelverzicht. — 


Becker, Überkriegsgerichtsrat, Rechtshilfe 
zwischen Civil- und Militärbehörden. — Götte, 
Amtsrichter, Ist der stillschweigende Aus- 
schluss der gesetzlichen fortgesetzten Grüter- 
gemeinschaft durch wechselseitiges Testament 
möglich ?— Neumann, Dr., Assessor, Gewähr- 
leistung beim Viehkauf. 


25. Monatschrift für Handels- und Sozial- 
wissenschaft. Hrag. v. Dr. Alb. Ludıe. 
Stange. I. Jahrg. Nr. 1. gr. 4°. München 
(G. Schuh & Cie.) vierteljährlich 1.— 

Diese neue Zeitschrift soll vor allem dem 
ı Kaufmannsstande eine allgemeine Uebersicht 
über die Fortschritte des Handels und der 
Industrie geben. Die Aufsätze sollen sich 
| über Gebiete der Volkswirtschaft, des Handels-, 
See- und Konsularrechts, des Verkehrswesens, 
der Naturwissenschaften und des kauf- 
männischen Unterrichtswesens verbreiten; 
ausserdem soll jede Nr. eine Chronik der 
‚ Neuerungen und Fortschritte auf allen hier 
in Frage kommenden Gebieten und in einer 
„Revue der Revuen” eine Uebersicht über 
die anderen Fachzeitschriften, endlich eine 
Bücherschau enthalten. Der Inhalt dieser 
Monatschrift dürfte auch für unsere Leser 
von Interesse sein. Von den Aufsätzen der 
vorliegenden 1. Nr. erwähnen wir folgende: 
Die geschichtliche Entwickelung der Handels- 
lehranstalten, von H. Messieu-Meissen ; Wirt- 
ı schaftsgeographie und Naturwissenschaft, von 
' Prof. Dr. Günther; Die gesetzlichen Grund- 
‚lagen des Eisenbahnbeförderungsvertrages, 
von Dr. Reindl!- München; Der Handel und 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Staaten 
Indiara, Kentucky, Ohio und West-Virginia 
im dritten Viertel des Jahres 1902. 





26. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 1. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft —.50 


Die erste Nummer des nenen Jahrgangs 
hat folgenden Inhalt: R. Calwer, Zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit; Dr. E. 
David, Die landwirtschaftliche Produktions- 
entwickelung und die Aufgabe der sozial- 
. demokratischen Agrarpolitik; W. Heine, Zur 
Reform des Strafrechts; E. Bernstein, Zur 
' Bilanz des Kampfes gegen den neuen Zoll- 
'tarif; Prof. E. Vandervelde, Die belgischen 
' Wahlrechtskämpfe; M. Eisner, Der junge 

Ibsen; Dr. H. Lindemann, Fortschritte der 
| kommunalen Sozialpolitik; A.v. Elm, Ham- 
‚ burgerei; ©. Rühle, Die wirtschaftliche Lage 
' der preussischen Volksschullehrer. Rundschau. 





27. Recht, Das. 1902. Nr. 24 u. 1903, Nr. 1. 
Hannover {Helwingsche Verlagsbh.) 

vierteljährlich 3.50 

Die Nr. 24 des Jahrganges 1902 enthält 
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folgende Aufsätze: Hat der Handlungsagent | 
im Konkurs des Geschäftsherrn ein Vorrecht? 
(R.-G.-Rat Dr. Düringer, Leipzig.) — Ge 
hören zu den „wechselseitigen Beleidigungen 
und Körperverletzungen“ im Sinne des $ 4 
Mil.Str.G.O. anch die gefährlichen und 
schweren Körperverletzungen? (Senatsprä- 
sident beim Reichsmilitärgericht Cl. v. Kopp- 
mann, Berlin.) — Versammlung der Rechts- 
anwälte des Kammergerichts. (Rechtsanwalt 
Dr. Korn, Berlin.) — Juristische Gesellschaft 
in Berlin. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) 
— Bedingte Verurteilung. — Die Kommission 
zur Beratung des Strafprozesses. — Ueber 
die Behandlung von Gefangenen. — Preis- 
ausschreiben. — Zur Auslegung der Testa- 
mente. (L.-G.-Rat Peiser, Danzig.) — Kann 
der Grundstückseigentümer stehende Früchte 
rechtswirksam übereignen? (Gerichtsakzessist 
Dr. Emil Kramer, Mainz.) — Zur Zeupnis- 
pflicht des Dienstherrn. (1.-G.-Rat Dr. Mar 
cus, Berlin.) — Zur Kahlpfändung des Mieters. 
(Landgerichtsrat Brettner, Cottbus.) — Pro- 
stituierte als beeidigte Zeuginnen. (Gerichts- 
assessor Sperling, Köln.) 


Die erste Nummer des neuen Jahrganges 
bringt namentlich: Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft und Scheidung. (Univ.-Professor 
Dr. Matthiass, Rostock.) — Zu $& 10 Mil. 
Str.-G.O. und $ 138 Mil.Str.G.O, (Selön.) — 
Wird der Zusammenhang der Reihe der 
Abtretungserklärungen im Sinne des $ 1155 
BGB. und des $ 40 Abs. 2 G.B.O durch einen ‘ 
Erbfall unterbrochen? (O.-L.-G.-Rat Dr. Th. 
Wolff, Hamm.) — Die „Cif-Klausel“. — Rea- 
listisches Reifezeugnis und Rechtsstudium. 
— Im Berliner Anwaltsverein. Rechtsanwalt 
Dr. Korn, Berlin.) — ‚Juristische Gesellschaft 
zu Berlin. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) 
— Zur Lehre von der Streitgenossenschaft; | 
keine Lücke in der Ü.P.O, (Oberlandesgerichtes- | 
rat a. D. W. Ch. Francke, Hannover.) — 
rer Bar Beweislast bei der Negative. 
(Justizrat Dr. Emil Martinius, Erfurt.) — | 
Zur Rechtsnatur des Vergleichs. (Landrichter | 
Dr. Albert David, Elberfeld.) — Auswahl 
der Sachverständigen im Entmündigungs- 
verfahren. (Amtsrichter Dr. Otto Levis, 
Pforzheim.) — Führung des Meistertitels. | 
(Referendar Dr. Jafa, Charlottenburg.) — 
Soll das Gericht von 8 228 C.P.O. Gebrauch | 
machen, um ein Versäumnisurteil n den 
Berufungsbeklagten zu vermeiden. (Geh. Ju- 
stizrat Oberlandesgerichtsrat H. Meyer, Bres- 
lau.) — Die Stellung des Zwangsverwalters 
nach Aufhebung des Verfahrens. (Amtsrichter 
Dr. Lafrenz, Hamburg.) — Ein Brief aus 
Oesterreich. 





| 

38. Soergel, Dr. Hs. Th., Rechtsprechung | 
1902 zum BGB., E.G. z. BGB., C.P.O,, | 
K.O, G.B.O, R.F.G. u. Zw.V.G. nach d. | 
Reihenfolge der (Gesetzesparagraphen | 


" über 


nenn m 
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bearbeitet. 3. Jahrg. K1.-8. (VIII, 504 3) 

Stuttgart (Deutsche Verlagsanstalt) 
geb. in Leinw. 4.9) 

Der Wert dieser mit hohem Geschick und 


' riihmenswerter Umsicht redigierten Samm 


lung für die Praxis ist allenthalben an 
erkannt. Wir möchten aber darauf hinweisen, 
dass sie auch beim Studium des Gesetze 
undin der Hand des Rechtslehrers von grossen 
Nutzen ist, Indem sie einen klaren Teker 
blick über die zum BGB. und seinen Nebengr* 
setzen bisher veröffentlichte Rechtsprechung 
bietet, ermöglicht sie es anch dem The 
retiker, die praktische Bedeutung der ein 


' zelnen Gesetzesvorschriften und die Schwierig 


keiten zu erkennen, die sich ihrer Anwendung 
entgegenstellen. Ohne diese Erkenntnis ıst 
eine gesunde Rechtslehre undenkbar. Darum 
versteht es sich ganz von selbst, dass jeler 
Dozent des geltenden Rechts sich fortdanern! 
die Ergebnisse der Rechtsprechung 
unterrichten muss. Diese Aufgabe wird ihn 
durch das vorliegende Werk wesentlich er 
leichtert. Der dritte Jahrgang enthält imt- 
liche bisher zum Zw.V.G. veröffentlichten Er 
kenntnisse und zeichnet sich überdies vor 
seinen Vorgängern insofern aus, als die ein 
zelnen Rechtssätze etwas ausführlicher z: 
fasst wurden wie bisher. So darf auch dieser 


neue Band der „Rechtsprechung“ warm 
empfohlen werden. 
29. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrifi 


f. vaterländische Politik u. Volkswirt 
schaft. 4. Jahrg. Nr. 18 u. 19. gr. X 
Berlin (Wilh. Baensch) 
vierteljährlich 25) 
Die vorliegenden Nummern enthalt 
folgende für unsere Leser bemerkenswertsy 
Artikel, und zwar Nr. 18: Der Sier d« 
Mehrheitsprinzips; Weibliche Gewerbeinspek- 
toren, von Alice Salomon-Berlin; Der (het 
bau im Deutschen Reich; Der denteh* 
Petroleummarkt;; Staatszuschüsse an die !ı 
dustrie in Frankreich. Nr. 19: Die nationa. 
liberale Partei nach dem Kampf um de 
Zolltarif, von K. Eichhorn-Bonn; Nochmik 
819 Abs. 2 der Geschäftsordnung; die Kloster 
bewegung in Baden; „Nauticas‘ ; Die Kost« 
der deutschen Kriegsflotte; Die deutsche Ar 
beiterversicherung, von ©. Stillich-Berlin ; I» 
Uebernahme der pfülzischen Eisenbahn der: 
den bayer, Staat. 


30, Zeitschrift. für Arbeiter-Versicherung. 
XV. Jahrg. Nr. 11 u. 12. Stutiga” 
{W. Kohlhammer) jährlich 3— 

Der 15. Jahrgang liegt komplett var. I% 

Zeitschrift widmet sich der Mitteilung — 

Entscheidungen, Entschliessungen ans ds 

Gebiete der Arbeiterversicherang unter = 

schluss von Abhandlungen. 
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31, Zeitschr. f. Bergrecht. 44. Jahrg. (1903) 
1. H. Berlin (J. Guttentag) jährlich 8.— 


Die Redaktion und Herausgabe dieser 
Zeitschrift wird nunmehr durch einebesondere, 
vom preussischen Minister für Handel und 
Gewerbe eingesetzte Redaktionskommission 
besorgt werden, die aus den rechtskundigen 
vortragenden Räten der Bergabteilung des 
Ministeriams(Wirkl. (seh. Oberbergrat Eokene, | 
Geh, Bergrat Steinbrinck und Reuss) gebildet 
ist. Der Verlag ging auf J. Guttentag 
in Berlin über. 

Abhandlungen: Der Verlust des Wahl- | 
rechts und der Ehrenämter durch Ausscheiden 
aus der Bergarbeit im Königreich Sachsen 
(Waähle). Bergrechtliche Fragen (Bitta): Das 
Verhältnis: a) des BGB. zum Allg. Bergges., 
b) des Bergwerkseigentums zu öffentlichen 
Verkehrsanstalten sowie zu anderen öffent- 
lichen oder gemeinnützigen Anlagen. — Berg- 
gesetzgebung. Entscheidungen der Gerichts- 
höfe, Praxis der Verwaltungsbehörden. | 
32. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 

Jahrg. 1903. Heft 1. Berlin (G. Reimer) 

Quartal 5.— 


Ir | 
Inhalt: I. Aufsätze: Dr. M. Fleischmann- | 


Halle, Friederizianischer Sozialismus, I; Dr. 
Fr. Schuler-Mollis, Ueber den Einfluss de 
Fabrikarbeit auf die geistige Entwicklung 
der Arbeiterschaft; J. Wolf, Das Rassen- 
problem in der Weltwirtschaft; Dr. @lier- 
Ubarlottenburg, Die Vertrustung der Tabak 
verarbeitenden Industrien in den Vereinigten 
Staaten von Amerika; II. Sozialpolitik: Die 
Dienstbotenversicherung, von H. v. Franken- 
berg-Braunschweig; III. Miszellen, darunter: 
Antikartellpolitik der Vereinigten Staaten; 
Produktionskosten von Weizen bei Gross- 
und Kleinbetrieb; die „vis inertiae“ der 
preuss. Staatsbahnverwaltung gegenüber dem 
technischen Fortschritt (nach A. Haarmann); 
lie Strassenbahnen deutscher Städte; IV. 
Buchbesprechungen. 


33. Zeitschrift des k. sächsischen statisti- 
schen Bureaus, red. von Regierungsrat 
Dr. E. Würzburger. 48. Jahrg. 1902. 
Heft 1 u. 2. Dresden (Zahn & Jaensch) 

jährlich 3.— 

Inhalt: Arthur Geissler *; Wechsel in 
der Redaktion; Die Bewegung der Be- 
völkerung im Königreich Sachsen während 
des Jahres 1%0; von Regierungs - Assessor 

Dr. @G.Lommatzsch; Die sächsischen Städte 

im 19. Jahrh. (Fortsetzung und Schluss), von 

Dr. G. Wächter; Die Mehrlingsgeburten im 

Königreich Sachsen in den Jahren 1876 bis 

1900, von Dr. @. Lommatzsch; Die Be- 

völkerung des Königreichs Sachsen nach der 


18; 


Staatsangehörigkeit und der Gebürtigkeit 
am 1. Dezember 1900, von demselben ; Kleinere 
Mitteilungen. 


34. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 39. Jahrg. 1. Lieferung Bern (A. 
Francke). 

Die 1. Lieferung des neuen Jahrganges 
bringt folgende Abhandlungen : 1.Hypothekar- 
verhältnisse im Kanton Solothurn, von Gottl. 
Vogt; 2. Statistique — et patho- 
logique de l’Asile de Cary (Vaud) de 1881 à 
1900, par A. Koller, die Lebensdauer in der 
Schweiz, vom eidg. stat. Bureau; F Alfred 
Furrer, Nachruf von Dr. J. Geering ; Statisti- 
que annuelle du corps &lectorale dans le 
Canton de Geneve, par E. Kuhne; Toten- 
liste: F Arthur Geissler ; die freiwillige Vieh- 
versicherung in Appenzell a. Rh. im Jahre 
1900, von Ratsschreiber Tobler ; Bibliographie. 


35. Zeitschrift fürVersicherungswesen. 1902. 
Nr.51. Berlin (Verlag : „Zeitschr. f. Vers.- 
Wesen“, E. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 


Die letzte Nummer von 1902 enthält einen 
‚Artikel über: Garantiescheine und unreine 
' Konossemente. Ausserdem wird die l’eber- 


' sicht über die deutschen Lebensversicherungs- 


| gesellschaften fortgesetzt. 


| 36. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
| Wissenschaft. Bd. III. 2. Heft u. Erg.- 
Heft. gr. 8”. Berlin (E. 8. Mittler & Sohn) 


jährlich 9.— 
| Das vorliegende Heft hat folgenden In- 
halt: I. Abhandlungen: Die Verallge- 


meinerung der Versicherungshilfe, von Dr. 
@. Leuckfeld-Berlin; Die Harndiagnostik in 
der Lebensversicherung, von Dr. W. Stern- 
berg-Berlin; Die Krankenversicherung der 
Hausindustriellen, von Dr. L. Fuld-Mainz ; 
Versicherungswesen und Statistik, von Dr. 
‚H. Bleicher-Frankfurt a. M.; Der Schutz der 
 Hypothekengläubiger im Versicherungsrecht, 
von F. Hülsse-Magdeburg; Die Mathematik 
und Technik der Arbeitslosigkeits- Ver- 
‚sicherung, von H. Woagner-Gross-Lichter- 
felde. Il. Literatur. 

; 37. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXXIV. Jahrg. 
Nr. 26 u. XXXV. Jahrg. Nr. 1.2. Heidel- 
berg (Emmerling & Sohn) jährlich 8.50 


Abhandlungen: Grundsätze des Steuer- 
‚ veranlagungsverfahrens. Die Durchführung 
ı des Proportionalwahlsystems bei den Ge- 
' werbegerichtswahlen in Mannheim. — Ent- 
‚scheidungen, Entschliessungen, Literatur. 


T——D 
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Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keins Aufnahme gefunden 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berährl. 
Vgl. such „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Arbeitgeber-Zeitung, die deutsche. Central- freunde. Hrsg, n. red. v. Adf. Hinrichs. 2 Jam 


blatt der deutachen Arbeitgeber-Verbände. Red. i. V.: 1903. 26 Nrn. hoch 4°. {Nr. 1. 128.) Berlin (E. Pi 
Dr. Fe. Kuh. Verantwortlich: Geo. Achterberg. Nachf,) vierteljätrlich ! - 
Jahrg. 1903. 52 Nrn. (Nr. 1. 10 8.) 40 mal 28 cm. | Nationnl-Oekonom, der, Zeitschrift f. Tık 
Berlin (O. Elsner) vierteljäbrlich postfrei 1,75 | wirtschaft u. Statistik. Nebst Beibiatt: Versichern 


Entscheidungen des Reichsgerichts. Hrsg. von | HKundschau Hrag. u. Red.: Bernh. Iranyl. 15. Jau 
den Mitgliedern des Gerichtshofes u. der Reichs- | 1903. 36Nrn. Fol. (Nr. 1. 4 u.88., Wien (J. Ess 


anwaltschaft. Entscheidungen in Civilsachen. Nene | _ stein & Co. in Koma.) 
Folge. 1. Bd. Der ganzen Reihe 51. an Br. 80 (XIT, | Organisation. Mitteilungen f. Industrie, Hand 


8. 08 (Veit & r u. Behörden. Hrsg. v. C. Jul. Fladitz. Red. : 6. Bar. 
a Me a » ged. 5.50 5 ang. 1963. 24 Nrn. hoch 49. (Nr. 1. 168) Beriz 
Entscheidungen des Keichagerichte. Hrag. von (Schulz & Co.) vierteljährüch 1. 


den Mitgliedern des Gerichtshofes u. der Reichsanwalt- Osswoboschdenijie. (Die Befreiung.) Hrsg. 1. 
schaft. Entscheidungen in Civilsachen. Generalregister | von P.v. Sfrurve. (In russ. Sprache, ) 1. Jahrg. 2. Ba 
zum 41. bis 50. Bde, Bearb. v. H. Müller, gr. 8°, (IX, Jan. — Juni 1903, 12 Nrn. gr. 4%. (Nr. 13. 168) ee 


692 8.) Leipzig 02 (Veit & Co.) '  gart (J.H. W. Dietz Nachf.) vierteljährlich > - 
7.50; geb. in Halbfrz, 9.50 ; einzeine Nm. —* 

Entscheidungen desReichsmilitärgerichts. Hrag. ' auf Indis-Bible-Pap. in Kuvert °) 
v. den Senatspräsidenten u. dem Obermilitäranwalt einzelne Nm. -? 


unter Mitwirkg. der jurist. Mitglieder der Senate | Veröffentlichungen des kaiserl. AufsichtaszH 
u. der Mitglieder der Militäranwaltschaft. 5. Bd. | f. Privatversicherung. 2. Jahrg. 1903. 4 Nrn. lrı * 
gr. 8°. (319 8) . Berlin 02 (F. Vahlen) ' (Nr.1. 36 8.) Berlin W. Guttentag) 

4.—; geb. in Halbfrz. 5.20 | 2.50, einzelne Nm. — 
Feuerwehr-Zeitung f. d. Grossherzogth. Hessen | Zeitschrift f. den preussischen Gerichtsvuils 
u. Prov. Nassan. Verbandsorgan hess, Feuerwehren. Verband, Organ f. Vollstreckungs®-, Zustellune : 
Zeitschrift für Feusrwehren u. Fabrikanten dieser | Kostenwesen. Hrag. v. Bechtsanw. Dr. W. Aw. 
Branche. 19. Jahrg. 1903, 24 Nrn. Fol. (Nr, 1. 10 8.) 17. Jahrg. 1903. 24 Nrm. er, 4%, (Nr.1. 88) Bei: 
Giessen (Verlag der hess. Fenerwehrzeitg.) (R. Kühn) ; vierteljährlich 1.» 

Halbjährlich 2.50 | Zeitschrift für Medizinal- ——— Zentroſlact 

Franuen-Rundschau (vormals „Dokuments der | gerichtl. Medizin u. Psychiatrie, f. ärztliche + 
Frauen‘‘ v. Marie Lang. IV, Jahrg.) Red.: Dr. Helene | verständigentätigkeit in Unfali- u Invaliliti 
Stocker u. Carmen Teja. IV. Jahrg. 1903. 24 Hefte, sachen, sowie für Hygiene, Öffentl. Sanititereer 
(1. Heft, 15 8. m, Abbildgn.) Lex.-5°. Leipzig (Verlag , Medizinal-Geantzgebg. u. Rechtsprechg. Hrag.v.Brs 





der Frauen-Rundschau) ; u. Geh. Med.-R. Dr. Otto Rapmund, Sander“ 
vierteljährlich 2.— ; einzelne Hefte — 40 Novbr. 192. gr. 8°. (ll, 142 8.) Berlin iFishr- 
Helfeteinander! Ein Führer n. Ratgeber f. Menschen- mediein. Buchh.) ä- 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Gesetzsammlung f. das Fürstenth. Schwarzburg- | nuation dn grand recueil de @. Fr. de Martens, yet 
Rudoistadt. 1002. 68, Jahrg. 17 Stücke. 4%, (IV, | Prof. Fel. Stoerk. 2.serie. Tome XX VIII. 3. live.er * 


1788.) Kudolstadt (Hofbuchdr.) 2.50 (8. 561-776.) — 02 (Dieterichsche Verlun 


Kanfmanu, E., Landger.-Expedit,, Badisches i — F 
Justiztaschenunch. Alphabetische Zusammenstellg. —— — * in gr 
der in das bad. Justizwesen einschlag. Reichs u. I ann, — 2. Auf. —2 ans 
Landesgesetze, Verordngn. u. Erlasse nach dem Ed. Kannengiesser, DD. Rechtsunw. Mart Leo, 1x! 
Stande vom 1. X. 1902, 2. Aufl. 8”, (VIII, 287 8.) richt. A, Nöldeke, Rechtsanw. Alb. Wulf - 5: 
Waldshut 03 (H. Zimmermann) geb. in Leinw. 4.— gr. ®. (XI, 560 S.) Hamburg 03 (0. Maisemer'’s Vet 

Recueil, nouvesu, general de traites et autres actes 12.— J 
relatifs aux rapports de droit international, Conti- | ce 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Aufsess, Eckart Frhr. v. u, za, Amitsricht., in den romanisierten Ostprovinzen des riui«”" 
Praktisches Rechtshandbuch. Ein Führer durch die Kaiserreiches. gr. 8°, (IV, 928.) Weimar D E PB 
deutschen Reichsgesetze u. e. Rechtsbeistand im tägl. | lau's Nachf ) 

Verkehr. Gemeinverständlich bearb. f. Jedermann. Wandelt, Dr Hans, Das gesamte Kecht des I» 
(Dr. Ludw. Hubertis moderne kanfmänn. Bibliothek.) schen Reiches in Frage u, Antwort, zur Vorberä 


gr. 8°. (VIII, 130 8.) Leipzig 05 (Dr. L. Hubertij ' 1 das Referendarexamen u. die jurist. Doktor 
geb, in Leiuw, 2.75 '  bearb. 7. Bd, 8°. Berlin OH. Nabel 3— geh. ° 
Brasslof, Dr. St... Zur Kenntnis de» Volksrechtes | 7. Strafrecht, Strafprozess, Völkerrecht. (T1.%» 


Bürgerliches Recht. 


Cosach, Konr., Prof., Landger.-R., Lehrbuch des Lehren u. das Recht der Forderungu. 4. Aul = 
dentachen bürgerlichen Rechts auf der Grundlage | {XVL 644 S.) Jena 03 (G. Fischer) 11.50; et i 
des bürgerlichen Gesetzbuchs. 1. Bd. Die allgemeinen | Hofmann, Dr. A., Bez. -Amtamaes _, Die sem‘ 


——— u CE EEE EEE 





ein- 


Materialien zum 
hlieslich des Einführungsgesetzes, f. die Zwecke 


bürgerlichen Gesetzbuche 


der Verwaltg. u. Verwaltungsrechtsptlege bearb. 
II. Bd. 1. Abtig. Lex. 8%. (220 8.) Ansbach 02 IC. 
Brügel & Solın) 4. 
Justinian’s Institutionen in ainngetreuer deutacher 
Vebersetzung nebst sprachlichen n. sachlichen Er- 
läuterungen, Glossarien n. Indices. Bearb. v. e. prakt. 
Jaristen. Nene (Titel- jAnag. 8°. (IV, 316 8.) —— 
gart 03 (W. Violet) ! 1582) — 
— Pandekten Buch I—-IV in sinngetreuer — 
Vebersetzung nebst sprachlichen u. sachlichen Er- 
läuterungen, Glossarien u. Indices. Bearh. v. e, prakt. 
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Juristen. Neue [Titel-/Ausg. 9°. (IV, 3328.) Ebd 0% 
188% .— 
Lutzau, H, v., Not. publ, cand. jur., Streifzüge auf 
dem Gebiete der Theorie u. Praxis des provinziellen 
Privatrechts. ®°, (232 8.) Riga 02 (Jonuck & Poliewaky) 
Berlin (H. W. Müller: u 
Pini, Otto, Refer., Das Vermächtnis e. zur Erb- 
schaft gehörigen belasteten Gegenstandes nach dem 
bürgerlichen Gesetzbuche. Diss. gr. 9. (VI, 40 8.) 
Braunschweig 02 (J. Neumeyer) 1.50 
Sehweitzer, Ernst, Amteger.-R., Begriff u. Nach- 
wois der Eintragsbewilligung der a8 19, 22 G.B.0, 
gr. 8°. (32 8.) Leipzig 03 (C. L. Hirschfeld) —.50 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Bischoff, Dr. Erich, Wie führe ich meine Pro- 


zesse ’ Praktischer Rechtsrat f. jedermann. schmal | 
gr. ®. (39 8.) Leipzig 08 (Jacobi & Zocher) je — 50 


Peisechek, Dr. Geo., Priv.-Doz., Die Abfindung dea | 
msteriellen Klagsanspruchs nach österreichischem 
Urllprocessrecht. gr. 8°. (II, 558.) Wien 03 (Manz) 1.— 


Stein, F. u R. Schmidt, DD., Aktenstücke zur 
Einführung in das Prozessrecht, Civilprozess. Bearb, 
v. F. Stein. 5. Aufl, gr. ®°. (VIIL, 176 $,) Leipzig 
(C. L. Hirschfeld) 2,20; geb, 2.70 


Strafrecht und Strafprozess. 


Bnrekhard Dr Wax, Der Entwurf e. neuen 
Pressgesetzen. gr. 8°, (39 8.) Wien 02 (Manz) —.&0 
(anstatt, Ose., Koloniedir. a. D., Aeussere od. 
innere Kolonisation? Ein Beitrag zur Frage: Wohin 
»nden wir unsere Sträfinge? gr. 8°. {46 8.) Han- 
nover 03 (C. Meyer) L— 
derz, Paul, Reichamilitärger.-Sen.-Präs. u. Kriega- 
R. @eo.,, Ernst, DD., Militär-Strafgesetzbuch 
f, d. Deutsche Reich. Text-Auag. m. Anmerken. u. | 
Sachregister. gr. 16°. (409 8.) Berlin 03 (J. Gutten- 
tag) geb. in Leinw. 3.— | 
Iold v. Ferneek, Dr. Frhr. Alex... Die, 
Bechtswidrigkeit. Eine Untersuchg. zu den allge- 
meinen Lehren des Strafrechtes. 1. Bd. Der Begriff 
der Rechtswidrigkeit. gr. %°. (XIII, 400 8.) Jena 03 
(G. Fischer) 8— | 
‚lein, Frz., Sekt.-Chef u, Prof. Heinr. Lam- | 


masch, DD., Die Verbesserung des Ehrenschutzes. 
Berichte, erstattet der konstituier, (eneralversamımnlg. 
der allgemeinen Anti-Dueil-Liga f. Oesterreich, Mit 
e. Anh.: Bericht üb. die konstituier, Generalver- 
samtnlg. n, Statut f. den Ehrenrat. gr. 8°. (110 8.) 
Wien 03 (Manz) 1.60 
Koch, H,„ Hauptm. d. L. . D. Oberkriegsger.-R., 
Einführung des Offiziers in die Militär-Strafgerichts- 
Fe vom 1. XII. 1898, Vorträge. 3, erweit. 
Anti. 5°, (VIIL, 259 8.) Strassburg 02 (W, Heinrich) 
geb. in Lelnw. 3.50 
Sehwarze,Dr. Frdr. Ouk. v., weil. wirkl. Geh. 
Rat Gen.-Staatsanw. a. D., Das Reichs-Pressgesetz 
vom 7. V. 1874. Erläutert. Seit der 3, vollständig 
umgearb. Aufl. fortgesetzt v. Kammerger.-R. Pr. H, 
Appeltus. 4., neu bearb. Auf. gr. 8%, (XVL 263 8.) 
Erlaugen 03 (Palm & Enke) 2. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


ergpolizei-Verordnung t. Elsass-Lothringen Olshansen, Dr. A., Rath. Die Strassenordnung 


betr, die Bewetterung der Steinkohlenbergwerke u. 
deren Sicherung gegen Schlagwetter u. Kohlenstsub- 
Explosionen. 12%. (23 8.) Strassburg 02 (Strassburger 
Druckerei u. Verlagsanstalt) kart. — 50 
emmiäng, P.. Ohertorat. Gesetze, Verordnungen 
1. Instruktionen, welche auf das Foratwesen Bezug 
saben. 1%1. Für das Küönigr. Sachsen. [Aus: 
. Tharander forstl. Jahrb.''] gr. 8°. (99 8} Leipzig 08 
G. Schönfeld) 1.— 
setz, das, üb. die Vermögensverwaltung in den 
twtholischen Kirchengemeinden vom 20. VI. 1375, 
owie die dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen 
1. die Geschäftsanweisung f. die katholischen Kirchen- 
orstände u. Gemeindsvertretungen in der Prov. 
issson - Nassau, vom 4. II. 1902, Amtlicher Abdr. | 
r.®. (64 8.) Cassel 02 (Limburg, A. Hötte) —.50 | 
smmunsal-Kalender, Wiener, u. städtisches 


shrbuch 1%8. 41. Jahrg. 8%. (VI, 697 8.) Wien 
M. Perles) kart. 3.20 
re, HM... Verfassung u. Wahlrecht. Grundgesstze 

Grundrechte. Dus Wichtigste üb, die Reichs- 
erfassg. u. bad. Stasts- u. Gemeindeverfassg. ins- 
sondere das Wahlrecht, üb. Wahlen in Gemeinden, 
irchen nu. anderen Korporationen, nebst Anlı.: 
’abikreiseinteilung in Baden, Statistik der Reich» 
wswahlen. Kurze Übersicht üb. Verfaasg. u. Wahl- 
:cht in einigen anderen Staaten, f. alle bad. Wähler 
wammengestellt. gr. 8°, (VII, 104 8. Frei- 
are i. B. 08 (F. P. Lorenz) l.— 


Seifert, Willy, Bureau-Assiat., 


vom 10. VII. 1902 nebst den übrigen den öffentlichen 
Verkehr in Hamburg regelnden Vorschriften, ins- 
besondere dem rev. Omnibus-Regulativ v. 1860, dem 
Strassenelsenbahn - Regl. vom 29. 4. 9, dem Pol.- 
Regl. betr. die Stellwagen vom 18. 1. 97, der Fahr- 
rul-Verordng. vom 30, 9. 95, der Verordn. betr, (die 
Kraftfahrzeuge vom 8. 8. 1902 u. der Droschkenordng. 


vom 18, 12. 1902. m. Erläutergn. versehen. gr. ®®, 
(183 8.» Hamburg 03 (OÖ, Meissner’s Verl.) 
3.—; geb. 1.— 


Samminng der ortspolizeilichen Vorschriften, Sta- 


tuten, Normativbestimmungen etc. der Stadt Augs- 
burg, ferner der wichtigsten oberpolizeil. Vorschriften. 
Hrsg. v. der Stadt Augsburg. gr.8%. (XXI, 585 8.) 
Augsburg 03 (Lampart & Co,) geb. in Leinw. 4.— 
Die im Königr. 
Sachsen geltenden fischereipolizeilichen Vorschriften. 
Textausg. m. Sachregister. 12°, (283 8,) Dresden 03 
(C. C, Melahold & Söhne) — 40 
Watersirndt, L., Geb. Rechn.-Revia,, Die Be- 
stimmungen üb. Tagegelder, Reise- u. Umzugskosten 
der preussischen Staat«beamten. Nebst o. Anh.: Die 
Rangverhältnisse der Staatebeamten. Unter Berück- 
sicht. der Gesetzesmaterialien sowie aller bie auf 
die neueste Zeit ergangenen Verwaltungsvorschriften 
bearb. n. hrag. gr. 8, (VIII, 327 5.) Berlin 03 (H, 
W. Müller) 7.—; geb. 8.50 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


werbe - Unfallversicherungsgesetz | 
:bst Gesetz, betr. die Abänderg. der Unfallver- | 
sherunmgagesetze vom 30. VI. 1900, unter Beräück- 





sicht, der zu den verbliebenen Vorschriften des seit- 
her, Unfallversichernngsgosetzes ergangenen Ver- 
ordngn., Regalativen u. Rundschreiben, sowie der 


u 
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Seitens des Reichsversicherungsamtes getroffenen Hamm, Karl, Ger.-Adj.. Der Arbeiering 


Entscheidgn. u. Bescheide. Textausg. m. Anmerkgn. 
u, Sachregster. Hrag. v. e. prakt. Jvrsiten. 4. Aufl. 
gr. 16%. (272 8.) Leipzig 03 (Ph. Reclam jun.) 

geb. —.80 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der badi- | 

schen Hochschulen, hrag. v. Carl Johs, Fuchs, Karl | 

en, Gerh. v. Schulze-Gävernitz, Max Weber. 

vn. Bd. 1. Ergänzungsbd. gr. 8°, Kerlaruhe (G. 
Braun'sche Hofbuchdr.). 

1. Hecht, Dr. Mor., Reg.-Assesa., Die badische | 


Landwirtschaft am Anfang des XX. Jahrh, Mit — dasselbe. IV. Serie. Amerika. Nr. 8-0 #3 


6 Taf. u. 12 Karten. (X, 262 8.) 08 
Subskr.-Pr. 6.—; Einzelpr. 7.— 
Adler, Dr. Geo., Prof., Ueber die Epochen der 
deutschen Handwerker-Politik. gr. se. (V, 106 8.) 
Jena 03 (G. Fischer) 2.50 


Bebel, A,, 
Verb. u. m. neuen Materialien versehen. 8°. (XXIV, 
476 8.) Stuttg. 03 (F. H. W. Dietz Nachf.) 

2. ; geb. 2.50 

Bericht des k. k. Handelsministeriums tb. die 
Förderung des Kleingewerbes im J. 1901. Erstattet 
im Auftrage des k. k. Handelsministers Guido Frhrn. 
v. Call. gr. 4°. (208 8. m. 6 Karten.) Wien 02 (Hof- 
u. Staatsdruckerei) 3 

Bibliothek der Volkswirtschaftslehre u. Gesell- 
schaftswissenschaft. Begründet v. F. Stöpel. Fort- 
geführt v. Rob. Prager. gr. 8°, (XVIL) Berlin (R. 
L. er). 

XVII. Thompson, William, Untersuchung üb. die 

Grundsätze der Verteilung des Reichtums zu be- 

sond. Beförderung menschlichen Glücks. Auf das 

nenerdings vorgeschlagene System freiwill. Gleich- 
heit des Besitzes angewendet, Uebers. nach der 
engl. Orig.-Ausg. (1824) v. Oswald Collmann. 

1. Nebst e. Einleitg. : Geschichte der sozialistischen 

Ideen in England v. Prof. H. S. Forwell. (XCH, 

457 8.) 08 7.50; geb. 8.75 

Bischoff, Dr. Erich, Die Steuer-Einschätzung u. 
Reklamation in Sachsen u. Preussen. (Nebst Ta- 
bellen,) schmal gr. 8°. (40 8.) Leipzig 0% (Jacobi & | 
Zocher) 60 

Brecher, Dr. Bernh., Hof- u. Ger.-Adv., Die 
Interessenconflikte bezüglich der Lebensversiche- 
rungssumme, [Aus: „Allg. Ost, Ger.Ztg.‘') gr. 9. 
(56 8.) Wien 02 (Manz) 1.— 

Doenecke, ©O., Rechn.-R., Die Branntweinsteuer- 
Ausführungsbestimmungen. Ein Handbuch f. die 
Behörden u. Beamten der Zoll- u. Steuerverwaltgn. 
sowie f. Gewerbtreibende. Nach amtl. Quellen f. 
den prakt. Gebrauch bearb. u. m. Genehmigg. des 
königl, preuss. Finanz- Ministeriums hrag. Nachtrag. 
gr. 8°. (115 8.) Berlin 02 (R. Eisenschmidt) l.— 


Föhlinger, Otto, HKisenb.-Sekr., Grundzüge des 
Eisenbahnwesens v. seiner wirtschafts-, finanz-, ver- 
waltungs- u. tarifpolitischen Seite. Zur Einführg. 
in das Studium der Eisenbahnpolitik nach amtl. 
Quellen f. Kaufleute, Beamte u. Studierende, wie f. 
Handelslehranstalten u. Behörden bearb. (Dr. Ludı. 
Huberti's moderne kaufmänn. Bibliothek.) gr. 8”. 
(IX, 192 8. m. 1 Taf.) Leipzig (Dr. L. Huberti) 

geb. in Leinw. 2.75 

Gesetz, das, üb. die Stempelsteuer. III. Tl. Alpha- 
betisches Verzeichnis der Schriftstücke, Urkunden 
un. Documente, welche der Stempelsteuer unterliegen 
od, v. derselben befreit sind. (Vom Finanzminister 
bestätigt am 9. VIL 1902), Anh.: die Novelle vom 
s. VI. 1902, amtl. Erläutergn. üb, die Besteuerg. der 
Handelsabmachen., die Instruction f. die Stempel- 
steuerrevisionen u. a, Mit den wichtigsten ange- 
zogenen Gesetzesstellen über®. u. bearb. v. A. v. Sti- 
cinsky. gr. 8°. (III, 295 8.) Riga 02 (N. Kymmels 

— 


Sort.) i 
Handbueh der Wirtschaftsekunde Deutschlands. 
Hrag. im Auftrage des deutschen Verbandes f. das 





kaufmänn. Unterrichtswesen, IV, Bd. gr. 8°, (1. Lfe. | 


128 S.) Leipzig 08 (B. G. Teubner) 3.20 


Handelsberichte üb, das In- u. Ausland, Sonder- 
sabdrücke aus dem im Reichsamt des Innern hrag. ' 


Die Frau u. der Sozialismus. 3%. Aufl. Handelsberichte tb. das In- u Aulın! wir 


Jahrbuch des Handelsvertragsvereim Imt 


1 
























österr, Recht, m. Anführung der biste 
lichten Entscheidungen der Geweteeräb ev, 
(40 8.) Linz-Urfahr 02 (Wien, 6. Ssehnski 


deutschen Handelsarchiv. II. Serie. Asien \r 31, 
#4. 8%. Berlin 08 (E S. Mittler & Sohn! 
33. Bagdad, (10 8.) —.15. — 34. Sei Ilm 
china), (14 8.) —.20. 
— dasselbe. III. Serie. Afrika. Nr. 1ä 8. Du. 
18. Lourengo Marques. (16 8.) —Q. 


38. Haiti. (17 8.) —.25. — 3%. Nerickm + 
Galveston (Texas). (15 8.) —.2. - # Blanı 
{23 8.) —.30. 


— dasselbe. V. Serie. Australien. Nr. v. DM 
8. Queensland. (20 8.) —.2. 


abdrücke aus dem im Reichsamt des Iemm im 
deutschen Handelsarchiv, I. Serie, Europa Ir)" 
8°. Berlin 03 (E. 8. Mittler & Sohn). 
70. Warschau. (9 8.) —.15. — 71. ka - 
—,15. — 72. San Sebastian, (118) -.l\ -' 
Rumänien. (102 8.) 1.30. — 74. Kiew. (118 -! 
— 75. Libau. (25 8.) —.35. — 76. Nespe ıä 
—.35 — 77. Sheffield. (11 8.) —.15. 


Harms, Dr. Bernh,, Die holländische 
kammern. Ihre Entstehg., 
samkeit. gr. &. (XII, 198 8.) Tübinger 
Mohr) 

Huber, Dr. F. Ü., Prof., Die Kartelie 
deutg. f. die Sozial-, Zoll- u. Wirtschafepo@ä 
weiterte Ausg. e. dem II. württ. 
erstatteten Referats, gr. &®. {163 8, Sur 
(Deutsche Verlags-Anstalt) . 


u 
4. 


v. Geschäftsführ. W. Borgius. gr. 9. (IL «' 
Berlin 08 (F. Siemenrotb) v 


Jahrbuch (Asmter- u. Beamten- Verzeichnis 
Zoll- u. indirekten Steuer- Verwaltungen ds 


Schutzgebieten vorhandenen Zollstellen u. ö# «> 
herzogth,. Luxemburg f. d. J. 1908. 18 Pie 
samıne lit v. Hauptzollamts-Assst ® 
— 8°. (VII. 317 8) Neubrandenburg (( 3" 
ow) 

Krupke’s Konversations-Lexikon der « 
Handels. Führer f. Kapitalisten. Praktisches BD: 
Taschenbuch f. 1903. 4., gänzlich nen bat ı 
verm. Aufl. 12%. (V, 224 u. 488. m. 1Tsb! Bra 
(F. Krupke & Co.) geb. in Leiur i* 


Kublo, Dr. Alfr., Gen.-Sekr., Die Kartellirw ® 
besond. Berücksicht. der Interessen der bay“ 
Industrie. Vortrag. gr. 9, (408%) München 4 | 
Reinhardt) . 

Lange, Dr. E., Die finanziellen Grandisg« 
deutschen Unfall-Versicherung u. ihre ration -* 
gestaltung. gr. 5%. (58 8.) Grunewald-Bein 
(Verlag der Arbeiter-Versorgg. A. E 

Mitteilungen des k. k Finanzıinisteriums = 
im Prüsidisl-Burean des k. k. Finanz-Mimisten=® 
8 Jahrg. 4. Heft. Lex.-$%, (8. US-IM m WiE 


Steuern im Königr. Sachsen. 
säiche. Finanzministerium. Vı. Bd. 6. 
Lex.-8°. (VII u. 8. 419-472.) Dresden #2 (C. Beier® 


Neumann’s, J., Jahrbuch f. das Vera 
wesen im Deutschen Reiche. 1908. 1. Bi Lew 
Renten-, Unfall- u. Haftpflicht-Versieberg. Era 
Dr. €. Naumann. 12°. (XII, 740 8. m. 2 Tab. De# 
(E. 8, Mittler & Sohn) in Leine. # 


. Geschäftse-Standes Ende 
Prämien für die wichtigsten Versicherung 
1%». (V, 231 8. m. 2 Tab.) Berlin @ E 
& Sohn) geb, in 


— 
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koll der Verhandlungen des 4. Kongresses | Stoismann, J., Eisenb.-Betriebs-Insp. i. P., Oester- 
Gewerkschaften Deutschlands, Abgeh. zn Stutt- | reich als sozialer Rechtastaat. Fin Beitrag zur Lösg. 
im Gewerkschaftshause vom 16. bis 21. VI. 190%. der sozialen Frage. gr. ®. (51 8.) Wien 02 (Huber 
{XVI, 288 8.) Hamburg 02. Berlin (8.0. 16, & Lalime) 1.— 
-Ufer 15), (Genseralkommission der Gewerk- | Stoilsmann, J.. Eisenb.-Bstriebs-Insp. i. P,, Die 
schaften Deutschlands, H. Kube} 1,— |; Organisation der Credit-Genossenschaften zur Belbat- 
t immlang nationalökonomischer u. statistischer hilfe des Volkes in seiner Wirtschaft. gr, 9, (15 8.) 
Abhandiangen des stäatswissanschaftlichen Seminars | Eggenburg 02 (Wien, Huber & Lahme) —.%0 
m Halle a. 8., hrag. v. Prof. Dr. Joh. Conrad. 37. Bd. Stoinmann, J., Eisenb.-Betriebs-Insp. i. P., Leben 
pw. 5*. Jena (G. Fischer). | u. leben Iinsen! Ein sozialpolit. Essay zur Be- 
37. Kun, Dr. Emil, Sozialhistorische Beiträge zur | gründg. seiner Vorschläge betr. die Organisation v. 
Landarbeiterfrage in Ungarn. (VIII, 1418.) 03. 3— | Kreditgenossenschaften. gr. ®. (14 8.) Wien 02 
ihriften der Centralstelle f. Arbeiter-Wohlfahrts- (Huber & Lahme in Komm.) — 80 
:inrichtungen. Nr. 23. gr. 8°, Berlin (C. Heymann). Stoinmann, J., Eisenb.-Betriebs - Insp. i. P., Die 
— — — Leiter | Volka- als Buchwirtschaft inı sozialen Rechtsstante. 
‚Ibntherruchnit u. Semstwos (Landstände) in a en ——— 
Russland. Vertranliche Denkschrift des russ. Finanz- | 
uinistere C. J. Wüte aus dem d. 1809. 2. Audit | a en 
swei Vorreden v. P. r. Strume u, Hinzufügg. 0. Denk- | (sufGrund der stenographischen Niederschrift, gr. 4°. 
schrift des russ. Finanzminister» üb. die Ueberbürdg. (150 8.) Berlin u Frankfurt a. M. 02 (Frankfurt a. M.. 
ler Stenerkraft der Bevölkerung. (In russ, Sprache.) Mahlan & Waldschmidt) 
Aus: „Osswoboschdenje'‘.) gr. #®. (LXXU, 224 8.) 







DB — 





ätuttgart 03 (J. H. W. Dietz Nachf.) ;—_ | Zolltarif, deutscher, vom 25. XU. 1902. Besondere 
mmerlad, Theo, Priv.-Doz., Das Wirtschafts. | Ausgabe aus dem im Reichsamt des Innern hrag. 
wugramm der Kirche des Mittelalters. Ein Beitrag „Deutschen Handel# Archiv'‘, gr. 4°. (69 8.) Berlin 03 
sur Geschichte der Nationalökonomie u. zur Wirt- | (E. 8. Mittler & Sobn) L— 
schaftsgeschichte des ausgeh. Altertuma, gr, 8°. (XV, | Zolltarifgesetz vom 25. XII. 1902, nebst zu- 
=; 8) Leipzig 0% (J. J. Weber) 6. — gehörigen Zolltarif. Mit e. Inhaltsverzeichnis des 
einbach, Dr. E., Der Staat u. die modernen | Zolltarifs u. e, alphabetischen Verzeichnis der im 
’rivatmopole. Vortrag. |Aus: „Allg. österr. Ger.- | Zolltarif aufgeführten Waren, hrag. im Reichaschatz- 
ae.) ar. 8°. (47 8.) Wien 0% (Manz) 1.— amt. gr. 8%. (244 8.) Berlin 02 (R.v. Decker) 1.50 


Statistik. 
Siträge zur Statistik des Königr. Bayern, hrag. | Statintik, österreichische. Hrag. v. der k. k. statist. 
‚om xX. statist. Burean. LXII. Heft, Nachträge. Uentral-Commission. 61. Bd. II. Heft. Imp. 44. 


wer... München (J. Lindauer in Komm.) Wien (€. Gerold’s Sohn in Komm.) 
IXII. Gemeinde-Verzeichnisf. das Königr. Bayern, Il. Nachweisungen, statistische, üb, das civil- 
bearb. auf Grund der Volkszählg. vom 1. XII. 1900. gerichtliche Depositenwesen, die ceumulativen 
Nachträge. (2, 1, lu. 28308. —20 Waisencassen u üb. den Geschiftsverkehr der 
“ten, statistische, üb, die Stadt Wien f. d. J. 1900, ı Grundbuchsämter (Veränderungen im Basitz- u 
16°. (VIII, 40 8.) Wien 02 (W. Braumüller in Komm.} | Lastenstande der Realitäten) im J. 1898. 2. Heft, 
— .40 der ‚Statistik der Rechtspflege‘ f. d. J 1808. 
ihrbneh, statistisches, der Stadt Wien f. d. J. (1, XXXIU, 114 8.) 02 4. — 


1990. 18. Jahrg. Bearb. v. DD. Magistr.-R. Steph,  Statintik,schweizerische. Hrag. vom statist Bureau 

llaczek, Magistr.-Sekr, Wilh, Löwy u. Magistr.- des eidg. Departement des Innern. 155. Li. gr. 40. 

Komm. Wilh, Hecke. (Mitteilungen der statist. Ab- Bern {A. Francke in Komm.), 

eilg. des Wiener Magistrates.) Lex. 8°. (XII, 915 8.) 135. Bewegung, die, der Bevölkerung in derSchweiz 

Wien 02 (W. Braumäller in Komm.) ) im J. 1901, 328) 02 2—; — franzoa. Ansg. 
geb. in Leinw. 10, — 28) 2— 

itteilaungen aus der Verwaltung der direkten | Statintik, schweizerische. 136. Lfg. gr. 8°. Bern 


Steuern im preussischen Staate, Statistik derpreuss, (A. Francke) 6.—; geb. 7.— 
Rinkommensteuer-Veranlagg. f. d. J. 1W2 u. der 136. Jahrbuch, statistischen d. Schweiz. Hrag. v. 
Ergänzungssteuer-Veranlagg. f. d. J. 1002 1004. Im statist. Buresn des eigen. Departements des Innern. 
Auftrage des Hrn. Finanzministere bearb. vom | Annaire statistique de la Suisse, 11. Jahrg. 1002, 
königl. statist. Bureau. Fol. (Ill, XXIV, 296 8.) (D, 41 8.) 02. 
Berlin 02 (Verlag des k. statist. Bureaus) 5.- Volkw-Ntatintik. I—V. qu. 4%. Wien (G, Freytag 
atistik, Charlottenburger. Hrag. vom statist. Amt x Berndt) je —.50 
der Stadt. 12. u. 13. Heft Lex. #%. Charlottenburg | I. Leben n. Sterben im Deutschen Reiche. (# farb. 
%, Dlrich & Co. in Komm.) Taf. m. Text anf der Rückseite.) 03. — II Was 
12. Stand u. Bewegung der Bevölkerung bis zum das Dentsche Reich einnimmt u. braucht. (6 farb. 
J. 1901. (Zu- u. Fortzüge, Eheschliessungen, Ge- | Taf, m. Text anf der Rückseite u. 2 8, Text.) 08. 
burten, Sterbefälle), die Nenbauten, der Boden- | — Il. Flügelrad u. Dampfschraube im Deutschen 
werth, der Grundbeeitzwechsel u. die loerstehenden Reiche, (9 farb. Taf, m. Text auf der Rückseite 
Wohnoangen bis zum J. 1901. (III, 74 8.) 02. 1,2%. u.238 Test) ® — IV. Culturgecgraphischer 
13, Ergebnisse der Grundstücks-Aufnahme vom Atlas des Deutschen Reichs. (10 farb. Taf. m. Text 
27, X. 1900 u. der Wohnungssufnahrme vom 1. XU auf der Rückseite u. 28. Text.) 0%. — V, Des 
100 in der Stadt Charlottenburg, wowie in Deutschen Bodens u. des deutschen Volkes Arbeit 
den Nachbargemeinden Wilmersdorf, Friedenau, (9 farb, Taf. m. Text auf der Rückseite u. 28, 
Schmargendorf, Grunewald {V, 48 8.) 02 1l,— Text.) 08, 


Politik. 
endix, Dr. Ludw., Kolonialjuristische u. -pol- der Abgeorineten, 19, Legislaturperlode, IV. Session, 
tische Studien. gr. 8°. (VII 173 8.) Berlin 03 1002 18.1, bis 18. VI. 1002). Von Bureaudir. Plate. 


(Deutscher Kolonial-Verlag) 3.60 gr. 8”, (544, 195 u. 128 8.} Berlin 02 (W, Moeser) 26.70 
elegiertentag, allgemeiner, der national- ' Kämpfe, die parlamentarischen, um den Zolltarif, 
liberalen Partei vom 10, bis 13. X. 1902 in Eisenach. (Nach e. v, Centralburesu der nationalliberalen Par- 
(Protokoll auf Grund stenograph. Aufzeichn.) 3 Tle. tei veranstalteten Zussammenstellg.) 8". (VI, 168 8.) 
in 2 Ban.) gr. 8%. (269 8.) Berlin 02 (W, Baunsch) Berlin 03 (W, Baensch) l,— 


2.50 Mahnung. ernste, zu politischer Umkehr. Ein 
eschäftsübersicht des preussischen Hnuses Wegweiser zur endgilt. Bebebyg. der ewigen Parla- 
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ments- u. Stastakrisen in Oesterreich. Von Austriacus, 
er.8°. (32 8.) Wien 02 (Huber & Lahme) —.850 


Prinzipienlosigkeit, die, politische, des Herrn 
8.J.v. Witte. (In russ. Sprache.) 8%. (128 8.) Berlin 08 





| gramm. Mit e. tabellar. Uebersicht der wichtigsten 
Abstimmen. gr. 5%. (32 S.) Berlin 03 (Buchh. Vor 
wärts) -—. 


Windthorst, Dr. L., Staatsminist. a. D., Parls- 





(H. Steinitz) 2.— mentarier, Ausgewählte Reden, geh. in der Zeit von 

—1891, 1.Bd. 2. verb. Aufl. ®. (VIIL 358) 

Umsturz, der, im Reichstag. Eine Darstellg. der | !#1—189 Ä ar 

Kämpfe um den Zolltarif nach dem amtl. Steno- | Osnabrück 03 (B. Wehberg) 10 
Varia. 


Bartsch, Dr. Rob., Ger.-Adj. Juristenpräf., Die | 


Stellung der Frau innerhalb der Familie. Vortrag, 
—* „Allg. öst, Ger.-Ztg.'') gr. 8°. (318.) Wien 08 | 


anz) —. | 


Döring, H., Prüfungsfragen f. Beamte der Reichs-, 
Staats- u. Kommunaldienstes. 4*, (V, 82 8.) Berlin 
02 (F. Siemenroth) 2.— 


— Antworten (VIII, 120 8.) gr. 8°, 03. 2.— | 


Handbuch des Allerhöchsten Hofes u. des Hof- 
stastes Sr. k. u. k. apostolischen Majestät f. 1903. 


Lex. 8°, (XXIX, 479 8.) Wien (Hof- u, Staatsdruckerei) | 


geb. in Leinw, 4.— 

Handbuch über den königl. preussischen Hof u. 
Staat f.d. J. 1903, (Schluss der Red. 15. XIL 1902) 
gr. 8° (XXX, 914 8.) Berlin 02 (R. v. Decker in 
Komm.) kart. 16.— 


Hof- u, Staats-Handbuch des Herzogth. 


Braunschweig f. 1903. Mit hoher Genehmigg. unter | 
Mitwirkg. der herzogl. geheimen Canzlei des herzogl. 


Staats-Ministerium bearb gr. ®, (VIIL 56 u. 215 Sı 
Braunschweig (J. H. Meyer) kart. 3.9 
auf Schreibpap. 1— 

m. dem Braunschweiger Adressbuch in 1 Bd. geb. 7.50 
auf Schreibpap. 8.50 

Hof- u. Staats-Handbuch des Königr. Wäürt- 
temberg. Hrsg. v. dem königl. statist. Landesamt 

' 1902. gr. 8°. (XL, 516 8.) Stuttgart (W. Kohlhammer) 
kart. 2 — 

Korn, Arth., Schriftleit., Die Deutschenverfolgung 
in Ungarn. Zur Aufklärung des deutschen Volkes 
geschrieben. gr. 8°. (928.) München 05 (J. F. Leh- 
mann’s Verl.) 1.29 
‚Pilz, Herm.. Red., Wie verfolgt der Gärtner sein 
| Recht? Ein Hülfsbuch in allen Rechtesachen, verf 
f. den Berufsgärtner. gr. &. (VL, 229 8.) Leipzie- 
Goblis 03 (B. Thalacker) 2.—; geb.in Leinw. 2. 
Verzeichnis der reichsländischen Behörden und 
Beamten. (Abgeschlossen 1. XI. 1902, m. Berücksicht. 

' der während des Drucks bekannt gewordenen Aem 
dergn.) gr. 16%. (87 8.) Strassburg 03 (Strassbunzer 
Druckerei u. Verlagsanstalt) 1.— 








J. Schweißer Derlag. (Arthur Sellier) Münden g 


Alfeld, Dr. Ph. 


ord. Profeſſor an der Univerfität Erlangen 


Die Strafgeſetzgebung 


Sammlung aller Reihsgejege ſtrafrechtlichen und ftrafprozefiualen 
Inhalts mit einem Gejamtregifter. 
Für den akademiſchen Gebrauch und die Praris. 


Gr. 8° (VIII, 924 ©.) 1900. 


— Das Wert enthält 125 Gejege. — 


Aus Urteilen der Preſſe 
Hochſchulnachrichten. 1901. 


fei bemerkt, daß die vorliegende Sammluna einen weiteren Beweis dafür bietet, 

daf der auf dem Gebiete des Strafrehts allſeitig als kompetent anerkannte Berfafler ein be- 

V ſonderes Geſchick für die Zuſammenſtellung praktiſcher Ausgaben bat. Gerade bei den praktliſchen 

sr Uebungen bat fih das Bedürfnis nad einer wie der vorliegenden Sammlung oft füblbar ge 

WW mat, da bier ein Mebergreifen von einer Materie in die andere. fortwährend ftattfindet. Dem 
W tft num durch die Aufeld’iche Ausgabe volltommen abgebolfen. ; 


Badiſche Nechtöpraxis. 1900. Nr. 24 v. 24. XI. 


. Um jo verdienitlider und wertvoller ift es, in einem |Bande alles zur Hand zu 


baben was das weite Gebiet des deutſchen € 





des Deutihen Reichs. 


W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 
W 


In Halbfranz gebd. Mt. 8.—. 


Strafrechts aufmweift. 
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Verlag von Franz Dahlen in Berlin W. 8. 








Vollſtändig iſt ſoeben erichienen: 


Handausgabe vs Bürgerlichen Geſehbuchs 


unter Berückſichtigung der ſonſtigen Reichsgeſetze und der Geſetzgebungen aller 
Bundesſtaaten insbeſondere Preußens 


für Studium und Praxis 
bearbeltet von 


Dr. Hugo Aenmann, 


Rebtsanmwalt am Königl. Kammergericht zu Berlin. 
1803. Dritte vermehrte und verbelierte Auflage. 


Drei Bande. 136" Drudbog. gr. 8°. Geh. 26 ME., geb. in Halbiranz 31 Mt. 


— — „Die Reumann’iche Handanögabe ded BGB. darf unbedenklich ald die 

beite bezeichnet werden.“ (Badifche Rechtapraris 1900 Nr. 25.) 
— — „Das Verf ijt in ſolchem Maße befannt und anerkannt, daß nicht mehr 

nötig it, e& den Lejern der „Beiträge zu empfehlen.“ — 

Ercins (Gruchot's Beiträge” 1900 Heft 6). 
| — — „Bir nehmen feinen Anftand, zu erklären, daß diefe Handandgabe von 
allen die bei weitem bejte ift, io da das Buch auch abſolui betrachtet als ein gutes 
bezeichnet werden muß. Diejes Urteil jcheint auch vom juriftiichen Bublitum durch— 

aus geteilt zu werden.“ — (2iterarifches Gentralblatt 1900 Nr. 30.) 
— — „Seine Aufgabe hat der Verfaſſer, vortrefflich gelöft. Die Rem 


mann’iche Handausgabe durfte von allen die befte fein. 
(Deuticher Reichsangelger v. 19. IX. 1900.) 








€. h. Bed’jhe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 

















Neueſte Ericheinungen: 

Dr. Fritz Auer: Der ftrafremhtliche Notitand und das Bürgerlihe Geſetzbuch. 3 Bogen 
ar. 8”, eb, 1 DIE, 40 ’ 

Wilhelm Heule, Mintiterialrat im f. b. Auftigminifterium und Pr. Franz Schierlinger, 


t. 6. Oberlandesgerihtsrat: Dad Strafgeſetzbuch fär das Deutfhe Reih in feiner 


gegenwärtigen Geſtalt. Handausgabe nl Trläuterungen aus der Rechtſprechung des Reichs- 
gerichts fowie aus der Geſetzgebung und Rechtspflege der größeren Bundesftaaten. 2. wenbear- 
beitete Auflage. 28 Bogen. 8°. Geb. DM. 4.—. 


Dr. August Köhler, Privatdozent in München: Reformfragen des Strafrechts. 
5°, Bogen. gr. 8°. Geh. 2 Mk. 60 Pf. 
Dr. Robert von Landmann: Kommentar zur Gewerbeordnung für das 


Deutihe Reid. ierte Auflage bearbeitet von Dr. Guftav Monmer, egationsfefretär 
1. Klaſſe im f. b. Staatdminifterlum des Aeukern. In zwei Bänden. Erſter Baud: ins 
leitung und Semerbeordnung S$ 1—104 n. 47 Bogen gr. *. Web. 11 ME; ach, 12 ME. Wo Bf. 
— 0. II erfcheint im Fürze. — 


S. Merzbacher, Iuitisrat und Rechtsanwalt in Nürnberg: Belek, betr. Die Anfech: 
tung von Rehtöhandinnaen eines Schuldners aukerhalb des Kon: 
furöverlahrens in der Faffung vom 20. Mai 1898, Mit Erläuterungen. 6 Bogen I. 9, 
Roter Ywdbd, 1 DE. 20 Br, 

Dr. Freiherrn von Riedels Hommentar zum Polizeiſtrafgeſetzbuch für 


das stonigreih Banern. 6, Auflage bearbeitet von 4.». Sutner, f. Reg-Aflefur. 43 Dog. 
ar. 8, Seb. 8 ME. 


Guſftav Seiler, r. Besirksamtsaffeifor in Hofbein: Das Schulbedarfsgeiet für Dad 


stonigreich Bayern vom 28. Juli 1902 mit Einleitung, Erläuterungen, Vollzugsvorſchriften 
und Saddırepifter. Lieferung 1—3. DIE 2.60. — Die 4. (Zibluhe)lieferung erſcheint in Stürze, — 
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_ Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. 











Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich nebst dem Eir- 


führungsgesetze, herausgegeben und erläntert von Dr. Reinhard Frank, Pr 
fessor der Rechte in Tübingen. Dritte und vierte neubearbeitete Anflsge 
M.940, geb. M. II- 


Allgemeine Staatslehre. Von Dr. Richard Schmidt, Geh. Hofrat, Profess« 


in Freiburg. II. Band, 1. Teil: Die verschiedenen Formen der Staatsbilduz. 
1. Kapitel. M. 12.50, geb. M. 11% 


Aktenstücke zur Einführung in das Prozessrecht. « 
Dr. Richard Stein, Professor in Halle und Dr. Richard Schmidt, Geh. Hofra:. 
Professor in Freiburg. Civilprozess. Bearbeitet von Friedrich Stein 
5. Auflage. M. 2.20, geb. M. 2. 

Begriff und Nachweis der Eintragungsbewilligung der ®& i% 
22, GBO. Von Ernst Schweitzer, Amtsgerichtsrat in Guben. M. —“ 


Das Kirchenverfassungsrecht der niederländischen Reformierten ki: 


zum Beginne der Dordrechter Nationalsynode 1618/19 von Dr. jur. Herman 
Edler von Hoffmann, Privatdozent in Göttingen. M. 3% 


Die Reichsfinanzreform. Von Dr. phil. Hans Köppe, Rostock. M.3-— 


Die Bereicherungsansprüche und der Mangel des „rechtliche 


Grundes“. Ein Beitrag zur Kenntnis des neuen Rechts. Von Dr. jur. et 
phil. Erich Jung, Professor in Giessen. M.4%0 

















Derlag von Dunder & Humblot in Leipzig. 
Grundzüge der deutihen Rechtsgeſchichte. 


Don Heinrich Brunner, 


Profeffor an der Univerſität Berlin, 


Zweite Auflage. 







VII, 511 Seiten. 1903. Gebunden 6 Mk. so Pf. 


Eneyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 
in ſyſtematiſcher Bearbeitung, 
begründet von Dr. Franz von Holgendorff. 


> Scohbfite, der Meubearbeituna erite Auflaace, — 


hrsg. von Prof. Dr. 3. Kohler. 


In etwa 21 Lieferungen à 1 MR. SO Pf. — Erfchienen: 1. bis 6. Lieferung. — 
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Fi 


Smith Premier 


Referenzen: Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 


Smith Premier Typewriter Co. 


München, Weinstr. 14 a. Rathause. 





So lange der Vorrat reicht: 


Bismarck udir 





Schreibmaschine 





— 


cialis 


von 

0 n. 

Preis: 2 Mark. 
Verlag von C.0, Lehmann, Halle-$. 





Grand Prix Paris 1900. 





„Association Berliner Schneider" 
Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 
Amtstrachten 






In- und Auslandes. 






Vertreter in grösseren 
Städten gesucht, 





Professoren . Austizbeamte, 
Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsanwälte von 22—45 Mk. 
Für Gerichtsschreiber . 20-35 „ 
Einzelne Baretts i-6 „ 

(166) 





Rud. Chr. Meyer 












—> Verlag von Gustav Fischer in Jena. > 


Soeben erschien: 


Die Rechtswidrigkeit 


Eine Untersuchung 
zu den allgemeinen Lehren des Strafrechts. 


Von 


Freiherrn Alexander Hold von Ferneck 
Doktor der Rechte. 


Erster Band: 
Der Begriff der Rechtswidrigkeit. 


Preis: 8 Mark. 





Stempel aller Art 
aus Kautschuk und Metall 


pel 


oquold 
uodäÄyL 


rigin fra 
(Subskriptionspreis 


für 106 Mk. 


G. K. COOKE & WEYLANDT —— 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. Rechts- u. 
Erste und älteste Fabrik Europas, 


essladwalssang ayeyaspad 


usgworg “uaduezu 


Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 
usolouoꝓonad⸗ 


Troekenstem 














Sichtbare Schrift, Auswechselbarer 4 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 75 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie, 


Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges, 120 Maschinen etc. ; 


F.Schrey, Berli ns.w.ıg. | 
Wien]. Hamburg, J 


Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Gold 


Verlangen Sie 
gratis u. postfrei das systematische Gesamtregister zu denJ 
1902 der „Annalen des Deutschen Reichs für Gesetzgebung, V oll 
wirtschaft“ von J. Schweitzer Verlag (Arthur $ellier) München 43, * platz : 


Soergel, Rechtipreung”: 


berücksichtigt nunmehr auch das Zw.U.@., führt bei den einzelnen 
dungen die verschiedenen Zeitschriften an, die jene bringen, und ermö zlicht durch 
fortlaufende Verweise auf die früheren Jahrgänge deren bequeme Benügung. 


Ergänzung zu jedem Kommentar Repertorium zu jeder * 


— 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen. auch direkt von der Deutschen in Stut 


=. 


Gh “ 
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helwingiche Derlagsbuchhandlung (sesrändet vor 1606) Hannover. 








Im Laufe diefes Monats ericheinen folgende wichtige Neuigkeiten: 





Rechtſprechung. 


em Syſtem der Geſetze bearbeitet und zu⸗ 
hammengeſteüt von 


Y l 
Emil Kaufmann, namen. 





Nadı 








Der ganzen Reihe Mm 
> 242 Seiten | 
1902 Drittes Bändchen. en Hänhdess). 


FHübfd; gebunden Mi. 4.—. 

Der neue Jahrgang ee die früheren zahl: 
reiche Derbefferungen und Erweiterungen zu ver: 
jeichnen. Bejonders it in diefem Bande zum erften 
Male au Die gefamte gu den einzelnen Para- 
—— erſchienene Siteratur volltändig 

erüchfichtigt. 


DUB Die seiamte Kritif bezeichnet 
den fleinen Kaufmann als ein 
unentbehrlihes Nahfichlagewert 
für jeden Juriſten. | 


Gleichzeitig erfcheint: 


Handelsrechtliche Rechtſprechung 


— 2weite ver: 
mehrte Aufl. — Etwa 200 Seiten 120, 


1900 
1901 


Erſtes Bändchen. 


VII. 167 Seiten, geb. IM. 2.50. 


Der rafche Abſatz der ſtarken eriten Auflage ipricht 


beifer als alle Empfehlung für die hervorragende | 


Sraudbarkeit diefer Sammlung. 
Dieje Brauchbarfeit if in der zweiten Auflage 
noch weſentlich erhöht durch die Beigabe eines 


ausführliden Sadregifters, 


Um den Befigern der eriten Auflage die An: 
ihaffung der neuen Auflage zu erleichtern, baben 
wir uns auf mebrfache Unregung hin entichloffen, bei 


Nadızahlung von nur M. 1.— (+ Porto) 
die erfte Auflage gegen die neue vermebrte 
Auflage umzutauſchem 


Der Umtauſch fann durch jede Buchbandlung 
vermittelt werden! 


DAS REL 





Rundschau für den deutschen Juristenstand. 


Herausgeber: Dr. Hs. Th. Soergel, München. 
Preis vierteljährlich M. 3.50. 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen u. Postanstalten. 


andelsrechtliches 


ca. 400 Seiten 128 | 


Aus 


meiner Suriofenfammlung. 


Don Hermann Meyer, 
Geh. Oberjuftisrat, Vberlandesgerichtsrat in Breslau. 


‚84 5. 8° in moderner vornehmer Aus— 
‚ftattung, zmweifarbig auf imitiert Bütten= 
papıer gedruct. Preis M. 2.—. 


Dieje Sammlung merfwärdiger Aftenftäfe hat 
nicht nur einiges redyts- und fulturgefchichtliches 
| Intereffe, jondern wird auch dem £eier manche heitere 
Stunde nach ernfter Berufsarbeit verichaffen. 


Keichsrechtliche 
verjãhrungs⸗, Friſten⸗ 
und Zeittafel. 


Ein Wegmweiler für jedermann durch das 
aanze Gebiet der Geſetzgebung des deutihen 
Reides, 

Don 9. Roerner, 

Smeite völlig umgearbeitete Auflage der 
KReichsrechtl. Derjährungstafel* von 
W. Coermann. 

YBrris Mi. 1.25. 


| Ausführlices 
Sad) und Schlanwortregiiter 
zu den Yahrgängen 1900, 1901, 1902 


von „Das Recht“. 


Bearbeitet von 


Eandrichter Dr. Winter in Meferig. 


Etwa 6—7 Bogen gr. 4 im formate der Zeitfchrift 
‚Das Bet‘, 


Ein unentbebrlibes Nahihlagewert 
für alle Juriften! 


Preis M. 3.—. 
(Für Jahresabonnenten auf „Das Recht“ gratis!) 


nl 














erzielte „DAS RECHT“ 


er J200 


je ne 
neue zahlende 
Abonnenten! 


> Probenummern und ausführliche Prospekte kostenfreil —— 


207 % | 


Otto Liebmann, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 3. 


1 Die strafrechtlichen Nebengesetze de 
Stenglein. Deutschen Reiches. Dritte, gänzlich new bearbeitet: 
und vermehrte Auflage von Reichsgerichtsrata.D. Dr. M. Stenglein. 
Fünfte Lieferung soeben erschienen. Komplett zu etwa M. 28.— im Früb 
jahr 1903. Preiserhöhung nach Vollendung vorbehalten, weshalb sich sofortige 
Subskription empfiehlt. Einzelne Lieferungen werden nicht abgegeben 


Der Inhalt des Werkes, welches sämtliche strafrechtlichen Nebengestz 
in ausführlicher Kommentierung enthält, ist von 80 Gesetzen der ersten ın 
9% Gesetzen der zweiten Auflage auf nunmehr 109 Gesetze angewachsen, wi 
von mehr als ein Drittel gänzlich neu bearbeitet sind. Die 3. Auflage stellt 
sich somit fast als ein ganz neues Werk dar. Es urteilt darüber di» 


Badische Rechtspraxis: sStenglein vereinigt in seltener Weise die Befähigung wine- 


schaftlicher Vertiefung und praktischer Ausgestaltung. Diesem Umstande verdankt sein Werk &: 
ungetellten Beifall der Praktiker und Theoretiker,** 


Feder Verantwortlichkeit für fremdes Verschulden | 
_ 70° nach dem BGB. Von Ernst Feder, Von der Universität Berlit 














mit dem Königl. Preise ausgezeichnet. Mit einem Vorwort m 
Prof. Dr. Kipp, Berlin. 1902. M. 2.75. 


Hertzer. Handkommentar zur Eisenbahn - Verkehrs 
_— _ _ —  * ordnung. Aus der Praxis für die Praxis bearbeitet w 
Dr. jur. W. Hertzer, Strassburg i. E. 1902. Geb. M. 4.—. 


Eine Erläuterung für Juristen und Verwaltungsbeamte vom praktische 
Standpunkte aus. 








Zu beziehen durch alle Buchhandlungen sowie direkt vom Verlage. 





J. Guttentag, Derlagsbuchhandlung, ©. m. b. H., Berlin. 


m — a 


Grundlehren Kommentar 


Nationalökonomie. Nonfursordnun 


Kritische Einführung Anfechtungsgefehe 


mit einem Anhang, enthaltend 
in die soziale Wirtschaftswissenschaft A die Ausführungögeſetze ſämtlicher Du 
— Preußen und Bayern. 





ftaaten und die Geihäftsanmweifumgen N 
Von Dr. Ernft Iarger, 
0.6. Brofeffor der Nechte in Bürzburz 


Professor der Staatswissenschaften am eidg. Poly- Iweite, newbearbeitete und erweiterte Au 


Dr. Julius Platter, 
technikum in Zürich. N 

Erfir Lieferung. 

gr. 8°. Preis broschiert 11 Mark, N Mb: 0. BERN. RE: DODIDN 


# : : Das Werf gelangt in 3 Lieferungen zur Trage 
gebunden in ganz Leinen 12 Mark. wirdvorausfichtlih bis Ende 1903 fomplert dee 





Dieser Nummer sind Prospekte der Verlagsbuchhandlungen Franz Vahlen ® 
betr. „Beiträge zur Erläuterung des Deutschen Rechts“ (Red. Rassow, Küntzel, Beci 
Rassow Reichsgerichtsentscheidungen aus den Beiträgen zur Erläuterung des Des 
Rechts und Ferd. Dümmler in Berlin betr. Roell-Epstein, Bismarcks Staatsrecht b«® 
welche wir besonderer Beachtung empfehlen. 





Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur. Sellier), Münches. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b:H. en-Freising.. 


’ s — 


a 





Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München Karispiatz 29. 





Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreia Mk. 2.—; Abonnenten 
XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1903 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516a). Nr. 4 


Insertionspreis: "/sspalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft, 








Ausgegeben am 1. April. 


Bürgerliches Recht. 


1. Fuchs, Dr. Eugen, Rechtsanw., Grund-, 3. Schork, Adf., Gewerbeger.-Sekr., Das 
buchrecht. Komm. z. d. grundbuchrecht!. Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der 


Normen d.-B.-G.-B. und zur Grundbuch- Dienstboten vom 20. VIII. 1898 nebst 
ordnung. Band II H.2. gr.8°. (S.97—160.) | Vollzugsverordnung. Unter Berücksicht. 
Berlin (J. J. Heine) 1.50 der einschläg. Bestimmgn. des bürgerl. 


j : A ’ Gesetzbuchs u. der Versicherungsgesetze 
} reıte He 28 — B = 
Das zweite Heft des zweiten Bandes bringt erläutert. 2., verm. u. verb. Aufl. gr. 8°. 


die Erläuterung der $$ 5—12 der Grundbuch- ‚ n - 
ordnung. Auch. hier wird bei jedem Para- UNEIL PER" SEIEN, I rel 


graphen zuerst das Reichsrecht, dann das , ß j i 
Das Büchlein enthält einen ausführlichen 


preussische Recht, endlich das Landesrecht ea ı h 
der iibrigen deutschen Bundesstaaten in’syste- nd zuverlässigen Kommentar zum badischen 
matischer, übersichtlicher und eingehender Gesetz, betr. die Rechtsverhältnisse der Dienst- 


Darstellung behandelt. Das bayerische Landes- boten. 
recht ist freilich etwas kurz weggekommen, 
da fast durchweg nur die einschlägigen Vor- 
schriften ohne jegliche weitere Erörterung 


4. Schweitzer, Ernst, Amtsger.-R., Begriff 
u. Nachweis der Eintragsbewilligung der 


zitiert sind. Seh. s$ 19, 20 G.B.0. gr.8°. (328.) Leipzig, 03. 
(C. L. Hirschfeld) —.50 


Der Verfasser erläutert (nach einer Ein- 

2. Sauer, Karl, k. Landgerichtsrat in Würz- leitung über die Eintragungsbewilligung und 
burg, Testamente und Erbverträge in die Voraussetzungen der Bucheinträge im 
Bayern nebst einer kurzen Darstellung ‚ allgemeinen) eingehend die $$ 19, 22 G.B.0. 
des gesetzlichen Erbrechtes, des Pflicht- auf Grund der bisherigen Rechtsprechung und 
teilsrechtes und Nachlassverfahrens, sowie Literatur. Daran reihen sich Erörterungen 
einem Anhang enthaltend Muster für über den Nachweis der Eintragungserforder- 
Testamente und Erbverträge. 3. Lfg. nisse sowie über verschiedene Einzelfragen. 
gr.8°. (8.161—320.) München (J.Schweit- Anhangsweise ist die Entscheidung des R.G. 
zer Verlag) 3.— vom 8. Juni 1901 G@ruchot 45, 112 besprochen. 


In dieser Lieferung wird vom Inhalte 
ler Testamente, den gemeinschaftlichen Te- 
tamenten und der Aufhebung der Testamente, 
ieranf von den Erbverträgen, zuletzt vom 
resetzlichen Erb- und Pflichtteilsrecht sowie 1 nos \ 
ron der Erbunwürdigkeit gehandelt. Klarheit 8°. (VII,194 5.) Karlsrahe, 03. (G. Braun- 
ler Darstellung und Veranschaulichung durch sche Hofbuchdr.) geb. 3.— 
orgsam zgefasste Beispiele zeichnen auch Das Buch ist in erster Linie für den 
liesen Teil des Werkes aus. badischen Praktiker bestimmt, dem es die 


5. Süpfle, Dr. Rob., Rechtsanw., Das badische 
Enteignungsrecht in systematischer Dar- 
stellung m. dem Texte des badischen 
Enteignungsgesetzes vom 26. VI. 1899. 


2? 





211 


bisher fehlende, eingehende systematische | Rechte vorausgeschickten Teile systematisch 
Bearbeitung des im Gesetze von 1899 ent- | darstellt; zum anderen durch eine Zusammer- 
haltenen Rechtsstoffes bietet. Es hat aber stellung der für Deutschland, Oesterreich ınd 
auch für andere Rechtsgebiete erheblichen die Schweiz in Betracht kommenden Literatur 
Wert. Einmal insofern, als es die allgemeinen | Gute Register fördern den Gebrauch de 
Grundsätze der in Deutschland geltenden | Buches. Die Ausstattung ist vortrefflich 
Enteignungsgesetze in einem dem badischen | 


Handels- und Seerecht. 


‘lichen Zwecke der kaufmännischen Aw 
‚bildung wird es in vollem Masse gerecht 


2. Mittelstein, Dr. Max, Oberlandesgerichts 
Rat, Deutsches Binnenschiffahrtarecht 
1. Bd. Reichsrechtliche Bestimmung 
2. Aufl. 4. Lfg. (S. 479— 624.) Leipzig 


1. Bergmann, Aug., Reallehrer, Praktische 
Wechselkunde. 2. Ausg. gr. 8°. (VIII, 
1128.) Leipzig (Dr. L.. Huberti) geb. 2.75 


Das Buch wendet sich, wie die ganze 
Sammlung, zu der es zählt, an Kaufleute, 
nicht an Juristen. Die schwierigen Probleme 
des Wechselrechts sind darin nicht erörtert. (Rossberg'sche Verlagsbuchh .) 
Dagegen bietet es als Wechselkunde ein an-ı Im dieser Lieferung wird das Pfandrecht 
schauliches Bild der praktischen Seite des, an Binnenschiffen, die Zwangsvollstreckung 
Stoffes. Durch Klarheit der Fassung und in Binnenschiffe und das Flössereirecht b- 
durch zahlreiche Beispiele (es enthält u. a. | handelt. Damit liegt auch der reichsrecht 
41 photographische Wiedergaben von Wechsel- liche Teil des trefflichen und zuverlässigen 
originalen) wird es auch dem angehenden Werkes vollendet vor. Ausführliche Register 
Juristen von Vorteil sein. Seinem eigent- | sind beigegeben. 


2* 
a 


Ausländisches und internationales Recht. 


1. Curti, Dr. A., Rechtsanwalt in Zürich, 
Schweizerisches Handelsrecht. Nach Ge- 
setzgebung und Gerichts-Praxis für den 
praktischen Gebrauch bearbeitet. TI. Teil. 
gr. 8°. (163 8.) Zürich (Art. Institut 
Orell Füssli) 5.50 


Mit der dem ersten Teile nachgerühmten 
Klarheit wird in diesem zweiten Teil das 
ganze Gesellschaftsrecht dargestellt. Wer als 
Kollektivgesellschafter, als Kommanditär, als 
Aktionär oder als Mitglied einer einfachen 
Gesellschaft (eines Svndikates) oder einer 
Genossenschaft sich über seine Rechte und 
Pflichten zu unterrichten wünscht, sei es 
bei Ahbfassung eines Gesellschaftsvertrages, 
während des Bestehens der Gesellschaft oder 
bei Auflösung derselben, bei der Aktien- 
zeichnung, bei Verletzung wohlerworbener 
Rechte ete., erhält durch das Curti’sche Buch 
die wünschenswerte Auskunft. Aber auch 
der Dienstvertrag, die Rechtsverhältnisse 
zwischen Prinzipal und Angestellten, die 
Rechte des Prokuristen, des Lehrlings, des 
Handelsreisenden, das Firmenrecht, die Buch- 
führungspflicht, die Vorschriften betreffen. 


Aufstellung von Inventar und Bilanzen, das 


wichtige Gebiet der Handels- und Gewerbe- 
freiheit, Verletzung derselben durch behörd- 
liche Verbote, durch Konkurrenzverbote ete. 
werden eingehend behandelt. 

Als wertvollen Anhang bringt das Buch 


sodann eine Darstellung des sog. modernen. 


Industrierechtes in den Abschnitten über den 
Schutz der Marken (Warenzeichen), Ertin- 
dungen, Muster und Modelle. 


— 


Das Werk schliesst mit einem Abschnitt 
über die internationalen Konventionen und 
die internationalen Bureaux. Ein Inhalts 
verzeichnis und ein zuverlässiges alpha 
betisches Sachregister erhöht den Wert de 
preiswürdigen Buches, - 


2. Huberti, Dr. jur. u. P. Chr. Martens, 
Internationales Buchführungsrecht. gr ». 
(176 S.) Leipzig (Dr. L. En 

er 

Das trefflich ausgestattete Werkchen stellt 

die gesetzlichen Bestimmungen der wich 

tigsten Staaten über die Buchführung (Pflicht, 

Inhalt, Inventur und Bilanz, Vorlegung, 

Strafrecht) zusammen und gibt gelegentlich 

erläuternde Noten. Auf Seite 176 sollte da 
neue Gesetz von 1898 zitiert sein. 


ER) 


3. Lutzau, H. v., Not. pnbl. cand. jur, 
Streifzüge auf dem Gebiete der Theon? 

u. Praxis des provinziellen Privatrecht 

80. (2328.) Riga, 02. (Jonck & Poliewsks , 
Berlin (H. W. Müller) 8 
Der Verfasser behandelt in anziehender 
Darstellung eine Reihe interessanter Frag 
aus dem Gebiete und den Grenzgebieten d« 
Privatrechts der Ostseeprovinzen. Wir heber 
hervor die Aufsätze über die rechtliche Natur 
der Renllast, das Testament des Selb" 
mörders, den Abschluss der Eheverträgt, 
‚die Haftung der Liegenschaften einer Er 
‘frau für Schulden des Mannes nach lir 
'ländischem Standrecht, Bemerkungen zum 


— 
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Wasserrecht, Stempelsteuer bei gegenseitigen 
Testamenten. 


4. Meili, Dr. F., Prof., Reflexionen üb. d. 


Exekution auswärtigerZivilurteile. gr.S». 
(65 8.) Zürich (Schulthess & Cie.) 


u — uw 


160 
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Prozessrechts, die Frage, in welcher Weise 
ausländische Civilurteile im Inlande zu be- 
handeln sind, wird hier von sachkundiger 
Seite namentlich im Hinblick auf die Haager 
Konvention erörtert. 


Diebedeutsamste Frage des internationalen 


Civilprozessrecht 


1. Martinius, Dr. Emil, Justizrat, Behaupt- ı 


ungs- und Beweislast bei der Negative 
und dem bedingten Vertrage. gr. 8. 
(62 8.) Berlin (Karl Heymann) 1.20 


Der Verfasser bietet uns in dieser Ab- | 


handlung wertvolle Beiträge zur Lehre von 
der Behauptungs- und Beweislast im allge- 
meinen und mit besonderer Rücksicht auf 
die Negative und den bedingten Vertrag. 
Die Negative, so lehrt er, braucht im all- 
gemeinen weder behauptet noch bewiesen 
zu werden. Besteht aber eine gesetzliche 
Vermutung für eine Tatsache, so hat der- 
jenige, der sich zur Begründung eines An- 
trags auf die Negative stützen muss, diese 
im Streitfalle mangels Offenkundigkeit zu 
beweisen. In Ansehung der Bedingung und 
Befristung hält Martinius an der Leugnungs- 
theorie fest. Seine Ausführungen beruhen 
auf reicher Erfahrung und zeichnen sich durch 
lebendige, reich illustrierte Darstellung aus. 


2. Rottmann, Ed., ÖOberamtsrichter a. D., 
Handbnch f. d. Gerichtsvollzieherdienst 
nach dem bürgerlichen Gesetzbuche m. 
Nebengesetzen, den revidierten Reichs- 
justizgesetzen u. den landesrechtlichen 
Bestimmungen im Königr. Bayern m. der 
Neuorganisation vom J. 1900. 2. gänzlich 
umgearb. Aufl.m. ausführl. Inhalts-Ueber 
sicht, ausführl. Sachregister u. 40 For- 
mularien in 25 Beilagen. gr. 8%. Würz- 
burg (Stahel's Verl.) 


komplett in 5 Lieferungen à 3.— | 


Die wesentlichen Veränderungen im Ge- 


richtsvollzieherdienst, wie sie seit Einführung 


des Bürgerlichen Gesetzbuches mit Neben- 
gesetzen und seit der kevision der Reichs- 
justizgesetze eingetreten sind, und die hiemit 
in Bayern und anderen Bundesstaaten gleich- 
zeitig verbundene Neuorganisation des Ge- 
richtsvollzieherinstitutes liessen auch eine 
Umarbeitung des für den Gerichtsvollzieher- 
dienst bewährten Rottmann’schen Handbuches 
unbedingt geboten erscheinen. Für den nicht 
rechtsgelehrten Gerichtsvollzieher können die 
kurz gefassten ministeriellen Dienstesinstruk- 
tionen und Geschäftsanweisungen zur voll- 
ständigen Erfassung seiner wichtigen, die 
Kenntnis vieler prozess- und materiellrecht- 
lichen Bestimmungenerheischenden Aufgaben, 
insbesondere auf dem Gebiete des Zustellungs- 
und Vollstreckungswesens kaum ausreichen. 


mit Konkursreeht. 


Der Verfasser, der früher als langjähriger 
Amtsgerichtsvorstand an den Amtsgerichten 
Gerolzhofen und Würzburg II und auch noch 
als Oberamtsrichter an den vereinigten Amts- 
'gerichten daselbst mit der Dienstaufsicht im 
Gerichtsvollzieherdienste betraut war, und 
daher für diesen Dienstzweig reiche Er- 
fahrungen sammeln konnte, hat es sich zur 
dankenswerten Aufgabe gemacht, mit der 
Darstellung der Neuorganisation des Jahres 
1900 den ganzen Gerichtsvollzieherdienst 
zu einem übersichtlichen System zu ver- 
arbeiten und mit demselben die nötigen 
im Zusammenhange stehenden prozessnalen 
und materiellrechtlichen Bestimmungen aus 
dem Reichs- und Landesrecht zu verbinden, 


Ein kurzer Einblick in die gleich nach 
dem Vorworte folgende systematische Teber— 
sicht des ganzen Inhaltes wird jeden hievon 
überzeugen. 

Eine knappe, aber dennoch klare Ab- 
handlung über die wichtigsten Grundbe- 
.griffe des Wechselrechtes an der Hand von 
Beispielen und unter Darbietung von For- 
mularien für die verschiedenen Wechsel- 
protestationen wird den Gerichtsvollziehern, 
wo denselben die Aufnahme der Wechsel- 
proteste übertragen ist, zum ganz besonderen 
Nutzen gereichen. 

Zahlreiche, in einem Anhang aufge- 
nommene Formularien und Beispiele für die 
hanptsächlichsten Gerichtsvollzieherakte so- 
wie ein ausführliches Sachregister dürften 
‘dem Buche besonderen Wert verleihen und 

dessen Gebrauch erleichtern. 

Das Handbuch wird von den Gerichts- 
vollziehern auch ausserhalb Bayerns, soweit 
es sich um den reichsgesetzlichen Dienst 
handelt, als praktischer Führer und Berater 
anerkannt und den mit der Dienstanfsicht 
‚betrauten Stellen und Behörden ein will- 
kommenes Nachschlagebuch werden. 





3. Stein, F. u. R. Schmidt, DD., Akten- 
stücke zur Einführung in das Prozess- 
recht. Civilprozess. Bearb. v. F. Stein. 
5. Aufl. gr. 8°. (VIII, 176 8.) Leipzig, 03. 
(©. L. Hirschfeld) 2.20; geb. 2.70 

Stein’s vortreffliche Aktenstlcke erscheinen 
hier in fünfter Auflage. Abgesehen von ein- 


zelnen Berichtigungen sind Neneinschaltungen - 


bei den einstweiligen Verfügungen und den 
Konkurssachen vorgenommen worden. Die 


v——————————ä_, 
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auf gründlichster Sachkenntnis beruhenden 
Fussnoten verleihen dem Buche einen beson- 


Patent-, Urheber- 


1. Schanze, Oscar, Beiträge z. Lehre v. d. 


Patentfühigkeit. Eine kritische Mate- 
rialiensammlung. 1. Heft. 8%. (94 8.) 
Berlin (Georg Siemens) 2.— 


Die Darlegungen des Verfassers enthalten 
eine kritische Besprechung der in den letzten 
Jahren kundgegebenen Ansichten über die 
Patentfähigkeit im allgemeinen oder über 
einzelne Erfordernisse derselben. Es sind 
im ganzen acht Aufsätze, die sich mit 
Aeusserungen von Fehlert, Dubois-Reymond, 
Stort, Escher, Ephraim und Kuzel, Hausding, 
Rasch und Wirth beschäftigen. Der Haupt- 
sache nach treten uns in der Polemik Schanze's 


die von ihm schon anderwärts niedergelegten | 


Ansichten entgegen; doch gibt ihm die 
gegnerische Meinung mehrfach Gelegenheit 
zu weiterer Ausführung und schärferer 
Fassung seiner Gedanken. 


2. Wolff-Beckh, Das Recht des bildenden 
Klinstlers u, des Kunstgewerbetreibenden. 
8’. (80 8.) Steglitz bei Berlin (Friedr. 
G. B. Wolff-Beekh) 1.2 

Verfasser will im Hinblicke auf die bevor- 


en. 
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deren Wert. Dem Studenten nnd Praktikanten 
leistet es treffliche Dienste. 


und Verlagsrecht. 


stehende Neuregelung des Urheberrechts an 
Werken der bildenden Künste und der Phot« 
aphie lediglich über das zur Zeit bestehende 
ht belehren, keine Vorschläge für die 
Zukunft machen. Er wendet sich nicht nur 
an Künstler, Kunstgewerbetreibende, Kunst- 
händler und -Verleger, sondern auch an Par- 
lamentarier und Juristen, ohne freilich den 
letzteren irgend etwas zu sagen, was sie nicht 
ohnehin wissen müssen. Nicht nur über das 
Urheberrechtan Werken der Kunst, des Kunst- 
gewerbes und der Photographie, sondern aueh 
über andere den Künstler und Kunsthändler 
berührende Rechtsfragen verbreitet sich die 
Schrift, so über die Sätze des bürgerlichen 
Rechts, nach denen sich der Kauf, die Be 
stellung, die Ausstellung, die Pfändung eins 
Kunstwerkes, Preisbewerbung, Kunsthandel 
u.a. regeln. So gibt das Werkchen in ge 
drängter Kürze und leicht fasslicher Dar 
stellung den beteiligten Kreisen eine gut 


| Uebersicht über das im Gebiete des Rechte 
0 für sie vornehmlich Wissenswerte. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Aschaffenburg, Dr. G. Prof., Das Ver- 
brechen u seine Bekämpfung. Kriıninal- 
psychologie f. Mediziner, Juristen u. So- 
ziologen, ein Beitrag zur Reform der 
Strafgesetzgebung. gr. So. (XVI, 246 8.) 
Heidelberg (C. Winter, Verl.) 6.— 


Das Werk verfolgt ungefähr das gleiche 
Ziel wie Lombroso’s ähnlich betiteltes Buch. 
Auch Aschaffenburg untersucht den Einfluss 
der verschiedensten sozialen und individuellen 
Verhältnisse auf die Kriminalität, so den 
Einfluss der Jahreszeiten, der Völkerrassen, 
der Religion, des Berufs, der Volkssitte, des 
Alkohols, des Aberglaubens, der wirtschaft- 
lichen Lage, anderseits der Abstammung 
und Erziehung, des Alters und Geschlechts, 
des Familienstandes, der körperlichen und 
geistigen Eigenschaften u. s. f, Aber der 
deutsche Gelehrte untersucht genauer und 
sorgfältiger und er zieht seine Schlüsse mit 
viel mehr Vorsicht, als wir es bei Lombroso 
gewohnt sind. Was namentlich des Letz- 
teren Lehre vom geborenen Verbrecher be- 
trifft, so weist zwar auch Aschaffenburg der 
individuellen Veranlagung eine erhebliche 
Rolle zu, in erster Linie betrachtet er aber 
das Verbrechen als soziales Phänomen. Gegen- 
über dem Optimismus derjenigen, die un- 
seren Rechtszustand als einen gesunden er- 
klären, entrollt Verfasser an der Hand der 


Statistik ein sehr trübes Bild „weitgehender 
Rechtsunsicherheit“. Unter den von ihn 
vorgeschlagenen Mitteln der Abhülfe steht 
voran die Vorbeugung durch Beseitigung 
des Alkoholmissbrauchs, Verbesserung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Volke. 
Fürsorgeerziehunz Minderjähriger, Fürsorgr 
für entlassene Sträflinge, Mitwirkung der 
Presse zur Hebung des Rechtagefühls ett 
Das Strafrecht soll nach A.s Ansicht statt 
auf der Annahme der Willensfreiheit und 
der Theorie der Vergeltung auf dem Ge 
danken sich aufbauen, dass die Gegenwirkung 
des Staates gegen Verbrechen dem Zweck 
der Selbsterhaltung diene und dass die Strafe 
die Gesellschaft durch Abschreckung, Besse 
rung und Unschädlichmachung zu schützen 
habe. Die einzelnen Strafmittel erfabreu 
dann eine nähere Erörterung, die in der 
Forderung der Abschaffung des Strafmass« 
gipfelt. Hinsichtlich der Jugendlichen ver 
langt Verfasser Erstreckung der Strai 
unmündigkeit bis zum vollendeten 16. Lebens 
jahre und fakultativ Fürsorgeerziehung statt 
der Strafe. Die verminderte Zurechnungs 
fähigkeit soll nicht in der Form der Strai 
kürzung, sondern durch Aenderung des Stri 
vollzugs berücksichtigt werden. 


2, Schwarze, Dr. Friedr. Oscar von, Geb 
Rat, Das Reichs-Pressgesetz v. 7. V. 1874 


Te 





ee ein en u an. 2 


a. 
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4. Aufl. von Kammergerichtsrat Dr. H. Plenarentscheidung des R.G. vertretenen An- 
Appelius. gr. 80. (XVI, 263 S.) Erlangen sicht anschliesst, über die Anwendung des 
1903. (Palm & Enke) 5.— 8 193 auf Pressdelikte (S. 161; auch hier 

Schwarzes Kommentar, der von Anfang schliesst sich A. grundsätzlich dem R G. an); 
an mit Recht hohes Ansehen in der Juristen- dann die Erläuterung des neuen Absatzes 
welt genoss, erscheint seit der 3. Auflage in zu $ 7 der St.P.O. 
der Bearbeitung von Appelius. Literatur 
and Rechtsprechung haben seit der noch 
vom Verfasser selbst besorgten 2. Auflage 
eine derartig namhafte Erweiterung erfahren, 

dass sich demjenigen, der daran ging, all Rentel) — 60 
dies neue Material zu verwerten, keine g-| Die Schrift ist in erster Linie für die 

ringe Aufgabe darbot. Appelius hat sie auf | Mitglieder der Deutschen Anti-Duell- Liga, 

das trefflichste gelöst und es kann wohl be- | also auch für Nichtjuristen bestimmt, daher 


3. Vorberg, Dr. Axel, Der Zweikampf in 
dem Strafgesetzbuch f. das deutsche 
Reich. gr. 8°. (56 8.) Berlin (Schall & 


hauptet werden, dass unter seiner Feder das 
vielfach veränderte Werk seinen hohen Rang 
nicht eingebüsst hat. Den tiefsten Eingriff 
musste der Verfasser natürlich in der Lehre 
von der Verantwortlichkeit für die durch 
die Presse begangenen strafbaren Handlungen 
vornehmen. Hier war auf Grund der neueren 
Erzeugnisse der Wissenschaft und Praxis 
zum Teil ein ganz neuer Boden zu legen. 
Besonders bemerkenswert sind die Aus 
führungen des Bearbeiters über die Frage, 
welche strafbaren Handlungen durch die 
Presse begangen werden können (S. 136 ff.), 
über die Frage, ob es eine besondere Grenze der 
Komplizität bei Pressdelikten gibt (S. 146 ff.), 
über Vollendung und Versuch ({S. 148 ff.), 
über die Auslegung der viel umstrittenen 
Worte „ist als Täter zu bestrafen“ (S. 154), 
wobei sich Appelius der in der bekannten 


populär gehalten. Nach einer kurzen histo- 
rischen Einleitung folgt die Erörterung des 
Begrifts des Zweikampfes und der einzelnen 
vom St.G.B. im XV. Abschnitt behandelten 
Tatbestände. Eine besondere Betrachtung 
erfährt der Zweikampf der Militärpersonen 
und Studenten. Den Schluss bildet die Er- 
örterung der Frage, ob an der Bestrafung 
des Zweikampfes festzuhalten sei. Diese 
Frage bejaht der Verfasser, indem er zugleich 
darlegt, dass gegenüber den herrschenden 
Anschauungen das Recht einen schwierigen 
Standpunkt hat, so dass es der Unterstützung 
seitens des Volkes selbst bedarf, die ihm 
am besten durch Gründung von Vereinen 
gegen den Zweikampf, wie die seit 11. Januar 
1902 bestehende Anti - Duell- Liga, geleistet 
wird. Die gut geschriebene Broschüre verdient 
allgemein gelesen zu werden. 


Kirchenrecht. 


Scherer, Dr. theol. Wilh., Präfekt, Der 
erste Clemensbrief an die Corinther, 
nach 3. Bedeutung f. d. Glaubenslehre 
der kath. Kirche am Ausgang des ersten 
christlichen Jahrhunderts. gr. 8°. (XV, 
315 3.) Regensburg, 02. (Fr. Pustet) 
Der auch kirchenrechtlich so ungemein 
wichtige erste Clemensbrief hat hier von 
seiten eines jungen katholischen Theologen 


eine eingehende dogmen- und verfassungs- 





Erkenntnis direkt oder indirekt beizutragen 
vermag. Interessant ist unter anderem die 
Hypothese, dass die Diakone die Führer des 


‚Aufstandes gegen die Presbyter gewesen 


seien. Es ist sehr zu begrüssen, wenn auch 
von katholischer Seite die so bedeutsamen 
Probleme der ältesten Kirchenverfassung in 
möglichst gründlichen Monographien be- 
arbeitet werden, wiewohl die dogmatische 
Gebnndenheit solchen Forschungen einen ge- 


geschichtliche Bearbeitung erfahren, die in | wissen apologetischen Beigeschmack zu ver- 


ınanchem Punkte zu einer Förderung unserer 


Staatsrecht. 


‚leihen pflegt. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Goez, Dr. Karl, Staatsrat, Die Verwal- 
tungsrechtspflege in Württemberg. gr. 8°. 
(X1I, 636 S.) Tübingen, 02. J. C. B. 
Mohr) 11.— 

Das wertvolle Werk, welches uns der 
dem württembergischen Verwaltungsgerichts- 
hofe selbst angehörende Verfasser anlässlich 


des 25 jährigen Jubiläums dieses Gerichts- 


hofes geschenkt hat, bringt nicht nur eine 


Darstellung der Entwicklung der Verwaltungs- 
rechtspflege in Württemberg und ihres der- 
maligen Rechtsbestandes in Ansehung der 
Verfassung und des Verfahrens der Ver- 
waltungsgerichte, sondern auch namentlich 
die materiellen Ergebnisse dieser Judikatur 
in lichtvollersystematischerZusammenfassung 
des weitschichtigen Materials. Bei der Ge- 
meinschaftlichkeit desreichsrechtlichen Stoffes 
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und der juristischen Hauptgrundsätze auf‘ 


vielen Gebieten wird das Buch auch ausser- ' 
halb Württembergs mit Nutzen vergleichend | 
herangezogen werden. 


2. Hertzer, Dr. W., Handkommentar zur 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. Aus der 
Praxis f. die Praxis. gr. 8°. (XI, 169 8.) 
Berlin, 02. (O. Liebmann) 

geb. in Leinw. 4.— 
Das angeführte Buch setzt sıch die Auf- 


gabe, die Vorschriften der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung vom praktischen Standpunkt aus 


für Juristen, Verwaltungsbeamte, aber auch 
gemeinverständlich fir sonstige Beamte des | 
Eisenbahndienstes und für die Handelswelt | 
knapp und übersichtlich zu erläutern. Der 


nötige Apparat an Verweisungen, Zusatz- ' 


und Ausführungsbestimmungen ete. ist mit 
eingearbeitet. Das Werkchen ist nicht nur 
für Deutschland, sondern auch für Oester- 
reich-Ungarn bei der vielfachen Ueberein- 
stimmung des dortigen Betriebsreglements 
mit der deutschen Verkehrsordnung sehr 
wohl verwendbar. 


3. Kulemann, W., Landger.-R., Zur braun- 
schweigischen Regentschaftsfrage. Nebst 
2 Anlagen. 1. Dem Wortlaut nebst der 


Begründg. der Regierungsvorlage vom | 


10. Xi. 1902. 2. Dem Bericht der Justiz- 
kommission des Landtages üb. die Vor- 
lage. gr. 8°. (40 S.) Braunschweig, 02. 
(R. Sattler) —,50 
Die politischen und Rechtsfragen, die aus 


Anlass der Vorlage über authentische Er- . 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Abhandlungen, volkswirtschaftliche und 
wirtschaftsgeschichtliche, hrsg. v. Prof. 
Dr. W. Stieda. gr. 8°. 4.— 7. Hft. Leipzig 
‘Jäh & Schunke.) 

4. Leonhard, Dr. Hans: Samuel Sel- 
fisch, e. deutscher Buchhändler am 
Ausgange des XVI. Jahrh. Mit dem 
Bildnis Selfischs u. LO Fesm.-Beilagen. 
(VI, 129 8.) 4.—. 5. Naumann, 
Dr. Walth.: 
Königr. Sachsen. (X, 155 8) 3.—. — 
6. Spiekermann, Dr. Thädr.: 
bau in Theorie u Praxis. Ein Beitrag 
zur Lösg. der ländl. Arbeiterfrage. 
(IV, 68 S.) 2.—. 1. Soudek, Dr. 
Rich.: 
tariate. (XI, 98 5.) 2.50. 

Um mit der an letzter Stelle genannten 
Abhandlung von Sowdek zu beginnen, so be- 
ruht deren Wert in der monographisch-ge- 
wissenhaften Darstellung der verhältnis- 
mässir jungen Einriehtungz der Arbeiter- 
sekretariate. Die Schrift verbreitet sich über 
die Entstehung der dentschen Arbeiter- 


Zur Wohnungsfrage im 
Der Teil- 


Die deutschen Arbeitersekre- 


2) 


klärung -des braunschweigischen Regent 
schaftsgesetzes sich aufwerfen mussten, finden 
wir hier in einer interessanten Bearbeitung 
' von Landgerichtsrat Kulemann, der seinerzeit 
in der Landessynode über den Antrag der 
ı welfischen Parteien wegen Aufnahme der 
' Fürbitte für das Welfenhaus in das Kirchen 
gebet zu referieren hatte, und dessen Bericht 
‚ die Ausarbeitung der Regierungsdenkschrift 
veranlasste (vgl. auch die Abhandlung de 
Genannten im Archiv f. öffentl. Recht Bd, 16 
S.485 ff.). Der Verfasser, der keineswegs 
welfische Gesinnungen hegt, kommt gleich 
wohl zu anderen Ergebnissen als die braun- 
‚schweigische Regierung und vertritt sie 
mannhaft, geleitet von dem Grundsatz 
„Justitia fundamentum regnorum“ und über 
zeugt, zugleich dem wahren interesse des 
braunschweigischen Landes zu dienen, 


4. Putz, Dr. C.. Prüfungsfragen und Ant- 


worten aus d. Kirchenrecht. 16°. (160 3 
Wien, 03. (M. Kuppitsch Wwe.) 1.59 


Ein besonders für österreichische Kan 
| didaten geeignetes Repetitorium. 


5. Seiler, Gust., Bez.- Amtsassess., Schnl- 
bedarfgesetz vom 23. VII. 1902, m 
Einleitg., Erläutergn. u. den Vollzugs 
vorschriften hrsg. 2. u. 3. Lig. ®. 
München (C. H. Beck) 

Die Schlusslieferung dieser Bearbeitunz 
des neuen bayerischen Schulbedarfsgesetze 
soll demnächst erscheinen. Wir komme 
alsdann auf das Buch zurück. 


sekretariate, deren Tätigkeit, Kosten mi 
Beziehungen zu den staatlichen und öffent 
lichen Behörden und zieht auch ähnlich 
' Veranstaltungen in Deutschland und im 
' Auslande in die Betrachtung herein. Da s 
bisher an einer solchen zusammenfassenden 
und eingehenden Arbeit gefehlt hat und der 
' Verfasser das vorhandene Material mit Fleis 
gesammelt und anschaulich zur Darstellung 
gebracht hat, so können wir sein Buch zur 
Lektüre angelegentlich empfehlen. 


Das Leben des Wittenberger Buchhändler- 
Samuel Selfisch (1529 —1615), veriasst von 
‚Dr. H. Leonhard, bildet den Inhalt de 
'4. Heftes. Aber nicht die Lebensgeschichte 
dieses seiner Zeit bedeutenden Buchhändler 
ist es, was in erster Linie dem Buche seinen 
Wert verleiht, sondern die an dem Beispiel 
des Selfisch'schen Geschäftes gegebene Dar 
stellung des buchhändlerischen Geschäfts 
betriebes jener Zeit überhaupt. Durch eifrinr 
Benutzung der Literatur und reichen ur 
kundlichen Materials ist es dem Verfasr 
gelungen, ein anziehendes und anschaulieh= 





21 


Bild des Buchhandels im 16. Jahrhundert 
zu geben. Eine Anzahl interessanter Beilagen 
erhöhen den Wert des Buches. 

Eine recht dankenswerte Untersuchung 
ist die Spickermann’'s über den Teilbau in 
Theorie und Praxis. Der Verfasser bespricht 
zuerst den Teilbau in Italien und Frankreich 
nach Entstehung und heutigem Zustand und 
gibt eine zutreffende Würdigung desselben. 
Sodann beschäftigt er sich mit anderen 
Formen der ländlichen Anteilswirtschaft, wie 
sie in Deutschland vorkommen, insbesondere 
mit der beim Mecklenburger Tabaksbau üb- 
lichen, gedenkt der Versuche, welche zur 
Begründung von bäuerlichen Stellen und zur 
Lösung der ländlichen Arbeiterfrage in 
Deutschland gemacht worden sind und er- 
örtert schliesslich die Frage, ob der Teilbau 
für deutsche Verhältnisse anwendbar ist. 
Hinsichtlich dieser Frage steht der Verfasser 
anf dem Standpunkt, dass in gewissen Fällen 
und unter gewissen Bedingungen der Teilbau 
in der deutschen Landwirtschaft, namentlich 
im Osten, als ein Mittel benutzt werden 
könnte, um den Arbeitermangel in der Land- 
wirtschaft zu linden. Wir können dieser 
Auffassung mit der vom Verfasser selbst 
gemachten Einschränkung zustimmen. 

Besonderes Interesse beansprucht auch 
das Buch von W. Naumann über die Woh- 
nungsfrage im Königreich Sachsen. Wir 
stimmen der Ansicht des Verfassers zu, dass 
eine einseitige Regelung der Wohnungsfrage : 
zur Zeit noch kaum durchführbar erscheint, 
weil die kulturellen, sozialen ete. Unterschiede 
der einzelnen Länder noch zu gross sind. 
Erst nach eingehender Untersuchung der 
Wohnungsverhältnisse eines räumlich nicht 
zu grossen Gebietes mit annähernd gleichen 
Lebensbedingungen der Bewohner lassen sich 
die geeignetsten Reformen feststellen. Be- | 
sondere Beachtung verdient in dieser Be- 
ziehung Sachsen mit seiner modernen kul- 
turellen Entwicklung und seiner starken | 
Arbeiterbevölkerung. Der Verfasser beleuchtet 
in dem ersten Teil seines Buches die Woh- | 
nungsnot im Königreich Sachsen nach allen 
Seiten und gibt im zweiten eine eingehende 
Darstellung und Kritik der Reformbestre- 
bungen zu deren Behebung. Auch diese Unter- 
suchung, die in vielen Punkten über die 
sächsischen Verhältnisse hinausgreift und zur 
Darstellung der Wohnungsfrage an sich wird, 
zeichnet sich durch Fleiss und Scharfsinn aus. | 





2. Brackel, Dr. Frhr. v., Rumäniens Staats- 
Kredit in deutscher Beleuchtung. gr. 8° 
(VII, 152 8.) München (J. F. Lehmann's 
Verlag) 2.40 

Für das Königreich Rumänien haben wir 
Deutsche ein besonderes Interesse nicht nur 
wegen der Person seines Fürsten, sondern 
auch wegen der grossen Anzahl rumänischer 
Werte (nach v. Brackel 1 Milliarde Mark), 
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die sich in deutschen Händen befinden. Eine 
Schrift, die den Versuch macht, ohne Vorein- 
genommenheit die rumänischen Wirtschafts- 
und Finanzverhältuisse zur Darstellung zu 
bringen, darf deshalb auf allgemeine Beach- 
tung rechnen. Die Schrift beginnt mit dem 
interessanten Nach weis, dass die Verweigerung 
der politischen Rechte an die rumänischen 
Juden, welchen der Grundbesitz in beträcht- 
lichem Masse verpfändet ist, und die darauf 
beruhende Agitation der jüdischen Glaubens- 
genossen in anderen Ländern an der finan- 
ziellen Diskreditierung Rumänieus schuld 
sei. Der zweite Abschnitt schildert die wirt- 
schaftliche Entwicklung Rumäniens, der 
dritte die Finanzen und den Staatshaushalt, 
der vierte die neue Finanzpolitik. Es gelingt 
dem Verfasser zu zeigen, welch grossen Auf- 
schwung das Land unter der 36 jährigen 
Regierung des Königs Karl genommen. In 
den Abschnitten iiber die Finanzen findet 
der Leser zahlreiche Zahlenangaben über 
Staatseinnahmen und -Ausgaben, Staats- und 
andere Anlehen, Kurs der Papiere von 1862 
bis 1902 u. s. w., und eine eingehende Dar- 
stellung der neuen Finanzpolitik des Ministers 
Sturdza. Wir haben das Buch mit Interesse 
gelesen und glauben, dass es vielen eine 
erwünschte Aufklärung über die sonst nicht 
immer vorurteilslos geschilderten Zustände 
Rumäniens bieten wird. 


3. Föhlinger, Otto, Eisenb.-Sekr., Grundzüge 
des Eisenbahnwesens v. seiner wirt- 
schafts-, finanz-, verwaltungs- u. tarif- 
politischen Seite, Zur Einführg. in das 
Studium der Eisenbahnpolitik nach amtl. 
Quellen f. Kaufleute, Beamte u. Stn- 
dierende, wie f. Handelslehranstalten u. 
Behörden bearb. (Dr. Ludiw. Huberti's 
moderne kaufmänn. Bibliothek.) gr. 8°. 
(IX, 192 S. m. 1 Taf.) Leipzig (Dr. L. 
Huberti) geb. in Leinw. 2.75 


Der Verfasser des vorliegenden Buches 
hat es sich nach seiner eigenen Angabe zur 
Aufgabe gemacht, in seiner Arbeit einem 
grösseren Kreise, namentlich den Angehörigen 
des Handels- und Gewerbestandes, einen vor- 
urteilsfreien Einblick in die wichtigsten 
Fragen des Eisenbahnwesens nach seiner 
wirtschafts-, finanz-, verwaltungs- und tarif- 
politischen Seite zu gewähren. Entsprechend 
diesem Programm behandelt der Verfasser 
in5 Abschnitten: Die wirtschaftlich-technische 
Ausgestaltung der Eisenbahnen auf der Grund- 
lage einer Klassifikation derselben, die Kosten 
der Eisenbahnen und die bei Aufbringung 
derselben in Frage kommenden finanzpoliti- 
schen Grundsätze, die Beziehungen zwischen 
Eisenbahn und Eisenbahnbenützern und die 
daraus folgenden finanzpolitischen Grund- 
sätze, die Verwaltungsfrage mit bezug auf 
die Stellung des Staates zu den Eisenbahnen, 
die Grundzüge der Tarifbildung. Ein An- 


223 
hang enthält einige Bemerkungen über das 
Kleinbahntarifwesen und die Besteuerung 
der Eisenbahnen. Wir haben uns überzeugt, 
dass das kleine Buch einen guten l!eberblick 
über alle Verhältnisse des Eisenbahnwesens 
gibt, dass die einschlägige Literatur wohl 
benutzt ist und dass der Verfasser an seine 
Aufgabe in der Tat vorurteilsfrei heran- 
getreten ist. Das Büchlein kann zur Ein- 
führung warm empfohlen werden. 


4. Teetzmann, W., Export u. Import in 
Theorie un. Praxis. gr. 8°. (VIII, 122 8.) 
Leipzig (Dr. L. Huberti) geb. 2.75 

Eine vortreffliche Schrift, in welcher der 
Verfasser eine Darstellung der Theorie des 
Export- und Importgeschäftes, sowie der 
wichtigsten Waren der Aus- und Einfuhr 
und zum Schluss ein anschauliches praktisches 


Bl! 


Beispiel von den Formen gibt, in denen der 
Geschäftsverkehr des Grosshändlers mit 
Uebersee nach hanseatischen Gepflogenheiten 
sich abspielt. 


5. Zolltarif, dentscher, vom 25. XI. 102 
Besondere Ausgabe aus dem im Reich- 
amt des Innern hrsg. „Deutschen Handels 
Archiv“. gr. 4”. (69 5) Berlin, (0%. -E 
8. Mittler & Sohn) 1— 

Die vorliegende vom Reichsamt de 
Innern veröffentlichte Ausgabe des nen 
deutschen Zolltarifs zeiehnet sieh durch 
klaren übersichtlichen Druck aus und ist 
dabei auch so billig, dass sie jedermann, der 
sich zuverlässig über seine Bestimmungen 
unterrichten will, bestens empfohlen werden 
kann. 


Politik. 


1. Delegiertentag, allgemeiner, der national- 
liberalen Partei vom 10. bis 13. X. 1902 
in Eisenach (Protokoll auf Grund steno- 
graph. Aufzeichn.) 3 Tle. (in 2 Ban.) 


gr. 8°. (269 8.) Berlin, 02. (W. Baensch) | 


2.50 
Bekanntlich sind auf dem letzten allge- 
meinen Delegiertentag der nationalliberalen 
Partei sehr wichtige Fragen (Allgemeine 
Stellung der Partei, Organisation und Wahl- 
vorbereitung, Verkehrswesen im Reich und 
in den Einzelstaaten, Wirtschafts- und 
Handelspolitik, Mittelstandspolitik, Kolonial- 
politik, Sozialpolitik) von den bedeutendsten 
Rednern und Fachmännern der Partei be- 
handelt worden. Das vorliegende steno- 
graphische Protokoll wird deshalb nicht nur 
den Anhängern der Partei, sondern auch 
allen denjenigen erwünscht sein, welche über 
die auf dem Parteitage besprochenen Fragen 
sich unterrichten wollen. Recht erschwerend 
für die Benutzung der Protokolle ist der 
Mangel jeglichen Inhaltsverzeichnisses. 


2. Kämpfe, die parlamentarischen, um den 
Zolltarif. (Nach e. v. (entralbureau der 


nationalliberalen Partei veranstalteten 
Zusammenstellung.) 8°. (VI, 168 8.) 
Berlin, 03. (W. Baensch) 1.— 


Eine eingehende Darstellung der parla- 
mentarischen Verhandlungen über den Zoll- 


tarif und der wichtigeren Begleiterscheinungen 


ausserhalb des Parlaments. Ausführlich ist 
dabei die Obstruktion der gegnerischen Par- 
teien geschildert. Die Schrift ist zwar Partei- 
schrift, gibt aber doch ein zutreffendes Bild 
von den tatsächlichen Vorgängen. 


3. Petzet, Ch., Die Blütezeit der deutsches 
politischen Lyrik von 1840 bis 1%. 
gr. 8°. (IV, 5188.) München, 02. I, F 
Lehmann's Verl.) 9.—; geb. 10.- 


Die politische Lyrik der 40er Jahre de 
19. Jahrhunderts bildet einen reichen Schatz 
unserer Literatur, der noch nicht genügend® 
Würdigung gefunden hat. Nicht nur der 
| Literatur- und Geschichtsfreund, sondern auc} 
ı jeder Publizist und Politiker sowie allgemeir 
‘jeder Vaterlandsfreund wird vielfältige An- 
'regung und Belehrung in dem vorliegenden 
| Werke finden, das zum erstenmale jenes eiger- 
artig bewegte dichterische Leben unserer Na 

tion unter Wiedergabe aller erheblicheren 
‘Gedichte im vollen Wortlaute in zusammen 
‘ fassender, eingehender Darstellung zu behan- 
: deln mit bestem Erfolge unternommen bat. Ein 
ı gar bedeutsam Stlick des langen und beschwer 
lichen Weges zur Einheit und Grüsse wie 
| zum modernen Rechtsstaate mussten die 
Dichter und die nicht offiziellen Politiker 
unsere gemeinsame Mutter Germania allein 
'geleiten, ohne die offiziellen Staatsmännzr 
und Juristen, unter vielfältigen, gerade vos 
letzteren Kategorien ihnen bereiteten Fähr 
lichkeiten und Verfolgungen. Eine bernie 
Feder bringt uns dies und alle sonstige 
Bestrebungen der politischen Lyrik von 1% 
bis 1850 in anziehender, retrospektir ab 
eeklärter und doch lebhafter, verständei 
voller Schilderung und Würdigung mit gruss 
Unmittelbarkeit der Wirkung zu Bewnsat=u 
und verptlichtet uns dadurch zu besondere 
Danke. Wieder einmal ein Buch eines Alte. 
das jung ist und nicht altern wird’ Ve 
Herzen wünschen wir ihm viele, viele Frenn4- 


Hilfsmittel. 


1. Aufsess, Frhr. von u. zu, Anmtsrichter 
in München, Formulariensammlung für 


Kaufleute und Juristen. Anschanung 
mittel für das Studium des Handelsrecht« 








ne 2 
25 


Wechselrechts, Prozess- und Konkurs- 
rechts. gr 8°. (X, 142 S.) Leipzig 
(Dr. L. Huberti) geb. 2.75 

Ein namentlich in handels- und wechsel- 
rechtlichen Materien reichhaltiges, vortrefflich 
ausgestattetes Formularbuch, das insbesondere 
auch dem Studierenden der Rechtswissenschaft 
als Anschauungsmittel warm empfohlen sei. 


2, Justinian’s Institutionen in sinngetreuer | 
deutscher Uebersetzung nebst sprach- | 
lichen u. sachlichen Erläuterungen, 
Glossarien u. Indices. Bearb. v. e. 
prakt. Juristen. Neue [Titel-JAusg. 80, 
(IV, 316 S.) Stuttgart, 03. (W. Violet) 
[1882] 2 

Pandekten Buch I—IV in sinn- 

getreuer deutscher Uebersetzung nebst 

sprachlichen u. sachlichen Erläuterungen, 

Glossarien u. Indices. Bearb. v. e. prakt. 

Juristen. Neue [Titel-]JAusg. 8°. (VI, 3325.) 

Ebd., 03. [1883] — 


Das Studium der Institutionen und Pan- 
dekten Justinian’s hat auch heute noch eine 
hervorragende Bedeutung im Rechtsunter- 
richt. Eine zuverlässige Uebersetzung, die 
das Original nicht verdrängen, sondern beim | 
Privatstudium zur Kontrolle dienen soll, 
ist daher nach wie vor ein schätzbares 
Hilfsmittel. In diesem Sinne begrüssen wir 
auch die vorliegende Neuausgabe, die eine 
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' gute Verdeutschung enthält, mit schätzbaren 


Noten versehen und ausserordentlich preis- 
wert ist. 


3. Wandelt, Dr. jur. Hans, Römische Rechts- 
geschichte, (ivilprozess, Konkurs. So. 
(221 8.) Berlin, 02. (Herm. Nabel) 

geb. 3.50 


— Allgemeiner Teil. 80. (147 8.) Ebenda 
b. 3.50 


Recht d. Schuldverhältnisse ein- 
schliesslich Handelsrechte. 80. (219 8.) 
Ebenda geb. 3.50 


Wir stehen den Abfragebüchern dieser 
Art nicht sonderlich wohlwollend gegenüber. 
Wer nicht gelernt hat, sich selber Rechen- 
schaft über sein Studium zu geben, ist für 
den juristischen Beruf unreif. Aber selbst 
zugegeben, dass die Weisheit in „Frage 
und Antwort“ einem Bedürfnis entspricht, 
wie selten sind Fragen und Antworten 
korrekt gefasst! Auch die vorliegenden 
Bücher weisen viele Ungenauigkeiten und 
mitunter grobe Fehler auf, von der Aus- 
lassung wesentlichster Fragen (namentlich 
im Prozessrecht) ganz zu geschweigen. Wir 
möchten keinem Kandidaten raten, im Examen 
mit Hans Wandelt V S. 193 die Aufrech- 
nungsberechtigten als Absonderungsgläubiger 
zu qualifizieren. Die schöne Ausstattung 
gleicht die inneren Mängel nicht aus. 


Varia. 


1. Gierke, Otto, Das Wesen der mensch- 
lichen Verbände, Rektoratsrede. gr. 80, 
(36 8.) Leipzig, 02. (Duncker & Humblot) 

1.— 

| 

Es gewährt einen besonderen Genuss, 
einen hervorragenden Vertreter der Wissen- 
schaft in gedrängtester Kürze sich über ein 

Thema äussern zu hören, dem die Haupt- 

arbeit seines Lebens gewidmet war, zumal 

dann, wenn die Aeusserung sich an Hörer 
wendet, deren Kreis über den der Fachge- 
nossen hinausgeht. Den Fachmann interessiert 
es hiebei nicht nur, was jener Gelehrte vor 
einem solchen weiten Kreise über sein Lieb- 
lingsthema zu sagen sich entschliesst, sondern 
fast noch mehr, was er hier ohne Beein- 
trächtigung der allgemeinen Bedeutsamkeit 
der Ergebnisse verschweigen zu dürfen glaubt. 
Mit solchem Interesse wird der Kundige die 
vorliegende Rektoratsrede Otto Gierke's 
durchmustern. Anderen Kreisen wird sie 
eine gute ÖÜrientierung über das Problem 
der menschlichen Verbandseinheiten in ge- 
nossenschaftstheoretischer Beleuchtung sein. 


2. Huber, Hugo, 
Chronologisch - alphabetisches 


Amtsgerichts - Sekretär, 
Haupt- 





Register zum Bundes- bezw. Reichs- 
Gesetzblatt (1867— 1870, bezw. 1871 bis 
1901). Nach dem Stande der Gegenwart 
bearbeitet. Format des R.G.Bl. (312 8.) 
Stuttgart, 02. W. Kohlhammer) 5.— 


Diese Arbeit erweist sich als ein sehr 
zweckmässiges Repertorium zum Bundes- 
bezw. Reichsgesetzblatt. Der erste, chrono- 
logische Teil führt zu den einzelnen Ge- 
setzen und sonstigen Erlassen die späteren 
jene irgendwie alterierenden oder ergänzen- 
den Normen auf, so dass der jetzige Bestand 
sofort ersehen werden kann. Der zweite, 
alphabetische Teil ermöglicht die rascheste 
Auffindung der jetzt für irgend eine Materie 
' geltenden Vorschriften. Reichliche Zwischen- 
' räume und Ränder gestatten die fortlaufende 
_Richtigerhaltung. 


3. Verhandlungen des 26. Deutschen Ju- 
ristentages. Hrsg. v. d. Schriftführer- 
Amt d. ständigen Deputation. III. Bd. 
2. Abt. (Stenogr. Bericht) gr. 8°. (375 8.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 13.80 

Der Band enthält den Schluss der Pro- 
tokolle und das Mitgliederverzeichnis. 
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4. ———— ‚Ernst, Lücken im Recht. 
Rede. gr. 8°. (46 8.) Leipzig (Duncker 
& Humblot) 1. 
In dieser geistvollen Rektoratsrede be- 


handelt der berühmte Rechtslehrer die Fragen: 
Was sind Lücken und wie werden sie aus- 


Sammelwerke. 


1 Beier, Adf., Kanzleir., Die höheren Schulen 
in Preussen uw. ihre Lehrer. Sammlung 
der wichtigsten, hierauf bezügl. Gesetze, 
Verordngn., Verfüggn. u. Erlasse, 


gearb. u. bedeutend verm. Aufl. gr. 8°. 
(XVI, 565 8.) Halle, 02. 
Waisenhauses) 


der Vorschriften über das höhere Schulwesen 
Preussens unter Kennzeichnung des Ver- 
alteten und Einschaltung der Normen, welche 
Abänderungen etc. gebracht haben. 
tionelle Anmerkungen enthalten die nötigen 
Verweisungen und sonstigen Aufschlüsse. 
Ein alphabetisches Sachregister fehlt nicht. 


2. Brockhaus, Konversationslexikon. 14. 
vollständig neu bearbeitete Auflage. | 
Neue revidierte Jubiläumsausgabe. Band 
X. Lex. 8°. (1046 8.) Leipzig, 02. (F. 
A. Brockhaus) geb. in Halbfrz. 12,— 

Dieser Band des „Brockhaus“ ist durch 
einen nicht auf dem Gebiete der „Literarischen 
Mitteilnugen“ liegenden Vorzug ausgezeich- 
net. 
schienenen Bänden die grösste Zahl, nämlich 
ein volles Dutzend jener vorzüglichen Chromo- 


tafeln auf, die einen besonderen Reiz der: 


modernen Enzyklopädien des allgemeinen 
Wissens bilden. Im übrigen gebührt diesem 
Bande das gleiche Lob, das wir wiederholt 
in diesen Blättern seinen Vorgängern ge 
spendet haben. 


3. Encyklopädie der Rechtswissenschaft in 


systematischer Bearbeitung. Begründet 
von Dr. F. v. Holtzendorff. Unter Mit 
wirkung v. @. Anschütz, L. v. Bar, E. 
Beling, u. a. hrsg. v. Prof. Dr. J. Kohler. 


6., der Neubearbeitung 1. Aufl. (In etwa 
21 Lign.) 4./6. Lig. 1. Bd. gr. 8°. 
Leipzig (Duncker & Humblot) 3.60 


Die Hefte enthalten den Abschluss der 


Brunner'schen Rechtsgeschichte und die ganze | 
Darstellung des besonders wertvollen Bruns- | 
schen Pandektenrechts mit den Nachträgen 
von Eck, neu durchgesehen und ergänzt von 
Mitteis. 


4. Meyers Grosses Konversations-Lexikon. 
Ein Nachschlagewerk des allgemeinen 


nach | 
amtl. Quellen hrsg. 2., gänzlich dureh- | 


(Buchh. des 
8.—; geb. 9.— | 


Dieses zweckdienliche Sammelwerk bietet 
vollständig oder auszugsweise den Wortlaut 


Redak- 


Er weist nämlich von allen bisher er- 


er 
38 


gefüllt? An der Hand interessanter Rechts. 
fälle zeigt er uns, dass zwei ganz verschie 


20 dene Arten von Lücken vorkommen: bei der 


einen handelt es sich in Wahrheit um Kor- 
rektur, nur bei der zweiten um L.ücken- 
ausfüllung. 


Encyklopädien. 


Wissens. Sechste, gänzlich nenbearbeitste 

und vermehrte Auflage. Mehr als 1450." 

Artikel und Verweisungen auf über 18 240 

Seiten Text mit mehr als 11000 Abbıl- 

dungen, Karten und Plänen im Text 

und auf über 1400 Illustrationstaieln 

(darunter etwa 190 Farbendrucktafeln 

und 300 selbständige Kartenbeilagen' 

sowie 130 Textbeilagen. 20 Bände in 

Halbleder gebunden zu je 10 Mk. ‚Ver 

lag des Bibliographischen Institnts in 

Leipzig). 

Wie der Herausgeber im Vorwort zu 
dieser nun im Erscheinen begriffenen neuen 
Auflage bemerkt, hat sich das Werk zur 
‚Aufgabe gestellt, der Vertrauensmann der 
‚ Familie wie der Gelehrtenwelt zu sein, die 
Macht und den Trost des Wissens den we 
‚testen Kreisen zugänglich zu machen. Diese 
| universelle Verbreitung hat das ausgezeichnete 
' Werk bisher schon gefunden und wird sie, 
; Dank der Sorgfalt, mit welcher die nen: 
' Auflage bearbeitet wird, auch ferner finden. 
| Freuen wir uns des lanteren Wettbewerbs, 
in dem die beiden grossen Unternehmungen. 
Meyer und Brockhaus, sich fortwährend gegen- 
seitig zu überbieten suchen; das Publikum 
zieht daraus nur Gewinn. Der vorliegende 
erste Band reicht bis zum Wort Astirma- 
tismus. Nur beispielsweise seien aus dem 
reichen Inhalte von den speziell den Juristen 
'interessierenden Artikeln die ausführlichen 
Erörterungen über Ablösung, Adel, Aktien- 
wesen, Anarchismus, Arbeiterversicherung, 
 Armenwesen angeführt. 





5. Schmitt, $., kgl. Reg.-Rat im Justiz- 

ministerium, Bayerische Justizgesetze. 
| Sammlung v. Landesgesetzen für dir 
Rechtspflege nach dem Stande der Zeit 
des Inkrafttretens des BGB 4. Lie. 
gr. 8°. (8. 385-576.) München, 1905 
(J. Schweitzer Verlag) 240 


Das Heft enthält die bis zum 29. Ay! 
1869 erlassenen Gesetze in ihrer segen- 
wärtigen Gestalt, darunter namentlich das 
' Berggesetz und die beiden Gemeindewrld- 
nungen. 





6. Waterstradt, Geh. Rechnnngsrerisor, The 
Bestimmungen üb. d. Tagegelder, Reis 
u. Umzugskosten der preussischen Staats- 


u | 


229 
(1V, 3278 


beamten. gr. 8°. 
(H. W. Müller) 


Ein verlässiges Sammelwerk, das auch 
nicht veröffentlichte Runderlasse und Sonder- 
entschädigungen in beträchtlicher Zahl mit 
(renehmigung der Ressortminister in sich 
anigenommen hat, durch zahlreiche redak- 


S.) "Berlin, 03. 
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tionelle Anmerkungen «die praktische Hand— 
habung der Normen erleichtert, und zweifellos 
den beteiligten Behörden und Beamten, dann 
Prüfungskandidaten ete. willkommen sein 
wird. Eine Darstellung der Rangverhältnisse 
bildet eine erwünschte Zugabe. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschriftund Materialiensammlung. Be- 
gründetv.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr.4. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das 4. Heft des Jahrganges 1903 enthält: 
Die Notenbanken in Württemberg, 1876 bis 


1900, von Dr. phil. Berthold Breslauer in 


Berlin (Schluss folgt). — Anlage zum Zoll- 
tarifgesetz vom 25. Dezember 1902 Zolltarif 


(Schluss). — Skizzen und Notizen: Räumlieh- | 
keiten als Orte des Verlierens und Findens. ; 


Zur Reform der Krankenversicherung. Vor- 
schläge zur Erzielung einer Einheit der 
Strafrechtsprechung. Zur Frage der Prozess- 
verschleppungen. Zeugnis über fortgesetzte 
Gütergemeinschaft. Kosten des Verfahrens 
im Strafprozess ($ 497 St.P.O.). — Aus den 
Gesetzblättern. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1903. Nr. 5—8. Leipzig (Jüstel & Göttel) 


vierteljährlich 9.— | 


Aus dem Inhalt der vorliegenden Hefte 
heben wir folgende grössere Artikel hervor, 
und zwar in Nr.5: Die Rechte des Hypo- 
thekengläubigers an der Forderung gegen 
den Versicherer, von Justiziar C. Girth 
(Fortsetzung in Nr. 6—8); Abänderung der 
Allgem.Feuerversicherungsbedingungen ;Zum 
Gesetzentwurf über den Versicherungsvertrag; 
Nr.6: Die Interessenkontlikte beim Lebensver- 
sicherungsvertrag; Zusammenhang zwischen | 
der Nettoreserve und der Reserve aus Reserve- | 
prämien, von €. Landree-Amsterdam; Nr.T: 
Zum $ 116 Pr.V.G.; 
haltene Ankunft und behaltenen Zustand; 
Nr. 8: Schwedisches Versicherungsgesetz. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1903. Nr. 4--6. Hoch. 4°. Berlin (Vlg. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 


Abhandlungen: Unter welchen Verhält- 
nissen ist das „Freibier‘‘ und der „Freitrunk“ 
in Bierbrauereien als Lohn bezw. Gehalt im 
Sinne des Invalidenversicherungsgesetzes an- 
zusehen? — Sind die Kassenmitglieder zur 
Uebernahmeder Krankenaufsicht verpflichtet ? 


Versicherung anf be- | 


‚von Frankenberg). — Die Versicherung der 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- | 


Heimarbeiter und Hausgewerbetreibenden in 
den Betriebs-Krankenkassen (Krause). — Die 
ı Rentenbescheide der Versicherungsanstalten 
'(Bazille), — Eine Novelle zum Kranken- 
| versicherungsgesetz. — Zur Auslegung des 
'$ 15 Abs. 2 Satz 2 J.V.G. (Weymann). — 
Verwaltung u. Rechtsprechung. Mitteilungen. 
Sprechsaal. Beantwortung von Anfragen. 
Literarisches. 


4. Archiv f. Kriminal-Anthropologie und 

Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Gross. 

10. Bd. 4. H. 8°. Leipzig (F. C. W. Vogel) 

pro Band 12.— 

Das Heft enthält nur zwei Abhandlungen: 

Lohsing, Todesstrafe und Standrecht, Siefert, 

Der Beweisantrag im Schwurgerichte. Den 

übrigen Inhalt bilden Besprechungen von 

Frhr. v. Oefele und Hans (Gross, ferner ein 
Generalregister zu Bd. I—-X. 


5. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. Il. Jahrg. (1902). 
Statistischer Teil. 4. Lfg. Wien (Manz) 

jährlich 20.— 


Die vorliegende Lieferung enthält zahl- 
reiche statistische Mitteilungen über Ver- 
hältnisse der Prodnktion, des Handels, der 
' Konsumtion und des Verkehrs; insbesondere 
heben wir folgende hervor: Die Haupter- 
gebnisse des Aussenhandels der wichtigsten 
Staaten und Länder unter besonderer Berück- 
‚sicktigung der Grenzländer Oesterreich-Un- 
'garns; die Getreideproduktion der Welt 
ti. J. 1902. 





Zeitschrift für Bank- und 
Frank- 


6. Bankarchiv. 
Börsenwesen. Il. Jahrg. Nr. 5. 
furt a. M. (Reinhold Mahlau) 

pro Jahrg. 10.— 


Inhalt: Die Behandlung klagloser Börsen- 
geschäfte in Bankbilanzen, von Dr. H. Veit- 
Simon-Berlin; Zur Frage des Schutzes gegen 
den Erwerb aufgerufener Wertpapiere, von 
L. Salomon und Dr. W. Brock: Geschichte 
des russischen Rubels, nach dem Russischen 
des Sergieff von M. Golodetz-Berlin. Gericht- 
liche Entscheidungen. Verbandsnachrichten. 
Sprechsaal. Vermischtes. 
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T. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 8/9. Berlin 
(W, Süsserott) jährlich 10.,— 
Inhalt von Nr. 8: Viehzucht in Paraguay, 

von v. Fischer-Treuenfeld; Zur Tabakfrage; 
Uebersicht über die bedeutendsten Forschungs- 
reisen in Nordostafrika II, von @. A. Kannen- 


giesser; Gibt es eine unmittelbare Reichs- 


angehörigkeit? V, von Dr. Herm. Hasse. 
Nr. 9: Ueber die Tsetse, von B. Lichtwardt; 
Chinas Hof und Staat, von Oberleutnant 
vr. Rauch; Bänerliches Leben in Säo Lorenco 


E. Meinhold. 


s. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 


X. Bd. Nr. 19 u.20. XT. Bd. Nr. 1.n. 2, 
München 0. H. Beck) jährlich 6.— 
Nr. 19 und 20 enthält Artikel über: Die 
Rückkäufe von Rechtholrbezügen, und über: 
Die Zulässigkeit des Zivilrechtsweges bei 
Haftungsbeschlüssen der Verwaltungsstellen ; 
in Nr. 19 und 20 findet sich ein grösserer 
Artikel über: Die Besitzveränderungsgebihr 


in Erbfällen bei einer Mehrheit von Erben, 


vun Vornkeller. 


9. Blätter für Genossenschaftswesen. 190.. 
Nr. 3—9. Berlin (J. Guttentag) 
jährlich 6.— 
In der vorliegenden Nummer sind neben 
zahlreichen kleineren Mitteilungen, Notizen 
und statistischen Materialien aus dem Gebiete 
des Genossenschaftswesens folgende grössere | 
Artikel enthalten und zwar in Nr.3: Der 
allgemeine Genossenschaftstag in Kreuznach, | 
von F. X. Pröbst (Schluss in Nr. 4); Kontroll- 
einrichtungen bei Kreditgenossenschaften ; 
Die eingetragenen (senossenschaften in Berlin 
mit Vororten und die Förderung des Klein- 
gewerbes III, von H. Jäger; Nr. 4: Mit- 
teilungen zur deutschen Genossenschafts- 
statistik für 1900; Nr. 5: Eine „Erklärung“ 
der Leitung und des Verwaltungsrates (des 
Allgemeinen Verbandes der deutschen land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften, von Dr. 
Criger; Die genossenschaftliche Organisation 
in Hessen; Nr. 6: llausanteilscheine und 
Bangenossenschaften; Nr. 7: Das Fremdwort 
und das deutsche (Grenossenschaftswesen, von 
A.Kofahl; Nr. 8: Kontrolleinrichtungen bei 
Kreditgenossenschaften; Istıden invaliden ver- 
sicherungsptlichtigen Vorstandsmitgliedern 
der (renossenschaften zu empfehlen, bei Auf- 
hören ihrer Versicherungspflicht freiwillig 
das Versicherungsverhältnis als „Weiterver- 
sicherung“ fortzusetzen?; Nr. 9: Was muss 
ınan bei der Meisterprüfung im Handwerk von 
den wichtigsten Bestimmungen des Genossen- 
schaftsrechtes wissen?; Genossenschaftliche 
Beerdigungsinstitute; Verpfändung von Spar- 
kassenforderungen, von A. Wittmaack. 


‚ordnung. 





10. Blätter für Rechtsanwendung. Hiy. 
von Prof. Dr. Karl Gareis. 68. Jahrg 

Nr. 1—5. Erlangen (Palm & Enke) 
pro Jahrgang 12— 
Die Nummern 1—5 des nenen Jahrgang: 
(Bd. 68) bringen folgende Aufsätze: Fund 
recht, von Oberlandesgerichtsrat Schäfer, 
Zurückbehaltung der Handakten, von Land 
gerichtsrat Meyer; Auskunftpßicht im Öffen- 
barungseide, von Amtsrichter Keidel: Feld. 
schadenersatz, von Dr. Linsmayer: Tod des 


Angeklagten bei der Privatklage, von Stasis 
(Rio Grande do Sul) von Hauptmann z. D.| 


anwalt am Oberlandesgericht Silbermumn: 
Gehaltsanspruch entlassener Handlungse= 
hilfen, von Rechtsanwalt Fuld; Zu At 
Nachlassgesetz, von Amtsrichter Kadd, 
Landesstrafrecht und Allgemeiner Teil de 
St.G.B, von Privatdozent Dr. Köhler ; Besitz- 
veränderungsgebühr in Erbfällen, von Re 
gierungsrat Vornkeller. 


11. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkait 
u. Notariat. 1903. H. 16— 18. Leipsig 
(Dieterichsche Verlagsbuchh.' 

pro Jahrgang 15 — 
Die Hefte enthalten folgende Aufsitz 

Arten und Wirkungen der Widerspruch» 

eintragung in Grundbuchsachen. Von Land 

gerichtspräsident Frey in Übemnitz. — Der 

Vorbehalt nach $ 16 Abs 1 der Grundhbuc- 

Von Landrichter du Chesme is 

Leipzig. — Ueber den Inhalt der Auflassung*- 

erklärung. Von Rechtsanwalt Heim in Bier 

feld. — Aenderung des $ 313 BGB!s. Von 

Amtsrichter Pitel in Homberg (Bez. Cascel 

— Zur Frage der Formmangelheilung dur 

Auflassung und Eintragung ($ 313 Satz ? 

BGB.s. Von Landrichter Dr. Winter — 

Die Einwirkung des Hervortretens streitiger 

Rechtsverhältnisse auf die Tätigkeit des Ge 

richts der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Von 

Rechtsanwalt Dr. Eugen Joseph in Freilurz 

im Breisgau. — Die Grundstückszasammen 

legung in Preussen. Von Landgerichtsra! 

Spiess in Halle a. 8S. 

12. Deutschland, Monatschrift für die z 
samte Kultur. Nr.5. Lex.-8*. Barlıa 
CA. Schwetschke & Sohn) 

vierteljährlich 6.- 
Unser Gebiet berühren die Artikel: De 

Getreidezölle als Mittel gegen die Not de 

Landwirte Brentano). Zur polnischen Frage! 

Die katholisch-theologische Fakultät = 

Strassburg (@rf. Hoensbroech). Der Religin: 

unterricht in den Schulen II. ı Borneman 

Aus der Hauptstadt Frankreichs (Mawerkf 

Streiflichter. 


13. Entscheidungen d. Gerichte u. Verwr 
tungsbehörden. /Reger). 23. Bd. 3.—h. 1 
München (C. H. Beck) 

Preis pro Band 10- 
Diese nun in den 23. Jahrgang ein 
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tretene Sammlung wendet ihre Aufmerk- 
samkeit der Praxis auf dem gesamten Gebiete 
des reichsgesetzlich geregelten Verwaltungs- 
und Polizeistrafrechts mit Einschluss des 
Arbeiterversicherungsrechtes zu. Sie gibt 
auf diesem Gebiete alles Material wieder, 
das irgendwie von prinzipieller Erheblichkeit 
ist, während entbehrlicher Ballast bei Seite 
gelassen wird. 


14. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel nu. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 
amt d. Innern. 1903. Januarheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährlich 12 Hefte 18.— 

An der Spitze des vorliegenden Heftes 
ist wie in früheren Jahren ein Verzeichnis 
der im Deutschen Reich bestehenden Handels- 
kammern und kaufmännischen Korporationen 


nach dem nenesten Stande mitgeteilt. Der 
Gesetzgebungsteil enthält neben mannig- 


fachen Aenderungen auf dem Gebiet der 
Zoll- und Stener- Gesetzgebung des In- und 
Auslandes den neuen deutschen Zolltarif, das 
nene russische Zollreglement, ein chilenisches | 
Alkoholgesetz, den italienisch - dänischen | 
Handels- und Schiffahrtsvertrag nebst Zusatz- | 
artikel u.a. m. Aus dem statistischen Teil 
sind hervorzuheben die Statistiken des Aussen- | 
handels von Italien für 1901 und von Peru 
für 1900. Jahresberichte der Kaiserlichen 
Konsuln liegen u. a. vor aus Amsterdam, 
Barcelona, Boness, Gijon, Grangemouth, 
London, Huelva, Maastricht, Newcastle on 
Tyne, Syra, Varna, Hiogo-Osaka, Buschär, 
Charleston (Südkarolina), La Paz (Bolivien), 
Maracaibo, Port of Spain (Trinidad) und 
San Franeisco, 


15. Handels-Museum, Das. Bil. 18. Nr. 6—9. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- 
Museums) halbjährlich 8.— 


Neben zahlreichen kleineren Notizen iiber ' 


Zollwesen, Handelspolitik, Industrie, Sozial- 
politik, Verkehrswesen u. 3. w. bringen die 
vorliegenden Nummern grössere Artikel über: 
Der Veredelungsverkehr im nenen (österr.) 
Zolltarif; Derneue (österr.)Zolltarif; Russische 
Zollrüstungen; Die russische Pacifiebahn und 
ihr Einfluss auf den Hanıel Nordasiens. 


| 


Nr. 


16. Handelszeitung, Bayerische. 1903. 
5 u.6. München (Franzsche Hofb.) 
vierteljährlich 150 
Folgende grössere Artikel sind in den 
vorliegenden Nummern hervorzuheben, und 
zwar inNr.5: Kaufmannsgerichte, von Dr. 
Fuld-Mainz; Das nene Zolltarifgesetz (Forts. 
in Nr. 6), Das Wirtschaftsjahr 1902 ‘Schluss 
in Nr. 6); Nr. 6: Deutscher Handelstag. 


17. Jahrbuch der Entscheidungen zum bür- 
grerlichen Gesetzbuch und den Neben- 
gresetzen. Hrsg. v. Amtsrichter Dr. Otto 
Warneyer. 1. Jahrg., umfassend die 


wurr 


— Wr — 
7 
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Jahre 1900, 1901, 1902. 3 Lign. (VII, 
323 8.) gr. 8°. Leipzig, 03. (Rossberg’sche 
Verlagsbuchh.) je 2.40 ; in 1 Lwd.-Bd.8.— 
Der Verfasser stellt zu den einzelnen 
Vorschriften des BGB, des E.G. z BGB,, 
des F.GG. des ZV.G. und der G.B.O. die 
in den drei ersten Jahren der Herrschaft des 
neuen Rechts in 72 Zeitschriften veröffent- 
lichten Entscheidungen und Monographien- 
Titel zusammen. Durch Angabe der syste- 


‚ matischen Literatur, durch fortlaufende Ver- 


weisungen auf die gangbaren Lehrbücher 
und durch gelegentliche Zitate aus den wich- 
tigesten Kommentaren zeichnet sich diese 
Sammlung vor anderen ähnlichen Werken 
aus. Auch die Voranstellung von gesperrt 
gedruckten Schlagworten („Form der Auf- 
lassung“, „Goldklausel“) z. B. ist eine 
dankenswerte Eigentümlichkeit des Werkes. 


Die Entscheidungen sind geschickt und 
genau ausgezoren. Die Ausstattung ver- 


dient alles Lob. 


18. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 27. Jahrg. 
l. Heft. gr. 8°. (IV, 421 8.) Leipzig 
Duncker & Humblot) 10. 
Das vorliegende Heft enthält folgende 

grössere Aufsätze: Ueber Einheit im Gebiete 

des dentschen Verwaltungsrechts, von W. 

Kahl; Soziologie des Raumes, von @. Sim- 

mel; Ueber Reaktion im Verkehrswesen, von 

Gust Cohn; Die Aufgaben der Sparkassen 

in Deutschland als Lebensversicherungs- 

institute für die unteren Volksklassen, von 

H. Kümmel; Finland; Das deutsche Volks- 

einkommen ji. J. 1900, im ganzen und im 

Gesamteinkommen über und unter 3000 Mk. 

verglichen mit dem Volkseinkommen des 

‚Jahres 1895 und die Lohnsteigerungen in 

den Jahren 1896—1900, von R. E. May; 

Die belgische Industrie- und Gewerbezählung 

vom 31. Oktober 1896, von Cl. Heiss; Zur 

Handels- und Verkehrsgeschichte Siüddentsch- 

lands im Mittelalter, von A. Schulte Deutsch- 

land am Scheidewege, eine Replik, von 4. 

\ Weber. 


l 
| 





19. Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 
im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. Nr. 6—8, 
Mainz (Diemer) vierteljährlich 2.— 

Abhandlungen: Emptiehlt sich die frei- 
 willige Fortsetzung der Inv.-Vers. für die 

‚ mit Pensionsberechtigung angestellt werden- 

' den Reichs-, Staats- oder Kommunalbeamten ? 

(Simon). Ueber in Verlust geratene Qnit- 
tungskarten (Tribius). Die Geschäftsberichte 
der Ortskrankenkassen und ihre Ansgestal- 

‚tung (Prinz). Versicherungspflicht des in 

' dem Betriebe des einen Ehegatten beschäf- 

tizten anderen Ehegatten (Hilse). Text der 

Novelle zum Kr.V.G. Entscheidungen ete., 

Briefkasten, Literatur. 


weten fo, "4-47. - —n 
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20. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1905. Nr. 4 
u. 5. Berlin (U. Liebmann) 


vierteljährlich 3.50 


Die Nummern enthalten u. A.: Sievers, 
Dr., Reichsgerichtsrat, Aktionäre und 
Gläubiger im Konkurse der Aktienge 
sellschaft. — Hoppe, Geh. Justizrat, Land- 
gerichtsdirektor, Mündliche Unterhaltung 
zwischen dem Verteidiger und dem Ange- 
klagten in der Hauptverhandlung. — Ollen- ; 
dorff, Justizrat, Zur reichsrechtlichen Rege- 
lung des Vereinsrechts. Staub, Dr, 
Justizrat, Juristische Rundschau. — Wachler, 
Dr., Senatspräsident, Vom Sächsischen Ober- 
verwaltungsgericht. — Bielefeld, Dr.. Amts- 
richter, Diäten der Reichstagsabgeordneten. 
— Simonson, Oberlandesgerichtsrat, Zu$ 741 


C.P.O. — Lesse, Dr., Geh. Justizrat, Em- 


ptiehlt sich die Aenderung des 8313 BGB.? 

- Schneider, Oberlandesgerichtsrat, Ueber 
die Mängelanzeigen beim Viehhandelsrechte, 

- Reindl, Dr., Direktionsassessor, Zur Ver- 
Jährung der Frachtzuschlagsforderungen. — 
Neubecker, Dr., Privatdozent, Rechtliche 
Stellung der Kinder der Frau eines Ver- 
schollenen. Reinsch, Amtsrichter, Die 
Rangverhältnisse der Richter und Staats- 
auwälte in Preussen. Klatt, Dr., Pro- 
fessor, Erklärung. — @alland, Dr., Gerichts- 
assessor, Anordnung der Untersuchungshaft 
gegen Strafgefangene. Trumpler, Dr., 
Assessor, Das Ende des Differenzeinwands. 
Karsten, Dr. Kammergerichtsrat, Der 
Ansturm gegen die (rerichtsferien. — Schmer- 
sahl, Dr., Amtsgerichtsrat, Das älteste Ge- 
setzbuch der Welt: die Gesetze Hammurabis. 

- Lehmann, Dr., Vrofessor, Das neueste 
Heft der Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Civilsachen. -- Otte, Gerichtsassessor, Das 
preussische Fürsorgeerziehungsgesetz in zwei- , 
jähriger Praxis. — Staub, Dr., Justizrat, 
Juristische Rundschan. Sintenis, Ober- 
landesgerichtsrat, Zeugnisverweigerungsrecht 
des (reistlichen nach $ 353 Nr. 4 C.P.O. - | 
(rmelin, Dr.. Landgerichtsrat, Eine straf- | 
prozessuale Mausefalle. - - Pohlmann, Amts- 
richter, Die Gehaltsverhältnisse der Richter 
in Preussen. — Höpfner, Dr., Privatdozent, 
Anwendbarkeit der Militärstrafgesetze auf 
Personen des Benrlaubtenstandes, — Eger, 
Pr.. Regierungsrat, Zur Verjährung der 
Frachtzuschlagsforderungen. — Plum, Rechts- 
anwalt, Wechselprotest beim Zahlungsange- 
bot. — Kahn, Dr., Vebereignung zum Zwecke 
der Sicherung. 


21. Monatschrift für Handels- und Sozial- 
wissenschaft. Hrsg, v. Dr. Alb. Lud. 
Stange. 1. Jahrg. Nr. 2. gr. 4". München 
(G. Schuh & Cie.) vierteljährlich 1.— 
Die vorliegende zweite Nummer dieser 

uenen Zeitschrift bringt folgende srössere | 

Artikel: Die finanziellen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse Venezuelas, von Aurt Wolff- 


‚ristische Gesellschaft 


36 


München ; Wirtschaftsgeographie und Natur- 
wissenschaft (Schluss), von Prof. Dr. Gür- 
fher-München ; Die gesetzlichen Grundlagen 
des Eisenbahnbeförderungsvertrags, von Dr. 
M. Reindl-München; Errichtung einer Han- 
delshochschule in München; Die neuen 
Handelsverträre; Chemische Fabrik auf Ak 
tien (vorm, E. Schering-Berlin). Ausserdem 
enthält die Nummer viele Mitteilungen über 
Handelsangelegenheiten, Industrie, Börsen- u. 
Finanzwesen, Ausstellungs-, Versicherungs, 
Zoll-, Verkehrs-, Unterrichtswesen ete. sowie 
Zeitschriftenübersichten und Buchanzeigen 


22. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 2 
Berlin (Administration der Soz. Monats 
hefte) ä Heft — 50 


Aus dem Inhalt heben wir hervor: Fr 
Hertz, Betrachtungen über die österreichische 
Sozialdemokratie. — Ed. Bernstein, Die Be 
deutung von Eduard Davids Agrarwerk. — 
Dr. Ed. David, Die badische Landwirtschaft 
— Dr. A. Winter, Die politische Krise in 
Oberschlesien. — Dr. Mathieu Schwann, las 
Recht und der Staat. — H. Peus, Sächsische 
„Helligkeit“. — Else Hasse, Was ist Relı- 
gion? — H. Schneiser, Die unentgeltliche 
Auskunftserteilung in den Arbeitersekretari- 
aten. Politik von R. Calıeer. Wirt- 
schaft von M. Schippel. — Sozialistische Be 
wegung von S, Katzenstein. -—— Gewerk 
schaftsbewegung von E. Deinhardt -—- Ge 
nossenschaftsbewegung von (Gertrud Darid. 
— Sozialpolitik von P. Kampffmeyer. — 
Soziale Kommunalpolitik von Pr. H. Linde 
mann (CE, Hugo). — Rechtswissenschaft vos 
W. Heine. — Geschichtswissenschaften von 
H. Thurow. — Bücher von Dr. L. Gumpis- 


‚wiez, Ida Häny-Liur und Lisbeth Stern 


23. Recht, Das. 1903. Nr. 2—4. 
(Helwingsche Verlagsb.) 

vierteljährlich 3. 

Die Hefte enthalten: Einzelne Betrach 
tungen über die dingliche Einigung. ( Reich» 
gerichtsrat Konrad Förster, Leipzig.) 
Obligatorischer Anspruch, dingliche Einigung 
und Eintragungsbewilligung. (Regierung: 
rat Molitor, Strassburg.) — Die Anrechnung 
der Untersuchungshaft auf die erkannte Straf- 
im Militärstrafverfahren. (Oberkriegagericht; 
rat Dr. v. Bippen, Hannover.) — Die Kauf 
mannsgerichte nach der dem Bundesrat e 
machten Vorlage. (Oberlandesgerichtsrat Jr 
Könige, Karlsruhe.) — Der Strafantrag um 
der $ 380 Str.P.O (Uberstlandesgerichterst 
Scherer, München.) Aus Frankreich 
(Univ.-Professor Dr. Duquesne, Grenoble ' 
— Eine Antinomie im BGB. 8. 72. — Js 
zu Berlin. (Rerbkts 
anwalt Dr. Korn. Berlin.) — Eine deutsch* 
Juristenbank. — Keine Lehre des Leipzäzer 
Bank-Prozesses. (Rechtsanwalt Pr. Prucker 
Leipzig.) — Nachwort. (Oberlandesgericl:is 


Hannuver 





rat Dr, Lobe, Dresden.) — Zur Kahlpfün- 
dung des Mieters. (Rechtsanwalt Dr, @eiers- 
höfer, Nürnberg.) — Was heisst: Ich leiste 
für zwei Jahre Garantie? (Geh, Justizrat 


0.-L.-G.-Rat H. Meyer, Breslau) — Zu- 


ständigkeit des Prozessgerichts, durch einst- 
weilige Verfügung gemäss $ 940 C.P.O. an- 
zuordnen, dass der auf Scheidung klagende 
Ehemann seiner Ehefrau deren Anwaltskosten 
vorzuschiessen hat, und Verptlichtung des 
Ehemanns zu dieser Leistung, auch wenn 
ihm vom Prozessgericht das Armenrecht be 
willigt worden ist. (O.L.-G.-Rat 
Naumburg.) — Kannein vor 1Y00 geschlossener 
Erbvertrag von dem Erblasser nach Mass- 
gabe von $$ 2281 ff. BGB. angefochten 
werden? (Syndikus Dr. Schaefer, Hamburg). 


— Meinungsverschiedenheiten zwischen dem | 
zugeorıneten | 
Mil.Str.G.O.). ' 


Gerichtsherrn und den ihm 
Militärjustizbeamten ($ 97 
Berechnung der Strafe ($ 458 Mil.Str.G.0.). 
(Senatspräsident beim Reichsmilitärgericht 
Dr. Herz, Berlin.) — Ungebühr vor Gericht 
durch Besprechung eines Anwalts mit seinem 
Klienten während der Verhandlung. — Eine 
Prozessvollmacht aus dem Jahre 1783. 
Wiener juristische (Gesellschaft. — Die Ein- 
tragung des Nacherben. (Gerichtsassessor 
Ds. Thiesing, Göttingen.) — Zur Auslegung 
des $ 369 Xr. 2 Sır.G.B. 
direktor Consbruch, Schneidemühl.) — Zu 
ss 01, 1138 BGB. (Geh. Justizrat Ober- 
landesgerichtsrat H. Meyer, Breslau.) — 
Kann der Grundstückseigentümer stehende 
Früchte rechtswirksam übereignen? (Ge- 
richtsassessor Richard Fuchs, Mainz.) — Zur 
Frage der Beweislast bei einer Klage auf 
den angemessenen Kaufpreis! (Assessor Dr. 
H. Neumann, Cottbus.) — Vermeidung der 
Vorbereitung auf nicht zur Verhandlung 
kommende Sachen. (Rechtsanwalt Pr. Geiers- 
höfer, Nürnberg.) — Versteigerung und 
Grundbuch-Erklärung. (Notar Pr. Kocke- 
rols, Koblenz) — Zur Zeugnispflicht des 
Dienstherrn. (Landrichter a. D. Ernst Mumm, 
Chemnitz.; — Die Reformbedürftirkeit des 
Firmenrechts und des $ 30 Abs. I H.G.B 
Landgerichtsrat Dr. Marcus, Berlin.) 
Ueber die Bedeutung des S 1809 BGB. (Ober- 
amtsrichter Huther in Hagenow i. M.) -- 
Friedhofsrecht (Rechtsanwalt Dr. Eugen 
Josef, Freiburg i. B.) — Die Reformbedürf- 
tigkeit des Firmenrechts. (Rechtsanwalt 
Dr. Martin Wassermann, Hamburg.) 
Juristische Gesellschaft in Leipzig. — Zur 
Antinomie des $ 480 BGB. (Landgerichtsrat 
Dr. Becher, München.) — Nochmals die Be- 
handlung der Gefangenen. Ein Wahr- 
spruch der Geschworenen. 
habung von 8866 Abs. 38. 1C.P.O (Land- 
zerichtsdirektor Dr. Mayer, Dresden.) 
Zu $ 340 Str.P.O. und Art.7 E.G. z. BGB. 
(Oberlandesgerichtsrat Wagner, Augsburg.) 
— Enthält die Verletzung des mit Recht 


Wolff, | 


Zur Hand-, 





anzewandten ausländischen Rechts eine Ver- 
letzung eines Reichsgesetzes im Sinne der 
88 549, 550 . P. O. und unterliegt daher die 
darauf gegründete Entscheidung der Re- 


vision? (Referendar P. Klein, Bonn.} — 
Gilt $ 40 Abs. 2 auch für die Fälle des 
$416.B.0.? (Amtsrichter Conrades, Meppen.) 
Urkundenedition. (Geh. Justizrat H. 
ı Meyer, Breslau.) 





24. Schroeder, Erich, Landger.-Rat, Grund: 
buch-Entscheidungen nebst Beinerkungen 
aus d. Praxis u. Verweisungen auf d. 
Literatur. Il. Band. gr. Se. (1vC 8.) 
Leipzig, 03. (Dieterichsche Verlags- 
buchh.) 3.— 
Der erste Band der Schroeder'schen 
Sammlung ist in diesen Blättern bereits 
rühmend erwähnt worden. Der zweite hat 
die ihm gesteckte Aufgabe der Fortführung 
erheblich erweitert. Er gibt in besonders 
wichtigen Fällen auch den wesentlichen 
Inhalt der Gründe wieder, verweist auf ein- 
schlägige Abhandlungen juristischer Zeit- 
schriften und enthält wertvolle Mitteilangen 
aus den vom reichsländischen Ministerium 
erlassenen Revisionsbescheiden. Die Fassung 
der Auszüge zengt überall von tiefem Sach- 
verständnisse, 


(Landgerichts- | 


II. Jahrgang, 1903. 


25. Standesamt, Das. 
am Niederrhein 


Nr. 1-5.  Meiderich 
(Arthur Heiland) jährlich 5.— 


Abhandlungen: Eheschliessungen von 
Militärpersonen (Priester). Namenserteilung 
gemäss $ 1706 BGB. bei der Eheschliessung 
(Wefers). Die Frage der Ernennung von 
Standesbeamten -Stellvertretern zu Standes- 
beamten sowie die Bestellung eines Standes- 
beamten für mehrere Bezirke. Die Ehe- 
schliessung vor einem nicht zuständigen 
Standesbeamten (Nathan). Wirkung der 
Todeserklärung eines Ehemannes auf die 
rechtliche Stellung der in seiner Ehe nach» 
gebornen Kinder. Die Einführung einer 
Benachrichtigungspflicht in Personenstands- 
sachen (Kloss). Erlasse, Entscheidungen, 
Fragebeantwortungen ete. 


26. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. 
vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
4. Jahrg. Nr. 20—22. gr. 8°, Berlin 
(Verlag der Deutschen Stimmen) 
vierteljährlich 2.50 
Aus den Artikeln der vorliegenden 
Nummern dürfen die folgenden fir unsere 
Leser von Interesse sein, und zwar aus 
Nr. 20: Der Kampf um die Religion inner- 
halb der Sozialdemokratie, von O. Raupp- 
‚Mundingen; Finanzsorgen und Handelsver- 
träge ; Zuckerpolitik der verschiedenen Staaten 
von Dr. Brukner-Stralsund (Forts, in Nr. 21 
u. 22); Vergenossenschaftung von Hausin- 
dustriellen, von Dr. Weyermann Cöln; Nr. 21: 


En m 
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Kritische Bemerkungen zn Prof. Dr. Labands |Reinhard, Zur Frage der Errichtung eins 
„Parlamentarischen Rechtsfragen“, von Hof- obersten Rechnungshofes für das Königreich 
mann-Dillenburg; Die Sozialpolitik i. J. 1902, , Württemberg mit besonderer Berücksieh- 
von Frhr. von Witzleben (Forts. in Nr. 22); tigung der "bestehenden Einrichtungen im 
Zur geplanten Reform des Personentarifs der Königreich Bayern und Sachsen; Frhr. zu 
sächsischen Staatsbahnen, von Dr. zur Nieden- Weichs-Glon, Die Beschleunigung der Ver 
Berlin; Nr. 22: Vom Anschluss des elsäss. ladung nnd Beförderung des Frachtstück- 
Klerikalismus an das Zentrum, von Sincerus- gutes auf den Eisenbahnen und die Rege 
Strassburg i. Els.; Der neue Kolonialetat und lung des Stückgutdienstes auf den k. k 
die Denkschrift über die deutschen Schutz- österreichischen Staatsbahnen; R. Passw, 
gebiete, von Graf von Schweinitz-Berlin. Das Wesen der Ministerverantwortlichkeit 
im monarchischen Staat; 2. Miszellen: H, 
27. Veröffentlichungen des kais. Aufsichts- Beck, Beiträge zur Artelkunde; Die besseren 
amtes für Privatversicherung. 2. Jahrg. Einkommen in Oesterreich und Preussen 
Nr. 1. Berlin (J. Guttentag) jährlich 2.50 , 1898—1900. . 


Inhalt: Verordnung betr. die Beaufsichti- _ b a Di IR ’ 
gung schaumbnrg } lippischer privater Ver- 30. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 


sicherungsunternehmungen, vom 16. Nov. stik. 39. Jahrg. 2. Lieferung. Bern (A 
1902; Rundschreiben vom 22. Dez. 1902, Francke). 
betr. die Formulare für das Prämienreserve- Inhalt: Protokoll der Jahresversammiung 


Register; Mitteilungen über Zulassungen des Verbandes schweizerischer amtlicher 
zum Geschäftsbetrieb und über die Genehmi- Statistiker nud der Schweiz. statist. Ges#ll- 
gung einer Aenderung des Geschäftsplanes schaft am 29. und 30. September 1902: Pro 
einer ausländischen Unternehmung; Nach- , tokoll der Jahressitzung der Schweiz. statist 
rechnung über die Bestellung Hauptbevoll- |, Gesellschaft, abgeh. Montag, den 2%. Sep 
mächtigter für ausländ. Unternehmungen. |tember 1902. Zu dem ersteren Prutokull 
Beschlüsse. Entscheidungen der Senate. ‚sind zahlreiche Beilagen mitgeteilt, darunter 
Geschichte des landwirtschaftlichen Genssen 
98. Wochenschrift, Juristische. 1903 Nr. 1— 11. | fi heftswesens im Kanton Luzern, und üeser 
Berlin (W. Moeser) iahrlich 26. ana, TUR. |TARWNEEEN — 
: re Finanzhaushalt der Gemeinden des Kantons 
Die Herausgabe der Wochenschrift liegt Luzern von 1871-1900: Die Bergbahn 
nun in den Händen eines erprobten, hoch- |; der Zentralschweiz von Stadtrat E. Pirlr 
angesehenen Praktikers, des Kammergerichts- Luzern: Die Kornpreise und Brotpreis 
Rechtsanwalts Dr. H. Neumann. Von seiner in Luzern von 1601--1900. von F. Hnw- 
Leitung ist eine besondere Förderung des Zumbühl-Luzern; Die Fleischpreise in Luzern 
nicht nur um die deutsche Anwaltschaft, yon 1501-1900. von demselben. 
sondern um den gesamten deutschen Juristen- j 
stand sehr verdienten Organs zu erwarten. _ , ! 
Die vorliegenden Hefte enthalten ausser den 31. Zeitschrift für Versicherungswesen. 


wertvollen, den eisernen Bestand des Blattes 1903. Nr. 1—4. Berlin. (Verlag: „Zeit 
bildenden Mitteilungen aus der reichsgericht- schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. Hı 

lichen Civil- und Strafpraxis namentlich ein | vierteljährlich durch die Post ».- 
Geleitwort des Herausgebers „Zum Jahres- Neben zahlreichen Notizen und statieti- 


wechsel“, Aufsätze, von Rechtsanwalt Zery schen Uebersichten aus allen Gebieten de 
über $ 1715, BGB., SS 20, 57 K.V.G, von Versicherungswesens bringen die vorliegen 
Justizrat Jacobsohn über Prozessverschlep- ‘den Nummern folgende Leitartikel, uni 
pungen, von Justizrat Benediet über Ge- zwar Nr. 1: Die dritte Rechnungsgrundlag? 
werbe- und Kaufmannsgerichte, von Geh. in der Lebensversicherung; Nr. 2: Die Akk: 
Just.-Rat Dr. Lesse über die Vorbereitung | modationsfähigkeit der Lebensversicherung, 
für den höheren Verwaltungsdienst und von’ von C. Kruchel; Nr. 3: Erwerbskosten un‘ 
Landrichter Dr. Salinger über Pflegschaften Zillmerquote; Nr. 4: Die Feuerversichernaz 
bei Verhinderung des Gewalthabers oder | im Jahre 1902, 


Vormunds. 
' 32. Zeitschrift für badische Verwaltung un! 
29. Zeitschrift für die gesamte Staats-| Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahrz 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. Nr.3 u.4. Heidelberg (Emmerling & Sohz 
Schaeffle und Dr. K. Bücher. 59. Jahrg. | jährlich 8% 


1903. 1. Heft. gr. 8°. Tübingen ;Laupp) Inhalt: Ergebnisse der Verwaltungsrett- 

pro Jahrgang 16.— pflege im Jahre 1902, Annuitätendarle®® 

Inhalt: 1. Abhandlungen: A. Cohen, Der der mit Gemeindebürgschaft versehenen Sr 

Kampf um die adeligen Güter in Bayern kassen und Errichtung von Bezirkssparkas»" 

nach dem Dreissigjährigen Kriege und die | — Entscheidungen, Rechtsgrundsätze, Eı 
ersten bayerischen Amortisationsgesetze ; ©. | schliessungen, Briefkasten, Literatnr. 
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33. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 


steuern. Hrsg. von Öberzolldirektor ' 
Kunckel in Schwerin. 1903. Nr. 1. 


Berlin (Carl Heymann) jährlich 8.— 


Inhalt: I. Abhandlungen: Zur Systematik 
des Zollverwaltungsrechts, von Regierungsrat 
Hausbrand; Die Begrenzung des Zucker- | 
aufkommens und der Zuckererzeugung, von 
Oberzollassessor Schmauser: Der neue Zoll- 
tarif, seine Einwirkung auf die Zahl und 
Ausbildung der Abfertigungsbeamten und auf 
die Aemterorganisation, von Zollinspektor 
Egner. II. Gesetze, Verordnungen. III. Zoll- 
tarifentscheidungen und Zolltarifauskünfte. 
IV. Vom Reichsgericht. V. Bitcherschau. 


34. Zentralblatt,österr., für die jarist. Praxis 
nebst Zentralblatt für Verwaltungspraxis, 
XXI.Bd. i.u.2.H. Wien (Moritz Perles) 

halbjährig 10.— 


Abhandlungen: Tradition, constitutum 
possessorium und pactum reservati dominii 
(Geller). Justizirrtümer und Verbrechen gegen 
die Justiz. Das erste Lustrum des neuen 
österreichischen Civilprozesses. Aus derWiener 
juristischen Gesellschaft. Zur Kartellfrage. 
— Rechtsprechung. Normalerlasse des Finanz- 
ministeriums, betr, die Personalstenern. Lite- 
rarisches. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nammer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 


Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘' und „Varia‘‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Arbeiter-Freund, der. Zeitschrift f. die Arbeiter- 
frage. Organ des Contral-Vereins f. das Wohl der 
arbeit. Klassen. Beiheft. Bibliographie der Ar- 
beiterfrage f. d. J. 1902. Nach Materien geordnet. 


Hrag. v. OÖberverwaltgager.-Räthen Wirkl. Geh. Ober- 
rog.-B. Freutag, Techon, Dr. Schultzenstein, Reichenau, 
41. Bd. gr. 9, (XXI, 498 8.) Berlin 03 ıC. Heymann 
7.—; geb. S.— 


Zusammengestellt v. Biblioth. Pet. Schmidt, ur. 8°, — dasselbe in Staatssteuersachen. (Ergänzungs-Bd. X 
55 8.) Berlin 05 (L. Simion) 1.— ! der Entscheidungen.) Hrsr. v. Senatspris. Heinsius 
Klätter, schweizerische, f. Wirtschafts- u, Sozial- | u. Oberverwaltger.-R. AKaruth. 10. Bd. gr. 8%, (XXIX, 
politik. Halbmonatsschrift m. Beilage: ‚‚Social- 508 8.) Ebd, 03 7.:=; geb, 8.— 


politisches Archiv". Red,: Prof, Dr, N. Reichesbern. 
21. Jahrg. 1008, 24 Hefte. ger. 8%, (1. Hft. 32 8.) Bern 
(Scheitlin, Spring & Co.) 10.—; vierteljährlich 3.— 
Blätter, volkswirtachaftliche. Zugleich Mitteilen 
des deutschen volkswirtschaftl. Verbandes, Hreg.: 
Dr. H. Polthoff. 2. Jahrg. 1903. 12 Nrn, hoch 4%, 
(Nr. 1. 12 8.; Berlin {F. Siemenroth) 
halbjährlich 3,— 
Blätter Tf. zürcherische Rechtsprechung. Nene Folge 
der schweizer Blätter f, kandelsrechtl, Entscheidgn. 
Red.: Oberrichter DD. 7. Wächter u. E. Schurter. 
2. Bd. 1903. 236 Nrm. gr. #°%. iNr1. 16 8) Zürich 
(Art. Institut Orell Füssli) 8.—; einzelne Nrn. 1.— 
Entscheidungen des Ober - Seeamts u. der See- 
ämter des Dentschen Reichs Hrag, im Reichsamt 
des Innern, 14. Bd. %. Hit. ger.» (8. 227-483.) 
Hamburg 03 (L. Friederichsen & Co.) 3.⸗ 
Enescheidungen des k.k. Obersten Gerichts- 
bofes in Civil- u, Justizverwaltungssachen, veröffent- 
licht v. diesem Gerichtshafe. Fortsetzung der v. 
Pr. Rud. Nowak begründeten Sammlg. der Ent- 
«cheidgn. des k. k. Obersten Gerichtshofes in Civil- 
sachen. Neue Folge. 3. Bd. 12”, (360 8.) Wien 03 
Manz) 3.—; geb. in Leinw. 4.— 
des k. k Öbersten Gerichts- als Cassstionshofes, 
veröffentlicht v. der k. k. Generalprocuratur. Fort- 
setzung der v. Dr. Kud. Nowak begründeten Sammilg. 
der Plenarbeschlüsse u. Entscheidgn. des k.k.Obersten 
Gerichts- als Cassationshofes, Neues Folge, 4. Bd 
(Entscheidungen Nr. 264—2767.) 129%. (XXVI, 34 8.) 
FEhd. 03 3,—; geb. in Leinw. 4.— 
les königl. preussischen Öberverwaltungsgerichts. 


Sammelwerke, 


reis, Dr. K.. Geh. Justizr. Frof, Deutsche 
TReichsgesetze in Einzel-Abdrucken. Nr. 315— 318. 8”. 
Giessen (E. Roth) je —.20 

z15—#15. Neues Seemannsrecht. A. Seemannsord- 


znumg. Vom 2. VL 1902, B. Gesetz, betr. die Ver- | 


Entscheidungen da Reichsmilitärcerichts, Er- 
gänzungsheft, enth die Rechtsgrundsätze des Reichs- 
militärgerichts au«s den drei ersten Bänden in ayste- 
inat. Ordng, zusammengestellt. gr. 8°. (1028. Berlin 03 
(F. Vahlen) 1.60; 

f. Abnehmer der Entacheiden. anentgeltlich. 

Frnuenleben, neues. Hrag v. Aumusle Fickert. 
Red.: Adele Gerber, 15. Jahrg. 1903. 12 Nrn. gr. 8°, 
(Nr, 1. 22 8.) Wien (Szelinski & Co. in Komm.) 


4— ; einzelne Nrn. —.40 
Monantsschrift f. bernisches Verwaltungsrecht n. 
Notariatswesen. Red.: Fürspr. Priv.-Doz, Dr. E. 


Blumenstein, 1. Bd. 1903. 12 Hefte. gr. ®°. (1. Heft, 
48 8.; Bern {/A. Francke in Komm.) 
10,—; halbjährlich 6.— 
Patentblatt, Bekanntmachungen auf Grund des 
Patentgesetzes u. des Gesetzes betr, den Schutz v. 
Gebrauchsmustern. Hrsg. v. dem kaiser]l. Patentarmt. 
27. Bl. Jahrg. 1903. Nebst: Biatt f. Patent-Muster 
u. Zeichenwesen, 52 Nrn. hoch 4%. (Nr. 1. 26 8.) 
Berlin (C. Heymann) halbjährlich 15.— ; 
m. Auszügen aus den Patentschriften (Nr. 1. 25 u. 
16 S. m. Fig.} 9. — 
Patent-Blatt, österreichisches. Hrag. vom k. k. 
Patentamt. RBed.: Dr. P. Schulz. 5. Jahrg. 1408, 
24 Nrn. Lex. 8%, (Nr. 1. 36 8.) Wien (Manz 17.— 
Zeitschrift f. das Armenwesen. Organ der Central- 
stelle f. Arbeiter - Wohlfahrtseinrichtgn.. Abtlıle. f. 
Armenpflege u. Wohlthätigkeit. Hreg. u. red. v. 
Stadir. Dr. Münsterbero. 4. Jahrg 1903. 12 Nen. 
gr, 8%, (Nr.1. 32 8) Berlin (C. Heymann) 
bar 8,.— ; einzelne Nrn. —.75 


Encyklopädien. 


pflichtg. der Kauffahrteischiffe zur Mitnahme 
heimzuschaff, Seeleute. Vom 2. VL 1902, C. Ge- 
setz, betr, die Stellenvermittelg. f. Seeleute, Vom 
2. VI. 1902. D. Gesetz, betr. die Abänderg. see- 
rechtl. Vorschriften des Handelsgesetzbuchs, Vom 
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2 VI. 1802. E. Gesetz betr. das Flaggeurecht der 
Kanffshrteischitfe. Vom 22. VL 1890 u. 29. V, 1901, 
F. Verordunng, bete. Zeigen der Nationalflagge 
durch Kanffahrteischife. Vom 21. YIı. 1900. 

(52 8. 03 
Glock,Dr. A., Landger.-R., Das im Grossherzogtum 
Baden geltende Reich«- n. Landesrecht in übersicht- 
licher Zusammenstellnng. Ein Handbuch f. den 
Gebrauch der amtl. Gesetzblätter. Gesarmt- Nachtrag 
auf den Stand vom 1. I. 1903. er.8. (83 8.) Karle- 


ruhe 03 (G, Braun’sche Hofbuchdr.) kart. 1.60 
Husnsel, Stadtsekr., Wittener Ortskunde un. Urte- 
genetze, Bürger-Nachschlagebuch. ger. 5°, {1073 u. 


XXVI S.) Witten 02 (C. L. Krüger in Komm.) 


geb. in Leiuw. 8 — 





a 


Jahrbuch der internationalen Vereinigung f er 
gleichends Rechtswissenschaft n. Vollkswirtschfs 
lehre zu Berlin Hreg. v. DD. Pro?. Rent a 
Kammerger.-R. Meyer, VI u. VII Bd. 1. Aktalie 
gr. 8%. (5768. n. 158. Tab.) Berlin (J. Springe 15 - 


Lang’s Sammlung deutscher u. badischer Ges 
9, Bd. 12°. Rarlarnhe ıJ. Lang) geb, in lame 
9, Hafner, RBeg.-R., Das Veterinärwesen im (nme 
herzogt. Baden. Die hierauf bezügl. Vorshrite 
u. Einrichten. 1. Bd,, enth. Organisation, F*oche 
polizei, Abdeckereiwesen u. Nahbrungsmirteipnär, 
nebe«t Anhang üb. die Einrichtung vw. Schlächterei 

u. die Fleischstener. (XXX1V, 760 5... m. € 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Brunner, Heinr., 
Bechtsgeschichte. 2. Aufl. gr. 8°, 
zig 03 (Duncker & Humblot) geb. 


Grundzüge der deutschen 


in Leinw. 6.80 


Gebhart, A., Justizr., Vorträge zum Bürgerlichen | 


Gesetzbuch u. Handelsgesetzbuch, geh. auf den all- 
gemeinen Genoswenschaftstagen der deutschen Er- 
werbs- und Wirtschaftagenossenschaften. ar.8°, 508.) 
Berlin 03 (J. Gnttentag) 1.— 
Meyer, Dr. H., Priv.-Dox., Neuere 
Fahrnia u. Schiffen. Ein Beitrag zur Geschichte 


(FU, 3118.) Leip- | 


Satzung v. ! 


des deutschen Pfandrechts. °. (XL 188 
Jena 03 6G. Fischer) 2 
Steinmetz, Dr. A. R.. Priv.-Dor., Beochtaurhn 
nisse v. eingeborenen Völkern in Afrika u (kann 
Beantwortuungen des Fragebogens der iuternatinses 


Verninigg. f. vergleich, Rechtswissenschaft n. Vu 


gr. 


Bürgerliches Recht. 


Heilfroen, Dr. Ed.. Armtsger.-R., 
Recht des Deutschen Reichs, IL Ti. Lehrbuch des 
börgerl Rechts auf der Grundlage des Bürgerl. Ge- 
setzbuchs. II. Abtie. Sachenrecht, bearb. v. Amt«+- 
ger.-R. Dr. Ed. Heilfron uw. Amtsricht. Geo, Pick. 
2., verb, Aufl. gr. 8°. (XI, 747 8.) Berlin 03 (Speyer 
& Peters) geh. in Leinw. 

Lessing, Dr. H., Begriff der Rechtsnachfolge nach 
bürgerlichem Rechte. gr. 8%. (V, 84 8) 
(Struppe & Winckler) 

Mosei, Heinr., v. der, Refer,, 
Civilrechtspraktikum. 
Lehrgeb.auch v. Kammerger. 


Lösungen zu dem 
Zum Selbststudium no zum 
-R. Dr. Rich. Schück. 


Das bürgerliche | 


7.50 | 
Berlin 
il 


wirtschaftsalehre zu Berlin. gr. ®#. ıY1. 5 * 
Berlin 03 (J. Springer) R 
Wenger, Dr. Leop., Prof., Papyrusforschun: « 
Rechtswissenschaft. Vortrag. gr. 5°, (55 &) Gr 
(Leuschner & Lubensky) L- 
Nach dem Bürgerl. Gesetzbuch bearh., f. Stadien): 


u. Referendare. Mit Genelunige. des Verf. des Texi« 


tırag. 1. Heft. gr. 8°. (VIII, 103 S.) Berlin 8 
Guttentag) kart. ! 
'Peltasohn, M., Landger. -R, Landt -Abr 


Rechtaauw, Bruno Peltasohn, BRentenzut- © 
Anerbenrechts - Geaetzgebimg in Preussen. Te 
Ausg. ın. Anmerken, u, Sachregister. er. 16%, ZW » 


Berlin (J. Guttentag) geb. in Lein«. 2 


Ranbe, J., Der Gemeindewaiseurat. Einige Retı« 
vorschläge aus der Praxis. gr. 8°. (308 } Leipsie = 
(Ch. Steffen) — 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Furrer, Dr. Rhold,, Die Haftung des Komman- 
ditisten im Vergleich m. der Haftung des Komple- 
mentärs auf Grundlage des französischen, schwei- 
zerischen u. deutschen Handalsrechte». ar. 8. (VIIT, 
256 8.) Luzern i2. Zürich (E. RBascher's Erben in 
Komm.) 2,30 


' Weechselknunde ou. Wechselrecht. 


wlschrt 
unter B- 
u. arbre 


durch Beispiele aus der Korrespondenz. 
rücksicht. der deutschen, Gsterreich. 
Wechselordng. (Aus: „Schär- Langenscheidt, ka 
männ. Unterr.-Stunden'',.| 2.,. nen durchgweh. Ari 
Lex. V. (76 8.) Berlin 08 (Dr. P. Langenscheidt‘ 1 - 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Gaze, Dr. ®©., Die rechtliche Folge der Anfechtung | 


#. anfechtbaren Rechtshandlung im Konkurse nach 
Massgabe der Beichakonkursordnung in ihrer jetzigen 
Fassung. er. 9. (XI, 
Winckler) 

Moos, E.,Jnstizref,, Die Klage anf künftige Leistung 
nach Reichsprozesarecht. (C.P,O. 38 257-258.) Diss 
gr. 5°. (78 8) Stuttgart (R. Kaufmann) 2.— 


1.60 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Benedikt, Dr. Edm., Die Advokatur unserer Zeit 
gr. 8". (VL 116 8) Wien 03 (Manz) 2.50 
Geseiz-Ausgabe, Manz'sche. Nr. 6l. 120%, Wien 
(Manzı kart, 
61. Gerichtsgebohren im Verfahren nach den neuen 
Zivilprozesagesetzen. M. ec. Register. 
Aufl. (8,3 8, 1L—, 


>4 8.) Berlin 03 (Struppe & | 


», ergänzte 


Petersen, Dr. Jol., Reichsger -R.a.D, Die Un 
prozessordnung f, das Deutsche Reich in d. Fasun 
des Gesetzes vom 17. V. 1898 nebst den Einfihrn=* 
geastzen. Für den prakt. Gebrauch erläutert. 4 4: 
Bearb. v. Reichsger.-R. Ernst RKemsie n. Lamiier 
Dir. Dr. Ernst Anser. (In 10-12 Lfz.ı 1. 1%. BI w 
(5. 1-160,) Lahr 03 (M. Schauenburg) = 


Gerichtspraxis. 


Lichten,Dr, Otto, Rechtsanw., Die arwihrru«>t 
hessische Verordnung, die Gebühren der Bed» 
auwälte betr,, vom 22. 1. 1902. Erläutert u E = 
prakt. Gebrauch bearb., nebst Gebührnuarlie 
gr. Ss“. (VII, 109 8.) Mainz 03 (J. Diemer) 

geb. in Lite. I - 





BE 5 ee her er en ie 5 ur u 


Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandinnzen, strafrechtliche, begründet v. Prof, 


Dr. Hans Bennecke, hreg. v. Prof. Dr. Ernst Beliny. 
i7.—46 Heft. gr. 8°. Breslau (Schlatter) Einzeipr. 7.— 
f. e. Serie v. etwa 6 Heften {30 Bog.) 8. — 

43. Hübbe, Dr. Herm., Die strafrechtliche Behand 
Inng der verminderten Zurechnungsfählgkeit. (V. 
408.)02, —.80. — 44. Ostern, Dr. Adf., Die Alter- | 
nativität bei strafprocessualen Willenserklärungen 
iXL, 16285) 02 4.—. 45. Eckstein, 
kefer., Die strafbare Verletzung der Unterhalts- 
pflieht. ($ 361” R.St.@.B.) (IX, 57 8.) 08. L—. 
- 46. Beling, Dr. Ernet, Prof., Die Beweisverbote 
als Grenzen der Wahrhbeitserforschung im Straf- 


prozess. (VIL, 41 8.) 03 1.20, 
Alberti. Dr. ©. v.. AA. Hilfericht., Gefährdung 
Jureh überlegene Gewalt. (Notatand.) gr. 9. (IT, 


65 8.) Stuttgart 03 (W. Kohlhammer 1.20 
Disziplinar-Strafordnung für die kaiserl 
Marine. {D. St.o.) 12%. (IX, 96 8.) Berlin 02 (E. 8. 
Mittler & Sohn in Komm.) — 60 
Frank,Dr.Rhard.,Prof., Das Strafgesetzbuch f. das 
Deutsche Reich nebst dem Einführungsgenetze hrag. 
si. erläutert. 3. u. 4.. neu bearb, Aufl. gr. 8%. (VII, 


Dr. Max, 


Köhler. Dr. Anrxr.. Priv.-Doz, Reformfrugen des 
Strafrechts. gr. 8°. (VL, 81 8) München v5 (0. H 
Beck) 2.25 

Iiulemnann, W., Landger.-R., Die Reform der Vor- 
untersuchung. gr. ®. (62 8.) Berlin 02 (J. Gukien- 
tag) 1. 

Prens-Prozense, die, gegen Redakteure deutscher 
Zeitungen in Süd-Ungarn. gr. 8%. (20 8.) Berlin 02 
(Herm, Walther) —,50 

Tafel, Herm,, Just.-Refer. 1. Kl., Die Geltung des 
Territorialprinzips im deutschen Reichs-trafrecht. 
gr. 8%. (IV, 8978.) Stuttgart 02 C(W. Kohlhammer) 2.— 

' Verordonngen, Allerhöchste, über die Ehren- 
gerichte der Offiziere n. Sanitätsoffiziere in d. kaiserl, 
Marine vom 26. VII. 1805 u. 3. VI. 1901, sowie üb. 
die Ehrengerichte der Offiziere u. Ramitätsoffiziere 
der kaiserl. Schutztruppen vom 15. V1. 1807 u. 7. XI. 
1901, nebst Erpänzungsordrea, 8, (ll, 116 8.) 
Berlin 02 (E. 8. Mittler & Sohn) —.75; kart. —.W 

Weisl, Dr. Ernst FKrz., Hof- n. Ger -Adv. Red,, 
Der nene Gesetzentwurf betr. die Reform der fran- 
zösischen Militär - Strafprocessordnung. Fine krit. 
Studie, gr. 8°. 167 8.) Wien 02 (VII, Marisbhilferstr. 48, 


45 8.) Leipzig 03 (C. L. Hirschfeld) 9.40; geb. 11.— Verlag der üsterr.-ungar. Heereszeitg.) 2.10 
Kirchenrecht. 
Abhandlnngzen, kirchenrechtliche,. Hrag. v. Prof. gr. 8°. (XVI, 680 8.) Freiburg i. B. 03 (Herder) 
Pr. U, Stufz. 2. re gr. 8%. Stuttgart (F. Enke). 10.—: geb. in Halbfrz. 12.— 


2. Gofflob, Dr. Die Servitientaxe im 13. Jahrh. 
Eine Studie zur Geschichte des päpstl. Gebtihren- 
wesens. 1X, 176 8.) 0% d.— 
Friedberg. Dr. Emil, Geb.-R. Prof., Lehrbuch 
des katholischen n. evangelischen Kirchenrechta. 


,, verm. u. verb, Aufl. gr. 5%. /XVI, 615 S.} Leip- 
zig 08 (B. Tauchnitz) 13.— 
Lanrentins, Jos., 8. J.: Institntiones iuria 


erciesiastici. Omas in usum acholarım scripsit L 


Untersnchnngen zur deutschen Staats- un. Rechts- 
geschichte, hreg. v. Prof. Dr. Otto Gierke. 66. Heft. 
gr. 8°. Breslan 03 (M, u. H. Marceua.) 

66, Eichmann, Eduard, Der recursus ab abusu 
nach deutschem Recht m. besond. Berücksicht. 
des bayerischen. preussischen un. reichsländischen 
Kirchenrechta, historisch-dogmatisch dargestellt. 
(VIII, 358 8.) 10.— 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Abhandinngen aus dem Staats u. Verwaltungs- 
recht, brag. v. Prof. Pr. 8. Brie. 6. Hft. gr. 8“. 
Erealan (M. u. H. Marcusi 

n. Freund, Dr. J., Die Regentschaft nach prenssi- 
«chem Staatsracht unter Berücksicht. des in den 
übrigen deutschen Bundesstaaten geltenden Rechts 
vıl. 108 8 m 1 Tab.) 03 3.80 

Abhandlungen stante- u. völkerrechtliche, be- 
zründet v, Dr. @. Jeltinek u. fr. Mewer, hrag. v. 
Pruff. Dr. @. Jelinek u. @. Anschutz. IV. Bd. 
! Hft. gr.$3”r. Leipzig (Duncker & Humblot). 

2. Elliot, Dr. E.%., Die Staatelehre J. C. Caltouns. 
ıvIuI, 70 8.) 08 1.80 

Ainsführungsbestimmungen vom 30. v.1902. 
zu dem Gesetz vom 3. Vi. 1900 betr. die Schlacht- 
vieh- u. Fleischbsschau nebst dem Text des Gesetzen, 
. Aufl. 12%. (VI, 250 8.) Berlin 03 (C. Heymann) 

Berggesetz, allgemeines, f. die preussischen Staaten 
tor 24. VI. 186% In der durch die Gesetze vom 
22. T1 186%, ®. IV, 1873. 24. VI. 1892, 8. IV, 189, 
204 IX. 189% u. 7. VIE. 1002 bedingten Fassung. 12". 
VL 78 8. Kattowitz 02 (G. Siwinna) —. 74 

Bischoff, Dr. Rud,, Stadtratssokr., Der Anspruch 
asf Armenversorgung. Eine verwaltungsrechtl Studie 
vr. 8". (7858.) Graz (8 (Leuschner & Lubenaky) 1.40 

Buerckhard, Dr. Max. Fin üsterreichisches 
Theaterrecht. Erliuternie Bemerkgn. zu dem revi- 
dierten Entwurf e, Üsterreich. Theatergesetzes, ur. W, 
(18 8.} Wien 08 (Manz | — ,W 

nude, P., Geh. Reg. -R. Univ.-Richt. u. Priv.-Doz, 
Ger -Ausea, M, Wollf, Dr, Die Ordnung (ex 
Rechtastudinms u, der ersten juristischen Prüfung 
in den deutschen Bundesstaaten. gr. »". (XVI, 2028.) 
Halle 08% (Buchh. des Waisenhauses) 4,10, geb. >. 

jerınershansen, A, Verwaltssger Dir, Zur 
foform des Schankkonzessionswesens. Die Schank- 
stätte @, Gemeindeangelegenheit. gr. 9. (IV, WS.) 
Berlin 03 (C. Heymann) 2 


Hand- u, Lehrbuch der Staatswissenschaften 
in selbständigen Bänden. Begründ«tv. Kuno Franken 
stein, fortgeretzt von Marz r. MHeckel. TI. Abtig.: 
Staats: n. Verwaltungslehre. 1. Ed. 1. Tl. gr. 8. 
Leipzig iC, L. Hirschfeld.) 

II. 1. Schmidt, Dr. Rich, Prof., Allgemeine Staats- 
lehre, I. Bd. 1, Ti. Die verschiedenen Formen 
| der Staatsbildg. 1. Kap. (Abtlg. IT): Die älteren 
Staatsgebilde. iX, 199 8.) 08 2.50: geb 14.50 

DNling, Wirkl. Geh. Ob.-Beg.-R. vortrag. Rath, Hand- 
buch f. preumwische Verwaltongsbeamte, im Dienste 
des Staates, der Komtnalverbände, der Korporationen 
n. f, Geschäftsleute, begründet v. J., fortgeführt v. 
Ob,-Reg.-R, Abth.-Dir. Dr. Geo. Kautz. 3 Aufl. 1. Bd. 
gr.®8'. (XIII, 1286 8.) Berlin v8 (A. Haack) 

18.—; geb. iu Halbfrz. 20.0 

Kammannn, F., Bürgermstr., Die Verwaltung der 
k. k. Stadt Wr.-Neustadt in den J. 1807-1901, 
Bericht. gr. ®8%. (XIII 493 8. m. Abbildzn.) Wr.- 
Neustadt 02 (A. Folk) 3.50 

Kobler, F., Landger.-Sekr., Bekanntmachung des 
k. württembergischen Staatsministeriums vom 30. V 
1002, betr. die Formen des schriftlichen Geschäfts- 
verkehrs der Behörden unter eiuander u. ın, dem 
Publikum, im Auftrag der Verlagsbuchhandig. zu- 
sammengestellt. gr. 8°, (49 8.) Stuttgart U2(W., Kohl- 


hammer) — 40 
Körbliux, Ixn., Bez -Amtm., Handbnch der 
öffentlichen Armenpflege im Köuigr. Bayern. Neu 


(XI, 406 8.) Müuchen 0% 
| 1G. Schuh & Co.) geb. 780 
VOertel, Dr. W., Ieg.-Assess., Das Fer« nenstands- 
gesetz nu. die im Königr. Sachsen geltenden Aus- 
führungsbestimmungen zu demselben. Zum Hand- 
gebrauche f. Justiz- u. Verwaltungsbehörden, Standes- 
beamte u. Pfarrämter hrag. 1. Tl, enth. den Text 
des Personenstandagesetzer u. der Ausführungs 
bestimmgn., sowie oe, Grsetzes- n. Bachregister. gr.X®. 
(272 8.) Flöba 03 (A. Peitz & Solın) geb. 5. 


wis 


bearb, ın 2, Aufl, gr. ®°. 


0.—; 
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Otte, Stadltr., Der pronssische Gemeindevorsteher, 
Amts- u. Gutsvorsteher. Eine systeımat. Dar:tellg. 
der bei der Amtsführg. dieser Beamten in Anwende. 
komm. Reich®e- u. Landes-Gesetze, Verordnen., Er- 
lasse, Urteile u.s.w, Ursprünglich hrag. v. 0. Mit 
e. Geschäftskalender, enth. die in den einzelnen 
Monsten zu eratatt. Berichte pp. 9. Aufl. Gänzlich 
neu bearb,, verm. u. mit Anmerken, versehen v, 
Amtsanw. Amtsvorst. Bürgermstr. Brandt. gr. 8. 
(XVL 465 u. 32 8.) Leipzig 03 (C, E. M. Pfeffer) 

5. —; geb. 6.25 

Relichsugesetz betr. die Schlachtrish- u Flelsch- 
beschau, Vom 3. VI. 1900. Textausg, m. Aus- 
führungsvorschriften. Einleitg. u. Sachregister. 12", 
(VIE, 1% 8.) Ansbach 02 (C, Brügel & Sohn) 

kart. — 80 

Schelcher, Dr. Walt,, Geh. Reg.-R., vortr Rath, 
Das Enteignungsgesetz f. das Könier. Sachsen vom 
24. VI. 1002, 
24. XI. 1902 u. den sonst. gült. besonderen enteig- 


nebst der Ansführangsrerordng. vom 





us 
nungsrechtl. Bestimmam. 1. Abth.: Ent. die Es- 
teilg. u. die allgemeinen Bestimmm. # 208% 
Leipzig (Rossbergsche Verlagsbuchh.) vr 


Spitzer, Dr. Alfr, Alex., Ger.-Sekr., Die Jagd 
gesetze f. Niederösterreich nu. Wien samt den zn 
diesen erflossenen Stadtbaltereiverordnungen, sr 
den geltenden einschlägigen Gesetzen u. Vorschriften 
Zusammengestellt n. erläutert. =. (VI, 3908.) Wien in 
{M. Perles) 3.20: geb. 4. - 


Verwaltungsbericht des Rathes der könel 
Haupt- u. Renidenzatadt Dresden f. d. 4. 1®l. Fri 
(XX. 567 u. 508, mit 2 graph. Taf.) Dresiea % 
(v. Zatın & Juaensch) J 

Verwaltungsbericht der königi. wirtes- 
bergischen Verkehrsanstalten f. d. Etats. IR! 
(1, IV. 1901 bis 31. TIL 1902.) Hrsg. v. dem könzi 
Ministerinm der answärt. Angelegenheiten. Abtals 
f. d. verkehrsaustalten. Lex. 8°, {VL K0s. m. Ifa-“ 
Karte,) Stuttgart 03 (J. B. Metzler‘ I. - 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Francois, Arth. v., Kontrollbeamt., Erläute- 
rungen des Invalidenversicherungsgesetzen vom 13. 
VII. 1800 zum praktischen Volksgebrauch. Pflichten 
u, Rechte der Versichsrten u. Arbeitgeber. Sicherung 
der Anwartschaft auf Rente. Verfahren bei Renten- 
sansprüchen. Rückerstatrung v. Beiträgen. 8°. 1168.) 
Salzwedel 03 iSelbstverlas! — 410 

Graf, Max, Handwerksk.-Nekr., Die Meister-Prüfung 
im Handwerk nach den neuen gesetzlichen Be- 
stimmungen u. den diesbezüglichen ministeriellen 
Vorschriften, nebst Meisterprüfungs-Ordng. f. jedes 
Handwerk u. Muster der f, die Meisterprüfg, ein- 
zureich. Gesuche na. s, w. gr. $. (48 8.) Liegnitz 02 
(4. G. Pohley) — .0 

— Was muss man bei der Meister-Prüfung im Hand- 
werk v. den wichtigsten Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung, der Arbeiter- Versicherungsgesetze n. des 
Genossenschaftsrechtes wissen? gr. ©, (IV, 60 8.) 
Ebd. 02. 60 

Hunold, @G., exped. Sekr. Kalkul., Die Vortheile 
der Invalidenversicherung. Zum prakt. Gebrauche 


f. Versicherte zusammengestellt u. erläutert. 8, 
(VL 56 8.) Berlin 08 (A. W. Hayn'r Erben) —.# 
Isenbart, W.. Geh. Reg.-B. Sen. Vor», ı. Geh. 


Reg.-R. vortrag, Rat W. Spielnagen, Das In- 
validenversicherungszesstz vom 13. VIT. 1899  Er- 
läutert v. J. u. Sp. 2, neu bearb u. verm. Anfl. 
gr. ®. (XVI, 1147 8) Berlin 03 (C, Heymann) 
20.—; geb. in Halbfrz. 23,— 
Klein, E., Bez.-Not. fr. Fabr.- Kevia., Arbeiterschutz 
u. Gewerbenufsicht, die gesetzlichen Bestimmungen 
darüber nu. ihre Ausführung. Ein Handbuch aus 
der Praxis. Mit e. Anh., betr. den speziellen Ar- 
beiterschutz in der Kleider- u. Wäsche Konfektion, 
den Werkstätten m Motorbetrieb, Walz- u, Harminer- 
werken u. a. w. gr. 8°, (XIT, 2935 8.) Stuttgart 02 (W, 
Kohlhammer) 2.50; geb. 3.— 


Lipinski, Rich... Das Recht im gewerhlirhbs Ar 
beit«-Verhältnis. Bearh, auf Grund des hänes 
Gesetzbuchs, der Reichsgewerbesordngn., Verurdam 
des Bundesrats u, den Entscheiden der Gewerte 
gerichte sowie die des Reich=gerichts, », (29 8 
Leipzig 05 iB. Lipinski) Geb. in Leinw. bar ı 

Volksanusg., geb. in Halblein®. 2 - 


Müller, C., Rekt., Praktischer Wegweiser dem: 
das Gewerberecht. Anleitnug zur Vorbereitz. f. 
theoret, Meisterprüfg. im Handwerk u. zum Gebrau; 
in Fortbildungsschulen. gr. 8°. (IV, 1168: Wıren 

| berg 03 (BR. Herrose) 1.50; geb, 173 
‚Passarge, R.. Landesr., Die freiwillige Verst: 
nach dem Invalidenvoreich-rungsgesetz som 12 Wi 
1599. Gemeinverständlich dargestellt. i. 10. Tew 
12°. (48 8} Königsberg 03 (ÖOstpreuss. Druck 
u. Verlagsaustalt) 2* 

Schmoller, Gust., Über ÖOrzane f. Eizimes 
u. Schiedsspröche in Arbeitsstreitigkeiten. |[tu: 
„Sitzungsber. d. prenss. Akad. d. Wis") m * 
(12 8.} Berlin 03 (G. Reimer in Komm 2* 


Schöneberg, G., l:urrau-Dir,, Wegweiser t land 
u. forstwirtschaftliche Upfallversichernue. 1-9 
Tausend, Prov. Ostpreussen. 5°, ıX VL 107 8.) Bom® 

' berg 05 (Ortprenss, Druckerei nnd Verlagsantat 


D4 


‚Schwiediand, Dr. E., Ziele u. Wege » Ben 
arbeitsgesetzgebung. 2. ergänzte Aufl. gr. i*. WII 
349 8.} Wien 03 (Manz) 8 


Wirtschafts- u. Verwaltungsstadien o 

besond. Berücksicht. Bayerns. Hrag. v. Prof Ir 
| Geo Schanz, gr. 5%. XVTı. Leipzig iA. Deichert Nach 
XVil. Hübschmann, Dr. Arth.: Die obligstorseh* 
Mohiliarbrandversichsrung in der Schweir. 71 
21 8.) 0% 2,40 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Batocki, v.. Landr., Erfahrungen bezüglich der 
Krankenversicherung ländlicher Arbeiter, gr. 8", 
(21 8) Königsberg 02 (Gräfe & Unzer) —,60 

Baumgartner,Dr. Eng., Philosophische Betrach- 
tungen zum Bank- u. Börsenwesen. gr, 8%. (173 8.) 
Graz 03 (Leuschner & Lubensky! 3.— 

Beehaux, Ang.,Prof,, Nationalökonomischr Schu- 
len des XX, Jahrh. 1. Die französ Nationalökonomie 
der Gegenwart. Usbers. un. m. Anmerkegn, versehen 
v. Dr. 0. Wampach, ar. ®, (X, 140 8.) Berlin 03 
(Puttkammer & Mühlbrecht) 3.— 

Beigel, K.. Handbuch des Bank- u. Börsenwesens, 
Fin Nachschlagebuch f. prakt. Kaufleute, Juristen 

n, Handelsschulen. 2., vollständig umgearb, und 
wesentlich verm. Aufl. gr. 8°, (VII, 4158.) Leipzig 03 
(B. F. Voigt) 6,— ; geb. 750 

Beitrag zur Frage der Pensionsversichsrung der 
Privathenmten Bearb. v. der Aachener Kommission 
f, Pensionsvereicherg. der Privatbeamten auf staatl. 
Grundlage. 8, (44 8.) Aachen (03) (Uremer) —.30 


'Braunm, Minist.-R., Die wirtschaftepolitisch- G= u 
' gebung des Grossherzogt. Hassen im J. I® Dr 
Gesetze th.: 1. Die öffentl. Sparkassen, 2 d« ir 
richtg. #. Hspothekenbank, 3. die Landeskreiitue 
4. die Wohnungsfürsorge f. Unbemittelt». Auf rm 
amtl. Materialien brag. gr.®. (V, 21485) Dem 
stadt 02 (A. Bergsträsser) geb. in Ister . 
Bringmann, Aug,, Geschichte der death: 
Zimmerer-Bewegnug. 1. Bd. gr. ®. (XI. us = 
12 Taf.) Stuttgart 03 (J. H. W. Dietz Nachf 
6.—; geb. in Halbfrr \» 
David, Eduard, Socialistaus u. Lamdwirtschet 
1. Bd. Die Betriebafrage. gr. 9. (703 &} Berl ® 
(Verlag der socislist Monatshefte} 12. —: geb lb - 


| Diers, Marie, Die Mutter des Menschen. Gelasin 
' zur Frauenfrage. gr.®". (&8 S.) Berlin 0% (A. Demi“ 

Dietzel, Heinr., Prof., Das Produzentanrimen 
Ein Beitra 


der Arbeiter u. die Handelsfreiheit 
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Theorie vom Arbeitamarkt u vom Arbeitslohn. gr. $, 
VIII. 118 $.} Jena 03 (G. Fischer) 3.— 
Duneker, Herm., 


nach deu Weistumeliberlieferungen. Diss. gr. 5°, (XI, 
157 8.) Leipzig 05 (Leipziger Buchdruckerei) 2. 
Eckstein, Dr. Jun., Adv., 


Das mittelalterliche Dort- ı 
gewerbe (m, Ausschluss der Nahrungsmittel-Industrie) | 


Erkenntniase des Schieds- | 
'Omel, 


gerichtes der Prager Produktenbürse, Mit Zustimmg. ' 
der Börseleitg. veröffentlicht, 2. Heft. gr. 8°. (8.41 
bis 50.) Prag 03 (G. se) —.70 


Erdberg,Dr. Rob. v., Die Wohlfahrtsptiege. Eine 
sszialwissenschaftl. Studie. gr.8°. (VI, 728.) Jena 03 
G. Fischer) 1. 

Essien, Jos., Geineindefinanzen in Baiern. Ge- 
schichte der Entwicklg. der Gemeindebesteuerg. im 
vechtsrhein. Baiern vom J. 1500 bis zum Erlass der 
Gemeindsordng. im J. 1569, ausschliesslich unter 


Benützg. amtl. Akten dargestellt. gr. &. (IV, 160 8.) 
München 03 (Dr. H. Lüneburg) — 
Fiedler, Frz., Handelsakad.-Lehr., Lehr- u. Lowe- 


buch der Nationalökonomie m. Berücksichtig. der | 
Volkswirtschaftspolitik u. Finanzwissenschaft, x 8, 
(VIII, 301 8.) Wien 0% (Manz) 

Fleischner, Ludw., Lehr., Gewerbepolitik. Fin 
Hand- u, Hilfsbuch f. Gewerbetreibende, Genoesen- 
schaften u. Inngn. sowie zum Unterrichtsgebrauche 
an Fach- u. Fortbildungsschulen. (Dir. Ludıe. Huberti’s 
prakt. gewerbl, Bibliothek.) gr. 8. (VII, 94 8.) Liip- 
zig 03 (H. Klasing) geb. in Leinw. 2,40 

Fnisting, B., Geh. Ob.-Reg.-B. Oberverwaltungs- 
ger. -Senntsprüs,, Die Einkommensbesteurrung der 
Zukunft in Anknlipfung an da preuwische Ein- 
kommensteuergesetz. gr. ®°. {VIIL, 276 8.) — 03 
C. Heymann) 

Fuisting, B,, Wirkl. Geh. Ob.- -Reg.-R. en, 
tunpager.-Senats.-Präs,, Das preussische Einkommen- 
steuergenetz vom 24. vı. 1891 nebst Ausführungs- 
anweisungen. FErläutert v. F. 2. Aufl, bearb. v. Geh. 
Ob, - Finanzr. vortr. Bath Dr. Strutz. {XV, 503 8) 
Berlin 03 (C. Heymann) geb. in Leinw. 2.40 

Handnausgnbe der österreichischen Gesetze und 
Verordnungen. 9%. Heft. ®#, Wien (Hof- u. Staats- 
äruckerei.) 

48, Zussmmenstellung der Gebändestener - Vor- 

chriften, 4.. verm. Aufl. (LII, 635 u. 23 5.) 02. 10.— 

Handelsberichte ıb das In-u, Ausland. Sonder- 
sbedrücke aus dem im BReichsamt des Innern hrag. 
deutschen Handeisarchiv. I. Serie. Enropa, Nr. 73-84, 
er. &'. Berlin 0% (E. 8. Mittler & Sohn). 

78. Byra. (148.) —.%0. — 79. Varna. (23 8.) 
— 80, Niederlande. (24 8.1 —.50, — 51. Barcelona. 
23 8.) —.30. — 82. Grossbritaunien. (08 $.) 1.25. 
— 83. Messina. (ZU 8.) —.5 

— «dasselbe, II. Serie. Asien. Nr. 35u. 


—..0. 


36. gr. 8°, Fibd. 08. 


35. Japan. (358) —.0. — 36, Kores. (26 8.) - .35, 
— dasselbe. III. Serie. Afrika. Nr. 1%. gr. =". Ebd. 08, 
19. Algerien. 1378) —.W. 
- — IV, Serie. Amerika. Nr. 41-46, gr. 80 
Ebd. 03. 
41, Maracaibo, (88) —.10. — 4. San Francisco, 
88.) —.50. — 4%. Lima. (8) —1. — 4. 


Panama. (6 8.) —.10, — 45. Portland. 

i5. Rio de Janeiro. ı61 8.) —.S0, 
Harrich, Jos., Proletsrische Ziele. Eines Arbeiters 

Beitrag zur Arbeiterbewogg. des XX. Jahrh. gr. S° 
(87 8.) Klagenfurt 0% (K. Hanel) — „so 
Heleniw», Dr. Matti, Die Alkoholfrage. Eine 
soziologisch-statist. Untersuchg. gr. 8°. (VII, 334 8) 
Jena 03 (G. Fischer) 6. ⸗ 
Kindermann, Dr. C.. Prof, Volkswirtschaft u. 
Kunst. gr. 8%. (VL, 46 8) Jena (G. Fischer) 1,— 
‚ahn,. 3. J.®©.. Der Kreisiauf des Geldes u. Me- 
chsnismus des Sorial-Lebens. gr. 8, (VIII 253 8, 
ın. i farb. Taf.) Berlin 03 : Puttkammer & Mühlbrecht) 
geb, in Leinw. 6.— 
Vorst., Der Aufsicht«- 


68.) 2. 


‚ayer., #., Pfr. Genossensch.- 


rat der Darlehenskassen- Vereine. gr. 8’, (112 8. 
Stuttgart 02 (W, Kohlhammer) kart. 1.— 
Handbuch der Darlehenskassen-Vereine, 2. Anfl. 
mw. #9. iX, 42 8, Ebd. 02 1.40; geb. 5.— 


ieyer, Dr. H., Msthemat , 
versicherung. gr. W. (VII, 
Fiscber} 

jeinser, Dr. E. J., Die wirtschaftliche Entwick. 
lung, Lage u. Leistungsfühigkeit v. Handel, Gewerbe 
u. Industrie in Bezirke der Handelskammer zu 


Beiträge zur Penarions- 
172 8.) dena 8 Fe 


30 
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Potsdam {in seinem Umfange bis zum J. 11). 
Mit 5 Kartogr. u. 8 Diagr. Fol. (X, &2 nu. 51.) Berlin 


03 (C. Heymann) %— 
Nothhardt, J., Kameralverw., Volksvermögen u. 
Volkseinkommen in Württemberg. Beitrag zur Kennt- 
nis der ünanziellen Verhältnisse Württembergs. gr. 8°, 
(49 8.) Leonberg 02 (Selbstverlag) 1.50 
H., Hauptzollamtsoff,, Die Handelsverträge 
in ihrem Zusammenhang m. dem Zolltarif u. Zoll- 
verkehr. gr. ®®. (III, 79 8.) München 03 (J. Lindaner) 
—.60 

Pneschke, Dr. W., Handelsk.-Synd,, Die Förde- 
rung des Handwerks. Eine Studie üb. die im preuss, 
Abgeordnetenhause angenommenen Anträge der Ab- 
geordneten Trimborn. Euler u. Dr. Crüger. 1. u. 2. 
Aufl. gr. 5°. (Je 34 8.) Breslau 0% (F. Hirt} — 40 
Platter, Dr. J., Prof.. Grundlehren der National- 


ökonomie. Kritische Einführg. in die soziale Wirt- 
schaftswissenschaft. gr. 5”. (IX, 588 S.} Berlin 0% 
(J. Guttentag) 11,— ; geb, in Leinw. 12.— 


Reiner, Dr. Jul., Für u. wider die Frauen. Bei- 
träge zur Frauenfrage. Gesummelt u. breg. kl. de, 
Teipzig 03 (H. Seemann Nachf.) 2.— 

Reinke, E.. ÖOb.-Rechnga.-Revis, Die Vermögens- 
verwaltung der Berufsagenossenschaften, Handbuch 
f. den prakt, Gebrauch. Lex. 8°, (VIII, 942 8.) Ber- 
lin 03 (Verlag der Arbeiter-Versorgg. A. Troschel) 

8.— ; geb. 9.50 

Retzbaneh, Dr. Ant., Die Erwerbstätigkeit der 


Kinder in Deutschland. |Aus: „Überrheiu. Pusto- 
ralbl.‘‘]) Lex. 9. /DL, 32 8.) Freiburg i. B. 08 
(Herder) — 50 


Russtand u, Enropa, Geschichtliches Darstellung 
ihrer sozialen u. polit. Entwickelg. (In russ. Sprache.) 
8%, (111, 55 8.) Berlin 0% (F. Gottheiner) 1.25 

Schaff, Stadtr. Stadtkämm,, Königsberger Abgaben- 
buch. Die Gemeindesbgaben - Ordnung der Stadt 
Königsberg i. Pr. Zum Handgebrauch f. Steuer- 
pflichtige zusammengestellt. 2, neu durchgeseh. 
Aufl. gr.®. (72 8} Königsberg (8 (Hartung) —.60 


Sebmitz, Otto, Die Bewegung der Warenpreise 
in Deutschland von 1851 bis 1002, nebst zwei Er- 
gänzen.: Bankdirkont, Goldproduktion un. Waren- 
preisstand, der Weizenpreis von 400 v. Chr. bis 1900, 
Mit 2 Karten in mehrfarb. Steindr. u. 43 farb. Taf. 
Lex. 'g” (443 8.) Berlin 03 (F. Siemenroth} 

12.—; geb, 

Schriften Jer Gesellschaft f. soziale Keform. 
v, dem Vorstande. 7. u. 8. Heft. gr. »o 
iG. Fischer) 

7.8. Pieper, Dr. Aug, u. Helene Simon: Die Herab- 
setzung der Arbeitszeit f, Frauen u, die Erhöhung 
des Schutzalters f. jugendliche Arbeiter in Fabriken. 
Referate, Nebst eo. Bericht üb, die I. General- 
versammig. der Gesellschaft f. soziale Reform in 
Köln. 2. unveränd. Abdr. (164 8.: ik. 1L-—. 

— des Vereins f, Sorialpolitik. 100. Bd. u. 103. Bd. 

2.Abtlg. er. *°%. Leipzig (Duncker & Humblot, 
im, Schiffahrt, die, der deutschen Ströme. Unter- 
suchungen üb, deren Abgabenwesen, Begulierungs- 
kosten u. Verkehrsverbältnisse, 1. Bd. Mit Bei- 
trägen v. . Bindeweld, 0. 0. Gieraberg, @. . ciht, 
(IX, 42 8.) 02. 8.20. — 10%, II. Lage, die, der in 
der Sewschiffshrt beschäftigten Arbeiter. 1. Bd. 
IL. Abtle. VLII. 300 8.) 03. 8.80 

Seidel, Rob., Lebensmittelzölle un. 
16. Aufl ergänzt durch Vorwort, 
Zollkampfes von 180.91 u. 
102 19203. 17.—20. Taua. 


14,— 
Hrag. 
Jena 


Sozialrdorm. 
„Geschichte des 
„Die Zollfrage im J. 
8 (428) Zurich 083 


iBuchh. des schweiz. Grätlivereine) ‚30 
Tages Fragen, soziale Zwanglose Hefte, vrag. 
vom Volksverein f. das kathol. Deutschland. 25. bis 


24. Heft. gr, #9. M. Gladbach (Zentralstelle des 

Volksvereins f. das kath. Deutschland). 
25. 1st e. Erböhung der landwirtschaftlichen Schutz- 
zölle notwendig ” 2. Aufl, (128 8.) 02, —.50. 
26. Ist das Zentrum arbeiterfeindlich * Eine Ant- 
wort auf sozialdemokrat. Angriffe, unter besond. 
Berückricht. der Broschüre v. Gustav Hoch : „Worte 
u. Thaten des arbeiterfreundl, Zentrum‘. (80 8.) 
02, —.30. — 27, Müller, Ötto, Gen.-Bekr.,. Volks- 
bildungsabende. (39 8.) 02. — 40, — 28. Bildung, 
die geistige, des Arbeiterstanden. (48 8.) 02. —.40. 
24 Kolportage, katholische. Nebst e. Verzeich- 

nis geeigneter Schriften. (36 8.) 02. — 40. 





— — 0 (Tun — WM 


Tolstoi, L. N.. An das arbeitende Volk. (In russ. ' Weill, Dr. N. E., Die Solidarität der Galdısarkt 


Sprache.) 8, (80 8.) Berlin 0% (H, Steinitz) 1.50 | Fine Studie üb. die Verschiedenheit der gleidımt 


Veröffentiichnnzen des deutschen Vereins f. Diskontaätze verschiedener Länder. gr. S. {1,1158 


\ — = Frankfort aM. 03 1J. D. Sauerländer & Ü 24 
Versicherungs - Wissenschaft, Hrag. v. Gen.-Sekr. ‚ = r i : 
Dr. Alfr. Manee. 1. Heft. gr. &. Berlin (E. 8.. veemiekke, Mn 


: 2 A Lichte der Gewerbefreiheit n, Gewerbeordnum, s 
Mittler & Sohn). : us 
1. Bericht üb. dio am 12. XI. 1902 abgehalten | Cr Air — — mn 
wissenschaftliche Mitgliederversamminng des deut- gr. 3. EV, DD B 2 ZU de (4. WOHEUtGR — 
schen Vereins für Versicherungs - Wissenschaft Wiese, Dr. Leop. v.. Beiträge zur Geschichte © 
(1198) 8 4. j wirtschaftlichen Entwicklung der Eshzinkan 

Ana Re "5 kation. gr. ®. (VII, 221 8. ın. 3 Taf.) Frank 
Versichernngsunternehmangen, die pri- | aM. 03. Jena (G, Fischer) 34 
vaten, in den im Reicharathe vertretenen König- | Zoll-Tarit, der nene, f. das Österreich-ungarel+ 
reichen u. Ländern im J. 1900. Amtliche Publi- Zollgebiet m. Einbeziehung der bisher In Änt! 
cation der k. k. Ministeriums «des Innern in Gemäss- stehenden Zollsätze n. ihrer Tarif-Nummern zur vr 
heit des $ 42 der Verordng. der Ministerien des gleichenden Uebersicht. Samınt dem bwantrag«ı 
Insern, der Justiz, des Handels u. der Finanzen Einführungsgesetz#+ n. e. alphabet. Warenverei), 
vom 5. UL. 1896, R.G.Bl. Nr, 3], gr. 4e. (II, nisse. 8°. (III, 180 8.) Prag 04 ıHöfer & Klone 
352 8.) Wien 02 (Hof- n. Staatsdruckerei) 8.- Fi 
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[2 


F 


Statistik. 


Beiträge zur Armenstatistik. 1. gr. ®°. Jena /G. | Mittelluungen, statistische, üb, Steiermark. Erw 

Fischer). ' vom statist. Landesamt» des Herzogt. Steierzert 

1. Klumker, Dr. Chr. J., Armenstatistik einiger | 1i. Hft, Lex. »°. Graz ( Leuschner & Lubener in 
dentscher Städte f. d. J. 189697. Hreg. nach e. | Komm. 


Erhebg. der Konferenz deutscher Städtestatistiker 11. Beiträge zur Statistik des Gemeindehaussalir 
im Auftrage des Instituts f. Gemeinwohl in Frank- | 1. Die Bauten v. Volks- u. Bürgsrschnlaein® 
furt a. M. <L, 260 u. 418) 02 8.—. | in Steiermark seit der Erinssg des Beichsen.» 
Drucksachen des Beirath#s f. Arbeiterstatistik. schulgesetzes bis Ende 1900. (VII, 4 88 1 - 


Verhandlungen Nr.?. Fol, Berlin (C. Heymann) —.40 | gteatistik, österreichische. Hrsg. v. derk. k air 
2. Protokolle üb. die Verhandlungen des Beiraths | ee a 
f, Arbeiterstatistik vom 13. XII. 1902, (TTI. 30 8.) 05. | (€. Gerold's Sohn in Komm.) 


Ergebninse, die, der Volkszählung vom 1. XL | Arrebnisse, die, der Civilrechtspäe Bar 
1900 in der Stadt Leipzig. Bearb. im statist, Amt | —— a Irerutions- F aaa Acc = 
der Stadt Leipzig. IIL Tl. [Aus: „Städt. Verwaltgaber. | J. 1898. 1. Heft der ‚Statistik der Rechtepisr 
Kun “ 1901] Lex. 8%. (113 8.) Leipzig — f.d.J. 1808, Bearb. v. dem Rureau der Lk. sun 

um Diet) * Central-Commiasi ter Mitwirkg. d. k k. Jast 

Jahrbücher, wiürttembergische, f. Statistik n., eig le KLVI ey m. .-. 


Landeskunde. Hrag, v. dem königl. »tatist. Landes- — 
amt, Jahrg. 1902. (III, XX:V, 291 8. m. Abbildgn. n. | Btatintik, österreichische. Hrag. v.d. k k su 


farb. Karten.) gr. 4°, Stuttgart 03 (W. Kohlhammer) Central-Commission. 67. Bd. I. Heft. Imp. #. Wr 


3.— (C. Gerold's Sohn in Komm.) Er 
Klein, L., Prof., Uebersicht dor Beteiligung an der | 1. Bewegung der Bevölkerung der iru Reiebent 
Reichstagswahl 1898 in der Prov. Hannover. Zeich- | vertretenen Königreiche u. Länder im 4. I) 
nerische Darstellg. auf Grund der vom kaiserl. (I, LXXXL, 269 8.) 02. 10.— 


statist. Amt hırag. Statistik des Deutschen Reichen. | Stntintik, preussische. (Amtliches Quelkswei 
Hrsg. vom nationalen Reichswahlverein (Bez. Han- Hrsg. in zwanglosen Heften vom königl an | 
noveri. 1 farb. Bl. 48 mal 3l cm. Hannover 0% | Bureau in Berlin. 178. Heft. Imp.4. Berlin Teon 


(Göhmann’sche Buchdr. ) —.50| des k. statist. Bureaus). 

Lexis, W., Abhandlungen zur Theorie der Bevöl- | 178. Geburten, Eheschliesemngen u. Sterbefälle. & 
kerungs- u. Moralstatistik. (V, 253 8.m. 10 Abbildgn.) im preussischen Staate während des J. 141. WU 
gr, 8%. Jena 03 (G. Fischer) 6. | 612 8.) 03. 18.—. 


Politik. 


Arbeiterkundgebungen. gr. 8%. (16 8.) Berlin | @uanter, Rnd., Jesuiten-Ränke. gr. 9. nie 
03 (E. Apolant) — 50 Dresden 03 (P. Dienemann Nachf. in Komm.’ <<‘ 

Heiner, Dr. F., Prof., Der Jesuitismus in seinem Walcker, Dr. Kart, Priv.-Doz., Der tt 
Wesen, seiner Gefährlichkeit u. Bekämpfung. Mit | ein Wesen u. seine Machtmittel. gr. 5“ m& 


besond. Rücksicht auf Deutschland. 4. u. 5. Aut. | „ Sondershausen 03 (F. A. Eupel) , 
gr. 8°. (140 8.) Paderborn 03 (F. Schöningh) 1.50 — Br re hen —— 
Kaiser-Reden, die, im Reichstag u. die Social- Yolksolatt‘) — — — Pe 


demokratie. Aus den Fitat-Reden v. Vollmar's, Be- | f Y hr 
bel’s ete. am 20. u. 22, I. 1903. Nach den amt. 5. Landes Versammlung der württembege 


stenograph. Berichten. gr. 8°. (40 8.) Berlin 03 (Buchh. | 


Zentrumspartei zu Gmünd vom 11. XI # 
(Sonderabdr. des Programms f. die Landtagsral* 


Vorwirts) 20 1900 u. der Reden üb, dieses Programm. | {“ ® 
Kurs, Viet., Hohenzollernscho Wasserstras‘enpo- | 03. — 6, Schneele, Kasp., Pfr., Das Bacht 
Hitik im Gebiste zwischen Oder u. Elbe. Ein Vortrag. Kirche auf die Schule. (VIIL 104 3.18 - 
er. 5°. (60 8. m. 5 Karten.) Hannover 02 (Gebr. Erzberger, M.,Red., Beiträge zur Paritat in Wir» 
Jünecke) 1.50 berg. (106 8.) 03. 

Varia. 


Becker, Hans, Ger. Assose., Der schriftliche Ver- | Biberfeild, Dr., Die Sicherung der Baukande” 
kehr mit den Gerichten, den Verwaltungs-, Polizei- nsch dem geltenden Recht u. den neuen He” 
u, &. Behörden, insbesondere nach den im Gross- entwürfen. Kritik u. Reformvorschla® 
herzogt. Hessen geltenden Gesetzen u. Verordnungen. (IV, 90 8.) Berlin 02 (Kahlenberg & Gäutbe - 
Mit e. Anh.: Abfassung der Privatteratamente. Mit | 
ausführl. Sachregister. gr. 8%. (63 8.) Mainz 02 | Böhmert, Br., Prof., Fest-Schrift zur Fer | 
(J. Diemer) —,50|  100jährigen Bestehens des Vereins zu Bat a Te | 
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Dresden. Dresden 03 {O. V. 
Böhmert) 3.— 

Breunitz v.Sydacoff, Intimes aus dem Reiche 
Nieolaus II. Politisch-feuilletonist. Aufzeichng. üb. 
die Vorgänge am russ. Hofe, in der russ. Gesell- 
schaft u. im Lande. gr. 8, (IV, 99 85) Leipzig 03 
(B. Elischer Nachf.) m 


gr. 890. (V, 125 8.) 


„Esel, der, als Erzieher, Vertrauliche vatikan. 
Briefs an e. deutschen Erzbischof. Hrsg. v. *4*. 
er.®. (63 8. m. 4 Abbilden. n. farb, Titelbild.) 


Frankfurt a/M. 03 (Neuer Frankfurter Verlag) 1.— 


Gurlitt, Dr. Ladw..Gymn.-Oberlehr., Der Deutsche 
u, sein Vaterland. Politisch p&ädagog. Betrachten. 
eınes Modernen. 5. Aufl, gr. 8°. Berlin 02 (Wie- 
gandt & Grieben) 1.50 

Handbuch f. das Deutsche Reich auf d. J. 1008. 
Bearb. im Reichsamt des Innern. 28. Jahrg. gr. 8°. 
XXXVI 681 8.) Berlin (C. Heymann) kart. 6.— 


Hotf- a. Stants-Handbuch der österreichisch- 


ungarischen Monarchie f. d. J. 1903, Nach amtl. 
Quellen zusammengestellt. Lex, 8°. (XIX, 1394 8.) 
Wien (Hof- u, Stastsdrnckerei) 10. ⸗ 


Jahresbericht, 75. der rheinisch-westfälischen 
Gefängnis-Gesellschaft üb. d. Vereinsj. 10011902, 
im Auftrage des Auschusses zusammengestellt von 
dem Geschäftsführ. Gefüngnisgeistl. Dr. vw. Rohden. 
er 5°, (202 8. m. 1 Tab.) Düsseldorf (L. Vom & Co. 
in Komm.) 75 

Kalender f. den sächsischen Staatsbeamten auf d. 
J. 1903. Hreg. v. Kanzleir. Chr. Klötzer, 
Hugo Puff, Oberrechngsrev. Adf. Gress, Sekretären 
Wold. Kaestner, Geo. Paulus. 8. (170 8. m. 3 
Bildnistaf.) Dresden (W. Baensch) —.75 


Klatt, M,.. Untersuchungen üb. das Dienstalter der 
Richter, 


* 


Kontrol, | 


4 Tabellen 4°. (3758.) Berlin 03 (C. Heymann) 
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Lehmann- Hohenberg, Prof., Recht od. Ge- 
walt‘ Auf dam Wege zur Korruption! Wer behän- 
digt diese Schrift dem Könige? (Den Zugang zum 
Ohr des Fürsten sperren die eigenen Beamten.) Be- 
rufung an das gesammte deutsche Volk gegen das 
auf Amtsentsetzg. laut. Urtheil des obersten küönigl. 
preuss, Disziplinargerichtshofes in Berlin vom 13. 
XII. 1902. Man untersuche doch! Erlebnisse, eigene 
u. freunde, ans unserm Rechtswesen : Das Recht des 
öffentl. Raubes nach dem alten u. nach dem neuen 
bürgerl, Gesetzbuch. gr. S. (88 8.) Kiel 03 (Verlag 
des ‚„Volksanwalt‘‘) 1.50 

Reichel, M., Branddir. Hauptm.d.L I., Der Auto- 
mobil - [öschzug der Berufsfeuerwehr Hannover. 
gr. 8%. (VI, 56 8. m. 25 Abbilden.) Berlin 03 (J. 
Springer) kart. 3.— 

Spielberg, Otto, Das Buch vom gerechten Richter. 
8°, «VI, 150 8.) Dresden 03 (E. Pierson) 

2.—; geb. 3.— 

'Stnats - Kalender, grossherzogl, mecklenburg. 
schwerinscher. Hreg. vom s„rossherzogl. statist- 
Amt 19%3. 128. Jahrg. gr ®°. (LVII 701 u. IV, 
454 8. m. 1 Stammtaf.) Schwerin (Bärensprung’sche 
Hofbuchdr.) geb. in Leinw. 6.— 

Sıinantskonkur=-Anufgaben, die, f. den höheren 
Justiz- u. Verwaltungsdienst im Königr. Bayern, 
Die Aufgaben im J. 1002. (58 8.) 5°. München 03 
(J. Schweitzer Verl.) 1.50 

Toilstoi, Leo, Graf, Patriotiemns und Frieden. 
Deutsch v. Adele Berger. 5. u. 6. Taus. 8°, (112 8.) 
Berlin 0% (H. Steinitz) lL,— 

Völkerhnss? od, Völkerfrieden? Eine Frage- 
stellg. an die Zeit. (Von Adf. Bastian.) gr. 8’. (28 8.) 
Berlin 02 (D. Reimer) — 50 

en E.M.. Don, Oesterreich am Scheidewege. 

. 80, (30 8.) Wien 08 (R. Lechner & Sohn in Komm.) 
—.50 











anfen, Dr. ph. 


ord. Profeſſor an der Univerfität Erlangen 


Die Strafgeſetzgebung 


des Deutſchen Reichs. 


W Sammlung aller Reichsgeſetze ſtrafrechtlichen und ftrafprozefjualen 





Aus Urteilen der Preſſe 
W Hochſchulnachrichten. 1901. 


fet 





W Badiſche Rechtspraxis. 
NL 


>>>: 


merkt, daß die vorliegende Sammluna einen weiteren Beweis 
dat der "auf dem Gebiete des Strafrehts allfeltig als fompetent anerfannte Berfaffer ein be- 
fonderes Geſchick für die Zuſammenſtellung praftifcher Ausgaben bat. Gerade bei den praftiihen N 
Uebungen bat fi das Bedürfnis nad einer wie der vorliegenden Sammluna oft füblbar ges 
madt, da bier ein Ueberareifen von einer Materie in die andere fortwährend ftattfindet, Dem 
ift nun durch die Allfeld'ſche Ausgabe volltommen abaebolfen. 


1900. Nr. 24 v. 24. XI. 
. . . . Um fo verdienftlider und wertvoller tft es, 
Haben mas das weite Geblet des deutſchen Strafrechts aufmwelft. 


Inhalts mit einem Gejamtregifter. 
Für den afademiichen Gebrauch und die Praris. 
Gr. 8° (VIII, 924 ©.) In Halbfranz gebd. Mi. 8.—. 


— Das Wert enthält 125 Gejege. — 
Ein Ergänzungsband zum Preije von etwa ME. 4. 
wichtigere Gejege, erſcheint in allernächſter Zeit. 


—, enthaltend 26 neue 


dafür bietet, 


in einem Bande alles zur Hand zu 
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Smith Premier P| ai = 1 


















isn und dx 
Schreibmaschin ug aa, 
— ciali: 
— AMhun 
W.H.Jawz:a. 


Preis: 2 Mark. 
Verlag von C.0, Lehmann, Halle-$ 











Grand Prix Paris 1900. 
„Association Berliner Ichneiis 


Friedrich Modler & 
BERLIN SW., Jehanniterstr, 1 
Spezialität: 
Amtstrachten 


Referenzen: Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 





Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 
Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 


für 


Professoren u. Justi 
Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsauwälte von 2-1 

Für Gerichtsschreiber . . . . u > 

Einzelne Baretts . . . . . * i—b . 
bei freier Zusendung aec 





6. 9. Bed'ſche Berlagsbuhhandlung (Oskar Bed) in Münden. 


Bor furzem eridbien: 





Kommentar 


um 


Verſonenſtandsgeſetz 
fowie zu den auf die Eheſchließung bezüglichen Geſtimmungen des Gürgerlichen Gefrkbadıs 
unter Berüdjichtigung der Ausfübrungsbettimmungen fämtlider Bundesitauten 


Von Dr. €, Sartorins, 


ord. Profeffor der Rechte in Greifswald, 
1902. XXI, 548 ©. 8°, Geb. 10 4 

Aus Den Urteilen: „Befriedigt ein dDringendes Bedürfnis.” („Ztidhr. f. imtermat. 
Brivat- u. öff. Recht.) — „Zeichner ſich durch bobe Wiſſenſchaftlichkeit, umfajiende Gründ« 
lichkeit fowie aub praktiſche Brauchbarkelt aus” („Gentralblatt f. freiw. Gerichtsbarten 
und Notariat.) — „Tbeorerifb und praftiih aleib braudbar.“ („Breuf. Berwaltungsblatt” 
— „Nibt nur neuekter, fondern auch vollftändiafiter Kommentar.” („Bürttemb. Gemeinde 
zeitung.) — „Bei voller Beberrfhung des Stoffed unternommene, überaus fleisigt 
und jorgfältine Arbeit“ („Bad. Rechtsvpraxis.““ — „Ein wirflib vortrefflides Dilfe 
mittel“ („Das Rede.) — „Das Berjonenitandsgefeg ift Iange Zeit nicht fommentiert, 
dagegen durd da& Bürg. Geſetzbuch ſtark verindert worden Ein neuer fommentaf 
ift daber bier ein wirttiches Bedürfnis. Er iſt in vorzüglider Weile dDurd dad rem 
liegende Buch gegeben .... Das Bud wird in allen wiifenihbaftliden und yrafriiden 
Kreiien, die mit dem Perfonenitandsgejer au tbun baben, rafb Eingang finden uzd 
bermöge feiner Haren Ausdrudswelfe aud don Standesbeamten, die nid: resık 

fundig find, benugt werden können.“ („Frankfurter Zeitung.“) 


BB ür die Standesämter jowohl wie für die Aufiihtsbehördee 
empfiehlt fih Sartorins’ Kommentar zum —— ale af 
einzige erſchöpfende Kommentar zu — Geſehz, der zugleich auch das Real 
des Geſetzbuchs eingehend berückſichtigt. Ausführung 
beftimmumgen jämtliher Bundesſtaaten find berudfichtigt. Dasf. bay 
Staatöminifterium der Juſtiz hat Beranlajjung genommen, das Bud 
für jämtl. bayer. Gerihte anjuſchaffen. 











—— — — —— TER ET Fun a 


hweitzer Verlag «Arthur Sellier) München 











K. Maenner, 
Reichsgerichtsrat in Leipzig. 


Das Recht der Grundstücke 


nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutsche Reich. 


gr. 8°. (VIII, 408 S.) 1899. 
Broschiert Mk. 9.—, in Halbfranz gebd. Mk. 11.— 


„Maenner's Recht der Grundstücke entstammt zum Teil 
aus Vorträgen, die der Verfasser ala Grundbuchaufsichtsbeamter 
zu halten hatte. Allein es ist eine vollständige syate- 
matische Bearbeitung des ganzen Sachenrechtes des 
Bürgerlichen Gesetzbuches geworden, die vor Allem 
bestimmt ist, den Bedürfnissen der Praxis zu dienen. Es enthält 
also mehr, als der Titel sagt, und gibt, was so manchem Buche 
fehlt, das jetzt über das neue Recht entsteht und bald wieder 
vergeht, dem, der es beim praktischen Gebrauche oder beim 
Studium benützt, etwas Eigenes: die völlige Verarbeitung des 
Rechtsstoffes durch den erfahrenen Praktiker. Wir könnten 
dieser einheitlichen Darstellung des Sachenrechtes, 
des Rechtes derGrundbuchordnung und der Reichs- 
subhastationsordnung nichts Besseres an die Seite 
stellen.‘ 

(Landger.-Rat M. in d. Augsburger Abendzeitung.) 


Karl Meyer, 


k. Landgerichtsrat in München. 


Die Konkursordnung 
für das Deutsche Reich 


nebst 


den zugehörigen Einführungsgesetzen 


und das Reichagesetz, 


betr. die Anfechtung von RBechtshandlungen eines 
Schuldners ausserhalb des Konkursverfahrens 


——- In der Fassung der Bekanntmachung vom{20. Mai 1898, - 


Handausgabe 


mit Erläuterungen, ausführlichem Sachregister und 
einem Anhang, enthaltend die konkursrechtlichen Be- 
stimmungen des Genossenschaftsgesetzes, und des Ge- 
setzes, betr. die Gesellschaften mit hränkter Haftung, 
eine vergleichende Zusammenstellung der Paragraphen- 
folge der alten und neuen — ———— und Formulare. 
8°, (VIII, 4598.). 1899. In Ganzleinen gebunden Mk. 6.— 
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&> Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. oo 








Geschichte der Nationalökonomie, 1. Teil, Die Zeit vor Adam Smith. Von 
Prof. Dr. August Oncken, Bern. M. 16.50, gebd. M. 15. 


Die Grundbegriffe der Nationalökonomie, von weil. Prof. Dr. Jul. Lehr, 
München. Zweite Auflage, herausgegeben von Prof. Dr. Max von Heckel, 
Münster. M. 9.—, gebd. M. 11.— 


Lehrbuch der Nationalökonomie, von k.k. Hofrat Professor Dr. F. Klein- 
wächter, Üzernowitz. M. 8.40, gebd. M. 10.— 


Quellensammlung zum Deutschen Reichsstaatsrecht. Zusammengestellt 
von Dr. Heinrich Triepel, Professor in Tübingen. M.5.—, gebd. M.6. — 


Quellensammlung zum Verwaltungsrecht des Deutschen Reichs. Zu 
sammengestellt von Dr. Karl Freiherrn von Stengel, Professor in 
München. M. 8.40, gebd. M. 9. 


Quellensammlung zum Staats- und Verwaltungsrecht des Königreichs 


Bayern. Zusammengestellt von Dr. Hermann Rehm, Professor in Er- 
langen. M. 6.50, gebd. M. 7.50 


Das Urheberrecht (Autorrecht\ und das Verlagsrecht unter fortlaufender 
Erläuterung der neuen einschlägigen Reichsgesetze und umfassender Berück- 
sichtigung der bisherigen Praxis und Wissenschaft. Von Dr. Ludwig 
Kuhlenbeck, Professor in Lausanne. M. 8.—, gebd. M. 10 — 





Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Die Kartellirage in Theorie und Praxis. 


Ein offener Brief an Herrn Kommerzienrat Julius Vorster, 
Mitgl. d. Hauses der Abgeordneten. 


Von F. von Rottenburg. 
1903. Preis Mk. 1.80. 


Die Kartelle und die Rechtsordnung. 


Von Adolf Menzel. 
2., verm. Auflage. 1902. Preis Mk. 2.—. 


D #> Über Kartelle. s (£ 


Von Josef Grunzel. 
1902. Preis Mk. 6.80. 











%1 
Bei uns ist 

Stempel aller Art antiquarisch aber tadellos 
aus Kautschuk und Metall Conrad's 
: &52 | Handwörterhuch. d 
J =5s | HNandwörterbuch der 
gs& SE8| . 
=H s:5| Staats haft 
358 =5& | vlaalswissenschatten 
e 55 25 5 2. (neueste) Aufl. 
un a * in 7 Original - Halbfranzbänden 
#7 8 = = =. | (Subskriptionspreis 142.50) 
E * Ar für 106 Mk. zu haben. 
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6. K. COOKE & WEYLANDT [um , Strupe & Winckler 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. 
Erate und älteete Fabrik Europas, | 









Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie, 


Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager EI- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 


F..Schrey. Berlins.r.seg. 
Wien]. Hamburg. 







Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldfüllteder. 








Seehste, gänzlieh neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. 


Grosses Konversations- 


Ein Nachschlagewerk des _ | 
Lexikon. 


20 Bände in Halbleder gebunden zu je 10 Mark. 
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Prospekte und Probehefte liefert jede Buchhandlung. 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien. 





Rechts- u, staatewissenschaftl, 
Spezialbuchhandl, u. Mietbücherei, 
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Jaeger, BGB. » 


mit Nebengejeten und einem Gejamtregifter 


>> für den alademiſchen und praktischen Gebrauch. — 


Erſchienen find die Ausgaben für: 


Das Deutiche Reich 30 Reichsgeſetze 
(IV, 801 ©.) In Ganzleinen geb. 
me. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Geſetze 
VIII, 1408 ©.) In Halbfranz gebd. 
Hr. 11.—. 


Das Königreih Bayern 60 Geſetze 
(VIII, 1376 ©.) In Halbfranz gebbd. 
Dit. 10.50. 


Das Königreich Sachſen 70 Gejeße 
(VIIL, 1370 &.) In Halbfranz geb. 
Bit. 1.—. 


Das Großherzogtum Baden 70Gejege 


(VIIL, 1330 ©.) In Halbfranz gebd. 
wit. 11.—. 


Die Reihslande Eljah: Lothringen 


- 65 Gejeße. (VII, — u In Halb» 
franz gebunden ME. 1 


Die Ausgaben zeichnen fi durd praktiſche Anlaze, korrelten Gefeges 

‚ großen, deutlichen Drud, elegante Ausftattung und außerordentlich 

bi ligen Preis aus. Sie erfreuen ka infolgedeflen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 





3. Schweitzer Derlag (Arthur Seltier) München 


— — — — — 





helwingſche verlagsbuchhandlung in Hannover. > 
Speben find erichienen: 
andelsrechtlihex 
‚meiner Kurin enlammlun 
Rechtſprechung. Geh. — nf * 
Emil Kaufmann, — — ——— 


Drittes Bändchen. i N Hergeneit 
(Entbaltend die NRechtiprebung des Jahres mE} 
— —— Reizendes Gelegenhe Kan ent für 
üingere und ältere Juriften. 

— Der neue Jahrgang meift BEER, 
Berricdyerungen und Erweiterungen auf. 468 9. Breis ME 2.—. 
Der kleine „Kaufmann’ ift ein unentbehrliches | 
* Kae Juzipen, —— Ber⸗ | 

herungsgneie aften, Raufiente u. |. w. Ib babe mir eine, leider recht unvollftändi 
’ ge 
- Jährlide Fortſetzung furz nah Jahresſchluß. = Sammlung merhvürdiger Aftenftücte und deraleichen 
| angelegt, und es ift öfters der Wunsch ausgeiprocdhen, 
Sandelsrerptlinhe Jechtſprechung. | 9 möge do die beiten veröffentlichen, da es ſchade 
‚wenn fie nicht befannt würden. Ich biete dem 
1900 Erftes Bändchen. 7 Zweite ver- | Beier daber eine Auswahl aus dieſer Sammlung. 
DB — mehr Aufl. — Die eriten drei Stüde baben einiges rechts⸗ und 
VII, 167 Seiten. Gebunden NT. 2.50 fulturgeicbichtliches Intereife. Beſonderen Wert lege 
Der rafche Abfatz der ftarfen eriten Auflage ipricht ih auf die In dem vierten pe wieder: 
beffer als alle Empfehlung für die bervorragende gegebenen Aktenſtücke. Die vor 80 Jahren von 


rauch, | einem Richter unter nalver Aanorierung aller pros 


rauchbarkeit dieier Sammlung. Dieſe & 
Ar in der weiten Auflage noch wejentlich xſualliſchen Vorſchriften geübte Vaſcha-Juſtiz fit jo 


. ie Beiaabe ei .. originell, daß ein Spaßvogel fie nicht beffer bätte 
— — a a a erfinden können, Ich babe aber das Original in 
Um den Befitern der erften Auflage die 2 Händen gehabt. i 
ichaffung der neuen Auflage zu erleichtern, — Dann habe ich noch eine Anzahl mehr oder 
wir uns auf mebrfache Anregung bin entichloffen, bei | Weniger fpahbafter Eingaben und Briefe mitgeteilt. 


Vorwort. 


Madyrsahlung von nur Milk. (- 10 Pf Wenn das Büchlein dem Leſer einige Heiterfelt 

Do) Die cr re die neue ver. erregt, ift mein Zweck erfüllt. Aleyer. 
mehrte Auflage ummtaufcen. Diefe Sammlung merkwürdiger Ahten- 
erden a fann durch jede Buchhandlung | fücke wird bem Xefer — Yuriften wie 
DETWRILIEIE EDERDER Nidtjuriften — mandye heitere Stunden 
nadı ernfter Serufsarbeit verfchaffen. 


handelsrechtliche Rechtſprechung. 


1900/1901. ZweitesBändden. VIII, 242 Seiten. 


a Gebunden mie. 3.50. ann Rundschau, für den 
.. Neicherechtliche DAS RECHT Dr. Ha.Th.Soergei. 
Berjährungs-, Friſten⸗u. Zeittafel = a ee Ve 


Ein Wegweifer für jedermann bur Se each 1900 und 1901 gebunden je 


ganın Gebiet ner Deteheekung Deo Deut Mk. 14.50, 1902 gebunden Mk. 16.50. 
Don 9. Koerner. Gesamtregister zu den Jahrgängen 1900, 


nei ar >) y a. |, 1801, 1002 von „Das Recht‘. Bearbeitet von 
recht! Derjährungstafel" von A. Eoermann Ländrichter Dr. Winter in Meseritz. $ Bogen 
XVI, 158 $. 12. Preis ME. 1.25. ®. Mk S—. 

Das Büchlein will der redtfuhbenden Menge 2 Das Generalregister ist ein 
zum Schuß gegen Berlufte durch Friſtverſäumung Schlagwort- und Paragraphenregister zu allen im 
oder Formverlegung und den ratertellenden | Rucht vorkommenden Worten und Paragraphen. 
oder erfennenden Nebtsgelebrten zur pa nun „Das Recht‘ auch eine vollständige Über- 
Erleihterung der Arbeit Beim Aufjuchen der über | echt uber alle in anderen Zeitschriften erschei- 
Die Bejege des Reichs verftreuten Yeitbeftimmungen | nenden Aufsütze in Form kurzer Referate bringt, 
dienen. Es ftellt in alpbaberiicher Reibenfolge nad | Yietet unser Generalregister einen vollständigen 
Stihmworten die Berjäbrungsfriiten für die verfble- Kherblick und das vollständigste Nachschlagewerk 
denften Recht egeſchäͤfte. Berpflitungen, Anfprüde zu der gesamten Judikatur und Literatur der 
?e. 2. zufammen umd gibt in jedem einzelnen Falle | jetzten 3 Jahre, es ist also 
genau den dafür in Frage kommenden Geſetzes— : 


paragrapben an. Die üderfihtlide tnpograpbliche für den Praktiker wie für den 
Anordnung und das bandliche —— erleichtern den Theoretiker die beste Fundgrube 
Gebrauch, wie auch den Anforderungen an einen | 

folden Wegwefer durch gemeinverftändliche Aus: | in allen juristischen Fragen. 
drudsweiie, überfidtlihe Anordnung und grüßts | (Für Bezieher eines vollständigen Jahrganges 
möglide Bollftändigfeit zu genügen gefucht kit. gratis.) 





— en —— — — 


266 


Meikel, Georg, 


fol. I. Staatdanwalt in Münden. 


Das Vürgerliche Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich nebſt Ein— 
führungsgejet 
mit Wiedergabe der ver: 
wiejenen Paragraphen und 
ausführlidem Sadregiiter. 
Auf gutem Druc- Papier im ar. 8° 
Format in Ganzleinen geb. M. 3.60. 


Die für die Praris außerordent- 
lich wertvolle 


Ausgabe auf Schreibpapier 


mit breiten Rändern erfreut ſich all« 
gemeiner Beliebtheit. Format des 
Reichögejeßblattes. Geb. ME, 6.—. 











ROLKHAUS 









-[EXIKON 
NEUE REVIDIERTE 


UBILÄUMS-AUSGABE 















X. BAND 
ERSCHIEN 
SOEBEN M. 12. 






Nah dem Urteil zablreiher maß— 
nebender Fachleute ift die Meifel’ihe 


Bearbeitung Die beauemite_ Ausgabe 
zum Nadtragnen der Audifatur :c. und 


als ſoſche weit verbreitet. 






























}. Schweiger Berlag (Arthur Sellier) 
Münden. 





in der Praxis! 


Bes an u - 2 = 
mss- Verlangen Sie € 
gratis u. postfrei das systematische Gesamtregister zu den Jahrgängen 1568 bis 


1902 der, ‚Annalen desDeutschen Reichs für Gesetzgebung, Verwaltung u. Volks- 
wirtschaft“ von J. Schweitzer Verlag (Arthur $ellier) München 43, Karlsplatz 2% 


Jeder Juris! — 
verlange Die Bankdepotgeschäfte 


Lig in geschichtl, wirtschaftl.u. rechtl. Bei 
114 11691 2:74, 117170) 1 dargestellt von 


3. Jahrgang 1902. Gebunden M. 4.80 br. Fr Schweyer, 
Durch alle Buchhandlungen oder die Inuickenmissunessor 
ET TTETET RE TZETE — Tai Gr. 8°. (VI, 171 S.) 189. Mk. 3.58 













Bor furzem erſchien: 


„Verzeichnis der im Jurift. Staatskonkurs 1902 verlichen! 
gewejenen gebundenen Werte zu herabgeſetzten Breiien“.! 
— Zulendung erfolgt foftenlos. ch bitte zu verlangen. — y 

J München 3. Schweißer Sortiment (Arthur Sellieri 


Karliplag 29, Buchb., Anıia. u. Leibinſtitut für Nechts- u. Etaatsrnifienkhue 


41 
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3. Schweißer Verlag (Arthur zeitier, Münden 


Groß, Dr. Sans, v. ö. Profeſſor des Strafrecht an der Deutjchen 
Univerfität Prag. 


Die Erforichung des Sachverhalts 


ftrafbarer Handlungen. Ein Leitfaden für Beamte des Polizei— 
und Sicherheitödienites des Deutichen Reiche. 


Zweite Anflage. gr. 8°. (VII, 19 ©.) in Ganzleinen geb. Mf. 2,50. 














Blätter f. adminiftrative Praxis, Bd. LII. S. 407. 


‚Der Berfaffer will dem Anfänger das, was dieſer jonft in mübfamer Weiſe teild aus fremden 
Mittellungen, teil aus eigener Erfabrung „und nicht zum wenigiten aus verdrichliden und 
gefäbrdenden eigenen Fehlern“ nad und nad lernen müßte, in bequemer und überſichtlicher Welſe 
sufammengeitellt Darbieten. 





Das bayer. Staatsminifterium des Innern bat das Buch für die Gendarmerieihule und die 
Gendarmerieitationen, für Die Müncener Sicherheitskommiſſäre und Schuspmannicbaftsitationen 
angeſchafft. Da dasſelbe aub für die Juſtizbehörden angeſchafft wurde, fo tünnen legtere den 
BPolizelorganen im einzelnen Falle die erforderliben Hinweiſe zufommen lafien. Es wäre zu 


wünfden, dab auch die Stadtverwaltungen ibre Vollzelmannſchaften mit diefem lehrreichen und 
äußerit billigen Bude verjeben würden. DObersftegier.».Rat Dr. Englert. 





















Als beite Anerkennung jeiner vorzüglichen praftiihen Brauchbarkeit iſt die 
offizielle Einführung anzufeben, die es bereits in folgenden deutichen Bundes- 
itaaten gefunden bat: Baden, Bayern, Braunjchweig, Bremen, Goburg :Gotha, 
Elijah : Lothringen, Lippe, Medlenburg » Schwerin, Heut 1.2, Sachen : Meiningen. 
Sachjen- Weimar, Schaumburg : Lippe, Walded - Pyrmont, Württemberg. Das Kal. 
Sächſiſche Staatsminifterium des Innern bat durch Verordnung v. 18. VIIL 1902 
die Anihaffung angelegentlichjt empfohlen. 

Zahlreide fommunale Rolizeibehörden bezogen das Bud) für ihre jämt- 
lihen Beamten. 











Wochinger, Rt. Landgerichtsſekretär. 


Die Prozeßgebühren-Geſetze tür das 


Deutſche Reich in der Neutextierung vom 20. Mai 1898, umfaſſend: 
Das Gerihtsfoftengeieh, Die Gebührenordnung für Zengen und 
Sachverſtändige, Die Gebührenordnung für Gerichtövollzieher, Die 

Gebührenordnung für Rechtöanmwälte. Handausgabe mit Erläuterungen, 
Tabellen und ausführlihem Sachregiſter. 8%. (295 S.) In Ganzleinen 
gebd. Mt. 4.20. 


Im Iuftizminifterialblatt für das Königreich Bayern vom 20. Mai 1899 empfohlen. 









geitichrift für Bollitredungsrecht 1899. Nr. 20. 


.... Literatur, Necdtiprebung und die vorberricende Gerichtäpraris haben In dem vielfach 
reichhaltig dargebotenen Huslegungämaterial forgfältige Berüdfihtigung gefunden. Das empfeblens- 
werte Aud wird im Zufammenbalte mit den überſichtlich angelegten Tabellen nit bloß dem 
Praktiker, welcher fih von amtewegen mit der bier bebandelten Materie befaffen muß, Tondern 
auch jedem Underen, der fich in der Gebührengeſeßzgebung orientieren will, als nüsliches Nach⸗ 
ſchlagewerk fi erweiſen und vortrefflide Dienfte leiften. Die Ausftattung fit überaus gedlegen 
und geihmadvoll und der Preis in Anbetracht deſſen außerordentlich mäßig. 


7 Wggetowiez in Posen, über das Werk „Grundriss für das Studium des deutschen Privatres® 
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Otto Liebmann, Derlagsbuchhandlung, Berlin W. 35. 
nleitung zur ſtrafrechtlichen 


pP 1 Ein Beitrag zur Ausbildung unferer jungen Juriften 
raxIs. und ein Ratgeber für jüngere Praktiker von 


A Wirkl. Geh. Oberfuftizrat, Minifterialdircktor im 
Dr. Jur. Herm. Lucas, Preuß. Juftizminifterium. 8 M., eleg. geb. 9 M. 

Ueber das Werk, das den Zweck eines kurzgefafhiten [Cehrbudes für 
Studenten, Referendare, Redtspraktikanten, Affefforen, fowie für 
Richter, Staats= u. Redytsanmwälte erfüllen foll, urteilt u. a.: Prof. Dr. Kuhlen- 
be in der „Jurift. Dochenſchrift“: „In wie hohem Grade Derf. feiner Aufs 
gabe gerecht geworden ift, geht am beften daraus hervor, daff aud ein em 
fahrener Praktiker, wenn er einmal die [ektüre des Buches begonnen hat, cs 
nicht fo bald aus der fjand legen wird, weil audy ihn die äuferft lebendige 
und anziehende intereffante Art der Darftellung feffeln wird.“ 

Leipziger 3eitg.: „Die Lucas’he Methode iſt voll geeignet, das theoretifd 
Wiffen der jungen Juriften in die Praxis umzufetten. Dazu dient insbefondere audı 
die meifterhafte Klarheit der Darftellung.“ 

6eh. Juftizrat Dr. Keyfiner in der „„Seitfähr. f. Handelsrecht“: „es wire 
auch der langjährig im Dienft ftehende Richter wie der Staatsanwalt und 
Derteidiger anerkennend aus demfelben Dorteil ziehen.“ 

Kölnifcye 3eitg.: „Man hat es mit einem Citteraturerzeugnis von 
ganz befonderem Werte zu thun.“ , 

Zeitſchrift f. d. gef. Strafrechtswiffenfchaft: „Die jungen Juriften une 
ihre Lehrer fdyulden dem Derf., der hier feine reiche praktifdye wie pädaaoaile 
Erfahrung in den Dienft der ftrafrechtlidyen Ausbildung ftellt, großen Dank“ 
















3. Guttentag, Derlagsbuhhandlung, ©. m. b. 5. in Berlin W. 55. 


Kommentar | Die 
zum Geſetz betreffend die | Deutiche Gebührenordnung 
Gejellichaften | = A 
x ür Rechtsa Ite 
mit beichräntter Haftung fur Rechtoauwä 
Don RR * 
Dr. Hermann Staub, Wreußiſche Gebührengeſetz 
Juſtizrat, Necbtsanwalt und Notar in Berlin. 9. September 

Preis brofdiert 10 Mk. ; geb. in Halbfran; 12 Mk. bom 


6. Oftober 


Das Fleiſchbeſchaugeſetz. Unter beſonderer Berüchkſichtigung 


Vom 3. Juni 1900. der Entſcheidungen des Reichtgericht; 


Mit den ergangenen Ausführungsgeſehen erausgegeben mit An merkungen m! 
undBerordnungen im Reiche und in Preußen 9 v Boßentabellen a 


erläutert von OR. Sydow, und £. GBuſch. 


Dr. Georg £ebbin, | Unterftaatefefretär im Runmergertißer.: 


Gerihtöchemifer zu Berlin Reihe: Poſtamt 
und | Siebente vermehrte Auflage. 
Dr. Georg Baum, | 
Rebtsanwalt am Stammergericht zu Berlin. Taſchenformat. 


Taſchtuſormat, geb.in ganz Leinen, Preis ca 4 Mk. | Geb. in ganz Leinen. Preis 1 Mt. 60 Fi 







Auf den dieser Nummer beiliegenden Prospekt der Verlagsbuchhandlung = 


on H. —— in 2 Bänden, erlauben wir uns, unsere Leser ganz besonders # 
machen, 
„ Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arth — 
X Druck vou Dr. F. P. Datterer & Cie. Gin. b. HM 


we 


Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr, Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur 


Sellier) München kKarispiatz 29. 





Jährlich 12 Nummern, Abonnementspreis Mk, 2.—; für Abonnenten 


XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1908 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516). Nr.5 


Insertionspreis: 'i,spalt. Petitzeile 40 


Pfg. Beilagen nach Übereinkunft, 


Ausgegeben am 1, Mai. 


Bürgerliches Recht. 


1. Beer, Dr. jur., Privatdozent, Das Recht 
d. Wohnungsmiete. Vier Vorträge. gr. 8°. 
(77 8.) Leipzig, 03. (Rossberg’sche Ver- 
lagsbuchh.) 1.80 


lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich. gr. 8°. (VIII, 77 8.) Berlin, 03. 
(Struppe & Winckler) 2.40 


Der Verfasser erörtert in eingehender 


‚ Diese Vorträge haben den Gegenstand Weise den Begriff, die juristische Natur und 
eines Volkshochschulkurses gebildet und sind die positivrechtliche Behandlung der Ver- 
dementsprechend auch für Niehtjuristen be- | ' zeihung, soweit sie im Rechte der Schenkung, 


Sie behandeln die Eutstehung des | 
die Rechte und I] 


stimmt. 
Mietverhältnisses, 











der Ehescheidung, des Pflichtteils und der 


Die 











spielt. 












































ler Parteien und die Beendigung der Miete | Literatur ist sorgsam verwertet. 


— lauter Fragen, die für die breiteste All- 
gemeinheit von Interesse sind. Die Dar- 
stellung ist leicht verständlich, anschaulich 
und doch wissenschaftlich korrekt. 


2. Dernburg, Heinr., Prof. in Berlin, Pan- 
dekten. Il. Bd. Obligationenrecht. 7. Aufl. | 
gr 8°. (IX, 410 S.) Berlin (H. W. Müller) 

7.50 

Das Erscheinen der 7. Auflage schreitet 
rasch vorwärts. Der vorliegende Band bringt 
das ganze Obligationenrecht, das unseres Er- 
achtens den besten Teil des Dernburg’schen 
Pandektenwerkes bildet. In der Hauptsache 
ist die Darstellung unverändert geblieben, 
[m einzelnen sind zahlreiche Ergänzungen 
and Berichtigungen vorgenommen worden. 
£rwähnt sei, dass in der neuerdings wieder 
ebhaft erörterten Frage nach der Wirkung 
ler (#läubigeranfechtung 8.397 Note 4 die 
iinglichkeitslehre mit Nachdruck verworfen | 
vird. Damit hat auch Dernburg seine Au- 
orität in den Dienst der herrschenden, nach 
vie vor vom Reichsgericht vertretenen und 
llein brauchbaren Lehre gestellt. 


3. Frreudenberg, Dr. jur. Ed., Die Verzeihung 
nach den Bestimmungen des Bürger- 








— 


4. Klein, Dr. jur. Peter, Die Natur der causa 
solvendi. Ein Beitrag zur Causa- und 
Kondiktionen-Lehre. (Bonner Disser- 
tation). gr. 8°. (65 8.) Bonn (Herm. 
Behrendt) — 

In dieser sorgfältig abgefassten Erstlings- 
arbeit wird ausgeführt, dass die causa sol- 
vendi stets Rechtsgeschäft und zwar stets 
ein Vertrag ist und dass dieser Vertrag volle 


ı Geschäftsfähigkeit des Glänbigers voraus- 


setzt. 


5. Staudinger’s, J. v, Kommentar zum 
bürgerlichen Gesetzbuche f. das Deutsche 
Reich nebst Einführungsgesetz, hrsg. 
v. Prof. Rechtsanw. Dr. Thdr. Löwen- 
feld, Prof. Dr. Erwin Riezler, Ober- 
landesger.-R. Philipp Mayring, Land- 
ger-R. Karl Kober, Landger.-R. Dr. 
Thdr. Engelmann, Rechtsanwalt Dr. 
Fel. Herzfelder, Öberlandesger.-R. Land- 
tags-Abgeord. Jos. Wagner. 2. voll- 
ständig neubearb. Aufl. 3. Lfg. 3. Bd.: 
Sachenrecht (8$ 884— 983) erl. v. K. Kober 
(S. 81-240) München (J. Schweitzer 
Verl.) 3.50 
Diese Lieferung führt das Sachenrecht 
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bereits bis zum $ 983 BGB. fort. Der günstige 
Eindruck des ersten Heftes wird vollauf 
bestätigt. Rühmend hervorgehoben seien 


‚die gründlichen und scharfsinnigen Ernte 
‚rungen zu den $5 892, 925, 932 ff. BGB. 


Rechtsgeschichte. 


1. Brassloff, Dr. St., Zur Kenntnis des 
Volksrechtes in den romanisirten Öst- 
provinzen des römischen Kaiserreiches. 

gr. 8°. (IV, 92 8.) Weimar, 02 (H. Böh- 
lau’s Nachf.) 3.— 
Der Verfasser, der an der Lösung der 
neuen der romanistischen Wissenschaft ge- 
stellten Aufgabe, von der Stadtrechtsge- 
schichte zur Reichsrechtsgeschichte fortzu- 
schreiten, in verdienstlicher Weise mitgear- 
beitet hat, beschäftigt sich hier mit zwei 
Fragen: über Bedeutung und Ursprung der 
ägyptischen Gestellungsbürgschaft (Cap. I 


Executivklausel und Gestellungsbürgschaft 
8. 1-69) und über Ursprung des Dualismus | 
von schriftloser Ehe und Schriftehe im römisch- 


syrischen Recht (Cap. II. der &ygagos yauos 
des römisch-syrischen Rechtsbuchs S. 70—92). 
— In Bezug auf die erste will er, abweichend 
von Wenger, die Geltung des benef excuss. 
aus dem die Executivurkunde beherrschenden 
Prinzip der Liquidität erschliessen und ge- 
langt zu dem Resultat, dass dasselbe schon 
vor Papinian in Aegypten in Wirksamkeit 


gewesen ist. — Bei der zweiten Frage be- | 


kämpft er die Ansicht von Bruns; es sei 
jetzt festgestellt, dass es in Aegypten eine 
doppelte Art gültiger Ehe gegeben habe: 
den vollwertigen &yygegos yawos, der einen 
Ehekontrakt mit Verabredung über gegri; 
und dogex« voraussetzt und den minder- 
wertigen @ypayos yauos: letzterer habe auch 
in Syrien noch zur Zeit der Abfassung des 
Rechtsbuchs einen provisorischen Charakter 
gehabt und das Vorstadium des Fyyo«gos 
y«uos gebildet. vB 


2. Brunner. Heinr., Grundzüge d. deutschen 
Rechtsgeschichte. 2. Aufl. gr. 8°. (VI, 
311 8.) Leipzig, 03. (Duncker & Hum- 
blot) 6.80 

Die zweite Auflage der Brunner'schen 
Grundzüge, die eine anerkannt vortreffliche 
Ergänzung und Stütze jeder Vorlesung über 


deutsche Rechtsgeschichte bilden und darım 
insbesondere für den akademischen Gebranr 
zu empfehlen sind, weist gegen die erste Anf 
lage keine wesentlichen Aenderungen anf. Der 
Zuwachs beschränkt sich auf 12 Seiten. Di 
wichtigeren Neuerscheinungen der Literatur 
sind sorgsam nachgetragen. 


3. Küster, Dr. Ci. F., de treuga et par 
Dei. Der Gottesfrieden. Rechtsgeschicht- 
liche Studie. gr. 8°. (45 S.) Köln, & 
(J. P. Bachem) 9. 

Ein überarbeiteter Neudruck einer vir 
über 50 Jahren geschriebenen Dissertation 
der ein Zeugnis ablegt für das fortdauemd 
geschichtliche Interesse des Verfassers, dr 
aber wissenschaftlichen Wert nicht ber 
spruchen kann. E.M 


4. Stockar, Dr. jur. Hans, Uber den Entruz 
der väterlichen Gewalt im römische 
Recht. Eine Widerlegung der her 
schenden Lehre. gr.8°. (68 S.) Zürich, fi 
(Schulthess & Co.) LS 

Die herrschende Lehre, dass die p. p. 

ı gewissen Fällen wegen Missbrauchs der Bechv 

‘und Nichterfüllung der Pflichten verlora 

geht, soll sich nach dem Verfasser aus den 

‚ dafür angeführten Belegstellen nicht ergeiw 

und mit dem der p. p. zu Grunde liegend® 

' Prinzip in Widerspruch stehen. Nur der Wil 

‚des Vaters könne über den Untergang 4 

Gewalt entscheiden. In dem einzigen Fals, 
in welchem eine Trennung des Kindes vn 
Vater im Interesse des Kindes bewirkt werds, 
sei streng daran festgehalten, dass diese sr 
durch einen Willensakt des Vaters erfünt 
indem der Vater zur Emanzipation gezwung® 
werde. Und der Verlust der p. p. infolz 
Aussetzung des Kindes werde analog de 
' Dereliktion einer Sache als eine den Verziel! 
auf das Recht über den Ausgesetzten « 
gebende Willensäusserung des Vaters au 
gefasst. v 


Handels- und Seerecht. 


Staub, Dr. Herm., Justizrat, Rechtsanwalt 
in Berlin, Kommentar z. Gesetz betr. 
die Gesellschaften m. beschr. Haftung. 


gr. 8°. (VII, 466 8.) Berlin, 03. (J. Gutten- | 
1 


tag 
Ein ausführlicher Kommentar zum Gesetz | 


über die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung hat bisher gefehlt. Es lagen nur 
kürzere Bearbeitungen, daruntereinigebrauch- 


bare Handkommentare vor. Bei der täglich | 


' wachsenden Bedeutung des Gesetzes maclt 
sich der Mangel eines grossen Kommeatan 
‘empfindlich fühlbar. Diesem Mangel hir 
das vorliegende Werk gründlich ab. E b 
alle die sattsam bekannten Vorzfige 4“ 
Staub’schen Kommentar-Methode : systems" 
sche Entwicklung der einzelnen Gesir- 
vorschriften, klare und anschanliche Iw 
stellung, reifes und selbständiges Ur. 
Wissenschaftliche Tiefe und praktischer BU 


und 
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vereinigen sich bei Staub in seltener Harmonie. 
So wird auch dieses Werk eine führende 
Rolle übernehmen und der Auslegung wie 


Patent-, Urheber- 


Olshausen, Dr. Justus, Oberreichsanwalt, 
Die Reichs- Gesetze betr. das geistige 
und gewerbliche Eigenthum. Textausg. 
m. Anımerk. u. Sachregister. 2. Aufl. 16%, 
XI, 2168.) Berlin, 03. (Franz Vahlen) 1.80 
Wir haben bei Besprechung der voraus- 
gehenden vier Bändchen dieser Sammlung 
strafrechtlicher Reichsgesetze über die An- 
lage des Werkes im allgemeinen schon be- 
richtet. Das vorliegende fünfte Bändchen 
enthält hauptsächlich das Patentgesetz, dann 
die Gesetze betreffend die Patentanwälte, 
das Gesetz betreffend den Schutz von Ge- 
hranehsmustern, das Gesetz zum Schutz der 
Warenbezeichnungen, das Gesetz über das 
Verlagsrecht, das Gesetz betreffend das Ur- 


der Fortbildung des wichtigen Rechtsstoffes 
gleichermassen zustatten kommen. 


und Verlagsrecht. 


'heberrecht an Werken der Literatur und 
der Tonkunst vom 19. Juni 1901, die Ur- 
heberrechtsgesetze vom 11. Juni 1870, 9., 
10., 11. Januar 1876; ausserdem die auf den 
Schutz der Urheberrechte, Erfindungen, 
Muster und Marken bezüglichen internatio- 
nalen Verträge und zwar im Anhange auch 
die voraussichtlich alsbald für Deutschland 
in Kraft tretende Pariser Uebereinkunft vom 
20. März 1883 nebst der Brüsseler Zusatz- 
akte vom 14. Dezember 1900 und die von 
Deutschland mit Italien und die Schweiz 
getroffenen Abkommen zur Abänderung der 
im Jahre 1892 geschlossenen Uebereinkommen 
betreffend den gegenseitigen Patentschutz. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Frank, Dr. Reinh., Das Strafgesetzbuch 
für das Deutsche Reich nebst dem Ein- 
führnngsgesetze hrsg. u. erl. 3. Aufl. 
gr. 5°. (VIII, 543 8.) Leipzig, 03. (C. 
L. Hirschfeld) 9.40 

Die Tatsache, dass Frank's in diesen 
Blättern früher schon besprochener Kom- 
mentar nach so kurzer Zeit nun schon 
wieder in neuer und zwar diesmal in dop- 
pelter Auflage erscheint, beweist glänzend 
einerseits das Bedürfnis, neben Olshausen’s 
ausgezeichnetem Kommentar zum St.G.B. 
noch ein Werk dieser Art zu besitzen, das, 
kürzer und übersichtlicher wie jenes, gleich 
ihm das Gesetz in wahrhaft wissenschaft- 
licher Weise interpretiert, anderseits den 
hohen Wert des Frank'schen Buches. 
dieses auch ursprünglich in erster Linie für 
die Stndierenden bestimmt, so hat es sich 
doch nieht minder als bei diesen in der 
Praxis eingebürgert — kein Wunder, da 
es die Vorzüge des zu rascher Information 
geeigneten Nachschlagebuchs mit denen eines 
durch klare und lichtvolle Darstellung und 
durch scharfsinniges Urteil sich auszeich- 
nenden Handbnchs des geltenden Strafrechts 
in sich vereinigt. Der Umfang des Werkes 
ist in der neuen Auflage etwa um 2 Bogen 
vermehrt. Nen sind u. A. die Vorbemerkungen 
zu den einleitenden Bestimmungen des St.G.B. 
über den Begriff der strafbaren Handlung 
and das Verhältnis des Strafrechts zu anderen 
Rechtsgebieten; erweitert ist z. B. die Aus- 
"ührung über die wissenschaftliche Einteilung 
ier strafbaren Handlungen, dann im be- 
;onderen Teil die Lehre vom Betrug, von 
ler Untreue etc. Aber auch da, wo keine 


km. 





War 


wesentlichen Aenderungen oder Ergänzungen 
sich finden, sehen wir doch, mit welcher 
Sorgfalt der Verfasser alles wieder durch- 
gesehen, da und dort im Ausdruck oder im 
systematischen Aufbau verbessert, neue Litera- 
tur und Rechtsprechung berücksichtigt hat. 
An Stelle des aufgehobenen 24. Abschnittes 
sind die Vorschriften der Konk.O., an Stelle 
des & 287 die Bestimmungen des Waren- 
zeichen -Ges., jedoch ohne Erläuterungen, 
abgedruckt. 


2. Herz, Paul, Reichsmilitärger.-Sen.-Präs. 
u. Kriegsger.-R. Geo., Ernst, DD., Militär- 
Strafgesetzbuch f. d. Deutsche Reich. 
Text-Ausg. ın. Anmerkgn. u. Sachregister. 
gr. 16°, (409 8.) Berlin, 03. (J. Gutten- 
tag) geb. in Leinw. 3.— 

Der vorliegende kleine Kommentar soll, 
wie das Vorwort sagt, dem Praktiker, na- 
mentlich dem Untersuchungsführer dienen; 
er soll eine Uebersicht bieten über die zur 
Zeit in der Handhabung des materiellen 
Strafrechts geltenden Anschaunngen. Zu 
diesem Behufe sind dem Gesetzestexte kurz 
‚und übersichtlich gehaltene Erläuterungen 
beigegeben, in denen vornehmlich die Ent- 
scheidungen des Reichsmilitärgerichts (auch 
wichtigere noeh nicht veröffentlichte), des 
Reichsgerichts und des früheren preussischen 
General-Auditoriats, sowie Allerhöchste Ordres 
und Verordnungen, kriegsministerielle Ver- 
fügungen verwertet sind, während von der 
vorhandenen Literatur in der Hauptsache 
nur die verbreitetsten Kommentare zum 
bürgerlichen St.G.B. Berücksichtigung ge- 
funden haben. Die Arbeit der Verfasser er- 





279 


schöpft sich aber keineswegs in der Heran- 
ziehung des erwähnten Auslegungsmaterials, 
vielmehr finden sich in dem Werkchen auch 
vielfach selbständige Ausführungen. 


3. Köhler, Dr. Aug., Privatdozent in München, 
Reformfragen des Strafrechts. gr. 8°. 
(VI, 84 8.) München, 03. (Ü. H. Beck) 2.25 

Die Schrift soll zur Vermehrung des 
Interesses an der Reform des Strafrechts 
und zur Klarlegung einiger seiner Probleme 
dienlich sein. Verfasser verwirft die ein- 
seitige Betonung aller relativen Strafzwecke 
und wünscht, indem er an der Willens- 
freiheit festhält, dass der Gesetzgeber auch 
künftig vom Vergeltungszwecke ausgehe. 
Von den einzelnen Postulaten, die er für die 
Reform des allgemeinen Teils aufstellt, seien 
erwähnt: Einarbeitung der Strafbestimmungen 
der Nebengesetze in das St.G.B.; Einteilung 
der Verbrechen nicht nach der angedrohten, 
sondern nach der ausgesprochenen Strafe; 
reichsgesetzliche Regelung des Strafvollzugs; 
Unterscheidung zweier Klassen des Vollzugs 
innerhalb jeder Strafart, wobei die eine Klasse 
für die einer Besserungsstraie zu unter- 
werfenden Personen, die andere für die 


übrigen Verurteilten bestimmt und die Ein- 


weisung in die eine oder andere Klasse Sache 
teils des Gesetzes, teils des richterlichen 
Ausspruchs sein soll; Beseitigung der Fe- 
stungsstrafe; zweckmässige Ausgestaltung der 
Freiheitsstrafe (bei kurzzeitigen Strafen mög- 
lichst Einzelhaft); bessere Anpassung der 
Greldstrafe bei schwereren Delikten an die 
Vermögensverhältnisse; Ausgestaltung des 
internationalen Strafrechts nach dem Schutz- 
prinzip; gesetzliche Regelung der Frage 
nach der Strafbarkeit des untauglichen Ver- 
suchs (wobei Verfasser selbst ein Kriterium 
gefunden haben will, das wohl kaum auf 
allgemeine Anerkennung rechnen kann), aus- 
gedehntere Berücksichtigung des Rückfalls, 
Beseitigung oder doch Umgestaltung des 
Instituts der mildernden Umstände u. s. f. 
Gegen manche von anderer Seite gemachte 
Reformvorschläge nimmt Verfasser Stellung, 
so z.B. gegen die Ausscheidung der Ueber- 
tretungen, gegen die Hinaufrückung der 
Strafunmündigkeitsgrenze. Sehr kurz abgetan 
sind manche wichtige Probleme, so nament- 
lich die Behandlung der Jugendlichen. Eine 
Reihe von Abänderungsvorschlägen beziehen 
sich auf den besonderen Teil. 
verlangt Verfasser gesetzliche Regelung der 
Befugnis des Arztes zu Eingriffen in den 
menschlichen Körper. 


4. Schauensee, Oberrichter, Die Strafrechts- 
reform in Deutschland und der Schweiz. 
Gedanken und Erfahrungen. gr. 8°. 
(68 8.) Berlin, 03. (Puttkammer & Mühl- 
brecht) 1.60 

Verfasser, der seinerzeit der Experten- 


Insbesondere | 





'kommission für ein schweizerisches Sin! 
gesetz angehörte, ist bekanntlich ein at 
‚ schiedener Gegner des Stooss’ schen Entwurf 
In der vorliegenden Schrift bringt er wir 
gegnerische Stellung zu diesem Entwıri, 
wie tberhaupt zu der soziologischen Schu 
zum Ausdruck und bemüht sich „den durh 
‚allerlei Zwischenfälle verdunkelten inner 
Zusammenhang der Verhandlungen über du 
‚ Stooss schen Entwurf klarzulegen“. Sl 
Anhänger der Vergeltungsstrafe, steht erin 
der Reformfrage auf dem Standpunkte Biri- 
meyer's, dass man über die zu adoptierai- 
Strafrechtstheorie im Klaren sein müss und 
will von einem hierüber sich hinwegsetzende 
Kompromiss nichts wissen. Positive Vor 
'schläge für die anzubahnende Reform find 
sich in der Schrift nicht. 


5. Stenglein, Dr. M., Reichsger.- Rat, Ay 
pelius, Dr. H., Staatsanw. und Prof. Dr. 
6.Kleinfeller, Die strafrechtlichen Neba 
gesetze des Deutschen Reichs. Dritt 
gänzlich neu bearbeitete u. vermehrt 
Auflage, bearb. von Dr. M. Stenglan 
5 Lig. gr.8°. (S. 801—1024) Berlin, 9 
(Otto Liebmann) 540 

Diese Lieferung der von uns schon frühr 
besprochenen Neuauflage des Stenglein sche 
Kommentars bringt zunächst den Rest der 
(Gewerbeordnung, dann weitere „zewerblich 
(tesetze“, darunter das Gesetz zur Bekämpfunz 
des unlauteren Wettbewerbes. Hier zz 
sich so recht die auch sonst in dem Wer 
ausgeprägte Eigenart der Kommentierunz 
' Stenglein’s, die weitaus das Hauptgewicht 
auf die Verwertung der gerichtlichen Ent 
scheidungen legt, während die reiche Literatur 
zwar in einer Note zusammengestellt, ir 
‚den Erläuterungen aber nur zum geringen 
‚Teil berücksichtigt ist. Man möchte du» 
glauben, dass zur Interpretation eine — 
'setzes die in theoretischen Schriften nieder 
gelegten Ausführungen nicht minder als di 
'Judikatur herangezogen werden sollten, di 
doch bekanntlich dieser nicht mehr bindend: 

Kraft als sonstigen Meinungsäusserunen 

zukommt. Unter die „gewerblichen Gesetz 
eingereiht finden wir ferner u. a. das Ge»t 
vom 9. April 1900 betreffend die Bestraiun 
der Entziehung elektrischer Arbeit, sodas: 
‚die Versicherungsgesetze. 


6. Wandelt, Dr. jur., Hans, Strafrecht, Stra 

| prozess, Völkerrecht. 8°. (213 8.) Berlin. 
(Herm. Nabel) geb. 3) 

| Verfasser will „das gesammte Recht = 
| Frageund Antwort“ wiedergeben. Er bezwei’ 
damit, dem Studierenden, der sich auf ' 
erste juristische Prüfung vorbereitet, «r 
Art von Repetitorium darzubieten ; ja sw 
demjenigen soll das Büchlein dienen, — 
sich dem Doktorexamen unterziehen 
‚Es kann aber keine Rede davon sein ‘= 


ui 





der Inhalt der Schrift denjenigen Rechtsstoff, 
der nach Abschluss des Studiums in den be- 
zeichneten Gebieten beherrscht werden muss, 
auch nur annähernd erschöpft. So kann das 
Büchlein höchstens dazu benutzt werden, , 


Staatsrecht. 
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gewissermassen Stichproben von dem, was 
man gelernt hat, zu machen. Aber auch in 
dieser Hinsicht ist es mit Vorsicht zu ge 
brauchen, da die Fragen nicht gerade muster- 
giltig beantwortet werden. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Bazille, Wilh., Amtm. u. stellv. Amtm. 
Reinhard Köstlin, Das Recht der Staats- 
angehörigkeit m. bes. Berücksicht. Würt- 
tembergs, dargestellt unter Benützg der 
Akten des k. württemberg. Ministeriums 
des Innern. gr. 8°. (XXVII, 595 S.) 
Stuttgart, 02. (W, Kohlhammer) 7.— 

Ein sehr zu begrüssendes Buch! Zunächst 
für Württemberg bestimmt, wird es auch 
ausserhalb dieses Landes gute Dienste leisten. 
Der erste Teil enthält eine gründliche syste- 
matische Darstellung der reichsrechtlichen 
und württembergischen Normen über die 
Staatsangehörigkeit und Verwandtes.. Die 
umfassende Literaturistin verständiger Weise 
benützt. Historische Rückblicke fehlen nicht. 
Der zweite Teil bringt einen Kommentar zum | 
Staatsangehörigkeitsgesetz, der natürlich in, 


gister erleichtern den Gebrauch. Das Werk 
wird auch ausserhalb Preussens mit grösstem 
Vorteil benutzt. 


3. Olshausen, Dr. A., Rat, Die Strassen- 
ordnung vom 10. VII. 1902 nebst den 
übrigen den öffentlichen Verkehr in 
Hamburg regelnden Vorschriften, ins- 
besondere dem rev. Omnibus Regulativ 
v. 1860, dem Strasseneisenbahn-Regl. vom 
29. 4. 9%, dem Pol.-Regl. betr. die Stell- 
wagen vom 18. 1.97, der Fahrrad-Ver- 
ordng. vom 30. 9. 98, der Verordn. betr. 
die Kraftfahrzeuge vom 8. 8. 1902 u. der 
Droschkenordng. vom 18. 12. 1902, m. 
Erläutergn. versehen. gr. 5°. (183 S.) 
Hamburg, 03. (0. Meissner's Verl.) 

3.—; geb. 4.— 
Das Buch bietet ein zweckmässiges Kom- 


reichlichem Masse auf den ersten Teil ver- | pendium der Hamburgischen Normen über 
weist, dann das Freizügigkeits- und Pass- | die Sicherheit, Ordnung und Reinlichkeit auf 
gesetz mit Erläuterungen, sowie alle sonst | den öffentlichen Strassen und über verwandte 
irgendwie einschlägigen Normen, in derHaupt- aterien nebst angemessener Erläuterung. 


sache chronologisch geordnet, und umfasst | 
im ganzen 112 Nummern. Unter anderem 
finden wir hier Zusammenstellungen der für 
lie verschiedenen Länder geltenden Pass- 
estimmungen und des bezüglich der Ehe- 
chliessung von Ausländern geltenden Rechtes. 
Der dritte Teil endlich enthält Formularien | 
n 37 Nummern. So ist allen Bedürfnissen | 
n zweckmässigster Weise Rechnung getragen. | 
)ie Benutzung der Ministerialakten brachte | 
em Werke natürlich den mannigfachsten | 
intzen. | 
2. Eger, Dr.6., Reg.-R., Das Gesetz üb. 
die Enteignung v. Grundeigentum vom 
11. VI. 1874. Erläutert m. Benutzg. der | 
Akten des königl. preuss. Ministeriums | 
der öffentl. Arbeiten. 2. Bd. 2. Aufl. 
er. 8°. (XXIV, 646 S.) Breslau, 02. {J. U. 
Kern) 15.—; geb. in Halbfrz. 1.— 





Die zahlreichen Polizeiverordnungen sind an 
den geeigneten Stellen eingereiht. 


4. Schelcher, Dr. Walter, Geh. Reg.-Rat, 
Das Enteignungsgesetz für das Königr. 
Sachsen v. 24. VI. 1902 nebst d. Aus- 
führungsverordnung v. 24. VI. 02 u. d. 
sonst gültigen bes.enteignungsrechtlichen 
Bestimmungen. 1. Abtlg. Enthaltend 
die Einleitung u. d. allgemeinen Bestim- 


mungen. Leipzig, 03. (Rossberg’sche 
Verlagsbuchh.) 3.00 
5. Derselbe, Das Enteignungsgesetz für 


das Königreich Sachsen. Sonderabdruck 

aus Fischers Zeitschrift für Praxis und 
Gesetzgebung der Verwaltung. Leipzig, 

03. (gl. Verl.) 3.— 
Aus berufener Feder stammen die beiden 
oben bezeichneten Arbeiten. Das erste Werk 
ist der Anfang eines ausführlichen Kommen- 


Mit diesem Bande liegt der Eger'sche tars zum sächsischen Enteignungsgesetz von 
ommentar, unstreitig das bedeutendste Werk | 1902, auf den wir zurückkommen werden, 
:s Enteignungsrechtes, vollendet vor. Der wenn uns die zweite (Schluss-)Abteilung vor- 
. Band enthält die $$ 15—58 des preussi- liegt. Die unter Ziffer 2 bezeichnete Arbeit 
hen Gesetzes von 1874 mit ausserordentlich | bietet eine sehr lehrreiche systematische Ab- 
ündlichen Erläuterungen. Eingehende Re- handlung über dieses neue Gesetz. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Lfg. gr. 8°. (1. Bd. S. 480— 744) München, 


1. Landmann, Dr. Rob. v., Kommentar zur | 
Gewerbeordnung f. d. Deutsche Reich. | 
4. Aufl., bearb. v. Legationssekr. 1. Kl. 
Dr. Gust. Rohmer. (In 10 Lfgn.) 4. u. 5. 






03. (©. H. Beck) 2% 
Der erste Band des vortrefflichen Kom- 


mentars liegt uns nun komplett vor. Wir 





Digifi 
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verweisen auf unsere rühmende Besprechung 
in Nr. 2 (Sp. 99—101) dieser Blätter. Das 
neue Spezialgesetz über die gewerbliche 
Kinderarbeit soll kommentiert dem II. Bande 
beigegeben werden, 


2. Petersen, Th., Oberinsp., Das Kranken- 
versicherungsgesetz vom 15. VI. 1883 
in der Fassung der Gesetze vom 10. IV. 
1892 n. 30. VI. 1900, nebst dem Ge- 
setz üb. die eingeschriebenen Hilfskassen 
vom 7. IV. 1876 in der Fassg. des Ge- 
setzes vom 1. VI. 1884 u. den in den 


Unfallversicherungsgesetzen vom 6. VIL | 
1886 u. vom 30. VI. 1900, 


1884, 5. V. 
sowie in dem Invalidenversicherungs- 


gesetz vom 13. VII. 1899 enthaltenen, | 


die Krankenversicherg. betr. Bestimmen. 
Mit Berücksicht, der Materialien, der 
Ausführungsbestimmgen. u. insbesondere 
auch der Rechtsprechg. bearb. 4. neu 
bearb. u. erheblich verm. Aufl. In 6 Lfgn. 
gr. 8°. (XVII, 812 8.) Hamburg, 02. 
(Grefe & T iedemann) 1: 
Dieser beliebte Kommentar zum Kranken- 
versicherungsgesetze, der innerhalb eines 
Dezenniums vier Auflagen erlebt hat, ist 
der einzige, welcher bis in die neueste Zeit 
fortgeführt ist. Freilich ist demnächst eine 
Novelle zum Kr.V.G. zu erwarten. Aber 
die Aenderungen werden voraussichtlich 
nicht sehr einschneidend sein, so dass sie 
leicht in einem Nachtrage werden berück- 
sichtigt werden können. Der grosse Rand 
gestattet reichliche Notizen. Der Kommen- 
tar zum Krankenversicherungsgesetze selbst 
umfasst 481 Seiten, jener zum Gesetze über 
die eingeschriebenen Hilfskassen 81 Seiten ; 
rund 100 Seiten sind den die Krankenver- 
sicherung mitberührenden Vorschriften der 
Unfallversicherungsgesetze und des Invaliden- 
versicherungsgesetzes gewidmet. Die über- 


en 


sichtliche Anordnung des reichen Material: 
die Inhaltsübersichten zu den besonders un- 
fänglich kommentierten Paragraphen, ein 
chronologisches Verzeichnis der Entsche- 
dungen, Erlasse ete. und ein äusserst ans 
führlich gehaltenes Sachregister erleichten 
den praktischen Gebrauch ungemein. 


3. Seelmann, Hans, stellv. Magistr.-Konn, 
Die preussische Ministerialanweisung, 
betr das Verfahren bei der Ausstellung 
u. dem Umtausch, sowie bei der Er- 
neuerung (Ersetzung) u. der Berichtiguz 
v. Quittungskarten ($S 131 H#, 1, 
160 des Invalidenversicherungsgestzs 
vom 19. VII. 1899. R.G.BL 8. 48 
vom 17. XI. 18399. Textausg. m. Ar 
merkgn. gr. 58°. (VIII, 139 S.) Berlin 
Grunewald, 03. (Verlag der Arbeiter 
Versorgg. A. Troschel) 3— 


— Die preussische Ministerialan weisunz, 
betr. das Verfahren vor den unteren 
Verwaltungsbehörden ($$ 57 bis bi d« 
Invalidenversicherungsgesstzes) vom & 
XII. 1899. Mit Kommentar. gr. 5®. VII, 

150 8.) Ebd. 3.— 
Diese beiden aus der Praxis entstanden 
und für die Praxis bestimmten Bearbeitung 
der oben bezeichneten prenssischen Ministerial- 
anweisungen werden den beteiligten Kreise 
sehr willkommen sein. Bei der ziemlich 
erschöpfenden zuerst angeführten Anweisunz 
konnte sich der Verfasser auf Verweisungen, 


Abdruck der einschlägigen Gesetzespar- 
graphen und kürzere Erläuterungen — 
schränken. Die zweite, minder erschöpfen-+ 


Anweisung dagegen ist mit eingehender. 
Erläuterungen versehen. Die Ergebnisse der 


Rechtsprechung und Literatur sind eat 
sprechend verwertet. Zahlreiche Anlagen 


und je ein Sachregister sind beiregeben. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Abhandlungen, volkswirtschaftliche, der 


badischen Hochschulen, hrsg. v. Carl 
Johs. Fuchs, Karl Rathgen. Gerh. v. 
Schultze-Gärernitz, Max Weber. VII. 


Bd. 1. Ergänzungsbd. gr. $°. Karlsruhe, 
03. (G. Braun’sche Hofbuchdr.) 
Hecht, Dr. Mor., Reg.-Assess., Die 
badische Landwirtschaft am Anfang 
des XX. Jahrh. Mit 6 Taf. u. 12 
Karten. (X, 262 S.) 
Subskr.-Pr. 6.—: 
In anziehender, von warmer Liebe zur 
ländlichen Bevölkerung durchwehter, höchst 
fleissiger und gediegener Arbeit werden hier 
die Verhältnisse der badischen Landwirt- 
schaft am Beginne des 20. Jahrhunderts zur 
Darstellung gebracht. Keine Frage, die den 
Volkswirt interessiert, ist übergangen, die 


Einzelpr. 7.-— | 


natürlichen Voraussetzungen des landwir: 
schaftlichen Betriebs, die Besitz- und B 
triebs-, die Produktions- und Einkommer: 
‚ verhältnisse sind ebenso eingehend geschilkr 
wie die Verschuldung, die Massnahmen de 
Agrarpolitik, das Genossenschafts- und \r 
einswesen. Die Arbeit, die den Preis d« 
Universität Freiburg erhalten hat, zer 
reifes Urteil und tüchtige volkswirtschaf: 
liche und statistische Schulung. 


2. Bibliothek der Volkswirtschaftslehr * 
Gesellschaftswissenschaft. Begründer : 
F. Stöpel. Fortgeführt v. Rob. Pre 
gr. 8°. (XVIL) Berlin, 03. (R. L. Prag“ 

XVII Thompson, William, Uxtr 
suchung üb. die Grundsätze der \= 
teilung des Reichtums zu besond. > 
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förderung menschlichen Glücks. Auf. Reglements abgedruckt. Der Verfasser hat 
das neuerdings vorgeschlagene System die Tätigkeit der Kammern längere Zeit an 
freiwill. Gleichheit des Besitzes ange- Ort und Stelle studiert und ist dadurch in 
wendet. Uebers. nach der engl. Orig.- die Lage gesetzt, ein selbständiges Urteil 
Ausg. (1824) von Oswald Collmann. | über sie abzugeben. Das Urteil ist nicht 
I. Nebst e. Einleitg.: Geschichte der günstig; naeh Ansicht des Verfassers haben 
sozialistischen Ideen in England v. die holländischen Arbeitskammern den auf 
Prof. H. S. Foxwell. (XCH, 457 8.) sie gesetzten Hoffnungen teils infolge des 


1.50; geb. 8.75 ' Mangels einer beruflichen Organisation der 


Die „Bibliothek der Volkswirtschaftslehre | Arbeiter, teils infolge von Mängeln in der 
und Gesellschaftswissenschaft“, welche uns | Organisation der Kammern selbst nicht ent- 


schon manche hervorragende Werke 


billigen und gut ausgestatteten deutschen | formierung, B i | 
bietet uns nun)züge aufstellt, dringend erforderlich. Die 


Ausgaben gebracht hat, 


in sprochen und es erscheint deshalb eine Re- 


für die der Verfasser die Grund- 


William Thomson’'s Untersuchung über die Lehren, welche der Verfasser aus den Ver- 
Grundsätze der Verteilung des Reichtums in | hältnissen der holländischen Arbeitakammern 


einer von ©. Collmann veranstalteten dent- abstrahiert, können bei der eventuellen Er. 
schen Uebersetzung. Thompson war bekannt- | richtung solcher Kammern in Deutschland 
lich ein sozialistischer Schriftsteller Owen- gute Dienste leisten. \ 


scher Richtung und sein Buch hat den 
Zweck, nachzuweisen, dass der Arbeiter An- 
spruch auf vollen Arbeitsertrag habe, und 
die Mittel zu beschreiben, durch welche dieses 
Ziel erreicht werden könne. Es ist natür- 
lich hier nicht der Platz, die Ansichten 
Thompson’s zu prüfen und zu kritisieren, 
vielmehr ist die Frage nur die, ob sein Werk 
über die Verteilung des Reichtums einer er- 
neuten Ausgabe bedürftig und wert war. 
Nach beiden Richtungen hin ist die Frage | 
zu bejahen, denn Thompson’s Werk ist die‘ 
bedeutendste wissenschaftliche Leistung des 
englischen Sozialismus. Zum Verständnis 
des Thompson’schen Gedankenkreises trägt 
die Einleitung von H. 8. Forwell über die 
Geschichte der sozialistischen Ideen in Eng- 
land wesentlich bei. Die Uebersetzung ist 
lobenswert. 


3. Harms, Dr. Bernh., Die Holländischen 
Arbeitskammern. Ihre Entstehung, Or- 
ganisation u. Wirksamkeit. gr. 8°. (XI 
198 S.) Tübingen (J. C. B. Mohr) 5. 

Das vorliegende Buch zerfällt in vier 
Abschnitte. Der erste behandelt die Vorge- 
schichte des Gesetzes über die Arbeits- 
kammern; der zweite beschreibt ihre Kon- 
stituierung und Organisation (Wahlreglement, 
Zusammensetzung der Kammern, Vorstands- 
und Kammersitzungen, Geschäftsführung); 
der dritte ist der praktischen Arbeit der 
Kammern gewidmet und schildert nach einer 
allgemeinen Einleitung das Verfahren vor 
den Kammern überhaupt und an der Hand 
praktischer Beispiele, die Tätigkeit der 
Kammern als Informationsstellen und im 
Dienste einer allgemeinen Arbeitsstatistik, 
ihre Vertretung der Arbeiterinteressen gegen- 
über den Behörden, ihre Mitwirkung bei 
Entwürfen von Arbeitsverträgen u. s. w.; der 
letzte Abschnitt enthält eine Zusammen- 
fassung der Ergebnisse und Vorschläge. In 
zahlreichen Anlagen sind die auf die Kam- 
mern bezüglichen (Gesetze, Verordnungen, 


’ 





4. Hartung, Gottfr., Die bayerischen Land- 
strassen, ihre Entwicklung im XIX.Jahrh. 
u. ihre Zukunft. Eine historisch-krit. 
Studie aus dem Gebiete der bayer. Ver- 
kehrspolitik. 8°. (VII. 107 8) Leipzig 
(A. Deichert Nachf. | 2.— 
Auf Grand der vorhandenen Literatur, 
der Landtagsverhandlungen und der General- 
akten des Ministeriums des Innern schildert 
der Verfasser den Zustand des Landstrassen- 
wesens in Bayern vor dem 19. Jahrhundert, 
die Entstehung der heutigen Landstrassen, 
ihren Zustand zu Beginn und ihre Ent 
wicklung im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
und bespricht zum Schluss die Mängel des 
gegenwärtigen Zustandes und ihre Behebung. 
Die Schrift gibt einen guten Einblick in die 
Zustände des bayerischen Strassenwesens und 
in die Schwierigkeiten, welche bisher einer 
gründlichen Ordnung entgegengetreten sind. 
Wir geben dem Verfasser vollständig Recht, 
wenn er durchgreifende Verbesserung für 
dringend notwendig erklärt und können auch 
seinen Vorschlägen zur Behebung der be- 
stehenden Mängel in den meisten Punkten 
beitreten. Die Lektüre der vorliegenden 
Schrift sei namentlich unseren Verwaltungs- 
beamten und Parlamentariern empfohlen. 


5. Hasse, Dr. Herm., Die Allgemeine Elektri- 
zitäts-Gesellschaft und ihre wirtschaft- 
liche Bedeutung. Monografie e, techn. 
Grossbetriebes. gr. 8°. (97 S.m. Abbildgn 
u. 1 Bildnis.) Heidelberg, 02. (©. Winter 
Verl.) 1.50 

Eine sehr lesenswerte Broschüre, welche 
einen interessanten Einblick in die finan- 
ziellen, kaufmännischen und technischen Ver- 
hältnisse der A.E.G. gewährt. 


6. Hoffmann, Dr. Albr., Finanzr., Deutsches 
Zollrecht. 1. Bd. Rechtsgeschichte. gr. 8° 
(XVI, 456 S.) Leipzig \Rossberg’sche 
Verlagsbnchh.) 11.— 

Der Verfasser des vorliegenden Buches 
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beabsichtigt, dem deutschen Publikum eine 
systematische Darstellung des geltenden 
dentschen Zollrechtes zu bieten. In dem! 
vorliegenden ersten, stattlichen nnd gut aus- | 
gestatteten Band gibt der Verfasser zunächst 
eine Geschichte des dentschen Zollrechtes 
von den Zeiten des Mittelalters bis zur Zoll- 
verfassung des norddeutschen Bundes. Dabei 
fasst er, wie es für die älteren Verhältnisse 
durchaus angezeigt ist, das Wort Zollrecht 
im weiteren Sinne, d. h. er bezieht auch 
Passierzölle, Marktzölle, Flusszölle, die Binnen- 
mauten und Akzisen in seine Betrachtung 
ein. Für jeden Abschnitt wird neben der 
äusseren Geschichte die Zollverfassung, die 
rechtliche Natur des Zolles, das materielle 
Zollrecht, das Zollverfahren, das Zollstraf- 
recht und das Zollstrafverfahren zur Dar- 
stellung gebracht. Sind die ersten Abschnitte, 
wie es in der Natur der Sache und in dem 
Zweck, den der Verfasser verfolgt, gelegen 
ist, kurz gehalten, so wächst ihr Umfang 
je mehr sich die Darstellung der Gegenwart 
nähert. Es ist uns leider nicht möglich, hier 
anf Einzelheiten einzugehen und dem Leser 
die richtige Darstellung von dem reichen 
Inhalt dieses ersten Bandes zu geben, es 
muss genügen, die Reichhaltigkeit desselben 
festzustellen. Fügen wir hinzu, dass das 
Buch mit ansserordentlichem Fleiss gearbeitet 
ist, dass es beredtes Zeugnis von juristischem | 
Scharfsinn, Beherrschung des Stoffes und | 
systematischer Gedankenarbeit gibt, so werden 
wir in dem Leser wohl den Wunsch erwecken, 
sich selbst eingehend{mit ihm zu beschäftigen. 
Dem zweiten Bande sehen wir mit Interesse | 
entgegen. 


7. Obst, Georg, Geld-, Bank- und Börsen- 
wesen. 2. vollst. umgearbeitete und ver- 
mehrte Auflage. 8°. (XH, 217 8) Leip- 
zig, 08. (C. E. Pöschel) geb. 3.— 


Das Buch von G. Obst über das Geld-, 
Bank- und Börsenwesen, ein Band aus der 
im Pöschel’schen Verlag erscheinenden Samm- | 
lung kaufmännischer Unterrichtswerke, ist 
als Handbuch für Bankbeamten, Juristen, 
Kauflente, Kapitalisten, sowie für den aka- 
demischen Gebrauch gedacht. Dass es in 
kurzer Zeit in 2 Auflage erscheint, ist ein 
Beweis dafür, dass es dem Verfasser gelungen | 
ist, den spröden Stoff in einer den Bedürf- | 
nissen weiterer Kreise entsprechenden Form 
zu verarbeiten. Wir haben uns überzeugt, 
dass der Verfasser die von ihm behandelten | 
Gebiete geschickt gruppiert und klar und 
bei aller Knappheit erschöpfend zur Dar- 
stellung bringt. Das Buch kann zur Ein- 
führung warm empfohlen werden. 





8. Reinke, E., Ob.-Rechnungs-Revis., Die 
Vermögensverwaltung d. Berufsgenossen- 
schaften, Handbuch £. d. prakt. Gebrauch. | 


Lex. 8°. (VIIT,34238.) Berlin, 03, (Verlag 

der Arbeiter-Versorgg. A. Troschel) 
8.—; geb. 9.50 
Die berufsgenossenschaftliche Vermögens 
verwaltung bietet bekanntlich zahlreiche 
Schwierigkeiten. Es muss deshalb mit be 
sonderem Dank begrüsst werden, dass E. 
Reinke, der als Öberrechnungsrevisor im 
Reichsversicherungsamte hiezu besonders be- 
rufen erscheint, sich der Aufgabe unterzogen 
hat, diese Vermögensverwaltung in Ferm 
eines Handbuches darzustellen und eingehend 
zu erörtern. Der Verfasser bespricht zunächst 
die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, 
gibt Anweisung zur Aufstellung der Umlage- 
rechnung, bespricht die Frage der Anwend- 
barkeit der verschiedenen Buchführungen, 
insbesondere der den Vorständen der Berufs- 
genossenschaften weit vertrauteren kauf- 
männischen Buchführung, bringt Muster zu 
Kassenordnungen und Kassenformularen und 
behandelt in einem besonderen Abschnitt die 
Kassenprüfungen. Das Buch enthält ferner 
einen Abdruck der Bestimmungen über den 
Verkehr mit dem Reichsschuldbuche, der 
Reichsbank, der preussischen Seehandlung, 
den Postgiroverkehr und über die Aufstellung 
der Nachweisung der gesamten Rechnungs 
ergebnisse. Zahlreiche Beispiele und Er- 
läuterungen, die sich namentlich auf schwie- 
rige und zweifelhafte Dinge beziehen, erhöhen 
die praktische Brauchbarkeit. Das eingehende 
und klar geschriebene Werk kann Beamten, 
Vorstandsmitgliedern und Vertrauensmännern 
der Berufsgenossenschaften und sonstigen 

Interessenten bestens empfohlen werden 


9. Schriften des deutschen Vereins f. Armen- 
pflege u. Wohltätigkeit. 61. u. 62, Heft. 
gr.8°. Leipzig, 03. (Duncker & Humbioti. 


61. Silbergleit, Dr. Heinr., Dir., Finanz- 
statistik der Armenverwaltungen von 
105 deutschen Städten (VIII, 82 8 
m. 2 Tab.) 2.20. — 62. Bericht, steno- 
graphischer, über die Verhandlungen 
der 22. Jahresversammlung des deut- 
schen Vereins f. Armenpflege u. Wohl- 
tätigkeit am 18. u. 19. IX. 1902 in 
Colmar. M.e. die gesamten, bis 1902 
erschienenen Schriften des Vereins um- 
fass. Sachregister. (V,144u.XXS.) 3.40 


Im 62. Heft findet sich ein stenographischer 
Bericht über die Verhandlungen der 22. Jahres- 
versammlung des deutschen Vereins für Ar- 
menpflege und Wohltätigkeit am 18. und 
19. September 1902, die sich mit folgenden 
Fragen beschäftigten: Die Einrichtung von 
Notstandsarbeiten und ihre Erfolge; Die Be 
aufsichtigung der Zieh- oder Haltekinder; 
Die Verteilung der Armenlasten; Die Er- 
weiterıng des Handarbeitsunterrichts für 
schwachsinnige, taubstumme, blinde und ver: 
krüppelte Personen. Heft 61 bringt eine 


u 
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sehr interessante Finanzstatistik der Armen- | 
verwaltungen von 108 deutschen Städten, | 


bearbeitet von dem Direktor des statistischen 
Amtes der Stadt Magdeburg. Dr. Silbergleit, 
Wir empfehlen die vorstehenden Publikationen 
angelegentlich der Beachtung unserer Leser. 


10. Studien, Münchener volkswirtschaftliche. 
Hrsg. v. Lujo Brentano u. Walth. Lotz. 
53.—56. Stück. gr. 8°. Stuttgart (J. G. 
Cotta Nachf.). 

53. Jonas, Dr. Steph., Handelspolitische 
Interessen «ler deutschen Ostseestädte 
1890 — 1900. (VIL, 92 8.) 2.—. — 54. 
Jörgens, Dr. Max, Finanzielle Trust- 
gesellschaften. (XII, 160 5.) 3.60. — 
55. Engel, Dr. Aug., Die westfälische 
Gemeinde Eversberg. Eine wirtschaftl. 
Untersuchg. (VIII, 144 8) 3.—. — 
56. Levy, Dr. Herm., Die Not der 
englischen Landwirte zur Zeit der 


hohen Getreidezölle. (V, 132 5.) 3.— | 


Die Arbeit von Jonas gibt eine Unter- 
suchung über die Wirkungen der dentschen 
Handels- undVerkehrspolitik auf den Getreide- 
handel und die Mühlenindustrie, den Holz- 
handel und die Reederei in den grüssten 
deutschen Östseestädten, nämlich Königsberg, 
Danzig und Stettin. Die kleine, mit zahl- 
reichen statistischen Tabellen ausgerüstete 
Abhandlung schildert, wie schon der Titel 
sagt, nur die handelspolitischen Interessen 
der deutschen Östseestädte und das Urteil 
des Verfassers, das sich übrigens einer an- 
zuerkennenden Objektivität befleissigt, ist 
naturgemäss bei dieser Begrenzung des Themas 
von der Frage abhängig, wie die einzelnen 
handels- und verkehrspolitischen Akte des 
Jahrzehnts 1890--1900 auf die Handels- 
interessen der bezeichneten Städte eingewirkt 
haben. 

Die Abhandlung von Jörgens über finan- 
zielle Trustgesellschaften bezieht sich auf 
England und Deutschland. Im ersten Teil 
werden die englischen Trustgesellschaften 
‘Investment Trusts, Financial Trusts, die 
Minentrustgesellschaften), im zweiten diedent- 
schen (Eisenbahn-, Elektrizitäts-, Industrie- 
Trustgesellschaften) auf Grund der vorhan- 
denen Literatur in Büchern, Zeitungen, Fach- 
zeitschriften u. s. w. zur Darstellung gebracht. 
Dass der Verfasser längere Zeit mit dem 
modernen Effekten- und Emissionsbank wesen 
beschäftigt war, ist aus seinen Ausführungen 
wohl zu erkennen. 


der Wirkungen und der Aussichten dieser 
neuzeitlichen Erscheinungen. 

Die Arbeit von A. Engel ist einer liebe- 
voll ins einzelne gehenden Schilderung der 
(semeinde Ernesberg (der Stadt Ernesberg 
mit den beiden Ortschaften Wehrstapel und 
Heinrichstal) in Westfalen gewidmet. Alle 
im der fraglichen Gemeinde vorhandenen Er- 


nn 





Die Schrift bietet einen | 
wertvollen Beitrag zur Erkenntnis des Wesens, 


werbsz weige: Landwirtschaft, Industrie, Hand- 
werk, Lohnarbeit, Forstwirtschaft, kommen 
ebenso zur Darstellung wie die Schuldverhält- 
nisse, die Steuerverhältnisse, das Genossen- 
schafts- und Versicherungswesen, die Woh- 


‚nungsverhältnisse und die Lebenshaltung. 


Der Zweck der Arbeit von H. Levy ist, 
nachzuweisen, dass die englische Landwirt- 
schaft ihre schlimmsten Zeiten während des 
Bestehens hoher Getreidezölle duarchzumachen 
hatte, während mit ihrer Beseitigung bis 
Ende der 7Ver Jahre blühende Zustände ein- 
getreten seien. Diese Tatsache ist ebenso- 
wenig zu bestreiten, als die, dass seit dem Auf- 
treten der ausländischen Konkurrenz wieder 
neue Krisen und Notstände für die englische 
Landwirtschaft entstanden sind. Die Ab- 
handlung ist für die Beurteilung der englischen 
Verhältnisse von Wert und lehrreich. 


11. Veröffentlichungen des deutschen Ver- 

eins f. Versicherungs- Wissenschaft. Hrsg. 

v. Gen.-Sekr. Dr. Alfr. Manes. 1. Heft. 

gr. 8°. Berlin, 03. (E. 8. Mittler & Sohn). 

1. Bericht üb. die am 12. XII. 1902 

abgehaltene wissenschaftliche Mit- 

gliedervrersammlung des deutschen 

Vereins für Versicherungs - Wissen- 
schaft. (119 8.) 4.—. 

Diese neue Publikation verfolgt den Zweck, 
neben Versammlungsberichten wertvolle ver- 
sicherungswissenschaftliche Arbeiten, welche 
nach ihrem Umfang den Rahmen des Vereins- 
Organs, der „Zeitschrift für die gesamte 
Versicherungs- Wissenschaft“, überschreiten, 
den Mitgliedern des Vereins und sonstigen 
Interessenten zugänglich zu machen. Das 
vorliegende 1. Heft bringt zunächst einen 
ausführlichen Bericht über die Mitglieder- 
versammlung am 12. Dezember 1902, in der 
u.a. über: Invaliditätsversicherung, Invaliden- 
Sterblichkeits-Tafeln, Reeler-Haftpflicht. Ab- 
gangsvergütung in der Lebensversicherung, 
Versicherungs-Medizin verhandelt wurde. 


| 12. Weyermann, Dr. M. R., Das Verlags- 

system der Lauschaer Glaswaren - In- 

dustrie und seine Reformierung. 8°. 

(X, 154 8.) Leipzig, 02. (A. Deichert 

Nachf.) 3.50 

Der Verfasser beginnt seine Untersuchung 
über das Verlagssystem in der Lauschaer 
Glaswarenindustrie mit einer beachtenswerten 
Auseinandersetzung über den Begriff der 
Hausindustrie, gibt sodann eine Geschichte 
dieser Industrie von ihren ersten Anfüngen 
bis zur Gegenwart, schildert ihre heutigen 
Verhältnisse (Produktion, Lage der Heim- 
arbeiten in wirtschaftlicher, sozialer, physi- 
scher, geistiger und moralischer Beziehung), 
und versucht unter Heranziehung der in der 
analogen Gablonzer Hausindustrie ange- 





.” 


wandten Mittel zur Besserung der Lage der! 


Heimarbeiter den Weg zur Sanierung der 
Lauschaer Zustände zu weisen. Als einzig 
wirksames Mittel zur Besserung empfiehlt 
der Verfasser eine Vergenossenschaftlichung 
der Hausindustriellen nach dem Muster der 
Gablonzer Industrie. Die Schrift Weyer- 
mann's beruht auf eingehenden Studien in 
der Literatur und namentlich an Ort und 
Stelle, macht einen durchaus sachlichen Ein- 
druck und darf als ein trefflicher Beitrag 


der Hausindustrie bezeichnet werden. 


13. Zacher, Dr., Geh. Reg.-Rat, Sen.-Vors., 
Die Arbeiterversicherung im Auslande. 
H. 1a: 
Dänemark. 1. Nachtrag zu H.1. Hoch 4°. 






= > 
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(65 8.) Berlin - Grass | e 
Arbeiterversicherung, A. Troschel) 2- 

Nachdem Dr. Zacher in den bisher er 
schienenen 16 Heften über die Arbeiter 
Versicherung im Auslande einen höchst wert 


vollen Ueberblick über die verschiedene 


Systeme in Europa gegeben hat, soilen die 


' Nachtragshefte, deren erstes, auf Frankreich 
'bezügliches wir bereits angezeigt haben, die 





neuere Arbeiter-Versicherungs-Geset 


und b das Hanpt- 
zur Erkenntnis des Wesens und Zustandes BAD. DIMERLE. am. 00 Une NEE 


werk auf dem Laufenden erhalten. Das vor- 


‚liegende Heft 1 übernimmt diese Arbeit für 


Dänemark. Aber der Verfasser begnügt sich 
nicht bloss mit einer Darstellung des be 
stehenden Zustandes, sondern gelangt ins 


| d itslosen- 
Die Arbeiterversicherung in besondere für das Problem der „Arbeitslosen 


Versicherung“ auch zu beachtenswerten pwi- 
tiven Vorschlägen. 


Varia. 


1. Aufsess, Eckart Frhr. von und zu, Amts- 
richter, Praktisches Rechtshandbuch. Ein 
Führer durch die deutschen Reichsge- 
setze u. ein Rechtsbeistand im täglichen 
Verkehr. gr. 8°. (VIIL, 130 S.) Leipzig, 
0. J. (Dr. L. Huberti) geb. 2.75 

Als Bestandteil der ‚modernen kauf- 
männischen Bibliothek“ Dr. Hubertis will 
das vorliegende Büchlein einerseits dem 
jungen Kaufmann als Einführung in das für 
ihn bedeutsame Recht, andererseits als Re- 
petitorium dienen. Es steht daher zu den 
Spezialbearbeitungen einzelner Gebiete in 
jener Bibliothek in Beziehung und verweist 
vielfach auf jene. 


2. Becker, Dr. Carl, prakt. Arzt, Handbuch 
der Medicinalgesetzgebung im König- 
reich Bayern. H. V. Das ärztliche Ge- 
bührenwesen. Anhang: Die Besteuerung 
des ärztlichen Einkommens. Vollständige 
Sammlung der hierauf bezüglichen und 
gegenwärtig geltenden Reichs- und 


Landesgesetze, Verordnungen und Mini- 
sterialentschliessungen. gr. 5°. (IV, 2288.) 


München, 03. (J. F. Lehmann) 4.— 


Das oben bezeichnete Handbuch der 
Medizinalgesetzgebung für Bayern erscheint 
seit 1898 in selbständigen, auch je mit 
eigenem Register versehenen Heften. Die 
Hefte I—IV behandelten das Leichen- und 
Begräbniswesen (1898), die Infektionskrank- 
heiten (1898), Apotheken, Arzneimittel und 
Gifte (1899), dann das niederärztliche Per- 
sonal (Bader und Hebammen, 1900). In 


grösseren Zwischenräumen sollen zu diesen | 


Heften je nach Bedürfnis gesonderte Nach- 
träge erscheinen. Ein solches Bedürfnis 
dürfte wenigstens für Heft II und III jetzt 


schon bestehen. Die Hefte I—IV kosten 
20 Mk. 40 Pig. (Einzelpreise höher). 

Das neu erschienene Heft V befasst sich 
mit dem in der Hauptsache jüngst neun gr 
regelten ärztlichen Gebührenwesen nach allen 
in Betracht kommenden Richtungen ‚Privat- 
praxis, Dienstleistungen bei Behörden. Im- 
pfung, Leichenschau, Zeugen und Sachver- 
ständige etc. etc.) Auch die Gebühren ds 
niederärztlichen Personals, der öffentlichen 
Untersuchungsanstalten für Nahrungsmitte 
ete., die in die Staatskasse fliessenden G* 
bühren, der ärztliche Gebührenanspruch un! 
seine (reltendmachung (z. B. im Konkurs. 
in Armensachen etc.) sowie die Besteuerunz 
des ärztlichen Einkommens sind durch Auf 
nahme der einschlagenden Normen und Be- 
fügung entsprechender Anmerkungen be 
rücksichtigt. 

Angekündigt sind zunächst die Hefte, 
welche das Irrenwesen, dann die Nahrang: 
mittel, Genussmittel und Gebrauchsgegen 
stände betreffen. 


3. Glock, Dr. A., Landger.-R. u. Amtsricht 
W. Coermann, Das in Elsass-Lothringm 
geltende Reichs- u. Landesrecht in über 
sichtlicher Zusammenstellung. Ein Hand 
buch f. den Gebrauch der amtl. (Gesetz 
REN, (Die Gesetzgebung des Reich 

der deutschen Staaten in übersicht 
Gaawanksilrn.) Mit e. Gesetz u 
alphabet. Register. (XI, 29% S.) gr. ® 
Karlsruhe, 03. (Braun’sche Hofbnchär 
geb. in Leinw. 7» 

Als selbständiger, in sich völlig aber 
schlossener Teil eines Gesamtunternehmess, 
das in gleichartigen Bearbeitungen die (+ 
setzgebung aller grösseren deutschen Staat 
umfassen soll, gibt der — Band 5 














übersichtlicher systematischer Gruppierung examen — über geschichtliche Dinge nicht 
eine Nachweisung des in Elsass-Lothringen wohl fragen durfte und daher die ganze ge- 
geltenden Reichs- und Landesrechts, also | schichtliche Erkenntnis sehr zu wünschen 


eine Uebersicht über den geltenden Inhalt übrig liess. Das zweite läuft auf eine, die 
des Bundes- und Reichsgesetzblattes, des | wissenschaftliche Arbeit auf das schwerste 
Centralblattes für das Deutsche Reich, des lähmende Schulmeisterei hinaus. Wie viel 
Gesetzblattes von Elsass-Lothringen, dann Klagen hört man darüber von Professoren, 
über die wichtigsten allgemeinen Vorschriften | die aus dem Süden in den Norden kamen. Eine 
aus dem Central- und Bezirksamtsblatt für verständige Gliederung des Lehrstoffes tritt 
Elsass-Lothringen, aber auch über die zahl- hier bei der preussischen Form nicht ein und 
reichen Normen aus der französischen Zeit, | es bleibt auch die Ueberschätzung des Privat- 


die noch zu Recht bestehen. Die rund 2500 
Randnummern erleichtern die Verweisungen, 

namentlich auch für die in Aussicht ge- 

stellten Jahresnachträge. Jeder der letzteren 

soll zweckmässiger Weise jeweils den Inhalt | 
der früheren Nachträge in sich aufnehmen. | 
Eim Gesetzesregister und ein alphabetisches 
Register fehlen nicht. 


4. Lichten, Dr. Otto, Rechtsanwalt in Mainz, 
Die grossherzoglich hessischeVerordnung, 
die Gebühren der Rechtsanwälte betr. 
v. 22.1.1902. Erläutert u. f, den prak- 
tischen Gebrauch bearbeitet nebst Ge- 
bührentabellen. 8°, 
(J. Diemer) geb. 3.— 

Der Verfasser gibt in dieser Handausgabe 
eingehende und sorgfältige Erläuterungen, 
die durch gutgewählte Beispiele illustriert 
werden. Tabellen und ein ausführliches 
Sachregister sind beigegeben. Das Buch 
wird der hessischen Praxis treffliche Dienste 
leisten. 


. Ortloff, Dr. Herm., vorm. Prof. Landger.- 
R.a.D. ‚ Zwischenprüfung oder Zwischen- 
zeugnis im Rechtsstudium ? gr. 8°. (77 8.) 
Weimar (H. Böhlau’s Nachf.) 1.80 


Der Verfasser tritt für eine juristische 
Zwischenprüfung nach den ersten Semestern, 
also im wesentlichen für die in Bayern gel- 
tende Einrichtung ein. Ohne dass sich der 
Referent alle beigebrachten Gründe im ein- 
zelnen aneignen möchte, stimmt er im Er- 
gebnis zu. Es ist jetzt in der Tat bei der 
Masse des Stoffes nicht mehr möglich, den 
alten gemütlichen Studiengang einzuschlagen, 
der die Studenten erst im fünften oder 
sechsten Semester zur Arbeit führte Es 
muss schon vorher ein Zwang geübt werden. 
Dann hat man aber nur die Wahl zwischen 
dem bayerischen System der Zwischenprüfung 
und dem preussischen der Hausaufgaben. 
Das erstere ergibt eine vortreffliche Schei- 
dung der historischen Materien und des gel- 
tenden Rechts, die jetzt beide zu ihrem Recht 
kommen, während früher man — im Schluss- 


Sammelwerke. 


1. Dronke, Dr. Kurt, Reg.-Assessor, Rhei- 
nisches Privatrecht. Sammlung der neben 





| den 


(VI, 109 S.) Mainz 


rechts. E. Mayer, 


6. Reeb, Jakob, k. g. Rat u. Gymnas.-Prof., 
Das bayer. Zwangserziehungsgesetz und 
seine Durchführung. Ein Wegweiser 
für alle zur Mitarbeit Berufenen, ins- 
besondere für Geistliche, Lehrer, Waisen- 


räte, (Gremeindebehörden, Anstaltsvor- 
stände, Jugendfürsorge- und Frauen- 
vereine. 8°. (IV, 118 8) München (C. 
H. Beck) kart. 1.50 


Das Büchlein wendet sich weniger an 
Juristen, als an die rechtsunkundigen 
„Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft, 
welche als freiwillige Hilfsorgane zu einer 
segensreichen Durchführung des (Gesetzes 
mitzuwirken geneigt sind“. Der Verfasser 
war bei Beratung des Gesetzentwurfs von 
der Kammer der Abgeordneten als Referent 
bestellt und hatte als solcher Gelegenheit, 
sich eingehend mit den Fragen der Z wangs- 
erziehung zu befassen. Er gibt zunächst in 
einer Einleitung Auskunft über den Begriff 
und die soziale Bedeutung der Zwangs- 
erziehung und entwickelt hierauf den Haupt- 
inhalt des Gesetzes in gemeinverständlicher 
Darstellung mit zahlreichen Beispielen. Hieran 
reiht sich der Gesetzestext mit kurzen Er- 
läuterungen, einige Anlagen, die Ausführungs- 
vorschriften und ein Sachregister. Das ganze 
Buch bekundet ein warmes Empfinden für 
die Jugend und wird überall in Laien- wie 
in Juristenkreisen segensreich wirken. 


T. Staatskonkursaufgaben, die, für den 
höheren Justiz- u. Verwaltungsdienst im 
Kgr. Bayern. Die Aufgaben im Jahre 1902. 
8°. (88 8.) München, 03. (J. Schweitzer 
Verlag) 1.50 

Bekanntlich bildet die Bearbeitung zahl- 
reicher Staatskonkursaufgaben einen der 
wichtigsten Bestandteile, wenn nicht den 
wichtigsten Bestandteil der Vorbereitung auf 
die Prüfung. Die vorliegende Sammlung der 
Aufgaben pro 1902 bedarf daher keiner 
weiteren Empfehlung. Die früheren Jahr- 
gänge sind in Serien zu ermässigten Preisen 
zu haben. 


Enzyklopädien. 


dem Bürgerlichen Gesetzbuche geltenden 
Quellen des rheinpreussischen Privat- 


to 
e 
ar 


rechtes. 2 Tle. nebst Nachtrag. Lex. 8°. 
VIII, 244 8. u. IV, 345 5.) Leipzig, 01. 

(©. E. M. Pfeffer) 12.— 
Die trefflich angelegte und gutausgestattete 
Sammlung enthält im ersten Teile die zur 
Ausführung des BGB. für Rheinpreussen er- 
lassenen Gesetze, Verordnungen und Ver- 


fügungen, im zweiten Teile das E.G. zum 


BGB. und 
Vorschriften des rheinpreussischen Privat- 
rechts. 
Ausführungsbestimmungen zum 


die von ihm aufrechterhaltenen | 


Ein Nachtrag enthält namentlich die 
Fürsorge- 


Erziehungs-Gesetz und ein verbindendes Sach- 


register. 


2. Meyers Grosses Konversations-Lexikon. 
Ein Nachschlagewerk des allgemeinen 
Wissens, Sechste, günzlich neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. Mehr als 148 000 
Artikel und Verweisungen auf über 18.240 
Seiten Text mit mehr als 11000 Abbil- 
dungen, Karten und Plänen im Text 
und auf über 1400 TIllustrationstafeln 
(darunter etwa 190 Farbendrucktafeln 
und 300 selbständige Kartenbeilagen) 
sowie 130 Textbeilagen. 20 Bände in 
Halbleder gebunden zu je 10 Mk. (Ver- 
lag des Bibliographischen Instituts in 
Leipzig). 

In rascher Folge nach dem ersten ist 
nunmehr der zweite Band dieses ausgezeich- 
neten Nachschlagewerkes erschienen, Er be- 
ginnt mit dem Worte „Astilbe“ und schliesst 
mit dem durch 8'/s Spalten gehenden Artikel 
über „Bismarck“, der uns in scharfen Umrissen 
den Lebensgang und das Wirken des grossen 
Mannes zeigt, auch die von seiner Hand 
stammenden literarischen Werke aufzählt 
und eine Uebersicht über die hauptsächlichste 
auf Bismarck bezügliche Literatur gibt. Von 
dem sonstigen reichen Inhalte des Bandes 
sei beispielsweise anf die interessante Auto- 
graphensammlung (S. 186), auf den trefflich 
illustrierten Aufsatz über das Auge, auf die 
ausführlichen Artikel über Ausstellungen, 
Australien, Baden, Banken, Bayern, Belgien, 
Bergbau, Bergrecht, Berlin, Bildhauerkunst 
etc. hingewiesen. 


drucken, mitausführlichen Sachregistern. 
Hrsg. v. Geh. Justizrat Prof. Dr. K. 
Gareis. Nr. 219-222 u. Nr. 315—318. 
8°. Giessen (Emil Roth) 
In der bekannten praktischen Gestalt der 


Gareis’schen Einzelabdrucke finden wir hier. 
zum Preise von 80 Pfg. eine Textausgabe , 


unter dem Titel „Neues Seemannsrecht“, 
enthaltend die Seemannsordnung, dann die 
Gesetze betr. dieVerptflichtung der Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme heimzuschaffender See- 
leute, die Stellenvermittlung der Seeleute, 
die Abänderung seerechtlicher Vorschriften | 
des H.G.B. und das Flaggenrecht der Kauf- | 





fahrteischiffe, sowie die Verordnung betr. das 
Zeigen der Nationalflagge durch Kanffahrtei- 
schiffe. Auch ist die seerechtliche Abteilung 
des H.G.B. mit dem erwähnten abändernden 
Gesetze, dessen Abdruck der früher erschie 
nenen Ausgabe beigeklebt ist, zum gleichen 
Preise erhältlich. 


4. Weissler, Adolf, Rechtsanwalt n. Notar 
zu Halle, Preussisches Landesprivatrecht 
Sammlung der neben dem BGB. in Kraft 
bleibenden Quellen des preussischen 
Privatrechts. 2 Bde. Lex. 8”. X, 5% 
u. IV, 750 8.) Leipzig, 01. (C.EM 
Pfeffer) 350 

Das zuverlässige und mit grosser Gründ- 
lichkeit verfasste Werk stellt den anf dem 
Gebiete des Privatrechts in Preussen mit dan 
1. Januar 1900 eintretenden Rechtszustaml 


getreu nnd vollständig durch wörtlichen Ab 


druck aller Landesgesetze in ihrer nunmehri 
gen Gestalt dar, wobei nach der in Bran- 
chitschs Verwaltungsgesetzen angenommenen 
Methode das bisherige Recht überall dem 
neuen gegenübergestellt und die Frage der 
fortdauernden Gültigkeit, wo es nötig, ein 
gehend erörtert wird. Vorangestellt werden 
die sechs preussischen Ausführungsgesetze 


‚zum BGB. Alsdann folgen eine Ausgabe des 


Allgemeinen Landrechts in seiner nenesten 
Gestalt und, in dieses eingeordnet, alle seitdem 
ergangenen privatrechtlichen Landessesstze, 
auch die provinziellen und die für die neuen 
Landesteile in der preussischen Zeit ergan- 
genen, lediglich mit Ausschluss der für ganz 
kleine Bezirke erlassenen, die aber ebenfall 
nach Datum, Titel und Fundort angeführt 
sind. Angeschlossen ist eine Ausgabe der 
Allgemeinen Gerichtsordnung sowie eine Aus 
gabe des Öst- und Westpreussischen Provinzial 


‚ rechts. Ausgeschlossen ist das rheinpreussische 


. ' Recht bewegen. 
3. Reichsgesetze, Deutsche, in Einzelab- | ® 





a Nr. —20| 


Recht. Das öffentliche Recht ist in grossem 
Umfange herangezogen worden; denn der 
Plan war den im Einführungsgesetze zum 
BGB. durch die landesrechtlichen Vorbehalte 
gegebenen Rahmen für Preussen erschöpfend 
auszufüllen; und es ist bekannt, dass dies 
Vorbehalte sich grösstenteils auf dem Grenz 
grebiete zwischen Privatrecht und öffentlichen 
Eine Eigentümlichkeit des 
Werkes besteht darin, dass es zu jeder Materis 
den gesamten Gesetzesstoff im Zusammen 
hange bringt. So ist unter A.L.R. IL. S das 
Bau-, Vorflut- und Nachbarrecht, unter I 9 
das Jagd- und Fischereirecht, unter I. 11 das 
Enteignungsrecht, unter II. 7 das Agrarrecht 
(Ablösung, Gemeinheitsteilung, Rentengäter 
und Anerbenrecht), unter II. 15 das Wasser- 
recht, unter II. 16 das Bergrecht erschöpfend 
und im Zusammenhange wiedergegeben. Die 
(Quellen des Provinzialrechts, soweit sie nach 
vorstehendem Plane nicht aufgenommen 
werden konnten, sind, soweit tunlich, ange 


‚ führt und auffindbar gemacht. Ausführliche 


' Zeit- und Stoffregister sind beigegeben. 





| 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs tür Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr.4. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das 5. Heft des Jahrganges 1903 enthält: | 


Tendenzen in der internationalen Strike- 
bewegung. Ein sozialstatistischer Versuch 
von Dr. E. S. Halevy in Berlin. — Die Noten- 


banken in Württemberg, 1876—19)0, von 
Dr. phil.Berthold Breslauer in Berlin (Schluss). 
— Skizzen und Notizen: Statistische Rand- 
glossen zu den Reichstagswahlen. Die Er- 
hebung der Handwerkskammerbeiträge. — 
— Aus den Gesetzblättern. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 


1903. Nr. 9—12. Leipzig (Jüstel & Göttel) 


vierteljährlich 9.— 

Durch die vorliegenden Nummern zieht 
sich ein grösserer Aufsatz: Die Rechte des 
Hypothekengläubigersan der Forderung gegen 


den Versicherer, von @. Girth; im übrigen | 


enthalten sie zahlreiche statistischeund andere 
Mitteilungen ausden verschiedensten Gebieten 
des Versicherungswesens. 


3. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. III. Jahrg. (1903). 
1. Nr. Wien (Manz) jährlich 20.— 
Diese vortreffliche Zeitschrift tritt mit 

der vorliegenden 1. Nummer des 3. Jahr- 

ganges in ein neues Stadium, indem sie von 
nun ab monatlich erscheinen und jedes 

Monatsheft sowohl einen legislativen als 

einen statistischen Teil enthalten wird. Da- 

ınit ist ihr eine wesentlich höhere Aktualität 


und ein bedeutend grösserer praktischer Wert | 


verliehen, worauf wir unsere Leser besonders 
aufmerksam machen wollen. Die vorliegende 
1. Nummer enthält im legislativen Teil eine 
Uebersicht über die neueste wirtschaftliche 
Gesetzgebung auf dem Gebieteder Produktion, 
des Handels, des Unternehmungswesens und 
Urheberschutzes, des Verkehrs, des Stener- 
wesens, ferner den Text zahlreicher Gesetze 
und Verordnungen auf dem Gebiete der 
Produktion, des Handels-, Zoll-, Verkehrs-, 
Steuerwesens, der Industrie, Gewerbe- etc. 
Förderung, des Patent-, Waren-Musterschutz- 
und des Autorrechts in verschiedenen Ländern. 
Der statistische Teil enthält Angaben über 
die Naphtha-Produktion der Welt i. J. 1901, 
die Roggen-, Gerste- und Haferernte der 
Welt 1900 und 1901, den prozent. Anteil des 






Land- und Seehandels an der Ein- und Aus- 
fuhr einiger Staaten 1884— 1900, den Schiffs- 
verkehr Hamburgs mit Oesterreich-Un 
1901, die Entwicklung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Vereinigten Staaten in 
Ziffern u.a. 


| 4. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 

Prozess. XIII. Bd. Heft 3 u. 4. gr. 8", 
Leipzig (Rossberg’sche Verlagsbuchhand- 
lung) jährlich 14.— 


Das Doppelheft enthält folgende Abhand- 
lungen: Die Verjährung der Ansprüche gegen 
die Eisenbahn wegen "Verlustes, Minderung, 
Beschädigung oder verspäteter Ablieferung 
der Güter (Regierungsrat Dr. Georg Eger 
in Berlin); Das Erlöschen der Prozessvoll- 
macht (Referendar Dr. Wilhelm Müller in 
Halle a.S.); Die Teilbarkeit der Grundstücke 
und die Hinzuschlagung in Sachsen seit dem 
1. Januar 1900 (Landrichter Königsdörffer 
in Plauen i. V.). 


5. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 6. Frank- 
furt a. M. (Reinhold Mahlau) 

pro Jahrg. 10.— 
Inbalt: Die Revision des Börsengesetzes; 
Die Ausgabe von Vorzugsaktien und Genuss- 
scheinen gegen Zahlungen nach der neuesten 
Rechtsprechung, von Dr. R. Schmidt-Ernst- 
hausen-Elberfeld; Aus der Geschichte der 
Londoner Fondsbörse von M. Clauss-London ; 
Gerichtliche Entscheidungen ; Verbandanach- 
richten; Sprechsaal; Bücherbesprechungen ; 
Vermischtes. 





6. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 10. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.— 


Inhalt: Die deutsche Sprache in Deutsch- 
Samoa, von W. v. Bülow; Ist der Nyong 
schiffbar? von P. Rieder; Reise des Forst- 
referendars Wiedeburg nach Südwestafrika, 
von Kapitän z. S. a. D. Dittmer; Besuch 
‘des Missionsinspektors A. W. Schreiber auf 
dem Arbeitsgebiet der Norddeutschen Mis- 
sion, von K. Fies; Die Aussichten nener 
Unternehmungen in Südamerika I, von Vize- 
konsul ©. Herb. 


7. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
XI. Bd. Nr. 3 u.4, München (C. H. 
Beck) jährlich 6.— 


Die vorliegende Doppelnummer bringt 
einen Artikel: Inwieweit haftet eine juristi- 
sche Person für unerlaubte Handlungen ihrer 
Angestellten ausserhalb des Vertragsverhält- 
nisses ; ausserdem gerichtliche Entscheidungen 


' über Stenerwesen, Gerichtskosten, bayerisches 


Gebührenwesen. 
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8. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903. 
Nr. 10—12. Berlin (J. Guttentag) 
jährlich 6.— 
Folgende grössere Artikel sind in den 
vorliegenden Nummern enthalten, und zwar 
Nr. 14: Der Kampf gegen die Konsum- 
vereine; Anstellungsvertrag für Vorstands- 
mitglieder; Zum Wechselprotest; Umblicke 
in der Genossenschaftswelt; Nr. 11: Gemein- 
same Schutzmassregeln, von L. Stüben; Die 
Konkurrenz und die Konsumvereine, von 
Behrend; Nr. 12: Unsere Ruhegehaltskasse, | 
von G. Jäger; Genossenschaftliche Einsicht 
und Treue, von A. Kofahl; Dividenden- 
verteilung von seiten der Konsumvereine; 
Sparkassen und Kreditgenossenschaften. 
9. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. | 
v. K. Krazeisen. Bd. LIII Nr. 1. 1903. 
8°, München {C. H. Beck) pro Band 6.— 


Inhalt: Die gewerbliche Entwicklung | 
Bayerns am Ende des 19. Jahrhunderts ' 
(Arnold). Literatur. 


10. Gewerbe-Archiv. II. Bd. 2, H. Berlin 
(Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 12.— 


Wiederum ein sehr reichhaltiges Quartals- 
heft, das 163 Seiten Entscheidungen, Er- 
lasse ete. zur Gewerbeordnung, dann 7 Seiten 
zum Gewerbegerichtsgesetze und zum Gesetze | 
über den unlauteren Wettbewerb, sowie eine | 
Reihe von Bücherbesprechungen bietet. 


11. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- | 
amt d, Innern. 1903. Februarheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährlich 12 Hefte 18.— 


Das Februarheft bringt in seinem Gesetz- 
gebungsteil neben einer grossen Anzahl von 
Mitteilungen auf dem Gebiete des Zoll- und 
Steuerwesens sowie von Handel und Gewerbe 
u.a. den Zolltarif von Venezuela sowie die 
Verbrauchssteuergesetze und den Zolltarif 
des Australischen Bundes. Der statistische | 
Teil enthält ausführliche Mitteilungen über | 
den Aussenhandel Frankreichs, Brasiliens, 
Koreas, Niederl. Ostindiens und der Kap- 
kolonie für das Jahr 1901. Handelsberichte 
der Kaiserlichen Konsuln liegen vor aus 
Ardrossan, Ayr, Bologna, Campbeltown, Ca- 
tania, Öephalonia, Glasgow, Greenock, Mariu- 
pol, Messina, Narva, Lissabon, San Felit de 
Guixols, Triest, Troon, Aleppo,Söul, Makassar, 
Buschär, Kairo, Algier, Port Elizabeth, Are- 
qnipa, Fray-Bentos, Lima, Mexiko, Mollendo, 
Paita - Piura, Panama, Popayan, Portland 
(Oregon), Puerto Cabello (Venezuela), Rio de 
Janeiro, Taltal (Chile), Toronto und Valdivina. 


12. Handels-Museum, Das. Bd. 18. Nr. 10—12, 


Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- | 
Museums) halbjährlich 8.— 
Die vorliegenden Nummern enthalten | 


| Das neue Zolltarifgesetz (Schluss); 





neben zahlreichen kleineren Mitteil Ds 
allen Gebieten des Handels und Verkehr 
wesens, der Industrie, des Zullwesene u = « 
folgende grössere Artikel und zwar Nr. iv: 
Das neue (österreich.) Börsengesetz, von Prof. 
Dr. J. Hellauer {Fortsetzung in Nr. 11); Die 


'Brünner Wollindustrie; Nr. 11: Das Textil- 


geschäft in Südafrika (Fortsetzung in Nr. 12), 
Nr.12: Europäische Handelsbilanzen i.J. 142 


13. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 
7—12. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1% 
Die vorliegenden Nummern enthalten io- 
gende grössere Artikel, und zwar N\r. 7: 
Brennspiritus und Kleinhandel mit Spiritus; 
Nr. 8 
Kaufmännischer Unterricht in Bayern {Schluss 
in Nr. 9); Handelsgeographie; Nr. 9: Der 
deutsche Aussenhandel i. J. 1902; Nr. 10: 
Die Nähmaschinenindustrie in denVereinigten 
Staaten von Nordamerika; Zur Funken 
telegraphie über den Ozean; Nr. 11: Die 
Gewerbeaufsicht in Bayern i. J. 1902 ({Fort- 
setzung in Nr. 12); Handel und Industrie 
in Ungarn i. J. 11; Nr. 12: Barerische 
Steuerstatistik; Die Reichsbank i. J. 12; 
Brasilien. 


14. Mitteilungen für die öffentlichen Feuer- 
versicherungsanstalten. XXXV. Jahrg 
Nr. 1—4. Hrag. v. Verband öffentlicher 
Feuerversicherungsanstalten in Deutsch- 
land zu Merseburg 


Diese Zeitschrift, die wir zum erstenmal 
unseren Lesern vorführen, ist den Angeleren 
heiten des öffentlichen Feuerversichermigs- 
wesens gewidmet. Sie enthält neben kleineren 
Mitteilungen in jeder Nummer einige grössere 
Artikelund zwar inden vorliegenden Nummern 
die folgenden: Nr. 1: Die Immobilien-Brand- 
entschädigung, von Dr. B. Hilse-Berlin; 
Nr. 2: Die Herstellung von Wassergas un‘ 
verwandter Gasarten für industrielle Gewerbe, 
von Dr. @. Rauter;, Nr. 3: Verwaltungsergeb- 
nisse der deutschen öffentlichen Feuerver 
sicherungs-Anstalten i. J. 1901, mit Rürk- 
blicken auf frühere Jahre. Nr. 4 bringt den 
Text des badischen Gebäudeversicherungs- 
Gesetzes in der Redaktion vom 3. Aug. IM 


15. Monatschrift für Handels- und Sozial 
wissenschaft. Hrsg. v. Dr. Alb. Lade. 
Stange. I. Jahrg. Nr. 3. gr. 4°, München 
(G. Schuh & Cie,) vierteljährlich 1— 


Inhalt: Der Handel und die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der Staaten Indiana, Ken- 
tucky, Ohio und Westvirginia im dritten 
Viertel des Jahres 1902 (Schluss); die U— 
dustrie Bayerns und die Kartellfrage, vor 
Dr. A. Kuhlo-München ; Die Lieferfristen im 
Eisenbahnverkehre, von @. Muschweck-Mür 
‚chen; Der akademische Handelslehrer, vor 
@. Junker-Leipzig; Das Recht des Kauf- 











nach neuem Recht, von Dr. M. Leo- 
mburg ; Inwieweit ist das Wirtschaftsleben 
tschlands vom vaterländischen Boden ab- 
ängig? von Dr. Chr. Gruber; Neuorganisie- 
rung der höheren Handelsiehranstalten (Han- 
delsakademien) in Oesterreich, von Prof. H. 
Belohlawek-Linz; Chemische Fabrik auf Ak- 
tien (vorm. E. Schering), Berlin (Schluss). 
In der „Chronik“ finden sich Notizen über 
Handelssachen, Industrie, Kartellwesen, 
Börsen- und Finanzwesen, Rechtswissenschaft, 
Versicherungswesen, Statistik, Kolonialwesen, 
Sozialpolitik, Zollpolitik, Ausstellungs-, Ver- 
kehrswesen etc.; dazu Zeitschriftenschau und 
Buchanzeigen. 


16. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 3. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) aà Heft —.50 


Das vorliegende Heft hat folgenden In- 
halt: P. Göhre, Die Sozialdemokratie und 
die Monarchie. — E. Bernstein, Ein Aus- 
bliek auf die bevorstehenden Reichstags- 
wahlen. — H. Wetzker, Die Krankenver- 
sicherung in Deutschland. — Dr. W. Hel- 
pach (Ernst Gystrow), Der Kampf 
Geschlechtskrankheiten. Dr. Bor- 
chardt, Die Stellung der Sozialdemokratie 
zu den höheren Schulen. — @. Heinke, Zum 
zweiten Bauarbeiterschutzkongress. — J. 
Deutsch, Die Lehrlingsbewegung in Oester- 
reich. — Die Politik bespricht Calwer, die 
Wirtschaft M. Schippel, die sozialistische 


Bewegung $. Katzenstein, die Gewerkschafts- | 


bewegung E. Deinhardt, die Genossenschafts- 
bewegung Gertrud David, die Sozialpolitik 
Paul Kampffmeyer, die soziale Kommunal- 
politik Dr. H. Lindemann (C. Hugo). 
17. Recht, Das. 1903. Nr. 5. 
(Helwingsche Verlagsb.) 


vierteljährlich 3.50 | 

Die Nummer enthält: Ist ein Recht am 
jenen Bilde anzuerkennen? (Univ.-Professor 
Dr. W. von Blume, Königsberg.) — Ueber 


Persönlichkeitsfeststellungen bei Errichtung 
on Urkunden im Bereiche der freiwilligen 
seriehtsbarkeit. (Justizrat Dr. Eugen 
Brunner, München.) Die Feststellung 
ler Zuverlässigkeit der Zeugen im Straf- 


rozess. (Rechtsanwalt und Notar Bamberger, 
ischersleben.) — Juristische Gesellschaft zu 
3erlin. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) — 


serliner Anwaltsverein. (Rechtsanwalt Dr. 
Korn. Berlin.) — Handelskammer zu Berlin. 
Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin) — Ein- 
ührung des Notariats im Grossherzogtum 
jachsen-Weimar. — Juristische Gesellschaft 
nı Frankfurt a. M. — Das Justizwesen in 
fiantschou. — Die Advokatur unserer Zeit. 


— Geschäftsführer von Ges. m. beschr. H. 


is Handelsrichter. — Juristische Gesellschaft 
a Leipzig. (Rechtsanwalt Dr. W. Kauf- 
ann, Leipzig.) — Zu Art 210, 213 E.G. z. 


gegen die | 
r. 


Hannover 
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BGB. (Rechtsanwalt Zitzlaf, Bramsche.) — 
Können Kosten, deren Aufnahme im Zahlungs- 
befehl übersehen wurde, noch bei Erwirkung 
des Vollstreckungsbefehls geltend gemacht 
werden? (Rechtsanwalt Dr. Haberling, 
Mainz.) — Zur Einheit der Strafrechtsptlege. 
(Kreisgerichtsrat Dr. Benno Hilse, Berlin.) 
— Zum Recht der Akteneinsicht. (Gerichts- 
assessor Dr. Weigert, Berlin.) 


18. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen. 
XIII. Jahrg. Nr. iu 2. Berlin (Dr. Just. 
Ichenhäuser) jährlich 12.— 


' Die vorliegenden Nummern enthalten 
‘folgende für unsere Leser bemerkenswerten 
‚Artikel. Nr. 1: Zur Revision der Aktien- 
gesetzgebung von Dr. Fuld, Mainz; Was 
'ist als Teilung von Aktien verboten?; Die 
 Stempelsteuer der Sacheinlagen bei Gründung 
oder Erhöhung des Grundkapitals einer 
Aktiengesellschaft; Die Gründungen von 
Aktiengesellschaften i. J. 1902; Die Emis- 
' sionen i. J. 1902; Die Ergebnisse der Clearing- 
häuser i. J. 1902 (Forts. in No. 2), Nr. 2: 
Schutz gegen missbränchliche Ausstellung 
von Aktienurkunden von Dr. Jahrmarkt, 
Leipzig; Stempelpflichtigkeit oder Stempel- 
freiheit von Zessionen und Umschreibungs- 
Anträgen über Wertpapiere; Zur Verhütung 
von Unterschlagungen von R. Beigel, Strass- 
burg; Rücktritt von einem Kartell von Dr. 
Fuld, Mainz; Das Giro-Obligo in den Bilanzen 
der Aktiengesellschaften von R. Beigel, Strass- 
burg; Zur Frage der Verstempelung der 
Korrespondenz - Verträge, betr. die Ueber- 
lassung von Ultimo-Geldern; Die rechtliche 
Stellung eines Vorstandmitgliedes, der zu- 
gleich Aktionär ist. 


19. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 
Jahrg. 1903. Heft2.u.3. Berlin (G. Reimer) 

pro Quartal 5.— 

Heft 2: I. Aufsätze: Freih. v. Heintze- | 
Potsdam, Das sozialökonomische System J. F. 
Bray’s (Schluss in Heft 3); v. Brandt-Weimar, 
Die Entwicklung Japans; Fleischmann, M.- 
Halle, Friderizianischer Sozialismus (Schluss); 
Mackenroth, A., Die Rechtsstellung der Frau 
im Vorentwurf eines schweizerischen Civil- 
gesetzbuches in vergleichender Darstellung 
mit dem deutschen und österreichischen Recht. 
II. Miszellen, darunter: Stutzer gegen Bebels 
Gesetz von der unbegrenzten Steigerungs- 
fähigkeit der Bodenerträge; Zur Bevölkerungs- 
bewegung in Frankreich; Die Welthandels- 
flotte. III. Buchbesprechungen. IV. Soziale 
Korrespondenz. Heft 3: August-Berlin, Die 
Lehren der jüngsten Zusammenbrüche von 
Privat-Versicherungsunternehmungen; Vier- 
kandt-Berlin, Die Entwickelung der mensch- 
lichen Bedürfnisse; Frauenstädt-Breslau, Kri- 
minalistische Heimatkunde. II. Sozialpolitik: 
Fortschritte der Hinterbliebenenfürsorge in 
Deutschland, von Fr. Prinzing-Ulm. III. Mis- 
zellen, darunter: Ausgaben für Bier und 
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Branntwein beim dentschen Arbeiter, nach 
A.Stutzer; Aussichten der Getreideproduktion, 
nach J. A. Coghlan; Die Spiritus- und Petro- 
leumproduktion der Welt, nach W. Beh- 
rendt; Was wir von Amerika lernen können, | 
nach Schwabe und Lürmann. IV. Buch- | 
besprechungen. 


. Gesellschaften; 





folgende grössere Artikel und zwar Ir. 5: 
Die (jeschäftsergebnisse der Unfall- und Haft 
pflichtversicherungs-Gesellschaften i. J. 191; 
Nr. 6: Zur Frage der Arbeitslosigkaits-Ver 
sicherung, von Dr. Bischoff-Leipzig; Nr. i 
Winterkosten ; Nr. 8: Sozietäten und Privar 


Nr. 9: Versicherungen nit 


' Prämienrückgewähr, von €. Keuchel: Nr. 10: 


20. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 


stik. 39. Jahrg. 3. Lieferung. Bern (A. 
Francke). 
Inhalt: 1. Eidgenössische Betreibungs- 


statistik (Statistique federale des poursuites) | 
pro 1598 und 1899. 2, Ueber das Vorkommen 
des viralenten Diphtherie-Bacillus auf der 
Schleimhaut des Rachens ohne typische kli- 
nische Erscheinungen, von Dr. Herm. Hopf- 
Thun. 3. Die Ergebnisse der pädagogischen | 
Rekrutenprüfungen vom Herbst 1901 und 
die Schulorganisation im Kanton Baselland, | 
von H. Steiner-Stooss in Bern. 4. Die Legi- 
timation vorehelich geborener Kinder in der 
Schweiz während der Jahre 1900 und 1901. 
5. Die Zahl der Studenten und Zuhörer an 
den schweizerischen Universitäten und Aka- 
demien im Winter 1901/02 und im Sommer 
1902. 6. Bibliographie. 


21. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1903. Nr. 5—12. Berlin (Verlag: „Aeit- | 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 
Die vorliegenden Nummern enthalten 


brand (Schluss); 


Die aufgeschobene Gewinnverteilung und de 
Amortisation der Anwerbekosten in ie 
Lebensversicherung ; Nr. 11: Der Kölner Ve 


‚ such einer Arbeitslosigkeits- Versicherung, rn 


Dr. Bischoff-Leipzig; Nr. 12: Zwei auf das 


‚hereditäre Moment bei der Tuberkulos }- 


zügliche Arbeiten. 


22. Zeitschrift für Zollwesen und Reich 
steuern. Hrsg. von Überzolldirekte 
Kunckel in Schwerin. 1%83. Nr. : 
Berlin (Carl Heymann) jährlirh I- 
I. Abhandlungen: Zur Systematik ‘= 

Zollverwaltungsrechts, von Reg.-R. Haw- 

Was ist kleiner Grenere 

kehr?; Die Zollfreiheit des Erbschaftsgus 

IL. Gesetze, Verordnungen: A. Zeollwee, 

B. Statistik des Warenverkehrs, Ü. Zucker 

steuer, D. Salzsteuer, E. Branutweinsteee, 

F. Schaumweinstener; III. Zolltariie 


| scheidungen und Zolltarifauskünfte ; IV. Von 


Reichsgericht; V. Bücherschan. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Abolitionist, der. Urgan f. die Bestreben. der 
internationalen Föderation zur Bekämpfs. der 
stantlich reglementierten Prostitution. Hrsg., be- 
gründet n. geleitet v. Frau Kafharina Scheven. | 
2, Jahrg. 1903. 11 Nrn. gr. 8. (Nr. 1.16 8.) Dresden 
(Selbstverlag der Hreg.) 1.50; einzelne Nrn. —.10 

Archiv, österreichisches wirtschaftspolitisches, (vor- | 
mals „Austria"). 1903. 12 Hefte. gr. 8°. (1. Heft. | 
IL, 62 u. 11, 52 8.) Wien (Manz) 20,.—: m. 5 Bei- 

lagen 32.20; einzelne Hefte 2.50 
Beilngen: I, Statistische Uebersichten betr, den 
auswärtigen Handel des Österreichisch-ungarischen 
Zollgebietes im J. 1903. Zusammengestellt vom 
statist, Departement im k. k. Handelaministerium. 
12 Hefte. (1. Heft. VII 193 8.) 6.—. U. Mo- 
natliche Nachweise des Zwischenverkehres zwischen 
den im Reichsrate vertretenen Königreichen u. 
Ländern u. den Ländern der ungarischen Krone 
im J. 1003. Hreg. vom k. k. zwischenverkehrs- | 
statist, Amte im k. k. Handelsministerium. 12! 
Hefte. (1. Heft. 105 8.) 3.—. — III, Berichte der | 
k. K. Permanenzkommission f. die Handelswerte. 
Jahrg. 10083. 1.20 

— f, Verwaltungsrecht, begründet v. Dr. Herm, Stolp. 
28. Bd. Gesammelt n. hrag. v. H. Rousseau. gr. 8°. 
(304 8.) Berlin 02 (P. Stanklewicz) 8.— 

Benmtenzeitnug, hessische, Halbimonatsschrift 
im Dienste des hess, Beamtentums Unter Mit- 


wirkg. v. Fachmäunern hreg. v. Karl Kata“ 
1. Jahrg. Oktbr, 1902 —Septbr. Ju. 24 Nm. in 
4%. (Nr. 1-8. 166 8.) Offenbach aM. (Betüisas 
42) (K. Mosbach) 
vierteljährlich 1. ; einzelne Nra. - 
Czelechowanky, Dr. Ferd.. Hof- u. Ger Ab 
Sammlung wechselrechtlicher Entscheiduner dr 


k. k. Obersten Gerichtshofes, m. Beznttzg. 8 
Akten hrag. 3. Bd. (18N- 1801 inkl.) gr # 
378 8.) Wien 03 (M. Perles) Gmb ‘- 


Entscheidungen des Beichsgerichte He 
den Mitgliedern des Gerichtshofes u, der Reiche 
waltschaft. Entscheidungen in Cirilsschben 
Folge. 2. Bd. Der ganzen Reitbe 2 Bi 2° 
(XI, 468 $.) Leipzig 03 (Veit & Co.) 

4.— ; geb. in Halbfrı >> 

Finanz-Archiv. Zeitschriftf. das gesamte Fin«: 
wesen. Hrag. v. Prof. Dr, G. Schanze. 3%. Jar 
1. Bd. gr. 89. (IV,553 8.) Stuttgart 05 (J, 6. CM 
Nachf,) 1. - 

Jahrbuch f. Entscheidungen des Kaumrgmd® 
in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. > 
Kosten-, Stempel- u. Strafsachen, brag v. Geh. {® 
Justizr, Rhold. Johow u. Karamerger.-R. Vilt. Es 
25. Bd. (Neue Folge. 6. Bd.) 2 Hefte. gr. ®. (1 4 
176, 32 u. 48 8.) Berlin 03 {F. Vahlen) n 

6.—; geb. in Alkfr. :- 









ikatenbuch ces Verwaltungsgerichtahofes. | Blatt der Erfindgn. u, Entdecken.’ u. ‚Praktische 
„Bd, 2. Abth. Adminiatrative Rechtssachen v. Mittheilen. f. Gewerbe n. Handel, Land- u, Haus 
Sen.-Präs. Dr. Rud. Alter, Die Judikate der J. wirtschaft‘. Hrsg. u. Schriftleit-r: A. Kiesslich. 
1894-101, ger. 8%. (XXX, 7% 8.) Wien 03 (Manz) 13. Jahrg. 1903. 52 Nm. (Nr. Su.9 Je 108.) 
15.— ; geh. 16.60 Fel. Prag (U, Krakauerg. 11) (Verwaltung) 

Monnts-Berichte dee bremischen statistischen vierteljährlich 2.50 
Amts, Hreg.: Dr. Böhmert, Jahrg. 1908, 12 Hefte : Volknerzieher, der. Blatt f. Familie, Schul« 
Lex. 8°, (1. Heft, 12 8.) Brumen ıG. A. v. Haleım) u. öffentl. Leben. Begründernu. Red.: W. Schauer, 
— ‚70 Pnblikations-Organ der ‚Freien Hochschule Berlin‘, 

Schroeder, Erich, Landger.-R., Grundbuch-Ent- 7. Jahrg. 190%. 26 Nrn. gr. 4%, (Nr, 1, 68.} Berlin 





scheidungen, nebst Bemerkgn. ans der Praxis u. {Verlag des Volkserzieher) vierteljährlich 1.— 
Verweisen. auf die Literatur. 11. Bd. gr. 80. (X. m. Beiblatt: „Der Bücherfrennd'' 1.50 
[91 S.) Leipzig 03 (Dieterich» Bücherfreund allein —.50 


geb. 3.50 u. durchsch. 4.— Zeitschrift f. Agrarpolitik. Organ des deutschen 
vierteljahrsehrift f. Social- u. Wirtschafts- Landwirthschaftsrath»s. Hrer vom Gen.Sekr. Dr. 
gescbichte. Hrsg, v. DD. &. Bauer, G. v. Brlow, Dade. 1. Jahre. 1908, 12 Nre. gr. 4% (Nr 1. 


Proff, u. L. M. Hartmann. BRed.-Sekr.: Dr. Kurt 48 Sp.) Berlin (P. Parey) vierteljährlich 1.50 
Auser. 1. Bd. 4 Hefte. gr. 8°. it. Heft. 17084 — für Polizei- u. Verwaltungsbeamte. Hrsg. v. Über- 
Leipzig 03 (C. L. Hirschfeld} 20. reg.-RB. Dr. Geo. Kauts. Bed.: Gust. Hartæch. 
Volksbote, der deutsche. Deutschvölkische 1l. Jahrg. 1903. 24 Xru. hoch 4%. «Nr. 1 16 8.) 
Wochenschrift. Mit den Beilagen: „Das illustr. Berlin (J. Guttentag) vierteljähr!. 1.80 


Sammelwerke, Encyklopädien. 


Geseizsammilaung der freien und Hansestadt | @esetzunmmlnng f. das Fürstenth. Schwarzburg- 
Hamburg. Amtliche Ausg. 30. Bd. Jahrg. 1902. (X1V, ı Sondershausen vom J. 1902. (XX, 1208.) 4%. Sonders- 
210, 187, 83 u. 18 S.) 4% Hamburg 03 (L. Gräfe & hausen 02 (F, A. Eupel) 3. ⸗ 
Sillem) 5.80 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


RBRerolzbeimer, Dr, Fritz, Rechtsphilosophische Rechtsregeln f. die erste jurist. Prüfg. 8. (VII, 858.) 
Studien. (V1, 1678.) gr. 8°. München 0% (0. H, Beck) 4.50 Berlin 03 (P. Nitschmann) kart. 2— 
2 Rockinger, Ludw., v.. Ueber den sogenannten 
Ehrenbers, V. Herdere Bedeutung f. die Itecht«- Schwabenspiogel in e. Rechtahandschriftenbande aus 
wissenschaft. Rede. gr. s%. (20 8.) Göttingen 03 dem 15. Jabrh. im Haus- u. Staatsarchive in Zerbst, 
(Vandenhoeck & Ruprecht) _.40 [Aus: „Sitzungsber. d. bayer. Akad. d. Wiss. ‘') gr.8". 


Frommbhold, Dr. Geo.,, Prof., Ueber den Einfins« (8. 305--520.) München 03(G, Franz’ Verl. in Komm.) 


d Reli f das Recht d =, ‚Ko —, 
sı 8.) — 4 J. Abel) — — 3 Turba, Dr. Gnst., Priv.-Doz, Geschichte des 


Thronfolgerechtes in allen habsburgischen Ländern 

Knappe, Dr.®0. Der römische Civilprozess in bis zur pragmatischen Sanktion Kaiser Karls VI. 
Frage u. Antwort nebst e, Zusammenstellung u. Er- 1156 bie 1732. gr. Ser. (IV, 415 8.) Wien 03 (C., 
läuterg. der wichtigsten Senatuskonrulte, lege» u. Fromme) 8.— 


Bürgerliches Recht. 


3eiträge zur Auslegung des bürgerlichen Gestz- ehel. Güterrechte «des bürgerl. Gesetzbuchs. Diss, 


buches. Hrag. v. Pro’.. DD. Frzr. Bernhoft u. Jul, gr. 8°, (65 8.) Berlin 0% (8. Karger) 1.50 
Einder. 4. u.5. Heft. gr. 8%, {MI nm. 8, 237-2380.) Listen, Dr. Fritz, Ger.-Assoss,, Die Wahlschuld 
Leipzig 03 (A. Deichert Nachf.) je 1.60 im dentschen bürgerlichen Rechte. gr. 8, (V, 223 8.) 
jeringer. Dr. Wern. M.. Rechtsanw., Das un- Berlin 03 (F. Vahlen) 4.50 


Pilz, Herm., Syud., Wie gründet m, leitet man 
den nnehelichen Vater, Legitimation desunehelichen  ; Verein? Fine volkstüml. Darstellung des neuen 
Kindes, dargestellt nach dem bürgerl. Gesetzbuch Vereins n. Versammlungsrechtes u, den Regeln par- 
unter Berücksicht. des französ. Rechts. 1%. (59u lamentar, Verhandiungen f. kaufmäun., gewerbl, 
Metz 03 {P. Müller) - 60 wiseenschaftl. Vereine, Turn-, Krieger-, Gesang-, 


. a j Thester-, Tanz- u. Spiel-Vereine sowie alle sonst, 

"naent? 2. Waserbeich? Praktischer Ratgeber f. jeder. Kusell- Vereiniggn. Durch prakt. Beispiele erläutert 
en . R - i “iltir in allen Bundesstaaten! 2. Aufl. ! s., 
mann nach dem bürgerl. Gesetzbuch, schmal gr. 9. rn 08 (Ullstein & Co.) geb. In Leinw. 1. 


»healiche Rind u. ssine Mutter, ihre Ansprüche gegen 


u 3 WITD ie — 5 

(40 8.) Leipzig 03 (Jacobi & Zocker) je 50 gchöppel, Dr. Fritz. Volksthümliche Ausgabe 
'ohn, Dr. Erich. Die Verpflichtung des Schenkers des allvermeinen bürgerl. Gesstzbuchen. 3°, (176 8.) 
zur Gewährleistung wegen e. Mangels im Rechte Graz 0? {P, Ciesları kart. 1.— 
nach gemeinem Rechte u. BGB. gr. #. (76 8.) Wil, Dr. ®.. Der Mietvertrag nach deutschem Recht. 
B»rlin 03 (Struppe & Winckler) 2.- Eins gemeinverständl. Abhandlg. üb. Miete, Pacht 
'nacobsohn, Ernst, liefer., Die Ansprüche der u. Arbeitsvertrag. 3. Aufl. gr. 9. (82 8.) Strass- 
Fhefrau gegen ihren Ehemann. Nach dem gesetzl. burg 02 {Agentur v. B. Herder) — .80 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


inafmann, Emil, Kochtsanw., Handelsrechtliche | — dasselbe. 1900 1901. 1. Bd. 2 verm Aufl. sr. 16°, 
Rechtsprechung Nach dem System der Gesetze (VIII. 167 8.) Ebend. 03 geb. in Leinw. 2.50 
bearb. ou. zusammengestellt. 3. Bd, (Enth, Die Recht- | Werner, %., Landricht,, Vorträge üb. das Binnen- 
sprechg. des J. 1902.) gr. 16°. (VII, 599 8.) Han- achiffahrtsrecht. Hrsg. v. der Handelskammer zu 
nover 09 (Helwing) geb. in Leinw.4.— | Magdeburg. er. 8°, (124 8.) Magdeburg 03 (Hein- 

ı  richshofen in Komm) 2.50; geb. 4. — 
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Civilprozess- und Konkursrecht. 


Gottschalk, Max, Dir.. 
kursordnung, f. den prakt, Verkehr erläutert. 2. er- | 
weit. Aufl. er. 8°, (VIII, 46 8.) Berlin 03 (8. Cron- 
bach) 8.—; geb. 6.— | 


Deutsche Reichs-Kon- | Sperl, Dr. Hans, irof., Systematischer Grundris 


der Rechtsquellen, Literatur u. Praxis des österr. 
Zivilprocess- u. Fxekutionsrechtes. 2. umgearb. n 
ergänzte Aufl. gr. 5°, (XII, 298 8.) Wien 05 (Maar: 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Geschäftsordnung f. die königl, sächsischen 
Justizbehörden. Sachregister. gr. 8°. (159 8.) Dres- 
den 0% (C, Heinrich) kart. 1.80 


Gesetz, das, vom 9. U. 1850 üb. die Gebühren v. 
Rechtsgeschäften, Urkunden, Schriften u. Amts- 
bandlungen, m. den seit Beginn seiner Wirksamkeit 
erflossenen, dasselbe abänd , ergänz. od, erläut Ge- 
setzen, Verordngn. u. Erlässen. Vom k.k. Finanz- ; 


ministerium veranlasste Ausg. Lex. &. (XXIII 24 * 
Wien 03 (Hof- u. Stastsdrockerei) 3. 


Sydow, BR., Unterstaatssekr. u. Kommerger.-RB L. 


Busch, Die deutsche Gebührenordnung f. Rech 
anwälte u. das preussische Gebührengesstz vanı 77, 
IX.'16. X. 1889, Unter besond. Berücksicht. der Ent- 
scheiden des Reichsgerichts bhrag ın. Anmerkzn. u 


Patent- und Urheberrecht. 


Kobler, Dr. J., Prof., Das Eigenbild im Recht. 
gr. 8°. (66 8.) Berlin 03 (J. Guttentag) 2.— 
Osterrieth, A., Bemerkungen zum Futwurf e. 


Strafrecht und 


Auer, Dr, Fritz, Der strafrechtliche Notstand u. | Hippel, Dr. Rob. v., Prof., 


das bürgerliche Gesetzbuch. gr. ®#. 
München 03 (C. H. Beck) 


(VL, 40 8.) | 
1. 40 | 


Kostentabellen, 7. verm. Aufl. gr. 16%. 2 &ı 
Berlin 03 (J, Guttentag) 1.8 
Gesetzes betr. das Urhaberrecht an Werken de 
Photograpbie. 89. (110 8.) Berlin 8 .C Ber 
mann) 2— 
Strafprozess. 

Willensfreibei: 


Strafrecht. [Aus: „‚Ztschr. f. d. ges. Strafrechtswie ' 
er. 8, (30 8.) Berlin 63 (J. Guttentag) 


Beling, Dr. Erust, Prof., Württembergische Straf- | Röhr’s, W., Strafgesstzgebung u. Strafverfahren i ia 


geretzgebung. Textausg. m. Anmerkgu. (Mohr’ sche | 
Ausg. württemberg, Gesetze} 1%. ({vIIL m 8) ' 
Tübingen 03 (J. ©. B, Mohr) geb. in Leinw. 1.20 


Endres, Karl, Kriegsger.-R., Militärstrafgesetzbuch 
f. das Deutsche Reich nebst dem Einführungsgesetze, 
Handausg. unter Berücksicht. der Rechtsprechg, des 
Reichsgerichts u. Beichsmilitärgerichte, sowie der 
einschläg. Gesetze, Verordnen. u. Erlasse erläutert. 
8°. (VI, 152 8.) Würzburg 03 (Stahel’s Verl.) 

kart. 2.50 

Goldenweiser, A., Rechtsanwalt, Zurechnung n. | 

strafrechtliche Verantwortlichkeit in positiver Be- 


leuchtung. 2 Vorlesen. gr. $#. (72 8.) — 03 
(R. L. Prager) 
Hafter, Dr. Ernst, Priv.-Doz., Die — u, 


Straffähigkeit der Personenverbände. gr. 5°. (XIV, | 
166 8.) Berlin 0% (J. Springer) 3.— | 


Bezug auf die Zuwiderhandlungen gegen die Zu. 
n. Stener-Gesetze u Anwelsung zur Buchführung ı 
Strafsachen f. die Hauptzoll- n. Haupistrnertuter 
sowio die Steuerämter zu Sigmaringen u. Hechınsa 
Nach amtl Qnellen n. nach dem Stande der newsstss 
Gesetzgobg. vollständige neu bearb. vr. Obergror- 
kontrol. @#. Lehmann. 2., verb. Ansg. der 4. Aut 
gr. &. (XI, 404 8.) Breslau 0% (J. U. Kem) 
geb. in Leine 7% 
Schmidt, Heinr.,, fr. Bankdir., Erfahrungen ss 
dem Prozess „Sanden u. Genossen‘. Zur perwizi 
Rechtfortige. u. zur Beleuchtg. unserer Strafrchr 
pilege. gr. 9. (239 8.) Berlin 03 (A. Dressel) 2- 
Spiess,Landger.-R., Di- Elberfelder Militärbeireiımg> 
prozesse. Erwiderung auf die Angriffe des Dr. ==! 
Pfalz aus Ptisseldorfu. Anderer, Voın Uutersuchung* 
richter in diesen Prozessen, Sp. gr. ®. & 


2 & 
Leipzig 03 (F. A, Berger} l.- 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Bericht üb. die Verwaltung n. den Stand der Ge- 
meinde-Angelegenheiten der Stadt Charlottenburg | 
f. d. Verwaltungsj. 1901. Fol. (VII, 279 8.) Char- | 
lottenburg 02. (C. Ulrich & Co. in Komm.) 3.2 

Bürchner, Herm., Bez.-Tierarzt, Handbüchlein | 
der gesamten Viktualienpolizei. Eine Sammig. der | 
Gesstze üb, den Verkehr m, Nahrungsmitteln ete., 
üb. den Verkehr m. Butter, Käse, Schmalz u. Milch, 
üb. Schlachtvieh- n. Fleischbeschau nebst einschläg. 
Reichsgerichtseutscheidgn. 8°. (176 8.) Landsberg 05 
(G. Verza) 

Fischer, N., Gesetze u. Verordnungen betr, die 
Rechtse- u, Pensionsverhältuisse der Beamten u, 
Lehrer iu. Universitäts- Professoren) in Elsnas- | 
Lothringen u. die Pensionen der Wittwen u. Waisen 
derselben. Nachträge zu der 3. Ausg. 8°. (30 8.) 
Strassburg 03 (Strassburger Druckerei u. Verlags- 
arstalt) — 50 


Gämlich, Rich., Ger.-Sektr., Enteignungsgesetz 
nebst ! KHolmer, Dr. Gust,, 


v1. 1002 
1002, 


f. das Königr. Sachsen vom 24, 
Ausführnungs-Verordnung vom 24. XI. 
Erläutergn., e. Anh. u. e. 
hrag. 8°, (VIII, 167 8.) Dresden 0% (H. Henkler) 
2.20; kart. 

Geerling, Karl F, A., Der Polizei- u. Gen- 
darmeriedienst. Ein Hand- n. Hilfsbuch für Militär- 


Mit 


1.50 | 


susführl. Sachregiater | 


2.50 | 





anwärter, Polizei-Hilfsbeamte, Schntzmänn-r, Fe 
lizeidiener, Polizeibeamte in staatl. u. kommunabr 
Diensten, Gendarmerie-Probisten, interimiet. u d= 
finitiv angestellte Gendarmen. 10. Aufl. gr. * 
(124 8.) Leipzig 03 (F. A. Berger, 

geb, in Leinow. | 


' Hesse, Dr. Herım.,, Kainmerger.-Refer. Giek: = 
e. unmittelbare Reichsangehörigkeit Dies. gr. “” 
(ll, 50 8.) Berlin 08 (W. Süsserott iS 


Hippel, Dr. Walt, v., Reg.-Assesa, Reichs 
üb. die Naturalleistungen f. die bewaffnete Mal 
im Frieden nebst den zugehörigen, in Prrusz 
geltenden Bestimmungen. Text-Ausg. m. Anmerkgn 
u. Sachregister. gr. 16%. (116 S.) Berlin & :i 
Guttentag) geb. in Leine®e. 1> 

Hubrich, Dr. Eduard, Prof., Die Sprachsch“ 
heit in öffentlichen Versammlungen nach pre 
schem Recht. Ein Gutachten zur Polenfrase. ea.» 
(50 8.) Königsberg 0% (Gräfe & Unzer Burhn.) 1 


Parlament n. Verfasug u 
Oesterreich. 2. Bd. 18691873. er. . (KL, u = 
Wien 03 (C. Fromme) 


'Koenigsheim, Geh. Reg.-R, Handbuch f “ 
Gendarmerie u. andere untere Polizeilsgamie # 


Auszug aus den f. die Gendarmerie im Kaug 
Yroatrı 


Sachsen hauptsächlich in Betracht komm. 








mung 
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u. Verorinungn. enth. Nachtrag (abgeschlossen am ! Seidier, Dr. G,, Prof., Lehrbuch der isterreichi- 


1. XII. 1902,) 8°. (47 8.) Dresden 03 (H. Burdach! 


050 | 


Martin, Herm,, RKechtsanw., Das Wahlrecht in 
Deutschland u. das Unrecht in Sachsen. gr. 8°, 
78 8.) Berlin 03 (E, Hofmann & Co.) —,B0 

Noö, Rich.. Reichsverfassung u. Reichstagswahl- 
recht. Was jeder Wähler davon wissen muss. Mit 


Anh.: Statjstik der Reichstagswahlen, Verfassg. u. | 
Wahlrecht in mehreren anderen Staaten. gr. 8°. | 


(51 8.) Freiburg i. B. 0% (F P. Lorenz) 50 
Ordnung, betr. den Anschluss an die Kanalisation 
u. die Erhebung v. Kanslisationsgebühren in der 
Stadt Berlin vom 20/22. IN. 1902. Anh.: Polizei- 
Verordnung betr. die Kanalisirg. der Stadt Berlin 
vom 14. VII. 1874. 12°. (14 8.) Berlin 02 (Polytechn. 
Buchh. A. Seydel) —.25 
Peitz, Rob., Rod., Enteignungsgesetz 1. das 
Königr. Sachsen vom 24. VI. 1902 u. die Ausfüh- 
rungs-Verordnung vom 24. XI. 1902, nebst der 
Eutstehg. des Gesetzes u, Erlänteren. hierzu, sowie 
e. ausführl. Sachregister versehen. 8°, (130 8.) Flöha 
03 (A. Peitz & Sohn) kart. 2. — 
Perels, Dr. Kurt, Priv.-Doz., Das autonome 
Reichstagsrecht. Die Geschäftsordnung. u. die Obser- 
vanz des Reichstages in »ystemat. Darstelle. Mit 
€. Anh. : Die Geschäftsordng. f. den Reichstag in 
krit,. Bearbeitg. gr. Be. (XI, 136 8.) Berlin 03 {E. 8. 
Mittler & Sohn) 8.—; geb. .— 


| Stingl, 


schen Staatsverrechnung. 5., nach dem neuesten 


Stande der Gesetzgeb. bearb. Aufl. gr, 8”, (XI, 
| 240 8.) Wien 03 (A. Hölder) 6. 
Dr. Ed,, Kongregat.-Präs., Das dies- 


rheinische Heimatrecht (Art. 1—28 des bayerischen 
Gesstzes vom 16, IV. 1868 [30,. VI. 1890] üb, Heimat, 
| Verehelichang u, Aufenth-lt) m. Erläuterungen. 
8°, (40 8.) München 03 (J. Lindauer) —.,60 


Stoerk, Dr. Fel,.. Prof., Der Austritt aus dem 
landesherrlichen Hause. gr. 8°, (VIII, 42 8.) Berlin 
03 (O. Häring) 1.50 

— Die wwnatische Thronfolge im Fürstent. Lippe. 
er. 8°. (V, 110 8.) Berlin 03 (Ebenda) 3.— 


Tempel, Dr. M., Obertierarzt Dir. Amtstierarzt, 
Die Fleischbeschau- u. Schlachtvieh-Versicherungs- 
gesetze u. Verordnungen im Königr. Sachsen, 2., 
stark verm, Aufl. 8°, (XV, 490 8.) Leipzig 03 {R. 
C Schmidt & Co.) geb. in Leinw, 4.60 

| Vibrieh, Dr. J., Hofr, Prof., Lehrbuch des öster- 

| reichischen Verwaltungsrechtes, 1. Hälfte, gr. 8°. 

(8. 1— 240.) Wien 03 (Manz) — 


Verwaltnngsberieht der Stadt Nürnberg f. d. 
J. 1900. Mit den Gemeinderechngn. in summar. 
vom Stadtinagistrat. Lex. 80, (XV, 
m. Tab, u. 18 Taf.) Nürnberg 08 (J. 
4. - 





'  Fansg, Urag. 
656 u. 171 8. 
L. Schrag) 


Gewerbe- und Versicherungsrecht., 


Bertenburk’s Führer durch die Gesetze u. Ver- 
oninungen f. die Bergwerksbetriebe im Oberberg- 
amtsbez. Dortmund. 8‘. (255 8. m. 1 Tab.) Gelsen- 
kirchen 03 (C. Bertenburg) geb. in Leinw, 1,50 


Entwurf e. Gesetzes, betr. weitere Abinderungen 
des Krankenversicherungsgesetzes, (Reichstags-Vor- 
lage.)} Beilsge zur Arbeiter-Versorge. 190%. Nr. 7. 
Lex. 8°, {16 8.) Grunewald-Berlin 03 (Verlag der 
Arbeiter Versorger. A. Troschel) 40 

Funke, Ernst, u. Walt, Hering, exped. Se- 
kretäre, Die reichsgesetzliche Arbeiterversicherung 
(Kranken-, Unfall- u. Invalidenversicherung‘. Wer 


ist versichert? — Ansprüche der Versicherten. — 


Verfolgung der Ansprüche. — Kosten des Verfahrens, 


Für die Versicherten dargestellt. 8% (VI, 116 8.) 
Berlin 03 (F. Valılen) —, 50 
Geller, Dr. Leo. Hof- u. Ger.-Adv., Propinations- 
vorschriften f. Galizien. Mit Erläutergn. aus der 
Praxis, 8°. (61 8.) Wien 03 (M. Perles) 
1.-- ; geb. 1.80 
Rosenberger, Gg., Lehr., Was der Handwerker 
vom Gewerberecht wissen muss. 2, verb. Aufl. gr. 160, 
(VII, 95 8.) Würzburg 03 (V. Bauch) —.50 
Rüffer, Dr. Fritz, Das gewerbliche Recht des all- 
gemeinen Landrechts f. die preussischen Staaten 
vom 1. VI. 1794 u. die preussische gewerbliche Ge- 


setzgebung v. 1810 u. 1811. Geschichte — Darstellg. 
— Vergleich. gr. 8%, (XXIT, 527 8.) Tübingen 03 
|  (H. Laupp) ; 8.40 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Assecarranz-Compnsw. Jahrbuch f. Versiche- 
ruıngswesen, hreg. v. Bank - Control, @. J. Wisch- 
niotwsky. 11. Jahrg. 1903. gr. 8%. (XIV, #12 8.) Wien 
(iM. Perles in Komm.) geb. in Leinw. 20.— 


Beer, A., Finanzgeschichtlichs Studien, [Aus: 
„Sitzungsber. d. k. Akad. d. Wiss‘) gr. 8%. (728): 
Wien 03 (C. Gerold’s Sohn in Komm.) 1,70 


Bericht üb Handel u. Industrie v. Berlin, nebst 
#. Uebersicht üb. die Wirksamkeit des Aeltesten- 
Kollegiums im J. 1902, erstattet v. den Aeltesten 
der Kaufmannschaft v. Berlin. 1. Thl. Fol. (IV, 
105 5.) Berlin 03 (Puttkammer & Mühlbrecht) 2,50 

sernhard,. Geo.. Geld u. Credit, Ein Ratgeber 
in allen Geld-, Geschäfts- u. Hypotheken-Angslegen- 
heiten. ®°. (131 8.) Berlin 03 (Ullstein & Co.) 


u. ihrer Vorschriften üb. den Geschäftsverkehr zur 


Orientierg. f. das Publikum, insbesondere f. die m. | 


der Bank im Verkehr steh. Personen, Firmen, In- 
“titute u. Behörden, nebst e, Anh: Die Formulare 
der Beichsbank u. ihre Verwendg. (Dr. Ludw. Hn- 
berti’s moderne kanfmänn. Bibliothek.) gr. 8". (VIII, 
106 8.) Leipzig 03 (Dr. L. Huberti) geb. in Leinw. 2.75 
Iinxnmo, Eduard, Minist.-Viresskr., Die Recht- 
«prechung des Verwaltungsgerichtsho.es anf dem 
Gebiete des Gesetzes vom 25. X. 1806, R.G.Bl. Nr, 220 
betr. die directen Personalsteuern seit Beginn der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes, das int welt dem J. 
1598 bis einschliesslich 1901. IL. Thl. des Kommen- 


geb. in Leinw. 1.— 

iöttger, Frz., Barkkass,, Was der Kaufmann im | 
Verkehr m. der Reichsbank wissen muss. Kurz- | 
gefaaste Erläutergn, der Einrichten. der Reichsbank | 


tars zum Gesetze vom 25. X. 1846, R.G.Bl. Nr. 220, 
betr. die direeten Personalsteuern, vw. Eduard Bumo 
u. Dr. Emil Widmer. gr. 8%. (XV, 240 8.) Wien 02 
IM. Breitenstein) 4.20 
Eberstadt, Dr. Rad, Priv.-Doz, Rheinische 
Wohnverhältniase u, ihre Bedentung f. das Wohnung»- 
ı  wesenin Deutschland. Nebst 17 Grundrissen deutscher 
Kleinwohnungsegebäude, gr, 8°. (VIL 114 8.) Jena 
03 (G, Fischer) 3. ⸗ 
Ernst, H,, Die direkten Staatsstenern des Kantons 
Zärich im 19. Jabrh gr. 8%. ıV, 279 8.) Winter- 
thur 03 (Geschwister Ziegler) 3.50 


;Farenheid-Beynnlnen, H, v., Ein Mahnwort 
' zur Reform des Einkommensteuer - Gesetzes vom 
24. VL 1891 unter Berücksicht. der $$ 4 u. 54 der 
Schulerdnung f, die östlichen Prozinzen vom 11. XIL. 
1345. gr. 8%. (32 8.) Berlin 08 (Puttkammer & 
Mühlbrecht) —,60 
'Fluisten, G. van, Priv.-Beamt., Die staatliche 
,  Pensionsversicherung der Privatbeamten, e. Beitrag 
ı zur Fürderg. der Interessen der Ingenieure, Tech- 
'  niker, Handlungsgehilfen, Werkweister, Journalisten, 





Anwaltsgehilfen, land- und forstwirtschaftl. Ver- 
waltungsabeamten etc. gr. 8°. (39 8.) Berlin 0% 
(Gerdes & Hödel) — 40 


Forschungen, staats- u. socialwissenschaftliche, 
hreg. v. trust, Schmoller. XXI. Bd. 5. Heft. (Der 
ganzen Reihe M. Heft.) gr. 8°. Leipzig 0% (Duncker 
& Humblot.) 

5. Westphal, Mar, Die deutsch-spanischen Handels- 
beziehungen. {V, 888) 2— 
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Horn, Geo., Reichst.-Abg., Die Geschichte der ' Rantz, Dr, Frxz., Rechtsanw. Not., Ertendih 
Glasindustrie n. ihrer Arbeiter. Soziale Studie, aus setzes betr. «die Sicherung der Baugläubiger. g* 
bistor, u. authent. Quellen dargestellt, 8°, (VIII, | (32 8.) Berlin 03 (Deutscher Verlag) 7 
368 8.) Stuttgart 03 (J. H. W. Dietz Nachf.) ‚Bottenbarg, Dr. F, v., Die Kartellns a 

8.—; geb. in Leinw. 6.— Theorie u. Praxis. Ein offener Brief an Hm. Ima® 

Jüxer, Dr. Eag.. Abg.. Die Wohnunesfrag«. 2. zienrat Julius Vorster, Mitzlied des Hause: der u 
(Schluss-)Bd. gr. 89. (VII, 322 8.) Berlin 03 (Ger- geordneten. gr. 8%. (X, 59 3.) Leipzig IB (Dune 
mania) 5.— & Humblot) 18 

Jahresbericht, 3, des Arbeiter - Sekretariates Schwarz, O..n.Dr. G, Strutz, Geh, Ob.Fist 
Nürnberg, nebst Berichten üb. die Gewerkschafts- | räthe vortr. Räthe, Der Stastahsushalt u. die fie 
organisationen, Lohnkämpfe, das Gewerberericht u. | Preussens, II. Bd. 3. Lfg. er. &#. Berlin (J. Gute 


sozialist. Monographien etc, Geschäftsj. 1902, er. 8* Il. Schwarz, O,, Geh. Ob. -Finanzr. vorttat bil 
(Il, 80 8. m. 1 Tab.) Nürnberg (Egidienplatz 22) 03 Die Zuschussverwaltungen. 3. Lig. W Ent 
(Arbeiter-Sekretariat) — 50 Handels- u. Gewerbeverwaltz. V. Bruch Bu 

Keller, Dr. Frz.. Die Verschuldung des Hochstifts verwaltung. (XIII, 8. 995—1273 u. 219-238) @ 
Konstanz im 14.u 15. Jahr. Eine inanzgeschichtl. 10.—; geb. 12.— 


Studie. Nach archival, Quellen bearb. |Aus: „Frei- | Sombart, Werner, Die deutsche Volkswirt 
burger Diözesan-Archiv‘‘.) gr. ®, (Vo, 104 8.) im 19, Jahrh. 1-5. Taus. gr. 8". {XKVIL aus 
Freiburg i /B. 03 (Herder) 2,— Berlin 04 (G. Bondi) 10 —; geb. in Halbfr. |! 
Knappe, Dr. Otto, Die Bilanzen der Aktien-Ge- | Stefan, Eınil. Ein Viertel-Jahrhundert Vest 
sellschuften vom Standpunkte der Buchhaltung, rungewssen in Osesterreich-Ungarn. Eine Dar; 
Rechtswissenschaft u. der Stenergesstze. Für die der Entwicklg. des Versicherungsgeschäfts sur 
gericht. n. geschäftl. Praxis bearb, gr. 8°. {VIIL Branchen von 1875 —11%00, Mit 50 färb. Dissruı 
122 8.) Hannover 03 (C. Meyer) 3.50; geb. 4,— schmal Lex. So. (III, 128. Text.) Wien 03 (G Prost 
Komeorzyn«ki,Dr. Joh, v.. Prof., Die national-, & Berndt) 
ökonomische Lehre vom Credit. gr. 8. (XXXIX 5238) | Taschennusgabe, Manz'sche, dur öntsunkhteie 





Innsbruck 03 (Wagner) 8.80 | Gesetze. 22. Bd. III. Abtig. 12°. Wien (Man 
Kuefstein,. Frr.. Graf, Eine neue Entwicklungs 22. [II. Bernatzky, Edm., Minist.-R, DD. S5w-2 | 
stufe der Volkewirtschaft. Nach dem Makr. des in | Adf. Carmine u Minist.-Sekr. Loop. Jens, bewn 
der 1Leo-Gesellschaft geh. Vortrages im Jänner 19%. | u. Verordnungen über die Bierbestewnm | 
er. 8%, (V, 41 8.) Wien 0% (Manzı 1.-— umgearb, u, ver. Aufl. (XXVL 385 8. m. 117£ 
Lnsensky, F.. Geh. Ob.-Reg.-R. vortr. Rat, Der | 08, 6.—; geb. 7.— | 
zollfreie Veredlungsverkehr. gr. 9. (VI 218 8) Tsebierschky, Dr. 8., Kartell un. Trust. ie | 
Berlin 03 (0. Häring 6. gleichende Untersuchgn. bb. deren Wesen n. Blu: 
Möhl,Dr. Frdr. Karl, | ie Vorlänfer der heutigen gr. 8%, (IV, 129 8.5 Göttingen 03 (Vandenloti | 
Organisation der öffentl. Armenpflege in München Ruprecht‘ iv u 


insbesondere: Das Armeninstitut des Grafen Rum- Unger, Thdr., Baur. Kommt die Wohnen" 
ford. gr, V. (58 8) Bamberg 05 «Handels-Druckerei Die Wohnungsfrage in grossen Städten als Fule + 
un. Verlagsh.) 3.— Bodenwuchers, des Beleihungs- u. Schätzunge= | 

Nanımann, Fr. u H. v. Gerlach, Fleisch- Auf Grund der Wohnuugsstatistik der Stadt Hs 
not u. agrarische Gefahr. Vortrüge u. Debatte. nover besprochen. gr. 9. (UL, 8 m 114 
gr. 5. 124 8) Berlin-Schöneberg 02 (Verlag Jder | Hannover 02 (Berenberg) ! 


„Hilfe'') —.20 | Wettstein. Dr. Geo,, Das Kassenschraakts.: 
No#, Rich,, Was muss man in Baden v. d. Steuer- Geschäft (Coflre- Fort). gr. #. (IH, 18 u K-» 
gesetzen wissen? Die wichtigsten Bestimmen. über | Bern 03 (A. »rancke in Komm.) 2 
Abgaben an Staat, Reich, Gemeinde u. Kirche, nchst | Zeitirneen, volkswirthschaftliche. Vorträse ın: 
e. Anleitg.: Wie reklamiere ich? 2,, verb, u. verm Abbandlen,, hrag.v.d volkswirthschaftl.Gelleh« 
Aufl. gr. 8°. (648.) Freibursi. Br.03 {F, P. Lorenz) 1.— in Berlin. 194. Heft. 25. Jahrg. 2. Heft — 
Ossiernetzer, Alfı., Die Aufoahme der Bar- | berlin (L. Simton.) 
zahlungen in Ossterreich-Ungarn. Vortrag. 8°. (468.) | 2, Kurzynski, Dr. R., Die Einwanderung 
Wien 0% (Volkswirtschafti. Verlag, A. Dorn) — 70 u. die Bevölkerungsfrage der Verrinigten as 
Popert, Dr, H, W., Landrichter, Hambarg u. der | v. Amerika. (35 8.) 03. 1.— 


Alkohol, gr. 4%, (89 8.) Hamburg 03 (L. Gräfe) 2 — | 


Statistik. 


Beiträge zur Statistik der Stadt Frankfart am Main. 1. Böhmert, Dr Wilä., Beiträge zur msn 
Nene Folge. Im Auftrage des Magistrats hrag. durch Wohnungsstatistik. (23 8.) 
das statist. Amt. 5. Hft. Lex. 85°. Frankfurt aM. 0% | Reinner, Dr. Wilh., Die Einwohnerzabl deutsch 
(J. D, Sauerländer in Komm.) Städte in frühsren Jahrhunderten m. beeini >> 
5. Bleicher, Dr. H., Dir.. Die Schülerzählung vom rticksichtirung Lübescks. gr- ®. (VIIL 152 8.; Jess = 
30. XI. 1900. Mit e. graph. Taf, (II, 38 u. CXI S. (G, Fischer) 4 
2.50, 


Sitzung«-Protokotlle des ständigen Arbeait'« 


» r 
Hartleben’s, A., statistische Tabelle üb. alle rathen. 1901. (810. — 


—— er Jaurg. 100,5 mal 70,5 em) watist. Amt. Lex. 8%. (VII, VI, 169 81 Wis 
— kleines statistisches Taschenbuch üb. alle Länder (Hof- u, Siaatsdruckerei) — 
der Frde. 10. Jahrg. 190%. Nach den neuesten An- Statistik des Deutschen Reichs. Hrsg. vom as" 
gaben bearb. v. Prof, Dr. Frair. Umlauft, 16. (IV. statist. Amt. Neue Folge, 144. Bd., 1. u. 2 amt 


104 8.) Ebd, geh. in Leinw. 1.50 Imp. 4%. Berlin 08 (Puttkammer & Mühlbrecht 
Jahrbuch, statistisches, des k. k. Ackorban-Mini- 144. Seeschiffahrt, die, im J. 1%. 1. Abth > 
steriums f. 1901. II. Heft. 2. Lig. gr. &. Wien 02 stand der deutschen Seeschiffe (Kaufahrteischi® 
(Hof- u. Stastsdruckerei). — Schiffsunfälle an der deutschen Küste, — Fr 
II. Der Bergwerksbetrieb Österreichs im J. 1901. unglückungen deutscher Seeschiffe, (It, 175 5 »4 = 
2. 1fg. Bergwerksvorhältnisse (m. Ausnahme der — 2. Dasselbe. 2, Abtl : Seeverk-hr in des De 
Bergwerksproduktion). Naphthastatistik. Schlag- schen Hafenplätzen. — Seereisen doutscher SU 
wetterstatistik, (296 8.1 1.—. (VIII, 144 u. 132 8.) 4.—. 
- ungarischer, statistischer. Neue Folge. IX. 1001. — preuswische. (Amtlicher Quellsawerk) Eng ® 
Im Anftrage des kön. ungar. Handelsministers verf. zwanglosen Heften vom königl. statiet. Burst ® 
u. hrag. dnrch das kön. ung. statist. Zentralamt. Berlin. 179. Heft. Imp. 4°. Berlin (6 ı Verlag dw 
Amtliche Übersetzg. aus dem ungar. Orizinale. k. statist. Bureaus.) 
Lex. 8%. (XIX, 442 8.) Budapest 02 (F. Kiliän’s 179. Sterblichkeit, die, nach Tonlesursacten E 
Nachf.) geb. in Leinw. 5.— Altersklassen der Gestorbenen, wowie die kih 
Mitteilungen des bremischen statistischen Amts | morde u. die tödtlichen Verunglückunge 
im J. 1903, Nr. 1. Lex. 8%. Bremen (G. A. v. Haleım) preussischen Staate während des F. 1901. M: 
—. 79 {1V, XXIV, 268 8.) b.- 


— 
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a, Dr. Wilh.. Prof, Über die Quellen der statist. Bursan. XII. Prov. Rheinland. gr. 8», (V, 
delsstatistik im Mittelalter. [Aus „Abhandlign. | 151 8.) Berlin03 (Verlaz des k. statist. Bureaus) 2.20 
‚drpreuss. Akad. d. Wiss, Anh.‘ gr. 4. (55 8)| Wien im Lichte der Zahlen. 5%. «12 farb. Taf, in 
Berlin 8 (G. Reimer in Komm.) 2.50 | 4*., 1 farb. Plan 74 mal 62cm, } farb. Karte 74 mal 
Viehstand«- u. Obatbnumlexikon vom J. 52 cm n. XIV 8, Text.) Wien 03 (G. Freytag & 

1900 f. den preussischen Staat. Bearb. vom königl. , Berndt) kart, 2.50 


Politik. 


Bismarck, des Fürsten, politische Reden. Historisch- | Lehrstuhl, der, der Nationalökonomie an der 
krit. Gesamumtauag., besorgt v. Horst Kohl. 2.Bd.' Universiät Giessen vor der zweiten hessischen Kam- 
Die Reden des Ministerpräsidenten vr, Bismarck- mer. Stenogramm der Kammerverhandlgn. vom 
Schönbansen im preuss, Landtage 1562-1885. 2. Aufl. 27. UI. 1903. gr. #. (II, 16 8.) Giessen 09 (J. Ricker) 






gr. 59. (XXVIO, 450 8.) Stuttgart 03 (J. G. Cotta — 60 
NXacht.) 8.— ; geb. in Halbfrz. 10. Marx, Carl, gr. 40. (88. m. Bildnis u. 1 farb. 
Gurlitt, Dr. Laudw., Gymn.-Oberlehr.: Der Taf.) Wien 03 (Wiener Yolksbuchh.) —,20 


Deutsche u. sein Vaterland. Politisch-pädagog. Be- 
trachtgn. e. Modernen. 6. Aufl, gr. &. (VIII, 145 8.) 
Berlin 03 (Wiegandt & Grieben) 1.0; geb. 2.25 
Inuniefl, A. A., Der Sozialiamus u. das öffentliche 
Leben, Aus dem Russ. gr. 8%, (VII, 608 8.) Stutt- 
gart 08 (J. H. W. Dietz Nachf, ) 8. ⸗ 


Pinkus, Lazar Fel., Dis moderne Judenfrage. 
Von den Grundlagen der jüd. Wirtschaftsgeschichte 
u. des Zionismus. gr. 9. (48 8.) Breslau (3 (W. 
Koebner) 1.— 

Roosevelt, Theodore, Pris,, Amerikanismus. 
Schriften u. Reden. Ins Deutsche übertr. u. m. e. 

Knnisky, Karl, Das Erfurter Programm, in Vorwort versehen v. Dr. Paul Rachl, gr. 80. mn) 
“inem grundsätzlichen Theil erläutert. Uebers. Leipzig 03 (H. Seemann Nachf.) 1.- 
—* dem Deutschen. „(In — Sprache.) Br. 8. Sehilemann, Dr. Th., Prof., Deutschlaud n. die 
(IV, 120 8.) Stuttgart 0% (J. H.W. Dietz Nachf.) 2.40 oase Politik anno 1902. (2. Ba. ) gr. #. (466 8.) 

Kietz, Dr. @eo. M., Üeterum censeo. Zur Ein- 2* 03 (G. Reimer) 8.—: geb. .— 


fübrg. in die Polenfrage. gr. 8. (75 8.) a. 02 Treu zum Centrum! Ein Mahnwort an die kathol. 


(Historisch-polit. Verlag) » r . — * 2 
Köhler, Herm., Landwirtschaft u. Sozisldemo- a de (E gr sun Ir. m. 
— ee er Ei Sr | Vernichtang, die, der Sozialdemokratie durch 
1; — + Ri : 2 den Gelehrten dea Centralverbandes deutscher In- 
Die Wandign. den wissenschafti. Bozialleraus n. ihre dustrieller. Eins Antwort. Hrsg. im Auftrag des 
- —— — — = * 1. er 8. Parteivorstandes der deutschen Sozialdemokratie 
pzig ‘ — 1.50: Est: — (vr. Kuutsky). gr. 89. (48 8.) Berlin 03 (Buchh. Vor- 


n r Arts) —20 
Korn, Arth., Schriftleit., Die Deutschenverfolgung | 4). . 
in Ungarn. Zur Aufklärg. des deutschen Volkes | V nenn, Ds Aukaben Aer Ostmarken. gr. 59. (65 5.) 
geschrieben. gr. 8°, (92 8} München 0% (J. F. | ng 
Lehmann's Verlag) 1.20 | Wahrmund, Dr. Ladw., Prof.. Das deutsche 


Labres, Rud, v., Linienachiffs Kapit.d. R., Politik | Reich u, die kommenden Papstwahlen. Zeitgemässe 
u. Seekrieg. gr. 8%. (XV1,363 8.) Berlin 03 (E. 8. Betrachten. f. weitere Kreise, gr. 9°. (36 8.) Frank- 


Mittler & Sohn) 7.—; geb. 8.50 furt «. M. 03 (Neuer Frankfurter Verlag) —,50 
Varia. 

tecker, Hans, Ger -Assnas,, Vereinigtes Sach- v Reichst.-Abg Dr. Alb. Südekum, gr. *. (36 8.) 

regisier zu dem Bundes- bezw. Reichs-Gesetzblatt | Würzburg 03 (F. Freudenberger) —.60 


sowie zu dem Centralblatt f das Deutsche Reich Katalox der Bibliothek des kaiserl. Patentamtes. 
von 1891 bis 1902 inkl. 1. Fortaetzg. als 2. TI. (II, 2. Nachtrag, gr. 8. (VII u. 8. 77-190.) Berlin 02 
1408.) gr.8" Mainz 08 (J, Diemer) 3.20 {W. H. Kühl) 3.20 
Ieer. Fran 8. de, Das Verschleierungssystem u. die Kniene, Dr., Die Kasaenarztfrage u. das öffentliche 
Prostitution. 5°. (85 8.) Leipzig 03 (Verlag der Gesundheitswesen in Beziehung zu der sozialpoli- 


„Frauen-Rundschau‘) — ‚50 tischen Gesetzgebung. gr. #. (74 8.) Grunewald- 
Hermer, Dr. N., Prof, Rubland, Köhler-Lang=- Berlin 03 (Verlag der Arbeiter-Versorgg. A. Troschel) 
dorf & Co. Eine Streitschrift. gr. 8%. (54 8.) Giessen 1.20 
63 /J. Bicker) 1.- Meyer, Herm., Geh. Justizr. Oberlandesger.-R., 


re, Ruth, Das Recht auf die Mutterschaft, e Aus iwneiner Kuriosen - Sammlung. gr. >». (83 8.) 
Forderg. zur Bekämpfg, der Prostitution, der Franen- Hannover 03 (Helwıng) 2. ⸗ 
a, Geschlechtekrankheiten. 8°, (84 8.) Leipzig 03 Mählbrecht, Otto, Vebersicht der gesammten 
(Verlag der ‚Frauen-Rundschan‘) —.75 staat“ u. rechtswissenschaftlichen Litterstur des 
ieterich,Dr.Kart,Dir,, Was ist feuergefährlich ? J. 1002. 35 Jahrg. (Buch-Ausg. d. allg. Bibliographie 
Sach e. Vortrage. 8°. (15 8.) München 0% (Ph, L. f. Staats: u. Rechtswissenschaften.) gr. 8". (XXXIL 
Jung) —,50. 276 5.) Berlin 03 (Pnttkammer & Mühlbrecht} 7,— 
lugsechriften, abolitionistische, 3. Heft. gr, 8°. | Philippi, @., Gutsbes. Oberleutn. d. L., Der 
Dresden (-A., Eliasstr. 22} 02 (Frau Katharina Zusammenhang unserer Regierung m. der göttlichen 


Scheven) —,30 Führung. Eine Betrachtg. aus dem Leben, die auch 
3. Pappritz, A., Die gesundheitlichen Gefahren | v, der Weiterentwicklg. der Religion spricht. gr. 8”. 
der Prostitution. (20 8.) {11 8.) Leipzig 03 (R.C. Schmidt & Co.) — 80 


rendentheil, Dr. @. W,, Canzlei-Prokur., Zur | Thal, Max, Mutterrecht, Frauenfrage u. Welt- 
Geschichte des Advokatanstandes des Königr. Han- anschauung. gr. 8°. (XIV, 1708.) Breslau 03 (Schles. 


nover bis zum J. 1837. Mitgeteilt v. Justizr, Dr. Buchdruckerei usw.) 2.50; geb. 3.50 
Ar. W. C. Freudentheil. gr. 8*. (47 8.) Stade 08 Verzeichuin der kaiserl. deutschen Konsulate. 
A. Pockwitz) 1.— Fehr, 190%, Answärtiges Amt des Dentschen Reichs. 
ried, Rud,., Katechismus des Sanitäts-Wosena bei gr. 4°. (66 8.) Berlin (E. 8. Mittler & Sohn) 1.25 
len Feuerwehren. Ill. vollständig umgearbeitete : — ne. Konsuln im Deutschen Reich. Febr. 1903. 
Auflage. 8, (64 8. m. Abbildgn.) München 03 | (39 8.) Ebd. —.,50 
Pb. L. Jung) kart, 1.— |zepier, Dr. &., Ueber d. Notwendigkeit e Kranken- 


nnadbuchf. Frauenbiklungu.Frauenberuf, Führer Unterstützung f. Frostituirte u. einige andere Muss- 
turch die Anstalten u. Einrichtgn. zur Ausbildg. nahmen z. Bekimpfung der Geschlechtskrankheiten. 
on Mädchen u. Frauen in Berlin. 2. Aufl, gr. 8®, Flir e. weiteren Leserkreis umgearb. u. verm. Sonder- 
VLI. 888.) Berlin 0% (€. Habel) kart. 1.20 abdr, ans „Medicein. Reform‘. gr. $%. {32 8.) 
ur®s, Jean, Abg.-Kammer-Vicı präs. Frankreich Berlin 03 (OÖ. Coblentz) —,60 
i. Deutschland. Eine Rede f. den Frieden. Usbers. 
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J. Schweißer Derlag (Arthur Sellier) münd en 
Alfeld, Dr. Ph. 


ord. Profeſſor an der Umiverfität Erlangen 


Die Strafgejeßgebung 


des Deutichen Reichs. 


Sammlung aller Reichsgeſetze ſtrafrechtlichen und ftrafprozefjualen 
Inhalts mit einem Gejamtregifter. 


Für den afademiihen Gebraud und die Praris. 


Der ſoeben erichienene Nachtragsband enthält 27 nah Abſchluß des Haupt: 
werfes neu erlafiene oder abgeänderte Strafgeſetze. 


Preis des Nachtrages 8° (IV, 428 ©.) In Halbleinen geb. Mt. 4.— 


Das fomplete Wert 5° (XI, 1349 ©.) enthält 12 Geſetze und toitet in Pre 
franz geb. Mf. 11.50 


Aus Urteilen der PBreiie 
Hochſchulnachti ten. 1901. 


emerkt, daß die vorliegende Sammluna einen weiteren Beweis dafür bietet, 
dak der ER je Gebiete des Strafredhts allfeltia als kompetent anerfannte RBerfafier ein be 
fonderes Seihid für die Zufammenitelluna praftiiher Ausgaben bat. Gerade bei den praftiichen 
Uebungen bat fi das Bedürfnis nach einer wie der vorlienenden Sammlung oft füblbar ger 
madt, da bier ein Ueberareifen von einer Materie in die andere fortwährend ftattfindet. Dem 
ft nun durch die Allfeld'ſche Ausgabe vollfommen abgebolfen. 


Badiſche Rechtopraxi⸗ 1900. Nr. 24 v. 24. XI. 
. Um fo verbdienftlicher und wertvoller iſt es, in einem Bande alles zur Hand zu 
haben was das weite Gebiet des deutfchen Strafrecdhts aufmeift. 
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3. Schweißer Verlag (Arthur deler) Münden 





Groß, Dr. Hans, 0. d. Profeflor des Strafrechts an der Deutjchen 
Univerfität Prag. 


Die Erforſchung des Sachverhalts 


ftrafbarer Sandlungen. Ein Leitfaden für Beamte des Polizei: 
und Sicherheitödienftes des Deutichen Reiche. 


Zweite Auflage. ar. 8°. (VII, 194 ©.) in Ganzleinen geb. Mt. 2,50. 


Blätter f. adminiftrative Praxis, Bd. LII. S. 407. 


Der BVerfafier will dem Anfänger das, was dieſer jonft in mühſamer Meife teils aus fremden 
Mitteilungen. tell aus eigener Erfabrung „und nicht zum wenigiten aus verdriehliden und 
gefäbrdenden eigenen Feblern* nad und nad lernen müßte, in bequemer und überfichtlicher Weife 
zufammengeitellt darbieten. 


Das bayer. Staatäminifterium des Innern bat das Buch für die Gendarmeriefhule und die 
Gendarmeriehtationen, für die Mündener Sicherbeitsfommijfäre und Schusmannidaftsftationen 
angeihaff. Da dasjelbe auch für die Juſtizbebörden angeſchafft wurde, fo fünnen lestere den 
Vollzeiorganen im einzelnen Falle die erforderlihben Hinmweije aufommen laffen. Es wäre zu 
wünfden, daß auch die Stadtverwaltungen ihre Vollzelmannſchaften mit diefem lebrreichen und 
äußerft billigen Buche verjeben würden. Ober⸗Regler.⸗Rat Dr. Englert. 


Als beſte Anertennung jeiner vorzüglichen praktiſchen Brauchbarkeit tft die 
offizielle Einführung anzujehen, die es bereits in folgenden deutihen Bundes- 
jtaaten gefunden hat: Baden, Bayern, Braunjchweig, Bremen, Goburg :Gotha, 
Elia : Lothringen, Lippe, Medlenburg - Schwerin, Reuß j. 2, Sachjen : Meiningen, 
Sahjen- Weimar, Schaumburg : Lippe, Walde - Pyrmont, Württemberg. Das Kal. 
Sächſiſche Stantsminijterium des Innern bat durch Verordnung dv. 18. VIII. 1902 
die Anſchaffung angelegentlichſt empfohlen. 

BZahlreihe fommunale Polizeibehörden bezogen das Bud für ihre jämt- 
lihen Beamten. 


Wochinger, K.,. Landgerichtsſekretär. 


Die Prozeßgebühren-Geſetze für das 


Deutſche Reich in der Neutextierung vom 20. Mai 1898, umfaſſend: 
Das Gerichtsfoitengeiet, die Gebührenordnung für Zengen und 
Sachverſtändige, Die Gebührenordnung für Gerichtövollzicher, Die 
Gebührenordnung für NRechtöanwälte. Handausgabe mit Erläuterungen, 


Sy x 
. 


Tabellen und ausführlihem Sadregiiter. 8°. (5 ©.) In Ganzleinen 
gebd. ME. 4.20. 


Im Juftizminifterialblatt für das Königreich Bayern vom 20. Mai 1899 empfohlen. 


Zeitſchrift für Vollſtreckungsrecht 1899. Nr. 20. 


. ... Literatur, Rechtſprechung und die vorberrfchende Gerichtäpraris baben in dem vielfach 
reihbaltig dargebotenen Auslegungsmaterial forgfältige Berüdfihtigung gefunden. Das empfeblenss 
werte Bub wird im AZufammenbalte mit den überſichtlich anaelegten Tabellen nidt blog dem 
Praktifer, welder ih von amtswegen mit der bier bebandelten Materie befaffen muß, jondern 
au jedem Anderen, der ſich in der Gebührengeſetzgebung orientieren will, als nützliches Nach 
ſchlagewert ſich erweiſen und vortreffliche Dienfte leiften. Die Ausitattung iſt überaus geblegen 
und geidmadvoll und der Preis in Anbetracht deifen außerordentlich mäßig. 
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Smith Premier 


Schreibmaschine 





Grand Prix Paris 1900. 


Kgl. bayer. 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 












Referenzen Behörden, 









Vertreter in grösseren 
Städten gesucht, 













So lange der Vorrat reicht: 


Bismarck 






und der 
Staat 
ale, 


W.HDamzen. 
Preis: 2 Mark. 
Verlag von (0, Lehmann, Halle-S. 








„Association Berliner Schneider" 
Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 


Amtstrachten 
für 





Professoren u. Justizbeamte, 
Robe und Barett: 


Für Richter und Rochtsanwälte von 2-45 3 

Für Gerichtsschreiber £ .» B-3 

Einzelne Baretts . . ob 4—6 
bei freier — 


gmith Premier Typewriter Co. 


Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 











€. 5. Bed’ihe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in München. 


Mit Erfcheinen der 4. (Schlußs)Lieferung wird foeßen vonftändig: 


Kommentar zur Givilprozehordnung. 


Von Dr. Lothar Seuffert, o. 5. Prof. in Münden. 
8. völlig neu bearbeitete Auflage. 2 Bände. auf. 99 Bog. ar. 8. Geh. 32 ME; in 2Halbfranzbdn, 36 Mt. 








Zernere Neuigkeiten: 
Dr. Fri Aner: Der ftrafrehtlihe Notitand und das BGB. Gekrönte Preisicrift. 


3 Bug. gr. 8”. Geb. 1 ME, 40 Ba 
Dr. Fritz Berolzheimer: Rechtsphilosophische Studien. 11 Bogen. gr. # 


Geb. 4 Mk 50 Pfg. 
Dr. August Köhler, Privatdoz-nt in München: 
7 Dog. gr. 3”. Geh. 2 Mk. 

Dr. Fri Noppmann: Die Strafbarteit der Teilnahme von Zivilperionen 
an rein militäriichen Deliften unter befonderer Berückſichtig ung der Teilnadme 
bon Nihtbeamten an reinen WUıntsdeliften. 4’ Bog. ar. 8%, Geb. 2 ME. 

Dr. Robert von Yandmann: NKNommentar zur Gewerbeordnung für das 


Reformfragen des Strafrechts. 


Deutidhe Neid. 4. Auflage, bearb. von Dr. Guftav Rohmer. vo — Binden. Eriter 
Band (SS 1—104 a). 47 Bug. ar. 90. web. 11 ME; ach. 12 ME, 


S. Merzbamher, Iuftiscat und Rechtsanwalt: Geieß, betr. die Anfechtung von 
Nehtshandinngen eines Schuldners ankerhalb Des Stonfurever: 
ahrens. mit Erläuterungen, 6 Bon. fl. ®. Roter Lwbd. 1 ME. 20 Bin. 

Sammlung von Reichsſgeſehen nnd Berordunungen ſtaats uud vers 


waltungsrechtlihen Inhalts. Tertausgabe mit Sachtegiſter. 4 Bog. MI. @. 


Roter Lwbd. 3 ME. 
Diefe Sammlung umfaht 47 Nummern, für deren, bon einem Univerfitätsichrer beforgte Aus+ 
wabı die Bedürfnitie des alademifchen Unterrichts und der Braris maßgebend waren. 





Die Haftpflichtversicherung. Ihre Geschichte, wirtschaftliche Be- 
deutung und Technik insbesondere in Deutschland. Von Dr. jur. et phil. 
Alfred Manes. M. 7.20, geb. M. 8.20. 


Die Bereicherungsansprüche und der Mangel des „rechtlichen 
Grundes“. Ein Beitrag zur Kenntnis des neuen Rechts. Von Dr. jur. et 
phil. Erich Jung, Professor in Giessen. M. 4.40. 


“eschichte des Sozialismns und Kommaunismas von Plato bis 


zurGegenwart. 1. Teil. Von Dr. &g. Adler, Professor in Kiel. M. 8.—, geb. M. 10.—. 


Das Verkehrswesen. Von Dr.R. van der Borght, Geh. Regierungsrat in 
Berlin. M. 12.50, geb. M. 14.50. 
Handel und Handelspolitik. Von Dr.R. van der Borght, (eh. Re- 
gierungsrat in Berlin. M. 17.50, geb. M. 19.50. 
Konkursrecht und Konknursverfahren auf der Grundlage des vom 
1. Januar 1900 ab geltenden Rechts. Von Eckart Freiherrn von Aufsess. 


M. 3.80, geb. M. 4.80. 
Compensation nnd Aufreehnung. Ein Beitrag zur Lehre des deutschen 


bürgerlichen Rechts. Von Dr. Heinrich Siber, Professor in Erlangen. M. 3.80. 


Die schuldhafte Handlang und ihre Arten im Strafrecht. Von Dr. Max 
Ernst Mayer, Privatdozent in Strassburg. M. 6.—. 


U 


Verlag von Duncker & Humblot, Leipzig. 











Soeben erschien: 


Internationales Privatrecht. 


Von 
Ernst Zitelmann, 


Professor an der Universität Bonn. 
Zweiter Band, zweites Stück. 


(Bogen 20 bis 38, Sachen- und Obligationenrecht enth.) 


cr 


&> Preis 6.40 Mk. -o 
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— Soeben beginnt zu erscheinen: — 
ET "ana Yrmanrın auriage 
1 Grosses Konversations- 
Ein Nachschlagewerk des L exik 0 n. 


allgemeinen Wissens, 
20 Bände in Halbleder gebunden zu je 10 Mark. 
Prospekte und Probehefte liefert jede Buchhandlung. 
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1.000 


1100 Tateln 





I Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wie. 


Fe 
side | 


AN AMMONO se 


f 


f  Ichralmaschine 


Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 











Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 


F.Schrey. Berlins.vwıg. 
Wien]. Hamburg, 





Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldtüllteder. 


Gratis und franko 


verjenden wir 


an alle Interefienten das fnftematifhe Gefamtregifter zu den 
35 Jahrgängen 1868 bis 1902 der Annalen des Deutjchen Reichs 
für Öeiekaebuna, Verwaltung und Dolkswirtichaft 













daeſelbe gibt einen Einbltt in den ungebeuren Reichtum der „Annalen“ 
an Abbandlungen aus weiten Gebieten der Rechts: und Staatewiſſe n ſcha flen. 
de: Flnanz⸗ und Volkswirtſchaft, des Berkebte— und Eiſenbabnweſens, der 
gefamten Verſicherungewiſſenſchaft ıc. 20. deſſen Größe und Bedeutſam keit 
oh lange nicht im gemiigendem Mafie befannt {ft und gewürdigt wird. 





4 3. Schweiger Derlag Arthur Sellier) Münden 45, Karlsplatz 29 





Verlag von Franz anz Bahlen in Berlin W. 8, = 





Reichsgerichtsentſcheidungen 
aus den 


Beiträgen zur Erläuterung des Deutihen Rechts 


(Red.: Dr. Raſſow, Dr. Künkel und Dr. Errins) 
Band 24 bis 43 (1880 bis 1900), joweit fie für das geltende Recht von Bedentung find, 


zufammengejtellt von 


Dr. Raſſow, Reichsgerichtsrat a. D. 
Zwei Bände. 160 Drudbog. gr. 8°. 1902. Geh. 26 Mt., geb. (Halbfranz) 30 Mt. 


— „Wir glauben hiernach, daß dad Bud nicht bloß dem Prattifer, jondern 
auch Jedem, der fih zu wiſſenſchaftlichen Zwecken über den Stand der reichsrechtlichen 
Rehtiprehung in irgend einer Frage unterrichten will, gute Dienfte erweijen wird. 
Dieſe Brauchbarkeit verdankt die Sammlung u. E. nit zum geringiten Zeil dem Um— 
ftande, daß in ihr ebenjo wie bei allen Durch die Beiträge veröffentlichten Entſcheidungen 
jedesmal Zatbeftand und Entiheidungsgründe, joweit die getroffene Enticheidung darauf 
berubt, und erfürzt mitgeteilt find. Hierin erblicen wir einen bejonderen Vorzug. Wie 
jeder Praktiker und Theoretifer aud Erfahrung weiß, befähigt nur eine jolche volljtändige 
Mitteilung des Einzelfall® den Lejer, Die Pedeutung und Tragweite des in der Ent« 
ſcheidung ausgeſprochenen Redtögrundjaßes mit Sicherheit zu erfennen und danach ein 
wirklich klares Bild von der Entwickelung der Rechtſprechung zu gewinnen.“ 

Skonielski, NReichegerichterat (Gruchot's Beiträge, 46. Jahrg. (1902) Heft 6). 





EEEEEEEEEEEEEEEEEEESEE« =>9339333393333333993393393, 
3. Schweißer Verlag (Artur Selier) München. 


Soeben ift erſchienen: 











Jaeger, Dr. Eruſt, ord. Profefior an der Univerfität Würzburg. 


905 Vürgerliche Geſetzhuch mit Rehengeſetzen tr den atademiſchen 


und praftijhen Gebrauf. — Nachtrag zur Anögabe für Bayern. — 
gr. 8°. (IV, 277 ©.) In Halbleinen gebunden ME. 3.50. 


SsSSESSECESSESSSSESSC 


— 


L 


Soergel, Rechtſprechung 


Gebd. M. 4.80 
berücksichtigt nunmehr auch das Zw.U.&., führt bei den einzelnen Entschei- 


93333333333333333333333330eeeceeceeeeeeeeccceeee 


dungen die verschiedenen Zeitschriften an, die jene bringen, und ermöglicht durch 
fortlaufende Verweise auf die früheren Jahrgänge deren bequeme Benügung. 


Ergänzung zu jedem Kommentar = Repertorium zu jeder Zeitschrift 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt In Stuttgart. 








Dieterich’ Ihe Verlansbuchhandlung, Theodor Weicher, Leipig. 
In dem obigen Verlage erſcheint das 


en an 
freiwillige Gerichtsbarfeit und Notariat, 


jowie Swangsverfteigerung. 
Derausgegeben von 
OberlandesgerichtörathH Dr. Adolf Lobe in Dresden. 
3. Jahrgang. (Juli 1902 bis Nuni 1903.) 
= Alle 14 Tage ericheint ein Heft von mindeftens 2 Bogen Umfang. — | 
Der jährliche Bezugspreis beträgt 15 Marf. | 
Probe-Abonnement Januar bis Duni 1903 Mark 7.50. 


Probehefte verjendet die Berlagsbuchbandlung unentgeltlich und frei; auch Lit die ſelbe bereit 
neu binzutretenden Abonnenten zur Erleichterung der Anidaffung die beiden erften Binde für 


zuſammen 25 Di. gebeftet oder BO M. gebunden zu liefern, wenn fie gleichzeitig entnommen werden 


.. . . Dieles trefflich rediglerte Organ für freimillige Gerichtäbarfeit bringt vor allem cin 
außerordentlide Jubilatur . . . .* Annalen des Dei sichen Reiches 


| Ausführlidhe Proſpekte und Kataloge koftenfrei. | 


J. Guttentag, Derlagsbuchhandlung, ©. m. b. H. in Berlin W. 56. 


Grundbuchordnung Die Geſetzgebung 
für das Deutſche Reich betteffend die 


nebſt den | Swangsvollitredung in das 
preuhiichen Ausführungsbeitimmungen. unbewegliche Dermögen 
































Zert:Huögab it @inteit ‚u rt 
er uoga * —— umerkungen | im Reiche und in Preußen. 
von ‚ Tert- Ausgabe mit Einleitung, Anmerkung, 
Dr. Otto Fiicher, Koflen- und Gebührentabellen und Sachttgiſe 









ord. Profeffor der Rechte an der Univerfität Breslau— | von j 
Dritte Auflage, | Dr. 3. Ktrech, Dr. O. Fiſcher, 
Kalſ. Geb, Reglerungsrat otd Vrofeſſet der Kram 
Taſchenformat. Geb. in ganz Leinen 2 Mt, 8 Bf. | in ®erlin. in Bredlon. 
— — — | 
Bierte vermehrte und verbeſſertt Auflage. 
Sammlung fleinerer Sierte bermebrie unb perbefert Tr 






ſtrafrechtlicher Neic)öneieke, Taſchenformat. Geb. in ganz keinen 2 a 


Tert-Ausgabe mit Anmerkungen Reichs⸗ Lehrbuch 
gerichts Entſcheidungen) und Sachregiiter des deutschen Strafrechts. 


von 


mM. Werner, | 


Gebeimer Oberregierungsrat und vortragender Rat 







Von 


Dr. Franz v. Liszt, 







tm Neihsanıte des Innern, ord. Professor der Rechte in Berhn. 
Zweite Auflage, Zwölfte und dreizehnte durchgearbeileie kuftaer 
Taſchenformat. Geb. in ganz Leinen 3 ME. gr. 8°, Preis I0 Mark, gebunden I! Nark 







—— 







lianer Nummer sind Prospekte der Verlagsbuchhandlung Franz Vahlen in Berlin bet Johrrch a 
des deutschen Rechts“, Lerausgezeben von Rechtsanwalt Dr. Hugo Neumann — der Verlge-beabaet=z 
Gustav Fischer in Jena betr. Habicht, Einwirkung des BGB. etc., ferner eine Wein Prise € 
Harmonie-Gesellschaft, e. V. in Speyer am Rhein beigefügt, die wir der besonderen Beachtz c 
rchätzten Teser angelegeutlichst empfehlen. 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), Minhe — 


8 Druck von Dr. F. P. Datterer & Üie., G. m. b, H., München. 


eines nn ne etz nn 2 


Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 





Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr, Ph. Allfeld in Erlangen, 
berausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München kKarisplatz 29. 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


xVl. der „Annalen des Deutschen Reichs" gratis. 1908 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 5168). Nr. 6 


Insertionspreis: ",spalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 











Ausgegeben am 1. Juni. 


Bürgerliches Recht. 


1. Elitzbacher, Dr. Paul, Priv.-Doz. Gerichts- 
assess., Die Handlungsfähigkeit nach 
deutschem bürgerlichem Recht. 
Das rechtswirksame Verhalten. gr. 8". 
(XXI, 359 8.) Berlin, 03. (F. Vahlen) 7.50 


Der Verfasser hat sich ein Problem ge- 
stellt, das weit über den Titel des Buches 


hinausreicht: Die Fähigkeit zu rechtswirk- | 


samem Verhalten. Um diese Aufgabe zu 
lösen, entwickelt er zunächst in dem vor- 
liegenden ersten Teile seines Buches die 


Lehre vom rechtswirksamen Verhalten auf, 


hreitester Basis. Was er uns bietet, ist 
vorwiegend Begriffsjurisprudenz und nicht 
leicht zu verdauen. Eine Unmenge juristi- 
scher Fragen, deren Behandlung niemand 
in einem Buche dieses Titels suchen wird, 
werden erörtert. Doch muss man anerkennen, 
dass der Verfasser mit Scharfsinn und wissen- 
schaftlichem Ernst arbeitet. Darum bieten 
seine Ausführungen zu den —— Einzel- 
fragen, die er aufwirft, schätzbare Beiträge. 
Inwieweit ihm die Lösung des Begriffes der 
Handlungsfähigkeit gelingt, wird der noch 
ansstehende zweite Teil des Buches lehren. 
Bei der Gründlichkeit, mit welcher der erste 
Teil geschrieben ist, dürfen wir wohl darauf 
rechnen, (dass auch die Frage nach dem Ver- 
hältnis von Verfügungsbefugnis und Ver- 


fügungsfähigkeit und die Frage nach dem 


Wesen der Prozessfähigkeit zur Erörterung 
gelangt. 


1. Bd. 


2. Körner, H., Reichsrechtliche Verjährungs- 
Fristen- u. Zeittafel. Ein Wegweiser f. 
jedermann durch das ganze Gebiet der 
Gesetzgebg. des Dentschen Reiches. 2. 
völlig umgearb. Aufl. der „Reichsrecht!. 
Verjährungstafel“ von W, Coermann. 
gr. 16°. (XVI, 158 8.) Hannover, 03 
(Helwing) 1.25 

Das Büchlein enthält eine sehr ausführ- 
liche alphabetische Uebersicht über die reichs- 
rechtlichen Zeitbestimmungen. Die vor- 
liegende 2. Auflage ist erheblich erweitert 
und verbessert. 


3. Kopf, Dr. jur. Franz, Das Hinterlegungs- 
verhältnis. Das Rechtsverhältniszwischen 
d. öffentlichen Hinterlegungsstelle u. d. 
an der Hinterlegung Beteiligten. 8". 
‘58 8.) Berlin (Carl Heymann) 2.— 
Der Verfasser der selbständig geschriebenen 
Abhandlung unternimmt den Nachweis, dass 
das Rechtsverhältnis zwischen der Hinter- 
legungsstelle und den Beteiligten dem öffent- 
lichen Recht angehört. Dieser Nachweis 
stützt sich teils auf allgemeine Rechtsgründe, 
insbesondere auf den Zweck des Instituts, 
teils auf Einzelvorschriften der Hinter- 
legungsorilnung. 


4. Litten, Dr, Fritz, (rer.-Assessor, Die Wahl- 
schuld im deutschen bürgerl. Rechte. &° 
(V, 223 8.) Berlin (Franz Vahlen) 4.50 
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Eine sehr tüchtige, selbständig geschrie- | gewerblichen Arbeitsvertrags _beschränie, 
bene Arbeit, die auch auf prozessrechtlichem | durchaus darauf angelegt, der Prais : 
Gebiete wertvolle Ergebnisse liefert. Der dienen. Man würde aber dem Buche nick: 
Verfasser entwickelt nach einem allgemeinen | gerecht, wenn man. darum seinen wis 
und einem historischen Kapitel zuerst Be- | schaftlichen Wert geringer anschlagen will; 
griffe und Wesen der Wahlschuld, sodann | Der Verfasser hat die Materialien und & 
ihre Verwandlung in eine einfache Schuld. reiche Literatur, vornehmlich das Lotmar sı- 
Auf Grund seiner Forschungen gelangt der | Werk, mit grosser Sorgfalt benutzt und zitien 
Verfasser zu dem Schlusse, dass die Wahl- | und seine Darstellung in allen Teil a 
schuld des BGB. den Zwecken, denen sie eine gute theorethische Grundlage gestelt 
dient (dem Versicherungszweck und dem | Zuverlässige Register erleichtern denGetraus 
Wahlzweck), nicht vollkommen gerecht wird. | des Buches. 
De lege ferenda wird die Ausbildung einer 
reinen Versicherungsschuld im Anschluss an 
die 88 262-265 BGB. und einer reinen| 8. Staudinger’s, J. v., Kommentar zum 
Auswahlschuld unter Anlehnung an die preus- bürgerlichen Gesetzbuche f. das Deutz: 
sischrechtliche Wahlobligation empfohlen. Reich nebst Einführungsgesetz, hr : 
Prof. Rechtsanw. Dr. Thadr. Löweriri 
————— Oberlandesger ᷣ 
hali ayring, -R. Kor 
5. Peltasohn, M., Landger.-R., Landt.-Abg., a A — — en 


u. Rechtsanw. Bruno Peltasohn, Renten- mann, Reehtsanwalt Dr. Fel. Herztehir 
guts- u. Anerbenrechts-Gesetzgebung in Oberlandesger.-R. Landt.-Abgeorl. J« 
Preussen. Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Wagner. 2. vollständig nenbearb. Aut 
Sachregister. gr. 16°. (280 8.) Berlin, 03. 4. Lig. 4. Bd.: Familienrecht ($$ 1335 1: 
(J. Guttentag) geb. in Leinw. 3.— 1411) erl. v. Dr. Thär. Engelmers 


Q BT 
Die Sammlung enthält die preussischen — —— — * K — 7*— 


Rentenguts- und Anerbenrechtsgesetze mit 29 — 
einer Einleitung, sehr ausführlichen und zu- (5. 241-480.) gr. 8°. München 7 


verlässigen Erläuterungen, die Texte der in Schweitzer Verl.) er 
Frage kommenden Ministerialerlasse und ein In rascher Folge sind nun bereits fix 
Sachregister. Lieferungen der Neuauflage erschienen nz! 


damit insbesondere die vortreffliche Dar 
| stellung des Sachenrechts (L.G.R. Kober! 
5 e reits zum $ 1170 gediehen, also schon ül«r 
6. Schroeder, Dr. John Ulr., Zur Gewähr- | die schwierigsten und wichtigsten Kapir 
leistung f. Sachmängel beim Kauf nach | fortgeschritten. Der günstige Eindruck der 
dem bürgerlichen Gesetzbuche ($$ 459 bis | ersten Hefte wird in allen folgenden dırs 
480). gr. 8°. Berlin, 03. (Struppe & Winck- | aus bestätigt. 
ler) 3.— | Unterdessen hat auch die 1. Auflage mit 
Lieferung 21 ihren Abschluss gefunden. Ts 


— Werk, vorwiegend von Praktikern verfast, 
zunächst für den gesetzlichen Normalfall, erfreut sich auch gerade in der Praxis eier 


sodann für besonders geartete Einzelfälle |, _ . . r = 
die Sachmängelgewährpflicht des Verkäufers | pesonleren Beliebtheit. Die Darstellung 
erörtert. In der vielumstrittenen Frage nach | schweifickeiten sowie von Hrörterkae: 
der Natur der Wandelung folgt der Verfasser | bloss ——— * Wertes. Das die So 


der Vertragstheorie. Die Literatur dürfte | „uflage dieses wie anderer grosser Kummz 


vollständiger berücksichtigt sein (z. B. Stau- y 7 valti 2 
dinger BGB.). tare des BGB. bei der gewaltigen Merg 


neuer Literatur und Rechtsprechung «ie 

vollständige Neubearbeitung sein muss. v” 

steht sich von selbst. Die bereits erschiener“ 

7. Sigel, Walth., Gewerbe- u. Gemeindeger.- Hefte zeigen, dass die Verfasser ihrer Au 

Vors., Der gewerbliche Arbeitsvertrag | gabe gewachsen sind. Bei dieser (releger 

nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. gr. | heit sei ihnen eine eingehender Berürk 

8°, (VIII, 1928.) Stuttgart, 03. (J. B. | sichtigung der prozessrechtlichen Vorschriften 

Metzler) geb. in Leinw. 4.50 | ohne die das materielle Recht vielfach w 

| verständlich bleibt, nachdrücklich empfohle 

Der Verfasser steht als Vorsitzender des | Das gilt besonders für die Neubearbeituag 

Stuttgarter (Gewerbe- und Gemeindegerichts | des Öbligationenrechts und des Familie 

mitten in der Praxis des Rechtsgebiets, das | güterrechts. Freilich weisen gerade die= 

die vorliegende Schrift behandelt. Dement- | Grenzgebiete zwischen Prozess- und Priva! 

sprechend sind auch seine Ausführungen, die recht zahllose Schwierigkeiten auf. Um 
sich auf die civilrechtliche (Giestaltung des | dankenswerter ist ihre Bearbeitung. 





Eine gut geschriebene Erstlingsarbeit, die 








[rer 


Rechtsphilosophie. 


Berolzheimer, Dr. jur. Fritz, Rechts- 
philosophische Studien. gr. 8°. (VI, 
167 8.) München (C. H. Beck) 4.50 
Das Buch enthält eine Reihe, wenn auch 


mitunter nur angedeuteter interessanter Ge- 


danken, darunter öfter solche nicht gerade 
rechts-, sondern allgemeinphilosophischen 
Charakters. 
Begriff des Organismus ($ 2), über Zweck- 
gesetz und Realideen ($ 22). 


nistischen Monismus vom Standpunkt eines 
idealistischen Monismus aus, über die man 
verschiedener Ansicht sein kann. 

Seine eigentlich juristischen Erörterungen 
stützt der Verfasser meist auf rechtsver- 
gleichende, besonders urrechtliche Dar- 
legungen, so bei den Eheformen ($ 11), der 
Abgrenzung des Unterschieds dinglicher und 


So die Erörterungen über den 


Das Schluss- , 
kapitel bringt eine Widerlegung des mecha- | 


‚kennungs- und Entgeltungsgedanke wird 
| durch einzelne Rechtsgebiete verfolgt, die 
| Positivität des Völkerrechts damit begründet, 
| die Entgeltung als Strafgrund aufgestellt, 
'der Bundesstaatsbegriffi' damit beleuchtet 
(8.38) u.a. m. Bezüglich des Kausalproblems 
| steht der Verfasser auf dem Standpunkt der 
‚ wirksamsten Bedingung als der Ursache ($ 1). 
‚ In der Frage der juristischen Personen scheint 
er die organische Theorie zu vertreten ($ 18). 
In der Bezeichnung der Entgeltung als des 
Materialgrunds des Rechts gegenüber der 
‚Anerkennung als dem Formalgrund (so bes. 
8. 35) hätte der Verfasser besser seine Ter- 
‚ minologie geändert, denn es sind verschie- 
dene Dinge mit gleichem Namen bezeichnet. 
Letztere ist der reale Entstehungsgrund des 
Rechts, erstere aber ein (vielleicht ethisches) 
Prinzip, das sich im positiven Recht mehr 





obligatorischer Rechte — letztere sind ab- oder minder durchsetzt, bezw. ein Prinzip 
geschwächte dingliche Rechte in der Art, der Rechtspolitik. Aus dieser Gleichsetzung 


dass ihr Rechtsobjekt zugleich Rechtssubjekt ist wohl auch die Behauptung zu erklären 
ist — und in den n nach dem Ent- G. 39 ff.), die Monroe-Doktrin sei, weil sie 
stehungs-undVerpflichtungsgrund des Rechts. | des materiellen Grundes entbehre, heute kein 
Als solcher gilt die Anerkennung durch die | Positives Völkerrecht mehr. Will man sie 


kompetenten Faktoren als ein ausserrecht- Überhaupt als der Rechtssphüre angehörig 
licher Vorgang mit rechtlichen Wirkungen. 
Der Anerkennung als Formalgrund des Rechts 
wird als Materialgrund (oder -prinzip) die 
Entgeltung gegenübergestellt. Der Aner- 


betrachten, so fehlt ihr heute der Rechts- 
‚charakter nicht: denn die Anerkennung der 
 völkerrechtlichen Subjekte — der Formal- 


'grund — liegt vor. L. 


Handels- und Seerecht. 


1. Goldmann, S. Justizrat, Das Handels- 
gesetzbuch v. 10. V. 1897 (mit Ausschl. d. 
Seerechts) erläutert. 7. Lig. gr. 8°. Berlin 
(Franz Vahlen) 1.70 

Diese Lieferung führt das Werk vom $ 152 
»is zum $ 176 fort und verdient gleich den 
vorausgegangenen Heften in ihrer Gründ- 
ichkeit und Ausführlichkeit alles Lob. 


2, Hamm, Karl, k. k. Gerichtsadjunkt in 
Urfahr, Das Terminhandelsgesetz v. 4. 1. 
1003. R.G.Bl. Nr. 10. gr. 16°. (55 8.) Wien 
(H. Szelinski) 

Die Ausgabe enthält den Text des neuen 
isterreichischen Gesetzes vom 4. Januar 1903 


nit eingehenden Erläuterungen, einem Aus- | 


mge aus den Regierungsmotiven und die 
Durchführungsverordnung. Eine systema- 
ische Einleitung orientiert über die Gesetz- 
rebung der wichtigsten Staaten. 


Der Ge- 


System d. Gesetze bearb. u. zusammen- 
gestellt. 3. Bd. (1902) 12°. (VIII, 399 S.) 
Hannover, 03. (Helwing'sche Verlagsh.) 

geb. 4.— 


Dieser dritte Band der unsern Lesern 
bestens bekannten Sammlung führt das Werk 
bis zu den gegen Ende 1902 veröffentlichten 
Entscheidungen weiter. Neu ist insbesondere 
die Berücksichtigung des preussischen Klein- 
bahngesetzes und des(rewerbegerichtsgesetzes, 
die Einschaltung besonderer Anhänge über 
Versicherungsrecht und Differenzgeschäft, 
endlich die Anführung von Aufsätzen. Der 
Verfasser versagt es sich keineswegs, seine 
abweichende Ansicht in den Noten zum Aus- 
drucke zu bringen, und bekundet dabei (z. B. 

8. 57 Fussnote) überall einen klaren prak- 
tischen Blick und gute theoretische Kennt- 
nisse. Der neue Band bedeutet einen weiteren 
Fortschritt in der Entwicklung des dankens- 
werten Unternehmens. 


rauch des preiswürdigen Büchleins wird 


lurch ein Sachregister erleichtert. 


3. Kaufmann, Emil, Rechtsanwalt, Handels- 


rechtliche Rechtsprechung. Nach dem 


ı 4. Loewe, E., Landger.-R. Die Seemanns- 
| ordnung vom 2. VI. 1902. Erläutert v. L. 
Zugleich als Nachtrag zum 2. Bde. des 
Kommentars zum Handelsgesetzbuch v. 
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H. Makower, 12, Aufl. hrsg. v. E. Loewe. 
gr. 8”. (VIII, 148 S.) Berlin, 03. (J. Gutten- 
tag) 3.— 


Das Buch enthält einen sehr brauchbaren, 


gründlichen Kommentar zur neuen Seemanns- 
ordnung, zu den Gesetzen vom 2. VI. 1902 
über die Verpflichtung der Kauffahrteischiffe 
zur Mitnahme heimzuschaffender Seeleute, 


652 


über die Stellenvermittlung für Schiffsleut: 

und über die Abänderung strafrechtliche 
Vorschrifteg desH.G.B., endlich za den \s 
| vellen vom 29. V. 1901 und 30. XI 191 
| Ein gemeinsames Sachregister ist beigrgeben. 
: Der Preis ist bei der vortrefflichen Au- 
‚stattung sehr niedrig. 


Civilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


1. Geschäftsordnung für die Kgl. Sächs. 
Justizbehörden. In Kraft seit dem 
1. Januar 1903 und Sachregister. gr. 8°. 
(IX, 1142S. und Muster 218 8, Register 
159 S,) Dresden (Ü. Heinrich) 11.50 


Die Geschäfte der Gerichtsvollzieher, 
der Gerichtsdiener bei Zustellungen von 
Amts wegen und bei Bestellungen, und 
der Diener. (Aus Geschäftsordnung f.d. 
Sächs. Justizbehörden.) gr. 8°. Dresden 
(C. Heinrich) kart. 1,50 
Der Hauptband enthält in einer geradezu 
mustergültigen Ausstattung die nene Ge- 
schäftsordnung für die sächsischen Justiz- 
behörden. Das Sachregister gewährt auf 159 
grossen Seiten eine mit äusserster Gründ- 
lichkeit ausgearbeitete, alphabetisch geord- 
nete Inhaltsübersicht. Die Vorschriften über 
den Gerichtsvollzieherdienst sind gleichzeitig 


in einem gesonderten Abdruck, zu mässigem | 


Preise, veröffentlicht. 


2. Halle, Landger.-Rat, Die Schiedmanns- 
ordnung v. 29. III. 79. Darstellung des 
schiedsmännischen Verfahrens mit Be- 
rücksichtigung der ergangenen Aus- 
führungsbestimmungen u. Ministerial- 
erlassen nebst Mustern zu Verhandlungen 


u. Sachregister zum prakt. Gebrauch. 12%. 


(VIII, 106 5.) Berlin (Franz Vahlen) 


kart. 1.40 


Ein zweckmässig angelegtes und inhalt- 
lich zuverlässiges Büchlein, das auch ausser- 
halb Preussens mit Vorteil benutzt wird. 


3. Thaler, Dr. iur. Josef, Der Konkurs (des 
Versicherungsvereins auf Gegenseitig- 
keit, abgedruckt in den „Annalen des 
Deutschen Reichs“ Jahrg. 1902 Heft 11. 
gr. 8°. (578.) München, 02, (J. Schweitzer 
Verlag) 

das betr. Annalen-Heft einzeln 1.50 

Das neue Reichsgesetz über die privaten 
Versicherungsunternehmungen vom 12. Mai 
1901 (R.G.Bl. 1901 8. 139—173) bringt in 
konkursrechtlicher Beziehung eine Reihe von 
Vorschriften, die von den Bestimmungen des 
Regelkonkurses erheblich abweichen und in 
ihrer praktischen Anwendung und juristischen 
Konstruktion keine geringen Schwierigkeiten 
bieten. Es sei unter anderem nur erwähnt 


die im $ 68 getroffene eigentümliche Ge 
staltung des Konkurseröffnungsveriahre: 
durch Vermittlung der Aufsichtsbehörd-, 
das eigenartige Vorzugsrecht des $ 61, dem 
zufolge bei den Lebensversicherungen um 
den ihnen gleichgestellten Kranken asd 
Unfallversicherungen die Versicherten itr 
ihre Forderungen auf die rechnungsmäsig: 
Prämienreserve einen Anspruch auf bevor 
zugte Befriedigung aus den in das Regisir 
der Bestände des Prämienreservefonds: ar 
getragenen Gegenständen haben, und die ir 
8 69 vorgesehene Einleitung und Dur 
führung von Sanierungsmassregeln, wer 
der Abwendung eines drohenden Konkır 
verfahrens dienen und so gewissermasszı 
einen Ersatz für den in die Konkursordnus: 
aufgenommenen Präventivakkord bilden E 
ist daher ein glücklicher Gedanke, wer 
Thaler es in seiner Abhandlung über de 
Konkurs des Versicherungsvereins auf Gege 
' seitigkeit unternimmt, die konkursrechtliehen 
Vorschriften des Privatversicherungsgesstzs 
in einer systematischen Darstellung = 
sammenzufassen. Thaler hat sich auch der 
gestellten Aufgabe geschickt entledigt mi 
eine Schrift geliefert, welche das Verstända; 
der einschlägigen Gesetzesbestimmungen «r 
‚leichtert. Der Verfasser behandelt zunäck« 
unter der Rubrik Konkursvoraussetzung” 
|die Konkursfähigkeit des Versicherung: 
vereins auf Gegenseitigkeit, die Konkur 
gründe und die Konkursveranlassung, ln 
delt dann von den einzelnen Konkurs- 
teiligten, nämlich von dem Konkursgläubig 
und zwar im allgemeinen und speziell Wi 
der Lebensversicherung und dem Gemeir 
‚ schuldner, geht in einem weiteren Abschait' 
auf die Konkursmasse ein und besprict 
zum Schlusse die Wirkungen des Konkurs 
und dessen Endigungsgründe. Dabei werd 
alle einschlägigen Fragen klar und eingeh®! 
erörtert und insbesondere unter Heranziehuaz 
der Literatur und Rechtssprechung die af 
tauchenden Streitfragen gewürdigt. Den Er 
grebnissen wird man im wesentlichen es 
stimmen können. 


Zu Ausstellungen bietet die Abhandluns 
nur wenig Anlass. Einige kleinere UTngenanir 
keiten ergeben sich auf S. 41, wo unter Ziff ! 
beim Versicherungsverein auf Gegenseiturkst 
von einem Genossenschaftsregister und runt- 





nei rn il 
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Ziff. 3 lit. a von einer Zustellung durch die 
Post anstatt einer solchen durch Aufgabe | 
zur Post gesprochen wird, sowie auf S. 43, 
wo unter Ziff. 5 fälschlich der $ 52 der 
Konk.O. statt des $ 52 Pr.V.G. angezogen 
wird. Ein weiteres Versehen liegt auf S. 44 
Ziff. TUI letzter Absatz vor. Hier wird er- 





wähnt, dass, im Falle der Gläubiger klagt, 
es wolle der Widerspruch des Vorstandes für 
unbegründet erklärt werden, und das Urteil 
dem Antrag stattgibt, die Anteile zur Ver- 
teilung unter die Gläubiger frei werden. 
Gerade das Gegenteil ist der Fall. Nur 
dann werden die Anteile zur Verteilung unter | 
die übrigen Gläubiger frei, wenn, wie auch | 
der im $52 Abs. 2 Pr.V.G. angezogene $ 115 | 
Abs. 2 S.3 Gen.G. ausdrücklich sagt, der 
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öffnungsbeschlusses versagt ist, jedoch eine 
sofortige Beschwerde in den allerdings ver- 
schwindend seltenen Fällen zusteht, wo der 
Antrag der Aufsichtsbehörde auf Konkurs- 
eröffnung die erforderlichen gesetzlichen Vor- 
anssetzungen der $$ 75 und 68 Abs. 1 Pr.V.G. 
vermissen liess. 

Diese wenigen Irrtümer beeinträchtigen 
den Gesamtwert der trefflichen Abhandlung 
nicht. Ihre Lektüre sei dem Theoretiker 
wie dem Praktiker angelegentlich empfohlen. 

Würzburg. Dr. Heinrich Schanz. 


4. Wilmowski, Dr. G. v., Geh. Justizrat, 
Deutsche Reichs-Konkursordnung.b. Aufl. 
3. Lfg. (S. 193— 272). Berlin (Franz 
Vahlen) 1.70 
Das dritte Heft reicht bis $ 61 und hält 


Widerspruch rechtskräftig für begründet er- 
klärt wird, also das Urteil dem Klagantrag | 
nicht stattgibt. Endlich sei noch auf einen "den bewährten Grundlagen der fünften Auf- 
Widerspruch in der Abhandlung bezüglich | lage fest. Die Berücksichtigung des materiellen 
der Anfechtbarkeit des Eröffnungsbeschlusses | Rechtes ist freilich sehr knapp ausgefallen, 
hingewiesen. Auf 8.16 Ziff. IIT Abs. 3 wird In der neuerdings so lebhaft erörterten Streit- 
— m. E. zutreffend — gegen Koenige, Komm. frage nach dem Konkursvorrecht der Hand- 
z. Pr.V.G, Anm. 2 zu $ 68 ausgeführt, dass lungsagenten begnügen sich die Herausgeber 
der Eröffnungsbeschluss schlechthin unan- | $. 268 mit der Bemerkung, das Vorzugsrecht 
fechtbar ist und insbesondere auch nicht sei zu bejahen, weil der Agenturvertrag Dienst- 
wegen Nichtvorliegens der in den 8868 Abs.1 vertrag sei. Dazu wird mit „vgl.“ Staub 
und 75 Pr.V.G. verlangten gesetzlichen Vor- | zitiert, der aber bekanntlich gerade das 
aussetzungen angefochten werden kann. Dem- | Vorzugsrecht verneint. Die Gegenausführ- 
gegenüber wird auf S. 46 und 47 unter Ziff. I ungen Düringer's, des O.L.G. Dresden und 
lit. a Abs. 1 mit Koenige a. a. O. angenommen, des Kammergerichts sind ganz unbeachtet 
dass im allgemeinen Vorstandsmitgliedern | geblieben. Ebenso sind die grossen Kontro- 
wie Liquidatoren eine Anfechtung des Er-| versen der Anfechtungslehre nur gestreift. 


gleich den beiden ersten im wesentlichen an 


Patent-, Urheber- und: Verlagsrecht. 


Osterrieth, A., Bemerkungen zum Ent- |lerischem Charakter am Kunstschutze teil- 
wurf e. Gesetzes betr. das Urheberrecht nehmen, zugleich aber wegen der Schwierig- 
an Werken der Photographie. 8°. (1108.) keit der Grenzziehung vom Photographien- 
Berlin, 03. (C. Heymann) 2,— schutz nicht ausgenommen werden, also 
Die vorliegende Schrift ist ein Sonder- doppelten Schutz geniessen sollte. Die wesent- 
abdruck des ausführlichen Artikels, den der lichsten Bestimmungen des Entwurfs finden 
verdienstvolle Herausgeber der Zeitschrift | durchweg eine eingehende Erörterung, in 
„Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber- | besonderem Masse der Porträtsschutz, wobei 
recht‘ zuerst in dieser erscheinen liess. Ver- | Verfasser die Literatur über den Schutz am 
fasser gibt einen Ueberblick über die Ge- eigenen Bilde verwertet und kritisch be- 
schichte desPhotographienschutzes und streift leuchtet. Im grossen und ganzen finden die 
dabei auch das ausländische Recht. Seinen Vorschläge des Entwurfs die Billigung des 
prinzipiellen Standpunkt kennzeichnet er | Verfassers. 
dahin, dass die Photographie mit künst- 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


Verfasser will nicht eine neue Kan- 
vielmehr nur den 





1. Abhandlungen des kriminalistischen Se- dar. 
minars an der Universität Berlin. Neue | salitätslehre aufstellen, 


Folge. Zweiter Band. I. Heft. gr. 8°.| Boden dafür ebnen. Zu diesem Behufe ist 
(65 S.) Berlin, 03. (J. Guttentag‘ 2.— |er bestrebt, darzulegen, dass es zwischen 


Das Heft enthält zwei Abhandlungen. | Ursachen und Bedingungen einen inneren 
Die erste ist: Der Begriff des Wirkens. Ein | Unterschied nicht gebe, wendet sich aber 
Beitrag zur strafrechtlichen Kausalitätslehre. | bei dieser Ausführung nur gegen die Theorien 
Von Felix Genzmer, Kammergerichtsreferen- | derjenigen Schriftsteller, welche den Kraft. 


begriff in der Kausalitätslehre verwenden |(z. B. Verwandtschaft des Zeugen mit dem 
(Rich. Horn, Kohler, M. E. Mayer ete.). Beschuldigten) nicht begangen werden soll 

Die zweite Arbeit, von Dr. Walter Weide- Verfasser erörtert die Fälle des geltenden 
mann, Kammergerichtsreferendar, behandelt Rechtes, die er in sechs verschiedenartig: 
Die Ursachen der Kriminalität im Herzog- Gruppen einteilt und gibt dann Aushlieke 
tum Sachsen-Meiningen. auf eine Reform dieser Materie, wodurch 
einerseits eine gewisse Einschränkung der 
bestehenden Beweisverbote herbeigeführt, 
anderseits neben dem staatlichen Interes# 
das Interesse engerer Verbände, wie z.B. der 
Gemeinden, an der Geheimhaltung innerer 
Angelegenheiten berücksichtigt werden sl. 
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2. Abhandlungen, strafrechtliche, begründet 
von H. Bennecke, hrsg. von E. Beling. 
43.—46. Heft. gr. 8°. Breslau (Schletter'- 
sche Buchh.) Einzelpreis f. e. Serie v. 
ea. 6 Hftn. 8.— 


Im ersten dieser Hefte erörtert Dr. jur. 
Hermann Hubbe unter dem Titel „Die, 
strafrechtliche Behandlung der verminderten | 
Zurechnungsjähigkeit“ die Frage, ob auf 
Zustände dieser Art die Strafgesetzgebung 
künftig Rücksicht nehmen sollte. Verfasser 
gibt zunächst über den Stand dieser Frage 
eine gute Uebersicht und bringt dann seine 
persönliche Ansicht dahin zum Ausdrucke, 
* gr v. Z. nach Art des jugendlichen | 
Alters 8 57) als Strafmilderungsgrund zu‘ . er n R 
behandeln, gegen sicherheitegefäbsliche ver- Spricht. Wir haben eine für den praktische 
mindert Zurechnungsfähige aber nach er— Gebrauch sehr zu empfehlende Handausgab- 
standener Strafe die Ueberweisung au eine Vor uns, in der sich übersichtlich geordnet. 
Irren- bezw. Trinker - Heilanstalt zu ver. Kurze Erläuterungen finden, wobei die Juli 
hängen sei. katur in ausgedehnter Weise, die Literatur 

Heft 44 enthält eine sehr gründliche und | dagegen nur sehr wenig benutzt und au 
scharfsinnige Untersuchung einer im Zu. | Streitfragen ganz selten und nur in Kürz- 
sammenhang noch nicht derart eingehend , eingegangen ist. Im besonderen Teil de 
behandelten Frage, inwieweit nämlich Alter- M-St.G.B. ist unter dem Gesetzestexte de 
nativität bei strafprozessualen Willenser- jeweilige Strafrahmen angegeben, was 1: 
klärungen zulässig sei, von Dr. jur. Adolf  mentlich der mit der Handhabung des Ge 
Ostern. Verfasser bejaht prinzipiell die Zu- setzes befasste Nichtjurist begrüssen wir! 
lässigkeit, kommt aber im einzelnen bezüg- Ein alphabetisches Sachregister ist beigefügt 
lich der verschiedenen Willenserklärungen | 
(Anklage, Fröffnungsbeschluss, Geschworenen- 
frage, Urteil ete.) zu verschiedenen Ergeb- 
nissen. | 

Heft 45 bringt eine Abhandlung über 
„Die strafbare Verletzung der Unterhalts- kart. — 
pflicht“ von Dr. jur. Max Eckstein, in wel- Das Buch enthält in guter Ausstattumx 
cher nach einer kurzen Entstehungsgeschichte einen Abdruck der amtlichen Vorschrift 
des $ 361 Nr. 10 St.G.B. dessen Merkmale, | tiber die Ordnung in den sächsischen i» 
namentlich anf Grund des BGB. der Begriff | füngnissen. Bemerkenswert ist, dass dort »- 
der Unterhaltspflicht ausführlich erörtert Disziplinarmittel gegen jugendliche män: 
und zum Schlusse de lege ferenda ein $ 221a| liche Gefangene körperliche Züchtigung z: 
vorgeschlagen wird, der die schuldhafte Ver- gelassen ist. 

letzung der Unterhaltspflicht der Art, dass 
der Unterhaltsberechtigte in die Gefahr eines 


3. Endres, Karl, Kriegsger.-R., Militär 
strafgesetzbuch f. das Deutsche Reich 
nebst dem Einführungsgesetze. Hand- 
ausg. unter Berücksicht. der Becht- 
sprechg. des Reichsgerichts u. Reichs 
militärgerichte, sowie der einschläg 
Gesetze, Verordn. u. Erlasse erläutert. 
8°. (V1,152 8.) Würzburg, 03. (Stahe'; 
Verl.) kart. 25 
Das Werkchen hält, was der Titel ver 





4. Die Geschäfte der Gefängnisbeamten 
(Aus der Geschäftsordnung für (d- 
Königlich Sächsischen Justizbehörd-“ 
gr. 8°. 678.) Dresden, 03. (C. Heinnt‘ 


bu 


5. Röhr’s, W., Strafgesetzgebung u. Stm 


Notstandes gerät, mitGefängnisund fakultativ 
mit Veberweisung an die Landespolizeibehörde 
bedroht. 

In Heft 46 ist die von Prof. Dr. Ernst 
Beling in Tübingen gehaltene Antrittsvor- 
lesung über „Die Beweisverbote als Grenzen | 
der Wahrheitserforschung im Strafprozess“ 
in erweiterter Form wiedergegeben. Unter! 
einem Beweisverbote versteht B. im Gegen- | 
satze zu den negativen Beweisregeln eine 
Norm, welche einen an sich sehr wohl gang- | 
baren Beweisweg sperrt, weil dieser mit 
Riicksicht auf ausserprozessnale Rücksichten 


verfahren in Bezug auf die Zuwmi- 
handlungen gegen die Zoll- u. Stew- 
Gesetze u. Anweisung zur Buchführ:« 
in Strafsachen f. die Hauptzoll- na. Hau; 
steuerämter sowie die Stenerämter 
Sigmaringen u. Hechingen. Nach sw: 
Quellen u. nach dem Stande der men+:> 
Gesetzgebg. vollständig neu bearhb ı 
Obergrenzkontrol. @. Lehmann 2, vw 
Ausg. der 4. Aufl. gr. 8°. (XI, 408 » 
Breslau, 03. (J. U. Kern) 
geb. in Leinw. 7" 
Das Buch soll den im Titel angeget-- 
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schriften der Zoll- und Steuergesetze (über 
Rückfall, Teilnahme, subsidiarische Haft- 
barkeit ete.), dann die besonderen Straf- 


Behörden so viel Material liefern, dass in 
der weitaus grössten Mehrzahl der Fälle die 
Zurhandnahme noch anderer Bücher ent- 
behrlich wird. In der Tat ist der Inhalt bestimmungen der einzelnen Reichs- und 
des Werkes ein so reicher, dass wohl an- preussischen Landesgesetze, hierauf die Vor- 
zunehmen ist, der gegebene Zweck werde |schriften über das Strafverfahren und über 
damit vollauf erreicht. Durchweg ist der die Buchführung in Strafsachen. Verschie- 
Gesetzestext wörtlich abgedruckt und sind | dene andere mit den behandelten Gegen- 
dann zur Erläuterung die Kernsätze zahl- ständen sich berührende Gesetze sind im 
reicher oberstrichterlicher Entscheidungen Anhang zusammengestellt. Ein ausführliches 
beigefügt. In solcher Weise behandelt finden Sachregister vervollständigt das handliche 


wir nach einem Auszug aus dem St.@.B. zu- 
nächst die allgemeinen strafrechtlichen Vor- | 


Staatsrecht. 


und gut ausgestattete Buch. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Arndt, Dr. Adolf, Geh. Bergrat u. Prof., 
Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. 
gr.8°.(V1,792 8.) Berlin, 01. (0. Häring) 


Dieses uns leider verspätet zugegangene 
Werk stellt sich die Aufgabe, das Staats- 
und Verwaltungsrecht des Deutschen Reichs 
unter gleichmässiger Berücksichtigung der 
Theorie und Praxis in eingehender syste- 
matischer Darstellung zu behandeln. Nur sind 
Gegenstände, die dureh die ordentlichen Ge- 
richte unmittelbar zu handhaben sind, grund- 
sätzlich ausgeschieden und gewisse Materien, 
die mehr dem Wandel unterworfen sind, wie 
Gewerbe-, Verkehrs- und Arbeiterversiche- 
rungsrecht, kürzer bearbeitet. In einer Reihe 
von wichtigen Fragen steht der Verfasser 
bekanntlich in scharfem Gegensatz zur herr- 
schenden Theorie, was in diesem Werke reich- 
lich hervortritt (Souveränitätslehre, Begriff | 
des Gesetzes und der Verwaltungsvorschriften, 
Finanz- und Verwaltungsvermögen, Finanz- 
und Verwaltungsschulden, Etatsgesetz ete.). | 
Das Buch, das knapp den halben Umfang 
und Preis des „grossen Laband‘“ aufweist, 
bietet entschieden mehr als ein blosses Lehr- | 
buch und ist eine dankenswerte, sehr brauch- 
bare, selbständige Arbeit, die allerdings 
Labands Werk weder ersetzen kann noch will. 


| 

2, Fischer, Dr. jur. Paul, Polizeirat, Wahl- 
gesetz für den Deutschen Reichstag vom 
31. Mai 1869 nebst Reglement zur Aus- 
führung des Wahlgesetzes vom 28. Mai 
1870 und ergänzenden Bestimmungen so- 
wie Entwurf zum Wallgesetze, Motive 
hierzu und Geschäftsordnung für den 
deutschen Reichstag, 8°. (XV, 144 5.) 
Dresden, 03. (C. Heinrich) kart. 1.50 


Eine gute Handausgabe mit eingehenden 
£rläuterungen, die bei den bevorstehenden 
teichstagswahlen sich nützlich erweisen 
wird. Leider konnten die neuesten Aende- 





w 





rungen des Wahlrechtes noch nicht berlck- 
sichtigt werden. 


3. No&, Rich., Reichsverfassung u. Reichs- 
tagswahlrecht,. Was jeder Wähler davon 
wissen muss. Mit Anhang: Statistik der 
Reichstagswahlen, Verfassung u. Wahl- 
recht in mehreren anderen Staaten. 80. 
Freiburg i.B.,03. (Fr. Paul Lorenz) — .50 


Ein populäres, seinem Zwecke genügendes 
Schriftchen, dessen Inhalt obiger Titel kenn- 
zeichnet und das für die bevorstehenden 
Reichstagswahlen vorbereitend und bei Wahl- 
säumigen Interesse erweckend wirken will. 


* 


4. Roëll, P.v., Landr. z. D. u. Dr. G. Epstein, 
Bismarcks Staatsrecht. Die Stellung- 
nahme des Fürsten Otto v. Bismarck zu 
den wichtigsten Fragen des deutschen 
u. preuss. Staatsrechts, nach amtl., pri- 
vaten u. zeitgenössischen Quellen bearh. 
u. hrsg. gr. 8°. (VII, 488 S.) Berlin, 03. 
(F. Dümmler's Verl.) 7.50; geb. 9.— 

„Bismarcks Staatsrecht“ unterscheidet sich 
von verwandten Werken (Rosin, Grundzüge 
einer allgemeinen Staatslehre nach ... Bis- 
marck, Kuhlenbeck, Ötto von Bismarck, Reden 
und Aussprüche zur deutschen Reichsver- 
fassung ete.) durch sein weiteres, insbeson- 
dere auch auf das preussische Staatsrecht 
sich erstreckendes Programm. Die Bearbei- 
tung ist mehr populär gehalten, um neben 
‚den Fachleuten ein grösseres Publikum für 
| das Buch zu interessieren. In beträchtlichem 
' Umfang ist auch die zeitgenössische Tages- 

presse als Quelle verwertet, wo die sonstigen 
Quellen im Stiche lassen. Der Inhalt ist so 
in der Tat ein sehr vielseitiger und wird 
dem Werke einen grossen Leserkreis ge- 
winnen. Die beiden oben erwähnten, einem 
spezielleren Zweck dienenden und andeıs 
angelegten Werke behalten übrigens neben 
dem vorliegenden ihren Wert. 
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Kirchenrecht. 


Eichmann, Eduard, Der recursus ab abusu | beit, die als 66. Heft den von Ötto Gierke 

nach deutschem Recht. gr. 8. (VIII, herausgegebenen Untersuchungen zur deat- 

358 8.) Breslau, 03. (M. & H. Marcus) schen Staats- und Rechtsgeschichte einrerleibt 

10.— ist. Die historische Erkenntnis dieses nament- 

Eine gründliche und tüchtige historisch- | lich für die Geschichte der staatlichen Kirchen- 

dogmatische Darstellung des recursus ab  hoheit so bedeutsamen Rechtsinstituts wir 

abusu mit besonderer Berücksichtigung des | durch das Werk nicht unwesentlich gefördert. 

bayerischen, preussischen und reichsländischen | Auch für Erfassung des geltenden Rechts ist 
Kirchenrechts bietet uns die vorliegende Ar- | manches dankenswerte Ergebnis erzielt. 


Völkerrecht. 


Zorn, Dr. Alb., Grundzüge des Völker- sammlung die Bearbeitung der zweiten Auf- 

rechts. 2., vollständig neu bearb. Aufl. lage des das Völkerrecht betreffenden Bands 

Mit Vorwort v. Geh. Justizr. Prof. Dr. übernommen. Demgemäss will das vorliegende 

Philipp Zorn. 12°. (X, 315 8.) Leip- Buch eine kurze, allgemein verständliche Dar 

zig,03. (J. J. Weber) geb. in Leinw. 4.— stellung bieten. Es ist in der Tat ein gut 

Albert Zorn, der Sohn Philipp Zorns, hat Orientierungsmittel für weitere Kreise, auch 
für die bekannte Weber’sche Katechismen- | als Repetitorium wohl verwendbar. 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Keidel,J., Bezirksamtsassessor, Invaliden- | treffliche Nachschlagewerk wird zweiils 
versicherungsgesetz, Entscheidungen von in seiner verjüngten Gestalt wieder überal) 
1891—1901. Lex. 8°. (744 S.) Bd. XI: freudige Aufnahme finden. 
von Fuchsbergers „Entscheidungen des 
Reichsgerichts etc.“ Giessen, 03. (Emil 2. Klein, E., Bez.-Not. fr. Fabr -Reris, 


Roth) 12. Arbeiterschutz u. Gewerbeaufsicht, die 

Die gleichen Vorzüge, die wir im Jahr- | gesetzlichen Bestimmungen darüber u 
gang 1901 dieser Blätter (8. 253 £.) bezüglich. ihre Ausführung. Ein Handbuch aus dr 
der Fuchsberger-K£idel’schen Sammlung von Praxis. Mit e. Anh., betr. den speziellen 
Entscheidungen zum Krankenversicherungs- | Arbeiterschutz in der Kleider- u. Wäsche 
gesetze gerühmt haben, sind auch bei dem vor- Konfektion, den Werkstätten m. Moter 
liegenden, das Invalidenversicherungsgesetz betrieb, Walz- u. Hammerwerken u : « 
betreffenden Werke zu konstatieren. Auch | gr. 8°. (XII, 235 8.) Stuttgart, 02. W 
hier können wir sagen, dass es sich um die | Kohlhammer) 2.50; geb. 3.- 


neue Auflage eines bewährten Gebrauchs- Ein für die Vollzugsbehörden, für Arbet- 
buches handelt, das eine selbständige Be- | geber und Arbeiter recht praktisches Hand- 
deutung neben den besten Kommentaren hat | und Taschenbuch des Arbeiterschutzes und 
und eine ganze Reihe von Bänden für die | der Gewerbeaufsicht, das insbesondere auch 
Anordnung des Gesetzes durch einen einzigen | die Judikatur berücksichtigt und die zahl 
handlichen Band völlig ersetzt, Das vor-|reichen Ausführungsbestimmungen enthält 





Allgemeines. 


1. Jahrbuch der internationalen Vereinigung | Nutzen zu ziehen vermögen, darüber kann 
f. vergleichende Rechtswissenschaft und kein Sachverständiger im Zweifel sein Ab 
Volkswirtschaftslehre zuBerlin, hrsg. von auch der Kundige wird überrascht durch &* 
Prof. Dr. Bernhöft in Rostock und Vielseitigkeit des Inhaltes dieses stattliche 
Kammergerichtsrat Dr. Meyer in Berlin. Bandes. Bei unseren beschränkten Rauz 
VI u. VII Bd. 1. Abteilung. gr. 8°. verhältnissen können wir daher muhig di“ 
(576 8.) Berlin, 03. ‘Jul. Springer) 15.— | Titel der Beiträge für sich selber sprabs 
Eine Fülle des Interessanten, Belehrenden | lassen. 
und Anregenden bringt in der vorliegenden I. Vorträge: Die Bedentung der Steur 
Abteilung das Jahrbuch der internationalen | erklärung (Peters). Altertümer im geltenda 
Vereinigung für vergleichende Rechtswissen- | russischen Recht (Löwenstimm). Die Teiluz 
schaft und Volkswirtschaftslehre. Dass alle | der Gewalten in der belgischen Verfassun 
Zweige der Rechts- und Staatswissenschaften  (Errera, übersetzt von BRosenfeld). Te 
aus den Bestrebungen der Vereinigung reichen Reform der deutschen Börsengesetzgebuz 
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(Dove). Die Grundzüge der schwedischen 
Verfassung /(Fahlbeck). Der Nutzen des 
Studiums im Auslande für Juristen und 
Nationalökonomen (Dusquesne). Das inter- 
temporale Privatrecht der eivilisierten Staaten 
im 19. Jahrhundert /Affolter). Die Ver- 
wandtenehe und die Statistik (Mayet). Der 
Anfsichtsrat und seine Reform nach englischem 
Aktienrecht im Vergleich zum dentschen 
Aktienrecht (Schirrmeister). Der Anschluss 
Deutschlands an die internationale Union 
für gewerblichen Rechtsschutz (Osterrieth). 


' praktisches Interesse verliehen. 


s„..-—- 
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In ersterer 
Hinsicht hat insbesondere der Verfasser der 
\„Afrikanischen Jurisprudenz‘“ Dr. Albert 
Hermann Post, Richter in Bremen, in seinem 
' Werk: „Der Ursprung des Rechtes“ darauf 
hingewiesen, dass das Staats- und Rechtsleben 
der menschlichen Rasse in seiner Gesamtheit 
historisch erfasst werden müsse. Diesem 
verdienstvollen Gelehrten verdanken wir auch 
der Hauptsache nach den Entwurf des Frage- 
bogens, der dem vorliegenden Werke zu 
Grunde liegt und 1895 mit Unterstützung 


II. Mitteilungen aus allen Rechts- und des Deutschen Auswärtigen Amtes, der 
Wirtschaftsgebieten: Die allgemeinen ad- | Deutschen Kolonialgesellschaft, der Union 
ministrativen Staatenvereine (Kazanski). | Coloniale Francaise und mehrerer Missionen 
Die Vorschläge der Vizekönige Chanchihtung 'an Beamte, Missionäre und andere mit den 
und Liu Runyi zur Reform des chinesischen | einschlägigen Verhältnissen vertraute Per- 
Justizwesens (Betz), Die Theorie französischer | sonen in Afrika und Ozeanien von der inter- 
Juristen über die Begründung der eivil- nationalen Vereinigung für vergleichende 
rechtlichen Verantwortlichkeit (Bry, übers. | Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre 
von Hellmuthhäuser). Statistische Politik ' versandt wurde. So wurde ein ungemein 
(Gargas). Begriff und Wesen der verglei- reiches und möglichst verlässiges Material 
chenden Rechtswissenschaft (de la Grasserie ' zusammengebracht, dessen Bearbeitung vor 


übersetzt von Lehmann). Zur Darlegung 
und Lösung der Wohnungsfrage (Sodoffsky). 
Das Grundeigentum in der Türkei nach der 
neueren Gesetzgebung (Padel). Bedeutung 
des Rechts der Eingebornen mit besonderer 
Berücksichtigung der deutsch -afrikanischen 
Schutzgebiete (Meyer). Die italienische Kolo- 
nialgesetzgebung in Erythräa (Giantureo 
übersetzt von Meyer und Sacchi-Lodispoto). 
Autorität und Staatsgewalt (Piloty). Anhang: 
Tabellen zu dem Vortrag von Mayet, Die 
Verwandtenehe und die Statistik. 


2. Steinmetz, Dr. S. R., Priv.-Doe., Rechts- 
verhältnisse v. eingeborenen Völkern in 
Afrika u. Ozeanien. Beantwortungen 
des Fragebogens der internationalen 
Vereinigg. f. vergl. Rechtswissenschaft 


u. Volkswirtschaftslehre zu Berlin. gr. 8°. 


(VII, 455 5.) Berlin, 03. (J. Springer) 10.— 

Seit wenigen Dezennien ist unser Ver- 
hältnis zu dem Rechte der eingeborenen 
Völker Afrikas und Özeaniens ein intimeres 
geworden. Die reifere Einsicht in die wahren 
Bedürfnisse der vergleichenden Rechtswissen- 
schaft, sowie der Ethnologie einerseits und 
die drängenden Forderungen unserer Kolo- 
nialpolitik und kolonialen Praxis andererseits 
haben der Erforschung der Rechtsverhältnisse 


einigen Jahren von der genannten Vereini- 

gung dem für die vergleichende Rechtswissen- 
schaft bereits anderweit mit Erfolg tätig 
gewesenen Privatdozenten Dr. Steinmetz in 
Leiden übertragen wurde. Dieser hat die Auf- 
gabe mit Geschick gelöst unter gewissenhafter 
Wiedergabe. des Urmaterials sowie unter 
Einfügung zweckmässiger Hinweise auf die 
ethnologischen Theorien und Probleme sowie 
auf besonders empfindliche Lücken in unserer 
Kenntnis der Tatsachen. Die Reichhaltigkeit 
des Gebotenen zeigt die folgende Haupt- 
einteilung dessen, was für jede der behan- 
‚delten 17 Völkerschaften dargestellt wird: 
' Allgemeines, Familienverhältnisse, Erbfolge, 
Politische Organisation, Gerichtswesen, Rache, 
Busse und Strafe, Grund- und Bodenverhält- 
ı nisse, Rechte an beweglichen Sachen, Ver- 
kehrsverhältnisse. In die Abschnitte über 
Familienverhältnisse sind beispielsweise fol- 
gende Materien einbezogen : Allgemeine Fa- 
milienorganisation, Vormundschaft, Haftung 
von Verwandten für einander, engere Fa- 
milienverhältnisse, eheliche Verhältnisse, 
aussereheliche Verhältnisse, häusliches Leben 
(Geburt, Tod, jugendliches Alter, Weiber, 
Alter und Krankheit). Das hochinteressante, 
dauernd wertvolle Quellenwerk kann weitesten 
Kreisen wärmstens empfohlen werden. 


jener Völker ein hohes theoretisches und, 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Böckel, Dr. Otto, Zolltarif und Handels- 
vertragspolitik. Wirtschaftliche Dar- 
legungen. 8°. (23 S.) Berlin, 03. (Verlag 
der Deutschen Hochwacht) |! 

In dem vorliegenden kleinen Schriftchen 
entwickelt der bekannte Reichstagsabgeord- 
nete ©. Böckel seine Ansichten über den 
Zolltarif und die damit zusammenhängenden 


' Fragen. 


Die Schrift ist eine Parteischrift, 
aber als solche gut geschrieben. 


2. Egner, H., Zollinsp. u. Zolldir.-Rev. K. 
Schuemacher, Brennende Agrar-, Zoll- 
und Handels-Fragen. Bearb. u. hrsg. 
gr. 8°. (378 8.) Karlsruhe (J. J. Reiff) 3.— 
In einer Reihe von lose aneinander ge- 
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reihten Abschnitten machen die beiden als | 


Zollbeamten tätigen Verfasser den Versuch, 
über die brennenden Tagesfragen der deut- 
schen Zoll- und Handelspolitik einen grösseren 
Leserkreis in gemeinverständlicher Weise zu 
unterrichten. Die einzelnen Abschnitte han- 
deln von der Entwicklung des Handels, der 
Entwicklung des Zollwesens, dem neuen 
deutschen Zolltarif, den Getreidezöllen, dem 
Doppel- und Differentialtarif, den „kleinen“ 
Mitteln zur Hebung der Landwirtschaft, den 
Handelsverträgen, der Meistbegünstigung, 
der mitteleuropäischen Zollunion, von den 
wirtschaftlichenVerhältnissen Russlands, Eng- 
lands und Amerikas, den Zollbündnissen mit 
Oesterreich - Ungarn, den Niederlanden, der 
Schweiz, Italien, Skandinavien und Ru- 
mänien, von der Stellung des Zollbundes zu 
Frankreich, den Vorbedingungen und Be- 


gleiterscheinungen einer Zollunion, von der 


Notwendigkeit eines deutschen Reichszoll- 
tarifamtes und von der Errichtung eines 
internationalenAmtes für Zollangelegenheiten. 
Wie man sieht, ist der grösste Teil des Wer- 
kes der Frage der Errichtung einer mittel- 
europäischen Zollunion gewidmet, für welche 
die Verfasser mit Wärme eintreten und von 
der sie sich auch die günstigsten Wirkungen 
für die deutschen Finanzen versprechen. Wir 
vermögen den Optimismus der Verfasser hin- 
sichtlich der Möglichkeit und Wirksamkeit 
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4. Jäger, Dr. Eug., Reichst.- u. Landt.-Abg, 
Die Wohnungsfrage. 2. Bd. (VII, 3228. 
gr.8°. Berlin (Germania) 5— 

Während E. Jäger in dem 1. Bande des 
vorliegenden Werkes die allgemeinen Gesichts 
punkte der Wohnungsfrage und den gemein- 
nützigen Wohnungsbau behandelte, beschäf- 
tigt er sich in dem 2. Bande mit der Frage 
der städtischen Baupolitik, der städtischen 
Bodenpolitik, der städtischen Bodenbesten- 
rung und mit der Frage eines Reichswohn- 
gesetzes. Im Rahmen dieser vier Abschnitte 
werden alle mit der Wohnungsfrage mittel- 
bar und unmittelbar zusammenhängenden 
Angelegenheiten erörtert, so dass der Leser 
ein erschöpfendes Bild des Gegenstandes er- 
hält. Auch der vorliegende 2. Band gibt, 
wie der erste, beredtes Zeugnis davon, dass 





der Verfasser sich eingehend mit der Woh 
nungsfrage beschäftigt hat und sie vollständig 
beherrscht; er stützt sich zur Be; dung 
seiner Ausführungen auf ein ausserordentlich 
reiches Material und zeigt eine gründlich® 
Kenntnis der vorhandenen Literatur. In den 
meisten Punkten stimmen wir mit dem Ver- 
fasser durchaus überein. Das Buch wird 
nicht nur den Mitgliedern der gesetzgeben- 
den Körper, den Verwaltungsbeamten, den 
Mitgliedern der städtischen Kollegien ein 
wertvoller Wegweiser durch das schwierige 
Gebiet der Wohnungspolitik sein, sondemn 


der Zollunion nicht durchaus zu teilen, an- jedem Belehrung und Anregung geben, der 
erkennen aber gerne, dass sie es verstanden | sich über die wichtige Wohnungsfrage unter 
haben, dieser Frage neue Seiten abzugewinnen. | richten will. 

Das Buch ist mit patriotischer Wärme und | 

erkennbarer Hingebung geschrieben, ist in! 5, Jahrbuch des Handelsvertragsvereins1@02 


seiner Art und Weise originell und wird 
dem Leser Anregung und Belehrung bieten. 


3. Forschungen, staats- und socialwissen- 
schaftliche, hrsg v. Gust. Schmoller. XXL 

Bad. 5. Heft. (Der ganzen Reihe 99. Heft.) 

gr. 8°. Leipzig, 03. (Duncker & Humblot.) 

5. Westphal, Max, Die deutsch-spani- 

schen Handelsbeziehungen. (V, 88 S.) 

— 

Die kleine Schrift Westphals gibt im 

1. Kapitel eine Darstellung der wirtschaft- 


lichen Lage Spaniens; das 2. Kapitel be 


schäftigt sich mit der finanziellen Lage und 


der Valutafrage; das 3. und 4. Kapitel er-, 


örtert die handelspolitischen Beziehungen 
zwischen Spanien und Deutschland im all- 
gemeinen und im einzelnen. Bei den viel- 
fach sich widersprechenden Meinungen, welche 
tiber die wirtschaftliche und finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit Spaniens und den Wert, 
welchen die Handelsbeziehungen mit Spanien 
für Deutschland besitzen, bestehen, ist eine 
objektive und sachverständige Untersuchung, 
wie sie Westphal auf Grund einer umfang- 
reichen Literatar gibt. mit Dank zu be- 
erüssen. Die kleine Schrift sei deshalb 


unseren Lesern bestens empfohlen 


| Hrsg. v.Geschäftsführ. W. Borgius. gr.*". 
| (XIIL, 405 8.) Berlin, 03. (F. Siemenroth) 
| 4.— 
| Zum zweitenmal veröffentlicht der „Han- 
ı delsvertragsverein‘“ durch seinen (reschäfts 
"führer Borgius ein Jahrbuch. Dieses soll 
vorzugsweise als Materialiensammlung nnd 
| Nachschlagewerk für diejenigen dienen, welche 
als Interessenten der Handelspolitik einer 
' übersichtlichen Zusammenstellung über wich- 
tigere Daten, Vorgänge, Ziffern und Tat- 
sachen aus der neueren Handelspolitik be 
dürfen. Der Inhalt des vorliegenden Bands 
ist folgender: 1. Kundgebungen des Handels 
vertragsvereins im Geschäftsjahr 1902; 2. Die 
Verhandlungen der 16. Kommission desReichs 
tages über den Entwurf eines Zolltarifgesetzes. 
3. Entwurf eines Zolltarifgesetzes nach den 
Beschlüssen der Zolltarifkommission bez. de 
Reichstags; 4. Die wichtigsten Abänderung 
des Zolltarifentwurfs durch den Antrag v. Kar 
‚ dorff; 5. Zur Geschichte des deutschen Zoll 
tarifs; 6. Die Handelspolitik der wichtigsten 
Auslandsstaaten während der letzten Jahr 
zehnte; 7. Die Bevorzugung der Landwirt 
schaft in der preussischen und deutsche 
Gesetzeebnng; 8. Die Organisation der Zall- 


verwaltung in Deutschland; 9. Begründung 
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des Gesetzentwurfs betr. den Zolltarif des 
deutschen Zollgebietes 1879; 10. Die Handels- 
verträge mit Oesterreich-Ungarn, Italien und 
Belgien vom 6. Dezember 1892; 11. Der 
Handelsvertrag mit der Schweiz vom 10. De- 
zember 1902; 12. Der Handelsvertrag mit 
Russland vom 10. Februar 1894; 13. Be- 
gründung zu dem Entwurf eines Zolltarif- 
gesetzes, veröffentlicht am 22. November 1901; 
14. Handelspolitische Statistik Wie man 
sieht, sind die Handelsverträge und die mit 
diesen zusammenhängenden Gegenstände in 
dem vorliegenden Bande besonders berück- 
sichtigt, und zwar ist dies, wie im Vorwort 
bemerkt wird, mit Rücksicht auf die bevor- 
stehenden Reichstagsverhandlungen über die 
neuen Handelsverträge geschehen, um einen 
Vergleich dafür an die Hand zu geben, wie 
sich beim Abschluss der Handelsverträge von 
1592/94 die Regierung und die einzelnen 
Parteien ausgesprochen und Stellung ge- 
nommen haben. Die handelspolitische Stellang 
des Handelsvertragsvereins ist, dank seiner 
Agitation, zur Genüge bekannt; sie äussert 
sich selbstverständlich auch in der vorliegenden 
Publikation. Immerhin wird das Jahrbuch 
auch denen willkommen sein, welche nicht 
oder nicht in allem mit den bisherigen Zielen 
des Vereins einverstanden sind, denn es gibt 
ein reiches Material in dem Abdruck der 
wichtigsten Zolltarifgesetze und Handels- 
verträge, der Motive und der darauf bezüg- 
lichen parlamentarischen Verhandlungen. 


6. Jahresberichte, Die, der Kgl. Bayer. 
Fabriken- und Gewerbe-Inspektoren, dann 
der Kgl. Bayer. Bergbehörden für das 
Jahr 1902, Mit einem Anhange betr. 
das Bierbrauergewerbe. gr. 8°. (VII 
304 u. 123 S.) München, 03. (Theodor 
Ackermann) 5.60 

Die Jahresberichte der bayerischen Fabriken- 

und Gewerbeinspektoren erfreuen sich von 
jeher allgemeiner Anerkennung, 


bevölkerung, Wohlfahrtseinrichtungen u. s. w. 
In zahlreichen statistischen Tabellen sind die 
Revisionen der gewerblichen Anlagen und 
die Unfalluntersuchungen, die Zahl der 1902 
in Fabriken und ähnlichen Anlagen beschäf- 
tigten Arbeiter, die ermittelten Zuwiderhand- 
lungen gegen Schutzgesetze und Verordnungen 
betr. die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter 
und von Arbeiterinnen, die Zahl der Revi- 
sionen, die Ausstandsbewegung 1902 dar- 
gestellt. Die vorliegenden Jahresberichte 
reihen sich den früheren in jeder Beziehung 
würdig an. 


T. Issaieff, A. A, Der Sozialismus u. das 
öffentliche Leben. gr. 8°”. (VII, 608 8.) 
Stuttgart, 03.(J.H.W. Dietz Nachf.) 8.— 


Issaief will in dem vorliegenden um- 
fangreichen Buche einen Beitrag zur Be- 
antwortung der Frage liefern, welchen Ein- 
fluss die Massentätigkeit der Sozialisten auf 
die verschiedenen Seiten des gesellschaftlichen 
Lebens ausübt. Der Inhalt ist kurz der fol- 
gende: I/ssaieff gibt zuerst eine Darstellung 
des Programms, der Forderungen der Sozial- 
demokratie, bespricht das Verhältnis der 
Sozialisten zur gesellschaftlichen Evolution, 
zur Volkswirtschaft, zum Militarismus. So- 
dann erörtert er die erziehlichen Mittel des: 
Sozialismus, seinen Einfluss auf die Sittlich- 
keit seiner Anhänger, sein Verhalten zum 
Christentum. Drei Kapitel sind der Schil- 


ı derung der Organisation der Sozialdemokratie, 


der Tätigkeit der Sozialisten in den Parla- 
menten und Gemeindeverwaltungen gewidmet. 
Weitere Kapitel behandeln die Sozialisten- 
verfolgungen, die Frage, welche Gefahren der 
Sozialdemokratie drohen, und die literarische 
Bekämpfung des Sozialismus. Schliesslich 
wird die Ausbreitung des Sozialismus und 
sein welthistorischer Beruf besprochen. Issaieff 
vertritt mit Wärme und Ueberzeugung die 
Sache des Sozialismus, er bemüht sich seine 


Sie sind | guten Seiten ins rechte Licht zu setzen; er 


auch heuer mit gewohnter Pünktlichkeit als tut dies in eindringlicher Weise, in schlichter 


die erste Publikation der Gewerbeaufsichts- 
beamten in Deutschland erschienen, Ausser 
dem Bericht der Kgl. Bergbehörden enthält 
das vorliegende Buch auch in einem Anhang 
eine Sondererhebung über das Bierbrauer- 
gewerbe, ähnlich wie den früheren Jahres- 
berichten Erhebungen über einzelne bestimmte 
Gewerbezweige beigefügt waren. Den Jahres- 
berichten ist wie in früheren Jahren eine 
resumierende Zusammenstellung aus der Feder ' 
des Zentralinspektors, Regierungsrat Pöllath, 
vorausgeschickt. Wir können hier auf die 
ausserordentlich reichhaltigen Berichte nicht 
im einzelnen eingehen. Sie geben eingehende 
und unparteiische Auskunft über die Stellung 
und Verhältnisse der jugendlichen Arbeiter 
und Arbeiterinnen und der Arbeiter überhaupt, 
über den Schutz der Arbeiter, über wirt- 
schaftliche und sittliche Zustände der Arbeiter- | 


Sprache und in geschickter Gruppierung des 
Stoffes. Aber es will uns scheinen, als ob 
dieses Werk nicht auf der Höhe früherer 
Publikationen des Verfassers steht. Er ist 
dem Sozialismus gegenüber völlig kritiklos 
und seine Kritik antisozialistischer Anschau- 
ungen lässt häufig Tiefe und Ueberzeugungs- 
kraft vermissen. 


8. Kundt, Dr. Walter, Brasilien u. s. Be- 
deutung für Deutschlands Handel und 
Industrie. gr. 8°. (118 5.) Berlin, 03. 
(F. Siemenroth) 2,50 


Nach einer Einleitung über die Aussichten 
und Aufgaben Deutschlands auf dem Welt- 
markt schildert der Verfasser Land und Leute 
von Brasilien, die einzelnen Staaten Brasiliens 
und ihren wirtschaftlichen Charakter und 
den auswärtigen Handel Brasiliens ; sodann 
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bespricht er die Reform des dentsch - brasi- 
lianischen Handels und die Aufgaben des 
deutschen Kapitals in Brasilien und fasst 


zum Schlusse seine Meinung dahin zusammen, | 
dass in Brasilien die beste Gelegenheit ge 


boten sei, deutsche Arbeit und deutsches 


Kapital zu beschäftigen. Der Verfasser, der | 


mehrfach Reisen gemacht hat, hat sich auch 
mehrere Monate in Brasilien aufgehalten und 
durch Studien an Ort und Stelle das Material 
für die vorliegende Schrift gesammelt. Die 
Ausführungen des Verfassers machen durch- 
aus den Eindruck sachverständiger, objektiver 
Darstellung und verdienen die Beachtung 
der deutschen Kaufleute und Kapitalisten 
und aller derjenigen, welche sich um die 
nutzbringende und der Heimat zu Gute 
kommende Beschäftigung dentscher Arbeits- 
kräfte im Auslande bemühen. 


9, Schwarz, O., u. Dr. 6. Strutz, Geh. Ob.- 
Finanzräte vortr. Räte, Der Staatshaus- 
halt u. die Finanzen Preussens. II. Bd. 
%. Lig. gr. 8°. Berlin, 03. (J. Guttentag). 

Il. Schwarz, O. Geh. Ob.-Finanzrat 
vortr. Rat, Die Zuschussverwaltungen. 
3. Lig. IV. Buch: Handels- u. Gewerbe- 
verwaltg. V. Buch: Bauverwaltung. 
(XIH, 8.995 — 1273 u. 219— 269) 10.-- ; 

geb. 12.— 
Das grosse Werk der Geh. O.-Finanzräte 
Schwarz und Dr. Strutz über den Staats- 





haushalt und die Finanzen Preusem, is 
wir bereits wiederholt auf das Kälmsi« 
gedacht haben, beschäftigt sich in de w 
liegenden 3. Lieferung des 2. Barda =: 
der Handels- und Gewerbeverwaltung w 
der Bauverwaltung. Die Darstellung &: 
Handels- und Gewerbeverwaltung zerfülit a 
4 Hauptabschnitte: Einleitung, Einnsier 
der Handels- und Gewerbeverwaltunz, in 
fende Ausgaben derselben (Zentralverniltis 
Ausgaben zu polizeilichem Schutz ni = 
aufsichtigung von Handel und (rewer«, > 
werbliches und Handels-Unterrichiwe- 
Ausgaben zur direkten Pilege und Förde: 
von Handel und Gewerbe, Porzellionar 
faktur, Institut für Glasmalerei, Vermii» 
Ausgaben), Extraordinarium. Die Turms 
lung der Bauverwaltung enthält gleich 
4 Hauptabschnitte: Einleitung, Einutea 
laufende Ausgaben (Allgemeines, Zeutm 
verwaltung, Provinzialverwaltungen, = 
liche Fonds, vermischte Ausgaben, Ra 
schiffahrts- und Hafenverwaltung\, Em 
ordinarium. Auch an dieser Lieferung. & 
den Geh. Oberfinanzrat Schwarz zum \- 
fasser hat, bewundern wir die ausserurde'- 
liche Gründlichkeit und die sichere Ber 
schung des Stoffes. Wie der Verfasser u 
Vorwort ankündigt, werden im Laufe die-# 
Jahres noch die drei letzten Lieferungen iA 
2. Bandes folgen. 


Politik. 


Martin, Herm., Rechtsanw., Das Wahl- ' 
recht in Deutschland u, das Unrecht in 
Sachsen. gr. 8°. (78 8.) Berlin, 03. (E.ı 
Hoffmann & (o.) — .80 
Eine politische Flugschrift zu Gunsten 
einer freiheitlichen Reform des Landtags- | 


Varia. 


1. Daude, P., Geh. Reg.-R. Univ.-Richt. u. 
Priv.-Doz. Ger.-Assess. M. Wolff, Dr., Die 
Ordnung des Rechtsstudiums und der 
ersten juristischen Prüfung in den 
deutschen Bundesstaaten. gr.8°. (XVI, 
292 8.) Halle, 03. (Buchh. des Waisen- 
hanses) 4.40; geb. 5.— 

Auf amtliche Anregung des preussischen 
Unterrichtsministers sind in dem vorliegen- 
den Werke die gesetzlichen und Verwaltungs- 
vorschriften über die Ordnung des juristi- 
stischen Studiums und über die erste juri- 
stische Prüfung in den einzelnen deutschen 
Bundesstaaten und im Reichslande er- 
schöpfend zusammengestellt. Auch die 
Studienpläne der einzelnen Universitäten 
sind auf Grund amtlicher Mitteilungen ein- 
zereiht. Ferner konnte das im preussischen 
Justizministerium gesammelte Material mit 


wahlrechts in Sachsen. (Inhalt: Die Vak- 
vertretung. Das Wahlrecht. Der sächawr 
Landtag. Der 10. Dezember 1895. Ihe Au- 
treibung derSozialdemokratie. Wahlbewegmi: 
Das Reichstags-Wahlrecht.) 








Genehmigung des Ministers benutzt werda: 
So sind alle Garantien geboten, dem ws! 
Kreise der Interessenten ein wirklich w 
lässiges und dem Zweck voll entsprechend: 
Hilfsmittel an die Hand zu geben. 


2. Grünberg, Dr. Karl, Prof. in Wi 
Bauten auf fremden Grund, Ein Bei 
zur Würdigang d. Erbbaurechts. gr ®. 
(IV, 95 S.) Wien, 03. (F. Deuticke) 2 

Die vorliegende Abhandlung hat 
Deutschland insofern ein besonderes Interess; 
als sie auf Grund sorgfältigster Erwägung 
die Frage nach dem sozialen Werte 
Bestimmungen des BGB. tiber das Erbt 
recht würdigt. Das Ergebnis, zu dem d 
Verfasser gelangt, ist freilich nicht besondz 
erfreulich. Er bestreitet, dass das Erbbss: 
recht des BGB. in irgend einer Hinsicht a) 
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littel zur Lösung der Wohnungsfrage oder 
uch nur zur Linderung der herrschenden 
VYohnungsnot angesehen werden kann. Eher 
:i vom Erbbaurecht eine Verschlechterung 
er grosstädtischen Wohnungszustände zu 
rwarten. Vorteilhaft sei es nur für die 


rundeigentümer, die sich von rein privat- 


irtschaftlichen Erwägungen leiten lassen. 


3. Der Schutz der Baugläubiger vor dem | 


deutschen Juristentage. 8°. (168 S. u. 
Tab.) Berlin, 03. (J. Guttentag) 3 — 


Dieser Sonderabdruck der dem 26. Juristen- 
age erstatteten Gutachten und des ein- 
chlägigen stenographischen Berichts macht 
in wertvolles Material zur Lösung der viel- 
rörterten Frage des Schutzes der Baugläu- 
iger weitesten Kreisen zugänglich. Der 
onderabdruck enthält ausser dem Text der 
mtlichen Entwürfe namentlich die Gutachten 
larnier und Freese sowie die Referate 
olmssen und Heymann. 


4. Vogel, Dr. Aug., Rektor, Ausführliches 
grammatisch - orthographisches Nach- 
schlagebuch d. deutschen Sprache mit 
Einschluss der gebräuchlicheren Fremd- 
wörter, Angabe der schwierigen Silben- 
trennungen und der Interpunktionsregeln. 
Zum täglichen Gebrauch für jedermann. 
Nach der nenesten Örthographie von 
1902. 33.—50. Tausend. Berlin, 03. 
(Langenscheidtsche Verlagsbuchh.) 

geb. 2.80 

Der ausserordentliche buchhändlerische 
Erfolg dieses Buches bildet ein glänzendes 
Zeugnis für dessen grosse Brauchbarkeit. In 
der Tat ist es ein ausgezeichnetes gram- 
matisch-orthographisches Handbuch, das im 
täglichen (sebrauch die besten Dienste leistet. 
Für den Gebrauch in Bayern wäre es er- 
wünscht, wenn in der nächsten Auflage bei 
zulässigen Doppelschreibungen die nach dein 
bayerischen amtlichen Verzeichnisse vorzu- 
ziehende Schreibung in Anmerkungen oder 
durch ein Zeichen kenntlich gemacht würde. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


- Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr.6. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 


Das 6. Heft des Jahrganges 1903 enthält: 
.eber Wesen und Bedeutung der Differenz- 
reschäfte in rechtlicher und wirtschaftlicher 
linsicht, von Dr. Georg Wermert in Berlin. 
Fortsetzung folgt.) — Die Ausgestaltung 
ier gemeindlichen Armenptlege in Bayern, 
ton Professor Dr. H. Rehm in Erlangen. — 
ber $ 16 der preussischen Städteordnung 
ınd die Hausbesitzer unserer Grossstädte, von 
Dr. jur. G. Dryander, Regierungs-Referendar 
ın Potsdam. — Mitteilungen zur deutschen 
senossenschaftsstatistik für 1900, von Dr. A. 
Petersilie, Geh. Reg.-Rat und Professor, Leiter 
ler städtischen Abteilung der Preussischen 
Zentral - Genossenschaftskasse. (Fortsetzung 
folgt.) — Skizzen und Notizen: Strafprozess- 
reform und Rechtsmittel. Zur Behandlung 
der Zahlungsbefehle. Zur Frage der Prozess- 
verschleppungen. Zubehör eines Landguts 
(897,98, Nr.2 BGB.). Getreide-Preisgestaltung 
im 19. Jahrhundert. — Aus den Gesetzblättern. 
— Miszellen. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1903. Nr. 13—16. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 

Aus den vorliegenden Nummern heben wir 
folgende Artikel hervor: Nr. 13: Die Rechte 


des Hypothekengläubigers an der Forderung 
gegen den Versicherer, von @. @irth. (Fort- 
setzung und Schluss in Nr. 14 und 15); 
Pensionsversicherung der Privatbeamten, von 
R. v. Mully; Haftung des Reeders aus dem 
Frachtvertrag (Schluss in Nr. 1%); Nr. 16: 
Selbstversicherung; Die deutschen Hagelver- 
sicherungs-Aktiengesellschaften i. J. 1902. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 
1903. Nr. 7—14. Hoch. 4°. Berlin (Vlg. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— 


Abhandlungen: Der Ausbau der Invaliden- 
versicherung zu einer allgemeinen Volksver- 
sicherung (Seelmann). Dürfen die Kranken- 
kassen ihren Mitgliedern Krankenkost ge- 
währen? Zur Krankenversicherungsnovelle 
(Hahn). Zu dem Seelmann'schen Entwurfe 
eine Anweisung, betr. das Verfahren vor 
den unteren Verwaltungsbehörden (Bazille). 
Einige Grenzstreitigkeiten auf dem Berüh- 
rungsgebiete zwischen der öffentlichen Für- 
sorge bei Betriebsunfällen und der privat- 
rechtlichen Entschädigungsptlicht des Ar- 
beitgebers (Rademacher). Arbeitsverhältnis 
zwischen Eheleuten? ( Weymann). Zur „Ueber- 
stundenarbeit“ in den Ortskrankenkassen- 
verwaltungen (Prinz). Nochmals zur Kassen- 
zugehörigkeit der Hausgewerbetreibenden 
Hahn). Die Vorbereitung der Rentenanträge 
(Leicht). Zuständigkeit der ordentlichen Ge- 
richte zur Entscheidung gemäss $ 14 G.U.V.G. 
(Seelmann). Berechnung der Anwartschaft 
nach $46 I.V.G.(Kuhröber), Zur Auslegung 
des 8 15 LV.G. (Ullmann). Ueber die Ku- 
mulierung von Renten bei wiederholten Be- 
triebsunfällen fe. Kutschera). Zur Frage 


re - 
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des Arbeitsverhältnisses zwischen Eheleuten. in ausserpreussischen Lotterien vom 9 Jali 
Alters- und Invaliditäts-Sparkasse (Seelmann). 1885; Klee, Selbstverletzung und Verletzunz 
Verwaltung und Rechtsprechung. Mittei- eines Einwilligenden (Fortsetzung); Hi, 
lungen. Beantwortung von Anfragen. Litera- ' Die Festsetzung der Strafen der $ 116, 1% 
risches. Krankenversicherungsnorellein Nr. 14. des Invalidenversicherungsgesetzes gegen Ofi- 
Kommissionsbericht hiezu als AnlagezuNr.13, | ziere und Militärpersonen ; ausserdem zahl 
\ reiche Mitteilungen aus der Praxis und zın 
4. Archiv f. ee er dr und Schlusse ein ZLiteraturbericht über Straf- 
Kriminalistik, hrsg. v, Prof. Dr. H. Gross. prozess von Goldschmidt. Das 6. Heft bilde 
11. Bd. 2. u. 3. H. 8°. Leipzig (F.C.W. ein Verzeichnis der wissenschaftlichen Auf 
Vogel) pro Band 12.— sätze in Band 1—49 des Archivs. In diem 
Das Doppelheft bringt folgende Abhand- Kündigt der Herausgeber an, das vom 
lungen: Bär, Ueber jugendliche Mörder und 50. Bande an das Archiv an der Reform ds 
Totschläger. Kriminalanthropologische Beob- | Strafrechts mitarbeiten werde, indem es übe 
achtungen (mit 22 Abbildungen); v. Macko- die wissenschaftlichen Streitfragen, über & 
witz, Der Raubmordprozess gegen Georg literarischen Bestrebungen, die sich auf d* 
Will; Amschl, Zwei Knaben als Raubmörder; (Gesetzesänderung beziehen, Bericht erstatte. 
Schneckert, Ein Opfer platonischer Liebe, und über die wichtigsten Erscheinungen i 
Siefert. DasVorleben des Angeklagten; Türkel, dieser Beziehung regelmässig Anzeigen ve 
Sexualpathologische Fälle; Spitzka, Statisti- öffentlichen werde. 
sches über das Lynchen in Nordamerika (mit j —— 
einer Kurve); Nessel, Körperverletzung durch , 7. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- ın‘ 


Röntgenstrahlen; Rosenberg, Vormundschaft Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 7. Frai 
über Verbrecher; dann Kleinere Mitteilungen furt a. M. (Reinhold Mahlan) 

von Näcke, Schukowitz und Lohsing; endlich —— pro Jahrg. 1U- 
Besprechungen von Näcke und Gross. Die Warrantfrage und Grossindustrie at 


Grosshandel, von Dr. J. Landgraf-Wiesbades 

5. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches Der Run auf die Böhmische Sparkasse, w 

(vorm. „Austria“). Redig. u.hrsg. v.k.k., Dr. @. von Weiss- Wellenstein -Wien; Dr 

Handelsministerium. III. Jahrg. (1903.) Waren-Spekulation in den Niederlanden i= 

Nr. 2. Wien (Manz) jährlich 20.— | 17. Jahrhundert, von Prof. Andri-E. Sayıs 

a Re : ., Paris; Gerichtliche Entscheidungen. Spre+ 

In seinem legislativen Teil bringt die up ; B ; —— 

vorliegende Nummer neben einer Uebersicht snel. Zeitschriften-Vebersicht. Vermischk 
über neuere wirtschaftliche Gesetze u. a. den, u J 

Text der Internationalen Konvention betr. 8. Beiträge zur Erläuterung des Deutsche 


die Zuckergesetzgebung, das österreichische | Rechts. 47. Jahrg. 2/3. Heft. 8°. IM 
Gesetz über Abänderung der Zuckersteuer, | Berlin (Franz Vahlen) er 
das Gesetz betr. die Reform der landwirt- | jährlich (6 Hefte, 15- 


schaftlichen Börsen und das Verbot des börsen- Die mustergültig geleitete Zeitschrift at 
mässigen Terminhandels in Oesterreich, das hält auch in dieser Doppelnummer wieds 
deutsche und französische Gesetz betr. die eine Reihe wertvoller Abhandlungen, nänlid 
Zuckerbesteuerung, das spanische Gesetz betr. | Zur Lehre von der Vollmacht nach Bär 
das gewerbliche Eigentum (Marken-, Muster-, lichem Gesetzbuche. (Vom Oberlandesgeriett 
Modellschutz u. s. w.); in dem statistischen | präsidenten Dr. Eceius.) — Erlass und \* 
Teil findet sich u. a. eine Uebersicht über | zicht nach dem BGB. (Von Justizrat Z. Cs 
Handel und Schiffahrt in den wichtigsten | Rechtsanwalt am Kammergericht zu Betta 
Staaten, Mitteilungen über Erzeugung und | — Wie gestalten sich die Rechte und \* 
Verkehr von Zucker und Branntwein in | pflichtungen aus der vom Mieter oder Pacht 
Oesterreich-Ungarn 1901/02, über die Berg- | bestellten Sicherheit nach Veräusserung > 
werks- und Hüttenproduktion Ungarns 1901, | vermieteten oder verpachteten Grundstücs' 
den Aussenhandel Brasiliens 1901, die Handels- | {Von Dr. jur. Wilhelm von Brünneck, ordes 
schiffahrt in den türkischen (rewässern. lichem Honorar-Professor in Halle a. S.) - 
Die Haftungsgrenze aus $ 83 des Bu 

6. Archiv für Strafrecht und Strafprozess. | (Von Justizrat Dr. Fleischauer in Magdebur: 
49. Jahrg. 3.—-6. Heft. gr. 86. Berlin |— Die Eigentümerhypothek im Lichte = 

(R. v. Deckers Verlag) Praxis. Ein Vortrag, gehalten im Berliw 
Preis pro Jahrgang 12.— | Anwaltsverein am 18. Dezember 1902. \* 

In dem Triple-Hefte 3—5 finden sich fol- | Dr. Oberneck, Rechtsanwalt am Kamm 
gende Abhandlungen: Kohler, Geldstrafe; | richte.) — Das Auseinandersetzungsverfun | 
Gross, Das Wahrnehmungsproblem und der | und der Erbschein bei altrechtlichen Sr 
Zenge im Strafprozess; Oetker, Die Rechts- | fällen. (Von Rechtsanwalt Dr. Eugen 
grundlagen der Schöffen- und Schwurgerichts- | in Freiburg im Breisgau.) — Hat der Int? 
Bildung (Schluss); Theisen, Die Gültigkeit | erbe einen Anspruch auf den ausser@@ 
des preussischen Gesetzes, betreffend das Spiel ' lichen Pflichtteil des BGB. $ 233 
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$ 2329? (Von Geheimen Oberjustizrat Pütter, rechtliche Regelung von Stadterweiterungen 
Senatspräsidenten in Breslau.) — Fortdauer | ( Windstosser). Apothekerkonzession und Kon- 
der Verpflichtung der Vollkaufleute, die kurseröffnung (Meyer). Vollzug des Art. 22 
frühere Gütergemeinschaftsausschliessung in | Abs. 5 Armengesetzes und Disziplin über die 
das Handelsregister einzutragen. (Von Rechts- | Mitglieder des Armenpflegschaftsrates in 
anwalt Zelter in Stettin.) — Urheberrecht Landgemeinden (Zoller). Die Ausübung der 
an Zeitungsartikeln. (Von Rechtsanwalt Dr. Heilkunde, die Führung ärztlicher und arzt- 
Fuld in Mainz.) — Die Verteilung in der ähnlicher Titel, der Titel Apotheker, Bader 
Zwangsverwaltung. (Von Amtsrichter Dr. und Hebamme, die Zubereitung, Feilhaltung 
Lafrenz in Hamburg.) — Haben landschaft- der Verkauf und die Ueberlassung von Arz- 
liche Kreditgenossenschaften ein Recht, die neien (Müller). — Literatur. 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen durch Zwangsverwaltung selb- 13. Bulletin des internationalen Arbeitsamts. 
ständig vorzunehmen? (Von Amtsrichter Band I. Nr. 11—12. gr. 8°. Jena (Gustav 
Fritze in Steinau a. 0O.). Fischer) jährl. 7.50 
Die vorliegende Doppelnummer gibt Mit- 
9. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- teilungen über die Fortachritte des Arbeiter- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 13. Berlin | schutzes und der Arbeiterversicherung, über 
(W. Süsserott) jährlich 10.— | Schiedsgerichte, Arbeitsämter und Enqueten. 
Inhalt: Meine Expedition 1900 ins nörd- Ferner zahlreiche Notizen über Gesetze, Ver- 
liche Kakaofeld und 1901 durch das Ambo- | ordnungen, Kammerverhandlungen u. 8. w., 
land, von Dr. @. Hartmann. die sich auf die Verhältnisse der Arbeiter be- 
ziehen, aus dem Deutschen Reich, Preussen, 
10. Blätter für das bayer. Finanzwesen. | Bayern, Württemberg, Oesterreich, Bosnien 


XI. Bd. Nr. 5 u.6. München (C. H. | und Herzegowina, Belgien, Brasilien und den 
Beck) jährlich 6.— Vereinigten Staaten von Amerika. 


Dieses Doppelheft enthält einen Artikel: ; : ; 
. : ı 14. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
Die Rechtsnachfolge und deren Einfluss auf u. Notariat. 1903. H. 19—22. Leipzig 





das Zwangsvollstreckungsverfahren; ausser- re 
dem gerichtliche Entscheidungen aus dem (Pieterich'sche a 
getene UN. DIER:: IEHBRTORSAIERE, | Die Hefte bringen u. a. folgende Aufsätze: 


11. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903. — — 
u re BEN: a) 6,  Tiehtsbarkeit rechtswirksam an den Beteilig- 
. u ZEN “ ten persönlich erfolgen, wenn er einen Ver- 
‚ Aus den vorliegenden Nummern heben treter bestellt hat? Von Rechtsanwalt Dr. 
wir die folgenden Artikel bezw. Mitteilungen Fugen Josef in Freiburg im Breisgau. — 
heraus. Nr. 13: Genossenschaftliche Einsicht Aenderung des konsularischen Notariats- 
und Treue (Schluss), von 4. Kofahl; Ver- yechts.. Von Rechtsanwalt Dr. Kaufmann 
nichtung einer Schulze-Delitzsch'schen Kredit- jn Krefeld. — Streifzüge ins Gebiet des 
genossenschaft von Dr. Crüger; Nr. 14: Die Zwangsversteigerungsgesetzes. Von Ober- 
Witwen- und Waisenpensionskasse, von Jandesgerichtsrat Reinhard in Dresden. — 
©. Crüger; Die Invalidenversicherung, von Bemerkungen zur Beurkundung und Durch- 
IVm. F.; Die sozialdemokratische Partei und führung gerichtlicher Erbteilungen in Preus- 
lie Genossenschaftsbewegung;; Nr. 15: Satzung sen. Von Amtsgerichtsrat Marcus in Tilsit. 
ler Witwen- und Waisenpensionskasse Deut-  _ Pflicht des Vormundschaftsrichters zur 
‚cher Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- | Anordnung einer Pflegschaft behufs Voll- 
schaften in Berlin; Gesetz zur Verhinderung |ziehung des Lehrvertrages.. Von Kreis- 
'iner missbräuchlichen Verwendung des Aus- gerichtsrat Dr. Hilse in Berlin. — Ergän- 
Irucks „Sparkasse“, von Dr. Crüger; Nr. 16: zung der Vorschriften über die Standes- 
)ie Genossenschaften und die Gesellschaft yegister (88 22, 54, 59 des Personenstands- 
ir Verbreitung von Volksbildung; Nr. 17: gesetzes). Von Assessor Dr. jur. Hans Roth 
Vitwen- und Waisenpensionskasse; Viel jn Leipzig. 
"eind’, viel Ehr', von Alberti. 


15. Deutschland. Monatschrift für die ge- 


12. Blätter für administrative Praxis. Hrsg.  _samte Kultur. Nr. 6/8. Lex. 8°. Berlin 
v. K. Krazeisen. Bd. LUII Nr. 2—5. 1903. | (C. A. Schwetschke & Sohn) 
8°. München (C, H. Beck) pro Band 6.— vierteljährlich 6.— 


Abhandlungen: Die gewerbliche Ent- Unser Gebiet berühren die Artikel: 
ricklung Bayerns am Ende des 19. Jahr- Friedrich der Grosse und die nordamerika- 
underts (Schluss). Die Rechte des Fisch- nische Republik. Ueber die kulturhistorische 
rasserbesitzers, zunächst in Bayern (Graf von Bedeutung der Kolonisation (Achelis). Schutz 
Tirschberg). Weitere Betrachtungen über die | der Mutterschaft (Fürth). Die Jesuiten 
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(Frohschammer 7. Münz). Das neue eng- 
lische Unterrichtsgesetz (Lehmann). „Wis- 
mar 1903“ (vw. Bruchhausen). Zur Jesuiten- 


frage (Graf Hoensbroech). Das Schutzgebiet 


Kiautschou in seiner 
wicklung (v. Strantz). 
druck (Engel). 


gegenwärtigen Ent- 
Das Recht auf Nach- 
Streiflichter. 


16. Finanzarchiv, Zeitschrift für das gesamte 
Finanzwesen. Herausg. von @. Schanz. 
20. Jahrgang. 1. Band. 8°. Stuttgart 
(Cotta) 12.— 
An grösseren Artikeln finden wir in dem 
vorliegenden Band die folgenden: Die Finanz- 
politik Rumäniens in ihrer neuesten Gestal- 
tung und die für dieSanierung der Finanzkrisis 
getroffenen Massnahmen, von Dr.Creanga; Die 
Novelle von 1902 zum deutschen Branntwein- 
steuergesetz, von Dr. G. Schmauser-München; 
Geschichte und Kritik des Oktrois im Gross- 
herzogtum Hessen, von Dr. @. Hellwig; Die 
sächsische Steuerreform im Jahre 1902, von 
G. Schanz; ausserdem enthält der Band den 
Abdruck zahlreicher neuer Steuergesetze und 
anderer auf das Finanzwesen bezüglicher 
Gesetze und Verträge, teilweise mit den 
Motiven, Kommissionsberichten u s. w. 


17. Gemeindezeitung, Bayerische, Organ für 
alle Gemeinde-Angelegenheiten des 
rechtsrheinischen Bayern und der Pfalz. 
13. Jahrg. (1903) Nr. 6—15. München 
(J. Schweitzer Verlag) 


Aus dem reichen Inhalte dieser Nummer 
heben wir besonders hervor: Die lokalen Ver- 
brauchsstenern im rechtsrheinischen Bayern 
von Dr. Josef Esslen. — Der bayerische 
Landeshilfsverein vom Roten Kreuz in 
seinen Beziehungen zu den Gemeinden von 
Regier.-Assessor MH. Krais. — Anleihen und 


Vermögensstand der Pfälzischen Städte; der 


kommnnale Anleihemarkt. — Die Fortsetzung 
des Hammer’schen sehr beachterswerten Ar- 
tikels „iiber Acetylen- und Aerogengas-An- 
lagen“ mit Abbildungen. — Die Erhebung 
von Heimatgebühren von Polizeioffiziant H. 
Müller. — Die Krankenfürsorge nach dem 
Invalidenversicherungsgesetze von Rechtsrat 
Fauner. — Die Bestimmungen über Irren- 
fürsorge von Pfarrer S. Weber. — Ein hänu- 


figer Fehler bei Dorftestamenten von Amts- | 


richter v. d. Pfordten. — Das Feuerlösch- 
und Fenerwehrwesen in Bayern von Rud. 
Fried, Assistent im bayer. Landesfeuerwehr- 
bureau. — Die Mitwirkung der Gemeinden 
in Begnadigungssachen von Franz Riss, 
II. Staatsanwalt im k. Staatsministerium der 
Justiz. — Der Sprechsaal bietet durch die 
Fülle der Fragen und Antworten Gelegenheit, 
viele praktische Fälle kennen zu lernen. 


18. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe, Hrsg. im Reichs- 


jährlich 8.— 


—⸗ 


amt d. Innern. 1903. Mürzheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährlich 12 Hefte 13.— 


Das Märzheft des Deutschen Handels 

Archivs enthält in seinem Gesetzgebungstail 
u.a. die neuen Bestimmungen über die Zucker- 
bestenerung in Frankreich und ÖOesterreich- 
Ungarn, den internationalen Vertrag über 
die Behandlung des Zuckers, das Zoliver- 
| waltungsgesetz für die Philippinen, Bestim 
mungen über den Handel mit Branntwein 
in Belgien, Madagaskar und Zanzibar, das 
Inxemburgische Gesetz über den Verkehr mit 
künstlichen Süssstoffen, die schweizerisch- 
Instruktion über die Zollabfertigung der 
Postsendungen, eine Zollordnung für das 
Gebiet der Nyassa-Gesellschaft, die Zolltarii 
für Malta und Britisch Nord-Borneo. Im 
statistischen Teil finden sich Mitteilungen 
über den Aussenhandel Bulgariens und Spe- 
niens im Jahre 1902, Französisch Hinter- 
indiens, Luxemburgs, der Niederlande, Schwr 
dens u. a. m. im Jahre 1%1. Handels 
berichte der Kaiserlichen Konsulate liegen 
:vor aus Bilbao, Boulogne s. M., Malagı 
'Christiania, Buschär (über Mohammers', 
| Tschifu, Curacao, St. John (Neubraunschweig, 
‚Salvador, ferner Mitteilungen über die wirt 
schaftlichen Verhältnisse in Galizien uni 
der Bukowina, die Bergwerks- und Hüttet 
industrie in den Provinzen Hennegan und 
Lüttich, über den Einfuhrhandel in Adi 
Abeba (Abessinien), über das australish- 
| Wollegeschäft u. a. m. 





19. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr. 13.—17. 
| Wien (Verl. d. k. k. österr. Hande'» 
| Museums) halbjährlich &— 


| Neben zahlreichen Notizen ans allen 6 
bieten der Volkswirtschaft bringen die vor 
liegenden Nummern folgende grössere Ar 
'tikel, und zwar Nr. 13: Die jüngste Pha= 
der amerikanischen Trustgesetzgebung, von 
V. Grätz; Die handelspolitische Lage in 
Frankreich; Nr. 14: Der russisch-persish* 
Handelsvertrag; Salonichi als Handelsplau 
von Dr. Jos. @runzel; Nr.15: Der Kongri= 
der englischen Handelskammern; Kommer- 
zielles Hochschulwesen ; Nr. 16: Das dentsch 
Fleischbeschaugesetz; Nr. 17: Kaufınann- 
gerichte von Dr. R. Pollack. 


20. Handelszeitung, Bayerische. 1905. \r 
13-—17. München (Franz’sche Hofb. 
vierteljährlich 1.% 
Aus den vorliegenden Nummern heb: 
wir folgende Artikel hervor. Nr. 13: Tr 
Bedeutung des amtlichen Wearenverze 
nisses; Die Reichsbank im Jahre 1902 ; \r. 1! 
Das bayer. Bierbrauergewerbe im Jahre 17 
Die Bedeutung der Donau für die wi! 
Regensburg, von Dr. Kemmer-Regensbur 
(Schluss in Nr. 15); Nr. 15: Deutschland md 
die Union zum Schutze gewerblichen Eig=- 
‚tums; Nr. 16: Kohlensyndikat und Karte! 
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enquöte; Nr. 17: Der Bund der Kantfleute; 
Die Herstellung landwirtschaftlicher Ma- 
schinen in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika; Zur Einführung einer Staats- 
lotterie in Bayern. 


21. Jahrbuch des deutschen Rechtes. 


Mitwirkung zahlreicher und namhafter | Briefkasten. 


Juristen hrsg. v. Rechtsanw. Dr. Hugo 


ee 
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pro 1901 (Seelmann). Die Rückwirkung der 
Novelle zum Kr.V.G. (Fuld). Zweiter allge- 
meiner Kongress der Krankenkassen Deutsch- 
lands. Heimarbeit oder Hausgewerbe? (Simon). 


' Die Novelle zum Kr.V.G. in der Praxis / Uhle- 


mann). Erster Kongress der Deutschen Ge- 
sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts- 


Unter | krankheiten. — Entscheidungen. Mitteilungen. 


Literatur. 


Neumann. 1. Jahrg. (die Zeit bis Ende | 23, Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 6— 


1902 umfassend). gr. 80. 1. Lfg. (S. 1-80) 
Berlin, 03. (F. Vahlen) 1.2 


Mit diesem Hefte beginnt ein seit — | 


vorbereitetes Unternehmen zu erscheinen, das 
der Fortentwicklung des neuen bürgerlichen 
Rechtes von grossem Nutzen werden dürfte. 
Das „Jahrbuch des deutschen Rechtes“ hat 
sich die äusserst dankbare, aber ebenso 
schwierige und mühevolle Anfgabe gestellt, 
alljährlich eine Uebersicht über die Rechts- 
entwicklung in Theorie und Praxis zu bieten, 
namentlich über die zum BGB, H.G.B., 
zur WO., C.P.O., K.O., G.B.O, zum ZVG, 
F.G.G., Patentgesetz und den Kostengesetzen 
veröffentlichte Literatur und Judikatur nach 
der Legalordnung Bericht zu erstatten. Be- 
sonders glücklich ist der Gedanke, auch die 
Autoren mit objektiven Selbstberichten an 
der Abfassung des „Jahrbuchs‘“ unmittelbar 
zu beteiligen. Einerseits wird dadurch Ge- 
währ für zutreffende Referate geboten; 
andrerseits hat der Autor Gelegenheit, die 
ihm wesentlichsten Ergebnisse seiner For- 
schung entsprechend zu betonen, zugleich aber 
auch Berichtigungen, Ergänzungen und Er- 
widerungen beizufügen. Gegenüber den zahl- 
reichen Sammlungen, die paragraphenweise 
kritiklose Auszüge richterlicher Entschei- 
dungen bringen und so dem ohnehin schon 
allzu üppig blühenden Präjudizienkult weiter 
Vorschub leisten, bringt das Neumann'sche 
Unternehmen auch die Wissenschaft zu ihrem 
Recht. Das ist allein schon ein grosses Ver- 
dienst. Dabei ist die Rechtsprechung keines- 
wegs unterschätzt, sondern in weitgehendem 
Masse berücksichtigt. 
bis zum $ 134 BGB. Hervorgehoben seien 
daraus besonders die wertvollen, mit reichen 
Literaturnachweisen versehenen Ausführungen 
über das Namenrecht und das Recht am 
eigenen Bilde, die zehn grosse Seiten füllen. 
Den weiteren Lieferungen sehen wir mit 
verossen Erwartungen entgegen. E. J. 


22, Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 
im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. Nr. 9—12. 
Mainz (Diemer) vierteljährlich 2,— 

Abhandlungen: Das Verfahren vor den 
2entenstellen der Landesversicherungsanstalt 

Schlesien (Seelmann). Die Tätigkeit der 

ınteren Verwaltungsbehörden nach den Ge- 


chäftsberichten der Versicherangsanstalten 


8. Berlin (0. Liebmann) 
vierteljährlich 3.50 
Die Nummern 6--8 enthalten nament- 
lich: Hamm, Dr.. Wirkl. Geh. Oberjustiz- 
rat, Oberlandesgerichtspräsident, Der preus- 
sische Gesetzentwurf über die Befähigung 
für den höheren Verwaltungsdienst im Zn- 
sammenhang mit dem friheren Entwurf 


‚über die Vorbereitung zum höheren Justiz- 


Das erste Heft reicht 


dienst. — Oertmann, Dr., Professor, Das 
Reichsgericht und die unpfändbaren Sachen 
des Mieters. Opet, Dr., Privatdozent, 
Standes- und Rangverlust. Ein Beitrag zum 
Privatfürstenrecht. — Michels, Dr., Amts- 
richter, Die Rechtsunwirksamkeit unleser- 
licher Namensunterschriften. — Kronecker, 
Dr., Kammergerichtsrat, Albert Groschuiff f. 
— Staub, Dr., Justizrat, Juristische Rund- 
schau. Haake, Landrichter, „Goldene 
Worte des Reichsgerichts. “_ Wurzer, Ober- 
landesgerichtsrat, Rechtsanwalt und Prozess- 
agent. — Martinius, Dr, Justizrat, Beweis- 
last beim Kaufe, wenn die Höhe des Preises 
durch die Vertragsschliessenden nicht fest- 


gesetzt ist. — Bondi, Dr., Rechtsanwalt, 
Anfechtung von Generalv eraammlungsbe- 
schlüssen. $8 271, 282 HGB. Zustellung der 


Klage. — Draf. Amtsrichter, Festsetzung 
der Abfindungssumme aus $ 1714 BGB. — 
Olshausen, Dr., Das Kammergericht zur 
Frage der rechtlichen Stellung der Kinder 
der Frau eines Verschollenen. — Witthoff, 
Dr., Syndikus, Ein Beitrag zur Lehre von 
der Gefahr beim Kauf. — Josef, Dr., Rechts- 
anwalt, Rechtshilfeersuchen zwecks Beur- 
knndung von Rechtsgeschäften. — Hansen, 
Amtsrichter, Dasselbe. — Frost, Dr., Kann 
der Privatkläger auf die gegen ihn erhobene 
Widerklage replicando Widerklage erheben, 
wenn die Antragsfrist des $ 61 Str.@.B. ab- 
gelaufen ist? Kullman, Dr., Rechts- 
praktikant, Die Retorsionsbestimmung des 
Art. 31 EG. z. BGB. — Schücking, Dr., 
Professor, Rückblick auf den Streit mit 
Venezuela. Endemann, Dr., Professor, 
Das neueste Heft der Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Civilsachen. Samter, 
Amitsgerichtsrat, Zur Reform des Straf- 
prozesses. III. Berufung und Berufungs- 
eericht. — Schellhas, Dr., Amtsrichter, Die 
Rechtsentwicklung im Jahre 1902. — Holtze, 
Dr., Kammergerichtsrat, Ein Merkstein auf 
dem Wege zur freien Advokatur. — Rupp. 
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Dr., ÖOberlandesgerichtsrat, Richter und 
Kolonien. — Fischer, Dr., Geh. Justizrat, 
Professor, Zur Ausbildungsfrage der jungen 


Juristen und Verwaltungsbeamten. — Mittel- 


stein, Dr., Oberlandesgerichtsrat, Keine Er- 
streckung des Sperrrechts des Vermieters, — 
Marcus, Dr., Landgerichtsrat, Ist die Unter- 
lassungsklage nach dem Wettbewerbsgesetz 
noch statthaft, wenn die Handlung vor Klage- 
erhebung seitens des Täters rückgängig ge- 
macht war? — Labes, Dr., Landgerichtsrat, 


Bürgschaft oder Kreditauftrag, — Cohn, 
Amtsgerichtsrat, Verzinsung des Kaufgeldes 
bei Leistung einer Barsicherheit. — Breit, 


Dr., Rechtsanwalt, Einwilligung zu einsei- 
tigen empfangsbedürftigen Rechtsgeschäften. 
— Kiefe, Dr., Rechtsanwalt, Finden die 
$S 560, 561 BGB. auch auf den Fall einer 
Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher im 
Wege der Pfändung für einen dritten Gläubiger 
Anwendung? — Hagens, Dr., Reichsgerichts- 
rat, Die Ueberlastung des Reichsgerichts und 
die Mittel der Abhilfe. — Flügge, Dr., Geh. 
Regierungsrat, Kurpfuscherei und Recht. — 


Wachler, Dr., Senatspräsident, Die Sonder- , 


besteuerung der mit Detailhandel sich be- 
fassenden Grossbetriebe, insbesondere im 


Königreiche Sachsen. — Opet, Dr., Privat- 
dozent, Zur Anfechtung der Ehelichkeit nach 


Privatfürstenrecht. — v. Hippel. Dr., Pro- 
fessor, Ein dringend reformbedürftiger Punkt 
der preussischen Vorschriften über die erste 
juristische Prüfung. — Allfeld, Dr., Professor, 
Anstiftung und Beihilfe zum Selbstmord. — 
v. Frankenberg, Stadtrat, Die Anrechnung 


anderweiten Verdienstes nach & 615 Abs. 2, 


BGB. — Lawx, Oberlandesgerichtsrat, Ent- 
scheidungen im Kostenpunkte. — Schneider, 
Amtsgerichtsrat, Mündliche Unterhaltung 
zwischen dem Verteidiger und dem Ange- 
klagten in der Hauptverhandlung. — Orthal, 
Dr., Die Handelsregisterpflicht der Wirte. 


25. Recht, Das. 1903. Nr. 6—'. Han> 
(Helwingsche Verlagsh. 
vierteljäkrlet 3 
Die Hefte enthalten ; Erhaltung de E: 
reden wegen Mängel mittels Anrir « 
Käufers nach $ 478 BGB. (üktelanı >. 
fessor Dr. Dernburg. Berlin) — Iri 
behaltungsrecht des Nachlassgerichts un {= 
ihm im Erbscheinsverfahren einpr' 
Personenstands-Urkunden. (lhrlanis« 
richtsrat H. Freudenthal, Colmar i.E - 
Zur Charakteristik der Sch wurgerichte La‘ 
gerichtsrat Oppler, Metz.) — Di: Bf 
bedürftigkeit des Firmenrechts, Kekt 
walt Dr. Julius Jacobi, Königsber i } 
— Das Reichsgericht und die Anmr'x: 
des Arbeitsrechts. (Rechtsanwalt Dr. iv. 
Mainz.)— Deutsche Rechtsanwälte in Bit: 
— Das Prozessverfahren in Handlaı 
in Norwegen. — Aus der guten alten 2x‘ - 
Der „gerichtlich vereidigte Sachrertän.; 
-- Zur Aufhebung der Gerichtsire - 
Verliert der Vermieter durch Annstu: 
spätet gezahlter Miete den Räume 
spruch? (Oberlandesgerichtsrat Dr. br 
Naumburg a. 8.) — Wer ist der richtie: 
klagte für die Hypothekenklage, war “ 
eingetragene Eigentümer in Keonkur 
fällt? (Rechtsanwalt Kuna, Vehisfris - 
Was ist in $ 570 BGB. unter Verst: 
eines Beamten zu verstehen? (Lanin.'” 
Dr. David, Elberfeld.) — Die Vollstreiw. 
der Freiheitsstrafen an Geistexkranken . 
Medizinalrat Dr. Kornfeld, Gleiwitz, - 
die Formvorschrift des $ 177 RR“. « 
bei der Aufnahme einer Verhandlung =‘ 
$ 169 R.F.G. anzuwenden? (Landgene 
Kolisch, Görlitz.) — Was bildet den .W 7 
des Streitgegenstandes“ bei der Bmw 


gegen gewerbegerichtliche Urteile? hei. 


— Drewes, Dr., Amtsrichter, Unanwendbar- 


keit des $ 41 Grundbuchordnung im Falle 
der nicht befreiten Vorerbschaft, — Bolck., 
Rechtsanwalt, Zur Frage der Legitimation 
des Testamentsvollstreckers. 


24. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 4. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft — 50 


Inhalt: M. Schippel, Die Brüsseler Zucker- 
konvention, England und die englischen 
Kolonien; E. Bernstein. Der Marx-Kultus 
und das Recht der Revision; Lily Braun, 
Mutterschaftsversicherung und Krankenkas- 
sen; Uda Olberg, Der Kampf gegen die Ge- 
schlechtskrankheiten; Wally Zepler, Das 
Jahrhundert des Kindes; ©. Rihle, Die 
wirtschaftliche Lage der sächsischen Volks- 
schullehrer; Dr. A. Winter, Zur Rechtspre- 
chung in Arbeiterversicherungssachen ; Rund- 
schan. 


anwalt Dr. Prager, Fürth.\ — Rad 
diäten und Reichstagssitz. (Geriehtsreir: 
Dr. Seulen, Cleve) — An wen mus -- 
Zustellung eines gemäss $ 4 de ir 
gesetzes vom 20. Mai 1398, betreffen : 


‚ Entschädigung der im Wiederaufnam" 


fahren freigesprochenen Personen, erlas“ 
Gerichtsbeschlusses geschehen, wenn der 
gesprochene Angeklagte geschäftsun—. 
oder in der Geschäftsfähigkeit beschränt" * 
— Zurückbehaltungsrecht an unpfäni‘-- 
Sachen. (Geh. Justizrat Professor Dr. Han 
Berlin.) — Gelegentliche Beohachtung® - 
dem Gebiete des Civilprozesses (Uberas“ 
gerichtsrat K. Schneider, Stettin. — - 
Haftung der Eisenbahnbeamten nacı "' 
Zollstrafrecht. (Landgerichtsrat Dr. 
Silberschmidt, Aschaffenburg. — Jans: - 
(Gesellschaft zu Berlin. (Rechtsanwal - 
Korn, Berlin.) — Berliner Anwaltiw"" 
(Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) — Dea'=" 
Handelstag. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Bas 
—  Psychologisch-forensische Vereiniz-= 
‚Gerichtsassessor Dr. Thiesing, (Öl 
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— Civilkammern für Sachen alten Rechts. 
— Das Denkmalschutzgesetz im Kanton 
Bern. (Amtsrichter Ärieg, Schlieben.) — Die 
Anordnung der Pflegschaft im Falle des 

. 81%9 BGB. (Kreisgerichtsrat Dr. B. Hilse, 
Berlin.) — Ist der Zwangsverwalter nach 
Aufhebung des Verfahrens zur Weiterführung | 
von Prozessen befugt? (Amtsrichter R. Heinze, 
Tilsit.) — Der $ 124 C.P.O. und die Gerichts- 
vollzieherordnung vom 31. März 1900. (Ge- | 
richtaassessor Dr. Fabian, Königsberg i. P.) 
— Nochmals zur Auslegung des & 369 Nr. 2 
Str.G.B. (Landgerichtsdirektor Consbruch, 
Schneidemühl.) 


26. Reichs-Arbeitsblatt. Hrsg. vom Kais. 
statistischen Amt, Abteilung für Arbeiter- 
statistik. 1. Jahrg. Nr. 1. gr. 4°. Berlin 
(Karl Heymann) jährlich 1.— 


Mit besonderem Vergnügen zeigen wir | 
nnseren Lesern das Erscheinen dieser neuen 
Zeitschrift an, welche berufen ist, die wich- 
tigsten Vorgänge auf dem Gebiete des Arbeiter- 
wesens zu registrieren und zur allgemeinen 
Kenntnis zu bringen. Der ausserordentlich 
billige Preis ermöglicht jedem Interessenten 
die Anschaffung. Die vorliegende 1. Nummer 
enthält folgende Rubriken: Die Abteilung 
für Arbeiterstatistik, Arbeitsmarkt, Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosigkeit, Arbeits- | 
bedingungen, Arbeiterschutz, Arbeitstreitig- | 
keiten, Wohnungswesen, Verschiedenes, Ge- | 
setzgebung, Tätigkeit der Gewerbegerichte, 
Tabellen zur Arbeitsmarktstatistik. 


. Standesamt, Das. II. Jahrgang, 1903, 
Nr. 6-9. 'Meiderich am Niederrhein 
(Arthur Heiland) jährlich 5.— 


Abhandlungen: Der Name der Findel- 
kinder und anderen Namenlosen ( Weyl). Die 
Eheschliessungen von Deutschen in England. 
Gesetze, Erlasse, Entscheidungen. Mittei- 
Jungen. Fragebeantwortungen, Personalnach- 
richten ete. 


28. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift 
f. vaterländische Politik u. Vulkswirt- 
schaft. 4. Jahrg. Nr. 23 u. 24. 5. Jahrg. 
Nr. 1. gr. 8°. Berlin (Verlag der Deut- 
schen Stimmen) vierteljährlich 2.50 


Für unsere Leser dürften die folgenden 
Artikel von Interesse sein und zwar Nr. 23: 
Die Staatskunst von heute; Der Kampf um 
die Religion innerhalb der Sozialdemokratie; 
II. Losinsky, von ©. Raupp-Mundingen; Die 


Sozialpolitik im Jahre 1902 von v. Witz- 
leben; Marokko, Spanien und die spanische | 


Allianzfrage, von v. Biberstein - Breslau; 
Freiherr vom Stein, von A. Sannes-Hannover 
(Schluss in Nr. 24). — Nr.24: Der Kampf um 
die Religion innerhalb der Sozialdemokratie, 
III. Paul Göhre, von ©. Raupp-Mundingen, 
Frauenbildung, von Alice Salomon-Berlin; 


366 


Nr.1, Jahrg. V: Aufmarsch zum Wahlkampf; 
Das Manifest des Zaren, von H. Wolff-Berlin; 
Veber die politische Lage in Bayern, von 
H. St.; Die deutsche Volkswirtschaftslehre 
und der Kaufmann; Auf dem W 
Eisenbahngemeinschaft, von Dr. zu 
Berlin. 


29. Veröffentlichungen des kais. Aufsichts- 

amtes für Privatversicherung. 2. Jahrg. 

Nr. 2. Berlin (J. Guttentag) jährlich 2.50 

Die vorliegende Nummer bringt eine 

Mustersatzung für Viehversicherungsvereine 

und eine Mustersatzung für kleine Viehver- 
‚ sicherungsvereine. 


ur 
ieden- 


30. Vierteljahrschrift für Social- und Wirt- 
schaftsgeschichte. Herausg. von Prof. 
Dr. St. Bauer-Basel, Prof. Dr. @. v. Below- 
Tübingen, Dr. L. M. Hartmann-Wien. 
1. Band. 1.Heft. 8°. Leipzig (C. L. Hirsch- 
feld} Preis pro Band (4 Hefte) 20.— 


Diese neue Zeitschrift soll ähnlich der 
bis vor zwei Jahren von St. Bauer und 
L. M. Hartmann redigierten „Zeitschrift für 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte“ der Er- 
forschung der wirtschaftlichen Zustände und 
Entwicklungen aller Zeiten und Völker dienen 
und sich ebenso von der Behandlung der 


| Probleme der theoretischen Nationalökonomie 


wie von den Fragen der Sozial- und Volks- 
| wirtschaftspolitik der Gegenwart fernhalten. 
Anzahl von Mitarbeitern ist 
gewonnen und der reiche Inhalt des vor- 
liegenden 1. Heftes lässt uns den Wunsch 
aussprechen, dass das neue Unternehmen die 
Unterstützung und Beachtung der Historiker 
‚und Nationalökonomen finden möge. Das 
‚vorliegende Heft bringt folgende Abhand- 
‚lungen: Pirenne, Henri, Les dönombrements 
de la population d'’Ypres au XVe siecle; 
Schönfeldt, Gust., Lohn- und Preisverhältnisse 
in Hann.-Münden zu Anfang des 15. Jahr- 
hunderts; Salvioli, @., Le eolonizzazioni in 
Sieilia nei secoli XVI e XVII; Bauer, St., 
Die geschichtlichen Motive des internationalen 
Arbeiterschutzes; Friedjung, H., Gegner der 
Bauernbefreiung in Oesterreich. Miszellen: 
v. Below, Allmende und Werkgenossenschaft; 
Hartmann, Finvaida. Literatur. 








31. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen. 
XIII. Jahrg. Nr. 3. Berlin (Dr. Just. 
Ichenhäuser) jährlich 12.— 


Inhalt: Die Besteuerung der Filialen 
und Zweigmiederlassungen von Aktiengesell- 
schaften, von Dr. W. Dilloo-Wilmersdorf; 
Die Rechte der Öbligationäre der österrei- 
chischen Südbahn, von Dr. Fuld-Mainz; Zur 
Wirksamkeit des Hypothekenbankgesetzes, 
‚ von demselben ; Couponseinlösung ausgeloster 
Obligationen; Die Bankkraft Berlins: Pen- 
'sionsversorgung der Beamten der Aktien- 
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gesellschaften ; Die Ergebnisse der (learing- 
häuser im Jahre 1902; Zweigniederlassungen. 


32, Zeitschrift für Arbeiterversicherung. 
XVI Jahrg. 1903. Nr. 1—4. Stuttgart 
(W. Kohlhammer) jährlich 5.— 


Inhalt: Entscheidungen zu Kranken-, 
Unfall-, Invalidenversicherung. Kleine Mit- 
teilungen. Literarisches. Beantwortung von 
Anfragen. — In den „Kleinen Mitteilungen“ 
ist u. a. die Abänderung des Kranken- 
versicherungsgesetzes behandelt. Der Nr. 3 
ist das Protokoll der Vollversammlung des 
württembergischen Krankenkassenverbandes 
(47 8.) beigelegt. 


33. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 39. Jahrg. 4. Lieferung. Bern (A. 
Francke). 

Die 4. Lieferung des 39. Jahrgangs hat 
folgenden Inhalt: Das Handelsgericht des 
Kantons Zürich von 1867--1900, von Dr. 
W. Utzinger-Zürich; Die Postbeziehungen 
zwischen Frankreich und der Schweiz 1803 
bis 1548, von Konrad F. J. Breny; Zur 
Stellung der Statistik in der Medizin, von 
Dr. © Fischer; Beiträge zur politischen 
und Steuerstatistik des Kantons St. Gallen, 
von Ottmar Müller-St.Gallen ; die überseeische 
Auswanderung aus der Schweiz i. J. 1902, 
vom eidgenössischen Auswanderungsamt. 


34. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 


wissenschaft. 23. Bd. 3.u.4. Heft. Berlin | 


(J. Guttentag) pro Band 20.— 


Das Doppelheft enthält folgende Abhand- 
lungen: v. Liszt, Hermann Seuffert. Ein 
Nachruf; Wach, Die Vorbereitung einer 
Revision des Strafprozessrechts; Hotering, 
Polizeiliches Unrecht. Polizeigefahr; v Hip- 
pel, Willensfreiheit und Strafrecht; Damme, 
Das Pressverbot der Veröffentlichung amt- 
licher Schriftstücke eines Strafprozesses ; 
Neumeyer, Die verbotene Handlung im inter- 
nationalen Strafrecht; Fischer, Das kausale 
Element im sogenannten Begehungsdelikt 
durch Unterlassung; Löffler, Alkohol und 
Verbrechen; Brunner, Der österreichische 
Pressgesetzentwurf; ÄKritzler, Die Militär- 
gerichtsordnung vom 1. Dezember 1898. Eine 
Erwiderung; Kosenblatt, Res judicata und 
Justizirrtum; ferner Literatwrbericht über 
Strafrecht. Allgem. Teil von Kohlrausch und 
Schmidt, 


35. Zeitschrift für Versicherungswesen. 
1903. Nr. 14 u. 15. Berlin (Verlag: „Zeit- 
schr. f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 
vierteljährlich durch die Post 5.— 
vorliegenden Nummern bringen neben 


Zar Zn 


Ay) 


zahlreichen Mitteilungen und Notizen au 
den verschiedensten Gebieten des Versiche- 
rungswesens folgende grössere Artikel uni 
zwar Nr. 14: Abrüstung; Nr. 15: Die Staat: 
Einkommensteuer in Preussen, von H. ca 
Knebel- Doeberitz. 


36. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherang- 
Wissenschaft. Bd. III. 2. Heft. gr =. 
Berlin (E. S. Mittler & Sohn) 

jährlich 9. - 

Das vorliegende Heft enthält folgend 

Abhandlungen: Die gesetzliche Regelung 

der laufenden Versicherung, von Pref. T 

\ Ehrenberg-Göttingen ; Das oberste Orgat da 

‚ Versicherungsvereine auf (segenseitigkei, 

von Prof. A. Emminghaus-Gotha ; Die Returı. 

des Strafgesetzbuches und das Versicherungs 

' wesen, von Reichsgerichtsrat a.D. Siengleu 

Halle; Ueber die Mortalitäts- und Inralı 

ditäts-Verhältnisse der Arbeiter in den & 

bayer. Bergwerks-,, Hütten- und Salin 
betrieben, von Dr. J. Eggenberger-Münche 

Das Kombinieren der Sterbenswahrschen 

lichkeiten aus verschiedenen Beobachtung- 

serien, von Corn. L. Landre- Amsterdam; Dr 
juristische Natur der Lebensversicheru: 
police auf den Inhaber, von Dr. Lud« 

‚ Bendix-Berlin; Die Reformbestrebungen 'ı 

‘der Reichs-Krankenversicherung, von Ani+ 

gerichtsrat Hahn-Berlin. 


37. Zeitschrift für badische Verwaltung amd 
Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahrz 
Nr.5—9. Heidelberg (Emmerling &3cı 

jährlich &50 
Abhandlungen: Ueber die gesetzlich“ 

Voraussetzungen für die Erhebung der = 

' waltungsgerichtlichen Klage gemäss $ 1 3% 

1 Ziff. 1 des Verwaltungsrechtspflegegertt® 

Nochmals über die Auslegang dieser Zif. 

Die Kosten der Sieherheitsvorrichtungea ® 

Bahnübergängen. Zweiter allgemeiner Ku 

gress der Krankenkassen Deutschlands. D— 

Regressverbindlichkeiten in der Aktienbilsu 

— Entscheidungen. Entschliessungen. Lit 

ratur. 


38. Zeitschrift für Zollwesen und Reich 


steuern. Hrsg. von Überzolldimsw 
Kunckel in Schwerin. 1903. Nr. : 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 3 - 


I. Abhandlungen: Ueber das System d» 
neuen deutschen Zolltarifs; Geschleifte tar 
und ihre Tarifierung, von Oberregierute- 
rat Wals-Köln ; II. Gesetze, Verunlaunea 
A. Zollwesen; B. Statistik; U. Zuckersteo® 
| D. Branntweinsteuer; E. Schaum weinste® 
‚III. Zolltarifentscheidungen und Zelt 
‚auskünfte; IV. Vom Reichsgericht: V- \* 
schiedenes; VI. Bücherbesprechungen. 








39, Zentralblatt, österr., für die jurist. Praxis 
nebst Zentralblatt f. Verwaltungspraxis. 
XXI. Bd. 35. n. 4. H. Wien (Moritz Perles) 

halbjährig 10.— 
Abhandlungen: Zur Frage der Verkäuf- 
lickeit der Apothekergewerbe. Die Rechts- 
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hilfe seitens der Civil-Strafgerichte auf Grund 
der Militärstrafprozessordnung (Makarewiez). 
Zwangsvollstreckung gegen den Fiskus 
(Wachtel). Aus der Wiener Juristischen 
Gesellschaft. — Rechtsprechnng. Literarische 
Notizen. Aus den Zeitschriften. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch anders Rubriken berührt. 
Vgl. such „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Beeker. Dr., Minist.-R., Entscheidungen höherer 
Gerichtehüfe in hessischen Steusrsachen. 4. Haft. 
gr. 5°. IV, 118 8.) Mainz 08. (J. Diemer) 2. 


Regiernngsblatt f. das Königreich Württem- 
berg. Jahrg. 1983. gr. 4°. (Nr. 1. 6 8.) Stuttgart 
(F. Stahl) 6.— 

Revne, politisch-anthropologische. 
das soziale u. geist. Leben der Völker. Begründet | 
v. Woltmann u. Hans . E. Buhmann, Ied.: Dr. 
Ludw, Woltnann. 2. Jahrg. April 1903— März 1904. 
12 Nrn. gr. $. (Nr. 1. 100 8.) Eisenach Thüring | 
Verlagsanstalt) halbjährlich 6.—; | 

f. das Ausland 6.50; einzelne Nrn. 1.— 


Vierteljahrsbefte zur Statistik des Deutschen 
Reiche. Ergänzungsheft zu 190%, 1. Imp. 4°. Berlin 
03 (Puttkammer & Mühlbrecht.) 

1. Ergebnisse, die, der Viehzäblung vom 1. XI. 


Monstsschrift f. | 


1900 im Deutschen Reich. Bearb. im kaiserl. 
statist. Amt. (121 8. m. 4 farb. Taf.) Einzelpr. 1.0 
Zeitschrift für deutschen Civilprozess und das 
Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Begründet v, Landger.-R. I, Busch, 
Hrsg. v. DD, Ob.-Verwaltgsger.-R. M. Schultzenstein 
u. Geh. Oberjustizr. vortrag. Rath Prof, F. Vierhaus. 
Generalregister zu Bd. XXI bis XXX. gr. 8%. (XIV, 
223 8.) Berlin 0% (C. Heymann) 
Zeitschrift f. das bayerische Gerichts- Sekretariat 
u, verwandte Dienstessparten, Lektüre zur Vor- 
bereite. f. d. Prüfg. der Sekretariatsadspiranten n. 
der Bewerber um das Gerichtsvollzieheramt u. f. 
Studierende der Hechtawissenschaft. Hrag. u. red, 
v, Landger.Sekr. A. Wansch. 2. Jahrg. 1908. 
24 Nm, gr. 4%. (Nr. 1-8. 64 8.) München (Löwen- 
grube 18) (Verlag der Zeitschrift f, d. bayer, Gerichts- 
Sekretariat) vierteljährlich postfrei 1.95 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Schliz, Altr.. Justizref., Die Entstehung der Stadt- | 
gemeinde Heilbronn, ihre Entwicklung bis zum | 
14, Jahbrh. u. das erste Heilbronner Stadtrecht. 
Diss, gr. 8°. (4 8, m. I Plan.) Tübingen 03 en 
zig, Buchh. G, Fock) .20 


Schott, Dr. Rich., Prof.,, Das Gewähren des 
Rechtsschutzes im römischen Civilprozess. gr. 8”, 
VIII. 166 8.) Jena 03 (G. Fischer) 4,— 


Sehwabe,Dr. Max, Zur Lehre vom Gerichtsstand, | 


Eine Interpretation des Art. 5’)der schweizer. Bundes- 
verfassg. gr. 8°. (hl 8.) Basel 03 (B. Schwabe) 1.00 
Sohm, Rad., Prof., Institutionen. Ein Lehrbuch 
der Geschichte u, des Systems des röm. Privatrechts, 


11., neu durchgearb. Aufl, gr. 8°. (XVI,. 585 8.) 
Leipzig 08 (Duncker & Humblot) 
geb. in Halbfrz. 12.— 


Stockar, Dr. Hans, leber den Entzug der väter- 
lichen Gewalt im römischen Recht. Eine Widerlegg. 
der herrsch. Lehre. gr. 9°, (65 8.) Zurich 03 (Schult- 
hesa & Co.) 1.80 


Bürgerliches Recht. 


Achilles, Dr. A., Reichsger.-E. a. D., Bürgerliches 
Gesetzbuch nebst Einführungsgesetz. Mit Einleitg., 
Anmerkgen. n. Sachregister nach dem Tode dea ersten 
Hregs. A. in Verbindung m. Prof. Dr F, Andre, 
Landricht. F. Ritgen, Landricht. ©. Strecker, Reg.-R. 


Dr. K. Unzner, hreg. v. Geh, Justizr, vortr. Rat 
M. Greiff. 4., verm. u. verb. Aufl. &8°. (XVL 9878.) 
Berlin 03 (J. Guttentag) 6.50 


Affolter, Dr. Frdr., Prof., Das intertemporale 
Kecht. Das Recht der zeitlich verschiedenen bürgerl, 
Rechtsordngn. I. Bd. Das intertemporale Privatrecht. 
2.Tl, System d. deutschen bürgerl, lebergangsrechta. 
gr. 8°. (XIV, 468 8.) Leipzig 03 (Veit & Co.) 4.— 

Bresler, Dr. J., Oberarzt, Die Rechtspraxis der 
Ebescheidung bei Geisteskrankheit und Trunksucht 
bei Inkrafttreten des Bürgerl, Gesetzbuchs, gr. #°, 
(53 8.) Halle 08 (C. Marhold) 1.50 

Jaspari, Dr. Fritz, Sicherungsübereignung u. 
Sicherungscession nach gemeinem Recht u. B.G.B. 
gr. 5°. <(IUf, 46 8.) Berlin 03 (Stuhr) 2, 

Dittenberger, Dr. Heiur., Dor Schutz des 
Kindes gegen die Folgen eigener Handlungen im 
Bürgerlichen Gesetzbuch für das Deutsche Reich. 
gr.8°. (IH, 124 8.) Berlin 08 (J. Guttentag) 3.— 

EHinger, Dr. Rich., Bez.-Tierarzt, Die Gewähr- 
leistung beim Handel m. landwirtschaftlichen Hans- 


tieren nach den Bestimmungen des bürgerlichen 
Gesetzbuches f. das Deutsche Reich, m. Erläutergn., 
Beispielen, Abdruck u, Besprechg. der thüringer 


Schlachtviehversicherungsgesetze versehen. 3., ver- 
änd. u. verm. Aufl. 5-7. Tans. gr. 9. (O1 8.) 
Neustadt (Orla) 03 (R. Hertel) —.,50 


Finger, Dr. R., Die Rechtsverhältniese zwischen 


Herrschaft und Dienstboten nach dem im Bremer 
Staat geltenden Recht. gr. 8°. (VI, 578.) Bremen 03 
(F. Leuwer) 1.— 


Fischer, Dr. ©., Prof., Grundbuchordnung f. das 
Deutsche Reich nebst den preussischen Ausführungs- 
bestimmungen. Text-Auag. m. Einleitg., Anmarkgn. 
u. Sachregister. 3. Aufl. 12°, (206 8.) Berlin 03 
(J. Guttentag) 2.25 

Franke, Dr. O., Die Rechtsverhältnisse am Grund- 
eigentum in China. gr. 8°. (VIII, 104 8.) Leipzig 03 
(Dieterich) 8.— 

Hogo, Ferd. v., Landger.-Dir,, Die Vorschriften 
des bürgerlichen Gesetzbuch« Ah, die Schriftform, 
die Öffentliche Beglaubigung un. die gerichtliche od. 
notarielle Beurkundung, sowie üb. die Verpflichtung 
zur Aufnahme v. Bestandsverzeichnissen, gr. 8°, (VEN, 
47 8.) Hannover 03 (Ü. Meyer} 

Meyerhans, W.. Das Sondergut der Ehefran im 
heutigen schweizerischen Privatrechte u. im Ent- 
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wurfe zum schweizerischen Civilgesetzbuch. Diss. | 
gr. &. (66 u.IV 8.) Zürich 03 (C. M. Ebell) 1.50 


Neubecker, Dr. Frd. Karl, Priv.-Doz., Der 
abstrakte Vertrag in seinen historischen u. dog- | 
matischen Grundztigen. [Aus: „Archiv f, bürgerl. 
Recht‘'.| gr. ®. (VII, 59 8.) Berlin 03 (C. Heymann) 

2.— 

Stinzing, Dr. Woltg., Prof., Die Vorverpflichtung 
im Gebiet der Schuldverhältnisse. 1. Heft, gr. 8, 
(V, 81 8.) Jena 03 (G. Fischer) 2.50 


Studien, rechts u. staatswissenschaftliche, ver- 
öffentlicht von Dr. Emil Ebering. 18. u. 19. Heft, 
gr. 8°. Berlin 03 (E. Ebering.) 

8, Alerander, Dr. Kurt, Refer., Der Begriff der 
Unwirksamkeit im B.G.B, (VII, 69 8.) 2.40. — | 


— — 
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19. Gunz, Dr. Huoo, Die rechtlich» Natur des 
Treuhänders im Hypothekenbankgesstz (17 a 

A 

Wehner, Dr. Wilh., Ger.-Accessist, Die privu- 
rechtliche Sonderstellung der hessischen Stand«- 
herrn. gr. 8°. (X, 248 8.) Mainz 03 (J. Diemer) 3 — 
Weixand, Heiur., Nachschlagebuch in Rachts- 
sachen. Enth. Reichs- u. Landesgesstze f. das Gebiet 
des Königr. Preussen. In dem Wortlaute der Gesetz 


bearb. Mit Sachregister, (Gesetzes- u. Stasten-Kunde 
gr. ®9, (XX, 318 8.) Hannover 03 (C. — 
— 250 


Zitelmaun, Ernst, Internationales Privatrecht 
2.Bd. 2. Stück. (enth. Sachenrecht u. Obligationen 
recht). gr. 8°. (IV u.8.305—608.) er 
& Humblot) 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Krech, J., Geh. Reg.-R. u. Prof.O, Fischer, DD., 
Die Gesetzgebung betr. die Zwangsvollstreckung in | 
das unbewegliche Vermögen im Reichen, in Preussen. 
Text-Ausg. m. Einltg., Anmerkgn., Kosten- u. Ge- 
bührentabellen u. Sachregister, 4. verm. u. verb. 
Aufl. 12%, (XII, 330 S ) Berlin 03 (J. Guttentag) 2.— 

Meili, Dr. F., Prof., Reflexionen üb. die Exekution 
auswärtiger Zivilurteile. gr. 9. (65 8.) Zürich 02 
(Schulthess & Co.) 1.60 


Pfordten, Th, v.der, Amtsricht., Die 
behelfe des in Zahlungsschwierizkeiten geratene 
Kaufmanns. (Mit e. Anh., enth. Konzepte der die 
beztigl. Briefe u. Formulare hiezu. gr. ®. (98 
München 08 (A. H. Müller) — 


Voigt, Dr. Walth., Der Einfluss des Konkurs 
auf die schwebenden Prozesse des Gemeinschulden 
gr. 8%, (XII, 241 S.) Leipzig 03 (Veit & Co) 6- 


Patent- und Urheberrecht. 


Düring, Dr. H., Die Praxis des Patent-, Muster- 
u. Zeichenwesens. Hilfsbuch f. den Verkehr m. den 
Patent-Behörden des Reichs u. des Anslandes, 1, Tl. 


Deutschland. — Grossbritannien. — Union. gr. $. 
(vu, 178 8.) Berlin 0% (C. Heymann) 
2.—; geb. 2.40 





Hood, Fred, Red., Dokumente zum Urheberrecht 
Wichtige gerichtl. Entscheiden. sowie Gutachten dr 
kgl. literar. Sachverständigen-Kammer betr. das Tr 
heberrecht an Zeitungs-Artikeln. Hrsg. u. erläutert 
gr. 8°. (31 8.) Charlottenburg (Schillerstr. 75) % 
(Verlag der „Skizze‘‘) 


Strafrecht und Strafprozess. 


Bauer, Dr. Geo.,, Der strafrechtliche Notstand m. 
besond. Berücksicht. des Notstandes des Bürgerlichen 
Gesetzbuches u. seines Einflusses auf das Strafrecht. 
gr. 8°. (58 8.) Würzburg 02 (Gnad & Co) 1.20 

Brichta, Dr. M., Zurechnungsfähigkeit od. Zweck- | 
ınässigkeit? Ein offenes Wort an unsere Kriminalistik 
gr. 8°. (III, 129 8.) Wien 03 (F. Deuticke) 250 

Hertel, Frz., Refer., Der Wahrheitsbeweis bei In- 
jurien u. seine Beschränkungen. Unter Berücksicht. 
der ausländ. Gesstzkebg. der Gegenwart. Diss. gr. 80. 
(128 8.) Breslau 02 (Leipzig, Buchh. G. Fock) 1.60 





Protokoll, stenographisches, der Enquete ab. da 
Pressgesstzentwurf (eingebracht in der Sitzung d« 
Abgeordnvtenhauses am 11. VI, 1902), veranstall 
vom Journalisten- u. Schriftstellerverein ‚‚Coancordis ° 
gr. 8%, (IV. 129 8.) Wien 03 (Manz in Komm.) 1.9 


Werner, M., Geh. Ob.-Reg.-R, vortrag. Rat, Sam«- 
lung kleinerer strafrechtlicher Reichsgesetze. Term 
Ausg. m. Anmerkgn. (Reichagerichts - Entscheid ı 
u. Sachregister. 2. Aufl. gr. 16%. (VII, 46 > 
Berlin 03 (J. Guttentag) . 


Kirchenrecht. 


Abhandlungen, kirchenrechtliche. Hreg. 
Dr. Ulr. Stutz, 3, Heft. gr. 8°. Stuttgart 03 (F. Enke). 
8. Schaefer, Dr. Heinr., Pfarrkirche u. Stift im | 
deutschen Mittelalter. Eine kirchenrechtageschicht!. | 
Untersuchg. (XIV, 210 8.) 6.40 
Bredt, Dr. V. W., Ger.-Assoss., Das Eigentum am | 
Strassburger Münster u. die Verwaltung des Frauen- 
stiftes, Rechtswissenschaftliche Untersuchg. gr. 8. 
(III, 62 8.) Strassburg 03 (J. H. E. Heitz) 1.20 
Harnnack, Adf., Jus ecclesiasticum. Eine Unter- 
suchg. üb. den Ursprung des Begriffs. (Aus „Sitzungs- 


v. Prof. | 


ber. d. preuss. Akad. d. Wiss.'') gr. 9. a5 8) Be- 
lin 03 (G. Reimer) 

Hobe-Gelting, Dr. Siegfr. v., Die Hecht 
fähigkeit der Mitglieder religiöser Orden u. orde= 
ähnlicher Kongregationen nach kanonischm ı 
deatschem Recht. gr. 8°. (60 8.) Breslau 02 (Wer 
lich & Coch) N 

Riecke, Dr. Gant,, Was sagt das hambundes 
Kirchenrecht zu der Gleichberechtigung der Rır 
tungen ? Referat. gr. 8°. (16 S.) Hamburg 8 (Geh 
Lüdeking) 2 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Daniel, Dr. A., Die Kuralienformel Von Gottes | 
Gnaden. Ein Beitrag zur Lehre vom göttl. Recht | 
der Krone. ir. 8°. (80 8.) Berlin 02 (Frz. Schulze) 3.— 

Eberhard, Hans, Tierarzt, Zweck u. Wesen der 
Fleischbeschau. gr. 8. (47 8.) Stuttgart 03 (Ch. | 
Belser) 

Hippel, Dr. v., Reg.-Ass., Das — 
gesetz vom 3. VI. 1900 nebst Ausführungsbestim- | 
mungen. Textausg. m, Einleitg., Anmerken., Er- 
gänzgn. u. Sachregister. 2. verm. Aufl, (XIl, 460 8.) 
Berlin 03 (C. Heymann) 2.40 


Lochte, D., Reg.-Assees., Das Gesetz üb. Klein- 
Mit Anmerkgn. 


bahnen u. Privatanschlussbahnen. 


hrag. 12%, (VIII, 199 S. m. 2 Taf.) Berlin /C. Er 
mann) geb. in Lein®. 2- 
Meuger A., Neue Stastslehre. gr. ®. (XIL 55 ® 
Jena 0% (G. Fischer) 5.⸗: i—- 
Müller, E., Amtssekret. a. D., Die Gast- n. Schani 
wirtschafts-Polizei in Preussen. (Praktisches Hanl 
buch f. Behörden und Wirte.) Neue, verb. 4 
Bearb. auf der Grundlage v. über 700 Entscheid 
etc. der Reichsgerichts, des Kammer- u. des Uber 
verwaltungs-Gerichts, v. Reichs- u. Landeagestse@ 
allerhöchsten Kabinetsordres, Ministerialeriaee 
u. 8. w, gr. 8°. (266 8.) Halle a. S. 0 ee 
kart, i- 
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Ostwald, Hans, Die Bekämpfung der Land- 
streicherei. Darstellung u. Kritik der Wege, die zur 


Beseitigg. der Wanderbettelei führen. gr. 3%, (27 | 
Stuttgart 03 (R. Lutz) 


Peitz, Rob., Red., Königl. sächsisches Gesetz, "Ale | 


Errichtung e. Adelsbuches u. die Führung des Adels | 


a, der Adelazeichen betr. vom 19. IX. 1902 nebst : 
Ausführungs-Verordnung u. Gebühren-Ordnung vom . 


12. III. 1903. 
e. ausführl. Sachverzeichnis hrag. 
03 (A, Peitz & Sohn) 
Reilchsxgenetz betr. die Schlachtrieh- u. Fleisch- 
beschau nebst den Ausführungsbestimmungen des 
Bundesraths u. dem preussischen Ausführungsgesstz. 
gr. 9», (196 8.) Berlin 0% (M. Zuelzer & Co.) 


Reichstags- Wahlrecht, Wahlverfahren. Wahl- 
prüfungen. Zusammenstellung der sämtl. gesstzl. 
Bestimmgn. hierüber, nebst den Grundsätzen der 


Mit e. Einleitg, den Begründgen. n. 
8, (34 8.) Flima 
1.— 


Wahlpräfungskommission betr. die Giltigkeit uw. 


Ungiltigkeit v. Wahlen u. A. m. gr. 8°. 
Berlin (9 (W. Baensch) 

Seydel, F., Eisenbahndir.-Präs,, Das Gesetz lb. 
die Enteigmung v. Grundeigentum vom 11. VI. 1874. 
Mit Benutzg. der Akten des königl. Ministeriums 
der Öffentl. Arbeiten f. den prakt, Gebrauch er- 
läntert. 3. neu bearb. Aufl. gr. 8% (XII, 312 


Berlin 0% {C. Heymann} 7. 


Sousnek, Jak., Minist.-Sekr., Das Ausweisungsrecht 
der Gemeinde. 


(53 8.) 


1.30 ; 


8.) | 


Mit Berücksicht. der Judikatur der | 
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Verwaltungsbehörden sowie des Verwaltungs- 
gerichtshofes u. des Reichsgerichtes. gr. 8%. (159 8.) 
Wien 03 (Manz) geb. in Leinw. 2.50 


Staatsvertrag vom 23. VI 1896 zwischen 
Preussen u. Hessen üb. die gemeinschaftliche Ver- 
waltung des beiderseitigen Eisenbahnbesitzes, 
Staatsvertrag vom 14. XII. 1901 zwischen Preussen, 
Baden u. Hessen üb. die Neuregelung der Vertrags- 
verhältnisse der Main-Neckar-Bahn, [Aus: ‚„F. 
Scheyrer, Geschichte der Main - Neckar- Bahn‘. 
Lex. 8°, (63 8.) Darmstadt 02 (C., Hess in Komm.) 

1. - 

Süssstoffgenetz vom 7. VII. 1902 nebst Aus- 
führungsbestimmungen, gr. 9%. (10 8.) Berlin 0% 
(Selbstverlag des deutschen Apothekervereins) — 30 

| Verwaltungsbericht des Magistrats der königl. 
Haupt- und Residenzstadt Breslanı f. die 3 Rech- 
nungsjahre vom 1. IV. 18048 bis 31. III. 1001. Lex. ®%e, 
(XV. 768 0,516 8.) Breslau 03 (E. Morgenstern Verl.) 

15. 

Zelle. R., weil. Oberbürgermatr., Die Städteordnung 

vw. 1853 in ihrer heutigen Gestalt nebst dem Kom- 


- 


munalabgabengesotz u. Nebengesetzen. 4, nach 
des Verf. Tode durchgeseh. Aufl. 8*. (IV, 132 8.) 
' Berlin 03 (J. Springer) kart. 1.60 


Zusammenstellang der gegenwärtig in Geltung 
befindlichen Verfassungs-Gesetze des Königr. Sachsen. 
5. Aufl, Durchgesehen v. Bürgermstr. IT. Achilles. 
#8, (56 8.) Plauen 03 (R. Neupert jr.) — 40 





Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Höingshaus, R., Gewerbeordnung f. das Deutsche 
Reich. Nach der Bekanntmachg. des Reichskanzlers 
vom 26. VI. 1900, Nebst dem Gesatz v, 
Kinderarbeit in gewerbl. Betrieben. 


ergänzt v. Bürgermstr, a. D. Otto Kotze. 14, bis 
auf die neueste Zeit ergänzte Aufl. 12, (214 8. 
Berlin 03 (F. Dümmler’s Verl.) 1.— ; kart. 1.20 


Lipinski, Rich.. Das Recht im gewerblichen 
Arbeits-Verhältnis. Bearb, auf Grund des bürgerl. 
Gesstzbuchs, der Reichsgewerbeordng., Verordngn. 
des Bundesrats, Entscheiden, der Gewerbegerichte 
u. des Reichsgerichts. Volksausg. 8%. (269 8.) Leipzig 
03 (R. Lipinski) 1.50 

Rohrscheidt, Kurt. v., Roag.-R., Reichagesetz, 
betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 
80, TIL. 1903. Mit Einleitge., Beschäftigungstabelle 
u Sachregister. Zum prakt. Gebrauch f. alle Be- 


1903 betr, ı 
Fortgesetzt u. | 


teillgte, insbesondere f, Behörden, Gewerbetreibende, 
Schulaufsichtsbeamte u. Lehrer erläutert. gr. 16#®, 
(97 8.) Berlin 03 (F. Vahlen) Kart. 1.- 


| Weymann, Dr. Konr., Reg.-R., Das Invaliden- 
versicherungsgesetz vom 13. VII. 1899. Gemeinrer- 
ständlich dargestellt. (IV, 868.) 7. Bd, der Rechts- 
bücher f. das d«utsche Volk. Hrsg. v. Dr Marie 
Raschke. gr. 8°. Berlin 03 (E. Ebering) 1,50 


| Wilhelini, L., Reg-R. u, Oberberger, M. 
| Fürst, DD,., Das Gewerbegerichtagesetz in der 
Fassg. der Bekanntmachg. vom 79, IX. 1901. In erster 
' Aufl. ala „‚Reichsgesetz, betr, die Gewerbegerichte 
vom 29. VII. 1890 erläntert. In 2. Aufl. neu bearb. 
v. DD. Präs, L. Wühelmi u, Oberlandesgerichtarst 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


volkswirtschaftliche, der bx- 
dischen Hochschulen, hrag. v. Carl Johs, Fuchs, 
Kar! Rathgen, Gerh. v. Schulze- Gävernitz, Max 
Weber. VU. Bd. 2. Ergänzungsbd. gr. 9, Karlarıhe 
(G. Braun’sche Hofbuchdr.) 

2. Rabinowitsch, Sara, Die 


Abhandlungen, 


Organisationen des 


jüdischen Prolstariats in Russland, (VIIL, 162 8.) | 


Subskr.-Pr. 4,—; Einzelpr. 5. — 
Dr. Ph,, Die Aktienunternehmnngen in 
Ein Beitrag zur Kenntnis der grossindu- 


08, 
ianer, 
Baden. 


striellen u. Verkehrs-Entwicklg. des Landes. gr. &#, 


(VIII, 372 8.) Karlsruhe 03 (Macklot) 10,— 
en des Finanzministers (Staatssekr, S, Wille) 
an Be. Maj. den Kaiser üb. das Reichsbudget f. d. 
J. 1903. hoch 4°. (47 8.) St. Petersburg 02 (Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht) 8. 
teriche üb. die Verhandlungen der 28, General- 
versamınlung der Vereinigung der Steuer- u, Wirth- 
schaftsreformer zu Berlin am 10. II. 1903, erstattet 
vom Buresu des Ausschuases, Als Anh.: Statut u. 
Verzeichniss der Mitglieder. gr. 8°. (IV, 
Berlin 038. (Wilmersdorf, Allgemeine Versage-Agsnbar) 


tocher, H., nn. J. Landmanu, DD., Die "Be- 
jastung des Arbeiterbudgets durch den Alkoholgenuss. 
Eine sozialstatist, Studie auf dem Gebiete der Alkohol- 
frage. gr. 8. (54 8.) Busel 03 (F. Reinhardt} 1,— 
rentamo, L., Dice Getreidezölle als Mittel gegen 
— Xot der Landwirte. [Aus: „Deutschland‘ — 
ge, (64 5.) Berlin OA (C. A, Schwetschke & Sohn) 1.- 


146 8.) 


Dr. R. Bewer. gr. 8. (XXVI 504 8.) Berlin (C. 
Heymann) 11.—; geb. 12.— 
Calwer, B,, Das Wirtschaftsjahr 1902. Jahresbe- 


richte üb. den Wirtschafts- u. Arbeitsmarkt. 1. Tl. : 
Handel n. Wandel in Deutschland. gr, 8°. (IX, 336 8.) 
Jena 03 (G. Fischer) 8.—; geb. V. — 
Chronik, volkswirtschaftliche, f. d. J. 1902. [Aus : 
| „Jahrbb. f. Nationalökonomie u, Statiatik‘'.) gr. #. 
(636 8.) Jena U4 /G. Fischer) 14,— 
Conrad, Dr. 3.. Prof, Grnndriss zum Studium der 
politischen Oekonomie. 3. Tl.: Finanzwissenschaft. 
3. verm. u. verb. Aufl. gr. ®. (VI, 22 5) Jena 03 
(G. Fischer) geb, — 
'Derblich, Dr. L., Bie Rechte n. Pflichten der 
Lebens - Versicherungs - Gesellschaften nach vüster- 
reichischem Recht. 4”. (20 8.) Wien 03 (L. Weiss) —,70 
ıDizier, Carl, Die Auszahlungsweise in ihrem 
' Einfluss auf die Rentenwerte. Aus: Oesterr. Ver- 
sicherungs-Zeitg.'') hoch 4%, (27 8.) Wien 03 (Stutt- 
gart, H. Lindemann in Komm.) 1l.— 
‚Gronsmann, Dr. Ludw., Compendium der 
praktischen Volksewirthschaft n. ihrer mathematischen 
Disciplinen. Eine Sammig. populärwissenschaftl. 
Easays, benandelnd das Wesen u. die Fortschritte 
auf dem Gebiete des gesammten Versicherungs-, 
Bank- u. Finanzwesens vom prakt. Standpunkte, 
unter Zugrundelegg. der mathermat. Gesetze der 
polit. Oekonomie. 4. Tl. Lex. #. (TV, 808.) Wien 
(III, Sophienbrückengasas 14} 02 (Selbstverlag) 5.— 
'&nyer-Freuler, Ed., Kritische Betrachtungen 
üb, Staats- u. Gemeinde-Haushalt. gr. 5°. (39 5.) 
Zurich 03 (Art. Institut Oreil Füssli) 1.20 
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Heltferich, Dr. Karl, Legat.-R. Prof., Geld u. 
Banken. (In 2 Tin.) 1. Tl. Das Geld. gr. 8. (X, 
590 8.) Leipzig 03 (C. L. Hirschfeld) 17.50; geb. 19.50 


Hucke, Jul., Das Geld-Problem u. die soziale 
Frage. Eine gemeinverständl. Darlegr. der im heut. 
Geldgebrauche #te:s, Ursachen des sozialen Urbela. 
5. Aufl. gr. 8%. (XV, 486 8.) Berlin 03 (Mitscher & 
Röstell) 6.— 

Jutinsburger, Dr. Otto, Zur sozialen Bedeutung 
der Geisteskrankheiten. Ein allgemeinverständl, 


Aufsatz. gr. 8°. (328,) Berlin (N., Schliemannstr. 19) | 


— 20 


03 (Osk, Koselowski) 
Kümmel, Hernı., Zahnarzt u. Arbeiterschutz. 
Eine sozialwissenschaftl. Studie. gr. 8°. (III, 1318. 
m. 1 Abbildg. u. 3 Taf.) Jena 03 (G. Fischer) 4.— 


Leitfaden für Versicherungswesen. Eine Dar- 
stellung d. f. den Landwirt in Betracht komm. 
Versicheren. Hrsg. vom Hauptverbande der land- 
wirtschaftl. Lokalvereine Schlesiens zu Breslan. 


gr. 8°. {V, 1328.) Schweidnitz 03 (L. Heege in Komm.) 


1.20 
Mitteilungen des Verbandes der österr. u. ungar. 
Versicherungstechniker. 8. Heft. jgr. 4%, (14 8.) Wien 03 
(F. Denticke) 1.50 
Popesen, Stef. D., Handelshochsch.-Prof., Wirt- 
schaftsgeographische Studien aus Grossbritannien. 
gr. 8%, (178 8.) Leipzig 03 (H. Lorenz) 3.— 
Sammlung nationalökonomischer u. statistischer 
Abhandlungen des staatawissenschaftlichen Seminars 
zu Halle a. d. 8, brag. v. Prof. Dr. Joh. Conrad. 
38. Bd. gr.8°. Jena (G, Fischer). 
38, Grambow, Dr. Ludf., Die deutsche Freibandels- 


partei zur Zeit ihrer Blüte. (XI, 382 8.) 03. 7.50. | 
Schlunk, A. F.,Dir., Die Berliner Arbeiter Kolonie, | 


ihre Entwicklung n. Arbeit. Zum 20, Jahrestage ihrer 
Begründg. den 1. V. 1903. gr. 8%. (38 8. m. Abbildgn.) 
Berlin 03 (G. Nauck) 1.— 


Schriften der internationalen Vereinigung f. gesstz- | 


lichen Arbeiterschutz. Nr. 2. er. 8”. Jena (G. Fischer). 
9, Verhandlungsbericht der 2. Generalversammlung 
des Komitees der internationalen Vereinigung für 
gesetzlichen Arbeiterschutz, sbgeh. zu Cöln, am 
26. u. 27. IX. 1902, nebst Jahresberichten der 
internationalen Vereinigung n. der internationalen 
Arbeitsamtes. Hreg. vom Bureau der internationalen 
Vereinigg. f. gesetzl, Arbeiterschutz. (80 8.) 03. 1.50. 


Schriften des Verbandes dentscher Arbeitsnach- 
weise, Nr. 4, gr. X. Berlin 03 (C. Heymann). 
4. Verbandsversammlung und Arbeitsnachweis- 
konferenz, 3. am ®,, 10, 11. X. 1902 in Berlin. 
Stenographischer Bericht. — Welche Erfahrgn. 
haben die Arbeitsnachweise bei der letzten Krisis 
auf dem Arbeitsmarkte gemacht? — Arbeitslosen- 
versicherung u. Arbeitsnachweis. — Anh.: Mate- 
rislien zur Fruse 
zusammengestellt v. Dr. Rich. Freund. XI, 252 8.) 


Seidler, Dr. Gunt., Prof., Leitfaden der Staats- 
verrechnung. 1. TI. Grundsätze der allgeweinen 
Verrechuungslehre. 6. durchgeseh. Aufl. gr. s'. (VI, 
98 8.) Wien 03 (A. Hölder) 2.40 


Statistik. 


Beiträge zur Statistik der Personaleinkommen- 
stener in (en J. 1898 bis 1902. Insbesondere: Quellen 
u. Höhe des Einkommens nach Geschlecht n. Beruf 
der Censiten, u. zwar: der Uensiten überhaupt nach 
dem Stande der Einschätzr. am Schlusse des J. 1898, 
der im Anslande leb. Censiten nach dem Stande der 
Einschätzg. 


kommissionen des J. 1002. Im Auftrage des k. k. 


Sozialpolitik, die, dor deutschen Zentrumsparsi 
Gesammelte sozialpolit. Fiugblätter des Volkavesin 
f. das kathol. Deutschland. 1—5. Tans. ger. S. 13 
M.-Gladbach 0% (Zentralstelle des Volksvereins f. da 
kath. Deutschland) — 

Streilfraxgen, soziale, 


Beiträge zu den Kan“ 


der Gegenwart. Hrsg v. Adf. Daomaschke, it 
14 Heft. gr. $°. Berlin (J. Harrwitz Nach! ) »-.” 


13. Rein, Dr. W., Prof., Ethik. u. VolkswirtsechN 
Eine Skizze. 2. u. B. Taus. (2418) Gi — 
j4. Schrameier, Dr., Admiralitätser., Wir die La. 
ordnung v. Kiautschou entatand? Referst. %.ı 
3. Taus, (248) 9. —.W. 

Vanderlip, Frank A., Bank-Vice-Präs ein 
Unterstantssekr., Amerikas Eindringen in das «arm 
päische Wirtschaftsgebiet. 2. dentsche Ausg. an ®. 
{81 8.) Berlin 03 (J. Springer) L- 

Verhandiangen, kontradiktorische, üb, deuteh 
Kartelle. Die v. der deutschen Regierz. spgetillin 
Erhebgn. üb. das inländ. Kartellwesen is Protakule 
u. stenographisch. Berichten. 1. Heft. gr. S°. Bein 
(F, Siemenroth) 4.50; Subakr.-Pr. f. 8. 1-W 1h- 

1. ı. Einleitende Sitzung vom 14. XI. IMl - 
it. Sitzung vom 26.27. 1I.: Das rheinisch-wecä 
Koblen-Syndikst. (315 8.) 03. 4.50. 

Verwaltungsbericht des deutschen Vers 
„Arbeiterheim‘‘ pr. 1901/1902, ermtattet v, der Genen 
versammlung am 16. XII. 1902 durch Past, r. Bo’. 
schwingh. gr. S’. (31 8.) Bielefeld 02 (Bethel, Bucit 
der Anstalt Bethel) * 

Verzeichnis der auf dem Gebiete der Frans: 
während der J. 1851 bis 1901 in Deutschland « 
schiensenen Schriften, hrsg. vom deutsch-eraue 
Frauenbund. gr. 8”. (IV, 292 8.) Hanun»wer ' 
(H. Fessche in Komm.) geb. in Leine. }» 

Wasserrab, Dr. Karl, Prof., Sociale Frage, Sen 
politik u. Carität. gr. 8°. (27 8.) Leipzig 03 (Dauchr 
& Humblot) * 

Wirtschaftapolitik, deutsche. Red,.: Dr. Ir 
gius Mit Beilage: Mitteilunzen des Handelsvertag- 
vereina. Red.: Paul Köpeke (3.) Jahrg. Ukter 
1902 —Septbr. 1903. 12 Nrn. gr. $°. (Nr. 31. 10u.4». 
Berlin {F. Siemenroth) vierteljährlich 1. 

Wilasusak, Dr. R., Der Alkoholismus im uete 
v, Mithrisch-Ostrau. |[Aus: „Intern. Monataschr. == 
Erforschg.d. Alkobolisınus'‘.] gr. #9. (198) Wen 
(Wiener Volksbuchh. in Komm.) h 


‚ Wohlfahrts-Einriehtuugen, die, der Arte 


der Arbeitslosenversicherung, | 


in der Hanptsession der Schätzungs- | 


Finanzministeriums bearb. vom Rechnungsdeparte- | 


nient 1, e dieses Miuisterinms. gr. Fol, (CLXXXI, 
467 8.) Wien 03 (Huf- u. Staatsdruckerei) 10.— 
Drucksachen des kaiserl. statistischen Amtes, Ab- 
teilg. 1. Arbeiterstatistik. Erhebungen. Nr. 1. Fol, 
Berlin 03 (C. Heymann.) 
1. Erhebung üb. die Arbeitszeit der Gehilfen u. 
Lehrlinge im Fleischergewerbe, Veraustaltet im 
Sommer 1902. Bearb. im kaiserl statist. Amt, Ab- 
teilun für Arbeiteratatistik. (IV, LXXIV, 2198.) 7.-. 
Handbach, statistisches, f. den preussischen Stant. 
Hrsg. vom königl. atatist. Burean. 


4. Bd. gr. 39, ı 


geber zu Gunsten ihrer Augestellten n. Arbeiter © 
Oesterreich. Hrsg. vom k. k. arbeitsstatist. Amte 
Handelsministerinm. I. Tl. Wohlfahrts- Finest 
der Eisenbahnen. 2. Heft: Die bei den k. k. Jster 
Staatsbahnen besteh. Wohlfahrts-Rinrichtgu. Les “ 
(v1, 118 8.) Wien 03 (A. Hülder) .r 
Zeitfrangen, volkswirtechaftliche,. Vorträge m. & 
handlgn., hrag. v. der volkswirtschaftl Gesellschs” 
in Berlin. 195. u 196. Heft. 25. Jahrg. 3. w. 4. Bet 
gr.8%, Berlin (L. Simion). 
195. 196, Rubote, Dr. W., Die binterpommer=* 
Landgemeinde Schwessin, die Lage ıhrer La> 
wirte u. ihr Interesse an den Getreidezöllen. 1»°* 
08. 


Do 
2. ⸗ 


(XXL, 685 8.) Berlin 03 (Verlag des königl. ss0= 
Bureaus) F 
Landao, Fab., Die Wahlen zum dentschen Re 
tage seit 1871. Die 397 Wahlkreise nach Waki-Er 
gebnissen in den gesamten 10 Legislatur - Perssm 
hinsichtlich abgegebenen Stimmen, Stichwahah 
Abgeordneten etc. etc. Die Vertreter der Stastee ı 
Provinzen nach Fraktionen in den 10 Leewiste 
Perioden. Die Stärke der Fraktionen nach des ler 
Hauptwahlen. Der Stimmen - Aufwand f. « Be=» 
tags-Sitz bei den einzelnen Fraktionen. (ünpaar# 
Darstelig.) qu. gr. 4%, (15 BL) Hamburg 04 :F * 
& Co) * 
Schnapper-Arndt,Dr.@lileb.. Du— 
u. Geschichte der Privatwirtschafts-Statistik A 
„Bulletin de l’institut de #tatistique'.] ar.®. »#* 
Leipzig 03 (Duncker & Harmblet) —9 
Specht, Dr. Fritz, u. kefer. Paul Schwabs. 
Die Reichstags-Wahlen von 1898 bis 1903. 11. Lage 
laturperiode). Nachtrag zu: Dr. Fritz Smoit 


i 
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Reichstag#»-Wahlen von 1867 bis 1507. Eine Statistik 
der Reichstags - Wablen etc, gr. ®. (XVI, 118 8.) 
Berlin 08 (C. Heymann) 

Statistik des Deutschen Reichs, Hrsg. vom —— 
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Taf.) 8—, — 151. Dasselbe. 2. TI. (IV, 789 8.) 
4.— 

| Veröffentlichungen „des statistischen Seminara 

der Universität Graz. 2. Heft. gr. #9. Graz 08 


statist. Amt. 150. u. 151. Bd. Imp. V. Berlin 0% (Styria in Komm.) 

(Puttkammer & Mühlbrecht.) 2. Nemmeirth, Dr. Loth., Zur Frage der Erforschung 
150, Volkszählung, die, vom 1. XII. 1900 im Deut- des Umfanges der Arbeitslosigkeit, Vortrag. 
schen Reich. 1. Ti. (VIII, 204 u. 372 8. m. 13 farb, (218) — 80. 

Politik. 
Antisemiten, die, im Reichstag. gr. 8°. (48. 8.)! Parteivorstand. s*. (422 8.) Berlin 03 (Buchh. Vor- 

Berlin 03 (Verlag ‚Fortachritt‘‘ in Komm.) — 50 wiärte) geb. in Leinw. 4.— 


Berner, Erust, Der männermordende völkerver- | Hermann, Ludw.. War Windthorst e. „‚Reichs- 


derbende Militarismus in Oesterreich. 
Wien 03 (Wiener Volksbuchh.) 


Beyschlag, Willib., weil. Prof. D., — 


die Jesuiten ins Deutsche Reich? 
Tagesfrage. 4. Aufl, gr. 8. (70 8.) Berlin 03 (H. 
Walther) 1.— 
Bibliothek f. Politik u. Volkswirtschaft. Hrag. 
v. Reichst.-Abg. Prof. Dr. Hieber u. C. A. Patzia. 
7. ua. 8. Heft. gr. ®. Berlin 03 (W, Baensch). 
7. Reichstagssession, die, 1900/83. 1. T,: Finanz- 
wesen. Allgemeine Etatberatg. Expedition nach 
Ostasien. Heerwesen. Kriegsflotte. (IV, 137 
2.—. — 8. Dasselbe, 2. Tl. 
politik. Bearb. v. Fritz: 
147 S.) 
Bodelschwingh, Frz, v., Konservativ u. Social. 
Nach e. Vortrage. gr. 8°. 167 8.) Berlin 03 (Herm. 
Walther) 1.— 
Braun, Lily, Die Frauen u. d. Politik. 8°, (48 8.) 
Berlin 03% (Buchh. Vorwärts) —.,50 


3resnitz v. Sydacoff, Aus dem Reiche Abdul 
Hamids. Fin offenes Wort üb. die mazedon. Frage 
n. die türk. Schreckensherrschaft. 2. Aufl, gr. &, 
(il, 96 8.) Leipzig 03 (B. Elischer Nachf.; 2. 
tröndung, die, der deutschen Sozialdemokratie. 
Eine Festschrift der Leipziger Arbeiter zum 23. V. 
1203. gr. 5°. (6148. m. Abbildgn.) Leipzig 03 (Leip- 
ziger Buchdruckerei A.-G.) —.40 


Iandbuch f. sozialdemokratische Wähler, 


Ein Beitrag zur 


Öef. Neumann, (V, 


120, (64 8 | 


8.) | 
Sozial- u. Gewerbe- | 


‚ Mnifeier 1908. 





feind‘'? Eine Beantwortg. dieser Frage durch e. 
Sammlg. v. patriot. Aussprüchen des grossen christl, 
Staatsmannen. gr. 5°. (488, m. 2 Titelbildern,) Köln 03 
(J. P. Bachem) —.175 


'Iron«-nons su Centre? gr. 8%, (21 8.) Colmar 0% 


(H. Hüffel) —.25 


‚Keller, S., Pfr, Die Wahlpflicht der Christen. 


Vortrag. gr. 8°. (14 8.) Hagen 03 (OÖ. Rippel) —.10 
Köbler, Herm., Landwirtschaft u. Sozialdemo- 
kratie in sittlicher Beleuchtung. Ein Beitrag zur 
Abwehr sozialdemokrat. Landagitation. 2. Heft. 
gr. &#. Leipzig 03 (J. C. Hinrich's Verlag.) 
2. Die sozialdemokratische Landagitation u, ihr 
sittlich anstössiger Charakter, (IV, 112 8.) 
1.—; geb. 1.50 
Lang, @., Maj. a, D.. Der Irrtum des Demokratis- 
mus, gr. 8°. (628.) Karleruhe i/B. 0% (Selbstverlag) 1.20 


Red.: Dr. Wilh,. Ellenbogen. (8 8, 
m. 2 farb, Abbildgn. u. 1 Taf.) Fol. Wien 03 
(Wiener Volksbuchh.) —.20 


Müller, Leonh,, — Landtagsgeschichte, 


4. TI.: 1834-1810. gr. (vIII, 160 8. m, 3 Bild- 
nissen.) Berlin 02 — & Hart) 
4.50; geb. 6.— 


| Soxzialistenspiexgel. (Umschlag: 2. Aufl.) gr. 9. 
Der | 
Beichstag 1898—1%3. Hrsg. vom sozialdemokrat. | 


(63 8.) Berlin 03 (Verlag ‚Fortschritt‘ in Komm.) 
—.50 
(16 8.) 
—.10 


Winke f. die Reichstagswahlen. gr. 10°, 
Berlin 03 (Buchh. Vorwärts) 


Varia. 


rzebmisse, die, der Sommerptilege in Dentsch- 
iand /Ferienkolonien, Kinderheilstätten u.s. w.) im 
J. 1901. Bericht der Centralstelle der Vereiniggn. 
f. Sommerpflege in Deutschland. Adresse: Berlin, N., 


kuguststr. 91. gr. 8%. (51 8) Berlin 03 (Putt- 
sammer & Mühlbrecht) 1.50 
vbetze, W,, Geh. Justizr., Deutsches Recht. Ein 


Ilfsboanch f. Beamte, Gewerbetreibende, Kaufleute, 
Isus- u. Grundbositzer u, s. w., entb. e. Sammig. 
iller, insbesondere f. Industrie, Handel, Gewerbe 
ı. Handwerk wicht. Reichsgesetze m. Erläutergn. 
ı @. erschöpf, Formularbuche als Anleitg, zur | 
elbatänd. Anfertigg. v. Klagen, sowie anderen ge- 
chaftl. Eingaben, Gesuchen, Rechtageschäften jeder 
rt. 2, 
XLVAII. 1405; VIII, 859 8. u. Formulare Xi, 3578.) 
;erlin 03 (Deutsches Verlagshaus Bong & Co.) 


geb, in Leinw. ®2.—; in Halbfrz. 26.— | 


ınsbenmätzer, der. Hand- u, Nachschlagebuch 

Hausbesitzer u. Hausverwalter, Hrag. vom Haus- 
 sitzervereine in Reichenberg, gr. 8°. (VI, 183 8.) 
sichenberg 03 (P. Sollors) 3.40 


‚f- a. Staats-Handbuch des Grossherzogth. 
Idenburg f. 1903. 8. (XXVIII, 4166 8.) Oldenburg 
chnlze) kart. 1.80 


smälkk, die, der zarischen Buresukratie. (In russ. 
rache.) gr. 8°. (29 8.) Berlin 03 (H. Steinitz) 1.— 


anil, Jaques, Dis freie Ehe. Uebers. v. Karl 
«fern. 8°. (I, 41 8.) Schmargendorf-Berlin 03 
erlag ‚,Renaissance‘‘) — 60 


bedeutend verm. u. verb. Aufl. 2 Bde. gr. 8°. | 


Polizel-Kalender, österreichischer, f. Kommu- 
nal-Sicherheitswachorgane f. d. J. 1903. Hrag. v. 
Pol.-Komm. 5. Schade. 16%. (320 8. m, 1 Abbildg.) 
Wien (Dertlinger & Fischer) geb. in Leinw. 2.— 

Rosenak, Dr. Leop., Rabb,, Zur Bekämpfung 
des Mädchenhandels. Referat, gr. 8°, (14 8,) Frauk - 
furt a. M. 03 (J. Kauffmann) — .30 

Schramm-Macdonald, Hugo, Der Weg zum 
Erfolg durch eigene Kraft. Nach dem Mnster der 


„Self-help" v. Sam. Smiles f. das deutsche Volk 
verf. 3. Aufl, gr. 8°, (VIII, 330 8.) Kassel 03 (G. 
Weies) 2.50; geb, in Leinw, 4.— 


Tolstol, L. N., Gegen den Krieg, I. Ueber das 
Buch v. A. I, Jerschow : Die Sebastopoler Erinnergn. 
II. „Carthago delenda est‘. (In russ. Sprache.) 

ı 8. (89 8.) Berlin 03 (H. Steinitz) 


Vorlesungs#-Verzeichnisse der Universitäten, 
technischen u. Fach-Hochschulen v. Deutschland, 
Deutsch-Oesterreich u. der Schweiz. XXI. Ausg. 
Sommer-Sem. 1%2, Im amtl. Auftrage hreg. v. der 
Red. der ‚„Hochschul-Nachrichten‘‘. gr. 4%. {99 8.) 
München (Acadeın. Verlag München) —.60 


Weltreich, das neue. (Ein Beitrag zur Geschichte 
des 20. Jahrh.) Peychologische u. polit. Phantasieen, 
ın. erläut. Anmerkgn. versehen u. in 3 Tin. hrag. 
v. Dr. Mehemed Emin Efendi. (Pseudonym.) 1. u. 
2. Ti. gr. ꝰ. Leipzig 03 {F. Luckhardt) 3.- 

1. (Neue [Titel-JAusg.) (V, VI, 148 8.) 3.—. 
2. Von der Eroberung Konstantinopels bis zum 
Ende Össterreich-Ungarns, (V, 110 8.) 2.— 








Ye 
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&s Hermann Böhlaus Nachfolger, Weimar. so 


In unserem Verlage ist erschienen : 


Die Gondietio als Bereicherungsklage 


im klassischen römischen Recht 
von 


Dr. J. von Koschembahr-Lyskowski 


Professor des römischen Rechts an der Universität Lemberg. 
Erster Band. Xll und 228 Seiten gr. 8° geheftet Mk. 7 


Das Werk gibt eine GAesamtdarstellung. Es setzt namentlich die von Alfred Pernice ee 
machten Forschungen fort und versucht ein dogmatisches Resultat aufzustellen. Es wird somit 
nicht nur in den Kreisen der Spezialforscher auf rege Teilnahme rechnen dürfen, sondern auch für 
die Praktiker von hohem Werte sein. um so mehr, als die Literatur des Bürgerlichen Gesetzbuche 
die Bereicherungslehre so eifrig behandelt und dieser Teil des BG B. noch zahlreiche Probleine bietet 














geessescecec« »>33 
ww 3). Schweißer Derlag (Arthur Sellier) münden 


ww 
W Alfeld, Dr. Ph. 


ord. Profeffor an der Univerfität Erlangen 


Y y Die Strajgejeßgebung | 


des Deutſchen Reichs. 


Sammlung aller Reichsgeſetze ftrafredhrlihen und ftrafprozefiualen 
Inhalts mit einem Gejamtregifter. 


Für den akademiſchen Gebraudy und die Praris. 


Der ſoeben erichienene Nahtragsband enthält 27 nad Abſchluß des Haupt 
werfes neu erlaflene oder abgeänderte Etrafgeieke. 
Preis des Nachtrages 8° (IV, 428 ©.) In Halbleinen geb. MI. 4.—. 
Das komplete Wert 8° (XI, 1349 ©.) enthält 152 Geſetze und foftet in Halb» 
franz geb. ME. 11.50. 
Aus Urteilen der Preſſe 
Hochſchulnachrichten 1901. 


. fel bemerkt, daß die vorliegende Sammluna einen weiteren Beweis dafür bietet, 
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9 daß der auf dem Gebiete des Strafredts allfeitiga ala fompetent anerfannte Berfafjer ein be 
fonderes Geſchick für die JZufammenitelluna praktiſcher Ausgaben bat. Gerade bei den praftifchen 
NY Uebungen bat fih das Bedürfnis nach einer wie der vorlienenden Sammlung oft fühlbar ge 


madıt, da bier ein Weberareifen von einer Materie in die andere fortwährend ftartfinder. Dem 
W ift nun burd die Allfeld’ihe Ausgabe vollkommen abgebolfen. 
B 


adiſche Rechtspraxis. 1900. Nr. 24 v. 24. XI. 


V . Um fo verdienſtlicher und wertvoller iſt es, in einem Bande alles zur Hand zu 
baben was das weite Gebiet des deutſchen Strafrechts aufmweift. 
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wes- Soeben erschienen! u 


=> Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 





Einführung in die Volkswirtschaftslehre 


Von Adolph von Wenckstern. 
Preis 5 Mk. 


Soziale Frage, Sozialpolitik und Garität 


Von Karl Wasserrab. 
Preis 80 Pf. 


Wosen und Wert der Zantralproduktenbörsen 


Von Kurt Wiedenfeld. 
Preis 60 Pf. 





>>> Verlag von C. L. Hirschfeld in Leipzig. = 


Soeben erschienen: 


Festschrift za Angast Sigmund Schultzes siebenzigstem Ge- 
burtstag gewidmet von der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät d. 
Kaiser-Wilhelms-Universität in Strassburg. M. 7.20. 

Die Anfechtung von Bechtshandlungen des Schuldners im 
klassischen römischen Recht. Von Dr. Otto Lenel, Professor in Strassburg. M. —.80. 


Zur Lehre von den abstrakten Schuldverträgen nach dem B.G.B. 
Von Dr. Andreas von Tuhr, Professor in Strassburg. M. —,80 


Die italienischen Wanderarbeiter Von Dr. Sartorius Freiherrn von 
Waltershausen, Professor in Strassburg M. 1.40 


Die allgemeinen Strafschärfungsgründe des deutschen Militär-Straf- 
gesetzbuches. Von Dr. phil. et iur. Max Ernst Mayer, Privatdozent in Strass- 
burg. M. 2—. 

Beiträge zur Urteilslehre. Von Dr. Wilhelm Kisch, Professor in Strass- 
burg. M. 5.60. 

Die Konkurrenzklausel des Handlungsgehilfen. Von Dr. iur. Otto Reins- 
hagen. M. 1.40. 

Allgemeine Staatslehre von Dr. Richard Schmidt, Geh. Hofrat, Professor 
in Freiburg i.B. II. Bd. 2. Teil. Die verschiedenen Formen der Staatsbildung. 
1. Kapitel (Abteilung II: Die Entstehung der modernen Staatenwelt. 

M. 14.50, geb. 16.50. 
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€. h. bed ſche Verlagsbuchhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Bollitändig lient nun vor: 


Kommentar zur Civilprozeßordnung. 


Von Dr. Lothar Seuffert, o. 5. Brof. in Münden 
8. völlig neu bearbeitete Auflage. 2 Bände. auf. IP Bog. ar. 8. Geh. 32 ME.; In2Halbfranzben. 35 Mi, 


ferner wurde mit Erſcheinen der 2. (Schlußs)Lieferung ſoeben volftändig : . 
Dr. Albert Saberitumpf, Amtsriöter in Münden: Gefeg vom 9. Aug. 1902, Das Nadlak: 


weſen Hetr., webft der Nahlakorduung vom 20. März 1903 jowie einen Auszug aus dem 


Bebübrengefege und einem Abdruck der fonftigen Ausfübrungsvorichriften und des Erbidafts 
ftenergefeges x. 19 Bog. fl... Roter Lwbod. ME 2.80. 


Zernere Benigkeiten : 


Dr. Frit Koppmann: Die Strafbarkeit der Teilnahme von Zivilperionen 


an rein militäriihen Deliften unter befonderer Berückfibtiaung der Teilnadme 
von Nictbeamten an reinen Amtsdeliften. 4’) Bog. ar. 9. Geh. 2 Mt. 
Dr. Robert von Yandmannı: Kommentar zur Gewerbeordnung für ins 


Deutide Neid. 4. Auflage, beard. von Dr. Guftan Mohmer. In zwei Bänden. 2ief.6 8 
(Band II, Bag. 1-28, enthaltend den VII. Titel der Gew.:T.) Geh. 7 Mt. Erfter Band 
(83 1—104a). 47 Bog. gar. 9. web. 11 ME; geb. 12 ME. 50 Pfa. 


Volftändig wurde vor kurzem verfandt: 
S. Werzbacher, Juitizrat und Retsanwatt: Geſetz, betr. Die Anfechtung von 
RechtshandIungen eines Schnidners ankerhalb des SKtonfuraper: 
fahrensd. Mit Erläuterungen. 6 Bog. fl. 8, Roter Lwbd. 1 ME. 20 Pig. 


Reihötags: Wahlgeieh vom 31. Mai 1869 und Wahlreglement in der Faffung der 


Befauntmadhung vom 28. Aprit 1903 nebit den Anlagen und dem Berichte der Wahl: 
prüfungd:Hommifflon über die Ergebniffe der Wahlpräfungen in der Legislatur: 
periode 1893 bis 1898. Tertausgabe mit Sachregiſter. 4 S. M.M, Kart. 60 Pia 














Derlag von Franz Bahlen in Berlin W. 8. 


Bernhardi. — Sandwörterbudh 3. Bürgerlichen Geſetzbuche von 8. Bern 
bardi, Landgerichts: Präfident. Dritte, durch Bezugnahme auf die Nebengefege, die Literanur. 
die Entſcheidungen des Reichsgerichts und die preuß. Ausführungädeftimmungen vermehrte Aui- 
lage. 1902. Geb. M. 6,50. Geb. M. iM. 


Brachvogel⸗Frydrychowicz. — Handbuch des Grundbuchrechts, enthalten? 
die auf das materielle und formelle Grundbuchrecht ſich beziehenden Geſetze, Berordnungen und 
Ausführungsbeftimmungen mit Anmerkungen, für die Praxis aufammengeftelt von den Amtk 
gerihtäräten Bradvogel und Frydrychowicz. 1901. Sch. M. S,— Geb. I. 950. 


Eichhorn. — Das Zeftament. Hand- und Mufterbuh für legtwillige Verfügungen nas 
dem Bürgerliden Gefegbude mit Hinweis auf die bisberisen Sonderredte Deutſchlands bearbeitet 
von G. Eichhorn, Kammergerichtärat. Vierte umgenarbeitete Auflage. 1900. 

Geh. M.5,—. Geh. M. 50. 

Zaedel. — Reichsgeſetz Über die Zwangsverſteigerung und die Zwang: 
verwaltung v. 24. März 1897 (Faffung v. 1998) nebſt dem Einf.eGefeg u. d. für Preußen er- 
gangenen Ausf.s®efege v. 23. Septbr, 1899 und Koftenbeftimmungen. Mit ausfübrl. Kommentar 
von Dr. Paul Jaeckel, Reibsgerichtärat. 1901. Seh. M. 14,— Geb. M, 16,—. 


Joſef. — Lehrbuch des Berfahrens der freiwilligen Gerihtöbarkeit im 
Deutfden Reihb und in Preußen. Auf Grund der neueften Rechtſprechung und Rechtälebre ber 
arbeitet von Dr. Eugen Zofef, Rechtsanwalt und Notar a. D. in Freiburg i. B. 1902, 

Geh. M. 5,50. Geh. M. 6,5. 

Rausnik. — Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge 
richtsbarteit v. 17. Mai 1898 u. d. Preuß. Gefetz fiber d. freim. Gerichtäbarfeit v. 21. Septbr. 18% 
erläutert von J. Rausnitz, Rechtsanw. u, Notar, 1900. Geb. M. 16,—. Geh. M. 18,%. 


Weymann. — Das Invalidenverfiherungsgelek vom 13. Juli 1899 und die zw 
gehörigen Reids-Ausführungsbettimmungen erläutert von Dr. 8. Benmann, falier!. Regierungk 
rat, ftänd. Mitgl. des NeichdsBerfiherungsamts, 1902, Geh. M.12,—. Geb. M. 14,— 
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Helwingſche Derlagsbuchhandlung in Hannover. 


Soeben find erſchienen: 


Handelsrechtliche Rechtſprechung. 


Don Rechtsanwalt Emil Kaufmann. 


Drittes Zändchen. (Enthaltend die Rechtſprechung des Jahres 1902) 
VIII, 408 S. 12°. Gebunden ME. 4.—. 


Der neue Jahrgang weift zahlreiche Bereicherungen und Erweiterungen auf. 


Der Heine „Kaufmann“ tft ein unentbehrlihed Nahidlagewerk für alle Juriſten, Banten, 
Berfiherungdgelelihaften, Kaufleute u. f. w. 


DB Sührliche Fortſetzung kurz nach Jahresſchluß. ww 

Ich bin überzeugt, daß auch diefer neue Band der ebenso vollitändigen wie überfichtlichen Zu- 
fammenftellung fi als ein gern und mit Vorteil benugtes Hilfsmittel der Praxis erweiien wird.” 

Maadeburg, 9. März 1903. Landgerichtspräfident Wolf. 

„Die Ke'ſche Zuſammenſtellung der bandelsrechtliden Entiheidungen bat für die Praxis uns 
fhäsbaren Wert Alles in allem: der Autor bat mit größtem Fleiß und fihtbarem Ver— 
ſtändnis die Spruchpraxis eines hochwichtigen Rechtsgebietes überſichtlich, Far und vollftändig ertra— 
biert und bietet ſie in der denkbar brauchbarſten Form.“ Zeitfhr. f. Ut tiengeſellſchaften Mai 1903, 





handelsrechtliche Rechtſprechung. 1900/1901. 
Erſtes Bändchen. Zweite vermehrte Auflage. VIII, 167 S. Gebunden ME. 2.50. 


Der rafche Abſas der ftarfen erften Auflage fpricht beſſer als alle Empfeblung für die her— 
vorragende Brauchbarkeit dieſer Sammlung. Diefe Braucbarfeit tit im der zweiten Auflage noch 
wefentlih erböbt durch die Beigabe eines ausführlidhen Sadjregifters, 

Um den Befigern der eriten Auflage die Anſchäffung der neuen Auflage zu erleichtern, baben 
wir uns auf mehrfache Anregung bin entſchloſſen, bei NRadıyahlung von nur Mf.1.— (+ 10 Pf 
Vorto) Die erfte Huflage gegen Die neue vermehrte Auflage umzutauſchen. 

— Der Umtauſch kann durch jede Buchbandlung vermittelt werden! — 


Handelsrechtliche Rechtſprechung. 1900/1901. Zweites Bändchen. 
VIII, 242 Seiten. Gebunden Mt. 3.50. 


Keichsrechtliche 


Derjährungs:, Friſten- und Zeittafel. 


Ein Wegweiſer für jedermann durch das ganze 
Gebiet der Geſetzgebung des Deutſchen Reiches. 


Bon 5. Koerner. 


Zweite, völlig umgearbeitete Auflage der ‚Reichsrechtl. VBerjährungstafel“ 
von W. Coermann. 


XVIL 158 ©. 12% Preis Mt. 1.25. 


Das Büchlein will der rebtfuhenden Menge zum Schutz gegen Berlufte dur Friſt— 
verfäumung oder Formberlegung und den raterteilenden oder erfennenden Redtägnelebrten 
zur Erleichterung der Arbeit beim Aufſuchen der über Die Befege des Reichs veritreuten Zeitbeitimmungen 
dienen. Es ſtellt in alpbabetifcher Reibenfolge nad Stihworten die Verjährungäfriften für die vers 
ſchiedenſten Rechtsgeſchäfte, Verpflichtungen, Anfprüche >e. ze. aufammen und gibt in jedem einzelnen 
Falle genau den dafür In Frage fommenden Gefegesparagrapben an. Die Überfichtlihe typographiſche 
Anordnung und das handliche Format erleichtern den Gebrauch, wie auch den Anforderungen an einen 
ſolchen Wegwelſer durch gemeinveritändlihe Ausdrudsimeife, überftchtlide Anordnung und größtmögliche 
Bollftändigfeit zu genügen geſucht iſt. 


Die Sammlungen zu wohltätigen oder gemeinnüigen Zweden nad) dem B. G. B. 
Von Dr. Mar Riepert. X, 746 8 Mi. 2—. 











Der unlautere Wettbewerb, erläutert durch die Rehtiprehung zum 


! R.-Gef. v. 27.5. 1896 von F. Birtenbihl. 

XII, 170 ©. 12°, geb. Dit. 2.50. 

„Die vorliegende Sammlung ift ein gutes Hllfämittel für den Richter, der fich bei feinen 
Urteilen der Judifatur anlehnen, aber aud ein Leitfaden für denjenigen, der in bequemer Weife und 
in furzer Zeit die In der Praris berrfchende Auslegung des Geſetzes fennen lernen mil.“ 

Frankfurter Zeitung, 19. April 1908. 
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— Soeben beginnt au erscheinen: 


Me ers Seehste, gänzlich neubearbeitete 
y und vermehrte Auflage. 


Grosses Konversations- 


Ein Naehsehlagewerk des 
allgemeinen Wissens. 


20 Bände in Halbleder gebunden su je 10 Mark. 


n peuv 000'8#1 


1,000 Abbildungen, 
1400 Tafeln und Karten 


Prospekte und Probehefte liefert jede Buchhandlung. 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien. 


u — 


beste 
| 
Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 


Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 










Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei-, 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 


F.Schrey. BeriinSs.T.19. 
Wien]. Hamburg. 





Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldfüllteder. 
——————— — — — — — —— — — 

















| Bei uns ist 
Stempel aller Art euren Me tadellos 
aus Kautschuk und Metall Conrad's 
Fe: ==2 | Handwörterbuch d 
J = 3 | Handwörterbuch der 
E 3 D = Ss 3 u 
R| a Er 
HE >: 5 | Staatswissenschaften 
BE: = = E 2. (neneste) Aufl. 
x & 2 = * * in 7 Original - Halbfranzbänden 
35 8 4 Sg 8 (Subskriptionspreis 142.50) 
Se 4 für 106 Mk. zu haben. 
> = 1 Berlin N.W. ' 
G. K. COOKE & WEYLANDT | rating. Miype & Winckler 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. Rechts- u. staatswissenschaftl. 
Erste und älteste Fabrik Europas, Spesialbuchhandl. u. Mietbücherei. 











Smith Premier 


Schreibmaschine 





























Grand Prix Paris I9OO. 


Kel baver Behörden, 
Reichsbehörden, 


Referenzen : 
erste Firmen (les 
In- und Auslandes. 


Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 


Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 


verlange 


Soeryels 


echisprechung 

Jahrgang 1902. Gebunden M. 4.80 
rch alle Buchhandlungen oder die 
utsche Verlags-Anstalt, Stuttgart 
Er 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die Bankdepotgeschäfte 


jeschichtl.,wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 


Dr. Fr. Schweyer, 


Bezirksumtsassesst 


re. 8°. (VI, 171 8, 1899. Mk. 3.50 


— —— — 
| 










So lange der Vorrat reicht: 
nt 
Bismarck under 


u 


Cialis, 


a 
Preis: 2 Mark. 
| Verla Ve! ag von on CO. Le Lehmann, Halle-$. 





„Association Berliner Schneider" 
Friedrich Modler & Co.H 
BERLIN SW., Johanniterstr, 16. 
Spezialität: 


Amtstrachten 
für 
Professoren u. Justizbeamte, 
> Robe und Barett:; 
Für Richter und Re von 22-45 Mk 
Für Gerichtssehreiber ; 0-4 ;- 
Kınzelm 


hteunwälte 


Buretts 
bei freier Zusendung. (166) 


Schnell- 
Verviel- 
fältiger. 


Einfachster, 
bıllıester für 





A Mechanisch arbeitend! Kein Waschen etc. 
A.Strecker, Stuttgart, Schickstr. b 


— Verlangen Sie bitte Gratisprospekt! — 

















W alther Sigel 20% 


(iemeindegericht 


Vors 


Dr Gewerbliche — 
nach dem Bürgerl. Gesetzbuch 


Verlag von J. B. Metzler, Stuttgart 
Geh. M. 4.—, in Lwd. geb. M. 4.50. 


(Siehe redakt., Teil dieser Nr.) 






rs 


——— 
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Dieterich’Iche Verlagsbuchhandiung, Theodor Weiher, Leipsia. 
In dem obigen Verlage ericheint das 


u. 
freiwillige Gerichtsbarteit und Notariat, 


jowie Swangsverfteigerung. 


Serausgegeben von 


Oberlandesgerichtsrath Dr. Adolf Lobe in Dresden. 
3. Nahrgang. (Juli 1902 bis Juni 1903.) 
— Wlle 14 Tage ericheint ein Heft von mindeitens 2 Bogen Umfang. 
Der jährliche Bezugöpreis beträgt 15 Marf. 
Brobr-Abonnement Januar bie Zuni 1903 Merk 7.50. 


Brobehrfte verſendet bie Derlagsbuchbandlung unentgeltlich und frei; auch Hit Diefelbe bereiz, 
neu binzutretenden Abonnenten zur Erleichterung der Anſchaffung die beiden erſten Bin für 


zufammen 25 IM. gebeftet oder BO M. gebunden zu liefern, wenn fie gleichzeitig entnommen merden. 


leſes trefilich — Organ für freiwillige Gerichtsbarkeit bringt vor allem eine 
außerordentliche Judikatur . . Annalen des Deutichen Reiches 


Ausführliche Proſpekte und Rataloge koftenfrei. 





3. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, ©. m. b. 9., Berlin. 


Das Reichsgeſenn betreffend die 


rwerbs⸗ u. Wirtichafts- Vürgerliches Geſetzhuh 
genoſſenſchaften. SB | neun Einführungsaerek. 


Kommentar zum praftiichen Gebraud) ; u 
für Juriſten und Genoſſenſchaften Mit a ee de und 


„herausgegeben von i 

Ludolf pariſtus und Dr. Hans Grüner nad) dem Tode des eriten Herausgebers 
Vierte vermehrte u. umgenrbeitete Auflage Dr. a. Adjilles, 

bearbeitet von 


Dr. Hans Crüger. in Verbindung mit | 


ar. 9. Breis 14 ME., geb in Leinen 15 Mt. Dr. * — F. Ritgen, 
— o. Profeſſor, Landrichtet 
Das deutſche Erbrecht 0. steemer, Dr. 8. Mnrmer. 
. Landrichter, Regierungsrat 


auf Grundlage des 


Bürgerlichen Geſetzbuchs. herausgegeben von 


Von Dr. Emil Strohal, WM. Greiff, 
Profeſſor der Rechte In Leipzig. Gehelmer — — Rat im Zute⸗ 
Dritte umgearbeitete und vermehrte Uuflane. J ——— — 
— Vierte, vermehrte und verbeſſtrit Auflegt. 
Erfter Band, chenden Wehen ade ne „Anbei ac ame 
; h) { r N 2 . ” > ni 
Preis 10 Mt. geb. in Leinen 11 ME 8°, Geb. in ganz Leinen Preis 6 Ml. 0 9 
Band USchluß) ericheint im Herbit dieſes Jahres. 
* 
Bienen Nusumaer sim Prospekte er Verlaxsbuchhaudlung J. Guttentag G. m.b. H. in Beriie er | 
„Preisherabsetzung der Materialien zum BGB.“ — des Versandhauses Eugen Loeber ir Dresea® 
be tr, „Photogr, Apparate‘ — frmer Witters Frühjahrsbericht tlir 1903 aus der Rhein- und Wein-Psa& 
beigefügt, die wir der besonderen Beachtung unserer geshätzten Leser augelegentlichst emipfehles 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 






Literarische 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem 





Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen 


und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München karisplatz 29. 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementapreis Mk. 2.—; für Abonnenten 





XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 19083 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516a). Nr. 7 








Insertionspreis: "isspalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 


Ausgegeben am 1. Juli. 


Bürgerliches Recht. 


1. Achilles, Dr. A., Reichsger.- Rat a.D,, 
Bürgerliches Gesetzbuch nebst Ein- 
führungsgesetz. Mit Einleitung, An- 
merkgn. u. Sachregister nach dem Tode 
des ersten Hrsgrs. A. in Verbindung m. 
Prof. Dr. F. Andre, Landricht. F. Ritgen, 
Landricht. O. Strecker, Reg.-R. Dr. K. 
Unzner, hrsg. v. Geh. Justizr, vortr. Rat 
M Greif. 4., verm. u. verb. Aufl. 8°. 
(XVI, 987 8.) Berlin, 03. (J. Guttentag' 

6.50 
Die vorliegende Neuauflage dieser vor- 
züglichen und überaus zuverlässigen Hand- 
ausgabe des BGB. berücksichtigt die bis- 
herige Rechtsprechung des R.G. und der 
0.L.G. in weitestem Masse und in einer | 
knappen, aber überall die selbständige An- 
sicht des Mitarbeiters wahrenden Fassung. 
Die wertvollen systematischen „Vorbemer- 
kungen“ sind erweitert worden. Durch 
bessere Raumausnützung ist es gelungen, 
trotz der sehr erheblichen Vermehrung des 
Inhalts die Handlichkeit des Buches zu er- 
halten. Zu a. 89 E.G. wäre nun auch das 
bayerische Feldschadengesetz zu eitieren. 


2. Dittenberger, Dr. Heinr,, Der Schutz des 
Kindes gegen die Folgen eigener Hand- 
lungen im Bürgerlichen Gesetzbuch für 
das Deutsche Reich. gr. 8°. (III, 124 S.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 3.— 

In gründlichen und klaren Ausführungen 
entwickelt der Verfasser zunächst die Ge- 
schäftsunfähigkeit des Kindes (im allgemeinen 
und für einzelne Rechtsgeschäfte), dann den 
rechtlichen Einfluss seiner „Rechtshand- 


lungen“ (unerlaubte Handlung, Erwerb und 
Verlust von Besitz und Eigentum, sonstige 
Rechtshandlungen). Materialien und Literatur 
sind mit Sorgfalt verwertet, die Ergebnisse 
fast durchaus ansprechend. 


3. Hugo, Ferd.v., Landger.-Dir., Die Vor- 
schriften des bürgerlichen Gesetzbuchs 
üb. die Schriftform, die öffentliche Be- 
glaubigung u. die gerichtliche od. no- 
tarielle Beurkundung, sowie üb. die Ver- 
pflichtung zur Aufnahme v. Bestands- 
verzeichnissen. gr. 8°”. (VIII, 47 S.) 
Hannover, 03. (Ü, Meyer) 1.— 
Der Verfasser hat die zahlreichen Vor- 

schriften des BGB. über Schriftform u. s. w. 
übersichtlich zusammengestellt. Eine Be- 
rücksichtigung der wichtigsten Landesgesetze 
hätte den Wert der Zusammenstellung sehr 
erhöht. 


4, Jaeger, Dr. E., Univ.-Prof., Das bürgerl. 
Gesetzbuch m. Nebengesetzen. Nach- 
tragsband zur Ausgabe f. Bayern. gr. 8°. 

.(IV, 277 8.) München, 03. (J. Schweitzer 
Verlag) geb. 3.50 
Dass jeder Studierende der Rechte ein 
eorpus iuris civilis sein eigen nenne, gehört 
schon jetzt zu den frommen Wünschen. Seit- 
dem wir ein eigenes Gesetzbuch geschaffen, 


‚gilt es dem grössten Teil der studierenden 


Jugend für wertlos, sich mit der Erforschung 
älterer Kulturschätze zu befassen. Der Ge 
danke, dass aus der Beschäftigung mit den 
Fragmenten der klassischen Jurisprudenz 
nene lebendige Kräfte erstehen, hat für sie 


395 
f 
keinen Reiz, die hohe Schule des Eindringens 
in die Werkstatt der Meister des Rechts 
verödet immer mehr — bis die Zeit kommt, 
da man sich des Schadens solcher Vernach- 
lässigung bewusst wird. Zur Zeit ist das | 
corpus iuris verdrängt durch das BGB., und | 
das ist in den Händen jedes Rechtsbeflissenen. 
Nicht wenige meinen, damit hätten sie das 
äusserte geleistet, was sie ihrem Etat für 
Biicheranschaffuang zumuten könnten. Diese 
bescheidene Selbstbeschränkung erzeugt dann 
freilich unliebsames Erstaunen darliber, was 
man ausserdem noch alles an Gesetzen 
braucht; das eine oder andere noch zu be- 
sitzen, wie C,P.O., H.G.B., W.O., ist freilich 
unverkennbare und unabweisliche Notwendig- | 
keit, aber es gibt noch so viele Outsiders, 
die man, weil sie nicht leicht zugänglich 
sind, lieber aussen liegen lässt. Schon zu 
wissen, was zum Verständnis des BGB. von 
weiteren (resetzen gebraucht wird, ist ein 
respektables Wissen, das Material als ein- 
zelnes sich zu verschaffen, eine energische 
Tat. Das Wissen fördert und die Tat er- 
spart die Sammlung der wichtigsten Reichs- 
und Landesgesetze auf dem (Gebiete des 
gesamten bürgerlichen Rechts, die veran- 
staltet ist von E. Jaeger unter dem Titel 
„das BGB. mit Nebengesetzen‘“ (Ausgabe für 
Bayern und für Preussen), München 1900, 
ein corpus legum, das in den Händen jedes 
Studierenden der Rechte sein sollte und das 
nicht bloss für Studierende wertvoll ist. — 
Hierzu ist jetzt ein Nachtrag zu den Reichs- 
gesetzen und zum bayerischen Landesrecht 
erschienen. Von ersteren sei genannt: Das 
Reichspostgesetz, (las Gerichtskostengesetz, 
die Rechtsanwaltsordnung, das Gesetz über 
die Kunsulargerichtsbarkeit, das Gesetz über 
die privaten Versicherungsunternehmungen, 
das Gesetz über das Verlagsrecht, das Gesetz 
über das Urheberrechtan Werken der Literatur 
und der Tonkunst, die Strandungsordnung, 
die Seemannsordnung; von letzteren: das 
Berggesetz, das Feldschadengesetz, das 
Zwangserziehnngsgesetz, das Gesetz über das 
Nachlasswesen. 
Geh. Rat Prof. Dr. v. Burckhard. 


‘ersten Auflagen 


5. Luca, Francesco Pietro de, Vita e morte 
nel sistema del codiee civile germanicn. 
gr.S°. (VII, 1188.) Palermo, 03, (Alberto 
Reber) 

Der Verfasser, der bereits ein anderes 
Gebiet des deutschen bürgerlichen Rechtes 
(la eondizione giuridiea dei figli nati fuori 
di matrimenio) mit erfolgreichem Bemühen 
behandelt hat, erörtert in der vorliegenden 





3 


gründlichen Arbeit die rechtliche Bedeutung 
des Lebens (Beginn der Rechtsfähigkeit, 
Lebensfähigkeit, nasciturus und nondum 
eonceptus) und des Todes (insbesondere Lehre 
von den Kommorienten 8S. 42 £.i, namentlich 
aber von den Todes- und Lebensvermutungen 
des BGB. Die systematische (nicht auch die 
kommentatorische) Literatur des B&B. ist 
ausreichend berücksichtigt. Das römische 
Recht und das geltende italienische (iril- 
recht sind durchgehends zum Vergleich herat- 


ı gezogen. 


6. Oberneck, Dr., Rechtsanwaltam Kammer 
gericht, Die Eigentümerhypothek im 
Lichte der Praxis. gr. 8". (39 8.) Berlin, I%. 
(Frz. Vahlen) 1— 

Die Schrift, ein Sonderabdruck aus Bd. 4: 
der Gruchot schen Beiträge, macht einen in 
Berliner Anwaltsverein gehaltenen Vortrag 
des auf sachrechtlichem Gebiete rühmlichs 
bekannten Verfassers weiteren Kreisen zu 
günglich. Der Verfasser vertritt die Ansicht. 
dass die Eigentümerhypothek keine wirk 
liche Hypothek, sondern nur ein Austlus 
des Eigentumsrechtes (Verwertungsbefuguis 
des durch die Hypothek repräsentierten um 
dem Eigentümer wieder zugefallenen Wer 
teiles) sei, Die Praxis schwankt. In der 
Theorie haben sich namentlich Plan 
(Achilles) und Fuchs gegen Oberneck — 
klärt. 


1. Strohal, Dr. Emil, Prof. d. Rechte, Ds 
Deutsche Erbrecht auf Grund]. des Bü. 


I. Band, 3. umgearb. u. verm. äu 
gr. 8°. (XVI, 550 8.) Berlin 0. 

Guttentag) 11- 
Unter den systematischen Gesamtdar 


stellungen des Erbrechtes nimmt das Wer 
Strohals unstreitig die erste Stelle ein. F 
ist mit grösster Selbständigkeit und mi 
seltenem Scharfsinn verfasst, in allen Tale 
klar und erschöpfend und wird den B 
dürfnissen der Praxis nicht minder ger: 
als denen der Theorie. So erklärt sich d 
ausserordentliche rasche Absatz der bei 
vollauf. Die dritte hä 
am System der zweiten fest, ist aber wiederin 
bedeutend erweitert worden, su (dass Fir 
Verteilung des Stoffes auf 2 Bände angesew 
erschien. Der erste dieser Bände liegt vr 
der zweite soll baldigst folgen. Erweite 
ist im ersten Bande namentlich die Leir 
von den Testamentsformen, von der \ar! 
erbfolge, den Vermächtnissen und der Tai 


' mentsvollstreckung. Ueberall ist die nen“ 


Literatur und Rechtsprechung berücksichtiz‘ 


Handelsrecht. 


Parisius, Ludf. u. Dr. Hans Crüger, Das 
Reichsgesetz hetr, die Erwerbs- u. Wirt- 


schaftsgenossenschaften. Kommenu 
zum prakt. Gebrauch für Juristen © 





4. vermehrte n. um- 


Genossenschaften. 
gearbeitete Auflage, bearb. von Dr. Hans 
Crüger. gr. 8°. (VIII, 724 8.) Berlin, 03. 

(J. Guttentag) 14. 
Der Kommentar von Parisius und Ürüger 
nimmt auf dem Gebiete des Genossenschafts- 


rechtes die Führerrolle ein. Sein allgemein 
anerkannter Wert beruht auf gründlichster 
Kenntnis der wirtschaftlichen Fragen des 
(Genossenschaftswesens. Mit dieser Kenntnis 
hat sich bei den Verfassern des Kommentars 
eine gute juristische Schulung und eine 


** — ——⸗ U ⸗ 
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rühmenswerte Darstelluugsgabe verbunden. 
Die 4. Auflage ist — nach dem Tode von 
Ludolf Parisius — durch Dr. Crüger allein be- 
arbeitet worden. Die Neubearbeitung berück- 
sichtigt den reichen Stoff der neuesten Recht- 
sprechung in erschöpfender, selbständiger 
Weise. Die systematische Literatur des neuen 
Rechtes kommt nicht gentigend zu Wort. 
Ueberhaupt dürfte den theoretischen Grund- 
lagen eine eingehendere Beachtung zu widmen 
sein. Die schwierige Materie des Genossen- 
schaftskonkurses weist manche Lücke auf. 


CGivilprozessrecht mit Konkursrecht. 


1. Kohler, j., Univ.-Professor, Leitfaden 
des deutschen Konkursrechts. 2., neu- 
bearbeitete u. erweiterte Aufl. gr. 8°. 
(XV, 374 S.) Stuttgart, 03. (Ferd. Enke) 

u. 

Die zweite Auflage ist ganz erheblich 
erweitert und auf neuer Grundlage aufgebaut. 
An Stelle der Einteilung in materielles und 
formelles Konkursrecht ist die Einteilung in 
einen allgemeinen und besonderen Teil ge- 
treten. Der allgemeine Teil behandelt die 
prozessrechtlichen Grundlagen, das Beschlags- 
recht und die beteiligten Personen; der 
besondere Teil die Eröffnung, die Verwertung, 
die Anmeldung und Prüfung und die Kon- 
kurslösung. Dem internationalen Konkurs- 
recht ist ein längerer Abschnitt gewidmet. 
Ein Anhang stellt das Beschwerderecht im 
Konkurs dar. Geschichte und ausländisches 
Recht sind sehr eingehend in der Einleitung 
behandelt. 

Bei aller Anfechtbarkeit der Beschlag- 
rechtstheorie verdient dieses Werk rückhalt- 
losen Beifall. Es zeichnet sich durch an- 
schauliche Darstellung, selbständiges Urteil 
und klaren Blick für die Bedürfnisse der 
Praxis vor allen anderen Systemen des Kon- 
kursrechtes aus. 


2. Krech,l., Geh. Reg.-R. u. Prof. 0. Fischer, 
DD., Die Gesetzgebung betr. die Zwangs- 
vollstreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen im Reiche n. in Preussen. Text- 
Ausg. m. Einltg., Anmerkgn., Kosten- u. 
Grebührentabellen u. Sachregister. 4. verm. 


u. verb. Aufl. 12% (XII, 330 8.) Berlin, 

03. (J. Guttentag) 2. 

Die treffliche Textausgabe mit Anmer- 
kungen erscheint hier bereits in vierter „ver— 
mehrter und verbesserter‘ Auflage. Nen ist 
namentlich die Einfügung des preussischen 
Gesetzes fiber die Balıneinheiten in der Fassnng 
vom 8. VII. 1902 (Auszug). 


3. Merzbacher, Sigm., Rechtsanw. Justizr., 
Gesetz, betr. die Anfechtung v. Rechts- 
handlungen e. Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens in der Fassung vom 
20. V. 1898. (Deutsche Reichsgesetze, 
Textausg. m. Anmerkgn. u. Register.) 
(X, 97 8.) 12°. München, 03. (C. H. Beck) 

geb. 1.20 

Eine sehr inhaltsreiche, sorgfältige Er- 
läuterung des wichtigen (resetzes, die nament- 
lich der Praxis gute Dienste leisten wird. 


4. Sydow, R., Unterstaatssekr. u. Kammer- 
ger.-R. L.Busch. Die deutsche Gebühren- 
ordnung f. Rechtsanwälte u. das preussi- 
sche Gebührengesetz vom 27. IX ./16. X. 
1889. Unter besond. Berticksicht. der 
Entscheidgn. des Reichsgerichts hrsg. m. 
Anmerkgn. u Kostentabellen. 7. verm. 
Aufl. gr. 16°. (233 8.) Berlin, 03. (J. 
Guttentag) 1.60 
Die hohe Anflagenziffer spricht genugsam 

für die Brauchbarkeit dieser Ausgabe, die in 
ihren reichhaltigen Noten eine erstaunliche 
Fülle von Judikatur mit seltener Stoffbeherr- 
schung verarbeitet hat. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Fischer, Dr.O., Prof., Grundbuchordnung 
f. das Deutsche Reich nebst den preussi- 
schen Ausführungsbestimmungen. Text- 
Ausg. m. Einleitg., Anmerkgn. u. Sach- 
register. 3. Aufl. 12°. (306 S.) Berlin, 03. 
(J. Guttentag) 2.25 

Die Nenerungen der dritten Auflage des 
mit Recht beliebten Buches beziehen sich 
namentlich auf das neue preussische Bahn- 


einheitsrecht und auf das Recht der Schntz- 


gebiete. Ausserdem hat die oberstrichterliche 
Rechtsprechung eine weitgehende Berück- 
sichtigeung gefunden. 


2. Jastrow, Hermann, Amtsgerichtsrat, For- 
mularbuch und Notariatsrecht. 14. (nach 
dem BGB. 4.) Aufl. gr. 8°. 2 Teile. (XX, 
432 S, bezw. XX, 572 8.) Berlin, 03. 
(J, Guttentag) geb. 29.— 

Das unsern Lesern bestens bekannte Werk 
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weist in der neuen — vierzehnten () — Auf- 
lage erhebliche Aenderungen auf. Um den 
reichsrechtlichen Teil, der sich auch ausser- 
halb Prenssens berechtigter Beliebtheit er- 
freut, gesondert käuflich zu machen, ist das 


Werk in zwei Bände getrennt worden. Der 


erste Teil behandelt das „Deutsch-Preussische 
Notariatsrecht“. Daran reiht sich der zweite 
— jm wesentlichen reichsrechtliche — Teil als 
„Formularbuch“. Ein verbindendes Sach- 
register folgt am Schlusse. 

Der I. Teil enthält nach einem Abriss 
der Geschichte der preussischen Notariats- 
gesetzgebung und einer Literatvrübersicht 
die reichsrechtlichen und die preussischen 
Gesetzesvorschriften über das Notariat (F.G.G., 
BGB., U.P.O., W,O., HGB. u. s. w.) mit ein- 


an 


gehenden Erläuterungen. Es folgen sänt. 
liche preussische Ministerialverfügunge 
iiber das Notariat und ein Kapitel über di- 
internationalen Beziehungen des Notariat: 
Ein Anhang bringt die Stempelgesetze, di- 
Kostengesetze und die Kostentabellen für 
die Notare. 

Der II. Teil enthält etwa 300 mit grüster 
ı Sorgfalt verfasste und mit eingehenden Er 
läuterungen versehene Formulare. Dies b 
rücksichtigen von den Einzelstaaten aus 
Preussen jetzt auch Bayern, Sachsen un 
Württemberg — eine frendig zu begrüssend 
Erweiterung, die dem mustergültigen Werk 
besonders in Süddentschland zahlreiche ne» 
Freunde zuführen wird. 


Internationales Recht. 


Zitelmann, Ernst, Internationales Privat- 
recht. 2. Bd. 2, Stück (enth. Sachen- 
recht u. Obligationenrecht). gr. 8°. (IV 
u. 8. 305—608.) Leipzig, 03. (Duncker 
& Humblot) 6.40 
Die vorliegende Fortsetzung dieses Meister- 
werks enthält das Sachenrecht, das gesamte 
Obligationenrecht und die ersten Seiten des 
Familienrechts. Auch in diesem Teile be- 


Patent-, Urheber- 


Drathen, Dr., Rechtsanw., Der Rechts- 
Schutz des bildenden Künstlers. gr. 5”. 
(VIII, 62 S.) München, 02. (V erlag der 
„W erkstatt der Kunst“) 2.— 

Die von dem Preisrichterkollegium der 
Zeitschrift „Werkstatt der Kunst“ mit dem 
Preise gekrönte Schrift gibt in gemeinver- 
ständlicher Weise eine Darstellung der durch 
Gesetze und Verträge geschaffenen Rechts- 
verhältnisse des Küinstlers. Wir finden darin 
in gedrängter Form behandelt und mehrfach 
durch treffende Beispiele erläutert u. a. die 
Grundsätze des Urheberrechts an Werken der 
bildenden Künste, Photographien, Muster und 
Modellen, die wichtigsten bei Verfolgung 


schränken sich die Ausführungen des Ve 
fassers nicht auf den Rahmen seiner Arbeit 
Sie behandeln vielmehr wiederum eine gro 
Zahl von allgemeinen Fragen des bürge 
lichen Rechtes (z. B. über gegenseitige Ver 
träge, Deliktsbegriff, Deliktsort, Sonderre 


‚ mögen), mit der dem Verfasser eigentänliche 


wissenschaftlichen Tiefe. 


und Verlagsrecht. 


urhebersechtlicher Ansprüche za beachtenda 
Prozessvorschriften, den für die Künstr 
relevanten Inhalt des Gesetzes zur & 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes, ds 
$ 193 St.G.B. (Kunstkritik) und der sn 
lex Heinze, endlich die vertraglichen Recht 
verhältnisse des Künstlers (gegenüber Känfe 
oder Auftraggeber, Verkaufsvermittler, Au 
stellungen, Verlegern etc.). In der Einleitarz 
wirft Verfasser einen Blick in die Zukuf! 
und bespricht dabei insbesondere die Fra, 
ob das Verlangen nach Berufsgerichten, i» 
im Kunstgewerbe vielfach laut gewurka 
gerechtfertigt sei, wobei er mit zutreffend 
Begründung zur Verneinung gelangt. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Allfeld, Dr. Ph., Univ.-Prof., Die Straf- 
gesetzgebung des Deutschen Reichs. 


Nachtragsband. gr. 8°. (IV, 428 S) 
München, 03. (J. Schweitzer Verlag) 
geb. 4.— 


Zu der im Jahre 1900 veröffentlichten 
Sammlung aller Reichsgesetzestrafrechtlichen 
und strafprozessnalen Inhalts, die in syste- 
matischer Anordnung den Text von 125 Reichs- 
gesetzen wiedergibt, hat Allfeld nun einen 
Ergänzungsband herausgegeben. Er enthält 
die seit dem Jahre 1900 erlassenen Gesetze 
strafrechtlichen und strafprozessualen Inhalts. 


In der systematischen Anordnung des Hayjt 
bandes wird der Text von 27 Gesetzen m 
geteilt. Die Uebersicht tiber das Materia' # 
leichtert ein Sachregister. Allfelds Gesetm 
Sammlung erfreut sich grosser Beliebthr' 
und Verbreitung, weil sie den Vorzug d 
dass sie das gesamte strafrechtliche Matenis 
der Reichsgesetze in einem Bande in «% 
fältiger, korrekter Ausführung bietet * 
Ergänzungsband, der die Vorzüge des Hay; 
bandes teilt, wird daher allgemein willkoms® 
geheissen werden. — Es erscheint mir w# 
schenswert, dass in späteren Ergäuzur 








— 
401 


bänden auf dem Titelblatte oder im Inhalts- 
verzeichnisse der Zeitpunkt des Abschlusses 
der Sammlung ersichtlich gemacht würde. 
Für den vorliegenden Band ist es der letzte 
März des Jahres 1W3. — Das Gesetz vom 
30. März 1903 betr. Kinderarbeit in gewerb- 
lichen Betrieben ist das jüngste der in die 
Sammlung aufgenommenen. 
Prof. Dr. A. Finger. 


2, Auer, Dr. Fritz, Der strafrechtliche Not- 
stand u. das bürgerliche Gesetzbuch. gr. 
8°. (VII, 40 S.) München, 03. (C.H. 
Beck! 1.40 
Mit kurzen, aber kräftigen Strichen, in 
lebendiger Sprache und unter Verwendung 
drastischer Beispiele charakterisiert Verfasser 
in dieser, von der rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Fakultät der Universität Würz- 
burg preisgekrönten Schrift die den Notstand 
betreffenden Bestimmungen des St.G.B. einer- 
seits, des BGB. anderseits, sowie den Einfluss 
des letzteren auf das Strafrecht. Er kommt 
zu dem Ergebnisse, dass auch das BGB. das 
Notstandsproblem für das Strafrecht nicht 
gelöst hat. Von dem zukünftigen Kriminal- 
rechte verlangt Verfasser u. a., dass es den 
Notstandsbegriff erweitere, indem es die Ein- 
wirkung auf Menschen auch zum Schutze 
anderer Güter als Leib und Leben gestatte, 
dass es aber hier den Grundsatz der Propor- 
tionalität zum Siege gelangen lasse; ferner, 
dass die Notwehr dem Notstand sich nähere, 
d. h. auch bei Notwehr Subsidiarität und 
Proportionalität statuiert werden. 


3. Goldenweiser, A., Rechtsanwalt, Zurech- 
nung u. strafrechtliche Verantwortlich- 
keit in positiver Beleuchtung. gr. 8°. 
(72 8.) Berlin, 03. R. L. Prager) 2.— 
Die Schrift gibt zwei Vorlesungen wieder, 

welche der Verfasser in der russischen Hoch- 
schule für Sozialwissenschaften in Paris ge- 
halten hat. Die Darlegung des Verfassers 
geht aus von den Ergebnissen der neuen 
Lehre vom Willen und seinen Aensserungen, 
wonach der Wille nicht irgend eine spezifische 
selbständige Substanz, sondern nur eine be- 
sondere Funktion unserer psychologischen 
Organisation, nicht etwas Einheitliches und 
Ganzes, sondern etwas Vielfältiges und Zu- 
sammmengesetztes ist, so dass eine rationelle 
Einwirkung auf ihn nur durch harmonische 
Erregung aller psychischen Funktionen ge- 
schehen kann Als solche Einwirkung er- 
achtet nun Verfasser im Falle der Begehung 
von Verbrechen die Verhängung von Strafen, 
die sich auf der Furcht vor Leiden aufbaut, 
für ungeeignet. Vom Standpunkt des sozialen 
Fortschrittes aus hält er vielmehr für das 
Verhalten gegen Staatsbürger, die gefehlt 
haben, kein anderes System für zulässig, 
als eines, das sich auf das Fürsorgeprinzip 


stützt, dessen Durchführung er sich in der, 
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Weise denkt, die Vargha in seinem Werke 
„Zur Abschaffung der Strafknechtschaft“ vor- 
geschlagen hat, also auf dem Wege der Or— 
ganisation in Form gesellschaftlicher Verbände 
nach dem Typus der Ackerbaukolonien, Ge- 
werkschaftsassoziationen und -Klöster, Es 
ist nicht zu leugnen, dass die in glänzender 
Form erscheinenden Ausführungen des Ver- 
fassers trotz aller Bedenken, die sich gegen 


‚das von ihm auf das Schild gehobene Prinzip 


geltend machen, hohes Interesse erwecken. 


4. Hafter, Dr. Ernst, Priv.-Doz., Die De- 
likts- u. Straffähigkeit der Personen- 
verbände. gr. 8°. (XIV, 166 5.) Berlin, 0%. 
(J. Springer) i 
Die interessante Schrift gibt zunächst 

einen Ueberblick über die geschichtliche Ent- 
wicklung und den heutigen Stand des Pro- 
blems und verbreitet sich dann über Begriff, 
Leben und Wesen der Personenverbände, 
deren Wollen und Handeln. Die Willens- 
bildung erfolgt nach Ansicht des Verfassers, 
der für die Straffähigkeit der Personen- 
verbände eintritt, entweder durch einen Ge- 
samtbeschluss sämtlicher Mitglieder oder 
durch die Entschliessung eines Organs; aus- 
eeführt wird der Verbandswille entweder 
durch eine Gesamthandlung oder durch das 
Handeln von Einzelindividuen, die nicht 
notwendig Organe sein müssen. Die Willens- 
und Handlungsfähigkeit der Personenver- 
bände ist aber auf gewisse Gebiete be- 
schränkt und ausgeschlossen überall da, wo 
der einzelne Mensch lediglich in seiner In- 
dividualaphäre wollen kann (z. B. bei Ver- 
letzung der Familienrechte), Neben dem 
delinquierenden Verbande sollen die handeln- 
den Mitglieder strafrechtlich verantwortlich, 
aber im Verhältnis zum Verband nicht als 
Teilnehmer im strafrechtlichen Sinne an- 
zusehen sein. Innerhalb der möglichen Per- 
sonenverbände nimmt Verfasser keinen von 
der Straffähigkeit aus; auch der Staat selbst 
kann sich straffällig machen. (Soll dann 
dem Staate der Strafanspruch gegen sich selbst 
zustehen ?} Die Strafe soll stets den Ver- 
band als solchen treffen, nicht die einzelnen 

Glieder. Als den eigentlichen Typus der 

Verbandsstrafe erachtet Verfasser sachgemäss 

die Geldstrafe, neben welcher er noch Se- 

qnestration der Verbandsgüter, Verbands- 
auflösung, Privilegienentzug, Urteilsveröffent- 
lichung, Verweis und allenfalls auch Suspen- 
sion, sowie Entziehung und Verminderung 
der Ehrenrechte angewendet wissen will. 

Zum Schlusse bespricht Verfasser noch die 

prozessuale Durchführung des staatlichen 

Strafanspruchs gegen die Personenverbände 

und die Art und Weise, wie seine Ideen 

gesetzgeberisch zu verwerten wären. 


1 Fee 


5. Hippel, Dr. Rob. v., Prof., Willensfreiheit 
u. Strafrecht. [Aus: Ztschr. f. d. ges. 
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Strafrechtswiss.“) gr. 8°. (30 5.) Berlin,03. 
(J. Guttentag) 15 


Die Schrift — ursprünglich ein in der 
psychologisch - forensischen Vereinigung zu 
Göttingen gehaltener Vortrag — soll 
Nachweis liefern, dass der „‚besonnene De- 
terminismus“ sich sehr wohl, ja in höherem 
Masse wie der Indeterminismus, mit unseren 
strafrechtlichen Grundanschauungen vertrage. 
Den Vorwurf, welchen das Schuldurteil 
deutet, entnimmt nach der Anschauung des 
Verfassers der Determinismus gerade daraus, 
dass die Tat das notwendige Produkt der 


Eigenart des betreffenden Menschen unter | 


bestimmten äusseren Verhältnissen war. Be- 
straft werden 


handelt und damit bewiesen habe, 


sei. Aber, fragen wir, ist der Schluss aus 
der Tatsache, dass jemand einmal schlecht 
oder unbesonnen gehandelt hat, auf die 
Eigenart eines schlechten oder unbesonnenen 
Menschen gerechtfertigt? Wir meinen, die 
Erfahrung zwingt uns, 
Allgemeinheit zu verneinen. Und 
jemand vermöge seiner Eigenart so handeln 
musste 


wurf machen? Seine Eigenart hat sich der 


Mensch doch auch nicht „frei“ geschaffen. 


Wenn es dann weiter heisst, die Strafe sei 
notwendig, weil ohne sie derartige schlechte 
oderunbesonnene Taten in einem jedes mensch- 


liche Zusammenleben unmöglich machenden | 


Umfang erfolgen würden, so fragen wir 
weiter, wie denn die Strafe dazu geeignet 
sei, 
rigieren, aus dem 
sonnenen Menschen 
sonnenen 


schlechten oder unbe- 
einen guten oder be- 
zu machen, Eine befriedigende 


Antwort hierauf hat der „besonnene Deter- 


minismus“ noch nicht gegeben. 


6. Krafft, Major, Die Hauptverhandlung 
des Standgerichts mit den dabei zu be- 
achtenden Bestimmungen der M.Str.G.0. 
vom 1. Dez. 1898. kl. 80. (26 8.) Berlin, 
03. (E. S. Mittler u. Sohn) — 60 
Das Schriftehen verfolgt den Zweck, den 

Mitgliedern 
dem Vorsitzenden und dem Verhandlungs- 
führer, in knapper und handlicher Form 
darzuleren, welche Tätirkeit ihnen bei der 
Hauptverhandlung obliegt. Für diesen Zweck 
wird das Bitchlein gute Dienste leisten, zu- 
mal es sehr übersichtlich angelegr ist, in- 
soferne die unter allen Umständen zu be- 
achtenden Formalitäten, dem Verlauf der 
Verhandlung folgend, augenfällig hervor- 
gehoben, alle anderen, nur unter gewissen 
Bedingungen auftauchenden Fragen aber an 


entsprechender Stelle in eingerücktem Satz | 


hehnndelt sind. 


den | 


Ie- | 


soll hienach der Mensch des- | 
halb, weil er schlecht oder unbesonnen ge- 
dass er 
ein schlechter oder ein unbesonnener Mensch | 


die Frage in dieser, 
wenn 


und nicht anders handeln konnte, 
dürfen wir ihm deshalb wirklich einen Vor- 


die Eigenart eines Menschen zu kor- 


des Standgerichts, namentlich | 


Bi 


7. Mendel, Dr. E., Prof. in Berlin, Leit. 
faden der Psychiatrie für Studierend 
d. Mediein. 8”. (XIV, 250 $.) Stuttgart, 
02. (F. Enke) — 
Immer mehr bricht sich die Ueberzenzung 
Bahn, dass der Jurist namentlich, wenn # 
als Untersuchungsrichter oder als Mitgliei 
einer Strafkammer tätig wird oder über die 
 Entmündigung eines (reisteskranken zu b 
schliessen hat, der Psychiatrie nicht mit 
völliger Unkenntnis gegenüber stehen sollt. 
Der vorliegende Leitfaden eignet sich um 
in vorzüglicher Weise dazu, von Juriste 
benützt zu werden, um sich über die wie- 
tigsten Fragen dieser Wissenschaft zu is 
formieren. Das Buch ist in seinen Au 
führungen knapp gehalten und birgt dank 
dieser Eigenschaft trotz des geringen Un- 
fanges einen reichen Inhalt. Es ist sehr klar 
und auch für den Laien verständlich g- 
schrieben. Im Anhang finden wir eine Ar 
leitung zur Untersuchung von Geisteskrankes 
und zur Ausstellung eines Gutachtens übe 
einen Geisteskranken. 


5. Naecke, Dr. P., Medizinalrat, Die Unter 
bringung geisteskranker Verbrerber. 
gr. 8°. (57 8.) Halle (Carl Marhold) ?- 


Die Schrift erörtert zunächst die Gründ, 
welche gegen die Unterbringung der geiste 
kranken Verbrecher in den gewöhnliche 
Irrenanstalten angeführt zu werden pfiegm 
und erachtet für 7 erwiegend nur eine 
dieser Gründe, d. die schwere Versst- 
wortlichkeit, die er Beamten dieser A) 
stalten aus der Verwahrung so gefährlich 
Menschen erwächst. Verfasser bespricht = 
dann die verschiedenen Systeme der « 
sonderten Verwahrung geisteskranker Va 
brecher: 1. Unterbringung in einer Zentn! 
anstalt irrer Verbrecher, 2. Einrichtung 
‚besonderer Abteilungen (Adnexe) an Ima- 
anstalten, 3. Einrichtung besonderer gras 
rer Abteilungen { (Adnexe) an grösseren Stra 


'anstalten. Letzteres System wird vom Ver 
'fasser als das mnatürlichste und nächste 
befürwortet. Aus der vom Verfasser ver 


werteten reichen Literatur ist übrigens z 
'ersehen, dass die Ansichten über das bet: 
System weit aus einandergehen und \e 
fasser selbst räumt ein, dass je nach de 
gegebenen Verhältnissen sich bald das eir. 
bald das andere System mehr empfiehlt. 


9. Ruedorff, Dr. Hans, Strafgesetzbuch £! 
deutsche Reich. Nebst den gebräuchirt 
sten Reichsstrafgesetzen: Presse, Er 
ziehg. elektr. Arbeit, Kranken-, Träl, 
Invalidenversicherung, Gewerbeorinz, 
Unlauterer Wettbewerb, Depot- u. börse 
gesetz, Gewerbl. Kinderarbeit u. & W 
T extausgabe mit Anmerkungen und Sach 





405 


register. 21, Aufl. von Dr. H. Appelius, 

16°. (447 5.) Berlin, 03. (J. Guttentag) 
geb. 1.20 

Diese neue Auflage der beliebten Taschen- 
ausgabe ist entsprechend dem Gange der 
Rechtsprechung vermehrt. Die vom Reichs- 


Staatsrecht. 
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gerichte ausgesprochenen Rechtsgrundsätze 
sind in grösserem Umfange, wie bisher, auf- 
genommen, so dass der Praktiker in allen 
wichtigeren Fragen Aufschluss über die Aus- 
legung des höchsten Gerichtes des Reichs 
findet. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Abhandlungen aus dem Staats- u. Ver- 

waltungsrecht, hrsg. v. Prof. Dr. S. Brie. 

6. Hft. gr. 8”. Breslau, 03. (M. u. H. 

Mareus, 

6. Freund, Dr. J., Die Regentschaft 

nach preussischem Staatsrecht unter 

Berücksichtigung des in den übrigen 

lentschen Bundesstaaten geltenden 
Rechts. (VII, 1088. m. 1 Tab.) 

Die Arbeit stellt sich die Aufgabe, zu- 

nächst für das preussische Staatsrecht 

das Recht der Regentschaft eingehend zu 


untersuchen und dabei insbesondere die Ent- ' 


stehungsgeschichte der einschlägigen Normen 
und die Geschichte der Regentschaftsein- 
richtung vom Jahre 1858 ausgiebiger zu 
verwerten, als dies bisher geschehen ist. 
Die Voraussetzungen, das Subjekt, dann Be- 
ginn und Ende der Regentschaft sowie die 
Rechtstellang des Regenten werden so er- 
örtert. Ein Anhang beschäftigt sich mit 
der Bedeutung der Regentschaft in Preussen 
für das Deutsche Reich. Ein Literaturver- 
zeichnis und eine tabellarische vergleichende 
Zusammenstellung der Bestimmungen über 
die Regentschaft in den verschiedenen preus- 
sischen Verfassungsentwürfen bilden den 
Schluss des Heites. 


2. Elliot, Dr. Edward 6., Die Staatslehre 
John C. Calhouns. gr. 8’. (VIII u. 70 S.) 


Leipzig, 03. (Duncker u Humblot) 1.80 ı 


Der Gegensatz der Theorien vom Staaten- 
bund und Bundesstaat war bekanntlich in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
in einer kritischen Epoche ihrer Entwicklung 
repräsentiert durch den (Gegensatz Calhoun 
und Webster. Hinter letzterem Staatsmann 
standen die Nordstaaten, hinter ersterem die 
Sitdstaaten. Calhouns Staatenbundstheorie 
ist später anf dem Kontinent von Max Seydel 
in der Hanptsache vertreten worden, der 
aber trotz seiner Leugnung der begriff- 
lichen Möglichkeit eines Bundesstaats und 
trotz der Annahme, das Deutsche Reich sei 
ein Staatenbund, für dasselbe nicht etwa 
auch die Nullitikations- und Sezessionstheorie 
Calhouns adoptierte. Die vorliegende Arbeit, 
die im Seminar von Prof. Jellinek in Heidel- 
berg entstanden ist, stellt nun die Anschau- 
ungen Calhouns auf dem Gebiete der all- 
gemeinen Staatslehre überhaupt und speziell 
jene über die rechtliche Natur der Union, 


dann die Folgerungen aus seiner Theorie 
dar. Vorausgeschiekt ist eine Uebersicht 
über die Entwicklung der Lehre vom recht- 
lichen Charakter der Union. 


3. Hippel, Dr. Walt. v., Reg.-Assess., Reichs- 
gesetz üb. die Naturalleistungen f. die 
bewaffnete Macht im Frieden nebst den 
zugehörigen, in Preussen geltenden Be- 
stimmungen. Text-Ausg. m. Anmerkgn. 
u. Sachregister. gr. 16°, (116 S.) Berlin, 
03. (J. Gnttentag) geb. in Leinw. 1.25 


Die der Guttentag’schen Sammlung an- 
gehörige Ausgabe des Naturalleistungsge- 
setzes gibt die notwendigsten Erlänterungen 
und schaltet bei den einzelnen Paragraphen 
des Gesetzes jeweils die dazu gehörigen Be- 
stimmungen der preussischen Ausführungs- 
verordnung vom 13, Juli 1898 ein. 


4. Hubrich, Dr. jur., Ed., Prof. in Königs- 
berg, die Sprachenfreiheit in öffentlichen 
Versammlungen nach preussischem Recht. 
Ein Gutachten zur Polenfrage. gr. 8". 
(50 8.) Königsberg, 03. (Graefe und 
Unzer) 1.— 

Im Gegensatze zu Zorn ist der Verfasser 
dieses Schriftchens, ebenso wie das preussische 
Oberverwaltungsgericht, wie Paalzoıw in seiner 
von uns früher besprochenen Schrift: „Zur 
Polenfrage“ und andere der Anschauung, 
dass nach dem gegenwärtigen Stande der 
preussischen Gesetzgebung auch der Gebrauch 
einer nicht deutschen Sprache in einer öffent- 
lichen Versammlung statthaft ist und an und 
für sich noch keinen Auflösungsgerund für 
die Polizei abgibt. Die Darlerungen sind 
überzeugend. Auch vom politischen Stand- 
punkte aus ist Hubrich mit Recht der An- 
sicht, dass der deutschen Sache ein schlechter 
Dienst geleistet würde, wenn man Zorn’s An- 
sichten in die Praxis umsetzen wollte. 


5. Stoerk, Dr. Fel., Prof. in Greifswald, Der 
Austritt aus dem landesherrlichen Hause. 
gr. 8°, (VIII, 42 5.) Berlin, 03. (OÖ. Häring) 

1.50 

Die Lehre vom landesherrlichen Hause, 
die in neuester Zeit in mehreren Fällen von 
allgemeinem Interesse (Gräfin Lonyay, Johann 
Orth, Leopold Wölfling, Grafen zu Lippe) 
nach der und jener Richtung hin auch 
weitere Kreise beschäftigt hat, ist in vor- 


“Te Tg en in 
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liegender Schrift besonders nach folgenden | Lippe. gr. 8°. (IV, 110 8.) Berlin, 8, 
Richtungen hin behandelt: Rechtliche Natur (OÖ. Häring) 3.— 
des landesherrlichen Hauses, das Ausscheiden Der vielerörterte Streit über das Lippe'sche 


von Agnatinnen mit oder ohne Renunziation, 
freiwilliger Austritt von Agmaten, die 
Familiengewalt des Oberhauptes des landes- 
herrlichen Hauses, das Ausscheiden von 
souveränen Agmnaten aus dieser Familien- 
gewalt und die stillschweigende Entsippung 
(Lippe-Biesterfeld und Lippe- Weissenfeld). 
Die Schrift stellt die Ausgestaltung der 
Greifswalder Rektoratsrede des Verfassers 
dar. Die stillschweigende Entsippung ist in 
der nachstehend besprochenen Schrift weiter 
verfolgt. Zwei Renunziationsurkunden aus- örte über « j still- 
scheidender Agnatinnen sowie die Urkunden | ar hä sheen, er — 


schweigenden Entsippung“, welche durch 
zum Verzicht des Erzherzogs Leopold | dauernde getrennte Lebensführung bewirkt 
Ferdinand (von Toskana, nun Leopold Wölf- | werde, dann über den „amtlichen Charakter 
ling) sind beigegeben. ı der Mitgliedschaft im landesherrlichen Haus“ 
6. Stoerk, Dr. Fel., Prof. in Greifswald, Die und über die „praktischen Funktionen de 


agnatische Thronfolge im Fürstentum | Ebenbürtigkeitsprinzips“. 


Thronfolgerecht hat durch die neneren Er 
kenntnisse der ordentlichen Gerichte über 
den Anspruch auf die Lippe’sche Rente bei 
der Beschränkung der Wirkung des seiner- 
zeitigen Schiedsspruchs auf die Person des 
jetzigen Grafregenten nene Nahrung erhalten. 
Die einschlägigen Urteile von 1900 und 102 
sind in vorliegender Schrift verwertet. Zu- 
gleich sucht aber der Verfasser theoretisch 
der Streitfrage eine neue Wendung oder 
doch eine neue Färbung zu. geben durch 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


t. Boettger, J., kais. Bankkassierer, Ver- 3, Goltz, Dr. Theod.Frhr. v.d., Geh. Reg.Rat 
kehr mit der Reichsbank. gr. 80. (VII, u. Prof., Geschichte der deutschen Land 


106 8.) Leipzig (Dr. Ludw. Huberti) wirtschaft. I. Bd. (VIII, 485). Stuttgart 


geb. 2.75 (J. G. Cotta) W.- 
Wir können dieses kleine Buch warm 
empfehlen. Es enthält alles, was der Kauf- Das gross angelegte Werk des bekannten 


mann im Verkehr mit der Reichsbank wissen und verdienten Verfassers, dessen 1. Bani 
muss in geschickter Zusammenfassung und wir hiemit unseren Lesern vorstellen, dar‘ 
klarer Darstellung. Auch den Juristen und Schon um deswillen Anerkennung und be 
Verwaltungsbeamten sei der kurze Leitfaden Achtung beanspruchen, weil es den Verswh 
zur Lektüre und als Nachschlagewerk em- ; macht, eine vollständige Geschichte der deut 
pfohlen. schen Landwirtschaft in einer den Bedürl- 
nissen und den Kenntnissen der Gegenwar 

2. Bunzel, Dr. Jul., Studien zur Sozial: und entsprechenden Weise zu bieten und damit 
Wirtschaftspolitik Ungarns. Beiträge zu eine häufig empfundene Lücke auszufülle 

den Anusgleichs- und Zolltarifverhand- Nach einer Einleitung, in welcher der al 
lungen zwischen Österreich und Ungarn. gemeine Charakter der Landwirtschait und 

8°, (VII, 231 8.) Leipzig (Duncker & ihrer geschichtlichen Entwicklung im Deut 
Humblot) 4.80 | schen Reich erörtert wird, handelt der Ver 
Unter dem obigen Sammeltitel hat Dr. fasser im ersten Abschnitt von den ersten Ar 
Bunzel eine Reihe seiner Abhandlungen, die fängen des Ackerbaubetriebes bis zu Karl 
sich auf die Sozial- und Wirtschaftspolitik d. Gr., wobei auch die Besiedelungsverhält- 
Ungarns beziehen und die in verschiedenen | nisse, die Besitzverhältnisse, die sozialen Za 
Zeitschriften erschienen sind, zusammenge- | stände jener Zeit und die Domänenwirtshaft 
fasst. Sie betreffen zum Teil die Lage der | Karla d. Gr. zur Darstellung gelangen. Dr 
ungarischen Landarbeiter, zum Teil die Lage | zweite Abschnitt, die Zeit vor Karl d. Gt 
der gewerblichen Arbeiter. Einzelne Auf- | bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts umfasst. 
sätze beschäftigen sich mit dem Armen- schildert den landwirtschaftlichen Betr, 
wesen Ungarns, der Frage der Neuregelung den Ausbau des Landes, die Besitzverhäl! 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen nisse, den Einfluss der Städte und der Bin 
Oesterreich und Ungarn und einer kritischen schaft auf die bäuerlichen Verhältnisse er! 
Betrachtung der ungarischen Industriepolitik. | die soziale und wirtschaftliche Lage, lan 
Die Aufsätze sind gut geschrieben und den Einfluss des Bauernkrieges und d« 
stützen sich auf ein umfangreiches Material. dreissigjährigen Krieges auf die Verhältnis« 
In Ungarn werden sie freilich keine besonders der Bauern, die Entwicklung des landrirt 
gute Aufnahme finden; denn der Verfasser | schaftlichen Betriebes von 1500-17, mi 
bemüht sich die Sozial- und Wirtschafts- | lich die Anfänge der landwirtschaftliche 
politik Ungarns so darzustellen, wie sie ist, Literatur, Der dritte Abschnitt ist ein 
ohne die in magyarischen Schriften übliche Darstellung der Versuche, welche m 4 
Uebertreibung und Schönfärberei. zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts in Berat 
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. Hübschmann, Dr. Arthur, Die obligato- 
rische Mobiliarbrand versicherung in der 
Schweiz. gr. 8°, (91 8.) Leipzig, 03. (A. 
Deichert Nachf.) 2.40 


auf die Umgestaltung der Landwirtschaft 
gemacht wurden, gewidmet, wobei sowohl die 
Fortschritteanf dem Gebiete der Wissenschaft, 
wie die Reformversuche auf agrarpolitischem 
und sozialem Gebiet und die Fortschritte Bei den mannigfachen Bestrebungen, 
in der landwirtschaftlichen Praxis eingehend auch in Deutschland die obligaiorinche 
geschildert werden. Wir haben es also mit Mobiliarfenerversicherung einzuführen, darf 
einer Geschichte der Landwirtschaft in Ver- die vorliegende kleine Schrift Hübschmann’s 
bindung mit einer Geschichte der Agrarver- allgemeines Interesse beanspruchen. Sie be- 
fassung zu tun. Es ist selbstverständlich, handelt im einzelnen die obligatorische 
«dass der Verfasser die vorhandene Literatur  Yobiliarbrandversicherung in den Kantonen 
beherrscht und eingehend verwendet. Be- Waadt, Freiburg, Glarus und Aargau. Die 
sondere Anerkennung verdienen u. E. die | yerschiedenen Arten der obligatorischen Ver- 
auf den landwirtschaftlichen Betrieb bezüg- sicherung (reiner Staatsbetrieb, Staatsbetrieb 
lichen Abschnitte des Werkes. In der Dar- in Konkurrenz mit Privatgesellschaften, obli- 
stellung der Agrarverfassung dagegen können gatorische Versicherung bei Privatgesell- 
wir uns nicht immer mit dem Verfasser ein- schaften) werden in einem Schlussabschnitt 
verstanden erklären, namentlich bezüglich mit Rücksicht auf die praktischen Erfahrungen 
der älteren Zeit; auch hätten die in vieler | jn den Schweizer Kantonen gewürdigt. Die 
Beziehung beachtenswerten süd- und süd- | betreffenden Gesetze nebst einem Gesetz- 
westdeutschen Verhältnisse wohl eine ein- entwurf für Zürich sind in der Anlage ab- 
gehendere Beriicksichtigung verdient und gedruckt. 

dafür manche Breiten und Wiederholungen 
in Wegfall kommen können. Aber wir wollen. 
durch diese vereinzelten Ausstellungen uns 
die Frende an dem vortrefflichen Werke nicht 
verkümmern lassen. Es ist eine höchst be- 
achtenswerte Leistung und wird namentlich | 
zur Einführung in das grosse und verwickelte 
Gebiet die besten Dienste leisten. 


6. Inama-Sternegg, Karl Theod. von, Staats- 
wissenschaftliche Abhandlungen. gr. 8°. 

(VI, 391 8.) Leipzig, 08. (Duncker & 
Humblot) 8.— 

Es ist begreiflich, dass der Gelehrte, der 
‚auf eine lange Reihe von im Dienste der 
Wissenschaft verbrachten Jahren zurück- 
; blicken kann, das Bedürfnis fühlt, die in 

4. Handbuch der Arbeiterwohlfahrt. Hrsg. zahlreichen Fachzeitschriften zerstreuten 
von Dr. Otto Dammer. gr. 80. 6.—8.Lfg. | Artikel zu sammeln und sie dem Publikum 
(VIL,S. 1490.) Stuttgart (F. Enke) 12.40 in Buchausgabe noch einmal vorzuführen. 
Wir haben dieses Handbuch bereits in Die einzelnen Abhandlungen gewinnen durch 
einer früheren Nummer unseren Lesern vor- ; eine solche Zusammenfassung an Bedeutung, 
gestellt und es mit rückhaltloser Anerkennung sie werden einer oft unverdienten Vergessen- 
besprochen. Die uns nunmehr vorliegenden | heit entzogen, sie legen uns ein wesentliches 
Lieferungen 6—8, womit das Werk zum Stück der Lebensarbeit des Verfassers nahe, 
Abschluss gebracht ist, verdienen volles Lob. das sonst nicht selten übersehen würde. Wie 
Sie haben folgenden Inhalt: Hausindustrie, andere Gelehrte hat nun auch v. Inama- 
von Dr. Ascher-Königsberg; Die staatliche Sternegg eine Auslese seiner Abhandlungen 
ewerbeanfsicht, von Dr. Schröder -Magde- in dem vorliegenden Buch gesammelt. Die 
burg ; Arbeiterschutz, von Dr. Ascher-Königs- Abhandlungen enthalten ausschliesslich prinzi- 





berg; Privatrechtsschutz der Arbeiter, von 
Amtsgerichtsrat Dr. Laubhardt-Berlin; Ar- 
beitsnachweis, von Dr. Glühmann - Berlin ; 
Die Krankenversicherung und die Unfall- 
versicherung, von Prof. Dr. Lass - Berlin; 
Die Invalidenversicherung, von Reg.-R. 
Klehmet-Berlin; Die gewerkschaftlichen Or- 
zzanisationen der Arbeiter von Dr. Mombert- 
Karlsruhe; Arbeitsvertrag, Lohnform, Ar- 
beitervertretung, Fabrikwohlfahrtspflege, An- 
bahnnng und Förderung sozialer Beziehungen 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
von Dr. Möller-Wittstock. Ein ausführliches 
Sachregister erleichtert die Benutzung des 
Werkes. 
friedigung auf sein Werk sehen; er hat es 


weerstanden, die richtigen Mitarbeiter zu finden ' 


wınd hat uns ein Nachschlagewerk geliefert, 
arm (das uns andere Nationen beneiden mögen. 


Der Herausgeber kann mit Be, 


ı pielle Erörterungen aus dem ganzen Gebiet 
der Staatswissenschaften. Sie handeln zum 
Teil von der Statistik, ihrem Verhältnis zur 
Geschichte und Geographie, von der Moral- 
statistik, der Arbeitsstatistik, der allgemeinen 
Methodenlehre der Statistik. Eine Ab- 
handlung betrifft L. v. Stein, eine andere 
die Entwickelung der Verwaltungslehre und 
des Verwaltungsrechts seit dessen Tode. Die 
übrigen Abhandlungen haben folgende Titel: 
Vom Wesen und den Wegen der Sozial- 
wissenschaft, Allgemeine Gedanken über 
soziale Politik, Vom Nationalreichtum, Das 
Zeitalter des Kredits, Das Recht der Staats- 
hilfe in wirtschaftlichen Krisen, Zur Reform 
des Agrarrechts, besonders des Anerbenrechts, 
Erwerbfreiheit und genossenschaftliche Bil- 
dung. Es kann sich für uns nicht darum 
handeln, zu den einzelnen Abhandlungen 
kritisch Stellung zu nehmen, vielmehr nur 
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um die Beantwortung der Frage, ob der 
Verfasser wohl daran tat, zu einer Nenaus- 
gabe derselben zu schreiten. Diese Frage 
ist unbedingt zu bejahen. Viele von den 


Aufsätzen haben bleibenden Wert und dürfen , 
als wertvolle Beiträge zur Lösung grund- | 


legender Probleme angesehen werden. Wir 
wünschen dem Buch eine freundliche Auf- 
nahme, 


7. Moltke, O0. Graf, Landt.-Abg., Nord- 
Amerika. Beiträge zum Verständnis 
seiner Wirtschaft und Politik. gr. 8”. 
(V, 538.) Berlin (E. S. Mittler & Sohn) 

1.50 
Auf Grund persönlicher Anschauung und 
eingehenden Studiums der Literatur schildert 
der Verfasser in scharf gezeichneten, knappen 
Umrissen die Eigenart des wirtschaftlichen 
und politischen Wesens der Vereinigten 
Staaten, die mächtige Entfaltung der Pro- 
duktion, des Verkehrswesens, des auswärtigen 
Handels, der Bevölkerung; auch den Trusts, 
insbes. der Steel - Corporation ist ein eigenes‘ 
Kapitel gewidmet. Das kleine Schriftchen 
ist ein trefflicher Beitrag zum Verständnis 
der amerikanischen Verhältnisse und zur 
Beurteilung unserer Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten. 


8. Schriften der internationalen Vereinigung 
für gesetzlichen Arbeiterschutz. Nr. 2. 
gr. 8’. Jena (G. Fischer). 

2. Verhandlungsbericht der 2. General- 
versammlung des Komitees der inter- 
nationalen Vereinigung fürgesetzlichen 
Arbeiterschutz, abgeh. zu Üöln, am 

26. n. 27. IX. 1902, nebst Jahresbe- 
richten der internationalen Vereinigung 

u. des internationalen Arbeitsamtes. 
Hrsg. vom Bureau der internationalen | 
Vereinigg. f. gesetzl. Arbeiterschutz. | 

(80 8.) 03. 1.50 

Die vorliegende Schrift enthält neben den 
Berichten des Präsidenten, des Arbeitsamtes 
und des Schatzmeistere der internationalen | 
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‚lichen Gefährdung durch Giftstoffe der In- 
' dustrie beschäftigten. 


9. Sydow, Dr. Geo., Theorie u. Praxis in der 
Entwicklung der französischen Staats 
schuld seit dem J. 1870. Mit e. Vor- 
wort v. Prof. Dr. Adph. Wagner. Lex. 8° 
(VII, 218 S. m. 2 Fig.) Jena (G. Fischer) 

DJ. ⸗ 
Nach einigen Kapiteln allgemein finanz- 
wissenschaftlicher Natur über Entwicklung 
und Deckung des Staatsbedarfs, Entstehung 
des Staatskredits, Anwendung der Besteuerung 
'und des Staatsschatzes, bez. des Kredits zur 
ı Befriedigung ausserordentlicher Bedürfnisse, 
‘die verschiedenen Formen der Schuldaaf. 
nahme, die Verwendungszwecke der Anleihen 
und deren Wirkungen auf die Volkswirtschaft 
‚schildert der Verfasser die Entwicklung der 
‚französischen Staatsschuld seit dem Jahre 
‚1870, indem er den Stoff sachgemäs is 
‚mehrere Abschnitte zerlegt (Anleiheoper- 
tionen während des Kriegs bis zum Friedens 
schluss; die Anleihen zur Begleichung der 
Kriegsschuld und zur Ausbesserung der 
Kriegsschäden;; die Zeit des wirtschaftlichen 
Aufschwungs und die Anleihen für prodak- 
tive Zwecke; die Anleihen und das Defizit, 
die französ. Finauzen im letzten Jahrzehnt 
und ihr Verhältnis zur Staatsschuld). Eine 
Erörterung über die Tilgungsfrage im allgem. 
und ihre Nutzanwendung auf Frankreich 
schliesst das Werk ab. Das Werk gewährt 
einen vortreftlichen Einblick in die grossen 
Anleiheoperationen Frankreichs und die da- 
mit zusammenhängenden Vorgänge währen! 
des Krieges und nach demselben; es stützt 
sich auf die besten Quellen und ist ein wert- 
voller Beitrag zur Theorie und Praxis des 
Staatsschuldenwesens. 


10. Wiener, Paul u. Walter Stoerk, Rank 
beamte, Prakt. Arbitragerechnungen & 
Grund von Beispielen, die durchweg der 
Praxis entnommen sind. gr. 8°. (VIII. 
80 8.) Leipzig (Dr. Ludw. Huberti) 

b. 275 
Ein recht verdienstliches Werkchen, das 


Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz !an der Hand zahlreicher dem praktischen 
über die Tätigkeit dieser Vereinigung die Leben entnommener Beispiele das Wesen und 
Verhandlungen der 2, Generalversammlung die Geschäfte der Gold-, der Dervisen- und 
des Komitees, welche sich mit der Frage der Effektenarbitrage in klarer Wei» zur 
der Frauennachtarbeit und der gesundheit- Darstellung bringt. 


Varia. 


durch die vom ärztlichen Standpunkt ın+ 
geilbte Kritik des Verfassers einen besonderen 
Wert gewinnt. 


1. Bresler, Dr. J., Oberarzt, Die Rechts- 
praxis der Ehescheidung bei Geistes- 
krankheit und Trunksucht bei Inkraft- 
treten des Bürgerl. Gesetzbuchs. gr. 8°. 
(53 8.) Halle, 03. (C. Marhold) 1.50 
Die interessante Schrift liefert reiches 

Material aus der oberstrichterlichen Reeht- 
sprechung zu den 88 1568, 1569 BGB,, das 


Die Rechtsverhältnisse 
gr. 8 (VIE, 


e. 


2. Franke, Dr. O,, 
am Grundeigentum in China. 
104 S.) Leipzig, 03. (Dieterich) 

Die höchst dankenswerte, auf langjähriger 
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Praxis im chinesischen Grundbuchwesen be- 
ruhende Arbeit gibt ein namentlich auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht interessantes Bild 
der Immobiliar-Rechtsverhältnisse in China. 
Eine systematische Darstellung in deutscher 
Sprache fehlte bisher. Schon deshalb, nament- 
lich aber wegen seiner Klarheit und Gründ- 
lichkeit, verdient das Unternehmen des Ver- 
fassers, der in einem mit wohltuender Be- 
scheidenheit geschriebenen Vorwort ausdrück- 
lich betont, er sei Nichtjurist, auch in ju- 
ristischen Kreisen Dank und Anerkennung. 


3. Ilse, Karl, Handelsschul-Dir., Der Berg- 
bau und Hüttenbetrieb in kaufm. u. 
techn. Hinsicht. gr. 8°. (152 8.) Leipzig | 
(Dr. L Huberti) geb. 2.75 

Der Zweck des vorliegenden kleinen 
Werkes besteht darin, dem Handelsbeflissenen | 
allgemein wichtige Belehrungen über Berg- | 
bau und Hüttenbetrieb zu bieten und ihn in 
die in solchen Betrieben anzuwendende Buch- | 
führung einzuführen. Der Verfasser knüpft | 
seine Ausführungen an das praktische Beispiel | 
eines Braunkohlenbergwerkes mit Brikett- | 
fabrik und Kohlenhandlung. Der Verfasser 
beherrscht seinen Stoff durchaus und weiss 
ihn klar und anziehend darzustellen. Zahl- 
reiche Abbildungen dienen zur Erläuterung 
des Textes. Auch weitere Kreise, insbesondere 
Nationalökonomen und Verwaltungsbeamte, | 
können aus dem Büchlein viel lernen. 


4. Meyer, Herm., Geh. Justizr. Oberlandes- 
ger.-R., Aus meiner Kuriosen-Sammlung. 
gr. 8°. (838.) Hannover, 03. (Helwing) 2.— 
Das hübsch ausgestattete Büchlein enthält 
in der Tat eine Reihe recht kurioser Dinge, 
hauptsächlich merkwürdige Aktenstücke ans 
verschiedenen Jahrhunderten (auch aus neu- 
ester Zeit), namentlich mehrere an Willkür 
und humoristischer Behandlung nichts zu 
wünschen übrig lassende „Gifhorner Urteile“ 
aus den Jahren 1821—1824. Der Reiz dieser 
Kuriosa wird erhöht durch einzelne launische 
Bemerkungen des Herausgebers in den Noten. 
Am Schlusse findet sich ein vom Herausgeber 
selbst verfasster witziger „Konzertberieht“ 
über die Aufführung der symphonischen 
Dichtung „Das bürgerliche Gesetzbuch“ im 
Breslauer Konzerthanse. 
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5. Schultze, Ernst, Die Stellungnahme des 
Reichsgerichts zur Entmündigung wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
und zur Pflegschaft nebst krit. Be- 
merkungen (Bd. I. H. 1. der jurist.-psy- 
chiatrischen Grenzfragen). gr. 8”. (36 8.) 
Halle a. S., 08 (Carl Marhold) 1.— 


Die Abhandlung eröffnet eine von ersten 
Fachautoritäten (Finger — Hoche — Bresler) 
veranstaltete Sammlung über juristisch-psy- 
chiatrische Grenzfragen und beschäftigt sich 
mit der Frage, welcher Unterschied im Sinne 
des BGB. zwischen Geisteskrankheit und 
Geistesschwäche besteht. Der Verfasser teilt 
zunächst die grundlegende Ertscheidung des 
R,G Bd. 50 8. 203 ff. mit und knüpft daran 


‚höchst interessante kritische Betrachtungen. 


6. Schwabe, Dr. Max, Zur Lehre vom Gre- 
richtsstand. Eine Interpretation des 
Art. 59 der schweizer. Bundesverfassung. 
gr. 8°. (51 8.) Basel, 03. (Benno Schwabe) 

1.60 
Der Verfasser gibt eine eingehende Dar- 


‚stellung des Satzes actor sequitur forum rei 


nach schweizerischem Rechte. Seine Aus- 
führungen sind von allgemeinem Interesse. 


7. Weissweiler, J., Landg.-Rat, Leitfaden 
für preussische Gemeindewaisenräte. 
16. Aufl. mit einem Sachregister. kl. 8”. 
(82 8.) Berlin, Hannover, 03, (Carl Meyer 
(Gust. Prior]) geb. 1.— 
Die vorliegende Neuauflage weist keine 

sachlichen Aenderungen auf. Das beliebte 
Büchlein sei Interessentenkreisen wiederholt 
warm empfohlen. 


8. Wenger, Dr. Leop., Prof., Papyrusfor- 
schung u. Rechtswissenschaft. Vortrag. 
er. 8°. (56 S.) Graz, 03. (Leuschner & 
Lubensky) 1.— 
Die interessante Schrift, ein erweiterter 

Vortrag, verfolgt den Zweck, die Erkenntnis 
der allgemein wissenschaftlichen und der 
besonderen juristischen Bedeutung der Pa- 
pyrusforschung zu festigen Sie darf gerade 
in Juristenkreisen dankbarer Aufnahme sicher 
sein. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs tür Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr.7. München (J. Schweitzer Verlag 

halbjährlich (6 Hefte) 8. — 


Das 7. Heft des Jahrganges 1903 enthält: 
Territorium, Schutzgebiet u. Reichsland, von 
Werner Rosenberg, Staatsanwalt in Strass- 
burg i.E. — Ueber Wesen und Bedeutung 
der Differenzzeschäfte in rechtlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht, von Dr. Georg 
Wermert in Berlin. (Fortsetzung.) Das 
Enregistrementswesen in Elsass-Lothringen, 
von Erich Aron, Landgerichtsrat in Strass- 
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burg i. E. — Ueber «den konstitutionellen Ge- 
setzesbegriff, von Dr. Hugo Preuss, Privat- 
dozent an der Universität Berlin. — Die 
Krone in Preussen und der Rechtsstaat, von 
Dr. Fritz Stier-Somlo, Privatdozenten an der 
Universität Bonn. — Die Schwurgerichte, von 
Landgerichtsrat Unger in Stendal. —— Skizzen 
und Notizen: Rechtsunwirksamkeit einer 
Vereinbarung kündiguugsloser Arbeitsent- 
lassung wegen Anschlusses an eine Arbeiter- 
organisation. Die Verjährung der Fracht- 
zuschlagsforderungen. Kann $ #54 BGB. 
bei Tauschgeschäften Anwendung finden? 
Ungelöster Widerspruch zweier Strafurteile. 
Reform der preussischen Gewerbesteuer, — 
Aus den Gesetzblättern. — Miszellen. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1903. Nr.17—20. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 

Folgende grössere Artikel sind in den 
vorliegenden Nummern enthalten, und zwar 
in Nr. 17: Zur Geschichte der kölnischen 
Rückversicherungs-Gesellschaft;; Nr. 18: Zum 
Kapitel der Prämienunterbietungen in der 
Haftpflichtversicherung; Nr. 19: Zur Kon- | 
zessionierungspraxis des K. A. f. P. V.; Ver- | 


sicherungsvertrags-Gesetz; Nr. 20: Ver- 
sicherungsvertrags-(resetz, 
3. Arbeiter-Versorgung, Die. XIX. Jahrg. 


1903. Nr. 15u.16. Hoch. 4°. Berlin (Vig. 
d. Arbeiterversorgg.) halbjährlich 7.— | 


| 
Abhandlungen: Die Invalidenversicherung 
und die Privatangestellten (Graef). Nicht | 
Rente, sondern Beseitigung der Invalidität | 
(Ullmann). Die Invalidenhauspflege nach | 
$ 25 LV.G. in den Jahren 1900 und 1901 
(Meyer). Der Apothekenboykott und die 
Krankenkasse in Berlin (Unger). Berechnung 
der Unterstützungsdauer nach dem Kr.V.G. 
(Hahn). Unbeabsichtigte Unterlassung der 
freiwilligen Invalidenversicherung. — Ver- 
waltung und Rechtsprechung. Mitteilungen. 
Sprechsaal. Beantwortung von Anfragen. 


4. Archiv für katholisches Kirchenrecht. 
4, 83. Bd. 1. Quart.-Heft. gr. 8°. Mainz 
(Franz Kirchheim) pro Bd. 10.— 


Abhandlungen: Ueber den Titel der 


Dekretalensammlung Bonifaz’ VIII „Liber 
VII“ | 
(Nülles). Ueber die Ersitzung des abgeleiteten . 
Erwerbsgrundes des Patronats (Schindler). 


sextus Decretalium Bonifaeii P. P. 


Beichtsiegel und Zeugnispflicht nach den 
Reichsprozessordnungen (Mode). Geschichte 


und Örganisation der Pachomianischen Klöster 


im vierten Jahrhundert /(Schiwietz). Das: 
Poenitentiale Cummeani /Zettinger). Die 


Besetzungsweise des (schismatischen : Patri- 
archalstuhles von Konstantinopel (Cotlareiue). 
Die Designationsfrage nach den nenesten 
Forschungen (Holder). — Kirchliche, dann 


als 


staatliche Aktenstücke und Entscheidungen, 
Mitteilungen, Literatur. 


5. Archiv f. Kriminal - Anthropologie und 
Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Grass 
11. Bd. 4. H. 8°, Leipzig F. C. W. Vogel 
pro Band 12.- 
Das Heft enthält folgende Abhandlungen: 
Mord und Raubversuch oder Totschlag und 
Aufgeben der Absicht zu stehlen (von einem 
Juristen, der mit dem Strafverfahren gegen 
A. Jordan befasst war); Mord aus eigenen 
Entschluss oder auf Anstiften? Lombras 
und Bonelli, Ein Fall schwerster Beschnl- 
digung eines Unschuldigen. Erläutert durch 
die Kriminalanthropologie. Uebersetzt von 
Benvenuto Tonelli in Prag; Lombros und 
Bonelli, Kriminelle Suggestionierung a 
einem schwachsinnigen Alkoholiker; Diekl, 
Die Schreckreaktion vor Gericht; Ans dem 
Institut für gerichtliche Medizin der u- 
versität Leipzig. Rockel, Weiteres über die 
Indentifizierung von Schartenspnren. An 
Tafel I, I); Oefele, Code Hammurabi vor 
4000 Jahren. 


6. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u.hrag.v.kk 
Handelsministerium. IIT. Jahrg. (1908 
Nr. 3. Wien (Manz) jährlich 0. 

Die vorliegende Nummer enthält ie 
legislativen Teil u.a. das Postübereinkomme 
zwischen Oesterreich, bezw. Ungam un 
Rumänien, das italienische Zuckerstener- 
gesetz vom 2. Juli 1902, die österreich. 
Verordnung über den Aufdruck von Pat 
wertzeichen, das neue dänische Gesetz übr 
das Urheberrecht vom 19. Dezember 1, 
die Vereinbarung zwischen dem Deutschen 
‚Reich und Frankreich über die gegenseitigt 
| Behandlung von Handlungsreisenden, des 
‚russische Statut und die provisor. Fracht 
‚ vorschriften der SeedampfschiffahrtsGeel: 
schaft der ostchinesischen Eisenbahn. Im 
statistischen Teil finden sich Mitteilunge 
über den Veredelungsverkehr des österr. ung. 
Zollgebietes, des deutschen Zollgebietes, der 
Schweiz, Frankreichs und Italiens, den Ver 
kehr auf den deutschen Wasserstrassen 2 
den Jahren 1872—1901 u. a. 





7. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht us 
Prozess, XIIT. Bd. Heft 5/6. gr 
Leipzig (Rossberg’sche Verlagsbuchhant 
lung) jährlich 14.— 
Das Doppelheft bringt folgende Abhan 
lungen: Die neue russische Wechselordnus 
(Landgerichtsrat Dr. @. Lessing in Leipzig! 
Zur Lehre vom Rechtsgeschäft (Recht 
anwalt Dr. James Breit in Leipzig. I. Ds» 
„einseitige Rechtsgeschäft“. II. Der Zei 
punkt der „Vornahme“ eines empfangs* 
dürftigen Rechtsgeschäfts unter Abwesenda 
— Zur Behandlung der sog. Schlensenbet 
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kautionshypotheken (Assessor Dr. Schreiber 
in Dresden). 


8. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 8. Frank- 
furt a. M. (Reinhold Mahlau) 

pro Jahrg. 10.— 
Inhalt: Filialsystem und Zentralisation 
im Bankwesen von Dr. G. Tischert-Berlin; 
Zur Reform der französischen Aktiengesetz- 
gebung von A. r. Raffalovich-Paris; Zum 
Begriff des „Bankiers“ und „Bankgeschäfts“ 
von Geh. Justizrat Dr. Riesser-Berlin; (sericht- 
liche Entscheidungen; Sprechsaal; Bücher- 
besprechungen ; Vermischtes. 


9. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903. 
Nr. 18—21. Berlin (J. Guttentag) 
jährlich 6.— 
Die vorliegenden Nummern bringen 
folsggende grössere Artikel und zwar Nr. 18: 
Unzufriedenheit über die Preuss. Zentral- 
genossenschaftskasse; Stellungnahme ver- 
schiedener Handelskammern zu dem Verbot 
der Dividendenverteilung; die Landesver- 
sicherungsanstalt in Schlesien und die Bau- 
genossenschaften; Nr. 19: (rewerbeförderung 
in Preussen (Fortsetzung in Nr. 20 u. 21); 
die genossenschaftliche Entgleisung und ihre 


gegenwärtige Bedeutung für dentsche Konsum- | 


vereine; Nr. 20: die sozialistischen Konsum- 
vereine als Arbeitgeber; Nr. 21: Riesenhaft- 
summen; die Ehefrau als Kundin der Kreilit- 
genossenschaft. 


10. Bulletin des internationalen Arbeitsamts, 
Band II. Nr. 1—3. gr. 8°, Jena (Gustav 
Fischer) jährl. 7.50 

Die vorliegenden Nummern enthalten im 

1. Abschnitt die neuesten Gesetze und Ver- 

ordnungen auf dem (Gebiete des Arbeiter- 

schutzes und der Gewerbeaufsicht für das 

Deutsche Reich, Preussen, Württemberg, 

Hessen, Oesterreich, Belgien, Dänemark, Frank- 

reich, Grossbritannien, die Schweiz, Für die 

Vereinigten Staaten wurden Titel und Qnellen- 

nachweise der Gesetze der Einzelstaaten im 

J. 1901 gegeben. Der 2. Abschnitt enthält 
eine Uebersicht über die auf das Arbeiter- 
wesen bezüglichen parlamentarischen Arbeiten 

im Deutschen Reich, Oesterreich, Frankreich, 

Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz 

sowie Beschlüsse nationaler und  inter- 
nationaler Kongresse. 


11. Fischers Zeitschrift für Praxis und Ge- 

setzgebung der Verwaltung. Bd. 25. 

H. 5/6. Bd. 26. H. 1/2. Leipzig (Ross- 
bergsche Verlagsbuchhandlung) 

pro Band 8.— 

Abhandlungen: Inwieweit können andere 

Beamte als Gerichtsbeamte Urkunden in An- 

srelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

errichten (Kloss). Zur Reform des Gemeinde- 

steuerwesens (Oppe). Die rechtliche Stellung 


. — — — — — —u— 
7 


waltungsbehörden (Kumpelt). — 


— — — ee — 
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des Oberverwaltungsgeriebts zu den Ver- 
Verord- 
nungen und Entscheidungen etc. (iesetz- 


gebung. Vermischtes. Literatur. 


12. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift für 
Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichsamt 
d. Innern. 1903. Aprilheft. Berlin (Mittler 
& Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Das vorliegende Heft enthält in seinem 
Gesetzgebungsteil neben einer grossen Reihe 
von Zolltarif-Aenderungen u. Entscheidungen 
im In- und Auslande den neuen Einfuhrzoll- 
tarif für Britisch-Östindien, den russischen 
Allgemeinen Zolltarif für den europäischen 
Handel vom 13. Januar (a. St.) 193 und 
den neuen schweizerischen Zolltarif vom 
10. Oktober 1902, mit vergleichender An- 
gabe der Ansätze des (reneraltarifs vom 
10. April 1891 und den Vertragstarif. Im 
statistischen Teile finden sich Mitteilungen 
über den Aussenhandel Aegyptens im Jahre 
1902, der Vereinigten Staaten von Amerika 
im Jahre 1902, der Philippinen im Fiskal- 
jahre 1902, Dänemarks im Jahre 1901. Natals 
im Jahre 1902, Finnlands und Spaniens im 
Jahre 1901 sowie der Türkei im Jahre 1898/99. 
Handelsberichte der Kaiserlichen Konsulate 
liegen vor aus Dover, Florenz, Nikolaistad 
(Wasa), Rostow am Don, Schanghai, Swatau, 
Tientsin, Aux Cayes, Cienfuegos, Coronel, 
Sao Paulo (Brasilien), Viktoria (Britisch 
Columbien), Cooktown und Viktoria (Kolonie). 


13. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr. 17—21. 
Wien (Verl, d. k. k. österr. Handels- 
Museums) halbjährlich 8. — 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
Hefte heben wir folgende Artikel heraus 
und zwar in Nr. 18: Kaufmannsgerichte von 
Prof. Dr. R. Pollak; Nr. 19: Der künftige 
Deutsche Reichstag; Baumwollkultur und 
Manufakturwarenhandlung in Zentralasien ; 
Nr. 20: Kanadische Zollpelitik von Dr. 8. 
Schilder: Nr. 21: Die amerikanische Gefahr 
von Dr. A. Drucker; Die wirtschaftliche 
Lage in Transvaal. 


14. Handelszeitung, Bayerische. 1902, Nr. 
18—21. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1.50 
Aus den vorliegenden Nummern heben 
wir folgende Artikel hervor und zwar Nr. 18: 
Das amtliche Warenverzeichnis zum neuen 
Zolltarif; Neueste Mitteilungen über das (re- 
nossenschaftswesen in Belgien; Zur Reform 
der bayer. Handels- und Gewerbekammern ; 
Nr. 19: Die Entwickelung der Bevölkerung 
des deutschen Reichs im 19. Jahrh.; Der 
Einfluss der Schiffahrt auf die Entwickelung 
der Städte Mannheim und Ludwigshafen, 
von Dr. Kenner-Regensburg (Schluss in 
Nr. 20); Technik und Sozialpolitik, von L. 
Katscher-Budapest; Nr. 20: Die Kranken- 


— — ——* 
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versicherung der Handlungsgehilfen, von 
Dr. Fuld-Mainz; Die Bevölkerung der Erde; 
Streiks und Aussperrungen im Jahre 1902; 
Nr. 21: Vom neuen Zolltarif; Der Gesetz- 


entwurf über den Versicherungsvertrag, von | 


Dr. Fuld-Mainz ; Wirtschaftliches aus Finn- 
land, von L. Katscher-Budapest. 


15. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 27. Jahrg. 
2, Heft. gr. 8°. (IV, 421 8) Leipzig 
(Dnncker & Humblot) 9,60 


Inhalt: Zur Charakteristik der englischen | 
Industrie, III, von W. Hasbach; Zur Hebung , 


der Produktivität der Landwirtschaft, von 
€. Ballod; Zur Entwicklung der Geschichts- 
schreibung Rankes, von B. Schmeidler; Wesen 
und Wert der Zentralproduktenbörse, von 
K. Wiedenfeld; Der Anteil der Arbeiter, 
der Angestellten und Selbständigen am dent- 
schen Volkseinkommen d. J. 1900, die Zahl 
der in jeder dieser Gruppen Erwerbstätigen 
und der von ihnen Ernährten, und das Ver- 


hältnis zwischen Einkommen und Familien- | 


entfaltung, von R. E. May; Das Eisenbahn- 


wesen in Algerien, von P. Mohr; Depositen- ı 


banken und Scheckverkehr in England, von 
R. Eberstadt; Bericht über die 22. Jahres- 


versammlung des dentschen Vereins für Ar- 


menptlegeund Wohltätirkeit, von E. Münster- 
berg; Der amerikanische Schiffahrtstrust, 
von R. Melchior; Die Krisentheorien von 
M.v. Tugan -Baranowsky und B. Pohle, von 
A. Spiethoff. 


16. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 9— 
10. Berlin (OÖ. Liebmann) 
vierteljährlich 3.50 


 Brücker, 


Ba 9 


4 


Rechtmässigkeit und Zweckmässigkeit der 
Theaterzensur? — Eeccius, Dr.. Öberlandes- 
gerichtspräsident, Das neueste Heft der Ent 
scheidungen des Reichsgerichts in Civilsschen 
— Nelken, Regierungsrat, Der L,ohnansprach 
des gewerblichen Arbeiters bei Dienstver- 
hinderung infolge unverschuldeten Unglücks. 
—- Bielefeld, Dr., Amterichter, Rückblick auf 
den Streit mit Venezuela. — Weyl, Dr. 
Professor, Zur Reform des Referendarexamens. 
— Kaufmann, Rechtsanwalt, Gehaltsabzug 
im Krankheitsfall; HGB. $ 63. — Quaatt, 
Assessor, Die Beweislast im Falle des $ 1% 
BGB. — Schweizer, Rechtsanwalt, Zusammen- 
legung von Aktien unter Einforderung von 
Zuzahlungen. — Schitting, Amtagerichtsrat, 
Die Fiürsorge-Erziehung Minderjähriger und 
die Vereine zur Fürsorge für entlassene (re 
fangene. — Rosenberg, Rechtsanwalt, Die 
Wirkung des $ 1708 BGB. — Schröder, Dr. 
Amtsrichter, Eintragung der Rangänderung 
von Hypotheken in das Grundbuch. 


17. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 5. 
Berlin (Administration der Soz. Monats 
hefte) a Heit — 5 

Inhalt: €. Legien, Die Stellung der Ge 
werkschaften zur sozialpolitischen Gesetz 
gebung; Dr. E. David, Zur vorläufigen Al- 
wehr; E. Bernstein, Unsere theoretischen 

Debatten und der Wahlkampf; Dr. W. Hal- 

pach, Prinzipielles zum Kampf gegen die (ie 

schlechtskrankheiten; Dr. Zofia Daszynska, 

Zur Sozialogie der Arbeitseinstellungen: F 

Allgemeine Gewerkschaftshbibli« 


'theken; Dr. @. Laufenberg, Aus der (re 
‚ schichte der englischen Getreidepreise; Rund 
ı schan. 


Die Nummern 9—10 enthalten folgende 


Aufsätze: Fuisfing, Wirkl. Geh. Öberre- 
gierungsrat, Senatspräsident, Die Reform- 
bedürftigkeit des prenssischen Einkommen- 
steuergesetzes. — Schneider, Oberlandesge- 
richtsrat, Treu und Glauben im Sinne des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. Jacobsohn, 
‚Justizrat, Haftung des Notars für den Bureau- 


18. Recht, Das. 1903. Nr. 8—10. Hannover 
ıHelwingsche Verlagsb.) 

vierteljährlich 3.0 

Die Nummern enthalten folgende Auf- 

sätze: Anfang und Ende des Deutsch“ 

Reichstages. (Geh. u. Ober-Bergrat Professor 

Dr. Arndt, Königsberg.) — Anspruch de 


‚ Pfandgläubigers auf Herausgabe des Pfand. 


vorsteher. — r. Schulte, Dr., Geh. Justizrat, ‘ 


Prof., Bürgerliches Recht und kirchliche Ver- 
pflichtung. — Bartolomäus, Amtsgerichtsrat, 
Ist die Weigerung, vor Gericht deutsch zu 
sprechen, eine Ungebühr? — Meyer, Dr., 
Justizrat, Die Einsicht der Gerichtsakten 
durch Parteien und deren Vertreter. 
Warnatsch, Pr., Amtsgerichtsrat, Wer be- 
zahlt den von einer Ehefrau zu ihrer eigenen 
Behandlung angenommenen Arzt? — Mann- 
heim, Dr., Rechtsanwalt, Widerklage und 
Klageerweiterung zegen Üesterreicher. 
Leo, Dr., Rechtsanwalt, Das Beschwerderecht 
ıles Armenverbandes gegenüber Entschei- 
dungen des Vormundschaftsgerichts. 
Schmitz, Gerichtsassessor, Zeugnis eines Ver- 
urteilten. — v. Bar, Dr., Geh. Justizrat, Prof., 


(II. Staatsanwalt @. Meikel, München.) — 
Vertretung amerikanischer, englischer und 
französischer Minderjähriger beim Verkauf 
deutscher Grundstück, an welchen die 
Minderjährigen mitbeteiligt sind. (Rechts 
anwalt und Notar Julius Plotke, Frankfart 
a. M.) — Zur Einführung der Kaufmanns 
gerichte. Abänderungsvorschläge (Amts 
richter Dr. Michels, Barmen.) — Zu 85353 BGB 
(Oberlandesgerichtsrat Schneider, Stettin.) — 


' Zwangspensionskasse für deutsche Rechts 


anwälte. — Das Gesetzbuch Hammurabis m 
Vergleich zum mosaischen und römischen 
Recht. (Rechtsanwalt Dr. Korn, Berlin.) — 
Zwangsverwaltung auf Grund einstweilige 
Verfügung? (Amtsrichter Lindemann, Ks 
lin.) — Vollstreckbare Ausfertigungen vm 





gerichtlichen Urkunden der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. (Referendar Dr. "uHhelm 
Müller, Halle a. 8.) — Forderungsverteilung 
nach $ 867 Abs. 2, Ü.P.O. (Amtsgerichtsrat 
Tücking, Solingen). — Ist die Berufung des 
Angeklagten zu verwerfen, wenn er trotz 
Ladung ohne vorherige Anzeige in der Haupt- ı 
verhandlung nicht erscheint, die Ladungsfrist 
aber nicht gewährt ist? (Landgerichtsdirektor | 
Blanckmeister, Graudenz.) — Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen dem Gerichtsherrn 
und dem ihm zugeordneten Militärjustiz- 
beamten ($ 97 Mil.Str.G.O.). (Oberkriegs- 
gerichtsrat Dr. v. Bippen, Hannover) — 


Handelskammer-Registerrichter und Kauf- 
manns-(Qualität. (Amtsrichter Theodor Cohn, 
Ryboik.) — Das Mietskündigungsrecht des 
versetzten Beamten. (Geh. Justizrat Dr. 
Keyssner, Berlin.) — Der Schutz des Nach- 
erben gegen die Wirkungen des öffentlichen | 
Glaubens des Grundbuchs. (Ministerialsekretär | 
Schwarz, Darmstadt.) — Der bedingte Be- | 
weisbeschluss. (Landgerichtsdirektor Blanck- 
meister, Graudenz) — Eine Lücke in der 
Strafprozessordnung. (Landgerichtspräsident 
a. D. Dr. ve. Lang, Cannstatt.) Unter 
welchen Voraussetzungen kann einer güter- 
gemeinschaftlichen Ehefrau das Armenrecht 
zum Zwecke der Anstrengung eines Prozesses 
gegen ihren Mann bewilligt werden? (Land- 
gerichtsdirektor Consbruch, Schneidemühl.) 
— Die amtliche Behandlung von Schrift- 
stücken beleidigenden Inhalts. (Rechtsanwalt 
Dr. Eugen Josef, Freiburg i. B.) — Zu$$ 41 
und 52 R.G.B.O. (Amtsrichter Herrmann. 
Alsleben a. S.) — Geltendmachung einer dem 
Gläubiger gerichtlich überwiesenen Forderung 
im Mahnverfahren? (Amtsrichter Dr. Heuer, 
Hamburg.) — Versäumnisurteile im Kosten- 
punkte sind nicht nach $ 794 Ziffer 3 C.P.O. 
vollstreekbar. (Dr. J. Linsmayer, Landshut, ) 
— 1st der Ausschluss sämtlicher Gesellschafter 
einer offenen Handelsgesellschaft von deren 
Vertretung und ihr Ersatz durch einen ge- 
willkürten Bevollmächtigten zulässig? (Ge- 
richtsassessor Dr. Franz Hoeniger, Berlin.) 
Der sogenannte Superarrest im straf- 
prozessrechtlichen vorbereitenden Verfahren. 
(Amtsgerichtsrat Dr. Menzen, Frankfurta.M.) 
— Die rechtlicheStellung und Haftverbindlich- 
keit der kaufmännischen Auskunftsbureaus 
(Auskunfteien). (Reichsgerichtsrat Brückner, 
Leipzig) — Bürgschaft und Aufrechnung. 
(Reichsgerichtsrat Dr. Sievers, Leipzig.) — 
Vortermin und Gerichtsferien. (Landgerichts- 
rat E. Volkmar, Potsdam.) — Juristische 
Gesellschaft zu Berlin. (Rechtsanwalt Dr. 
Korn, Berlin) — Ein Opfer der „soge- 
nannten“ Schreibsachverständigen. — Zum 
Ferienurlaub preussischer Richter. Zu 
$ 833 BGB. (Justizrat Dr. Fleischauer, 
Magdeburg.) — Der ausserordentliche Pflicht- 
teil der Intestaterben. (Rechtsanwalt Bendix, 
Breslau.) — Urkundenedition. (Rechtsanwalt 





‚Zeugen im Strafprozess. 


— — nn 


Dr. Geiershöfer, Nürnberg.) — Bildet die 
in einem gerichtlichen Vergleiche (C.P.O. 
$ 794 Nr. 1) übernommene Verpflichtung, 
die zur Bestellung, Uebertragung, Aenderung 
oder Aufhebung von Rechten an Grund- 
stücken oder von Rechten an solchen Rechten 
erforderlichen Erklärungen abzugeben, eine 
genügende Grundlage für Eintragungen in 
das Grundbuch ? (Reichsgerichtsrat Konrad 


' Förster, Leipzig.) -- Zwangsvollstreckung 


bei Scheinveräusserung. (Pr. Weigelin, Stutt- 
gart) — Zu $ 126b Gew.O. und $ 1909 
BGB. (Amtsrichter Schmale, Dortmund.) — 
Die Feststellung der Zuverlässigkeit der 
(Landgerichtsrat 
— Metz.) 


19. Reichsarbeitsblatt. H vom Kais,. 
statist. Amt, Abtlg. für Arbeiterstatistik. 

I. Jahrg. Nr.2. gr.4°. Berlin (Karl 
Heymann) jährlich 1.— 
Auch dieses Heft zeichnet sich wie das 
erste durch reichen Inhalt aus. Es bringt 
zahlreiche Mitteilungen über den Arbeits- 
markt im Inland und in einigen auswärtigen 
Staaten, über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosigkeit, Arbeitsbedingungen, Arbeiter- 
schutz, Arbeitsstreitiekeiten, Rechnungs- 
wesen, Gesetzgebung, Tätigkeit der Grewerbe- 
gerichte, Tabellen zur Arbeitsmarktstatistik. 


20. Rundschau, Soziale. 4. Jahrg. Nr. 1. 
Wien (Alfred Hölder) jährlich 2,— 


Die Nr. 1 des 4. Jahrganges dieser treff- 


‚liehen und ausserordentlich billigen Publi- 


kation des k. k. österr. arbeitsstatistischen 
Amtes enthält Mitteilungen über: Arbeits- 
lohn und Arbeitszeit (in Frankreich 1900 
und 1901), Arbeiterschutz (neues schweiz. 
Gesetz über Lohnauszahlung ete.), Genossen- 
schaftswesen (Deutschland 1901), Soziale 
Versicherung (österr. Arbeiter - Unfallver- 
sicherungsanstalten 1901 und Regelung der 
Unfall- und Invaliditätsversich. der land- 
wirtsch. Arbeiter in Ungarn), Unternehmer- 
Organisationen (Oesterreich), Arbeiterorgani- 
sationen (englische Gewerkvereine 1901), 
Arbeitseinstelluongen nnd Aussperrungen 
(Oesterreich, Belgien, England, Frankreich, 
Niederlande, Ostpennsylvanien), Arbeitsver- 
mittlung (Oesterreich, Wien, Budweis), Ar- 
beitsmarkt (Belgien, Deutsches Reich, Eng- 
land, Frankreich), Auswanderung, Arbeits- 
losigkeit( Deutsches Reich, Norwegen, Schweiz), 
Gewerbewesen (Oesterreich), Wohnungswesen, 
Autonome Verwaltung (Linz), Soziale Für- 


sorge, Verschiedenes. 
21. Standesamt, Das. II. Jahrgang, 1903. 
Nr. 10u. 11. Meiderich am Niederrhein 


(Arthur Heiland) jährlich 5.— 

Abhandlung: Der Name der Findelkinder 
und anderer Namenloser (Weyl). — Gesetze 
ete, Mitteilungen. Fragebeantwortungen. 
Vermischtes. 
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22, Stimmen, Deutsche. Halbinonatschrift f. 

'vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 

5. Jahrg. Nr. 2—4. gr. 8°. Berlin 
(Verlag der Deutschen Stimmen) 

vierteljährlich 2.50 


Aus dem Inhalt der vorliegenden Nummern 
heben wir folgende Artikel hervor: Nr. 2: 
Die Jugend im Wahlkampf; Kaiser Wilhelm 
und die Begründung des Reichs 1866—-1871; 
Arbeiterschutz und Heimarbeit in der Sozial- 
politik der Gegenwart von Dr. R. Wilbrandt- 
Berlin. Nr. 3: Wahlaufrufe und Wahlparolen; 
Die Arbeiterwohnungsfrage in architekton. 
und sozialer Beziehung, von Fr. zur Nedden- 
Berlin (Schluss in Nr. 4). Nr. 4: Agrar- 
politische Streitfragen; Religiöses und Po- 
litisches aus dem Elsass, von Sincerus. 


23. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen. 
XII. Jahrg. Nr. 4. Berlin (Dr. Just. 
Ichenhäuser) jährlich 12.— 


Inhalt: Provisionen des Vorstands einer 
Aktiengesellschaft, von Dr. Fuld- Mainz; 
Zur Revision des französischen Aktienrechts, 
von ©. vom Gfell-Paris; Die Reichsbank ; 
Der Status der grossbritannischen und irischen 
Depositenbanken am 1. Januar 1903; Nach- 
schüsse bei Aktiengesellschaften; Publi- 
kationen der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung; Kleinere Mitteilungen ; Neugrün- 
dungen; Zweigniederlassungen. 


24. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 

Jahrg. 1903. Heft 4 u. 5. Berlin (G. 

Reimer) pro Quartal 5.— 

Inhalt. Heft 4: I. Aufsätze: 
stimm, Aberglaube und Verbrechen (Schluss 
in Heft 5); J. Wolf, Ein mitteleuropäischer 
Wirtschaftsverein:; A. Stufzer, Die Schaffung 
neuer Bodenwerte durch die Tätigkeit von 
Bakterien; E. Neukamp, Lohn und Aufrech- 
nung; II, Sozialpolitik: Das österr. Termin- 
handelsverbot von Dr. Weiss v, Wellenstein ; 
III. Miszellen. Darunter: Der Besitz der 


A. Löwen- | 


un. 


2} 


'europäischen Staaten an mobilen Werten; 
Die Staatsschulden der europäischen Länder; 
Das Volksvermögen einer Anzahl Länder: 
Die Erziehung des Negers zur Arbeit (nach 
Kühne): Weber den Fortschritt der Aufgaben 
und Mittel bei den Eisenbahnen in Deutsch- 

‚land(nach A. Haarmann); DieSchädlichkeit des 

‚ Bieres (nach A. Stutzer). Heft5: I. Aufsätze: 
@. Simmel, Ueber räumliche Projektionen sozi- 
aler Formen; F. v. Below, Kulturgeschichte; 
Fuld, Internationale Rechtsgemeinschaften. 

II. Sozialpolitik: Arbeitsbeschaffung für Ar 

 beitslose statt Arbeitslosenversicherung (nach 

C. A. Schmid). III. Miszellen, darunter: 

ı Englische Vorkehrungen gegen amerikanische 
Umarmung von H. Sacher; Vermehruug der 
Ehen ein Mittel zur Hebung des Bevölkerung=- 

— in Frankreich {nach H. d Trernois 

Die angebliche Wirkung hoher Kinderster)- 
lichkeit im Sinne Darwin’scher 
(nach Fr. Prinzing). 


Auslese 


25. ZeitschriftfürVersicherungswesen. 1903. 
Nr. 16—19. Berlin (Verlag: „Zeitschr. 
f. Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 
vierteljährlich durch die Post 5.— 
An grösseren Artikeln heben wir heraus 
in Nr. 16: Lebensversicherungs - Prämien- 
reserven, von Logophilus; Die Bedeutung 
der Pentosurie für die Lebensversicherung, 
von Dr. W. Wolff-Berlin; Nr. 17: Familien- 
und Altersversorgung; Nr. 18 und 19: Ver 
Entwurf eines Gesetzes über den Versich- 
rungsvertrag. 


26. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahre. 
Nr. 10 u. 11. Heidelberg (Emmerling & 
Sohn) jährlich 8.% 
Abhandlungen: Zur Reform des Schank 
konzessivonswesens { Weiss). Ueber die Rechts- 
kraft der Entscheidungen der Verwaltungs» 
behörden. — Entscheidungen. Literatur. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden, 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ,„Varia‘', 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Geller, Leo, u. Herm. Jolles, Hof- u. Ger.- | 


Advv. DD., Die Praxis des obersten Gerichtshofs. 


Sammlung der oberstgerichtl. Entscheiden. aus den ! 


Gebieten des bürgerl. Rechts einschliesslich des 
Wechsel- n. Handelsrechte, daun der freiw. Gerichtas- 
barkeit u. des Uivilprocessrechts. 


4. Bd. Mit Sach-, | 


Quellen- u. chronolog. Register. gr. 9, 5% &) 
Wien 03 (M. Perlea) 10.—; geb. in Halbfrz. 12 — 
Snpplemente, judizielle. Hrsg.: Ger.-Adj. Dr Pre 
@ruwe,. 1. Jahrg. März 1903—Febr. 1994. 12 Nm 
{Nr. 1. 31 Bl.) gr. 16%. Graz (U, Moser) 4.- 


Rechtsgeschichte, Rechtsphilosophie, Allgemeines. 


Festschrift zu August Sigmund Schultzes 70. Ge- | 


burtatag, gewidinet v. der rechts- u. atastewissen- 


schaftl. Fakultät der Kaiser-Wilhelms- Universität In ! 
(V, 249 S.) Leipzig 08 (C.L. 


Strassburg. 
Hirschfeld) 


gr. 8. 
1.20 


Kann, Dr, Jul., Hof-u.Ger.-Adv., Nen-ÖUrgentsation 
od. Reform der Advokatur? Vortrag. gr.®. (1%) 
Wien 0% (Manz) — 

Koschenbahr-Ly»kowski, Dr. 3. v.. nf. 
Die Condirtio als Bereicherungsklag: im klassische 





römischen Recht. 1. Bd. gr. 8°, (XI, 27 
‘H. Böhlan's Nachf.) 

Lenel, Dr. Otto, Prof., Die Anfechtung v. Rechte- 
handlungen des Schuldners im klassischen römischen 


8.) ——— 03 


Recht. [Aus: „Festschr. zu A. 8. Schultzes 70. Ge- 
burtstag‘‘.| gr. 8°, (238) Leipzig 03 (C. L. Hirsch- 
feld) — 80 
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Sammlung schweizerischer Rechtsquellen, — Les 
sources du droit auisee. XIV. Abtlg. Die Rechts- 
quellen des Kantons St. Gallen. 1. TI. Öffnungen 
& Hofrerchte. 1. Bd. Alt» Landschaft. Bearb, u. hrag. 
v. Prof. Mar Gmür. Lex. 8°. (XXXII, 702 8.) Aarau 03 
{H. R. Sauerländer & Co.) 16.— 


Bürgerliches Recht. 


Engelmann, Dr. A,, Überlandesger.-R, Prof., Das 
bürgerliche Recht Deutschlands m. Einschlus (des 
Handelsrechts historisch u. dogmatisch dargestellt. 


3. verb. Aufl. gr. 8%. (XVI, 8568.) Berlin 03(J Gutten- | 


tar} 14.—; geb. in Leinw. 15,— 


Privatrecht‘, gr. #9. (35 8.) Budapest 03 (8. Politzer 
& Sohn) — 80 
'Raffay, Dr. Frz., Adv. Priv.-Doz. Prof., Die Un- 


Entwarf, vorläufger, e. Gesetzes üb. Familienfidei- | 


kommisse nebst Berründung. 
veröffentlicht. gr. 4%, {212 8) Berlin 03 (Zimmer- 
str. 94, „Die Post'') 6.— 
Fnux, Dr. Hugo, Finanz-Prokur.-Konzip,, Das öster- 
reichische Eutmündigungsrecht u. seine Reform. 
gr.8°. (80 8.) Wien 03 (Manz) 1.50 
Grenzfragen, juristisch-psychiatrische. Zwanglose 
Abhandign. Hreg. v. DD. A. Finger, Hoche, Proff.. 
u. Oberarzt Joh. Bresler, 1. Bd. 1. Heft. gr. ®*. Halle 
(0. Marhold) für den Bd. v. 8 Heften 6.— 
1. Schultze, Ernst, Die Stellungnahme des Reichs- 
gerichts zur Entmündigung wegen Geisteskrankheit 
od. Geistesschwäche (3 6 Abs. 1 BGB.) u. zur Pileg- 
schaft ($ 1910 BGB.) nebst kritischen Bemerkungen. 

(36 5.) 08. L—. 
Kastner, H., Das allgemein Wissenswerte aus 
dem Vormundschaftswesen. Inu gedrängter u. gemein- 
verständl. Fassg. nach dem neuesten Stand der 


lm amtl. Auftrage 


Gesetzgebg. dargestellt. gr. 16°. (27. 8.) Hannover 0% | 


‘Helwing) 
Mandry, Dr. &,, Stastar., Das würtiembergische 
Privatrecht. II. Bd. 16.—20. Lfg. gr. ®. Tübingen 
iJ. C. B. Mohr) 
7.50 (vollständig: 26.—; 4 Einbde. je 1.25) 
If. Die Quellen des württembergischen Privat- 
rechts (In 3 Tin.) 16.—20. Lfe. Von Lfg. 12 ab 
hrag. v, Oberlandesger.-R. Dr. ©, Haidlen. (8. Tl. 
Xu u. 8. 81-419.) 0% 4.50. 13. Ti.: 550; II Bd. 
19.—.) 

Mayr, Rob. v., Priv.-Doz., Der Bereicherungs- 
anspruch des deutschen bürgerlichen Rechtes. gr. &®, 
‘IX. 750 8.) Leipzig 03 (Duncker & Humblot) 17, — 

Raffay. Dr. Frz.,, Adv. Priv.-Doz. Prof., Die Besitz- 
lehre im Entwurfs des ung, allg. bel. Gesetzbuches. 
Kritische Studie m. e, Gegenuntrage. Aus dem Ung. 
v. Dr. Eduard Hebelt. (Aus: „Ztschr. f. ung. Öff. u. 


Handels-, Wechsel- und See-Recht. 


Klibanski, Rechtsanw., Die neue russische Wechsel- 


—40 | 


ordnung nebst Einführungsbestimmungen und amt- ı 


lichen Erläuterungen, sowie das russische Civil- 
prozessrecht unter Hervorhebung des Wechsal- 
prozeases, gr. 5°. (VII, 116 $.) Berlin 03 (R. v. Decker) 
3.60; geb. in Leinw. 4.50 

Prarlitz, Dr. Fr. Deutsche Seemannsordnung. 
Gesetz vom 2. VI. 1902 in der Fasg. vom 23. Il. 
1903, nebst Gesetz betr, die Verpflichtg. dentscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürft. See- 
leute, Gemitz betr. Stellenvermittelg. f. Schiffslente 
vorm 2. VI. 1002, Bundesratsverordng. betr. Straf- 


verfahren vor den Seemannaäimtern vorm 13, III. 100%, | 


sowie Zussammenstellg. der Bestimmg. üb. die Mili- ' 


tärverbältnisse der s»semänn. u. balbseemänn, 
völkerg. u. die Anınusterg. als Schiffamann. Bearb. 
u. zusammengestellt. 2. durchgeseh. u. ergänzte Aufl. 


. (80 9.) Bremerhaven 03 (L. v. Vangerow) —.60 
Reichsreebt, das, in Finzeldarstellungen. Eine 


Sammig. kurzgefasster Lehrbücher zur Vorbereitg. 
für die erste jurist, Prüfg. IV. 8°. Berlin (P, Nitsch- 
mann) Geb. in Leinw. 


Be- ' 


gültigkeit der Ehe im Sinne des ungarischen Ehe- 
gesetzes. (Aus: „Ztachr. f. internat. n. Öff. Recht‘'.] 
gr. 8°. (61 8) Budapest 03 (8. Politzer & Sohn) 1.20 
Riedinger, Dr, Paul, Reofer., Der Besitz an ge 
pfündeten Sachen, Zugleich e. Beitrag zur Lehre v. 
der rechtl. Stelle. des Gerichtavollziehers. gr. 8°, 
(111. 103 8.) Breslau 0% (W. Koebner) 2.— 
Stammier, Dr. Rud., Prof., Praktikum des bür- 
gerlichen Rechtes f. Vorgericktere zum akademischen 
Gebrauch u, zum Selbststudium. 2., umgearb. Auf. 
8%, (XVI, 240 8. m. Fig.) Leipzig 03 (Veit & Co.) 
geb. ın Leinw. 5.— 
Thiele, M., Oberlandesger.-R., Die neuen Reichs- 
eivrilgesetze nebst den preussischen Ansführungs- 
gesetzen u. Verordnungen in ihrem gegenseitigen 
Zusammenhange. 2. unveränd. [Titel-| Autl. gr. ®°. 
(VIII, 1568 8.} Leipzig [01) 03 (C. L. Hirschfeld) 
10.—; geb. 12.— 
Turnau,Dr. W.,u. K.Förster, Reichsger.-Räte, 
Das Liegenschaftsrecht nach den dentschen Beichs- 
gesetzen u. den proussischen Ausführungsbestimmgn. 
Für die Praxis bearb, 2. Bd : Die Grundbuchordnung. 


2, verm. u. verb, Aufl. gr. 8%, {XXXVII 7628.) 
Paderborn 08 (F. Schöningh) 14.—; geb. 16.50 
Veröffentlichunzen d. Berliner Anwalts Ver- 


eins. 15. Heft. gr. 5°, Berlin (F. Vahlenı. 
15. Öberneck, Dr., Bechtsanw., Die Eigenthümer- 
hypothek im Lichte der Praxis. Vortrag. Auch in 
„Beiträge zur Erläuterg, des dentschen Rechts‘, 
47. Jahrg. veröffentlicht. (39 8.) 03. 1,—. 
Wandelt, Dr. H., Das gesamte Recht des Deutschen 
Reiches in Frage u, Antwort zur Vorbereitg. f. das 
Referendarexamen n. die juris“. Doktorprüfg. bearb, 
4. Bd. 8%, Berlin (H. Nabel) 
4. Familienrecht. Erbrecht. (VII, 263 8. 03. 
R.—; geb. 3.50 
Wirth, Dr. Hans, Dis gemeinrechtliche Superftcies 
in Vergleichung m. dem Erbbaurecht des bürgerl. 
Gesetzbuches. gr. 8”. (61 8.) Berlin Oß(E. Ebering) 2.— 


® 


V. Hahn, Dr. W., Das dentsche Wechselrecht. 
Die allgemeine deutsche Wechaelordng. nebst dem 
Wechselprozess nach den Reichs-Justizgesetzen u. 
dem Wechselstempelatemergesetz dargestellt zur 
Vorbereitg. f. die vrste jurist, Prüfg. (VIII, rei 

08 4,5 durchsch. 
Reinshagen, Dr. Otto, Die Konkurre nr 
des Handiungsgehilfen. gr. 8°, (IV, 488.) Leipzig 03 
(C. L. Hirschfeld) 1.40 
Scherer, Dr. M., Rechtsanwalt, Das deutacho 
Seerecht. Textansg, des nenen Handelsgwsetzbuchs 
(4. Buch &$ 474-0905) vom 10. V. 1597, m. der 
Novelle zur neuen Sermannsordng. vom 24. IIL. 1903 
(R. @. Bi. S. 57), deu vier neuen Reichsgesetzen v. 
1002 m. Gesetzeskraft vom 1, IV. 1903, dem neuen 
Flaggengesetz von 1809, nebst Anmerkgn., den swe- 
rechtl. Nebengesetzen, den allgemeinen Seever- 
sicherungs-Bedingen. v. 1867, der hamburg. Hafen- 
gesetzgebg. u. dem hamburg. Ausführungagesetz zum 


neuen Handelsgeretzbuch. 3. verb. u. verm. Anil. 
(X, 278 nn. 142 $.) Leipzig 03 (0. Wigand) 
geb. in Leinw. 4. 


Civilprozess- und Konkursrecht. 


Fehr, E,, Das Schiedsgericht in der schweizerischen 
Civilprozessgesstzgebung. Diss gr. ®, (VII, 91 5.) 
Zürich-Selnau 03 (Gebr. Lehmann & Co.) 2. 


Kisch, Wilh., Prof, Beiträge zur Urteilslehm. 
Aus: „Festschr. zu A. 8, Schultzes 70, Geburtatag.'‘! 
gr. $, (VIEL, 1928.} Leipzig 03 (C. L. Hirschfehi} 5.60 
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Kreisselmeyer, Dr. Konr., Das Pfandrecht 
der Vermieters und Verpächters im Konkurs nach 
geltendem Reichsrechte, gr. #9, (47 8. München 043 


(Th. Ackermann) 
Loewenwald, Dr. Ludw,, Lehrbuch der Civil- 

prozessordnung f. das Deutsche Reich. gr. 89. (X, 

479 8.) Berlin 05 (Pnttkammer & Mühlbrecht) 10.— 
Mothes, Dr. R.. Die Beschlagnahme nach Wesen, 


Arten u. a an er. 9, (V, 110 8.) Leipzig 03 
3. 2 


(Veit & Co.) 
Peters, W,, weil. Landger.-Rat, Die Civilprozess- 
ordnung f. das Deutsche Reich. 
Gesetzes vom 17. V. 1805.) Mit den Entscheiden. des 
Reichsgerichts u. den einschläg. reichsgerichtl Be 
atimmgn. Nebst e, das Gerichtsverfassungagesetz n. 
die Kostengesatze entb, Aub. Bearb, von Kriegager.-R. 
Elsner vr. (ronow, 4, verm. Aufl. 8%. (XVI, 708 8.) 
Berlin 0% {(H. W, Müller) geb, in Leinw. 5.— 


(In der Fussg. des 


JR 


Pollak, Dr. Rad., Priv.-Doz., Syrien des ber 
reichischen Civilprozessrechtes m. Einschlu» ie 
Exekntionsrechtes. 1. TI. gr. ®. (XXIV. 46% 31 Wis 
03 (Manz) 8.—; geh. u 

Rapp, Frär., Kanuzleir., Die Civilproses-rdnez 
als Leitfaden im Stadinm nu. zum praktischen (Gr 
brauch f. den Gericht-schreiber. 13., verb. Auf 
(IV, 136 8.) Leipzig 05 iO. Leiner) kart 1* 

Rintelen, Dr. Aut.. Prof, Exerution auf Sarıe 
in fremder Gewahrsame u. auf Leistangssaspri % 

| [Ans: „Allg. Gst. Gericht#-Zeitg. ') gr. # (5 

| Wien 03 (Manz) " 
Seuffert, Dr. Loth.. Prof., Kommentar rue Cm. 

prosessordnung in der Fassung der Bakauntmwti 
vom 20. V, 1898, nebst den Einführungge=tzm : 
neu bearb, Aufl. 4. (Schlus-) Lig. gr. ®. 2 bi 
X n. 8. 49-827.) München 03 iC, HB. Becki — 
| 2. Bd. 17.50: geb. in Halbfrz. 15; 


& 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Dorner, Dr. Emil, Landger.-Präs., Die Kosten in ' 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach 
badischem Recht. Textausg. der massgeb. Vor- 
schriften ım. Einleitg., Anmerkgn., Kostentabellen 
u. Sachreeister. 2. peu bearb. n. erweit. Aufl. 120, 
(XXIV, 5>6 8.) Karlsruhe 03 (J. Lang) 
geb. in Leinw. 4.75 | 
Friedinender Dr. Jos., Öberlandesger.-R., No- 
tariatsordunng nu. Gesetz üb. die notarielle Errichtung 


einiger Rechtageschäfte vom 25. VII. 1571, samt Im 
ergäuzenden Gesstzen u. allen darauf hwrkgli.e 
Verordnuugen. 12. verm. n. ergänzte Aufl, Mr» 
Uebersicht üb, die Spruchpraxis des k. k. ner 
Gerichtshofes verf. 12*. (IV, 162 8.) Wien 8; 
1.46; geb. 2 
Kostentafeln zu den braunschwei "igiachen Gerueli- 
kosten-Gesstzen. Amtl. Ausg. gr. =. (38 5.) Braus 
schweig 02 (J. H. Meyer) — 


Strafrecht und Strafprozess. 


Bar, Dr. I. v., Prof., Die Reform des Strafrechts. 
gr. 80%. (IV, 358.) Berlin 03 (J, Springer) 
Konuer, Herm,, Refer,, Ucber den strafrecht- 
lichen Notstand un. die Grenzen der Selbsthilfe nach 
Reichsstrafrecht. gr. 8". (708.) Breslan 02 {W. Koebner 
in Komm.) 1.20 | 


Koppmann, Dr. Frdr,, Die Strafbarkeit der 
Teilnahme v. Zivilpersonen an rein militärischen 
Delikten unter besond Bericksicht, der Teilnahme | 
v. Niehtbeamten an reinen Amtsdelikten. 
(V, #78.) München 03 (©, H, Beck) 2. 


Kronnuer, ©., Bundesanw., Kompendium des 


Bundes-Strafrechtes der schweizerischen Eidgenossen- | 


schaft. Nachgeführt auf d. J. 1002, 80, 
Zürich 05 (Art. Institut Orell Fitssli) 
Loewentbal, Dr. E., Grundzüge zur Reform des 
dentschen Strafrechts u. Strafprozesses. 8°. 
Berlin 03 (E, Eberine) —.60 
Manck, Dr. Ferd., Heimweh u. Verbrechen. Ein 


(XIX, 334 8.) 


Staatsrecht. 


Arndt, Dr. Adf.. Geh. Berger. Prof., Allgemeines 
Bergpesetz f, die preussischen Staaten in seiner 
jetzigen Fasemng, nebst kurzgefarstem vollstiänd. 
Kommentar n, Auszügen ans den einschläg, Gesetzen, 
2. völle umgenrb, Aufl. 8". (VIIL 2218.) Leipzig 03 
C. E. M. Pfeffer) geb, in Leinw. 3.80 

Ausführungsbestimmangen betreffend die 
Schlachtvieh- un. Fleischbeschau, einschliesslich der 


Trichinenschan, bei Schlachtumgen im Iplande. Vom | 


20, III. 1003. 8%. (4u 8.) Berlin 03 IR. Schoetz) 1.— 
Ausführungsbestimmungen hotr. Schlacht- 
vjieh- n. Flejachbeschan einschliesslich der Trichinen- 
schau bei Schlachtungen ım Inlande, [Aus: „Mini- 
sterialbl. f. d. ges. innere Verwalte 
preuss, Staaten‘‘.| ar, 8%. (65 8.) Berlin 03 (M., Pasch)} 
1. — 

Ausführungsgensetzf. das Grossherzogt. Sachsen 
zum Tieichsgesetze vom 3, VL. 1900 die Schlachtvieh- 
und Fleischbeschan betr, vom 18. III. 1003, u 
Ausführnngsverordnung betr. die Schlachtvieb- u 
Fleiscehbeschan, einschliesslich der Trichinenschau 
von 4. IE 1908, gr.de (428) Weımar 023 (H. 
Böhlau’s Nacht.) —,60 


Baupolizei - Verordnnng f. die Vororte von | 


Berlin vom 21. IV. ıl1ü6 8.) Berlin 08 
iW. Ernst & Sobn) —.& 
Brunstein, Dr. Jos. Ludw., Hof: u. Ger.-Adv., 


198. 


12», 


gr. 8°. | 


ae] 


0 8.) | 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


in den kat. | 


Beitrag zum Strafgeretzbuch. 4. 'Titel- Aufl er. v 
35 5.) Berlin 03 (Berlin. Verlagsanstait 139, - 
Mayer, Dr Max Erust, Priv-Doc. De Wir 
| meinen Strafschärfungsgründe dea demischen M 
|  tärStrafresetzbuches. Aus: „Festschr 2.4 
Schultzes 70. Geburtstag‘‘.] er. ®. 63 &) Leipar ' 
(C. L. Hirschfeld) 2 
‚Schwarz, Gottfr.. Zum Kampf um dert 
Verhandinngen des Schwurgerichtes Mannheim 2 
16. IV. 1603 betr. die Anklage gesen den Hers.- 
geber der Monatsschrift ‚Das Banner der Fres«: 
Sch,, wegen Vergehens geren 5 166 de \u# 
Beschimpfg. der kathol. Kirche. gar. 8°. #413. en 
furt a.M. 03 (Neuer Frankfurter Verlag! 
Stephban, Dr. R., Das Gesetz zur Bekäupfs:. 
des unlauteren Wettbewerbes. Vom 27, W. | 
| Text-Ausg. m. Anmerkgen. u, Sachregister. 3 meer 
eingeh. Berücksicht. der Bechtsprechg. de Bari 
| gerichts verm. Aufl. (96 5.) Berlin 13 id. Gytterw 


x 


Recht der Verkehrsanstalten. 


| Vorgeschlagene Normen f. das Adminletratw-V- 
fahren vor den staatlichen ı1, staatlich deiem- 
Verwaltungs-Behörden nebst vorausgseschicktem 


ferentenbericht. Erstattet an das vom Pleraz 
niederösterreich. Advoksten-Kammer in dieser ki 
gelegenheit eingesetzten Comit«e. gr. &. (48 % 


03 (Manz) 
Flieischbeschau -Zollordnnng web in 
Gesetze vom 3, VI. 1900, betr, die Schlarttriel- & 


Fleischbeschau, un. den Ausführ uugebastiramune 
Hrag. iın Beichsschatzamte. gr. ®®. 157 8) Berlız 
iR. v. Decker) 5 


'Gemeinde-Verwaltang, die, der k k Ben 
haupt- u. Residenzstadt Wien im J. Jouı. Br 
des Bürgermstrs. Dr. Karl Luerer, Lex, > Mi 


Lean 


4748. m. 21 Abbildgn.) Wien O4 (W, Aranmälier ı 
Komm.) geb. in Lein®. ».- 
Gemeinde - Verwaltung no. Wemeind- 


statistik der Landeshauptstadt Brünn. Ber® 
des Biirgermstrs. Dr. Aug. Ritter vr. Wire t 
J. 1001. gr. 8°. (XL 452, III. 147 u. DL zus 
11 Tab. Brünn 08 (C. Winikeri Geb in leın®. | 
Handansgabe der üsterreichischen Gwete | 


Verordnungen. 104. Heft. 8°. Wien (Hof- u Far 
druckerri}, 
104. Buschmann, Dr. Mar Frhr, «. Mint. 


Die Vorschriften betr. den Transport erpiett 


ne 
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u. denselben ähnlicher Gegenstände „uf den 
österreichischen Eisenbahnen. Zusammengestellt 
unter Mitwirkg. v. Ob.-Rev. Frz. Hübner. 3%, durch 

die biaher. Abändergn. erglinzte Aufl. (XIV, 1108.) 

02 — ‚80 
Haerdtl, Dr. H. Frhr. v., Hof- u. Ger.-Adrv., 
Grundbegriffe des Jagdrechtes und deren Anwendung 
im n.-ö, Jagdgesetze. gr. 3°. (598.) Wien 03 (Manz) 
1.40 

Harvenstein, P., Kammerger.-R., Das Fischerei- 
recht der Mark Brandenburg. Festschrift zum 
25jährigen Bestehen des Fischerei - Vereins f. die 
Prov. Brandenburg. gr. 8°. (Il, 130 8.) Berlin 03 
(F. Vahlen) 
Jagdgesetz vom 4. VIII 1902 f, das Herzogt. 
Kärnten nebst allen Durchführungs- Verordnungen, 
L.G.Bl. vom 26. V, 1908, Nr, 15—20. 8%. (136 8.) 
Klagenfurt 03 (F. v. Kleinmayr) 1.50 
Lebbin, Geo., Handels- u. Ger.-Chem. u. Rechts- 
anw. Geo, Baum, DD., Das Floischbeschaugesetz. 
Vom 3. VI. 1900. Mit den ergangenen Ausführungs- 
gesetzen u. Verordnung. im Reiche u. in Preussen er- 
läutert. gr. 16°. (468 8.) Berlin 03 (J. Guttentag) 
geb. in Leinw. 4.— 

Ministeriali-Erliass betr. Einrichtung u. Betrieb 
v. Aufzügen (Fahrstühlen) vom 20. IV. 1903. Nach- 
trag zur 2. verb. Aufl. der Polizei-Yerordnung betr. 
die Einrichten. u. den Betrieb v. Aufztgen (Fahr- 
stüblen), m. Erläutergn., Gebührenordnung. u. Dienst- 
vorschriften, nebst Anweisgn. zur Berechng. der 
Seile u. Prüfg. der Aufzüge. gr. 16°. (4 8.) Hagen 03 
iO, Hammerschmidt) —.10 
Reichstiagswahlgesetz, deutsches, vom 31. V, 
1869 nebst Wahl-Reglement vom 28. V. 187028. 
IV. 1903. Mit Anmerken, verschen entsprechend den 
v. der Wahlprüfungskommission des Reichstags auf- 
gestellten Grundsätzen sus den Ergebnissen der 
Wahlprüfgn, inder 9, Legislaturperiode von 1893— 98. 


Reich»tagsdrucksache Nr. 286 v. 1897,98. 8°, (2758.) 
Stuttgart 0% (W. Koblhammer) —,15 | 
Reichsiags-Wahlgensetz vom 31, V. 1:60 und 


Wahlreglement in der Fassung der Bekanntmachung 
vorm 28, TV. 1905, nebst den Anlagen u. dem Bericht 


2.— ; geb. 2.50 ! 


—— nn — 
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der Wahlprutumga - Kommission üb. die Ergebnisse 
der Wahlprüfgn. in der Legislaturperiode 1893-- 1898. 
Textausg. m. Sachregister. gr. 10°, (IV, 95.) München 
03 (C, H. Beck) kart. —.60 
|Senmidt, Dr. Rich., Reg.-R., Die Verfassung der 
rheinischen Zandgemeinden nach der Gemeinde- 
Ordnung f. die Rheinprovinz vom 23. VIL. 1545/15. 
V. 1856 u. dem Kommpnnalabgabengesstze vom 
14. VII. 1808 unter Berücksicht. der abänd. n. 
ergänz. Gesetze. 2. vollständig neu bearb, Aufl. 
| gr. 8°, (VIII, 433 8.) Trier 03 (F. Lintz) 6.— ; geb. 6.80 
Seydewitz, P. v., Das königl. sächsische Volks 

schulgesstz vom 26. IV. 1873 nebst Ausführungs- 

verordnung u. den damit in Verbindung stehenden 

Gesetzen u. Verordnungen. Mit erläut. Aumerkgn. 

u. Sachregister hreg. 4. Aufl, besorgt v. Geh. Rat 





F. W. Kockel u. Geh. Reg.-R. J. F. Kretzschmar. 
gr. 8°. (XII, 561 8.) Leipzig 03 (Rossberg’sche Ver- 
lagsbuchh.) 6.— 


Sıolp, Dr. H., Ortsgesetze, örtliche Polizei-, Ver- 
waltungs- n. Benutzungs-Ordnungen, Dienst u. Aue 
führungs - Anweisungen, wie Satzgn. Offentl. u. ge- 
meinnütz. Einrichten. u. Anstalten, Genossen- 
schaften u. Vereine, genammelt n. hrag. Fortgesetzt 
v. HM. Rousseau, 33. Jahrg. 12. (607 8.) Berlin 02 
(P. Stankiewiez) 4, 

Süssstolfgesetz nebst Ausführungsbestimmungen 
Hrsg. im Reichsschatzamte. gar. 8. (19 8.) Berlin 0% 
{R. v. Decker) — 50 

Usehold, Gg., Mag.-Sekr., Reichsgesetz, betr. die 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 3. VI. 1900 
nebst Ausführungsbestimmungen u. den bayerischen 
Vollzugsanordnungen. 2. Aufl. 8°, (X, 2498.) Aschaffen- 
burg 03 (C. Krebs) kart. 2.40 


Verordnungen, den Verkehr ın. Kraftfahrzeugen 
auf den öffentlichen Wegen im Küönigr. Sachsen. 
2. TI, 8°. (36 8.) Flöha 03 (A. Peitz & Sohn) —.50 


Verwaltung, die, der Stadt Zurich. Unter Mit- 
wirkg. v. R. Baumann, J. Fröhlich, H. Kügi u. a. 
hreg. v. Sekr. Dr. A. Bosshardt, (Aus: „Schweiz. 
Zentralbl. f. Staats- u. Gemeindeverwaltg.“) gr. 80. 
(VI, 239 8.) Zürich 03 (Art, Institut Orell Füsali) 2.— 





Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Entwnrf e, Gesetzes üb, den Versicherungsvertrag, 
nebst Entwürfen e. zugehörigen Einführungsgesetzes 
n. e. Gesetzes, betr. Abänderg. der Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs üb. die Seeversicherg, Aufge- 
stellt im Reichs-Justizamte. Amtliche Ausg, 8%, 
(208 8.) Berlin 03 (J. Guttentag) 


3 — 


Gesetzausgube, Manz’sche. Nr. 41. 12°. Wien 03, | 


(Manz.) 


41. Gesetze u. Verordnungen betr. die Unfall- u, | 


Krankenversicherung der Arbeiter, 
u. chronolog. Register, 8. verm, Aufl. (VIII, 264 8.) 
2.—; geb. 2.60 
Girth, Ü., Justitiar, Die Rechte des Hypotheken- 
gläubigers an der Forderung gegen den Versicherer. 
Darstellnng des gelt. Rechtszustandes ım. besond. 
Berücksicht, der Praxia vom Standpunkt des Ver- 
sicherers, [Aus: „Annalen d. ges. Versicherung»- 
wesens‘“,| #. (117 8,) Leipzig 03 (Jüstel & Göttel) 2.0 
Lass, Dr. L., Pröf., u. & Klehmet, Reg. Räthe, 
Grundriss d. deutschen Arbeiterversicherung. Aus: 
„Hdb. d. Arbeiterwohlfahrt.‘') gr. 8”. (IV, 163 8.) | 
Stuttgart 03 (F. Enke! d,— 
Muser, Emil, Oberrechngsr., Unfallversicherungs- 
gesetz f. Land- u. Forstwirthschaft vom 30. VI. 1900 
m. den Vollzugs- u. Ausführungsbestimmungen f. 
das Grossherzögth. Baden, nebst Zusätzen n. Ver- 
weisen. 8°. (XU, 686 8.) Karlarube 03 (G. Braun’sche 
Hofbuchdr, 
Nenkamp,Lr Ernst, Überlandesger.-R., Die Ge- 
werbeordnung f. das Deutsche Reich in ihrer neue- 


Mit alphabet. 


sten Gestalt (Bekanntmachung des Reichskanzlers 


vom 26. VII. 1900), nebst Ausführungsvorschriften 


geb. in Leinw. 6.40 | 


n. das Gesetz betr. Kinderarbeit in gewerblichen Be- 
trieben. Unter besond, Berücksicht. des bürgerl. 
Gesetzbuchs erläuterte Textsuag,. m. Sachregister. 6. 
Aufl, er. 16%. (XVII, 760 8.) Berlin 03 (F. Siemen- 
roth) d,— 
'Neukamp, Dr. Erust, Oberlandesger.-R., Gesetz 
betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 
30. II. 1003 (Kinderschutzgesetz). Erläntert. 1.5. 
Taus. gr. 16°, (50 8.) Berlin 03 (F. Siemenroth) —.40 
Peitz, Bob.. Red, Dentsches Reichs-Gesetz betr. 
Kinder-Arbeit in gewerblichen Betrieben v. 30. III. 03. 
Text-Ausg. nebst Einleitg., Begründgen. u. susführl. 
Sachverzeichnis. ®. (48 8.) Flöha 03 (A, Peitz & Sohn) 
15 
Rabe, E.. Geh. Heg.-R., Gewerbeordnung f. das 
Deutsche Reich. Mit den f. Elsass-Lothringen er- 
lassenen Ausführungsbestimmungen u. Vollzugsvor- 
schriften. Erläutert u. hrag. 5., umgearb,. u. verm. 
Aufl. 12. (XIX, 700 8.) Gebweiler 08 (J. Bolze) 
gob. in Leinw, 10.— 
' Römer, Karl. Pfr. Die freiwillige Versicherung 
(Selbstversicherung) nach dem Invaliden-Versiche- 
rungsgesetz f. das deutsche Reich vom 13, VII. 1899 
in ihrer hohen Bedeutung f. d. selbständigen Ge- 
werbetreibenden u. Landwirte sowie deren Familien- 
angehörigen. 3. Aufl. 8°. Berlin 03 (Deutscher Verlag) 
— ,30 
| Schriften d. Gesellschaft f. soziale Reform. Hrag. v. 
d. Vorstande, 10. Heft. gr. 8%. Jena 03 (G. Fischer). 
10, Avakhd, Konr., Gesstz betr. Kinderarbeit in ge- 
werblichen Betrieben. Vom 30. ITI, 1903. Ausführ- 
liche Erlänteren. zum Gesetz n. Vorschläge zu 
seiner Durchführg, (143 38.) —.W% 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Brendel, H,., Ger.-Assems,, Bürsengesetz. Vom 2, 
VI. 1396. Nebst den dazu erlassenen Ausführungs- 


bestimmgn. Text-Ausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister. 
Unter Mitwirkg, des Geh, Ob.-Reg.-R. u. vortrag. 
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Ratlıea A. Wermufh bearb. 
246 8.) 1597. Berlin 03 (J. Guttentag) 1.50 
Detten, Geo, v,, Landger.-R., Westfälisches Wirt- 
schaftaleben im Mittelalter. Aus seineu Grundlagen 
u. Quellen heraus entwickelt u, dargestellt. gr. & 
(187 5.) Paderborn 02 (Umschlag 03} (Junfermann) 2.50 
Geering, Traug., Handelak,-Sekr., u. Gymn.-Lehbr. 
Rud. Hot z. DD, Wirtschaftskunde der Schweiz. 
Mit «e. geolog. Querprofil u. #. Eisenbahnkarte der 
Schweiz, (Lehrmittelsammlung des schweiz. kauf- | 
männ. Vereins.) 2. Aufl. gr. &®. (X, 1788.) Zürich 03 
(Schulthess & Co.) geb, in Leinw. 
Grotjahn, Dr. Altfr., 
Eine Abhandlg. üb. Wesen, Urssche u. Wirkg. des ' 
Alkoholgenusses während dee Arbeit u. in den Arbeits- 
psusen, sowie eine Uebersicht dsr Massnahmen, die 
schon getroffen oder noch zu treffen sind, um den 
Genuss geist. Getränke v. den Arbeitsstätten fern- 
zuhalten, gr. 8. (V, 9 8.) Berlin 03 (Mässigkeits- 
Verlag) 1.50; geb. in Leinw. 2 — 
Hardegg, G.. Baur. Gewerbeinsp., Aus der deut- 
schen Gewerkschaftebewegzung. Vortrag. gr. 59, (40 8.) 
Stuttgart 03 (K. Witt wer) —.50 
Jahresbericht, 5, des Arbeiter - Sekretariats 
München u. Geschäfts - Bericht des Gewerkschafts- 
vereins München pro 1002. Anh.: Wohnuugs-Miet- 
recht v. Rechtsanw. Dr. M. Ahles. gr. ®*. (IV, 88 8.) 
München (Kaufingerstr. 14, Expedition der Münchener 
Post.) -,79 
Jahresberichte der Gewerbe-Aufsichtsbeamten 
im Königr. Württemberg 1. 1902, gr. 8°, (IV, 240 8.) 
Btuttgart 03 (H. Lindemann in Komm.) 2.— 
Just, Erunt, Geh. Finanzr,, Das königl. sächsische 
Erglinzungsstenergenetz vom 2. VIL. 1902 nebst Aus- 
führungsverorlnung u. Instruktion. Erläutert. gr. 9. 
(XXVL, 31 8.) Leipzig 03 (BKossberg’sche Verlag»- 
buchh.) 5.60 
Lebensmittelzölle, die, u. dieindirekten Steuern. 
Wer sie zahlt u. wen sie nützen. ar. 8. (16 8.) 
Berlin 03 (Buchh. Vorwärts) —.10 
Londwix-Wolf, L. F., Stadtr, 
sische Ergänzungssteuergenstz v. 2. VII. 1902 nebst 
Ausführungsverordnung u. Instruktion. Zum Haud- 
gebrauch zusammengestellt, gr. 9°, (VI, 129 8.) 
Leipzig 03 (Rossberg’sche Verlagsbuchh. ) 1.25 
Marx, Karl, Zur Kritik der politischen Oekonomie, 
Hrsg. v. Kurl Kautsky. 2. Aufl. 8%, (XIV, 203 8.) 
Stuttgart 03 (J, H. W. Dietz Nachf.) 3.50 
Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten 


(Nene Auflage.) (VIII, 


Stenern im preussischen Staate. Nr. 15. er. 9°. (1128,) ; 


Berlin 03 (R. v. Decker) 1.20 
Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten 
Steuern im Königr. Sachsen. Hrag. vom königl, süchs. 
Finanzministerium. VI. Bd. 1—3, Heft, Lex. ®°. 
(208 8.) Dresden 03 (C. Heinrich) 1.— 
Mittelstaedt, Anun, Anweisung zur selbstän- 
digen Vermögensverwaltung für die alleinstehende 
Frau. In 10 Frauenbriefen behandelt. Mit Sach- 
register. gr. 3°. (7U8.) Hannover 03 (C. Meyer) 150 
Neumann, Jos., Zur Roform der Triuksitten, Die 
Mitarbeit der deutschen Katholikenversammign. an 
derselben, dargelegt aus ihren Verbandign. 
kleiner Beitrag zur grossen Alkoholfrage, 
(63 8.) Köln 0% (J. P. Bachem) 
Ofner, J. Volkewirtschaftliche 
2. [Titel-| Aufl. gr. 5”. (VI. 5208) Leipzig 1597 
(0. Mutze 6.—; geb, 
Roscher, Wilh., System der Volkswirtschaft. Ein 
Hand- n. Lesebuch f. Geschäftsmänner u. Studierende. 


gr. 9, 
1.20 
Betrac htungen. 


2.40 | 
Alkohol u. Arbeitsstätte, 


Das königl, säch- | 


Ein 


08 | 


8. | 


Ben ———— 


2. Bd. gr. &. Stuttgart 03 (J. G. Cotta Nachf.! 
2, Nationalökonomie des Ackerbanes u. der rer 
wandten Urproduktinnen. 13. verm. Aufl., bearı 
y. Heinr. Dade. Mit 2 bildi. Darstellemn. (XIV 
| 864 3.) 13.—; geb. 15.50 
Sartorius Frhr, v. Waltershausen, Dr. A., 


Prof., Die italienischen Wanderarbeiter. [Aus: „Fo 
schrift z. A. 8. Schultzes 70. Geburtstag‘. ar. ? 
(44 8.) Leipzig 03 iC L. Hirschfeld } 14 


Struve, Dr. Ane., Die Kremper Marsch in ihr 
wirtschaftlichen Verhältnissen. [Aus: „Laalsin- 
schaftl. Jalrbb.*'| Lex. =°. (III. 114 s.) Berl N 
(P. Parey) Pi 

Stndien, rechts- und staatswissenschaftliche, ver 
öffentlicht v. Dr. Emü Ebering. =. Heft gr. W. 
Berlin 02 (E. Ebering). 

20, Gunz, Dr. os., Das Vollgiro zu Inkassorwersn 
(2 257 8. } 6.80 

Such«land, Dr. E., Oberl. Prof., Los v, deu Kur- 
sumvereinen u. Warenbäusern ! Eine Mahng. u ® 
Bitte an alle Vaterlandsfreunde zur Erhalte. des 
gewerbl, Mittelstandes in Stadt n. Land, sis de 
Fundamentes unseres Stastswesens u. unserer Kulter 
gr. 8. (328,) Halle 0) (Buchb. d. Waisenhanses) — 

' Troll-Borostyäni, Irma v.. Katschismns der 
Frauenbewegung. ®*. (69 8.) Leipzig LS (Verlag der 

„Frauenrundschau'‘) -.» 

N Verhandinngen, kontradiktorische, üb. deuuch 

‘ Kartelle. Die vom Beichsamt d. Innern angesteilws 
Erhebgn. üb. das inländ. Kartellwssen i. Protokalir 
u. stenograph. Berichten. 2. Heft. gr. #8. Berl ®© 
{F, Siemenroth). 

2. Verhandlungen üb. d. oberachlesische Kl 
konvention u. das rheinisch-westfzliache Kois-r 
syndikat am 26. u 27. UI. 1903 im Beichstaswer- 
bäude zu Berlin (8. 319 -694.) 4.9 

Wagner, Öberbrermstr, Die Tätigkeit der Sal 
Ulm a. D. auf dem Gebiets der Wohnungfüärwire 
f. Arbeiter u. Bedienstete (Häuser zum Eigenerwert 
gr. 8%. (VII 124 8. m. 20 Taf.) Ulm 08 ‚Eiser 

kart 2 

Wenekatern, Dr. Adph,. vw., Prir -Imz. Pr 
Einführang in die Volkswirtschaftslehre. ger. * (FI 
239 8.) Leipzig 03 (Dunker & Humblot) I. 

Wirtschafts- u. Verwaltungsstadien = 


|  besond. Berücksicht, Bayerns. Hrsg. v, Prof. ie. 
G. Schanz. gr.8°. XVIU. Leipzig 03 (A. Deister 
Nachf.), 


XVIU. Limburg, Dr. H. Die königl. Bank ru Nüm- 
berg i. ihrer Entwicekl. 1780—19300. (X. 155 8.12 
‚ab-Yberg, Dr., Die Strikes u. ihre Bechteiolen 
gr. 8, (IV, 120 8.) Zürich 0% (Sehuithess & Ca.)i - 
Zeiss, A.. Pastor, Die Arbeiter-Beweguns in de 
verschiedenen Kulturstasten der Gegenwart Eu 
Vortrag. gr. 8°. (48 8.) Detmold 02 (H. Hinriets) — 
Zeitfragen, volkswirtschaftliche. Vorträge u. Ab 
handlg., brag. v. der valkswirtb,schaftl. Gesellschaft 
in Berlin. 197. Heft. 25. Jahrg. 5. Heft. gr ®. 
Berlin 0% (L. Simion). 
197. Hirschberg, Dr. E., Prof., Arbeitslosen-Vir 
sicherung u. Armenpflege. Ein Vortrag. (45.11 - 
Zolltarif, allgemeiner, f. Russland f. den eur# 
ischen Handel. Vom 13.1. (a. St.) 1902, [au Deu 
Handels-Archiv'.] gr. 4%. (42 8.) Berlin 03 E53. Mirde 
& Sohn) L- 
Zolltarif, der neue deutsche, nebst dem Zultan! 
gesetz vom 25. XII. 1902 (nach der amtlichen Ver 
öffsntlichung n. e.Inhaltsrerzeichn.). gr. 1. (1%%* 
Berlin 08 (L. Schwarz & Co.) 18 


Statistik. 


Bericht ib. die Tätigkeit des k. k. arbeitsstatisti- 


schen Amtes im Handelsminleterium während d.J. 


1902, Tax. 
druckerei) 
Lippert, Dr. Gust., Ueber die Vergleichbarkeit 
der Werte v. internationalen Waren-Uebertragungen. 
Eine Untersuchg. auf dem Gebiete der internationalen 
Haudelsstatistik. gr. 8°. (159 S.) Wien 083 {W. Brau- 
möüller) 3. 30 
Mitteillnngen dos bernischen statistischen Buresus, 


80, S.) Wien 03 (Hof- u. Staats- 


(27 


Jahrg. 1302. 2. Lfi. gr. 80. Bern 02 (A. Francke) 
2. Ergebnisse der Alpstatistik im Kanton Bern 
pro 1891-192, (Ill u. 8. 91--420.) 2.40 


Mitteilungen, statistische, der niederösterr. Ilan- 


deis- u. Gewerbekammer. 5. Heft. gr. ##, Wz 7 
(W, Braumtüller in Komen.) 

| 5. Genossenschaften, dis gewerblichen, Nisi” 

österreichs in den J. 1897 bis 1900. L Die Wer 


Gounossenschaften. Verf. vom statist. Barau x 
niederösterr. Handels- u, Gewerbekammer. a 
114 8.) - 
Statistik, Breslauer. Im Auftrase des Mansat 
der königl. Haupt- u. Residenzstadt Breisa \w 
vom statist, Amt der Stadt Breslau. 2. Bi. 1er 
er. 8°. Breslau 03 (E. Morgenstern. Verl. 
Ergebuisse der Bevölkerungs , Grumis#äa> « 
— — vom 1. XIL 1. (112 ®x 
78. m. 5 farb. Taf. u. 1 Formular.) ® 


> 
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Statintik, Breslauer. Im Auftrage des Magiatrata | 157. Streiks- u. Aussperrungen im J. 1902, (IV, 
der kgl. Haupt- u. Residenzstadt Breslau hrag. vom 78, 55 u. 169 8.) 2.— 
statist. Ant der Stadt Breslau. 22. Bd, 3. Heft, gr. 9. ı Statistik, Österreichische. Hrsg, v. d. k. k. statist. 
Breslau 0% (E. Morgenstern, Verl.) Central-Comrnission. 5%, Bd. TI. Heft. 2. Abth. Imp. 

2. Jahresberichte städtischer Verwaltungen f. d. 4°, Wien 0% (C, Gerold’s Sohn in Komm.) 
Rechnungsj. 1901. (351 8. m. 3 |? farb.) Taf.) 2.— Il. Statistik des Verkehrs f. die J. 1898 u. 1899, 

Statistik, Charlottenburger, Hrag. vom statist. Amt | 2, Abth. Seeschiffahrt u. Seehandel, Eisenbahnen, 
der Stadt, 14. Heft. Lex. ®°. Charlottenburg 03 | Posten, Telegraphen n. Telephone, Aussenhandel 
i(C, Ulrieh & Co.) 1.— n. Handel zwischen Oesterreich u. Uugarn. (II, 

14. A, Arımenstatiatik der J. 190001 u. 1901/02 un. IV, LXO, 63 8.) 320 
B. Neubauten des J. 1902. (III, 50 8.) 1.— , — dasselbe. 67. Bd. I. Heft. Imp. 4”. Ebd. 

Statistik des Deutschen Reichs. Hrag. vom kaiserl. Il. Statistik der Sparkassen f. d. J. 1900, {III 
statist. Amt. 157. Bd. Imp, 4°, Berlin 03 (Puttkammer LVI, 69 8.) 3.40 
& Mühlbrecht) 


Politik. 


Bebel, Sozialdemokratie u. Zentrum. Eine Rede in. Loseh, Dr. Herm., Württembergische Grgenwarts- 
Bamberg. Mite. Anh, zur Wahlagitation : Die Sünden fragen u. Zukunftssorgen. 2. Aufl, gr. Se. (VIE, 648.) 
des Zentrums. gr. ®,. (24 8.) Berlin 03 (Buchh. Stuttgart 03 (W. Kohlhammer) —,®w 
Vorwärts) — 0 Marx od. Lassalle” Eine Entscheidg, v. grundleg. 

Bodelschwirgh, Frz. v.,. Entgegnungen aus Bedeutg. f, die Arbeiterpolitik der Gegenwart v. 
Anlass meiner Schrift zur Kanalvorlage. gr. 8°. (238.) Politikus. gr. 8°. (54 8.) Görlitz 0% (R. Dülfer) —.60 
Berlin U3 (Herm. Walther) — 30. Müller-Fulda, R., u. H, Sittart, Keichst.-Abgg., 

Böhbtlingk. Dr. Arth.. Prof., Die römische Ge- Der deutsche Reichstag von 1898 bis 1003. Ein Be- 
fahr u. die Reichstagswahl. Eine polit. Ansprache. ricbt üb, die Tätigkeit der Centrumspartei in der 
gr. 8°, (27 8.) Lörrsch 03 (C. RB. Gutsch) — 35 abgelaufenen Legislaturperiode. gr. 8°. (60 5.) Köln 

D 1 . 03 (J. P. Bachem ) — . 80 
ss > Be en — Nieder m. den die Menschheit erdrückenden Ideen 
kanzlers gesammelt u. hrag. v. /nhs, Penzier. Mit des Sozialismus! Von e. wahrheiteliebenden Deut- 
dem Bildvis des Reichskanzlers u. e. ausführl. schen (A. Kellermann). gr. 8°. (483 8.) Grossenhain 


N - u. Sachre . gr. Be, (X, 523 8. ipzi 03 (Starke & Sachse) — 50 
u a a Pet er Fe Nienkemper, Fritz, Wahl-Wegweiser od. der 
Caiwer, Rich., Wen soll der Arbeiter wählen? , Kern der Wahlnuss. Eine Wahlrede ohne Um- 
Ein Wahlaufruf an die Arbeiter in Stadt u. Land. schweife, schriftlich geh. gr. 16°. (100 8.) Köln 03 
gr. 8°. (16 8.) Berlin 03 (Buchh. Vorwärts) —.10 „(J. P. Bachem) 22* 


Schrepier,. Rud,, Pfalzbayerns Politik im Revo- 

Erzberger, M., Rod., Die Sozialdemokratie in " Jutionmeitalter von 1789-1708. Auf Grund archival. 
früheren Tagen. Auszüge aus den Protokollen der Materials bearb. gr. 5, (VILL, 137 8.) München 08 
ug tarirs — * —— —— Zune (3. F. Lehmann’s Verl.) Fe 
fragen: Sozialreform — Schutzzoll — Bauernstand. we Jiegt das grüssere Deutschland? Eine Kritik 
kl. 4°. (32 8.) Stuttgart 03 (Deutsches Volksblatt) — 20 unserer gegenwärt. Angst-Politik. Von einem Deut- 
Hanck, Dr. H. u. H, Wilechel, Kartogramım schen. gr. ®°. (15 8.) Berlin 03 (Fussinger) — ‚0 
zur Reichstagswahl. 2 Wahlkarten des Deutschen : Woltmaun, Dr. Ladw., Politische Anthropologie, 
Reiches in alter u. neuer Darstellg. m. politisch- Fine Untersuchg. 0b. den Einfluss der Desceudenz- 
statist. Begleitworten u. kartograph. Erläuteren. theorie auf die Lehre v. der polit. Entwicklg. der 
42 mal % cm. Farbdr. Nebst Text. gr. 9. (36 8.) Völker. Lex. ®®. (IV, 326 8.) Eisenach 03 (Thüring. 


Gotha 03 (J. Perthes) 1,— Verlags-Anstalt) 6.— ; geb. in Leinw. T.— 
Varia. 

Buseb, N., Geschichte der literarlsch - praktischen „Schweiz. Zeutralbl. f. Staats- u.Gemeindeverwaltg.‘'] 

Bürgerverbindung in Riga 1802— 1902, Spezieller Tl. : gr. 8°, (468.) Zurich 08 (Art. Institut Orell Füssli} —.S50 


Die Anstalten der Bürgerverbinden. I: Die Schulen.  Mnxer, Edunrd, Bürgertmstr. laudw. Winterach.- 
gr. 5°. (III, 2048.) Riga 02 (N. Krmmel's Sort.) 4.40 Lehr., Katechismus der Gesetzkund + f, den Gebrauch 
Denkschrift zur Feier des Thjährigen Bestehen» an Landwirtschafts- u. landwirtschaftlichen Winter- 
der württembergischen Privat - Feuerver«icherung Schulen u. auf Grundlage des Lehrplanes der letzteren 
auf Gegenseitigkeit in Stuttgart (1828 — 1908). er. 4°, verf. gr. 8°. (IV, 112 8.) Eichstätt 03 (Ph. Brünner 


VI, 798. m. Abbildgn.) Stutgart 03 (W. Kohl- | in Komm.) kart, 1.— 
hammer) 1.50 Markoviec, Dr. Milano, Die serbische Hauskom- 
Elszbacher, Dr. Paul, Der Annrchiamns. (In mission (Zadruga) n. ihre Bedeutung iu der Ver- 
russ, Sprache.) 8. (334 8.) Berlin 03 (H. Steinitz) 5.— gangenheit n. Gegenwärt. gr 8°. (XI, 878.) Leipzig 03 
Frage, 0. aktuelle, der Revolution. (In russ. Sprache.) (Duncker & Humblot‘ 2.40 
3°, (59 8.) Berlin 03 (H. Steinitz) 1.50 | Nieoiaidens, Dr, ©., Macedonien. Die geachichtl. 


Hense am Ehyn Dr Otto, Prostitution u. Entwickeluug der macedon. Frage im Altertum, im 
Mädchenhandel. Nene Enthüllen. aus dem Sklaven- Mittelalter u. in der neusren Zeit. Mit e. Karte in 
leben weisser Frauen u. Mädchen. gr. 8°, (87 8.) Farbendre, Neue [Titel-| Ausg. gr. 5°. (VII, 267 8.) 
Leipzig 03 (H. Hedewig’a Nachf.) 1.20, Berlin [1899] 08 (8. Calvary & Co,) 3.— 

Jahrbuch des k. u. k. answärtigen Dienstes 1903. Norden, D., Bilanz des Jahrhunderts. 2. [Titel-] 
Nach dem Stande vom 30. III. 1908. 7. Jahrg. gr. 9, Aufl, gr. ®, (IV, 184 8.) Leipzig |1896) 03 (O, Wigand) 
(IV, 530 8. m. Abbilden,, 9 Taf. u 11 farb. Karten.) 2.— 
Wien (Hof- u Staatsdruckerei) geb. in Leinw. 10. Peabody, Francis @,, Prof., Jesus Christus 

Kürsechner's Staate-, Hof- u. Kommunal-Handbuch u. die sociale Frage. Uebers. v E. Müllenhoff. gr. 8°. 
des Reichs u. der Einzelstasten (zugleich statist, ({V, 328 8.) Giemsen 03 (J. Ricker) 5. ⸗ ; geb. 6— 
Jahrb.) Hrag. v. Herm. Hilger, 1923. 18. Ausg. Mit | Petrus, A. Sind Rom u. seine Priester im Auslande 
Porträts, Flaggen-, Wappen- u. Ördenstafeln. 86. Totengräber deutscher Art u. Sitte? gr. 8%. (49 8.) 
(VI 8. n. 1268 sp.) Leipzig (G. J. Göschen) kart. 1.50 Paderborn 03 (Bonifacius-Druckerei) —,40 

Lanz-Liebenfel«, J., Katholiziemn« wider Jesul-  Röhnick, Geo, Lehr, War mnss der angehende 
tisınas, gr. ®. (84 8.) Frankfurt a./M. 08 (Neuer Bentnte wissen ? Ein Hilfsbüchlein b. d. Vorbereitg. 


Frankfurter Verlag) L— auf die Boamtenprüfgn., zugleich auch f. den Unter- 
Loeber, A, Reg.-R., Vom Frausenstimmrecht ins richt i. d. Fortbildungsschule. gr. 8°. (75 8.) Dresden 
besondere in kirchlichen Angelegenheiten. [Aus: 03 (H. Schulze) 1.— 


——— 
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Dieterihh’jche Derlagsbuhhandlung, Theodor Weiher in Leipzig. 


Unentbehrlidy für Notare und Grundbuchrichter. 


Grundbuchentſcheidungen 


zuſammengeſtellt von 
Landgerichtsßrat E. Schro eder in Colmar i. €. 
Band II. 1902. 


Preis geheftet 3.— Mark, gebunden 3.50 Mark; 
gebunden und mit Schreibpapier durchſchoſſen 4.— Mark. 


: Die Sammlung des II. Bandes hat an Reichhaltigkeit und praftiichem 
Wert dadurd gewonnen, daß fie auch Entſcheidungen der Yuftizminifterien bringt, 
dak auf die Abhandlungen über zweifelhafte Fragen in den befannteften Zeit— 
ſchriften verwieſen wird und der Verfaſſer aus feinen Erfahrungen als richter 
licher Grundbud) » Revifionsbeamter in Eljah » Lothringen in zahlreihen Be- 
merfungen Anleitung zur Behandlung praktiſch wichtiger Fälle gegeben hat. 

Die das Eljah-Lothringiche Landesrecht betreffenden Enticheidungen und 
Bemerkungen find in einem bejonderen Anhang zufammengefaßt und befonders 
ausführlich wiedergegeben. 


Sennel, Mar von, 
Vortrüge aus dem allgemeinen en 


Reihe. gr. 8°. (6 ©.) 










eurer, Dr. Ehr., ord. Profeflor an der Univerfität Würzburg, 


Ueberſicht über die Arbeiten der Haager Friedenskonferenz, 


insbejondere das Abfommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
vom 29. Juli 1899. gr. 8°. (608) M. 180, 


Duenfing, Dr. Fr., 


die Berlegung der Fürſorgepflicht gegenüber Minderjährigen. 


Ein Verſuch zu ihrer ftrafgeieglihen Behandlung. gr. 8°. (IV. u. 126 ©.) 
mt. 2.80. 











Altield, Dr. Ph., ord. Profefior an der Univerfität Erlangen, 


die Strafneießaebung des deutſchen Heide. Seveneursannan see 
ftrafprogeffualen Inhalts mit einem Gejamtregifter. Für den alademiſchen Ges 


brauch und die Praris. BE Vollitändige Ausgabe mit Nachtrag. WE ar. &°. 
(IX. 1349 ©.) In Halbfranz geb. Mt. 11.50; entgält 152 Geſetze. 
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Verlag von Duncker & Humblot, Leipzig. 


—— — — ] 
DEE !!Soeben erschienen!! SH 


Der Bereicherungsanspruch 
des deutschen bürgerlichen Rechtes. 


Von Robert von Mayr. 
Preis 17 Mk. 


Einführung in die Volkswirtschaftslehre 


Von Adolph von Wenckstern. 
Preis 5 Mk.; gebunden Mk. 6.20 


Soziale Frage, Sozialpolitik und Carität 


Von Karl Wasserrab. 
Preis 80 Pf. 
































Soeben erfchien : Die 


Siwilprozehordnung 


für das Deutſche Reid. 


Mit den Enticheidungen des Reichsgericdyts und den 
einjchlagenden reichsrechtlichen Beitimmungen. 
Nebft einem das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und bie 
Koftengeiege enthaltenden Unhange. 


Don W. Deters, weiland £andgeridhtsrat. 
Vierte, vermehrte Auflage, 
bearbeitet von 


Elsner von Gronow, Kriegsgerichtsrat. 


Ottav, 708 Seiten, qut gebunden. Preis5 Marf. 

Dieie Handausgabe iſt für die Praris beitimmt. 
Die bis Januar d. J. veröffentlichten Enticheidungen 
des Reichsgerichts find kurz, aber vollftändig wieder: 
gegeben, irttematiich aneinandergereiht und, wo es 
nötig erfcbien, mit Ungabe der Gründe verjeben. Durd; 
dieie Präjudifate wird das Werf auch neben der Be— 
nutung größerer, insbejfondere älterer Kommentare 
jehr wohl zu gebrauchen fein. Der Wortlaut der im 
Tırt der ZPV. angezogenen Doricriften ſonſtiger 
Geſetze ift überall ın die bezägliden Anmerkungen 
aufgenommen worden. Außerdem tjt der innere Zu: 
fammenhang’der ZPM. fomwie ihre Stelluna zu ana» 
logen oder abweichenden Beitimmungen anderer Ge: 
ſege erfennbar gemacht. In dem Anhang find das 
Gerichtsperfaffungsgejeg, das Gerichtsfoftengeiet jo+ 
wie die Gebührenordnuna für Hechtsanmwälte, für 
Gerichtsvollzieber und für Zeugen und Sadhverftändige 
zum Abdrud gelanat. 


Derlag von 5.W. Müller in Berlin (W. 35). 


Soeben erschien : 


Bayerisches 
Landesprivatrecht 


| von 


Dr. Paul Oertmann 


0.0. Professor der Rechte in Erlangen. 


Erste Abteilung: 
Allgemeiner Teil, Schuldverhältnisse, Sachenrecht. 
540 S. gr. 8. geh. 10 Mark. 


Die zweite Abteilung erscheint noch 
vor Ablauf d. J. 


Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a/S. 










d. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
Die Bankdepotgeschäfte 
in geschichtl.,wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 
br. Fr. Schweyer, 


Bezirksamtsassessor, 


Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 
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Smith Premier 


Schreibmaschine 





Grand Prix Paris 1900. 





Referenzen : Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 





Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 
Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 



















u) 





Wieder vollitändia: 


Das Lieaenjchaftsreit 


nach den deutſchen Reichsgeſesen und den Freak Sa 
führungsbeftimmungen. Für die Wraris beurtem:x 


Dr. W. Turnan u. R. Fördter, Reichdgerihtirir 
weite, vermehrte u. verbeflerte Auflage. 
1.2d.: Das Sadıenredht Des Fürgerligen hr 

343 — ‚ger 
16, ne —— Is 
1.82. Die FREIE Kr en. 5A 
Dr. Mt. 14.—, ab * 


Verlag von Ferdinaud Shöningh in an 


„Assooiatiop Berliner Bohrsir 
Friedrich Modler & i. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 

Spezialität: 


Amtstrachten 
für 


Professoren u. Justizbeamie 


Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsanwälte von & A 

Für Gerichtaschreiber „ »- 

Einzelne Baretts . 3— r 
bei freier Zusendung 


—EE—— >933533333333333333333: 


£ I. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) Münden. 





w 

— 60 

W e 

v Soeben ijt erſchienen: : 

v Jaeger, Dr. Gruft, ord. Profefior an der Univerfität Würzburg. : 

W 7} ’ ’ — 

As Vürgerliche Geſetzbuch mit Rehengeſetzen tar den eledenhen 

und praktiſchen Gebrauch. — Nachtrag zur Ausgabe für Bayern. — 
w ct And nette. —— — ⸗— 

W gr. 8°. (IV, 277 ©.) In Halbleinen gebunden ME. 3.50. ” 
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berücksichtigt nunmehr auch das Zw.U.G., führt bei den einzelnen Entscki- 
dungen die verschiedenen Zeitschriften an, die jene bringen, und ermöglicht durd 
fortlaufende Verweise auf die früheren Jahrgänge deren bequeme Benüsung 


Ergänzung zu jedem Kommentar = Repertorium zu jeder Zeitschrift 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuligari, 


u. 
u a 







3. Jahrgang 


ebd. Mm 480» 


Abhandlungen z zum n Privatracht und Civlprozess des Deutschen 


Reiches. In zwanglosen Heften herausgegeben von Dr. Otto Fischer, Geh. 
Justizrat u. Prof. der Rechte an der Univ. Breslau. Subskr.-Preis 
für den Band von etwa 40 Bogen 12 Mark. 
Achter Band: 

Heft 1: Jarobi, Ernst, Dr., Die Wertpapiere im Bürg-rlichen Recht des Deutschen Reiches. Von 
der Juristischen Gesellschaft in Berlin gekrönte Preisschrift. Preis: 9 Mark. 

Heft 2: Biermann, Johannes, Dr.. o. Prof. in Giessen: Widerspruch und Vormerkung nach deut- 
schem Grundbuchreeht. Preis: 5 Mark. 

Heft 3: Dierschke, Alfons, Dr.. Die Vorlerung von Sachen zur Besichtigung nach dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch für das Deutsche Releh. Preis: 2 Mark 50 Pf. 


Nennter Band : 

Heft 1: Brückmann, A. Dr., Beferendar in Berlin: Die Rerhte des Geschäftsführers ohne Auftrag, 
zugleich eın Beitrag zur Lehre vom Begriff der auftragloren Geschäftsbesorgung. Preis: 6 Mark. 

Heft 2: Hedemann, J. W.. Dr., Referrndar in Breslau, Der Vergleichsirrtum nach dem Recht 
des Deutschen Reichs. Preis: 4 Mark. 

Heft 3: Schlossmann, Siegmund, Der Iertum über wesentliche Eigenschaften der Person und der 
Ssche nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Zugleich ein Beitrag zur Theorie der Gesetzes- 
auslegung. Preis: 2 Mark 50 Pf, 


Cosack, Conrad; Protssor Lehrhuch des Deutschen bürgerlichen Rechts 


auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuchs für das DeutscheReich. Vierte 
Auflage. Band I. Preis: 11 Mark 50 Pf., gebunden 13 Mark 50 Pf. 


Habicht, Pr Hermann, Obertanacsgrrichts- Djg Einwirkung des Bürgerlichen 
Gesetzhuches auf zuvor entstandene Rechtsverhältnisse. un. 


stellung 
der Fragen der Uebergangszeit. Dritte verbesserte und vermehrte 
Auflage. Preis: brosch. 14 Mark, eleg. halbfranz geb. 16 Mark. 
Vielfachen Wünschen entsprechend soll ein Umtausch der I. oder 2. Auflage dieses 
Werkes bei Nachzahlung von 7 Mark für das broschierte, 9 Mark für das gebundene 
Exemplar gegen die 3. Auflage eingeräumt werden, da eine neue Auflage des Werkes 
aller Voraussicht nach nicht mehr erscheinen wird. 
Alexander, Doktor fi ini 4 Eine Unter- 
Hold von Ferneck, der Rechte in Wien, Die Rechtswidrigkeit. suchung zu 
den allgemeinen Lehren des Strafrechts. Erster Band: Der Begriff der 
Rechtswidrigkeit. 1903. Preis: 8 Mark. 


Herbert Dr. jur., Privatdoz fü 1 i 
MeyBr, deutsches Kerr ad Unis, Bresian, katwertung und Eigentum im 
deutschen Fahrnisrecht. Ein Beitrag zur Geschichte des deutschen Privat- 


rechts und des Judenrechts im Mittelalter. 1902, 
Preis: 10 Mark. 


— Neuere Satzung von Fahrnis und Schiiten. ir ne 
1%3. Preis: 4 Mark 50 Pf. 

Schott, Pr, Richard; Prot an Das Armenrecht der deutschen Givilprozess- 
Ordnung. 1900. Preis: 4 Mark 50 Pr. 


Soeben erschien: 


— Das bewähren des Rechtsschutzes im römischen Givilprozess. 


Stintzing, Dr.W. Prot.an Beiträge zur römischen Rechtsgeschichte. 
1. Zur Geschichte der condietio und der actio certae creditae pecuniae. 2. Ueber 
das possidere pro possessore. 1901. Preis: 3 Mark. 


i n im Gebiet der Schuldverhältnisse. 1. Heft. 1903. 
— Die Vorverpflichtung 7.4: 2 "Aark 50 Pr. 











Soeben iſt in unſerem Verlage erichienen 
und durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Kranken- 
verficherungsaeleh 
(mit Novelle vom 25. Mai 1903). 


Zertausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. 
162 ©. in Hein 8°; Preis farton. 80 Pf. 


Dieje Ausgabe wurde don einem mit 


ber Nechtömaterie hervorragend ver— 
trauten Bermwaltungsjuriiten be— 





Entscheidungen, I ish 


in Civilsachen. 


Bd, I-XL der von den Mitgliedern des Gerieb+ 
hofer veranstalteten Sammlung 


in abgekürzter Fassung 
und in systematischer Ordnung 
herausgegeben von 


6. Schultze n. Br. jur. Fritz Schalter 


Rechtsanwalt am Amtarichter. 
Brichagericht t. 


5 Bände mit Sachregister und Gesetremejise. 
Geheftet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78 - 
Jeder Band ist anch einzeln känflie 


a Betrachtungen über die Verlass 
Martitz, EV. Seo nernzentmten Best: 
—__ Das eheliche Güterrecht des Sachenpigeb 
— und der verwandten Rechtsquellen. MiL%i- 
Internationale Rechtshülfe in Ntrsfachn. 
i 2 Bände, 13838 - 1897, Mm &- 

Studien zum Deutschen Sal 
Foy, Die kön Die — be Gewalt nach den altindiche 
0 « Rechtabüchern. 1895. Mi i- 


Stast und Bischofswahl im Bit 
Fleiner, Fr. Basel. 1897. Mk. D- 


forgt; in den Anmerkungen find die ge— 
jamte Rechtiprehung des bayer. Ber: 
waltung&gerihtshbof® ſowie die Ge— 
ijepgebungsverbandlungen zur Novelle 
vom 25. Mai 1905 durchweg berückſichtigt. 
Der Geſetzestert entipridt genaueſtens 
dem nunmehr geltenden Necte MeG.Bl. 
1903 Nr. 28). 

Das Werfen iſt ganz befonders geeignet 
für Gemeindebebörden, Kranken— 
fajjen und Verwaltungsbehörden. 


Ansbad, 2. Juni 1908. 


C. Brügel & Sohn. 











8. h. Bed’jche Derlagsbuchhandlung (Os (Ostlar Bed) in Münden. 


Soeben ift erſchienen: 
Dr. jur. Fritz Berolzheimer: Die Entgeltung im Strafrechte. Bu * 
Geheftet 13 Mk. 50 Pfg. 
Dr. jur. Fritz Berolzheimer: Rechtsphilosophische Studien. ıı Bogen. pr. # 
Geb. 4 Mk. 50 Pfg. u ee 
GI. von KHoppmann, Bräident des bayr. Senats beim Reid+Milit.-Beribr: Hommentar 
zum Militärftrafgeieburh. Dritte Auflage bearb. von Dr. G. Weigel, Sriep* 


——— 4,3 eferung. og 1-8. Geb. 2 Me. 80 Pin. (Bolltändig in ca. 5 Zleferunge 
- zf.) 






















Kraukenverſichernugsgeſetz in der Faſſung der Novelle tom 25. Mai 1908 nebſt dem Hilfe 


tafiengelek vom 7, April 1876, den noch geltenden Peitimmungen des Geſetzes vom 8. Marıdsi 
betr.diellnfall und Kranfenverfiderung ber in land» und forfiwirtichaftliber 
Betrieben befhäftigten Berfonen und dem Anvalidenverſicherungsgeſech ie 
Faſſung der Bekäanntmachung kom 1%. Juli 1899, Tertausgabe mit Einletiung und —— — — 
Sachregifter. 13 Boaen. fl. 5%, Roter Leinwandband 1 ME SO Br. 


Dr. jur. Guſtav Rohmer, Legationsſekretär 1.81. im E. baner. Staatsminifterium Me # 


Haufes und des Äukern: Das Kinderſchutzgeſetz. Reihsgefeg vom 0. Mäarzue 


betr. Kinderarbeit in gewerbliden Betrieben erläutert. 7 Bog. kl. In rem 
Leinwandband 1 ME, 20 Bf. 


Sammlung von Reichsgeſetzen und Verordnungen ftaats: und ber 
waltungerehtlichen Inhalts. Tertausgabe mit Sachreglſter. 4 Bm. 1 
Roter Yıobb. 3 Dit, 


Diele ee umfaft 47 Nummern, für deren, von einem Univerſtiätelebrer beiergte Aut 
wabl die Bedürfniſſe Des afademifchen Unterrichts und der Praxis maßgebend waren. 


1. Schneider, Oberlandesgeridtsrat in Stettin: Tren und Glauben im Civil 


prozeſſe und Der Streit über die Prozeßleitung. Ein Beitrag su: Be 
antwertung der Brozesleitungsdfrage « Bog. 8%. Webefter DM. W MH 











Jaeger, BGB. » 


mit Nebengejegen und einem Gejamtregifter 
> für den alademiſchen und praftiihen Gebraud. <= 





Erſchienen find die Ausgaben für: 


Das Deutſche Reih 30 Reichsgeſetze 
(IV, 801 &) In Ganzleinen geb. 
mt. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Gejege 


ıVIII, 1408 ©.) In Halbfranz gebbd. 
Mt. 11.—. 


Das Königreih Banern 70 Gejeße 


(VIII 1655 ©.) In Halbfrang gebb. 
Mk. Bon. 


Das Königreih Sahjen 70 Geſetze 


(VIII, 1370 ©.) In Halbfranz geb. 
me. 1.—. 


Das Großherzogtum Baden 70Gejege 
(VIII, 1330 ©.) In Halbfranz gebd. 
wit. 11.—. 


Die Reichslande Elſaß-Lothringen 


65 Geſetze. (VIII. 1289 S.) In Halbe 
franz gebunden ME. 11.—. 


Die Ausgaben zeichnen fi durch praktiſche Anlaye, torreiten Geſetzes⸗ 
tert, großen, deutlihen Drud, elegante Ausftattung und außerordentlich 
billigen Preis aus. Sie erfreuen fi infolgedeflen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 





3. Schweißer Verlag (Arthur Selier) Münden 








> Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. * 


Allgemeine Staatslehre. Von Dr. R. Schmidt, Geh. Hofrat, Prof. in 
Freiburg i. B. 
I. Band: Die gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens. 


M. 5.80, geb. M. 10.80. 
II. Band: Die verschiedenen Formen der Staatsbildung. 


1. Teil: Die älteren Staatsgebilde. M. 12.50, geb. M. 14.50. 
2. Teil: Die Entstehung der modernen Staatenwelt. M. 14.50, geb. M. 16.50. 








Geld und Banken. L. Teil. Das Geld, von Dr. K. Helfferich, kaiserl. Legat.- 
Rat, Professor in Berlin. M. 17.50, geb. M. 19.50. 


Handel und Handelspolitik. Von Dr.R. van der Borght, Geh. Re 
gierungsrat in Berlin. M. 17.50, geb. M. 19.50 


Geschichte der Nationalökonomie. 1. Teil. Die Zeit vor Adam 
Smith. Von Prof. Dr. August Oncken in Bern. M. 16.50, geb. M. 15.50. 


Die Grundbegriffe der Nationalökonomie. Von weil. Prof. Dr. Jul. 
Lehr in München. Zweite Auflage, herausgegeben von Prof. Dr. Max von Heckel 
in Münster. M. 9.—, geb. M. 11.— 


Geschichte des Sozialismus und Kommunismus von Plato bis 
zur@egenwart. I. Teil. Von Dr. &g. Adler, Professor in Kiel. M. 8.—, geb. M. 10.—. 


= Verlag von Franz Vahlen in Berlin W. 8S. — 
Reichsgerichtsentſcheidungen 


aus den 


Beiträgen zur Erläuterung des Deutſchen Rechts 


Red.: Dr. Raſſow, Dr. Künkel und Dr. Ecrins); 
Band 24 bis 43 (1880 bis 1900), joweit fie für das geltende Recht von Bedeutung find, 


zuſammengeſtellt von 


Dr. Raſſow, Reichsgerichtsrat a. D. 
Zwei Bande. 160 Drudbog. gr. 8°. 1902. Geh. 26 Mt., geb. (Halbfranz) 30 Mt. 


— — „Wir glauben hiernach, dab das Buch nicht bloß dem Praftifer, fondern 
auch Jedem, der fich zu wiſſenſchaftlichen Zweden über den Stand der reichsrechtlichen 
Rehtiprehung im irgend einer Frage unterrichten will, gute Dienjte erweiien wird. 
Dieje Brauchbarfeit verdankt die Sammlung u. E. nit zum geringften Zeil dem Um— 
ftande, daß in ihr ebenjo wie bei allen durch die Beiträge veröffentlichten Entiheidungen 
jedesmal Tatbeitand und Entiheidungsgründe, joweit die getroffene Entiheidung Darauf 
beruht, umderfürzt mitgeteilt find. Hierin erbliden wir einen befonderen Vorzug. Wie 
jeder Braftifer und Theoretifer aus Erfahrung weiß, befähigt nur eine joldhe vollitändige 
Mitteilung des Einzelfalles den Lejer, die Bedeutung und Tragweite des in der Ent» 
Iheidung ausgeſprochenen Rechtsgrundſatzes mit Sicherheit zu erfennen und danach ein 
wirflid flares Bild von der Entwidelung der Rechtſprechung zu gewinnen.* 

Skoniebki, Neichänerichtsrat (Gruchot's Beiträge, 46. Jubrg. (1902) Heft 6). 

















— Stahel'ſche Berlago-Anfalt, k. Hof- u. Univ.-Verlag, Mürsburg. — 


Alpbab. Zuſammen⸗ 


Gemeinde-Lerikon des Deutſchen Reiches. sc tammeen 


ſelbſtändigen Orticharten und Gut&bezirfe (politiſche Remeinden im Reichsgeblete nebſt Angabe der 
eiuſchlag. Amtsgerichte, Verwaltungebebörden. Landgerichte, ee und Renlerunge&besirfe. 


Bearb von V. Grübel, £. b. Reglerungs-Realitrator a. D 


2. verb 


-Aufl. Degs- Empfoblen von 


vielen Mintfterien, Reaterungen, Debörden x. Broſch. M. 5.—, geb. w. 6.20. 


pen 


für den Gerichtsvollzieherdienſt 


nah den Reichögefegen und der Neuorganifation des Gerichtövollzieherinftituts im 
Jahre 1900 mit den landesrechtlihen Beltimmungen im „Königreich Bayern, 


herausgegeben von Eduard Rottmann, f. Oberamtsrichter a. D. 
gearbeitete Auflage mit Sacregiiter u. 40 Formularien in 25 Beilagen. 


bunden in Ganzleınen M. 16.50, broidiert M. 15.—. , 
FB Empfohlen zur Anihaffung für die Gerihtövollzieherei, Gerichtöfchreiberei 
und den Herren Amtögerichtövorftänden, welche die Dienjtaufficht über eritere führen, 


Stahel’s gemeinnüß. Schreibkalender, 


buch. 101. Jabraang. Preis gebunden M 1.25, mit SEhreibpapier durbidboiien M. 2.—. Alt 
bewährter Terminkalender für (Nerichtäftellen, Serichtävollzieber, Nedttsanmälte, Notare ꝛc. 
Erſcheint alljäbrlib im September. 


2. gänzlich um— 
reis ge⸗ 


ein Terminkalender, Kaſſabuch, 
Hauebaltungsbuch und Auskunfté— 


Gratis und franko 


verjenden wir an alle Intereſ— 
fenten das fyftematifche 
Gefamtregifter zu den 35 
Jahrgängen 1868 bis 1902 der 


Annalen des 
Deutſchen Reichs 


für Geſergebung, Berwaltung 
und Boltswirtfchaft 


1,000 Abbildungen, 


Soeben beginnt 


und Probeh 


Rechts · u.ftaatswiflenichaftliche 
Zeitſchrift und Materlallen⸗ 
fammlung. 
Begründer von 
Dr. Georg Dirth und 
Dr. Mar von Seybel. 
Herausgegeben von 
Dr. Sarl Sheod. Eheberg 
und Dr. Anton Dyroff. 
Dasfelbe gibt einen Einblick in 


den ungebeuren Meidtum der 
„Annalen”* an Abbandlungen 


Secehste, gänzlich neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. 


Ein Naehsehlagewerk des 
allgemeinen Wissens. 


su erscheinen: 


aus weiten Gebieten der Rechte⸗ 
u. Staatewiſſenſchaft. d. Flnanz⸗ 
u. Bolkewirtſchaft, d. Verkehrs⸗ 
u. Eifenbabnweiens, d. geſamt. 
Verſicherungswiſſen ſchaft zc.zc., 
deſſen Große u.Bedeutfamt. noch 
lange nicht in genünendem Maße 
bekannt iſt u. gewürdigt wird. 


J. Schweiger Verlag 
(Arthur Seltier) 
München 43 Karlapi.29 


uoßunsjomieA 
"n [EXRAV 000’ 8PH1 


20 Bände in Halbleder gebunden zu je 10 Mark. 


eite liefert jede Buchhandlung. 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien. 
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Bei uns ist 
Stempel aller Art antiquarinsch aber tadellos 
aus Kautschuk und Metall Conrad's 
— — — > —* 2 
J— 235 | Handwörterbuch der 
S u =535 . 
258 s:s5| Staat haften 
835 >55 | $taatswissenscha 
35 5 535 5 2. (neneste) Aufl. 
za — in 7 Original - Halbfranzbänden 
35 5 53 | (Subskriptionspreis 142.50) 
\e * 26 | für 106 Nu. zu haben. 
cu 8 3 EEE 
7 ‘1 Berlin N.W. : 
G. K. COOKE & WEYLANDT | purotteenstr. a2. Struppe & Winckler 
Berlin N., Friedrichstr. 105a. Rechts- u. staatswissenschaftl, 
Erste und älteste Fabrik Europas. Spesialbuchhandl, u, Mietbücherel. 












Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 
Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 
Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. 





Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen etc. 


F..Schrey. Berlins.rıı, 
Wien]. Hamburg. 









Fabrikant des 
Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldtüllteder. 





| 
J. Schweitzer Sortiment (rtyur Sellier) Münden | 


> Karlsplag 29, nächſt dem Juſtizpalaft. = x 
Buchhandlung * Antiquariat = Leihinititut | 
für | 


Redhts: und Staatswiſſenſchaften. 


> Kataloge * Bedingungen * loſtenlos. — 


N u 


= EEE 
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9. Schweißer Verlag Gurthur Seitier) München 


Groß, Dr. Sans, o. ö. Profeſſor des Strafrecht an der Deutichen 
Univerfität Prag. 


Die Erforichung des Sachverhalts 


ftrafbarer Handlungen. Ein Leitiaden für Beamte des Rolizei- 
und Sicherheitödienites des Deutſchen Reiche. 


Zweite Auflage. gr. 8°. (VII, 194 S.) in Ganzleinen geb. ME. 2.50. 


Blätter f. adminiftrative Praxis, Bd. LII. S. 407. 


Der Berfaffer will dem Anfänger das, was diejer fonit in mübjamer Weiſe teils aus fremden 
Mitteilungen, telld aus eigener Erfabrung „und nicht zum wenigften aus verdriehlicen und 
sefährdenden eigenen Feblern“ nad und nad lernen müßte, in bequemer und überjichtlider Weije 
sufammengeftellt darbieten. 








Das baner. Staatäminifterium des Innern bat das Buch für die Gendarmerieſchule und die 
Sendarmerieftationen, für die Münchener Sicherbeitsfommiffäre und Schusmannichaftäftationen 


angeſchafft. Da_dasjelbe auch für die Juſtizbebörden angeſchafft wurde, fo fünnen legtere den 


BVolizeiorganen im einzelnen alle die erforderlichen Hinweiſe zufommen laſſen. Es wäre au 


mwüniden, daß auch die Stadtverwalrungen ibre Boltzelmannihaften mit diefem lebrreichen und 


Außerit billigen Bude verfeben würden. Ober⸗Regier⸗Rat Dr. Englert. 


Als beite Anerkennung jeiner vorzüglichen praltiichen Brauchbarfeit iſt die 
offizielle Einführung anzujehen, die es bereits in folgenden deutichen Bundes: 
jtaaten gefunden hat: Baden, Bayern, Braunſchweig, Bremen, Goburg :Gotha, 
Elijah : Lothringen, Lippe, Mecklenburg - Schwerin, Reuß j. 2, Sachen : Meiningen, 
Sacjjen= Weimar, Schaumburg : Lippe, Walded - Pyrmont, Württemberg, Das Kal. 
Sächſiſche Staatsminiſterium des Innern bat durd Verordnung dv. 18. VIII. 1902 
die Anſchaffung angelegentlichſt empfohlen. 

Zahlreihe fommunale Bolizeibehörden bezogen das Buch für ihre jämt- 
lihen Beamten. 





Wochinger, K., t. Landgerichtsſekretär. 


Die Prozeßgebühren-Geſetze für das 


Dentjche Reich in der Neutertierung vom 20. Mai 1898, umfaſſend: 
Das Gerichtötoftengeieh, Die Gebührenordnung für Zengen und 
Sachverſtändige, Die Gebührenordnung für Gerichtsvollzicher, Die 
Gebührenordnung für Rechtöanwälte. Handausgabe mit Erläuterungen, 
Tabellen und ausführlichem Sachregiſter. 8°. (295 5.) In Ganzleinen 
gebd. Mt. 4.20. 


Im Zuftigminifterialblatt für das Königreich Bayern vom 20. Mai 1399 empfohlen. 


Zeitſchrift für Vollſtreckungsrecht 1899. Nr. 20: 


- . , Literatur, Rebtiprehung und die vorberrfhende Gerichtspraxis baben in dem vielfach 
reichhaltig dargebotenen Auslegungsmaterial forgfältiger Beükfihtigung nefunden. Das empfchlens- 
werte Buch wird im AYulammenbalte mit den überfichtlih annelegten Tabellen nicht bloß dem 
Praktiker, welcher fi von amtswegen mit ver bier bebandelten Materie befaſſen muß, fondern 
auch jedem Anderen, der fich in der Gebührengeſeßgebung orientieren will, als nützliches Nach— 
ſchlagewert ſich erweifen und vortreffliche Dienite leiften. Die Musitattung Fit überaus gedlegen 
und geibmadvoll und der Preis in Anbetracht deſſen auferordentlih mäßig. 








455 Eh 


Dieterich'ſche Verlagsbuchhandiung, Theodor Weider, Leipsia. | 


In dem obigen Verlage ericheint das 


Centrawlatt 





freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat, 


jowie Swangsverfteigerung. 


Herausgegeben von 


Dberlandeögerichtsrat Dr. Adolf Labe in Dresden. 
4. Jahrgang. (Juli 1903 bis Juni 1904.) 


—— Monatlid) ericheinen zwei Hefte von mindeitens je 2 Bogen Umfang. — 
Der jährliche Bezugöpreis beträgt 15 Marf. 
Brobehefte vorjendet die Verlagsbuhbandlung unentgeltlich und frei; auch Hit Dieielde bereit, 


nen binzutretenden Abonnenten zur Erleidterung der Auſchaffung Die beiden erften Bände für 
zuſammen 25 M. gebeftet oder BO °M. gebunden zu lefern, wenn ſie gleichzeitig entnommen werben. 


Diefes trefflich EURER Organ für freiwillige Gerichtsbarkeit bringt vor allem cine 
außerordentliche Audllfatur .. Unnalen des Deutſchen Reiches. 


Ausführlidye Proſpekte und Rataloge koftenfrei. 











3. Gnttentag, Berlagsbuchhandlung, G.m.b.9., Berlin W. 35. 





Syſtematiſche Sammlung 


der für das gegenwärtige Recht von Bedeutung gebliebenen 


Eutſcheidungen des Reichsgerichts in Cibilſachen 


nach der Geſetzes-Ordnung zuſammengeſtellt 


aus den Amtlichen Entfcheidungen des Reichsgerichts, Blums Annalen, 
Grucots Beiträgen, der Juriſtiſchen Wochenſchrift und Seufferts Archiv 


von 


Otte Budorff, 


Oberlandesgerichtärat in Hamburg. 


Band I. Bürgerliches Gefekbud mit Einführungsaefrk. 
Ler. 8". Brofchiert 18 ME, geb. in Halbfranz 20 Mi. 











In Vorbereitung befinden fi: 


Band II. Handels-, Werhfel-, Urheber-, Batent- und Gemwerberedt, 
Band III. PBrosehredht einſchl. Konkursredt und Anfechtung außerhalb 
des Ronkurfes. 








Diesen Nuwner ist ein Prospekt der Verlagsbuchhandlung 0. Liebmann in Berlin „Ta 
strafr, Nebengesetze und Groschuff, d. preuss, Strafgesetze betr.‘' beigefigt, den wir der 
Bes htung unserer gesc hätzten Leser empfehlen 
Eigentum und en von J. Schweitzer ——* (Arthur Sellier), Münch 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie.. G. m. b. H., München-Freising 
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Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr, E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr, Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München Karisplatz 29. 








Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.-; 


für Abonnenten 


XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis. 1908 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postaustalten (Nr. 516). Nr. 8 


Insertionspreis : !/sspalt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 








Ausgegeben am 1. August, 


Bürgerliches Recht. 


1. Altsmann, R., Landg.-Direktor, Das Recht | vereinigen. 
Ein kurzge- Bedürfnissen der Praxis. 


d. bürgerl. Gesetzbuchs. 
fasstes Lehrbuch. 10. Aufl., Ausg. f. d. 
Reich. gr. 8°. (XII, 743 8.) Berlin, 03. 
(©. Heymann) 10:- 
Der ausserordentlich rasche Absatz von 
neun Auflagen spricht genugsam für die 
Brauchbarkeit des Werkes. Der Verfasser 


hat es verstanden, den Hauptinhalt des BGB. 


in einer leicht fasslichen, durch sorgfältig 
ausgewählte Beispiele veranschaulichten, aber 
doch wissenschaftlich präzisen Form zur Dar- 
stellung zu bringen. 
Vorschriften der Nebengesetze ist Rücksicht 
genommen. Zur „Wiederholung und Selbst- 
prüfung“ sind am Schlusse des Buches eine 


grosse Reihe von Fragen zusammengestellt. 


Seiner ganzen Anlage nach eignet sich das 
Buch auch zur Information für Nichtjuristen. 


Auch auf einschlägige. 





2. Caspari,Dr.Fritz, Sicherungsübereignung 


und Sicherungscession nach gemeinem 
Recht u. BGB. gr. 8”. (II, 46 8.) 
Berlin, 03. (Stuhr) — 


Ein neuer, aber recht dürftiger Beitrag | 


zum viel erörterten Kapitel der Fidueia. 
Der Verfasser kommt zu dem Schlusse: 
Sicherungsübereignungen und Sicherungs- 
cessionen seien nach gemeinen Recht und 
nach dem BGB. nichtig, 
einem Pfandzwecke dienen und diesen Zweck 
unter Verletzung der im öffentlichen Interesse 
vorgeschriebenen Formen erreichen wollen. 
Mit der abstrakten Natur der rechtsgeschäft- 
lichen Verfügung und vollends mit dem 
& 223 II BGB. ist diese Ansicht nicht zu 


da sie lediglich : 


'BGB,, 


Noeh weniger entspricht sie den 
Die neue Literatur 
ist ganz unzureichend berücksichtigt. 


3. Engelmann, Dr. A.. Oberlandesger.-R., 
Prof., Das bürgerliche Recht Deutsch- 
lands m. Einschluss des Handelsrechts 
historisch u. dogmatisch dargestellt. 
3. verb. Aufl. gr. 8°. (XVI, 856 8.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 

14.—; geb. in Leinw. 15.— 

Ueber die Anlage des Buches sind un- 
sere Leser bereits unterrichtet. Sein Haupt- 
vorzug besteht darin, dass es das ge 
samte Reichsprivatrecht — nicht bloss das 
sondern auch H.G.B. und W.O, auch 
die materiellrechtlichen Vorschriften der 
C.P.O., der K.O., des Z.V.G. und zahlreiche 


andere Nebengesetze — in den Kreis der 
ı Darstellung zieht, 


das Wesentliche mit 
grossem Geschick heraushebt und in allen 
Teilen ein selbständiges, auf reiche Erfahrung 
gegründetes Urteil bekundet. Dadurch unter- 
scheidet sich das Engelmann’'sche Werk sehr 
vorteilhaft von ähnlichen kurzgefassten Dar- 
stellungen und darf darum namentlich dem 
Studenten warm empfohlen werden. Die Neu- 
auflage ist vielfach umgearbeitet und ergänzt. 
Auch einige Irrtümer der beiden ersten Auf- 
lagen sind berichtigt worden. Andere be- 


‚ dürfen noch der Berichtigung. So auf S. 150 


der Satz, dass im Falle der Veräusserung des 
streitbefangenen Gegenstands nur das „in 
der Sache selbst‘ erlassene Urteil auch für 
und gegen den Rechtsnachfolger wirke (siehe 
‚ Hellwig, Rechtskraft S. 134). Die Annahme 
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der Dinglichkeitslehre für die Gläubigeran- | dietio des römischen Privatrechts (Leipzig 
fechtung 8. 462 f. ist eine bedauerliche | 1900) geliefert. Im vorliegenden Werke 
Neuerung. Sie wird weder „dem Sinne des handelt er zunächst die Geschichte des Be- 
Gesetzes‘‘ gerecht noch erscheint sie bei der | reicherungsanspruchs bis anf das BGB, da 
grundsätzlichen Verschiedenheit der Institute | rauf in sechs mit grösster Sorgfalt ausge 
durch die Vorschrift des &$ 142 BGB. ge- arbeiteten Abschnitten: den allgemeinen Be 
boten. Siehe R.G. 52, 334. Auf S. 684 unter reicherungsanspruch des BGB., das Anwen 
VI wäre zu $ 741 C.P.O. der die Nicht-  dungsgebiet des bürgerlichen Rechts, die 
geschäftsgläubiger treffende $ 774 C.P.O. | Voraussetzungen des Bereicherungsanspruchs, 
zu beachten; der Schlussabsatz von VI | den Umfang der Herausgabepflicht, die Be 
ungenau. S. 695 unter a ist fälschlich der | weislast und den Gerichtsstand. Besonders 
8 25 statt des $ 26 Pers.St.G. verwertet. | hervorgehoben seien die Ausführungen über 
5.699 wird in der viertletzten Zeile die Aus- | die Konkurrenzfühigkeit des Bereicherungs 
steuer, die doch nur eine Unterart der Aus- | anspruchs (S. 356 ff.) und über den Mange 
stattung bildet, mit Unrecht von der Kol- | des Rechtsgrundes (S. 420 ff.). Allenthalba 
lation ausgenommen. Mehrfach (z.B. S. 340 haben die Nebengesetze eingehende Berück- 
bei der Wandelungsklage) vermisst man Hin- | sichtigung gefunden. Auch das ausserdentsche 
weise auf die Bestrittenheit der vorgetragenen | Privatrecht und seine Literatur ist gränd 
Ansicht. lich verwertet. 


4. Haberstumpf, Dr. Alb., Amtsricht., Baye- 7. Neubecker, Dr. Frd. Karl, Priv.-Doz., Der 


risches Gesetz vom 9. VIII. 1902, das abstrakte Vertrag in seinen historischen 
Nachlasswesen betr. Mit Erläutergn. | u. dogmatischen Grundzügen. Aus 
2. (Schluss-)Lieferung m. Decke. 12°, „Archiv f. bürgerl. Recht“.) gr. 8°. (VIL 
(IX, 8. 93—291). München, 08. (C. H.“ 598.) Berlin, 03. (C. Heymann) ?- 
Beck) 150) Ein lebendig geschriebener, anregende 


Die zweite Lieferung bringt die nene Aufsatz (Habilitationsvortrag), in dem der 
Nachlassordnung vom 20. März 1903 mit Verfasser zu dem Ergebnisse gelangt: Ver 
erläuternden Zusätzen und den Formularen, | fügungen sind abstrakt, Verpflichtungen sind 
ferner das Erbschaftssteuergesetz in der es nur im prozessualen, nicht im materiellen 
Fassung vom 11. November 1899 mit Voll- Sinne. Unwidersprochen werden diese Auf 
zugsbekanntmachung in der Fassung vom stellungen nicht bleiben. Besonders anfecht 
19. Dezember 1902 und ausführliche Register. bar erscheint uns die Begründung des Satzes, 
Damit liegt der wertvolle Handkommentar dass abstrakte Verfügungen nach $ 13% 


vollendet vor, ‚nichtig sein können (8. 34 ff.) 
5. Kretzschmar, Ferd., Oberlandesger.-Rat, 8. Oertmann, Dr. Paul, Univ.-Prof. in Er 
Einführung in das Grundbuchrecht. langen, Bayerisches Landesprivatrecht 
II. Band, gr. 8°. (VIII,4308.) Leipzig, 03. l. Erg.-Bd. zu Dernburg, bürgerl. R 
(Rossberg’sche Verlagsbuchhandlung) IL. Abt.: Allgem. Teil, Schuld verh., Sacher- 
10.— recht. gr. 8°. (540 8.) Hallea.S, 8. 
Der vorliegende II. Band behandelt das (Buchhandlung d. Waisenhauses) 10.- 
Eigentum, das Erbbaurecht, die Dienstbar- Wir begrüssen es mit Freude, dass unser 


keiten, das dingliche Vorkaufsrecht und die | Anregung an den Verlag, auch für Bayern 
Reallasten.. Damit hat der Verfasser das sine jandesrechtliche Ergänzung zu Der 
gesamte Reichsgrundbuchrecht systematisch | purgs bürgerlichem Rechte zu veranstalten, 
dargestellt. Von besonderem Wert ist seine 30 bald entsprochen worden ist. Nach er 
Arbeit für den sächsischen Juristen, da sie | gebnislosen Verhandlungen mit eingeborene 
das süchsische Landesrecht erschöpfend be- | bayerischen Juristen hat der Verlag in Pre 
rücksichtigt. Damit wird ihre Brauchbarkeit | fessor Oertmann (Erlangen) einen auf reichs 
für andere Rechtsgebiete nicht beeinträchtigt.  rechtlichem Gebiete bewährten Privatrecht: 
Die Darstellung beruht in allen Teilen auf | jehrer gefunden, der sich der schwieriga 
gründlicher Sachkenntnis und reicher Er- Aufgabe mit grosser Tatkraft und Gewand! 
fahrung. Die Weglassung von Literatur- | heit unterzogen hat. Wenn man sich ver 
angaben können wir nicht gutheissen. 'gegenwärtigt, dass der Verfasser erst vu 
j . j | kurzer Zeit nach Bayern berufen worden is 
6. Mayr, Rob. v., Priv.-Doz., Der Bereiche nd sich selber erst 14 die Eigentümlichkeite 
rungsanspruch des deutschen bürgerlichen | des bayerischen Privatrechts einarbeitz 
Rechtes. gr. 8°. (IX, 7505.) Leipzig, 03. musste, wird man seiner Leistung die doppelt 
(Duncker & Humblot) 17.— | Anerkennung zollen. Die Darstellung i 
Eine sehr gediegene Arbeit, die im wahren | trefflich geordnet und von grosser Anschat 
Sinne des Wortes eine Bereicherung der lichkeit. Sie enthält eine Fülle wertvoll 
Rechtsliteratur bedeutet. Der Verfasser hat Gedanken. Die Grenzgebiete insbesonder 
bereits eine eingehende Darstellung der con- sind in weitestem Massstabe berücksichtigt 
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Wir hätten es lieber gesehen, wenn die noch | Gesetzgebung. Damit liegt das vortreffliche, 
nicht systematisch behandelten Teile des einem dringenden Bedürfnisse der bayerischen 
bayerischen Privatrechts, insbesondere das | Praxis abhelfende Werk vollendet vor. 
so ausserordentlich wichtige Grundbuchrecht, | Namentlich die sorgfältigst redigierten, vor- 
eine grössere Beachtung gefunden hätten. | wiegend dem Rechtsleben entnommenen Bei- 
Die $S 65--68 genügen diesem Bedürfnisse spiele und Formulare füllen in dankenswerter 
nicht. Freilich wird auch nur ein Jurist, | Weise eine bisher fühlbare Lücke der 
der auf dem schwierigen Gebiete des Grund- | bayerischen Rechtsliteratur aus. In seiner 
buchrechtes praktisch gearbeitet hat, diese leicht fasslichen, übersichtlichen Darstellung 
Materie befriedigend darstellen können. Grund- | wird das Buch nicht nur dem Richter, Rechts- 
legende Vollzugsvorschriften {wie die rechts- . anwalt und Notar, sondern auch nicht juristisch 
rheinische ieschäftsanweisung für Anlegungs- gebildeten Amts- und Privatpersonen von 








beamte vom 1. Oktober 1893, die rechts- | 
rheinische J.M.B. über das Anlegungsver- 
fahren vom 11. Juli 1901 und die pfälzische 
Grundbuchanlegungsordnung vom 15. Sep- 
tember 1902) sind unerwähnt geblieben ; die 
Werke von Henle-Dandl (2. Autl. 1902) und 
Schneider (2. Aufl. 1903) über Grundbuch- | 
anlegung sind nicht einmal mit Namen ge 
nannt. Auf Seite 7 hätte auch die für den 
bayerischen Juristen unentbehrliche Samm- 
lung der bayerischen Justizgesetze von 
G. Schmitt (Öbeireg.-Rat im St.M. d. J.), 
die keineswegs nur den Wert einer Zu-| 
sammenstellung hat, angeführt werden 
mfissen. Desgleichen zu $ 39 die Hand- | 
ausgabe des Feldschadensgesetzes von Th. 
v. d. Pfordten. Die vorliegende Abteilung 
behandelt Allgemeinen Teil, Schuldverhält- 
nisse und Sachenrecht. leber die Schluss- 
abteilung (Familien- und Erbrecht), die noch | 
vor Jahreswende erscheinen soll, werden wir | 
seinerzeit berichten | 


l 

9. Rietschel, Dr. Siegfr., Univ.-Prof, Das 
Recht am eigenen Bilde. gr. 8°. (55 S.) 
Tübingen und Leipzig, 03. (J.C. B. Mohr) | 

1.20 

Der interessante Aufsatz, ein Sonderab- 
druck aus dem Arch. f. eiv. Prax. Bd. 94 
Ss. 142 ff, behandelt die neuestens lebhaft 
erörterte Frage des Rechtes am eigenen 
Bilde in klaren und sachlichen Erörterungen. 
Von besonderem Werte ist (die Kritik des 
8 4 im neuen Entwurf eines Gesetzes, betr. 
das Urheberrecht an Werken der Photographie. 


'lichen Werkes vollendet vor. 


10. Sauer, Karl, k. Landgerichtsrat in Würz- 
burg, Testamente und Erbverträge in 
Bayern nebst einer kurzen Darstellung 
des gesetzlichen Erbrechtes, des Pflicht- 
teilsrechtesund Nachlassverfahrens, sowie 
einem Anhang enthaltend Muster für 
Testamente und Erbverträge. 4. Lfg. 
(Schluss.} gr. 8°. (XII, 321—447 5.) 
München, 03. (J,. Schweitzer Verlag) 2.—; 

Preis des kompl. Werkes 9.80 
Das Heft enthält den IV. Teil „Das Nach- 
lassverfahren“ und den V. Teil des Werkes 

„Muster zu Testamenten und Erbverträgen“ 

auf der Grundlage der neuesten bayerischen 


hohem Nutzen sein. Die Ausstattung des 


Werkes ist vorzüglich. 


11. Seydel, F., Eisenb.-Dir.-Präs., Das preuss. 
Gesetz liber die Enteignung von Grund- 
eigentum vom 11. Juni 1874. Mit Be 
nutzung d. Akten d. kgl. Ministeriums 
d. öffentl. Arbeiten erläutert. 3, neu 
bearb. Aufl. gr. 8°, (XI, 312 8.) Berlin, 
03. (U. Heymann) 7.50 

Das Werk wendet sich unmittelbar an 
die Praxis und ist dementsprechend über- 
sichtlich und bei aller Gründlichkeit knapp 
gefasst. Streitfragen sind streng sachlich 
erörtert und präzis entschieden. Gesetz- 
gebung und Judikatur sind bis zum Beginn 
des Jahres 1903 berücksichtigt. So wird der 

Seydel’sche Kommentar, für dessen Brauch- 

barkeit schon die Ziffer der Auflage spricht, 


allen Interessenten — auch ausserhalb 
Preussens — als zuverlässiger Ratgeber 
dienen. 


12. Turnau, Dr. W. u. K. Förster, Reichsger.- 
Räte, Das Liegenschaftsrecht nach den 
deutschen Reichsgesetzen u. den preussi- 
schen Ausführungsbestimmgn. Für die 
Praxis bearb. 2. Bd.: Die Grundbuch- 
ordnung. 2., verm. u. verb. Aufl. gr. 8°. 
(XXXVII, 762 S) Paderborn, 03. (F. 
Schöningh) 14.—; geb. 16.50 

Mit deın zweiten Bande liegt die Neu- 
auflage dieses hervorragenden, der Theorie 
und ganz besonders der Praxis unentbehr- 

Der Schluss- 

band bringt einen durch seltene Gründlich- 

keit ausgezeichneten Kommentar zur G.B.O,, 

der allein über 400 Seiten grossen Formats 

einnimmt. Daran reihen sich die Formulare 
und Anhänge über das Bergwerkseigentum 
sowie über Kosten- und Stempelwesen (für 

Preussen). Als „Ergänzungen“ sind Aus- 

führangen über Enteignung, Liegenschafts- 

vollstreckung, Agrarrechtliche Auseinander 
setzungen, Rentengüter und — eine Neuerung 
der zweiten Autlage — über Anerbengüter 


beigegeben, von denen die drei letzten Ma- 


terien Herr Reichsgerichtsrat Meyn bearbeitet 
hat, Den Schluss bilden ausführliche Sach- 
und Qnellenregister. 
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Rechtsgeschichte. 


Turba, Dr. Gust., Priv.-Doz., Geschichte 
des Thronfolgerechtes in allen habs- 


burgischen Ländern biszur pragmatischen | 


Sanktion Kaiser Karls VI. 1156 bis 1732. 

gr. 8°. (IV, 415 
8.— 

Die Geschichte des Thronfolgerechtes in 
den habsburgischen Ländern ist zwar nicht 
für bevorstehende Sukzessionsfälle, aber für 
gewisse politische Erörterungen von grosser 
Bedeutung und erregt nicht nur das Interesse 
des Fachmanns, sondern auch das gebildeter 
Laien. Schon ans diesem Grunde ist das 
vorliegende Werk sehr zu begrüssen. Vol- 
lends vom rein rechtsgeschichtlichen und 
allgemein historischen Standpunkte aus be- 
trachtet, bedeutet diese umfassende Be- 
arbeitung des Themas die dankenswerte Aus- 
füllung einer empfindlichen Lücke in der 
Literatur. Der Raum gestattet nicht, hier 
auf Einzelergebnisse der sorgfältigen und 
objektiven Untersuchungen einzugehen. 


$.) Wien, 03. (C. Fromme) | 


Es : 


darf aber nicht unerwähnt bleiben, dass der 
Verfasser die Anschauung vertritt, die Un- 
trennbarkeit der drei zur österreichisch-un- 
'garischen Monarchie vereinigten Länder- 
gruppen danere rechtlich trotz der gemein- 
samen pragmatischen Sanktion nur so lange, 
als die Deszendentenreihen seit der Zeit 
Kaiser Leopolds I. sukzedieren. Nur diese 
kämen nämlich auch für Ungarn in Betracht, 
dagegen für Böhmen schon die Deszendenten 
der jagellonisch-böhmischen Anna, der Ge 
mahlin Ferdinands I., und für die altöster- 
reichischen Erbländer noch viel weiter zurück- 
reichende Deszendentenreihen. Das Wahl 
‚recht der Stände könne also in Ungarn noch 
früher als in Böhmen in Kraft treten. Es 
bestehe im Grunde nur eine „Union auf Zeit“. 
‚ Dass deren Auflösung nie geschehen möge, 
werde jeder Staatsmann wünschen, der in 
der Existenz der habsburgischen Monarchie 
eine Garantie gegen das Uebergewicht irgend 
einer anderen europäischen Macht erblicke 


Handelsrecht. 


1. Pinner, Alb., Rechtsanwalt, Justizr., D. 
Reichsgesetz zur Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbs v. 27. V. 96 nebst 
d. ergünzenden Best. d. BGB. gr. 8°. 
(VI, 183 5.) Berlin, 03. (J. Guttentag) | 

9.—; geb. 6.— 

Ein ganz vortrefflicher Kommentar des 
wichtigen Gesetzes, der es sich zur Aufgabe 
gestellt hat, „in Zusammenfassung dessen, 
was Theorie und Praxis zur Auslegung her- 
beigetragen haben, und unter wissenschaft- 
licher Gliederung des Stoffes das Gesetz aus 
der Praxis heraus zu interpretieren“. Diese 
Aufgabe hat der Verfasser glänzend gelöst. 
Er hat die Ergebnisse einer reichen Literatur 
und einer überreichen Rechtsprechung in 
höchst übersichtlicher, streng wissenschaft- 


licher und selbständiger Darstellung ver- 


wertet. Vorausgeschickt ist einesystematische 
Einleitung, beigegeben ein Anhang über die 
ergänzenden Vorschriften des BGB. und ein 
ausführliches Sachregister. 


2, Reinshagen, Dr. Otto, Die Konkurrenz- 
klausel des Handlungsgehilfen. gr. 8°. 
(IV, 48 5.) Leipzig, 03. (C. L. Hirsch- 
feld) 1.40 
Die in den Anstellungsverträgen 


der | 


Handlungsgehilfen so häufige Konkurrenz- 
klausel ist zum ersten Male im neuen Handels- 
'gesetzbuch geregelt worden. Bei der Be 
‚ratung desselben im Reichstage hob der 
Staatssekretär des Reichsjustizamts hervor, 
‚dass in dem ganzen Entwurfe des H.G.B 

kaum eine Bestimmung sich befinde, die bei 
der Vorbereitung der Vorlage so viel Mühe 
gemacht und die so sehr die Kritik wach- 
gerufen habe, wie die Bestimmungen über 
die Konkurrenzklausel der Handlungsgehilien 


Diese Kritik ist auch jetzt noch nicht 
zur Ruhe gekommen. Lebhaft tritt ein 
grosser Teil der Handlungsgehilfen für schär- 
fere Einschränkungen bezw. für ein voll 
ständiges Verbot der Konkurrenzklausel ein. 


Die vorliegende Schrift behandelt die 
jetzt geltenden Bestimmungen und ihre Ge 
schichte eingehend und objektiv vom Stand- 
punkte des Juristen aus und dürfte gerade 
‘dadurch auch den Angehörigen des Handels- 
standes dienlicher sein als die vielfach ober- 
flächlichen und irreführenden Ausführungen 
in populären Schriften über das Recht der 
Handlungsgehilfen. 


CGivilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


I. Mothes, Dr. R., Die Beschlagnahme nach 
Wesen, Arten und Wirkungen. gr. 8°. 
(V, 110 8.) Leipzig, 03. (Veit & Co.) 


Die verständig geschriebene Arbeit gibt 


eine dankenswerte Uebersicht über die ver- 
schiedenen Fälle der Beschlagnahme im Civil 
und Strafprozesse, im Bereiche der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit sowie auf dem Gebiete des 
Staats- und Völkerrechts. Die Literatur ist 
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sorgfältig verwertet, die zahlreichen Streit- | 
fragen dieser Lehre zum Teil eingehend er- 
örtert. So z. B. die Frage nach der Stellung | 
des pfändenden Gerichtsvollziehers S. 100 ff. 


2. Peters, W., weil. Landger.-Rat, Die Civil- 
prozessordnung f. das Deutsche Reich. 
(In der Fassg. des Gesetzes vom 17. V. 
1898.) Mit den Entscheidgn. des Reichs- 
gerichts u. den einschläg. reichsgerichtl. 
Bestimmgn. Nebst e. das Gerichtsver- 
fassungsgesetz u. die Kostengesetze enth. 
Auh. Bearb. von Kriegsger.-R. Elsner 
v. Gronow. 4. verm. Aufl. 8°. (XVI, 
708 8.) Berlin, 03. H. W. Müller) 
geb. in Leinw. 5.— 
Die Neuerungen der vorliegenden 4. Auf- 
lage bestehen in der Hauptsache darin, dass 
die seit 1889 veröffentlichte Rechtsprechung 
eingearbeitet und ein Abdruck der in der 
U.P.O. angezogenen Vorschriften anderer Ge- 
setze in die Noten aufgenommen worden ist. 
Besonders wertvoll ist in ihrer erweiterten 
und übersichtlich geordneten Gestalt die 
Zusammenstellung der Reichsgerichtsent- | 
scheidungen tiber die Zulässigkeit des Rechts- 
weges (8. 569—583). Sie enthält eine Fülle 
von Material, wie es auch die grossen Kom- 
mentare der Ü.P.O. nicht bieten. Die Aus-, 
stattung des Buches ist vortrefflich, der Preis | 
sehr mässig. 


3. Riedinger, Dr. Paul, Refer., Der Besitz 
an gepfündeten Sachen. Zugleich e. Bei- 
trag zur Lehre v. der rechtl. Stellg. des | 
Gerichtsvollziehers. gr. 8". (III, 103 8.) 
Breslau, 03. (W. Koebner) 2.— 


Eine recht interessante Arbeit, die von 
der Amtstheorie aus zu folgenden Schlüssen 
gelangt: Der Gerichtsvollzieher wird im 
ganzen Bereiche der Vollstreckung nur als 
Organ des Staates, nicht als Beauftragter | 
oder Vertreter des Gläubigers tätig; die Weg- 
nahme der gepfündeten Sache bewirkt der 
Gerichtsvollzieher als Besitzdiener des Staates 
und erwirbt dementsprechend dem Staate, 
nicht aber dem Gläubiger Besitz. Wir sind ı 
weder mit diesem Ergebnisse noch mit allen | 
Einzelheiten der Begründung einverstanden, 
erkennen aber gerne an, dass die gründlichen 
und selbständigen Erörterungen einen wert- 
vollen Beitrag zur Lösung der vielerörterten 
Streitfrage bilden. 
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4. Schneider, Konrad, Überlandesgerichts- 
rat, Treu und Glauben i. Civilprozesse 
und der Streit über die Prozessleitung. 
gr. 8°. (48 8.) München, 03. (©. H. Beck) 

1.40 
Der insbesondere durch seine Abhandlung 
„Ireu und Glauben im Rechte der Schuld- 
verhältnisse des BGB.“ (München, 1902) 
rühmlich bekannte Verfasser verneint in 
diesem anregenden Aufsatz die wiederholt 
erörterte Frage, ob die Parteien einander 
auch im Rechtsstreite „Treu und Glauben“ 
zu bewähren haben. 


5. Seuffert, Dr. Loth, Prof., Komment. z. 
Civilprozessordnung in d. Fassg. der Be- 
kanntmachg. v. 20. V, 98 nebst d. Ein- 
führungsges. dazu. 8. Autl. 4. Lig. gr. 8°. 
(X, 8. 449— 827.) München (C. H. Beck) 

8.30 

Mit der nunmehr erschienenen vierten 
Lieferung liegt der ausgezeichnete Seuffert- 
sche Kommentar zur R.Ü.P.O. in achter Auf- 
lage vollendet vor. Die neue Lieferung bringt 
zunächst eine eingehende, die einschlägige 
Reichs- und Landesgesetzgebung sowie Lite- 
ratur und Judikatur sorgfältig berücksich- 
tigende Erläuterung der $$ 800—1048 der 
R.C.P.O. Daran anschliessend kommentiert 
der Verfasser das Gesetz vom 30. Januar 
1877, betreffend die Einführung der Civil- 
prozessordnung, unter Berücksichtigung des 
Art. II des Einführungsgesetzes zu dem Ge- 
setze, betreffend Aenderungen der ivil- 
prozessordnung, vom 17. Mai 1898, und das 
Einführungsgesetz vom 17. Mai 1898 zu dem 


Gesetze betreffend Aenderungen der Civil- 


prozessordnung selbst. Die Lieferung schliesst 
mit einem ausführlichen, fünfzig Seiten um- 
fassenden Wort- und Sachregister, das den 
Gebrauch des inhaltsreichen Werkes erheb- 
lich erleichtert, und einem Anhange, wel- 
cher den Kommentar in Zusätzen und Be- 
richtigungen bis zum gegenwärtigen Stand 
der Literatur und Rechtsprechnng fortfübhrt. 
Bei der gründlichen und sorgsamen Be- 
arbeitung, von der die achte Auflage zeugt, 
kann es keinem Zweifel unterliegen, dass 
der Kommentar auch in seiner neuen Ge- 
stalt die beifälligste Aufnahme in Theorie 
und Praxis finden und seinen Ehrenplatz 
in der civilprozessualen Literatur behaupten 
wird. Sch. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Keidel, Fritz, Amtsrichter in München, 
Handb. d. Verfahrens der Gerichte in 
Angel, d. freiwilligen Gerichtsbarkeit f. 
Bayern ausschl. d. Registersachen, d. 
Fideikommissangeleg. u. d. standesherrl. 
Vormundschaftssachen. er. 8°. (VI, 4038.) 
München, 03. (J. Schweitzer Verlag) 

in Leinen geb. 7.20 


Systematische Darstellungen des Rechtes 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind bisher 
nur sehr wenige erschienen. Die vorhandenen 
bauen sich auf dem preussischen Rechte anf. 
Da der Landesgesetzgebung ein ausserordent- 
lieh weiter Spielraum gelassen ist, hat jeden- 
falls für die Praxis nur ein auf der Grund- 
lage eines bestimmten Landesrechtes rnhendes 
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System seinen Wert Die ganz eigenartigen 
bayerischen Rechtsverhältnisse sind in der 
bisher veröffentlichten systematischen Litera- 
tur unberücksichtigt geblieben. Umso ver- 
dienstvoller ist das vorliegende Werk von 
Keidel. das — wie die früheren literarischen 


Leistungen des Verfassers zeigen — auf! 
beruht. | 


gründlicher Kenntnis des Stoffes 
Die Darstellung beschränkt sich auf die frei- 


willige Gerichtsbarkeit im Sinne des F.G.G. 


und scheidet dementsprechend das grosse 
Gebiet der Grundbuchsachen aus (vgl.a.42 Ill 
A.G. z. G.V.G. „Grundbuchsachen und andere 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit‘). Die selbständige gesetzliche Re- 
gelung der „Grundbuchsachen“ und der 
grosse Umfang dieser Materie mag ihre &us- 
scheidung rechtfertigen: im „allgemeinen 
Teil“ eines, Systems“ dürfensieaber nicht über- 
gangen werden. Was die Anlage des Werkes 
betrifft, so entwickelt der Verfasser zunächst 
in 27 Paragraphen die allgemeinen Lehren 
der F.G. Daran reihen sich die Vormund: 





schaftssachen, Annahme an Kindesstatt, Per- 
sonenstandssachen, Nachlass- und Teilungs- 
sachen und eine Reihe sonstiger reichs- und 
landesrechtlicher Angelegenheiten der F.G. 
(wie z. B. Vereinssachen, (rüterrechtsregister, 


Dispache, Offenbarungseid, Pfandverkauf: 
Unschädlichkeitszeugnis, Zwangserziehung, 
Befreiung von Ehehindernissen, Ehelichkeits- 
und Volljährigkeitserklärung, Namensände 
rung). Der Schlussabschnitt behandelt die 
gerichtlichen Urkunden. Eine Inhaltsübersicht 
und ein ausführliches Sachregister erleichtern 
den Gebrauch. 

Die Darstellung ist übersichtlich and klar 
und namentlich in ihrer erschöpfenden Be 
rücksichtigung der bayerischen Rechtslage 
von grossem Werte. Bei Streitfragen wurde 
die massgebende Literatur im Texte zitiert. 
Auch die Rechtsprechung hat weitgehende 
Berücksichtigung gefunden. 

So bedeutet das vorzüglich ausgestattete 
Werk eine erbebliche Bereicherung der Rechts- 
literatur. 


Urheber- und Verlagsrecht. 


Schneickert, Hans, Rechtspraktikant in 
München. Der Schutz der Photographien 

und das Recht am eigenen Bilde. 8”. 
(XI u.181.) Halle a. S., 03. (Wilhelm 
Knapp) 5 
Diese als 45. Heft der „Enzyklopädie der 
Photographie‘ erschienenen „systematisierten 
Beiträge zur Revision des deutschen Photo- 
graphie-Schutzgesetzes vom 10. Januar 1876“ 
behandeln die Materie sehr eingehend und 
mit gutem Verständnisse für die Sache. Ver- 
fasser verbreitet sich zunächst auf Grund 
der einschlägigen Literatur über das Wesen 
des Urheberrechts und unterwirft sodann 
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das bestehende Gesetz betr. den Schutz der 
Photographien einer ausführlichen Kritik 
unter Aeusserung einer Reihe von Wünschen 
hinsichtlich der Reform. Im zweiten Ab 
schnitt tritt Verfasser nach einer Darstellung 
der verschiedenen Ansichten entschieden für 
Anerkennung des „Rechts am eigenen Bilde“ 
in der Gesetzgebung ein. Wir finden dann 
im Anhang der tüchtigen Schrift den Text 
des Entwurfs eines Gesetzes betr. das Urheber- 
recht an Werken der Photographie nebst 
einigen kritisierenden Erläuterungen, sowie 
eine Skizze des internationalen und des aus- 
ländischen Photographienschutzes. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Baer, Dr. A., geh. Med.-Rat, Oberarzt, 
Ueber jugendliche Mörder und Tot- 
schläger. Kriminalanthropologische Be- 
obachtungen. Sep.-Abdr. a. „Archiv f. 
Kriminalanthropologie, XT. Bd.“ gr. 8". 
‘68 8.) Leipzig, 03. (F.Ü. W. Vogel) 
Die sehr wertvolle Schrift enthält in der 

Hauptsache das ErgebnisderWahrnehmungen, 
die Verfasser 18097—1100 an 22 Personen 
jugendlichen Alters gemacht hat, welche in 
der Anstalt Plötzensee Strafen wegen Mordes, 
Todtschlags oder Teilnahme an einem dieser 
Verbrechen zu verbüssen hatten. Der Haupt- 
teil der Arbeit setzt sich zusammen aus einer 
kurzen Darstellung der der Verurteilung zu 
Grunde liegenden Tat und aus Notizen über 
das Vorleben der Verurteilten, sowie über 
ihr Verhalten während der Untersuchung 
und während des Strafvollzugs. Meist sind 
Bildnisse der jugendlichen Verbrecher bei- 


gefügt. An den Bericht schliessen sich in- 
teressante Ausführungen des Verfassers an. 
in denen er aus den gefundenen Tatsachen 
Schlüsse zieht, die darin gipfeln, dass zwar 
diese Verbrecher mehrfach pathologische 
Eigrentümlichkeiten aufwiesen, aber keinerlei 
spezifische Merkmale solcher Art, dass sie 
einen Beleg für die Annahme eines „Ver- 
brechertypus“ oder eines „geborenen Ver 
brechers“ lieferten. Verfasser bezeichnet 
denn auch auf Grund seiner Erfahrungen 
den Verbrechertypus der lombroso'schen 
Schule als einen authropologischen Irrtum 


2, Bar, Dr. L. von, Prof. a. d. Universität 
Göttingen. Die Reform des Strafrechts. 
gr. 8°. (IV, 35 8.) Berlin, 03. (Julius 
Springer) 1.- 
Die Schrift gibt einen am 18. März d.). 

in der Sitzung der internationalen Vereinigung 
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für vergleichende Rechtswissenschaft und 

Volkswirtschaftslehre zu Berlin gehaltenen | 
Vortrag wieder. Verfasser ist zunächst der | 
Ansicht, dass neben der Vorbereitung eines 
vollständigen neuen St.G.B. alsbald die Ab- 
fassung und der Erlass einiger Spezialgesetze 
über Strafvollzug und Strafrecht wünschens- 
wert sei. Die von ihm in dieser Richtung 
hervorgehobenen Punkte sind: Einführung 
einer Strafe, die in einfacher Entziehung der 
Freiheit ohne weitere Nebenwirkungen be- 
steht; gesetzliche Bestimmung darüber, dass | 
Untersuchungsgefangene und zu kürzeren | 
Freiheitsstrafen Verurteilte in Isolierhaft ge- 
halten werden müssen ; Errichtung besonderer ' 
Anstalten für jugendliche Verbrecher und 

Einführung der bedingten Verurteilung. 

Hieran anschliessend erörtert Verfasser einige | 
Hauptfragen eines demnächstigen vollstän- 
digen Gesetzbuchs, darunter mehrere For- 

derungen der „nenen Schule“. Zum Schlusse | 
finden wir einige Bemerkungen und Vor- 

schläge ilber eine Anzahl wichtiger Spezial- 
fragen. 


3. Blau, Bruno, Kriminalstatistische Unter- 
suchung der Kreise Marienwerder und 
Thorn. Zugleich ein Beitrag zur Methodik 
kriminalstatistischer Untersuchungen. 
gr. 8°. (64 5.) Berlin, 03. (J. Guttentag) 


Verfasser verbreitet sich in der Einleitung 
über die Methode, nach welcher seiner Ansicht 
nach kriminalstatistische Untersuchungen an- | 
gestellt werden sollen. Er findet, dass das 
Verfahren, wonach zwei benachbarte Bezirke 
von verschiedener Kriminalität zum Gegen- 
stand derselben Untersuchung gemacht wer- 
den, vor der Beschränkung auf einen Bezirk 
den Vorzug verdiene. Dementsprechend 
lässt er eine eingehende Darstellung der das 
gesellschaftliche Leben beeinflussenden Fak- 
toren und ihre Verschiedenheit in den beiden 
oben genannten Kreisen folgen und zieht 
hieran anschliessend aus den gefundenen 
Ergebnissen für die Kriminalität beider | 
Kreise seine Folgerungen. 


4. Fielitz, Fritz, Marine-Öberkriegsgerichts- 
rat, Kommentar zur Disziplinar-Straf- 
ordnung für die kaiserliche Marine. gr. 8°. 
(XI, 173 8.) Berlin, 03. (E. S. Mittler 
& Sohn) geh. 3.—; geb. 3.50 


Das vorliegende Werk erläutert die Be- 
stimmungen der Disziplinar-Strafordnung 
unter Hinzunahme aller für die kaiserliche 
Marine erlassenen Dienstvorschriften und 
Verordnungen. Letztere sind, soweit sie bei 
der Disziplinarbestrafung überhaupt in Frage 
kommen können, aufgenommen, darunter auch 
die Kriegsartikel und die Beschwerdeordnung. 
Bei Auslegung der Paragraphen des M.St.G.B. 
betr. die militärischen Vergehen, welche in 
leichteren Fällen im Disziplinarwege geahndet 


werden können, ist die neueste Recht- 
sprechung des Reichsmilitärgerichts berück- 
sichtigt. Ausser den Vergehen nach $$ 102 
und 152 M.St.G.B. erfahren auch diejenigen, 
welche zur Zuständigkeit der Standgerichte 
gehören, Behandlung, so dass auch den 
niederen Gerichtsherrn und Gerichtsoffizieren 
das Buch, welches mit einem ausführlichen 
Suchregister versehen ist, gute Dienste leisten 
wir 


5. Koppmann, Dr. jur. Friedr., Die Straf- 
barkeit der Teilnahme von Zivilpersonen 
an rein militärischen Delikten unter 
besonderer Berücksichtigung der Teil- 
nahme von Nichtbeamten an reinen 
Amtsdelikten. gr. 8". (678. ) München, 03. 
(©. H. Beck) 
Die Schrift behandelt das Thema mit 

erosser Gründlichkeit und mit Scharfsinn. 
Verfasser zieht auch das ausländische Recht 
‚heran und kommt zu dem Ergebnisse, dass 
weder die Teilnahme von Nichtbeamten an 
reinen Amtsdelikten, noch die der «ivil- 
personen an rein militärischen Delikten regel- 
mässig strafbar ist. 


6. Liszt, Dr. Franz von, o. Professor d. 
Rechte, Lehrbuch des Deutschen Straf- 
rechts. 12. und 13., völlig durchgear- 
beitete Auflage. gr. "go, (XXII, 689 8.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 10.— 


Die ganz ausserordentlich weite Ver- 
breitung, welche von v. Liszt's meisterhaft 
angelegtes Lehrbuch fort und fort findet, 
führte diesmal zur Herstellung einer Doppel- 
auflage. Was auf dem Titelblatt und im 
Vorwort angekündigt ist: eine völlige Durch- 
arbeitung des ganzen Werkes, sorgfältige 
Prüfung eines jeden Satzes und vielfache 
Umgestaltung, erfährt bei Durchsicht der 
Neuauflage seine volle Bestätigung. Auf 
Schritt und Tritt begegnet man kleineren 
oder grösseren Aenderungen, die sich teils 
nur auf die Fassung oder den sprachlichen 
Ausdruck, zum grossen Teil aber auch auf 
den Inhalt beziehen. Um nur ganz wenige 
Beispiele anzuführen, sei hingewiesen auf 
$ 16 (über den Streit der Strafrechtstheorien), 
auf die gänzlich veränderte Gestalt des $ 31 
(Ueberschrift nun „Die übrigen Modalitäten 
der Handlung‘), wo Liszt seinen in der 
Lehre von Zeit und Ort der Handlung früher 
eingenommenen Standpunkt, entscheidend 
sei der Erfolg, aufgegeben und sich der An- 
sicht angeschlossen hat, dass die Willens- 
betätigung entscheide; auf die Erörterung 


über die Rechtmässigkeit der Eingriffe in 


den menschlichen Körper zu Heilzwecken 
8 35, III. Sehr angenehm berührt wird 
der Leser durch die Neuerung, dass in der 
Einleitung der Petitdruck gefallen ist, in 
der seit mehreren Auflagen der grösste Teil 
des Textes wiedergegeben war. Trotzdem 
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ist der räumliche Umfang des Werkes kaum 
merklich gewachsen. 


7. Werner, M., Geh. Ob.-Reg.-R. vortrag. 
Rat., Sammlung kleinerer strafrecht- 
licher Reichsgesetze,. Text-Ausg. m 
Anmerkgn.(Reichsgerichts-Entscheiden.) 
u. Sachregister. 2. Aufl. gr. 16. (VIII, 
407 8.) Berlin, 03. (J. Guttentag) 3.— 
Das Werkchen enthält im ganzen 29 Ge- 

setze und zwar vorzugsweise sulche, deren 


Staatsrecht. 


nn * 


wesentlicher Inhalt nicht auf anderem als 
strafrechtlichen Gebiete liegt, so daas z. B. 
die Gewerbeordnung, die Versicherung» 
gesetze nicht aufgenommen sind. Da immer- 
hin die am häufigsten in der Strafrecht» 
pflege zur Anwendung kommenden Gesetze 
grösstenteils zusammengestellt und in den 
Anmerkungen die Kernsätze der reichs- 
gerichtlichen Entscheidungen angeführt sind, 
wird das handliche Büchlein in der Praxis 
allzeit Freunde finden. 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Recht der Verkehrsanstalten. 


1. Arndt, Dr. Adolf, Geh. Bergrat u. Prof., 
allgemeines Verwaltungs- und Berg- 
gesetz für die preussischen Staaten in 
seiner jetzigen Fassung nebst kurz- 
gefasstem vollständigen Kommentar und 
Auszügen aus den einschlägigen Ge- 
setzen. Zweite völliv umgearbeitete 
Aufl. kl. 8°. (VIII, 221 S.; Leipzig, 0%. 
(C, E.M. Pieffer) geb. 3.80 
Eine sehr praktische, gründliche und 

verlässig kommentierte Ausgabe des für so 
viele andere Rechtsgebiete vorbildlich ge- 
wesenen preussischen Berggesetzes aus be- 
rufener Feder. 


2. Bischoff, Dr. Rud., Stadtratssekr., Der 
Anspruch auf Armenversorgung. Eine 
verwaltungsrechtl. Studie. gr. 8°. (78 S.) 
Graz, 03. (Leuschner & Lubensky) 1.40 
Die vorliegende Studie behandelt vor- 

zugsweise das österreichische Recht, berührt 
und erörtert aber auch allgemeine bedeut- 
same Probleme und vermag iberhaupt für 
andere Rechtsgebiete mehrfach anregend zu 
wirken, wie denn auch andererseits die reichs- 
deutsche allgemeine nnd spezielle Literatur 
vom Verfasser mitverwertet ist. 
leitung und einem historischen Rückblick 
folgt die Darstellung des geltenden öster- 
reichischen Rechtes mit der Darlegung, dass 
hiernach der Arme ein subjektives Recht 
auf Armenversorgung habe, was nach weit- 
aus den meisten andern Rechten nicht der 
Fall ist. Den Schluss bilden die weiter- 
greifenden Kapitel: „Das Recht zu leben“ 
und „Das Recht auf Arbeit“. 


3. Fischer, Dr. jur. Karl, Polizeirat, Nach- 
trag zu dem Wahlgesetz für den deut- 
schen Reichstag ete. 8*, (27 8.) Dres- 
den, 03. C. Heinrich) 30. ⸗ 
Dieser Nachtrag zu der von uns 8. 3M1f. 

angezeigten guten Ausgabe bringt die Aen- 
derungen vom 28. April 1903 zum Wahl- 
reglement samt Erläuterungen. 


1. Lebbin, Dr. Georg, Handelschemiker n. 
Rechtsanwalt Dr. Georg Baum, Das 


Der Ein- 


Fleischbeschaugesetz vom 3. Juni 1900 

Mit den ergangenen Ausführungsgesetzen 

und Verordnungen im Reiche und in 

Preussen. 15°. (468 8.) Berlin, 03. J 

Guttentag) geb. 4 — 

Ohne die juristische Auslegung zu ver 
nachlässigen, will die vorliegende, zunächst 
für Preussen bestimmte Ausgabe des Fleisch- 
beschaugesetzes „den Schwerpunkt der Kom- 
mentierung in die technischen Erlänterungen 
legen“. Der Hauptteil (Einleitung, Allge 
meiner Teil und Gesetz mit Anmerkungen 
umfasst 107 Seiten. Dazu kommen die Aus 
führungsbestimmungen für das Reich und 
für Preussen. Jene vom 20. und 27. März 
1903 konnte noch in einem Nachtrag ab 
gedruckt werden. 


5. Perels, Dr. Kurt, Priv.-Doz., Das autonome 
Reichstagsrecht. Die Geschäftsordng. u. 
die Observanz des Reichstages in syste 
mat. Darstellg.. Mit e. Anh.: Die Ge 
schäftsordung. f. den Reichstag in krit. 
Bearbeitg. gr. 8°. (XI, 136 S.) Berlin, 08. 
(E. S. Mittler & Sohn) 3.—; geb. 4.— 

Sehr zu begrüssen ist es, dass hier die 
Geschäftsordnung und die Observanz des 
deutschen Reichstags endlich einmal in ein- 
zehender systematischer Darstellung be 
handelt ist und dass es zugleich in gründ- 
licher und mustergültiger Weise geschah. 
Versichert doch der Verfasser, dass er beim 
Fehlen aller Vorarbeiten die 140 000 Seiten 
der stenographischen Berichte auf ein- 
schlägiges Material durchsehen, ferner von 
den Aktenstücken (Anlagen) die auf das 
Reichstagsrecht bezüglichen, darunter auch 
die sämtlichen Berichte der Wahlprüfungs- 
kommissionen und Abteilungen, durcharbeiten 
musste. In der Tat ist das gebotene Material 
an Präzedenzfällen ete. ein erstaunlich reiches, 
ohne dass die Uebersichtlichkeit der Dar- 
stellung im Texte darunter litte. Das Werk 
verdient allseitige Beachtung, zumal da — 
auch die so viel und oft so leidenschaftlich 
besprochenen neuesten Aenderungen der Gr- 
schäftsordnung auf das genaueste berück 
sichtigt. 


DR 


473 


6. Tempel, Dr. M., Obertierarzt, Dir. Amts- 
tierarzt, Die Fleischbeschau- n. Schlacht- 
vieh-Versicherungsgesetze und Verord- 
nungen im Königr. Sachsen, 2., stark 
verm. Aufl, 8°. (XV, 490 S.) Leipzig, 03. 
(R.U. Schmidt & Co.) geb. in Leinw. 4.60 

Das Buch bietet eine handliche Zusammen- 
stellung der für das Reich und für das König- 
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reich Sachsen ergangenen Vorschriften über 
Schlachtvieh- und Fleischbeschau sowie der 
Bestimmungen, die sonst irgendwie, insbe- 
sondere auch in seuchenpolizeilicher und 
finanzrechtlicher Beziehung darauf Bezug 
haben, dann aber auch des gesamten Normen- 
materiäls tiber die staatliche Schlachtvieh- 
versicherung in Sachsen. 


Kirchenrecht. 


Abhandlun es kirchenrechtliche. 
v. Prof. . Stutz. gr. 8". 


gart, 03. * Enke). 
2. Heft. Gottlob, Dr. A., Die Servi- 


tientaxe im 13. Jahrh. Eine Studie 


zur Geschichte des päpstl. Gebühren- 
wesens. (X, 176 8.) 5.— 
3. Heft. Schaefer, Dr. Heinr., Pfarr- 
kirche und Stift im deutschen Mittel- 


Hrsg. | geschichtliche Bedentung der Servitientaxe 
Stutt- 


beabsichtigt der Verfasser anderwärts dar- 
zustellen. 

II. Schaefer's Abhandlung über Pfarr- 
kirche und Stift im deutschen Mittelalter 


'ist gleichfalls eine sehr erfreuliche Unter- 


alter. Eine kirchenrechtsgeschichtliche 


Untersuchung. (XIV, 210 S.) 6.40 


Zwei schöne Beiträge zur Stutz’schen 
Sammlung können wir hiemit anzeigen: 

I. Gottlob's Studie über die Servitientaxen 
stellt sich hauptsächlich die Aufgabe, die 
Herkunft, geschichtliche Verursachung und 
erste Entwicklung dieser Abgaben, zu er- 


suchung. Sie beschäftigt sich zunächst mit 
den Fragen, welche Merkmale für den Begriff 
der Pfarrkirche im Mittelalter wesentlich 
sind, welche Bezeichnungen für die Pfarr- 
geistlichkeit im Gebrauch waren und während 
welcher Perioden sie angewandt wurden. 


‘Sodann tritt der Verfasser an seine Haupt- 


forschen, die bekanntlich aus Anlass einer | 
vom Papste bewirkten Besetzung von Präla- | 


toren an den heiligen Stuhl zu bezahlen 
waren, sowie die Grundzüge der wissen- 
schaftlichen Würdigung des Gefälles zu geben. 
Sie will ferner die Ergebnisse der bisherigen 


nicht zur Hand sind, eine im ganzen voll- 
ständige Bekanntschaft mit dem Gegenstande 


gewinne. Diese Ziele werden vollkommen 
erreicht. Allgemeineres Interesse erlangt 


die Arbeit namentlich durch die Aufzeigung 
der Zusammenhänge dieses Zweiges des 
päpstlichen Gebührenwesens mit den Fragen 
der kirchlichen Gesamtentwicklung, wie sie 
anf den Reformkonzilien von Konstanz und 


aufgabe heran, die Entstehung und Ent 
wicklung der Stiftskirchen, also der Kirchen, 
an denen eine Mehrheit von Kanonikern 
fungierte, mit besonderer Rücksicht auf Pfarr- 
gottesdienst und Seelsorge zu erforschen. 
Nachdem abweichend von den bisherigen 
Annahmen die Erklärung des Wortes cano- 
nieus dahin festgestellt wurde, dass darunter 
der nach den Forderungen der canones ein- 
gesetzte und lebende Geistliche verstanden 


‚ worden sei, wird, wie uns dünkt, mit gutem 
Forschungen tiber die vollendete Taxe bieten, | 
damit auch jener Leser, dem die Vorarbeiten 


Basel auf der Tagesordnung standen, sowie 


mit der Geschichte der Hochstifte und Ab- 
teien. Die nationalwirtschaftliche und handels- 


Erfolg der Nachweis unternommen, dass die 
Stiftskirchen für das innere kirchliche Leben 
als Zentralen für Seelsorge, Gottesdienst und 
Klerikerausbildung, sowie für die frühmittel- 
alterliche Sprengeleinteilung der bischöflichen 
Diözesen und Städte eine bisher nicht hin- 
reichend gewürdigte wesentliche Bedeutung 
hatten. Der Verfall namentlich der grösseren 
Kollegiatstifter wurde nach dem Verfasser 
namentlich durch das Aufkommen der „studia 
generalia“ und Universitäten herbeigeführt, 
wodurch eine wesentliche Tätigkeit der 
Stifte, die Ausbildung des heranwachsenden 
' Klerus, mehr und mehr unnötig geworden sei. 


Völkerrecht. 


Mirbach, Dr. Werner, Frhr. von, Die völker- 
rechtlichen Grundsätze des Durch- 
suchungsrechts zur See. gr. 8°. (135 8.) 
Berlin, 03. (Carl Heymann) 3.— 

Dieses Thema, das während des Buren- 


krieges durch die Beschlagnahme deutscher | 


Schiffe seitens Englands auch für Deutsch- 
land eine Zeit lang in den Vordergrund des 
Interesses gerlickt war, wird in vorliegender 
Schrift sowohl für den Friedensfall (Prüfung 


der Papiere) als auch namentlich für den 
Kriegsfall eingehender Erörterung unter- 
stellt. Leider hat die Haager Konferenz 
die Ausfüllung der zahlreichen Lücken dieser 
völkerrechtlichen Materie aufgeschoben. Der 
Abdruck der Reichstagsverhandlungen und 
der englischen Aktenstücke über den eingangs 
erwähnten sensationellen Fall bilden dankens- 
werte Beigaben zu der interessanten Unter- 
suchung. 
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Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Düttmann, Regier.-Rat, Die deutsche 
Arbeiterversicherung. Eine gemeinver- 
ständliche Darstellung der Bestimmungen 
der Kranken-, Unfall- und Invaliden- 
versicherungsgesetze u. d. Wirkungen 
derselben. Unter besonderer Berück- 
sichtigung der Interessen des Handels- 








Seite ausgehende, 
Standesinteressen vertretende Schrift zu der 
so aktuellen Kassenarztfrage mit weitgehen- 
den Ratschlägen bezüglich der Schaffung 


Berlin,03. (Verlag der Arbeiter-Versorgg. 
A. Troschel) 1.20 
Eine anregend geschriebene, von ärztlicher 
aber nicht einseitige 


und Gewerbestandes. 2, Ausgabe. gr.8°. einheitlicher lokaler Gesundheitsämmter für 
(124 S.) Leipzig, o. J. (Dr. jur. L. Huberti) ' das gesamte soziale Versicherungswesen. 


geb. 2.75. | 

Eine nach verständigen Gesichtspunkten | 
angelegte sehr zweckmässige Uebersicht über 
das Recht und die Bedeutung der deutschen | 
Arbeiterversicherung sowie über den Stand | 
der Arbeiterversicherung im Auslande. Durch | 
Verweisung vieler Einzelheiten in die An-| 
merkungen bleibt es vermieden, dass man. 
den Wald vor lauter Bäumen nicht sehe. | 
2. Funke, Ernst u. Walt. Hering, exped. 
Sekretäre, Die reichsgesetzliche Arbeiter- 
versicherung {Kranken-, Unfall- u. In-, 
validenversicherung). Wer ist versichert ? | 


4. Landmann, Dr. Rob. v. Kommentar zur 
Gewerbeordnung f. d. Deutsche Reich. 
4. Aufl, bearb. v. Legationssekr. 1. RK] 
Dr. Gust.Rohmer. (In 10 Lign.)6.—8.Lig. 
gr. 8”. (2. Bd. S.1—416) München, 03. 
(C. H. Beck) 7— 
Diese Lieferungen des hervorragendsten 
Kommentars zur Gewerbeordnung führen die 
Erläuterung bis zu $ 142, umfassen also 
insbesondere den so wichtigen Titel VII über 
die gewerblichen Arbeiter. Der eigentliche 
Kommentar liegt hiemit nahezu vollendet 
vor. Denbalderscheinenden Schlusslieferungen 
bleiben nur mehr die Straf- und Schluss- 


— Ansprüche der Versicherten. — Ver. bestimmungen sowie die Ausführungsvor- 
folgung der Ansprüche. — Kosten des | schriften, das Kinderschutzgesetz etc. vor 
Verfahrens. Für die Versicherten dar- behalten. 


gestellt. 2. Aufl. 8°, (IV, 1388.) Berlin,03. 
(F. Vahlen) — 60 
In kürzester Zeit ist von diesem Schrift- 


chen die 2. Auflage, das 6. bis 15. Tausend 
umfassend, nötig geworden. Das Vorwort 


5. Lipinski, Rich., Das Recht im gewerbl. 
Arbeitsverhältnis. 8”. (2668.) (Leipzig, 03. 
(Rich. Lipinski) geb. 3.— 

Eine für Laien bestimmte laienhafte 


der ersten Auflage datiert vom Januar dieses Schrift. Probe: „Unter Fabrik ist nicht nur 
Jahres, das der zweiten von Pfingsten. In die Beschäftigung von in der Regel mindestens 
der Tat ist das Büchlein eine sehr brauch- 20 Arbeitern zu verstehen, sondern wo ent 
bare übersichtliche Darstellung für Versicherte | weder Maschinenkraft zur Anwendung kommt 
und sonstige Interessenten. Die Novelle ; oder die Arbeitsteilung durchgeführt ist “ «' 
vom 23. Mai 1903 zum Krankenversicherungs- ' Derartigen Aufstellungen kann man aller- 
gesetz ist in der 2. Anflage bereits berück- dings nicht nachsagen, dass sie, wie „die 
sichtigt. Bücher, die bisher dieses Rechtsgebiet be 
' leuchteten‘“, „entweder für Juristen bestimmt 
‚oder mit theoretischem Beiwerk bepackt“ 
3. Knieke, Dr., Die Kassenarztfrage u. das seien, „aus dem das Nützliche herauszuschälen 
öffentliche Gesundheitswesen in Be- | für den Laien äusserst schwierig“ sei. Da- 
ziehung zu der sozialpolitischen Gesetz- | für sind sie aber sachlich und sprachlich 
gebung. gr. 8°. (74 8.) Grunewald- , falsch. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Bauer, Dr. Ph., Die Aktienunterneh- | deutung der Aktiengesellschaften schildert 


mungen in Baden. Ein Beitrag zur Kennt- 
nis der grossindustriellen u. Verkehrs- 
Entwicklg. des Landes. gr. 8°. (VIII, 
372 S.) Karlsruhe, 03. (Macklot) 10.— 
Der Verfasser beabsichtigt mit seinem 
Werke, die Entwickelung des Aktiengesell- 
schaftswesens und seine Bedeutung für die 
Volkswirtschaft Badens wihrend des abge- 
laufenen Jahrhunderts, insbesondere während 
der letzten Jahrzehnte zu zeichnen. Nach einer 
Einleitung über die organisatorische Be- 


der Verfasser in dem allgemeinen Teil seines 
Werkes zunächst die Entwickelung des 
Aktienrechts in Baden, und gibt eine zu 
sammenfassende Darstellung der Aktien- 
gesellschaften nach statistischen und sozialen 
Gesichtspunkten und nach ihren finanziellen 
Verhältnissen. Der weit umfangreichere be- 
sondere Teil untersucht die Aktienunter 
nehmungen in den einzelnen Gruppen von 
Produktion und Erwerb und ihre Bedeutung 
für deren Organisation. In einem Schlus- 
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teil wird die Untersuchung bis zu den Jahres aus der öffentlichen Armenpflege aus- 
neuesten Vorgängen und Ereignissen fort- |geschiedenen Familienhäupter und Einzel- 


geführt und auch die Lage der Aktien- 
gesellschaften in der wirtschaftlichen Krisis 
besprochen. Wir haben hier eine sorgfältige, 
auf die besten Quellen gestützte, alle Seiten 
des badischen Aktiengesellschaftswesens be- 
leuchtende Arbeit vor uns. Das Buch hat 
übrigens nicht nur Bedeutung für Baden, 
sondern ist ein tlichtiger Beitrag zur Er- 
kenntnis der Geschichte der Aktiengesell- 
schaften und ihrer Stellung in der modernen 
Volkswirtschaft überhaupt. 


2, Beiträge zur Armenstatistik. 1. Armen- 
statistik einiger dentscher Städte für 
das Jahr 1896,97. Herausg. nach einer 
Erhebung der Konferenz deutscher Städte- 
statistiker i. A. des Instituts für Gemein- 
wohl in Frankfurt a. M. von Dr. Chr. 
Klumker. gr. 8°. (L, 260 u. 41 5.) 
Jena, 02. (G, Fischer.) 

In dem vorliegenden Werk ist der Ver- 
such gemacht, für eine grössere Anzahl 
deutscher Städte sowohl die Armenfinanz- 
wie die Armenindividualstatistik tabellarisch 
zur Darstellung zu bringen. Die Anregung 
zu diesem Werk gab 1895 die Konferenz 
deutscher Städtestatistiker, die auch die Er- 
hebung in die Wege leitete und die Resul- 


tate, soweit sie die Finanzstatistik betrafen, 


in dem Jahrbuch deutscher Städte für 1901 
veröffentlichte. Die weitere Verarbeitung des 
Materials übernahm das Institut für Gemein- 
wohl in Frankfurt a. M., welches damit den 
Geschäftsführer der Zentrale für private 
Fürsorge, Dr. Chr. Klumker, betraute. In 
der Einleitung werden die auf die Erhebung 
bezüglichen Zählkarten, Fragebogen u. s. w. 
mitgeteilt; sodann folgt das Tabellenmaterial 
enthaltend: die unterstützten Familienhäupter 
und Einzelpersonen a) nach Geschlecht und 
Unterstützungswohnsitz, b) nach Religions- 


bekenntnis, ce) nach Gebürtigkeit und Alter 


(auch auf die Ehefrau ausgedehnt), d) nach 
Familienstand und Gebürtigkeit, e) die unter- 
stützten Familienhäupter und Einzelpersonen 
mit hiesigem Unterstützungswohnsitz nach 
der Erwerbsart derselben, nach Alter und 
Gebürtigkeit, f) die unterstützten Familien- 
häupter mit hiesigem, durch Aufenthalt er- 
worbenen Unterstützungswohnsitz nach Alter, 
Gebürtigkeit und Aufenthaltsdauer, g) die 
Familienhäupter und Einzelpersonen nach 
dem Beruf bei Beginn der Unterstützungs- 
bedürftigkeit, nach Alter und Geschlecht, 
h) desgleichen nach den Hauptursachen 
der Unterstützungsbedürftigkeit und Alters- 
gruppen, sowie i) nach dem Beruf, k) des- 
gleichen nach der Dauer der Unterstützung 
und Art der Pflege sowie Betrag der ge 
währten Unterstützung, ]) desgleichen nach 
der Höhe der im Laufe des Jahres gewährten 
Unterstützung, endlich m) die im Laufe des 


personen nach Ursachen des Ausscheidens 
und Altersgruppen. Die Tabellen erstrecken 
sich auf die Städte: Frankfurt a. M., Kiel, 
Mannheim, Altona, Frankfurt a. O. Mainz, 
Freiburg i. Br., teilweise auch Dresden, Köln 
und Strassburg i.E. Ein Anhang gibt Auf- 
schluss über die Aufwendungen für Armen- 
ptlege und Wohltätigkeit in 35 deutschen 
Städten während d. J. 1596/97 (Sonderab- 
druck aus dem Stat. Jahrb. deutscher Städte, 
1901). Die Publikation verdient als der erste 
Versuch einer Armenindividualstatistik dank- 
bare Beachtung; sie gewährt einen, wenn 
auch nicht einheitlichen, so doch wertvollen 
Einblick in die individuellen Verhältnisse 
der Unterstützten und wird der Armen- 
politik gute Dienste leisten. Der Heraus- 
geber, der die mühevolle und langwierige 
Arbeit leitete, hat sich dadurch ein erheb- 
liches Verdienst erworben. Der textlichen 
Bearbeitung, die der Herausgeber in einiger 
Zeit hofft folgen lassen zu können, darf 
man mit Interesse entgegensehen. 


3. Detten, Geo. v. Landger.-Rat, West- 
fülisches Wirtschaftsleben im Mittel- 
alter. Aus seinen Grundlagen u. Quellen 
heraus entwickelt u. dargestellt. gr. 8°. 
(178 8.) Paderborn, 02. (Umschlag 03). 
(Junfermann) 2.50 


In schlichter Weise erzählt der Verfasser, 
was er in Urkundenbüchern, in zahlreichen 
Werken und Aufsätzen über die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse Westfalens im Mittelalter 
gefunden hat. Er schildert den westfälischen 
Wald jener Zeit mit seinem Wilde, die ver- 
schiedenen Arten der Holzwirtschaft und der 
Holzindustrie, die Wasserverhältnisse und 
die mit dem Wasser zusammenhängenden 
Gewerbe (warum auch das Bier an dieser 
Stelle abgehandelt wird, ist nicht recht ver- 
ständlich), den Bodenbau und die Land- 
wirtschaft einschliesslich der Gewerbe, die 
mit diesem Zweig der Urproduktion in Ver- 
bindung stehen (Bäckerei, Metzgerei, Weberei 
etc.), die sonstigen Bodenschätze und ihre 
Verarbeitung (Bergwerke, Metallverarbeitung. 
Gold- und Silberschmiedekunst), endlich die 
Verkehrsstrassen, Verkaufsstellen und Märkte 
des Landes. Der Verfasser ist in den Quellen 
und der Literatur sehr erfahren und es ge- 
lingt ihm, ein anschauliches Bild seines Stamm- 
und Heimatlandes zu entwerfen, das nicht 
nur von seinen Stammesgenossen, sondern 
von allen, die sich für mittelalterliche Kultur- 
geschichte interessieren, beachtet zu werden 
verdient. 


4. Juraschek, Dr, Franz von, Die Staaten 
Europas. Statist. Darstellung, begründet 
von Dr. K, Brachelli. 5. Aufl. 1. Lieferg. 
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gr. 8°, (8. 1— 80) 

gang) 

Es ist ein sehr verdienstliches Werk des 
bekannten Professors und Mitgliedes der 
österreichisch-statistischenZentralkommission 


Brünn, 03. (Fr. Irr- 
2— 


Fr. v. Juraschek, das seiner Zeit viel be- 


nutzte statistische Werk Brachellis „Die 
Staaten Europas“ unter Mitwirkung von 
Fachmännern neu herauszugeben. Der neue 
Herausgeber beschränkt sich aber nicht darauf, 
die veralteten Zahlen durch neue zu ersetzen 
und etwaige Ergänzungen zu liefern, sondern 
er will das Werk überhaupt vertiefen und 
der inzwischen ersetzten Umbildung der sta- 
tistischen Wissenschaft Rechnung tragen. 
Nach diesem Programm sollen insbesondere 
alle Seiten des staatlich - wirtschaftlichen 
Lebens, soweit sie der Statistik zugänglich 
sind : Territorium, Bevölkerung, intellektuelles 
Leben, sittliches Leben, wirtschaftliches und 
politisches Leben zur statistischen Darstellung 
gelangen. In der vorliegenden ersten Liefe- 
rung behandelt v. Juraschek das Territorium 
und einen Teil der Bevölkerungsstatistik in 
sehr eingehender Weise auf Grund der neuesten 
amtlichen Publikationen. Das Werk, von 
dessen Fortschreiten wir bald Mitteilung 
machen zu können hoffen, sei der Beachtung 
unserer Leser aufs wärmste empfohlen. 


5. Kampffmeyer, Paul, Redakteur, Die Mis- 
sion der deutschen Krankenkassen auf 
dem Gebiete der öffentlichen Gesund- 
heitspflege. Programmatische Gedanken 
zur Reform des Krankenversicherungs- 
gesetzes. 8°. (52 8) Frankfurt a/M. 
(Dr. E. Schnapper) 
Was der Verfasser fordert ist: Einführung 

der obligatorischen Familienversicherung 
durch Reform der Krankenversicherung, 
inführung der Hauspflege, obligatorische 
Krankenhauspfiege derSchwerkranken, Kampf 
gegen den Alkoholisınus, Ausbau der Rekon- 
valeszentenpflege, grösserer Schutz für Wöch- 
nerinnen, Erziehung des Volkes zu hy- 
gienischer Lebensweise durch geeignete Vor- 
kehrungen, Schaffung von gesunden Woh- 
nungen, gesetzliche Begründung grosser, 
leistungsfühiger Kassen, Zulassung wirt- 
schaftlicher Kassenverbände, die sich über 
den Rahmen einer Aufsichtsbehörde er- 
strecken, Eingliederung der gesamten Be- 
völkerung mit einem Einkommen von 2000 
oder besser von 3000 Mk. in die Kranken- 
versicherung, und Erhöhung der Kranken- 
gelder bei leistungsfähigen Kassen. Die 
kleine Schrift ist sehr lesens- und beherzigens- 
wert; viele der gestellten Forderungen sind 
ohne weiteres als berechtigt anzuerkennen, 
über andere muss erst eine eingehende Dis- 
kussion Klarheit bezüglich ihrer Nützlichkeit 
und Durchführbarkeit bringen. Bemerkens- 
wert ist die Anerkennung des sozialistischen 
Verfassers hinsichtlich der ausserordentlichen 


beitragen, 


1.25; 


— 
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Bedeutung des Arbeiterversicherungswesens 
für die arbeitenden Klassen, wenn auch für 
die Schöpfer dieses grandiosen Werkes kein 
Wörtchen des Lobes abfällt. 


6. Metz, H., Generalkommiss.- Präsident, 
Innere Kolonisation in den Provinzen 
Brandenburg und Pommern 1891— 1901. 
gr. 8°. (VIu. 160 8.) Berlin, 03. (Parey) 

4+.— 

Der Tätigkeit der mit der Durchführung 
der Rentengutsgesetzgebung in den Provinzen 
Brandenburg und Pommern betrauten General- 
kommission in Frankfurt a. O0, an deren 
Spitze der Verfasser des vorliegenden Buches 
sich befindet, ist in Parlament und Presse be- 
sondere Anerkennung gezollt worden. Es 


'ist deshalb dankbarst zu begrüssen, dass der 


Verfasser sich entschlossen hat über die Ar- 
beiten, welche die von ihm geleitete General- 
kommission vorgenommen, und die Erfah- 


‚rungen, welche sie dabei gesammelt hat, 


öffentlichen Bericht zu erstatten. Dies um- 
somehr als über die Tätigkeit der General- 
kommissionen, abgesehen von den jährlichen 
statistischen Mitteilungen, nur sehr wenig 
in die Oeffentlichkeit gedrungen ist. Das 
vorliegende Buch zeigt, wie milhevoll und 
mannigfaltig diese Tätigkeit ist, und was 
eine tüchtige (Generalkommission Gutes zu 
wirken imstande ist. Es wird viel dazu 
die vielfach noch verbreiteten 
einseitigen und absprechenden Urteile über 
die innere Kolonisation, die zumeist aus 
Unkenntnis der Verhältnisse entsprungen 
sein dürften, zu berichtigen. Wir empfehlen 
das Buch angelegentlichst allen, welche über 
Aufgaben und Ziele der inneren Kolonisation 
sich unterrichten wollen. 


7. Ostwald, Hans, Die Bekämpfung der 
Landstreicherei. 8°. (278 S.) Stuttgart, 
03. (Rob. Lutz) 5. ⸗ 
In der Einleitung vergleicht der Verfa-ser 

die Bettelplage der Gegenwart mit den ver- 
gangenen Zeiten und erörtert die Ursachen 
und die Zeit des Wanderns. In einem zweiten 
Abschnitt wird die Lebenshaltung der Wan- 
dernden besprochen und der verschiedenen 
Elemente der wandernden Bevölkerung ge- 
dacht. Der dritte Abschnitt ist dem denut- 
schen Herbergswesen gewidmet, deren ver- 
schiedene Arten und Einrichtungen eingehend 
geschildert werden, der vierte Abschnitt dem 
Unterstützungswesen, dessen einzelne Arten 
und dessen Mängel der Verfasser in gleicher 
Weise bespricht. Der vierte, umfangreiche 
Abschnitt handelt von den verschiedenen 
Mitteln und Wegen (Naturalverpflegung, 
Arbeitskolonien, Heimatkolonien, Korrek- 
tions- und Zwangserziehungsanstalten, Ar- 
beitsnachweise, Arbeitslosenversicherung), die 
bisher zur Bekämpfung des Wanderbettels 
und zur Hebung der Landstreicher benützt 
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wurden. In dem Schlussabschnitt sucht der lich wären. Die Absicht des Verfassers geht 
Verfasser zu den bisherigen Veranstaltungen ' dahin, zu zeigen, dass, was ja gar nicht 
kritisch Stellung zu nehmen, indem er ins- | bestritten werden kann, es (Gremeinden gibt, 
besondere gemeinschaftliche Mitwirkung aller | für die die Getreidezollpolitik ohne Bedeutung 


Beteiligten am Fürsorgewesen und Zentrali- 
sierung des ganzen Fürsorge-, Unterstützungs- 


und Abhilfewesens verlangt. Wir haben im 


vorstehenden eine kurze Skizze des Inhalts 
des vorliegenden Buches gegeben. Der sach- 
kundige Leser sieht, dass hier zum ersten 
Mal der Versuch gemacht wird, das ganze 
Wanderbettelwesen mit allen ihm gewidmeten 
Einrichtungen beschreibend und kritisch dar- 
zustellen. Der Verfasser, 
Leiden des Wanderlebens durchgemacht hat, 
tritt warmen Herzens für gründliche Abhilfe 
ein. Zahlreiche eigene Erlebnisse und Vor- 


der selbst die 


gänge aus dem täglichen Leben, die in die 
Darstellung eingestreut sind, machen die 


Lektüre anziehend und lehrreich. Den Vor- 
schlägen des Verfassers stimmen wir grossen- 
teils zu, wenn wir auch die Schwierigkeit 
ihrer Durchführung nicht verkennen. ‚Jeden- 
falls sind wir dem Verfasser dankbar für 
sein Buch und wünschen diesem recht viel 
Leser namentlich aus denjenigen Kreisen, 
welche, wie die Bürgermeister, Verwaltungs- 
beamten, Juristen, Pastoren, Mediziner, Vor- 
stände von Unterstützungsvereinen u. 8. w., 
beruflich mit dem Wanderwesen zu tun haben. 


8. Roth, Dr. E., Reggs.- u. geh. Medie.-Rat, 
Die Wechselbeziehungen zwischen Stadt 


und Land in gesundheitlicher Beziehung | 7), ran schliessen sich Mitteilungen über die 


und die Sanierung d. Landes. Mit e. 

Anh. u. 8 Tafeln. gr. 8°. (VI, 74 8.) 

Braunschweig, 03. (Vieweg u. Sohn} 2,50 

Eine sehr lesenswerte Broschüre, die zum 
ersten Mal in zusammenhängender Weise 
die sanitären Wechselbeziehungen zwischen 
Stadt und Land zur Darstellung bringt. 
Wir sind überzeugt, dass manchem, der bis- 
heran den behandelten Dingen achtlos vorüber- 
gegangen ist, durch 
Schrift Anregung zum Nachdenken gegeben 
und namentlich die Tatsache nahe gerückt 
wird, dass nicht nur das Land durch die 
Stadt, sondern auch diese durch das Land 
gesundheitlich gefährdet werden kann. Mit 
Recht widmet der Verfasser längere Aus- 
führungen den Sanierungsmassnahmen auf 
dem platten Lande. 


9. Rubow, Dr. W., Die hinterpommersche 
Landgemeinde Schwessiu, die Lage ihrer 
Landwirte u. ihr Interesse an den Ge- 
treidezöllen. (68 8.) Berlin, 03. (Simion) 

Die in der vorliegenden Broschüre ein- 
gehend geschilderte hinterpommerische Land- 
gemeinde Schwessin, die Geburtsgemeinde 
des Verfassers, ist eine Gemeinde, die nach 
Darstellung des Verfassers kein Interesse an 
Erhöhung der Getreidezölle hat, ja für welche 


ist. Der Verfasser bemerkt übrigens selbst 
dass er mit der Darstellung dieser einen Ge- 
meinde nicht den Beweis erbringen könne 
und wolle, dass Schwessin eine für den Osten 
typische Gemeinde sei. Die Broschüre ist 
als Beitrag zur Erkenntnis der Verschieden- 
artigkeit der ländlichen Verhältnisse auf 
dentschem Boden dankbar zu begrüssen. 


10. Schmitz, Otto, Die Bewegung der Waren- 
preise in Deutschland von 1851 bis 
1902, nebstzwei Ergänzgn.: Bankdiskont, 
Goldproduktion und Warenpreisstand, 
der Weizenpreis von 400 v. Chr. bis 
1900. Mit 2 Karten in mehrfarb. Steindr. 
u.43 farb. Taf. Lex.8o. (443 S.) Berlin, 03. 
(F. Siemenroth) 12.—; geb. 14.— 


Der Verfasser stellt auf Grund der An- 
gaben der Publikationen des kais. statist- 
Amtes und unter Zuhilfenahme der vom 
Hamburgischen Handelsstatist. Bureau für 
1881—85 veröffentlichten Warenpreisstatistik 
die monatlichen Durchschnittspreise von 29 
Grosshandelswaren zusammen, berechnet die 
Indexzahlen und versucht die Preisbewegung 
auch graphisch darzustellen. Ausserdem wer- 
den die 29 Waren nochmals in 6 Gruppen zu- 
sammengefasst und für jede Gruppe die Index- 
Numbers nach Jahren und Monaten berechnet. 


Indexzahlen für längere Perioden, über die 
Gesamtwarenpreis-Bewegung, den Bankdis- 
kont und eine bis zum Jahre 400 n. Chr. 
zurückgehende Statistik der Weizenpreise. 


‚Die letztere hat, wie der Verfasser selbst 


zugibt, für die ältere Zeit fraglichen Wert. 
Die sehr fleissige, zeitraubende und mühe- 
volle Arbeit des Verfassers verdient Dank 
und Anerkennung: sie wird dem National- 


diese verdienstvolle | 5konomen und wohl auch dem Grosskauf- 


mann gute Dienste leisten. 


11. Simon, Osc., geh. Überregierungsrat, 
Das gewerbl. Fortbildungs- und Fach- 
schulwesen in Deutschland. Ein Ueber- 
blick üb. s. Entwicklung u, seinen gegen- 
wärtigen Stand. 8°. (60 8.) Berlin, 03. 
(Mittler & Sohn) 1.75 
Das vorliegende Buch behandelt in über- 
sichtlicher Weise die Hauptgruppen der in 
Deutschland bestehenden Fach- und Fort 
bildungsschulen und zwar: I. Baugewerbe, 
Il. Metallarbeiter und Elektrotechniker, 
Ill. Holzarbeiter, IV. Textilindustrie, V. An- 
dere Arten von gewerblichen Spezialfach- 
schulen, VI. Kunstgewerbeschulen, VIl. Han- 
delslehranstalten, VIIl. Gewerbliche Lehr- 
anstalten für Mädchen und Haushaltungs- 
schulen, IX. Gewerbliche Fortbildungsschulen, 


die höheren Getreidezölle geradezu verderb- X. Fortbildungs- und Gewerbeschulen mit 


..-..—m.— — — 
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Vollunterrieht. Ein weiterer Abschnitt han- 
delt von den zur Fortbildung selbständiger 
Kaufleute getroffenen Massnahmen. Der 
letzte Abschnitt gewährt einen Einblick 
in die Mannigfaltigkeit und Vielseitigkeit 
der Verwaltung der gewerblichen Schulen 
in Deutschland, die bekanntlich nicht dem 
Reich, sondern den Einzelstaaten und in 
diesen wieder in der Regel verschiedenen 
Ministerien und Zentralstellen obliegt. Die 
Gewinnung des bezüglichen Materials war 


aber wegen der Verschiedenartigkeit der 


Einrichtungen in den einzelnen Bundesstaaten 
eine schwierige und mühevolle. Der Ver- 
fasser darf aber dafür auch des Dankes aller 
versichert sein, welche sich rasch und zu- 
verlässig über das wichtige Gebiet des Fach- 
und Fortbildungsschulwesens unterrichten 
wollen. Auf knappem Raum gibt der Ver- 
fasser eine übersichtliche und zuverlässige 
Darstellung. 


12. Sommerlad, Theo., Priv.-Doz., Das Wirt- 


schaftsprogramm der Kirche des Mittel- 


alters. Ein Beitrag zur Geschichte der 
Nationalökonomie u. zur Wirtschafts- 
geschichte des ausgeh. Altertums gr. 8°. 
(XV, 223 5.) Leipzig, 03. (J. J. Weber) 
Das vorliegende Buch soll, nach dem Ge- 
leitwort des Verfassers, „darstellen, wie sich 
das Wirtschaftsprogramm der Kirche des 
Mittelalters entwickelt und ausgebildet hat, 
wie aus den Wirtschaftslehren des Urchristen- 
tums allmählich ein Wirtschaftsprogramm 
geworden ist, das die Kirche des Mittelalters 


übernommen und ihrer wirtschaftlichen Wirk- 


samkeit zu Grunde gelegt hat“. Das Buch 
bildet eine Ergänzung zu des Verfassers 
Werk über die wirtschaftliche Tätigkeit der 
Kirche in Deutschland. Das erste Kapitel 
untersucht den wirtschaftlichen Anschauungs- 
kreis des Evangeliums und des Urchristen- 


tums; das zweite Kapitel schildert die Wirt- 


schaftslehren in Afrika und Aegypten wäh- 
rend des dritten Jahrhunderts; das dritte 
Kapitel die theoretische Reaktion gegen das 
Wirtschafts- und Gesellschaftsleben des vierten 
Jahrhunderts; im letzten Kapitel wird die 
Gegenreaktion und die Systematisierung der 
Wirtschaftslehre durch Augustin erörtert. 
Es ist hier nieht möglich, im einzelnen auf 
die Untersuchungsmethode, den Gedanken- 
gang und die Ergebnisse des Verfassers ein- 
zugehen, wir müssen uns damit bernügen 
zu konstatieren, dass der Verfasser auf Grund 
eines reichen Quellenmaterials und unter Her- 
anziehung der umfangreichen Literatur ein 


anschaunliches Bild von den wirtschaftlichen | 


Ansichten der mittelalterlichen Kirche seit 
den Tagen des Evangeliums bis auf Augustin 
entrollt, indem er dabei, wie es Aufgabe des 


Historikers ist, insbesondere auch die Ein- 


flüsse nachweist, welche die Anschauungen 
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der Kirche und ihrer Lehrer beeinflusst haben. 
Das Buch ist eine sehr beachtenswerte Lei- 
stung, die zahlreiche Fragen in ein neues 
Licht rückt und mit veralteten Auffassungen 
entschieden aufräumt. 


13. Sozialpolitik, die, derdeutschen Zentrums 
partei. Gesammelte sozialpolit. Fiug- 
blätter des Volksvereins für das kathol 
Deutschland. 1—5. Taus. gr. &. (1248) 
M.-Gladbach, 03. (Zentralstelle des Volks 
vereins f. das kath. Dentschland) — 50 


Die vorliegende Broschüre enthält eine 
systematische Sammlung der sozialpolitischen 
Flugblätter des Volksvereins für das katholi- 
sche Deutschland und schildert, was das 
Zentrum getan hat in Arbeiterfragen, in 
landwirtschaftlichen Fragen, in Handwerker- 
fragen, in handelsgewerblichen Fragen, und 
welche Stellung es in der Zollgesetzgebung, 
Handelspolitik und gegenüber der indirekten 
Stenern eingenommen hat. Die hier ge 
sammelten Fiugblätter sind Flugblätter einer 
politischen Partei und müssen als solche be 
urteilt werden; sie sind bestimmt anf die 
Wählermassen zu wirken und die Tätigkeit 
des Zentrums in die entsprechende Beleuch- 
tung zu rücken. Es muss anerkannt werden, 
dass die Flugblätter geschickt abgefasst sind 
und diesem Zwecke in hervorragender Weise 
dienen. 


14. Statistik, Jüdische, herausg. vom „Verein 
für jüdische Statistik“ unter Redaktion 
von Dr. A. Nossig. gr. 8°. (452 8) 
Berlin, 03. (Jüdischer Verlag) 1.— 

Vor ungefähr einem Jahre ist in Berlin 
ein Verein für jüdische Statistik gegründet 
worden, der es sich zur Aufgabe setzt, die 

Kenntnis aller Gruppen des jüdischen Volkes 

durch Herstellung und stetige Fortführung 

einer systematischen Statistik desselben zu 
ermöglichen. Als erste Publikation des Ver- 
eins ist das vorliegende Buch erschienen. 

Das umfangreiche Werk zerfällt in vier Teile. 

Der 1. Teil gibt eine systematische Bibli«- 

graphie der jüdischen Statistik, und zwar 

sowohl der allgemeinen wie derjenigen in 
einzelnen Staaten und Ländern. Daran 
schliessen sich im 2. Teil die Berichte der 
jüdischen Organisationen über ihre statist- 
schen Arbeiten, unter diesen besonders die 

Arbeiten der Jewish-Colonisation- Association 

über die Juden in Russland, der üästerr- 

israel. Union über die Lage der Juden in 

Galizien, die Enquete über die jüdischen 

Studierenden der europäischen Hochschulen 

Der 3. Teil bringt Beiträge zur Statistik der 

Juden in einzelnen Ländern, speziell in so 

chen Ländern, in denen sie in ihrer Existenz 

bedroht sind (Russland, Polen, Galizien) und 
schildert die Lage der eingewanderten Juden 
in England (London), New-York, die Lage 
des jüdischen Proletariats in Frankreich und 
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der Juden in Palestina. Den Abschluss bilden 


Beiträge zur jüdischen Weltstatistik, in denen | 


die physischen Rasseeigenschaften der Juden 
sowie ihre Zahl, Verteilung und Zunahme 
auf der Erde untersucht werden. 

Die „Jüdische Statistik“ ist zweifellos 
ein sehr bemerkenswertes Werk. Einmal 
um deswillen, weil es, wie das Vorwort sagt, 
zum grossen Teil dem Wiedererwachen des 
jüdischen Nationalbewusstseins seine Ent- 
stehung verdankt, zum andern um seines 
reichen und interessanten Inhalts willen. 
Wir können auf Einzelheiten nicht weiter 
eingeben, begnügen uns vielmehr damit, un- 
sere Leser auf das Werk, das auch den 
Christen recht viel Beachtenswertes bietet, 
aufmerksam zu machen. In gewisser Be- 
ziehung gibt freilich das Werk ein einseitiges 
Bild von der Stellung des Judentums, indem 
es in seinem 2. und 3. Teil hauptsächlich 
Länder und Gegenden behandelt, in denen 
der Jude in gedrückten und zum Teil elenden 
Verhältnissen lebt. Es ist aber wohl an- 
zunehmen, dass in folgenden Beiträgen zur 
jüdischen Statistik auch die Lage der Juden 
in solchen Ländern zur Darstellung gelangen 
wird, in denen sie im wirtschaftlichen und 
politischen Leben eine entscheidende Rolle 
spielen, 


15. Vanderlip, Frank A., Vize-Bank-Präsident 
in New-York, Amerikas Eindringen in 
das europäische Wirtschaftsgebiet. gr. S”. 
(81 8.) Berlin (Jul. Springer) kart. 1.— 
Eine sehr interessante Schrift, in der der 
ehemalige Unterstaatssekretär im Schatzamt 
der Vereinigten Staaten Fr. A. Vanderlip 
die Eindrücke schildert, welche er von dem 
politischen und wirtschaftlichen Leben in 
den grossen Staaten Europas, insbesonders 
Englands, Deutschlands, Frankreichs, Russ- 
lands, Öesterreichs, Italiens empfangen hat, 
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und die Fortschritte feststellt, welche das 
Eindringen amerikanischer Erzeugnisse in 
das europäische Wirtschaftsgebiet gemacht 
hat. Der Verfasser ist ein Mann von vor- 
züglicher Beobachtungsgabe, klarem Denken 


und guten Kenntnissen, der insbesondere ein 


scharfes Auge für die Rückständigkeiten des 


‚europäischen Wirtschaftslebens besitzt. Die 


Schrift ist u. E. nicht frei von Einseitig- 
keiten und Uebertreibungen, aber auch reich 
an richtigen Wahrnehmungen und beachtens- 
werten Mitteilungen. Sie ist insbesundere 
geeignet, den europäischen Staatsmännern 
und Industriellen die Gefahren vor Augen 
zu stellen, welche aus dem unglaublich 
raschen und grossartigen Aufschwung des 
amerikanischen Wirtschaftslebens für das 
Wirtschaftsleben Europas drohen. 


16. Veröffentlichungen des statistischen Se- 
minars der Universität Graz. 2. Heft. 
gr. 8°, Graz, 03. („Styria“ in Komm.) 

2. Newwirth, Dr. Loth., Zur Frage 

der Erforschung des Umfanges der 
Arbeitslosigkeit. Vortrag. (21 5.) —.80 

In der kleinen Abhandlung gibt der Ver- 
fasser in grossen Strichen eine kurze kritische 

Besprechung der bisherigen Versuche zur 

Erforschung des Umfanges der Arbeitslosig- 

keit und versucht die nächsten Ziele aufzu- 

weisen, welche darauf bezüglichen Unter- 
suchungen zu stecken sind. Sein Vorschlag 
in letzter Hinsicht geht dahin, alle für eine 
bestimmte Zeit ausser Arbeit stehenden Ar- 
beitsfähigen zu zwingen, sich bei einem 

Arbeitsnachweisamte zu melden. Zunächst 

sollten nach Ansicht des Verfassers Versuche 

mit den bei den hentigen Arbeitsnachweisen 
sich freiwillig Meldenden gemacht werden. 

Wir gestehen, dass wir uns auf diesem Wege 

eine wesentliche Klärung der Arbeitslosen- 

frage nicht versprechen. 


Varia. 


1. Ascherson, Dr. Fr., Prof. u. Oberbiblio- 
thekar, Deutscher Universitäts-Kalender. 
63. Ausg. Som.-Sem. 1903. II. Tl.: Die 
Univ. i. Deutsch. R., i. Öesterr. u. i. d. 
Schweiz, 12°. (4318.) Leipzig, 03. (K.G. 
Th. Scheifer) ungeb. 2.25; geb. 3.— 


Der Deutsche Universitätskalender, den 
Herr Professor Dr. Ascherson mit amtlicher 
Unterstützung herausgibt, enthält ein aus- 
führliches Vorlesungsverzeichnis aller dent- 
schen Universitäten und der landwirtschaft- 
lichen Hochschulen, ferner der Universitäten 
der österreichisch-ungarischen Monarchie und 
der Schweiz; er bietet also die beste Uebersicht 
tiber alle Vorlesungen im Bereiche der deut- 
schen und der deutsch-französischen Universi- 
täten. Daneben enthälter kurze Ürientierungen 
über die betreffende Stadt und ihre Lebens- 


und Preisverhältnisse, ihre wissenschaftlichen 
Institute, die Preisaufgaben, die akademischen 
Vereinigungen u. a. Der letztere Teil er- 
fordert besonders eingehende Vorbereitung; 
er gibt aber, was uns kein anderes Hand- 
buch bietet: eine vollständige Uebersicht 
über das studentische Verbindungswesen, die 
den „Ascherson“ zu einem wichtigen Quellen- 
werk zur Universitätsgeschichte auch noch 
in späteren Jahrzehnten macht. Die vor- 
liegende Abteilung für das Sommer-Semester 
1903 ist bereits die 63. Ausgabe des Ka- 
lenders. Eine wesentliche Erweiternng und 
Umgestaltung ist für die Herbstausgabe 
1903/04 angekündigt. Nach Erscheinen wer- 
den wir darüber berichten. 


2. Henne am Rhyn, Dr. Otto, Prostitution 
u. Mädchenhandel. Neue Enthüllgn. aus 
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dem Sklavenleben weisser Frauen und 

Mädchen. gr. 8°. (87 8.) Leipzig, 03. 

(H. Hedewig's Nachf.) 1.20 

Aus verschiedenen Teilen der Erde, ins- 
besondere aber aus europäischen Ländern, 
hat der Verfasser eine grosse Anzahl von 
Fällen und Vorkommnissen auf dem Gebiete 
des Mädchenhandels zusammengetragen in 
der humanen Absicht, dadurch das Interesse 
für die Bekämpfung dieses schensslichen 
„Geschäftes“ neuzuerwecken Wenn auch ver- 
einzelte Fälle des Mädchenhandels von Zeit 
zu Zeit zur Kenntnis des Publikums ge- 
langen und (dieses vorübergehend beunruhigen, 
so wirken sie doch in voller Kraft und Schärfe 
erst durch die Masse, die Henne am Rhyn 
beibringt. Wir wünschen dem Buche eine 
weite Verbreitung, damit die Gleichgiltigkeit, 
die in weiten Kreisen gegen diesen Krebs- 
schaden der modernen Kultur besteht, über- 
wunden werde. 


3. Hoeniger, Dr. Frz., Ger.-Ass., Jurist. Weg- 
weiser durch Berlin n. e. Anh., die jurist. 
Staatsprüfgn. betr. kl.8°. (55 5 ) Berlin,03. 
(J. Guttentag) — 20 

Ein schätzbares Orientierungsmittel, das 
zunächst die Berliner Gerichte, dann die 
juristischen Lehr- und Bildungsanstalten, 
endlich die juristischen Vereine und Stif- 


Sammelwerke. 


1. Brockhaus, Konversationslexikon. 14. 
vollständig neu bearbeitete Auflage. 
Neue revidierte Jubiläumsansgabe. Bd. 
XI—XIV. Lex. 8°. (1040 S.) Leipzig, 
02 u, 03. (F. A. Brockhaus) 

geb.in Halbfrz. je 12.— 
Mehr und mehr engt sich das Gebiet ein, 
auf welchem der Besitzer des „Neuesten 
Brockhaus“ diesen seinen so viel wissenden 
Freund nicht zu Rate ziehen kann. Schon 
ist das grosse Werk beim Buchstaben S 
angelangt. Und noch im Laufe dieses Jahres 
soll es, wie uns versichert wird, abgeschlossen 
vorliegen. 


2. Encyelopädie der Rechtswissenschaft in 
systematischer Bearbeitung. Begründet 
von Dr. F. vw. Holtzendorff. Unter Mit- 
wirkung v.@. Anschütz. L.v. Bar, E. 

“ Beling, u. a. hrsg. v. Prof. Dr. J. Kohler. 
b., der Neubearbeitung 1. Aufl. (In etwa 
21 Lien.) 7.10. Lfg. 1. Bd. gr. 8°. 
Leipzig (Duncker & Humblot) 7.20 

Die Lieferung 7 führt den 1. Band des 
Werkes fort und bringt die $$ 1— 78 einer 
Darstellung des Deutschen Privatrechts aus 
der Feder des ersten Fachmanns, Prof. Dr. 
Otto Gierke in Berlin. Die Lieferungen 
8—10 eröffnen bereits den II. Band und ent- 
haiten die Darstellungen des internationalen 


— m 


tungen Berlins behandelt. Auch die Vor- 
schriften über die beiden juristischen Prü- 
fungen sind beigegeben. 


4. Pfordten, Th. v. der, Amtsricht., Die 
Rechtsbehelfe des in Zahlungssch wierig- 
keiten geratenen Kaufmanns. (Mit e. 
Anh., enth. Konzepte der diesbezügl. 
Briefe u. Formulare hiezu. gr. 8°. (39 8 
München, 03. (A. H. Müller) — 50 


Das Büchlein will den in Zahlungs 
schwierigkeiten geratenen Kaufmann vor un- 
überlegten, ihm und seinen Gläubigern nach- 
teiligen Schritten bewahren, indem es ihn 
über die Buchführungspflicht, Vergleiche vor 
und nach Konkurseröffnung, Verhalten 
während des Konkurses und über die An- 
fechtbarkeit unterrichtet. 


5. Rosenak, Dr. Leop,, Rabb., Zur Be 
kämpfung des Mädchenhandels. Referat. 
gr. 8°. (14 8) Frankfurt a. M., 09. 
(J. Kauffmann) i 


In ernsten und eindringlichen Worten 
fordert der Verfasser seine Glaubensgenossen 
zum Kampfe gegen den Mädchenhandel auf, 
indem er auch die Tatsache nicht verschweigt, 
dass an diesem Handel eine unverhältnis 
mässig grosse Anzahl von Juden beteiligt ist. 


Enzyklopädien. 


Privatrechts (Prof. v. Bar. Göttingen), des 
Civilprozessrechts mit Einschluss des Kon- 
kursrechts (Prof. J. Kohler, Berlin ; eine ganz 
meisterhafte Bearbeitung mit einer Fülle 
anregender Ideen) und des Verfahrens der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (LG. Präsident 
E. Dorner, Karlsruhe). Es muss dem Leiter 
der Nenauflage rühmend nachgesagt werden, 
dass er auch für die Aufnahme einer Reihe 
bisher nicht behandelter und beispielsweise 
noch in der Birkmeyer'schen Encyklopädie 
gänzlich übergangener Materien Sorge ge- 
tragen hat. Dazu gehört insbesondere die 
freiwillige Gerichtsbarkeit. 


3. Rudorff, Otto, Oberlandesgerichtsrat, 
System. Samlg. d. f. d. gegenwärtige 
Recht v. Bedeutg. gebliebenen Entschei- 
dungen d. Reichsgerichts in Civilsachen. 
Nach d. Gesetzes-Ordnung zusammenge 
stellt aus d. amtl. Entsch. d. Reichsge- 
richts, Blums Annalen, Gruchots Beitr., 
d. Jur. Wochenschrift u. Seuff. Archiv. 
I. Bd. Bürgerl. Gesetzb. u. Einf.-Ges- 
gr 8°. (VIII, 1162 S.) Berlin, 03. (J. Gut- 


tentag) geb. O.— 
Der Herausgeber des Werkes hat eine 
gewaltige Aufgabe übernommen und -- um 


das Urteil gleich vorweg zu nehmen — in 
diesem Bande geradezu glänzend gelöst. Er 
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hat zunächst zum BGB. und zu dessen E.G. 
den Hauptinhalt aller noch unmittelbar an- 
wendbaren Entscheidungen des Reichsge- 
richts, die in der amtlichen Ausgabe und in 
den vier bedeutendsten sorstigen Sammlungen 
veröffentlicht sind, nach dem System des 
BGB. zusammengestellt. Die Wiedergabe be- 


schränkt sich keineswegs auf den Abdruck ı 


nackter Rechtsgrundsätze. Vielmehr sind 
Tatbestand und Gründe insoweit, aber auch 
nur insoweit aufgenommen, als dies zum 
Verständnisse der Rechtssprüche nötig er- 
scheint. Diese mühevolle Aufgabe erforderte 
einen grossen Fleiss, aber noch weit mehr: 


ein ausgereiftes juristisches Urteil, reiche 


Erfahrung und gründliche Kenntniss auch 
des neuen Rechts. Es wäre kleinliche Nör- 
geleiÄ, mit dem Herausgeber über die Ab- 
grenzung des Stoffes zu rechten. Unseres 
Erachtens verdient das Unternehmen rück- 
haltlose Anerkennung. Wir möchten es 
nicht nur dem Richter und Rechtsanwalte, 
sondern ganz besonders auch dem angehen- 
den ‚Juristen zum Gebrauche beim Studium 
des Gesetzes empfehlen, da es eine vorzüg- 
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|liche Einführung in die Praxis des Privat- 
rechts bildet. Der Preis ist bei der Fülle 
des Inhalts und der Trefflichkeit der Aus- 
stattung sehr niedrig. Prof. Dr. E. Jaeger. 


4. Scherer, Dr.M., Rechtsanwalt am Reichs- 
gericht, D. dritte Jahr des Bürgerl. Ge- 
setzb.. Die gesamte Rechtsprechg. u. 
Theorie 1902 z. BGB, E.G. z. BGB,., 
C.P.O., T.G., G.B.O, ZV.G. u. K.O. II. 
Erg.-Heft zum Kommentar, 1. Lfg. gr. 
8°. (L, S. 1—464#) Erlangen, 03. (Palm 

| & Enke) 8 — 
Der III. Jahrgang, dessen erster Teil hier 

vorliegt, behandelt die Rechtsprechung und 

Literatur des Jahres 1902, Das Material 

häuft sich in einer kaum mehr zu bewäl- 

tigenden Weise. Umso anerkennenswerter 

‚ist die Arbeit des Verfassers, der mit erstaun- 

licher Tatkraft eine übersichtliche Stoffan- 

‚ordnung bietet und sich dabei keineswegs 

auf kritiklose Auszüge beschränkt. Die 

ı Schlusslieferung (C.P.O, F.G.G., G.B.O., K.O.) 

‚mit Register soll demnächst erscheinen. 


Gesetzentwürfe. 


Entwurf, vorläufiger, e. Gesetzes üb. Fa- 
milienfideikommisse nebst Begründung. 

Im amtl. Auftrage veröffentlicht. gr. 4”. 
(212 8.) Berlin, 03. (Verlag der Post‘) 

6. — 

Gegenstand des Entwurfs sind die auf 
immerwährende Dauer angelegten deutsch- 
rechtlichen Familienfideikommisse, deren 
rechtliche Neuregelung in Preussen einem 
dringenden Bedürfnis entspricht. Der Ent- 
wurf behandelt in 15 Abschnitten Gegen- 
stand und Entstehung des F.K., rechtliche 


Stellung F.K. Besitzers, F.K. Schulden, pro- 
zess- und konkursrechtliche Bestimmungen, 
Abfindungs- und Ausstattungsstiftung, An- 
wartschaftsrecht, Nachfolge, Aenderung, Auf- 
hebung und Erlöschen, Familienrat, Familien- 
schluss, F.K. Behörden, Kosten nnd Stempel, 
Übergangs- und Schlussbestimmungen. Die 
Begründung ist mit ausserordentlicher Gründ- 
lichkeit abgefasst und bildet auch ausserhalb 
Preussens ein für Theorie und Praxis höchst 
wertvolles Material. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- | schaftskasse (Fortsetzung folgt). — Skizzen 


setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 


‚und Notizen: Förderung des Handwerks; 


schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche | Kleine Sorgen der Praxis, — Aus den Gesetz- 


Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M, v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyrof. 36. Jahrg. 1903 
Nr.8. München (J. Schweitzer Verlag) 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— 

Das 8. Heft des Jahrganges 1903 enthält: 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch 
die Arbeitervereine, von Dr. Erich Simon 


in Berlin. — Ueber Wesen und Bedeutung 


der Differenzgeschäfte in rechtlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht, von Dr. Georg 
Wermert in Berlin (Schluss.) — Mitteilungen 
zur deutschen Genossenschaftstatistik für 
1900, von Dr. A. Petersilie, Geh. Reg.-Rat 
und Professor, Leiter der statistischen Ab- 
teilunz der Preussischen Zentral - Genossen- 


blättern. 


' 2. Annalen des ges. Versioherungswesens. 
| 1903. Nr.21—25. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
| vierteljährlich 9.— 
In den vorliegenden Nummern finden 
sich folgende grössere Artikel, und zwar in 
Nr. 21: Sicherheitsleistung als Konzessions- 
bedingung von Dr. P. A. Katz; Nr. 22: Ver- 
sicherungsvertrags-Gesetz; Nr. 23: Die XNot- 
wendigkeit der Feuerversicherung für den 
„kleinen Mann“ von Dr. Leo; Nr. 25: Die 
Prämienreserve mit und ohne Tilgung der 
Anwerbeprovision von Ü, Magnus. 


3. Arbeiter-Versorgung. Die. XX. Jahrg. 
1903. Nr. 17u.19. Hoch. 4°. Grunewald- 
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Berlin (Verl. d. Arbeiterversorgung, A. 
Troschel) halbjährlich 7.— 


Abhandlungen: Pfändung und Abtretung 
nach der Novelle zum K.V.G. (Fuld). Ist 
zur Ueberweisung von Rentenbeträgen auf 
Grund des $ 49 Abs. 2 1.V.G. die Einwilligung 
des Rentenberechtigten erforderlich? Wer 
ist im Verwaltungsstreitverfahren des $ 50 
Abs. 3 1.V.G. passiv zur Klage legitimiert? 
Zulässigkeit des Verwaltungsstreitverfahrens 
(Appelius). 
sicherungsanstalten und unteren Verwaltungs- 
behörden in Rentensachen. Milch als „Heil- 
mittel“ im Sinne des K.V.G. (Prinz). Zu 
der Anordnung einer Pflegschaft für Renten- 
berechtigte und Verfolgung der Ansprüche 
der Armenverbände im Invalidenrentenfest- 
stellungsverfahren. Pauschalersatz im Falle 
der Krankenhauspflege nach $ 57 Abs. 5 und 
& 57a Abs.4 K.V.G. in der Fassung der 
Novelle (Hahn). Die Ansprüche des erkrank- 
ten Schiffsmanns auf Verpflegung und Heil- 
behandlung (Olshausen). — Verwaltung und 
Rechtsprechung. Mitteilungen. Literarisches. 
Beantwortung von Anfragen. 


4. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. IIl. Jahrg. (1903.) 
Nr. 4, Wien (Manz) jährlich 20.— 


Nr. 4 enthält in ihrem Gesetzgebungsteil 
u. a. eine Uebersicht über die neuere den 
Handel und die Industrie berührende Gesetz- 
gebung, ferner die Liste der Eisenbahn- 
strecken, auf welche das internationale Ueber- 
einkommen tiber den Eisenbahnfrachtverkehr 
Anwendung findet, den Handelsvertrag Spa- 
niens mitden Vereinigten Staaten vonAmerika, 
die deutsche Fleischbeschau-Zollordnung, das 
italienische Gesetz betr. die Spiritusbestene- 
rung; der statistische Teil bringt u. a. Mit- 
teilungen über den Schiffsverkehr und die 
Handelsmarine Frankreichs i. J, 1901, die 
Bergwerks- und Hüttenproduktion Italiens 
i.J. 1901, den Handel Russlands mit China, 
den Spezialhandel der Schweiz in den Jahren | 
1892—1901, und die Hauptergebnisse des 
12 Zensus der Vereinigten Staaten. 

Als Beilage zum Wirtschaftspolitischen 
Archiv erscheint eine sehr interessante und 
wertvolle statistische Monographie über das 
Roheisen, von dessen 1. Teil die 1. Lieferung 
vorliegt, welche die Roheisenproduktion, die 
Roheisenpreise, den Handelsverkehr mit Eisen- 
erzen u. 5. w. für Oesterreich-Ungarn, Deutsch- 
land, Grossbritannien und die Vereinigten 
Staaten von Amerika zur Darstellung bringt. 


5. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. Il. Jahrg. Nr. 9. Frank- 
furt a. M. (Mahlau & Waldschmidt) 

pro Jahrg. 10.— 
Inhalt: Filialsystem und Zentralisation 
im Bankwesen von Dr. @, Tischert-Berlin 


Zu der Zuständigkeit der Ver- 





(Schluss); Der Geschäftsverkehr des Bankiers 
mit Ehefrauen von Dr. Sonntag-Berlin; Das 
amerikanische Schätzamt und der Geldmarkt 


'von Dr. M. Prager-München ; Gerichtliche 


Entscheidungen; Sprechsaal; Vermischtes. 


6. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
XI. Bd. Nr. 7 u.8 München (C. H. 
Beck) jährlich 6.— 


Die vorliegende Doppelnummer bringt 
einen Artikel: Die Besitzveränderungsgebühr 
bei Vermächtnissen ; ausserdem Mitteilungen 
über bayerisches Gebühren- und Steuerwesen. 


1. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903. 
Nr. 22—25. Berlin (J. Guttentag 
jährlich 6.— 


Folgende grössere Artikel sind in den 
vorliegenden Nummern enthalten, und zwar 
Nr. 22: Der Engere Ausschuss; Unter- 
stätzungen, die die Bangenossenschaften in 
Preussen und im Reich erfahren haben; 
Nr.23:Gewerbeförderung in Preussen (Schluss); 
Die Einwirkung der wirtschaftlichen Lage 
anf die Baugenossenschaften; Aus der Praxis: 
Zur Frage der Sicherungsübereignung von 
Mobilien von K. Wittmaack; Nr. 24: Die 
Zwangsgenossenschaft des sozialistischen Zn- 
kunftsstaates im Spiegelbilde der mensch- 
‚lichen Natur; Nr. 25: Sparkassen, Kredit- 
'genossenschaften und Darlehenskassen im 


| Herzogtum Sachsen-Meiningen. 
8. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
v. K. Krazeisen. Bd. LIU Nr. 6. 1903. 


8°, München (C. H. Beck) pro Band 6.— 


Abhandlungen: Zum Vollzuge des baye 
rischen Zwangserziehungsgesetzes / Einglert). 
Die Wahlzelle. Das Verbot, mit Wieder- 
käuern und Schweinen zu hausieren (Silber- 
schmidt). — Literatur. 


9. Blätter, volkswirtschaftliche, hrsg. von 
Dr. Heinz Potthoff, Berlin. 1I. Jahrg. 

Nr. 1—3. Berlin (Franz Siemenroth) 
halbjährl. 3.— 
Die erste Nummer des zweiten Jahrgangs 
der volkswirtschaftlichen Blätter bringt einen 
Bericht über die erste Mitgliederversammlung 
des deutschen volkswirtschaftlichen Ver- 
bandes, «dessen Organ die vorliegende Zeit- 
schrift ist, und Mitteilungen aus den Urgani- 
sationen. In Nr. 2 bezw. 3 sind folgende 
Artikel enthalten: Der deutsche Landwirt- 
schaftsrat und die Reform des Versicherungs 
Privatrechts, von Dr. O. Prange-Berlin; Zur 
Entwicklung des landwirtschaftlichen Ver- 
einswesens in Deutschland, von H. Sunder- 
mann-Grosslichterfelde; Die Notwendigkeit 
einer Ergänzung der Reichsgewerbestatistik, 
von Dr. H. Potthof-Berlin; Der praktische 
Nationalökonom und die volkswirtschaftliche 
Literatur, von Dr. Wygodzinski-Bonn :; Die 
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Theorie der Wohlfahrtspflege, von Schneider- 
Sorau, von Erdberg und H. Potthoff-Berlin; 
Wesensunterschiede zwischen industrieller 
und landwirtschaftlicher Produktion, von 


Potthoff. Ausserdem finden sich in Nr. 2| 


und 3: Mitteilungen vom volkswirtschaft- 
lichen Verband, aus den Organisationen, tiber 
Ausstellungen und Kongresse u. dergl. 


10. Bulletin des internationalen Arbeitsamts. 
Band II. Nr. 4 u. 5. gr. 8°. Jena (Gustav 
Fischer) jährl. 7.50 


Das vorliegende Doppelheft bringt 1. Mit- 
teilungen über neue Vorgänge auf dem Ge- 
biete des Arbeiterschutzes, der Arbeitsver- 
waltuag und über auf das Arbeiterwesen 
bezügliche Enqueten, 2. den Text zahlreicher 
Gesetze und Verordnungen des Deutschen 
Reichs und mehrerer Bundesstaaten, Oester- 
reichs, Belgiens, Frankreichs, Grossbritan- 
niens, der Niederlande und die Titel und 
Quellennachweise der in den Vereinigten 
Staaten 1901 und 1902 erlassenen Gesetze, 
3. eine Uebersicht der parlamentarischen 
Arbeiten, 4. ein Verzeichnis der Beschlüsse 
nationaler und internationaler Kongresse und 
5. eine Zeitschriftenschan. 


11. Deutschland. Monatschrift für die ge- 
samte Kultur. Nr. 9, 10 (Juni, Juli 1903). 
Lex. 8°. Berlin (©. A. Schwetschke & Sohn) 

vierteljährlich 6.— 
Unser Gebiet berühren folgende Artikel: 
Das rote Kreuz in seiner humanitären Be- 
deutung /{r. Strantz). Der Zweck heiligt die 
Mittel {v. Hoensbroech). Religiös-kirchliche 
Einigung (v. Bamberg). Zum 400. Geburts- 
tage des Kurfürsten Johann Friedrich (Nip- 
pold). Streiflichter (v. Hoenshroech). 


12. Eisenbahnrechtliche Entscheidungen und 
Abhandlungen. XIX.Bd. 3. H. Breslau 
(J. U. Kern’s Vlg.) pro Band 10.-- 
Abhandlungen: Grundzüge des neuen 
sächsischen Enteignungsgesetzes vom 24. Juni 
1902 /Schelcher). Die Verantwortlichkeit 
für den Schaden aus der verspäteten oder 
unterbliebenen Zustellung des von der Eisen- 


bahn der Post übergebenen Avises (Hertzer). 


— r — 
ri 
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'von Zolltarif-Aenderungen und Entschei- 
dungen u.a. das Küstenschiffahrtsgesetz für 
die Philippinen, Massnahmen auf dem Gebiet 
‚der französischen Branntwein-, Mineralöl- und 
Glykosebesteuerung sowie der Zuckersteuer- 
gesetzgebung in Korsika, das Zullgesetz für 
Cypern, die Abänderung des Juxemburgischen 
, Branntweinsteuergesetzes, das norwegische 
ı Gerichtsverfahren in Handelssachen, spanische 
Vorschriften für die Ursprungsangaben auf 
Einfuhrwaren u. a. m. Ausführliche statis- 
tische Mitteilungen liegen vor über den 
Aussenhandel und Schiffsverkehr Chiles und 
Uruguays im Jahre 1901, über den Aussen- 
handel Dänemarks, der Kapkolonie, der 
Kolonie Viktoria, Japans, der Niederlande, 
Oesterreich-Ungaros, Portugiesisch - Indiens, 
Norwegens und der Schweiz im Jahre 1902. 
Aus dem weiteren Inhalt des Heftes seien 
mitgeteilt Handelsberichte der Kaiserlichen 
Konsulate aus Bordeaux, Drontheim, Calcutta 
(Aussenhandel und Schiffahrt Britisch-Ost- 
indiens im Jahre 1901, 02), Hankan, Mytilene, 
Larache, Laguna de Terminos, Parä, Sydney, 
ferner ein Bericht des Kaiserl. Konsuls in 
Bukarest über die Verkehrsmittel Rumäniens, 
‚ein Bericht des Kaiserlichen Konsuls in 
Kairo über dielandwirtschaftliche Ausstellung 
daselbst, und insbesondere ein interessanter 
Bericht aus Konstantinopel, der auf die 
Ursache des langsamen Fortschritts des 
deutschen Handels nach der Türkei hinweist. 


14. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr. 22— 26. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- 
Museums) halbjährlich 8. — 


Die vorliegenden Nummern enthalten 
neben zahlreichen kleineren Mitteilungen aus 
allen Gebieten des Handels- und Verkehrs- 
wesens, der Industrie, des Zollwesens u. s. w. 
folgende grössere Artikel, und zwar Nr. 22: 
Die Enquete über das Kartellwesen; Der 
Handelsverkehr Sardiniens; Nr. 23: Das klein- 
gewerbliche Kreditwesen; Der Export Oester- 
reich-Ungarns nach Südpersien; Nr. 24: Zum 
deutsch-kanadischen Zollkrieg; Nr. 25: Der 
Vieh- und Fleischverkehr;; Nr. 26: Der fünfte 
internationale Kongress für angewandte 
Chemie in Berlin von Prof. Dr. S. Feitler; 
Die russische Papierindustrie. 


Der Frachtvertrag der Eisenbahn-Verkehrs- 


ordnung als Vertrag zu Gunsten Dritter 
(Rundnagel). Noch einmal die Gepäckträger 
der Eisenbahn (Ganden). Beiträge zur Er- 


läuterung des preussischen Kleinbahngesetzes 


vom 28. Juli 1892 (Eger). — Entscheidungen. 
Literatur. Gesetzgebung. 


13. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift für 
Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichsamt 
d. Innern. 1903. Maiheft. Berlin (Mittler 
& Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Das vorliegende Heft enthält in seinem 
Gesetzgebungsteil ausser einer grossen Reihe 


15. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 
23—26. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1.50 
Die vorliegenden Nummern enthalten 
folgende grössere Artikel, und zwar Nr. 23: 
Die Tauernbahn; Telegraphenschlüssel von 
Otto Freih. v. Bönigk-Halberstadt Fort 
setzung in Nr. 24); Nr. 24: Das gewerbliche 
Fortbildungs- und Fachschulwesen in Deutsch- 
land; Nr. 25: Das Süssstoff-Gesetz ; Die bave- 
rischen Flüsse im Mai von Koch; Nr. 26: 
Die Finanzen der deutschen Bundesstaaten ; 
Aus der Kartellenquete. 
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16. Invaliditäts-und Alters-Versicherung, die, 
im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. Nr.13 bis 


16. Mainz (Diemer) vierteljährlich 2,— 


Abhandlungen: Ist bei Beurteilung der 
Frage, ob ein Entgelt im Sinne des Bundes- 


ratsbeschlnsses vom 27. Dezember 1899 nur | 


geringfügig ist und zum Lebensunterhalt 
nicht ausreicht, die „Dauer der Beschäftigung“ 
oder die volle Woche in Vergleich zu ziehen? 
(Simon). Entwertung der für unständige 
Arbeiter zu verwendenden Beitragsmarken. 
Zur Krankenversicherung der Invaliden. 
(Harth). 


mitgliedern (Tribius). Erholungsurlaub für 
die Krankenkassenbeamten (Prinz). — Ent- 
scheidungen. Mitteilungen. Literatur. 
17. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 
11—13. Berlin (0. Liebmann) 
vierteljährlich 3.50 
Kipp, Dr., Professor, Das Reichsgericht 
und die positiven Vertragsverletzungen. — 
Birkmeyer, Dr., Professor, Teilweiser Nach- 
druck.Zur Praxis der preussischen literarischen 


Sachverständigen-Kammer in Beziehung auf 


das Urheberrechtsgesetz, — Laband, Dr., 


Professor, Das neueste Heft der Entschei- 


dungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. — 
Holz, Rechtsanwalt, Ist ein weiterer gesetz- 
licher Schutz gegen die Kurpfuscherei ge- 
boten? — Staub, Dr., Justizrat, Juristische 
Rundsehan. Simöon, Dr., Landrichter, 
Landesrechtliche Beschränkungen des Rechts- 
wegs in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. — 
Koffka, Dr., Landgerichtspräsident, Zur Frage 
der Ungebühr vor Gericht. — Stenglein, 
Dr., Reichsgerichtsrat a. D., Das Gesetz, betr. 


Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. — 


Meyer, Landgerichtsrat, Differenzhandel und 
Konkursstrafrecht. — Bondi, Dr. Rechts- 
anwalt, Sind Gesellschafter (Aktionäre) stimm- 
berechtigt, wenn es sich um ihre Wahl in 
die Verwaltung der betreffenden Gesellschaft 
handelt? — Marcus, Dr., Landgerichtsrat, 
Zum Beschwerderecht gegen Ordnungstrafen 
des Registerrichters. — Josef, Dr.. Rechts- 
anwalt, Unleserliche und undeutliche Unter- 


schriften. — ®. Broecker, Dr., Amtsanwalt, 
re und Lohnbeschlagsnahme- 
gesetz. — Ziegler, Dr., Referendar, Be- 


merkungen zu dem Formular der ÜPO. Nr. 109. 
— Hagens, Dr.. Reichsgerichtsrat, Das Rechts- 


mittel der Revision in Zivilsachen. — 
Fuisting, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat, 


Senatspräsident, Die Reformbedürftigkeit des 
prenssischen Einkommenstenergesetzes. — 
Hellwig. Dr., Geh. Justizrat, Prof., Erlöschung 
des Scheidungsrechts in der Revisionsinstauz 
(Vollstreekungszegenklage gegen konstitutive 
Urteile). Kitzinger, Dr., Privatdozent, 
Beseitigung oder Reform der Theaterzensur ? 
— Kossmann, Dr., Prof., Kurpfuscherei und 
Recht. — Eichhorn. Senatspräsident, Notar 


Schwierigkeiten bei der Durch- 
führung des Heilverfahrens an K schafts- 
Pe Lern ' Samter, Dr., Ein altes Belegstück zu einer 





4% 


und Bureauvorsteher. — Frankenburger, Dr. 
Rechtsanwalt, Konkursvorrecht der Gerichts- 


'gebühren — Schanze, Dr., Professor, Fest- 


stellungsklage im Disziplinarrerfahren. — 
Weissler, Justizrat, Gehaltsabzug im Krank- 
heitsfall; H.G.B. $ 63. — Huther, Öberamts- 
richter, Ist die gesetzlich erforderte Be- 
glaubigung einer Abtretungserklärung in 
blanco zulässig? — Lörinsohn, Dr, Recht» 
anwalt, Religiöse Kindererziehung. — Horion, 
Dr., Gerichtsassessor, Fürsorgeerziehung und 
Armenpflege. — Lichtenstein, Aımntsrichter, 
Nochmals zu den „Gehaltsverhältnissen der 
Richter und Staatsanwälte in Prenssen.‘“ — 


neuen Rechtsfrage. — Riedinger, Dr., Be 
ferendar. Zum ozess Rothe. Laband, 
Dr., Professor, Berichtigungen von Reichs 
gesetzen. — Frommhold, Dr., Professor, Zur 
Reform des Familienfideikommissrechts in 


Preussen. — Mamroth, Dr., Rechtsanwalt, 
Zur Reform des Strafprozesses. IV. Die Ver 
teidigung. — Conrades, Amtsrichter, Die 


Pfändung eines Erbteils und verwandte Fälle 


— Wachler, Dr., Senatspräsident, Zweifels 


fragen bei der gewerberechtlichen Beurteilung 
der Wanderlager. — Reinhard, Oberlandes 
gerichtsrat, Das Recht des Gläubigers, den Ge 
richtsvollzieher bei der Zwangsvollstrecekung 
zu begleiten. — Schöller, Dr., Oberlande 
gerichtsrat, Ist im Sinne des & 1571 Abs. 2 


'BGB. die häusliche Gemeinschaft während 


der Zeit aufgehoben, wo der schuldige Ehe 


'gatte verhaftet ist? — Kaufmann, Dr. 


Rechtsanwalt, Unterschlagung zugesandten 
Geldes. — Weizsäcker, Landgerichtsrat. Noch 
einmal das Formular C.P.V. Nr. 109. — Flater, 
Amtsgerichtsrat, Können auch Behörden zu 
Liquidatoren bestellt werden? — Oppen- 
heimer, Dr., Referendar, Eine Frage zur Re 


form des Börsengesetzes. 


18. Mitteilungen für die öffentlichen Feuer- 
versicherungsanstalten. XXXV. Jahrg. 
Nr. 5—11. Hrsg. v. Verband öffentlicher 
Feuerversicherungsanstalten in Denutsch- 
land zu Merseburg. 


Aus dem Inhalt der vorliegenden Num- 
mern heben wir die folgenden Artikel bezw. 
Mitteilungen hervor. Nr. 5: Die Bedeutung 
der öffentlichen Feuerversicherungsanstalten 
in Deutschland für die Landeswoöhlfahrt: 
Regeln betr. die Einrichtung einer Waldver 
sicherung bei dem livländischen gegenseitigen 
Feuerassekuranzvereine zu Dorpat; Nr. 6: 
Die Selbstdeckung ven Feuerschäden, 02. 
Selbstversicherang von Dr. Ramin: Nr. 1: 
Geschichte und Entwicklung der Gebäude 
Brandversicherungsanstalt des Grossherzog- 
tnms Sachsen- Weimar, von H. Knott-Weimar; 
Nr. 8: Verordnung, den Vollzug des badischen 
Gebäudeversicherungsgesetzes betr.; Nr. 9: 
Gegenseitige öffentliche Feuerversicherung in 
Russland; Vereinigung kantonaler Feuerver 
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sicherungsanstalten in der Schweiz; Nr. 10: 
Rauchfreie Feuerungen und Brandgefahr, von 
Dr. @. Rauter; Nr. 11: Der Entwurf eines 
Reichsgesetzes den Versicherungsvertrag betr. 


in einigen seiner Grundzüge, von Oberlandes- | 


gerichtsrat Schneider-Stettin. 


19. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 6. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft —,50 

Aus dem Inhalt heben wir hervor: P, 

Kampffmeyer: Neuer Wind in den Segeln 

der Sozialdemokratie; E. Bernstein: 

neueste Jahresbericht des englischen Ma- 

schinenbanerverbandes und seine Moral; W. 


Düwell: Die Wurmkrankheit, eine ernste ' 


Gefahr für unsere Bergarbeiterschaft; BR. 


Schmidt: Die Gewerkschaften und die Reichs- 
tagswahlen; Heinrich Peus: Die Genossen- 


schaften und die Reichstagswahlen; Hen- 
riette Fürth: Die Frauen und die Reichs- 
tagswahlen; Leonh. Levison: Zur Theorie 
der Krisen; Dr @. Kühl: Edvard Munch; 
Dr. Fr. Hertz: Heinrich Driesmans Rassen- 
theorie. — Adele Schreiber: Ein Dichter des 
jüdischen Proletariats. Politik von R. Cal- 


| I. Jahrg. Nr.3. gr. 4°. 


Der | 
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21. Reichsarbeitsblatt. Hrsg. vom Kais. 

statist. Amt, Abtig. für Arbeiterstatistik. 
Berlin (Karl 
Heymann) jährlich 1.— 


Die vorliegende reichhaltige Nummer 
bringt Mitteilungen über den Arbeitsmarkt, 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosigkeit, Ar- 
‚ beitsbedingungen, Arbeiterschutz, Arbeits- 
streitigkeiten, Handwerk und Lehrlings- 
wesen, Genossenschaftswesen, Gesetzgebung, 
ı Tätigkeit der Gewerbegerichte und Tabellen 
zur Arbeitsmarktstatistik. 


22. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift 

f. vaterländische Politik u. Volkswirt- 

| schaft. 5. Jahrg. Nr. 5. gr. 8°. Berlin 
(Verlag der Deutschen Stimmen) 

vierteljährlich 2.50 


Inhalt: Aus der vorliegenden Nummer 
heben wir folgende für unsere Leser be- 
merkenswerte Artikel hervor: Der Wahl- 
kampf; Wer trägt den höheren Zoll?; Die 
| Bedeutung des $ 2 des Jesuitengesetzes von 
L. Köster-Berlin; Physiologie der deutschen 
' Banken von v. Witzleben; Was können die 
Kommunen gegen das Petroleum-Monopol tun? 





wer; Wirtschaft von M. Schippel. — So- 


zialistische Bewegung von S. Katzenstein; 
Gewerkschaftsbewegung von E. Deinhardt; | 


Genossenschaftsbewegung von Gertrud David; 
Sozialpolitik von P. Kampffmeyer ; Soziale 
Kommunalpolitik von Dr. H. Lindemann; 
Sozialwissenschaften von Dr. Ch. Schitlowsky. 


20. 


Stange. I. Jahrg. Nr. 4 u.5 gr. 4°. München 
(G. Schuh & Cie) vierteljährlich 1.— 
Die vorliegenden Nummern bringen fol- 
gende Hauptartikel und zwar: Nr. 4: J, von 
Liebigs 100 jähriger Geburtstag; Inwieweit 
ist 


vaterländischen Boden abhängig, von Dr. 


Chr. ruber-München (Fortsetzung in Nr. 5); | 
Die Lieferfristen im Eisenbahnverkehr, von 
@. Muschweck-München; Das Recht des Kauf- | 


vertrags nach neuem Recht, von Dr. Leo- 
Hamburg (Fortsetzung in Nr. 5); Neuorga- 
nisation der höheren Handelslehranstalten in 
Oesterreich, von Prof. H. Belohlawek-Linz, 
Sozialpolitik im Grossbetrieb, von M. Richter- 


Leipzig; Der heutige Stand des Handelsschul- | 


wesens, von @. Massien-Leipzig; Das Stu- 


dium auf der Handelshochschule, von Dr. v. 


Arndt-Frankfurt a. M. (Fortsetzung in Nr. 5); 
Nr.5: Fabrikbetrieb nnd Handwerksorgani- 
sation, von Dr. W. John-Danzig; Das Auf- 


treten des Handelsschulgedankens im Anfang 


des 18. Jahrhunderts von B. Ziegler-Dresden ; 
Das Ziel der volkswirtschaftlichen Entwick- 
lung und die massgebenden Gesichtspunkte 
bei Beurteilung volkswirtschaftlicher Ge- 
danken, von L. Brentano-München. 


Monatsschrift für Handels- und Sozial- 
wissenschaft. Hrsg. v. Dr. Alb. Ludw. 


das Wirtschaftsleben Deutschlands vom | 


23. Zeitschrift für Agrarpolitik. Organ des 
deutschen Landwirtschaftsrats. 1. Jahrg. 

Nr. 1-5. 4° Berlin (Paul Parey) 
jährlich 6.— 
Diese neue Zeitschrift erscheint als eine 
erweiterte Fortsetzung der „Nachrichten vom 
deutschen Landwirtschaftsrat“, Sie ist Or- 
gan des deutschen Landwirtschaftsrates und 
die Namen des Herausgebers (Dr. Dade) und 
des Verlags geben die Gewähr dafür, dass 
die Zeitschrift den Interessen der Land- 
wirtschaft in hervorragendem Masse dienen 

wird. 

Aus dem Inhalt der vorliegenden fünf 
' Nummern heben wir folgende Artikel, Mit- 
teilungen. Berichte u. s. w. hervor: Nr. 1: 
Die Bestimmung über den Entwurf eines 
Zolltarifgesetzes; Die Erklärungen der poli- 
tischen Parteien zum Zolltarif in der dritten 
Lesung ; Eine Blumenlese aus den Verhand- 
lungen des Reichstags über den Entwurf 
eines Zolltarifgesetzes in zweiter Lesung; 
Bericht über die Verhandlungen der 18. Haupt- 
versammlung des Verbandes landwirtschaft- 
‚licher Versuchsstationen im Deutschen Reich. 
Nr. 2: Die 21. Plenarversammlung des deut- 
schen Landwirtschaftsrates; Beschlüsse der 
21. Plenarversammlung des D. L.-R.; Eine 
Blumenlese aus den Verhandlungen des Reichs- 
tags tiber den Entwwf eines Zolltarifgesetzes 
‚in zweiter Lesung; Beschlüsse der 28. Gene- 
ralversammlung der Vereinigung der Steuer- 
und Wirtschaftsreformer. Nr. 3: Nochmals 
die Bedeutung der Landbevülkerung für die 
' Wehrkraft des Deutschen Reichs, von 
Dr. Dade; Die Entwicklung der preussischen 
Eisenbahntarife für den Personenverkehr, von 
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W.@Graeschke; Die Fleischversorgung Bayerns; 
Landeskultur in Bayern; Hebung des Gersten- 
baues; Die landwirtschaftlichen genossen- | 
schaftlichen J,agerhäuser in Bayern; Mit- 
teilungen aus dem Eisenbahnwesen; Ver- 
handlungen, Beschlüsse und Einrichtungen 
der deutschen landwirtschaftlichen Interessen- 
vertretungen; Vom landwirtschaftlichen Ar- 


beitsmarkt. Nr. 4: Abschluss neuer Handels- | 
verträge unter Begünstigung europäischer | 


Erzeugnisse, von Graf von Schwerin-Löwitz ; 
Ueber die Entwicklung der deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarife, von W. Graeschke; Gesetz- 
gebung und Verwaltung (Landeskultur ‚Eisen- 
bahnwesen); Innere Kolonisation; Verhand- 
lungen, Beschlüsse und Einrichtungen der 
deutschen landwirtschaftlichen Iuteressen- 
vertretungen. Nr. 5: Der vorläufige Ent- 
wurf eines Gesetzes über Familienfidei- 
kommisse in Preussen, von Überlandes- 
gerichtsrat K. Schneider-Stettin; Ueber den 
Weizenpreis der bevorstehenden Handels- 
vertragsperiode, von Prof. Dr. K! Oldenberg- 
Greifswald; Zu $ 833 des BGB. betr. Haft- 
barkeit des Viehhalters von Schneider-Stettin ; 
Zur Rechtsprechung in der Viehversicherung ; | 
Kreditwesen:; Getreidelagerhäuserin Preussen; | 
Eisenbahnwesen; Verhandlungen, Beschlüsse 
und Einrichtungen der landwirtschaftlichen 
Interessenvertretungen. 


24. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen, 
XIII. Jahrg. Nr. 5. Berlin (Dr. Just. 
Ichenhäuser) 


von Dr. Fuld-Mainz; Muss die Bilanz-Be- 
kanntmachung in deutscher Sprache erfolgen? 
von Dr. H. Tobias-Rostock ; Die Entwieckelung 


der deutschen Aktienbanken von 1890-1901; | 


Die New-Yorker Börse; Publikationen der 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung; 
Das Terminhandelsverbot in Oesterreich; 
Saldo und Termingeschäft ; Das Aktienstimm- 
recht der Frauen; Kleinere Mitteilungen ete. 


25. Zeitschr. f. Bergrecht. 44. Jahrg. (1905) 
2. H. Berlin (J. Guttentag) jährlich 8.— 


Abhandlungen: Lage und Feststellung 
der Eigentumsgrenzen bei seitlicher Ver- 
schiebung der Grenzzeichen infolge der durch 
den Bergwerksbetrieb veranlassten Boden- 
senkungen (Schumacher).  Bergrechtliche 
Fragen (Bitta), U.-E. — Berggesetzgebung. 
Entscheidungen der Gerichtshöfe. — Praxis 
der Verwaltungsbehörden. 


26. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 
Jahrg. 1903. Heft 6. Berlin (G. Reimer) 
pro Quartal 5 — 

I. Aufsätze: Freih. ve. Hnbe Pulsian, 
das sozialökonomische System J. F. Bray's, 
v. Brandt- Weimar, Die Entwicklung Ja- 
pans; M. Fleischmann-Halle, Friderieianischer 
Sozialisınus (Schluss); A. Mackenroth, die 


| Zur 
| gungen. 
‚der Schweiz. 


jährlich 12.— 
Inhalt: Der Vortrag auf neue Rechnung, 





' Rechtsstellung der Frau im Voreutwarf eins 


schweizerischen Zivilgesetzbuches in ver 
gleichender Darstellung mit dem deutschen 
und österreichischen Recht. II. Sozialpolitik 
Erbbaurecht und städtische Bodenpolitik I, 
von Dr. Johannes Feig-Düsseldorf. IL. Mis- 
zellen: Strafverfolgung durch Privatgesell- 
schaften, von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Fuld; 
„Handels-Attaches“ ; Schweizerische Steuer- 
praxis; Die Frage eines Petroleumhandels- 
monopols in Frankreich; Frankreichs fort- 
schreitende wirtschaftliche Selbstbeschrän- 


‘kung; Der Wohlstand der amerikanischen 


Union; Eisenbahnen gegen Kanäle in Nord- 
amerika. IV. Buchbesprechungen. 


27. ZeitschriftfürVersicherungswesen. 1903. 
Nr. 22—24. Berlin (Verlag: „Zeitschr 
f. Vers.-Wesen‘“, G, m. b. H.) 
vierteljährlich durch die Post 5.— 
Die vorliegenden Nummern bringen neben 
zahlreichen Mitteilungen und Notizen aas 
den verschiedensten Gebieten des Versiche- 
rungswesens folgende grössere Artikel und 
zwar: Nr. 20: Das Gesetz und die Zillmer 
‘schen Reserven. Nr. 21: Der Vorschlag de 
‚ Herrn Iranyi zur Deckung der Produktions- 
kosten in der Lebensversicherung. Nr. 2: 
Kritik der Feuerversicherungsbedin- 
Nr. 23: Transportversicherung in 
Nr. 24: Das Eidgenössische 
Versicherungsamt und die Zillmerache Me 
thode. 


28. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXX V. Jahrg 
Nr. 12 u. 13. Heidelberg (Emmerling & 
Sohn) jährlich 8.0 
Abhandlungen: Bedeuten für die G« 
meinden die Vorschriften des BGB. über die 
Haftung aus unerlaubten Handlunren eine 
Verschärfung der Haftpflicht gegenüber den 
entsprechenden Bestimmungen des badischen 
Landrechts? (v. Dusch). Zur badischen Do- 
mänenpolitik (Antoni). — Entscheidungen. 
Rechtsgrundsätze des grossh. Verwaltungs 
gerichtshofs. Entschliessungen. Literatur. 


29, Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 


steuern. Hrsg. von Überzolldirektor 
Kunckel in Schwerin. 1903. Nr. ie 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 8 


I. Abhandlungen: Zum Stssstofiges 
vom 7. Juli 1902 von (eh. Finanzrat 
boldt: Die Geldstrafen und die Dane 
strafen in der Zoll- und Steuergesetzgebung 
des deutschen Reiches von Finanzrat Dr. 
Zimmermann; Die Ergäuzung und Abände 
rung der Ausführungsbestimmungen zum 
Schaumweinsteuergesetz; II. Gesetze, Ver 
ordnungen: A) Zollwesen : Vereinbarung 
zwischen dem deutschen Reich und Frank- 
reich tiber die gegenseitige Behandlung der 


— 
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Handlungsreisenden; Verfügung der gross- 
herzoglich badischen Zolldirektion, betreffend 
die zollfreie Einfuhr von Fleisch aus den 
badischen Zollausschlüssen ; Zollfreie Ab- 
lassung von Mineralöl für Probefahrten von 
Motorfahrzeugen ; Ergänzung der Normativ- | 
bestimmungen für die Hafenregulative; B) 
Tabaksteuer: Aenderung der Ausführnngs- 
bestimmungen zum Tabaksteuergesetz; U); 
Branntweinsteuer : Vorrichtung zum Auf-| 
fangen hochprozentigen Brauntweins in Ver- 
schlussbrennereien; Ermittlung der Alkohol- 
ınenge für mehrere Gefüsse mit Branntwein 
von gleicher Alkoholstärke; D) Schaumwein- 
stener: Schaumweinsteuergemeinschaft mit 
Luxemburg ; E) Süssstoffgesetz: Ausführungs- 
bestimmungen zum Süssstoffgesetz ; III. Zoll- 
tarifentscheidungen und Zolltarifauskünfte, 


erypas OHR TR 
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IV. Vom Reichsgericht: Feststellung der ein- 
zelnen Straftaten im Urteil. V. Verschie- 
denes: Spiritusgewinnung aus Fäkalien. 
VI. Bücherschau. 


30. Zentralblatt,österr., für die jurist. Praxis 
nebst Zentralblatt f. Verwaltungspraxis. 
XXI. Bd. 5.,6.H. Wien (Moritz Perles) 

halbjährig 10.— 

Abhandlungen: Zur Reform der land- 
wirtschaftlichen Börsen (Geller). Zur Frage 
der Regelung des Apothekenwesens (Prazäk). 

Darf der deutsche Nachlassrichter nach deut- 

schem ReichsrechtzurErmittlung von fremdem 

Recht die Hilfe der Antragsteller in Anspruch 

nehmen ?( Klein). — Rechtsprechung. Miszelle, 

Aus den Zeitschriften. 





Neue Erscheinungen. 


Dis in disser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch ‚Allgemeines‘ und ‚Varia‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Entscheidungen der königl. preussischen Ober- | 


verwaltungrgerichts. Haupt- Register zu den Bdn. 
31—40 u. den Ergänzung«bänden 6 bis 10. Zusammen- 
gestellt im Bnresu des königl, Oberverwaltungs- 
gerichts. gr. 8°, (IV, 497 8.) Berlin 0% (C- Heymann) | 

3.—; geh. 6.— 
- dasselbe in Staatestenersachen. Hauptregister zu 
den Bän. 6 bir 10. Zusammengestellt im Bureau 
des königl. Oberverwaltungsgerichts. gr. 8%. 1157 8.) 


Ebd. 08 2.—; geb. 260 
— des Reichrzerichte. Hreg. v. den Mitgliedern des 
Gerichtshofes u, der Reichsanwaltschaft. Ent- 


scheidungen in Strafsachen. 56 Bd. gr. #, (1. Heft. 
1608.) Leipzig 08 (Veit & Co.) 4.— ; geb. in Halbfrz. 5.50 
— dasselbe Entscheidungen in Strafsachen. General- 
register zum 1. bis 25, Bde. Bearb, v. 0, Suppes. 
gr. 8°. (1V, 7728.) Ebd, 03 10.50; geb. in Halbfrz. 12.50 | 
— des Reichsgerichts. Hreg. v. den Mitgliedern des 
Gerichtshofes u. der KReichsanwaltschaft.  Ent- 
scheidungen in Civilsachen. Neus Folge, 3. Bd. Der , 





Sammelwerke, 


Recueil, des traites et conventions conelus par 
l’Autriche - Hongrie avec les puissances Ötrangeres, 
Par Minist.-R. Adolphe de Plason de la Woestine. 
Nouvelle suite. Tome 15. (Tome 21. de la serie | 
complete du receueil edite jusqu' ici par Leop, Baron | 
de Naumann et Adolphe de Plason de la Woestyne.) | 
gr. 8°, (584 8.) Wien 03 {C. Fromme) 28.— | 

Recueil, nouvean, general de traitöes et antres | 

actes relatifs ax rapports de droit international. | 

Par Prof. Fel. Stoerk. 2. eerie. Tome XXIX. 1. livr, 

gr. 8". (255 8.) Leipzig 03 (Dieterich) 11.— 


ganzen Reihe 58, Bd. gr. 5%, (XII, 468 4) Leipzig 08 
(Veit & Co,) 4.—; geb. in Halbfrz. 5.50 
Sammlung v. civilrechtlichen Entscheidungen des 
k. k. obersten Gerichtshofes. Hrag, v, Loop. Pfaff, 
Jos. v. Schey u. Vincenz Krupsky. 38. Bd. Neue 
Folge, 4. Bd. {Mit e. Verzeichnisse der Gesetzes- 
stellen u. einem system. Register) gr. 89%. (941 8.) 
Wien 03 (Manz) 11,50, geb. in Leinw. 13.—, 
in Hbfrz. 13.60 

Schultze, Dr, Ernst, Wichtige Entscheidungen 
auf dem Gebiete der gerichtlichen Psychiatrie. 
2. Folge. Aus der jurist. Fachlitteratur des J. 1902 
zusammengestellt. ®%, (64 8.) Halle 03 (C. Marhold) 1.— 
Zeitschrift f.d. gesamte Stantswissenschaft Hrag. 
v. DD. Minist. a. D. A, Schäffle u. Prof. K. Bücher. 
VI. Ergänzungsheft: Pfütze, Dr. Arne, die land- 
wirtsch. Produktiv- u. Absatzgenosaenschaften in 
Fraukreich. gr. 8°. (V, 96 8.) Tübingen 03 (H. Laupp) 
Für Abnebmer d. Zeitschrift oder d. Firrgänzungs- 
hefte 2,10 


Enzyklopädien. 


Sammlang v. Gesetzen, Verordnungen, Erlassen 
u, Verfügungen betr. die Justizverwaltung in Elsass- 
Lothringen. Im amtl. Auftrage bearb. 27. Bd. 
(Nr. 4436 bis 4561.) ger. 9%, (XIX, 583 8.) Strassburg 03 
(Strassburger Druckerei u. Verlagsanstalt) 

11.,—; geb. 13.— 

Sammlıumg v. Reichsgesetzen u. Verordnungen 
staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts. Text- 
ausge. m. alphabet, Sachregister. 12%. (VIII, 534 8.) 
München 0% (0. H. Beck) geb, in Leinw, 3.— 


Rechtsgeschichte, Allgemeines. 


Boden, F.. Mutterrecht u. Ehe im altnordischen | 
Recht. Leipzig 03 (Verlag der Frauen-Rundschau 1 M 

Brill, Dr. Karl, dirig. Arzt, Wichtige juristische 
Streitfragen zugleich aus dem Grenrgebiete der 
Heilkunde u. der Rechtswissenschbaft. gr. #9. (148.) 
Magdeburg 0% (A. Rathke) — 30 

Brüning, Ü., Landger -Dir., Das Collegium Dette- 
nianım zu Münster, seine Verfassung u. Geschichte. 
Ein Beitrag zum Kechte der Familienstiftg, in seiner 


heut. Gestaltg. gr. 5°. (2 8.) Miioster 03 (Coppen- 
rath) 1.50 
Heilfron, Dr. Ed,, Amtager.-R., Das bürgerliche 
Recht des Deutschen Reichs. 1. TJ. Geschichte des 
bürgerl. Rechts. 1. Abtlg.: Römische Rechtsgeschichte 
u, Systam des röm. Privatrechts, (5. Aufl, der röm, 
Rechtsgeschichte.) 8°. (XX, 1160 8.} Berlin 03 (Speyer 
& Peters) geb. in Leinw. 10,— 


23 


4. 
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Bürgerliches Recht. 


Bernhöft, Dr. Frz.. Prof., Das neue bürgerliche | 
Recht in gemeinverständlicher Darstellung m. Bei- | 


spielen aus dem praktischen Leben. Il. Recht der 
Schaldverhältniase. 8°. (206 8.) Stuttgart 03 (E. H. 
Moritz) geb, 2.— 
Brückner, H.,Reichsger.-R., Die rechtliche Stellung 


u. Haftverbindlichkeit d. kaufm. Anakunftsbureans | 


(Auskunfteien) [Aus: „Das Recht.) gr. 8, 129 8.) 
Hannover 03 (Helwing) 
Bülow, Osk., Klage u. Urteil. Eine Grundfrage 
des Verhältnisses zwischen Privatrecht u. Prozess. 
gr. 8°. (V, 80 8.) Berlin 0% (C. Heymann) 1.50 
Düsterdieck, Hans, Amtaricht., Ein Beitrag 
zur Lehre vom Ditbmarscher ehelichen Güterrecht 
gr. &*. (26 8.) Kiel 0% (Lipsins & Tischer) 80 
Eger, Dr. teo., Reg.-R., Das Reicha-Haftpflicht- 
gesetz vom 7. VI. 1871 in der Fassung des Artikels 
42 des Einführnngsgenetzes zum bürgerlichen Ge- 
selzbuche, 
376 S.) Berlin 03 (J. Guttentag) 3.— 
(Galus) Gai institutionum commentarii quattuor 
Separatim ex iurisprudentine anteinstinianae reli- 
quisrum a Ph. Eduardo Huschkse compositarum 
editione sexta ediderunt E. Seckel et B. Kuebier. 
8%, (XXXVI, 262 8.) Leipzig 03 (B. G. Teubner) 
2.80; geb. 3.20 
Gros»mana,Dr. Herm., Das Prinzip der Selbst- 
verteidigung im deutschen bürgerlichen Gesetzbuch. 
gr. ®. .87 8.) Berlin 08 (E. Ebering) 2.40 
Ikeds, Dr. R., D. Hauserbf. in Japan u. Berücks, 
dor allgem. japanischen Kultur u. Rechtsentwieklung. 
gr. 5°. (XXI, 268 8.) Berlin 08 (Mayer & Müller) 


7. geb. 8.— | 


Kiepert, Dr. M.,D. Sammlungen z. wohltät. od. 


gemeinnützigen Zwecken n. d. BGB. gr. 8*. ({VIIL | 


74 8.) Hannover 03 (Helwing) 2.— 
Kress. Dr. Huxo, Die Erbenzerneinschaft nach 


dem bürgerlichen Gesstzbuche f. das Deutsche Reien. | 


gr. 8°. (VIII 295 8.) Jena 03 (G. Fischer) 7.50 
Leske, Dr. Frz., Geh. Oberjustizr. vortrag. Rat, 
Vergleichende Darstellung des bürgerlichen Gesetz- 


L-! 


Textanag. ım. Anmerkgn. gr. 16°. (VIIL | 


buches f. das Deutsche Reich und des preusischen 
allgemeinen Landrechts. 1. u. 2. Auf. (1.—6. Taus | 
gr. ®. Berlin 03 (0. Liebmann) 25.—: geb. 7: 
‚ Marcuse, Dr. Mart., Die succesive Berufung zur 
Erbschaft nach dem BGB. im Vergleich zu dem 
' gemeinen Rechte. gr. ®. (VIIL 77 8.) Berlin & 
Struppe & Winckler 2 
Müller, Dr. Erast Woltg.,. Das Wildschaden- 
recht in »einer heutigen Gestalt unter Berlicksich- 
' tigung der geschichtlichen Eutwicklung desselben 
er. $. (IV, 03 8.) Erlangen 08 (_eipzig,. Buchbh. 
@. Fock) 2 
Riemann, Dr. Ernst, Bechtsanw., Das Wassr- 
recht der Prov. Schlesien. 8°, (126 8.) Breslaa 64 
{W. G. Korn) Kart 2.— 
Sarling, Dr. Onc.. Exegese üb. L. 23 D. De vuls 
et pup. subst. 28, 65 als Beispiel f. Studierende u 
Prüfungskandidaten. ®®, (428.) Leipzig 03 (A. Deich«r 
Nachf.) l.—; kart.15 
Schloswnmsnn, SNSiegm,, Der Irrtum üb. wesent- 
liche Eigenschaften der Person u. der Sache nach 
dem bürgerlichen Gesetzbuch. Zugleich e. Beitrag 
zur Theorie der Gesetzesaualesg. gr. $. (VIEL #3. 
Jena 03 (G. Fischer) 2% 
Siber, Dr, Heinr., Prof., Der Rechtezwang im 
Schuldverhältnis nach deutschem Reichsrecht. gr. » 
(vu, 264 8.) Leipzig 08% {C. L. Hirschfeld) 7.0 
‚ Wiimans, Rechtsanw., Das gesetzliche ehbeliche 
Güterrecht in Deutschland. 2. Aufl. gr. ®. (VIQN 
315 8.} Berlin 03 {F, Siemenroth) ä 
 Wieruszuwski, A., Landger -R., Handbuch de 
Eherechts m. Ausschluss des Eheschliesung« n. 
Ehescheidungsrochtes, unter Berücksicht. der ge 
samten am 1. I. 1900 in Kraft getretenen Beich®- 
gesetze u. der preussischen Anusführungsgesetze. 
I. TI. Das ehel. Güterrecht. 1. Abtlg. Allgemeiner 
TI, enth. insbesondere die Leliren v. den örtl, u. 
zeitl. Herrschaftsgrenzen der Güterrechtenormen u. 
das Ueberleitungsrecht der deutschen Einzelstastan. 
gr. 8%. (XII, 191 8.) Düsseldorf 0% (L. Schwann) 3. — 





LE 


Handels- und See-Recht. 


Perels, F., wirkl. Geh. Rat Dep.-Dir., Prof., Das 
internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart. 
2., neu bearb. Aufl. gr. 8%. (XVI, 358 8.) Berlin 03 
{(E. 8. Mittler & Sohn) 3.—; geb. in Leinw. 9.50 


Pietsch, W., Dis Konkurrenzklausel. Wichti: f 
Handelsangesteilts, Geschäfts - Inhaber, Juriston, 
gr. 8°. (16 8.) Hagen i. W. 03 (Selbstverlag) 1.% 


Civilprozess- und Konkursrecht. Gerichtspraxis. 


Ebert, KEuag.. Oberlandesger.-R., Das amtsgericht- 
liche Dezernat. 
f. die gesamte amterichterl. Tätigkeit unter Anführg. 
der einschläg. gesetzl. Bestimmgn. 6. verm. u, verb 
Aufl. gr. 8%. (XX, 5808.) Breslau 03 (M. & H. Marcus) 


geb, in Leinw, 10.— | 


Fischer, Ländger.-R., Das Verfahren d. Zwangs- 
verstelgerung nach dem Reichagesetze üb, d. Zwange- 
versteigerung u. Zwangsverwaltung v. 24. III. 97 an 
e, Rechtafalle dargestellt. 3. verb. Aufl, gr. 9. (75 8.) 
Berlin 03 iFrz. Vahlen) 


1.00 | 


' Geschäftsordnung für die kgl. sächs. Insliz- 
Beispiele u. Verfügungs-Entwürfe | 


behörden, Ausg. 1903. Deckblätter 1-9. gr. S’. ii DL. ı 
Dresden 03 iC. Heinrich) -— 15 
Schneider, Kour.. Überlandeager.-R., Ten u, 
Glauben im Civilprozemwe u. der Streit üb, dir Fro- 
zessleitung. Ein Beitrng zur Baautworte. der Pro- 
zessleitungsfrage. gr. 8%. (III, 48 8.) Maänchn 08 
(C,H. Beck) 14 
Volkmar, E., Landger.-R., Vortermin u. Gerichts 


Patent- und Urheberrecht. 


Osterriett, Dr. Alb. u. Bechtsauwalt Aug. 
Axster, Die internationale Uebereinkunft zum 
Schutze des gewerblichen Eigentums vom 20, III 
1883 (Pariser Konvention‘ nebst den übrigen Ver- 


trägen der Deutschen Reichs Nb, den gewerblichen 
l 


ferien. [Aus: „Das Recht“.]| gr.®%. {19 8; Hın- 
nover 03 (Helwing) ” 
Rechtsschutz. 12%, (XXXVII, 354 8.) Berlin 03 ıW 


Heymann) geb. in Leinw. 7.— 
Stenglein,Dr. M.. Reichsger.-R. a. D, Die Reichs 
gesetze zum Schutz des geistigen u. gewerblichen 
Eigentums, #&, neu bearb. u. verm. Aufl. Erläutert 
gr. 8%. (VI, 224 8.) Ebd. 02. 5.40; geb, 6.— 


Strafrecht und Strafprozess. 


Abhandlungen (des kriminalistischen Seminars 
an der Universität Berlin Hrag. von Prof. Dr. Frz. 
v, Liszt. Neue Folge. II. Bi. 3. Heft. gr. »%. Berlin 0% 
(J. Guttentag.) 

% Rosenfeld, Dr. Ernst, Ger.-Assesa,, Strafrechts- 
ptlege insbesondere Gefängoiswesen in Caylon. — 


Friediaender, Dr. Eug., Kammerger.- Ref, Der 
strafrechtliche Schutz des Geschäfte u. Betrieb» 
gebeimnisses. (116 8.) 3.—., 
Bisoukides, Dr. Pericles, Der Hochverrt. 
Eine histor. u, dogmat. Studie. ger. ®. (XII, 1488) 
Berlin 03 (C. Haymann) 3.0 
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Duensing, Dr. Frieda, Verletzung der Fürsorge- 
pilicht gegenüber Minderjährigen. Ein Versuch zu 
ihrer strafgesetzl. Behandlg. gr. 3°. (ll, 126 8.) 
München 03 (J. Schweitzer Verl.) 2.80 

Feilitzsch, Dr. Heinr. v., Landger.-Dir,, Das 
königl. sächsische Landesstrafrecht. Zusammen- 
gestellt u. erläutert, 3. Bd. Zölle u. Steuern. ®%, 
(IX, 367 8.) Leipzig 03 (Rossberg) .— 

Heimberger, Dr. Jos., Prof., D. Begriff d. Ge- 
rechtigkeit iın Strafrecht. Antrittsvorlesung. gr. 8°. 
(35 8.) Leipzig 03 (A. Deichert) — ‚80 

Heillwig, A.. Das Asylrecht der Naturvölker. Mit 
e. Vorwort von J. Koller. gr, 8%. (vUL 122 8) 
Berlin 03 (RB. v. Decker) 4. — 

Olshausen, Dr. Junt., Oberreichsanw., Die Straf- 
gesetzgebung des Deutschen Reichs. Textausg. ın. 
Anmerkgn. u. Sachregister zum prakt. Gebrauch. 
VI. u VU. Bd. gr. 16% Berlin 03 (F. Vahlun.) 
Geb. in Leinw. 

VI. Die Reichs Gesetze betr, das Gewerbewesen 


u, die Arbeiterversicherung. (XII. 452 8) %-. 
— VI. bie Reichs - Gesstze betr. das Abyaben- 
wesen. (VIII, 402 =.) 3.—. 
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| ®@etker, Dr. Frdr., Prof., Ueber Notwehr u. Not- 
;ı stand nach den $8 227, 228, 904 des Bürgenl. (te- 
setzbuchs, gr. 8*, (1IL, 518.) Leipzig 0% (A. Deichert 
Nachf.) 
Poeschl, Heinr, Die Praxis d. Gesetzes zur Be- 
kämpfg. d. unlauteren Wettbewerbes. Dargest. auf 
Grund v, 130 Entscheidungen nebst Vorschl. zur 
Abänderg. d. Gesetzes. gr. 8°. iX, 246 8.) Berlin 03 
(0. Liebmann) 3.50; geb. 4.20 
Stämpfli, Dr. Wills,. Erpressung u. „Chantage‘' 
nach dentschem, französischem u. achweizerischem 
Strafrecht. gr. 8. (VILI, 1518.) Bern 08 (A. Fraucke) 
2.— 
Stenglein, Dr. M., Reichwer,-R. a. D., Kammer- 
ger-R. H. Appelius u. Prof. @. Kleinfeller, 
DD., Die strafrechtlichen Nebengasstze des Deut- 
schen Reiches. Eriäutert. 3., gänzlich neu bearb, 
u. verm. Aufl.. hrag. v. Reichsger.-R.a.D. Dr. M. 
Stenglein. gr. 8°, (XVI, 1408 8.) Ebd. 03. 
31.-- ; geb. 31. - 
Wuerzburger, Dr. J., D. Recht d. strafr. Not- 
standes vor u. nach d, Inkrafttr. d. BGB. gr. 9°. 
(V. 139 8.) 340 


2 m 


Kirchenrecht. | 


Böckenhoeff, Dr. Karl, Priv.-Doz., Das aposto- 
lische Speisogesetz in d. ersten 5 Jahrhunderten. Ein 
Beitr, zum Verständnis der quasilevit. Satzen. in 
älteren kirchi. Rechtsquellen. gr. 8°. (VIII, 142 8.) 
Paderborn 08 (F. Schöningh) d.— 


Schoen, Dr. Paul, Prof., Das evangelische Kirchen- 
recht in Preussen, 1. Bd. gr. s®. (XIL, 4658.) Berliu 03 
(C, Heymann) 11.— 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Albert,Dr. Rud,., Amtsrichter, Das öffentliche Recht 


f. den deutschen Gewerbetreibeuden. Eine gemein- | 


verständl. Darstellg. des f. den Gewerbetreibenden 


Wissenswerten aus d. deutschen Staats- u. Verwal- 


tungsrecht. (Dr. Ludw. Huberti's prakt. gewerbl. 
Bibliotbek.) gr. 8°, (III, 67 8.) Leipzig 03 (H. Klasing) 
geb. in Leinw. 1.80 

Benz. Gustf.,Pir., Zur Reform unserer Armenptlege, 
gr. 8 (59 5) Basel 03 (F. Reinhardt) — 5 


Brauchitsch, M. v., Die neuen preussischen 
Verwaltungsgesstze. Nach dem Tode des Verf, um- 
gearb., fortgeführt u. hrag. v. Minist. Dr. Studt u. 
wirkl. Geh. Rath Unterstaatssekr. s. D, r. Braun: 
behrens. I-1U. Bd. gr. 8. Berlin (C. Heymann) 

geb, in Leinw. je 10.— 

Escher, Dr. Haus, Schweizer. Bundesbsamten- 

recht. gr. 8°. (204 8.) Zürich 03 {E. Rascher's Erben) 


Gehrcke, J., Eisenb -Sekr., Preussische Gesetze 


f. Eisenbahnbeamte, enth, die f. den Dieustgebrauch | 


u. die Prüfen. wichtigsten Gesetze u. Verordngn 
80, (XI, 496 8.} Dresden 03 (G. Kühtmann) 
geb. in Leinw. 3.—; durchach. 5.— 
Gesetze, Verordnungen u. Dienstinnwei- 
sungen üb. die Fleischbeschau u. die gesundheits- 
polizeiliche Behandig. des Schlachtviebs u. Fleisches 
bei Schlachtungen im Grossherzogt. Hessen, Arntliche 
Handausg. gr. ®, (100 u. [IV 8.) Darmstadt 03 (G. Jong- 
haus) — 80 
Grürnn, Dr. Wern., Frh. v., Die staats- und 
völkerrechtliche Stellung Aegypten». gr. 8°. (VIII 
338 8.) Leipzig 0% (Duncker & Humblot) 


Kotze, Otto, Bürgermstr. a. D., Baupolizeiliche 
Vorschriften f. d. Reg.-Bez. u, die Provinz-Hauptstadt 
Poren. gr. 8“. (IV, 183 8.) Berlin 03 (A. W. Hayn's 
Erben) 

Kreizschmar, J. F.. Geh. Reg-R., Das höhere 
Schulwesen im Küönigr. Sachsen. Gesetz üb. die 
Gymmasien. Realschulen u. Seminare vom 22, VIIL 
1876, nebst Ausführungsverordog. u. den einschlag. 
Gesstze, Verordngn, u. Entscheiden. gr. 8”. (XIL, 
7048.) Leipzig 03 (Rossberg'sche Verlagsbuchh.) 10. — 


Leonhard, Dr. Otto, Enteignung ıı, Enteignungs- 
verfahren im Österreichischen Rechte. gr. 5°. (54 8.) 
Wien 03 (M. Breitenstein) —.,70 


Lukas, Dr. Jos., Priv.-Doz., Ueber die Gesetzes- 


2 


Publikation in Oesterreich n. dem Dentschen Reiche. 


3 


[| Eine bistorisch-dogmat, Studie. gr. 8°. (VII, 248 8.) 
' Graz 03 (Leuschner & Lubenaky) 5.— 
‚Posener, Paul, Die Verfassung des Deutschen 
Reiches, Kommentar. #", {YI, 176 8) Leipzig 03 
(Kossberg) geb. in Leinw. 2.0 
 Reichsgenetz. das, betr. d, Schlachtvieh- a. Fleisch- 
beschan vom 3. VI. 1000 m. d. Ausführungsbest. dos 
Bundesrates in d. abgeänderten Fassung vom 27. 1II. 
1903 u. den preussischen Ausführungsbesten. vom 
20. III. 1903 nebst allen zugehörigen Materialien. 
Frgänzte u. bericht. Textausg. 13. Aufl. gr. 16°. (VII, 
381 8.) Berlin 03 (C. Heymann) 1.60 
Reich=-Gesetxz betr. die Schlachtvieh- u. Fluisch- 
beschau vom #3. VI. 1900 nebst den Ausführuns- 
bestimmen. des Bundesrats u. sämtlichen f. FEisass- 
Lothringen erlassenen Verordnungen. #°. (VII, 2118.) 
Strassburg 03 (Strasburger Druckerel u. Vorlags- 
anstalt) geb, in Leinw. 2.— 
Reichstagswahl und Beichsverfausung. 
Enth. Wahlgesetz vom 31. V. 1509. Wahlreglement 
vom 28, V, 1870 in der Fassg. vom 28. IV. 13 u. 
sonst, Vollzugsvorschriften zum Wahlgesstz. Reichs- 
verfasaung vom 16.1V. 1871. Bearh. v. e, Verwaltungs- 
beamten. gr. 5°. (62 8) Ansbach 03 (M. Prögel) 
kart, 0) 
‚ Rösnsler, A., Rep.-Sekr., Die Baupolizeiordnungen 
für Berlin u. seine Vororte. 2. umgearb. Auf. &”., 
(XIV, 262 8.) Berlin 043 (A. W. Hayn's Erben) 
geb. in Leinw. 3. — 
'Salis, L.R.v., Schweizerisches Bundesrecht. Stants- 
rechtliche u. verwaltungsrechtl. Praxis d. Bunders- 
rates n. d. Bundesversammilg. seit dem 29. VI. 1874, 
Im Auftr, des schweizer. Bundesrates bearb, 2., bia 
Ende 1902 fortgeführte Aufl, 2 Bde, gr. 8°, (XVII, 
803 u. XI, 818 8.) Bern 03 (K. J. Wye«) 11.- 
‚Schwarz, Dr, Otto Geo., Grundriss des öfunt- 
lichen Rechts. Ein Hülfsbuch f. junge Juristen. 
2. Bd. Staatsrecht. — Verwaltungsrecht, — Kirchen- 
recht. — Völkerrecht. gr. 8°. (VIIL, 260 8.) Berlin 03 
{C, Heymann) 4. 
Stenzlein. Dr. M., Reichsger.-R, a. D., Die Post-, 
Bahn- u. Telegraphengesetzgebung des Deutschen 
Reiches, Erläutert. 2. verm. u. verb. Aufl, gr, #8". 
(U, 66 S) Berlin (OÖ. Liebmann) 2.50 
Vossen, Dr. Frdr. Karl, Ger.-Assess,, Gesetz 
betr. die Vorauslelstungen zum Wegeban, nebst An- 


merken., Ausführungsbestimmgn. u. Anlagen (For- 
mularen etc.) hrag. 8". (96 8.) Düsseldorf 03 (L. 
Schwann) 1.80; geb. in Leinw. 2.40 
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Wacker, Herm., Nationale Kultur- u. Familien- 
gemneinschaften, Fin Vorschlag zur [ösung der 
Nationalitätenfrage. #. (55 8.) Leipzig 03 (Schäfer 
& Schönfelder in Komm.) — U 

Wiechel, H., gepr. Zivil- Ingen., 


Berufsklassen- ! 





Wahlkreise. 


Vorschläge zur Umgrstalig. de is 
Landtagswahlrechts u. zur Neustgreuzg. der Beirır- 
tagnwahlkreise. Mit 2 Taf. graph. Darstellem. gr.*. 
(40 8.) Dresden 03 (C. Heinrich) L- 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Derblich, Dr. Leo, Das österreichische Ver- 
sicherungsrecht, gr. #. (XI 157 8) Berlin 03 
(J. Gutteatag) 4.— 


Funk, Dr. Geo.,, Die Arbeiterversicherungsgesetze 
des Deutschen Reichen, Das Kraukenversichsrungs- 
gesetz, das Unfallversicherungsgesetz u. daa In- 
validenversicherungsgesstz (Inyaliditäts- u. Alters- 
versicherungsgesetz). Für Arbeitgeber u. Arbeit- 
schmer u. zum Gehrauche beim Unterricht in der 
Gesetzkunde bearb. 2. Aufl. gr. #. (VI 114 8.) 
Kassel 0 (G. Weis) geb. 1.80 

Göilze, Emil, Gen. Sekr., Krankenversicherungs- 
gesetz vorm 15. VI. 188%, 10. IV, 1892, 30. VI. 1900, 
25. V. 1008 nebst dem Hilfskassengesetz u. den die 
Krankenversicherung betr, Bestimmungen des land- 
u. forstwirtschaftlichen Unfallversicherungsgeretzes 


Text-Ausg. ım. Anmerkgn. u. Sachregister. 2. Aufl. 
gr. 160, VIII, 162 8.) Berlin 03 {F, Siemenroth) 
1,— 


Hoifmann, Dr. F., Geh. Reg.-R. vortr. Rat, Kran- 
kenversicheruugsgesetz und Gesetz über die ein- 


geschriebruen Hilfskassen nebst Ausführungsbe- 
stimmungen. Erläutert v. /f. 3. neubearb. Aufl. 
12, {XXIV, 362 8.) Berlin 03 (C. Heymann) 2.— 


Hlling, A., Landesversichergsunst.-R., Das Kranken- 
versicherungsgesetz ın der Fassung des Reich#s- 
penstzen vom 25. V. 1:08, sowie das Gesetz üb. die 
eingeschriebenen Hilfskassen vom 7. IV. 1876 1. VI. 
Textausg, gr. #, (IV, 142 8.) Leipzig 03 (Ross- 

) 1.20 

Krankenversicherungsgesetz, das, vom 

15, VI. 1584 10, IV. 1302 in der Fassung nach Erlass 

der Novelle vom 25. V. 1903. Textausg. m. Anmerken 


u. Sachregister. gr. 16. (VII, 14 $.) Ansbach & 
(C. Brügel & Sohn) kart. — SW 
— in der Fassung der Novelle vom 25. VW. 1a, nebst 
Hilfakassengesetz vom 7. IV. 1876, den noch geit. 
Bestimmen. des Gesetzes vom 5. V. 1556, betr. die 
Unfall- u. Krankenversicherg. der in lsnd- u. forst- 
wirtschaftl. Betrieben beschäftigten Personen, n. 
Invalidenversicherungagesetz in der Fassung der 
Bekanntmachg. vom 19. VII. 18599. Tertausg. m 
Einleitg. u. alphabet, Register 16°. (XVI, 268 
München 03 {C. H. Beck) geb. in Leinw. 1.% 
Müller, Dr. Frz., Sekt-R, u. Minist.- Vioesekr. 
Huıxo Diwald, Die Gewerbeordnung. Samt den 
einachläg, Gesetzen, Verordnen., Erlässen u. Ent 
scheidgn. der Ministerien, sowie den Erkenntnien 
des Verwaltungsgerichtahofes. 5. Aufl. ®,. (KXIV, 
152% 5.) Wien 0% (Hof- u, Staats-Druckersi) .— 


Rohmer, Dr. Gust., Legat-Sekr. L Kl, Das 
Kinderschutzgesetz. Reichsgesetz vom 30. III. 1%. 
betr. Kinderarbeit in gewerbl. Betrieben. 16. (IV. 
103 8.) München 03 ıC.H. Beck) geb. in Leinw. 1% 


Sehulz, M. v.. u. Dr. BR. Schaiborn. Du: Gr 
werbegericht Berlin. (Aufsätze, Rechtsprechung 
Einigungsamtsverbandlen., Gutachten u. Anträge 
Aus Anlass des 10 jähr. Bestehens des Gerichtes 


hrsg. gr. 9. (XX, 409 s.) Berlin 03 (F. Siemen- 
roth) 7.—; geb. in Leinw. 8.— 
Zwick, Dr. Herm,, Schulr. Stadtschnulinsp., 


Reichst.-Abg., Das Kinderschutzgesetz. (Beichagesetr 
betr. Kinderarbeit in gewerbl. Betrieben. } Vom 5% 
11. 108. 8%, (V, 74 8.) Berliu 03 (O. Liebmann‘ 
N —- 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Bemerkungen der Zentralstelle der vereinigten 
Handels- u. Gewerbekammern u. des Zentralver- 
bandes der Industriellen Orsterreichs zur Vorbe- 
reitung der Haudelsverträge zu der Regierungsvor- 
lage, betr. den Entwurf e, neuen autonomen Zoll- 
tarifes u. Tarifgesetzes. gr. 4°. (111, 1128.) Wien 083 
{W. Braumüller) 3.60 

Bericht des eidg. Versicherungsamts üb. die pri- 
vaten Versicherungs-Unternehmtungen in der Schweiz 
im 4. 1%01, Veröffentlicht auf Beschluss des schweiz. 
Bundesrates vom 22, V. 1903. gr. 40, (II, LXXIX, 
136 8.) Bern 04 (A. Franck» in Komm.) 3 

Charitan-Nehriften. %. Heft. 1%, Freiburg 1. B. 
(Geschäftsstelle des Charitasverbandes f. das katbol. 
Deutschland) 

% Trimborn, Karl, Reichst.- u. Landt.-Abg. Justizr., 
Die Pflichten der höheren Stände auf sozialem u. 
charitativem Gebiet. Werthmann, Dr., Geistl. 
Rat Magr., Die ersten 5 Jahre des Charitasvor- 
bandes f, das knthol, Dentschland. (1328 }03 —.70 

Crenzbaner, Dr. Aug,, Die Versorgung Münchens 
m, Lebensmitteln. Eine volkswirtschaftl, Studie 
m. 155 Tab, 1 Abbilde. u. 1 Karteuskizze. gr. 9, 
(IX, 30685.) München O3 CE. Reinhardt) 10, — ; geb. 12.— 


Deutsch, Jul,, Die Lehrlingsfrase. Hreg. im Anf- 


trage des Reichsverbandes der jugendl. Arbeiter 
Venterreichs, gr, 8°. (UT. 36 8.) Wien 03 (Wiener 
Volkebuckh. in Komtn.) 20. 


Ebeberg, Dr. Karl Thadr,, Prof., Finanzwissen- 
schaft. 7. verb. u. verm, Aufl. gr. 8°. (VII, 518 8.) 
leipzig u (A. Deichert Nachf.) 8 —; geb, 3. 20 

Erfahrungen, jwenossenschaftliche Zugleich Ge- 
schäftsbericht der landwirtschaftl, Prov.-Genossen- 
schaftakasse f. die Mark Brandenburg u. die Nieder- 
lausitz eingetragene Genossenschaft ın. beschränkter 
Haftpflicht 1, 4.7. 102. Erstattet v. Dir, Rechtsanw. 
Eschenbach. Lex. 8% (218.) Berlin 03 (J. Guttentag) 1.— 


Ergänzung»stenergesetz, d. kgl, sächs., vom 
2.v1. 02 nebst Ausf.-Verordn. u. Imstr. V. E 8 


Finanzministerium hregg. Lex. ®. (176 8.) Dresden 
03 (Heinrich) 1.50; geb. 2- 

Etienne u. Vonberg - Rekow, DD., Zailräcs- 
vergütung. Grundsätzliche Erürterm. gr. ®&. vi 
58 8.) Berlin 03 (J. Guttentag) 

Felix, Ludw., Entwickelungsgeschichte des Eign- 
thuma nach culturgeschichtlichem u. wirtschaft- 
lichem Gesichtspunkte. IV, TI. Der Einfluss vor 
Staat u. Recht auf die Eutwickig. d, Eigenthums 
2. Hälfte. 2. Abtig. (Schluss); (Die neue Zeit, de 
franzüs. Revolution) gr. 8°, (IX, 623 8.) Leiprie & 
(Duncker & Humblot} 13.4 

Forderungen der Handels - Angestellten Osster- 
reichs. Verhandlungen u. Beschlüsse» des ]. Reich* 
kongresses der Handelsangestellten Oesterreichs. 
gr. %. (81 8.) Wien 08 (Wiener Volksbuchh. iv 
Komm.) l.- 

Franss, K., Obergrenzkontrol., Die vom 1.X. 19@ 
ab gültigen Bestimmungen üb. d. Bosteuerg. des 
Branntweins m. Beschränkg. auf d. abgefundener 


' Materialbrennereien. Bearb. f. Elsass-Lothr. 2. Auf 
m. Ergäuzgs.- Heft gr. 99 (X, 210 8. Metz is i6 
Seriba) 2. 


Fridrichowiez, Dr. Eng.., Kurzgefasstes Em 
pendium der Staatswimenschaften in Frage u 


Antwort. 1. Bd. Allgemeine od. theoret. Volk» 
Wirtschaftslehre. 12°. (VL, 145 8.) Berlin 03 # 
Calvary & Co.) kart. 1.6 
Gesetz, die Abänderung des Einkommenstemer 


gesetzea vom 24. VII. 1900 betr, vom 1. VIL 12 
nebst Verordng. einige Abänderen. der zum Re» 
kominensteuerresetz vom U. VII 1800 erlassen 
Ausführungsbestimmgn. betr, vom 4. TI. 12, u 
Hilfstafel zur Berechng. der Einkommensteuersitze. 
gr. 8°, (20 8.) Dresden 03 {C. Beinrich) — 6 
Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlanis 
Hrag. im Auftrage des deutschen Verbandes f. das 
kaufın. Unterrichtswesen Ill. Bd. m. zabir. Tab, s 
Abbilden. im Text, sowie 22 Karten u. Beil. + Lie 
gr. 8”. (8. 451-720.) Leipzig 03 (B. G, Teubner) ä— 
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Hartwig, Dr. J., Der Lübecker Schoss bis zur ıStammlammer, Jos,, Biblioth., Bibliographie 


Reformationszeit (M, einer Vorrede v. G. Schrmoller 
2. 100. Heft d. ‚„‚Staats- n. sozialwissensch. Forschen. '‘‘) 
gr. 9, (XIU, 237 8,) Leipzig 03 (Duncker & Hum- 
blot) 25 


— — Dr. Karl, Das Sparkassenwesen in 
'Stoismann, J., Eisenb.- Betr. - Insp. 


Bayern. gr. 9° 
in Komm.) 
Jahrbuch der Gehe-Stiftung zu Dresden, IX. Bd. 
IX. Grossstadt, die. Vorträge n. Aufsätze zur Städte- 
ausstellg. v. K' Bücher, F. Ratzel, G. vr. Mayr, II. 
Waentig, G, Simmel, Th. Petermann u. D. Schäfer. 
Gehe-Stiftung zu Dresden. Winter 1902-1903, gr. 8, 
(vıl, 282 8.) Dresden 03 (Zahn & Jaensch) 4.— 
Zakeem Bericht der Handelskammer zu Hamburg 


. (VIII, 46 8.) Fürth 03 (G. Rosenberg 
1, 


üb. d.J. 1902. Nebst Beilage: Hamburg'a Handel 
im J. 1002, Sachverständigen Berichte, hrsg. auf 
Veranlaasg, der Handelakamıner. gr. 8°, (41 u. 128 5.) 


Hamburg 03 (C. Boysen) — 
Jahresberichte der königl. sächsischen — 
Aufsichtsbeamten f. 1902. Nebst Berichten der königl. 


sächs, Berginspektoren, betr. die Verweondg. jugend. 


u. weibl, Arbeiter beim Bergbau, sowie die Beaut- ' 


sichtigg. der unterirdisch betriebenen Brüche u. 
Gruben. er. 8°. (XVI, 423 8.) Berlin 03 (Dresden- A, 
Zahnsg. 24, F. A. Schröer) kart, 
Koebel-Dorberitz, Hngo v;, Das Feusrver- 
sicherungswesen in Preussen. gr. 8°. (XVI, 203 8.) 
Berlin 03 (E. 8. Mittler & Sohn) b. — 
Koixen, Dav., Die Kuituranschanung des Sozia- 
liamus, Fin Beitrag zum Wirklichkelts-ITdealismus, 
Mit e. Vorwort v. Eduard Bernstein. gr. 8°. (XIV, 
134 8.) Berlin 03 {F. Dümmiler’s Verl.) 1.0 
Liefmann, Dr. Rob., Schutzzoll und Kartelle. 
er. 80. (IV, 74 8.) Jena 03 (Fischer) 2 
Meinhardt, Dr. Praoi, Kann Deutschland Welt- 
politik treiben ? * Eine volkswirtsch, Unters. gr. 8. 
(31 8.) Weimar 03 (Grosse) — 60 
Nenmanu’s,. Alfr., Bilauz-Tabellen. Tabellarische 


3.⸗ 





Zusammenstellg,. der fünf letzten Bilanzen aller an | 


der Berliner Börse gehandelten Bank-, Transport- 
a, Industrie-Werte. 3. Jahrg. 1903. Lex. 8° (95 8)! 
Berlin (A. Neumann) geb. 4.— 
Radtke, Dr. Paul, Mathemat,, Die Stabilität der 
Lebensversicherungs - Anstalten. Lex. $#. {65 8.) 
Berlin 03 (E. 8. Mittler & Sohn» 1,50 


Schriften des Vereins zum Schutz der deutschen 
Goldwährung. 3. Bd, gr. 8°. Berlin 03 (J,Guttentag.) 
3. Heyn, Dr. Otto, Die indische Währungsreform. 
(IX, 875 8.) 7.—; geb. 8—. 
Schwabe, Hermi., Handelspolitik. Auf der Stufe 


der Allgemeinheit im Zeichen des Verkehrs. Ein- 
blicke uw. Ausblicke. gr.=%, (42 8.) Luxemburz 03 
(Berlin, L. Simion) 1.— 


der Finanzwissenschaft. Lex. #%. (VI. 415 8.) Jena 08 
G. Fischer) 12. 
Stenern, die direkten, Zusammenstellung der 
Vorschriften zur Benützg. f. die Steuerämter. gr. W, 
(XIL 319 8) Wien 03 (Hof- u. Stantsdruckerei) 3.- 


i. P,, Der 
Usbergang v, der Geld- zur Buchwirtschaft oder 
Emanzipation der Volkswirtschaft aus der Geld- 
herrschaft durch Organiantion v. Krediternowen- 
schaften. gr. 8, {15 8.) Wien 03 (Huber & Lahme! 

— 70 

Vergleich des Zolltarifgesetzentwurfes m. deın 
geltenden Zolltarifgesetze u. Vergleich des Zolltarif- 
entwurfes m. den autonomen u. vertragamäasisen 
Sätzen des geltenden Osterreichisch-ungarischen Zoll- 
tarifes. gr. 4*. (8 193—533.) Wien 0% (Hof- u, Staats- 
druckerei) 1.20 

Voigtei,Dr. Max. Die direkten Staats- u. Geineinde- 
steuern im Grossherzogt,. Baden, ®. Darstellg. ihrer 
Entwickelg. u. Ergebnisse von 1886—1%1. gr. »*. 
(V, 120 8,} Jena 03 /G. Fischer) 2.50 

Voiksheim, das, 'n Hamburg. Bericht üb, das 
2. Geschäftsj. 19021905, gr. 9, (658.) Hamburg (ik 
(H. Seippel) —.60 

Wagou, Dr. Eduard, Die finanzielle Entwicklung 
deutscher Aktiengesellschaften von I870—1V00 u. die 
Gesellschaften ın. beschränkter Haftung Iın J. 1900. 
gr. 8°. (X, 213 8.) Jena 03 (G. Fischer) 4.50 


Wegener, Dr. Leo, Der wirtschaftliche Kampf der 
Deutschen m. den Polen um die Prov. Posen. Fine 


Studie. ger 8%. (XVII, 319 8. m. 1 Taf.) Posen 03 
(J. Jolowiex) geb. 7.— 
‚ Winkert, Edm.. Eine volkswirtschaftliche Be- 


trachtung &b. die Entwicklung Lothringens in den 
letzten 10 Jahren (18935—1902). 12%, (20 8,) Metz 03 
{B. Lupus) en 
Witte, Finanzminister, und der runsische Reicharat 
üb. die Finanzlage Russlands. Protokoll der Plenar- 
sitzg. de» runs. Reichsrater vom 30. XIL 1802 (2.1 
1903). [Aus dem Russ.] gr. 5%. (20 8.) Stuttgart 08 
(J. H. W. Dietz Nachf.) —.50 


Wörner, Dr, Gerh.. Das Mobiliar- u, Privat- 
Fruervereicherungswesen im Künigr. Sachsen. 7 Antl. 
8°. (VI, 110 8.) Leipzig 0% (Rossberg) 2.— 

Zenker, Ernsnt Vict,, Die Gesellschaft. 11. Bd. 
Die sociologische Theorie, gr. 8”. (1X, 134 8.) Berlin 03 
(&. Beimer) 

Ziehen, Dr. Jul., Ob.-Studiendir,, Ein Reichsamt 
f. Volkserziehune u. Bildungswesen. Nebst sonst. 
Vorschlägen zur Organisation der Volkserziehg. (28 8.) 
Berlin 03 (Weidmann) 


BER 


Statistik. 


Handbuch, statiat., 
v. d. grossh. Zentr. - St. f. Landerstatistik. Lex. X. 
(XII, 318 5.) Darmstadt 03 (Jonghaus) geb. 3.— 

Handbuch, statistischer, f. die Selbstverwaltung 
in Schlesien. Hrsg. vom landesstatist Amte des 
schles, Landessusschusser. IV, Jahrg. 1902. er. de. 
(VI, 401 8.) Troppau 08 (Buchholz & Diebel) 

Jahrbuch f. bremiache Statistik. Hreg. vom brem. 
statist. Amt. Jahrg. 1902. Zur Statistik des Schiffs- 
u. Warenverkehrs im J. 1.02. gr. ss, (X, 327 8.) 
Bremen 08 (G. A. v. Halem) kart. 7.50 

Jahrbuch, statistischen, des k. k. Ackerban-Mini- 
steriums f, d. J. 1902, 1. Heft. gr. 8°, Wien 08 (Hof- u. 
Stastadruckerei). 

1. Statistik der Ernte des J. 1002. Mit 5 Dia- 
grammen, 2 Taf, u. & Karten. (IV, 238.1} 

Mitteilungen der Contralstelle der vereinigten 
Handels- un. Gewerbekammern un, dos Centralverbandes 
der Industriellen Öesterreichs zur Vorbereitung der 
Handeisverträge. Zur Vorbereitg, der künft. Handels- 
verträge zusammengestellt. Nr, 12-%. gr. 4°. Wien 
{W. Braumtlier in Komm.) 

12. Ein- n, Ausfuhr, die, v. untdlen Metallen u. 
Waren daraus in den wichtigsten Staaten samt 
den einschlägigen Zolltarifen. Zusammengestellt 
v. der nied,-österr. Handels- u. Gewerbekammer. 
(IV, XXI, 257 8.) 03, 3.60. — 15. Ein- n. Ausfuhr, 
die v. Baumwolle, Baumwollgarn u. Baumwoll- 


f. d. Grossh, Hessen. Hrag. | 


| 


waren in den wichtigsten Staaten samt den ein” 


schlägigen Zolltarifen. Zusammengestellt vom 
Centralverband der Industriellen ÖOesterreichs. 
(XXI, 261 8.) 03. 360. — 14. Zusammenstellung 


der Zolltarife der enropälschen Länder u. der 
Vereinigten Staaten v. Amerika f, die Warengruppe 
Edelmetalle u. Waren daraus. Zusammengestellt 
v. der Handels- u. Gewerbekammer in Wien, 
58) 0% —,10. — 15. Zusammenstellung der 
Zolltarife der europäischen Stastou u. der Ver- 
einigten Stasten v. Amerika f. die Gruppe Kon- 
fektionswaren. Zusammengestellt v. der nied.-Önt, 


Handels- u. Gewerbekammer. (44 8.) 03, —, 0. — 
16. Zusammenstellung der Zolltarife der euro- 


päiachen Länder u. der Vereinigten Staaten v. 


Amerika f, die Gruppe Tonwaren, Zusammen- 
gestellt v, der nied.-öst. Handels- u. Gewerbe- 
kammer. (35 8) 03. —.W. — 17. Zusammen- 


stellung der Zolltarife der europäischen Länder 
u. der Vereinigten >tasten v. Amerika f. (die 
Grupps Getränke. Zusammengestellt v.ılen Handels- 
u Gewerbekammern in Pilsen, Bozen u. Görz. 
408.03. — . au, 18, Zolltarif, der neue bul- 
garische, vom 10, IV. (28. IIL) 103 im Vergleich 
m. dem geltenden Zolltarif. Der Akzisen- u. 
Octrois-Tarif, :64 8.) 03. 1.—. 1%. Zusammen- 
stellung der Zolltarife der europäischen Länder 
u, der Vereinigten Staaten v. Amerika f. die 





Gruppe Minerslien u, Steinwaren. Zussmmen- 
gestellt v. den Handels- u. Gowerbekammern in 
Pilsen, Troppau u. Innsbruck. (48 8.) 03. —.M. 
— 20, Zusammenstellung der Zolltarıfe der enro- 
päischen Länder u. der Vereinigten Staaten v. 
Amerika f. die chemische u, verwandten Indu- 
strien. (307 8.) 03. 1,80. 
Netizbuch, statistisches, 


f. die Stadt Leipzig. 


Bearb, im statist, Amte der Stadt Leipzig. 8°. (728.} 


Leipzig 08 (Duncker & Humblot) 


— | 


Statistik der Ausverkäufse im J. 1902. Zusammen- 


gestellt vom atatist. Departement im k. k, Handela- 
ministerium. Lex. 8°. (17 8.) Wien 08 (Hof- n. Staats- 
druckerei) —,60 

Statistik, Breslauer. Im Auftrage des Magistrats 
der königl. Haupt- u. Residenzstadt Breslau hreg. 
von statist, Amt der Stadt Breslan. 22. Bd. 2. Heft. 
gr. 8°. Broslau 03 (E. Morgenstern, Verl.). 

2 Bevölkerungswechsel, Erkrankungen, metsoro- 
logische Verhältnisse, Nahrungsmittelpreise i. J. 
1901, Sterblichkeitstafeln f. 1881/1900, (VIIL, 132 8. 
m. 1 Taf.) 1.—. 

Statistik der Deutschen Reichs. Hrag. vom kaiserl. 
statist. Amt. 152. Bd. Imp. 4%. Berlin 03 (Puttkammer 
& Mühlbrecht), 

152, Handel, auswiärtiger, des deutschen Zoll- 
gebietes im J. 1902. Boarb. im kaiserl. siatist, Amt, 
I. TI. Der Verkehr m, den einzelnen Ländern im 
J. 1902, unter Vergleiche. m. d. J. 1897 bis 1%01. 
24 Hefte. (5. Heft. 107 8.) Für vollständig 10.--. 

Statintik desauswärtigen Handels des österreichisch- 

ungarischen Zollgebiets im J. 1902, Verf. u. hrag. vom 
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statist,. Departement im k. k. Handeleministeriam. 
II. u. III. Bd, Lex. 8°. Wien 03 (Hof- u. Stastedruckerei 
* WE 

II. (Special- Handel.) (VIII, 45 8) 6—. — IL 
Vormerkverkehr — {Durchfuhr.) (VI. 507 5.) 6—. 


— preuseische. (Amtliches Quellenwerk.)\ Hre. in 
zwanglosen Heften vom köpigl. statist. Buresu in 
Berlin. 177. Heft. Imp. 4”. Berlin 03 (Verlag des 
k. statist,. Bureaus), 

177. Ergebnisse, die endgültigen, der Volkszählung 
vom 1. 12. 1900 im preussischen Staste sowie in 
den Fürstentümern Waldeck u. Pyrmont, nebst 
e. aktenmäss. Berichte über die Ausfährz. dieser 
Zählg. 1. Tl. (VI. LXII. 481 8.) 12.60. 


Statistik, österreichische, Hrag. v.d. k. k atatiat 


Zentral - Kommission, 67. Bd, Hi. Heft. Imp. 4», 
Wien 03 (C. Gerold's Schn in Kormın.). 
3, Statistik der Banken in den im Beichsrate ver- 
tretenen Königreichen u. Ländern f. die J. 14% 
u. 1801. (IL I, XLI 33 8.) 2.8. 


Utzinger, Dr. Wern., Das Handelsgericht dee 
Kantons Zurich 1867-1900. Ein Beitrag zur Kenntnis 
v. Geschichte, Wesen u. Wirken der Hanudelsgsrichte 
(Aus: „Ztsch. f, schweiz. Statiatik*‘.) Mit 10 =tatist 
Tab. gr. 4”. (68 8.) Bern 08 Zürich, A. Müllers 
Verl.) . 2.5 

Verzeichnis der im Deutschen Reiche bestehenden 
Vereine gewerblicher Unternehmer zur Wahrung ihrer 
wirtschaftlichen Interessen. Zusammengestellt im 
Reichsamte des Innern. gr. 8*. (VIII, 928 8.ı Berlin & 
(E, 8. Mittler & Sohn) 1.—; geb. 16— 


Politik. 


Brandt, M,v., Gesandt. a. D., Die Zukunft Ost- 
asiens. Ein Beitrag zur Geschichte u. zum Ver- 
ständnis der ostasiat. Frage. 3%, umgearb. u. verm. 
Aufl. gr. ®®. (IV, 118 8.) Stuttgart 03 (Strecker 
& Schröder) 2.50 

Herr, Dr. E., Reg.-Asuses®,, Nene Balınen der Poleu- 
politik, Skizze ev. zu schaff. Polengesetzgebz. gr. ®° 
(V, 55 8,) Berlin 03 (0, Liebmaun) 150 


Hütet Euch! Erörterungen üb. den Rund der Land- 
wirte, Von e. Centrumswähler. er. 8 8 
Heiligenstadt 03 {F. W, Cordier) _ 48 

Sırtard, P. H. J., Reichst.-Abg., Sozialpolıtik d«+ 
Zentrums. 8° (52 8.) Trier (Paulinus-Druckers) 

— 

Wer gewinnt die Wabhlen?“ Von e. alten Parlamen- 

tarier. zer. 8%, (56 8.) Leipzig 03 (F. Luckhardt) 1.— 


me 


Varia. 


Beamten-Besoldnouxwen in den Bureau-, Kanz- 
lei- u. Unterbeamtenstellen bei den Reichsbehörden 
u. königi. prenssischen Stastsabehönlen. (Nach dem 
Stande vom 1. IV, 1903.) gr. 16°. (106 8.) Berlin 03 
(Liebel) —,15 


Blenck, E., Prüs. Dir., Verzeichniss der im J. 1904 
im Küönigr. Preussen sbzuhaltenden Märkte und 
Messen, nebat e, Uebersicht der wichtigeren Märkte 
u. Measen der anderen Staaten des Deutchen Reiches 
und Zollgebietes, der Grenzprovinzen Holland. 
sowie der nördl. Schweiz. Neue Folge, XXX. Jahre. 
gr. 8°. (VII, 179 8.) Berlin 03 (Verlag des k. statist. 
Bureaus) 6.— 

Daude, Paul,Geh. BReg.-R. Univ.-Richt.,u. Wolff, 
Mart., DD., Die Ordnung des Rechtsstudiums u, 
der ersten juristischen Prüfung im Grossherzogt. 
Baden (Ans: „D.u. W., d. Ordng. des Rechtsstudi- 
ums u. d. ersten jurlst. Prüfgn. in d. deutschen 


Bundesstaaten‘“‘.) gr. 8%. (17 8.) Halle 03 (Buchh. 
des Waisenhauses) — 40 
— — dasselbe im Königr. Bayern. gr. 8°, (69 8.) 
Ebd. 08 1.— 
— — dunanlbe im Könlgr. Preussen. gr. ®&. (68 8.) 
Ebd. 08, 1. 


— _ dasselbe im Königr. Sachsen. gr. %. (20 8.) 


Ebd. 05 — 50 
Frenzel, G,, Ratsobersekr., Leitfaden f. die Ein- 
richtung der Kanzleien, Registranden u. Akten der 
dentschen Stadtgemeinden. Gekrönte Preisschrift. 
gr. 80. (52 8.) Leipzig 03 (F, Leineweber) 
1.— ; geb. in Leinw. 1.50 
Freudenberg. Ika, Ein Wort an die weibliche 
Jugend. #. (25 8.) Leipzig 03 (Verl, d. Frauen- 
Rundschan) — 50 


Führer durch das Verwaltuugsgebiet der Stadt 
Dresden. Hrsg. vom Rat zu Dresden, (Deutsche 


Städtesusstellg. 1903.) 13 Tle. m. 1 farb. Plan. Schmal 
er. 8°. (26, 29, 27, 10, 29, 29, 18, 13, 19, 6, 22, 18 
u. 23 8. m. Abbildgn. u. Taf.) Dresden 03 (©. ©. 
Meinhold & Söhne) In Leinw.-Mappe 3.— 
Inrnel am Scheidewege. gr. 9°. (15 8.) Zürich 0 
(C. Bchmidt) —.W 
Karte der Reichstagswahlen v. 1905. Nebst e. über- 
sichtl. Zusammenstellg. der Wahlresultate von 1871 
bis 1808, 59 mal51l cm, Farbdr. Mit Text am Fu. 


Leipzig 03 (M. Ruhl) 2* 
Kriminni-Prozense aller Zeiten. (Sammlung 
der interessantesten u. berühmtesten Pruzemse. Ge 


schichte des Verbrechens u. seiner Strafen in Ver 
gangenheit u. Gegenwart.) 1—5. Bd. schmal 
Heilbronn (0. Weber) je — 
1. Fischer, Wilh.: Die Folter. Die Leibes und 
Lebensstrafen. Die Hexenprozesse. (1.0 8, 
— 2. Fischer, Wilhk.: Der Ingquisitions-Prosess. 
Das moderne Verbrechen und seine Bekämpfe. 
{160 8.) (08. — 3. Fischer, Wiüh,: Berühmte 
Giftinischerinnen. Der Mordprozess Heinze. (1928| 
(03), — 4. Teschner, Carl, Der Fall BRostın. Ier 
Justizmord v. Tonlouse. (159 8.)(03). — Fliacher, W_ 
Mord- u. Lustmordprozesse. Häuber u. ander 
Prozesse, Weibliche Strassenräuber. ı172 8.) (is). 


Krukenberg, Fran Elisbeth., Was solle 
unsere Töchter werten? Was will die Pranse- 
bewege. aus ihnen machen” er. 9. IV, © &i 


Gebhardshagen 03 (J.H. Maurer Greiner Nachf. ı —. 


Namens-Verzeichuis, alpbabetisches, der k u, 
k. Österr.-ungar. Consularfunktionäre, sowie der k 
n. k. Österr.-ungar. Consularämter. März 103, Ze 
sarmmengestellt im k. u. k. Ministerium des ksis 
u. kön. Hauses u. des Aeusern. Lex. S% (8) 
Wien (Hof- u, Staatsdruckerei) — 


a u 
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Olaf, M.D., Ist das gewerbsinässige private =pe- | 


ditionswesen f. den Handelsstand e, Notwendigkeit ’ 
Ein kleiner Beitrag zur Monopolisierg. des Welt- 
bandels durch Deutschland gr. 9. (95 u. 23 * 
m. > Taf. 
hardt’s Buchh. f. Verkehrswesen) 


Reichstagswablen, die, seit 187L IL Süd- u. 
Sudwestdentschland. (Bayern, Württemberg. Baden, 


Hessen, Elsass-Lothriugen.) gr. 8°. (88 8, m. 2 farb. 
Tab.) Berlin 03 (W. Baensch) 2.50 
Russland u, Finland + Von russ. Standpunkte 
aus betrachtet. Von Sarmafı“. gr. 9, (55 8.) 
Berlin 03 (F. Siemenroth) —,60 
Sehlatter, Hans, Pir., Kapitalisinus u, Christen- 
tum. gr. 8%. (37 8.) Dasel 03 {F. Reinhardt; — 50 
Schmidt, Gast., Kauf, Gründung u. Finanzierung 
v. Zeitungen u. Zeitachriften. gr. 5%. (IV, 158 8.) 
Leipzig 0% (H. Beyer) 7.90 
Troll- Borostäni, Irma v,, Katechismus der 
Frauenbewegung. 2.Aufl. 80 163 81 Leipzig 0% 
(Verlag der Fraueu-Rundschan) — .50 


graph. Darstellen.) Leipzig 0% ar yes : 


514 


Uebersicht des gegenwärtigen Standes und der 
Amtabez -Eintheilnng der k. u. k. Österr. -ungar. Uon- 
„ularämter. März 1903. Zusammengestellt im k.u k. 
Ministerium des kais, u. kön, Hauses u, des Aeussern. 
gr. de, (31 8.) Wien (Hof- u. Stastsdruckerei) —.40 


' Verzeichnis der Advokatan n. k. k. Notare in den 
im Reichsrate vertretenen Königreichen u. Ländern 
der österreichisch-ungarischen Monarchie 1903. IIreg. 
vom k. k. Justizministerium. XX. Jahrg. (Nach dem 
Stande v. Ende April 1004.) (134 8.) gr. 8°. Wien 
(Hof- u. Staatsdruckerei) 1.20 


Was Ichrt die I. deutsche Städte-Ansstellung Dresden 
1903? Mitarbeiter: Oberbaukommiss, Reg.-Baumstr, 
Gruner, Oberingen. Meng, Baumstr. F Schulz u. a. 
m. Hraz.: Rud,. Lebius, gr. 8°, (108 8. m. Fig.) 
Dresden 03 (Leipzig, H. Hasssel Comm.-Gesch.) 1.— 

Wittich, Dr. M., Der schwarze Tod. Betrach- 
tungen üb. den unheilvollen Einfluss der kathol, 
Kirche auf Deutschlands staatl. u. geist, Entwickle. 
er.s. (64 8) Bamberg 03 (Handels-Druckerei u. 
Verlagsh.) 1.— 


_Berlag von Dundker und Humblot in Leipzig. 











ie Swangsverwaltung und die Derwahrung 
und Derwaltung nad) Erelutionsrecht. S# 


Ein Spezialfommentar zur öfterreichifhen Erefutionsordnung vom 
27. Mai 1896 mit Berüdfihtigung der deutichen Geſetzgebung, ins: 
befondere des NReichsgefeßes vom 24. März 1897. 


Don Egon Ritter von Schubert:Soldern. 
1903. Preis 15 Mark. 


Grundriß des Oeſterreichiſchen Redts, 


herausaegeben von A. Singer und ®. Srankl, IIT. 4: 


Grundriß des Agrarredts 


mit Einfhluß des 


Jagd: und Fiſchereirechts. 


Don Walter Schiff. 


1903. Preis 4 Mark, 


gebunden 4 Mark SO Pf. 





516 


3333333333333 3333333 3IIFHEEEEEESEESEEESEEECEEtEEE 


J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München 


Sranfenburger, Dr. Seinrid, Rechtsanwalt in Münden. 


Handelsgeſetbuch für das Dentiche Reich 


(mit Ausnahme des Seerecht3) nebit dem Einführungsgejege. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlichem Sacregiiter. 2. vollftändig um: 
gearbeitete Auflage. 80. (XI, 724 ©.) 1902. In Ganzleinen gebd. ME. 8.60. 


— Abendzeitung. 1902. Nr. 225 vom 16. 8. 
. Das ud ift nun die altuellfte Uusgabe unierer Dandeldgeichgebung und bat den Borjen, 
daß es in forgfältigner, aründlicher und doch kurzer Weije Die geiamte Yiteratur und Judılatur ms in 
die allerjüngite Zeit verwertet, 


= 
ii 
1 | 





Leo, Dr. Martin, Rechtsanwalt in Hamburg. 


Seehandelsrecht (Handelsgeſeßzbuch; Buch IV, Seehandel, in der 


Faſſung des Sei. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungsgeieged vom 2. Juni 
1902) nebit einem Anhang, enthaltend die Nebengeiege. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlidem Sadıregüter. 8°. (X, 417 &.) 12. 
In Ganzleinen gebd. ME. 7.60 
Dr. A. C. im Hamb. Frembenblatt. 1902. Nr. 179 vum 2.8. 
» „ Demienigen aber, der fich mit einzelnen Fragen eindringender zu beſchäftigen mwünfdt, 


baden die nötigen Flugerzeige bisber gefeblt. Die vorliegende Arbeit des in weiten Kreiien Der 
lebten Verfaſſers entipricht diefen Bedürfniffen volllommen. 


239225323323 BB32353H BEEHEEELEKEEEEEEE 
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— 








Asesodlation Berliner Schneider" 
Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr, 16. 
Spezialität: 
Amtstrachten 
tür 


jeder Jurisi 


verlange 


Soerygels 


Professoren u. Justizbeamte, 
Robe und Barett: 


141189: 1224 11197 


3, Jahrgang 1902. Gebunden M.4gL 
Durch alle Buchhandlungen oder 
Deutsche vVerlaos Anstaſt, Stuttoart 


Für Richter und Rechtsanwälte von 22 
Für Gerichtsschreiber 
Einzeln®s Buretts f 

bei freier Zusendung 





I 
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D z 8 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Selier) Münden. ° 
Y — 
Soeben iſt erſchienen: 
8* Jaeger, Dr. Ernſt, ord. Profeſſor an der Univerſität Würzburg. & 
8* 

W “ " ’ ' - ” 
As Vürgerliche Geſetzhuch mit Nebengeleßen ir den atevenisen : 
W und prattiſchen Gebrauch — Nachtrag zur Ausgabe für Bayern. — y 
4 gr. 8°. (IV, 277 ©.) In Halbleinen gebunden ME. 3.50. 3 


———— 
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Soeben erschien : 


Bayerisches 
Landesprivatrecht 


von 
Dr. Paul Oertmann 
0.6. Professor der Rechte in Erlaugen. 


Erste Abteilung: 
Allgemeiner Teil, Schuldverhältnisse, Sachenrecht. 


540 S. gr. 8°. geh. 10 Mark. 


Die zweite Abteilung erscheint im 
Herbst d. J. 


Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a/S. 








— Reichspricht 


in Civilsachen. 


Bd, I-XL der von den Mitgliedern des Gerichts- 
hofes veranstalteten Sammlung 


in abgekürzter Fassung 
und in systematischer Ordnung 
herausgegeben von 


G. Schultze u. Dr. jur. Fritz Schultze 


Rechtsanwalt am Anıtsrichter, 
BKeichsgericht vr. 


‚> Bände mit Sachregister und Gesetzerregister. 
| Gehettet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78.—. 
Jeder Band ist auch einzeln käuflich ! 


Martitz, F, v. F, vJ. hetruenimmeen tber.die Verfassung 
des Norideutschen Bundes Mk.?. 

Das _ Das ebeliche Güterrecht des Sachsenspiegels 

und der verwandten Rechtsquellen. Mk. 8.— 

Internationale Rechtshülfe in Strafsachen. 

2 Bände, 1888— 1897, Mk. 42.— 


Studien zum Deutschen Staats- 
Haenel, Haenel, Alb, rechte. 2 Bände. Mk. 16.— 


Foy, Die Kon: Die Königliche Gewalt nach den altindischen 
J Rechtsbüchern. 1895. Mk. 3.— 
















. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die Bankdepotgeschäfte 
in geschichtl.,wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 
Br. Fr. Schweyer, 


ezirksamtsasseasor. 


Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 






‘ Staat uni Bischofswahl im Bist 
Fleiner, Fr. Basel. 1807. —— 




















Die Aufsicht über die ——— ———— 
nehmunzen auf Grund des Reichsgesetzes vom 12. Mai 1901. Von 


Dr. jur. Paul Moldenhauer. M. 4.60. 
Das Versicherungswesen von H, Brämer, Verbandssekretär u. K. Brämer, 
Geh. Regierungsrat. ’ M. 11.50, geb. M. 13.50. 


Das Beichsgesetz über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901. Nach den Gesetzesmaterialien erläutert 
von Dr. jur. Alfred Manes. Preis karton. M. 3.80. 

Die Haftpflichtversichernng. Ihre Geschichte wirtschaftliche Be- 
deutung und Technik insbesondere in Deutschlaml. Von Dr. jur. et phil. 


Alfred Manes. M. 7.20, geb. M. 8.20. 
Die Privat-Feuerassekuranz und das Reichsversicherungs- 
AA ——— I 
Der Rechtszwang im Schuldverhältnis nach deutschem Reichs- 
“ recht. Von Dr. Heinrich Siber, Professor ın Erlangen. M. 7.60 


Die neuen Reichscivilgesetze nebst den Preussischen Ausführungs- 


gesetzen und Verordnungen in ihrem gegenseitigen Zusammenhange von 
M. Thiele, Oberlandesgerichtsrat. Zweite unveränderte Auflage. 
M. 10,—, geb. M. 12.—. 
Wesen nnd System der Doppelten Buchführung. Methode 


(sehr-Lang. Von K.H. Lang. M. 3.—, geb. M. 3.50. 













Ich —— 


Sichtbare Schrift. Auswechselbarer 

Typensatz. Schnelligkeitsrecord 12 

Buchst. p. Sek. 10 Jahre Garantie. | 
} 


Fr. Krupp Essen 100 Masch., Prager Ei- 
sen-Ind. Ges. 120 Maschinen ete. 


F..Schrey. Beriins.Tr.1ı9. 
Wien]. Hamburg, 





Fabrikant des 


Tiro-Schnellhetter, -Kopiermaschine, -Goldtüllteder. 











Stempel aller Art 


Unjere umfangreiche 


aus Kautschuk und Metall Juristische Mierbücherei 


Troekenstempel 
Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 


G. K. COOKE & WEYLAND 





ſetzt uns in den Stand, fait 


jedes jnriftifche Bud) 


in neuejter Auflage billigft 


antiquarijch 
abzugeben. 


Berlin NW. 7, Struppe & Windler, 


Dorvtbeenitr. 82 


bessıytadwalssaneg 'alJpuISIad 
usqworg ‘usdurzusgwolg 
-uodÄL 


usisuo ꝓonad 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. genenüter dem Juriſtiſche Buchhandlung. 


Erete und 


älteste Fabrik Europas. — 








1,000 Abbildungen, 


1400 Tafeln und Karten 





— Soeben beginnt zu erscheinen: — 


Sechste, gänzlieh neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. 


Grosses’ Konversations- 
“ lremoinen Wissens BA AI CIE 


20 Bände in Halbleder gebunden zu je 10 Mark. 
Prospekte und Probehefte liefert jede Buchhandlung. 


‚uoßunsjomio‘ 
"N JENNY 000'8H1 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien. 
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= a 
of. : 3: 2 
heberg, x“; Finanzwissenschaft '.%; 
Mk. 8.—; geb. Mk. 9.25. (Soeben erschienen!) 


Auch diese neue (7.) Aufl. ist infolge zahlreicher Zusätze und Aenderungen eine 
ıbermals wesentlich vermehrte und verbesserte. 


A. Deichert’sche Verlagsbuchhandlung (Georg Böhme) Leipzig. 





Gratis und franko 


berjenden wir an alle Interei- Recbts- u.ftaatswiflenichaftlidhe aus weiten Gebleten der Rechte: 
fente: dr _Fuftematifche Jeuſchrift und Materialien: er ge 4 
t & fammlung v - Boltöwirtigaft, d. Berfebrö- 
Sefam regifter iu den 30 Bearündet von u. Eifenbabnmweiens, d. gefa mt 
Habrgängen 1868 bis 1902 der Dr. Georg Nirth und Ver fiderungs willen ich ‚ 
. —— de Groß B oc 
> deilen Brühe u.Bede weh ab no 
J | d Dr. Mar von Senbdel, (ange nicht in genülner dem Mai he 
* nna en es Drerausgeneben von efannt lit u. gemwüt w 
2 utſch n R ich Dr. Karl Theod. Eheberg 
und Dr. 2 . an N In 
r £ £ x £eıms d Dr. Anton Dyroff J. weißer her IT 
a Dasjelbe gibt einen Einblid In s 
für Gefengebung, Verwaltung den ungebeuren Reihrum ber (Arthur Sellier) 


und Bolkawirtichaft Annalen* an Abbandlungen München 43 Karlapı.29 





3. Schweitzer Derlag (Arthur Sellier) Münden, Rarlsplag 29. 
Seydel, Mar von, 
Borträge aus dem allgemeinen Stantsveht. Si ae 


Reihe. gar. 8°. (96 ©.) ME. 2.40. 











Menrer, Dr. Chr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg, 


Ueberſicht über die Arbeiten der Haager Friedenskonferenz, 


insbejondere das Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
dont 29. Juli 1899. gr. 8°. (60 5.) Mt. 1.80. 


Duenfing, Dr. Fr., 


die Lerletzung der Fürſorgepflicht nenenüber Minderjährigen. 
—9* en zu ihrer ftrafgefeglihen Behandlung. gr. 8°. (IV, u. 126 ©.) 


Alfeld, Dr, Ph., ord. Profeſſor an der Univerſität Erlangen, 


die Straineießgebung des deutſchen Reichs. Senn au nis, 
ftrafprogeffualen Inhalts mit einem Gelamtregifter. Für den alademiichen Ge— 


braud und die Praris. BEE” Vollftändige Ausgabe mit Nachtrag. WE ar. 8°. 
(IX. 1349 ©.) In Halbfranz geb. Mt. 11.50; enthält 152 Gejeße. 





C. 5. Bed'ſche Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 
— Soeben find folgende Werte vollhändig geworden: = — 


Dr. Albert Haberſtumpf, r. Amtsriöter in Münden: Bayeriſches Geſeing vom 


9. Auguſt 1902, betr. Das Nachlaßweſen neh der Nahiakordnung vom 


20. Märı 1903, jomwie einem Muszug aus dem Webübrengejege in der nunmebrigen Faſſung, 
ferner einem Abdruck der jonftigen Ausfübrungsporichriften und des Erbihaftsiteuergeieses 
famt Bollzugsbefanntmadung in der jegt geltenden Faffung, mit Erläuterungen und Sad 
regiiter. 19 Bog. fl. 9. Roter Abd. ME, 2.80. 


GI. von Hoppmann, Wräfident des bayer. Senats am Reid Milit.-Gerit in Berlin: Mom: 
mentar zum Militär: Straigeiehbud füc das Deutſche Reid. Dritte Auflage 


bearbeiter von Dr. &. Weigel, Kriegsgerichtsrat. 
Erfte und zweite Lieferung. (Bog 1-16 nebit Titel, Vorwort und Verzeichnis der Ab 
fürzungen). Gebeftet a 2 Me. SO Pia. Bollſtändig in ca. 5 Lieferungen a 2 Mt. Oo Pr.) 


Dr. Robert von Landmann: Kommentar zur Gewerbeordnung fir ns 


eich 4. Auflage, bearbeitet von Dr. Guftan Mohmer. In awel Binden. (Friter 

(S$ 1—104n). 47 Bog. ar... Geb. 11 ME; och. 12 ME. WM Wa. Zweiter Band 

(SS 1058 —155 nebit den Vollzugsvorſchriften und dem Geſetz vom 30. Mär; 1905, betr. Kinder— 

arbeit in acwerbliden Betrichen erläutert.) Mit ausfübrlidem alpbabetiiden Zadregiiter 

58 Boa. Geb. 15 M. So PBia., neb. 17 M. 50 Pin. [MR dem Ericheinen des zweiten Bandes, 

deſſen Ausgabe Anfang Auguift erfolgt, iſt die 4., von Dr. Guſtav Nobmer bearbeitete Auflage 
diejes Standard Works wieder pollſt andig geworden.) 

DE das „Gewerbearchiv“ ſreibt Soeben über die neue Auflage an der Erise 
einer eingebenden Beipredung: „Um es aleih vorwegsunchmen: Der Sandmann: 
ice Gewerbeordnungsfommentar jdreitet aud in der Robmerſchen Beartei. 
tungnadwieporan der Spige aller Bearbeitungen des jbwierigen und 
vielgcftaltipen Geſerbes.“ 


Gnitav Seiler, r. Bezirfsamtsaffeflor: Das Schulbedarfgeieh vom 38. Juli 1902 mit 


Einleitung, Trläuterungen und den Vollzugsvorſchriften berausgegeben. 38 Bog. 8°. In Yeinen 


aeb. 5 ME BE Der Kreis dieies febr eingebenden Kommentars iſt mit Rückſicht auf 
allgemeinite Verbreitung im Berbältnis zu dem Gebotenen billigt geitellt. 












Verlag von Gutav Fischer 


Smith Premier 


Schreibmaschine 


— in Jena. 











Soeben erschien: 


Bibliographie 
Finanzwissenschaft 


Bearbeitet und herausgegeben 


Grand Prix Paris 1900. 


Referenzen : Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 


In- und Auslandes. von 


Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 
Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 





Josef Stammhammer, 


Bibliothekar des juridisch-politischen Lesevereins 
in Wien. 





Preis: 12 Mark. 





Jaeger, BGB. » 


mit Nebengejegen und einem Gejamtregifter 
=> für den alademiſchen und praftiichen Gebraud. —— 


Erſchienen find die Ausgaben für: 





















Das Deutſche Reich 30 Reichsgeſetze 
— ©.) Im Ganzleinen geb. 






Das Königreich Preußen 70 Geſetze 
—— 1408 ©.) In Halbfranz gebd. 


Das Königreich Banern 74 Geſetze 
(VIII 1653 ©.) In Halbfranz gebd. 
wit, 13.50. 


Das Königreich Sachſen 70 Gelege 
—— 1370 S.) In Halbfranz geb. 


Das Großherzogtum Baden 70Geſetze 
Mer 1330 ©.) In Halbfranz geb. 














Die Reichslande Eljah: Lothringen 


65 Gejeße. (VIII, 1289 S.) In Halb» 
franz gebunden ME. 11.—. 


Die Ausgaben — ſich durch praftifche Anlage, korrelten Gefeges 
tert, großen, deutlichen Drud, elegante Ausſtattung und außerordentlich 
billigen Preis aus. Sie erfreuen fi infolgedeflen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 


3. Schweißer Verlag (Arthur Sehier) München 


Dieterich'ſche Verlagsbudhhandlung, Theodor Weiher, Leipzig. 


In dem obigen Berlage ericheint das 


zum 
freiwillige Gerichtsbarfeit und Notariat, 


jowie Swangsverfteigerung. 
Derausgegeben von 
DOberlandeögerichtsrat Dr. Adolf Lobe in Dresden. 
4. Jahrgang. (Juli 1903 bis Juni 1904.) 
— Monatlich eriheinen zwei Hefte von mindejtens je 2 Bogen Umfang. — 
Der jährliche Bezugspreis beträgt 15 Mart. 


Brobehefte veriendet die Berlagsbuchbandblung unentgeltlich und frei; auch ift Dieielbe Bereit, 
neu binzutretenden Abonnenten zur Erleihterung ber Anſchaffung Die beiden erften Bünde für 
aufammen 25 M. gebeftet oder 50 M. gebunden zu liefern, wenn fie gleichzeitig entnommen werben. 


Diefes trefilich ar a Drgan für freiwillige Gerichtsbarkeit bringt vor allem eine 
außerordentliche Judifatur .. . Annalen des Deutſchen Reiches. 


Ausführlidye Proſpekte und Bataloge koftenfrei. 


3. Guttentag, Derlagsbuchhandiung, G.m.b.., Berlin W. 35. 


Borträge 


fiber das 


Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Bon Dr. Gruſt Er, 


Geb, Juſtizrat, Profeffor der Nechte an der liniverfität Berlin. 
Nah des Verfaſſers Tode durch Feſtſtellung des Wortlautes fortgeführt und mit 
Anmerfungen verjehen 


von Dr. B. Leonhard, 


Geh, Juftigrat, Vrofeſſor der Rechte an der Univerfität Breslau. 


Band 1, enthaltend Bürgerliches Gejegbuh Buch I u. II. Erfte und zweite Auflage. 
Bi; 8°, Bann 12 Mt, —— 14 Mt. 


nebjt einem Anhang betreffend Die jnriftiichen Staatöprüfungen 


von Dr. Fran; Horeniger, 
Gerichtsaſſeſſor. 


8. Preis 50 Pi. 





Der Nummer 8 der Annalen liegen Prospe kte der Cotta’schen Verlagsbuchh. G.m.b. H., Stuttgart, 
über „Huber, Deutschland als Industriestaat‘‘ und des Verlages von Carl Grüninger, Stuttgart, über 
„Huber, Auf dem Wege zur Eisenbahngemeinschaft‘ bei, die wir der besonderen Beachtung unserer 
Immer empfehlen. 








Eigentum und Verlag vou J. Schweitzer — (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., G. m. b. H., München-Freising. 
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Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem 


Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 


Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen 


und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München karispiatz 29. 


Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten 


XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs'' gratis. 1903 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
Jahrgang sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516). Nr. 9 


Insertionspreia: '\,spalt. Petitzeile 40 Pfe. Beilsgen nach Übereinkunft. 


Ausgegeben am |. reptember 


Bürgerliches Recht. 


1. Dernburg, Heinr., Prof. in Berlin, Pan- 


dekten. III. Bd. Familien- u. Erbrecht. | 


7. Aufl. gr. 8°. (XV, 368 8.) Berlin, 03, 

(H. W. Müller) 7.50 

Dernburg’'s vortreffliches Pandektenwerk 
liegt nun auch in 7. Auflage vollendet vor. 
Der III. Band, der die bekannte lichtvolle 
Darstellung des Familien- und Erbrechts 
enthält, bringt gegenüber der 6. Autlage 
keine wesentlichen Aenderungen. 


2. Eger, Dr. Gg., Regierungsrat, D. Reichs- 
haftptlichtgesetz v. 7. VI. Ti. Textausg. | 
m. Anm. 16°, (VIII, 376 S.) Berlin, 03. 
(J. Guttentag) 3.— 
Georg Eger gilt unbestritten als die 
erste Autorität auf dem Gebiete des Haft- 
ptlichtrechtes. Sein grosser, in 5 Auflagen 
verbreiteter Kommentar ist in unseren „Mit- 
teilungen“ wiederholt gewürdigt worden. 
Die vorliegende „Textausgabe mit Anmer- 
kungen“ bildet einen Handkommentar im | 
besten Sinne des Wortes. Sie gibt ein 
klares, vollständiges Bild vom derzeitigen 
Stande der reichhaltigen Rechtsprechung 
und Literatur des Gesetzes. Nur der Meister 
des Stoffes vermag eine solche Darstellung 
zu bieten. Das Buch wird der Praxis und 
der Theorie vortreffliche Dienste leisten. 


3. Kiepert, Dr. Max, Die Sammlungen zu 
wohltätigen oder gemeinnützigen Zwek- 
ken nach d. BGB. gr. 8°. (IV, 74 S.) 
Hannorer, 03. (Helwing) 2.— 


Eine verständig geschriebene Erstlings- | 


arbeit, die zu meist ansprechenden Ergeh- 
nissen gelangt. Ganz unbefriedigend er- 
scheint uns jedoch das Resultat, dass die 
Sammlung im Konkurse des Spenders der 
Aussonderung nicht unterliege. Was S. 44 
über den Konkurs des Treuhänders gesagt 
ist, trifft nicht zu. Die Literatur ist in 
diesem Punkte nicht genügend verwertet. 


4. Koerner, H., Reichsrechtliche Verjäh- 
rungs-, Fristen- u. Zeittafel. 2., völlig 
umgearb. Aufl. 16°. (158 8.) Hannover, 
05. (Helwing) 1.25 
Das Biichlein gibt ein sehr eingehendes, 

zuverlässiges Repertorium zu den reichs- 
rechtlichen Normen über Verjährung und 
Zeitbestimmungen. 


5. Koschenbahr-Lyskowski, Dr. J. v., Prof., 
Die Condietio als Bereicherungsklage im 
klassischen römischen Recht. 1. Bd. gr. 
8°. (XI, 2278.) Weimar, 03. {H. Böhlau’s 
Nachf.) 7— 

Neben den zahlreichen neueren Abhand- 
lungen, die den Anspruch wegen ungerecht- 
fertigter Bereicherung nach den Grundsätzen 


‘des BGB. behandeln, haben wir hier eine 


Darstellung der Lehre nach klassischem R.R., 
von der zunächst der I. Band vorliegt. — 
Gegenüber v. Mayr „Die condietio des römi- 
schen Privatrechts, 1900%, der nicht wie 
Jacobi (Iherings Jahrb. IV. 159) die Existenz 
einer Bereicherungsklage im R.R. leugnet, 
aber in der condietio trotz ihrer materiellen 
Grundlage eine farblose Rückforderungs- 
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klage aus nichtigem BRechtsgeschäft sieht, 
vertritt Verfasser folgende Ansicht: Die 
eondietio ist nicht auf die Mangelhaftigkeit 
des Rechtsgrunds zu stützen, so dass sie zu 
versagen wäre, 
nicht nachweisen lässt; denn es gibt zahl- 
reiche Fälle, in denen der Vermögensver- 


mehrung ein Mangel nicht anhaftet (Zahlung, 


Dosbestellung vor Eheschliessung). Sie be- 
ruht vielmehr auf der Grundlage der objek- 
tiven fides und greift überall da ein, wo 
trotz gültigen Rechtsgrunds die Vermögens- 


wo ein solcher Mangel sich . 
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der Gläubigeraniechtung, deren Wesen er 
richtig erkennt und entwickelt. 


7. Leske, Dr. Franz, (eh. Ob.-Jnstizrat, 
Vergleichende Darstellung des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für das Deutsche 
Reich und des Preuss. Allgem. Land- 
rechts. 1. u. 2. Aufl. 10. (Schluss- Lfg. 
gr. 8°. Berlin, 03. (Otto Liebmann) 2.50 
Mit diesem Hefte liegt das treffliche Werk 

vollendet vor. Die Schlusslieferung enthält 
ausführliche Register. 


vermehrung nach der Anschauung ehrlicher | 


Leute als unrechtmässig empfunden wird: 


daher nicht bloss da, wo die Unrechtmässig- 


keit sich unter einen der in den (Quellen 
angegebenen Gesichtspunkte bringen lässt; 


anderseits ist sie da, wo eine Vermögens- | 
vermehrung zu einem bestimmten Zweck | 
gemacht wird, nicht überall schon mit Nieht- 


eintritt des Zwecks begründet, sondern aus- 
geschlossen, wenn die Rückforderung dem 
Verhalten anständiger Leute nicht entspricht 
(z. B. bei Nebenabrede, dass trotz Nichteintritts 
des Zwecks das Hingegebene dem Empfänger 
verbleiben soll), während sie wieder trotz 
Eintritts des Zwecks dann Platz greift, 
wenn der Eintritt in fideswidriger Weise 
erfolgt ist. — Man mag der Meinung sein, 
dass das Ergebnis, soweit es gebilligt 
werden kann, nicht schlechthin neu ist und 
dass es vor allem darauf ankommt, was 
man unter Rechtsgrund und dessen Mangel 
versteht, auch mag man bei der einen und 
anderen Ausführung ein Fragezeichen machen. 
Aber man wird dem Verfasser die Aner- 
kennung nicht versagen, dass er das schwierige 
Problem gründlich und verständig angefasst 


hat und dass die eingehenden Erörterungen | 


volle Beachtung verdienen. 


6. Langheinecken, Dr. P., Anspruch und 
Einrede nach d. deutschen BGB. gr. 8°. 
(VIH, 368 8.) Leipzig, 03. (W. Engel- 


mann), 5. ⸗ 


Der Verfasser hat zur Klärung der Grenz- 
gebiete zwischen Privat- und Prozessrecht 
bereits durch eine sehr verdienstliche Ab- 
handlung über den Urteilsanspruch beige- 
tragen. Die vorliegende Arbeit beschäftigt 
sich mit den nenerdings viel erörterten Fragen 
des „Anspruchs“ und der „Einrede“ nach 
dem BGB. Sie bringt eine Fülle selbstän- 
diger und wertvoller Gedanken, von denen 
wir hier nur die Anfstellung des Begriffes 
„verhaltener Anspruch“ hervorheben wollen. 
Der Verfasser bezeichnet so diejenigen An- 
sprüche, die noch nicht fällig und dennoch 
in keiner Weise gehemmt sind. Ansprüche 
dieser Art liegen z.B. vor, wo jemand „auf 
Verlangen“ eines andern eine bestimmte 
Leistung zu bewirken hat (z.B. $$ 259, 260, 
365, 403 BGB.). Zu dieser Anspruchskate- 
gorie zählt Langheinecken auch das Recht 


8. Müller, W., Amtsg.-Rat, Deutsches Bau- 
und Nachbarrecht unter bes. Beräck- 
sichtigg. d. preuss. Landesgesetzehg. 
2. Aufl. gr. 8°. (VIII, 1438.) Berlin, 08. 
H. W. Müller) kart. 4.— 

Das Buch bildet die 2. Auflage des 1883 
erschienenen „Baurechts in den landesrecht 
lichen Gebieten Preussens“. Die vorliegende 
Umarbeitung stellt sich als ein vollständig 
neues Werk dar. Im 1. Teile („Allgemeines“) 
werden u.a. die Bestimmungen älterer Rechte 
‚nnd die Ausführungsvorschriften der grt- 
sseren Bundesstaaten wiedergegeben. Der 
2, Teil behandelt die Nachbarrechte, der 3. Teil 
die Grunddienstbarkeiten und zwar nach dem 
BGB. und den ergänzenden Vorschriften des 
preussischen Rechts. Das Buch wird dem 
preussischen Praktiker gute Dienste leisten. 


9. Salier, 
rendar, 


Dr. 69., Kammergerichtsreie- 
Verkauf von Bäumen auf dem 
Stamm unt. bes. Berücksichtigg. d. 
SS 865, 956 BGB. u. d. gem. Rechts. 
gr. 8°. (VIII, 47 S.) Berlin, 03. (Struppe 
& Winckler) 150 
Die Arbeit (Dissertation) liefert schätzbare 


Beiträge, namentlich zur Anslegung des 
$ 956 BGB. 
10. Staudinger, J. v, Kommentar zum 


bürgerlichen Gesetzbuch f. das Deutsche 
Reich nebst Einführungsgesetz, hrsg. v. 
Prof. Rechtsanw. Dr. Thdr. Löwenfeld, 
Prof. Dr.Erwin Riezler, Oberlandesger.-R. 
Philipp Mayring, Landger.-R. Kart 
Kober, Landger.-R. Dr. Thar. Engel- 
mann, Rechtsanwalt Dr. Fel. Herzfelder, 
Öberlandesger.-R. Landt.-Abgeord. Jos 
Wagner. 2. vollständig neubearb. Aufl. 

6. Lig. 3. Bd.: Sachenrecht {SS 1171 bis 
1296) erl. v. K. Kober (S. 481—664, 
Schluss d. Ill. Bds.) 7. Lig. 4. Bd.: 
Au ga (8 1412—1493) erl. v 

*. Th. Engelmann (3. 241—400.) gr. $”. 
— 4J Schweitzer Verlag) 8.— 
Das treffliche Kober'sche Sachenrecht liegt 
nun vollendet vor. Die Engelmann'schen 
Erläuterungen des Familienrechts sind bis 
zum & 1493 gediehen und zeichnen sich 
gleichfalls durch grosse Gründlichkeit und 





u. vu 


538 


534 


sorgfültige Verarbeitung des gewaltigen | Umfang des Buches fast verdoppelt hat. In 
Stoffes aus. der Neubearbeitung ist die Literatur der 
Zwischenzeit berücksichtigt und manche sach- 
11. Ullmann, Rechtsanwalt, Das eheliche | liche Verbesserung vorgenommen. Recht er- 
Güterrecht in Dentschland. 2. Aufl. gr. 8°. | wünscht kommt auch die Beifügung eines 
(VIII, 315 S.) Berlin, 03. (Siemenroth) | Sachregisters. Unter den systematischen Dar- 
geb. 7.— | stellungen des ehelichen Güterrechts kommt 
Der ersten Auflage (1901) ist, wie bei keine andere an Selbständigkeit und Gründ- 
der Trefflichkeit des Werkes vorauszusehen lichkeit der Ullmann'schen gleich. 








war, rasch eine zweite gefolgt, in der sich der | 


Handels- und Seerecht. 


1. Brodmann, E., Landrichter, Die See- diegene Darstellung des Kaufes nach dem 
Gesetzgebung d. Deutschen Reichs. Mit BGB., die zum Besten gehört, was die neue 
Erltren. u, Ergzgn. 8°. (XXI, 1095 Literatur des Kaufrechtes aufzuweisen hat. 


S.) Berlin, 03, (0. Haering) 13.— 

Das tberans reichhaltige Sammelwerk 
enthält eine erläuterte Darstellung der ge 
samten Seegesetzgebung des Reiches mit 
allen ergänzenden Verordnungen, Bekannt- | 
machungen und Instruktionen. Der erste‘ 
Abschnitt behandelt Privatrecht und Prozess 
(H.G.B., BGB., F.6G.G., C.P.O., Z.V.G., Str.P.O. 


usw.), der zweite das öffentliche Recht (A. | 


Schiff, B. Seeleute, Ü. Schiffahrt und Fischerei, 
I>. Seeunfälle, E. Auswanderungswesen usw.) 
Eine ähnliche vollständige Zusammenstellung 
der seereehtlichen Normen existiert wohl nicht. 


2. Dueringer, Dr. A., Reichsgerichtsrat und | 
Dr. M. Hachenburg, Rechtsanwalt, Das | 
Handelsgesetzbuch v. 10.V.97 m. Ausschl. | 
d. Seerechts auf d. Grundlage d. BGB. | 


3. Purlitz, Dr.Fr., Deutsche Seemannsordnung. 


Gesetz vom 2. VI. 1902 in der Fassg. vom 
23. III. 1903, nebst Gesetz betr. die 
Verpflichtg. deutscher Kauffahrteischiffe 
zur Mitnahme hülfsbedürft. Seeleute, 
Gesetz betr. Stellenvermittelg. f. Schitts- 
leute vom 2.V1. 1902, Bundesratsverordng. 
betr. Strafverfahren vor den Seemanns- 
ämtern vom 13. III. 1903, sowie Zu- 
sammenstellg. der Bestimmg. üb. die 
Militärverhältnisse der seemänn. u. halb- 
seemänn. Bevölkerg. u. die Anmusterg. 
als Schiffsmann. 2. durchgeseh, u. er- 
gänzte Aufl. 8° (80 5.; Bremerhaven, 03. 
(L. v. Vangerow) —,60 


Eine saubere, preiswerte Ausgabe mit 


III. Bd. Lig. 1 gr. 8°. (112 3.) Mann- | gutem Register. 
‚50 


heim, 03. (J. Bensheimer) 2 
Die Lieferung enthält eine äusserst ge | 


Zivilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


1. Buder, Dr, E., Rechtsanwalt, Die Wieder- | — Schrift ein überaus anschanliches Bild vom 
einsetzung in den vorigen Stand n. d.| Gange der Zwangsversteigerung. Praktiker 
R.C.P.O. gr. 8°. (IV, 74 8.) München, 02. | und Theoretiker werden es mit Vorteil be- 


(C. H. Beck) 

Eine monographische Bearbeitung der 
reichsrechtlichen Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand hat bisher gefehlt. Die vor- 
lieggende Arbeit füllt die Lücke aus. Der 
Verfasser behandelt in klarer und eingehender 
Darstellung Begriff, Voraussetzungen, Ver- 
fahren und Wirkungen der Wiedereinsetzung, 
hierauf die Fragen des Verzichts und der 
Zurücknahme, endlich die Kosten des Ver- 
fahrens. 


2. Fischer, Landgerichtsrat, Das Verfahren 
der Zwangsversteigerung n. d. Reichsges. 

ü. d. Zwangsversteigerung u. Zwangs- 
verwltg. v. 24. III. 1897 an einem Rechts- 
falle dargestellt. 8°. (75 8.) Berlin, 03. 
(Franz Vallen) kart. 1.60 
Der Verfasser gibt in dieser — bereits 

in dritter, verbesserter Autlage vorliegenden 


1.80 | nützen. 


3. Gaupp, L.-Stein, Fr., Die Civilprocess- 


ordnung für das Deutsche Reich. Auf 
d. Grundl. d. Kommentars von L. Gaupp, 
erl. von Friedr. Stein. 6. u. 7. Aufl. 
gr. 8°. Bd. I, 1. Lig. (Bog. 1—10.) 
Tübingen u. Leipzig, 03. (J.C. B. 2 

2.70 


Einen ganz ausserordentlichen, aber wohl 
'erklärlichen und wohl verdienten Erfolg er- 
zielt die Stein'sche Neubearbeitung des Kom- 
ınentars von Gaupp. 
scheinens der 4. Auflage wurde die Ver- 
anstaltung der 5. nötig. 
vollendet, muss eine neue Doppelauflage (6. 
u. 7.) ausgegeben werden. 
ein Kommentar der C.P.O. solchen Beifall 
gefunden. Nur eine ungewöhnliche Schaffens- 
kraft und Geistesschärfe vermag zu leisten, 


Während des Er- 
Kaum ist diese 


Nie zuvor hat 


—— —— nn u, 
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was hier geboten wird. Wer die vorliegen- 
den zehn Bogen der Neu-Auflage durch- 
blättert, findet auf Schritt und Tritt Zeugen 
rastlosen Fortarbeitens. So insbesondere zu | 


Einschluss des Exekutionsrechtes. 1.Tl, 
gr. 8°. (XXIV, 468 S.) Wien, 03. (Manz) 

8.—; geb. 9.00 
Der Verfasser ist in Deutschland nament- 


8.133 ff. Beim $ 52 ist das Werk bereits jich durch sein treffliches System des öster- 
um acht Seiten gegenüber der vorigen Auf- | reichischen Konkursrechts bekannt geworden. 
lage gewachsen. Möge es rlistig vorwärts | Die Befähigung für eine systematische Be- 
schreiten ! ‚arbeitung des österreichischen Civilprozess- 


4. Kisch, Wilh., Univ.-Prof., Beiträge zur 
Urteilslehre. gr. 8°. (IV, 192 8) Leip- 
zig, 03. (C. L. Hirschfeld) 5.60 | 

Eine gediegene und förderliche Abhand- 
lung, die sich mit den schwierigen Prob- 
lemen vom Wesen und der Wirksamkeit der 
Civilnrteile befasst. Interessant ist nament- 
lich die Aufstellung einer neuen Urteils- 
kategorie, des „auslösenden“ Urteils, das 
nicht bloss eine früher begründete Rechts- 
folge feststellt, sondern zugleich eine bisher 
beschränkte anderweite Geltendmachung er- 
möglichen will. 


5. Pollak, Dr. Rud., Priv.-Doz., System des, 


österreichischen Civilprozessrechtes m.‘ 


rechtes hat er überdies durch eine gross 
Zahl von Einzelabhandlungen erwiesen. Er 
beherrscht die österreichische und die deut- 
sche Prozessliteratur und hat auch in diesem 
Werke die Ergebnisse beider sorgfältigst 
verwertet. Im vorliegenden ersten Teil 
sind behandelt: „Das Öbjekt des Civil 
prozesses“, „Der Civilprozess“, „Die Parteien 
und die Teilnehmer an fremden Prozessen“, 
„Das Gericht“ und „Die Parteihandlungen“. 
Die Darstellung zeichnet sich durch Klarheit 
und Begriffsschärfe aus. Sie ist auch für 
das deutsche Recht von unmittelbarem Werte, 
da sie gerade die allgemeinen Grundbegriffe 
eingehend erörtert. 


Patent- und Urheberrecht. 


1. Düring, Dr. H., Die Praxis des Patent, 2. Hood, Fred, Red, Dokumente zum 
Muster- und Zeichenwesens. Hilfsbuch Urheberrecht. Wichtige geriehtl. Ent- 

f. den Verkehr mit den Patent-Behörden | scheidgn. sowie Gutachten der Kgl. 

des Reichs und des Auslandes. 1. Tl. literar. Sachverständigen-Kammer betr 
Deutschland. — Grossbritannien. — Union. | das Urheberrecht an Zeitungs-Artikeln. 

gr. 8°. (VII, 178 S) Berlin, 03. (G. Hrsg. u. erläutert. gr. 8°. (31 8.) Char- 
Heymann) 2.—; geb. 2.40 lottenburg, 03. (Verlag der „Skizze‘‘) —.& 
Das Werk, dessen erster Teil hier vor-| Herausgeber bringt in der kleinen Schrift 
liegt, ist nicht für Juristen, sondern für nach einer Einleitung, die sich über Honorar, 
solche bestimmt, die als Erfinder oder Ge- Entschädigung und Busse verbreitet, zwei 
werbetreibende in die Lage kommen, mit | Gutachten der preussischen Sachverständigen- 
den Patentbehörden in Verkehr zu treten. kammer und ein Urteil der IV. Strafkammer 
Vorangestellt sind die vom 1. Januar 1901 bis | des Landgerichts I in Berlin, ergangen in 
zum 30. Juni 1902ergangenen Bestimmungen | Prozessen, die auf seinen Antrag eingeleitet 
aller Länder. Es folgt dann der wesentliche ; wurden, zum Abdrucke. Einem allgemeinen 
Inhalt der deutschen und englischen Gesetze, | Interesse vermögen diese „Dokumente“ nicht 
Verfügungen ete. auf den bezeichneten Ge- zu dienen, da neue Gesichtspunkte darin 


bieten unter Abdruck von Formularen, Klassen- 
verzeichnissen ete. | 


nicht hervortreten. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Duensing, Frieda, Dr. jur., Verletzung | 
der Fürsorgepflicht gegenüber Minder- 
jährigen. Ein Versuch zu ihrer straf- 
gesetzlichen Behandlung. gr. 8°. (128 5.) 
München, 03. (J. Schweitzer Verlag) 2.80 
Verfasserin geht aus von der Norm, dass 
Eltern, Pflegeeltern und Vormünder nicht 
ihrer Fürsorgepflicht zuwider das Wohl 
eines Minderjährigen geführden oder ver- 
letzen dürfen. Sie untersucht nun, in welchen 
Formen eine Verletzung dieser Norm begangen 
werden könne und weiter, ob die bestehenden | 
Strafgesetze ausreichen, um diese Er- 
scheinungsformen des Delikts za bekämpfen. | 


Indem sie zur Verneinung dieser Frage 
kommt, bringt sie eine neue Strafvorschrift 
in Vorschlag, die in den Abschnitt „Ver 
gehen wider die öffentliche Ordnung“ ein- 
grereiht werden und diejenigen mit Strafe 
bedrohen soll, welche vorsätzlich ihrer elter- 
lichen, vormundschaftlichen oder pflegschaft- 


‚lichen Pflicht zuwider das Wohl eines Minder- 
‚jährigen gefährden oder verletzen. 


Wenn 
sich auch gegen diese allzu dehnbare Fassung, 


| wie gegen die systematische Einreihung des 


Vergehens gewisse Bedenken geltend machen, 
so ist doch der Gedanke der Verfasserin an 
sich nicht von der Hand zu weisen und ver 
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dient die gründliche, gut geschriebene, am |gesetzgebung“ haben wir schon beim Er- 


Schlusse mit statistischen Angaben über 
grausame Behandlung von Kindern durch 
ihre Eltern und mit Nachweisen über aus- 
!ändische Gesetzgebung versehene Schrift ent- 
schieden Beachtung. 


2. Kriminal-Prozesse aller Zeiten. (Samm- 


' „Gewerbegesetzgebung“, 


scheinen der früheren Bäude berichtet. Der 
Inhalt des vorliegenden Bändehens ergibt 
sich in der Hauptsache aus dem Titel von 
selbst. Bemerkt sei nur, dass der erste Teil, 
auch das (rewerbe- 
gerichtsgesetz vom 29. Sept. 1901 im Aus- 
zuge und die Strafbestimmungen des HGB. 


lung der interessantesten u. berühmtesten | enthält. 
Prozesse. Geschichte des Verbrechens | 


u. 


Gegenwart.) 1—5. Bd. schmal 8°. Heil- 
bronn (O. Weber) je — 50 
1. Fischer, Wilh.: Die Folter. Die | 


Leibes- und Lebensstrafen. Die Hexen- 


re (190 8.) (08). — 2. Fischer, | 


‘Üh.: Der Inquisitions-Prozess., 
moderne Verbrechen und 
kämpfg. (160 8.) (08). 

Es handelt sich hier, wie schon der Titel 
ersehen lässt, nicht um Ergebnisse wissen- 
schaftlicher Forschung, sondern um eine Art 
populärer Literatur, durch welche dem Pu- 
blikum ein Bild von der Kriminal-Rechts- 
pflege im Wandel der Zeiten gegeben werden 
soll. 
Material und ist sehr lebendig und an- 
schanlich, ohne in das Fahrwasser derjenigen 
Schriften zu geraten, die nur dem Sensations- 
bedürfnisse genügen wollen. In dem zweiten 
Teil des zweiten Bändchens finden wir unter 
dem Titel „Das moderne Verbrechen und 
seine Bekämpfung“ Bemerkungen über 


Das 
seine Be- 


„Unsere Richter“, „Die alte und die neue! 


Schule“, „Das Verbrechen als Produkt der 
Veranlagung und Erziehung“, 
men“, „Unbestimmte Strafdauer“ ete. etc., 
die beweisen, dass Verfasser auf die Vertreter 
der „neuen Schule‘ fast blind schwört; denn 
er erachtet, indem er sich auf wenige 
statistische Angaben beschränkt, schlankweg 
den Nachweis für erbracht, dass unser Strafen- 
system „in der Hauptsache versagt“. Ob 
ihm aber die Bestrebungen der verschiedenen 
Richtungen der „modernen Schule‘ ganz klar 
geworden, ist zu bezweifeln; denn er scheint 
alle ihre Vertreter zur Getolgschaft Lombrosos 


Die Darstellung schöpft aus reichem | 


„Strafrefor- | 


seiner Strafen in Vergangenheit u. | 





4. Olshausen, Dr. Just., Öberreichsanw., Die 
Strafgesetzgebung d. Deutschen Reichs. 
Textausgabe. Bd. VIl: Die Reichsges. 
betr. d. Abgabewesen. 16°, (VII, 402 8.) 
Berlin, 03. (F. Vahlen) geb. in Leinw. 3.— 


Der vorliegende Band enthält, meist in 
vollem Umfange, die Gesetze betr. die Zölle, 
Steuern und Gebühren. Vorangestellt ist der 
Abschnitt VI der Verfassung des Deutschen 
Reichs „Zoll- und Handelswesen“ im Auszuge. 


5. Rissom, Dr., Kriegsgerichtsrat. Militär- 
strafrecht, Disziplinarstrafrecht, Ehren- 
gerichte im deutschen Heere. gr. 8°. 
(35 8.) Berlin, 03. (Alfred Schall) 1.65 


In gedrängtester Kürze, wie es der 
äusserst knappe Rahmen der Schrift mit sich 
bringt, aber in klarer, präziser und anregen- 
der Form stellt Verfasser die wichtigsten 
Grundsätze des materiellen Militärstrafrechts 
nach dem M.St.G.B. v. 1872, des Militärstraf- 
prozesses nach früherem Recht und nach der 
geltenden M.St.G.O., der militärischen Diszi- 
plinarstrafgewalt und des ehrengerichtlichen 
Verfahrens dar. Der letzte Teil führt den Ver- 
fasser auf die Würdigung des Zweikampfes, 
wobei er zwar die Ansicht ausspricht, dass 
der Staat nicht die Aufgabe habe, das Duell 
mit allen Mitteln zu unterdrücken, aber der 
Erwartung Ausdruck gibt, dass sowohl der 
Zweikampf als auch das Einschreiten der 


 Ehrengerichte immer seltener werde. 


zu rechnen. Bedenklich ist S. 81 die Identifi- | 
zierung des Standpunktes der Willensfreiheit | 


init dem Determinismus und die Behauptung, 
die moderne Schule vertrete den Indeter- 
minismus. Sollte nur ein Schreibfehler vor- 
liegen? Jedenfalls dient eine solche Ver- 
wechselung nicht zur Aufklärung der Leser. 


3. Olshausen, Dr. Just., Öberreichsanw., Die 
Strafgesetzgebung des Deutschen Reichs. 
Textausg. m. Anmerkgn. u. Sachregister 
zum prakt. Gebranch. VI Bd. Die 
Reichs-Gesetze betr. das Gewerbewesen 
und die Arbeiterversicherung. gr. 169. 
(XH, 462 8.) Berlin, 03. (F. Vahlen) 

geb. in Leinw. 3.— 
Ueber die Anlage von Olshausens „Straf- 


 gesetze; 


6. Stenglein, Dr. M. Reichsger.-R. a. D., 
Kammerger.-R. H. Appelius u. Prof. 
6. Kleinfeller, DD., Die strafrechtlichen 
Nebengesetze des Deutschen Reiches. 
Erläutert. 3, gänzlich neu bearb. u. 
verm. Aufl., hrsg. v. Reichsger.-R. a. D. 
Dr.M. Stenglein. Lig. 6. (Schluss). gr. 8". 
(XVI, 8. 1025—1408) Berlin, 03.(0. Lieb- 
mann) 6.80 
Preis d. Gesamtwerkes br.31.—; geb. 34.— 


Mit dieser umfangreichen Lieferung kommt 
das bedeutende Werk zum Abschlusse, Sie 
enthält den Rest der Arbeiterversicherungs- 
die Steuergesetze, einen Nachtrag, 
diejenigen Gesetze umfassend, welche während 
des Druckes erschienen sind und im System 
nieht mehr untergebracht werden konnten : 
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das Süssstoffgesetz, das Gesetz betr. Kinder- 
schutz, das Gesetz betr. Phosphorzündwaren 
und das Krankenversicherungsgesetz in nen- | 


0 


m. Anm. 3., vermehrte Aufl. 16°. (% 5.) 
Berlin, 03. (J. Guttentag) 1.— 


Fast die Hälfte des Werkehens (40 Seiten) 


Ban 4 _ 


ester Fassung (dieses ohne Kommentar), | füllen die „Vorworte“ zu den drei bisherigen 
ferner Zusätze und Berichtigungen, ein chro- Auflagen, deren erstes richtiger eine Ein- 
nologisches Register und ein Sachregister. | Jeitung ist, welche die Entstehungsgeschichte 


Die Kommentierung der erst im letzten Früh- 
jahr erschienenen Gesetze beweist, dass der 
inzwischen leider dahingegangene Verfasser | 
bis kurz vor seinem Tode unermüdlich tätig 
war. Das nun zur Vollendung gelangte, für 
die Praxis in hohem Grade wertvolle Werk 
wird neben anderen, die Strafrechtswissen- 
schaft fördernden Schriften des Verfassers 
sein Andenken in der Juristenwelt anf lange 
Zeit hinaus wachhalten. | 


7. Stephan, Dr. R., D. Gesetz z. Bekämpfung 
d. unlauteren Wettbewerbes. Textausg. 


des Gesetzes und allgemeine Ausführungen 
über die Bedeutung desselben enthält. Der 
Gesetzestext ist mit Anmerkungen versehen, 
die in prägnanter Kürze unter Heranziehung 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts die 
wichtigsten Begriffe sachgemäss erläutern, 
an manchen Stellen (z. B. S. 48) sogar zu 
ausführlicheren Darlegungen sich erweitern. 
Bei $ 5 sind die ergangenen Bundesratsbe- 
schlüsse abgedruckt. Ein Sachregister ver- 
vollständigt das sehr brauchbare Werkchen. 


Staats- und Verwaltungsrecht. 


1. Führer durch das Verwaltungsgebiet der 
Stadt Dresden. 13 Hefte. Heft 1. hoch 8". 
(26 8.) Dresden, 03. (C. C. Meinhold | 
& Söhne) 

Für vollständig in Mappe 3.—; 
bei Subskription 2.50 | 
Anlässlich der deutschen Städteausstellung 
in Dresden hat der dortige Rat die Heraus- 
gabe eines Werkes veranlasst, das einen 
Veberblick über die wichtigsten Zweige der | 
Dresdener Stadtverwaltung, über die dabei 
zu handhabenden Vorschriften und die be- 
stehenden Einrichtungen und damit ein all- 
gemeines Bild einer modernen Stadtver- 
waltung geben soll. Das Werk, von dem 
uns das erste Heft vorliegt, verspricht für 
städtische und staatliche Beamten, für Mit- 
glieder städtischer Kollegien ete. sehr in- 
struktiv zu werden. Wir kommen daranf 

zurück, wenn uns weitere Hefte vorliegen. 





' Konsularkonvention beigegeben. 


von Reichsgesetzen staats- und verwaltungs- 
rechtlichen Inhaltes geboten. Die Zusammen- 
fassung in einen einzigen, billigen Band im 
Taschenformat erheischte natürlich eine 
grosse Einschränkung des abzudruckenden 
Materials. Es wird aber eine angemessene 
Auswahl des Wichtigsten mit folgenden Be 
sonderheiten gegeben. Bei den Verwaltungs 
gesetzen ist grundsätzlich nur das Gebiet 
der inneren Verwaltung berücksichtigt. Das 
Gewerbe- und Arbeiterversicherungsrecht ist 
im Hinblick auf die im gleichen Verlage 
erschienenen Sonderausgaben ausgeschieden. 
Auch Gesetze vorwiegend privat- oder 
handelsrechtlichen Inhaltes sind beiseite 
gelassen, da den kleineren Reichsgesetzen 


‚ dieser Gebiete bereits je ein Sammelbändehen 


des Verlags gewidiet ist. Als Anhang sind 
die Friedensverträge von 1871 und eine 
Das Buch 


‘ist zum akademischen wie zum praktischen 


2. Kremski, Dr. Frz., Magistr.-Ass., Ges. ü. 
d. Wahlen z. Reichstage, z. prenss. Ab- 
geordnetenhause u. z. d. preuss. Ge- 
meindevertr. Erläutert. kl. 8°. (118 8.) 
Leipzig, 03. (Rossberg’sche Verlags- 
buchh.) in Leinen geb. 2.— 

Eine namentlich für den Gebrauch in 
Preussen geeignete Sammlung der Normen 
über die Reichstagswahlen, dann über die 
preussischen Landtags: und Gemeindewahlen | 
mit knappen Anmerkungen. 





3. Sammlung von Reichsgesetzen und Ver- 
ordnungen staats- und verwaltungsrecht- 
lichen Inhalts. Textausg. m. Register. | 
12°. (VIII, 534 8.) München, 03. (C. H. 
Beck) 3.— | 

In bescheidenerem Umfange als in den 
von Triepel herausgegebenen Quellensamm- | 
lungen wird hier von einem ungenannten | 
Universitätslehrer eine Zusammenstellung 


Gebrauche geeignet. 


4. Schelcher, Dr. Walter, Geh. Reg.-Rat, 
Das Enteignungsgesetz für das Königr. 
Sachsen v. 24. VI. 1902 nebst d. Aus 
führungsverordnung v. 24. VI. 02 u. d, 
sonstgültigen bes.enteignungsrechtlichen 
Bestimmungen. 2. Schluss-Abtlg. *. 
(S. 241—600 u. XVI) Leipzig, 03. 
(Rossberg’sche Verlagsbuchh.) 4.50 

Ein gewisses allgemeineres Interesse ist 
dem neuen sächsischen Enteignungsgesetz 
vom 24. Juni 1902 nicht abzusprechen, da 
es in einer Reihe von Punkten für die Ent- 
wickelung des deutschen Enteignungsrechtes 
vorbildliche Bedeutung zu erlangen ver- 
mag. Die vorliegende Ausgabe ist nun in 
vorzüglicher Weise geeignet, nicht nur in 
dieses neue sächsische Gesetz einzuführen 
und dessen Anwendung in der Praxis zu 
erleichtern, sondern auch einen Ueberblick 


— — — — — — 
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über den Stand der Theorie des Enteignungs- | 
rechts zu geben. Dem letzteren Zweck dient 
die eingehende Einleitung, von der über 
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wirtschaft. 8°. (XII, 428 S.) Berlin, 03, 
(Jul. Springer) Ganzleinen geb. 7.— 


Als Bestandteil des von uns wiederholt 


100 Seiten den allgemeinen Grundlagen des | angezeigten umfassenden, aber aus einzeln 
Enteignungsrechtes gewidmet sind, während | käuflichen Bänden bestehenden Sammel- 
der Rest die_ bisherige sächsische Gesetz- | werkes, das Graf Hue de Grais unter dem 
gebung und die Entstehungsgeschichte des | Tite) „Handbuch der Gesetzgebung in Preussen 
neuen Gesetzes behandelt. Zu letzteren Aus- und im Deutschen Reiche“ herausgibt, ist 
führungen tritt ergänzend eine dem Buche | obiges Werk in der gleichen Anlage und Aus- 
als Anhang beigegebene Gegenüberstellung | stattung wie die früher besprochenen Bände 
der Regierungsvorlage mit dem Entwurfe erschienen. Es bringt das einschlägige 
der Zwischendeputation. Die Ausführungs- Normenmaterial mit kurzen Anmerkungen 
verordnung ist einerseits im Zusammenhang | unter Gliederung des Stoffes in die vier sach- 
abgedruckt und mit Anmerkungen versehen, gemässen Abteilungen: Forstschutz, Staats- 
anderseits aber auch in der Weise berück- | forsten, Gemeinde- und Anstaltsforsten, dann 
sichtigt, dass ihre Vorschriften schon bei Privatforsten. Ein chronologisches Verzeichnis 
den betreffenden Paragraphen des Gesetzes der aufgenommenen Bestimmungen und ein 
dem Wortlaute nach mitgeteilt sind. Der Sachregister erleichtern die Benutzung. Das 
eigentliche Gesetzeskommentar entspricht | handliche Buch wird nicht nur Forstbesitzern, 
vollständig seinem Zwecke, das reiche Er- Forstbeamten und Studierenden der Forst- 


läuterungsiaterial in möglichst handlicher , wissenschaft, sondern auch Gerichten, Ver- 
und übersichtlicher Form zu bieten. 


5. Schultz, W., Landforstmeister, Die Forst- 


waltungsbehörden, Anwälten etc. gute Dienste 
leisten. 


Kirchenrecht. 


1. Krick, Ludw. Hr., Domkapitular, Hand- 
buch der Verwaltung des kath. Pfarr- 
amtes m. Rücks. auf die i. Kgr. Bayern 
geltenden kirchl.u. staatl. Bestimmungen. 
2. vielf. verb. u. grossent. umgearb. Aufl. 
gr. 8°. (XVI, 6735.) Kempten, 03. (Jos. 
Koesel) brosch. 6.60; geb. 8.60 

Die beliebten Handbücher von Krick, 
welche zur „Handbibliothek für die pfarr- 
amtliche Geschäftsführung i. Kgr. Bayern“ 
gehören, beginnen mit dem vorliegenden, in 
sich abgeschlossenen Bande in neuer Auflage 
zu erscheinen. Dieser erste Band, welcher | 
die Pfarramtsverwaltung im engeren Sinne 
behandelt, ist erstmals 1895 erschienen. Die 
vielfachen in Mitte liegenden Aenderungen 
der Gesetze, Verordnungen etc. erheischten 
bei der Neuauflage selbstverständlich für 
sehr beträchtliche Teile des Werkes eine 
förmliche Umarbeitung. Behufs Ermögli- 
chung einer niedrigeren Preislage sind einige 
minder erhebliche Partien nunmehr wegge- 
lassen. Das Buch wird den Interessenten | 
willkommen sein. Die in den Kreisen der‘ 
Justiz- und Verwaltungsbeamten, Anwälte, 
Rechtspraktikanten ete. noch mehr verbrei- 
teten Krick'schen Handbücher über die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens und über das 
katholische Pfründewesen sollen demnächst in 
vierter Auflage erscheinen. 





finus zum Dekret Gratians war der erste 
grosse exegetische Kommentar zu diesem 
für die Entwicklung des kanonischen Rechtes 
so bedeutsamen Rechtsbuche. Sie bot so, 
wie der neueste Herausgeber treffend hervor- 
hebt, „der Glosse und Literatur den Grundstock 
jener gewaltigen Arbeit, welche die Dekre- 
tistenschule im Anschlusse an Gratians 
Rechtsbuch in ihrer Wirksamkeit für den 
Rechtsunterricht wie für die Fortbildung 
des einheitlichen novum ius canonicum ge- 
leistet hat“, bildet aber auch als „literarische 
und didaktische Leistung des Autors... ein 
hervorragendes Werk der Scholastik.“ Mit 
Unterstützung der „Gesellschaft zur Förde- 
rung deutscher Wissenschaft, Kunst und Lite- 
ratur in Böhmen“, sowie der österreichischen 
Regierung konnte Professor Singer von der 
deutschen Universität zu Prag die vorliegende 
vortreffliche Ausgabe derSumma veranstalten. 
Langjährige gründliche Studien über die 
Dekretistenliteratur und speziell über das 
Werk Rufins liegen der Singer'schen Aus- 
gabe zu Grunde, die sich das Ziel setzt, mit 
möglichster Treue den Originaltext zu bieten, 
welcher Anforderung die ein Dezennium vorher 
erschienene editio princeps Schultes nach den 
überzeugenden Darlegungen Singers nicht ge- 
recht geworden war. 

Eine ganz ausgezeichnete Leistung ist 


die ungemein lehrreiche Einleitung. Sie be- 


2. Singer, Dr. Hch., Univ.-Prof., Die Summa 
Dekretorum des Magister Rufinus. Lex. 

8°. (CLXXXIII, 570 S.) Paderborn, 02, 
(Ferd. Schoeningh) 26.— 

Die wahrscheinlich in den Jahren 1157 
bis 1159 verfasste Summa des Magister Ru- 





handelt die das Originalwerk enthaltenden 
Handschriften, vor allem den Cod. Lat. 15993 
der Pariser Nationalbibliothek, die Zeugnisse 
für die Autorschaft und über die Persön- 
lichkeit Rufins (wohl identisch mit dem 
Bischof Rufinus von Assisi, der 1179 an der 








== nn | 


>H 
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3. Lateransynode teilnahm), dann das Werk leistung. So gestaltet sich die Edition za 
selbst und die Arbeit der Plagiatoren Rufins. einem glänzenden Zeugnisse deutscher Ge 
Die Textrezension ist eine wahre Muster- | wissenhaftigkeit und Gelehrsamkeit. 


Kolonial- und Völkerrecht. 


1. Koebner, Dr. Otto, Prof., Die Organisation | 1901 bis 1902. Er ist von dem Geheimen 
der Rechtspflege in den Kolonien. gr.8°. | Legationsrat Schmidt-Dargitz und dem Ad- 
(IV, 43 8) Berlin, 03. (Mittler & Sohn) | miralitätsrat Professor Dr. Köbner auf Grund 

kart. 1.— | amtlicher Quellen bearbeitet, wodurch die 

Der Verfasser, der das gesamte Material | Vollständigkeit und Verlässigkeit des Ge 
hier in knapper, übersichtlicher Form dar- | botenen gewährleistet wird. Sowohl bei den 
bietet, steht einerseits als Angehöriger der Behörden und Beamten als auch bei sonstigen 
Zentralverwaltung von Kiautschou in der, Interessenten des Kolonialrechtes in den 
kolonialen Praxis, anderseits hat er sich der Kolonien selbst wie im Mutterlande ist das 
wissenschaftlichen Behandlung der ein. bekannte Werk s0 gut eingeführt, dass auch 
schlägigen Fragen durch seine akademische der neue Band zweifellos die beste Aufnahme 
Lehrtätigkeit am Orientalischen Seminar ge- finden wird, zumal da ohne ein solches 
widmet. In der vorliegenden Schrift ist Hilfsmittel durch die Zahl der einschlägigen 
neben der Europäer-Gerichtsbarkeit auch die | Publikationsorgane die Uebersicht über den 


Rechtspflege für die Eingeborenen aller ein- 
zelnen Schutzgebiete behandelt. Die Dar- | 
stellung beschränkt sich nicht auf eine blosse | 
Wiedergabe der Rechtssätze, sondern sucht 
überall die wirtschaftlichen und kulturellen | 
Grundlagen der letzteren aufzuzeichnen. 
Ausser der Schilderung der zurzeit bestehen- 
den Organisation der Rechtspflege gibt der 
Verfasser aber auch für deren künftige Aus- | 
gestaltung eine Reihe höchst beachtenswerter | 
Anregungen. Er tritt vor allem für die Los- | 
lösung der kolonialen Gerichtsbarkeit von 
den — ihr innerlich fremden — Normen des 
Konsulargerichtsbarkeits - Gesetzes ein und 
befürwortet für die weisse Bevölkerung der 
Schutzgebiete die Schaffung eines selb- 
ständigen, in sich geschlossenen deutschen 
Kolonialrechts, das den Bedürfnissen der 
wirtschaftlichen Entwickelung gerecht wird. 
Die Schrift, hervorgegangen aus einem Vor- 
trag desVerfassers auf dem deutschen Kolonial- 
kongress, ist durch Zusätze und Anlagen er- 
weitert, insbesondere auch durch eine tabel- 
larische Uebersicht der Gerichtsbezirke der 
einzelnen Kolonien. 





Rechtszustand sehr erschwert wäre. 


3. Meurer, Dr. Chr., ord. Professor an der 
Universität Würzburg, Uebersicht über 
die Arbeiten der Haager Frieden» 
konferenz, insbesondere das Abkommen 
zur friedlichen Erledigung internationaler 
Streitfälle vom 29. Juli 1899. gr. ®”. 
(608.) München, 03. (J. Schweitzer Verlag; 

1. 


Die vorliegende Rektoratsrede orientiert 
in vorzüglicher Weise über das in seiner 
Bedeutung vielfach unterschätzte, aber 
des allgemeinsten Interesses würlige Ab 
kommen zur friedlichen Erledigung inter- 
nationaler Streitfälle, wie es aus der Haager 
Friedenskonferenz hervorgegangen ist, und 
zwar im einzelnen bezüglich der Materie der 
guten Dienste und der Vermittelung, der 
internationalen Untersuchungskommissisnen 
und der internationalen Schiedssprechune. 
Die übrigen Arbeiten der Konierenz sind ia 
kurzer Skizze erwähnt. Eine erschöpiend« 
quellenmässige Darstellung der gesamten 
Verhandlungen beabsichtigt der Verfasser 


‚demnächst unter dem Titel „Die Haager 


2. Kolonial - Gesetzgebung, die deutsche, 
Sammlung der auf die deutschen Schutz- 
gebiete bezüglichen Gesetze, Verord- 
unneen, Erlasse und internationalen 
Vereinbarungen mit Anmerkungen, Sach- 
register. VI. Tl. (1901 bis 1902 nebst 
Nachtrügen zu den bisher erschienenen 
Bänden.) Auf Grund amtlicher Quellen 
herausgegeben. 8°, (XXI, 673 8.) Ber- 
lin, 03. (E.S. Mittler & Sohn} 15.— 
Dem 1901 erschienenen und von uns emp- 

fohlenen 5. Teile, der die Jahre 1899 bis 
1900 umfasste, folgt nunmehr der dreimal 
so starke 6, Teil des grossen Sammelwerkes 
über die (deutsche Kolonialgesetzgebung, ent- 
haltend das reiche Material aus den Jahren 


— 


und machen sich doch bezahlt. 


Friedenskonferenz“ zu publizieren. Treffen. 
sagtergegen den Schluss seiner Ausführungen: 
„Die Haager Konferenz hat sich in der Ge 
schichte des Völkerrechts ein ehrendes Drak- 
ınal gesetzt. Den ewigen Frieden brachte 
sie uns freilich nicht; aber den hält auch 
nur der Unverstand für möglich ... Ein 
dauernder Frieden ist durch das Abkommaı 
freilich nicht gesichert. Aber auch Schlösser 
geben keine volle Sicherheit gegen Diebstahl 
Am meisten 
bedrohen den Frieden die planmässigen Ver- 
hetzungen der Nationen und unverantwort- 


‚lichen Entgleisungen der öffentlichen Me- 


nung. Die Selbstzueht der Presse verbärgt 
den Frieden vielleicht besser als internationale 
Verträge.‘ 


erste 
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Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


1. Krankenversicherungsgesetz, Das, vom 
15. VI.83 bezw. 10. IV. 92 in der Fassung 
nach dem Erlass der Novelle vom 25. Mai 
1903. Textausg. m. Anmerkungen und 
Sachregister. 12°. (VII, 160 8.) Ans- 
bach, 03. (C. Brügel & Sohn) kart. —.80 

Eine sehr praktische, übersichtliche Aus- 
gabe, die sich in ihren Erläuterungen 
hauptsächlich auf die Rechtsprechung des 
bayerischen Verwaltungsgerichtshofes stützt, 


auch deren Abweichungen von der ausser- 


bayerischen Praxis ersichtlich macht. Die 


Aenderungen, welche die Novelle 


Gesetzgebungsverhandlungen kurz erläutert. 
Die Person des Bearbeiters (Verwaltungs- 
——— Reger) ist nach der Abkürzung 

es Namens am Schlusse des Vorworts leicht 
zu erraten. 


2. Krankenversicherungsgesetz i. d. Fassg. 
d. Novelle vum 25. V.03 nebst Hilfs- 
kassengesetz v. 7. IV. 76, d. noch gelt. 
Best. d. Ges. vom 5. V. 86, betr. d. 
Unf. u. Krankenvers. d. i. land. u- forstw. 
Betr. beschäft. Pers. und Invaliden- 
versicherungsgesetz i. d. Fassg. v. 19. 
VII. 99. Textausg. m. alph. Reg. 16”. 
(VI, 228 S.) München, 03. (C. H. Beck) 

15 


Der Inhalt dieser handlichen und zweck- 
mässigen Textausgabe ist aus obigem Titel 
ersichtlich. Die Einleitung führt in guter 
Uebersicht die durch die Novelle vom 25. Mai 
1903 festgestellten Aenderungen des Kranken- 
versicherungsrechts auf. 


Neukamp, Dr. Ernst, Öberlandesger.-R., 
Die Gewerbeordnung f. das Deutsche 
Reich in ihrer neuesten Gestalt (Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 26. VII. 
1900), nebst Ausführungsvorschriften u. 
das Gesetz betr. Kinderarbeit in gewerb- 
lichen Betrieben. Unter besond. Berück- 
sicht. des bürgerl. Gesetzbuchs erläuterte 
Textausg. m. Sachregister. 6. Aufl. gr. 
16°. (XVIII, 760 S.) Berlin, 03. (F. 
Siemenroth) 4.— 


3. 


Diese ausserordentlich beliebte Ausgabe | 


hat bereits die 6. Auflage erlebt. Sie be- 
schränkt sich auf den reichsrechtlichen Stoff 
und bietet für diesen Erläuterungen, die bei 
aller Knappheit sehr brauchbar sind. Die 
gegenüber dem ursprünglichen Text von 1569 
eingetretenen Aenderungen sind durch An- 
führung der abündernden Gesetze in Rand- 
vermerken zu den einzelnen Paragraphen 


kenntlich gemacht. Behufs Berücksichtigung 


bei der nächsten Auflage wollen wir an- 
merken, dass die aufgehobene Ziffer 8 des 


$ 149, die wegen ihrer bis 1. Oktober 1901: 





vom 
25. Mai 1903 brachte, sind auf Grund der 


| währenden Geltung in den vorigen Auflagen 
‚(abweichend von der offiziellen Neuredaktion) 
noch abgedruckt war, in eine Auflage vom 
Jahre 1903 jedenfalls nicht mehr aufge- 
nommer werden musste. 


4. Neukamp, Dr. Ernst, Oberlandesger.-R., 
Gesetz, betr. Kinderarbeit in gewerb- 
lichen Betrieben vom 30. Ill. 1908 


(Kinderschutzgesetz). Erläutert. 1. bis 
5. Taus. gr. 16°, (50 8) Berlin, 03. (F. 
Siemenroth) — 40 


Ein Sonderabdruck aus der vorstehend 
besprochenen Ausgabe der Gewerbeordnung. 
Er will „das in die Erwerbsverhältnisse 
zahlreicher Familien tief einschneidende“ 
Kinderschutzgesetz den weitesten Kreisen 
und insbesondere allen Beteiligten zugäng- 
lich machen. 


5. Rohmer, Dr. Gust., Legat.-Sekret. I. Kl., 
Das Kinderschutzgesetz. Reichsges. v. 
30 III. 03. Erläutert. 16°. (IV, 103 S.) 
München, 03. (©. H. Beck) 1.20 


' Der Bearbeiter der neueren Auflagen des 
berühmten von Landmann’'schen Kommentars 
‚zur Gewerbeordnung gibt im vorliegenden 
' Büchlein eine Sonderausgabe der Erläute- 
‚rungen zum Kinderschutzgesetze, wie sie 
für den Anhang zur 4. Auflage jenes Kom- 
mentars von ihm ausgearbeitet wurden. 
Demgemäss sind die Anmerkungen sehr ein- 
gehend und verdient diese Ausgabe beson- 
‚dere Empfehlung. 





6. Schulz, M. v., u. Dr. Schalhorn, Das Ge- 
werbegericht Berlin. gr. 8°. (XX, 409 S.) 
Berlin, 03. (Siemenroth) geb. 8.— 

: Eine Reihe von interessanten Aufsätzen, 

‘Mitteilungen über Rechtsprechung und 

' Einigungsamtsverhandlungen, Gutachten und 

Anträgen, die aus Anlass des zehnjährigen 
Bestehens des Berliner Gewerbegerichts von 
dessen Vorsitzenden herausgegeben worden 
sind. Das Sammelwerk enthält ein sehr 
wertvolles Material und wird jedem anderen 
Gewerbegericht von hohem Nutzen sein. 


7. Troitzsch, Dr. Walt., Stadtrat, Reichsges. 
betr. Kinderarbeit in gewerbl. Betrieben 

v. 30, III.03. Handausgabe. kl. 8°. (74 8.) 
Leipzig, 03. (Rossberg'sche Verlags- 
buchh.) in Leinen geb. 1.20 
Das Buch enthält neben einer gut orien- 
tierenden Einleitung eine erläuterte Ausgabe 
des Kinderschutzgesetzes samt Abdruck der 
im Gesetze angezogenen reichsgesetzlichen 
' Bestimmungen, aber auch die zahlreichen 
bereits in Geltung stehenden Vorschriften 
über die Beschäftigung von Kindern. Eine 
belehrende Beilage bildet die tabellarische 
Uebersicht über die einschlägigen Grundsätze. 


Jılız 
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8. Wilhelmi, L., Reg.-R. u. Oberbergr. M. Präsidenten des Kaiserlichen Statistischen 


Fürst, DD., Das Gewerbegerichtsgesetz 


in der Fassg. der Bekanntmachg. vom | 


29. IX. 1901. In erster Auflage als 
„Reichsgesetz, betr. die Gewerbegerichte 
vom 29. VII. 1890“ erläutert. In 2. Aufl. 
neu bearb. v. DD. Prüs. L. Wiülhelmi u. 
Überlandesgerichtsrat Dr. R. Bewer. 


gr. 80. (XXVI, 504 8.) Berlin, 03. (C.' 


Heymann) 11.—; geb. 12.— 
Der vor 12 Jahren erschienene Kommentar 
von Wilhelmi-Fürst zum Gewerbegerichts- 
gesetz liegt nun in einer völligen Neube- 
arbeitung vor, die wir dem nunmehrigen 


Amtes Dr. Wilhelmi und dem Öberlandes- 
gerichtsrate Dr. Bewer verdanken. Mit 
grösster Gewissenhaftigkeit sind die Ergeb- 
nisse der Rechtsprechung, nicht zuletzt jene 
der Gewerbegerichte selbst, in den sehr aus- 
führlichen, wertvollen Erläuterungen nutzbar 
gemacht. Auch die im Verfahren vor den 
Gewerbegerichten anzuwendenden Vor- 
schriften der C.P.O. sind aufgenommen und, 
soweit nötig, eingehend erläutert. So steht 
dieser Kommentar in der Literatur zum 
Gew.Ger.G, mit in erster Reihe. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 
I. Hartwig, Dr. J., Der Lübecker Schoss bis Jahresreihen bis auf die jüngsten Daten er- 


zur Reformationszeit. (M. einer Vorrede |, gänzt. 


v. @. Schmoller z. 100. Heft d. „Staats- 
u. sozialwissensch. Forschgn.“) gr. 8”. 
(XIII, 237 S.) Leipzig, 03. (Duncker & 
Humblot) 
Das vorliegende Buch bietet einen wert- 
vollen Beitrag zur Geschichte des mittel- 
alterlichen Stadtsteuerwesens. Auf Grund 
eines mit grossem Fleiss gesammelten und 
(durchgearbeiteten ungedruckten und ge- 
druckten Materials wird eine erschöpfende 
Geschichte des Lübecker Schosses, der direkten 
Vermögenssteuer, gegeben. Der 1. Teil 
handelt von den schosspflichtigen Personen 


2.50 | 


und Gegenständen, der 2. von den Schoss- | . 
behandeln: Die evang. u. kath. Bevölkerung 


privilegien und sonstigen Steuerfreiheiten 
sowie den Massnahmen zum Schutz 
Stenerkraft, der 3. von den Elementen und 
der Höhe des Schosses. 
Verwaltung, im 5. u. 6. die Veranlagung und 
Erhebung, im 7. die Kontrolle und das 
Steuerstrafrecht besprochen. Der 8. Teil 
gibt eine Darstellung vom Ertrag des 
Schosses und seiner Stellung im Liübeckischen 
Staatshaushalt. Anhangsweise wird kurz 
die weitere Geschichte des Schosses skizziert 
und werden Angaben über Lübecks Be- 
völkerung im Mittelalter gemacht. Das vor- 
liegende Heft ist das 100. Heft der staats- 
und sozialwissenschaftlichen Forschungen 
und deshalb von deren Herausgeber, Prof. 


der | 


Im 4. Teil wird die 


Dr. Schmoller, mit einem kurzen Geleits- | 


wort versehen. 


2. Jahrbuch, statistisches, f. das Deutsche 
Reich. Hrsg. vom kaiserl. statist. Amt. 
24. Jahrg. 1903. gr. 80. (VIII, 274 S. 
u. Anh. [31 S.) m. 5 farb. Taf.) Berlin 
(Puttkammer & Mühlbrecht) kart. 2.— 


Die Vorzüge des statistischen Jahrbuchs 


für das Deutsche Reich sind zu bekannt, als 


‚lass dieses einer weiteren Empfehlung be- 


dürfte, Wie in den früheren Jahrgängen so | 
finden wir auch in dem vorliegenden die , 


Besondere Berücksichtigung haben 
die jetzt vollständig vorliegenden Ergebnisse 
der Volkszählung von 19%0 und die Er- 
hebungen von 1900 über die Forsten und 
Holzungen, den Weinbau und den Viehstand 
gefunden. Neu aufgenommen sind Ueber- 
sichten über die Sparkassen und Volksschulen 
im Reich sowie, aus Anlass der heuer in 
Berlin stattfindenden Tagung des Intern. 
stat. Instituts, einige internationale Nach- 
weisungen über Fläche, Bevölkerung und 
Bevölkerungswachstum, Familienstand, Ehe- 
schliessungen, Erwerbstätige, Anbauflächen 
der 4 Hauptgetreidearten und der Kartoffeln, 
Viehstand ete. Die 4 beigegebenen Karten 


im Dentschen Reich am 1. Dez. 1900; Die 
Bevölkerungsdichtigkeit nach derselben 
Zählung ; Vergleichende Darstellung der Ver- 
hältnisse bei den verschiedenen Kranken- 
kassenarten i. J. 1900; Auswärtiger Handel 
des deutschen Zollvereins 1890 —1902. 


3. Markowic, Dr. Milan, Die serbische Haus- 
kommunion (Zadruga) u. ihre Bedeutung 
in der Vergangenheit u.Gegenwart. gr ®®. 
(XI, 87 8.) Leipzig, 08. (Duncker & 
Humblot) 2.40 


Es ist unseres Wissens zum ersten Mal, 
dass ein Serbe in deutscher Sprache ein 
Untersuchung über die serbische Hauskom- 
munion, die Zadruga, veröffentlicht. Er- 
freulicherweise kommen alle Verhältnisse der- 
selben zur Darstellung: Begriff, Wesen und 
Organisation, Ursprung und Stellung in der 
Geschichte des Grundeigentums, ihre recht- 
lichen Verhältnisse, ihre wirtschaftliche, so- 
ziale und politische Institation. Manche 
Ansichten, die bisher durch die Schriften 
Lavaleyes, Hildebrands und anderer über 
die Grossfamilie verbreitet waren, erfahren, 
wenigstens was die serbische Zadruga an- 
belangt, in der vorliegenden Schrift, wesent- 
liche Korrekturen. 





4. Roscher, Wilh., System der Volkswirt- 
schaft. Ein Hand- u. Lesebuch £. Ge- 
schäftsmänner u. Studierende. 2. Bd. 
gr.8°. Stuttgart, 03. (J. G. Cotta Nachf.). 

2. Nationalökonomik des Ackerbaues 
nu. der verwandten Urproduktionen. 
13. verm. Aufl., bearb v. Heinr. Dade. 
Mit 2 bildl. Darstellgn. (XIV, 8548. 

13.—; geb. 15.50 
Unter den Lehrbüchern Roschers ist n. E. 
die Nationalökonomik des Ackerbaues das 
gelungenste. Umso bedauerlicher war es, 
dass es 15 Jahre lang im Zustand der letzten 
Auflage verbleiben musste, obwohl in dieser 
Zeit eine Reihe neuer Probleme der Agrarpolitik 
auftauchten, die Literatur einen ausserordent- 
lichen Umfang erreicht und die Statistik 
uns mit viel neuem Material ausgerüstet hat. 
Heinrich Dade hat es nun übernommen, 
das Lehrbuch Roschers auf den neuesten 
Stand des Wissens und Erkennens zu bringen, 
eine schwierige und nicht immer dankbare 
Aufgabe, da einerseits die mühselige Arbeit 
des Herausgebers im Rahmen eines fremden 
Werkes nicht voll zur Geltung gelangt, 
anderseits der Herausgeber, wollte er die Eigen- 
artirkeit des Roscher'schen Werkes erhalten, 
eben innerhalb dieses Rahmens sich bewegen 
musste. Es ist selbstverständlich, dass ein 
so tüchtiger Kenner der Agrarpolitik, wie 
Dade, die nenesten literarischen Erschei- 
nungen und statistischen Ergebnisse berück- 
sichtigt und an den geeigneten Stellen ein- 
gefügt hat. Er musste aber auch, wenn er 
das Werk wieder gebrauchsfähig machen und 
ihm neben dem Buchenberger' schen Werk 
einen gesicherten Platz verschaffen wollte, 
grössere Ausführnngen nen hinzufügen. Diese 
umfangreicheren Zusätze betreffen das Kredit- 
wesen, das Erbrecht und die Agrarzölle und 
den ganz neu eingefügten Abriss über das 
Genossenschaftswesen. Wir erkennen gerne, | 
dass das Roscher'sche Buch in der vorlie- | 
genden Bearbeitung ansserordentlich ge- 
wonnen hat, dass es, soweit dies eben im 
Rahmen des Gegebenen möglich war, aus 
einem teilweise veralteten, zu eineın modernen 
Lehrbuch ansgestaltet worden ist. Dass da- 
runter die ursprüngliche Einheitlichkeit und 
Geschlossenheit gelitten hat, lässt sich aller- 
dings nicht verkennen; aber es wäre unge- 
recht, dem verdienstvollen Herausgeber etwas 
zur Last zu legen, was durch die Aufgabe 

notwendig bedingt war. 


5. Struve, Dr. Jac., Die Kremper Marsch 
in ihren wirtschaftlichen Verhältnissen. 
[Aus: „Landwirtschaftl. Jahrbb.“] Lex. 8°. 
(III, 114 8.) Berlin, 03. (P. Parey) 2.50 

Eine recht dankenswerte, liebevolle Mo- 
nographie über die Kremper Marsch im 
holsteinischen Kreise Steinburg, die Heimat 
des Verfassers. Die Darstellung erstreckt 
sich sowohl auf die technischen wie auf die 
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' wirtschaftlichen Verhältnisse und gewinnt 


dadurch besonderes Interesse, dass es auf dem 
geschilderten Gebiet nur rein bäuerliche 
Wirtschaften gibt. Das Bild, welches der 
Verfasser entrollt, ist im ganzen ein sehr 
erfreuliches; wir lernen eine in gesunden 
Wohlstandsverhältnissen befindliche, von den 
üblichen Beklemmungen noch nicht er- 
schütterte Gegend kennen. Die natürlichen 
Verhältnisse, die einen leichten Wechsel 
zwischen Ackerbau und Viehzucht gestatten, 


‘die günstige historische Entwickelung, gün- 


stige Absatzverhältnisse, Intelligenz der Land- 
wirte u.a. geben hierfür die Erklärung. 


6. Wagner, Oberbrgrmstr., Die Tätigkeit 
der Stadt Ulm a. D. anf dem Gebiete 
der Wohnungsfürsorge f. Arbeiter ı. 
Bedienstete (Häuser zum Eigenerwerb). 
gr. 8°. (VII, 124 8. m. 20 Taf.) Ulm, 05. 
(E bner) kart. 2.50 


Ein vortreffliches Büchlein, welches über 
den Anlass zum Bau von Arbeiterwohnungen 
in Ulm und über die Erbauung solcher 
Wohnungen durch die Stadt und Überlassung 
an Arbeiter und Bedienstete zum Eigenerwerb 
sachgemässen und eingehenden Aufschluss 
gibt. Dieser Bericht des verdienten Öber- 
bürgermeisters von Ulm darf um deswillen be- 
sonderes Interesse beanspruchen, weil die Stadt 
Ulm, neben dem Städtehen Lambrecht in 
Bayern, die einzige Stadtgemeinde ist, die den 
Bau von Arbeiterwohnungen zum Eigenerwerb 
unter Beschränkung des Rechts der Wieder- 
veräusserung und damit unter Ausschluss 
der Spekulation seit einigen Jahren betreibt. 


‚ Das mit zahlreichen Plänen und Abbildungen 


ausgestattete Werk kann allen Wohnungs- 
politikern als eine der wertvollsten Schriften 
auf dem Gebiete praktischer Wohnungsfür- 
sorge warm empfohlen werden. 


7. Warner, Dr. Brainard H. jr., D. Organi- 
sation und Bedeutung d. freien öffentl. 
Arbeitsnachweisämter in d. V. St. v. 
Nord-Amerika. gr. 8°. (909 8. Leipzig, 03. 
(Jaeh & Schunke) 2.50 
Angesichts der verschiedenen Bestre- 

bungen im Deutschen Reich, den Arbeits- 
nachweis zu organisieren, dürfte es von In- 
teresse sein, aus der vorliegendenAbhandlnng 
zu ersehen, wie eine Seite desselben, der 
öffentliche Arbeitsnachweis, in den Verei- 
nigten Staaten geordnet ist. Die schlichten, 
auf amtliche Materialien gestützten Dar- 
stellungen Warners zeigen, dass in den Ver- 
einigten Staaten dieselben Missbräuche der 
privaten Stellenvermittlung aufgetreten sind 
wie bei uns und anderwärts, und die Ver- 
suche der einzelnen Staaten, die Missbräuche 
durch die Gesetzgebung zu bekämpfen. 
Warner schildert dann die Versuche, welche 
mit freien öffentlichen Arbeitsämtern gemacht 
wurden, und die Bedeutung der letzteren, 
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und gibt statistische Uebersichten. In einer 1900 und 1901, 





5 


endlich ein Verzeichnis der 


kritischen Schlussbetrachtung werden die bei der Kgl. Bank beleihbaren Effekten vom 


Gründe auseinandergesetzt, weshalb die 17. Juli 1901 zum Abdruck gebracht. 


öffentlichen Arbeitsämter bisher noch zu 
keinem durchschlagenden Erfolg gelangt sind. 


In der Anlage sind Gesetze sowohl über die 


private Stellenvermittlung wie über die Er- 
richtung freier öffentlicher Arbeitsämter zum 
Abdruck gebracht. 


8. Wirtschafts- u. Verwaltungsstudien mit 
besond. Berücksicht. Bayerns. Hrsg. von 
Prof. Dr. G. Schanz. gr. 8°. Leipzig, 08. 
(A. Deichert Nachf.) 

XVIll. Limburg, Dr. H., Die Kgl. 

Bank zu Nürnberg i. ihrer Entwickl. 
1780—1900. (X, 183 8.) 4.25 

In der vorliegenden Schrift wird zum 
ersten Mal auf Grund der Akten, insbesondere 
der neu erschlossenen Akten der Kgl. Bank 
selbst eine Darstellung der Entwicklung und 
des gegenwärtigen Zustandes dieser Bank 
gegeben. Der erste Teil behandelt die vor- 


Wir 
sind dem Herausgeber der „Wirtschafts- und 
Verwaltungsstudien“, Herrn Prof. Dr. Schanz. 
dankbar, dass er den Verfasser zur Bearbeitung 
des Themas veranlasst hat, insbesondere aber 
dem Verfasser selbst, der uns durch seine 


schlichte und erschöpfende Darstellung einen 


bayerische Zeit (1780— 1806), der zweite die: 


Entwicklung der Bank in der bayerischen 
Zeit, wobei die einzelnen Geschäftszweige 
und die ganze Geschäftsgebarung eingehend 
verfolgt wird. Im Anhang sind: die Instruk- 
tion von 1806, die bisher noch nicht voll- 
ständig publiziert war, die Verordnungen vom 
4. Oktober 1850 und 13. Dezember 1878 über 
Einriehtung und Wirkungskreis der Bank, 
die Bedingungen für die verzinsliche Anlage 
von Gemeinde- und Stiftungsgeldern in lau- 
fender Rechnung vom 20. Januar 1886, die 


vorzüglichen Einblick in die Geschichte, 
Wirksamkeit und Bedeutung der Kgl. Bank 
in Nürnberg eröffnet hat. 


9. Wörner, Dr. Gerh., Das Mobiliar- u. Privat- 
Fenerversicherungswesen im Königreich 
Sachsen. 7, Aufl. 8°. (VI, 110 5.) Leip- 
zig, 03. (Rossberg) 2.— 
Die vorliegende 7. Auflage ist veranlasst 

durch die Aenderungen, welche infolge des 
Reichsgesetzes über die privaten Versich* 
rungsunternehmungen vom 12. Mai 1%W1 
notwendig geworden sind, und welche das 
Gesetz betr. das Mobiliar- und Privat-Feuer- 
Versicherungswesen und die hierzu ergangen 
Ausführungsverordnung betreffen. Die vor- 
liegende Ausgabe enthält ausserdem die Ver- 
ordnung vom 23. November 1901 betr die 
weitere Ausführung des vorerwähnten Beichs- 
gesetzes, das Gesetz die Landes- Brand- 


' Versicherungsanstalt betr. vom 25. August 


1876 bzw. 13. Oktober 1886 und 5. Mai 
1892 (Auszug), die Ausführungs-Verordnung 


zu diesem Gesetz sowie die einschlägigen 


neuen Normen über den Geldvermittlungs- | 


verkehr zwischen der Kgl. Bank und der 
Post- bezw. Eisenbahnverwaltung vom März 


Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs des 
Deutschen Reichs, des (sächsischen) Gesetze 
über den Urkundenstempel (Auszug) und die 
Verordnung hierzu, endlich ein eusführliches 
Register. 


Varia. 


1. Beyschlag, Willib., weil. Prof. D., Ge- 
hören die Jesuiten ins Deutsche Reich ? 
Ein Beitrag zur Tagesfrage. 4. Aufl. 
gr. 8°. (70 8.) Berlin, 03. (H. Walther) 


In der vorliegenden, schon vor längerer | 


Zeit erschienenen, von der Verlagshandlung 
mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Ver-, 


hältnisse neu aufgelegten Broschüre unter- 
sucht der bekannte inzwischen verstorbene 
Verfasser die Frage, ob die Jesuiten in das 
Deutsche Reich gehören. Es ist selbstver- 
ständlich, dass Beyschlag von seinem evan- 
gelischen Standpunkt aus diese Frage auf 
das Entschiedenste verneint, indem er in 
gelrängter Zusammenfassung aus der Ge- 
schichte des Ordens und der Literatur über 
denselben die Tatsachen heransgreift, welche 


‚1903 seinen 70. Geburtstag gefeiert. 


2. Festschrift zu August Sigmund Schultzes 
siebenzigstem Geburtstage gewidmet 
von der rechts u. staatsw. Fakult. d. 
Universität Strassburg gr. 80. (249 S.ı 
Leipzig, 03. (C. L. Hirschfeld) 7.20 
Der hochverdiente, als Mensch wie als 

Jurist gleichermassen ausgezeichnete Pro 
zessualist der Strassburger Juristenfaknltät, 
August Siegmund Schultze, hat am 28. Aprü 
Aus 
diesem Anlass hat die Fakultät ihm die vor 


‚liegende Festschrift gewidmet, die eine Reihe 


von sehr wertvollen Aufsätzen enthält: 1. 
Lenel, Anfechtung von Rechtshandlungen des 
Schuldners im klassischen römischen Recht. 
v, Thur, Zur Lehre von den abstrakten 
Schuldverträgen nach dem B.G.B.; Frhr. v 
Waltershausen, Die italienischen Wander- 


dessen Gefährlichkeit für den kirchlichen, arbeiter; Sickel, Zum karolingischen Thron- 


sozialen und politischen Frieden zu erhärten 
geeignet sind. 


recht; M. E. Mayer, Die allgemeinen Straf- 
schärfungsgriünde des M.Str.G.B.; Kisch, Bei 
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träge zur Urteilslehre. Die neulich in diesen !des deutschen Lotsenwesens. 


Blättern gestreifte Frage nach dem Ein- 
flusse der Sittenwidrigkeit der causa anf den 
abstrakten Vertrag wird 8. 36. durch 
”v. Thur in der u. E. zutreffenden Weise 
gelöst. 


3. Purlitz, Dr. Friedr., Das deutsche Lotsen- 


wesen. Ein Handb. f. Schiffsführer und 
Reeder. gr. 8°. (167 S) Bremerhaven, 03. 
iv. Vangerow) geb. — 
Eine zusammenfassende Darstellung des 
Lotsenwesens an unseren Küsten hat bisher 
gefehlt. Das reiche Material ist sehr ver- 
streut und schwer zugänglich. Umso ver- 
dienstlicher ist das vorliegende Handbuch, 
Es vereinigt im I Abschnitt die reichsrecht 
lichen Normen, die den Lotsen betreffen; im ı 
II. die Vorschriften iiber die Organisation 


Sammelwerke. 


1. Meyers Grosses Konversations-Lexikon. 
Ein Nachschlagewerk des allgemeinen 
Wissens. Sechste, gänzlich nenbearbeitete 
und vermehrte Auflage. Mehr als 148 000 
Artikelund Verweisungen auf über 18240 
Seiten Text mit mehr als 11000 Abbil- 
dungen, Karten nnd Plänen im Text 
und auf über 1400 Illustrationstafeln 
(darunter etwa 190 Farbendrucktafeln 
und 300 selbständige Kartenbeilagen) 
sowie 130 Textbeilagen. 20 Bände in 
Halbleder gebunden zu je 10 Mk. (Ver- 
lag des Bibliographischen Instituts in 
Leipzig). (Bd. II.) 

Dieser dritte Band beginnt mit dem Ar- 
tikel „Bismarck-Archipel“ und schliesst mit 
„«'hemnitz“. Der weite Raum dazwischen | 
urnfasst eine Fülle von belehrenden Aufsätzen, | 
die vielfach mit zum Teil wertvollen Illu | 
strationen, Landkarten, Plänen, Tafeln ver- 
sehen sind. Wir heben ans dem reichen In- 
halte dieses Bandes beispielsweise hervor die 
Artikel über Blut und Blutbewegung, tiber 
Börse, Brasilien, die britischen Kolonien, 


Bronzekunst, Brückenbau, Buchdruckerkunst | 
(mit einem Faksimile von Guttenbergs 12zei- lexikon) in seiner Art 
Buchhandel, | dasteht. 


liger lateinischer Bibel 1455), 
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Ein alphabe- 
tisches Register wäre erwinscht. 


4. Paul, Johs. F. F., Ein wahrer Freund in 
der Not. Ratgeber bei Zahlungstockungen 
etc. kl. 8°. (38 S.) Leipzig, 03. (S. Schnur- 
pfeil) 


Der Verfasser entwickelt zunächst die 


| allgemeinen Bedingungen der Begründung 


und Führung eines lebensfühigen Geschäftes 
Sodann schildert er den Verlauf der be- 


' ginnenden Zahlungsschwierirkeiten und deren 


‚ev. Beseitigung durch Moratorien, Akkorde 
'ete. und geht hierauf zur Eröffnung und 


| Durchführung des Konkursverfahrens und 
'dem gerichtlichen Zwangsvergleich 


über. 
Eine grössere Anzahl Formulare bilden den 
Schluss. 


Enzyklopädien. 


das bürgerliche Gesetzbuch, Chemie (mit den 
Bildnissen der berühmtesten Chemiker) ete. 


2. Realenzyklopädie für protestantische 
Theologie und Kirche. Begr. v. J. J. 
Herzog. In 3. verb. n. vermehrter Aufl. 
unter Mitwirkung vieler Theologen u. 
anderer Gelehrter hrsg. von Prof. Dr. 
Alb. Hauck. 12. Band (Lutheraner-Me- 
thodismus). Lex. 8°. (IV, 820 8.) Leip- 
zig, 03. (J. C. Hinrichs) 

Die grosse, von dem Erlanger Professor 
Johann Jakob Herzog begründete, in den 
Jahren 1854—1866 erstmals herausgegebene 
„Realenzyklopädie für protestantische Theo- 
‚logie und Kirche“ wird seit 1896 von Prof. 
| Dr. Albert Hauck in Leipzig in 3. Auflage 
| herausgegeben. Der uns vorliegende 12. Band 
‘legt davon Zeugnis ab, dass die neue Anf- 


‚lage wirklich vielfältig verbessert und ver- 


mehrt ist. Einer besonderen Anpreisung bedarf 
das bekannte Werk umso weniger, als es 


‘(ebenso wie auf katholischer Seite die neue 


Wetzer und Weltes Kirchen- 
ohne Konkurrenz 


Auflage von 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- ı 


setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyrof. 36. Jahrg. 1903 


Nr.9. München (J. Schweitzer Verlag) 
halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Das 9. Heft des Jahrgangs 1903 enthält: 


Zur Auslegung des 8 


S 25 der Gewerbeordnung, 


von Staatsrat Dr. Robert v. Landmann in 
München. — Territorium, Schutzgebiet und 
Reichsland, von Werner Rosenberg, Staats- 


‚anwalt in Strassburg i. E. (Schluss). — Mit- 


teilnngen zur deutschen Genossenschafts- 
statistik für 1900, von Dr. A. Petersilie, 
Geh. Reg.-Rat und Professor, Leiter der sta- 
tistischen Abteilung der Preussischen Zentral- 
Genossenschaftskasse (Fortsetzung). — Die 


' Aufbringung der Mittel der deutschen In- 


validenversicherung, von H. v. Loeper, 


Du) 


Regierungsrat in Berlin (Fortsetzung folgt). 
— Skizzen und Notizen : Die grossstädtische 
Wohnungsnot und die Fabrikenverlegungen, 
insbesondere die Londoner, Berliner, Leip- 
ziger. — Aus den Gesetzblättern. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1903. Nr.26— 29. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 

Folgende grössere Artikel sind in den 
vorliegenden Nummern enthalten, und zwar 
in Nr. 26: Versicherungsvertragsgesetz (Fort- 
setzung); in Nr. 27: Versicherungsvertrags- 


gesetz (Schluss); in Nr. 28: Ausführung ' 


einzelner Bestimmungen des Pr.V.G. durch 
das K.A. f.P.V. (Schluss s. Nr. 29). 


3. Archiv für katholisches Kirchenrecht. 
83. Bd. 2. Quart.-Heft. gr. 8°. Mainz 
(Franz Kirchheim) pro Bd. 10.— 


Abhandlungen: Das geistliche Gericht des | 


Hochstifts Konstanz in Zürich (Rieder). 
Ueber den im zweiten Decennium des 19. Jahr- 
hunderts in Bayern fühlbar gewordenen 
Seelsorgermangel nebst einem staatlichen 
und kirchlichen Aktenstücke hierilber. (Hess). 
Die Bussstationen in der abendländischen 
Kirche (Ludiig). Die Besetzungsweise des 
(schismatischen) Patriarchalstuhles von Kon- 
stantinopel (Cotlareiuc) (Schluss). — Kirchliche 
Aktenstücke und Entscheidungen. Staatliche 
Aktenstücke und Entscheidungen. Mit- 
teilungen. 


4. Archiv, Osterr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u.hreg. v.k. k. 
Handelsministerium. III. Jahrg. (1903.) 
Nr.5. Wien (Manz) jährlich 20.— 

Die vorliegende Nummer bringt nach 
einer Uebersicht über neue Gesetze auf dem 
Gebiet des Wirtschaftslebens u. a. das inter- 
nationale Uebereinkommen über den Beitritt 
Schwedens zur Zuckerkonvention, das Ge- 
setz des Deutschen Reiches, betr. Phosphor- 
zündwaren, die Ansführungsbestimmungen 
zum Süssstoffgesetz, die preussische Ver- 
waltungs-Ordnung für die Staats-Eisenbahnen, 
eine französische Verordnung über den Ge- 
brauch von Saccharin. Im statistischen Teil 
findet sich eine Statistik der Weltproduktion 
von Gold und Silber vom Januar 1881 bis 
zum Dezember 1%02, eine Mitteilung über 
die Gebarungs-Ergebnisse der österreichisch- 
ungarischen Postsparkasse, über den ägyp- 
tischen Aussenhandel vom Jahre 1902, über 
die wirtschaftliche Entwicklung Japans usw. 


d. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 10. Frank- 
furt a. M. (Mahlau & Waldschmidt) 


pro Jahrg. 10.— 
Inhalt: Konzert- und >Sperrzeichnungen | 


von Neander Miiller-Berlin; Das Stimmrecht 


aus verpfändeten Aktien von Rechtsanwalt 


3% 


Dr. Hachenburg-Mannheim; Das amerikani- 
sche Schatzamt und der Geldmarkt von 
Rechtsanwalt Dr. M. Prager-München (Forts \ 
Gerichtliche Entscheidungen ; Verbandsnach- 
‚ richten ; Sprechsaal ; Zeitschriften-Üebersicht; 
Bücherbesprechungen ; Vermischtes. 


6. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 17. Berlin 
(W, Süsserott) jährlich 10.— 
Inhalt; Sitten und Gebräuche der Bakoka 

in Kameron III. von E. v. Schkopp: Bericht 
über die im Auftrage des Kaiserlichen 
Gouvernements auf dem Wege von Tanga 
nach Moschi in der Zeit vom 11. Januar bis 
10. April 1903 unternommenen Reise zur 
Erforschung der Tsetsefliege II, von Marin- 
'stabsarzt a.D. Dr. Sander; Die ostafrikanı- 
sche Bahnfrage I, von Dr. jur. H. Hesse. 


7. Beiträge zur Erläuterung des Deutschen 
Rechts. 47. Jahrg. 1903. 4/5. Heit 
Berlin (Franz Vahlen) 

jährlich (6 Hefte) 15.— 
Das Doppelheft bringt ausser zahlreichen 
Entscheidungen und wertvollen Rezensionen 
folgende Aufsätze: Erörterungen zu den ab 
findungen bei bäuerlichen Gutsüberlassungs 
verträgen. (Rechtsanwalt Dr. Eugen Josef 
in Freiburg im Breisgau.) — Der Unter 
‚lassungsanspruch aus den 88 823 ff. BGB. 
r Landrichter Dr. Law in Hamburg.) — 
Geltung von Vorschriften des BGB. im 
Falle der Auflösung einer Ehe mit wet 
fälischer Gütergemeinschaft durch den Tod. 
(Landgerichtsdirektor Brenken in Essen.) — 
Anspruch des Intestaterben anf den ansser 
ordentlichen Pflichtteil der S$ 233, 32 
BGB. (Rechtsanwalt a. D. Geh. Justizrat 
Vater zu Charlottenburg ) — Das sogenannte 
versteckte Wechsel - Inkasso - Indossament 
(Oberlandesgerichtsrat Durchholz in Breslau 
— Wer vertritt das minderjährige Kind be 
der Einziehung seines durch Hypothek ge 
sicherten Muttererbes, das der Vater ihm 
schuldet? Der Vater oder ein zu bestellender 
Pfleger? BGB. $ 179% Nr.2. (Amtsgerichts 
rat Brachvogel in Bromberg.) — Die Prozess 
vertretung des Reichs-Post- und Telegrarhen- 
fiskus. (Dr. Franz Scholz, Gerichtsassessor 
im Reichs-Postamt.) — Zurückverweisung 
nach Abweisung der Klage im Falle eins 
nach Grund und Betrag streitigen Anspruchs 
($ 538 Nr. 3 der C.P.O.). (Kammergericht- 
rat Schmidt - Bardeleben.) Zwangsver 
steigerung zum Zwecke der Aufhebung einer 
Gemeinschaft zur gesamten Hand. (Über 
landesgerichtspräsident Dr. Ecems.) 


8. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
XI. Bd. Nr. 9 u. 10. München C. H. 
Beck) jährlich 6.— 
Die vorliegende Doppelnummer bringt 

folgenden grösseren Artikel: Familiengrlder 


er 
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für die Staatsbeamten und Bediensteten; 
ansserdem Mitteilungen über Personalstenern, 
Wechselstempelstener und bayerisches Ge- 
bührenwesen. 


9. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903 
Nr. 26—29. Berlin (J. Guttentag) 
jährlich 6.— 
Die vorliegenden Nummern bringen fol- 
gende grössere Artikel und zwar Nr. 26: 
Die Beurlaubung von Angestellten der Ge 
nossenschaften v. Z. Stüben; Rechnung und 
Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben 
des Allgemeinen Verbandes der anf Selbst- 
hilfe beruhenden deutschen Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften; Nr. 27: Kau- 
tionskreditverkehr und Formulare für diesen 
Geschäftszweig; Ausbau der Revision; Nr. 28: 
Sparkassen und Genossenschaften; die Kon- 
sumvereine und die Wahlen von Dr. Crüger; 
Nr.29: Ans der Praxis: Der Sparkassengesetz- 
entwurf des Hamburger Senats in der Bürger- 
schaft; Beschaffung von Baugeldern für Bau- 
genossenschaften; Kreditversicherung;; Hy po- 
thekenlöschungen in Bayern; Umblicke in 
die Geenossenschaftswelt von H. W. Wolff. 


10. Eisenbahnrechtliche Entscheidungen und 
Abhandlungen. XIX.Bd. 4. H. Breslau 
(J. U. Kern's Vlg.) pro Band 10.-- 
Abhandinngen: Zur nenesten Praxis des 
Öesterreichischen Haftptlichtrechts (Latka). 
Erlischt auch bei frankierten Sendungen durch 
die Annahme des Gutes jeder Anspruch aus 
dem Frachtvertrage? /Reindl). Sind die 8$ 254 
und 846 BGB. auf die Haftpflicht der Eisen- 
bahnen und der Post wegen Beschädigung 
von Reisenden nicht anwendbar? {r. Weinrich). 
Grundzüge des nenen Sächsischen Enteig- 
nungsgesetzes vom 24. Juni 1902. (Schelcher) 
Schluss. Entscheidungen. Literatur. 
( resetzgebung. 


11. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift für 
Handel u. Gewerbe Hrsg. im Reichsamt 
d. Innern. 1903. Juniheft. Berlin (Mittler 
& Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Die vorliegende Nummer bringt im Gesetz- | 


gebungsteil ausser einer grossen Reihe von 
Zolltarif-Aenderungen und -Entscheidunzen 
die Zolltarife für Dentsch-Südwestafrika, 
Guayana und Surinam, die Bergordnung für 
die chinesische Provinz Fukien, dänische Be- 
stimmungen über die Ausfuhr von Fleisch, 
neuseeländische Vorschriften für die Be- 
stimmung der Handlungsreisenden, Vor- 
schriften über die gesundheitspolizeilichen 
Untersuchungen bei den türkischen Zoll- 
ämtern und andere Massnahmen auf dem 
(iebiet der Handels-, Schiffahrts- und Ab- 
gaben- etc. Gesetzgebung. Der statistische 
Teil enthält Mitteilungen über das Hanpt- 
ergebnis des italienischen Anssenhandels 
im Jahre 1902, über die persische Einfuhr 


wandte Uhemie in Berlin, 


‚wesen Russlands; Nr. 28: 


bayerischen Flüsse im Juni; 


und Ansfuhr im Fiskaljahre 1901/02, über 
den rumänischen Aussenhandel im Jahre 1901, 
das Hauptergebnis des russischen Aussen- 
handels im Jahre 1902, und die Beteiligung 
Dentschlands am Aussenhandel der Schweiz 
im Jahre 1902. Ausserdem enthält das Heft 
Handelsberichte der Kais. Konsulate aus 
Almeria, la Coruna, Mahon, Santander, Bom- 
bay, Canton, Madras, Maceiö, Oruro und 
Santa Elena. 


12. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr. 27—29. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- 
Museums) halbjährlich 8. — 


Aus dem reichen Inhalt der vorliegenden 
Hefte heben wir folgende Artikel heraus und 
zwar in Nr. 27: Die imperialistische Zoll- 
politik in England, von Dr. 8. Schilder; 
Der V. internationale Kongress für ange- 
von Prof. Dr. S. 
Feitler; Nr. 28: Die Wirtschaftsgeographie 
auf dem XIV. Deutschen Geographentag in 
Köln 1903, von Prof. Dr. R. Sieger; Der 
V. internationale Kongress für angewanidlte 
Chemie in Berlin, von Prof. Dr, 8. Feitler; 
Nr. 29: Die Wirtschaftsgeographie auf dem 
XIV. Deutschen Geographentage in Köln 1903, 
von Prof. Dr. R. Sieger; Rüben- und Rohr- 
zucker in der Weltwirtschaft. 


13. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 
27—2). München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1.50 
Aus den vorliegenden Nummern heben 
wir folgende Artikel hervor und zwar Nr. 27: 
Die Nahrungsmittelindustrie und der fliegende 
Gerichtsstand, von Rechtsanwalt Dr. Fuld- 
Mainz; Die dänischen Antillen; Das Post- 
Das statistische 
Jahrbuch des Deutschen Reiches für 1905; 
Gesetz über den Versicherungsvertrag; Die 
Nichtverstaatlichung der Pfalzbahnen; Die 
Nr. 29: Die 
Grossschlächterei und Fleischverarbeitung in 
‚len Vereinigten Staaten von Nord-Amerikna ; 
Der Verkehr auf der Sibirischen Eisenbahn ; (ie- 
setz liber den Versicherungsvertrag (Schluss). 


14. Jahrbuch des dentschen Rechtes, Unter 
Mitwirkung zahlreicher und namhafter 
Juristen hrsg. v. Rechtsanw. Dr. Hugo 
Neumann. 1. Jahrg. (die Zeit bis Ende 
1902 umfassend). gr. 80. 2. u. 3. Lig. 
(S. 81— 240.) Berlin, 03. {F. Vahlen) 2.50 
In dieser Lieferung wird das kürzlich 

eingehend besprochene Sammelwerk bis zum 

$ 326 fortgesetzt. Der günstige Eindruck 
der ersten Lieferung wird durch die Fort- 
setzung noch erhöht. 


15. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 14. 
Berlin (0. Liebmann) 

vierteljährlich 3.50 

Die Nr. 14 enthält folgende Aufsätze: 

Oertmann, Dr., Professor, Sittenwidrige Hand- 
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lungen. (Bemerkungen zu $ 8% BGB.) 
Stenglein, Dr., Reichsgerichtsrat a. D., Das 
neueste Heft der Entscheidungen des Reichs- | 
gerichts in Strafsachen. Kretzschmar, Ober- 
landesgerichtsrat, Die Entstehung der Eigen- | 
tümerhypothek bei den Amortisationshypo- 
theken. Langsdorff, Landgerichtsrat, Die 
Haftung der Restaurateure, Schank- und Stall- 
wirte für eingebrachte Sachen. Meisel, Dr.,! 
Landgerichtsdirektor, Der gerichtliche Eid. 
fahl, D. Dr., Professor, Erwiderung hierauf. | 
Josef, Dr., Rechtsanwalt, Die Ueberlastung 
des Reichsgerichts und die Mitte] der Abhilfe, 
Kloss, Dr., Staatsanwaltschaftsrat, Die Ge- | 
setze Hammurabis. Römer, Landgerichtsrat, 
Pflicht der entlassenen Handlungsgehilfen, | 
sich zur Verfügung zu stellen. v. Bippen, Dr,, | 
Oberkriegsgerichtsrat, Oberkriegsgericht über 
einen Sanitätsoffizier. Straus, Dr., Ist die | 
Abtretung zukünftiger Forderungen nach. 
dem BGB, möglich ? Abrahamsohn, Dr, 
Dasselbe. Helm, Amtsrichter, Zur Frage der 
Legitimation des Testamentsvollstreckers. 
Hopfmann, Rechtspraktikant, Verlesung des | 
Geschworenenspruchs. — Eine sehr schätzbare | 
Gratisbeilage, die einzeln nicht käuflich ist, 
gibt in gedrängtester Kürze eine Zusammen- 
stellang der 1900—1902 in 30 Zeitschriften 
und Sammlungen veröffentlichten oberst- ' 
richterlichen Entscheidungen zum BGB. 
Auch für die folgenden Jahrgänge soll diese 
Spruchsammlung erscheinen. 


16. Reichs-Arbeitsblatt. Hrsg. vom Kais. 
statistischen Amt, Abteilung für Arbeiter- 
statistik. ]. Jahrg. Nr. 4. gr. 4°. Berlin 
(Karl Heymann) Jährlich 1.— 
Nr. 4 bringt zahlreiche Mitteilunnzen über 

den Arbeitsmarkt in Deutschland und in 

ausserdeutschen Ländern, tiber Arbeitslosig- 
keit in deutschen Fachverbänden, über die 

Arbeitsämter in Preussen, Oesterreich, Frank- 

reich, Schweden, tiber Arbeitsbedingungen, | 

Arbeiterschutz, Arbeitsstreitigkeiten, Woh- 

nungswesen, Arbeiterhygiene, Tätigkeit der | 

Gewerbegerichte, sowienm fangreiche Tabellen 

zur Arbeitsmarktstatistik. | 

17. Standesamt, Das II. Jahrgang, 1903, 
Nr. 12—14. Meiderich am Niederrhein 
(Arthur Heiland) jährlich 5.— 


Abhandlungen: Der Name der Findel- | 
kinder und anderen Namenlosen (Weyl), 
Schluss. Bericht über die Standesbeamten. 
konferenz in Ohligs. — Entscheidungen. 
Erlasse. F ragebeantwortungen. 


18. Stimmen, Deutsche, Halbmonatschrift : 
f. vaterländische Politik u. Volkswirt- 
schaft. 5. Jahrg. Nr. 6. gr. 8° Berlin 
(Verlag der Deutschen Stimmen) 

vierteljährlich 2.50 
Aus dem Inhalt der vorliegenden Nummer 
heben wir folgende Artikel hervor: Das 


‚ sonstigen 


ı Tribes; Joh 
P. Masson, 


‚ Literatur. 





Fazit der Wahlen; Nation uni Sasıy 


Dr. Teut - Berlin: Kinderschutr 7 | 
Salomon-Berlin; Die Reform ürr Faser 
tarife der sächsischen Staatsbaho wa 


zur Nieden-Berlin. 


Veröffentlichungen des kais, Agicr 
amtes für Privatversicherung. 3. iz. 
Nr. 3/4. Berlin (J. Guttentag) jährlid 2% 
Nr. 3 enthält u. a. Vorschriften & 5 
Rechnungslegung der Sterbekaser -, 
sonstigen kleineren Kapital-Verschrug 
Unternehmungen, Vorschriftm ir ; 
Rechnungslegung der Pensionskasse w 
kleineren Rentenverschens 
Unternehmungen, sowie der Krankskısı 
Mitteilungen über Zulassung zum Gexbit- 
betrieb, über die Genehmigung ron Bate 
veränderungen und die Untersaeuz = 
Geschäftsbetriebs. In Nr. 4 veridat+ 
das K. A.-A. f. P.V. den 1. Geschäftsten« 


20. Vierteljahrschrift für Social- and fr: 
schaftsgeschichte, Herausg. sin }= 
Dr. St. Bauer-Basel, Prof. Dr. 6 r. Ben 
Tübingen, Dr L. M. Hartnura-Wiz 
1. Band. 2. Heft. 8°. Leipzig {C.L.Hira | 
feld) Preis pro Band (4 Hefte &- 
Inhalt: 1. Abhandlungen: F. Sahın 
On the early currencies of the Geru 
Müller, Der Zusammen 
des Welser'schen Handelshanses i J. IE! 
Une derniöre compami- # 
l’ancien rögime: la compagmie royal dAinge 
(1741—94); R. de Waha, Die Finanzpeiti 
der Schreckensherrschaft in der erta B- 
volution. 1. Teil, Kap. I u. IT; 2. Miset« 
M. Marion, Turgot et les grandes rm 
strances de la cour des aides (li) 


19. 


21. Zeitschrift für Agrarpolitik. Organ i 
deutschen Landwirtschaftsrats. I Jahr 

Nr. 6-7. 4°. Berlin (Paul Parer 
jährlich & - 
Inhalt: Nr. 6: Der Sozialismus uni u 
landwirtschaftliche Betriebsfrage, vun D> ” 
E. Biermann-Bonn; Nochmals der vorlinig 
Entwurf eines Gesetzes tiber Familien 
kommisse in Preussen, von Oberlandssgerih' 
rat Schneider - Stettin: Die jüngsten Far 
schritte des deutschen landwirtschaftixis 
Genossenschaftswesens, von Generalsekrid 
Dr. Grabein - Darmstadt: Leber die Fr 
wickelung der deutschen Eisenbahn - Gitter 
tarife II (Schluss), von V Graeschke, * 
setzgebung und Verwaltung; Kreditwea 
Verhandlungen, Beschlüsse und Einrichtang« 
der deutschen landwirtschaftlichen Interesa 
Vertretungen; Nr. 7: Kann ein Indutr* 
staat im Kriegsfalle ausgehnngert werden 
von Professor Dr. Oldenberg - Greifswal! 
Verhandlungen, Beschlüsse und Einrichtang® 
der deutschen landwirtschaftlichen Intere=® 
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- &retungen: I. Nach Gegenständen; II. Nach | in Nr. 26: Das Eidgenössische Versicherungs- 
»ressen- Vertretungen ; Vom landwirtschaft- | amt und die Zillmersche Methode. 


.. en Arbeitsmarkt; Literatur. 


Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen. 
"er XI. Jahrg. Nr. 6. Berlin (Dr. Just. 
'y>- Ichenhäuser) jährlich 12,— | 


Inhalt: Genussscheine im Konkurs einer . 
tiengesellschaft; Zum Entwurf eines Ge- 
zes über den Versicherungsvertrag; Die; 
:htsverbindlichkeit vonAktienzeichnungen; | 

.. + Entlastung des Aufsichtsrates und die) 
. twirkung der Aufsichtsratsmitglieder; Re- | 
ss für Empfehlung von Aktien; Zur| 
sgabe neuer Wertpapiere; Stimmrecht | 
Generalversammlungen; Bankier und 
nkgeschäft; Der Wohnort der Handels- 
hter; Die Ausschaltung des Gründungs- 
visorentums; Deckungspolitik; Zwangs- 
Ilstreckung deutscher Urteile in Öester- 
ch und umgekehrt; Börsenordnung für 
.„.*rlin; Kleinere Mitteilungen; Briefkasten. 


3. Zeitschrift d. k. sächsischen statisti- 
schen Bureaus, red. vom Regierungsrat 
Dr. E. Würzburger. 48. Jahrg. 1%2. 
Heft 3 u.4. Dresden (Zahn & Jaensch) 

jährlich 3.— 
Inhalt: Beiträge zur Statistik der Ge- 

ırten, Eheschliessungen und Sterbefälle iu 
m drei sächsischen Grossstädten; Die Be- 
slkerung Sachsens nach Geschlecht, Alter 
ad Familienstand; Die sprachlichen Ver- 
ältnisse der Bevölkerung des Königreichs 
sachsen; Die Dampfkessel und Dampfma- 
hinen im Königreich Sachsen am 1. Ja- 
uar 1901; Kleinere Mitteilungen. 


4. Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft. Herausg. von Dr. A. 
Schaeffle und Dr. K. Bücher, 59. Jahrg. | 
1903. 2. Heft. gr. 8. Tübingen (Laupp) 

pro Jahrgang 16. 
Inhalt: 0. Spann, Zur soziologischen Aus- 
inandersetzung mit Wilhelm Dilthey; Dr. 

R. Passow, Die Ministerverantwortlichkeit in 

len deutschen Einzelstaaten; Dr. A. Schäffle, 

Die Notwendigkeit exakt entwickelungsge- 

schichtlicher Erklärung und exakt entwick- 

lungsgeschichtlicher Behandlang unserer 

Landwirtschaftsbedrängnis; Dr. @. v. Mayr, 

Studienmaterial zu den Vorerwägungen für 

die nächste deutsche Berufs- und Betriebs- 

zählung; H. Mosthaf, Das Steuerbewilligungs- 
recht der Stände nach württembergischem 

Verfassungsrecht. 


25. Zeitschrift für Versicherungswesen. 1903. 
Nr. 26. Berlin (Verlag: „Zeitschr. £. Vers.- 
Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 


An grösseren Artikeln heben wir hervor 


en 


26. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
Wissenschaft. Bd. III. 4 Heft. gr. 3”, 
Berlin (E. S. Mittler & Sohn) 

jährlich 9.— 
Inhalt: Abhandlungen: 1. Entwurf eines 
Gesetzes über den Versicherungsvertrag. Ein- 
leitende Besprechung von Prof. Dr. V. Ehren- 
berg (Göttingen); 2. Der schweizerische und 
dentsche Entwurf zur Kodifikation des 
privaten Binnen-Versicherungsrechts. Eine 
rechtsvergleichende Studie von Prof. Dr. 
H. Rölli (Zürich); 3. Geltung von Landes- 
recht neben der reichsgesetzlichen Aufhebung 
der Präventivkontrolle bei Feuerversiche- 
rungen von Prof. Dr. H.v. Marck (Greifs- 
wald); 4. Die buchtechnische Natur des ange- 
legten Reservefonds, insbesondere der Lebens- 
versicherung von Prof. Dr. H. Rehm (Er- 
langen); 5. Englische Zwangsversicherungs- 
pläne im 18, Jahrhundert von Privatdozent 

Dr. jur. et phil. A. Weber (Bonn); 6. Die 

Stabilität der Lebensversicherungs-Anstalten 

von Mathematiker Dr. P. Rädtke (Berlin); 

7. Bericht über den dritten internationalen 

Kongress der Versicherungsärzte in Paris; 

Vereinsnachrichten. 


27. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahrg. 
Nr. 14 u. 15. Heidelberg (Emmerling & 
Sohn) jährlich 8.50 


Abhandlungen: Der Jahresbericht der 
Grossh. Badischen Fabrikinspektion für das 
Jahr 1902 /R.W‘). Ueber Teichwirtschaft 
(Reinach). — Entscheidungen. Entschlie- 
ssungen. Briefkasten. Literatur. 


28. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Überzolldirektor 
(unckel in Schwerin. 1903. Nr. 5. 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 8.— 


Inhalt: I. Abhandlungen: Die wirtschaft- 
liche Bedeutung des Branntweinsteuerge- 
setzes vom 7. Juli 1902 von Regierungs- 
assessor Dr. Hellwig ; Abänderungsvorschläge 
zum Vereinszollgesetz von Provinzialsteuer- 
sekretär Fraude: Errichtung von Zollmuseen 
von Stenerrat Otto; Die Ermittelung des 
Alkoholgehaltes in Branntweinfabrikaten von 
appr. Nahrungsmittelchemiker Zetzsche. 
II. Gesetze, Verordnungen; A. Zollwesen: 
29. Aenderung von Tarasätzen ; 30. Aenderung 
des Privatlager-Regulativs; 31. Verbot der 
Einfuhr von Phosphorzündwaren ; 32, Durch- 
fuhr amerikanischen Schweinefleisches; 33, Er- 
gänzung der Normativbestimmungen zu den 
Hafenregulativen; B. Branntweinsteuer; 8. Ab- 
trieb von Maisch- oder Materialproben ; 9. Ver- 
schluss an Luftröhren der Brenngeräte; 
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C. Süssstoffgesetz: 2. Regnlativ für die Kon- 


trollierung des Verkehrs mit Süssstoffen nach | 
dem Hamburger und Uuxhavener Freihafen- 


gebiet. III. Zolltarifentscheidungen und Zoll- 
tarifauskünfte. IV. Vom Reichsgericht: 


11. Begriff der Betriebseröffnung einer Zack« 
fabrik; 12. Absicht der Stewerverkärnag 


Branntweinsteuer-Defraudationen; einmalig 
Verfügung der Konventionsstrafe. \V Bixta- 


‚schau: Hoffmann: Deutsches Zollrecht. 





Neue Erscheinungen. 


Die in disser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken kerihrt, 
Vgl. such „Allgameinss‘' und „Varla'‘, 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Recht, das. Volkstümliche Zeitschrift f. österreich. | 
DD, J. Ingwer u. J. Rosner. | 


Rechtsleben. Hreg.: 
2. Jahr. Juli 1003 —- Juni 1904. 12 Nrn. gr. 8%, (Nr. 1 
16 8.) Wien (Wiener Volksbuchh. in Komm.) 


4.—; einzelne Nrn, —.50 


Rechtsprechnang des Obwrlandesgerichts Colmar | 
1. Ele. in Strafsachen. Hrag. im Auftrag der kaiserl. | 


Sammelwerke, 


Taschenbuch, polizeiliches, f. die Prov, Schlesien. 
Die in der Prov. Schlesien in Geltg. befindl. all- 
gemeinen Belchs- u. Landesgesetze, Ministerial- ı 
Ob» präsidial-Verordngn., sowie die Verordngn des 
königl. Oberbergamtes. 12% (5011 8.) Kattowitz 03 
(4. Stwinua' geb. in Leinw, 6.— 

Wulsf, Dr. Alb,, Hamburgische Gesetze u. Verord- 


Rechtsgeschichte. 


Kipp. Dr. Thadr., Trof, Geschichte u. 
dos römischen Rechta. 2. nıwgearb_ Aufl. gr. 8%. (VII, 
166 8,5 


Ortloff, Las Studium der Rechts- un. Staatswiasen- | 
schaft. Vorbereitung n. Einrichte. gr. 8%. (96 8.) 
Ehd. 03. 1.50 | 


Quellen | 


Leipzig UN (A. Deichert Nachf.) 3.50 ; geb. 4.25 | 


Oberstastsanwaltachaft. Begonnen r. L Stastırı 
Dr. Franz. 4. Heft: Jan. 1896 bis Ende 1%" » 
Gesamt-Inhaltsverzeichnis f. die Zeit vom 1.\ N 
bis Ende 1%0, Bearb. v. Stastanaw. Dr |- 

gr. &. (113 8.) Strassburg 03 —— — 

u. Verlagsanstalt) 


Enzyklopädien. 


nungen. Systematisch geordnete Zusmmme 
m. Anmerkgn. 2. Aufl, bearb. v. Oberlandes-r 
Ed. Kannengiesser, DD. Rechtsanw. Mart. Lo, u 
richt. A. Nötldeke, Rechtsanw, lb. Wulf, I ı 
(In 3 Abtign.} 1. Abtig. gr. ®%. (216 $.) Hambır 
(0. Meissners Verl.) 


Allgemeines. 


Wopfner, Dr. Herm., Beiträge zur Geb 


der freien bänerlichen Erbleihe Dentechunx; 
Mittelalter. gr. 8°. (XVIIT, 230 8.) Breslau in Ni i 
Marcus) 


Bürgerliches Recht. 


Abegg. W., Refer, Die Verjährung der Einreden 
nach römise "hen, gemeinem u. birgerl Recht. Diss, 
gr, 8%. (80 8.) Leipzig (Buchh, G. Fuck) 1.20 

Boxberger, Dr. Leo v., Die rechtlichen Folgen 
der Beteiligung Minderjährizer an Vereinen des bür- | 
gerl. Rechts, gr.»°, (84 8.) Berlin 08 :E. Ebering) 2.40 

Dernburg, Dr. H., Geh. Jusatizrat Prof. Herrenh.- 
Mitgl., Das bürgerl. Recht des Deutschen Reichs u. 
Preussens. 4. Bd. Deutsches Familienrecht. gr. 8°. 
(XVI. 503 8.) Halle 03 (Buchh. des Waisenhanses) 

10,—; geb. in Halbfrz. 12.— 

Frank, Dr. Heinr., Vergleich der actio Publiciana 
rm, der Klage aus $ 1007 des bürgerlichen Gesetz- 
buches. gr, 8%. (82 8.) Köln 03 (Bonn, Röhrscheid 
& Ebbecke) 1,— 

Franz, Dr. F., Moemotechnik im bürgerl. Gesetz- 
buch. gr. 80, (111, 388.) Berlin 03 (0. Liebmann) —,80 





Levy, Dr. J., Die Gewährleistung f. — 
Werkvertrag. ar. &, (72 8. Strassburg 03 (7. Sing 
Meesmansn, P.. Das Haftpflichtrecht d. dem 
Industrie u. die Haftpflicht- Versicherung. Tr 

gr. (2 w Mainz 03 (J. Diemer) 

Schitf. Dr. W „Priv.-Doz., Grundriss des Agram- 
m. Einschluss des Jard- u. Fischereirecht: 
{X, 153 8.) Leipzig 05 (Duncker & Humbis 

3.- 

'Seelig, Artlı,.. Liegt im Vertrage zu Gunse < 
dritten o. elnseitiges Versprechen an diesn 
gr. 8°, (37 8.) Berlin 05 (M. Günther) 

Siegert, Paul Thdr., Kefer., Bechtiicbs » 
u, Stellung des Testamentavollstreckers nach ö 
Diss, gr. 5%. (VII, 91 8.) Leipzig 08 (B. Frank 

'Stegemann, Dr. H., Dis Vererbung «. Es 
geschäftes, 8°. (VU. 134 8.) Leipzig 03 {a.1- 
Nachf.) - 


Handelsrecht. 


Conrt, Alfr., Refer., Der minderjährige Kaufmann | 
nach dem neuen deutschen Reichsrecht, Diss. gr. 3°. 
(VIII, 65 8.) Borna 03 (Leipzig, Buchh. G. Fock) 

1.50 

Hartmann, Dr. Walt., Das gesetzliche Kon- 
kurrenzverbot f. Handlungsgehilfen nach altem u. 
neuem Handelsgesetzbnch. gr, 8%. (VII, 50 8.) 
Berlin 0% (Struppe & Winckler) 1.50 ı 


Meyer,Dr. Kurt, Der Spediteur u. seine P2r 
Eine Abhandlg. gr. 8°. (VII, 11138.) Beriin & 1° 
& Winckler) 

Wech«selordnuag, russische. Allerb=>« 
stätigt am 27. V./9, VI. 1002. Übers u. erlas 
DD. Geh. Justiz- u. Kammerger.-R. #7. Ay 
Priv.-Dos. Neubecker, gr. 5°. (VII, 583» 
kart 03 (F. Enke) 
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Zivilprozess- und Konkursrecht. 


Bershardi, H.. Landger.-Präs., Gesetz betr. die 
Anfechtung v. BRechtshandlungen e, Schuldners 
susserhalb des Konkursverfahrens vom 21. VII. 1879 


it der Fassung der Bekanntmachung vom 3, V. 
1808, erläutert. gr. 5%, (VII, 53 8.) Berlin 03 
(0. Häring) 1.20; geb. 1.60 


Farkas, Dr. Jul,, Landes u. Wechselger.-Adr., 
Die Beitreibung von Schuldforderungen in Ungarn. 
Zum prakt. Gebranch f. die Geschäftswelt bearb. 
», Berlin (Verliagsanstalt Universum Hirschberg 
& Co.) geb. in Leinw. 3.— 


Hegler, Dr. A., Priv -Doz., Beiträge zur Lehre 
vom prozesaualen Anerkenntnis u. Verzicht. gr. &., 
(XV, 297 8.) Tübingen 03 (J. €. B. Mohr) 6.— 

Schubert-Soldern, Dr Egon Ritter v,, 
Die Zwangsverwaltung un. die Verwahrung u. Ver- 
waltung nach FExekutionsrecht. Ein Spezialkom- 
mentar zur Österreich. Exekutions-Ordng- vom 27, V. 
1895 m. Berücksicht. der deutschen Gesetzgebg., 
insbesondere des Reichsgosetzes vom 24. 11T. 1897. 
gr. 8°. (XO, 593 8.) Leipzig 03 (Duncker & Hnm- 
blot} 15.— 


Strafrecht und Strafprozess. 


Auer, Dr, Fritz, Soziales Strafrecht. Ein Prolog 
zur Strafrechtsreform. gr. ®%. (II, 35 8S.ı München 03 
‚©. H. Beck) - ‚0 

Cammert, Öbersekr., Die kriminalistischen Zähl- 
karten n. Strafnschrichten. Nachtrag, 9°, ($u.3%8.) 
Nordhausen 03 (Selbstverlag) 16 

Fliegenschmidt, C.. Strafanst.- u. Gefängnisdir., 
Der Beruf des Aufssehers in den Strafanstalten u 
Gefängnissen. 2. durchgeseh. Aufl, er. 8%, {98 5.) 
Leipzig 04 (B. Konegen) 1.x0; geb.in Halbleinw, 2.20 

Görres, Dr. Karl Heinr., Kechtsanw,, Der 
Wahrspruch der Geschworenen u. seine psycho- 
Iogischen Grundlagen. gr. 8%. (096 5.) Halle 03 
iC. Marhold) 2.— 

Uroschuff, A., weil. Sen.-Präs., Sen.-Präs @. 
Eichborm u. Landger.-R. Dr. H. Delius, 


Die preussischen Strafgesetze. 2, gänzlich neu 
bearb. u. verm. Aufl. Erläutert. 1. Lfg. gr. 9. 
(8. 1—160) Berlin 03 (O0. Liebmann) 4. — 

Loening, Rich., Prof, Geschichte der stıuf- 
rechtlichen Zurechnungslehre, 1 Bd. Die Zurech- 
nungslehbre dea Aristoteles. gr. 8°. (XX, 359 8.) 
Jena 03 (G. Fischer) 2.— 

Wertheimer, Dr. Rob., Die Mischgesetze des 
dentschen Straf - Gesetzbuchs m. besond. Berück- 
sicht. ihrer strafrechtlichen u. strafprozessualen 
Behandlung. gr. ®°. (IX, 708.) Breslau 03 (Schletter) 

1.90 

Zubel, F., Krim.-Kommiss,, Die gesetzlichen Be- 
stimmungen üb. Glücksspiel, Lotterie, Ausspielung 
u. Wette. Nach amtl. Quellen erläutert. 8°, (63 u. 
VII 8.) Breslau 03 (J. U. Kern) — 0 


Kirchenrecht. 


Albrecht, Dr. Frdr..Refer., Verbrechen n. Strafen | 


als Ehescheidungszrund nach evanzelischem Kirchen- | 


recht. gr. 8. (VI, 200 8.) Stuttgart 03 (F. Enke) 


7.20 


Pestalozzi, Dr. Carl, Das zürcherische Kirchen- 
gut in seiner Entwicklung zum Staatsgut. gr. 8°. 
(IX, 111 8.) Zürich 03 (Fäsi & Beer) * 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Bahrfeld, Dr. Max, Dor Verlust der Staate- 
angehörigkeit durch. Naturalisation u. durch Auf- 
enthalt im Auslaude nach geltendem deutschem u. 
französischem Stastarechte. gr. 8°, {(VIIE, A 8.) 
Breslau 03 (Bl. & H. Marcus) 

Constantinl, Stadtkimmerer, Das Kassen- n. Rach- 
nungswesen der deutschen Stadtgemeinden. gr. 80. 
(XII, 265 8.) Leipzig 0% (F, Leineweber) 

6.—; geb, in Leinw. 8.— 

Grossmann, Dr. Herm., Die kommunale Be- 
deutung des Strasenbahuwesens, beleuchtet am 
Werdegange der Dresdener Strassenbahnen, gr. &. 
(vol, 272 8. m. 4 Tab.) Dresden 03 (W. Baensch) 

7.0 

{reckeler, Th.,Reg.-R., Die Polizei- Verordnungen 
des Kreises Briesen, Westpr. Abgeschlossen um 
1. IV. 1903, Im amtl. Auftrage (d«r königl. Regierg. 
Marienwerder) hreg, gr. 8. (IV, 105 5.) Minden 03 
(W, Köhler) 2.75 
’oser u. Gross - Nnedlitz, Dr. Viet, v., 
Die rechtliche Stellung dor deutschen Schutzgebiete. 
(v1, 75 8.) Breslau 03 (M. & H. Marcus) 2.40 


Rogister, Dr. Ladw. v.. Zur Lehre v. der 
Stasatennachfolge : Gibt os e. stillachweigenden Ein- 
tritt in Stuatsverträge? gr. 8°. (VIL, 98 8.) Berlin 03 
(E. Ebering) 2,50 


Samminng v. Vorschriften f. die Fenerbeschau- 
Kommissionen in Bayern. 2, nach dem neuesten 


Stande der Gesetzgebg. völlig umgearb. Aufl, 8”, 
(59 8.) München 03 (J, Schweitzer Verl.) — 40 
Schroeter, ech. Reg. BR. vortr, Rat, Das Fleisch- 


beschaugeaetz nebat preussischeom Ausführungsgesetz 
u. Ausführungsbestimmungen, zusammengestellt u, 


m. Anmerkgn, versehen. 8%. (XV, 544 8.) Berlin 0% 
(R. Schoetz) geb. in Leinw. 6.50 
Seiler, Gust,, Bez. - Amtaassens,, Schulbedarf- 


gesetz vom 28. VII. 1902, m, Einleitg. , Eriäutergn. 
u. den Vollzugsvorschriften hrsg. 8%. {XIII 594 8.) 
München 03 (C. H. Beck) 4.40; geb. in Leinw. 5.— 


Vorschriften üb. die Dienstwohnungen der Reichs- 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


enderungen zum Entwurfe des Statuts e. Be- 
triebs- (Fabrik-) Krankenkasse (Centralblatt f, das 
Deutsche Reich vorm 15. VIL. 1892 8. 547 ff.) m. Rück- 
sicht auf die Vorschriften des Gesetzes, betr. weiter» 
Abänderungen des Krankenversicherungsgmsetzes vom 
25. V. 1903. Fol. (Reicha-Gesetzbl. 8. 233). Berlin 03 
{F. Kortkampf) — .50 


enderungen zum Entwurfe des Statuta e. Orts- 
Krankeukasse (Centralblatt f. das Deutsche Beich 
vorn 15. Vo. 1892 8.515 ff,) m. Rücksicht auf die 
Vorschriften des Gesetzes, betr, weitere Abände- 
rungen des Krankenversicherungagesetzes vom 25. V. 


beamten vom 16. I. 1903. gr, 8°. (27 5.) Berlin 03 
{(E, 8. Mittler & Sohn) —,20; kart. —.55 
190%. (Reichs-Gesetzbl. 8. 233.) Fol. (24 8.). Berlin 03 


{F. Kortkampf) —.75 
Brütt, Dr. L., Refer., Das Koslitionsrecht der Ar- 
beiter in Deutschland u. seine Reformbedürftigkeit. 
(63 8.) Berlin 03 (Guttentag) 1.50 
Düuttmann, A. Beg.-R., Krankenversicherungs- 
geretz in der Fassung der Gesetze vom 10. 1V. 1892, 
30. VI. 1200 u. 25. V. 1903 m. Nebengesetzen n. Aus- 
führungsbestimmungen. Handausg. m. Einltg., Er- 
läuteren. u. Sachregister 8%. (VI, 183 8.) Alten- 
burg 03 (St. Geibel) geb. in Leinw. 2.0 
Franz, Dr. Th.. Iutendanturr. Hauptmann a. D., 
Führer durch das Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz 
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vom 30. VI. 1900 zum praktischen Gebrauche f. Be- 
triebs- u, Ausführungs-Behörden, besonders der 
Heeresverwaltungen. 59, (XXVIIL, 3568.) München 03 
(Selbstverlag) 4,— 


Olshansen, Dr. A,, Poliz.-R., Handbuch des Gast- 
u. Schankwirtschaftsgewerbes, enth. die sAimtl. in 


der Stadt Hamburg f. das Gast- u. Schaukwirtachafte- | 


gewerbe u. den Kleinhandel m. Branntwein od, 
Spiritus gelt. Bestimmgn., nebst e. Anhı., enth. die 


f. dea Kleinhandel m. Bier u. f. das Gewerbe der | 


Speisewirte gelt. Vorschriften, zusammengestellt u, 


erläutert. gr. 8°. (VII, 134 8.) Hamburg (2 N. Meisom 


Verl,) geb. in Liter :- 
'Ortloff, Dr. Herm., Landger -E 3. D. vorn 
Invaliden- u. Altersversicherung in vorütesphesin 
Beschäftigungen. gr. 8°. (60 8.) Hall- 5 "Each > 
Waisenhauses) - 
Protokoll der Verhandlungen des \ dem. 
Fauarbeiterschutz-Kongresses. Abgeb. zu Berko > 
„Gewerk=chaftshause‘‘ vom &. bil. I ı: 
bandtitel: Bauarbeiterschutz.) #. (3853) Hei 
(Valentinsksmp 92) 03 (M. Josepkson) 
geb, ik Leer. . 





Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Baner, Mor, Ritter v.. Die Entwickelung des 
ländlichen Kreditwesens in Mähren. Eine volkswirt- | 
schaft), Studie, gr. 8*. (628.} Brünn 03(C.Winiker) 1,80 


Eichmann, Dr., Finanzassess., Entwicklg. u. Stand | 
des Kredit- u. Genossenschaftswesens d. Siebenbürger | 
Sachsen (unter Berücksicht. des allgemeinen ungar. | 
Genossenschaftsrechtes sowie des Gesetzes-Artikels | 
XXI v. 1898 ‚tb. die wirtschaftlichen u. gewerbl. | 
Kreditgenossenschaften‘‘). Diss, gr. 8%. (VIII, 2118.) | 
Berlin 03 (Puttkammer & Mühlbrecht) 3.— | 


Fridriehowiez, Dr. Eux., Kurzgefasstes Kom- 
pendium d. Staatswissenschaften in Frage u. Antwort. 
2. Bd. Geschichte der Volkswirtschaftslehre, 12°, (VI, 
126 8.) Berlin 05 (8. Calvary & Co.) kart. 1,60 

&eller, Dr. L., Gesetze u. Verordugn. (f. Oesterreich) | 
betr, die Verzehrungssteuern mit Ausschluss der 
Branntwein- u. der Zuckersteuer. 2, verm. Aufl, 8", | 
(X, 495 8.) Wien 04 (M. Perles) B.—; geb. 6.— | 

Habersbrunner, Dr. Frz., Die Lohn-, Arbeite- | 
u. Organisations - Verhältnisse im deutschen Bau- | 
gewerbe m. besond, Berücksicht. der Arbeitgeber- 
Organisation. Eine volkswirtschaftl. Studie. gr. 8°. 
(XIV, 260 8.) Leipzig 03 (A. Deichert Nachf.) 5.25 


Handbuch der deutschen Aktien - Gesellschaften. 
Jahrbuch der deutschen Börsen. Ausg. 1903/1904. 
1. Bd. Nebst e. Auh. Die deutschen u. aualänd. 
Stastspapiere sowie die übr. an deutschen Börsen- 
plätzen notierten Fonds etc. S. vollständig umgearb. 
Aufl. gr. 8°. (CXVI, 1635 u. XIII, 247 8.) Leipzig 03 | 
(Verlag f. Börsen- u, Finanzliteratur) 

geb. in Leinw. 3.— 

Lohn-, Arbeit“ n. sanitarischen Ver- | 
hältninswe, die, der Bäckereiarbeiter Zürichs. (Von | 
Aug. Merk.) 4°. (108.) Zürich 03 (Buchh. d. schweiz. 
Grütlivereins in Komm.) 
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Moldenhauer, Dr. Paul, Priv.-Dor., Die lu: 
üb, die privaten Versicherungsunterachaeme ı= 
Grund des Reichsgesetzes v. 12. V. 11. g.# 
166 8.) Leipzig 08 (C. L. Hirschfeld: ie 

Naet,Dr.E, Tabakmonopol u. Biersteuer. Ba x 
zur schweizer. Wirtschaftse- u. Finagzpliti pe * 
(XXXV, 360 8.) Zürich 03 (E. Rascher's Ertse &% 

Saling’« Börsen-Papiere. 2. (finanzieller Ti. san ı 
Börsen-Jahrbuch f. 1903/1904. Ein Handberk f. is: 
kiers u. Kapitalisten. gr. 8°. Leipzig (6 (Vels i 
Börsen- u. Finanzliteratur). Geb. in Leiss 

2, Bearb. v. Ernst Heinemann, Dr. B. lass 
Th. Stegemann. 27. Aufl. (XIX, 2146 3.1 &- 


Steindamm, Dr. Johs., Die Besitzer = 
Warenhäuser. (VIII, 1578.) Berlin (3(E Eder i4 
Stutzke,Dr. Fritz, Die Preussengäagemi nen 
u. galizisch-polnischer Arbeiter. gr. W& 
damm 03 (J. Neumann) J 
Verlandliungen, kontradiktorische. üb, Fest 
Kartelle, Die vom Reichsamt des Innern au“ 
Erhebgn. üb. das inländ. Kartellwesen in Put 
u. steuograph. Berichten. 3. Heft. gr.®. Bei" 
(F. Siemenroth) iR 
(1. Bd. vollständig: Subakr.-Pr. 10.- ; geb I! 
3. Verhandlungen über das westfilishe Bikes 
dikat im Reichsamt des Innern am im}. 
1903. (VI u. 8. 605— 799.) 2.70, 


| Was lehrt die I. deutsche Städte Ausstellung +" 


1903? Mitarbeiter: Oberbaukommise. Bey. -Bau“ 
Gruner, Civilingen. Schiemann, Baumstr. F. Schns 
u.a.m. Hrsg.: Rud. Lebiue 2. Auf. gr. (te * 
m. Abbildgn.) Dresden 03 (Leipzig, H. Hasssl (== 
Gesch. in Komm.) .. 
Zur Abwehr des Steuerdruckes in Sachsen. Pt 
u. Gegenmussregeln sowie Ratschläge f Steuerzal-' 
Hrag. v, A. E. 8°. (478.) Leipzig 03 (A.H Paya® <- 


Statistik. 


Franke, Dr. B., Der Ausbau des heutigen Schutz- | 
zulleystems in Frankreich u. seine Wirkungen im 
Lichte der Handelsstatistik. gr. 8%, (XII, 148 8.) 
Leipzig (Duncker & Humblot) 4.- | 


1 

Frühbauer, Dr. Attilio, Dir, Cenni sommari 
sul censimento della popolazione » Trieste al öl. XL. 
1600, Studio di demografia atatica. gr. 3%. (156 8. | 
mit 7 Tab.) Triest 03 (F. H. Schimpff) 8. ⸗ 
Hübner’s, Otto, statistische Tafel aller Länder 
der Erde, 52, Aufl. f. 190%. Hrag. von Hofr. Prof. 
Dr. Fr.v. Juraschek. 107 mal 72,5 cm. Frankfurt 
a.M. (H. Keller) —,60 
Jahrbuch, statistisches, f. das Grossherzogth. 
Baden. 33. Jahrg. 1902, Lex. 8°, (XX, 552 8.) 
Kurlaruhe 03 (Macklot) 6.— 
Jahrbücher, württembergische, f. Statistik u. 
Landeskunde. Hrsg. v. dem k. statist, Landesamt, 
Jahre. 1903. 2 Hefte. gr. 4°, (l. Heft. I, 176 8.) 
Stuttgart 03 (W. Kohlhammer in Komm.) 3. 
Iräinyi, Bernh., Die deutschen Lebens- u. Un- 
fall- Versicherungs - Gesellschaften. Übersichtliche 
Darstellg. der Geschäftsergebnisse in den J. 1898 | 
bis 1002, KIT. Jahrg. schmal gr.8°%, (44 5.) Wien ı 
05 (J. Eisenstein & Co.) a 
Kümmerlen, Amtm., Die Leineweborei Leutkirchs. | 
[Aus: „Württ. Jahrbb, f. Statistik u, Landeskde.‘‘) | 





gr. 40, 
Komm.) 1 

Lang, Dr. Hans, Die Entwickelung der Br 
rung in Württemberg u. Württemberg Em 
Oberamtabezirken u. Städten im Laufe des 13. Jahr: 
Mit Tab. u. 5 Karten. gr. &#. m, WM" 
bingen (H. Laupp) 

Keichstag, deutscher. Biographisch-statit. ber 
buch, begründet v. ‚Jos. Kürschner. 100-4 
XI. Legislaturperiode. Hrsg. v. Herm. Hör 
(415 8. m. Bildnissen.) 9 mal 6 em. Berlin © * 
Hillger) Rn 

Statintik des auswärtigen Handels de =“ 
reichisch-ungarischen Zollgebiets Im J. 1X Ver 
n. hrag. vom statist. Departement im ik. k Has“ 


(42 8.) Stuttgart 03 {W. Kobllarunt 


ministerium. I. Bd. 2? Abtbign. Leu ft Fm 
03 {Hof- u, Staatsdruckerei) * * 
1, 1. Hnuptergebnisse. — Hafenverkehr. (11 


558 8.) 4—. — I, 2. Gesunmt-Ein- u Awi# 
Verkehr m. den einzelnen Staaten u. Gt 
(VI, 760 8.) 4.— 

Statintik des Deutschen Reichs, Hr. vn 
statist, Amt. Neue Folge 140, Bd. Imp. # Br 
(Puttkammer & Müblbrecht) 

140, Krankenversicherung, die, 
57 u. 192 8. m. 4 !1 farb.) Taf.) 


im 3. 1m. 22 
7 





2. ei — — — —— ——— ee m -- 
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Politik, 


‚aughard, Dr. J., Die anarchistische Bewegung | Nleolaiden, Dr. Cleanthe«, Die neueste Phase 
in der Schweiz von ihren Aufängen bis zur Gegen- | der macedonischen Frage. Eine Kulturaufgabe der 
wart u. die internationalen Führer. gr. 8%. (VI, 492 8.) Gegenwart im Spiegel der Vergangenheit u. Zukunft. 
Berlin 03 (O. Häring) 10.— gr. 5°. (66 8.) Berlin 03 (8. Calvary & Co.) 1.— 
Ausser, Ose,., Landtagsabg., Die Trannung v. Staat 
u. Kirche. Der bad. Klosterstreit. Die Erziehungs- | Schollenberger, Dr. J., Prof., Politik in syste- 
u. Schulfrage. gr. 8%. (VII. 272 8) Bamberg 08! matischer Darstellung. gr. ®, (XI, 290 8.) Berlin 03 
(Handels-Druckerei u. Verlagsh,) 2.— | (0. Häring) 6.—; geb. &— 


Varia, 


inweisung vom 25. X. 1381 f. die trigenometri- | Müller, Johw., Der Beruf u. die Stellung der Frau, 
schen und polygonometrischen Arbeiten bei Er Ein Buch f. Männer u. Frauen, Verheiratete u. Le- 
nsuerung der Karten u. Bücher des Grundsteuer- dige, alt u. jung. Mit Buchschmuck v. Marianne 
katasters. 3. Ausg. Lex. 8°, (377 8. m. Fig. u. 9 Taf.) Fiedler. 2. durchgeseh. u. ersänzte Aufl. 6. bis 


Berlin 05 (RB. v. Decker) zeb, in Leinw. 6.— 10. Taus. gr. 8°. (170 8.) Leipzig 03 (Verlag der 
ieorgewitsch, Yiadan, Der letzte Obreno- grünen Blätter) geb. in Leinuw, 3.—; in Lär. 4. — 
witsch. /Aus: „Die Zukunft“) gr. 9. (0 8) Verzeichnis der Behörden u. Beamten des Kan- 
Wien 08 (H. Goldschmiedt) — 50 tons Basel-Stadt, sowie der schweizerischen Bundes- 


!ahrenbericht des Vereines f. erweiterte Frauen- behörden f.d. J. 1903, 8", (1848). Basel (B. Schwabe) 

bildung in Wien. XIV. Vereinsj. Oktbr. 1001 bis | 1.30 
Oktbr.1602 Beilage: X. Bericht üb. die eymnasiale | Vogelnanger, Dr. Ernst, Fabrikinsp.-Adjunkt, 
Mälchenschule. gr. 5%. (40 5.) Wien O3 (A. Ber Gewerbliche Bleivergiftungen. Vortrag. gr. 3°, 2 
mann in Komm.) —.60 Aarau 03 (H. 8. Sauerländer & Co.) 5 


MSESESESESESSSESEETESECeEes* 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) Münden 














Soeben iſt erfchienen: 
Jaeger, Dr. Ermft, ord. Profefior an der Univerfität Würzburg. 


Das Bürgerlide Geſetzhuch mit Rehengeſetzen ir den atademiigen 
und praftiihen Gebrauh. — Nachtrag zur Ausgabe für Bayern. — 
gr. 8°. (IV, 277 S) Im Halbleinen gebunden Mt. 3.50. 

WS3933333333333333333 339 3u EEE eseeeeeeeseeeeeeeee 


ee nung 
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Ich ſuche zu Taufen: 


Dfälziiches Kreisamtsblatt alle Jahrgänge, 
Kultus-Minift.-Blatt(baysr.) alle Jahrs., befonders1899, 
Sinanz.Minift.:Blatt (bayer.) alle Jahraänge, 
Corpus jur. civ., deutih von Schilling ıc., 
Corpus jur. canonici, deutih von Schilling ic., 
Hod, Handbuch der Sinanzverwaltung, 3. Aufl. 









J. Schweißer Sortiment (Arthur Sellier) Münden Karlspl. 29 
Buchhandlung und Antiquariat. 
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Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Demnächst erscheinen: 


‚Schriften des Vereins für Sozialpolitik: 


Band 105 bis 108: Die Störungen im deutschen 
Wirtschaftsleben während der Jahre 1900 ff. 
105: Textilindustrie. — 106: Montan- und Eisenindustrie. 


— 107: Maschinen-, Elektrotechnische Industrie, Schiffs- 
baugewerbe, Papierindustrie. — 108: Verkehrsgewerbe. 


Band 110 und 111: Geldmarkt. Kreditbanken. — 
Hypothekenbanken. Immobiliarverhältnisse. 
Baugewerbe. 





=> Herlag von Franz Bahlen in Berlin W.S. — 


Bernhardi. — Sandwörterbucd 3. Bürgerlihen Geſetzbuche vor ». Bern: 
bardi, Landgerichts Präfldent. Dritte, dur Bezugnahme anf die Nebengeiere, bie Literatur, 
die Entſcheldungen Des Reichegerichts und die preuß. Ausführungsbeftimmungen vermehrte Auf: 
Inae. 1902. Geb, M. 650. Geb. M. 70. 


Brachvogel⸗Frydrychowiez. — Handbuch des Grundbuchrechts, centbalcend 
Die auf das materielle und formelle Grundbuchrecht ſich bezlebenden Geſetze. Verordnungen umd 
Ausfübrungsbeitimmungen mit Anmerkungen, für die Praris zufammengeftelt von den Amte— 
nerichtöräten Bradivogel und Frydrychowicz. 1901. Sch. M.8,— ch. M. 4. 


Eihhorn. — Das Zeftament. Hand- und Muſterbuch für legrwilline Berfügungen nad 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche mit Hinweis auf die biöherigen Sonderrechte Deutſchlande bearbriter 
von &. Eichhoru, Kammergericdtsrat. Vierte umgearbeitete Huflage. 19W. 

Sch, M. 5,—, Geb. M. 5,0. 


Jaeckel. — Reichsgeſetz über die Zwangsverfteigerung und die Zwangss 
verwaltung v. 24. März 1897 (Faffung v. 1898) nebft dem Einf-Befen u. d. für Preußen er: 
gangenen Ausf.Geſetze v. 233. Septbr. 1899 und Ktoftenbeitimmungen. Mit ausfübrl. Kommentar 
von Dr. Paul Jaeckel, Relchsgerichtscat. 1901. Sch. M. 14,—. Geh. M. 16.— 


Joſef. — Lehrbuch des Berfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit im 
Deutfchen Reich und in Preußen. Auf Grund der neueiten Rechtſprechung und Rechte lebte be— 
arbeitet von Dr. Eugen Joſef, Rettsanwalt und Notar a. D, in Freiburg 1.9. 12 

j Geb. M. 5,50. Geb. I. 6,50. 

Nausnit. — Reihögeich über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge: 
richtöbarfeit v. 17. Wai 1898 u. d. Preuß. Geſetz über d. frelw. Gerichtäbarkeit v. 21. Eeprbr. 159 
erläutert von 3. Nausnig, Rechtsanw. u. Notar, 1900, Geh. M. 16,—. Geb. IR. 18,50. 


Weymann. — Das Invalidenverfiherungägefch vom 13. Juli 1899 und De zu: 
gebörigen Neih&-Ausführungsbeftimmungen erläutert von Dr. 8. Weymann, kalier!. Negierungs- 
rat, ftänd. Dlitgl. des Neichts Berfiherungsamts, 1902. Beh. M. 13,—. Ger M. 1,—. 














Soeben erschien: 


Bayerisches 
Landesprivatrecht 


von 


Smith Premier 


Schreibmaschine 






Dr. Paul Oertmann 


0.0. Professor der Rechte in Erlangen. 
Erste Abteilung: 
Allgemeiner Teil, Schuldverhältnisse, Sachenrecht. 
540 S. gr. 8°. geh. 10 Mark. 


Die zweite Abteilung erscheint im 
Herbst d. J. 


Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a/S. 









Grand Prix Paris 1900. 







Referenzen: Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 








‚J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
Die Bankdepotgeschäfte 
in geschichtl.,wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 


br. Er Schweyer, 


zirksamtsassessor, 





Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 
Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 


BEeeEeEEEeeeeeeeeeeeeceen 4 03333333333333933393339 
— — BDerlag von Gufan Fiſcher in Jena. — — 








Kürzlich erſchien: 


—_ Iahresbericht _> 
über die Fortfchritte und Leitungen auf dem Gebiete der 
Sozialen hygiene und Demographie. 


Von Dr. med. A. Grotjahn und Dr. phil. F. Kriegel. 
Band I: Bericht über das Jahr 1902, 
= BE: 12 Mark. — 


Die Heidelberger Wohnnngsunterfucung 
in den Wintermonaten 1895/96 und 1896/97, 
; deren Ergebnillfe und deren Fortpflanzung durch eine 
ſtändige Wohnungsinfpektion 
im Auftrage des Stadtrates dargeftellt von 
Mar May. 


= Preis: 2 Marl. — 


D3I3I3I3I33 333 II 3 III IHESEESESSSESSSEEEESESEE 


ESELSEEESSSEESESEESESEESELEEEEEEtEE 


Gr. 8°. (VI, 171 8) 1899. Mk. 3.50. 
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Jaeger, BGB. » 


mit Webengejeen und einem Gejamtregifter 
>» für den alademiichen und praftiihen Gebraud. =» 


Erſchienen find die Ausgaben für: 













Das Deutjche Reid 30 Reichsgeſetze 


(IV, 801 ©.) In Ganzleinen geb. 
ME. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Geſetze 


(VOII, 1408 ©.) In Halbfranz gebb. 
Mt. IL—. 


Das Königreih Banern 74 Geſetze 
(VI 1653 &.) In Halbfrang gebb. 
Mt, 13.50. 


Das Königreich Sahjen 70 Gejege 
Sn 1370 ©.) Im Halbfranz geb. 


Das Großherzogtum Baden 7 6Geſetze 
Kar 1330 ©.) In Halbfranz gebb. 


Die Reihslande Eljaß: Lothringen 


65 Geieße. (VIII, * ne) In Halbs 
franz gebunden Mt. 1 








Die Ausgaben —— ſich durch praktiſche Anlage, korrekten Geſetzes a 
großen, deutlichen ie elegante Ausftattung und außerordentlid 
bi ligen reis aus. Sie erfremen ſich infolgedefien in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Umiverfit täten den Studierenden Empfehlen. 







3. Schweiger Derlag (irthur Setier) München 
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Eheberg, x: Finanzwissenschaft 1.77% 


Auch diese neue (7.) Aufl. ist infolge zahlreicher Zusätze und Aenderungen eine 
abermals wesentlich vermehrte und verbesserte. 


A. Deichert’sche Verlagsbuchhandlung (Georg Böhme) Leipzig. 




















Unfere umfangreidhe | Stempel aller Art 
Juristische Mierbücherei | aus Kautschuk und Metall e 
jegt uns in den Stand, faft 8 8 = * 
55 >83 
jedes juriſtiſche Buch 28: IT 
in neuefter Auflage billigt Ar 1 5 5 
nr 358 — 
antiquariſch 3833 =58 
abzugeben. ẽ * g 2 
, = 8 
Berlin WW.7, gtruppe & Windler, | G. K. COOKE & WEYLANDT 
Minen, Qurififhe Buähandtung J. rate una Elteste Fabrik Barapas, 








. h. ed’ihe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 








Menefie Erſcheinungen: 


Dr. Albert Saberitumpf, t. Amtsrichter in Münden: Bayeriſches Geleh vom 
9. Augnit 1902, betr. das Nachlaßweſen nebſt der Nahlafordnung vom 


20. Mär; 1903, fowie einem —— aus dem Gebübrengeſetze In der nunmehrigen Faſſung, 
ferner einem Abdruck der ſonſtigen Ausführungsvorſchriften und des Erbſchafte eg 
ſamt Bollzugsbelanntmadung in der jegt geltenden Faſſung, mit Erläuterungen und 

tegiiter, 19 Bog. Fl.8%. Roter Lwod. DIE 2.50. UF Soeben vollftändig geworden! 


GI. von Hoppmann, Präfident des bayer. Senats am Relchs-Milit.⸗Gericht in Berlin: Kom: 
mentar zum Militär:Strafgeiebuch füc das eutſche Reid. Dritte Auflage 


bearbeitet von Dr. G. Weigel, Frlegsgerictsrat, 
Erfte und zweite —— (Bog. 1—16 nebſt Titel, Vorwort und ee der Ab 
fürzungen). Gebeftet a 2 DIE. 80 Pa. [Bollftändig in ca. 5 Bleferungen a 2 680 ®f.] 


Dr. Robert von Laudmann: Kommentar zur Gewerbeordnung für das 
eutiche Neid. 4. Auflage, bearbeitet von Dr. Guftav Mohmer, F swei Bänden. Erſter 
Band (88 1—104n). 47 Dog. ar. *. Geb. 11 ME; geb. 12 ME. 50 Pig. Zweiter Band 
(83 1054 —155 nebit den Vollzugsvorferiften . dem eich vom 30. März 1903, betr. Rinder: 
arbeit in gewerblichen Betrieben erläutert.) Mit ausfübrlidem alpbabetifchen Sadıregiiter. 
60 Bog. Geb. 15 M. 80 Pfa., geb. 17 M. 50 Pig. [Mit dem Erfdeinen des zweiten Bandes, 

ift Die * Auflage dieſes Standard Worts wieder pollftändig geworben.) 

F_ 2 Das „Gewerbearchiv“ ſchrelbt ſoeben über die neue Auflage am Eingang 
einer eingebenden Beſprechung: um es aleib vorwegsunebmen: Der Landmann: 
ihe Gewerbeordnungsfommentar jhreitet auch In der Robmer’ihen Bear bei- 
tungnad wie vor an der Spigealler Bearbeitungen des jhwierigen und 
vielgeftaltigen Geſeßes.“ 


Guſtav Seiler, r. Besirtsamtsaffeflor: Das Schulbedarfgeſetz vom 28. Juli 1902 mit 
Einleitung, Trläuterungen und den Bollaug&vorjäriften berausgegeben. 38 Bog. 8°. In Leinen 
geb. 5 ME A Um diefem ſehr eingebenden Kommentar allgemelnſte Berbreitung au er⸗ 
möglichen, ift ein im Verhältnis zu dem reichen Inhalt jebr niedrig zu nennender Preis geſtellt. 
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=>» Verlag von C. L. Hirschfeld in Leipzig. == 





Allgemeine Staatslehre. Von Dr. R. Schmidt, Geh. Hofrat, Prof. in 
Freiburg i. B. 
I. Band: Die gemeinsamen Grundlagen des politischen Lebens. 


M. 8.80, geb. M. 10.80. 
I. Band: Die verschiedenen Formen der Staatsbildung. 


1. Teil: Die älteren Staatsgebilde. M. 12.50, geb. M. 14.50. 
2. Teil: Die Entstehung der modernen Staatenwelt. M. 14.50, geb. M. 16.50. 


Geld und Banken. L. Teil. Das Geld, von Dr. K. Helfferich, kaiserl. Legat.- 
Rat, Professor in Berlin. M. 17.50, geb. M. 19.50. 


















Handel und Handelspolitik. Von Dr.R.van der Borght, Geh. Re- 
gierungsrat in Berlin. M. 17.50, geb. M. 19.50. 


Geschichte der Nationalökonomie. I. Teil. Die Zeit vor Adam 
Smith. Von Prof. Dr. August Oncken in Bern. M. 16.50, geb. M. 18.50. 


Die Grundbegriffe der Nationalökonomie. Von weil. Prof. Dr. Jul. 
Lehr in München. Zweite Auflage, herausgegeben von Prof. Dr. Max von Heckel 
in Münster. M. 9.—, geb. M. 11.—. 


Geschichte des Sozialismus und Kommanismus von Plato bis 
zur@Gegenwart.1. Teil. Von Dr.&g. Adler, Professor in Kiel. M.8.—, geb. M. 10.—. 







— Soeben beginnt su erscheinen: — 

















Meyers 
1 Grosses Konversations- fh 


Ein Nachschlagewerk des ® 
Lexikon. 


20 Bände in Halbleder gebunden zu je 10 Mark. 
Prospekte und Probehefte liefert jede Buchhandlung. 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien. 


3. Jahrgang 


vergel, Rechtſprechung 


ebd. M. 4.80 


berücksichtigt nunmehr auch das Zw.U.G., führt bei den einzelnen Entschei- 
dungen die verschiedenen Zeitschriften an, die jene bringen, und ermöglicht durch 
fortlaufende Uerweise auf die früheren Jahrgänge deren bequeme Benügung. 


Ergänzung zu jedem Kommentar » Repertorium zu jeder Zeitschrift 


11,000 Abbildungen, 
1400 Tafeln und Karten 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 








3. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 
Münden 


Erſchienen iſt: 


Dar von Senpdel, 
Borträge aus dem 


allgemeinen Stantsredit. 


Separatabdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reichs. 
gr. 8. (6 5) ME. 2.40. 


„Association Berliner Bohneider" 


Friedrich Modler Co. 


BERLIN SW,, Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 


Amtstrachten 
für 


Professoren u. Justizbeamte, 
Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsanwälte von 22-45 Mk. 
Für Gerichtsschreiber . . . x „20-35 
Einzelne Baretts . . 4 4— 6 

bei freier Zusendung. (166) 


+ 


=> Stahel’fdyje Berlage-Anfalt, k. NHof- u. Univ.-Berlag, WMürsburg. > 








H. Haessel Verlag in Leipzig. 


Entscheidungen dw Reichsgerichts 


in Civilsachen. 


Bd, I-XL der von den Mitgliedern des Gerichts- 
hofes veranstalteten Sammlung 


in abgekürzter Fassung 
und in systematischer Ordnung 
herausgegeben von 


Dr. jur. Fritz Schultze 


6. Schultze n. 


Rechtsanwalt am 
Rrichsgericht f. 


5 Bände mit Sachregister und Genetzesregister. 
Geheftet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78.— 
Jeder Band ist auch einzeln käuflich ! 


Amtsrichter, 





Betrachtungen übe rdie Verfassung 
Martitz, F. v. f. J. des Norddeutscher Bundes MKk. 2. 


Das Das sbelie he Güterrecht des Sachsenspiegels 
und der verwandten Rechtsquellen. Mk. s.— 


— Internationale Rechtshüälfe in Strafsachen. 
2 Bünde. 18885—1897. Mk. 42.— 


Studien zum Deutschen Staats- 
Haenel, Alb, rechte. 2 Bände. Mk. 16.— 
F Die Königliche Gewalt nach den altindisc hen 
0 « Rechtsbtichern. 1895. Mk. 3.— 


4 Staat und Bischofswahl im Bistum 
Fleiner, Fr. Base. "1807. Mk. 12.— 











Gemeinde-Lerikon des Deutſchen Reiches. Sc hamıloen eipnandiaen 


Ortidaften und Gursbezitfe (politiihe Gemeinden) im Neichsnediete nebit Angabe der einihläg. Amts⸗ 


3* Verwaltungebebörden, Landgerichte, Oberlandesgerichte und Regierungsbezlrke. 


Bearb. von 


- Grübel, f. &. Regierungs-Regiſtrator a. D. 2. verb. Aufl. Empfohlen von vielen Minifterien, 


enierungen, Bebörden x. Brofd. M. 5.— 


‚ geb. M. 6,20, 


Handbud; für den Gerichtsuollgieherdienft Yncamalan ses Gerne, 


vollzieberinftituts im Aabre 1900 mit den (andesrechrlihen Beftimmungen im Könlgreich Bayern, berauss 


gegeben von Eduard Rottmann, ! 


. Oberamtsrichter a. D. 2. 


gänzlich umgearbeitete Auflage mit 


— — u. 40 Formularien in 25 Beilagen. Preis gebunden in — M. 16.50, broſchlert M. 15.— 


“ Empfoblen zur Anſchaffung für 


die Gerichtsvollzieherei, Serichtsihreiberei und den 


Herren Amtögerihtsvorftänden, welde die Dienitauficht über eritere fübren. 


Eu ein Serminkalender, Kaſſabuch, Daus- 
ahel’ 5 gemeinnüb. Schreibkalender, baltungsbub und Auskunftebuch. 102, 


Jahrgang. Preis gebunden D. 1.25, mit Shreibpapter durchſchöſſen M. 
kalender für werichtsitellen, Berichtävolläicher, Redıtsanmwälte, Notare 2c. — Erſcheint aljäbrlih im September. 


3. Schweißer Sortiment aurthur seliey München 


(Karlsplag 29, nächſt dem Juſtizpalaſt. = 


Buchhandlung + Antiquariat * Leihinftitut 
Rechts: und Staatswillenichaften. 


> Kataloge * Bedingungen *  Toftenlos. 





2,—, Nltbewäbrter Termins 












— 
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Dieterich'ſche Verlagsbuchhandiung, Theodor Weider, Leipzig. 


In dem obigen Verlage ericheint das 


Certrawolatt 
freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat, 


ſowie Zwangsverſteigerung. 
Herausgegeben von 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Adolf Lobe in Dresden. 
4. Zahrgang. (Juli 1903 bis Juni 1904.) 
— Monatlic; ericheinen zwei Hefte von mindeitens je 2 Bogen Umfang. — 
Der jährliche Bezugspreis beträgt 15 Marf. 


Brobehefte veriendet die Verlagsbuchhandlung unentgeltlich und frei ; auch fit die ſelbe bereit, 
neu bingutretenden Abonnenten zur Erleidterung der Anſchaffung Die beiden eriten Bände für 


zufammen 25 DM. gebeftet oder BO M. gebunden zu liefern, wenn ſie gleichzeitig entnommen werden. 


Diefes trefflich ei Organ für freimillige Berihtsbarfeit bringt vor allem eine 
außerordentliche Aubdifatur . . Annalen des Deutſchen Reiches 


Ausführlicye Brofpekte und Kataloge koftenfrei. 


3. Guttentag, Berlagsbuhhandlung, 6.m.b.9., Berlin W. 35. 


v. Liszt, Dorträge 


über da& 


Abhandlungen des kriminalistischen | Recht des Bürgerlidyen 
Seminars an der Universität Berlin. Geſetzbuches. 


Von 


Nene Folge. Zweiter Band. 4. Heft: Dr. Ernft Edi, 
“ olg Geb. Juſtizrat, Profeſſor der Rechte am ber 
Univerfität Berlin. 


Das Koalitionsrecht derArbeiter | ad des Berfaffers Tode durch Feſtſtellung 
. des Wortlautes fortgeführt und mit Ans 
in Deutschland mertungen verjehen von 


und seine Reformbedüritigkeit. Dr. 8. £ronhard, 
Geh. Juſtizrat, Rrofeifor der Rechte an ber 
Univerfität Breslau. 


Von Erſte uud zweite Auflage. 


Dr. jur. Lorenz Brütt, 


Referendar in Berlin. 


. Band |, 
enthaltend Bürgerl. Geſetzbuch Buch u II 
gr. 8°, Preis 12 Mt, geb. in Halbfr. 14 IL 


— Fortſetzung und Schluß der Vorträge find 
, joweit vorbereitet, dab fie im nädhiten 
gr. 8°. Preis 1 Mk. 8) Pf. Jahre ericheinen werden 





ber Nummer 9 der Annalen hiegt ein Prospekt über die Schrift „Die Kartelle, Ihre Bed 
ilir die Sozial-, Zoll- und Wirtschaitspolitik“ von Professor Dr. F. C, Huber, in der Deutsches Verlgn 
Anstalt in Stuttgart erschienen, bei, den wir der Beachtung unserer Leser hiermit angelegentlich empfebit 


Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
a Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. G. m. b. H., Müinchen-Freising. 








Literarische Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 


Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 





Unter ständiger Mitarbeiterschaft 
von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg und Prof. Dr. Ph. Allfeld in Erlangen, 
herausgegeben von ö 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen und Prof. Dr. A. Dyroff in München 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München Karlsplatz 29. 
Jährlich 12 Nummern. Abonnementspreis Mk. 2.—; für Abonnenten = 
1 


XVI. der „Annalen des Deutschen Reichs‘‘ gratis, 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch sämtliche Postanstalten (Nr. 516 a). Nr. 10 


Jahrgang 
Insertionspreis: '\,»palt. Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 





—— — —— 


Ausgegeben am 1. Oktober 


Bürgerliches Recht. 


1. Dernburg, Dr. Hch., geh. Justizrat, Prof., | 
Das bürgerl. Recht d. Deutschen Reichs 
und Preussens. IV. Bd. (Familienrecht). 
gr. 8°. (XVI, 523 8.) Halle, 03. (Buchh. | 
des Waisenhauses) 10.— | 


„Nicht bloss mit dem Rüstzeug der ju- | 
ristischen Logik habe ich gearbeitet. Wer 
das dentsche Familienrecht behandelt, muss 
auch mit warmem Herzen an den Gegenstand 
herantreten.“ Mit diesen Worten hat der 
Verfasser die Ziele bezeichnet, die er im 
vorliegenden vierten Bande seines „Bürger- 
lichen Rechtes“ anstrebte, und er hat diese 
Ziele in jeder Hinsicht erreicht. Die über- 
aus anregende und bei aller Wissenschaft- 
lichkeit leicht verständliche Darstellung, die 
Dernburgs Lehrbuch vor allen übrigen aus- 
zeichnet, musste sich gerade im Familien- 
recht bewähren. Man mag den Band auf-, 
schlagen, wo man will: überall sind die 
Ansflihrungen interessant, vielfach bringen 
sie nene Gedanken. Eine rühmenswerte 
Selbständigkeit gegenüber den Materialien 
und der dem Verfasser in so hohem Mass 
eigene Sinn für die Beditrfnisse des Lebens 
verleihen seinem „Familienrecht“ besonderen | 
Wert. Die Rechtsprechung wurde bei allen 
wichtigen Fragen sorgsam verwertet. Der | 
Zusammenhang mit benachbarten Rechts- | 
gebieten, namentlich mit dem Prozessrecht, 
ist allenthalben aufrechterhalten. Möge es dem 
Meister des deutschen Bürgerlichen Rechtes 
vergönnt sein, in Bälde auch den fünften | 
Band seines grossen Werkes zu vollenden! | 


2, Franz, Dr. F., Mnemotechnik im bürgerl. 
Gesetzbuch. gr. 8°. (ITI, 38 8.) Berlin, 03. 
(0, Liebmann) —.80 
Das Büchlein will die Einprägung der 
wichtigsten Paragraphenziffern des BGB. 
durch Merkworte nach dem Reventlow’schen 
System erleichtern. Die Ausführung ist zu 
loben. Dass aber ein Bedürfnis für der- 
artige „Einprägungen“ besteht, möchten wir 
stark bezweifeln. 


3. Rosenthal, Dr. M., Landrichter, Neben- 
gesetze zum BGB. Mit Anmerkgn. u. 
Verweisungen u. Sach-Register. kl. 4". 
(VII, 257 5.) Leipzig, 03. (Dieterich) 3.— 
Eine schön ausgestattete, übersichtliche 


Ausgabe des F.G.G., der G. B.O. und des 


7.V.G. mit ausführlichem Gresamtregister. 


4. Schultz, Dr. Erwin, Die Pfandansprüche 
nach 8 1227 des BGB. gr. 8°. (XI, 91 8.) 
Leipzig, 08. (A. Deichert Nachf.) 2.— 


Die Abhandlung, Heft 4 der von Matthias 
u. Geffken herausgegebenen „Rostocker 
rechtsw. Studien“, führt die im $ 1127 BGB. 
verordnete Analogie sorgfältig und eingehend 
aus. Sie behandelt zuerst den Pfandanspruch 
auf Herausgabe, sodann die Störungsklage, 
hierauf den Anspruch auf Aufsuchung und 
Wegschaffung und endlich die Klage aus dem 
früheren Besitz. 


5. Siber, Dr. Heinr., Prof., Der Rechts- 
zwang im Schuldverhältnis nach dent- 
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schem Reichsrecht. gr.8°. (VIII, 264 8.) 

Leipzig, 03. (C. L. Hirschfeld) 7.60 

Die Abhandlung befasst sich mit der 
Lehre von Schuld und Haftung. Sie be- 
handelt „das Leistensollen“, „den Anspruch“ 
und „die Ersatzverpflichtung im Schuldrver- | 
hältnis“, hierauf „die beschränkte Haftung“ 
und „die Verpflichtung des Bürgen“, lauter 
aktuelle, schwierige Fragen, deren Lösung 
durch tiefeindringende, scharfsinnige Aus- | 
führungen ganz erheblich gefördert wird. 


interessanten 
Stoffes möchten wir namentlich die Ans 
führungen über die Unterscheidung ding- 
licher und obligatorischer Ansprüche ıS. 89 ff.) 
sowie über die „Pflicht zur Leistung aus 


Aus der reichen Fülle des 


der Sache“ 8. 195 ff. hervorheben Die 


neulich in diesen Blättern besprochene Ab- 


handlung von Lungheineken „Anspruch und 
Einrede“ konnte vom Verfasser nicht mehr 
benutzt werden. 


Allgemeines. 


l. Herr, Dr. E., Regierungsassessor, Neue 
Balınen der Polenpolitik. Skizze einer | 
zu schaffenden Polengesetzgebung. gr. 8°. 
(IV, 885.) Berlin, 03. (O. Liebmann) 1.50 

Ein schneidiger Vertreter der schärferen 
Tonart in der Polenpolitik ergreift hier mit 
positiven, eingehenden Vorschlägen zu gesetz- 
geberischen Massnahmen das Wort. Die Ge- 
biete, auf denen sich diese bewegen, sind: 
Verwaltungsgesetzgebung im allgemeinen, 
Vereins- und Versammlungsrecht, Presse, 
Geschäfts- und Gerichtssprache, Baugesetz- 
gebung, Schule, Post, Kirchen- und Bevöl- | 
kerungspolitik. 


2. Metzner, Dr. Rich., Die Staatslehre des | 
John Locke nach seinem zweiten Traktat: 
„Ueber die bürgerliche Regierung“. Ein 
Beitrag zur Geschichte der politischen 
Ideen. gr. 8°. (74 8.) Berlin, 03. (Ohne 
Verl.) 

Eine gute Dissertation, welche die Ver- 
tragslehre und die Staatstheorie Lockes unter 
ausgiebiger Benützung der einschlägigen Lite- 
ratur darstellt, beurteilt und in ihrem Ein- 
flusse auf die Staatslehre und das Staatsleben 
verfolgt. “ 

3. Schmidt, Dr. Richard, Prof. in Freiburg, 
Allgem. Staatslehre. TI. Bd. I.u. I. Teil. 
Die verschiedenen Formen der Staats- 
bildung. 1.Kap. Dieälteren Staatsgebilde 
u. die Entstehung der modernen Staaten- 
welt. gr.8°%. (X, 8. 1—399 und VII, 
S.399—886.) Leipzig, OB. C. L. Hirschfeld) 

12.50 

Dem I. Bande dieses Werkes, den wir im 
Jahrgang 1901 8. 151. augezeigt haben, sollte 
noch 1901 der zweite und letzte Band folgen. 
Dem Verfasser ist aber der Stoff unter den 
Händen derart gewachsen, dass er den 
Il. Band in drei Teile gliederte, von denen 
1903 die beiden ersten erschienen sind. Die 
bis jetzt vorliegenden drei Abteilungen mit 
ihren rund 1200 Seiten liefern nun, wie 
der Verfasser selbst gelegentlich hervorhebt 
8. 785, 822), erst die Vorarbeiten für die 
eirentliche Hauptanfgabe einer wissenschaft- 
lichen Staatslehre, nämlich für die Analyse 


und kritische Beurteilung der bestehenden 
Staatsgebilde. Das Erscheinen diese: Haupt 
teils des Werkes und damit dessen Abschluss 
(Bd. II Teil 3) soll „späterer Zeit vorbehalten“ 
bleiben und in 3 Kapiteln (Kap. 2— 4) die 
Gliederung, dann die Regierungs- und Ver- 
fassungsformen der modernen Staaten sowie 
die Verwaltung und Rechtspflege in ihnen 
behandeln. Es ist ein geschichtlicher Ueber- 
blick, was uns die neu vorliegenden zwei Teile 
— ein einziges Kapitel — bieten, nachdem 
der erste Band (ie gemeinsamen Grundlagen 
des politischen Lebens (Staat und Recht im 


allgemeinen, staats- und rechtsbildende Kräfte 


des sozialen Lebens) untersucht und damit 
den Begriffsapparat entwickelt hatte, mit 
welchem auch der historische Teil darstellend 
und vergleichend zu arbeiten hat. Dieser 
hinwiederum enthält erst das volle Tatsachen- 


: material, aus dem die Grundbegriffe abgeleitet 


sind. So stehen die allgemeine und die 
historische Grundlegung zu einander in 
inniger Wechselbeziehung. Für das Studium 
des Werkes möchte ich aber fast empfehlen. 
nach kursorischer Durchsicht des allgemeinen 
Teils zunächst sich in die historischen Einzel- 
erscheinungen des Staatslebens zu vertiefen 
und sodann erst zu den darauf gebauten 
Abstraktionen des I. Bandes zurückzukehren. 
Ob nicht auch der Plan des Werkes bei einer 
anderen Stoffgruppierung gewonnen hätte? 
Indessen, wie dem auch sei, die nun voll- 
endete und hier zu besprechende geschicht- 
liche Untersuchung ist jedenfalls schon für 
sich allein eine sehr respektable und frucht- 
bringende Leistung. Ich möchte sie bezeichnen 
als eine höchst lehrreiche und fesselnde Skizze 
der Universalgeschichte unseres Kulturkreises 
vom Standpunkte der Staats- und Bechts- 
geschichte aus. Wie die Forschungen der 
Philosophen, Historikerund Nationalökonomen 
eine solche Darstellung für die Zwecke des 
Juristen erst ermöglicht haben, so werden 
sie ihrerseits aus dieser wieder mannigfache 
Anregungen entnehmen können, namentlich 
anch dazu, selbst ihr Rüstzeug der Lösung 
juristischer Probleme durch Ergänzung und 
Berichtigung dessen dienstbar zu machen. 
was der Jurist an Ergebnissen anf dem 


| 
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Grenzgebiete der beteiligten Wissenschaften 
gewinnen zu können geglaubt hat. Besonders 
anregend und belehrend aber ist diese über- 
sichtliche Verarbeitung eines gewaltigen uni- 
versalhistorischen Stoffes für die Juristen 
aller Zweige. Nicht nur der Interessent von 
publizistischen, sondern auch jener von krimi- 
nalistischen und prozessualen Problemen, die 
ja dem Verfasser besonders nahe liegen, 
kommt reichlich auf seine Rechnung. Von den 
Staatsgebilden Aegyptens, Syriens, Mesopo- 
tamiens und der vorklassischen Zeit Griechen- 
lands aus führt uns der Verfasser durch die 
Jahrtausende hindurch bis in das Zeitalter 
der Reformen und Revolutionen, das im 
letzten Drittel des 18. Jahrhunderts einsetzt. 


590 


Für diese Zeit des Uebergaugs vom 18. zum 
19. Jahrhundert und fitr das letztere selbst 
beschränkt sich der vorliegende Teil des 
Werkes auf snmmarische Andeutungen, weil 
das Nähere mit der systematischen Behand- 
lung der modernen Staaten verbunden werden 
soll, was als sachgemäss anzuerkennen ist. 
Zum Schlusse werden die Ergebnisse der 
vergleichenden Einzeldarstellung lichtvoll 
herausgehoben. Die gross angelegte Arbeit, 
die nach verschiedenen Richtungen hin einen 
zweifellosen wissenschaftlichen Fortschritt 
bedeutet, fügt sich dem Frankenstein- 
Heckel’schen „Hand- und Lehrbuch der Staats- 
wissenschaften in selbständigen Bänden“ ein. 
Jeder Band ist einzeln käuflich. 


Handelsrecht. 


1. Fuchs, Dr. Th., Rechtsanwalt, Der Kauf- | 
kl. 8°. ! 


mann und seine Angestellten. 
(32 8.) Leipzig, 03. (C. E. Poeschel) 
1 —; geb. 1.50 
Die leichtverständliche Arbeit will ein 
Ratgeber des Kaufmanns und seiner Ange- 
stellten sein, Im ersten Abschnitt wird er- 
örtert, wer Kaufmann ist und auf wen die 
handelsrechtlichen BestimmungenAnwendung 
finden, das Firmenrecht und die Vorschriften 
über kaufmännische Buchführung, Inventur 
und Bilanz. Hieran schliesst sich im zweiten 
Abschnitt die Auseinandersetzung der kauf- 
männischen Vollmachtsverhältnisse. Im 
dritten Abschnitt werden die Rechtsverhält- 
nisse der Handlungsgehilfen behandelt. Da- 
bei finden insbesondere die Frage der dem 
Handlungsgehilfen zustehenden Vergütung 
in allen Formen, die dem Prinzipal in 
sozialer Hinsicht obliegenden Pflichten, das 
Konkurrenzverbot, die Konkurrenzklausel 
und die Kündigungsfrage eine ziemlich er- 
schöpfende Behandlung. Der letzte Abschnitt 
behandelt die Rechtsverhältnisse des Hand- 
Iungslehrlings.. Mit einem Anhange über 
die Bestimmungen der Sonntagsruhe schliesst 
das Werkchen ab. 


2. Stegemann, Dr. H., Die Vererbung e. 
Handelsgeschäftes. 8°. (VIEL, 134 8.) 
Leipzig, 03, (A. Deichert Nachf.) 2.80 


Eine @rständig geschriebene Erstlings- 


arbeit, die den Begriff des Handelsgeschäfts 
(unter Verwertung namentlich der franzö- 
sischen Rechtsliteratur und unter Ablehnung 
einer festen wissenschaftlichen Definition) 
erörtert und die bei Vererbung des Geschäfts 
sich ergebenden Rechtsfragen (in Polemik 
gegen Binder) behandelt. Sie liefert schätz- 
bare Beiträge insbesondere zur Auslegung 
der 88 25, 27 H G.B. 


3. Volger, Bruno, a) Der Handelsangestellte, 
seine Rechte und Pflichten. 8°. (VII, 
123 8.) München, 03. (Ed. Koch) 1.0 


— — b) Die schriftl. Arbeiten des Ge- 
werbetreibenden u. Handwerkers m. be- 
sond. Berücks. d. Schriftf. m. Gerichten 
etc. kl. 8°. (VII, 235 S.) Berlin, 03. 
(A. Goldschmidt) 


— — ct) Allgemeine Gesetzeskunde, enth. 

die wichtigsten Rechtssätze d. Reichs- 

gesetze im Wortlaut, soweit sie für den 

Gewerbetreibenden in Frage kommen. 

kl. 8°. (VIII, 263 8.) Ebd, 2. — 

Die sorgfältig und leicht verständlich 
abgefassten Schriften werden dem Gewerbe- 
und Handwerkerstand, für den sie bestimmt 
sind, gute Dienste leisten. Beifall verdient 
namentlich die „Allgemeine Gesetzeskunde“, 
die mit. grossem Geschick die wichtigsten 
Vorschriften der Reichsgesetze herausgehoben 
und anschanlich gruppiert hat. 


2— 


Zivilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


1. Beling, E., Prof. in Tübingen, Württem- 
bergische Prozessgesetzgebung. 16°. (VII, 

122 S.) Tübingen u. Leipzig, 03. (Mohr 
[Siebeck]) geb. 1.20 
Die Sammlung ist namentlich für den 
akademischen Unterricht in Württemberg be- 
stimmt und wird ihrer Aufgabe vollkommen 
gerecht. Sie enthält in schöner Ausstattung 


einen mit kurzen Noten versehenen Ab- 
druck des württembergischen A.G. z. G.V.G., 
A.G. z. Str.P,O,, Strafverfügungsgesetzes, 
Fiskalstrafprozessgesetzes, A.G. 2. C.P.O., 
Kompetenzkonfliktsgesetzes, Administrativ- 
vollstreckungsgesetzes, A.G.z.K.O. Ein ver- 
bindendes Sachregister erleichtert den Ge- 
brauch des schätzbaren Werkcehens. 
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2. Bernhardi,H., Landger.-Präs., (resetz betr. 
die Anfechtung von Rechtshandlungen 
e. Schuldners ausserhalb des Konkurs- 
verfahrens vom 21. VII. 1879 in der: 
Fassung der Bekanntmachung v. 20. V. | 
1898, erläutert. gr. 8°. (VIII, 53 8.) 
Berlin, 03. (©. Häring) 1.20; geb. 1.60 
Das ebenso wichtige als schwierige An- 
fechtungsgesetz findet in dem vorliegenden | 
Handkommentar eine eingehende, in erster 
Linie für den Praktiker bestimmte Erlän- 
terung. Die Rechtsprechung, namentlich die 
reichsgerichtliche, ist sorgfältig verwertet, 
Die Streitfrage nach der rechtlichen Natur 
der Gläubigeranfechtung wird im Sinne von 
R.G. 52, 554 entschieden. Das Büchlein wird 
seinem Zwecke in vollem Masse gerecht. 


3. Ebert, Eug., Oberlandesger.-R.. Das amts- 
gerichtliche Dezernat. Beispiele u. Ver- 
fügungs-Entwürfe f. die gesammte amts- 
richterl. Tätigkeit unter Ausführg. der 
einschläg. gesetzl. Bestimmgn. 6. verm. 
u. verb. Aufl. gr. 8°. (XX, 580 5.) Bres- 
lau,03.(M.& Marcus) geb. in Leinw. 10.— 


Das treffliche, nun bereits in 6. Auflage 
vorliegende Werk will den jungen Juristen 
mit sämtlichen Zweigen deramtsgerichtlichen 
Praxis vertraut machen. Es ist ein Formular- 
buch im besten Sinne des Wortes, das in 
systematischem Aufban unter erschöpfender 
Ängabe aller massgebenden Vorschriften ein 
klares Bild des amtsgerichtlichen Geschäfts- | 
ganges bietet. Strafprozess, Civilprozess und 
freiwillige Gerichtsbarkeit sind erschöpfend 
behandelt. Die neue Auflage weist nicht 
unerhebliche Erweiterungen auf. 


4. Fehr, E., Das Schiedsgericht in der 
schweizerischen Civilprozessgesetzge- 
bung. Diss. gr. 8°. (VID, 918.) Zürich- 
Selnau, 03. (0 


Der Verfasser gibt eine gründliche sy- 
stematische Darstellung der Lehre von den 
Schiedsgerichten nach dem Rechte der Schweiz. 
Er behandelt den Schiedsvertrag, sodann den 
Vertrag zwischen den Parteien und den 
Schiedsrichtern, hierauf das Verfahren vor 
dem Schiedsgericht und endlich den Schieds- 
spruch. 


>. Hegler, Dr. August, Privatdozent, Bei- 
träge z. Lehre v. prozessualer Anerkennt- | 


, Widerrufe genügen. 


sebr. Lehmann & Co.) 2.— 
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nis und Verzicht. gr. 5%. (XV, 3817 8) 
Tübingen u. Leipzig, 03. (J. C. B. Mohr) 
6 


Der Verfasser bekämpft die herrschende 
Lehre, die im prozessualen Anerkenntnis und 
Verzicht zugleich materiellrechtliche Rechts 
geschäfte erblickt. Der prozessnale und 
der materiellrechtliche Akt seien völlig ver- 
schieden, auch enthalte tatsächlich der 
prozessuale Akt „fast nie“ ein Element des 
materiellrechtlichen. Es sei daher ausge 
schlossen, dass der prozessunle Akt wegen 
eines Willensmangels {Irrtums, Betrug-, 
Täuschung) nach den Sätzen des BGB. an- 
gefochten werden könne. Ueber den Wider- 
ruf bestimme die lex lata nichts. Daher sei 


‚der Versuch eines Widerrufs vom Richter 


nach freiem Ermessen zu beurteilen. Jeden- 
falls müsse der Nachweis bewusster Unrichtig- 
keit des Anerkenntnisses oder Verzichts zum 
Wenn dem Verfasser 
auch nicht durchweg beigepflichtet werden 
kann, so muss doch die Gründlichkeit seiner 
Ausführungen rühmend anerkannt und zu- 
gegeben werden, dass sie wertvolle Beiträge 
zur Lösung wichtiger Streitfragen bieten 
Auch allgemeine Rechtsfragen (z. B. An- 


‘ spruchsbegriff, Scheinprozess, Versäumnis und 


Schweigen im Civilprozesse) sind mit Sorg- 
falt behandelt. 


6. Schubert-Soldern, Dr. Egon Ritter von, 
Die Zwangsverwaltung und die Ver 
wahrung und Verwaltung nach Exe 
kutionsrecht.. Ein Spezialkommentar 
oesterr. Exekutions- Ordnung. gr. ®* 
(XII, 593 8.) Leipzig, 03. (Duncker 
nnd Humblot) 15— 


Das Werk enthält nach einer wertvollen 
geschichtlichen Einleitung einen überaus 
eingehenden, mit scharfer Kritik verfassten 
Kommentar zu den Normen des österreichi- 
schen Sequestrationsrechtes (Gesetze v. 27. 
Mai 1896). Das deutsche Zwangsverwaltungs- 
recht ist vergleichsweise in gründlichen Aus 
führungen herangezogen, die deutsche Rechts- 
literatur sorgsam verwertet, So wird das 
gediegene Werk auch in Dentschland mit 
‚ unmittelbarem Vorteile benützt werden. Aus- 
'führliche Sach- und Paragraphenzggister er- 
leichtern seine Handhabung. 


Strafrecht. 


1. Kohlrausch, Dr. Eduard, Prof., Irrtum u. 
Schnldbegriff i im Strafrecht. 1.TI. gr.8°, | 


Strafbarkeit und eine Kritik dieser Ansicht:n. 
Für den zweiten Teil des Gesamtwerkes stellt 


(VIIT, 1888.) Perlin, 03.(J. Guttentag)4. 50 | Verfasser die Entwickelung seiner positiven 


Die vorliegende Schrift enthält im wesent- 
lichen eine Darlegung der bisherigen An- 
sichten, insbesondere der herrschenden Lehre 
über den Einfluss des Rechtsirrtums auf die 


Anschauung in Aussicht. Von dieser lässt 
er vorerst nur erkennen, dass er einerseits 
‚für die Schuld das Bewusstsein einer Pflicht- 
‚ widrigkeit voraussetzt, anderseits aber den 
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Vorsatz nur auf das Delikt, nicht auf die 
Deliktsfolgen bezogen wissen will. Mit be- 
sonderer Ausführlichkeit ist die so sehr 
bedenkliche heutige Praxis bezüglich des 
sogen. ausserstrafrechtlichen Rechtsirrtums 
behandelt. Die Kritik ist scharfsinnie und 
grösstenteils treffend. 
kann man mit Spannung entgegensehen. 


2. Kurella, Dr. Hans, Die Grenzen der Zu- 


rechnungsfähigkeit und die Kriminal- 
Anthropologie. Für Juristen, Aerzte 
u. gebildete Laien dargestellt. gr. 8". 
(VI, 1238. m. 20 Abbildgn.) Halle, 0%. 
Gebauer-Schwetschke) 3. 


Die interessante Schrift führt uns zunächst 
in gewisse Gebiete streitiger psychischer Zu- 
stände, indem sie sich über die Anomalien 
des Geschlechtsgefühls und über impulsives 
und unbewnsstes Handeln verbreitet. Damit 
will Verfasser, der die Statuierung einer 


Dem zweiten Teile | 
 durchgreifenden Reform bedürfe, wobei die 
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verminderten Zurechnungsfähigkeit als eine 
unlogische und unhaltbare Vorstellung ver- 
wirft, den Nachweis liefern, dass die geltenden 
Bestimmungen über Zurechnungsfähigkeit zu 
Widersprüchen in der Theorie und zu Un- 
zweckmässigkeiten in der Praxis führen 
müssen, dass daher unser Strafrecht einer 


Frage nach der Schuld fallen und einem 
Verfahren zur Ermittelung der Gefährlich- 
keit krimineller Individuen Platz machen 
miisse. Diesen nach seiner Ansicht allein 
richtigen Weg gewiesen zu haben, erachtet 
Verfasser als das Verdienst der Kriminal- 
anthropologie, mit deren Geschichte und Er- 
gebnissen er den Leser unter Anschluss an 
Lombroso's Lehre vom geborenen Verbrecher 
zum Teil auf Grund eigener Untersuchungen 
und an der Hand einer Anzahl von Bildern 
in Kürze hekannt ınacht. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


1. Daniel, Dr. A., Die Kuralienformel Von 
Gottes Gnaden. Ein Beitrag zur Lehre 
vom göttl. Recht der Krone. gr. 8”. 
(50 8.) 
Die Schrift befasst sich mit Ursprung 

und Geschichte der Kuralienformel ‚Von 
Gottes Gnaden“ und mit der Beurteilnng 
ihres Inhalts. In letzterer Beziehung kommt 
Daniel nach Ablehnung anderer Anschauungen 
und Darlegung seiner Stellung zur Sou- 
veränitätslehre und zum Unverantwortlich- 
keitsprinzip zu dem Ergebnisse, jene Formel 
bedeute, dass der Monarch ausschliesslich 
von Gott abhänge und darum auch nur Gott 
für seine Handlungen verantwortlich sei. 
In dem zusammengetragenen Material liegt 
der Wert der kleinen Arbeit. 


2. Friedenthal, E., ‚Justizrat, Preussisches 
Volksschulrecht n. bes. Berlicks. d. schles. 
Provinzalr, kl. 8". 
lau, 03. (W.G. Korn) kart. 8— 


Das Buch will das weitschichtige Material, 
welches für das preussische Volksschulrecht 
in der Provinz Schlesien in Betracht kommt, 
in kurzen Zügen und systematischer Ord- 
nung für die Interessenten in einem hand- 
lichen Buche nutzbar machen, insbesondere 
auch die Ergebnisse der Judikatur bis in 
die neneste Zeit. Namentlich im Hinblick 
auf letzteren Punkt wird die Arbeit auch 
ausserhalb Schlesiens bezüglich des gemeinen 
preussischen Schnlrechts mit Nntzen ge- 
braucht werden können. 


3. Gehrcke, J., Eisenb.- Sekr., Preussische 
Gesetze f. Eisenbahnbeamte, enth die f. 
den Dienstgebrauch n. die Prüfen. wich- 


Berlin, 02. (Frz. Schulze) 3.— | 


(VIIL, 200 5.) Bres- 


tigsten Gesetze u. Verordngn. 8°. (XII, 
496 8.) Dresden, 03. (G. Kühtmann) 
zeb. in Leinw. 3.—; durchsch. 5.— 
Diese Sehrift will ein Hilfsmittel für 
ıden Dienstgebrauch und die Prüfungen der 
preussischen Staatseisenbahnbeamten bieten. 
Sie enthält keineswegs bloss Vorschriften, 
die sich auf das Eisenbahnwesen beziehen, 
sondern überhaupt die wichtigeren ver- 
fassungs- und verwaltungsrechtlichen Gesetze 


: Preussens mit Einschluss der für jene Be- 


amten in Betracht kommenden finanzrecht- 
lichen Bestimmungen. Die reichsgesetz- 
lichen Normen, die für die obigen Zwecke 
in Betracht kommen, hat der Verfasser in 
einem anderen Werke zusammengestellt. 


4. Grünau, Dr. Wern., Frh. v., Die staats- 
und völkerrechtliche Stellung Aegyptens. 

gr. 8°. (VIII, 338 8.) Leipzig, 03. 
(Duncker & Humblot) 8.40 

In Erweiterung und teilweiser Ver- 
änderung seiner Leipziger Doktor - Disser- 
tation versucht mit dieser Schrift der Ver- 
fasser in Verbindung mit einer Uebersicht 
der (reschichte Aegyptens seit der arabischen 
Eroberung die Stellung Aegyptens als Staat 
innerhalb des Türkischen Reiches und gegen- 
über der europäischen Völkerrechtsgemein- 
schaft systematisch darzustellen. Er ist 
sich dessen bewusst, dass die Arbeit auf 
Vollständigkeit keinen Anspruch erheben 
kann, musste aber aus persönlichen Gründen 
einen vorläufigen Abschluss anstreben, Mit 
den zu machenden Vorbehalten ist das Buch 
als ein dankenswerter Beitrag zur Literatur 
über «lie eigenartigen und interessanten Ver- 
hältnisse Aegyptens zu begrüssen. Der dox- 
matische Teil behandelt nach Erörterung 
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der staatsrechtlichen Natur der grundlegen- 
den Firmane, ihres Verhältnisses zu ein- 
ander und ihrer Auslegung im einzelnen 
das Staatsgebiet, das Staatsoberhaupt und 
die Staatsangehörigen, die Herrschaftsrechte 
des Chediw und ihre Beschränkungen, den 


Eintiuss der völkerrechtlichen Beziehungen | 
Aegyptens auf seine Rechtstellung sowie 


die rechtliche Klassifizierung des ägyptischen 
Gemeinwesens. 


5. Havenstein, P, Kammerger.-R., Das 
Fischerei-Recht der Mark Brandenburg. 
Festschrift zum 25 jährigen Bestehen 
des Fischerei-Vereins f. die Prov. Bran- 
denburg. gr. 8°. (III, 130 5.) Berlin, 03. 
(F. Vahlen) 2.—; geb. 2.50 


Das Buch stellt zunächst das materielle 
Fischereirecht der Mark Brandenburg dar 
(23 8.), enthält sodann einen guten Kommen- 
tar (80 S.) des ftir ganz Preussen geltenden 
Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874, welches 
die polizeiliche Seite der Materie in glück- 
licher Weise regelt, sowie den Text der 
Ausführangsverordnung vom 8. Dez. 1887 
für die Provinz Brandenburg und den Stadt- 
kreis Berlin unter Einfügung guter Er- 
länterungen. 


6. Posener, Paul, 
Deutschen Reiches. 
(VI, 176 8.) Leipzig, 08. (Rossberg’sche 
Verlagsbnchh.) 2.80 
Einer kurzen systematischen Einführung 

in das Reichsverfassungsrecht 
eine erläuterte Ausgabe der 
(134 8.) und ein Sachregister. Das gediegen 


ausgestattete Buch bildet einen Bestandteil 


der ‚„‚Juristischen Handbibliothek“ des be- 
zeichneten Verlags. 


7. Reinsch. Dr. A., Vorstand des chemischen 
Untersuchungsamtes der Stadt Altona. 
Die gesetzliche Regelung des Milchver- 
kehrs in Deutschland insbesondere in 
len grösseren deutschen Städten. 48 S. 
gr. 8". Hamburg, 03. (Boysen) 1.50 


Eine gute allgemeine Lebersicht tiber die 


Die Verfassung des | 
Kommentar. kl. 80. | 


(30 8.) folgt 
Verfassung | 


3% 


geltenden Normen bezüglich des Milchver- 
kehrs unter Hervorhebung und Beleuchtung 
der wichtigsten Punkte. Auch für die Er- 
lassung neuer Milchverkehrsordnungen ist 
dem Schriftchen manche Anregung zu ent 
nehmen. 


8. Schroeter, geh. Regierungsrat u. vortr. 
Rat, D. Fleischbeschaugesetz u. preus. 
Ausführungsgesetz. Mit Anmerkungen. 
8°. (XV, 544 8.) Berlin, 03. (Rich. Schoetz) 

6.50 
Der bei den Vorarbeiten zum Fleischbe 
schaugesetz und seiner Durchführung für 
Preussen amtlich tätig gewesene Verfasser 
beabsichtigt einen ausführlichen Kommentar 
zu diesem Gesetze in Verbindung mit 
Professor Dr. Ostertag von der tierärztlichen 
Hochschule in Berlin herauszugeben und 
legt im obenbezeichneten Buche dem Pab- 
likum einstweilen eine Handausgabe mit 
kurzen Hinweisen und Erläuterungen vor, 
die für den Gebrauch in Preussen gute 
Dienste leisten dürfte. 


9. Seiler, Gust., Bez.-Amtsassess., Schul- 
bedarfgesetz vom 28. VIL 1902, m. 
Einleitg., Erläuteren. u. d. Vollzug» 
vorschriften. 4. u. 5. Lfg. (Schluss). ®°. 
München (C. H. Beck) 180 

komplet (XIII u. 594 8.) geb. 5.— 


Mit diesen Lieferungen ist die ausführ- 


‚ lichste Ausgabe des neuen bayerischen Schul- 


bedarfgesetzes zum Abschluss gebracht. Der 
eigentliche Kommentar nebst Einleitung 
füllt nicht weniger als 366 Seiten bei einem 
Gesetz von nur 23 Artikeln. Die Reich- 
haltigkeit der Erläuterungen ist aus diesen 
Zahlen ohne weiteres ersichtlich. Die vor- 
treffliche Denkschrift der Staatsregierung ist 
dabei natürlich in ausgiebigem Masse nutz- 
bar gemacht. Die Vollzugsvorschriften nebst 
den sonst einschlägigen Bestimmungen (über 
Schulpflicht, Schulbedarf, Schulorganisation 
ete.), darunter auch die neue Schulpflichtver- 
ordnung vom 4. Juni 1903 umfassen 211 
Seiten. Einer weiteren Empfehlung bedarf 
das Werk nicht. 


Kirchenrecht. 


Abhandlungen, kirchenrechtliche. Hrsg. 


v. Prof. Dr. U. Stutz. gr. 8°. Stutt- 
wart, 03. (F. Enke). 
4. Heft: Albrecht, Dr, Friedr., Ver- 


brechen und Strafen als Ehescheidungs- 

erund nach evangel. Kirchenrecht. 

(VI, 220 S.) 1.20 

Hier wird der bezeichnete Ehescheidungs- 
grund zunächst für das 16. und 17., dann 
für die Zeit vom Ausgang des 17. bis zum 
Anfang des 19. Jahrhunderts untersucht 


Dabei wird zwischen Lehre, Gesetzgebung 
und Uebnng unterschieden und hierauf das 
' Ergebnis festgestellt. Der Schlussabschnitt 
‚behandelt die Zeit vom Anfang des 19. Jahr- 
'hunderts bis zur Gegenwart, wobei der Weg- 
fall der naturrechtlichen Grundsätze, die 
Rechtsprechung des Reichsgerichts und das 
BGB. in ihrem Einflusse auf jenen Schei- 
dungsgrund betrachtet werden. Die Arbeit 
ist sehr dankenswert. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Brentano, L., Die (jetreidezölle als Mittel 
gegen die Not der Landwirte. [Ans: 
„Deutschland“.) gr. 8°, (64 5.) Berlin, 03. 
(C, A. Schwetschke & Sohn) un 

Wer die sonstigen in den letzten Jahren 
anlässlich der Zolltarifvorlage erschienenen 
Schriften Drentano's kennt, wird in der vor- 
liegeuden Broschüre nichts Neues finden : sie 
ist eine wirksame Zusammenfassung der aus 
der Geschichte der englischen Landwirtschaft 
und Getreidezollgesetzgebung abstrahierten 
Argumente gesren Getreidezölle. Die Bro- 
schüre müsste deshalb auch den Titel tragen : 
Die Gretreidezölle als Mittel gegen die Not 
der englischen Landwirte Allerdings 
werden aus den englischen Verhältnissen, 
deren unübertrefflicher Kenner der Verfasser 
ist, Nutzanwendungen auf die deutschen 
Zustände gezogen; aber wir miissen, bei 
aller Hochachtung vor der Gelehrsamkeit des 
Verfassers, gestehen, dass wir sie nicht für 
durchaus zutreffend halten können 


2. Canderlier, Em., 1, “volution &eonomique 
du XIXe siecle: Angleterre, Belgique, 
France, Ftats-Unis. 8°. 246 8. Bruxelles 
(Lamartin), Paris (V. Giard et L. Briere), 
Stuttgart, 03. (Kohlhammer). 

Ein belesener und kenntnisreicher bel- 
gischer Industrieller trägt in dem vor- 
liegenden Buch seine Ansichten über Ur- 
sachen und Wirkungen des industriellen 
Aufschwungs im 19. Jahrhundert in Eng- 
land, Belgien, Frankreich und den Vereinigten 
Staaten vor. Leider fehlt Deutschland, über 
das wir Deutsche gerne die Urteile eines 
Ansländers vernommen hätten. Das Buch ist 
lesenswert ; neben guten Zusammenstellungen 
der Ansichten anderer beachtenswerter 
Schriftsteller bringt es auch manches Nene. 
Der Verfasser ist ein warmer Anhänger der 
wirtschaftlichen Freiheit welcher die bis- 
herige Blüte zu verdanken sei und der er 
volle Geltung für die Zukunft wünscht. Den 
Hauptinhalt des Werkes bildet eine Unter- 
suchung über die Lage (der Arbeiter und 
deren Verbesserung im Zeitalter des indw- 
striellen Fortschrittes. 


3. Eichmann, Dr., Finanzassess., Entwicklg. 
u. Stand des Kredit- u. Genossenschafts- 
wesens d. Siebenbürger Sachsen (unter 
Berücksicht. des allgemeinen ungar. 
(renossenschaftsrechtes sowie des Ge- 
setzes-Artikels XXIII v. 1898 „üb. die 
wirtschaftlichen u. gewerbl. Kredit- 
genossenschaften“\ Diss. gr. 8°. (VIII, 
211 8.) Berlin, 03. (Puttkammer & Mühl- 
brecht) 3. 
Im 1. Kapitel erörtert der Verfasser die 

älteren Kreditinstitute mit wesentlich ge- 


nossenschaftlichem Charakter; im 2. Kap. 
schildert er die neuen Kreditgenossenschaften 
(System Raiffeisen) und deren Verband; im 
3. die anderweitigen sächsischen Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften. Das 4. 
Kapitel gibt eine Darstellung des ungarischen 
Genussenschaftsrechts unter Berücksichtigung 
des Gesetzesartikels XXIII von 1898, betr. 
die wirtschaftlichen und gewerblichen Kredit- 
genossenschaften (Zentral - Kreditgenossen - 
schaft Budapest. Im 5. Kap. werden die 
anderen Kreditinstitute (Aktiengesellschaften) 
der Siebenbürger Sachsen besprochen und 
eine Statistik gegeben. Im Anhang sind die 
Statuten des Verbandes Raiffeisenscher Ge- 
nossenschaften und die auf die Zentral- 
genossenschaft bezüglichen (Gesetzesartikel 
abgedruckt. Die Abhandlung ist sehr ein- 
gehend und gibt ein vollkommenes Bild vem 
Kredit- und Genossenschaftswesen der Sieben- 
bürger Sachsen. Sie stützt sich im wesent- 


‚lichen auf die Jahresberichte, Denkschriften, 


Statuten usw. und persönliche Auskünfte der 
betr. Institute bzw. ihrer Leiter. Der Ein- 
blick, den uns der Verfasser in dankenswerter 
Weise eröffnet, führt zu dem erfreulichen 
Ergebnis, dass die sächsischen Kreditinstitute 
anf einer sehr hohen Stufe stehen und nach 
Zahl und Mannigfaltigkeit den verschiedensten 
Bedürfnissen des Wirtschaftsleben in be- 
friedigender Weise entsprechen. 


4. Franke, Dr. B., Der Ausbau des heutigen 
Schutzzollsystems in Frankreich u. seine 
Wirkungen im Lichte der Handels- 
statistik. gr. 8°. (XII, 148 8.) Leipzig, 
03. (Duncker & Humblot) 4. — 
‘s fehlte bisher an einer zusammen- 

hängenden Darstellung der französischen 
Handelspolitik der letzten 20 Jahre Die 
vorliegende Arbeit Dr. B. Franke's sucht 
diesem Mangel abzuhelfen und verdient schon 
um deswillen Beachtung. Insbesondere 
schildert der Verfasser die Zolltarifreform 
von 1892 und ihre Wirkungen, soweit diese 
aus der Handelsstatistik erhellen. Auf Grund 
seiner eingehenden, grösstenteils auf franzö- 
sisches Material gegründeten Untersuchung 
kommt er zu dem Ergebnis, dass die 
französische Schutzzollpolitik zwar keine 
grossartigen Erfolge aufzuweisen habe (der 
Handelsmarine hat die künstliche Staatshilfe 
nur wenig geholfen), dass sie aber der 
französischen Volkswirtschaft eine ruhige, 
langsam fortschreitende Entwickelung ge- 
sichert habe. Jedenfalls sei der langsame 
Fortschritt und die teilweise Stagnation des 
französischen Wirtschaftslebens nicht in 
erster Linie auf die Schutzzollpolitik, sondern 
auf den Stillstand in der Volksvermehrung 
und den Mangel an Initiative bei seinen 
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Kaufleuten und Industriellen zurlickzu- 
führen. 
5. Godet, Marcel, Das Problem der Zen- 


tralisation des schweizerischen Bank- 
notenwesens. (V, 86 S.) gr. 8°. Leipzig, 
02. (Duncker & Humblot) 2.20 


Die Frage der Zentralisierung des Bank- 
wesens ist in der Schweiz schon wiederholt ' 
literarisch behandelt worden. Aber die uns: 
bekannt gewordenen Schriften sind teils Ge- 
legenheitsschriften, teils gehen sie von ge- 
wissen politischen oder wirtschaftlichen 
Meinungen aus und entbehren der wissen- 
schaftlichen Objektivität. Die vorliegende 
Untersuchung M. Godet's füllt demnach eine 
Lücke aus, indem sie die für die Schweiz 
wichtige Frage neuerdings und zwar wissen- 
schaftlich und gestützt auf reiches amtliches 
Material erörtert. Sie zerfällt in drei Ab- | 
schnitte, Der erste bebandelt die Geschichte 
der Zentralbankfrage, führt sie bis zur 
Gegenwart fort und stellt die Ursachen fest, 
an denen die Zentralisation bisher gescheitert 
ist. Der zweite gibt eine Darstellung der 
heutigen Notenbank- und Geldmarktverhält- 
nisse der Schweiz und untersucht die Frage, 
ob die gegenwärtigen Zustände reformbe- 
dürftig sind, während der dritte Abschnitt 
die Richtung der Reform anzugeben versucht. 
Indem der Verfasser die Notwendigkeit der 
Reformen anerkennt, schlägt er mit Rück- 
sicht anf die besonderen Schweizer Verhält- 
nisse vor: Gründung einer Monopolnotenbank | 
als Rediskonto-, Depositen- und Girostelle 
der bisher bestehenden Emissionsinstitute, 
welche von diesen und den Kantonen finanziell 
ausgerüstet, von ihnen gemeinschaftlich 
unter Mitwirkung und Aufsicht des Bundes 
zu verwalten wäre. 


6. Guyer-Freuler, Ed., Kritische Betrach- 
tungen üb. Staats- u. Gemeinde-Haushalt. 
gr. 8°, (39 8.) Zürich, 08. (Art. Institut 
Orell Füssli) 1.20 


Die vorliegende Broschüre, ein Separat- 
abdruck aus (der Neuen Zürcher Zeitung, be- 
schäftigt sich nur mit den Verhältnissen des 
Kantons und der Gemeinde Zürich. Der 
Verfasser mahnt zur Sparsamkeit in den 
Ausgaben und zu einer Reform des Ein- 
nahme-, insbesondere des Steuerwesens, das 
allerdings in hohem Masse reformbedürftig 
ist. Auf Einzelheiten geht der Verfasser 
nicht ein. 

7. Habersbrunner, Dr. Frz., Die Lohn-, 
Arbeits- u Organisations-Verhältnisse im | 
deutschen Baugewerbe m. besond. Berück- 
sichtigung d. Arbeitgeber-Organisation. 


Eine volkswirtschaftl. Stndie. ger. ®”. 
(XIV, 260 S) Leipzig, 03. (A. Deichert 
Nachf.) 5.25 


Die Schrift Dr. Habersbrunner's gliedert 


| tender Weise die Frage, 


6 


sich in zwei Teile; der erste handelt von den 
Lohn- und Arbeitsverhältnissen im deutschen 
Baugewerbe, der zweite von dessen Örgani- 
sationsverhältnissen. Der 1. Teil zerfällt in 
drei Kapitel: das erste bespricht in einlei- 
wer im Kampfe 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter der wirt- 
'schaftlich Schwächere sei; das 2. Kapitel 
schildert im einzelnen an der Hand zahl- 
reichen statistischen Materials die Lohn- und 
Arheitsverhältnisse des Baugewerbes seit Er- 
lass der Gewerbeordnung und gibt eine Kritik 
derselben; das 3, Kapitel handelt von den 
Streiks. Der 2. Teil, der 5 Kapitel umschliesst, 
behandelt im 1. Kapitel die Organisation 
der deutschen Manrer; im 2.—4. die Gegen- 
organisation der Arbeitgeber (Innungsverband 


‚deutscher Baugewerksmeister, deutscher Ar- 


beitgeberbund für das Baugewerbe, im 5 
die Kooperation der organisierten Arbeitgeber 
und Arbeiter. Im Anhang gelangen ver- 
schiedene Statuten und Verzeichnisse der zum 


‚Arbeitgeberbunde gehörigen und der dem- 


selben noch nichtangeschlossenen Arbeitgeber- 
verbände zum Abdruck. Der Verfasser war 
für seine Arbeit besonders vorbereitet dadureh, 
dass er drei Jahre lang praktisch im Dienste 
baugewerklicher Arbeitgeberorganisationen 
tätig war Es verrät sich dies auch in der 
bemerkenswerten Kenntnis des Details. Aber 
seine Tätigkeit im Dienste einer Organisation 
hat ihn nicht einseitig gemacht, vielmehr 
muss man der Unparteilichkeit, mit der die 
einschlägigen Verhältnisse dargestellt werden, 
besondere Anerkennung zollen. Besonderes In- 


. teresse wird man der Darstellung der Arbeit- 


geberorganisation entgegenbringen als der 
ersten ausführlichen in der volkswirtschaft- 
lichen Literatur. Wir wünschen, dass die 
mühevolle und verdienstliche Arbeit des Ver- 
fassers viele Leser finden möge. 


8. Helfferich, Dr. Karl, Legat.-R. Prof., Geld 
u. Banken. {In 2 Thin.) 1 Tl. Das Geld. 
gr.8". (X, 5% 8.) Leipzig, 03. (C.L. 
Hirschfeld) 17.50; geb. 19.50 

Das vorliegende Werk zerfällt in einen 
geschichtlichen und einen theoretischen Teil 
In dem geschichtlichen Teil wird zuerst die 
Entwicklungsgeschichte des Geldes und der 
Geldsysteme erörtert und dann die Gestaltung 
der Edelmetall- und Währungsverhältnisse 
seit der Entdeckung Amerikas geschildert, 
wobei der deutschen Minzreform eingehende 
Betrachtung gewidmet wird. Der theoretische 
Teil beginnt mit einer Untersuchung des 
Geldbegriffes im wirtschaftlichen Sinne und 
der Rolle, welche das Geld in der Wirtschafts 
ordnung spielt; daran reiht sich eine Unter- 
suchung des juristischen Geldbegriffes. Ein 
weiterer Abschnitt handelt von der Geld- 
verfassung, d.h. den Erfordernissen des Geldes, 
dem Geldsystem, der internationalen Geld- 
verfassung. Der letzte Abschnitt bringt Er 
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stand e. Notwendigkeit? Ein kleiner 
Beitrag zur Monopolisierg. des Welt- 
handels durch Deutschland. gr. 8°. (95 
n. 238 m. 5 Taf. graph. Darstellen.) 
Leipzig, 03. (Luckhardt's Buchh. f. Ver- 
kehrswesen) 3. 


örterungen über: Geldbedarf, Geldversorgung, | 
Geldwert. Das Buch Helfferichs ist eine sehr ' 
beachtenswerte und mit Dank zu begrüssende, | 
wissenschaftliche Leistung. Was wir an ihm | 
besonders rühmen dürfen, ist seine Voll-| 
ständigkeit und seine Klarheit. Der geschicht- | 





liche Teil, der mit zahlreichen statistischen | 


Belegen über Edelmetallproduktion, Wert- 
relation zwischen Gold und Silber versehen 


Der Verfasser sucht nachzuweisen, dass 
das gewerbsmässige Speditionsgeschäft im 
‚allgemeinen keine Notwendigkeit für (den 


ist, enthält in gedrängter und zuverlässiger | Handelsstand sei, ja dass der Handel viel- 


Darstellung eine reiche Fülle geschichtlichen ' 


und tatsächlichen Materials; der zweite zeigt 
den tüchtigen Theoretiker, der nicht nur die 


fremden Ansichten kennt und beherrscht, 


sondern auch zu selbständigen Ergebnissen 
gelangt. Wer über das Geldwesen sich gründ- 
lich unterrichten will, muss dieses Buch zur 
Hanı nehmen. 


9, Jahresbericht der Handels- und Gewerbe- 
kammer zn Zittau für 1902. gr. 8°. (XLII, 


mehr manche Beeinträchtigung durch das 
Speditionsgeschäft erleidee Er sucht dies 
: aus gewissen Praktiken im Speditionsgewerbe, 
welche er eingehender schildert, darzutun. 
‚Eine Reihe instruktiver Tabellen und Dia- 
gramme über Rendite der Spedition und ver- 
wandter Gewerbe, ilber Beteiligung des 
'Speditionshandels an einzelnen Produkten 
‚und Fabrikaten, Gebühren beim Export u. a, 
sind der Schrift beigegeben. 


311 0.568.) Zittau. (R. Menzel) 3.— | 
Ein sehr gründlicher und eingehender 12. Schippel, M., Zuckerproduktion und 
Bericht aus dem industriereichen Bezirk so- Zuckerprämie bis zur Brüsseler Kon- 
wohl über die Tätigkeit der Handels- und vention 1902. gr. 8°. (VIII u. 419 S.) 
Gewerbekammer wie über die Lage von Handel Stuttgart, 03. (Dietz Nachf.) 6.— 
und Gewerbe nach einzelnen ‚Berufszweigen, Nach einer kurzen Einleitung schildert 
dem zahlreiche statistische Mitteilungen bei- | ger Verfasser den Ursprung des Zuckerrohrs, 
gegeben sind. seine erste Verarbeitung und Verbrauchs- 
weise, das erste Auftauchen des Zuckers im 
10. Lusensky, F.,Geh. Ob.-Reg.-R. vortr. Rat, Abendland, seine allmähliche Verbreitung, 
Der zollfreie Veredelungsyerkehr . gr. 8°. | die Wanderung der Rohrkultur nach West- 
(VI, 2188.) Berlin, 03. O. Häring) 5.— afrika, Westindien und dem amerikanischen 
Der Verfasser will, wie er im Vorwort Festland, die Arbeitsverfassung in den 
auseinandersetzt, den zahlreichen für den | Plantagen, Konsum un. Raffinerie in Europa 
Veredelungsverkehr sich interessierenden | bis Ende des 18. Jahrhunderts. Ein 2. Ab- 
Kreisen der Bevölkerung, Kaufleuten, Indu- ' schnitt behandelt die Geschichte der Rüben- 
striellen, Zollbeamten, Handelsvertretungen,  zuckerindustrie in Deutschland, Oesterreich, 
Politikern, Volkswirten, die Beschäftigung | Frankreich in technischer und wirtschaft- 
mit dem spröden Stoff erleichtern und nicht licher Beziehung, die Steuersysteme, die 
nur den geltenden Rechtszustand auf Grund Ausfuhrprämien und den Kampf um den 
reichs- und landesrechtlicher Vorschriften, ' Weltmarkt. Der dritte umfangreichste Teil 
sowie den Umfang des Veredelungsverkehrs | ist einer Darstellung der Gegenströmungen 
an der Hand der Reichsstatistik darstellen, in den Einfuhrländern, den Vereinigten 
sondern auch den Gegenstand insystematischer | Staaten und England, gewidmet, wobei auch 
Entwickelung wissenschaftlich vertiefen. | der Verfall Britisch-Westindiens und die Ver- 
Darüber hinaus unternimmt der Verfasser | hältnisse Indiens erörtert werden. Der letzte 
auch eine kritische Betrachtung des Ver- Abschnitt befasst sich mit der Geschichte 
edelungsverkehrs und der auf seine Anus- der internationalen Zuckerkonferenzen. In 
dehnung abzielenden Bestrebungen, indem er der Anlage sind die Konventionen von 1864, 
verwandte Einrichtungen des In- und Aus- 1888 und 1902 im Wortlaut wiedergegeben. 
lands in seine Erörterung einbezieht. Die | Schon diese gedrängte Uebersicht kann eine 
schwierige Materie hat hier ihren fach- | Vorstellung von dem reichen Inhalt des 
kundigen Meister gefunden; Lusensky gibt Werkes geben. Wir haben es mit einer 
zum erstenmal eine übersichtliche und er- sorgfältigen, auf umfassendes Material und 
schöpfende Darstellung (es Wesens des Ver-  tfleissigster Benützung der Literatur ge- 
edelungsverkehrs, seiner gesetzlichen Rege- gründeten Untersuchung zu tun, deren 
lung, seines Umfanges und seiner Aufgaben, | Lektüre anregend und belehrend ist. 
für die er des Dankes der praktischen Ge- Schippel versteht es, die Umwälzungen in 
schäftswelt, der Beamtenschaft und der der Zuckerindustrie, ihre Rückwirkung auf 
Wissenschaft sicher sein darf. ‚die Stellung der Kulturstaaten und Kolonien 
zueinander, auf die Arbeitsverhältnisse usw. 
11. Olaf, M. D., Ist das gewerbsmässige anschaulich darzustellen, Das Werk ist mit 
private Speditionswesen f. den Handels- | wissenschaftlichem Geist geschrieben und 
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darf Anspruch auf allgemeine Beachtung 
erheben, 


13. Streitfragen, soziale. Beiträge zu den 
Kämpfen der Gegenwart. Hrsg. v. Adf. 


Damaschke. 15. u. 14. Heft. gr. 8”. 
Berlin (J. Harrwitz Nachf.) je --.50 
13. Rein, Dr. W., Ethik u. Volks- 


wirtschaft. Eine Skizze. 1.u.3. Taus. 
(24 8) —,50 
14. Schrameier, Dr , Admiralitätsrat, 
Wie die Landordnung von Kiautschou 
entstand ? 2. u. 3. Taus. (24 5.) —.50 

Die kleine Skizze von W. Rein bringt 
über die Frage des Verhältnisses der Ethik 
zur Volkswirtschaft nichts wesentlich Neues 
bei, fasst aber das, was vom Standpunkt 
der sozialen Ethik aus gegenüber dem 
Kommunismus einerseits, dem individualisti- 
schen Liberalismus andererseits gesagt 
werden kann, geschickt und wirkungsvoll 
zusammen. Besonders betont ist die Wichtig- 
keit der „Bodenreform“ für die allgemeine 
Wohlfahrt. 

Ganz im Rahmen der Bodenreformbe- 
werung bewegt sich die Broschüre des 
Admiralitätsrates Pr. Schrameier in Tsingtau, 
insoferne sie eine authentische Darstellung 
der Entstehung der Landordnung in Kiaut- 
schon gibt, die, wenn sie auch nicht unter 


dem Einfluss bodenreformerischer Lehren 
entstand, doch mit deren Zielen über- 
einstimmt., 


14. Tschierschky, Dr. S., Kartell und Trust. 
Vergleichende Untersuchungen über 
deren Wesen u. Bedeutung. 5°. (129 8, 
Göttingen. (Vandenhoeck & Ruprecht) 

2.80 

Wie schon der Titel besagt, handelt es 
sich in der vorliegenden Abhandlung um 
einen Vergleich zwischen Kartellen und 

Trusts. Es muss anerkannt werden, dass 


Bun — 


der Vergleich mit Gründlichkeit und grusser 
Sachkenntnis durchgeführt ist. Die Tätig- 
keit als Geschäftsführer des Vereins der 
deutschen Textilveredlungsindustrie und 
einer Preiskonvention hat dem Verfasser 
einen genauen Einblick in die Verhältnisse 
der industriellen Produktion und die Be 
dingungen des Kartellwesens verschafft. 
Aber auch nach der theoretischen Seite hin 
verdient seine Schrift Anerkennung und Be 
achtung; insbesondere hat er zur Üharakteri- 
stik der Kartelle viel neues Material beige 
bracht. Der Auffassung des Verfassers hin- 
sichtlich der aus dem TÜeberhandnehmen 
der Trusts drohenden Gefahren können wir 
uns anschliessen ; dagegen will uns bezüglich 
seiner Beurteilung der Kartelle scheinen, 
als ob über den unleugbaren Vorteilen der 
Kartelle für die beteiligten Unternehmer dere 
mögliche Gefahren für die Gesamtheit nicht 
nach ihrer vollen Tragweite gewürdigt 
worden seien. Jedenfalls aber ist die Schrift 
ein wertvoller Beitrag zur Erkenntnis dieser 
neuzeitlichen Organisationen. 


15. Wächter der k. k. Staatsbahnen, Dir 
Lage der. Auf Grund e. Erhehg. d. 
k. k. Eisenb.-Minist. hrsg. v. arb.-stat. 
Amt im Handelsministerium. Lex. 8“. 
(III, 91 8.) Wien, 03. (A. Hoelder). 
Die k. k. österr. Eisenbahnverwaltung 
hat i. J. 1898 eine umfassende Erhebung 
über die wirtschaftliche Lage der Wächter 
bei den Staatsbahnen auf Grund von Frage 
bogen durchgeführt, welche zunächst als 
Grundlage für eine Reihe die Lage dieser 
Bediensteten betreffenden Massnahmen dienen 
sollten. Das arbeitsstatistische Amt hat das 
Erhebungsmaterial dann durch den Mini 
sterial-Vizesekretär Dr. v. Bauer verarbeiten 
lassen. Die Ergebnisse dieser Bearbeitung 
sind in dem vorliegenden Heft enthalten. 
Weitere Studien über die Lage der Stants- 
bahnbediensteten sollen nachfolgen. 


Politik. 


Schrepfer, Rud., Pfalzbayerns Politik 
im Revolutionszeitalter von 1789— 1793. 


Auf Grund archival. Materials bearb. 
er. 8°. (VII, 137 8) München, 09. 
(J. F. Lehmann's Verl.) 3.— 


Der bedeutungsvolle Gegenstand ist unter 


Benutzung des Bayerischen Staatsarchivs, 
des Haus-, Hof- nnd Staatsarchivs zu Wien, 
sowie von Ergänzungen aus dem Pariser 
Archiv des Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten gründlich behandelt. 16 Ur- 
kunden sind als Beilagen abgedruckt. 


Varia. 


1. Gumpel, $., Die Spekulation in Gold- | 
minenwerten. Prakt. Ratschl. u. Be- 
lehrungen. Mit Karten und Plänen. S”, 
(VII, 243 S.) Freiburg i. Br., 03. (Fr 
E. Fehsenfeld.) 

Der Verfasser, der auf dem von ihm be- 


handelten Gebiete zweifellos durchaus sach- 
kundig und erfahren ist, unternimmt es, das 
deutsche Publikum über Goldminenwerte auf- 
zuklären und ihm bei der Spekulation in 
diesen mit praktischen Ratschlägen an die 
Hand zu gehen. Zu diesem Zwecke werden 
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die einzelnen Minenunternehmungen und deren | erbfolge, die in der vorliegenden Arbeit eben- 
Werte auf ihre Solidität und Rentabilität so eingehend als anregend dargestellt wird. 


untersucht, 
Verfasser gegen die schwindelhafte Reklame 
und Agitation, wie sie von deutschen und 
ausserdentschen Instituten für ganz aussichts- 
lose Werte betrieben wird. 
dem Buch allgemeine Beachtung. 


2. Ikeda, Dr. R., D. Hauserbfolge in Japan 
u. Berücks. der allgem. 
Kultur u. Rechtsentwicklung. gr. 8°. 
(XXI, 268 S.) Berlin, 03. (Mayer & Mül- 
ler.) 


Das ältere japanische Recht stand fast 
ganz unter chinesischen Einflüssen. Erst die 
vor etwa 20 Jahren erfolgte politische Um- 
wälzung hat Japan der europäischen Kultur 
und dem europäischen Recht erschlossen. Zu- 
nächst waren es französische und englische, 
dann deutsche Rechtsquellen, die sich in 
Japan Eingang verschafften. Insbesondere 
folgt das japanische BGB. deutsch-römischen 
Normen. Die nationalen Eigentümlichkeiten 
treten naturgemäss am stärksten im Fainilien- 
und Erbrecht hervor. Ein besonders inte- | 
ressantes Kapitel bildet die japanische Haus- 


Sammelwerke. 


1. Beiträge zur —— des BGB. Ursg. 
von Proff. Dr. Frz. Bernhoeft u. Dr. Jul. 
Binder. 4.u.5. Heft. gr. 8°. (8. 237—37 8. 
Leipzig, 03. (A. Deichert Nachf.) 320. 


Das Doppelheft bringt eine tiefgehende 
Abhandlung von Professor Dr. Oetker in 
Würzburg über Notwehr und Notstand nach 
den * 227, 228, 904 BGB. die Fortsetzung 
des Bunsen’schen Berichts über die Recht- | 
sprechung zum BGB. und die Xr. 16—19 des | 
„Sprechsaals“. | 


2. Encyclopädie der Rechtswissenschaft in 
systematischer Bearbeitung. Begründet | | 
von Dr. F. v. Holtzendorff, Unter Mit- 


Sehr energisch wendet sich der 


ir wiinschen | 


japanischen | 


1.—; geb. 8— | 


3. Ortloff, Dr. H., Landg.-Rat a. D., Recht 
und Staat, ein Organismus. gr. 8». (63 8.) 
Weimar, 03. (H. Grosse.) 


Eine interessante Schrift, die namentlich 


dem Jünger der Rechtswissenschaft „einen 


tieferen Einblick in die organische Einheit 
von Recht und Staat‘ erschliessen will. 


4. Schiff, Dr. Walter, Privatdozent, Grund- 
riss des (österr.) Agrarrechtes mit Ein- 
schluss des Jagd- nnd Fischereirechtes. 
gr. 8°. (X, 153 8.) Leipzig, 03. (Duncker 
& Humblot) 
Die vorzüglichen, von Finger und Frankl 

herausgegebenen Grundriss des österreichi- 
schen Rechts erfahren durch das vorliegende 
Heft eine erhebliche Bereicherung. In über- 
sichtlichen, klaren und begriffsscharfen Aus- 
führungen behandelt der Verfasser das Agrar- 
recht, das Jagdrecht und das Fischereirecht 
nach österreichischen Gesetzen. Seine Arbeit 
ist umso verdienstlicher, als eine andere 
brauchbare systematische Darstellung günz- 
lich fehlt. 


Enzyklopädien. 


wirkung v. @. Anschütz, L. v, Bar, E. 
v. Beling, u.a. hrsg. v. Prof. Dr. J. Kohler. 
6., der Neubearbeitung 1. Aufl. (In etwa 
21 Lign.) 11./12. Lig. (Bd. IT) u. 13. Lig. 
("d.D). gr. 8°. Leipzig (Duncker & Hum- 
blot) und Berlin (J. Guttentag) 5.40 


Diese Lieferungen enthalten in Fortführung 
des I. Bandes die Vollendung der Grundzüge 
des deutschen Privatrechts (G@ierke) und den 
Anfang einer überaus anregenden, geistvollen 
Darstellung des neuen Bürgerlichen Rechtes 
(Kohler); in Fortführung des II. Bandes den 
Hauptteil des Strafrechts (Wachenfeld) und 
die SS 1—44 einer wertvollen Darstellung 
des Strafprozessrechts (Beling). 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


il. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- | 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- | 
gründetv.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 
Nr. 10. München (J. Schweitzer Verlag) 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— 

Das 10. Heft des Jahrganges 1903 ent- 
hält: Ueber Anfang, Unterbrechung und 
Schluss der Legislaturperioden oder: com- 
ment le pouvoir exteutif arrete le pouvoir 


lögislatif? von Adolf Arndt, Professor in 
Königsberg. — Die Aufbringung der Mittel 
der (deutschen Invalidenversicherung, von 
Dr. H. von Loeper, Regierungsrat in Berlin 
(Sehluss). — Mitteilungen zur deutschen Ge- 
nossenschaftsstatistik von 1900, von Dr. A. 
Petersilie, Geh. Reg.- Rat und Professor, 
Leiter der statistischen Abteilnng der Preussi- 
schen Zentral-Genossenschaftskasse (Schluss). 
— Skizzen und Notizen: Unterschlagung von 
durch Postanweisung übersandtem Geld. — 
Ans den Gesetzblättern. 
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2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 
1903. Nr.30—34. Leipzig (Jüstel & Göttel) 
vierteljährlich 9.— 

Durch die Nummern 30—33 zieht sich 


die Fortsetzung des Artikels: V ersicherungs- 


vertrags-Gesetz ; Nr. 34 enthält einen Artikel: 
Die geplante Neuregelung der Unfallversiche- 


rung, von Dr. P. Posener, Ausserdem bringen. 


die Nummern zahlreiche kleinere Mitteilungen 
und statistisches Material aus allen Gebieten 
des Versicherungswesens. 


3. Arbeiter-Versorgung, Die. XX. Jahrg. 
1903. Nr. 20— 24. Hoch. 4°. Grunewald- 
Berlin (Verl. d. Arbeiterversorgung, A. 
Troschel) 


halbjährlich 7.— | 


— — 
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Mitteilungen von Näcke, Siefert und Hahn, 
sowie Bücherbesprechungen von Näcke und 
Gross. 


Inhalt des 4. Heftes: Abhandlungen: 
Näcke, Zur Physio - Psychologie der Todes- 
stunde; Haussner, Die Verfolgung fuehtiger 
Verbrecher; Matthaes, Zur Statistik der Sitt- 
lichkeitsverbrechen; Bruns, Genie, Dandysm 
und Verbrechertum; einige psychologische 
Anregungen; (Gross, Zur Frage vom psych»- 
pathologischen Aberglanben ; Schütze, Nach- 
trag zu Band XII S. 175 ff. Dazwischen ist 
über „einen abscheulichen Fall‘ berichtet. 
Ferner: Kleinere Mitteilungen von Näcke 
und Bücherbesprechungen von Näcke, Kellner, 
Matthaes, Lohsing u. Gross. 


Abhandlungen : Vorschläge zur Aenderung 


der Vorschriften betr. Eintreten der Berufs- 
genossenschaften für den Verletzten in der 


Karenzzeit (Breithaupt). Fortlaufende Nach- 
weisung der Bestände der mit Erwerbsun- 
Erkrankungsfälle 


verbundenen 
(Prinz). Die finanzielle Gestaltung des 
Gemein- und Sondervermögens der Ver- 
sicherungsanstalten (Leicht). Zu der Ver- 
jährung der Invalidenversicherungsbeiträge. 
Zu der Krankenversicherung der Dienstboten. 
Anspruch der Krankenkasse auf das berufs- 
genossenschaftliche Sterbegeld (Fuld). Die 
Erstattung von Beiträgen gemäss $ 42 des 
Invalidenversicherungsgesetzes. Zur Verein- 
fachung der Arbeiterversicherung (Zacher). 
— Verwaltung und Rechtsprechung. Mit- 
teilungen. Beantwortung von Anfragen. 


fähigkeit 


4. Archiv f. erste ar und 
Kriminalistik, hrsg. v, Prof. Gross. 
12. Bd. H. 2—4. 
Vogel) 


8, 
pro Band 12.— 


An Abhandlungen bringt Heft 2—3 fol- 


gende: Windt, Ueber Daktyloskopie mit (17 
Abbildungen); Paul, Sichtbarmachung la— 
tenter Finger- und Fussabdrücke;, Witry. 
Das Reformatorium von Elnira: Berge, 
Meinungsdissonanzen der sachverständigen 
Psychiater; Mothes, Versuch der Tötung 


durch ein kaltes Bad; Pollitz, Beiträge zur‘ 


Begutachtung alkoholistischer Störungen in 
foro; Strassmann, Zur Kenntnis der Zeichen 
des Erhängungstodes; Schütze, Die Technik 


Leipzig (F.C.W. | 


5. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“). Redig. u.hrsg. v.k.k 
Handelsministerium. III. Jahrg. (1903 | 
Nr. 6. Wien (Manz) jährlich 20 — 
Die vorliegende Nummer enthält in ihrem 

'Gesetzgebungsteilu.a. eine Uebersicht 

über neue auf Industrie, Handel, Unter- 

nehmungs- nnd Urheberschutz, Stenerwesen, 
allgemeinen Rechtsschutz bezügliche Ge 
setze und Verordnungen, das neue österr. 

Gesetz vom 10. Juni 1903 betr. Revision 

der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

‚ sowie anderer Vereine, eine österr. Verordnung 

betr. die Behandlung der Handelsreisenden aus 
dem Zollausland, eine hamburgische Bekannt- 
machung betr. Messung und Wägung anslän- 

‚discher Nutzhölzer, den Vertrag zwischen 

‘Frankreich und Montenegro zum Schutze 
| des literar. und artist. Eigentums, den 

Handelsvertrag zwischen Griechenland und 

der Türkei, das italienische Gesetz über den 

Präventivausgleich bei Zahlungseinstellangen, 

den Handelsvertrag zwischen Mexiko nnd 

Persien, das neue Handelsgesetz von Peru. 

Der statistische Teil enthält u. a. eine 

Uebersicht über die Eisenbahnen der Erde, die 

‘Kupferproduktion der Welt, die Hanpter- 

gebnisse des österr.-ung. Aussenhandels i. 

J. 1902, den Verkehr auf der österr. Elbe- 

strecke 1902, die Zuckerindustrie Italiens, 

Japans Aussenhandel und Schiffahrt 1902. 

die Glasfabrikation der Vereinigten Staaten 

von Amerika. 





des Stempelfälschers und das Arbeitshaus 


als seine technische Hochschule, sowie einige 


Vorschläge zur Abhilfe (mit 6 Abbildungen); 
Gross, Zur Frage der Voruntersuchung ; 
Näcke, 
der „Verbrecherneigung“ wirklich näher ge- 
kommen, wie Lombroso glaubt? 
Einfluss irriger Rechtsanschauungen bei 
der Begehung von Verbrechen; Lelewer, 
Zur Frage (der Strafprozessreform; Ofele, | 
Rechtsanfänge bei den Grönländern, nach 
Sverdrup; Schneickert, Ueber Gedankenlesen; 
Schütze, Aberglauben, Wahrsagerei und Kur- 
pfuscherei. 


Sind wir dem anatomischen Sitze | 


Mothes, | 


Ferner enthält das Heft kleinere 


6. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. XIII. Bd. Heft 3/9. gr. >®. 
— (Rossberg'sche Verlagsbuchhand- 
lung jährlich 14.— 

Das 1 Doppelheft bringt folgende Abhand. 
lungen: Voraussetzung und Zwerk. (Ober 
landesgerichtsrat Staffel in Dresden). Die 
Kostenentscheidung bei Streitgenossenschaft 
(Landgerichtsrat Dr. @. Lessing in Leipzig‘. 
‚Fabrik und Werkstätte (Rechtsanwalt Dr. 
'Fuld in Mainz). Der Entwurf eines Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag (Dr. jur. 
‚@erhard Wörner in Leipzig). 
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7. Archiv für Strafrecht und Strafpruzess. | 10. Blätter für das bayer. Finanzwesen. 
50. Jahrg. 1. u. 2. Heft. gr. 8. Berlin XI. Bd. Nr. 11—14. München (C. H, 


(R. v. Deckers Verlag) | Beck) jährlich 6.— 
Preis pro Jahrgang 12.— PDoppelnummer 11/12 enthält einen grös- 
Dieser neue Band hat aus der Feder des seren Artikel: Zum 1. Juli 1903, in welchem 
Herausgebers des Archivs, Kohler, eine Ein- |auf die Bedeutung der mit diesem Tage ins 
leitung erhalten, in welcher eine Reihe von Leben getretenen Neuorganisation der Rent- 
Wünschen für die Reform des St.G.B. nieder-  ämter hingewiesen wird, ferner einen Artikel 
gelegt und zum Schlusse angekündigt ist, von Heist: Ist für die nach $ 131 des R.G. 
dass in dem Archiv künftig eine besondere über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Rubrik „Strafrechtsreform‘‘ werde eröffnet | Gerichtsbarkeit von Amtswegen im Handels- 
werden. Diese findet sich auch bereits in register zu bewirkenden Vermerke eine Ge- 
dem vorliegenden Doppelhefte und enthält bühr geschuldet? In der Doppelnummer 13/14 
Referate von Kahl, Maas und Klee über die | findet sich ein Artikel: Kirchliche Baupflicht 
Verhandlungen des deutschen Juristentages und Schulhausbauten in Bayern. 
von 1902, über die zur Reformfrage ergan- 
genen Schriften von Seuffert, Wach u. a. 
Ausserdem bringt das Heft mehrere Abhand- 
lungen und zwar: ÖOlshausen, Ueber die jährlich 6.— 
Strafwürdigkeit des fahrlässigen Falscheides; Ausser vielen kleineren Mitteilungen 
Rathenau, Aus den englischen Kriminal- bringen die vorliegenden Nummern folgende 
statistiken für die Jahre 1899— 1901; Finger, | grössere Artikel und zwar Nr. 30: Der deut- 
Tatbestandsmerkmale und Bedingungen der sche Handelstag und das Genossenschafts- 
Strafbarkeit; Kohler, "inding unddieCarolina; ' wesen; Eine „Richtigstellung‘“ des Herrm 
Oetker, Die Rechtsgrundlagen der Schöffen- Barth -München, von Dr. Crüger; Nr. 31: 
und Schwurgerichtsoildung. Teil II: Das | Satzung der KRuhegehaltskasse deutscher 
Schwurgericht; sodann Mitteilungen aus der | Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften ; 
Praxis des Reichsgerichts und deutscher OÖber- Nr. 32: Grundsätze betr. die Aufnahme der 


11. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903 
Nr. 30—35. Berlin (J. Guttentag) 


landesgerichte. 


8. Bankarchiv. Zeitschrift für Bauk- und 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 11. Frank- 
furt a. M. (Mahlau & Waldschmidt) 

pro Jahrg. 10.— 

Inhalt: Ueber die nächste Zukunft der 
Chekfrage in Deutschland, von Dr. J. Land- 
graf-Wiesbaden; Die Emissionssperre, ein 
Wort zur Abwehr, von Professor Dr. O. 


Warschauer-Berlin; Dasamerikanische Schatz- | 


amt und der Geldmarkt, von Dr. M. Prager- 
München (Schluss); Gerichtliche Entschei- 
dungen; Verbandsnachrichten ; Sprechsaal; 
Bücherbesprechungen ; Vermischtes; 


9. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. IV. Jahrg. Heft 18—20. 
V. Jahrg. Heft 1. Berlin (W. Siisserott) 
jährlich 10.— 
Heft 18: Die Sitten und Gebräuche der 
Bakoko in Kamerun, !V, von E. von Schkopp:: 
Bericht über die im Auftrage des kaiserl. 
Gonvernements auf dem Wege von Tanga 
nach Moschi in der Zeit vom 11. Januar bis 
10. April 1903 wunternommene Reise zur 
Erforschung der Tsetsefliege, von Marine- 
stabsarzt a. D. Dr. Sander (Fortsetzung in 
Heft 19, 20 und Heft 1 des 9. Jahrganges); 
Die ostafrikanische Bahnfrage, von Dr. jur. 
H. Hesse (Fortsetzung und Schluss in Nr. 19 
und 20). 5. Jahrg. Heft 1: Zur Landfrage 
in den Kolonien, von Prof. Dr. @. K. Anton- 
Jena; Die hauptsächlichsten Ausfuhrartikel 
Schantungs, von Hauptm, Marker ; Die Mission 
in Togo, von K. Fries. 


Inventur bei Genossenschaften; Sparkassen 
| und Genossenschaften ; Nr. 33: Die Gründung 
einer „Landschaft“ für gemeinnützige Bau- 
‚ vereine; Das Ende einer „agrarischen“ Grün- 
dung; Nr. 34: Zum Kampfe der Entgleisten 
gegen die bewährten Grundsätze der Kon- 
'sumvereine; Der Entwurf eines Gesetzes 
ı zur Verbesserung der Wohnungsverhältnisse, 
von Dr. Scholz; Nr. 35; Ein staatlicher Re- 
visionsverband, von Dr, Crüger . 


| 12. Blätter für administrative Praxis. Hrsg. 
| v. K. Krazeisen. Bd. LIU Nr. 7/9. 1903. 
8°. München (C, H. Beck) pro Band 6.— 


' Abhandlungen: Die wirtschaftlichen, öffent- 

lich-rechtlichen und privatrechtlichen Verhält- 
nisse der Sterbekassen (Bittinger). Das Ver- 
‘bot, mit Wiederkäuern und Schweinen zu 
hausieren. Schluss (Silberschmidt). Ausübung 
des Musikgewerbes in Bayern (Mayer). Das 
System, auf Grund dessen die politischen, 
sozialpolitischen und religiösen Vereine nach 
dem BGB. die Rechtsfähigkeit erlangen 
/Hofmann). Artikel 19 des Gesetzes vom 
2. Februar 1898, die Fortsetzung der Grunil- 
entlastung betreffend (Wolf). Zur Verein- 
fachung des Kassen- und Rechnungswesens 
der Gemeinden (Kobler),. Zum Reichsvieh- 
seuchengesetze (Braun). Zu Art. 8 des 
Zwangserziehungsgesetzes /Schmelzle). Die 
Erteilung der Ermächtigung zur Abnahme 
der Gesellenprüfungen an gemischte Innungen 
(Poeverlein). Bezahlung von Leichenschan- 
gebühren für arme Personen (Zoller). Fest- 
stellung (er Schreibweise von Familiennamen 
(Meikel), — Literatur. Bücheranzeige. 
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13. Bulletin des internationalen Arbeitsamts. 


Band II. Nr. 6—7. gr. 8°. Jena (Gustav 


Fischer) jährlich 7.50 


Das vorliegende Doppelheft enthält eine, 


Uebersicht über die neuesten Massnahmen 
auf dem (iebiete des Arbeiterschutzes, der 
Arbeitsverwaltung und Gewerheaufsicht, Mit- 
teilungen über Enquöten und Arbeiterversiche- 
rung. Unter der Rubrik „Gesetze und Ver- 


ordnungen“ gelangen zahlreiche Gesetze, Ver- 


ordnungen, Bekanntmachungen u. s. w. des 


Deutschen Reichs, Preussens, Bayerns, Badens, | 
Braunschweigs, Hamburgs, Belgiens, Spaniens, 


Frankreichs, Grossbritanniens, Indiens, Ita- 
liens, Luxemburgs zum Abdruck. Eine weitere 
Rubrik berichtet über parlamentarische Ar- 
beiten auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes 
im Deutschen Reich, den Vereinigten Staaten, 
Frankreich, Grossbritannien, Ungarn, den 


Niederlanden, der Schweiz. Daran reiht sich , 


eine Uebersicht über Beschlüsse nationaler 
und internationaler Kongresse, endlich eine 
Bibliographie. 


14. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 
u. Notariat. IV. Jhrgg. H.1—4. Leipzig 
(Dieterich'sche Verlagsbuchh.) 

pro Jahrg. 15.— 

Abgesehen von zahlreichen Entschei- 
dungen und Besprechungen enthalten die 
vorliegenden Hefte der vorzüglich geleiteten 
Zeitschrift namentlich folgende Aufsätze: 
Der $1 Nr. 1 des Preussischen Gesetzes vom 
> 
Minderjähriger in der Praxis der Gerichte 
und der Verwaltungsbehörden. Von Amts- 
richter. Pitel in Homberg (Bez. Cassel). — 
Die Grenzen für die Bestimmung einer Frist 
nach G.B.0.$ 18. Von Oberlandesgerichtsrat 

Kretzschmar in Dresden. — Der $ 1 Nr. 1 

des Preussischen Gesetzes vom 2, Juli 1900 
über die Fitrsorgeerziehung Minderjähriger 
in der Praxis der Gerichte und der Ver- 
waltungsbehörden II. Von Amtsrichter Pitel 
in Homberg ! Bez. Cassel). — Finden auf die 
rechtsgeschäftlichen Beurkundungen des 
Grundbuchamtes die Vorschriften in den 
SS 168 ff. des Reichsgesetzes vom 17. Mai 
1898 über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit Anwendung? Von 
Landgerichtsrat Freihermn v. Waechter- 

Spittler in Schwäbisch-Hall. — $ 1640 BGB.s 

und die Leibzucht der Statutenrechte. Von 

Rechtsanwalt Zelter in Stettin. 


15. Deutschland. Monatschrift für die ge- 
samte Kultur. Nr. 11 (August 1903). 
Lex. 8°. Berlin (C. A. Schwetschke & Sohn) 

vierteljährlich 6.— 


Unser Gebiet berühren namentlich die 
Anfsätze: Das Urchristentum nach ©, Plri- 
derers gleichnamigem Buch {Holtzmann). 
Kritische Betrachtungen zur Geschichte der 
Gründung des Dentschen Reiches (Egelhaaf). 


Juli 1900 über die Fürsorgeerziehung | 


Ben 2 — 
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16. Gewerbe-Archiv. II. Bd. 3. u. 4. H. 
Berlin (Franz Vahlen) pro Band (4 Hefte) 
12.— 
Mit Befriedigung durchblättern wir den 
nun abgeschlossenen 2. Band des Gewerhe- 
archivs, das sich durch die Reichhaltigkeit 
seines Inhalts bereits eine feste Position in 
der Zeitschriftenliteratur errungen hat. 


17. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reich» 
amt d. Innern. 1903. Juliheft. Berlin 
(Mittler & Sohn) jährl. 12 Hefte 18.— 


Das vorliegende Heft enthält in seinem 
statistischen Teil eine sehr bemerkens- 
werte Uebersicht über die Entwickelung des 
Aussenhandels der Vereinigten Staaten von 
Amerika in den Fiskaljahren 1893—102, 
des weiteren Mitteilnngen über den Verede 
lungsverkehr Öesterreich - Ungarns, des 
Deutschen Reichs, der Schweiz, Frankreichs 
und Italiens in den Jahren 1897—1901, den 
argentinischen Aussenhandel im Jahre 1%2, 
Bremens Ein- und Ausfuhr im Jahre 1902, 
den Aussenhandel Nenfundlands im Jahre 
1901/02, die Hauptergebnisse des uruguar- 
ischen Aussenhandels im Jahre 1902, die Be 
teiligung Deutschlands an dem russischen 
Aussenhandel im Jahre 1902, den schweizer- 
ischen Handelsverkehr nach den Vertrags- 
verhältnissen und nach Erdteilen ete. Der 
Gesetzgebungsteil bringt neben einer 
grossen Reihe von Zolltarif-Aenderungen und 
Entscheidungen sowie anderer Massnahmen 


'auf dem Gebiete der Handels, Schiffahrts- 


und Abgaben- etc. Gesetzgebung den nor 
wegischen Zolltarif nach dem Stande vom 
1. April 190%. Handelsberichte der 
Kaiserlichen Konsulate liegen vor 
aus Ahus, (alamata, Genf, Gloucester, 
Gothenburg, Athen, Helsingborg, Karlskrona, 
Lysekil, Odessa, Plymouth, Ronneby, St. 
Nazaire, Strömstad, Sundsvall, Triest, Udde 
valla, Warberg, Haifa, Nikolajewsk, Wladi- 
wostok, Montreal, Ceara, Valparaiso, Mazat- 
lan, Rangun, San Petro Sula (Honduras), 
Santiago (Chile), Tehuantepec, Tepic, Hono- 
lala und Fremantle (Westaustralien). 


18. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr.30—35. 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels 
Museums) halbjährlich 8.— 
Ausser zahlreichen kleineren Artikeln und 
Notizen aus den verschiedensten Wirtschafts- 
gebieten, namentlich tiber Handels- und Ver- 
kehrswesen bringen die vorliegenden Num- 


‚mern folgende grössere Artikel, und zwar 


Nr. 30: Die deutsche Baumwollindustrie und 
die Handelsverträge, von Dr. K. Kuntze- 
Dresden (Schluss in Nr. 31); Beirut als 
Handelsplatz; Nr. 31: Die Versorgung Europas 
mit Rohbaumwolle; Nr. 32: Die Wiener 
Industrie i. J. 1902; Nr, 33: Dentsche Zivil- 
urteile in Oesterreich, von Prof. Dr. R. 
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Pollak; Indiens Importhandel i. J. 1902,03; 
Nr. 34: Industrie- und Arbeitsverhältnisse 
in Oesterreich i. J. 1902; Der Handel von 
Tientsin; Nr. 35: Der britische Handels- 
kammerkongress in Montreal; Der Handel des 
Kongostaates, 


19. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 
30—35. München (Franz’sche Hofb.) 
vierteljährlich 1.50 
Aus deu vorliegenden Nummern heben 
wir folgende Artikel hervor, und zwar Nr. 30: 
Verbesserungen in den Hanidlelsverträgen; 
Deutsches Kapital in der rumänischen Petro- 
leumindustrie; Zur Lage der Aktienbrauereien 
und Aktienmalzfabriken; Nr. 31: Silberkon- 
ferenzen; Kaufmännische Schiedsgerichte ; 
Gewalt oder Güte?; Nr. 32: Die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung und die (resetz- 
gebung, von Dr. Fuld-Mainz; Nr. 33: Die 
Handelsflotten der seefahrenden Staaten der 
Welt; Bankerotte in den Vereinigten Staaten 
von Amerika im 1. Halbjahr 1903; Bankier 


‚, Liebmann, 


614 


in den Gemeinden (Samter). Verpflegungs- 
satz bei eingetretenem Wohnungswechsel des 
in einer öffentlichen Heilanstalt Verpflegten 
(Hilse). Besteht eine Pflicht der Kranken- 
kassen zur Krankenhauspflege? (Fuld). — 
Entscheidungen. Mitteilungen. Briefkasten. 


. Literatur. 


22. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 15 
bis 17. Berlin (0. Liebmann) 
vierteljährlich 3.50 
Die Hefte enthalten folgende Aufsätze: 
Verlagsbuchhändler, Melchior 
Stenglein +. — Schneider, OÖberlandesgerichts- 
rat, Der Entwurf eines Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag. — Pfizer, Oberlandes- 
gerichtsrat, Vortrag des Tatbestandes durch 
den Referenten. — Fuld, Dr., Rechtsanwalt, 


Zur Revision des Gesetzes zur Bekämpfung 


und Bankiergeschäft; Nr. 34: Wirtschaftliche | 


Gefahren ; Die Kohlengewinnung und die Eisen- 
gewinnung in den Hauptstaaten der Welt; 
Genossenschaftliche Arbeiterwohnungen 
Belgien; Nr. 35: Ein Kapitel aus der Ge- 
schichte der australischen Arbeiterbewegung, 
nach ZL. Vigowrou.r; Die Strassenbahnen und 
die elektrischen Bahnen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika im Jahre 1902; 
Vereinigten Staaten von Amerika als Ab- 
nehmer europäischer Industrieerzeugnisse. 


20. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 


Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. N. Jahrg. 
3. Heft. gr. 8°. 


(IV, 421 S.) Leipzig 
(Dnncker & Humblot) 8.80 
Inhalt: Studien zur schweizerischen Agrar- 


in | 


Die 


des unlauteren Wettbewerbes. — Staub, Dr., 
Justizrat, Juristische Rundschau. Oert: 
mann, Dr., Professor, Hausbesitzerverband 
und Vermieterpfandrecht. — Boehme, Staats- 
anwalt, Schwurgericht oder gemischte Straf- 
kammer? — Bunsen, Oberamtsrichter, Der 
Einfluss des Aufhörens des Konkursverfahrens, 
des Zwangsverwaltungsverfahrens auf schwe- 
bende Prozesse des Verwalters. — Freuden- 
thal, Justizrat, Wann beginnt die Aus- 
schlagungsfrist für den Pflichtteilsberech- 
tigten, der als Nacherbe auf mehr als die 
Hälfte des gesetzlichen Erbteils berufen ist ? 


— Pollak, Dr., Privatdozent, Widerklage 


— Auerbach, Dr., 


und Klageerweiterung gegen Üesterreicher. 
Advokat, Ueber das Börsen- 


'spiel und den Spieleinwand nach belgischem 


bewegung, von H. Herkner: Zur Theorie der 


volkswirtschaftlichen Krisen, von R. Olden- 
berg; Naturrechtliche und realistische Be- 
trachtungsweise in den Staatswissenschaften, 
von R. Eberstadt; Zur Reform der preussischen 
Verwaltung, von A. Lotz; 
zwischen Einkommen und Familienentfaltung, 
von R.E. May; Die Einschränkung des Detail- 
reisens und sonstige Bestimmungen der letzten 
österreichischen Gewerbenovelle 8 5960 
G.0.), von @. Mikusch; Die Versorgung 
Deutschlands mit Nutzholz, von K. Veltmann; 


Das Verhältnis | yom Eintritt des Bürgen und des Dritt- 


Zur neuesten Entwickelung deramerikanischen 


Eisenindustrie, I, von L. @lier; Die Haft- 
ptlichtversicherung, von L. v. Borktiewier; 
as Versuchsgut Guednau, von K. Ballod. 


21. Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 
im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. 17—19. 
Mainz (Diemer) vierteljährlich 2.— 

Abhandlungen: Zur Auslegung von & 48 

Ziffer 2 des Invalidenversicherungsgesetzes 

(D-h-n). Die Bekämpfung der Tuberkulose 


‚katur in Oesterreich. 


Gesetz. Heuer, Dr., Amtsrichter, Das 
Recht der Gerichte, gegen Ungehörigkeiten 
in Schriftsätzen im Wege der Ördnungsstrafe 
einzuschreiten, Lissauer, Dr., Rechts- 
anwalt, Kann der Autor nach Vervielfältigung 
die Herausgabe seines Manuskriptes ver- 
langen? — Strauss, Dr., Rechtsanwalt, Ge- 
setzlicher Schutz für und gegen die Bienen. 
— Schroeder, Dr., Zu $ 1708 BGB. 
Strohal, Dr., Geh. Hofrat, Prof., Zur Lehre 


verpfänders in die Rechte des befriedigten 
Gläubigers nach BGB. Galli, Reichs- 
gerichtsrat a. D., Zur Reform des Straf- 
prozesses. V. Legitimitätsprinzip. — Sub- 
sidiäre Privatklage. — Fuisting, Wirkl. Geh. 
Oberregierungsrat, Senatspräsident, Die Re- 
formbedürftigkeit des preussischen Ein- 
kommensteuergesetzes. — Ruzicka, Dr., Hof- 
und Gerichtsadvokat, Die Lage der Advo- 
— Kleinfeller, Dr., 
Professor, Die rg der Gläubiger-An- 
»r. 


fechtung. — Staub Justizrat, Der 
53. Band der Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Civilsachen. — Hertz, Dr., Ge- 


richtsassessor, Die Pfändung von Fernsprech- 
einrichtungen und Postanweisungsbeträgen. 
Mamroth, Dr... Rechtsanwalt, Zum 
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Pommernbankprozesse. — Schönfeld, Ober- 
landesgerichtsrat, Zur Anwendung des & 64 
Konkursordnung. — Alerander - Katz, Dr., 
Rechtsanwalt, Privatdozent, Kunstwerk und 
Industriewerk. — Bondi, Dr., Rechtsanwalt, 
Gerichtsstand für Regressklagen gegen Auf- 
sichtsratsmitglieder. — BReichhelm, Land- 
richter, Anspruch des unehelichen Kindes 
auf Kenntnis des Namens seines Vaters und 


dessen Verwirklichung. — Eulau, Gerichts- $ 


assessor, Apotheker und Rechtsanwalt. — 
Isay, Dr., Rechtsanwalt, Die Grenze der Ver- 
antwortlichkeit für Tierschaden.— Leisering, 
Gerichtsassessor, Notwehr und Vergeltung. 
— Goldstein. Dr., Rechtspraktikant, Pfän- 
dungs- und Vermieterpfandrecht. 


23. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 8. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) a Heft —.50 


Aus dem Inhalt der 8. Nr. heben wir 
hervor: P. Göhre: Das Ende der National- 
sozialen? Dr. E. David: Zu Kautskys Kritik 
meines Agrarwerks; J. Timm: Sozialdemo- 
kratie, Politik und Wissenschaft; ©. Hue: 
Das rheinisch-westfülische Kohlensyndikat 
und die Bergarbeiter; H. Kaufmann: Wesen 
und Arten der Genossenschaften; Dr. X. 
Kollwitz: Aerzte und Krankenkassen; Lis- 
beth Stern: Einige Worte über städtische 
Kultur; Wirtschaft von Max Schippel; Poli- 
tik von Richard Calwer; Sozialpolitik von 
Paul gi dp A Soziale Kommunalpolitik 
von Dr. H. Lindemann; Sozialistische Be- 
wegung von Dr. L. Gumplowiez; Gewerk- 
schaftsbewegung von Paul Umbreit; Genos- 
senschaftsbewegung von Gertrud David: 
Geistige Bewegung von 58. Katzenstein. 


24. Recht, Das. 1903. Nr. 14—16. Hannover 
(Helwingsche Verlagsb.) 

vierteljährlich 3.50 

Aus dem Inhalte dieser Nummern sei her- 

vorgehoben: Das russische Gerichtsver- 


fassungsgesetz in seinen Wandlungen im 
(Oberlandes- | 


Laufe der letzten 10 Jahre. 
gerichtsrat Aug. Loewenstimm, Charkoff.) — 


Zur Auslegung des $ 592 BGB. (Oberlandes- 


gerichtsrat Förster, Hamm.) —Reichsgerichts- 
rat a. D. Dr. Stenglein }. — Der deutsche 
Juristentag 1904 in Innsbruck. — Legiti- 
mationskarten für Handlungsagenten, — Der 
Einfluss der Parteiübereinstimmung über 
Eidesnormierung durch Beschluss auf die 
Verteilung der Beweislast. — Justizreform 
von Argentinien. — Aenderung der Konkurs- 
ordnung in Italien. — Wirkung einer un- 
berechtigten ausserordentlichen Kündigung 
in Bezug auf Naturalleistungen des Dienst- 
herrm. (Geh. Justizrat H. Meyer, Breslau.) 
— Kann die kumulative Schuldübernahme 
als ein abstraktes Schuldversprechen oder 


als ein Schenkungsversprechen a en 
werden? {Landrichter . Albert Darid, 
Elberfeld.) — Der Prozessvergleich als Ein- 
tragungsgrundlage. (Uberlandesgerichtsrat 
Kretzschmar, Dresden.) — Vergleich, Klage- 
zurücknahme oder Urteil? (Landgerichts- 
direktor Begemann, Bückeburg.) — Zwangs- 
vollstreckung gegen Eisenbahnen. (Gerichts 
assessor Wedemeyer, Göttingen.) — Zum 
344 Str.P.O. Der Verzicht des in Unter- 
suchungshaft befindlichen zur Freiheitsstrafe 
‚ verurteilten Angeklagten auf Einlegung von 
Rechtsmitteln. (Dr. jur. L. Bendir, Berlin.) 
— Der russische Strafprozess. (Oberlande- 
gerichtsrat Aug. Loewenstimm, Charkoff.) — 
Das Tatbestandsmerkmal des „Annehmen- 
müssens“ bei der Sachhehlerei. (Reichs 
gerichtsrat Pelargus, Leipzig.) — Der Ent- 
‚ wurf eines Gesetzes über den Versicherungs- 
' vertrag. (Oberlandesgerichtsrat Könige, 
: Karlsruhe.) — Der strafrechtliche Schutz der 
Ehre und das Privatklageverfahren. (Amts 
'richter Zoeller, Landau.) — Aus der Praxia. 
'(Landgerichtsrat W. Kulemann, Braun- 
'schweig.) -- Zum Verbot der reformatio in 
‚peius. (Rechtsanwalt Heine, Bielefeld.) — 
ine Schattenseite des Entmündigungsver 
fahrens. (Amtsgerichtsrat Schitting. Zabrze.) 
— Wann bestimmt in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bei einem Streite oder der 
Ungewissheit über die Zuständigkeit das 
‚Kammergericht das zuständige Gericht? 
(Landrichter Dr. Salinger, Konitz.) — Wird 
im Unterhaltsstreite des unehelichen Kindes 
‚bei gleichzeitigem Antrag auf Feststellung 
‚der Vaterschaft dessen Gegenstand als mı- 
'schätzbar besonders berücksichtigt? Amts 
richter @ötte, Köslin.) — Einfluss der In- 
validenversicherung auf den Erbteilungsver- 
trag. (Kreisgerichtsrat Dr.B. Hülse, Berlin.) — 
Zum Urkundenbegriff der $$ 267 ff. Str.G.B. 
(Assessor Dr. Voss, Hamburg.) — Ersatz der 
' Untersuchungshaft durch Meldepflicht. ( Asses. 
Dr. Ginzel, Dresden.) 








25. Reichs-Arbeitsblatt. Hrsg. vom Kais. 
statist. Amt, Abtlg. für Arbeiterstatistik. 
I. Jahrg. Nr.5. gr.4°. Berlin (Karl 
Heymann) jährlich 1.— 


Die umfangreiche Nummer bringt Mit- 
teilungen iiber den Stand des Arbeitsmarktes 
in verschiedenen Ländern im Juni und Jali 
1903, über Arbeitsämter, Arbeitslosigkeit. 
Arbeitsbedingungen, Arbeiterschutz, Arbeiter- 
vertretungen, Arbeitsstreitigkeiten, Arbeiter- 
hygiene, die österreichische Verordnung betr. 
Verglnstigungen für Gebäude mit gesunden 
und billigen Arbeiterwohnungen, das fran 
zösische Gesetz vom 11. Juli 1903 betr. Ge 
sundheits- und Sicherheitsmassnahmen für die 
Arbeiter in industriellen Betrieben, Mittei- 
lungen über die Tätigkeit deutscher Gewerbe 
gerichte, endlich Tabellen zur Arbeitsmarkt- 
statistik. 
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26. Stimmen, Deutsche. Halbmonatschrift f. | der Volksdichtigkeit in Europa während des 


vaterländische Politik u. Volkswirtschaft. 
d. Jahrg. Nr. 7/8. gr. 8°. Berlin (Verlag 

der Deutschen Stimmen! 
vierteljährlich 2.50 
Aus dem vorliegenden Doppelheft heben 
wir folgende Artikel hervor: 
Reichstagswahlen; Der böse Liberalismus, 
von OÖ. Raupp-Mundingen; Das rheinische 


1 


ı Grätz, 
Nach den 


Zentrum, von Dr. W. Johannes-Cöln; Institu- | 
tionen und Menschen, ein Begleitwort zur 


Papstwahl; Öesterreich-Ungarn zur See, von 
Rogalla vw. Bieberstein,; Fortbildungsschul- 
zwang für weibliche Handlungsgehilfen, von 
Lu Märten-Charlottenburg ; Die Post- und 
Telegraphendirektoren in der Reichspost- 
verwaltung, von E. Hildebrand-Uharlotten- 
burg; Nochmals die Rentabilität der säch- 
sischen Bahnen, von Dr. H. Wolff-Frankf.a.M. 


27. Zeitschr. f. Bergrecht. 44. Jahrg. (1903) 
3. H. Berlin (J. Guttentag) jährlich 8.— 
Abhandlungen: Der Gläubiger beim Berg- 
schädenanspruch (Westhof). Zum Halden- 
kohlendiebstahl (Fritsch). Gesetze. Ent- 
scheidungen der Gerichtshöfe. Praxis der 
Verwaltungsbehörden. Literatur. 


abgelaufenen Jahrhunderts, nach v. Juraschek; 


| Die grössten Städte Europas; Durchschnitts- 


einkommen in preussischen Städten; Bemer- 
kungen über Trustgesetzgebung, nach YV. 
IV. Buchbesprechungen. 


29. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 39. Jahrg. 5. Lieferung. Bern (A. 
Francke). 

Inhalt: Ueber die Aufgabe und Pflege 
der amtlichen Statistik in der Schweiz, von 
©. Mühlemann-Bern; Statistischer Beitrag 


' zu dem Verlaufe der Mortalität an Diphtherie, 


28. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 
Jahrg. 1903. Heft7—%. Berlin (G. Reimer) . 


pro Quartal 5 — 

Heft 7. Inhalt: I. Aufsätze: 
Bonn, Entartung (Schluss); 
Berlin, Die Bedeutung der Phönizier für die 
Kultoren des Mittelmeeres (Schluss); Fr. 
Brössling-Breslau, Sozialismus und Landwirt- 
schaft. II. Sozialpolitik: Erbbaurecht und 
städtische Bodenpolitik (Schluss), von Joh. 
‚Feig- Düsseldorf. III. Miszellen, darunter: 
Das Recht der unehelichen Kinder (nach 
A. Menger); Der Wucher in Russland (nach 
5. Vaninowitsch): Die Zukunft der Aus- 
wanderung (nach Satorius Frhr. von Malters- 
kausen); Mittel gegen Trusts in den Ver- 
einigten Staaten; Die amerikanischen Zölle, 
ihre Höhe und die Kosten ihrer Erhebung; 
Eisen und Eisenindustrie in England. IV. 
Buchbesprechungen. — Heft 8/9. |. Aufsätze: 
Th. Achelis-Bremen, Anomalien in der reli- 
giösen Entwickelung; P. Fahlbeck - Bund, 
Der Neomalthusianismus, I; @. Adler-Kiel, 
Saint-Simon und der Saint-Simonismus: Fr. 
Prinzing-Ulm, Heiratshäutigkeit und Heirats- 
alter nach Stand und Beruf: ©. Gerlach- 
Königsberg, Kant und der Sozialismus unter 
besonderer Berücksichtigung der neueren 
theoretischen Bewegung innerhalb des Marxis- 
ınus; E..Jung Leipaig, Landgesetze und Land- 
verkauf in den britisch-australischen Kolonien. 
II. Sozialpolitik: Lohn und Aufrechnung, von 
Dr. Sinzheimer-Frankfurt a. M.; Erwiderung 
darauf, von Dr. Neukamp-'öln. III. Miszellen, 
darunter: Zustand der europäischen Fabriken 
und Manufaktnren um 1777; Wandlungen 


W. Kruse- | 
H. Winckler- 


Kenchhusten, Scharlach und Masern in der 
Schweiz in den Jahren 1876—19%0, von Dr. 
R. Nadler-Frauenfeld; Statistik des Fremden- 
verkehrs in der Schweiz im Jahre 1902; 
Handelsstatistik, von J. Buser; Vom Bund 
subventionierte gewerbliche und industrielle 
Berufsbildungsanstalten, von 7%. Huttinger- 
Bern; Die Intensität der Sterblichkeit, be- 
stimmt auf Grund der zwei ersten schwei- 
zerischen Sterbetafeln, von Dr. A. Bohren; 
Kurze Erläuterungen der Bevölkerungs- 
bewegung in Basel-Stadt in den letzten 30 
Jahren des 19, Jahrhunderts, von F. Föhr- 
Basel; Vorläufige Ergebnisse der ärztlichen 
Untersuchung der in den Jahren 1901 und 
1902 ins schulpflichtige Alter gelangten 
Kinder; Eidgenössisches Polytechnikum, Fre- 
quenz 1902/83. 


30. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 23. Bd. 5. u. 6. Heft und 
Beilage. Berlin (J. Guttentag) 

pro Band 20.— 


Das Doppelheft enthält folgende Abhand- 
lungen: Höpfner, Zur Tragweite der Normen- 
lehre; Schlossmann, Begünstigung inBezug auf 
Geldstrafen ; Schultetus, Die Entschädigung zu 
Unrecht Verhafteter und die Untersuchungs- 
haft; Schlayer, Die Beschwerdepunkte bei der 
Berufung uhd ihre Bedeutung für den Umfang 
des richterlichen Prüfungsrechts nach der 
St.P.O. und M.St.G.O. nebst Vorschlägen zu 
einer anderweitigen gesetzlichen Regelung des 
Rechtsmittelsystems; Braune, Ueber die Poli- 
zeianfsicht; Kraus, Rechtsphilosophie und 
Jurisprudenz; Brunner, Die Rechtsprechung 
des k.k. obersten Gerichts- als Kassationshofes 
in Wien; Löffler, Die Begnadigung jugend- 
licher Verbrecher in Oesterreich; Drerhsler, 
Französisches Gefängniswesen; Gruber, Die 
Pariser Konferenz der Regierungsvertreter 
betr. die Bekämpfung des Mädchenhandels; 
Gruber, Das französische Gesetz betr die 
Bekämpfung des Mädchenhandels; ausserdem 
Literaturberichte von Knapp, Rosenfeld und 
Klement (letzterer über Gefängniswesen); 
ferner Bibliographische Notizen, redigiert von 
v Lilienthal, endlich weitere geschichtliche 
Hermäa und Thesen in bunter Reihe, mit- 
geteilt von Distel. Die Beilage wird gebildet 
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(durch die Mitteilungen der internationalen 
worin sich hauptsächlich Referate für den 


Kongress von St. Petersburg, ein Bericht über 
die 8. Landesversammlung der Landesgruppe 


Deutsches Reich in Bremen i17.—19. April 


1902) und ein Aufsatz von Silovié, Die 


Zwangserziehung Minderjähriger in Kroatien, 


tinden. 


31. Zeitschriftfür Versicherungswesen. 1903. 
Nr.27—33. Berlin (Verlag: „Zeitschr. f. 
Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 

vierteljährlich durch die Post 5.— 


Ausser zahlreichen kleineren Mitteilungen 
aus allen«Gebieten des Versicherungswesens 
bringen die vorliegenden Nummern folgende 
grössere Artikel, und zwar: Nr. 27: Die Unfall- 
versicherung in Dänemark, II (Fortsetz. III in 
Nr. 28, IV in Nr. 31); Ausstenerversicherung; 
Nr. 29: Hausbesitzer und Schutzverband; 
Nr. 30: Das Reichsgesetz über den Versiche- 
rungsvertrag und der normale Abgang in 
der Lebensversicherung ; Nr. 32: Der Entwurf 
eines Gesetzes über den Versicherungsvertrag 
und die Viehversicherung;; Nr. 33: Die Trans- 
portversicherung in Oesterreich-Ungarn 1902. 


32. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahrg. 
Nr. 16 n. 17. Heidelberg (Emmerling & 
Sohn) jährlich 8.50 
Abhandlungen: Die Anlage des Reserve- 
fonds (Fellmeth). Die Entwicklung der ba- 
dischen Gemeindegerichte und die Reform 
des Verfahrens vor den Gremeindegerichten 
in den Städten mit Städteordnung. — Ent- 
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| scheidungen. Entschliessungen. Kechtasgrund- 
kriminalistischen Vereinigung, Bd.10, Heft 2, 


sätze. Literatur. 


33. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Oberzolldirektor 
Kunckel in Sein. 1903. Nr. 6. 
Berlin (Carl Heymann) jährlich &.— 


Die vorliegende Nummer enthält folgende 
Abhandlungen : Die inneren Verbrauchsstenern 
des Deutschen Reichs, von Dr. Trautvetter; 
Gilt die Einschränkung in $ 46 Abs.2(5 233 
Abs. 4) des Vereinsgesetzes vom 1. Juli 1869 

‚auch in dem in dessen $ 41 Abs. 4 vor 
'gesehenen Ausnahmefalle? von Dr. Gäbfler. 
, Ausserdem enthält die Nummer Mitteilnngen 
über Gesetze und Verordnungen betr. das 
‚ Zollwesen, die Statistik des Warenverkehrs, 
‚ die Zucker-, Branntwein-. Brau- und Schaum- 
weinsteuer, das Süssstoffgesetz, dann Zoll- 
tarifentscheidungen und -Auskünfte, Mit- 
teilungen vom Reichsgericht, Verschiedenes, 
' Bücherschau. 


34. Zentralblatt,österr., für die jurist. Praxis 
nebst Zentralblatt f. Verwaltungspraxis. 
XXI. Bd. 7.,8.H. Wien (Moritz Perles) 
halbjährlich 10.— 
Abhandlungen: Zur Reform der land- 
wirtschaftlichen Börsen (Geller\. Ueber den 
Begriff des Zubehörs überhaupt und die 
Frage der Zubehöreigenschaft der Einrich- 
‚tung eines Gasthofes im besonderen. Das 
“juristische Denken (Wurzel). — Literarische 
' Notizen. Rechtsprechung. Aus der Recht- 
sprechung des deutschen Reichsgerichts. Er- 
lässe des k.k. Finanzministeriums Ans den 
Zeitschriften. Miszellen. 





Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nammer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 
Die Einreihung erfolet nur unter eirer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeinss‘* und ‚Varia‘. 


Zeitschriften, Sammiungen von Entscheidungen. 


Cartell-Randschau, Zeitechrift f, Cartellwesen 
u. verwandte Gebiete, Hrsg. u. red. v. Jos. Berger. 
1. Jahrg. 1903, 24 Nrn. gr. 5%. (Nr. 1. 64 8.) Wien 
(C. W. Stern) 25.— ; einzelne Xru. 1.40 


Entscheidungen des königl. preusdschen Ober- | 


verwaltungsgerichte. Hrag. v. Sen.-Präsid. Wirkl. 
Geh. Oberreg.-B. Freytag, Techow, Überverwaltgsgr.- 
Räten Dr. Schultzenstein, Reichenan. 42, Bd. gr. #. 
(XXL, 492 8.) Berlin 03 (C. Heymann} 7.—; geb. 8. — 
Entscheidungen des Reichsgerichte Hrag. v. 
den Mitgliedern des Gerichtshofes u. der Reichsan- 
waältschaft. Entscheidungen in Civilsachen. Neue 
Folge. 4. Bd. Der ganzen Reihe 54. Bd. gr. 8°. 

(XTI, 468 8.) Leipzig 03 IVeit & Co.) 
4.—; geb. in Halbfrz. 5.50 | 


Sammelwerke, 


Bock'’s Wilh., Handbuch zum Nachschlagen der 
im Grossherzogt. Sachsen- Weimar-Eisenach geltenden 
Landes- un. wichtigeren Reichsgesetze, sowie der 
Verordnungen u. Bekanntmachungen der Reichs- n, 


Finanz-Archiv, Zeitschrift f. das gesamte Fi- 
nanzwesen. Hrag. v. Prof. Dr. Geo. Schanze. ©, 
Jahrg. 2. Bd. gr. 8. (IV, 514 8,) Stuttgart 03 (J. G. 
Cotta Nachf.) 12,.— 


Jahrbuch der internationalen Vereinigung f. ge 
werbl. Rechtsschutz. 5. Jahrg. 1901. er. ®. (1368.} 
Berlin 03 (C, Heymann) 3.— 


Grech, Dr. J., Geh. Beg.-R, Entscheidungen des 
Bundesamits f, d, Heimatwesen. Im amtl. Auftrage 
bearb, un. brag. 55. Heft, enth, die in der Zeit vom 
1. VII. 1902 bis zum 1, VII. 190% ergangenen wich- 
tigeren Entscheiden. (Mit e. die 55 Hefte umfam. 
alphabet, Sachregister } gr. 5°. (XI, 161 8.) Berlin @& 
{(F. Vahlen) kart. 2. — 


Enzyklopädien. 


Landes-Behörden. 2. Aufl,, neubearb. v. Landg.-B. 
aD. Dr. Herm. Ortloff, 1. Nachtrag. Abgeschlossen 
am 1. VII. 1908, gr. 8. (538.} Weimar 03 {H. Böh- 
lau’s Nachf.) 1.60 


u 
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Brauchitsch, M., v., Die neuen preussischeu 
Verwaltungegesetze. Nach dem Tode der Verf. um- 
gearb., fortgeführt u, hrag, v. Minist. Dr. Studt, u, 
wirkl. Geh. Rat Unterstastssekr. a. D. 
behrens. IV, Bd, 14. bis auf die Gegenwart fort- 
geführte Aufl. 4. Bearbeitg. gr. 8. (X, 629 8.) 
Berlin 03 (C, Heymann) geb. in Leinw. 10.— 

Mosel, C, v. d., Obervo:waltungsger.-R.. Hand- 
wörterbuch des sächs. Verwaltungsrechts. 10. Aufl. 
2 Bde. gr. ®, (VI, 568 u. 462 8.) Leipzig (08 (Boss- 
berg'’sche Verlagabuchh.) geb. in Leinw. 22.— 

in Halbfrz. 


vr. Braun- ' 


24.— | 
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Reeneil, nouvean, general de traitös et autren actes 
relatifs aux rapports de droit international. Con- 
tinustion du grand recueil de @. Fr. de Martens, 
par Prof, Iel. Stoerk. 2. serie. Tome XXIX. 2 livr. 
gr. 8. (8 237-491.) Leipzig 03 (Dieterich) 12.— 

Schönrock E. u. M. Weibrauch, Handb. 
d, deutschen u. preues. Gesetzgebg. E. Sammilg. 
von Ges,, Verordng., Erl., Ausfgs.-Anw., Beschl., 
Vorfggn. d. deutsch R. un. d. Kgr. Preussen, in 


» Tin. M. chronol. u. alpbab. Inh.-Verz. 2. Jhrgg. 
1902. gr. ®. (XL, 656 8.) Trier 03 (Sonnenburg i 
Komm.) 12.— ; geb. 14.50 


Rechtsgeschichte, Allgemeines. 


Bartsch, Dr. Rob,, Die Rechtsstellung der Frau 
als Gattin u. Mutter. Geschichtl. Entwickig. ihrer 
persönl, Stelle. im Privatrecht bis in das 18. Jahrh. 
er. 8°. (VI, 186 8.) Leipzig 03 (Veit & Co.) 5,- 

Bornbak, Conr., Prof,, Preussische Staats- u 
Rechtsgeschichte, 


(C. Heymann} 12.— 


Just, Hans, Was muss der Arbeiter der Gegen- | 
wart wissen ? Die rechtl. n. sozlalpolit. Vorschriften | 


f. d. Arbeiter in industriellen u. gewerbl. Betrieben, 
nebst den allgemeinen staatsbürgerl. Rechten u, 
Pflichten sowie den wichtigsten Vorschriften u. Ein- 
richtgn. der Hygiene. 
gestellt. gr. #. (30 8.) Berlin 03 {H. Steinitz) 


Hrag, im Auftrage der Savigny-Stifte. I. Bd. Text 
n. Übersetzg. 3, Lfg. gr. 3°. (LXI, u. 8. 373-675.) 
Halle 03 (M. Niemeyer) 16.— 


Mit ] (farb.) Rechtakarte des | 
preussischen Staates. gr. ®. (XXVT, 538 8.) Berlin 03 | 


Für die Praxis zusammen- | 
l.— | 
Liebermann, F., Die Gesetze der Angelsachsen. |, 


Nietzold, Dr, John.. Die Ehe in Ägypten zur 
ptolem&isch-römischen Zeit. Nach den griech. Hei- 
ratskontrakten u, verwandten Urkunden. gr. 8”. 
{V1, 108 8.) Leipzig 03 (Veit & Co ) 3.50 

Siegi, Dr. Kasl, Das Achtbuch II des Egerer 
Schöffengerichtes vom J. 1391 bis 1668. gr. 8». (112 
8. m. 1 Taf.) Prag 03 (J. G. Calve in Komm.) 2.40 

Stin«sny, Dr. 8,, Die Pfählung. Eine Form der 
Todesstrafe. Kultur- u. rechtsbistor. Studie. gr. 8°. 
(72 8.) Wien 03 (Manz) 2.— 

Witutzky, Paul, Oberlandesger.-R., Vorgeschichte 
des Rechts. Prähistorisches Recht. 2. Tl. I. Eltern 
u. Kinder. III. Künstliche Verwandtschaft u. Bluts- 
brüderschaft. IV. Kommunismus u. Hausgenoasen- 
schaften. Die Anfänge des Vermögensrechts. gr. 5, 
(111, 1928.) Berlin 03 (E Trewendt) 5.— ; geb. 6.— 

Winiuntz, Dr. Milnu,. Die agrar-rechtlichen Ver- 
hiltnisse des mittelalterlichen Serbien. gr. 8°. (XV, 
311 8) Jena 03 (G. Fischer) 


Bürgerliches Recht. 


Bruck, Dr. Ernst, Die Eigentümerhypothek. gr. ®. 
(XXL, 264 8.) Jena. 08 (G. Fischer) 6.— 


Eudemann, Dr. F., Prof., Lehrbuch des bürger- | 
Finführung in das Studium des | 
— Allge- , 


lichen Rechts. 
bürgerl. Gesetzbuchs. 1. Bd. Einleitung. 
meiner TI. — Recut der Schuldverhältnisse,. ®. Aufl. 
(Unveränd. Abdr. der 8. Aufl.) gr. 8. (XVII, 1382 8.) 
serlin 08 (C, Heymann) 16.— ; geb. 19.— 


Kliugmiüller, Dr. Fritz, Priv.-Doz., Das Schuld- 
versprechen und Schnldanerkenntnis i. BGB. gr 8. 
(vıll, 151 8.) Jena 0% (G. Fischer) 


Kublenbeck, Dr. Ladw., Das birgerliche Ge- 
setzbuch f. das Deutsche Reich nelmt dem Ein- | 
führungsgosetze. Im Auftrage des Vorstandes des | 
deutschen Anwaltvereins erläutert. 2. neu bearb, 
u. verm. Aufl. 2. Bd, gr. 83”. (X, 96 8.) Berlin 08 | 
(C. Heymann) 12.—; geb. 13.— | 


Handels- und 


Canstein, Dr. R., Frhr. v., 
recht Österreichs u. die Abweichungen der Wechsel- 
rechte Deutschlands, Ungarns, Bosniens u. der Her- 
zegowina, der Schweiz, Russlands, Italiens, Rumä- 
niens, Serbiena, Frankreichsu. Englands systematisch 
dargestellt. {(Kompendien des österreich, Rechts.) 
2. durchgearb. Aufl. gr. ®%. (XII, 314 8.) Berlin 03 
(C. Heymann) geb. in Leinw. 8,— 

Obst, J. @.. Welche Rechten u. Pflichten haben 
stille u. tätige Teilhaber, Kommanditisten u. ®, w. 


Zivilprozess- und 


Fuld, Dr. Ladw., Rechtsanw., Was muss der 
Kaufmaoun bei Konkursen tun? Ein Führer durch 
das dentsche Konkursrecht u. Konkursvorfahren | 
auf Grund der neuen Gesetzgebg. unter Berücksicht. | 
der Entscheiden. des Reichsgerichts u. m. allen f. | 
die prakt. Anwendg. im tägl. Geschäftsleben nöt. 
Formularen. (Dr. Ludw. Hubertis moderne kauf- 
männ. Bibliothek.) 2. Ausg. gr. 8°. (VIII, 120 8.) 
Leipzig 03 (Dr. L. Hnberti) geb. In Leinw. 2.75 

Geck, Dr. A., Hilfe gegen faule Schuldner. Nach 


Prof., Das Wechsel- 


Peruche, Th., Bechn.-R., Elsass-lothringische Ge- 
setze, Verordnungen n. Verfügungen, zur Ausführung 
des bürgerlichen Gesetzbuchs u. der damit im Zu- 
sammenhang stehenden Reichsgesetze, Auf amtl, 
Veranlassg. zusammengestellt u. ım. Sachregister ver- 
sehen. 8, Aufl. gr. 12%. (VII, 547 8.) Strassburg 04 
(W, Heinrich) geb. in Leinw. 4.50 

: Weyl, Dr. Rich., Prof., Der Name der Findelkinder 

und anderen Namenlosen. Üivilrechtliche Studie. 
jAus: ‚Das Standesamt‘,] schmal gr. 8°. (75 8.) 
Meiderich 08 (A. Heiland) 
J———— Dr. Rud,., Prof,, Übungen im bürger- 
lichen Recht f. Anfänger zum akademischen Gebrauch 
u, zum Selbststudium. 2. Bd. Sachenrecht. Familien- 
recht. Erbrecht. Mit Fig. im Text u. oe. Karte der 
Gerichtaorgunisation des Deutschen Reiches. gr. 8°. 

(XVI, 264 8.) Leipzig 03 (Veit & Co.) 
geb. in Leinw, 6.50 


Wechselrecht. 


bei aller Art v. Geschäften? Guter Rat f. alle Handela- 
gesellschaften od. solche, die es werden wollen. 
er. 8’. (135 8.) Berlin 03 (H. Steinitz) 2.— 


Sieveking, Dr. A., Rechtsanw., Das deutsche 
private See-Recht (m. Ausschluss des See-Ver- 
sicherungsrechtes). Eine kurz gefasste aystemat, 


Darstellg (Dr, Hubertis moderne kaufmänn. Biblio- 
thek.) (154 8. ww. 1 farb. Karte.) gr. 8°. Leipzig 03 
(Dr. L. Hu! erti) geb. in Leinw. 2.75 


Konkursrecht. 


neuer Reichsrecht praktisch erörtert. 10. neu bearb. 
u. erweit,. Aufl, 8, Abdr. der günzlich umgearb. 
Schrift desselben Verf.: „Wie gelangt der Gläubiger 
nach fruchtloser Auspfändg. bez. Manifestierg. des 
Schuldners zu seinem Geldes?" gr. 8». (56 8.) Ber- 
lin 03 (H. Th. Hoffmann) — 
Hartimanu, Dr. Kurt, Die Grundstücksgesamt- 
hypothek in der Zwangeversteigerung. gr. 8°. (VTIL, 
»b 8.) Leipziz 03 (Veit & Co.) 1.60 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. Gerichtspraxis. 


Arndt, J,, Bechn.-Rev., Kostenansatz im Be- schen Landeskostengesetzen in «systematischer u 
schwerdeverfahren nach dem deutschen u. prenssi- ' tabellarischer Darstellung nebst Erläuterungen. 3, 


schen Gerichtskostengesetze. gr. &®. (ll, 26 8), gänzlich nmgearb. Aufl. v. Geh RBechn.Ber. #4. 


Berlin 04 (A. Nauck & Co.) —,40 Schulz. 2. Tl. Fol. Berlin 03 (G. Wattenbach 
Geschäftsordnung f. die Gerichtsschreibereien 6.75; geb. in Leinw. 7.75 

der Amtsgerichte vom 26. Xl. 1599 (Just -Min.-Bi. 2. Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen 

8. 395.) 3. Aufl, m. den bis zum #8. V. 19083 ver- | Gerichtsbarkeit. Ansalagen in Hechtssachen aller 

fügten Abändergn. u. Zusätzen. gr. 8°. (VIII, 75 8)! Art. (II, 113 u. VIIS) 

Berlin 08 (A. Nauck & Co) — 75 Ordanng f. die Verwaltung der Kassen bei den 


Grandnätze betr. den Ansatz der Gebühren u. | Justizbehörden vom 31. III. 1900 nebst der alle«m 
Auslagen der Gerichtsvollzieber. Allgemeine Ver- ! Verfügung, betr. das vereinfachte Kosteneinziebhungs- 
függ. vom 16. 11. 1903 m. dem Texte der reichs- u. | verfahren in grösseren Städten. 2. Aufl. m. den 
landesgeretzl, Gebührenvorschriften. Beilage zum | durch die allgem. Verfügen. vom 16. XII. 1901 nezw. 
„Burenu-Blatt f. gericht). Beamte“. Jahrg. 1903, vom 11. XlI. 1900 bewirkten Abiändergn. gr. ® 
gr. 8°. (16 8.) Berlin 0% iA. Nauck & Co.) —,.%0; (VII, 157 8.) Berlin 08 (A. Nauck & Co. 

Kable’s, Adf., gerichtliche Gebührentaxe nach | 1.60; kart. 1% 
dem deutschen Gerichtskostengesetze u. den preuasi- | 


Strafrecht und Strafprozess. 
Erlanger, Dr. Alb,, Die materiellrechtliche u. Durchsicht des Vorsntwurfes v. 1396 beauftragten 





prozessusle Bedeutung des 3 213 Keichastrafgesetz- Expertenkommission. Juni 103. gr. ®. (YIIL 
buchs, gr. 8%. (VI, 64 8.) Breslau 03 (Schletter) 1.70 u. 14 8.) Bern 08 (A Franke) 1% 
Kriminal-Prozesse aller Zeiten. 6. Bd. schmal | Weien, Karl, Kriminal-Kommiss. a. D.. Aus dem 
&$. Heilbronn 0% (O, Weber —.50 | Berliner Verbrecherleben. Eonthüllunzen aus der 
6. Fischer W,, Berühmte Justizmorde n. Zauberer- | Praxis, 6. verb, Aufi. 8°. (III, 69 8.) Beriin v5 it 
prozesse, — Interessante Gattenmürderinnen. — Schuhr) 1— 
Attentatsprozesse gegen Priester u. Andere. (172 8.) | Wettstein, Otto. Fürsprech, Das Telegraphen- 
Vorentwurt zu e. schweizerischen Strafgesetzbuch | s#trafrecht des Entwurfs zu e. schweizerischen Straf- 
u. zu e. Bundesgesetz betr. Einführuug des schwei- geaetzbuch unter Berücksicht. des Telegraplenstraf- 


zerischen Strafgesetzbuches. Nach den Beschlüssen ' rechts anderer Staaten. Dis, gr. ®. (VI 8% 8ı 
der v. dem eidgenöss, Justizdepartement m. der) Bern U3 (Leipzig, Buchh. G. Fock) 2.% 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. Recht der Verkehrsanstalten. 


Abendroth, Alfr.. Oberlandmear., Die Aufstel- emer. Prof., die unt>r diesem Titel berauseegeten 
lunz u Durchführung v. amtlichen Bebauungs- | wurde, Übersetzung aus dem Schwed. {lu rum 
plänen. Leitfaden f. koınmunale Verwaltungsbeamte | Sprache.) gr. ®. (VIL, 170 8.) Berlin 03 (F. Gott- 
u. Gemeindetechniker, gr. 8%. (VIII, 135 8. m. 10 beimer) 41 - 


Abbildgn.) Berlin 03 (©. Heymann) 2.50; geb. 8.—- | Ortsbanordnung f. die Stadt Leipzig. L TL 
Dienstinr weisung, allgemeine, f. Poat u Tele- gr. 8°, (il, 40 8.) Leipzig 03 (H Matthes) ı.- 
graphie. Abschn. V, 1. Postordnung vom 20. TI. | Reinsch, Dr, A., Untersuchgsamtsvorst., Entwurf 
1900 m. Ausführungebestimmgen,. Mıt Genelmigg. e. Polizeiverordnung f. den Verkehr m. Milch, nebst 
des Reic'#s-Postamts veranstalteter Neudr., in den Protokoll üb. die Öffentl. Besprochg. derselben in 
die Berichtigge. bis Nr. 143 einschliesslich eingedr. der Versammig. der Abteilg. E (Milchge=tzgebg. | 
sind. Lex. 5°. (VI, 295 8.) Berlin 03 ({R. v. Decker) | ger allgemeinen Ausstellg. f. hygien. Milchverworsz 


geb. in Leinw. 3.— in Hamburg, am 5. V. 1903. Nach den stenograph 
Erichsen A,v.. Die Führung der Standesregister. rei zusammengestellt. gr. ®°. (4* DN 


Praktische Anleitg. f. Standesbeamte. 9, voll- Hamburg 03 (C. Boysen) 1.50 


ständig neu bearb. Autl. Die Vorschriften des Ge- | , . 
.n , 2 ' Rost, Otto, Archit., Vorschläge zu neuen Bestim: 
setzer üb. die Beurkundg. des Personenstandes n. mungen f. e. Berliner Baupolizeiordnung resp. zu 


die Eheschliesag. in der vom 1. I 1900 an relt, " 
H , i e, deutschen Baugesetz. gr. &®. (80 $. m. Abbil-km.) 
Fassg., an der Hand der einschläg. weiteren Gesetze, Berlin 03 (R. Eckstein Nachf.) 2_ 


Verordngu. u. Entscheidgn., der in der Zeitschrift 
„Der Standusbeamte‘‘ niedergelegten FErfahren., au- Sehmid, Dr. Ferd., Prof., Das Heeresrcht der 





wie der vorbandenen Kummentare erläutert n. m. österreich-ungarischen Monarchie. ET. re ıX1l, 
zahlreich verm, Musterbeispielen versehen v, Stan- 13 8.) Wien, F. Tempsky. — Leipzig 03 (6 — 
desbeamt. Ato Weisse, gr. 8. (XXXVI. 562 8.) Berlin | ) an 
03 (E. Grosser) gso. in Leinw. 10.— | Schmidt. &., Geh. Finanzr. vortr. Rat, Die Fieiset- 


Kinmpp, Heinr., Reg-.Ref. 1. Kl., Geschichte u. | beschau-Zollordnung u. die gusetzlichen festim 
Reform der Zusammensetzung der Kammer der mungen üb. die Auslands-Fleischbeschau. Erläutert 
Standerherren. Diss. gr. 8". (1V, 8 8.) Stuttgart 03 | % 8. gr. 8". (XI, 300 8,} Berlin 03 (Ü. Hermanı 





{R. Kaufmann) — Im; gen. . 
Mechelin, L.. ehem. Prof. Senat., Zur Frare der | Vorschriften, die reich u. landerechtlichen 
Antonomie Finnlands u. »einer verbrieften Gesetze. üb. den Verkehr m. Sprengstoffen. 5. Aufl, ur. 
Eine Kritik der Broschüre v. N. D. Sergejewak‘, Berlin 03 (C. Heymann) —24 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Änderungen zum Ent wurfe des Statuts e. Be- | Entwnrf des Statuts 8. Ortskrankenkaser in de 
trieb=-/Fabrik-Krankenkasse (Centralblatt f. das vom Bundesrat aufgestellten Fassung. Mit den 
Deutsche Reich vom 1». VII isa2 8 47 MT.) m. Ändergn,. nach dem Gesetze, betr, weitere Abändern 
Rücksicht auf die Vorschriften des Gesetzes, betr. des Krankenversicherungsgesstzes, vom 25. V. jun 
weitere Abänderungen des Krankenversicherungs- | (Centralblatt f. das Deutsche Reich, XXXı Jahre 
gesetzes, vom 25. V. 1905, gr. 9. (24 8.) Berlin 03° Nr. 30.) Fol. (35 8.) Grunewald-Berlin 05 (Verlag 


IF. >Siemenroth) — 40 | der Arbeiter-Versorgg. A. Troschel) 1- 
‚Entwurf des Statuts e. Betriebs-(Fabrik-Kranken- 

Änderungen zu den Entwürfen v. Statuten f. #.| kasse nach dem Krankenversicherungsgesetz in der 
Ortskrankenkase n, e, Betriebs-(Fahrik-}Krauken- Fassung des Gesetze vom 10. IV. 182 (RGE 
kasse, 3, Ann gr, 4%. (36 8.) Berlin 03 «U, Hay- 8 374) m. den Änderungen, gemiüxs den Vorschriften 


mann) 1.— | des Gesetzes, betr. weitere Abänderungen des KV 6 








| 
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vom 25. V. 1903. gr. 8°. (32 8.) Altenburg 03 (St. 
Geibel} — 60 
Hoffmann, Dr. F., Geh, Reg.-R. vortr, Rat, Kranken- | 
versicherungsgesetz u. venetz üb, dieeingeschbriebenen 
Hülfskassen nebst Ausführungsbestimmungen. Er- 
läutert v. H, 3. u. 4. neubearb. Aufl. gr. 129%. (XXIV, | 
363 8.) Berlin 03 (C, Heymann) geb. in Leinw. 2.— | 
Römer, kart, Pfr., Die freiwillige Versicherung | 


626 
deren Familienangehörigen. 4. Aufl. er. 8°, IV, 
32 8,) Berlin 08 (Deutscher Verlag) — 30 


Woedthke, Dr. E. v., weil. Dir, Krankenversiche- 
rungsgesetz. Text-Ausg. m. Einleite., Anmerken., 
Anh. u, Sachregister. 10. umgearb. Aufl. hreg. v. 
Geh. Reg.-R. vortr. Rat Dr. Geo. Eucken- Adden- 
hausen. gr. 16", (593 8.) Berlin 0% (G. Guttentag) 

geb. 3.50 


(Selbatversicherung n. Weiterversicherung) nach dem | Spangenberg, äH., Oburverwaltgsger.-R., Reich 


Invaliden-Versicherungagesetz f. das deutsche Reich ı 
vom 13. VII. 1899 in ihrer hohen Bedeutung f. die | 
selbständigen Gewerbetreibenden u. Landwirte u. | 


gesetz, beir. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 
Vom 30. 111. 1903. Text-Auag. m. Aumerkgn. u. Sach- 
register. 148 S. Berlin 03 (J. Guttegtag) geb, 1.20 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Becker, Dr. M.. Der argentinische Weizen im Welt- | 


markte. Eine volks- n. wultwirtsch Studie gr. #. 
{XVIIIL 276 8.) Jena 03 (@. Fischer) 6.— 
Bericht üb. die V, General-Versammlung des rhei 
nischen Vereins zur Fürderung des Arbeiterwoh- 
nungswesens u, üb, die Versammlung des Verbandes | 
der rheinischen Baugenossenschaften am 14. u. 15. 
V. 1083 in der Stadthalle zu Elberfeld. gr. 8%. (54 8.) 
Düsseldorf 03 (F. Wolfrum) 1.20 | 
Carnegie, Andrew, Kaufmanns Herrachgewalt. 
(Empire of business.) Uebers. v. Dr. E. E. Lehmann, 
gr. 8%. 'XXIIL, 3%0 8, m. Bildnis.) Berlin 083 (©. A. | 
Schwetschke & Soln) 5.—; geb. 6.— ! 
Cnthreiun, VYikt,, 5.J., Der Sozialismus. Eine 
Untersuchg. seiner Grundlagen u. seiner Durch- 
führbarkeit, 8, neu dnrchgearb. u. verm. Aufl. 
gr. 8°. (XVL 351 8.) Freiburg i.B. 0% (Herder) 
280; geb. in Leinw. 350 | 
Fridriehowiez, Dr. Eug., Kurzgefasstes Kom- 
pendium «der Stautewissenschaften in Frage u. Ant- 
wort. 3. Bd. Die Urproduktion. 12°, (VIII, 110 8.) 
Berlin 03 (8. Calvrary & Co.) kart. 1.60 
Denkschrift üb, den Stand der Gewerbeförderung 
im Könier. Preussen. gr. 8°. (45 8.) Berlin 03 
(C. Heymann) }.— 
Gesetz betr. die Vergütung des Kakanzolls bei der 
Ausfuhr v. Kaksaowaren nebst Ansführungsbeatim- | 
mungen. Hrag. im Reichsschatzamte. gr. 8°. (31 8.) | 
Berlin 03 {R. v. Decker) —.45, 
Göz, Dr. Karl, Geh. Rat, Verwaltgsger.-R., Das | 
württembergische Einkommensteuersesstz vom 8. | 
VIII. 1903. Erläutert v. @ gr. 89, (X. 34 8.) 
Täbingen 03 (J, C. B. Mohr) 6.— ; geb. 7.— | 
Hager, Dr. Carl, Das Zuckersteuergesetz vom 
27. V. 1896/6. I, 1903 nebst den Ausführungsbestim- 
mungen sowis der Brüsseler Konvention vom 5. II. 
112, im Auftrage der Abteilg. der Rohznckerfabriken 
des Vereins der deutschen Zuckerindustrie bearb. | 
ger. 8°. (XL, 355 8.) Berlin 03 (Puttkammer & Mühl- 
brecht) 5 — 
Handbuch der süddeutschen Aktien-Gesellschaften 
(Bayern, Württemberg u. Baden) u. der an »üd- 
deutschen Börsen kurehabenden Stastspapiere, son- 


stigen Fonds, Bank- u. Industriewerte, Jahrbuch 
der Börsen v. München, Augsburg, Stuttgart u 
Mannheim. Jahrg. 1903/1904. 21. Aufl, gr. 8%, (XXI, 
VI, 6358.) Leipzig 03 (Verlag f. Börsen- u. Finanz- 
literatur) geb, in Leinw. 10.— 
Heiss, Dr. Ch., Wobhnungsreform u, Lokalverkehr. 
Mit e. Literaturverzeichnisse. gar. 8°, (128 8.) Göt- 
tingen 0% (Vandenboeck & Ruprecht) 1.60 
Kantzky, karl, Karl Marx ökonomische Lehren. 
Gemeinverst. darg. u, erl. 8 verm. Aufl. 8". (XX, 
268 8.) Btuttg. 03 (Dietz Nachf.) geb. 2.— 
Kopp, Mich.. Gemeindsschreib, Das ehrsame 
Handwerk einst uud jetzt. Kurze Betrachtg. üb: e. 
zeitgemässe Frage vom Standpunkte der Sozial- 
politik u. Volkswirtschaft, gr. 8%, (38 8.) Luzern 0°? 
{Räber & Co.) —.55 
May, Max, Die Heidelberger Wohnungsunter- 
suchung in den Wintermonaten 1895/96 u. 1896/97, 
deren Ergebnisse u. deren Fortsetzg. durch e. ständ. 
Wohnungsin-pektion, im Auftrags («des Stadtrates 
dargestellt. gr. 9°. (V. 128 8.) Jena 03 (G. Fischer) 
2.— 

Pabst,Dr. Fritz, Damaschke u. die ‚Hausagrarier‘‘. 
Eins Antwort anf das Steuerprogramm der Boden- 
reform v. e. Hausbesitzer. gr. 8%. (21 8.) Dresden 
03 (E. Pierson) — .50 
Schmoller, Gust., Ueber das Maschinenzeitalter 
in seinem Zusammenhang m. dem Volkswohlatand 
u. der sozialen Verfassung der Volkswirtschaft. 
Vortrag. gr. 9. (31 8.) Berlin 03 (J. Springer! —.60 


will, Dr. D., Die neueste Stenerreform in Flsass- 
Lothringen. Eine gemeinverständl. Abhandlung ub. 


d. Kapital-, Lohn- u. Besoldungestener, nebst e, 
Kritik des Steuerwesens. gr. 8%. (141 8.) Stram- 
burg 03 (F. X. Le Ronx & Co.) 1.— 


Zuckersteuer -Ausführungsbestimmpgu, 
u. Ausführung»rbestimmungen zu dem 
Gosetze, betr. die Vergütung des Kakaozolls vom 
25. VI. 1903. gr. 4%. Berlin 03 (C. Heymann) 3.— 

Zuckerstenergeselz nebst Ausführungsbe- 
stimmungen. Hrsg. im Reichsschatzamte. gr. 8° 
(228 8.) Berlin 03 (R, v. Decker) 1.20 


Statistik. 


Arbeitszeit der Arbeiterinnen üb. 16 Jahre in | 
Fabriken u. diesen gleichgeetellten Anlagen nach | 
den Erh. d. kgl. pr. Gewerbeaufsichtebeamten n. | 
Bergbeh. im J. 1902. Amtliche Ausg. gr. 8%. (VI, 
374 8.) Berlin 03 (R. v. Decker) 1 

kart. 7.—; geb. 7.40 | 

Atlas, graphisch-statiatischer, v. Frankfurt am Main. | 
Im Auftrage des Magistrats hreg. durch das statist. | 
Amt. Serie I. Taf. 1 bis 10 (Bevölkerg.) nebst Über- 
sichtsplan üb. die banl. Entwickig. der Stadt. qu. 
Fol. (22 8.) Frankfurt aM. 05 J. D, Sauerländer 
in Komm.) .— 

Ergebnis der Reichstagswahlen vom Juni 1903 in 


Bayern. Aus: „‚Ztschr, d. bayer. statist,. Bureaus‘‘,) 
gr. 4°. (S. $1—105.} München 085 (J. Lindauer) 1.— 


Jahrbuch, statistisches, des k. k. Ackerbau-Mini- 
steriums f. d. J. 1902. UI. Heft. 1. Lfg. gr. 8%, Wien 
03 (Hof- u, Staatadruckerei) 

Der Bergwerksbetrieb Österreichs im J. 1902. | 
1, Lfg. Die Bergwerks-Produktion. (201 8) #3.— 


Iränyi, Beroh,, Die deutschen Privatversiche- | 


rungs-Geselleschaften im J. 1902, %. Jahrg. gr. ®. 
(24 8.) Wien 08 (J. Fisenstein & Co.) 1.25 
Justiz-Stati»ntik, d-utsche Bearb. im Reichs- 
Jastizamt. XI. Jahrg. gr. 8". (VIII, 318 8.) Berlin 
03 (Puttkammer & Mühlbrecht) kart, 9.— 
Kurıh, Dr., Oberlehr., Die Ostmark Posen u. ihre 
Bedeutung f. Preussen-Dentschland. Eine historisch - 
statiet. Studie zur Polenfrage. gr. 8%. (32 8,) Berlin 
0% (Gose & Tetzlaff) —.60 
Landtng»wahlen, die Zusammenstellung der 
die Wahlen zum Hause der Abgeordneten betr. Ge- 
setze, Verordngn. u. des Reglements vom 14. III. 
1903. gr. 8%, 86 8.) Bielefeld-Gadderbaum 13 (W. 
Bertelamann) kart. 1.50 
Nachrichten, amtliche, des Reichs-Versicherungs- 
amts 1903. 1. Beihoft. gr. 4°. Berlin 03 (A. Asher & Co.). 
1. Statistik der Heilbehandlung bei den Ver- 
sicherungsanstalteu u. zugelassenen Kassenein- 
richtungen der Invalidenversicherung f. die J. 
1898, 1890, 1900, 1901 u. 1902. Bearb, Im Reiche- 
Versicherungsamt. {145 8.) 4.— 
Statistik der Landwirtschaft (Anbau, Saatenstand, 
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Ernteerträge, Hagelwetter u. Waaserschäden) im 
preussischen Staate f. d. J. 102. Mit 2 Taf. graph. 


Darstellgn. (IV, XLIL, 74 8.) Hrag. v königl. statiat, | 


Burean in Berlin. Imp. 4°. Berlin 03 (Verlag d. 


— 





Übersicht, vergleichende, der Beichstauswal:ilen 
von 1398 u. 1903, auf Grund der Berichte der Wahl- 
kommissaro aufgestellt im kaiserl. statist. Amt. 
gr. 4°. (67 8.) Berlin 03 (Puttkammer & Mühlbrecht 


k. statist. Bureaus) 3.60 l.— 
Politik, 

Cnäky. Graf Napoleon, Ein Wort zur Lösung Ungaru. Umschlag: 2. Aufl. gr. 8°. (245. Prag ® 

der ungarischen Kriae. gr 8%. (8 8.) Wien 03 (c, (Budapest, ©. Grill in Komm.» 1.— 

Gerold’s Sohn in Komm.) —,55, Nan-DOesturreich! Von Austriscus. ar. ®*. (VII, 


Hirsch, Paul, ler preussische Landtag. Hand- 
buch f. wozialdemokrut. Landtagswähler. 8". (360 8.) 
Berlin 03 (Buchh, Vorwärts) geb. in Leinw. 4.— 

Hneber, Vikt.. Kaisertaum ingarn. Ein Wort 
zur Entwirrg. der polit. Lage im hent. Österreich- 


119 8. m.5 Beilagen.) Dresden 04 (E. Pierson| 2. 
Vrban, Rucd,, Ossterreich# Bedränger. Die Los- vw. 
-Rom-Bewezg. Studien tb. polit., religiöse u. sociale 
Zustände der Gegenwart. gr. 5’. (#28) Prag (6 
(Bivnac in Komm.) 10.— 


Varia. 


Bieng, Frdr., Mein Protest, 
u. Fac«k, 9, (89 8. u. 1 Karte). 
Schmidt) 3.— 

Diendoenne, Frz., Die Kölnische Zeitung u. ihre 
Wandlungen im Waudel der Zeiten. gr. ®. (104 8.) 
Berlin 08 (Herm. Walther) 1.50 

Errerna, Leo, Prof. Die russischen Juden. 
nichtung od. Befreig. ? Mit e. einleit. Briefe v. Th. 
Mommsen u. e. Bericht des Verf. üb. die Vorgänge 
in Kischinew 1903. Deutsche Ausg. gr. 8°, (XVI. 
159 8. m. 1 Karte.) Leipzig 03 (Schuize & Oo.) 2.— 

Ettlinger Karl, Die keglementierung der Pro- 


M.e. Bildn. d. Verf. 
Zürich 03 (U. 


stitution, ihre Gegner u. Fürsprecher. ®°. (40 8.) 
Leipzig 03 (Magazin-Verlag) — 50 
Hackl, Lonise, Brennende Fragen. Drei Kapitel 


reformator. Inhalts. 8°, (47 8.} Leipzig 083 (Ver | 
lag der Frauen-Rundschau) —,50 | 
Knorrn, Gunst, Wiilh,, Sert.-Buchhdir., Der | 
Nationsiökonom Bücher u. der deutsche Sortiments- 
buchhandel. Eine Antwort auf Büchers Schrift: 
„Der deutsche Buchhandel u. die Wissenschaft‘. 
gr. 8%, (56 8.) Waldenburg 08 (E. Meltzer) —.60 
Langwerth v. Simmern, Heinr., Frhr. v., 
Deutschtum n. Anglophobie. Zur Beurteilg. Eng- | 
lands. gr. 8°. (III, 1E2 5.5 Wiesbaden 05 ıW. 
Bröcking) 2.40 


Ver- | 


Morawitz, Chnrles, Die Türkei im Spiegel ihrer 
Finanzen. Nach dem franz. Original „Les finano= 


de la Turquie‘‘. Übers. u. m. e. Narhtrage ver 
seben v Geo. Schweitzer. gr. 8% (XIV, 511 &) 
Berlin 08 (C. Heymann) 10. — 


Müller. Panlia n.D. Adf. Stöcker, Kachte u. 
Pflichten der Frau in der kirchlichen u. bürgerlichen 
Gemeinde. Referate, Mit Diskussion. (59 8.) Ber- 
iin 03 ‚u 

Polenz, W. v.. Das Land der Zukunft. gr. ® 
(419 S.) Berlin 03 (F. Fontane & Ca.) 6.—; geb. 7.% 

Ratgeber f, Arbeiter E. Zusammenstellg. di. 
wichtigsten Best. u. d. Arb.-Vers.-Gesetzen nun. d 
bürgerl. Gesetzgbg. gr. 16°. (VIII, 308 8.) Leipzig 8 
(Leipz. Buchdruckerei) geb, 1.5 

Usiar, Herm. v.. Drum prüfe, wer sich ewiz 
biudet. Eine krit. u. ästhet. Studie üb. d. Ursachen 
moderner Ehekatastrophen in Anlehng. an den Fall 
der Exkronprinzessin v. Sachsen. 3°. (94 8.) Hameln 
03 (A. Müller) 1— 


Verhandlungen, die, des 14. evangelisch-sozialen 
Kongresses, abgel. in Darmstadt am 3. on. #4. WI 
1%03. Nach dem stenograph. Protokoll. gr. ®, (IV, 
157 8.) Göttingen 03 (Vandenhoeck &k Ruprecht) 2.— 


Ich ſuche zu Taufen: 
Dernburg, Pandelten, alle Aufl., 


Dfälziiches Kreisamtsblatt alte Jahrgänge, 
Kultus-:Minift.-Blatt(bayer.) alle Jahre.,bejonders1899, 
Sinanz.Minift.:Blatt (bayer.) alle Jahraänge, 


Corpus jur. civ. von Krüger: Mommien, 
Corpus jur. civ., deutih von Schilling ic., 
Corpus jur. canonici, deutih von Schilling ıc., 
Hod, Handbuc der Finanzverwaltung, 5. Aufl. 


3. Schweißer Sortiment (Arthur Seitier) Münden Karispi. 29 
Buchhandlung und Antiquariat. 





3. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) Mü ünchen 


Soeben erſchien von 


der zweiten vollſtändig ueubearbeiteten Auflage von 


J. v. Staudinger's 
Kommentar zum Vürgerlichen Geſetzhuch 


und dem Einführungsgeſetz herausgegeben von 
Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring, 


Univ.Brofeifor und Rechtsanwalt in Brofefior an der Univerfität f. Oberlandesgerichtsrat in 
Münden freiburg i. B. Münden 
Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann Dr. Felix SHerzielder, 
k. Zandgerichtärat in Müuchen k. Landgerichtsrat in Münden Redtsanwalt in München 
Jojeph Wagner, 
f. Oberlandesgerichtärat In Augsburg, 


die 8. Lieferung. Sie enthält: 


Die Einteitung und vom Allgemeinen Zeil die SS 1-33 erläutert von Prof, 
Dr. Th. Zoewenfeld. Preis Mit. 3.50. 

Das Sachenrecht, erläutert von K. Kober liegt vollftändig vor. Gr. 8", (VIII, 664 ©.) 
Broih. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. Mi. 17.50. 

Bom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, find 3 Lieferungen (88 1297 
bis 1495) ausgegeben. 
Das vorliegende Manuskript ermöglicht, die Fortfegung des Allgemeinen Teils 

und Zamilienrects in den nächſten jih raich folgenden Lieferungen zu 

bringen. Ebenio wird binnen kurzen das Erbrecht zu ericheinen beginnen. 


Gentralblatt für Rechtöwifienfchaft (1903). XXII. Bd. 11/12. Heft. 
.. Der Kommentar iſt dem Blandiden durhausebenbürtig. Es 





unterliegt feinem Zweifel, da er gleich diejem ausgezeichneten Werte zu den 
Ü 


standard works der deutichen Juriftenwelt zählen wird. Schück. 


Rehm Sermann Dr., Prof. d. Rechte in Straßburg. 


Die Bilanzen der Aftiengeiellichniten 


und Geſellſchaften m. b. H, Kommanditgejellichaften auf Aktien, ein: 
getragenen — — verſicherungsvereine auf Gegenſeitigleit, 
Hypothelen- und Rotenbanken und Handelsgeſellſchaften überhaupt 


nach deutſchem und öſterreichiſchem 
Handels-, Steuer, Verwaltungs- und Strafrecht 


Lex. 8°. (XX, 938 5.) Ungeb. Dt. 27.—, i. Hfz. geb. Mt. 30.—. 


Das umfaſſende Werk behandelt klar und verſtändlich unter Berückſichtigung 
aller einzelnen Runfte: Wie wird nah Geſetz und Recht der verteilbare 
und tantiemen=- und jteuerpflidti Reing ewinn berehnet? Das 
Berk ift von gleicher Wichtigfeit für Handelägefeilfchaiten 2c. wie für Juriſten, Ge— 
richtö=, Verwaltungs: und Steuerbehörden. 








den wir ana ıterei 


(uftematifdıe 


Gefamtregifter su den 


en 15681 1902 der 


Annalen des 
Deutſchen Reichs 





Unſere umfangreiche 


Juristische Mierbücherei 


feßt uns in den Stand, faft 


jedes juriſtiſche Buch 


in neueſter Auflage billigſt 
antiquariſch 


abzugeben. 
Berlin NW. ⁊, 


Dorotbeenftr, 82 
(negenliber dem 
Wintergarten). 
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Juriſtiſche Buchhandlung. 


chis · u. ſtaatewiſſenſchaftliche 
eitſchrift Materiallen⸗ 
jammlung 


und 


HAegrüundet von 
Dr. Geora Dirth und 
br. Mar von Sendel,. 
Herausgegeben bon 
Dr. Rarl Cheod. Eheberg 
und Dr. Anton Dyroff. 
be nibt einen Einblid in 
den ungebeuren Reidium der 
1J in Abbandlungen 


ana welten Gebieten der Recat⸗ 
u. Staatswiſſen ſchaft. FIInac⸗ 
it. VBolkewirtſchaft, d. Brrichr 
u. Eifenbabnmeiens, db. gefamt 
Rerfiberungswiflenidaft x.x., 
deilen Größe u. Bedentjamt. no 
Lange nicht in genügendem Make 
befannt ift u. gewärbiet wird 


J. Schweiger Berlag 
(Arthur Scllier) 


München 43 Karlapi 9 
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Struppe & Wintler, | 6. K. COOKE & WEYLAN 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. 
| Erste und älteste Fabrik Europas. 





Stempel aller Art 
aus Kautschuk und Metall 


assıyadwalssanen "alJeudsjad 


Gerenwärtig erscheint 


in sechster, neubearbeiteter u 


Probehefte u. Prospekte gratis durch jede Buchhandlun;. 


ken Instituts in Leipzig. 


— 1400 Bildertafeln und Kartenbeilagen. — 


. vermehrter Auflage: 
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— Stahel’fdye Berlags-Anfalt, k. Hof- u. Univ.-Berlag, Würrburg. > 
Gemeinde-Lerikon des Deutſchen Reiche. 


Ortidaften und Gutebezirke (politiihe Wiemeinden) im Neichsgediere nebit Angabe der einihläg. Amts⸗ 
geridte, Berwaltungsbebörden, Yandgerichte, Oberlandesgerichte und Regierungsbesirfe.. Bearb. von 
. Grübel, f. £ —— ——— a. D * verb. Aufl. 1 Empfoblen von vielen Miniiterien, 
Reaierungen, Bebörden x. Broich. M. 5.—, geb. M. 6.20. 


nad den Reichsgeſetzen und der 

Handbud; für den Gerichtsvollzieherdienſt aut des Gerichts: 

vollziederinftiruts Im Jadte 1900 mit den landesrechtüchen Beſtimmangen im Königreich Bayern, beraus— 

gegeben von Eduard Rottmann, f. Oderamtsrichter a. D. 2. gänzlich umgearbeitete Auflage mit 

Sacregiiter u. 40 Formularien in 25 Beilagen. VBreis gebunden in ı Sanzleinen M. 16.50. droihiert M. 15.—. 

Br Empfobien zur Anibaffung für die Gerichtsvollzieherei, Gerichtsſchreiberei und den 
Herren Amtsgerichtsvoritänden, welde die Dienftauffit über eritere fübren. 


3 ein Terminkalender, Kaſſabuch, Daus+ 
Stahel’ 5 gemeinnüb. Schreibkalender, daltungsbud und Austunftsbub. 10. 
SJabrpang. Breis gebunden M. 1.25, mit Shreibpapier durchſchöſſen M. 2.—. Alıbewäbrter Termins 
falender für seridtöftellen, Gerichtsvoll zieber, Redtsanmwälte, Notare x. — Erideint ljährlie im Sevtember. 
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H. Haexsel Verlag in Leipzig. 


Die 
— Entscheidungen des Reichsgerichts 
Soergels in Civilsachen. 


Bd. 1I-XL der von den Mitgliedern des Gerichts- 
hofes veraustalteten Sammlung 


echisprechung in abgekürzter Fassung 


3. Jahrgang 1902. Gebunden M. 4.80 und in systematischer Ordnung 
herausgegeben von 


Durch alle Buchhandlungen oder die 6. Schultze u. Dr.jur. Fritz Schultze 


Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart Rechtsanwalt am Amtsrichter. 
lu ichsgericht 7. 





5 Bände mit Sachregister und Gesetzesregister. 
Geheftet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78. 
Jeder Band ist anch einzeln käuflich ! 






„Association Berliner Schneider" 


Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. R Nartitz, F. F, Y Betrachtungen über die Verfassung 


« des Norddeutscher Bundes Mk.2 









Spezialität: 
__ Das "_ Das aheliche Güterrecht des Sachsenspiegels 
Amtstrachten und der verwandten Rechtsquellen. Mk. 8.— 
für Internationale Rechtshülfe in Strafsachen. 
Professoren u. Justizbeamte,B | _ 2 zu 1 Ak 12 - 
iz r - | Alb Studien zum Deutschen Staats 
Robe und Barett: aene rechte. 2 Bände. Mk. 16.— 
Für Richter und Rechtsanwälte von 22—45 Mk fo N — — ION ——— 
Für Gerichtaschreiber . . . Rn-3 „ Er ri . en 
Einzelne Barett= i x 4-6 „ Fl ® Fr Staat und Bischofswahl im Bistum 
bei freier Zusendung (166) einer » Basel. 1897. Mk. 12.— 





3. Schweißer Sortiment eirtnur senierr Münden 


Karlsplag 29, nächſt dem Juſtizpalaft. = 


Buchhandlung = Antiquariat * Leihinititut 


für 


Rechts: und Staatswiſſenſchaften. 


— Kataloge * Bedingungen * Toftenlos. — 
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Jaeger, BGB. & 


mit Nebengeſetzen und einem Gejamtregifter 
>> für den alademiſchen und praftiichen Gebrauch. — 


Erichienen find die Ausgaben für: 


u. 





Das Deutiche Reich 30 Reichsgeſetze 
(IV, 801 ©.) In Ganzleinen geb. 
mt. 6.—. 


Das Königreich Preußen 70 Gejege 


ı VIII, 1408 &.) In Halbfranz gebd. 
Mt. 1.—. 


Das Königreich Bayern 74 Geiehe 
(VIII 1653 6) In Halbfrang gebb. 
Mt, 13.50. 


Das Königreich Sachſen 70 Gejeße 
(VIII, 1370 ©.) In Halbfranz geb. 
me. 1.—. 


Das Großherzogtum Baden 70Geſetze | 
(VIII, 1330 S. In Halbfranz gebb. | 
Mt. 1.—. 


Die Reichslande Eljaß:Lothringen 


65 Gejeße. (VIII. 1289 €) In Halbe 
franz gebunden Mt. 11.— i 


Die Ausgaben zeichnen ſich durd; praltiihe Unlaze, forretten Gejeges« 

‚ großen, deutlichen Drud, elegante Austattung und außerordentlich 

bi tig en Preis aus. Sie erfreuen ſich infolgedeffen in der Praris großer 
Beliebtheit und werden auf allen Univerfitäten den Studierenden empfohlen. 





3. Schweitzer Derlag (Arthur Sellier) Münden 












Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 
EEE 


Demnächst erscheint: Der 


Staatshaushalt des Königreichs Sachsen 


seit dem Jahre 1880. 


Ein Beitrag zur Beurteilung der gegenwärtigen Finanzlage 


von Dr. jur. Otto Georgi, 
Kel. Sächs. Geh. Rat, Oberbürgermeister a.D. 


Preis 2.40 Mk. 


Die Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht. 
Ein Beitrag zur Lehre von der Vertretung in Rechtsgeschäften. 
Von Josef Hupka. 
Preis etwa 6 Mk. 







€. 5. Bed’ihe Derlagsbuhhandlung (Ostar Bed) in Münden. 


Soeben ijt erichienen: 


Bürgerlihes Geſetzbuch 


nebjt dem Einführungsgeſetze. 
Handausgabe mit Erläuterungen 
in Berbindung mit 












Eugen Ebert, und Heinrich von Schneider, 
Oterlandeögerichtsrat zu Breslau, Min.-Rar im f. b. Auftigminifterium, 
beraudgeneben von E 
Dr. Otto Filder, und Dr. Wilhelm von Senle, 
ord, Prof. der Rechte zu Breslau, Min-Rat im £. b. Auftisminifterium, 


Sedjfte, umgenarbeitete und ergänste Auflage. 


42.—50, Tauiend.) 
1904. 91’/s Bog. 8°. Gebunden 7 Mt. 


Civilprozeßordnung nebit dem Einführungsaeiege 
in der neuen Faſſung. 
Dandausgabe mit Erläuterungen und einem Anhange 
herausgegeben von 
Hugo FFrendenthal, Oberlandesgerihtärat in Colmar. 


Zweite vermehrte und verbeilerte Auflage. 
60 Bogen. 8°. In Leinwandband 6 Mi. 
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a Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. — 





Die neuen Reichscivilgesetze nebst den Preussischen Kalkar 


und Verordnungen in ihrem gegenseitigen Zusammenhange von M. Thiele, 
Oberlandesgerichtsrat. Zweite unveränderte Auflage. M.10.—, geb. M. 12 — 


Das Reichsgesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 


barkeit vom 17. Mai 1898 unter Berücksichtigung des Preussischen Gesetzes 


über die freiwillige Gerichtsbarke't vom 21. September 1899. Von A. Fuchs, 
Oberlandesgerichtsrat in Kassel. M. 17.20, geb. M. 19.20. 


Das Deutsche Zollstrafrecht. Die zollstrafrechtlichen Vorschriften d. ĩ Dent- 


schen Reiches. Von Dr. Ernst Löbe, kgl. Sächs. Geh. Rate und Zoll- und 
Stenerdirektor. Dritte, umgearbeitete Anflage. M. 7.50, geb. M. 8.5U 


Quellensammlung zum Deutschen Reichsstaatsrecht. Zusammengestellt 
von Dr. Heinrich Triepel, Professor in Tübingen. M. 5 —, geb. M. 6.— 
Quellensammlung zum Verwaltungsrecht des Deutschen Reichs. Zu- 


sammengestellt von Dr. Karl Freiherrn von Stengel, Professor in München 
M. 8.40, geb. M. 9.40. 


Quellensammlung zum Staats- und Verwaltungsrecht des Königreichs 


Bayern. Zusammengestellt von Dr. Hermann Rehm, Professor in Erlangen. 

M. 6.50, geb. M. 7.50. 

Das Urheberrecht (Autorrecht) und das Verlagsrecht unter fortlaufender 

irläuterung der neuen einschlägigen Reichsgesetze und umfassender Berück- 

sichtigung der bisherigen Praxis und Wissenschaft. Von Dr. Ludwig Kuhlen- 
beck, Professor in Lausanne. M. 8.—, geb. €. 10. - 





mama 


3. Schweiger Verlag (Nrthur Sellier) München 








sranfenburger, Dr. Seinrich, Rechtsanwalt in Münden. 
Handelsgeſetzbuch für das Dentiche Reich 


(mit Ausnahme des Seerechts) nebit dem re andausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlidem Sadregiiter. vollitändig um: 
gearbeitete Auflage. So. (XI, 724 ©.) 12. In Sanzleinen gebd. ME. 5.60. 

Augsburger —— 1902. Nr. 225 vom 16. B. 

Dos Buch ift mun die aftuellite Ausgabe unferer Dandelögeichgebung und hat den Borzua, 


dak es in ſorafältiger. aründlicher und Doc farzer Weije die gejamte Yiteratur und Audilatur bis ım 
die allerjüingfte Zeit verwertet, 





Leo, Dr. Martin, Restsanwalt in DEM 


Seehandelsrerht (Handelsgeiegbudh; Buch IV, Seehandel, in der 


Faſſung des Geſ. v. 10. Mai 1897 und des Abänderungageiepes vom 2. Juni 
1902) nebit einem Anhang, enthaltend die Nebengeiepe. Handausgabe 
mit Erläuterungen und ausführlibem Sadregifter. 8%. (X, 417 5.) 12. 
In Ganzleinen gebd. Mf. 7.60. 


Rn An Rn Rn A > 


Dr. A. E. im Hamb. Fremdenblatt. 1002. Wr, 179 vom 2 
Demjenigen aber, der ich mit einzelnen — eindringender zu beſchäftigen wünſcht. 
baben die nötigen Fingerzelge bisher gefehlt. Die vorliegende Arbeit bes in weiten Kreiſen be— 
lichten Verfaſſers entfpricht Diefen Hedürfniiien volkommen 





en un 


Smith Premier 


Schreihmaschine 


Grand Prix Paris 1900. 


Referenzen : Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 


Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Go. 
Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 



















Soeben erschien : 


Bayerisches 
Landesprivatrecht 


von 





Dr. Paul Oertmann 


0.0. Professor der Rechte in Erlangen. 


Preis: geh. M. 13.—; geb. M. 15.—. 
Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a / 8. 


.J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
Die Bankdepotgeschäfte 








in geschichtl.‚wirtschaftl. u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 


Dr. Fr. Schweyer, 


Bezirksamtsassensor. 


Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 


MESESESEEELEEEEEEEESES ee“ 2993333333333 33333333333 


— — Berlag von Guſtav — ——— 


Kürzlich erſchien: 


—_ Iahresberidt _> 
über die Fortfchritte und Leitungen auf dem Gebiete der 


Sozinlen Hygiene und Demographie. 
Bon Dr. med. A. Grotjahn und Dr. phil. £. Kriegel. 
Band II: Bericht über das Jahr 1902, 


= Preis: 12 Marl. — 


Die Heidelberger Wohnungsunterſuchung 
in den Wintermonaten 1895/96 und 1896/97, 
deren Ergebnilfe und deren Fortpflanzung durch eine 
Händige Wolmungsinf[pektion 
im Nuftrage des Stadtrates dargejtellt von 
Mar Ulay. 


= Preis: 2 Marl. — 
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helwingſche verlagsbuchhandlung (gegründet vor 1606) Hannover. 


Eine regelmässige und vollständige Berichterstattung über die Rechtsprechung 
des bayer. Obersten Landesgerichtes enthält: 
Die „Zeitschrift für das 


Notariat u, freiw. Rechts- 
pflege in Bayern‘ 1903 Heft 6 
schreibt ‚.Bei dem reichbal- 
& tigen Inhalt der Zeitschrift 
Das Recht, welche in ge 


fülliger Ausstattung zweimal 
im Monat erscheint n. von der 


Rundschau für den deutschen Juristenstand. | zessmeen suristenweit wie der 


einhelligen Kritik vollbersch- 







Herausgeber: Dr. Hs. Th. Soergel, München. tigt als die universellste deut- 
- a . * x sche juristische Zeitschrift 
Preis vierteljährlich M. 3.50. bezeichnet ist . . .'‘ 





=> Probenummern und ausführliche Prospekte kostenfrei! —> 


* 
andelsre tli e Die handelsrechtliche Rechtſprechung bringt 
im Auszuge, aber verſtändlich Urteile von Ge⸗ 

richten aller Inftangen aus dem Deutichen Reiche 

auf dem Webiete des Handels, geordnet nadı den 

e re un Raragrapben der bierber gebörigen Beiese,nänts 

> lich de89.8.B,der Eifenbabnneßerfebrsordnung, 

des Nr Webereintommens über den Eiſen⸗ 

S bahn⸗Frachtwerleht, d. vreuß Kleinbabngeſees. 

Nach dem Syſtem der Geſetze bearbeitet | per Wedfelordnung, des Bürfen:, des Ban. 
und zufammengejtellt von depote, des Patentr, des Gebraudsmufterichuge, 















ri des Barenzeichensweleget, des Geſetzes sur Ber 

Emil Kaufmann, kampfung des unlauteren Wettbewerbs, Des Ge⸗ 
Redtsanwalt in Magdeburg. noſſenſchafte⸗Geſetzes, dest Beieges über Die Ger 

f = nofienichaften m.b.D,, des Binnenſchiffabrte⸗GSe⸗ 
1900 1901. Erftes Bändchen. ?.verm. Aufl. fenes,der Gewerbeordnung, des Gemwerbegerichtä+ 
VIII, 167 ©. gebunden M. 2.50. —— web * ** über die Mbpablunge- 

J na ge te. In einem Anbang zu 3346 . G. B find 
1900/1301. Sweites Baudchen. 28 nticheidungen aus dem Verſicherunge rechte. in 
VIII, 242 ©. gebunden M. 3.50. einem jofdben zu dem Börfengefese Diejenigen 





Drittes Bändchen. (Enthaltend die Rechte über Differenzgeibäfte zufammengeftellt. Cin 
alphabetiſches Sadıregifter erböbt die praftiiche 






c * J 2 
a Ba Jahre 1502) Braucdarteit des Werfs, das als eine Ergän- 
II, 399 5. gebunden M. 4.—. zung jedes Kummentars nad dem Stande der 







neueften Rechtſprechung angeieben werden kann. 





FB Fortſchung ſſets kur; nach Jahresſchluß! 









Ventiche Gerichts: und Amtsſteno- Keichsrechtliche berjührungs-, grüiten: 


ip. Insbeſondere zum Selbitunter: Bon 5. Koerner. Zweite 
graphie. riht für Juriſten. Bon B, umd yeittafel, Auflage. XVI, 158 ©. 






Betzinger. Steif geheftt M. 1.—. M. 1.26. 
Erläutert Das Büdlein gibt ein jehr ein— 
der unlautere Wettbewerb. durch die gehendes, zuverläffiges Repertorium 






Rechtſprechung. Bon $ Birfenbihl. XII, 2* zu den reichsrechtlichen Normen über 
170 ©. Gebunden M. 2.50. Verjährung und Zeitbeftimmungen. 


205 allgemein Viſſenswerte aus dem gus meiner turiofenfammlung. 23 


Lormundſchaftsweſen — ” Geh. Yuftizrat, Oberlandeögerichtsrat. " 
236 M. —.40 ı 846. 


Vie Sammlungen zu wohltätigen oder | Praktische Strafanzeigen (Strafredhts- 
gemeinnügigen Zweren "ab dem Fälle), a-d- 


—— 3.6.8. von gejammelt u. für d. aladem. Unterr. 

N Dr. Mar Kiepert. VIII, 745. M. 2.—. jowie für Referendare der Juitiz u. Ver— 
F N Zum  waltg. unter Berüdj. des B.6.B.u. fortlauf. 
ns neue deutjche handelsrecht. Ge: Anführg. d. gejeßl. Vorſchr, VBerordngn. 
braud; junger Juriften dargeftellt von 8. | u.j.w. bearb. von Stelling, Staatsanwalt« 
Koerner. XII, 292 ©. Gebunden Dt. 3.20. ichaftsrar. XI, 234 S. Gebunden M. 3.—. 








mm 
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=> Herlag von Franz Bahlen in Berlin W.S, 


Beiträge zur Erläuterung des Deutihen Rechts. Bear. von Dr. 3. A. Grudot. 
Herausg. von Dr. Raſſow, Reidhigerihtärat a. D., Dr. Küntzel, Wirkliher Greheimer Rat u. Inter» 
ftaatsjefretär im Auftigminifterium, und Dr, Eccius, Oberlandeigerihtd-Präfident u, Wirt, Geh. Ober» 
juſtiztat. 47. Jabra. 11908.) Subjfriptionepreis M. 1. 


Reihögerihtsentfiheidungen aus den Beiträgen zur Erläuterung des 
Deutſchen Rechts. (Red.: Raffow-Hünyel-Gecins), Band 24—43 (1830-1900), jomeit fie 
f. d. arltende Recht von Bedeutung find, zujammengeiteht v. Dr. Raſſow, Reichegerichtsrat a. D. 1902, 
2 Bände! Geh. M. 20,—. Geb, M. 30.—. 


Entfheidungen des Reihsmilitärgerichtd. Herausgegeben von den Senatspräfidenten 
und dem Obermilitäranmalt unter Mitwirfung ber juriftifchen Mitglieder|dber Eenate und der Mitglieder 
der Militäranwaltſchaft. 1908. 1. bie 3, Band, Gh. aM. 4.—. Web. 4 M. 5.20 


Entfheivungen des Bundesamts für Das Heimatweſen. Am amtlichen Auf- 
trage bearbeiter und herausgegeben von Dr. J. Streh, Raiierl, Geb. Negirrungsrat, Diitgl, de& Bundes: 
amtes f. d. Heimatweſen. Heft 35, enthaltend bie in der Zeit vom 1. Juli 1902 bit zum 1. Juli 1905 
ergangenen wicdhtigeren Entiheibungen,. 1908. Kart, M. 2.—. 


Kahrbud Für Entfheidungen des Kammergerichts in Sachen der jreiwilligen Ge» 
richtöbarkeit, in Koſten⸗ Stempel- und Etrafiachen, berausg. von R. Johow, Geb. Oberjuftigrat, u. 
B. Ring, Rammergerichtsrat, 25. Band. 1903. Subilriptionspreis pro Band geh, M. 6.—. Geb. M. 7.25. 


Gewerbeardhiv für das Deutfhe Reich. Sammlung der zur Reihsgewerbeordnung er- 
gehenden Abänderungsgeiete u. Ausrührungsbeitimm, der geridhtliden und verwaltungsgeridtl, Ente 
iheibungen der Gerichtshöfe des Reichs u. der Bundesitanten zc. Unter ftänd. Mitwirtung von Dr. von 
Strauß u. Torney, Scnatspräfident d. Hol, Pr. Oberverwaltungdgerichts, u. Havenſtein, Sammer« 
gerichtäzat, herausgegeb. von Aurt v. Rohrſcheidt, Regierungsrat. Bweiter Band. 1903, 

Subſtr.⸗Preis pro Jahrg. (4 Hefte.) Geh. M. 12.—. Geb. M. 14.—. 


3. Schweitzer Berlag (Arthur Sellier) Münden, Karlsplatz 29. 


Seydel, Max von, 
Vorträge aus dem allgemeinen Stantsveht. Shane Seuisen 


Reihe. gr. 8°. (96 ©) ME. 2.40. 








Meurer, Dr. Ehr., ord. Profeffor an der Univerfität Würzburg, 


Ueberſicht über die Arheiten der Haager Friedenskonferenz, 


insbeſondere das Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
vom 29. Juli 1899. gr. 8°. (60 S.) Mt. 1.80. 


Duenfing, Dr. Fr., 


Vie Berlegung der Fürſorgepflicht gegenüber Minderjährigen, 


Ein Verſuch zu ihrer ftrafgeieglihen Behandlung. gr. 8°. IV. u. 126 ©.) 
ME. 2.80, 


Allfeld, Dr, Ph., ord. Profeſſor an der Univerſität Erlangen, 


nal ot \ hi Sammlung aller Reichs» 
die Strafgeſetzgehung des Deutihen Neichs. geieyenraresttigen und 
itrafprogeffttalen Inhalts mit einem Gejamtregifter, Für den alademiihen Ges 
brauch und die Praxis, Vollſtändige Ausgabe mit Nachtrag. ug ar. 8°. 
(IX. 1349 ©.) In Halbfranz geb. ME. 11.50; enthält 152 Geſetze. 








OTTO LIEBMANN, Verlagsbuchhandlung, BERLIN W.35. 


Deutsche 
Juristen-Zeitung. 


Begründet von 


Stenglei 
englein, 
7 Reichrgerichterat, 
Erscheint nm 1, und 15. Vierteljähr!. Mk. 3.50. Probeunmmer gratin. 
Abonnements: Buchhandlungen, Postanstalten, Verlag. 

Die Deatsche Juristen-Zeitang, die verbreitetste juristische Zeitschrift, hat eine 
sbermallge erhebliche Erweiternng erfahren durch die besondere Beilage: 
== Sproachsammilung der „Deutschen Juristen-Zeitung“. = 


Diese umfangreiche Beilage, welche eine Zusammenstellung der Entscheidungen des Reichs- 
gerichtse, des Kammergerichts, des Bayr. Obersten Landesgerichts und der einzelnen Öberlandes- 
gerichte aus 30 Zeitschriften und Sammlungen enthält, wird in jedem Jahre fortgesetzt und nur 
den Abonnenten gratis geliefert; einzeln ist sie nicht käuflich. 


Laband, 


Professor, 


Staub, 


Justizrat. 











3. Guttentag, Verlagsbuhhandlung, G.m.6b.9. in Berlin W. 5. 
Syftematifche Sammlung In völlig neuer Bearbeitung erſchien 


sn vor furzem: 
der für das gegenwärtige Recht von Bedeutung 3 


‚elichenen Formularbuch und 
Entſcheidungen des Jeichsgerichts Notariatsrecht. 


in Civilſachen | 
nad der Sefegesordnung zufammengeftellt Im a KRody’iche 
aus ben Amtlichen Enticheidungen des Reichs: 
gerihts, Blums Annalen, Gruchots Beis Bearbeitet bon 
Sermann Jaſtrow, 


trägen, der Juriſtiſchen Wochenſchrift und 
Seufferts Archiv Amusgerichtstat in Berlin, 


















von Otto Rudorif, Diersehnte 
Oberlandesperichterat in KEN ca (nad dem 8.6.8. vierte) Auflage. 
Band |. Bürgerlihed Gefegbud mit 2er. 8°. 2 Bände. 


Einführungsgeiek. 






Ber. 8°, 
Broſchiert 18 Mi., geb. in Halbiranz 20 Mt. 


In Vorbereitung befinden fid: 

Band 1. —— echſel· Urheber-, Pa 
ent- und Gewerbere 

Band IN. —— —**— einſchl. Aankurorecht 

nb Anfechtung außerhalb dee 

Nonkurſeo. 

Oblge Sammlung bietet vollſtändigen Erſatz für die 

bie 1900 veröffentlidten Entſcheldungen Des Reichs⸗ 

gerichte in Eiviliachen. 


Band I. —— Preußiſches Rotariats- 


Band II. —— auf der Grundlage 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 

Preis broiciert 27 Mk. geb. in Halbfranz⸗ 

band 29 Mt. 
Einzeln: 

Band II. Formularbud. Preis broidiert 
15 Dit., geb. in eleg. Halbfranz« 
band 17 Mt. 


Unsere Leser machen wir besonders auf den dieser Nummer beiliegenden Prospekt 


der Firma O. Liebmann in Berlin betr. Leske, BGB. aufmerksam. 
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Ausgegeben am I. November 


Bürgerliches Recht. 


1. Eck, Dr. Ernst, Geh. Justizrat u. Prof., Fülle von Literaturnachweisungen aus. Die 
Vorträge üb. d. Recht d. Bürgerlichen , Rechtsprechung ist in weitem Umfange be- 
Gesetzbuchs. Nach des Verfassers Tode riücksichtigt. 
durch Feststellung des Wortlautes fort- 
geführt u. mit Anmerk. versehen. 3. Lig. _ 

(XI, 8. 433—612) Berlin, 03.(J. Gutten- | 3. Staudinger, J. v., Kommentar zum 

tag) 3.50 — —— reg re Er Ein- 

Das Heft schliesst den ersten Band der ee —— 
geistvollen und überaus anregenden Eck. = —————— ld, 5 er _— * 
schen Vorträge, Buch I und II des BGB. ag De ga 
umfassend, ab. Es bringt in den 88 73—103 | * Dr 553 * N el 2 tn erh 
den besonderen Teil des Rechtes der Schuld: Br lt 55 Fel H ur, 2 = 06 * r 
verhältnisse. Auch in dieser Lieferung hat ER In at — A 5 wa au 
der Herausgeber eine Reihe interessanter 5 Ilstä Ai = eg Aufl 8 Liefg. 
Gedanken aus dem Eck’schen ‚„Vorbereitungs- 1 Ba > Einleitan * d = Au * Th * 
heft“ eingeschaltet und auf bestätigende oder OR 1-38) ı.y 5 Thdr Tr. — ‚feld 
abweichende Ansichten in den Noten hin (9 1_1eby er 8" München 09 (f 
gewiesen. Namentlich die neueste Recht- Ns asien Ya y i "abo 
sprechung des Reichsgerichts ist sorgfältig re 5 NET 
nachgetragen. Vgl. z. B. die Ausführungen Pie Neuauflage des Staudinger’schen 


über die Haftung des Tierhalters $103 Note4. Kommentars schreitet rüstig weiter. Das 
Sachenrecht liegt abgeschlossen vor: das 


‚ Familienrecht ist bereits bis zum $ 1493 

2. Kuhlenbeck, Dr. Ludw., Das bürgerliche gediehen; nun beginnt auch die Neu- 
Gesetzbuch f. das Deutsche Reich nebst hearbeitung des allgemeinen Teiles (Thar. 
dem Einführungsgesetze. Im Auftrage Loewenfeld) zu erscheinen. Die schätzbare 

des Vorstandes des deutschen Anwalt- | systematische Einleitung ist im wesentlichen 
vereins erläutert. 2. neu bearb. u. verm. unverändert geblieben; die Erläuterungen 
Aufl. 2. Bd. gr. 8°. (X, 946 5.) Berlin, 03. | des Gesetzes aber (die bis zum $ 33 reichen) 
(Carl Heymann) 12.—; geb. 13 — sind mit grosser Gründlichkeit und unter 

Im zweiten, wiederum durch besondere eingehendster Berücksichtigung der nenen 
Register in sich abgeschlossenen Bande er- Literatur und Rechtsprechung vervollständigt 
läutert der Verfasser die $$ 854—1921 BGB. und verbessert worden. Beispielsweise um- 
(Sachen- und Familienrecht) in knappen, aber fasst die Kommentierung des $ 12 allein 
präzisen Ausführungen. Auch in diesem volle 17 Seiten dieses grossen Formats. Auch 
Teile zeichnet sich das Werk durch eine die Vorbemerkungen, die jetzt viel füber- 
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sichtlicher gedruckt sind, verdienen rühmende 
Erwähnung. 


4. Weyl, Dr. Rich., Prof., Der Name der. 
Findelkinder und anderen Namenlosen. 
Civilrechtliche Studie, [Aus: „Das Stan- 
desamt“.| schmal gr. 8°. (75 S.) — 
03, (A. Heiland) 

Der Verfasser erörtert in dieser Pe 


SS — 
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lung eingehend das Namenrecht der neu- 
gebornen wie der älteren Findelkinder und 
der volljäbrigen Namenlosen. Er behandelt 
dabei eine ganze Reihe von Fragen, die in 
der bisherigen Literatur gar nicht oder nur 
unzureichend gelöst waren, in gründlichen, 
‚ beifallswürdigen Ausführungen. 


Rechtsgeschichte. 


1. Kipp, Dr. Thdr., Prof., Geschichte u. | 
Quellen des römischen Rechts. 2. umgearb. 
Aufl. gr. So. (VIII, 166 S.) Leipzig, 03. 
(A. Deichert Nachf.) 3.50; geb. 4.25 

Die Umarbeitung besteht nicht nur in, 
einer Vermehrung — gegenüber 135 Seiten 
der 1. Auflage jetzt bei grösserem Format 
166 Seiten —, sondern auch in einer Ver- 
tiefung nach verschiedenen Richtungen hin. | 
Neben reichlicheren Quellenbelegen ist die 
neuere Literatur eingehender berücksichtigt: 
so sind, um nur eins anzuführen, die Phanta- 
sieen einiger Franzosen, dass die XII Tafeln 
nicht ein Produkt der Gesetzgebung, sondern | 
eine spätere private Rechtsaufzeichnung 
(ius Flavianum, ius Aelianum) sei, erwähnt 
und widerlegt. Auch was die Neuzeit an 
Quellenfunden geliefert hat, ist beachtet. 
Das Werk wird in der neuen Gestalt sich 
noch mehr Anerkennung erwerben. v.B. 


2. Sarling, Dr. Osc., Exegese über „L. 28. 
D. De vulg. et pup. subst. 28,6 als Bei- 
spiel f. Studierende und Prüfungskan- 
didaten. 8°. (42 8.) Leipzig, 03. (A. 
Deichert) —; kart. 1.25 
Der Wert des Schriftchens, das eine 
schwierige Stelle in verständiger Weise be- 
handelt, wird insbesondere darin liegen, dass 
die Studierenden, in deren Hände es gelangt, 





dadurch angeregt würden, es bei dem Bei- | streift. (8. 25.) 


spiel nicht bewenden zu lassen : etwas klirzer 
könnten sie sich bei eigener Interpretation 
fassen. v.B. 


3. Wopfner, Dr. Herm., Beiträge zur Ge- 
schiehte der freien bäuerlichen Erbleihe 
Deutschtirols im Mittelalter. gr. #8”. 
(XVII, 239 8) Breslau, 03. (M. & H. 
Marcus) 8.— 


Eine sehr tüchtige Arbeit, welche in 
genauer Weise die abhängigen Bauerngüter 
in Tirol schildert. Manches, wie z. B. die 
Erörterung über Personalhaftung für den Zins 
neben der Realhaftung wird zur Lösung 
längst gestellter konstruktiver Fragen bei- 
tragen. Vor allem aber wird die Arbeit uns 
dem richtigen Ziel in der rechtsgeschicht- 
lichen Behandlung der bäuerlichen Leihe 
näherbringen, ich meine der Heranziehung 
der italienischen Quellen; denn in Italien, 


'z. B. vor allen in den reichen ligurischen 


Quellen des 9.—11. Jahrhunderts ist die 
Identität von Precarie zum Libellarvertrag, 
der Uebergang von Libellarvertrag in Em- 


ı phyteuse allgemein zu erkennen, und von hier 


aus, nicht allenfalls aus einer gesonderten 
deutschen u.französischen Entwicklung erklärt 
sich auch die deutsche Erbleibe. Tirol bildet 
hier den Uebergang; der Verfasser selber hat 
solche Gedanken in seiner Arbeit bereits ge- 
E. Mayer. 


Handels- und Seerecht. 


1. Kostanecki, Ant. von, Der Lagerschein 
als Traditionspapier. Im Hinblick auf 
das kontinentale Zweischeinsystem u. 
mit besonderer Berücksichtigung des 
österr, Rechts. 8°. (174 S.) Berlin (Carl 
Heymann) 3.— 
Die Arbeit geht von dem Unterschied | 


wenigen, juristischen Gedankengänge sind 
in einem Schwall von vagen, scholastischen 
Deklamationen untergegangen. Da, wo man 
juristisch Aufschluss sucht, z. B. über die 
mögliche Kollision zwischen Eigentümer- 
‚schein und Pfandschein, versagt die Arbeit 
vollständig. Was aber der Verfasser mit 


im englischen und kontinentalen Lagerschein- einem solchen Aufwand von Worten zu er- 
recht aus — dort zwei Scheine, die beide | weisen sucht, dass der Pfandschein ein 
auf Eigentum gehen, hier entweder ein „Traditionspapier“ ist, scheint nur ein Er- 
Schein, der auf Eigentum und alle anderen gebnis ohne jede juristische Bedeutung und 
dinglichen Rechte geht, oder zwei Scheine, lediglich eine Bereicherung leerer Termi- 
von denen der eine als Eigentümer-Besitz) nologie. In seinen Erwägungen (z. B.S. 9, 
schein, der andere als Pfandschein fungiert. 8. 153) geht der Verfasser von der ja so ver- 
Das Ziel aber der Arbeit ist wohl: nachzu- |breiteten Vorstellung aus, dass bei den 
weisen, dass auch der blosse Pfandschein ein | Warenpapieren eine Stellvertretung im Be 
Traditionspapier ist. Die Art der Darstel- sitz zu Grunde liegt. Das ist ja rechts- 
lung ist nun sehr unbefriedigend. Die geschichtlich richtig, dogmatisch aber eine 


Fiktion, mit der man nicht konstruieren 
darf, weil sie eben nur in der Mehrzahl der 
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ist, zu etwas rechtlich Notwendigem ge- 
. macht. E. Mayer. 


Fälle eintrifft. Die Lösung ergäbe sich wohl | 


aus einer nüchternen Beurteilung des Besitzes 
im Sinn der /hering’schen Theorie: dass der 
Besitz ein Recht ist, kann man jetzt wohl 
vom Bürgerlichen Gesetzbuch aus nicht mehr 


leugnen; dass dies Recht in seinem Erwerb 
allgemeinen an 


und seiner Fortdauer im 
die Gewalt über die Sache geknüpft war 
und ist, ist ebenso sicher; dass aber — aus 
den verschiedensten praktischen Erwägungen 
— das Recht des Besitzes ausnahmsweise fort- 
dauert, auch wo die tatsächliche Gewalt 
aufhört, kam schon im römischen Recht 
wiederholt vor. Das moderne Recht hat 
dann die Fälle hier eingefügt, wo die Sache 
bei einem Schiffer oder Lagerhalter ist, hat 
das, was für den ordentlichen Schiffer oder 
Lagerhalter geschäftlich selbstverständlich 


2. Sieveking, Dr. Alfr., Rechtsanwalt, Das 
deutsche private Seerecht (mit Ausschluss 
d. See-Versicherungsrechts). Eine kurz 
gefasste system. Darstellung. gr. 8°, 
(154 8.) Leipzig, 03. (Dr. L. Huberti) 2.75 
Das Seeprivatrecht mit Ausnahme des 
‚ Seeversicherungsrechtes hat in diesem an- 
regend geschriebenen, mit einer Fülle inter- 
'essanter Abbildungen ausgestatteten Bänd- 
chen eine treffliche Darstellung gefunden. 
‚ Die leicht fassliche Darstellung, die Menge 
ı anschaulicher Beispiele und die übersichtliche 
Stoffanordnung werden auch dem Kaufmanne 
‘das Verständnis der schwierigen Materie 
möglich machen. Beigegeben ist eine Karte 
der Linien des Norddeutschen Lloyd. 


Zivilprozessrecht. Gerichtspraxis. 


1. Bülow, Oscar, Klage und Urteil. Eine 
Grundfrage d. Verhältnisse zw. Privat- 
recht und Prozess. gr. 8°. (80 S.) Ber- 
lin, 03. (C. Heymann) 1.50 

Die Wissenschaft des modernen Civil- 
prozessrechtes hat Oskar Bülow ausserordent- 
lich viel zu verdanken. Insbesondere ist die 


Entwickelung desgrundlegenden Begriffes der 


„Prozessvoraussetzungen‘“ sein unvergäng- 
liches Verdienst. Auch seine scharfsinnige 
Polemik gegen die Theorie vom Rechts- 
schutzanspruch (Zeitschr. f. Civilpr. 27 


S. 201 ff.) bedeutet unseres Erachtens einen | 
grossen, viel zu wenig ansgenutzten Gewinn. 
Der vorliegende Aufsatz (ein Sonderabdruck | 


aus Bd. 31 der Zeitschr. f. Civilpr.) geht 
noch einen Schritt weiter. Vor der Klag- 
erhebung, lehrt Bülow, habe keine Partei 
ein Recht auf Urteilsfällung; auch durch 
die Klagerhebung entstehe ein solches Recht 
noch nicht; erst am Ende und auf Grund 
der gesamten Prozessverhandlung erwachse, 
je nach ihrem Ergebnis, entweder für den 
Kläger oder für den Beklagten das Recht 


Patent- und 


Stenglein, Dr. M., Reichsger.-R. a. D, 
Die Reichsgesetze zum Schutz des gei- 
stigen u. gewerblichen Eigentums. 3., 
neu bearb. u. verm. Aufl. Erläutert. 
gr. 8°. VI, 224 8.) Berlin, 03. (O. Lieb- 
mann) 5.40; geb. 6.— 
Mit der Herausgabe der dritten Auflage 
von Stengleins strafrechtlichen Nebengesetzen 
ging das Erscheinen vorliegender Separat- 
ansgabe eines Teils dieses Werkes Hand in 
Hand. Sie umfasst die drei Urheberrechts- 
gesetze vom Jahre 1876, die beiden Muster- 
schutzgesetze, das Patentgesetz, das Gesetz 


| auf Fällung eines ihm günstigen Urteils. 
Die Hauptaufgabe des Civilprozessinstituts 
liege in der rechtsmassgeblichen Fest 
‚stellung, welche Partei Recht hat. Nicht 

allein und nicht vorwiegend zum Schutze, 
sondern zur Ergänzung des Privatrechts, 
diene das Institut des Uivilprozesses. Man 
wird diesen Sätzen rückhaltlos beipflichten 
‚ müssen. 


2. Kössler, Hans, Amtsg.-Sekretär, Die Ge 
schäftsordnung für die Gerichtsschrei- 
bereien i. Kgr. Bayern. Mit e. Anhang 
üb. d. Führung der sämmtl. gerichtl. 
Register mit Mustereinträgen. 6. u. 
7. Liefg. gr. 8°. (S. 353—448 u. Bogen 
XI—XVIl d. Formulare.) Erlangen, 03. 
(Palm & Enke) 4 

Nach einer längeren Pause führt diese 

' Lieferung das schätzbare Werk um ein gutes 

| Stück weiter. Sie behandelt namentlich die 

ı Geschäfte der freiwilligen Rechtspflege. Das 

‚ Schlussheft mit ausführlichem Register ist 

'für Ende des Jahres angekündigt. 





Urheberrecht. 


betr. die Patentanwälte, das Warenzeichen- 
gesetz, das Urheberrechtsgesetz v. 19. Juni 
1901, das Verlagsgesetz und das Gesetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
Da es sich nur um einen Separatabdruck 
‚aus dem Hanptwerke handelt, kann auf die 
Besprechung der verschiedenen Lieferungen 
des letzteren Bezug genommen werden. Als 
Verfasser der Erläuterungen ist ausschliess- 
lich Stenglein genannt. Es kann aber dem 
aufmerksamen Blick nicht entgehen, dass 
der Kommentar zum Patentgesetze auch in 
der dritten Autlage wesentlich auf der treff- 
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lichen Arbeit von Appelius beruht. Das ‘einen wertvollen Bestandteil der Literatur 
Werk ist in der bekannten vorzüglichen über das sog. geistige nnd gewerblich 
Weise von der Verlagshandlung ausgestattet | Eigentum speziell nach der strafrechtlichen 
und wird auch in der neuen Bearbeitung Seite bilden. 


Strafrecht. 


1, Groschuff, A., weil. Sen.-Präs., Sen.-Präs. 3. Koppmann, Clem. v., Präs. d. bayer. Sau 
6. Eichhorn u. Landger.-R. Dr, H. Delius, | b. R.Milit.Ger, Kommentar z. Militk 

Die preussischen Strafgesetze. 2., gänzlich. Straf-Gesetzbuch f. d. deutsche Reich 
neu bearb, u. verm. Aufl. Erläutert. 3. Aufl. bearb. v. Dr. @. Weigd, Kriex 

1. Lfg. gr. 8°. G. 1—160) Berlin, 03. gerichtsrat. gr. 8°. 1. u. 2. Liefg. TIL 

(0. Liebmann) 4.— 256 S.) München, 03. C. H. Beck) 42% 
Kompl. ca. 20.— Der bekannte, treffliche Kommentar is 

Das Werk, dessen erste Lieferung wir | zuletzt 1885 in neuer Auflage erschien» 
hier vor uns haben, soll den zweiten Band | Seitdem hat sich neuer Stoff in solcher Me» 
der „Kommentare zu den strafrechtlichen angesammelt, dass das Werk zum Teil «: 
Nebengesetzen“ bilden, wovon der erste Band, | veraltet gelten musste. Nun hat es Dr. #5 
die strafrechtlichen Nebengesetze des Deut- | Weigel, der schon als Verfasser einer Rei 
schen Reichs von sStenglein, kürzlich im | von tüchtigen militärischen Schriften her 
gleichen Verlag in 3. Auflage erschienen ist. getreten ist, unternommen, den Kommets 
Es ist in gleich trefflicher Weise, wie das|dem gegenwärtigen vielfach veränder« 


letztere allbekannte Werk ausgestattet und Stande der Gesetzgebung, Literatur wi 


angeordnet und wird sämtliche im ganzen | Rechtsprechung anzupassen. Die beiden w 
Gebiete Preussens noch gültigen Strafgesetze, | liegenden Lieferungen lassen bereits erkenaı 
darunter alle Steuergesetze enthalten. Wir | dass der Bearbeiter mit Umsicht und % 
sehen aus dem Prospekte, dass im ganzen |samkeit zu Werke gegangen ist. & — 
105 Gesetze Aufnahme finden sollen, von | voraussichtlich der Kommentar, der = 
denen die erste Lieferung 30 umfasst. Die | durch Uebersichtlichkeit und Klarheit 
Erläuterungen sind sehr eingehend und be- Darlegungen und erschöpfende Behandlız 
rücksichtigen vollauf die gesamte Literatur, | der Materien auszeichnet, seinen ham 
sowie die Rechtsprechung des Reichsgerichts, ragenden Platz in der Literatur des Milit- 
des Obertribunals, des Öberverwaltungs- und strafrechts auch ferner einnehmen. 

des Kammergerichts. | 





4. Maack, Dr. Ferd., Heimweh u. Verhre 
Ein Beitrag zum Strafgesetzbac. 


2, Heimberger, Dr. Jos., Prof., D. Begriff Ein FR 2 
(Titel-/Aufl. gr. 8°. (35 8.) Berlin. 


d. Gerechtigkeit im Strafrecht. Antritts- , 1 
vorlesung. gr. 8°. (35 8) Leipzig, 03. (Berlin. Verlagsanstalt (1894]) 


(A. Deichert) | Verfasser zeigt an einigen der 
Verfasser beginnt mit einer Lossage von | entnommenen Fällen, wie das Heimwe: 
der Theorie der Vergeltungsstrafe, der er Begehung von Verbrechen, namentlich T'= 

früher selbst gehuldigt. Im Anschlusse an | und Brandstiftung, führen kann. Er betr 
Seuffert nennt er es eine Selbsttäuschung, | das Heimweh als einen natürlichen 
wenn man glaubt, vergeltende Gerechtigkeit | suggestiv-Zustand, der die freie Wil 
üben zu können. Dies ergibt sich seiner stimmung aufheben kann, so das S 
Meinung nach schon aus der mit dem Wandel | diesem Zustande begangenen Verbrech= 
der Zeiten Hand in Hand gehenden Ver- | bestraft werden dürfen, vielmehr für 
änderung der Strafmittel und erklärt sich , der veränderten Seelenzustände Ser ' 


aus dem Mangel des für die Gleichung von 
Verbrechen und Strafen erforderlichen Wert- 
messers. Vergeltung ist, so meint Verfasser, 
nichts anderes als Rache; diese aber könne 
nicht Aufgabe des Staates sein. Vom Stand- 
punkte der Vergeltungsidee ans lasse sich 
also der Begriff der Gerechtigkeit nicht be- | 
stimmen. Gerecht ist, wie die weiteren Aus- 
führungen darlegen, die Strafe, wenn und 
soweit sie notwendig ist. 


tragen ist. Diese These wird von ihm 
Heranziehung der einschlägigen Liw 
eingehend begründet. Zum Schlusse ==. 
Verfasser noch eine „Parallele zwieae 
mikrokosmischen und makrokosmisch 
weh“, indem er die Verantwortlich" 
Menschen für Verbrechen überhaupt == 
da jeder Mensch mit dm Heims=i 
dem himmlischen Vaterhause Iwi=r 
so dass das Strafgesetz dem ethisch" 
der Nächstenliebe zu weichen habe 
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Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


1. Constantini, E., Stadtkämmerer, Das 
Kassen- und Rechnungswesen der deut- 
schen Stadtgemeinden. Gekrönte Preis- | 
schrift. gr. 8°. (XII, 268 S.) Leipzig, 03. | 
(F. Leineweber) geb. 8.— 

Der Vorstand der Deutschen Städteaus- 
stellung 1903zu Dresden hat Preisausschreiben 
erlassen für Leitfäden, welche das Kanzlei-, 
Buchführungs-, Kassa- und Rechnungswesen 
derart behandeln, dass die dargestellte Ein- 
richtung und Geschäftsführung zur allge 
meinen Einführung bei den deutschen Städte- 
verwaltungen empfohlen werden kann. Eine 
sehr beachtenswerte Frucht dieser Ausschreiben 
ist die oben bezeichnete Preisschrift. Auf 
ihrem Gebiete sollte vor allem erörtert werden, 
welche Kassen- und Rechnungsführung mög- 
lichste Evidenz der Ausgaben, Einnahmen 
und des Vermögensstandes gewährleistet, ob 
bzw. inwieweit sich die kaufmännische oder 
die kameralistische Buchführung empfehle 
und wie die Kassen- und Rechnungsprüfung 
am wirksamsten einzurichten sei. Die Be- 
arbeitung Constantinis hat uns ein sehr 
brauchbares, durchsichtiges und eingehendes | 





Vol. IV.“ Auch separat. Lex. 4°. (32 bzw. 
41 8). Chicago, 03. (The University 
of Chicago Press) Je 2.50 


Diese beiden Untersuchungen, die uns 
von jenseits des Ozeans zugegangen sind, 
behandeln Fragen, denen ein allgemeines 
publizistisches Interesse innewohnt. Die 
erstere Schrift befasst sich mit dem auch 
bei uns so viel erörterten Problem der 
Souveränität in politischen Systemen, die 
nicht schlechthin Einheitsstaaten sind. Nach 
kurzen Betrachtungen über die Bundesver- 
hältnisse im alten Griechenland, über das 
römische Weltreich und das Heilige Römische 
Reich betrachtet Richard Freund vorzugs- 
weise die modernen Typen des Bundesstaates, 
der autonomen Kolonien und der „Protek- 
torate“ (im weiteren, die Schutzgebiete etc. mit 
umfassendem Sinne) als die 3 Formen, die 
in den modernen „Reichen“ (Empires) eine 
besondere Rolle spielen. Er kommt zu dem 
Ergebnisse, dass bei keinem dieser Systeme 
die „höchste Gewalt“ zugleich eine inhaltlich 
schrankenlose sei, dass ihr also Souveränität 
im Sinne der Theorien von Burgess, Austin, 


Lehrbuch über diesen wichtigen Gegenstand Dicey ete.nicht zukomme. In einem sehr 
geschenkt, das von grosser Sachkunde, prak- | grossen Teil der Welt (in ganz Australien, 
tischem Blicke und geistiger Durchdringung | fast ganz Amerika und einem grossen 
des gestellten Problems Zeugnis ablegt. | Teil von Europa, Asien und Afrika) be- 
(Vgl. Nr. 23 der deutschen Gemeindezeitung | stiinden für die inhaltliche Betätigung der 
1903.) höchsten Gewalt bestimmte Schranken. Die 
* u. * absolute Konsolidation der Staatsgewalt sei 
2. Feige, Dr., Kreisarzt, Vorschriften über | namentlich nicht die Normalform in den 
den Handel mit Giften und Arzneimitteln „Reichen“. Das ‚empire‘ rücke mehr und 
ausserh. d. Apotheken i. Kgr. Preussen. mehr in einen Gegensatz zum völlig ein- 
8°. (IV, 80 8.) Leipzig, 03. (Thieme) 1.50 heitlichen Staate. Das Fehlen jener Konsoli- 
Das Schriftchen enthält nicht nur die | dation sei kein Mangel in der Organisation. 
Vorschriften (Gesetze, Verordnungen ete.))— Auch in der anderen Schrift spielt der 
bezüglich des Gift- und Arzneimittelhandels, | Souveränitätsbegriff eine Rolle; nur ist er 
sondern auch einschlägige Präjudizien. Es bezeichnender Weise wieder anders aufge- 
ist für den Gebrauch von Drogenhändlern, | fasst. Im Bundesstaat sind die verbündeten 
Kreisärzten und Polizeibehörden bestimmt. |Staaten in ihrer Gesamtheit souverän: die 
Einzelstaaten haben eine Teilsouveränität, 
Souveränität in einem eingeschränkten Sinne. 
In der Hauptsache beschäftigt sich diese 
Untersuchung mit der Natur und dem wesent- 
lichen Inhalte der geschriebenen Verfassungen 
und enthält manche beachtenswerte Be- 
merkung, wenn auch die Art der Ver- 
gleichung verschiedener Staatsformen uns da 
und dort fremdartig berührt. Auch die 
Lehren von der Gewaltenteilung, von den 
Grundrechten etc. spielen mit herein. 


3. Frenzel, G. Ratsobersekr., Leitfaden f. 
die Einrichtung der Kanzleien, Regi- 
stranden u. Akten der deutschen Stadt- 
gemeinden. Gekrönte Preisschrift. gr. 8°. ı 
(52 S. Leipzig, 03. (F. Leineweber) | 

1.—; geb, in Leinw. 1.60 

Als vom Vorstande der Deutschen Städte- 
ausstellung 1903 zu Dresden gekrönte Preis- 
schrift ist die vorliegende kleine Arbeit den 
beteiligten Kreisen bereits wirksam empfohlen. 

Sie ist klar und verständig geschrieben. 

5. Schmidt, Dr. Rich., Reg.-R., Die Ver- 
fassung der rheinischen Landgemeinden 
und der Gemeinde-Ordnung f. die Rhein- 
provinz vom 23. VIi. 1845/15. V. 1856 
u. dem Kommunalabgabengesetze vom 
14. VII. 1893 unter Berücksicht. der 
abänd. u. ergänz. Gesetze. 2. vollständig 


4. a) Freund, Richard, Empire and So-| 
vereignty. 
b) Pratt Judson, Harry, The Essentials 
of a Written Constitution. 
Beide aus: „The University of Chicago 
Decennial Publications, First Series 
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neu bearb. Aufl. gr. 8°, (VIII, 433 8.) Staatsrechtes (im weiteren, das Verwaltungs 
Trier, 03. (F. Lintz) 6.—; geb. 6.80 recht mitumfassenden Sinne), sondern auch 

Die eingehende Kommentierung der für in Verbindung mit der 2. Auflage des „Grossen 
das Recht der rheinischen Landgemeinden | Seydel“ (1896) als Notbehelf zur Evident- 
massgebenden Gesetze hegegnet bei dem stellung dieses meisterhaften umfassenderen 
Stande der Quellen, die verschiedenen Zeiten | Systems desselben Rechtsstoffes wertvoll ist. 

entstammen, besonderen Schwierigkeiten. Sie | @rassmann konstatiert, dass er bei seiner 
ist aber dem sachkundigen Verfasser in dem | Arbeit „Korrespondenzen und Besprechungen 
vorliegenden Werke in voll befriedigender | ber staatsrechtliche Fragen mit Mar von 

Weise gelungen. Die differenzierende Art der | Seydel sowie schriftliche Aufzeichnungen 
Einreihung abändernder Bestimmungen ist ; von seiner Hand“ zu verwerten in der Lage 


praktisch, die Erläuterung gediegen. Die! 
2., nen bearbeitete Auflage bedeutet hin- 
sichtlich der gründlichen Erfassung der Vor- | 
schriften einen weiteren wesentlichen Fort- ' 
schritt. | 


‚6. Seydel, Dr. Max von, Das Staatsrecht 
des Königreichs Bayern. 3. Auflage nach 
des Verfassers Tode herausgegeben von ı 
Legationsrat Dr. Josef Grassmann. 
Lex. 8°. (XII, 381 8.) Tübingen u. 
Leipzig, 03. (J. C. B. Mohr) 

brosch. 9.—; geb. 10.— | 


Eine Neuautlage des sog. „Kleinen Seydel“ 
war dringend notwendig wegen des vielen 
neuen Materials, das die Rechtsetzung und 
die Literatur seit dem Erscheinen der vorigen 
angehäuft hat. Auf die Literatur konnte , 
der Bearbeiter der 3. Autlage in dieser 
knappen Darstellung des bayerischen Stants- 
rechts freilich meist nur kurz verweisen, 
Dagegen sind die gesetzgeberischen Aende- 
rungen, abgesehen von den Uebergangsvor- 
schriften, derart eingearbeitet, dass das 


Werk nicht nur für sich allein als einziges . 
gemeine Abteilung). 


Kompendium des geltenden bayerischen 


war. Das Buch wird überall willkommen sein. 


7. Wiechel, H., gepr. Zivil-Ingen., Beruf» 
klassen-Wahlkreise. Vorschläge zur Um- 
gestaltg. des sächs. Landtagswahlrechts 
u. zur Neuabgrenzg. der Reichstagswahl- 
kreise Mit 2 Taf. graph. Darstellgn. 
gr. 8°. (408.) Dresden, 03. (C. Heinrich) 

1. 


Der Verfasser empfiehlt in eingehender 
Darlegung für die sächsischen Landtags- 
wie für die Reichstagswablen ein Wahlrecht 
auf der Grundlage von Berufsklassen und 
Pluralstimmen (bis zu 14 Stimmen). Die 
Wähler mit gleichem oderähnlichem Stimmen- 
gewicht sollen in 3 grossen Klassen zu- 
sammenwählen. Jeder Volksschicht soll die 
ihrem Stimmengewicht entsprechende Zahl 
von Vertretern gesichert werden, so dass die 
Volksvertretung wirklich ein Spiegelbild der 
Volkszusammensetzung sei. Interessant ist 
auch die Notiz, dass seit 1899 bei den Stadt- 
verordnetenwahlen in Chemnitz die Wähler 
nach Berufsklassen abgegrenzt sind (Arbeiter 
— Beamte, Gelehrte — Gewerbe — Handel — 
obere allgemeine Abteilung — untere all- 


Versicherungsrecht. 


Moldenhauer, Dr. Paul, Privatdozent, 
Die Aufsicht über die privaten Versiche- 
rungsunternehinungen auf Grd.d. Reichs- 
ges. v. 12. V. 1901. gr. 8°. (VIII, 166 $.) 
Leipzig, 03. (Hirschfeld) 4.60 
Den zahlreichen kommentatorischen Be- 
arbeitungen des Reichsgesetzes über die pri- 
vaten Versicherungsunternehmungen reiht 
sich nun eine ausführliche systematische 


Monographie über den hauptsächlichsten, 
öffentlich-rechtlichen Inhalt dieses Gesetzes 
an. Das Wort „Aufsicht“ im Titel des 
Werkes ist im weiteren Sinne zu verstehen, 
so dass auch die Zulassung zum Geschäfts- 
betrieb eingehende Darstellunz gefunden hat. 
Wir empfehlen gerne die verdienstliche Arbeit 
allen Interessenten. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Blocher, Dr. H., und Landmann, Dr. J.,| 
Die Belastung des Arbeiterbudgets dureh | 
den Alkoholgeuuss. Eine sozialstatistische | 
Studie anf dem Gebiete der Alkoholfrage. | 
gr.8°. (54 8.) Basel, 03. (Dr. Reinhardt) 

1.— 

Die Verfasser haben die verdienstreiche 
Aufgabe unternommen, an der Hand von 
rund 8700 Arbeiterbudgets die Frage nach 


der Grösse der durch den Alkoholkonsum 
verursachten Belastung des Arbeiterhaushalts 
zu beantworten und damit einen Beitrag zur 
Lösung der Frage nach der Grösse der Be- 
lastung der Volkswirtschaft überhaupt durch 
den Alkoholismus zu liefern. Die Bearbeitung 
erfolgt nach der bewährten Methode, welche 
E. Engel für die Konsumtionsstatistik ein- 
geführt hat. Die Untersuchung ist sehr 
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sorgfältig geführt und wenn sie auch, wie 
es in der Natur der Sache liegt, nicht immer 
ganz sichere Resultate erzielt, so liefert sie 
doch durchaus brauchbare. Sie stützt sich 
auf die Erhebungen des Arbeitsamtes der 
Vereinigten Staaten und bezieht sich auf 
Arbeiterbudgets verschiedener Länder, in 
erster Linie natürlich der Vereinigten Staaten 
selbst. Wertvoll ist die in der Untersuchung 
angewendete Unterscheidung nach Sozial- 
klassen. Das Hauptresultat derselben ist in 


dem betrüblichen Satz niedergelegt, dass der 


Alkoholkonsum nicht nur einen unverhältnis- 
mässig grossen Prozentsatz des Arbeiterein- 
kommens ausmacht, sondern dass die Aus- 


gaben für berauschende Getränke viel rascher 


anwachsen als das Einkommen und als die 
Ausgaben für andere Zwecke. 


2. Fastlinger, Dr. Max, Die wirtschaftliche 
Bedeutung der Bayerischen Klöster in der 


Zeit der Agilulfinger. gr. 80. (XII, 1825.) 


Freiburg, 03. (Herder) 3.40 


Das Urteil über das vorliegende Buch 


lässt sich in wenigen Worten so aussprechen: 
eine fleissige, sorgfältige 
welche ein helles Licht auf die staatlichen, 
sozialen und wirtschaflichen Zustände Bayerns 
zur Zeit der Agilolfinger wirft und insbe- 
sondere die Bedeutung der Klöster für die 
Landeskultur nachweist. Die schwierige, viel 
behandelte und doch noch nicht genügend 
aufgehellte Geschichte der Entstehung des 
Grossgrundbesitzes wird durch den Verfasser 
um ein wertvolles Kapitel bereichert. Wir 
empfehlen daher die Schrift dem Historiker 
und Nationalökonomen und jedem, der sich 
für die bayerische Landesgeschichte inter- 
essiert, aufs wärmste. Aus dem Inhalt der 
Untersuchung heben wir folgendes hervor. 


Die Schrift zerfällt in einen allgemeinen | 


und einen besonderen Teil. Der erste 
handelt von Bodengestaltung und Besiedelung, 
den adeligen Grossgrundbesitzern als Kloster- 
stiftern, der Klosteranlage und der Kloster- 


familie, dem Kulturland, dep Motiven zur 
Landschenkung, den Symbolen der Besitz- 


ergreifung, den Mönchskulturen und deren 


Schutzheiligen, der Organisation der bayer- 


ischen Klöster, Der besondere Teil schildert 
die vorbenediktinischen Klosteranlagen, die 
bischöflichen Klöster, die herzoglichen Klöster, 


die genealogischen Eigenklöster nach ihren | 


besonderen Verhältnissen. 


3. Heyn, Dr. O., Die indische Währungs- 
reform. Im Auftrage des Vereins zum 
Schutz der deutschen Goldwährung. 


gr. 8°. (IX, 375 8.) Berlin, 03. (J. Gutten- | 


tag) T.-; geb. 8.— 
In den Jahren 1893 und 1899 ist Indien 
zur Goldwährung übergegangen. Das vor- 


liegende, im Auftrage des Vereins zum Schutze 
der deutschen Goldwährung herausgegebene . 


Untersuchung, | 
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Werk gibt Aufschluss darüber, welche Gründe 
Indien zum Uebergang zur Goldwährung ver- 
anlasst haben, eine Beurteilung dieser Gründe 
und der Durchführung der Reform, insbeson- 
dere nach der währungstechnischen Seite. 
Daran schliesst sich eine Auseinandersetzung 
über die Folgen dieser Reform für den Kredit 
und die Finanzlage Indiens und für den 
‚europäischen Geld- und Warenmarkt. Der 
‚ Verfasser gibt zu, dass die Währungsreform 
für Indien auch einzelne Nachteile gezeitigt 
habe, ist aber der Meinung, dass die Vor- 
teile weit überwiegen. Heyn stützt sich 
in der Hauptsache auf oftizielle englische 
und indische Schriftstücke, die er mit grossem 
Fleiss benützt und zu einer anziehenden und 
belehrenden Darstellung verarbeitet. Zahl- 
reiche statistische Uebersichten sind in das 
Buch eingestreut. 








4. Jahrbuch, statistisches u. Kalender f. d. 
| Kgr. Sachsen a. d. J. 1904. Hrsg. v. k. 
s. statist. Bureau d. Minist. d. Innern) 
Dresden, 03. (C. Heinrich) Ohne Preis. 


Das statist. Jahrbuch f. d. Kgr. Sachsen 
enthält ausser einem Kalender und einem 
Verzeichnis der Messen und Märkte folgende 
statistische Uebersichten: 1. Stand der Be- 
völkerung; 2. Bewegung der Bevölkerung, 
3. Finanzwesen (Erträge der Staatsforsten, 
der direkten und indirekten Steuern, die 
‚Intraden- und die Domänenverwaltung, Er- 
\trägnisse des fiskal. Bergbaues etc.), 4. Ver- 
brauch von Nahrungsmitteln, 5. Verkehr und 
ı Verkehrsstrassen, 6. Gewerbe und Handel 
| (Bergwerksbetrieb, Eisenerzeugung und -Ver- 
'arbeitung, Branntweingewinnung, Bierge- 
winnung, Zuckergewinnung, Fabriken, Aktien- 
gesellschaften, Streiksund Aussperrungen etc.), 
T. Dampfkessel und Dampfmaschinen, 8. Ver- 
sicherungswesen (Krankenversicherung, In- 
validenversicherung, Knappschaftskassen, All- 
‚gem. Knappschaftspensionskasse, Brände, 
| Landesbrandversicherung, Mobiliar-, Ma- 
schinen- ete. Versicherung), 9. Genossen- 
 schaftswesen, 10. Militärwesen, 11. Landwirt- 
‘schaft, 12. Justizwesen, 13. Medizinal- und 
Veterinärwesen, 14. Kirchenwesen, 15. Schul- 
wesen, 16. Einige besondere Berufsklassen 
‚(die Mitglieder der 2. Kammer der Stände- 
versammlung nach dem Beruf, Zahl der 
Rechtsanwälte und des medizinal- und ve- 
‚terinärärztlichen Personals), 17. Der Wit- 
'terungsverlauf im Kgr. Sachsen für 1902. 
Die meisten statistischen Uebersichten be- 
rücksichtigen nicht nur den nenesten Stand, 
sondern gehen auch auf längere oder kürzere 
Zeiträume zurück, wodurch der Wert des 
trefflichen Jahrbuchs wesentlich erhöht wird. 





5. Naef, Dr. E., Tabakmonopol u. Biersteuer. 
Ein Beitrag zur schweizer. Wirtschafts- 
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u. Finanzpolitik. gr. 80. (XXXV, 360 8.) 

Zürich, 03. (E. Rascher's Erben) 6.50 

Der Schweiz droht namentlich infolge 
der beabsichtigten Einführung der Kranken- 
und Unfallversicherung eine beträchtliche | 
Steigerung der Ausgaben, welche die Er- 
schliessung neuer Einnahmequellen erforder- 
lich macht. Als solche sind in der Schweiz 
das Tabakmonopol und die Biersteuer in) 
Vorschlag gebracht worden. Der Verfasser 
hat sich nun die Aufgabe gestellt, diese 
beiden Vorschläge näher zu untersuchen und 
nach ihrem Ertrag, ihrer Zweckmässigkeit | 
und ihren volkswirtschaftlichen Folgen mit- 
einander zu vergleichen. Dieser Vergleich | 
ist in umsichtiger, äusserst gründlicher | 
Weise durchgeführt, die Erfahrungen der | 
Länder mit Biersteuer und Tabakmonopol | 
sind ausgiebig berticksichtigt, die Folgen der 
einen wie der andern Steuer für die Inter- 
essenten (Kantone, Produzenten, Arbeiter- 
schaft, Konsumenten) eingehend dargelegt. 
Ein Vergleich der Vorteile und Nachteile | 
der beiden in Vorschlag gebrachten Steuern | 
spricht in unverkennbarer Weise für Ein- 
führung des Tabakmonopols. Der Verfasser | 
stellt aber den beiden Vorschlägen einen, 
dritten gegenüber: die Besteuerung aller | 
alkoholischen Getränke, also nicht nur des 
Branntweins, sondern auch des Weines und 
Bieres unter Ausbau des bestehenden Brannt- 
weinmonopoles, wobei die Steuer-Sätze für 
Branntwein wesentlich erhöht, die für Bier 
möglichst niedrig gehalten werden sollen. | 
Er vertritt die Ansicht, dass es zweck- 
mässiger sei, anstatt ein ganz neues Monopol | 
zu schaffen, das alte erst halb ausgeführte 
auszubauen. 


6. Rottenburg, F. v., Die Kartellfrage in 
Theorie und Praxis. Ein offener Brief 
an Herrn Kommerzienrat Julius Vorster, 
M. d. H. d. A. gr. 8. X u. 89S) 
Leipzig, 03. (Duncker u. Humblot) 1.80. 
Die vorliegende Schrift ist eine Streit- 

schrift; sie sucht die Angriffe abzuweisen, 
welche Herr Kommerzienrat J. Vorster gegen 
den Verfasser wegen eines in der National- 
zeitung veröffentlichten Artikels, in dem | 
anf die mit der Bildung von Kartellen und | 
Trusts möglicherweise verbundenen Miss- | 
bräuche hingewiesen wurde, gerichtet hat. 
Herr Vorster hatte dem Verfasser Hinneigung 
zur Sozialdemokratie vorgeworfen und ihm 
wie überhaupt den „Theoretikern“ das Recht 
und die Befähigung abgesprochen, in Fragen, | 
in denen „Geschäfts- und Lebenserfahrungen“ 
den Ausschlag geben, entscheidend mitzu- 
sprechen. Nach beiden Richtungen hin werden 





die Angriffe von Herrn von Rottenburg 


glänzend abgewehrt. Die Abwehr geschieht 
init feiner Ironie, oft mit überlegenem Sar- 
kasmns und zeigt, was wir bei dem Ver- 
fasser nicht anders erwarten konnten, gründ- 


Gr 


liches Wissen und streng logisches Denken. 
In letzter Linie beruht der Wert der vor- 
liegenden Schrift auch nicht in der Polemik 
gegen den Herrn Kommerzienrat, sondern 
in den Erörterungen des Verfassers über die 


Methode der Volkswirtschaftslehre. 


7. Sombart, Dr. Werner, Professor a. d. 
Universität Breslau, Die deutsche Volks- 
wirtschaft im neunzehnten Jahrhundert. 
8°. (XVIII u.6475.) Berlin, 03. (Bondi) 

10.—; geb. 12.0 

Den reichen Inhalt des vorliegenden um- 
fangreichen und trefflich ausgestatteten 
Werkes können wir dem Leser am besten 
veranschaulichen, wenn wir der Beurteilung 
eine kurze Inhaltsangabe vorausschicken. 
Das Werk zerfällt in 4 Bücher. Das 1. Buch, 
betitelt: Bilder aus dem deutschen Wirt- 
schaftsleben vor hundert Jahren, beschreibt 
zunächst eine Reise durch Deutschland um 
1800, schildert dann im knappen Umriss die 
äussere Struktur des Wirtschaftslebens sowie 
dessen innere Organisation, d. h. die Ver- 
fassung der Landwirtschaft, Gewerbe und 
des Handels. Das 2. Buch gibt eine Dar- 
stellung der Elemente des neuen deutschen 
Wirtschaftslebens, des Landes, des Volkes, 
der Rechtsverhältnisse, der Technik und der 
treibenden Kräfte in dem sich entwickelnden 
kapitalistischen Unternehmertum. Das fol- 
zende Buch schildert die wirtschaftliche 


Umgestaltung im einzelnen, indem es Ent- 


wickelung und Zustand der Banken und 
Börsen, Formen und Betriebsweisen des 
Handels, die Umwälzung im Verkehrswesen, 
die Umgestaltung im Gewerbewesen und in 


‘der Landwirtschaft, endlich das Verhältnis 


der deutschen Volkswirtschaft zum Welt- 
markt bespricht. Das letzte Buch erörtert 
die Grundzüge der neuen Gesellschaft, die 
Verschiebungen in der Bevölkerung, den Zu- 
sammenhang zwischen wirtschaftlicher und 
geistiger Kultur, die Besitz- und Berufsver- 
hältnisse, die soziale Schichtung. Rund 
100 Seiten werden durch Anlagen ausgefüllt, 
welche dem Leser das notwendige statistische 
Material in sorgfältiger Auswahl an die 
Hand eben. _ mbart hat in dem vor- 
liegenden Werk den kühnen Versuch ge 
macht, das Wirtschaftsleben des deutschen 
Volkes im 19. Jahrh. nach allen seinen 
Seiten, in allen seinen Zusammenhängen und 
Verästelungen zur Darstellung zu bringen. 
Ein grosses und schwieriges Werk, umso 
schwieriger, als es für ein grösseres Publikum 
bestimmt ist. Wir stehen nicht an, auszu- 
‘sprechen, dass der Versuch glänzend gelungen 
‘ist, obwohl wir und gewiss auch viele andere 
Leser nicht allen Ausführungen des Ver- 
'fassers beipflichten können. Aber auf Einzel- 
heiten kommt es nicht an; die Aufgabe, die 
sich Sombart gestellt und die er in hervor- 
ragender Weise gelöst hat, war die, dem 
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rebildeten deutschen Publikum in frischer, 
grosszügiger Darstellung ein plastisches Bild 
der volkswirtschaftlichen Entwickelung von 
1800— 1900 zu geben. 
flott geschrieben, reich an glücklichen Schlag- 
worten, und fesselt vom Anfang bis zum 
Schluss. Dabei fehlt es nicht an vielem 


Detail, das aber nirgends um seiner selbst 
willen sich breit macht, sondern bestimmt 


ist, die Zustände und den (ang der Eut- 
wickelung zu veranschaulichen. Man merkt 


dem Buch nichts vom Schweiss der Arbeit | 


an, und das ist ein grosser Vorzug bei einem 
Werke, das an einen grösseren Leserkreis 
sich wendet. Dabei ist es doch eine ernste 
wissenschaftliche Leistung: nur ein in allen 
Gebieten der Volkswirtschaft gründlich be- 
wanderter Gelehrter konnte es schreiben. 
Eine wesentliche Vorarbeit hat Sombart 
selbst in seinem grossen Werk über den 


Das Buch ist sehr 


amernae 
ee 
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dem vorliegenden Buch stützt. Möge das 
Buch viele Leser finden ! 
| 
8, Specht, Dr. Fritz, u. Refer. Paul Sohwabe, 

Die Reichstags- Wahlen von 1898 bis 1903. 
(10. Legislaturperiode).. Nachtrag zu: 
Dr. Fritz Specht, Die Reichstags-Wahlen 
von 1867 bis 1897. Eine Statistik der 
Reichstags-Wahlen etc. gr. 8°. (XVI, 
118 8.) Berlin, 03. (©. Heymann) 2.— 


Dieser Nachtrag zu Specht's Werk über 
die Reichstagswahlen von 1867—1897 gibt 
‚ für 1898—1903 alle wünschenswerten statisti- 
schen Angaben über die einzelnen Reichstags- 
wahlkreise, ihre Bevölkerung und über die 
‘vorgenommenen Reichstagswahlen. Zusam- 
menstellungen der Ergebnisse und der Reichs- 
tagsmitglieder mit Anführung des Standes etc. 
schliessen sich an. Die Neuwahlen von 1903 


Kapitalismus geleistet. auf das er sich in sind noch nicht berücksichtigt, 


Politik. 


Langhard, Dr. ., Die anarchistische Be- | Wert des Buches auf der geschichtlichen 
wegung in der Schweiz von ihren An- Darstellung. Aus der vorhandenen Literatur, 
fängen bis zur Gegenwart u. die inter- der’Tagespresse, den anarchistischen Schriften 
nationalen Führer. gr. 8°. (VI, 492 S.) und Zeitungen, die mit Fleiss gesammelt 
Berlin, 03. (0. Häring) 10.— und benützt sind, wird eine eingehende 
Der Inhalt des vorliegenden Werkes ist Schilderung der anarchistischen Bewegung 
im wesentlichen beschreibend. Der Verfasser | und ihrer Führer in der Schweiz von ihren 
schildert im 1. Teil die anarchistische Be- | Anfängen bis zur Gegenwart gegeben. Das 
wegung in der französischen Schweiz, im | Werk verdient Anerkennung und Beachtung. 
2. Teil das Auftreten des Anarchismus in | Es unterrichtet in gefälliger Darstellung über 
der deutschen Schweiz; der 3. Teil be- | die Gedankenwelt und die Taten des Anarchis- 


schäftigt sich speziell mit den italienischen | mus und sei allen wärmstens empfohlen, 
Anarchisten in der Schweiz. Im 4. Teil welche sich, sei es durch ihren Beruf, sei es 


werden die gesetzgeberischen Massnahmen | durch allgemeines Bildungsinteresse, ver- 
der Schweiz gegen den Anarchismus be- | anlasst sehen, ihr Augenmerk dem dunkelsten 
sprochen, die der Verfasser in einigen Worten Blatt der Geschichte der Gegenwart zu- 
auch kritisiert. Wie erwähnt, beruht der | zuwenden. 


Allgemeines. 


1. ab-Yberg, Dr., Die Strikes u. ihre Rechts- deutschen St.G.B. besprochen. Verfasser 
folgen. gr. 80. (IV, 120 8.) Zürich, 03. schliesst diese Betrachtung mit der Aeusserung 
(Schulthess & Co.) 3.— |der Anschauung, dass der Kontraktbruch 

Die Schrift verbreitet sich zunächst über Als solcher auch künftig straffrei zu bleiben 
Streike im allgemeinen (historische Entwick- habe. Es folgt dann die Beleuchtung der 
wandte Kampfmittel). Hieran schliessen sich , Untersuchung der Frage, inwieweit nach den 
wird die strafrechtliche Seite erörtert und und der Schweiz aus dem Streik Delikts- 
dargelegt, dass der Streik an sich nur in | Klagen erwachsen, dann die Prüfung der mit 
wenigen Ländern des Kontinents mit Strafe Kontraktsklagen geltend zu machenden An- 
bedroht ist, dass jedoch bei Streiken leicht sprüche, sowie auch des Verhältnisses des 
Ausschreitungen vorkommen, die als Wider- Unternehmers zu Dritten, denen gegenüber 
stand, Hausfriedensbruch, Ehrverletzung, ®r durch den Streik in Verzug gerät. Die 
Nötigung, Bedrobung oder Erpressung straf. beachtenswerte Schrift schliesst mit einer 
bar sind. Diese Tatbestände werden der Betrachtung der Vorschläge zur Abwendung 
Reihe nach im Zusammenhang mit dem und Beilegung der Streike. 

Streik hauptsächlich an der Hand des 
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Varia. 


1. Kohler, Jos., Univ.-Prot., Verbrechertypen 
in Shakespeares Dramen. 8", (108 S.) 
Berlin, 03. (O. Elsner) br. 2.50; geb. 3.30 
Eine Analyse von Verbrechergestalten ' 
Shakespeare's gibt Kohler in diesem Buch. 
Er teilt diese Gestalten ein in Verbrecher 
mit sozialem Wesen, „deren Denken und 
Treiben noch im Nährboden der bürgerlichen . 
Gesellschaft haftet“ und die, wenn sie sich 
von dieser entfernen, eines „Ringens“, eines | 
„gewaltsamen Losreissens“ von ihr bedürfen, | 
und in gewissenlose, mit moral insanity be- 
haftete Verbrecher. Die erstere Kategorie 
scheidet er wieder in Leidenschaftsverbrecher 
— einerseits solche aus egoistischen Trieben : 
Macbeth, Richard III, andererseits solche 
aus altruistischen Trieben (Fanatiker): Brutus | 
und Cassins — und in Gelegenheitsverbrecher: 
Othello. Zu den gewissenlosen Verbrechern 
rechnet er Edmund (König Lear), Jago und 
Cade (Heinrich VL). Kein Zweifel, Kohlers 
Charakteristik ist treffend und beweist ein | 
tieferes Eindringen in den Geist des grossen 
Dramatikers. Psychologisch fein beobachtend, 
weiss K. auf manche Züge aufmerksam zu 
machen, die dem Leser leicht entgehen 
können. In einem Nachwort zieht er eine 
Parallele zwischen Shakespeare und Ibsen, 
in der er bei aller Anerkennung der grossen 
Eigenschaften des letzteren dem ersteren als 
Dichter den Vorzug gibt. Das inhaltlich | 
wertvolle Buch zeiehnet sich auch durch 
glünzende Sprache aus und ist buchhändlerisch 
vorzüglich ausgestattet. 


2. Parent-Duchätelet. Die Prostitution in 
Paris. Eine sozialhygienische Studie. 
Bearbeitet und bis auf die neueste Zeit 
fortgeführt von Dr. med. G. Montanus. | 
gr. 8°. (VIII, 262 8. Freiburg i. B., 08, ! 
(Fr. Paul Lorenz) 4.50 

Dieses für die Gesstzgebungs- und Ver- | 
waltungspolitik, für die Strafrechtspflege 
etc. bedeutsame Thema ist hier unter Bei- 
bringung eines reichen, teilweise aus amt- 
lichen Statistiken und Akten geschöpften 
Materials nach denverschiedensten Richtungen 
hin beleuchtet. (Abschnitte: Allgemeiner 
Teil, Sitten und Gepflogenheiten der Prosti- 
tuierten. Physiologie der Prostitnierten. Die 
öffentlichen Häuser. Die Bordellbesitzerinnen. 
Die Einschreibung der Prostituierten. Wie 
enden die Pariser Prostituierten ?\. Ein er- 
heblicher Mangel ist es, dass für die mit- 
geteilten Zahlen vielfach nicht die Zeit an- 
gegeben ist, auf die sie sich beziehen. Ein 
in nahe Aussicht zestellter Ergänzungsband 
soll u. a. die Verbreitung der Geschlechts- 
krankheiten unter den Pariser Prostituierten 
sowie die Frage des Reglementarismus und 
des Abolitionismus behandeln und über die 


‚behandelt werden können. 





‚ Verhandlungen der Brüsseler Internationalen 
‚ Konferenz zur Bekämpfung der venerischen 


Krankheiten 1899 und 1902 und ihre prak- 
tischen Ergebnisse berichten. 


3. Schultze, Dr. Ernst, Prof., Der Arzt 
als Sachverständiger und sachverstän- 
diger Zeuge. gr. 8°. (54 S.) Berlin, 03 
(Aug. Hirschwald) 1.20 
Die Schrift gibt einen im psychiatrischen 
Verein der Rheinprovinz gehaltenen Vortrag 
wieder und wendet sich in erster Linie an 
die ärztlichen Standesgenossen des Verfassers 
Veranlasst ist sie durch Konflikte, welche 
bei Vernehmung von Aerzten vor Gericht 
iiber die Frage, ob eine verlangte Erklärung 
dem Gebiete der Zeugenaussare oder dem 
des Sachverständigen-Gutachtens angehöre, 
nicht selten entstehen und deren Lösung für 
die Aerzte hauptsächlich wegen der Ver- 
schiedenheit der Gebührenbemessung wichtig 
ist. Die Schrift will nun die Grenze zwischen 
dem sogenannten sachverständigen Zengen 


'und dem Sachverständigen möglichst scharf 
‘ziehen und bemängelt verschiedene Ent- 


scheidungen des R.G. und anderer höherer 
Gerichte, in denen diese Grenzziehung nicht 
mit der nötigen Schärfe geschehen sein soll, 
Sie enthält manche Ausführung, die anch 
für Juristen beachtenswert ist und zeugt 
jedenfalls von einem sehr klaren Blick für 
die einschlägigen Verhältnisse und — die 
Interessen des ärztlichen Standes. 


4. Sommerlad, Theo, Wirtschaftsgeschicht!. 
Untersuchungen. 1, Heft: Zur Würdi- 
gung neuester rechtsgeschichtlicher Kri- 
tik. Abwehr und Antwort an Hr. Ulr. 
Stutz in Freiburg i. Br. gr. 8°. (83 8. 
Leipzig, 00. (J. J. Weber) 1.— 
2.Heft: Die Lebensbeschreibung Severins 
als kulturgeschichtliche Quelle. gr. 8° 
(V, 74 S.) Leipzig, 03. (das.\ 2.— 
Unter dem Sammeltitel „Wirtschaftsre- 

schichtliche Untersuchungen“ beabsichtigt 
der Verfasser Fragen zu erörtern, die mit 
dem Stoffe seines Werkes: „Die wirtschaft- 
liche Tätigkeit der Kirche in Dentschland“ 
in Zusammenhang stehen, dort aber nach 
der Anlage dieses Buches nicht ausführlich 
Das erste Heft 
(1960) ist eine Gegen- und Streitschrift gegen 
eine Kritik des I. Bandes jenes Werkes 
(Ulrich Stutz in Nr. 24 der Dentschen 
Literaturzeitung, vgl. Sommerlad in Nr. 30 
daselbst), erörtert übrigens eine Reihe von 
rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Einzel- 
fragen sowie die methodologischen Grund- 
xedanken des Verfassers in eingehender 
Weise. Das nun erschienene 2. Heft sucht 
im Zusammenhang darzustellen, was aus 
der Vita Severini (Ende des 5. oder Anfang 


— 
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des 6. Jahrhunderts) für die Kulturgeschichte | sichtlich der Geschichte des Kirchenrechtes 
des 5. Jahrhunderts gewonnen werden kann. |und hinsichtlich der Wirtschaftsgeschichte 
Unser Gebiet wird dabei namentlich hin- | berührt. 


Sammelwerke. 


1. Annuaire de la Lögislation du travail. 
Publi& par l’office du travail de Belgique. 
6e annee 1902. Lex.-8°. (XXI, 718 8.) 
Brüssel, 03. (K. Minist. d. Industrie u. 
Arbeit) 


Wie in früheren Jahren hat auch in 
diesem das belgische staatliche Arbeitsamt 
eine Zusammenstellung aller im Jahre 1902 
erlassenen Verordnungen und Gesetze, welche 
sich auf die Arbeitsverhältnisse beziehen, 
veranstaltet. Bei dem knappen Raum, der 


(Ohne Preis) 
;ganzen Bund geltenden Gesetze. 


uns zugemessen ist, ist es nicht möglich, 


auf den reichen Inhalt des vorliegenden | 


Jahrbuchs genauer einzugehen, wir milssen uns 
vielmehr darauf beschränken, einen kurzen 
Ueberblick des Inhalts zu geben. Die Mit- 
teilungen umfassen Deutschland, Oesterreich, 
Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, 
Grossbritannien und dessen Kolonien, Ungarn, 
Italien, Luxemburg, Norwegen, Niederlande, 
Rumänien, Russland, Schweden, Schweiz, 
Vereinigte Staaten von Amerika. 
Staaten (Dänemark, Spanien, Schweiz, Ver- 
einigte Staaten werden Nachträge zum 
Jahre 1901 gebracht. Ein Werk, wie das 
vorliegende, bedarf keiner Empfehlung; es 
überhebt denjenigen, der sich über die 
nenesten staatlichen Regelungen der Arbeits- 


Enzyklopädien. 


8°. (XVI, 335 $.) Zürich (Art. Institut 

Orell Füssli) 

Das Buch ist eine Sammlung der auf 
dem Gebiete des materiellen Strafrechts und 
des Strafprozessrechts einheitlich für den 
Nur der 
Gesetzestext ist abgedruckt; Erläuterungen 
sind nicht beigegeben. Auch ist nicht der 
Text aller Gesetze vollständig wiedergegeben : 
vielmehr beschränkt sich die Ausgabe bei 
umfangreicheren Gesetzen und Verordnungen, 
deren Gegenstand zunächst auf anderem Ge- 
biete liegt — z. B. bei den Gesetzen über 
geistiges Eigentum — auf die speziell straf- 


rechtlichen Bestimmungen. 


Für einige | 


verhältnisse unterrichten will, der Mühe des ' 


Durchsuchens der Gesetzblätter der einzelnen 
Länder. Es ist für den Nationalökonomen 
und Sozialpolitiker ein unentbehrliches Nach- 
schlagewerk. 


2. Grotefend’s, Geh. Reg.-R. A. G., Gesetz- 
Sammlung 1806-1902. 4. Aufl. In 
systemat. Anordnung. u. in gegenwärt, 
Geltg. neubearb. unter Mitwirkg. v. 
1. Staatsanw. (retschmar, Vortr. Rat 
Geheimr. Hoffmann, Vortr. Rat Wirkl. 
Geh, Kriegsr. Mieleke, DD., Reg.-R. 
Petersen Vortr. Rat Geh. Ob.-Finanzr. 


‚gefähr 150 Seiten sind n. a. 


4. Meyers Grosses Konversations-Lexikon. 
Ein Nachschlagewerk des allgemeinen 
Wissens. Sechste, gänzlich neubearbeitete 
und vermehrte Auflage. Mehr als 148 000 
Artikel und Verweisungen auf über 18 240 
Seiten Text mit mehr als 11000 Abbil- 
dungen, Karten und Plänen im Text 
und auf über 1400 Illustrationstafeln 
(darunter etwa 190 Farbendrucktafeln 
und 300 selbständige Kartenbeilagen) 
sowie 130 Textbeilagen. 20 Bände in 
Halbleder gebunden zu je 10 Mk. (Ver- 
lag des Bibliographischen Instituts in 
Leipzig). (Bd. IV.) 

Der IV. Band des gross angelegten und 
durchgeführten Nachschlagewerkes beginnt 
mit dem Artikel „Uhemnitzer‘ und reicht 
bis „Differenz“. Ein kleiner Schritt im 
Alpbabet und doch eine gewaltige Fülle des 
Stoffes, die von der Leitung des Unter- 
nehmens und ihren Mitarbeitern meisterhaft 
beherrscht wird. Von besonderer Bedeutung 
sind die Artikel, welche sich auf deutsches 
Wesen beziehen. Auf einem Raum von un- 
die deutsche 


Literatur bis auf die allerneueste Zeit, die 
deutsche Sprache einschliesslich ihrer Mund- 


Dr. Strutz. (In etwa 50 Lfgm.) 27.—4. 
Lig. gr. 8°. Düsseldorf {L. Schwann) 

a L— 
Das überaus wertvolle Sammelwerk | 


schreitet seiner Vollendung in 4. Auflage | 


entgegen. Dieselbe ist bereits bis zur 
44. Lieferung gediehen, so dass noch vor 
Jahresschluss der Abschluss zu erhoffen steht. 
Leitung und Ansstattung verdienen allen 
Beifall. 


3. Kompendium des Bundesstrafrechtes 
der schweizerischen Eidyenossenschaft. 
a eführt auf das Jahr 1902 von 
7 


arten, das deutsche Recht, das deutsche 
Volk, der dentsch-franz. Krieg 1870/71, 
Deutschland in geographischer, geologischer, 

klimatischer, zoologischer, botanischer Hin- 
sicht, Deutschlands Bevölkerung, geistige, 
wirtschaftliche Kultur, seine Industrie, staat- 
lichen Einrichtungen ‚DeutschlandsGeschichte, 
Kolonien ete., eingehend behandelt. Von 
sonstigen grösseren Artikeln seien die ilber 
China, Chirurgie, Christentum, Christologie, 
Cuba, Dach, Dampfkessel, Dampfmaschinen, 
Dampfschift, Dänemark, Darm, Darwinismus 
erwähnt. Sehr viele treffliche Abbildungen, 
Pläne, Karten, Tafeln etc. beleben die Dar- 


ronauer, Bundesanwalt in Bern. stellung des Textes. 
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Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs tür Ge- 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt- 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche 


Handelsministerium. III. Jahrg. (1903 ' 
Nr. 7. Wien (Manz) jährlich 20.— 


Der legislative Teil bringt ausser einer 


Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- Tebersicht tiber neue Gesetze und Verord- 


gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel 


- nungen auf dem Gebiete der Produktion, des 


Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg Handels-, des Unternehmungs- und Urheber- 
und Dr. A. Dyroff. 36. Jahrg. 1903 | wesens, des Verkehrs und des Steuerwesens, 
Nr. 11. München (J. Schweitzer Verlag) den Abdruck zahlreicher soleher Gesetze und 


halbjährlich (6 Hefte) 8.— 
Das 11. Heft des Jahrganges 1903 ent- 
hält: 


Verordnungen, darunter die österreichische 
Verordnung betr. die Verbrauchsstener von 


Die Pensionsversicherung der Privat- Mineralöl, eine ungarische Verordnung über 


angestellten,von Wilhelm Arens,U'hefredakteur Abänderung der Sonntagsruhe, die gross- 


in Hagen i. W. — Staat und Recht, von | britannische 


Dr. A. Affolter inSolothurn(Schluss).—Die For- 
derung des Baues von Arbeiterwohnungen auf 
dem Lande, von Professor Dr. Otto (rerlach 
in Königsberg. — Zur Geschichte von Turgots 
Munizipalitätenentwurf, von Dr. Adalbert 
Wahl, Privatdozent in Freiburg i. B. — Aus 
den Gesetzblättern. — Miszellen. 


2. Annalen des ges. Versicherungswesens. 


Novelle zum Patentgesetz, 
das italienische Telephongesetz usw. Der 
statistische Teil enthält eine Zusammen- 


'stellung über die Ein- und Ausfuhr von un- 


edlen Metallen (ausser Eisen) und deren 


ı Fabrikaten in den wichtigsten Ländern, den 


Warenverkehr Österreichs mit Ungarn im 


: Jahre 1902, Viehstand und Viehaussenhandel 


1903. Nr.35—838. Leipzig (Jüstel & Göttel) | 
vierteljährlich 9.— | 


Die vorliegenden Nummern bringen fol- 
gende grössere Artikel und zwar Nr. 35: 
Versicherungsvertrags-Gesetz, VILI; Nr. 36: 


Versicherungsverlängerung von Engelbrecht 


(Schluss in Nr. 57); Verein der Vieh-Ver- 
sicherungs-Gesellschaften ; die Gesetzwidrig- 
keit des Geschäftsbetriebes der Brandver- 
sicherungs-Vereinigung des deutschen Gast- 
wirtsverbandes; Nr. 38: Fallende Prämie 
oder steigendes Kapital? von ©. Magnus. 


3. Archiv f. Pag ser zuge. und 
Kriminalistik, hrsg. v. Prof. Dr. H. Gross. 
13. Bd. H. 1—2. 8°. Leipzig (F. C. W. 
Vogel) pro Band 12.— 
Das Doppelheft enthält folgende Ab- 
handlungen: Dittrich, Ueber Verletzungen 
und Tod durch l'eberfahrenwerden vom ge- 
richtsärztlichen Standpunkte (mit 
bildungen); Polzin, 
untersuchung; Äratter, Erfahrungen über 
einige wichtige Gifte und deren Nachweis; 
von Mackowitz, Ein Beitrag zur Kasuistik 


14 Ab-| 


Die gerichtliche VOR | yain- Wien: 


des Deutschen Reichs und eine schwedische 
Industriestatistik. 


5. Archiv, Sächs. für Bürgerl. Recht und 
Prozess. XIII. Bd. Heft 10. gr. =*. 
Leipzig (Rossberg'sche Verlagsbuchhand- 
lung) jährlich 14.— 
Das Heft enthält folgende Beiträge: 

Das Verhältnis der Schlüsselgewalt zur häus- 
lichen Gemeinschaft der Ehegatten. (Dr. 
Menzel.) — Die Klage aus $ 771 der C.PO. 
(Landrichter du Chesne.) — Zur Auslegung 
des $ 798 der Ü,P.O. (Landrichter Dr. 
Mangler.) — Uebersicht über die Abhand- 
lungen eivilistischen Inhalts aus den Fach- 
zeitschriften des Jahres 1902, (Rechtsanwalt 
Dr. James Breit.) 


6. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. II. Jahrg. Nr. 12. Frank- 
furt a. M. (Mahlau & Waldschmidt) 

pro Jahrg. 10.— 

Inhalt: Die Aufnahme der Barzahlungen 

in Oesterreich, von Dr.@. Weiss von Wellen- 
Zur „Emissionssperre“, von 


‚, Neander- Müller - Berlin; Eigentumsübergang 


der Schlaftrunkenheit ; Haussner, Der Nach- | 
weis der Gewerbs- und Gewohnheitsmässig- 
keit als Tatbestandsmerkmal und zur Ueber- 


führung, insbesondere des gewerbsmässigen 
Spieles; sodann Kleinere Mitteilungen von 
Näcke: Alkohol und Zeugenaussagen ; Inter- 
nationale Kongresse; und Lohsing: Die Ge- 
ptlogenheit als Schuldausschliessungsgrund ; 
Kriminelle Imitation; endlich Besprechungen 
von Lohsing und Schneickert. 


4. Archiv, Österr. Wirtschaftspolitisches 
(vorm. „Austria“. Redig. u.hrsg. v. k. k. 


nach Depot-Gesetz und bürgerl. Recht, von 
Dr. E. Jacobson - Berlin; Die Kursmakler 
als Versteigerer, von F. Heilborn- Breslau. 


7. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. V. Jahrgang. Heft 2. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10.— 


Inhalt: Das Land der Zukunft — Argen- 
tinien, von Fr. W. v. Harder; Bericht 
über eine im Auftrage des kais. Gonverne- 
ments von ÜUstafrika unternommene Reise 
von Tanga nach Moschi, um das Vorkommen 
der Tsetsetliege festzustellen, II, von Marine- 
stabsarzt Dr. L. Sander. 
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8. Beiträge zur Psychologie der Aussage. Steglitz; Auskünfte von Interessenten und 
Mit besonderer Berücksichtigung von | Kollegen, von Dr. H. Potthoff, Nr. 5: Die 
Problemen der Rechtsptlege, Pädago- | 17. landwirtschaftliche Wanderausstellung in 
vik, Psychiatrie und Geschichtsforschung. Hannover; Die Hamburger Milchausstellung, 
Hrsg. von L. W. Stern. 1. Heft. gr. 8°.! von Dr. Thiess-Hamburg; Zur Frage eines 
(129 8.) Leipzig, 03. (Joh. Ambr. Barth) | volkswirtschaftlichen Staatsexamens, von 
4.— | Dr. Bär-Berlin; Neue Literatur zur Kartell- 
Diese Beiträge sollen eine Arbeitsgemein- | frage, von Dr. H. Schacht-Friedenau; Nr. 6: 
schaft der bei dem psychologischen Problem Haftung für unverlangte Manuskript- 
der Anssage beteiligten Fachkreise herbei- ‚ sendungen bei Zeitungen und Zeitschriften, 
führen, um so durch das Zusammenwirken | von F. Bachmann-Bielefeld; Versicherungs- 
geschulter Fachmänner Massenmaterial zu Wissenschaft, von H. E. Krüger-Berlin; Die 
erhalten. Das Ziel der „angewandten Psy- Ausnützung des Zolltarifes für die Wissen- 
chologie“ überhaupt und mit spezieller Rück- | schaft, von Dr. H. Potthoff; Reichsarbeits- 
sicht auf das genannte Problem stellt der | blatt; Nr. 7: Praktische Nationalökonomen 
Herausgeber Stern in dem ersten Aufsatze in den Verein. Staaten von Amerika, von 
dar. In der folgenden Abhandlung „Aus- | Prof. Dr. H. A. Fiedler:New-York; Die Ver- 
sagestudium“ gibt derselbe Verfasser eine sorgung grosser Städte mit Lebensmitteln, 
programmatische Einführung in Absicht und | von Dr. A. Creuebauer-Nürnberg; Nr. 8: 
Arbeitsplan der Sammlung und sucht den | Die Organisation der Arbeiterstatistik im 
gemeinsamen Boden für die psychologische | Ausland, von Dr. R. Dreydorff-Berlin- 
Aussageuntersuchung zu schaffen. Es folgt Schöneberg; Die Lebensmittel unserer Gross- 
dann eine Darstellung des bekannten Ex- städte, von Dr. E. Gossner-Berlin-Wilmers- 
periments im kriminalistischen Seminar von | dorf; Ueber das Judentum im deutschen 
Liszts, von Dr. jur. S. Jaffa Hieran reihen | Wirtschaftsleben, von Dr. W. Borgius- 
sich: ein Gutachten von R. Sommer. Zur Schöneberg; Nr. 9: Pensions-, Witwen- und 
Analyse von Erinnerungstäuschungen bei, Waisenversicherung, von Dr. ©. Prange- 
strafrechtlichen Gutachten, Eigenberichte von | Berlin-Halensee; Der praktische Volkswirt 
A. Diehl (zum Studium der Merkfähigkeit) und der deutsche Buchhandel, von Dr. Borgius- 
und H. Gross (Das Wahrnehmungsproblem | Berlin; Eindrücke von der deutschen Städte- 
und der Zeuge im Strafprozess), endlich Ausstellung in Dresden, von Dr. H, Potthoff- 
kürzere Berichte und Mitteilungen. Kein | Berlin. Ausserdem bringen auch diese 
Jurist, zumal kein Untersuchungsrichter, | Nummern wie die früheren Mitteilungen aus 
sollte es versäumen, sich mit der „Psycho- | dem volkswirtschaftlichen Verband, den Or- 
logie der Aussage“ näher zu befassen. ganisationen, von Ausstellungen und Kon- 

gressen usw. 

9. Blätter für Genossenschaftswesen. 1903. 


Nr. 36—39. Berlin (J. Guttentag) ı 11. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 


jährlich 6— , u. Notariat. IV. Jhrgg. H. 5. Leipzig 
Folgende Artikel verdienen hervorgehoben | (Dieterich’sche Verlagsbuchh.) 


zu werden: Nr. 36; Jahrbuch des Allgem. | 


Verbandes der auf Selbsthilfe beruhenden 
deutschen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften für 1902; Nr. 37: 44 Allgem. Ge- 
nossenschaftstag des Allgem. Verbandes der 
auf Selbsthilfe beruhenden deutschen Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften; Nr. 38: 
Aus der Generalversammlung der Hilfskasse, 
der Ruhegehaltskasse und der Witwen- und 
Waisen - Pensionskasse auf dem 44. Allg. 
Genossenschaftstag zu Danzig. 


10. Blätter, volkswirtschaftliche, hrsg. von 
Dr. Heinz Potthoff, Berlin. II. Jahrg. 
Nr. 4—9. Berlin (Franz Siemenroth) 

halbjährl. 3.— 


Die vorliegenden Nummern bringen fol- 
gende grössere Artikel. Nr. 4: Zur Ent- 
wickelung des landwirtschaftlichen Vereins- 
wesens in Deutschland (Schluss in Nr. 5), 
von Sundermann-Gr.Lichterfelde; Zur Lite- 
raturfrage von Dr. H. Potthof-Berlin; Aus 
der Geschichte des Zentralverbandes deutscher 
Industrieller 1876—1901, von Dr. H. Böttger- 


pro Jahrg. 15.— 


Auch dieses Heft enthält eine Reihe 
' interessanter Abhandlungen: Die amtswegige 
Tätigkeit des Vormundschaftsgerichts zur 
Durchführung der Ansprüche des Mündels 
gegen den Erzeuger. (Dr. Josef). — Fragen 
des Nacherbrechts. (Zu der Anfrage I. Bd. 
3 des C.Bl. S. 554.) (Amtsgerichtsrat Herold). 
— Können Miterben ihr Miteigentum an 
Grundstücken ohne Auflassung übertragen ? 
(Amtsrichter Schmale). — Kann die Ehefrau 
| über eingebrachtes Gut unbeschadet der Regel 
|des $ 181 BGB. verfügen, wenn sie die 
'nach $ 1395 BGB. erforderliche Einwilli- 
‚gung des Mannes dazu auf Grund einer von 
ihm ausgestellten Vollmacht in seinem Namen 
dem anderen Teile gegenüber erklärt ? (Ober- 
amtsrichter Huther).— Abänderung des $ 313 
BGB. (Notar Dr. Dennler). — Beschwerde 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit und Grundbuchbeschwerde. Land- 
richter du Chesne). — Ein Beitrag zur Lehre 
von der Eigentümerhypothek. (Oberlandes- 
gerichterat Ketzschmar in Dresden). 


— 
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12. Finanzarchiv, Zeitschrift für das gesamte | Handelsberichte liegen vor aus Calais, Hörne- 
Finanzwesen. Herausg. von G. Schanz. sand, Karlskrona, Mariupol, Marseille, Niko- 
20. Jahrgang. 2. Band. 8°. Stuttgart. | lajew, Ronneby, Serbien, Wiborg, Mazapan, 
(Cotta) 12.— | Mogador, Port ee Bahia, Bahia Blanca, 
Der vorliegende Band enthält folgende | | Boston, Paramaribo, Puerto Montt, St. Jago 

Artikel: Indirckte Steuern, von W. Vocke; 'de Cuba, Taltal, Tapachula, den Vereinigten 

Der Wert der Wohnung im eigenen Hause Staaten. 


vom Standpunkt der Einkommenbesteuerung, A 
ven Dr. H. Köppe-Rostock; Das öster- 14. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr.36—39. 


reichische Finanzstrafverfahren und seine Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels 
Reform, von Dr. J. R. von Bauer-Wien; | Museums) halbjährlich 8.— 
Praxis und Theorie der Immobiliarsverkehrs- An grösseren Artikeln finden sich in den 


besteuerung auf Grund der Gesetzgebungen | vorliegenden Nummern und zwar in Nr. 36: 
Frankreichs, Italiens, Russlands, Badens, ' Oesterreich und der Levantehandel, von @. 
Bayerns, Preussens und insbesondere Oester- | Herlt; Die Handelsbestrebungen der Verein. 
reichs, von O©. von Zieiedinek-Südenhorst- | Staaten in Zentral- und Südamerika; Nr. 37: 
Karlsruhe; Die bayerische Staatsschuld, ins- | Die Enquete über die deutschen Kartelle; Das 
besondere seit Errichtung der Staatsschulden- | Importgeschäft von Niederländisch-Indien ; 
tilgungsanstalt, von Dr. Fr. Segner; Die Nr. 83: Der Kontakt zwischen Handel und In- 
Abzugsfähigkeit der Lebensversicherungs- 'dustrie; Das Zuckergeschäft in Ostasien; 
prämie vom steuerpflichtigen Einkommen, Nr. 39: Ratengeschäft und Hausierhandel, 
von W. Brauer; Die Abgabe von Hunden von Dr. R. Pollak; Die Lage des Petrolenum- 
in Grossbritannien und Irland, von Dr. G@. marktes in Deutschland, von Dr. A. Humann- 
Sodoffsky-St. Petersburg ; Russisches (jesetz Darmstadt. 

vom 20. Januar 1903 über die Einführung 

einer Steuer von den Velocipeden und Auto- 15. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 





mobilen zugunsten der Städte, von Dr. G. 36—39. München (Franz’sche Hofb.) 
Sodoffsky; Einige Aenderungen und Ergänz- vierteljährlich 1.50 
ungen des Gesetzes über die Stempelsteuer Die Nammern 36—39 enthalten folgende 


Russlands vom 10, Juni 1900 ıNovelle vom grössere Artikel und zwar Nr. 36: Die wirt- 
3. Juni 1902), übersetzt von Dr. @. Sodoffsky. | schaftliche Lage Russlands i. J. 1902; Ein 
Ausserdem enthält dieser Band die Vor- Kapitel aus der Geschichte der australischen 
schriften über Fortsetzung der Progression Arbeiterbewegung (Forts. nach Louis Vi- 
der französischeu Erbschaftssteuer durch das | gowrow.r, Schluss in Nr. 37); Die Einfuhr von 
Budgetgesetz vom 30. März 1902; Das preus-  Gold- und Silberwaren nach Italien; Nr. 37: 
sische Gesetz betreffend die Bildung eines Der kolonial-industrielleKurs; Die bayerischen 
Ausgleichsfonds für die Eisenbahnverwaltung Flüsse im August, von Koch; Lehren der 
vom 3. März 1903 nebst Begründung und französischen Agrarpolitik; Nr. 38: Die 
Kommissionsbericht; Das Reichsgesetz, be- Binnenwanderungen im Deutschen Reich, 
treffend Verwendung von Melırertrügen der von Fr. Zahn- Berlin, (Schluss in Nr. 39); 
Reichseinnahmen und Ueberweisungssteuern ' Die vier Hauptgetreidearten und die Kar- 
zur Schuldentilgung vom 28. März 1903; toffeln nach ihren Anbauflächen in den 
Bayerische Verordnungen über die Neuorgani- | wiehtigeren Kulturstaaten; Getreideernte 
sation der Rentämter vom 10. März 1903 Russlands i. J. 1903; Nr. 39: Die kgl. Bank 
und betreffend die Vorbedingungen für den |zu Nürnberg in ihrer Entwickelung von 
höheren und mittleren Finanzdienst vom 1780—1900, I; Urheberrechtsschutz in 
gleichen Datum ; Gesetz für das Grossherzog- | Dänemark. 
tum Oldenburg vom 17. März 1903 betreffend 
die Abänderung des Einkommensteuergesetzes | 16. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 18, 
nebst Begründung und Ausschussbericht. | 19. Berlin (O. Liebmann) 
vierteljährlich 3.50 
13. Handels-Archiv, Deutsches, Zeitschrift Die Hefte enthalten folgende Aufsätze: 
für Handel u. Gewerbe. Hrsg. im Reichs- 'Fuisting, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat, 
amt d. Innern. 1903. Augustheft. Berlin | Senatspräsident, Die Reformbedürftigkeit des 
(Mittler & Sohn)  jährl. 12 Hefte 18.— | preussischen Einkommenstenergesetzes.. — 
Das Augustheft enthält in seinem Gesetz- | v. Canstein, Dr., Prof., Die Errichtung einer 
gebungsteil u. a, das Münzgesetz für die | Zweigniederlassung einer Gesellschaft mit 
Philippinen vom 23. April 1903, die Handels- | beschränkter Haftung in Oesterreich. — 
vertrüge Argentiniens mit Bolivien, Gross- | Mannhardt, Dr., Rechtsanwalt, Der Unter- 
britannien, Peru und Spanien, Zolltarifgesetz | lassungsanspruch bei deu absoluten Rechten. 
und Zolltarif für Nenfundland ; der statistische | — Schauenburg, Amtsrichter, Die Persönlich- 
Teil bringt u. a. eine Statistik des Aussen- keitsfeststellung bei der Beurkundung von 
handels Öesterreich-Ungarns i. J. 1902, des | Rechtsgeschäften. — Staub, Dr.,Justizrat, Juri- 
Aussenhandels Britisch-Indiens i. J. 1902/03, stische Rundschau. — Kallmann, Dr., Assessor, 
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„Bürgerliches Gesetzbuch.“ — Lesse, Dr, 
Geh. Justizrat, Noch ein Wort zum Entwurf 
eines Gesetzes über die Befähigung für den 
höheren Verwaltungsdienst. — Josef, Dr., 
Rechtsanwalt, Bedarf die n. „kumulative 
Schuldübernahme“ der "Schriftform ? _ 
Berendes, Landgerichtsdirektor, Zur Bildung 
des Schwurgerichts,. — Werthauer, Dr., 
Rechtsanwalt, Zum Pommernbankprozess. — 
— Fielietz, Marine - Oberkriegsgerichtsrat, 
Mitwirkung des untersuchenden Militärjustiz- 
beamten beim Urteilsspruch. — Hagen, Land- 
riehter, Zur — des $ 52 des Ge- 
setzes über die privaten Versicherungs-Unter- 
nehmungen. — Martinius, Dr., Justizrat, 
Umzugskosten der Staatsbeamten. — Gülland, 
Dr., Amtsrichter, Folgen der Nichtzahlung 
des Auslagenvorschusses für Zeugengebühren 
im Privatklageverfahren. — Daffis, * 
Lundrichter, Gegenbeweis gegen den Editions- 
eid. — Ermel, Gerichtsassessor, Abschriften 
im Öffenbarungseidsverfahren. — Eichhorn, 
Senatspräsident, Ueber Schenkungen. 
Hachenburg, Dr., Rechtsanwalt, Der 54. Band 
der Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilsachen. — Hofmann, Amtsgerichtsrat, 
Die Krankenversicherungsnovelle vom 25. Mai 
1903. — Cohn, Amtsrichter, Kann eine Ge. 
nossenschaft gezwungen werden, eine den 
Begriff der Bilanz verletzende statutarische 
Bestimmung zu streichen? — Bielefeld, Dr., 
Der 16. Deutsche Anwaltstag. — Fuchs, 
Rechtsanwalt, Die Entlastung der Ober- 
landesgerichte. — Mittelstein, Dr., Ober- 
landesgerichtsrat, Gebrauchsüberlassung i. S. 
des BGB. $ 552 — Hähn, Dr., Rechts- 
anwalt, Ueber Erstattungsfähigkeit von An- 
waltskosten, wenn an dem Sitz des Prozess- 
gerichtes kein Rechtsanwalt 
Kirchheim, Dr., Verlagsbuchhändler, Parsifal 
in Amerika. — Voss, Dr., Assessor, Zur 
Auslegung der 88 177, 195 GVG. — Boethke, 
Dr., Landrichter, Zu BGB. $ 110. 
Gülland, Dr., Amtsrichter, Weglegung und 
Vernichtung der Fürsorgeerziehungsakten. 


wohnt. 


17. Monatshefte, sozialistische. 1903. Nr. 9. 
Berlin (Administration der Soz. Monats- 
hefte) ä Heft —.50 


Inhalt: J. Auer, Zum sozialdemokra- 
tischen Parteitag in Dresden; E. Bernstein, 
Der neue Reichstag und die Aufgaben der 
Sozialdemokratie; W. Heine, Utopien; E. 
David, Zu Kautskys Kritik meines Agrar- 
programms; P. Kampffmeyer, Der Klassen- 
kampf und der Kulturfortschritt; M. Schippel, 
Die Zukunft der Meistbegünstigung und der 
englisch-kanadische Streitfall; Dr. C Schmitt, 
Ueber die geschichtsphilosophischen Ansichten 
Kants; E. Fourniere, Charles Longues; Dr. 
G. Lindemann, Die deutsche Städteaustellung 
Die „Rundschau“ bringt Berichte über Wirt- 
schaft, Politik, Sozialpolitik, Kommunalpo- 
litik, sozialistische Bewegung, Gewerkschafts- 
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‚ Genossenschaft, geistige Bewegung und 

Frauenbewegung. 

18. Monatsschrift für Handels- und Sozial- 
wissenschaft. Hrsg. v. Dr. Alb. Ludw. 
Stange. I. Jahrg. Nr. 8—9. gr. 4°. München 
(G. Schuh & Cie.) vierteljährlich 1.— 

Im 1. Teil der vorliegenden Nummer sind 

‚folgende Artikel enthalten: Ueber Kredit- 

geschäfte, von Dr. Frankenburger-München ; 

Die Stückzinsenberechnung, von E. Schmalen- 

bach-Köln; Einiges tiber die Zuständigkeit 

und zollamtliche Praxis im zollfreien Ver- 
edelungsverkehr, von Dr. J. H. Heiderich ; 

Der 1. österreichische Handelsschultag in 

Aussig, von Prof. Niggl; Sorgen ehemaliger 

“landelshochschüler, von einem ehemaligen 

Handelshochschüler; Das Haus Fugger, sein 

Glück und sein Ende, von Dr. A. Kohut; 

Die Basler Handelshochschule vor dem Forum 

ı des Volkes; Handelsverhältnisse in Rhodesia ; 

Das Auftauchen des Handelsschulgedankens 

im Anfang des 18. Jahrh., von B. Ziegler- 

Dresden (Schluss); Der Asphalt, seine Ge- 

winnung und seine Produkte, von Dr. Stange. 

Teil II bringt Nachrichten von den Handels- 

hochschulen, Teil III solche von Handels- 

schulen, Teil IV verschiedene Mitteilungen 

‚aus dem Gebiete des Handels, der Technik 

‚und der Literatur, 

| 

19. Recht, Das. 1903. Nr. 17—18. Hannover 
(Helwingsche Verlagsb.) 
vierteljährlich 3.50 


Die Hefte bringen folgende Aufsätze: 
Ueber Zwangsversteigerungserlöse. (Reichs- 
gerichtsrat Schneider.) — Der Entwurf eines 
Versicherungsgesetzes. (Oberlandesgerichts- 
rat Könige) — Zur Reform des Straf- 
prozesses. (II. Staatsanwalt G. Meikel.) — 
Zur Auslegung des $ 616 BGB. (Kreisgerichts- 
rat Dr. B. Hülse) — Die Landgerichte als 
Berufungs- und Beschwerde-Instanz. (Rechts- 
anwalt Dr. Eugen Josef.) — Ehescheidungs- 
gesetz in Frankreich. — Die Rechnungs- 
legung bei abgetretenem Gesellschafter- 
anspruch, (Landgerichtsrat Dr. Marcus.) — 
Wie ist zu erkennen, wenn während der 
Anhängigkeit der Sache in zweiter Instanz 
sich Streit erhebt, ob die Parteien sich 
aussergerichtlich verglichen haben. — (Geh. 
Justizrat A. Meyer.) — Das Kammergericht 


und die Frage nach der Zulässigkeit des 
Zurückbehaltungsrechts ; * 





an unpfändbaren 
Lohnforderungen. (Rechtsanwalt Dr. Sinz- 
heimer.) — Schlussfeststellung beim Betrugs- 
versuche. (Assessor Dr. Roth.) — Zur Re- 


form der Schwurgerichte. 
Unger.) — Ueber die Einwirk 
1207 BGB. auf die strafrechtliche Beurteilung 
—— Betrugsfülle. (Staatsanwalt Dr. 
irbig.) — Inwieweit sind die in Oesterreich 
erschienenen Werke in Deutschland gegen 
Uebersetzungen geschützt? (Rechtsanwalt 


(Landgerichtsrat 
ung der $$ 932 ff, 
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Dr. Fuld) — Zur Reform des Strafprozesses. 
DieSchwurgerichte. (Landgerichtsrat Oppler.) 
— 16. Deutscher Anwaltstag. 8. 451. — Zur 
Frage der Jugendlichen. 8. 451. — Ab- 
änderung des 861 KO. 8.451. — Das ge 
setzliche Pfandrecht des Vermieters. 8. 451. 
— Zu Strafaufschub und Rückfall. 8. 451. 


— Staatliche Bekämpfung des übertriebenen | 
Alkoholgenusses. 3.452. — Ein hundertjähriges | 


Strafgesetzbuch.8.452. -Aus derPraxis III, VI. 
(Landgerichtsrat W. Kulemann.) — 1. Wider- 
spruch, Zwischenurteilsverkündigung und 
Urteilsansfertigung. — II. Klageermässigung 
und Klageerweiterung. (Landgerichtsdirektor 
Begemann.) — Kann zur Bezeichnung des 
Einzelkaufmanns im Grundbuch die Firma 
benutzt werden? (Gerichtsassessor Goeken.) 
— Darf das Statut einer eingetragenen Ge- 
nossenschaft die Vorschrift enthalten, dass 
bei den von der Generalversammlung vorzu- 
nehmenden Wahlen im Falle der Stimmen- 
gleichheit das Los entscheidet? (Amtsrichter 
Neumann.) — Eine Grenzlinie zwischen 


Strafrecht und Strafprozess. (Landgerichtsrat | 


Karl Meyer.) 


20. Reichs-Arbeitsblatt. Hrsg. vom Kais. 
statist. Amt, Abtlg. fiir Arbeiterstatistik. 
I. Jahrg. Nr. 6. gr.4°. Berlin (Carl 
Heymann) jährlich 1.— 
Die vorliegende Nummer bringt Berichte 
vom Arbeitsmarkte in Deutschland und in 
einigen ausserdentschen Ländern, über Ar- 
beitsbedingungen, Arbeiterschutz, Arbeits- 
streitigkeiten (Streiks in Grossbritannien, 
Frankreich und (Canada), Arbeiterfachver- 
bünde (Deutsche Fachorganisationen i.J. 1902, 


englische Gewerkvereine Ende 1901, französ. | 
Fachorganisationen Anfang 1902, österr. Ar- 


beiterorganisationen ji. J. 1902), Wohnungs- 
wesen und Tätigkeit der Gewerbegerichte; 
daran schliessen sich Tabellen zur Arbeits- 
marktstatistik. 


21, Zeitschrift für Agrarpolitik. Organ des 
deutschen Landwirtschaftsrats. I. Jahrg. 

Nr. 8, 4°. Berlin (Paul Parey) 
jährlich 6.— 


Inhalt: Die Sommerkonferenz des Stän- 
digen Ausschusses des deutschen Landwirt- 
schaftsrates vom 24. und 25. Juli in Metz; 
Eisenbahntarifwesen (Sitzung des wirttem- 
berzischen Beirates der Verkehrsanstalten, 
des badischen Eisenbahnrats, Viehbefürderung 
ete,); Ein gerichtliches Urteil gegen die 
Perleberger Viehversicherungsgesellschaft; 
Löhne landwirtschaftlicher Arbeiter in Gross- 
britannien i. J. 1902 ; Die Binnenwanderungen 
im preussischen Staate nach Kreisen 1895- 
1900; Verhandlungen, Beschlüsse und Ein- 
richtungen der deutschen landwirtschaftlichen 
Interessenvertretungen (darunter: Gesetzent- 
wurf über Familienfideikommisse, Novelle 


Hi) 


‚zum Reichsviehseuchengesetz, Viehlebend- 
ı versicherung, Schlachtviehversicherung, Er- 
richtung von Versuchswirtschaften, Staats 
| beihilfe zur Einführung besserer Kultur- 
methoden, Errichtung von Landwirtschafts 
 kammern); Die Landarbeiterverhältnisse i. J. 
'1902/03 nach den Jahresberichten der land- 
wirtschaftlichen Vertretungen (Westfalen, 
Schleswig-Holstein, Hohenzollern, Königreich 
Sachsen, Anhalt); Vom landwirtschaftlichen 
Arbeitsmarkt (Vermittelungstätigkeit der Ar 
beitsnachweise der Landwirtschaftskammern 
April- Juni 1903, Tätigkeit der übrigen nicht 
gewerbsmässigen Arbeitsnachweise für die 
Landwirtschaft im selben Zeitraum usw.|: 
Literatur. 


22, Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft. Herausg. von Dr. 4. 
Schaeffle und Dr. K. Bücher. 59. Jahrg. 
1903. 3. Heft. gr. 8°. Tübingen (Laupp) 

pro Jahrganr 16.— 


Das vorliegende Heft enthält folgende 
Abhandlungen: E. Cremer - Bern: Der ziffer- 
mässige Stand der deutschen Genossenschafts- 
bewegung in 1901; Marie Heller, Klein- 
gewerbe, Kleinhandel und die grossstädtische 
Grundrente nach einer statistischen Privat- 
untersuchung für Berlin; Dr. 8. Gargas, 
Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht, eine 
|methudologische Untersuchung; Dr. H. 
‚ Schorer, Der Methuenvertrag, englisch-portu- 
 giesisches Handelsabkommen vom Jahre 1708; 
Dr. A. Schäffle, Die Notwendigkeit exakt 
entwickelungsgeschiehtlicher Erklärung und 
exakt entwickelungsgesetzlicher Behandlung 


‘unserer Landwirtschaftsbedrängnis; Dr F. 


Lätschitz, Robert Thomas Malthus und 
Johann Heinrich von Thünenals Bevölkerungs 
theoretiker. 


23. Zeitschrift für die Schweizerische Stati- 
stik. 39. Jahrg. 6. Lieferung. Bern (A. 
Francke). 

Inhalt: Anregung zu einer Statistik der 

Lebensmittelpreise in der Schweiz, von €. 

Zuppinger-St. Gallen; Buchführung und 

Rechnungsstellung der gemeinnützigen An- 

stalten, von E. Naef-Aarau; Ein Beitrag 

zur Vornahme und Durchführung einer Ge- 
werbezählung in der Schweiz, von Dr. 

Anderegg-Bern; Die Butterpreise von Luzern 

von 1601—1903, von F. Haas- Zumbühl- 

Luzern; Die Milchpreise in I,uzern 1553 bis 

1903, von demselben ; Der Bergbau im Kanton 

Schaffhausen, von Dr. R. Lang-Schaffhausen ; 

Statistisch-volkswirtschaftliche Gesellschaft 

zu Basel Wintersemester 1902/03; Die land- 

wirtschaftliche Lohnstatistik im Kanton 

Schaffhausen, von H. Siegrist-Scheitlin; Areal- 

verhältnisse der Stadtgemarkung Schaff- 

hausen, Mitteilung vom Stadtrat von Schaff- 
hausen. 
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24. Zeitschriftfür Versicherungswesen. 1903. | von J. Hähnel; Nr. 35: Die ärztliche Auslese 


Nr.34—37. Berlin (Verlag: „Zeitschr. f. 
Vers.-Wesen“, G. m. b. H.) 
vierteljährlich durch die Post 5.— 


'Öesterreich-Ungarn 1902; Nr. 37: 


und die Lebensversicherung, von Prof. Dr. 
Florschütz; Nr. 36: Feuerversicherung in 
Inter- 


In den vorliegenden Nummern sind fol- | nationaler Transportversicherungs - Verband, 


sende grössere Artikel enthalten: Nr. 34: 
Praktikable Methode der Prämienberechnung, 


'I; Vierter internationaler Kongress für Ver- 
‚sicherungswissenschaft in New-York. 





Neue Erscheinungen. 


Dis in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden. 
Die Einreihung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeines‘‘ und ‚Varia‘. 


Sammelwerke, 


Adoifi, Dr. Wilb. Eng. v., Juristisches Kon- 
versations- Lexikon f, jedermann. Praktisches Hand- 


u. Nachschlagebuch f. alle Fragen der Rechts- u. 


Gesetzeskunde, nebst den einschläg. Strafbestimmen. 
in gemeinverständl. Darstellg. bearb. u. hrer. 2, 
v. Landricht. Burgmeier nach dem neuen Stand der 
Gesetzgebg. umgearhb,, verm. u. verh. Aufl. 8%, (IV, 
328 8.) »tuttgart 05 (Schwabacher) 3.— 


Grünewald Eduard, Geh. Justizr., u. Reg.- | 


Ausess, Ock, Grünewald, Entscheidungen des 


Beichsgerichts u. früheren Reichsoberhandelsgerichts | 


f. Industrie, Handel u. Gewerbe in Rechtasätzen 


nach dem Stande des jetzt geltenden Rechts, hrag. | 
v. der Red. des Beichsgesetzbuches f. Industrie, | 


Handel u. Gewerbe. (Erginzungsbd. zum Reichs- 
gesstzbuch f. Industrie, Handel u. Gewerbe etc.) 
gr. 8. (XV, 690 u. 78 8.) Berlin 03 (Bruer & Co.) 

Geb. in Halbfrz. 15.— 


Lrneke Karl, Schulrechts-Lexikon Enth.: Ge- | 


setzliche Bestimmgn., behördi. Verordngn. u. ge- 


Rechtsgeschichte, 


Goldmann, Dr. Emil, Die Einführung der deut- 
schen Herzossgoschlechter Kärntens in den slove- 
uischen Stammesverband. Ein Beitrag zur Rechts- u. 
Kulturgeschichte. gr. ®%°. (XL, 247 8.) Breslau 03 
iM. & H, Marcus) 8.— 


Konppe,Dr. Otto, Grundriss der römischen Rechts- | 


geschichte, umfassend das gesamte private u. Öffentl. 

röm. Recht in seiner geschichti. Entwickl. gr. ®*. 
(X1, 420 8.) Berlin 04 (P. Nitschmann) 

geb. in Leinw. 6.— 

Maschke Dr. Richard, Priv.-Doc. Ger.-Aasesa., 

Die Persönlichkeitsrechte des römischen Ininrien- 


Enzyklopädien. 


richtl. Entscheiden. auf dem Gebiete des Schul- 
wesens in Preussen, Hreg. in von A bis Z abge- 
schlossenen Heften. 1. Bd. 5. Heft gr. 9, (IV, M 8.) 
Langensalza 03 (Schulbuchh.) 120 
— dasselbe. I. Bd. 2. u. 3. Heft. 2. verb, Auf. gr. 8°. 
(Je IV, 80 8.) Ebd. 03 je 1.20 


'Beich«-Gesetzbuch, deutsches, f. Industrie, 
' Handel u. Gewerbe, einschliesslich Handwerk u 
Landwirtschaft. Beichsgesetze, Verordngn., Aus- 
führungsbestimmgn. etc. m. erläut. Anmerkım., 
ortentier, Hinweisen ete. etc. Bearb u. hrag. v. der 
Red, des Reichs-Gesetzbuches f. Industrie, Handel 
u. Gewerbe, Bürgermstr, 4.D. W, Maraun — Geh. 
Justizr E. Grünewald uw. Mitarbeit v. Handelsk.- 
Synd. Dr. W. Metterhausen, Ob.-Zollrev. O. Schum- 
pelick, Postr. ©. Pringeldey u. v. a. Mit e. einleit. 
Wort v. Prof. Dr. Conr. Bornhak. Nachtrag 1902 
gr. 8. (VII 207 u. 18 8.) Berlin 03 —— Co.) 

geb. 3.— 


Allgemeines. 


aystams, Eine Vorstudie f. das Recht des bürgerl. 
Gesetzbuchs, gr. 8°. (VII, 103 8.) Breslan 93 (M. & 
H. Marcus) 3.- 


WilutzkyP., Oberlandesger.-R., Vorgeschichte des 
Rechts. Prähistorisches Recht, 3. Tl. (Schluss). 
| er 8%, Berlin 0% (E. Trewendt) 
3. V. Stammeaverfassung u. Anfinge des Staats- 
rechts. VI. Blutrache. Anfänge des Strafrechts 
u. des Prozessea, Vil. Berührung der Völker u. 
N Sklaverei. (II, 212 8.) B..— ; geb, 6.— 
| 


Bürgerliches Recht. 


Beyersdortf, Onk,, Refer., Die rechtliche Natur 
der Eisenbahnfahrkarte. Diss. (65 8.) gr. ®". Kerlin 
03 (Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht) 1.60 


Rnehenne, W,, Befer.a.D,, Die privatrechtlichen ' 


Inventarisierungspflichten im bürgerlichen Gesetz 
buche f. das Deutsche Reich, Diss. {VII 144 8.) 
gr. 5°. Göttingen 03 (Kostock, H. Warkentien) 2.40 


Fischer, Otto, Prof.,, u. Minist.-R. Wilh, 
“Menle, DD. Lürgerliches Gesetzbuch vom 18, 
vıll. 1895 nebst dem Eivführungsgesstze von 18. 
YIIL 18096, Handansg. m. Einleitg., erläut. Anmerkem. 


u, Sachregister, in Verbindg. m. Oberlandesger.-R. ! 


Eug. Ebert u. Minist..R. Heinr. v. Schneider hrag. 
Gb, umgearb, n. ergänzte Aufl. d2—50. Taus. (XXXL, 
1428 8.) 8%, München 04 (C. H. Beck) 
geb. in Leinw. 7.— 
Gotischalk, Dr, Alfr., Das mitwirkende Ver- 
schulden des Beschädigten bei Schad-nsersatzan- 
sprüchen nach dem bürgerlichen Gesetzbuch. (VII, 
127 8.) gr. 8°. Berlin 03 (J. Guttentag) 3. 
Lieber, Amtager.-R., n. Ger. -Assess. Dr. Tecklen- 
burg, Gemeinverständliche Erörterungen üb. einize 
Teile des deutschen bürgerlichen Gesetzbuches. (IV, 


| XI 260 8.) gr. 89. Wiesbaden 08 (R. Bechtold 
& Co.) 1.50 
Margueritte, Paul, u, Vikt, Margueritte, 
Ehe u. Ebescheidung. Vebers. v. I, Fricke. (27 8.) 
8°, Leipzig 08 (Verlag der Frauen-Rundschau) —.50 
Philipsen, Dr. Kurt, Die Vormerkung nach 
bürgerlichem Gesetzbuche. (IX, 77 8.) gr. 8%. Berlin 
03 (Strappe & Winuckler) 2.50 
Püschel, Wilh.. Refer., Die Pfandklage des bürger- 
lichen Gesetzbuches, Diss. (VI, 91 8.) gr. 8°. Berlin 
03, (Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht) 2.40 
‚Reinbeck, C., Oberamtarichter, Das Recht des 
| bäuerlichen Grundbesitzes im Herzogt. Braun- 
schweig. (1V, 259 8.) gr. 8%. Wolfenbüttel 08 (J. 

|  Zwissler) .— 
'Steruberxz Dr. Leo, Refer., Die Führung e. frem- 
den Geschäfts ala e. eigenen. Eine Untersuchg. nach 
röm. un. beat, Recht. gr. 5°. (III, 45 8.) Breslan 0% 
{W. Koebner) 1.20 
Westmnaun, #%., Rechisanw., Die Rechtsstellung 
des aus mehreren Personen bestehenden Vorstandes 

e. rechtsfähigen Vereins nach dem BGB. Eın Bei- 
trag zur Theorie der jurist. Person. (V, 398.) gr. S’. 
Breslau 03 (M. u. H. Marcus) 1.20 
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Handels- und Seerecht. 


Förster Herm,. W,, Refer., Nachschusspflicht 
bei Aktiengesellschaften. Diss. gr. $*. (48 8.) Göt- 
tingen 03 (Vandenhoeck & Ruprecht) 1.20 

Oelfke Eberh.,, Refer., Die Unterschiede der offe- 
nen Handelsgesellschaft v. der Gesellachaft des 
bürgerlichen Rechts, Diss. gr. 8. (V, 50 8.) Göt- 
tingen 03 (Vandenhoeck & Ruprecht) 1.20 | 

Seemannsordnung von 2. Vi. 1902, nebat den 
Gesetzen betr, die Verpflichtg der Kauffahrteischiffe 
zur Mitnahme heimzuschaff,. Seeleute, die Stellen- | 
vermittelg. f. Schiffsleute, Abänderg. seerechtl. Vor- | 


Zivilprozessrecht. 


Bergfelden Dr. A. F., Die Selbstvertretung vor 
dem Amtsgericht Gemeinverständliche Anleitg. zur 
Führg. einfacher R-chtsstreitigkeiten, Eintreibg. v. 
Aussenständen etc. Mit zahlreichen Formularen. 
er. 8°. (181 8,) Hainichen 08 (G. C. Hoffmann) 

1.20; kart. 1.50 

Meyer Alb. Frdr., Kanzleibsamt., Nachlass-Ver- | 
zeichnis nach dem bürgerlichen Gesetzbnch & 1519 | 
ın. Testamentaverkäindung, Auseinandersetzung, Erb- | 
schein u. nachlassgerichtlichem Zeugnis von der 
Sterbfallsanzeige bis zur Ladung — in Aktenforın —, 
nebst Auszügen aus Rechtspolizeigesetz, Rechtpol- 


Strafrecht und Strafprozess. 


Duensing, Dr. Frieda, Die Verletzung der elter- 
lichen Fürsorgepflicht u. ihre Bestrafung. (36 8.) 89, 
Leipzig 03 (Verlag der Frauen-Rundschau) —,50 | 

Endres, Karl, Kriegsger.-R.. Standgerichtliche | 
Urteile u. Beschlüsse, in Beispielen dargestellt für 
das Verfahren im Frieden u. im Felde. (X, 108 $.) 
er. 89. Leipzig 03 (F. Luckhardt) 2.— 

Gottschalk, Dr. R.. Kreisarzt Med.-R., Grund- | 
rias der rerichtlichen Medizin (einschl. Unfallfür- ' 
sorge) f. Aerzte u. Juristen. Mit besond. Berlicksicht. | 
der einschläg. Entscheiden. des Reichsgerichts und 
des Reichsversicherungsamtes. 2. verm,. u. verb, | 
Aufl, (XVI 403 8.) 8°, Leipzig 03 (G. Thieme) 


geb. in Leinw. 5.50 
Hippel, Dr. Rob., Prof., Die Grenze v. Vorsatz | 


schriften des Handelsgesetzbuches sowie der Dies#- 
anweisg. betr das Strafverfahren vor den kaiseri 
Konsulsten als Seemannsämtern. 2, Aufl. er. * 
(I, % 8.) Berlin 08 (©. Heymann) 1.- 
Ulrich Rud,, Gen.-Sekr, Grosse Haverei. Da 
Havareigrosse-Rechte der wichtigsten Staaten in 
Orig.-Text u, in Uebersetzg. nebst Kommentar n ». 
vergleich. Zusammenstellg. der verschiedenen Berht. 
2., volletändie umgearb. Aufl, mitbearb. von Dr, 
Paul Brüders. 1. Bd. Deutsches Kecht. gr. ®. {VI 
262 8.) Berlin 0% (E. S, Mittler & Sohn) 1. 


Gerichtspraxis. 


zeiordng ‚freiwill.Gerichtsbarkeltagesetz Gesetz betr 
die Ueberleitg. der ehelichen Güterstände dss älterer 
Rechts in das Reicharecht vom 4. VIli. 1902, Kosteu- 
verordaz. n. e. Sammlg. v. Entscheiden. verschiei-- 
ner Gerichtaböfe u. Erlasse gr. Justizministeriums, 
ferner e, Geschäftskalender f. gr. Notariate,. gr. 
(VI, 258 8.) Lörrach 08 (C. R. Gutach) 

geb. in Leinw. 4.— 
Beweislast im Ziril- 


Schulz Frz., Reg.-R., Die 


Verwaltungs- u- Strafprozesse. gr. 3°. (49 8.) Cos- 

lenz 03 (W. Groos) 1.— 
Gerichti. Medizin. 

u. Fahrlässigkeit. Eine dogmat. Studie, (X, 165 x 

gr. 8°. Leipzig 03 (8. Hirzel) d.— 


Köhler, Dr, Ludw., Minist.-R, Das Gefangenen 
transportwesen in Württemberg. Zusammenstellung 
u. Erläuterg. der auf das Gefangenentransport wesen 
in Württemberg braügl. Vorschriften. (In 2 Lfm.' 
1. Lfg. (II, 322 8. m. 1 Karte.) gr. 5°. Stuttgart @ 
(W, Kohlhammer) 1.— 

'Leuss, Haus, Aus dem Zuchthaus. Verbrecher 

u. Strafrechtspflege. (XI, 241 8.) gr. ®. Berlin G 

(J. Bäde] 2.58 

agler, Dr. J., Landger.-Assess., Die Teilnaltırme 

am Sonderverbrechen. Ein Beitrag zur Lehre vw. der 

Teilnahme. (V, 170 8.) gr. $°. Leipzig 03 (W. Engel 

mann) 


N 


Kirchenrecht. 


Fahrner, Dr. Ign,, Prof.. Geschichte der Ehe- ' 
scheidung im kanonischen Recht. 1. Tl. : Geschichte 
des Unauflöslichkeitspriuzips u. der vollkommenen | 
Scheidg. (XU, 340 8.) gr. 8°. Freiburg i. B. 03| 
(Herder) | 

Friedmann, Dr, Alfr,, Geschichte u. Struktur ' 
der Notstandsverordnungen. Unter besond. Berück- | 
sicht. des Kirchenrechts. (VIII, 1748.) gr. 8°. Stutt- 
gart 03 (F, Enke) 6.20 | 

Rintelen, Dr. V., Geh. Ob.-Justizr, Abg., Die 


Staatsrecht. 


Duatzmann H,, Rechn.-R. Geh. Rechn.-Rer., Das | 
Pensionswesen der preussischen unmittelbaren Staats- 
beamten u. ihrer Hinterbliebenen. Nach dem Zivil- | 
pensionsgssotz vom 27. 111. 1872 nebst Abänderen., | 
dem Hinterbliebenenfürsorgegesetz vom 2). V. 1882 
nebst Abändergn., den Unfallfürsorgegesetzen vom 
18. VL 18857 beziehungsweise 2, VI, 1902 u. den 
dazu ergangenen Ausführungsbestimmgn. pp. dar- 
gestellt u. erläutert. gr. 5%. (X, 512 8.) Potsdam 0% 
(A. Stein) 12.—; geb. 13.— 

Forstpolizeigesetz, das württembergische, vom | 
19, 11. 102 (Reg. Bl. 8. 5lı u. das württembergische | 
Forststrafgeretz vom 2. IX. 1879 (Reg.-Bl. 8. 277), 
unter Berückeicht. der Abänderung dieses Gesetzes | 
durch das Gesetz vom 1%, U. 1902 (ker. Bl. 8. 37). 
Mit Erläuteren. 8%. (XII, 116 8.) Stuttgart 08: 
(W. Kohlhammer) 1.20; geb. 1.50 

Gerland, Dr, Otto, Sen. Polizel-Dir., Die in dem 
Reg.-Bez. Hildesheim gültigen landespolizeilichen 


kirchenpolitischen Gesetze Preussens n. des Dent- 
schen Reiches in ihrer gegenwärtigen Gestaltung 
(1903). (VL, 82 8.) 9". Paderborn 03 (F. Schöniugh) 
kart. 1.— 
Schmidt-Phiseldeck, €. v., Kunsist.-Präs, 
Das evangelische Kirchenrecht des Herzogt. Brann- 
schweig. 2. Aufl., nach des Verf. Tode besorgt vun 
Ger.-Ausoss. C. v. Schmült- Phiseldeck. (XIL, 376 8.) 
gr. 8°, Wolfenbüttel 08 (J. Zwisaler) 
8—; geb in Halbfrz. 10.— 


Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Bestimmungen. gr. 8. (VIII. 387 8.) Hildesheim 03 
(A. Lax) Zzeb. in Leinw 7. 
Hartmeyer, Herm., Chef-Red., Zum Recht der 
Kriegscontrebande. Diss, (96 8.) gr. 8°. Berlin 8 
{K. Hoffmann) 2.— 
Illing, Wirkl. Geh. Ob.-Reg.-R. vortr. Rath, Hand- 
buch f. preussische Verwaltungsbeamte, im Dienste 
desStastes, derKommunalverbände, der Korporationen 
u. f. Geschäftsleute, begründet v. J.. fortgeführt v. 
Geh. Reg.-R. vortr. Rath Pr. Geo. Kautz, 8. Aufl. 
2. Bd. gr. 8°. (XVII. 1521 8.) Berlin 03 (A. Haack) 
22.—; geb. in Halbfrz. 24.50 

Keck, Dr. Jul,, Schultheis, Die Erhebung v. 
Strassenkostenbeiträgen durch die Gemeinden nach 
württembergischem Recht. Ein Beitrag zur Auslegg. 
des Art. 15 Abs. 1 der Bau-Ordng. gr. 8°, (IH, 728.) 
Stuttgart 03 (W. Kohlhammer) 1.20 
Lackmann, Dr. Otto, Refer., Das Kaisertum 1. d. 
Verfussungen des deutschen Reiches vom 28. II. 1549 
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und 36. IV. 1871. Ein Beitrag zur Geschichte des 
deutschen Staatsrechts im 19. Jahrh. (Diss.) gr. 8". 
(65 8.) Bonn 03 (C. Georgi) 1.50 


P annier, Karl, Amtsger.-R., Das anhaltische Aus- 
führungmesstz zum Reichsgesetze üb, die Schlacht- 
vieh- u. Fleischbeschau nebst dem Reichsgesetze 
selbst u. den wichtigsten Ausführungsbestimmungen 
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des Bundesrats, Mit Erläuteren. 8°. (V, 152 8.) 
Cöthen, 03 (P. Schettler's Erben kart. 2.— 
Salis. L. RB. v., Schweizerisches Bundesrecht, 
Staatsrechtliche u. verwaltungsrechtl. Praxis des 
Bundesrates u. der Bundesversammig. seit dem 
29. V. 1874. 2., bis Ende 1902 fortgeführte Aufl. 
3. Bd. gr. 8%. (VIII. 844 8.) Bern 08 (K. J. Wyss) 
11.— 


Gewerbe- und Versicherungsrecht. 


Ellerin«, Dr. Bernh., Die wichtigsten Bestim- 
mungen des Iuvalidenversicherungrgesetzes vom 
13. VII. 1899 f. Arbeitgeber u. Versicherte. Zu- 
samnmengestellt u, erläutert. 12%, (54 8.) Essen 04 
(Fredebeul & Koenen) — .30 

Entwurf des Statuts e. Betriebe. (Fabrik-)Kranken- 
kasse (ÜCentralblatt f. das Deutsche Reich vom 15. 
VII. 1892 8. 547 ff.) mit Berücksicht. der Vor- 
schriften des Gesetzes, betr, weitere Abänderungen 
des Krankenversicherungsgesetzes vom 25. V. 1908 


(Reichs-Gesetzbl. 8. 233). Nach den Beschlüssen des 
Bundesrats vom 1. VII. 1908. Fol. (24 8.) Berlin 03 
(F. Kortkampf) — .,60 
Entwurfd. Statutse, Orts-Krankenkasse (Centralblatt 
f. das Deutsche Reich vom 15. VII. 1892 8. 515 ff.) 
m. Berücksicht. der Vorschriften des Gesetzes, betr. 
weitere Abänderungen des Krankenversicherungs- 
gesetzes vom 25. V. 1903 (Reichs-Gesetzbl. 8. 3881. 
Nach den Beschlüssen des Lundesrates vom 1. VII. 
1903, Fol, (39 8.) Ebd, 08. 1.— 





Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


Adler Max, Die Anfänge der merkantilistischen 
Gewerbepolitik in Oesterreich. gr. 8%. (IX. 121 8.) 
Wien 03 (F. Deuticke) 4.60 

Boetius A.,Die unbegrenzten Möglichkeiten organi- | 
sierter Volkswirtschaft. gr. 8°. (IX, 95 8.) Dresden 03 
(E. Pierson) 2.50 

Fridrichowiez, Dr. Eug., Kurzgefasstes Kom- 
pendium der Staatswisseuschaften in Frage u. Ant- 
wort. 4. Bd. Die Veredelungsproduktion. 120. (VIII, 
85 3.) Berlin 04 (8. Calvary & Co.) 1.20 

Ginsber«,Dr. Edenr, Die deutsche Branntwein- 
besteuerung 1887—1902 u. ihre wirtschaftlichen Wir- 
kungen. gr, 8°. (VIII, 93 S.) Stuttgart 03 (J, G. Cotta 
Nachf.) 

Hättenschwiller, Dr. A., Rechtsanw., Entwick- 
lungstendenzen im modernen Kleinhandel. gr. 8", 
(17 8.) eg 03 ıHelbing & Lichtenhahn) — 40 

Heitz, Dr. E., weil. Prof., Bauer, Handwerker u. 
Kaufmann. Schilderung u. Prüfg. der Anfgaben u. 
Ziele unseres heut, Berufsalebens vom volkswirt- 
schaftl. Standpunkt aus. (Dr. Ludw. Huberti’s 
woderne kaufmänn. Bibliothek.) gr. 8°. (VIII, 168 8.) 
Leipzig 03 (Dr. L. Huberti) geb. in Leinw 2.75 

Kiein, E., Die neue Gemeinde-Ordnung im Lichte 
positiver Social-Politik, gr. 5%. (50 8.) Stuttgart 03 
(W. Kohlhammer) — 60 


Knorth W., Steuereinnehmer, Dief. das praktische | 
Leben wichtigsten Nummern des preussischen Stem- | 


peltarifs u. des Erbschaftssteuertarifs m. Erläute- 
ruugen an der Hand von Beispielen u. Mustern. 
nebst Tabellen u. e. Sachregister. 12°. (48 8.) Essen 
03 (G. D. Baedeker) kart. 
Most, Dr. Otto, Der Nebenerwerb in seiner volk#- 
wirtschaftlichen Bedeutung. gr. 8°. (VIII, 134 S.) 
Jena 03 (G. Fischer) 2.50 
Nachtarbeit, die gewerbliche, der Frauen. Be- 
richte üb. ihren Umfang u. ihre gesetzl. Regelg. v. 
Cheffabrikinspektorin Miss A. M. Anderson, dem 
belg. Arbeitsamte in Brüssel, /lse v Arlt u. a. Im 
Auftrage der internationalen Vereinigg. f. gesetzl. 
Arbeiterschutz ag u. hreg. v. Dir. Prof. Dr. 
Steph. Bauer. gr. 8°. (XL, 400 8.) Jena 03 (G. Fischer) 
7.50 nr 

Neurath, Dr. Wilh.. weil. Prof., Elemente der | 
Volkswirtschaftalehre. 4. Aufl. (XVI, 358 8.) gr. 8". 
Leipzig 08 (G. A. Glosckner) 450; geb. 5.— 
Nicklisch, Dr. Heinr., Handelsbilanz u. Wirt- 
schaftsbilanz, nationalökonom. Studie gr. 8°. (XIL. 
131 8. m. 2 graph. Taf.) Tübingen 03 (W, Kloeres) 3.— 
Obst,Dr. Geo., Notenbankwesen in den Vereinigten 


—.80 | 


|Pieper, Dr. Lor., Die Lage der Bergarbeiter im 
Ruhrrevier. gr. 8°. (XII, 266 8.) Stuttgart 03 (J. @. 
Cotta Nachf.) 5.-- 

Plenge, Dr. J., Das System der Verkehrswirt- 
schaft. Probevorlesung. (36 8.) gr. $9, Tübingen 03 
(H, Laupp) — 60 

‚Prager. Dr. Max, Die Reichsbankidee in den 
Vereinigten Staaten v. Amerika. gr. 8°. (64 8.) Ber 
lin 08 (L. Simion Nf ) 


Saling’s Börsen-Papiere. 3. (finanzieller) Tl. Saling’s 
Börsen-Jahrbuch f. 1903/1994. 4 Aufl. Ein Hand- 
buch f. Bankiers u. Kapitalisten. Bearb. v. Ötto 
Hartberg. gr. 8%. (XXIII, 1210 8.) Leipzig 08 (Ver- 
lag f. Börsen- u, Finanzliteratur) geb. in Leinw. 12.— 

Schroeder, E. A, Das Recht der Wirtschaft. 
Kritisch, systematisch u. kodifiziert. Sozialwissen- 
schaftliche Rechtsuntersuchen. 2. unveränd. Aufl. 
gr. 8°. (XVI, 408 8.) Leipzig 04 (Rossberg'sche Ver- 
lagsbuchh.) 12.— 

Schwarz, ©O.. u. Dr. @. Strutz, Geh. Ob.- 
Finanzräte vortrag. Räte, Der Staatshaushalt und 
die Finanzen Preussens, IL Bd. 4. Lfg. gr. ®&". 
Berlin 03 (J. Guttentag), 

U. Schwarz, O., Geh, Ob -Finanzr. vortrag. Rat, 
Die Zuschussverwaltungen, 4. Lfg. VI. Buch: 
Ministerium des Innern. VII. Buch: Kleinere Etats. 
(Stastsministerium, Zeughans, Ministerium der 
auswärt. Angelegenheiten, Oberrechnungskammer, 
Geheimes Civilkabinet, Staatsarchive, General- 
ordenskommission, Gesetzsammlungsamt, Reichs- 
u. Staatsanzeiger ) (XII, 8. 1275—1540 u. 271 bis 
| 349.) 9.— ; geb. 11.— 


Stein, Dr. Ludw., Prof., Die soziale Frage im 
Lichte der Philosophie. Vorlesungen üb, Sozilal- 
philosophie u, ihre Geschichte, 2. verb. Aufl. gr ®. 
(XVL 598 8.) Stuttgart 03 (F. Enke) 

13.— ; geb, in Leinw. 14.40 

ı Verordnung, Die Ausführung des Ergänzungs- 

steuer-Gesetzes vom 2 VII. 1902 betr, f. das Königr. 
Sachsen, vom 2. II. 1903. 8°. (150 8.) Fiöha 03 (A. 
Peitz & Sohn) kart. 1.— 


Volger, B., Red., Ratgeber f. d. Steuerzahler. Ein 
Auskunftsbuch f. alle Steuersachen. An der Hand 
des sächs. u. preuss, Einkommensteuergesetzes be- 
arb gr. 8°. (VI, 68 8.) Leipzig 03 (H. A. 
Gloeckner) 1.— 

Wendt, Dr. Gnst., Ueber das Verhältnis zwischen 
Staat u. Gesellschaft. Mit besond. Berticksicht, des 


Staaten v. Amerika. gr. 8%, (VIII, 1048.) Leipzig 03 Grosskapitalismus u. der Agrarnot. gr. 8°. (42 8.) 
(©. E. Poeschel) 2.10 Berlin 03 (H. Priebe & Co.) 1.50 
Statistik. 


Beiträge zur Statistik des Grossherzogt. Hessen. 
Hrsg. von der grossherzogl. Zentralstellef. die Landes- 


statistik. 49. Bd. II. Heft. gr. 4%, Darmstadt (G. 
Jonghaus), 
Konsan. — ren DE ER re pn nn ARE — 


II. Ergebnisse der Berufs- u. Gewerbezählung im 
Grossherzogt. Hessen am 14. VI. 189. 3. Tl. 
2. Heft, Die Gewerbebetriebe im Grossherzogt. 
Hessen nach der Zühlg. vom 14. VI. 189%. Von 


Digitized. by 


en —— u u 





Sekr. Reg.-R. L. Knöpfe. (IV, XKVIL, 204 8.) 08 | 
4.50 

— dasselbe. 50. Bd. III. Heft. gr. 4°. Ebd. | 
III. Mitteilungen aus der Forst- u. Kameralverwal- 
tung des Grossherzogt. Hessen. Bearb. im gross- 
herzogl. Ministerium der Finanzen, Abteil. f. 
Forst- u. Kamerslverwaltg. (VI. VII, 59 5. m. 
graph. Darstellen.) 03 1.40 

— dasselbe. 51. Bd. 3 Hefte. gr, 4°. Ebd. 6.30 
I. Statistik der Straf- u. Gefaugenanstalten im 
Grossherzogt. Hessen f. d. J. vom ', IV. 1901 bis 

31. II. 1902, (IV, 32 8.) 03. —.80, — IL L. Knopfel. 
Reg.-R., Die Volkszählung im Grosaherzogt. Hessen ; 
vom 1. XIl. 1900. (IV, XXXIT, 209 8.) 03 4.50, — 
II. Uebersicht der Geschäfte der ordentlichen 
streitigen Gerichtsbarkeit bei dem grossherzogl. 
Oberlandesgerichte zu Darmstadt u. bei den Ge- | 
richten u. Stastsanwaltschaften im Bezirke des- 
selben sowie der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei 
den Amtsgerichten während des Geschäftsj. 1902. 

(V, 38 8.) 08 1.— 
Jahrbuch, statistisches, der Stadt Berlin. 27. Jahrg, 
enth. die Statistik der J. 1900 bis 1902 (zum Ti. 
such 1703). Im Auftrage des Magistrats hree. v. 
Dir. Prof. Dr. E. Hirschbers. gr. 8°. (XVII, 702 8, 
m. 3 Taf.) Berlin 08 (P. Stankiewiez) kurt. 11.— 
— statistisches, deutscher Städte. Hrag. v. Dir. Prof. 


| 





Her 


Dr. M. Neefe. 11. Jahrg. gr. 8°. (XH, 5315.) Bee 
lau 04 (W. G. Korn) 16 — 
Jahresbericht der grossh. hessischen Geweart«- 
inspektinnen f. d. J, 1902. Hreg. im Auftrage d«= 
grossh. Ministeriums des Innern gr. 8°. (VII. 24 3 
Darınstadt 03 (G. Jonghaus) 1.— 
Kieseritzky, Dr. E., Die Beschlüme der vor 
1879 bis 1903 abgehaltenen Konferenzen der Vor 
stinde statistischer Ämter deutscher Städte. Za- 
aarımengestellt im statist. Amt der Stadt Brealss 
unter Leitg. des Direktors Prof. Dr. M. Nerfe. er. ® 
(48 8.) Breslan 03 (W. G. Korn) 1,— 
Neumann-Hotfer, Dr. Adf., Die Fntwickluss 
der Sozialdemokratie bei den Wahlen zum deutachrı. 
Reichstage 1871 — 1903. Statistisch dargestellt. 3. Aus 
gr. 9° (62 8.) Berlin 03 (C. Skopnik) 1 


Wacker, Th., Entwicklung der Bozialdemokratr 
in den zehn ersten Reichstagswahlen (1871—15# 
Auf Grund der amtlich geprüften Wahlziffern dar- 
gestellt. Mit e. Nachtrag: Die Soziald-mokrat- 
in der Reichstagswahl v. 1903. gr. W. (LV, ##= 
Freiburg i. B. 03 (Herder) 

8.— ; geb. in Leiuw. ® .ı 

Zustand u. Fortschritte der deutschen Leten»- 
versicherungs-Anstalten im J. 1902. gr. Y. it * 
m. 2 Tab.) Jena 03 (G. Fischer) 23 


Politik. 


Aufgaben, die, des liberalen Bürgertums auf Grund | 
der Ergebnisse der Beichstagswahlen, von Politikue. 
gr. 8, (15 8.) Görlitz 03 (R Dülfer) —.50 | 

Jiige, Rich., Zur Wahlrechtabewegung in Sachsen. | 
Ein Aufruf an das sächs, Volk zum Kampf um sein | 
Recht, zur Erringg. des allgemeinen gleichen direkten | 
u. geheimen Wahlrechts, 8, (48 8.) Leipzig 03 
(Leipziger Buchdruckerei) 7 

Mehbring, Frz., (Geschichte der deutschen Sozial- 
demokratie. 1. u. 2. Bd. 2. verb, Aufl, gr. # 
Stuttgart 03 (J. H. W. Dietz Nachf.) 

je 4.—; geb. je 5.— 
1. Bis zur Märzrevolution. (IV, 388 8.) — 2. Bis | 
zum preussischen Verfassungsstreite. {IV, 3788.) : 

Müllendorff, P., Staat.u. katholische Kirche in | 


Otto, H., Ein anderes besseres Wahlrecht, die 
Forderung aller gut völkisch denkenden Deutsches 
Offene Eingabe an den deutschen Reichstag, gr. = 
{10 8.) Dresden-Blasewitz 03 (Arnold & Co.) — al⸗ 

Revision, die, des Liberalismus. Mit e Anh 
Selbstinteresse u. Gemeinwohl. Von Julianns,. gr.* 
(61 8.) Berlin 08 (Herm. Walther) 1.2 

Rohrbach, Dr. Paul, Landeskommiss. Lir 
Deutschland unter den Weltvölkern. Materialien rcr 
suswärt. Politik. gr. 8". (VII, 200 8.} Berlin-Schöe-+ 
berg 03 (Buchverlag der „‚Hilfe‘‘) 

2.50; geb. in Leinw. 3% 

Soziaidemokratie u. Beamtentuam. Ein 
Betrachtg. üb. den Stimmenzuwachs bei der letzter 
Reichstagswahl aus den Kreisen der mittleren + 


Frankreich u. in Preussen. gr. 8°. (638.) Berlin 08 | amten. Vone. mittleren Beamten. gr. #. {12.8 
(W. Baensch) 1.— | Leipzig 03 (F. Luckhardt) _.: 
Varia. 


Börsenblatt, Das, f. den deutschen Buchhandel. 
Eine Betrachtg. u. Würdigg. zugleich, Von *,*. 
er. 8°, (18 8.) Stuttgart 03 (E, Leupoldt‘ — 60 

Deklarntion u. Reklamation in Einkommen- | 
steuersachen. Ein Leitfaden zur Anfertigg. richt. | 
Deklarationen un. wirksamer Reklamationen, Mit e. 
Hilfatafel zur Berechng. des Steuerbetrager f. Ein- | 
kommen bis zu 100.000 Mark. Zusammengestellt un. 
ın. Beispielen versehen v, e, Vorsitzenden der Ein- | 
schätzungskommmission. 7, Aufl. 8%, (56 8.) Dresden | 
03 (C. Heinrich) —,# 

Kes, Bertha, 
Frauen, 8°. (30 8.) Leipzig 03 (Verlag der Frauen- 
BEundschau) —.b0 

Könler, H,, Dis Unzulässigkeit der Sozialisierung 
der Landwirtschaft unter allgemeinen sittl. Gesichts- 
punkten. gr. 5°. (III, 148 8.) Leipzig 03 (J. C. Hin- 
richs Verl.) geb. 2.— 

Leo, br, wir uns der 


Warum u, wie nähern 


Die Kulturarbeit der russischen | Neidenberker, Dr. J., 


Anarchie” (In russ, Sprache.) 8°, 
U. Steinitz) 2. 
Lublinski, 8.. Die Entstehung des Judentum» 
Fine Skizze. 8. (71 8.) Berlin 03 (Jüd. Verl.; 1— 
Martius, Dr. Wilhb,., Die schulentlassene er- 
werbsarbeitende Jugend u. der Alkohol. 2., verm. 
Aufl. gr. 8°. (76 8.) Berlin 03 (Mänsigkeits-Verlag) — .75 
Praxer, Rob., Das Recht am rigenen Bilde. — 


(130 8.) Berlin 


Bibliotheken, Bibliothekare u. Buchhandel. — Dx» 
Bibliothek der Börsenvereins. gr. 8%. (44 8.) Berlin 
03 iR. L. Prager) 1.—- 


Prof., Der parlamen- 
tarische Anstand unter dem Reichstagspräsidium des 
Grafen v. Ballestrem, nebat parlamentarische 
Lexikon. gr. 8°. (788.) Köln US (J. P. Bachem) — * 

Wolif-Thuring, Th., Rote Byzantiner! Eim 
moral. u. krit. Würdigg. der Sozialdemokratie und 
ihrer Führer. gr. 8°. (38 8.) Leipzig 08 (F. Luck- 
hardt) — * 








Dieser Nummer sind Prospekte von A. Stubers Verlag in Würzburg, Olszewski 
Bureaukratie betr., der Firma E. Winter, Weinkellerei in Neustadt a. H., Herbstbericht f. 
1903 betr. und ein Circular des Vereins für Pflanzenheilkunde in Berlin beigefügt. Wir 
empfehlen diese Beilagen der bes. Beachtung der Leser. 
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. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München 




















Soeben erihien von 


der zweiten volljtändig weubearbeiteten Auflage bon 


J. v. Staudinger’ 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


und dem Einführungsgeſetz herausgegeben von 


Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring, 
Univ.sProfeffor und Rechtsanwalt in Profeffor an Br Univerfität f. Oberlandeszerichtsrar in 
Münden Freiburg I. 2. Münden 
Karl Kober, Dr. Theodor Engelmann Dr. Felix Herzfelder, 
f. Landgerichte rat in Münden k. Landgerichtsrat in München Rechte anwalt in Münden 


Joſeph Wagner, 


£. Oberlandesgerichtsrat in Augsburg, 







die 8. Lieferung, enthaltend: 


Die Einleitung und vom ee er Zeil die $$ 1—33 erläutert von Prof. 
Dr. Th. Zoewenfeld. Preis Mt. 3.50 











Die vorhergegangenen Lieferungen enthalten: 


Das Sadjenredht, erläutert von K. ober (vollitändig). Gr. 8°. (VIII, 664 ©.) 
Broich. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. Mi. 17.50, 


Dom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, die SS 1297 bis 1493. 


Das —— Manujfript ermöglicht. die Fortſetzung des Allgemeinen Teils 
und Familienrechts in den nächſten jih raich folgenden Lieferungen zu 
bringen. Ebenio wird binnen furzem das Erbrecht zu ericheinen beginnen. 


Gentralblatt für Rechtöwifienichaft (1903). XXII. Bd. 11/12. Heft. 

.. DerKommentarijt dem Planckſchen durdhausebenbürtig. Es 
unterliegt — Zweifel, daß er gleich dieſem ausgezeichneten Werle zu den 
standard works der deutihen Juriſtenwelt zählen wird. Shüd. 





3. Schweiger Verlag (Arthur Seller) Münden, LKarlsplatz 29. 
Duenfing, Dr. Fr. 


die Belegung der Fürſorgepflicht nenenüber Minderjä rigen. 


Ein Verſuch zu ihrer ftrafgeieglichen Behandlung. gr. 8°. (IV. u. 126 
Mt. 2.80. 


Alfeld, Dr, Ph., ord. Profefjor an der Univerfität Erlangen, 
die Strajgejeßgebung des Niutſchen Neid, gehe Rrafreitficgen umb 





ftrafprogefiualen super 8 mit einem Gelamtregifter. Für den alademiihen Ge— 
braud und bie Pra eo Mftändige a usgabe mit Nachtrag. WE gr. 8°. 
(IX. 1349 ©. F Halbfranz geb. Mt. 11.50; enthält 152 Geſetze. 
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> Verlag von C.L. Hirschfeld in Leipzig. > 


Das öffentliche Unterrichtswesen, von Geh. Regierungsrat Prof. Dr. A, Peter- 
silie, Mitglied des kgl. preuss. statistischen Bureaus in Berlin. 2 Teile. 
Mk. 25.—, geb. Mk. 2-. 
Bergbau und Bergbaupolitik, von Geh. Ober-Bergrat Prof. Dr. A. Arndt, 
Königsberg. Mk. 6.80, geb. Mk. 5.8. 
Forstpolitik, Jagd- und Fischereipolitik, von Forstmeister Prof. Dr. Adan 
Schwappach, Eberswalde. Mk. 10,—, geb. Mk. 12-. 
Das Verkehrswesen, von Geh. Regierungsrat Dr. R. van der Borght, Berlin. 
Mk. 12.50, geb. Mk 1450 
Der Arbeiterschutz, seine Theorie und Politik, von weil. Dr. Kuno Franker- 
stein, Berlin. M. 11.—, geb. Mk. 13—. 


Die Grundzüge der Finanzwissenschaft, von Kaiserl. Geh. Oberrechnung«- 
rat a.D. Dr. W. Vocke, Ansbach. Mk. 11.—, geb. Mk. 13.—. 


Die Steuern. Allgemeiner Teil, von Dr.A.Schäffle, k. k. Minister & D, 
Stuttgart. Mk. 13.—, geb. Mk. 15. 


Die Steuern. Besonderer Teil, von Dr. A. Schäffle, k. k. Minister a.D, 
Stuttgart. Mk. 20.—, geb. Mk. 2— 


Bevölkerungsiehre und Bevölkerungspolitik, von weil. Geh. Regierungsrat 
Arthur Freiherrn von Fircks, Berlin. Mk. 13.50, geb. Mk. 153. 
















Soergel, Rechtprechung 


berücksichtigt nunmehr auch das Zw.U.6., führt bei den einzelnen Entscki- 
dungen die verschiedenen Zeitschriften an, die jene bringen, und ermöglicht durch 
fortlaufende Verweise auf die früheren Jahrgänge deren bequeme Benügung. 


Ergänzung zu jedem Kommentar » Repertorium zu jeder Zeitschrift 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen, auch direkt von der Deutschen Verlags-Anstalt in Stuttgart. 








J. Schweiger Sortiment airtnur senier Münden 


Karlsplag 29, nähft dem JIuftizpalaft. 


Buchhandlung * Antiquariat * Leihinftitut 


für 


Rechts: und Staatswiſſenſchaften. 


>> Kataloge * Bedingungen * loſtenlos. == 
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Verlag der of. Köjel’ihen Buchhandlung in Kempten. 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 


— — — 1* ’ N “ E pn — 242 
andbibliothek für die pfarramtliche Geſchäftsführung im König: 
Bayern Herausgegeben von Dr. Ludwig SGeinrich SKrid, Dom- 
* Tapitular in Paffau, Redakteur der theolog.-praft. Monatsichrift. 
Eriter Band: Handbuch der Verwaltung des katholiichen Piarr: 
amte3 (im engeren Sinne) mit Rüdfiht auf die im —— Bayern geltenden 
tirchlichen und ſtaatlichen Beſtimmungen. Zweite, vielfach verbeſſerte und aroßenteils 
umgearbeitete Auflage. 8°. XVI u. 676 Seiten. Preis broſch. M. 6.60, in Halb» 
franz gebb. M. 8.60. 

Die Einführung des Bürgerliden Geſetzbuches und feiner Nebengeieße erforderte eine durchgreifende 
Neubearbeitung des voritebend angekündigten, fon in seiner eriten Auflage als vorzüglich anerfannten 
Handbucdes der Bfarrverwaltung, das nicht nur den in der Braris ftebenden älteren und jüngeren Scel- 
forgern, fondern auch Juriſten und Berwaltungsbeamten, Bemeindebebörden 2c. vorzügliche Dienfte leiften wird. 

Der zweite und dritte Band der „Sandbibliorbef für pfarramtlide Geſchäfteführung“ wird die 
vierte Auflage des Handbuches des fatbuol. Pfründeweſene“ und die vierte Auflage des „Hands 


budes der Verwaltung des Kirchenvermögene“ entbalten. Der 2. Band erſcheint in ca. 
4 Wochen, der 3, Band Anfangs des nächſten Jabres. 





Gegenwärtig erscheint 
in sechster, neubearbeiteter u. vermehrter Auflage: 


320 20 


EA GROSSES KONVERSATIONS- FF 


50 Pf. TO Mk. 


xo. uo.los 097'81 


Probehefte u. Prospekte gratis durch jedeBuchhandlung. 


Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzi 


Unfere umfangreiche | Stempel aller Art 


Juristische Mierbücherei ı aus Kautschuk und Metall 
fegt uns in den Stand, fait 


jedes juriſtiſche Buch 


-uadÄL 





-_ — > + 
o 2 — — 
a 5 SB 
ES: = 8 
u 44 * a 
van S5E08 
ns“ IE 
in neuester Nuflage billigt 83 D 25* 2 
antiquarijch re 328 
a one 257 
abzugeben. > 8 3 g 5 
. ee 5 
Berlin NW. 7, Struppe & Winler, | 6. K. COOKE & WEYLANDT 
(gegenüber dem Juriſtiſche Buchhandlun Berlin N., Friedrichstr. 105a. 
ainiergarten). © 8 Erete und älteete Fabrik Europas, 
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Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Die Organisation des Bodenkredits in Deutschland. 


Von 


Felix Hecht. 
2. Abteilung, Band |. 


Die deutschen Hypothekenbanken |. 
1903. Preis 25 Mark. 


Die Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht. 


Ein Beitrag zur Lehre von der Vertretung in Rechtsgeschäften. 
Von 
Josef Hupka. 
Preis 5 Mk. 60 Pf. 





Ich ſuche zu Taufen: 


Dernburg, Pandetten, alle Aufl., 

Siegel, Deutiche Rechtsgeichichte, 

Beilfton, Deutjche und römijche Rechtsgeſchichte. 
— £ehrb. d. Bürgerl. Rechts, 

Corpus jur. civ. von Krüger:Mommfen, 
Corpus jur. civ., deutfh von Schilling 1c., 
Corpus jur. canonici, deutſch von Schilling ic., 
Hod, Handbuch der Sinanzverwaltung, 3. Aufl. 


3. Schweißer Sortiment (Arthur Sellier) Münden Karlspl. 29 
Buchhandlung und Antiquariat. 
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Früher erschienen : 
Bibliothekar des juridisch- ihli i 
Stammhammer, Josef, Jeisschen Lesevereins in Wien. Bibliographie der 
Sozialpolitik. Preis: 18 Mark. 


— Bibliographie des Sozialismus und Communismus, 1 Bart. 


II. Band. Nachträge und Ergänzungen bis Ende des Jahres 1898. Preis: 13 Mark. 


Soeben erschien: 


— Bibliographie der Finanzwissenschaft. Preis: 12 Mark. 









Dr. Herm. Rehm, univ.-Prof. in Strassburg i. E. 


Die 


Bilanzen 


der 















Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H., Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, eingetragenen Genossenschaften, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Hypotheken- und 
Notenbanken und Handelsgesellschaften überhaupt 


nach deutschem und österreichischem Handels-, 
Steuer-, Verwaltungs- und Strafrecht. 


Lex. 8°. (XX, 938 S.) Ungeb, Mk. 27.—, i, Hiz. geb. Mk. 30.— 





Urteile der Presse: 


Der Aktionär Nr. 2906 (22. X. 08).:..... Ein ebenso theoretiach bedentendes, wie 
praktisch überaus wertvolles, umfangreiches Werk ist soeben...» . veröffentlicht worden, das 
wohl zum ersten Mal überhanpt in erschöpfender Weise eine wissenschaftliche, systematische Dar- 
stellung von Bilanzhandelsrecht sowie von öffentlichem Bilanzrecht, von Bilanzsteuerrecht, Bilanz- 
verwaltungsrecht und Bilanzatrafrecht gibt... ..- -- Das Buch wird sicherlich dazu beitragen, 
„dass in den Kreisen des geschäftlichen Lebens mehr als bisher die Wissenschaft sich Balın 
bricht‘, indem es zu einem standard work fürjede Handelsgesellschaft wird. 

Dr. Manen. 
Deutsche Versicherungszeitung Nr. 79 v. 2 X. 0..... Wir sind der Meinung, dass 
das Werk des Horrn Professor Rehm einen so reichen und ausgezeichneten Inhalt bringt, dass wir 
es our in jeder Weiss empfehlen können. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
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3. i erlag (Arthur Sellier) 
I. Schwer a 


Erſchlenen tft: 


Dar von Sceydel, 
Vorträge aus dem 


allgemeinen Stantsredht. 


Separatabdrud aus den Annalen des 
Deutihen Reichs. 


gr. 8. (96 S) Mt. 2.40. 


„Association Berliner Schneider" 


Friedrich Modier & Co.# 


BERLIN SW., Johanniterstr, 16. 
Spezialität: 
Amtstrachten 


Professoren — 


Robe und Barett: 


Für Richter und Rechtsanwälte von 22—45 Mk 

Für Gerichtsschreiber 20-35 „ 

Einzelne Baretts di—6 „ 
bei freier Zusendung. (166) 


Demnächſt erjcheinen: 







die Reichsfinunzreform, 







Schworm, Dr Fr. 








H. Hae«sel — in x im Leipzig 


Entscheidungen. * Reichsgerkiti 


in Civilsachen. 


Bd. I-XL der von den Mitgliedern des Grit» 
hofes veranstalteten Sammlung 





in abgekürzter Fassung 
und in systematischer Ordnung 











Rehm, Dr. Serm., Univ.-Prof. in Straßburg i. €, 
ihre Gründe umd ihre Durdführung. 


Keiner, Dr. Oswald in Münden. 
Die Entwickelung der deutſchen guvalidenverfihherung, 313.60 


Pfleger, Dr. F. RR Rechtsanwalt in Weiden. 


die Güterzertrümmerung in Bayern 


die bayeriiche Tertil-Iuduſtrie 













herausgegeben von 
6. Schultzee u. Dr. jur. Fritz Schalte 


Rechtsanwalt am Amntsrichter. 
BR ichsgericht f. 


5 Bände mit Sachregist er und Gesetze 

Geheftet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78.-. 
Jeder Band ist auch einzeln käaflieı 
Betrachtungen über die Verfassung 


Martitz, F J. des Norddeutscher Bund Mi? 


__ Das ebeliche Güterrecht des 
— und der verwandten Rechtsquellen. Wk! 

_—_ Internationale Rechtshälfe in nn 
— 2 Bände, 18885—1897. e- 


Haenel, Alb, ru zum Dentche su 


F Die F__ Die Königliche Gewalt nach den — er 
0Y, Rechtsbüchern. 1895. was 





Staat und Bischofswahl —* Bau 
Basel. 1897. Mı E- 







Fleiner, Fr. 


Preis ca. Mf. 1.— 







und bie Vorſchläge zur Be 
fümpfung des Güterbandeli. 
Preis ca. Mt. 3.— 


und ihre Entwidlung jeit 1875, 
Preis ca. ME. 7.— 











J. sqweiher Verlag (Arthur Sellier) ) Münden, Karlsplas F 

















6. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck) in München. 
Fischer-Henle’s Handausgahe des Bürgerl. Gesetzbuchs 


b. neubearb. und ergänzte Aufl. 42.—50. Tausend. 
91 Bog. 8°. Gebunden 7 Mark. 





Freudenthal’s Civilprozessordnung 
nebst dem Einführungsgesetz. 
Handausgabe mit Erläuterungen und Anhang. 
2. vermehrte und verbesserte Auflage. 

61'% Bog. 8°. Gebunden 6 Mark. 


Die neue Auflage berücksichtigt die gesammte Rechtsprechung bis in die 
letzten Monate hinein. 


Dr. R. 


“R Landmann's Kommentar zur Gewerbeordnung. 


4. Aufl. 1903 
bearbeitet von Dr. Gustav Rohmer, Legationssekretär I. Klasse im k. b. Staats- 


ministerium des K. Hauses und des Äussern, 


2 Bände. 107 Bog. gr. 8°. Gebunden 30 Mark. 





Soeben erschien: 


Bayerisches 
Landesprivatrecnt 


Smith Premier 






von 


Dr. Paul Oertmann 
0.0, Professor der Rechte in Erlangen. 


Preis: geh. M. 13.—; geb. M. 15.—. 
Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a / 8. 









Grand Prix Paris 1900. 


Referenzen : Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 


d. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die Bankdepotgeschäfte 
in geschichtl.,wirtschaftl.u. rechtl. Beziehung 


dargestellt von 


br. Fr. Schweyer, 


zirksamtsassessor. 





Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Co. 


Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. I4 a. Rathause. 





Gr. 8°. (VI, 171 S.) 1899. Mk. 3.50. 











# Dieterih’jche Derlagsbuhhandlung, Theodor Weiher, Leipzig. # 


Soeben erſchien: 


Rebengeſetze zum Bürgerl. Geſetzbuche. 


I. Gefet über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. II. Grund- 
buchordnung. II. Hefe über die Bwangsverkeigerung u. Iwangsverwaltg. 


Geſamtausgabe mit Anmerkungen und Verweifungen auf 
Reich» und Landesrecht, nebit einem ausführliden Sadregiiter 


von Dr. jur. mM. Rojenthal, Landrichter. 
Preis lart. M. 3,—. 


„Die vorliegende Gejeßesausgabe enthält das Geſetz über die Angelegenheiten ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Grundbuchordnung und das Gejek über die Zwangs— 
verjteigerung und Zwangdverwaltung. Sie bezwedt die rajche Orientierung über eine be— 
ftimmte Rechtsmaterie durch den Praktiker und Studierenden. Darum hat der Herr Ver— 
fafler dem Gejeßeöterte Anmerkungen beigefügt, in denen auf bie einfchlägigen Be- 
ftimmungen ber übrigen Reichögejeße des Bürgerlichen, Handels: und Prozeßrechts 
fowie auch der Landesgejeße verwiejen ift. In einem Anhange find die Ausführungs- 
str der einzelnen Bundesftaaten angegeben. Ein ausführliches und genaues Sad 
reguiter, das die Gejegesparagraphen angibt, erleichtert wejentlich den Gebrauch. Die äußere 
Austattung der Ausgabe ift vorzüglich.“ Notariatszeitichrift für Elſaß-Lothringen. 





3. Öuttentag, Berlagsbuhhandlung, z’5:; Berlin W.35, Sügoroftr. 107/108. 











In dritter, völlig neubearbeiteter Auflage beginnt zu erjcheinen: 


Bürgerliches Geſetzbuch nebit Ginführungsgeieg 


erläutert von 


Dr. 6. Pland, 


Wirklicher Gehelmer Rat und ordentliher Honorarprofeffor an der Univerjität Göttingen, 


in Berbindung mit 


Dr. 5. Andre, M, Greif, D. Streder, Dr. &. Strohal, Dr. K. Unzuer, 
orbentliher Brofeffor, Geb. Ober-Juftigrat, Landrichter, Geb. Hofrat, ord. Profeffor, Ober-Regierungerat. 


Band I. Einleitung und Allgemeiner Zeil. 


Dritte, vermehrte und verbefferte Auflage. 
Preis broſchiert 10 DE, gebunden in Halbfranz 12 ME. 
Die Fortjegung wird in Halbbänden bezw. ftärferen Bieferungen folgen. Die 
Bände III und IV befinden ſich bereits im Drud. — Jeder Band ift einzeln käuflich. 


DE Boranzeige. "BE 


Im Baufe des November erjcheint Lieferung 2 von 
von 


Stommentar zur Konkursordnung serie br. Crut Jaeger. 


Die Lieferung umfaßt in völlig neuer Bearbeitung die Lehren ber An fehtung, 
Ausfonderung und Abſonderung. 











Eigentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Üie., G. m. b. H., München-Freising. 


Literarische 


— 


Mitteilungen 


der Annalen des Deutschen Reichs. 
Monatsbericht über Neuerscheinungen auf dem Gebiete der Rechts- und Staatswissenschaften 





Unter ständiger Mitarbeiterschaft 


von Prof. Dr. E. Jaeger in Würzburg 


und Prof. Dr, Ph. Allfeld in Erlangen, 


herausgegeben von 


Prof. Dr. K. Th. Eheberg in Erlangen 


und Prof. Dr. A. Dyroff in München 





J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München kKarisplatz 29. 





Jährlich 22 Nummern. Abonnementapreis Mk. 2.—: für Abonnenten 
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Xxvi. der „Annalen des Deutschen Reichs‘' gratis. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt franko vom Verleger, 
sowie durch aämtliche Postanstalten (Nr. 516 a). Nr. 12 


Jahrgang 





Insertionspreis : ",spalt, Petitzeile 40 Pfg. Beilagen nach Übereinkunft. 


Ausgegeben am I. Dezember 


Bürgerliches Recht. 


1. Fischer, Otto, Prof., u. Minist.-R. Wilh. 
Henle, DD., Bürgerliches Gesetzbuch 
vom 18. VII. 1896 nebst dem Ein- 
führungsgesetze vom 18. VIII. 1896. 
Handausg. m.Einleitg.,erläut. Anmerkgn. 
u. Sachregister, in Verbindg. m. Ober- 
landesger.-R. Eug. Ebert u. Minist.-R. 
Heinr. v. Schneider hrsg. 6., umgearb. 
u. ergänzte Aufl. 42.—50. Taus, (XXXII, 


1428 S.) 8°. München, 04. (C. H. Beck) 


geb. in Leinw. 7.— 
Diese Handausgabe des BGB. erfreut sich 
einer ganz erstaunlichen Beliebtheit. Bringt 
doch die vorliegende 6. Auflage bereits das 
42. bis 50. Tausend des Buches 
Markt — ein wohlverdienter und wohlver- 
ständlicher Erfolg. Von Auflage zu Auflage 
hat das Werk tiefgreifende Verbesserungen 
erfahren. In seiner jetzigen Gestalt bietet 
es auf einem verhältnismässig knappen Raum | 
eine die gesamte bisherige Judikatur ver- 
wertende Erläuterung des (Gesetzes, wie sie 
für den Handgebrauch kaum trefflicher ge- | 
boten werden könnte. Durch prägnantere 
Fassung und durch Streichung einleitender 
Inhaltsübersichten wurde es ermöglicht, dass 
trotz starker Vermehrung des Inhalts der 
Band nur um 4'/s Bogen vergrössert zu 
werden brauchte. Mit anerkennenswerter 
Sorgfalt sind die Nebengesetze des Reiches 
und die Ausführungsgesetze der Einzel-: 
staaten berücksichtigt. So ausgestattet wird 
das Werk zn seinen zahlreichen alten zweifel- 
los wieder viele neue Freunde gewinnen. 


2. Gottschalk, Dr. Alfr., Das mitwirkende 
Verschulden des Beschädigten bei 


auf den! 


Schadensersatzansprüchen nach dem 
bürgerlichen Gesetzbuch. (VIL, 127 8.) 

| gr. 8°. Berlin, 08. (J. Guttentag) 3.— 
Unter sorgsamer Verwertung einer reichen 
Literatur und Rechtsprechung entwickelt der 
Verfasser zunächst die grundlegenden Fragen 
vom Kausalzusammenhang und vom Ver- 
schulden. Daran reiht sich in einem be- 
sonderen Teile die Lehre vom konkurrierenden 
‚ Verschulden: «ie allgemeinen Voraus- 
‚setzungen des $ 254, der Begriff Mitwirkung 
des Verschuldeten, die Schadensverteilung, 
das Anwendungsgebiet des $ 254, die Haftung 
für Hilfspersonen und die Beweislastfrage. 
Die Ausführungen zeichnen sich durch 





' Gründlichkeit und Klarheit aus und bilden 


wertvolle Beiträge zur Lösung eines schwieri- 


‘gen, vielerörterten Problems. 


3. Hupka, Dr. Josef, Privat-Dozent in Wien, 
Die Haftung des Vertreters ohne Ver- 
tretungsmacht. gr. 8°. (VI, 269 8.) Leip- 
zig, 03. (Duncker & Humblot) 6.— 


Der Verfasser hat sich in der Literatur 
des deutschen Rechtes schon durch seine 
gründliche Arbeit über die Vollmacht (1900) 
einen angesehenen Namen erworben. Das 
vorliegeude Werk bildet einen weiteren Fort- 
schritt in der Klärung der wichtigen und 
schwierigen Lehre von der Vertretung in 
Rechtsgeschäften. Hupka behandelt zunächst 
„Die Elemente der Vollmachtshaftung im 
bisherigen Recht“ und entwickelt hierauf 
Rechtsgrund, Voraussetzungen, Inhalt und 
Beendigung der Haftung des Vertreters ohne 
Vertretungsmacht nach deutschem bürger- 


— 
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lichen Recht. Die Darstellung ist sehr ge- 
diegen und klar. Besonderen Beifall ver- 
dient die Erläuterung des & 179 BGB. 
(8. 218 ff.). 


4. Lieber, Amtsgerichtsrat, und (Gerichts- 
assessor Dr. Tecklenburg, Gemeinver- 
ständl. Erörterungen üb. einige Teile 
des deutschen bürgerl. Gesetzbuches. 8°. 
(XI, 260 8.) Wiesbaden, 03. (Bechtold | 
& Co.) 1.50 | 
Die Darstellung ist auf Veranlassung der 

Wiesbadener Landwirtschaftskammer abge- 
fasst und will in erster Linie den nassauischen | 
Landwirten eine leichtverständliche Er- 
örterung der wichtigsten Materien des BGB. | 
bieten (Kauf, Pacht, Gesindevertrag, Grund- 
buchrecht, eheliches Güterrecht, Erbrecht). ' 
Diesem Zwecke wird das Buzlı vollkommen 
gerecht. Auch anderwärts wird es, zumal | 
in Kreisen der Landwirte, mit Vorteil be- | 
nutzt werden. 


5. Oertmann, Dr. Pau’, Univ.-Prof. in Er- 
langen, Bayerisches Landesprivatrecht. 
I. Erg.-Bd. zu Dernburg, bürgerl. R. 
II. Abt.: Familienrecht, Erbrecht. gr. 8°. 
(XII, 8. 541— —679.) Halle a. S., 03. Buch- 
handlung d. Waisenhauses) 

3.—; compl. 13.— | 
Mit dieser das Familien- und Erbrecht | 








eg” 


enthaltenden Lieferung hat das kürzlieı 
besprochene dankenswerte Unternehmm 
seinen Abschluss gefunden. 


6. Rehbein, Dr. H., Reichsgerichtsrat. ITrs 
bürgerliche Gesetzbuch mitErläuterunger 
für das Studium u. die Praxis. gr. # 
(VIE, S. 321—500.) 6. Lieferung (Schluss 
liefrg. von Bd. Il). Berlin, 03. H. W. 
Müller) 4— 


Das Heft enthält die Erläuterung der 
s8 241—432 BGB. und schliesst damit «den 
ll. Band, die allgemeinen Lehren des Oh 
ligationenrechts ab. Auch diese Lieferung 
‚zeugt von einer ganz einzigartigen Durch- 
‚dringung und Beherrschung des gewaltiren 
Stoffes. Der Verfasser zieht, wie wir früher 
schon betonten, die ältere Judikatur im 
weitesten Umfang heran und gibt überali 


 prompten Aufschluss darüher, wie die Frage 


nach neuem Rechte zu lösen ist. Besonders 
wertvoll ist auch die in allen Teilen dureh- 
geführte Mitberücksichtigung der sämtlichen 


 Nebengesetze materiellen und formellen In- 
halts. 


Auffallend und nicht zu billigen ist, 
dass fast gar keine Kommentarliteratur 
zitiert wird. 


Rechtsgeschichte. 


Bornhak, Conrad, Prof, Preussische | 
Staats- und Rechtsgeschichte. Mit einer | 
Rechtskarte d. preuss, Staates. gr. 8°. 
XXVI, 538 S.) Berlin, 03. (Carl Hey- 


‚stellung eines Staats» und Rechtswesens von 
so staunenswerter Triebkraft und so viel- 
‚ fältig bewährter selbständiger Produktivität 
ein reichliches Mass von Interesse zu er- 


mann) 2.—| , wecken geeignet, so mehrt sich dieses Interesse 
Die erste preussische Staats- und Rechts- noch um ein Bedentendes dadurch, dass be- 
geschichte! Es ist sehr zu begrüssen, dass | kanntlich die preussischen öffentlichen Ein- 
es hier unternommen wurde, auf der Grund- | richtungen vielfach vorbildlich gewesen sind 
lage des durch so zahlreiche Einzelforschungen für die Einrichtungen des Reichs und dass 
angehäuften Materials eine zusammenfassende ' auch viele sonstige Beziehungen zwischen 





Darstellüng der ganzen preussischen Staats- 
und Rechtsgeschichte zu bieten. Ist schon, 
ganz abgesehen von der unmittelbaren Be- 
deutung für das Verständnis des geltenden 
preussischen Rechtes und für ‘die historische | 
Erkenntnis an sich, 


die geschichtliche Dar- | 


beiden Rechtsgebieten bestehen. So wird 
das Werk Bornhak’s nicht nur in Preussen, 
sondern auch im übrigen Deutschland und 
darüber hinaus vielen hochwillkommen sein, 
D. 


Handels-, Wechsel- und Seerecht. 


1. Gareis, Dr. Karl, Prof., 
Handelsrecht. Ein kurzgef. Lehrbuch d. 
deutschen Handels-, Wechsel- 
rechts. 7. Aufl. 16°. 


Berlin, 03. (J. Guttentag) 9.— 


Die 7. Auflage des beliebten Lehrbuchs | 


weist äusserlich eine durch Vergrösserung 
des Formats erzielte Beseitigung der viel- 
beanstandeten Dickleibigkeit des Werkes auf. 
Von inhaltlichen Aenderungen ist namentlich 


Das deutsche | 
; sicherungsrechtes hervorzuheben. 
und See- | 
(XXIV, 724 S.) 


die Berücksichtigung des Verlags- und Ver 


2. Gareis, Dr. Karl, Prof., Allg. deutsche 
Wechselordnung. Textausgabe m. Er- 
läuterungen. 4. Aufl. 16°. (XII, 192 8.) 
München, 04. /C. H. Beck) 1.50 
Dieser vortreffliche, durch eine sehr 

schätzbare, systematische Einleitung {mit 
Formularen) ausgezeichnete Handkommentar 


vr 
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der W.O. berücksichtigt in der vorliegenden |; schwierige und wichtige Materie hier mit 
Neuauflage die Rechtsprechung und Literatur | einer Vielseitigkeit und Gründlichkeit be- 


bis auf die jüngste Zeit. 
3, Rehm, Dr. Hermann, Prof. d. Rechte in 


Strassburg, Die Bilanzen der Aktien- | 


gesellschaften und Gesellschaften m. b. H., 
Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
eingetragenen Genossenschaften, Ver- 
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, | 
Hypotheken- und Notenbanken und 
Handelsgesellschaften überhaupt nach 
deutschem und österreichischem Handels-, 
Steuer-, Verwaltungs- und Strafrecht, 
Lex. 80. (XX, 938 8.) München, 04. 
(J. Schweitzer Verlag) 

Ungeb. 27.—; i. Hirz. geb. 30.— 


Das bedeutende Werk wird in juristischen 
wie in kaufmännischen Kreisen mit be- 
sonderem Dank aufgenommen werden. Es 
behandelt den gewaltigen Stoff in zwei 
Teilen. Im „Allgemeinen Teil“ zeigt der 
Verfasser, welche Aenderung an dem für die 
Bilanz des Einzelkaufmanns geltenden Rechte 
das Gesellschaftsprinzip, das Prinzip der 
beschränkten Mitgliederhaftung und nament- 
lich das Aktienprinzip mit sich bringen. Im 
besonderen Teile werden hierauf die handels-, 
steuer-, verwaltungs- und strafrechtlichen 
Seiten der Bilanz eingehend erörtert. Mit 
Nachdruck betont der Verfasser, dass er die 
Bilanz, nicht wie sie übungsgemäss aufge- 
stellt wird oder zweckmässig aufgestellt 
werden sollte, sondern so darstellt, 
nach positivem Bilanzrecht dargestellt werden 
muss und darf. Von einer korrekteren An- 
wendung des geltenden Rechts erhofft er die 
Heilung der hervorgetretenen Mängel. Am 
Gesetze selbst will er keinen Buchstaben ge- 
ändert wissen. Die Beurteilung des Werkes 
ınuss rückhaltlos anerkennen, dass die 


arbeitet ist, die ihresgleichen sucht. 


4. Ulrich, Rud., (Generalsekretär, Grosse 
Haverei. Die Havariegrosse-Rechte der 
wichtigsten Staaten i. Originaltext u. in 
Uebersetzung nebst Kommentar u. einer 
vergl. Zusammenstellg. d. verschiedenen 
Rechte. 2., vollst. umgearb. Aufl. Bd. I: 
Deutsches — Lex. 80. (VIII, 262 8.) 
Berlin, 03. (E. S. Mittler & Sohn) 

10.—;, geb. 11.50 

Der vorliegende I. Band ist ein zuver- 
lässiger Kommentar der Havariegrosse-Be- 
stimmungen des H.G.B. und F.G.G., welcher 


‚die Rechtsprechung, insbesondere des ehe- 


wie sie 


maligen Reichsoberhandelsgerichts, des 
Reichsgerichts und der hanseatischen Ge- 
richte, eingehend berücksichtigt und an den 
entscheidenden Fällen meist wörtlich zitiert. 
Das Werk ist zunächst für den praktischen 
Gebrauch der Seeschiffahrts - Interessenten 
(Reeder, Kaufleute, Dispachenre, Versiche- 
rungs-Gesellschaften, Anwälte usw,)bestimmt. 
Da es aber überall auch die Verhältnisse der 
Binneuschiffahrt berücksichtigt, da ferner 
ein grosser Teil der handelsgesetzlichen Be- 
stimmungen durch das deutsche Binnen- 
schiffahrtsgesetz auf die Binnenschiffahrt für 
anwendbar erklärt worden ist und da endlich 
das F.G.G. in gleicher Weise für See- wie 
für Fluss-Dispachen gilt, so ist es auch für 
die Binnenschiffahrts-Interessenten von un- 
mittelbarem praktischen Wert. Der II, Band, 
welcher die wichtigsten ausländischen Ge- 
setze tiber die grosse Haverei sowie die 
York-Antwerp-Regeln im Original und in 
deutscher Uebersetzung umfassen wird, soll 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1904 er- 
scheinen. 


Zivilprozessrecht mit Vollstreckungsrecht. 


1. Fischel, Dr. Alfr., Die Olmützer Gerichts- 
ordnung. Ein Beitrag z. (reschichte des 
österr. Prozessrechtes. Lex. 80, (XXXVII, 
90 5.) Brünn, 03. (Verl. d. deutsch. Ver- 
eins f. Gesch, Mährens u, Schlesiens.) 


Eine für den Rechtshistoriker sehr wert- 
volle, mit eingehender systematischer Ein- 
—— — und gründlichst erläuterte 

der Olmützer Prozessordnung vom 
J 1550. 


2. Fitting, Dr. Herm., Geh. ‚Justizrat, Prof., 


16°. 
(J. Gutten- 


Der Reichseivilprozess. 11. Aufl. 
(XVII, 744 8.) Berlin, 03. 
tag) 


Das beliebte und für die Einführung in 


die Wissenschaft des Civilprozessrechtes so 
vortrefflich geeignete Lehrbuch erscheint in 
dieser Neuausgabe als unveränderter Ab- 


‚druck der 10. Auflage. 





Im Vorwort ist die 
wichtigste neue Literatur nachgetragen. Das 


‚sog. „Lehrbuch der C.P.O.“ von Loewenwald 


wäre besser ungenannt geblieben. 


3. Freudenthal, Hugo, Oberlandesgerichts- 
rat, Civilprozessordnung nebst dem Ein- 
führungsgesetz. Handausg. m. Erltrgn. 
2. verm. u. verb. Aufl. 80. (XVI, 962 S.) 
München, 04. (C. H. Beck) 6.— 


Der Freudenthal’sche Handkommentar der 
C.P.O. hat sich in der Praxis rasch einge- 
bürgert. Die Nenauflage ist ganz erheblich 
erweitert und bietet in den Erläuterungen 
eine Fülle sorgfältig ausgezogener Judikatur- 
sätze. Der Verfasser hat aber. ausser der 
Rechtsprechung auch die Literatur in an- 
erkennenswertem Massstabe berücksichtigt 
und gibt reiche Literaturnachweisungen bis 


1 


auf die neueste Zeit. 
Auflage übernommenes, der Berichtigung 
bedürfendes Versehen ist es, wenn zu $ 240 
Anm. 6 gesagt wird, eine Unterbrechung 
trete nicht ein, falls das Verfahren Ansprüche 


auf Aussonderung oder Absonderung betreffe. 


Diese Ansprüche gehören gerade zu den wich- 
tigsten Anwendungsfällen des $ 240 C.P.O. 
(siehe $ 11 K.O.). 


4. Niedner, Alex., Landrichter, Ges. über 
die Zwangsversteigerung und dieZwangs- 
verwaltung nebst Einführungsgesetz u. 
den preuss. Ausführungsbestimmungen. 
8. (VIII, 326 8.) Berlin, 04. (0. 
Häring) 6.— 

Das Werk enthält einen kurzgefassten, 
aber gleichwohl inhaltsreichen und gründ- 
lichen Kommentar des Z.V.G. Die Stoffan- 


ordnung ist ausserordentlich klar und über- 


sichtlich. Zu allen wichtigeren Streitfragen 
nimmt der Verfasser bestimmt und be- 
gründet Stellung. Gutgewählte Beispiele ver- 
anschaulichen die Darstellung. 


5. Reincke, O., Reichsgerichtsrat a. D., Die 


Deutsche Zivilprozessordnung. Erläutert. 
Lex. 8. (XVI, 920 8.) Berlin, 04, (H. 
W. Müller) 20.— 


Der rasche Absatz dieses Kommentars, 
der nun bereits in 5. Neubearbeitung vorliegt, 
bezeugt, dass sich das Werk einer hohen Be- 
liebtheit erfreut. 


Darstellung eine vollständige, auf reicher 
Erfahrung aufgebaute, streng wissenschaft- 
liche Erläuterung des Gesetzes. Im Rahmen 
der einzelnen Paragraphen ist die Darstellung 
systematisch und so fibersichtlich gehalten, 


dass sich das Werk auch vortrefflich zum 
Theorie und 


Studium des Gesetzes eignet. 
Praxis sind bis auf die Gegenwart mit grosser 
Sorgfalt berücksichtigt. 


6. Rosenthal, Dr. Karl, Die Sachlegitimation. 
8°. (82 S.) München, 03. {‚J. Schweitzer 
Verlag) 2.— 

In dieser von der Juristenfakultät Würz- 


Ein aus der ersten. 


Das ist wohl erklärlich. 
Denn Reincke bietet bei aller Knappheit der, 


——— 
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fähiger Personen in den Fällen der Ver- 
mögensverwaltung durch Dritteangenommen. 
Auf Grund des Ergebnisses der geschicht- 
lichen Entwicklung und der Fassung des 3 26 
‚C.P.O. a. F. wird dann der Begriff Sach- 
legitimation definiert als die rechtliche Be 
ziehung einer Person zum Gegenstande des 
erhobenen Anspruchs ($ 253 Nr. 2 C.P.O.n. 
F.), aus welcher die Befugnis folgt, über dem 
Anspruch als Kläger oder Beklagter zu 
prozessieren. Diesen Begriff hält der Ver. 
fasser nicht nur auf die Leistungsklagen, 
einerlei welcher Art die rechtliche Beziehung 
' zum verlangten Anspruch ist, für anwendbar, 
sondern auch für Feststellungs- und Rechts- 
gestaltungsklagen. Gegenüber der herrschen- 
den Lehre wird der materiellrechtliche Inhalt 
des Begriffs betont und angenommen, das 
die Vertretungsverhältnisse, wie sie in den 
Fällen der Konkursverwaltung, Testaments- 
vollstreckung usw. vorliegen, niemals unter 
den Begriff der Sachlegitimation, sondern der 
Prozesslegitimation fallen. Im $ 265 C.P.v. 
findet der Verfasser den Satz : Verlust der Sach- 
legitimation infolge Singularsuccession ist 
anf den schwebenden Prozess ohne Einfluss, 
das Urteil entscheidet aber direkt über das 
ı Recht des Erwerbers. In einem zweiten Teil 
wird die Anwendbarkeit des gewonnenen 
' Begriffs auf die besonders wichtigen Fälle 
der Frage der Sachlegitimation im ehelichen 
Güterrecht, für die Verwalter fremden Ver- 
‚mögens und für die Gemeinschaftsverhält- 
nisse geprüft. 

Die Arbeit ist mit rühmenswertem Fleiss 
‚und Scharfsinn geschrieben und liefert 
‘zweifellos einen wertvollen Beitrag zur 
Klärung der wichtigsten Streitfrage des 
modernen Civilprozessrechtes. 


7, Sydow, R., Unterstaatssekr., und L. Busch, 
Kammerger.-Rat, Deutsches Gerichts- 
| kostengesetz nebst Gebührenordnungen. 
| 7. Aufl. 160. (284 8.) Berlin, 03. (J. 

Guttentag) 1.80 
| Die bestens bekannte Ausgabe des Gerichts- 
' kostengesetzes und der Gebtihrenordnungen 
| für Zeugen und Sachverständige enthält in 
‘dieser neuen, vermehrten Auflage bis auf 


burg mit dem Preise ausgezeichneten Arbeit | die jüngste Zeit fortgeführte und trefflich 
entwickelt der Verfasser den grundlegenden, redigierte Auszüge aus der reichsgericht- 
neuerdings so lebhaft umstrittenen und viel- lichen Rechtsprechung. Tabellen und Re- 


verkannten Begriff der Sachlegitimation. 
Nach einer kurzen geschichtlichen Ein- 
leitung bespricht der Verfasser den Partei- 


begriff des geltenden Rechts, indem er sich | 


im Resultate an die von Petersen und Wach 
vertretene Lehre anschliesst, dass Partei 
derjenige ist, der im eigenen Namen selbst 
oder durch Vermittelung anderer ihn ver- 
tretenden Personen einen Prozess führt. Im 
weiteren Verlaufe wird dann der Begriff 
„Prozessfähigkeit‘ einer Betrachtung unter- 
zogen und eine gesetzliche Vertretung prozess- 


'gister sind beigegeben. 
8. Voigt, W., Einfiuss des Konkurses auf 
schwebende Prozesse des Gemeinschuld- 
ners. (XII, 241 8) Leipzig, 03. (Veit 
& Cie) 6.— 
Der Verfasser unterzieht die schwierigen 
und wichtigen Fragen nach dem Einfiusse 
‚ des Konkurses auf anhängige Rechtsstreitig- 
‚ keiten des Schuldners einer recht gründlichen 
und dankenswerten Untersuchung. Anhangs- 
weise handelt er von der Unterbrechung der 
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Anfechtungsprozesse durch den Konkurs des 
Schuldners, ohne jedoch die besonders bedeut- 
same Frage, wie die Konkursbeendigung auf 
den unerledigten Anfechtungsprozess wirkt, 
in den Bereich seiner Darstellung zu ziehen 
In der Hauptsache verdicnen seine Ergeb- 


nisse Beifall. 


Auch seine Stellungnahme zu 
den grundlegenden Problemen des Konkurs- 
rechts, besonders zur Streitifrage nach der 
Rechtsstellung des Konkursverwalters, ist 
wohl begründet und schätzbar. 


Patentrecht. 


Michel, Hugo, Das dentsche Reichspatent, 
seine Anmeldung, Durchfechtung, Ueber- 
fragung und Anfechtung. kl. 4°. (VII, 
223 8.) Leipzig, 03. (W. Engelmann ı 

geb. 4.40 

Das Buch will an der Hand von Bei- 
spielen, die der Praxis entstammen, das ge- 
samte Verfahren in Patentsachen vor Augen 
führen und hiedurch sowohl den Erfindern, 
die ihre Patente selbst anmelden, als auch 
denen, welche die Prüfung für Patentan- 
wälte ablegen wollen und schliesslich dem 


technischen Personal in industriellen Werken | 
Es enthält zunächst den 
Text des Patentgesetzes und der Vollzugs- 
recht | 


Dienste leisten. 


vorschriften, dann eine praktische, 


' dort 


brauchbare Anleitung zur Vornahme der- 
jenigen Handlungen, welche vom Beginne 
bis zum Schlusse des Verfahrens erforderlich 
sind, oder doch je nach Lage der Sache er- 
forderlich werden können. Im Anhange sind 
u.a. die internationalen Verträge (ohne Be- 
rücksichtigung der Aenderungen, welche die 
Verträge mit der Schweiz und Italien er- 
fahren haben), die Verzeichnisse der Patent- 
klassen und das Gesetz betr. die Patent- 
anwälte abgedruckt; ausserdem finden sich 
Auszüge aus den wichtigeren Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts und des 
Patentamtes. Am Schlusse ist eine Figuren- 
tafel beigegeben. 


Strafrecht und Strafprozessrecht. 


1. Auer, Dr. Fritz, Soziales Strafrecht. Ein 
Prolog zur Strafrechtsreform. gr. 8». 

(35 8.) München, 03. (©. H. Beck) —.80 | 
Verfasser wünscht, dass uns die Reform 
in im besten Sinne des Wortes soziales und 
amit volkstümliches Strafrecht bringe. Dieses 
auss sich nach seiner Ansicht auf dem 
'rinzip der Abschreckung aufbauen. Es 
ıuss ferner die Strafdrohungen vermindern, 
a die Strafe immer nur das letzte, das 
ıbsidiäre Mittel sein darf, welches vielfach 


%, wo eg heute zur Anwendung gebracht 


ird, entbehrt werden kann. Beseitigt 
ünscht Verfasser u, a. 
ungen gegen Majestätsbeleidigung, das 
sligionsdelikt, die Bestrafung des Ehe- 
uchs, der Geschlechtsverirrung, der Blut- 
hande; reformiert werden sollen die Be- 
mmnungen über Kuppelei; der landesge- 
:zlichen Bestrafung des Konkubinats soll 


» Reichsgesetzgebung einen Riegel schieben. | 


xzregen wünscht Verfasser neue Straf- 


;hungen gegen die Ansteckung mit ge- 
men Krankheiten und gegen Kinderver- 


hrlosung, weitere Ausgestaltung der Straf- 


timmungen gegen den Mädchenhandel. 
*h bezüzglich der Strafmittel und des 
afvollzugs äussert Verfasser verschiedene 
insche; u.a. verlangt er bessere Differen- 
ng der schweren Freiheitsstrafen, Auf- 
angz (der Festungshaft und der Polizei- 
sicht, Verbesserung des Instituts der 
-ektionellen Nachhaft, bessere Anpassung 
Geldstrafe an die Vermögensverhältnisse, 
ngte Verurteilung, reichsgesetzliche Re- 


die Strafbestim- 


gelung des Strafvollzugs usf. Die Be- 
gründung ist überall mit kurzen, kernigen 
Worten gegeben. Durch die Schrift geht 
| derselbe frische Zug, den wir schon an einer 
‚früheren Arbeit desselben Verfassers (seiner 
Preisschrift über den strafrechtl. Nutstand) 
gerühmt haben. 


2. Bauer, Dr. Geo., Der strafrechtliche Not- 
stand m. besond. Berücksicht. des Not- 
standes des Bürgerlichen Gesetzbuches 
u. seines Einflusses auf das Strafrecht. 
gr. 8. (58 8.) Würzburg, 02. (Gnad & 
Co.) 1.20 
Die Schrift bringt zunächst eine über- 

sichtliche Darstellung der geschichtlichen 
Entwicklung der Notstandslehre im römischen, 
kanonischen und deutschen Rechte bis zum 
Reichsstrafgesetzbuche. Es wird dann der 
Notstand nach den Bestimmungen des BGB. 
'und das Verhältnis dieser Bestimmungen zu 
8 54 des St.G.B. in sachgemässer Weise, 
jedoch ohne Neues zu bringen, erörtert. 


3. Brichta, Dr. M., Zurechnungsfähigkeit 
od. Zweckmässigkeit? Ein offenes Wort 
an unsere Kriminalistik. gr. 80, (III, 
129 8.) Wien, 03, (F. Deuticke) 2.50 


Wir sind es nachgerade gewöhnt, dass 
von Seite der Naturwissenschaf! in Fragen 
der Kriminalpolitik in ae Stellung ge- 
nommen wird. Diese Mitarbeit ist nur dank- 
bar zu begrüssen, auch wenn sie, wie die 
vorliegende Schrift, das Fundament unseres 
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Strafrechts erschüttern will. Ob ihr dies 
gelingen wird, bleibt ja zum Glück min- 
destens noch zweifelhaft; im übrigen aber 
lässt sich über mancherlei, was von jener 
Seite angeregt wird, sehr wohl reden. Ver- 
fasser geht wit den Prinzipien des geltenden 
Strafrechts radikal zu Werke: Wille ist nur 
der Trieb der Selbsterhaltung, welcher vom 
Bewusstsein als Trieb nach Lustempfindung 
subjektiv wiedergespiegelt wird. Der Glaube 
an die Willensfreiheit ist eine Kinderstuben- 


phantasie, demgemäss der Begriff der Schuld ' 


unhaltbar. Die Unterscheidung zwischen Zu- 
rechnungsfähigen nnd Nichtzurechnungs- 
fähigen, wie sie unser Strafrecht trifft, ist 


völlig willkürlich, auf zufälligen Aeusser- 


lichkeiten beruhend. Verfasser will aber 
nicht nur niederreissen, er will zugleich der 
Rechtswissenschaft die goldene Brücke bauen, 
auf der sie ohne Gefahr für die gesellschaft- 
liche Ordnung den Uebertritt vor ihrem 
metaphysischen Boden auf streng erfahrungs- 
wissenschaftlichen vollziehen kann. Er ver- 
sucht dies, indem er darlegt, dass (ie Strafe 
trotz mangelnder Schuld notwendig ist als 
Abwehrhandlung der Gesellschaft und so der 
sozialen Zweckmässigkeit dient. Ihre Auf- 


gabe erfüllt die Strafe nicht durch Zwangs- 
erziehung und nicht durch Unschädlich- 
machung, sondern durch Abschreckung (Pei- 


nigung). „Die Unlustempfindung der Ge- 
setzesbeobachtung muss durch eine noch 
stärkere Unlustempfindung übertrumpft 
werden.“ Hiezu eignet sich mehr oder 
minder jedes der im geltenden Recht an- 
erkannten Strafmittel, besonders die längere 
Freiheitsstrafe, im Notfalle auch die Todes: 
strafe. Der Besserungsgedanke kann beim 
Vollzug von Freiheitsstrafen nebenher mit 
verwirklicht werden; doch muss der mora- 
lischen Gesundung durch körperliche Assa- 
nierung der Sträflinge vorgearbeitet werden. 
Grenze der Strafbarkeit ist immer die Zweck- 
mässigkeit, so dass die Strafe wegfallen muss, 
wo sie keinen Sinn hat, nämlich wenn das 
Urteilsvermögen, die Erkenntnis der Straf- 


barkeit fehlt, wie bei Kindern und gewissen, 


durchaus nicht allen Geisteskranken. Dies 
in kurzen Zügen der Inhalt der Schrift. 
Nach welchem Massstabe die Dauer der Strafe 
bemessen, wie lange die „Peinigung“ fort- 
gesetzt werden soll, darüber äussert sich der 
Verfasser nicht; die Beantwortung dieser 
Frage wäre um so notwendiger gewesen, als 
ja nach der Ansicht des Verfassers weder 
der Grad der Schuld, noch die Erreichung 
des Besserungszweckes entscheidend sein 
kann. Uebrigens, man darf sich zu den auf- 
geworfenen Grundfragen stellen wie man 
will, auf jeden Fall bietet die Schrift hohes 
Interesse. 


4. Krobitzsch, l,andg.-Präs., Die Verfügung 
in Strafsachen. Ein prakt. Handbuch 
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l f. d. staatsanw. Dienst. 2, Anti. gr. 9. 
(VILL, 417 8.) Berlin, 03. (Frz. Vahlen) 
8.—; geb. 9.— 
Ein „praktisches Handbuch“ ist das vor- 
liegende Werk in vollem Masse. Es er 
leichtert dem Beamten der Staatsanwalt- 
schaft seine schwierige Aufgabe, indem es 
ihm in den verschiedenen Stadien des Pro- 
zesses, nach welchen es geordnet ist, die ein- 
schlägigen, vielfach zerstieuten Vorschriften 
‚im Zusammenhange an die Hand gibt; e 
eignet sich zum Studium für denjenigen, 
‚der sich auf den staatsanwaltschaftlichen 
Dienst vorbereiten will. Durchweg ist die 
Literatur und Rechtsprechung berücksichtigt 
und durch Anführung zahlreicher Beispiele 
die Anwendung der Vorschriften auf die 
' Fülle des Lebens klar gemacht. Dem preussi- 
‚schen Praktiker wird das Buch sehr gute 
Dienste tun. Es wäre zu wünschen, dass es 
auch für andere Bundesstaaten bearbeitet 
würde. 





5. Lindemann, Otto, Amtsrichter, Samm- 
lung der wichtigsten preussischen Straf- 
gesetze (Guttentagsche Sammlg. Nr. 341. 
16°, (348 8) Berlin, 03. (J. Gutten- 
tag) 250 

Das Büchlein soll nur einen Ergänzungs- 
band zu den im gleichen Verlag in Einzel- 

'ausgaben erschienenen preussischen Gesetzen 

‚ bilden, weshalb letztere weggelassen wurden. 

Gesetze, die nur zum Teil strafrechtlichen 
| Inhalt haben, sind im Auszuge, jedoch unter 

‚ Berücksichtieung des Zusammenhanges der 

‚einzelnen Vorschriften, wiedergegeben. In 

‚ chronologischer Reihenfolge sind 32 Gesetze 

"abgedruckt. Im Anhang ist das Gesetz betr. 

den Erlass polizeilicher Strafverfügungen 
wegen lebertretungen, vom 23. April 1853, 
wiedergegeben. Die Anmerkungen enthalten 

Auszüge aus oberstrichterlichen Entschei- 

dungen. 


6. Olshausen, Dr. Just., Oberreichsanwalt, 
Die Auslieferungs- und Konsularverträge 
| des Deutschen Reichs. Textausg. m. 


| Anm. (Bd. VIII d. Strafgesetzghg. d. 
deutschen R.) 16%. (XI, 248 5.) Ber- 
lin, 03. (Frz. Vahlen) 2.40 


| Dieses vorletzte Bändehen der von uns 
‚schon früher besprochenen trefflichen Hand- 
‚ausgabe enthält zunächst die Auslieferungs- 
und Konsularverträge des Deutschen Reichs, 
‚dann aber auch die Verträge deutscher 
Bundesstaaten mit ausländischen Staaten 
und ist am Schlusse mit einem Sachregister 
versehen. 


7. Olshausen, Dr. Just., Oberreichsanwalt, 
Die Reichsstrafgesetzgebg. f.d. Deutschen 
Konsulargerichtsbezirke und Schutz- 


— — 
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gebiete. 16°. (VIII, 149 S.) Berlin, 03. 

(Frz. Vahlen) 1.50 

Das die ganze Sammlung abschliessende 
IX. Bändchen von Olshausens „Reichsstraf- | 
gesetzgebung“ bringt zunächst die Straf- 
gesetzgebung für die Konsulargerichtsbezirke 
und die für die Schutzgebiete, ferner im 
Anhang Nachträge und Berichtigungen zu 
den Bänden I—VI, eine Inhaltsübersicht 
zu den Bänden I—VIII und ein chrono- 
logisches Gesetzregister zu Band I—IX, 
endlich ein Sachregister zu Bd. IX. 


8. Oetker, Dr. Friedr., Prof., Ueber Not- 
wehr u. Notstand nach den $$ 227, 228, 
904 des Bürgerl. Gesetzbuchs. gr. 80. 
(II, 81 8) Leipzig, 03. (A. Deiche 
Nachf.) 2.— 
Der Einfluss der $$ 228, 904 BGB. auf 
das Strafrecht ist schon vielfach Gegenstand 
der Erörterung gewesen. Anderseits sind 
diese Paragraphen und der von der Notwehr 
handelnde $ 227 auch schon oft in der den 
Civilisten interessierenden Richtung be- 
leuchtet worden. Verfasser unterwirft nun 
in der vorliegenden mit reicher Kasuistik 
ausgestatteten Schrift die zitierten Para- 
graphen einer scharfsinnigen Betrachtung 
sowohl nach der straf- wie nach der civil- 
rechtlichen Seite. Zweifellos finden durch 
diese Art der zusammenfassenden Behand- | 
lung manche Fragen eine Förderung, die 
ihnen bei einseitiger Rücksichtnahme auf 
das eine oder das andere Rechtsgebiet nicht 
in gleicher Weise zuteil würde, Bemerkens- 
wert ist u. a., dass nach Oetker die Abwehr 
des Angriffes eines Tieres trotz $ 228 nicht | 
Notstand, sondern Notwehr ist. | 





9. Pelman, Dr., Geheimrat Prof., und Dr. 
Finkeinburg, Strafanst.-Dir., Die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit. Zwei, 
Vorträge. gr. 8°. (31 S.) Bonn, 03. 
(Rohrscheid & Ebbecke) — 80 


In dem ersten Vortrage erörtert Pelman 
einige Zustände der geminderten Zurech- 
nungsfähigkeit und wünscht für die in 
solchem Zustande die Strafgesetze verletzen- 
den Personen nicht quantitativ kürzere, son- 
dern qualitativ andere Strafen, ohne sich 
über diese näher zu verbreiten. Finkelnburg | 
meint dagegen, es könne schon durch eine 
erschöpfende Ausweitung sämtlicher Straf- 
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auch in den gewöhnlichen Anstalten mög- 
lich sei, des näheren. 


10. Stämpfli, Dr. Wilh., Erpressung u. „Chan- 
tage“ nach deutschem, französischem 
u. schweizerischem Strafrecht. gr. 8°. 
(VIII, 151 8.) Bern, 03. (A. Franke) 2.— 


Die Schrift ist veranlasst durch die auf 
dem Brüsseler Kongress von 1900 gemachten 
Vorschläge über die Behandlung des Chan- 
tage. Sie erörtert zunächst die Merkmale 
des Vergehens der Erpressung nach deutschem 
Recht, dann die Tatbestände der extorsion 
und des chantage im französischen Recht. 
Hierauf wird das Verhältnis des chantage 
zur Erpressung des deutschen Strafrechts 
beleuchtet, wobei Verfasser zu dem richtigen 
Schlusse gelangt, dass unser allgemein ge- 
fasster Tatbestand der Erpressung den Be- 
griff des chantage vollständig umfasst. Die 
verschiedenen schweizerischen Bestimmungen 
über Erpressung werden in mehrere Gruppen 
eingeteilt, je nachdem sie an das deutsche 
oder ans französische Recht oder an beide 
sich anschliessen oder überhaupt keinen Ein- 
fluss einer dieser Gesetzgebungen zeigen. 
Die deutsche Gruppe weist die grösste Zahl, 
nämlich 13 Kantone auf. Hieran reiht sich 
eine Besprechung der im Entwurf eines 
schweizerischen St.G.B. enthaltenen Bestim- 
mung gegen die Erpressung. Zum Schlusse 
der anregenden Schrift wird die Behandlung 
des chantage auf dem Brüsseler Kongresse 
einer Betrachtung unterzogen. Verfasser 
kommt zu dem Ergebnisse, dass diese Be- 
handlung eine verfehlte war, weil keiner der 
Berichte den abstrakten Tatbestand aus den 
verschiedenen Erscheinungsformen des chan- 
tage herausgefunden hat, der doch im 
deutschen St.G.B. sich bereits findet. 


11. Wuerzburger, Dr. J., D. Recht d. strafr. 
Notstandes vor u. nach d. Inkrafttr. d. 
BGB. gr. 80. (V, 139 S.) Breslau, 03. 
. (Schletter) 3.40 

Die gegenwärtige Schrift grenzt zunächst 
nach einer kurzen Darstellung der Geschichte 
des Notstandes diesen von der Notwehr ab, 
wobei Verfasser die Verteidigung gegen 
einen Geisteskranken in analoger Anwendung 
des $ 223 als Notstand erklärt. Es wird 
dann der Notstand nach dem St.G.B. erörtert. 

Verfasser nimmt an, die Notstandshandlung 

sei straflos, aber gleichwohl rechtswidrig 


rahmen nach unten hin geholfen werden, und hält daher Notwehr gegen Notstand für 
zieht aber doch eine besondere Strafbestim- | erlaubt und die Teilnahme an der Notstands- 
mung vor, die den gemindert Zurechnungs- handlung für strafbar, ohne diesen Stand- 
fähigen der gleichen Behandlung wie den punkt des Gesetzes zu billigen. Im An- 
Jugendlichen unterwerfen soll. Anderseits | schlusse hieran behandelt Verfasser den Ein- 
spricht sich Redner gegen die Einführung | fluss des ein Notrecht begründenden BGB. 
ler besonderen Art des Strafvollzugs aus, auf das Strafrecht. Bei Untersuchung der 
die nach dem Vorschlag Mehrerer in Zwischen- | einzelnen Voraussetzungen für die Recht- 
anstalten erfolgen soll und begründet seine | mässigkeit der Notstandshandlungen nimmt 
Ansicht, dass ein sachgemässer Strafvollzug | er auch zur civilistischen Literatur Stellung. 
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Auch auf die rein eivilrechtliche Schadens- | Polizeibeamte, Gendarmen, Amtsvorsteher 

ersatzpflicht geht Verfasser ein. Im An- und Amtsanwälte über die vorkommenden 

hang wird noch auf die in Spezialgesetzen Spiele und deren Zugehörigkeit zu den Glücks- 

und Verordnungen sich findenden Notstands- spielen informieren, aber auch für beteiligte 

bestimmungen kurz hingewiesen. Die Schrift Privatpersonen, wie Gastwirte, Losehändler 

gibt, ohne neue Ergebnisse zutage zu etc. Hinweise zur Abwendung von Unbequem- 

fördern, von dem geltenden Notstandsrechte lichkeiten oder gar Strafen gewähren. Es 

ein gutes Bild. verbreitet sich u. a. tiber Glücksspiele im 

allgemeinen, beschreibt dann eine grosse 

12. Zabel, F., Krim.-Komm., D. gesetzl. Zahl der häufiger auftauchenden Spiele und 

Bestimmungen über Glückspiel, — ‚erörtert die strafbaren Tatbestände, sowie 

Ausspielung und Wette. 8°. (63 S.u. die eivilrechtliche Behandlung von Spiel, 

6 Muster.) Breslau, 03. (J. H. Kern) Wette, Lotterie und Ansspielung Zum 

— 80 | Schlusse sind die einschlägigen Bestimmungen 

Das Büchlein soll die zum Einschreiten | des Reichs und Preussens, anhangsweise 
gegen das Spiel berufenen Personen, wie sogar historische Edikte abgedruckt. 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


1. Führer durch das Verwaltungsgebiet der | 50 Pf. abgegeben, nur Heft 11 {Tiefbanuamt 
‚Stadt Dresden. Heft 2—13 (Schluss) | mit Umgebungskarte) kostet 1 Mk. 
mit vielen Tabellen und Plänen. hoch 8°, 
Dresden, 03. (C. C. Meinhold & Söhne) 2. Reinsch, Dr. A., Untersuchgsamtsvorst., 
für vollständig in Mappe 3.— Entwurf e. Polizeiverordnung f. den Ver- 
: . kehr m. Milch, nebst Protokoll üb. die 
Das obige, von uns auf 8. 539 dieser 
Blätter angezeigte Werk liegt uns nun kom- öffentl. B esprechg. derselben in der Ver- 
plet vor. Der Stadtrat von Dresden hat sammlg. der Abteilg. E (Milchgesetzgebg.) 
sich — das können wir mit Freuden kon- —* — Ansstellg. r ir 
statieren — durch die Veranstaltung dieser .. eg = — — 
verlässigen, trefflich ausgestatteten und ein- nn EUR —1— grap * a8 SC H — 
gerichteten Uebersicht über die wichtigsten — 08 10. Boyamı mn 150 
Zweige der städtischen Verwaltung ein wirk- ie (C. oysen) 
liches Verdienst erworben. Wie viel des Durch die oben bezeichnete Art der Be- 
Interessanten bietet ein solches lebensvolles $prechung einer Milchverkehrsordnung seitens 
und lebenswahres Gesamtbild einer modernen | zahlreicher Sachverständiger ist in zweck- 
Stadtverwaltung! Wie viel können städtische mässiger Weise schätzbares Material zur 
und staatliche Beamte, Mitglieder von städti- Polizeilichen Regelung des Milchverkehrs 
schen Kollegien und sonstige Personen, die | beigebracht worden. Das vorliegende Schrift- 
Sinn für die Bestrebungen und Leistungen | chen gibt in Verbindung mit der auf 8. 5% 
unserer kräftig aufstrebenden Städte haben, | dieser Blätter angezeigten Uebersicht über 
aus einem solchen Werke an Anregung und. die zur Zeit geltenden Normen treffliche 
Belehrung schöpfen! Der allgemeine Teil Belehrungen über die einschlägigen Fragen. 
enthält eine kurze Stadtgeschichte, Statisti- _ 4 A — 
sches und die Darstellung der Gliederung | 3. Wielandt, Dr. Friedr., Präsident, Neues 





der städtischen Verwaltung. Die weiteren ı Badisches Bitrgerbuch, Sammlung d. 
Teile sind als Führer durch das Arbeits- wichtigsten Ges. u. Verordn. a. d. Ver- 
gebiet der einzelnen, wichtigeren Geschäfts- fassgs.- 8. Verwltgs. - R. d. ‚Girossherz. 
stellen bzw. Geschäftszweige bearbeitet, näm- | Baden. Nebst den einschl. Gesetzen d. 
lich des Armenamtes, des Betriebsamtes der Deutschen Reichs. T. neubearb. Aufl. 
Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke, der I. Band. gr. 8". (X, 796 5) Heidel- 
Fenerpolizei, des Feuerlöschwesens, des Mar- berg, 03. (Emmerling & Sohn) 5.20 
stalls und Beerdigungswesens, des Hochbau- Dieses längst vorzüglich eingeführte 


amtes, des Krankenpflege- und Stiftsamtes, Handbuch badischer Verfassungs- und Ver- 
des Leihamtes, der Markthallen, des Schul- waltungsnormen, von dessen 7. Auflage uns 
amtes, der Verwaltung der Gartenanlagen und der erste Band vorliegt, enthält in diesem 
des König Albert-Parkes, des Tiefbauamtesund , Bande der nenen Auflage #3 Gesetze, Ver- 
des Wohlfahrtspolizeiamtes. Zahlreiche Ab- | 'ordnungen etc. aus dem Gebiete des Ver- 
bildungen, Zeichnungen, Pläne und Tabellen | fassungsrechtes (Reichs- und Staatsverfassung, 
sind eingefügt. Ein Führer durch Dresden , Reichs- und Staatsangehörigkeit, verfassungs- 
und je ein trefflicher Stadt- und Umgebungs- mässige Rechte, Beamtenverhältnisse) und 
plan sind beigegeben. Dabei ist der Preis 80 Nummern aus dem Gebiete des Ver- 
des umfangreichen Werkes in Mappe äusserst ' waltungsrechtes (Allgemeine Bestimmungen, 
mässig (3 Mk.). Einzelne Hefte werden zu : Gemeinde-, Niederlassungs- und Armenwesen, 
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öffentliche Gesundheit und Sicherheit, Schule, lung häufig mit Vorteil benützen können. 
Kirche, Stiftungen. Die Sachkunde und Für den nichtbadischen Juristen, der sich 
Erfahrung des Verfassers verbürgen eine | über badisches öffentliches Recht informieren 
zweckmässige Auswahl und die erforderliche will, wird das in diesem Werke Gebotene 
Verlässigkeit. Auch rechtskundige Personen in weitaus den meisten Füllen ausreichend 
werden die handliche und inhaltreiche Samm- sein. 


Kirchenrecht. 


Rintelen, Dr. V., geh. Oberjustizrat, Die | preussischen Gesetze über die Bildung von 
kirchenpolitischen Gesetze Preussens u. | Gesamtverbänden in der katholischen Kirche 
des Deutschen Reiches in ihrer gegenw. ; und über die Bildung kirchlicher Hilfsfonds 
Gestaltg. (1903). 8°. (VI, 82 S.) Pader- für neu zu errichtende katholische Pfarr- 
born, 03. (F. Schoeningh) 1.— gemeinden vom 29. Mai 1903 sind bereits 
Eine zweckmässige Textausgabe mit | Aufgenommen. 

knappen Anmerkungen. Auch die neuen 


Kolonial- und Völkerrecht. 


1. Noradounghian, Gabriel Effendi, Con-|vier Bände 1001 Nummern, unter denen 
seiller l&gist de la Porte Öttomane, | freilich begreiflicherweise die Verweisungen 
Recueil d’actes internationaux d. Empire | auf anderweitige Sammlungen überwiegen 
Ottoman. Tome quatrieme 1878—1902. müssen, da der Abdruck der sämtlichen 
gr. 8°. (XXX, 658 8.) Leipzig, 03.|Stücke, die dem Verfasser vorlagen, etwa 
(Breitkopf & Haertel). 15 Bände erfordert haben würde, dies aber 
Mit diesem 4. Bande hat die wertvolle | ein Hindernis für die Verbreitung des Werkes 

Sammlung der internationalen Akte der in weiteren Interessentenkreisen gewesen 
Türkei die Gegenwart erreicht, während der wäre. Eine solche Verbreitung verdient aber 
im Jahrgang 1902 (8. 669) dieser Blätter | der vorliegende Band mit seinem so aktuellen 
angezeigte vorige Band den Zeitraum von Inhalt ın noch höherem Masse als seine Vor- 
1856—1878 umfasst hatte. An der Spitze | gänger. 

stehen die Protokolle des Berliner Kongresses 

und der Text des Berliner Vertrags auf zu- 

sammen 192 Seiten. Wir finden sodann die, 2. Stengel, Dr. K. Frhr. von, Prof., Der 





zahlreichen Grenzfestsetzungsverhandlungen, Kongostaat. Eine kolonialpolitische 
die Protokolle tiber Bosnien und Herzegowina Studie. gr. 8°. (55 S) München, 03 
nebst der Konvention mit Oesterreich .hier- (Carl Haushalter) —.15 


über, die Verhandlungen über Tunis, Eisen- Der Verfasser, bekanntlich eine Autorität 
bahnverträge, den Vertrag und weitere Ab- auf dem Gebiete des Kolonialwesens, hat 
machungen über den Schutz der unter ‚sich die Aufgabe gestellt, die Entstehung 
seeischen Kabel, die Verhandlungen über | und Entwicklung, die Verfassung und die 
Massanah, die Kongoakte, die Verhandlungen | wichtigsten Einrichtungen des Kongostaates 
und Verträge über egyptische Verhältnisse, | übersichtlich darzustellen und sodann in 
den Suezkanal etc, über Regelung der |objektiver Kritik die neuestens mehrfach 
Schwierigkeiten in ÖOstrumelien und über und scharf angegriffene Wirtschafts- und 
den serbisch-bulgarischen, dann den türkisch-  Eingebornen - Politik des Kongostaates der 
griechischen Friedensschlus, die Anti- Erörterung zu unterwerfen. Es handelt sich 
sklavereiakte, den Vertrag über die inter- dabei bekanntlich um die Domanial- und 
nationale Union zur Veröffentlichung der Handelspolitik und um die Behandlung, 
Zolltarife, die Handelsverträge mit Deutsch- | welche die Eingebornen erfahren oder er- 
land, Rumänien, Serbien, die Aktenstücke fahren sollen. Verfasser betont übrigens 
zur armenischen Frage, den Konsularvertrag | auch, dass jedenfalls das Deutsche Reich 
mit Serbien, den Schiedsspruch über den keinen Anlass habe, dadurch, dass es in 
türkisch - griechischen Konsularvertrag, die | dieser Angelegenheit besonders hervortrete 
Instruktion vom 12. Dezember 1902 über die und dem Kongostaate Schwierigkeiten be- 
Vilajets der europäischen Türkei und zuhl- 'reite, andern die Kastanien aus dem Feuer 
reiches andere. Im ganzen enthalten die zu holen. 





Gewerberecht. 


1. Landmann, Dr. Rob. v. Kommentar zur | 4. Aufl., bearb. v. Legationssekr. 1. Kl. 
Gewerbeordnung f. d. Deutsche Reich. | Dr. Gust. Rohmer. 9/10. Lfg. (Schluss.) 
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gr.8°. 2. Bd. (8. 417—943 u. X.) München, 
03. (©. H. Beck) 8.80 


Unter Bezugnahme auf unsere wieder- | 
holten Besprechungen der neuesten Auflage | 
des hervorragendsten Kommentars zur Ge- 
werbeordnung konstatieren wir, dass dieser 
nunmehr vollendet vorliegt. Der Anhang I 
bringt die von Reichswegen zur Gewerbe- | 
ordnung ergangenen Verordnungen, kleinere 
Reichsgesetze verwandten Inhalts und die 
preussische‘ technische Anleitung zu $ 16. 
Der II. Anhang enthält das Kinderschutz- 
gesetz vom 30. März 1903 mit eingehendem 
Kommentar. Durch einen Nachtrag sind 
auch die früheren Lieferungen auf das 
Laufende gebracht, soviel die wichtigeren 
Erlasse und Entscheidungen angeht, die 
während des Druckes der beiden Bände er- 
schienen sind. Eine Literaturübersicht 
schliesst sich an. Das Sachregister ist in, 


dankenswerter Ausführlichkeit gehalten. | 
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2. Olshausen, Dr, A., Poliz.-R., Handbuch 
des Gast- u. Schankwirtschaftsgewerbes, 
enth. die sämtl. in der Stadt Hamburg 
f. das Gast- u. Schankwirtschaftsgewerbe 
u. den Kleinhandel m. Branntwein od. 
Spiritus gelt. Bestimmgn., nebst e. Anh, 
enth. die f. den Kleinbandel m. Bier u. 
f. das Gewerbe der Speisewirte gelt. 
Vorschriften, zusammengestellt n. er- 
läutert. gr. 8°. (VII, 134 S., Hamburg, 
03.(0. Meissners Verl.) geb. in Leinw. 2. — 

Der ausführliche Titel lässt den Inhalt 
dieses praktischen Büchleins genügend er- 
sehen. Bei den Erläuterungen, die teilweise 
als eingehend bezeichnet werden können, 
sind vor allem die Entscheidungen der Ham- 
burgischen Gerichte und Verwaltungsbehörden 
berücksichtigt, so namentlich jene des Hanse- 
atischen Oberlandesgerichts und der Senats- 
sektion für Gewerbesachen. Die Judikatur 
zu reichsrechtlichen Normen und die teil- 
weise vorbildlichen Polizeiverordnungen ver- 
dienen auch ausserhalb Hamburgs Beachtung. 


Finanzwesen und Volkswirtschaft. 


1. Adler, Max, Die Anfänge der merkanti- 
listischen Gewerbepolitik in Oesterreich. 
gr. 8°. (IX, 121 S.) Wien, 03. (F. Deu- 
ticke) 4.60 

Auf Grund eines umfangreichen hand- 
schriftlichen und gedruckten Materials schil- 
dert der Verfasser zunächst die soziale und 
wirtschaftliche Lage des österreichischen 
Handwerks am Ende des 17. Jahrhunderts; 
daran schliesst sich eine Darstellung der 
Anfänge der merkantilistischen Gewerbe- und 
Wirtschaftspolitik und des Kampfes der 
Zünfte gegen die neue Gewerbe- u. Arbeits- 
verfassung. Ein besonderer Abschnitt ist. 
der Lage des Gesellenstandes, seinen Ver- 
bindungen und Kümpfen gewidmet. In dem | 
Schlussabschnitt bespricht der Verfasser das 
Verhältnis der territorialen Gewerbepolitik. 
zur Reichsgewerbereform, insbesondere dem. 
Reichsgutachten von 1731. Die Darstellung 
gibt ein vortreffliches, anschauliches Bild 
vom Zunftwesen in Oesterreich während der 
Zeit seiner Erstarrung und seines Nieder- 
ganges und von’ der Schwierigkeit seiner 
Beseitigung bzw. Umbildung. Sie ist ein 
wertvoller Beitrag zur (Geschichte der Ge 
werbepolitik. 





2. Beiträge zur Statistik der deutschen 
Lebens- und Feuerversicherung im Jahre 
1901. Hrsg. v. kais. Aufs.-Amt f, Privat- 
versicherung. Lex.4°. (69 8.) Berlin, 03. 
(J. Guttentag). 

Diese mit Dank und Anerkennung zu 
begrüssende Publikation des kais. Aufsichts- 
amtes für -Privatversicherung gibt im 1. Teil 
eine Statistik der dentschen Lebensversiche- 





| rungs-Gesellschaften i. J. 1901, während der 


2. Teil eine Statistik der privaten Feuer- 
versicherungs - Gesellschaften enthält. Be- 
kanntlich gehört es zu den Aufgaben dieses 
Aufsichtsamtes jährlich eine solche Statistik 
herzustellen, die erstmals fir 1902 zu ver- 
anstalten ist. Um aber zwischen den frü- 
heren regelmässigen Statistiken des kais. 
Statist, Amtes in betreff der Lebens- und 


ı Feuerversicherungs- Gesellschaften und den 


dem Aufsichtsamt obliegenden neuen Publi- 


‚kationen keine Lücke eintreten zu lassen, 


hat das letztere sich entschlossen, schon für 
1901 die Statistik über diese beiden grossen 
Gebiete des Versicherungswesens nach den 
gleichen Grundsätzen und im gleichen Um- 
fange zu bearbeiten, wie dies bisher seitens 
des kais. Statist. Amts geschehen ist. 


3. Die Arbeitszeit in Handelsbetrieben mit 
Ausschluss des Detail-Warenhandels. Auf 
Grund einer Umfrage bei kanfmännischen 
Genossenschaften und Vereinen herausg. 
vom k. k. Arbeits-stat.-Amt im Handels- 
ministerium. gr. 4°. (XIX u. 103 $.) 
Wien (A. Hölder). 


Den Anlass zur vorliegenden Enquete bot 
die Frage der Regelung der Ruhezeit und 
der Mittagspausen in den Engros- Handels- 
geschäften. Die Umfrage bezog sich auf 
die Arbeitszeit der kaufmännischen Beamten 


und Angestellten, der Handelslehrlinge und 
‚des untergeordneten Dienstpersonals, 
‚etwaige Verkürzung oder Verlängerung der 


auf 


Arbeitszeit an Samstagen und zu gewissen 


‚Zeiten des Jahres, auf die Erteilung regel- 
‚ mässiger Urlaube und die Arbeitszeit an 


u 
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Soun- und Feiertagen. Die Erhebungen er- des Spirituskartells und mit dessen Bemüh- 
streckten sich auf den Warenhandel im ungen in bezug auf die Regelung der Brannt- 
Grossen, die Bankgeschäfte, die Speditions-  weinproduktion. Die ziemlich verwickelte 
geschäfte, Die 118 eingegangenen Antworten | Materie, die auch technisches Verständnis 
werden im 2. Teil der vorliegenden Schrift | für das Gebiet der Spirituserzeugung vorans- 
wiedergegeben, während der 1. Teil eine setzt, ist klar und erschöpfend behandelt. 
Uebersicht der Ergebnisse enthält. | 


5. Schmoller, Gustav, Ueber das Maschinen- 
weinbesteuerung 1887 — 1902 und ihre zeitalter in seinem Zusammenhang mit 
wirtschaftl. Wirkungen. gr. 8°. (VIII, dem Volkswohlstand und der sozialen 
93 8.) Stuttgart u. Berlin, 03. (J. G. Verfassung der Volkswirtschaft. Vor- 


4. Ginsberg, Dr. Edgar, Die deutsche Brannt- | 





Cotta Nachf.) 2— | trag, geh. in d. Hauptversammlung d. 
Die vorliegende Arbeit darf als eine recht Ver. deutscher Ingenieure zu München 
verdienstliche bezeichnet werden. Sie schil- am 30. Juni 1903. 8°. (30 8.) Berlin 
dert im 1. Teil in eingehender Weise die (J. Springer). —.60 
Ausgestaltung der Branntweinstenergesetz- Schmollers Vortrag hat bereits bei seinem 


gebung seit dem Gesetz vom 24. Juni 1887 ersten Erscheinen in den Tagesblättern so 
und deren Veranlassung und beschäftigt sich , viel Beifall gefunden, dass wir hier ledig- 
im 2. Teil mit der Spiritusindustrie in der lich darauf zu verweisen haben, dass er nun- 
Zeit von 1895—1903, d. h. mit der Gründung | mehr auch in Broschürenform erschienen ist. 


Politik. 


1. Cathrein, Viktor, Soc. J., Der Sozialis- | lung aller patriotisch und national Gesinnten 
mus. 8°. (XVI, 347 8.) Freiburg i.Br., 03. gegen die Sozialdemokratie Die Führer 
(Herder) 2.80: geb. 3.50 ‚nationaler Parteien können ihm manche Be- 
Wenn ein Werk wie das vorliegende in lehrung und für die Agitation fruchtbare 
verhältnismässig kurzer Zeit acht Auflagen | Gedanken entnehmen. 
erlebt und ausserdem in zahlreiche fremde | 
Sprachen übersetzt worden ist, so darf dies 
als ein Beweis dafür angesehen werden, dass | 3. Rabinowitsch, Sara, Die Organisationen 
es dem Bedürfnis nach Unterrichtung und des jüdischen Proletariats in Russland. 
Belehrung über die wichtige und schwierige | gr. 8°. (VIII, 1628.) Karlsruhe (G. Braun) 
Frage des Sozialismus in hervorragender 6.— 
Weise zu genügen vermag. Der Verfasser Es sind drei Organisationen des jüdischen 
ist ein weit bekannter katholischer Schrift- | Proletariats, die in der vorliegenden Schrift 
steller und sein konfessioneller Standpunkt | dargestellt werden; der Kahal, die Chewra 
äussert sich u. a. in seiner einseitigen Auf-.in Mohileff, und der russisch - jüdische Ar- 
fassung des Liberalismus, den er für die beiterbund. Die Verfasserin schildert die 
Ausbreitung des Sozialismus mit verant- | Verschiedenheiten dieser Organisationen in 
wortlich macht. Es hätte u. E. den Tat- jhrer Bedeutung für die Juden als Juden, als 
sachen besser entsprochen, als Hauptfaktor | kleine Gewerbetreibende und als arbeitende 
des Sozialismus die Umgestaltung der In- Proletarier. Der Kahal hat im wesentlichen 
dustrie seit dem Ende des 18. Jahrhunderts | nistorisches Interesse; die Chewra ist eine 
zu bezeichnen und dieser eine eingehendere | echt jüdische Organisation, die neben den wirt- 
Würdigung in der Geschichte des Sozialis- schaftlichen Bestrebungen auch die spezifisch 


mus zu widmen. Abgesehen von diesen  konfessionellen pflegt, der jüdische Arbeiter- 
Ausstellungen finden wir in dem Werke viel | bund ist eine sozialdemokratische Vereini- 


Beachtenswertes und Tretfliches. Insbesondere | gung jüdischer Arbeiter, der „als Kompromiss 
das 4. Kapitel trägt mit Geschick und zwischen der jüdischen Eigentümlichkeit und 
ee reiben g Taler ‚den politischen Dogmen des russischen So- 
die „UND h N zialismus entstanden ist“. Die Schrift bietet 
zu erweisen geeignet sind. viel Belehrendes und wirft interessante Streif- 
‚lichter auf die russischen Zustände. 
2. Die sozialdemokratische Hochflut und 
ihre Eindämmung. Ein Wort an National- | 
gesinnte von ©. 8. 8°. (36 8.) Bres-| 4. Wacker, Th., Entwicklung der Sozial- 


lau, 03. (Schles. Druckerei-Genossensch.) demokratie in den zehn ersten Reichs- 
—.50| tagswahlen (1871—1898). . Auf Grund 

Die vorliegende Broschüre ist ein von. der amtlich gepriften Wahlziffern dar- 
edler Begeisterung und warmer Liebe zum | gestellt. Mit e. Nachtrag: Die Sozial. 
sassrısa Reich beseelter Aufruf zur Samm- | demokratie in der Reichstagswahl von 
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1903. gr. 8°. (LV, 4388.) Freiburg i. Br., | Wahlergebnis von 1903 gewidmet. Wir 
03. (Herder) ‚haben durch Wacker zum erstenmal eine 

8.—; geb. in Leinw. 9.50 | Arbeit erhalten, die uns in den Stand setzt, 
Aus dem Titel 'ergibt sich auch der In- | das Anwachsen bzw. die Veränderuneen in 
halt du Werkes. Ta Austlası Bandeit der| der Zahl der sozialdemokratischen Stimmen 
I. Teil desselben von der Entwicklung der für jeden Wahlbezirk des Deutschen Reiches 
Sozialdemokratie in ganz Deutschland; der seit 1871 ganz genau zu verfolgen. Eine 
2. Teil von deren Entwicklung in 29 gross- recht mühevolle Arbeit, die viel Fleiss und 
städtischen Bezirken Alt-Dentschlands, der Hingebung erfordert. Dabei beunfigt sich 
3. Teil von der Sozialdemokratie in Preussen | der Verfasser nicht mit der blossen Wieder- 
(überhaupt und in den einzelnen Provinzen | gabe des Zahlenmaterials, sondern er weist 
und Bezirken), der 4. Teil von der Sozial-) auch die Besonderheiten in dem Entwicke 
demokratie in den einzelnen Bundesstaaten , lungsgang jedes einzelnen Bezirkes nach. 


1 in Elsass-Lothri . Für jedes Land Das Buch kann allen, die sich für die Ge- 
al 1sdaa Beck ee ——— pr ' schichte des politischen Lebens Deutschlands 


Wählerziffern, die Wahlbeteiligung und die ' in den letzten 30 Jahren interessieren, bestens 
Zahl der sozialdemokratischen Stimmen zur €mpfohlen werden. 
Darstellung gebracht. Ein Nachtrag ist dem 


Allgemeines. 


Schwarz, Dr. Otto Geo., Grundriss des lesungen verzichtet oder solche nicht oder 
öffentlichen Rechts. Ein Hülfsbuch f. unvollständig besucht haben. Hauptsächlich 
junge Juristen. 2. Bd, Staatsrecht — | aber kann es als Repetitorium Dienste leisten. 
Verwaltungsrecht — Kirchenrecht — | Dann werden auch die teilweise bedenklichen 
Völkerrecht. gr. 8°. (VIII, 260 8) Ber- | Unrichtigkeiten dem Benützer eher zum Be- 

lin, 03. (C. Heymann) 4.60 | wusstsein kommen und dadurch unschädlich 
Zur ersten Einführung in das Staats- und gemacht werden. Als Beispiele von Ent- 
Verwaltungsrecht Preussens und des Reichs, | gleisungen greife ich heraus, was über die 
in das Kirchen- und Völkerrecht mit nach- Theorie von der Aufgabe des Staates gesagt 


folgendem Lehrbuchstudium ist das hier Ge- ist (8. 47 f.), dann die Bemerkung, dass der 
botene allenfalls ausreichend. Es wird also | Burenkrieg von 19001902 „die Anerkennung 


in dieser Richtung das Buch etwa für jene | der englischen Hegemonie durch die Buren“ 
Studierenden * erwünschte Krücke sein, | bewirkt habe (S. 216) und Südafrika halb- 
die auf Anlegung eines Heftes in den Vor- | souverän sei (S. 220). 


Varia. 


1. Ehrlich, Eugen, Prof., Freie Rechts- Zukunft. gr. 8°. (128 S,) Berlin, O4. 
findung und freie Rechtswissenschaft. | (H. Walther, G. m.b. H.) 2.50 
gr 8°. (VI, 40 8) Leipzig, 03. (C.L.' Der Verfasser ist Mitglied einer Familie, 

irschfeld) 1.60 | die im Besitz von zwei Fideikommissen ist, 


An diesem kürzlich vor der Wiener Jurist. 
Gesellschaft gehaltenen Vortrage plaidiert 
der bekannte Üzernowitzer Rechtslehrer leb- 
haft für eine freiere Stellung des recht- 
sprechenden Richters, Die anregenden und 
in allen Teilen interessanten Ausführungen 
verdienen beifällige Aufnahme und weitere 
Verbreitung. 


2. Scohweinitz, Hans Herm., Graf von, Zum 
Fideikommisswesen der Gegenwart und 


Sammelwerke. 
1. Peruche, Th., Rechnungsrat, Elsass- 
Lothringische Gesetze, Verordnungen 


und Verfügungen z. Ausf. d. BGB. 3. Aufl. 


12°. (547 8.) Strassburg, 03. (W. Heinrich) 


geb. 4.50 


Eine sehr hübsch ausgestattete, preiswerte 


und hat sich als materiell Interessierter der 
Aufgahe unterzogen, seine kritischen Betrach- 
tungen an den preussischen Gesetzentwurf zu 
knüpfen. Sein Buch wendet sich in erster 
Linie an die Mitglieder der Familien, welche 
im Besitz von Fideikommissen sind ; aber auch 
die Volksvertreter und die juristischen Kreise 
werden gern von einer aus dem praktischen 
Leben heraus entstandenen Schrift über eine 

noch wenig behandelte Rechtsmaterie Kennt- 
‚nis nehmen. 





Enzyklopädien. 


| Sammlung, die 10 Gesetze und 25 Verord- 
nungen oder Verfügungen, sowie ein aus 
| führliches Sachregister enthält. 


2. Staatslexikon. 2., neubearbeitete Auflage, 
| Unter Mitwirkung von Fachmännern 
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3. Zelle, R., Handbuch des geltenden öffent- 
lichen und bürgerlichen Rechts. 5. Aufl. 
Hrsg. von R. Korn u. Dr. Langerhans. 

gr. 8°. (XX, 629 S.) Berlin, 03. (J. 
Springer) geb. 7.50 
Das beliebte, auf dem Systeme des A.L.R. 

R aufgebaute und in vier Auflagen verbreitete 
liegt nunmehr der 4. (vorletzte) Band vull- | Handbuch von Zelle erscheint hier in einer 
ständig vor. Er umfasst die Artikel von auf der Grundlage des BGB. und der son- 
Möser bis Sismondi. Die biographische Seite stigen neuen Gesetzgebung vollkommen um- 
hat in der neuen Auflage erhebliche Er- | gearbeiteten Gestalt. Das Prozessrecht mit 
weiterungen erfahren. Ueberhaupt finden | Kinschluss des Vollstreckungsrechtes ist wie 
wir eine Reihe von neuen guten Artikeln bisher unberücksichtigt geblieben. Die Neu- 
und die alten, soweit veranlasst, nachgeführt | ausgabe verdient alle Anerkennung und wird 
oder neu bearbeitet. Im ganzen können wir namentlich dem nichtjuristisch gebildeten 


unser früheres günstiges Urteil über die Beamten und Staatsbürger von Nutzen sein. 
Neuauflage auch angesichts dieses Bandes 


nur bestätigen. 


herausg. im Auftrage der Görresgesell- 
schaft zur Pflege der Wissenschaft im 
katholischen Deutschland von Dr. Jul. | 
Bachem, Reehtsanw. 30.—36. H. Lex.-8. | 


Freiburg i. Br., 03. (Herder’scheVerlagsh.) | 


Von diesem wiederholt angezeigten Werke | 





Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


1. Annalen des Deutschen Reichs für Ge- über die Getreideproduktion der Welt i. J. 
setzgebung, Verwaltung und Volkswirt | 1903, die Ergebnisse des Baugewerks- un 
schaft. Rechts- u. staatswissenschaftliche | Hüttenbetriebs in Oesterreich i. J. 1902, eine 
Zeitschrift und Materialiensammlung. Be- | Statistik der Ausverkäufe in Oesterreich in 
gründet v.Dr.@. Hirthu. Dr.M. v. Seydel. | den Jahren 1895—1902, die Hauptergebnisse 
Herausgegeben von Dr. K. Th. Eheberg | des auswärtigen Warenverkehrs Bosniens 
und Dr. A. Dyrof. 36. Jahrg. 1903 und der Herzegowina i J. 1902, Angaben 
Nr. 12. München (J. Schweitzer Verlag) | über den Handels- und Schiffsverkehr in den 

halbjährlich (6 Hefte) 8.— | wichtigeren Vertragshäfen Chinas in den 

Das 12. Heft des Jahrganges 1903 ent, | Jahren 1898-1902, über Handel und Schiff- 

: r fahrt des Deutschen Reichs i. J. 1902 und 
hält: Betrachtungen zur Reichsfinanzreform, | Jen Anteil Oeste ich-U d di 
von Dr. Fritz Kestner in Halle a. S. — Die Er * ir a — — —* I 
Aenderungen des deutschen Eisenbahntrans- | en EEE NEDAEEET EN SE SE 


portrechts durch die Einführung des neuen | 1901 und 1902 in Preussen u. a. 
deutschen Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 


1897 und der Eisenbahn -Verkehrsordnung | 
vom 26. Oktober 1899, von Dr. Georg Eger, | 
Regierungsrat in Berlin. — DieVersicherungs- 


3. Bankarchiv. Zeitschrift für Bank- und 
Börsenwesen. III. Jahrg. Nr. 1. Frank- 
furt a. M. (Mahlau & Waldschmidt) 


pflicht des Bühnenpersonals, von Rechts- , pro Jahrg. 10,— 
anwalt Dr. Fuld in Mainz. — Skizzen und Inhalt: Staatskredit und Anleihekurse, 
Notizen : Die Abschreibungen für Abnutzung | yon Jul. Steinberg-Bonn ; Beiträge zur Lehre 
als Einkommensabzüge und die Entwertung | yom Gelde, kritische Betrachtungen über 
von Vermögensobjekten durch Alter und | neuere Münzliteratur, von Prof. Dr. W. Lotz- 


Gebrauch. Verjährung der Innungs- bzw. 
Handwerkskammerbeiträge. — Aus den Ge- | 
setzblättern. Alphabetisches Gesamtregister 
über die Jahrgänge 1868— 1903 der „Annalen“, 
— Titel und Inhalt zum Jahrgang 1903. 

| 


2. Archiv, Osterr. Wirtschaftspolitisches | 
(vorm. „Austria“). Redig. u. hrsg. v. k. k. 
Handelsministerium. III. Jahrg. (1903) 
Nr. 8. Wien (Manz) jährlich W.— 


Der legislative Teil dieser Nummer ent- 
hält nach einer Uebersicht über die jüngsten 
wirtschaftspolitischen Gesetze, Verordnungen 
usw. unter anderem die österreichische Ver- 
ordnung über die Zuckersteuer vom 29. Aug. 
1903, das belgische Gesetz vom 12. Aug. 1903 
über Abänderung des Margarinegesetzes, das 
japanische Kampfermonopolgesetz. In dem 
statistischen Teil finden sich Mitteilungen | 





München; Die Krisendebatte auf der General- 
versammlung des Vereins für Sozialpolitik, 
von Dr. Gust. v. Weiss- Wellenstein - Wien. 
Gerichtliche Entscheidungen. Sprechsaal. 
Zeitschriften-Uebersicht, Vermischtes. 


4. Beiträge z. Kolonialpolitik u. Kolonial- 
wirtschaft. V. Jahrgang. Heft 3. Berlin 
(W. Süsserott) jährlich 10,— 


Inhalt: Von Mogador nach Marrakesch, 
von Dr. P. Mohr - Berlin; Forschungsreisen 
in Nordostafrika, von @. A. Kannengiesser ; 
Bericht über eine im Auftrage des Kaiserl. 
Gouvernements von Ostafrika unternommene 
Reise von Tanga nach Moschi, um das Vor- 
kommen der Tsetsefliege festzustellen, III, 
von Marinestabsarzt a. D. Dr. L. Sander; 
Die deutsche Kolonie S. Bernardino in Para- 
guay, von Fischer-Treuenfeld-Dresden. 
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5. Blätter für das bayer. Finanzwesen 
XI. Bd. Nr. 15—16. München (G. H. 
Beck) jährlich 6.— 
Diese Doppelnummer enthält einen Ar- 

tikel: Zur Frage der Geschäftsvereinfachung. 
Ausserdem gerichtliche Entscheidungen aus 
dem Gebiete des Reichsstempelwesens und 
des bayer. Gebühren- und Stenerwesens, 


6. Blätter für Rechtspflege im Bezirke des 
Kammergerichts. Organ für d. Ver 
öffentlichungen d. Anwalts--Kammer zu | 
Berlin. Hrsg. v. Dr. Perl, Rechtsanw., u. 
Rechtsanw. Ludwig Wreschner I in Ber- 
lin. 13. Jahrg. 1%3. Nr. 1—9. Berlin 
(Franz Vahlen) jährl. 4 — 


Abgesehen von einer Fülle wertvoller 
Mitteilungen aus der Praxis enthalten diese 
Hefte namentlich folgende Abhandlungen: 
Hilse, Bestellung eines Pflegers behufs Ab- 
schluss eines Lehrvertrags:;: Grundlach, Ver- 
hältnis des Haftpflichtgesetzes zum Unfall- 
fürsorgegesetz; Baum, Gesetzentwurf betr. 
Kaufmannsgerichte; Stranz, „öffentlich be- 
stellte und „gerichtlich beeidigte‘“ Sach- 
verständige; Badstubner zu $ 1190 BGB.; 
Marcus, Steht die Rechtskraft des bedingten 
Endurteils der Berücksichtigung eines im 
Läuterungsverfahren abgegebenen Geständ- 
nisses entgegen?; Marcus und Auerbach, 
Erfordert der Vergleich in Landgerichts- 
sachen die Anwesenheit und Mitwirkung der 
Anwälte?; Adam, Erbrecht des märkischen 
Ehegatten nach BGB.; Hilse, Pflicht zur 
Einklebung von Beitragsmarken für einen 
im Hausstand oder Betrieh beschäftigten 
Mündel; Barkoıw, Zurückbehaltungsrecht bei 
Arbeits- oder Dienstlohnforderungen. 


7. Centralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit, 
Notariat u. Zwangsversteigerung. L—II. 
Jahrgang; IV. Jahrg. Nr. 6/7. Leipzig 
(Dieterich’sche Verlagsbuchh.) 

pro Jahrg. 15.— 


Bei der Fülle juristischer Zeitschriften 
stehen dem Aufkommen eines neuen Unter- 
nehmens die grössten Schwierigkeiten im 
Wege. Der Herausgeber des Üentralblattes, 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Adolf Lobe, hat 
sich diesen Schwierigkeiten gewachsen ge- 
zeigt. Er hat es verstanden, wie die vor- 
liegenden drei Jahrgänge seiner Zeitschrift | 
bekunden, ein Fachorgan ersten Ranges zu 
schaffen, das den äussersten Anforderungen 
gerecht wird und schon heute als das 
führende Blatt auf dem Gebiete der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit betrachtet werden | 
darf. Sein Programm hat der Herausgeber 
inzwischen erheblich erweitert, namentlich | 
durch Heranziehung des grossen Gebietes 
der Zwangsversteigerung. Auch der innere 
Aufbau der Zeitschrift hat bedeutende Fort- | 
schritte gemacht. Sie bietet jetzt in sorg- 
sam durchgeführter Gruppierung I. Ab-| 
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handlungen (über diese berichten wir fort- 


‚ laufend), 11. Entscheidungen, III. systematisch 


geordnete Uebersichten über die Recht- 
sprechung, IV. eine Uebersicht über Gesetze 
und Verordnungen, V. eine Literaturüber- 
sicht, VI. Bücherbesprechungen, VII. einen 
Sprechsaal — also eine Reichhaltigkeit, wie 
sie wenige Fachblätter aufzuweisen haben. 
Das zuletzt erschienene Doppelheft (6 und 7) 
enthält folgende Aufsätze: Zur Entstehung 
und Behandlung der Eigentümerhypothek 
bei der Verteilung des Versteigerungserlöses 
(Reichsgerichtsrat Dr. Jaeckel. Anspruch 
des unchelichen Kindes auf Kenntnis des 
Namens seines Vaters und dessen Verwirk- 
lichung (Amtsgerichtsrat Marcus). 


8. Eisenbahnrechtliche Entscheidungen und 
Abhandlungen. XX. Bd. 1. H. Breslau 

(J. U. Kern’s Vlg.) pro Band 10.— 
Abhandlungen: Die Eisenbahnfahrkarte 
als Legitimationszeichen (Beyersdorf). Ueber 
die Pflicht zur Instaudhaltung und Reini- 
gung nicht Öffentlicher Eisenbahnzufuhrwege 
(Adam). Zum Begriffe der Niederlassung 
und des Gerichtsstandes bei Eisenbahnstatio- 
nen nach österreichischem Recht (Epstein). 
Der Begriff „Eisenbahn“ im Sinne des $ 1 
des deutschen Reichshaftptlichtgesetzes vom 
7. Juni 1871 /Kollmann). Ueber die Haftung 
der Eisenbahn für Verspätung und Ausfall 
von Zügen, sowie für Betriebsstörungen nach 
österreichischem Recht /Frh. v. Rinaldini). 
Beiträge zur Erläuterung des Preuss. Klein- 


 bahngesetzes vom 2%. Juli 1892 (Eger). — 


Entscheidungen. Literatur. Gesetzgebung. 


ı 9. Gemeindezeitung, Bayerische, Organ für 


alleGemeinde-Angelegenheiten desrechts- 
rheinischen Bayern u. der Pfalz. Organ des 
Verbandes bayerischer Arbeitsnach weise. 
13. Jahrg. (1903) Nr. 16—32. München 
(J. Schweitzer Verlag) jährlich 8.— 


Aus dem reichen Inhalte dieser Nummern 
erwähnen wir besonders: Die Mitwirkung 
der (remeinden in Begnadigungssachen von 
Franz Riss, II. Staatsanwalt im k. b. Staats- 
ministerium der Justiz (Fortsetzung). — Das 
Feuerlösch- u. Feuerwehrwesen in Bayern von 
Rudolf Fried, Assistent im bayer. Landes- 
feuerwehrbureau (Fortsetzung). — Die frei 
willige Versicherung (Selbst- und Weiterver- 
sicherung) nach dem Invalidenversicherungs- 
gesetze von k. Sekretär F. Niess. — Gemein- 
verständliche Einführung in das Reichsgesetz 
über die Zwangsversteigerung und Zwaugs- 
verwaltung von k. Amtsrichter TA. von der 
Pfordten. — Die hygienischen Aufgaben der 
Gemeinden von prakt. Arzt Dr. Fr. Siebert. 
— Aufgabe der Armenpflege gegenüber 
Trunksüchtigen von Stadtschreiber Gass. — 
Das Jagdrecht des Königreichs Bayern von 
Bezirksamtsassessor J. Keidel. — Die Rechts- 
verhältnisse unwiderruflich angestellter Ge 
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meindebediensteter von rechtsk. Bürgermstr. | wirkung zwischen Arbeiterinnenschutz und 
Hofrat Söldner. — Die unehelichen Kinder Heimarbeit, von Rob. Wilbrandt; Die Effektiv- 
und deren Mütter nach dem BGB. insbeson- ' geschäfte und die börsenmässigen Termin- 
dere in Bayern von gepr. Rechtspraktikanten geschäfte, von Alex. Horowitz; Zur Land- 
Jos. Pritzl. — Grundrenten- und Hypotheken- frage in einigen englischen Kolonien, von 
anstalt der Stadt Dresden von Obersekretär | @.K. Anton; Volkswirtschaft und Privat- 
Hempel. — Gemeindliche Steuerreform von wirtschaft, von Ferd. Tönnies; Das branden- 
Rechtspraktikant Eduard Ziegler. — Die Be- | burgische Zollwesen im 16. Jahrh., von Mart. 
richte des Verbandes bayerischer Arbeitenach- | Hass; Die deutsche Arbeiterstatistik, von 
weise für die Monate März bis August. — | Friedr. Zahn. 
Im Sprechsaal findet wieder eine sehr grosse , 
Anzahl interessanter, der täglichen Praxis 13. Invaliditäts- und Alters-Versicherung, die, 
des Gemeindelebens entstammender Fragen im Deutschen Reiche. 13. Jahrg. 17—23, 
Beantwortung. Mainz (Diemer) vierteljährlich 2. — 
Abhandlungen: Zur Auslegung von $ 48 
10. Handels-Museum, Das. Bd. 18 Nr.40—43, Ziffer 2 des Invalidenversicherungsgesetzes 
Wien (Verl. d. k. k. österr. Handels- | /D.h-n). Verpflegungssatz bei eingetretenem 
Museums) . halbjährlich 8.— | Wohnungswechsel des in einer öffentlichen 
In den vorliegenden Nummern sind fol-| Heilanstalt Verpflegten (Hilse). Die Be- 
gende grössere Artikel enthalten und zwar kimpfung der Tuberkulose in den Gemeinden 
Nr. 40: Kartellliteratur und Kartellpolitik, /Samter). Besteht eine Pflicht der Kranken- 
von Dr. Siegm. Schilder ; Berlin als Export-  kassen zur Krankenhauspflege? (Fuld). Ein- 
platz; Nr. 41: Insularer Freihandel; Die behalten der Quittungskarten (Hüse). Ist 
5. nationale Industrie-Ausstellung Japans ZU | bei Beurteilung der Frage, ob ein Entgelt 
Osaka, von Hugo Heller (Schluss in Nr. 42); ‚im Sinne des Bundesratsbeschlusses vom 
Nr. 42: Der Handel von Konstantinopel; 27. Dezember 1899 nur geringfügig ist und 
Nr. 43: Wirtschaftliche Störungen in der | zum Lebensunterhalt nicht ausreicht, die 





deutschen Textilindustrie 1900, I. 


11. Handelszeitung, Bayerische. 1903. Nr. 
40—43. München (Franz’sche Hofb.) ; 
vierteljährlich 1.50 | 
Die vorliegenden Nummern enthalten 
folgende grössere Artikel, und zwar Nr. 40: 
Die Landwirtschaft in Bayern 1902 (Forts, | 
Nr. 41); Die wichtigeren Länder der Erde 
als Ackerbau-, Industrie- und Handelsstaaten ; | 
Die Königl. Bank zu Nürnberg in ihrer Ent- 
wickelung 1780—1900, II (Schluss in Nr. 41); 
Nr 41: Die bayerischen Flüsse im September 
1903; Nr. 42: Zur Entwickelung des Post- 
wesens, von Dr. Kemmer-Regensburg (Forts. in 
Nr. 43); Was macht die Industrie konkurrenz- 
fähig ?; Handel und Industrie der Schweiz 
und ihre Beziehungen zu Deutschland (Schluss 
in Nr. 43); Ueber Dampffährenwesen; Aus- 
wärtiger Handel des deutschen Zollgebiets 
i. J. 1902 (Forts. in Nr. 43); Nr. 43: Register- | 
pflicht der Ziegeleibetriebe. 





12. Jahrb. für Gesetzgebung, Verwaltg. und 
Volkswirtschaft im Deutschen Reich. 
Herausg. v. @. Schmoller. 27. Jahrg. | 
4. Heft. gr. 8°. (X, 431 3.) Leipzig, 03. | 
(Duncker & Humblot) 8.80 
Das vorliegende Heft enthält folgende 

grössere Aufsätze: Roscher und Knies und 

die logischen Probleme der historischen 

Nationalökonomie, I, von M. Weber; Zur 

neuesten Entwickelung der amerikanischen 

Eisenindustrie, II, von Z. Glier; Das sog. 

Arbeiterbeamtentum und die nächsten Ziele 

in der Umgestaltung des staatlichen und | 

kommunalen Arbeitslohnverhältnisses, von 

OÖ. von Zwiedineck-Südenhorst: Die Wechsel- 


„Dauer der Beschäftigung‘ oder die volle 
Woche in Vergleich zu ziehen? (Scherf). 
Zu der Belastung mit den Kosten des Ver- 
fahrens im Bereiche der reichsgesetzlichen 
Invalidenversicherung (Wg.). Statistik der 
Krankenversicherung im Grossherzogtum 
Hessen im Jahre 1900. Gegen den Miss- 
brauch geistiger Getränke! Zu $18 des In- 
validenversicherungsgesetzes. Entschei- 
dungen, Mitteilungen. Literatur. 


14. Juristen-Zeitung, Deutsche. 1903. Nr. 20 
und 21. Berlin (0. Liebmann) 

vierteljährlich 3.50 

Die Nr. 20 und 21 enthalten folgende 
Aufsätze: Fischer, Dr., Geh. Justizrat, Pro- 
fessor, Die gegenwärtige Lage der Frage 
der Vorbildung von Juristen und Verwaltungs- 
beamten. — Kulemann, Landgerichtsrat, 
Persönliches Erscheinen der Parteien im 
Civilprozess. — Heinitz, Justizrat, Entgeg- 
nung hierauf. — du Chesne, Landrichter, 
Zur Beweislast für die anspruchsbegründen- 
den Tatsachen. — Staub, Dr. Justizrat, 
Juristische Rundschau. — Köhne, Dr., Amts- 
gerichtsrat, Die XXI. Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Armenpflege und 
Wohltätigkeit. — Herold, Amtsrichter, Die 
Volkstümlichkeit des Bürgerlichen Gesetz- 
buches. — Pinner, Justizrat, Entlastung von 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern. — 
Martinius, Dr., Justizrat, Notwehr und Ver- 
geltung. — Lippmann, Landgerichtsrat a.D., 
Noch einmal die Möglichkeit der Abtretung 
zukünftiger Forderungen nach jetzigem Recht. 


— Witt, Landgerichtsrat, Befugnis der Ge- 


richte, gegen Ungehörigkeiten in Schrift- 
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sätzen im Wege der Ordnungsstrafe einzu- | 
schreiten. — @ötte, Amtsrichter, Pfändungs- 
und Vermieterpfandrecht. — Goldmann, Dr., 
Gerichtsassessor, Hat das uneheliche Kind | 
einen Rechtsanspruch auf Nennung seines, 
Vaters? Brückmann, Dr., Die Aus- 
lobungen der Polizeibehörden in Kriminal- 
sachen. — Hanfft, Dr., Amtsrichter, Form 
des Antrags des Eigenttimers auf Vereinigung 
von Grundstücken. -- Linsmayer, Dr, Die 
Haftung der Kommanditisten. — Tauber, Dr., 
Referendar, Verlust von Gerichtsakten. — 
Olshausen, Dr., Oberreichsanwalt, Die Ueber- | 
lastung der Strafsenate des Reichsgerichts. 
— v. Rohland, Dr., Professor, Der Prozess 
Dippold. Eine juristische Betrachtung. — 
Galli, Reichsgerichtsrat a. D., Zur Reform | 
des Strafprozesses. VI. Vorverfahren. | 
Staub, Dr., Justizrat, Juristische Rundschau. 
— Elbertzhagen, Dr., Regierungsrat a. D., 
Zum Entwurf eines Gesetzes über den Ver- 
sicherungsvertrag. — Leuschner, Dr., Land- 
gerichtsdirektor, Behandlung des Ange- 
klagten in Frankreich und Deutschland. — 
— Marcus, Dr., Landgerichtsrat, Die Wirk- 
samkeit der Beschlüsse aus $ 139 R.F.G. 
gegen die im registerrichterlichen Ordnungs- 
strafverfahren durch Bevollmächtigte ver- 
tretenen Beteiligten. — Voss, Amtsgerichts- | 
rat a. D., Das Recht des Schuldners aus Sg | 
172, 773 C.P.O. und des Gemeinschuldners 
aus $ 128 K. O. — Saage, Landrichter, Zum 
Titel „Amtsgerichtspräsident“. — Tachau, 
Rechtsanwalt, Die Pfändung von Postan- 
weisungsbeträgen. — Schachtel, Dr., Rechts- | 
anwalt, Ein Vorschlag zur kostenlosen Be- | 
freiung der Richter vom übermässigen 
Schreibwerk. — Paech, Dr., Ist auch im 
Falle des Testaments Erbschein erforderlich ? 
— Lindemann, Amtsrichter, Ueber Auf- | 
stellung des Teilungsplanes bei der Kauf- | 
—— — Raabe, Dr., Rechtsanwalt, 

ann eine Ehefrau nach gesetzlichem Güter- 
recht letztwillig über Eingebrachtes wirksam 
verfügen? — Rittmann, Rechnungsrat, Zur 
Auslegung der $$ 81, 91, 92 des deutschen 
Gerichtskostengesetzes.. — Heilborn, Re- 
ferendar, Differenzeinwand und gute Sitten 





# 








15. Rechtsprechung der Oberlandesgerichte, 
hrsg. von Mugdan u. Falkmann. 1903. 

Bd. VI. Leipzig (Veit & Co.) 
pro Bd. 6.50 
Das vorzüglich geleitete und trefflich ; 
bediente Sammelwerk liegt nun bereits in 





sechs abgeschlossenen Bänden vor. Bei der 
erhöhten Bedeutung, die der oberlandes- 
gerichtlichen Judikatur auf dem Boden eines | 
einheitlichen bürgerlichen Rechtes und nach 
Wegfall einer vierten Beschwerdeinstanz zu- 
kommt, wirkt die Mugdan - Falkmann’sche 
Rechtsprechung als eine dem Praktiker und 
Theoretiker unentbehrliche Orientierung über 
die Entwicklung unserer Judikatur. | 


1 


16. Reichs-Arbeitsblatt. Hrsg. vom Kaia. 
statist. Amt, Abtlg. für Arbeiterstatistik. 


I. Jahrg. Nr. 7. gr.4°. Berlin (Carl 
Heymann) jährlich 1.— 
Auch die vorliegende umfangreiche 


Nummer des Reichsarbeitsblattes enthält 
wie ihre Vorgängerinnen zahlreiche Mit- 
teilungen über den Arbeitsmarkt, Arbeits 
losigkeit, Arbeitsbedingungen, Arbeiterschutz, 
Arbeitsstreitigkeiten, Wohnungswesen, Ver- 
sicherungswesen, Gesetze und Verordnungen 
(Elsass-Lothringer: Ges. betr. Gesindeordnung 
vom 26. Juli 1903, Sachsen - Koburg -Gotha: 
Verordnung betr. Festsetzung der sonntäg- 
lichen Beschäftigungsstunde im Handels- 
gewerbe vom 15. September 1903, Luxem- 
burg: Gesetz betr. die Sicherheit und (e- 
sundheit der in Fabriken und gewerblichen 
Betrieben beschäftigten Arbeiter vom 15. Juni 
1903), Berichte über die Tätigkeit der Ge 
werbegerichte, endlich Tabellen zur Arbeits- 
marktstatistik. 


17. Standesamt, Das. II. Jahrgang, 1903. 
Nr. 15—20. Meiderich am Niederrhein 
(Arthur Heiland) jährlich 5.— 

Abhandlungen: Die Belastung der Standes- 
ämter mit Nebenarbeiten, die mit der Fih- 
rung der Register in keinem unmittelbaren 

Zusammenhange stehen. Bescheinigung und 

Ermächtigung beim Wohnungswechsel der 

Verlobten in der Zeit zwischen Aufgebot und 

Eheschliessung (Sartorius). Die Konferenzen 

der Standesbeamten in dem Regierungsbezirk 

Düsseldorf. Die Staatenkonferenz für inter- 

nationales Privatrecht. — Tabellarische Ueber- 

sicht über die einzelnen landesrechtlichen 

Vorschriften betr. die Eheschliessung von 

Ausländern im Deutschen Reiche. — Ent- 

scheidungen. Gesetze. Mitteilungen. Frage- 

beantwortungen. Personalnachrichten ete. 


18. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. 6. 
Jahrg.1903. Heft 10. Berlin (G. Reimer) 

ro Quartal 5.— 

Inhalt: 1. Aufsätze: Prof, Friedr. Holde- 
‚Neiss-Breslau, Von der südrussischen Steppe; 
Prof. Fahlbeck - Lund, Der Neomalthasianis- 
mus (Schluss); Prof. Rachfahl - Königsberz, 
Populäre und eminente Geschichtswissen- 
schaft; Dr. Sigm. Schilder - Wien, Soziale 
Verhältnisse in Süditalien; 2, Sozialpolitik: 
Ein ungarischer Gesetzentwurf über die 
Unfallversicherung der gewerblichen Arbeiter 
von Dr. Gust. Bokor-Budapest ; 3, Miszellen, 
darunter: Die neueste französische Woh- 
nungsenquete; Die Holzvorräte in den Ver- 
einigten Staaten; Unfallgesetzgebung im 
chinesischen Reiche; 4. Buchbesprechungen. 


19. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft. 24. Bd. 1. Heft. Berlin 
J. Guttentag) pro Band 20.— 
Das erste Heft des neuen Bandes ent- 
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hält nachbezeichnete Abhandlungen: Rosen- 
berg, Die Dreiteilung der strafbaren Hand- 
lungen; Stern, Ueber den Begriff der Ver- 
geltung; Dohna Frh, Alexander Hold von 


Ferneck: Der Begriff der Rechtswidrigkeit; 


Klee, Die bedingte Begnadigung in den 
dentschen Bundesstaaten unter rechtsver- 


gleichender Berücksichtigung der bedingten | 


Verurteilung des Auslandes; Löwenstimm, 
Die Deportation nach Sibirien vor und nach 
dem Gesetz vom 12. Juni 1900; dw Bois- 
Reymond, Tramping with Tramps (aus dem 
Englischen von M. Josiah Plynt); Engel- 
berg, Die Versammlung des Vereins der 
deutschen Strafanstaltsbeamten in Stuttgart; 


sodann Literaturbericht über Rechtsphilo- 


sophie von Radbruch; endlich Bibliographi- 
sche Notizen von Levis. 


20. Zeitschrift f. d. gesamte Versicherungs- 
Wissenschaft. Bd. III. 5. Heft. gr. 8”. 
Berlin (E. S. Mittler & Sohn) 


jährlich 9.— 


Inhalt: 1. Abhandlungen: Die Bedeutung 


der Krebskrankheit für die Lebensversiche- | 
rung, von Dr. P. Oroner-Berlin; Die Ge- 


nehmigung zum Grundstückserwerbe von 
Versicherungsanstalten, von Dr. P. Alecander 


Katz-Berlin; Ein neuer Reserve-Berechnungs- | 


modus, von Miles M. Dawson - Newyork ; 
Kritik der Theorien über die juristische Na- 
tur des Lebensversicherungs- Vertrags, von 
Dr. Ludw. Bendix-Berlin; Individualpflicht 
und Unfallversicherung, von Dr. Ludw. Fuld- 
Mainz; Zur Berechnung der Anwartschaft 
auf Invalidenpension, von Dr. Hugo Meyer- 
Berlin; Die Versicherung als Deckung eines 
ungewissen Bedarfs, von Friedrich Hülse- 
Magdeburg. Biücherbesprechungen. Bücher- 
schau. Zeitschriftenschau. 


21. Zeitschrift f. Versicherungswesen. 1903. 
Nr. 38—41. Berlin (Verlag: „Zeitschr. 

f. Vers.-Wesen‘“, G. m. b. H.) 
vierteljährlich durch die Post 5.— 


Neben zahlreichen kleineren Mitteilungen 
bringen die vorliegenden Nummern folgende 


— — — — — ———— — — — 
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| grössere Artikel u. zwar Nr. 38: Die Anzeige- 
pflieht in der Feuerversicherung und der 
Entwurf eines Gesetzes über den Versiche- 
\rungsvertrag; Nr. 39: Die Haftpflichtver- 
sicherung und der Entwurf eines Ges. über 
den Versicherungsvertrag ; Nr. 40: Die Un- 
fallversicherung und der Entwurf eines Ges. 
über den Versicherungsvertrag; Nr. 41: Der 
Entwurf eines Gesetzes über den Versiche- 
rungsvertrag und die Abgangsvergütungen 
in der Lebensversicherung. 





‚22. Zeitschrift für badische Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege. XXXV. Jahrg. 
Nr. 18—21. Heidelberg (Emmerling & 
Sohn) jährlich 8,50 
Abhandlungen: Die amtliche Bericht- 
'erstattung über den Arbeitsmarkt in den 
verschiedenen europäischen Ländern, insbe- 
sondere in Deutschland. — Entscheidungen. 
Rechtsgrundsätze. Entschliessungen. Lite- 
ratur. Briefkasten. 





23. Zeitschrift für Zollwesen und Reichs- 
steuern. Hrsg. von Überzolldirektor 
Kunckel in hwerin. 1903. Nr. 7. 
Berlin (Carl Heymann) jährlich 8.— 


Inhalt: 1. Abhandlungen: Die inneren 
| Verbrauchssteuern des Deutschen Reichs, von 
Dr. Trautvetter-Hamburg ; Die Gewehrfabri- 
kation, von Hauptsteueramtsassistent Grie- 
| bel; Vereinfachung der Buchführung für die 
Tabaksteuer bezüglich der der Flächensteuer 
| unterliegenden Pflanzungen, von Obersteuer- 
| kontroleur Dienemann ; 2. Gesetze, Verord- 
nungen etc, aus dem Gebiete des Zoll- und 
‚ Reichssteuerwesen;; 3. Zolltarifentscheidungen 
und -Auskünfte. 4. Rücherschau. 


"24. Zentralblatt, österr., für die jurist. Praxis 
| nebst Zentralblatt f. Verwaltungspraxis. 

XXI. Bd. 9, u. 10. H. Wien (Moritz Perles) 
| halbjährlich 10.— 
' Abhandlungen: Das juristische Denken 


(Wurzel). — Rechtsprechung. Verordnungen. 
Erlässe. 


Neue Erscheinungen. 


Die in dieser Nummer besprochenen Werke haben hier keine Aufnahme gefunden 
Die Einrelhung erfolgt nur unter einer Rubrik, auch wenn das Werk noch andere Rubriken berührt. 
Vgl. auch „Allgemeinses'‘ und ‚Varia''. 


Zeitschriften, Sammlungen von Entscheidungen. 


Armeupfleger, der. Monatsschrift zum »Schweiz, 
Zentralblatt f. Staste- u. Gemeinde-Verwaltg.-, red. 
v. Dr. A. Boschardi. Red.: Pfr. A. Wild. 1. Jahrg. 
Oktbr. 1908—Septbr. 1904. 12 Nrn. gr. 8%, (Ne. 1. 
8 8.) Zürich (Art. Institut Orell Füssli) 3.— 

Frau, die christliche. Zeitschrift f, höhere weibl, 
Bildäg. u. christl. Frauentätigkeit in Familie n. 


Gesellschaft. Hrag. vom Vorstande des Charitasver- 


bandes zu Freiburg i. Breisgau, Red. v. E.M. 
Hamann. 2. Jahrg. Oktbr. 1909—Septbr. 1904. 12 


Hefte. gr. 8%. (1. Heft. 40 8. m. 1 Bildnis, Freiburg 
i/B. (Geschäftsstelle des Charitasverbandes f. das 
kathol. Deutschland) 4. — 
Koelin«er, Amtsger.-R. Grundbuchricht., Die Recht- 
sprechung in grundbuchrechtlichen Fragen unter 
neuem Rechte, Zusammenstellung der wesentlichsten 
das Grundbuchrecht betr. Beschlüsse des Reicha- 
gerichts, Kammergerichts u. der Oberlandesgerichte 
| m. Anmerkın. Für die Praxis. 2, Jahrg. gr 3°. (X, 
' 75 8.) Berlin 04 (Puttkammer & Mühlbrecht) 2.— 
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Rechtsprechung, die, des königl. preussischen Wirtschaftspolitik, dentsche. Mit Beilage. 
Oberverwaltungegerichtae in systematischer Dar- Mitilen. d. Handelsvertragsevereine. Red. Dr. W 
stellung. Hrsg. von ÖOb.-Verwaltungsger.-B. B. r. Borpius. 4. Jahrgg.. Oktbr. 03—Septbr. O4. 12 Nm. 
Kamptz, Senatspräs. Wirkl. Geh. Oberreg.-R. Ph. | ger, 4”, Berlin (Fz. Siemenroth) viertelj. 1.59 
Freytag, Ob.-Verwaltungwer.-R. St. Genzmer, Land- 
ger.-Prüs. E, Barre, Verwaltungsger.-Dir. A. Ger | Zeitschrift f. Wohnungswesen. Hrsg. u. red. r 
merahnusen, Reg.-R. M. Dirksen. 2. Ergänzungsbd. Prof. Dr. A. Albrecht. 2. Jahrg. Oktbr. 1903--Septbr. 
Von B. vr. Kamtz. gr. 8°”. (XVI, 691 8.) Berlin 03 1904. 24 Nrn. Lex 8°, Nr. 1. 16 8.) Berlin (c. Hey- 
(C. Heymann) 10. -; geb, in Halbfrz. 12.— | mann) halbjährlich 4.— 


Sammelwerke, Enzyklopädien. 


Handbuch der Gesetzgebung in Preussen u. dem | Kriminal-Prozesse aller Zeiten. 7. Bd. ®. 


Deutschen Reiche. Hrag, von Wirkl. Geh. Oberreg.- Heilbronn 03 (OÖ. Weber) — 5) 
Rat Graf ne de Grais. ar. #°. Berlin 04 (J. Springer). 7. Fischer W., Der Prozess gegen die Wiener 
IX. Münchgesang, Dr. F., Geh. Reg-Rat, Das: Dienstboten-Mörder Franz u. Rosalie Schneider. 
Bauwesen. Staatsbauverwaltung. — Baurecht, — — Das Crime passionel u. die franz. Geschworenen. 


Baupolizei (XII, 506 8.) geb, 10.—. XIV, 5. Land- | (189 8.) 
u. Forstwirtschaft, Viehzucht, Jagd u. Fischerei. ' Rosentbal, Dr. M., Landricht., Nebengesetze zum 
5. Bd Schultz W., Forstmatr. u. Reg.-Prüs. G. bürgerlichen Gesetzbuche. 1. Gesetz üb. die An 
Frhr. von Scherr-Thoss, Die Jagd. Jagdrecht, — gelegenheiten der freiwill. Gerichtsbarkeit. II Grund- 
Jagdpolizei. — Wildschaden. — Jagdschutz. (XU,' buchordnung. III. Gesetz üb, die Zwangsversteigerg. 
179 8.) geb, 1.— u. Zwangsverwaltg. Gesamtansg. m. Anmerken. a. 
Köppen, Dr. M., I. Assist. Prof., Sammlung v. ge-, Verweisgn. auf Beichs- u. Landesrecht, nebst e. 
richtlichen Gutachten aua der psychistrischen Klinik | ausführl. Sachregister. 8°. (VII, 262 8.) Leipzig 03 
der kgl. Charit# zu Berliu. M. e. Vorwort v, Dir. (Dieterich) kart. 3— 
Geh. Med.-R. Prof. Dr. Jolly. gr. 8°. (VIII, 46 8); 
Berlin 04 (8. Karger) 15. 


Rechtsgeschichte, Allgemeines. 


Conrat (Cobo), Pr. Max, Prof., Breviarium Alari- | Olszewski, Jos., Bureaukratie. gr. 8°. (VIII, 303 8.) 


cianum. Römisches Recht im fränk. Reich in systemat. Würzburg 04 (A. Stuber'a Verl.) 4.80; geb. 5.0 
Darstelig. gr. 9%. <XX, 814 8.) Leipzig 08 (1. ©. 4 
Hinrichs Verl.) 36.—; geb. B8,— Schroeder, Eduard Aug., Das Recht im Irren- 


. kritisch, systematisch u, kodifiziert. Sorial- 
Fehlmann, Heinrich, Das Fertigungswesen'nach —J— Bo, on : 
den aargnuischen Rechtsqnellen historisch dopmat. TTıtal-auf, 1808) Zürich —e © 
bearb. Diss, gr. 8". (U, 179 8.) Aarau 03 (E. Wirz) Art. Instibel en * * € 
2.80 . Institut (Orell Füsili) i- 


Jaffn, Dr.8.. Kammerger.-Refer,, Welche rechtlichen | Stammiler, Rud., Privilegien u Vorrechte, Rek- 
Grundbegriffe muss man kennen? Einführg. in die toratsrede. gr. 8°. (52 8.) Halle 03 (Buchhdlg. des 
Bechtakunde des tägl. Lebens. gr. 8%. (638.) Berlin Waisenhausee) 1— 
03 (H. Steinitz) 1.— | 





Bürgerliches Recht. 


Backhansen, Alfr.,Refor., Der Tatbestand des | Grundbuchrecht). 2. Buch: Freiwillige Gerichtsbar- 
arglistigen Verschweigens in den &3 459-404 im Ver- | keit im. Ueberleitg. zum neuen Grundbuchwesn). 
hältnis zu dem der arglistigen Täuschung des 3123 | gr. 8°. (VII, 471 8.) Darmatadt 01 (A. — 
des BGB. Diss, gr. 8°. (77 8.) Bonn 03 (Röhrscheid & 

Ebbecke) 150! Planek, Dr. G.. Wirkl. Geh -R. Prof., Bürgerl. = 

Baillant, Thb., Amtsger.-R., Das Dienstbotenrecht | »etzhuch nebst Einführungsgesetz, erläutert in Ver- 
in Elsass-Lothringen. Unter Berücksicht. der neuen bindg. m. Reichsger.-R. F Dr. A. Achilles, Prof. Dr. 
Gesindeordng. bearb. (Juristische Hausbibliotbek.) | F. Andre, Geh. Justizr. M. Greif, Landricht. F. 
gr. 8°. (69 8.) Metz 03 (R. Lupns) —,75| Kitoen, Landricht. 0, Strecker, Geh. Hofr. Prof. Dr. 

Kensier, Th., Landger.-Dir., Das bürgerliche Recht | E. Strohal, Ob.-Reg-R. Dr. K. Unmer. 1. Bd. Ein- 
einschliesslich des Handels- u. Wechselrechts u, des | leitung u. allgemeiner Tl. 3., verm. u. verb. Aufl. 
württombergischen Landrechts. I.Bd. Dieallgemeinen | gr. 8%. (XII, 32 8.) Berlin 0% (J. Guttentag) 


Lehren. Für den Unterrichtakurs der Notarlatskan- | 10— ; geb. in Halbfrz. 12.— 
didaten bearb. gr. 80. (VIII, 190 8.) Stuttgart 03' Scherer, Dr. M., Rechtsanw., Das dritte Jabr des 
{W. Kohlhammer) 3.60; geb. 4.30 bürgerlichen Gesetzbuchs. Die gesamte Rechtsprechg. 


Diischmann, F., Rechtsanw., Unser Geschäfts- u. u, Theorie 1902 zum BGB., EG. z. BGB, CPO., 
Verkehraleben nach dem bürgerlichen Gesetzbuche. FG., GBO., ZVG. u. KO. 3. „Ergänzungsbeft‘‘ zu 
Eine systemat. Erklärg. des bürgerl. Gesetzbuches meinem Kommentar. 2, Lig. gr. &® (LI—LXIV a. 
m. Ausschluss des Familien- u. des Erbrechtes f. 8. 465-801). Erlangen 03 (Palm & Enke) 7.— 
jedermann, insbesondere Kaufleute, Industrielle, Schultz, Dr, Erwin., Die Pfandansprüche nach 
Landwirte u. Studierende der Rechte, nebst e, For- $ 1227 des bürgerlichen Gesetzbuchs f. das Deutsche 
mularanb. u, Sachrogister, 8°. (X, 498 u. 64 8.) Reich. gr. 8. (XI, 91 8.) Leipzig 08 (A. Deichert 
Ebd. 08 geb. in Leinw. 4.—; in Halbfrz. 5.50) Nachf.) 2.5 

Endemann,Dr.F..Prof., Die Entmündigung wegen Schwarz, Dr. Otto Geo,, Assess., Grundris des 
Trunksucht u. das Zwangsbeilungsverfahren wegen bürgerlichen Rechte u. seiner Geschichte. Ein Hilfs- 
Trunkfälligkeit. Bisherige Erfahrsm. Gesetzgeberische | buch für junge Juristen, 2. Aufl. gr. *. (XV, 
Vorschläge. gr. 8%. (55 8.) IIalle 04 (C. Marhold) 1.50 | 748 8.) Berlin 04 (C. Heymann) 9.-.; geb. 10.— 

Heinzerliug, Geo., Amtsricht., Das grosaherzagl. | Simon, Otto, Refer., Notwehr, Notstand u. Selbat- 
hessische Privatrecht, wie es in den Provv, Starken- ' hülfe nach dem deutschen bürgerlichen Gesetzbuche. 
burg u. Öberhessen neben dem bürgerlichen Gesetz- Diss. gr. 9. (8458.) Frankfurt a. M. 03 (C. Koenitzer) 
buch u. der sonstigen Reichsgesetzgebung in Geltung 2 
ist. 1. Buch; Liegenschaftsrecht (m. dem alten :! 


ne TE nn — —— —— —— 
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Handelsrecht. 
Gareis, Dr. Karl, Geh. Justizr. Prof, Das! Lehmann, Dr. Karl, Prof., Das Recht der Aktien- 


deutsche Handelsrecht. Ein kurzgefasstes Lehrbuch 
des im Deutschen Reiche gelt. Handels-, Wechsel- 
u. Seerechts. 7., umgearb, Aufl. (ıXXIV, 724 8.) 
Berlin 03 (J. Guttentag) 9.— ; geb. 10.— 


gesellschaften. 2. Bd. gr. 5°. (XX, 659 8.) Berlin 04 
(C. Heymann) 12.— 


Zivilprozess. Vollstreckungsrecht. Gerichtspraxis. 


Domke, Joh., Bur.-Vorst., Deutsche Gebühren- | 
Ordnung f. Rechtsanwälte v. 7. VII. 1879 [in der 
Fassung der Bekanntmachu des Reichskanzlers 
vom 20. V. 1898 (R.G.Bl. 692), nebst dem Gesetz, 
enth, die landergesetzl. Vorschriften üb. die Ge- 
bühren der Rechtsanwälte u. der Gerichtsvollzieher 
vom 27. IX. 1899, In alphabet. Stichwörtern hreg. 
Anh.: I. Wertsberechnung. Il. Gebühren-Tabellen. 
8°, (104 8.) Berlin 08 (F. Siemenroth) kart. 1,50 

Exekutions-Ordnung, die, vom 27. V. 1896 
samt dem Finführungsgesetze, den Durchführungs- 
verordnungen u. den älteren bezüglichen Vor- 
schriften, m.e. Uebersicht üb. die Spruchpraxis des | 
k. k. Obersten Gerichtshofes. 120, (XI, 791 8.) Wien 
03 (Manz) 6.— 

Fitting, Dr. Herm., Geh. Justizr. Prof., Der 
Reichs-Zivilprozess, 11. Aufl, Unveränd. Abdr, der | 
10. 8°, (XX, 744 8.) Berlin 03 (J. — 

7.—; geb. 8. - 

Gesetze u. Verordnungen, die, üb. die Zivil- | 
gerichtsverfassung, insbesondere das Gerichtsorgani- | 
sationsgesetz, die Jurisdiktionsnorm samt Ein- 
führungsgesetz u. die Advokatenordnung, nebst 
allen einschläg. Vorschriften u. e. Uebersicht tb. | 
die Spruchpraxis des k. k, Obersten Gerichtshofes, | 
120, (XVI, 862 8.) Wien 0% (Manz) | 

Koch, W., Wie treibe ich meine Aussenstände ein? | 
Ratgeber f. Kaufleute, Gewerbetreibende u. Private | 
zur gerichtl, u. aussergerichtl. Einziehg. v. Fordergn. | 


m. besond. Berücksicht. des Verfahrens gegen faule 
u. böswill. Schuldner. gr. 8%. (VIII, 138 8.) Berlin 
03 (8. Mode) 1.50 
Pfafferoth, Carl, Geh. Kanzleir,, Das deutsche 
Gerichtskostenwesen, enth. das Gerichtakostengesetz 
u. die Gebührenordnungen f. Zeugen u. Sachver- 
ständige, sowie f. Gerichtsvollzieher in der Fassung 
vom 20, V. 1898. Erläutert u. f. den prakt. Gebrauch 
bearb. 8. neubearb. Aufl. gr. 8°. (X, 452 u. 4 8.) 
Berlin 03 (C. Heymann) 7.50; geb. 9.— 


Ribrid, Thdr., Vollstreckungsbeamt., Gläubiger 
u. Schuldner. Ein der prakt. Anwendgn. f. Geschäfts- 
leute u. Private angepasster u. m. Formularien ver- 
sehener verlässl. Ratgeber bei der Einklagg. u, 
zwangsweisen Eintreibg. v. Geldfordergn. durch 
Execution auf das bewegl. Vermögen. gr. 8". er 
85 8.) Prag 03 (G. Neugebauer) 


Thiel, Otto, Ger.-Sekr., Ratgeber in —— 
Rechtsstreitigkoiten u. im Zwangsvollstreckungs-Ver- 
fahren zum praktischen Gebrauch bei Führung v. 
Zivilprozessen. gr. 8°. (IV, 9 8.) Schweidnitz 08 
r Brieger) —.60 
vilprozessordnnng, die, vom 1. VIII. 1895 
samt dem Einführungsgesetze, den Durchführungs- 
verordnungen u. den älteren bezüglichen Vor- 
schriften, m. e. Uebersicht üb. die Spruchpraxis 
des k. k. Obersten Gerichtshofes, 12°. (XI, 665 8.) 
Wien 03 (Manz) 5. — 


Patent- und Urheberrecht. 
Boehmer, Erich v., Vorschriften f. das Ver- | Inay, Dr. Herm., Rechtsanw., Patentgesetz u. Ge- 


fahren bei dem Patent-Amte der Vereinigten Staaten | 
v. Nord-Aınerika. Aus dem Engl. 12%. (XII, 155 8.) | 
Berlin 04 (C. Heymann) 2.50 | 


setz, betr, den Schutz v. Gebrauchsmustern. Sy- 
stematisch erläutert. gr. 8°. (VIII, 488 8. Berlin 08 
(F. Vahlen) 11.—; geb, in Halbfrz. 13.— 


Strafrecht. 


Brodmann, E., Oberlandesger-R., Die Urkunde, be- 
sonders im Strafrecht. Zwei Abhandlgn. zur Be- 
stimmg. des Begriffs gr. 8°. (III, 77 8.) Berlin 04 
(OÖ, Häring) 2.— 

Dubuisson, Dr. Paul, Chefarzt, Die Warenhaus- | 
diebinnen. Aus dem Franz. v. Alfr. H. Fried. 2. 
Anfl. Lex. 8° (181 8.) Leipzig 04 (H. Seemann 
Nachf.) 2.— | 

Fischer, Wilh.,. Die Prostitution, ihre Geschichte | 
u. ihre Beziehungen zum Verbrechen u. die krimi- | 
nellen Ansartungen des modernen Geschlechtslebens. 
8°, Stuttgart 03 (K. Daser) 3.⸗ 

Hofuer, Dr. Karl, Ehrverletzungen unter dem | 
Schutze des $ 193 Str.G. B. in Theorie u. Praxis m. | 
besond. Berücksicht. der Presse, gr. 8° (VI, 129 8.) 
Paderborn 03 (F. Schöningh) 1.80 | 

Lehmann, Arth. BE. H., Krankheit, Begabung, | 
Verbrechen, ihre Ursachen u. ihre Beziehungen zu 
einander. gr. 8. (402 8. m. 48 Fig.) Berlin 04 V. 
Gnadenfeld & Co.) 6.— 


Leonhard, Dr. Otto, Der unlautere Wettbewerb 
u. seine Bekämpfung. gr. 8° (VI, 115 8.) Wien 08 
(A. en 2.60 

Mönkemöller, Dr,, Oberarzt, Geistesstörung u. 
Verbrechen im Kindesalter. gr. 8°. (108 8.) Berlin 03 

„(Reuther & Reichard) 280 

Ohlschläger, Dr. ©. v.. Reichager.-Präs., u. w. 
Forstakad.-Dir A. Bernhardt : Gesetz betr, den Forst- 
diebstahl vom 15. IV. 1878, mit Erläutergn. hrag. 
5. verm. Aufl., neu bearb, durch Ob.-Landeskultur- 
ger.-R. ./. Peltzer u. Lanaforstnstr. a.D. W. Schulz. 
12°, (VII, 134 8.) Berlin 04 (J. Springer.) kart.) 2.— 

Rohland, W. v., Prof., Die Kausallehre des Straf- 
rechts. Ein Beitrag zur "prakt. Kausallehre. gr. 8°. 
(V, 61 8.) Leipzig 08 (Duncker & Humblot) 1.60 

Stade, Rohld., Frauentypen aus dem Gefäugnis- 
leben. Beiträge zu e. Psychologie der Verbrecherin. 
gr. 8°, (VIII, 290 8.) Leipzig 03 (Dörfling & — 

4.—; ge — 


Kirchenrecht. 


@ross, Dr. Carl, Prof.. Lehrbuch d. katlı. Kirchen- 
rechts m. besond. Berücksicht. der partikulären 
Gestaltung desselben in Oesterreich. 4. verb. Aufl. 
gr. 8°. (XIV, 434 8.) Wien 08 (Manz) 12.— ; geb. 14.— 


Staatsrecht. Verwaltung. Verwaltungsrecht. 


Charte, ls, constitutionelle de l’empire de Russie. 
Fublide d'apr&s l’original des archives de St. Pöters- 
bourg. Preface par Prof. Thdr. Schiemann. (In franz. 


Lex, Pet., Sem.-Präf., Das kirchliche Begräbnis- 
recht historisch-kanonistisch dargestellt, gr. 8”. (XII, 
408 8.) Regensburg 04 (Verlagsanstalt vorm. G J. 
Manz) 4.— 


Recht der Verkehrsanstalten. 


u. russ, Sprache.) gr. #. (123 8.) Berlin 03 a 
Gottheimer) 


Dienstanweisung f. die ———— 


— 
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der Staatsvarwallungsbehörden. (Ausg. 1903.) 129°, 
(116 8.) Dresden, (C. Heinrich) kart. 1.— 

Frisch, Dr. Hans v., Die Verantwortlichkeit der 
Monarchen u. höchsten Magistrate. gr. 8°, (X, 378 Al 
Berlin 04, (O. Häring) 

@an, Alfr., Die Kontingentsherrlichkeit nach u 
schem Reichsrecht. gr. 8°. (VI, 58 8.) — 4 
(A. Deichert Nacht.) 

Haunel, Dr. H., Die Notverordnung nach X— 
schem Staatsrechte. Versuch einer — —— 
(VII, 62 B.) Leipzig 04 (A. Deichert Nachf.) 1.50 

Jehle, J. @.. Die mobile Stellung der buyer- 
ischen Volksschullehrer. deren Dienst-, Gehalts- u. | 
Pensionsverhältuisse nach dem Schulbedarfasesetze | 
vom 28. VII. 02. gr. 8. (X, 261 8.) München 03 
(R. Oldenbourg) geb, in Halbleinw. 8.— 

Kluge, R., Sekr., Handbuch f. den Armenpileger. 
Ratgeber f. in der öffentl. oder privaten Armen- | 
pflege tät. Personen. 2. verb. Aufl. gr. 8°. (X. 103 8.) 
Hamburg 09 (Grefe u. Thiedemann) 1.50 


Neuberg, Mart. Johs., Landricht., Post-, Tele- 
eraphen- u. Fernsprechgesetzgebunz. unter Berück- 
sicht, des Reichagerichtse hrag. 8°, (VI, 312 8.) 4 
zig 03 (Dieterich) kart. 


Schriften des deutschen Vereins für Armenpflege | 
u. Wohltätigkeit. 63-66. Heft. gr. ®#. Leipzig 
(Duncker & Humblot), | 

03. Münzsterberg, Dr. Stadtschulr., Das Elberfelder 
System, Festbericht aus Anlass des 50jähr. Be- | 
stehens der Elberfelder Armenoräng. (V, 54 8.) | 
03. 1,20. — 64. Schiller, Dr. F., Magistr.-Assess., | 
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Landesr. H. Schmid! u. Amtsger.-R. Dr. P. Köhne, 
Zwangs-(Fürsorge)-Erziehung u. Armenpflewe. Be- 


richte. (V, 142 8.703. 3.—. — 65. Buehl, Adf., u 
Frz. Curt R. Esechle, Dirr. DD.. Die geschlossene 
Armenpflege. Berichte. (V, 138 8.) 0%. 2.9, — 


Blum, Dr. Jos.. Oberarzt, Volks- u.Krankenköchen 
112 8.) 03. 2.80, 

Springer, Bud, Mehrheits- od. Volksvertretung 
Zur Aufklärg. der intellektuellen un. industriellen 
Klassen üb. ihr Interesses an e, Wahlreform, sowir 
üb. Wesen, Arten u. Bedsutg. der Proportionalwah! 
Nach e. Vortrags. gr. 8°. (52 8.1 Wien & (F. Den- 
ticke) 1.2 

Triepel, Dr. Heinr,, Prof., Der Streit um die 
Thronfolge im Fürstent. Lippe. Kritische Beiträgr. 
gr. ®, (V, 125 8.) Leipzig 08 (C. L. Hirschfeld) 4. — 

Verwaltungsbericht des Bates der Stadt Leip 
zig f. d. J. 1901. Lex. 8%. (IV, 74 8.) Leipzie ©. 
(Duncker & Humblot) * in Leinw, 10 — 

Zimmermaumn, J., Gerichtaschreib., Reichsgesstz« 
betr. den Verkehr m. Nahrungs- u. Genmusamitteln, 
als: Allgem-inen Nahrungsmittelgesetz vom 14. T. 
1879 m, Nebengesetzen, Nüaastoffgesetze vom 7. VII 
1902, Margarinegesetz vom 35. VII. 1897, Weinges-tz 
vom 24. V.19%01, unter Berücksicht. der Entacheid- 
ungen des Reichsgerichts, u. den Bedürfnissen der 
Nahrungsmittelgewerbetreibenden wie auch der Kın- 
sumenten entsprechend bearb, Im Anh. : Wett- 
bewerbgesetz vom 27. V. 1896, allgameine Anmerkgn , 
Abhandlgen. üb. den Verkehr m Honig. 3. Aufl. *#, 
(134 8.) Leipzig 38 (R. C. Schmidt & On.) 

geb. in Leinw. 1. 


Versicherungsrecht. 


Halibaner, Max, Oberlandesger.-R., Das nene | 
Reichscesetz Ab. die Krankenversicherung. Eine | 
Darlegg. in Gesprächsform f. jedermann. 2. Ausg. 
unter Berücksicht. der Novelle v. 1903. 8*, {106 8. 
u. 8. 101-112, Leipzig 03 (Rossberg'sche Verlaps- ' 
buchh.) —.80 | 





Jaffe, Dr. Karl, Stellung u. Aufgaben des Arzt“ 
auf dem Gebiete der Krankenversicherung. (X. 288 8.) 
Jena 03 {G. Fischer) Subekr.-Pr. .—; geb. 6.—: 

Einzelpr. 6.— ; geb. 7 


Finanzwesen — Volkswirtschaft. 


RBalfonr, Arth. James, Minist.-Präs. Volks- 
wirtschaftliche Randhbemerkungen ub. den Britischen | 
Freihandel. (Economic notes on insular freetrade.) | 


Uebers. v. Fel. Heinemann. 8°, (58 8.) Berlin 03 | 
(Vita) 1.— 
Berg, Fritz vom, Gewinnbeteiligung u. Mit- 


eigentum der Arbeiter, Arbeiterausschuss u. Arbeits- | 


amt. Ein Beitrag zur Lössr. der sozialen Frare im | 
Anschluss „u andere Zeitfragen. gr. 9, (79 8), 
Strassburg 03 (0. A. Vomhoff) bar L.— | 


Bernhard, Dr. Ladw., Priv.-Doz., Die Akkord- | 
arbeit in Deutschland. gr. &#. (X, 237 5.) Leipzig 03 | 
(Duncker & Humblot) 5. — 

Bibliographia economica universalis. Röpertoire 
bibliographique annuel des travaux relatıfa aux 
sciences economiques et sociales, publie par Prof. 
Ju. Manduls. lere annee, Travaux de l'annde 
1902, rediges par Bihlioth. Frvin Szabs. gr. 8“, 
(XXI S. 42 Bl. n. S. 143—170.) Budapest 03 (Wien, 
A. Hölder) 

Brackel, Dr. Frhr, Osw, v., u. Jon. Lein, 
Der dreissigjährige Petroleumkrieg. Fine handela- 
wissenschaftl. Studie. gr. 5°. {XVT, 464 8 m.1 farb. 
Karte.) Berlin 03 id. Guttentag) 


1.3; 


eb, in Leinw. 8.— 


Bürner, Dr, R., Synd., Zur wirtschaftlichen Ent- 
wicklung u. Lage der deutschen elektrotechuischen 
Industrie, Nach e. Vortrage. gr. 8%, (15 8.) Berlin 03 
(F. Siemenroth) - “50 | 

Cohnstnedt, Dr. Willı,, Die Agrarfrage in der 
deutschen Sozialdemokratie von Karl Marx bis zum 
Breslauer Parteitag, gr. 8°. (ID. 245 8.) München (8 
(E. Reinhardt) 3.50 

Compass, Finanzieliese Jahrbuch f. Oesterreich- 
Ungarn. Gegründet v, Gen.-ker. Gust. Leonhardt, 
1904. Hrag. v. 8, ITeller, 37. Jahrg. 2 Bde. gr 8. 
(XX, 1131 u. XXXL 1194 8) Wien 08 (A. Hölder) 

geb in Leinw. 19,— 


Fischer, Dr. G@ust.. Grundzüge der Organisation 





des deutschen Buchhandels. gr. 8. (X, 24 8 
Jena (3 (G. Fischer) 4 - 
Georgte, Dr. Otto, Geh. Rat, Oberbürgermstr. 


#. D,, Ein Beitrag zur Beurteilung der gegenwärt 
Finanzlage, er. 8°. (TUI, 136 8.) Leipzig 03 (Duncker 
& Humblot} 2.40 
Goldberg, Dr. Otte, Handelssch,-Dir., Die Han- 
delswissenschaft auf volkswirtschaftlich-rechtlicher 
Grundlage, 6. Aufl. (der Arenz'schen Handelsw issen- 
schaft), vollständig neu bearb,. 12% (XI, 259 8 
Leipzig 03 (J.J. Weber) 3.— 
‚ Goldberger, Ludw. Max, Das Land der uo- 
begrenzten Möglichkeiten. Beobachtungen üb. das 
Wirtschaftsleben der Vereinigten Staaten v. Amerika. 
gr. »°. (29% 8.) Berlin 03 (F. Fontane & Co.} 
5.—; geh. 6% 
 Gottwaldt, H.. Die übersseische Auswanderung 
der Chinesen u. ihre Einwirkung auf die gelbe n. 
weine Rasse. Volkswirtschaftliche Studie. wur. ». 
(VIll, 130 8.) Bremen 03 (M. Nössler) 8. 
Heebht, Dr. Fel,, Die Organisation des Boden- 
kredits in Deutschland, 2. Abtig. Die deutschen 
Hypothekenbanken. 1. Bd. Die Statistik der deut- 
schen Hypothekenbanken. Mit dem Portr. des Verf, 
nach F. v. Lenbachs Gemälde. er. ®. (XXXII, 
786 8.) Leipzig 03 (Duncker & Humbiot) 2.— 
Heyne, Johs.. Schäferel-Dir., Die Frage des Woll- 
zolles. yr. ®. (832 8.) Leipzig 04 (R. C. Schmidt 
& Co) —.50 
Juhresbericht, 16. des leitenden Ausschusses 
dea schweiz. Arbeiterbundes u. des schweiz. Ar 
beitersekretariates f. 1902 nebst den Protokollen d. 
Sitzungen d. Bundesvorstandes. gr. 8°. (30 8.) Zürich 
08 (Grütliverein) 1.— 


Jung, J., Postr, Der Weltpostrerein un. sein Ein- 


fluss auf den Weltverkehr u. die Weltwirtschaft 
Vortrag. gr. 5°, (IV, 46 8. m. 5 lith, Taf.) Steam. 
burg 03 (J. H. E. Heitz) 3.— 
Kixa,Dr Kaujn, Das Bankwesen Japans. er. =. 
(VI, 197 8.) Leipzig 04 (A. Deichert Nachf.) 4 
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Kremski, Dr., Magistr.-R,, Ratgeber in Steuer- 
sachen. Die Einkommenstener, Ergänzungssteuer, 
Gemeinde Einkommensteuer, Gewerborteuer, Grund- 
steuer, m Reklamations-Mustern. 9°. (243 8.) Berlin 
03 (Ullstein & Co.) geb, in Leinw. 1.— 

Lngr, Die, der in der Seeschiffshrt beschäftigten 
Arbeiter. 2. Bd. 1. Abtlig. gr. 8°, (VII, 614 8.) Leip- 
zig 03 (Duncker & Humblot) 14. 

Lehmansa, Dr. Onk., Stadtr., Das sächsische Ein- 
kommenstener-Gesetz, erläutert an praktisch durch- 
geführten Beispielen. Mit Hılfstafel zur Berechng. 
des Steuerbetrages {. Einkommen bis zu 100 000 Mark, 
(Wie schätze ich mich richtig ein? Wie reklamiere 
ich m. Erfolg?) 6., auf Grund der Gesetze vom 1. 
u. 2. VII. 1902 verb. Aufl. 9. (52 8.) Dresden 03 
iA Kühler) — 50 

Leitner, #rdr., Das Baukgeschäft n. seine Technik. 
Unter Berücksicht. d. gesetzl. Bestimmen. gr. 9°. 
(VIII, 824 8.) Frankf. à. M. 03 (J. D. Sauerländer) 

4. ; geb. 4.80 

Lieven, Fürst Max, Die Arbeiterrerhältnisse des 
Grossgrundbesitzes in Kurland. 1. Abt. 1. Bd. Die 
Enquöte vom Frühjahr 1899 u. ibre Resultate, 6. 
Lfg. Kreis Hasenpoth. gr. 4°. (8. 223—271.) Berlin 
03 (Puttkammer & Muhlbrecht) 2.40 

Litbbern, Dr. Lübbert Eiken, Ostfrieslands 
Schiffshrt n. Seefischerei. Mit 8 Tab. gr. 8°. (VL 
112 8.) Tübingen 03 (H. Laupp) 3.20 

Mitscheriich, Dr. A., Priv.-Doz, Die Schwan- 
kungen der landwirtsch. Reinerträge, berechnet f. 
einige Fruchtfolgen. Mit 2 Taf. u. vielen Tab. gr. 8%. 
(VII, 120 8.) Tübingen 03 (H. Laupp) 

Myrbach-Rbeinfeld, Frz. Frhr. v., Prof., 


Die Reform der österr. Hauszinssteuer, Lex. 9. 


(29 8.) Wien 03 (W. Braumüller: —,80 


4.20 | 


———— z * 


Nostitz, Hans v., Grundzüge der Staatsstenern 
im Königr. Sachsen, Eine Studie, gr. ®. —* 
244 8.) Jena 08 (G. Fischer) 


Oppenheimer, Frz., Das Grundgesetz der Marx- 
schen Gesellschaftalehre. Darstellung und Kritik, 
gr. 80. (VI, 148 8.) Berlin 08 (G. Reimer) 


Petri, Karl, landw. Lehranst.-Lehr., Das land- 
wirtschaftliche Genossenschaftswesen. Ein Leitfaden 
f. den Unterricht an landwirtschaftl. Schulen, sowie 
zur Selbstbelehrg. gr. 8°. (70 8.) Leipzig 08 F 
Voigt) — 

Petritsch, Dr. Leo, Priv.-Doz., Zur Lehre v. = 
Ueberwälzung der Stenern m. besond. Beziehg. auf 
den Bürsenverkehr. gr. 8°, Graz 03 (Leuschner & 
Lubensky) — 

Sehliffahrt, die, der deutschen Ströme. Unter- 
suchungen üb, deren Abgabenwesen, Begılierungs- 
kosten u. Verkehrsverhältnise. 2 Bd. Gothein, 
Eberhd., Geschicntliche Entwicklg. der Rheinschiff- 
fahıt im XIX. Jahrh. gr. ®. (IX, 306 8.) Leipzig 03 
(Duncker & Humblot} 1.— 


Snchsland, Dr. E.. Oberlehr., Prof.,, Los v. den 
ı Konsumvereinen u. Warenhäusern ! 3. Aufl. gr. #9. 
' (32 8.) Halle 03 (Buchh. des Waisenhauses) —.50 


ı Wachler, Dr. Paul, Sen. Präs., Das k. sächs. 
Einkommenstenergesetz vom 24. VIL 1900 nebst 
Ausfgs.-Verordn. 8%, (VIII 3758.) Leipzig 03 (Rom- 
berg) geb. 5.60 

' Worms, Dr, Steph., Das Gesetz der Güterkon- 
zentration in der individualistischen Rechts- u. Wirt- 
schaftsordnung L Bd, 2. Hbbd.: Die Aufgaben der 
Sozialpolitik gegenüber den Gruppen ohne Wirtschaft. 

| gr. 8°. (IX, u. 8. 239-483) Jena D3 (G. Fischer) 5.— 





Statistik. 


Beiträge zur Statistik der deutschen Lebens- und | 
Hreg. vom kaiserl. | 
Statistik | 


Feuerversicherung im J. 1901. 
Aufsichtsamte f, Privatversicherg. 1. Tl. : 
der deutschen Lebensversicherungs - Gesellschaften, 
2. TI.: Statistik der deutschen Privat - Fenerver- 
sicherungs-Gesellschaften. gr. 4°. (69 8.) Berlin 03 
(J. Guttentag) 4.— 
Erxebninne der Zivil- u. Strafrechtspflege n. Be- 
völkerungsstand der Gerichtegefüngnisse u. Straf- 
anstalten des Königr. Bayern im J. 1%1. gr. 4°. 
(XXXVII, 191 85.) München 03 (Ch, Kaiser) 3.— 
Hönig, Dr. Frdr., Die österr.-ungar. Lebensver- 
sicherungs-Gesellschaften im J. 1902. 12°, (48 8. m. 
4 Tab.) Wien 0% (Gerold & Co, in Komm.) 1.— 


Jahrbuch, statistischer, der autonomen Landes- | 


verwaltung in den im Reichsrat vertretenen König- 
reichen u, Ländern. Hrag. durch die k. k. atatist. 
Zentral-Kommissionen. III. Jahrg. Lex.-8%, (CVI, 
447 8.) Wien 03 (Hof- u. Staatsdruckeroi) 2.— 
Jahrbuch, Statistisches, f. die Stadt Dresden. 
Jahbrge. 1902. Hreg. vom stat. Amt d. Stadt Dresden. 
Lex. &. (VII, 239 8.) Dresden 03 (v. Zahn & 
Jaensch) 1.— 


Iränyi, Bernb,, Die Geschäfts-Resultate d. österr. 
unger. Lebensrersicherungs-Gesellschaften u. der 
ausländischen Lebensversicherungs- Gesellschaften 
in Öesterreich-Ungarn im J. 1902. 27. Jahrg. gr. ®. 

: {27 8.) Wien 08 (J, Eisenstein & Co.) 1.35 

— Die in- u. ausländischen Privatversicherungs-Ge- 

' swellschaften in Oesterreich- Ungarn im J. 1902. 
9. Jahrg. gr. 9°, (15 8.) Ebd. 09 1.25 

Statistik, Dieamtliche, Deutschlands. Der 9. Tagg. 
des internationalen statist. Instituts, Berlin, den 21. 
bis 25 IX. 1908 vorgelegt vom kaiserl. statist. Amt. 
gr. 8°. (38 8.) Berlin 03 (C. Heymann) 1.— 

Vebersichiten. tabellarlsche, des Liübeckischen 
Handels im J. 1902. Zussmmengestellt im Bureau 
der Handelakammer. Imp 4°. (IN, VIL 59 8.) 
Lübeek 03 (Lübcke & Nöhring) 2.80 

Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen 
Reiche, Hrag. vom kaiserl. statist. Amt. Ergänzungs- 
heft zu 1903, II. Imp. 4°, Berlin 03 (Puttkammer & 
Mühblbrecht) Einzelpr. 1.50 

II. Forsten u. Holzungen, die, im Deutschen Reich 
nach der Erhebung des J. 1900. Bearb. im kaiserl. 
| statist. Amt. 1143 8. m. 3 farb. Karten.) 





Politik. 


Attems, Graf, F.. Landt.-Abg., In 12. Stunde. Ein | 
offenes Wort üb. die Gefahren der parlamentar. Ob- 
struktion in Oesterreich-Ungamn. gr. ®, (258.) Graz | 
03 (Leykam) — 60 | 

Bülow, H, v., Russland u, die Staaten des Wetter- 
winkels. gr. 8°. (144 8.) Wien 03 (L. W. Bene & 
Sohn in Komm.) 

Kampf u, Staub, der grosse, in Dresden. Band | 
glossen üb, den sozialdemokrat. Parteitag im roten | 
Sachs-nlande, von J. Quidam. 8, (328.) München 03 | 
(Münchner Volksschriftenverlag) —.15 

Landtagssension, die preumsische, 1903 (Im 
Auftrag der nationalliberalen Partei hreg.) gr. 89, 
(184 8.) Berlin 03 (W. Baensch) 3.— 

Protokoll tb. die Verhandlungen des Parteitages 
der sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Abgeh. 


zu Dresden vorı 13. bis 20. IX. 10903, gr. 89, (488 8.) 

‘ Berlin 03 (Buchh. Vorwärts) — 5 geh. 1.— 
Sozialdemokratie u. Beamtentum. Eine 
Betrachtg. üb. den sozialdemokrat. Stimmenzuwachs 
bei der letzten Reichstagswahl aus den Kreisen der 
mittleren Beamten, nebst e, Erwiderung auf den 
Artikel „Eine Verdächtigg. des Beamtentums‘‘ in 
Nr. 461 der „Post vom 2.X.03. Von e. mittleren 

i Beamten. 2, verm. Aufl. gr. 8°. (16 8.) Leipzig 03 
(F. Luckhardt) — 30 
Siernberg, Ad, Grafv., Die böhmische Frage. 
Anh : Programm d. staatsrechtl.Partei. gr. 8. (133 8.) 
Prag 04 (Grosmann & Svoboda) 1.- 
Tat, die rettende. Zur Beleuchtg. der ungar. Krise, 
v. 6. Veteranen der Politik, ger. 8°, (19 8.) Wien 0% 
(Szelinski & Co.) —.,50 


Varia. 


Bakonin, M., An die russischen, polnischen u. 
alle siavischen Länder, (In russ. Sprache.) 8, (48 8.) 
Berlin 03 (H. Steinitz) L- 


Bestimmungen zur Erwerbung der juristischen 
' Doktorwiirde an allen dentschen Universitäten. 
' Nebst e, Anh., enth. die wichtigsten Vorschriften 


147 


f. die beiden jurist,. Prüfgn. Nach amtl. Quellen 


zusammengestellt. 4. Aufl. gr. 8° {IV, 688.) Berlin 04 j 


(Struppe & Winckler) 1.— 


Böhtliuk, Arth,, Noch e. 
Dr. Nörber zu Freiburg i, Br. (53 8.) gr. 8°. Frank- 


furt aM. 03 (Neuer Frankfurter Verlag) 50 


Erdmann, Gust. Adf., Eine deutsche Auslands- 


Wort an Erzbischof ' 


748 


reinen Erfindungslehre, #°. (XVI. 39 8.) Berlin 04 
(C, Heymann) 
Toistoi, L. N., Andie Politiker. (In russ, — 
#, (40 8.) Berlin 08 (H. Steinitz) 1% 
Trübner, Dr. Karl, Wissenschaft u. Buchhandel. 
Zur Abwehr. Denkschrift der deutschen Verleger 
kammer unter Mitwirkg. ihres derzeit. Vorsitzenden, 


) FR 
Flotte. Zur Anregg. u. Kritik. gr. 9. (62 8.) Leip- | Jena 08 (0. Macher) on Br. 8 (IL 128 0 
»ig 03 (Schulze & Co.) 1. | Vthard, Bodo, Mädchenrecht und Ehereform. 


Key, Ellen, Missbrauchte Frauenkraft. Ein Essay. | 
Uebers von Therese Krüger. 2. Aufl. gr. 8. (IL, ; 3. B., (P. Wasetzel) 1.—_ 
74 8.) Berlin 04 (S. Fischer Verlag) geb. .— | Vetter’s, L. H., Tabellen zur schnellen u. rich- 


Deutsches u. Dentliches. gr. 9, (76 8) Freiburg 


Mehring, Frz., Meine Rechtferti .E h- tigen Berechnung der Zinsen aus 1 bis WWOOU Mark 
— * ee a Kapital von 1 bin 365 Tagen zu 1, 3, 3°, 3°. 4. 


it u Nebst 
Zeitberechnungs-, Zins- u. Müinzreduktionstabelien. 
Mit e. Antı.: Zinstafeln aus 1 bis 50000 Mark Ka- 
pital von 1 bis 29 Tagen n. 1 bis zu 12 Monsten 
zu 1, 3, 3/2, 3°, 4, 4, 8, Du. 60. das Jahr zu 
360 Tagen gerechnet. 6. Aufl. gr. $#, (VIIEL 380 u. 
41 8.) Freiburg i. B. 03 (Herder) 

geb. in Leinw. 3.70 


trägl. Wort zum Dresdner Parteitage. gr. 8%. (48 8.) | 
Leipzig 03 (Leipziger Buchdruckerei) — 25 


Pauppenheim Bertha, u. Dr. Sara Rabi- 


„owitsch, Zur Lage der jüdischen Bevöikerung 


in Galizien. Reise Eindrücke n, Vorschläge zur 


Boaserg. der Verhältnisse, gr. &. (98 8.) Frankfurt | 
aM. 04 (Neuer Frankfurter Verlag) 1.— 


Reinitz, Dr. Max Hof- u Ger.-Adr., Rücklösung 
u. Heimfall der österreichischen Eisenbahnen, gr. 


Schütze, Max, Patentanw, 
meinen Erfindungalehre. 1. 


Beiträge zur allse- 
Buch: Grundriss der 


Soeben iſt erſchienen: 





5. | Vielet’s Ratgeber f. weibliche Berufe. Eine Ucber- 
(44 8.) Wien 03 (Manz) 80 | 


sicht üb, die Erwerbsgelegenheiten {. Mädchen n. 
Frauen. 12°, (91 8.) Stuttgart 03 (W, Violet! 
geb. in Leinw. 1.— 


Preußens und des Deut» 
Die kirchenpolitiſchen Geſetze ſchen Reiches in ihrer gegen⸗ 
wärtigen Geitaltung (1903) von Dr. B. Rintelen, Geh. Ober » Juitizrat, 
d. Reichstags u. d. Preuß. Abgeorbnetenh. Kart. 1 Mt. 
8 Bud ift mit Anmerkungen u. einem ausführlichen Sadregifter verſehen und 


dient (edigtig zum praftiihen Gebrauche. 


Berlag von Ferdinand Schöningh in Paderbor u. 


* Dieterih’iche Derlagsbuhhandlung, Theodor Weiher, Leipzig. © 


Soeben eridien: 


Draftiihe Sragen 


aus dem Gebiete der 


Swangsperiteigerung 


von 


Amtsrichter Schöbel in Leipzig. 


Preis 


ı mt. 








Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Die Organisation des Bodenkredits in Deutschland, 


Von 


Felix Hecht. 


2. Abteilung, Band |. 


Die deutschen Hypothekenbanken I. 
1903. Preis 25 Mark. 


Börse, Börsengesetz und Börsengeschäfte, 


Studien zur Beleuchtung gesetzgeberischer Einwirkung auf volkswirtschaftliche Gebilde 


von 


Georg Wermert. 
1903. Preis 7 Mk. 60 Pf. 





Soeben erihien in unferem Verlage und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen : 


Das bayerifche Gefeh 


über die 


öffentlihe Armen: und Krantenpflege 


vom 29, April 1869 
in ber Feſtſetzung ber Belanntmadhung vom 30. Juli 1899 
und unter Berüdfihtigung der Novelle vom 10, Mai 1902, 
mit Erläuterungen und Dollzugsvorjchriften 


fowie unter Beidrud des 
Zwangserziehungsgelcehes vom 10. Mai 1902 
in fünfter, neubearbeiteter Auflage i 
herausgegeben von 


I Reger 
Nat bes Sal. baner, Berwaltungsgerichtäboft. 


180 ©. reis geb. 3 ME. 20 Pie. 


Wie in den früheren Auflagen, jo ift auch in der vorliegenden fünften Ausgabe der Stoff 
bündig und überfihtlih gruppiert, in der vom Praftifer geihäßten Inappen iyorm ber Dar— 
ftellung unter Aufrechthaltung der Bollftändigfeit des einjchlägigen Materials geboten, und bie 
gefamte hierauf bezügliche Judilatur des K. Berwaltungsgerichtshofs bis in die jüngfte Zeit forg- 
fältigſt berüdfichtigt. Es dürfte daher die vorliegende auf dem neueften Stand ber Geſetzgebung 
ftehende Ausgabe den Kgl. Stants- und Gemeindebehörden, Urmenpflegen und Rechtsauwälten 
treffliche Dienfte leiften. 


Ansbady, November 1903. €, Brügel & Sohn. 


—1 


752 


„I. Schweiger Verlag (Irtpur Seller) München 


Im Erſcheinen ift begriffen: 


Die zweite vollftändig 1weubearbeitete Auflage von 


J. v. Staudinger’s 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


und dem Einführungsgeſetz herausgegeben von 





Dr. Theodor Loewenfeld, Dr. Erwin Riezler, Philipp Mayring, 
Univ.«Brofeffor und Rechtsanwalt In Brofeffor an der Unlverſität f. Oberlandesserichtsrat in 
Münden Freiburg i. 2. Münden 
Karl ſtober, Dr. Theodor Engelmann, Dr. Felix SHerzielder, 
f. Landgerichtsrat in Münden f. Landgerichts rat in Münden Redtsanmwalt in Münden 


Joſeph Waaner, 
f. Oberlandesgerichtsrat In Mugsburg, 


Soeben erſchien die 10 Bogen ftarfe 9. Lieferung. Sie enthält: 


Dom Allgemeinen Zeil die $5 34—110 erläutert von Prof. Dr. Loewenfeld und 
Prof. Dr. Riezler. Preis ME. 3.50, 


Die früheren Lieferungen enthalten: 


Die Einleitung und vom Allgemeinen Teil die SS 1—33, erläutert von Prof. 
Dr. Th. Loewenfeld. Preis Mt. 3.50. 


Das Sachenrecht, erläutert von K. Kober (volljtändig). gr. 8°. (VIII, 664 ©.) 
Broich. Mt. 15.—, geb. in eleg. Hfrz. ME. 17.50. 


Bom Familienrecht, erläutert von Dr. Th. Engelmann, die 88 1297 bis 1493. Mf.8.50. 


Die nächſten binnen kurzem erjheinenden Lieferungen werden den Schluß bes 
Allgemeinen Teils, die Fortjegung des Familienrechts, ſowie den Anfang des Erb: 
rechts enthalten. 


Gentralblatt für Rechtöwifienihaft (1903). XXII Bd. 11/12. Heft. 
+. Der Kommentar iſt dem Planckſchen durchaus ebenbürtig. Es gr feinem 
Zweifel, dab er gleich diefem ausgezeichneten Werke zu den standard works der deutſchen 
Suriftenwelt zäblen wirb. Shüd. 


Gentralblatt für freiwill. Gerichtöbarkeit und Notariat. IV. J. 1903/4. Heft 9. 
Diefer Kommentar tritt dem Planckſchen als ebenbürtig an die Seite. Der Stoff ift wiſſen- 
fchaftlich eindringend und febr überſichtlich bearbeitet, Literatur und Rechtſprechunag, wie fie ſich in 
allen Heitfchriften findet, iſt volitändig berückſichtigt und angejoaen ..... Der Staudinger’iche 
Kommentar berüdiichtigt nicht nur vorwiegend baverliche Verhältniſſe. Gerade im Interefie des Aus 
glelchs wiſſenſchaftlicher Anſchauungen und praftiicher —— an denen die bayeriſchen Juriſten 
anerkannt hervorragendes leiſten, wünſchten wir dieſem ausgezeichneten Kommentar im ganzen Relche 
eine weite Verbreitung und Beachtung. Lobe. 


Die Ziele und Zwecke der neuen Auflage geben über die der erſten erbedlich binaus. Während 
es ſich Dei diefer vielfab nur um marfante Darftelung der Grundzüge bes Geſetzes bandeln fonnte, 
mußte nunmehr zu den inzwiſchen in gewaltiger Anzahl aufgetaudten Detallfragen und Kontroverien 
Stellung genommen werden. 

Der Bejamtpreis der 2. Auflage wird etwa Wr. 80.— betragen. Zu 
jedem Bande werden geihmadvolle Halbiranzdeden ausgegeben. 


— IJ 6. Gotta’jhe Buchhandlung Nachfolger G.m.b. H. Stuttgart und Berlin 
0 Soeben eridien: 


Die Franziskanilde Bewegung 


Ein Beitrag zur Geihichte fozialer Reformideen im Mittelalter 
Bon Friedrich Glaſer 


oftor der Staatdwirtichaft 





(Münchener VBollswirtihaftlihe Studien. Herausgegeben von Lujo Brentano und Walther Lotz 


59. Stüd) Geheftet 4 Mart 
Zu beziehen Durch die meiften Buchhandlungen 





& Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig. 
Meyers Hand-Altlas. =: wiki. 


9 Textbeilagen und vollstän- 
digem Register aller auf den Karten und Plänen vorkommenden 


Namen. In Halbleder gebunden 13 Mark 50 Pfennig. «aa ac«a 


Meyers Kleines Konversations- os 
Sechste, neubearbeitete Auflage. Mehr als 80,000 


kexikon. Artikel und Nachweise auf 2700 Seiten Text mit 

168 Illustrationstafeln (darunter 26 Farbendruck- 
tafeln und 56 Karten und Pläne) und 88 Textbeilagen. 3 Bände, in 
Halbleder gebunden, zu je 10 Mark. «ae ae aaa eaaaaaa 


Kleine Ausgabe für Volk 
Brehms Tierleben. und Perg aaa 
Zweite, von R. Schmidtlein neubearbeitete Auflage. Mit 1179 Ab- 


bildungen im Text, I Karte und 19 Farbendrucktafeln. 3 Bände in 
Halbleder gebunden zu je 10 Mark. see ea uaeeaaea u ae. 









Iliustrierte Prospekte sind kostenfrei durch jede Buchhandlung zu beziehen, 






== 148,000 Artikel und Verweisungen. — 


MEYERS Gegenwärtig erscheint 


” 
© 
— 
= 

= 

3 

nn 

= 

oO 

oO 
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in sechster, neubearbeiteter u. vermehrter Auflage: 
320 

Heft 

er 

50 Pf. 


Probehefte u. Prospekte gratis durch jedeBuchhandlung. 


"Pe uoos 0#7'81 


Verlag des Bibliographischen Instituls in Leipzig. | EXIKON 


— 1400 Bildertafeln und Kartenbeilagen. — 



















= Verlag von c. Hirschfeld in Leipzig. a 


Der pitaval der Gegenwart. Almanach interessanter Straffälle, Herausgegeben 
von Dr. R. Frank, Professor in Tübingen, Dr. G. Roscher, Polizeidirektwr in 


Hamburg, Dr. H. Schmidt, Oberstaatsanwalt in Mainz, Erscheint in zwanglosen 
Heften, von denen vier einen Band bilden. Preis für den Band M. 6.— 














Die überseeischen Unternehmungen der Welser und ihrer Gesellschaften, 
Von Professor Dr. Konrad Haebler, Dresden, M. 9.60 


Der Streit um die Thronfolge im Fürstentum Lippe. Kritische Beitrig: 
von Professor Dr. Heinrich Triepel, Tübingen. M.4—. 


Die Formen der Strafschuld und ihre gesetzliche Regelung. v« 
Dr. August Miricka, k.k, Öberstaatsanwaltsstellvertreter und Privatdozent in 


Prag. M. 7. 
Freie Rechtsfindung und freie Rechtswissenschaft. Von Prof. Dr. Eugen 
Ehrlich, UÜzernowitz. M. 1, 


Lehrbuch der Nationalökonomie, von k. k. Hofrat Professor Dr. F. Klein 
wächter, Üzernowitz, M. 8.40, geb. M. 0.— 


Wesen und System der Doppelten Buchführung. Methode Gehr - Lanz. 
Von K. H. Lang. M. 3.—, geb. M. 5.5. 





Unser reichhaltiges 
Antiquariat sowie unser Leihinstitut 


setzen uns in die Lage, die meisten 


rechts- und staatswissenschaftlichen Werke 


auch in neuesten Auflagen 


antiquarisch 


oder in verliehen gewesenen Exemplaren 


billig 


zu liefern. Kataloge stehen kostenlos zu Diensten. 


J. Schweitzer Sortiment 
München, Karlsplatz 29 — — (Arthur Sellier) 


gegenüber dem Justizpalast. Buchhandlung für Rechts. und 
Staatswissenschaften. — 





Dr. Herm. Rehm, univ.-Prof. in Strassburg i.E. 


Die 


Bilanzen 


Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H., Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, eingetragenen Genossenschaften, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Hypotheken- und 


Notenbanken und Handelsgesellschaften überhaupt 


nach deutschem und österreichischem Handels-, 
Steuer-, Verwaltungs- und Strafrecht. 


Lex. 8°. (XX, 938 S.) Ungeb. Mk. 27.—, i. Hiz. geb. Mk. 30.— 


Urteile der Presse: 
Der Aktionär Nr. 2906 (22. X. 08).: ..... Ein ebenso theoretisch bedeutendes, wie 


praktisch überaus wertvolles, umfangreiches Werk ist soeben ... . . . veröffentlicht worden, das 
wohl zum ersten Mal überhaupt in erschöpfender Weiss eine wissenschaftliche, «ystematische Dar- 
stellung von Bilanzhandelsrecht sowie von Öffentlichem Bilanzrecht, von Bilanzsteuerrecht, Bilanz- 
verwaltungsrecht und Bilanzstrafrecht gibt... ..... Das Buch wird sicherlich dazu beitragen, 
„dass in den Kreisen des geschäftlichen Lebens mehr als bisher die Wissenschaft sich Bahn 
bricht‘‘, indem es zu einem standard work für jede Handelsgesellsachaft wird. 


Dr. Manes. 
Deutsche Juristenzeitung 1903, Nr. 21: Mit grossem Verständnis behandelt Rehms Werk 


alle Bilanzfragen vom buchtechnischen, zivilrechtlichen und steuerrechtlicheu Standpunkte, Es 
enthält eine wahre Fundgrube zur Lösung von Einzelfragen auf diesem wichtigen Gebiete. 


Staub, 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 


Stempel aller Art | Unfere umfangreiche 


aus Kautschuk und Metall Juristische Mierbücherei 


Troekenstempel 


G.K. COOKE & WEYLANDT 


Berlin N., Friedrichstr. 105a. 
Erste und älteste Fabrik Europas | 


Siegelmarken 
Perforirer, Paginirer 


feßt uns in den Stand, faft 


jedes jnriftifche Bud) 


in neuefter Auflage billigft 
antiquariſch 


laseecua aneq aperos d 
uoquold ‘ueduezusqmorg 


usjeloygonuaq-usdÄL 


abzugeben. 


Berlin NW. 7, Struppe & Binder, 


Dorotbeenftr. 82 
(genenäber Dem Juriſtiſche Buchhandlung. 


intergarten). 











Derlag von Franz Bahlen in Berlin W.B. 


Soeben eridienen: 


Vatentgeſetz 
und Geſetz, betr. den Schub von Gebrauchsmuſtern. 


Spitematiich erläutert von 
Dr. Hermanu Ifay, 
Rechte anwalt am Kammergeticht. 


1903. Geheftet M. 11.—. Gebunden M. 13.—. 


JZdahrbuch des Deutſchen Rechtes. 


Unter Mitwirkung zahlreicher und namhafter Inriften 
herausgegeben von 
Dr. Hugo Neumann, Rechtsanwalt am Kammergericht. 
1. Bahrgang (die Zeit bis Ende 1902 umtaffend). 
Bierte und fünfte Lieferung (8 326 bis 652), Geheftet M. 250. 

Der Leſer des Jahrbuchs erivart die Anihaffung neuer Auflagen jeiner 
Kommentare, da er durch die überfichtlichen, wiljenihaftlih und praftiich gearbeiteten 
Perichte des Jahrbuchs fortdauernd auf dem Laufenden erhalten wird über die Gr» 
gebnilje der Judikatur und Yiteratur zu dem gelamten der Zivilrechtäpflege dienen— 

den Reichsrechte. 





3. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) ) Münden, Larlsplatz 29. 


Rehm, Dr. Herm., Univ.-Prof. in Straßburg i. €., 
N R r Srünb db D fü 
de Neihsfinanzreioen, einen ihre Durchſühn t. 1. 


Keiner, Dr. Oswald in Münden. 


die Entwidelung der deutſchen Snpalidenverficherung, ir 3.50 


Pfleger, Dr. F. I, Rechtsanwalt in Weiden. 


die Güterzertrümmerung in Ta A RR 


gr. 80. (95 ©.) Preis M. 2.80 


Schworm, Dr. Fr. in Münden. 


die haheriſche Textil-Induſtrie »v ihre Eawictng e .. 
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H. Haessel Verlag in Leipzig. 














Jeder Jurist 


verlange 


Soergels 


Entscheidungen Reichsgerichts 
in Civilsachen. 


Bd. I-XL der von den Mitgliedern des Gerichts- 
hofes veranstalteten Sammlung 


in abgekürzter Fassung 
und in systematischer Ordnung 
herausgegeben von 
6. Schultze u. Dr. jur. Fritz Schultze 


Rechtsanwalt am Amitsrichter. 
Rrichsgericht t. 


5 Bände mit Sachregister und Gesetzesregister, 
Geheftet Mk. 67.—. Gebunden Mk. 78.— 
Jeder Band ist auch einzeln käuflich ! 


echisprechung 

3, Jahrgang 1902. Gebunden M. 4.80 
Durch alle Buchhandlungen oder die 
Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart 



















„Association Berliner Schneider" 
Friedrich Modler & Co. 
BERLIN SW., Johanniterstr. 16. 
Spezialität: 
Amtstrachten 





Betrachtungen über die —— 
Wartitz, F. . Fr. V. des Norddeutscher Bundes Mk.2 


Das "Das eheliche Güterrecht des — 
— und der verwandten Rechtsquellen. Mk. 8.— 


Internationale Rechtshülfe In Strafsachen. 
— 2 Bände, 1888-1897. Mk. 42.— 


Professoren . Justizbeamte, 









Haenel, Alb Studien zum Deutschen Staats- 
Robe und Barett: » rechte. 2 Bünde. Mk, 16.— 
n — - Die Königliche Gewalt nach den altindischen 
Für Richter und Rechtsanwälte von 22—45 Mk. Fo 
- i Rechtsbüchern. 1895. Mk. 3,.— 
Für Gerichtaschreiber . . » » „» 20-3 „ r0y. 
Einzeina Bareti# : :; . » 3... + x 4-6 „ | Flei Fr Staat und Bischofswahl im Bistum 
| bei freier Zusendung. (166) BINET, *» Basel, 1897, Mk. 12,— 





— Derlag von Guftav Fiſcher in Jena == 


Soeben erjdien: 


wiſſenſchaft und Buchhandel. 


ur Abwehr. 
Dentichrift der Deutichen Derlegerfammer 


unter Mitwirkung 


ihres derzeitigen Dorfigenden Dr. Guftav Fiſcher in Jena 


bearbeitet von 


Dr. Karl Trübner, 


Straßburg i. €. 


Intereffenten jteht, joweit der dafür bejtimmte Vorrat reicht, die Schrift in 
einem Eremplar unentgeltlich zur Verfügung. Beitellungen beliebe man direft an 
die Berlagsbuhhandlung von Guftav Fifcher in Jena gelangen zu laſſen. Weitere 
Eremplare find zum Preife von 80 Pf. durch jede Buchhandlung zu beziehen. 





Helwingsche Verlagsbuchhandlung, Hannover. 


Da bekanntermassen beim Jahreswechsel vielfach ein Wechsel im 
Zeitschriften-Abonnement stattfindet, lenken wir hierdurch Ihre Aufmerk- 
samkeit auf 


DAS RECHT 


Herausgeber: Dr. Hs. Th. Soergel, München. 

2 mal monatlich je 20 bis 36 Seiten gross 4". 
Vierteljährlich Mk. 3.50 bei allen Buchhandlungen und Postanstalten. 
ahrgang 1900 und 1901 gebd. je Mk. 14.50 
Fr 1902 und 1903 gebd. je Mk. 16.50 


Abgesehen davon, dass Das Recht durch seinen reichen, einzig die 
Bedürfnisse der Praxis berücksichtigenden Aufsatzteil und durch seine 
rasche, unerreicht dastehende Berichterstattung über die gesamte oberst- 
richterliche Rechtsprechung auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und 
Prozesses für jeden Richter, Anwalt und Notar einfach unentbehrlich ist» 
dürfte Das Recht gerade für Sie noch ganz besonders wertvoll sein, da 
es fortlaufend über die 

neueste Rechtsprechung des 
Bayr. Oberst. Landexgerichts 


aus berufener Feder — Hitteilungen macht. 


Aus meiner us meiner Kuriosensammlung. 


Von Hermann Meyer, 


Geh. Justizrat, Öberlandesgerichtsrat in Breslau. 
83 S, gr.” Preis Mk, 2,—. 


Wer sich an einer Sammlung scherzhafter Vorfälle und Gerichts- 
urkunden erfreuen will, der nehme dies Buch zur Hand. Das stattliche 
Bändchen enthält eine Fülle unfreiwilligen, aber vollsaftigsten Humors. 

Juristen wie Nichtjuristen werden das Büchlein mit gleichem Be- 
hagen lesen, 

Das hübsch ausgestattete preiswerte Buch (vornehme Ausstattung auf 
im. Büttenpapier in zweifarbigem Druck) dürfte als 


TEE Weihnachtsgeschenk “SE 


jedermann willkommen sein, 




















166 


Soeben erschien: 


Antiquarischer Bücherkatalog Nr. 103 


Rechtswissenschaft 
— 3400 Nra. — 


dmith Premier 
Schreibmasch 






Berlin W. Paul Lehmann 
Franzds. Str. 3° | Buchhandlung u. Antiquariat. 








Soeben erschien : 


| Bayerisches 
| Landesprivatrecht 


Dr. Paul Oertmann 
| 0.0. Professor der Rechte in Erlangen. 


Grand Prix Paris 1900. 


Referenzen: Kgl. bayer. Behörden, 
Reichsbehörden, erste Firmen des 
In- und Auslandes. 







Vertreter in grösseren 
Städten gesucht. 


Smith Premier Typewriter Go. 


Rud. Chr. Meyer 
München, Weinstr. 14 a. Rathause. 





Preis: geh. M. 13.—; geb. M, 15.—. 






Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a/S. 








b. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck) in München. 


Soeben ist erschienen: 


Fischer-Henle’s Handausgahe des Bürger! Gesetzbuchs 


6b. neubearb. und ergänzte Aufl. 42.—50. Tausend. 91'/ı Bog. 8°. Geb. 7 Mark. 
Eindringlicher als jede Besprechung bezeugt die Tatsache der fünfzig- 
tausend Exemplare den Wert dieser Handausgabe ! 


Freudenthal’s Civilprozessordnung 


Handausgabe mit Erläuterungen und Anhang, enthaltend die Kostengesetze etc. 
2. vermehrte und verbesserte Auflage. 61! Bog, 8°. Gebunden b Mark. 


Diese neue Auflage der rasch beliebt gewordenen Handausgabe der CPO, 
von ÖOberlandesgerichtsrat Freudenthal berücksichtigt die Entscheidungen 
bis in die letzten Monate hinein. 


Geh. Just. R. Prot.Dr.c. GJAreis’ Wechselordnung 


nebst Wechselstempelsteuergesetz. Text-Ausgabe mit Einleitung und 
läuterungen. 4. Aufl. 12'/s Bog. kl.8°, Rot:r Leinwandband 150 Mark. 


’ n N 
Dr. v. Landmann’s Kommentar zur Gewerbeordnung. * Auf. 1903. 
on Dr. Gustav Rohmer, zifsierum desK Hauses und des Ausser. 
2 Bände gebunden 30 Mark. 


„Der Landmannsche Gewerbeordnungs-Kommentar schreitet auch in der Rohmerschen Be- 
arbeitung nach wie vor an der Spitze.‘ Reg.-R. Dr. Rohrscheidt im ‚„Gewerbearchiv‘‘. 








% Dieterich’iche Derlagsbuhhandlung, Theodor Weiher, Leipzig. & 


Es eridjienen: 


öufammenftellung ſämtlicher Reichsgefeße "=: 


Ausnahme des 
Steafgeienbuches) nebit Anführung der dazu ergangenen Entſcheidungen des Heichsaerichts non 
Tandricıter Johannes Heuberg, Unteriuchungsrichter beim Pal. Landgericht in Zwidan, 1902. 
Gebunden 6 Mart. 


+ nach NReidhsredst. Eine kurze fire 

run zuge er a v0 1% ung matiiche Darftellung des geltenden 

. Reichspollfiredungsrechts mit Ein 
ſchlutz der Rechtshilfe und der Nuslieferung. Zum Sebraud tür die Praris bearbeiter von 

Dr. jur. £. Weichert, Staatsanwalt beim £undgerichte in Dresden. Geheitet 5 Miarf, ar 


bunden 6 Marf. 

2 = nebit einem Derzeichnis der formbedärf: 
ie Sorm der Rechtsgeſchäffte 
Unterricht dargeftelt von Dr. Abeilf 

Lobe, "berlandesgerichtsrat in Dresden. 1 Marf. 
3 > für Jedermann aus dem Dolk 
Neue deutiche Rechtsiprihhwörter 5. Sesr“ir ersneure 2: 
z ftattuna. 1. Perionentebt 
II. Sachentecht. IT. Dormundichaftsrecht. IV. Erbrecht. V. Redztsgeichätte. VI. Sadbenrebt 


VII. Allgemeines. — Nebſt einem ausführlichen Sachregifter. Don Dr. Adolf Lobe, Über: 
landesgerichtsrat in Dresden, Preis geberter ME, 1.60, gebunden Itif. 2.5. 


2 in der Saffung der Befanntmabung rom 26. Yalı jaon 

Reichsgewerbe-Ordnung Tertausaabe mit Derweifungen, Abdruck der ein 

ichläsiaen Stellin anderer Geſetze fowie einem Der 

jeichnis der Nusführunasbeitimmungen nebit dem Heichsgefen betr. die Gemwerbegerichte vom 

29, September 14 und einem ausführlichen Sachregifter. Von Dr. jur. Mar KRofenthal, 
tandrichter. 2. Murlage, Cartonniert 2 Marf. 


Dorrätig oder zu erhalten durch jede gute Buchhandlung. | 


3. Guttentag, Berlagsbuhhandlung, ©. m. b. ©., Berlin W. 35. 
— In neuen Auflagen find erfhienen: — r . 
Die Strafprozegordmung | AR i_arundlegenden Eutſchei— 

für das Deutſche Reich dungen des Reichsgerichts 


nebft dem u. des Jeichsmilitärgerichts 


Gerichtoverfafungsgefek und den " " 
das Strafverfahren betreffenden Be- auf dem Gebiete des 
immungen der übrigen Reichsgeſehe. . 
Rimmungen der übrigen Keicisgefehe.| Strafrechts. 
Mit Kommentar 
von | 
Dr. &. Löwe, von 
weit. Scnars-Rräfidenten des Reichegerichts. Dr. Dar Apt. 


Site nen burggenrhetsete Wuflage Dritte dverbefierte und vermehrte Auflage 


bearbeitet von bejorgt von 


Dr. 9. Hellweg, Dr. Mar Apt u. Dr. Gruft Beling, 


Reichegerichts rat. ord. Brof. der Rechte in Tubingen. 


Lex. 8°. Preis 20 ME, geb. in eleg. Halb. | gr, 8%, Preis broſchiert 6 ME, geb, in 
franz 22 ME. ganz Xeinen 7 Mt. 


Für das Studium und die Praris bearbeitet 





ler besonderen Beschtunge unserer Les-r empfehlen wir die beigegebenen Prospekte des Verlags 
der Buchhandlung des Waisenhauses in Halle a. 5, „Dernburg, bürgertl. Recht betr.", und der Weir 
importfirma E. Georgii in Calw, „Preisliste griech. Weine betr.‘ 
Firentum und Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München. 
Druck von Dr. F. PT. Datterer & Cie. 6. m. b. H., München-Freising. 
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